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Eine  Untersuchung  über  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen. 

Von 

Dr.  Bichard  Bössger  in  Leipzig. 

I.  Historisches.  1)  Das  Hansieren  mit  Waren ;  2)  Das  Haosieren  mit  Leistungen. 
—  II.  Der  Hausierhandel  und  die  Gesetzgebung.  1)  Die  Unter:»agnng  des 
Hausierens;  a)  Die  HansierTerbote  der  ältesten  Zeiten,  insbesondere  die  Innungsverbote, 
b)  die  Hausieredikte  der  Regiernngeor.  2)  Die  Hausiergestattung ;  a)  Die  Regelung  durch 
die  partikulare  Gesetsgebung,  b)  die  einheitliche  Entwickelung  der  Gesetigebung  über 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  seit  Einführung  der  Gewerbefreiheit;  a)  Der  Ent- 
wurf von  1868/69  und  seine  Umgestaltung,  ß)  Strömungen  zur  Durchführung  einer  ander- 
weiten Regelung  der  Gesetzgebung  (Versuch  zur  Vorlage  von  1868/69  zurückzukehren), 
y)  die  Novelle  Ton  1882/88  und  die  an  ihr  yorgenommenen  Abänderungen,  d)  Erneute 
Bestrebungen,  die  Gesetzgebung  umzugestalten  mit  der  Absicht  einer  teilweisen  Rück- 
kehr auf  den  Standpunkt  der  ehemaligen  Partikulargesetzgebung,  e)  die  Novellen  vom 
6  Jan.  1896  und  15.  Jan.  1896.  —  III.  Stimmen  aus  der  Praxis  über  das 
Gewerbe  im  Umherziehen.  1)  Ueber  den  Hausierhandel ;  a)  Urteile  der  Hausier- 
gegner, b)  Stimmen  der  Hausierfreunde,  c)  Schwankungen  im  Urteile  verschiedener  Handels- 
kammern. 2)  Die  Detailreisenden  nach  dem  Urteile  der  Handelskammern;  a)  Gegner 
des  Detailreisens ,  b)  Freunde  desselben.  Anhang:  Die  Kolportage  und  die  Handels- 
kammern. —  IV.  Kritik.  1)  Die  weitgehenden  Vorschläge  gegen  den  Hausierhandel; 
Anhang:  Die  Besteuerung  des  Hausierhandels.  2)  Die  Gleichstellung  des  Detatlreisenden 
mit  dem  Hausierer.     Schlufsbemerkungen. 

Unter  den  vielen  Forderungen,  die  seit  Inkrafttreten  der  Gewerbe- 
ordnung ohne  Aufhören  an  den  Staat  gestellt  worden  sind,  kehrt  auch 
die  einer  Beschränkung  des  Gewerbebetriebes  im  Umherziehen  (ja, 
sogar  sein  völliges  Verbot)  immer  wieder.  Erst  in  der  verflossenen 
Session  hat  der  Reichstag  eine  aus  diesem  Verlangen  entstandene  Novelle 
verabschiedet.  Die  seit  langem  geplante  Aktion  gegen  das  Detailreisen 
ist  nun  zwar  durch  diese  zu  einem  erfolgreichen  Ende  gebracht,  der 
von  gewisser  Seite  gegen  das  Haupt  des  Hausierers  geführte  tödliche 
Streich  jedoch  von  der  Regierung  abgelenkt  worden.  Der  Hausierer 
ist  noch  einmal  der  drohenden  Gefahr  entgangen,  ohne  hauptsächlichen 
Schaden  genommen  zu  haben.  Wie  lange?  —  ist  eine  schwer  zu  beant- 
wortende Frage.  Denn  da  die  Hauptwünsche  der  Hausiergegner  bis- 
her unerfüllt  geblieben  sind,  so  hängt  immer  noch,  gleichsam  wie  das 
Dfitto  Foin  Bd.  zrf  (LUX).  l 


Richard  RSitger, 


Schwert  des  Damoklea,  die  stete  Drohurtg  einer  weiteren  Beschränkung 
oder  violleicht  gar  einer  Vemichtung  seines  Gewerbes  über  seineüi 
Haupte. 

Obgleich  nun  der  Reichstag  id  den  letzten  25  Jahren  zu  wieder- 
holten Maien  über  die  mit  dem  Gewerbe  im  umherziehen  zusammen* 
hängenden  Fragen  beraten  hat  und  obgleich  immer  viel  über  diesen 
Betrieb  gesprochen  und  geschrieben  worden  ist,  fehlt  es  für  die  neueste 
Zeit,  abgesehen  von  seiner  Behandlung  in  volkswirtschaftlichen  Lehr- 
und  Handbüchern,  die  naturgemäß  eine  erschöpfende  nicht  sein  kann, 
an  einer  objektiven  Darlegung  alles  dessen,  was  auf  ihn  Bezug  hat. 
Wer  sich  über  ihn  genauer  unterrichten  will,  muß  l,  Z.  noch  iu  Be- 
richten über  Parlamentsverhandlungen  oder  über  die  Thätigkeit  der 
Handels-  und  Gewerbekammern  und  in  Fach-  nnd  anderen  Zeitschriften 
nachlesen,  in  denen  sich  verstreute,  z.  T.  recht  wertvolle,  Beiträge  zu 
seiner  Beurteilung  finden. 

Deshalb  dürfte  es  auch  nicht  unangebracht  sein,  jetzt,  wo  die  Frage 
wenigstens  vorläufig  zu  einem  gewissen  Abschluß  gekommen  ist,  ein- 
mal vorurteilsfrei  in  eine  Untersuchung  derselben  einzutreten  und  sie  nicht 
nur  vom  Standpunkte  der  gegenwärtigen  Zustände  aus  zu  beleuchten, 
fciondern  vor  allem  auch  klarzul^en,  wie  sich  dieselben  aus  der  Ver- 
gangenheit heraus  entwickelt  haben.  Gerade  das  letztere  wird  sich  um 
so  mehr  empfehlen,  als  im  allgemeinen  auch  in  dieser  Frage  eine  genauere 
Kenntnis  der  Verhältnisse  nur  wenig  über  die  Zeit  eines  Menschen- 
alters  zurückreicht  und  man  vielfach  den  Ruf  nach  Zuständen  früherer 
Zeiten  erschallen  läßt,  ohne  sich  die  Mühe  zu  nehmen  zu  untersuchen, 
wie  zu  jener  Zeit  diese  Zustände  gewirkt  haben  und,  was  die  Veran- 
lassung gewesen  ist,  daß  man  sie  verließ« 


I 


L    Historisches, 
L     Das  HauBleren  mit  Waren. 


Eine  Darlegung 
wird  sich  zum  Teil 
anzuschließen  haben. 


di^r  Entwickelung  des  Handels  im  umherziehen 
eng  an  die  Geschichte  des  Handels  überhaupt 
Für  eine  gewisse  Zeit  sind  beide  geradezu  iden- 
tisch; denn  aller  Handel,  auch  der  Großhandel,  war  auf  einer  gewissen 
Stufe  der  Entwickelung  HausierhandeP).  ^^y^  bemerkt  ganz 
treffend,  daß  die  festen  Kramläden  aus  den  trag-  und  fahrbaren  Waren- 
behältern  der  Hausierer  in  derselben  Weise  entstanden  sind»  wie  die 
stehenden  Bühnen  aus  dem  Karren  des  Thespis  ^).  Die  Sprache  selbst 
deutet  ähnliche  Beziehungen  durch  die  allhergebrachten  Zusammen- 
stellungen, „Handel  und  Wandel*',  sowie  „Kauf  und  LauP^  an  ^).   Den-  I 

1)  CliD«ii9teiii ,    Uelier  d«D  Hausierh&odel    iu  Rjtn'a  ArcbW,    S.  309:    J.  Falke  (6e- 
sehiehto    dea    deutacheo  HftDdeU)   neoDt   Ihn    ,fDie  GrQudJftge,    die    Worsdl,    »os    d«r   die   _ 
guise  EDtwicitetimg  de»  deatsclieii  üftudela  eoiporscbieijit'S  S.  97S.  fl 

S)  Bau,  r  a.  0..  8.  287.  1 

S)  Attch  ätts  ftaderen  Spriehen  lubeo  sich  T^x  die  TerwAiidt«cbaft  beider  Begriffe 
Bei«pi«le  anfäbren ,  aas  denen  ta  gleicher  Zeit  die  Identit&t  der  den  BeieicbnUDg«n 
fUr  Handel  nod  Wandel,   Efttif  uod   Laiif,  aowie   Tanach    und    Verlcebr   la  Grande   Ue- 
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noch  wQrde  es  Dicht  richtig  sein,  hiernach  zu  schließen,  daß  der  Hausier- 
handel, welcher  ja  die  niedrigste  Stufe  des  gegenwärtigen  Handelsver- 
kehrs darstellt,  auch  als  die  erste  Handelsbethätigung  der  Menschen 
Oberhaupt  anzusehen  sei.  Diese  ist  vielmehr  im  stummenTausch- 
handel  zu  suchen,  der  sehr  früh  unter  dem  Zwange  der  Verhält- 
nisse sich  entwickelte,  nachdem  bisher  die  Aneignung  dessen,  was  man 
brauchte,  durch  Raub  und  Krieg  vor  sich  gegangen  war^).  Zuerst 
kamen  die  orientalischen  Völker  zur  Ueberzeugung,  daß  es  nützlicher 
uud  sicherer  sei,  auf  friedlichem  Wege  durch  freiwillige  Entäußerung 
des  Entbehrlichen  und  Ueberflüssigen  das  Notwendige  und  Nützliche 
sich  zu  erwerben  ').  Diesen  stummen  Tauschhandel  kann  man  als  eine 
primitive  Art  des  Marktverkehrs  ansehen.  Die  eine  Partei  legte  im  fremden 
Lande  die  Waren  an  einem  bestimmten  Orte  nieder  und  zog  sich  dann 
schnell  in  ihr  Versteck  zurück,  von  welchem  aus  sie  den  Ort  über- 
sehen konnte.  Vorher  hatten  sie  durch  aufsteigenden  Rauch  ihre  An- 
wesenheit kundgegeben.  Hierauf  kamen  die  Leute  der  anderen  Partei. 
Sie  sahen  sich  die  Gegenstände  an,  legten  ihre  Gegengaben  daneben 
und  zogen  sich  gleichfalls  zurück.  Genügten  diese  Gaben  den  Fremd- 
lingen, so  nahmen  sie  dieselben,  und  der  Kauf  galt  als  vollzogen.  Im 
anderen  Falle  zogen  sie  sich,  ohne  die  Gaben  mitzunehmen,  wieder 
zurück,  worauf  die  anderen  noch  weitere  Gegenstände  hinzulegten. 
Und  dies  setzte  sich  fort,  bis  beide  Teile  befriedigt  waren  ^).  Diese 
älteste  Stufe  eines  primitiven  Handelsverkehrs  ist  für  die  indo- 
germanischen Stämme  allerdings  nicht  nachweisbar,  doch  sind  uns 
sonstige  Beispiele  desselben  nicht  bloß  für  das  Altertum,  sondern  auch 
bei  unkultivierten  Völkern  bis  in  die  Gegenwart  bekannt^). 

genden  Wurzeln  hervorgeht.  (Vgl.  Schrader ,  Historisch -liDgaistische  ForschungeD 
cur  BADdelsgetchichte  und  Warenkunde,  S.  68  f.  u.  66.)  So  entspricht  dem  skr.  par 
^  binfiberfahren ,  hinübersetien  got.  faran  (gehen)  farjan  (fahren)  und  griech.  Tcepdu 
^  ich  verkaufe  (nur  von  Sklaven)  und  Tcepolu)  ^^  ich  durchreise.  Diese  griechischen 
Verben  sind  kaum  voneinander  su  trennen,  so  dhCs  Cartius,  Grundlüge',  S.  274,  an- 
nimmt, die  Ausdrücke  für  Handel  und  Wandel  haben  sich  hier  erst  allmXhlich  auf  ver- 
schiedene Formen  gleichen  Ursprungs  verteilt.  Hierzu  passen  auch  ahd.  wantal6n  mhd. 
waodelen  ^  verändern,  verwandeln,  verkehren  (cf.  das  heutige  „Verkehr'^  ahd.  wandel 
OB  mutatio,  wantala  ^  negotium;  uuandelunga  ^  commercium  (vgl.  Oraff,  Wörterbuch, 
II,  764);  i^ech.  dptcCßeo^ai  ^  wandeln  (Curtius,  Grundattge^  S.  8S4)  tausehen  ^  lat. 
migrare  (Brugmann,  Griech.  Grammat.,  S.  84).  Vielleicht  ist  auch  das  franz.  marcher 
(aa  gehen,  reisen)  mit  seiner  Aehnlichkeit  zu  den  vom  lat  Stamme  merca  gebildeten 
march^  (^  Markt),  marchand,  altfranz.  marcheand,  ital.  mercatante  (vgl.  Marketender, 
mittellatein.  mercadantes  u.  s.  w.)  ein  weiteres  Glied  in  der  grofsen  Rette,  welche  durch 
die  im  Volksbewufstsein  zusammengehörigen  Begriffe  „Handel  und  Verkehr**  schon  von 
der  Urseit  des  indogermanischen  Sprachstamms  an  gebildet  wird. 

1)  Vgl.  die  Piratensflge  der  Karier,  Phönizier,  Griechen  und  die  Wikingerfahrten 
der  nordischen  Germanen. 

t)  S.  S.  4. 

8)  O.  Jacob,  Der  nordisch-baltische  Handel  der  Araber  im  Mittelalter,  S.  124; 
Scbrmder,  a.  a.  O.,  S.  11  n.  Beer,  Geschichte  des  Welthandels,  I,  8.  68. 

4)  Scbrader,  a.  a.  O.,  8.  11  erwähnt  in  der  Anmerkung  als  Beispiel  hierfür  den 
Verkehr  der  Karthager  mit  den  Eingeborenen  der  ostasiatischen  Westküste  und  der 
römischen  Kaufleute  mit  den  Seren.  Für  Rufsland  finden  sich  Nachweise  für  diesen 
Bandelsverkehr  bei  Frihn  Ibn  Fof^lan  8.  206,  210,  227,  229,  281  fg.  Für  die 
neuere  Zeit  vgl.  M.  Kulischer,    Der  Handel   auf   primitiven  Kolturstufen,   in  Ztschr.    für 
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Neben  diesem  unpersönlicheii  Verkehr  hat  sich  frühzeitig  auch 
ein  persöDlicher  Handels-  (*!»  i.  zunächst  Tausch-) verkehr  herausgebildet* 
Als  Anfang  desselben  darf  man  den  Austausch  der  Gastgeschenke 
zwischen  Fremdling  und  Wirt  ansehen;  diese  Gescheiike  erMneteu 
denn  Gast  den  Zugang  zu  dem  Feuer  des  gastlichen  Herdes.  Uud  es 
ist  wahrscheinlich f  daß  dieser  „Austausch  der  Waren  ursprünglich  so- 
gar der  eigentliche  Zweck  eines  gastf reundschaftlicheu 
Bundes  war'**).  „Noch  jetzt  gehört  bei  den  Südseeinsulanern  außer 
dem  Giuße  zum  Zeichen  der  Gastfreundschaft  ein  besonderes  Ge- 
schenk und  bildet  gewissermaßen  die  Grundlage  des  Verkehrs 
auf  Tausch  und  Handel*'^)*  Mit  der  Herausbildung  eines  ge- 
heiligten Gastrechts  fielen  allmählich  die  dem  Verkehr  entgegen- 
stehenden Schranken  des  Fremdeuhasses,  und  der  Verkehr  fand  freie 
Bahn.  Aber  auch  für  spätere  Zeiten  konnte  der  (meist  noch  i.  U.  be- 
triebene) Handel  namentlich  wegtun  des  Mangels  an  Gasthäusern  das 
Gastrecht  niemals  ganz  entbehren,  und  80  blieben  beide  noch  recht 
lange,  bis  das  Gastrecht  in  den  Gastfmusern  gewissermaßen  orgaui- 
siert  war  und  die  private  Fürsarge  für  deu  Gast  durch  feste  Ein- 
richtungen ersetzt  wurde,  eng  verbunden. 

Diese  ersten  Spuren  eines  Handelsverkehrs,  welche  wir  im  stummen 
Tauschverkehr  finden,  lenken  nun  mit  der  Zeit  in  feste  Bahnen  ein, 
und  sobald  sich  die  einzelnen  Parteien  über  den  beiderseitigen  Vor- 
teil klar  geworden  sind  und  sich  haben  darüber  einigen  können,  daß 
auf  dem  Orte  des  Warenaustausches  während  der  Zeit  dieses  Ver- 
kehrs jede  Feindschaft  aufgehoben  sein  solle,  ist  der  wirkliche  Markt- 
verkehr fertig.  Der  Verkäufer  kommt  vertrauensvoll  au  den  fremden 
Ort^  der  Käufer  tritt  ihm  ohne  Mißtrauen  entgegen,  und  der  gegen- 
seitige persönliche  Handelsverkehr  findet  statt,  zuerst  durch 
Zeichen,  später  mit  Hilfe  eines  Dolmetschers  und  schließlich  mit  Um- 
gehung jeden  Vermittlers  in  direkter  Weise.  Dieser  Marktverkehr  ent- 
wickelte sich  im  Occident  wie  im  Orient  im  engen  Anschluß  an  den 
religiösen  Kultus,  Den  Arabern  hatte  der  Prophet  ausdrücklich  ge- 
stattet, auf  ihren  Pilgerfahrten  nach  Mekka  Handel  zu  treiben 
(Sftre  II),  und  im  christlichen  Abeiidlande  blühte  der  Marktverkehr 
gleichfalls  durch  die  religiösen  Feste  und  unter  dem  Schutze  der  Geist- 
lichkeit sehr  auf  ^).    Der  Weg  zu  und  von  den  Märkten  wurde  zum 


Tölkerpsychologii  a.  Sprachw.,  X«  378  fg*  n.  K.  Andree^  Qtogr.  des  WellhmodeU»  I, 
Sd  (g.     Q.  Jacob»  m«  u,  0«,  S.  S3. 

1)  Schrader,  a.  a,  O.  ^  8.  10.  Yoo  eineoi  tthalichen  Qoiicht&paDkte  liad  TteU 
1«icbt  auch  dl«  sur  KaronDgerveit  hiii%  ataufindeodeo  Oe^andtschaften  «vrischeti  den 
fräDkiächea  Köoig^en  and  den  Ksihtru  tod  RoDataDtioop«!  wi«  den  pneriiiscbcn  Kalifen  tu 
betrachten ,  f,boi  deoen  jede  Gesandtschaft  die  besten  £rzea^i»&e  ihrer  L£nder  als  Qe* 
ichenk  und  Gegengeschenk  mttnahai**.  Vgl  J.  Falke,  Die  Geschichte  de^  deotscheu 
Handels  S.  S9. 

S)  G.  Rlemni,   Kalturge»chichte,  IV,  S,  SlO«     Vergl.  Schrader,  a.  a.  O.,  S.  U. 

3)  Auch  die  christlichen  Olanbeosaposre)  pdegten  ihre  Reisen  stets  in  GeBeUfcbaft 
▼on  Handelsleuten  tu  maeheo,  und  ep&ter  (im  12.  Jahrh)  verbanden  deutjicbe  Kaufteute 
mit  den  PilgerfahneQ  Überaeeiscb«  Oetcbäfte  Ton  Venedig  and  Genua  aus.  J.  Falke^ 
ft.  a.  O,  S.  45  a.  31. 
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Schutze  gegen  die  durch  Räuber  drohende  Gefahr  meist  in  größeren 
Reisegesellschaften  zurückgelegt  Doch  auch  unterwegs  verkaufte  man 
von  den  fOr  den  Markt  bestimmten  Waren.  So  schloß  sich  anfangs 
der  Wanderhandel  an  den  Warentransport  an  und  war  mit  diesem 
eng  verbunden.  Doch  frühzeitig  gab  es  schon  entschlossene  Männer, 
welche  sich  von  der  Gemeinschaft  der  anderen  frei  machten  und  — 
Waren  verkaufend  und  eintauschend  —  ihre  eigenen  Wege  zogen.  Zu- 
nächst freilich  mögen  sie  sich  immer  noch  in  der  Nähe  der  großen 
Handelsstraßen  ^)  aufgehalten  haben. 

Die  Quellen'),  aus  denen  wir  unsere  Kenntnis  über  das  Vor- 
kommen dieses  Handels  schöpfen  können,  fließen  sehr  spärlich,  doch 
machen  sie  es  sicher,  daß  zu  allen  Zeiten  uod  bei  allen  Völkern  nicht 
nur  der  Kleinhandel  anfangs  Sache  des  Hausierens  war,  sondern  auch 
der  Großhandel  ursprünglich  einen  hausicrartigen  Charakter  trug. 

Allen  Völkern  des  Altertums  stehen  die  Phönizier  hinsicht- 
lich der  frühen  Entwickelung  eines  verzweigten  Handelssystems  voran. 
Bei  ihnen  war  in  späterer  Zeit  der  Großhandel  das  Monopol  der 
Könige  und  vornehmeren  Geschlechter,  „kleinere  Kaufleute  nährten 
sich  aber  als  Hausierer,   Schankwirte^^  u.  s.  w.^).    Mit  ihren  Schiffen 

fuhren  „die  Phöniker,  der  Seefahrt  kundige  Männer^) allerlei 

Tand  mitbringend^',  von  Küste  zu  Küste,  um  ihre  Waren  gegen  die 
Erzeugnisse  der  Bewohner  des  Landes  auszutauschen  („Gut  zu  er- 
handeln'^) ^).  Vor  allem  suchten  sie  in  fernen  Ländern  feste  Punkte 
zu  gewinnen,  von  denen  aus  bequem  die  Waren  nach  allen  Seiten  hin- 
gebracht werden  konnten. 

Zur  Anlegung  dieser  Handelsfaktoreien  wählten  sie  mit  Vorliebe 
solche  Buchten,  welche  tief  in  das  Land  einschnitten  und  als  Schutz- 
riegel eine  quer  vorgelagerte  Insel  hatten.  An  den  Orten,  wo  sie 
derartige  Handelsniederlassungen  nicht  hatten,  blieben  sie  oft  solange 
vor  Anker  liegen,  bis  sie  ihre  Ladung  krämerweise  verkauft  und  Rück- 
fracht gesammelt  hatten''^),  oft  sogar  „ein  völliges  Jahr^'^).  Nach 
der  Sitte  des  Gastrechts  brachten  sie  dem  Könige  des  fremden  Landes 
ein  wertvolles  Geschenk,  um  sich  dadurch  seinen  Schutz  zu  sichern  ^). 
Nachdem  dieser  gewährt  war,  breiteten  sie  ihre  W^aren  am  Meeres- 
uter  aus  und  lockten  die  Bewohner  durch  Trompetenschall  an,  die- 
selben zu  besichtigen.     In  vielen  Fällen  warteten  sie  nicht,   bis  die 

1)  1d  DeuUchland  sogen  sich  dieselben  anfänglich  besonders  am  Rhein  and  an  der 
Denan  entlang,  sp&ter  auch  mitten  durch  das  Land  von  Konsuntinopel  nach  der  Ostsee 
hin.     Vgl.  J.  Falke,  a.  a.  O.,  I,  S.  41,  81  u.  100. 

2)  Da  eine  zusammenfassende  Darstellung  der  Geschichte  dieses  Handelsbetriebes 
s.  Zt.  noch  nicht  vorhanden  ist,  habe  ich  versucht,  ihi  folgenden  diese  Quellen  wenig- 
stens susammenfliefften  zu  lassen  und  so  das,  was  au  geschichtlichen  Zeug- 
oii^sen  Qber  da«  Vorkommen  des  Hausierhandels  von  mir  gewonnen  werden  konnte, 
nebeneinander  su  stellen. 

8)  Beer,  a.  a.  O.,  S.  31  u.  49. 

iS  Uom.  Odyss.,  XV,  414  u.  415  (citiert  nach  Vofs'  Uebersetzung). 

5)  Odyss.,  XV,  455. 

6)  Boscher,  Ansichten  aus  der  Volkswirtschaft,  I,  S.  341. 

7)  Odyss.,  XV,  454. 

8)  Ilias,  XXIII,  745. 
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Be^vobner  zu  ihneu  kamen,  sondern  sie  boten  ihre  Waren  in  den 
benachbartea  Ortschalteu  feiP).  liier  wurde  der  „listige  Mann"  su- 
gleich  von  den  Frauen,  den  ,,Mägden  ira  Saal"  uod  der  Herrin,  um- 
ringt, ,^we]che  das  Brust&eschmeid  aus  Gold  und  besetzt  mit  Elektron'' 
nacheinander  mit  verlangendem  Blicke  betrachteten,  es  in  die  Hände 
nabmeo  und  „über  den  Preis*^  handelten. 

Obgleich  die  Griechen  und  die  anderen  Bewohner  der  Mittel- 
meerländer gern  die  Waren  der  Phönizier  eintauschten,  waren  diese 
Kaufleute  bei  ihnen  doch  verhaßt  und  verachteL  Schon  ihnen  haftete 
der  Makel  an,  unter  welchem  im  Altertum  das  Ansehen  des  Kauf- 
manns litt,  nämlich  der  Unehrlichkeit,  der  Betrügerei.  Die  Griechen 
bezeichneten  sie  als  „im  Truge  gewandte  Gaudiebe",  als  „ränkevoll, 
schlau,  listig,  viel  verschlagen,  Nagetiere,  Betrüger,  die  den  Menschen 
viel  Böses  ihuu''  u.  s.  w.  Das  griechische  Wort  für  Kleinkrämer, 
Höker,  yLant]log^  bezeichnet  ja  ursprünglich  gleichfalls  schlau,  listig, 
betrügerisch"  *).  Die  Abneigung  der  Griechen  ge^en  den  Handel  war 
so  groß,  daß  es  —  so  geachtet  bei  ihoen  auch  die  Seeräuber  waren  — 
doch  selbst  „bei  dem  idealisierten  Schiffervolke  der  Phäaken  als  eine 
Beschimpfung  galt,  wenn  man  einen  Fremden  mit  , Kaufmann*  an- 
redete**. Die  Kaufleute  von  Beruf  sind  bei  Homer  regelmäßig  Aus* 
länder:  Tyrrhenen,  Taphier  und  ganz  besonders  die  Phönizier*).  Bis 
zur  Zeit  der  Perserkriege  beruhte  der  friedliche  Verkehr  hei  ihnen 
fast  nur  auf  dem  unter  dem  Schulze  des  Zeus  Xenion  stehenden  Gast- 
rechtes und  war  Tauschhandel  Erst  nachdem  sie  mit  den  höher 
zivilisierten  Völkern  des  Orients  in  Berührung  gekommen  waren,  nahm 
er  einen  gewissen  Aufschwung"*).  Doch  schon  aus  dem  homerischen 
Töpferliede  erfahren  wir,  daß  Töpferwaren  auf  den  Straßen  hausier- 
mäßig  verkauft  wurden  ^y 

Für  die  frühere  Römerzeit  bringt  uns  Livius  (V,  8)  einen 
Beweis  von  dem  Vorhandeosein  des  Hausierhandels.  Er  berichtet, 
daß  um  das  Jahr  400  v.  Chr.  Geb.  römische  Soldaten,  die  Besatzung 
der  Stadt  Anxur,  ihren  Posten  verlassen  hatten,  „Waren  verkaufend 
in  den  benachbarten  Dörfern  und  Städten  umherzogen  und  infolge- 
dessen bei  der  durch  Verrat  veranlaßten  Einnahme  der  Stadt  „dem 
Tode  entgingen**  (I)**). 

Weitere  Zeugnisse  für  das  Vorkommen  dieses  Handelszweiges  bei 
den  Römein,  namentlich  für  den  Verkehr  mit  den  nördlich  von  ihnen 
wohnenden  Völkern,  finden  wir  bei  anderen  römischen  Autoren.  Früher 
hatten  diesen  Handel  etruskische  Kaufleute  vermittelt  ^).  So  fanden 
die  römischen   Kaufleute,  welche  unter  dem   Schutze  ihrer  Truppen 

1)  ftoBcher«  t.  n.  O.,  II.  S.  34 S,  u<  Schrader,  v«  a«  O..  S.  69.  VgL  ftueh  Odys«^ 
XV,  158  (g,t  »owie  Scjlax.  Fenp).,  S.  M,  ApoUodor  Bibl.,  III,  15,  8, 

2)  üdyss.,  XV,  288;  XV,  416  u.  419;  TgL  Roftcber,  Syattm  der  VoUis>«rirU 
tcha/V,  IJl",  S.   U   u.  Scbrader,  8.  69;  vgl.  a«cb  K.  Aodre«»  h,  a.  0.,  I,  S,  21. 

3)  Roscfaer,  Aosichcen  u.  9.  w.,  IX,  i^.  341. 

4)  Beer,  n.  a.  0^  I,  S.  66,  67,  83. 
Ö)  Hom,  Kpigr*,   13  ff. 

6)  Vgl  ßoacher,  a.  a.  O.,  8.  94. 

7)  Scbradfr,  a.  a.  0.,  8.  81. 
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nach  dem  Norden  Europas  zogen,  schon  das  BedQrfiiis  für  ihre  Waren 
bei  den  Galliern  und  Germanen  erweckt.  Cicero  sagt  in  seiner  Bede 
pro  Font  (VI,  §  11),  daß  Gallien  von  römischen  Bürgern  und  Kauf- 
leuten wimmle.  Cäsar  erzählt  ^),  da£  unter  dem  Schutze  seiner  Truppen 
diese  Kaufleute  durch  ganz  Gallien  zogen,  ja  bis  an  die  Küsten  von 
England  gelangten,  indem  sie  überall  mit  den  erwünschten  Waren  die 
nicht  minder  beehrten  Neuigkeiten  mitbrachten ').  Nur  wenige  Stämme, 
wie  die  Nervier,  wiesen  diese  herumziehenden  Händler  mit  ihren  ver- 
weichlichenden Waren  zurück^),  die  meisten  begehrten  sie.  Später 
kamen  dieselben  auch  zu  den  Germanen,  zunächst  natürlich  zu  den 
an  den  Bheinufem  wohnenden  Stämmen ,  den  Ubiern,  und  noch  später 
auch  zu  den  Sueven,  welche  sogar  ihre  Kriegsbeute  an  jene  g^en 
deren  Waren  abtraten^). 

Bei  den  Griechen  und  Bömem,  wie  überhaupt  bei  den  Völkern 
des  Altertums,  ist  der  Hausierhandel,  der  seine  ursprüngliche  Ent- 
stehung aus  dem  Tauschhandel  nie  ganz,  selbst  für  die  G^enwart 
nicht,  verleugnet  ^),  verhältnismäßig  länger  bedeutend  geblieben  als  bei 
den  Völkern  des  neueren  Europas,  weil  jene  Völker  von  den  3  Perioden 
der  wirtschaftlichen  Entwickelung  der  Hauptsache  nach  nur  die  beiden 
ersten  durchlaufen  haben').  Zur  vollen  Entfaltung  der  in  ihm  ent- 
haltenen Kraft  ist  das  Kapital  bei  ihnen  nicht  gelangt^). 

Neben  den  genannten  Völkern  des  Altertums,  von  denen  jedes 
einmal  eine  Zeit  lang  als  Handelsstaat  eine  Bolle  gespielt  hat,  ist  nodi 
ein  Volk  hervorzuheben,  das,  ohne  jemals  die  führende  Stellung  als 
Handelsstaat  zu  erreichen,  dennoch  zu  allen  Zeiten  von  größter,  ja 
sogar  typischer  Bedeutung  für  den  Handel,  und  namentlich  auch  für 
den  Warenhandel,  gewesen  ist:  die  Juden.  Nach  der  Zertrümmerung 
des  phönizischen  Reiches  durch  Alexander^)  fingen  sie  schon  an,  in 
großer  Anzahl  umherzuwandem ,  und  nach  der  Zerstörung  Jerusalems 
ergossen  sie  sich  in  Scharen  über  alle  Länder.  Marti  an  sagt  in 
seinen  Erklärungen  des  Ezechiel  ausdrücklich :  „Bis  heute  wohnt  in  den 
Juden  ein  solcher  eingeborener  Geschäftseifer,  daß  sie  des  Gewinnes 
w^en  die  ganze  Erde  durchziehen;  und  so  groß  ist  ihre  Lust  zu 
handeln,  daß  sie  überall  innerhalb  des  römischen  Reiches  zwischan 
Kriegen,  Mord  und  Totschlag  Reichtum  zu  erwerben  trachten^' ^). 
Sie  zogen  gar  bald  auch  über  die  Grenzen  des  römischen  Reiches, 
„und  die  römischen  Kaufleute,  die  sich  unter  den  Markomannen  in 
der  Stadt  Marbods  niederließen,  sind  sicher  Juden  gewesen'^  ^^).    Bei 


li 


1)  CiUar,  De  beUo  Gallico,  III,  1—6.     Vgl.  auch  Schrader,  S.  82. 
Ibd  ,  IV,  ö,  20  u.  21. 
Ibd.,  II,  15. 

4)  Ibd.,  XIV,  2  0.  8. 

5)  Vgl.  die  Schriften    des   Vereins    ffir    Sozialpolitik,    1887    (Der    Wucher    auf    dem 
Lande,  8.  283). 

6)  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft,  III",  S.  94. 

7)  Ders.,  I,  S.  47. 

8)  Kiesselbach,    Der  Gang  des  Welthandels  und    die  Entwickelung  des  europäischen 
Völkerlebens  im  Mittelalter,  S.  21. 

9)  Ders  ,  S.  25. 
10)  Der».,  S.  28. 
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den  germaDischen  Völkerschaften  sind  die  Juden  im  frühen  Mittelalter 
jedenfalls  noch  gut  behandelt  worden.  Dies  erklärt  sich  auch  sehr 
leicht.  Das  Bedürfnis  dei^  gewerbsmäßigen  Handelsbetriebs  wurde  auch 
schon  in  jeuer  Zeit  lebhaft  empfunden,  und  kein  anderes  Volk  als  die 
Juden  konnte  dasselbe  in  der  gewünschten  Weise  befriedigen.  Den 
auf  ihren  Gehöften  hinlebenden  Adligen  und  Bauern,  welche  nach 
den  Waren  des  Orients  verlangten,  „konnte  es  natürlich  nicht  ein- 
fallen, mit  den  ihnen  völlig  unbekannten  Handelsplätzen  Geschäfts- 
beziehuDgen  anzuknüpfen'^  ^).  Dies  war  am  Ausgange  des  Mittelalters 
eben  die  Aufgabe  der  heimatlosen,  ,.ewig  beweglichen  Juden,  von  denen 
Augustin  erwäbot,  daß  sie  oft  als  junge  Männer  ihre  jungen  Frauen 
verließen,  um  in  der  Welt  umherzuwandern,  und  als  Greise  zu  ihren 
Greit^innen  zurückkehrten"  ^). 

Auf  diesen  geheimnisvoileo  Drang  nach  steter  Bewegung,  welcher^ 
in   den    „vielhundertjahrigen   Hausierwanderungen'*   der  Judeo   seinen^ 
Ausdruck  fand   und   zur  Heimatlosigkeit  dieses  Volkes  im  Mittelalter 
führte,  ist   die   schauerliche  Sage  vom   ewigen  Juden  zurückzuführen* 
In   dieser  sehen    wir  eine  Personifikation   der  allgemeinen   Schicksale 
und  Neigungen  des  Volkes  seit  der  Zerstörung  von  Jerusalem  ^ ). 

Aber  schon  zu  Karls  des  Großen  Zeit  brach  die  Abneigung  gegen 
sie  immer  schärfer  hervor,  so  daß  dieser,  um  sie  ge^^en  Gewaltthätig* 
keiten  zu  schützen,  ihnen  in  seinen  Kapitularien  den  Weg   vorschrieb|^ 
den  sie  nehmen  sollten*). 

Wie  aller  Handel  bei  den  europäischen  Völkern  des  Altertums 
anfänglich  im  Umherziehen  betrieben  wurde,  so  finden  wir  andererseits, 
daß  auch  in  der  Gegenwart  der  Hausierhandel  recht  vielfach  noch 
die  einzige,  oder  doch  hauptsächlichste  Form  der  GütervermitteJung  ist 

Mit  Rücksicht  auf  die  höhere  Bedeutung,  die  der  Hausierhandel 
auch  bei  den  Völkern  des  Orients  und  den  Bewohnern  der  neuen  Welt 
noch  hat^  soll  daher  die  chronologische  Reihenfolge  in  unserer  Skizze 
unterbrochen  werden  und  sich  an  die  Darstellung  desselben  bei  dea^ 
Bewohnern  des  Altertums  eine  Auswahl  von  verschiedenen  Zeugnissen 
anreihen,  die  sein  Vorkommen  bei  den  ebengenannten  Völkern  belegeoj 
Diese  unmittelbare  Nebeueinanderstellung  scheint  auch  dadurch  noclij 
gerechtfertigt,  als  bei  dem  gering  ausgebildeten  Verkehrswesen  jene 
Zeiten  und  Gebiete  die  Existenz  des  Hausierhandels  in  erster  Li nii 
durch  das  Bedürfnis  des  Konsumenten  berechtigt  ist.  Er  ist  hier  der 
einzige  Vermittler  unter  den  einzelnen  Völkern  und  bringt  ihnen,  was 
sie  zur  Ausübung  einer  gewerblichen  Thätigkeit  nötig  haben,  wie  auch 
die  Ge^^enstände,  die  ihnen  als  Luxus  dienen. 

Wenn  es  sich  nun  auch  von  selbst  versteht,  daß  der  Handel  sich  in 
den  Gegenden  am  besten  entwickeln  kann,  wo  er  durch  Gesetze  ge- 
schützt  ist,  so  hat  doch  mangelnder  gesetzlicher  Schutz  durchaus  nicht 
den  Hausierer  von  seinen  Wanderungen  zurückgehalten.     Die  ältesten 


1)  W    Röscher,  Aosichten  der  YolkiwirtscIiArt,  11^  S.  Sd7. 
3)  KteM6lb«cfa,  ft.  a    O.,  S.  38, 

3)  Rnacher,  An»icbt€D,  U,  8,   339. 

4)  KiesselbAcb ,  n.  a.  0.,  S.  10 
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Spuren  des  Hausierhandels  führen  ja  sogar  bis  zu  den  Zeiten  zurück, 
wo  im  firühesten  Altertum  ein  anderer  Verkehr  der  Völker  unterein- 
ander als  ein  feindlicher  überhaupt  noch  nicht  vorhanden  war^),  an 
einen  Schutz  des  Handels  sonach  gar  nicht  gedacht  werden  konnte. 
Auch  in  der  Gegenwart  muß  sich  der  Hausierhandel  in  den  wenig 
kultivierten  Teilen  der  neuen  Welt  noch  ohne  jeden  gesetzlichen  Schutz 
behelfen.  Und  doch  hat  derselbe  für  jene  Gegenden  außerordentlichen 
Nutzen  gebracht.  Nur  dadurch,  daß  den  Kolonisten  ihre  Bedürfnisse 
durch  die  Hausierer  zugeführt  wurden,  konnte  die  Kolonisation  (Ame- 
rikas z.  B.)  so  große  Fortschritte  machen'). 

Vielfach  waren  hier  die  Hausierer  deutsche  Juden,  denen  die 
Bewohner  der  Plantagen  (die  Neger),  die  dieselben  nicht  verlassen 
durften,  gern  ihre  Waren  zu  hoben  Preisen  abkauften,  so  daß  die 
umherziehenden  Händler  sich  bald  ein  Stromboot  oder  einen  Wagen 
anschaffen  und  schließlich  alsshopkeepers  enden  konnten.  Geriebener 
aber  als  diese  waren  die  Yankees,  die  als  clock-  oder  jewelry  ped- 
iars  das  Land  durchzogen  und  freilich  oft  auch  ebenso  wie  die  schon 
genannten  die  armen  Hinterwäldler  betrogen.  Am  liebsten  besuchten 
sie  die  Blockhäuser,  wenn  sie  wußten,  daß  der  Mann  nicht  zu  Hause 
war').  Dann  breiteten  sie  vor  den  Frauen  ihre  blinkenden  Waren 
aus,  daß  diese,  die  solche  Herrlichkeit  selten  sahen,  wie  geblendet 
waren  und  sich  gern  etwas  aufschwatzen  ließen^).  Ein  wirklicher 
Mittelpunkt  für  die  Hausierer  ist  in  Amerika  Cincinnati,  das 
Birmingham  der  Vereinigten  Staaten.  Hier  werden  Haus-  und  Acker- 
geräte, Seife,  Lichte,  hölzerne  Uhren,  Papier,  Bücher  u.  s.  w.,  kurz 
alle  die  tausend  Kleinigkeiten  verfertigt  welche  die  Hausierer  im 
Westen  und  Süden  gebrauchen  ^).  Die  Hausierer  ziehen  von  dort  aus 
bis  in  die  Wildnis  hinein  und  bringen  sogar  den  Trappern  ihren  Be- 
darf an  Waren  und  Munition  ^).  Mancher  jener  Buschläufer  im  vorigen 
Jahrhundert  war  zugleich  Kleinhändler  und  erhielt  von  den  Handels- 
kompagnien Waren,  die  er  mit  dem  Indianer  gegen  Felle  austauschte. 

Unsere  Kenntnis  vom  Hausierhandel  in  Amerika  geht  bis  in  ^e 
ersten  Zeiten  der  Entdeckung  dieses  Erdteils  zurück.  Aus  dem  Be- 
richte des  Mönches  FranzvonBobadilla  erfahren  wir,  daß  schon  zu 
seiner  Zeit  (1528)  die  Mexikaner  von  „einem  Orte  zum  andern'^  gingen, 
um  Handel  zu  treiben  ^). 

Der  hausierende  Händler  selbst  ist  eine  so  friedliche  und  Ver- 
trauen erweckende  Erscheinung,  daß  es  für  die  Forschungsreisenden 


1)   Vgl. 
t)  £iQ 


Scbrader,  a.  a.  O.,  S.  68. 

anschAuliches  Gemälde  von  den  wandernden  Krftmern  der  neuen  Welt  ent- 
roUc  ans  Gentäcker  im  Ausland  (1845 ,  Nr.  309 — 311)  in  seinen  Nordamerikanischen 
8kiszen. 

8)  Gerstäcker,  a.  a.  O. 

4)  Vergl.  hierzu  Justus  Moser,  Patriotische  Phantasien.  I,  XXX VI,  Klage  wider 
die  Packenträger.  Vergl.  auch  das  Edikt  für  Ober-  und  Niederbayeru  vom  Jahre  1616. 
Vergl.  S.  6. 

5)  Koscher,  Ansichten  u.  s.  w.,  II,  3.  26,  26. 

6)  K.  Andree,  a.  a.  O.,  I«,  S.  287.     Ders.,  a.  a.  O.,  I,  S.  248. 

7)  Andree,  a.  a.  O.,  1',  8.  74. 
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in  Südamerika  zu  Zeiten  gar  keine  bessere  Verkleidung  gab,  um  vor 
dem  Mißtrauen  und  den  AngriDen  der  Eingeborenen  geschützt  zu  seiB, 
als  diese  *). 

Afrika  war  von  jeher  das  klassische  Land  des  Karawanenhandel^ 
und  geradezu  charakteristisch  fßr  den  Handel  i.  U.  sind  auch  in 
diesem  Erdteile  die  Araber  gewesen.  Bei  ihnen  erleichterte  die  durch 
das  Wüstenleben  entwickelte  Gastlichkeit,  welche  die  Dichter  in  ihren 
Gesängen  preisen,  den  Verkehr  in  hohem  Grade ^).  Das  große  Vor- 
bild des  Propheten,  der  auch  Handelsmann  gewesen  war,  blieb  selbst- 
verständlich gleichfalls  nicht  ohne  Wirkung*  Die  alljährlich  nach 
Mekka  unternommenen  zahlreichen  Pilgerfahrteu  vereinigten  eine  große 
Menge  von  reisenden  Kaufleuten,  deren  Sicherheit  durch  Gegenseitig- 
keit gewährleistet  wurde  und  die  liberal I,  teils  auf  der  Reise,  teils  au 
den  Halte-  und  Ruhestellen,  teils  auch  am  Wallfahrtsorte  ihre  Waren 
anboten  und  auch  an  den  Mann  brachten  ^). 

Auch  Barth  berichtet,  daß  die  Mekkapilger  auf  ihrer  Heimreise 
beständig  vom  Wege  abschweifen»  in  den  Ländern  umherziehen  und 
Handel  treiben*).  „An  der  Guineaküste*',  heißt  es  bei  Andree,  „ist 
jedermann  Hausierer,*'  Der  Kaufmann  giebt  diesem  Hausierer  Kredit, 
wie  auch  er  solchen  empfängt;  doch  weiß  er  sich  durch  strenge 
Kreditgesetze  zu  schützen,  nach  denen  nicht  bloß  der  Mann,  sondern 
auch  die  ganze  Familie  dergestalt  haften,  daß  er  sie  verpfänden  und 
verkaufen  kann  ^). 

In  gleicher  Weise  bildet  bei  vielen  asiatischen  Völkern  neben 
dem  Karawanenhandel  der  eigentliche  Hausierhandel  einen  wesent- 
lichen Bestandteil  des  Handelsverkehrs.  So  wird  das  Land  der  Kir- 
gisen, da  dieses  Volk  keine  Märkte  kennt,  die  an  bestimmten  Tagen 
abgehalten  werden,  regelmäBig  von  Hausierern  durchzogen,  und  durch 
diese  kommen  indische  ond  eyropäische  Waren  bis  an  die  Zeltbütten 
der  Noraaden  ^). 

In  Persien  sind  die  Hausierer  gleichfalls  von  Belang.  Sie  laden 
allerlei  kleine  Waren  auf  ihre  Pferde,  „schließen  sich  den  Karawanen 


1)  EduKrd  Fdftptp,  Reise  in  Chile,  Peru  and  auf  dem  Ämiisotieastrome  wJShreiid 
der  J»hre  1837—32,    U»  S.  874  ff.     Vergl.  hiena  aaeh   W,  Koacher.  Syntem,  IJl«,  8.  94, 

Djifj»  AUch  sovbt  die  Verkleidung  als  H«aj»i«rer  oft  gebraucht  wurde,  am,  obofi 
Verdacht  lu  c-rreKeo,  anderen  Zwecken  zu  dletieo«  JäfM  »icli  Dach  Cooper's  Spy  wohl 
Yermuten.  Selbst  die  deutBche  Volkssafre  b«t  »ich  dIe&eA  Motivs  bemüchtigtt  naebdem 
mit  dem  zaaebmenden  Bändel  der  Kauimann  eina  populäre  Figur  geworden  war.  So 
wird  uns  in  Gudrun  (5.  Aveut,)  bericblet»  duti  tapfere  Helden,  die  Hegelingen,  sieb,  um 
die  »cböne  Uitde  für  den  K6m^  Beitel  au  gewinnen,  al»  Kaufleute  verkleidau,  in  ihrem 
Schiffe  prächtige  Waren  mitbringen,  die  Gud«i  des  K5aig9  sich  su  erwerben  wiaaen, 
and  sehliefsUdi  die  Kfinig&tochter  entfuhren.  VergK  blersn  die  in  Hom.  Odys».,  XV ^ 
erx&hlte  EutrUbriing  einer  Frau  durch  phoniaiscbe  Kaafleute. 

2)  Jacob,  a.  a.  0.«  d,  23. 
8)  Beer,  a.  a,  O.,  I,  S.  150, 
4)  Ueinrich    Barth,      Reisen     und     Entdeckungen     in     Nord- 

U,   S.  US;    T«rgL   damit   l\\   8.  U9;    ihnlieh    auch    IV,    S.   SdO. 
i\  8.  4iS, 

&)  Andree,  ■.  a.  O.,  1*,  8.  8S4. 

6)  Andree,  a.  a«  O.,  1,  S.  05  r. 


und     Centralafrika, 
Andree,    a.   a*   O.^ 
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oder  den  PilgerzQgen  an,  setzen  unterwegs  ihre  Güter  ab,  kaufen 
andere  ein  und  bleiben  in  steter  Bewegung".  Viele  von  ihnen  kommen 
sogar  mit  den  Mekkapilgern  aus  Persien  über  Trapezunt  bis  nach  Kon- 
stantinopel, wo  sie  in  den  Straßen  mit  Teppichen,  Shawls,  Edelsteinen, 
Waffen,  Metallwaren  u.  s.  w.  hausieren  gehen.  Andere  ziehen  mit  den 
Wallfahrern  durch  Syrien  bis  Aegypten  und  Arabien  i). 

Im  allgemeinen  ist  jedoch  in  Asien  vielfach  der  Armenier, 
wie  in  Europa  der  Jude,  der  Träger  des  Hausierhandels.  Dieses  Volk, 
dessen  Kultur  wie  die  der  Juden  fast  ununterbrochen  aus  dem  Alter- 
tum überliefert  ist,  hat  solche  Völker  zu  Nachbarn,  die  viel  roher 
sind  als  sie  und  „wo  der  Handel  noch  größtenteils  Hausierhandel  sein 
muß^' ').  Eine  große  Zahl  derselben  ist  in  steter  Hausierwanderung 
zwischen  Indien  und  Westeuropa  begriffen;  auch  sie  nehmen  gern  für 
längere  Zeit  Aufenthalt  in  Konstantinopel. 

Schließlich  bietet  Asien  auch  noch  den  russischen  Hausierern 
ein  reiches  Feld  für  ihre  Thäti^keit.  Diese  wandernden  (meist 
jüdischen)  Kleinhändler,  Chodebtschiki  genannt,  welche  die  auf  der 
Messe  (zu  Nischnij  Nowgorod)  eingehandelten  Waren  weit  und  breit 
vertreiben  und  mit  ihren  Karren  bis  ins  östliche  Sibirien  ziehen,  er- 
halten Kredit  auf  langes  Ziel.  Obgleich  der  Kaufmann  diese  Händler 
nur  oberflächlich  kennt,  borgt  er  ihnen  dennoch,  da  angeblich  Wort- 
bruch und  Veruntreuung  bei  ihnen  selten  sind'). 

Viele  Vertreter  hat  der  Hausierhandel  auch  in  G  h  i  n  a.  Während 
bei  den  bisher  angeführten  Völkern  des  Ostens  das  Vorhandensein 
des  Hausierens  seine  Erklärung  in  der  geringen  Kultur  der  von  ihnen 
bewohnten  Länder  findet,  erklärt  sich  hier  die  Unzahl  derselben  aus 
dem  Umstände,  daß  die  angesehenen  Frauen  dieses  Reiches  fast  nie- 
mals ihre  Gemächer  verlassen  dürfen  und  deshalb  keinen  Laden  be- 
suchen können^). 

Unter  den  gegenwärtig  noch  vorhandenen  Völkern  des  Abend- 
landes soll  im  folgenden  nur  auf  die  Verhältnisse  Deutschlands 
eingegangen  werden  ^).   Die  Germanen  scheinen  zeitig  am  Handel  aktiven 


1)  Aodree,  a.  a.  O.,  S.  163. 

2)  Roftcber,  Ansichten  u.  s.  w.,  II,  S.  850. 

S)  Andree,  a.  a.  O.,  S.  66;  vergl.  auch  S.  293.  Vergl.  auch  hienu  die  Schilderung, 
welche  Andree  (a.  a.  O.,  S.  69)  von  den  jüdischen  Hausierern  während  der  Messe  in 
Berditschew  macht. 

4)  „Ausland*'  1845,  No.  185.     Vergl.  Röscher,  III^  8.  94. 

5)  Bei  den  Übrigen  Staaten  Europas  finden  sich  dieselben  Zustände.  Für  die 
früheste  Zeit  Frankreichs  (die  Zeit  Ludw.  IV.  936 — 54)  sagt  uns  Sismondi,  His- 
toire  des  Fran^ais  III,  385  von  dem  commer9ant  yoyagenr :  U  cheminoit  avec  ses  roitures, 
il  portoit  sa  balle  du  manoir  d'nn  comte  oo  d'un  seigneur  k  celni  d'un  autre.  .  .  .  et  il 
obtenoit  la  protection  de  ceux  anpris  desquels  il  faisoit  reguliirement  sa  tourn^e,  qu'en 
lenr  fkisant  sentir  le  besoin  qu'eux-mSmes  avoient  de  lui. 

Auch  von  den  Bulgaren  wird  uns  berichtet,  dafi  sie  weit  umherzogen.  Bis  nach 
Schweden,  dem  Lande  Witu  der  arabischen  Schriftsteller,  brachten  sie  die  Produkte  Asiens 
and  die  Säbelklingen  der  Levante  und  tauschten  sie  gegen  das  Grauwerk,  Biber  und 
Zobel.  Jüdische  und  persische  Gewebe  wurden  von  ihnen  nach  Perm  gebraciit,  Kiessel- 
bach, a.  B.  O.  8.  56  u.  57.     Ueber   das  Hausieren   der   Alt- Bulgaren    in   den    Dörfern 
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Uichord  Eö»ager^ 


Anteil  gtinomraen  zu  haben.  Tacitus  (Germania  41)  berichtet,  daß  die 
Händler  der  Hermunduren  bis  nach  Augsburg  kamen  und  dort  wohl  auf- 
geDomiuen  wurden,  wahrend  wir  freilich  an  anderer  Stelle  erfahren,  daß 
den  Völkern,  deren  Beziehuntien  zu  dem  römischen  Reiche  nicht  so 
gute  waren,  der  Verkehr  mit  den  Römern  erschwert  wurde  i).  Immerhin 
beschränkte  sich  der  innere  Handelsverkehr  der  Germanen  bei  ihrer 
geringen  Gewerbsbetriebsamkeit  bloß  auf  den  Austausch  Jener  Güter, 
weiche  zur  Befriedigung  der  unmittelbaren  Bedürfnisse  üötig  waren. 
Handel  um  des  Gewinnes  willen  vermittelten  nur  die  Fremden  *).  Dies 
gilt  noch  für  die  Zeit  Karls  des  Großen  ^).  Wo  sich  der  Handel  znm 
Großhandel  aufschwang,  war  er  sicher  in  den  Händen  der  Juden.  All- 
mählich wurde  die  Vermittelung  der  Jadeti  jedoch  überflijssig.  Die 
kleineren  Ackerbauer  oder  freien  Männer  lernten  es  bald,  mit  den 
Produkten  ihrer  Heimat  stromabwärts  zu  handeln*). 

Weitere  Zeugnisse  für  die  Ausdehnung  dieses  Handels  iu  Deutsch- 
land bringt  Justua  Moser  ^).  Dieser  schreibt  auf  Grund  eines  Berichts 
des  gelehrten  Mönches  Bruno:  „Der  Handel  war  (in  der  Zeit  von  918 
— 1192)  schlecht  uud  mehrenieils  in  den  Händen  hausierender  Krämer, 
deren  Zahl  groß  sein  mußte,  weil  Kaiser  Heinrich  IV .  ein  ganzes  Heer 
«ivraus  errichtete®)/'  Derselbe  teilt  uns  ferner  auf  Grund  eines  anderen 
Zeugniiises  mit,  daß  man  in  den  Städten  sogar  eigene  Kirchhöfe  für 
sie  hatte'').  Selbst  die  Hanseaten  verschmähten  neben  ihrem  welt- 
beherrschenden Großhandel  iu  Iremden  Ländern  den  Hausierhandel 
nicht.  Wir  wissen,  daß  ihnen  Hakon  Magnussen  von  Norwegen  1297 
jeden  Hausierhandel  in  seinem  Lande  untersagte-).  Hierin  scheinen 
die  süddeutschen  Städte  mit  ihnen  gewetleifert  zu  haben ;  von  Danzigs 
Handelsstand  wird  wenigstens  oft  genug  über  die  Landfahrer  aus 
Nürnberg  Klage  geführt,  die  mit  allerhand  Krämerwaren  (Gewürzen, 
Spezcreien,  die  sie  aus  Italien  holten  und  die  daher  „venedische  Ware" 


Utigiirti4  und  die  Rla^eii  der  Si«b«nbürgi*GheD  Kaufleute  darüber  8,  Falke,  &.  a.  O,  II, 
8,  Ä74,   vgl,  auch  1,  78. 

VgL  fDr  f^ngland,  Rußland  und  Uof^arn  rür  die  nvueaCe  Zeit:  J.  0.  Kobl, 
UeUen  in  Koglapd  u.  Wales  t,  4?  (1S44),  u.  Eo$chcr,  System  tlJ»  S,  94  iL  S*  691, 
aowi«  Ulme»a«tD  a,  a.  O.  S.   S19. 

1)  Hiit    IV,  64,     Schrader  a.  a.  O.  S.  55. 

^\  Beer,  a.  a.  O.  I,  2*15,  vgl  auch  S.  S, 

5)  Seher r,  DeiiUche  KolturgeachicKte,  5.  Aafl  ,  S*  79,  vgl,  8,   11, 
4)  Kiesselbacfa  a.  a.  0.  S    4S. 

6)  J.  H9ser,  OitiabrÜckiBcbe  Ge«cliichU  11,  %.  S17. 

6)  HtAtoria  belli  Saxon.  bei  Fr  eher,  Rerum  Oermanicarum  acriptore»  bgg.  voq 
StruTiat  Bd«  7*  S,  213.  (,,lnierea  Heloricoi  Exrcx  exerdta  nee  magno  nee  forii  cong 
gato  nam  maxima  pars  ex  iner  c  atorib  ui  erat  obviam  tiostria  pararit**,  Vielieidit  erkll 
»ich  die  gror«e  Zahl  der  Kaufleute  rtRdurch.  dar$  auch  die  Fabrendeo  la  ihneu  gerecbnet 
werden,  die  schon  die  römiacbei)  Truppen  begleiteten.  Neben  den  negotiatorea  und  mercft- 
tore»  wird  immer  eine  „Menge  anderen  bandeltreibenden  betrügerisch eu  Volkes**  genannt, 
wie  die  Marketender  (lixae)  Possenrelfier  (»cnrrae)  q.  h.  w,  vgl.  Schrader  a.  a.  O.  S.  90* 
Ceber  die  fahrenden  Leute  in  Deatachland  und  die  anderen  (auch  die  mit  Geheim  mittein) 
Bändelnden,  sowie  Qber  die  wandernden  Handwerker  vgl,  Gustav  Freylag,  Bilder  aas 
DentBchlands  Vergangenheit  U,  447  fg» 

7)  War  dt  wein,  Sub^id.  diplom.  VI^  154;  Roseber  a.  a.  0.  lllt  S.  94. 

8)  Röscher,  Ansichten  n.  ».  w.,  II,  S.  349. 
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heißt)  einen  großen  Hausierhandel  trieben  *).  Auch  über  das  Hausieren 
mit  schweren  kunstvollen  Gold  und  Silberborten  durch  Händler  aus 
Nürnberg,  Augsburg  und  Wien  wird  geklagt'). 

2)  Das  Haiuderen  mit  Leistangen. 

Neben  dem  Anbieten  von  Waren  fand  auch  ein  Anbieten  von 
gewerblichen  Verrichtungen  im  Umherziehen  statt.  Auch  dies  geschah 
schon  zu  sehr  früher  Zeit  und  hat  sich  —  freilich  in  ganz  geringen 
Resten  —  bis  zur  Gegenwart  erhalten.  Noch  jetzt  begegnet  man  auf 
den  Straßen,  selbst  der  Großstadt,  dem  Scherenschleifer,  auf  dem 
Dorfe  wohl  auch  noch  dem  Kesselflicker,  Sägenschärfer,  Zinngießer, 
Korbflechter,  Siebmacher  u.  s.  w.  In  manchen  Gegenden  gehen  auch 
aus  kleineren  Städten  jetzt  noch  Glaser  mit  Glasscheiben  und  Werk- 
zeug auf  die  Orte  ihrer  Nachbarschaft  und  fragen  nach,  ob  eine  Re- 
paratur notwendig  sei^).  Ebenso  machten  es  in  früherer  Zeit  die 
Schneider,  Schuhmacher  u.  s.  w. 

Im  allgemeinen  ist  freilich  der  wandernde  Handwerker  aus  Deutsch- 
land verschwunden ;  doch  nicht  aus  Europa.  „In  Griechenland,  Albanien 
und  Sibirien  ziehen  noch  die  Schmiede  (meist  Zigeuner)  von  Ort  zu 
Ort^^  ^).  Dasselbe  gilt  auch  für  die  macedonischen  und  albanischen  Bau- 
bandwerker.  In  Rußland  ist  das  Wandergewerbe  gleichfalls  noch  außer- 
ordentlich entwickelt :  Zimmerleute,  Tischler,  Glaser,  Schneider,  Kürschner, 
Schuster,  Faßbinder,  alle  ziehen  oftmals  Hunderte  von  Meilen  weit  von 
ihrer  Heimat  fort.  Selbst  für  Afrika  und  Asien  sind  Beispiele  dafür 
vorhanden. 

Länger  noch  fand  das  Anerbieten  von  nicht  handwerksmäßigen 
Dienstleistungen,  der  bloßen  Ar^beitskraft,  statt,  welches  sich  nament- 
lich jetzt  noch  im  zeitweiligen  Abwandern  der  entbehrlichen  Arbeits- 
kräfte ganzer  Ortschaften  äußert^).  Hier  war  es  besonders  Italien, 
welches  wie  seinen  Ueberschuß  an  Waren,  so  auch  seinen  Ueberschuß 
an  Kräften  nach  dem  Auslande  sandte.  In  den  Apeninnen  war  dieses 
periodische  Wandern  geradezu  organisiert.  Viele  Knaben,  besonders 
Savoyarden,  gingen  nach  London  und  Paris,  verstanden  sich  dort  zu 
Arbeiten,  welche  von  anderen  nicht  leicht  übernommen  wurden,  und 
kehrten  nach  einigen  Jahren  in  die  Heimat  zurück,  indem  sie  zu- 
gleich  englische    und    französische   Waren   mitbrachten^).     Derartige 

1)  J,  Falke,  a.  a.  O.  S.  275;  an  derselben  Stelle  ist  auch  von  ihrem  Haiiäierhandel 
in  den  nordwestlichen  Provinien  des  heutigen  Rufslands  die  Rede. 

2)  E.  Siegel,  Zur  Geschichte  des  Posamentiergewerbes  mit  besonderer  Rttcksicht 
auf  die  ersgebirgische  Industrie,  S.  41. 

3)  O.  Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutscheu  Kleingewerbe,  1869,  S.  230. 

1}  K.  Bücher,  Art.  Gewerbe  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  III,  S.  918. 
Bflcher  weist  darauf  hin,  dafs  das  bis  in  unser  Jahrhundert  erhaltene  Wandern  der  Hand- 
werksburschen  möglicherweise  „nur  ein  Rest  dieser  früher  auch  auf  die  Meister  sich  er- 
streckenden Gewohnheit'*  ist 

6)  Schon  im  rorigen  Jahrhundert:  die  HoUandgMngerei  (vergl.  J.  Moser,  Patriotische 
Phantaaien,  I,  No.  14 — 17),  in  der  Gegenwart:  die  SachsengMngerei.  Die  Ursache  dasu 
ist  teils  mangelnde  Arbeitsgelegenheit,  teils  die  Niedrigkeit  der  Löhne  der  Heimat. 

6)  Ulmenstein,  a.  a.  O.,  S.  221  ff. 
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Wanderungen  der  Italiener  finden  auch  jetzt  noch  statt.  Es  entsteht 
wohl  keine  große  Eisenbahnlinie  in  Deutschland  oder  in  einem  anderen 
Lande  Westeuropas,  es  wird  wohl  kein  großer  Kanal  gegraben,  ohne 
daß  Hunderte  von  Italienern  herzuwandern  und   ihre  Kraft  vermieten. 

Durch  das  Wandern  der  Hatidwerker  wurde  manche  nützliche 
Kenntnis  von  einem  Lande  in  das  andere  [getragen.  So  nimmt  man 
an,  daß  durch  wandernde  Venetianer  die  Marzipan-  (Panis  Marci) 
Bäckerei  während  der  Kriege  des  Deutschen  und  Schwertbruder- 
ordens nach  Danzig  und  Königsberg  gebracht  worden  sei  *). 

Einen  mehr  romantischen  Charakter  tragen  die  Wanderungen  der 
böhmischen  Studenten.  Diese  zogen  musizierend  von  Ort  zu  Ort,  um 
auf  diese  Weise  Geld  zur  Fortsetzung  ihrer  Studien  zu  sammeln. 
Später  wurden  diese  wandernden  Musikkapellen  durch  Handwerker  ge- 
bildet, welche  im  Sommer  in  Bädern  und  kleineren  Orten  (z*  B,  auf 
Jahrmärkten)  ihre  Leistungen  darboten  und  im  Winter  wiederum  ihrem 
profanen  Gewerbe  nachgingen.  Diese  Musikanten  dehnten  ihre  „Kunst- 
reiseu*'  über  die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  aus,  bis  nach  Eng- 
land kamen  sie,  und  hier  wird  jetzt  noch  bezeichnenderweise  eine 
umherziehende  Truppe  fremder   Musiker  ,,German  band^^   genannt^). 


II.  Der  Hausierhandel  und  die  Ge&etzgebung, 
1)  Bie  Untersagung  dee  Haueierens* 

a)  Die  Hausierverbote  der  ältesten  Zeiten^  insbesondere 
die  Inn  ungsverbote. 

Wenn  wir  auch  nur  spärliche  Nachrichten  vom  Hausierhandel  in 
Deutschland  besitzen,  dürfen  wir  doch  mit  Gewißheit  annehmen,  daß 
solange  sich  die  Verhältnisse  des  platten  Landes  einer  gleichmaßigen 
Ordnung  und  Organisation  entzogen,  der  Hausierhandel  und  das 
Wandergewerbe  eine  viel  größere  Bedeutung  hatten,  als  wir  es  jetzt 
vermuten. 

Vom  Ausgang  des  Mittelalters  an  bis  in  die  jüngste  Gegenwart 


1)  DlmeosteiD  ,  a.  n  0.^  S.  S25.  An  diese»  HAiiaier«B  mh  Kräften  werden  wir 
«ach  erinnert,  wenn  wir  an  die  Kriei^e  denken,  für  welche  deatache  nmherxiehende 
Landsknechte  oder  Seh  wei  zer, Trapp  e  n  fremden  Bttuiten  im  MitteUher  ihren 
Arm  vermieteten.  Wem  fllU  hier  nicht  »uch  der  Benchi  des  Tiidtaa  ein,  nach  welchem 
deatecho  JUng^linge,  wenn  ihr  Volkftstamm  in  Frieden  IcbtCt  eu»  Kampfesltist  demjeoi^en 
Volke  ihre  Hilfe  anbeten,  wekliea  sieb  gerade  auf  d«tm  Kriegspfsde  befind! 

S)  Za  dieser  Ketegorie,  welche  s«hr  reichhaltig  iat,  gehören  aUe  die  reitenden 
Künstler :  vom  Blnkelsioger  bla  sur  Soubrette,  vom  Bärenführer  bis  £tam  Inbuber  einer 
wandernden  Menigerie  nnd  vom  Seiltänxer  and  Akrobaten  bi»  zum  Cirku»beirUer  (vgl. 
hier  so  Ulmeoiletn^  ä,  a.  O,,  S.  »SÄ  ff.)  aach  ffllr  frühere  Zeiten)  G.  Frey  tag,  Bilder  atu 
Deatachlands  Vergangenheit  i£,  333  f.  Grw«hiit  kann  hier  noch  werden,  dafs  diese  Gewerbe* 
treibenden  nnd  fahrenden  Leute  dem  Volke  sehr  nah«  standen,  auch  die  Dichter  be- 
»chiLftigen  eich  gern  mit  ihnen.  Eine  oft  wiederkehrende  Figur  in  Fr«Kh1itngen  früherer 
Zeit  war  der  TabalettkrKmer,  der  von  Edelhof  zu  Edelhof,  von  Bütte  zu.  UQtte  log, 
überall  hin  mit  «einen  Waren  auch  Neuigkeiten  brachte  und  übe  ran  eni  gern  gesehener 
Gast  war*  (Z,  B.  der  GarnbindUr  in  Goeibe*t  Wanderfahren,  ein  vortrefflichei  Charakter^ 
bild  des  idealisierten  Hausierers«  K    v,  Holtei'»  Vagabunden  u.  a.  w,) 
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herein  wird  nun  freilich  des  Hausierhandels  öfter,  allerdings  meist  in 
Klagen,  Erwähnung  gethan.  Es  hatten  im  Laufe  der  Zeit  Nieder- 
lassungen von  stehenden  Betrieben  stattgefunden,  durch  welche  nun 
gleichfalls  das  Bedürfnis  des  Konsumenten  befriedigt  werden  konnte; 
in  wenif?  bevölkerten  Gegenden  geschah  dies  freilich  oft  in  recht  not- 
dürftiger Weise.  Daneben  bestand  aber  der  Bezug  von  Waren  durch 
den  Hausierhandel  nach  wie  vor  fort. 

Wie  überall,  so  war  auch  in  Deutschland  der  Hausierhandel  meist 
eng  mit  der  Hausindustrie  verbunden  ^).  Gewisse  Waren,  welche  zum 
Teil  ohne  besondere  Fertigkeit  mit  einfachen  Werkzeugen  sehr  gut 
hergestellt  werden  konnten  und  deren  Anfertigung  vielfach  in  länd- 
lichen Gegenden,  in  denen  sich  die  Bewohner  vom  Ertrage  des  Bodens 
idlein  nicht  ernähren  konnten,  während  des  Winters  geschah,  wurden 
auf  diesem  Wege  vertrieben ').  Es  bildete  sich  mit  der  Zeit  in  jenen 
armen  Gegenden  neben  der  Landwirtschaft  eine  eigene  Industrie 
heraus.  Wie  die  Bewohner  derselben  ohne  ihre  industrielle  Neben- 
thätigkeit  nicht  hätten  leben  können,  so  war  es  ihnen  andererseits 
auch  unmöglich,  ihre  Produkte  auf  andere  Weise  als  durch  Hausieren 
abzusetzen.  Diese  Erzeugnisse  wurden  im  ganzen  Reiche  und  noch 
darüber  hinaus  vertrieben  und  in  Gegenden  gebracht,  die  von  ihrem 
Herstellungsort  oft  recht  weit  entfernt  waren.  Dadurch  wurden  die- 
selben weit  und  breit  bekannt,  ja  z.  T.  sogar  berühmt.  Solche  Gegenden 
und  Waren  sind:  Das  sächsische  Erzgebirge  (Spitzenklöppelei,  Holz- 
und  Spielwaren),  Schlesien,  die  Lausitz,  Waldeck,  Westfalen')  (Leinen), 
Nassau  und  Umgegend  von  Köln  (irdenes  Töpfergeschirr  und  grobes 
Steingut),  der  Schwarzwald  (Uhren),  Hessen  (Schmelztiegel  für  Chemiker 
und  Apotheker),  Rheinbayem  (Bürsten  und  Haarbesen),  die  Gegend 
um  Schmalkalden  (kleinere  Eisenwaren)  und  TiroH)  (Lederwaren, 
Handschuhe  und  kurze  Waren).  Besonders  aber  zogen  viele  Männer 
aus  dem  Sauerlande,  während  der  kümmerliche  Ackerbau  durch  die 
Weiber  und  Kinder  besorgt  wurde,  im  Lande  umher,  ja  noch  über 
die  Grenzen   desselben   hinaus,    um   die  aus  Ahorn-,    Buchen-  und 


i)  Vgl.  hiermu  Schriften  des  Vereins  ffir  Sozialpolitik.  Die  deutsche  Hausindustrie, 
Bd.  XXJIX,  S.  140,  149,  154,  156}  Bd.  XL,  8.  7;  Bd.  XLl,  8,  6,  87,  51,  66,  67,  69 
^wiederholt)  70  u  71.  Bd.  XLII,  8  u.  4.  Für  England:  Kohl,  England  und  Wales,  I, 
Ö.  47;  für  Frankreich:  M.  Mohl,  Ergebnisse  einer  gewerbewissenscbaftlichen  Reise  in  Frank- 
reich,  S.  201  f. 

S)  Vgl.  aneh  Stieda  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Soiialpolitik,  Die  deutsche 
Hausindustrie  (Bd.  XXXIX,  8.  110). 

8)  In  Westfalen  giebt  es  jetst  noch  Dörfer  und  Stildtchen  von  1000^6000  Ein- 
wohner, die  zum  grofsen  Teil  durch  Hausieren  sich  nähren.  (O.  Schmoller,  a.  a.  O., 
8.  S89.) 

4)  Fflr  die  Sehweis  erhalten  wir  schon  aus  dem  Mittelalter  Runde  von  solchen 
Hmsiierern;  Johann  Stumpf  erzählt  in  seiner  schweizerischen  Chronik  vom  Angstthal, 
dessen  einen  Teil  er  Rrämerthal  nennt,  dafs  von  den  Bewohnern  desselben  yiele  mit 
Baretten,  Seide,  Sammet,  Federn  und  anderen  meist  aus  dem  benachbarten  füllen  ge- 
holten Oegenstäoden  hausierend  die  Länder  durchzogen.  Ebenso  durchwanderten  die 
Oranbfindner  im  Sommer  mit  ihren  selbstgefertigten  Waren  die  flachen  Landschaften, 
und  die  Bewohner  des  Stnbaierthales  trieben  Hausierhandel  mit  Eisengeräten. 
(J.  Falke,  a.  a.  O.,  I,  8.  275  u.  II,  8.  29  u.  870.) 
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ülEienhoIz  geschnitzten  Gegenstäncie  (Löffel,  Schüsseln,  Wannen,  Schuhe, 
sowie  Messer  mit  Griffen  aus  Hirschhorn)  zu  verkaufen  und  kehrten 
oft  mit  reichem  Gewinu  zurück.  Auf  ihren  Wanderungen  kamen  sie 
bis  nach  Skandinavien.  Hier  tauschten  sie  guten  Baumschwamm  ein, 
um  daraus  Zündschwamm  anzufertigen.  Diesen  konnten  sie  nun  sehr 
billig  verkaufen,  weil  er  gelegentlich  mitgebracht  worden  war.  Auch 
aus  dem  eheraalii^en  Bistum  Bamberg  zogen  Hausierer  mit  ihren  z.  T. 
selbstgezogeoen  Obstbäumen  bis  hinauf  nach  Dänemark  und  Nor- 
wegen * ). 

Andererseits  kamen  aber  auch  viele  ausländische  Händler  nach 
Deutschland  berein.  Bis  in  das  gegenwärtige  JahrhuEdert  bilden  die- 
selben noch  einen  großen  Prozentsatz  unserer  Hausierer.  Da  waren 
zunächst  die  sog.  Tabulettkrämer,  eine  weitverbreitete  Gattung  von 
italienischen  Hausierern.  Diese  brachten  eine  große  Mannigfaltigkeit 
von  Gegenständen  für  den  täglichen  Bedarf,  den  Putz  und  die  weib- 
liche Toilette  u,  s,  w*  Sie  führten  z.  T.  sogar  wertvolle  und  geschmack- 
volle Gegenstände  mit  sich;  freilich  barg  ihr  Kasten  auch  manches 
Geheimmittel  bedenklicher  Art.  Andere  Italiener,  meist  aus  dem 
Herzogtum  Lucca^),  boU^n  (z.  T.  wohl  gelungene)  Gipsabgüsse  von 
älteren  und  neueren  plastischen  Kunstwerken  aus;  aus  Mailand  kamen 
die  Verkäufer  von  guten  Kupferstichen,  vom  Comersee  die  Thermo- 
meter- und  Barometerhändlcr,  die  aus  genuesischem  Gebiete  und  aus 
anderen  Gegenden  gebürtigen  mit  Mausefallen  uud  Hecheln  Handeln- 
den gar  nicht  zu  rechnen.  Die  meisteu  von  ihnen  —  der  Tabulett- 
krämer am  frühesten  —  mußten  infolge  der  strengen  und  wiederholten 
Hausierverbote  und  der  Steuern,  welctie  ihre  oft  geringfügigen  Waren 
nicht  zu  tragen  vermochten,  nach  und  nach  das  Feld  räumen  %  nur 
der  Gipsfigurenbändler  ist  als  einziger  von  ihnen  übrig  geblieben. 

Wenn  sonach  der  Hausierhandel  durch  den  stehenden  Betrieb 
nicht  aufgehoben  wurde,  so  verlor  er  doch  an  Bedeutung,  und  seine 
Notwendigkeit  für  die  Konsumenten  w  urde  geringer.  Vür  die 
kleinen  Hausindustriellen  blieb  er  jedoch  nach  wie  vor  ein  Bedürfnis. 
Dies  zeigte  sich  namentlich,  wenn  der  Absatz  im  großen  infolge  von 
Geschäftsstockungen  zurückging  *).  Dann  griffen  sie  wieder  in  größerer 
Zahl  zur  „Wanderkiepe"  und  trugen  ihre  Erzeugnisse,  für  die  sie  beim 
Händler  einen  lohnenden  Absatz  nicht  mehr  fanden,  dem  Käufer  selbst 
ins  Haus,     Recht  oft  sind  auf  diese  Weise  die  Bielefelder  ^)  und  Wal- 

ij  Ülmeotteiii,  ü.   ».  0«,   3«  214;  vgl.  B«a,  i*  ».  O«,   S.  28S;    vgU  »ach  Koseber, 

8y»t0m  IU^  §  U. 

2)  Olmensteui,  «.  ».  O.,  S.  1l20. 

3)  UlmflDStein,  ft.  *,  O.,  8.  SSL 

4)  Solche  Kriften  enffthnt  schon  B«cber  (Potitischer  DUkttr»^  III,  S.  121).  kr 
klAgt,  dAfs  ,,AQs  MJhogel  de«  AbgADg«»  der  W&reo  der  Verlag  rnftagele  aud  die  Spmuc- 
riutten,  Leineweber  and  Spitzenmacber  kftam  das  lieb«  Brot  bef  Ibrer  Arbeit*^  bitt«D, 
,fdieweil    sie  fiberhaoffet**  seien. 

5)  Jiittns  Moser  scbreibt  (vor  mebr  «U  100  Jähren):  Die  BielefeldiscbeD 
LtnnenbiLDdler  würdeo  obn«  solche  Packenträger  liogat  den  wichtigsten  Teil  ihreft  HAodeU 
Terloren  bmbeo.  —  Und  «ie  den  Wolldecken  des  Burger  Zuchthaase»  der  EaasierTertrieb 
.imttrsagi  worden  wir,  bafsben  sie  so  ein,  dafs  mtui  du  Verbot  wieder  sarückoehmea 
mnCite  (Röscher,  «.  a.  O.,  S.  94). 
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decker  Leinen,  die  sächsischen  Spitzen  und  Holzwaren  il  s.  w.  ver- 
trieben worden.  ,,Die  armen  Weber  empfingen  dann  wenigstens  als 
Hausierer  den  Preis,  den  ihnen  früher  der  Kaufmann  bewilligt  hatte  ^), 
und  überschritten  manche  Zollgrenze  leichter  als  dieser'^ ').  Das  letz- 
tere war  gewiß  nicht  gering  anzuschlagen  in  einer  Zeit,  wo  infolge  der 
unnatürlichen  Zerrissenheit  durch  die  österreichischen,  preußischen  und 
anderen  Zölle  der  Handelsverkehr  ungemein  erschwert  wurde.  Diese 
unerquicklichen  Verhältnisse  können  für  gewisse  Zeiten  geradezu  als 
ein  Hauptgrund  der  Zunahme  des  Hausierhandels  angesehen   werden. 

In  dem  Maße  nun  wie  der  stehende  Betrieb  immer  mehr  Regel 
wurde,  trat  er  in  Gegensatz  zum  Hausierhandel,  der  gar  bald  in  einer 
schroffen  Bdcämpfüng  desselben,  die  in  dem  gänzlichen  Verbot  des 
Hausierens  ihr  Ziel  sacht,  seinen  Ausdruck  fand.  Zu  diesen  Verboten, 
die  bis  weit  in  das  Mittelalter  zurückreichen,  hielt  sich  das  stehende 
Gewerbe  auf  Grund  der  ihm  in  seiner  Organisation  verliehenen  Vor- 
rechte für  berechtigt. 

Belege  fQr  diese  frühen,  den  lokalprotektionistischen  Bestrebungen 
des  Mittelalters  entspringenden  Verbote  finden  sich  mehrfach  in  den  von 
Wehrmann  herausgegebenen  Lübecker  Zunftrollen.  So  untersagt 
die  Rolle  der  Pergamentmacher  vom  29.  Juni  1330  sowohl  den 
Meistern  als  den  Gehilfen  das  Hausieren  mit  Pergament  ^).  In  der  Zunft 
rolle  der  Sc.h  miede  vom  24.  Sept.  1400  wird  bestimmt,  daß,  wenn 
jemand,,  sin  work  droghe  von  huse  zu  huse^S  um  es  zu  verkaufen,  er  mit 
„dren  (3)  marken  sulvers'^  bestraft  werden  solle  ^).  Auch  die  Zunft- 
rolle der  Armbosterer  vom  12.  März  1425  schreibt  vor,  niemand 
solle  seine  Armbrüste  „vogle  droghen  uppe  dem  markede  edder  by 
der  travene"*).  und  die  Rolle  der  „Senckler'*  vom  15.  Febr.  1543 
schließlich  will,  daß  jedem,  der  sich  erdreisten  würde,  „bei  der  traven, 
in  den  sehnten,  schöpen,  krogen  oder  busern  to  gehen,  huseren  oder 
to  verkopen^S  die  Waren  abgenommen  und  ihm  selbst  eine  Strafe  auf- 
erlegt werden  sollte*). 

Solche  Hausierverbote  finden  sich  in  den  Zunftgesetzen  aller 
Städte  0«    Doch  waren  sie  wie  in  Lübeck,  so  auch  anderwärts  nicht  im 


1)  Dies  gilt  in  gleicher  Welse  noch  f&r  die  Gegenwart.  Wie  z.  B.  schon  die  Ge- 
seblftsstockong  im  Klempnergewerbe  in  den  Jahren  1866/67  in  Württemberg  den  Hansier- 
bAndel  bedeutend  angeschwellt  hatte  (G.  Schmolier,  a.  a.  O.,  S.  249),  so  ist  die 
starke  Zanahme  desselben  in  der  Gegenwart  flberhanpt  mm  grofsen  Teil  auf  den  schlechten 
Geschäftsgang  und  die  Notlage,  in  der  sich  das  Kleingewerbe  befindet,  sorflck anführen . 
„Sehr  Tiel  kleine  Geschiftslente,  welche  sich  früher  ohne  Hansieren  durchbrachten,  müssen 
sich  den  Gewerbeschein  geben  lassen"  (H.  n.  Gk.  zu  Stuttgart  1868). 

2)  Ulmenstein,  a.  a.  O.,  8.  219.     Röscher,  a.  a.  O.,  III*,  S.  96,  Anm.  12. 

8)  Wehnnann,  Lfib.  Znnftrollen,  I,  8.  868t  heilst  es :  Et  si  aliquis  dominornm 
nel  servonim  reprehenderetnr,  qnod  portaret  pergamenum  venale  in  Lnbecke  ad  domos 
vel  ad  bodas,  emendahit  X  soU. 

4)  Wehrmann,  a.  a.  O.,  S.  484. 

5)  Ders ,  S.  161. 

6)  Ders.,  8.  482. 

7)  Ich  führe  anter  rielen  auf: 

Das  Gildebach  des  Co  Uni  sehen  Schahmachergewerbes  aus  dem  Jahre  1816 
(bestätigt  vom  Magistrat  1572),  Tergl.  Ferd.  Meyer,  Das  Berliner  Schahmachergewerk,  S.  55. 

IMtte  Folre  Bd.  ZIT  (LZIZ).  2 
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Stande,  das  Hausierwesen  zu  unterdrückeü,  und  verschwandeo,  da  mit 
der  zunebmeuden  Bedeutungslosigkeit  der  Innungen  ihre  Verbote  und 
StrafandrohuDgeD  immer  wirkungsloser  werden  mußten,  allmählich  von 
selbst  In  späterer  Zeit  unternahm  es  dann  der  Staat,  neben  den 
Zünften  das  seßhafte  Gewerbe  gegen  die  unbequeme  Konkurrenz  deB 
umherziehenden  zu  schützen. 


b)  Die  Hausieredikte  der  Regierungen. 

Die  jüngste  der  genannten  Lübecker  Rollen  ist  vom  15.  Februar 
1545  datiert,  und  das  älteste  uns  bekannte  Ilausieredikt  stammt  vom 
1,  Mai  1551^).  Da  wir  wissen,  daß  die  Innungaverbote  jedoch  sich 
noch  weiter  bis  in  die  Gegenwart  heran  erstrecken  *),  und  auch  an* 
nehmen  dürfen  ^  daß  die  ersten  Polizei  Verordnungen  gegen  die  Hausierer 
noch  weiter  als  das  genannte  zurückreichen,  so  ist  zu  vermuten,  daß 
eine  längere  Zeit  beide  Arten  von  Hausieruntersagungen  nebenein- 
ander hergingen,  bis  dann  der  Staat,  um  die  Industrie  seiner  Bürger 
in  Schutz  zu  nehmen  und  dem  fremden  Gewerkfleiße,  sobald  er  besser 
zu  sein  schien,  Thür  und  Thor  zu  verschließen  '*),  den  Kampf  gegen 


Düü  Gildebacb  der  BerJiner  Bchuhmftchdr-lDiiuDg  vom  13.  Febr,  1633 
(vtrgl  F.  Meyer,  a.  a,  O.,  8.  75) 

EtuB  Entscheidung  der  Zunftmeister  in  der  Gemeinde  Konatans  auf  die  Klage 
der  Gewaudschoeider  u.  t,  w.  des  Jahres  1400;  vergl.  G.  8cbroollar,  Die  StmCibur^er 
Tucher-  and  Weber^onft,  3.  SU. 

Eine  Entscheidung  einer  RAtakommiuion  auf  die  Klage  der  Wollweber  Ton  Lübeck 
aus  dem  Jabre  1477;  s,  Q,  Schmoller.  a.  a.  O.,  S.  2S0, 

Erlafa  einer  Schleierordnung  des  Sudtrati  tn  Plauen  vom  29,  Be«.  1660  (besw. 
1764);  9.  Schriften  de»  Vereins  für  Sosia)|rol..  XXXIX,  S,  154  a.  l&G. 

Die  Handtwercksorduung  der  Porteu-Wiirker  zu  Ntlrnberg  vom  17  Jaii> 
1595,  Zanftbuch  der  P  osamen  t  i  ere  r  und  Knopfmacber  2a  Strafsbaric  (1618  — 
1789),  Art.  5.     PoBamentierordnung  der  Annabergcr  Znuft  vom   17.   Kebr»   1608. 

Orduun^en  der  Posamentierer  Zft  Vt^ol  k  en  ateie  (vom  9,  Juli  1668),  an 
Löfsnita  (vom  23.  Dei,  1728)  und  an  Zwöoiti  (vom  8.  Jan«  1780);  vergl.  zu 
dlmtm  aUeo  Kduio  Siegel^  Zar  Oeachiebte  dea  Po tameotierge werbe«,  S,  23— 24,  43,  61 
—53,  74,  83  Q.  64. 

Die  ZunftroHe  der  Krimer  zu  Danaig  aus  dem  Jahre  1436;  vergt.  Hirsch, 
Danzigs  Handel«-  nnd  Gewerbegeschicbte  anter  der  Herrschaft  des  deuUchen  Orden»,  S,  Slftt 

Bier  sei  noch  erwähnt^  dafs  darcb  solche  Verbote  schon  im  Altertum  das  in  Ver- 
fall geratene  Gewerbe  vor  soioein  weitereo  Balo  geschütat  werden  sollte,  Joles  Kioole 
hat  ein  byzantinisches  Gesettbtichlein  (A^oktoc  töO  So^ou  T^  ^TtQip)(^tx6v  ßtßXbv) 
unter  dem  Titel:  Le  Ltvre  du  Prüfet,  oo  i'ddit  de  TEmpereur  Li^on  )e  tiage  eur  lea 
Corporations  de  Conetantinople  herausgegeben  ond  Übersetzt,  aas  dem  hervorgebt,  dAls 
aar  Zeit  des  Kaisers  Leo  (886 — 911)  die  Hechte  der  byzantinischen  Oewerbetreibenden 
streng  gegeneinander  abgegreuzt  waren  und  die,  welche  die  Rechte  der  anderen  nicht  ge- 
hörig achteten j  auf  das  strengste  (mit  Geld,  Konfiskation  der  Waren,  Scheren,  Ausstafi»en 
aus  der  Zunft,  AnspeltscheD,  ja  sogar  Abhacken  der  Hand)  bestraft  wurden.  In  diesem 
wird  u  a  auch  ein  Verbot  des  Hausierons  mit  den  Waren  der  Wach  »lieber  au 
aprochen  (s.  Qrentboten  No«  IS  vom   Id.  Uir«  1896), 

1)  Abgedruckt  in  Reyscher,  Sammlung  warttembergtscher  Gesetze,  13,  Band.  _ 

3}  So  heirst  es  in    der  CburpfHlzbayerischen  Laadesverordonng  vom  31.Jiaer 
1719  •...,,.  .  „denen  Handwerksmeistern  ist  das  Hausiereii  mit    ihrer  Arbeit  eben« 
falls  nicht  nur  durch    die  Landes-  n,  Polizei  Verordnung  *   aoodern  auch  daroh  ihre  Hsod* 
werksanikel  (ao  1602)  abgescham*^  a.  s,  w 
8)  Ulmensteln,  S.  211. 


Eine  Untersnchang  flb«r  den  G^irerbebetrieb  im  Umhersieheo.  X9 

das  Haasierwesen  allein  auf  sich  nahm.  Trotz  der  nach  und  nach, 
von  allen  Staaten  ergangenen  zahlreichen  ,,heil8aaien  und  nützlichen 
Verordnungen  wegen  des  Hausierens  und  der  Aufkäufferey^S  in  denen 
^solches  Unwesen  nachdrücklidi  verboten^^  ^)  war,  erfolgte  jedoch  auch 
hier  „der  davon  gehoffte  £fiekt^^  nirgends,  vielmehr  wurden  immer  neue 
„Klagen  dagegen  geführet^^  und  so  mußten  immer  wieder  „erneuerte 
und  geschärfte  Verordnungen  wider  das  Hausieren^^  erlassen  werden  *). 

1)  Die  folgenden  Aoaffihrangen  sind  auf  Grand  von  Untenncbnngen  der  Verbält* 
Qisse  Ton  SUaten  ans  allen  Teilen  Deotocblands  und  von  verschiedener  Gröfse 
ond  Bedentang  entstanden.  Eine  Ansdehnnng  der  Untersuchang  aaf  nocb  weitere 
Territorien  wfirde  diesen  T^  der  Arbeit  an  sehr  belastet  haben  nnd  hätte  bei  der  Aehn- 
Uehkeit  der  VerbAltniase  in  den  einseinen  Staaten  kaum  etwas  wesentlich  Neues  sn  Tage 
fSrdem  können. 

8)  Solche  Verbote  sind  enthalten: 

Pflr  Brandenburg-Prenfsen  im  Corpas  Const.  Marchi.  ed  Mylias  Cont.  1, 
III  n.  V.  Als  älteste  (von  mir  allerdings  nicht  eingesehene)  Verbote  finde  ich  hier  im  Edikt 
vom  S6.  Ang.  1718  dtiert  die  vom  Mittwoch  nach  Frandsci  1557,  2.  Jan.  1558,  Aug.  1690, 
19.  Jäner  1616,  18.  Febr.  1644,  81.  Okc  1649,  81.  Okt.  1650,  86.  Jan.  1680;  fOr 
Brandenbnrg-Knlmbach  im  Corpus Braudenbnrgico-Culmbacensium.  Bayreuth  1 747 ; 

fllr  das  Churf&rstenthum  Sachsen  im  Codex  Angnstens  nnd  seinen  verschiedenen 
Fortsatsnngen ; 

fBr  das  ChnrfOrstenthum  Bayern  in  „Landrecht,  Polisey-,  Gerichts-,  Malefitz-  und 
andere  Ordnungen  der  Ffirstenthnmben  Ober-  und  Nteder-Bayem  1616;  Sammlung  der 
ChorpfalBbayerischen  allgemeinen  und  besonderen  Landesverordnnngen  hrsg.-  von  Georg 
Karl  Mayr  1784,  1797  und  1802,  und  Generalindez  Aber  alle  Landesverordnnngen,  welche 
doreb  die  kdnigi.  bayerischen  Begierungsblätter  von  den  Jahren  1808  —  1809  promulgieret 
nnd  bekannt  gemacht  worden  sind  hrsg.  von  Karl  Gheorg  Edlen  von  Mayr,  München  1809 ; 

f&r  Wflrttemberg  in  der  vollständigen  historisch-kritisch  verarbeiteten  Sammlung 
der  wfirttambergischen  Gesetze  hrsg.  von  Dr.  O.  K.  Reyscher,  Bd.  12—18  hrsg.  von 
l>r.  Zeller; 

fttr  Baden  in  dem  Ansang  ans  den  Carlsrnher  und  Rastatter  Wochenblättern; 

ferner:  in  der  neuen  vollständigen  Gesetssammlung  für  die  Mecklenburg- 
Sehwerinschen  Lande  etc.  V.  Band  Polisey-  und  Militärsachen Parchim  1717  in  der 
Schaue  nbnrgischen  Policey-Ordnung  hrsg.  von  Friedr.  Julius  Bottmaon,  Rinteln 
1717  nnd  in  der  Nassan-Catseneinbogis  eben  Polisey-Ordnung  1771. 

Neben  den  in  diesen  Regierongseriassen  niedergelegten  Urteilen  über  den  Hausier- 
handel finden  wir  —  vereinxelt  auch  schon  in  früheren  Zeiten  —  Stimmen  von  Gelehrten 
Über  diesen  Handelsbetrieb.  Zwischen  beiden  herrscht  v5Ilige  Uebereinstimmung  (s  T. 
sogar  im  Wortlaut !).  Die  von  den  Kaufleuten  und  Handwerkern  in  xahlreicben  Eingaben 
an  die  Regierung  geforderte  Unterdrückung  des  Hausierhandels  wird  von  diesen  durchaus 
gebilligt.  Unter  jenen  Autoren  —  wir  fügen  ihre  Urteile  am  besten  hier  an  —  ist  als 
erster  J.  J.  Becher  sn  erwähnen,  der  in  seinem  Buche:  Politischer  Diskurs  (1688) 
die  ganae  Schale  seines  Zornes  über  die  ,. Jaden ,  Landläaffer,  Priauler,  Spacecamin 
und  Frantaosen*'  ausschüttet,  welche  „ihre  Kram  auf  dem  Buckel  durch  Teutschland** 
trügen  nnd  der  „Gemein  nnd  den  bürgerlichen  Kaufleuten  sehr  schädlich"  seien.  Den 
Ansichten  Becher«  schliefst  sich  auch  sein  nachmaliger  Heransgeber ,  Dr.  G.  Zincke,  an 
(1764);  doch  meint  er,  zur  Messe  k6one  das  Hausieren  einiger  (!)  aur  Brgötcnng  nnd 
Bequemlichkeit  der  Fremden  in  gewissen  kleinen  und  kuraen  Waren  allenfalls  erlaubt 
werden. 

Gegen  das  Hansieren  erklärt  sich  auch  Bergiiis,  Polisey-  und  Cameralmagasia. 
Frankfurt  a.  M.  1768,  IV.  Bd.,  8.  811  fg.  (Artikel,  Hausieren).  Dieser  ist  der  Meinung, 
,,dafs  das  Hansieren  schädlieh  sey,  und  dahero  bey  einer  wohleingerichteten  Polisey  nicht 
geduldet  werden  kOone**. 

In  gleicher  Weise  eifert  J.  F.  Roth,  Geschichte  des  Nflrnbergischen  Handels,  Leipzig 
1801,  gegen  diese  Handebform,  4lie  er  als  eine  der  Hauptursachen  ,,vom  heutigen  Verfall 
des  Nahmngs-,  Handwerks-  und  Handelsstsnds  Nürnbergs**  bezeichnet.  Er  weifs  freilich 
nicht,  dafs  man  schon  vor  Jahrhunderten  gerade    den  Nürnberger  Hausierern  ähnliche 
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Daß  diese  Klagen  die  Veranlassung  zu  solchen   Erlassen  waren,  wird 
in  den  meisten  derselben  tjflen  ausgesprochen  *), 

Die  regelmäßig  ^wiederkehrende  Klage  der  Gewerbe-  und  Handel- 
treibenden war,  daß  ihnen  „durch  diese  Hausierer  Nahrung  und  Brot 
vor  dem  Maule  abgeschnitten  werde"  und  daß  sowohl  „der  Städte  als 
auch  des  Landes  Nahrung  dadurch  in  verschiedenen  Stücken^'  ge- 
hindert wären  *).  Aber  auch  der  Staat  klagt,  daß  sie  „seinen  selbst 
eigenen  Maut-  und  Zollgefällen  Abbruch'*  machten  ^)  und  zum  „Nach- 
teile uLd  zur  Verringeiung  der  Jahrmärkte  beitrügen^' *).  Weiter  wird 
den  Hausierern  Schuld  gegeben,  daß  ,jder  gemeine  arme  Haußmann 
durch  sie  unnötiger  Weise  zum  Kaufen  angereizt''  werde  ^),  ja,  daß 
„die  armen  Unterthanen,  sowohl  in  den  Städten  als  Dörfern  .  ,  *  .  in 
Einkanflung  der  Würtz,  Gewand  und  anderen  Waren  offtmals  gantz 
jämmerlich  betrogen  und  hinter  das  Licht  geführet  würden"  *').     Doch 

Vorwürfe  mftcli^  dmh  &iQ  oftmÜcb  d«D  Bändel  anderei  Orte,  s.  ß.  Diio»i^f|  arg  «chftdigteD. 

Vgl,  s.  ir 

Die  VernichtuDg  de»  Klelntiatidelft  in  Ho]lftiid  wird  deo  HaasieTerD  gleicbfena  SQ(!e^ 
fichriebeo  io:  Richesse  de  HolJAodei  II,  S.  178  and  loter^ts  des  Dations  developp^a  reift, 
tivement  aa  cümmerce,  H,  S.  82,     Vgl.  W,  Röscher,  System  III*    S.  9ö. 

Selbst  in  diesem  Jahrh«  dauert  die  Geittierscbaft  einiger  Gelebrter  Docb  fort.  W.  B. 
Riehl,  (Die  bürgerliche  GeseJlachiin,  S.  460)  sthreibi,  daf«  die  weDderndeo  Trödler,  Hnu- 
derer  u.  dgl.  eile  Zeit  bätteo  dea  Ruin  de«  Bauern  lördern  helfen.  Aehclich  aoi-b  Jean 
Baptifite  Say,  Cours  cotnplet  d'ecotiüniie  pülitique  pratique,  Parts   1828. 

Von  allen  Seiten  hingegea  wird  die  Frage  in  einer  TorurteÜ&freien  Weise  beleuchtet 
dnreb  J.  Möaer  io  a  Aufsätzen:  KUge  wider  die  Pacien träger,  Schutzrede  der  Packen- 
tr&ger  und  Urteil  über  die  Packenträger,  (Patriotische  Phantaeien,  Bd.  I^  36 — 38.)  Sein 
Urteil  gebt  dablDt  dif»  (nach  Art  der  eogliscfaen  NavigaÜousakte)  jedem  Fremden  ge* 
stattet  »in  sollen  mit  den  Erseugni»fien  seiner  Heimat  zu  baasiere«;  der  Vertrieb  anderer 
Waren  —  mit  Ausnalime  solcher,  bei  denen  die  ^^einfiltigen  Untertbanen'*  überlistet 
und  übervorteilt  werden  könnten  —  »oUte  nur  den  etgeoeD  Unterthaneo  geatattet  sein. 

In  neuerer  Zeit  haben  jedocb  namhafte  NatioDal5konomeQ  fast  aus$cfaliefA]ich  die 
Partei  des  Hausierers  ergriffen,  lo:  K.  H.  L.  Pfitttx,  StaatswissensebaftAlebre ,  3.  SOI; 
Fnedr.  Biilau,  Handbuch  der  Staatswti^enscbaften,  S.  S4i;  ülmenstein,  Ueber  den  Haasier- 
bandel  in  Raa*s  Archiv  der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissenscbaft,  Od.  1,  3.201  f.; 
Eau,  Ueber  den  Haaaierbandel  io  Rau^s  Archiv,  I^  S,  238  f.;  M.  Mob],  Oewerbewii»sen> 
seha/tlicbe  Ergebnisse  einer  Reise  nach  Frsnkreich  1845,  S.  SCO  C{  Q,  ScbmoUert  Zur 
Geechicbce  des  deutseben  Kleingewerbe  im  19.  Jafarbundeit;  Lexis,  in  dchdnberg's  Handb. 
der  SUatfiwiMiDidiaften ,  S.  1096  fg.  und  im  Handwörterbuch  der  StaaUwitaeaacbaften^ 
VI,  S.  590;  Steogeli  Wörterbuch  des  deutseben  Verwaltungsreeht». 

1)  So  lür  Mecklenburg- Schwerin  am  10.  April  1749  (Besch werde  der  gesamtea 
Kauf-  ond  Handelsleute),  für  Brandenburg  am  2U  Okt  1702  (aKmtl.  pHrilegierter 
Eiaenh&ndler  in  Berlin),  am  8.  Mftri  1715  (der  KauOeutc  In  Berlin),  am  27.  Mirz  1717 
(der  Materialisten  hiesiger  Restdentaien) ;  für  Württemberg  am  9.  Sept.  1618  (der 
Heister  Weifikgerber) ;  für  Bayreutb-Kulmbacb  am  8.  Sept  1732  (der  Meister  des 
Bucbbiiiderhandwerks);  (ILr  Bayern  am  10.  Jan.  1800  uod  30.  Jao.  1801  (des  Handels- 
Stands  au  München).  — 

2)  Würtemberger  Erjafs  vom  9.  Sept.  1618;  in  Bayern  1656,  16.  April  1649,, 
89.  April  1680.  Vgl  auch  den  Erlafs  vom  11.  April  1798  u.  80.  Juni  1801  und  dea 
Brandenburger  Erlafs  vom  17.  Aug.  1741^  sowie  die  Bancdverscbe  HaosierordDung  sus 
dem  Jahre  1814.     S.  auch  Becher,    3.  218,    Bergiu«,    S.  312  u.  Roth,   a.  a.  O.^    S,  139. 

3}  Bayern,  29.  April   1680  n.  1656. 
4  t  Ebenda  vg).  Bergina,  a    a.  O  ,  8.  318. 

5)  Nassau-Katze  nelnbogeOf  171 1,  Bergitti^p  a.  ».  O.,  8.  312^  Roth,  a.  a.  O., 
S.  139. 

6)  Nassaa-KatseaeJnbögea,    1711,    Brandenburg,    d.   17.  Hot,  1T47  o. 
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damit  sind  die  Anklagen  gegen  den  Hausierer,  der  in  den  Edikten 
unter  mancherlei  Bezeichnungen  ^)  verfolgt  wird,  noch  lange  nicht  er- 
schöpft Sie  werden  als  „aller  Pactic,  List  und  Betrugs  voU^'  ge- 
schildert'), sollen  schlechtes  Geld  mit  in  das  Land  hereinbringen  und 
das  gute  dafür  ohne  Steuer  und  Abzug  mit  fortnehmen"^  ^).  In  Ab- 
wesenheit und  ohne  Wissen  „der  Bawersleute  und  des  gemeinen  Mannes 
handtieren  sie'\  wie  wir  ferner  lesen,  „mit  derselben  Waibern  haimlich 
um  Schmalz,  K&ß,  Flachs  und  anderes  gemein  Pfennwerth'"  ^)  und 
unter  dem  Verwände  „ihrer  Handhierung  oder  das  Vieh  zu  kurieren 
43chleichen  sich  allerhand  liederliche  Manns-  und  Weibspersonen*) 
Tages  in  die  Häuser  ein,  kundschaften  darinnen  ein  oder  andere  Gelegen- 
heit aus  und  haben  die  Absicht  hernach  manchmal  die  Hände  zum 
Raube  oder  zur  Plünderung^)  entweder  selbst  mit  anzulegen  oder  doch 
anderen  die  Anschläge  hierzu  an  Händen  zu  geben'^^). 

Daß  die  Hausierer  billiger  waren  als  die  ansässigen  Eaufleute, 
wird  zug^eben,  in  einem  Erlaß  jedoch  dadurch  erUärt,  daß  sie 
„der  Steuern,  Quartier  und  anderer  einem  Bürger  und  Inwohner  ob- 
liegender Bürden  entübrigt^'  seien? 

Schon  frühzeitig  mögen  einzelne  das  Geschäft  im  größeren  Maß- 
stabe betrieben  haben,  denn  es  wird  über  Hausierer  geklagt,  „die  oft 
etwan  drey,  vier  Knecht**  ®)  haben ,  oder  die  „ihre  Waren,  auf  ein, 
zwey  und  drey  Rosse  laden**  •). 

Das  Bedürfnis  für  diese  Handelsform  wird  geleugnet,  denn  es  gäbe 
überall  „gesessene  Handels- Leute  und  Krämer,  welche  die  Bewohner 
der  Notdurft  nach  mit  derlei  tauglichen  Waren**  versehen  ^^)  könnten; 
würde  der  Landmann  die  Waren  nicht  bei  den  Krämern  des  Dorfes 
erhalten  können;  so  sollte  er  sie  in  der  Stadt  holen  ^  ^). 

Wie  in  der  frühesten  Zeit  in  den  Zunftordnungen   aller  Gewerbe 


99.  Nov.  1764,  Bayern,  1616,  1666  a.  29.  April  1680.  Vgl.  L^oo  Say,  a.  a.  O., 
Both,  S.  189,  Becher,  S.  218,  Bergias,  8.  312. 

1)  Er  trflgt  seinen  Namen  nach  seiner  Th&tigkeit  des  Von-Haas-su-Haas-Gehens 
(Hausierer)  oder  Wandems  Oberhaupt  (Gängler,  Landfahrer,  Storger)  oder  nach  seinem 
Warenhehilter  (TabulettkrXmer,  Packen-,  Reif-,  Krazenträger  und  Battenscharrer),  nach 
seinen  Waren  (Theriaks-,  OliUten-,  Warseikrämer,  Wandverkäafer,  Messerträger,  Wasser - 
brenner  u.  s.  w.)  and  schliefslich  nach  dem  Ort  und  der  Art  seines  Verkaufs  (Markt- 
sehreyer,  Winkeikrämer). 

8)  Bayern,  d.  29.  Apni  1680. 

8)  Ebenda,  vgl.  Becher,  S.  219  und  Rath,  S.  139. 

4)  Nieder-  and  Ober-Bayern,  1616,  vgl.  Brandenbarg  vom  17.  Nov. 
1747;  anch  Bayern  vom  29.  April  1680  wendet  sich  gegen  solche  „Kaudereyen*',  vgL 
J.  U&sn,  a.  a.  O.,  I,  S.  227,  Schriften  des  Vereins  fQr  SozialpoU  (1877),  S.  268. 

6)  Brandenburg,  17.  Nov.  1747. 

6)  2.  Des.  1746  Bayr ent h-K nlmbach,  vgl.  Brandenburg,  29.  Nov.  1764, 
Sachsen,  18.  Des.  1761. 

7)  Bayern,  24.  Nov.  1676  u.  29.  April  1680,  Brandenburg,  7.  Aug.  1748, 
17.  Nov.  1747  (da  sie  ja  so  den  oneribns  publids  nichts  beitragen),  Sachsen,  13.  Des. 
1761,  vgl.  Becher,  S.  221,  Roth,  S.  139,  Bergius,  8.  312. 

8)  Wflrttemberg,  9.  Sept.  1616. 

9}  Bayern,  24.  Nov.  1676,  vgl.  Becher,  a.  a.  O,  S.  219. 
101  Bayern,  1656. 
11)  Bayern,  15.  März  1759,  ebenso  das  Hessische  Edikt  von  1657. 
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das  Hausierverbot  außgesprochen  worden  war,  richteten  sich  aucb^ 
mancbe  Rfgieruugserlasse  gegen  jedes  Haosiereu  überhaupt*).  Da- 
nebeD  ater  finden  siih  £ebon  solche,  in  denen  immer  nur  das  Hausieren 
von  bestimmten  Personen  oder  mit  gewissen  Waren  nniersagt  wird  *). 
So  richten  sich  die  Erlasse  meist  gegen  die  „Fremden  urd  Auülän- 
dischen**  (so  doch  geringere  Ware  führen  I)  sie  mögen  Namen  haben 
wie  sie  wollen.  Hier  werden  erwähnt  die  ,,Walhen  und  Sophoyer" 
(Welschen  und  Savoyarden),  Italiener,  Friauler,  Franzosen^),  Bur- 
gunder und  Lothringer.  Zu  den  Ausländern  rechnete  man  freilich 
damals  auch  die  Angehörigen  jedes  anderen  deutschen  Staates,  so  in 
Bayern  die  Meichsner  (Meißner),   Thüringerj  Brannschweiger,  Tyroler 


1)  60  in  Sftchsen  am  5.  Febr.  1747,  16.  8epf.  1750.  8.  Joni  1794^  11.  Jaul  17D5, 
M,-8chwerio,  10.  Aprit  1779i  B^yerD,  1S16,  1656,  SS.  Märt  171T,  S7.  MlüB  u.  26.  Brpt 
1738  a.  1808;  Württemberg,  24.  Juni   1710, 

S)  So  enncern  oocb  «ehr  aq  die  elteti  Zuoitverbote  die  Erlasse  gegen 
ft)    die    amberechweifenden     EesiieifÜhrerf     KeiseJflicker    a.    Pftr- 
tierer  (Sacbaen,  6,  16.  ikpril   1666;  BrandcDburg^  d.   16.  Sept.  1730;  Württemberg,  17. 
Jan.     1724,     17.    Okt    1716,    S5.  April    a.    6.    Juli    1718,     31.  Mai   1726)»    aofrie    gefcen 
die  Praftchercien  im  KapferAcfamiede-,  ZioDgief^er-,  Flm$chner-H&ndwerk ; 

b)  di«  uDiünftigeD  Siebmacher  (Württemberg,  50.  Juli  1749;  Sachseo,  IS. 
JftD.  1706,   16.  AprU   t71S); 

c)  den  Pfusc  herb  and  el  der  Bauern  u.  8,  w.  ^SacbaeOi  13.  Dea.  1671  n* 
S.  Jad,  176S,  14.  Aug.   1700  11.   IS.  Des.  1708; 

d)  die  h  ornm  I  a  Q  f  e  nden  Schneider  und  Pfuscher»  auch  da»  HHuaieren  und 
d&re  auf  dem  platten  Lande  aufser  dem  KQater  und  Schulmeister 
kein  Bc  b  u  eid  er  geduldet  werden  soll  (17,  Sept.  1738),  Brandenburg,  Torhtr 
schon  1513  ; 

e)  das  Bausieren  mit  Tabak-p  Kram*  u.  anderen  Waren  (Bayern,  16.  Mai 
1769/  li^  Jen,  1761,  16.  Sept,  1786,  10.  Okt.  1768,  81.  März  178S;  Baden,  2S. 
Hirs    1771); 

t)  mit  Weifsgerberwaren  (Württemberg,  9.  Sept.  1616); 
g)  mit  Hafnerwaren  (Württemberg,  9.  Febr.  688). 

b)  mit  Fellen  nnd  Schuhwaren  (Brandenburg,   1644  be«.   14.  F6br.   1621), 
3)  Vgl.  J,  J.  Becker.    Politischer    Di&kurs,    S.    2S1    u.    Justtis    Moser,    Patriotiicbe 
Phantasien,  I,  S.  36.     Insbesondere  war  das  Hausieren  verboten  : 

a)  der  aoslindi sehen,  einichleichendeD  Schub «Kftrrner  und  Hausierer 
(Brandenburg,  Sl.  Sept.  1663,  11.  April  1666,  17.  Aug.  1692,  25.  April  1718  u.  S7. 
Mira  17377  Schaoenbarg,  1717;  Baden,  SS.  März  1711),  vor  allem  der  Savoyarden^ 
Italiener,  Tablet-  u«  Olltttten-Krähmer,  Frianter,  Franiosen,  Burgun- 
der» Lothringer  (Brandenburg,  8.  Aug.  1687,  8.  Mira  1716,  24.  Aprtl  17S0,  SS. 
April  1782;  Württemberg,  1.  Mai  1661;  Culmbni-h-BayreiiLh,  10.  April  1646,  80.  April 
1717;  Bayern,  26.  Jen.  1774,  16*  Jjui.  1619,  24.  Mof.  1676;  ErlanKen,  27.  Aug.  1787) 
und  der  Juden  (Sachsen,  d.  10.  Juli  1749,  26    Mal  1766); 

b)  der  Jaden  (Braodenbuig,  17.  Aug.  169S.  8.  Mira  1716,  24.  April  1780,  21. 
.Apnl    1783,    27.  Mära    1737,    26.  Dei.   1737,    17.  Kov.  1747;     Bayern,    10,  Jan.  1800^ 

12.  Juni  1800,  30.  Juni  1801,  6.  Okt.  1801;  M.-Bchwerin,  28.  April   1771*  1.  Sept.  1791, 
28.  April   1799;  Erlangen,  14.  Okt.   1727; 

c)  der  Wasserbrenner  (Brandenburg,  81.  Okt.  1702,  86.  April  1712)  sowie 
der  Tberiaks-  u.  Wuraelkrimer  (Württemberg,  84.  Des.  1649)  u.  Storger  (Bsyem,  16. 
Jan.  1649,  Kassao,  1711). 

d)  der  sogenannten  Hefftrlfger  [mll  GlaswartnJ  (Sachsen,  8.  Juni  1747,  88.  Aug. 
1778); 

e)  der  ausllndiseh  en  Arancihändler  (Bayern,  1807,  Sachsen,  7.  Des.  1771,  8S^ 
Jan.  1799); 

1)  der  fremden  Uhrenh&Ddler  (M. -Schwerin,  81.  Jan,  1798);  ferner 

g)mtt    auslindischen    ZwlUieh-t     Leinwand-    und    Baumwollenwareo     (Sachsen« 
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und  vor  allen  aber  nnd  io  allen  Staaten  die  Bettel-  und  Hausierjuden. 
Es  geht  aus  diesem  hervor,  daß  allmählich  eine  andere  Auffassung 
Tom  Hausierhandel  anfing  Platz  zu  greifen,  wenn  dieselben  auch  bei 
weitem  Doch  nicht  herrschend  wurde.  Die  Innungsverbote  hatten  den- 
selben durchaus  als  unlauteren  Wettbewerb  und  als  schäd- 
lichen Ausfluß  der  unzünftigen  Arbeit  zum  Nachteile  der  zünftigen 
bezeichnet  Die  staatlichen  Verbote  erkannten  aber  in  ihm  nur  in- 
sofern einen  unlauteren  Wettbewerb,  als  er  von  Ausländern  aus- 
geübt wurde  oder  ausländische  Waren  zum  Gegenstand  hatte. 
Und  nur  dieser  unterlag  der  Hauptsache  nach  den  häufig  wieder- 
kehrenden Vorboten.  Dadurch  wurde  der  Standpunkt  zur  Beurteilung 
der  Frage  ein  wenig  verschoben  und  die  allerdings  viel  später  er- 
folgende Anerkennung  des  Hausierhandels  nach  und  nach  vorbereitet. 
Einstwdlen  freilich  dauerte  die  Unterdrückung  oder  wenigstens 
die  Einschränkung  des  Hausierhandels  noch  —  sogar  bis  ans  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  —  fort.  Selbst  der  große  König  Friedrich  von 
Preußen,  dem  es  gleichgiltig  war,  nach  welcher  Fa^on  seine  Unter- 
thanen  selig  werden  wollten,  ließ  ihnen  nicht  dieselbe  Freiheit  im  Be- 
zug ihrer  Waren.  Wir  haben  von  ihm  2  allgemeine  Hausierverbote. 
In  dem  ersten  (vom  7.  Aug.  1743)  war  alles  Hausieren,  welches 
y,Christen  und  Juden  sowohl  selbst,  als  durch  ihre  Knechte  auf  dem 
platten  Lande  mit  allerhand  Krahmwaren  an  Thee,  Cafiige,  Chocolade, 
Canaster^)  und  anderen  Bauch-  und  Schnupftabak  oder  sogenannten 
kurzen  Waren  treiben'^  u.  s.  w.  nach  wie  vor  untersagt.  Auch  die 
Colporteurs,  Tablettkrämer,  Tyroler  Menschen,  Olitätenkrämer,  fremde 
Siebmacher*)  und  die  Hausierer  mit  Leinwand  und  Hecheln,  so  wie 
die  Scherenschleifer  u.  s.  w.  werden  mit  schwerer  Strafe  belegt.  In 
Sachsen  war  der  Kreis  der  verbotenen  Waren  nicht  so  eng  umschrieben. 
Es  werden  hier  nur  genannt  *) :  wollene,  leinene  und  dergleichen  Schnitt- 


16.  April  1764),  der  sogen.  Hözter-Bauern  mit  Bielefelder  Leinwand,  da  hie  auf  dem 
Lande  tonst  an  bürgerlichen  oneribus  nichts  beitrügen  (Brandenburg,  2.  April  1729); 

b)  mit  f r  em de  n  Strumpfwaren  (Sachsen,  16.  April  1764,  M.-Schwerin,  24.  April  1808); 

i)  mit  fremdem  Tabak  (Sachsen,  11.  Dez.  1771,  Bayern,  16.  Mai  1759,  11.  Dez. 
1771,  5.  Jan.  1781,  16.  Sept.  1786,  10.  Okt.  1788); 

k)  mit  fremden  Tüchern  (Cnlmbacb,  20.  April  1718,  Schanenbnrg,  1717,  Bayein, 
«4.  Not.  1716); 

I)  mit  fremden  Segesen,  Sichlen,  Strohmeskero,  Wetcsteioen,  Futterklingen,  Spaten 
(Württemberg,  12.  Juni  1607,  1.  Juli  1609,  Sachsen,  19  Juli  1781,  22.  Okt.  1798, 
Brandenburg,  28.  Juli  1728,  18.  März  1724); 

m)  mit  ausländischen  thönernen  Tabakspfeifen  (Sachsen,  27.  März   1790); 

n)  mit  Tyroler-,  Negger-  (Neckar)  u.  Brandwein  (Bayern,  24.  Nov.  1676 ;  ähnl.  auch 
Brandenburg,  1748  n.  1767). 

1)  Das  Verbot  der  ausländischen  Waren,  auf  denen  hoher  Zoll  ruhte,  erklärt  sieh 
s.  T.  auch  durch  die  Befürchtung,  sie  könnten  zum  Schleichhandel  verführen,  wodurch  nicht 
blofs  Professionisten  —  deren  Schutz  ja  das  Leitmotiv  aller  dieser  Erlasse  bildete  — 
sondern  auch  ,,das  gemeine  Wesen  wegen  der  unwirksam  K^ioAchten  polizeilichen  Auf- 
sieht und  ebenso  das  landesherrliche  Interesse  leiden  würden'  (Bergius,  Polizey-  u.  Ka- 
meralmagazin,  S.  818). 

2)  Vgl.  Bcrgius,  Polizei«  und  Kameralmagazin,  S.  818. 
8)  81.  Jan.   1799. 
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Richard  Rdts^^r, 


und  andere  Kram*  uad  HaüdwerkswareQ,  wie  auch  ausländische  Glas- 
waren. 

Selbst  noch  unter  dem  17.  Nov.  1747  erließ  Friedrich  der  Große, 
da  er  miUfälligst  wahrgenommen  hatte,  daß  solchen  „Verbothen  nicht 
nachgelebet  würde  u.  s.  w."  ein  „erneuertes  und  geschsirftes*'  Edikt, 
welches  im  großen  und  ganzen  sich  ats  ein  unveränderter  Abdruck  des 
vorigen  darstellt.  Als  Motiv  wird  hier  außer  den  schon  obeo  ge- 
nannten noch  angegeben,  daß  der  ^einfältige  LaDdmann^  vor  Be* 
trügereien  geschützt  werden  müsse. 

Die  trotz  jener  Verbote  im  Lande  umher  Haasiereaden  wurden 
mit  schweren  Strafen  bedroht  So  sollten  diejenigen,  welche  mit  be- 
spanntem Fuhrwerk  umherzogen,  mit  10,  die  anderen  mit  5  Thlr. 
(bezw.  vier-  oder  zweiwöchiger  GefäJignisstrafe)  und  durchgängiger 
Konfiskation  der  Waren  belegt  werden  *),  Außerdem  konnten  ihaen 
—  namentlich  im  Wiederholungsfalle  —  Wagen  und  Pferde  wegge- 
nommen werden  ^).  In  manchen  Staateo  wurden  sie  u.  a.  noch  „neben 
den  Geld-  mit  Leibesstrafen  nachdrücklich^)  angesehen'*,  in  Bayern 
im  WiederbetretuDgsfalle  sogar  mit  einem  Jahre  Zuchthaus   belegt  *). 

um  nun  die  Bestrafung  dieser  Hausierer  zu  ermöglicbeo,  wurden 
nicht  nur  die  Beamten,  sondern  auch  die  Bewohner  der  Städte  und 
Dörfer  zur  Denunziation  aufgefordert.  Hohe  Belohnungen  wurden 
denselbea  in  Aussicht  gestellt.  Manche  Verordnungen  verspracheo  ihnen 
die  Hälfte  vom  Erlös  der  konfiszierten  Waren,  die  andere  Hälfte  sollte 
der  Pönalkasse  zufließen^),  manche  den  dritten*),  andere  deo  vier- 
ten ')  Teil. 

Diese  Strafe  suchte  der  Hausierer  natürlich,  wo  es  ging,  zu  um- 
gehen, sogar  brauchten  „die  Juden  und  andere,  welche  beim  Hausier- 
handel betroffen  wurden,  die  Eniacbuldigung,  daß  sie  nicht  aus  eigener 
Bewegung  in  die  Häuser  gegangen",  sondern  dahin  ».berufen''   worden 


i)  Suchien,  88.  Aug.  1773,  vgL  3i,  Jau.  1799,  lt.  Des.  1771  (b«i  HAasiorom 
mit  «U5U  Tttbak),  vgl.  Kbül.  Brandenburg,  2.  Jm,  1762,  iuch  DiiyerD«  1806  u,  1808; 
NassaU'Ktitz  «nein  bogen,  1711;  Württemberg,  13.  Juni  1604  (zwetusig  Pfand 
Ueller  ,,Strüff%  1.  JuU  1609,  9  Sept  16L6,  34.  Sept.  1649,  17,  Juni  17t0  (bei  Hand- 
werka  pfusch  ern :  Straff  von  zeheo  G  dl  Jen  nebst  Konfiikation  des  HandwerkAt  ^*  U.  B«- 
atraffunil  mit  dem  opere  publico,  vgh  B&ch«rp  a.  a.  0.,  8,  SSL 

S)  Brandenburg«  SL  OkL  1702. 

S)  MeckUnbnrg'Schweriu»  16  April  1749,  Bayern ,  6  Sept  170S,  27.  Aag. 
1787,   10.  J«ö.  1800,  6.  Okt.  1801  (6  Tbaler), 

4)  Bayern,   16.  Okt.   1788. 

5)  Brandenburg^  8    Mlrs  17 U. 

6)  Württemberg,  1.  Juli   1609. 

7)  M.-i^chnrerin«  16.  April  174»,  Bayern,  84.  Nov.  1674,  &.  Okt.  1801.  -^ 
In  eiuetti  bayerischen  Ertafi  (89.  April  108O)  heifj^t  es:  Jeder,  der  die  Hausierer  anfbriogt 
u  die  Beamten  erhalten  je  '/^  Reoompens,  damit  »ie  .^nir  ihre  Mühe  eine  Geg«nergdt2« 
lichkeit  empfinden'',  die  übrigen  ^/^  geben  an  die  Hofkammer;  in  einem  anderen  ||vom 
8.  Sept.  17S2)  soH  der  Denunziant  nur  7}i  erbalten,  vom  Rest  erhielt  die  Hfttfte  (6  Gut* 
den)  die  Kammer^  ^/^  (2  Golden)  der  Orlsvogt  oder  Bürgermeister  und  ^/^  (3  Gulden)  das 
Handwerk«  —  Häcb«!  beieicbuend  (Hr  den  brandenburgiachen  Militiü-gtaat  ht  das  Edikt 
vom  87.  kf&ra  1737,  in  welchem  den  „Bauern  auf  dem  platten  Lande^' fUr  jeden  Hausierer 
den  sie  dennnzieren  eine  Belobnnng  von  10  Rthir,  «»^i«  v'or  einen  ssrückg«* 
brachten  Deserteur^*  in  Aatsicht  geatellt  wird. 
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«den.  Diese  naheliegende  Ausflucht  wollten  die  seßhaften  Kaufleute 
natürch  nicht  gelten  lassen.  Freilich  macht  es  einen  sonderbaren  Ein- 
druck, wenn  die  Berliner  Kaufleute  von  der  Regierung  verlangen,  daß 
isämtlichen  Einwohnern,  sie  ,3eyen  königliche  Bediente  oder  Bürger'^ 
auf  ihre  Pflicht  und  Eid  anbefohlen  werden  möchte,  die  „ohngeruffen'' 
in  die  Häuser  kommenden  Hausierer  oder  ihre  Waren  anzuhalten^) 
und  sie  der  Polizei  zu  überliefern. 

Konnte  der  Hausierer  seine  Strafe  nicht  sofort  bezahlen,  so  wurden 
ihm  seine  Waren  verkauft,  und  auch  diejenigen  sollten  ohne  Ent- 
schädigung zurückgefordert  werden,  welche  er  schon  an  die  Käufer 
„sie  seyen  von  Adel,  Beamte,  Pächter  oder  Bauem^^  abgesetzt  hatte. 
Was  an  Geld  über  die  Strafsumme  gelöst  wurde,  floß  in  die  Accise- 
kasse  und  wurde  zu  deren  „Profit  berechnet",  im  Falle  der  Erlös  je- 
doch nicht  zur  Bezahlung  der  Strafe  hinreicht,  sollte  der  „Jude^'  so 
lange  in  Haft  bleiben,  bis  er  den  fehlenden  Betrag  geschafft  hatte  ^). 

Solche  Strafen  wurden  jedoch  nicht  allein  über  die  Hausierer  ver- 
hängt, audi  die  Käufer  waren  denselben  unterworfen.  Diese  mußten 
gewärtig  sein,  daß  ihnen  die  erstandenen  Waren  wieder  abgenommen 
und  sie  selbst  „vor  jeden  Thaler  erhandelter  Ware  in  4  Thlr.  Strafe"  ver- 
fiEiUen  würden,  davon  der  Angeber  jederzeit  den  dritten  Teil  haben 
sollte»). 

Diese  Edikte  wurden,  damit  sich  niemand  mit  der  Unkenntnis  der- 
selben entschuldigen  könnte,  wiederholt  publiziert  und  zwar  „sowohl 
in  den  Städten  an  den  Rathaustüren  und  anderen  publiqaen  Oertern 
als  auf  dem  Lande  in  den  Krügen  überall  angeschlagen  und  in  gehöriger 
Weise  in  den  Kirchen  oder  vor  den  Kirchthüren  nach  jedes  Gewohn- 
heit abgelesen^^^). 

Noch  nach  anderer  Seite  suchte  man  die  Thätigkeit  des  Hausierers 
unmöglich  zu  machen.  Die  Wirte  erhielten  strengen  Befehl,  einen 
Hausierer  nicht  mehr,  wie  sonst,  „8  Tage  und  mehr^^  über  Nacht  zu 
behalten  und  ihm  nicht  zu  gestatten,  die  Umgegend  „abzugarten", 
sondern  ihn  gleich  den  nächsten  Tag  wieder  fortzuschicken^). 

Es  ist  kaum  denkbar,  daß  an  Verboten,  Drohungen  und  Vor- 
sprechungen mehr  geleistet  werden  kann,  als  hier  in  diesen  Erlassen 
geschah.  Trotzdem  war  und  blieb  alles  vergebens.  Die  Polizei  war 
nicht  imstande,  diesen  Anordnungen  Gehorsam  zu  erzwingen^). 


1)  Brandenbarif,  8.  Mars  1715. 

2)  Braodenbnrg,  27.  März  1787. 

8)  Brandenbarg,  7.  Aag.  1743,  Bayern,  24.  Nov.  1676  u.  29.  April  1680. 
In  Sachsen  sollten  die  Käufer  ohne  Rücksicht  auf  die  entnommene  Ware  immer  mit 
5  Thlr.  beiw.  mit  14  Tage  Gefängnis  belegt  werden;  von  den  Geldstrafen  ge- 
bdrte  dl«  Hälfte  dem  „Angeber'-. 

4)  Brandenbarg,  7.  Aug.  1743  o.   17.  Nov.  1747. 

5)  Bayern,  d.  29.  April  1680. 

6)  So  konnte  es  geschehen,  daCs  in  den  Mandaten  Klage  gefdbrt  wurde,  die  „er- 
lassenen Befelch  dienten  aar  eignen  Beschimpfung  just  in  dem 
Gegenspiel  au  dessen  Einführung,  was  die  Regierungen  so  offt  und 
wiederholt  ernstlich  verbotten  ei  n  snf  Qh  ren**.  Bayern,  d.  29.  April 
1680. 


Ricliard  Rdss^er^ 


Auch  hier  verlaogte  man  die  M  i  i  h  i  I  f  e  d  e  s  P  u  l>  I  i  k  u  Di  s ,  welche» 
den  ,»Land-  und  Ausreutern , , .  assistieren'*  sollte  0*  Di^se  Aufforderung 
scheint  sehr  nötig  gewesen  zu  sein,  denn  „gar  öfters  wurde  ihnen  von 
denen  abgedankten  und  auf  dem  Invaliden-Efat  stehenden  Sotdaten, 
welche  sich  selbst  des  verbotenen  Handels  anmaßten,  übel  begegnet 
und  sie  mit  scbiropflichen  Worten  und  anderer  Thätlichkeit  hart  an- 
gegriffen*' ^). 

Wiederholt  wird  freilich  auch  über  die  Nachlässigkeit  und  Kor- 
ruption dieser  „Land-  und  Polizeireuter'*  geklagt  ^%  die  nicht  energisch 
genug  die  Erfüllung  ihrer  Vorschriften  beobachteten  und  sich,  was  bei 
ihrer  geringen  Besoldung  nicht  eben  verwunderlich  erscheint,  oft  be- 
stechen ließen^).  Andererseits  klagt  man  über  ,,di6  Konnivenz  der 
Gerichtsobrigkeiten  und  Schulzen  in  den  Dörfern'',  die  den 
Hausierern  durch  die  Finger  sähen  und  dafür  von  ihnen  die  Ware  zum 
Einkaufspreis  erhielten.  Die  Hausierer  wüßten  sich  aber  dafür  beim 
gemeinen  Landniann  schadlos  zu  hatten  und  brächten  dies  dadurch 
doppelt  wieder  ein.  Die  genannten  Beamten  wurden  gleichfalls  mit 
Strafen  (50  bezw.  10  Thr.)  bedroht  ^y 

Die  Mitte  zwischen  dem  stehenden  und  dem  umherziehenden  Ge- 
werbebetriebe bilden  die  Märkte,  Hier  suchte  keiner  den  anderen 
in  seiner  Behausung  auf,  Verkäufer  und  Käufer  kamen  am  dritten 
Orte  zusammen.  Für  sie  war  in  dem  Maße,  wie  der  seßhafte  Handels- 
stand  sich  entwickelte,  ein  unbedingtes  Bedürfnis  gleichfalls 
nicht  mehr  vorhanden.  Sie  wurden  jedoch  von  den  Behörden  setir 
begünstigt  und  auch  vom  Konsumenten,  welcher  in  ihnen  Preisregu- 
latoren für  das  seßhafte  Gewerbe  erblickte,  gern  besucht.  Hier  wurde 
auch  bald  für  den  sonst  geächteten  und  ausgewiesenen  Hausierer  eine 
Freistätte  geschaffen.  Fast  alle  Berichte  erklären  ausdrücklich,  daß 
©r  —  auch  der  Welsche  —  auf  den  Märkten  sein  Gewerbe  treiben 
dürfe  ö).  Wiederholt  und  streng  war  jedoch  das  Hausieren  unterwegs 
von  und  nach  den  Jahrmärkten  und  Messen  untersagt  0.  Um  hier- 
über eine  Kontrolle  zu  ermöglichen,  mußten  solche  Hausierer  ihre  Waren 
in  der  ersten  Grenzstadt  versiegeln  lassen  und  dann  in  dem  Markt- 
orte ^ich  unverzüglich  zu  dem  „Steuerbedientea*^  begeben  und  des  ,»ohfl- 
verletzte  Steuersiegel"  vorzeigen,  nach  dem  Hausieren  jedoch  vor  Ver- 


1)  BrandeobarK,  S5.  Dez*  1780;  nmyern,  S9.  April  1680. 
J)  BTÄndenburg,  17.  Nov.   1747. 

3)  Braudeuburg,  24.  Aprit   1720. 

4)  Für  ein  solche»  Vorgehet)  »ollten  sie  kassiert  und  in  die  Kirre  gfla[»aui)t 
werdeo.     Br»ndeaburg,  7.  Äug*  174S  uud   17«  Nov.  1747;  iibiilich  Bnjeni,   16«  Okr.  1788. 

6)  BraodeDbttrg,  7.  Aug.  174S  and  17.  Nov.  1747;  jihollch  Hajero,  16,  Jan.  1649, 
t0.  April  1680  o.  1788  (20   Rtbr,);  WOtttemberg,  S4.  Jooi  1710  (20  Thlr.). 

6)  „Dafü  ftie  «off  den  fiejen  Jur*  ond  Wochenoi&fkleD  ihre  WaaUreQ  ftU  fa&ltfto 
und  bojciiewen  Juanen  mogei».*'  Würtfemberg,  1.  Mni  1551;  ftbnJi^'fa  Bayern,  S9.  April 
1680,  16.  Jaai  1649,  14.  Jum  1710  u«  9.  w.;  M.-Scliwuna,  !£4.  April  1808;  CaJnibicb, 
10.  April  1718;  Öcb»ii«nbttrg,  Kap.  67  (1717).  Einige  Verordnungen  wollen  dem  Haii- 
aler«r  freilich  aocb  dl e»ea  Recht  nicht  einmal  zugestelieu ;  so  Nassau-Catzetiettibogeii,  1711; 
BAjero,  10.  Jan.  u.   10,  Juni   1800,  31.  Jani   1801»  ebenso   1808. 

7)  Württemberg,  9.  Sept.  1616;  Bayern,  29.  April  1691;  26.  Juo.  1774  vergl. 
Aoch  Bergius,  i^.  311. 
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lassen  der  Stadt  ibreD  Packen  wieder  versiegeln  lassen  0*  Unter  be- 
sonders scbarfer  KontroUe  standen  sie  in  HanDOver.  Hier  batte  man 
den  Eaufmannsinnungen  gestattet,  auf  ibre  Kosten  sieb  mebrere  Auf- 
seber zu  baUen,  die  genau  auf  die  Hausierer  zu  acbten  und  sie  in 
ihrer  Tbätigkeit  und  auf  ibrem  Wege  zu  kontrollieren  batten.  Ibnen 
war,  ebenso  wie  den  Vertrauensleuten  der  Innungen,  das  Recbt  zuge- 
standen worden,  zu  jeder  Zeit  durcb  die  Bebörden  eine  Visitation 
der  Hausierer  zu  yerlangen  und  je  nacbdem  eine  Pfändung  oder 
anderweite  Bestrafung  derselben  zu  yeranlassen  ^). 

Interessant  und  lebrreicb  für^die  Beurteilung  der  ganzen  Frage 
ist  es  nun,  zu  beobacbten,  daß  in  späterer  Zeit  diese  Verbote  immer 
nur  einen  Scbritt  gesen  die  Hausierer  bedeuten,  denen  recbt  oft  dann 
solort  wieder  ein  Scnritt  nacb  rückwärts  folgt,  indem  nämlicb  nacb 
einem  Verbot  alles  Hausierens  auf  Vorstellung  der  besonders  da- 
durch betroffenen  Kreise  eine  Erlaubnis  desselben  für  gewisse 
Waren  folgt. 

Mit  diesen  Ausnahmen  erlangten  nacb  und  nach  neben  den  Inter- 
essen der  zünftigen  Handwerker  und  Kleinkaufleute  auch  die  Interessen 
anderer  nichtzünftiger  Gewerbetreibender  die  erwünschte  Berück- 
sichtigung. Das  am  10.  Juli  1719  in  Sachsen  erlassene  Hausierverbot 
wurde  z.  B.  unter  dem  4.  Juli  1720  „in  dem  erzgebirgischen  Creysse, 
wie  auch  in  der  Oberlausitz  bis  auf  weiteres^'  suspendiert,  weil  da- 
durch den  betreffenden  Untertbanen,  welche  sowohl  mit  Spitzen, 
Kräutern,  OUtäten  u.  s.  w.  bandeln  . .  .  zumal  bei  den  jetzigen  „ohne- 
lun  sehr  nabrlosen  Zeiten  ihr  Bewerb  und  Nahrung  meistens  ent- 
zogen würde'). 

Die  notwendige  und  nach  jedem  Verbote  immer  wieder  hervor- 
tretende Betonung  der  Interessen  dieser  nicbtzünftigen  Untertbanen 
bildete  allenthalben  die  Vorbereitung  für  eine  Hausiergestattung,  die 
anfangs  freilich  immer  noch  als  Ausnahme  galt,  später  aber  Regel 
wurde. 

Eine  solche  Ausnahmestellung  wurde  in  Brandenburg  den  Sieb- 
machem  und  Olitätenkrämern  zugestanden,  denen  sogar  das  Hausieren 
auf  dem  Lande  erlaubt  war,  nur  durften  sie  keine  kurzen  Waren  mit 
sich  führen^).  In  gleicher  Weise  waren  begünstigt:  die  Hausierer 
mit  Messern,  Scheeren,  schlechten^)  und  mit  Holz  beschlagenen 
Tabakspfeifen,  Knöpfen,  schlechten  Schnallen,  Hecheln,  Mausefallen. 
Auch  den  „Bielefeldiscben  und  Ravensburgischen  Hopfers'^  (auch 
Hepphters)  war  das  Hausieren  mit  Bielefeldi^cher  Leinwand  in  den 


1)  Schtofliiebes  HaosierpateDt  Tom  Jahre  1750. 

2)  Bergiu9,  PoUtei-  und  Kameralmagasin,  S.  318  ff. 

3)  Aebnlich  1760  n.  1761;  Tergl.  ancb  Bayern  1808. 

4)  Brandenbarg,  26.  April  1718  u.  27.  Mars  1737. 

6)  Der  Aaftdruck  schlecht  bezeichnet  sur  Genüge,  dafs  man  selbst  bei  dieser 
Erlaubnis  immer  noch  an  den  Schutz  des  Handwerkers  und  »einer  knoütTolIeren  Erzeugnisse 
dachte.  Man  wollte  dem  Landbewohner  der  wenig  fruchtbaren  Gegenden  helfen,  ohne  dem 
stSdtiacben  Handwerker  zu  schaden.  BAan  hatte  sonach  einen  Zustand,  zu  dem  neuer- 
dings wieder  Tiele  vorschlagen,  zurückzukehren:  Gestattung  des  Hausierhandels  für  den 
Selbsterzeuger  der  Waren,  aber  Verbot  desselben,  wenn  er  blof^er  Zwischenhandel  ist. 


Blichard  Eös&^er, 


Städten  nach   wie  vor  frei  gegeben.     Auf  dem  Lande  aber  —  wurdl 
warnend  hinzugefügt    —   ,,m(is8en   auch  diese  sich  alles  Hausierens 

enthalten"!)' 

lü  den  meisten  Fällen  war  die  Konzessionierung  jedoch  eine  be- 
dingte, sie  galt  nur  für  die  im  In  lande  erzeugten  Waren  ^)* 

Eine  Ausnahmestellung  in  Bezug  auf  den  Vertrieb  hatte  man 
frühzeitig  in  allen  Staaten  den  landwirtschaftlichen  Prod  uktea 
zugestanden.  Da  es  „an  Zufuhr  einiger  höchst  nötiger  und  fast  unent- 
behrlicher Lebensmittel  in  den  Städten  bisher  öfters  geman;^elt  hat*', 
war  nicht  nur  den  Landleuteu  gestattet,  „l^yer,  Hüner  und  andere 
Feder-Vieh,  auch  Stück^'en  Butter  und  Gartengewächse"  nach  der  Stadt 
zu  bringen,  sondern  es  sollte  auch  allen  denjenigen,  welche  „auf  solche 
Art  ihre  Nabrnng  suchen  wollten,  freistehen,  diese  Waren  auf  dem 
Lande  aufzukaufen  und  in  der  Stadt  feüzutrageni  doch  durften 
8ie  erst  um  die  Mittagszeit  in  die  Häuser  gehen,  damit  vorher  ein 
Marktpreis,  nach  welchem  sie  ihre  Waren  verkauften  mußten»  sich 
bilden  konnte^)  und  der  Marktverkauf  selbst  nicht  geschädigt  wurde. 

Um  eine  solche  HausiercrlaubuiB  zu  erlan.[;en,  mußte  der  Bewerber 
das  Bürgerrecht  in  einer  Stadt  erwerben,  „sich  mit  eigenem  Feuer  und 
Herd  wirklich  ansässig"*)  gemacht  haben  und  nicht  etwa  bloß  „Pfahl- 
bürger"^) sein.  Erst  später  erstreckte  sich  dte  Erlaubnis  auf  alle 
Unterthanen,  aber  auch  dann  nur  auf  diese. 

Die  Unterthanen  mußten  entweder  mit  Accis-Passierzetteln  ver- 
sehen sein  oder  sich  mit  glaubwürdigen  von  ihrer  Obrigkeit  ausge- 
fitellten  „Attestaten'*,  daß   sie  nur  inländische  Waren   führten,   legiti- 


1]  Dtr  Unterschied  zwtseh«;n  Stftdt  und  Land,  der  !d  Preufdea  gem«cht  wurde,  be- 
deutete wiederatD  eine  Beg^üosligiing  des  sefs^fa&ft^ti  ßetriebes;  denn  d&durch  wa,r  dem 
U)iu;»ierer  von  vornherein  die  Mdglichkeit  einei  grofseren  AbsatzeB  ab^eächaittea  and  dor 
LaDdmaao  inrolge  der  m&ngelndea  K&afgelegdQheit  gezwungen,  OAch  wie  vor  zur  Dackang 
seiner  Bedürfnisse  den   Weg  nach  der  Stadt  zu  macheiK 

2)  So  in  Bayern  1808,  Die  Waren  mursteo  «^inlandisehe,  d.  h.  im  Umfange  det 
Staates  produzierte  Fabrikate  oder  eigene  Handarbeiten**  »ein,  -^  Auch  in  HannoTer 
gevtattete  man  den  Bausiervertrieb  mit  derartigen  ieibstgefcfiigten  Waren  (z.  E,  aach 
mit  »elbstgeknütteten  Strümpfen,  Mützen  u,  i,  w,),  die  »on*t  die  Leute  nicht  würden  ia 
den  Handel  bringen  können  und  wodurch  auch,  da  sie  keinem  besoaderen  Hundwerkt 
sogehörig  zu  »ein  pflegten,  dem  Handwerke  ein  Nachteil  nicht  erwachsen  konnte  (vergl. 
BergiuS)  S.  317).  —  Für  Sachsen  kamen  za  den  genannteti  Waren  noch  hinsa:  MuldeDt 
Sensenbftumef  Laden,  Schachteln,  hölzernen  Schippen«  Schindeln  und  Teller,  Arzneien 
und  SpiUen,  »owic  die  kurzen  oder  Nftdler waren  gjgen  Vorzeigung  eines  Zetignlaaez, 
dafs  aolche  im  Lande  gefertigt  seien.  Vergl.  die  Verordnungen  vom  22.  April!  1763. 
Ein  Unterschied  awischen  Stadt  nnd  Land  wird  in  diesen  nicht  gemaelit  SpJiter  worde 
diese  Erl&abnis  noch  ausgedehnt  auf  i  n  läud  i«  c  h  e  Otaswaren,  Tabak,  Pfeifen,  Tuch  der 
Fioiterwalder  Trippmacher,  Zwillich,  Leinwand  and  Baomwoll waren  (Res kr.  vom  II.  Dez, 
1771.  27,  Mira  1790  n.  31.  Bfftrs  1799). 

5)  Brandenburg,  7.  Aug.  1743.  Auch  io  Saebten  zollten  die  Viklualien  wie 
fiberhaupt  alle  Esculenu,  dafern  nur  selbige  unter  die  Uaterialwareo  der  Kraamer  und 
Materialisten  nicht  gehören,  sowie  B&ckerwaran  vom  Verbot  aasgenommen  lein,  Man- 
date vom   10.  Juni  1751  n.  S2.  ApHI  1752. 

4)  M,'SckwerjD,  2t,  Jan    1792. 

5)  Bayern,  29.  April  1680;  Bayern,  USO ;  vergL  Sachsen,  22.  April  1752,  27.  UfLnt 
1790  tt.  B.  w«|  vergl.  auch  Ko.  19  des  hannoverschen  Staatsanseigers  vom  IS,  Mai  1724; 
I.  Bergioa,  a.  a.  O.,  S    517. 
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mieren  können*).  Bei  Erteilung  solcher  Scheine  sollte  in  erster  Linie 
auf  die  Nützlichkeit  der  Ware  Rücksicht  genommen  werden;  außerdem 
war  ein  Zeugnis  über  das  moralische  Verhalten  des  Gesuchstellers  bei- 
zufügen. Bevorzugt  wurden  solche  Personen,  welchen  ohne  das  Hau- 
sieren die  Verwertung  ihrer  Waren  unmöglich  wäre  oder  deren  nütz- 
liche Beschäftigung  sonst  gehemmt  würde  ^).  Das  Hausierpatent  war 
unübertragbar  und  durfte  nur  im  Falle  der  obrigkeitlich  attestierten 
Krankheit  des  Inhabers  einem  Familienmitgliede  überlassen  werden; 
es  wurde  wieder  entzogen,  sobald  sich  herausstellte,  daß  der  betreffende 
Hausierer  unter  dem  Verwände  des  Hausierens  dem  Müßiggange  oder 
Bettel  oder  wohl  gar  dem  liederlichen  Leben  nachgehen  wollte^). 
Waren  die  Hausierer  aber  einmal  privilegiert  worden,  so  wurde  ihnen 
gestattet,  sich  auch  Knechte  zu  hidten^);  mit  der  Erlaubnis,  sich  eines 
Fuhrwerks,  einzelner  Pferde,  Esel  oder  eines  Schiebkarrens  bedienen 
zu  dürfen,  zögerte  man  jedoch  länger  ^). 

Mit  besonderer  Sorgfalt  wurde  darauf  geachtet,  daß  die  Hausierer 
keine  Schleich-  und  Nebenwege  gingen^) 

Die  ausgegebenen  Hausierpatente  sollten  aber  anfangs  eine  gewisse, 
angenommene  Bedürfnisgrenze  nicht  überschreiten.  Es  wurde 
daher  von  der  Lokalobrigkeit  verlangt,  daß  sie  ein  Verzeichnis  über  die 
Anzahl  der  Patente  und  patentisierten  Waren  anfertige,  nach  welchem 
die  Frage  des  weiteren  Bedürfnisses  ermessen  werden  sollte^). 

Man  war  sonach  bezüglich  der  Auffassung  des  Hausierhandels 
nach  und  nach  in  ein  anderes  Stadium  eingetreten.  Zur  Zeit  der 
Innongserlasse  handelte  es  sich  um  das  Verbot  des  Hausierens  über- 
haupt. Man  hielt  die  Thätigkeit,  den  Käufer  in  seiner  Wohnung  auf- 
zusuchen, für  illegitim,  für  unlautere  Konkurrenz.  Dieser  Standpunkt 
wird  noch  in  den  frühesten  Regierungserlassen  vertreten.  In  den 
späteren  Edikten  aber  war  es  nicht  sowohl  die  Thätigkeit  des  Hau- 
sierens mehr,  auf  welcher  der  Nachdruck  beim  Verbote  ruhte,  sondern 
es  sollte  hauptsächlich  die  fremde  Nationalität  des  Hausierers 
und  die  ausländische  Herkunft  der  Ware  durch  dasselbe  ge- 
troffen werden.  Hatten  die  Innungserlasse  außer  dem  Schutze  der 
Rechte  jedes  einzelnen  Innungsmitgliedes  gegen  die  anderen  und  der 
zünftigen  gegen  die  nichtzünftigen  einen  Abschluß  von  Stadtgebiet 
gegen  Stadtgebiet  zur  Folge,  so  wird  durch  die  späteren  Mandate  eine 


1)  Den  TrippmacherD  zu  FiDsterwalde  wnrde  aurserdem  uocb  vorge- 
»chriebeDy  aaf  dem  oben  erwähnten  „Land-  und  Oeneral-Accis-Passierietter*  die  An- 
sah! der  som  Vertrieb  bestimmten  Stücke  nach  dem  ,yWerte  und 
Bllenbetrage'*  anzugeben  und  vor  ihrer  Weiterreise  ihre  in  der  Stadt 
gemachte  „Losung**  zu  nennen  und  auf  die  Rüclcseite  des  Zettels 
schreiben  zu  lassen  (Sachsen,  9.  Jan.  1782). 

2)  Bayern,  1808. 
9)  ebenda. 

4)  M.-Schwerin,  16.  April  1749  und  ebenda,  11.  Dez.  1798;  Sachsen,  10.  Juli 
1788 1  Tergl.  auch  Berginsi  a.  a,  O.,  S.  311. 

5)  M.-Schwerin,  11.  Dez.  1798  und  Cnimbach,  20.  April  1713. 

6)  M.-Schwerin,  11.  Dez.  1798. 

7)  Bayern:  1808. 
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Trennung  der  Staaten  von  einander  bezweckt  und  erreicht.  Innerhalb 
eines  Staatsgebiets  war  jedoch  den  Kausierern  eine  gewisse  Freiheit 
zugestanden. 

In  der  Meinung,  den  Vertrieb  des  iol&ndischen  Fabrikats  dadurch 
zu  fördern,  ging  die  sächsische  Regierung  in  der  Vorurteilslosigkeit 
später  sogar  soweit,  den  inländischen  Glasfabrikanten  ^)  zu  empfehlen, 
eigene  verpflichtete  Leute  mit  ihren  „gefertigten  Glaswaren*'  zum 
Hausieren  auszuschicken  ^). 

In  einigen  Staaten  wurde  später  auch  „frembden  Kramern^^  ge- 
stattet, auf  „adeliche  und  freye  Sitze  und  Höfe  und  in  der  fürnehmen 
Officiere  und  Diener  Behausung  ihre  Waren  ungefährt  aus-  und  ein- 
zubringen" ^J.  Diese  Erlaubnis  erstreckte  sich  jedoch  meist  nur  auf 
solche  Artikel,  die  nicht  „bey  denen  Krämern,  sondern  nur  bey  denen 
Hausierern'^  zu  haben  wären*).  Sie  kann  sonach  kaum  als  eigent- 
liche Begünslignng  des  Hausierbandeis  angesehen  werden.  Auch  gelang 
es  den  Gegnern  des  Hausierhandels  oft  genug,  dieselbe  unwirksam 
zu  machen;  und  so  bringen  manche  Reskripte  neben  der  Erlaubnis 
die  Beschränkung,  daß  Hausierzettel  nur  dann  ausgestellt  werden 
dürften,  wenn  dem  „Publiko  dadurch  wirklicher  Vorteil  und  Nutzen 
und  den  inländischen  Krämern  kein  Schaden  zuginge***). 

Vereinzelt  gewinnt  ailerdings  auch  schon  die  Auffassung  Raum, 
daß  die  Hausierer  von  großem  Nutzen  für  die  Konsumenten  überall  da 
seien,  wo  die  inländischen  Handelsleute  die  Waren  nicht  „in  der 
behörigen  Form  und  zu  billigem  Preis'*  feilböten'').  Wenn  daher 
manche  Staaten  gern  bereit  sind,  dem  seßhaften  Handel  gegen  das 
Hausiergewerbe  beizustehen,  so  unterlassen  sie  doch  auch  nicht,  den 
Vertretern  desselben  dringend  anzuempfehlen,  a)  auf  gute  Ware 
zu  halten,  b)  dieselbe  immer  auf  Lager  zu  haben,  c)  die  Waren 
nicht  unbillig  im  Preiß  anzuschlagen,  d)  am  wenigsten  die 
Käu  ff  er  zu  übersetzen  oder  mit  unricbtigeni  Maß  und  Gewicht 
zu  übervorteilen').  Bei  Nichtbeachtung  dieser  Forderungen 
sollen  die  seßhaften  Kaufleute  mit  100  Rthlr.  „unnachlässiger  Geld- 
strafe, auch  nach  Befinden  mit  härterer  Ahndung  angesehen  werden"  *). 

Es  ist  gewiß  sehr  bezeichnend,  daß  hiernach  ein  großer  Teil  der 
Vorwürfe,  die  das  seßhafte  Gewerbe  jetzt  mit  Vorliebe  gegen  den 
Hausierer  erhebt,  ihm  selbst  von  amtlicher  Stelle  gemacht 
werden. 


11  8«ch»eü:  28.  Sept*  1772. 


Württemberg  gestattete  unter  dem   12.  Mai  1607    d*»  H«iiBieren   mit  Segesen 
{SetiAen)  Sichlea  nnd  Strohnneftsern«  alt  sich  jedoch  herauMteUte ,  dafs  diese  Warea  nicht 
vona  ioläad.  Segeaeofakior  eQtoommeo  wordeu  waren,   wurde  »ohon  am  IS.  Jatd  d^solben 
Jahres  die  erteilte  Erlaubnis  wieder  zurückgezogen. 
5)  ScfaaueDburg;   1414^  Cap.  57, 

4)  Baden:  22,  Mai  1771   u.  Bayern:  26.  Jin.   1774. 

5)  Bayern:  10.  April  1749  u«  Baden;  22.  Mai  177. 

6)  Erlaugen:  20.  Februar  1698.     Schaue nburgr  1717,    Cap,  67  und  Baden; 
Mai   1471. 

7)  Bayern;  16.  ApHl  1749. 

8)  Bayer  tK   10.  April   1749. 
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2.    Die  Hansiergestattang. 
a)  Die  Regelung  durch  die  partikulare  Gesetzgebung. 

Aus  diesem  Zustand  der  rein  willkürlichen  Gestattung  entwickelte 
sich  allmählich  eine  Gesetzgebung,  welche  dem  G.  i.  ü.  mehr  und  mehr 
als  eine  regelmäßige  Betriebsform  ansah.  In  Bayern  wurde  das  for- 
melle Hausierverbot,  nachdem  schon  1808  Erleichterungen  geschaffen 
worden  waren,  1825  aufgehoben  ^).  In  Baden  waren  zwar  dem  Namen 
nach  die  schärferen  Bestimmungen  noch  in  Kraft,  doch  sie  hatten 
keinerlei  Bedeutung,  sie  standen  eigentlich  nur  auf  dem  Papier.  In 
Wflrttemberg  gestattete  die  Gesetzgebung  im  Jahre  1807  den  Hausier- 
foetrieb  und  machte  ihn  nur  konzessionspflichtig,  freilich  brachte  sie 
ihn  (wie  auch  die  Thätigkeit  der  Handlungsreisenden)  im  Vagabunden- 
gesetz unter').  Auch  in  Hannover  wurde  mit  dem  1.  Aug.  1847  ein 
Konzessionssystem,  welches  mannigfache  Freiheiten  gegen  die  früheren 
Znstande  enthielt,  eingeführt. 

Trotz  dieser  freieren  Auffassungen  blieb  der  Hausierhandel  noch 
reichlich  durch  polizeiliche  Schranken  aller  Art  eingeengt'),  deren 
Geltang  in  den  meisten  Ländern  bis  zum  Erlaß  der  Reichsgewerbe* 
Ordnung  andauerte.  Die  Signatur  dieser  älteren  Entwickelungsperiode 
der  Hausiergesetzgebung  ist  u.  a.  der  freie  Spielraum,  der  der  Ver« 
walton^behörde  in  Bezug  auf  die  Zulassung  der  einzelnen  Waren- 
kategorien gelassen  war.  Im  allgemeinen  läßt  sich  aber  sagen,  daß 
die  Unsicherheit,  welche  in  der  Gegenwart  die  Gesetzgebung  dieser 
Frage  gegenüber  an  den  Tag  zu  legen  scheint  und  die  schon  in  früheren 
Jahrhunderten  bald  eine  Gestattung,  bald  eine  Verbietung  dieses  Be- 
triebes veranlaßte,  auch  schon  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  das 
Kennzeichen  derselben  war. 


1)  Vid*  Robert  Meyer,  Zur  Geschichte  der  Haasiersteuern  im  Deutschen  Reiche  in 
<«.  äebaoB*,  Finaoserchiv,  II.  Jahrg.,  I.  Bd.,  8.  100.  Ges.  vom  11.  Sept.  1825  die  Grund- 
bettimmoogen  des  Gewerbebetriebes   betreffend. 

2)  Württemberg  hat  jedoch  später  seine  Gesetzgebung  wiederholt  geändert,  so 
1818,  1836  and  darch  eine  VerfQgnng  des  Ministeriams  des  Innern  vom  5.  April  1861, 
betr.  die  Ordnang  des  Haosierwesens.  In  allen  befinden  sich  schärfere  Bestimmangen 
gegen  das  Haosieren  als  in  dem  obengenannten  Erlafs.  Troti  des  scharfen  Tones,  in 
welchem  die  Verordn.  vom  5.  April  1861  gehalten  ist,  mnfs  sie  —  abgesehen  von  den 
alten  Begünstigungen  der  Kesselflicker  u.  s.  w.  —  nicht  weniger  als  130  zum  Hausier- 
betrieb angelassene  Waren  aufzählen.  Dies  ist  gewift  ein  deutliches  Zeichen  dafür, 
da£i  alle  jene  beschränkenden  Bestimmungen  die  immer  wachsende  Ausdehnung  des  Hausier- 
bandals  nicht  su  hindern  vermochten.     Vgl.  R.  Meyer,  s.  a.  O.,  S.  101. 

3)  Wie  arg  die  Unterdrückung  des  Hausierhandels  war,  geht  u.  a.  auch  daraus  her- 
vor, dafs  Bülan,  der  für  die  freiere  Behandlung  desselben  warm  eintritt,  als  er* 
strebenswert  immer  noch  Zustände  verlangt,  die  uns  heute  als  höchst  beschränkend 
und  lästig  erscheinen  würden.  Wenn  der  Hausierhandel  überhaupt  nur  freigegeben  wird, 
dann  will  er  gern  zugestehen,  dafs  den  Vertretern  desselben  allerhand  Schranken  auf- 
erlegt werden,  wie  der  Zwang  regelmäfsige  Wanderbücher  zu  verwenden, 
die  genau  die  Reiseroute  und  die  Aufenthaltsorte  der  Hausierer  vorschreiben; 
femer  kaufmännische  Bücher  zu  führen,  in  welche  der  Hausierer  den 
Ver  k  änfer  sowoh  I  als  auch  den  Käufer  der  Ware  einzutragen  hätte 
1.  s.  w. 
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Sehr    bezeichnend    für  diese  Unsicherheit,  die  die  Regierungen 
dieser   Frage    gegenüber  an    den   Tag   legten,   und   für  die   großen 
Schwierigkeiten,  welche  sich  einer  gleichen  Btihandlung  des  umher- 
ziehenden Gewerbebetriebs  mit  dem  seßhaften  überall  entgegenstellten, 
ist  der  Entwickelungsgang  der  preußischen  Hausiergesetzgehung  unseres 
Jahrhunderts.    In  Preußen   erkannten   einsichtsvolle  Männer,   wie  der 
sacb-  und  fachkundige  Schrötter  sehr  bald,  daß  durch  die  bisher  üb- 
lichen   Hausierverbote  „d«^r  Vertrieb   der  Produkte  erschwert,  mithiH'] 
die  Produktion  selbst  beschränkt,   und   da  nur  durch  ihre  Erhöhung 
dauernd  für  die  Konsumtion    gesorgt  werden  könne,  auch  dieser  ge- 
schadet werde  *)."     So  wurden  hier  durch  das  Edikt  vom  20.  Nov.  1810^ 
nachdem   schon   vorher  einige  Anläufe  dazu  gemacht  worden  waren^ 
jene    beschränkenden   Verordnungen    aufgehoben    und   der   Gewerbe 
betrieb   nach   den    Grundsätzen   der  Gewerbefreiheit   geregelt.     Eini 
Unterscheidung  zwischen  dem  steheinlen  Gewerbe  und  dem  G.  i.  U.  wurde 
jedoch  erst  durch  das  im  folgenden  Jahre  (7.  Sept.  1811)  erschienene 
„Gesetz  wegen  EiDführung  einer  allgemeinen  Gewerbesteuer*'  gemacht; 
denn    auch    in  Preußen  proklamierte  man   die  Gewerbefreiheit,  wie 
20  Jahre  früher  in   Frankreich,  als  ein  Mittel,   eine   Vermehrung 
der  Staatseinnahmen  herbeizuführen,  und  so  wurde,  wie  auch  in 
Frankreich  - ),  der  Betrieb  eines  jeden  Gewerbes,   selbst  eines  bereits 
konzessionierten,  von  der  Lösung  eines  Gewerbescheines,  zunächst  aberj 
auch   nur  von   diesem   abhängig  gemacht*).     Der  jährlich  zu  lösend! 
und  bloß  auf  ein  Gewerbe  gerichtete  Gewerbeschein  gab  seinem  In- 
haber das  Recht,  in  dem  ganzen  Umfange  der  Monarchie,  sowohl  iu^ 
den  Städten  als  auch  auf  dem  glatten  Lande,  das  bezeichnete  Gewert 
zu  treiben.    Im  allgemeinen  konnte  niemandem  der  Gewerbeschein  ver-  ^ 
sagt  werden,  der  Verfügungsfreiheit  und  Unbescholtenheit 
besaß.     Der   Schein   wurde   auf  3  Jahre  erteilt.     Es    wurde    freilichJ 
gewünscht,  daß  sich  ansässige  und  bekauDte  Personen  Jährlich  einmall 
auf  diesem  Scheine  von  der  Polizeibehörde  bestätigen  ließen,  daß  gegen] 
ihre  Rechtlichkeit  keine  begründeten  Beschwerden  vorgekommen  seienJ 
Irgend  welche  Waren  hatte  man  in  diesem  Gesetze  vom  Vertrieb  i.  ü. 
nicht  ausgeschlossen,  nur  bedurfte  der  Handel  mit  den  hoch- 
besteuerten Kolonialwaren  und  einigen  anderen  einer   besonderen  Ge- 
nehmigung. 

Ein  großer  Schritt  rückwärts  geschah  jedoch  schon  nach  wenigen 
Jahren.  In  dem  „Gesetz  vom  30.  Mai  1820  wegen  Entrichtung  der 
Gewerbesteuer*'  wurden  nämlich  dem  Hausierhandel  von  neuem  Be- 
schränkungen auferlegt.    Gewisse  Waren  (Material-  u.  Spezereiwar^n, 


1)  ▼.  Rohrftdieidt,  Auf  dem  Wege  lar  Ofiw^rbelreihtU  in  Preaffteii.  Z«itjc1ir,  fUr 
Litterimr  and  0«scbichte  der  SUaUwisaeDsehaften  hrsg,  von  Knno  FrAnkeDStein  [II.  Bd. 
4,  Hefl,   1897.  S.  283. 

t)  In  PrAckreich  nnterltegt  auch  jetst  der  HjiasierbandeL  f&st  kernen  Beschränkangen* 
In  England  wollte  die  Ke^erntig  diesen  Bandet  «egeo  BegQnsftgung  des  Schteichhandtli 
durch  die  Bauiierer  (Hawkers)  eDergiscli  bescbrünken;  duch  nihm  ihn  hier  das  Parlameoll 
in  Schuti  vgL  dlmezistein,  a.  a.  O.  S.  219. 

3}  Aus  diesem  fiDaDii eilen  Interesse  erklirt  sieb  aucb,  daCs  man  in  Besug  anf  dia 
Znlassang  von  Personen  in  der  Praxis  eher  an  tiberalen  ADBcbanuDgen  gelangte  als  in 
B«tiig  anf  die  Znlassang  ?on  Waren. 
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geistige  Getränke  nUcr  Art,  Zeuge  von  Wolle,  Baunnvolle  und  Seide, 
rein  oder  genjischt)  wurden  jetzt  vom  Verkauf  i.  U.  wieder  ausge- 
schlossen, der  für  diesen  Betrieb  zu  lösende  Gewerl^eschein  sollte  in 
Zakunft  der  Steuererbebung  und  polizeilichen  Kontrolle  dienen.  Seine 
Gölligkeit^dauer  war  anf  ein  Jahr  herabgesetzt  worden,  der  Inhaber 
hatte  denselben  bei  Ausübung  seines  Gewerbes  zu  seiner  Legitimation 
stets  bei  sich  zu  führen  und  hatte  je  nach  dem  Werte  seines  Handels- 
objckts  eine  verschieden  hohe  Steuer  zu  entrichten. 

Mit  ziemlichem  Mißtrauen  wurde  der  G.  i.  U,  in  dem  preußischen 
Hausierregulutiv  vom  28.  April  1824  behandelt.  Dieses  sah  in  ihm 
die  alten  Gefahren  sowohl  für  die  allgemeinen  staatlichen  Einrichtungen, 
wie  besonders  für  das  Wohl  und  Gedeihen  des  stehenden  Gewerbes 
und  suchte  diesen  dadurch  entgegenzuarbeiten,  daß  es  den  Betrieh 
mit  Kautelen  und  Schranken  umgab,  die  sich  hahl  auf  das  Subjekt, 
bald  auf  das  Objekt  bezogen.  Das  Gewerbe  i-  U.  soll  nach  diesem 
Gesetz  nicht  Regel  sein,  sondern  Ausnahme  bilden,  „beschränkt 
auf  den  durch  das  Bedürfnis  des  täglichen  Lebens  und  Verkehrs  be* 
dingten  Umfang  ^)/' 

Die  wesentlichen  für  dasselbe  geltenden  persönlichen  Beschränkungen 
waren:  1)  Als  Altersgrenze  sollte  das  dreißigste  Lebensjahr  angesehen 
werden,  2)  au  ein  und  demselben  Orte  durfte  das  Gewerbe  nur  für 
eine  bestimmte  Zeit,  je  nach  der  Größe  des  Ortes  ausgeübt  werden, 
und  ?i)  durfte  es  der  Hausierer  immer  erst  nach  einer  bestimmten  Zeit 
in  demselben  Orte  wieder  aufnehmen  u.  s.  w.  Auch  der  Kreis  der  für 
dieses  Gewerbe  zugelassenen  Waren  war  sehr  eng  geworden.  Die  Regel 
war  jetzt,  daß  alle  nicht  ausdrücklich  als  erlaubt  angeführten  Waren 
L  ü-  nicht  vertrieben  werden  durften. 

Den  Bestimmungen  von  1811  und  1824  war  noch  gemeinsam,  daß 
t\  Vifte  Gewerhsmann  seine  Produkte  in  seinem  Wohnorte  durch 

i  igen    absetzen    durfte,    ohne    dadurch    zum    herumziehenden 

(laudier  zu  werden;  dies  galt  auch  für  Württemberg*)* 

lu  der  allgemeinen  preußischen  G.O.  vom  17.  Januar  1845  fand 
eine  weitere  Regelung  des  G.  i,  U.  nicht  statt.  Dieses  Gesetz  begnügte 
jrich,  für  dasselbe  auf  die  bisher  geltenden  Bestimmungen  zu  verweisen 
ad  stellte  nur  fest,  daß  die  Erlaubnis  zum  Hausieren  nicht  mehr  vom 
christlichen  Glaubensbekenntnisse  abhängig  sein  sollte. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  waren  die  Grundsätze  der 
Gewerbefreiheit  im  Laufe  der  sechziger  Jahre  gleichfalls  zur  Durch- 
ffthmng  gelangt^)  nur  in  Hannove  r,  M.-Streli  tz,  Hamburg  und 


ti  ll«Te»)  Uor  Gewerbebetrieb  im  Umherzieben  S.  3. 
f)  Bobert  Meyer  a.  *.  O.  S.  103, 
3}  Ul«  b«tf«  Hn»UvTimui)geu  wordon  orlutien  in  r  Hessen  am  6,  Ko7.  184G»  Lippe 
jm    le.  Aprii    18&S,    In    Anh«lt    am    S9*    Mär%    1855.    Lübeck   am    16*   Juli    l$5d, 
~'|ld«n  htir  IT    am    11.  Jtilt   Idßl,    Köimk  reich  Sachsen  um   Iß,  Okr.  18G1   (33,  Juni 
__Ht)»  H,  .It«  Intngcn  am  IG.  Juni   1802,  WaM  ec  k  am  24,  Juni  1862,  S.-Coburg- 
~Clwtha  am  ll,  Milrs  be«w,  26^  Jani  18^5,  KeafsJ.  L.  nm  It.  April  IS63,  S.- Weiiriar- 
ßlBenaFti    am    30.    Ajiril    1863,    Hc  h  warxb  urf^-K  ud  o  Utad  t   am   8.    Ai>n\    1864, 
Brattii*chw(*t(;  am  3.  Autr*  ISd4,  dchwarabiirg-dondorshaastn  am  14,  Nov« 

fmilt  felffi  nA.  XIV  (l.XTX).  Z 
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Bremen  nicht.  Preußen  blieb  bis  zur  Einführung  der  R.G.O.  beim 
Gesetz  von  1 845,  Hannover  bei  der  QXh  von  1847.  Die  s  li c h  s  i  s  ch  c 
G,0.  vom  15.  Oktober  1861  blieb  trotz  ihrer  priozifMellen  Einführung  der 
Gewerbefreiheit  bezüglich  des  Hausierwesens  bei  einem  strengen  Kon* 
Zessionssystem  stehen;  sie  behielt  den  Grundsatz  bei,  im  Hausier- 
handel nur  vs'enige  Waren  zu  gestatten  und  den  Hausierschein  auch 
nur  Personen  von  mindestens  24  Jahren  zu  erteilen.  Die  Bestimmungen 
der  Gesetze  der  süddeutschen  Staaten  waren  im  allgemeinen  dem 
Hausierhandel  günstiger  In  Bayern  hatte  zwar  bis  zum  Jahre  18Üä^ 
Konzessionszwang  mit  spezieller  Aufführung  der  erlaubten  Fälle  ge- 
herrscht, doch  waren  mit  diesem  Zeitpunkt  wesentlich  liberalere  Be- 
stimmungen erlassen  worden.  Hier  war  man  wenigstens  so  weit  vor- 
geschritten, die  verbotenen  Waren  aufzuzählen,  nicht  mehr  wie  früher 
die  erlaubten.  Am  12,  Februar  1862  war  in  Württemberg  eine  ganz 
liberale  Auflassung  zur  Geltung  gekommen:  „Nur  aus  Gründen  der 
Sittenpolizei'^,  heißt  es  in  derselben,  „können  die  Wandergewerbe  von 
polizeilicher  Erlaubnis  abhängig  gemacht  werden".  Auch  in  Baden 
wurden  unter  dem  20.  September  1862  ziemlich  liberale  Verordnungen 
erlassen. 


b)  Die  einheitliche  Entwickelung  der  Gesetzgebung 
über  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  seit  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit, 

ö)  Der  Entwurf  von  1868/69  und  seine  Umgestaltung. 

Dies  ist  der  Zustand,  den  die  deutsche  G,0,  von  1869  vorfindet. 
In  dieser  will  die  Gesetzgebung  eine  anderweite  Regelung  auch  in 
Ansehung  dieses  Betriebes  vornehmen  und  zwar  dergestalt^  daß  sie, 
mit  den  Gesetzgebungen  der  Einzelstaaten  verglichen,  eigentlich  nur 
den  letzten  Schrirt  einer  im  vollen  Zuge  befindlichen  Reform  der  ge- 
werblichen Verhältnisse  darstellt*).  Indem  die  Verfassung  des  nord- 
deutschen  Bundes  die  G.O.  für  einen  Gegenstand  der  Bundesgesetz- 
gebung erklärt,  ist  „diese  G.O,  die  erste  einheitliche  Regelung  des 
Gewerbewesens  für  das  ganze  Gebiet  des  neugegründeten  Staats- 
wesens; und  indem  sie  das  Prinzip  der  Freizügigkeit  für  dieses  Ganze 
durchführt,  bedeutet  sie  für  alle  Einzclstaaten  eine  tiefeingreifende 
wesentliche  Neuemng  —  die  Konsequenz  der  Reichsangehörigkeit  auf 
dem  Gebiete  des  Gewerbewesens**  *),  Für  die  Ausarbeitung  der  am 
7,  April  1868  dem  Bundesreichstage  vorgelegten  G,().  für  den  Nord- 
deutschen Bund  war  im  großen  und  ganzen  die  preußische  G.O.  vom 
17.  Januar  1845  maßgebend  gewesen.  Dieselbe  wurde  der  um  14  Mit- 
glieder verstärkten  Kommission  für  Handel  und  Gewerbe  zur  Vor- 
beratung überwiesen.  Obgleich  dieser  Entwurf  nun  gegen  die  früheren 
Bestimmungen  wesentliche  Fortschritte  in   freiheitlicher  Richtung  ent- 

1865,  Laue  »barg  un  21.  Juli  1867,  S..  A  1  te  nbnr^  am  31.  MI»  1868,  Beufi  i,  U 
•m  Si.  April  1868. 

1)  R,  Mojer,  ».  ».  O.,  8.  ISl. 

S)  R.  Meyer,  •,  m.  O.,  S*  1S9. 
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hielt,  konnte  sich  doch  die  Mehrheit  der  Kommission  nicht  entschließen^ 
der  Regierung  auf  dem  von  ihr  vorgeschlagenen  Wege  durchaus 
zu  folgen.  Die  Wünsche  der  einzelnen  Mitglieder  gingen  z.  T.  viel 
weiter.  Man  wollte  z.  B.  „trotz  des  Widerspruchs  der  Regierungs- 
vertretcr  den  Geschäftsbetrieb  der  Pfandverleiher,  Gesindevermieter 
und  Trödler  von  jeder  Schranke  befreien,  ohne  die  Möglichkeit  der 
Untersagung  dieses  Gewerbebetriebs  einzuführen  u.  s.  w.  ^). 

Infolge  der  vielfachen  Abänderungen,  welche  sonach  die  Kommission 
an  der  Itegierungsvorlage  vornahm,  konnte  sie  in  dieser  Session  nur 
einen  kleinen  TeU  (Tit.  I  u.  II)  des  umfänglichen  Stoffes  bewältigen. 
Sobald  sich  daher  die  W' ahrscheinlichkeit  herausstellte,  daß  der  Reichs- 
tag in  der  laufenden  Session  zu  einer  Beschlußfassung  über  den  Ent- 
wurf nicht  werde  schreiten  können,  beantragten  die  Abgeordneten 
Lasker  und  Miquel  beim  Plenum  die  Annahme  eines  sog.  Notgesetzes '), 
durch  welches  wenigstens  die  Durchführung  der  gewerblichen  Frei- 
zügigkeit im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  ermöglicht  wurde. 

Die  Schwierigkeiten,  die  das  abgelehnte  Gesetz  bei  der  Beratung 
in  der  Kommission  gefunden  hatte,  bewirkten,  daß  im  Bundesrate 
die  Auffassung  Platz  griff,  „nicht  wieder  mit  dem  Entwürfe  einer  all- 
gemeinen G.G.  vorzugehen,  sondern  nur  noch  den  Versuch  zu  machen, 
durch  Spezialgesetze  die  einzelnen  Materien  nacheinander  zu  ordnen, 
und  zwar  zunächst  den  G.  i.  U.  u.  s.  w.  Preußen  aber  machte 
hiergegen  gewichtige  Bedenken  gelten,  und  so  wurde  ein  neuer  Ver- 
such gemacht,  den  Reichstag  für  Annahme  einer  allgemeinen 
Gewerbeordnung  zu  gewinnen.  Dieselbe  gelangte  im  Entwurf 
unter  dem  4.  März  1869  an  den  Reichstag. 

um  einem  Zusammengehen  des  Reichstags  mit  den  Regierungen 
von  vornherein  den  Weg  zu  ebnen,  ließ  der  Bundesrat  erklären,  daß 
er  den  neuen  Gewerbegesetzentwurf  nicht  so  auffasse,  wie  man  etwa 
eine  Verfassung  ansieht,  an  welcher  man  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
nichts  zu  ändern  gedenkt,  sondern  vielmehr  als  die  Grundlage,  auf 
welcher  sich  die  Gewerbegesetzgebung  des  Bundes  weiter  entwickeln  solle. 

In  der  (10.)  Sitzung  vom  18.  März  schon  fand  die  erste  Be- 
ratung über  die  Novelle  statt.  In  dieser  wurde  beschlossen^  die  beiden 
im  vergangenen  Jahre  durchberatenen  ersten  Titel  sogleich  in  zweiter 
Lesung  im  Plenum  zu  behandeln,  den  dritten  Titel  (=  G.  i.  U.)  je- 
doch an  eine  Kommission  von  28  Mitgliedern  zu  verweisen. 

Die  Vorschriften  dieses  Titels  beruhten  auf  dem  Grundgedanken, 
daß  das  G.  i.  ü.  mit  dem  stehenden  gleichberechtigt  und  für  die 
bürgerliche  Gesellschaft  nicht  weniger  nutzbringend  und  vorteilhaft 
sei  wie  dieses,  und  daß  es  daher  nicht  ferner  das  „Stiefkind  der  Gesetz- 
gebung bleiben  dürfe^^  Demgemäß  sollten  nur  diejenigen  Beschränkungen 
als  berechtigt  anerkannt  werden,  welche  durch  die  Rücksicht  auf  die 
öffentliche  Ordnung,  Sicherheit  und  Sittlichkeit  geboten 
seien. 


1)  T.  Bödiker,  Dm  Gewerberecht  des  deaUchen  Reichs.     Berlin  1888,  S.  10. 
1)  Angenommeo  am  8.  Jall  1868. 
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Sonach  mußte  dieser  Entwurf  inanchcrlei  und  bedeutsame  Ver- 
änderungen gegen  früher  mit  sich  bringen.  Bisher  war  die  polizeiliche 
Genehmigung,  von  welcher  der  G.  i.  U.  abhängig  gewesen  war,  der 
Regel  nach  höchstens  für  das  betreflende  Staatsgebiet,  in  Preußen  uur 
für  den  Regierungsbezirk  erteilt  worden,  in  dem  dieselbe  nachgesucht 
w^orden  war.  Jetzt  sollte  im  Gegensatz  hierzu  die  erteilte  polizeiliche 
Erlaubnis  zum  G.  i*  U.  in  der  Regel  für  das  ganze  Bundesgebiet 
gelten.  Die  einzige  Ausuahme  von  diesem  Funtlamentalsatze  war  rück- 
sichtlich der  Zweige  des  G.  i,  U,  :^iigelasscn,  hei  welchem  Ritten-  und 
sicherlieitspolizeiiiche  Rücksichten  die  Aufstellung  der  Bedürfuisfrage 
für  jeden  Verwaltungsbezirk  geboten,  in  dem  der  Betretiende  zum  Be- 
triebe im  Umherziehen  zugelassen  sein  wollte.  (Schaustellungen» 
musikalische  Vorführungen  u.  s,  w.) 

Ein  weiterer  Fortschritt  war,  daß  der  Hausierhandel,  der  bisher 
nur  für  geringwertige  Wareu  erlaubt  gewesen  war,  nach  dem  Entwürfe 
auf  alle  Waren  ausgedehnt  werden  konnte,  die  nicht  besonders  aus- 
genommen wurflen.  Als  Erleichterungen  sind  auch  noch  zu  bezeichnen, 
daß  die  Altersgrenze  (bisher  das  25.,  in  einigen  Staaten  sogar  das 
30.  I^ebensjahr)  herabgesetzt  wurde;  die  Hausierer  sich  nicht  mehr  hei 
den  Ortspol izcibehorden,  die  eine  besondere  KontJ^olle  ausüben  mußten, 
zu  melden  hatten;  die  Gastwirte  von  der  Pflicht,  die  bei  ihnen  über 
Nacht  bleibenden  herumziehenden  Hiindler  nach  den  Legitimationspapieren 
zu  fragen,  entbunden  wurden,  und  die  Hausierer  endlich  ihren  Auf- 
enthalt an  einem  Orte  beliebig  ausdehnen  konnten. 

Solche  besehrankende  Bestimmungen,  welche  lediglich  dem  Schutze 
des  stehenden  Betriebes  gegen  die  Konkurrenz  des  Hausierbetriebes 
dienen  konnten,  hatte  der  Entwurf  nicht  aufgenommen,  obgleich  die 
ihm  beigefügten  Motive  zogeben,  daß  —  eine  gleich  gute  und  gleich 
wohlfeile  Versorgung  des  gebrauchenden  Publikums  vorausgesetzt —  eine 
Versorgung  desselben  durch  den  stehenden  Gewerbebetrieb  vor  der 
durch  den  umherziehenden  im  allgemeinen  vorzuziehen  sein  würde, 
„Da  aber",  heißt  es  wörtlich,  „die  hauptsächlichste  Wirkung  des  umher- 
ziehenden Betriebes  darin  besteht,  Propaganda  für  den  Absatz,  für 
die  Erweiterung  des  Nfarktes  zu  machen,  so  wird  eine  Beschrän- 
kung des  umherziehenden  Betrielics  zu  gunsten  des 
stehenden,  eine  dem  Bedürfnisse  des  Publikums  eut- 
sp  rechen  de  Entwickeluug  nicht  fördern,  sondern  hem- 
men". 

Um  jedoch  den  0,  i.  U.  für  das  Publikum  mit  ähnlichen  Garantien 
zu  umgeben,  wie  sie  der  stehende  Betrieb  bietet,  waren  die  verbün- 
deten Regierungen  der  Meinung,  daß  derselbe  —  ebenso  auch  im 
sicherheitspolizeilichen  Interesse  —  gewissen  Kontrollen  und  Beschrän- 
kungen untertiegen  müsse.  Ohne  diese  könne  leicht  das  Gemeinwohl 
Schaden  nehmen.  Es  Hege  die  Befürchtung  nahe,  daß  der  G,  i.  U. 
den  Vorwand  für  Bettlei  und  Unsittlichkeit  biMe,  sowie  wegen  der 
Schwierigkeit  einer  Kontrolle  zur  Beförderung  des  Vertriebs  von  ge- 
stohlenen oder  gefiiischtcn  Saclien  mißbraucht  werden  könne.  Gar 
leicht  könne  auch  der  Hausierhamlel  den  Vorwanrl  zur  Auskundschaf- 
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tuiig  eiuer  Diebstahlsgelegenheit  abgebeD  *),  wie  andererseits  die  geriyge 
'[ögliehkeit  des  Käufers,  für  sich  minderwertige  Ware  Genugthuuirg 
verschaffen,  den  Betrug  sehr  erleichtere. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wollten  die  verbündeten  Regierongeti 
in  den  zu  erlassenden  Vorschriften  die  unlauteren  und  gcfillir- 
liehen  Elemente  und  vor  allem  diejenigen  Waren  ausscHießen, 
deren  Vertiieb  in  ungleich  höherem  Grade  unlauteren  Zwecken 
als  dem  redlichen  Erwerbe  zu  dienen  pflegte.  Das  erstere  glaubte 
niao  am  besten  durch  die  Einführung  einer  Legitimationspflicht 
erreichen  zu  können. 

Für  die  Kommission,  welche  zur  Vorberatung  des  Entwurfs  zusam- 
mengetreten war,  erstattete  Dr.  Friedcnthal  in  der  3 L  Sitzung  Bericht 
Die  Kommission  pflichtete  den  Regierungen  darin  bei,  daß  beide  Ge- 
werbe einander  gleichzustellen  seien  und  vertrat  durchaus  die  Anschau- 
ung, daß  kein  Grund  vorliege,  den  G,  i.  U,  gegenüber  dem  stehenden 
Gewerbe  zu  erschweren,  daher  billigte  sie  nur  diejenigen  Schranken, 
ivelchu  die  Ötfentliche  Ordnung  und  Sicherheit  erforderlich   machten. 

Von  den  Regierungen  wurde  unter  den  nötigen  Garantien  für  die 
Terson  des  Hausierers  an  der  hergebrachten  Forderung  der  Zuver- 
lässigkeit festgehalten,  und  es  waren  außerdem  Bestimmungen  über 
das  Betreten  der  Häuser  durch  die  Hausierer  vorgeschlagen 
worden*  Den  Begriff  der  Zuverhlssigkeit  schied  die  Kommission  aus, 
um  an  dessen  Stelle  andere  feste  Voraussetzungen  treten  zu  lassen; 
ebenso  hielt  sie  es  nicht  für  notwendig,  besondere  Bestimmungen  über 
den  Zutritt  der  Hausierer  zu  Privatgehöften  und  Privathäusern  stehen 
asu  lassen. 

In  der  Debatte  zeigte  sich  nun,  daß  trotz  der  entschieden  libe- 
ralen Auffassung  der  Verhältnisse  durch  den  Entwurf  und  der  noch 
liberaleren  Kommissionsvorschhige  doch  verschiedentlich  im  Hause  die 
Meinung  bestand,  daß  die  große  Wichtigkeit  des  Uausiergewerhes  nicht 
genügend  anerkannt  würde.  Ein  Abgeordneter*),  der  bei  Gelegenheit 
einer  n  Beratung  sich  sogar  einmal  im  Uebereifer  zu  der  Aeuße- 

rung  M  N reißen  lassen,  daß  die  Hausierer  „zu  den  edelsten  Kräften 

der  Nation"'  gehörten,  erklärte  geradezu,  daß  man  troi»fenweise  wieder 
zurücknähme,  was  man  im  ganzen  gewährt  habe,  und  daß  man  mit 
solchen  Bestimmungen  der  Willkür  Thür  und  Thor  öflne. 

Diesen  Behauptungen  trat  der  Bundeskommissar,  Geh.-Ilat  Dr. 
^ichaclis,  wiederholt  entgegen;  er  hob  hervor,  daß  durch  diesen  ICtit- 
wurf  ein  „kolossaler  Schritt  vorwärts  im  Sinne  der  Befreiung  der  ge- 
werblichen Thiitigkeit**  geschehe  und  wies  darauf  hin,  daß  wenn  ein 
Gesetz  über  das  in  der  öflentlichen  Meinung  allgemein  als  dem 
Bedürfnis  entsprechend  Anerkannte  hinausschieße,  eine  Iteaktion  un- 
aasbleiblich  sei,   die  dann   auch  das  wieder   rückgängig  zu   machen 


1)  IHe«  Uttd  Bwar  die  »Iten  Orüode,  die  von  den  frfihflsteu  Zeiteti  a»  immer  iriedef 
VOR  Verwaltung  und  WkaeoÄcbaft   geg«ti    die  ÜleictiberecJUigunic    des  UetisierbindeU  iiu- 
ifühn  werdtit,    doch    erkennt    cdau  jet'^t  fto,    tlmh    aie    nicht  für    die  GcsaioLlieit 
tleii  lUuftierhtmlQl  Betr«ibeudei)  OeUaiig  Imbeti« 
t)  Ab«.  Lft^ker  bei  Üeramug  Über  die  Geir.O.-Korene  Yom  1.  Juli  18S9* 
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drohe,   was  man  gegenwärtig  als  zutreöeod  auerkaDut  habe;   es 

in  keiner  Weise  eine  Veranlassung  vor,  in  eiliger  Jagd  noch  über  das 

Ziel  hiDauszuschicßeu. 

Eine  ziemliche  Verschiedenheit  der  Ansichten  herrschte  hezüglich 
tler  AUersfestsetzung  des  Hausierers.  Die  Kommission  hatte  sich  der 
Regierungsvorlage  an  geschlossen  und  das  21.  Jalir  als  Altersgrenze 
vorgeschlagen.  Dies  stieß  z*  T*  auf  heftigen  Widerspruch,  wurde  aber 
schließlich  geuehmigt.  Um  eine  gewisse  Kontrolle  zu  ermöglichen, 
hatte  ferner  die  Kommission  in  i  t  der  Regierung  für  die  Hausierer  eine 
Anzeigepflicht  hei  der  Ortsbehorde  verhingt.  Diese  Bestimmung  fand 
jedoch,  da  sie  „die  Hausierer  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  arg 
schädigen  tnüßte^\  nicht  Annahme. 

In  einigen  Punkten  war  allerdings  der  Begriff  der  Gevverbe- 
freihcit  von  den  Mitgliedern  der  Kommission  viel  weiter  aufgefaßt 
worden  als  von  den  verbündeten  Regierungen.  »,Um  nicht  das  Auf- 
kommen einer  vagierenden  Bevölkerung  zu  begünstigen*'  (wie  es  in 
den  Motiven  heißt)  hatte  der  Entwurf  die  Erteilung  eines  Legitinjations- 
scheius  zum  G.  i.  U,  an  den  Besitz  eines  festen  Wohnsitzes  innerhalb 
des  Bundesgebiets  geknüpft.  Der  Kommission  erschien  diese  Voraus- 
setzung als  eine  unzulässige  Beschränkung,  bis  darauf  hingewiesen 
wurde,  daß  bei  Hausierern  „ohne  festen  Wohnsitz  die  übrigen  Er- 
fordernisse des  Gesetzes  {Nichtbestraftsein,  Freiheit  von  Polizeiaufsicht, 
Leumundj  gar  nicht  würden  festgestellt  werden  können,  daß  also  durch 
Aufhebung  des  Erfordernisses  eines  festen  Wohnsitzes  das  vagiereude 
Strolchtum  geradezu  privilegiert  werden  würde^^  ^),  Es  wurde  dem- 
gemäß auf  die  Regierungsvorlage  zurückgegriffen. 

Ferner  waren  in  der  Regierungsvorlage  eine  Anzahl  Gegenstände, 
deren  Vertrieb  im  Umherziehen  nicht  unbedenklich  erschien,  von  dem- 
selben ausgenommen  worden.  Der  Auffassung  über  die  auszu- 
schließenden Waren  war  die  Kummissttm  nicht  allenthalben  beigetreten. 
So  hatte  sie  den  Ausschluß  der  Wertpapiere  für  nicht  gereclitfertigt 
gefunden  und  auch  im  Plenum  manche  Freunde  für  diese  Abänderung 
des  Entwurfs  gewonnen.  Infolge  ernsten  Einspruchs  durch  den  Ver- 
treter des  Bundesrats  wurde  jedoch  der  Abänderungsantrag  beseitigt 
und  die  Fassung  des  Paragraphen  nach  der  Regierungsvorlage  an- 
genommen. 

Als  in  mancher  Beziehung  verwandt  mit  dem  G.  i.  ü.  wurde  vom 
Gesetzgeber  das  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  bei 
Privaten  durch  Handlungsrcisende  angesehen.  Für  dieses  war 
im  §  42  des  Entwurfes  folgende  Regelung  vorgesehen  worden: 

„Der  Inhaber  eines  Legitimationsscheins  darf  aufgekaufte  Waren 
nur  behufs  deren  Betorderung  nach  dem  Bestimmungsorte,  und  von 
den  Waren,  auf  welche  er  Bestellungen  sucht,  nur  Probeu  oder  Muster 

1]  Bericht  der  Zittauor  QjmdGl!»'  uud  Gawerbekammer  ISTl-^TS  (Gutacbii.  Teil), 
S.  S81<  In  diesem  Beriebt  wird  die  Schuld  dnlTir^  dnfä  schon  kurze  Zeit  nach  lukrnft* 
treten  der  G«0.  »n  vielen  Orteu  Forderungen  mich  einer  reaktionAren  Aendcrunip  der* 
selben  Uut  wUrdcD,  in  «rater  Lini«  den  äu  weitgeheüdeu  Aenderungcn  der  Kcmmissiüo 
zugesch  rieben. 
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Iinit  sich  führen,    die  Ijandesgesetzgcbuug  kaim  bestimuicii,  daß  der- 
[selbe  BestelliLDgeD  nur  bei  Ge  w  erb  treibe  udeo  suchen  darf    Be- 
1  Stellungen  auf  \Vein  dürfen  jedenfalls  auch   bei  anderen  Personen  als 
Gewerb  treibenden  gesucht  werden," 

Die  Motive  hierzu  besagen,   daß  wiederholt  Klagen  über  die  Be- 

.lästigungdes  Publikums  durch  Handlungsreisende  erhoben  worden  seien* 

fKin  liedürfais  für  diese  Art  des  Geschäftsbetriebes  könne  aber  um  so 

veniger  anerkannt    werden,    als   bei   der  heutigen   Entwickelung  des 

Btehenden  Gewerbes   aus   der  in    Rede  stehenden  Beschränkung  eine 

^  öuachteiligung  der  Konsumenten  nicht   vorausgesetzt   werden  könne. 

>weit  der  Kaufmann  oder   Fabrikant  den    unmittelbaren   Absatz  an 

(das  Publikum  ermöglichen  wolle,  stehe  ihm  frei»  für  seine  Handlungs- 

eisenden  einen  Gewerbeschein  als  Hausierer  zu  erwerben.    Die  Aus- 

nähme   zu   gunsten   der   Weinreisenden    beruhe    auf   alüiergebrachter 

Praxis. 

Dieser  Paragraph  kam  in  der  21.  Sitzung  der  1.  Legislatur* 
Periode  (17.  April  1869)  zur  Verhandlung.  Es  wurde  gegen  denselben 
geltend  gemacht,  daß  nicht  zu  ersehen  sei,  warum  die  genannte 
fyf> werbliche  Funktion  solchen  Beschränkungen  unterworfen  sein  solle. 
I  sei  der  Ausfluß  des  Betriebes  eines  stehenden  Gewerbes  und 

1  -e  allen  den  Gefahren  nicht,  die  in  betreff  des  G.  i.  LI  in  den 

Motiven  erwähnt  werden,  nämlich  keinerlei  Gefahr  der  Sittlichkeit  oder 
der  Öffentlichen  Ordnung*  Es  sei  wenig  geschmackvoll,  wenn  die  G.O. 
hier  eine  Ausnahme  lediglich  zu  guosten  der  Weinreisenden  gemacht 
habe;  was  man  dem  einen  erlaube,  solle  man  auch  dem  anderen  ge- 
statten; nirgends  sei  aber  die  Belästigung  größer  als  gerade  durch 
die  Weinreisenden,  Besonders  müsse  noch  hervorgehoben  werden,  daß 
^ureh  diesen  Paragraphen  der  deutsche  Buchhandel  in  dem  zur 
Seit  übüch  gewordenen  Vertriebe  wertvoller  Werke  verhindert  und 
ladurch  auf  das  empfindlichste  geschädigt  werde. 

Der  Reichstag  ließ  sich  in  seiner   Mehrheit   durch  diese   Gründe 
stimmen,  den  Paragraphen  abzulehnen* 

In  den  übrigen  Punkten  war  die  Meinungsverschiedenheit  der 
göietzgebenden  Faktoren  eine  nur  geringe,  so  daß  eine  Einigung  ohne 
größere  Schwierigkeit  erzielt  werden  konnte  *).  — 

If  Di«    VftU«,     *af  weiche   die   eben   angenihrton    BeflttmmtiogeQ    des    dritten    Tttela 
0,O.  Aowendang  Candeti,  WMreu  folgende:    Nucli    %  &5    g&l:    &U    O.   i.    ü.»   »ho    %U 
tiiDftlioM»«kieliipflichti{( :    dAs  Feilbieten  von  Waren  irgendwetcher    Art,    das  Ankaufen 
oo  Waren  tum  Wiederverkauf  bei  enderen    Persoueii    uls    KsuOetiten    oder  en  uideren 
flmn  fS»  in  oSeoeii  VerkanfBalelleo ;  das  Aufsuchaa  von  WarenbesteUanf^en  und  das  FeH- 
tu  ftwertltdier  oder    kUnsllerJscher    Lebtungeo    oder    Scbauntellungen    ohne    habere» 
tilebea  oder    köaetleriscbes    Interesse,    wenn    der    Betrieb    dieser    gewerbUchen 
'Aftan  anter  folgenden  Voraussetisungen  sUUfaad: 

1)  MtC*erhälb  des  Wohnortes  der  Gewerbetreibenden* 
tj  dtaeh  die  eigene  Person  desselben  oder  einen  Vertrelarf 

S)  okp«  B^frfiiidang  einer  gawerblicben    Niederlajüung    au    de»    Orte  dee  Gewerbe^ 
illiciideM  imd 

A\  ohne  Torherige  Bestellung. 

Von  dieter  aUgeioeiaen  Kegel  warden  nur  vier  Ausnahmen  gcmicbt,  indem 

I)  Im  f  06  gtwiiie  Oegenitinde  beieicbuet  wurdeop  mit  welchen  Hausierbeadei  (IbeJ*^ 
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Diese  zunächst  für  das  Gt^biet  des  Norddeutschen  Bundes  erlassene 
G,0.  wurde  (nacli  §  2  des  Ges.  betr.  die  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  vom  16.  April  1871)  auch  auf  das  Reich  übertragen,  lu 
Württemberg  kam  sie  am  10,  Nov.  1871,  in  Baden  am  K  Jan, 
1872  und  in  Bayern  am  12.  Juni  desselben  Jahres  zur  Eid- 
führuiig.  Sie  geht  in  allen  Staaten  den  LandeBgesetzeii  vor,  setzte 
aller  nur  diejenigen  bisherigen  Gesetze  außer  Kraft,  welche  die  Ge- 
werbepolizei zum  Gegenstand  hatten.  Jeder  einzelne  Bundesstaat  be- 
hielt jedoch  seine  besonderen  Steuerverordnungen  bei,  so  daß 
also,  während  die  Gewerbegesetzgebung  für  das  ganze  Gebiet  des 
Reichs  einen  gleichartigen  Charakter  trug,  die  SteuergesetzgebuTig  zu- 
nächst oft  ein  entgegengesetztes  Gepräge  hatte  und  dadurch  z.  T.  die 
Wirkung  der  ersteren  abschwächte.  — 

ß)  Strömungen  zur  Durchführung  einer  anderweiten  Regelung  der 
Gesetzgebung    (Versuch    zur   Vorlage   von    1868/6U   zurückzukehren). 

Auf  Grund  dieser  liberalen  Bestimmungen  der  6.0,  mußte  der 
G.  i,  ü,  sehr  an  Ausdehnung  gewinnen.  Es  darf  sonach  nicht  Wunder 
Dehmeu,  daß  der  hierdurch  verursachte  Nachteil,  besonders  nach  der 
ungünstigen  Wendung  der  allgemeinen  Wirtschaftslage  in  den  siebziger 
Jahren,  gar  lebhaft  empfunden  wurde.  Bald  trat  daher  au  Bundes- 
rat und  Reichstag  wiederholt  die  Aufforderung  heran»  die  dem  stehen- 
den Gewerbe  unbequemen  Paragraphen  umzuändern.  Demgemäß  kam 
die  Frage  sehr  oft  im  Reichstag  zur  Beratung,  und  es  kann  behauptet 
werden,  daß  von  allem  Anfang  an  die  Anträge  auf  Abänderung  der 
Bestimmungen  über  den  G.  i.  U,  zu  den  fast  jede  Legislaturperiode 
mit  großer  Regelmäßigkeit  wiederkehreiulen  gehörten. 

Schon  in  der  zweiten  Legislaturperiode  (1875/76)  hatte  sich  die 
Kommission  für  Petitionen  mit  einer  großen  Zahl  dahingehender 
Petitionen  und  Anträge  zu  beschäftigen.  In  denselben  war  meist 
übereinstimmend  verlangt  worden: 


hftupt  nicht  getrloben,  f&r  welche  a1»o  auch  ein    Legittmutioii^schoia   nicht    ortelU  würdeu 
durae ; 

S)  im  Schlur*s»ts  des  g  65  der  Au-  oder  VorkMuf  roh<!r  Erzeugulsso  der  Land-  und 
Forst wtrlitcbiin^  des  Gftftea-  und  Obittbnues  vou  der  Legitiumliutisa^heiiii.fliclit  befreit 
wurdet! ; 

3)  ebetiM»  im  §  $4  der  An-  und  Verkauf  vou  Wereu  wuf  Moosen,  Jahr-  nad  Woche u- 
markten ; 

4)  in  §  44  RRUfleute«  F^brikrititeu  und  Andere  ein  stehendes  Gewerbe  bcireibetide 
Persouen  eriniichtiikrt  wurdcti^^  huT  Gfuud  etue^  von  der  uutttren  Verwaltauji^biiliorde  au»- 
gcstelllejif  und  für  das  KtiletideTJiiUr  gültigen  Lei^itlmationA^tchciitee  od«r  einer  Hcwerbe- 
legihnialioti»kart»  aucfa  Muraler  halb  dua  Orie»  ibrer  t^f^worblichou  NiedcrUsü^un^  »elb&t  oder 
durch  ihre  licbejideii  Wnreii  »ufzuknuffu  und  behuf»  deren  Beförderiiiijc  nath  dem  U^ 
»tiinmunii^&orte  mit  ^ith  tu  lÜhrcii,  oder  W « reu  beste  I  tun  gen  «ufxufuchen  und  su  dorn  Zwecke 
Pruben  oder  MQ&tcr  bei  sich  zu  bjibcn.  — 

Die  Aoknfthmc  unter  1  wird  durch  die  der  oATcntlichen  Sicherheit  unr]  Ordnung  «us 
dem  UaukierUatidel  uttt  den  Huf^'rführlen  GepeuAiündun  erwachsenden  GcfNbr,  die  unLer  2 
darch  die  GffringtTiy^igkciit  da^  lienerbcbctriubeA  geicDhifertigt^  während  die  Atütuahmen 
unter  3  und  4  ituf  der  Ansciiüuunic  borubon,  düfü  diu  dort  buieicbnetcti  llHndJunjj^cu  nur 
ein  berechtii^tor  AusÜuf»  de^  ätehendcn  Gewerbebcti-iebes  ftcicu. 
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a)  die  einzelnen  Warenfi^attungen,  mit  denen  hausiert  wird,  amt- 
lich unter  bestimmten  Bezeichnungen,  wie :  Leder-,  Drechsler-,  Gürtler-, 
Leinenwaren,  Rohstoffen  u.  a.  mehr  zu  begreifen  und  jede  einzeln  be- 
zeichnete Gattung  von  Waren  beim  Hausierer  mit  einer  besonderen 
Steuer  zu  belegen; 

b)  fQr  die  Berechtigung  zum  Hausieren  ein  höheres  Alter  als  das 
21.  Jahr  anzunehmen; 

c)  das  Hausieren  Oberhaupt  auf  das  kleinste  Maß  zu  beschränken ; 

d)  die  Bestimmungen  über  das  Hausieren  der  Fremden  ange- 
messen abzuändern,  ev.  Nichtangehörige  des  Deutschen  Reiches  vom 
6.  i.  IT.  gänzlich  auszuschließen. 

In  Beziehung  auf  den  Inhalt  der  Petitionen  und  die  Wünsche  der 
Petenten  wurde  von  dem  Berichterstatter  der  Kommission  M  ange- 
f&hrt,  daß  der  Antrag  sub  la  den  Vorschlag  einer  Besteuerung  ent- 
halte, die  von  vornherein  nicht  Steuerzweckc  verfolge,  sondern  das 
Hausiergewerbe  durch  vexatorische  Maßregeln  erschweren  solle.  Dies 
sei  nicht  statthaft.  Steuerbeiträge  müßten  die  Hausierer  übrigens 
fiberall  bezahlen,  sowohl  zur  Staatssteuer  als  auch  zur  Kommunal- 
steuer da,  wo  sie  ihren  ständigen  Wohnsitz  hätten.  Eine  gleichmäßige 
Regelung  der  Gewerbesteuer  in  den  einzelnen  Staaten  sei  außerordent- 
lich schwierig  und  würde  nach  der  Erklärung  des  den  Kommissions- 
beratungen beiwohnenden  Regierungskommissars  (Geh.  Regierungsrat 
Nieberding),  da  sie  immer  nur  einen  supplementären  Charakter  würde 
erhalten  können,  die  im  stehenden  und  umherziehenden  Gewerbe 
empfundenen  üebelstände  nicht  zu  beseitigen  imstande  sein. 

Bezüglich  des  Alters,  hieß  es  weiter,  würde  wohl  niemand  be- 
haupten wollen,  daß  das  Alter,  mit  welchem  das  Gesetz  den  Eintritt 
der  vollen  Rechtsfähigkeit  verbindet,  zum  Hausieren  nicht  genüge, 
während  andererseits  gegen  die  Vornahme  von  widerrechtlichen  Hand- 
lungen überhaupt  kein  Alter  schütze. 

Wenn  gegen  das  Gesetz  —  wie  in  den  Petitionen  behauptet 
wurde  —  Kinder  unter  14  Jahren  als  Begleiter  mitgenommen  werden, 
so  könne  dagegen  ein  Gesetz  nichts  helfen,  man  müsse  sich  über  die 
Verwaltungsbehörde  beschweren,  die  dergleichen  zulasse. 

Gegenüber  den  in  allen  diesen  Petitionen  betonten  Schädigungen 
durch  die  als  unsolide  bezeichnete  Konkurrenz  der  Hausierer  richtet 
die  Gewerbekammer  zu  Leipzig  das  Ersuchen  an  den  Reichstag, 

„derselbe  möge  unbekümmert  um  kleinliche  Nebenrücksichten  das 
einzig  richtige  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  nach  allen 
Seiten  hin  aufrecht  erhalten  und  die  G.O.  gegeo  alle  Gelüste  der 
Zunftfreunde  in  Schutz  nehmen". 

In  der  Begründung  dieser  Eingabe  bestreitet  die  Gewerbekammer 
die  Schädlichkeit  des  Hausiergewerbes,  sie  stellt  dasselbe  vielmehr 
als  nützlich  und  notwendig  hin. 

Die  Kommission  neigte  der  Auffassung   dieser  Kammer  zu.     Sie 


1)  Abg.  Krause,  vergl.  den  X.  Bericht  der  PetitioDskommutöioD,  No.  135A  der  Drucks. 
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war  den  Anträgen  auf  Abänderuii^'  nicht  günstig  gestimmt  und  be- 
schloß untcrni  16.  Dez,  1875  dem  Plciuim  vorzuschlagen, 

,,uber  dieselben  zur  Tagesordiiunf?  überzugehen". 

Zu  diesem  von  der  Komiuissioii  in  ihrer  Mehrheit  angenommenen 
Antrage  waren  noch  zwei  andere  gestellt  worden: 

1)  von  Dr.  Lingcns  u.  Gen.  (unterm  25.  Jan.  1876): 
„Der  Reichstag  wolle  beschließen,   das  gewoeneoc  Material   ilem 

Herrn  Reichskanzler  zur  Erwägung  bei  Revision  der  G.G.  zu  über- 
weisen." 

2)  von  Abg.  Günther  funterm  27.  Jan.  1876): 

„Die  Petitionen  dem  Herrn  Reichskanzler  mit  dem  Ersuchen  um 
Anslellung  von  Enlrlerungen  darüber,  ob  und  inwieweit  den  behaup- 
teten Notständen  bei  Revision  der  G.O,  oder  sonstwie  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  begegnen  sei,  zu  überweisen/* 

Alle  drei  Anträge  mußten  wegen  Schlusses  der  Session  unerledigt 
bleiben. 

Dieser  Mißerfolg  schreckte  die  Gegner  des  Wandergewerbes  nicht 
ab.  Am  21.  März  1879  (in  der  24.  Sitzung  der  Session)  gelangte  ein 
ähnlicher  Antrag  der  Abgg.  Ackermann,  v,  Seydcwitz  und 
V.  Helldorf- Bebra  (No,  31  der  Drucksachen)  zur  Verhandlung. 
Die  Antragsteller  erklärten  in  der  Begründung  ihres  Antrages,  daß 
für  sie  die  Gewerbefreibeit  nicht  ein  unangreifbares  Dogma  sei.  Da, 
wo  dieselbe  sich  nicht  bewährt  habe,  müßten  Aenderungen  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  vorgenommen  werden.  Und  dies  sei  hier 
der  Fall. 

Dieser  Antrag  wurde  einer  Kommission  von  21  Mitgliedern  über- 
wiesen, konnte  jedoch  wegen  Schlusses  der  Session  gleichfalls  nicht 
mehr  im  Plenum  zur  Beratung  konmien. 

Im  folgenden  Jahre  (am  17.  März  1880)  erschienen  dieselben  Ab- 
geordnctea  aufs  neue  mit  einem  Antrage  (No.  42  der  Drucksachen), 
der  namentlich  eine  höhere  Besteuerung  der  \V  an  der  läge  r 
verlangte.  Auch  über  diesen  Antrag  fand  eine  Kommissionsberatung 
statt  Am  26.  April  ließ  die  Kommission  durch  den  Abg.  Schmiedel 
Bericht  erstatten,  am  5.  Mai  wurden  die  Beratungen  fortgesetzt 
Kommissionsbericht  und  Reichstiigsbeschluß  lauteten  günstig  im  Sinne 
<ier  Antragsteller.  Das  Plenum  enifjfahl  den  verbündeten  Regierungen, 
bei  der  in  Aussicht  gestellten  Revision  des  Tit  III  die  Fragen  über 
flie  Wanderlager  und  die  Auktionen  von  Waren  mit  zur  Erledigung 
bringen  zu  wollen. 

Für  diese  Revision  hatte  die  Reichsregierung  seit  Jahren  Vor- 
arbeiten angeordnet  Schon  am  21.  Dez.  187G  war  der  Reichskanzler 
vom  Plenum  ersucht  worden,  eine  Untersuchung  über  den  Geschäfts- 
betrieb der  Wanderlager  u*  s,  w,  und  der  bei  demselben  sich  zeigen- 
den Mißstände  zu  veranlassen.  Nachdem  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten diesbezügliche  Erhebungen  vorgenommen  worden  waren,  w^urden 
die  Ergebnisse  derselben  dem  Reichstags  in  einer  Denkschrift  vorge- 
legt ' ).     Auf  Grund   dieser   Enquete   wurde  vom    Bundesrat   unter 


t)  Am  30.^AprU  1878. 
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27.  März  1879  bestimmt,  daß  die  Wanderlager  und  Wanderauktionen 
dem  umherziehenden  Gewerbe  zuzurechnen  seien.  Hierauf  gingen  die 
einzelnen  Regierungen  durch  höhere  Besteuerungen  gegen  dieselben 
so  enei^ch  vor,  daß  sie  fast  gänzlich  verschwanden. 

y)  Die  Novelle  von  1882/83  und  die  an  ihr  vorgenommenen  Ab- 
änderungen. 

Unterdessen  waren  nach  wie  vor  aus  den  verschiedenen  gewerb- 
lichen Kreisen  und  aus  allen  Teilen  des  Reiches  an  den  Reichskanzler 
neue  Anträge  gelangt,  welche  mit  „steigender  Dringlichkeit  eine  Reform 
der  über  den  G.  i.  ü.  geltenden  Vorschriften  forderten  ^)".  Eine 
Revision  derselben  war  „von  fast  allen  Bundesregierungen  und  vom 
Reichstag  selbst''  als  notwendig  anerkannt  worden'). 

Diese  Revision  war  schließlich  erfolgt  Als  Resultat  derselben 
wurde  ein  neuer  Entwurf  zur  Abänderung  der  G.O.  vorgelegt,  der  den 
Reichstag  in  der  zweiten  Session  (1882/83)  der  V.  Legislaturperiode 
in  der  13.  Sitzung  in  erster,  in  den  61.— 65.  und  91.— 93.  Sitzungen 
in  zweiter  und  dritter  Lesung  beschäftigte. 

In  den  oben  erwähnten  Petitionen  waren  z.  T.  sehr  weitgehende 
Wünsche  ausgesprochen  worden.  Es  war  sogar  wieder  verlangt  worden, 
daß  der  G.  i.  U.  nicht  femer  mehr  mit  dem  stehenden  Gewerbe  als 
gleichberechtigt  anzusehen  sein  oder  daß  wenigstens  zum  Schutze  des 
letzteren  gegen  die  Konkurrenz  der  Hausierer  verschiedene  Waren- 
gattungen ')  vom  G.  i.  U.  ausgeschlossen  werden  sollten. 

Die  Notwendigkeit  einer  so  radikalen  Umgestaltung  des  bestehenden 
Rechtszustandes  sdiien  der  Regierung  jedoch  nicht  vorzuliegen.  Wohl 
aber  schien  ihr  eine  Aenderung  beziehungsweise  Ergänzung  der  G.O. 
in  der  Richtung  geboten,  daß  .,den  Gefahren,  welche  die  G.O.  auf  dem 
Gebiete  der  öffentlichen  Sicherheit,  Gesundheitspflege,  Sittlichkeit  und 
Ordnung  seiner  Natur  nach  mit  sich  bringt,  wirksamer  als  bisher  be- 
gegnet werden  könne"*). 

Der  Entwurf  wollte  sonach  am  Prinzip  der  Gleichberechtigung  des 
G.  i.  U.  mit  dem  stehenden  Gewerbebetriebe  festhalten.  Seine  schärferen 
Bestimmungen  sollten  vornehmlich  nur  die  übelbeleumdeten  und  un- 
zuverlässigen Elemente  treffen,  während  er  in  die  Geschäftssphäre  des 
unbescholtenen,  ehrlichen  Gewerbetreibenden  nur  insofern  eingreifen 
wollte,  als  die  Rücksicht  auf  die  Eigenart  des  G.  i.  U.  dies  unum- 
gänglich notwendig  machte.  Dem  mehrfach  kundgegebenen  Wunsch, 
die  Erteilung  des  Wandergewerbescheins  lediglich  von  dem  Erfordernisse 
der  Unbescholtenheit  und  Zuverlässigkeit  abhängig  zu  machen,   über 


1)  Vgl.  die  dem  Gesetxentworf  zar  Begrüoduni;  beigegebenen  Motive. 

2)  Von  den  crsteren  hatten  sich  besonders  die  Refn'erungen  der  4  Königreiche  für  das 
Redfirfnis  einer  solchen  ausge»prochcn,  der  Bondesrat  bereits  in  seiner  Sitzung  vom  27.  Mftrz 
1879;  der  Reichstag  in  verschiedenen  Sitzungen  (27.  Febr.  und  21.  März  1879;  5.  Mars 
1880;  17.  Mirz,  17.  April,  26.  April  und  5.  Mai  1880). 

3)  Der  AnsschluB  sollte  sich  anf  optische  Instrumente  gewisse  Verzehrungs- 
gegainatinde,    Manufaktur-,     Kolonial-   und   Handwerkerwaren   erstrecken. 

4)  Vgl.  die  MoÜve  sur  Novelle. 
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deren  VorhaBflensein  die  Beliönlen  zu  urteilen  hätten,  wie  dies  durch- 
weg in  der  früheren  Partikulargesetzgebunfr  der  Fall  gewesen  war; 
Imtle  die  Regierung  nicht  entsprechen  künneD.  Es  sollten  aher 
wenigstens  die  als  b  esc  holten  1>ezw.  unzuverlässig  erkannten 
Personen  ausgeschlossen  werden. 

Als  etwas  Neues  war  im  Entwurf  eine  Trennung  vorgenommen 
worden  io  Fälle,  nach  denen  die  Versagung  des  Scheins  erfolcren  mußte* 
und  in  solche,  nach  denen  sie  erfolgen  konnte.  Durch  die  Hereißnahme 
der  fakultativen  Versagungsgründe  wollte  man  ferner  verhindern,  daß 
Leute  das  Hausieren  als  Deckmantel  benutzten,  sich  vatrabundierend 
unihertrieben  und  um  ihre  Kinder  nicht  kümmerten.  Ebenso  sollte 
vermioden  werden,  daß  körperliche  und  geistige  Gebrechen  als  Deck- 
mantel der  Bettelei  mißbraucht  würden.  Diese  Abänderungsvorschläge 
waren  z.  T.  infolge  der  in  den  Petitionen  gelegenen  Anregungen  ent- 
standen. Dem  mit  Bezugnahme  auf  die  frühere  Gesetzgebung  der 
meisten  Einzelstaaten  ausgesprochenen  Verlangen,  den  Wandergewerbe- 
schein  auf  den  Bezirk  derjenigen  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  hc- 
schränken,  welche  ihn  ausgestellt  hat,  entsprach  der  Entwurf  gleich- 
falls nicht,  weil  dieselbe  nach  Auffassung  der  verbündeten  Regierungen 
dem  Prinzip  der  Gewerhefrcibcit  und  faktisch  der  Freizügigkeit  des 
einzelnen  Gewerbetreibenden  widerstritte. 

Eine  tief  einschneidende  Veränderung  sollte  der  Vertrieb  der 
Waren  durch  die  sogenannten  D e  t  a  i  1  r  e i s  e  n  d  e n  erfahren.  Dieser 
Verkehr,  heißt  es  in  den  Motiven,  habe  bereits  zum  großen  Teile  eine 
Natur  angenommen,  daß  er  sich  von  dem  Hausierbetriebe  materiell 
durch  nichts  mehr  unterscheide,  und  Personen,  welche  einen  Legitima- 
tionsschein zum  G.  i,  LI  nicht  erlangen  würden,  suchten  als  ihre 
Reisenden  ungehindert  von  Haus  zu  Haus  Warenbestellungen  oder  be- 
trieben den  Warenauflv'auf  Straße  auf,  Straße  ab.  In  dem  Maße  wie 
das  Hausierge werbe  durch  gewisse  Bestimmungen  eingeschränkt  worden 
sei,  habe  sich,  begünstigt  durch  §  42  der  G.O.  die  Praxis  immer  mehr 
herausgebildet,  von  einem  stehenden  Betriebe  aus  im  Orte  selbst  oder 
auch  an  anderen  Orten  Waren  im  Umherziehen  anzubieten.  Die  Klagen 
darüber  seien  in  Stadt  und  Land  sehr  groß,  und  es  sei  notorisch,  dnß 
manche  dieser  Geschäftsreisenden  in  sittlicher  und  in  sicherbeitspolizei- 
licher  Hinsicht  zu  den  sproßten  Bedenken  Anlaß  gäben.  Es  sei  sonach 
kein  Grund  vorhanden,  diesen  Betrieb,  welcher  sich  nicht  auf  die  Gewerb- 
treibenden  beschränke,  sondern  an  das  Publikum  wende  und  hnusier- 
mäßig  erfolge,  günstiger  als  die  Hausierer  selbst  zu  behandeln.  Dieser 
Geschäftsbetrieb  solle  jedoch  nicht  gänzlich  abgeschnitten,  sondern 
nur  den  Schutzvorschrjften  des  Tit.  HI  unterworfen  worden.  Anderer* 
seits  hoäc  man  auch,  den  legitimen  Geschäftszweig  der  Handluugs- 
roisenden  durch  diese  Bestinmiung  zu  heben. 

Zu  dem  Feilldetcn  von  Druckschriften  im  Umherziehen  bemerkt  die 
Begründung:  ,Jn  neuerer  Zeit  wird  namentlich  die  liandbevölkerung  mit 
Vorliebe  von  den  Kolportagebuchhändlern  aufgesucht,  welche  den- 
selben Lieferungswerke,  insbesondere  unsittliche  Volksromane  mit  ver- 
lockeudcn  Titeln  aufzudrängen   suchen.     Abgesehen   von  dem  Bitten- 
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izeilicheü  Bedenken,  zu  welchem  dieselben  nicht  selten  Anlaß 
jebcn,  befaßt  sich  mit  diesem  Kolportagebuchbandel  eine  eigentüm- 
iche  Art  von  Gaunerei,  welcher  man  mit  den  bestehenden  Gesetzen 
licht  eutgegenzutreten  vermag.  Es  werden  den  Abnehmern  nämlich 
'^niniieD  versprochen,  die  dann  nicht  gegeben  werden  oder  doch  doppelt 
|d.  h.  die  große  Zahl  der  Lieferungen)  bezahlt  sind'*: 

Der  Entwurf  rief  in  der  ersten  Lesung  eine  lebhafte  Dehatte 
Eiervor,  die  ihren  Abschluß  in  der  Ueberweisung  der  Vorlage  an  eine 
Lommissiou  von  28  Mitgliedern  fand.  Dieselbe  nahm  verschiedene  Ver- 
iderungen  daran  vor,  besonders  fanden  die  Bestimmungen  über  den 
Kolportagebetrieb  eine  etwas  mildere  Fassung,  Bei  der  am  5,  April 
I8i53  beginnenden  zweiten  Lesung  der  Novelle  wurde  dann  auch  nicht 
lie  ursprüngliche  Regierungsvorlage,  sondern  der  von  der  Kommission 
ibgcanderte  Entwurf  den  Verhandlungen  zu  Grunde  gelegt. 

Bezüglich  des  Detailreisens  hatte  die  Kommission  den  Paragraphen 
der  Regierungsvorlage  unverändert  gelassen.  Dieser  zeigte  eine  schärfere 
'  7assuug  als  der  im  Jahre  1861)  dem  Iteichstage  vorgelegte.  Damals 
:»llte  der  Landcsgesetzgebung  überlassen  bleiben,  ob  der  Inhaber  eines 
^itiüiationsscheines  auch  bei  Nicht  gewerbetreibenden  Bestellungen 
luchen  dürfe,  jetzt  aber  war  der  partikularen  Gesetzgebung  diese 
Freiheit  nicht  gelassen,  die  Regelung  sollte  vielmehr  durch  das  ganze 
Reich  in  gleicher  Weise  geschehen;  gewisse  Ausnahmen  für  den  Um- 
füug  des  ganzen  Reiches  vorzunehmen,  sollte  nur  dem  Bundesrate  ge- 
stattet sein. 

Bei  der  Bedeutung  des  Gegenstandes   und  den  einschneidenden 

Aendcrungen,  welche  die  Vorlage  beabsichtigte,  war  eine  bedeutungs- 

ruHe  Debatte  auch  in  zweiter  und  dritter  Lesung  zu  erwarten.     Und 

der  That,  dieselbe   war  tiefer  gehend  als  bei  der  18ti9er  Vorlage. 

^'eder  Gegner   noch  Freunde  des  Hausierhandels  hatten   damals   die 

rragweito  der   betreflenden  Paragrai>hen   vorausgesehen.     Die  Gründe 

ler  Gegner  waren  nicht  gegen  das  Prinzip,  auf  dem  die  Aenderungen 

Brühten,  gerichtet  gewesen,  nur  gegen  eine  zu  starke  Betonung  des- 

elben.    Jetzt  waren  fast  15  Jahre  seit  Geltung  dieser  Bestinuuungen 

^tns  I^aud  gegangen,   die  Zahl  der  Hausierer  hatte  sich  vermehrt,  und 

die   Lage  des    Kleingewerbes    war  nicht    besser   geworden.     Da    die 

1  der  Vorlage    den   letzteren   Umstand    zum   großen   Teil   auf 

L  iig  des  Hausierhandels   setzten,   ließ  man   es   nicht   allein    bei 

der   Opposition    gegen   Einzelheiten   bewenden,    man   trat  gegen   das 

ganze  Prinzip,  gegen  die  Gewerbefreiheit,  auf. 

Die  Entscheidung  über  die  einzelnen  Paragraphen  der  Regierungs- 
t¥orIa  iihe  vom  Reichstage  nach  langen  r>cbatten  getroffen  wurde, 

i:l  w  für  die   Vorhige  günstig   aus.     Die  §§  55,  56  a  b  c  d 

und  57  a,  8owie  5S  — 63  wurden  unverändert  angenommen  und  §§  56, 
&7,  57  b,  sowie  44  und  44  a  fanden  nach  verschiedenen  Abämlerungen 
auf  Grund  der  Anträge  der  Abgeordneten  Ackernumn  und  Baumbach 
Annahme:  doch  waren  gerade  die  vom  Reichstiige  vorgenommenen 
Aenderur»gen  die  prinzipiell   am   wichtigsten. 

Es  wurde  zunächst  abgelehnt,  daß  das  Aufsuchen  von  Bestellungen 
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auf  Waren  bei  Personen,  in  deren  Gewerbebetrieb  Waren  der  angebotenen 
Art  keine  Verwendung  finden,  sobald  dasselbe  außerhalb  des  Gewerbe- 
betriebs der  gewerblichen  Niederlassung  geschieht ,  den  Vorschriften 
des  IIL  Titels  der  GX),  unterliegen  solle.  Der  Gewerbebetrieb  der 
DetailreiseDden  unterlag  sonach  auch  ferner  nur  den  ia  §§  44  und 
44  a  enthaltenen  Beschränkungen* 

Abgelehnt  wurde  ferner  auch  die  von  der  Regierung  und  der  Kora- 
luission  vorgeschlagene  Fassung  des  Kolportagcparagraphen  (§  50  *  ^) ; 
als  Ausschließungsgrund  wurde  bei  demselben  nur  anerkannt  „die 
Erregung  von  Aergernis  in  sittlicher  und  religiöser  Beziehung 
und  die  Zusicherung  von  Prännen  und  Gewinnen  bei  Abnahme  von 
Druckschriften".  Vom  Hausierer  wurde  jedoch  verlangt,  daß  er  ein 
Verzeichnis  der  von  ihm  geführten  Druckschriften  führte.  Diese  für 
den  Kolportagebuchhandel  sehr  störende  Bestimmung  konnte  von  vielen 
Kolportagebuchhand! ungen  iu  der  Folge  freilich  dadurch  umgangen 
werden,  daß  sie  nachwiesen,  ihr  Betrieb  sei  als  Ausfluß  des  stehenden 
Gewerbes  uod  nicht  als  G,  i.  U,  als  solches  zu  betrachten, 

Von  den  angenommenen  Paragrapheo  erscheint  prinzipiell  am 
wichtigsten  §  56a,  Xo.  3,  der  Ausschluß  des  Aufsucheus  von 
Bestellungen  auf  Bra  nntw ein  und  Spiritus  bei  Personen,  in  deren 
Gewerbebetrieb  dieselben  keine  Verwendung  finden. 

Auch  bezüglich  des  A  u f  k  a  u f  eu  s  von  Waren  ist  ein  Zusatz 
hinzugekomnien,  daß  dasselbe  nur  bei  Kaufleuteo  oder  solchen  Personen, 
welche  die  Waren  produzieren  oder  in  offenen  Verkaufsstellen  feil 
halten,  erfolgen  dürfe* 

In  betreff  der  Wanderlager  brachte  die  Novelle  nur  die  Be- 
stimmung, daß  an  den  Verkaufsstellen  in  einer  für  jedermann  erkenn- 
baren Weise  ein  den  Namen  uod  Wohnort  des  Gewerbetreibenden  an- 
gebender Zusatz  angebracht  werden  müsse.  Das  Versteigern  der  Waren 
im  Umherziehen,  also  die  Wanderaoktionen,  wurde  dagegen 
grundsätzlich  verboten  (§  56  c). 

Schließlich  wurde  noch  eine  rein  äußerliche  Veränderung  vorgenom- 
men. DerEntwurf  der  Gewerbeordnung  von  1869  hatte  für  den  wegen  der 
polizeilichen  Kontrolle  zu  erteilenden  Schein  die  Bezeichnung  Gewerbe- 
schein aus  der  alten  Gewerbeordnung  herübergenommeo*  DerRcichs- 
tiig  veränderte  sie,  um  den  rein  polizeilichen  (und  nicht  gewerbesteuer- 
lichen) Charakter  der  betreffenden  Urkunde  deutlicher  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  iu  Legitimationsscheio.  Durch  die  voriiegende  No- 
volle  wurde  ihr  die  Bezeichnung  W ander gewerbesch ein  ge- 
geben. 

ä)  Erneute  Betrebungen,  die  Gesetzgebung  umzugestalten  mit  der 

Absicht  einer  teilweisen  Rückkehr  auf  den  Standpunkt  der 

ehemaligen  Partikulargesetzgebung, 

Da  auch  bei  diesem  Gesetze  im  ganzen  nur  die  Gesichtspunkte 
der  Gewerbepolizei  maßgebend  gewesen  waren  und  man  dem  Prinzi|je 
des  Lokalschutzes  nur  wenig  Zugeständnisse  gemacht  hatte,  war  die 
Befriedigung  der  seßhaften  Gewerbetreibenden  über  dasselbe  nur  gering. 
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Aber  auch  die  Vertreter  der  entgegeDgesetzten  Anschauungen  waren 
mit  demselben  nicht  einverstanden.  Ihrer  Meinung  nach  war  man 
den  lokalprotektionistischen  Bestrebungen  des  stehenden  Gewerbes  za 
sehr  entgegengekommen. 

Die  Regierung  hatte  erklärt,  nach  Beschlußfassung  über  diese 
Novelle  eine  Neuredaktion  der  Gewerbeordnung  dergestalt  vornehmen  zu 
wollen,  daß  alle  seit  1869  erschienenen  Nachträge  zu  einem  Ganzen 
verschmelzen  würden,  and  hatte  damit  den  Wunsch  zu  erkennen  gegeben, 
daß  man  einmal  für  längere  Zeit  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiet 
zur  Rahe  kommen  lassen  möge,  damit  nun  auch  die  beteiligten  Kreise 
sich  in  die  Gesetze  hineinleben  könnten.  Die  Frage  kam  jedoch  nicht 
zur  Ruhe.  Schon  im  folgenden  Jahre  (1884)  wurde  von  den  Abgeord- 
neten Dr.  Baumbach,  Munkel  und  Meibauer  ein  Antrag  zur  Abände- 
rung" zweier  Paragraphen  (44  a  und  56)  gestellt.  Als  Grund  hierfür 
führte  man  an,  daß  das  Gesetz  vom  vorigen  Jahre,  namentlich  der 
Kolportage-Paragraph  und  die  Bestimmungen  über  die  Handlungs- 
reisenden, die  Literessen  weiter  Kreise  so  verletzt  habe,  daß  eine 
Korrektur  geboten  erscheine.  Bezüglich  des  Kolportagebuchhandels 
sei  vor  allem  der  Mangel  einer  Centralinstanz  vermißt  worden,  welche 
darüber  zu  befinden  habe,  welche  Druckschriften  denn  nun  für  den 
Umfang  des  ganzes  Reiches  kolportagefähig  seien  und  welche  nicht. 
Im  großen  und  ganzen  waren  die  Antragsteller  gewillt,  das  wieder 
herzustellen,  was  der  Reichstag  schon  bei  Beratung  der  Novelle  in 
zweiter  Lesung  angenommen  hatte. 

Die  Anträge  wurden  nach  der  zweiten  Beratung  abgelehnt. 

Unterdessen  waren  auch  die  Freunde  der  Regierungsvorlage  außer- 
halb des  Reichstags  nicht  müßig  geblieben.  Sie  kamen  im  Jahre  1887 
zum  Wort.  Von  allen  Seiten  war  in  dieser  Zeit  lebhaft  für  eine  Aende- 
rung  der  betreffenden  Paragraphen  im  Sinne  der  Regierungsvorlage 
agitiert  und  eine  große  Anzahl  Petitionen  an  den  Reichs- 
tag gerichtet  worden.  Dieselben  wurden  einer  Kommission  überwiesen, 
in  deren  Namen  Dr.  Hitze  schriftlich  Bericht  erstattete  *)•  Auf  den 
Inhalt  dieser  teils  von  Handelskammern  ^),  kaufmännischen  und  gewerb- 
lichen Korporationen  und  teils  von  Privaten  ausgehenden  Petitionen 
wird  später  bei  Betrachtung  der  Stimmen  aus  Handelskammern  ein- 
zugehen sein.  Hier  soll  nur  erwähnt  werden,  daß  sie  im  allgemeinen 
die  bekannten  Klagen  (Belästigung  des  Publikums,  schlechte  Ware, 
zu  teure  Preise  und  Schädigung  des  seßhaften  Kleinhandels)  enthalten. 
Es  wird  in  denselben  vor  allem  die  Anschauung  vertreten,  daß  die 
zahlreichen  Garantien,  welche  der  seßhafte  Kaufmann  nach  Herkunft 
und  Erziehung  dem  Publikum  biete  und  die  vom  Hausierer  nicht  er- 
reicht würden,  sowie  seine  höheren  Steuerleistungen  ihm  auch  das 
Anrecht  auf  eine  bevorzugte  Stellung  in  der  Gesetzgebung  sichern 
müßten. 

Von  einer  Steuererhöhung  versprechen  sich  die  Petenten  k  e  i- 


1)  Reichftagiberichta  1887,  IV.  Band  (Anlagen)  No.  154  der  Drncksacben, 
9)  DaronUr  9  bannSvenebe. 
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n  e  n  Erfolg.  Eid  Teil  derselben  erblickt  dieeinzige  Abhilfe  in  dem  Zurück- 
gehen auf  die  BestinjmuDgen  der  früheren  hannoverschen  Gewerbeoi  dnung. 
!Sie  wollen  in  erster  Linie  den  {{44  so  geiUKlcrt  wissen,  daß  den  Hand- 
lungsreisenden Bestellungen  aufzusuchen  oder  Waren  zu  verkaufen 
nur  erlaubt  sei  bei  Kaufleuten  und  Gewerbtreibendcn,  welche  dieselben 
zum  Wiederverkauf  brauchen  oder  in  ihrem  Gewerbe  benutzen,  und 
ferner  den  §  56  in  der  Weise,  daü  den  Hausierern  der  Verkauf  nur 
gestattet  werden  sollte  mit 

a)  Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Fischerei, 
Jagd  und  des  Gartenbaues, 

b)  groben  Töpfer-,  Glas-  und  Holzwaren,  groben  Stroh-,  Rolir- 
und  Uolzgeflechten. 

Andere,  namentlich  süddeutsche  Interessenten  verlangen  in  weiteren 
Petitionen  sogar  das  gänzliche  Verbot  des  Hausierens,  wenn 
dies  jedoch  als  zur  Zeit  nicht  durchführbar  erachtet  werden  sollte,  er- 
warten sie,  daß  der  Hausierhandel  auf  den  Verkauf  derjeuigeo  Artikel, 
die  niclit  Handwerksartikel  seien,  beschränkte  werde.  Ferner 
verlangen  sie  höhere  Anforderungen  an  die  Person  (u.  a.  soU  er 
mindestens  40  Jahre  alt  sein)  des  Hausierers. 

Neben  dieser  großen  Menge  der  gegen  die  Hausierer  gerichteten 
Eingaben  waren  auch  SGegenpetitionen  eingereicht  worden.  Die 
Kommission  beschloß,  die  Petitionen  dem  Reichskanzler  ,,zur  Erwägung" 
zu  überweisen.  Zwei  andere  in  derselben  gestellte  Antrage:  a)  über 
dieselben  zur  Tagesordnung  überzugehen,  und  b)  dieselben  dem  Bundes- 
rat zur  Berücksichtigung  zu  überweisen,  wurden  abgelehnt 

Wegen  Schlusses  der  Session  konnte  dieser  Antrag  indes  nicht 
mehr  im  Plenum  zur  Beratung  kommen. 

Die  Petenten  verloren  jedoch  die  Ausdauer  nicht.  So  enthält 
Drucksache  No,  350  des  HI.  Bandes  der  Anlagen  zu  den  Verhandlungen 
der  Session  1890/91  einen  eingehenden  Bericht  über  eine  große  Zahl 
derartiger  Petitionen  aus  den  Kreisen  von  Handels-  und  Gewerbe- 
treibenden, welche  weitere  Beschränkungen  des  Hausiergewerbes  fordern. 
Einige  gehen  so  weit,  zu  verlangen,  daß  die  Berechtigung  zum  Hausieren 
möglichst  nur  i  n  v  a  1  i  d  e  n  oder  sonstigen  arbeitsunfähigen 
Personen  erteilt  werde.  Der  Hausierverkauf  von  Handwerks- 
erzeugnissen solle  dagegen  dem  Verfertiger  und  seinen 
Familienangehörigen  gestattet  bleiben. 

In  der  Petitionskommission  wurde  beschlossen,  diese  Petitionen 
„dem  Reichskanzler  zu  überweisen'^  Im  Reichstage  selbst  wurde  je- 
doch die  Beratung  über  dieselben  von  der  Tagesordnung  abgesetzt, 
da  wegen  Schlusses  der  Session  zu  der  eingehenden  Behandlung,  die 
sie  verdienten,  nicht  mehr  genügend  Zeit  vorhanden  wan 

In  der  Session  1892/93  kam  die  Frage  zu  wiederholten  Malen 
zur  Beratung.  Am  24,  Nov.  1891  war  vom  Staatssekretär  v.  Roiticher 
im  Reichstage  versichert  worden,  es  seien  ,, Erhebungen  über  den 
Hausierhandel  und  über  die  Auswüchse,  die  er  zeige,  und  über 
den  Eingriff,  den  derselbe  in  die  berechtigten  Interessen  des 
stehenden  Handwerks  thue,    angeordnet  worden*',    und   weiter,   „es 
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wOrde  demnächst  mit  gesetzgeberischen  Vorschlägen  hervorgetreten'^ 
werden.  Um  diese  Frage  „im  Flusse  zu  erhalten'^  richteten  die  Gen- 
tnimsmitgUeder  Hitze,  Gröber  und  Gen.  folgende  Interpellation  an 
an  die  Reichsregierung: 

1)  Welche  gesetzgeberischen  Maßnahmen  sind  bezüglich  der  Ab- 
zahlungsgeschäfte und  des  6.  i.  U.  —  entsprechend  der  Erklärung 
des  Vertreters  der  verbündeten  Regierungen  in  der  Sitzung  vom  24.  Nov. 
1891  —  von  Seiten  der  verbündeten  Regierungen  beabsichtigt? 

2)  wird  eine  bezügliche  Vorlage  noch  in  dieser  Session  voraus- 
sichtlich dem  Reichstag  zugehen? 

Die  B^ründung  der  Interpellation  übernahm  Dr.  Schädler.  Er 
stellte  alles  das  zusammen,  was  an  belastendem  Material  im  Laufe 
der  Zeit  gegen  den  Hausierer  zusammengetragen  worden  ist.  Seine 
Rede  ließ  erkennen,  daß  er  besonders  dem  Inhalt  der  Petitionen 
volle  Aufmerksamkeit  zugewendet  hatte.  Bei  Beantwortung  der  Inter- 
pellation teilte  der  Minister  v.  Bötticher  mit,  daß  der  Bundesrat  sich 
nächstens  mit  der  Materie  befassen  werde;  es  sei  inzwischen  auch 
(am  7.  Nov.  1892)  von  der  bayerischen  Regierung  der  Entwurf  eines 
diese  Frage  regelnden  Gesetzes  vorgelegt  worden. 

Dieser  Entwurf^)  geht  in  seinen  Forderungen  den  Interpellanten 
jedoch  nicht  weit  genug.  Sie  wollen  vor  allem  den  Kreis  der  Waren, 
welche  vom  Ankauf  und  Feilbieten  im  Umherziehen  ausgeschlossen  sind, 
noch  erheblich  erweitert  wissen,  teils  aus  sittenpolizeilichen,  teils  aber 
auch  aus  gewerbepolitischen  und  volkswirtschaftlichen  Gründen.  Auch 
gegen  den  Betrieb  des  Abzahlungsgeschäfts  im  Wege  des  Hausierhandels 
and  die  Kolportage  von  Lieferungswerken  wird  entschieden  Stellung 
genommen.  Femer  müsse  eine  Erschwerung  der  persönlichen  Be- 
dingungen für  Erlangung  des  Wandergewerbescheines  eintreten,  unter 
allen  Umständen  solle  man  ihn  Männern  und  Frauen  unter  30  Jahren 
verweigern. 

Befreit  von  solchen  Erschwerungen  sollten  jene  Orte  bleiben,  bei 
denen  es  von  alters  her  Sitte  sei,  daß  ihre  Bewohner  sich  z.  T.  durch 
den  Hausierhandel  ernährten. 

Da  von  der  Regierung  selbst  in  dieser  Session  ein  Gesetzentwurf 
zur  Abänderung  dieses  Teils  der  Gewerbeordnung  nicht  eingebracht 
worden  war  und  nach  den  Worten  des  Vertreters  der  verbündeten 
Regierungen  auch  nicht  erwartet  werden  konnte,  war  dies  von  anderer 
Seite  geschehen. 

Die  Abg.  Ackermann  u.  Gen.  hatten  den  Antrag  gestellt,  daß 
der  Hausierhandel  eingeschränkt  und  das  Detailreisen,  vorbehaltlich 


1)  Er  TerUngt: 

1)  Gleichstallang  der  Detailreisenden  mit  den  Haotierern; 

t)  OleichstelloDg  des  Wandergewerbebetriebes  innerhalb  des  Wohnortes  mit  dem 
aorserhalb  desselben  ausgeübten  O.  i.  U.; 

3)  PrüfoDg  der  Bedfirfnisfrage  für  die  Erteilnog  des  Wandergewerbescheines  durch 
die  obere  Verwaltungsbehörde; 

4)  BetchrlokuDg  der  Gültigkeit  des  Wandergewerbescheines  auf  bestimmte  Waren 
und  für  den  Besirk  der  denselben  erteilenden  oberen  Verwaltungsbehörde. 

btm  Folge  Bd.  ZIY  (LXIX).  4 
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weniger  durch  das  Bedürfnis  des  Verkehrs  „unerläßlich  gebotener** 
Ausnahmen,  untersagt  werde.  Die  Beratung  über  diesen  Antrag  er- 
folgte zugleich  mit  der  ersten  Beratung  eiues  gleichfalls  eingebrachten 
Antrags  Gröber  u.  Gen.*),  der  besonders  den  einzelnen  in  den  ver- 
schiedenen Petitionen  ausgesprochenen  Wünschen  Rechnung  tragen 
wollte  und  dessen  Inhalt  sich  mit  den  Ausführungen  deckt,  durch 
welche  der  Abg.  Schädler  die  oben  erwähnte  Interpellation  begründet 
hatte. 

Während  der  Antrag  Ackermann  u.  Gen.  vom  Plenum  abgelehnt 
wurde,  waren  die  Anträge  der  genannten  Centrumsmilglieder  der 
Kommission  zur  Vorberatung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  betr.  die 
Abzahlungsgeschäfte  mit  überwiesen  worden.  In  ihrem  Namen  er- 
stattete der  Abg.  Schädler  Bericht,  in  welchem  <Ue  z.  T.  geänderten 
Anträge  dem  Hause  zur  Annahme  empfohlen  wurden. 

Auch  dieser  Gesetzentwurf  ist  nicht  zur  zweiten  Lesung  im 
Plenum  gelangt. 

Für  die  folgende  Session  (1893/94)  hatte  die  Centrurasfraktion 
ihren  Antrag  wieder  eingebracht,  und  da  er  hier  nicht  zur  Verhand- 
lung kam,  wiederholte  sie   iho  in  der  folgenden.    Derselbe  verlangte: 

1)  Gleichstellung  der  Betailreisenden  mit  den  Hausierern; 

2)  Ausschluß  von  gewissen  Waren,  z.  B.  Cigarren,  Tahak,  Luxus- 
artikeln, Putzwaren,  Uhren  aller  Art,  Lieferungsartikeln  und  Druck- 
schriften, sofern  sie  in  sittlicher  oder  religiöser  Beziehung  Aergernis 
zu  geben  geeignet  sind;  in  der  Regel  auch  von  Kolonial-,  Material-, 
Manufaktur-  und  Handwerkswaren,  ausgenommen  der  vom  Verfertiger 
selbst  vertriebenen*); 

3)  Beschränkung  des  Wandergewerbescheines  auf  den  Bezirk,  in 
dem  er  gelöst  worden  ist,  und  Einschränkung  der  Zahl  der  auszu- 
gebenden Scheine  überhaupt; 

4)  Verbot  des  bausiermäßigen  Verkaufs  von  Waren  auf  Abzahlung ; 

5)  Versagung  des  Wandergcwerbescheiues  bei  Personen  unter 
25  Jahren ; 

6)  Verbot  der  Mitnahme  von  Begleitern  und  des  Transports  der 
Waren  auf  Wagen; 

7)  Ausschluß  der  Personen  weiblichen  Geschlechts  vom  Hausier- 
handel; 

8)  Unterstellung  des  Hausierbetriebes  am  Wohnorte  unter  die 
Vorschriften  des  Tit.  HI  der  G.G. 

Die  Regierungen  einiger  Länder  hatten  unterdessen,  dem  Drängen 
der  gewerblichen  Kreise  nach  einer  Revision  der  den  G.  i.  U.  be- 
treffenden Paragraphen  nachgebend,  sich  angeschickt,  an  die  Vor- 
arbeiten für  eine  solche  heranzutreten.  Der  preußische  Handelsminister 
hatte  im  Jahre  1891   an  die  Handels-  und  Gewerbekammem  seines 


1)  Iq  der  34.  SiUtiog  (am  1.  Febr.  1B93). 

i)  GesUnet  sollto  hingegen  der  hergebrftcbte  Gewerbebetrieb  sein  (selbel 
Dretm  ei  sieb  bierbei  am  den  Ankauf  oder  da«  Fenbiflt«n  der  sonst  amstischliers en- 
de u  Waren  bandelt),  weim  die  Bewohner  einer  Gemeinde  sur  Gewinnung  ihres  Leben»- 
tmterhaltea  auf  den  Ö.  i.  U.  ingewieMn  find. 
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Ressorts  Fragebogen  geschickt,  auf  welchen  er  Auskunft  darüber  ver- 
langte, ob  es  notwendig  und  vorteilhaft  sei,  die  rechtliche  Grundlage 
des  Hausierhandels  anderweit  zu  regeln. 

Die  Waren  und  Thätigkeiten,  über  deren  ev.  Ausschluß  die 
Handelskammern  befragt  wurden,  waren  folgende: 

1)  Putz-  und  Luxusartikel^),  um  der  verderblichen  Neigung 
namentlich  des  weiblichen  Teiles  der  Bevölkerung  zur  Anschaffung 
von  überflüssigen  und  unnützen  Gegenständen  zu  begegnen; 

2)  Tuche,  wollene  und  halbwollene  Stoffe,  Linnen  und  Bettzeug, 
fertige  Kleider  und  ledernes  Schuhzeug  (wegen  mißbräuchlichen  Ver- 
kaufs minderwertiger  ArtikeP); 

3)  Anerbieten  gewerblicher  Leistungen  durch  Schirmflicker,  Korb- 
flechter, Scherenschleifer,  weil  diese  Arbeiten  zu  Bettelei  und  Land- 
streicherei mißbraucht  würden; 

4)  das  Transportieren  von  Waren  mittels  Fuhrwerks. 

Es  wurde  femer  verlangt  eine  gutachtliche  Aeußerung,  ob  ev. 
ausgeschlossen  werden  sollten  folgende  Personen: 

1)  nicht  völlig  Unbescholtene  oder  in  sittlicher  oder  gewerblicher 
Beziehung  Unzuverlässige; 

2)  Taube,  Stumme,  Blinde  und  Geistesschwache; 

3)  alle  Personen  unter  dem  30.  Lebensjahre,  es  sei  denn,  daß 
dieselben  durch  Unglück  u.  s.  w.  zu  einem  anderen  Erwerb  untaug- 
lich seien; 

4)  nicht  nur  Kinder,  sondern  auch  Ehefrauen  und  sonstige  Ver- 
wandte, welche  Anspruch  auf  Unterhalt  und  Ernährung  durch  andere 
Personen  besitzen  (Alimentationsberechtigte); 

5)  nachweislich  nicht  für  eigene  Rechnung,  sondern  im  Auftrage 
größerer  Geschäfte  hausierende  (sogenannte  Lohnhausierer.) 

Schließlich  wurde  noch  Auskunft  darüber  gewünscht,  ob  die  persön- 
lichen Eigenschaften  der  Leute  einer  schärferen  Kontrolle  unterstehen 
sollten,  und  ob  es  erwünscht  wäre,  in  den  einzelnen  Verwaltungsbezirken 
die  Erlaubnis  des  Hausierhandels  von  der  Bedürfnisfrage  abhängen  zu 
lassen  und  den  Kreisen  oder  Gemeinden  die  hierdurch  sich  notwendig 
machende  Kontrolle  zu  übertragen. 

€)  Die  Novellen  vom  5.  Jan.  1895  u.  15.  Jan.  1896. 

Die  Verschiedenartigkeit  der  Interessen  (dieselben  waren  oft  ge- 
rade entgegengesetzt),  die  in  den  auf  diese  Umfrage  eingegangenen 
Antworten  gleichmäßige  Berücksichtigung  verlangten,  verschuldete  es, 
daß  die  preußische  Regierung  lange  zögerte,  ehe  sie  mit  Aenderungs- 
vorschlägen  hervortrat.  Unter  dem  5.  Jan.  1895  ging  endlich  die  er- 
sehnte Vorlage  beim  Reichstage  ein ;  mit  ihr  zugleich  eine  Nachweisung 


1)  Es  xtlgt  sich,  dafs  bei  diesem  wie  bei  den  folgenden  Punkten  sam  Teil  ein 
liMiiUeb  enger  Anschlofs  an  die  Wünsche  der  früheren  Petitionen  bezw.  an  den  Antrag 
4m  Centroma  stattgefunden  hat. 

S)  Von  der  grolshersogl.  badischen  Regierang  war  noch  besonders  über  die  ev. 
AuaehlieAiing  von  Sensen,  Sicheln,  Schleifsteinen  u.  s.  w.,  sowie  von  Kolonial-  and 
8p«Mr<iirmreB  «nd  allen  Erseagnisse  des  Handwerks  Umfrage  gehalten  worden. 
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über  die  Zahl  der  seit  Inkrafttreteii  der  jüngsten  Gewerbeordnungs- 
Dovelle  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  jahrlich  ausgegebenen  Wander- 
gewerbe- und  Legitimationsscheine.  Aus  dieser  ist  ersichtlich,  daß  die 
Zahl  der  Hausierer  in  der  letzten  Zeit  nicht  mit  der  Bevölkerung 
Schritt  gehalten  liut.  Während  von  1884—89  die  Zahl  der  ini  Deutscheu 
Reiche  erteilten  Wandergewerbescheine  nur  eine  der  uatürlichen  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  entsprechende  Zunahuje  erfahren  hatte,  war 
in  den  folgenden  4  Jahren  ihre  Zahl  zurückgegangen  oder  un- 
verändert gehliel»eo.  Deshalb  beabsichtigten  die  verbündeten 
Regierungen  auch  keine  wesentliche  Umgestaltung  der  Gewerbe- 
ordnng  vorzunehmen,  sondern  es  wurde  als  ausreichend  angesehen,  ,^auf 
dem  durch  die  Novelle  vom  1.  Juli  1H93  verfolgten  Wege  fortschreitend, 
dem  Betriebe  im  Umherziehen  noch  weitere  Beschrankungen  aufzuer- 
legen, um  bemerkbar  gewordene  Auswüchse  zu  beseitigen  und 
die  Fern  hal  tun  g  ungeeigneter  Elemente  von  dieser  6e- 
scJjäftsform  in  höherem  Maße  zu  sichern."  Demgemäß  wurde  von 
einer  weiteren  Beschränkung  des  Betriebs  im  Sinne  des  Centrums- 
aotrags,  von  einem  Ausschluß  der  Frauen  und  von  einer  gleichmiißigen 
Unterstelhing  des  hausiermaßigen  Gewerbebetriebs  Einheimischer  unter 
die  Vorschriften  des  Tit.  III  u,  s.  w,  abgesehen.  Dem  wiederholt 
laut  gewordenen  Wunsche,  Kolonial-,  Material-  und  Manufakturwareu 
vom  Hausierhetrieb  auszuschließen ,  entsprachen  die  Regierungen 
wiederum  nicht,  um  nicht  zahlreiche  Zweige  der  Industrie,  nament- 
lich der  Hausindustrie  und  damit  ganze  Landstriche  mit  vorwiegend 
armer  Bevölkerung  zu  gefährden. 

Es  sollen  vom  Hausierhandel  vielmehr  nur  ausgeschlossen  werden : 

a)  (No.  10)  Bäume  aller  Art,  Sträucher,  Sämereien  und 
Blumenzwiebeln,  Schnitt-  und  Wurzelreben  und  Futter- 
mittel, 

b)  (No.  11)  Schmucksachen,  Bijouterien,  Brillen,  op- 
tische Instrumente.  Als  Grund  für  diese  weiteren  Beschrän- 
kungen wird  in  Bezug  auf  die  unter  a)  angeführten  Gegenstände  genannt, 
daß  die  Hausierer  nur  geringere  Obstsorten  führten  und  dadurch  den 
Bemühungen  der  Regierung,  die  Obstbaumzucht  zu  heben,  direkt  ent- 
gegenwirkten; bezüglich  der  anderen  Gegenstände  wilt  man  verhüten, 
daß  die  Eitelkeit  und  Unerfahrenheit  der  Kauflustigen,  namentlich 
des  weililichen  Geschlechts,  von  umherziehenden  Händlern  in  schwindel- 
hafter Weise  ausgebeutet  werde. 

Von  den  übrigen  Punkten,  durch  die  eine  Aenderung  herbeigeführt 
werden  soll,  sind  noch  zu  nennen: 

1)  Das  Hinausschieben  der  Altersgrenze  des  Hausierers  bis  zum 
25-  Lebensjahr; 

2)  Die  Ausdehnung  des  §  57  ^  (obligatorische  Versagungsgründe) 
auch  auf  die  Fälle,  wo  der  Nachsuchende  wegen  Land-  und  Haus- 
friedensbruchs oder  wegen  Widerstands  gegen  die  Staatsgewalt  zu  einer 
Freiheitsstrafe  von  mindestens  3  Monaten  verurteilt  worden  ist  und 
seit  Verbüßung  der  Strafe  3  Jahre  noch  nicht  verflossen  sind. 

Die  Ausdehnung  des  §  57  b  Abschn.  2  auf  diejenigen,  welche  wegen 
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Land-  und  HausfriedeDbruchs  bestraft  worden  sind  und  die  Herab- 
setzung der  Strafgrenze,  nach  der  eine  Versagung  des  Scheines  ein- 
treten kann,  auf  eine  Woche  (statt  wie  bisher  sechs  Wochen)  „so- 
wie die  Bestimmung,  daß  nicht  wie  bisher  3,  sondern  5  Jahre  seit 
Verbü£ung  der  Strafe  verflossen  sein  müssen. 

In  einem  Punkte  deckte  sich  allerdings  die  Regierungsvorlage  mit 
den  Wünschen  des  Centrums.  Sie  verlangte  (wie  schon  1869  und  1882) 
die  Gleichstellung  des  Detailreisens  mit  dem  Hausieren. 
Zur  Begründung  dieser  Forderung  wurde  hervorgehoben,  daß  im  Gegen- 
satz zu  den  Wandergewerbescheinen  die  Zahl  der  Legitimationskarten 
von  1884—93  von  45016  auf  70018,  also  etwa  um  55 V2  P«>z.,  ge- 
sti^en  sei.  Handel  und  Gewerbetreibende,  welche  sich  früher  auf  das 
Ladengeschäft  beschränkt  hätten,  ließen  jetzt,  durch  die  Konkurrenz 
gedrängt,  Privatkunden  aufsuchen  oder  suchten  sie  selbst  auf.  So  zöge 
einer  den  anderen  mit  sich ;  es  entstehe  dadurch  eine  unerwünschte  Ver- 
mehrung des  berufsmäßigen  Umherziehens,  und  die  Folge  davon  sei  die 
Klage  des  Publikums  über  die  große  Belästigung.  Dazu  komme,  daß  die 
Detailreisenden  gegenüber  den  Hausierern  sehr  begünstigt  wären;  sie 
trouchten  keine  besondere  Steuer  zu  zahlen  und  doch  ständen  sie 
materiell  dem  Hausierer  näher  als  dem  Handlungsreisenden.  Sie  gingen 
ebenso  wie  die  Hausierer  darauf  aus,  unmittelbar  beim  Publikum 
Waren  abzusetzen. 

Die  erste  Beratung  des  Entwurfs  fand  am  29.  und  31.  Januar  1895 
zusammen  mit  dem  Gentrumsantrag  statt  Hier  zeigte  es  sich,  daß 
das  Centrum  von  den  weitergehenden  Einschränkungen  seines  Antrags 
nicht  abgehen  wollte.  Die  Konservativen  und  Antisemiten  waren  gleich- 
falls der  Meinung,  daß  die  Bestimmungen  der  Regierungsvorlage  nicht 
ausreichend  wären,  um  dem  Mittelstande  zu  helfen.  Der  Gegensatz 
dieser  Parteien  zur  Vorlage  ist  ein  prinzipieller;  denn  sie  sprechen 
dem  Hausierhandel  überhaupt  die  Gleichberechtigung  mit  dem  stehenden 
Betriebe  ab,  sie  bezeichnen  ihn  als  ein  Gewerbe,  für  welches  jedes- 
mal erst  die  Notwendigkeit  nachgewiesen  werden  müßte.  Jetzt  wären 
es  auch  nicht  mehr  die  armen  Gebirgsgegenden,  welche  die  Hausierer 
stellten,  sondern  alle  Arbeitsscheuen  aus  Stadt  und  Land.  Vielfach 
werde  der  Hausierer  geradezu  von  gewissen  Fabriken  benützt  ^),  welche 
nur  so  ihre  zu  diesem  Zwecke  billig  und  schlecht  hergestellten  Pro- 
dukte an  den  Mann  bringen  könnten. 

Auf  den  Antrag  des  Abg.  Dr.  Schädlcr  wurde  schließlich  die 
Regierungsvorlage  und  der  Centrumsantrag  zu  gemeinsamer  Weiter- 
beratung einer  Kommission  von  21  Mitgliedern  überwiesen.  Diese 
führte  ihre  Arbeit  auch  noch  vor  Schluß  der  Session  zu  Ende.  Eine 
Erledigung  im  Plenum  fanden  jedoch  die  Anträge  wieder  nicht,  und 
80  mußte  die  endliche  Entscheidung  über  die  Vorlage  der  folgenden 
Reichstagssession  vorbehalten  bleiben. 


1)  Vgl.  auch  J.  Moser,  Klage  wider  die  Packenträgor. 
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Für  diese  la^  nur  der  alte  Entwurf  der  RegieriiüK  *)  mit  geringen, 
durch  die  Beschlüsse  der  Koninjissiüii  veranlaßten  Abweichungen  vor. 
Da  das  Centrum  aus  jenen  Besctilüssen  und  aus  der  bestimmten  Er- 
klärung des  Miuisters  v.  Berlepseh  bei  der  vorigen  Beratung  erkuant 
hatte,  daß  es  auf  eine  Berücksichtigung  seiner  weitgehenden  For- 
derungen nicht  würde  rechnen  konoen,  hatte  es  darauf  verzichtet, 
in  diesem  Jahre  seinen  bekannten  Antrag  wieder  einzubringen. 

Am  10.  Februar  nahmen  die  Beratungen  über  die  Neivelle,  von 
dem  ersten  Redner  als  ein  alter  Bekannter  begrüßt,  der  schon  oft  im 
Hause  erscWenen  sei,  ihren  Anfang. 

Um  eine  Verabschiedung  des  Gesetzes  in  dieser  Session  noch 
möglich  zu  macheOi  wurde  auf  Antrag  des  Centrums  und  der  Konser- 
vativen beschlossen,  da  die  Materie  seit  Jahrzehnten  behandelt  und 
nach  allen  Seiten  hin  genügend  beleuchtet  sei,  mit  Umgehung  einer 
Kommissionsberatun^  zu  gegebener  Zeit  sofort  in  die  zweite  Lesung 
einzutreten.     Diese  fand  vom  6.  bis  IL  März  statt 

Die  hier  vom  Plenum  angenommenen  Beschlüsse,  von  denen  der 
einschneidendste  das  Verbot  des  Detailreisens  (mit  Ausnahme  der 
Drucksachen  und  Erzeugnisse  der  Wäsche-  und  Leinenindustrie)  wat, 
riefen  außerhalb  des  Reichstages  eine  lebhafte  Agitation  mit  zahl- 
reichen Petitionen  hervor.  In  diesen  war  namentlich  darauf  hinge- 
wiesen worden,  daß  durch  diese  Beschlüsse  doch  auch  eine  große  Zahl 
seßhafter  Gewerbetreibender  geschädigt  würden  und  zwar  Personen, 
die  gleichfalls  dem  gewerblichen  Mittel  stände  zuzurechnen 
seien.  Infolgedessen  waren  für  die  dritte  Lesung  eine  zienJiche  An- 
zahl Anträge  (im  ganzen  34)  gestellt  worden,  durch  die  man  die 
Härten  der  in  zweiter  Lesung  gefaßten  Beschlüsse  in  etwas  zu  mildern 
gedachte. 

Trotzdem  fanden  nach  der  dritten  Lesung  (8,-12.  Juni)  alle 
Paragi'aphen,  einzelne  mit  geringen  Aenderuiigen,  Annahme;  auch 
Art.  VIll,  das  Detailreisen  betr.,  wurde  angenommen,  nacbdem  der 
Versuch  des  Abg.  Dr,  Hasse,  umgekehrt  zu  verfahren,  den  Betrieb  im 
allgemeinen  gelten  zu  lassen  und  nur  die  Ausnahmen  besonders  heraus- 
zuheben, gescheitert  war. 

Unter  das  Hausierverbot  fallen  nunmehr  auch  noch 

a)  Bäume  aller  Art,  Sträucher,  Schnitt-,  Wurzelreben,  Futtermittel 
und  Sämereien,  mit  Ausnahme  von  Gemüse-  und  Blumeasamen 
(§  56,  No.  10); 

b)  Schmucksachen,  Bijouterien  ^  Brillen  und  optische  Instrumente 
(§  56,  No.  11); 

c)  der  Verkauf  von  Druckschriften  u.  s,  w.,  wenn  nicht  der  Ge- 
samtpreis auf  jeder  einzelnen  Lieferung  an  einer  iu  die  Äugen 
fallenden  Stelle  bestimmt  verzeichnet  ist  (§  56,  No.  12);  und 

d)  das  Feilbieten  von  Waren,  sowie  das  Aufsuchen  von  Bestel- 
lungen auf  Waren,  wenn  solche  gegen  Teilzahlungen  unter  dem  Vor- 
behalt  veräußert  werden,   daß   der   VeräuUerer  wegen  Nichterfüllung 


1)  Giiige^iigeii  am  15,  Jan,   1896. 
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der  dem  Erwerber  obliegenden  Pflichten  von  dem  Vertrage  zurück- 
treten kann  (§  56  a,  No.  4)^). 

Schließlich  wurden  die  in  Art.  16—19  angeführten  Strafbestim- 
mungen zum  Gesetz  erhoben  und  die  Altersgrenze  bis  zum  25.  Jahre 
hinausigeschobeD  u.  s.  w. 

Das  Gesetz  ist  mit  1.  Jan.  1897  in  Kraft  getreten.  Durch  das- 
selbe ist  —  wie  sdion  durch  die  Novelle  vom  1.  Juli  1883  —  eine 
weitere  Annäherung  an  den  Standpunkt  erfolgt,  welchen  die  Regierungen 
in  den  Vorlagen  von  1868/69  eingenommen  hatten,  ohne  daß  dieser 
dadurch  völlig  erreicht  worden  ist.  Beide  Aenderungen  des  Gesetzes 
sind  aber  ein  deutliches  Zeichen  dafür,  dass  der  R^ierungskommissar 
Recht  hatte,  als  er  den  Reichstag  vor  zu  weitgehenden  Forderungen 
warnte  und  eine  Reaktion  gegen  solche  Beschlüsse  voraussagte,  die 
über  das,  was  als  recht  und  notwendig  erkannt  war,  hinausgingen. 

1)  Vgl.  du  Gesets  betr.  die  AbsahlongsgescblUte  Tom  16.  Mai  1897. 

(Sohlnüi  folgt) 
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Zur  Entstehung  der  deutschen  Stadtverfassung. 

Von 

Dr.  Wim  Varges. 

(Vierter  Teil*). 

Der  Rat. 

Kapitel  XI. 
Die  Entstehung  des  Stadtrates. 

Die  gesamte  Verwaltung  der  Städte  liegt,  soweit  nicht  durch 
Privilegien  ein  besonderer  Ausnahmezustand  geschaffen  war  0,  bis  zum 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  den  Händen  des  Stadtkommandanten, 
wie  das  im  vorigen  Kapitel  gezeigt  ist^).  Der  Stadtkommandant')  ist 
nicht  nur  das  militärische  Oberhaupt  der  Stadt  und  öffentlicher  Richter, 
sondern  übt  auch  die  Rechte  und  die  Pflichten  des  Orts-  und  Ge- 
meindevorstehers aus^).  Er  vereinigt  in  seiner  Person  öffentliche  und 
kommunale  Befugnisse,  wie  das  schon,  wenn  auch  in  viel  geringerem 
Maße,  der  Vorsteher  der  ländlichen  Gemeinde  thut  ^). 

Als  öffentlicher  Beamter  und  als  Inhaber  der  Grafenrechte,  also 
auf  militärischem  und  juristischem  Gebiet,  handelt  der  Stadtkomman- 

*)  Vgl.  Bd.  VI  dieser  Zeitschr.,  S.  161—214  (aDgefUbrt  als  Teil  1),  Bd.  VU,  S  S01~ 
857  (angeführt  als  Teil  11),  Bd.  VIII,  S.  481-525  (angeführt  als  Teil  Ul),  Bd.  XII, 
S.  481—537  (angeführt  als  Teil  IV) 

Vgl.  die  Kritik  der  Aufsätze  in  W.  J.  Ashiey,  The  beginniogs  of  town  life  in  the 
iniddle  ages.  The  Quarterly  Journal  of  Economics  Vol.  X,  July  1896.  Publ.  for  Har- 
ward  Universitär.     Cambridge,  Massachusset,  U.S.  8.  26  ff. 

Aufser  meinen  in  Teil  I — IV  aufgeführten  Arbeiten  kommt  noch  in  Betracht:  Ver- 
fassungsgeschichte  von  Halberstadt  Teil  II,  Ztschr.  des  Harzvereins,  XXIX,  1896,  S.  416  ff. 

Im  Laufe  des  Sommers  erscheinen  Verfassungsgeschichte  von  Bremen,  II.  Teil  in 
Ztschr.  des  nieders.  Vereins-  und  Verfassungsgeschichte  von  Quedlinburg,  Teil  1  in  der 
Zeitschrift  des  Harzvereins. 

1)  Vgl.  Teil  IV,  S.  528.  Verfassungsgeschichte  von  Halberstadt,  II,  a.  a.  O.,  S.  421. 

2)  Teil  IV,  8.  518. 

3)  Teil  IV,  8.  497.  Vgl.  auch  Philipp!,  Verfassungsgeschichte  der  westfälischen 
Bischofsstädte,  S.  58. 

4)  Teil  IV,  S.  519,  S.  525  ff. 

5)  Teil  IV,  S.  525.     Vgl.  Philippi,  a.  a.  O.,  S.  53. 
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dant,  wenn  nicht  den  Bürgern  besondere  Privilefrien  erteilt  sind,  on- 
offlschränkt  \);  auf  kommunalem  Gebiete  steht  ihm  dagegen  keine  solche 
absolute  Gewalt  zu.  Der  Stadtkommandant  ist  bei  Erledigung  aller 
kommunalen  Angelegenheiten  auf  die  Mitwirkung  und  Zustimmung  der 
Gemeinde  angewiesen  ^),  Der  Stadtkommandant  und  die  in  der  Bürger- 
Yersammlung  vereinigte  Stadtgemeinde  ^0»  müssen  alle  Angelefrenheiten» 
die  die  Gemeinde  als  solche  betreifen,  gemeinschaftlich  ordnen.  Nur 
in  seltenen  Fällen  schaltet  und  waltet  der  Stadtkommandant  über  das 
Gemeindeeigen  völlig  selbständig  ^ ),  und  in  ebenso  seltenen  Ausnahme- 
fällen ordnet  eine  Bürgerschaft  ihre  Gemeindeangelegenheiten  völlig 
autonom  ^).  Als  Regel  erscheint  es  immer,  daß  der  Vogt  nicht  ohne 
Zustimmung  der  Btirger,  und  die  Bürger  nicht  ohne  Genehmigung  des 
Vogtes  Verfügungen  über  das  Gemeindeeigen  und  die  Nutzung  des- 
selben —  worin  die  älteste  Gemeindeverwaltung  ihren  hauptsächlichsten 
Inhalt  ihrer Verwal tun gsthätigkeit  zu  sehen  hat^)  — treffen  dürfen'), 
wie  das  im  ältesten  Hildesheimer  Stadtrecht  ^),  das  ungefähr  im  Jahre 
1249  abgefaßt  ist,  deutlich  ausgeprägt  ist,  wenn  es  heißt:  Advocatus  sine 
burgensibus,  nee  buigenses  sine  advocato  possunt  aMquid  ordinäre  vel 
facere  de  locis  communibus,  que  dicitur  mende.  —  Ebenso  dürfen  Ge- 
meindeverordnungen  nur  in  Gemeinschaft  von  den  beiden  Gewalten 
aufgestellt  und  aufgehoben  werden  ').  Es  gilt  als  ein  besonderer  Vor- 
zug, wenn  einer  Stadt  das  Recht  zustand,  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit Satzunsjen  und  Willküren   aufstellen  zu  dürfen***)* 

Stadtkommandant  und  Bürgerversammlung,  Vogt  und  Gemeinde  ^  M, 
iVo^t  und  Stadt  *  *)  bilden  also  in  ältester  Zeit  das  Organ  der  kommunalen 
7/erwaltung  der  Stadt.  Der  Vogt  beruft  das  Burding  nach  Bedarf  und 
'faßt  mit  der  Bürgerschaft  die  nötigen  Beschlüsse  oder  urteilt  in  Ge- 
meinschuft mit  derselben  Uebertretungen  von  Gemeindebeschlüssen  ab^  '^). 
Den  Geschäftsgang  haben  wir  uns  in  derselben  Weise  zu  denken,  wie 
er  in  den  Gerichtsversammlungen  und  in  den  ländlichen  Gemeindever- 
sammlungen gehandhabt  wurde  ^  ^). 

üeber  wichtige  Gemeindebeschlüsse  wurden  zuweilen  Rechtsbriefe 

1)  Tei!  IV,  8.  497  ff. 

t)  Teit  tV,  S.  536.     VerfaaaQD^geicbicble  von  H^Ibüratadt,  II,  8.  416  ff, 

3)  tm  Brmtintcbwei^er  Ottonianom  wird  die^e  BQri^ervera&inmloug  jcorftdezu  nb  Und 
oder  »1*  borgere  beÄeichnist      Ü.-B.    von    BrnuDschweijf,    I,  lu  8,  §  22,   S,  h,  %  04,  S,  7 

4)  Teil  IV,  S.  519  ff. 

6)   Vgl.  Vcrfiuisungäf^e&cbichte  von  Halb«rstJLdl,  II,  S«  41$  ff.     VerftMungegeaebichte 
voo  Wftmigflrod«^  11^  S.   17S. 

«)  Teil  IV,  8.  520  I.     WoblfahrtspÖ«ire ,    »•  *•  ^>*    S-  2*1*     PonsteiverwÄltunp  der 
SUdt  Unitnschwei^,  S.    105.     Uebfir  die  gerichüktifi  Ttiätigkeit  dor  Btirricbtor  ist  TeiJ  IV, 
8.  Mt  r  bersotaiiebea. 
T)  Teil  IV,  S.  öl»6 

8)   IVB.  von  HitdcshritD,  I,  ti.   209,  S.   103,  %  21. 

9}  IVB.  Tou  QuedliDburt^,  I,  a.  Bf^^  S.  46.    (RecbUnua kauft  de»  Vogtett  von  Oosiftr.) 
"Wkocr  tt«cht,  OenKler,  Stadtrecbte,  S.  636,  §  7G.  U.-B.  von  Bremen,  I,  u.  234,  S.  269 
lOi  Sudtrocbt  vQfi  lUntiover.  Doebner,  SUdleprivileglen  Otto  de«  Ritidef,  8.  33,  §  16 
11  >  U.  B    voü  HildcsheiBi,  n.  74,  8.  39,  1219. 

12)  U:-D.  von  BrauD»cbwe!g,  1.  ti.  2,  8.  7,  %  64.     Vgl  8.  &,  §  22. 
ti)  Ü.-B    rou  H*ni«lD,  n.  22.  S.   15. 
14)  Teil  ],  8,  619  ff.     WobltebrtdpBegep  S.  951* 
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ausgestellt*),  und  zwar  sind  diese  Urkunden  im  Namen  des  Vogtes  und 
der  Bürgerschaft  ausgefertisjt  -).  Auch  in  den  Zenprenreihen  von  Ur- 
kunden werden  Vogt  und  Bürgerschaft  hiiufig  als  Vertretung  der  Ge- 
meinde angeführt  ^).  Als  kommunale  Unterbeamte  *)  erscheinen  in  vielen 
Städten  die  alten  Dorf  Vorsteher,  die  Burmeister,  Heimburgen  und  wie 
sie  sonst  heißen  •'').  Ihre  Stellung  ist  eine  sehr  verschiedenartige.  So 
sind  sie  in  einzelnen  Städten  Beamte  höherer  Ordnung  geblieben  *') 
und  haben,  wie  es  scheint,  später  sogar  mit  dem  Vogt  zusammen,  das 
Verwaltungsorgan  der  Stadt  gebildet  In  anderen  Städten  sind  die 
alten  Gemeindevorsteher  zu  Boten  und  Bütteln  herabgesunken')  oder 
ganz  verschwunden  **).  Auch  andere  kommunale  Beamte  finden  sich 
schon  früh,  doch  ist  ihre  Zahl  gering.  Am  wichtigsten  und  unent- 
behrlichsten waren  überall  die  Hirten'*). 

Der  primitive  Zystand  ^^\  daß  Vogt  und  Burding  die  kommunalen 
Angelegenheiten  in  Gemeinschaft  ordneten,  war  nur  so  lange  haltbar, 
als  sich  die  städtische  kommunale  Verwaltung  nicht  viel  von  der  der 
Landgemeinden  unterschied.  Solange  die  Städte  nichts  anderes  waren, 
als  mit  Wällen  und  Pallisaden  oder  Planken  befestigte  Ortschaften' '), 
deren  Umfang,  wie  aus  den  Stadtplänen  hervorgeht  ^ '),  sehr  klein  und 
unbedeutend  war  und  nur  eine  geringe  Zahl  von  Bürgern  beherbergen 
konnte,  reichte  die  alte  Verwaltungs weise  völlig  aus.  Wie  die  Dorf- 
bewohner kannten  sich  die  Bürger  bequem  versammeln  und  unter  dem 
Vorsitz  des  Stadtkommandanten  ihre  koramuoaleu  Angelegenheiten 
ordnen '  '^), 

Sowie  die  Städte  aber  aus  einfachen  Festungen  **)  und  Zufluchts- 
orten für  das  umliegende  Landvolk  *'^)  Sitze  des  Handels»  der  Gewerbe 


11  Die  Anzifthl  solcher  Urkunden  Ut  sehr  gtnng, 

S]  Ö.'B.  von  Hildesherm  ,  I,  n.  74,  S.  39«  ^-  In  Stidten »  deren  O^meioden  die 
voH«  Autonomie  zustand^  sfnd  solche  Urlcatidcn  aUefn  von  der  Gemeinde  Aus^esteUt.  Vgl. 
VerfnssunifB^eschichte  von  ri«lber*U.dt,  II,  S.  424,  Ü.-B  von  Halbe rsUdt,  I,  n.  40*,  8  46. 

3)  n.-B*  von  GosUr,  I,  n.  SIS,  8.  243«  n.  280,  3.  307,  n,  S54,  S.  381.  V^l. 
n.  229,  S,  261.  Ü.-B.  von  Lüneburg,  I.  n.  41,  8.  20,  n,  49,  8.  19,  n,  40,  S.  19. 
U.-B.  von  Hildesheim,  I,  n.  19,  S>  7.     U.-B,  von  Wernigerode,  n.  8^  S.  6, 

4)  Teil  IV,  S,  530» 

5)  Teil  IV,  S.  521  a.  A.  20.  v.  Bfnurer,  DorfverfAJiiung,  U,  8.  22—32.  v.  Below^ 
SUdtgeizieinde,  S.  9. 

6)  Teil  IV,  8.  530.     Verraasangsgeschichte  voti  HAlberstAdt,  U,  8.  464,  8.  484. 

7)  Teil  IV,  S,   Ö3h 

8)  Teil  IV,  8.  532. 

9)  Vgl.  Wofalfehrtspflege ,    «^  a,  O.,    8.  256,     Hack,    FiaAOZTerw&ltUDg    der 
BrftUDSchweig,  S*  68.  VfrL  Aach  TeU  I,  8.  163. 

10)  Scb«ube|   Zur  EntalehuDg    der  BtAdtverfassung    von    Worms«    Speief    und  M^nmT 
8.  67. 

11)  Teil  I,  S,  165. 

12)  Vcrfessanicsgoschichte    von    HaJbersUdt,   IL      Boiltge.      Vgl,  J,  Friti,    Deutsche 
SUdi&niatren  Slrüfj^barg  1894.     Pbilippt,  Verfuftsungsgeichichte  etc.     Beilagen. 

13)  WohlfahrUpflege,    8,  252,     Teil  IV,    8.  Ö20.    U.-B.    von  Hameln,    n,  22,   S.  15, 
Vgl.  Teil  IV,  8.  526»  A,  5.    v.  Below,  Stadtgemelnde,  8.  23  it 

14)  Teil  I,  8.  165  ff.     Teil  IV,  8.  481. 

15)  8<:hwara,   AnHinge    des    Städtewesens    in    den   Elb-  uid   Sajilegegenden,    S. 
Kentgen,  St&dtverfasdtLag,  S.  38  fl* 
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and  Industrie  werden  Ot  ^^^  die  Bürger  neben  dem  Ackerbaa  und  der 
Viebzacht«  die  das  ganze  Mittelalter  hindarch  auch  in  den  größeren 
Städten  eine  große  Rolle  spielten  ^),  sich  dem  Handel  und  dem  Hand- 
werk zuwenden  ^)  und  von  der  neuen  charakteristischen  Eigenschaft 
der  Stadt,  dem  Handelsort,  als  Eaufleute,  morcatores,  bezeichnet 
werden  *\  sobald  vom  flachen  Lande  in  die  Städte  eine  großartige  Ein- 
wanderung ^)  die  sich  außer  aus  den  Urkunden  auch  aus  den  Stadtplänen 
und  den  fortwährenden  Erweiterungen  der  Städte^)  erkennen  läßt, 
stattfindet,  und  die  Bevölkerung  in  unverhältnismäßiger  Weise  an- 
wächst^), reichen  die  alten  primitiven,  der  Landgemeinde  analosren 
Verwaltungsformen  nicht  mehr  aus.  Die  Bürgerversammlnng  wächst 
zu  sehr  an,  um  eine  zweckmäßige  Geschäftsführung  zu  ermöglichen. 
Außerdem  stellte  die  neue  merkantile  Stellung  der  Stadt  und  ihr  An- 
teil am  Weltverkehr  den  Bürgern  zahlreiche  neue  Aufgaben  ^);  und  die 
Einwanderung  und  die  damit  verbundene  Vergrößerung  der  Städte  rief 
mannigfaltige  Verwickelungen  hervor  ^).  So  häufen  sich  die  Geschäfte 
derart,  daß  die  Bürgerversammlung  sehr  oft  berufen  werden  mußte, 
und  dennoch  keine  geregelte  Führung  der  Geschäfte  stattfinden  konnte. 
Das  alte  Verwaltungsorgan,  das  aus  Vogt  und  Burding  bestand,  reichte 
nicht  mehr  aus.  So  führte  der  natürliche  Gang  der  Dinge  dahin, 
einen  geschäftsfflhrenden  Ausschuß  zu  schafifen  ^  ^),  der  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Stadtkommandanten  die  kommunalen  Angelegenheiten,  die  in 
der  Bürgerversammlung  beraten  werden  sollten,  vorbereitete  und  vor- 
beriet Dieser  geschäftsführende  Ausschuß  ist  der  Rat  oder,  wie 
er  mit  dem  gebräuchlichsten  Namen  im  Mittelalter  bezeichnet  wird, 
die  consules. 

Die  Stellung,  die  der  Rat  bei  seiner  Entstehung  in  der  Ver- 
fassungsgeschichte der  Städte  einnimmt,  ist  fast  immer  verkannt 
worden.  Man  weist  ihm  in  der  Regel  für  das  Ende  des  12.  und  das 
13.  Jahrhundert  allgemein  die  allmächtige  Stellung  zu,  die  er  in  eini- 
gen Städten,  die  vom  Schicksal  besonders  begünstigt  waren,  am  Ende 
des  Mittelalters  einnimmt  i^).    Im  13.  Jahrhundert  kommt  dem  Rat 


1)  Keut^en,  S.  178  ff.  PireoDe,  L'oriffiDe  des  constitatioDS  nrbaines,  II.  Revae 
htstoriqne,  Bd.  67,  1896,  S.  8  ff.  Hellwig,  Handel  a.  Gewerbe  der  deutschen  StKdte  etc. 
1882.     Inama-StemefTK,  Wirtschaftsgesch.,  a.  a.  m. 

S>  Wohlfahrtspflefce,  S.  866. 

S)  Vgl.  O.  V.  Below,  Die  Entstehang  des  Handwerks  in  Deutschland.  Ztschr.  f. 
Sosial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  V,  S.  124  ff. 

4)  Teil  I,  S.  206.     Vgl.  Pirenne,  a.  a.  O.,  II,  S.  18,  A.  2. 

5)  Teil  II,  S.  816  ff     Pirenne.  a.  a.  O.,  II,  S.  22  n.  A.  3. 

6)  Varfassnngsgeschichte  von  Halberstadt,  I.  Beilage.  Philippi,  a.  a.  O.,  Die  Stadt- 
plloe. 

7)  Ueber  die  Bevölkernngszahlen,  ygl.  y.  Below,  Bürger,  BUrgertom  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften,  Bd.  2,  S.  792. 

8)  Vgl.  Lacomblet,  a.  a.  O.,  II,  n.  799,  S.  471.  Errichtung  des  Rats  Ton  Bonn. 
Sebanbe,  a.  a.  O.,  S.  67.     v.  Below,  Stadtgemeinde,  S.  99,  S.  91. 

9)  Teil  II,  S.  816  ff. 

10)  Ueber  ähnliche  Verhältnisse  im  Altertum  vgl.  Busolt,  Griech.  Staats-  und  Rechts- 
alt^rtflmer   in   F.  MQUer,  Handbuch  der  klass.  Altertumswissensch.,  Bd.  IV,  1,  S.  164  ff. 

11)  Verfassnngsgeschichte  von  Halberstadt,  U,  S.  440. 
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diese  Omnipotenz  keineswegs  zu.  Die  consules  spielen  damals  noch 
nicht  die  Rolle  der  regierenden  Herren,  sondern  stellen  sich  als  be- 
scheidener Gemeindeausschuß,  als  Stadtverordnetenversammlung  dar. 
Der  Rat  steht  bei  seiner  Entstehung  nicht  an  der  Spitze  der  Städte, 
denn  das  Oberhaupt  derselben  bleibt  auch  nach  dem  Auftreten  der 
consules  der  ößentliche  Stadtkomraandant.  Er  ist  auch  nicht  der 
unumschränkte  Vertreter  der  Gemeinde,  sondern  nichts  weiter  als 
ein  von  der  Gemeinde  bestellter  Ausschuß  '), 

Die  Beschlußfassung  über  kommnnale  Angelegenheiten  stand  an- 
fänglich nach  altem  Recht  nur  dem  Vogt  und  der  Gemeinde  zu  *  K  und 
die  Gemeinde  hat  keineswegs  bei  Eotstehun«?  des  Rates  auf  ihre  kom- 
munale Thätigkeit  zu  ^unsten  des  neuen  Organs  verzichtet. 

Die  Urkunden  zeigen  diesen  Sachverhalt  ganz  deutlich.  Zu  Halber- 
stadt erscheint  der  Rat  bei  seiner  Entstehung  als  ein  Ausschuß  der 
Gemeinde,  der  bei  allen  Angelegenheiten  die  Entscheidung  der  Bürger- 
schaft einholen  muß  ^). 

Noch  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1275  erscheint  der  Rat  nur 
als  die  Behörde,  die  dm  Willen  der  Gemeinde  ausführt*).  Erst  am 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  tritt  in  der  Stellung  des  Rates  zur  Bürger- 
schaft eine  Äcnderung  ein*"),  und  allmählich  sinkt  die  Gemeinde  zur 
regierten  Masse  herab  ^),  —  In  dem  kleinen  Wernigerode  treten  uns 
ähnliche  Verhältnisse  entgegen.  Noch  im  Jahre  1328  geben  „al  de 
ghemeuen  borghere  der  stat  to  Wernigerode"  die  Einwilligung  zum 
Verkauf  eines  Hofes  an  den  Grafen  vou  W^ernigerode  ^ )  Auch  in 
Hiklesheim  wird  in  den  älteren  städtischen  Urkunden  die  Bürgerschaft 
bei  jedem  Rechtsseschäft  als  raithandelnd  aufgeführt*  Der  Vogt,  die 
Ratsherren  und  die  übrigen  Bürger  —  ,,ceterique  burgenses,  universi 
burgcnses'*  —  stellen  die  Urkunden  aus'"*).  In  dem  Stadtrecht  dieser 
Stadt  findet  sich  zu  einer  Zeit,  als  der  Rat  schon  bestand,  die  Be- 
stimmung, daß  Vojzt  und  Bürger  nur  gemeinschaftlich  über  die  Al- 
mende und  ihre  Nutzung  verfügen  dürfen^).  Wäre  der  Rat  bei 
seiner  Entstehung  schon  die  omnipotente  Behörde  gewesen,  als  welche 
er  später  erscheint,  so  würde  im  Text  sicher  an  Stelle  von  burgenses 
consules  stehen.  Im  Stadtrecht  von  1300*^)  fehlt  diese  Stelle;  der 
Rat  verfügt  jetzt  nach  eigenem  Belieben  über  das  Gemeindeeigen. 
Auch    in   Bremen»*)    ist  die  Gemeinde  anfänglich   bei  den  meisten 


1)  Fitenne,  a.  «.  O,,  II,  S    $5. 

2)  Teil  IV,  S.  Ö26. 

3)  Vcrfassniigsgeschichte    »od    Hmlljcrstadt,    II.    8,  440  ff.     Ü.-Il.    tod  fltlborsUdt, 
I,  D,  46,  8.  öl.  U.*B.,  l,  ö.  64,  S,  65,  ÖchltifB.   U..B,,  I,  il  117,  8.  103,  n,   1»6,  S,  UO 

4»  Vgl,  D.   144,  S.   1S4 

b\  D.  144,  8.  1S4.     Verr«MttDg:Bge»diicbtff,  U,  8    443. 

6)  Eboad«. 

7)  Ü.-B    von  WttrDigerode,  d.  SO,  8.  45. 

8)  Ü,-B.  Ton  Hildeahcim,    I,    u.  2üT,    8.    100»    u.  208,    8.   IUI.     VgU  ab«r    n.  211, 
8.  107,  «.  «52,  S.  126  u.  s.  w. 

9)  Ebeoda,  a    209,  S.   108,  §  2L 

10)  Ebenda,  o.  &i8,  8.  380  ff. 

11)  VgL  Verfasaiuigdgeftcbiebt«  voa  Bremeni  ilt  cap«  VÜI. 
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kommunalen  Angelegenheiten  um  ihre  Meinung  befragt,  nur  die 
Aburteilung  von  Meinkauf,  falschem  Gewicht  war  —  schon  früh  dem 
Rat  übertragen.  Die  Urkunden,  die  Gemeindeverhältnisse  betreffen, 
sind  immer  von  Vogt,  ItAt  und  Gemeinde  ausgestellt  ^).  Erst  von 
1269  an*)  erscheinen  die  Ratsherren  immer  allein  in  den  Urkunden. 
In  Hamburg^)  und  in  Lübeck^)  spielt  sich  derselbe  Vorgang  ab. 
Ursprünglich  wird  die  Gemeinde  in  allen  Urkunden  ausdrücklich  hier- 
vorgehoben;  dann  wird  sie  immer  seltener  erwähnt  und  schließlich 
verschwindet  sie  ganz^). 

Bei  einer  genaueren  Betrachtung  der  Verfassungsgeschichte  der 
einzelnen  Städte  wird  man  überall  finden,  daß  auch  nach  der  Ent- 
stehung des  Rates  die  Gemeinde  bei  der  Erledigung  der  kommunalen 
Angelegenheiten  beteiligt  ist').  Stadtkommandant,  Ratsherren  und 
Gemeinde  ordnen  im  Anfang  des  14  Jahrhunderts  die  Gemeindean- 
gelegenheiten in  der  Mehrzahl  der  Städte  gemeinschaftlich.  Daher 
tritt  uns  in  den  Urkunden  so  oft  die  Eingangsformd  advocatus,  consules 
commune  oder  universitas  entgegen  ^). 

Der  Rat  erscheint  also  bei  seiner  Entstehung  als  ein  Gemeinde- 
aosschttß. 

Ausschüsse  der  Gemeinde  werden  schon  früh  erwähnt.  Im  Städte- 
leben kommen  von  ältester  Zeit  an  Vorgänge  vor,  bei  welchen  nicht 
die  ganze  Bürgerschaft,  sondern  nur  Vertreter  derselben  handelnd  auf- 
treten. So  müssen  bei  Abschlüssen  von  Verträgen,  bei  Verhandlungen 
mit  dem  Stadtberm  und  fremden  Mächten,  bei  Beglaubigung  von 
Urkunden  und  anderen  Fällen  von  der  Bürgerschaft  bestimmte  Per- 
sonen erwählt  werden,  die  diese  Geschäfte  ausführen  und  die  Gemeinde 
vertreten.  So  werden  im  Privileg  für  Toul  vom  Jahre  1069  ®)  meliores 
civitatis  erwähnt.  In  Köln  stehen  1074  ^)  die  priores  an  der  Spitze 
der  Bewegung  der  Bürgerschaft  gegen  den  Erzbischof  ^  ®).  Um  mit  dem 
Erzbischof  Friedrich  I.  von  Köln  zu  verhandeln,  werden  von  Remagen 
zwölf  Bürger,  duodecim  ex  primoribus,  geschickt  ^^).  Zahlreich  werden 
solche  Vertretungen  von  Bürgerschaften  in  den  Zeugenreihen  der  Ur- 


1)  U.-B.  von  Bremen,  I,  d.  847,  S.  293.  Vgl.  d.  807,  S.  241,  n.  252,  S.  293, 
D.  SU,  S.  853,  n.  808,  S.  849. 

2)  Verfaasongsgeschichte,  II,  c.  8.  Obst,  Ursprung  and  Entwickelung  der  Ham- 
bargiaehen  Ratsverfaasang  bis  zum  SUdtrecht  1292.     Diss.  Berlin  1890. 

3)  Vgl.  Obst,  a.  a.  O.,  8.  36  ff. 

4)  Frensdorff,  Stadt-  und  Gerichtsverfassung  von  Lübeclc,  S.   99  ff. 

6)  U.-B.  von  Hamburg,  I,  n.  381,  S.  335,  n.  524,  S.  446,  n.  594,  S.  489,  n.  786, 
S.  646,  n.  807,  S.  660,  n.  861,  S.  723,  n.  895,  S.  746.  Von  1274  werden  die  consules 
allein  erwfthnt 

6)  Vgl.  auch  U.-B.  von  Hannover,  n.  34,  S.  32,  n.  32,  S.  30,  n.  60,  S.  60,  n.  28, 
S.  28.  U.-B.  von  Hameln,  n.  41,  S.  81,  n.  27,  S.  23.  U  -B.  von  Lübeck,  I,  n.  164, 
8.  150,  n.  165,  8.  151. 

7)  Vgl.  die  Torige  Anm. 

8)  WaiU,  Urkunden  (2.  Aufl.),  S.  16,  §  2. 

9)  Lambert  1074,  S.  212. 

10)  Vgl.  auch  Waitz,  V.-O.,    V  (2.  Aufl.  bearbeitet    von  K.  Zenner),    S.  409,  A.  6. 
Urkk.,  8.  1618,  e.  2,  11.     Mlttelrh.  U.-B.,    1,  n.  472,    S.  530  u.  s.  w.,   8.  410,  A.  1  ff. 

11)  Lacomblet,  U.-B.  des  Niederrbein,  I,  n.  286,  8.  186. 
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kunden  aufgeführt,   wenn  man  sich  nicht  begnügte,  die  Ausdrücke 
umnes  civea^  et  oumes  burgcnses,  tcstes  universa  civitas  beiziifÜgeQ  0-^ 
So  finden  sich  in  der  Urkunde   des  Erzbischofs  Friedrich  L  von  Köln 
für  die  ßemagener  in  der  Zeugenreihe   als  Regimagensium  praecipue 
testes   zwölf  Bürger  aufgeführt  *),     In  einer  Urkunde   Heinrichs   des 
Löwen  für  das  Stift  Riechenberg  ^)    werden   63   urbani   Gosiariensea. 
unter  anderen  als  Zeugen  aufgefübrL     Unter  denselben   belinden   sich* 
eine  Anzahl   Handwerker.     Unter    den    Zeugen   der   Urkunde,   durch 
welche  Otto  das  Kind  den  Verkauf  der  Vogtei  an    die  Stadt  Braun- 
schweig beglaubigt,   werden  12  Bürger  genannt  *),    Deputationen   der 
Bürger    werden    ferner    bei    Huldigungen    und   ähnlichen    Vorgängen 
erwähnt^'). 

Alle  diese  Ausschüsse,  Deputationen  und  Kommissionen  sind  aber 
keine  dauernden  Einrieb tungen;  sie  sind  nur  für  einen  speciellen  Fall 
ins  Leben  gerufen  und  treten  wieder  auseinander,  wenn  das  Geschäft  j 
erledigt  ist  Sie  dürfen  daher  dem  Rat,  der  eioe  dauernde  Institution 
ist,  nicht  an  die  Seite  gesetzt  werden  *).  Vor  dem  Ende  des  13,  Jahr- 
hunderts giebt  es  keine  dauernden  Ausschüsse  in  den  Städten,  die  man^ 
dem  Rat  gleichsetzen  kann.  Auch  die  berühmte  Urkunde  Bische^ 
Friedrichs  von  Halberstadt  vom  Jahre  1105'),  die,  wie  verschiedentlich 
angenommen  ist*^),  die  Entstehung  eines  solchen  dauernden  Aus- 
tichusses  für  den  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  beweisen  soll,  läßt  sich 
für  diesen  Zweck  nicht  verwerten.  In  der  Urkunde  wird  beätimmt, 
dati  der  Gemeinde  nach  altem  Recht  die  Aufsicht  über  Maß  und  Gewicht 
und  den  Verkauf  von  Lebensmitteln,  und  folglich  auch  die  Aburteilung 
von  Betrug  beim  Kauf  und  dergleichen  Freveln  zustehen  solL  Die 
Aburteilung  soll  entweder  von  der  ganzen  Gemeinde  oder  den  von  der- 
selben bestimmten  Personen  —  ipsi  vel  quos  buic  negotio  pret^se 
volueriot  —  geschehen.  Die  Aburteilung  solcher  Frevel  ist  nun  in 
Halberstadt  niemals  von  einem  Gemeindeausschuß,  sondern  von  den 
üwei  Burmeistern,  wie  sie  in  der  Harzgegend  an  der  Spitze  jeder 
Landgemeinde  stehen®),  geschehen  ^*^).  Man  kann  also  in  der  Ur- 
kunde von  1105,  in  der  es  sich  nur  um  eine  Bestätigung  alter  Zustände 
handelt  ^  ^),  nur  die  Anerkennung  des  Aufsichtsrechtes   der  Gemeinde 


1)  U.-B,  T.  GosUr^  J^  D.  «12,  S,  243,  n.  280,  B.  307,  n.  354,  S.  381,  q.  229,  S.  SGI. 
U.'B.  von  LüDBburg,  I,  n.  41,  S.  SO,  n«  3d,  S,  19»  o.  40,  S.  19.  V.U.  von  Bildos- 
hcim,  I|  u.  19,  S»  7.     D.-B.  von  Wernigerode»  n,  8,  8^  ö. 

2)  Lftcomblel,  «.  ».  O.,  I,  o.  212,  S«  24a. 

3)  D.'B.  von  OasUr,  I,  n.  220»  8,  260, 

4)  Doebncr,  a,  «,  O.,  S.  19. 

5)  U.-B.  von  HalbcreUdt,  l,  n,  4,  S.  8. 

e)  Wftiu,  V,  a,  vii,  ß.  413. 

7)  lf.*B.  von  HmlberaUdt»  I,  n,  4,  S,  3. 

8)  V.  Below,  StJidtgciDelnde,  S,  33.     Eeatgeo,  «.  a.  O.,  8*  221. 

9)  VcrfasÄOngsgoichicbte  vo«  Wernigerode,  II,  8. 174  u,  Ä  357.  Ü.-B,  von  Wernige- 
rode, S.  380,  n.  246,  S.  154.  U.-B,  von  Drübeck,  8,  243,  244,  24&,  A.  260,  265.  U.-B. 
von  llsenburg,  II,  n,  3731  ^B3,  406,  532,  540.  V.^B,  von  Langein,  S.  316,  383,  400^ 
Ü.'B*  von  Quedlinburg,  I,  n.  423,  S.  437. 

10)  Verfaasaogsgeschicbte  von  Htlberaudt,  U,  S.  422,  8.428,  8,461,  8.484,  8,486,. 
U)  Ebenda,  8.  421. 


U,*B.  ▼.  Brannscliweig,  ü,   n.  71^^  8.  18. 
VerfaiiiiiQgagescbichte,  II,  8.  421. 
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Über  die  LebeDsmittelpoIizei  und  der  daraus  resultierenden  Thätigkeit 
der  Barmeister  sehen.  Solche  Burrichter  werden  auch  im  Stadtrecht 
von  Medebach  erwähnt,  wenn  es  da  heißt:  Goncedimus  et  vobis,  ut 
iodices  eligatis,  qui  de  furto  infra  XII.  nummos  inter  yos  debeant 
iudicare  et  pastores  secundum  voluntatem  vestram  constituere  ^).  Der 
iudex  quotidianus,  der  Tagrichter  ^),  ist  der  Burrichter,  wie  aus  dem 
Sachsenspiegel  klar  hervorgeht  ^). 

Der  Bat  tritt  in  der  Geschichte  der  deutschen  Städte  als  eine 
völlig  neue  Institution  auf,  die  sich  erst  ganz  allmählich  einbürgert 
und  mit  den  alten  ländlich-städtischen  Verfassungsformen  verbindet^). 
An  etwas  Bestehendes  knüpft  er  nicht  an.  Er  ist  keineswegs,  wie  der 
Altmeister  deutscher  Stadtverfassungsgeschichte  von  Maurer  will^), 
ans  den  Gemeindevorstehern  hervorgegangeQ.  Der  Begriff  der  Gemeinde- 
vorsteher und  der  der  consules  deckt  sich  in  ältester  Zeit  nicht.  Orts- 
vorsteher ist  in  älterer  Zeit  in  den  Städten,  wie  wir  gesehen  ^),  der 
Stadtkommandant  oder  der  Stadtvogt  Erst  nach  Verdrängung  und  Be- 
seitigung dieses  öffentlichen  oder  herrschaftlichen  Beamten  aus  der 
Stadtverwaltung  ^)  nimmt  der  Rat  eine  Stellung  ein,  die  der  der  alten 
Gemeindevorsteher  entspricht  Allerdings  sind  die  alten  Gemeinde- 
vorsteher vielfach  im  Bäte  aufgegangen.  Wo  zum  Beispiel,  wie  in 
Halberstadt  ^)  und  Quedlinburg^),  der  Gemeinde  die  Lebensmittelpolizei 
zustand,  und  zur  Ausübung  und  Wahrnehmung  derselben  auch  im 
städtischen  Leben  die  Institution  der  Burmeister  als  Gemeinderichter 
beibehalten  wurde  ^^),  da  haben  diese  alten  Gemeindevorsteher,  die 
immer  als  höhere  Beamten  galten,  bei  Entstehung  des  Rates  auch 
Zutritt  zu  demselben  gefunden.  In  Quedlinburg  werden  diese  zwei 
Burmeister  in  den  Urkunden  immer  unmittelbar  nach  dem  Stadt- 
kommandanten, dem  iudex,  und  vor  den  übrigen  Ratsherrn  aufgeführt^  ^). 
Bei  Erhebung  von  Dörfern  zu  Städten  ist  es  wohl  auch  vorgekommen, 
dafi  man  da,  wo  wie  in  den  Harzgegenden  zwei  Burmeister  vorhanden 
waren  ^  *),  diese  zwei  Gemeindevorsteher  als  consules  einsetzte.  So 
heißt  es  im  Privileg  für  die  Dammvorstadt  von  Hildesheim  vom 
Jahre  1232:  item  bene  licet  eis  statuere  duos  consules  ad  utilitatem 
comunem  sine  sua  (seil,  des  Edelvogtes)  licentia  ^  ^).    In  Alfeld  nennen 

1)  Oeogler,  SUdtrechte,  8.  28i,  §  18. 

t)  Ebenda,  S.  282,  §  8. 

8)  Sachsenspiegel,  hrsg.  y.  Homeyer,  S.   116,  d.  II,  13,  §  2. 

i)  Ebenda,  S.  426.  Yerfassongsgeschichtc  von  Wernigerode,  II,  S.  176.  v.  Bclow, 
Stadtgemeinde,  lU,  S.  XVIII  ff. 

6)  V.  Maurer,  Stftdteyerfassung,  I,  S.  546  ff.  v.  Beiow,  Stadtgemeinde,  S.  84  ff. 
brenne,  a.  a.  O.,  U,  ^,  63,  I,  S.  64,  78. 

6)  Teil,  IV,  S.  519  ff.,  S.  532. 

7)  Ebenda,  S.  583  ff 

8)  Verfassungsgeschichte,  II,  S.  422.  U.-B.  von  HalbersUdt,  I,  n.  4,  S.  3.  Teil  IV, 
S.  628. 

9)  Ü.-B.  von  Quedlinburg,  I,  n.  8,  S.  7,  n.  9,  S.  8,  n.  10,  S.  9.    Teil  IV,  8.  528. 

10)  Auch  in  Wernigerode  haben  wir  ähnliche  Verhältnisse.     Teil  IV,  3.  529. 

11)  Ten  IV,  8.  531. 

12)  Vgl.  A.  13. 

18)  U.-B.  Ton  Hildesheim,  I,  n.  122,  S.  68. 
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sich  daher  die  Ratsherrn  geradezu  die  burmestere  to  Alvelde  ^). 
Diese  Zweizahl  der  Hatsherrii  ist  in  der  Re^el  nur  eine  vorübergehende. 
Der  Rat  hat  in  späterer  Zeit  in  diesen  Städten  eine  pößere  Starke; 
in  der  Damriistadt  von  Hildesheira  zählt  er  später  fünf  Mitglieder*). 

Auch  die  Meinung  Heusler^s  ^\  daß  der  Rat  aus  dem  ständigen 
Urteilerkollegiura,  den  Beisitzern  des  öffentlichen  Gerichts  hervor- 
gegangenen sei,  ist  irrtümliclL  Der  Rat  ist  ein  kommunales  Organ  und 
hat  mit  öBentlichen  Institutionen  nichts  zu  thun.  Zudem  ist  in  der 
Gegend  von  Deutschland»  wo  der  Rat  zuerst  auftritt*^,  im  nördlichen 
Teile  von  Niedersachsen,  in  den  Städten  niemals  ein  Schöffenkolleg 
vorbanden  gewesen.  Dali  Rat  und  Schöffenkolleg  sehr  bald  nach  Ent- 
stehung des  neuen  kommunalen  Organs  in  einen  gewissen  Zusammen- 
hang getreten  sind,  werden  wir  weiter  unten  sehen.  Noch  andere 
Institutionen  werden  als  Ausgangspunkt  des  Rates  angegeben,  so  die 
die  große,  bisher  noch  niemals  nachgewiesene  Gilde,  das  Marktrecht 
und  ähnliche  Einrichtungen^'),  aber  auch  diese  mehr  oder  minder 
künstlichen  Aufstellungen  halten  vor  der  Kritik  keinen  Stand. 

Wie  sehr  man  sich  auch  bemühen  mag,  man  findet  in  älteren  ver- 
fassungsgeschichtlicben  Instituten  Deutschlands  keinen  Ankuüpfungs^ 
punkt  für  die  Entstehungsgeschichte  des  Rates.  Das  Institut  der 
consules  erscheint  als  etwas  völlig  Neues  im  deutschen  Städtewesen. 
Philipp!  hat  darauf  hingewiesen,  daß  sich  Gemeindeausschüsse  auf 
dem  Lande  schon  im  12.  Jahrhundert  nachweisen  lassen®).  In  den 
Bestimmungen,  die  Erzbischof  Sigfried  von  Bremen  über  die  Abgaben, 
Freiheiten  und  Rechte  der  zum  Anbau  ausgegebenen  Bruchländereien 
im  Jahre  1181  trifil '),  werden  „sworene"  genannt,  die  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Richter,  iudex,  festsetzen  sollen,  wo  die  Abzugsgräben  der 
Marsch,  die  weteringe,  gezogen  werden  sollen.  Solche  Geschworenen 
werden  auch  1230  ")  und  1297  '*)  erwähnt.  Sie  haben  auch  in  den  11  r- 
kuuden  dieser  Jahre  bei  der  Ordnung  der  Weteringe  mitzusprechen. 
In  einem  Rechtshrief  des  Jahres  1375  erscheint  nun  an  der  Spitze 
dieser  sworenen  der  Deichgraf,  de  dikgreve  *  *•).  Wir  haben  also  in  diesen 
sworenen  des  Jahres  1181  nicht  einen  Gemeindeausschuß,  denn  die 
kommunalen  ADgelegenheiten  werden  von  der  gesamten  Gemeinde 
geordnet'*),  sondern  die  Deichgeschworenen  ^^)  zu  sehen  *^). 


1)  Ebeodft,  n.  4666,  B.  SSS,  o.  483,  S.  491,  o.  711,  S*  ISl. 
S)  Ebeodft,  I,  tu  421,  S.  208. 

5)  Heasler,   StadtverrAASung,   S.  158  ff.      Vgl.    v^  B«law ,   StAdr^cmciode,    S.  85  ff. 
Piwöne,  ■«  II,  O,,  I,  8.  78. 

4)  Verfa&aniigsgesebichte    von    Halberstidt,    IF,    8.  4S5»     V«rfa»stingBge3tihtckle  von 
Wemigerodc,  II,  S.  176 

ö)  Vgl.  T.  Bolow,  SUdtgemdnde.  S.  93  ff.,  S.  95.     Sobm,  ti  *.  O.,  S.  95. 

6)  Vgl,  Fhilippi,  Verf&s9uii^^5g«»chicfaCe,  S«  56. 
1)  U.-B.  TOD  Bremen,  1,  n.  56«  S.  64. 

5)  EbeDdf^  n.  214,  S.  248. 
9)  Ebenda,  n.  616,  8.  550. 

10)  U.-B.  von  BremoD,  111,  n.  484,  S.  444.    Es  ist  der  gogrcve,  IV.  n.  22],  S.  289. 
Später  wird  der  «oa  der  Witbeit  za  Bremen  gewibU. 

11)  VäI.  I,  n.  66,  8.  64,  n.  214,  8.  248, 

12)  Im  Deicbrechi  bivfseu  »te  die  swaren, 
191  V,-K,  IV,  n.  5,  ».  6,  Q.  It7,  S.  169,  n.  208^  S,  370,   o.  221,   8.  288,  n«  S« 
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Die  wirklichen  Gtemeindeausschüsse,  die  im  13.  Jahrhundert  auf 
dem  Lande  erscheinen  ^),  sind  wohl  den  städtischen  Organen  nach- 
gebildet.   Jedenfalls  kommen  sie  als  Vorbild  nicht  in  Betracht. 

Ob  die  Institution  oder  der  Name  der  consules  aus  Italien  nach 
Deutschland  fibertragen  ist '),  kann  mit  Sicherheit  noch  nicht  behauptet 
werden.  Eine  Anzahl  von  mittelalterlichen  Chroniken  und  Urkunden 
fOhroD  die  Einführung  des  Rates  auf  Fürsten  zurück,  die  sich  längere 
Zeit  in  Italien  aufgehalten  haben.  Am  bekanntesten  ist  hier  die  Er- 
zählung der  Einsetzung  des  Rates  durch  Heinrich  den  Löwen  in 
Lübeck').  Femer  wird  scheinbar  der  Rat  zuerst  in  Urkunden  ge- 
nannt, die  yon  Fürsten  ausgestellt  sind,  welche,  wie  Friedrich  L  ^)  und 
Erzbischof  Reinald  von  Köln  ^),  das  italienische  Städtewesen  kannten. 
Die  Mehrzahl  der  hier  in  Frage  kommenden  chronikaJischen  Bemerkungen, 
Urkunden  und  Stadtrechte  haben  sich  aber  neuerdings  als  spätere  Erzeug- 
nisse, Umarbeitungen  und  Ueberarbeitungen  erwiesen  ^).  Wir  haben  nur 
zwei  echte  und  nicht  redigierte  Urkunden  des  12.  Jahrhunderts,  welche 
den  Rat  erwähnen,  und  welche  von  einem  Kenner  des  Städtewesens 
Italiens  herrühren.  Die  eine  ist  der  Freiheitsbrief  Friedrich  Barbarossas 
yom  Jahre  1188  für  Lübeck  ^).  Er  betrifft  also  eine  von  den  Grenzen 
Italiens  am  entfernten  liegende  Stadt.  Die  zweite  ist  der  Rechtsbrief 
Philipps  von  Schwaben  für  die  Stadt  Speier  yom  Jahre  1198®),  in 
welchem  derselbe  bestimmt,  daß  ein  Rat  yon  12  Personen  eingesetzt 
werden  solle.  Der  Ausdruck  consules  findet  sich  in  der  Urkunde 
aber  nicht 

Die  consules  werden  zum  erstenmale  in  zwei  niedersächsischen 
Städten,  in  Lübeck  und  Hamburg,  erwähnt.  In  Lübeck  wird  er  zu- 
erst in  dem  yon  Friedrich  I.  herrührenden  Priyilegium  yom  19.  September 
1188  genannt^).    Die  wichtige  Stelle  lautet: 

Preterea  omnia  ciyitatis  decreta^^)  consules  iudicabunt;  quidquid 

inde  receperint,  duas  partes  ciyitati,  tertiam  iudici  exhibebunt. 

In  Hamburg  erscheinen  die  consules  der  Stadt  zum  erstenmal 
in  dem  Rechtsbrief  des  Grafen  Adolf  IV.  yon  Schaumburg  yom 
24  Dezember  1190  ^^),  in  welchem  derselbe  die  yom  Kaiser  Friedrich  I. 
der  Stadt  im  Jahre  yorher  yerliehenen  Rechte  ^  ^)  aoerkennt  Die  Namen 
der  consules  Hammenburgenses,    der    ältesten    bekannten   Ratsherrn 


S.  846.  Vgl.  Mich  die  Deichrechte  hei  Oelrichs,  a.  a.  O.,  S.  567  ff.  Ueher  die  Wahl 
der  Gleachworenen  vgl.  S.  668,  §  1.  Die  Besiedelang  des  Brachlandes  begann  1106. 
Ü.-B.  I,  n.  27,  8.  S8. 

1)  y.  Maarer,  Dorfverfassang,  II,  S.  65. 

S)  V.  Below,  Stadtgemeinde,  S.  101. 

8)  U.-B.  von  Lübeck,  I,  n.  7,  S.  10. 

i)  Ebenda,  n.  7,  8.  105. 

5)  Oengler,  Stadtrechte,  S.  282. 

6)  Vgl.  unten  S.  69  ff.  n.  Gerichtsverfassang  von  Braonschweig,  S.  16  ff. 

7)  U.-B.  von  Lflbeck,  I,  n.  7,  S.  10. 

8)  Hilgard,  Urkunden  aar  Geschichte  der  SUdt  Speier,  n.  22.  Vgl.  unten  S.  70. 

9)  U.-B.  von  Lflbeck,  n.  7,  S.  10. 

10)  U.-B.  von  Hamburg,  I,  n.  292,  S.  258. 

11)  Ebenda,  n.  287,  S.  254. 

12)  Ebenda,  n.  292,  S.  268. 

Dritte  rolc«  Bd.  TXV  (LZI2).  5 
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Deutschlands,  sind  VromoMus,  Esicus,  Wirardiis,  Santdartus  linc 
Sifridus.  In  städ tischen  Urkunden  erscheint  der  Rat  in  Lübeck  zu- 
erst im  Jahre  1223*)  und  in  Hamburg  ungefähr  im  Jahre  1230^), 
Der  Rat  tritt  also  zuerst  in  Kolontalstädten  aut 
Bisher  hatte  die  kleine,  ganz  unbedeutende  westfälische  Stadt 
Medebach,  die  bei  Brilon  liegt,  den  Ruhm,  in  ihrem  von  Reinald  von 
Dassel  verliehenen  Stadtrecht  vom  Jahre  1165^)  zum  erstenmal 
die  Institution  der  consules  erwähnt  zu  sehen  * ).  Die  betrettende 
Stelle  des  Stadrechtes  muß  hier  angeführt  werden.  Es  heißt  daselbst: 
De  iniustis  modus  et  de  omnibus,  que  pertinent  ad  victualia,  iudicium 
pertinet  ad  coosules  nostros  cum  adiutorio  civium  sine  banno.  Nun 
liegt  aber  von  dem  Stadtrecht  auch  eine  andere  Redaktion  vor,  die 
die  uns  durch  Abschriften  in  Kindlinger's  und  Hüser's  Urkundeo- 
sammlungeD  überliefert  ist.  In  dieser  Redaktion  fehlt  das  Wort  con- 
sules gänzlich*  Die  betreffende  Stelle  heißt  daselbst:  De  iniustis 
modus  et  de  onmibus»  que  pertinent  ad  victualia,  iudicium  pertinet 
ad  cives.  Es  liegt  hier  ein  Wortlaut  vor,  wie  er  sich  ähnlich  in 
allen  Urkunden  des  12,  Jahrhunderts  findet,  die  von  der  Ausübung 
der  Lebensmittelpolizei  durch  die  Bürger  handeln^)*  Wir  haben  es 
demnach  in  der  gewöhnlichen  Lesart  des  Stadtrechts,  die  die  Ab- 
urteilung von  Vergehen  beim  Verkauf  von  Lebensmitteln  den  Konsuln 
zuschreibt,  mit  einer  späteren  Ueberarbeitung  zu  thun,  in  welcher,  den 
späteren  Verhältnissen  entsprechend,  an  die  Stelle  von  ad  cives  die 
Worte  ad  consules  nostros  cum  adiutorio  civium  sine  banno  eingesetzt 
sind.  Leider  ist  die  Handschrift  des  überarbeiteten  Stadtrechtes  durch 
einen  Brand  in  Medebach  vernichtet,  so  daß  eine  Prüfung  nicht  mehr 
stattfinden  kann^).  Doch  steht  uns  ein  anderer  Beweis  dafür  zu 
Gebote,  daß  in  Medebach  ein  Rat  nicht  zum  erstenmal  in  der  deut- 
schen Geschichte  auftritt.  In  einer  späteren  Rechtsaufzeichnung  dieses 
Ortes  ^)  ,  die  aus  dem  Jahre  1220  stammt,  werden  die  Ratsherrn  als 
scabini  consules  bezeichnet**), 

Ks  ist  also  in  Medebach  ein  sog.  Schöffensenat  ^)  vorhanden  ge- 
wesen. Wie  unten  gezeigt  werden  wird'**),  ist  der  Schöffensenat  eine 
spätere  Einrichtung   als  der  eigentliche  Rat    W'enn  in  Medebach  die 


1)  a-B,  voo  Lübeck,  I,  o.  «4,  8.  88. 

t)  U.-B.  Ton  Hamburg,  I,  p.  SSi,  8,  935.  1Jeb«r  dua  OAtam  irgf,  KoppmaoD,  Zttr 
Qe»cb.  des  ReohtB  and  dar  VerfusaDg,  Kl.  fi«{tr.  s.  Geacli.  d.  Sr.  H.,  U,  S,  tO.  Ob&% 
p.  ft.  O.,  44.  —  Die  t weite  ErwibnUDg  der  consules  erfolgt  1241.  U»'B,  von  Bambiug, 
I,  n.  524,  8.  446. 

3)  Oeogler,  SUdtrechte,  S.  2B%  $  SO. 

4)  Vgl.  Ilgen,  HUtorische  Zeiiscbrift^  Bd.  %7,  8,  09—105.  Besprechung  des  Werkes 
von  Keatgen  über  Stadtverfusiuog. 

51  Vgl,  U.-B.  von  Quedliobtirg,  I,  n,  8,  8,  7.  U.-B.  von  Belberatedt,  I,  o.  4,  8,  3  m  t, 

6)  Ilgea,  K.  ft.  O..  S.  105.  .  i 

7)  Qengler,  SUdtreobte,  S.  985.     Seiberts,  Ü.-B.,  n.  157,  8.  209,  \ 

8)  scebinos  eonsolee  »eu  quosctinque  «lioe  de  tmlverftttate ;  ecebini  cetuules  ee  «iii* 
veriltos, 

9)  VgL  über  deo  Ausdruck  Heuster,  Urs[»niiig,  8.  190v  Lempreeht»  Hier,  2tethr, 
B.t.  67»  S,  416. 

10)  Vgl.  S.  72. 
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ScböffcD  ursprünglich  die  komiDunale  Verwaltung  in  Händen  haben, 
80  kann  auch  in  Medebacb  der  Rat  nicht  zuerst  auftreten  ^),  denn  der 
Schöffensenat  ist  eine  sekundäre  Erscheinung. 

In  Medebach  ist  später  ein  wirklicher  Rat  eingeführt  worden. 
Erst  als  dieser  vorhanden  war,  sind  im  Stadtrecht  die  Worte  ad  cives 
in  ad  consnles  nostros  verändert  worden,  denn  man  hätte  sonst  gewiß 
die  Worte  ad  scabinos  consules  gewählt.  Da  im  Privilegium  Engel- 
bert*8  des  Heiligen  vom  Jahre  1220  ^)  noch  der  Ausdruck  scabini  coosules 
YOiiwmmt,  80  kann  die  Aenderung  des  Stadtrechtes  erst  nach  diesem 
Jalire  vorgenommen  sein.  Wahrscheinlich  ist  sie  aber  erst  in  das 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  zu  setzen '). 

Nach  alter  Anschauung  ist  die  Stadt  Medebach  mit  Soester  Recht 
bewidmet  ^).  „Wenn  Medebach  1165  schon  im  Besitz  eines  Rates  ist, 
80  maßen  in  der  Mutterstadt  Soest  schon  früher  consules  an  der  Spitze 
der  Stadtverwaltung  gestanden  haben,  denn  das  Institut  des  Rates 
ist  mit  dem  Stadtrecht  von  Soest  nach  Medebach  gekommen**  ^).  Nun 
bnd  man  im  Soester  Stadtrecht ^),  das  man  ins  Jahr  1120  setzte^), 
sowohl  den  Rat,  die  consules^),  das  Rathaus,  domus  consulum*)  als 
auch  den  Bürgermeister,  magister  consulum^^),  erwähnt.  Das  Auf- 
treten des  Bürger-  oder  Ratsmeisters,  der  in  der  Stadtverfassung  erst 
im  13.  und  14.  Jahrhundert  auftritt ^^),  machte  das  Stadtrecht,  das  nur 
in  einer  Niederschrift  des  13.  Jahrhunderts  vorliegt  ^ '),  sehr  verdäditig. 
Neuerdings  ist  nun  nachgewiesen,  daß  die  Stellen  des  Soester  Rechtes, 
in  denen  der  Rat  erwähnt  wird,  erst  nach  1250  aufgezeichnet  sind^^). 
Das  Stadtrecbt  kommt  für  unsere  Zwecke  nicht  in  Betracht. 

Es  giebt  nun  eine  Urkunde  vom  Erzbischof  Philipp  von  Köln  vom 
21.  Juni  1878,  in  welchen  consules  von  Soest  erwähnt  werden  ^^). 
Die  betreffende  Stelle  lautet:  Actum  apud  Susatum  ....  sub  ad- 
stipulatione  et  presentia  ....  ministerialum   nostrorum  et  aliorum 


1)  Aach  Kentgen  nimmt  an,   dafs  in  dem   unbedeutenden   Medebach   nicht  die  con- 

satrst  erwähnt  sein  können,  aber  seine  Beweisführung  ist,  wie  aus  dem  folgenden 
h&rworgtiht,  nicht  haltbar.     Kentgen,  a.  a.  O.,  S.  228,  A. 

S>  Oengler,  a.  a.  O.,  S.  286,  n.  3. 

8)  Vgl.  Gengier,  a.  a.  O.,  S.  286. 

4)  Gengier,  a.  a.  O.,  8.  281.  —  1144  —  ut  in  foro  par  baberetnr  et  leges  illiui 
Ibfi  similea  essent  legibus  fori  suesasiensis.  Vgl.  S.  286,  §  26.  Die  Urkunde  ordnet 
BV  dan  HarktTerkehr  in  M.  Vgl.  Ilgen,  Chroniken  deutscher  St&dte,  Bd.  XXIV,  S.  CXXUI. 
Ich  hab«  darauf  schon  Teil  I,  8.  210,  hingewiesen. 

6)  So  Keutgen,  a.  a.  O.,  8.  223,  A. 
6j  Oengler,  Stadtrechte,  8.  438. 

7)  Ebenda,  8.  489.  Vgl.  Keutgen,  a.  a.  O.,  8.  222.  Hegel,  St&dte  u.  Gilden,  II, 
i.  888,  A.  2. 

8)  Ebenda,  8.  443,  §  89,  8.  444,  §  47. 

9)  Ebenda,  8.  443,  §  36.  Ilgen,  Chroniken  der  deutschen  Städte,  Bd.  24.  Soest, 
8.  CXXIII,  8.  446,  §  63. 

10)  Ebenda,  8.  446,  §  63. 

11)  Vgl.  unten  S.  109.     Vgl.  Teil  IV,  8.  686. 

12)  Ilgen,  Chroniken  der  deuUchen  Städte,  Bd.  24.  Soest,  8.  XXVIIJ.  Vgl.  Beilage,  I. 
Dm  alte  Soester  Sudtrecht,  8.  CXXI  ff. 

18)  Ilgen,  a.  a.  O.,  8.  CXXII. 

14)  Seiberts,  a.  a.  O.,  I,  S.  76.     Ilgen,  a.  a.  O.,  S.  XXVIIJ. 
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multonim  tarn   consulum ,    quam   civium   eiusdem   civitatis.   —   Dieser 
Urkunde  ist  aber  nur  in  einer  Niederschrift  des  14.  Jahrbunderts  vor- 
handen*).    Da  der   Ausdruck  consules  io    den  nächsten  40  Jahren 
nach  1178  in  den  Urkunden  nicht  wiederkehrt  —  erat  1230  wird  eine 
domus    consulum    erwähnt*)    —    und   in   den  Urkunden   immer    die 
burgenses  oder  cives^  und  nicht  die  consules  als  Zeugen  auftreten^), 
so  ißt  anzunehmen,  daß  die  Worte   „tarn  consulum  quam^'  in  die  Ur- 
kunde von  1178  später  eingeschoben  sind.   Dem  Schreiber  des  14- Jahr- j 
hunderts  mulSte  das  Fehlen   der  consules  in  der  Zeugenreibe   als  un« 
natürlich    erscheinen.     Der   magister  burgensium,   der    1223   erwähnt 
wird*),  uud  den  Ilgen   für   den  Rats-   oder  Bürgermeister  hält^),  is 
der  Burrichter  ^^).     Der  Bürgermeister,   der  als  magister  consulum  be- 
zeichnet wird'),  tritt  auch  in  Soest  erst  später  auf. 

Der  Rat   erscheint  in  Soest   erst  um  1230,  also  zur  selben  Zeit, 
wo  er  auch  in  anderen   westfälischen  Städten  auftritt  ^). 

In  Hamm  sollen  zwar  consules  j^choo  im  Jahre  1193  vorhanden 
gewesen  sein,  aber  das  Recht  dieser  Stadt  *'),  worauf  diese  Annahme 
beruht,  stammt  nicht  aus  dem  Jahre  1193,  sondern  gehört  dem  13.  Jahr- 
hundert an  ^^).  Das  Lippstädter  Stadtrecht ^  *),  das  „undatiert  ist,  aber 
aus  inneren  Gründen  ins  Jahr  119S  gesetzt  wird",  stammt  ebenfalls 
aus  dem  13,  Jahrhundert,  aus  welchem  überhaupt  erst  urkundliche 
Nachrichten  Über  Bürger  von  Lippstadt  vorliegen*«).  Mit  dem  Auf- 
treten des  Rates  um  1225  in  Soest  stimmt  aucb,  daß  in  Köln,  das 
immer  in  innigen  Beziehungen  zu  Soest  gestanden  hat*^)  und  Im 
13.  Jahrhundert  in  letzterer  Stadt  als  Mutterstadt  angesehen^*),  der 
Rat  in  seiner  ältesten  Gestalt,  der  Richerzeche,  erst  im  Jahre  1225 
genannt  wird'^). 


1)  Ilgeu,  Hist.  Ztschr,  Bd.  77,  8.  106.  " 

2]  Seibertz,  ».  a.  O.,  S.  990.  Vgl.  Soester  ZUchr.  1883/84,  S.  80.  Ilgen,  Chroniken, 
8.  XXIX, 

8)  Ilffeo,  Chronikflo,  S.  XXIX. 

4)  Sf.  ArchJF  Münster,  ürk.  von  W&lborgi»»  u.  7,  VgJ.  Ilgön,  Cbroniken,  8,  XXIX- 
A.  4.  I 

5)  UgtD,  Chroniken,  8.  XXIX.  1 

6)  1^28  wir  ein  matter  burifensinm  erwähnt;  seit  12S7  itnd  zwei  Bnrricbter  oub- 
weiabar  (St,  A,  Mttnster,  ürk.  Herzogt,  Westf.  1  a.  llgen,  Cbron.,  8.  XXIX  u,  A,  6. 
Alberto  iudlce^  Tbeberto,  Amoldo  magistriB  btirgenaiiim).  Nach  Ktotelluog  der  StAdt  in 
sechs  Hoven  (Ilg«ii,  ChroDiken,  S,  XXVII)  treten  mehr  Bunnebter  auf.  (Hgeti,  Chroo,, 
8,  XCIV.) 


7)  Vgl.  Stadtrecht,  §  68.     Gengler,  a,  a.  O.,  8.  446, 

8) 


Der  aal  wird  in  Paderborn   123B  (WIlmaDs,  WeAtf.    U,<B.,  IV,  n.  S65J  in  Miodeo 
1S44    (tJ.  bei    v.  Hodenberg^^occom    108.     Vgl.  Philippi,   «.  a.  O. ,   8.  65,    A.  188),   in 


In  Müniter  w.  1834  »c&bini  n.  1855 
201  Q.  681.     Hansen,   Wes(f«leo  itod 


Osnabrück  1331.  (Moser,  ürk..  n.  164)  erwKbot. 
consules  genannt.  (Wilmans,  Westf,  U*-B„  III,  n. 
Rheinland,  11,  8,  89.) 

9)  Qengler,  Sudtrechte,  8.  188. 

10)  Ilgen,  Bist.  Ztachr.^  Bd.  77,  Ö«  105. 

n)  Oengler,  n.  a    O.,  S,  354. 

13)  Ilgen,  Hist.  Zt^chr.  Bd.  77,  S.  105. 
18)  Ilgen,  Chroniken,  8.  XIV,  8.  XCIX. 

14)  Ilgen,  Chron.,  8,  XCIX,     Seiberta,  U.^B.,  I,  8.  268 
16)  Bei  EiDfÜbmng  der  Eatarerfassnng  in  R5Ln   Übertrag    man    die  Funktionen  6t 
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Die  Annahme,  daß  in  Brannschweig  und  zwar  in  der  Altstadt 
sowohl,  wie  im  Hagen  consules  schon  im  12.  Jahrhundert  vorhanden 
gewesen  sind^),  halte  ich  nicht  mehr  aufrecht.  Ebensowenig  wie  in 
Lübeck  *)  ist  in  den  beiden  Weicbbilden  yon  Braunschweig  der  Bat 
Yon  Heinrich  dem  Löwen,  der  im  Jahre  1195  gestorben  ist,  eingesetzt. 
Er  tritt  hier  zuerst  in  den  Jahren  1226  und  1227  auf").  In  dem 
berflhmten  Ottonianum  der  Altstadt^),  dem  ältesten  in  deutscher 
Sprache  abgefaßten  Stadtrecht,  das  1226  oder  1227  besiegelt  wurde^), 
findet  sich  von  einem  Bat  keine  Spur. 

Zuweilen  hat  man  sich  yon  dem  Vorkommen  des  Wortes  consilium 
in  Urkunden  und  Stadtrechten  verleiten  lassen,  in  einzelnen  Städten 
ein  frflhes  Vorkommen  des  Bates  anzunehmen.  So  wird  in  einem 
JhriYileg  Heinrichs  V.  für  Speier  vom  Jahre  1111«)  jede  Veränderung 
der  MQnze  untersagt,  nisi  communi  consilio  ciyium.  Obwohl  hier  nichts 
weiter  gesagt  wird,  als  das  bei  einer  Münzänderung  der  Bat  aller 
Borger  eingeholt  werden  soll,  haben  einzelne  Forscher  unter  consilium 
den  Bat  verstanden.  Aehnlicherweise  ist  ein  Satz  des  Goslarer  Stadt- 
rechtes vom  Jahre  1219^),  der  folgendermaßen  lautet:  Jus  est,  quod 
adTocatus  nullum  incuset  nisi  actore  praesente  et  consilio  burgensium, 
meist  falsch  aufgefaßt.  Aus  dem  Vorkommen  des  Wortes  consilium 
haben  alle  Bearbeiter  der  Geschichte  Goslars^)  nicht  nur  geschlossen, 
daß  in  Goslar  im  Jahre  1219  ein  Bat  vorhanden  gewesen  sei,  sondern 
aach  angenommen,  daß  dieser  Bat  schon  in  jener  Zeit  einen  weit- 
gehenden Einfluß  auf  die  Prozeßführung  gehabt  habe.  Diese  Ansichten 
sind  irrtümlich;  consilium  bedeutet  an  der  uns  vorliegenden  Stelle, 
wie  ich  schon  früher  bemerkt  habe^),  nicht  den  Bat,  sondern,  wie 
auch  die  Zusammenstellung  mit  dem  Kläger,  actor,  zeigt,  die  Ver- 
sammlung der  Bürger  im  Gericht.  Der  Bat  tritt  in  Goslar 
erst  im  Jahre  1232  auf^^)'  Das  Stadtrecht  von  Diessenhofen  im 
Thurgan^^),  in  welchem  bestimmt  wird,  daß  der  scultetus  und  das 
consilium  die  erblosen  Hinterlassenschaften  ein  Jahr  lang  aufbewahren 
aoU,  kommt  hier   nicht  in  Betracht.     Es  stammt  in  der  Form,  in 


mIImii  Boent  der  Bicherzeche.  Spftter  wurde  ein  besonderer  Rut  geschaffen.  Der  letztere 
wird  1S4S  (QaeUen,  U,  229),  die  Richerseche  als  kommunales  Organ  1225  erwähnt. 
QmUmi,  I,  880.     Vgl.  fiber  diese  Verhältnisse  unten  S.  74  f. 

1)  Ztochr.  d.  Hanvereins,  Bd.  26,  S.  306. 

2)  Vgl.  oben  S.  66. 

8)  U.-B.  V.  firaunschweig,  I,  n.  1,  8.  2.  Gerichtsverfassung  von  Braunschweig,  S.  15. 
Dotbner,  a.  a.  O.,  n.  1,  S.  18.     Oerichtsverfassung,  8.  5  ff. 

4)  U.-B.  yoD  Brannschweig,  I,  n.  2,  S.  8.     Vgl.  §  64  u.  §  22. 

6)  Gerichtsverfassung,  S.  5  ff.  Hänselmann,  Die  ältesten  Stadtrechte  Braunsch^eigs. 
Hans.  GeschichtsblAtter  Bd.  XX,  8.  29  ff. 

6)  Hilgard,  n.  14. 

7)  U.-B.  von  Goslar,  I,  n.  401,  8.  411,  §  48. 

8)  Weiland,  Hans.  Geschichtsblätter  1885,  8.  21.  Wolfstieg,  Verfassnngsgeschichte 
VCD  Goslar,  8.  54.     Bode,  Einleitung  inm  U.-B.  von  Goslar,  I,  8.  94. 

9)  Verfassung^geschichte  von  Wernigerode,  II,  8.  176.  Auch  Hegel  —  Städte  und 
Gilden,  II,  8.  899,  A.  8  —  ist  meiner  Meinung. 

10)  U.-B.  von  Goslar,  I,  n.  518,  S.  499. 

11)  Geogler,  Stadtrechte,  8.  79. 
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der   es  vorliegt,    nicht  aus   dem    Jahre   1178*),    sondern   aus  dem 
Jahre  1260*). 

Der  Stadt  Lübeck  kommt  also  der  Ruhni  zu,  daß  in  ihr  die  Insti- 
tution  der  consnles  zum  erstenmale  genannt  wird^).  Ein  end- 
gültiger Beweis  dafür,  daß  das  ueue  Organ  auch  in  Lübeck  zuerst  auf 
deutschem  Boden  geschaffen  ist,  wird  sich  nicht  führen  lassen. 
Da  das  Urkundenmaterial,  das  die  iDiiere  Geschichte  der  Städte  be- 
trifft, nur  dürftig  vorliegt,  wird  die  Möglichkeit  eicht  abgeleugnet 
werden  könneo,  daß  der  Rat  in  einer  andereu  Stadt  früher  entstanden  ist. 
Vielleicht  ist  es  aber  kein  Zufall,  daß  der  Rat  zuerst  in  einer  Kolonial- 
stadt auftritt.  Er  konnte  hier,  wo  keine  alten  Verwaltungsformen  vor- 
handen waren,  leicht  in  die  Verfassung  eingegliedert  werden.  Zudem 
mußte  sich  in  einer  Kolonial  Stadt,  wo  zahlreiche  neue  Aufgaben  an  die 
Bürgerschaft  herantraten,  die  Schaffung  eines  Geuieindeorgans  viel 
nötiger  erweisen,  als  in  den  alten  Städten,  in  denen  man  mit  deu  her- 
gebrachten ländlich-städtischen  Verfassungsformen  noch  auskam*), 
zumal  die  städtische  Verwaltung  hauptsächlich  in  den  Händen  des 
Stadtkern mandaoten  lag'').  In  den  Kolonialgebieten  nahm  die  Bür- 
gerschaft aber  von  vornherein  eine  viel  selbständigere  Stellung  ein 
und  konnte  daher  eher  daran  denken,  neue  Verfassungsformen  zu  er- 
ßinnen  oder  aufzunehmen.  Aehnliche  Verhältnisse  sind  auch  dem 
Altertum  bekannt.  lu  den  griechischen  Kolonien  haben  sich  beispiels- 
weise neue  Verfassungsformen  früher  ausgebildet  als  in  dem  Mutter- 
lande ^)<  ■ 

Der  Rat  tritt  in  Lübeck,  wie  wir  gesehen,  im  Jahre  1188  auf')." 
Sehr  bald  findet  er  sich  aber  auch  in  anderen  Städten.  In  Hamburg, 
das  im  Besitz  lübischen  Rechtes  ist,  wird  er  im  Jahre  1190  ge- 
nannt*). Zum  drittenmal^),  erscheint  der  Rat  in  Deutschland  1198  in 
Speier  *^).  Doch  findet  sich  hier  die  Bezeichnung  consules  noch  nicht 
Aber  trotz  des  Fehlens  der  Bezeichnuug  consules  haben  wir  in  diesem 
Zwölfer-Ausschuß  den  entstehenden  Rat  zu  sehen.  In  den  Nachbar* 
Städten  Worms  und  Mainz  erscheint  der  Rat  erst  im  13*  Jahrhundert  *^). 
Zu  viert  wird  der  Rat  in  Straßburg  genannt  Er  tritt  hier  zuerst 
um   1200^')   in  einer  Urkunde  auf,  in   welcher  die  Gemeiude  über 

1)  Keatgen  nimmt  ao,  daTs  daa  Sudtrecbt  im  Jahre  1178  ftbgefufst  i«i  (^a.  m.  0.«^H 
S*  S37,  A*  I).  lo  der  £iDleitung  «rklirt  aber  der  Graf  vod  Kyburg,  der  da«  äiadtrecbt^| 
1S60  besiitigt,  dafi  er  dms  Recht  «,6nxeuere'%  d.  b.  in  umgearbeiteter  Form  f,beBtttig«7^ 
iffeDOTo  et  eonfirmo^^     GaDKler,  a.  a,  O,,  S.  79, 

5)  Gengier,  a,  a*  O.t  8.  $3,  5,  §  32. 

3)  Vgl,  8.  7», 

4)  Vgl.  Teil  IV,  g.  619  ff, 

6)  Ebenda* 

6)  Vgl.  B«itolt,  a.  a.  O.,  IV.  1,  S    164  ff. 

7)  Ü.-B    von  Lübeck,  l.  n,  7,  8,  10. 

5)  C>-B.  von  Hamburg,  I,  n,  287»  8.  254. 
9)  Vgl.  Schaub«,  Zar  Entatttbang  der  Stadt verfaMung  von  Worms,  Speier  and  Mj 

Wisa,  Beilage  c.  Ji^faresbericbt    des  EUsabeth-GymnaB.  au  Breslau   189S,    S.  41   ff,  S    67 
und  Schftube,  Ztschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrhein^  N.  F.,  I,  8.  446  ff. 

10)  Hilgard,  n.   22. 

11}  Gemeint  ist  der  mnmÜDdige  Sohn  HeiDricfai  VI,  Friedrich  iL 

12)  Die  Urkunde  tat  von  1190^1202  datiert. 
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die  Allmende  VerfQgaDgen  trifiFt  ^).  1204  *)  bestimmt  Friedrich  U., 
daß  der  Bat  nur  mit  EinwilliguDg  des  Biscoofs  eingesetzt  würde'). 
Im  Jahre  1212  werden  die  consules  im  Stadtrecht  von  Eons^)  ge- 
nannt Der  Bat  erscheint  also  in  Deutschland  zuerst  am  Ende  des 
12.  Jahrhunderts').  Ein  früheres  Auftreten  läßt  sich  aus  den  Ur- 
kunden nicht  nachweisen. 

In  vielen  Städten  Deutschlands  hat  man  beim  Aufkommen  der 
Batsyerfassang  nicht  gleich  einen  besonderen  Gemeindeausschuß  zur 
Erl^ligUDg  der  kommunalen  Angelegenheiten  geschaffen,  sondern  man 
bat  irgend  einem  schon  bestehenden  Bürgerkollegium  oder  einer  Bürger- 
yereinigung  die  Funktionen  des  Bates  übertragen. 

Am  geeignetesten  erschien  hierzu  an  den  Orten,  in  denen  in  der 
Gerichtsverfassung  Schöffen  auftreten,  das  Kollegium  dieser  Schöffen 
oder  scabinL  Man  hat  daher  fast  regelmäßig  in  den  Städten,  wo  es 
ein  solches  Kolleg  gab,  den  Schöffen  die  Erledigung  der  kommunalen 
Angelegenheiten  übertragen,  als  sich  der  Wunsch  regte,  die  Batsver- 
faasung  einzuführen^).  Auch  in  den  Landgemeinden,  deren  Grenzen 
mit  denen  eines  öffentlichen  Gerichtsbezirkes  zusammenfielen,  sind  später 
den  Schöffen  vielfach  auch  kommunale  Funktionen  übertragen^). 

Man  darf  nun  keineswegs  annehmen,  daß  durch  die  Debertragung 
kommunaler  Funktionen  an  die  Schöffen  die  Kommunalverwaltung  mit 
dem  Gerichtswesen  verschmolzen  sei.  Beides  blieb  streng  getrennt. 
Dw  Stadtrichter  erledigte  mit  den  Schöffen  an  den  Dingtagen  die 
Gerichtssachen,  und  der  Stadtkommandant,  der  allerdings  meist  auch 
Offiratlicher  Bichter  war,  ordnete  mit  den  Schöffen,  die  hier  die  Stellung 
als  Batsherm  einnahmen,  die  Angelegenheiten  der  Gemeinden.  Wäre 
eine  Verschmelzung  der  beiden  Thätigkeiten  vorgekommen,  so  hätte, 
da  die  Verwaltung  die  Schöffen  mehr  in  Anspruch  nahm,  als  die  Justiz, 
in  den  Schöffen  die  kommunale  Thätigkeit  überwiegen  müssen.  Sie 
hätten  mehr  den  Charakter  eines  kommunalen,  als  eines  öffentlichen 
Beamten  gehabt  Aber  ihre  verschiedene  Thätigkeit  blieb  vollständig 
getrennt.  Ein  Zusammentreffen  der  Verwaltung  und  des  Gerichts- 
wesens zeigt  sich  nnr  darin,  daß  derselbe  Bürger  einmal  die  Funk- 
tionen des  Schöffen  wahrnahm  und  ein  anderes  Mal  als  Batsherr  auftrat. 

Die  Doppelstellung  der  Mitglieder  des  Schöffenrates  hat  bewirkt. 


1)  U.-B.  von  Strafsborg,  I,  144. 

2)  U.-B.  TOD  StraTsbarg,  I,  d.  160. 

8)  Vgl.  §  1,  dM  »weiten  Stadtrecbts  vod  Strarsburg.  U.«B.,  d.  I,  S.  477.  Das  iweite 
Stadtrecbt,  das  dot  in  Drucken  des  17.  n.  18.  Jahrbanderts  erhalten  ist,  liegt  nar  in 
sehr  Überarbeiteter  Form  vor. 

4)  Gaapp,  Stadtrechte,  II,  S.  212,  §  26. 

5)  Der  „reine"  Rat  wird  erwfthnt  in  Stendal  1215,  in  Wien  nnd  Bremen  1221,  in 
Soest  1226,  in  Brannscbweig  1227,  in  G6ttingen  1230,  in  Osnabrfick  1281,  in  Goslar 
1288,  in  Hameln  1286,  in  Erfart  and  Paderborn  1238,  in  HalbersUdt,  Hannover  und 
Dortmund  1241,  in  Mains  und  Minden  1244,  in  Mahlhausen  in  Tb.  1261,  in  Hildesbeim 
1266,  in  Halle  1268,  in  Augsburg  1266,  u.  s.  w. 

6)  Ueber  den  8cb6ffensenat  vgl.  v.  Below,  SUdtgemeinde,  S.  86  ff.  Heusler,  a.  a.  O., 
8.  149. 

7)  V.  Maurer,  Dorfverfassung,  II,  S.  66  ff.  Gierke,  Qenossenschaftsrecht,  II,  S.  513  ff. 
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daß  dieselben  sich  vielfach  in  den  Urkunden  als  scabini  consüles  ^) 
oder  als  scabini  et  consulea  ^)  bezeichnen. 

Die  Einrichtung  des  Scbööeorates  scheint  sich  zuerst  in  Holland  aus- 
gebildet zu  haben.  Sie  tritt  hier  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  auf  ^). 
In  Deutschland  wird  der  Schöffensenat  zuerst  in  Niederdeutschland 
in  den  Städten,  die  Holland  beoachbart  sind,  erwähnt.  Wir  haben  also 
vielleicht  eine  Uebertraj^ung  der  Einrichtung  aus  Holland  anzunehmen. 
In  ZQtphen  erscheint  der  Schöffensenat,  wenn  die  Stadterbebungs- 
Urkunde  echt  ist,  schon  im  Jahre  1190*).  Eio  Schöffenrat  wird  ferner 
in  Amheim  5),  Emmerich  ^) ,  Wesel 'J,  Duisburg  **),  Neuß«),  Köln^*»), 
Aachen^*)  und  Boon^^)  früh  erwähnt  In  Westfalen  finden  wir  die 
gleiche  Einrichtung  in  Münster  *^),  Medebach  ^^),  Dortmund^*),  in 
Lemgo ^<^)  und  in  Herford^''),  in  Sachsen  in  Magdeberg^^).  Viel- 
fach stehen  Schöffen  an  der  Spitze  der  Städte  in  Hessenund  Franken, 
so  in  Marburg^®),  Fritzlar^**),  Wetzlar*^),  Frankenberg**),  Geln- 
hausen*^), Milnzenberg -^)  und  Frankfurt  2^),  In  Thöringen  hat  Mei- 
ningeo  einen  Schöffeurat *'^),  am  Mittelrhein  Andernach  ^0»  Koblenz*^) 
und  andere  Orte  ^^). 

Die  fast  gleichzeitige  Erwähnung  des  Schöffenrates  mit  dem  eigen t- 
licheu  Rate  läßt  die  Vermutung  aufkommen,  daß  der  Schöflensenat 
das  ursprünglichere,  der  wirkliche  Rat  aber  erst  ein  abgeleitetes,  den 
mit  kommunalen  Funktionen  vertrauteu  Schöffenkolle^ien  nachgebil- 
detes Institut  sei^*^).    Hiergegen  spricht  mancherlei.    Einmal  wird  der 


1)  6«ogIer,  StAdtiechlfs,  S.  285,  o.  3.  Hess.  U.-B.,  II,  Abt  2,  ßd.  I,  d,  SA,  S.  26. 

2)  Fren»dorf,  DortmuDder  Statuteo,  S  LXIV.  HegeJ»  Stftdle  und  Gilden,  11«  S.  SOS. 
d)  H«gftl,  Städte  n.  Gilden,  IL     8.  2U  C 

4)  Slichtenhor*t,  S,  &eö,     v.  ßelow,  LaudsL-Verf.,  i,  A,  206, 

5)  fioQdain,  111,  u.   11. 

6|  Lftcomblot,  Ndrh.  ü.-B,f  II,  n.  191  scabinorum  coosUis  ctvitei  regmtur. 

7)  Reinbold,  VerfftsÄUt)g»gescbicbte  von  Wcnel,  S.  8,  tB^  S9. 

8)  Averdunck,  Geacbkbte  der  SUdt  Duisbarg,  S.  973. 

9)  Lacombletf  a.  *.  O*.  U,  n.    100,  n.  25  L 

10)  Hegel,  a*  a.  O.,  II,  S.  336. 

11)  ZtamuTf  Städtefrteuern,  8*  63. 

13)  Laeouiblet,  a.  a.  O.,  U,  d.  799. 
ISj  Philipp!,  Bi»cbofMtfidte,  S.  6$. 

14)  Gengler,  dUdtrechte,  S.  286.  d.  3* 
16)  Frenttdorf,  a.  a.  0  ,  S.  LXIV.     Hegel,  StAdle  ii.  Gilden,  II,  S.  363. 

16)  U.*B.  von  Labeck ^  I,  8.  576. 

17)  Ebenda 

18)  Planck,  GericbUTerfabren,  I,  S.  25» 

19)  1306,     Hess.  U,-ß..  Abt,  U,  Bd.  2,  n.  81,  8.  69»     1300,  n.  7,  S,  4. 
tO)  Ebenda,  n.  34,  S.  25. 
Sl)  Ebenda,  n.  205,  S.  152,  u.  97«  8.  72,  n.  79,  8.  58. 

22)  Ebenda,  Abt.  II,  Bd.  I,  d«  208,  8.  168. 

23)  Ebenda,  Bd«  LH,  n.  215,  8.   167. 

24)  Ebenda,  n.  90,  8.  67,  ecultetas  seabiai  et  untverai  cht», 

25)  H-ü.   Abt  II,  ßd.  2,  n.  4,  8    3,  a    6,  8,  4,  n.  12,  8,  9. 

26)  ▼.  Mauier,  Stidte^erfasaang,  1^  8,  685. 
27}  Gflntber,  Codex,  II,  n.  169. 
38)  Bär,  Koblenaer  Haaorbao,  8.  12  ff«     Hegel,  HiAt.  Ztachr.,  49,  8.  338. 

29)  Ueber  Hhein-  und  Hoftelgcgend  Tg).  Lamprecht,  Deuttcbes  Wirt Bcbaftal eben. 

30)  ▼.  Belöw,  SUdtgemeinde.  8.  89. 
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wirkliche  Rat  eher  erwähnt,  wie  der  Schöfienrat  ^) ;  jedoch  kann  dieser 
Vorgang  auf  einem  Zufall  beruhen.  Sodann  ist  der  Unterschied  zu 
bedenken,  der  in  der  Mitgliederzahl  der  Schöfifenkollegien  und  der 
wirklichen  Bäte  herrscht.  Wäre  der  Rat  den  Schöffenkollegien  nach- 
gebildet, so  würden  in  dem  kommunalen  Organ  mindestens  so  viel  Mit- 
glieder auftreten,  als  in  der  Regel  der  Schöfienbank  angehören.  Es 
würden  uns  nicht  Räte  yon  zwei,  drei  und  vier  Mitgliedern  entgegen- 
treten *).  Es  kommt  femer  vor,  daß  es  Städte,  in  denen  ein  Schöffen- 
koUeg  vorhanden  ist,  giebt,  in  welchen  bei  Einführung  der  Ratsver- 
fassung nicht  dem  Schöffenkolleg,  sondern  einem  anderen  vorhandenen 
bürgerlichen  Kollegium  die  kommunalen  Funktionen  übertragen  sind, 
die  sonst  der  Rat  versieht.  Ein  solcher  Vorgang  tritt  uns  in  Frei- 
burg entgegen^).  Sodann  erscheint  der  Schöffenrat  überall  als  ein 
Uebergangsstadium.  Er  wird  durch  einen  wirklichen  Rat  abgelöst^). 
Ein  abschließendes  Urteil  wird  man  über  diese  Frage  noch  nicht  fällen 
können.  Nach  meiner  Ansicht  ist  der  wirkliche  Rat  älter  als  der 
Schöfiensenat. 

Außer  den  Schöffenbänken  hat  man  auch  anderen  schon  bestehen- 
den Ausschüssen  die  Erledigung  der  kommunalen  Angelegenheiten  über- 
tragen. In  Freiburg  gelten  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  die 
XXIV.  coniurati  als  Gemeindeorgan.  Erst  1248  werden  consules  ein- 
gesetzt^). Die  coniurati  sind  m.  E.  ursprünglich  eine  richterliche 
Behörde,  die  die  Marktkontraventionen ,  Betrug  beim  Kauf  und  Ver- 
kauf falsches  Maß  und  Gewicht,  abzuurteilen  hat.  Sie  sind  in  Parallele 
mit  den  Halberstädter  Burmeistern  des  Privilegs  vom  Jahre  1105^) 
und  den  sechs  Geschworenen  der  Stadt  Enns  vom  Jahre  1220,  die  „dis- 
ponant  de  mercatu  et  de  universis,  que  ad  honorem  et  utilitatem  civitatis 
pertinent*^ ^)  zu  stellen.  —  Auch  in  Hagenau  üben  die  coniurati,  die 
über  Betrug  beim  Verkauf  von  schlechtem  Fleisch  urteilen  ^),  am  Anfang 
des  13.  Jahrhunderts  kommunale  Funktionen  aus  ^).  —  In  Worms  wurde 
von  Kaiser  Friedrich  I.  begründete  Friedensgericht  zur  verwaltenden 
Behörde  der  Stadt  ^^).  Ganz  eigentümliche  Verhältnisse  treten  uns  in 
Köln  entgegen  ^0.  Am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  erscheinen  in  Köln 
verschiedene  kommunale  Organe  nebeneinander^^).  Es  sind  das  der 
Schöffensenat,  die  Richerzeche  und  der  wirkliche  Rat  Der  Schöffen- 
senat soll  in  Köln  schon   1149  vorhanden  sein.    Man  stützt  sich  bei 


1)  Vgl.  oben  S.  70. 

2)  U.-B.  ▼.  Hildesbeim,   I,  d.  122,  S.  63.     U.-B.    yon  BrauDscbweig,  I,  d.  4,  S.  9. 
S)  Vgl.  S.  78  QDten. 

4)  Vgl.  anten  S.  76  ff. 

5)  Oengler,  SUdtrechte,  S.   132. 

6)  U.-B.  Ton  HalbersUdt,  J,  n.  4,  S.  3. 

7)  Oanpp,  Sudtiechte,  II,  S.  217. 

8)  Ebenda,  I,  S.  25  ff.     Vgl.  Keutgen,  a.  a.  O ,  S.  228. 

9)  Scbaabe,  a.  a.  O.,  8.  67,  S.  81  ff. 

10)  Litteratur  bei  Hegel,  SUdte  u.  Gilden,  II,  S.  323.  v.  Below,  Sudtgemeiude, 
8. 88  ff ,  S.  119.  Hoeniger,  Ursprung  der  Kölner  StadUerfassong.  Westd.  Ztschr.  II, 
S.  227  ff.     Kruse,    Riiherxeche.     Ztscbr.  f.  Bechtsgeschichte,  XXU,  S.  162  ff. 

11)  Hegel,  Städte  a    Gilden,  II,  S.  836. 

12)  Quellen,  I,  S.  329.     Lacomblef,  I,  n.  399. 
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dieser  Ansicht  auf  die  Urkunde  des  angeführten  Jahres  *),  in  welchem^ 
den  Bettzeugwebern  das  Innungsrecht  verlieben  wird.  Die  Ordnung ^ 
des  iDDungswesens  steht  uun  aber,  wie  üben  gezeigt  ist^  der  öffent- 
lichen Gewalt  zu-).  Der  Inhaber  der  Gerichtshoheit  ordnet  und 
regelt  das  Verkehrs-  und  Gewerbewesen,  In  Köln  war  ursprünglich 
der  Burggraf  im  Besitz  der  Gerichtshoheit  ^).  Ihm  tritt  später  der 
Vogt  konkurrierend  zur  Seite*).  Die  Gerichtshoheit  wird  demnach 
im  12.  Jahrhundert  vom  Burggrafen  und  dem  Stadtvogt  oder  den 
von  denselben  eingesetzten  Steil  Vertretern,,  dem  secundus  comes  und 
dem  secundus  advocatus  ausgeübt^).  Diesen  Stellvertretern  stehen 
dieselben  Hechte  wie  dem  Burggrafen  und  dem  Stadtvogt  zu^).  So 
können  nur  dieselben  ein  Zunftrecht  erteilen*  Verliehen  wird  das  Recht 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung,  die  im  Stadthaus  —  in  domo  civium 
inter  iudeos  sita  —  stattfand^).  Bei  einer  öflentlichen  Gerichtssitzung 
müssen  die  Schöffen,  die  scabine,  anwesend  sein  und  die  meliores 
totius  civitatis  fungieren  als  Zeugen.  So  erklart  es  sich,  daß  es  in 
der  betreffenden  Urkunde  heißt,  das  Innungsrecht  sei  vom  Vogt,  Grafen^ 
von  den  Schöffen,  die  hier  als  senatores  bezeichnet  werden,  und  von 
den  angesehenen  Bürgern  der  Stadt  bestätigt.  Die  Schöffen  treten  also 
1149  als  Gerichtsbeamte  und  nicht  als  Gemeindebearate  auf. 

In  der  Urkunde  des  Jahres  1159^),  in  welcher  verordnet  wird, 
daß  binnen  10  Jahren  in  allen  Brüderschaften  und  Aemtern  kein  neuer 
Vorsteher  gewählt  werden  sollte,  treten  die  Schöffen  gar  nicht  auf. 
Unter  den  in  der  Verordnung  genannten  iudices  sind  m.  E.  nicht  die 
Schöffen,  sondern  die  Unterrichter  zu  verstehen  ^).  Die  rectores  sind 
Burggraf  und  Stadtvogt,  die  iudices  der  Untervogt  und  der  Untergraf. 
Wir  haben  es  hier  mit  einer  Verordnung  zu  thun,  die  von  den  höherea. 
und  niederen  Stadtbeamten  und  der  gesamten  Gemeinde  im  Burdiog 
erlassen  ist^**).  Es  erscheint  in  der  Urkunde  die  gesamte  Gemeinde^ 
und  nicht  eine  Vertretung  derselben,  ein  Ausschuß. 

Erst  um  1200  tritt  das  Schöffen kol leg  in  Köln  alö  Rat  auf.  Die 
Schöffen  sind  die  Vertreter  der  Gemeinde;  sie  schließen  Verträge  im 
Namen  derselben  und  erlassen  Verordnungen  für  dieselbe  >^). 

Diese  Schöffen  gehörten  nur  der  Altstadt  an,  denn  auch  die  Vor- 
städte hatten  ihre  eigenen  Kollegien  ^^y    Da  es  nun  nicht  denkbar  ist, 


1)  TeU  IV,  S.  616  ff. 
t)  Efa«nda,  S.  4Sd. 
8)  EbeodA,  S.  490. 

4)  Ebeodft,  8,  490. 

5)  Eband«,  S.  491. 

6)  Ebenda,  S.  491. 

7)  QaeUoD,  I,  S,  329.     Hegel,  Stidte  n.   QüdeD  II,  8.  331,  A.  4 

8)  QaoUen,  1,  S.  550,  n.   73.     LRCOtnblpe,  a,  m.  O.,  S.  S7&,  1,  n.  S9d. 

9)  KectoreSf  iudices  e£  totos  popalns  8.  Colooiae. 

10)  HaU  mtu  die   re^torc«    fQr  den    üstervog^t  und  Untergraf,    »o  wären    die   itt 
die  Burricbter  die  maghtii  ciTiam  vgl.  Hegel,  Stidte  aod  Gilden,  II,  S»  329      0öo 
babec  wir  in  einer  anderen  Urknode  vom  selben  Jahr.  —  Lacomblet^  a    a.  0.^  II,  n   S9i| 
S.  S76  —    unter  den   iudices    den    Unterrogt    n     Oniergraf   su    vemieheii       Die  SebdlTea*' 
werden  ais  »enfttores  beaeicboet. 

11)  Ebenda,  S.  325»  336.     QaeUen,  II,  S.  883,  Art.  43. 
11)  V.  Below,  8tadfgemeiodC|  A.  184. 
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daß  sich  der  Schöffenrat  aus  allen  Schöffenkollegien  zusammensetzte, 
so  haben  wir  die  Erscheinung,  daß  im  Schöffen  rat  von  Köln  die  Vor- 
städte nicht  vertreten  sind  ^).  Ein  solcher  Zustand  war  nicht  haltbar. 
Man  mußte  danach  streben,  ein  kommunales  Organ  zu  schafien,  in 
dem  auch  die  Einwohner  der  Vorstädte  vertreten  waren.  Im  Jahre 
1225  tritt  uns  ein  solches  Gemeindeorgan  entgegen.  Es  ist  die  Richer- 
zeche,  die  rigirzegheide,  oder  vielmehr  die  officiales  derselben  ^).  Es 
ist  versucht,  die  Entstehung  der  Richerzeche  auf  sehr  verschiedene 
Weise  zu  erklären.  Man  sieht  in  ihr  eine  Gilde  der  Altfreien,  eine 
Vereinigung  hofrechtlicher  Amtleute,  eine  Kaufmannsgemeinde  u.  dgl. 
mehr^).  Nach  meiner  Ansicht  ist  die  Richerzeche  die  Zeche  der 
Reichen,  der  begüterten  Bürger,  die  zuerst  im  Jahre  1225  erwähnt 
wird,  ursprünglich  nichts  anderes  als  eine  Brüderschaft  zu  religi- 
ösen und  gesellschaftlichen  Zwecken ,  wie  die  Reinholdsgilde  in  Dort- 
mund^). Aehnliche  spätere  Brüderschaften  sind  die  Artusbrüder- 
schaften in  Danzig,  Thorn  und  Elbing^).  Aufgenommen  konnten  alle 
wohlhabenden  Bürger  der  Altstadt  und  der  Vorstädte  werden,  die  kein 
Handwerk  und  kein  Gewerbe  trieben ,  wie  das  auch  in  Dortmund  der 
Fall  war.  Die  Brüderschaft  zerfiel  in  zwei  Teile,  in  eine  engere  und 
weitere.  Die  letztere  bestand  aus  allen  Mitgliedern,  die  erstere  aus 
denjenigen  Angehörigen  der  Brüderschaft,  welche  das  Vorsteheramt 
—  es  wurden  jährlich  zwei  Vorsteher,  officiales,  gewählt  —  bekleidet 
hatten  ^).  Diesem  engeren  Teile  der  Korporation,  den  verdienten  Amt- 
leuten und  officiales  wurde  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts,  spätestens 
im  Jahre  1225  7),  von  den  Gemeinden  der  Altstadt  und  der  Vorstädte 
die  Funktionen  eines  allgemeinen  oder  gemeinen  Rates  übertragen. 

Die  Richerzeche  —  im  engeren  Sinne  —  tritt  als  Fortsetzung  der 
Gemeinde  oder  der  Gemeinden  und  als  Weiterbildung  der  Burgerichte  ^) 
auf.  Sie  erteilte  das  Bürgerrecht  an  Neubürger  und  vollzog  die  Auf- 
nahme in  die  Weinbrüderschaft  ^). 

Wie  anderwärts  die  Gemeinde  oder  von  der  Bürgerschaft  bestellte 
Beamte,  die  Burmeister,  oder  der  Rat  über  unrechtes  Maß  und  Ge- 
wicht oder  über  Betrug  aburteilen  ^^),  so  erlassen  die  verdienten  Amt- 
leute der  Richerzeche  Verordnungen  über  den  Handelsverkehr  ^^).  Im 
13.  und  14.  Jahrhundert  verlieh  die  Richerzeche  den  Handwerken 
Innungsrecht  und  Statuten  und  führte  durch  von  ihr  bestellte  Ober- 
meister die  Aufsicht  über  die  Aemter^^).    Schließlich  waren   die  offi- 


1)  Vgl.  ebenda  A.  139. 

2)  Hegel,  StXdte  and  Gilden,  II,  S.  329. 

3)  V.  Below,  SUdtgemeinde,  S.  46.     Kruse.  Richerzeche,  a.  a.  O.,  S.   152  fiEl 

4)  Hegel,  Stftdte  u.  Gilden,  II,  S.  365. 

5)  Vgl.  V.  Maurer,  a.  a.  O.,  II,  8.  622. 

6)  Hegel,  a.  a.  O.,  S.  883.     Vgl.    auch  über   andere  Herrentrinkstuben  v.  Maurer, 
Stldteverfassung,  I),  S.  522  ff. 

7)  Quellen,  I,  S.  330. 

8)  Hegel,  Stfidte  u.  Gilden,  S.  881,  A.  2,  Quellen,  I,  S.  299. 

9)  Hegel,  a.  a.  O.,  S.  331.     Vgl.  Kruse,  a.  a.  O.,  S.  172  f. 

10)  Teil  IV,  S.  627. 

11)  Hegel,  Stftdte  u.  Gilden,  S.  884. 

12)  Ebenda,  S.  880. 
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ciales  der  Rieberzeche  die  obere  Instaoz  in  Schreinssachen  der  Bur- 
gerichte *)»  Dies  zeigt  deutlich,  daß  die  „verdienten  Amtleute^'  der 
Brüderschaft  ein  von  den  einzelnen  Burschaflen  anerkanntes  gemeines 
kommunales  Organ  sind.  Damit  stimmt  auch  die  Bezeichnung  ,,Arat 
auf  dem  Bürjgerhause*^  für  die  officiales  der  Richerzeche  ^).  Die  officiales 
wählten  zwei  magistri  ci?ium  ^)  aus  der  Zahl  der  unverdienten  Amtleute. 
Einer  von  ihnen  mußte  zugleich  dem  Schöffenkolleg  angehören  *)*  Diese 
magistri  civium  dürfen  nicht  als  Bürgermeister  bezeichnet  werden.  Sie 
sind  vielmehr  die  alten  Burmeister  ^),  Ihnen  standen  dieselben  Funk- 
tionen zu,  wie  sie  anderwärts  von  den  Burmeistern  wahrgenommen 
wurden  <^).  Sie  urteilten  nach  den  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes 
von  1258  über  ,,ungewinde''^),  d.  h.  über  Betrugt)  beim  Verkauf 
von  Lebensmitteln,  und  sorgten  für  Befolgung  der  städtischen  Vor- 
schriften^). 

Wir  haben  also  in  Köln  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  die 
eigentümliche  Erscheinung,  daß  an  der  Spitze  der  Altstadt  ein  SchÖÖ'en- 
rat,  an  der  Spitze  der  Vorstädte  Burrichter  stehen.  Für  die  gesamte 
Stadt  nehmen  die  officiales  der  Richerzeche,  das  Amt  auf  dem  Bürger- 
hause, die  Stellung  eines  kommunalen  Organs  ein. 

Ein  eigentlicher  Rat  tritt  erst  1242  in  Köln  auf  ^ «»).  Er  ging 
aus  dem  Bedürfnis  hervor,  der  gesamten  Bürgerschaft  einen  Anteil  an 
der  Stadtverwaltung  zu  geben.  Er  wurde  daher  aus  der  Gesamtheit 
der  Bürger,  de  communitate  civium,  erwählt  ^^),  An  der  Spitze  des 
Bates  erscheinen  später  die  Rats-  oder  Bürgermeister,  Die  oben  er- 
wähnten magistri  civium  haben  mit  dem  Rat  nichts  zu  thun.  1259 
stehen  sie  geradezu   im  Gegensatz  zu  dem  neuen  Gemeiodeorgan*^). 

Im  Laufe  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  verschwindet  der  Scböffen- 
rat  und  an  seine  Stelle  tritt  ein  wirklicher  Rat  In  Köln  erscheint 
der  Rat  schon  1242  ^^),  in  Magdeburg  1244  ^*),  in  Münster  1255  ^^),  in 
Neuß  1259  ^  ^)  und  in  Dortmund  1260  ^ ').   In  den  meisten  Städten  findet 


1)  Ebend«  n,  A,  2, 

2)  EUnda,  S.  832  o.  Aoin.   L     Qaelleo,  t,  S.   143. 
8)  Hegel,  a.  u    O  ,  S.  334, 

4]  EbeBdi,  S*  335. 

&)  Auch  Kra»e  nimmt  an,  S.  181  ff^.  dtCk  dia  msgittri  ciTliuD  einen  Teil  ibrer  B«- 
fagol^se  ttntbfaiogig  Ton  der  Eicherseche  beseiafien  U^beD«  Doch  führt  er  dte>selben  «uf 
die  ulte  Gilde  snrück.  Die  me^stri  ciTium  siod  die  &Iten  Oemdudevorstebc^r  und  baben 
mit  einer  Gitde  nichiA  iti  thun.     Ihre  Kompeteo^i  ist  die  der  UuriDfiiater. 

6)  Teil  IV,  S,  Ö28. 

7)  Hegel,  i.  «.  O.,  S.  384,  A. 

8)  Glos&ar  von  Hiltea».     S.  V« 

9)  QaeUen,  II,  S.  391       Lftcomblet,  U,  n.  246.     Hegel,  a.  e.  O.,  S.  384, 

10)  QueileD,  II,  S.  229.     VgL  S.  321.     Hegel,  m.  «.  O  ,  S<  834,  386. 

11)  Hrgel,  Ä.  ».  O.,  8.  336. 
18)  EbeDda,  S.  338. 

18)  QacUen,  U,  S.  289.     Vgl.  oben  A.  10. 
14)  Ü.-B.  T.  Magdeburg,  1,  o.  107,  Ö7.     Vgl.  n.  100,  8.  52< 

16)  WÜlmAnnSf  L7.>B.,  III,  n.  581.     Vgl.  Pbilippi,  e.  a.  0.,   S.  56.     Hansen,  Rheio- 
Und  ond  Westl&lea,  II,  B.  89. 

16)  Lftcombler,  e.  m.  O.,  II,  n.  470. 

17)  Frensdorff,  Dorlmmider  Statuten,  Beil.  III.     Hegel,   Stkdte  u.  Gilden,  8,  364> 
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die  EinsetzuDg  des  Deaen  OrgaDS  erst  am  Ende  des  Jahrhunderts 
statt  So  wird  der  Rat  in  Duisburg  1274^),  in  Rees  1280^),  in  Bonn 
1285 »),  in  Wesel  1291  *),  und  in  Koblenz  1300  ^)  erwähnt.  In  den 
hessischen  Städten  erscheint  er  erst  im  14.  Jahrhundert ').  Die  Dauer 
des  Schöffenrates  ist  so  eine  sehr  verschiedene  gewesen;  in  einzelnen 
Städten  fungierte  er  nur  wenige  Jahrzehnte,  in  anderen  stand  er  fast 
ein  Jahrhundert  an  der  Spitze  der  Bürgerschaft  ^). 

Die  Gründe,  die  zur  Einführung  des  Rates  an  Stelle  des  Schöffen- 
rates geführt  haben,  sind  verschieden  gewesen.  Am  einfachsten  ist 
wohl  die  Erscheinung,  daß  der  Schöffenrat  bei  der  Entwickelung  der 
Städte  nicht  mehr  ausreichte,  um  die  gerichtlichen  und  kommunalen 
Funktionen  zugleich  in  hinreichender  Weise  erledigen  zu  können.  Ein 
treffliches  Beispiel  für  diesen  Vorgang  bietet  die  Verfassungsgeschichte 
von  Bonn  ^).  Im  Jahre  1285  ^)  bestimmt  der  Erzbischof  Sigfrid  von 
Köln,  daß  die  Bonner  Bürger,  da  die  Bevölkerung  der  Stadt  sich  von 
Tag  zu  Tag  mehre,  einen  Rat  von  12  Personen  erwählen  sollen.  Der 
Rat  wird  also  eingesetzt,  um  eine  zweckmäßigere  Geschäftsführung 
zum  Nutzen  und  Frommen  der  Stadt  herbeizuführen.  In  vielen  anderen 
Städten  ^  ^)  wird  den  Schöffen  die  Kommunalverwaltung  aus  dem 
gleichen  Grunde  entzogen  und  einem  Rat  übertragen.  In  den  wenigen 
Urkunden,  die  von  der  Errichtung  des  neuen  Instituts  Kunde  geben, 
heißt  es  stets,  die  Einführung  der  Ratsverfassung  sei  geschehen  zum 
Nutzen  und  zum  Vorteil  der  Gemeinde. 

In  anderen  Städten  nahm  man  den  Schöffen  die  Gemeindever- 
waltung aus  anderen  Gründen.  Die  Schöffen  sind  keine  wirkliche 
Vertretung  der  Gemeinde,  sondern  Beamte  des  öffentlichen  Gerichts. 
Sie  wurden  zwar  in  den  meisten  Fällen,  soweit  den  Schöffenkollegien 
nicht  das  Recht  zustand,  sich  selbst  zu  ergänzen  ^^),  von  der  Stadt^ 
gemeinde  erwählt^'),  aber  sie  bedurften  der  Bestätigung  des  Inhabers 
der  Gerichtshoheit  oder  seines  Stellvertreters.  So  werden  beispiels- 
weise die  erwählten  Schöffen  in  Magdeburg  ^^)  und  Köln  ^^)  vom  Burg- 
grafen bestätigt  und  vereidigt  Mit  diesem  Bestätigungsrecht  hängt 
das  Recht  zusammen,  daß  der  Inhaber  der  Gerichtshoheit  unfähige  und 


1)  Averdanck,  0«8ch.  d.  Stodt  Duisburg,  S.  268. 
S)  Reinhold,  Verfassungsgeschichte  von  Wesel,  8.  81. 
8)  LMomblet,  a.  a.  O.,  II,  n.  799. 

4)  Ebenda,  II,  n.  917.     Reinhold,  a.  a.  0.,  S.  31. 

5)  Bftr,  Koblenser  Mauerbau,  S.  12. 

6)  VgL  Hess.  U.-B.,  Abt.  II,  Bd.  1. 

7)  An  der  Spitze  der  Stadt  Rahrort  stehen  noch  im  16.  Jahrh.  ,,Scheffen". 

8)  von  Below,  Stadtgemeinde,  S.  89. 

9)  Lacomblet,  a.  a.  O.,  II,  n.  799,  S.  471. 

10)  Vgl.   Reinhold,   Verfassungsgeschicbte    von  Wesel,   S.   32,    ferner  Lacomblet,  II, 
n.  470. 

11)  So  B.  B.  in  Duisburg.     Lacomblet,  II,  n.  881,  Andernach,  GQnther,  I,  409,  Köln, 
Lacomblet,  I,  n.  808,  Magdeburg  (Planck,  a.  a.  O.,  I,  8.  108. 

12)  y.  Ifaurer,  St&dteverfassung,  III,  S.  677. 
18)  Planck,  a.  a.  O.,  I,  S.  108. 

14)  Lacomblet,  a.  a.  O.,  I,  808.     Gengier,  Stadtrechte,  8.  68,  §  10.     Hegel,  St&dte 
ond  Gilden,  II,  8.  824,  locare  scabinos  a  scabinis  electis. 
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nicht  genehme  Leute  vom  Schööenamt  zurückweiseo  kaim  *).  Die 
Schötfeo  waren  also  vom  Sladtherm,  der  in  der  Regel  Inhaber  der 
Gerichtshoheit  war,  abhängig  und  keineswegs  im  Thun  und  Handeln 
ßo  frei,  wie  die  Stadtgemeinde  wünschen  mußte  ^).  So  bat  man  in 
einzelnen  Städten,  um  die  Autonomie  der  Gemeinde  zu  wahren»  dem 
Schöffenkolleg  die  Funktionen  des  Stadtrate.s  genommen  und  einen 
wirklichen  Gemeindeausschuß,  der  von  der  Bürgerschaft  gewählt  und 
oft  auch  in  Eid  uud  Pflicht  genommen  wurde,  geschaffen.  In  solchen 
Fällen  macht  das  Auftreten  des  Rates  einen  revolutionären  Eindruck 
und  wurde  auch  so  voo  dm  Stadiherren  aufgetaßt.  Bezeichnend  ist 
hierfür  die  Äußerung  des  Erzbischofs  Konrad  von  Köln  im  Schieds- 
spruch von  1258^).  „Nachdem**,  sagt  der  Erzbischof*},  ,4ie  Stadt 
von  altersher  durch  die  vereidigten  Schöffen  mit  Zustimmung  des  Erz- 
bischofs regiert  worden,  wählen  jetzt  die  Bürger  ohne  sein  Wissen 
zum  Rate  der  Stadt  ihre  Mitbürger,  die  weder  der  Kirche,  noch  der 
Stadt  ihre  Treue  geschworen  haben,  so  daß  die  Stadt  mit  Hintan- 
setzung eines  Teiles  der  Schöffen  nach  dem  Rat  unvereidigter  Männer 
regiert  wird*'.  Er  fährt  dann  fort,  daß  dasselbe  schon  zur  Zeit  des 
Erzbischofs  En^^elbert  versucht,  aber  damals  vereitelt  sei.  Wenn  man 
sonst  in  der  Entstehung  des  Rates  eine  revolutionäre  Erscheinung 
sehen  will^),  so  ist  das  eine  irrtümliche  Ansicht.  Es  wird  bei  solchen 
Annahmen  fälschlich  die  Stellung,  die  der  Rat  in  einzelnen  Städten 
im  14,  und  15.  Jahrhundert,  wo  dem  Stadtherrn  fast  alle  nennens- 
werten Rechte  genommen  sind,  einnimmt  *),  ^uf  seine  Entstehungszeit 
übertragen. 

Ein  weiterer  Grund  zur  Beseitigung  des  Schöfl*enrates  la^'  für  die 
Bürgerschaft  der  Städte  darin,  daß  das  Schöffenkollegium  sich  öfter 
selbst  ergänzte  ^),  und  die  Schöffen  das  Amt  lebenslänglich  bekleideten  ^). 
Es  war  bei  solchen  Zuständen  die  Gefahr  vorhanden,  daß  die  Leitung 
der  Gemeinde  in  die  Hände  einer  kleinen,  bestimmten  Klasse  von 
Bürgern  kam,  und  die  große  Masse  der  Gemeindemitglieder  vom  Stadt- 
regiment ausj^eschlossen  wurde.  Nur  eine  Ratsverfassung,  die  auf  dem 
Prinzip  des  allgemeinen  Wahlrechts  beruhte,  konnte  hier  Abhilfe 
schafften.  Einen  solchen  Vorgang  haben  wir  wohl  in  Magdeburg  an- 
zunehmen, denn  in  dem  1244  zuerst  genannten  Rate  treten  uns  sofort 
auch  Handwerker,  und  zwar  ein  Kürschner  und  mehrere  Schwertfeger 
entgegen^).  Es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  sich  unter  den  Schöffen 
Handwerker  befunden  haben« 


l|  Vgl  0«&Kler,  Stadtrochte,  S,  GS,  §  10. 

t)  V^K  die  EnlsetsuDg^  der  miigisCri  ciTimzi  und  scabioi  toq  Köln  19öi.     L«c<Miib]«t, 
«.  •,  O,,  U,  n.  iec,  466 

3)  QoeUen,  U,  S.  383,  Art  43.     Lacomblet,  U,  d.  45S,  S.  247,  Art,  48. 

4)  aeg»l,  Städte  «ad  Gi]d«D,  11,  S.  339. 

6)  Vgl    ▼.  6«low,  Stadtgemeiode,  S.   104. 

6}  VgL  V,*G.   r.  Halberaudt^    IL     V.-G.    von  Bremeo,    U  o.  Antouofloie    der  Stadt 
Brianichweig,  ».  ».  O. 

7)  VgL  oben  8.  77,  A.  1 1 

8)  Vgi  ▼.  Bi eurer,  Städte  Terfussang»  lU,  S.  578, 
9}  Ü,-B.  von  Megdeburg,  I^  d«  107,  S.  67, 
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In  einzelnen  Städten  ist  nicht  sofort  ein  wirklicher  Rat  an  die 
Stelle  des  Schöffensenates  getreten,  sondern  es  ist  ein  Uebergangs- 
Stadium  eingetreten.  Man  hat  eine  Erweiterung  des  SchöffenkoUegs 
durch  Zuziehung  von  Bürgern  vorgenommen,  um  so  eine  bequemere 
Erledigung  der  Stadtgeschäfte  zu  ermöglichen.  So  werden  schon  1196 
den  scabini  von  Dtrecht  10  consules  oder  consiliarii  beigeordnet,  die 
in  Verwaltungsgeschäften  und  wichtigen  Angelegenheiten  zugezogen 
wurden^).  Auch  in  Dortmund  hat  derselbe  Vorgang  stattgefunden, 
wie  man  aus  der  Bezeichnung  des  Rates  als  scabini  et  consules,  scabini 
ac  consules  schließen  kann  ^).  Die  Zahl  der  Ratsherrn-Schöffen,  die 
18  beträgt,  deutet  ebenfalls  auf  eine  Erweiterung  des  SchöffenkoUegs 
SU  VerwaltungBzwecken.  Ganz  ähnlich  erfuhr  auch  das  KoU^ium  der 
coniurati  in  Freiburg  eine  Erweiterung.  Es  werden  ihnen  1248^) 
andere  24  coniurati  beigegeben,  „sine  quorum  consilio  et  consensu 
priores  nee  debent  nee  possunt  commune  negotium  ville  nostre  aliqua- 
tenus  ordinäre'^  Aus  diesen  48  Männern  werden  4  consules  erwählt, 
und  zwar  einer  aus  den  ersten  24,  die  3  anderen  aus  der  zweiten 
^rie  *). 

Es  kommt  femer  vor,  daß  ein  neues  Organ  für  die  kommunale 
Verwaltung  geschaffen  wird,  und  ein  Teil  der  Schöffen  in  den  Gemeinde- 
ausschuß  eintritt.  So  besteht  in  Koblenz  das  Schöfienkollegium  aus 
14  Mitgliedern.  Im  Rat  sind  aber  nur  8  Schöffen  vertreten'^).  In 
den  Idevischen  Städten  am  Niederrhein  haben  einzelne  Schöffen  eben- 
ffldls  zum  Rat  gehört  ^).  Zuweilen  wird  bestimmt,  daß  die  Ratsherren 
von  den  Schöffen  erwählt  werden.  So  wählen  in  Wesel  die  Schöffen 
die  Bürger  aus,  die  die  Verwaltung  der  Stadt  übernehmen  sollen'). 
Erst  ISOB  ^)  werden  den  Schöffen  zur  Wahl  der  Konsules  4  oder  5 
von  der  Gemeinde  gewählte  Männer  beigegeben  ^).  Auch  in  den 
Städten  Gelderns  wählen  die  Schöffen  die  Ratsleute  ><>). 

Der  Debergang  vom  Schöffensenat  zum  wirklichen  Rat  hat  sich, 
wie  wir  gesehen,  auf  sehr  verschiedene  Weise  vollzogen.  Als  R^el 
muß  man  aber  hinstellen,  daß  neben  dem  Schöffenkolleg  ein  Gemeinde- 
ansschuß gestellt  wurde,  der  von  den  Schöffen  vollständig  unabhängig 
war,  wie  das  beispielsweise  der  Vorgang  in  Neuß  zeigt  ^^). 

Ein  eigentümlicher  Vorgang  tritt  uns  in  der  Stadt  Osnabrück  ent- 
gegen ^').    Bis  zum  Jahre  1250  ^^)  werden  hier  die  Mitglieder  des  Rates 


1)  Hegel,   Stftdte  und  Gilden  II,  S.  294.     De  Geer  yan  Oadegein  het  oude  Treeht, 
1876,  8.  169,  A.     S.  Muller,  Rechtobronoen  der  Sud  U.,  S.  17. 

2;  Hegel,  StXdte  und  Gilden,  U,  S.  868  ff.     HUtor.  Zeitschrift,  Bd.  49,  S.  337. 
8)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  183,  §  2. 

4)  Ebenda  S.  138,  §  6. 

5)  ▼.  Below,  Stadtgemeinde,  S.  90.     Bär,  Koblenzer  Maaerbau,  S.  18  ff. 

6)  (Haarbeck),  Geschichte  von  Rahrort,  S.  37  ff.     Teschenmacher,  annales  Cliviae  etc. 
Dipl.  Beil.  S.  22,  8.  27. 

7)  Beinhold,  Verfaasangsgeschichte  von  Wesel,  S.  31. 

8)  Lou^omblet,  a.  a.  O.,  III,  n.  72,  S.  56. 

9)  Reinhold,  a.  a.  O.,  S.  32. 

10)  Nettesbeim,  Geschichte  von  Geldern,  S.  68  f. 

11)  Laeomblet,  a.  a.  O.,  U,  n.  470,  S.  263. 

12)  Philipp!,  Westfälische  Bischofsstädte,  S.  56,  S.  69. 
18)  Ebenda  S.,  69. 
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als  consules  bezeichnet.     Vom  Jahre  1263  an  werden  die  Mitglieder 

des  Rates  sowohl  consules  als  auch  scabini  benannt  *),  Im  14.  Jahr- 
hundert bleibt  zwar  für  den  Gemeindeausschuß  die  Bezeicfauung  Rat| 
besteben,  für  die  Mitglieder  desselben  wird  aber  fast  immer  die  Be-^ 
nennung  Schöffen,  scabini,  gebraucht  *).  Nach  Philippi  ist  dieser  Vor- 
gang darauf  zurückzuführen,  daß  zwischen  1250  uud  1263  eine  Ver- 
änderuDg  in  der  Ratsgerichtsbarkeit  stattgefunden  hat^).  Die  Rats- 
herren nahmen  io  der  späteren  Zeit  die  Stellung  von  Gerichtspersonen 
ein  und  werden  daher  als  Schoflen  bezeichnet. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Straßburg*).  In  dieser J 
Stadt  sind  dem  Rate  nach  dem  zweiten  Stadtrecht  Schöffen,  scabini^l 
beigegeben  ^).  Diesen  Schöffen  ist  eine  Thätigkeit  zugewiesen ,  die 
wesentlich  Yon  den  Fnoktionen  abweicht,  die  die  Schöffen  sonst  ver- 
richten. Sie  hatten  im  Gericht  auf  ihren  Schöffeneid  Zeugnis  abzu- 
legen über  die  Wahrheit  der  Tbatsachen.  Sodann  wurden  sie  bei 
Verträgen  aller  Art  als  besonders  glaubwürdige  Zeugen  zugezogen®). 
Ferner  nahmen  sie  an  den  Beratuitgen  des  Rates  teil,  wenn  es  sich 
um  besonders  wichtige  Angelegenheiten  handelte.  Ratmannen  und 
Schoflen  bilden   also  gewissermaßen  einen  weiteren  Rat» 

Die  öffentlichen  Gewalten  haben  das  neue  lustitut  der  consules^ 
das  einen  Fortschritt  in  der  Verwaltung  der  Städte  bezeichnete,  nicht 
mit  mißgünstigen  Augen  angesehen,  sondern  nach  Kräften  gefördert. 
Vielfach  haben  Kaiser,  Fürsteu,  Bischöfe  und  andere  Stadtherrn  den 
Rat  selbst  in  den  Städten  eingeführt.  Noch  zahlreicher  sind  die 
städtischen  Sagen,  die  das  Auftreten  des  Rates  auf  die  Initiative  von 
Fürsten  zurückführen.  So  soll  der  Braunschweiger  und  Lübecker  Rat 
von  Heinrich  dem  Löwen  eingeführt  worden  sein.  Diese  schon  früh 
auftretenden  Sagen  zeigen,  daß  die  Bürger  annahmen,  daß  ein  Rat  nur 
auf  legale  Weise  in  das  Verfassungsleben  der  Städte  eingeführt  sein 
könne* 

Der  Rat  hatte  bei  seiner  Entstehung  nur  geringe  Bedeutung, 
Daher  erklärt  sich  die  Erscheinung,  daß  die  Stadtherren  sich  in  älterer 
Zeit  keine  Mitwirkung  bei  Besetzung  der  Ratsstühle  vorbehielteo  und 
die  Wahl  der  consules  der  Bürgerschaft  Überließen.  Erst  als  der  Rat 
sich  von  der  Vormundschaft  des  Stadtkommandanten  und  der  Kon- 
trolle der  Gemeinde  befreit  hat  uod  in  Wahrheit  der  Vorstand  der 
Städte  geworden  ist,  suchen  die  Stadtherrn  einen  Einfluß  auf  die  Be- 
setzung des  Rats  zu  erhalten.  Es  findet  sich  daher  auch  kein  Fall,  in 
welchem  ein  Stadtherr  gegeu  die  Einführung  eines  Rates  in  ältester 
Zeit  Protest  erhebt.  Wenn  Engelbert  von  Köln  während  seiner  Re- 
gieruogszeit  in  seiner  Bischofsstadt,  wie  im  Vergleich  von  1258  berichtet 
wird,  eioen  Rat  unterdrückt,  so  thut  er  das,  weil  in  Köln  schon  ein 
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anerkannter  Scböffensenat  besteht  ^).  Das  Auftreten  eines  Rates  neben 
diesem  Scböffensenat  mußte  ibm  als  verfassungswidrig  erscheinen.  Das 
Vorgehen  des  Bischofs  richtet  sich  also  nicht  gegen  die  Ratsverfassung 
Oberhaupt,  denn  dann  hätte  er  auch  den  Schöffensenat  beseitigen  müssen, 
sondern  gegen  das  revolutionäre  Vorgehen  der  Kölner  Bürgerschaft. 
Kaiser  Friedrich  II.  richtet  sich  in  seinen  bekannten  Erlassen  eben- 
falls nicht  gegen  die  Ratsverfassung,  sondern  er  bestimmt  nur,  daß 
die  Bäte  in  den  Bischofsstädten  abgeschafft  werden  sollen,  die  ohne 
Erlaubnis  des  Bischofs  eingesetzt  sind.  Die  Erlasse  gehören  zudem 
einer  Zeit  an,  wo  der  Rat  im  Verfassungsleben  der  Städte  schon  eine 
bedeutendere  Rolle  spielt.  Sie  kommen  für  die  Entstehungszelt  des 
Rates  nicht  in  Betracht. 

Der  Rat  ist  nicht*ein  Zeichen  größerer,  bestehender  Selbständigkeit 
einer  Stadt,  wie  vielfach  angenommen  wird,  sondern  erst  mit  dem  Auf- 
treten des  neuen  Organes  beginnt  die  Stadt  eine  größere  Selbständig- 
keit im  Verfassungsleben  zu  erlangen.  Mit  dem  Erscheinen  des  Rates 
endigt  nicht  eine  Periode  in  der  Verfassungsgeschichte  der  deutschen 
Städte,  sondern  es  beginnt  ein  neuer  wichtiger  Abschnitt  derselben. 


Der  Rat  ist  ein  Ausschuß  der  Bürgerschaft.  Er  wird  daher  in 
der  Regel  von  der  ganzen  Bürgerschaft  gewählt.  Gonsules  de  cetero, 
sicat  fiebat  antiquitus,  a  communibus  civibus  eligentur,  heißt  es  in  den 
Gerhard'schen  Reversalien  für  Bremen  vom  Jahre  1246^).  In  den 
meisten  Städten,  in  denen  ein  wirklicher  Rat,  also  ein  Gemeindeaus- 
schuß, erwähnt  wird,  wird  das  Wahlrecht  von  der  Gemeinde  und  zwar 
in  direkter  Weise  ausgeübt^).  Erst  später^)  hat  man  versucht,  das 
Wahlrecht  der  gemeinen  Bürgerschaft  zu  beschränken  durch  Aus- 
schließung bestimmter  Bürgerklassen  von  der  Wahl  oder  durch  Ein- 
führung des  indirekten  WaJhl Verfahrens  ^). 

In  den  Städten,  in  welchen  den  Schöffen  ursprünglich  die  kommu- 
nale Verwaltung  übertragen  war,  ist  das  Recht  der  Gemeinde,  den 
Ausschuß  zu  wählen,  nach  Auftreten  des  Rates  nur  selten  zur  Geltung 
gekommen.  In  Köln  ^)  wird  der  Rat,  nachdem  den  Schöffen  und  der 
Richerzeche  die  kommunale  Verwaltung  genommen  ist,  von  den  Bürgern 
erwählt,  in  anderen  Städten  haben  aber  entweder  die  Schöffen  oder 
Schöffen  und  Gemeinde  oder  ein  kleiner  Kreis  von  Bürgern,  wohl  die 
zum  Schöffenamt  Berechtigten,  den  Rat  erwählt  oder  eingesetzt  So 
werden  in  Wesel  die  Ratsleute  von  den  Schöffen  gewählt  ^).  In  Bonn 
steht  die  Ausübung  der  W^ahl  nur  den  meliores,  d.  h.  wohl  den  schöffen- 
baren Familien  zu  ^).    In  Münster  wird  die  Wahl  allein  von  den  Alt- 
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bürgern  ausgeübt  Es  beruht  dasvielleicbt  auf  denselben  VerbältnisseoM* 
Ein  eigen türaliches  Verfahren  tritt  uns  in  Neuß  entgegen  •).  Hier  wird 
das  Ratßkolleg  beim  Abscheiden  eines  Amtraanns  in  der  Weise  ergänzt, 
daß  die  Gemeinde  und  das  Ratskollegium  in  Gemeinschaft  einen  neuen 
Ratsherrn  erkiesen.  Ist  zwischen  beiden  keine  Einheit  zu  erzielen,  so 
soll  die  Majorität  entscheiden  *).  Es  tritt  uns  so  eine  große  Mannig- 
faltigkeit im  Wahlmodus  entgegen.  Doch  hat  man  immer  daran  fest- 
gehalten, daß  das  natürliche  und  urspriingliche  Wahl  verfahren  dasjenige 
ißt,  nach  welchem  die  Gemeinde  den  Rat  erwählt 

Ein  Bestati^ungsrecht  des  Rates  haben  sich  die  Stadtherrn  in  der 
ältesten  Zeit  nur  ganz  vereinzelt  vorbehalten^).  So  heißt  im  Stadt- 
recht von  Bern :  ad  quos  —  consules  —  vos  communi  consilio  vobis  prefece- 
ritis,  nos  tenebimur  confirmare  ^^).  Ebenso  behält  sich  in  Lippstadt 
der  Stadiherr  vor,  die  Ratsherrn  —  jedoch  unter  Zustimmung  der 
Bürger  —  einzusetzen^).  Das  sind  aber  Ausnahmen;  in  der  Regel 
findet  ursprünglich  bei  der  Ratswahl  keine  Mitwirkung  des  Stadtherrn 
statt  Der  Rat  ist  ein  reines  Gemeindeamt,  dessen  Besetzung  den 
Bürgern  ebenso  frei  steht,  wie  die  Wahl  derBunneister"),  die  doch  eine 
mehr  ööentliche  Stellung  einnehmen^).  Erst  als  der  Rat  größere  Be- 
deutung erlangt,  suchen  die  Stadtherrn  das  Bestätigungsrecht  in  ihre 
Hände  zu  bekommen  ^).  Doch  ist  es  ihnen  meist  nur  in  kleinen 
Städten  gelungen,  dieses  Bestätigungsrecht  auszuüben  '  **).  Die  größeren 
Gemeinden  haben  ihre  Selbslundigkeit  fast  immer  bewahrt.  Nur  durch 
Gewalt  konnte  ihnen  die  Verpflichtung»  die  Bestätigung  des  Rates  ein- 
zuholen, auferlegt  werden.  So  wurde  der  Stadt  Ualberstadt  diese 
Pflicht  aufgezwungen,  als  ihre  Macht  1486  vom  Administrator  Ernst 
gebrochen  war  *  *).  —  Zuweilen  findet  sich  in  dem  Eide,  den  die  Rats- 
herrn schwören,  eine  Bezugnahme  auf  den  Stadtherrn  ^*),  So  schworen 
die  Ratsherrn  von  Braunschweig,  ihr  Amt  verwalten  zu  wollen  „na  der 
herscap  ere  unde  na  der  stat  nut  unde  vromen*''^).  Als  die  Stadt 
eine  gewisse  Autonomie  erlangt  hatte,  wurden  in  dem  Eide  die  Worte 
,^na  der  herscap  ere*'  gelöscht  *  *).  In  kleineren  Orten  vereidigen  später 
die  Stadtherrn  die  Ratsmannen  '  *)• 
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Wahlfähig  zam  Bat  ist  ursprünglich  jedes  Mitglied  der  BQrger- 
gemeiDde,  auch  der  Handwerker  ^).  Daß  die  Handwerker  von  Anfang 
das  Bürgerrecht  erwerben  konnten,  ist  oben  gezeigt  worden  ^).  Jeder 
Handwerker,  der  Bürger  war,  durfte  aber  auch  zum  Rat  gewählt  werden. 
Die  Batsordnung  von  Hamburg  vom  Jahre  1292  ^)  bestimmt,  dat  man 
scal  kiesen  in  den  raet  iogheUken  biderven  man,  so  wor  he  besheten 
is  in  desser  stat,  de  des  rades  werdich  is.  Ausgenommen  sind  nur 
Ritter,  der  Vogt,  der  Münzer,  der  Zöllner  und  alle  herrschaftlichen 
Beamten,  die  Unfreien  und  die  Leute  slavischer  Herkunft  ^).  Wenn 
im  Jahre  1292  die  Handwerker  noch  nicht  vom  Rat  ausgeschlossen 
sind,  so  haben  sie  bei  Entstehung  des  Rates  ohne  Zweifel  auch  Zutritt 
zu  den  Ratsstühlen  gehabt.  Ein  urkundlicher  Nachweis  läßt  sich  nicht 
führen,  da  in  den  nur  spärlich  erhaltenen  Ratslisten  der  älteren  Zeit  die 
Namen  der  Ratsherrn  nicht  aufgeführt  werden  ^).  Derselbe  Vorgang 
findet  sich  in  Lübeck.  Doch  werden  auch  hier  die  Handwerker 
ursprünglich  ratsfähig  gewesen  sein.  Das  vermeintliche  Ratsstatut 
Heinrichs  des  Löwen,  das  die  Handwerker  vom  Rate  ausschließt  ®), 
stammt  erst  aus  dem  14.  Jahrhundert  ^).  In  Bremen,  das  mit  Ham- 
burg und  Lübeck  eine  Rechtsgemeinschaft  bildet  ^),  und  wo  in  den 
Urkunden  die  Ratsherrn  aufgeführt  werden,  treten  in  dem  Rat  bald 
nach  seiner  Erwähnung  im  Jahre  1225  ^)  auch  Handwerker  auf  ^^).  So 
wird  1238  unter  den  consules  ein  Kürschner,  pellifex^^),  1243  ein 
Brauer,  braxator^*),  1247  ein  pellifex,  lapicida,  Steinmetz,  und  ein 
braxator^»),  1248  und  1249  ein  braxator^*),  1251  ein  pellifex  ^  «^)  und 
1252  ein  lapicida  erwähnt  ^^).  Erst  im  Jahre  1330  wird  bestimmt, 
so  welc  anmetman  ratmann  wolde  wesen,  de  scal  sines  ammetes  vor- 
thighen  unde  nen  ammet  oven  ^^).  Die  Ratsfähigkeit  der  Handwerker 
wird  aber  gerade  durch  diese  Bestimmung  anerkannt  ^  ®).  Sie  konnten 
in  den  Rat  gewählt  werden,  durften  aber  als  Ratsherrn  ihr  Handwerk 
nicht  weiter  ausüben.    In  Lüneburg  wird  unter  den  consules  1250  und 
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1260  ein  institor^)  erwiihDt-);  in  Hannover  erscheint  1255  bei  der 
ersten  Erwähnung  des  Rates  unter  den  consnles  ein  institor  und  ein 
sartor^).  1299  wird  unter  den  Ratsherrn  ein  copperslegere*),  1311 
ein  cuprifaber'*)  genannt  In  Celle  werden  1288  unter  den  Ratsniannen 
ein  sutor"^)  und  ein  sartor^)  aufgeführt  Im  Hagen  von  Braun- 
schweig wird  12(38  ein  colorator^)  und  1295  ein  institor  ^)  als  consul 
genannt  In  Hildesheim  findet  sich  1250  ein  pellifex^^)  1277  und 
1287  sogar  ein  Häringswäscher,  haring  wesschare  ^ '),  unter  den  con- 
sules.  Auch  unter  den  Ratsherrn  Goslars  finden  sich  Handwerker; 
so  1269  ein  institor  ^^j^  1290  zwei  carnifices  und  ein  pistor*^),  1298 
ein  caruifex**),  1299  ein  pistor  und  ein  carnifex  ^  ^),  I^  Wcrnigerade 
sind  die  Handwerker  das  ganze  Mittelalter  hindurch  im  Rate  vertreten 
gewesen  *  ^),  wie  denn  auch  der  Stadtvogt  meist  ein  einfacher  Hand- 
werker ist^^).  In  der  ersten  Urkuade  vom  Jahre  1279,  in  welcher 
der  Rat  erwähnt  wird  *  ^),  wird  auch  ein  Handwerker  unter  den  Rats- 
herrn, ein  Schmied,  faber,  aufgeführt  Die  Ratsfähigkeit  der  Hand- 
werker bezeugt  auch  ein  Satz  aus  dem  Innungsbrief  der  Backer,  der 
folgendermalieu  lautet:  Welk  werke  vorsumet  dre  echte  morgensprake 
mit  frevele,  deme  scal  men  dit  werke  verbeyden  mit  unser  hereu  ge- 
richte  sunder  den,  de  in  deme  rade  sin***).  In  Halberstadt  erscheint 
1266  unter  den  Ratsherrn  ein  pellifex  und  ein  institor**^).  In  Quedlin- 
burg findet  sich  der  gleiche  Vorgang.  1284  und  1289  sitzt  ein  pistor  '*) 
1289  ein  caupo^*),  1306  ein  stellemekere^^)  im  Rate.  In  Magdeburg 
erscheinen   1244  ein  pellifex-*),   1281  an  cerdo,  ein  linitor,  *^)  1284 
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ein  linitor  ')  unter  den  Ratsherrn.  —  Sofort  bei  der  ersten  Erwähnung 
des  Bates  im  Jahre  1235  werden  in  Hameln  unter  den  consules  ein 
ümtitor  und  ein  camifex  genannt  ^).  In  den  thüringischen  Städten 
sind  die  Handwerker  bei  der  Entstehung  des  Rates  gleichfalls  wahl- 
fähig. In  Erfurt  erscheint  1212  ein  braxator  ^)  unter  den  Bürgern, 
denen  die  Verwaltung  der  Stadt  übertragen  ist^).  In  Mühlhausen 
erscheint  unter  den  Ratsherrn  1317  ein  Schmied,  faber  ^).  In  den 
westfälischen  Städten  finden  wir  beispielsweise  Handwerker  als  Rats- 
herrn in  Osnabrück,  in  Minden,  Dortmund  und  Soest ').  Auch  in  den 
rheinischen  und  süddeutschen  Städten  sind  die  Handwerker  ratsfähig 
gewesen^);  doch  treten  sie  in  den  Orten,  in  welchen  sich  früh  ein 
reicher  Kaufmannsstand  entwickelte,  früh  von  der  Verwaltung  der 
Städte  zurück. 

Die  Handwerker  haben  also  anfanglich  in  den  meisten  Städten 
Zutritt  zum  Rat  gehabt.  Sie  gehören  ebenso  wie  die  Großkaufleute 
zu  den  mercatores  und  stehen  auf  gleicher  sozialer  Stufe  wie  die 
eigentlichen  Kaufleute®).  Erst  ganz  allmählich  sind  die  Handwerker 
Yom  Stadtregiment  ausgeschlossen  und  haben  erst  in  den  Zunftkämpfen 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  wieder  Zutritt  zum  Rat  erlangt. 

Ob  auch  Bürger,  die  unfrei  gewesen  waren,  zu  Ratsherren  gewählt 
worden,  geht  aus  den  Quellen  nicht  hervor.  Da  aber  Verbote,  unfrei  ge- 
wesene und  wachszinsige  Bürger  in  den  Rat  aufzunehmen,  erst  im 
14.  Jahrhundert  vorkommen^),  so  kann  man  wohl  annehmen,  daß  in 
ältester  Zeit  auch  Bürger,  die  Abgaben  der  Hörigkeit  entrichteten, 
Ratsherrn  werden  konnten.  Doch  wird  es  sich  hier  immer  um  Aus- 
nahmefälle gehandelt  haben. 

Das  Indigenat  wurde  anfänglich  nicht  von  einem  Ratsherrn  ge- 
fordert. Viele  consules  der  älteren  Zeit  stammten,  wie  ihre  Zunamen 
beweisen,  nicht  aus  den  Orten,  deren  Rat  sie  angehörten.  Ob  Aus- 
länder die  Ratswürde  bekleiden  konnten,  ist  nicht  mehr  nachzuweisen. 
Es  finden  sich  zwar  Namen  wie  de  Anglia^^),  ruz  oder  ruce*^),  Kuro^'), 
Syriens^ »),  de  Damiat^  *),  aber  die  Träger  dieser  Namen  waren  Deutsche, 

1)  Ebenda,  d.  192,  S.  104. 

1)  Ü.-B.   von   Hameln,    n.  20,   8.  14.     VgL  n.  26,   S.  22,   n.    81,    S.    26,  n.  27, 
8.  38.     Statt  Beordere  ist  in  der  Urkunde  scrodere  zu  lasen. 
8)  U.-B.  Yon  Gottingen. 
4)  U.-B.  Yon  Erfurt,  I,  n.  72,  8.  86. 
b)  U.-B.  von  Mühlhausen,  n.  708,  S.  826.* 

6)  llgen,  a.  a.  O.,  S.  XXVUI  ff. 

7)  Aaff.  III,  S.  489,  Aaff.  I,  S.  206. 

8)  Auff.  lU,  8.  489. 

9)  Vgl.  U.-B.  yon  Lübeck,  I,  n.  4,   8.  6.     U.-B.  von  Bremen,   U,   n.  818,    S.  811. 

10)  U.-B.  von  Lübeck,  I,  n.  44,  8.  66,  n.  52,  8.  68. 

11)  Ebenda,  n.  68,  8.  64,  n.  69,  8.  68. 

12)  Ebenda,  n.  44,  8.  66. 

18)  U.-B.  von  Wernigerode,  n.  19,  8.  12,  1279. 

14)  Von  Damiette,  ebenda.  Henricns  dictns  Sjricus  and  Theodorious  de  Damiat 
waren  als  Pilger  in  das  beilige  Land  gesogen.  Ein  Wernigeroder  befindet  sieb  1217  in 
der  Gefangenschaft  des  Sultans  Ebubekr  in  Damaskus.  Die  Familie  de  Domo  führt  eine 
PiJgermuschel  im  Wappen.  Vgl.  Jacobs,  Bewegung  der  Bevölkerung  von  Wernigerode. 
Hanscbr.  Festschrift  1898,  8.  20. 
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die  sich  in  jeneii  Ländern  aufgelialten  hatten.  Wenden  und  Slaven 
wareo  mit  alleioiger  Ausnahme  von  Lübeck  vom  Bürgerrecht  und  so 
auch  ^ora  Rate  ausgeschlossen.  In  Wernigerode  wird  1289  unter  den 
consules  ein  Wolterus  genaont,  der  einen  slavischen  Familiennamen 
Kolit  führt  Die  Familie  erscheint  aber  als  eine  völlig  germanisierte; 
sie  übertrug  später  den  slavischeu  Namen  in  das  deutsche  Seraele  oder 
Semrael  *). 

Die  Juden  gehörten  zu  der  Zeit,  da  der  Rat  entstand»  zu  den 
Mit-  oder  Beiwohnern^)  und  waren  demnach  nicht  ratsfähig.  Wenn 
uns  in  einzelnen  Ratslisten  der  Name  Judaeus,  de  Jude  entgegentritt'^), 
so  haben  wir  es  hier  mit  einem  Spottnamen  zu  thun,  wie  sie  im  Mittel- 
alter vielfach  vorkommen. 

Einzelne  Ritter  und  Ministerialen  finden  sich  vielfach  unter  den 
Ratsherren.  So  wird  in  einer  Wumigeröder  Urkunde  vom  Jahre  13i*4 
unter  den  consules  ein  her  Aschwin  von  Minsleve,  de  riddere,  aufge- 
führt*). In  Magdeburg  erscheint  im  Jahre  1312  ein  dominus  Hen- 
ningus  Johannis  miles  unter  den  Ratsherrn  '•).  Der  Gegensatz  zwischen 
Bürgern  und  Ministerialen  war  im  Mittelalter  nicht  so  groß,  wie  ge- 
wöhnlich angenommen  wird.  Ein  Uebergang  aus  dem  einen  Stand  in 
den  atidercn  findet  häufig  statt  ^).  Vielfach  erscheint  der  Beiname 
Ritter  aber  in  den  Urkunden  als  Familienname  und  nicht  als  Standes- 
bezeichnung. So  wird  in  einer  Magdeburger  Urkunde  vom  Jahre  1281 
ein  Leineweber  Heinemannus  Miles  unter  den  Ratsherren  genannt. 
Das  hier  miles  keine  Standesbezeichnung  sein  kann,  ist  einleuchtend '). 
In  einzelnen  Städten,  vornehmlich  in  ßischofsstadten,  tritt  uns  die  Er- 
scheinung entgegen,  daß  im  Stadtrat  in  alterer  Zeit  die  Ministerialen  ver- 
treten sein  müssen.  So  heißt  es  in  dem  Straßburger  Stadtrecht:  statu 
tum  est,  ut  duodecim  vel  plures,  si  necesse  fuerit^  honestc  et  ydonee 
persone  sapientes  et  discrete  tarn  inter  ministeriales  quam  inter  cives 
ponantur  annuatim  consules  civitatis  ^).  Ebenso  haben  im  Rat  von 
Koblenz  neben  den  Bürgern  Ritter  und  Dienstraanncn  ihren  Sit^»). 
Ein  solcher  Rat  ist  also  keine  wirkliche  Gemeindevertretung,  sondern 
eioe  Repräsentation  aller  im  Mauerring  sitzenden  Personen,  In  einer 
Urkunde  vom  Jahre  1279  erscheinen  auch  in  Wernigerode  die  Mini- 
sterialen und  Bürger  als  eine  Gemeinschaft  —  universitas  — ,  der  der 
Thorzoll  zur  Erhaltung  der  Mauern  verkauft  wird***).  Die  Bürger- 
schaft  hat  aber  hier  in  den  consules  eine  eigene  Vertretung*^),     In 


i)  JmcohB,  ft.  ft.  0.,  S.  20, 
S)  T«tt  in,  S,  6t5. 

5)  Ü.-B.  vou  Bremuu,  |[,  n.   8SJ,  S6»,  86$,  Ud,  2S%  S86.    U.-B,  von  MOliUiAiui^ 
n.  544,    662,    5Ö3.     U,-B.  von  Mnina,    I,  S.  865,    283,   309.     Vgl  Verfissong-geachichtt" 
von  Bruioüi},  I,  S.  343.     DottJiiicU,  &,  *.  O  ,  I,  d.   348. 

4j   Ü.-B,  voD   Werniuerod««,  d.   78,  8.   S9. 

6)  U.*B.  vou   Ma»cdebar^',   I,  n.  859,  8.   141. 

6)  Phtlippi,  VerfAft$QEi|;6geftchi€hte,  S.  40.     U.-B.  ▼od  Wernigerode,  8,  461^. 

7)  U.-B.  Tgu  Magdeburg,  J,  a,  154,  S.  84. 

8)  U.-B,  von  Strähhur^,  I,  S.  477. 

9)  Bftr,  Eoblfnzer  Mauerbao,  S.   12. 

10)  Ü.-B.  von  Werniiferode,  ii.  19,  8.   12. 

11)  VcrfasÄungsgescbichta  von  Wernigerode,  H,  8.  177.     Vgl.  Rudi  Teil  111,  5*  5U. 
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StraBborg   sind  die  scabini  die  eigentliche  Vertretung  der  BQrger- 
schaft^). 

In  älterer  Zeit  finden  wir  vielfach  BrQder  und  sonstige  Ver- 
wandte zu  gleicher  Zeit  im  Rat*).  Erst  im  14.  Jahrhundert  werden 
Bestimmungen  erlassen,  welche  verbieten,  das  nahe  Verwandte  gleich- 
zeitig die  Ratswürde  bekleiden^).  Ebenso  war  die  Wiederwahl  ge- 
stattet^). Die  neugewählten  Ratsherren  leisten  in  der  Regel  einen 
Eid  ^),  in  welchem  sie  sich  verpflichten,  das  Wohl  und  Wehe  der 
Stadt  und  den  Nutzen  der  Stadtherrschaft  wahrzunehmen  *).  Eine 
Vereidigung  der  Bürgerschaft  kam  erst  auf,  als  der  Rat  die  völlige 
Autonomie  in  den  Städten  verlangt  hatte  und  die  Rolle  des  regieren- 
den Herren  spielte.  Eine  Bestätigung  des  Rates  von  selten  des 
Stadtherm  brauchte  nur  in  wenigen  Städten  zu  erfolgen,  so  in  Koes- 

feldO. 

Die  Amtsdauer  der  Ratsherrn  währte  in  den  meisten  Städten 
ein  Jahr^).  In  Lübeck  blieben  die  consules  2  Jahre  im  Amte^), 
In  einzelnen  Orten,  so  in  Koblenz  ^<>)  und  Worms  ^0  werden  die  Rats- 
mitglieder auf  Lebenszeit  gewählt.  Ob  die  Ratsherrn  schon  in  ältester 
Zeit  eine  Vergütung  für  ihre  Amtsthätigkeit  erhielten,  geht  aus  den 
Quellen  nicht  hervor. 

Die  Titel ,1die  die  Vertreter  der  Gemeinde  führen,  sind  sehr  ver- 
schieden^^). Am  häufigsten  findet  sich  die  Bezeichnung  consules  ^^). 
Daneben  finden  sich  die  Titel  consiliarii,  iurati,  coniurati,  officiales, 
officiati,  aldermanni,  ratmannen  und  ratgeben.  Deber  die  Geschäfts- 
führung sind  wir  nicht  unterrichtet.  Die  Sitzungen  fanden  am  Morgen 
statt  ^  *)  und  wurden  ursprünglich  im  Freien  abgehalten  ^  ^).  Sehr  bald 
werden  aber  besondere  Ratshäuser,  praetoria,  consistoria  erwähnt  ^^). 

Kapitel  XU. 

Die  Entwickelung  der  Autonomie  des  Rates. 

Auch  nach  Entstehung  des  Rates  wird  die  Verwaltung  der  Stadt 
im  wesentlichen  nur  von  dem  öfientlichen  und  herrschaftlichen  Stadt- 


1)  Chroniken  d.  Stfidte,  VIII,  S.  25,  IX,  S.  952. 
8)  U.-B.  von  Braunschweig,  II,  8.  71,  n.  162. 

3)  Vgl.  U.-B.  V.  Braunschweig,  I,  n.  42,  §  1,  S.  50.     Ilgen,  Soest,  Ein].,  S.  96. 

4)  Vgl.  z.  B.  die  bremischen  Urkunden. 

5)  V.  Maurer,  Städteverfassung,  III,  S.  166. 

6)  U.-B.  ▼.  Braunschweig,  I,  n.  42,  S.  50,  §  1. 

7)  y.  Maurer,  a.  a.  O.,  I,  S.  597. 

8)  Ebenda,  S.  618. 

9)  U.-B.  von  Lübeck,  I,  n.  6. 

10)  B&r,  Mauerbau,  S.  20. 

11)  Arnold,  FreUtädte,  I,  S.  302. 

12)  T.  Maurer,  a.  a.  O.,  I,  8.  584. 

13)  Ueber  die  Herkunft  des  Wortes  vgl.  v.  Below,  SUdtgemeinde,  8.  101. 

14)  Sie  fanden   sur    selben  Zeit,  wie   die  Morgensprachen    sUtt.     U.-B.  v.  Wernige- 
rode, n.   188,  S.   114. 

15)  U.-B.  von  Braonschweig,  II,  n.  147,  8.  61. 

16)  Gangler,  SUdtrechtsaltertümer,  8.  810. 
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koEQmaüdaiiten  geführt.  Der  Rat  wurde  nur  bei  Verwaltungsan gelegen* 
heiten  zugezogen,  bei  welchen  früher  die  gesamte  Gemeinde  befragt 
wurde,  als^o  hei  kommunalen  Ao^elegenbeitCD.  Doch  tritt  er  iu  solchen 
Fällen  nur  als  Beirat  des  Stadtkomraapdanten  auf.  Bei  einer  end- 
giltigen  Beschlußfassung  in  Geuieindeangelegetiheiten  mußte  immer  die 
gesamte  Stadtgemeinde  um  ihren  WUlen  befragt  werden.  Sie,  nicht 
der  Rat,  entscheidet  in  kommunalen  Angelegenheiten.  So  wird  denn 
auch  im  Hildesheiraer  Stadtrecht,  das  nach  Entstehung  des  Rates 
aufgezeichnet  ist,  bestimmt,  daß  Vogt  und  Gemeinde,  nicht  Vogt  und 
Rat,  über  Gemeindeangeicsenheiten  gemeinschaftlich  zu  entscheiden  haben, 
Stadtkommandant  und  Rat  bilden  in  ältester  Zeit  keineswegs  einen 
kollegialischen  Gemeinde  vorstand  oder  eine  Regiernnasbehörde.  In 
den  Urkunden  der  Stadt  Bremen  werden  in  älterer  Zeit  Vogt  und 
consules  streng  geschieden  *)• 

Als  Kollegium  erscheinen  Vogt  und  Ratsherren  nur  bei  Ausübung 
der  Borgerichtsbarkeit,  soweit  dieselbe  nicht  besonderen  Burnchteru*) 
oder  der  Gemeinde^)  oder  der  Gemeindevertretung  *)  ollein  unter  Aus- 
schluß des  Stadtkommandanten  übertragen  war.  In  Bremen  urteilen 
nach  den  Gerhard*ßchen  Reversalen  Vogt  und  Rat  über  falsches  Maß 
und  Gewicht  und  Betrug  beim  Kauf  ^),  In  Lübeck  urteilen  Vogt  und 
Ratsherren  alle  Gemein  deühertre  tun  gen  ab*').  Auch  in  Hamburg  treten 
uns  ähnliche  Verhältnisse  entgegen  ^).  Der  Rat  ist  hier  überall  an 
Stelle  des  Burdings  getreten,  dem  dieser  Teil  der  öffentlichen  Gerichts- 
barkeit früh  übertragen  ist.t 

Da  der  Stadtkommandant  nicht  Mitglied  des  Rates  ist  und  keines- 
wegs die  Stellung  eines  Rats-  oder  Bürgermeisters  versieht,  so  kommt 
es  in  einzelnen  Städten  vor,  daß  die  Ratsherrn  über  reine  Gemeinde- 
angelegenheiten,  wenn  nicht,  wie  in  Hildesheim  auch  in  solchen  Fallen 
die  Mitwirkung  des  Stadtkommandanten  vorgeschrieben  ist,  Belhständig 
verfügen^).  Der  Vogt  wird  bei  solchen  Handlungen  nicht  vom  Rate 
ausgeschloBsen,  denn  er  gehört  diesem  Institute  nicht  an.  Der  Rat 
handelt  hier  selbständig,  wie  das  auch  das  Burding  früher  that^), 
und  wie  auch  freie  Dorfgemeinden  handeln  ^^),  In  Hildesheim  da- 
gegen, wo  der  Bürgerschaft  nicht  die  selbständige  Verfügung  über 
das  Gemeindeeigen  zustand  ^  ^),  handein  Vogt,  Ratsherrn  und  Gemeinde 
in  solchen  Fällen  gemeinschaftlich,  wie  vor  Entstehung  des  Rates 
advocatus  nnd  commune  gemeinsam  wirken*^). 

1)  VerfauQDgsgflsefaichte  von  Bremen,  U,  e.  4* 
i)  TeU  IV,  S.  ß28. 

3)  T«l  IV,  8.  628. 

4)  Teil  rv,  S.  ÖS9. 

5)  U.-B.  Ton  Bremen^  I,  n.  234,  8,  S69« 

6)  Ü-B.  TOD  Lübeck,  1,  o*  7,  9. 

7)  Ob»t,  %,  a.  O  ,  8.  86. 

8)  VgL  ToU  IV,  S.  527. 

9)  VgL  VerfiLäsang»Ke»chichte  ron  Ha]b«r»Udr,  U,  S.  2G  ff, 
10)  V.  Maurer,  DorfverfAS«uDg,  11,  S.  168  ff, 
It)  IVB,  von  eildcshdni,  I,  ii,   209,  S.    103,  %  21.     VgU  T«»l  IV,  8.  627. 

12)  U,-B.  TOU  lliideshein},  I,  u,  71,  8.  3Ü.  Kbend»,  J,  n.  208,  IS.  101.  Klj«ud«, 
n*  211  j  S.  107  —  der  Vvgt  vcracj^windet  um  1266  aus  der  Verw»Uuog.  Vohw  »«tn« 
»pitere  Steüung  sar  Bargorsebftit  vgl.  u,  363,  S.  177,  1277. 
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Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  verändert  sich  in  den  Städten 
die  Stellnnfir  des  Rates.  Er  erscheint  nicht  mehr  als  Beirat  des  Stadt- 
kommandanten, sondern  nimmt  immer  mehr  den  Charakter  einer 
Regierungsbehörde  an.  Der  Rat  ist  nicht  mehr  dem  Stadtkomman- 
danten untergeordnet,  sondern  beigeordnet,  und  ganz  allgemein  macht 
sich  die  Anschauung  geltend,  daß  Stadkommandant  und  Rat  die 
Verwaltung  der  Stadt  gemeinschaftlich  führen.  Dieser  Vorgang  tritt 
uns  in  Bremen,  wo  der  advocatus  jetzt  zu  den  consules  gerechnet 
wird^),  in  Lübeck^),  in  Hamburg^),  in  den  Eolonialstädten  des 
Ostens,  in  Rostock  *),  in  Wismar »),  Greifswald  •),  in  Culm  H,  Thom  «), 
Elbing»),  Riga'o^,  RevaPM,  Dorpat^«)  und  Wisbyi»)  entgegen, 
üeberall  wird  die  Verwaltung  der  Städte  von  Vo^rt  und  Rat  geleitet,  und 
die  städtischen  Urkunden  sind  von  Vogt,  Ratsherrn  und  Gemeinde  aus- 
gestellt'*). In  Lüneburg  ^5)  ^„(j  fle^.  ^^5^  von  Braunschweig  ^  ^), 
steht  an  der  Spitze  des  Rates  ebenfalls  der  Vogt.  In  Quedlinburg 
wird  die  Verwaltung  der  Stadt  vom  Richter,  judex,  und  den  consules 
geleitet;  der  Richter  gehört  zu  den  Ratsherrn  ^^).  In  Westfalen  er- 
scheinen als  die  ursprünglichen  rechtlichen  Vertreter  der  Städte 
Richter  und  Rat  Sie  handhaben  auch  das  Stadtsiegel.  Der  Richter 
ist  der  Vogt,  der  seinen  Sondertitel  von  seiner  Hauptbeschäftiguns:  er- 
halten hat*»).  Treffende  Beispiele  bieten  hier  die  Städte  Münster ^ »), 
Osnabrück*^),  Soest ^0  und  Dortmund**).  Auch  in  kleineren  Orten 
finden  wir  dieselbe  Einrichtung,  so  in  Nieheim  *').  In  niederrheinischen 
Städten  bilden  gleichfalls  Richter  und  Ratsmannen,  mitunter  auch 
Richter,  Schöffen  und  Ratsmannen  die  Vertretung  der  Bürgerschaft, 


1)  Ü.-B.,  I,  n.  S86,  S.  S77.     Vgl.  dagegen  n.  221,  S.  256. 

2)  VkI.  Frensdorf,  a.  a.  O. 
8>  Obst,  a.  a.  O.,  S.  36  ff. 

4)  U.-B.  Ton  Lflbeck,  I,  n.  235,  S.  220,  d.  262,  S.  225. 

5)  Ebenda,  n.  225,  S.  204,  d.  169,  S.  155. 

6)  Ebenda,  n.  441,  S.  898,  n.  169,  S.  155. 
7>  Ebenda,  S.  665. 

8)  Ebenda,  n.  404,  8.  870. 

9)  Ebenda,  n.  639,  8.  575,  I. 
10)  Ebenda,  n.  816,  S.  298. 
11>  Ebenda,  n.  860,  R.  385. 

12)  Ebenda,  n.  167,  8.  154. 

13)  Ebenda,  n.  401,  S.  868. 

14)  Vgl.  die  in  den  Toriffen  Anmcrknnpren  aufgeführten  Urkunden. 

15)  ü.-B.  von  Lüneburg,  I,  n.  84,  S.  61. 

16)  Ü.-B.  von  Braunschweig,  n.  4,8.  9.  In  der  AltsUdt  hat  der  Vogt  früh  diese 
Stellung  verloren.  An  der  Spitse  der  Bürgerschaft  erscheint  er  1227.  Vgl.  auch  U.-B.,  I, 
n.  1,  8.  2,  §  4. 

17)  U.-B   von  Quedlinburg,  I,  n.  8,  8.  10. 

18)  Philipp!,  Verfassungsgeschichte,  8.  58. 

19)  ücber  den  Wechsel  der  Bezeichnungen  Vogt  und  Richter  vgl.  Ü.-B.  von  Braun- 
schweig, I,  n.  1,  8.  S. 

■?'20)  Philippi,  a.  a.  O.,  8.  58,  A.  150. 

21)  Ebenda.     Von  Minden  u.  Paderborn  fehlen  ältere  Urkunden. 

22)  Chroniken  deutscher  SUdte,  Bd.  24.  Soest  hrsg.  v.  Ilgen,  8.  XXIX.  Später 
»teht  ein  itcultetus  an  Spitze  der  consules.     U.-B.  von  Lübeck,  I,  n.  872,  S.  845.| 

23)  Ü.-B.  von  Lübeck,  I,  n.  371,  8.  845.    fj 
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SO  in  Krefeld^)  and  in  Duisbnrg-),  In  K^ln  vertreten  Stadtricbter,^ 
Schöffen  und  Rat  gleichfalls  die  Bürgerschaft'^),  In  Frankfurt'), 
Gelnhausen^),  Seligenstadt*^)  verwalten  Schultheiß,  Schöffen  und 
Ratsherrn  die  Stadt.  In  Straßburg  erscheint  ein  iudex  und  magister 
civium  an  der  Spitze  der  Stadt  ^).  Die  Verwaltung  Nürnbergs  wird 
von  Schultheiß  und  Ratsherren  ausgeübt.  Von  ihnen  werden  auch 
die  polizeilichen  Verordnungen  erlassen,  während  alle  gerichtlichen 
Urkunden  von  Schuhheiß  und  Schöffen  ausgestellt  sind  ^).  In  Augs- 
burg steht  an  der  Spitze  des  Rates  der  Vogt^). 

Die  Thiitiizkeit  dieser  aus  dem  Stadtkonimandanten,  mag  er  nun 
als  Vogt  Schultheiß  oder  Richter  bezeichnet  werden  '*'),  und  dem  Rate 
bestehenden  Regierungsbehörde,  die  auch  in  kaiserlichen  Urkunden 
anerkannt  wird^*),  beschränkt  sich  nicht  auf  kommunale  Angelegen- 
heiten, sondern  sie  zieht  auch  das  öffentliche  Gebiet  mit  Ausnahme 
des  Gerichtswesens  in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit.  Einige  Beispiele 
mögen  das  erläutern*  So  verkündfgen  Vogt,  Ratmänner  und  Gemeinde 
von  Lübeck  1226  das  von  Friedrich  IL  verliehene  Privileg  ^  -),  1241 
schließen  Vogt»  Rat  und  Gemeinde  derselben  Stadt  mit  Soest  Frieden  ^  ^). 
Im  selben  Jahr  treffen  dieselben  Gewalten  eine  Vereinbaning  mit  Ham- 
burg ober  die  Sicherstelliing  der  Wege  zwischtu  Elbe  und  Trave^M. 
Um  1250  fordern  die  Vögte,  Räte  und  Gemeinden  von  Lübeck,  Rostock 
und  Wismar  auf,  bei  der  Vertilgung  der  Seeräuber  mitzuwirken  ^  ^\ 
Im  Jahre  1253  verpflichten  sich  Vogt,  Rat  und  Gemeinde  von  Lübeck 
den  Grafen  von  Holstein  gegenüber,  Burg  und  Ort  Travemünde,  sowie 
die  Fähre  von  Godemannshusen  abzutreten,  wenn  die  Grafen  nicht 
mehr  Edelvögte  der  Stadt  sind**).  Vogt,  Ratmänner  und  Gemeinde 
von  Hamburg  sichern  um  1210  den  Einwohnern  von  Lübeck  Frieden 
zu'').  1241  schließen  sie  mit  Lübeck  ein  Bündnis  gegen  auswärtige 
Frevler  ^*').  1258  erteilen  Vogt  und  Rat  den  Kaufleuten  von  Braun- 
schweig *^)   und    1264  dm  Bandelstreihenden   von    Hannover  Frieden 


1)  Pbllippl,  B,  ■.  O.,  S.  58,  A,   1Ö2. 
»)  Ü.-B,  vOD  Lübeck,  F,  8.  682. 

5)  Averdank,    Geschichte   von    DuUburp,    8.   204.     aiditer^    S{:höfr«u,    KodsuId  und 
Gememd«  ersuchei)  lS7i,  K51n  um  VermUtetung  in  EtigUnd. 

4)  Hegel,  ».  «.  O^  II,  S.  3S9. 

6)  Hes«.  U,-B,  S.  Abt,  Bd,  I.  n.  4ie,  S.  308; 

6)  Ebenda,  n.  886,  8,  S8S. 

7)  HfiÄt.  Ü.-B.,  IL  Abt.,  Bd,  U,  n.  7,  S.  6. 

8)  CbroDikeu  d.  Städte,  Bd,  8.     StrÄfeburi?,  Bd.  2,  S.  27, 

9)  Chroniken  Bd.  1,  S.  XVHI,     Siebenkees,  MAteriiirien,  H,  S.  744, 

10)  Chroniken  Bd.  4,  S.  XXVIII. 

11)  Eine  Erforter  Urkand«  vom  Jahre  1239  Ul  vom  TlcedommiiA  de  Appolde ,    dem^ 
vUUcn!»  de  Meldini^in,  dem  cAtnerarlns  und  dem  totuio  codsHIqdi  Ausgestellt. 

It)  U,-B,  von  Lfibeck,  I.  n.  35ö,  S.  331. 
18)  Eb«Dd<k,  0.  39,  S.  50. 

14)  Eb«Dda,  n.  92,  S.  93. 

15)  Ebenda,  n.  95,  S.  95. 

16)  Ebenda,  n.  169,  8.  165.     Antwort  Wolgastd. 
17>  Ebend«.  n,  193,  8.  178. 

18)  U**B.  von  namburg,  o.  381^  8.  385. 

19)  Ebeodi,  o*  624,  0.  625,  8.  44G.     Vgf.  o.  594,  8.  489. 
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und  sicheres  Geleite  *).  In  Bremen  verleihen  Vo^t,  Rat  und  Ge- 
meinde 1250  den  Wassermüllern  ein  Privileg  über  Benutzunsr  des 
Werders  nnd  der  Anlagestelle,  der  sogenannte  Schlachte^).  1255  ge- 
stehen dieselben  Gewalten  den  Städten  und  Kaufleuten  Erleichterune:en 
im  Handels-  und  Gerichtsverkehr  zu»).  Im  folkenden  Jahr  ver- 
sprechen sie  den  BArgern  von  Braunschweig  Frieden  *).  1243  ^)  ver- 
handeln Vogt  und  einzelne  Batsherm  mit  dem  Grafen  von  Oldenburg 
Ober  die  Sicherung  des  Handelsverkehrs  ^).  1280  erklären  sich  Vogt, 
Schöffen,  Rat  und  Gemeinde  von  Stendal  in  einem  Schreiben  an  Lübeck 
mit  der  Verlegung  des  Stapels  von  Brügge  nach  Ordenburg  ein- 
verstanden 0-  Schultheiß,  Rat  und  Gemeinde  von  Thom  erklären 
1280  ihre  Zustimmung  zu  einem  Vorgehen  gegen  Flandern^).  Vogt, 
Rat  und  Gemeinde  von  Rostock  1257  verzichten  auf  Schadenersatz  im 
Dänenkriege  ^).  1240  versprechen  die  Vögte,  Ratsherrn  und  Bürger 
von  Stade  den  Braunschweigem  ungehinderten  Verkehr  und  Schutz 
ihrer  Personen  und  Güter  zu  '^).  Um  1250  lassen  sich  Vogt  und  Rat 
von  Lüneburg  von  den  Schuhmachern  in  Braunschweig  Auskunft  er- 
teilen über  die  Lederbereitung  ^  0.  1248  trefien  Vosrt  uod  Rat  von 
Hildesheim  Bestimmungen  über  die  Benutzung  bischöflicher  Mühlen  **). 
Schultheiß,  Schöffen  und  Rat  von  Frankfurt  verpflichten  sich  1266 
100  Mark  für  jeden  hanauischen  Unterthan  zu  bezahlen,  der  in  die 
Bürgerschaft  aufgenommen  wird^^).  1256  erklären  Schultheiß,  Rat 
and  Gemeinde  von  Nürnberg  in  einem  Schreiben  «an  Regensburg  dem 
rheinischen  Städtebund  beitreten  zu  wollen  ^^). 

Die  Stellung  des  Stadtkommandanten  und  Gemeindeausschusses 
zu  einander  hat  sich  also  wesentlich  verschoben.  Der  Rat  bewegt 
sich  in  aufsteigender,  der  Vogt  in  absteigender  Linie.  In  einzelnen 
Städten  ist  der  Vogt  oder  Richter  den  Ratsherren  völlig  gleichgestellt 
und  Mitglied  des  Rates  geworden.  In  Bremen,  wo  der  Vogt  früher 
streni;  von  den  consules  getrennt  ist '  *),  wird  er  jetzt  unter  die  consules 
gerechnet '  ^).  Auch  in  Quedlinburg  gehört  der  iudex  zu  den  Rats- 
herrn ^0*     ^^    gleicher  Zeit  wird  die  Vogtei  in   einer  Anzahl   von 


1)  Ebenda,  d.  698,  S.  513. 
t)  Ebenda,  n.  676,  S.  566. 
S)  U.-B.  yon  Bremen,  f,  n.  363,  S.  403. 

4)  Ebenda,  f,  n.  866,  S.  404. 

5)  Ebenda,  I,  n.  540,  S.  570. 

6)  Oelrichs,  a.  a.  O. 

7)  Ü.-B.  von  Lflbeck,  n.  405,  S.  370. 

8)  Ebenda,  n.  404,  S.  370. 

9)  Ebenda,  n.  242,  S.  225. 

10)  U.-B.  Ton  Braun8cbwei((,  II,  n.  122,  S.  48. 

11)  U.-B.  von  Lüneburg,  I,  n.  84,  S.  51. 

12)  U.-B.  von  Hildesheim,  I,  n.  208,  S.   101. 

13)  liest.  Urkandenbach,  II.  Abt,  Bd.   1,  n.  415,  S.  308. 

14)  Chroniken,  I,  S.  XVIII.     Gemeiner,  Ursprung  von  Regensburg,   S.  76.     Sieben- 
keM,  Materialien,  II,  S.  744. 

15)  U.-B.  von  Bremen,  I,  n.  221,  S.  256. 

16)  U.-B.  von  Bremen,  I,  n.  284,  S.  270. 

17)  U.-B.  von  QaedUnborg,  I,  n.  55,  S.  39. 
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Städten  mit  Bürgern  besetzt  ')*  Der  Hagen  von  BraüORchweif?  hat 
schon  1226  das  Recht  erhalten,  den  Vo^t  aus  den  BtiriierB  zu 
wählen'-),  während  die  Altstadt  im  selben  Jahr  die  Voptei  vom 
Herzog;  Otto  für  einen  iährlichen  Zins  von  30  Pfund  braunscbweidseher 
Pfennige  erwarb  '^).  Auch  in  Freiburg  steht  der  Bürgerschaft  früli 
das  Reeht  zu,  den  Vogt  zu  erwählen  *).  In  Bremen  erwählt  der  Erz* 
bifichof  den  Vogt  aus  den  Bürgern^).  Solange  derselbe  das  Amt  be- 
kleidete» mußte  er  auf  dan  Bürgerrecht  verzichten  *).  Auch  in  Ham- 
burg wurde   der  börgerliche   Stadtvojxt   vom  Stadtherrn   eingesetzt"). 

Ebenso  wird  in  Westfalen  der  iudex  oder  Stadtrif'hter  vielfach 
schon  früh  aus  den  Bür0:em  genommen,  wenn  er  auch  den  Charakter 
eines  herrsch fiftlichen  Beamten  hat  ^).  So  ist  beispielsweise  der 
erste  Stadtrichter,  der  in  Osnabrück  erwähnt  wird,  herrschaftlicher 
Dienstroann,  aber  schon  sein  Nachfolger  steht  in  den  Zeu£jenreiheu 
unter  den  Bürgern  und  nicht  unter  den  Ministerialen^).  Vereinzelt 
kommt  es  vor,  daß  schon  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  die  Vogtei 
ganz  in  den  Besitz  einer  Stadt  übergegangen  ist,  wie  der  eben  er- 
wähnte Fall  der  Altstadt  Braunscbweis?  zeifjt '  ^), 

Auf  welchen  Gründen  das  Herabsinken  des  Vo^te*»  von  seiner 
omnipotenten  Stellung,  das  Aufsteigen  des  Rates  und  das  Vei-schmelzen 
beider  Gewalten  zu  einer  Regierungsbehörde  beruht,  läßt  sich  aus  den 
Urkunden  nur  schwer  erkennen.  Am  einfachsten  erklärt  sich  wohl 
der  Vorgang  in  den  Städten,  in  welchem,  wie  in  Bremen  ^^\  Vogt  und 
Rat  gemeinschaftlich  über  unrechtmäßiges  Maß  und  Gewicht  und  über 
Betrüg  beim  Kauf  urteilen  '^),  wo  also  die  Burgericbtsbarkeit  von  der 
Gemeinde  auf  den 'Rat  übergegangen  ist  ^■^).  Die  Aburteilung  von  Mein- 
kauf, von  falschem  Maß  und  Gewicht  ist  nicht  die  einzisre  Kompetenz 
des  Gemeindegerichtes '^).  Das  Burding  hat  auch  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  Bestimmungen^^),  welche  die  Gemeinde  hinsichtlich  der  Nutzung 
der  Allmende  und  des  Sondereigens;  das  in  der  Brache  von  allen 
Gemeindemitgliedern  in   Gebrauch  genommen    werden    durfte**'),    in 


1)  Teil  17,  8.  635. 

»)  Ü.-B.  von  BrftunBchweiif,  I,  n.  1,  8.  %,  §  4. 

a)  Ebena»,  U,  n.  76,  S.  28.  VgL  Teil  IV,  S.  635.  üeber  die  Echtheit  der  Urkunde 
T^l.  Gericbtsrerlü&sang,  S.  36  ff.  u.  BäßselmAun,  Die  ilteaten  Stadtrccbte  Braunichweigs, 
Hmns.  6flSch..BL  1892,  3.  Sl, 

4)  OcD^ler,  StAdtrechte,  8.  126,  §  6. 

ö)  Ü..B.  TOD  Bremen,  I,  n>  290,  8.  33».     VcL  Teil  IV,  S.  533,  631. 

•)  U*'B.  von  Bremeo,  III,  n.  605,  S,  676,  Teil  IV,  S.  634. 

7)  Obst,  ft.  ft.  O.,  8.  82.  LeppeDberg,  Rechts*ltertumer,  I.  Etnl.,  B,  SO,  Teil  fV, 
S.  534. 

8)  PblHppi,  Verfftssangsgeschlcbte,  8*  61. 

9)  Ebenda,  S.  63. 

10)  Vgl.  A.  18. 

11)  Ü,-B.  von  Bremen,  I,  o,  234,  8.  270,  1246. 

12)  Andere  Beispiele  vgl.  Teil  I,  n.  527.     Philippi,  Verfüajiuogsgescbicbtc,  S,  60. 

13)  Ten  IV,  S    529. 

14)  WoblfmhrUpftege,  Prcufa.  J»brbücbcr,  Bd.  81,  8,  263.  v.  Meurer,  Dorfverfusang, 
II,  8.  77,     8rÄdteverfas8iio|r,  III,  8.  807. 

16)  Wohlfahrt&pflegc},  S.   252. 

16)  Heusler,  Institutionen  de»  deutochen  PrlvÄtrechtM,  II,  8.  61,  63,  I,  S.  277. 
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Bezug  auf  Wege  und  Stege,  Wehre,  Deiche,  Wasserläufe  und  Abzugs- 
gräben^), und  schließlich  in  bau-  und  feuerpolizeilicher  Hinsicht  *) 
getroffen  hatte,  aufrecht  erhalten  und  befolgt  werden.  Uebertreter 
der  Gemeindebestimmungen  wurden  vom  Burding  ebenso  abgeurteilt^), 
wie  diejenigen,  welche  sich  mittelst  falschen  Maßes  und  Gewichtes 
eines  Betrugs  beim  Kauf  oder  Verkauf  schuldig  gemacht  hatten^). 
Das  Verfahren  bei  den  Aburteilungen  von  Uebertretungen  der  Ge- 
meindebestimmungen hat  die  Bedeutung  eines  schiedsrichterlichen 
Sübneverfahrens,  das  sich  aus  der  Selbstverwaltung  der  Gemeinde 
herleitet^).  Dagegen  ist  das  Verfahren  bei  Maß-  und  Gewichtsüber- 
tretungen ein  ötfentliches,  wie  oben  gezeigt  ist^).  Die  Dorfgemeinde, 
die  Burschaft,  bildet  den  kleinsten  GerichtssprengeP).  Weil  die 
Ordnung  und  Aufsicht  von  Maß  und  Gewicht  ursprünglich  Sache  der 
öffentlichen  Gewalt  und  nicht  eine  selbstverständliche  Kompetenz  der 
Gemeinde  ist,  so  erklärt  es  sich,  daß  es  immer  in  den  Privilegien  und 
Stadtrechten  hervorgehoben  wird,  wenn  einer  Gemeinde  diese  wich- 
tige Kompetenz  übertragen  ist^). 

Wo  der  Bat  an  die  Stelle  des  Burdings  getreten  ist,  da  erscheinen 
Stadtkommandant  und  Ratsherrn  vielfach  als  kollegialische  Behörde, 
nämlich  sowohl  bei  Aburteilung  von  Meinkauf,  als  auch  bei  der  Be- 
strafung von  Polizeikontraventionen.  Es  konnte  so  leicht  geschehen, 
daß  der  Rat  auch  in  anderen  städtischen  Angelegenheiten,  wo  sonst 
der  Vogt  allein  zu  bestimmen,  zu  richten  und  zu  strafen  hatte  ^), 
beispielsweise  bei  Ausübung  der  militärischen  Baupolizei  ^  ^),  bei  Be- 
stimmung der  Mauerwache  ^0  und  ähnlichen  Fällen  eine  Mitwirkung 
erlangte.  Die  Erhaltung  und  Bewachung  der  städtischen  Befestigung 
war  für  die  Bürger  ebenso  wichtig,  wie  für  die  Stadtkommandanten  ^^). 
Namentlich  auf  dem  Gebiet  der  Baupolizei  mußte  sich  früh  ein  Zu- 
sammenwirken beider  Gewalten  ausbilden,  da  im  Mauerring  sowohl 
eine  militärische  ^^)  als  eine  kommunale  Baupolizei  ^^)  ausgeübt  wurde, 
deren  Gebiete  sich  oft  nur  schwer  auseinanderhalten  ließen.  Sie  sind 
denn  auch  bald  miteinander  verschmolzen  ^  ^).  Nur  in  Hinsicht  auf 
das  Gerichtswesen  bat  der  Rat  keine  Mitwirkung  erlangt  ^^),  in  allen 


1)  U.-B.  yon  Bremen,  I,  S.  64. 

5)  Heiuler,  a.  a.  O.,  S.  53.     Sachsenspiegel  Landrecbt  ed.  Homeyer,  S.  156,  S.  157. 
U.-B.  yon  Qaedlinburg,  I,  n.  428,  S.  4S9. 

3)  Wohlfahrtspflege,  S.  253. 

4)  Sachsenspiegel,  S.  116. 

ö)  Plank,  Gerichtsverfahren,  S.  11. 

6)  TeU  IV,  8.  523  ff.     Vgl.  Philippi,  Verfassungsgeschichte,  S.  53. 

7)  Vgl.  die  treffenden  Ausführungen  yon  Philippi,  a.  a.  O.,  S.  53. 
3)  Vgl.  TeU  IV,  8.  624. 

•)  Teil  IV,  8.  497  ff. 

10)  Ebenda,  8.  499. 

11)  Ebenda,  S.  507. 

12)  Ebenda,  8.  501. 

13)  Teil  IV,  8.  506,  507. 

14)  Wohlfahrtspflege,  8.  253,  8.  259,  S.  265. 
16)  Ebenda,  8.  265. 

16)  Erat  in  späterer  Zeit  hat  der  Bat  auch  auf  das  Gerichtswesen  Einflufs   erlangt. 
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übrigen  Angelegenheiten  aber,  auch  in  militärischer  Bedeutung,^), 
finden  wir  in  den  meisten  Städten  Vogt  und  llat  als  gemeiu schaftliche 
Itegierungsbehörde  an  der  Spitze  der  Städte. 

Vielfach  hat  zur  Verschmelzung  der  Gewalten  des  Stadt vogies  und 
des  Rates  zu  eißer  Regierungsgewak  die  Stadtherrschalt  dadurch  beige- 
tragen, daü  sie  die  Stellung  der  Beamten,  die  an  der  Spitze  der  Städte 
standen,  nicht  genügend  schützte,  und  die  Rechte  desselben  dem  auf- 
sirebendun  Bürgertum  gegenüber,  das  im  Rate  eine  feste  Organisation 
erhalten  hatte,  nicht  hinreichend  wählte.  Ucr  Grund  zu  diesem  passiven 
Verhalten  liegt  wohl  darin,  daß  die  Stadtkommandanten  gegenüber 
der  Stödtherrscbaft  eine  groüe  Selbständigkeit  erlangt  hatten,  die 
sich  oft  in  unliebsamer  Weise  geltend  machte^).  Den  Stadtherren 
konnte  es  inl'oige  hiervon  nur  lieb  sein,  wenn  die  Stelluag  des  Stadt- 
kommandanten durch  den  Rat  beschränkt  wurde  ^).  Sie  konnten  nicht 
ahnen,  daU  diese  Beschrankung  schließlich  in  den  meisten  Städten  zur 
völligen  Beseitigung  des  Stadtkommandanten  führen  sollte  und  mußte. 

Der  Zustand,  dali  Stadtkommandant  und  Rat  die  Regierungsbehörde 
bildeten,  die  an  der  Spitze  der  Stadt  stand,  hat  in  einzelnen  Städten 
nur  kurze  Zeil  gedauert.  In  Bremen  verschwindet  der  Vogt  in  der  Mitte 
des  13.Jahrh.  aus  den  stiidiischen  Urkunden^).  lu  Hamburg  sind  die 
stadtischen  Urkunden,  bis  zum  Jahre  1264^),  in  Lübeck  aber  bis  zum 
Jahre  12^5  von  Vogt  und  Ratsherrn  ausgelertigt  *•).  Die  Urkunden 
der  Städte^)  Wismar,  Rüstück  und  Greifswald  führen  seit  demselben 
Jahre  keine  Vögte  mehr  auf;  dagegen  verschwinden  die  Vögte  in  den 
Kolonisationsstädlen  des  Ostens  erst  im  14.  Jahrhundert^).  Auch  in 
Stade  steht  noch  im  14*  Jahrhundert  ein  Vogt  an  der  Spitze  der 
Bürgerschaft  und  des  Rates.  In  Lüneburg  ist  der  Vogt  schon  um 
I2Ü0  auf  die  richterlichen  Befugnisse  beschränkt  worden*).  In  Hildes- 
heim  verschwindet  er  um  1256  aus  der  Verwaltung  ^  ^),  in  Goslar  am 
Ende  des  Jahrhunderts  ^  *);  der  iudex  von  Quedlinburg  wird  1284  zuletzt 
im  Kate  erwähnt  *^). 


7. 


583. 


1)  A'erlnsfiUQgsgeftdiieiit«  ron  Brem«o,  Ul,  cAp. 

2)  TeU  IV,  S.  53S, 

3)  Ebeoda,  S.  585. 

4)  Vgl.  di«  BeseUung  der  Vogt«!  iiiil  BQrgerii^  ebenda  S« 

5)  Verfas8UDgftge«chichte  von  Bretnea,  11,  cap.  7|  S.  79. 

6)  Ob»l,  a.  a,  O.,  8,  40  ff. 

7)  U.B.  von  L&beek«  o.  552,  S.  499,  1890  Vgl.  a.  710,  6.  639,  o.  711,  8.  640. 
Die  irrtümliche  Atigabe,  Teil  IV,  8.  537,  d&b  der  Vogt  nur  bis  1265  an  der  SpiUe 
der  couaulea  steht,  die  aus  FrensdorfT,  a.  a.  G.,  8»  93  übemommco  iat^  iftt  hieruacb  so 
bericbügea. 

9)  U.'B.  von  Lübeck,  I,  d.  508,  8.  549,  o.  614,  S.  554,  d.  609,  8.  550.  o.  61S, 
8,  553. 

9)  Ebenda,  pasciKD. 

10)  LVÜ.  TOD  LQoeburg,  1,  o.  86,  8.  ÖS,  n.  87,  8.  53. 

il)  V.'B,  TOD  Hildesheim,  I,  n.  &11,  8.  107  n.  o.  Ul,  8.  ISl.  Ueber  das  spätere 
VerbäLiti'ts  der  Stadt  xom  Vogt  vgl.  n    863,  8.  177. 

12)  O.'B.  von  Goslar,  I,  n.  td3,  8.  318,  1$8K  Labeck  gegenüber  eine  Verpaieh- 
lang;  n.  420,  ».  431,  1^91,  couaulei  et  rectores;  1S99,  n.  583,  8.  562  findet  eine  Ver» 
bandluDg  coraiD  consuHboa  et  civitate  Btait,  der  Vogt  steht  also  nicht  mebr  an  der  Spitie 
des  Este»* 
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In  Westfalen  ist  der  Richter  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
in  den  meisten  St&dten  aus  der  Stadtvertretung  verdrängt,  und  der 
Bat  zur  alleinigen  Exekutivbehörde  geworden  ^).  In  Soest  wird  schon 
1260  eine  Ratsverfassung  gegeben,  die  den  Richter  nicht  mehr  als 
llitglied  des  Verwaltungsausschusses  kennt  ^).  Die  Mindener  Rats- 
wahlorduung  von  1301  erwähnt  den  Richter  ebenfalls  nicht  ^). 

lu  Hessen  sind  an  die  Stelle  der  Schultheißen  erst  im  14.  Jahr- 
hundert Bürgermeister  getreten^).  Als  ein  Uebergang  erscheint  es, 
daß  neben  dem  Schultheißen  Bürgermeister  aufgeführt  werden  ^).  In 
Nürnberg  verschwindet  der  Schultheiß  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
aus  der  Stadtverwaltung^). 

Die  angeführten  Beispiele  mögen  genügen ;  hervorgehoben  soll  nur 
Doch  der  Vorgang  werden,  der  sich  in  braunschweig  abgespielt  hat. 
In  der  Altstadt  Braunschweig  steht  ursprünglich  ein  Vogt  an  der 
Spitze  der  Bürgergemeinde  ^),  1227  geht  nun  die  Vogtei  durch  Kauf 
in  den  Besitz  der  Stadt  über^);  der  Vogt  wird  jetzt,  wie  das  auch 
in  dem  Privileg  des  zweiten  Weichbildes  von  Braunschweig,  des  Hagens, 
den  Bürgern  dieser  Stadt  gewährleistet  war^),  aus  den  Bürgern  und 
TOD  der  Bürgerschaft  gewählt.  Der  in  einer  Urkunde  vom  Jahre 
1231^®)  erwähnte  Stadtvogt,  der  praesidens  in  advocatia  nostra  —  man 
beachte  die  Vermeidung  und  Umschreibung  der  Bezeichnung  advocatus 
in  der  Urkunde  —  Henricus  de  Lata  platea  war  ein  Bürger  ^^).  Dieser 
Präsident  der  Vogtei  erscheint  in  der  eben  angeführten  Urkunde  als 
Vorsteher  der  Stadt  und  des  Rates.  Auch  in  einer  Urkunde  Herzogs 
Ottos  vom  Jahre  1235»*),  in  welcher  drei  Vögte,  advocati,  wohl  die 
Vögte  der  Altstadt,  des  Hagens  und  der  Wik  genannt  werden,  erscheint 
er  an  der  Spitze  der  Bürger**).  In  der  betreffenden,  herzoglichen 
Urkunde  erscheint  der  alte  Titel  advocatus  an  Stelle  der  1231  ge- 
brauchten Umschreibung.  Von  1241  wird  der  Vogt  aber,  der  in  der 
Urkunde  von  1231  von  den  consuls  durch  ein  vero,  aber,  geschieden 
wird,  nicht  mehr  an  der  Spitze  der  Bürgerschaft  der  Altstadt  genannt. 
Er  verschwindet  aus  den  Urkunden  *  ^).  Ein  Mitglied  des  Rates  ist  er 
nicht  gewesen,  wie  die  Ratslisten  zeigen  ^  ^). 

1)  U.-B.  von  Qaedlinborg,  I,  d.  55,  S.  89. 
i)  Philipp],  SudtyerfMsung,  S.  58  ff. 

3)  llgen,  Chroniken  deutscher  Städte,  Bd.  24,  S.  XCIII.  Nach  meiner  Ansicht 
ttammt  diese  Uats Verfassung  nicht  aus  dem  Jahre  1259  (1260),  sondern  gehört  einer 
späteren  Periode  an.     Die  Verfassung  ist  su  komplisiert. 

4)  Phiüppi,  a.  a.  O.,  8.  94. 

5)  Hess.    Urkundenbuch,   II,    Abt.  2,    Bd.  1,    n.  579,    S.    575    u.    n.    697,    S.  685. 

6)  Ebenda,  n.  579,  S.  575. 

7)  Vgl.  die  Polizeigesetze    Nürnbergs.     Chron.    deutsch.   Städte,    I,  S.  XVIII,  A.  2. 

8)  U.-B.  von  Braunschweig,  II,  n,  75,  S.  30. 

9)  Ebenda,  I,  n.  1,  S.  2,  §  4. 

10)  Ebenda,  I,  n.  3,  S.  7. 

11)  Dürre,  Geschichte  der  SUdt  Brannschweig,  S.  274. 

12)  U.-B.  von  Braunschweig,  11,  n.  89,  S.  34. 

13)  Heinricns  advocatus  et  quidam  burgenscs  nostri. 

14)  Vgl.  U.B.,  U,  n.  104,  S.  40,  n.  118,  S.  47,  n.  121,  S.  47,  n.  123,  8.  89  a.  a. 

15)  VgL  n.  156,  S.  66  a.  n.  162,  S.  71. 
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Willi  Varges, 


Die  BeeeitigUDg  des  Vogtes  aus  der  Verwaltung  der  Städte  ist 
also  in  elüzelnori  KomtuiiDeii  sehr  scbDell,  in  aüderect  biBgegeD  lang- 
sani  vor  sich  gegangen.  Zuweilen  findta  sich  der  üebergaugszustand, 
daß  der  Vogt  zwar  seine  Stellung  als  Kommandant  der  Stadt  und  ids 
Vorsitzer  des  Rates  verliert,  aber  noch  Mitglied  des  Rates  bleibt,  wie 
das  in  Goslar  beispielsweise  der  Fall  war  * ).  In  der  Kegel  hat  man 
aber  den  Vogt  vom  Rat  ausgesclilossen  -)*  So  wurde  in  Hamburg 
schon  im  Stadtrecht  von  1270  bestimmt,  daß  der  Vogt  keinen  Zutritt 
zum  Rat  haben  sollte^).  Auch  den  anderen  gräfiichen  Beamten  wieder- 
fuhr hinsichtlich  der  Wählbarkeit  und  des  Zutritts  ziun  Rat  dasselbe 
Schicksal  *). 

In  Bremen  schloß  man  den  Vogt  dadurch  vom  Rate  aus^  daß 
man  seit  der  Mitte  des  14,  Jahrhunderts  jeden  Bürger^  der  das  Amt 
des  Vogtes  annahm,  zwang,  auf  das  Bürgerrecht  zu  verzichten^).  In 
den  meisten  Städten  nahm  man  die  Verfassungsänderung  stillschwei- 
gend vor.  Man  erließ  keine  Gesetze,  sondern  schloß  den  herrschaft- 
lichen Beamten  von  der  Teilnahme  am  Rat  einfach  aus. 

Ob  die  Stadtherren  dieses  Verdrängen  des  herrschaftlichen  Beamten 
ruhig  anzusehen  haben,  läßt  sich  aus  den  Urkunden  nicht  erkennen. 
Ihnen  lag  hauptsächlich  nur  daran,  daß  ihnen  die  Einkünfte,  die  die 
Vogtei  brachte,  zuflössen.  Da  diese  Einnahmen  aber  vor  allem  aus  der 
Gerichtsbarkeit  herrührten,  und  diese  den  Vögten  blieb,  so  haben  sie 
Wühl  kaum  die  Tragweite  der  Verdrängung  des  Vogtes  aus  der  Stadt- 
verwaltung erkannt,  zumal  der  Rat  vielfach  als  herrschaftliche  Behörde 
angesehen  wurde. 

Die  Verdrängung  des  Vogtes  aus  der  Stadtverwaltung  und  die 
Beschränkung  desselben  auf  die  Gerichtsbarkeit  ist  einer  der  wichtig- 
sten Punkte  der  deutschen  Stadtveriassung.  Der  Rat  erwarb  durch 
diesen  Vorgang  eine  ganze  Reihe  von  Hoheitsrechten,  die  ursprünglich 
dem  Stadtherrn,  als  dessen  Vertreter  der  Edelvogt,  der  Vogt  und  der 
Untervogt  erschienen,  zustanden.  Alle  öffentlicU  rechtlichen  Befug- 
nisse, die  der  Vogt  bisher  ausübte,  wahrgenommen,  gingen  mit  Aus» 
nähme  der  Gerichtshoheit  jetzt  auf  den  Rat  über.  So  wird  jetzt  die 
Sorge  für  die  Befestigung  der  Stadt  und  die  Erhaltung  der  Mauern 
und  Wälle  von  der  Stadt  übernommen, 

Eigentum  der  Stadt  sind  die  Befestigungen  durch  die  Beseitigung 
des  Vogtes  aus  der  Stadtverwaltung  nicht  geworden.  Die  Mauern 
der  Stadt  blieben  auch  ferner  Eigentum  der  Stadtherren  ^).  Erst 
allmählich  und  auf  verschiedene  Weise  sind  die  Befestigungen  der 
Stadt  in  den  Besitz  der  bürgerlichen  Gemeinde  gekommen.  In  Quedlin* 
bürg  ging  Stadtmauer  und  Graben  durch  Verkauf  in   den  Besitz  der 


1)  Ü.^B.  von  Qo»Ur,  U,  S.  634. 

2)  Vgl.  die  Vorg&ng«  in  Br&anschwfiig, 

3)  LAppenberg,  Ge^chlchtsquenen,  I,  S.  2,  c  2. 

4)  Ob3^  a.  IL  0.,  8.  a$. 
b)  T«l  IV,  8.  634- 

e)  vgL  T«ii  IV,  8.  wo. 
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Stadt  Über*).  In  Wernigerode*)  und  Magdeburg*)  wurden  die  Be- 
festigungen den  Gemeinden  überlassen.  Meist  verlangten  die  Gemeinden 
dadurch  ein  Anrecht  an  Mauern,  Türme,  Thore,  daJS  sie  nach  Verfall 
der  alten,  ziemlich  dürftigen  Befestigungen  ^)  oder  bei  Erweiterung 
der  Städte  aus  eigenen  Mitteln  neue  Befestigungen  anlegten.  Ein  gutes 
Beispiel  hierfür  bietet  Halberstadt  ^).  In  einer  Anzahl  von  Städten 
siod  die  Befestigungen  immer  Besitz  des  Stadtherrn  geblieben  ^). 

Mit  der  Aufsicht  über  die  Befestigungen  der  Stadt  ging  auch  die 
daraus  abgeleitete  militärische  Bau-  und  Straßenpolizei  ^)  auf  den 
Bat  über.  Sie  verschmolz  mit  der  kommunalen  Bau-  und  Straßen- 
polizei ®).  Die  öffentlichen  Straßen,  die  Heerstraßen  ^),  die  durch  die 
Stadt  führten,  kamen  so  unter  Aufsicht  des  Rates  und  wurden  den 
Wegen  und  Stegen  der  Gemeinde  ^^)  gleichgestellt  *  i).  Der  Rat  erläßt 
Verordnungen  über  Schädigung  der  Heerstraßen  * ')  und  Bebauung  der 
Stadtmauern^  V-  Auch  die  Sorge  für  die  Wasserläufe* ^),  Uferbauten *^) 
und  Brücken*^),  die  bei  Hameln* 7)  und  Bremen*^)  über  die  Weser 
führten,  wurden  damals  den  Räten  beider  Städte  unterstellt**). 

Die  Räte  erwarben  femer  das  Kommando  über  die  Mauerwache 
und  das  Bürgeraufgebot,  das  bisher  dem  Vogte  zustand'^).  Sie  er- 
lassen jetzt  Bestimmungen  über  die  Besetzung  der  Mauern  '*)  und  be- 
strafen die  Säumigen  oder  diejenigen,  welche  den  angewiesenen  Posten 
zu  früh  verlassen  **).   Von  dem  Nachtwächterdienst  auf  den  Straßen  ^^) 


1)  U.-B.  yon  Quadlinborg,  I,  n.  58,  S.  41. 

2)  Ü.-B.  von  Wernigerode,  n.  16,  S.  12.     Vgl.  n.  230,  S.  1S9. 
8)  U.-B.  von  Magdeburg,  I,  n.  435,  S.  278. 

4)  Oengler,  SUdtrecbtoaltertflmer,  S.  112. 

5)  VerfassuDgtgeschichte  von  HalberaUdt,  I,  S.  108  ff. 
8)  Teil  IV,  8.  507. 

7)  Teil  IV,  S.  607. 

8)  Woblfahrtspflege  S.  252,  257. 

9)  Oelricbs,  a.  a.  O.,  S.  703  c.  182,  berstrate,  Gengier,  a.  a.  O.,  S.  84.  Cbroniken 
d.  Stidte  Vn,  8.  14  platea  communis.  U.-B.  yon  Hildesheim  I,  n.  578,  S.  184,  via 
pobUca  LL.  II,  S.  114.     U.-B.  ▼.  Lübeck  I,  n.  578,  S.  518.     Vgl.  Teil  IV,  S.  508. 

10)  Vgl.  a.  8. 

11)  Woblfabrtspflege ,   S.  258.      Oengler,    a.  a.   O.,   S.  84.     U.-B.    von   OöUingen, 
B.  122,  S.  105      U.-B.  von  Halberstadt  I,  n.  76,  S.  78. 

12)  Woblfabrtspflege  S.  259,  260.     Gengier,  a.  a.  O.,  S.  88,  89. 
18)  Gengler,  a.  a.  O.,  S.  18. 

14)  Woblfabrtspflege,  8.  264. 

15)  Ebenda. 

16)  Gengler,  S.  203  ff. 

17)  Zur  Entstehungsgescbiobte  Bremens,  a.  a.  O.,  S.  388. 

18)  U.-B.  von  Hameln,  S.  8. 

19)  Ueber  die  Entstehung  des  Hoheitsrechtes  Bremens  über  die  Weser,  vgl.  Ver- 
Cusungsgescbicbte  von  Bremen  I,  S.  253. 

20)  Teil  IV,  S.  510  ff 

21)  U.-B.  yon  Bremen  IV,  n.  288,  S.  208.  Verfassnngsgeschichte  von  Bremen  I. 
8.  263.     Verfassungsgescbicbte  von  Halberstadt  II,  S.  470  ff. 

22)  Ztschr.  f.  Kulturgeschichte,  S    194,  §  27. 

23)  y.  d.  Nahmer,  a.  a.  O.,  S.  45.  Verfaasungsgeschichte  von  HalbersUdt  I,  S.  132. 
n.  8.  469.     Bflcher,  a.  a.  O.,  S.  258.     v.  Maurer,  a.  a.  O.,  UI,  S.  156. 
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uüd  dem  Tborschließerdienst  ^ )  wurden  die  Bürger  jetzt  durch  Be- 
stellung besonderer  Stadtwächter  *)  und  Erhebung  eines  Wacht- 
geldes*),  Von  welchem  die  neubt'Stellten  Beamten  bezahlt  wur^ien, 
befreit.  Beim  Aufgebot  zur  Landeshut  unterstanden  die  Städte  dem 
Stadtherrn,  doch  haben  sie  sich  durch  Bestellung  besouderer  Stadt- 
hauptleute oder  Mitseodung  von  Ratsherrn  das  Unterkomniando  über 
die  städtischen  Heerhaufen  gewahrt  * ).  Bei  stadtischen  Fehden 
wurden  die  Scharen  der  Stadt  von  Bürgern,  vom  Stadthauptmaun 
oder  von  Ratsherrn  befehligt^).  Aus  dem  Besitz  der  Kriegshoheit 
entwickelt  sich  das  wichtige  Bündnisrecht.  Um  ihre  Wehrhaftigkeit 
zu  erhöhen,  schlössen  die  Städte  zahlreiche  Bündnisse  mit  Rirtern, 
Grafen,  Fürsten,  mit  dem  eigenen  Landesherrn  und  vor  allem  mit 
anderen  Städten  ®). 

Wo  der  Stadtkommandant  oder  der  Vogt  die  Maß-  und  Gewichts- 
vergehen abgeurteilt  und  die  Gewerbepolizei  ausgeübt  hatte 'X  Kingeii 
diese  wichtigen  Kumpeienzen  auch  aul  den  Rat  über.  In  den  Suidten, 
in  wulchem  Vogt  und  Rat  die  {iewerbepolizei  gemeinsam  ausgeübt 
hatten  ^),  wurde  diese  Funktion  jetzt  vom  Rat  allein  wahrgenommen. 
Doch  ist  nicht  überall  die  Gewerbepolizei  von  dem  Rat  als  eine  Erb- 
schaft des  Vofites  übernommen.  Wir  haben  oben  gesehen*),  daß 
in  vielen  Orten  *'*)die  Aburteilung  von  Maß-  und  Gewichtsvergehen,  so- 
wie die  Ordnung  des  Verkaufs  von  Lebensmitteln  den  Gemeinden 
übertragen  sind.  Wo  nun  von  den  Gemeittden  nicht  besondi^re  Bur- 
richter oiter  Burmeister  zur  Aburteilung  derartiger  Vergehen  einge- 
setzt sind,  wie  das  z.  B.  in  Halberstadt  ^  *)  und  Soest  ^'-)  der  Fall  war, 
und  die  Gemeinden  selbst  die  AburteUung  vornahm,  sind  diese  Funk- 
tionen später  auf  den  Gemeindeausschuß  übergegangen^^).  Der  Rat 
tritt  in  solchen  Fällen  ab  Rechtsnachfolger  der  Gemeinde  auf.  Bei 
iler  Dürftigkeit  der  Quellen  ist  es  in  Einzelfällen  sehr  schwer  nach- 
zuweisen, ob  der  Rat  die  Gewerbepolizei  von  dem  Vogt  oder  der  Ge- 
meinde übernommen  hat. 

Diese  selbständige  Aufsicht  über  Maß,  Gewicht  und  Verkauf  von 
Lebensmitteln  ^*),  over  unrechte  mate  unde  unrechte  wage,  over  vatscben 


I)  Ü.-B.    voD    Braanschweij   I,    S    IM  ff.i    171,    172.     Verla»iiii9ig«»«hiclit«  roft 
Wernigerode,  8.  187.     V.  O.  von  HAlbertUdt,  S»  469. 
t)  yerf*a4aDg»geacbichte  vod  Hnlbor&Udtt  S.  460. 

3)  TeiJ  IV,  S.  &13.     V,  d.  Nabme  a,  a.  0..  S    öt. 

4)  Verfasaunfsgescbichte  von  HalbersUdt  U,  S.  470 
ft)  Ebeod»,  u    Teil  IV,  S,  514. 
6)  Vgl.  die  AusführoDgeo  in  V,.6.  von  HslberstAdt  II,  S.  471   ff. 

7]  T«n  IV,  S,  527.     Schröder,    KechUf^eftchichte  ,    8.  594    o.   A.  27.     Waili,   Ver- 
fAitaogAge»chicbte  VU,  S.   &L     M&rker,   Uurgin-afschArt,  Meifs«!!.  S.   lt%. 
8)  Teil  IV,  S,  527.     Ü-B,  voo  Bremen  1,  n    $U,  8    J70. 
9J  Teil  IV,  S.  528. 

10)  So  Hulberitadt  and  K^aedliaburg,  Teil  tV,  S.  528. 

11)  V.'B.  Tou  H&lberiUdt  I,  n.  4,  S.  8-     Verf«S6UDgsge»chichle  von  Bmlber»tiidt 
S.  4tl. 

IS)  Ovogler,  Stadtrechte,  S.  448,  §  37. 

18)  Teil  IV,  S.  529 

U)  Wohtfftbrtspflege,  S.  850,  255. 
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kop,  wie  der  SachseDspiegel  sagt^),  ist  nun  von  größter  Bedeutung 
für  die  Eutwickelung  der  Regierungsg^walt  des  Rates  geworden.  Aus 
ihr  entwickelt  sich  allmählich  eine  allgemeine  Aufsicht  über  den  ge- 
samten Handels-  und  Gewerbeverkehr  <),  eine  umfangreiche  Verkehrs- 
polizei, deren  Hauptsorge  war,  die  Sicherheit  in  Handel  und  Gewerbe 
zu  sdiafien  und  zu  erhalten. 

Der  Rat  erließ  Bestimmungen  über  Maß  und  Gewichte,  gegen  „unrechte 
Kaufimannschaff'  ^),  Wucher  ^)  und  Hehlerei  ^)  und  Verordnungen  über 
den  Handel  der  Fremden '),  über  den  Kauf  und  Verkauf  7),  über  die 
Verfälschung  von  Lebensmitteln  ®)  und  die  reelle  Herstellung  anderer 
Waren  •).  Der  Rat  setzte  den  Tagelohn  der  Arbeiter  fest^®),  sorgte 
für  Arbeiter  und  Arbeitsgelegenheit  ^^)  und  erließ  Gesindeord- 
nuDgen  ^ '). 

Wo  dem  Stadtkommandanten  die  Aufsicht  über  die  Zünfte  und 
Innungen  zugestanden  hatte,  wie  das  beispielsweise  in  Straßburg, 
Augsburg,  Meißen  und  Bremen^')  der  Fall  gewesen  war,  ging  das 
wichtige  Recht,  das  Innungswesen  zu  ordnen,  auch  auf  den  Rat  über. 
Der  Bat  errichtet  selbständig  Innungen  und  setzt  die  Statuten  für  die- 
selben fest^^).    Ein  gutes  Beispiel  hierfür  bietet  Bremen  ^^). 

In  anderen  Städten  ist  dies  Recht,  Innungen  zu  verleihen,  erst 
mit  der  Erwerbung  der  Gerichtshoheit  an  den  Rat  gekommen  ^^).  In 
der  Altstadt  Braunschweig,  das  schon  im  Jahre  1227  die  Gerichts- 
hobeit  erlangte  ^^),  verlieh  die  Bürgergemeinde  schon  1231  den  Gold- 
schmieden ein  Innungsrecht  ^®).  In  Städten,  die  nicht  in  den  Besitz 
der  Gerichtsgewalt  kommen,  konnten  Innungsrechte  nur  vom  Inhaber 
der  Gerichtshoheit  verliehen  werden.  So  werden  in  Halberstadt  die 
Innungen  vom  Bischof  ^^)  und  in  Wernigerode  vom  Grafen  errichtet  ^o). 


1)  Sachsenspiegel,  Her.  ▼.  Homeyer,  S.  116. 
X)  Wohlfahrtspflege,  S.  299  ff. 

3)  Ebenda,  S.  300. 

4)  Ebenda. 

5)  Ebenda,  S.  299. 

6)  Ebenda,  S.  301. 

7)  Ebenda,  8.  800 

8)  Ebenda,  8.  302.  ff. 

9)  Ebenda,  S.  308  ff. 

10)  Ebenda,  8.  810  ff. 

11)  Ebenda,  8.  311. 

12)  Ebenda. 

18)  Teil  IV,  8.  616,  517.  Vgl.  Verfassungsgeschichte  von  Bremen  1,  S.  258. 
Donandt,  Sudtreeht  I,  8.  259. 

14)  Verfassnngsgescbichte  von  Bremen,  I,  S.  259. 

16)  Teil  IV,  8.  536.  Verfaasungsgeschichte  von  Bremen  II,  c.  8  und  U. -B.  von 
Bremen  I,  n.  640,  8.  571.  n.  641,  8.  572.  II,  n.  52,  8.  58.  II,  n.  147,  8.  166. 
II,  n.  460,  8.  448. 

16)  Teil  IV,  8.  616. 

17)  U-B.  von  Braonschweig  I,  n.  75,  8.  28. 

18)  Ebenda,  I,  n.  8,  8.  8. 

19)  Verfassongsgeschichte  von  Halberstadt  II,  8.  489  ff. 

20)  Verfassongsgeschichte  von  Wernigerode  II,  8.  169. 
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Ein  Aüfsich tsrecht  über  die  InnuDgen  stand  später  überall,  abge- 
sebeo  von  einigen  kleinen  Landstädten»  dem  Rat  zu,  auch  wenn  er  die 
Innungen  nicht  selbst  errichtet  hatte.  Der  Rat  erläJJt,  wie  schon 
obcD  bemerkt  ist,  oft  sehr  umfassende  Ordnungen  über  das  Ge- 
werbewesen, über  das  Rohmaterial,  die  Herstellung  der  Waren,  die 
Festsetzung  des  Preises  und  dergl.  \).  Dieses  Recht  hat  sich  aus  den 
Kompetenzen  der  Burschaft,  Gewicht,  Maß  und  Verkauf  von  Lebens- 
mitteln beaufsichti^eo  zu  dürfen,  entwickelt.  Es  gehört  dem  städti* 
sehen  Tolizeiwesen  an*). 

Nach  Verdrängung  des  Stadtkommandanten  aus  der  Stadtver- 
waltung  und  nach  dem  U ebergang  der  Rechte  desselben  auf  den  Rat 
Yereinigen  die  cousules  in  sich  sowohl  öffentliche ,  wie  kommunale 
Rechte.  Der  Rat  ist  nicht  mehr  ein  einfacher  Gemeindeausschuß, 
sondern  auch  eine  öffentliche  Behörde. 

Der  Rat  hat  sich  mit  diesem  Erfolg  nicht  begnügt,  sondern  er 
hat  im  Laufe  der  Zeiten  auch  andere,  Öffentliche  wie  private  Rechte, 
die  den  Stadtherren,  den  Fürsten,  Grafen,  Erzbiscböfen  und  Bischöfen 
zustanden,  zu  erwerben  gewußt  Die  Mittel,  deren  sich  Rat  und 
Bürgerschaft  hierbei  bedienten,  waren  Kauf  und  Verpfändung.  Von 
den  gräflichen  Rechten  sind  so  die  Kriegshoheit  ^)  und  die  Gerichts-  ■ 
hoheit-*)  in  den  Besitz  einer  Anzahl  von  Städten  gekommen.  W 

Doch  haben  verhältnismäßig  nur  wenig  Städte  die  volle  Kriegs- 
hoheit erlangt  Daß  kleine  Städte,  wie  Wernigerode,  immer  zur 
Heeresfolge  verpflichtet  waren,  ist  leicht  verständlich '^j.  Doch  auf 
wichtigere  Orte,  wie  Soest  ^),  Danzig '),  Halberstadt  ^)  und  Quedlin* 
burg^)  sind  immer  h cerespflichtig  gewesen.  Der  Oberbefehl  über  die 
städtischen  Aufgebote  stand  vielfach  dem  Rate  zu^^),  H 

Auch  die  völlige  Gerichtshoheit  haben  nur  wenige  Städte  erlangt  *  *), 
doch  wurde  dieselbe  frühzeitig  beschränkt.  In  einzelnen  Städten 
blieb  dieselbe  immer  dem  Stadiherrn,  so  hat  in  der  Stadt  Wernige- 
rode der  Graf  das  echte  Ding  immer  in  eigener  Person  abgehaltene^). 
Einzelne  Orte  erlangten  wenigstens  das  Privileg,  daß  der  Stadtrichter 


1)  Vgt  oben   S.  99 

2)  Wohlfmhrtspaege,  S.  308  ff. 

5)  Wohlfabrtfiptlege.  S.   25t  ff, 
4}  Teil  l|    S.  189    a.  A.  5.     H^ns    FUcher ,    Teiliiftbme   der     fieicbbStJUite    lui   der 

Reich sheer fuhrt,  Leipiifr,  Diss.  1883,  S.  13. 

ö)  Verf»9saog»geacbicbte  von  Wernigerode,  S.  i6S. 

6)  Chroniken  d.  äUdte,  XXIV 

7)  B«nierf    Qesch»    de«    Dansiger   Kriegsweseas ,    Programm    des    Kgl.  Oymst.    to 
DHDxig  1893«  S.  5. 

8)  Verfiftstiogsgeftchlclite    von    UalbersUdt  11,    ».    443.     US.    von    Hutb^rttadt  tl, 
D,  789»  8.  87. 

9)  U -ß.  TOD  Halber»Udt  II,  u.  789,  S.  87. 

10>  VerfjisAungSf^oacbichte  ron  HalberatadC  tl,  8.  443. 
11)  VgU  V.  Maurer,  StÄdteverfA»4Qng  IXI,  8.  320  ff,,  887  ff„  491   ff. 
1^)  C.-B.  von  Wernigerode^  d.  598^  S.  547.    dat  is  dr^e  io  deme  iar«,  Alte  we  «im 
gbericbte  »nlreo  plegeti  to  ejltetide,   1458,     VgL  D,-B.,  o    246,  9.   158. 
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aus  der  Bürgerschaft  genommen  werden  mußte  ^).  Noch  andere 
Städte  worden  mit  dem  Recht  begnadigt,  den  oder  die  Stadtrichter 
selbst  wählen  zu  dürfen ').  In  der  Regel  mußten  aber  diese  Richter 
vom  Stadtherm  bestätigt  werden,  so  in  München,  Bern,  Halberstadt '). 
In  letzterer  Stadt  wurden  die  Richter  vom  Rat  bestellt,  bedurften  aber 
zur  Ausübung  des  Amtes  der  Bestätigung  des  Bischofs  oder,  wenn 
dieser  abwesend  war,  der  des  Domkapitels^).  Die  Richter  galten, 
vrie  der  Vogt  in  Bremen^),  als  herrschaftliche  Beamte^).  Auch  in 
München  blieb  dem  Stadtherrn  das  Recht,  den  Stadtrichter  mit  dem 
Bltttbann  zu  belehnen^).  Durch  Verpfändung  haben  verschiedene 
Städte  die  Gerichtsgefälle  in  die  Hand  bekommen.  In  Halberstadt 
fand  dieser  Vorgang  im  Jahre  1393  statt  ^).  Auch  in  Regens- 
burg geschah  dieselbe  Verpfändung  statt  ^),  andere  Städte  haben  das 
Amt  des  Stadtrichters,  des  Vogtes  oder  Schultheißen  durch  Kauf 
oder  Verpfändung  in  ihren  Besitz  gebracht*^).  Der  älteste  mir  be- 
kannte Verkauf  einer  Vogtei  ist  der  der  Vogtei  der  Altstadt  Braun- 
schweig vom  Jahre  1227  ^*).  Die  Vogtei  über  die  Stadt  Soest  wurde 
1278  verkauft  ^ »).  In  Erfurt  wurde  die  Vogtei  1283  ^ »)  veräußert,  und  die 
Schultbeißenämter  1291^^)  an  die  Stadt  verpachtet.  Die  Vogtei  in 
der  Alten  Wik  von  Braunschweig  wurde  1325  vom  Rat  der  Altstadt 
Braunschweig  erworben  ^*).  Die  Halberstädter  Vogtei  ging  1351  ^^), 
die  Lüneburger  Vogtei  1369*^),  die  Vogtei  von  Hannover  1384 1«)  an 
den  Rat  dieser  Städte  über.  In  Hamburg  wurde  die  Vogtei,  die  fast 
ganz  bedeutungslos  geworden  war,  1392  dem  Rat  veräußert  ^  ®).  Aehn- 
liche  Veräußerungen  fanden  in  Höxter* <*),  Halle**),  Freiburg  i.  B.  **) 


1)  Vgl.  Teil  IV,  8.  635. 

2)  Verfassungsgeschichte  voo  Halberstadt  II,  S.  448.  v.  Maarer,  a.  a.  O.  S.  520. 
S)  Vgl.  die  vorige  Aom. 

4)  U.-B.   von   Halberstadt   I,    n.    507,    S.   403.      Verfassangsgeschichte ,   S.    444 
a.  A.  4. 

5)  U.-B.  TOD  Bremen  I,  n.  299,  S.  838,  Och  höret  dem  vagede  van  sinem  guedigen 
heren  alle  iar  sine  dedioge  glick  senen  anderen  denern. 

6)  Verfassungsgeschichte  von  Halberstadt  II,  S.  444. 

7)  v.  Maurer,  a.  a.  O.,  III,  S.  520. 

8)  U.-B.  von  Halberstadt  I,  n.  649,  S.  533.     Vgl.  ebenda,  I,  n.   633,  S.  567. 

9)  V.  Maurer,  a.  a.  O.,  III,  S.  855. 

10)  Ebenda,  S.  355,  448,  519. 

11)  U.-B.  von  Braunschweig  I,  n.  75,  S.  28. 

12)  Chroniken  d.  Städte,  Bd.  24,  S.  84,  S.  39. 

13)  U.-B.  von  Erfurt  I,  n.  339,  S.  222. 

14)  Ebenda,  n.  417,  S.  283. 

16)  U.-B.  von  Braunschfveig  I,  n.  26,  S  33.  Vgl.  über  diese  Verhältnisse:  Auto- 
nomie der  Sudt  Braunschweig,  a.  a.  O.,  S.  312  ff.  u.  Gerichtsverfassung  der  Stadt  Braun- 
schvreig,  S.  83  ff. 

16)  V.  Heinemann,  Geschichte  von  Braunschweig  und  Lüneburg  II,  S.   143. 

17)  U.-B.  von  Lfineburg  I,  n.  619,  8.  419. 

18)  V.  Heinemann,  a.  a.  O.,  II,  S.   143. 

19)  KoppmaoD,  a.  a.  O.,  S.  52  u.  n.  4.     Obst,  a.  a.  O.,  S.  40. 

20)  V.  Maurer,  a.  a.  O.,  III,  S.  619. 
31)  Ebenda,  S.  520. 

22)  Ebenda,  S.  520. 
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ODd  in  Meiningen  ^)  statt  Vielfach  kamen  die  Aemter  des  Vogtes 
und  des  Schultheißen  zuerst  in  die  Hände  auswärtiger  Herreu  oder 
städtischer  Familien ,  ehe  sie  m  den  Besitz  des  Rates  gelangten. 
Solche  Vorgänge  fanden  beispielweise  in  Frankfurt*)»  Nürnberg^), 
NördlingeD  *)  und  Landau  ^)  statt. 

Vielfach  ist  das  Amt  des  Stadtrichters  im  Laufe  der  Zeiti^n  durch 
den  Rat  in  solcher  Weise  beschränkt  worden,  daß  es  schließlich  ohne 
jegliche  Bedeutung  war.  Es  geschah  das  in  verschiedener  Weise.  In 
einzelnen  Orten  unterstellte  der  Rat  den  Vogt  und  das  Vogtdirig  all* 
mäblich  seiner  Kontrolle,  indem  er  zu  den  Gerichtssitzungen  Rats- 
mitglieder als  Beisitzer  entsendete,  die  über  den  Richter  die  Aufsicht 
führen.  Ein  solcher  Vorgang  tritt  uns  in  Goslar  entgegen  ^),  Der 
Rat  geht  hier  im  Falle  von  Rechtsweigerung  gegen  den  Vogt  vor'). 
Auch  in  Thätigkeit  der  Gerichte  selbst  greift  er  ein  ^\  wie  auch  an 
ihn  bei  einem  zweifelhaften  oder  gescholtenen  urteil  der  Recht- 
zug geht  ^)*  Eine  eigene  Gerichtsgewalt  übt  er  nicht  aus,  da- 
gegen eine  Sühogewalt  zur  Beilegung  von  Streitigkeiten  unter 
Bürgern  i^). 

In  anderen  Städten  hat  sich  der  Rat  zu  einem  Gerichtshof  neben 
dem  Vogtding  konstituiert*^).  Die  Gerichtsgewalt  des  Rates  und  das 
RatBgericht  nahmen  ihren  Ausgang  von  der  Ihätigkeit  des  Burdings. 
Nach  und  nach  hat  dann  das  E^tsgericht  immer  mehr  deni  ööent- 
lichen  Gericht  zustehende  Kompetenzen  an  sich  gerissen  und  allmäh- 
lich das  Vogtding  zu  einem  Niedergericht  heruntergedrückt.  Solche 
Verhältnisse  treten  uns  beispielsweise  in  Hamburg**),  Lübeck^*)  und 
Bremen**)  entgegen.  Dem  Richter  wurde  zunächst  die  Civiljuris- 
diktion  entzogen.  Sodann  wurde  die  Aoitsthätigkeit  des  Vogtes  über- 
wacht»  denn  ein  Teil  der  Gerichtsgefälle  kam  den  Städten  zu.  Aus 
diesem  Atifsichtsrecht  entwickelte  sich  allmählich  das  Recht  des 
Rates,  an  der  Recht  Sprech  eng  selbst  teil  zu  nehmen.  Zugleich  kon- 
stituiert sich  der  gesamte  Rat  als  ein  Appell hof  bei  zweifelhaften  oder 


1)  Ebenda,  S.  b2iK 

2)  £b«ud&,  S*  d&&. 

3)  EbtindA,  a,  353. 
4>  Ebenda,  S.  3ü3. 
5)  £b«Qd»,  S.  Sd5. 
B)  PlADck,  ».  a.  O  ,  I,   S.  34. 

7)  G5i»cbeD,    Statateo,    S,  83,    U,  30,    S.  34^  19,  S.  65,  i6»  S.  57»  87«  S.  01,  SS, 
8.  14.  37.     VgL  auch  S,  84,  5,  14. 

8)  Ebenda,  B.  25,  35,    S.  U,  17,   S.  27,  17,    S.   HO,  97,    S.   IIa,  10,    S.  50»  St» 
15,  S,  77,  4,  S    17,  23.  S,  72,  6,  8,  48,  38,  8.  61,  21. 

9)  Ebenda,  S,  44,  19. 

10)  Ebenda,    S,  49,   6,   97,    23  ff.      Ueber    Scbiedigerk-bto ,    vgl     Wohnahrtspatg« 
8.  271. 

U)  Planck,  a.  a    D„  I,  S.  33  tt. 

12)  Obrt,  a,  a,  O*,  8.  87   ff«     Koppmann,  a.  a.  O  ,  S.  42  ff. 

13)  Fren»dorff,  a.  a.  O  ,  S.  89  ff.     Panli,  Lüb.  Za&t«nde,  1^  S.  88  ff. 

14)  Donandt,  a.  a.  O.,  I,  8    148  ff. 
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gescholtenen  Urteilen.  So  nahm  allmählich  der  Rat  die  Stellung  eines 
Obergerichts  gegenüber  dem   Vogtding  an  0- 

In  den  westfälischen  Städten  Münster,  Minden  und  Osnabrück ') 
hatte  der  „Richter"'  im  15.  und  16.  Jahrhundert  alle  strafrechtliche 
Befugnis  eingebüßt  Auch  in  Paderborn  verlor  der  Stadtrichter  die 
Strafgericbtsbarkeit  im  14.  Jahrhundert*).  In  Osnabrück  ging  die 
Gerichtsgewalt  auf  die  „Richteherrn''  des  Rates  über^). 

Eine  besondere  Rolle  in  der  Beschränkung  des  Vogtes  spielen  die 
städtischen  Vemgerichte,  die  uns  in  Magdeburg^),  Braunschweig ^) 
und  Quedlinburg  ^)  entgegentreten. 

Die  Städte  haben  sich  keineswegs  damit  begnügt,  die  gräflichen 
Rechte  zu  erwerben,  sondern  sie  haben  vielfach  auch  die  nutzbaren 
Hoheitsrechte,  die  Regale^),  ganz  oder  teilweise  in  ihren  Besitz 
gebracht.  Hier  ist  zunächst  das  sehr  wichtige  Befestigungsrecht  zu 
nennen,  das  in  der  Regel  auf  dem  Wege  des  Privilegs  erlangt 
wurde  ^).  Jagd-und  Fischereiregal  ist  zur  selben  Zeit  meist  städtisch 
geworden  *  ®). 

Noch  wichtiger  war  für  die  Entwickelung  der  Autonomie  der 
Stadt  and  des  Beates  die  Erwerbung  der  Hoheitsrechte,  die  einen  un- 
mittelbaren Ertrag  gewährleisteten,  so  des  Geleitsrechtes  ^  ^),  des  Juden- 
Schutzes  ^>),  des  Heimfallrechtes  erb-  und  herrenlosen  Gutes  und  erb- 
losen Heergewätes,  sowie  erbloser  Gerade  ^ ')  und  vor  allem  der  Münze, 
des  Wechsels  und  der  Zölle.  Auf  letzteres  müssen  wir  kurz  eingehen. 
Die  Verpfändungen  der  Münze  beginnen  in  den   einzelnen  Städten  zu 


1)  Vgl.  aaeh  OerichtSTerfassuDg  yon  Braaotchweig,  S.  52. 
t)  Pbilippi,  a.  a.  O.,  8.  67. 

3)  Ebeoda. 

4)  Ebenda,  S.  68. 

5)  Planck,  a.  a.  O.,  I,  S.  28. 

6)  U.-B.    von   Braunscbweig ,    1,   n.    21,    S.    27.     Gerichtsverfassung    von    Braun- 
schweig,  S.  61. 

7)  U.B.  yon  Quedlinburg,  II,  n.  134,  8.  103. 
8;  MQller,  a.  a.  O.,  8.  21. 

9)  Verfassnngsgeschichte  von  Halberstadt,  II,  8.  445.  v    Maurer,  a.  a.  O.,  I,  8.  123. 
OcDgler,  StadtrechtsaltertUmer,  8.  4  ff. 

10)  WohlfabrUpflege,  S.  256.  Verfassungsgescbichte  von  HalberstHdt,  8.  445.  Auto- 
oomie  der  Stadt  Braunschweig,  S.  318,  cap.  XII. 

11)  Vgl.  V.  Maurer,  a.  a.  O.,  I,  8.  348.  U.-B.  von  HalbersUdt.  II,  n.  686,  §  66, 
3.  582.  Verfassnngsgeschichte,  S.  446.  Sudendorf,  a.  a.  O  ,  n.  805,  8.  176,  U.-B.  von 
BaoDOver,  8.  250.  Wigand,  Geschichte  von  Corwey,  I,  8.  334.  Lebmann,  Speier,  8.  329. 
Jiger,  Ulm,  8.  669. 

12)  U-B.  von  Erfurt,  I,  n.  417,  8.  283.  U.-B.  von  Halberstadt,  I,  n.  117,  8.  108. 
U.-B.  von  Quedlinburg,  I,  n.  48,  8.  86,  1273.  Ebenda,  n.  61,  S.  43,  1289.  Sehr  inter- 
esMLDte  Urkunde.  Autonomie  der  Stadt  Braunschweig,  a.  a.  O.,  S.  317,  c.  XII.  Mack, 
a.  a.  O.,  8.  45.  Sndendorf,  a.  a.  O.,  I,  195.  Gedenkbnch,  fol.  7.  Autonomie  etc.  8.  318. 
U  -B.  von  Brannschweig,  I,  n.  68,  8.  56.  Ebenda,  n.  53,  8.  68,  §  94  de  ioden  de  hee 
vonhaftich  son,  heft  de  rad  in  ore  beschermnisse  ghenomen.  Ebenda,  n.  63,  cap.  21, 
8.  177. 

13)  Verfassungsgeschichte,    8.  445.     Verfassungsgescbichte    von    Bremen,    I,   8.  279. 
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sehr'  verschiedenen  Zeiträumen  ^).  Zuweilen  ist  die  Münze  nicht  allein 
an  den  Rat,  sondern  zugleich  auch  an  andere  Gewalten  veräußert. 
So  wird  im  Jahre  1293  den  Prälaten,  Rittern,  Städten  und  Flecken 
und  allen  Einwohnern  des  Landes,  wo  Lüneburger  Münze  galt,  das 
Münzrecht  verkauft  Jährlich  zu  erwählende  Ritter  und  Ratsherren 
sollen  den  Münzmeister  einsetzen  und  die  Aufsicht  über  die  Münze 
führen*).  1322  wird  die  Münze  und  der  Wechsel  zu  Hannover  den 
Herren  und  Rittern,  der  Stadt  Hannover  und  dem  ganzen  Lande  in 
der  Weise  verkauft,  daß  die  Münzenprägung  zu  Münder,  Springe, 
Eldagsen,  Poettensen,  Neustadt,  Celle  und  anderen  Orten  aufhören 
und  nur  in  der  Altstadt  Hannover  gemünzt  werden  solle.  Die  Ober- 
aufsicht über  die  Münze  sollte  ein  Ausschuß  von  vier  Rittern  oder 
Knappen  und  vier  Ratsherren  führen  ^).  Die  Münze  von  Halberstadt 
ging  im  Jahre  1363  in  das  Eigentum  von  Stadt  und  Domkapitel 
über^).  Der  Grund  zu  solchen  gemeinschaftlichen  Erwerbungen  war 
der  schlechte  Zustand  der  Münzverhältnisse.  Bezeichnend  ist  hierfür 
die  Halberstädter  Urkunde  über  die  Münzveräußerung  vom  Jahre 
1363^).  Nach  derselben  war  de  munte  to  H.  also  gar  böse  unde 
vornichtet  mit  sleischatte,  tinze  unde  ewiger  gulde,  de  dar  ut  ghing, 
de  unse  vor  varden  unde  we  —  seil,  der  Bischof  — -  tho  erven  ver- 
leghen  hadden  greven,  heren,  papen,  ridderen,  knapen,  goddeshusen 
unde  ridderen^).  Es  waren  also,  wie  das  auch  sonst  geschah  ^),  die 
Einkünfte,  die  aus  dem  Münzregal  flössen  und  die  sehr  einträglich 
waren  ^),  durch  Vergabungen  und  Verpfändungen  in  fremden  Besitz 
gekommen^).  Dadurch  waren  die  Münzverhältnisse  in  große  Ver- 
wirrung geraten.  Es  wurden  keine  vollwichtigen  Münzen  mehr 
geprägt,  und  dieselben  zu  sehr  mit  Kupfer  versetzt,  was  böse 
Nachteile  für  den  Handel  hatte.  Um  radikale  Aenderung  zu 
schaffen,  erwarben  daher  Kapitel  und  Stadt  die  Münze,  lösten  die 
Renten  und  Zinse  ein^^')  und  sorgten  für  die  Prägung  voll- 
wichtiger Münzen  ^  ^).  Auch  in  Braunschweig  mußte  der  Rat  nach 
Erwerbung  der  Münze  die  Zinsen  und  Renten,  die  auf  dieselbe  einge- 
tragen waren,  einlösen,  um  freie  Verfügung  über  die  Münze  zu 
haben  **). 


1)  U.-B.  von  BrauDscIiweig,  1,  n    13,  S.   18.    Verfassungsgeschichte  von  Dremen,  I, 
S.  286.     U.-B.  von  Bremen,  III,  n.  365,  S.  319. 

2)  Sadendorf«  a.  s.  O.,  I,  S.  76.     Jürgens,  Landeshoheit,  S.  64. 

3)  Sudendorf,  I,  S.  201.     JQrgens,  a    a.  O.,  S.  64. 

4)  U.-H.  von  Halberstadt,  I,  n.  527,  S.  417. 

6)  VerfassunKSKeschichte  von  Halberstadt,  II,  S.  446. 

6)  Vgl.  A.  (10). 

7)  Autonomie  der  Stadt  Braunschweig,  S.  320. 

8)  Verfassuogsgeschichte  von  Halberstadt,  II,  S.  447. 

9)  U  -b.,  I,  n.  332,  S.  267. 

10)  U.-B.,  n.  638,  S.  427. 

11)  Verfa»snng9geschichte,  S.  447. 

12)  Autonomie  d.  Sudt  Brauuschweig,  S.  320. 
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Wo  die  Städte  das  Münzregal  nicht  erwarben,  suchten  sie  sich 
wenigstens  ein  Aufsichtsrecht  über  die  Münzprägung  zu  verschaffen. 
So  werden  oft  zwischen  dem  Stadtherm  und  den  Städten  genaue  Ver- 
einbarungen über  die  Münzprägung  geschlossen,  wie  das  das  Beispiel 
von  Magdeburg  zeigt  ^).  Zuweilen  kam  es  auch  zu  tumultnariscben 
Einschreiten  der  Städte  gegen  Münzer  und  Münze,  wenn  die  Prägung 
und  der  Gehalt  nicht  gut  waren.  Im  Jahre  1265  erläßt  der  Erz- 
bischof von  Mainz  der  Stadt  Erfurt  die  weitere  Verfolgung  wegen 
ihrer  Eingriffe  in  die  Münzrechte').  Magdeburg  verpflichtet  sich  im 
Jahre  1403  die  Münze,  die  es  zerstört  hatte,  wieder  aufzubauen  und 
die  neuen  Pfennige  anzunehmen  ^). 

Auch  alle  Arten  von  Zöllen  haben  die  Städte  von  den  Stadt- 
berren  erworben,  so  die  Thorzölle  ^),  die  Marktzölle '^),  das  Stätte- 
geld, das  auf  den  Jahrmarkt  erhoben  wurde  ^),  die  Anlagegebühren, 
die  die  Schiffer  zahlten^),  und  zahlreiche  andere  Abgaben,  wie  den 
Sülzzoll  in  Lüneburg^)  und  den  Stintzoll  in  Bremen^).  Vielfach 
gingen  diese  Zölle  und  Abgaben  auf  indirekte  Weise  in  den  Besitz 
der  Städte  über.  Sie  wurden  zunächst  an  Bürger  verkauft  oder  ver- 
pfändet, und  wurden  dann  von  diesen  an  die  Städte  veräußert  ^  ^). 
Auch  die  Verkehrsabgaben  gingen  zuweilen  an  die  Städte  über,  so 
die  umstrittene  Hanse  in  Bremen  ^^). 

Außer  den  öffentlichen  Rechten  erwarben  zahlreiche  Städte  auch 
die  dem  Stadtherrn  im  Mauerring  zustehenden  privaten  Rechte,  so 
den  Wortzins  ^ ') ,  Zinsen  von  Wechslerbänken ,  Verkaufsständen, 
Fleischscharren,  Brodbänken,  von  Badestuben  und  ähnlichen  Ein- 
richtungen^'). 

Zahlreiche  Städte  haben  sich  aber  nicht  begnügt,  die  dem  Stadt- 
herm im  Weichbild  zustehenden  Rechte  in  ihren  Besitz  zu  bringen, 
sondern  sie  haben  sich  mit  Erfolg  bemüht,  auch  andere  weitgehende 
Rechte  zu  erwerben.  Sie  haben  auf  dem  Wege  des  Kaufs  oder  der 
Verpfändung  Vogteigelder,  Grafenschoß,  einzelne  Güter ,  Schlösser, 
Burgen,  Dörfer,  ganze  Gebietsanteile  und  sogar  andere  Städte  zu  er- 
werben  gewußt**).     Am  wichtigsten   war  es  für  die  Autonomie  der 


1)  Ü.-B.  von  Magdeburg,  I,  n.  821,  S.  486. 

2)  Ü.-B    von  Erfurt,  1,  n.   198,  S.   118. 

3)  U.-B.  von  Magdeburg,  1,  n.  820,  S.  484. 

4)  Verfassungsgeschichte  von  Halberstadt,  II,  S.  448.     U.-B.   Wernigerode,  1,  n.  19, 
12. 

6)  Autonomie  von  Braunscbweig,  S.  3 19. 

6)  Verfassungsgeschicbte  von  Ualberstadt,  I,  S.  449. 

7)  Verfassungsgeschicbte  von  Bremen,  I,  S.  283. 

8)  Ü.-B.  von  Lüneburg,  1,  S    186.     Jürgens,  a.  a.  O.,  S.  65 

9)  Verfassungsgeschicbte  von  Bremen,  I,  S.   284. 

10)  Autonomie  von  Braunschweig,  S.  310  ff. 

11)  Verfassungsgeschicbte  von  Bremen,  I,  S.  281  ff. 

12)  Verfassungsgeschicbte  von  Halberstadt,  II,  S.  449. 

13)  Ebenda,  S.  450. 

14)  Autonomie  von  Braunscbweig,  S.  322. 
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Städte,  wenn  sie  auf  solche  Weise  Neustädte,  die  vor  ihren  Thoree 
UD(1  Maueru  entstanden  oder  errichtet  waren,  in  ihren  Besitz  brachten. 
So  erwarb  die  Altstadt  Braunschweig  zwei  andere  Weichbilde  vou 
Braunschweig,  die  alte  Wik  und  den  Sack  V)  und  Halberstadt  die 
neben  der  Stadt  entstandene  Vogtei  •).  Durch  die  Verpfändung  traten 
die  Einwohner  dieser  Weichbüde  in  ein  Uoterthanenverhaltnis  zum 
Rate  der  Altstadt.  Die  Bewohner  der  Wik  und  des  Sackes  von  Braun- 
schweig sollten  nach  der  Urkunde  vom  Jahre  1345  dem  Gemeinen  Rat 
von  Braun^^chweig  unterthan  sein,  wie  die  eigenen  Bürger  desselben  *). 
Die  Bewohner  der  Vogtei  von  Halberstadt  müssen  dem  Halberstiidter 
Rat  ausdrücklich  als  ihrem  Herrn  huldigen*).  Die  Räte  wurden 
so  selbst  Landesherren.  In  einer  späteren  Urkunde  bezeichnet  dabei 
ein  Bürf^er  der  Vogtei  von  Halberstadt  den  Rat  dieses  Ortes  als  seine^ 
„holden  herren*'^). 

Auch    kleinere    Städte    wie    Wernigerode*^)    haben     eine  gewiss 
Autonomie  erlangt,  größere  und  bedeutendere  Orte,  wie  Braunschweiir,^ 
Bremen,    Hamburg,   Köln,  Mainz  u.  a.  m.  haben  aber  völlige  Freiheit 
von  den  Fesseln  der  Landesherrlichkeit  erlangt.    Sie  haben  sich  daher 
mit  Recht  selber  als  Freistädte,  vriy  städe  bezeichnet^)* 

Die  veränderte  Stellung  der  Städte  zum  Landesherren  zeigt  sich 
in  den  Huldebriefen.  Einen  trefflichen  Einblick  geben  die  Verhält- 
nisse der  Stadt  Braunschweig**).  Hier  stellten  die  Herzöge  vor  der 
Huldigung  sogenannte  Huldbriefe  aus,  in  denen  sie  der  Stadt  ihre 
Rechte  und  Privilegien  verbrieften  und  welche  immer  bei  neu- 
erworheoen  Rechte  der  Stadt  aufgenommen  wurde.  Der  älteste  Hulde- 
brief  vom  Jahr  1318  zählt  nur  wenige  Paragraphen  '*).  Der  Brief 
von  1440  dagegen  ist  ein  sehr  umfangreiches  Dokument  von  35  Para-^ 
graphen  *"). 

Auch  die  Huldigungsordnungen  gehen  hier  sehr  gute  Aufschlüsse. 
Die  Braunschweiger  erklärten  schon  1279:  se  velle  esse  subditos  et 
fidekü  quamdiu  eos  dicti  filti  bene  tractaverint  ^^).  In  der  Huldigungs- 
ordnung von  1345  *^)  heiüt  es;  Solange  die  Herrschaft  Stadt  und  Bürger 
bei  Recht,  Gewohnheit  läßt,  so  wollen  sie  die  Eide  der  Huldigung 
halten;   wanne   aver  de  herren  dat   recht    unde  wonheyt  breken  unde 


1)  Eotaubuiifr  der  Stadt  Braunschweifr,  S.  221  S,     OericbttverfMAOog,  S.  43  CT 

2)  VerfusaDgsgeAchkhte,  I,  S.  114 

3)  Ü.-B,  TOD  Bnunachweig,  I,  n.  32,  8,  40» 
4}  Verfass uagsgeicbiebt«  von  Üftlberstadt,  f,  S.  115. 

5)  Ebeoda,  Anm.  3. 

6)  VerfassQDgsgescbiebte  voo  Wernigerode,  11,  8,  181. 

7)  U,<B,  von  nriLUDachweig«  I,  o.  30,  S    38.      Vgl.  Obst,    a,  &    O,,  8.  5fi>     Lappen* 
berg,  a.  a.  O.,  8.  288  ff. 

8)  Aatooomie,  S.  323  ff. 

9)  Ü.-B.  voo  Braonachweig,  I,  n.  23,  S,  30, 

10)  Ebenda,  n.  87.  S.  2:^4. 

11)  Ebenda,  n.  9,  S.  15. 

12)  Ebenda,  d.  30,  8»  36, 
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se  Dicht  by  deo  goaden  en  lethen,  so  en  weiden  se  unde  en  dorften 
vaD  rechtes  wegene  to  den  eden  der  huldinge  nicht  verbundeo 
wesen,  de  wile  dat  de  ungnade  mit  den  herren  warede.  Vortmer  dot 
de  herscap  deme  rade  unde  den  borgheren  gutliken,  unde  vordeghe- 
dinget  se  wal  de  stand  unde  de  borghere  eres  rechtes,  des  danket 
men  on  büken;  deden  se  aver  des  nicht  en,  so  en  were  me  on  in 
eren  noden  unde  creme  rechte  bitostande  nichtes  plichtich.  Wante 
von  der  gode  goddes  is  Brunswichen  vriystad. 

Auch  in  Bremen  erklärten  schon  1226  die  Bürger,  sie  seien  vom 
Treueid  los  und  ledig,  wenn  der  Erzbischof  die  Rechte  der  Stadt  ver- 
letzen würde  ^).  Einzelne  Städte  durften  sich  bei  solchen  Rechts- 
Verweigerungen,  einen  anderen  Herren  wählen,  so  Stendal,  Tanger- 
müode,  Soest  u.  a.  ^). 

Die  veränderte  Stellung  der  Städte  zum  Landesherren  spricht 
sich  auch  darin  aus,  daß  die  Städte  mit  ihren  Landesherren  jetzt 
förmliche  Bündnisse  schließen  >).  Auch  äußerlich  zeigt  sich  dieselbe. 
Dämlich  in  der  Verlegung  der  Residenzen.  Als  Bremen  und  Köln 
zu  mächtig  wurden,  verlegten  die  Erzbischöfe  ihren  Sitz  nach  Stade 
und  BoDD.  Zuweileu  fielcD  die  io  oder  bei  der  Stadt  liegCDdeD  landes- 
herrlichen Schlösser  geradezu  der  Vernichtung  und  Zerstörung  an- 
heim,  als  die  Landesherren  genötigt  wurden,  ihren  Sitz  in  den 
Städten  aufzugeben.  So  wurden  im  Jahre  1371  das  Schloß  über 
dem  Kalkberge  von  Lüneburg  und  das  Schloß  Lauenrode  bei  Hannover 
und  1377  das  herzogliche  Schloß  io  GöttiDgen  von  den  Bürgern  zer- 
stört*)- 

Der  Erbe  des  Landesherrn  in  den  Städten  war  der  Rat.  Wenn 
auch  nominell  Stadt  und  Gemeinde  die  landesherrlichen  Rechte  erwarben, 
so  mußte  die  Ausübung  derselben  auf  das  Exekutivorgan  der  Gemeinde, 
den  Rat  übergehen.  So  erhöht  sich  die  Stellung  der  consules  wieder 
bedeutend.  Waren  sie  durch  die  Verdrängung  des  Vogtes  aus  der  Stadt- 
verwaltung aus  einem  Beirate  des  Stadtkommandanten  zu  einer  Regie- 
rungsbehörde geworden,  so  erlangen  jetzt  die  Räte  einzelner  Städte 
Hoheitsrecbte,  teilweise  sogar  die  Stellung  von  Landesherm.  Im  letz- 
teren Fall  vertritt  der  kollegialische  Gemeindevorstand  den  Landes- 
herrn. Eine  solche  Stellung  haben  nicht  nur  die  Räte  der  Reichs- 
städte erreicht,  sondern  auch  eine  Anzahl  von  Landstädten,  die  daher 
mit  Recht  als  Freistädte  bezeichnet  werden.  Vereinzelt  haben  die  Räte 
solcher  Freistädte  eine  viel  selbständigere  Stellung  erlangt,  als  die  der 
eigentlichen  Reichsstädte,  denn  sie  standen  auch  dem  Kaiser,  der  in 
den   Reichsstädten  die  landesherrliche  Gewalt  vertritt,  freier  gegen- 


1)  VerfassuDg»ge»cbicbte  tod  Bremeo,  I,  S.   287. 

t)  V.  Maarer,  Städteverfassang,  III,  S.  460  ff,  S.  533  ff. 

3)  Verfassongsgetcbichte  von  Halberstadt,  II,  S.  472. 

4)  Heinemann,  Qescbicbte  von  Braunscbweig  und  Hannover,  II,  S.   125,  142. 
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Über.  Trefifliche  Beispiele  solcher  Verhältnisse  sind  Köln,  Braunschweig  ^ ) 
und  Bremen  *). 

Bei  einer  so  verwandelten  Stellung  des  Rates  mußte  sich  das 
Verhältnis  des  Stadtausschusses  zur  Bürgerschaft  immer  mehr  ver- 
ändern. Während  der  Rat  bei  seiner  Entstehung  nur  als  eine  Ver- 
tretung der  Bürgerversammlung  erscheint,  die  er  bei  allen  wichtigen 
Angelegenheiten  um  ihre  Zustimmung  befragen  muß,  wird  die  Bürger- 
versammlung in  ihrer  Bedeutung  für  die  Stadtverwaltung  immer  mehr 
beschränkt.  Die  Berufung  des  Burdings  zur  Miterledigung  wichtiger 
Gemeindesachen  findet  immer  weniger  statt  und  wird  schließlich  zu 
diesem  Zweck  ganz  ausgesetzt.  Es  wird  schließlich  nur  noch  berufen, 
um  Befehle  und  Verordnungen  der  gestrengen  Herrn  vom  Rat  entgegen- 
zunehmen '). 

Die  Stellung  des  Rats  zur  Bürgerschaft  hat  damals  die  wesent- 
liche Aenderung  durch  die  Beseitigung  des  Vogts  aus  der  Stadtver- 
waltung erlitten.  Sowie  der  Vogt  von  der  Verwaltung  der  Stadt 
zurücktritt,  nimmt  der  Rat  immer  mehr  die  Stellung  des  regierenden 
Herrn  an,  und  die  Bürger  erscheinen  als  Unterthanen.  Dieses  Ver- 
hältnis spricht  sich  am  deutlichsten  in  den  Stadtrechten  aus.  In  den- 
selben werden  die  Ratsherren  immer  als  unse  herren  oder  als  unse 
herren ,  de  rad  bezeichnet  ^).  Die  Bürger  müssen  den  Ratsherren 
•gegenüber  ein  anständiges  und  ehrfurchtsvolles  Betragen  wahren  ^). 
Jedes  Auftreten  gegen  die  städtische  Obrigkeit,  politische  Sonderver- 
sammlungen, ja  sogar  das  Raisonnieren  über  den  Rat  ist  streng  ver- 
boten ^).  Wer  sich  gegen  die  Gesetze  und  Einrichtungen  der  Stadt 
vergeht,  der  vergeht  sich  nicht  mehr  gegen  die  Gemeinde,  sondern 
gegen  den  Rat,  „unde  de  rat  wel  et  eme  also  keren,  dat  et  eme  nicht 
evene  kompt^'  oder  „dat  et  im  alto  swar  wert''  ^).  Die  Bürger  sind  die 
Unterthanen,  die  dem  Rat  in  guten  und  bösen  Tagen  ohne  Widerrede 
gehorchen  müssen  ®). 


Je  mehr  die  Autonomie  der  Stadt  und  des  Rates  anwächst,  und 
je  mehr  Rechte  auf  den  Gemeindevorstand  übergingen,  desto  mehr 
mußten  sich  die  Geschäfte  der  Ratsherrn  häufen.    Anfänglich  konnten 


1)  Vgl.  Aatonomie  voo  Brauoschweig,  S.  328  ff. 

2)  VerfassuDgsgeschichte  von  Bremen,  II,  cap.  14. 

8)  Vgl.  VerfassuDgsgeBchicbte  tod  Bremen,   II.     Verfassungsgescbicbte  von  Halber- 
stadt, II,  8    441  ff      Obst,  a.  a    O.,  8.  46  ff. 

4)  U.-B.  V.  HalbersUdt,  I,   n.  686,    S.  578  u.  a.     Den  Ratsberru  kommt  in  LOne- 
barg  das  Prädikat  Herr  zu.     Jürgens,  Stände,  S.  167. 

5)  Woblfabrtspflege,  S.  269. 

6)  Ebenda,   U.-B.   von  Halber&tadt,    I,    n.  686,    S.  578,    §  47.     U.-B.  von  Braun- 
schweig,  I,  S.  75,  §  148. 

7)  Wohlfahrtspflege,  S.  316. 

8)  U-B.  von  Braanscbweig,  I,  n.  32,  S.  40. 
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die  Ratsherrn  nach  Beseitigung  des  Vogtes  die  Verwaltung  der  Städte 
als  kollegialischer  Gemeindevorstand  allein  vornehmen,  wobei  ihnen  in 
einzelnen  Städten,  wie  in  Braunschweig,  Halberstadt,  Quedlinburg  und 
Wernigerode  ihnen  hierbei  die  Burmeister  zur  Seite  standen.  Sehr 
bald  aber  machte  die  Anhäufung  der  Geschäfte  besondere  Verwaltungs- 
ämter nötigt). 

Das  erste  und  wichtigste  dieser  Verwaltungsämter  ist  das  des 
Bürgermeisters.  In  den  Urkunden  wird  der  neue  Beamte  als  procon- 
8ul,  magister  consulum,  niagister  consilii,  ratsmeister  und  bürgermeister 
genannt^).  Auch  die  Bezeichnung  scultetus  tritt  in  Städten  auf,  in 
denen  früher  an  der  Spitze  ein  Schultheiß  stand.  Dagegen  kommen 
die  Titel  magister  civitatis,  magister  oppidanorum,  burgimagister,  nicht 
immer  dem  Bürgermeister  zu,  sondern  sind  namentlich  in  frührer  Zeit 
Bezeichnungen  des  Bur-  oder  Bauermeisters.  Durch  die  irrtüm- 
liche Ansicht,  daß  auch  diese  Benennungen  nur  den  Bürgermeistern 
zuständen,  ist  man  zu  ganz  falschen  Annahmen  über  das  Alter  und 
die  Stellung  des  Bürgermeisteramtes  gekommen  ^).  Da  bekanntlich 
magistri  civium  sehr  früh  und  vereinzelt  mit  den  consules  genannt 
werden,  wie  das  beispielsweise  in  einer  Quedlinburger  Urkunde^)  der 
Fall  ist,  wo  neben  dem  judex  die  zwei  magistri  civium  und  dann  erst 
die  übrigen  consules  genannt  werden^),  so  nahm  man  an,  daß  das 
Bürgermeisteramt  zugleich  mit  dem  Rat  entstanden  ist.  Nach  An- 
sicht verschiedener  Forscher^)  bestand  demnach  das  Bürgermeister- 
amt schon  zu  einer  Zeit,  als  an  der  Spitze  der  Städte  noch  der  ad- 
vocatus,  index  oder  scultetus  stand  ^). 

Das  Bürgermeisteramt  ist  jünger  als  der  Rat  ^)  und  ist  erst  ent- 
standen, als  der  Stadtkommandant  aus  der  Verwaltung  verdrängt 
war.  Es  tritt  demnach  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts auf.  So  wird  der  Bürgermeister  in  Hamburg  um  1270  er- 
wähnt ^).  Die  erste  sichere  urkundliche  Erwähnung  von  proconsules 
fällt  ins  Jahr  1293^^).  In  Lübeck  werden  die  Bürgermeister  zu- 
erst 1298  genannt  ^^).  Im  eigentlichen  Niedersacbsen  findet  sich  die 
urkundliche  Erwähnung  von  Bürgermeistern  an  der  Spitze  des  Rates 
noch  später.  So  erscheinen  dieselben  in  Bremen  1366^^),  in  Lüne- 
burg 1330  ^*),  in  Hannover  1358^*),  in  Uelzen  nach  1370 1«^),  in  Braun- 

1)  Vgl.  VerfassQDgsgeschichte  von  Halberstadt.  II,  S.  482  ff. 
8)  V.  Maurer,  a.  a.  O.,  L,  S.  628. 

3)  ▼.  Below,  SUdtgemeinde,  S.  111. 

4)  U.-B.  von  Quedlinburg  I,  n.  74,  S.  64. 
ö)  Vgl.  Teil  IV,  S.  628,  529. 

6)  So  Donandt  u.  a. 

7)  Teil  IV,  S.  529,  S.  497. 

8)  Vgl.  ▼.  Below,  Stadtgemeinde,  S.  107  ff. 

9)  Sudtrecbt  von  1270. 

10)  U.-B.  von  Hamburg,  I,  o.  870,  S.  780. 

11)  Orantoff,  Lttb.  Chroniken,  I,  8.  413. 

12)  U.-B.  von  Bremen,  I,  S.  603,  II,  d.  178. 
18)  U.-B.  von  Lüneburg,  I,  S.  196. 

14)  U.-B.  von  Hannover,  1,  S.  871. 
16)  Jttrgens,  Stfinde,  S.  168. 
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schweig  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderte  ^),  io  Magdeburg  1302*), 
in  Hildesheim  1345^),  in  Goslar  1299*),  in  Wernigerode  1378  oder 
1388'^),  in  Halberstadt  1336«),  in  Quedlinburg  1308')  und  in 
Hameln  1276*)  erwähnt.  In  Erfurt  ist  der  Bürgermeister  schon 
1265^),  in  Mühlhausen  im  Jahre  1292*^)  vorfanden.  In  Soest  er- 
scheint das  Amt  in  der  Verfassungsgeachichte  im  Jahre  1259,  wenn 
das  betreffende  Ratswahlstatut  in  di^es  Jahr  fällt  ^*),  Die  Urkunden 
von  Wesel  nennen  Bürgermeister  zwischen  1271  und  1278  ^-j,  die 
Duisburgs  1275  ^^).  In  Frankfurt  werden  Bürgerojeister  um  1340^*), 
In  Gebihausen  1349  i»),  iü  Mainz  1332^«)  erwähnt  »0. 

In  einer  ganzen  Anzahl  von  Städten  ist  nach  Entfernung  des 
«Stadtkommandanten  aus  der  Statt tverwaltung  eine  ^'eraunie  Zeit  ver- 
gangen, ehe  in  den  Urkunden  ein  Vorsteher  des  Rats  genannt  wird, 
so  in  Lübeck,  Braunschweig,  Wismar,  Eisenach  und  vielen  anderen 
Städten.  In  einzelnen  Städten  wurde  das  Amt  erst  bei  einer  Rats- 
reform geschaffen,  so  in  Mainz  *^).  Es  wurde  in  der  Zeit,  wo  kein  Rats- 
meisier  vorhanden  war,  immer  einem  Ratsherrn  bei  Ratshandlungen 
der  Vorsitz  übertragen.  Er  ist  der  „Worthaiter"  des  Rats '^).  Später 
schul"  man  einen  ständigen  Vorsitzenden.  Wir  haben  hier  ein  gutes 
Beispiel,  wie  das  Bürgermeisteramt  entstanden  ist.  Das  Amt  des  Rats- 
meisters darf  weder  mit  dem  des  alten  Gemeindevorstehers,  noch  mit 
dem  des  Stadtkommandanten  in  Zusammenhang  gebracht  werden,  wie 
das  vielfach  von  verdienten  Forschern  angenommen  ist*^).  Die  Funk- 
tionen  und  Kompetenzen  dieser  Beamten  sind,  wie  wir  gesehen*^), 
nicht  auf  den  Ratsraeister,  den  Vorsitzenden  des  Rates  übergegangen, 
denn  ein  solcher  war  noch  gar  nicht  vorhanden,  sondern  sind  auf  den 


1)  Aatonomie«  S.  306,  $01, 

3)  Ü.-B    von  Magdoburt,^,  I,  n,  325,  S.   121. 
S)  V.'K  vou   Hildeiihetni,   I,  a    949,  S    &5S. 

4)  U.-ß,  von   Goslar,  11^  n.  57 S^  S.  563 

5)  VerlM»ungSK«chitbt«  vou  WemiKerodi?,  8,   ltj5. 

6)  VerfM»UDg»geschlcbte  von  HAlber»tAdc.  U,   S*  482 

7)  tJ**B.  von  Quüdlttiburg,  l,  n.  76,  S,  55 
0)   U.-B.   von  HKmelo,  I,  u.   76,  S.   55 
9)  ÜB.  von  Erfurr,  I,  n.   192.  S.   114, 

10)  tJ.^B.  von  lfahlhaus«n,  I,  u.  395,  t^.   167 

U)  Chroniken  d.  Stmdte,  Bd.  24,  8.  93  ff. 

IS)  Averdaock,  Geschichte  von  Doishargf  S.  869 

13)  Averdunck,  «•  »>  O ,  S.  266. 

14)  Heft».  VB,  Abt,  2,  Bd    2,  S.  489,  d,  513,  A.    19 

15)  Ebeode^  n    791,  S    78S. 
16]  Chroniken  d.  St&dte,  Bd.  18,  S.   64,  S.   73 

17)  lo  Ulm  erscheinen  BQrgermeitier  1271,  in  Frelburj^  l  B.  1293,  In  £f»tIiig«o 
«eit  dem  Anfang  des  17.  JiLbrhundens,  in  Z&ricb  seit  1336,  in  Bamberir  »eit  1326« 
in  Amcben  »eil  1251  ttod  m  Buel  »eit  1152,     v.  Mutr«r,  a.  a*  O  ,  1,  8.  627. 

18)  Cbron.  d.  St.,  Bd    18. 

19)  AuloDomie,  S.  806,  307, 

20)  ▼,  Betow,  a.  a.  O.,  S.   107  ff. 

21)  Vgl  oben  S.   96 
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Rat  flbertragen  worden.  Der  Rat  ist  der  Erbe  beider  Gewalten.  Der 
BQrgermeister  ist  zunächst  als  Ratsherr  Mitglied  der  städtischen 
Regierungsbehörde,  als  Bürgermeister  aber  zugleich  der  Exekutiv- 
beamte dieser  Behörde.  Er  führt  den  Vorsitz  im  Rate  und  führt 
die  Beschlüsse  der  Regierungsbehörde  aus.  Auf  seine  weiteren 
Funktionen  kann  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  eingegangen  werden. 

Ein  zweiter  Beamter,  der  aus  dem  Rate  gewählt  wird,  ist  der 
Kämmerer  und  Zinsmeister.  Ihm  steht  die  Ordnung  über  die 
Finanzen  der  Stadt  zu. 

Im  15.  Jahrhundert  breitet  sich  das  Arbeitsgebiet  des  Rates  immer 
aus;  es  wird  so  nötig,  immer  neue  Verwaltungsämter  innerhalb  des 
Rates  zu  schafifen  und  die  Zahl  der  Ratsherren  zu  vermehren,  um  ge- 
nügend Personen  zur  Besetzung  der  Aemter  zur  Verfügung  zu  haben. 
Vielfach  findet  sich  jetzt  die  Einrichtung  des  engeren  und  weiteren 
Rates,  d«  h.  des  geschäftsführenden,  des  r^erenden  und  des  „be- 
ratenden^'  Rates. 

Doch  hat  man  in  vielen  Städten  diese  Entwickelung  nicht  mit- 
gemacht. Es  ist  vielmehr  oft  der  Versuch  gemacht,  die  Zahl  der 
Ratsherren  zu  verkleinern  und  die  Regierung  der  Stadt  einer  Oli- 
garchie zu  überweisen.  Diese  Bestrebungen  hängen  zusammen  mit 
der  Patrizier-  und  Geschlechterherrschaft,  die  sich  im  15.  Jahrhundert 
in  vielen  Städten  findet  Auf  die  Art,  wie  diese  Oligarchien  sich  ge- 
bildet haben,  kann  hier  meist  eingegangen  werden.  Sie  waren  für  die 
Städte  von  schlimmster  Bedeutung.  Einmal  rissen,  weil  die  Verwal- 
tung von  einer  kleinen  Anzahl  von  Ratsherren  nicht  in  der  richtigen 
Weise  geführt  wurde,  in  der  Verwaltung  der  Stadt,  vor  allem  im 
Finanzwesen,  die  schlimmsten  Mißstände  ein,  andererseits  wurden  die 
Städte  in  innere  Kämpfe  gestürzt,  weil  die  in  den  großen  Gilden  ver- 
einigten Handwerker,  die  vom  Patriziat  aus  dem  Rat  und  Regiment 
der  Stadt  verdrängt  waren,  Anteil  an  der  Regierung  verlangten.  Es 
beginnt  die  Zeit  der  Finanzkalamitäten  und  der  Zunftkämpfe.  Die 
li*tzteren  endeten  meist  mit  dem  Sturz  der  bestehenden  Verfassung  und 
der  Einrichtung  eines  erweiterten  Rates.  Am  Ende  des  Mittelalters 
erhielt  auch  die  Gemeinde,  d.  h.  die  nicht  zu  den  Geschlechtem  ge- 
hörige und  nicht  in  den  großen  Gilden  vertretene  Bürgerschaft,  in 
vielen  Städten  eine  Vertretung  im  Rate.  Ein  genaueres  Eingehen  auf 
diese  Verhältnisse  würde  zu  weit  führen.  Im  großen  und  ganzen  kann 
noch  immer  auf  die  Darstellung,  die  von  Maurer  in  seinem  fundamen- 
talen Werke  giebt,  verwiesen  werden. 

Schluß. 

In  den  vorliegenden  Abschnitten  ist  die  Verfassungsgeschichte  der 
deutschen  Städte  bis  zum  Ende  des  14.  Jahrhunderts  vorgeführt 
worden.  Eine  Fortsetzung  kann  vorläufig  nicht  geboten  werden.  Einer- 
seits fehlt  es  an  Raum,   um  die  sich  immer  detaillierter  gestaltenden 
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VerfassuDgsverhältDisse  in  ausführlicher  Weise  darzulegen,  andererseits 
wird  der  Verfasser  durch  andere  dringende  Arbeiten,  wie  die  WeiterfQh- 
rung  der  Verfassungsgeschichten  der  einzelnen  niedersächsischen  Städte 
und  die  Abfassung  einer  Landeskunde  von  Niedersachsen  in  Anspruch 
genommen.  Vielleicht  ist  es  dem  Verfasser  vergönnt,  später  einmal 
auf  die  vorliegenden  Aufsätze  zurückzukommen,  und  dieselben  in  ver- 
besserter Auflage  in  Buchform  darzubieten.  In  dieser  Neubearbeitung 
sollen  die  Annahmen,  die  sich  der  neueren  Forschung  gegenüber  als 
irrtümlich  erwiesen  haben  und  noch  erweisen,  in  gebührender  Weise 
berichtigt  werden. 
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Nationalokonomische  Gesetzgebung. 
I. 

Ein  Gesetz  g^en  Kartelle. 

Die  österreichiBohe  Eegierang  hat  am  1.  Juni  dieses  Jahres  dem  Ab- 
geordoetenhaose  den  Entwurf  eines  Gesetzes  yorgelegt,  der  nicht  verfehlen  wird, 
allenthalben  die  Aufmerksamkeit  der  Politiker  und  Volkswirte  auf  sieh  zu 
ziehen.  Es  handelt  sich  in  diesem  Gesetze  nfimlich  um  nichts  geringeres,  als 
um  einen  Versuch,  den  gemeinschädlichen  Wirkungen,  zwar  nicht  der  Kartelle 
ftberhaupt,  wohl  aber  einer  besonders  wichtigen  Gruppe  derselben,  durch 
Mafsregeln  der  Verwaltung  entgegenzutreten.  Durch  das  neue  Gesetz  sollen 
Untemehmervexbände,  welche  durch  Beschränkung  oder  Beseitigung  des 
freien  Wettbewerbes  auf  die  Produktions-,  Preis-  oder  Absatzrerhältnisse 
solcher  Verbrauchsgegenstände,  die  (wie  Zucker,  Bier,  Mineralöl,  Salz)  einer 
Produktionssteuer  unterliegen,  bestimmend  einzuwirken  suchen,  auch 
Verbände  von  solchen,  der  Staatsaufsicht  unterworfen  werden,  während 
rücksichtlich  der  übrigen  Kartelle  die  bisherige  gesetzliche  Begelung  der- 
selben keine  Aenderung  erfahren  soll. 

Jedes  Kartell  der  yorgedachten  Art  soll  in  Zukunft  zu  seiner  Gültigkeit 
der  Errichtung  eines  notariell  bekundeten  Statutes  bedürfen,  aus  dem  der 
Inhalt  der  Kartellvereinbarung  genau  zu  ersehen  sein  mufs  (Zweck  und 
Mittel,  Sitz,  Geschäftsführung,  Leitung  und  vereinbarte  Zeitdauer  des  Kar- 
tells, femer  der  Erwerbszweig,  die  Zahl  der  kartellierten  Betriebe,  Namen 
und  Betriebsumfang  derselben,  die  Bechte  und  Pflichten  der  Kartellmit- 
glieder, die  vereinbarten  Konventionalstrafen,  die  zu  bietenden  Bürgschaften 
o«  s.  f.).  Das  Kartellstatut,  jede  AbänderuDg  desselben,  ebenso  alle  Kartell- 
beschlfisse,  die  eine  Festsetzung  der  Preise,  der  Produktionsmengen  und 
der  Einkaufs-  und  Absatzverhältnisse  zum  Zwecke  haben,  werden  innerhalb 
kurzer,  gesetzlich  normierter  Fristen  dem  Finanzministerium  anzu- 
zeigen sein.  Diesem  wird  auch  das  Recht  zustehen,  in  alle  auf  das  Kartell 
sich  beziehenden  Bücher  und  Geschäftsaufzeichnungen  des  Kartells,  sowie 
der  einzelnen  kartellierten  Betriebe  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den 
Leitern  und  Geschäftsführern  des  Kartells,  sowie  von  den  beteiligten 
Unternehmern  Auskünfte  über  sämtliche  Geschäftsbeziehungen  des  Kartells 
sowohl  nach  auTsen,  als  gegenüber  seinen  Mitgliedern  zu  verlangen.  Von 
der  Pflicht  zur  Erteilung  von  Auskünften  sollen  die  Unternehmer  nur  rück- 
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Bichtlich  der  geheim  gehaltenen  techDiecheD  Einrichtungen  und  VerfahniDgß* 
arten  entbtindeo  sein.  Das  FinanzmiDigtenum  wird  ferner  berechtigt  seiOp 
der  Leitung  einea  jeden  KarteJlB  der  obigen  Art  Jederzeit  die  LeiBtung 
einer  mit  angemesBener  B-ücksicht  auf  den  Umfong  der  kartellierten  Be- 
triebe 2u  bestimmenden  Kaulion  bis  zum  Betrage  von  200  000  Gulden 
aufzuerlegen  I  die  nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  für  eine 
diesem  letzteren  entsprechende  Wirkearo keit  des  Kartells  zu  haften  haben  wird. 

Zur  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Staatsaufsicht  wird  im  Fiuanzmiiii- 
ßterium  eine  besondere,  aus  12  Mitgliedern  bestehende,  zur  Hälfte  aus  Be- 
amten des  FinanzminiBteriums  und  der  übrigen  beteiligten  Ministerien  (des 
looern,  der  «Tuetis,  des  Handels  und  dea  Ackerbaues),  zur  anderen  Hälfte 
am  Bonstigen  für  eine  bestimmte  Funktionsdauer  zu  berufenden  Faoh- 
mäonern  bestehende  Kommission  gebildet  werden.  Die  Mitglieder  dieser 
Kommissionenj  deren  Vorsitz  dem  Finanzminister  oder  dessen  Stellvertreter 
zustehen  soll,  werden  vom  Finatjzminister  ernannt  werden,  jedoch  nicht 
Mitglieder  des  ausübenden   Finaozdieostes  sein  dürfen. 

Das  Gutachten  dieser  Kommission  wird  seitens  des  Finanzministeriume 
vor  jeder  die  Untersagung  eines  Kartells  oder  Kartellbeschlueses  aus- 
spreoheDden  Entscheidung  des  Finanzministeriums  einzuholen  sein.  Aueh 
Boll  das  Finanzministerium  der  Kommission  —  von  den  obigen  Entschei- 
dungen abgesehen  —  die  Ausübung  der  im  Gesetze  normierten  Staatsauf- 
sicht über  die  Kartelle  übertragen  dürfen.  Ueberdies  werden  das  Finanz- 
ministerium, bez,  die  mit  den  Aufgaben  der  Staatsaufsicht  betraute  Kom- 
mission, einen  oder  mehrere  Kommissäre  von  Fall  zu  Fall  oder  dauernd 
zu  bestellen,  berechtigt  sein* 

Der  Finanzminister  kann  nach  dem  Gesetzentwürfe  die  Ausführung 
von  KartellbeeohlilsBeo ,  welche  eine  Feststellung  der  Preise,  der  Produk* 
tionsmeogen,  der  Einkaufs-  oder  Absatzverhältnisse  zum  Zwecke  haben, 
untersagen,  „wenn  sie  geeignet  sind,  in  einer  durch  die  objektive  wir l- 
Bohaftliche  Sachlage  des  betrefifenden  Industriezweiges  (insbesondere  durch 
die  jeweilig  für  die  Freisbildung  und  die  Konkurrenz  Verhältnisse  oder  sonst 
für  die  Konjunktur  mafsgebenden  Umstände)  nicht  begründeten  und  das 
Erträgois  der  oben  erwähnten  Produktioüssteuern  oder  die  Steuer-  und 
Konsum tionskraft  der  Bevölkerung  offenbar  schädigenden  Weise,  die  Preioe 
einer  Ware  oder  Leistung  zum  Nachteile  der  Abnehmer  oder  Besteller  su 
steigern,  oder  zum  Nachteile  der  Erzeuger  oder  Leiat^ndt^a  herabzudrücken''. 
Ebenso  kann  der  Bestand  eines  Kartells  selbst,  sowie  die  Abänderung  einea 
Kartellstatuts  untersagt  werden,  wenn  das  Kartell  einen  der  obigen  Zwecke 
verfolgt.  In  allen  diesen  Fällen  entscheidet  das  Finanzministerium  nach 
^iem  Ermessen  „auf  Grund  einer  sorgfältigen  Prüfung'*  der  thatsächtiehen 
Voraussetzungen  naoh  Vernehmung  der  Leiter  des  Kartells,  unter  Um- 
standen  auch  nach  Vernehmung  der  beteiligten  Unternehmer,  dort  wo  e» 
sich  um  die  üntersagung  eines  Kartells  oder  Karteilbeschiugses  handelt» 
naoh  Einholung  des  Gntachtens  der  Kartellkommission. 

Das  Gesetz  soll  aueh  auf  die  bereits  bestehenden  Kartelle  der  obigen 
Art  Anwendung  finden. 

Die  Uebertretung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ist  mit  schweren 
Strafen  bedroht.     Es  haben  Ordnungsstrafen  (Geldstrafen  bis  5000  fL,, 
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bes.  die  ünterBagnng  des  Kartells)  im  Falle  der  ünterlassuDg  bez.  Yer- 
weigemng  der  yorgeschriebenen  Anzeigen  und  Auskünfte  einzutreten.  Bei 
wiederholter  Verweigerung  der  von  der  Staatsverwaltung  au£  Grund  des 
Oeaetzes  geforderten  Auskünfte  wird  der  Fortbestand  des  Kartells  unter- 
sagt werden  können.  Als  Vergehen  werden  bezeichnet  und  mit  Arrest 
von  8  Tagen  bis  3  Monaten  und  mit  Geldstrafen  bis  5000  fl.  bedroht: 
wissentliche  oder  in  grober  Fahrlässigkeit  erfolgte  unwahre  Anzeigen  oder 
Auskünfte.  Ebenso  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig,  wer  entgegen 
einem  staatlichen  Verbote  oder  vor  Ablauf  der  gesetzlich  bestimmten 
Fristen  sich  an  der  Wirksamkeit  eines  Kartells  beteiligt,  einen  staatlich 
untersagten  Eartellbeschlufs  ausführt,  sich  an  einem  Kartell  ohne  Statut, 
oder  an  einem  solchen,  dessen  Statut  nicht  zur  Anzeige  gebracht  wurde^ 
beteiligt,  sowie  derjenige,  der  an  einem  Kartell  teilnimmt,  ohne  die  Be- 
stimmungen des  Statuts  zu  beobachten  u.  s.  f.  Diese  Vergehen  werden 
mit  Arreststrafen  von  1 — 6  Monaten  und  mit  einer  Geldstrafe  von  200 
bia  10  000  fl.  bedroht 

Die  Verhängung  der  Ordnungsstrafen  soll  der  politischen  Landes- 
behörde, in  höherer  Instanz  dem  Finanzministerium  zustehen.  Die  als 
Vergehen  bezeichneten  Gesetiesübertretungen  sollen  der  Rechtsprechung 
der  ordentlichen  Gerichte  unterliegen  und  von  Amts  wegen  verfolgt  werden. 

Gleichsam  als  Entschädigung  für  die  weitgehenden  Einschränkungen, 
denen  die  Kartelle,  auf  welche  das  Gesetz  sich  bezieht,  unterworfen  werden 
sollen,  werden  die  Vereinbarungen  derselben  durch  das  nämliche  Gesetz 
ab  rechtswirksam  anerkannt  Bisher  hatten  (nach  dem  österr.  Koalitions- 
geaetie  von  1 870)  „Verabredungen  von  Gewerbsleuten  zu  dem  Zwecke, 
um  den  Preis  einer  Ware  zum  Nachteile  des  Publikums  zu  erhöhen",  keine 
reditliche  Wirkung.  Diese  Bestimmung,  welche  infolge  einer  ausdehnenden 
Interpretation  auf  Kartelle  und  Ringe  im  allgemeinen  Anwendung  findet, 
soll  nach  dem  Gesetzentwurfe  rücksichtlich  der  unter  die  Staatsaufsicht 
fallenden  Kartelle  nunmehr  beseitigt  werden.  Im  übrigen  sollen  auch  diese 
letzteren  dem  Kartellgesetze  vom  Jahre  1870  unterworfen  bleiben. 

Infolge  der  am  2.  Juli  d.  J.  erfolgten  Schliefsung  der  gegenwärtigen 
Session  des  österr.  Reichsrates  muTs  der  obige  Gesetzentwurf  in  der  nächsten 
Session  des  Reichsrates  neu  eingebracht  werden.  Es  wird  dies  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  geschehen,  da  derselbe  in  der  Oeffentlichkeit  eine  günstige 
Anfinahme  gefunden  hat.  Auch  drängt  die  bevorstehende  Erhöhung  der 
indirekten  Steuern  in  Oesterreioh  zu  einem  besonderen  Schutze  der  Kon- 
samenten gegen  eine  neben  den  staatlichen  und  kommunalen  Auflagen 
sieh  geltend  machende  Belastung  der  Bevölkerung  durch  diejenigen  Kartelle, 
welche  nach  dem  Gesetzentwurfe  eben  der  Staatsaufsicht  unterworfen 
werden  sollen.  Der  sehr  sachkundig  gearbeitete  Motivenbericht  des  Gesetzes, 
welches  in  mancher  Rücksicht  den  Vorschlägen  Prof.  AdolfMenzel's 
in  Wien  Rechnung  trägt,  stellt  die  betreffenden  Verhältnisse  nach  allen 
Richtungen  klar.  C.  M. 
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Die  Entwickelung  der    deutschen  Hochseefischerei 
in  der  Nordsee  ^). 

Von  Dr.  L.  O.  Brandt. 

Die  naohfolgende  Arbeit  erhebt  nicht  den  Anspruch  einer  erschöpfenden, 
•ystematischen  Darstellung  des  Themas.  Es  handelt  sich  nur  darum,  in 
kurzen  Zügen  ein  Bild  yon  der  Entwickelung  eines  Erwerbszweigee  xu 
geben,  dem  noch  nicht  die  genügende  Beachtung  geschenkt  wird.  loh 
habe  mich  auf  die  Nordsee  beschränkt,  da  die  Fischerei  in  der  Ostsee 
einen  wesentlich  anderen  Charakter  hat  Vielleicht  giebt  die  Arbeit  auch 
Anregung  zur  Verbesserung  der  statistischen  Aufnahmen. 

Den  ersten  Anlauf,  die  Hochseefischerei  von  deutschem  Boden  tos 
zu  betreiben,  nahmen,  wenn  wir  absehen  vom  Walfange  zur  Zeit  der  Hansa, 
im  Jahre  1553  einige  Emdener  Eaufleute,  die  wenige  Schiffe  auf  den 
Heringsfang  aussandtan.  Dies  gab  man  jedoch  Mitte  des  1 7.  Jahrhunderts 
wieder  auf.  In  gröfserem  Style  unternahm  man  den  Heringsfang  sodann 
1769  wieder  mit  Gründung  der  Heringsfischereigesellschaft  in  Emden,  die 
Ton  Friedrich  dem  Grofsen  mit  dem  ansschliefslichen  PriTilegium  dea 
Fanges  und  Heringsyertriebes  in  den  preufsischen  Provinzen  ausgestattet 
und  in  dem  anhebenden  Vemichtungskampfe  der  Niederländer  gegen 
das  junge  Unternehmen  in  grofsartiger  Weise  unterstützt  wurde.  Diese 
und  alle  späteren  mit  guter  Hoffnung  begonnenen  Versuche,  die  Hochsee- 
fischerei in  Deutschland  einzubürgern,  scheiterten  bis  in  die  70er  Jahre 
unseres  Jahrhunderts  gänzlich,  und  so  ist,  wie  dies  M.  Lindeman ') 
Yorzüglich   geschildert   hat,  die  Geschichte  der  Hochseefischerei  yon    der 


1)  Mit  Benatzang  der  „Mitteilangen  des  deutschen  Seefischereivereins'*,  der  Handels- 
kammerberichte von  Hamburg,  Altona,  Geestemfinde,  Emden,  sowie  der  Jahresberiehte  des 
Verbandes  der  Handels-  und  Gewerbevereine  fBr  das  Herzogtum  Oldenburg. 

2)  Lindeman,  M.,  Beitrige  sur  Statistik  der  deutschen  HocbBeefiteherei. 
Berlin  1888,  W.  Moser. 
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deatscheo  NordseekÜst«  aa»  bie  zum  Jahre  1870  etwa  eine  Kette  Ton 
Opfern  und  MifaerfolgeD^  trotzdem  der  Untern ehmuDgsgeiBt  nicht  ängstlich 
surückhielt  und  der  Staat  für  die  Förderung  dieser  Bestrebungen  schon 
damals  ^tets  eine  offene  Hand  hatte,  Grofse  Konkurrenz^  TerhangnisToÜe 
Betriebefehlerf  sohlechte  Fangjahre,  die  Unbekanntheit  der  Inlandsbe- 
völkeruog  mit  der  Fischnahrung  brachten  alle  GeseUschaften,  die  sich  dem 
Heritigsfang  widnietenj  zu  Falle. 

Erst  1866  erwachte,  als  PreuTsen  in  Besitz  der  längsten  Strecke  der 
deutichen  Kordseeküete  kam,  der  Norddeutsche  Bund  gegründet  und  der 
Wunsch  nach  dem  Besitze  einer  deutschen  Marine  lebendig  wurde,  auch 
das  Interesse  für  die  deotsche  Seefischerei  von  neuem.  Dazu  kam,  dafi 
durch  die  grofae  Einfuhr  von  Fischen  das  Inland  sich  schon  mehr  an 
diese  Nahrung  gewöhnt  hatte,  und  so  zögerte  man  in  den  Hafenstädten  der 
Nordaee  nicht,  praktisch  einzugreifen,  um  die  Zufuhr  an  Fi  sehen  für 
die  deutschen  Märkte  selbst  decken  zu  können.  Das  Königliche  Kommerz- 
kollegium in  Altena  entsandte  1887  den  Baurat  Stahl  zum  Studium  des 
Fischerei  Wesens  nach  Belgien  und  England;  1665  entschlofs  sich  der 
Geestemündener  Fischhändler  Busse  statt  der  Logger  eiDen  Fischdampfer 
bauen  zu  lassen,  und  diese  beiden  Ereignisse  leiten  äufserlich  eiuen  ge- 
waltigen Aufschwung  der  Hochseefischerei  in  der  Nordsee  eia,  der  seinen 
Autdruck  gefunden  hat  in  der  Eröffnung  der  neuen  Fischereihäfen  in 
Nordemey  1889,  in  Nordteich  1892;  in  üeestemünde  1896  und  Norder* 
h&m  1 697 ;  der  neue  Fischereihafen  Ton  Altena  befindet  aioh  noch  im 
Bau.  und  alle  diese  grofsartigen  Anlagen  sind  mit  starker  Siaateunter- 
Stützung  geschaffen  worden. 

Für  die  Förderung  der  deutschen  Hoohseeüsoherel  hat  der  Staat,  wie 
bemerkt,  tou  jeher  bedeutende  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  Schon 
Friedrich  der  Grofse  unterstützte  die  1769  in  Emden  gegründete  Herings* 
Weberei ge Seilschaft  nicht  nur  mit  PriTileg^en  und  Auferlegung  eines  Zolles 
auf  die  Einfuhr  fremder  Heringe  mittelbar,  sondern  auch  durch  Zuwendung 
des  Ertrages  aus  diesem  Zolle  in  der  Höhe  tou  20 — 30  000  Qulden  jährlich 
unmittelbar.  Und  wenn  unsere  moderne  Hoohseetisoherei  auf  so  grofse 
Erfolge  zurückblicken  kann,  so  hat  auch  sie  es  zum  guten  Teile  der  Hilfe 
des  Staates  zu  verdanken,  der  nicht  nur  durch  Eisenbahnt&riferleichterungeny 
Begünstigung  der  Fischbeförderung  auf  den  Bahnen  u.  s.  w.  helfend  ein- 
griff, sondern  auch  durch  Prämienauszahlungen,  Hafenbauten  u.  s.  w.  Die 
Positioo  im  Reichaetat  zur  Förderung  der  deutschen  Hochseefischerei  betrug 
Ms  1886/87  100  000  M.;  in  der  nächsten  Eeichatagsession  wurde  sie 
erbtiht  auf  200  000  M.  Mit  Beichsmitteln  wurden  2.  B,  erbaut  die  Fischerei- 
häfen TOD  Nordemej  (1,6  Mill.  M.),  Ton  Altona  (4  Mill.  M.)  von  Geeste- 
Inde  (7,S  Mill.  M.).  Die  1890  gegründete  Stelle  eines  Oberäsehmeisters 
die  NordseekÜAte  erfordert  einen  jährlichen  Aufwand  Ton  ca.  6000  M. 

Ftt.r  die  deutscbe  Nordseefisoherei  kommen  in  Betracht  die  Hafen- 
plitse:  Hamburg,  Altona,  Geestemünde,  Bremerhafen,  Emden  und  die 
kleineren  Orte  Norden,  Nordteich,  Norderuey  (Norderham  erscheint  erst 
1898  in  der  Statistik),  über  deren  FisohTerkehr  die  nachfolgende  Tabelle 
Ao&chlufs  giebt. 
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Es  war  leider  Dicht  indglich,  mit  Hilfe  der  zur  TerfagUDg  at^heDdeo 
staüaiischeu  Quellen  eine  ia  GLÜen  Teilea  gleiohmäfii^e  Ueberaiotit  zu 
geben  ^).  Für  Hamburg  und  Altona  war  die  Summe  <ler  Figohereiergebnitse 
nicht  gewieeenbaft  Dach  ZentDero  zu  eriDÜtolD,  da  teilweise  nur  die  Ki^tensahl 
(Heringe)  oder  Stückzahl  aufgeführt  wird;  tur  Emden,  Norden,  Norderney 
und  Nordteieh  konnte  umgekehrt  der  Wert  der  FrisohE^ohe  nicht  fest- 
gestellt werden.  Das  Jahr  18B7  für  Altona  scheidet  bei  der  YergleichüDg 
au<*,  weil  die  Auktionen  daselbst  erst  am  22.  Juni  1887  begannen,  ebenso 
das  Jahr  Jahr  1892  für  Broroerhafen,  wo  der  Betrieb  am  9.  Mai  eröffnet 
wurde«  Die  Altonaer  und  Hamburger  Statistik  unter^oheidet  die  Herkunft 
der  Fische,  die  Ooeetemündeoer  nicht;  in  allen  Zahlen  aber  ist  nicht  nur 
dag  Ergebnis  der  heirnivichen  Fischerei  enthalten,  sondern  auch,  wie  eine 
unten  folgende  Aufstellung  für  Altona  ersichtlich  macht,  die  Anfuhr 
fremder  Nationen,  die  sehr  mannigfaltig,  wenn  auch  dem  Werte  nach  sehr 
Terschieden  ins  Gewicht  fallend  ist.  In  dem  „Jahresberichte  über  die 
deutsche  See-  und  Küstenfischerei  für  l893/94'*t  erstattet  von  G.  Have« 
mann  ^),  heifst  es:  „Am  Altonaer  Markt  ist  die  Frischfischeinfuhr  aus 
Hkandinavieo  mit  einem  Gesamtwerte  Ton  etwa  200  000  M.  um  etwa 
20  000  M.  gegen  das  Vorjahr  zurückgeblieben*  Die  Lachseinfuhr  aus 
Norwegen,  besonders  nach  Geestemündep  hat  zugenommen,  auch  England, 
namentlich  Hull  und  Grimsby,  lieferten  zeitweise  Steinbutt,  Sceheoht  und 
Köhler  etc.  in  beträchtlichen  Mengen,  sogar  aus  dem  Mittelmeer  (Triest) 
trafen  im  Winter  frische,  in  Eis  und  Lorbeerblätter  verpackte  Seezungen 
in  gutem  Zustande  ein.     Sehr  rege  ist  die  Hummereinfuhr  aus  Norwegen/' 

Die  Zahlen,  die  in  der  oben  gegebenen  Tabelle  enthalten  sind,  gelten 
für  den  Verkehr  auf  den  Fisohmürkten ;  nur  Emden  und  die  kleioeren 
Orte  haben  keinen  AuktioDsyertrieb;  die  Norderneyer  Fischer  haben  sich 
bisher  geweigert,  die  Auktionshallen  zu  benutzen«  Durch  die  Verschieden- 
heit der  stalistisehen  Aufzeichnung,  auch  der  Freisbildung,  leidet  die  Ver- 
gleichbarkeit der  Zahlen    etwas.     Ferner    sei  bemerkt,    dafs  in  den  Wert- 


1)  Uebar  die  Erg^ebniase  d«r  FischaaktioDeii  an  d«a  Tcrftduedeoeo  Ori«n  ttsfc« 

teilaogen'S  JfthrgJiDg«  1889,  1881,  1898. 
S)  Mltteiluugeu  1895. 
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zahlen  nicht  nur  ErzengniBse  der  Hochseefischerei  enthalten  sind,  sondern 
anch  der  Küstenfischerei,  kleine  Mengen  von  Schal-  nnd  Erastentieren, 
Heringen  etc.,  die  jedoch  das  Gesamtbild  nicht  wesentlich  beeinflussen. 
Neben  den  Anktionsyerkäufen  finden  auch  freihändige  statt,  und  dadurch, 
dafs  diese  nicht  nach  Menge  oder  Wert  erfafsbar  sind,  wird  uns  der 
Ueberblick  über  die  Oesamtansfnhr  sehr  getrübt.  In  einer  Mitteilung  des 
Herrn  Stadtbanrats  B.  Stahl  in  Altena  wird  der  Wert  der  freihändigen 
Yerkäafe  für  1892  auf  4  Mill.  M.  geschätzt,  so  dafs  der  Gesamtumsatz 
Altenas  1892  6,3  Mill.  (4+1,3  Mill.  Umsatz  in  den  Fischhallen)  betragen 
haben  würde.  Die  auf  4  : 1  angegebene  Yerhältniszahl  hat  nun  allerdings 
keine  allgemeine  Gültigkeit,  auch  nicht  für  Altona.  Es  läfst  sich  eine 
solche  nach  den  eingezogenen  Aeafserungen  von  Sachverständigen  über- 
haupt kaum  aufstellen.  Nach  einer  Mitteilung  der  Handelskammer  Geeste- 
münde  belief  sich  der  Umsatz  an  Fischen  im  Jahre  1996  in  den  Auktions- 
hallen auf  26  380  968  Pfd.  Fische  mit  2  749  344  M.  Erlös,  im  frei- 
händigen Verkauf  auf  2  874  430  Pfd.  Fische  mit  267  818  M.  Erlös,  zu- 
•ammen  auf  29  256  398  Pfd.  Fische  mit  3  007  162  M.  Erlös.  Jedenfalls 
umgeht  ein  Teil  des  Platzhandels  und  des  Fischyersandtgeschäftes  die 
Auktionskäufe,  wie  denn  die  Fischauktionen  anfangs  auf  starken  Wider- 
stand stiefsen,  der  im  Laufe  der  Jahre  erst  der  Einsicht  ihres  Nutzens 
Platz  gemacht  hat. 

Mit  Vorbehalt  dieser  Fehlerquellen,  die  nur  durch  eine  systematischere 
Statistik  beseitigt  werden  können,  ergiebt  eine  Verglelchung  der  Wert- 
zahlen der  drei  Orte  Hamburg,  Altona  und  Geestemünde,  dafs  1887  und 
1888,  in  den  Anfangsjahren  des  Hamburger  und  Altonaer  Fischhandels,  Ham- 
burg sich  den  beiden  anderen  Handelsplätzen  überlegen  zeigt;  1890  wird  es 
Ton  Altona  überflügelt ;  1891  überholt  Geestemünde  beide  und  erreicht  1896 
beinahe  den  Umsatz  jener  zusammengenommen^).  Auch  für  Emden,  mit 
Einschlufs  der  kleineren  Orte,  ist  ein  Fortschritt  zu  verzeichnen,  doch 
ist  dieser,  wie  wir  unten  sehen  werden,  von  ganz  besonderer  Art.  Die 
Annahme,  dafs  der  Bremerhafener  Fischhandel  allmählich  von  Geestemünde 
aufgesogen  werden  würde,  scheint  nicht  eintreffen  zu  sollen,  denn  1896 
ist  die  Anfuhr  auf  108  997  Ztr.  mit  1  067  510  M.  Verkaufserlös  gestiegen. 

Vergleicht  man  die  in  den  Fischauktionen  umgesetzten  Fischmengen 
mit  den  von  den  Güterabfertigungsstellen  der  Eisenbahn  abgesandten,  so 
ergiebt  sich  an  einigen  Handelsplätzen  eine  bedeutende  Abweichung,  die 
zunächst  daher  rührt,  dafs  ein  Teil  der  Fische  mit  der  Post  versandt 
wird,  ein  anderer  am  Platze  in  den  Kleinhandel  kommt;  sodann  aber 
mufs  mit  einem  Gewichtsverluste  deshalb  gerechnet  werden,  weil  vor  dem 
Versande  nach  dem  Inlande  die  Köpfe  der  Kabljaus  etc.  meist  abgeschnitten 
werden.  Schliefslich  werden  an  Plätzen,  wie  Geestemünde,  eine  grofse 
Menge  Fische  den  Käucher-  und  Marinieranstalten,  den  Fischwurstfabriken 
und  den  Fischguanofabriken  zugeführt.  Daher  erklären  sich  die  grofiBen 
Abweichungen  der  beiden  Gewichtsnotierungen,  die  in  Geestemünde,  wie 
die  folgende  Tabelle  zeigt,  besonders  krafs  auftreten,  sich  in  anderen 
Plätzen  nicht  so  schroff  markieren. 


1)  Graphische  Darstellungen  dieser  Entwickelang  siehe  „Mitteilungen",  1894,  S.  6; 
1896,  S.  111  und  112. 
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1892 

163605 

51582 

1893 

187038 

52705 

1894 

249771 

65863 

1895 

274950 

75100 

Ueber  den  Anteil  der  einzelnen  Fischsorten  an  dem  erzielten  Erfolge 
belehrt  nns  die  folgende  Tabelle,  auf  der  das  Ergebnis  der  Fänge  für 
eine  ausgewählte  Beihe  Ton  Jahren  nach  Zentnern  verzeichnet  ist. 


Hamburg 


1887      1890      1892      1895 


Altona 


1887      1890      1898      1895 


Schollen     .... 

Seezungen       

Steinbutt 

Sehellfische 

Andere,  nach  Pfund  rer- 
kaufte  Fischsorten    .     . 
Schal-  und  Krustentiere    . 

Störe     

Heringe 

Makrelen  ...... 


7628 

2882 

805 

8465 

1441 
84 

}■' 


»5465115087 
20401    2219 


815 
16788 

7700 
488 

236 


1546 
19393 

12  818 
833 

98 


15627 
2  129 
1436 

36950 

20578 
836 

714 


76 
350 
78 
1430 

418 

13 
50 
21 

5 


14737 
I  760 

744 
21  155 

8630 
695 
845 
771 
114 


18  591 
3  190 
1880 

33155 

17405 

634 

I  220 

5" 
63 


17  214 
2214 
1797 

36964 

19535 

437 

1179 

754 

28 


Die  beiden  Fischarten,  die  den  Hauptkonsum  bilden,  sind  der  Schell- 
fisch und  die  Schollen;  vor  allem  die  Ausbeute  an  Schellfischen  ist  ganz 
enorm  gestiegen.  Eine  yerhältnismäfsig  auf  serordentlich  geringe  Bolle 
spielt  der  Ueringsfang  am  Altonaer,  Hamburger  und  Geestemündener 
Platze;  anders  dagegen  in  Emden,  der  alten  Hochburg  der  Heringsfischerei 
in  Deutschland.  Die  Anfuhrstatistik  giebt  uns  über  die  Verhältnisse  in 
Emden,  dessen  Fischproduktion  mit  der  von  Norden,  Norderney  und 
Nordteioh  zusammengefafst  ist,  folgende  Aufischlüsse.  Es  wurden  in  Emden 
registriert 


Frische 

Heringe 

Wert  der       pro 

Jahr 

Fische 

Heringe      Tonne 

Zentner 

in  Mark 

1887 

4  555 

II  416 

292  923 

25,6 

1888 

4862 

12  170 

330200 

28,1 

1889 

4323 

13454 

350420 

26,0 

1890 

3327 

13  416 

377  035 

28,8 

1891 

4157 

13  410 

437  291 

33,5 

1892 

3104 

21669 

492955 

23,3 

1898 

2725 

24490 

526995 

22,4 

1894 

3  543 

28405 

648  018 

22,8 

1895 

3583 

25831 

731624 

28,3 
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Der  Frisohflschfiang  hat  sich  demnach  in  Emden  und  den  kleinen 
Eüstenorten  nnd  Inseln  nicht  entwickelt;  der  gesamte  Aufschwung  ist 
auf  Rechnung  des  Heringsfanges  zu  setzen.  Was  schliefslich  die  Bubrik 
„andere  nach  Pfand  yerkaufte  Fischsorten"  anlangt,  so  zeigt  sich  an  den 
Ausweisen  der  Statistik  der  drei  ersten  Orte,  dafs  der  Fang  der  darunter 
gerechneten  Fischarten  der  Menge  nach  auüserordentlich  zugenommen  hat 
Es  verbirgt  sieh  hinter  dieser  allgemeinen  Bezeichnung  die  Thatsache, 
dals  heute  eine  grofse  Zahl  Yon  Fischarten  marktfähig  geworden  ist, 
die  man  früher  yollständig  yerschmähte  oder  in  ihrer  Eigenschaft  als 
GenuTsfLsohe  gar  nicht  kannte,  und  das  kann  als  einer  der  stärksten  Be- 
weise für  die  umfänglichere  Gewöhnung  des  Publikums  im  Inlande  an  die 
Seefischnahrung  angesehen  werden. 

Die  angebrachten  Fische  kommen,  wie  erwähnt,  nicht  alle  von 
deutschen  Fahrzeugen  und  sind  nicht  einmal  alle  Nordseeursprungs ;  einen 
grofsen  Teil  bringen  fremde  Fischer,  vor  allem  Skandinavier,  an  den  Markt 
oder  ortsansässige  Händler  oder  auch  das  Inland.     Die  nachstehende  üeber- 


Geest«mfiDde 

Emdeo,  Norden,  Norderney  and 
Nordteich 

1887 

1890 

1892 

1895 

1887 

1890 

1892 

1895 

— 

10817 
I  102 
2309 

53481 

20098 

1052 

2582 

105  057 

— 

0 
ja 

.5 

8 

4  555 

3327 

3104 

3583 

— 

21  712 

148 

54678 
485 
153 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

8562 

9562 

16  251 

19373 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

sieht  vom  Altonaer  Markt  bezieht  sich  auf  die  nach  Pfund  verkauften 
Fische,  also  auf  Seezungen,  Butt,  Schollen,  Schellfisch  und  mag  von  dem 
verschiedenen  Anteile  an  der  Gesamtausfuhr  ein  Bild  geben. 


Davon  brachten                1 

Zu-  oder  Ab- 

nahme der 

Totale 

Skmndina- 

Altonaer 

skandina- 

Jahr 

Ausfuhr 

Altonaer 

vische 

Hftndler 

▼ischen  Ein- 

Fahrseuge 

Hftndler 

und  dai 
Inland 

fuhr 

+     — 

io  Mark 

1887 

72062 

55087!        9912 

7063 

— 

1888 

3>9  645 

180404      106085 

33156 

+     96173 

1889 

784  223 

412238      290122 

81  813 

+   184037 

1890 

965905 

575965      315523 

7|^*! 

+     25  401 

1891 

I  236  322 

7413901    386714 

108  218 

+     7»  191 

1892 

1319227 

885698      335255 

108  273 

—    5»  459 

1893 

I  421  304    1065746!    203061 

152495 

-  132  194 

1894 

I  523  533  :  I  226  773      160  196 

136562 

-    42865 

1895 

I  559  466 

I  245  423 

:    152377 

161  666 

—      7819 
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Die  skandinaTisohe  Eiefuhr  hui  also  vom  Jahre  1892  an  absunehtneo 
begODDeü,  weDQ  auch  das  Mafs  der  Abnahme  nach  dem  mäohtigen  Sturze 
Ton  1892  auf  1893  wieder  beträchtlich  zurückgegangen  iBt,  So  charak- 
terifitifich  aber  auch  der  Rückgang  der  ikaBdinaTischen  Anfuhr  auf  dem 
Altonaer  Markte  hervortritt;  in  der  allgemeinen  EinfuhrBtatißtik  prägt  er 
fiieh  noch  nicht  ao  scharf  aus. 

Dag  Anwacheeo  der  zu  Markt  gebraohteo  Fitchmengen  dürfte  fast 
Tolletändig  auf  Rechnung  der  Fisohdampfer,  d.  h.  auf  die  gröfaere  Er- 
giebigkeit der  GrundDetztischerei,  zu  setzen  sein.  Für  die  Jahre  1887, 
1889,  1890  hat  £*  F.  K,  Johna  in  Fink  en  war  der  i)  nacbgewieaen,  dafa 
die  Segelfiacherei  der  ünterelbe  keinen  Anteil  an  der  rermehrteu  Zufuhr 
an  den  Märkten  in  AJtoua  und  Hamburg  gehabt,  aber  auch  keinen  Rück- 
gang erfahren  hat.  Ein  Rückgang  braucht  auch  nicht  notwendig  einzu- 
treten,  da  die  Dampfer  nur  aufaerst  selten  die  Fischgründe  der  Segelfischer 
aufsuchen  und  mittelst  der  ach onen deren,  wenn  auch  weniger  ergiebigen 
Faugmethode  der  Küsteufisoher  bessere  Fi  seh  quali  taten  erzielt  werden,  als 
diefi  bei  der  Grundaetzüscherei  der  Fall  ist  Johns  giebt  an,  dafs  nach 
Beinen  Erfahrungen  ein  Pfund  der  von  Dampfern  gefangeneu  Fische  1890 
im  Durchschnitt  auf  9,7  Pfennige  kam,  so  dafs  besonders  wertvolle  Fische 
sich  darunter  nicht  befunden  haben  können.  Die  Finkenwärder  Segel- 
ÜBcher  dagegen  erzielten  auf  der  Hamburger  Auktion  pro  Pfund  1887 
25,8,  1888  16,5,  1889  20,4  Pfennige.  Das  zeigt,  dafs  bei  diesen  die 
wertvolleren  Fiacharlen  überwiegen.  Ein  Zweig  der  Fischerei  war  aber 
doch  von  der  Dampffischerei  mit  dem  Trawi  verdrängt,  das  ist  die  Angol- 
fisoherei  au  der  ostfriesi^chen  Küste,  deren  Fangergebniise  von  1888/89 
— 1894  von  85—40000  Ztr  auf  5—10000  Ztr.  im  Juhre  gesunken  stnd^)* 

Die  Jahregdurchsohnitt^p  reise  für  die  verschiedenen  Fischsorten 
•ohwanden  ziemlich  stark.     Es  wurden  erzielt  in  Pfennigen^): 


für 

in  Alton» 

in  6ee!ilemUade 

1SB7  1SS8  1889 

1800  l8S»|!l89ü 

1893  1894  1895 

1887  1888^18891890 

L89l|l892  t893'1894  189 

Seecungea 

BteiDbutt 

Schellfisch 

84 

77 

9 

84 

IG 

89 

9 

91 
78 
10 

]o6 

66 
II 

93 
49 

II 

90 

59 
10 

10 

100 
69 
11 

— 

98 
74     1 

5^; 

94       "1 
75        88 
10%      S 

108 
10 

H2 

71 

97. 

99 
66 
ia% 

87 
70 

9V4 

— 

Im    Durchsehnitte    der  Jahre    1888 — 94  sind  erzielt  worden  für  das       ■ 

^       Pfund                                                                                                                         ■ 

^m                                                                           in  Alton«     in  GeestemOad«                                               H 

1 

S€ 

St 
Sc 

exonf 

einbu 
hellßj 

;6D 
tt 

ich 

9 
6 
t 

2,6    l 
0,1 

10 

7. 

t,3     T 

f. 

V 

1 

1 

1}  Mttt«UaDg«ti  de«  deaUcbeti  Soefi»cbere(v«reiDS»  1891,  S.  49  ff. 
%)  Ibid.,  1895,  S.  116  O: 

S)  Für    Bumburg   stefaeo    mir    nur   elaige  AngAbeo    ku  Gebate,   die   sudem    von  den 
ftoderen  abweichen.     Ei  wurden   enielt  für  d&a  Pfand  J&hrQamittet[}rebe 

t887  1888  1889 

Zungen  76  89  98 

Bteinbutt  69  61  65 

Scbelläscb  7,5  9a  6,t& 
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Die  lEostbareren  Fische,  die  Luzaskoosumfisohe,  wie  wir  sie  vielleioht  be- 
.seichDen  dürfen,  halten  also  in  Geestemünde  einen  beträchtlich  höheren 
Preis  als  in  Altena,  während  fär  den  Fisch,  der  im  Massenabsatze  das 
meiste  Gewicht  hat,  das  Umgekehrte  eintritt,  wenn  auch  der  Pr^isunter- 
aehied  hier  nicht  so  grofs  ist 

Die  Ursachen  der  starken  Differenzen  in  den  verschiedenen  Jahren 
-werden  uns  erst  recht  klar,  wenn  wir  die  Monatspreise  mit  ihren  um  so 
Tiel  gröfseren  Unterschieden  betrachten,  die  sich  naturgemäfs  richten  nach 
der  Güte  der  Fische  zu  Torschiedenen  Jahreszeiten;  nach  der  Jahreszeit 
in  Bezug  auf  die  herrschenden  Temperaturen,  Ton  denen  die  Haltbarkeit 
und  Yersandfähigkeit  der  Fische  sehr  beeinflufst  werden;  nach  der 
Ergiebigkeit  der  an  den  Markt  gebrachten  Fänge.  Ein  Abwarten  günstiger 
Konjunkturen  ist  im  Fischhandel  unmöglich;  die  Dampfer  laden  die  Fische 
:bei  ihrer  Ankunft  im  Hafen  unverzüglich  aus,  die  Fische  werden  sofort 
für  jeden  Preis  verkauft,  sortiert  und  umgepackt  und  gehen  mit  den 
nächsten  Zügen  nach  dem  Inland.  Durch  alle  diese  Umstände  werden 
•die  Preise  stark  beeinflufst  Wir  legen  der  folgenden  Tabelle  die  Fisch- 
anfuhr einheimischer  Fahrzeuge  zu  Grunde.  Die  Fischpreise  stellten  sich 
in  den  verschiedenen  Monaten  der  Jahre  1891   und  1895  in  Altena: 


Altooa  1891 

Altona  1896 

See- 

Stein- 

Schell- 

See- 

Stein- 

Scheu- 

snnge 

butt 

fisch 

sunge 

butt 

fisoh 

Janaar 

1 

181 

H 

149 

III 

IG 

Febraar 

116 

17 

139 

106 

II 

Milrz 

98 

99 

18 

136 

98 

13 

April 

144 

116 

14 

193 

"5 

10 

Mai 

143 

74 

7 

lOI 

70 

7 

Juni 

103 

42 

12 

82 

54 

7 

Juli 

128 

68 

6 

103 

74 

9 

Antust 

131 

83 

9 

"5 

76 

9 

September 

49 

91 

7 

103 

72 

IG 

Oktober 

75 

67 

13 

95 

64 

13 

November 

78 

51 

12 

91 

55 

»3 

Dezember 

105 

76 

13 

106 

79 

12 

Bemerkenswert  ist,  dafs  die  rapid  gestiegene  Fischanfuhr  bisher  keinen 
ersichtlichen  Bückgang  der  Preise  zur  Folge  gehabt  hat.  Zwar  klagt  die 
Handelskammer  Geestemünde  darüber,  aber  aus  den  statistischen  Nach- 
weisuDgen  ist  die  Berechtigung  dazu  nicht  zu  entnehmen  und  der  einen 
Aussage  steht  die  des  Königlichen  EommerzkoUegiums  in  Altona  gegen- 
über, dafs  die  Preise  bisher  ziemlich  fest  geblieben  seien.  Es  ist  bei 
dieser  Beobachtung  zu  bedenken,  dafs  die  rasch  steigende  Produktion 
einen  überaus  aufnahmefähigen  Markt  vorfindet,  und  diese  Aufnahmefähigkeit 
wird  immer  noch  wachsen,  je  mehr  solche  Mafsnahmen,  wie  die  Fischerei- 
austellung  1880  und  die  Austeilung  Ton  Fischereierzeugnissen  mit  einer  Eost- 
halle  auf  der  Berliner  Gewerbe- Ausstellung  1 896  erzieherisch  auf  das  Publikum 
im  Inlande  wirken.  Dieses  läfst  sich  jetzt  noch  leicht  durch  allerhand 
Vorurteile  yerleiten,  die  Fischnahrung  zu  yerschmähen  oder  zu  bestimmten 
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Jahresseiten  oder  uuter  besonderen  ÜiUAtElDdeti  abzuwehen.  Ein  eklatantes 
Beispiel  bot  die  Ckolerazeii  in  Hamburg  1892.  Obwohl  die  Aerzte  über- 
einitimmeDd  Tenicherteo,  dafa  der  GeDufB  von  Flachen  absolut  ungetäkrHoh 
sei^  sank  der  Umsatz  in  Altona  im  Augiist  1892  auf  98  000  M.  uod  im 
September  auf  30  000  M.  gegen  116  000  M.  und  112  000  M.  in  den  ent- 
Apreobenden  Monaten  des  VorjalireB.  In  gleicher  Weise  Helen  auch  die 
Preise.  Der  Wert  der  edlen  Fische  Eel  um  -j^,  die  geringeren  Fische 
blieben  wohl  ganz  uDTtrkiiu flieh.  So  wurden  am  25.  August  6000  Pfund 
kleine  Schellflsche  als  Dünger  weggefuhren,  in  Geestemünde  an  einem  Tage 
800  Zentner«  Dieee  Panik  machte  sich  nicht  nur  örtlich,  sondern  an  der 
ganzen  Käste^  an  der  Elbe,  wie  an  der  Weser  und  Ems,  sogar  an  der 
Ostküfite  von  Schleswig- Holstein  bemerkbar^), 

Naturlich  wirkt  bei  der  PreisgestaltuDg  die  Konkurrenz  NorwegenSt 
Schweden i  und  Dänemarks  immer  noch  fühl  bar ,  da  diese  Nationen  alles 
daran  setzen,  die  Markte,  auf  denen  sie  Ton  Jahr  zu  Jahr  mehr  Boden 
verlieren,  2u  halten.  Und  zwar  erfolgen  die  Hauptaufuhren  von  frischen 
und  gefrorenen  Fischen»  den  sogenannten  Nordkapscbeliflschen^  zu  der 
Zeit,  wo  die  Preise  am  besten  sind.  So  kann  es  kommen^  dafs  momentan 
eine  UeberfüUung  des  Marktes  eintritt,  wie  eine  solche  z»  B.  die  Geeste- 
müodener  Dampfer  zur  Hallte  zwang,  im  Sommer  1894  in  England  oder 
Holland  Absatz  zu  suchen.  Der  Preisdruck  wird  aber  immer  sehr  schnell 
ausgeglichen.  Dafa  eine  Ueberfdllung  der  Märkte  vermieden,  und  über^ 
haupt  der  schnelle  Absat«  nach  Möglichkeit  unterstützt  werde,  Hegt  so- 
wohl im  Interesse  des  Händlers  als  des  Konsumenten,  und  es  ist  Sache 
der  EisenbabnTerwaltungen,  hier  einzugreifen  mit  Ausnahmetarifen  für 
frische  Figche  und  die  Zulassung  ihrer  Beförderung  in  Eilzügen  oder  be- 
sonderen  Fischzügen,  wie  das  zum  Teil  auch  schon  geschehen  ist. 

Die  Zwitchenhandelagewinae  im  Fischhaodel  sind  anscheinend  sehr 
grofsj  man  mufe  aber  hohe  Sätze  für  Fracht-  und  Verpackungs- 
kosten, sowie  für  Verluste  durch  Verderben  dar  Fische  in  Aoreehnung 
bringen.  Leider  ist  es  nicht  möglich,  genügendes  Material  aus  dem 
Inlande  zu  beschaffen,  um  eine  gute  Vergleiohung  anzustellen.  Die 
Fisohpreise  im  örtlichen  Grofs-  und  Kleinhandel  werden  nur  in  wenigen 
statistiBchen  Jithrbtichern  verzeichnet  und  zwar  auch  erst  seit  einigen 
Jahren,  wiederum  ein  Beweis  dafür,  dafs  der  Fischkonsum  erst  seit  kurzer 
Zeit  merklich  zunimmt.  In  der  That  ist  es  ziemlich  schwierig,  eine  gute 
Statistik  der  Fischpreise  zu  beschafien.  Das  Kfdserlich  Statistische  Amt 
hat  auf  eine  dahingehende  Anregung  des  Verbandes  der  Handels-  und 
Gewerbe  vereine  in  Oldenburg  geantwortet: 

„Di©  Ermittelung  uod  Feststellung  von  Klein  handelspreisen  für  Fische, 
die  von  den  Marktbchörden  nach  Mafsgabe  der  dafür  geltenden  Be- 
stimmungen vorgenommen  wird,  ist  an  wenigen  Plätzen  auch  auf  See-» 
£sche  ausgedehnt  worden,  und  die  darüber  yeröffent lichten  Preisnotizeu 
genügen  für  die  Berechnung  brauchbarer  Durchschnittspreise  unseres  Er- 
achteos nicht. 

Was   die    im  Grofs  handel    mit  SeeSschen    erzielten  Preise   anlangt^ 


1)  MIttsilttiigtn,  Jahrgang  1$92,  8.  US  C 
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so  wären  wir  gern  bereit,  in  unseren  Kaohweisen  über  ^die  Grofsbandels- 
preiae  wichtiger  Waren'*  regelmfifsige  Mitteilungen  darüber  zu  geben, 
wenn  die  für  Bolche  Berechnungen  erforderlichen  Grundlagen  vorhanden 
wären.  Bisher  fehlt  es  jedoch  zunächst  fast  noch  ganz  an  Einrichtungen, 
um  die  Tagespreise  Ton  Seefischen  in  statistisch  brauchbarer  Form  fest- 
zustellen und  sie  zur  regelmäfsigen  Notiz  zu  bringen.  Die  umfangreichsten 
und  wohl  auch  relativ  besten  Angaben,  welche  uns  bisher  bekannt  ge- 
worden sind,  beziehen  sich  auf  die  Tagesnotierungen  in  der  Berliner 
Orofsmarkthalle.  Biese  Daten  weisen  nun  von  Tag  zu  Tag  so  erheb- 
liche Schwankungen  auf  und  bewegen  sich  auTserdem  in  so  weiten 
Grenzen,  dafs  aus  ihnen  rationell  ermittelte  Durchschnittspreise  nicht  ge- 
wonnen werden  können.  Diese  Fehler  haften  den  an  anderen  Plätzen 
notierten  Preisen  in  gleichem  Mafse  an.  AuTserdem  bleibt  zu  erwägen, 
dafs  es  bei  der  durch  Zufälligkeiten  beim  Fang  verursachten  Verschieden- 
heit der  zu  Markt  gebrachten  Fische  unseres  Erachtens  überhaupt  nicht 
möglich  ist,  bestimmte,  stets  am  Platze  vorhandenen  und  gehandelte 
Sorten  herauszufinden,  auf  welche  die  Preisberichterstattung  zu  be- 
iohränken  wäre.  Denn  es  kann  nicht  Aufgabe  der  in  Frage  stehenden 
periodischen  Nachweise  sein,  eine  Zusammenstellung  der  überhaupt  ge- 
handelten Sorten  nach  Art  der  täglichen  Preiscourante  zu  geben,  sondern 
es  würde  auch  bezüglich  der  Fischpreise  die  für  unsere  Veröffentlichungen 
bisher  geltende  Norm  festzuhalten  sein:  für  bestimmte  gleichbleibende 
Borten  wirklich  von  Monat  zu  Monat  und  von  Jahr  zu  Jahr  vergleich- 
bare Preise  aneinander  zu  reihen,  um  ein  zuverlässiges  Bild  der  Preis- 
bewegung für  einen  längeren  Zeitraum  zu  schaff'en". 

Die  spärlichen  Notizen,  die  mir  zur  Verfügung  stehen,  habe  ich  nach- 
folgend für  Schell fi sehe  zusammengestellt : 
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1)  Statistische  Jahrbücher  und  Mitteilungen  der  betreffenden  StXdte. 
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Der  Au  fach  wu  Dg  des  Fischereigetcbäfted  traf  die  deutsche  KüBten- 
bevölkerung  gänzlich  ud vorbereitet.  Ueberall  alte  uöBulängliche  Hafen* 
anlagen,  schlechte  und  kleine  Auktionshallen;  die  Ein  rieh  tun  gen  für  den, 
tohnelJen  Versand  der  Fische  fehlten »  die  Fischerfiotten  bestanden  nur 
aus  Segelschiffen,  den  Loggern  und  den  Ewern  für  die  Ktisteofiacherei. 
Man  wird  aber  mit  der  Anerkennung  nicht  surückhalteD  dürfen,  dafs 
diesen  Mängeln  überraschend  schnell  abgeholfen  wurde.  Von  der  An* 
läge  neuer  Fischereihäfen  wurde  schon  gesprochen;  inzwischen  sind  di^ 
Häfen  und  Auktionshallen  alle  mit  yorzugliehen  Fack-  und  Laderor*  I 
riohtungen  verBeheu  und  unmittelbar  an  den  grofseo  Eisen buhnverkehr| 
angeechiossen  worden,  in  dem  dem  Fischversand  bei  der  Belorderung  und 
in  tarifarischer  Hinsicht  mancherlei  Vorteile  schon  eingeräumt  sind  und 
in  Zukunft  noch  eingeräumt  werden»  Die  Dampfer  selbst  fahren  mit  £ia 
yeraehen  aus,  so  dafs  der  Fisch,  eobald  er  auf  Deck  kommt,  gegen  die 
serstörende  Wirkung  der  Wärme  gei^ichert  wird.  Die  Art  der  Fisoberei- 
fahrzeuge  hat  eine  Tollständige  Umwälzung  erfahren. 

Die  älteste  deutsche  HochseeEscherei  in  Emden  wurde  im  16,  und 
17.  Jahrhundert  mit  sog.  Buisen  betrieben,  schwerfälligen  Fahrzeugen 
nach  hollündischetn  Muster,  die  jetzt  nicht  mehr  gebraucht  werden,  äi& 
wurden  abgelöst  von  dem  ,, Logger",  der  auch  heute  noch  den  gröfsteii 
Bestand  unserer  Flotten  bildet.  E»  sind  dies  Zweimaster  mit  durohsohDittlich 
50  Lasten  Tragfähigkeit  und  grofser  Segel geech windigkeit,  deren  Bau  etwa 
29  000  M.  kostet;  dazu  kommen  die  Kosten  für  die  Ausstattung  mit  zwei 
Netzausrütftungen,  den  sog,  „NetzÜeetheo^'y  die  mit  20  000  M,  augeschlagea , 
werden  mufs.  Seit  Mitte  der  80er  Jahre  hat  mau,  wie  erwähnt,  Dampfe?' 
in  den  Dienst  der  Fischerei  eingestellt,  deren  Zahl  schnell  gewachsen  ist, 
wie  ich  aus  folgender  Aufstellung  der  Handelskammer  Geestemündo 
ergiebt : 

Der  Bestand  an  deutschen  Fieohdampfern  betrug 
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Trotz  dieser  starken  Zunahme  stellen  die  Dampfer  towohl  der  Zahl, 
als  dem  Raumgehalte  nach  nur  einen  kleinen  Prozentsatz  unserer  Fischerei-' 
flotte  dar.  Insgesamt  waren  nämlich  am  L  Januar  1894  in  der  Nordsee^ 
456^)  Fischerfahrzeuge  beschäftigt,  die  ©inen  Eaumgehalt  von  56  600 
Tonnen  hatten  und  eine  Besatzung  von  2104  Menschen.  Davon  waren 
nur  64  Dampfer  mit  24  403  Tonnen  Eaumgehalt  und  660  Mann  Besatzung. 
Zunächst  hat  nach  den  oben  gemachten  Angaben  der  deutsche  Schiffsbau, 
der  aeit  Jahren  unter  ungenügenden  Aufträgen  zu  leiden  hatte,  den  Vor- 


1)  Von  diesefi  FiscbereifahrssageD  haitea  an  Haurogebalt  iq  Tonofto 
unttr  20  JO-30       30-60       fiO— 70     70—100     100—150     160—800   ober  SOO 
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teil  dieser  Umwälzung  gehabt.  Der  Neubau  und  die  Ausrüstang  von  50 
Fischdampfera  erfordert  ein  Anlagekapital  yon  etwa  6  Mill.  M.  Für  die 
nötige  Besatzung  yon  etwa  530  Mann  müssen  jährlich  für  Kost  und  Lohn 
913  000  M.  aufgewendet  werden.  Aber  auch  eine  ganze  Reihe  anderer 
Industrien  haben  an  dem  Aufschwünge  der  Hochseefischerei  lebhaften  An« 
teil  genommen  und  sind  durch  ihn  zum  Teil  erst  neu  entstanden.  In  erster 
Linie  sind  da  zu  nennen  die  Fischräuchereien.  Abgesehen  yon  den  Bück- 
lings- und  Sprottenräuchereien  werden  in  den  übrigen  Anstalten  alle 
Arten  yon  Fischen,  die  zu  klein  oder  zum  Versande  aus  anderen  Gründen 
nicht  geeignet  sind,  geräuchert,  yor  allem  der  Schellfisch.  Dafs  diese 
Anstalten  als  Arbeitsgelegenheit  nur  freudig  begrüfst  werden  können,  geht 
daraus  heryor,  dafs  in  ihnen  Wochenlöhne  yon  25 — 30  M.  gezahlt  werden« 
Zur  Zeit  können  die  Räuchereien  ihren  Absatz  nicht  in  wünschenswerter 
Weise  ausdehnen,  weil  der  Räucherfisch  die  yoUe  Eilgutfracht  tragen  mufs, 
die  den  Kleinhandelspreis  zu  stark  belastet.  Yon  anderen  Nebenindustrien 
der  Fischerei  zählen  wir  nach  dem  Berichte  der  Handelskammer  Oeestemünde 
nur  auf:  Fischwurstfabriken ,  Fischguanofabriken,  Fischthransiedereien, 
Marinieranstalten,  Herstellung  yon  Fischfuttermehl,  Gewinnung  yon 
Medizinalleberthran.  Dazu  treten  die  Industriezweige,  die  Hilfsmaterialien 
für  die  Fischerei  und  den  Handel  liefern:  die  Kohlenindustrie,  die  Er- 
nähruDgsindustrie,  die  Netzstrickereien.  Ferner  die  Eisfabriken,  die,  trotz- 
dem der  Hauptbedarf  mit  Natureis  gedeckt  wird,  doch  auch  zugezogen 
werden  müssen,  denn  Betriebe  mit  50  Fischdampfern  brauchen  im  Jahre 
20  000  Tonnen  Eis.  Schliefslich  ist  der  Bedarf  an  Bücklings-  und  Sprotten- 
kisten zu  erwähnen,  yon  denen  die  Räuchereien  in  Oeestemünde  z.  B. 
jährlich  etwa  20  000  Stück  brauchen  und  der  an  Weidenkörben,  die  yon 
Hausindustriellen  z.  T.  in  der  Nähe  der  Hafenplätze,  z.  B.  bei  Geeste- 
münde,  gefertigt  werden,  z.  T.  aber  auch  aus  dem  Inlande  (Thüringen) 
kommen.  1893  gelangten  an  der  Güterabfertigung  Oeestemünde  169  350 
Körbe  Fische  zum  Versand.  Und  fast  alle  diese  Körbe  werden  zum  Fisch- 
transporte nur  einmal  benutzt. 

Das  in  flüchtigen  Umrissen  yon  dem  Aufschwünge  der  deutschen 
Hochseefischerei  in  der  Nordsee  entworfene  Bild  genügt,  um  die  Bedeutung 
dieses  Gewerbes  für  unsere  Volkswirtschaft  erkennen  zu  lassen.  Kein 
Wunder,  dafs  die  plötzlich  eintretenden  grofsen  Erfolge  eine  Menge  nener 
Fischereiuntemehmungen  in  kurzer  Zeit  haben  entstehen  lassen.  Eine 
ganze  Reihe  neuer  Hochseefischerei  gesell  schaften  ist  in  den  letzten  Jahren 
gegründet  worden,  und  leider  hat  sich  auch  schon  die  Spekulation  der 
Sache  bemächtigt.  Die  Handelskammer  Oeestemünde  hat  sich  genötigt 
gesehen,  schon  1894  und  1895  die  warnende  Stimme  zu  erheben,  um 
Rückschläge  zu  yerhüten.  Sie  schrieb:  „Die  günstigen  Fangergebnisse 
der  letzten  Jahre  haben  erklärlicherweise  weite  Kreise  unserer  Hafenbe- 
yölkerung  dazu  angeregt,  sich  durch  Kauf  yon  Dampferanteilscheinen  in 
geringen  Beträgen  an  diesen  pekuniären  Erfolgen  zu  beteiligen,  und  ein- 
zelne Unternehmer  unterstützen  diese  Bewegung  nach  Kräften.  £s  hat 
daher  die  sprunghafte  Zunahme  der  Dampferzahl  jetzt  eine  Höhe  erreicht, 
die  die  Befürchtung  nahe  legt,  dafs  diese  Spekulation  gerade  für  diese  mit 
kleinen  Einlagen   beteiligten  Leute   einen  Rückschlag    herbeiführen   wird, 
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der  TerhäDgüisvoU  werden  kann.  Man  muf»  wohl  unterscheiden  zwiacbeo 
der  Fifachdampferreederei  und  dem  Fiaohhandel.  Während  dieser  nacli 
wie  vor  blüht^  gewinnt  es  den  Än«ohein,  ala  würde  mit  der  rapiden 
Zunahme  der  Dampfer  eine  vi  eilet  cht  TerbängniBTolle  Ueberproduktion 
geechafien,  die  beaonders  die  vielen  beteiligten  kleinen  Kapitalisten 
treffen  würde.** 

Die  Gefahr  der  ueberproduktion  ui  Tielleiebt  nicht  so  sehr  bu 
fürchten,  wie  die  andere,  die  angedeutet  wird  dureh  die  Thatsaohe,  dala 
die  Fange  dei  Jahres  1896  hinter  denen  der  Vorjahre  merklich  isurüok- 
geblieben  sind,  und  damit  kommen  wir  auf  die  Frage,  die  in  dem  näch- 
sten Jahrzehnt  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  eine  bedeutende  Rolle  spielen 
wird;  auf  die  der  üeberfisohung  der  Nordsee,  die  übrigens  schon 
seit  Jahren  diskutiert  wird  und  zuletzt  1891  Gegenstand  der  Ver- 
handlungen auf  einer  von  der  National  Sea  Fisheries  Protection  Association 
nach  London  einberufenen  internationalen  Konferenz  war.  Der  über- 
wältigende Eindruck,  den  das  Meer  auf  den  Menschen  macht,  das  Gefühl 
der  Hilflosigkeit,  das  uns  befällt,  wenn  die  8lürme  die  Meereswogen 
aufwühlen,  die  weit  übertriebene  Vorstellung  von  der  Tiefe  des  Meeres, 
alles  dies  hat,  wie  Prot  Dr*  Fr.  Heincke  ^)  treffend  ausführt,  ,^den  Glauben 
erzeugt,  dafs  das  Meer  an  organischem  Leben  ebenso  reich  unerschöpüich 
sei,  wie  seine  Ausdehnung  gewaltig  und  seine  Tiefen  grenzenlos/*  Dafs 
dem  nicht  eq  ist,  hiiben  die  fischfangtreibeuden  Volker  schon  einmal  zu 
erfahren  Gelegenheit  gehabt,  als  die  reichen  Walgrüude  der  nordischen 
Meere  ausstarben.  Die  zweite  faUche  Anschauung  ißt  die,  „dafs  für  die 
Bewohner  des  Meeres  keine  oder  nur  sehr  geringe  Schranken  der  Ver- 
breitung existieren/*  Die  Sphären,  die  das  reichste  Fischlehen  des  Meeres 
bergen,  sind  die  Flaohseen  bis  zu  200  m  Tiefe,  zu  denen  die  Nord-  und 
Ostsee  gehören;  samtliche  Nutzfische,  der  grundbewohnende  Plattfisch, 
der  Kabeljau  und  Schellüsch  sowohl  wie  Hering,  Sprott  und  Sardine 
leben  in  der  Flachsee,  auf  den  „Bänken'S  wie  sie  der  Fischer  nennt}  sind 
diese  Fische    da  veruichtet,  so  kann  Ton  der  Tiefaee  kein  Ersatz  kommen. 

Solange  es  in  der  Nordsee,  mit  Ausnahme  der  Heringsfiacherei,  nur 
Küstenfischerei  gab,  war  die  Gefahr  der  Kaubfischerei  in  weitem  Felde, 
erst  als  vor  etwa  50  Jahren  von  England  aus  die  Grundnetzfischerei  mit 
dem  Trawl  an  Ausdehnung  gewann,  konnte  sie  naher  rücken  und  heute, 
wo  TieUeiüht  tünftausend  Segler  und  sechshundert  Dampfer  neun  Monate 
des  Jahres  mit  dem  Grundnetze  die  Nordsee  befischen,  steht  sie  vor 
unserer  Thür.  Denn  nicht  nur  die  Zahl  der  Schiffe  ist  gestiegen,  auch 
ihre  Seetüchtigkeit,  Gröfse  und  Fangt^äbigkeit  haben  erstaunlich  zuge- 
nommen. Prot  Heincke  teilt  mit,    dafs  der  Gehalt  eines  Fischereifahrzeuges 


1)  Ich  folge  in  der  oben  gegebeoen  DftrstelluDg  den  itu^ge zeichnet  klaren  Dsrlegiing«D, 
die  der  Direktor  der  biologischen  Anat&tt  »uf  Helgolj&Dd,  Herr  Prof.  Dr,  Fr.  Hetockef  in 
den  beiden  Scbnften  gegeben  hat: 

Die  Erforschang  der  deutschen  Meere  im  DIeaste  d«r  SseflBcherei  |  Sonderabdroek 
AUS  den  Verhandlungen  des  dritten  deatacben  Seofiscbereitugds  iD^Eerlin  I8G6 ;  Bsrlia  1896, 
W,  Moser. 

Die  Ueber6$chung  der  Nordie«  und  8chutiinarsn|{«lD  dagegen.  SoDderabdruck  «.os 
den  Mitteilungen  der  Sektion  (ür  Kttsten-  und  H ochM«fl4Qh«r«i,  No»  3,  ^lOrs  1894,  Barlia, 
W.  H^er. 
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in  England  yon  40  Tonnen  durchschnittlich  im  Jahre  1840  auf  75  im 
Jahre  1893  gestiegen  ist.  1845  kamen  auf  jeden  schottischen  Seefischer 
durchschnittlich  rund  1800  Quadratellen  Netz  und  142  Faden  Leinen, 
jeiit    rund  3900    Quadratellen    Netz  und  724  Faden  Leinen. 

Volkswirtschaftlich  ist  die  ganze  £ntwickelung  unstreitig  als  ein 
Fortschritt  anzusprechen,  die  aher  die  Gefahr  der  SelbstTernichtung  in 
lieh  birgt.  „Durch  die  Verbesserung  und  Ausdehnung  der  Orundnetzfischerei 
in  die  Nordsee/'  sagt  Prof.  Heinoke,  „yor  allem  durch  die  Einföhrung  der 
Dampftrawler,  ist  eine  äufserst  bequeme  Methode  für  den  Massenfang  von 
Frischfischen  geschaffen.  Indem  man  gleichzeitig  darauf  yerzichtete,  die 
Frischfische  lebend  auf  den  Markt  zu  bringen  und  die  Eisyerpackang  und 
die  DampQager  einführte,  ist  ein  wirtschaftlich  höchst  wichtiges  Ziel  erreicht 
worden.  Der  frische  Seefisch  ist  zum  Volksnahrungsmittel  geworden,  was 
bis  dahin  nur  der  Salzhering  und  der  Kabeljau  in  seiner  Zubereitung  als 
Stockfisch  u.  a.  gewesen  war.  Das  ist  sicher  ein  Fortschritt  in  der 
Volksern&hrung,  aber  er  bringt  auch  eine  ernste  Gefahr  mit  sich.  D^r 
Bedarf  an  frischen  Seefischen  ist  in  solchem  Mafse  gestiegen,  dafs,  um 
ihn  zu  decken,  eine  rücksichtslose  Ausbeutung  der  Fischgründe  die  Losung 
aller  werden  mufs.'' 

Die  Beweise  dafür,  dafs  der  Raubfisohfang  seine  zerstörenden  Folgen  schon 
zeigt,  hat  Prof.  Heincke  in  grofser  Zahl  beigebracht.  Die  Heringe,  Schell- 
fische und  anderen  Bundfische  zeigen  allerdings  keine  Abnahme  in  der  Nord- 
see, wohl  aber  die  Plattfische,  Schollen  und  Zungen.  Der  Durchschnitts- 
fang einer  englischen  Smack  ist  in  den  letzten  20  Jahren  bedeutend  zu- 
rückgegangen. Er  erreichte  für  Orimsby  1875  (also  yor  dem  Beginn  der 
DampMscherei  mit  dem  Grundnetze)  80  Zentner  Primafische,  550  Zentner 
Schollen  und  1000  Zentner  Schellfische;  1892  betrug  er,  trotzdem  die 
Schiffe  und  ihre  Fangfähigkeit  gröfser  geworden  sind,  nur  noch  30  Centner 
Primafisohe,  180  Zentner  Schollen,  800  Zentner  Schellfische.  Die  wich- 
tigste Beobachtung  für  die  Erkenntnis,  dafs  in  der  Nordsee  die  Ueber- 
fischung  begonnen  hat,  ist  die,  dafs  die  Gröfse  der  Fische  abnimmt;  es 
köonen  nicht  mehr  so  yiele  Fische  zur  Geschlechtsreife  heranwachsen, 
weil  sie  als  Jungfische  schon  gefangen  und  yemichtet  werden,  ohne  ge* 
brauchs-  und  yerkaufsfähig  als  Nahrungsmittel  zu  sein.  Prof.  Heincke 
schätzt  die  Zahl  der  alljährlich  yernichteten  Fische,  die  nicht  geschlechts- 
reif sind  und  keine  Verkaufsgröfse  haben,  in  der  Nordsee  auf  Milliarden, 
und  ihre  Vernichtung  ist  eine  Folge  des  Fangsystems  mit  dem  Grundnetze, 
das  5 — 7  Stunden  in  dem  Wasser  bleibt;  die  kleinen  Fische  werden  in 
dieser  Zeit  gedrückt,  geschunden,  mit  einem  Worte  lebensunfähig,  und 
man  wirft  sie  beim  Sortieren  der  Fänge  wieder  ins  Meer,  so  dafs  die 
nachfolgenden  Fischer  oft  ganze  Körbe  solcher  toten  Fische  wieder  mit 
emporziehen.     Prof.  Heincke  berichtet: 

,,Auf  der  Fahrt  eines  deutschen  Fischdampfers  im  Herbst  1892  in 
der  deutschen  Bucht  und  yor  der  Küste  Jütlands  wurden  in  14  Trawl- 
Zügen  rund  1950  Pfund  brauchbarer  und  8750  Pfund  unbrauchbarer  Schollen 
und  Scharben  (Klieschen)  gefangen;  letztere  wurden  über  Bord  geworfen. 
Einer   dieser    Fänge    bestand    aus    50    Pfund   kleiner  Schollen,    50  Pfund 

Dritte  Folge  B4.  XIY  (LXIX).  9 
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EDurrhähneDy  3  SteinbutieDt  3  Hochen  ued  niolit  weniger  als  b — 600  Ffiind 
unbirmuch barer  Schollen  und  Scharben/* 

Dr.  Holt  von  dem  biologischen  Laboratoriiim  zu  Flymaulh  ä»chto  im 
Mai  1893  auf  den  Gründen  von  Borkum  in  13  Trawlzügen  141  Körbe 
Schollen.  Barunter  waren  93 ^/g  Körbe  Schollen  von  18 — 33  em  Läoge, 
die  in  Grimtbj  verkauft  wurden.  40 '/^  Körbe  waren  Schollen  von 
10—16  em  Länge  und  wurden  als  wertlos  über  Bord  geworfen,  also  auf 
jeden  Trawlsug  durchschnittlich  300  Pfund. 

Trotz  der  Auslese,  die  schon  an  Bord  geschieht,  kommen  noch  genug 
Fische,  die  unter  dem  verkaufafahigen  Mafie  aiud  und!  daher  entweder 
aebr  geringe  Preise  erzielen  oder  gar  nicht  verkauft  werden  können»  an 
den  Harkt. 

„Im  Oktober  desselben  Jahre»  kamen  an  einem  Tage  zwei  Fisch- 
dampfer an  den  Altonaer  Markt  mit  8000  Pfund  kleinen  Schollen,  alle 
über  18  cm  lang,  also  nach  preuTsifichem  MinimalmaTs  keine  unter* 
mafdigen  Fisehe.  Sie  erzielten  einen  Verkaufspreis  von  nur  40  M.,  also 
nur  i/j  Pf.  das  Pfund*  So  etwas  kommt  aber  nicht  einmal,  tondem  sehr 
häoBg  vor", 

„Nach  den  von  der  englischen  Parlamentskommiaaion  angea teilten 
Erhebungen  wurden  auf  dem  Londoner  Fischmarkt  zu  BillingBgate  in  den 
letzten  10  Jahren  721  t=^  14420  Zentner  untermafsiger  Fische  polizeilich 
yemiehtet,  da  sie  nicht  nur  absolut  unverkauBich  waren^  sondern  auch 
von  den  Armen  verscbmäbt  wurden.  Daa  macht  fdr  Jeden  Tag  fast 
4  Zentner.  Etwa  noch  dreimal  soviel  wurden  für  einen  Spottpreis  ver- 
schleudert. Das  heifst  also:  in  den  letzten  10  Jahren  wurden  auf  diesem 
einen  Markt  jeden  Tag  nicht  weniger  als  dnrehsch sittlich  16  Ztntner  von 
Jungfischen  so  gut  wie  nutzlos  vemichtet'*. 

Diese  Erfahrungen  zeigen  die  Annaberung  einer  grofsen  Gefahr  für 
die  ganze  Hoohsee&scherei  in  der  Nordsee  an,  und  man  hat  schon  die 
verschiedensten  Vorschlage  gemacht,  um  die  RaubEscherei  zu  verhindern, 
ohne  dafö  bisher  eine  praktisch  brauchbare  Lösung  der  Frage  gelungen 
wäre,  was  vor  allem  auch  deshalb  auf  besondere  Schwierigkeiten  stbTst, 
da  nur  eine  internationale  Gesetzgebung  helfen  kann.  Und  so  wird  der 
Freude  über  den  Aufschwung  der  deutschen  Hochseefischerei  in  der  Nord- 
see zugleich  ein  bitterer  Tropfen  beigemischt,  da  die  Frage  im  Hinter- 
gründe auftancht:  Wie  lange  wird  der  Aufschwung  anhalten? 
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üebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    Geaehiohta  der  Wiiseniohaft.    Eneyklop&disohet.    Lehrbfteher.    Bpeiielle 
theoretiiohe  Untemehaiiflren. 

Berghoff-lBing,  Franz,  Die  sozialistiBohe  Arbeiterbewegang  in 
der  Schweiz.  Ein  Beitrag  zur  GoBchichte  der  sozialen  Bewegung  in  den 
letzten  dreifsig  Jahren.  Leipzig,  Dancker  &  Humblot,  1895.  gr.  8^  XVI 
u.  415  SS. 

Berghoff-Ising,  Le  Socialisme  en  Snisse.  Paris,  Larose,  1896. 
26  SS.  Sonderabdruck  aus  der  Revue  d'Economie  politique.  10.  ann^ 
No.  7-8. 

Der  Verfasser  der  Torliegenden  Schriften  hat  sich  der  Mühe  unter- 
zogen, das  urnfSemgreiche ,  zerstreute  und  mitunter  schwer  zugängliche 
Material  über  die  sozialistische  Arbeiterbewegung  in  der  Schweiz  zu 
sammeln,  zu  sichten  und  in  anregender,  lesbarer  Form  dem  Leser  darzu- 
bieten. Seine  Bearbeitung  des  Gegenstandes  füllt  daher  eine  Lücke 
unserer  sozialgesohichtlichen  Litteratur  aus,  welche  bisher  Ton  allen,  die 
sich  mit  der  sozialen  Bewegung  der  Gegenwart  beschäftigen,  empfunden 
wurde;  der  erstem,  umfassenden  Monographie  hat  BerghofiMsing  einen 
kürzeren  Auszug  folgen  lassen,  welcher  in  französischer  Sprache  eine 
knappe  Darstellung  des  Sozialimus  in  der  Schweiz  bringt  und  seiner  Zeit 
in  der  Revue  d'Fconomie  politique  yeröffentlicht  wurde. 

Seinen  Stoff  gliedert  der  Verfasser  in  siebzehn  Kapitel,  welche  in 
chronologischer  Anordnung  die  einzelnen  Phasen  der  Entwickelung  yom 
ersten  Auftreten  sozialistischer  Regungen  bis  zur  Gegenwart  schildert. 
Der  Darstellung  ist  eine  Anlage  angefügt,  welche  Statuten  und  Programme 
von  Arbeiterverbänden,  Parteitagen,  Einrichtungen  u.  dgl.  m.  zum 
Abdruck  bringt.  Das  Unternehmen  des  Verfassers  ist  um  so  mehr  als  ein 
verdienstliches  anzuerkennen,  als  er  zuerst  ein  noch  unbebautes  Feld  um- 
geackert hat  und  sich  in  keiner  Weise  auf  brauchbare,  wissenschaftliche 
Vorarbeiten  stützen  konnte. 

Wer  die  Darstellung  Berghoff-Ising's  vorurteilsfrei  gelesen  hat,  wird 
sich  der  Erkenntnis  nicht  verschliefsen  können,  dafs  die  sozialistische  Ar- 
beiterbewegung in  der  Schweiz  keine  durchschlagenden  Erfolge  zu  ver- 
zeichnen hat.  Ihre  Ausdehnung  und  Tiefe  ist  häufig  überschätzt  worden, 
den  unausgesetzten  Bemühungen  wühlender  Agitatoren  stehen  kaum  gleich- 
wertige Erfolge  gegenüber.     Weit  öfter  hat  der  neutrale  Boden  der  Schweiz 
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das  Schauspiel  intern atioDaler  Arbeiterkongresse  erlebt,  als  die  Ideen, 
welche  auf  diesen  vertreten  wurden,  in  ihm  feste  Wurzeln  zu  ichlagen 
Teroaochten.  Bis  in  die  80er  Jahre  erlilten  alle  Versuche  Schiffbruch, 
welche  den  Bchweizeriichen  ratriotismut  durch  ein  proletariaches  Klassen- 
bewurstflein,  das  keine  natianulen  Grenjseii  kennt,  befiiegen  Bellten.  Trote 
aller  unennüdlichen  Außtr engungen  gelang  es  nicht,  die  achweizeriiche 
Arbeiterschnfi  in  unTersöhnlichen  Widerftpruch  mit  der  beBtehenden  Bechts- 
und  Gesellsc ha fts Ordnung  eu  setzen,  die  Lohnarbeiter  blieben  nach  wie 
vor  Anhänger  der  ,,reaktionären**  politißchen  Parteien.  Auf  der  anderen 
Seite  hat  der  Grütli verein ,  iu  welehem  sich  die  achweizeriBche  Ar- 
beiteFBchaft  auf  dem  nationalen  Boden  des  poliiiachon  und  sozialen  Fort* 
Schrittes  und  auf  der  Vorauisetzung  einer  liberalen  Demokratie  zusammen- 
gefunden  hatte,  die  Mehrzahl  der  organisierten  Arbeiterschaft  in  sich  ver- 
einigt und  sich  als  beachtenswerter  und  siegreicher  Gegner  der  Tendenzen 
des  UmsturÄeB  bewiesen.  Er  hatte  in  allen  Kantonen,  aufser  den  katho- 
lischen Tessin  und  Unterwald,  Anhänger,  deren  Zahl  7000  in  185  Sektionen 
betrug.  Dagegen  war  die  sozialistische  Arbeiterschaft  auf  dem  Kongrefs 
von  Ölten  im  Jahre  18S0  von  5000  auf  1400  Mitglieder  gesunken. 
Nach  einem  dreijiihngen  ,Jnterregnum**  von  1880—83,  in  welchem  Neu- 
bildungen älterer  sozialisti scher  Arbeiterverbindungen  ohne  Erfolg  versucht 
wurden,  schien  der  allgemeiDe  schweizerische  Arbeitertag  in  Zürich 
(September  1883)  der  zersplitterten  Arbeiterbewegung  zu  Hilfe  zu  kommen. 
Wenn  auch  das  Aktionskomitee  anföngliob  die  gehegten  Erwartungen  nicht 
erfiiilte,  so  gelang  es  doch  nach  üeberführung  desselben  von  Zürich  nach 
Bern  einen  zweiten  schweizerisohen  Arbeitertag  zu  berufen,  der  im 
Oktober  1888  in  Bern  stattfand  uod  die  Gründung  einer  neuen  sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei  in  der  Schweiz  bewirkte. 

Diese  neue  Parteiorganisation  ist  nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Arbeiter- 
bewegung geblieben.  Vor  allem  gelang  es  ihr,  wenigstens  teilweise  ihren 
mächtigsten  Gt'gner,  den  Grütli verein,  zu  einer  Frogrammänderung  im 
eozialdemokrati sehen  Sinne  zu  drängen.  Denn  dieser  gab  auf  der  Dele- 
giertenversammlung der  Grütlianer  zu  ölten  am  8.  und  9,  Oktober  1892 
seinen  Grundsatz  der  demokratisch-reformatori^ohen  Haltung  auf  und  er- 
klärte, dafs  auch  ihm  die  Sozialpolitik  künftig  nicht  mehr  Endzweck, 
sondern  in  bewufster  Weise  Förderungs mittel  für  die  sozialdemokratische 
Wirtschaftsentwickelung  sein  solle.  Damit  üel  selbstredend  auch  seine 
alte  Zweckbestimmung  der  Förderung  des  nationalon  Bewufstseins,  er  ver- 
lief s  die  Grondlage  der  freisinnigen  Demokratie  und  stellte  sich  auf  den 
Boden  der  Sozialdemokratie.  Dagegen  lehnte  der  Grütliverein  das  Bekenntnis 
zur  sozialdemokratischen  Partei,  sogar  jedü  ständige  GemeinBchaft  mit 
derselben  ab.  Mag  auch  dieser  Erfolg  noch  so  hoch  angeschlagen  werden, 
mag  man  den  XJebergang  der  Grütlianer  in  das  Lager  der  sozialdemo- 
kratischen Anschauungen  als  bedenkliche  Wendung  der  bisher  national- 
gesinnten  schweizerischen  Arbeiterachaft  betrachten,  soviel  ist  sicher,  dafs 
die  grofse  Mehrzahl  der  Arbeiter  sich  zur  Zeit  noch  gleich  giltig  und  mifs- 
trauisch  gegen  die  Endsiele  des  Sozialiimus  und  die  Möglichkeit  ihrer 
Durchtuhrung  verhält.  Sie  glaubt  vielmehr  an  die  mögliche  Verbesserung 
ihrer  Lage  unter  der  Herrschallt  der  bestehenden,  sozialen  Ordnung  und 
an  die  Ausführbarkeit  wirksamer,  sozialer  Heformen. 
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Iowieweit  des  Yerfassers  Au^führuupen  in  den  Eiozelheitea  den 
gesollt chUiohen  Vorgängen  gonau  entapreohen  oder  nicht»  kann  ein  aufsen 
Stellender  nicht  beutteilen.  Für  die  natiooalökonomiache  Beurteilung  solcher 
Probleme  fallen  de  auoh  weniger  ine  Gewicht,  als  die  grofsen  Zage  der 
Entwickelung,     Uud    diese    hat    ohne    Zweifel    Berghoff-Ising    getroffen. 

UnDÖtigetweise  hat  Berghoff-IfliDg  geglaubt«  einer  höchst  hämischen 
Bezension  seines  Buches  durch  einen  gewissen  Herru  Hofmann,  welche 
in  Braunes  Archiv  fdr  soziale  GeseiEgebung  und  Statistik  (Band  YIII, 
B,  503)  erschienen  ist^  entgegentreten  zu  müssen.  Es  ist  auffalladd^  dafa 
der  Herausgeber  dieser  wissenschaftlichen  Zeitschrift  dem  kon- 
saryativen  Nationalökouomen  Berghoff-Ising  die  Möglichkeit  versagt  hat, 
zur  Yerteidigung  eine  Entgegnung  aufzunehmen,  wahrend  er  dem  sozial- 
demokratisohen  Gesinnungsgenossen  zum  Angriff  sein  ArchiT  schrankenlos 
rar  Verfügung  stellte.  Allerdings  hat  nun  Herr  Hof  mann  selbst  die 
Rechtfertigung  BerghofiT-lBings,  wenn  auoh  wider  Willen,  übernommen. 
Denn  kurz  darauf  erschien  in  der  (sozialdemokratischen)  »^Leipziger  Volki- 
zeitung*'  (No.  419  Beilage)  oioe  zweite  Besprechung  der  Schrift  von  Herrn 
Hofmaon«  Sie  ist  überschrieben  „Herr  Berghoff- Ising,  der  SoziaMsten- 
töter"  und  strotzt  in  einem  Mafse  von  persönlichen  Invektiven  und 
Unterstellungen,  welches  man  nur  begreifen  kann,  wenn  man  eben  aus 
des  Verfassers  Buch  gelernt  hat,  zu  wie  grofsen  Wutausbrücheo  der  geringe 
Erfolg  der  sozialistischen  Bewegung  in  der  Schweiz  einen  geeinnuogs^ 
tüchtigen  Sozialdemokraten  reizeo  mufs.  Mir  persönlich  will  es  den  Ein- 
druck machen,  dafs  es  nicht  nur  eine  schwere  und  undankbare  Aufgabe 
ist^  die  »^Geschichte  der  modernen  ArbeiterbeweguDg  in  der  Schweiz**  zu 
eehreiben,  sondern  noch  viel  tohwieriger  und  undankbarer  die  Aufgabe 
lu  seio  scheint,  die  Schweizer  Arbeiter  in  die  Arme  der  internationalen 
Sozialdemokratie  zu  führen. 


Würzburg. 


Max  von  Heokel, 


Feilbogen,  Siegmund:  Smith  und  Turgot.  Ein  Beitrag  zur 
Geiohichte  und  Theorie  der  Nationalökonomie.  Wieo,  189S2,  Alfred  Holder. 
X  und  170  SS.     8^ 

Gegenüber  der  zur  Mode  gewordenen  Verkleinerung  Smith's  unter* 
nimmt  es  der  Verfasser,  die  Bedeutung  desselben  für  die  Wissenschftft 
in  das  rechte  Licht  zu  setzen;  zu  diesem  Zwecke  vergleicht  er  ihn  mit 
•einem  ,^koatingeüten''  Vorgänger  Turgot :  die  historische  Würdigung  eines 
Schriftstellers  könnte  immer  nur  einen  Vorgänger  als  Mafsstab  für  die 
schon  vorher  erreichte  Entwickelungsstufe  der  Wissenschaft  beontzen 
(S.  37).  Während  sich  bei  Turgot  und  den  Fhysiokraten  ebenso  wie  bei 
den  Merkantilisten  nur  tiScheinwissenschaft**  fände,  habe  Smith  eine  echte 
Wissenschaft  gesob äffen. 

Feilbogen  wendet  sich  mit  Hecht  gegen  die  Uebcrtreibung  der  Priori- 
lätsforschung,  gegen  „die  Untersuchung  der  Frage,  welcher  von  zwei 
Denkern  den  anderen  beeinflufst  habe"  (§  5  ff.).  Was  er  hierbei  über 
die  Zuriickverfolgung  von  Gedanken  auf  ihren  Ursprung,  also  über  die 
genetische  Unt^^rsuchung  der  Ausbildung  von  Lehren  sagt,  ist  beach- 
tenswert;   im    Interesse   der  Objektivität   wäre    es   allerdings    erforderlich 
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geweaeD,  die  Bedeutung  nicht  au  ignorieren,  welobe  die  genetische  Unter- 
iuchung  haben  kann;  der  Interpretation  eines  Schriftsteller«  zu  dienen* 
Damit  wäre  F,  der  genetischen  Untersuchung  gerecht  geworden ,  hätte . 
aber  ihre  BedeutuDg  für  die  Wisiennehaftflgesobichte  auf  das  richtige^ 
Mafft  eingeschränkt:  sie  ist  Vorarbeit,  ist  nicht  Geschichte  der  Wissen- 
echaft  ielbst.  Biese  hat  2um  Qegcnst&nd  nicht  die  Entstehung  einer 
Lehre,  sondern  die  Entwickelung  des  Inhaltes  der  Lehre  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Wahren.  Eine  Geschichte  der  Sozial  Ökonomik  hat 
also  2u  prüfen,  was  die  einzelnen  Männer  bezw.  ihre  Lehren 
dafür  gelaietet  haben,  die  Erscheinungen  der  Sozial- 
wirtflchaft  in  der  Einheit  des  sozial  enLehcna  zu  begreifen. 
Freilich:  ,4^^^  i^t  denn  vor  allem  unumgänglich:  dafa  der  Entwi ekel ungs- 
hifitoriker  das  genaueste  utid  deutlichste  Verständnis  von  der  reiten  Gestalt  ' 
besitze  und  bekunde,  von  welcher  er  die  Entwickelung  verfolgt"  (Hermann 
Cohen,  Kaota  Theorie  der  Erfahrung.  2.  A.  S,  7),  Daher  sollten  Anfänger 
der  Versuchung  widerstehen,  Beiträge  zur  Geschichte  einer  Wissenschaft  zu 
liefern.  —  Das  ernste  Eingen  des  Verfassers  verdient  Anerkeunung:  er  sucht, 
in  breiten  Ausführunicen  nach  einem  Kriterium  für  echte  wissen sobaftlicbaJ 
Leistung,  welches  er  zu  handhaben  vermöchte;  er  bleibt  haften  an  deti 
,^objektiven  Originalität*,  der  „Wirksamkeit**,  „ D er ^Grad^, dieser  Fähig- 
keit zur  Beeinflussung  der  künftigen  Gedankenentwickelung  oder  die  ob- 
jektive Originalität  entscheidet  über  den  wahren  Wert  eines  wisBenschaft- 
lichen  Werkes,  Derselbe  beraifst  sich  nach  der  Menge  und  Wichtigkeit 
der  erst  durch  dieses  W^erk  zum  sicheren  Besitz  der  Wissenschaft  ge- 
wordenen Erkenntnisse,  ohne  Kücksicht  darauf,  ob  deren  Inhalt  vorher 
von  anderen  gedacht  oder  selbst  wirkungslos  geäufsert  worden  wäre  (§  7)**. 
t^s  .  *  Daraus  folgen  die  Merkmale  eines  zur  Begründung  einer  echten 
Wissenschaft  geeigneten  Prinzips.  Universalität  als  Erklärungsmittel  aller 
einschlägigen  Erscheinungen,  Spezialität  als  Eigentümlichkeit  einer  neuen 
Wissenschaft  und  philosophische,  womöglich  ethische  Tragweite  sind  die 
Eigenschaften,  durch  welche  ein  Prinzip  gur  Durchbrechung  der^ 
Scheinwissenschaft  besonders  geeignet  erscheint*^^)  (§  30a)* 
Ben  Bannkreis  der  „ Wirkungen'*  vermtig  der  Verfasser  nicht  zu  durch- 
brechen, „Aber  nur  diejenigen  urteile  können  als  Bestandteile  der  Wissen- 
schaft gelten,  welche  mit  Zuversicht  (!)  als  Mittel  sa  fernerem  Denken 
verwendet  werden  können  und  auch  wirklich  unter  den  Kennern  der 
Wissenschaft  allgemein  (!)  verwendet  werden**  (§  41).  „Damit  daher  ein 
Urteil  die  innere  Form  der  vollendeten  Wissen schaftlicbkeit  erlange^  diirfto 
es  in  der  Regel  folgende  Fhaseu   durchlaufen: 

1)  Unklar©  und  unbewiesene  Meinung  (völlig  subjektiv), 

2)  Inhaltlich    klares,    aber    unbewiesenes    Urteil    (nach    Abstreifung    der 
sprachlicheu  Subjektivität). 

3)  Inhaltlich  klares,    genügend  bewiesenes  Urteil    (nach  Abatreifuog  des 
subjektiven  Fürwahrhaltens)» 

4)  Inhaltlich   klares,    genügend    bewieaenea,    und   als  Deokoiittel   nohti^^ 


]>  Bo!  FeÜbogeu  nicbt  i^esperrt  gtsdrackl. 
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Yerwendeies    Urteil   (nach    Abatr#ifii»g   des  Bubjektiyen    Fürwiohtig- 

baltens). 
Die  ersten  drei  Stadien  bilden  die  EntwickelungsphaBen  der  isolierten 
urteile,  da«  vierte  kommt  erst  bei  ihrer  wiBsenscbaftlicben  Syntbeae  in 
Betraeht"  (ib.).  „Die  WisBenBchaftlichkeit  der  isolierten  Behauptungen 
b&Dgt  nach  dem  Gesagten  ab ;  l )  von  der  Klarheit  über  ihren  Inhalt, 
2)  Ton  der  Festigkeit  ihres  BeweiBfundamentes"  (§  42).  „Bei  jeder  wiasen- 
achaftlichen  Synthese  ist  zwischen  dem  Fundament,  dem  Frinrip  und  dem 
Ziel  zu  nnterscheiden.  Das  Fundament  ist  diejenige  Stimme  yon  Er* 
kenntnjssen^  aus  weloher  die  anderen  Erkennlnifise  abgeleitet  werden  sollen 
und  mit  deren  Oiltigkeit  sie  stehen  oder  fallen  ....  Aus  dem  Fundament 
oder  (!)  der  Grund  er  scheinung  (1)  kann  durch  einfache  Abatraktion  das 
Prinzip  oder  (I)  die  Grundkraft  (!)  der  betreflfenden  Ersoheinungsgruppe 
festgestellt  werden Erst  dann  ist  es  ein  Prinzip,  wenn  man  ge- 
wohnt ^)  itt^  damit  jede  derartige  Erscheinung  zu  appercipieren.  Erst  wer 
diese  Gewohnheit  in  die  Wissenschaft  eingeführt  bat,  ist  der  wissenBohaft- 
licbe  Schöpfer  des  Prinzips  als  Eolchen ;  -  .  .  Das  Ziel  der  Synthese  ist  die 
Erklärung  aller  erklärbaren^  gleichartigen  Erscheinungen  mittelst  eines  ein* 
hcitliohen ,  aus  einer  unzweifelhaften  Grunderscheinung  abgeleiteten 
Prinzips"  (§  43)«  So  sehen  wir«  findet  F.  —  wenn  er  auch  bisweilen  sieh 
der  Einsicht  in  das  Wesen  der  Wiisenschaftlichkeit  nähert  —  nicht 
das  lösende  Wort.  Er  haftet  an  der  Wirkung  einer  Lehre,  der  gewohnheita- 
mäfiigen  Anwendung  eines  Urteils^  der  Festigkeit  des  Fundamentes  u.  dergl.  m. 
Auch  mit  dem  Urteil,  dafs  sich  die  Sonne  um  die  Erde  dreht,  war  man 
gewohnt,  die  Erscheinung  des  Wechsels  Ton  Tag  und  Nacht  za  appercipieren ; 
p^mit  ZuTeraicht^^  wurde  es  Ton  den  Kennern  der  Wissenschaft  „allgemein^* 
Terwendet;  es  stützte  sich  auf  eine  unmittelbare  Wahrnehmung  aller 
Menschen ;  die  Festigkeit  des  Bcweiifundamentes  lieft  also  wenig  zu 
wünichen  übrig.  Und  doch  lautet  das  objektiv  richtige  Urteil  anders. 
Wodurch  sich  wissenschaftliche  Wahrheit  Yom  Schein  unterscheidet,  welchoa 
das  sachliche  Kriterium  für  jene  ist,  vermag  F,  nicht  anzugeben. 

An  den  so  für  den  Hausbedarf  zurechtgemachten  Kennzeichen  echter 
Wissen sohaftlichkeit  prüft  der  Verf.  die  Leistungen  von  Turgot  und  Smith; 
in  den  Einzelaosführungen  Enden  sich  auch  manche  interessierende  Be* 
tiachtungen. 

Königsberg  Pr.  OttoOeiUclu 

Eberitftdt,  Rad.,  Ma^istenam  und  FrnteraiUs.  Eia«  TerwAltungBgeBehiGhtLiGbQ 
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VI— 3141  SS«  W.  5,40.  (A*  a.  d«  T. :  StüutA*  und  ioaiAlwiBMnsch&rtlicbe  Forschungen, 
Hrsg,  vOQ  0.  SchiDoller,  Bd.  XV,  Uea  2.) 

Ilertsk*,  Th.,  Uns  Probtem  der  menichlicbea  Wirtachjkflt  L  Brnud :  Das  Problem 
der  Outfreraeagang.  Berlin,  Ferd,  Dümmler,  1897.  gr.  S,  VI— 368  8S.  E.  6 —  (lubAlt: 
Die  Eiit«rickJuiigsg«ichtcht«  der  Nntionaliikoriomle  (Einleitung).  —  L  Abichiittt.  D«r 
Wert.  -^  U    AbscliuUt,     Der  Bedarf.  ^  IlL  Abi»chuitc.     Die  Produktion.) 

Staat  tlczikon  herau«gegebea  im  Aurtrage  der  OörresgeAelltchaft  aur  Pflege  der 
WiMtoscbafl  Im  kalboluchen  DeuUchland,  Heft  46  (SeblufAbeft  des  V*  Bdj.  und  ganaeo 
Werk«*:  Scbweriu  bU  Zwiüchenherrechor),     Freiburg  i.  B.,  1897.     gr.  8*    U.  IfiQ.  (Am 
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Soderini,  E«  (comte),  Socialisme  et  catboÜciiMo.  Paris,  Deiche,  de  Brouwer  4< 
O*,  1807.     8»     fr.  4.—. 

GidditigSf  F*  B,,  Tbe  theory  of  socialiaation :  a  ijrllabui  of  fiociulogical  principUa»' 
London,  MacmUlaD,  1897.     8.     2/.6. 
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Bfooti,  Aog.  (caDon  ),  Qnefitione  »ocial«;  co&ferenza  lette  nelta  cattedrale  di  Cre- 
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Beschreibung  des  Ohcramtii  Ulm.  2  Bände.  Stuttgart,  W.  KafaHiammer,  1897. 
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gegendeo  des  nordwestlichen  Deutschland.     Berlin,    Pare7,    1897.     8.     42  SS.     M.  0,60.- 

Scbuiter,  G,  Anleitung  aam  Erkennet!  des  Hatrelschadena.  Zum  Gebrauch  für 
Landwirte  und  Taiatoren  bearbeitet.     Berlin ,  Parey,  1897.     gr.  8.     56  SS.     M.   1,20, 

Si  1  ber  man  n ,  H.,  Die  Seide.  Ihre  Ge^schichte,  Gewinnung  und  Verarbeitung, 
L  Band  :  Die  Gescbicbte  der  Seidenk ulturt  dea  Seidenbaudets  und  der  Seiden webekunst 
von  ihren  Anfingen  bis  auf  die  Gegenwart.  Naturgeschichte  der  Seide.  Die  wilden  Seideu. 
Die  Gewinnung  der  Eoh«etde  und  Zuberettung  der  Gespinste.  Dresden,  G.  KUhlmann, 
1897.     Lex.-8.     X— 517  SS.  mit  273  Uluairationen.     M,  25.—. 

Steinbeis,  F.,  Die  Holabringung  im  bayeriftcben  Hochgebirge  unter  den  beutige«! 
wirtacbACllichen  Verhättnissen.  Manchen,  M,  Rieger'acbe  Univ.*Bbdl,r  1897»  gr.  8.  hl  SS«| 
mit  1  Tabelle,  6  Tafeln«  1  lith.  Karte  in  Farbendr.  etc,     M.  2,—. 
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S  t  a  m  p  f  e ,  E.,  Der  kleine  Gnindbeitits  nnd  die  Getreidepreise.  Leipsig,  Dnncker  & 
Humblot,  1897.  gr.  8.  IV--130  88.  H.  2,60.  (A.  n.  d.  T. :  8tMt8-  und  sosialwissen- 
schaftliche  Beitrige.     Hrsg.  von  A.  v.  Miaskowski,  Bd.  III,  Heft  2.) 

Zasammenstellnngen,  statistische,  über  Blei,  Kupfer,  Zink,  Zinn,  8ilber, 
Nickel  und  Alominium  von  der  Metallgesellschaft  nebst  technischem  Bericht  Ton  der 
metallargischen  Gesellschaft  (A.-G.).  IV.  Jahrgang.  FranlLfürt  a.  M.,  Dmck  von  C.  Adel- 
mann, 1897.     gr.  8.     78  88.  

Blondel,  G.  (prof.  agr^£  de  l'üniversitä,  Paris),  Etades  snr  les  popalations 
mrales  de  l'AIIemagne  et  la  crise  agraire.  (Avee  la  collaboration  de  Ch.  Brouilhet,  Ed. 
Julhiet,  Lucien  de  8ainte  Croiz  et  Lonis  Ouesnel).  Paris,  Larose  &  Forcel,  1897.  gr.  in-8. 
XII — 522  pag.  avec  9  cartes  et  plans.  fr.  12.—.  [Table  des  mati^res.  Iro  partie:  L'Alle- 
magne  agricole.  —  La  r^gion  rh^nane.  —  La  r^gion  bavaroise.  —  La  rdgion  sazonne: 
Le  payK  et  les  habitants.  Les  environs  d'Osnabrfick  et  de  Monster.  La  vall^e  de  TEms 
et  le  Hiimmling.  Organisation  der  BaaemhÖfe,  etc.  —  La  Frise  Orientale:  Description  de 
la  contr^e.  Le  paysan  frison  dans  le  Geest,  dans  la  Marsch,  dans  les  tourbiires.  8on 
habitation,  ses  occupations,  sa  vie.  —  Les  pays  situ^  k  l'est  de  TElbe :  La  plaine  wende. 
Formation  des  grands  domaines.  R^partition  d^fectuense  da  sol.  Les  domaines  d'Ober- 
glogan.  Situation  des  ouvriers  agricoles.  —  Le  Mecklemboorg :  Etat  gdn^ral  de  la  popu- 
lationmrale.  Grande,  moyenne  et  petite  propriöt^,  etc.  —  W^^*  partie:  Les  vieilles 
coutumes:  (Anerbenrecht.  Höferollen  etc)  —  L'Initistive  priv^:  (L' Association  dans  la 
vie  rurale  du  peuple  allemand.  Le  er^dit  rural  en  Allemagne.)  —  L'action  du  gouverne- 
ment :  (Legislation  agraire  du  XIX«  si^cle  Colonisation  int^rieure  de  TAllemagne.  Renten- 
gfiter  und  Rentenbanken.  Morcellement  des  grands  domaines.  —   La  crise  agraire.  —  etc.).] 

8  a  u  r  i  n ,  J.,  La  Constitution  de  la  propri^t^  et  les  contrats  de  culture  en  Tunisie. 
Paris,  A.  Challamel,  1897.     8.     fr.  1.—. 

Agricultural  retums  of  Great  Britain  for  1896.  London,  printed  by  Ejrre  & 
Spottiswoode,  1897.  gr.  in-8.  (Pari,  paper.  Contents:  Acreage  and  produce  öf  crops.  — 
Prices  of  com.  —  Number  of  live  stock.  —  8ammaries  of  agricultural  statistics  for  tbe 
United  Kingdom,  British  possessions,  and  foreign  conntries.) 

Bedford  (Duke  of)»  A  great  agricultural  estate:  being  the  story  of  the  origin  and 
administration  of  Woburn  and  Thorney.  London,  J.  Murray,  1897.  crown-8.  256  pp. 
6/.-. 

Irish  Land  Gommission  (Agricultural  Department).  Return  of  prices  of  Irish  agri- 
cultural produce  for  tbe  years  1881  to  1896  incL  London,  printed  by  Eyre  &  Spottis- 
woode, 1897.     Folio.     3/. — .     (Pari,  paper.) 

Smid,  J.,  De  landbonw-crisis,  bare  oorsaken  en  de  middelen  tot  verbeteriog.  Gro- 
ningen. J.  B.  Wolters.  1897.     gr.  in-8.     8  en  54  bis.     fl.  0,90. 

W  i  n  g ,  H.  H.,  Milk  and  its  products :  a  treatise  upon  the  nature  and  qualities  of 
dairy  milk  and  the  manufacture  of  butter  and  cheese.  London,  Macraillan,  1897.  12. 
294  pp.     4/.—. 

5.  Oewerbe  und  Industrie. 

Rüttgenbach,  Fr.,  Die  Nadel  und  ihre  Entstehuntr.  Eine  technische  Skisze. 
Aachen,  J.  Schweitzer,  1897.     gr.  8.     65  SS.     hart.     M.  1,20. 

Gross,  H.  (io  Hamburg),  Die  Geschichte  der  deutschen  Schiffszimmerer  mit  beson- 
derer Berücksichtigung  der  Hamburgischen  Verhältnisse.  Ein  Mahnwort  an  alle  im  Schiff- 
baaergewerbe  beschäftigten  Arbeiter,  sich  zu  einer  gewerkschaftlichen  Organisation  su- 
sammenzuscbliefsen.     Stuttgart,  J.  H.  W.  Dietz,  1896.     gr.  8.     166  SS.     M.  2,25. 

TI  a  u  8  s  e  r ,  K.  (Sekr.  des  Gewerbe-  u.  Industrievereins  in  Mannheim) ,  Die  tech- 
nische, kanfmXnnische  und  kunstgewerbliche  Ausbildung  der  Handwerker.  Dresden, 
C.  O.  Lehmann,  1897.     gr.  8.     51  SS      M.  0,80. 

König,  J.  K.,  Drogerie-,  Spezerei-  und  Farbwarenlezikon  mit  lateinischen,  deut- 
schen, enelischen  und  franzSsischen  Benennungen  herausfregeben  von  Fr.  Geith  (Drogist) 
und  G.  Buchner  (Chemiker).  10.  vermehrte  Aufl.  bearbeitet  von  (Prof.)  E.  List  (Abteilungs- 
vorsUnd  an  der  k.  Industrieschule  zu  München).  München,  Ch.  Kaiser,  1897.  Roy.-8. 
574;SS.     M.  6.—. 

Protokoll  der  Verhandlungen  des  Vereins  deutscher  Portlandcementfabrikanten 
und  der  Sektion  für  Gement  des  deutschen  Vereins  für  Fabrikation  von  Ziegeln,  Thon- 
waren,  Kalk  und  Cement  am  24.  a.  25.  IL  1897.  BerUn,  Kühl,  1897.  gr.  8.  226  88. 
mit  2  Taf.    M.  6.—. 
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Reiche Bberi^,  Kaum  (Doseot  für  N«fcion&lokcinon)te  u.  SUlUtik,  Bern^  Die  Ar* 
beiterfrRfre  einst  und  jetzt.  Ein  »kademischer  Vortrag:,  Leipzig,  O,  H.  Wifcand,  1897. 
kl.  8.     5Ö  SS,     M.  0.60. 

Wolt*H^  R.,  Jfthrbitch  für  die  deutschen  Aktienbraaereien  und  Aktienmalafabriken« 
Stati5itischeä  Nachscblaeebiich  über  die  Verm^ffen$verbäUnis«e  und  Getcbärtser^ebuitiüe 
durBülbcn  im  Betriobsjiibre  1895/96.  (Jahrsf.  VII :  1897)  Freiburg  i,  B*,  F.  Wagner. 
1897.     gr,  8.     XV— 259  88.  mit  19  Tab,     M.  6,—. 


A  r  n  a  u  d  ,  F  r.  ^  Etudes  snr  le  pbospbore  et  le  pbosphorisme  professionnel  Paris, 
Bailli^re  &  fils,  1897.     gr,  in-8.     378  psg      fr.  5, — . 

Arnold,  B.  W.,  Jn.  Hittory  of  the  tobacco  induitry  in  Virpnia  f^otn  1860  to 
1894.     Baltimore,  1897.     (London,  W.  Weslej  &  Sod).     86  pp.     3/,6. 

Vers]  Hg  van  de  Commifsie  van  ondersoek  in  «ake  de  afbrcuk,  door  den  arbeid  in 
Kevangenis^en^  n]k»wflrkiürichtiii|;en  en  rtiksopvoedioi^SKesticbteo  ann  den  arb*id  in  de 
▼rije  tnaatschappij  gedaan,  's  Haf^c,  van  VVeelden  &  Mingelen,  1897.  Imp.-8.  S6S  blx. 
fl.   h — 

6.    H&ndfil  und  Terkelir. 

Mulilberp:er,  Arthur,  Bie  Eiienbahnreform  in  Württeiuberg. 
8^.  TI  u.  95  8S.    Tübingen   1896,  H.  LaEpp'scbe  Biiobbandlun^. 

Die  Schrift  eothlilt  18  kurze  Artikel,  die  der  Yerf.  zuerst  anonym  m 
der  Tagesprcsse  hatte  erschelneB  lassen.  Die  Artikel  leg:en  eine  scharfe 
Kritik  an  die  WürtteraberRißchen  Eisen  bah  DverbältnisÄe,  Der  Hauptvor- 
wurf,  den  der  Verf.  erhobt,  ist  der»  daTu  die  Eisenbahneo  biBher  fast  aus- 
achliefalich  in  den  Dienst  des  Grof:!« kapital  es  gestellt  seien.  Es  sei  nöti^, 
durch  Organisation  eines  billigen,  den  Verhält ni&sen  der  einzelnen  Markt- 
Bentren  angepafsten  Nahverkehrs  und  durch  Ausbau  von  Kleinbahnen  aüoh 
den  weniger  kapitalkräftigen  Ständen  die  Eisen  bahnen  dienstbar  zu  tnachen. 
Diesem  Grundp;edanken  darf  man  unbedenklich  zustimmen ;  die  Einzelvor- 
8chlä;xe  des  Vert  sollen  damit  nicht  in  allen  Teilen  gebilligt  werden.  Die 
kritischen  Auslassungen  der  Schrift,  die  oft  sehr  scharf  gefafst  sind,  wollen 
wir  uns  selbstverständlich  nicht  zu  eii?cn  machen.  Dafs  die  vom  Verf,  be- 
fürworteten Ziele  auch  aufserhalb  Württembergs  von  grofser  Bedeutung 
sind  und  dafs  man  diese  Bedeutung  anch  erkannt  hat,  steht  aufser  Zweifel, 

Aachen*  B.  van  der  B  o'r  g  h  t. 

Bericht  der  HandelBkammer  «a  L{ibeck  tiber  das  Jabr  1896,  erstattet  im  Juni 
1897.  Lübeck,  Druck  von  II  O.  RabTgeni,  1897.  irr.  8.  143  SS.  mit  3  Anlairen.  (Darob 
die  Statistik,  Abrecbnung  und  da»  MTtgtiederveraeif^bnis  etc  sum  votbtJiridlgen  Bericht 
erirlnvto  Ausgabe  des  vorJiiujSgeo  Jabreabericbtes  vom  31.  XU.   1896.) 

Ganser,  W.  (k,  pr.  RetrBaumBtr,),  Retrieh  und  Verkehr  der  preufsbchen  StaalA- 
babnen.  Ein  Handbuch  für  Behörden  and  Beamte.  I.  Teil.  Berlin,  J.  Springer,  1897. 
ST.  8.  XXIII — 171  SS.  mit  67  Abbildgn.  im  Text  und  auf  4  Tafeln,  geb.  M.  9.  (Subskr^ 
Preis  M    6,&0). 

Elektrischen  Strsr^tenbahnen,  die^  mit  oberirdischer  Strom Kufilhrnntr,  nach  dem 
System  der  allgemeinen  ElektrizitJitageielbcIiaft  zu  Berlin,  2.  neu  bearbeitete  und  er- 
weiterte Aufl.  Bertin.  O.  EUner,  Dezember  1896.  obt.-Foüo.  331  SS.  mit  vielen  Licht- 
drucktafeln  etc.  geb.  M.   15  — . 

Handelskammer  su  Frankfurt  &.  d.  O,  fumfaf^t  Stadtkreis  Prankfurt  a.  d.  O. 
nnd  die  Kreise  Königsberg  N.-M  ,  Lehus,  West^St^rnber^ ,  ZüMiebau-ScbwtebuSi,  Guben- 
Land).  Bericht  für  das  Jahr  1896.  Jahr^ans  XXX II.  der  erweiterten  Handelskammer 
Ul.  Jahrgang,  Frankfurt  «.  d.  O.,  nofbuchdruckerei  Trowibtsch  &  Sohn,  1897.  gr.  8. 
258  SS.     (S.  144  ff,:  Slatiiitik.) 

Handel  und  Schiffahrt  Königsbergs  i.  Fr.  im  Jahre  1896-  Bericht  des  Vorsteher- 
amtes der  Kaufmann  Schaft  xu  Königsberg  i.  Pr.  Königitberi;.  Hartunß'sche  Buch  d  ruck  erei, 
1897,     gr.  8.     VIII— 17S  SS.    (Ein-  und  Ausfahr  Königsbergs  im  Jahre  1896»  B.  167  IT) 
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Handelskammer  zn  Fraiikfort  a.  M.  Jabresbericbt  für  1896.  Frankfurt  a.  H., 
Selbstverlag  der  Kammer,  1896.  gr.  8.  XI— 856  88.  (Aus  dem  Inhalte:  Banken,  Ver- 
sicheruDgsanstalten,  Sparkassen,  Verkebrsanstalten  etc.     8.  254 — 806.) 

Jahresbericht  der  Handeiskammer  für  den  Regierangsbezirk  Bromberg  für  1896. 
Bromberg,  Graenauer'sche  Buchdruckerei ,  1897.  Folio.  92  8S.  mit  graphischer  Dar- 
stellung des  Gewinns  und  der  UmsKtze  bei  der  Reichsbankstelle  zu  Bromberg  1852 — 1896. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Chemnitz  1886.  I.  Teil. 
Chemnitz,  £d.  Focke,  1897.  gr.  8.  XXXVIII— 381  SS.  (Aus  dem  Inhalt:  Geld-,  Kredit- 
nnd  Börseuwesen.  —  Patent-,  Warenzeichen-,  Muster-  und  Warenschatz.  —  Deutscher 
Gewerbekammertag.  —  Gewerbewesen.  —  Ausstellungswesen.  —  Eisenbahnwesen.  —  Zoll- 
wesen. —  Veredelangsverkehr.  —  Ursprungszeugnisse.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Dortmund  für  das  Jahr  1896.  I.  Teil. 
Dortmund,  Buchdruckerei  von  Crüwell,  1897.     Folio.     60  SS.  u.  Anhang. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hannover  für  das  Jahr  1896.  Hannover, 
Druck  von  W.  Riemschneider,  1897.     gr.  8.     V — 352  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Heidelberg  nebst  der  Stadt 
Eberbach  für  1896.  Heidelberg,  Buchdruckerei  von  Pfeffer,  1897.  gr.  8.  VI— 200  SS. 
(Aus  dem  Inhalt:  RechenschafUbericbte  von  Banken,  Vorschufsvereinen,  Aktiengesell- 
schaften etc.     8.  119—200.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hildesheim  über  das  Jahr  1896.  Hildes- 
heim, Druck  von  Gebr.  Gerstenberg,  1896.     gr.  8.     125  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreise  Karlsruhe  und  Baden  für  1896. 
Karlsruhe,  Braun'sche  Hofbuchdruckerei,  1897.     gr.  8.     X— 225  SS. 

Jahr  esbe  rieh  t  der  Handelskammer  zu  Koblenz  für  1896.  II.  Teil.  Koblenz, 
Druck  der  Krabben*schen  Buchdruckerei,  1897.     gr.  Folio.     89  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Liegnitz  umfassend  die  Kreise  Liegnitz 
(Stadt-  und  Landkreis),  Bunzlau,  Jauer,  Goldberg- Haynau  und  Lüben  für  das  Jahr  1896. 
Liegnitz,  Druck  von  W.  London,  1897.     gr.  4.     100  88. 

Jahresbericht  über  den  Geschäftsgang  von  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt  im 
Jahre  1896.  Sachverstftndigenberichte,  herausgegeben  von  den  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft zu  Magdeburg.  Teil  II.  Magdeburg,  Faber'sche  Buchdruckerei,  1897.  gr.  Lex.-8. 
V — 79  SS.     (Inhalt:  Bericht  über  den  Gang  der  einzelnen  Geschäfuzweige.) 

Jahresbericht  der  grofsh.  Handelskammer  zu  Mainz  für  das  Jahr  1896.  Mainz, 
Buchdruckerei  von  H.  Prickarts,  1897.     gr.  8.     VIII— 268  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Niederlausitz  zu  Kottbus  pro  1896. 
Kottbus,  Druck  von  A.  Heine,  1897.     gr.  8.     80  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Nordbansen  für  das  Jahr  1896.  Nord- 
hausen,  Druck  von  Fr.  Eberhardt,  1897.     gr.  8.     116  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Oberbayern  1896.  München, 
Druck  von  C.  Woif  &  Sohn,  1897.  gr.  8.  XIV— 299  88.  (Aus  dem  Inhalt:  Handels- 
und Gewerbegesetzgebung  (S.  16—81).  —  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  TS.  106-131).  — 
Pflanzliche  und  animalische  Robprodukte  und  Fabrikate  aus  denselben  (8.  142 — 186).  — 
Geld-  und  Wechsel  verkehr  (229—272). 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Oberfranken  pro  1896. 
Bayreuth,  Lorenz  Ell  wanger,  1897.     gr.  8.     204  SS. 

Jahresbericht  der  grofsh.  Handelskammer  zu  Offenbacb  a.  M.  für  das  Jahr 
1896.     Offenbach  a.  M.,  Seibold'sche  Buchdruckerei,  1897.     gr.  8.     153  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Ostfriesland  und  Papenburg  für  das 
Jahr  1896.     I.  Teil.     Norden,  Job.  Fr.  Schmidt,  1897.     Folio.     IV— 18  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Saarbrücken  für  1896.  Saarbrücken, 
Buchdruckerei  der  Neuen  Saarbr.  Zeitung,  1897.     4.     81  SS. 

Jahresbericht,  XXV.,  der  Handelskammer  zu  Sorau  N.-L.  für  1896.  Sorau 
(Nieder-Lausitz),  Druck  von  J.  D.  Rauert,  1897.     gr.  4.     46  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Kreis  Thorn  für  das  Jahr  1896.  Thorn, 
Buchdruckerei  Thorner  Ostdeutsche  Zeitung,  1897.     gr.  8.     147  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Trier  für  das  Jahr  1896.  Trier,  Druck 
der  Paulinus-Druckerei,  1897.     Folio.     56  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Wiesbaden  für  1896.  Wiesbaden,  Buch- 
druckerei von  Schwab,  1897.     gr.  8.     178  SS.  mit  tabellarischen  Anlagen. 

Lage  und  Gang  der  Industrie  und   des  Handels  von  Oberschlesien  im  Jahre  1896. 
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Bericht  der  Hftndehkammer  für  den  Begierungsbealrk  Opp«ln  (über  das  'jAhr)  1896* 
OppelD,  Druck  von  Erdmftua  HiAbe^  1897.  gr.-8.  IM  B8.  kÄrt.  (Au»  dem  lubalt* 
Wiriscb&ftasL&tiätbche  MätteiliLDgen:  A.  Die  vorwiegend  montaaiDdustrieUeo  Kreise  das 
Südosleus.  —  B.  Die  mittleren  (Oderkrebe)  de*  Regicruagsbezlrks.  -*  C,  Die  westlichen 
Ereis«  des  Bezirks.  —  D,  Hj-eise  de»  Nordoatoo».) 

Stettins  Handel,  Industrie  and  Schiffahrt  itn  Jahre  1896.  Jabre&bericht  der  Vor- 
steher der  Kauftnunnsi-hftft.  Stettin,  Druck  von  S.  HMse&land,  1897.  Folio.  35  SS. 
beschreibender  Text  und  68  SS.  Statistik. 

Telcgraphenordnung  für  da&  Deutsche  Reich  vom  9  Vi  1897,  Berlin, 
T.  Decker,  1897.     gr.  4.     21  SS.     M.  0,10. 


Anna! es  du  commcree  ext^rieur.  France.  Situation  oommerciale.  Expos4  com- 
paratif  pour  la  päriode  1881—1895/96.  Pari«,  impr.  uatiunate,  1887.  8.  233  pag, 
(PublicAtion  du  Minist^  du  cominerce.) 

H  e  n  r  y  ^  K,  (luspecteur  g^n^ral  des  poiits  et  chauss^),  Tr&it^  pratiqoe  des  ehecoiiia 
viciuaui.  Paris»  Baudry  &  Ci»,  1897.  gr.  in-8.  782  pag.  fr.  tO.—.  (Sommairo  : 
O^ndralitds.  —  PersonneL  —  Assiette  des  cbemins  vivinaux.  —  Res&ourcos  de  ia  voirie 
vicinale.  —  Execution  des  truvaux.  —  Comptabilit^  des  cbemius  vicinaux,  —  Police 
de  la  voirie  vicinale.  —  Police  du  rottlage.  —  Objet»  divers  :  Pont»  et  oavrages  accessoires. 
KtabiiBsement  de  tramways.  Modificatioris  ritsultiint  de  la  constxuctiou  des  cbemins  de 
fer.     Tfüvaux  mixtes.     Etablissement  de  cbamps  de  tir.  — ) 

L  0 1  o  u  r  n  e  a  u  ,  C,  Evolntiou  du  commerce  dans  les  diverses  races  humaiues.  Paris, 
Vigot  frferes,  1897.     8.     fr.  9.—. 

Annual  statemenl  of  the  navigation  and  sblpplng  of  tlie  United  Kingdom  for  the 
year  1896.  London,  pnnted  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1897.  Folio.  Vi^394  pp, 
S/.8.  (Parliam,  paper  by  cotnmand  of  Her  Majeety.  Contents:  General  tabtes  for  the 
year  1896:  Foreign  and  colonial  trade.  Coasting  trade.  Entrances  and  clearances  at 
porta  in  tbe  U.  Kingdom.  Vessels  registered  at  eacb  port.  Vessels  employed  some  time 
during  the  year  in  the  home  aud  fordgn  trades  and  in  ß&bing.  Vessets  actually  employed 
and  crews  under  eugageoieot  of  certaiu  dates.  Vessols  built  at  eacb  port.  —  Compara« 
tive  Übles  for  the  years  1892  to  1896.  — ) 

Gastrell,  W.  S.  H.  (Commerclai  nttach^  to  Her  Maj/s  Embassy  at  Berlin),  Our 
trade  in  the  world  in  relation  to  fureign  competilion,  1885  to  1895.  London,  Chap> 
man  &  Hill,  1897.  gr.  in-8.  204  pp,,  cloth.  M.  7,'^0.  (Contents;  Comparisou  of  the 
trade  of  the  priocipaJ  nations  of  the  world.  —  Foreign  competiiion.  —  Orowth  and 
preseot  State  of  ßrilisb  commerce.  —  Trade  of  Oreat  BriUin  with  her  coloniee.  Part  I. 
Our  textile  industries.  Part  H.  The  cottoo  trade.  —  Metals  and  their  mauufactures,  — > 
Tb«  indostrii^kl  progress  of  tbe  Qtirman  Empire.  —  Trade  with  Japan  and  China.  » 
Appendix:  The  Germau  commercuil  txeatics  and  circumstances  that  led  to  them,  *-^ 
German  commercial  treaty  with   Japan.   1896.   —  etc» 

Johnson,  F.  R.  (Ute  execative  Eogineer,  Asaam-Bengal  Bailway),  Pnictical  hints 
for  light  railways  at  bome  and  abroad.  LondoOf  £.  &  F,  N.  Spon,  1896*  8.  31  pp. 
and  6  figures,  cloth.     2/.6. 

London,  Chatam  and  Dover  BaÜway,  Üie,  and  its  passenger  Services.  By  tbe 
author  of  „British  R.iilways'*.     London^  Cassoll,  1897.     8.     8/. 6. 

Post  Office  Establisbments  Committee,  Minntes  of  «vi  de  nee,  with  indices,  summaries 
ftnd  appendices.     London,  1897.  Roy.  in-8.     10/.2.     (Pariiam.   paper.) 

Bassignano,  F.,  Auniiario  della  provincia  di  Cuneo,  col  coucorso  della  camora 
di  commercio  e  della  provincia,  1897>  Caneo,  tip.  P.  Oggero,  1897.  8.  627  pp.  con 
diciasette  tavole.     1.  3,50. 

Jaarboekje  der  posterifen  en  telegraphie  1897*  Onder  redactie  van  W.  Huis- 
man,  jr.  fCommies  der  posterijen  te  Almeloo.  VIL  jaargMug.  Almeloo,  W.  Uiladus  Wan., 
1897.     8. 

Yrijhandel  of  b«8cbeniiing  in  Kederland?  Door  een  industrioeJ.  Haarlem, 
H.  D.  Tjeenk  WUtink,  1897.     gr.  8.     48  bli.     fi.  0,40. 

Annuario  corDmercial  c  indastrial  des  Eätados-Unidos  do  BraaU^  com  indfeador  doa 
BOUvels  frabricantes  da  Europa.     (5»    anno  r  1897.)     Paris,  Cbaix,  1897«     in  4,    644  pag. 

7.    Finaiiiweidii. 
Gaafs,  F.  Q.  (Wirk!.  GehOFiuR.),    Die  GebKudesteaer    in  Preufsen  nach  dem  Oo- 
mCm  vom   31.  Hai  1861   und    den  spiter   ergangenen    abindemdea  Gesetzen  nebst  Aus* 
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nvhrujDgsvorscbriftGt].      ÜDter    Benatsung     Amilicher     Quelleu     herAusgegebeit,      3.    AaÜ. 
S  Teile.     Berlm,  R.  v.  Decker,  1S97.     gr.  8.     654  a.  161  SS.     M.  20.—, 

V.  Moerdeff  N«,  Allgemoiuer  Zolltarif  des  rus&UchcD  Küiserreichs  für  dem  earo- 
p&UcheD  Handel.  3*  AiiAgnb«  mit  fallen  Veränd<:riiDgeü  bis  2 um  15.  6.  1896.  St  Peters» 
biirg,  O.  Kirchner,  1896.  8.  321  SS.  geb.  M.  6.—.  (Dariü :  VertragsUrif.  —  Zoll- 
Uni  fUr  die  »us  FiaUnd  eiugeführteti  Waren.  —  Zulltarif  für  den  HAndel&verkebr  mit 
AÄen.  —  Uebersicbt  der  id  Rufsland  ftir  den  earopäiacheo  Handel  fe^tgesteUteD  Zoll- 
b«»tiinniiingen.) 

Qoinel,  Gh.,  Histoire  finAzicitre  de  TAssembl^e  coostitnante.  Volnme  II;  1790 
— 179K     Piiris,  GnillJiüttiin  &  C*«.  1897.     gr.  io-8.     IV— Ö86  pag.     fr,  8.—. 

BttffaloTiehf  Arthttr,  Lb  marche  dnaDcier  eo  1896 — 1897.  FHris,  GnUIauiDin  & 
C«",  1897.  gf.  iii-8.  Vm^67i  pag.  tr.  7,Ö0.  (Tiiblfi  des  mAtiferes:  France,  —  EtaU 
llnb.  —  Angleierre.  —  Aatnche-Uongri©,  —  AUeinagoe.  —  Kus^ie.  —  Ks|iAgtie.  — 
italie.  —  SaiAse.  —  If^tanx  pröcieux  et  queationa  fuonctaires.  —  Appeudice:  Fraoee. 
Le  bndgel  de  1897.  —  l/itnpOt  sur  le»  reveaas,  Le  projet  de  Cochery.  —  L'impöt  sur 
le»  rentes  et  valears  fran9aises  et  ^trang^res.  —  Le  biJan  de  la  reforme  fiAcale.  Uontre 
ritnp6t  sur  la  rente.  Argumenta  historiquo,«  —  Le  monopole  de  i'alcool.  —  Le»  com- 
pagmes  de  chemins  de  fcir  au  S^uat.  —  ItHlie.  Kxpos^  lioancier  du.  minbtre  du  Trdsor. 
—  Suis*e.     Loi  sor  la  coinpubiUt^  des  cbeniin»  de  tcr,  —  etc.) 

Greeo,  T.  L*»  Corporative  finAuce:  a  etndy  of  the  principlcB  and  methods  of  the 
laauAgeiDont  of  Ibe  finaofea  of  corporations  in  the  United  States.  London,  Putnain'tt  Soob^ 
1897.     8.     5/.—. 

8abbatint|  L.,  Sol  progetto  di  uiodiCicazioni  alle  leggi  concemenü  la  imposta  siü 
redditi  della  Hccbesaa  mobile.     Milaiio,  Up.  Bellini,   1897.     8.     62  pp. 

de  üaatif  B*  L.  C.^  VermogeBtfbelasiting.  Opgaaf  der  geldswaarde  van  alle  te 
Amaterdam  ofticieel  genot«erde  ed'ecien,  votgen»  de  prijscourant  van  1  Mei  1897.  Leeu- 
wardeo,  Heijer  &  Schaafsma,   1897.     i,     ä]    Hz.     fi.  0^25. 

8.  Geld-,  Bank-f  Kredit*  ttnd  TerfiGbernngsweeen. 

Heimann»  Georg,  Die  Ergebnisae  der  benifegeüOSBenachaftlichea 
UofailTersicheruDg,  Berlio^Ferd.  Dil  mm  ler'a  Verlage  buobli  au  diu  Dg.  181)7.  99  8. 

Id  dieser  überaus  Borgsamen  und  mit  reichem  statietiach«n  Material 
auegafltatteteD  Arbeit  giebt  der  Verf.  eioen  für  den  Praktiker  wie  Theo- 
retiker gleich  wertvoUea  TJeberblick  über  die  bisberiga  Entwiokelung  and 
WirkuDg  der  berufftgeoosseDBchaftlicheo  Uofallveraicherung.  Das  statistiseha 
Material,  im  weaeutlicheo  den  Amllicben  Nachrichten  de»  lleioha-Versiohe- 
rUDgeamtS|  dem  voti  dieeem  herausgegeboueD  ,^ Leitfaden  zur  Arbeiterver- 
sicheruug  dea  Deutschen  Reichs''  (jet^t  iu  b,  Aufl.,  Berlin  1897,  bei  Asher 
ft  Co.  erschieneD)  und  den  Jahren  berichten  der  Qewerbeau£Bichtsbdamten 
entnommen^  gewahrt  iu  äbersichtlichen  Tabellen  Einblick  in  die  Organi* 
lation,  Verwaltung  und  Rechtsprecbuug  und  bietet  die  Unterlagen  für  die 
kritiaoben  BetrachtUDgen  des  Verfassers. 

So  wird  ü*  a.  auch  die  rielerörterte  Frage  der  fortwährenden  Zu- 
nahme der  Uofülle  trotz  geuauester  OnfallyerhütungaToraohriften  eingehend 
behandelt  und  die  Erklärung  für  diese  ansehet noud  befremdliche  Erschei- 
nung wohl  mit  Reoht  hauptsächlich  darin  gesucht,  daifB  die  angespanntere 
ThKtigkeit  der  Induatrie  und  die  immer  umfangreichere  Einführung  you 
Maachiaen,  selbst  auf  dem  platten  Lande,  iu  Verbindung  mit  der  not- 
wendigen Heranziehung  auch  ungelernter  Arbeiter  die  Unfallgefahr  erhöhen, 
andereraeita  die  praktische  Durchführung  und  Kontrolle  der  berufsgenossen- 
achaftliohen  wie  staatlichen  Unfallyerhütungayorachnften  in  Ermangelung 
genügend  sahlreioher  und  geeigneter  Aufsichtsargane  hinter  den  zu 
itaUaodeii  Anforderaiigen  nooh  zurückbleiben.     In  dieser  Beziehung  schlügt 
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der  V^erfasaer  (S.  67)  vor^  für  kleinere  Bezirke  beflondere  Aufaichtflbehördenl 
eiu2ariohteo^  bestehend  aus  ekuum  Kollegium,  dem  ein  Btaatlich  angeatelltet] 
(beaoadera  für  diese  Thatigkoit  vargebildeter)  Ingenieur,    ein  fitaatlioh  uu- 
geatellter  Gewerbearzt    mit    besonderen    Kenntnissen    der    Gewerbehygienö  j 
und  Chemie,    endlich  Vertreter   der  Arbeitgeber    und  Arbeitnelimer    ange-* 
hören     aoUeu.       Mit    Hecht  wird    aber    darauf   hingewiesen  ,    dafa   in    der 
sinkenden  Tendenz    der   achwereu    Unfälle    (mit    tödlicbem   Ausgange    oder 
dauernder  Invalidität)  die  Wirkungen  der  berufsgenossenschaftliohen  Unfali- 
Terhiitung    bezw.    die    erhebliehe    Verbesserung    des    berufagenoaaenschaft- 
lichöQ  Heilverfahrens  achou  jetzt  unverkennbar  su  Tage   treten»    während 
andererscilg    die  Zunahme    der   leichteren  Unfälle    im   weaenilichen    darauf _ 
jturUckzuführen  sei,  dafa  in   neuerer  Zeit  mehr  als  als  suvor  Ttcle  kleinerdJ 
Uüialle  (besonders  Fingerverletzuagen)  angemeldet  und  entsohädigt  wUrdeo«] 
Wenn  yom  ärztlichen  Standpunkt  aus  der  Wunsch  ausgeäprochen  wird» 
auch  höhere  Renten  lieber  durch  Kapitalzahlungen  abzulösen,  um  an  Stelle 
stets  wechaelnder  Verhältniase    einen    endgültigen  Zustand    und   damit    fÜT] 
den  Arbeiter  Gewifsheit  über  seine  Lage  und  Einkünfte  treten  zu  lasseaif 
und  ferner  den  Sektionsvoratanden  und   dem  Keicha-Versicherungsamt  auelij 
Aerzte  als  Mitglieder  beizuordnen,  so  hat  in  ersterer  Beziehung  schon  de 
Verfasser  mit  Keoht  eingewendet,  dafa  dem  geachäftsuuktindigen  Arbeiter  mit 
der  einmaligen  Zahlung  einer   gröfseren  Summe    in    den  wenigsten  Fällen 
gedient  sei;    auch  haben  die  Arbeiter  vertrater  in  Oesterreich  bei  der  En- 
quete über  die  Reform  der  Unfall  Versicherung    eich    instinktiv   gegen  jede 
Kentenablüating    ausgesprochen.      Die    Eingliederung    von    Aerzten    in    die 
Sprachkollegien  würde   steh    aber  schon    aus    dem  Grunde  verbieten^    weil 
sie  ala  Gutachter  stets  auTserhalb  des  rech taprech enden  Kollegiums  stehen 
und  dem  letzteren    für  jeden  Einzelfall    die  Auswahl    und  Zuziehung    des 
für  den  Fall  geeignetsten  Sachveratändigen   offen  bleiben  müfsteu.     Gerade 
aua  diesen  Erwägungen  hat  die  mit  der  Beratung  der  Unfallnovelle  befafste 
Heicbatagskommisaion  die  Eingliederung  ärztlicher  Mitglieder  in  das  Reichs* 
versioheruogsamt  abgelehnt 

Auch  das  Gebiet  der  „Berufskrankheiten"  wird  gestreift  und  dabei 
die  Hoffnung  ausgesprochen,  dafa  die  weiteren  Fortschritte  der  Arbeiter- 
veraicherung  auch  zur  Durchführung  einer  aystematiaohen  Gewerbehygiene 
führen  möchten.  Einen  Vorstofs  nach  dieser  Kichtung  hat  die  erwähnte 
Reichstagskommiasion  dadurch  gemanht,  dafa  in  Erweiterung  des  §  78  des 
Unfaliversicherungsgesetzes  die  Berufsgenoaaenschaflen  befugt  sein  sollen, 
nicht  nur  zur  Verhütung  von  Unfällen,  eondorn  auch  zum  Schutze  von 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  entsprechende  Vorschriften 
jsn  erlassen. 

Man  wird  dem  Verfasser  nur  beipßichten  können,  wenn  er  seine  Be- 
trachtungen mit  folgenden  Sätzen  beaohltefst: 

Welch  ein  Fortschritt  gegen  den  Keohtszustand  zur  Zeit  dos  Haft- 
pflichtgeaetzes  vom  7.  6.  1871,  wo  die  Verunglüokten  bezw.  die  Hinter- 
bliebenen nur  dann  EntachUdigung  erhielten,  wenn  aie  nachweisen  konnten, 
dafa  der  Betriebsunternehmer  oder  seine  Beauftragten  die  Schuld  an  den 
Unfällen  trügen!  Bei  dem  durch  eigene  Schuld  der  Verletzten,  durch 
Schuld  Yon  Mitarbeitern  und  durch  Zufall  herbeigeführten  Unfällen,  ebenso 
im  Falle  der  Mittellosigkeit  des  Haftpflichtigen  gingen  sie  leer  aus.     Wie 
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liänfig  machte  die  Sohwierigkeit  der  BeweisföhruDg,  die  ümBtändlichkeit  und 
Kostspieligkeit  des  Yerfahreni  die  gerichtliche  Oelteodmaohung  der  An- 
eprüohe  unmöglich  I 

Aach  Yom  hygienischen  Standpunkt  aas  hat  die  TJnfiallyersicherang 
schöne  Erfolge  zn  verzeichnen.  Früher  stellten  sich  viel  hänfiger  bei  Unfall- 
TerletBungen  daaemde  Gebrechen,  Yerkrüppelnngen  n.  s.  w.  ein,  die  bei 
rechtzeitiger,  zweckentsprechender  ärztlicher  Behandlung  sich  hätten  yer- 
meiden  lassen.  Aber  der  Mangel  an  Fürsorge,  der  Zwang,  sobald  als 
möglich  wieder  za  arbeiten,  um  die  Sabsistenzmittel  für  sich  und  die 
Familie  herbeizuschaffen,  liefs  die  Verletzten  sich  nicht  die  Zeit  nehmen, 
ihre  Kräfte  bis  zur  yölligen  Wiederherstellung  zu  schonen. 

Auch  in  den  meisten  übrigen  Ländern  Enropa's  hat  man  angefangen, 
sich  ernstlich  mit  der  Frage  der  staatlichen  Unfallversicherung  zu  be» 
schäftigen;  die  Regierungen,  die  gesetzgebenden  Körperschaften,  sowie 
anter  Zuziehang  von  Fachmännern  gebildete  Kommissionen  haben  eifrige 
Beratungen  über  dieses  Thema  gepflogen.  Die  deutschen  Einrichtungen 
dienten  dabei  mehr  oder  minder  zum  Muster,  und  die  ausländischen  Schrift- 
steller, welche  sich  für  dieses  Gebiet  interessieren,  haben  denselben  ein 
eingehendes  Studium  gewidmet  Deutschland  kann  mit  Stolz  den  Buhm 
für  sich  in  Anspruch  nehmen,  der  Ffadflnder  auf  diesem  Gebiet  gewesen 
zu  sein  und  den  anderen  Kulturvölkern  den  Weg  gezeigt  zu  haben,  den 
sie  bei  der  Lösung  dieser  in  sozialpolitischer  Hinsicht  so  hpchbedeutsamen 
Frage  zu  beschreiten  haben. 

Berlin.  Zacher. 

DieGebarung  der  Ergebnisse  der  Kran  kheitsstatistik 
der  nach  dem  Gesetze  vom  8  0.  März  1888,  betreffend 
die  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  eingerichteten 
Krankenkassen  im   Jahre  1894.    gr.  8^.  159  SS.  Wien   1896. 

Die  vorliegende  amtliche  Statistik  der  österreichischen  Krankenver- 
sicherung für  1894  schliefst  sich  in  Anlage  und  Erhebungsverfahren  der 
Statistik  der  Vorjahre  an.  Das  österreichische  Ministerium  des  Innern 
plant  übrigens  eine  Reform  der  Erhebungsweise,  wodurch  eine  ausgiebigere 
Verwendung  von  Zählkarten  erreicht  werden  soll.  Das  Material  für  1894, 
das  fünfte  Jahr  der  österreichischen  Krankenversicherung,  ist  zu  einem  um- 
fangreichen Tabellenwerk  verarbeitet,  dessen  Hauptergebnisse  in  dem  voran- 
gestellten Text  übersichtlich  zusammengefaßt  sind. 

Die  Entwickelung  der  österreichischen  Krankenversicherung  stellt  sich 
nach  der  Statistik  im  allgemeinen  als  günstig  dar.  Im  ganzen  sind  seit 
1890  für  4,14  Mill.  Erkrankungsfälle  mit  69,75  Mill.  Krankentagen  und  für 
87  000  Sterbefälle  56,86  Mill.  fl.  geleistet  worden.  Die  Summe  der  Kassen- 
beiträge hat  sich  in  dieser  Zeit  von  11,5  auf  15,1  Mill.  fl.,  der  Bestand 
der  lleserven  von  5,05  auf  10,79  Mill.  fl.  gehoben.  Die  Beservenansamm- 
lung  vollzieht  sich  langsamer  als  das  Gesetz  verlangt  Statt  20  Proz.  sind 
im  Durchschnitt  von  1890 — 94  nur  9,88  Proz.  der  laufenden  Kassenbei- 
träge in  Beserve  gelegt  worden,  und  die  Gesamtreserven  machten  Ende 
1894  88,66  Proz.  der  durchschnittlichen  Jahresausgabe  aus,  während  das 
Gesetz  200  Proz.  verlangt. 

Dritte  Folff«  Bd.  ZIY  a^XlX).  10 
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Von  den  2916  KaB&eQ,  die  in  der  Statistik  bertickBichtig:t  sind,  hatten 
1052  die  BeserTen  mit  den  ge&etzlicb  ertorderteo  20  Proz,  der  Beiträge 
dotirty  während  644  ein  Defizit  der  Einnahmen  gegen  die  Ausgaben  auf- 
wei&en  und  145  Kargen  einen  Reservefondd  überhaupt  nicht  hatten.  Die 
VerhtiltniöBe  haben  eich  aber  in  dieser  Hinsicht  fortgesetzt  gebessert,  da 
in  den  Yorjahren  die  Zahl  der  Kaesen  mit  Defizit  und  ohne  Reservefonds 
relativ  erheblich  gröfser  war.  Von  den  verschiedenen  Kassenformen  (Be- 
zirks-, Betriebs-,  Genosienschafts-  und  Vereinakassen)  ziehen  die  1889  ein- 
geführten BeEir  kskranken  Lassen  einen  immer  grölseren  Frosentsats  der 
Versicherten  an  sich  und  iimfafsten  1894  SB,2  Proz.  der  Versicherten* 
Auch  die  Genossen schafttkassen  haben  einen  wachsenden  Anteil  zu  ver- 
zeichnen, während  bei  den  Betriebs*  und  Vereinskassen  eine  Abnahme  ein- 
getreten ist 

Die  Kassenleistuegen  sind  —  wie  in  Deutschland  —  zum  allergröfsten 
Teile  durcti  die  Ausgaben  für  Krankengeld,  ärztliche  Hilfe  und  Arznei 
veranlafst.  1894  wurden  7,33  MilL  ü.  für  Krankengeld,  2,38  Mill.  fl.  für 
ärztliche  Hilfe  und  ],7  MiLl  I.  für  Medikamente  ausgegeben.  Die  Ver- 
waltungak Osten  sind  9,8  Proz.  der  laufenden  Beiträge. 

Die  vorliegende  Statistik  enthält  eine  Darstellung  der  krankheits- 
statistischen  Daten  nach  Alter,  Krankhai tsform  und  Beschäftigungsart  nicht; 
es  wird  aber  eine  darauf  beziigüche  Arbeit  für  die  Zeit  von  1891  an  vor- 
bereitet* Man  darf  sioh  von  dieser  Arbeit  wichtige  Ergebnisse  auch  in 
Bezug  auf  die  Frage  der  Eiaüüsse  des  Berufs  auf  die  Kra^kheitsgefahr 
versprechen. 

Aachen,  H.  van  der  Borglit, 


van,    Naamlooze   vennoolschappen.     Jahrg.    1896« 


N  i  e  r  0  p ,    A*   H. 
go.  CXXII  u.   1244  SS.    Zwolle  1897.  W.  E.  J.  Tjeenk-Willink. 

Die  vorliegende  15.  Ausgabe  dieses  bewährten  Werkes  enthalt  An- 
gaben über  2121  niederländische  AktiangeBeUsckaften ,  sowie  eine  lieber* 
siebt  über  den  Ertrag  der  Anteile  von  Aktien gesellschaften  bei  den  Ver- 
käufern in  Amsterdam  und  Rotterdam  und  über  die  Gflindnngen  von 
Aktiengesellschaften  im  Jakre   1896. 

Die  Vorzüge  des  Werkes  sind  so  oft  hervorgehoben,  daTs  sie  als  be- 
kannt vorausgesetzt  werden  dürfen.  Aus  dem  Inhalt  sei  hier  namentlich 
die  Thaisache  hervorgehoben,  dafs  die  Niederlande  sich  in  stark  zunehmen- 
dem Mafae  der  Form  der  Aktiengesellschaft  —  vielfach  auch  für  kleine 
Dnternehmungen  —  bedienen.  Im  Jahxa  1896  sind  309  Gründungen  zu 
verzeichnen  mit  93,5  Mill.  £.  Nominalkapital,  wovon  56,33  MilL  fl.  ein* 
gezahlt  sind.  Unter  den  Gründungen  sind  63  Batigeseliachaften,  42  Kultar- 
gesell Schäften,  27  SchitfahrtsgesellBchaften  ^  19  HandeisgeselUchaften»  17 
Kreditanstaiten»  15  Zeitungs-  und  Druckereigesellschaften  u.  e.  w.  Die 
Zahl  der  niederländischen  Aktiengesellschaften  im  ganzen  war 

£ade  168S  68j  Ende  1890  Iji; 

,,     1884  805  ,,      1892  1558 

»I      1886  931  ,»      1894  1723 

^,     1888  1075  „      1898  2t  2  t 

Das  sind  Zahlen,  die  im  Vergleich  zur  Bevölkerung  das  Landes  sehr 
hoch  genannt  werden  messen.     Die  Stellung   Hollands   im    ioteraatioiialeii 
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Handelsyerkehr  und  sein  Kolonialbesitz  tragen  ohne  Zweifel  zu  der  starken 
Zunahme  der  Aktiengesellschaften  bei. 

Aachen.  B.  yan  der  Borght. 

Heyn,  O.,  Kritik  des  Bimetallismns.  Berlin,  Pattkammer  &  Hflhibrecht,  1897. 
gr.  8.     184  SS.    M.  3.~. 

Hülsner,  E.,  Das  Börsengesebftft  in  rechtlicher  and  TolkswirtschaftUcher  Beiiehnng. 
Berlin,  Pattkammer  &  Mflhlbrecbt,  1897.     gr.  8.     lü— 102  SS.     M.  S.— . 

Kramif,  Karel  (Beicbsratsabgeordn.),  Die  russische  Valatareform.  Wien,  Admi- 
nistration „Die  Zeit««,  1897.     gr.  8.     40  SS.     M.  l.~. 

Leitfaden  der  Arbeiterversicherang  des  Deatschen  Reichs.  Nea  sosammengestellt 
Ar  die  Brüsseler  Weltaasstellang  and  im  amtl.  Auftrage  bearbeitet  von  Zacher  (kais.  geb. 
BegR.)  1897.     Berlin,  v.  Decker,  gr.  8.     26  SS.  a.  Tafel  A— D.     M.  0,20. 

Riesser  (JastR.  a.  Bankdir.,  Berlin),  Das  Bankdepotgesets  vom  6.  Jali  1896.- 
Aas  der  Praxis  and  für  die  Praxis  insbesondere  des  Handelsstandes  erUatert.  Berlin^ 
O.  Liebmann,  1897.     gr.  8.     73  SS.     geb.  M.  2.—. 

Rpchassen,  J.  (k.  niederl.  Staatsminister  a.  D.),  Wfthrung,  Banken  and  Handel, 
Berlin,  Haade  &  Spener,  1896.     8.     Vll— 115  SS.     M.  1,60. 

Bellom,  M.  (ingöniear  aa  corps  des  mines),  La  qaestion  des  retraites  oavri^res  dans 
les  pays  ^trangers.     Paris,  Pichon,  1897.     8.     86  pag. 

Dallemagne,  Etade  sar  les  pensions  oavri^res  dlnvalidit^  et  de  vieillesse.  Li^e, 
D.  Carmaax,  1897.     8.     119  pag.     fr.  1,60. 

Amati,  L.  Bartlett,  Banking  and  commercial  Ubtes  between  Great  Britain  and 
all  the  other  parts  of  the  world.  8^  ed.  London,  sold  by  the  aathor,  1897.  Roy.  in-8v 
168  pp.     3/.6. 

Farrow,  Tb.,  Tbe  money-lender  anmasked.  3id  ed.  London,  Roxbarghe  Press^ 
1897.     Grown-8.     252  pp.     2/.—. 

Johnson,  G.,  Notes  apon  interest,  discoant,  and  profit  and  loss.  London,  Good,. 
1897.     8.     106  pp.     6/.—. 

Moxon,  Tb.  Boachier,  English  practica!  banking.  d^  ed.  London ,  J.  Hey- 
wood, 1897.     8.    4/.6. 

Pixley,  Fr.  W.,  The  profession  of  a  chartered  accoantant,  and  other  lectares. 
Delivered  to  the  Institute  of  chartered  accountants  in  England  and  Wales,  etc.  etc.  London^ 
Good,  280  pp.     6/.~. 

Stephens,  T.  A.,  A  contribution  to  the  bibliography  of  the  Bank  of  England 
London,  B.  Wilson,  1897.     crown-8.     10/.6. 

Ferraris,  C.  F.,  Gli  infortuni  snl  lavoro  e  la  legge.  Relasione  al  conslglio  della 
proTideosa,  sessione  del  1897.  Roma,  tipogr.  Bertero,  1897.  gr.  in-8.  119  pp.  (Contiene  : 
L'opportunitk  della  legge  nei  principii  e  nei  limiti  accolti  dal  progetti  governativi.  — 
Analisi  ed  esame  dei  punti  fondamentali  del  progetto  approvato  dalla  Camera  dei  de* 
putati.  —  Responsibilitk  civile  ed  assicuraxione.  —  H  controprogetto  dell'  Ufficio  centrale 
del  Senato  del  regno.  —  Voti  proposti.  —  Appeodice :  II  progetto  approvato  dalla  Camera 
dei  depuUti  e  il  contro-progetto  dell*  Ufficio  centrale  del  Senato  del  Regno) 

9.    Soiiale  Frage. 

V.  Mülinen,  Helene,  Die  Stellung  der  Frau  zur  sozialen  Aufgabe.  Bern,  Schmid  & 
Francke,  1897.  8.  67  SS.  M.  0,80.  (Vortrag  gehalten  im  SchoAe  der  christlich-sozialen 
Gesellschaft  des  Kantons  Bern.) 

von  Waldheim,  Sibylle,  Die  Frau  ist  schuldl  Ein  Weckraf  sum  Kampf  gegen 
die  soziale  Not.     Leipzig,  R.  Werther,  1896.     gr.  8.     78  SS.     kart.     M.   1,50. 


Misere  et  mortalit4  par  le  groupe  des  ötudiants  socialistes  de  Paris.  Paris,  librairie 
socialiste,  1897.     8.     fr.  0,15. 

Lonsdale  (Sophia),  The  English  poor  laws:  their  history,  principles  and  admi- 
nistration.  Three  lectures  given  in  the  üniversity  settlement  for  women,  Sonthwark. 
London,  P.  S.  King,  1897.     8.     86  pp.    l/.~. 
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10.     Qeietigebiuig. 

Arsmann,  W.|  Die  reichsgeaetiltcheu  Bestimoinn^ea  betreffend  den  Gewerbebetrieb 
im  Umbersieben  nebst  den  preafsi^chen  Gesetzen  betreffend  die  BesteueruDg  dea  Hfta«ier- 
nnd  WAoderlagergewerbebetriebes,  Mulbeioi  a.  d.  H.^  Bagel^  1897.  8.  158  SS.  kart. 
M.  0,80, 

Gebfaard,  E,  (k.  bay,  A Richter),  Die  Hypothekenbucbibereiniguug  im  recbtsrhei* 
Dieoheo  Bayern  und  dtij»  künftige  Grund  bncb  i^egenüber  dem  jetsigen  Hypotheken  buch. 
Erliatert     München,  J.  Schweitzer,  1897.     gr.  8.     VI— 220  8S.     M»  4.—. 

GesetSj  die  Wahlen  iür  die  IL  Eauimer  der  StXndeveraainmlang  dea  KReichs 
Sachsen  betreffend  vom  28,  III.  1896  und  AuftlührungBverordnting  rom  tO.  X.  1896. 
Mit  einer  Darlegnog  der  GruadzÜgo  des  Gesetzei  hrsg,  von  (BegAse.)  W.  «lunck.  Leipaig, 
Teubner,   1896.     gr.  6.     IV— 159  SS.     kart.     M.   1,80. 

Hager,  C,  Das  Zucker&teuergeaetz  vom  27,  Mai  1896  nebst  den  Ausnihmogsbe- 
atimmungen,  mit  Einleitung ,  ErläuterUDgen  und  Sachregister.  Berlin ,  Pattkammer  & 
MUhlbrecbt,   1896,     gr,  8.     X— 299  SS.     M.  5.— 

M  ei  sei,  K.  (LandGR  ,  Darmstadt),  RepertoHum  sum  deutschen  Bttrgerlicbeo  Geaeta- 
bncb  nebst  Einführungugesets.  Mit  ausfUhrlichem  Sachregister.  Giefsenf  £.  Roth«  1897. 
12.     Vm— 264  SS.     geb.     M.  2.— 

Proebst,  M«  (ORegR.  im  k,  bayer.  Staatsminist,  d,  Innern)^  Das  bayerische  Oeseta 
Über  Heimat,  Verehelichung  und  Aatenihalt  vom  16.  FV.  1868  in  der  Passung  nach  der 
Novelle  vom   17.  Jnni   1896.     München,  Beck,    1897.     8.     IV— 212  SS.,    kart.     M.  2. — . 

Vie  h  sench  ea  geae  tze.  Reichsgesetae  und  prenrsische  Landeagesetae  über  die 
Abwehr  und  Unterdrfickung  von  Viehseuchen,  nebst  den  zur  Ausführung  derselben  er- 
gangenen Vorschriften  and  anderen  d&s  VeterinErvreaen  betreffenden  Bestimmtmgvn.  Text* 
Ausgabe  mit  Anmerkk.  von  B.  Beyer  (WGehOEegR.  a,  DJ  4.  neu  bearbeitete  Anfl.  Berlin, 
Pwey»  1897.     8.     X— 491   SS.     geb.     M.  6.~. 


Blaisoti  A.,  De  la  mise  en  poasession  da  cr^ancier  dans  le  eontrat  de  gage, 
Paris,  A.  Fontemoing,  1897.     gr.  in-8.     fr.  4. — , 

Bohl,  J.,  Le  droSt  commerctal  roumain.    Paris.  A.  Pedone,  1897.     8.     fr.  6. — . 

Baclot,  H,  (agent  de  brevets),  Brevete  d'inventioo.  Apercu  gändrat  et  droit  compar^. 
t  tomes,  Bnixellesj  impHm.  des  ^itravaux  puhltcs**  1897.  graod  In-8.  XCV — 848  pag. 
avec  figur.  fr.  17,50.  (Texte  complet  des  lois  r^gissant  la  propri^tß  industrielle  dans 
tonte  TEurope  et  dans  les  principaux  pnys  lnda»trielf  des  autres  contiuents.) 

Rtnney,  Clesson  S.,  A  treatise  of  the  law  of  Irrigation.  Washington,  Lowder* 
milk  Sc  C*»,  1894.  gr.  in-8.  XC— 792  pp.,  calf.  S5/.— .  (Contents:  The  law  of  waier- 
rights  and  the  doctrioe  of  appropnation  ot  waters,  as  the  same  are  eonstraed  and  applied 
in  the  States  and  territories  of  the  arid  and  semihumid  regio ns  of  the  U.  States.  —  The 
Statutes  of  the  respecHve  States  and  territories,  and  decistons  of  the  courts  retating  to 
tbose  subjects.)     [Erat  1897  in  den  Handel  gebrachtes  Werk.] 

Law,  tbe,  retating  to  light  railways  comprising  the  Light  Railwayt  Act,  1896, 
together  with  the  enactmenti  relating  thereto  witb  notes  and  index.  Also  tbe  rules  made 
by  tbe  Board  of  Trade  and  tbe  standing  Orders  applicable,  annotated ,  by  Cyrill  Dodd 
IQ.C.)  [of  the  Inner  Tempi e],  and  Ch.  E.  Allan  (Barrister-at-Jaw,  of  tbe  Inner  Temple), 
London,  Shaw  &  Sons,  1896.     gr.  in-8.     XIX— S34  pp.,  clotb.     12/,6. 

Roe,  £«  M.  (Inspector  of  factories))  The  Factory  and  Workshop  Acts  expidned  and 
aimplified.     London,  Simpkin,  Marshalt,  Hamilton  etc.,  1896,     8.     11  i  pp.,  clotb.     S/.-— , 

11.     Stanti*  imd  VorwaltuDgirftclLt. 
Beriebt  über  Stand  und  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  der  Stadt 


K  €  1  n 
Kdln  für  das  Jahr  vom    1.  IV.  1895  bis  31 
8cb«oberg,   1897.     gr.  4.     219  SS. 

Magdeburg.      Hau»halUpläne   der   Stadt    Magdeburg    für    das    Etatjahr    1897/98, 
Magdeburg,  Hofbuchdr,  von  C.  Friese,  1897.     Folio.     VLII— 148  SS. 

Müht  hausen  i*  Th.  Haushaltsplan  fQr  die  Verwaltung  der  Stadt  auf  dn^ 
vom  1.  IV.  1897  bis  31.  III.  1898.  MUblhausen  in  Tb.,  Druck  von  Rath  &.  Kdbler, 
gr.  Polio.     86  SS. 

Staatseinrichtnngen,  die,  Im  Orofshersogtum  Sachsen- Weimar-Eisenach.  Jena, 
H.  Pöble,   1896.     gr.  8.     VI— 852  SS.     M.  4.-. 

Staatshandbuch    fUr    das    Königreich    Sachsen    auf   das  Jahr    1897    (nach    dem 


III.  1896.     Eöln,    Druck    vod  M.  Du  Mont 


i  Jahr 
1S97. 
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Stonde    vom  1.  Mai).     Dresden,   C.  Heinrieb,    1897.    gr.  8.     XVI— 1026  SS.    M.  7.—. 
(Anf  Anordnung  des  k.  Gesamtminbteriams  brsg.) 

Kritik  and  Beform  der  Germanisation  in  Posen.  Berlin,  Schoenfeldt,  1897.  gr.  8. 
40  S8.     M.  0,76. 

de  Lanessan,  J.  L.  (anden  goaTerneur  gto^ral  de  rindo-Cbine),  La  B^publique 
d^mocratiqne,  la  politiqae,  int^ienre,  ext^ieare  et  coloniale  de  la  France.  Paris,  A.  Colin  & 
O,  1897.     8.     fr.  4.—. 

Wbite,  W.,  Tbe  inner  life  of  the  Hoase  of  Commons.  Edit.,  with  a  preface,  by 
J.  Mc  Cartby  (M.  P.),  and  witb  an  introdaction  by  tbe  autbor's  son.  2  vols.  London, 
Fisber  Unwin,  1897.     8.     200  and  220  pp.     16/.—. 

Lacava,  P.  (depaUto),  La  finanza  iocale  in  lulia.  Torino,  Bonx,  FrassaÜ  &  C. 
tip.,  1896.  8.  262  pp.  1.  8. — .  (Contiene:  I  bilanci  comnnali  e  prorinciaU.  —  Della 
responsabilitk  degli  amministratori  eiettivi  e  governativi.  —  Deila  incompatibilitk  ammi- 
nistrativa.  —  Classificasione  e  consorsio  dei  comani ;  ii  comnne  consoraiaJe.  —  Decentra- 
mento  amministrativo.  —  Diminasione  delle  spese  nei  bilanci  comnnali  e  provindali.  — 
Biforma  dei  tributi  locali.) 

V a c  c b e  1  li ,  G.,  La  responsabilitk  ministeriale.  Cremona,  tip.  lit  „Iteressi  Cre- 
monesi**,  1897.  8.  IV — 196  pp.  (Contiene:  La  responsabilitk  dei  ministri  come  forma 
istitnsionale  della  responsabilitk  dei  governanti  Torso  i  go^ernati.  Lineamenti  gioridiei 
dell'  istitato  della  responsabilitk  ministeriale.  —  Le  evolazioni  deli*  istitato  della  respon- 
sabilitk ministeriale  nei  govemo  costitasionale  e  Parlamentäre.  —  La  responsabilitk  mi- 
nisteriale in  ItaUa.) 

12.     Statiitik. 
AI  lg  em  eines. 

Scalamandr^,  G.  (prof.),  Prindpi  di  sdensa  sUtistica.  Hapoli,  tip.  di  £.  M. 
Mnca,  1896.     12.     24  pp. 

Dentscbes  Beicb. 

Berafsstatistik  fttr  das  Beicb  im  Gänsen.  (Berufs-  und  Gewerbesählung  vom 
14  VL  1896.)  Teil  U.  Berlin,  Puttkammer  &  MQblbrecbt,  1897.  Boy.-4.  879  SS. 
II.  6. — .  (Statistik  des  Deutschen  Beichs.  bearbeitet  im  kais.  statistiscben  Amt,  Neue 
Folge  Band  103.  Inhalt:  Tabelle  6.  Alter  und  Beruf  der  Bevölkerung  des  Beichs  am 
14.  Juni  1896.  Tabelle  7—9.  Familienstand  und  Beruf  der  Bevölkerung.  Alter  und 
Familienstand  in  einigen  besonderen  Berufen.  Beligionsbekenntnis  und  Beruf  der  erwerbs- 
tbfttigen  Bevölkerung  des  Beichs  am  14.  VI.  1896.) 

Berufs-  und  Gewerbesählung  vom  14.  Juni  1896.  Berufsstatistik  der  kleineren 
Verwaltungsbezirke.  Bearbeitet  im  kais.  statistiscben  Amt.  Berlin,  Puttkammer  &  Mttl- 
brecht,  1897.  Boy.-4.  XII— 724  SS.  M.  8.—  .  (A.  u.  d.  T.:  Statistik  des  Deutochen 
Beichs,  Neue  Folge,  Bd.  109.) 

Bevölkerungs-  und  Wohnungsauf  nähme  vom  2.  XII.  1896  in  der  Stadt  Cbar- 
lottenburg.     Charlottenburg,  Druck  von  Ad.   Gerts,  1897.     Imp.-4.     71  SS. 

Jabrbucb,  statistisches,  für  das  Deutsche  Beicb.  Herausgegeben  vom  kais.  stati- 
stischen Amt.  Jahrg.  XVIII:  1897.  Berlin,  PutUammer  &  Mfihlbrecht,  1897.  gr.  8. 
VIII — 218  SS.  mit  6  kartographischen  Darstellungen:  Anbaufläche  des  Boggens,  Anbau- 
fläche von  Weizen,  Spelz  und  Kartoffeln  1896  im  Verhältnis  zur  Gesamtfläche  ;  —  Zucker- 
rübenbau 1896,  etc.     M.  2.—. 

Mitteilungen,  statistische,  betreffend  Bremens  Handel  und  Schiffahrt  im  Jahre 
1896,  herausgegeben  von  der  Handelskammer  zu  Bremen.  Bremen,  Druck  von  H.  M. 
Hauschild,  1897.     gr.  8.     67  SS. 

Preufsische  Statistik.  (Amtliches  Quellen  werk .)  Hrsg.  in  zwanglosen  Heften  vom 
k.  preufsischen  statistischen  Bureau  in  Berlin.  Heft  146:  Die  Sterblichkeit  nach  Todes- 
ursachen und  Altersklassen  der  Gestorbenen  sowie  die  Selbstmorde  und  die  tödlichen  Ver- 
unglückungen im  preuisischen  Staate  während  des  Jahres  1896.  Berlin,  Verlag  des 
Bureaus,  1897.     Boy..4.     XIV— 247  SS.     M.  6,80. 

Protokolle  über  die  am  23.,  24.,  26.  und  27.  April  1896  im  Batbaus  zu  Magde- 
burg abgehaltene  XI.  Konferenz  der  Vorstände  der  statistischen  Aemter  deutscher  Städte. 
Magdeburg,  Druck  von  K.  Friese,  1897.  FoUo.  17  SS.  u.  18  SS.  Anlagen.  (AU  Manu- 
skript gedruckt.) 
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Tab  eil  en,  sUtUtiscbe,  der  Zucke rkjiinpA^en  1801/92  bU  1895/96.  HerAtufcef^ebeti 
voü  dem  .jCentralbliitt  filr  die  Znckenndustrio  der  Wek*%  Magdeburg,  Scballebü  &  Wobi- 
brück,  1897.     8.     17  Ttbelleo.     geb.    M.  3*—, 

Oesterreich. 
Jebrbucb,  »tutiaüi^beS}  des  k.  k.  Ackerbau- Ministeriums  fUr  1896.  1.   Beft:  SUtiftik 
der  Ernte    des  Jahres  1896.     Wien,    Verlag    der   k*  k.  Hof*   und   Staatad ruckerei,    1897. 
gr.  8.     IV— 406  SB.  mit  5  Diagramraen,  2  Tafelia  und  8  Karten, 

Italien. 
Statiatiea  giudiKiEria  peoale  per  l'anuo  1895,  RDtea,  tip.  di  G.  Bertero,  1897. 
Lex.  iii-8.  S4  4-  CCVII— 166  pp.  1.  4.—.  (Pubblicaziono  della  Dire£ione  generale  della 
itatistica.  ladice:  Parte  I^  Movimentc»  e  diätribuzione  territoriale  della  delinqaeDza.  — 
Parte  11».  Esito  delle  istmttorie  e  dei  ^adiii.  —  Parte  III».  Noiitie  diverse  flulla  proce- 
dura e  sali*  ammiiiiBtraziotie  della  giu^tlzia  penale J 

D  Kraemark, 
Danmarks  SutiAtik.  Slatistisk  Tabelverk,  4«  icrie^  lettre  l,  S^  4  :  KominiiDegna  kaber 
(^Gcmeinderechnungen)  1890— 1894.     K*ibeiibavn,  Gyldendal^   1897.   gr.  in-4.  34  +  Tipp, 
(Qerau^gegebeD  vom  dänlKcbeo  statistischen  Büreaa.) 

B  elgien, 
Jaossens,  Afbum  de  statistiqae  graphiqae.     Ddmogriipbie    et    bygi^oe  de    la   vUle 
de  Bruxelles.     BraxelleS|  B.  Lamertm«   1897.     fr.  15 — .     (83  platiches  grapbiques  in  4.) 

Schwell. 
HitteilaDgen,  statistische i  betreffend  den  Kanton  ZQricb,  Herausgegeben  vom 
kantonalen  statiätischen  Bureau.  Jahr  1893,  Heft  1 :  Landwirtschaftliche  Statistik.  Mit 
Anhang:  Hauptergebnisse  der  Landwirtscbaft^slatlstik  für  1894.  Winterthur,  Druckerei 
Gestbw,  Ziegter,  1897.  8.  VII— 182  u.  12  SS.  —  Dasselbe,  Jahr  1893,  Heft  3:  Be- 
vdikerungsstatistik.  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1S93  nebst  Anhang: 
n)  Bewegung  der  Bevdlkerung  im  Kanton  Z&rich  1801/40;  b)  Bevölkerungsbewegung  im 
Jahre  1895.     Ebd.  1897.     8.     64  S8. 

Serbien« 
Honnc  cr&HOBaxtmxBA  k  AOMate  ctORe  y  KpaHesEH  Cpöida  31.  A<^ue>iÖpa  1895  ro- 
JPEH6,  EcorpaA  1897«  gr.  tn-8.  XVII — 390  pp.  Mit  3  Kartogrammen  (Zählaog  der 
BeTdlkerong  nnd  des  Viehstandes  im  Königreich  Serbien  am  81.  XJI.  1895.  Heraus- 
gegeben von  der  stAtistiscben  Abteilung  des  serbischen  Ministerium«  für  Handel^  Acker- 
bau und  Industrie.) 

Orfecheulftnd. 

'EpLTcopto^  vfi^  'KXkdtio^   (wra   t<Sv   ^^vuv   £m)tpotTct(5v  xatia  t^  Ito^  1895.    'Ev^ 
'A^'va^  1896.     4.     881  pp.      (Der   Handel    Qriecbenlüods    mit    dem    Auslande    während 
des  Jahres  1895.     Athen,  Nationaldruckerei^  1896.     4.     Veröffentlichung  des  statistischen 
Bureaus  im  Finanxministeriani.) 

Bulgarien. 
AjtÖyit^  QTh  rpft^irteoca  GTatucTUK&.  CLCTomore  Ba  naceiesEöTo  cnop>ex^  iip%- 
6pOftBaimeTO  na  l^ll  jmyapB  1893.  Co^nn  1896.  Imp.*Folio.  (Album  der  graphischen 
Statistik  behandelnd  den  Stand  der  bulgarischen  Bevölkerung  nach  dem  Cenaui  vom 
1.  Januar  1896  Sofia,  Staatsdruckerei  1896:  36  Karto-  uod  Diagramme  mit  er> 
klärendem  Text  (Folsiioten). 

V.  Staaten  v.  Amerika, 
Anoual  report,  Xltlti> ,  of  tbe  Bureau  of  statisties  of  labor  of  the  State  of  New 
York,  for  the  year  1895.  S  volnmes.  Albany  aod  New  York,  W3mkoop  Halleabeck 
Crawford  C°,  State  printers,  1896.  gr.  in-8.  588  and  668  +  S6  pp.  with  figur.,  cloth. 
(Contents:  Part  I.  Progress  of  organized  labor.  —  Part  ü.  Specisl  investigations.  Prae- 
tic«l  Operation  of  tbe  Mecbanica*  lien  law,  üfe  and  limb  law^  and  eight'hour>  and  prevail- 
Sog-rate-ol'wages    law.       Tenement^hoase    cigarmaking    in    New    York    City.  —  Part  III, 
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loTestigations  of  bakeshops.  —  Part  IV.  Labor  laws  of  New  York  State.  —  Appendix. 
Proceedinf^s  of  tbe  Xltb  annaal  Convention  of  the  National  Aseociation  of  officiali  of 
Boreaus  of  labor  ttatistics.) 

XlthCensas  of  tbe  United  States.  Beport  on  crime,  paaperism,  and  bene^ 
volence  in  tbe  United  States  at  the  Xlth  Censos:  1890.  Part  I.  Analysis,  by  Fr.  H. 
Wines.  Washington  GoTemment  printing  Office,  1896.  gr.  in-4.  411  pp.  with  S  plates 
and  1  Chart. 

—  Xltk  Censos  etc.  Beport  on  farms  and  homes:  proprietorship  and  indebtedness 
in  the  United  SUtes  at  tbe  Xltb  Censas:  1890,  by  G.  K.  Holmes  and  John  S.  Lord 
Washington  1896.     gr.  io-4.     X — 646  pp.  with  10  maps  and  85  diagrams. 

—  Xltl^  Censas  etc.  Beport  on  the  insane ,  feeble-minded ,  deaf  and  dnmb ,  and 
bliod  in  the  United  States  at  the  Xlth  Censos:  1890,  by  J.  S.  Billings  (Depoty  Sargeon- 
General,  U.  St  Army).  Washington  1896.  gr.  in-4.  V— 755  pp.  with  78  diagrams  and 
18  cartograms. 

—  Xlth  Censas  etc.  Beport  on  insorance  bosiness  in  the  U.  States  at  the  Xlth  Cen- 
sos 1890.  Part  11:  Life  insorance,  by  Ch.  A.  Jeiiney.  Washington  1895.  gr.  in-4. 
Xn— 477  pp. 

—  Xlth  Censos  etc.  Beport  on  rital  and  social  statistics  in  the  U.  States  at  the 
Xlth  Censos:  1890.  Part  11  Vital  statistics.  Cities  of  100 000  popolation  and  opward, 
by  John  S.  Billings.  Washington  1896.  gr.  in-4.  IV— 1181  pp.  with  63  diagrams  and 
34  maps. 

—  XJth  Censas  of  the  United  States.  Beport  on  vital  aod  social  statistics  in  the 
U.  States.  Part  IV.  Statistics  of  deaths,  by  J.  S.  Billings.  Washington,  Government 
printing  Office,  1895.    gr..  in-4.     IV — 1083  pp. 

Occopations  ofthe  popalation  of  the  United  States  at  the  Xlth  Censos:  1890. 
Special  Censas  report.     Washiogton,  GoTemment  printing  Office,  1896.     4.     127  pp. 

18.    VertebiedeQM. 

Alm  an  ach  der  k.  o.  k.  Kriegsmarine  1897.  Heraosgegeben  von  der  Bedaktion 
der  ,,Mltteilangen  aas  dem  Gebiete  des  Seewesens*^  Jahrg.  XVII.  Pola  ond  Wien, 
Gerold  &  O»,  1897.     12.     487  SS.  mit  192  Panserschiffsskissen.     geb.     M.  4,20 

Baoer,  £.,  Die  Gefahr  im  Osten.  Beiträge  sor  neoesten  Geschichte  Bufslands  ond 
sor  Beorteilong  der  rassischen  Politik.  2.  Aofi.  Berlin,  J.  BSde,  1897.  12.  286  SS. 
M.  2.—.  (Aas  dem  Inhalt :  Die  Wahrheit  über  Alezander  III.  —  Die  baltische  Frage.  — 
Ans  Alexander  Koschelew's  Memoiren.  —  Katkow  und  die  Moskaoer  Gesellschaft  — 
Nikolai  II.  ond  die  Umstorzbewegong.) 

Granier,  H.,  Die  Einmarschkttmpfe  der  deotschen  Armeen  im  Aogost  1870.  Mit 
besonderer  Berücksichtigong  französischer  Quellen  ond  nach  persönlichen  Mitteilongen. 
Berlin,  Bath,  1896      gr.  8.     208  SS.  mit  3  Skizzen.     M.  5.—. 

Grfinhagen,  C.  (GArchB.,  Prof.),  Zerboni  ond  Held  in  ihren  Konflikten  mit  der 
Staatsgewalt  1796—1802.  Nach  archivaliscben  Quellen.  Berlin,  Vahlen,  1897.  gr.  8. 
IX-312  SS.     M.  6.—. 

H  e  y  d ,  W.,  Bibliographie  der  wfirttembergischen  Geschichte.  Im  Aoftrage  der  wflrttem- 
bergischen  Kommission  für  Landesgeschichte  bearbeitet.  Bd.  II.  Stattgart,  Kohlhammer, 
1896.     gr.  8.     VlII-794  SS.     M.  5.—. 

Hundert  Jahre  sSchsischer  Kftmpfe.  Zehn  Vorträge  ans  der  Geschichte  der  Sieben- 
bfirger  Sachsen  im  letzten  Jahrhundert  Hermannstadt,  W.  Kraflt,  1896.  gr.  8.  344  SS. 
M.  3.—. 

Jacob,  K.,  Die  Erwerboog  des  Elsafs  darch  Frankreich  im  westfälischen  Frieden. 
Strafsborg,  K.  J.  TrQbner,  1897.     gr.  8.     XIV— 339  SS.     M.  8,50. 

Jahrbach  der  Astronomie  ond  Geophysik.  Enthaltend  die  wichtigsten  Fortschritte 
aof  den  Gebieten  der  Astrophysik,  Meteorologie  ond  physikalischen  Erd- 
kunde. Unter  Mitwirkung  von  Fachmftnnem  hrsg.  von  H.  J.  Klein.  Jahrg.  VII,  1896. 
Leipzig,  E.  H.  Mayer,  1897.  gr.  8.  X — 400  SS.  Mit  5  Lichtdruck-  ond  Chromotafeln. 
M.  7.—. 

Jahrbach  der  Wiener  k.  k.  Krankenanstalten.  Heraosgegeben  von  der  k.  k. 
Niederdsterreichischen  Statthalterei.  Jahrg.  IV,  1895.  Wien,  W.  Braamfiller,  1897.  gr. 
Lex..8.     XVI— 744  SS.     M.  10. — 

Kalender  des  deutschen  Schulvereins  auf  das  Jahr  1897.  Jahrg.  XI.  Bedigiert 
von  H.  Grasberger.  Wien,  A.  Pichlers  W^e  &  Sohn,  1897.  gr.  8.  191  SS.  mit  Abbildgn., 
geb.     M.  1,80. 
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K«nzow,    C.  (Geh.  MedH],    Bericht    Über    diu    öfTeDtiiche    GesttcdheitsirBaeo    des* 
Hegieruugsbezirks    PoUdatn    in    den  Jahreo    ld9St    1893,    1894.     Potsdam»    W.  O.  Lioli, 
180?.     gu  8.     177  SS, 

OrtJofff  H.  (LGerE.  &.  D.],  Zur  IrrengeaetzgebuDg.  Eia  sozial*  and  recht»poli' 
tischer  Bericht     Weimar,  H.  Böblaus  Nachfolger,  1897.     gr.  8.     1V--U6  SS.     M,   2,80, 

Penslefi  Job.^  FClrst  Bidmarck  Dach  seiner  KaÜassung.  Leben  iiud  Politilt  des 
Fttraten  seit  seiuecn  Scheiden  aus  dem  Amte  auf  Grund  alier  HUtbentischen  Kundgebuogea 
hrsg.  und  mit  historischen  ErliiQteraugeo  Ter»eheu  von  J.  P,  Band  I  (20*  ILL  1890 — 
2.  U.   1891.     Leipzig,   Waltber  Fiedler,   1897.     Lcx.-8.     Vil— 384  88.     M,  8.—. 

Y.  Poschinger^  H„  FÜr^t  Bi»aiarek  und  der  BiiDdesrat^  Band  11.  Der  Bandesrat 
des  Zollvereins  (1868—1870)  ond  der  Bandesrat  des  DetiUchen  Reichs  (1871  —  1873). 
Stuttgart,  Deutsche  Verlagsanstalt,   1897=     Lex.-8.     X~427   SS.     M    8 — . 

Stader,  Jtil,  (Pfarrer),  Schwreiaer  Ortsnamen.  Ein  historisch-etymologischer  Ver* 
•ucb.     Zürich.  Fr.  Öchultheri»  1896,     8.     Vl-^288  SS.     M-  3,60. 


AngUs,  P«  (lioeoci^  «q  droit),  L'Uuiversit^  et  les  JisuiteSf  Conference  faite  te 
16  miu-s  1897.     Paris,  impr.  Pichoo,  1897.     8.     35  pag. 

Cann,  £,,  La  CAitratioo  chea  la  ftmme;  ses  rästtitats  thärapeutiqaes|  conse* 
qaences  sociales  et  abtia  de  cette  Operation.  Parb^  Olller-Henry,  1897.  8.  189  pag. 
IT.  S,ÖO. 

Liwoff,  G.»  Michel  Katkoff  (cilfebre  publiciate)  et  son  ^poqtte,  Paris,  Ploo,^ 
Noarrit  &  D«,   1897.     8. 

Maci,  La  police  paritieDne.  Crimes  Imptinii.  Paris,  E.  Fasqaelte,  1897.  8.  fr.  3,50. 

Bochefort,  Benri,  Leg  aventures  de  ma  vie.  Tome  1  ^V.  PiurtB,  P.  Ditpont, 
1896—97.     (Tome  1  gme  ^4.,  lome  II   18»»  ed.)  k  Tome  fr.  3,50. 

Anoual  report  of  Board  of  regeots  of  the  Smiih«uaian  Idstitutionj  showtng  ibe 
Operations,  expeaditares,  and  cotidition  of  the  li):»titution  to  Julj,  1894,  Washington, 
Government  printing  Ofdce.   1896.     gr,  in -8.     XL— 770  pp.  with  70  plate«. 

Pearaon,  K.,  Tb«  cbaoges  of  death,  and  other  studles  in  evolutiun.  2  vois.  London, 
E.  Arnold.     25/.—. 

Taylor,  H.  C,  C  h  a  t  f  i  e  1  d(-Taylor),  The  land  of  the  caslanets.  Spanish  sket«hee, 
London,  Gay  k  Bird,  1897,     crown-8.     264  pp.,  illiistr.     5/.—* 

H  o  r  i  n  i  ^  C  ar«,  La  polit^CA  estera  in  Italia :  studio  teorico  pratico.  Borna,  fratelli  Bocca» 
1897.  12^  S74  pp.  1.  2. — ,  (Contiene:  Gene»!  e  valore  deila  polilica  ester^  —  DifO- 
coltk  della  poliüca  eitere.  —  Scuole  dl  poUtica  esiera  ta  Italis.  —  Polttica  estera  dal 
1849  al   1875.  —  Politica  estera  dal   1676  al   1896.  —  Futura  poUiica  estera.) 

Cbives,  L.  E.  Ä.  (prof.  de  Idgica),  Resumeu  sint^tico  del  sistemn  de  I^gica  de 
John  Stuart  Mill,  cou  uotas  complementanas,     Paris,  Boaret,  189  7.     8.     307  pp. 


Die  periodiBche  Fresee  des  Auslandes. 

A,     Frankreich. 

Anoftl«»  d«  rEcoIe  lihre  des  Sciences  Politiqtie«.  Ann^e  1897,  N^  1  et  3,  Mars 
et  Mai:  ün  mini^e  royal  an  commencement  du  si^cje  (1794^1820),  par  O.  La  Cbkvrr, 
—  Loais  Blanc  et  la  Commsssion  du  Luxembourg,  par  G.  Caheo. —  Les  finances  esp«^ 
Doles,  par  B,  G.  L^yy.  —  La  Chine,  l'Aogteterre  et  la  Rus»ie  «n  Asie  centrale,  p«T 
F.  Grenard,  —  De  J'^ut  präsent  et  prochaiü  de  l*ouvrier  amSrienin,  par  E.  Lerasseur  (l).  — 

Bulletin  da  Ministfere  de  Tagri^-'i^tare.  XVlt^me  anu^e,  1897,  h^  2^  Mai :  A,  Fraoce : 
Rapport  par  le  Comitä  des  atationa  agrooomiquea  et  des  taboratoires  agricoles,  sur  les 
mätbodea  k  suivre  poar  ta  prlse  d'4chanlitIoDS  et  l'aoalyse  des  mati^res  fertilisantes.  ^^ 
Rapport  ftor  les  accideots  oecasionnis  par  les  macbinea  k  battre,  par  Rlngelmann  (prof.« 
GrigDoo).  —  Rapport  »nr  les  exp^riences  de  vioification  faiies  dans  le  Gard  en  1896| 
par  MM.  E.  Kayser  et  G*  Barba.  —  Rapport  sur  les  exp^riences  pour  le  traitement  du 
hiack-rot  dana  TAveyron  eil  1896,  par  E*  Marre  (prof.  d^part.  d*agricalture).  —  B.  Etranger: 
AHemagne.  Des  am^lioraüuns  fonclferes  en  AUemagne  et  dans  quelques  pays  de  TEnrop« 
centrale.  Etüde  d'adminisiration  et  de  l^gistation  ,  par  L.  Faure  (ingoDieur  agronome  en 
mission  d*dtudes}.  —  etc« 
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Ballet  in  de  sUtistique  et  de  lögislation  comparde.  XZI^me  ann^e,  1897,  Mai. 
A.  FnuQce,  colonies:  Les  caisses  d'^pargoe  priv^es  en  1896.  —  Le  sucrage  des  vins  et 
des  cidres  avant  la  fermentation.  —  Statistiqae  g^n^rale  des  contributioiis  directes  et  des 
tazes  assimil^s.  —  Les  patentes  en  1896.  —  Les  contributions  directes.  Les  revenns 
de  TEtat.  —  Le  commerce  extirieur,  mois  d'aTril  1897.  —  La  Situation  financiire  des  com- 
munes  en  1896.  (France  et  Alg^rie.)  —  Le  badget  de  la  yille  de  Paris  poar  l'exercice 
1897.  —  B.  Pays  ^trangers:  Pays  divers:  La  prodaction  de  la  boaille,  des  lignltes  et 
des  pitroles  dans  les  principaux  pays.  —  Angleterre:  L'exposd  badgötaire  du  Chancelier 
de  l'^biqoier.  Les  r^ultats  de  l'exercice  1896 — 97.  —  Belgique:  Le  produit  des  imp6t8 
en  1896.  —  Espagne:  Le  commerce  extirieur  pendant  le  l«"  trimestre  de  1897. —  Italic: 
Le  commerce  ext^rieur  pendant  le  1^  trimestre  de  1897.  —  Norv^^e :  Le  commerce 
ext^rieur,  1888 — 1896. —  Rossie:  L'abolition  de  lataxed'Etat  sur  les  passeports  Interieurs 
(loi  du  7  avril  1897).  —  Suisse :  Le  budget  de  la  Conf^döration  pour  1897.  —  Canada: 
Le  commerce  ext^rienr,  1867  k  1895.  —  etc. 

Devenir  social,  le.  Revue  internationale  d'öconomie,  d'bistoire  et  de  philosophie. 
8«  ann^e,  1897,  K^  6,  Juin:  La  vie  agricole  en  Italic.  I.  L*Emilie,  par  F.  Virgilii.  — 
Aper9us  sur  le  präsent  et  l'avenir  de  l'ötat  ^conomiqoe  de  la  Russie,  par  A.  A.  Issaieff 
(suite  et  fin).  —  La  question  de  la  femme,  par  Cb.  Bonnier  (suite  et  fin).  —  etc. 

Journal  des  Economistes.     66eann^,  1897,  Juin:   Lettres  inidites  de  J.  B.  Say. 

—  Les  cbambre»  de  compensation  et  les  caisses  de  liquidation,  par  0.  Fran9ois  (suite).  — 
Monvement  »cieutifique  et  industriel,  par  Dan.  Bellet.  —  Revue  de  TAcadömie  des  scienoes 
morales  et  politiques  (du  13  i^vrier  1897  au  22  mai  1897),  par  J.  Lefort.  —  Commerce 
ext^rieur  et  floctuations  du  cbange,  par  A.  Raffalovich.  —  Notes  sur  les  Etats  Unis,  par 
A.  Viallate.  —  Plus  9a  cbange,  par  LR.  —  Sociitö  d'^conomie  politique  (rdnnion  du 
5  juin  1897).  Discussion :  Du  socialisme  municipal;  ses  consöquences  ^conomiques.  — - 
Comptes  rendus.  —  Chronique  ^conomique.  —  etc. 

Journal  de  la  Soci^t«  de  statistiqne  de  Paris.  XXXVIIIi^a  annöe,  1897,  N°  6, 
Juin:  Proc&s-verbal  de  la  s^ance  du  19  mai  1897.  —  De  rin^galiti  de  la  röpartition 
des  b^n^fices  du  travail  et  du  capital  dans  Paccroissement  de  la  richesse  depuis  50  ans, 
par  Clement  Juglar.  —  De  la  Classification  et  du  rdle  de  la  statistique  parmi  les  sciences 
sociales,  par  Raool  de  la  Orasserie.  —  Le  mouvement  des  billets  de  la  Baoque  de  France, 
par  A,  Neumarck.  —  Cbronique  de  statistique  sur  les  questions  ouvriires  et  les  assu« 
rances  sur  la  vie,  par  Manr.  Bellom.  —  etc. 

Moüiteur  des  Asuurances.  Tome  XXIX,  1897,  Juin:  D6cisions  relatives  k  l'assa- 
ranee-inceodie,  par  C.  Oudiette.  —  D^cisions  relatives  ä  l'assurance-vie,  par  L.  Regnanlt, 

—  D^cisioDs  relatives  k  Tassurance-accidents ,  par  E.  Pagot.  —  Catöcbisme  thiorique  et 
pratique  de  l'assurance  sur  la  vie,  par  P.  Sidrac  (Compte-rendu).  —  Protection  automatique 
coDtre  Tincendie.  —  La  Situation  du  Gresbam.  —  L*Assurance  contre  rinvalidit^  et  la 
vieillesse  en  Allemagne.  Critique  matb^matique  de  la  loi  du  22  juin  1889,  par  A.  Quiquet.  — 
Placements  immobiliers  des  compagnies  am^ricaines  pour  l'anD^e  1896.  —  etc. 

Reforme  sociale,  la.  XVli«me  ann6e,  1897,  No«  81,  82,  83  et  34,  1»  Mai,  16  Mai, 
ler  Juin,  16  Juin  :  La  r^union  annuelle  de  1897,  par  A.  Delaire.  —  L'antis^mitisme, 
par  A.  Leroy-Beaulieu. —  Comit^  de  d^fence  et  de  progris  social,  par  J.  Chailley-Bert. — 
Les  marcbds  k  livrer  fictifs,  par  Paisant.  —  L'assurance  contre  les  accidents,  m^langes 
et  notices,  par  E.  Cheysson.  —  Paternitö  et  s6duction,  par  A.  Gigot.  —  La  vie  au  Trans- 
vaal. Le  cafre  ouvrier  dans  les  mines  d'or,  par  P.  le  Play  et  G  Verstraete.  —  L'impOt 
global  et  rinquisition  fiscale  dans  l'Etat  d'Ohio,  par  Ren^  de  Kerrallain.  —  Une  äcole 
m^nag^re  avec  ouvroir  ouvrier,  par  (Mme)  H.  Desurmont.  —  La  r^pression  pönale  et  les 
int^rftts  populalres,  par  H.  Joly.  —  L'arrSt  dans  la  population  fran9aise,  ses  causes  dans 
le  pass^,  ses  tfifets  dans  l'aveDir,  par  A.  des  Cilleuls.  —  Sur  la  ddmocratie  cbr^tienne 
et  le  nombre  des  dichs  par  inanition.  Lettre  de  (l'abb^)  Naudet  et  r^ponse  de  Cazajeux.  — 
La  vie  onvriire  en  Angleterre,  par  H.  Clement.  —  L'organisation  des  partis  aux  Etats- 
Unis  et  en  Belgique,  par  Alfred  Nerincx  et  Nerincx  (d^put^  beige).  —  Une  oeuvre  d'union 
sociale,  par  Maur.  de  Mauny-Talvande.  —  Cbronique  du  mouvement  social,  par  Casa- 
jeux.  —  etc. 

Revue  d'^conomie  poiitique.  lie  ann6e,  1897,  M°  6 — 6,  Mai  et  Juin:  Etüde  critique 
sur  le  troisiime  volume  du  „capital**  de  Karl  Marx,  par  L6on  Winiarsky.  —  Le  travail 
du  dimancbe  en  Belgique  et  Tötat  des  l^gislations  ^trang^res  sur  la  mati^re  d'apr^  TenquAte 
de  rOffice  du  travail  beige,  par  E.  Dubois  (fin).  —  La  loi  de  Toffre  et  la  monnaie,  par 
Ad.  Landry.  —  Quelques  exp^riences  de  conciliation    par  l'Etat  en  Anstralasie,  par  Ant. 
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BertrAm,  -^  La  r^presiioD  do    trftvftü    «o    chunbi-e,    par  £.   BchwiedUad.  —    Une  mono- 
graphie  d'lmpdt.     La  taze  mobüi^ro  k  Gen&Te,  par  A.  Aehard.  —  Clironiqne  ^couomique* 

—  Chroöiqiie  legislative.  —  etc, 

Ravue  maritime.  Publicatioa  du  Minist^re  de  la  umnne«  Livraiion  42B  et  429, 
Mai  et  Juin  1897  :  AHmeDtatioii  des  chandiäres,  par  F.  Sanguio.  —  Fleares  a^rieust  tetira 
eoara»  laur  utüisation  par  les  a^roatata,  par  L.  Dex  et  M.  Diboa  (suite  i  et  ö).  —  Lea 
M^anographea  de  Prance,  par  J»  Tboulet  (prof.  de  Nancy)  —  Butiatiqua  dea  naofrafsa 
pour  Tanode  1894.  —  Marme  ^traogäre:  Du  chaafiage  fr  l'haile  de  oaphte  dana  la 
mariae  de  guerre  ruase.  Divers  mojena  pour  rendre  lea  collUioas  moics  daogereiaaea. 
MemoraDdum  aar  le  budget  de  la  mariae  anglaise  pour  1897/98.  L'avancement  dana  Ia 
njarine  italieoDe.  —  Chronique.  —  P^chea  maritimes:  Notice  aar  lea  cartea  marinee«  par 
Q.  Lavieavilte  (saite  et  fiti).  —  Rapport  aur  la  pScbe  maritime  i  Ostende  eo  1896. 
Voeax  du  Cougr&s  ieteraational  de  p^cbes  maritimea  des  Sablea-d^OloDue.  R^aidua  da 
obalatage  provenant  da  golfe  de  6ascügne.  Ecole  pro fesiloau eile  maritime  du  Crotaic. 
BnbTentioDi  aoeordäea  aax  Soci^tda  d'asaiatance  entre  marins  pecbeura.  Vente  ea  gros 
da  poisaoD  et  dea  buitre«  aux  Hattet  de  Parts  en  1896.  P^cba  aur  les  cdtea  de  Tuniaie 
en  1896.  Situation  de  la  p6cbe  et  da  roatr^icaltitre  pendaot  lea  moia  de  mar«  et  d'avril 
1897.  —  etc. 

Revue  dea  detix  Mondea.  LXVI«  ann^e  (il^m«  pÄriode)  1«"  Od  obre,  1&  Octobre, 
l»r  Kovembrei  Le  voyoge  da  Taar,  par  Aoatole  Leroy-Beaalieu.  —  Paysans  et  oavriera 
depnif  sept  aitelea:  L  Lea  aalairea  au  moyon  ft^e.  2.  Lea  aalairea  aax  temps  modernea, 
par  (le  Ticointe)  6.  d^AveneL  — -  L'Alg6rie  en  1896,  par  C  de  Yarigoy.  —  Lea  revues 
italienneat  par  T,  de  Wyzewa.  —  Le  comte  de  Cavoar  et  le  prince  de  Bismarckf  li^ra  e|  i 
Jf^e  (dernifere)  partie,  par  (Le  comte)  Beoedetti.  —  La  visite  du  Taar  Pierre  le  grand 
eo  1717,,  d^apr^a  dea  documeuta  oouveaux,  par  (le  comte)  d'HauaaoDviUe.  —  Chili  et 
Bolivie,  notßs  de  voyage :  I.  Lea  aalpfitres  d'Iqalque ,  par  A.  Belleasort.  —  Kaaaia  de 
litl^rature  patbojogique.  il.  rOpiam.     Tbomaa  de  Quiucey,   par  Arv.  Bariae  (l^^r«  partie)* 

—  etc 

Revoe  intersationale  de  aociologie.  ß«  aun^e,  1897,  N<»  5  et  6»  Mai  et  Jaio:  La 
travail  dea  femm«a  aux  XV«  et  XVl«ai6clea,  par  H.  Haaaer*  —  Le  pdril  jaone,  par  J. 
Novicov.  —  L'avenir  de  la  d^mocratie,  par  Q.  Tost«.  —  La  acieace  et  IWt  en  aocio- 
logie^  par  L«  Beaarin  Qreasiar.  —  La  vie  et  la  aocialit^,  par  E.  de  Roberty.  —  ll^thodea 
pour  la  recberche  dea  institutions  pr^hiatoriquea  ii  propoa  d'an  livre  du  prof,  Köhler 
(f^Zur  Urgeacbicbte  der  Erde'^)  par  Ed.  Weatermarck.  —^  Notea:  Qaelqoes  phaaes  de 
l'Övolation  de  la  propn^t6i,  par  J.  Dallomagne.  —  Mouvement  aocial ;  Portugal,  par  J.  J. 
Tavarea  de  Medeiros.     France,  par  Maarice  DufourmatiteUe.  —  etc. 

B.    EDglaud. 

Board  of  Trade  Joaroal.  Vol.  XXII,  N^  181,  Jane  1897:  SUte  of  tbe  akilled 
laboar  market,  etc.  —  Foreign  trade  of  tbe  U.  KJogdom*  —  American  competitioa  in 
Britlab  marketa.  —  Tbe  world'a  ateel  production.  —  Tbe  Ruaaiao  iroo  trade  «—  The 
jndaatrial  popuIation  of  Oermany  and  commercial  treatiea.  —  Propoaed  conatrnction  of 
light  railwaya  in  Gerroany,  —  Oermao  competition  with  Britiah  trade  in  Raaaia.  — 
Belgtan  commercial  lotereata  abroad.  —  Food  ad ti Iteration  tn  Belgiam.  —  Frencb  aagar 
law.  —  The  ailk  trade  of  Lyons.  —  Tbe  development  of  an  export  trade.  —  The  Phila- 
delphia commercial  mtiaetim.  —  Encouragement  of  indaatrj  lo  Japan,  —  The  cocoa  and 
ebocolate  trade  of  Europe.  —  Cuatoms  dtities  od  aagar  in  foreign  coantries,  —  Tb« 
new  ctistoma  tari0'  of  Canada.  —  Tari6f  cbanges  and  castome  regutalione.  —  Eitracts  \ 
from  diplomatic  and  consular  reporta.  —  General  trade  notea.  — >  Proceedinga  and 
deliberaüona  of  Chambers  of  commerce.  —  ete. 

Contemporary  Review,  tbe.  Jane  1897:  Oar  fioancial  relationa  with  Ireland : 
a  reply  to  Mr,  Coartney,  by  Tb.  Lougb.  —  Oxford  and  Jowett,  by  A.  M.  Fairbaim.  — 
Tweaty>fottr  millioiia  on  the  navy,  by  (Sir)  A.  B,  Forwood.  —  Oatdoor  Ufa  in  HoKaod, 
by  C.  J.  Comiah.  —  Darwiniam  and  deaign,  by  (Prof.)  F.  C  S.  Schiller.  ^  Tbe  king 
of  Slam,  by  B.  A.  Smith.  —  Cyprua,  actual  and  posaible:  a  atady  in  the  eaatem  qoeatioo, 
by  Patrick  Geddea,  —  etc. 

Economic  Journal,  the,  edit.  by  F.  T.  Edgewortb  and  R.  Higga»  Vol.  VU,  N^  S5, 
March  1897:  The  agrarian  reform  In  Prasaia«  by  L»  Brentano.  ^  Mr.  Cbamberlain  and 
eolonlal  commerce,  by  K,  B.  Marrny,  —  Britiah  trade  and  German  competition,  bf 
A.  W.  Flttx.  —  Tbe  pure  theory  of  Uxaüon,  by  F.  Y.  Edgewortb.  —  etc. 
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Fortnightly  Review,  the,  Edited  by  W.  L.  Coartney.  Jane  1897:  A  plot 
•gainat  British  iDterests,  in  the  Leva&t  —  The  Queens  diamond  jubilee:  1,  Literatnra 
in  tbe  VictoriAn  er«|  by  B«  D.  TrAilJ.  2.  PosUl  nad  telegraphic  progress  u&der  queea 
Vietoria,  by  J  Henaiker  Heatoii.  3.  Agriculture  duriug  the  qaeen'a  reign,  by  W.  K.  Bear. 
4.  The  coIodiaI  empire  of  IS37,  by  E.  S&lmon.  —  The  new  eru,  in  Hyderabadf  by 
Joe.  Rock.  —  KAval  «od  colooial  policy  of  Germauy,  by  H,  W.  Wilson.  —  Imp>eriAl 
free  trade,  by  (Sir)  0.  Badeü-Powelt«  —  Tbe  Tbese&lun  war  of  1897,  by  Ch.  Williams. 
—  etc. 

Bamauitarian,  the.  A  monthly  roagatioe,  VoL  X,  1897,  No»  fi  and  6:  May 
and  Juoe;  Tbe  vice  of  tbrift,  by  Orant  Atlen,  —  The  American  workwoinan  by  (Prof.) 
Levaaseur  (parC  1 — II).  —  Rights  of  way^  by  J,  A.  Taylor.  —  A  spanisb  Elizabeth  Fry, 
by  Edith  E.  Cathell.  —  Spirltualism  in  eastern  landst  by  (the  late  Sir)  Rieh.  F.  Burtoa. 
^-  Tbe  revival  of  crematioD.  An  interview  wtth  (Bir)  Heory  Thompson,  by  Sarah 
A.  Tooley.  —   CrJine  and  crimioal^i   by  G.  Rayieigh   Vicars,  —  etc* 

Journal  of  the  Royal  Statistical  Society.  Vol.  LX,  part  2,  June  1897:  Agri- 
ealtore  m  Kssex  darlng  tbe  past  £fty  years,  as  exempUfied  by  the  recordü  of  one  farm, 
witb  special  reference  to  tbe  prices  of  com  aod  tbe  conditioos  of  labotir,  by  Fred, 
Ch.  Danvers.  —  Savings  bank  at  bome  aod  abroad,  by  H.  W.  Wolff,  witb  appendix: 
Review  of  the  saviogi  banks  Systems  of  different  conntries.  ^  The  movementn  for  the 
inclo»ure  Aod  preservatiou  of  open  Jands,  by  (Sirj  Rob.  Banter.  —  Miscellaneal  Cbanges 
of  price$  of  imporU  and  export»  sioce  1881,  by  A.  L.  Bowley«  Mafchemattcal  contributions 
to  tbe  theory  of  evolution.  An  telegony  in  man,  etc.,  by  (Prof.)  Karl  Pearson.  The 
agricaltural  retuTDS  of  189G.  Kam  her  and  mza  of  agricuUQral  hold  log  j.  Note  od  the 
leaehiog  of  tbe  tbeory  of  statistics  at  tfniversity  colhge,  by  G.  tlody  Yale.  —  etc. 

Nineteenth  Centary.  A  monthly  review.  M^i  244  and  245,  June  and  July 
1897:  June.  British  monarehy  and  modero  democracy,  by  W.  S,  Lilly.  —  India  under 
Queen  Victoria,  by  (Sir)  Alfr.  Lyell,  —  Tbe  forthcoming  navai  review,  by  H,  W,  Wii- 
aon.  —  Nelson,  by  (Sir)  G.  Sydenham  Clarke.  —  Roses  of  Jericho:  a  day  in  provinciai 
France,  by  Rowland  E.  Prothero,  —  The  limita  of  french  armament»  by  (Lieut.-CoL) 
Adye.  —  The  8igni6canee  of  the  Siamese  visit,  by  Percy  Gross  Stauding.  —  Womaa^s 
place  in  the  world  of  iett«rs,  by  (Mra)  J.  R.  Green.  —  The  Island  of  Socotra,  by  (the 
Ute)  J.  Theod.  Bent.  —  Do  foreign  aouexatlous  injure  british  trade?  by  H.  Birchenough 
(Tioe>Preeid.  of  tbe  Macclesfield  cbamber  of  commerce).  —  Chantilly  aod  the  Duc  d'Aomale, 
by  (tbe  Count)  de  Calonne.  —  The  new  irish  policy,  by  (Lord)  Monteagle.  —  July. 
Englands  opportunity;  Germany  or  Canada?  by  H.  Birchenough.  —  Recent  ecieuce! 
1.  Brain  strncture.  2.  Tbe  approach  of  the  f,blAck  death^'.  3.  Snake-bite,  by  (Prince) 
KropotkiD.  —  The  growth  of  caste  iu  the  United  States,  by  Jos.  E.  Chnrnberlin.  «^ 
Somo  reminiscences  of  Euglish  journaliam,  by  (Sir)  Wemyi^i  Reid.  —  Thotnaü  Day,  by 
(Colonel)  Lockwood.  —  The  Pope  and  the  Auglic^n  Archbiabops,  by  the  (Rev.  Father) 
Ryder  —  The  French  and  the  English  treatment  of  researcb,  by  (Lady)  Priestley.  — 
Tbe  wreckiag  of  the  West  ludies,  by  Mayson  M.  Beeton.  —  How  poor  ladles  live:  a 
rcjoinder  and  a  ,.JabiIee  soggestion*',  by  (Miss)  Francis  H  Low,  —  Womeus  snffrag« 
agmiul     by  Urs.  Cbepman.  —  etc. 

Qaarterly  Review,  the.  N^  870,  April  1897;  Benjamiti  Jowett,  —  Crime  to  Eogv 
Und.  —  Lamennais.  —  The  human  mind  and  animal  intelligence.  -^  Historicat  writinga 
of  Francis  Parkman.   —  etc. 

C.    Oesierreich^UDgarn. 

Deutsche  Worte  MonaUbefte  hrsg.  von  B,  Pemerstorfer.  Jahr^.  XVII,  1897, 
Kr.  6,  7/8 :  Juni-  u.  Juli/Augustheft :  Die  groXse  Lobobewegong  der  schweiKertscbeD 
Eiaeobabuer  and  der  Nordostbahoatreik,  von  Hant  Schmid  (Lyss,  Schwelt).  —  Die  Frau 
Im  Baudelsge werbe.  Ein  Vortrag  von  Henriette  Fürth  (Frankf*  a.  M.).  —  Zu  deu  Unter- 
•qcbuogeo  über  die  Lage  des  Handwerks,  von  Max  May  (Heidelberg).  —  Das  Bäcker* 
gvwerbe  in  Wien,  VIII. ,  von  M.  Wolfram  (Wien).  —  Mary  Wollstoneeraft,  die  Ver» 
foebteriu  der  Rechte  der  Frau,  von  Helene  Richter.   —  ete, 

HaDdelsmaseom,  das.  Bd.  XIL  Nr  84— »8,  Wien  17  Vl.^lß  VILt  Rock- 
ksnf  der  grofeeo  fraDtätlscheo  Privatkanäle  durch  den  Staat,  von  X.  Y.  —  Der  deutsch* 
«oglitcbe  Konkurrenzkampf.  Jahresberichte  pro  tS9B  der  k.  u«  k.  VleekonauUte  iu 
Krajova  und  Batum.  —  Die  wirtschaftliche  Entwickelung  des  euglischefi  KolooUlreiehea, 
von  JuL  B5hm.  —  Jahresberichte  pro  1896  der  k.  u,  k*  Generalkonsulate  Ria  d«  Janeiro 
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ttod    PAtra»,    —    Die    Ertrerbsfteaer    von    den    der     öSeaÜicbeo    Eeolioaogslei^unK    onteiw  j 
worfenen    DoternehmungeD^    von  (PnvDoa.)   Siegm.  FeUbogen  (Wien),    —    Jahres bericht« 
pro  1896  der  k.  u.  k.  Geoernlkotisiiliiie  iu  Zürich  aad  QeaL  —  Eine  liuidwirUcbiLitlich« 
LolmstittbUk    im    KBeicb    Sachseti,    vou    O,    Wiedfeldt    (Dresden).    —    Jahresbericht   dea 
k.  a.  k.    Konsulates    m    Pltt»burg    für    1896.    —    Die    Wirkung    der    Handehv eitrige  im  \ 
Deatachland,   von  £.  Jaenicke  (Berlin).     Jahresbericht  de$  k.  a.  k.  Konsulates  in  Belgrad  ^ 
filr  1896.  —  etc. 

Das  Leben.  Vierteljahrscbrift  für  Gesellscbaftsurissenschttflen  und  Bostale  Kultur. 
Jahrg.  1,  Hett  3,  Juli  l89T:  Zur  Frage  der  Verlinderung  (Versitaaiiichaög)  des  Ver- 
sieb eruogsweaens,  von  Jos.  Mayer.  —  Zünfte  und  Gilden,  toü  Emil  Michael.  —  Di© 
orlentalischei}  Frage»,  von  (Prof.)  Fr.  Ratzel.  —  ArehilektoDiacbe  Strömungen  am  Aus- 
gacf^e  des  Jahrhunderts»  von  F.  v.  Feldegg.  —  Ueher  die  Ursachen  der  Krankheiteo^  j 
▼on  P.  J.  JMöbius.  —  Die  Frau  gehört  ins  Uaos,  von  (Dr.  pbiL)  Käthe  Schirmacher»  ^- 
Soaittlariatokratie,  von  K.  Jentsch    —  Chronik  Über  Industrie  und  Handel^  ron  Pioonier, 

—  Der  Kampf  um  das  Leben,  von  (Prof.)  K.   StooTs,   —  etc. 

Monatsfeich  rif  t  für  chrlä^tlicbe  Sozialreform,  OesellfichaftftwisaeQichaft^  etc.  Jabrg« 
XIX,  1897,  Heft  4,  5  und  6:  Die  LTebertragungsgebÜhreu  betreffextd  den  kleine»  Grund- 
besitz. —  Zur  Geschichte  de»  Wortes  „Kapital",  von  W.  Hohofl^  (Forts,  u.  Schluf*).  — 
Znr  QruiidentlastaDg.  —  Eine  Antwort  auf  Friedrich  Engel'»  Brief  Über  die  tandwrirt* 
acbaftliche  Arbeit,  von  Jus.  Reidlinger.  —  Wtrtachaftliche  Tagesfragea.  —  Ebnet  dl» 
Wege  den  biaerlichen  BerofsgCDOsseaacbaf^en !  von  Sebast.  Brandt.  ^^  Die  modern« 
Misoteknie^  von  W.  Klopp.  —  Viel^  aber  nicht  vieles,  wenig  und  gediegen,  von  Th..  Platter. 

—  Lebensbild  Jean  J.  Roasseao's.  —  Stadt  und  Land  im  ZukunUtssttaiei  von  Heb.  Brandt. 

—  Sosialer  Rückblick.  —  etc. 

Oesterreicbisch-Ungarische  Revue.  Band  XXII,  1807,  Heft  1:  Aus  dem 
inneren  Leben  der  Schokazeu,  von  H.  v.  Wli&locki.  —  Die  Valaugauabahu.  Eine  volks- 
wirtscb&flliche  Studie,  von  (Prof.)  K,  JÜlg,  —  Der  Adel  Kraius  und  die  Ktilturimtwlck- 
Ittng  des  Laude>f.  Eine  Gescbichtsstudie,  von  P.  v«  liatlics.  —  Technt.^che  Fortschritte 
in  Oesterreicb  und  Ungarn:  Der  Neubau    der  k.  k.  Hochschule  fUr  Bodenkultur,    von  Z. 

—  etc. 

Statistische  Monatascbrlft.  Herausgegebeo  von  der  k.  k.  statistiitcben  CentraU 
kommisaion.  M.  Folge  Jahrg.  II  (der  gansen  Reihe  XXIII.  Jahrg.)  Nr.  4 — 6:  April- 
Maiheft  1897:  Statistik  der  in  Nieder6sterreich  verwalteten  Stillungen  nach  dem  Stand« 
vom  31.  XII.  1893,  von  Ferd.  Schmid.  —  Oesterreicb-Ungarns  Aufsenhandel  im  Jahre 
1896,  von  Pizzala.  —  Die  Fortschritte  der  Raifleisenkassen  und  die  bisherigen  Ergebnisse 
ihrer  Gebarung  in  Cisleithanien,  von  Ferd.  Schmid.  —  Vorlftnfige  Ergebnisse  der  Be* 
wegung  der  Befdikerang  im  II.  Quartal  und  im  I.  Semester  1896.  —  etc.  — 

Zeitschrift  für  Volkswirlacbaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Organ  der  Oeeell- 
■chaft  Österreichischer  Volkswirte.  Band  VI,  Heft  2  (Wien  1897):  Die  Reform  der  direkten 
Persona  Ute  uern  tu  Oesterreich ,  von  R.  Reii»cb.  —  Der  dritte  Band  von  Karl  Marx'  ,,daa 
K.apital'%  von  J.  v.  KomorzynskJ.  *-  Verbandlungeii  der  Oeaellschaft  Österreichischer 
Völkswirte.  ^  etc. 

D.  Rafsland. 
Bulletin  rosse  de  statistlqne  fianci&re  et  de  l^gislation.  41^a«  ann^e,  1897,  n^  S 
et  4,  Mar»  k  Avril  1897:  La  röforme  mon^tAire.  —  S^ance  des  sections  r^uoies  du  Conseil 
de  rEinpire  du  87  f6vrier  1897.  —  Frappe  de  monnaies  d'or  et  d'argent  k  St.  Pdttrs- 
boarg  da  l^^  Jnnvier  1887  au  15  avril  1897.  —  Circulation  effecttve  du  papier  monnaie 
de  1876  k  1897.  —  M^taux  pr^denx.  Importatioas  et  exportations  des  dlx  derni^re» 
annees.  —  Fonds  msses  dt^pos^s  par  1e  public  k  Ja  Banqoe  de  France.  —  Csissea  de 
l'Etat  et  de  la  Banque  de  Kuisie.  Quantttca  d'or  s'y  trouvant  au  l^r  junvier  de  chacune 
des  aoij^es  de  la  p^riode  1877 — 1897,  —  Parit^s  tbt^oriques  du  rouble  or  et  du  rouble 
crödic  avec  les  prlneipales  moonaies  d'or  du  monde.  —  Kecettes  des  chemins  de  fer 
ninea  en  1895  et  eo  1896.  —  Oü  rAUemagne  se  foumit  de  c^reales  et  le  Eoyaume* 
Uni  de  bl^.  —  lodostries  soumises  i  )*accise  (sptritueax,  sucre,  Ubac,  etc.).  —  Sucre. 
Beoseignements  divers.  —  Liste  compl^te  des  sucreries  ayant  fonctionn^  en  Rossie  pen* 
dant  les  derniöres  enn^e».  Details  sur  la  productioo  de  chaque  fabrique.  Divide&des,  «tc» 

—  Banques  d'escompte  et  de  credit  mobilier.  Capital  social,  r4serve»,  demiers  coure  et 
dividendes  connui.  —  Diverses  soci6t^s  remoutnnt  k  de  longnes  enn6es.  Statisiique  des 
divldeodee  distribuls*  —  Compagniea  d'assurances-vie,  ieors  op^railons  en  1895 — 1896. — 
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daisses  d'^pargne.  SUtistiqae  des  SO  demifares  ann^es.  —  Compte  renda  proTisoire  des 
recettes  et  des  döpenses  budg^taires  en  1896.  —  Credit  foncier  (rural).  Les  ancieiuiet 
institations  de  crödit  gouTernementales.  —  etc. 

E.    Italien. 
Qiornale   degli  Eeonomiiti.     Oiagno   e  Luglio  1897:   La   sitaazione   del  mercato 
monetario.  —  Della  base  economica  della  storia,  per  Aldo  Contento  (continnasione  e  fine)« 

—  Le  modificaxioni  alla  imposta  sni  redditi  di  riccbessa  mobile,  per  A.  de  Viti  di  Maroo. 

—  Osservasioni  salle  ,ymodifieasioni  alle  vigenti  leggi  sali'  istrasione  pabblica**  proposte 
dal  Mioistro  Gianturco,  per  K.  Pantaleoni,  —  II  programma  dei  liberall  in  materia  dl 
politica  ecciesiastica ,  per  T.  Martello ,  E.  Porro,  O.  Saredo ,  U.  Pisa«  —  Polemica  ool 
{Prof.)  Lombroso,  per  V.  Pareto.  —  Un  articolo  di  Novicow,  per  V.  Pareto.  —  La 
teoria  pora  del  monopolio,  per  F.  T.  Edgeworth.  —  La  crisi  agmoiaria  e  i  „prowedi- 
menti  di  legge",  per  A.  de  Viti  de  Marco.  —  La  discnssione  alla  Camera  sul  caso  Fresai, 
per  F.  0.  Qaerrassi«  —  La  legge  inglese  7  giogno  1897  salla  assicorasione  del  lavoro, 
per  A.  Cabiati.  —  PreTidensa,  per  C.  Bottoni.  —  Cronaca.  —  etc. 

BiTista  della  beneficensa  pabblica  etc.  (Borna.)  Anno  XXV,  1897,  M<>  8/4  e  5/8: 
15 — 28  Febbraio,  Marco-Aprilo  1897:  Per  l'assistensa  e  difesa  popolare.  —  Contribato 
allo  studio  della  mortaliti  degli  esposti,  cap.  IIL  Mortaliti  complessiva  nel  sedicennio. 
Mortaliti  per  anni  di  eti ;  cap.  IV.  Mortaliti  del  1^  anno  e  sae  variasioni ;  cap.  V.  Della 
necessiti  di  an  rimedio,  e  in  che  modo  debba  essere  applicato,  per  Giov.  Berti.  — 
L'albergo  dei  poTori  in  Oenora,  per  L.  Viali.  —  Cenni  sai  riformatori  di  Milano  Marehiondi- 
Spagliardi  (contin.).  —  Sali'  ordinamonto  intemo  di  an  ospitale,  per  0.  Pugliesi.  —  Ka- 
tars economica  dei  monti  framentari,  per  O.  Cassella.  —  L'Opera  pia  dei  poveri  vergog- 
nosi  (verschämten  Armen)  di  Bologna,  per  D,  de  Simonis.  —  Qli  ospedali  e  i  ricoveri 
d'argenza,  per  (Atvoc.)  E.  Mariani.  —  Le  carni  degli  animali  tabercolosi  nella  alimen  a- 
sione  dell'  aomo,  per  G.  Torreggiani.  —  Sali'  ordinamento  interne  di  an  ospitale,  per 
G.  Pugliesi.  —  Societi  di  M.  S.  fra  i  lavoratori  di  Ozsano  deir  Emilia.  —  La  respon- 
sabilitä  degli  amministratori  e  la  giarispradensa,  per  (Avtoc.)  Aar.  Magrini  —  II  bilancio 
deir  Unione  cooperatiTa  di  Milano  al  81  gennaio  1897.  —  La  Congregasione  di  caritli 
di  Forli,  per  C.  Biaocoli.  —  L'Unione  militare  (pp.  247—272).  —  La  spedaUtk  infantile 
in  Itaiia,  per  A.  Mandelli.  —  Prowedimenti  per  il  servisio  di  ricovero  e  mantenimento 
degli  inabili  al  lavoro.  —  Cronaca  della  beneficenza.  —  Cronaca  d'igiene  sociale.  —  eto. 

Birista  italiana  di  sociologia.  Anno  I,  1897,  fasc.  1,  1^  loglio  1897:  Programma, 
per  la  diresione.  —  La  veccbia  e  la  naova  fase  nella  teoria  della  popolazione,  per  A. 
Loria.  —  II  saicidio  considerato  sotto  l'aspetto  sociologico,  per  E.  Darkheim.  —  Idee 
politiche  ed  economiche  della  Cina  antica,  per  C.  Paini.  —  Le  scorrerie  barbariche  e  la 
disgregazione  dell'  impero  romano,  per  G.  Novicow.  —  II  compito  della  sociologia  fra 
le  scienze  social!,  per  V.  Pareto.  —  Le  origini  delle  societk  amane,  per  L.  Gamplowics. 

—  L'avyenire  della  democrazia,  per  G.  Tosti.  —  etc. 

G.  Belgien  and  Holland. 
Bevae  de  droit  international  et  de  l^gislation  compsr^.  (Brnzelles.)  Tome  XXIX, 
1897,  N°  2:  Contribation  k  l'^tade  de  la  sanction  da  droit  international,  par  Michel 
S.  Kebedgy.  —  Etade  sar  Tavant-projet  da  code  p^nal  saisse,  par  A.  Bolin  (saite).  — 
Les  coosulats  et  les  bailages  de  la  B^pabliqae  de  Venise,  par  (le  comte)  Micbelang. 
Cappello.  —  Deroirs  et  responsabilit^s  des  Etats  neutres.  —  Sentence  arbitrale  da  con- 
seiller  priv^  Martens  dans  Taffaire  da  baleinier  Costa.  —  Notices  diverses:  Histoire  da 
droit  international:  Un  ir^niste  an  XVIIe  siicle:  Ernest,  landgrave  de  Hesse-Rheinfels,  par 
Ernest  Nys.  Notice  sar  l'histoire  da  droit.    Droit  interbrital,    Les  caravanes,  par  E.  Nyt. 

—  etc. 

H.  Schweiz. 
Schweizerische  Blätter  f&r  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik.  Jahrg.  V,  1897, 
Nr.  10  u.  11,  2.  Maibeft  ond  1.  Janiheft,.  Halbmonatsschrift,  von  Nr.  11  an  redigiert  von 
Hans  Müller.  Inhalt:  Die  Bekämpfung  des  unlaateren  Wettbewerbs  im  Lichte  des  allge- 
meinen Interesses,  von  Hans  Müller.  —  Handwerksorganisation  and  Verwandtes,  von 
Max  Maj.  —  Zar  Einffihrung.  Von  der  Redaktion.  —  Die  Arbeit.  Eine  Stadie,  von 
Krafft  (in  Arbon).  —  Sozialpolitische  Bandschaa:  Eine  Aufgabe  für  Konsam  vereine.  Die 
Brotpreiic  in  der  Schweiz.  Die  amerikanische  Scbatzzollpolitik.  —  Die  ethische  Be- 
wegang  Nr.  10.  —  etc. 
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L'DnioQ  Poitftle.     XXII«  volume,    N*  T  (Beroe)    l*r  jailiflt    1897:  BeoseigneniBoti 
concernftDt  le  Service  des  postei  da&«  U  Nouvelle*Zäl«Dde   pendaDl   l'aon^e    1695,  —  Ua  ^ 
triJt^  postal  de  1517  naeb    f,AiiileA  de    tu   ordetiansiia    de   correos   de  EApaan''.  —  etc« 

M.     Amerikft. 

Ad  o  alt  of  the  American  Academy  o(  politicai.1  mnd  &ocijil  soience«  Vol.  X,  N''  t^  : 
Jaly  1897.'  The  imroigr&tioo  qaestioD|  hj  J.  H,  Senoer,  —  The  Grenter  New  York  { 
chArter,  hf  J,  W.  Pryor,  —  Over-nutritioo  und  Its  sociiJ  coa»eqiieaciiS|  hj  S.  N-  Palteo,  \ 
—  Koosseati  lud  the  Freoeb  BevolutioD^  by  C  H*  Lincoln.  —  The  George  Janior  Republio  j 
(in  the  U,  States),  by  W.  L.  HalU  —  PersonAl  notesf  Book  depiirtineat|  Notes  on  mu&l- 
oipal  goreroment}  Sociologtcal  noteSi  by  J.  B.  liertio ,  H.  R.  Sesger,  L.  d.  Rowe  Acd 
S.  M,  Lindsny«  —  etc, 

Jouroftl  of  PolHicu.1  Econooiy.    (FubllcatioD  of  the  University  of  Chicago.)  VoL  V^  | 
K^   2,  Mnrcb  1S97 :  Oreeubacks  and    tbe    cost    of    the   nvil    war,    by  W«  C.  Mitchell,  -^ 
Credit  tnstramfliits  in  businesi^  Iransections«  by  D«   Kiuley,  —  Tbe  aisessment  of  taaes  in 
Chicago,  by  E.   H.   Whitteo.  —  Trade-Udion  Organisation  in  tbe  Uaited  StateS|  bj  W.  L* 
M,  KiDg.  —  Englands  dominant  indüstrial  poaiUon,  by  C,  Zneblin.  —  etc. 

Qaarterly  Jonnial  of  Econocnies.  {Poblisb.  for  Harvard  Universitj',  Boston«)  VoL  XU, 
N«  3,  April  1897:  The  safety  of  the  legal  teader  paper,  by  C.  F.  Danbar.  --  Th« 
birtb-rate  io  Massttchusetts  1850 — 90,  by  F.  S.  Crum.  ^  Co-operative  Stores  lo  tbe  United 
States ,  by  E.  Cammings.  —  Tbe  steadiiy  appreciating  Standard,  by  C.  M*  Wslfth.  — 
Tbe  taxation  of  negro  in  the  United  Sute»»  1789— 1861  ^  by  C.  S.  Qifflo.  —  etc. 


Bie  periodische  Fresse  Deutschlands. 

ADnaleo  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung  etc.  Jahrg.  XXX,  1897,  Nr*  7: 
Das  Reiebflgeseti  tber  die  KonsulargeHcbtäbarkeit  vom  10.  VIL  1879  unter  BerQckflichti- 
gung  seiner  Anwendung  In  den  deutschen  Schutzgebieten,  erläutert  von  Karl  Goes.  (Ein- 
leitung und  Art*  1 — 3.) 

Arbelterfround,  der.  Hrtg.  von  (Prof.)  V,  Böbmert  (Dresden).  Jahrg*  XXXV, 
1897,  8.  Vierteljahrsheft:  Die  Handelshochscbulen  und  die  Arbeiterfrage,  von  V,  Böh< 
mttri.  —  Etwas  von  den  Pariser  RiesengescbAft»hftu*ern ,  von  Walther  Gensei  (Paris).  — 
Zwei  groCsiodostrielle  Stiftungen  fUr  VoJkswohlfuhrt  (Gustav  Werner  -  Stiftung  in  Reut- 
lingen; Karl  Zeiffr-Stiftung  in  Jena).  —  Deutsche  Arbeits»t&tfen  in  ihrer  Pllrsorge  0r 
da»  Wohl  der  Arbeiter,  von  V.  Böbmert.  —  Kocbunterricht  In  der  Volksschule ,  von  A. 
Sperling  (Berlin),  —  etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  im  k.  preufs.  Ministerium  der  OeflPentl.  Arbeiten, 
Jahrg.  1897,  Heft  i,  Jall  nud  August;  Erweiterung  uod  Vervollatändigang  des  preufsi* 
sehen  Staatseisenbabnnetzes  im  Jahre  1897  uod  Beteiligung  de»  Staates  an  dem  Bau  von  * 
Kleinbahnen  sowie  an  der  Errichtung  von  1  and wtrtschan liehen  Getreidelager  hättsern.  — 
Die  Berliner  Stadtbahn.  (Mit  1  Karte.)  —  Die  ras<»iscb«n  EisenbAhnen  im  Jahre  1694, 
von  Mertenr.  —  Zur  deutschen  Signalordnung,  von  Blum,  —  Ueber  Schrankonbedienung 
durch  Frauen,  von  Schubert.  —  Di«  Eisenbahnen  in  Dinemark.  —  ete. 

Christi  ich-Bomiale  Blätter.  Katholisoh*soaiales  Centralorgan.  Jshrg.  XXX,  1897, 
Heft  7:  Der  Sprachenstreit  als  neues  Uindemia  christlich-soiiater  Eerormarbeit  in  Oester* 
reich,  —  Zur  Frage  einer  Reicbseinkommensteuer.  —  Zu  den  neuen  statistischen  Erhe- 
bungen über  Arbeitslosigkeit  in  DeutscfataDd.  —  Der  Staat  und  die  Arbeiterfrage  nach 
der  EncykUka  Lco's  XllL  — 

Deutsche  Revue.  Hrsg.  von  R.  Fleischer.  Jahrg.  XXll,  1897,  Juli:  Ans  dem 
Bunsen'schen  Familienarcbiv,  —  Der  Wiener  Hof  im  Jahre  1791  bis  1792,  von  (Graf) 
P,  Greppi.  —  Gewohnheit ^  von  (Prot)  A.  Hegar  (Dnivers.  Freiburg  i.  B,).  —  Aus 
meinen  Tagebfichem,  von  v.  Schulte  (in  Bonn).  111.  Artik.  —  Erabersog  Jobann  von 
Oesterreich  über  Griechenland.  Ungedruckte  Briefe  etc.  VeröfTentlicht  von  A.  Schlosaar 
(IL  Artikel).  —  1815,  von  K.  Bleibtrmi.  —  etc. 

Finaoaarcbiv.      Zeitschrift   für  das   gesamt«    FlDanawasen^      Herausgegeben    von 
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Ö«  Scbajis.  Jahrg.  Xl\\  1897,  Bd.  I:  Die  Siea«rreforin  in  Oeaterreich,  yon  Rad,  Sieg- 
bart. —  Oesterreicbiftches  Geseta  Tom  85.  X.  1896»  betrefleod  die  direkteu  Personal' 
«teoers«  —  Der  Osterr.  StaateirorftiiAcblNg  für  1897^  yod  Hax  Heoger.  —  Studien  über 
du  6»t«rr«  Tab&kmonopo],  von  S,  M.  Wickelt«  —  Die  bajerische  Mnl&jiufscbiaguoveUe 
TOD  1889  und  ibr©  Wirkungen,  von  v.  Geiger  (BiiniiterialB*  im  k,  bayer.  Siiut$mini»ter. 
der  Ftnanieo)*  —  QemeiDdebestenemog  und  BfaBsenkoDsam  ta  den  7  giofsten  StMdten 
des  recbtsrbeJniscben  Bayern,  von  Kaufmaon  (Bamberg).  —  Moderne  Formeo  der 
SteuereinsiebiiDg  in  Berlin  und  in  Oesierreich^  vod  O.  Scbani.  —  Aus  der  engllscben 
8teuerpraxi$.  Die  ünaQ^iellea  Be«iehungeti  swiachen  Grofabrltannien  und  Irland.  Hli- 
geUiit  von  C.  H.  P,  labiüsen  (London).  —  Die  fDnf  grofsen  Konvertierungen  in  Dentaeli- 
laud,  ISSe  u.  1897.  -^  bCc. 

Gewerblicher  Hecbtaschutz  und  Urheber  recht.    Hrsg.  von  A«  Osterrietb.     Jahrg.  II^ 

1897,  Nr*  0|  Juni:  LTeber  Schadenersatz  fUr  Paientverletzongen ,  von  N,  y.  ReiuGke 
(Warschau).  —  Die  Nichtigkeit  des  »weiten  Marken  ei  utrags,  von  (Prof.)  J,  Köhler.  — 
Ueber  die  Grensen  der  SchnuföhigketE  vot]  Gebrauclumastera  mit  Rücksicht  auf  Ver- 
fahren und  Gebraucbsweitf  von  J,  Ephraim  (Cbeoaiker).  —  Das  Recht  am  eigenen  Bilde, 
TOo  Karl  Sdmefer  (Mdnchen).  —  Können  sieb  auslätidiscbe  Personen  auf  das  Geseta 
betreffend  den  utttauteren  Wettbewerb  berufen?  von  Fuld  (Rechtsanw.  Mains).    —  etc. 

Maaius*  Rundschau.  Blätter  für  Veraicherungfiwisseaschaft.  Neue  Folge  Jahrg.  IX, 
1SS7(  Heft  6  und  7:  Welche  Stellnug  ist  in  dem  zu  erwartenden  VersicheruogAgesetae 
den  Versich erußgsgesell schatten  auf  Gegenseitigkeit  zu  gewahren  ?  Aus  dem  Berichte  des 
■chwei serischen  Versicberungsamta  für  1895.  —  Der  Verband  deatscher  Privatfeuer- 
veraicherungsgesellscbafteo.  —  Zur  Bearteitung  minderwertiger  Leben  in  versicherunga* 
ärztlicher  Besi eh ung.  —  LebeDsver&icberung  coutra  TrunUsucbt.  —  Der  Begriff  des  Un- 
falls.  —  Die  Gefahren  der  Schiflatrümmer.  —  Daa  engÜAcbe  Institute  of  Actuariei.  —  ete. 

Mittel  Ion  gen  des  Vereins  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  wirtscbafUicheo 
Interessen    In  Rheinland   und  We&tfalen.     Jahrg.  1897,    Nr.   1  u.  8 :   Dkl»  Wirtschaftsjahr 

1898.  Referent:  Geneialsekretär  VV.  Beomerf  mit  Diskusäion.  —  Die  Novelle  zu  dea 
CnfallversIcheruDgsgesetzeu.  —  Delegiertenversammiung  des  Contralverbandes  deutscher 
Indttstriellar  am  3.  u.  4.  Febr.  1897  in  Berlin.  —  Die  Haftpflicht  der  gewerblicbeD 
Unteroebmer  in  Deatachland.  —  Zur  Reviaiou  der  Konkursordnung.  —  etc. 

Neue  Zeit,  die.  Jahrg.  XV,  1896/97,  Bd.  II,  Nr,  S5— 40:  Der  Sieg  der  Ttirkeu 
und  die  äoziatdemokratip,  von  Ed.  Bernstein.  —  Studien  und  Bemerkungen  zur  Ent- 
wiekloogigeschichte  dei  wissenschaftlichen  Sozialismus,  von  P.  v,  Struve  (Schlurs).  — 
Ooiatlirzg^setz  und  Landtags  wählen  in  Preufieo,  von  K.  Kautsky.  —  Die  Arbeiter  und 
di«  Dreiklassenwahl  —  Der  Verfall  des  Schreinerhandwerks,  von  Richard  Calwer,  — 
Dot  dkOQomische  und  naturphilosophiache  Materialismus,  von  J.  Stern.  —  Die  Entwick- 
lung des  deutschen  Metallarbeiterverbaades,  von  G.  Rohrlack.  —  ludustrie  uud  Finanz^ 
von  Tb.  Kapelttsa  (Wien).   —  Zwei    politische  ProgrammsymplioDien,    von    Ed.  Bernstein. 

—  Religion  und  Philologie,  von  A.  Winter,  —  Was  die  Sozialdemokratie  in  Preufsen 
bei  der  Landtagfewaht  ausrichten  kanOi  von  Ed.  Bernstein.  —  Lassalles  Anfänge,  von 
Franz  Mehrlng.  —  Der  AchtfltundeDarbeit.^tag,  von  Aug.  Bebel.  —  Politische  Parteien 
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Herder  und  Kant  als  Theoretiker  der  Geschichts- 
wissenschaft '). 

Von 

K.  Lampreoht. 

Ueberschauen  wir  die  philosophische  Bewegung  in  den  fünfziger 
bis  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts,  so  ist  es  möglich,  zwei 
entgegengesetzte,  wenn  auch  im  einzelnen  sich  vielfach  vermischende 
Richtungen  zu  unterscheiden.  Von  frtiheren  Zeiten  her  herrschten,  neben 


1)  Die  Leser  der  Jahrbücher  wissen,  dafs  eine  Aoseinandersetaang  Aber  geschicht»- 
methodologische  Fragen,  welche  swischeu  Bach  fahl  und  mir  in  dieser  Zeitschr.  be- 
gonnen hatte,  von  Bach  fahl  brüsk  abgebrochen  worden  ist.  Vgl.  diese  Aufsätze 
Rachfahl's  „Ueber  die  Theorie  einer  „kollektivistischen  Geschichtswissenschaft'* 
(III.  Folge  13,  669 — 689),  meinen  Aufsatz  über  „Individualität,  Idee  und  soaial- 
psychische  Kraft  in  der  Geschichte"  (a.  a.  O.,  S.  880 — 900),  sowie  den  Zusatz  Bach- 
fahl's  zu  diesem  S.  901 — 902.  Rachfahl  hat  in  diesem  Zusatz  auf  meinen  Aufsatz 
eigenartig  geantwortet.  Er  erklärt  zunächst,  dafs  er  weder  Zeit  noch  Lust  habe,  sich 
auf  eine  Auseinandersetzung  betreffend  die  Ideenlehre  Humboldt's  (die  ich  in  meinem 
Aufsatz  mit  herangezogen  hatte)  in  diesem  Zusammenhange  einzulassen;  und  er  beklagt 
sich  femer,  dafs  ich  seiner  gänzlich  mifsverstandenen  Darlegung  des  Kerns  meines  Systems 
nicht  mit  Gründen  der  Widerlegung  entgegengetreten  sei  und  statt  diesen  nur  meine 
Theorie  im  Zusammenhange  nochmals  vorgetragen  habe.  Er  versagt  sich  also  in  der 
einen  Richtung  eine  weitere  Erörterung  direkt,  in  der  anderen  aber  stellt  er  an  mich 
die  Forderung,  seine  gänzlich  schiefe  Darstellung  meines  Systems  näher  zu  begründen, 
eine  Forderung,  von  der  Jedermann  sieht,  dafs  ihre  Aufstellung  nichts  als  die  Herbei- 
führung eines  Stillstandes  der  Diskussion  zur  Folge  haben  kann.  Dies  Verfahren  er- 
scheint dann  zum  Ueberflnfs  noch  kumuliert  durch  einen  heftigen  Ausfall  Rachfahl's 
wegen  meiner  angeblich  falschen  Auffassung  einer  ganz  nebensächlichen  Aeufserung  von 
seiner  Seite,  einen  Ausfall,  der  ihm  Anlafs  giebf,  zu  guter  letzt  auch  noch  formell  zu 
erklären,  man  würde  es  begreiflich  finden,  wenn  er  auf  jede  weitere  Auseinandersetzung 
mit  mir  verzichte.  Ich  bedaure,  dafs  Rachfahl  sich  so  weiteren  Auseinandersetzungen 
entzieht,  verstehe  es  aber.  Wenige  Tsge  nach  dem  Erscheinen  der  leidenschaftlichen 
Ablage  Rachfahrs  war  in  dem  soeben  ausgegebenen  Buche  von  Barth  ,,Die  Philosophie 
der  Geschichte  als  Soziologie"  1,  216  der  Satz  zu  lesen:  ,,Lampreeht's  Ansicht  hat  so 
sehr  die  Kraft  der  Wahrheit  für  sich,  dals  ihre  Gegner  kaum  noch  sich  zu  verteidigen 
vermögen,  dagegen  Annäherungen  an  ihn  sich  unwillkürlich  aufdrängen".  Ich  halte  es 
unter  diesen  Umständen  für  richtig,  meine  Gegner  auf  methodologischem  Gebiete,  wenn 
sie  sich  überhaupt  noch  äafsem  sollten,  einstweilen  sich  selbst  zu  überlassen  und  mich 
lieber  begonnenen  historisch-methodologischen  Studien  noch  weiter  lainwenden. 

Dritte  Folffe  Bd.  XIV  (LZIX).  1 1 
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einigen  Eklektikero  uod  Leben  deD  keiner  Schule  fehlenden  Gej^uern, 
die  Wolffianer;  auf  der  anderen  Seite  machten  sich,  iti  die  Zukunft 
weisend ,  seit  v.  Creuz  die  ersten  Lehren  einer  neoee  Psychologie  le- 
merkbar,  um,  veranlaßt  und  getragen  durch  die  überaus  starke  see- 
lische Erregung  der  Zeit,  Ijalrl  zu  mehr  oder  minder  umfangreichen 
Systemen  anzuschwellen^). 

Die  Wolffianer  hielten  natürlich  im  ganzen  an  dem  System  Wulflfs 
fest,  so  wie  dieser  Leibniz  verwässert  und  abgeändert  hatte;  vor  allem 
hafteten  sie  weiter  an  seinem  intellektualistischen  Untergründe,  und 
insbesondere  wurden  von  ihnen  nach  wie  vor  alle  Seelenvermögen  aus 
dem  Verstände  abgeleitet  Dagegen  wurden  sie  im  übrigen  noch  prak- 
tischer, ließen  die  Metaphysik  zurücktreten  und  gingen  so  langsam 
in  die  große  popularphilosophische  Strömung  über,  die  seit  den  sech- 
ziger Jahren  mächtig  anschwoll  Andererseits  machten  sie  physio- 
logische Beobachtunj^en,  zogen  Lebensbeschreibungeo  heran,  kamen 
überhaupt  der  seit  den  fünfziger  Jahren  ständig  wachsenden  psycho- 
logischen Strömung  entgegen.  Indem  sie  ^ich  damit  allmählich  selbst 
aufgaben,  sind  sie  klanglos  zu  Grunde  gegangen. 

Gewaltig  erhob  sich  dagegen  die  psychologische  Strömung,  und 
gegenüber  allen  Einflüssen  von  außen  her,  vor  allem  gegenüber  dem 
französischen  Materialismus  behielt  sie  ihre  eigene  Richtung,  der  trotz 
aller  physiologischen  Lockungen  eine  idealistische  Anschauung  zu 
Grunde  lag;  zwar  wurde  z»  B,  Helvetius'  Schrift  De  Tesprit  dreimal, 
in  den  Jahren  1760,  1764  und  1787  überset/t,  allein  zu  keiner  Zeit 
hat  für  Deutschland  das  Wort  gegolten,  mit  dem  man  für  Frankreich 
den  Einfloß  des  Verfassers  gekennzeichnet  iiat:  c'est  une  homme  qui  a  dit 
le  secret  de  tout  le  monde. 

Die  neue  psychologische  Strömung  ging  von  einer  einbeimisch- 
deutschen  Bewegung  aus:  vim  der  Sentimentalität  und  der  ihr  folgen- 
den Periode  des  Sturmes  und  Dranges.  Es  ist  freilich  nicht  möglich,  hier 
die  Entstehungsursachen  jener  höchst  eigenartigen  geistigen  Bewegung 
auch  nur  oberflächlich  aufzuzählen:  ihre  soziale  Grundlage  in  dem 
mächtig  erwachenden,  zunächst  geistig  gesunden  Selhständigkeitsgetühl 
des  deutschen  Bürgertums,  ihren  Zusammenhang  mit  früheren  und 
gleichzeitigen  Vorgängen  auf  dem  Gebiete  der  Dichtung  und  Musik, 
ihr  Verhältnis  zum  ausgehenden  Pietismus,  ihre  viel  weitere  Bedeutung 
als  Anfangsereignis  eines  gänzlich  neuen  Kulturzeitalters  und  dem- 
gemäß ihre  Prämissen  in  den  Gesamterscheinungen  der  früheren  Kulturen. 
Noch  weniger  kann  hier  auf  die  eigenartigen  psychischen  Vorgäns^e 
eingegangen  werden^  von  denen  Sentimentalität  wie  Sturm  und  Drang 
begleitet,  waren  :  genug,  daß  ihr  Auftreten  allem  psychologischen  Nach- 
denken den  mächtigsten  Antrieb  geben  nmßte. 

Nun  hat  freilich  auch  die  zweite  Hälfte  des  18,  Jahrhunderts  auf 
manchen  Gebieten  der  Geisteswissenschaften  trotzdem  noch  keine  Ein- 


I)  Man  vgl.  fQr  das  Nlohstfolgende  die  für  EiDselhtUeii  vielfach  benotateo  Werke 
▼on  Dtttsoir,  Geschichte  der  neuereo  P^jchotoi^e,  Bd.  1,  tmd  R.  Sommer,  Grundstlge 
riDer  Qeachichte  der  deiit«cbeii  Psychologie  uod  Aestheiik  von  Wolff-BAumgarten  bU 
Kant-SchiUer,  Wartburg  1892. 
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lirkuDg  durch  die  neue  Psychologie  erfahren;    wir  hören  z.  B.  weder 

öü  einer  psychologischen  Begründung  der  Rechtsbegriffe,  noch  von  einer 

CrimiDalpsychologie ;    und   eine  eigentliche   psychologische   Zeitschrift 

'hat  es  iu  Deutschland  vor  1780  nicht  gegeben.     Aber  es  weichst  doch 

sonst  das  Interesse  an  psychologischen  Dingen  ernstlich;  die  Anfänge 

der  Seelenwissenschaft  werden  auf  den  höheren  Schulen  gelehrt;  nach 

jdem  Vorbilde  Locke's  und  auf  Grund  varnehmlich  der  kolonialen  Beob- 

Ichtungen  der  Engländer  wie  der  sich  zusehnids  vergroßerndL'n  Welt- 

t^iselitteratur   bemächtigen   sich   gerade   die  hervorragendsten  Geister 

^  Bines    nicht   unbedeutenden    ethnographischen    und    anthropologischen 

'Materials^   und    Selbstbeobachtung   wie    Beobachtung  Anderer   werden 

mit  einer  früher  unbekannten  Liebe  und  Virtuosität  betrieben.    Gleich* 

Bitig  wendet  mau  sich,  wie  stets  in  den  Anfängen  neuer  Wissenschaft- 

Ücher  Bethätigung,   den  allerschwer^ten  Fragen   zu;  das  Problem  der 

Entstehung  der  Sprache,  wie  tiberhaupt  sprachpsychologische  Aufgaben 

beginnen   zahlreiche   Köpfe   zu   beschäftigen,    und   der  Untergrund  für 

die  spätere  Entwickelung  der  sprachver^leichenden  Studien  wird,  wenn 

tticbi  gewonnen,  so  doch  aufgesucht. 

Freilich  waren  die  Ergebnisse  aller  dieser  Bestrebungen  einst- 
weilen keineswegs  klarer  Natur.  Man  konnte  sich  einerseits  noch 
amer  nicht  ganz  von  der  alten  groberapirischen  Temperamenlenlehre 
trennen;  hier  ragten  also  Anschauunjijen  des  16.  Jahrhunderts  und 
früherer  Zeiten  noch  bis  in  die  Gegenwart.  Andererseits  hatte  man 
doch  schon  in  der  Sinnesphysiologie,  namentlich  durch  Haller's  Ar- 
beiten, so  viel  Forf schritte  erlebt,  daß  die  Ahnung  einiger  wichtiger 
"Ergebnisse  der  modernen  Experimentalpsychofogie  empordammerte. 
]nd  gewiß  schritt  man  auf  dera  Wege  der  Selbstbeobachtung  einer 
brauchbaren  psychologischen  Methode  entgegen;  man  kannte  schon  die 
Vorteile  ihrer  mathematischen  Bestimmbarkeit  sowie  ihre  Schwierig- 
^keiten,  und  man  hatte  schon  einen  großen  Teil  der  Kautelen  gefunden, 
die  zur  Erzielung  objektiver  psychologischer  Ergebnisse  angewandt 
^werden  müssen.  Da  konnte  es  denn  auch  an  neuen  Theorien  nicht 
Bhlen, 

Ich  gehe  hier  auf  keines  der  größeren  theoretischen  Systeme  ge- 
Bauer  ein.  Ich  stelle  nur  fest,  in  welchen  Punkten  die  Mehrzahl  von 
tioea  gegenüber  älteren  p>ychologischen  Auffassungen  einig  war  und 
neues  brachte.  Da  wäre  denn  zunächst  zu  betonen,  daß  sie  alle  das 
große  Gebiet  des  mehr  unbewußten  Seelenlebens  als  bestehend  und  als 
^wichtig  anerkannten.  Die  Thatsache  ist  überaus  bedeutungsvoll,  wenn 
»an  sich  der  gegensätzlichen  Stellung  der  gleichzeitigen  französischen 
rhilosophie  und  zugleich  der  übereinstimmenden,  nur  lange  genug  für 
die  Zeitgenossen  unverständlich  bleibenden  oder  gar  durch  Wulffs 
[Thätigkeit  verschütteten,  für  seine  Zeit  wahrhaft  prophetischen  Anschau- 
ungen Leibnizens  erinnert.  Wenn  Helvetius  noch  jetzt  die  Lehre  vor- 
[ig,  der  Mensch  habe  nur  Geist,  uro  sich  nicht  zu  langweilen,  so 
hatte  schon  Leibniz  erklärt,  daß  der  Mensch  immer  Vorstellungen  habe, 
nicht  immer  bewußte,  geschweige  denn  deutliche,  aber  dennoch  Vor- 
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stelluügen ').  Die  neue  Psychologie  schritt  also  geradeo  Wegs  in  den 
Geleisen  der  besten  deutschen  philosophischen  Ueberlieferiing ,  nur 
nunmehr  experimentell  und  strenger  beobachtend,  vorwärts*  Das 
Ergebnis  war^  fassen  wir  hier,  wie  oben  angekündigt,  zunächst  nur 
die  verbreitetste  Lehre  ins  Auge,  eine  beschreibende  Individual Psycho- 
logie, in  der  der  Seele  je  nach  den  verschiedeneu  psychischen  Leistungen 
verschiedene  besondere  Vermögen  zugesprochen  wurden.  Das  war  nun 
an  sich  nichts  Neues;  Wolff  hatte  das  Fachwerk  dieser  Psychologie  schon 
breit  j^enug  aufgebaut  und  seine  Fächer  ausgefüllt.  Wohl  aber  war 
neu  die  oberste  Einteilung  der  Seelenvermögen,  die  man  der  Regel 
nach  erst  jetzt  aufstellte.  Bisher  hatte  man  in  moralisierender  VVeise  ein 
höheres  deukhafies  und  ein  niedrigeres  sinnliches  Seelenvermögen  unter- 
schieden; in  dies  untere  Vermögen  hatte  man  auch  das  Gefühl  ver- 
setzt. Jetzt  dagegen  trennte  man  das  Gefühl  als  eine  dritte,  für  sich 
beöteheüde  Kategorie  gegenüber  den  niederen  Trieben  des  Willens  ab: 
die  Sentimentalität  erreichte  dies  Zugeständnis,  und  bald  sollte  die 
Zeit  kommen,  da  wenigstens  dem  Dichter  Gefühl  Alles  war.  So  wurde 
denn  die  Dreiteilung  der  seelischen  Vorgänge  im  Empfinden,  Begehren 
und  Erkennen  gewonnen  ;  eine  Teilung,  die,  durch  Kant'a  genaue  Ab- 
grenzung der  Provinz  des  Em^^findens  kanonisiert  ^\  dann  lange  in 
Ansehen  gestanden  hat  und  deren  elastische  Wände  höchst  geeignet 
waren  zur  Unterbringung  der  Errungenschaften  aus  deo  immer  zahl- 
reicher auftretenden  Einzelbeobachtungen. 

Waren  so  psychologische  Bestrebungen,  die  im  Grunde  auf  das 
tiefere  Verständnis  der  soeben  in  schweren  Wehen  entstehenden  mo- 
dernen Persönlichkeit  hinausliefen,  seit  den  sechziger  Jahren  de» 
18.  Jahrhunderts  auf  etwa  eine  Generalion  hin  das  eigentlich  Be* 
zeichnende  in  der  Philosophie  des  Zeitalters,  so  würde  es  doch  ein 
Irrtum  sein,  zu  glauben,  sie  hätten  allein  das  Feld  beherrscht.  Viel- 
mehr dauerten  daneben  die  alten  metaphysischen  Lehren,  namentlich - 
im  Sinne  der  Leibniz-WolflPscheu  Monadenlehre,  fort.  Und  indem  rJies 
in  ihrer  Allbegeistung  der  Welt  zugleich  dem  ausgeprägt  frommen 
Sinne  der  Zeit  entgegenkamen  und  den  Nachfolgern  des  abnehmenden.^ 
Pietismus  ein  unklares  phiiosophisch-pantheistisches  Christentum  er- 
möglichten, verquickten  sie  sich  zugleich  mit  den  ersten  Anfängen  der 
neuen  Psychologie:  ein  bei  deren  geringer  Ausbildung  doppelt  begreif* 
lieber  Vorgang. 

So  traten  denn  synkretistische  Lehren,  in  denen  Psychologische 
und  Metaphysisches  bnnt  Zusammenfluß,  in  großer  Anzahl  auf;  es 
sind  zum  Teil  Erzeugnisse  jener  Popularphilosophie,  die  Kant*s  Ekel 
erregle. 

Allein  es   ergaben   sich   aus   diesem  Zusammenfließen   doch  auch: 
Richtungen,  die  von  der  größten  Bedeutung  waren;  denn  sie  haben  die] 
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i]ächste  Zeit  stark  beherrscht  und   beherrschen   in   zeitgemäßen  Um- 
bildungen einen  Teil  des  Denkens  noch  heule. 

Bringen  wir  die  Metaphysik  Leibnizens  auf  den  kürzesten  Aus- 
druck, so  hatte  dieser  erste  große  deutsche  Philosoph  gelehrt,  daß  die 
Welt  geistig  sei;  denn  für  ein  bleibendes  Sein  besitze  nur  das  Seelische 
die  nötige  Selbständigkeit,  Darum  sei  die  Welt  der  Anschauung,  die 
Natur  nur  ein  Phänomenon,  ein  Schein,  hinter  dem  j^eistige  Kräfte  walten. 
Das  war  nun  eine  Auffassung,  welche  dem  sentimentalen  Zeitalter  um 
80  eher  einging,  je  mehr  dieses  geneigt  war,  sich  selbst  in  seinen  sub- 
jektiven Empfindungen  in  der  gegenständlichen  Welt  wiederzufinden. 
Es  braucht  hier  nur  an  die  neue  Naturempfindung  dieser  Zeit,  die 
die  Landschaft  zuerst  völlig  beseelt  sah,  es  braucht  nur  an  Rou^^seau 
und  an  Goethe's  Wcrtber  erinnert  zu  werden.  Aber  die  Zeit  gmg  noch 
weiter  J.  A,  Eberhard  in  seiner  „Allgemeinen  Theorie  des  Denkens 
und  Empfindens*'  (1776)  führt  in  Beantwortung  einer  Prcisrra«^e  der 
Berliner  Akademie  aus,  daß  wir  uns  ,4ii  den  geselligen  Empfindungen 
mit  dem  Gegenstande  vermischen  utid  uns  in  anderen  zu  vergnügen 
glauben**.  „Die  Verschraekung  unseres  eigenen  Vergnügens  mit  dem 
außer  uns  an  anderen  zu  wirkenden,  weit  entfernt,  der  menschlichen 
Natur  zum  Vorwurf  zu  gereichen,  ist  ihr  die  größte  Ehre*\  Man  sieht 
hier,  wie  weit  eine  wesentlich  ästhetische  Betrachtungsweise  der  Welt 
darin  gehen  konnte,  den  Menschen  als  Mikrokosmos  zu  empfinden:  daß 
ihr  die  materielle  Welt  mit  lebensvollen  Kräften  erfüllt  erschien,  war 
selbstverständlich. 

Nun  hatte  aber  die  Psychologie  wie  mit  der  Metaphysik,  so  mit 
der  ästhetischen  Auffassung  der  Zeit  die  allernächste  Berührung;  die 
Aesthetik  ist  psychologisch  gewesen  eigentlich  bis  auf  Schiller,  der 
dann  mehr  die  Beziehungen  zur  F>kenntnistheorie  herzustellen  bemüht 
war,  Und  so  begreift  es  sich  denn,  wenn  die  Psychologie,  durch  diesen 
Zusammenhang  veranlaßt,  neben  der  Individualpsychologie  namentlich 
solchen  Untersuchungen  nahe  trat,  welche  zur  Annahme  eines  Pandy- 
namismus  oder  Panpsychismus  der  Wdl  führen  konnten. 

Nichts  ist  in  dieser  Hinsicht  bezeichnender,  als  die  steigende 
Bedeutung  und  der  Umschwung  der  Tierpsychologie.  Descartes  hatte 
die  Tiere  einfach  als  fein  konstruierte  Maschinen  bezeichnet;  es  war 
für  einen  Philosophen,  der  den  Begriß  des  Seelischen  im  Verstandes- 
gemäßen fand,  der  einleuchtendste  Schluß  von  der  W^elt,  und  dieser 
Schluß  hat  lange  Zeit  hindurch,  trotz  der  Leibniz'schen  Monadenlehre, 
die  Geister  beherrscht.  Jetzt  dagegen  trat  H.  S.  Reimarus,  der  be- 
kannte Unbekannte  der  Wolfenbütteler  Fragmente,  1754  in  einem  viel- 
gelesenen Buche,  in  der  Schrift  über  die  vornehmsten  Wahrheiten  der 
natürlichen  Religion,  mit  ganz  anderen  Ansichten  hervor*  Unter  dem 
Einfluß  intensiveren  Empfindungslebens  und  reicherer  Naturanschau- 
ucjgen,  die  ihm  das  englische,  ihm  wohlbekannte  Geistesleben  vermittelt 
hatte,  entwickelte  er  eine  Klassifikation  der  Tierwelt,  deren  Grade 
ihm  der  Ausdruck  einer  abgestuft  in  ihnen  wirkenden  Kraft  zu  sein 
schienen:  und  so  erschienen  ihm  die  Tiere  dynamisch  bewegt» 

Allein  war  damit  die  Kluft,  welche  Mensch  und  Tier  grundsätz- 
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lieh  ZU  treouen  schien,  beseitigt?  Konnte  man  von  einer  Beseelung 
der  Tiere  sprechen  ?  War  diese  Frage  auch  uach  den  Anschauungen 
von  Reimarus  noch  zu  verneium,  so  halfen  hier  psychologische  An- 
schauungen weiter,  die  sich  neben  der  oben  erwähnten  Eotwickelung 
einer  Dreiteilung  des  Seelenlebens  zu  bilden  begannen  ^). 

Kant  äußert  einmal  (Einl,  zur  transcendent  Logik  1,  74);  ,,Un9ere 
Erkenntnis  entspringt  aus  zwei  Grundquellen  des  Gemiites,  deren  erste 
die  ist,  Vorstellungen  zu  empfangen  (Rezeptivität  der  Eindrücke),  derer» 
zweite  das  Vermögen,  durch  jene  Vorstellungen  einen  Gegenstand  zu 
erkennen  (Spontaneität  der  Begriffe)."  Es  ist  eine  Verbindunf^^  Locke- 
ficher  und  Leibniz^scher  Lehren.  Aber  sie  war  nicht  Kant  eigen; 
schon  vorher,  und  noch  viel  entschiedener,  hatte  sie  Tetens  aufgestellt, 
und  dieser  war  zu  ihr  wohl  auf  Grund  seiner  außerordentlichen  Kenntnis 
der  Unzer'schen  und  Haller'scheo  Physiologie  gelao^^t. 

Indem  aber  Tetens  nun  die  Rezeptivität  wie  die  Spontancetät  als 
relative  Kräfte  annahm,  war  er  dem  Gedanken  nahe  getreten,  zu  unter- 
suchen, ob  in  der  Funktion  beider  Kräfte  zwischen  Mensch  und  Tier 
auch  nur  ein  relativer  Unterschied  sei*  Und  er  hatte  ihn  durchj^eführt 
in  dem  Versuche,  „aus  der  Analogie  der  Seelennatur  des  Menschen 
mit  seiner  tierischen  Natur  die  Einrichtung  der  letzteren  aufzuklären*'. 
Und  das  Ergebnis  war  gewesen,  daß  wir  uns  von  den  Tieren  grund- 
sätzlich nicht  unterscheiden;  gemeinsam  ist  allen  Lebewesen,  Ein- 
drücke zu  erhalten  und  selbständig  darauf  zu  reagieren;  Cnterschieds- 
merkmal  der  Menschheit  ist  nur  eine  besonders  große  Eindruck>fahigkeit 
und  Selbstthntigkeit  der  Seele:  wir  sind  weniger  Herren  als  Krone 
der  Schöpfung. 

So  erschien  denn  der  Zusammenhang  wenigstens  der  organischen 
Welt  —  denn  was  die  Tiere  anging,  war  als,  wenn  auch  in  schwächerem 
Sinne,  auch  die  Pflanzen  betreffend  leicht  nachzuweisen  —  völlig  ent- 
wickelt; Eine  Drkraft  gei^tige^  Natur  ergoß  sich  durch  alle  ihre  VVesen, 
wenn  auch  in  verschiedener  Stärke, 

Allein  an  der  Beseelung  der  organischen  Welt  ließ  sich  die  em- 
pfindungsreiche Zeit  bald  nicht  mehr  genügen.  Sie  riß  die  gerade  noch 
von  Keimarus  ziemlich  fest  betonte  Schranke  nieder,  die  /wischen 
dem  Physikalischen  und  Organischen  bestehen  geblieben  war,  und 
suchte  in  den  Empfindungen  eines  psychischen  PandynaraiÄmus  zur 
Beseelung  des  Materiellen  überhaupt  fortzuschreiten.  Versuche  in 
dieser  RichtuDg  finden  sich  eingehender  wohl  zuerst  bei  Sulzer  Sulzer 
hat  die  Auffassung  der  Natur  als  einer  kraftbeseelten  und  den  Ge- 
danken ihrer  harmonischen  Ordnung;  es  waren  Ideen,  die  dem  begeiste- 
ruugsfähigen  Schweizer,  eitiem  deutschen  Nachbild  des  französischen 
Schweizers  Rousseau,  besonders  nahe  liegen  mußten.  Und  so  betrachtete 
er  selbst  das  Genie  nach  Analogie  derselben  unbewußt  vernünftig 
schaffenden  Naturkraft,  die  er,  in  auderen  Modifikationen  freilich,  im 
starren  Gestein  des  Felsens  und  in  der  bunten  beflügelten  Gestalt  dea 
Schmetterlings,  im  Pflanzen-  und  Tierreich  wiederfand. 


1/  Vgl,  Silin  Folgenden  Sommari  S*  Sd7  f. 
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War  üuu  SU  von  psychologischer  Seite  her  ein  mehr  oder  minder 
phantastischer  Pandynamismus  verkündet  worden,  lag  jedenfalls  in  den 
geistig  vorwärts  drängenden  Kreisen  die  Richtung  auf  eioen  solchen 
in  der  Luft,  so  begreift  sich,  daß  dieser  Strömuug  gegenüber  die  alte 
cartesianiscbe  Weltanschauung  mit  ihrem  ausgesprocheDen  Dualismus 
ebensowenig  staudhielt,  wie  die  Docii  in  Konsequenz  der  Theorie  der 
Zwieheit  des  rein  Geistigen  und  des  rein  Materiellen  entwickelte  Lehre 
LeiboizeDS  von  der  prästabilierten  Harmonie.  Gerade  gegen  sie  kehrte 
sich  schon  früh  ästhetisch-psychologischer  Widerwillt^ ;  utid  die  spätere 
Ansicht  faßt  Herder  in  der  Adrastea  in  die  Worte  zusammen,  daß  durch 
das  Wort  Harmonie  keine  Brücke  zwisclieu  Geist  und  Körper  gebaut 
werde.  Allein  neben  der  Kritik  der  dualistischen  Systeme  reichen  auch 
die  Anfänge  eines  positiv  gegenwirkenden  Systems  eines  schon  syste- 
matisch gefaßten,  empfindungsvollen,  die  Welt  allheseelt  vorstellenden 
Monismus  schon  bis  auf  die  Mitte  des  18.  Jahrh.  zurück.  Bereits  ein 
Psycholog  wie  v.  Creuz  (1754)  fühlt  sich  zur  Annahme  von  „Mittel- 
dingen" zwischen  Geist  und  Körper  getrieben  —  eine  Annahme,  der 
auch  der  junge  Lessing  zugeneigt  hat  — ;  auch  findet  sieh  bei  ihm 
schon  der  Gedanke  einer  Stufenfolge  der  Wesen  im  Anschluß  an  die 
Annahme  von  Mittel-  und  Bindegliedern  zwischen  dem  Einfachen  und 
Zusammengesetzten,  Neigung  zur  Naturbeseelung  auf  GruDd  einer 
ästhetischen  Betrachtungsweise  und  inniges  Erfassen  des  monadolo^iischen 
Idealismus  ^):  kurz  die  keimartigen  Anfänge  eines  vollen  panpsychischen 
Systems*  Und  ähnliche  Keime  und  Zugeständnisse  in  der  Kichtung 
auf  das  ueue  System  zeigen  sich  auch  sonst,  z.  B.  bei  Ploucket. 

Zu  einer  großartigen  Weltanschauung  aber  wird  dies  System  doch 
erst  durch  Herder  entwickelt;  und  die  ,Jdeen  zur  Geschichte  der 
Menschheit*'  (1784  t!.),  die  in  ihrem  ersten  Drittel  auch  eine  durch- 
geführte Naturphilosophie  enthalten,  sind  der  klarste  und  ausge- 
führteste Kodex  dieser  neuen  Anschauung,  Wollen  wir  sie  aus  der 
Zeit  liegreifen,  so  haben  wir  in  ihnen  weniger  die  Reste  alter  monistischer 
Systeme  aufzusuchen  —  hier  hat  neben  Leibniz  vor  allem  Spinoza 
eingewirkt  — ,  als  vielmehr  die  psychologischen  An>chauuDgen  Herder's 
als  die  bestimmende  Grundlage  zu  verstehen  und  anzuerkennen» 

Herder  ist  aus  einem  Gedankenkreise,  wie  er  etwa  dem  von 
Creu2  in  Frankfurt  ähnlich  war,  aus  der  Verbindung  von  rationaler 
Psychologie  (Kant)  und  Pietismus  (Schulz)  hervorgeganjicn.  Denient- 
Sprechend  finden  sich  bei  ihm  in  frühester  Zeit  merkwürdige  An- 
wandlungen eines  intuitiv  gewandten  Rationalismus.  Da  hat  er  in 
Bruchstücken  eines  Lebrgedichts  über  die  Seele  wohl  enthusiastisch 
den  Gedanken  ausgeführt,  daß  ein  Dichtergeist  ersten  Ranges  sich 
der  philosophischen  Spekulation  über  die  Seele  zu  bemächtigen,  jeder 
psychologischen  Wahrheit  sinnliches  Leben  zu  geben,  von  seiner  gött- 
lichen Höhe  aus  den  ganzen  dunklen  Grund  der  Seele  zu  überschauen 
und,  was  er  da  gesehen  und  selbst  gefühlt,  in  uns  zu  wirken  wisse*). 


1)  ifk>nt(iier»  B.   09. 
1)  Dtssoir  1,  SSO. 
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So  hoher  Dinge    hat  er  sich  dann  selbst  freilich    später  nicht 
unterwuüden ,  wohl  aber  sehen  wir  ihn  in  seinen  psychologischen  An- 
schauungen   von    dem    dunklen   Grund  der  Seele  ausgehen  ^).     Und  i 
sein  Führer  auf  diesen  Entdeckungsfahrten  wurde  der   von   ihm   sehr] 
genau   studierte   große  Physiologe  Hallen     „Tiefer  können    wir  wohli 
die   Empfindung  in  ihrem  Werdeu  Dicht  hiiiabbegleiten,  als  zu  dem! 
sonderbaren  Phänomen,  das  Haller  „Reiz"  genannt  hat.    Das  gereiztej 
[Muskel-]Fäserchen  zieht  sich  zusammen  und  breitet  sich  wieder  aus*** 
„Wieviel  mehr  ziehen  diese  kleinen  dünnen  Fäden,  als  es  nach  den  Ge- 
setzen des  Mechanismus  grobe  Stricke  thun  würden  1    Woher  nun  diese  sol 
höhere  Kraft,  als  vielleicht  eben  durch  Triebfedern  des  inneren  Reizes?*! 
Dieser    „innere   Reiz"  aber,   er   ist  vielleicht   „das   erste  glimmende 
Fünklein   zur  Empfindung,   zu  dem   sich  die  tote  Materie  durch  viele 
Gänge   und   Stufen    des  Mechanismus  und    der   Organisation  hinauf- 
geläutert.   Vielleicht  wären  unsere  göttlichsten  Kräfte  nicht  ohne  diese 
Aussaat  dunkler  llegungen  und  Reize"- 

Aber  diese  Regungen  und  Reize  schlafen  nicht  in  uns :  sie  werden 
immer   weiter  „hinaufgeläutert'^     ,,Mehr  als   ein   Psycholog   hat  die 
Kunststücke  bemerkt,  mit  denen  dn  Kind  von  Farbe,  Gestalt,  Größe, 
Entfernung  Begrifi  erhäit,  und  durch  die  es  sehen   lernt".    „Wie 
der  Leib    durch  Speise  zunimmt,  nimmt   unser  Geist  durch  Ideen  zu; 
ja,  wir  bemerken  bei  ihm  eben  die  Gesetze  der  Assimilation,  des 
Wachstums  und  der  Hervorbringung,   nur  nicht   auf  körper- 
liche,, sondern   eine   ihm   eigene   Weise",    „Kurz,  es  wird  in  uns  — | 
ohne  Schwärmerei  zu   reden  —  ein   innerer  geistiger  Mensel 
gebildet,  der  seiner  eigenen  Natur  ist  und  den  Körper  nur  als  Werk* 
zeug  gebraucht'^)''.     Demnach    bildet    der  innere   Mensch  eine  ent 
wickelte   Einheit:   seine   höheren  Fähigkeiten   sind  aus   den   niederen 
Heizen  b ervorgegangen,   und   danach  ist  das  Nervensystem  das  Band,^ 
das  Denken    und  WqIIüu  zusammenhält:  ein  Gedauke   und  Flammen- 
strom gießt  sich  vom  Kopf  zum  Herzen,  ein  Reiz,  eine  Empfindung  ^ 
und  es  blitzt  ein  Gedanke,   es  wird  Wille,  Entwurf,   That,  Handlung ;| 
alles   durch    ein   und  denselben    Boten.     Wahrlich,    wenn    das   nicht 
Saitenspiel  der  Gottheit  heißt,  was  sollte  es  heißen^)'? 

So   ist   für  Herder   das    Wiesen   der  Seele   Thätigkeit,    und  def| 
Körper  ist   ihr  Reich,  ein  Reich   dunkel  weberider  Kräfte,   aus  deo€ 
sich  denen  sie  ihr  Bild,  den  deutlichen  Gedanken   sammelt.     Die  Ar 
und  Weise,  in  der  sie  dies  thut,  sieht  Herder  grundsätzlich  ganz  ähü*^ 
lieh  an,  wie  Kant^).    „Es  ist  unleugbar,   tlaß  der  Gedanke,  ja  die 
erste  Wahrnehmung,  damit  sich   die  Seele  einen  äußeren  Gegenstand 

1)  Vf^l.  die  Schrift  ^.Vom  Erkettnen   und  Empfinden  der  meaichtichsn  Se6Je*\    1778, 

S)  Ide«n  zur  Geicbichte  der  Menschheit,  Buch   V,   K&pitel  4. 

3)  Au»   der  ScbriA    von  1776.     Vgl.  daru    die  Mitteilungon    aui    der   IUe9t«n  band* . 
Acbriftiicban  Form  bei  Hfiyai,    in  dessen  aust^ezetchnetem  Leben  Herder 's   1,    666  fl«     Idfl 
IftAso  bierj    wie  von  nun  Ab,    weuu  irgend  möi^licb  Herder  ielbit    reden.     Bei  seinem    ofM 
ditbjrrtunbiekcbeD  Toti    und  seiner    überqueüeuden  Gedankenfülle    kann   ihm  fremdet  Wort 
und  Byatemaliache  0«r»telIung  niemals  gaiis  gerecht  werden. 

^)  V^gi.   duKU  Julian   Schmidt,   in  der   BialeiituiK   au  seiner   Ausgabe  Ton    Herder*! 
Ideen,  Bd.  1,   S.  XVl]i_XXf  sofric,   neben  dem  in  Text  folgeadeo  Citat,   Ideen   IX,  8. 
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vorstellt,  ganz  ein  anderes  Ding  sei,  als  was  ihr  der  SIdb 
zuführt".  (Ideen  V,  4)  Doch  nicht  in  der  erkenn tnis-tbeoretischen, 
sondern  in  der  ps)xhologi8chen  Betrachtungsweise  lebt  er. 

Und  da  ist  ihm  nun,  indem  er  sich  seine  Weltanschauung  von 
dieser  aus  bildet,  kein  Zweifel,  daß  die  Welt  nach  Analogie  des 
Menschen  konstruiert  sei,  daE  sie  ein  reizdurchwobenes  Ganzes  sei, 
daß  in  ihr,  von  den  unteren  Organismen  aufsteigend  zu  den  oberen 
geheimnisvolle  Kräfte  hinter  den)  sinnlich  sichtbaren  Körper  walten: 
daß  sie  ein  Gefäß  sei  göttlicher  Kräfte,  einer  göttlichen  Natur,  der 
^gütigen  Mutter",  Gottes.  In  dieser  Anschauung  verschmelzen  ihm 
^laterie  und  Geist,  Natur  und  Geschichte  zu  einem  einzigen  Ganzen, 
dessen  tieferen  Sinn  zu  erkennen  die  Wonne  und  den  Schmerz  seines 
Lebens  gebildet  hat.  Die  lebensvollste  Betrachtung  dieses  Zusammen- 
hanges aber  bieten  die  Ideen  zur  Geschichte  der  Menschheit.  Sie  vor 
allem  müssen  als  ein  Ganzes  herangezogen  werden,  soll  ein  eingehendes 
Verständnis  der  Geschicbtsanschauung  Herder's  erreicht  werden. 


Wie  ich  schon  ben^erkte,  ist  das  erste  Drittel  dieser  Schrift,  so* 
weit  sie  vollendet  vorliegt  —  sie  ist,  wie  alle  größeren  Schriften 
Herder^s,  ein  Fragment  —  wesentlich  naturphilosophischen  Betrach- 
tungen gewidmet  Herder  geht  hier,  wenn  man  weniger  den  formalen 
Verlauf  seiner  Darstdiung,  als  die  gedanklichen  Grundlagen  seines 
Systems  ins  Auge  faßt,  von  einer  allgemeinen  Bemerkung  über  die 
Form  der  natürlichen  Organisation,  die  Typen  der  anorganischen,  die 
Arten  der  organischen  Natur  aus.  Und  da  findet  er  nun,  daß  die 
Form  der  Organisation  vom  Stein  zum  Krystall,  vom  Krystall  zu 
den  Metallen,  von  diesen  zur  Pflanzenschöpfung,  von  den  Pflanzen  zum 
Tier»  von  diesem  zum  Menschen  steige');  und  daß  mit  ihr  auch  die 
Kräfte  und  Triebe  des  Geschöpfs  vielartiger  werden:  bis  sie  sich  alle 
in  der  Gestalt  des  Menschen  vereinen,  sofern  diese  sie  fassen  kann. 
(II,  4;  V,  L)  Dementsprechend  behauptet  er  eine  Aehnlichkeit  der 
Ilauptform,  die  sich  immer  mehr  der  Menschengestalt  nähere  (V,  1)^); 
Der  Mensch  selbst  ist  das  Schoßkind  der  Natur,  der  „heilige 
Mittelpunkt  der  Erdschöpfuog"  (II,  Schluß):  „Freue  dich  deines  Standes, 
0  Mensch,  und  studiere  dich,  edles  Mittel geschöpf,  in  allem,  was  um 
dich  lebt!* 

Dieser  genaue  Zusammenhaüg  und  dichte  Uebergang  der  äußeren 
Bildungen  und  sichtbaren  Triebe  von  der  anorganischen  zur  organischen 
Natur  und  hU  zum  Menschen,  die  so  aufsteigende  Einförmigkeit  des 
Ganzen   der  Natur  (IV,    1),  erscheint  nun   nur   erklärlich   durch   eine 

i)  Vgl.  n,  i  ff. 

S)  Ka  iit  eio  Gedaukc,  den  Herder  (am  AUSfUfar liebsten  11^  i)  wohl  aucli  daliia  er* 
IMittert,  d&Ci  di«  Natur  bei  der  utiendliclieii  V&rietlt,  die  sie  Hebt,  alle  Lebeodigeii  ttuaerer 
Krde  nach  atneni  Hauptplasma  der  Organisation,  [d.  h.  dem  Plnsma*  dAs  dem  Menicbeo 
aaoichst  au  Gmode  liegt]  gebildet  sa  habeti  sciteiDe:  ^»gerjide  als  ob  aaf  uuaerer  ipftniexi 
Erde  die  formeoretche  Mutter  nur  Hißen  TypuSf  Eio  Protoplasma  vor  sieh  gehabt  bKtte, 
nach  dem  und  zu  dem  «ie  aUe  bildete.  Wissen  Sie^  was  dies  für  eine  form  ist?  Die 
iiAmlichef  die  auch  der  Meo9ch  an  sich  trägt**  (GetprKche  Über  die  Seelenw&nderani^,  178S). 
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hiDter  dieseu  Bildungeu  stehende  aufsteif^ende  Reihe  von  Kräften 
(V,  1),  die  wir  aber  im  einzelnen  in  keiner  Weise  kennen  (II,  1), 
,,Wir  ordnen  Formen,  die  wir  nicht  durcliachauen  .  .  * .  Der  oberste 
Haushalter  dagegen  sieht  und  hält  die  Kette  aller  aufeinander  dringen- 
den Kräfte"  (V,  1).  Wir  hüben  darin  das  „organische  Principiuni  der 
Natur  vor  uns,  tlas  wir  jetzt  bildend,  jetzt  treibend,  jetzt  empfindend, 
jetzt  künstlerisch  bauend  nennen,  und  das  im  Grunde  nur  eine  und 
dieselbe  organische  Kraft  ist"  (III,  4),  nämlich  Gott  als  Inbegritf  alier 
Kräfte^  Gott,  der  dem  Geschöpf  „vordenkt"  (III,  5). 

Den  organischen  Kräften  werden  also  ihre  Organe  von  Gott  „zu- 
gebildet"; sie  sind  nicht  etwa  präformierte  Keime,  Potenzen,  die  sich 
ausleben,  sondern  in  der  Hand  Gottes  unmittelbar  ruhende  Krättt^, 
die  selbständig  und  stetig  nebeneinander  wirken  (V,  2).  Als  die  Thore 
der  Schöpfung  geschlossen  wurden,  nachdem  sich  einmal  „unsere  Erde 
aus  ihrem  Chaos  von  Materien  und  Kräften  unter  der  belebenden 
Wärme  des  scb äffenden  Geistes  zu  einem  eigenen  und  ursprünglicben 
Ganzen  durch  eine  Reihe  zubereitender  Revolutionen  gebildet  hatte" 
(X,  1  vgl.  I,  3),  da  standen  die  einmal  erwählten  Organisationen  als 
bestimmte  Wege  und  Pforten  für  die  Kräfte  da.  Neue  Gestalten  er- 
zeugten sich  nicht  mehr^),  die  Fülle  der  Organisationen  war,  und 
zwar  in  staunenswerter  Mannigfaltigkeit,  vollendet.  Zu  diesen  all- 
gemeinen Gründen  für  die  Typustheorie  Herder^s  kommt  aber  noch 
ein  spezieller,  der  der  Herder'schen  Teleologie  eine  besondere  Fär- 
bung giebt  Herder's  Standpunkt  ist,  wie  der  Standpunkt  des 
jungen  Subjektivismus  der  2.  Hälfte  des  18*  Jahrhunderts,  teilweis 
noch  der  1.  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  durchaus  anthropozen- 
trisch *).  Es  hän^t  das  vor  allem  mit  der  neuen  Erkenntnistheorie 
zusammen,  deren  Prinzip,  insofern  es  jede  Erkenntnis  subjektivistisch, 
also  auf  den  Menschen  begründete,  wenn  auch  von  sehr  verschiedenen 
Voraussetzungen  und  in  verschiedenen  Metboden  gewonnen,  dennoch 
schließlich  bei  Kant  und  Herder  fast  dasselbe  war^).  Von  dieser 
Seite  erhielt  die  anthropozentrische  Betrachtungsweise  in  dem  Augen- 
blicke neue  Unterstützung,  da  ihr  eine  erweiterte,  und  gerade  bei 
Herder  wie  auch  bei  Kant  besonders  ins  Tiefe  getriebene  anthropo- 
logische und  ethnologische  Erfahrung  hätte  gefährlich  werden  können. 

Die  nächste  Folge  des  anthropozentrischen  Staudpunktes  war  nun 
die  Aufnahme  allgemeiner  Werturteile  gegenüber  der  Schöpfung,  gelegent- 
lich  hinab   bis   zu  dem    unverholensten  Nützlich keitsstand punkte  der 


1)  Der  ÜDterschied  «iiies  SthöpfutigBseitiitera  und  der  ralgcnden  Jnlirtiitueiid« 
sehöpruugälo^er  Zeit  wird  in  Buch  X  ,  2  i^eopia^r  geBcliitderr,  ÜnUfli  emcljemt  du« 
Schopruiiijtzeitfiltt'r  («tAtt  sitnu]tikii«r  Schöpfung  nJler  KrvMturcn)  der  Mottvierunjr  bedürftig, 
wird  also  aJs  Ausaubme  belmchtet:  der  «lindii^e  ZuaUnd  Ut  djk$  sehüpruijf^sJose  Zeh- 
tlter.  Ein  8chüpfuDi;aa  e  1 1  a  I  te  r  ist  Herder  miadeaten»  »eit  »eiuer  eralett  luterpreUtion 
dir  Allesteti  UrkuQiie  de»  Meoscbetif^e^chlechU  geJitufi^  gewesen« 

S)  VgL  «,  B.  Ulf  1,  zweiter  Ab»Htz,  wo  mit  deDi  Gednaken^  die  GcnoMs  der  Lebe* 
ire>eti  vom  Prototyp  des  MenKlieo  Abzuleit«»,  Krßjit  jfemiicht  wird*  Aetir^erußKen,  wie  die, 
diCi  wir  mit  unserer  Erde  oflVnbar  Dar  ein  kleiner  Briub  des  Gmuzqu  »lad  (I,  3),  stehen 
dem  nicht  eutgeisen. 

3)  iy.  oben. 


Herder  ond  Kant  als  Theoretiker  der  Geschichtswissenschaft.  ^71 

1.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts;  und  hieraus  hervorgehend  eine  nach 
Werturteilen,  nicht  nach  dem  Prinzipe  der  Kausalität,  sondern  des 
Zwecks  konstruierte  Entwickelungsgeschichte.  Darum  finden  sich  über- 
all bei  Herder  noch  Umkehrungen  von  Ursache  und  Wirkung  und  be- 
grifiliche  Hypostasierungen  komplexer  Erscheinungen  oder  Vorgänge; 
aus  dem  „Tiersein'^  werden  die  Tiereigenschafteu  entwickelt,  aus  der 
Lebenskraft  des  ftlenscheu  dessen  Lebensfunktionen,  und  die  Natur 
,,wirkt"  ganz  allgemein  „von  innen  aus''  (IV,  1),  sie  bildet  die  „Ideen" 
in  die  Wirklichkeit.  Der  Mensch  aber  wird  so  zum  Schlußstein  der 
Schöpfung,  zum  immer  und  immer  wieder  enthusiastisch  apostrophierten 
„Schoßkind  der  Natur". 

Allein,  gipfelt  so  eine  teleologisch  konstruierte,  durch  Ausbildung 
göttlicher  Ideen  entstandene  Natur  bis  zu  dem  Grade  in  dem  Menschen, 
daß  dieser  statt  in  die  Kausalität  der  Natur  einzugehen ,  vielmehr  das 
Prototyp  ihres  Bestandes  invariabler  Typen  ist,  wie  dieser  Bestand 
aus  den  Ideen  Gottes  in  längst  abgeschlossenen  Schöpfungsakten  her- 
vorgegangen erscheint,  so  ist  damit  doch  nur  eine  Seite  des  Menschen, 
die  natürliche,  gekennzeichnet.  Der  Mensch  abt^r  ist  nicht  nur  ein 
Abschluß  der  Natur,  womöglich  in  unmittelbarster  Anreihung  an  die 
höchsten  Arten  der  Tierwelt;  die  Tradition,  die  ihn  vom  Atfen  her- 
leitet, ist  entehrend  (VII,  1 ;  X,  4).  Der  Mensch  ist  vielmehr  zugleich 
eine  „Mittelgattuug  von  zwei  Klassen",  er  gehört  zugleich  der  Welt 
des  Geistes  an. 

Treten  wir  mit  diesen  Aeußeruogen  Herder's  vom  Bereiche  der 
Natur  auf  das  Gebiet  der  Geschichte  über,  so  ist  doch  sogleich,  im 
Anfang  aller  weiteren  Erörterung,  zu  bedenken ,  daß  nach  Herder  für 
diese  beiden  Reiche  im  Grunde  keinerlei  prinzipielle  Verschiedenheit 
besteht.  Dieselben  organischen  Kräfte,  „der  Finger  der  Gottheit",  die 
das  Tier  gebildet  haben,  bilden  auch  den  Menschen.  Und  wie  die 
Triebe  der  Tiere,  so  stammen  auch  die  Triebe  des  Menschen  aus  dem' 
einfachen  Zusammenwirken  der  göttlichen  Kräfte  innerhalb  der  typischen 
Organisationsforra  dort  des  Tieres,  hier  des  Menschen  her.  Nur  daß 
sie  im  Menschen  in  der  höchsten  Ausbildung  erscheinen,  nämlich  in 
der  Fähigkeit  zur  Vernunft.  „Von  der  Nahrung  und  Fortpflanzung 
der  Gewächse  steigt  der  Trieb  zum  Kunstwerk  der  Insekten,  zur  Haus- 
und Muttersorge  der  Vögel  und  Landtiere,  endlich  gar  zu  menschenähn- 
lichen Gedanken  und  zu  eigenen,  selbsterworbenen  Fähigkeiten,  hin 
bis  zur  Vemunftfähigkeit  des  Menschen"  (V,  1). 

Allein  diese  Vernunftfähigkeit  ist  nun,  entsprechend  dem  Charakter 
der  sonstigen  Kräftekombinationen  in  der  Natur,  keineswegs  ein  prä- 
formierter Keim,  eine  Potenz,  deren  Entwickelung  sich  aus  sich  selbst 
vollzöge,  sondern  nur  eine  „genetische  Disposition"  zur  Vernunft 
(IX,  1).  Die  Foli;e  ist,  daß  sich  der  Mensch  nur  durch  weiteres  Ein- 
fließen.göttlicher  Kräfte  zur  Vernunft  entwickeln  kann  :  in  die  Vernunft- 
fähigkeit müssen  die  göttlichen  Kräfte  „verfeinernd"  eingehen. 

Anregend  hierfür  wirken,  bald  als  Mittel  zur  Wirksamkeit  der 
Verfeinerung,  bald  aber  auch  als  selbständige  Ursachen  der  Verfeine- 
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rang  gedacht,   menschliche  Geselligkeit  iü  Familie  Ot  Geschlecht,  so-j 
wie  sonstigen  kleinen   und  großen  sozialen  Kreisen   und  die  bildende  1 
Tradition  voni  eisten  bis  zum  letzten  Gliede  der  Generiitionen  *).    Mit] 
ihnen  verbinden  sich  die  organischen  Kräfte  zu  ganz  neuen  Wirkungen: 
zur  Hervorbringung  der  Vernunft.    In  der  Entwickelung  der  Vernunft] 
wird  Aufklärung  oder  Kultur  erreicht,  ja  diese  Entwickelung,  die  selb- 
tbätige    reproduzierend-soziale    Aufnahme     der    geschichtlichen    Er-| 
rungenschaften  der  menschlichen  Gesellschaft  durch  die  lebende  Gene- 
ration,   das  „Herabvererben'*   macht  recht   eigentlich  Aufklärung   undJ 
Kultur  aus.    „Unendlichkeit  faßt  mich,  wenn  ich,  umringt  von  tausend] 
Proben   dieser  Art  und  ergritTen  von  ihren  Gefühlen,   Natur  in  deinen 
heiligen  Tempel  trete.     Kein    Geschöpf  bist  du   vorbei  gegangen,  du 
teiltest  dich  ihm  ganz  mit,  so  ganz,  wie  es  dich  in  seiner  Organisation 
fassen  konnte*'  (III,  2). 

Dagegen  steigen  in  diesen  Organisationen  die  Kräfte  immer  höher] 
empor:  „was  Organisation  heißt,  ist  eigentlich  nur  eine  Leiterin  der] 
unteren  Kräfte  zu   einer   höheren  Bildung"  (V,  3).    Dieses  „Hinauf* 
fordern",   „Hinanfbilden"  der  Natur  (IV,  3,  6),   dieses   „Sich-hinauf- 
läutern^*  geht  in  der  Form  des  Kampfes  ums  Dasein   vor  sich;  jede] 
Zerstörung  in   demselben  ist  Öebergang  zum  höheren   Leben  (V,  3,  f 
vgl  dazu  II,   3).    In   diesem  Zusammentiaoge  erklart   sich  auch   der 
Tod;   das  Wachstum  eines  Geschöpfes  ist  die   stete  Bemühung^  mehr 
organische  Kräfte  mit  seiner  Natur  zu  verbinden;  vermag  es  das  nicht  ^ 

1]  VgL  die  Bcliöoe  AuEfUhruDg  fUr  die  Familie  uod  die  freundidiAftUchen  Beziehangen 
in  VllI,  4. 

S)  Die  Wirkung    dea    SelbsterbiltangMrlebei    i»    dieter  RinsicKt   findet    bei    Herder  J 
keine  Betonung,     l^ehrrdcfa  iU  hier  aacti  eine  Stelle  «lu  VIH,  3;    f,Ebensoircatg  scheint] 
aueh  dft«  Bedürfnis  iillcin,  selbsl  wenn  KrÜfte  genug  in  der  Nation  da  »ind,  die  Auf  ihn»  | 
Entwickelung  warten^    Kultur  herrorbringen  tu  können;    denn    sobald    aich    die  TrJlgheit  i 
des  BJtfniihcben  mit  seinem  Mangel  abgefunden  und  beide  das  Kind  bersrorgebracbt  haben, 
daa  er  nehagliehkoit  nennt,  verharrt  der  Monscb  in  Minem  Zustande  und  läf^t  sich  kaninJ 
mit  Mühe  zur  Verbesserung  treibten  *^     Ilerder  kennt  daher  auch  den  Kämpf  uois  Dasein 
(Krieg)    aU    generelles    geätchielitllches  PördernngsmitteU     ,tln   den  Hlnden    der  Natnr  ist  , 
Krieg,    die  Menschenfresserei    itclbüt  eingerechnet,    nie  Zweck,    sondern    hier    und    da    ein  ' 
bartei,  trauriges  Mittel,  dem  die  Matter  aller  Dinge  selbst  nicht   alleDthstben  entweichen'! 
konnte'*  (Vlll^  4).     Diese  Beurteilung  des  Krieges  ist   nun  wieder    bei  Herder  anssehlag« 
gebend    fUr    die  Ueurteilung    des  Staates,    da    er    wenigstens    in    dem    modernen    Staat« 
nur  das  Produkt    der  Vergcwabigung  des  Schwächeren    durch    den  Stärkeren  »iebt.     Vgl, 
bosooders  Buch  IX^    i«      üier    unterscheidet    ilerder    als    ersten    Grad    natürlicher    Begie«  ^ 
rangen  die  Ordnungea  der  Familie^   ais  sweiteu  Orad    den  Ürstaat    der  Fischor-f    Jäger-,  ^ 
Hirtenvolker    (bei    ihnen    entwickelt   sich    der  8taat   blofs    rjdem    Bedürfnis    folgend'' ;  die 
,, Klügsten  und  Besten  werden    au    ihrem  Amt    als   zu   einem  Geschäft    gewählt,    und  mit  j 
dem    Qescbftft   ist    auch    die    Herrschaft   zu  Ende").     Data    kommt    als  dritter   Grad  der  ] 
moderne  Staat,  die  ,tErbregierang'S  hervorgegsngen  aas  dem  Rechte  des  Stärkeren.     Di«  ^ 
Auaflihruiigen  fiber  den  Staat    bilden    sugleicb    die   einsigen  eingehenderen  Betrachtungen 
Herder*s  tur  Geschichte  der  Geaellschjift,  Man  vgl.  noch  die  kurae,  geistreiche,  aber  fürdi«  ' 
Theorie  des  Staates    betangloso  Bemerkung    Buch  XI,    5,    Nr.  5;   und  die  These  XIU,  7: 
„Die  Gesundheit   und  Dauer   eines  Staats    beruht    nicht  auf  dem  Funkt   semer   bocbsteti 
Kultur,  sondern  anf  einem  weisen  oder  glQcklichen  Gleichgewicht  seiner  lebendig  wirken* 
den  Kräfte'* :  eine  These,   welche,   da    sie    die  Blüte  von  Staat    und  Kultur  grundsättlich 
unterscheidet^    bei   der    Kutschiedcnheit,   womit    Herder    die  Momeote  der    Kultur    als  die 
geschichtlich    aiis<ichlsgg«bendoo    hinstellt,    wiederum    beweist,    wie    wenig    in    seiner    ge» 
tchichtlichen  Auffassung  der  Staat  ein  enlscbeidondes  Moment  abgeben  konnte. 


KüDi  una  h erder  als  Tbeoreüker  der  GeschichtswifAeniobAfr. 
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mehr,  so  nimmt  es  ab  und  stirbt  (V,  2).  „Die  ganze  Schöpfung'^  also 
„lebt  jetzt  voneitiander;  das  Rad  der  Geschöpfe  läuft  umher,  ohne 
daß  es  hinzuthue;  es  zerstört  und  baut  in  den  genetischen  ^)  Schranken, 
in  die  es  der  erste  schatfende  Zeitraum  gesetzt  hat  Die  Natur  ist 
gleichsam  durch  die  Gewalt  des  Schöpfers  votlendete  Kunst  geworden, 
und  die  Macht  der  Elemente  in  einen  Kreislauf  bestimmter  Organi- 
sationen gebunden,  aus  dem  sie  nicht  entweichen  kann,  weil  der 
bildende  Geist  sich  allem  einverleibt  hat,  dem  er  sich  einverleiben 
kann**.  „Nach  dem  Worte  des  Ewigen,  d.  h.  nach  seiner  ordnenden 
Weisheit,  sind  die  Lebenskräfte  verteilt  und  haben  alle  Gestalten  an- 
genommen, die  sie  auf  unserem  Planeten  erhalten  konnten  und  sollten" 
(X,  5). 

In  nun  damit  nicht  die  Ewigkeit  der  Welt  gegeben:  eine  starre, 
ins  Endlose  dauernde  Harmonie?  Keineswegs!  „Daß  nun  aber  ein 
solches  Kunstwerk  nicht  ewig  bestehen  könne,  daß  der  Kreislauf,  der 
einen  Anfang  gehabt  hat,  notwendig  auch  ein  Ende  haben  müsse,  ist 
Natur  der  Sache.  Die  schöne  Schöpfung  arbeitet  sich  zum  Chaos, 
wie  sie  aus  einem  Chaos  sich  herausarbeitete;  ihre  Formen  nützen 
sich  ab;  jeder  Organismus  verfeint  sich  und  altert.  Auch  der  große 
Organismus  der  Erde  muß  also  ein  Grab  finden,  aus  dem  er,  wenn 
seine  Zeit  kommt,  zu  einer  neuen  Gestalt  emporsteigt"  (X,  5). 

Man  sieht,  wie  fern  diese  ganze  Auflassung  der  neueren  Descendenz-  i 
tbeorie  steht*).     Nirgends   handelt    es  sich    um   Arten,  die  sich   inj 
kontinuierlicher  Reihe  kausal  auseinander  entwickelten,  sondern  immer  1 
vielmehr  um  Organismen,  die,  typischen  Charakters  für  die  einzelnen 
Arten,   unter  sich   kausal   unvermittelt  so  nebeneinander  stehen,   daß 
sie,  von  einer  höhertn  Macht  im  einzelnen  angeordnet,  „hinauforgani- 
siert**  (III,  4),  eine  kontinuierliche  Reihe  zum  Vollkommneren  bilden. 

Und  doch  nähert  sich  Herder  in  seinen  Beobachtungen  gewissen 
Fragen  der  Vererbungs-  und  Anpassungslehre  bisweilen  bis  zum 
ioBerBten.  „Die  Verschiedenheit  der  Ausbildung  (der  Orgauisnien)", 
sagt  er  X,  5,  ,,ist  überall  nach  dem  Medium  eingerichtet,  für  welches 
die  Geschöpfe  gemacht  sind;  bei  den  Klassen  also  der  LuFt-  und 
Wassergeschöpfe  muß  im  inneren  Bau  dieselbe  Analogie  sichtbar 
werden,  die  sich  zwischen  Luft  und  Wasser  findet'*'*).  Man  vgl, 
auch  II,  3:  „Noch  ist  also  bei  der  gegenwartigen  Beschaffenheit 
unserer  Erde  keine  Gattung  ausgegangen,  ob  ich  gleich  nicht 
zweifele,  daß,  da  diese  anders  war,  auch  andere  Tiergattungen  haben 
wmn  können  f   und    wenn    sie  sich  einmal   durch  Kunst  oder  Natur 


1)  Aa»  diesen  wi«  mus  tiblroicfaeD  »äderen  Stclleo  erkJiürt  sieb  der  Sinn  des  Worte» 
G«fietUch  bei  Uerder.  Abgeleitet  von  y^vvcitö,  nicht  von  yiY*0y,7i,  hftt  es  mit  dem 
nio<Urueti  t^citwickelunj^sbe griff  nicbt5  tu  tbun,  f^onderu  gebt  auf  die  mit  der  Zeugang 
«rworbene  Disipos&tiort  und  bedentet  „gegeben  durch  die  VergAngenbeit  des  gleichen  Typs'^. 
So  kJin»  t.  B.  Berder  IX,  1  bebaupten,  der  ,,Keim  unserer  inneren  Anlagen  ist  genetisch 
wio  im»er  k^rperiicbei  Gebilde'*.  So  nprlcht  er  denn  auch  toq  dem  genetbchea  Cbarakt«r 
(^  KatioitaUntagv)  eines  VolkeSt  *>  B.  VIII,  4. 

1)  Die«  i»t  ichon  von  Oaym,  Herder  11^  809  mit  Recht  batont  wordao. 

3)  Vgl,  U,  ? 


re  c  i>  i , 


völlig  äDdern  sollte,  auch  ein  anderes  Verhältüis  der  leben(li':eii  Ge* 
schlechter  sein  werde**.  Und  anderswo  (VII,  4)  bemerkt  er  einmal: 
,, Warum  soüdert  die  schaöeude  Mutter  Gattungen  ab?  Zu  keinem 
anderen  Zweck,  als  daß  sie  dtnj  Typus  ihrer  Bildung  desto  voll* 
kommener  machen  und  erhalten  könnte.  Wir  wissen  öicht,  wie  manche 
unserer  jetzigen  Tiergattungeu  in  einem  früheren  Zustande  fler  Erde 
näher  aneinandergegangen  sein  mögen;  aber  das  sehen  wir:  ihre 
Grenzen  sind  jetzt  gelte  tisch  geschieden**.  Also  Annahme 
der  Variabilität  der  Arten:  und  dennoch  striktestes  Ablehnen  jeder J 
Möglichkeit  des  üebergangs  für  die  Gegenwart. 

W' as  hielt  nun  Herder  ab,  die  Folgerungen  der  Descendenztheorie 
zu  ziehen? 

Ein    negativer  Grund   liegt   im   soeben    gegebenen  Citat  klar  zu 
Tage:   er  sah   keine  Veränderungen   noch   im  Begrifle  einzutreten;  es 
fehlte    ihm   also  die  empirische   Basis  für    eine  Auffassung  etwa  im] 
Sinne  Darwin 's.    Aber  hierzu  kommt  noch  ein  viel  wichtigerer  positivere 
Grund.     Herder  stand  noch  unter  dem  Einfluß  der  Schöpfungsgeschichte 
der  Genesis  und  unter  dem  noch  bis  tief  ius  18.,  ja   auch   das  ganze 
19.  Jahrh.  überragenden  Glauben  an  eine  göttliche  Zwecksetzung  beim 
Schöpfungsvorgang.     Dabei  lehnte  er   dann   die  Bildung   von   unvoll- 
kommeiien,  sich  erst  spät  zur  Schönheit  und  Reife  entfaltenden  Keimen 
als  des  göttlichen  Gedankens  un\^ürdig  ab,  stand  mithin  jeder  kausalen 
Immanenz  der  Entwickelung  ferne»  d.  h.  jener  modernen  Auffassung  derJ 
Kausalität,  die  den  Uebergaitg  der  Arten  zu  erklären  geeignet  scheint. 

Die  Folj^e  war,  daß  er  für  jede  Art  einen  Typ  annahm,  eine  Form, 
die,   von   Gott  gedacht,   von   den   Kräften  ausgefüllt  und  ausgewirkt] 
werde.     Die   Kraft  „muß,  wie  und    woher  es  auch   sei,   den   Typus  i 
ihrer  Erscheinung   in   ihr  selbst  haben.    Das   neue  Geschöpf^ 
ist   nichts,  als   eine   wirklich   gewordene  Idee   der   schaffenden    Natur  * 
(d.  h*  Gottes),   die   immer   nur  thätig   denkt'*  (VII,  4).     Die  Form  ist ' 
mithin  nichts  als  die  Offenbarung  einer  besonderen  Idee  Gottes,  daa| 
gottgedachte  Gebiiude   einer  besonderen,  idealen  Lebenskraft     „Diese 
Lebenskraft'*,   sagt   Herder  VII,  4   vom   Menschen,  „haben    wir  alle 
in    uns:    in   Gesundheit   und    Krankheit    steht  sie    uns   bei,    assimi- 
liert  gleichartige  Teile,    sondert   die  fremden   ab,    stößt    die   feind-^ 
liehen  weg,  sie  ermattet  endlich   im  Alter  und  lebt   in  einigen  Teilen 

noch  nach  dem  Tode Angeboren,  organisch,   genetisch  ist  dies' 

Vermögen;    es  ist  der  Grund   meiner  Naturkräfte,   der  innere  Genius 
meines  Daseins'^ 
I  Hiernach   sind   die  Stufen    der  Menschheitsgeschichte   gegeben  in 

den  Phasen    der   Ausgestaltung  der  Vernunftfähigkeit  des  Menschen  ^ 
zur    Vernunft     Vernunft    aber    ist    im     wesentlichen    identisch    mit  ^ 
Humanität ;  denn  Humanität  besteht  darin,  daß  wir  „unsere  Vernunftfähig- 
keit zur  Vernunft,  unsere  feineren  Sinne  zur  Kunst,  unsere  Triebe  zur 
echten  Freiheit  und  Schöne,  unsere  Bewegungskräfte  zur   Menschen» 
liebe'^  bilden  (V,  5).     Ist  dies  der  Fall,  so  kann  man   die  mensch- 
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liehe  Geschichte  auch  als  Entwickelutig  xum  Humaoitätsideal  be- 
zeichnen ' ). 

Der  entscheidende  Schritt  auf  diesem  Wege  besteht  nun  nach 
der  folgerichtiger  festgehaltenen  Anschauung  Herder*s  in  der  Entwicke» 
luDg  der  Sprache  (IX,  2).  Sie  erst  giebt  dem  Menschen  die  Vernunft, 
♦lea  ^^künstlichen  Geschlechtscharaktei"  mit  seinen  alles  weitere  er- 
<>tfnenden  Wirkungen.  Wie  aber  entsteht  nun  die  Sprache?  Herder 
entscheidet  sich  hier,  entgegen  früheren  Annahmen,  für  das  „Wunder 
einer  göttlichen  Einsetzung"  (IX,  2),  „durch  welchen  Gott  oder  Genius 
ts  geschehen  sei"  (IX,  3)  ^),  Durch  die  schwerste  Kunst,  die  Sprache, 
war  dann  „Wahrnehmung,  Anerkennung,  Zurückerinnerung^  Besitz- 
nehmung, eine  Kette  der  Gedanken  möglich,  und  so  wurden  mit  der 
Zeit  die  Wissenschaften  und  Künste  geboren,  Töchter  der  bezeichnen- 
den Vernunft  und  einer  Nachahmung  mit  Absicht*'  Mit  ihnen  zog 
sich  „eine  neue  Tradition  durchs  Menschengeschlecht,  an  deren  Kette 
nur  wenigen  Glücklichen  etwas  Neues  anzureihen  vergönnt  war;  die 
andereu  hangen  an  ihr  wie  treufleifiige  Sklaven  und  ziehen  mechanisch 
die  Kette  weiter**  (IX,  3). 

Allein  neben  den  üebergang  zur  Sprache,  den  er  in  den  „Ideen*' 
als  ganz  gottveranlaßt  ansieht,  stellt  Herder  doch  noch  eine  zweite,  bis- 
weilen etwas  mechanisch  gefaßte,  Erklärung  für  die  Entwickeluug  der 
tuenschlichen  Kultur.  Die  göttlichen  Kräfte  (Elohim)  schaffen  näm- 
lich den  Menschen  aufrecht  (X,  5). 

Was  folgt  hieraus  nach  Herder  „unter  Beiseitesetzung  aller  Meta- 
pbysik*\  rein  aus  physiologischer  Erfahrung?  In  einem  ganzen  Buche, 
dem  viiTten,  wird  in  feiner  Analyse  und  dithyrambischer  Sprache  aus- 
einandergesetzt, daß  damit  Vernuuftfähigkeit  und  feinere  ISinne,  Kunst 
und   Sprache    zusammenhängen,    nicht    minder    die    Organisation    zu 


1)  Neben  die  HumaDitHt  tritt  in  rieu  ,,Ideen*^  gelegeoflich  (2.  B.  IX,  5  AnfaogJ 
nodh  die  RetigioD.  Die  AhIaija  ku  ilir  encheiDt  dftun  mit  Anlage  zu  dieser  mIk  ^^der 
gfOieinscbfliftliijhe  Be»it2  und  Vorzug  unsere/»  Hrtiderge&eh]lechta*\  Aodercrseir»  aber  leif^t 
doch  die  »pitere  llefaendiung^  dufä  die  K«ili|^ion  Berder  im  Gmode  nur  aU  ein  jfyeilich 
unaniitAiiiEUcher  Beatandteü  der  Ham&nitlt  erschien.  Vgl,  2.  B,  XVIJ  ü^InJeitUQg:  ,fDie 
eehtevte  Homauitlt  iit  in  den  wenigen  Reden  etitbAlteo,  die  wir  von  Christus  hftben ; 
üainftfiit&t  ist,  wss  er  im  Leben  bev^leA  und  durch  seinen  Tod  bskrftfligte,  wie  er  sieb 
d«D]i  stlbst  mit  einem  LiebÜDgsnamen  den  Menscheosobn  Dünnte*'.  Ats  aotcbe,  rU  ^.d«« 
ianlfe  OefShl  eine»  liaaeinSf  das  «igentltch  von  keiner  Vernichtung  weifs^*,  ging  sie  dann 
t^itUrh  der  ^.entwickelnden  Vernuna*',  den   Wissenschaften,  varana. 

Y)  Haeh  X,  5  schreibt  Herder,  in  der  j&ngMlFU  seiner  Erklärungen  der  ütesteo  Ur- 
kiutde  des  Menschentteschiecht?,  die  Einsetzung  den  Etohim  lu;  sie  i;eben  dem  Menseben 
V«rtUod  and  LTeberlegunif,  aUo  nach  dem  oben  Gesagten  auch  die  Sprache.  —  Eine 
(«ilw«ts  andere  Auffassunic  des  üe  bergan  gs  vom  tierischen  Menschen  Eum  geschiebt  liehen 
viirrit  nach  II,  3:  die  Tiero  i^waren  die  lebendigen  Funken  des  göttlichen  Verstandes, 
von  denen  der  Mensch  in  Absicht  auf  Spetatt  Lebensart,  Kleidung,  Geschickllehkeit,  Kunst, 
Triebe  Im  gröfseren  oder  kleineren  Kreise  die  Strahlen  auf  sich  zusammen  lenkte*^  Die 
Sprache  ist  hier  nicht  genannt;  das  wiederholte  Nachdenken  Über  sie  wird  Herder  tut  der 
im  TaxU  wi«d<rgtgob«i}en  Auffassnng  hinübergelcitet  haben.  Vgl.  schon  Buch  IV,  3 
!M:Ii1nßi7  ytOtu"  mit  d«r  Organisation  sur  Rede  empfing  der  Mensch  den  Atem  der  Oott* 
belt,  den  SMD«n  sor  Vernunft  and  «wig«o  VervollkoiDmnQng,  einen  Nachhall  jener 
M!baffand«o  Stimme  aor  Beberrscboug  der  Erde,  kura  di«  gdUlicht  Ideeukuust,  die  Mutter 
«Ikr  KQnsU^. 
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besseren  Triebea  uod  mithin  zur  Freiheit,  sowie  zur  zartesten  und 
stärksten  Gesundheit:  kurz  der  Beruf  des  Menschen«  Herrscher»  Ja 
zweiter  Schöpfer  dieser  Erde  zu  sein  ' ).  „Ein  Wink  der  fortbildenden 
Natur  in  ihrem  UDsichtbaren  organischen  Reich  —  und  der  tierisch 
hinabgezwungene  Körper  richtet  sich  auf,  der  Baum  seines  Rückens 
sproßt  gerade  und  effloresciert  feiner ;  die  Brust  hat  sich  gewölbt,  die 
Hüfte  geschlossen,  der  Hals  erhoben,  die  Sinne  sind  schöner  geordnet 
und  strahlen  zusammen  ins  hellere  Bewußtsein,  ja  zuletzt  in  Einen 
Gottesgedanken*  Und  das  alles  wodurch  anders,  als  vielleicht,  wann 
die  organischen  Kräfte  sattsam  geübt  sind,  durch  Ein  Machtwort  der 
Schöpfung:  Geschöpf,  steh  auf  von  der  Erde'M  (IV,  2  vgl 
VI,  tj  Schluß.) 

Indes,  mag  man  nun  den  üebergaiig  zur  Vernunft  dem  Eintritt 
der  Sprache  oder  mag  man  ihn  der  Erhebung  des  Menschen  zum  auf- 
rechten Gang  zuschreiben,  am  Ende  handelt  es  sich  doch  nach  der 
eigentlichen,  schließlich  alle  anderen  Auffassungen  beseitigenden  Meinung 
Herder's  dabei  um  nichts  anderes,  als  um  ein  unmittelbar  göttliches 
Eingreifen,  uei  einen  Schöpfungsakt  sei  es  der  Sprache  sei  es  des  auf- 
rechten Ganges,  nicht  bloß  um  ein  regelmäßiges  Auswirken  der  gött'^ 
liehen  Kräfte,  Indem  ein  solcher  zweiter  Schöpfungsakt  neben  den 
früheren  Akt  der  natürlichen  Schöpfung  tritt,  vollzieht  sich  am 
Menschen  eine  „zweite  Genesis'S  wird  er  aus  der  Natur  herausgehoben 
und  besonderer  Bestimmung  entgegengeführt:  neben  der  natürlichen 
Schöpfungsgeschichte  setzt  der  Gedanke  der  Erziehung  des  Menschen- 
geschlechtes ein. 

Natürlich  kann  diese  Erziehung  nach  allem  Gesagten  nur  als 
Heranbildung  zur  Vernunft,  zur  Humanität  in  Betracht  kommen,  und 
hier  fragt  nun  Herder,  was  Humanität,  auf  den  Einzelnen  bezogen, 
sei.  Und  er  giebt  die  Antwort:  Glückseligkeit.  „Was  jeder  Mensch 
ist  und  sein  kann,  das  muß  Zweck  des  Menschengeschlechts  sein;  und 
was  ist  dies?  Humanität  und  Glückseligkeit  auf  dieser  Stelle,  in 
diesem  Grade,  als  dies  und  kein  anderes  Glied  der  Kette  von  Bildung^ 
die  durch  das  ganze  Geschlecht  reicht*).  Wo  und  wer  du  gebaren 
bist,  0  Mensch,  da  bist  du,  der  du  sein  solltest;  verlaß  die  Kette  nicht, 
noch  setze  dich  über  sie  hinaus,  sondern  schlinge  dich  an  siel  Nur 
aus  diesem  Zusammenhanj^e,  in  dem,  was  du  empfängst  und  giebst, 
also  in  beidem  Falle  thätig  wirst,  nur  da  wohnt  für  dich  Leben  und 
Friede"  (IX,  1).  Die  Erziehung  zur  Glückseligkeit  also  und  zur 
Humanität  ist  der  Inhalt  der  Geschichte.  Dementsprechend  ist  dieser 
Inhalt   nicht   in  dem   Drange  äußerer  Ereignisse  gegeben ;  Bildungs- 


1)  V'gL  die  iDteresaiuit«  ZaaAminenf«s«Ofjg  der  QedAokeo  Herder^»  dai^h  Kiat^  in 
dtiT  erst«a  Kritik    der  Herder'ächeu  Ideen  (Werke»  ed,  Roseukratis-Schaben  7,  344). 

Sj  Kich  VIXI,  6  i>t  Glückseligkeit  das  „einfAche,  tiefe,  ttncnetslicbe  Oembl  des 
Daieio«  .  .  .,  ein  kleiner  Tropfen  aus  jeuem  aaendlichea  Meer  des  Allseligen,  der  io 
«U«m  ist  und  sieb  in  allem  freat  ond  fühii*^  Sie  ist  darum  ein  individuelles  Gat  allent- 
halben^  niilbin  aucb  klimatiecb  und  organisch  differenziert,  ein  Kind  der  Uebtingf  der 
Tradition  und  Gewobnbeit,  doch  weder  au»  Berrseben  noch  ans  Dienen  geknüpa  (IX,  4. 
▼gl.  XI,  &  8chlii£b). 
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beschichte,  Kulturgeschichte  ist  die  „wahre  Mensch engeschichte,  ohne 
welche  alle  äußeren  WeltbegeteuheiteD  nur  Wolken  sind  oder  er- 
Bchreckende  Mißgestalten  werden.  .  .  .  Die  Kette  der  Bildung  allein 
macht  aus  diesen  Trürimiorii  ein  Ganzes,  in  welchem  zwar  Menschen- 
gestalten  verschwinden,  aber  der  Meuschengeis t  unsterblich  und 
fortwirkend  lebt  .  .  ,  .  Güldene  Kette  der  Bildung  also,  du,  die  die 
Erde  umscblingt  und  durch  alle  Individuen  bis  zum  Thron  der  Vor- 
sehung reicht,  seitdem  ich  dich  ersah  .  . ,  ist  mir  die  Geschichte  nicht 
mehr,  was  sie  mir  sonst  schien,  ein  Greuel  der  Verwüstung  auf  einer 
heiligen  Erde*'  (IX,  1)  ^), 

Wenn  aber  nun  für  die  Menschen  der  ersten,  natürlichen  Genesis 
eine  zweite,  geistige  Genesis,  ein  nüchmaliges  Eingreifen  der  Gottheit 
in  den  Gang  der  im  übrigen  den  gesetzlichen  Wirkungen  der  in  ihr 
eingeschlossenen  Kräfte  anheimgegebenen  Welt  eintritt,  so  fragt  es  sich, 
wie  dieser  besondere  Vorgang  zu  erklären  ist*  Nach  Herder  (V,  6) 
geht  er  darauf  zurück,  daß  der  Mensch  das  verbindende  Mittelglied 
zweier  Welten,  einer  uns  bekannten  und  einer  uns  unbekannten,  ist. 
lUes  ist  in  der  Natur  verbunden;  ein  Zustand  strebt  zum  andern 
od  bereitet  ihn  vor.  Wenn  also  der  Mensch  die  Kette  der  Erd- 
Irgauisation  als  ihr  höchstes  und  letztes  Glied  schließt,  so  fängt  er 
auch  ebendadurch  die  Kette  einer  höheren  Gattung  von  Geschöpfen 
als  ihr  niedrigstes  Glied  an,  und  so  ist  er  wahrscheinlich  der  Mittel- 
riog  zwischen  zwei  ineinandergreifenden  Systemen  der  Schöpfung." 
Freilich:  das  über  uns  befindliche  System  kennen  wir  nicht;  es  wird 
unser  zukünftiger  Zustand  sein,  und  so  können  wir  nicht  in  ihn  hinein- 
schauen, sondern  uns  nur  in  ihn  hineinglauben.  Aber  nur  diese  Auf- 
fassung der  Dinge,  wonach  also  Sprache  und  Kultur  als  Ausfluß  einer 
höheren  Welt  erscheinen,  in  die  uns  erst  nach  dem  Ende  einzutreten 
vergönnt  sein  wird,  giebt  den  Schlüssel  zum  Ganzen  unserer  „wunder- 
_baren''  Erscheinung,  und  damit  die  einzige  Philosophie  der  Menschen- 
tschichte. Ausgehend  von  einer  schöpferischen,  göttlichen  Tradition 
tr  Vernunft  an  die  Menschheit  würde  diese  also  die  Vererbung  dieses 
Gutes  und  die  volle  Ausprägung  seines  Wertes  unter  den  Menschen 
zu  schildern  haben,  „Eine  göttliche  Haushaltung  hat  gewiß  über  dem 
menschlichen  Geschlecht  von  seiner  Entstehung  an  gewaltet  und  hat 
es  auf  die  leichteste  Weise  zu  seiner  Bahn  geführt.  Je  mehr  aber 
die  menschlichen  Kräfte  selbst  in  Debung  waren,  desto  weniger  be* 
durften  sie  teils  dieser  höheren  Beihilfe,  oder  desto  minder  wurden  sie 
ihrer  fähig;  obwohl   auch  in  späteren  Zeiten  die  größten  Wirkungen 


1)  VeripL  hienu  nueb  IV,  4:  „GlfickHcberfrobe  hmt  Auch  dl«  Freibeit,  «in 
MoiiAcb«ii|tt bilde,  edle  Früdit«  i^etmiceii  und  t>icb,  lowobl  to  dem,  wu  sie  ver»dim&bte, 
•1«  tu  dem»  WA»  aie  unleruAbm^  rubmwbrdjg'  f^ezeigt.  «  .  Zwar  waren  nur  immer  Wenige, 
ili«  bierini  dem  ^rofAeo  Hmüfen  vorKiugeii  und  ihm  tils  Aerite  beiJsam  Aufsw&ngeQ,  wm 
dl«»er  oocfa  nicbt  »eJb»t  sa  erwählen  waf»te,  ebeu  diese  Weuigea  nber  w«r«D  die 
Blüte  den  MeiiftehettgeKchlecbUj  unsterbliche  freie  GdUersöbne  «uf  Erden*  Ihre  einzelnen 
Ifftmeo  gelten  etAtt  MUiiooe1l*^ 
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aut  der  Erde  durch  unerklärliche  Umstände  entstanden  sind  oder  mit 
ihnen  begleitet  gewesen'*.    (V^  6), 


Halten  wir  an  dieser  Stelle  ein  wenig  inne  und  fragen  wir  uns,  was 
die  bisher  vorgetragenen  Gedanken  Herder's  bedeuten.  Wir  gehen 
dabei  auf  die  Mitte  der  Dinge  und  halten  uns  gänzlich  davon  fem, 
kleinere  Inkonsequenzen  und  Mängel  aufzudecken.  Herder  war  kein 
„ausgeklügelt  Euch*\  kein  Systenmtiker,  der  das  Tüpfelchen  auf  das  i 
setzte,  sondern  eine  impulsive  Natur,  von  Gedanken  quellend  und  fast 
übermächtig  anregend.  Er  gehört  zu  den  intuitiven,  nicht  zu  den 
methodischen  Naturen,  und  der  thäte  ihm  Unrecht,  der  ihn  auf  etwas 
anderes  als  denjenigen  Kern  seiner  Gedanken  untersuchte,  der  in  frucht- 
barster Keimung  bis  heute  fortwirkt^)» 

Suchen  wir  nun  den  centralen  Punkt  in  Herder's  Lehren,  so  werden 
wir  sagen:  Herder  will  den  Gang  Gottes  in  Natur  und  Geschichte, 
die  ihm  eins  sind,  verfolgen*  In  diesem  Sinne  nennt  er  auch  wohl  beide 
Natur  Gott  aber  steht  nicht  außer  dieser  Natur:  er  ist  sie  selber, 
ist  „alles  in  seinen  Werken**.  Und  ,»em  Gleiches  istä*',  sagt  Herder  in 
der  Vorrede,  „wenn  ich  von  organischen  Kräften  der  Schöpfung  rede''. 
Dasselbe  bezeichnen  aber  auch  die  Gedanken  Gottes*),  und  Herder  kann  die 
Zukunft  von  Natur  und  .Geschichte  mit  dem  Rufe  zu  Gott  bezeichnen: 
„Deine  Gedanken  werden  bleiben,  und  du  wirst  sie  deinem  Geschlecht 
von  Stufe  zu  Stufe  mehr  enthüllen  und  in  herrlicheren  Gestalten  vor- 
legen" (a.  a   0.). 

Allein  dieser  Gott  hat  seine  Gedanken  nicht  einfach,  in  Einem 
SchÖpfungsgange  der  Natur  uud  des  Geistes  ausgewirkt:  vielmehr  ist, 
trotz  eines  unverkennbaren  Pandyiianismus  als  Grundlage,  dennoch  eine 
doppelte  Genesis  zu  unterscheiden:  eine  Genesis  der  Natur,  die  mit 
dem  natürlichen  Schöpiungszeitalter  abschließt,  und  eine  Genesis  des 
Geistes  (der  „Vernunft*"),  die  mit  der  Schafluüg  der  Sprache  uud  der 
Bestinimung  des  Meiischen  zum  Aufrechtgellen  abschließt.  Wie  nach 
der  ersten  Genesis  von  einer  Naturgeschichte,  so  ist  erst  nach  der 
zweiten  Genesis  von  einer  Geistesge^chichte  zu  sprechen. 

Es  ist  klar,  daß  damit  der  Monismus  der  Herder'schen  Welt- 
anschauung in  verhängnisvoller  Weise  durchbrochen,  ja  eigentlich  auf- 
gehoben wird:  die  zweite  Genesis  setzt  einen  außervN eltlichen  Gott  und 
damit,  als  dem  System  zu  Grunde  liegend,  irgend  einen  Dualismus 
voraus. 

Wohl  hat  es  eine  Zeit  gegeben,  in  der  Herder  noch  einem  kon- 
sequenten Monismus  huldigte;  damals  hatte  er  die  Sprache  aus  der 
immanenten  Eutwickelnng  ursprünglich  gegebener  menschlicher  Potenzen 


1)  Y^l  dM  oben  S,  168  Aom.  3  GM«^e. 

t)  Vgl.  Aach  Bucb  I,  ft :  ,,Das  ^atiM  Himmelssjrfrtem  ist  ein  Streben  gleich-  oder 
imgleicharügerf  »ber  inic  grof^er  Stärke  f^etriebeuer  Kanfetn  gegeneiaander^  uo6  die  eine 
kimht  Idee  der  Allmacht  ist»,  die  die»  Getriebe  gegeneiDADder  wog  uod  ihnen  in  ihreJD 
KiLiopr  beisteht". 
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labgeleitet  ^).    Jetzt  mdes,  zur  Zeit   der  Abfassung  der  Ideen^  auch 

iBchon  ihres  ersten  und  zweiten  Teiles,  war  diese  einfache  Anschauung 

^früherer  Jahre   verschwunden   und  erscheint  ein  Kompromiß  mit  dem 

Dualismus  geschlossen,   dessen  Konsequenzen  sich  für  die  Ausführung 

des  einzelnen  nicht  mehr  vermeiden  lassei. 

Führen  wir  das  für  die  wichtigsten  Seiten  des  HiTder'schen  Systems 
ein  wenig  aus. 

Für  die  Natur  im  engeren  Sinne,  im  Gegensatz  zum  Geiste,  ist  das 

ilte  njouistische  Prinzip  konsequent  durchgeführt.    Dem  entsprechend 

^haben  wir  in  den  Arten  der  Fauna  und  Flora   wie  in  den  Typen  der 

anorganischen  Katur  Ideeti  Gottes   vor   uns;    und  als  solche  verfügen 

diese  über  eine  besondere»   den  Zerfall  des  einzelnen  Exemplars  über- 

~  lauernde  Lebenskraft,  den  „Genius  ihres  Daseins*^  Zugleich  aber  lebt 

iGott  insofern  in  ihnen,  als  seine  Kräfte,  die  den  Attributen  Gottes 

d  Spinoza  nachgebildet  sind^  sie  in  dem  Malie  erfüllen,  wie  dies  der 

"Charakter  der  einzelnen  Typen  zuläßt. 

Die  Ordnung  der  Arten  und  Typen  in  diesem  Sinne  stammt  schon 
aus  dem  Schöpfungszeitatter  und  ist  seitdem  weiterer  quantitativer 
Entwickelung  nicht  mehr  fähig;  dagegen  wirken  sich  in  den  Arten  und 
[Type»  qualitativ  die  Kräfte  in  steigendem  MalSe  aus  und  veranlassen 
ladurch  deren  Verfeinerung,  sowie  in  schließlicher  Ueberfeinerung  deren 
7erfalL  Demnach  giebt  es  in  der  Natur  keine  evolutionistische  Kausa- 
litÄt,  welche  von  Art  zu  Art  führte  und  neue  Arten  und  Typen  her- 
vorbrächte. 

Wiederholen  wir,  so  haben  wir  bei  Herder  aus  dem  streng  moni- 

ischen   System    des  Pandynamismus  her  für  das    Verständnis    der 

fatur,   in   der   sicli  Gott  als  System    von  Kräften   ständig    auswirkt, 

¥ei  Grundgedanken:  den  der  Arten  und  Typen  als  Ideen  Gottes,  und 

len  der  bloß  partikularen  und  qualitativen  Entwickelung  innerhalb  der 

rinzelnen  Typen  und  Arten,  der  die  Vorstellung  einer  generellen  Ent- 

rniickelung    ausschließt,    wie   sie   sich   unter  einer    durch   nichts    ge- 

hinderten  Möglichkeit  kausalen  Ineinandergreifens  vollziehen  müßte. 

Was  ergab  sich  nun  für  den  Charakter  der  Geschichte,   falls  für 
diese  die  beiden  Grundgedanken  festgehalten  wurden? 

Da  die  Geschichte  als  der  Verlauf  der  menschlichen  Gemein  Schafts- 
dehungen  erscheint  —  ein  Satz,  der  Herder  stiindig  geläufig  ist — , 
»0  hätte  Herder  die  Ideen  Gottes  in  der  Geschichte  in  den  Formen 
der  menschlichen  (lemeinschaft:  Familie,  Freundschaft,  Gesellschaft 
u.  8.  w*  hin  bis  zum  Staate  finden  müssen;  und  da  ihm  nach  seinem 
tauBalbegriS  eine  Entwickelung  dieser  Typen  auseinander  fern  lag, 
hätte  er,  eben  nach  diesem  Kausalbegriff,  die  quahtative  Auswir- 
Dg  der  göttlichen  Kräfte  in  diesen  konstanten  Typen  schildern  müssen. 
Finden  wir  nun  in  den  „bleen^*  dementsprechende  Gedanken? 
Zunächst:  soviel  ist  klar,  daß  Herder  die  Auswirkung  einer  generell 
angenommenen  Kausalität,  also  den  heutigen  Evoluüonismus,  in  der 
Geschichte  so  wenig  kennt,  wie  in  der  Natur.    Deutlich  wird  das  vor 


1}  PrtUMltrifl  ßlr  die  BerUaer  Akidomie  Üb«r  d«n  Ursprung  der  Hprscho,  1771. 
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allem  an  dem  Umstand  ,  daß  nr  noch  nicht  das  Geringste  weiß  oder 
ahnt  voo  der  Abwandlung  der  Gesaratpersönlichkeit  in  den  Kulturzeit- 
altern der  einzelnen  nationalen  Bildungen.  ,,Setzt  lebendige  Menschen- 
kräfte", äußert  er  einmal  (XII,  6),  ,,in  bestimmte  Verhältnisse  ihres 
Ortes  und  ihres  (weltgeschichtlichen)  Zeitmaßes  auf  der  Erde,  und  es 
ereignen  sich  alle  Veränderungen  der  Menscheiigeschichte".  Ueber- 
haupt  sind  ihm  die  Probleme  der  Nationalgeschichte ,  diese  als  histo- 
risch-biologischer Typ  gefaßt,  Doch  völlig  fremd.  Er  läßt  es  hier  bei 
ratlosem  Staunen  bewenden:  „Wunderbare,  seltsame  Sache  überhaupt 
ist's  um  das,  was  genetischer  Geist  und  Charakter  eines  Volkes  heißt" 
(XI,  5). 

Aber  er  sagt  sehr  wenig,  ja  fast  nichts  von  der  qualitativen  Aus- 
wirkung göttlicher  Kräfte  innerhalb  der  einzelnen  Typen ;  und  zwar 
aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  diese  Typen  bei  ihm  nur  eine  geringe 
und  nebensächliche  Rolle  spielen.  Wir  haben  das  schon  oben  S,  172 
Anm.  2  für  den  Staat,  also  eine  der  wichtigsten  aller  Gesellschafts- 
formen ausgeführt;  es  ließe  sich  auch  für  andere  Formen  nachweisen. 
Unter  diesen  Umständen  ist*s  auch  begreitlich,  daß  wir  selbst  der  klaren 
Einführung  des  sozialen  Motivs  als  geschichtlich  wirkenden  Faktors 
in  den  Ideen  so  selten  begegnen.  Am  meisten  enthält  hier  noch  der 
Schluß  des  ganzen  Werkes,  Herder  schildert  da  den  Ausgang  der 
Kultur  des  mittelalterlichen  Ritter-  und  Pfaffcnturos;  und  er  meint, 
sie  werde  abgelöst  durch  den  „Stand  der  Wissenschaft,  der  nützlichen 
Thätigkeit,  des  wetteifernden  Kunsltleißes'\  Indes  auch  hier  erhebt 
sich  doch  die  Betrachtung  nicht  über  Allgemeinheileo,  welche  der 
folgende  Ausblick  auf  die  Entwickelung  des  13,-18,  Jahrhunderts 
genügend  charakterisiert:  „Indessen  geht  die  Vernunft  und  die  ver- 
stärkte gemeinschaftliche  Thätigkeit  der  Menschen  ihren  unaufhalt- 
baren Gang  fort  und  sieht's  eben  als  ein  gutes  Zeichen  an,  wenn  auch 
das  Beste  nicht  zu  früh  reift*" 

Zusammenfassend  läßt  sich  also  nach  dem  soeben  Ausgeführten 
sagen,  daß  Herder  seiner  allgemeinen  monistischen  Anschauung  in  den 
Ideen  speziell  zur  Geschichte  nur  insofern  treu  geblieben  ist,  als 
er  den  Gedanken  einer  allgemein  kausal  verlaufenden  Entwickelung  auch 
hier  ausschloß.  Im  übrigen  aber  verstattete  er,  wie  es  auf  Grund 
der  Annahme  einer  zweiten  Genesis  gar  nicht  anders  sein  konnte, 
einer  dualistischeti  Weltanschauung  gegen  sein  tiefstes  Prinzip  den 
weitesten  Einduß.  Und  indem  sich  nun  Dualismus  und  Leugnen  einer 
generell  wirkenden  Kausalität,  wenn  auch  nicht  völlig  konsequent,  mit 
einander  verknüpften,  kam  es  zu  einer  sehr  merkwürdigen  allgemeinen 
Auifassung. 

Die  konsequente  Verknüpfung  wäre  jet2t  die  gewesen,  daß  die  Ge- 
schichte nach  der  Entwickelung  der  Vernunft  (in  der  zweiten  Genesis, 
durch  Sprache  oder  Aufrechtgehen)  als  nichts  betrachtet  wurde,  denn 
als  das  Fortwirken  der  einmal  gegebenen  Vernunft  in  der  Menschheit, 
in  der  Form  der  Tradition  von  Geschlecht  zu  Geschlecht. 

In  lier  That  tritt  Herder  diesem  Gedanken  wiederholt  sehr  nahe; 
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und  ganz  allgemein  beruht  auf  dem  stillen  Wirken  desselben  seine 
außerordentliche  Vorliebe  für  die  Macht  der  Tradition  (und  das  heißt 
bei  Herder's  ganzem  Denken:  der  weltgeschichtlichen  Tradition):  eine 
Vorliebe,  die  noch  heute  in  der  übertriebenen  Sucht,  jeglichen  Ge- 
danken in  der  Entwickelung  der  westeuropäischen  Völkergruppe  von 
den  Alten,  jeden  neuzeitlichen  Gedanken  aus  dem  Mittelalter  abzu- 
leiten, verwirrend  fortwirkt.  Allein  bei  alledem  konnte  sich  Herder 
doch  dem  Eindruck  nicht  verschließen,  daß  in  den  aufeinanderfolgen- 
den Geschlechtem  außer  der  Tradition  einer  von  vornherein  einge- 
pflanzten göttlichen  Vernunft  auch  noch  andere  Faktoren  wirksam 
werden.  Und  einen  dieser  Faktoren  wenigstens  hat  er  wiederholt  an- 
erkannt: die  Macht  der  genialen  Persönlichkeit. 

Wie  aber  ließ  sich  diese  in  sein  Denken  einordnen?  Wurde  es 
nicht  für  ihn,  der  einmal  das  unmittelbare  Einwirken  der  Gottheit  in 
der  zweiten  Genesis  zugelassen  hatte,  nun  notwendig,  auch  in  diesem 
Falle  die  göttliche  Macht  wiederum  unmittelbar  wirksam  zu  sehen? 
That  diese  in  der  Schöpfung  eines  Genies  nicht  ganz  augenscheinlich 
etwas,  was  ihrem  Eingreifen  im  Augenblick  der  zweiten  Genesis 
analog  war?  Das  ist  die  Frage,  über  die  Herder,  nachdem  er  nun 
einmal  den  dualistischen  Weg  eingeschlagen  hatte,  nicht  hinausgelangt 
ist.  Nichts  ist  wohl  hierfür  bezeichnender,  als  die  schöne  Stelle  über  die 
Erfinder,  Buch  IV,  Kap.  3.  „Boten  des  Schicksals",  ruft  er  hier  aus, 
„ihr  Genien  und  Erfinder,  auf  welcher  nutzbar-gefährlichen  Höhe  übtet 
ihr  euren  göttlichen  Beruf!  Ihr  erfandet,  aber  nicht  für  euch;  auch  lag 
es  in  eurer  Macht  nicht,  zu  bestimmen,  wie  Welt  und  Nachwelt  eure 
Erfindungen  anwenden  ...  Ihr  indessen  thatet  euer  Werk  und  gabt 
der  Nachwelt  Schätze  hin,  die  entweder  euer  unruhiger  Geist  aufgrub, 
oder  die  euch  das  waltende  Schicksal  in  die  Hand  spielte.  Dem  wal- 
tenden Schicksal  also  überließt  ihr  auch  die  Wirkungen  und  den  Nutzen 
eures  Fundes,  und  dieses  that,  was  es  zu  thun  für  gut  fand.  In 
periodischen  Revolutionen  bildete  es  entweder  Gedanken  aus  oder  ließ 
sie  untergehen  und  wußte  immer  das  Gift  mit  dem  Gegengift,  den 
Nutzen  mit  dem  Schaden  zu  mischen  und  zu  mildern.  .  .  .  Der 
wunderbare  Zusammenhang,  der  bei  der  Entwickelung  und 
periodischen  Fortleitung  dieser  Erfindungen  zu  herrschen  scheint,  die 
sonderbare  Art,  wie  eine  die  Wirkung  der  anderen  einschränkt 
und  mildert  —  das  alles  gehört  zur  oberen  Haushaltung  Gottes 
mit  unserem  Geschlecht,  der  wahren  Philosophie  seiner  Geschichte". 

Man  braucht  diesen  Worten  nicht  eben  tief  auf  den  Grund  zu 
gehen,  um  alsbald  zu  sehen:  gegenüber  der  Erklärlichkeit  oder  Un- 
erklärlichkeit genialer  Einwirkungen  in  der  Geschichte  kommt  Herder 
am  Ende  auf  ein  verlegenes  non  liquet  hinaus.  Er  ist  nicht  genügend 
Monist,  um  sie  als  zwar  empirisch  vielleicht  unerklärliche,  metaphysisch 
indes  einfach  verständliche  Ausflüsse  des  Waltens  immanenter  Gottes- 
kräfte anzuschauen,  und  er  ist  nicht  Dualist  genug,  um  sie  ganz  klar 
als  das  auszugeben,  als  was  sie,  an  ihn  anknüpfend,  spätere  konsequente 
Dualisten  —  wie  Wilhelm  von   Humboldt  —  ausgegeben   haben,    als 
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Ideen  Gottes,  die  entsprechend  dem  Herder'schen  zweiten  Schöpfuogs- 
akte  aus  überweltlicher  Sphäre  unmittelbar  in  den  geschichtlichen  Ver- 
lauf eintreten  V). 

Nirgends  besser  vielleicht  als  an  dieser  Stelle  zeigt  sich,  wie 
wenig  in  sich  geschlossen  das  System  Herder's  ist,  bei  allem  unend- 
lichen Gedankenreichtum  im  einzelnen.  Eben  dieser  Reichtum  hat 
die  Grundlinien  eines  einfachsten,  in  sich  konsequenten  Verständnisses 
zerstört.  War  dem  so,  so  begreift  man,  in  welche  Lage  Herder 
kommen  mußte,  wenn  ihm  ein  klar  systematischer  aber  vielleicht 
ziemlich  unhistorischer  Kopf  entgegentrat  und  sein  Buch  unbarmherzig 
zerfaserte.  Eben  dies  aber  geschah  in  der  für  Herder  ungünstigsten 
Weise,  indem  ihm  Kant  offen  entgegentrat. 

*  ♦ 


Kant  war  um  dieselbe  Zeit,  da  Herder  an  seinen  Ideen 
schrieb,  in  der  Ausarbeitung  seines  Systems  zu  Aufgaben  gelangt,  die 
dem  Thema  Herder's  nahe  lagen ;  im  November  1 784  erschien  seine 
„Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte  in  weltbürgerlicher  Absicht"; 
April  1785  die  .^Grundlegung  zur  Metaphysik  der  Sitten*\  Da  mußte 
sich  Kant  wohl  mit  Herder's  Ideen  eingehend  beschäftigen;  und  aus 
dieser  Beschäftigung  gingen  zwei  Recensionen  des  ersten  und  des 
zweiten  Teils  der  Ideen  hervor,  deren  eine  im  Januar  1785  in  der 
Allgemeinen  Litteraturzeitung,  die  andere  ebenda  im  Oktober  1785 
erschienen  ist 

Wir  haben,  um  die  Recensionen  zu  verstehen,  zunächst  Kaufs 
Geschichtsauffassung  im  allgemeinen  zu  betrachten. 

Der  Satz,  mit  dem   Kant   seine   „Idee  zu  einer  allgemeinen  Ge- 


1)  Mit  den  aoebeo  bervorf^^lialienen  Dnkltrheiten  H<*rder's  häogt  aticb  fti?tD  linge« 
früherfl^  Schwunkoa  in  der  Atiffii&sang  der  mensch lichisD  üosterbHchkeit  zu^^aTDcneo. 
Freilich  entscheidet  er  aich  dftDD  in  den  Ideen  für  eine,  wono  »uch  tmmerhiD  merkwördig 
konatrnierte.  persdnlicho  Unsterblichkeit^  die  ihrerseits  wieder  die  Annahme  einefl  ^fKerai 
der  Persänllchkeit"  znr  Vorauuetsung  hat,  den  man  in  späterer  Zeit  der  Regel  oach  ale 
eine  anmittelbar  ins  Lebeo  getretene  i;ötiUche  Idee  geftiAit  hat  (so  a,  B,  W.  ▼,  Humboldt) 
Herder  fDhrt  den  Gedinkeii  lanfichst  im  Qegea»atx  »ur  Tierseele  an^ ,  die  nach  ihoi 
(UE,  8)  Dar  das  ^fEesaltat  iller  in  einer  Organisation  wirkendan  Krjirte'^  ht  and  anter 
deatlicber  Ankeantiug  der  Thatsacfae^  dars  die  Physik  die  einfache  Natur  der  Seele  Diebt 
kennt  und  vielmehr  Zweifel  gegen  sie  erregen  könnte:  denn  ,,wir  kennen  nn§ere  Seele 
nur  in  einem  ztiaam mengesetzten  Organismus  dnrch  Wirkungen  ,  die  auA  einer  MaoDig* 
faltigkeit  von  Reixen  nod  Empündnngen  su  entiprieTsen  scheinen*^  {IV^  7).  f^Uein^^  meint 
Herder  demgegenShcrf  ,fdie  KraA,  die  in  mir  denkt  and  wirkt,  i»t  ihrer  Katar  nach  eine 
so  ewige  Kraft  ale»  jene,  die  Sonnen  nnd  Sterne  zusammenhält.  Ihr  Werkzeug  kann  sich 
abreiben,  die  Sphäre  ihrer  Wirkung  kann  sich  ändern,  wie  Erden  sieh  abreiben  und  Sterne 
ihren  Weg  indem ;  die  Qeaetae  aber,  durch  die  sie  da  ist  und  in  anderen  En^helniiiigeii 
wiederkommt,  andern  sich  nie  Ihre  Natur  ist  ewig,  wie  der  Bestand  Gottes;  und  die 
StUttäu  meines  Dajeius  (nicht  meiner  körperlicbeQ  Erscheinung)  sind  so  fest,  als  die 
Pfeiler  des  Weltalls.  Denn  alles  Dasein  ist  sich  gleich,  ein  unteilbarer  Begriff«  tra 
grÖf«esten  sowohl  als  im  kleinsten  auf  einerlei  Oesetae  gegründet.  Der  Bau  des  Welt- 
gebiades  sichert  also  den  Kern  meines  Daseins,  mein  inneres  Leben ^  auf  Ewigkeiten  hlit. 
Wo  und  wer  ich  sein  werde,  werde  ich  »ein,  der  ich  jetat  bin  :  eine  Kraft  im  System  aller 
Krilflef  em  Wesen  in  der  unabsebbsren  Harmonie  einer  Welt  Gottes''  (l,  1).  Vgl. 
hierzu  die  schlagende  Kritik  Kant's.  Werke,  (ed,  Bosenkraos  u.  Schubert),  Bd.  7,  S.  848  f., 
ftocb  Uajrm,  Herder,  Bd.  2,  3.  Sil  f. 
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schichte  in  wcUbürgerlicber  Absicht^'  begiont,  lautet:  „Was  man  sich 
auch  in  metaphysischer  Absicht  für  einen  Begriff  von  der  Freiheit 
des  Willens  machen  mag,  so  sind  doch  die  Erscheinungen  des- 
selben, die  menschlichen  Handlungen,  ebensowohl  als  jede  andere 
Naturbegebenheit,  nach  allgemeinen  Naturgesetzen  bestimmt/*  Der 
Sinn  dieses  Satzes  ergiebt  sich  aus  einer  Analyse  der  wenige  Monate 
später,  April  1785,  erschienenen  Schrift  Kant's,  „Grundlegung  zur  Meta- 
physik der  Sitten'*  *). 

Hier  geht  Kant  von  der  Thatsache  aus,  daß  man  anf  Grund 
bloßer  Erfahrung  von  moralischen  Handlungen  nicht  sprechen  könne: 
vielleicht  sei  noch  niemals  ii^end  eine  Handlung  in  der  Welt  absolut 
moralisch  gewesen.  Denn  die  Moralprinzjpien  seien  dem  Handeln  nicht 
inhärent,  sondern  nur  dem  Urteil ;  in  der  Welt  geschehe  alles  nach 
unabänderlichen  Naturgesetzen;  in  der  Moral  dagegen  solle  nach  Ur- 
teilen, nach  der  Vorstellung  von  Gesetzen,  nach  Maximen  gehandelt 
werden.  Die  Welt  der  Thatsachen  und  die  Welt  der  moralischen 
Empfindungen  seien  demgemäß  von  einander  getrennt,  ja  sie  müßten 
sogar  absolut  von  einander  getrennt  sein:  denn  als  Aeußerung  eines 
Naturgesetzes  würde  der  sittliche  Wille  seinen  Charakter  und  seinen 
Wert  verlieren. 

Ist  das  nun  die  Lage,  so  muß  man  die  Stellung  des  Menschen  in 
der  Welt  der  Erscheinungen  und  m  der  moralischen  Welt  gänzlich  ge* 
trennt  betrachten.  In  der  sittlichen  Welt  gilt  für  ihn  das  moralische 
Wollen,  das  von  ihm  als  Solleu  insofern  empfunden  wird,  als  er  sich  zu- 
gleich als  Glied  der  Sinnenwclt  betrachtet  Wie  sich  dann  die  sittliche 
Welt  weiter  gestaltet,  wie  in  ihr  das  Motiv  des  kategorischen  Imperativs 
auftritt,  das  haben  wir  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen:  genug,  daß 
sich  unserem  sittlichen  Bewußtsein  gegenüber  der  Welt  der  Erscheinungen, 
die  auch  die  Welt  der  Geschiebte  ist,  die  Hypothese  einer  von  ihr 
gänzlich  getrennten  sittlichen  Welt  aufdrängt,  daß  in  der  Welt  der 
Thatsachen  nur  die  Naturgesetze  und  mithin  Determinismus,  in  der 
Welt  des  sittlichen  Wollcns  dagegen  Freiheit  herrscht  —  und  daß 
dementsprechend  dem  moralischen  Urteil  ein  historisches  entgegentritt, 
welches  mit  diesem  nicht  das  Geringste  gemein  hat. 

Unter  diesen  Umständen  mag  man  in  der  Geschichte  wohl  von 
einer  empirischen  Freiheit  des  Willens  sprechen,  insofern  es  nicht  ge- 
lingt, jede  Handlung  auf  alle  ihre  Determinanten  zurückzuführen;  von 
feiner  absoluten  Willensfreiheit  aber  kann  keine  Rede  sein*  Demgemäß 
entsteht  für  die  geschichtliche  Wissenschaft  nur  die  Frage,  inwiefern 
mch  innerhalb  des  geschichthchen  Geschehens  dem  Spiel  der  empirisch 
freiheitlichen  Menschenkräfte  beikommen  lasse?  „Die  Geschichte*^ 
antwortet  Kant  hierauf,  indem  er  an  der  citierten  Stelle  fortfährt,  „welche 
sich  mit  der  Erzählung  dieser  Erscheinungen  (den  menschlichen  Hand- 
lungen) beschäftigt,  so  tief  auch  deren  Gefahren  verborgen  liegen 
m5geo,  läßt  dennoch  von  sich  hoffen:    daß,   wenn   sie  das  Spiel  der 


I)  Vgl.  lu  diei^er  Erkrftnini^  die  Einleitung  JoHao  SchmldU  S.  LIX  ff.,  dit  auch  im 
fo1f#iidaii  mit  bir«ig«soK«n  ist. 
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(empirischen)  Freiheit  des  menschlichen  Willens  im  großen  betrachtet, 
sie  einen  regelmäßigen  Gang  derselben  entdecken  könne;  und  daß  auf 
die  Art,  was  an  einzelnen  Subjekten  verwickelt  und  regellos  in  die 
Augen  fällt,  an  der  ganzen  Gattung  doch  als  eine  stetig  fortgehende, 
obgleich  langsame  Entwickeinng  der  ursprünglichen  Aidage  derselben 
werde  erkannt  werden  können.  So  scheinen  die  Ehen,  die  daher 
koraoienden  Geburten  und  das  Sterben,  da  der  freie  Wille  des  Menschen 
auf  sie  so  großen  Einfluß  hat,  keiüer  Regel  unterworfen  zu  sein,  nach 
welcher  man  die  Zahl  derselben  im  voraus  durch  Rechnung  bestimmen 
könne;  und  doch  beweisen  die  jährlichen  Tafeln  derselben  in  großen 
Ländern,  daß  sie  ebeusowohl  nach  beständigen  Naturgesetzen  geschehen, 
als  die  so  unbeständigen  Witterungen,  deren  Ereignis  man  einzeln 
nicht  vorher  bestimmen  kann^  die  aber  im  ganzen  nicht  ermangeln» 
das  Wachstum  der  Pflanzen,  den  Lauf  der  Ströme  und  andere  Xatur- 
anstalten  in  einem  gleichförmigen  ununterbrochenen  Gange  zu  er- 
halten/' 

Kant  stellt  also  der  empirischen  Willensfreiheit,  die  nur  ein  durch 
tausend  unentwirrbare  Kausal  Verhältnisse  verhüllter  Determinismus  ist, 
zur  Abstreifung  dieser  Hiillen  Massen  Verhältnisse  entgegen,  in  denen 
die  wesentlichsten  Bestimraungsgründe  des  Einzelnen  schließlich  in  so 
durchschlagender  Wiederholung  auftreten,  daß  sie  eben  dadurch  als 
vor  den  anderen,  weniger  durchschlagenden  Gründen  hervorgehoben  und 
von  ihnen  isoliert  erscheinen:  d.  h.  er  führt  gegen  die  empirische 
Willensfreiheit  zu  deren  Entlarvung  die  statistische  Kausalität  ins  Ecld. 

Es  ist  ein  Verfahren,  das  bei  energischer  weiterer  Verfolgung  auf 
die  Aufstellung  der  größten  Massenerscheinungen  der  Geschichte,  auf 
die  Kulturzeitalter,  geführt  haben  würde.  Allein  diesen  Weg,  den  frei- 
lich nur  ein  Historiker  in  emsigster  und  selbstlosester  Arbeit  von 
Jahrzehnten  hätt«  gehen  können,  nimmt  Kant  nicht  auf  Er  bescheidet 
sich,  obwohl  er  den  empirischen  Weg  gefunden  hat,  dennoch  aus 
Gründen,  die  in  der  Art  der  ihm  obliegenden  Lebensaufgabe  be- 
schlossen waren,  statt  rein  empirisch  vorzugehen»  vielmehr  deduktiv 
von  bestimmten  einfachen  Prämissen  aus  den  wahrscheinlichen  Gang  der 
Geschichte  zu  skizzieren,  und  zwar  gescliieht  das,  wie  es  kaum  anders  sein 
konnte,  unter  stärkster  Einmischung  teleologischer  Gesichtspunkte. 
„Es  ist  hier  keine  Auskunft  für  den  Philosophen,  als  daß,  da  er  bei 
Menschen  und  ihrem  Spiele  im  großen  gar  keine  vernünftige  eigene 
Absicht  voraussetzen  kann,  er  versuche,  ob  er  nicht  eine  Natur- 
absicht  in  diesem  widersinnigen  Gange  menschlicher  Dinge  ent- 
decken könne,  aus  welcher  von  Geschöpfen,  die  ohne  eigenen  Plan 
verfahren,  dennoch  eine  Geschichte  nach  einem  bestimmten  Plane  der 
Natur  möglich  sei.  Wir  wollen  sehen,  ob  es  uns  gelingen  werde,  einen 
Leitfaden  zu  einer  solchen  Geschichte  zu  finden;  und  wollen  es  dann 
der  Natur  überlassen,  den  Mann  hervorzubringen,  der  imstande  ist, 
sie  darnach  abzufassen," 

Das  System,  das  Kant  hiernach  aufstellt,  läuft  nun  auf  folgende 
Sät7.e  hinaus: 

1)  Die  Naturanlage  jedes  Geschöpfes  ist  dazu  bestimmt,  sich  voll- 
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ständig  and  zweckmäßig  zu  entwickeln.  Das  gilt  auch  von  der  Natur- 
anlage des  Menschen,  die  in  der  Vernunft  besteht,  d.  h.  in  dem  Ver- 
mögen, die  Regeln  und  Absichten  des  Gebrauchs  seiner  Kräfte  über 
den  Naturinstinkt  zu  erweitern,  ohne  daß  Grenzen  ihrer  Entwürfe 
gegeben  sind. 

2)  Da  die  Vernunft  nicht  instinktmäßig  wirkt,  sondern  der  Ver- 
suche, der  Uebung  und  des  Unterrichts  bedarf,  um  von  einer  Stufe 
der  Einsicht  zur  anderen  allmählich  fortzuschreiten,  und  da  anderer- 
seits die  Menschen  sterblich  sind,  so  kann  die  Vernunft  nur  in  der 
Abfolge  der  Geschlechter,  also  in  der  Gattung,  zur  vollen  Auswirkung 
gelangen. 

3)  Als  Ferment  der  Fortbildung  wirkt  ein  im  Menschen  liegender 
Widerstreit  zwischen  seiner  Neigung  sich  zu  vergesellschaften  und 
seiner  Neigung  sich  zu  isolieren.  Die  erstere  Neigung  treibt  ihn  zur 
Einheit  der  Gattung,  die  andere  zum  Widerstand  gegen  deren,  den 
Einzelwillen  schädigende  Konsequenzen.  Diese  Neigungen  sind  nicht 
weiter  erklärbar,  sie  „verraten  die  Anordnung  eines  weisen  Schöpfers''. 
Ihr  Ergebnis  ist  ein  ständiger  Kampf  zwischen  den  Formen  der  Gattung, 
der  Gesellschaft,  und  den  Individuen. 

4)  Dieser  Kampf  verläuft  aber  nicht  sinnlos,  er  führt  vielmehr 
zu  einer  gesetzmäßigen  Ordnung  der  Gesellschaft.  Die  Entwickelung 
dieser  Gesellschaft  in  dem  Sinne,  daß  in  ihr  die  Freiheit  des  Indivi- 
duums unter  äußeren  Gesetzen  in  größtmöglichem  Grade  vereint  mit 
unwiderstehlicher  Gewalt  des  Ganzen  innerhalb  seiner  Kompetenz  an- 
getroffen wird,  d.  h.  die  Entwickelung  einer  „vollkommen  gerechten 
bürgerlichen  Verfassung"  ist  damit  das  Hauptproblem  der  Geschichte. 
Seine  vollständige  Auflösung  im  Verlauf  der  Geschichte  ist  freilich 
nicht  möglich:  „aus  so  krummem  Holze,  als  woraus  der  Mensch  ge- 
macht ist,  kann  nichts  ganz  Gerades  gezimmert  werden".  Aber  eine 
immer  vollkommenere  Annäherung  zu  dieser  Idee  ist  uns  von  der 
Natur  aufgelegt. 

5)  Zur  Annäherung  an  diese  Idee  genügt  indes  nicht  der  Ver- 
such der  Lösung  innerhalb  eines  Staats;  denn  dieser  Staat  würde  an 
der  Durchführung  stets  durch  den  Einfluß  benachbarter,  mit  ihm 
rivalisierender  Staaten  (Kriege  u.  s.  w.)  gehindert  werden  können.  Es 
bedarf  hierzu  vielmehr  eines  Völkerbundes,  „wo  jeder,  auch  der  kleinste 
Staat,  seine  Sicherheit  und  Rechte,  nicht  von  eigener  Macht  oder 
eigener  rechtlicher  Beurteilung,  sondern  allein  von  diesem  großen 
Völkerbunde  (Foedus  Amphictionum) ,  von  einer  vereinigten  Macht, 
und  von  der  Entscheidung  nach  Gesetzen  des  vereinigten  Willens  er- 
warten könnte".  Ein  solcher  „ewiger  Friede"  wird  durch  den  Antago- 
nismus der  einzelnen  Staaten  allmählich  herbeigeführt  werden.  Sein 
Ergebnis  wird  die  Verwirklichung  der  Idee  der  Sittlichkeit  sein. 

Nach  alledem  kann  man  „die  Geschichte  der  Menschengattung 
im  großen  als  die  Vollziehung  eines  verborgenen  Plans  der  Natur  an- 
sehen, um  eine  innerlich  und  zu  diesem  Zweck  auch  äußerlich  [d.  h. 
durch  einen  Friedensbund  gewährieistetj  vollkommene  Staatsverfassung 
zustande  zu  bringen,  als  den  einzigen  Zustand,  in  welchem  sie  alle 
ihre  Anlagen  in  der  Menschheit  völlig  entwickeln  kann". 
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Vergleicht  man  diese  weltgeschichtlichen  Umrisse  Kaat's  mit  den 
philosophischen  Voraussetzungen,  von  denen  er  ausging,  so    ist   klar,, 
daß  diese  Umrisse  jenen  Voraussetzungen  entsprechen  unter  zwei  Be-| 
dingungen,  nämlich  1)  unter  der  Bedingung,  daß  der  Staat  die  einzige] 
geschichtliche   Massenerscheinung  sei,   und   2)   unter  der   Bedingung, 
daß  das  Individuum  als  Einheit  geschichtlichen  Wirkens  innerhalb  des 
Staats  für  sich  („isoliert*')  stehe  und  in  seinen  geschichtlichen  Eigen- 
schaften konstant  sei. 

Nun  ist  —  um  Kaut*s  System  zunächst  in  sich,  aus  seiner  innere 
Struktur  her  zu  kritisieren  —  klar,  daß  beide  Voraussetzungen   zwa 
für  das  geschichtliche  Verständnis    der  Zeit  Kant's  im   allgemeinei 
noch   zutrafen,    heute   aber  durch  sichere   geschichtliche  Erkenntnisl 
überholt  sind.     Was  sich  zwischen  Staat  und  Individuum  in  dem  SinneJ 
wie  Kant  beide  auffaßt,  gedrängt  hat,  das  ist  die  Kenntnis  der  gesell- 
schaftlichen und  geistigen  Massenerscheinungen,     Wir  sehen  wohl  den 
Staat  als  wichtigste   Gesellschaftsform  an,   aber  nicht   mehr  als   die 
einzige:  was  zur  Folge  hat,  daß  wir,  soweit  die   in  den  Staat  einge- 
schriebenen  kleinereu  Gesellschaftsformen   in  Betracht  kommen,  diese 
als  neben  den  Individuen  an  den  staatlichen  Machtkämpfen  mitbeteiligt 
betrachten  müssen,   weiter  aber  auch   gezwungen  sind,   soweit  Gesell- 
schattsformen  von  überstaatlicher  Bedeutung  in  Betracht  kommen,  diese ' 
auch  für  die  Staaten  als  maßgebend  zu  betrachten.     In  letzterer  Hiu*^ 
sieht   hat  freilich   Kant    mit    seinem   „Völkerbund'^  eigentlich    selbst 
schon  sein  System  übersprungen. 

Neben  den  sozialen  aber  stehen  die  geistigen  Massenerscheinungen,^ 
die  Kuiturzeitalter,  und  gilt  die  heute  wohl  nicht  mehr  bestrittene  That- 
sache,  daß  mit  ihrem  Wandel  die  Individuen  ganzer  Gesellschaftsschichten 
ja  ganzer  Nationen  und  ganzer  nationaler  Gruppen  Tihren  geistigen 
Habitus  ändern.  Kant  selbst  führt  in  dieser  Hinsicht  schon  aus:  „Wir 
sind  im  hohen  Grade  durch  Kunst  und  Wissenschaft  kultiviert.  W'ir 
sind  zivilisiert,  bis  zum  Ucberlästigen,  zu  allerlei  gesellschaftlicher 
Artigkeit  und  Anständigkeit  Aber,  uns  für  schon  moralisiert 
zu  halten,  daran  fehlt  noch  sehr  viel*',  Ist  nun  so  in  keiner  W'eise 
von  einer  Konstanz  des  Individuums  in  der  Geschichte  zu  sprechen, 
selbst  nicht  einmal  einer  moralischen,  so  ist  klar,  daß  mit  einer  ange- 
nommenen Konstanz  das  System,  das  auf  diese  Annahme  gebaut  ist, 
zui^ammenbrechen  muß.  Das  selbst  dann,  wenn  die  Wandluugen  de 
Staates,  wie  niemand  leugnen  wird,  für  die  Abwandlung  des  Indivi-' 
duums  einen  Beitrag  —  aber  freilich  auch  nur  einen  unter  vielen  — 
lieferu  sollten. 

Im  ganzen  also  läßt  sich  über  das  Kant^sehe  System  sagen,  daß 
es  zu  einfach  ist.  Es  handelt  sich  in  der  Geschichte  nicht  bloß  um 
das  Individuum  und  den  Staat  als  das  einzige  Kompositum  der 
Individuen,  Es  giebt  auch  noch  andere  Zusammensetzungen.  Vor  allem 
aber:  das  Individuum  ist  keine  Konstante,  Hieraus  folgt,  daß,  selbst 
wenn  man  den  Kant'schen  Staatsaufbau  auf  das  Individuum  als  voll- 
kommen anerkennen  wollte,  man  doch  erst  vorher  die  Geschichte  des 
Individuums,   d«  h.   die   Abwandlungen   der  Kulturzeitalter,  also   die 
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Ktilturgescbicfate  als  ÜDterbau,  würde  errichtet  haben  müssen.  Allein 
thut  man  das,  so  wird  sich  eben  bei  dieser  Arbeit  schon  ergeben,  daß  der 
Kant^sche  Aufbau  des  Staates  aus  bloß  individualen  Strebungen  viel 
zu  streng  ist,  und  daß  es,  sogar  alleio  schon  zu  seinem  tieferen  Ver- 
ständnis, der  EinscbiebuDg  der  mannigfachen  Stockwerke  der  gesell- 
schafti leben  Bildungen  bedürfte. 

Inzwischen  aber  hat  die  Kant'sche  Anschauung  durch  Generationen 
die  geschichtliche  Auffassung  beherrschen  helfen  und  wirkt  noch 
beute  gewaltig  nach.  Allerdings  wurde  ihr  Eunächst  die  Erweiterung 
der  sogenannten  poütischeu  Geschichte  (diese  als  reine  Individual- 
geschichte großer  Personen  gefaßt)  zur  Staatengeschichte  wenigstens 
mit  verdankt;  heute  indes  ist  sie  nur  noch  als  Grundlage  der  immer 
noch  vielfach  vertretenen  Ansicht  vorhanden,  der  Staat  sei  im  Grunde 
doch  der  einzige  würdige  Gegenstand  der  geschichtlichen  Forschung, 
so  daß  es  gegenüber  den  neueren  kulturgeschichtlichen  Bestrebungen 
genügen  werde,  wenn  diese  in  anorganischer  Weise,  als  donum  super- 
additum,  der  Staatengeschichte  in  irgendeinem  Winkel  eingefügt  würden, 
statt  als  Basis  derselben  Anerkennung  zu  erlangen. 

Indes  schließen  wir  jet^t  die  selbständige  Kritik  der  Kanfschen 
Lehre,  die  uns  bis  zur  Gegenwart  hinab  geführt  hat,  und  fragen  wir 
vielmehr  nach  ihrem  Verhältnis  zu  den  Anschauungen  Herder'is,  und 
da  treten  denn  ganz  andere  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund. 


Zunächst  scheint  es,  daß  Kant  der  ursprünglichen  monistischen 
Grundlage  des  Herder'schen  Systems  keineswegs  abgeneigt  gewesen 
ist.  Allerdings  spricht  er  sich  einmal  (7,  351  der  Rosenkranz'schen 
Ausgabe)  anscheinend  sehr  abschätzig  über  sie  aus.  „Die  Einheit  der 
organischen  Kraft,  die  als  selbstbildend  in  Ansehung  der  Mannigfaltig- 
keit aller  organischen  Geschöpfe,  und  nachher,  nach  Verschiedenheit 
dieser  Organe,  durch  sie  auf  verschiedene  Art  wirkend,  den  ganzen 
Unterschied  ihrer  mancherlei  Gattungen  und  Arten  ausmache,  ist  eine 
Idee,  die  ganz  außer  dem  Felde  der  beobachtenden  Naturlehre  liegt, 
und  zu  bloß  spekulativer  Philosophie  gehört,  darin  sie  denn  auch, 
wenn  sie  Eingang  fände,  große  Verwüstungen  unter  den  angenommenen 
Begrifien  anrichten  würde''.  Allein  es  ist  zu  beachten,  daß  hier  doch 
der  Tadel  eigentlich  nur  die  besondere  Konstruktion  des  Herder'schen 
Pandynamismus  trifft  An  anderer  Htelle  (in  der  zweiten  Rezension) 
huren  wir  denn  auch  Worte,  die  anders  klingen.  Kant  spricht 
hier  davon,  daß  Herder  (VII,  3)  als  Ursache  der  klimatischen 
Verschiedenheiten  der  Menschen  die  genetische  Kraft  ange- 
geben habe.  Und  nun  fährt  er  fort:  „Rezensent  macht  sich  von 
der  Bedeutung  dieses  Ausdrucks  im  Sinne  des  Verfassers  diesen  Be- 
grifif.  Er  will  einerseits  das  Evolutionssystem,  andererseits  aber  auch 
den  bloß  mechanischen  Einfluß  äußerer  Ursachen,  als  untaugliche 
Erläuterungs^ründe,  abweisen,  und  nimmt  ein  innerlich  nach  Ver- 
schiedenheit der  äußeren  Umstände  sich  selbst,  diesen  angemessen, 
modifizierendes  Lebensprinzip  als  die  Ursache  derselben  an,  woriu  ihm 
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Rezenseut  völlig  beitritt,  nur  mit  dem  Vorbehalt,  daß,  wenn  die  von  i  n  d  e  n 
orgauisierende  Ursache  durch  die  Natur  etwa  nur  auf  eine  gewisse 
Zahl  und  Grad  von  Verschiedenheiten  der  Ausbildung  ihres  Geschöpfs 
eingeschränkt  wäre  (nach  deren  Ausrichtung  sie  nicht  weiter  frei  wäre, 
um  bei  veränderten  Umständen  nach  einem  anderen  Typus  zu  bilden), 
man  diese  Naturbestimmung  der  bildenden  Natur  auch  wohl  Keime 
oder  ursprüngliche  Anlagen  nennen  könnte,  ohne  darum  die  ersteren 
als  urantänglich  eingele;^te,  und  sich  nur  gelegentlich  auseinanderfal- 
tende Maschinen  [?]  und  Knospen  (wie  im  Evolutionssystem)  anzusehen; 
sondern  wie  bloße  weiter  nicht  erklärliche  Einschränkungen  eines  sich 
selbst  bildenden  Vermögens,  welche  letztere  wir  ebensowenig  erklären 
oder  begreiflich  machen  köiinen*\  Demnach  ist  Kant's  Grundstandpunkt 
von  dem  Herder's  doch  nicht  so  verschieden,  daß  man  nicht  auch  bei 
ihm  von  einem  pandynamistiscben  Monismus  sprechen  könnte,  soweit 
es  sich  um  die  Erklärung  der  natürlichen  tiuA  geschichtlichen  Erschei- 
nungswelt handelt  ^). 

Monist  aber  ist  nun  Kant  in  weit  folgerichtigerer  Weise  als  Herder : 
ja  in  dem  klaren  Festhalten  der  monistischen  Grundlage  seitens  Kanf  s, 
ihrem  inkonsequenten  Aufgeben  seitens  Herder's  liegt  recht  eigentlich 
der  wichtigste  und  ursprünglichste  Diflcren?.punkt  beiden  Entschie- 
den kehrt  sich  Kant  gegen  Herder's  Dualismus,  den  dieser  am  Ende 
auf  jene  merkwürdige  Erklärung  der  biblischen  Schöpfungsgeschichte 
aufgebaut  hatte,  nach  welcher  die  Elohim  dem  Menschen  durch  ein 
Wunder  zur  Vernunft  verhalfen.  Es  geschieht  nicht  in  schroffer  Leiden* 
schaftlichkeit,  sondern  mit  kaltem  Hohne.  „Da  Res^ensent  (7,  358), 
wenn  er  einen  Fuß  außerhalb  der  Natur  und  des  Erkenntnisweges 
der  Vernunft  setzt,  sich  nicht  weiter  zu  helfen  weiß,  da  er  in  gelehrter 
Sprachforschung  und  Kenntnis  oder  Beurteilung  alter  Urkunden  gar 
nicht  bewandert  ist,  mithin  die  daselbst  erzählten  und  dadurch  zugleich 
bewährten  Facta  philosophisch  zu  nützen  gar  nicht  versteht;  so  be- 
scheidet er  sich  von  selbst,  daß  er  hier  kein  Urteil  habe**.  Diese 
Selbstbeschränkung  hält  auch  Kant  nicht  ab,  in  einer  jede  Widerlegung 
für  überflüssig  erklärenden  Weise  sich  über  das  Verfahren  Herder's 
zu  äußern,  ein  Verfahren,  das  den  Dens  ex  machina  vermöge  einer 
historischen  Oflenbaiung  —  denn  als  solche  erscheint  doch  nunmehr 
die  „älteste  Urkunde  des  Menschengeschlechts*'  —  beglaubigen  läßt. 
„In   einer  unbefahrenen  Wüste   muß   einem  Denker  gleich  Reisenden 


1)  MU  Herder  eigto  ist  KmuI  «tich  die  Ablehnang  des  Broltttioniftmm,  obwohl  er 
dessen  Möglichkeit  in  kftO»&lem  Sitioe  (durch  Descendeuz)  gAos  klar  erkenoL  Die  böchsl 
merkwürdige  SteUe  Inutet  (Werke,  ed.  Hosen k ran k  and  Schubert  7,  3ÖQ — 1);  ,,Die  Klein- 
heit der  Unterschiede,  wenn  trian  die  G«tti]ngen  ihrer  Aehnlichkeit  nach  Mueinender 
pnffttT  ist  bei  &o  <pror&cr  AlaaoigfaUigkeit  cino  notwendige  Fofge  eben  dieser  ManntgfuUig- 
keit.  Nur  eine  VerwacdtAchiift  anter  ihnen ^  d»  entweder  eine  Gattung  nos  der 
anderen^  und  alle  hua  einer  einaigen  Driginalgattung,  oder  etwa  uns  oinem  einzigen  erseagen* 
den  Mutter  seh  ofee  entsprungen  wftren  ^  würde  auf  Ideen  führen^  die  aber  so  nnf^eheucr 
sind,  dafj^  die  V'ernnnll  vor  ihnen  «urückbebt,  dergleichen  man  unserem  Verfaulter,  ohne 
ungerecht  «u  «ein,  nicht  beimessen  darf**.  Im  übrigen  ist  hier  keineswegs  beabsichtigt, 
in  die  Frage  eintutreten,  inwiefern  man  das  gesamte  Kant  sehe  Denken  als  mouistiach  oder 
daaliatisch  au  charakterisieren  bereehtJgt  aei. 
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freistehen,  seinen  Weg  nach  Gutdünken  zu  wählen;  man  muß  ab- 
warten, wie  es  ihm  gelingt,  und  ob  er,  nachdem  er  sein  Ziel  erreicht 
hat,  wohlbehalten  wieder  zu  Hause,  d.  i.  im  Sitze  der  Vernunft,  zur 
rechten  Zeit  eintreffe,  und  sich  also  auch  Nachfolger  versprechen  könne'\ 
Und  doch,  was  konnte  Herder  gegen  diesen  Spott  einwenden  ?  Herder, 
der  in  dem  Augenblicke,  da  er  von  der  Darstellung  der  Natur  zur 
Darstellung  der  Geschichte  überging  (Buch  VIII  Anfang)  selbst  ge- 
äußert hatte :  „Wie  einem,  der  von  den  Wellen  des  Meeres  eine  Schiff- 
fahrt in  die  Luft  thun  soll,  so  ist  mir,  da  ich  jetzt  nach  den  Bildungen 
und  Naturkräften  der  Menschheit  auf  ihren  Geist  komme,  und  die 
veränderlichen  Eigenschaften  derselben  auf  unserem  weiten  Erdenrunde 
aus  fremden,  mangelhaften  und  zum  Teil  unsicheren  Nachrichten  zu 
erforschen  wage'*. 

Indem  sich  aber  Kant  gegen  den  verkappten  Dualismus  Herder's 
wandte,  wandte  er  sich  natürlich  auch  zugleich  gegen  seinen  höctuit 
prekären  Freiheitsbegriff,  und  damit  gegen  seine  Auffassung  der  Un- 
sterblichkeit und  seine  Konstruktion  eines  bald  inner-  bald  überwelt- 
lichen Gottes.  Es  braucht  das  hier  nicht  genauer  ausgeführt  zu  werden : 
schon  oben  haben  wir  die  Aeußerungen  Herder's  und  Kant's  über 
die  Freiheit  in  der  Geschichte,  mit  deren  Konstruktion  zugleich  die 
Auffassung  von  Gott  und  Unsterblichkeit  gegeben  ist,  ebenso  dicht  als 
gegensätzlich  nebeneinander  gestellt. 

Herder  hat  auf  die  Kritiken  Kant's,  mit  denen  fast  gleichzeitig 
die  konsequent  monistische  Konstruktion  der  eigenen  Geschichtsauf- 
fassung Kant's  in  der  „Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte^'  bekannt 
wurde,  direkt  nicht  geantwortet.  Nur  mittelbar  hat  er  in  dem  letzten, 
damals  noch  ausstehenden  Teil  seiner  „Ideen''  dagegen  polemisiert; 
noch  mehr  aber  für  diesen  letzten  Teil  der  „Ideen"  daraus  gelernt^). 
In  merkwürdiger,  wenn  auch  nicht  absolut  folgerichtiger  Durchführung 
kommt  er  nämlich  jetzt  auf  seine  monistischen  Anfänge  zurück  und 
versucht  nun  von  diesem  Standpunkte  aus  nochmals  zergliedernd  in 
die  Welt  des  geschichtlichen  Werdens  einzudringen.  Wir  müssen  diesem 
interessanten  Versuche  jetzt  eingehende  Aufmerksamkeit  schenken. 

Schon  früher  hatte  Herder  oft  genug,  in  dem  ersten  Teile  der 
„Ideen"  und  sonst,  für  das  geschichtliche  Werden,  insofern  es  auf  der 
Vernunft  der  Einzelnen  und  dem  Zusammenwirken  der  Einzelnen  in  der 
Gesellschaft  beruht,  als  „Hauptgesetz"  aufgestellt,  „daß  allenthalben 
auf  unserer  Erde  werde,  was  auf  ihr  werden  kann"  (vgl.  z.  B.  XII,  6). 
Und  von  diesem  so  begrenzten  Werden  hatte  er  weiterhin  zu  zeigen 
gesucht,  daß  es  unter  drei  Bedingungen  stehe,  nämlich  denen  der  Zeit, 
des  Ortes  und  des  Nationalcharakters,  der  teils  angeboren  sei,  teils 
sich  erzeuge.  In  diesen  drei  großen  Gruppen  haben  wir  also  nach 
Herder  über  den  innersten,  überall  sich  gleichbleibenden  Kern,  die 
Entwickelung   der  Vernunft  hinaus  die  differenzierenden  Momente  der 

1)  Man  yeri^leiche  mit  dem  folgenden  die  Darstellang  bei  Haym,  Herder  2,  988  ff., 
die  von  anderem  Gesichtspunkt  aus  den  Unterschied  swischen  dem  dritten  und  den  beiden 
ersten  Teilen  der  ,,Ideen**  erörtert. 
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Völker-  und  das  heiiSt  ihm  der  Weltgeschichte  vor  uns  (XII,  6),  „Die 
griechische  Sprache"  z,  B.  ist  nach  Ht^rder  „di*i  Keblidetste  der  Welt, 
die  griechische  Mythologie  die  mchste  tind  schönste  auf  der  Erde, 
die  griechische  Dichtkunst  endlich  vielleicht  die  vollkomraenste  ihrer 
Art,  wenn  ßiau  sie  ort-  und  zeitmäßig  betrachtet.  Wer  gab  nun  diesen 
eiost  rohen  Stämmen  eine  solche  Sprache  j  Poesie  und  bildliche  Weis 
heitV  Der  Genius  der  Natur  gab  sie  ihnen;  ihr  Land«  ihre  Lebens- 
art; ihre  Zeit;  ihr  Stamoiescbarakter"  (XIII,  2).  Also  Gott,  Oertlicb- 
keit,  Zeit  und  Volksgeist  wirkten  zusammen,  Natürlich  Gott  als  causa 
prima,  und  die  Zeit  nicht  als  Zeitalter  innerbalb  einer  nationalen  Ent- 
Wickelung,  sondern  als  zeitliche  Stellung  der  Griechen  innerbalh  des 
allgemeinen  weltgeschichtlichen  Verlaufes. 

Die  Gottheit  hat  also  den  Menschen  in  nichts  die  Hiinde  gebunden, 
als  durch  das,  was  sie  sind  durch  Zeit,  €)rt  und  die  ihnen  einwoh- 
nenden Kräfte,  Das  ist  der  Standpunkt,  der  nunmehr,  im  dritten  Teile 
der  Ideen,  vou  Herder  weit  ausschließlicher  betont  wird,  als  bisher; 
ganz  auf  den  Monismus  zieht  er  sich  damit  grundsätzlich  zurück; 
und  neuere,  nach  der  zweiten  Genesis  fallende  traosccndente  Einwirkungen 
eines  persönlich  zu  denkenden  Gottes  scheint  es  für  ihn  nicht  mehr 
zu  geben.  Als  die  Gottheit  „die  Erde  und  alle  vemunftloseii  Geschöpfe 
derselben  erschajäeii  hatte,  formte  sie  den  Menschen  und  sprach  zu 
ihm:  Sei  mein  Bild,  ein  Gott  auf  Erden,  herrsche  und  walte!  Was 
du  aus  deiner  Natur  Edles  und  Vortreflliches  zu  schaffen  vermagst, 
bringe  hervor;  ich  darf  dir  nicht  durch  Wunder  beistehen,  da  ich  dein 
menschliches  Schicksal  in  deine  menschliche  Hand  legte;  aber  alle 
meine  heiligen  ewigen  Gesetze  der  Natur  werden  dir  helfen  !"  (XV,  1). 

Welches  sind  nun  diese  „Naturgesetze  Gottes",  nach  denen  „das 
Werk  der  Vorsehung  in  seinem  ewigen  Gange  fortgeht?*'  (XIV,  6). 
Nach  dem  bisher  Ausgeführten  können  es  nur  Gesetze  des  Ortes,  der 
Zeit,  des  Nationalcharakters  sein.  Herder  führt  im  Buch  XV,  1  ff, 
die  folgenden  Gesetze  an: 

Erstes  Gesetz,  Humanität  ist  der  Zweck  der  Menschennatur, 
und  Gott  hat  unserem  Geschlecht  mit  diesem  Zweck  sein  eigenes 
Schickaal  in  die  Hände  gegeben. 

Dieser  Satz  wird  nur  mit  den  Worten  begründet:  „Der  Zweck 
einer  Sache,  die  nicht  bloß  ein  totes  Mittel  ist,  muß  in  ihr  selbst 
liegen".  Im  übrigen  ist  er  Herder  Axiom,  in  seinem  Dasein  nachgewiesen 
im  Lauf  der  Natur  und  Geschichte.  „Der  Humaiiität  zu  gute  sind 
die  Anordnungen  unserer  Geschlechter  und  Lebensalter  von  der  Natur 
gemacht,  daß  unsere  Kindheit  länger  dauere  und  nur  mit  Hilfe  der 
Erziehung  eine  Art  Humanität  lerne.  Ihr  zu  gute  sind  auf  der  weiten 
Erde  alle  Lebensarten  der  Menschen  eingerichtet,  alle  Gattungen  der 
Gesellschaft  eingeführt  worden"  (XV,  l). 

Zweites  Gesetz.  Alle  zerstörenden  Kräfte  in  der  Natur  müssen 
den  erhaltenden  Kräften  mit  der  Zeitenfolge  nicht  nur  unterliegen, 
sondern  auch  selbst  zuletzt  zur  Ausbililung  des  Ganzen  dienen ;  oder 
wie  es  in  der  Interpretation  heißt ;  Aus  dem  Zustande  der  Verwirrung 
wird  vermittelst  eingepflanzter  göttlicher  Kräfte  Ordnung.    In  der  That 
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zeigt  der  Verlauf  der  Geschichte,  daß  mit  dem  Wachstum  wahrer 
HamaDität  auch  der  zerstörenden  Dämonen  des  Menschengeschledits 
weniger  geworden  seien,  und  zwar  nach  inneren  Naturgesetzen  einer 
sich  aufklärenden  Vernunft  und  Staatskunst 

Drittes  Gesetz,  Das  Menschengeschlecht  ist  bestimmt,  mancher- 
lei Stufen  der  Kultur  in  mancherlei  Veränderungen  durchzugehen;  auf 
Vernunft  und  Billigkeit  aber  ist  der  dauernde  Zustand  seiner  Wohl- 
fahrt wesentlich  und  allein  gegründet. 

Herder  führt  hier  aus  (XV,  3),  in  der  mathematischen  Naturlehre 
sei  erwiesen,  daß  zum  Beharrungszustande  eines  Dinges  jederzeit  eine 
Art  Vollkommenheit,  ein  Maximum  oder  Minimum,  erfordert  werde, 
das  aus  der  Wirkungsweise  der  Kräfte  dieses  Dinges  folge.  Gleicher- 
gestalt sei  erwiesen,  daß  alle  Vollkommenheit  und  Schönheit  zusammen- 
gesetzter, eingeschränkter  Dinge  oder  ihrer  Systeme  auf  einem  solchen 
Maximum  ruhe.  Und  endlich  sei  erwiesen,  daß,  wenn  ein  Wesen  oder 
ein  System  derselben  aus  diesem  Beharrungszustande  seiner  Wahrheit, 
Güte  und  Schönheit  verrückt  worden,  es  sich  demselben  durch  innere 
Kraft  entweder  in  Schwingungen  oder  in  einer  Asymptote  wieder  nähere, 
weil  außer  diesem  Zustande  es  keinen  Bestand  findet. 

Hieraus  folgert  er:  1)  die  Meuschengeschichte  als  generelles  Sy- 
stem von  Kraft  Wirkungen  müsse  (nach  Satz  3)  in  jeder  Form  und 
unter  jedem  Klima  einen  BebarrungsKustand  kennen.  Dieser  sei  aber 
nichts,  als  Humanität,  d.  b.  Vernunft  und  Billigkeit  (Billigkeit  aber 
ist  ein  moralisches  Ebenmaß  der  Vernunft)  in  allen  Klassen,  in  allen 
Geschäften  der  Menschen.  2)  Die  Natiooalgeschichten  haben,  als  parti- 
kulare Systeme  von  Kraftwirkungen,  ebenfalls,  nach  wilder  Verwirrung, 
stets  einen  Moment  des  Gleichgewichts  und  der  Harmonie,  in  welchem 
dann  ihre  partikulare  Vollkonmienheit  und  Schönheit  zu  Tage  trete: 
bei  den  Siuesen  eine  feine  politische  Moral,  bei  den  Indiern  eine  Art 
abgezogener  Reinheit,  stille  Arbeitsamkeit  und  Duldung,  bei  den  Phö- 
niziern der  Geist  der  Schiffahrt  und  des  handelnden  Fleißes,  u.  s.  w. 
3)  Diese  Höhepunkte  der  nationalen  Kulturen  enthalten  ewige  Regeln 
fttr  den  Menschenverstand  aller  Zeiten ;  „sie  sind  rein  aufgelöste  Pro* 
bleme  des  menschlichen  Verstandes  in  dieser  Art,  bei  welchen  keine 
willkürliche  Dichtung,  daß  das  Problem  etwa  auch  nicht  aufgelöst  sei 
oder  besser  aufgelöst  werden  könne,  stattfindet ;  denn  der  reine  Begriff 
dessen,  was  sie  sein  sollten,  ist  in  ihnen  auf  die  leichteste,  reinste 
Art  erschöptV^  Dentgemäß  zieht  sich  „eine  Kette  der  Kultur  in  sehr 
abspringenden  krummen  Linien  durch  alle  gebildeten  Nationen;  ,  .  *  , 
in  jeder  derselben  bezeichnet  sie  ab-  und  zunehmende  Größen  und  hat 
Maxima  allerlei  Art''. 

Viertes  Gesetz.  Nach  den  Gesetzen  ihrer  inneren  Natur  muß 
Hiit  der  Zeitenfolge  auch  die  Vernunft  und  Billigkeit  unter  den  Menschen 
mehr  Platz  gewinnen  und  eine  dauernde  Humanität  befördern. 

Alles  Lebendige  ist  innerhalb  seines  seit  dem  Schluß  der  Schöpfungs- 
geschichte feststehenden  Typs,  in  den  Schranken,  die  ihm  die  Natur 
durch  andere  Lebendige  setzte,  fortgewachsen;  die  Kräfte  haben  sich 
in  ihm  hinaufgeUlutert,    Das  Gleiche  gilt  auch  von  der  Menschheit  im 
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Verlaufe  ihrer  Geschichte.  Herder  glaobt  das  am  Verlaufe  der  asia- 
tischen und  europäischeü  Kultur  nachweisen  zu  können,  und  zweifelt 
nicht,  daß  sich  auch,  trotz  aller  scheinbareB  Unordnung,  die  Gesetze 
werden  berechnen  lassen,  nach  welchen  kraft  der  Natur  des  Menschen  dieser 
Fortgang  geschieht  (XV,  4).  Er  denkt  dabei  einmal  an  einen  Verlauf 
der  Weltgeschichte  nach  dem  System  der  Jugend,  des  Mannesalters 
u.  s,  w.  M,  vornehmlich  aber  au  einen  weltgeschichtlichen  Fort- 
schritt von  der  Macht  zur  Weisheit,  und  von  der  Weisheit  zur  Güte; 
„Wie  wir  uns  bei  der  Schöpfaiig  die  Macht,  die  das  Chaos  schuf, 
zuerst  und  sodami  in  ihm  ordnende  Weisheit  und  harmonische  Güte 
gedenken''.  Darnach  ist  Güte  vor  allem  die  im  Lauf  der  Entwicke- 
lung  wachsende,  zielstrebige  Potenz  der  Weltgeschichte:  .je  mehr  der 
Verstand  sein  Werk  ausarbeitet,  desto  mehr  sieht  er,  daß  Güte  allein^ 
dem  Werk  Dauer,  Vollkommenheit  und  Schönheit  gewähre".  So  gcr" 
langen  wir  zu  dem  Satze,  welchem  Herder  in  Buch  XV,  5  eine  letzte 
enthusiastische  Betrachtung  widmet:  „Es  waltet  eine  weise  Güte  im 
Schicksal  der  Menschen;  daher  es  keine  schönere  Würde,  kein  dauer- 
hafteres und  reineres  Glück  giebt,  als  im  Rate  derselben  zu  wirken/' 

Ueberhlickt  man  diese   „Naturgesetze*',   so  tritt  vor   allem ,  ent-^ 
sprechend  der  gewählten  Bezeichnung,  das  Bestreben  hervor,  sie  als 
Gesetze  der  gesamten  Welt  nachzuweisen.    Es  ist  der  Zusammenhang, 
den  Herder  am  Schluß  nochmals  betont,   wie  er  ihn  zum  Beginn  der 
Ausführungen  über   die  Naturgesetze  eingeschärft  hatte  (XV,  Einlei- 
tung)^): „Der  Gott,  den  ich  in  der  Geschichte  suche,   muß   derselbe 
sein,  der  er  in  der  Natur  ist ;   denn   der  Mensch    ist  nur  ein  kleinerJ 
Teil   des  Ganzen,  und    sei'je  Geschichte   ist  wie  die  Geschichte   deaJ 
Wurms  mit  dem  Gewebe,  das  er  bewohnt,   innig   verwebt.     Auch  iiiJ 
ihr  müssen  also  Naturgesetze  gelten ,  die  im  Wesen  der  Sache  liegen,] 
und  deren  sich  die  Gottheit  so  wenig  überheben  mag,  daS  sie  ja  ebeui 
in  ihnen,  die  sie  selbst  gegründet,  sich  in  ihrer  hohen  Macht  mit  einer^ 
unwandelbaren,  weisen  und  gütigen  Schöpfung  offenbart" 

Sind  aber  diese  Gesetze  zugleich  Naturgesetze,  so  sind  sie  natür- 
lich nicht  historische  Partikulargesetze,  sondern  Gesetze  der  weltge-J 
schichtlichen  Entwickelung.  Und  da  fragt  es  sich  denn,  ob  sie  sich] 
innerhalb  der  von  Herder  früher  festgelegten,  für  die  weltgeschicht-l 
liehe  Entwickelung  nach  ihm  maßgebenden  Faktoren,  Zeit,  Ort  unij 
Nationalcharakter,  und  auf  dem  Grunde  der  von  Herder  für  die  Ge-' 
Samtgeschichte  als  immanentes  Ziel  aufgesteUten  Vernunftentwickelung 
bewegen. 


1)  Vffl.  dAiu    auch  Ruch  XIII,    2  «regen  Schtors;    i;  doch  daza  aach  Xrv%  6:  „Wir 
haben  aUo  «  .  der  Meinong    tn    etit»ageti,    als    ob    m    der  Porteetiaag    der    Zeitalter  di«! 
B5mer  dazu  dai^eweseo  seien,  noa^  wie  in  einem  men  ach  liehen  Oemiide^  über  den  Oriecbfin 
ein  voUkommenereji  Glied  in  der  Kette  der  Kultur  zu  bilden". 

2)  Man  vgl  auch  die  noch  viel  stärkeren  Aeorsernngen  1^  S:  «,Waa  phyaiscb  Terttlnigt  isl, 
warum  aollte  es  nicht  auch  ^eiAtig  und  monüisch  verc^ioigt    seio,    da  Geist  und  Horalitll 
auch  Pbjsik  sind,  und  denselben  Gesetzen «  di«  doch  aolettt  alte  vom  Sonneoi^rstem  ab- 
bKogenf  nur  in  einer  höheren  Ordnnnf^  dienen/'     I,  4  ;  „Ein  «anftos  Gewicht  knüpflie  dit. 
Natur  an    ußjieren  Fufs,    um  uns  .  .  Einheit   und  Stetigkeit    tu   geben:  es   belDit   in    dttr<| 
Körperwelt  Schwere,  in  der  Geistsswelt  Trägheit/* 
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Man  wird  diese  Fragen,  die  sieb  Horder  klar  uienials  gestellt  zu 
I  haben  scheint,  im  allgemeinen  bejahen   dürfen.     Wenn   in   den  Natur- 
gesetzen  Humanität  als  immanenter  Zweck  der  Menschennatur  erscheint, 
so  hat   Herder  schon   früher   Humanität   und   vollkommene  Vernunft 
[gleichgesetzt.     Wenn  weiterhin  ausgeführt  wird,  daß  aus  dem  Zustande 
[  der  Verwirrung  kraft  inneren  Gesetzes  in  jeder  Entwickelung  Ordnung 
werde,  und  daß  der  Beharrungszustand   der  menschlichen  Geschichte 
an  jedem  Orte  Humanität  sei:  so  kann   man  hierin  —  natürlich  ab- 
gesehen von  der  Frage,  ob  man  diese  Gesetze  überhaupt  anerkennt 
j  ^er  nicht  —  eine  Anwendung  der  Prinzipien  der  Zeit  und  des  Ortes 
auf  die  Humanität  als  Ziel  der  Geschichte  sehen.    Und  wenn  schließ- 
lich der  Satz  aufgestellt  wird,  daß  die  Humanität  in  jeder  Nation  einen 
[partikularen  Höhepunkt  von   nicht  zu   übertrefiender   Erhebung  habe, 
60  bedeutet  das  gewiß  die  Anwendung  des  Begriffs   der  Nationalität 
auf  die  Vemunftentwickelung. 

Wir  haben  also  der  Hauptsache  nach  in  den  Naturgesetzen  Herder*s 

durchaus  die  Ausführung  des  angekündigten  monistischen  Programms. 

Es  begreift  sich  daher,   daß   auch  die  Ergebnisse  Hcrder's  jetzt  von 

denen  Kant's  bei  aller  Verschiedenheit  des  Ausgangspunkts  und  der 

p Durchführung  doch  in  einer  Anzahl  von  Punkten  nur  wenig  verschieden 

(Bind.    Es  braucht  das  im    einzelnen  nicht  ausgeführt  zu  werden;   der 

Zusammenhang  ergiebt  sich  klar  aus  der  Thatsache,  daß  wie  bei  Kant  als 

Endziel  der  Entwickelung  die  vollkommene  Moralität  auftritt,   so  bei 

[Herder  jetzt  die   weltgeschichtliche  Bewegung  über  die   partikularen 

'  der  einzelnen  nationalen  Kulturen  hinweg  von  der  Ausprägung 

I'  ht  zu  der  der  Weisheit,  und  von  der  Ausprägung  der  Weisheit 

hin  zum  letzten  Ziele  vollkommener  Ausprägung  der  Güte  verläuft*). 

War  somit  in  der  obersten  Auffassung  zwischen  Kant  und  Herder, 

[sobald   dieser  sich  grundsätzlich   klarer   auf  monistischen  Boden  ge- 

]  Btellt  hatte,  eine  Uebereinstimmung  der  Ansichten  hergestellt,  die  Kant 

Pf  eranlaßt  haben  mag,   den  dritten  Teil   der  Herder'schen  Ideen  nicht 

mehr  zu  rezensieren,  so  blieben  freilich  die  Widersprüche  über  die  Art 

des  Weges»  der  zur  Erreichung  jener  obersten  Auffassung  einzuschlagen 

[sei,  ganz  augenscheinlich.    Und  gerade  auf  der  Betonung  dieses  Punktes 

'besteht  Herder  im  dritten  Teil  seiner  Ideen:  sehr  begreiflich:  hier 

war  er  Kant  überlegen, 

Kant,  ein  konstruktiver  Kopf,  hatte  den  Weg  der  Empirie  zur 
Festßtellunq:  der  Vorgänge  des  geschichtlichen  Verlaufs  verschmäht;  von 
Mingen  aus  war  er  unter  der  Annahme  einer  Natur- 
I,  <lie  auf  die  Entwickelung  dieser  Voraussetzungen 
in  bestimmter  Weise  gerichtet  sein  sollte.  Demgegenüber  war  Herder 
zwar  auch  von  einer  Prämisse  ausgegangen:  der,  daß  die  Entwicke- 
lung des   Menschseins  Entwickelung  der  Vernunft  bedeute:  aber  im 


/ 


1)  Mm  »fiibi,  «ri«  Herder  schon  tuf  Grtmd  dUser  AnüchAoani;«!!  der  bloftoü  Bildtines- 
ong  ftbhold  »«In  nrnfste.     Ein  feiner  Pöbel  i»t  ihm  noch  längst  nicht  geiillet«     Voq 

r  AufTitfittDg  hör  WHr  Herr!«r  uuch  ^in  Feind  der  frftnsusisclien  AufklKrQug;  wohl  «r  aUein 
vorigen  iTihrhunderi  diiji   grofse  Unternehmen  der  fr»niösiAcben  Encykloptdle  au«- 

Uch  mr  ein  Zetehen  des  VerfAtU  erklärt. 
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übrigen  war  er  doch,  ein  hervorragend  historisch  l>eanlagter  Kopf, 
nach  Kräften  bestrebt  gewesen,  die  Prinzipien  des  Entwickelungs- 
ganges  der  Vernunft  der  Empirie  zu  entnehmen. 

So  konnte  er  Kant  eine  deduktive  Teleologie  vorwerfen.  Und  er 
wird  nicht  müde,  dies  zu  thun  —  übrigens,  ohne  Kant's  Namen  zu 
nennen,  immer  ins  Allgemeine  deduzierend:  und  thatsächlich  kämpfte 
er  ja  auch  gegen  eine  noch  in  den  Köpfen  fast  aller  Zeitgenossen 
wurzelnde  Anschauung.  Nach  ihm  wird  der  Geschichtsforscher  „im 
Erzählen  der  Geschichte  stets  nur  die  größte  Wahrheit,  im  Fassen  und 
Beurteilen  den  vollständigsten  Zusammenhang  suchen^  und  nie  eine 
Sache,  die  ist  oder  geschieht,  durch  eine  andere,  die  nicht  ist,  zu 
erklären  streben*  Mit  diesem  strengen  Grundsatz  verschwinden  alle 
Ideale,  alle  Phantome  eines  Zauberfelds;  überall  sucht  man  rein  zu 
sehen,  was  da  ist,  und  sobald  man  dies  sah,  fällt  meistens  auch  die 
Ursache  in  die  Augen,  warum  es  nicht  anders,  als  also  sein  konnte. 
Sobald  das  Gemüt  an  der  Geschichte  sich  diese  Gewohnheit  eigen 
gemacht  hat,  hat  es  den  Weg  der  gesunderen  Philosophie  gefunden, 
den  es  außer  der  Naturgeschichte  und  Mathematik  schwerlicli  anderswo 
finden  konnte.  Eben  dieser  Philosophie  zufolge  werden  wir  uns  also 
zuerst  und  vorzüglich  hüten,  den  Thaterscheinungen  der  Geschichte 
verborgene  einzelne  Absichten  eines  uns  unbekannten  Entwurfs  der 
Dinge  oder  gar  die  magische  Erscheinung  unsichtbarer  Dämonen  an- 
zudichten, deren  Namen  man  bei  Naturerscheinungen  auch  nur  zu 
nennen  sich  nicht  getraute*  Das  Schicksal  oftenbart  seine  Absichten 
durch  das,  was  geschieht  und  wie  es  geschieht;  also  entwickelt  der 
Betrachter  der  Geschichte  diese  Absichten  bloß  aus  dem ,  was  da  ist 
und  sich  in  seinem  ganzen  Umfange  zeigt**  (XHI,  7). 

,,Nichts  stände  dieser  parteilosen  Betrachtung  mehr  entgegen,  als 
wenn  man  (z.  B.) .  .  der  blutigen  römischen  Geschichte  einen  einge- 
schränkten geheimen  Plan  der  Vorsehung  unterschieben  wollte;  wie 
wenn  Rom  z.  B.  vorzüglich  deshalb  zu  seiner  Höhe  gestiegen  sei, 
damit  es  Re^lncr  und  Dichter  erzeugen,  damit  es  das  römische  Recht 
und  die  lateinische  Sprache  bis  an  die  Grenzen  seines  Reichs  aus- 
breiten und  alle  Landstraßen  ebnen  möchte,  die  christliche  Religion 
einzuführen'*  iXlV,  6).  „Legten  wir  Alexanders  raschem  Entschluß  ver- 
borgene Absichten  einer  höheren  Macht  und  seinen  kühnen  Thateu 
eine  eigene  Glücksgöttin  unter,  so  liefen  wir  Gefahr,  dort  seine 
schwärzesten  Unbesonnenheiten  zu  göttlichem  Endzwecken  zu  machen, 
hier  seinen  persönlichen  Mut  und  seine  Kriegsklugheit  zu  schmälern, 
überall  aber  der  ganzen  Begebenheit  ihre  natürliche  Gestalt  zu  rauben. 
Wer  In  der  Naturgeschichte  den  Feenglaul>en  hätte,  daß  unsichtbare 
Geister  die  Rose  schminken  oder  den  silbernen  Tau  in  ihren  Kelch 
tröpfeln ;  wer  den  Glauben  hätte,  daß  kleine  Lichtgeister  den  Leib  des 
Nacbtwurms  zu  ihrer  Hülle  nehmen  oder  auf  dem  Schweif  der  Pfauen 
spielen;  der  mag  ein  sinnreicher  Dichter  sein,  nie  wird  er  als  Natur- 
oder als  Geschichtsforscher  ghinzen,  Geschichte  ist  die  Wissenschaft 
dessen,  was  da  ist,  nicht  dessen,  was  nach  geheimen  Absichten  des 
Schicksals  etwa  wohl  sein  könnte"  (XIIl,  7)     Es  ist  ein  Gedanke,  den 
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er  nicht  müde  wird,  ininier  wieder  auszuführen,  .nimieDtlich  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  Notweudigkeit  einer  analogcD  Auffassung  des  Natur- 
geschehens. So  sagt  er  XIV,  6:  ,Jn  der  Naturwelt  gehört  alles  zu- 
sammen, was  zusammen  und  ineinander  wirkt,  pflanzend,  erhaltend 
oder  zerstörend;  in  der  Natiirvvelt  der  Geschichte  nicht  minder  .  .  . 
Bei  dieser  Betrachtung  verschwindet  alle  sinnliche  Willkür  auch  aus 
der  Geschichte.  In  ihr  sowohl  als  in  jüder  Erzeugung  der  Naturreiche 
ist  alles  oder  nichts  Zufall,  alles  oder  nichts  Willkör  .  .  .  Die  einzige 
philosophische  Art,  eine  Geschichte  anzuschauen,  ist  diese;  alle 
denkenden  Geister  haben  sie  auch  unwissend  ^eübt  .  .  .  ,  .  Die 
Philosophie  der  Endzwecke  hat  der  Naturgeschichte  keinen  Vorteil 
gebracht,  sondern  ihre  Liebhaber  vielmehr  statt  der  Untersuchung 
mit  sclieinbarem  Wahn  befriedigt;  wie  viel  mehr  die  tausend  zweckige 
ineinandergreifende  Menschengeschichte !'' 

Allein  alle  diese  goldenen  Worte  hindern  nun  Herder  doch  nicht, 
gelegentlich  immer  wieder,  auch  in  dem  letzten  Teil  seiner  „Ideen '\ 
die  Teleologie  hervortreten  zu  lassen.  Bisweilen  IreilicJi  liegt  es  nur  in 
der  Sprache,  daß  man  den  Eindruck  der  Teleologie  erhält,  wie  z.  B. 
in  dem  Satze:  „Die  Xatur  wollte  versuchen,  welcher  gewaltsamen  Zu- 
stände unser  Geschlecht  fähig  wäre*"^  u.  s.  w, :  in  solchen  Fällen  ist 
dem  Gedanken  nur  das  Kleid  lierkömm lieber  Regritfsfassung  augelegt, 
ohne  daß  er  selbst  inhaltlich  teleologisch  charakterisiert  zu  sein  braucht. 
Aber  Herder  geht  doch  hierüber  gelegentlich  um  ein  recht  Beträcht- 
liches hinaus.  Ich  möchte  hier  nur  eine  einzige  bestiuimte  Gruppe 
von  Fällen  erwähnen,  tleshalb,  weil  ihre  Charakteristik  gegenüber  noch 
immer  fortwuchernden  Fehlern  auch  heute  noch  von  Nutzen  sein  kann. 
Es  sind  die  Fälle,  in  denen  eine  geschichtliche  Wirkung  dadurch,  daß 
sie  der  Ursache  vorweggenommen  wird,  als  Ursache  aufgefaßt  scheint 
und  damit  ein  wahres  kausales  Verständnis  ausgeschlossen  wird.  Zur 
Erläuterung  ein  Beispiel  Herder  sagt  einmal  (allerdings  noch  Buch 
XI,  5,  gegen  Schluß);  ,J)er  asiatische  Despotismus,  diese  beschwer- 
liche Last  der  Menschheit,  findet  nur  bei  Nationen  statt,  die  ihn  tragen 
wollen,  d.  h.  seine  drückende  Schwere  minder  fühlen/'  Eine  solche 
Verkelirunggiebtdenn  vielen  Aeußerungen  sogar  des  geistreichen  Herder 
etwas  Triviales:  denn  vom  Standpunkt  der  Vertauschung  von  Ursache 
und  Wirkung  aus  erscheinen  auch  die  verwickeltsten  Kausalkomplexe 
höchst  einfach  verständlich.  Die  damit  ermöglichte  rationalistische, 
häufig  utilitaristische  Plattheit  hat  noch  weit  über  Herder  hinaus  in  der 
geschichtlichen  Motivierung  Platz  behalten,  findet  sich  insbesondere 
nicht  selten  bei  Ranke. 

Ueberschauen  wir  jetzt  das  Verhältnis  von  Herder  und  Kant,  wie 
es  sich  nach  dem  Erscheinen  des  dritten  Teils  der  Herde  r'schen  Ideen 
stellt^  so  werden  wir  es  im  ganzen,  bei  allen  Gegensätzen  im  Detail, 
wie  sie  namentlich  auf  der  speziell  historischen  Begabung  Herder's, 
der  speziell  philosophischen  Kant's,  und  ferner  auf  dem  energischen 
SttatÄbewußtsein  Kantus,  der  mangelnden  staatlichen  Erfahrung  Herder^s 
beruhen,  dennoch  nicht  umhin  können,  anzuerkennen,  daß  in  den  Lehren 
beider  vereint  ein  zwar  nicht  zu  einheitlichem  System  durchgebildeter, 
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''  andererseits  aber  ebendeshalb  auch  im  cinzeloen  uDgeradn  ideenreicher 
'i  MoBtstuus  vorliegt  Und  so  hiitte  man  denn  glauben  können,  daß  trotz 
allen  persönlichen,  die  Sache  freilich  schädigenden  Widerstreits  dennuch 
die  reichste  Wirkung  von  dieser  neuen  Auffassung  zweier  der  größten 
und  fruchtbarsten  Denker  eines  neuen  geistigen  Zeitalters  halte  aus- 
gehen müssen. 

Dieser  Glaube  hätte  noch  durch  ein  anderes  Moment  sehr  ver- 
stärkt werden  können.  Der  Monismus  kann  sich  ja  mit  metaphysi- 
schen ilomenten  verquicken:  so  war  er  z.  B.  bei  Herder  pandynami- 
stisch  charakterisiert.  Aber  er  braucht  das,  zum  mindesten  auf  histo- 
rischem, d  b.  psychischem  Gebiete,  keineswegs.  Er  kann  hier  auch 
ganz  einfach  nur  die  Vorstellung  von  der  Einlieit  des  Geschehens  nach 
Ort  und  Zeit  ohne  transcendenten  Eingriff,  also  eine  reine  wissenschaft- 
liche Erfahrung  bedeuten.  Lag  nun  namentlich  in  dem  Monismus 
Kaut's  die  Möglichkeit  einer  solchen  Reduktion  rein  auf  die  Erfiihrung 
sehr  nahe,  so  begreift  es  sich,  wiesehr  damit  für  die  historische  Wissen- 
schaft die  GruiHllage  hätte  gegeben  sein  können,  von  der  aus  sie,  als 
reine  Wissenschaft,  allein  in  der  Lage  gewesen  wäre,  erfolgreich  und  in 
wissenschaftlich  wahrhaft  fordernder  Weise  zu  opt3rieren.  Auch  von 
dieser  Betrachtung  aus  hätte  man  also  die  Aufnahme  der  neuen  moni- 
stischen Gedanken  durch  die  geschichtsforschende  Praxis  wohl  erwarten 
können. 

Trotzdem  kam  es,  wie  wir  sehen  werden,  anders. 


Suchen  wir  die  Momente  zu  erfassen,  in  denen  der  Kant'sche  und 
Ilerder'sche  historische  Monismus  fortgewirkt  hat,  so  kann  es  an  dieser 
Stelle  nicht  darauf  ankommen,  zu  zeigen,  in  welcher  Weise  ihre 
Weltanschauungen  aligemein  eingewirkt  haben.  Es  kann  z.  B.,  um 
nur  auf  Herder  einzugchen,  hier  nicht  weiter  davon  die  Rede  sein,  inwie- 
fern Uerder  durch  seine  lebendige  Anschauung  die  Kategorie  der  Ratio- 
nalität des  18,  Jahrimnderts  für  die  geschichtlichen  Dinge  aufgehoben 
habe  oder  nicht,  oder  inwiefern  er  Goethe  oder  Müller  oder  Forster 
oder  auch  Schiller  beeinflußt  habe,  oder  wie  weit  seine  Wirkung  in 
der  Natur-  ja  selbst  Geschichtsphilosophie  der  nächsten  Zeiten,  auf 
Schelling  etwa  oder  Fichte  oder  Uegel  gegangen  sei.  Es  handelt  sich 
vielmehr  hier  nur  um  die  beschränkteren  Wirkungen  im  Bereich  der 
eigentlichen  Geschichtswissenschaft  selbst 

Und  da  muß  denn  zunächst  betont  w^erdcn,  daß  der  unmittelbare 
Einfluß  des  Herder'schen  und  Kant'schen  Monismus  verhältnismäßig 
rasch  durch  eine  dualistische  Ideenlehre  abgelöst  wurde,  deren  Pro- 
gramm Wilhelm  von  Humboldt  vornehndich  in  seiner  Rede  über  die 
Aufgabe  des  Geschichtschreibers  (1821)  aufgestellt  hat,  und  deren 
hauptsächlichste  praktische  Vertreter  Gervinus  und  Ranke  gewesen 
sind.  Und  zwar  hat  diese  Lehre  den  Monismus  verdrängt,  weil  sie 
in  den  Inkonsequenzen^  die  der  Theorie  Herder's  wie  auch  Kant's 
anhingen,  selbst  schon  eingebettet  lag,  vor  allem  aber,  weil  sie  außer 
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dieser  für  sie  günstigen  Lage  auch  dem  allgen^cinen  Zeitbewußtsein 
eiostweilen  noch  mehr  entsprach,  als  jede  Art  von  Monismus. 

Wir  haben  gesehen,  wie  Herder  erst  unter  den  Hammerschlägen 
der  Kanfschen  Kritiken  zu  einem  folgerichtigeren  monistischen  Denker 
wurde.  Aber  trotz  dieses  Wandels,  der  sich  erst  im  dritten  Teil  der 
Ideen  aussprach,  blieben  doch  die  ersten  Teile  bestehen,  ja  sind  wegen 
ihres  fesselnderen  Inhaltes  gewiB  mehr  gelesen  worden,  als  der  dritte 
Teil.  In  diesen  Teilen  aber  lag  die  Ideenlehre,  die  Theorie  vom  fort- 
dauernden Eingriff  Gottes  in  die  Weltgeschichte  vermöge  von  ihm 
ausgebender^  in  großen  Individuen  oder  großen  geschichtlichen  Rich- 
tungen zum  Ausdruck  gelangender  Ideen,  z.  B.  etwa  der  Idee  des 
Papsttums  oder  der  Idee  des  Konstitutionalismus,  in  ihren  Keimen 
bereits  völlig  vor.  Herder  hatte,  wie  wir  uns  entsinnen,  die  Formen 
der  natürlichen  Organismen,  die  Schaffensprodukte  Gottes  im  Zeitalter 
der  Schöpfungsgeschichte,  Gedanken,  Ideen  Gottes  genannt.  Im  selben 
Sinne  ließ  sich  auf  die  Schatl'ung  der  Vernunft  in  der  zweiten  Genesis 
das  Wort  Idee  anwenden,  wie  denn  Humboldt  später  die  Sprache»  die 
Vermittlerin  dieser  zweiten  Genesis,  eine  idealische  Form  genannt  hat. 
War  dem  aber  so,  und  war  Herder  da,  wo  seine  dualistischen  Neigungen 
hervorbrachen,  gezwungen,  auch  im  Wirken  gi*oßer  Männer  oder  im 
Ausgang  großer  sozialpolitischer  Richtungen  den  unnüttelbaren  Ein- 
fluß Gottes  im  Sinne  einer  Genesis  zu  sehen,  so  war  es  nur  die  An- 
Wendung  eines  für  ihn  schon  bestehenden  Sprachgebrauchs,  wenn  auch 
das  Prinzip,  welches  diesem  Wirken  oder  Ausgang  zu  Grunde  lag,  eine 
Idee  genannt  wurde.  Es  ist  das  aber  auch  zugleich  eine  Benennung 
im  Sinne  Wilhelm  von  Humboldt's:  ganz  unmittelbar  tritt  der  Zusam- 
iDenhang  der  zum  Dualismus  entarteten  monistischen  Lehre  Herder's 
jlöd  der  Ideenlehre  Humbold t's  zu  Tage. 

Aber  auch  mit  Kant  vollzog  sich  eine  verwandte  Wandlung.  Zu- 
chst  litt  Kant  an  jener  Ueberschätzung  des  geistigen  Moments,  an 
jenem  „abgezogenen  Idcalisraiis^',  den  wir  aucti  bei  Schiller  antreffen, 
während  Herder  und  namentlich  Goethe  daneben  doch  auch  der  Natur 
ihr  Recht  gelassen  hatten.  Es  war  eine  geistige  Disposition,  welche 
Kant  das  Anerkenntnis  einer  Einheit  von  Geist  und  Natur  in  Jenem 
Sinne,  in  dem  Herder  von  ihm  ausgegangen  war,  von  vornherein  nicht 
gestattete. 

Hatte  er  sich  darum  in  seiner  „Idee  zu  einer  allgemeinen  Geschichte 
in  weltbürgelicher  Absicht''  ganz  auf  den  festen  Boden  der  Erfiihning 
gestellt,  so  war  ihm  doch  über  diesem  seine  intelligible  Welt,  und  tiber 
dem  i)raktischeu  Determinismus  der  ideale  Freiheitsbegrifl  nicht  verioren 
gegangen.  Nun  ist  aber  klar,  daß  zwischen  beiden,  beide  als  koordi- 
nierte Werte  gefaßt^  ein  Widerspruch  besteht,  den  Kant  sich  wohl 
gegenwärtig  halten  mochte  (er  hat  eine  Synthese  beider  Ansclmu- 
ungen  nie  versucht),  dessen  Beseitigung  aber  jenen  Zeitgenossen  Be- 
dürfnis werden  mußte,  die,  historisch  ableitend,  zugleich  in  der  Atm(»- 
spbärc  des  Kant'schen  Denkens  leisten.  Versuchte  man  nun  aber  einen 
solchen  Ausgleich:  wie  mußte  er  dann  ausfallen? 

Julian  Schmidt  hat  in  der  Einleitung  zu  seiner  Ausgabe  der  Kant- 
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sehen  Ideen  S*  LXVII  die  einfachste  Lösung  gegeben.  ,,Die  Mittel 
des  Fortschritts,  die  Hel>el,  durch  welche  alle  Kraft  und  alle  iMjlle 
der  Menscheoiiatur  zur  Erscheinung  kommt,  sind  die  Leidenschaften, 
die  einander  bekämpfen,  einander  aufheben,  einer  höhereu  Ordnung 
dienen.  Aber  das  Einzige,  das  absoluten  Wert  hat,  ist  der  gute  Wille. 
Die  oberflächliche  Betrachtung  glaubt  ihn  im  einzelnen  Menschen  zu 
finden,  aber  wahrhaft  lebt  er  in  der  Gattung,  Er  ist  sich  seiner  oft 
nicht  bewuBt,  vielleicht  nie  völlig;  aber  er  ist  es,  der  in  Form  des, 
Gewissens  als  intelligibles  Ich  dem  empirischen  Ich  Gesetze  vorschreibt" 
und  es  verurteilt,  der  in  den  verschiedensten  Metamorphosen  jeden 
Keim  zum  Treiben  bringt  Dieses  Spiel  der  Kräfte,  hinter  denen  der 
gute  Geist  wirkt,  ist  nur  dem  Auge  Gottes  vollkommen  oflenhar;  aber 
jedes  mit  echter  Resignation  in  die  Anschauung  sich  vertiefende  Ver- 
nunftwesen  gewinnt  einzelne  Lichtblicke  in  dasselbe*  Diese  Lichtblicke 
sind  es,  die  sich  in  den  Ideen  geltend  machen/* 

Ich  lasse  dahingestellt,  ob  Kant  und  seine  Zeitgenossen  die  Syn- 
these bis  in  die  Einzelheiten  hinein  gerade  in  der  Form  Schmidt's  vollzogen 
haben  oder  vollzogen  haben  würden:  soviel  wird  jedenfalls  aus  dieser^ 
Losung  klar,  daß  eine  Synthese  nur  möglich  ist  in  der  Form  des 
Hineinragens,  sei  es  der  Kräfte,  sei  es  des  Verständnisses  der  intelli- 
giblen  Welt  in  die  empirische*  In  beiden  Fällen  aber  gelangen  wir  zu 
sei  es  objektiv,  sei  es  subjektiv  transscendenten  Kräften  in  der  Ge- 
schichte. 

Ergiebt  sich  nun  aus  diesem  Zusammenhange,  daß  auch  der  em- 
pirische  Monismus   Kant's,   wie    er    seinen    geschieh tsphilosophischeo. 
Schriften  zu  Grunde  liegt,  eine  Grenze  findet  an  dem  gesamten  SystemJ 
seines  transscendentalen  Idealismus,  wie  Herder's  Monismus  christlich-| 
theolugisch-dualistischeu   Einwirkungen    nicht  entgangen   war:  finden j 
wir  mithin  im  Grunde  auf  beiden  Seiten  einen  Einschuß  im  Sinne  der! 
späteren  Ideenichre,  so  begreift  sich  aus   einem   anderen   Zusammen- 
hange,  warum  die  Zeitgenossen   und  auch   noch,  ihnen   folgend,  eine 
spätere  Zeit  Wert  gerade  auf  diesen  Einschuß  legten. 
I         Herder  und   Kant  —  dieser  als  historischer   Methodiker  —  be-l 
griffen  wohl,  daß  die  Einheit  des  geschichtlichen  Geschehens,  rein  iaj 
psychischen  Gebieten  vor  sich  gehend,  auch  eine  absolute  Einheit  der! 
Auffassung  fordere  und  ermögliche.    Aber  sie   standen  noch,  Herder] 
als  Theolog,   Kant  als  frommer  Protestant   aus  pietistischen  Kreisen,! 
unter  dem  Einfluß  der  allgemeinen  Anscbauungen   ihrer  ZeitgenosseUg  1 
für    welche   die    Devise  Gott,   Freiheit,    Unsterbhchkeit  wenigstens  in 
Deutschland  beinah  unerschüttert  galt    So  kamen   sie   zur  Aufnahme] 
eines  supranaturalen   oder  wenigstens   transscendentalen  Elements  alij 
Kinder  ihrer  Zeit    Daß  diese  Zeit  sie   aber  nicht  an   der  Stelle,  wal 
sie  einen  propheiischen  Monismus  lehrten,  sondern  weit  einfacher  und! 
lieber  an  der  Stelle,   wo  sie  ihr  congenial   waren,  begriff;  wer  sollte] 
das  nicht  erwarten?   Und  so  hat  nicht  ihr  historischer  Monismus  zu- 
nächst fortgelebt  —  erst    viel  später  gewinnt   er,    und   von   nun   abj 
dauernd,  Bedeutung  — ,  sondern  ihr  historisch-metaphysischer  Dualis« 
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mus.    Dieser  aber  konnte  zu  nichts  anderem  als  zu  einer  Ideenlehre 
irgendwelcher  Art  führen. 

Freilich  waren  mit  diesen  Zusammenhängen  die  Wirkungen  der 
Systeme  Herder's  und  Kant's  auf  Methode  und  Praxis  der  Geschichts- 
schreibung noch  in  keiner  Weise  erschöpft.  Sehen  wir  m  dieser  Hin- 
sicht von  dem  ab»  was  früher  schon  im  eiüzelnen  ausgeführt  wrvrden 
ist,  so  müssen  im  allgemeinen  noch  folgende  Momente  betont  werden. 

Mit  ihrer  Zeit,  entsprecheiKl  auch  den  Anforderungen  ihrer  Sy- 
steme, geben  Herder  und  Kant  bei  ihren  Betrachtungen  ständig  von 
der  Weltgeschichte  aus.  Sie  suchen  deshalb  von  oben  her,  (»hne  in 
die  Tiefen  auch  nur  der  nationalen  Entwickehmg  grundsätzlich  und 
systematisch  einzudringen,  die  Lösung  der  weltgeschichtlichen  Riitsel 
Vor  allem  gilt  das  von  Herder,  während  Kant  wohl  den  Versuch  macht, 
von  den  unteren  konstituierenden  Kräften  der  Geschichte  auszugeben, 
diese  aber  dennoch  mit  Rücksicht  auf  sein  weltgeschichtliches  Ziel 
gruppiert,  ja  aufsucht. 

Die  Folge  dieses  Vorgehens  ist,  daß  der  biologische  Charakter 
der  nationalen  Entwickelungcn  in  ihrem  Aufsteigen  von  niedrigeren 
zu  höheren  Kulturzeitaltern  wenn  nicht  ganz  übersehen ,  so  docli  in 
seiner  Bedeutung  bis  zu  dem  Grade  verkannt  wird,  daß  über  den  Ent- 
wickelungsprozeß  aller  bekannteren  Nationen,  der  dem  weltgeschicht- 
lichen Entwickelungsprozeß  gleichgesetzt  wird,  Eine  Linie  der  Entwicke- 
luog  hingezogen  wird. 

Diese  Linie  würde  bei  Kant,  der  freilich  in  seinen  wenig  umfang- 
reichen hierher  gehörigen  Schriften  die  konkrete  historische  Durch- 
führung nicht  gegeben  hat,  im  ganzen  eine  Linie  des  Fortschritts  von 
weniger  entwickelten  zu  immer  höber  charakterisierten  bürgerlichen 
Verfassungen  gewesen  sein :  es  würde  also  hier  eine  mehr  oder  weniger 
schon  mit  innerlich  kontinuierlichen  Momenten  durchliochtene  Entwicke- 
lung  zum  Ausdruck  gelangt  sein.  Bei  Herder  dagegen  ist,  wenngleich 
auch  hier  ein  kontinuierliches  Moment  in  dem  allgemeinen  Fortschritt 
über  Macht  und  Weisheit  zur  Güte  zum  Ausdruck  gelangt,  im  allge- 
meinen die  Auffassung  doch  eine  andere.  Nach  Herder  ist  jede  Nation 
eine  für  sich  stehende  „Form''  der  geschichtlichen  Ent Wickelung,  es 
U^t  ihr  also  eine  nationale  „Idee''  zu  Grunde;  und  das  Ergebnis  des 
Geschehens  kann  nur  sein,  daß  sich  diese  Form  immer  mehr  mit  gött- 
lichen Kräften  füllt,  bis  das  ihr  Eigentümliche  in  höchster  Vollendung 
erzeugt  ist.  Daher  hat  jede  Nation  eine  Seite  des  Geschehens  bis  zu 
dem  Grade  entwickelt,  daß  die  absolute  Vollendung  erreicht  ist;  diese 
Vollendung  kann  nicht  mehr  übertroöcn  werden.  So  liegen  z,  B.  die 
Ideale  der  Kunst  für  die  Menschheit  ein  für  allemal  und  für  immer 
bei  den  Griechen,  die  Ideale  des  Rechts  bei  den  Römern  u*  s,  w.  Die 
W  cltgeschichte  aber  besteht  in  der  Auswirkung  dieser  Ideale  des  Mensch- 
lichen nach  seinen  verschiedenen  Seiten  hin,  wie  die  Naturgeschichte 
in  der  Auswirkung  der  Ideale,  welche  mit  den  Typen  der  Schöpfungs- 
zeit gegeben  sind. 

Nur  ist  klar,  daß  hei  einer  solchen  Anschauung  der  Wert  einer 
vergleichenden  Völkergeschichte  sehr  gering  angeschlagen  werden  wird; 
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denn  ihr  ist  nicht  das  Reguläre  und  das  Vergleichbare  das  Wertvolle, 

sondern  das  Singulare  und  Unvergleichliche. 

Freilich  tritt   da  die  Frage  auf:  wie  denn,  wenn   das  Singulare  j 
festgestellt  werden   s*dl,  dies  anders  geschehen  könue,   als   auf  dem 
Wege  der  Ausscheidung  des  Regulären?     So  daß  auch  die  allgemeine] 
Autfassung  der   weltgeschichtlichen  Probleme  im   Sitiue  Herder's   zur' 
Parallelisicrung   der  Entwickelungsgänge  der  Nationen   in  der  Unter- 
suchung des  Einzelnen  und  damit  zur  vergleichenden  Geschichte  der 
großen    sozialpsychischen   Zusammenhänge  führt.     Dies  um   so  mehr, 
als   natürlich  die  Annahme  völlig  willkürlich  ist,   daß  in  jeder  Nation . 
nach  irgend  einer  Seite  der  menschlicheo  Entwickelung  ein  später  ni€ 
wieder   zu   erreichendes  oder  gar  zu  übertreffendes   Ideal  sich   aus- 
wirke. 

Allein  nicht  bloß  die  Auffassung  des  Charakters  der  nationalen 
Entwickelung  wird  durch  eine  Betrachtungsweise  vom  weltgeschicht- 
lichen Standpunkte,  wie  Herder  und  Kant  sie  übten,  in  sehr  entschie- 
dener, freilich  nach  unserer  weitergebildeten  Auffassung  schiefer  Weise 
bestimmt,  sondern  fast  noch  mehr  die  geschichtliche  Auffassung  des 
Individuums. 

Zunächst  versteht  es  sich,  daß  das  vorige  Jahrhundert,  und  mit 
ihm  vor  allem  Herder  und  auch  Kant  sehr  wohl  wußten,  daß,  der  Mensch 
als  individualer  Typ  genommen,  jedes  Exemplar  dieses  Ty[res  in  regel- 
mäßigeu  Entwickelungsstufen  fortschreite.  Die  Behauptung  dieser  That- 
sache  war  eine  einfache  Konsequenz  der  Leihniz'schen  Entwickelungs- 
lehre,  die  wir  bei  Herder  in  der  erweiterten  Form  der  Auffüllung  der 
„Formen^'  durch  qualitative  Zunahme  der  göttlichen  Kräfte  in  ihr 
wiedertreffen.  So  sagt  denn  schon  Wolft,  indem  er  von  der  Erklärung 
der  sogenannten  niederen  zu  der  der  höheren  Seelenvermögen  über- 
geht: singulas  facultates  eo  ordine  ejtplicavimus ,  quo  in  modificatio- 
nibus  animae  sese  cxserunt  (Ps.  emp,  praef,  extr.).  Am  evidentesten 
aber  findet  sich  der  Gedanke  schon  früh  bei  Wicland  betont  (Betrach-, 
tungen  über  den  Menschen  1755,  S.  2t5).  Er  sieht  zu  unterst  einen 
großen  Haufen  der  unreifen,  ungebildeten  Menschen;  daun  folgen  „Men- 
schen, die  die  sinnlichen  Vollkommenheiten  ausbilden ;  solche,  die  nur 
Intelligenzen  sein  wollen;  eine  kleine  Zahl  von  solchen,  deren  mora- 
lische Güte  sie  liebenswert  macht;  und  endlich  ganze,  ausgewickelte 
und  (soweit  es  diese  Welt  verstattet)  vollkommene  Menschen,  welches 
daher  große  uml  majestätische  Geschöpfe  sein  müssen"'). 

Allein  es  ist  klar,  daß  es  sich  hier  nur  um  eine  deskriptive  Form 
der  Entwickelungslehrc  handelt,  die  sich  auf  die  typische  Entwicke- 
lung der  einzelnen  Menschen  gleichviel  welcher  historischer  Zeitalter 
bezieht.  Hierüber  war  nun  Herder  allerdings  (und  implicite  auch 
Kant)  hinausgegangen-  Sie  hatten  das  Individuum  als  lyp  zugleich 
in  die  Zeit  gestellt.  Aber  nur  in  die  weltgeschichtliche.  Der  Römer 
war  ihnen  ein  anderer  Typ,  als  der  Grieche:  die  weltgeschichtliche 
Aufeinanderfolge  der  Nationen  modelte  die  Individuen.     Dabei  erhieltea 
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diese  nicht  bloß  die  Prägung  des  im  Kerne  als  unerklärlich,  als  „Idee" 
betrachteten  Nationalcharakters,  sondern  zufjleich  auch  die  der  welt- 
geschichtlichen Zeit.  Es  war  das  schon  eine  ungemein  starke  Ab- 
weichunpr  von  dem  alten,  in  der  Zeit  noch  fortwucherndcn  absoluten 
Individualismus  des  16*— 17,  Jahrhunderts,  der  die  Individuen  aller 
Zeiten  und,  in  der  historischen  Wissenschaft,  auch  aller  Völker  gleich  be- 
trachtet hatte.  Wie  schwer  sie  der  Zeit  eing:ing,  zeigt  der  Widerwille, 
den  Lessing  mit  seinem  der  Lehre  Hcrder's  und  Kant's  verwandt  kon> 
struierten  weltgeschichtlichen  Individualismus  selbst  bei  seinen  nächsten 
Freunden  erregte:  Mendelssohn  z.  B,  in  seinen  Ges.  Sehr.  3,  217  erklärte 
ihm  ß^egenüber:  „Ich  für  meinen  Teil  habe  keinen  Begriff  von  der 
Erziehung  des  Menschengeschlechts,  die  sich  mein  verewigter  Freund 
Lessing  von,  ich  weiß  nicht  welchem  Geschichtsforscher  der  Mensch- 
heit hat  einbilden  lassen.  Der  Fortgang  ist  für  den  einzelnen  Men- 
schen.*' 

Indes  über  den  „wcltgeschiditlichen"  Menschen  sind  denn  doch 
auch  Herder  und  Kant  nicht  hinausgelangt:  daß  es  Individual typen 
der  Kulturzeitalter  gebe,  daß  der  Mensch  des  Hirtenlebens  z.  B.  geistig 
anders  konstruiert  sei,  als  der  Mensch  höherer  Kultuq)erinden,  das 
ist  ihnen  als  Moment  systematischer  Betrachtung  noch  entgangen,  und 
doch  lag  das  Bedürfnis  einer  anderen  Auffassuugsweise  schon  in  der 
Luft  Meiners  sagt  in  seiner  Abhandlung  über  die  Neigungen,  S.  191 
(cit  Dessoir  1,  149):  .^Niemand  ist  bis  zur  Kindheit  des  menschlichen 
Geschlechts  hinaufgestiegen,  um  das  Wesen  des  Menschen,  so  wie  er 
aus  den  schaffenden  Händen  des  Allmächtigen  in  die  Welt  trat,  zu 
durchschauen.  Niemand  hat  an  die  großen  Revolulimien  gedacht,  die 
die  ganze  Menschheit  durch  die  Gesellschaft,  ganze  Völker  durch  die 
ihnen  eigentümlichen  Gesetze,  jedes  Individuum  durch  beide  und  durch 
die  Erziehung  erlitten  und  noch  leidet!  Jeder  ergreift  den  Menschen, 
wie  er  ihn  antrifft,  er  mag  Bürger,  Gelehrter  oder  Wilder  sein*  Dieser 
bildet  sich  ein  schönes  Ganze,  das  er  Mensch  nennt,  aus  den  abge- 
zogenen Vcrtrcfnichkeiten  einiger  Weisen,  die  bis  an  die  äußerste  Grenze 
der  Menschheit  hinaufgedrungen,  und  findet  da  einen  Gott,  wo  er  den 
Menschen  suchte.  Ein  Anderer  nimmt  einen  entgegengesetzten  Weg, 
versetzt  sich  auf  einmal  in  die  amerikanischen  oder  afrikanischen  Wild- 
nisse, sucht  den  Menschen  in  der  entkräfteten  und  erniedrigten  Natur 
des  Hottentotten  und  Irokesen  und  stürzt  ihn  ohne  Mitleid  von  seinem 
urs|irünglichen  Adel  eines  denkenden  Wesens  in  die  verworfene  Klasse 
eines  bloß  fülilonden  Geschöpfes  herunter  ....  Diesen  Widersprüchen 
wörde  vielleicht  noch  einigermaßen  abgeholfen  worden  sein,  wenn  man 
das  werdende  Individuum  des  Menschen  aufmerksamer  beobachtet  hätte; 
allein  auch  dies  ist  bisher  ein  frommer  Wunsch  geblieben.  Locke  ver- 
suchte es  zuerst;  er  schränkte  sich  aber  auf  dus  Denkungsvermöt^en  ein/* 

Treten  so  bei  Meiners  entschiedene,  wenn  auch  noch  unklare  For- 
derungen für  eine  veränderte  Betrachtungsweise  des  typischen  lodi- 
viduums  zu  Toge,  so  ist  nach  dem  bisher  Ausgeführten  ohne  weiteres 
hegreiflich,  daß  sie  auf  dem  Boden  der  Geschichtswisseoschaft  nur 
anter  Aufgabe  des  bisherigen  weltgeschichtlichen  Standpunktes  erfüllt 
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werden  konnten,  und  aucli  das  genügte  noeb  nicht  einmaL  Wie  waren 
denn  Herder  und  Kant  zu  ihrem  weltgeschichtlichen  Standpunkte  pje- 
langt?  Dadurch,  daß  sie  der  Geschichte  im  Grunde  deduktiv,  philo- 
sophisch entgegengetreten  waren,  sei  es  vom  monistischen,  sei  es  vom 
dualistischen  Standpunkte,  Dieser  Standpunkt  liegt  auch  bei  Kant, 
trotz  seines  anscheinenden  Ausgehens  nur  von  Erfahrungssätzen  vor, 
indem  er  Naturabsichten  annimmt:  denn  jeder  teleologische  Stand- 
punkt, von  welcher  Art  auch  immer,  ist  philosophisch.  Da  aber  die 
Philosophie  nur  das  Ganze  ins  Auge  fassen  kann,  so  ist  für  sie  der 
weltgeschichtliche  Standpunkt  der  gegebene. 

Wollte  man  also  weiter  kommen,  so  war  vor  allem  die  philo- 
sophische und  erst  darum  auch  die  herkömmliche  weltgeschiehtliche 
Position  aufzugeben.  Es  geschah  allgemein,  indem  man  die  Teleologie 
zu  gunsten  der  Kausalität  verabschiedete.  Die  Kausalität,  auf  das  Ent- 
wickelungspriözip  angewandt,  ergab  auf  dem  Gebiete  der  Natur- 
geschichte die  Lehre  von  der  Entwickelung  der  Arten,  auf  dem  Ge- 
biete der  Geistesgeschicbte  die  Lehre  von  den  Kulturzeitaltem  0-  Die 
Lehre  von  den  Kulturzeitaltern  aber  ist  zunächst  an  die  vergleichende 
Betrachtung  der  Nationalgeschichten  und  nicht  an  die  bisherige  Pro- 
blemstellung der  Weltgeschichte  geknüpft  Freilich  ist  der  Umschwung 
nun  auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften  so  gut  wie  auf  dem 
Gebiete  der  Geisteswissenschaften  nicht  unmittelbar  eingetreten.  In 
beiden  ist  der  Aufstellung  der  entwickelungsgeschichtlichen  Kausalität 
eine  Periode  vorausgegangen,  die  rein  realistisch  Einzelheiten  fest- 
gestellt hat  und  nichts  thun  wollte,  als  zunächst  deskriptiv  das  Detail 
kennen  lehren,  ohne  es  unter  allgemeinere  Kategorien  zu  fassen.  Ist 
diese  Periode  auf  dem  Gebiete  der  Geisteswissenschaften  speciell  an- 
fangs noch  beherrscht  gewesen  von  dem  Gedanken  einer  Lehre  trans- 
scendenter  Ideen,  so  sind  diese  Ideen  doch  in  ihrem  Verlauf  immer 
empirischer  gefasst  worden,  bis  das  Wort  Idee  fälschlich  nur  noch 
zur  Bezeichnung  solcher  allgemeiner  geschichtlichen  Tendenzen  diente, 
deren  Auflösung  im  einzelnen  noch  nicht  gelungen  war. 

Parallel  aber  der  Aufstellung  einer  kausalen  Entwickelung  ging, 
sie  auf  geistesgeschichtlichem  Gebiete  erst  vollkommen  ermöglichend, 
die  Erweiterung  der  Individualpsychologie  auf  die  sozialpsychologischen 
Zusammenhänge.  Diese  Erweiterung  war  notwendig,  insofern  erst  mit 
ihr  ein  vollkommeneres  Verständnis  der  Kulturzeitalter  erhofft  werden 
konnte;  und  wie  sie  ein  Postulat  der  veränderten  geschichtlichen  Be- 
trachtung  war,   so   hat  sie   ihrerseits,    etwas   rascher  entwickelt  und 


früher  am 
man  sagen, 


Platze,  dieser   Betrachtung  vorgearbeitet.     Und  so   kann 
daß  das  Einsetzen  einer  kausalen  Betrachtungsweise  inner- 


1)  Die  Art  Ut  im  Reiche  der  NfttuT*  w;i»  die  Ge&amtpcirsönlichkcit  eines  bestimmten 
Zettiüter«»  der  knltorell  bedingte  PeryonllchkeiUtyp  in  der  Geschicbte.  Nar  daß  dtM 
Anerkoniitni«  des  tiatarireachichtlichen  Typs,  bei  dem  es  sich  um  die  ^enemche  Sut^d 
smntlon  von  nicht  menschlicben  Subjektoo  htiidelt,  in  die  FVfihseit  der  Durchbildung  1 
der  Spruche  binRafreicbt,  trihrend  die  venerische  Sabsamtion  gescbicbtMcber  Meuächen 
nur  Sache  höchstentwickelter  Kttltur«eituHer  »eio  kann,  da  e»  das  intensivste  Verseokeo 
in  gut  erschlossene  and  weite  Zeitriume  des  Vergangeneo  voraiiRsetit. 
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halb  der  geschichtlichen  Auffassung  wie  das  zunehmende  Verständnis 
f&r  die  sozialpsychologischen  Faktoren  der  Entwicklung  schließlich 
diejenige  Veränderung  der  geschichtlichen  Gedankenwelt  herbeigeführt 
haben,  die  uns  heute  von  der  Aufiiassung  Kant's  und  Herder's  scheidet. 

Möglich  gewesen  aber  wäre  die  Anwendung  dieser  neuen  Faktoren 
auf  die  geschichtliche  Betrachtung  niemals,  wenn  nicht  die  Geschichts- 
forschung inzwischen  von  der  Aufstellung  der  allgemeinen  geschicht- 
lichen Beziehungen  fortgeschritten  wäre  zu  einer  viel  intensiveren 
Bearbeitung  des  historischen  Stoffes,  einer  Bearbeitung,  die  sowohl 
das  Herausheben  der  kausalen  Momente  wie  die  Klarle^ng  sozial- 
psychischer Vorgänge,  sei  es  auf  statistischem  Wege,  sei  es  auf  dem 
Wege  der  Schätzung,  ganz  anders  als  früher  gestattet 

Himmelfahrtstag  1897  (27.  Mai). 


Beriehtigangen. 

8.  161,  Anm.  1,  Z.     8  lies  den  Aafsats  statt  diese  Aafsitse. 

„    IS    „    dieser  statt  diesen. 

„   14    ,f    einer  weiteren  statt  eine  weitere. 
8.  162,  Z.  8  ▼.  a.  lies  begleitet  waren  statt  begleitet,  wareo. 
8.  166,  Z.  15  V.  o.  lies  Spontaneitüt  statt  Spontancetft. 
8.  168,  Z.  13  ▼.  n.  ist  „sich  deoen*«  su  streichen. 
8.  170,  letzte  Zeile  lies  8.  oben  8.  168—69  sUtt  8.  oben. 
8.   172,  Anm.  2,  Z.  8  lies  Förderangsmittel  nicht  statt  FörderoogsmitteL 
8.  174,  Z.  19  von  oben  lies  hineinragendeD  statt  Qberragenden. 
8.  175,  Aom.  1,  Z.  2  lies  der  Anlege  statt  Anlage. 
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Richard  Rössger, 


Eine  üntersuchunc:  über  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen* 

Dr*  Biehard  Hdssger  in  Leipzig. 
(Scblufs,) 

in.  stimmen  tius  der  Praxis  über  das  Gewerbe  im  Unilierzielien. 

1)  lieber  den  Hausierhandel. 

a)  Urteile  der  Hausiergegner* 

Schon  die  Rej^ierungserlasse  der  früheren  Zeiten  *)  enthielten,  wie 
wir  gesehen  haben,  eine  ausführliche  Zusammenstellung  der  dem  Hau- 
sierer xur  Last  gelegten  Schäden  und  Nachteile.  Seit  Jahren  ist  man 
bemüht  gewesen,  dieses  Sündenregister  zu  erneuere  und,  wo  es  ging, 
zu  vervollständigen.  Mit  größttü  Belmrrlichkett  bat  man  in  der  Tages- 
presse, den  gewerblichen  und  Handelszeitungen  und  den  Handels-  und 
Gewerbekammerberichten  wieder  alles  das  zusaramengetrageo,  was  man 
au  Vorwurf  und  Schuld  auf  die  Sclmlter  des  ,,PackentrÄgers'*,  wie 
man  ihn  frühernannte,  aufpacken  konnte.     Und  dies  ist  nicht  wenig-). 

Der  gelindeste  Einwand  gegen  den  Hausierer,  mit  dem  die  Reihe 
der  mehr  oder  weniger  sacli liehen,  oft  aber  auch  recht  persönlichen  Eie- 
merkiingen  eröffnet  werden  soll,  ist  iler,  daß  das  Gewerbe  seit  langem 
aufgebort  habe,  einem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  zu  dienen,  es  habe 
vielmehr  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  völlig  verloren^). 
In  jedem  kleinen  Orte^  liest  mau  wiederholt,  seien  Kauficute;  über- 
all,  wo  sich  nur  Aussicht  auf  Fortkommen  zeige,  haben  diese  Nieder- 


1)  S.  Heft  VII,  S,  20  f. 

S)  Ich  habe  mich,  um  dteseo  Teil  der  Arbeit  nicht  sa  sehr  aiuiiiehneti  xa  tnüaüen, 
Aof  di«  V«rdOei)il{chuQ|ren  der  fl  a  n  d  1 1  s  •  utid  Gewerbekiiinment  beschrinkt.  Alle 
mir  tttgingnchea  Berichte  derselben  hnbei  ch  eiti^eüehcn  Dies  wurde  mir  tlarcb  das  liebcns- 
würdi|£e  Eolfreiifen  kommen  der  Verwaltung  der  Handelikammerbibliothek  tu 
Leipalf?,  deren  f^rofse  Samroluni;  von  Berichten  —  es  frind  mehr  aU  1000  —  mir 
ohne  jede  Bescbräukuoi^  an  Zeit  snr  VerfÜKung  »tand,  aQr»erordentIich  erleichtert.  Ea 
i$t  mir  eine  aof^enehme  P0icht,  hierfür  auch  mu   diet^er  Stelle  meinen  Dank  auszn^preche». 

9)  RandeJi^kammer  Qo>Iar  1S75.  FlnndeUkimmer  München  IdSB  IlandcUkammern 
tJnterfranken  n  Aschaffenborg  1890/ÖJ.  U^ndeUkammer  RoUweil  1891,  IlandeUkammer 
Miiiden  t$88  a  1891,  Hftndel^kNmmer  llHdelheri;  18^0,  IlandeUkammer  Hitdesbetm  1891, 
Handelskammer  KobJena  1893,  Hindetäkammer  Osnabrück   1894. 
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lassungeri  in  großer  Zahl  stattgefunden  u.  s.  w*  ^).  Kaum  ein  Drittel 
dcTselbeii  entspreche  eiücm  legitimen  Bedürfnis  *).  Es  habe  sich  ferner 
der  Kreis  der  hausiermilßig  vertriebenen  Waren  immer  mehr  erweitert 
auf  Waren^  die  sonst  nicht  auf  dem  Hausierwege  feilgeboten  worden 
seien  ^)  und  für  welche  jetzt  erst  recht  ein  Bedürfnis  nicht  vorhanden 
sei*).  Obgleich  der  moderne  Verkehr  sich  etwa  um  das  Fünffache 
vermehrt  habe,  habe  sich  doch  der  Hausierhandel  nicht  um  das  Fünf- 
fache veruiindert,  sondern  in  eben  demselben  Verhältnis  zugenommen^). 

Zahlreich  sind  nun  aber  die  Vorwürfe,  welche  sich  teils  gegen 
die  Waren,  teils  gegen  die  G  eschäf  tsp  r  axis  und  vor  allem  auch 
gegcji  die  Person  des  Hausierers  richten. 

Von  seiner  Ware  wird  gesagt,  daß  sie  meist  minderwertig  sei;  viel- 
fach bestehe  sie  aus  „incouranten  Lagerrückständen  großstädtischer 
Magazine'*,  öfter  noch  aus  „Ausschußwaren  groiier  Fabrikunterueh- 
inungen'',  z.  T,  werde  sie  „in  Form  und  Ausstattung  ansprechend  und 
getäliig,  in  Qualität  dagegen  mangelhaft  und  unsolid  zu  dem  Zwecke 
hergestellt^  um  zu  einem  ganz  geringen  Preise  auf  dem  in  Uede  ste- 
henden Wege  vertrieben  zu  werden*^  ^> 

Ja,  geradezu  als  ,,6chwindelhaftes  Fabrikat'^  wird  sie  hingestellt, 
mit  denen  der  reelle  Geschäftsmann  nicht  konkurrieren  könne'). 

Infolge  seiner  „Ramschware*'^),  heißt  es  ferner,  zwinge  der  Hausierer 
sogar  „die  deutsche  Industrie,  vielfach  billige  und  schlechte  Waren 
anzufertigen,  während  die  besseren  und  lohnenderen  Qualitäten  vom 
Markte  verdrängt*'  würden  '^).  Dadurch  würde  die  gedeihliche  Ent- 
wickelung  der  Industrie  gehemmt  und  den  Fabrikanten  eine  unwürdige 
Konkurrenz  bereitet  *  *). 

In  manchen  Branchen,  so  im  Schnittwarengeschäft,  fänden  infolge- 
dessen geradezu  Täuschungen  statt,  wie  Verfälschungen  von  Leinen- 
tmd  Seidenstoffen,  Imitationen,  chemischen  Beschwerungen  u.  s.  w.  ^^). 

1)  Htadtlskammer  Osnabrück  1879.  Elu^aW  der  Onndelskiiiniiiern  für  Gaestemünde^ 
Goftlar,  GdttiDgen ,  HftDDover^  HHdesbeim  und  Lütiebarg  au  d«u  pretifsischen  Hucdela- 
mimsUr  Tom  Jahre  1880.  Handelskummur  Heidelberg  1886,  HatideliikAaimer  GusIäf  1888 
m  1891   V.  a.,  vgL  Heft  VII^  S.  U,  Anmerkung   1. 

tj  HanddskiLtntxier  Ulm   1880.    HRodelskammer  Trier  1890. 

3)  H&odeiskiimmcr  Ulm,  1880.  EiDgftbo  der  hanDÖv.  Kammero  vom  Jahr«  1886, 
Üftodeltkammer  Hanno var  1888. 

4)  UandüUkammer  Goalar  1887,  vgl.  auch   1888,  1889. 

6)  llandela-  and  Gowerbekammer  Stuttgart  1892.  Handdakaromer  Hildesbaim 
1887,  vg].  Auch  Handelskammer  Heidelberg  I8U0. 

€)  Handelskammer  Köln  1876,  vgl.  Handels*  and  Gewerbekammer  für  OberpfaU 
und  von  Kegeniburg  1873/76,  Hatidelikammer  Osnabrück  1879,  Handelskammer  Lahr 
1889  und  Handelskammer  Müoater  1889. 

7)  HandeUkamoier  Faasan  188^,  HandeJ^k immer  Heidelberg  1890^  vgL  Haiidels- 
und  Gewerbekammer  Zittatt   1882,  UandeUkammer  Trier   1892. 

8)  Haitdebkammcr  Hildeaheim    1891^    Handelskammer    Heidelberg    1886    und    1888, 

9)  Handelskammer  Heidelberg  1886 ^  Handebkammer  Uuterfrankeo  1890}  and 
Handels-  n.  Gewerbekammer  Kegensburg  1873/76,  HandelskMiimer  M^blbausen  IST^p 
HandeUkAmmer  Harburg  1893. 

10)  Handelakammar  Heidelberg  1890,      VgL  Haudelakatnmer  Goslar  1892. 

11)  Handels'  ond  Gewerbekammer  Regensburg  1873/76.  Vgl.  HajideUkammer  Heidel* 
b«rg,  1836.  (Eingabe  von  806  Gewerbetreibend«!})  und  1890  (Petiüoii  des  Kamites  gegen 
die  tfilsbr&acfae  im  Haasierhandel). 
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Schließlich  werden  die  angeboteüee  Waren  vielfach  als  unnütz  („Ginger- 
lilzcheii'')    Ijezoiehnet  *). 

Hiermit  kommeo  wir  zu  einem  anderem  Vorwurfe  gegen  den  Hausierer 
und  sein  Gewerbe,  daß  er  nämlich  die  Bewohner  kleiner  Orte  und  des 
Landes  verleite,  überflüssige  Waren  zu  kaufen*).  Indem  er  Kauf- 
bedürlnisse,  die  fi  über  nicht  vorhanden  waren,  wecke,  soll  er  das  bare 
Geld  mit  fortnehmen  und  dann  bei  „dem  Kaufe  der  iibrig*^n  Artikel 
in  ansässigen  Geschäften  das  Borgen  vermehren,  somit  zum  Verfall 
der  ohnehin  so  ungeregelten  Kreditverhältnisse  und  Zahlungsteimine'' 
beitragen  *). 

Schließlich  wirft  mau  ihm  vor,  daß  er  den  „Spartrieb*'  *}  der  hand- 
arbeitenden Klassen  beeinträchtige  und  damit  dem  „Leichtsinn  und 
der  Liederlichkeit  Thür  und  Thor''  öffne  und  daß  durch  die  von  ihm 
verkauften  Lnxusgegenstände  die  Einfachheit  der  Sitteu  auf  dem  Lande 
verloren  gehe  ^). 

Die  dem  Kaufer  gebotene  Bequemlichkeit  würde  meist  durch  über- 
tlüssige  Anschaffungen  und  mancherlei  andere  Nachteile  mehr  als  aus- 
geglichen ^). 

Sehen  wir  uns  die  Per&on  des  Hausierers  an,  so  erscheint 
diese  gleichfalls  in  einem  wenig  günstigen  Lichte.  Zunächst  heißt  es: 
„Zum  weitaus  größten  Teile  wird  dieser  Handel  von  jungen  kräftigen 
Personen  beiderlei  Geschlechts  betrieben ,  welche  sich  auf  andere  Art 
mindestens  ebenso  gut  —  wahrscheinlich  aber  besser  —  ernähren  könnten, 
denen  aber  das  umherschweifende  Leben  besser  gefällt  als  andauernde 
regelmäßige  Arbeit').  Daß  diese  Leute  in  ihren  Verhälinissee  nicht 
vorwärts  kommen,  vielmehr  meist  ein  elendes  Dasein  fristen,  dürfte 
eine  hierüber  anzustellende  Untersuchung  mit  Sicherheit  ergeben  **)". 

An  anderer  Stelle  heißt  es,  ihm  sei  nicht  immer  in  Bezug  auf 
seine  Ehrlichkeit  zu  trauen,  so  daß  die  Bewohner  kleiner  Land- 
orte sich  genötigt  sähen,  ihre  Wohnung  besser  zu  bewachen*}.  Dabei 
sei  er  in  der  Lage,  sich  leicht  jeder  Kontrolle  in  Bezug  auf  (Jute  der 
durch  ihn  vertriebenen  Nahruugs-  und  Genußmittel  zu  entziehen  ^^). 


1)  Gewerbek&tniuer  SAcbseu-W^oiiimr-EUeüach  1890/98. 

8)  H&adelakfttnEaer  Ileidvlberg  18äe^  HAßdelä-  uud  Gew«rbekA.mmer  Ki«<lerbAjerii 
1882«  Uiiadebkiimmer  OAnnbrück  1879,  Haudciak Ammer  HUdeah«im  1891,  Handelftkimmer 
Mitiden  IBOl, 

5)  HatidebkAinnier  Milnster  1889,  vgl,  BündelakAinoner  Kobleoi  1880  ^  Himdels- 
und  Gewcrbekiitnincr  für  Uut«rfr»tikea  i89ü/dJ,  IJADdebkiimiiier  Ueidelberg  1888  (Km- 
gabo  von  806  solb^tttodigoo  Kaarieatea«) 

4)  llAEidel>kiuiimer  Mindeij   1S88> 

()  Hftudeb-  und  Gewerbckummer  fUr  Niaderbayeni  (P«asAu)  1882  u.  1893,  vgl. 
IlAüdeUkftmmer  Osaftbrück   1890. 

6)  S.  AnmerktiDg  3. 

7)  H&Ddelvkammer  GosUr  1875  (,yftrbeitftacbeuQ  PerAoneQ**),  HfLodehkAmmer  Hübi- 
htaseo  1876. 

8)  HandeUkAmmer  Heidolberg  1890.     Vgl,  Pforihülm   1890/91. 

9)  HAudebkAmmer  Müoater  1889.  Vgl.  HAodela-  nad  QewerbekAtomer  NiederbAyeni, 
1893  tiud  Wieabad«»  1891.  HAndebkAmmer  Lebr  1889  („wo  mcbUi  la  v^rktafen  ist, 
b«Uela  und  &tebl«n  Aie  «ntor  irgend  eiucin  VorwAnde**). 

10]  HAiidebkAiiiaiftr  HildeAheim  1880.     (CingAbe  der  bmoaS vergeben  KAminorn,) 
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f  Oft  diene  ihm  sein  Gewerbeschein  nur  als  V  o  r  w  a  d  d  2  u  m  B  e  1 1  e  1  n  ^ ) ; 
denn  dem  Hausierhandel  wendeten  sich  im  ».weiteren  Umfange  arheits- 
scbeuc  und  in  sittlicher  Hinsicht  z^^eifelhafte  Personen  beiderlei  Ge- 
[scblechts''  zu  '^). 

Ebenso  schlecht  wie  seine  Ware  und  sein  Ruf  soll  die  Geschäfts- 
praxis des  Hausierers  sein.    Alle  Mittel,  sagt  man,  seien  ihm  recht, 
"wenn  es  gelte,  ein   Geschäft  zu  machen.     Und  daß  er  dies  mache, 
•verdanke  er  seiner  Aufdringlichkeit^),  marktschreierischen  Reklame  *)» 
'falschen  (l)  Vorspiegelungen,  minderwertigen  Gewichtseinteilungen,  und 
schließlich  Aufmachungen,  die  Täuschungen  beabsichtigten  oder  sie  jeden- 
falls im  Gefolge  hätten^).    Gaunereien  und  Schwindeleien  seien  hier  an 
[der  Tagesordnung^).     Namentlich  auf  dem  Lande  werde  das  Publikum 
lin   „geradezu  gewissenloser  Weise"   durch   sie  getäuscht^)*     In  Ein- 
töden,  wenn  außer  Frauen  und  Kindern  niemand  anwesend  sei,  schreckten 
^sie  sogar  vor  Drohungen  nicht  zurück,   um  dadurch  einen  Absatz 
zu  erzwingen  ^).     Ihre  Erfolge  auf  dem  Lande  seien  daher  öfters  einzig 
und  allein  auf  das  „zudringliche,  furchterweckende  oder  mitleiderregende 
und  auf  die  Unwissenheit  der  Kunden  spekulierende  Auftreten  der  oft 
agitatorisch  wirkenden  Hausierer  zurückzuführen"^). 

Zu  diesem  klagt  man  noch,  daß  dem  Landbewohner  der  Kauf 
besonders  durch  die  eigentümlichen  Zahlung s  beding ungen  er- 
leichtert werde,  indem  die  ,,Hausierer  auf  dem  Lande''  vielfach  kein 
bares  Geld  forderten,  sondern  Geflügel  und  andere  landwirtschaftliche 
[Erzeugnisse  in  Bezahlung  nähmen.  Da  die  Hergäbe  meist  unter  dem 
Werte  und  ohne  Wissen  des  Mannes  erfolge,  werde  hierdurch  auch 
eine  höchst  ungünstige  Einwirkung  auf  die  wirtschaftlichen  und  Familien* 
Verhältnisse  ausgeübt^"). 

Von  dem  Publikum  selbst  nun  wird  behauptet,  daß  es  im  Durch- 
schnitt nicht  in  der  Lage  sei,  „sich  ein  richtiges  UrteU  zu   bilden*' ^^); 

1)    U&ndehkaiDincr  Münster  18&9,   tlnDdehkamincr  llildoslieim  189!.     VgK  IJAiitlrU- 
n.  Oewerbekucniror  Ulm  ISÖÜt  HAntUli^kftininer  Lahr  lB89t  Hiiadelskummer  Oanabrüek  1879. 
t)  H«tidel5k&tnm«r  GosUr  1875. 

9)  Kifigitbe  der  hftiinriveraclieii  Kammern  im  Jfthre  1880.  Q^iidehkaiiinier  Lnlir 
1S89,  vgl  Atich  AomorkunK  11.     URQdd»kftmn]er  Heidelberg  18S9. 

4)  Uiiodebkaintnor  Osnabrück  1679f  HaiidebkAnisDer  lieidelburK  1890,  Haudi'U^ 
kmutaer  Uegetiiibarg  1873/76. 

ö>  lliindebkÄmmcr  Heidelberg   1890  (Petition). 

6}  HAadetäkammer  Goslar  1875,  Handelakammer  Harburg  1889.  Vgl.  hiersu  dio 
von  Vr  SiegemfttiD  im  Aultrage  der  llaadelakammern  Brauuscbw<!](;,  Goslar,  Göttingen, 
ll^ber»tJidt,  HuUe  a.  S.,  Hanuuver,  llild«iheim,  Kassel^  Mlndeu,  Nordka,uaen,  0!vDA.brUt;k 
l.lieraii»gegeb«ne  Sammlaog  von  lypiüchen  KäJlen  de«  unlAiitercn  Ge^icUMfta- 
IgebareDS^.  In  dieser  befinden  sieh  auf  8.  54  hh  S.  67  eme  Ansabl  bobtimmtor  Uei- 
r^iile  Ton  trügen  sehen  VorfälleD  im  Hausiorhandel  und  Detaitrci^en,  die  sieh  mtist  iUf 
fiten  Verkauf  von  Leinwand,    Tuchen,  Toflchen*  und  Qnndtüchern   beziehen. 

7)  Hafidelskaminer  Wiesbideu  1891  (Rlagen  aua  dem  Bezirk),  vgl.  UandeUkAmmer 
Zltima  1882. 

8)  l'etitton  von  3768  Nkht-Geworbtroiberiden  In  Niederbayern  (inttgelent  durch  die 
HnQdH«-  and  ne«rerbek*roiiier  im  Herielit  über  du»  Jahr  1693),  vg^  H&adeUkammer 
0»tiAbrttck  1879 


9)  S.  Anmerkung  7. 
lOi  Ha 


10)  Handebkamiiier  Minden  1891,     Vgl  Hen  VII,  S.  9. 

11)  HandelBkAmmer  Heidelberg  1890,  Bandelekammor  OflnAbrück  1879. 
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es  besitze  keine  Wareokenntnis  unJ  sei  gutmütig  und  leichtgläubig*), 
nanientlich  die  Frauen  ständen  der  inarktschreienschen  Reklame  des 
Hausierers  uiit  einer  geradezu  kritiklüsen  Leichtgläubigkeit  gegenüber'-). 

Alle  diese  Klagen  sind  alt,  sie  sind  uns  mit  geringen  Abweichungeü 
schon  aus  den  Rei^ieruogserlassen  der  früheren  Jahrhunderte  bekannt. 
Zu  ihnen  sind  jedoch  seit  kurzem  noch  weitere  hinzugekommen.  So 
liefen  die  Sonntagsruhe  dem  ansässigen  Gewerbe  eine  WaÖe  mehr 
gegen  den  Hausierer.    Hierzu  liest  man; 

„Der  Hausierhandel  nimmt  unter  den  Flügeln  (1)  der  Sonntags- 
ruhe immer  mehr  zu**  ^). 

„Der  Landmann,  der  laudwirtschaftliche  Arbeiter,  kann  an  den 
Wochentagen  nicht  in  die  Stadt  gehen,  findet  er  des  Sonntags  die 
Verkaul'sladeiJ  geschlossen,  so  kauft  er  in  der  Woche  beim  Hausierer, 
der  ihm  die  Waren  ins  Haus  bringt"*). 

Des  weiteren  hat  man  darauf  hiBgewiesen,  daß  diese  Art  des 
Gewerbebetriebs...  für  eine  gediegene  Kindererziehung,  für 
die  öffentliche  Moral  und  Ordnung,  sowie  auch  für  gesundheitliche 
Verhältnisse  schwere  Gefahren  mit  sich  führe;  schon  aus  diesem  Grunde 
allein  müßte  er  notwendig  beschränkt  werden  ^). 

Schließlich  wird  noch  über  die  Einrichtung  der  Ratenzahlung 
beim  Hausierhandel  vielfach  Klage  geführt  Wir  lesen  hierüber  im 
MQnchener  Bericht'^)  *  „Es  ist  notorisch,  daß  die  gröbsten  Äusscljreitungen 
des  Abzahlungsbetriebs  dann  vorkommen,  wenn  der  Verkäufer  bezw, 
dessen  Angestellte  die  zu  veräußernden  Gegenstände  dem  nachmaligen 
Käufer  in  die  Wohnung  oder  das  Arbeitslokal  bringen  ...  *  In  vielen 
Fällen  sind  es  die  Frauen»  welche  noch  schwerer  den  schwindelhaften  Ver- 
lockungen widerstehen  können  als  der  Mann.  In  ähnlicher  Weise  er- 
klären sich  noch  andere  Kammern  gegen  den  Verkauf  im  Umherziehen 
mit  Abzahlungsgelegenheit  ^).  Eine  derselben  schreibt:  „Man  öffnet  da- 
durch dem  Leichtsinn  und  der  Liederlichkeit  Thür  und  Thor  und  treibt 
zahlreiche  Existenzen  dem  Ruin  in  die  Arme.  Wer  einmal  einem  Ver- 
käufer schuldet  und  seinen  Verbindlichkeiten  nicht  nachkommen  kann, 
wird  denselben  nie  los"**). 

Auf  Grund  solcher  Anschuldigungen  hat  man  nun   das  Hausier- 


1)  MQhlkAQScn  i.  Th.  1B78.     Vgl.  Miuden  1888. 

%)  Hindels-  und  Geirorbokammer  für  Niederbiiyerii  ^Petition  der  3708  Nicfai-Ge* 
werbfttreibeoderi)  1893,  vgl.  Handeb-  ond  Gewcrbekstnoiisr  Kef^eusburg  1873/76. 

3)  Handels kftmmer  Münster  1893.  Vgl.  UandeUkAinmor  Kasi»el  18d4.  Dagegen 
jedoch  HandeUkmDiiier  Minden  1694. 

4)  Hundelt-  and  Gewerbekammcr  fhr  Nlederbayem  1893  (Petition).  Vgl.  Handcla- 
kmntner  Münster  1893,  Handels-  and  Getrerbekatnmer  Plauen  189S,  II&ndebkanimerSacliseQ« 
Weimar-Kisenach  18dO/9S,  Handebkammor  Lahr  18^1  oDd  1893,  Ilandebkammer  Osna- 
brück 1893,  Handelskammer  Bingen  1890/91  und  1892/93.  Handeb-  und  Gewerbe- 
kammer München  1892  und  1694,  vgl,  Haudobkammer  Harburg  1893. 

5)  Handelskammer  Heidelberg  1886,  Handels  kam  mer  UnUrfrankea  und  Atcbafleu- 
burg  1890/91. 

6)  Handels-  und  Gewerbekammar  MQncbeo  189S  and   1894, 

7)  Gewerbekamnier  S.- Weimar  1890/98,  Handels*  und  Gewerbekammer  Manchen 
1893. 

8)  Handelt-  und  Gewerbek&mmer  Nlederbajern  1893. 
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Wesen  oder  „Hausierunwesen"^)  wiederholt  als  eine  „Land- 
plage"') bezeichnet,  als  ein  Gewerbe,  „das  nur  zu  leicht  eine 
Schale  der  Vagabunden  wird ''),  ferner  als  einen  wahren  „Krebs- 
schaden^) unseres  wirtschaftlichen  Lebens'*;  als  schmutzige 
Konkurrenz*'*^),    ^^unlauteren    Wettbewerb'*"^)  u,  s.  w. 

Zucht  und  Sitte,  heißt  es,  habe  durch  dasselbe  derartig  gelitten, 
daß  „in  moralischer  Hinsicht  (!)  das  Schlimmste  zu  befürchten" 
stehe,  wenn  nicht  bald  Abhilfe  geschehe  0*  Sehr  häufig  ist  auch  die 
Klage,  daß  dadurch  der  MüßiggaDg  gefördert  werde. 

Ein  Bericht  sagt  am  Schlüsse  seiner  gegen  den  Hausierhandel 
gerichteten  Ausführungt^n:  Der  durch  die  unumschränkte  Gewerbe- 
freiheit eröffnete  Kampf  aller  gegen  alle  zeitigt  Früchte,  welche  mit 
dem  Begriffe  eines  anständigen  Betriebs  des  kaufmännischen  Zwischen- 
handels sich  nicht  mehr  vereinbaren  lassen  .  .  .  Die  Schädigungen 
nehmen  geradezu  einen  beängstigenden  Umfang  an  .  .  .  von  alten  Seiten 
werden  die  bittersten  Klagen  laut  ,  .  .  es  wird  sonach  die  höchste 
Zeit,  den  geschädigten  Berufsklassen  einen  erhöhten  staatlichen  Schutz 
zu  gewähren  ^). 

So  mannigfach  wie  die  Klage  ist  auch  der  VorschlagzurAbhilfe 
gewesen.  Es  lassen  sich  hier  2  Perioden  unterscheiden,  ffir  die  man 
das  Jahr  1883,  die  Zeit,  mit  der  neue  Bestimmungen  für  diesen  Gewerbe- 
betrieb in  Kraft  traten,  als  Grenze  annehmen  kann. 

Die  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre  in  Kraft  getretenen  freieren 
Bestimmungen  Gewerbefreiheit  hatten  allenthalben  drückeode  Fesseln 
gelöst  Ueberall  war  frische  Unternehmungslust  zu  spüren.  Freilich 
da  am  wenigsten,  wo  mau  sie  am  meisten  gefürchtet  hatte,  Nieder- 
lassungen von  Gehilfen   in  selbständigen  Unternehmungen  fanden  zu- 


S)  EftDdebkmmmer  Heidelberg  1886  (Petitioo). 

S)  HaodelskaiiiiBer  Hilde^lieim  1880«  HHiKtelskmmmer  Lahr  1889.  V^l.  8.- Weimar 
1890/92,     HendeUkammer  0«nabrüek  1879,  Handelikammer  Qoilar  1894. 

3)  Petitionen  der  3768  Nicbtgevrerbetreibeiidea,  —  Freilich  bemerkt  biersu  die 
HandeUkammer  Wiesbadeo  (1893)^  d^fa  üicb  die  ans&ssigea  Kaaneiite  s.  T.  selbst  onter- 
eiojiader  in  unlauterer  Weise  bokämpfieo. 

i)  VrL  S.  288,  Atimerkan^  3.     HftndeJtfkammer  HUdeaheim  1891. 

5)  HaodeUkammer  Barburic  1893. 

6)  HandeUkammer  Goslar   1887,  1888  u.   1891.    Haudetäkammer  Trier   1899. 

7)  Handelekainmer  Heidelberg  1800  (Petition  des  Komitea  gegeu  die  Mifsbriuefae 
Im  HauAiererhaDdel),  vgl.  HandeUkammer  Harbasg  1893,  HandelBkammer  Kobleaa  1880, 
Qaodet»kiimmer  Lahr  1892^ 

8)  Eaitdelskammer  Heidelberg  1890,  Tgl.  auch  Handels*  and  Oewerbekammer  Mittol- 
l^wnkeo  1879  und  Hendels-  und  Gewerbekammer  N teder bayem  1868  u.  1893. 

Vielfache  Uebereinatimmuntc  mit  diesen  Klsgen  «eigen  die  Angaben ,  welche  sich  in 
d^m  Berichte  der  Enquete  dos  Vereins  für  Sozialpolitik  über  den  .^Wucher  auf  dem 
Laude**  üodeu  (Sobriften  des  Vereins  für  Soxialpolitik  1887,  SS.  lOt ,  248  ^  263, 
271,  817,  324  n.  f.  w.).  Dieselben  besiehen  sich  auf  Hessen,  Thüringen^  die  Pfali 
and  die  Prorinsen  Sachsen^  Wedtfalen,  Baunover  und  Posen»  Man  wird  ihneu  eine  ge- 
wiese  Beachtung  nicht  Ter»«gen  k6nnen,  ah  es  sich  hier  um  Urteile  handelt«  die  mchi 
voo  lütufleuten  ausgehen,  denen  msn  also  auch  ntebt  ein  Konkurrenx Interesse  an  der 
Büthrtttkttflg  de»  Hausierbsndelt  unterschieben  kaoii.  Freilich  darf  man  ihnen  auch 
Mki  ein  la  grofses  Gewicht  beilegen,  da  nicht  lu  erkennen  ist,  mit  welcher  HiuÜgkeit 
die  genannten  Pille  tu  verieichnen  sind« 

Untu  rolfe  m.  UV  (LXIX),  i^ 
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nächst  nicht  statt  M.  Um  so  jjjrößer  war  der  Ztidrang  zum  HandeK 
Neben  den  zahllos  emporschießendeü  Detailgeschäften  Berufener 
und  Uüberufener  erwuchs  und  erstarkte  dem  zünftigen  Kaufmann 
die  Konkurrenz  durch  den  Hausierer  in  bedenklicher  Starke.  Diese 
Leute  bedeuteten  zunächst  schon  numerisch  eine  erhöhte  Konkurrenz. 
Dieselbe  wurde  aber  noch  fühlbarer  dadurch,  daß  ja  der  Hausierer 
infolge  des  persönlichen  Anbletene  seiner  Waren  verhaltnismäBig  immer 
einen  größeren  Absatz  haben  kann  als  der  Kaufmann, 

Das  Lästige  dieser  Konkurrenz  für  den  seßhaften  Kaufmann 
wurde  bald  erkannt  Eine  Kammer  weist  mit  folgenden  Worten  dar- 
auf hin: 

,,Es  giebt  zwei  in  der  Sache  selbst  liegende  Merkmale  der  Begrenzung, 
welche  einer  schädlichen  Gemeinwirkung  des  Hausierhandels  entgegen- 
treten, das  ist  die  Beschränkung  auf  Waren,  welche  der  Hau- 
sierer selbst  erzeugt  und  auf  diejenige  Quantität,  welche  er  ohne 
künstliche  Hilfsmittel  mit  sich  zu  führen  vermag,  —  Ohne  diese  Be- 
schränkung gleicht  die  eingeführte  Freiheit  des  Hausierhandels  einem 
Experimente,  welches  in  kurzem  neue  Agitationen  gegen  das  G.  i,  U, 
überhaupt  hervorrufen  wird^)/' 

Diese  Agitation  ließ  in  der  Thai  nicht  lange  auf  sich  warten. 

Während  es  anfangs  noch  viele  gab,  welche  der  Meinung  waren,  daß 
durch  strengere  Durchführung  der  im  Gewerbegesetz  dem  Hausierhandel 
auferlegten  Beschränkungen,  welche  „an  sieb  als  zureichend  erkannt'* 
wurden,  dem  Ueberhandnehmen  des  Hausierhandels  gesteuert  werden 
könne  ^\  treten  andere  doch  bald  mit  bestimmten  Vorschlägen  hervor. 

Die  Vorschläge  der  früheren  Periode  wurzeln  zunächst  noeh  fest 
im  Boden  der  Gewerbefreiheit*).  Der  Hausierer,  so  argumentierte  man, 
ist  im  Verhältnis  zum  ansässigen  Geschäftsmann  zu  günstig  gestellt. 
Auf  dem  Betriebe  des  letzteren  lasten  schwere  Regiekosten.  Er  ist 
ein  Mensch,  den  Erziehung  und  Neigung  gewisse  verfeinerte  Lebens- 
gewohnheiten zum  Bedürfnis  gemacht  haben.  Seine  Familie^  die  Ge- 
meinde, der  Staat  treten  an  ihn  mit  höheren  Ausgaben  heran,  Sie 
erwarten  von  ihm  nicht  bloß  höhere  pekuniäre  Leistungen,  er  muß  ihnen 
auch  „seine  Zeit  in  verschiedenen  Ehrenämtern  widmen^)".  Alles  dies 
erfordert,  daß  wir  ihn  nicht  schutzlos  der  Konkurrenz  eines  Menschen 
preisgeben,  der  für  den  Arbeiterstand  erzogen,  meist  alle  jene  Bedürf- 
nisse nicht  kennt,  der  alle  jene  höheren  Ausgaben  nicht  hat  und  infolge- 
dessen auch  mit  einem  viel  geringeren  Gewinne  seine  Waren  losschlagen 
kann.  Die  von  ihm  entrichteten  Steuern  sind  winzig  im  Vergleich  zu 
dem  erzielten,   beim  Großhausierer  oft  bedeutenden,   Umsatz.    Legen 


1)  HftndeUkftinmer  Leipzig*  1868.     V^gL  G.  SchmoUer,  «.  «,  0,p  S.  163. 

2)  ZiUaa  Baiidels-  ood  Gewer b«kiimmer  1866/67,  V-gJ,  »och  deu  Bericht  d«rselbeii 
KAtniner  über  d«s  J»lir  1868/69. 

d)  H&ndels*  und  Gewerbekmntiier  Leip«i|f  1863. 

4)  Handelikftmmer  Goalar  1875,  Hundels-  ttnd  Gewerbek&mmer  MiUelfrAnkea  1879 
ond  Stutt|;ftrt  18S0  a.  1884.  Die  Berichte  der  StuU^arter  KftmiDer  seichoen  sich  besooder» 
durch  ebenso  grtlndUche  el«  sachgemifkc  aad  ruhige  GrörUraageo  über   diese  Frage  aiae. 

5)  HiodelB-  ttnd  Gewerbekaoimer  SiuU^art  1880. 


Itfle  Untersucbang  über  den  Gewerbebetrieb  im  UmheraieheD, 

wir  daher  auf  die  Schulter  des  Hausierers  einen  Teil  von  der  Last 
des  anderen  *). 

Dies  ist  eine  Beweisführung,  deren  Logik  überzeugend  scheint. 
Man  wollte  anscheinend  dem  Hausierer  sonach  nicht  zu  Leibe,  n^an 
wollte  ihn  nur  sich  vom  Leibe  halten.  Der  Gegner  sollte  nicht  durch 
die  Staatsgewalt  unschädlich  gemacht  werden,  sondern  die  Waffen, 
und  damit  der  K(»nkurrenz]carapf  überhaupt,  sollten  gleich  wein. 

Fast  keine  Stimmen  oder  doch  nur  ganz  wenige  erheben  sich  zu 
jener  Zeit  für  eine  Unterdrückung  des  Hausierens,  Mau  scheint  viel- 
mehr froh  zu  sein,  auf  legale  Weise  das  Mittel  zu  einem  Ausgleich 
gefunden  zu  haben.  Ja,  selbst  beim  Vorschlag  dieses  Mittels  sind  viele 
anfangs  noch  recht  zaghaft.  Auch  diejenigen,  die  gegen  die  Hausierer 
und  kaufmannischen  Reisenden  Partei  ergreifen,  erklären  doch,  daß 
die  Heranziehung  der  Hausierer  zur  Kommunalbesteuerung  zu 
weil  gehen  und  einem  Verbote  dieser  Geschäfte  gleichkommen  würde"). 

In  ähnlicher  besonnener  Weise  äußern  sich  eine  ziemliche  Anzahl 
von  Kammern,  von  denen  sich  später  freilich  viele  zu  einer  anderen 
Auffassung  bekennen.     Wir  führen  einige  derselben  an* 

,,Wir  sind    keine  Gegner  der  Gewerbefreiheit  erkennen,   vielmehr 

1)  BAiidel*kftniiner  Ulm  18S0.  Handels-  aDd  GewerbekAUiniar  für  Niederb«yerD 
16? 3/76.  Aber  selbst  zu  jener  Zeit  sind  zuDficbst  noch  UandeUkammern  geilen  ein« 
b*5b«re  Be»toaerttng  deB  HikUsierorB,  so  s.  B.  die  Handel»-  itad  GevrerbukRinmer  Stutt- 
g%n  18S0  (MitteiluDg'en  des  Sekretariats  Nr«  4),  die  sieb  gegoD  die  boben  seit  1B79 
io  Bayero  flingefübrten  Steaer&Itze  wendet  und  meiiit ,  dafs  zum  Beweise  der  Not- 
woodigkeit  einer  Steuererhdbung  aafser  dem  Anwachsen  dti  Hausierhandels  nocb 
da:^  Steigen  de»  Uifsverhäituisses  awUchen  beiderlei  BelrlebsvorhältDlsBeii  nachattweiieQ 
w&re.  In  spftteren  Berichten  gi^bt  die  Kammer  allerdings  %u^  d&t»  die  Art  der  gogen- 
wttrtigen  Bestenerung,  nfttnlicb  nach  dem  Betriebskapital,  unrichtig  sei,  weil  dadurch  dte* 
jenigeo  Bausiorer  mit  ganz  geringem  Betriebskapitat,  die  am  hftufigsteu  vorkamen  und 
aDter  deren  Konkurrenz  der  sefahafte  Handel  um  meisten  litte,  steuerfrei  blieben,  und 
ftfe  verkennt  auch  nicht,  dafs  es  schon  im  aUgemetnen  eine  Forderung  der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit  seio  werde  (Bericht  vom  Jahre  1888  vgl,  die  Berichte  der  Jahre  1884  und 
18SÖ),  dafs  ebenso  wie  der  aosftssigfe  Gewerbebetrieb,  so  auch  seiue  hausierenden  Konkur- 
reoten  in  dem  Bezirke^  in  dem  sie  ihren  Beruf  ausüben,  zu  den  Gemeinde*  und  Be- 
lirksljiaten  herangeaogen  werden  sollten.  Allerdings,  flhrt  der  Bericht  dann  Tort^ 
würde  diese  in  praxi  nicht  gut  aasführbar  sein,  und  ob  die  Konkurrenz  dav^n  einen 
Vorteil  haben  wDrde  —  fügt  der  Bericht  gleich  darauf  bedenklich  hinzu  ~  sei  zweifel- 
haft; denn  wenn  nicht  gersde  die  Existenzf^igkeit  der  Eonkurrenz  dadurch  untergraben 
werde,  pflege  Höberbesteuerung  wenig  zu  nütten.  Diese  Befürchtung  wird  bestitigt  drirch 
iwei  Andere  Aeufserungen  derselben  Kammer,  von  denen  sich  die  eine  auf  die  Bteuererhöhung 
Bayfirns  (1879),  die  andere  auf  die  Württembergs  (1890)  bezieht.  Vgl.  8.  250  ff.  Die 
Besteuerung  des  Hausierhandels. 

^}  Hendeiekammer  Koblenz  1882.  Im  folgenden  Jahre  ist  dieselbe  Kammer  schon 
etwas  zielbewuf>ter.  Sie  freut  sich,  „dsfs  durch  die  G.O*-Novene  auf  gesetslichem  Wege 
Mafsregelo  getroffen  worden  sind,  um  das  sefshafte  Geschift  soweit  von  dieser  erdrückenden 
Konknrretax  zu  befreien,  als  dies  die  Rücksicht  auf  die  dem  Handel  Qnentbehrlicbe  Oe- 
wrrbefreihelt  suläfst ,  hitte  jedoch  gewünseht ,  dafs  man  lu  diesem  Behüte  au  einer 
höheren  Besteuerung,  nicht  aber  zur  Verschirfnog  polizeilicher  Vorschriften  Aber* 
gigsfigen  w&re-*  Im  Jahre  1885  und  1888  spricht  sie  sich  noch  bestimmter  für  eine 
hISbifö  Besteuerung  aus.  Eine  Ausnahme  soll  nur  für  die  Hausindu&trie  gelten.  Die 
KootroUa  hierbei  wflrde  nicht  schwer  fallen,  da  es  sich  bei  dieser  fast  ausschliefsnch  am 
lokftl  bfrmzte  Bezirke  mit  eigenartiger  Industrie  bandele.  Auch  1898  Ist  diese  Kammer 
fif  EiiMbvfig  einer  Kommiiaal »teuer  vom  Hausierer.  Die  Detallreisenden  will  sie 
J«docb  vOD  jeder  Steuer  baIVdt  wissen  (S.  Berieht  fiber  l%9%  u.  1885). 
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ihre  wohUhätigen  Folgeo   voll  an,  wünschen  daher  ihre  Beseitigung 

nicht,  sondern  nnr  wirksame  gesetzliche  Bestimmungeu  gegen  Miß* 
brauche^)'*.  —  „Nicht  gegen  den  legalen  Gebrauch  der  gewährten 
Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit  erhebt  sich  das  moralische  Gefühl, 
sondern  gegen  den  bewußten  Mißbrauch  derselben  ^)".  „Die  Handels- 
kammer kann  nicht  zugeben,  daß  zu  dem  trüberen  System  polizeilicher 
Konzessionierung  des  Hausierwesens  zurückgekehrt  oder  überhaupt 
eine  andere  als  eine  rein  gesetzliche  Regelung  der  Sache  mit  Aus* 
Schließung  jeder  willkürlichen  Handhabung  seitens  der  Verwaltungs- 
und Polizeibehörden  angestrebt  werde  ^)'\ 

Die  Besteuerung  der  Hausierer  ist  Landessache.  In 
vielen  Staaten  wurde  die  Steuer  auch  erhöht  * ).  Dazu  trat  am  1.  Juli 
1883  eine  Neugestaltung  der  Hausierbestimmungen  in  Kraft,  welche 
die  nachteiligen  Wirkungen  der  bisher  geltenden  Gesetzesbestimmungen 
aufheben  oder  wenigstens  abschwächen  sollte.  Der  gehotile  Aufschwung 
im  Handelsgewerbe  trat  jedoch  nicht  ein,  wohl  aber  schienen  die  durch 
jenes  Gewerbe  verursachten  Schäden  einen  immer  größeren  Umfang 
anzunehmen.  So  wurden  die  Kta^^en  immer  lauter  und  die  Aende- 
rungsvorschläge  immer  kühner.  Immer  häufiger  wandten  sich  die 
Vertreter  des  seßhaften  Handelsgewerbes  teils  durch  Vermittelung  der 
Handelskammern,  teils  direkt,  in  Korporationen  oder  einzeln,  an  die 
Ministerien  und  Sländevt^rsamm langen  ihrer  Heimatländer,  an  den 
Reichstag  und  an  den  Bundesrat  um  Hilfe,  indem  sie  selbst  Vor- 
schläge zur  Abstellung  der  durch  den  Hausierhandel  angeblich  erwach- 
senden üebelstände  machten. 

Betrachten  wir  nun  die  Art  dieser  Vorschläge.  So  sehr  in 
der  Zeit  vor  1883  das  Festhalten  am  Prinzip  der  Gewerbefreiheit 
betont  wurde,  so  trat  dasselbe  immer  mehr  zurück  und  zwar  in  dem- 
selben Maße,  wie  die  Zahl  der  ausgegebenen  Hausierscheine  zunahm  ^). 
Man  darf  darüber  nicht  erstaunt  sein.  Die  drückende  Lage  des  Klein- 
gewerbes wird   schwer  empfunden®)*    Die  Schuld   hierfür   wird   dem 


1)  HRDdebkjunrotir  Gosl&r  1875. 

S)  HftDdeUkftmiDer  Heidelberg  1S84, 

8)  HindAls-  und  OewerbekAmmer  Begeaabor^  1873/76.  Vgt.  auch  Haadels-  und 
GewerbekiLmmer  Dresden  1872  nod  1876,  Hjindel»k«miDer  Hitdeshdni  1880,  UtadeJ»- 
kammer  Lüaeborg  1882  und  HAadelskfttnmer  Wiesbudöo  1891,  UandeUkAmmer  HeideK 
berg  1882. 

4)  S.  8,  252»  Aomerkuog  1. 

5)  Aach  die  MoÜTieruDg  der  Forderungeu  der  Hausiergegner  wurde  Im  Lnafe  der 
Zeit  GiD«  modere,  mehr  qd verblümte.  Während  uiad  zu  AnfftDg  der  Beweguug  die  Eio- 
tchrftakuDgen  dietes  Gewerbes  vor  allein  darcb  die  Notweodigkeit  einer  besseren  Fur> 
torge  lür  den  KoDsomenten  nnd  die  loi  Haumrgewerbe  liegeuden  Gefahren  begründet« 
und  demgemiTs  nur  auf  einen  Ausschlur;»  der  zweifelhaften  Element«  bedacht  kq  »ein 
vorgab,  trat  man  später  imnier  mehr  mit  dem  eigentlichen  Motiv,  dem  Schuti  dea  seCs^ 
haften  Handels  gegen  die  wandernde  Koukurreni,  hervor.  VgL  «ach  üandelskammor 
Bielefeld  1891. 

6)  Mirsatinde  im  gewerblichen  Laben  und  ein«Notlage  det  Klain- 
gewerbea  leugnen  auch  diejenigen  Kreiae  nicht,  die  ftooüt  alten  Bestrebiiog«o,  d«a 
Hauiierhandel  aa  beschränken,  gegenüber  sich  ablehnend  verhalten.  ^^Zweifello»  1»«stabt 
in  weiten  Kreitan   der  gewerbe-   und    handeltreibenden    Bev£>Jkerung  Deutachlanda  Uaau* 
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laosierer  zugeschoben.  Der  Wunsch  des  Kleingewerbes,  ans  der  wirt- 
schaftlichen Notlage  herauszukommen,  beherrscht  alle.  Man  sucht  eine 
Möglichkeit,  denselben  verwirklicht  zu  sehen.  Auf  die  eine  Weise 
—  durch  Besteuerung  des  Hausierhandels  —  hat  man  nichts  erreicht 
Der  Selbsterhaltungstrieb  drängt  in  diesem  Kampf  ums  Dasein  von 
selbst  auf  einen  anderen  Weg. 

Schon  kurze  Zeit  nach  Inkrafttreten  der  G.O.-Novelle  verlangen 
eine  Anzahl  (8U6)  Kaufleute  in  Baden,  da  eine  höhere  Besteuerung: 
3tur  Einschränkung  des  G.  i.  U*  ohne  Nutzen  geblieben  sei,  ^.weitergehende 
Beschränkungen  für  den  das  ehrliche  (1)  Gewerbe  beeinträchtigenden 
Hausierhandel/'  Es  sei  für  die  Staatsgewalt  wohl  endlich  der  Moment 
gekommen,  „den  ehrlichen  (1)  Bürger  in  seiner  Erwerbsthätigkeit  und 
in  seinen  moralischen  Grundsätzen  zu  schützen  *)." 

Die  Wünsche  dieser  Petenten  werden  1890  in  12  Thesen  ausführ- 
lich bebandelt*  Dieselben  sind  so  schroff  und  ausschließend,  daß  man 
sie  vie  einfacher  und  keineswegs  weitergehend  in  die  einzige  zusam* 
menfässen  könnte:  Alles  Hausieren  ist  streng  verboten. 

Zwei  Jahre  vorher  war  auf  dem  G  e  werbekammertage  zu 
Plauen  die  Frage  gleichfalls  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  und  eine 
von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  Stuttgart  unter  eingehender 
Begründung  vorgeschlagene  Resolution  angenommen  worden.  Hier  war 
noch  von  keiner  Seite  der  „anderwärts  beantragten  gewerbepolizeilichen 
Prohibition  des  Wandergewerbes  gedacht  worden»  wohl  aber  hatte  man 
beschlossen,  in  den  einzelnen  Kammerbezirken  eine  eingehende  Erhe- 
bung^) über  die  Verhältnisse  des  Hausierhandels  vorzunehmen  und  syste- 
matisch auf  die  öffentliche  Meinung  (z.  B.  durch  Bekanntgebung  ton 
etwaigen  den  Hausierern  nachweisbaren  Schwindelfällen)  zu  gunsten 
des  seßhaften  Handels  einzuwirken  ^)/^ 

Von  den  in  vielen  Handels-  und  Gewerbekammerberichten  ausge- 
sprochenen W^ünschen  tritt  besonders  der  eine,  weitere  Waren*) 
vom  G,  i.  U.  Auszuschließen,  hervor.  Viele  Kammern  möchten  den 
Hausierern  überhaupt  nur  noch  das  Verkaufen  und  Feilbalten  von: 


Ift  tnil    d«n    gegenwürligeu    unerquicküchen    WirtschaftiTerhältuivseu ,    und  e»  ist 

diifs    viel«    die  ß««MiroDg    ihrer  Lmg»    in    d«r  BekJuDpfas|{^  Ton    g^rndi»  ihneu 
*Tin(Kfii)tiii»Mi  Krftebaifiangen  sehea    Uüd    d%s    Eiri«chfeil«n    der    Oeffetzgebung    hieriu    vei^ 
Ungtu      lUDdelskftmmer  Bre&Ua  lBd2. 

\)  HvidebiiLAromer  Heidelberg  1886  (Petitioo). 

S)  Di«s«lbe  bt  erAchienen  aoter  dem  Titel :  Stutistik  dei  Gewerbebetriebes 
Im  Umb  er  tieb  en  irnKduigreich  Sacfaseo  wih  re  n  d  der  Jftb  r«  1883  — 1888. 
rbetlet  and  berau »gegeben  von  der  HandeU-  and  GewerbekAmioer  Dretden.)  Isl 
•t  Sutiflik  Dan  swar  ea  sieb  sebr  interessaut«  so  liefert  «1«  doch  erfrenUcher  Weile 
nicht  dm  von  ihr  erwarteten  Beweis  fUr  da»  fortdAuemde  Qbormarsige  AnwAchson  det 
llnunterbeiidel«,  —  lo  den  Jahrea  1876 — 88  ist  die  Zahl  der  Büusierer  am  reichttcb 
15  Prot.  QDd  wesentlich  weniger  als  die  OesamtbcvÖlkerung  (etwa  18  Prot,)  geetiegen. 
Hände !•>  und  Gewerbekammer  Dresden  1889. 

Aehnliche,  wenn   auch  nicht   »o  amfäugliche    nnd    nach    *o    vielen  Gesicbtapunklcu 
vcrar bettete  BrhebuDgen,    wie    diese    trefTlicbe  Stattstik,    wurden    noch  für  inder»  Bezirke 
e^oniwen.  $o  z.  ti,  durch  die  Handel»-  und  Gowerbekamnier  fUr  Niederbayem   18H7, 
banitövtr^cben    Handelskammern    1880,  die  Handelskammer   ao  Kassel  1869   und  die 
twerbaketnmer  Bremen  1889/00. 

S;  Handels-  und  Gewerbckaminer  StnttgaH  1688. 
4)  Handelskammer  Harburg  189S. 
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a)  Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Fischerei  unc 
des  AckerbaueB  ^); 

b)  groben  Töpfer-,  Glas-  und  Holzwaren,  sowie  grobeo  Stroh-, 
Rohr-  uud  Hoizgeflechten  und 

c)  selbstgefertigten  Produkten  der  Hausindustrie  *)  gestalten. 
Diese  drei  Forderungen  ■')  kauii  man  als  das  Leitmotiv  aus  der  Reihe 

der  Wünsche  des  seßhaften  Gewerbestandes  immer  und  immer  wieder 
heraushören.  In  einzelnen  Berichten  will  man  sie  —  indem  man  sich 
auf  die  kaum  wieder  rückgängig  zu  machende  Gewerbefreiheit  be- 
sinnt —  vielleicht  ein  weni^  mildern,  aber  im  großen  und  ganzen 
laufen  die  Forderungen  immer  auf  das  eine  Ziel  hinaus:  die  Kolonial-, 
Leinen-,  Wollen-,  überhaupt  sämtliche  Manufakturwaren,  dem  seßhaften 
Gewerbe  als  Domäne  überlassen. 

Es  ist  im  allgemeinen  der  Zustand  vor  der  Zeit  der  Gewerbefrei- 
heit—  wo  der  Verkauf  im  Umherziehen  von  nur  wenigen  Waren  gestattet 
war  —  zu  dem  man  zurückkehren  möchte.  Und  so  klagen  auch  die 
hannoverschen  Kammern  *),  daß  das  Umherfahren  mit  großen,  schweren 
Artikeln,  „bei  denen  der  Hausierer  wirklich  Dienste  erwies,  aus  leicht  er- 
sichtlichen Gründen  verlassen  und  leicht  zu  transportierende,  lohnendere 
Artikel  aufgesucht  würden,  bei  denen  das  Publikum  leicht  zu  übervor- 
teilen 8€i*\  Am  weitesten  geht  in  ihren  Forderungen  eine  an  die  Handels- 
kammer Heidelberg  gerichtete  Petition*),  welche  einer  jeden  Gemeinde 
das  Recht  einräumen  möchte,  den  Hausierhandel  innerhalb  ihrer  Ge- 
markung auf  bestimmte  F.rzeugnisse  zu  beschränken,  event,  auch  ganz 
zu  verbieten.  Diese  Forderung  nähert  sich  ganz  bedenklich  dem  gänz- 
lichen Verbote  des  Hausierens.  Von  einem  solchen  weiß  jedoch,  obgleich 
es  manchem  als  Ziel  seiner  Wünsche  vorschweben  mochte,  nur  eine 
Kammer  ^)  in  der  Wiedergabe  ihrer  Verhandlungen  aus  dem  Grunde 
zu  berichten,  weil  der  betreffende  Referent  es  für  zu  schwierig  hält,  den 
Kreis  der  verbotpuen  Waren  noch  mehr  zu  erweitern,  ohne  daß  da- 
durch Ungerechtigkeiten  entständen. 


1}  Di«  HADdelftk&iDroer  Miodflii  (1888)  wiU  jedoch  im  Itileresse  dti  Sebuttas  der 
Fischerei  uod  Ji^d  Auch  derea  ErtrMj^nia^e  vom  G.  i.  ü.  aasffttchlossen  )iAb«n.  Vgl. 
dA^cigen  auf  S.  230  f.»  das  Urteil  der  Kammer  Ober  die  DetailrcisflQdeD.  ^  Im  IntarcM« 
der  Obitmchi  wonrn  Mitglieder  der  Haadel»liAmmer  ku  Lie^Bita  (1891)  die  ObstbXam« 
AUucbUfllsan,  vgl,  »uch  HanrJeUkarooner  GotUr  1892.  —  1894  wMl  ^ie  jedoch  auch  diM 
Dicht  mehr  gestatten  (a.  Unlauteres  OttscfaÜ^igebahreD  bi^g.   Dr    Stegemano). 

2)  Vgl.  Zittau,  Handels'  and  Oewerbekammer  188^  und  1887  und  Handelskammer 
Harburg  1890 

8)  in  »oJcher  Weiste  entschieden  sich:  Bandeiskammer  Calw  1888;  Handelskammer 
Ooslar  lt^90  and  189S ;  Hand el»k am m«r  Harburg  18&0;  Handelskammer  Pforxhe im  1890/9t; 
Handalskammer  Trier  1890;  BandeUkammer  Hitdesheim  1890;  Handelskammer  Heidel- 
berg und  Ebersbach  1890;  Handelskammer  Unterfranken  und  A  st?  ha  CT«  u  borg  (ein  Teil 
ihrer  Mitglieder)  1890/91;  Uandehkammer  Koblenc  1891;  Handels-  und  Oewerbekammer 
Rottweil    189S  und  Gewerbekammer  8. -Weimar  1890y9f. 

4)  8.  Bericht  Qber  das  Jahr   1880      Vgl.  BatideUkammer  Ulm   1880. 

5)  Vgl.  dl«  obenerwähnten  Themen  S.  ?15B.  Vud  trota  dltsBr  und  anderer  achrolTen 
Be«chrJaiikungen,  wie  sie  nur  aar  Zeit  der  alten  fünfte  und  Innungen,  nicht  einmal  mehr 
tur  Zeit  der  spiteren  gewerbepoHiellichen  Mandate  and  Verordnungen  in  Gebrauch  waren 
glaubt  die  Petenten  auf  dem  ^^Boden  der  Gew  e  ri>e  ordn  uog  au  aein  und  lu 
bl  eiben*\ 

6)  Qewerbekammer  8,-Weimar  1890/9S. 
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Weiter  sollte  der  Wandergewerbeschein  nicht  mehr  für  das 
ganze  Reich,  soßdern  bei  den  größeren  Bundesstaaten  nur  för  den 
Umfang    des    Gebiets    einer    Bezirksregierung,    in    don 

I  Jtleineren  Staaten  für  den  Um  fang  eines  Staatsgebiets  geUeo  *). 
Ja,  von  anderer  Seite  wollte  man,  daß  der  Schein  nur  für  einen  kommu- 
nalen Kreis  gelten  und  der  Uebergang  des  Hausierers  in  einen  anderen 
kommunalen  Kreis  nur  gegen  Zahlung  einer  neuen  angemessenen  (,,ordent- 

[Kchen**)  Abgabe  erlaubt  werden  solle*). 

Eng  damit  hängt   zusammen    das  Verlangen    nach  Einführung 

Ider  Bedürfnis  frage,   nach  welcher  entweder  für   einen  Ort  oder 

[für  einen  Bezirk  ^)  immer  nur  eine  bestimmte  Zahl  von  Hausierscheinen 
je  nach  einem  angenommenen  Bedürfnisse  ausgegeben  werden  sollten. 
Die  Entscheidung  hierüber  solle  jedoch    nicht  in    das  freie   Ermessen 

[der  Behörde  gestellt,  sondern  nur  durch  eine  aus  Verwaltungs- 
beamten und  Kautleuten  bestehende  gemischte  Kommission  vorge- 
nommen werden*).  Eine  Kammer  ist  sogar  der  Ansicht,  daß  es  genüge, 
wenn  die  Gemeindebehörde  allein  untersuche,  ob  der  Gesuchsteller 
als  persönlich  hinreichend  zuverlässig  erscheine,  oder  ob  er  nicht 
nach  seineu  persönlichen  Eigenschaften  und  der  gebotenen  Arbeitsge- 
legenheit in  der  Lage  sei,  sich  durch  einen  anderen  Erwerbszweig  den 
nötigen  Unterhalt  zu  verdienen^). 

Daneben  ließ  man  das  alte  Auskunftsmittel  einer  höheren  Be- 
steuerung auch  jetzt  nicbt  außer  acht,  doch  rückte  man  diese 
Forderung,  da  mit  einer  Steuererhöhnng  bisher  wenig  befriedigende 
Erfahrungen  gemacht  worden  waren,  an  die  zweite  Stelle  und  wollte 
sie  gewissermaßen  nur  als  eine  Vervollständigung  der  oben  genannten 

^betrachtet  wissen  ^). 


1)  Hand elak Ammer  Göttii]g«ii  1B91,  B^ndoUkunmer  fiAanoTer  iS9l,  HmDd«l»kftmmer 
Ulm  IS93. 

%)  TjHier  wird  das  Wandergewerbe  Kcrado  rii  der  Stellt  erfaJjit,  wo  es  zur  Zeit  in 
'müheloser  Weise  die  Nester  {l)  Auszunebmen  bedA^ht  ist'*,  sehreibt  die  BAudciskamoier 
OmiAbrttck  1893. 

B)  HADdelskAEnmer  Hildesheim  1891,  Hau delsk Ammer  GöUlofren  1891.  Abweichend 
liienn  vcrtriu  die  HADdelAkAmmer  GosUr  18dl  die  Aoüieht,  dAfs  dieaelb«  durch  da«  geiiAe 
Kcicli  «InheiUich  geregelt  werden  sollte. 

i)  Vgi.  HandelskAnimer  Btldesheim  1880,  1891  u.  1892,  ÜAtidels-  und  Gewerbe- 
kaiDOter  Bouweil  1892,  BAbdelskAmmer  Pforzfaeim  1890,  Hau delsk Ammer  Koblent  1891 
n.  1892   u.  HAndelakaminer  Münster  1893« 

5)  nAtidcbkAmoner  Heidelberg  1890.  —  Allzu  viele  Schein«  dELrfCen  freiUcb  aua  einer 
iotclien  FrüfnnK  nicht  hervorgehen, 

8)  Vgl.  HAndelskamroer  Pforzheim  1890  und  BAudels-  und  GewerbekAinnier  Rutt- 
«eil  t89S.  1897  wendet  sich  iedocb  diese  Keminer  gana  energisch  gegen  die  eogeoAunten 
^l£r  d r  o»» ein lig SS  teuer n'*  Wenig  Erfolg  von  einer  höheren  Besteoerang  versprechen 
^eirh  Aulserdeoi:  BAndelskammer  Beidelberg  1888  (t^Böbere  Besteoemng  ntlUt  nichts*^) 
HettdeU*  und  Gewer bekAiniDer  Oberbayern  1885  (,.Di«  HAUsierer  scheinen  sowohl  die  £r- 
Achwerungen  des  Gescbftftebetriebs  durch  die  Gewerbenovßlle  von  1883  wie  die  BeiAttang 
durch  die  BAUsieriteuer  ohne  Scbeden  ertragen  »u  heben*  ),  ÜAnJels^  und  Gewerbekammer 
CaIw  1886  {,iDit  rührigen  und  findigen  Beusierer  werden  eine  höhere  Beleetung  AteU  eoe- 
togleichen  wissen'*}.  Die  Handele-  und  Gewerbekammer  Stuttgart  1884  und  1891  weist 
deranr  hin,  defs  sowohl  mit  der  18T9  in  (lAyerti,  Als  auch  mit  der  1890  in  Württemberg 
vorgenommeneo    Steuer  erb  öhuog    wenig    erreicht    worden    sei.     Den    Grund    hierin    tindet 
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Ric  h  Rrd  Röj^Rer , 


Außer  zu  der  schou  in  Anwenduog  gekomnienen  Staatssteuer 
wollte  Ol  an  die  Haysierer  zur  Genieindes  teuer  in  den  Gt^bieteo, 
auf  welche  sich  ihr  Betrieb  erstreckt,,  heranziehen  ^).  Kinige  Kammern 
gingen  in  ihren  ForderuDgen  ziemlich  weit,  sie  wollten  jeder  einzelnen 
Gemeinde  die  Steuerhohe  frei  überlassen,  da  diese  am  besten  den 
Schaden,  der  den  einzelnen  Gewerben  durch  den  Hausierhandel  zu- 
gefügt werde,  kennen  müsse  und  am  besten  die  dadurch  sich  not- 
wendig machende  Steuer  bestimmen  könne-)*  Diese  Steuer  soll,  wenn 
das  Hausieren  durch  das  Gesetz  nicht  bis  zur  Unschädlichkeit  ein* 
geschränkt  werden  könne,  möglichst  hoch  gegriffen  st^in  ^). 

Dabei  soll  aher  den  Armen  nicht,  wie  bisher,  ein  Steuernachlafi 
bewilligt  werden;  denn  sagt  eine  Kammer*)  kurz  resolviert:  „Wenn 
jemand  so  arm  ist,  daß  er  die  Steuern  nicht  bezahlen  kann,  so  ist  es 
besser  (und  dies  würde  auch  geschehen),  er  unterläßt  das  Hausieren,  und 
seine  Arbeitskraft  findet  die  richtigere  Verwendung  durch  Tagelohneu*\ 

Schließlich  soll  noch  erwähnt  werden,  daß  man  eine  Verschär- 
fung der  persönlichen  Garantien  wiederholt  verlangt  hat'*)i 
selbst  auf  die  Gefahr  hin,  daß  damit  der  Hausierbandel  eine  funda* 
mentale  Umgestaltung  und  eine  sehr  erhebliche  Einschränkung  er- 
leiden werde*).  Viele  behaupten  geradezu,  daß  die  hervorgetretenen 
Mißstände  nicht  der  Ausfluß  des  G,  h  ü.  an  sich  seien,  sondern  ledig- 
lich die  Folgen  der  zu  weitgehenden  Zulassung  wenig 
zuverlässiger  Elemente^). 

In  erster  Linie  wird  hier  wiederholt  das  Hinaufschieben  der 


C»lw  1892  darin,  d^Ts  vieie  lUusifirer»    tiamenUicli  die  Ausljtoder,   ihreo  Waren  Vorrat   so 
gering  angttben,  clafs  sie  ku  wenig  ßtcaern  bee«h!en. 

Der  oben  amsgespracbeneo  Aiiffüssung  eiitgegeogesetst  referiert  die  Handels*  and 
Getrerbekaminer  Dresden  188I/8S,  daf»  die  Topfer  in  Strebia  darüber  klageo,  dafa  durcb 
die  erhöhte  Hausiersteaer  ihr  Gewerbe  zurückgegAngeu  sei. 

Andere  Kammern  {z.  B  Hatidels-  and  Gewerbe  kämm  er  Ulm  1888  ttnd  ffandels* 
kammer  Ilaunover  1895)  können  einer  ße&teucrung  nur  daati  lEu.^ttimmeo,  wenn  auch 
gegen  die  Detailreiseoden  vorgegaogen  werde,  aoost  würde  eine  HSherbetteuerung  nnr 
den  letBteren  ^,in  die  Hündo  arbeiten**« 

1)  ilandeUkaiDtner  Gottingen  1893,  Die  9  hannöverscben  (and  einige  andere) 
Kammern  vgL  die  Versammlung  zu  Osnabrück  vnm  0«  Dei.  1895.  Handelskammer 
Heidelberg  1895,  BandeUltAmmer  Leibr  1895,  l]andcl»kiimmer  Barburg  1895,  Bändels- 
kammer  Ulm  1B93,  lJalldel^kllmmc^  Minden  1888.  Doch  djirf  nicht  verschwiegen  werden« 
dm(s  anch  jelit  nocb  Kammern  vorluinden  *ind,  welche  iß  besonneoer  Weiso  den  dten  Staud- 
ponkt  ▼ertr«teO|  dafB  durcb  persSnltcbe  ßeschrAnkung  und  eotaprecbend  höhere  Best«oe> 
ruDg  anein  s^hon  Wandel  geschaffen  werden  könne.  (Stuttgart  1893,  Blldbargbausen 
1891/92,  Darmstadt  1889.) 

S)  Vgl.  Handelskammer  Heidelberg  1890  und  Handel«-  und  Gewerbekammer  Heidco- 
heim  1884« 

8)  Handels-  and  Gewerbekammer  für  Niederbayern  1898,  Tgl*  Handehkammer  Heidel- 
berg 1890. 

i)  Calw  (Bandele-  and  Gewerbekammer)  1881»  ygt  auch  Handelskammer  Heidel- 
berg 1890  (These  5  u,  6),  Handels-  und  Gewerbekammer  KeutHngen  1884;  Handels-  und 
Gewerbekammer  Heilbronn  1884,  Handel»-  und  Gewerbekammer  Ulm  1884. 

5)  Handels-  and  Gewerbekammer  Zittau  1882^  Handelskammer  Pforaheim  1691, 
Handelskammer  Münster  1891  u.  J893«  Handel» kammer  Roblens  189 1,  Handelskammer 
Bremen   1894,  Handelskammer  Heidelberg  1890  u.  1893.     Gewerbekammer  Bremen   1891. 

8)  Handelskammer  GSttiogeo  1891. 

7)  BaadaJs-  und  Gewerbekammer  Zittau  1689« 


Eiüe  Untersudmu^  über  den  OtwerbebetH^b  im  üoibervielien. 
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Altersgrenze  bis  zum  30.  Lebensjahre  verlangt,  es  sei  denn,  daß 
die  Hausierer  zu  einer  sonstigen  Erwerbsthäligkeit  untauglich  seien  *). 
Wenn  dies  geschehen,  würden  nicht  mehr,  wie  bisher,  so  viele  wert- 
volle Arbeitskräfte  der  Iiidui?trie  und  Landwirtschaft  entzogen  werden  und 
nicht  mehr  junge  Leute  lediglich  aus  Arbeitsscheu  und  Haug  zum  ümher- 
treiben  zum  Hausierhandel  greifen  und  so  leicht  verkommen  können^). 

Die  meisten  der  Kammern,  welche  einer  Einschränkung  des 
Hausierhandels  das  Wort  reden,  wollen  ferner  Personen,  welche  taub, 
stumm,  blind  oder  geistessch  wach  sind,  ausschließen;  weiter 
wird  von  ihnen  eine  Fassung  der  Vorschriften  über  die  persönlichen 
Garantien  der  Hausierer  in  einer  Weise  verlangt,  wie  sie  die  kürzlich 
vom  Reichstage  erledigte  Regierungsvorlage  gebracht  hat,  und  schließ- 
lich wenden  sie  sich  gegen  solche  Hausierer,  die  nachweislich  nicht 
für  eigene  Rechnung,  sondern  im  Auftrage  größerer  Geschäfte  Waren 
vertreiben  (die  sogen.  L  o  h  n  h  a  u  s  i  e  r  e  r)  ^  )* 

Auch  den  Transport  auf  Wagen  und  das  Mitnehmen 
von  Begleitern  \s ollen  sie  den  Hausierern  untersagen.  Eine  Aus- 
nahme soll  nur  beim  Vertriebe  von  schweren  oder  voluminösen  gering- 
weitigen  Waren  (bes.  bei  Korb-,  Töpfer-  und  Glaswaren)  gemacht 
werden,  „bei  denen  der  Hausierer  durch  üehernahme  des  Transports 
dem  Publikum  vielfach  nicht  unwesentliche  Dienste  leistet***)* 

Besonders  hoch  in  ihren  Forderungen  verstiegen  sich  jedoch 
2  Kammern,  die  folgendes  verlangen: 

a)  Es  sollte  jeder  Hausierer  zur  Führung  seiner  Geschäfte  sich 
vorher  befähigt  erweisen^); 

b)  dem  Hausiergewerbe  könnte  zur  Auflage  gemacht  werden, 
ordnungsmäßige  Bücher  zu  führen  und  im  Falle  der  Zahlungsunfähig- 
keit strafrechtliches  Verfahren,  wie  bei  den  Kaufleuten,  in  Aussicht 
genommen  werden*). 

Die  Berechtigung  solcher  weitgehender  Forderungen  hält  man 
dadurch  für  erwiesen,  daß  man  hervorhebt,  wie  man  das  seßhaft« 
Gewerbe  in  Bezug  auf  geschäftliche  Ausbildung,  Erfahrung  und  Charakter 
des  Inhabers,  auf  Solidität  der  Waren  und  Mannigfaltigkeit  der  Aus- 
wahl, sowie  auf  Kreditgewährung  große  Anforderungen  gestellt  werden 
und  darauf  hinweist,  daß  der  Kaufmann  Geschäftslokale  und  Personal 
halten,  höhere  Steuern  zahlen,  öflentliche  Aemter  und  Pflichten  über- 
nehmen milsse.  Dies  alles  trefi'e  beim  Hausierer  nicht  zu,  dieser 
schaffe  ein  fahrendes  Proletariat,  welches  weder  für  den  Staat,  noch 
für  die  Gemeinde  von  Nutzen,  dagei^ien  die  vorhandenen  sozialen  Miß- 
stände zu  verschärfen  geeignet  sei.   Außerdem  schwäche  die  Ausdehnung, 

1)  Umndeiakumaier  Lie^aiU  1876,  HEodeUluuDmar  MDD8t«r  1886*  H&odob*  uut) 
Oeirerb«kAiiiiD«r  Mtittchen  1885,  HAnd^UkAmmer  Odttingen  1891, 

5)  BandcUkainmer  Göttiogcn  1891.  Demf^egenÜbir  betoot  di«  HuDdelftkhnimri 
HAOOOTtr,  dl/:»  „aU«!  ttudero  geregelt,  dis  Vorbedingunn  eriADgt«r  Grof^jjlhngkeit  genÜK«". 

3)  MADcbe  Gescbfift«  sollen  20 — 80  HAlitMrer  AusMiidea,  HnndelskAminer  0*nAbrUck. 

4)  Vgl.  HAonoTer  1891,  HAndelmkAmintr  GöttinReo  1891,  HandeUkAinmer  Mbd«ii 
1B9I,  Lt«gniU   1891.     Doch  selbst  hier  iat  acrch  dAg«g«o  HA&delakAmm«r  HArborg  1890, 

fi)  ÜAtideUkAiDtDer  Libr   1889. 

6)  HAudAUkAtDiiiar  Heidetborg  1890. 
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ttichftrd  H6s8|^er^ 


die  der  HausierhaDdel  mit  der  Zeit  genommen  habe,  die  betr.  kauf- 
männischen Betriebe  und  dereo  Steuerkraft  in  imuier  höherem  Maße  ^). 
Daß  solche  Beschränkuügen  eine  große  Veräaderung  nach  sich 
zieheu  würden,  leuchtet  den  meisten  Kammern  ohne  weiteres  ein.  Doch 
fiind  sie  der  Meinung,  daß  durch  Nichterfüllung  jener  Wünsche  mehr 
Existenzen  gefährdet  als  durch  Gowährui»g  derselben  vernichtet  werden 
können*).  Diese  Beschränkungen  würden  den  einzelnen  von  den- 
selben betroffenen  Industrien  dauernd  auch  nicht  zu  Nachteil  gereichen; 
diese  Industrien  würden  im  Gegeoteil  von  minderwertigen  Qualitäten  zu 
besseren  übergehen  und  für  solche  ohne  Schwierigkeit  (1)  Absatz  finden^). 


b)  Stimmen  der  Hausierfreunde. 

Wie  überall,  so  ist  auch  im  wirtschaftlichen  Leben  der  Schatten 
eine  Folge  des  Lichtes*  Wir  dürfen  daher  ohne  weiteres  vermuten, 
daß  die  Schädigungen  und  Nachteile,  die  von  der  einen  Seite  dem 
Hausierhandel  zur  Last  gelegt  werden,  auf  der  anderen  Seite  von  Vorteilen 
begleitet  sind.  Diese  Vorteile  können  nach  verschiedener  Richtung  — 
für  das  kaufende  Publikum,  für  die  solche  Hauaierartikel  er- 
zeugende Industrie  und  auch  für  den  Hausierer  selbst  —  in  die 
Erscheinung  treten. 

Das  Publikum  als  solches  hat  keine  spezielle  Interessenver- 
tretung. Es  muß  sich  gefallen  lassen^  daß  die  beiden  Parteien  seine 
Vertretung  mit  übernehmen,  jede  von  ihrem  Standpunkte  aus.  Die 
Industrie  jedoch,  welche  die  auf  dem  Hausierwege  vertriebenen 
Waren  fabriziert  und  die  Hausierer  selbst  haben  sich  (durch  Agi- 
tationen zu  Gegenagilationen  veranlaßt)  gleichfalls  gerührt  und  mit 
Entschiedenheit  für  sich  j^esproclien. 

Während  die  Kla^^en  der  Seßhaften  gegen  die  Fahrenden  seit  langem 
gehört  werden  und  uralt  sind  und  in  den  Berichten  mancher  Handels- 
kammern*) fast  alljährlich  wiederkehren,  entstammen  die  im  folgenden 
vorzuführenden  entgef^engeselzten  Aeußerungen  meist  der  neuesten  Zeit. 
Sie  bilden  z*  'i\  den  Inhalt  von  Petitionen  au  den  Reichstag  und  sind 
der  Hauptsache  nach  gegen  den  Antrag  Gröber  und  Genossen  gerichtet, 
z,  T,  sind  sie  auch  in  Beantwortung  auf  die  von  der  preußischen  Re- 
gierung an  die  Handelskammern  gerichteten  Fragen  entstanden. 

Da  heißt  es  zunächst  ganz  allgemein,  die  Darlegungen  der  Hausier- 
gegner seien  in  einigen  Punkten  „übertrieben''  und  schiet^*  *)  oder  die 


1)  Hüudebkaaimer  Minden   18S8, 
t)  BAudelskaoiinflr  L»hr  189S. 

3)  HAndeUkmDiner  Gdttingen  1B9I,  ^gl.  BandelskAtniner  riftunover  1880^  —  Weniger 
znverticbtHch  betÖgUch  des  Erfolgs  der  g«titeu  Beweganjc  lautet  di«  liemerkuQg  einer 
KAoimer,  die  wiederhcilt  gegeti  den  Hnuaierhindel  aufgetreten  bt;  ,, Freilich  so  leng«  die 
euf  der  AoibeotUQg  de»  ,,bUlig  und  flchlecbr*  benihendeD  ütitertiehtnuiigefi  ihr  Publikum 
and  ihre  Recbnnng  findeo,  itt  tretUch  aucb  tod  den  »ch&rfaten  Ge3etie»be»tiinniungen  nidit 
viel  zu  erwarten/*     Hendeb-  and  Oewerbekainnner  BfUncbeu  18ä7. 

4)  *.  B.  OsuftbrQck,  Hennoirer,  Goslar. 

bf  UftüdelftkiUQiDer   Leipzig  1874/75.     Vgl.    aucb  Gewerbekafnaier  Leipaig  1889. 
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Beschwerden  seien  thatsächlich   oder  rechtlich  unbegründet  oder  doch 
|tinerweisbar  ^)  u,  s.  w. 

Mit  Bezug  auf  die  Wüusche  und  beabsichtigten  Beschräukungen 
\mtd  geBcbrieben,  daß  sie  ungerecht  wären  ^)  und  der  Entwickelung 
I  des  Handels  binderlich  sein  müßten.  Nur  bei  freier  Konkurrenz  könne 
[eine  gesuode  Entwickelung  dest^elben  eintreten,  andernfalls  komme  es 
SEur  Stagnation,  Dem  Handel  werde  durch  Privilegien  nicht  gedient 
'  und  der  Konsument  komme  zu  schwerem  Schaden  ^), 

Außerdem    würden    generelle   Bestimmungen    der   G.O.    zur   Be- 
Bchrlinkung  des  Hausierhandels  den  legitimen  Hausierhandel  genau 
so  wie  eben  illegitimen  treffen  und  würden  so  in  der  Hauptsache 
I  größere  Schädigungen  als  Vorteile  bringen  *). 

Zur  Behauptung,  daß  der  Hausierhandel  einem  Bedürfnisse  des 
Publikum^  nicht  mehr  entspräche,  heißt  es,  daß  es  immer  noch  mancher- 
lei gerechtfertigte  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  gebe,  die  der  umher- 
ziehende  Händler  und  Detailreisende  in  voUkonimen  reeller  Weise 
befriedige.  Der  Bewohner  des  Landes  brauche  infolgedessen  nicht  in 
die  Stadt  zu  gehen  und  zwecklos  viel  Zeit  zu  verlieren;  außerdem 
verkauften  die  Krämer  auf  dem  Lande,  die  fast  ohne  Konkurrenz  seien^ 
die  Waren  viel  teurer^).  Die  in  Bayern  vorhandenen  kleinen  Weiler 
blickten  bekanntermaßen  oft  mit  Seimsucht  auf  die  Wiederkehr  der 
bekannten  Hausierer. 

Durch  Einschränkung  des  Hausierhandels  v^ürilen  aber  uicht  nur 


l)  Hnodeb*  und  6«werbek«iumer  PUuen  1862/63*    Vgl.  H«ud«Ukftmn)er  Tbom  169J, 

j  pAodttltkamnier  Worms   1 890/91 ,   Hfttid«]«-  UDd  Oew«rb«kammer  fUr  Unterfrauken  1869, 

B»iid«bkftmiDer  HellbroDO  1888,  Handels-  und  Gewerbekammer  2itUa  1866/67  »ebreibt: 

,,!>]«    meiaten    Einweadun^en    beweisen    tu  vi«!    und    würdeo    mit   mmdesteas    demtelbeD 

Bechte  auf  mancbertei  aadere  lasiitut«  ÄnwcDdang  erleideii'^ 

f)  HandeUkammer  Ldpaig   1893^    HandfllftkaiDiiier  für  Worbls    uind    llüblhausen    iii 

Tbftfiiigfto   1883,  Baodel«'  und  Gewerbekamotcr  Cfaeoiniti   1885,   Handelskammer  Giefsen 

S89K   Baad«J9kaiDm«r   Halberstadt  1875,    Handeis-  und  Gewerbekammer  ätuttgart  1893. 

kammev   Bitlefeld    1892   »cbreibt :    Die   Legislatur    aoUe   sich    nicht    kur  Dienerin 

IcIdm  «fnzelneo  Standes  machen,  wenn  dadurch  ein  anderer  in  so  empfindlicher  Weiae 

I  Nein  trieb  tigt  würde. 

8)  Handelskammer  Breslau   1892,  Handelükammer  Wiesbaden    189L 

I)  Handehkammer  Bielefeld  1891«  —  Gegen  die  beabsichtigten  BescbriinkuDgen  des 
Baii»ierhatidela  erklären  sich  ferner  noch  di«  Handels-  nnd  Gewerbekammer  Dreadon 
1879/80,  Handelskammer  Ladwig^tiafen  1881,  Hsndehkammer  Leipsig  1874/75  und  1898, 
UiuideUkemmer  Maina  1889,  Handelskammer  Halle  1889,  1890  und  189t;  Haadelskamm«r 
diu  1898;  Bandeis-  und  Gewerbekammer  Stuttgart  1886  and  1899;  Uandetskammer 
^Oltfotn  1889/90  ond  1891  ;  Handelskammer  Mannheim  1891  ;  H&ndeUkammer  Worbi« 
«,  s,  w,  1891,  Hendeltkammer  MOJhaasen  i.  E,  1891  ;  Handelefkammer  Halberstadt  1898, 
Haodelskammer  Worms  1899,  UandeKkammer  Wiesbaden  1891,  Haudelakammer  Tbom 
1891,  Handelftkammer  Magdeburg  1899,  Handehkammer  Barmen  1897,  Handelskammer 
hochom  1697. 

Auch  die  Gewerbekammer  Leipzig  (1883,  188.^  (f^^^^ht  die  Gewerbe  frei  bett,  ftondera 
das  Publikum  habe  den  UAu^ierliandeJ  grorsgczügen*']  und  1888  („ein  einsiges  grofsw 
T«r»andgesch&ft  «cbade  dem  Detailbindler  mehr  als  100  einzelne  Hanaierer"])  kann  txota 
der  ihr  berechtigt  erscheinenden  Klagen  des  Handwerkerstandes  einem  Verbot  des  Hausier- 
handels oicht  beistimmen,  selbst  1889  noch  nicht,  obgleich  sie  hier  fttr  die  Oeltendmachang 
d«r  Bedarfniafrage  i»t. 

5)  Handehkammer  Worms  1 890/9 L  VgL  HandeUkammer  Broslau  1898^  Handels* 
kftmiDer  Litgolta  1891,  Handelskammer  Bielefeld  1891* 
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die  Konsumenten  geschädigt  —  heißt  es  ao  anderer  Stelle  —  ^)  sondern' 
geradezu  zahlreiche  Existenzen  wirtschaftlich  vernichtet. 

Außer  durch  die  Rücksicht  auf  die  eine  Anzahl  von  Gegenden  ^), 
deren  Bewohner  ohne  diesen  Vertrieb  der  von  ihnen  meist  in  der 
Hausindustrie  angefertigten  Waren  nicht  bestehen  könnten,  wird  der 
Schutz  des  Hausierhandels  auch  durch  die  Großindustrie  verlangt 
So  lesen  wir:  Der  Hausierer  ist  der  Pionier  für  Neuheiten  einer  Waren- 
gattung ^)  mehr  als  der  Inhaber  eines  stehenden  Geschäfts,  indem  er 
die  Kenntnis  eines  neuen  Artikels  bis  in  die  entferntesten  Hütten  trägt 
und  so  der  Fabriksthätigkeit  wesentliche  Hilfe  ieistet.  Viele  Industrien 
sind  lediglich  auf  den  Vertrieb  ihrer  Fabrikate  durch  Hausierer  an- 
gewiesen*'*),  Daß  die  Verbilligung  der  Waren  auch  hier  eiue  Folge 
der  vermehrten  billigen  Produktion  ist  und  nicht  ihre  Ursache  in 
der  Verschlechterung  der  Waren  hat,  hebt  die  Handelskammer  für 
Leipzig  *)  hervor.  Die  Kammer  weist  zugleich  auf  die  Mitteilung  einer 
Wachs-  und  Ledertuchfabrik  ihres  Bezirks  hin,  welche  erklärt,  daß 
durch  die  Rührigkeit  der  Hausierer  ihr  Absatzgebiet  bedeutend  erhöht 
worden  sei* 

^  Zu  den  Verdächtigungen,  die  gegen  die  Person,  Ware  und  Ge- 
schäftspraxis des  Hnusierers  ^lerichtet  sind,  heißt  es;  ,Jn  jedem 
Stande  giebt  es  Personen,  die  demselben  nicht  zur  Ehre  gereichen  und 
zweifellos  auch  unter  den  Hausierern  zahlreiche,  die  an  Reellitüt  zu 
wünschen  übrig  lassen,  aber  im  großen  und  ganzen  sind  die  Wander- 
gewerbetreibenden ehrliche,  zuverlässige  Geschäftsleu  te*^), 
die  sich  in  ihrem  :^chwe^en  Berufe  mühsam  ernähren/'  Andere  Kammern 
bemerken  hierzu,  daß  man  für  Auswüchse,  die  durch  einzelne  Glieder 
verschuldet  worden  seien,  nicht  den  ganzen  Stand  verantwortlich  machen 
könne  '). 

Bezüglich  der  Behauptung,  die  Konsumenten  würden  oft  durch 
geringere  Waren  von  den  Hausierern  betrogen,  wird  „bestritten, 
daß  bei  Tuchen,  wollenen   und  halbwoHenen  Stoffen,  Leinen,  Bettzeug, 


1)  Hindel3k«iiiiii«r  GörJiU  1891.  Scboo  &aher  (1882)  schrieb  die  Bftnd«lMk&miiier  für 
Worbis  und  HeiiiKensUdt:  ,^Jede  g^eaeUUche  MAfanAhme^  die  geeignet  ist,  diesen  darehaus 
legittineD  l*^rwerb»zweig  tu  beschrftnken ,  zieht  weit«  Eretse  (bier  die  Bewobner  des 
Eichsfeldes)  in  Mitleideoscbfta'^  Im  Jibtire  1875  aUiid  die  Kammer  freilieb  DOch  «af 
etDem  entgegeogeaeUten  StAndpunkte,  da  war  ihr  der  HiuAierhiindet  noch  „e\a  häf:^licher 
Attawach»  der  allgemeinen  Qewerbefreihetl".  Ueber  die  Katwendigkeit  des  Detailreif ens 
ht  sie  auch  jetzt  noch  finderer  Meinung.     Siehe  S.  2 25. 

5)  Die  ,^iii  U&artgeii  Verbliltni»»en  leheudi  indastrielle  BevölkeruDg  de»  Riesengebirge», 
Eulengebirges,  der  Oraftchaft  Glatz  and  dea  Kreiiea  Keo»tttdt  a.  O,*'  findet  ihr  Brot 
durch  HaQftiereti  mit  ihren  Erzeagnisieti  der  Bandwcberei^  Spitxenfabrikaüou,  Stickerei, 
Stramfjfwirkerei^  Drechslerei ^  Holaschnitierei  u,  s.  w.) 

B)  Vgl.  Heft  VU,  8.  36.  Handelskammer  Leipzig  1893,  Uandela-  und  Gewerbe- 
kammer  W^orms   1890/91. 

4)  Hand»bk*mmer  Ltegoitz  1891 

b)  Vgl    de»  Bericht  über  das  Jahr  1693. 

6)  HandeUkAmmer  Breslau  1892. 

7)  HaDdeUkammer  Bielefeld  1891|    vgL    Handelskammer    Lieguits    1891,    Handele-" 
kemmer    Mngdebnrg    189S,     HandeUkammer    Halle    1889,    1890^    189S,    Handelskammer 
Mainz   1889^  Haudelakemmer  Manobeim   1891,  Handelakammer  Giefaeo   1891* 
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ertigen  Kleidern  und  Schuhzeug  der  Hausierer  zum  Vertriebe  mioder- 
Jwertiger  oder  schwindelhafter  Ware  mißbraucht  werde^'  ^)* 

Gegen  den   Verkauf   noch    brauchbarer  Ausschußwaren 

Iconne   man   nichts  einwenden,    wenn   sie  entsprechend   billiger   seien. 

IDaß  die  Käufer  dadurch  öfter  von  den  Hausiern  übervorteilt  würden  ^\ 

l4iei  ein  Vorwurf,   welcher   mehr  von   den    ansässigen  Konkurrenten^), 

yals  von  dem  meistens  bald  gewitzigten  Publikum  erhoben  werde*). 

Im  einzelnen  wenden  sich  nun  die  Kammern  gegen  die  Forderungen, 
Jden  Hausierschein  nur  für  den  Bezirk  derjenigen  Verwaltungsbehörde 
(•gelten  zu  lassen,  die  ihn  ausgestellt  hat^),  die  Erteilung  desselben 
Won  der  Bedürfnisfrage  abhän^ng  zu  machen  ^)  und  eine  Beschränkung 
(der  Waren  nach  Ort  und  Herkunft  durchzuführen* 

Dagegen  treten  die  meisten  derselben  warm  ein  für  die  vom  Centrum 

[angefochtene  Berechtigung   der  Frauen  zum  HausierhandeP)*    Für 

ien    Handel    mit    Schnittwaren,    Spitzen,    Strumpfen    und    sonstigen 

E*!roiletteartikeln  sei  die  Frau  unentbehrlich;  sie  verstehe  es  viel  besser 

|fkls  der  Mann,  das  der  Geschmacksrichtung  der  Käuferin  Entsprechende 

herauszusuchen,  sie  sei  gewissermaßen  deren  Beraterin. 

Oft  gehe  sie  auch  mit  den  gewerblichen  Erzeugnissen  ihres  Mannes 

•  hausieren.     Was  solle  nun  der  Mann  anfangen,  wenn  seine  Frau  seine 

[Arbeiten  nicht  mehr  vertreibe.     In  vielen  Fällen  seien  es  auch  Witwen, 

|f erlassene   Ehefrauen     oder   solche  arbeitsscheuer  Männer,    die  sich 

durch    Hausieren   mühselig  ihr   Brot   verdienten.    Nehme  man   ihnen 

diese  Arbeitsgelegenheit,  so  fielen  sie  der  Armenkasse  zur  Last.**) 

Mit  allen   den  Vorschlägen    und  Forderungen   der   Hausiergegner 
werde  aber  keine   Abhilfe  gescbaflfen  ^),    am    wenigsten   Zufriedenheit 


1)  HuideUkainmer  LlegniU  1891, 

S)  Den  Eiiiwiiod,    die  Landleat«    würde □  durch  dts  b«qiieme  Angebot  »u  unnoUgen 
Au^gabeii    verftolar»t,    vrti&t    die   Handelikammer    Leipsig    180d   durch    Hiuweis    »uf    die 
iWüUosfrttiheit  der  KJLufer  zarück« 

Z)  Der  Hausierer  übe  darch  seioe  Konkarrenfl  im  Gegenteil    auf  das  ftefshaft«  Ge* 
erbe  eiue  nicht   lu   untersehftt^ende  Wirkttag   aus    uud    gebe    dabei   für   dasselbe    eioea 
^-Aatrieh  ao  rastloser  Thätif(keit  selbst  mit  ab.  HandeUkamixier  Chemaitx  1885»  vgL  HaDdeU- 
kammer   Breslau  1892,  Handebkammer  Liegnitz  189  L 

4)  Haodeläkammer  LieguitE  1891.  Gewerbekammer  Leipzig  1889|  vgl.  S.  250,  Au* 
BierkuDg  4     —    Da«  Publikum    vermeide    den    ala   Scliwindter  Erkaunton,    vor  jegticbem 

Iftcbadea  kdane  der  unkluge  nicht  behütet   werden.     HaniieUuud  Oewerbekammer  Wonna 
B90/9I,     vgl.    Ha^odela-    uud    Gewerbe  kämm  er   ChemniU    1885       Gegen    Täuschung    sei 
rigeo»  der  Konftameot  auch  im  Laden  nicht  geschütit.     Handels*    und  Gewerbeksmmer 
itaUgaft  1885. 

5)  HandeUkammer  Breslau  1892,  Handelskammer  Bielefeld  1891,  Bandelt-  und 
Oewerljokammer  Stuttgart  1888  u,  1893,  u.  ?.  w, 

€)  Uandela*    und  Gewerbekammer  Chemuita    1885,    HandeUkamroer  Liegnltt    1891^ 
Hmndeljikammer    Brettaa    189^«    Handelskammer    Bielefeld    1892,     Handeljikammer  Karl»- 
^rnbe  1891. 

7)  Uaodelakammer  Breslau  1892,  Handelskammer  Darmstadt  1886,  Handelskunmer 
Hattaa  1894. 

8)  Handelskammer  Breslau   1892. 

9)  Mit  aller  Dnparteiüchkeit  hat  vor  alle»  die  ätutt  gart  er  Ha  od  « 1  s<  u.  G  e- 
wtrbtkamttier  (1892)  die  Fti^&  erwogen,  ob  Reich  und  Genetzgebung  hier  helfen 
k^Aneo.  In  einer  grUndlicbeu  üatersucbung  mufs  »ie  die»  verneinen.  Das  ganz«  f^egtti- 
wirtig  b«rncheQd«  Hystem  des  Masse numsataes   und  Sichbescheidens  mit    dem    m5glicbst 


Kichftrd  ßössi^er, 


erzeugt.     Die  Unzufriedenen  würdeo,  sobald  ihnen  die  auf  ihren  Wunsch 

getroffenen  Maßregeln  nichts  hülfen,  immer  nach  weiteren  Beschrän- 
kungen rufen.  Jede  Maßregel,  Auswüchse  zu  beschneiden,  hemme 
aber  —  selbst  wenn  sie  diesen  ihren  Zweck  erfülle  —  stets  die  freie 
Thätigkeit.  Im  wirtschaftlichen  Lehen  müsse  jeder  die  Augen  oflen 
halten,  auf  eigne  Thatkraft  und  nicht  auf  die  Hilfe  der  Staatsgewalt 
bauen  *). 

In  Bezug  auf  die  anderweite  Festsetzung,  d.  i.  Verschärfung 
der  Änforderuu  gen  an  die  persön  liehen  Eige  nschaften 
der  Hausierer  ist  eine  größere  Uebereinstimmung  der  Kammern  zu 
konstatieren.  Selbst  von  denjenigen,  welche  im  allgemeinen  gegen 
jede  Beschränkung  des  Hausierhandels  sind,  stimmen  viele  den  Aus- 
führungen der  Hausiergegner  bei.  Nur  eine  Kammer  thut  dies  nicht 
unbedingt*).  Sie  erkennt  allerdings  an,  daß  es  zwar  ganz  berechtigt 
sei,  bestraften  Personen  in  ausgedehnterem  Maße,  als  dies  auf  Grund 
der  heuticfeo  Gesetzgebung  möglich  sei,  den  Wanderschein  vorzu- 
enthalten, macht  jedoch  geltend,  daß  es  solchen  Persunen  an  sich  scbou 
meist  außerordentlich  schwer  werde,  wieder  ehrliche  Beschiiftigung  zu 
finden  und  einer  weiteren  Erschwerung  in  dieser  Richtung  erhebliche 
Bedenken  gegenüberständen  *). 

Bezüglich  der  Feststellung  der  Altersgrenze  ist  diese  Kammer 
der  Meinung,  daß  das  schwere  Hausiergewerbe  vielfach  jüngere,  kräftige 
Leute  fordere,   die  ihren  gewichtigen  Warenpacken   tragen  könnten*). 

Als  nächstliegendes  und  rationellstes  Mittel  gegen 
das  üeberhandnehmen  des  Hausiergewerbes  wird  nun  von  den  meisten 
der  im  letzten  Teile  genannten  Kammern  die  Selbsthilfe,  d.  h. 
die  Enthaltsamkeit  des  Publikums,  bezeichnet  Allein  eine 
solche  Selbsthilfe  setze  eine  richtige  Erkenntnis  des  Charakters  jenes 
Geschäftsverfahrens  und  eine  gewisse  Selbständigkeit  des  Urteils  voraus, 
und  daran  fehle  es  leider  noch  gar  sehr  im  großen  Publikum  *). 
Alles,   was  auf  Bevormundung   der  Personen  selbst  in  ihrer  Führung 


geritigflCeii  0«w]iid  mär»!«  dann  gerAdeiu  uuterdrüekt  werden ;  mAo  mürste  dann  ftitr»erdeiB 
für  den  DetAÜleur  den  Begriff  des  VoIIknufDmDOs  wieder  einflihreü  und  resemeren.  Di« 
könne  aber,  50  erwünscht  es  auch  würe,  heute  printipiell  nicht  darchgeHlhrt  werden.  £« 
lei  flbri^ens  vergebliches  BcmQheD,  den  Bandet  reKlemeatieren  und  moratbieren  tu  woUeo  { 
mmn  möge  Gesetze  mnchen,  wie  iniD  walle,  der  qtteckailbeni;e  Handel,  hier  der  Haosier- 
handelf  werde  immer  wieder  eine  Lücke  tinden,  durch  welche  hindurch  er  dem  sturen 
Buchstaben  den  QeBetaes  ein  Scboippchen  »cblmgeu  könne.  Bestraft  konnten  von  der 
Regierung  nur  die  werden,  welche  hart  an  die  Slrafparagraphen  Über  Wucher  und  Betrog 
«treifftenf  doch  mit  der  Verfolgung  derartiger  Vergehen  werde  dem  bedrängten  Kleingewerb« 
nicht  geholfen.  Andererseitai  reiche  die  blofse  Schidigung  nnd  aelbst  die  iUegale  Schidt« 
gUDg  dea  älteren  ansK&sigen  Ladengeschüfts  nicht  daaa  aua ,  am  die  konkarrierenden 
Hausierer  in  DurchbrechoDg  des  Grundsatses  ,, gleiches  Recht  für  alle*^  sa  be- 
■ehrinken, 

1)  EUndelskammer  Breslau   1692,  vgl.  Handelskammer  Worms  1890/91* 

2)  Handelskammer  Breslau  189S. 

3)  Handelfikammer  Breslau   1891. 

4)  BandeUkummer  Breslau   189S. 

5)  Bändels*  und  Oewerbekammer  ffir  Niederbayern  1873/76 ,  vgl.  HasdelskmmiBir 
Leipaig  1882  und  Gewerbekammer  Lelpiig  1874/76  ^  1885  u*  1888,  Handels^  nad 
Qewerbekammer  ZilUa  1866/87*     Siebe  8.  S07* 
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and  auf  eine  Bewahrung  vor  Nachteilen  hmauslaufe,  gegen  die  sich 
jeder  selbst  schutzcD  könne,  sei  jedoch  verwerflich.  Vor  allem 
müsse  auch  innerhalb  des  seßhaften  Gewerbes  sich  eine  größere  Rührig- 
keit entfalten,  und  es  sei  ein  erfolgreicher  Konkurrenzkampf  mit  dem 
Hausierbetrieb  anzustreben ').  Dann  müsse  auch  das  Publikum  be- 
lehrt, vor  dem  oft  recht  unwirtschaftlichen  Kaufen  beim  Hausierer 
gewarnt*)  und  nach  Interessierung  der  Lokalpresse  durch  diese 
über  etwaige  den  Hausierern  nachgewiesene  Schwindel  fälle  berichtet 
werden^)* 

Es  müsse  ferner  darauf  hingearbeitet  werden,  daß  die  Bar- 
zahlung iu  den  Detail  ges  chäften  mehr  Regel  und  mit  der 
Borg  Wirtschaft  gebrochen  werde,  um  so  mehr,  da  ja  auch  der  hausierende 
Kaufmann  gern  bar  bezahlt  erhalte*). 

Da  das  Vordringen  der  hausierähnUchen  Konkurrenz  im  Grunde 
nur  auf  der  Anwendun;^^  der  neuen  Arbeitsmethode,  Spezialisierung, 
reichhaltigere  Assortierung,  Barzahlung  u.  s,  w.  beruhe-,  so  solle  auch 
das  seßhafte  Geschäft  durch  Kultivierung  gerade  solcher  S p e z i a  1  - 
artikel,  Barzahlung  u.  s,  w»,  sowie  durch  Beschleunigung  des  Um- 
satzes durch  periodischeu  Ausverkauf  von  Saisonartikeln, 
stärkere  Reklame  u.  s.  w,  Vereinigung  von  Einkaufs-  oder  Maga/in- 
genossenschaften  sich  zu  helfen  versuchen  ^), 

Große  Hilfe  und  eine  wesentliche  Besserung  der  Verhällnisse  im 
Kleinhandel  kaun  jedoch  eine  Anzahl  von  Kammern  sich  durch  diese 
Mittel  alle  auch  nicht  versprechen*"').  Sie  sind  der  Meinung',  daß  alle 
die  beklagten  Mißstände  nun  einmal  den  „K a u f p r e i s  für  den  neu- 
zeitlichen Fortschritt  der  Produktion  und  des  Ver- 
kehrs*' darstellen.  Niemiind,  am  allerweni*istens  der  Kaufuianiissland, 
möchte  sie  missen,  so  müsse  man  eben  die  Unbequemlichkeiten  und 
die  Opfer  dafür  hinnehmen,  die  aber  immer  wieder  einen  Ausgleich 
fiaden  würden  0. 

Neben  denjenigen  Kammern,  welche  zum  Schutze  ihrer  persön- 
lichen Interessen  in  entschiedener  Weise  bei  Beurteilung  dieser  Frage 
für  oder  gegen  die  Hausierer  Partei  ergreifen,  giebt  es  auch  Kammern, 
die  nicht  gerade  Hausierfreunde  sind,  aber  doch  objektiv  genug  denken, 
um  einzugestehen,   daß  zu   den  ungünstigen  Verhältnissen   des  Klein- 

I)  Rmidel»-  und  Geworbek Ammer  Chetoiiiti  1886.  —  Vgl.  hieraa  HiDdeUkAmmer 
Uog&iU  ]Q91,  welche  für  eiDen  Teil  ilirer  Mitutieder  ichrelbt;  Keiu  gut  geleitetes 
^ttf  d«rH5he  derzeit  «tehendeB  Ge»chftft  werde  im  Uati^ierhA'ndel 
«tot  ScbAdifutiff  erblicken.  Nar  wer  iein  Qescfalft  nicht  mit  geb&rlgtr 
DofgfAlt  und  mit  nötigem  Fleifft  betreibe  und  aieh  nicht  die  Neaeningen  der 
iodoilrie  la  tmtse  mmcbe,  es  überhhiipt  an  dem  fehlen  latfre,  waa  heutigen  Tages  für  den 
Ksttfmatin  erforderlieh  sei^  könne  solehe  Klagen  führen ;  vgl.  auch  BandeU*  und  Gewerbe- 
ktuniiief  Stuttgart   tSSS^  HandeUkammer  Worms  1891, 

:t)  Ilandelakammer  Ha^ber>tadt  1876. 

B)  4]  Hand«l«kaiiiiner  Stuttgart  1892. 

&}  Ilaadel»-  und  Gewerbekammer  Stuttgait  1692* 

6)  «Sie  gUüben,  dafs  den  Vorteil  davon  nur  die  grofiien  Wareuhiuter  und  Versand- 
fc^ehirt«  haben  würden. 

7)  Haudelt-  und  Gawarbekammer  Stuttgart  1892  und  Gewerbekanimer  Lel|>aig  1882, 
HandeUkainmtr  Frankfort  a,  M.   1895. 


fH 


CichArd  RStager^ 


gewerbes  der  Gegenwart  auch  noch  andere  Ursachen  und  zwar  in  noch 
Tiel  höherem  Maße  mitgewirkt  habeu  als  die  äußerlich  siebt-  und 
greifbare  Konkurrenz  des  Hausierbetriebes  und  die  dieses  Gewerbe 
erleichternde  Gewerbefreiheit  Daß  also  „dessen  gänzliche  Aufhebung 
die  Klagen  nicht  endgültig  erledigen  würde"  *). 

So  bekeoot  eine  Kammer*)  offen,  daß  Gattung  und  Umfang  eines 
großen  Teils  der  im  Umherziehen  vertriebenen  Waren  (La^^errüek- 
stände,  Partiewaren  aus  Ganten,  Ausverkäufe,  billige  auf  Schein  fabri- 
zierte Waren)  vielmehr  zeigten,  daß  gerade  die  Stockung  des  nornoalen 
seßhaften  Geschäftsbetriebs  und  der  Umstand,  daß  in  Zeiten  ab- 
nehmender Kaufkraft  das  große  Publikum  in  erster  Linie  auf  Billig- 
keit  sehe,  selbst  Schuld  trage  an  der  Förderung  des  Geschäftsbetriebs 
i,  ü.  ^)  und  an  den  Mißständen  im  wirtschaftlichen  Leben. 

Weitere  Ursache  zu  letzteren  bilden  nach  den  Angaben  ver- 
schiedener Kammern; 

1)  Die  zunehmende  Verarmung  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  und  ihre  dadurch  bedingte  verminderte  Kauffiihig- 
keit^; 

2)  die  allgemeine  Erscheinung  der  Schmälerung  des  Unter- 
nehmerverdi enstes^) ; 

S)  die  rückgängige  Preiskonjunktur*); 

4)  die  Borgwirtschaft^; 

5)  das  marktschreierische  Annoncieren  jeder  Art,  besonders 
unter  dem  Titel  der  Ausverkäufe  unter  Angabe  meist  unwahrer  Gründe  **); 

6)  wirkliche  oder  fingierte  Notverkäufe^); 

7)  die  Abzahlungsgeschäfte^*^); 

8)  die  25  Pf.-  und  50  Pf.  -  Bazars  ^0; 

9)  die  Selbstkonkurrenz  der  seßhaften  Gewerbe- 
treibenden untereinander^^)  und  hierbei  besonders  die  in  vielen 
mittleren  und  kleineren  Städten  von  großen  Geschäfts!) äusern  er* 
richteten  Filialen,  welche,  da  der  Verkauf  meist  durch  Mädchen 
besorgt  werde,  viel  billiger  verkaufen  könnten  '*); 

10)  nicht  zum   wenigsten   die  Detailreisenden  und   die  £r- 


1)  HAtideU-  und  Gewerbek&ttimer  Stuttgart  1888. 

2)  HaadelA-  üod  Gewer bekammer  UegeD&barg  1873/76,  rgL  HAndislskftiniDer  Heldtl* 
berg  1890. 

S)  HjLtiddlskiminer  HalberstadL  \^l,  hiersa  den  Bericht  der  WÜrttemberi^er  H«iideis* 
und  OewerbekAinmer  fürda«  Jahr  1866/87  und  G,  SchmoHer,  a.  a.  O,,  S.  246  u.  d.  249, 
irgl.  nach  eeft  VU,  S.  17,  Aom.  1. 

4)  Uatideb-  nnd  Gewerbekammer  Stuttgart  1888  u.  1891. 

Für    5^8 :     Handele-    und    Gewcrbekammer   Stultf^art     1888    u.    189S ;    fQr    No«  8 

noch  HandeU-  and  Gewerhekamcner  Plaaen   1889  und  Hand«]»-   and  Gewerbekammer  für 

Niederbayern   1893.    UaDdeUkammer  Osnabrück   1894,    Bmidchkammer   Heidelberg    1890. 

9)  II)  18)  HaodelA-  und  Gewerbekammer  Stattgart  1880,  1888  a.  1892,  und  BandeU- 

kammer  Darmstadt  1889.     HandeUkammer  Heidelberg  1890. 

10)  HandeUkAmmer  HeideJberg  1890,  Gewerbekammer  Sachten- Weimar «Eiaeaach 
1890/91 

13)  Gewerbekammer  S.* Weimar  1890/92,  v(((.  HandelAkammer  Heidelberg  1880 
aod  1890;  manche  Geacbtae  aollen  bis  so  80  Filialen  haben  (HandeUkammer  Stuttgart 
1898). 
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weiteruDg  des  EundeDrayoDS  der  Großstädte  durch  die  ErleichteruDgeD 
des  Eisenbahnverkehrs; 

11)  schließlich  das  großartige  in  allen  Einzelheiten  durchgeführte 
System  von  Offerten  in  Form  von  Cirkularen,  um  einen  Massen- 
umsatz direkt  bei  dem  konsumierenden  Publikum  zu  erzielen.  Dieses 
werde  unterstützt  durch  die  großen  Versandgeschäfte  und  das 
billige  50  Pf. -Porto,  welche  es  ermögliche,  die  Waren  nach  den 
entferntesten  Orten  aus  den  großen  Handelscentren  ins  Haus  zu 
senden  ^). 

Das  alles  seien  Faktoren,  von  denen  im  Falle  einer  wirksamen 
Eindämmung  des  Hausierbetriebes  die  mächtigeren,  anstatt  gemindert, 
nur  noch  verstärkt  würden,  dem  Kleinhändler  also  nur  noch  größerer 
Schaden  zugefügt  werden  müßte'). 

Sehr  treffend  scheint  daher  auch  folgende  Aeußerung  einer  Kammer 
zu  sein:  „Es  ist  natürlich,  daß  die  übermäßig  große  Zahl  kleiner 
Geschäfte,  die  mit  ganz  ungenügendem  Kapital  und  oft  auch  von  ganz 
ungenügend  Vorgebildeten  eröffnet  und  geführt  werden,  einen  irgend- 
wie nennenswerten  Gewinn  nicht  abwerfen;  fälschlich  schieben  deren 
Inhaber  nun  die  Schuld  statt  auf  die  Unzulänglichkeit  der  eigenen 
Mittel  auf  die  Konkurrenz').'* 

c)  Schwankungen  einzelner  Kammern  in  ihrer 
Beurteilung  des  Hausierhandels. 

Die  Interessenverschiedenheit  der  einzelnen  Kammerbezirke  brachte 
es  mit  sich,  daß  wir  zwei  Gruppen  von  Handels-  und  Gewerbekam- 
mem  bilden  konnten,  innerhalb  deren  nun  aber  eine  Interessengleich- 
heit  vorhanden  war  oder  doch  ein  Interesse  wesentlich  überwog.  Da- 
neben giebt  es  aber  noch  Kammern,  in  deren  Schöße  eine  solche  Gleich- 
heit der  Interessen  sich  nicht  vorfand,  oder  deren  Zusammensetzung 
doch  zu  verschiedenen  Zeiten  so  verschieden  war,  daß  sie  in  ihrem 
Urteile  sich  nicht  gleich  blieben. 

So  erklärt  die  Handelskammer  für  Mühl hausen,  Worbis  und 
Heiligenstadt  1875  den  Hausierhandel  als  eine  der  Hauptursachen 
des  großen  Uebels,  daß  wirklich  solide  Fabrikate  weniger  als  sonst 
gekauft  werden  und  daß  man  auf  die  deutsche  Industrie  „schimpfe^', 

1)  Handelskammer  Giefteo  1891,  vf(L  Handels-  und  Gewerbekammer  Chemnits  1885, 
Handelskammer  Heidelberg  1892,  Handelskammer  Hildesheim  1890,  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer Stuttgart  1892,  Handels-  und  Gewerbekammer  Heidenheim  1893.  Osnabrück 
1894.  Die  Gewerbekammer  Leipzig  (1888)  sehreibt  mit  Bezug  hierauf:  Ein  eins  ig  es 
Versandgeschftft  schadet  mehr  a  1 8  100  einzelne  Hausierer.  Vgl.  hierzu  die 
Motive  zur  G.O.-NoTelle  vom  5.  Jan.  1895,  in  denen  ausdrficklich  hervorgehoben  wird, 
da(s  nach  der  vorliegenden  Statistik  fiber  die  Zahl  der  in  neuerer  Zeit  zugelassenen 
Wandergewerbetreibenden  die  Hausierer  nicht  als  die  Ursache  der  schlechten  Lage  des  Klein- 
handels anzusehen  seien,  wohl  aber  der  Waren  bezug  breiterer  Schichten  der  Bevölkerung 
ans  den  Warenhäusern  und  Versa  n  d  gesch  ftften  der  gröfseren  Stftdte. 

2)  Handels-  und  Gewerbekammer  Stuttgart  1888.  Vgl.  Handelskammer  Halber- 
stadt und  Gewerbekammer  Hamburg  1898. 

8)  Handelskammer  Dessau  1890.  Handels-  und  Gewerbtkammer  Stattgart  1892, 
Tgl.  Handelskammer  Giefsen  1891. 
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den  man  infolgedessen  auf  dem  Lande  in  den  einzelnen  Gehöften  ganz 
verbieten  sollte*  1881  erfahren  wir,  daß  im  Bezirke  3617  Hausier- 
ficheine  verabfolgt  wurden,  die  einen  Steuerertrag  von  60309  M.  er- 
gaben. Der  Verkauf  der  flauptartikel  des  Bezirks  (Garne,  gewebte 
und  gewirkte  Störte  und  Kurzwaren)  finde  in  dieser  Weise  fast  im 
ganzen  Reicbs'^ebiete  statt  und  umfasse  sehr  beträchtliche  Quantitäten. 

Diese  objektive  Bemerkung  leitet  nun  zum  entgegengesetzten  Stand- 
punkte über.  Schon  im  folgenden  Jahre  (1882)  schreibt  dieselbe  Kam- 
mer: „Jede  gesetzliche  Maßnahme,  die  geeignet  ist,  diesen  durchaus 
legitimen  Erwerbszweig  zu  beschränken,  zieht  weite  Kreise  in  Mit- 
leidenschaft/^ 1890  wird  die  Notwendigkeit  einer  Beschränkung  des 
Wandergewerbes  verneint,  da  b  i  s  h  e  r  k  ei  ne  B  e  s  c  h  w  e  r  d  e  n  im  Bezirke 
laut  geworden  seien  und  in  Erwägung,  daß  es  sich  empfehle,  dem 
ordnungsmäßigen  Handel  eine  möglichst  freie  Bewegung  zu  gewähren. 

Auch  Chemnitz  wird  von  einem  Hausiergegner:  „Die  Erlaubnis 
zum  Hausierhandel  ist  als  persönliche  Unterstützung  zu  betrachten**  *) 
zu  einem  Vertreter  seiner  Rechte^). 

Sehr  schroff  stehen  sich  zwei  Aeußerungen  der  Handelskammer 
Worms  gegenüber.    1880  schreibt  sie: 

Der  wandernde  Handelsstand  mag  gewifi  auch  brave  und  tüchtige 
Mitglieder  aufweisen  können,  aber  unter  den  eigentlichen  Hausierern 
befinden  sich  nicht  wenig  zweifelhafte  Elemente,  die  dem  Ganzen  mehr 
Schaden  als  Nutzen  bringen  u.  s.  w.  1890  heißt  es  nun :  Mancherlei 
gerechtfertigte  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  (namentlich  auf  dem  platten 
Lande)  werden  durch  umherziehende  Händler  und  Detailreisende  in 
vollkommen  reeller  Weise  befriedigt  Auch  in  den  Städten  werde  durch 
den  Hausierer  ein  Gang  in  den  Laden  gespart^). 

Einen  entge  gengesetzten  Verl  au  f  nehmen  die  Erwägungen 
der  Handelskammer  Göttingen.  1879  schreibt  sie:  „Es  wird 
schwer  sein,  hier  überall  das  Richtige  zu  treffen  .  .  .  doch  konnte 
diesseits  von  einer  Aenderung  der  Gesetzgebung  nur  abgeraten  werden/* 

Neun  Jahre  später  (1888)  verlangt  sie  mit  sieben  anderen  hanno- 
verschen Kammern  in  einer  Petition  Ausschließung  der  Manufaktur- 
und  Kolonialwaren  und  eine  möglichst  hohe  Besteuerung  der  Hausierer, 
Und  diesen  bausiergegnerischen  Standpunkt  vertritt  die  Kammer  auch 
jetzt  noch^). 

In  derselben  Weise  vollzieht  sich  die  Wandelung  in  Plauen, 
welches  1875  nicht  einmal  eine  auch  nur  „indirekte  Beschränkung** 
des  G*  i.  D.  durch  eine  zu  hohe  Besteuerung  desselben  befürworten 
kann,  1892  jedoch  auf  den  großen  Uebelstand  hinweist,  der  „nicht 
allein  in  geschäftlicher,  sondern  auch  in  sittlicher  Hinsicht  durch  die- 
selben veranlaßt  werde^S 

Aehnliches  zeigen  die  Berichte  der  Gewerbekammer  für 
Leipzig.    Im  Jahre  187Ö  ist  die  Kammer  gegen  jede  Hausierbe- 

n  R»iideU-  fiDd  Gewerbekiiinmer  Chemnitz   1861. 

S)  HAndeU-  uod  GcwerbekAmmer  Chemnits  ISBS  und  t89S. 

8)  Vgl.  BftQdebkummBr  MQoster  1893  and  1897. 

i)  Vgl,  ftucb  HftRdelsliammer  Kobleos  1888|  1883,  1885  und  1886, 


Eine  ÜGtersncbiin^  über  dco  Gewerbebetrieb  im  ümbersielien. 


227 


chränkuDg  überhaupt  und  giebt  ihrer  Ansicht  hierüber  in  einer  Petition 

den  Reichskanzler  unverhohlen  Ausdruck.  1889  kuustatiert  der 
Bericht  geteilte  Meinung  über  diese  Frage  im  Schöße  der  Kammer 
mit  dem  Majoritätsbeschluß^  daß  die  Kammer  für  größere  Orte  den 
Hausierhandel  vollständig  entbehrlich  und  die  seßhaften  Betriebe  schädi- 
gend erachte,  trotzdem  aber  ein  alJgemeines  Verbot  nicht  befürworten 
vermochte.  Eine  angemessene  die  Bedürfnisfrage  in  BetraclU 
ziehende  Einschränkung  dagegen  würde  sie  gerechtfertigt  finden  *). 

Auch  in  den  Berichten  von  Rot t weil  befinden  sich  innerhalb 
sieben  Jahren  zwei  vollständig  entgegengesetzte  Urteile.  1885  meint 
die  Kammer  noch,  der  Hausierhandel  sei  nicht  zu  entbehren,  Remedur 
gegen  Schäden  und  Nachteile  könne  nur  durch  Einführung  eines  zweck- 
mäßigen Steuersystems  gefunden  werden  .  .  .  .;  1891  weist  sie  darauf 
hin,  daß  „mit  Rücksicht  auf  die  jetzige  Gestaltung  der  Verkehrsver- 
bältnisse^*  u.  s,  w.  der  Hausierhandel  keinem  Bedürfnis  mehr  entspreche 
und  1892  endlich  spricht  sie  ganz  entschieden  aus,  daß  sie  die  direkte 
Abhilfe,  Beschränkung  des  Hausierhandels,  der  indirekten  höhere 
Besteuerung,  vorziehe. 

Di^es  Schwanken  der  Ansichten  genannter  Kammern  Über  den 
Hausierhandel  darf  nicht  allzusehr  in  Erstaunen  setzen;  es  findet  seine 
volle  Erklärung  in  der  wechselnden  Zusammensetzung  dieser  Kammern. 
Freilich  kann  dadurch  nur  eine  Unsicherheit  in  die  Beurteilung  der 
Frage  hineingetragen  werden.  Diese  muß  sich  noch  erhöhen,  wenn 
wir  sehen,  daß  unter  den  Kammern  sich  verschiedene  befinden, 
in  denen  beide  Forderungen  (Hausierverbot  und  Uausierschutz) 
so  stark  betont  wurden,  daß  sie  gar  nicht  in  der  Lage  waren, 
ein  einheitliches  gemeinsames  Votum  abzugeben.  In  ihnen 
hatte  sich  vielmehr,  neben  der  Majorität  für  die  eine  Auffassung,  für 
die  andere  Ansicht  eine  so  starke  Minorität  gebildet,  daß  in  den  Be- 
richten beide  Entschließungen  in  ausführlicher  Begründung  nebenein- 
ander gegenüber  gestellt  werden  mußten. 

Ich  nenne  hier  zunächst  die  Handelskammer  für  Unter- 
franken und  Aschaffenburg.  Diese  schreibt  (1869),  es  sei 
unbegründet,  zu  behaupten,  der  Hausierhandel  beeinträchtige  andere 
Gewerbe  u.  s.  w. 

Der  Bericht  über  das  Jahr  1890/91  belehrt  uns,  daß  zwar  immer 


1}  Die  Htndelakainmero  zo  Qotlar  und  HU  des  beim ,  die  beide  (aad  numetit- 
dtt  entere^  vgl.  die  Verhandlangen  tiber  dus  anlmuter«  OeschlCtSKebiihrea 
'▼om  18.  n.  19.  SepL  1S94  ta  Braunschweig)  all  Gegaer  desselben  gelteo  aiQ»»en,  waren 
früher  darcbaua  Verteidiger  deaseibco.  Im  Berichte  der  einen  Ic^en  wir:  ,^Der  Haasierhandel 
bedarf  Boiner  Natur  nach  gewiaiier  ponseilicher  ßescbränkungen^  mafs  aber  sonst  im  all- 
gvinvineii  möglichst  frei  betrieben  werdeo.*'  (Handelskammer  Goslar  1867.) 
Die  andero  schreibt :  », Obgleich  der  HAtisierbandel  mancberlei  Sebädlicbes  und  Listiges, 
intlicb  für  die  Landbevölkerung  im  Gefolge  bat^  so  kann  die  Rammer  die«e  Uebel- 
nicht  für  erheblich  genug  schütten,  um  mit  dem  Verbote  des  Hausierhandels  die 
>urchl4^chtniag  der  Gevrerbefreiheit,  welche  uns  nicht  einmal  im  vollen  Um- 
lAng«  ati  Teil  geworden  ist,ca  «mpfehlen,     (Handelskammer  Hitdasbeim  1867.) 

jlwel  Jahre  später  (>.  Bericbt  Über  das  Jahr  1869)  ist  sie  der  Meinung,  die  Klagen 
'  den  Haasierhandel  würden  vorscbwinden,  wenn  auch  ein  gewisser  Uebelstand  da  wäre. 
ffl«  Aoeh  Handelskammer  Osnabrück, 


DOch  Mitglieder  der  Meinuug  sind,  eine  Aufhebung  oder  EioschrÄnkuDg" 
der  Hausiererlaubnis  müBse  eicen  naciitelligeo  Einfluß  auf  uosere  in 
der  Ausfuhr  ohnebin  behinderte  iDdustrie  und  einen  Rückgang  der- 
selbeo  zur  unmittelbareD  Folge  haben  ^),  aber  auch,  daß  diese  Anschauung 
nicht  mehr  die  allein  herrschende  ist  und  daß  sich  daneben  eine  starke 
Strömung  gegen  das  Hausierwesen  geltend  machte. 

Auch  in  der  Handelskammer  für  Reutlingen  ^)  war  die  Meinung 
über  Hausierer  und  Hausier^ewerbe  geteilt.  Während  die  einen 
glaubten,  daß  durch  die  Hausierer^  die  sich  mühsam  mit  ihrem 
schweren  Packen  herum  schlepp  ten^  kein  großer  Schaden  entstände, 
wohl  aber  durch  die  Detailreisenden  und  diese  daher  zu 
höheren  Steuern  herangezogen  werden  müßten,  bezeichneten  die  anderen 
auch  dies,  indem  sie  es  als  Doppelbesteuerung  hinstellten,  als  eine 
Ungerechtigkeit  und  chikanöse  Maßregel. 


2)  Die  Detailreiaenden  nach  dem  Urteile  der  Handels-  und 
Gewerbekammem. 

a)  Gegner  des  Detailreisens^). 

Unter  den  Angriffen  gegen  das  Gewerbe  im  Umherziehen  sind, 
wie  schon  wiederholt  erwähnt,  auch  die  gegen  die  sog.  Detail- 
r eisen  den  mit  einbegriffen.  Diese  Handlungsreisenden  suchen  außer- 
halb des  Gemeindebezitks  der  gewerblichen  Niederlassung,  für  welche 
sie  thätig  sind,  Bestellungen  auf  Waren  bei  Personen,  in  deren  Ge- 
werbebetrieb Waren  der  angebotenen  Art  keine  Verwendung  finden. 
Ihre  Thätigkeit  wurde  bisher  nicht  als  Hausierhandel,  sondern  als 
Ausfluß  des  stehenden  Gewerbes  angesehen  und  unterlag  demgemäß 
nicht  weitgehenden  Beschränkungen,  wie  auch  von  demselben  eine  be- 
sondere Steuer  nicht  erhoben  wurde. 

Auch  über  die  Stellung  der  Handlungsreisenden  sind  die  Ansichten 
der  Kammern  je  nach  den  Interessen  ihrer  Mitglieder  verschieden. 
Wir  haben  es  hier  wie  bei  den  Urteilen  über  die  Hausierer  in  den 
meisten  Fällen  nicht  mit  einer  prinzipiellen  Auffassung,  sondern  ledig- 
lich mit  Souderwünschen  des  betreffenden  Bezirks  zu  tliun.  Dies  geht 
deutlich  daraus  hervor,  dal^  oftmals  in  den  Kanimerberichten  die  Not- 
wendigkeit des  Hausierhandels  geleugnet,  die  Thätigkeit  des  Detail- 
reisenden  aber  als  unerläßlich  bezeichnet  wird*). 

Wir  heben  aus  der  Zahl  der  Berichte  zunächst  einige  der  gegen 
den  Detail  reisenden  gerichteten  Voten  heraus. 


1)  £b«DBo  sind  beide  Aoitcbtan  vertreteti  in  d«r  HaiidelS'  und  Oewerbekammar 
■u  PliLüeD  (1899)  und  in  der  Handelskaniinei  2U  Licgnitz  (ISdl).  1876  hingegen  stand 
letstere  noch  voUständig  in  ihrer  Gesamtheit  auf  dem  Hoden  streng  darch^Br&hreoder 
persdoHcher  Beachrftokangen  (AUersgrense  30  Jahre  u.  s.  w.), 

2)  Handels-  trnd  Gewerbekimmer  BeatlJngeii  1693. 

3)  Da  die  Oegoer  des  Detailreise as  in  den  meisten  Killen  auch  Gegner  d^s  Haasicr» 
basdels  sind,  finden  sich  gegen  beide  recht  oft  auch  dieselben  Anklagen.  Um 
daher  schon  eiomal  Gesagtes  nicht  wiederbolea  su  müssen^  habe  ich  diesen  Teil  der 
Arbeit  wesenUich  nbgekürsf. 

i)  Bsndelskammer  Heidelberg  18S8  u*  1890*  Tgl.  8.  S83  Atunerkung  3. 
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Es  heißt  da  in  einem  Berichte^):  Das  zweite  uod  vielleicht 
größere  Uebel  ist  das  Detailreisen,  ein  Gewerbebetrieb,  der  wohl  un- 
( geahnte  Dimensionen  angeDommen  hat  und  mit  seiner  Abgabenfreiheit 
^einfach  als  privilegierter  Hausierhetrieb  erscheint*). 

Von  den  Waren  des  Detatlreisenden  lesen  wir,  sie  seien  Aus- 
ichußwaren  zuSpottpreisen  unter  Vorgabe  von  guter  Qualität  ^  l 

Auch  über  ihre  Geschäftspraxis  wird  viel  geklagt:  „Manche 
)rte  werden  von  Detailreisenden  geradezu  überschwemmt  und  die 
tWaren  unter  allerlei  Vorspiegelungen  und  in  der  aufdringlichsten 
[Weise  angeboten,  so  daß  in  solchen  Ortschaften  oft  das  widerwärtigste 
|Treiben  herrscht^)/*  .... 

„Diese  Leute  drängen  sich  in  jedes  Haus,  plagen  die  Leute  auf 
llle  erdenkliche  Weise,  so  daß  sie,  um  solche  wieder  los  zu  bekommen, 
rgend  etwas  kaufen  oder  einen  kleinen  Auftrag  erteilen  ^)/' 

Man  wirft  den  Detailreisenden  ferner  vor,  daß  der  Legitimations- 
schein oft  nur  den  Vorwand  zum  wirklichen  Hausieren 
bilde  ^).  Auch  sollen  sie  oft  mehr  Waren  scbickeui  als  ihnen  bestellt 
vrurde^). 

Das  Urteil  über  diesen  Handelsbetrieb  lautet  daher  viefach  recht 
ungünstig  und  schrofl. 

Eine  Kammer  schreibt:  Ein  solches  Verfahren  („Unwesen")*)  ver- 
stößt gegen  die  guten  Sitten  im  Handel  und  Verkehr  in  der 
ärgsten  Weise  und  würdigt  das  Ansehen  des  Kaufmannsstandes  herab  **). 

Eine  Folge  davon  sei,  daß  nun  auch  der  ansässige  Kaufmann,  um 
dieser  Konkurrenz  zu  begegnen,  gezwungen  werde,  gleichfalls  die  ab- 
schüssige Bahn  der  „Täuschung  und  Uebervorteilung"  zu  betreten'**). 
Er  müsse  daher    seine  jungen   Leute  wider   Willen   „auf  die  Land- 


1)  Hsn^els-  und  Gewerbek immer  Rottweil  1893,  vgl.  «ttch  1891;  ihnlich  HiiDtiela- 

tiid  Ofwerbekanimflr  fQr  Nieder bAyern  (Passau)  188t,  UAndebkunmer  Coblenz  1888, 
1687  Q,  1890,  IlRDdeUkAmmer  Trier  1890,  naiideUkAmroer  Pforzheim  tSOü,  BaDdelskAiniiier 
Utm  1888|  H«ndelskAtiittter  lUrburg  1890,  BandelskAicroer  Lahr  tS^%  TUudeU-  und  Ge- 
wvrbeksmmer  Uolerfranken  1890/91  (der  DeUilhJiRdier  wird  am  mijUtßa  durch  den 
Hftutierer  im  Fr&ck  {geschädigt)  and  Qowerbekiimmer  Brcmea  1891. 

^)  HmodeU'  und  Gewerbekammer  RqUwbiI  1892. 

8)  lUndel^kammer  Lahr   1889. 

4)  HandehkaiDmer  GotUr  1888.  Dies  soll  namentlich  aur  Koufinnatiofisaeit  gfl. 
9«h«lieD  (HaDdebkAmmer  Oj»n&brUck  1879  ti.  1887  a.  HaadeJs-  und  Gewerbekammer 
Kottwcil  1891), 

&)  Hasdclikammer  Lahr  1889  and  HAndels«  und  Gewerbekauimer  Rotlweil  1891. 
VkI.  hieran  die  Etnisfaba  von  37G8  Nicht^GewerbetreibendeD  aas  dem  Beiirkc 
der  Uandels-  und  Oewerbckamaier  für  N  i  e  d  e  r  b  a  y  e  r  ti  —  (s»  Bericht  de^^elbeo  über 
da«  Jahr  1893),  In  dkier  hcifst  es:  Die  gew^hnlichea  Hausierer  sind  noch  lange  nicht 
Ao  AcMlmm  und  bieten  weitaus  die  Oeffthr  fQr  Sotiditüt  und  Moral  nicht  als  di«  sogmannten 
Detailreiienden,  welche  sich  in  den  letalen  Jahren  in  immer  mehr  um  »ich  greifender 
Atudehtiang  in  einem  wahren  Krebsscbadeo  entwickelt  haben. 

6)  nandebkammer  Trier  1690. 

7)  Handels-  und  Gewerbekammer  Ulm  1888,  Handelskammer  Ofoabrück  1879. 

8)  üandcbkammer  OsnAbrück  188&. 

9)  Ifatidetskammer  Goslar  1888,  flandebkammer  Lahr  189S. 

10)  VgL  HAndeiskemmer  Lahr  1888  u,  1892,  HAßdeUkammer  Ifanster  1B88,  Handels- 
ll«r  Hildeeheim   1888,  HandeUkiromer  Lfidendcheidt  189L 
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Straße  werfen,  wo  dieselben  sittlich  verkämen  öed  sich  in  späterer 
Folf^e  zu  Handlungen  hinreißen  ließen,  die  den  Prinzipal  auf  das  em- 
ptindtichste  schädigten  und  sie  selbst  mit  dem  Strafgesetzbucbe  in 
Konflikt  brächten  ^)/* 

Eine  weitere  sehr  bedenkliche  Folge  sei,  daß  der  Käufer  durch 
die  Borgfrist  verlockt  werde,  über  Bedarf  zu  kaufen,  so  daß  es 
ihm  sehr  oft  recht  schwer  werde,  bei  Verfall  der  RechDung  seinen 
Verbindlichkeiten  nachzukommen.  Dann  mtisse  der  Landmann  oft 
sein  bestes  Stück  Vieh  verkaufen  u,  s.  w.  *).  Ferner  werde  durch 
die  Detailreisenden  die  Sparsamkeit  der  Dienstboten  und  Fabrik- 
bevöikeruug  „ausgetilgt*'.  Sie  seieu  ein  wahrer  Krebsschaden  ge- 
worden "^). 

lu  allen  Berichten  kehrt  aber  der  eine  Anklagepunkt  wieder,  in 
dem  wir  das  eigentliche  Motiv  aller  dieser  energischen  Bewegung  gegen 
den  Üetaiircisenden  zu  suchen  haben,  nämlich,  daß  er  dem  seß- 
haften Handel  großen  Schaden  zufüge. 

Wir  wollen  hier  nur  eine  Stimme  für  viele  anführen:  Der  Detail- 
reisende, ausgestattet  mit  den  reichhaltigsten  und  bestechendsten  Mustern, 
erzielt  die  größten  Umsätze  und  bringt  durch  seine  Konkurrenz  die 
seßhaften  Handelsgeschäfte  in  den  Landstädten  in  die  schlimmste 
Lage*). 

Gegen  diese  Detail  reisenden  will  man  sich  auf  zweifache  Weise 
helfen:  Eine  Anzahl  Kammern  wollen  sie  mit  einem  sehr  hohen 
Steuersatze  belegt  wissen^),  andere  jedoch  wünschen  das  gänz- 
liche Verbot  dieses  Handelszweigs '^)  und  seine  Gleichstellung 
mit  dem  Hausierhandel 


b)  Verteidiger  des  Detail  reisens. 

Doch  auch  über  diesen  Betrieb  sind  die  Kammern  geteilter  An- 
sicht. Es  stehen  den  aBgeführten  andere  Kammern  gegenüber,  welche 
ihre  Interessen  mit  demselben  Rechte  verteidigen  wie  der  Detailhändler 


1)  HAitdebkiiiiiin«r  GosUr  1889  u.  1891.  Vgl.  HRndelükAmmer  Hiideaheim  1880, 
Htuidelskamoier  MÜti»ter  1889,  U«tidel8k»txim«r  NjederbAyern  1899»  Gewerb ok«initier 
8.*Welii]&r  1890/92. 

2)  HiiDdeb*  UDd  Oew«rbekftmmer    fUr  Ulm  1888    and  HmodebkaroiDfir  L«hr  1888, 
8)  H&Qdels-  and  GewerbekAnmier   für  Niederbiiyeni  (Pusait)   1898,   Hmnd«bkftmmer 

Goslar  1894. 

4)  Hatidehkammer  TH«r  1890,  vgl.  Handelskammer  LGd«DBCheidt  1B9L 

5)  HRTidehkNTnmer  Hannover  1888  d,  1888^  liandels-  und  Gewerb«k Ammer  Rottweil 
189S,  HandeU-  ond  Gewerbekammor  Catw  1892,  Hatidelskatniner  Mühlhauüen  L  Tb  1882» 
Haodela-  und  Oewerbekammer  ßeideoheiiD  1884,  HaDdeb-  and  Gewerbekammer  Ueil- 
bronn  1888,  Üandels*  und  Gewerbekammer  Boattingen  1898|  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer  Ulm  1893,  Handels-  and  Gewerbekammer  Osnabrück  1879  tind  1893,  (Sebr 
bembigend  muts  ei  wirken^  weon  die  Handebkammer  Osnabrück  (1879)  erklärt:  Der 
gegenseitige  Verkebr  auf  dem  HVege  der  Korr^spondena  soll  in  keiner  Weise  baschrinkt 
werden.)     Handelskammer  Labr  1891.     Handelskammer  Roblena   1881,   1882  u    188& 

61  Handels-  und  Gewerbekammer  Heideuheim  1885^  Hsndeb'  and  Gewerbekammer 
MDneben  188&  aüd  Gewerbekammer  Dremeu  1891  u.  a.  m.  Handels-  und  Gewerb«' 
kaniiner  Nieder bay«rn  189S* 
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jdie  seini^en  und  ,,die  noch  den  Vorzug  baben,  daß  sie  auf  dem  Boden 
(der  Gewerbefreiheit  sich  befinden*' \)* 

So  wird  in  einer  an  eine  Handelskammer  gelaugten  Vorstellung 
Marauf  hingewiesen,  daß  die  Geschäftsinhaber  in  den  mittleren  und 
rkleineren  Städten,  sowie  auf  dem  Lande  durch  die  erdrückende  Kon- 
Vkurrenz  der  Großstädte  so  zu  leiden  hätten,  daß  sie,  wenn  sie  exi- 
rstiereo  wollten,  gezwungen  seien,  die  Konsumenten  aufzusuchen  und 
I Bestellungen  durch  Vorlage  von  Mustern  zu  erhalten®).  Eine  große 
Anzahl  von  Firmen  sei  direkt  auf  das  Reisegeschäft  angewiesen,  und 
jdiesen  würde  durch  ein  Verbot  dieses  Handels  der  Todesstoß  ver- 
)  setzt  werden  ^).  Es  würde  sonach  die  Existenz  von  Tausenden  von 
J Familien,  sowie  von  Hunderttauseudeö  ihrer  Angestellten  dadurch 
l^geradezu  vernichtet^). 

Vor  allem  wendet  man  sich   gegen  eine   durch  „nichts  zu  recht- 
fertigende''  Gleichstellung   der    Detailreisenden    mit   den    Hausierern. 
Beide  seien  nach  Stand  und  Thätigkeit  grundverschieden  '*),    So  bringe 
(der    Hausierer    seine  Waren    mit,    verkaufe    gegen    bar    und    leiste 
ikeine    Garantie    für    die    Ware.      Der  Handlungsreisende    habe    nur 
jlluster  mit,  verkaufe  gute  Ware  zu  reellem  Preise  und  biete  Gewähr 
tlür  die  Güte  derselben.     Erweise  sich   die  beim   Hausierer  gekaufte 
TWare  als  minderwertig,  so  könne  derselbe  meist  nicht  mehr  zur  Ver- 
iMtwortung  gezogen   werden.    Die   vom    Detailreiseüden   nach  Muster 
Igekauftjen  Waren   dagegen  würden  auf  Kredit  versandt,  könnten  eiu- 
Igebend  geprüft  und,  falls  sie  erhebliche  Mängel  zeigten,  zur  Verfügung 
gestellt  werden^). 

Eine  Gleichstellung  von  Detailreisenden  und  Hausierern  sei  durchaus 
.ungerechtfertigt^),  denn  die  angeblichen  Uebervorteilungen  des 
rpublikums  seien  schon  durch  die  scharfe  Konkurrenz  ausgeschlossen  **); 
sie  sei  aber  auch  unklug,  denn  sie  müsse  ein  Herabdrücken  des 
ganzen  Standes  zur  Folge  haben  '•>,  Die  moralische  Haltung  des  einzelnen, 
wie  des  ganzen  Standes  werde  bestimmt  durch  seine  Selbstachtung 
und  durch  die  Achtung,  welche  er  bei  anderen  genießt.  Nichts  sei 
daher  für  die  „Sittlichkeit  eines  Standes''  gefährlicher,  als  wenn  das 
Gesetz  ihm  diese  Achtung  versage,  welche  ihm  zukomme  und  damit 
seine  Selbstachtung  untergrabe***). 


1)  Ffandelft-  and  Gewerbekammer  Rlr  Unterf^anken  und  Ascbnfrenburg  1890/91. 

2)  HandeUkumtner  Heidelberg  1888  und  1690  (PfltitioD).  Hier  wird  behauptet, 
daf*  «J'^B^  darcb(;:eh<3tidt  bei  deo  Pftmilieo  der  UoiversitAläprofBSMtrei]  und  anderea  Kali»* 
gfifien  de»  wi»s«DS<:bafUicheii  Berafs    die  Neigung  vorherr»cbc,  Waren  von  auswfirU,    be- 

dar»  aoi  dem  Nordon  iq  besieben. 

8)  Vgh  BADdeUkammer  Heidelberg  1882  und  StuttgAjrt  1882  q.  1898,  Bielefftld  1891, 

ft)  Handelskainnier  Worms  1890/91,  Haodehkamiiter  Leipsig  1890, 

6)  Handelakaminer  DarmsUidt  1891j    Haodehkamtner  Leipzig  1880,    1890  a.   1890 

7)  BandeUkammer  Gleliten  1891. 
8>  Handeläkauimer   Bielefeld    1Ö92.     Die    K1ai;oii    bierGber    k&inen    nicbt    ms    dem 

Poblllium,  tondern  au«  KoDkurrenzkretäeUf  HHridet»kainmer  Leipziic  1893,  vi;1    S.  SfO. 

9)  naudehkammer  Hamburg  1883  and  UandeUkammer  Heidelberg  1881, 
10)  BaiidabkaxaiDer  Hamburg  188S. 


232 


Rieli«rd  B6ssgeri 


Berliüer  Kaufleute  erklärten  geradezu,  dadurch  würden  die  Kauf- 
leute  unter  Polizeiaufsicht  gestellt,  und  die  Aeltesten  der  Berliner 
Kaufmannschaft  beklagen  sich,  daß  man  wegen  verhältnismäßig  kleiner 
UubequeiDlichkdten  die  ReiseDden  gleich  einer  Seuche  unter  Quarantäne 
stelle^)*  Vor  allem  wird  betont,  daß  derartige  Beschränkungen  der 
persönlichen  und  wirtschaftlichen  Freiheit  nicht  etwa,  und  da  wäre  es 
noch  zu  erklären,  im  Dienste  der  Gesamtheit  verlangt  werden,  sondern 
nur  im  Interesse  eines  Teils  des  Zwischenhandels  ^)  Im  Einzelfalle 
würde  außerdem  die  Entscheidung,  ob  der  Muster  reisende  den  einen 
oder  anderen  Gewerbetreibenden  besuchen  dürfe,  zu  vielen  polizeilichen 
Chikanierungen  führen  ^). 

Einige  Berichte  führen  diejenigen  Industrien  und  Handels- 
zweige auf,  welche  besonders  durch  die  gewollten  Einschränkungen 
benachteiligt  sein  würden.  Diese  sind:  die  Nähmaschinen-  *), 
Leinen-  ^)  und  Wäscheindustrie  *),  die  Konfektion  '^),  der  Weinhandel  ^)^ 
die  Cigarrenfabrikation  ^)  und  die  Bierbrauerei^*). 

Was  nun  die  viel  weitergehenden  C/entrumsan träge  betrifft,  nach 
denen  die  Bedürfe isfrage  auch  für  die  dann  den  Hausierern 
gleichgestellten  Detailreisenden  zum  Gesetz  erhoben  werden  sollte, 
so  wird  darauf  hingewiesen,  daß  wenn  schon  für  den  Hausierer,  dessen 
Gebiet  doth  immerhin  noch  ein  räumlich  beschränktes  sei,  dieselbe 
nicht  durchführbar  wäre,  könne  dies  für  den  Detailreisenden,  dessen 
Gebiet  ja  oft  ganz  Deutschland  umfasse,  erst  recht  nicht  geschehen'*). 

Ganz  undenkbar  wäre  daher  auch  die  Durchführung  der  anderen 

1)  Vgl,  auch  Htmdfllsk&niiDer  Br«sl»a  1892,  sowie  üandelükamnier  BerUn  1881  and 
Leipiig  188  L 

2)  Handebkitminer  HaEoburg  1682,  vgl,  Minden  1888. 

3)  FlandelskAii^iper  Stuttffarl   1892. 

Mit  dem  eotschiedcaen  EiDspfudi  p^geii  diese  MÄfsr«ircl  »lirntnen  überflirij  ftufser 
deo  schon  geniMiiiteD,  di«  Aasführanfceo  der  Handebkämmern  Bromberg  1883  und  1895, 
Pforsh«im  1880,  1882,  1885,  1887,  Mannheim  1882  und  1891,  Darms radt  1886, 
Frankfart  a.  M,  1898^  Bamberg,  Berlm,  Binj^eD ,  Bochum,  Cr«feld^  DortmtiDd,  HaUa, 
Hanau,  Kaj|«rahe,  Moncheti-GladbAch,  OSeuh&ch^  Stettin,  Stral'äbarg  in  d«n  Berichten 
Über  1895,  sowie  Oiefsen  1889/90,  1891  („Da  müfttte  man  auch  dis  Versenden  %'on  R»ta> 
logen  verbieten**),  Sonneberg  1890,  Wiesbaden  1891,  Flensburg  1891.  Bielefeld  18!»?, 
Stnttgart  1892  („Tendenagesetae  gegen  die  OewerbefrejbeiL'M,  Kiibleo«  1893,  Hamburg 
1893.  Ebenso  Kind  dagegen  HUdbarghausen  1891/92  und  Heidelberg  1892;  doch  lat  bei 
diesen  su  koostatieren ,  dafs  »ie  In  ihren  Ktciehzeltigen  Outachten  sich  gegen  den 
Hausierer  aussprechen,  während  die  {Jibri(;;«u  Kammern  mcK,  wenn  sie  Ql»erliaupt  lu 
dieaer  Frage  Stellung  nehmen,  auf  Seite  der  Hausierer  stellen. 

i)  iJandehkammer  Bieteleld  1892,  Haodelfkatiimer  Frankfurt  a.  M,  1893. 

b)  und  6]  Uandeskfimmer  Bielereld  1892.  (Die  Kammer  erklärt  geradezu ,  e» 
würde  durcb  ein  solches  Gesets  der  ganie  Kammerbeairk  ruiniert  werden :  viele  Arbeiter 
wurden  ihre  Arbeit  verlieren,  die  KreditverhAItoisse  würden  eine  heftige  ErschÜttdruiig 
erleiden,  der  Ab»ari  würde  nicht  mehr  deraelbe  sein  lu  a.  w.) 

7)  BandeUkammer  Darm&tadt   1892. 

8}  binden  1888,  Handelskammer  Dnrmstadt  189t,  Handel&kammer  Hamborg  1898, 
Handehkammer  Pforzheim   1887. 

9}  HandeUkamiuor  Minden  1888,  HAiidehkammer  Bielefeld  1892,  Bandebkammer 
Hamburg  1893. 

10)  Handelskammer  Pforzheim  1887,  Handelskammer  Minden   1888. 

11)  nandel.%kammer  Bielefeld  1891,  Handelskammer  Stuttgart  1892,  Handelskammer 
Breslau  1893  und  Handel«-  und  Gewerbekammer  Ulm  lb93« 
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lerung,  den  Legitim ationsschein  nur  für  einen  bestimmten 
Bezirk  gelten  zu  lassen  und  beim  Uebergang  in  einen  anderen  Bezirk 
die  Lösung  eines  neuen  Scheins  zu  verlangen.  Da  der  Detailreisende 
in  einem  Bezirke  oft  nur  wenige  Kunden  habe,  würde  dies  eine  solche 
finanzielle  Bedrückung  bedeuten,  daß  wichtige  und  solide  Unter- 
nehmungen sie  nicht  mehr  zu  tragen  vermöchten*). 

Den  Klagen  der  ansässigen  Kaufleute  in  kleineren  Plätzen  könne 
man  nur  durch  höhere  (auch  kommunale)  Belastung  abzuhelfen  suchen  "). 
So  wenig  das  Gesetz  imstande  sei,  schriftliche  direkte  Angebote  zu 
beschranken  —  und  in  dieser  Form  werde  namentlich  in  der  Textil- 
»ranche  von  Seiten  der  großen  Modewarengeschäfte  durch  Massen- 
issendung verlockender  Kataloge  das  Möglichste  geleistet  —  ebenso- 
wenig könne  und  dürfe  dem  immerhin  mit  größeren  Kosten  verbundenen 
persönlichen  Verkehr  zwischen  Reisenden  und  Privatpublikum  vorge- 
beugt werden. 

Die  ganze  Bewegung  gegen  Hausierer  und  Detailreisende  wird 
von  einer  Kammer,  wie  folgt,  gekennzeichnet: 

Wenn  man  diese  Beschwerden  näher  betrachtet,  so  findet  man, 
da0  dieser  Kampf  in  den  letzten  Zielen  sich  gegen  die  Konkurrenz 
aller  Art*')  richtet.  Die  hier  verlangte  gesetzgeberische  Aktion  würde 
nur  einen  kleinen  Teil  der  Uebel  treflen,  welche  das  Kleingewerbe 
bed Hingen .  Gegen  die  Hauptühel  giebt  es  überhaupt  keine  gesetzlichen 
Wege,  Der  Nutzen  von  diesen  Geschäften  müßte  schließlich  vorwiegend 
den  Versandgeschäften  werden;  diesen  würde  durch  die  Maßregeln 
gegen  Hausierer  und  Detailreisende  allein  eine  gewisse  Prämie  in  den 
Schoß  geworfen  werden*)* 


Bei  allen  diesen  Ausführungen  der  Handels-  und  Gewerbekammern 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  es  immerhin  nur  Urteile  von  einem 
Teile  derselben  sind,  die  hier  vorgeführt  werden  konnten.  Zahlreiche 
Kammern  haben  sich  in   ihren  Berichten  zu  der  Frage  gar  nicht  ge- 

1)  H ftn d ei ^k Ammer  Brosiau  1892. 

2)  flandeskammer  Koblenx  (18S2)  Ist  freiliih  der  Meinang^  dftfji  dies  sti  weit  ^ehen 
und  &m«m  Verbote  diesor  Geacbtttte  f^leichkommeu  werde,  vgl,  auch  den  Bericht  über 
düs  isbr  1885.  Die  Brodels-  und  Oewerbekaimner  Stuttgart  1880  (No.  4  der  Miiteilunffeu) 
licftlrchtel  das  Glelcbe,  wenn  nicht  ^^  was  nmn  wohl  annehmea  dürfe  —  die*e  höhere 
Steoer,  d«  eine  scbarfe  KoatroUe  nicht  darchfUhrbar  sei^  umgangen  werde.  Ander»  hin- 
gegen  nrleüt  diese  Kammer  \%92  Über  die  H^herbeatoueruntr  der  Haasterer. 
Hie  meintf  um  eine  gerechte  Höbe  der  Kommunalsteuern  der  Hausierer  festsetzen  au 
kdaneo«  würde  es  sieb  empfehlenf  die  ^Jeweili^e  Intensität  der  Klagen  der  Ladengescbilfte 
»1a  MafjMtab  für  die  Rentabilität  der  konknrrlerendeti  Hausier^eschäfte  «niunehmeti". 

S)  Dies  wird  besonders  dadurch  deuth'ch,  dafs  einige  Kammern  sich  'awar  i^ana 
entschieden  k«K<^d  ^'^^  ThütiKkeit  des  Hansierens  wenden,  aber  der  Meinung;  sind,  das 
V^rboU  Bestellunj^en  nach  Master  auch  bei  Privaten  ansnnetimeOf  wUrde  etue  empfind- 
liclf«  Beeiatrficbtif^nir  im  Han de tsge werbe  erzeugen,  flandehkammer  riiidburifhauKen 
1891/02,  vgl.  HsRcielskammer  Heidelberg  1882  und  1890  und  Handeiskammer  Heiden* 
bdta  1899»  HandeUkammer  Minden  1888.  Andererseits  treten  die  Handelskammern  Heil- 
bronn  (1888)  und  Müblbansen  l  Tb.  (1892)  warm  lOr  d«Ei  Hftnsierer  eiiif  won«D 
j«doeb  vom  Detattretsenden  nichts  wissen. 

4)  Haodalskaiiinier  MaDoheim  1891,  vgl«  Breslau  1892  nnd  HandelskamiRer  Biele- 
l«ld  1892. 
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äußert,  da  in  ifiren  Bezirken  die  Verhältnisse  derartij?  sind,  daß  für 
sie  keine  Veranlassüns  vorlapf,  nach  irgend  einer  Seite  hin  Partei  zu 
ergreifen.  Aber  selbst  wenn  säratliche  Kaniinern  ein  Urteil  hierüber 
abge^t^ben  hätten,  würde  dadurch  durchaus  noch  nicht  ein  getreues 
Bild  darüber  gewonnen  worden  sein,  inwieweit  der  Hausierhandel  bezw. 
das  Detailreiseo  Bedürfnis  ist  und  wie  weit  man  beide  als  überflüssig 
oder  nachteilig  empfindet.  Denn  die  Bewohner  großer  Flächen  der 
preußischei^  Monarchie,  namentlich  östlich  von  der  Elbe,  doch  auch 
z.  T.  im  Westen»  sind  überhaupt  zur  Zeit  noch  ohne  Vertretung  durch 
Handelskammern.  Für  diese  Gebiete  nun  sind  irgend  welche  Berichte, 
die  an  Gründlichkeit  und  Ausführlichkeit  den  Handels- 
kammergutachten gleichzustellen  wären,  nicht  vorhanden.  Es  sind 
dies  aber  zum  Teil  gerade  sehr  dünnbevölkerte  Gegenden  mit  nur 
geringem  Verkehr,  wo  Niederlassungen  von  Kaufleuten  nicht 
so  zahlreich  sind  wie  in  anderen  Teilen  der  Monarchie. 

Daß  in  solchen  Gegenden  der  seßhafte  Kaufmann  sich  in  kleineren 
Landorten  nur  schwer  halten  und  viele  Artikel  nicht  führen  kann,  die 
der  Hausierer,  der  einen  viel  größereti  Kundenkreis  hat,  vertreibt,  ist 
leicht  zu  verstehen,  andererseits  aber  auch,  daß  er  der  Bevölkerung 
unter  solchen  Verhältnissen  unentbehrlich  und  daher  in  diesen 
Landstrichen  immer  willkommen  ist. 


Anbanir:  D!c  KolportJisre  Bnd  dte  Handclskammerii* 

Bis  zur  Einführung  der  G.O,  waren  die  Verhältnisse  bezüglich  des 
Verkaufs  und  Vertriebes  von  PrefBerzengnissen  im  Um  herziehen  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  vielfach  voneinander  recht,  verschieden  gewesen. 
In  Prenfsen  und  den  meisten  anderen  Staaten  waren  Dnickschriften 
vom  Hausierhandel  auscrescblosaen.  In  Sachaen-Coburgj  Olden» 
bure:^  Wal  deck  und  8ch  an mbii  rg- Lippe  war  der  Hausierhandel 
mit  Druckschriften  icänzlich  freigegeben.  Im  Königreich  Sachsen 
unterlag  nicht  nur  die  Zulassung  zu  dem  Gewerbe  des  Hausierhandels 
mit  Prefserzeugnissen  der  polizeilichen  Genehmigung,  sondern  es  konnte 
diese  Erlaubnis  auch  anf  gewisse  Preiserzeugnisse  eingeschränkt  und 
jederzeit  zurückgenommen  werden. 

Die  früheren  Einschränkungen  hatten  vorzugsweise  in  sitten polizei- 
lichen Rücksichten  ihren  Grond  und  fingen  ans  der  Erfahrung  hervor^ 
dafs  der  Hausierhandel  vielfach  zur  Verbreitung  unsittlicher  Schriften 
mifebraucht  werde. 

Die  erste  Gewerbeordnungsvorlage  vom  Jahre  1868  hatte  in  dieser 
Hinsicht  die  Landesgesetze  aufrecht  erhalten  wollen.  Die  zweite  Vor- 
lage vom  Jahre  1869  liefs  jedoch  infolge  der  im  Jahre  1868  gemachten 
Erfahrungen  diese  Einschränkungen  fallen ,  ohne  eine  andere  an  deren 
Stelle  zu  setzen  und  gab  damit  den  Hausierhandel  mit  Druckschriften  frei. 

Die  Kolportage  findet  naturgemäfs  nur  wenig  Erwähnung  in  den 
Handelskammerberichten.  Hier  liegen  die  Verhältnisse  im  wesentlichen 
auch  anders.  Während  der  Vertrieb  kaufmännischer  Waren  dorch  den 
umherziehenden  Kaufmann  von  verschiedenen  Seiten  Anfeindung  erfährt, 
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vor  allem  aber  von  dem  aefahaften  DetailhüDdler^  gehen  die  Klagen 
gegen  die  Kolporteure  und  buchliäudlerischeD  Reisenden  in  der  Kegel 
niclit  von  den  Sortimentern  aus,  sondern  meist  von  aufserhalb  des  Buch- 
handels stehenden  Personen, 

Als  Gegner  der  Kolportage  bekennen  sich  nur  die  Handelskammern 
zu  Lüneburg  (18B1  :  .,Sie  sei  geeignet,  Sitte  und  Gemüt  des  Volkes 
ZQ  vergif^en'O,  Heidelberg  1883,  die  Gewerbekammer  für  Sachsen- 
Weimar  1800/92  und  die  hannoverschen  Kammern  in  einer  Eingabe 
an  den  preußischen  Handelsminister  vom  Jahre  1880. 

Diesen  gegenüber  erklärt  die  Handelskammer  zu  Wiesbaden  (1891), 
dafa  selbst  die  Mifsbr&uche  beim  Verschleifs  der  sogenannten  Schund- 
romane in  keiner  Weise  das  Verbot  des  gesamten  Kolportagehuchhan- 
dele  rechtfertigen  würden.  Auch  die  Handelskammer  zu  Leipzig 
(1881)  und  die  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Stuttgart  (1881) 
treten  mit  Nachdruck  für  denselben  ein. 

Des  Vertriebes  buchhandlerischer  Erzeugnisse  durch  Reisende  wird 
in  nachteiliger  Weise  keine  Erwähnung  gethan. 

IV.  Kritik. 

1)  Die  weitgehenden  VoraoMäge  gegen  den  Hausierhandel. 

Die  Ge^er  des  Hausierhandels  begründen  ihre  Forderungen  durch 
dringende  Klagen.  Diese  Klagen  stimmen  meist  wörtlich  mit  deu 
althergebrachten  überein  und  sind  fast  darchgehends  aus  der  Zeit 
herübergencmraen  worden,  io  welcher  der  Hausierer  als  „schlechtes 
Subjekt"  und  der  Hausierhandel  als  erwünschter  Vorwand  zur  Aus- 
Obung  von  allerhand  Betrug  und  Verbrechen  galt.  Es  ist  oben')  ge» 
Äcigt  worden,  daß  das  ansässige  Gewerbe  selbst  zu  Zeiten,  wo  es  gegen 
die  umherziehende  Konkurrenz  io  hohem  Grade  geschützt  war  und 
anerkanntermaßen  gut  rentierte,  immer  die  eindringlichsten  Klagen 
hdren  sieß,  also  zu  Zeiten,  wo  eine  Berechtigung  und  Notwendigkeit 
dafür  absolut  nicht  vorhanden  war  Man  könnte  daher  diese  neuer* 
liehen  Klagen  mit  Mißtrauen  aufnehmen  und  sagen,  daß  infolge  des 
früheren  oft  recht  unnötigen  Klagens  das  seßhafte  Gewerbe  sich  ein 
Anrecht  auf  vollen  Glauben  verscherzt  habe»  Und  in  der  That  ist 
auch  vielfach  In  dieser  Weise  über  die  Klagen  des  Handels-  und  Ge* 
Werbestandes  geurteilt  worden  *), 

Demgegenüber  ist  jedoch  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Klagen 
flher  den  Hausierhandel  im  Mittelalter  aus  einem  ganz  anderen  Beweg- 
grunde als  jetzt,  nämlich  aus  dem  Geiste  des  übertriebenen  Gewerbe- 
schutzes, hervorgingen. 


1)  Vjfl.  Heft  VII,  8.  80  f, 

2)  Mohl  it|ft  in  »ein«r  Enquete  über  da»  Gewerbe  1.  ü.  i  ,,E5  picbt  urar  keiDeii  Be* 
ruf,  in  welchem  nicht  Unzühlitfe  geneigt  wftreo,    deu  Stital    und    seioe  KinrichtnnKeii    (\\t 

i»  Hmt»  ihrei  Erfolgs  und  MifaerfolK»    vernDtwortlicb    zu    aiAchen^    An    dem    diete    i^iiiia 

RiK^huMig  »ind.     De&bRlb  roAchteo  die  BoAcliwerdcn  aus  dem  Kreis«  dieses  Stunde»  Über 

tn  |{iiii«iiierhiindel  niemals  den  geringsten  Eindruck  Auf  den  Unterzeichneten.*^     Vn^l    Mudi 

ai«  HAttdel»-  ond  Gewer bekAmmer  StuttgArt  1688.  Auch  &chinoll«r  (a.  «.  O.  S.  838),  der 
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Id  früherer  Zeit  waren  der  Handel  und  die  EinDahme  aus  dem- 
selben privilegiert ;  jede  Erweiterung  des  Kreises  der  Handeltreibenden 
durch  Unberechtigte,  selbst  wenn  der  Kaufmann  einen  Nachteil  infolge 
der  durch  den  Hausierer  bedingten  Verringerunj?  des  Kundenkreises 
gar  nicht  empfand,  war  eine  Verletzung  seiner  Rechte,  über  die  er 
glaubte,  sich  mit  gutem  Grunde  beklagen  zu  können.  Jetzt  ist  der 
Kaufmann  nicht  mehr  privilegiert,  die  Beteiligung  am  Handel  ist  im 
Gegenteil  unbeschränkt  und  deshalb  so  lebhaft  geworden,  daß  in  der 
That  der  Detailhiindler  sich  oft  in  einer  recht  schlimmen  Lage  be- 
findet. Die  Klagen  über  den  schlechten  Geschäftsgang  sind  sonach 
jetzt  vielfach  wirklich  begründet  * ) ;  unbegründet  ist  es  nur,  für 
diesen  Zustand  das  G,  i,  U.  verantwortlich  machen  zu  wollen.  Die 
meisten  Gegner  des  Hausierhandels  gehen  ja  auch  weiter  und  geben 
nicht  bloß  diesem,  sondern  der  Gewerbefreiheit  überhaupt 
alle  Schuld  für  gewisse  üebelstände  des  wirtschaftlichen  Lehens^). 

Wie  nun  die  gegen  den  Hausierhandel  von  frühester  Zeit  an  ge- 
richteten Klagen  nicht  als  gewichtig  genug  angesehen  wurden,  um  die 
Aufhebung  der  vorhandenen  Hausierbeschränkungen  zu  verhindern,  so 
trafen  andererseits  viele  der  zur  Hebung  dieser  Uebelstände  ausge- 
sprochenen und  in  der  Handelskammerberichten  niedergelegten  For- 
derungen den  Stempel  der  U  n m  ö g  1  i  c  h  k  ei  t  e i  n  e  r  D u  r  c h  f  ü  h  r u  n  g^) 
in  der  Praxis  so  deutlich  an  sich,  daß  man  sich  vergebens  fragt, 
wie  es  geschehen  kann,  daß  sie  immer  und  immer  wieder  laut  werden. 
Die  Herren,  welche  mit  großem  Ungestüm  jetzt  ihre  Wünsche  aus- 
sprechen, würden  in  ziemliche  Verlegenheit  kommen,  wenn  man  ihnen 


dem  Kteiaf^ewerbfl  darehnas  wohlmeitiend  gfi^enübersteht^  erklfirt^  dafs  vielfach  di«  Klu^n 
fibertiieben  seien  imd  nur  nDKeif^tea,  dafs  Kunkurren^  li£ine,  und  dm^s  sie  den  no- 
gQSchiokCen  Meistere  tiDd  aacouliuileD,   keantDislosen  kleinen   Händlern   unbeqaem   sei. 

l)  An  Mnderer  Stelle  fS.  n?)  »chreibt  Schmoller  Mllerdin^s  über  dieae  Rliti^en : 
,,Die!«  wng  Dbertrieben  sein»,  wie  jediürselt  die  Kl^^en  de,<i  stebenden  Gewerbe«  Qber  den 
HaniterbAndelf  aber  es  leigt,  vrenn  e»  auch  nur  zum  Teil  walir  ist,  —  eine  Wahrheit, 
welche  von  den  Schw&rmern  für  volkswirtschaftliche  Freiheit  oft  Qberseben  wird." 

S)  Es  kann  natürlieh  hier  nicht  auf  die  VorsUf^e  und  Nachteil«  der  (lewerbefretheit 
etnge^aniccn  werden,  doch  will  es  mir  hochBt  ung'erecbt  si-heinen,  wenn  man  unter  Hin- 
weis anf  verschiedene  offenkundif^e,  durch  die  Gewcrbefreiheit  entstandene  Nachteile,  ohne 
Rßcksicht  auf  die  frrofien  Segnuni^en,  die  das  Gewerbe  ihr  verdankt^  Qber  diesefbe  votl- 
fitindiis;  den  Stab  brechen  und  sie  auf  emmal  wieder  rOckg^Ing^if;  machen  oder  doch  in 
wesentlichen  Punkten  elnachrünken  wollte.  Man  darf  es  gar  nicht  anders  erwarten,  als 
dafs  diese  Gewer befreibeit  z.  T.  auch  tinjctln»ti(r  wirkt,  denn  ,^es  hkniirt  mit  der  Besehrinkt- 
heit  der  menschlichen  Natur  notwendig  an&ammen,  dafs  hedentende  Fortschritte  sctten 
mßgHch  Bind,  ohne  eintelnen  an  sich  berechti^Ften  Interessen  tu 
se  baden'*  (Koscher,  insichteu  aus  der  Volkswirtschaft  U,  213)*  Schon  Staart  achraibt: 
Keine  Stabe  kann  irefegt  werden^  ohne  dafs  es  vorfiberRehend  mehr  stftubt,  als  auiror;  selbst 
der  wohlthfitifi^te  Friedenischlitrs  nach  laniifem  Kriege  ist  für  manchen  ein  Uni(IQck.  Ancb 
Schmolter  (a.  m.  O  ,  S.  1)  sairt  gan«  Hcbtiit  vorher,  dafs  die  GewerbefreiheSt  dem  Klein* 
l^ewerbe  zunicbst  keinen  Vorteil  bringen  ward«.  Er  weist  ferner  darauf  hin  (a.  a.  O  , 
8.  1153))  dafs  die  Entwickeluni^  des  Waren  Vertriebes  sich  in  einer  RichlunK  bewag«» 
welche  «war  mancherlei  Schmuta  aufrühre  und  mit  sich  bringe,  die  aber  in  der  HaapI* 
snche  notwendig  sei«  Mancher  kleine  Laden  und  manch  kleiner  Handwerker  wQrde  danint«r 
leiden.  Die  Zunahme  der  Hausierer  wfirde  freilich  aach  erfolgt  aeio^  wenn  di«  Be- 
stimmungen etwas  enger  gehalten  worden  wfiren. 

3)  Vgl,  Handelskammer  Leiptig  ld74/75. 
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^O^ge,  die  Aus-  und  DurcbführuDg  derselben  zu  übernehmen.  Es 
ist  ja  80  leicht,  Fürderungen  aufzustellen,  doch  es  würde  sich  auch 
hier  zeigen,  daß  die  erußte  Schwierigkeit  der  ,,sogenaDnten  Fragen  da 
beginnt,  wo  sie  unter  ein  praktisches  Gesetz  gestellt  werden  sollen". 
Dies  gilt  io  erster  Linie  von  dem  Verlangen,  die  Erteilung 
des  Legitimationsscheios  in  Zukunft  von  dem  Bedürf- 
ois  eines  Kreises  (bezw,  Ortes)  abhängig  sein  zu  lassen, 
die  Uausierer  also  nur  in  beschränkter  Zahl  und  zwar  nur 
dann  zuzulassen,  wenn  sie  dem  Kreise  (tider  Orte)  Nutzen  oder 
wenigstens  keinen  Schaden  bringen  '},  Diese  Forderung,  für  welche 
nur  die  Absicht,  den  seßhaften  Detailhändler  vor  der  Kon- 
kurrenz des  Hausierers  zu  schützen  geltend  gemacht  werden 
kann,  widerspricht  zunächst  vollständig  dem  bisher  geübten  Grund- 
sätze einer  Gleichstellung  des  uulber^iehenden  Handels  mit  dem 
seßhaften.  Dies  Verlangen  ist  aber  auch  um  deswillen  ganz  un- 
gerechtfertigt, als  ja  auch  die  Ladengeschäfte  ihre  Existenz  nicht 
immer  einem  Bedürfnis  des  Publikums  verdanken  und  auch  sie  oft- 
mals keine  größere  wirtschaftliche  Berechtigung  als  manches  umher- 
ziehende Geschäft  haben.  Und  doch  würden  ihre  Inhaber  sich  energisch 
wehren,  wenn  man  auch  mit  ihnen  eine  Neuregelung  nach  dem  Maß- 
Stabe  des  Bedürfnisses  vornehroeo  wollte.  Das  Unrecht  wurde  aber 
noch  größer  durch  die  ganz  mechanische  Weise,  in  der  man  die 
Auswahl  treö'eu  will  und  auch  nur  treffen  könnte,  und  nach  welcher,  so- 
bald die  von  vornherein  angenommene  Zahl  der  Hausierer  erreicht  wäre, 
alle  übrigen,  so  sehr  sie  auch  für  den  Beruf  geeignet  und  würdig  wären, 
ohne  weiteres  abgelehnt  werden  müßten.  Für  die  Gewerbtreibendeu 
und  Uausiergegner  ist  natürlich  der  Fall  sehr  einfach,  da  sie  eben 
nur  ihr  eigenes  Interesse  im  Auge  haben.  Der  gewissenhafte  Beamte 
aber  würde  sich  hier  vor  eine  Auf^^^abe  gestellt  sehen,  deren  gerechte 
Losung  das  Menschenmögliche  übersteigt    Die  preußischen  Behörden 

1)  Dieter  Forderuog  Hegt  die  alte,  oft  gehörte  VorausseUaDg  tu  Orandef  dAls  der 
HftUiierhftQdel  einem  Bedürfnis  nicht  mebf  cDttprecbe  (vgl.  S.  S04).  Oft  der  Ver- 
kehr ui  den  letsteD  Jahrzehnten  ao  eminente  Fortschritte  gemacht  und  sich  «iwa  um  das 
ft^fache  vertnehrt  bat,  k^^nnte  man  allerdings  annehmen^  die  ProdaktiTit&t  seid  wirtsehaft- 
iich«  BerechtigtiGg  dieses  primitiven  üandoU  bfttte  sieb  in  dieser  ^eit  wesentlich  verringern 
mlU>«Q  und  awar  in  dem  gleichen  M.ifae  wie  der  Verliehr  »ich  vervoUkammnet  hat, 
Vi<tm  ist  auch  oft  vorausgesagt  wordeo.  Jede  Eisenbahnlinief  biera  e«,  mUfüiie  seine  Wirk> 
•ftnkeii  •inscbritoken  (Rieb),  a.  a.  O.  S.  460;  ähnlich  auch  L.  Bay»  a.  a.  O,  und  Bau, 
a.  «,  O.  S.  238,  vgl.  auch  HandeUkammer  Uildeshoim  1867)^  doch  nirgends  hat  sieb 
«In«  Vorheraage  sg  wenig  erfüllt  wie  diese.  Es  ist  gerade  das  Gegenteil  eingetreten. 
Das  Wandergewerbe  bat  sich  nicht  um  das  S-fache  vermindert,  sondern  mindestens  am 
•  bensoviel  vermehrt.  Daraus  sollte  doch  auch  fDr  diejenigen ,  welche  forlwihrend 
fto  die  grofs«  Sebftdtgang  des  sefsbaften  Gewerbes  durch  den  Bausierbandcl  erinnern  lu 
ibIsmii  glauben^  deutlich  bervorgebeo  ^  dafs  diesem  liantlelsgewerbe  ein  Bedbrfnis  nicht 
wohl  abgesprochen  werden  kann  (vgi.  auch  Schmoller  a  a.  O.  S.  S87)  Da  aber  aofser* 
dam  trola  der  eindringlichen  Hausier konkurrena  nuch  die  Zahl  der  Inhaber  eines 
Ladeogeschitfts  in  ber vorragender  Weise  gestiegen  ist,  dürfte  gerade  der  Nach- 
vais,  dafs  der  Hausierhandel  die  Ursache  aur  schlimmen  Lage  im  sefsbaften  Haudels- 
l^wcrb«  sei,  au  fserorden  tlich  schwer  falleni  uud  a  war  um  so  schwere  r,  da  (vielleicht 
In  Aocb  grörsirem  Mafsa  als  der  Hausierhandel)  auch  die  Zahl  der  Kiuf«r 
hat. 
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liabeD  daher  aoch  auf  die  Anfrage  des  Ministers  erklärt,  daß  sie  eicb 
nicht  imstaüde  fühlen  würden,  diese  Bestiniomng  durchzuführen.  Vor 
einigen  Jahrzehnten  oocli»  als  etwa  nur  50000  Hausierer  durch  die 
deutschen  Lande  zogen,  hätte  die  schwebende  Frage  in  dieser  Richtug 
gelöst  werden  können,  jetzt  aber  bei  fast  */4  Million  Hausierern  stehen 
diesem  Verlangen  unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegen  V)* 

Noch  weniger  wird  man  der  hiermit  verbunden  auftretenden  Forde- 
rung zustimmen  können,  die  Entscheidung  über  das  Bedürf- 
nis einer  aus  Kaufleuten  bestehenden  Kommission  zu 
überlassen.  Es  wird  nimmermehr  zu  erwarten  sein,  daß  diejenigen 
eine  unparteiische  Entscheidung  fällen  werden,  die  selbst  Partei  sind 
und  daß  die  Kaufleute  so  sehr  ihr  eigenes  Interesse  verleugnen  werden, 
um  den  Hausierern  von  selbst  Thür  und  Thor  zu  ihrem  Bezirk  zu 
ößheu  (vgl  Mohl,  a.  a.  O,  S,  50),  Die  Zahl  derer,  denen  der  Hausier- 
paß durch  eine  solche  Gemeindekommissiou  visiert  würde,  dürfte  recht 
bescheiden  ausfallen. 

üni  die  in  diesen  Forderungen  liegende  Härte  etwas  zu  mildem 
und  damit  dieselben  nicht  von  vornherein  das  Gepräge  der  Unaus- 
führbarkeit  zu  deutlich  tragen,  will  man  allerdings  den  Bewohnern 
derjenigen  Orte,  in  denen  der  Hausierhandel  gewissermaßen  historisch 
geworden  ist,  auch  über  das  Bedürfnis  hinaus  einen  Schein  lassen. 
Damit  würde  man  sich  aber  gegen  einen  andern  allgemein  gütigen 
Grundsatz  vergehen,  daß  ein  Staatsbürger  vor  dem  anderen  nicht  be- 
vorzugt werden  soll  -),  Wie  würde  mau  es  dann  verantworten  wollen, 
den  Bewohnern  des  einen  Dorfes  die  Berechtigung  zum  Hausieren  zu 
geben,  denen  des  Nachbardorfes  aber  dieselbe  zu  versagen? 

Es  wäre  sonach  ein  gefährliches  Experiment,  die  Be- 
dürfnisfrage —  nacbdena  man  infolge  der  damit  verbundenen  Nach- 
teile schon  vor  Jahrzehnten  von  ihr  abgekommen  ist^)  —  wieder  in 
die  Gesetzgebung  einfuhren  zu  wollen. 

Mit  der  Regelung  nach  dem  Bedürfnis  ist  vielfach  die  Frage  der 
Lokalisierung  (bezw<  Territorialisierung)  des  Hausierhandels 
in  Verbindung  gebracht  worden,  d.  h.  die  Bestimmung,  einen  gelösten 
Hausierschein  nur  für  den  einen  Bezirk  oder  {bei  kleineren  Staaten) 
für  das  Gebiet  des  Bundesstaats  gelten  zu  lassen,  in  dem  er  gelöst 
worden  ist.  Zur  Begründung  dieser  Forderung,  auf  welche  auch  der 
von  der  bayerischen  Regierung  beim  Bundesrate  eingereichte  Antrag 
großen  Wert  legte,  hat  man  darauf  hingewiesen,  daß,  wenn  der  Hausierer 
gezwungen  wäre,  auf  einem  kleinen  abgegrenzten  Gebiete  den  Absatz 
für  seine  Waren  zu  suchen  und  dadurch  öfter  in  die  einzelnen  Orte 


1)  VgL  Huidelft-  uod  Gewerbakammer  StaUg&rt  1893,  eb«ofto  Htndels*  oad  G«werb«- 
kammer  Cbctnniti  1888,  LiegDilB  1891  und  ERndelskunmer  Bresliu  l6dS» 

f)  Vgl.  HaudeUküiDmer  Bre&Uu  1893. 

3)  lü  Bnyern  ht  bU  1868  die  £rt«iJmjg  der  HAUAiericheme  von  der  BedutfnUfrAf^ 
&bhftDgig  gemacht  wordeo,  d*niiiU  handotte  e^  sich  «ber  nur  um  Erb&Uuag  eioe«  tchoo 
Torbftndeüen  Zu^taDdes,  jeUt  aber  würde  mtn  Taufende  von  Existenieo  durch  EinfUiniiig 
dieser  BeiümmuDg  nnterd rücken  müssen  (vg],  Hikadeb-  oad  Gewerbekmmmer  BtoK^Art 
1892)* 
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des  Bezirks  und  zu  seinen  Kunden  zurückzukommen,  er  weniger  leicht 
der  ihm  oft  vorgeworfeüeo  Neigung  zum  Betrüge  würde  folgen  können. 
Es  würde  in  dieser  Maßregel  also  für  den  unzuverlässij^en  Hjiusierer 
eine  heilsame  Nötigung  zur  Reellitat  liegen  und  ein  erwünschter  Zwang, 
sich  der  Weise  und  Praxis  des  seßhaften  Gewerbes  zu  nähero. 

Für  die  meisten»  die  diese  Forderung  aufstellen,  bedeutet  dieselbe 
jedoch  nur  die  Erreichung  eines  weiteren  Machtmittels  zur  Ver* 
ringerung  der  Hausierkonkurrenz.  Dieser  Standpunkt  kaun 
natürlich  bei  einer  objektiven  Untersuchung  der  Frage  gar  nicht  in 
Betracht  kommen.  Aber  selbst,  wenn  man  die  Forderung  unter  dem 
Gesichtspunkte  einer  Art  i^rziehungsmaßregel  betrachtet,  stellen  sich 
ihrer  Ausführung  große  Schwierigkeiten  entgegen.  Zunächst  stellt  sie 
unter  allen  Umstanden  eine  wesentliche  Beschränkung  der 
Bewegungsfreiheit  des  Hausierers  dar  Während  derselbe 
bisher  seine  Hausier  Wanderung  von  dem  Kreise  aus,  in  dem  er  sich 
seinen  Gewerbeschein  hatte  ausstellen  lassen,  nach  Entrichtung  der 
Landessteuern  über  das  ganze  Reich  ausdehnen  konnte,  würde  ihm 
nun  diese  Freiheit  nicht  mehr  bleiben.  Er  würde  also,  wenn  er  iu 
seinem  Bezirke  infolge  einer  Ueberlüllung  von  Hausierern  seiner  Gattung 
sein  Brot  nicht  verdienen  könnte,  nur  unter  weiteren  Unkosten  im 
Stande  sein,  in  einem  anderen  Kreise  seine  Waren  zu  verkaufen. 

Wenn  es  auch  nicht  unmöglich  wäre,  daß  im  Laufe  der  Jahre 
le  entsprechende  Einordnung  der  Hausierer  in  die  einzelnen  Bezirke 
fcb  80  vollzöge,  daü  schließlich  eine  annähernd  gleichmäßige  Verteilung 
erselben  von  selbst  erfolgte,  so  würde  doch  in  den  Uebergangszeiten 
eine  80  unerträgliche  Unordnung  herrschen,  daß  jeder  Gedanke, 
diese  Bestimmung  einführen  zu  wollen  —  namentlich  auch  ohne  zu- 
gleich die  Bedürtnisfrage  damit  zu  verbinden  —  entschieden  zurück- 
gewiesen werden  muß'). 

Ganz  kurz  soll  nur  noch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  diese 
Forderung  auch  schon  um  deswillen  unerfüllbar  sein  würde,  weil  sie 
einesteils  beim  Hausierer  eine  genaue  Kenntnis  seines  Bezirks  voraus- 
setzt, die  er  schwerlich  haben  wird  und  andererseits  eine  umständliche 
Kontrolle  bedingt^). 

Außerdem  könnte  ja  nichts  einen  Hausierer,  der  die  Folgen  einer 
etwaigen   unredlichen   Geschäftsführung  zu  fürchten  bat,   verhindern, 


ij  Anf  eine  Lok»lbierUQg  des  HftUsiorhftndels  ist  aacfa  in  ver&cbiedeDGD  HftQdels' 
kAmmerberkbUiii  btogewieaieo  worden,  auch  von  »olchen  Kumniern,  die  eoa^t  vod  den 
wiitftbeiid«n  BetebrftnktiiigeD  des  HausierbAndels  oicbU  wiegen  wollen  (vgl.  Handebkiimitmr 
tlslberstode  1876  und  1800^  HundeJs-  uod  Oewerbekammer  StuUgart  1S92,  Hand eUk Ammer 
Ulm  1893). 

t)  lü  TieleQ  Staateo  würde  dies  «cbon  mit  RUckaicbt  auf  die  territorial  o  Ab- 
greneurig  und  dt«  Gemengelege  der  cinxelnen  Staatca  dem  Hituaierer  fiitt  unm^gUcli 
n,  iicb  aaMebliefsiicb  id  dem  Gebiete  su  bewcgeu,  l^r  welches  ibm  der  6ewerbes«bem 
t«Ut  i»ty  z.  B  Brauoschwoig  and  TbÜriagen.  Leicht  kann  da  der  Hausierer,  ohne  es 
wlsaeu,  eine  Bezirksgrenze  Überschreiten  und  dadurch  in  Strafe  fallen.  Er  fnö£»te  dann 
loilliitr  nach  der  Karte  marscbiercn.  Ein  weiteres  Uiodertiis  hierbei  wiirdc  anch  die  v«r* 
•dkl«d«ae  Gröfse  der  VerwalttiQgsbeztrke  bilden  (z.  B,  daj  Fürstentum  Eeuft  und  d«r 
EefieriUkgi  bezirk  Opp«lü).     VgL  den  Bericht  der  HandeUkammor  fireftlao  189S. 
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gegen  Erlegung  einer  weiteren  Steuer  in  einen  anderen  H^usierkreis 
überzutreten  und  hier  zunächst  unerkannt  sein  Geschäft  in  der  bisher 
geübten  Weise  fortzusetzen.  Damit  wäre  die  ganze  Maßregel ,  die 
einen  so  tiefen  Eingritf  in  die  bestehenden  Verhäliaisse  nach  sich  zieht, 
\ollkommen  illusorißch.  Da  aber  die  Zahl  der  Unredlichen  im  Hausier- 
handel bei  weitem  nicbt  so  groß  ist  ^),  daß  man»  um  sich  ihrer  zu 
erwehren,  zu  solchen  Gewaltmaßregeln  greifen  müßte  und  da 
andererseits  über  Unehrlichkeiten  auch  beim  seßhaften  Gewerbe  geklagt 
wird  2),  zeigt  es  sich  ferner,  daß  eine  Berechtigangzu  einem  Gesetze 
nicht  vorliegt,  von  dem  man  mit  Bezug  auf  seinen  fraglichen  Erfolg 
und  die  dadurch  veranlaßte  Umwälzung  wohl  behaupten  kann,  daß  der 
Einsatz  höher  als  der  mögliche  Gewinn,  der  Zaun  teurer  als  der 
Garten  ist. 

Mit  wirklichem  Erfolge  könnte  dieser  Vorschlag  natürlich  erst 
dann  diskutiert  werden,  wenn  genaue  statistische  Unterlagen  vorhanden 
wären,  aus  denen  sich  erkennen  ließe; 

a)  Wie  viel  Hausierer  ihre  Wanderung  in  einem  anderen  Orte  als 
ihrem  Wohnorte  beginnen  und  ans  welchem  Grunde  sie  dies  thun; 

b)  wie  viele  Hausierer  ibre  Totir  über  das  Gebiet  eines  Bundes- 
staats (bezw.  ßegierungsbezirks)  ausdehnen  und  über  wie  viele  und 

c)  welche  Warengattungen  hierbei  hauptsächlich  in  Betracht 
kommen  ^). 

Bei  einer  Feststellung  der  dem  G.  i*  ü.  freigegebenen  Waren 
wird  man  sich  entweder  auf  den  Standpunkt  der  früheren  Erlasse 
stellen  können  und  das  Hausier gewerbe  als  nicht  gleichberechtigt  be- 
zeichnen, oder  man  hält  fest  an  den  Voraussetzungen  einer  allgemeinen 
Gewerbefreiheit  und  macht  einen  Unterschied  zwischen  stehendem  und 
umherziehendem  Gewerbe  nicht.  Im  ersteren  Falle  trifft  man  eine 
beliebige  Auswahl  unter  den  zum  Hausiervertrieb  zugelassenen  Waren 
—  etwa  vom  Gesichtspunkte  eines  Schutzes  des  seßhaften  Handels  — 
wie  dies  früher  (vielfach  noch  bis  zum  Erlaß  der  RGX).  vom  21.  Juni 
1869)  geschah;  im  letzteren  Falle  kann  man  nur  solche  Waren  ver- 
bieten, deren  Ausschluß  vom  G.  i.  U*  durch  ihre  Natur  begründet 
oder  durch  die  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Interesse  geboten  ist, 
deren  Gebrauch  also  entweder  gewisse  Gefahren  für  den  Käufer  in 
sich  schließt  und  bei  welchem  die  Möglichkeit  eines  Betrugs  durch 


1)  Dir  Hausierbande],  der  auf  das  ▼agabandJQre&de  Umhertlebeti  acurfickgeht,  bat 
iielir  »bgetioTnineD  {ScfamoUerf  a.  a.  O.   S.   242). 

%"!  8.  Unlautere»  GesicfaHrtsgebareii,  II    Teil,  9,  14S  f* 

3)  Da  eine  Aufnabni«  der  thats  Ich  lieben  VerbälEmsse  dieser  Handelsform  Zttr2«it  noch 
nicht  Torhaudro  bt  —  tnan  war  bisher  immer  nur  auf  die  Aiigabeti  der  Uausiergegnar 
aogewieteD  —  Ist  es  sehr  la  bftgrQrseiif  daf»  von  swei  verachiedcbeti  Sefton  jelat  der 
AofaDg  dasQ  gemacht  wird,  ZonlchAt  soU  durch  einen  AasAchafs  der  am  9,  Dez.  1B95 
in  Osnabrück  versammelt  gewesenen  HandelBkammero  und  kanfminuiscben 
Korporationen  eine  derertige  Untersuebung  vorgenommen  werden,  und  daou  plant 
BDcb  der  Verein  fÜrSosialpolttik  die  Herausgabe  einer  Reibe  von  £inxeliiDt«r- 
tucbangen  über  die  hierbei  \a  Betracht  kommenden  Verhältnisse,  die  iu  fihnticher  Weiae 
wie  die  Untersachnngen  über  die  VerhältMi»Ae  des  Handwerke  sich  anf  Orte  iu  atleD 
Gegenden  des  Reiches  erstrecken  werden      Vgl.  auch  8.  StA  Anmerkung  1. 
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len  Verkäufer  nahe  liegt,  oder  bei  deneD  der  Hausierhandel  leicht 
zum  Vertrieb  gestohlener  Gegenstände  dienen  und  dadurch  eine  Be- 
günstigung ^)  des  Diebstahls  eintreten  kann.  Daß  ein  Ausschluß  solcher 
Waren  durch  die  Gesetze  vom  2L  Juni  1869  und  1*  Juli  1883  erfolgt 
ist,  bedarf  keiner  Begründung,  rechtfertigt  sich  vielmehr  von  selbst'). 
Nicht  zu  rechtfertigen  hingegen  würde  ein  Ausschluß  weiterer  Waren 
vom  Hausierhandel  sein,  wenn  als  Grund  dafür  nur  der  Schutz, 
des  seßhaften  Gewerbes  angeführt  werden  kann*  Dies  müßte 
als  eine  einseitige  Begünstigung  dieses  Gewerbes  gelten  und  zugleich 
einen  vollständigen  Bruch  mit  den  Ueberlieferuogen  einer  modernen 
Auffassung  zur  Folge  haben* 

Zunächst  würde  auch  schon,  wenn  man  z*  B.  wie  es  vielfach  ver- 
langt wird,  die  handwerksmäßig  hergestellten  Waren  aus» 
schließen  wollte,  eine  Feststellung  der  Waren,  welche  handwerksmäßig 
hergestellt  werden,  unmöglich  sein;  denn  dieselbe  Ware  kaiio  fabrik- 
oder  handwerksmäßig  gefertigt  werden,  wie  es  überhaupt  unmöglich  ist, 
eine  scharfe  Grenze  zwischen  Handwerksbetrieb  und  Fabrikbetrieb  zu 
finden.  Ebenso  schwer  ist  der  Begriff  Luxusartikel  zu  defioieren ; 
denn  was  für  den  einen  einen  solchen  darstellt,  ist  für  den  anderen 
für  seinen  täglichen  Gebrauch  unentbehrlich.  Ja,  ein  Gegenstand,  der 
zweifellos  ein  Bedarfsartikel  ist,  wird  häufig  durch  die  Ausstattung 
ein  Luxusgegenstand  =),  Ferner  ist  auch  die  Neigung  des  weiblichen 
Teils  der  Bevölkerung  zur  Anschauung  von  überflüssigen  und  unnützen 
Gegenständen  im  allgemeinen  nicht  so  groß,  um  besondere  Maßregeln 
dagegen  zu  rechtfertigen.  Ist  eine  Neigung  dazu  wirklich  vorbanden, 
darf  man  nicht  tibersehen,  daß  auch  der  stehende  Gewerbebetrieb  mit 
seinen  Reklamen  und  Schaufenstern  jener  Neigung  Vorschub  leistet*). 

In  gleicher  Weise  ist  die  Forderung  nicht  berechtigt,  daß 
die  Hausierer  nur  selbstgefertigte  Waren  führen  sollen.  Denn 
die  Teilung  der  Arbeit,  auf  der  ein  großer  Teil  des  Aufschwungs  der 
wirtschaftlichen  Produktion  beruht,  muß  doch  auch  dem  Wandergewerbe 
zu  gute  kommen.  Der  eine  versteht  den  Vertrieb  besser,  der  andere 
die  Anfertigung:  Jeder  muß  das  Recht  haben,  seine  Kraft  bestmöglichst 
auszunützen. 


1}  Solche  W*reo  lind:  Geiitige  OetrAnke,  gebraacbte  Kleider,  gebrAUchle  Wjtscbe, 
gebrauchte  Betteo,  HeD&cheQbaare,  GarDebflUfl,  Eoden  und  Drlumea  von  Seide,  woUeiie 
Leinen  oder  Bnomwonc,  Güld-  und  8Uberw«reD^  Bruchgold  nnd  Brucbsilberj  sowie  Tasuhcn- 
altr«D,  Spielkarten;  Staat»-  und  aoitetlge  W'ertpapiere,  Lotterielose,  BefUgs-  und  Äntoil- 
ftebeloe  euf  W^ertpapierp  uud  LfOtterietote;  explosive  Stoffe^  insbesondere  Feaerwerksktirper, 
8clMb{»tlver  und  Üjoanoit;  leicht  entaUDdliche  fniner«tiscbe  Oele  (Petroteumf  Spirilu»)} 
Stola<^f  Uieb-  und  Schafs waffen.  Gifte  und  girthaltige  Waren,  Arznei*  und  Geheimmittel.  — 

Den  Aouchlars  »olcber  Waren  verlaogcii  im  Interesse  der  Gesamtheit  schon  Ulmen- 
atotoi  Iftiser,  Eau,  BQUa  etc.  an  d.  a.  0. 

S)  Weniger  schon  will  das  Haaaienrarbot  der  in  Art.  9  der  jllD|rtten  NoveUe  an- 
gcfliltrteTi   Waren  einlencfaten. 

3)  VicK  Handeläkamoior  BreslBU  1892»  Haodelikaromer  Darmitadt  1886. 

4)  Mit  Recbt  wird  wiederholt^  auch  von  Lexia  a,  a.  O,  darauf  htngewiettOp  dafa 
aiaii  damit  folgerichtig  auch  daa  Bestellen  nach  den  durch  die  Post  eingesandten  Muaterti 
•ftd  Froben  terbtoderu  und  das  billige  Packetporto  aufbeben  tniir»te. 

IMMi  roifl  M.  XIV  (LXDQ,  le 
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Aber  selbst,  wenD  man  auf  alles  dies  keioe  Rücksicht  Dehmen, 
Bondern  das  Verlangen  der  ansässigen  Gewerbetreibenden,  ihneD  finen 
besonderen  Schutz  zuzugestehen,  als  berechligt  anerkennen  wollte, 
würde  es  doch  unmö^jich  sein,  ihnen  durch  den  Ausschluß  von  Waren 
irgend  welcher  Art  die  ersehnte  Hilfe  zu  bringen.  Denn  da  —  wie 
unsere  Untersuchung  gezeigt  hat  —  die  Interessen  des  Handelsstandes 
je  nach  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  Bezirks  ganz  verschieden, 
ja  vielfach  entgegengesetzt  sind,  muß  es  als  praktisch  undurchführbar 
bezeichnet  werden,  in  einheilUchen  über  alle  Gebiete  des  Reiches 
geltenden  Bestimmungen  sämtlichen  Teilen  in  ihren  berechtigten 
Wünschen  und  Forderungen  gerecht  zu  werden.  Ein  Teil  würde  sich 
immer  benachteiligt  füblen  und  mit  den  geschaflenen  Zuständen  un* 
zufrieden  sein. 

Für  diejenigen^  welche  nur  an  den  seßhaften  Kaufmann  denken 
und  denen  von  vorneiierein  feststeht,  daß  alle  anderen  Interessen 
minder  berechtigt  sind,  ist  allerdings  auch  hier  die  Entscheidung  sehr 
leicht.  Sie  verbieteu  einfach  den  Hausierhandel  oder  beschränken  ihn 
auf  die  vorsintflutliche  Gestattung  der  groben  Holz-,  Stroh-, 
Flecht-  und  T hon  waren  und  glauben  den  Staat  gerettet  zu  haben. 

Daß  aber  ein  völliges  Verbot  das  Ziel  ist,  welches  vielen 
Kammern  vorschwebt,  wenn  sie  es  zur  Zeit  auch  nicht  für  opportun 
halten,  eine  solche  Ansicht  mit  klaren  Worten  auszusprechen  —  gehl 
aus  der  wiederholten  Bemerkung  hervor,  man  solle  mit  der  Besteuerung 
des  Hausierhandels  wie  mit  derjenigen  der  Wanderlager  verfahren, 
die  ja  bekannilich  durch  die  hohen  Steuern  fast  unterdrückt  worden 
sind  1). 

Wenn  man  sich  aber  erst  einmal  zu  der  Anschauung  bekannt  hat, 
daß  es  angängig  sei,  um  die  Rentabilität  einer  Handelsform  zu  heben, 
einer  anderen,  die  jener  unbequem  und  nachteilig  ist,  die  Legitimität 
abzusprechen,  dann  ist  der  nächste  Schritt  weder  zu  groß  noch  zu 
schwer,  unter  den  bleibenden  seßhaften  Kaufleuten  die,  welche  ihr  Ge- 
schäft zünftig  erlernt  haben,  als  bevorrechtet  auszusuchen  und  sie 
allein  als  existenzberechtigt  anzusehen  *). 


1)  In  djesem  äinno  spmcb  sieb  auch  die  am  9.  D«i.  1895  iii  O^ioAbrUck  «bi^ehAlteiie 
Ver^AiDixilung^  von  tlanddakorpfir^chnften  über  die  Bedriiit^iiisao  itn  KleiuhiiLidel  aiu.  Man 
erkürte  bier  offtn,  da.ts  der  (dttiDkU)  vorliet^eade  H^gieruug^ealwurf  zur  B«geltiDK  de« 
O.  I.  U.  für  deo  Rleitifaiadel  keinea  vre.'^entiichen  Vorteil  bringet!  könnte,  ein  »olcber 
irUrde  nur  darch  hohe  Komman&lbeBteuerung  de»  Hausierers  (eutjpre<:bend 
der  Steuer  fttr  deo  Wanderlagerbe trieb  vom  27.   Pebr*  1886)  erreicht  werdeu. 

Hier  wandte  man  sich  nicht  nur  wie  auf  der  Brauoichweiger  Versammlan^  vom 
18«  u.  19,  Sept.  1894  gegen  den  unlauteren»  sondern  aach  gegen  deu  unbilligen 
Wettbewerb.  Wie  Jetst  die  Bausiergegner  ihr  eigentltcbes  Ziel,  den  Hauiierhandel  «q 
unterdrücken.  Im  Äuge  behalten,  geht  auB  den  Wortes  eiue»  Bednera  aiif  dicaer  Ver* 
Sammlung  hervor.  Dieser  erklärte  r  ,,Ftnden  wir  auch  sor  Zelt  kein  Geh5r  fQr  unsere 
berechtigteo  Klagen,  ao  mfissen  wir  un&  mit  der  Hoffnung  trösteu,  dafi  Minister  und 
Reichstag  dem  Wechsel  unterworfeu  sind,  und  dafs  bei  fortgesetzt  lebbifter 
Verfechtung  unserer  Interessen  la  geeigneter  Zeit  sich  auch  geeignete  Personen 
finden^  welche  die  Berech  tigung  uoserer  Forderungen  anerkennen  werden. 

2}  3chUer»lich  wire  es  aber  auch  nicht  undenkbar,  dafs  jemaud  in  gleicher  Welee 
bleraai  die  Berechtigung  herleiten  würde^  dieses  Mittel  auch  im  Engrosgoschfift  uad  In  def 
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Bis  jetzt  ist  aber  kein  stichhaltiger  Grund  beigebracht 
worden,  wonach  der  seßhafte  Kaufmann  den  Anspruch  erheben  könnte, 
Dicht  wie  die  anderen  (Jewerbszweige  unter  dem  natürlichen  Gesetze 
'  der  freien  Konkurrenz  zu  stehen,  welches  ja  einer  mißbräuchlichen 
Ausbeutung  des  Publikums  entgegenwirkt,  sondern  zu  seinem  Schutze 
j eine  Ausuahmegesetzgebung  zu  verlangen;  denn  trotz  der  lebhaften 
Agitation  der  letzten  Jahrzehnte  hat  man  eine  allgemeine  volks- 
wirtschaftliche Schädiguug  durch  den  Hausierer  nicht  nach- 
weisen können  ^  )* 

Man  möchte  die  beabsichtigten  Maßnahmen  gegen   den  Hausier- 

Ihandel  zwar  dadurch  begründen,   daß  man    sagt,  der  Stand   des   seß- 

liaften  Kaufmanns  sei  dem  Staate  eine  größere  Stütze  als  der  des 

Hausierers,  denn   er  bringe  demselben,    wie  auch  der  Gemeinde  große 

[Opfer  und  dürfe  daher  auch  eine  größere  Berücksichtigung  beanspruchen. 

Daß  durch  den  seßhaften  Kaufmannsstand  mehr  Steuern  aufgebracht 

werden   als   durch   den    liausiercr,   untiTÜegt   keinem   Zweifel.    Doch 

I  was  folgt  daraus  ?     In  erster  Linie  doch,   daß  der  seßhafte  Kaufmann 

I  durch  sein  Geschäft  viel  mehr  verdient  und  dadurch  in  der  Lage 

List,  mehr  Steuern  zu  bezahlen   als  der  Hausierer.     Diese  Steuern  be- 

IjEablt   er,   weil  jeder  Staatsbürger   nach  Maßgabe   seines  Einkommens 

[eine  bestimmte  Summe  an  den  Staat  abgeben   muß.     Unsere   Rechts- 

ferhältnißse  gestatten  jedfxh  keinem  Stande,  für  sich  aus  einer  höheren 

[Steuerleistung  irgend  welche  Vorrechte  herzuleiten. 

Dann  allerdings  leisten  die  seßhaften  Kaufleute  (ganz   abgesehen 
von  dem   neuerdings   an   vielen  Orten  hervortretenden  Bestreben,  die 
Bildung    des    Standes     durch    Errichtung    von     kaufmännischen 
Fortbil  düng  san  st  alten   zu   beben,    das   ihnen   gleichfalls   nicht 
anwesentliche  Opfer  auferlegt)  der  Gemeinde  als  Gemeinderäte,  Stadt- 
verordnete,   Armenpfleger  u.   s.  w.    wertvolle   Dienste,  die,    das   soll 
licht  verkannt  werden ,    flurchaus  notwendig  sind.     Sie  widmen   ihr 
Imanchc    freie    Stunde    und    tragen    sonach    manclie    Last,    die    ein 
iBausierer  schon   wegen   seines    geringen    Bildungsgrades,    aber   auch 
[wegen    seiner    ständigen     Abwesenheit    vom     Orte     nicht    auf    sich 
[aehnaen    kann«     Solche    Verpflichtungen    kann   aber   mancher   andere 
[Bürger  ^)  auch  nicht  auf  sich  nehmen   und  man  bat  noch  nie  gehört, 
laß  hieraus  für  diesen  nachteilige  Schloßfolgerungen   gezogen  würden 
(Andererseits  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  der  seßhafte  Kaufmann 
fcs  nicht  allein  ist,   der  solche  Leistungen  übernimmt.     Der  Beamte, 
Professor,   Lehrer,  Rechtsanwalt,   Baumeister,    Privatmann  u,  s.   w. 


lodotttri«  «ar  Beaeitii^ng  atib«qttemer  Konkarreotoo  «ntuwendeo.  Man  wQrd«  »l»o  tu  det 
^owAndmig  die»M  PriDzips  »ich  fQr  eiuo  Mtlareg«!  «rkllren^  derea  Sode  licb  ia  ktioer 
ToBm  tkb«riehea  Uteea  köuote, 

t)  WeDa  mhn  die  ge^en  den  QAUsierhAiidel  erhobetieo  Kligen  und  Attiehtildigunj^on 
aaf  ihr  richtige»  MiTs  sorOckrUhrt^  wird  m&o  lagebea  mUa««ii,  d&T«  die  meisten  deraeitten 
iTfrder  tt)  ihren  Uriächen  rielili^  erkannt ,  ooeb  in  ihren  Wirkungen  vorurteitafret  »ufgefAnfl 
««jrd«D  ihiod«     Vgl.  Hob],  i..  u.  O. 

3)  Z«  B.  der  EUenb&hn-  und  Postbeftmtp,  der  die  LnodprAxis  betreibeDde  Arit,  der 
•btfnhrmHtin,  der  Seeoijiiin  u.  ».  w. 
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verrichten  der  Gemeinde  dieBelbe  Arbeit  Ja^  sie  sind  oftmals 
im  Interesse  des  Staates  und  der  Gesellschaft  thätig,  wo  die  Berufs- 
tbätigkeit  des  Kaufmanns  ihm  dies  nicht  immer  gestattet  (bei  Wahlen, 
VolkszählungeD  u.  s,  w.).  Gewisse  Aemter  (wie  die  der  Stadtver- 
ordneten) sind  aber  oftmals  so  begehrt,  daß  gar  nicht  alle  die* 
jenigen,  welche  außer  der  Befähigung  auch  Zeit  und  Lust  für  diese 
zeitraubende  und  nicht  durchgehends  angenehme  Tbätigkeit  haben, 
Berücksichtigung  finden  können;  außerdem  verbindet  man  mit  solchen 
Aemtern  immerhin  eine  Ehre,  die  für  manchen  die  geleistete  Arbeit  und 
den  Verlust  an  Zeit  vollauf  aufwiegt  und  die  für  viele  geradezu 
das  Motiv  bildet,  eine  solche  Thätigkeit  zu  übernehmen. 

Es  würde  nach  allem  diesem  nicht  richtig  sein,  die  vom  seßhaften 
Kaufmann  gebrachten  Opfer  zu  sehr  zu  betonen»). 

Wollte  man  diese  für  die  Beschränkung  des  Hausierhandels  an- 
geführten Gründe  aber  wirklich  gelten  lassen  und  diese  Handelsform 
in  der  beabsichtigten  Weise  einschränken,  so  müßten  sich  nach  ver- 
schiedenen Seiten  hin  höchst  bedenkliche  Folgen  hieraus  er- 
geben. 

Zunächst  wäre  eine  solche  Aenderung  für  den  Hausierer 
selbst  von  größtem  Nachteil  Es  würden  zweifelsohne  von  den  mehr 
als  200000  Hausierern  —  an  deren  persönliche  Eigenschaften  das 
Gesetz  ja,  wie  bekannt,  höhere  Anforderungen  stellt  als  an  die  anderen 
Handelsleute  —  viele  Tausende  dadurch  in  ihrer  Erwerbsthätigkeit 
gehindert  werden.  Und  da  viele  von  ihnen  eine  andere  Thätigkeit 
nicht  verstehen  oder  zu  alt  und  zu  schwach  zu  einer  schweren  Hand- 
arbeit sind,  würden  sie  brot-  und  beschäftigungslos  werden, 
damit  die  an  sich  schon  große  Zahl  der  Arbeitslosen  vermehren 
und  der  Armenunterstützung  zur  Last  fallen*).  Es  müßten 
hier  sonach,  um  einer  Zahl  Angehöriger  des  Mittelstandes  zu  nützen, 
Tausende  von  kleinen  Existenzen  vernichtet  werden. 

Die  einem  Hausierverbot  fast  gleichkommenden  Beschränkungen 
—  namentiich  die  Ausscheidung  der  Waren  bis  auf  die  wiederholt  an- 
geführten Gruppen  —  würden  aber  auch  vor  allem  ein  Eingriff  in 
die  persönliche  Freiheit  und  das  jedem  Staatsbürger  garantierte 
Recht  der  Selbstbestimmung  sein.  Der  eine  hat  mehr  Neigung, 
eine  unabhängigere  und  freiere  Thätigkeit  auszuüben  als  der  andere. 
Er  zieht  es  vor,  in  seiner  Arbeit  nicht  an  einen  bestimmten  Raum 
und  an  eine  regelmäßige  Zeit  gebunden  zu  sein,  selbst  wenn  er  diese 
Dnabbängigkeit  mit  mancherlei  Nachteilen  erkaufen  muß.    Das  Hausier* 


1]  BesttgUch  elaor  Eotkrlftigimi;  der  «nderen  gtgtn  d«D  Haiuierbnadel  und  seio« 
BwecbtignDg  vorgebrachten  Gründe  kauD  icb,  um  aticb  hier  schon  einDia]  Oesagtes  nidif 
wi^derhoIeD  tu  müssen,  mur  die  Au^fUhruagen  von  HandebkammerD  auf  SS.  S17 — tSl  hio- 
weiseQt  mit  denen  icfa  der  HaupUacbe  nach  Übereinstimme, 

%)  DafA  die  eigen tElmlichen  Zustande  ganser  Latidstricbe,  namenUiob  der  Oeblrgt- 
gegenden,  ,fWo  irgend  ein  Gewerbsiweig  den  mageren  Feldbau  erg&nseti  mufs  und  wo  er 
dftrum  auch  Iftog&t  hiatoriicb  eioi^ewurzell"  Ur,  den  Haasierhiindel  nicht  eolbeliren  könoen, 
ist  »chon  an  anderer  SteUe  aasgeftlhrt  worden  (vgl.  Eiehl  und  Cimenstein  a.  m,  O.),  vgl. 
Unlauteres  Geschirtagebareo  U,  S,  lad. 
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je  werbe  bietet  aber  durchaus  üicht  nur  den   leichten   und  raüheloseo 

irwerb,  den  ihm  seine  Gegner  immer  andichten.    Der  Hausierer  muß 

Ibei  jedem  Wetter,  bei  Sonnenbrand  und  Wititersturm,  hiüaus   auf  die 

indstrasse,  stundenlang,  ja  tagelang  muß  er  seinen  schweren  Packen 

||tiit  sich  herumtragen  und  mancherlei  Entbehrungen  aushalten. 

Während  in  jedem  anderen  Berufe  der  Mann  am  Abend  oder  doch 

im  Ende  der  Woche  in  sein  Heim  zurückkehren   und  sich   am  Sonn- 

llage  von  deu  Anstrengun;^en  der  Woche  in  seiner  Familie  erholen  kann, 

[ißt  dem  Hausierer  dies  versagt     Er  ist  am  fremden  Orte  eiu  Fremd- 

[liug  und  muß  der  gemütlichen  Heimstätte  für  die  Dauer  seiner  Tour 

VoUstäüdig  entbehren. 

Dem  Hausiergewerbe  ist    aber   die  wirtschaftliche   Berechtigung 
jiiicht   nur  nicht    verloren   gegangen    es    ist    sozial  wir tschaf t- 
llich   sogar  von   Wichtigkeit     Dies   muß   hervorgehoben  werden.    Es 
[ist    bekannt,    daß    durch    die    großen   Industriestätten    immer    mehr 
{Arbeitskräfte  absorbiert   werden  und  daß  dadurch  die  Existenz  vieler 
[einstmals   selbständiger    Kleinhandwerker    vernichtet   oder    ein    Selb- 
Iständigmachen  auch  der  strebsamsten  Uaudwerker  erschwert  und  für 
[viele  überhaupt    unmöglich   gemacht    wird.     Im    Handel  ist  jedoch 
[immer  noch  die  Möglichkeit  einer  leichteren  Selbständigmachung  vor- 
[handen.     Hier  findet   zwar   auch    die  Tendenz   einer  Centralisierung 
[durch  Großbetriebe  statt,  doch  diese  schließt  die  Existenz  des  Klein- 
und  KleiDstbelriebes  nicht  aus.     Es  kommt  bei  der  Bedürfnislosigkeit 
der  Hausierer  und  bei  ihrer  Rührigkeit  sogar   recht   häufig  vor,   daß 
(ein    solcher   proletarischer  Unternehmer,   der  Inhaber   eines    Kleinst- 
betriebes, sich  zum  Besitzer  eines  Kleinbetriebes,  zum  seßhaften  Ge- 
werbetreibenden emporarbeitet  ^ ). 

Neben    dem   Interesse  des   Hausierers   steht   aber  noch   das  der 
Industrie^),  welche  die  Hausierer  in  ausgiebiger  W^eise  für  den  Ver- 
LCrieb  ihrer  Erzeugnisse  in  Anspruch  nimmt.    Eine  aufstrebende,  vielen 
iMenschen  Nahrung  und  Brot  gebende  Industrie  ist  nur  dann  mögltcb, 
[wenn  ihr  Gelegenheit  gegeben  ist,  ihre  Produkte  hiureichend  abzusetzen. 
Dies  wird  in  jenen  Ländern  nicht  schwer  fallen,  die  kemeu  ausgeprägt 
iodustriellen  Charakter  tragen   und  in  denen  die  Produktion  dem  Be- 
^liarf  die  Wage  hält.     In   Ländern  jedoch,   die   Ökonomisch   hoch   ent- 
rickelt  sind   und   in  denen  —  wie  in  Deutschland  —  die  Produktion 
[die  direkte  Nachfrage  bei  weitem  übersteigt,  muß  dieselbe  besondere 
flfittel    und  Wege   suchen,   um   sich    der   durch   die   nun   einmal  vor- 
handenen Einrichtungen  entstehenden  Waren  zu  entledigen  und  so  für 
|Wettere  Erzeugnisse  Raum   zu  schaffen,   welche   tagtäglich   durch  die 
roßc   Zahl   der  im   Dienste   der  Industrie  stehenden  Kräfte  erzeugt 
irerdeo.     Die  immer  nachwachsenden   Erzeugnisse  führen  zu  einem 


1)  Schoo  Becher   (a.  i.  ü.,   S.  219)    kliigt,    der»    sio    ,,bi&weilon    diidurcb    so   reich 
v«rd«n,  d«r»  tie  endlich  fÜrnehiDe  HAndeUteut^  ja  gar  Prfljhflrro  werden  ut  docent  ex«mp1« 
tvmporj«  (vgl.  UlmeD^tem,  &.  «.  O.,  S.  227,  v^l.  Riehl,  n.   ft.  0,  8.  iAB). 
1)  „Eine  weitere  Be«cbrinkung  dieser  vielgeschmititeo  OnUatig    de»  Uandele  irürda 
•totitliob   von   eehr  bedenklich en  Folgen    für   die  Indiutrie  afttn**.     H«iid«hkamiijer 


Hichard   Rossger, 


üeberschuß  und  drängen  die  vorhandenen  gewissermaßen  selbst  nach 
außen.  Einer  der  wesentlichen  Kauäle,  auf  welchem  die  Ware  dem 
Konsumenten,  auch  dem  weit  ab  von  der  Produktionsstättc  wohnenden, 
zugehen,  ist  der  Hausierhandel.  Durch  dieser»  werdeo  in  ener- 
gischerer Weise,  als  durch  den  stehendeii  Laden  geschehen  kano,  die 
Waren  an  den  Mann  gebracht  *).  Wollte  man  bezüglich  mancher 
Waren  eine  Einschränkung  eintreten  lassen,  so  würde  dies  einen  un- 
geheuren Rückschlag  auf  die  Industrie  ausüben.  Es  würden  nicht  nur 
—  wie  schon  angeführt  —  Tao sende  von  Hausierern  ihren  Beruf  nicht 
ausüben  können,  auch  Zehntausende  von  Arbeitern  und  deren  An- 
gehörige würden  brotlos  werden;  denn  Industrien»  denen  für  ihre  Pro- 
dukte die  Absatzgelegenheiten  mangeln,  müssen  ihre  Produktion  ein* 
schränken  *). 

Dem  Hausierhandel  hat  aber  stets  auch  die  Kraft  innegewohnt, 
Propaganda  für  „die  Erweiterung  des  Marktes*'  zu 
machen  ^),  Bedürfnisse  zu  erwecken  und  so  die  direkte  Vermittelung 
zwischen  den  Fabrikanten  und  Konsumenten  zu  bilden.  Neben  dem 
Vertrieb  von  neuen  *),  im  Verkehr  noch  nicht  erprobten  Artikeln  ge- 
lingt dem  Hausierer  aber  auch  noch  der  Verkauf  von  veralteten,  im 
Preise  herabgesetzten  Waren,  Manches  Stück,  welches  ira  Laden  un- 
verkäuflich wäre,  ist  durch  ihn  noch  abgesetzt  worden  und  bat 
wenigstens  einen  Teil  des  in  ihm  entbalteoen  Kapitals  wieder  ein- 
gebracht 

Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  müßte  eine  Ein- 
schränkung dieser  Betriebsform  recht  nachteilig  wirken'^).  Dies 
leitet  uns  auf  eine  dritte  Gruppe  von  Personen  über,  die  an  der 
Erhaltung  des  Hausierhandels  interessiert  sind,  die  Konsumenten. 


1}  Bau,  ».  •,  O.t  8.  Ä38.  ülmen»teia,  n.  a.  O  ,  S.  807  ff.  Bülao,  *.  o,  O.,  S.  Ä44 
nonot  ihn  dn^er  mit  Recht  d«n  ^.unbesol  deten  üommis  yojageur  der  KaoT- 
ltllt•^^  O.  MSser,  a.  t.  O«,  3.  288,  j^agt  in  elwjia  derberer  Weise  von  ihoi :  f,er  dient 
doQ  Fabriketi,  die  keinen  Haber  für  die  Pferde  abwerfen,  »tatt  de« 
Paekoseli", 

f)  Aas  dieiem  geht  auch  hervor,  daff  der  Hauiierhande),  insoweit  er  von  naeb- 
teili^er  Wirkunfr  anf  die  Erwerb^TerbäHnisse  des  kleinen  Kanfmanng  ist,  nur  als  sekundäre 
Ursache  hiervon  gelten  kani);  die  eigenUiehe  QaeUe  der  Notlage  des  Kleinhandels  mufi 
In  der  (oben  erwähnten)  Ueberprodwktioa  der  Industrie  gesehen  werden.  Da  nun  aber 
die  Errungenschiiflen  des  modernen  Verkehrs-  und  ProdnktionswesenSf  die  geistvoUat  er- 
dachten Kraf%-  und  Arbeitsmaschinen,  die  Massenprodtiktion,  auf  das  System  der  Arbeit»- 
leUitng  gestütit,  danernde,  durch  nichts  rückji^JiQgig  xu  machende  Faktoren  sind^  wird 
niemand  lea^nen  könnenf  dafs  der  rafich  und  lebhaft  pulsierende  Vertrieb  von  Waran,  wi« 
er  namentlich  durch  da^  umherzieheude  Gewerbe  mit  seinem  forcierten  Geachäftabetneb 
vor  sich  geht,  eine  notwendige  Erkenntnis  des  heutigen  Zustikndes  der  Fabrikation  Isf, 
Dies  ist  eine  Thatsacbe^  welehe  weder  drikoniscbe  Polizeimarsrefceln^  noeb  auch  das  gint« 
liehe  Verbot  des  Haosierhandels  wurden  ans  der  Welt  9chMffen  können^ 

0)  Motive  der  Novelle  vom  89.  Juni   1869,  vgl.   tiiudcl.«^kammer  Leiptig  1893. 

4)  FQr  manche  Waren  (Regenschirme,  W  a  chstu  c  b  erteu  ga  isse)  ist  er 
geradezu  Pionier  gewesen  und  bat  der  Fabrikation  neo«  Abaattgebieie  erscblosaeo.  (Dr. 
Gensei  ia  Ünlanteres  OeschiftsgebareUj  hgg.  von  Dr^  Etegemaon,  U,  S,  192.)  VgL  S.  219* 
Anmerkung  6. 

5)  Für  innere  Leute  ist  es  ein  nicht  tn  nnterscbUlaender  Vorteil»  solche  aus  Gründen 
der  wechselnden  Mode  billig  gewordenen,  aber  itn  übrigen  solide  Waren  au  einem 
modrigen  Preise  erhalten  zu  kdnoen. 


Etoe  üntersvchuD^  über  din  Geirerbebfetrieb  im  ümhsiiiieheA. 
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Auf  Grund  der  durch  die  Reichsgesetzgebung  geschaffenen  Er- 
leichterungen hat  der  Hausierhandel  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr 
chnell  eine  bedeutende  Ausdehnung  gewonnen.  I>ie  Konsumenten 
iiaben  zum  großen  '1  eile  sich  an  diese  Art,  ihre  Bedürfnisse  zu  decken, 
gewohnt,  daß  sich  eine  solche  berechtigte  Gewohnheit  gar  nicht 
[jehr  ignorieren  läßt 

Daß  man  die  Interessen  der  Konsumenten  als  gleichwertig 
beben  die  der  Gewerbetreibenden  hinstellt,  ist  nun  freilich  eine 
Lrruogenscbaft  der  Neuzeit.     In   allen    Hausieredikten,   auch    noch  in 
lenen    des   vorigen   Jahrhunderts,    ist    anfangs   immer    nur   von   den 
sünftigen  Verkäufern  die  Rede  und  nur  ganz  allmählich  werden 
Jden    nicht   zünftigen   auch   Rechte   eingeräumt,    aber    von  einem 
echte  des   Konsumenten   auf  eine  bequemere   und   billigere  Ver- 
■«orgung  mit  Waren   steht   außer  bei  Gelegenheit  der  Gestattung  des 
Hausierens  mit  landwirtschaftlichen  Produkten  nirgends  etwas  geschrieben. 
Die  Einführung  der  Sonntagsruhe  —  die  wir  durchaus  nicht 
missen  möchten    —   hat   nun  aber  nicht   bloß   Nachteile   für  den 
Kaufmann,    sondern   auch  gewisse   Erschwerungen   für   den   Land- 
bewohner im  Gefolge.     Es  ist  vielfach  für  diesen  geradezu  unmöglich, 
an  den  Sonntagen  in  den  wenigen  Verkaufsstunden  nach  der  Stadt  zu 
gehen  und  hier  seine  Einkäufe  zu  besorgen.     An  den  Wochentagen  ist 
ein  Weg  nach  der  Stadt,  wenn  er  denselben  überhaupt  machen  kann, 
ein  Verlust  an  Arbeitszeit  und  mithin  auch  an  Geld.      Er  müßte  also 
seilte  in  der  Stadt  gekaufte  Ware   doppelt  bezahlen.     Der  Krämer 
Lmuf  dem  Lande  kann  eine  größere  Auswahl,  deren  Kosten  die  geringe 
^Nachfrage   nicht   zu   tragen   vermöchte,  nicht  halten;    wollte   er  dies 
dennoch  thun,  so  müßte  er  diese  Waren  zu  so  hohen  Preisen  berechnen, 
daß  sie  ihm  schon  aus  diesem  Grunde  unverkäuflich    bleiben  würden- 
[Kun  ist  es  aber  unverständlich,  warum  gerade  der  Landmann,  der  sein  e 
[Produkte  doch  so   billig  hergeben  muß,  auf  den   der  Stadt- 
rbewohner  beim  Ankauf  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  n  i  e  Rück- 
[sieht  nimmt  (denn  er  bezieht  dieselben  daher,  wo  er  sie  am  billigsten 
'erhalten  kann)  gezwungen  werden  soll^  auf  den  Stadter  Rücksicht   zu 
nehmen  und  dadurch  seine  Bedürfnisse  sich  unnötigerweise  ver- 
teuern zu  lassen«    Ebenso  ist  nicht  zu  verstehen,  warum  der  Land- 
arbeiter, dessen  Löhne  ja  ohnehin  viel  niedriger  sind  als  die  des 
Industriearbeiters,  in  der  Stadt  für  seine  notwendigen  Bedarfsartikel  mehr 
s&ahlen  soll  als  jener* 

Dazu  kommt  noch,  daß  unser  Landmann  bekanntlich  oft  noch 
|"8ich  recht  mißtrauisch  gegen  alles  verhält,  was  ihm  fremd  ist  Wie 
|lhm  in  einem  vornehm  auBgestatteten  Laden  bei  dem  elegant  gekleideten 
Verkäufer  leicht  das  Zutrauen  zum  Kaufen  fehlt,  so  ist  er  überhaupt 
neuen,  ihm  unbekannten  Artikeln  gegenüber  übertrieben  vorsichtig. 
Kommt  hingegen  der  Hausierer  zu  ihm,  ein  Mann,  der  mit  ihm  in 
seiner  Weise  spricht  und  ihm  seine  Waren  empfiehlt,  befindet  er  sich 
In  seiner  gewohnten  Umgebung,  wird  er  beraten  von  seinen  Angehörigen 
ond  läßt  man  ihm  Zeit,  die  angebotenen  Waren  in  Ruhe  zu  prüfen, 
and  Gelegenheit,  von  dem  Preise  etwas  abzuhandeln,  so  wird  man  ihn 
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auch  geneigt  fiüdeu,  solche  Waren  zu  kaufen,  aus  dereo  Verwendung 
ihm  teils  Vorteil,  teils  Annehuilichkeit  erwächst  Man  soll  auch  Dicht 
denken,  daß  der  Landbewohner  sich  gar  ao  leicht  zu  viel  Geld  ab- 
nehmen läßt ').  Das  Publikum  wird  im  allgemeineu  immer  verständiger 
und  urteilsreifer,  es  giebt  immer  mehr  die  ursprüngliche  Leichtgläubig- 
keit  auf,  es  prüft  und  wägt  —  der  Laudmano  aber  im  besonderen 
dreht  ja  sein  Markstück  viel  öfter  um,  ehe  er  es  ausgiebt,  als  der 
Stadtbewohner. 

An  diesen  Vorteil  (durch  den  Hausierer)  soll  man  erinnern,  wenn 
immer  und  immer  wieder  von  den  Belästigungen  gesprochen  wird,  die 
das  Publikum  von  dem  Besuche  der  Hausierer  hat 

Dadurch  aber,  daß  das  Publikum  billi^^e  und  gute  Waren  bekommt, 
ist  dem  öffentlichen  Interesse  gedient,  daß  sich  dieses  nicht  mit 
dem  Interesse  einzelner  K on k urren ten-  und  I n teresscn tengruppen 
deckt,  darf  niemals  ausschlaggebend  sein.  Man  soll  sich  daher  ja 
nicht  durch  den  Ruf,  der  Hausierer  entspreche  keinem  Bedürfnis 
mehr,  irreführen  lassen.  Dies  ist  schon  vor  200  Jahren  von  den 
seiihaften  Kaufleuten  l>chauptet  worden.  Wie  es  damals  nicht  richtig 
war,  ist  es  vielfach  jet>^t  noch  übertrieben.  Denn  es  ist  ja  notorisch, 
daß  in  manche  dünnbevölkerte  Gegenden —  auch  unseres  Vater- 
landes —  in  denen  seßhafte  Kauf  leuie  nur  in  geringer  Zahl  existieren 
können,  nur  durch  den  Hausierer  allerlei  Gegenstände  gebracht  werden» 
die  dem  Landbewohner  teils  unentbehrlich  sind,  deren  Gebrauch  für 
sie  aber  andererseits  auch  einen  Fortschritt  in  der  Kultur  bedeutet, 
so  daß  der  Hausierer  hier  in  der  That  eine  nicht  unwichtige  Missiou 
erfüllt  und  nicht  bloß  zu  der  Bequemlichkeit  der  Konsumenten  beiträgt  *). 

Wenn  sonach  ursprünglich  die  Berechtigung  der  Hausierer  darin 
zu  suchen  war,  daß  sie  „notwendig  gebrauchte  Waren  in  die  ent- 
ferntesten und  kleinsten  Dörfer  brachten  und  in  den  Städten  die 
hohen  Preise  der  privilegierten  Kaufleute  herabdrückteu  ^)  und  der 
kaufmännischen  Einseitigkeit  der  Aristokratie  und  Oligarchie  und 
der  nicht  genug  zu  bekämpfenden  Sucht  zu  monopolisieren  wider- 
strebten*', so  ist  jetzt  7,war  diese  Notwendigkeit  für  die  Stadt  in  dem 
früheren  Maße  nicht  mehr  vorhanden,  für  das  Land  haben  jedoch  diese 
Worte  vielfach  noch  uneingeschränkte  Geltung. 

Auch  der  Vorwurf,  daß  der  Hausierhandel  die  Anfertigung  von 
geringerer  und  wenig  dauerhafter  Ware  begünstige  *),  darf  nur  z.  1\ 


1)  Es  Ut  gBwitt  gaos  swetfdlos,  daf»  beim  Eftasierer  itifolf^  seines  per4ÖDUcb«ii 
AcgTeirenB  der  Ware  Betrag  oder  UebervorteUuitg  des  Kiafers  mdglich  ist.  Das  soU  mao 
mcbt  abstreiteo  woneo,  doch  darf  man  auch  nicht  verscbweigen«  dafs  mancbe  andere 
Qescbifte  die  ^baen  sieb  bietende  Gelegenheit  aach  nicht  vod  sich  webeo  und  dars  mau 
beiiD  Hausierer  dies  meist  stilhcbweigend  vöraa«set2t  und  dt^mentsprecbend  vom  Preise 
abhandelt. 

S)  Vgl.  anch  ScbmoUer,  8,  237.  UJmenstein,  S.  fiül  C  Bati,  S.  SfiS,  Bülaii,  S.  SU. 
Mohl,  a.  a,  0.;  ferner  Urteile  der  nandelskammern^  S.  SIS. 

3)  tjNamentlii-h  in  den  kleinen  Laudstidtenf  wo  die  Preise  oftmals  nach  Verabredung 
gemacht  werd«n.*     (Üimenitein,  a.  a    O.,  S,  887,) 

4)  Vgl.  :<>.  SSO:  .  .  .  Demgegenüber  wird  übrigens  von  Schmoller  (a.  a.  0.,  S.  240), 
der  dorcbaos  nicht  von  einem  einseitigen  Parteistandpankte  aus  urteiU,  sondern  gani  i>b* 
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als  Anklage  gelten.  Viele  Gegenstände  unseres  täglichen  Gebrauchs 
sind  einer  regelmäßigen  Mode  unterworfen;  vielfach  ist  auch  dem 
Konsamenten  selbst  ein  häufiger  Wechsel  seiner  Gebrauchsartikel  er- 
¥rünscht  In  beiden  Fällen  würden  zu  dauerhaft  hergestellte  Waren 
zu  teuer  sein;  in  beiden  Fällen  ist  der  Hausierer  aber  auch  ganz 
zeitgemäß,  um  so  mehr,  als  es  immer  mehr  üblich  wird,  sich  die 
Gegenstände  nicht  mehr  zum  lebenslänglichen  Gebrauch  oder  gar  zur 
Vererbung  herstellen  zu  lassen. 

Den  unter  vielen  Klagen  durch  einen  Stand  ausgesprochenen 
Wünschen  nach  Abänderung  der  bestehenden  Verhältnisse  stehen  also 
auf  der  anderen  Seite  andere  Interessentengruppen  und  vor  allem  das 
konsumierende  Publikum  gegenüber,  die  gerade  das  Gegenteil  begehren. 
Es  kann  nach  allem  diesen  sonach  kaum  ein  Zweifel  bestehen,  daß 
man  an  den  bestehenden  Gesetzen  imwesentlichen  nichts  ändern  darf. 

Das  Verlangen  der  einen  Gruppe  ist  aber  um  so  ungerechtfertigter, 
als  ihm  aus  der  erstrebten  Einschränkung  gar  kein  oder  nur  ge- 
ringer Nutzen  erwachsen  würde.  Da  der  Verbrauch  im  all- 
gemeinen nicht  etwas  Gegebenes,  Gleichbleibendes,  sondern  einer  Ver- 
mehrung ebenso  wie  einer  Verminderung  fähig  ist,  darf  man  nicht 
denken,  daß  nach  einer  bis  zur  Unterdrückung  gehenden  Einschränkung 
des  Hausierhandels  sich  die  seßhaften  Händler  in  das  Erbe  des  Hau- 
sierers würden  teilen  können.  Durch  den  Hausierer  ist  infolge  des 
direkten  Angebots  und  der  bequemen  Kaufsgelegenheit  der  Verbrauch 
über  das  Niveau  des  durch  den  seßhaften  Kaufmann  Vertriebenen  er- 
höht^) und  gesteigert  worden.  Viele  Gegenstände  würden  ohne  ihn 
überhaupt  unverkäuflich  geblieben  sein  ^).  Gar  mancher  wird  durch 
die  ihm  vom  Hausierer  gegebene  Gelegenheit  zum  Kaufe  an  ein  Be- 
dürfnis erinnert,  welches  ihm  sonst  vielleicht  nicht  als  dringlich  er- 
schienen und  ohne  den  Hausierer  sicher  nicht  gedeckt  worden  wäre  ^). 
Wieviel  nun  von  dem  gegenwärtig  den  Hausierern  zufallenden  Ge- 
winne dann  dem  seßhaften  Handel  wirklich  zu  gute  kommen  könnte^), 
läßt  sich  selbstverständlich  nicht  übersehen.  Zu  große  Erwartungen 
darf  man  hier  jedoch  nicht  hegen.     Diejenigen,    welche   bisher   ihre 


jektiv  und  ohne  Voreingenommeoheit  an  die  Frage  herantritt,  darauf  hingewiesen,  dafs 
die  Haiuierer  recht  hftofig  bessere  Waren  liefern  als  der  Laden  auf  dem  Dorfe.  In 
den  Verbandlangen  fiber  das  unlautere  Oescbäftsgebaren  (s.  S.  187)  wird  andererseits 
▼OD  einem  Redner  hervorgehoben,  dafs  viele  Uaasierer  in  der  Kurzwaren*  und  Garn- 
branche s.  B.  bessere  Waren  führten  als  viele  Kaufleute  in  Orofsstftdten. 

1)  Es  ist  jedenfalls  nicht  su  übersehen,  dafs  die  Zahl  der  Hausierer  auch  dadurch 
besonders  annehmen  konnte,  dafs  durch  sie  die  Zahl  der  Käufer  Überhaupt  gesteigert 
wurde  (vgl.  8.  287,  Anm.  1). 

S)  Vgl.  S.  246,  Anm.  4. 

8)  Vgl.  8.  246,  vgl.  auch  Mohl,  Eine  Privatenquete,  S.  7. 

4)  Es  lUst  sich  aber  auch  unmöglich  ein  ziffermftfsiger  Nachweis  dafür  erbringen, 
welche  Einbnfse  an  Qewinn  durch  die  Konkurrenz  der  einzelnen  Hausierer  dem  sefsbaflen 
Gewerbe  verursacht  wird;  do<A  darf  man  auch  diesen  nicht  überschfttsen.  Aus  der 
Statistik  der  sächs.  Gewerbekammern  vom  J.  1888  geht  hervor,  daf;»  von  18  711  Hausierern 
bei  5714,  also  fast  bei  der  Hftlfte,  der  Gewerbebetrieb  so  geringfügig  war,  dafs  sie  den- 
selben nur  mit  weniger  als  10  M.  versteuerten  und  498  von  diesen  wegen  der  Gering- 
fügigkeit ihres  Gewerbebetriebs  überhaupt  steuerfrei  bleiben  muftten. 
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Waren  nicht  vom  seßhaften  Kauf  man  d  belogen  haben,  was  sie  doch 
hätten  thun  können,  wenieo  auch  weiterhin  wenig  Neigung  dazu  haben. 
Viele  würden  sich  einer  anderem  Vermittching  zur  Anschaffung  ihrer 
Bedarfsartikel  bedienen.  Und  solche  würden  sich  in  großer  Menge 
bieten;  denn  das  Großkapital,  und  um  einen  Gegensatz  desselben 
zu  dem  Kleingewerbe  läuft  ja  in  ihren  letzten  Gründen  auch 
dieser  ganze  Konflikt  hinaus,  würde  imnoer  Mittel  und  Wege  suchen 
und  schließlich  auch  finden,  die  durch  seine  Kraft  in  Massen  erzeugten 
Waren  zum  Nachteile  des  Kleinhandels  abzusetzen.  Solche  sind  ja 
auch  z.  Z.  schon  vorhanden*  Für  die  Wohlhabenden  sind  es  die  Ver- 
sandgeschäfte und  für  die  Aermeren  dieBazare,  die  in  großer 
Menge  schon  in  größeren  Städten  eröönet  worden  sind  und  die  nun 
zahlreich  noch  in  kleineren  Orten  entstehen  würden. 

Wenn  nun  auch  noch  ein  Teil  derjenigen,  die  früher  bei  Hau- 
sierern kauften,  beim  seßhaften  Kaufmann  seine  Waren  entnähme,  so 
ist  doch  kaum  zu  vermuieo,  daß  allzuviel  hiervon  den  z,  Z.  etab- 
lierten Üetailhändlern  zu  gute  kommeo  würde.  Mit  dem  Ab- 
nehmen bezw.  dem  Verschwindeu  der  ambulanten  Konkurrenz  wird  die 
seßhafte  eine  wesentliche  Steigerung  erfahren .  Viele  Hausierer, 
die  dazu  in  der  Lage  sind,  werdeD  eiii  stehendes  Geschäft  errichten^ 
und  viele  Fabriken,  die  sich  dann  der  Möglichkeit  beraubt  sähen,  ihr 
Fabrikat  durch  den  Hausierer  an  den  Mann  zu  bringen,  würden  ge- 
zwungen sein,  dies  selbst  zu  thun,  indem  sie  eigene  Verkaufs- 
stätten,  die  Filialen,  erötfneten.  Wenn  daher  die  Hausiergegner 
nicht  noch  einen  weiteren  Antrag  zur  Besclirankujtg  der  Niederlassung 
zum  seßhaften  Gewerbe  überhaupt  einbringen,  würden  selbst  die 
weitest  gehenden  Beschränkungen  des  Hausierhandels  dem  Kaufmaon 
wenig  JNutzen  bringen. 

Dies  hat  man  in  jenem  Lager  auch  erkannt,  und  daß  man  zu  ge- 
gebener Zeit  nicht  versäumen  wird,  einen  solchen  weitergehenden 
Schutz  zu  verlangen,  lassen  die  Worte  des  Abg.  Dr,  Schädler  in  der 
Reichstagssitzung  voiu  29,  Januar  1895  ziemlich  deutlich  erkennen  *).  — 

Wenn  es  nun  auch  nicht  möglich  ist,  diesen  im  bisherigen  Ver- 
laufe der  Arbeit  charakterisierten  Wünschen  der  Hausiergegner  zuzu- 
stimmen, so  folgt  daraus  doch  noch  nicht,  daß  man  nun  auf  jeden 
Versuch  verzichten  müsse,  etwa  auch  da,  wo  sich  unter  dem  Schutze  der 
vorhandenen  Gesetzgebung  Uebelstände  zeigen,  Abhilfe  zu  schaffen. 

Eine  Betrachtung  der  Hausiergesetzgebung  seit  1869  läßt  er- 
kennen, daß  die  vorgenommeüen  Veränderungen  sich  der  Hauptsache 
nach  auf  die  an  die  Hausierer  zu  steUenden  persönlichen  An- 
forderungen beziehen,  also  polizeilicher  Natur  sind  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  üöentlicbe  Ordnung,  Sittlichkeit  und  Gesundheit  erlassen 
wurden.  Sie  verließen  sonach  den  Boden  der  bisherigen  Voraus- 
setzungen, nämlich  die  Gewerbefreiheit,  nicht.  Hier  waren  gewisse 
Aenderungen   freilich  auch  nötig,  nicht  nur,   weil   im  Jahre  I8ü9  bei 


1)  ,4ch  ^v'i  wohl    »AReOt    d&ifa    Aach    wir   nicfac    die    Hauptsache    in    diestm 
Antrtf  e  (Verbietong  d«i  BAUsierena  mit  Kolontal-  (i.  Mjmtii&ktor waren)  »«hea.^ 
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Beratung  der  G.O.  in  der  Feststellung  dieser  Paragraphen  za  weit  ge- 
gangen worden  und  daher  auch  manches  wieder  gut  zu  machen  war, 
sondern  vor  allem,  weil  hier  durch  die  Natur  dieses  Betriebes  schärfere 
Bestimmungen  durchaus  geboten  sind.  Da  eine  Kontrolie  bei  dem 
Hausierhandel  in  viel  geringerem  Maße  möglich  ist  als  beim  seßhaften 
Gewerbe,  welches  gewissermaßen  unter  den  Augen  der  Behörden  und 
des  Publikums  ausgeübt  wird,  muß  man  verlangen,  daß  der  Hausierer 
Eigenschaften  aufweist,  die  eine  solche  Kontrolle  nicht  so  dringend 
erforderlich  machen.  Zu  diesem  Zwecke  hatte  1869  die  Reichsregierung 
mit  Herübernahme  aus  den  Vorschriften  der  einzelnen  Staaten  für  den 
Hausierer  die  Eigenschaft  der  Zuverlässigkeit  verlangt.  Dies  wurde 
nicht  nur  abgelehnt,  sondern  es  wurden  sogar  den  Hausierern  Frei- 
heiten gestattet,  für  welche  keinerlei  Erfordernis  vorhanden  war  So- 
nach war  dieses  Vorgehen  unpolitisch.  Da  man  aber  auch  in  über- 
triebener Weise  einem  Prin/Jpe  auf  Kosten  des  praktischen  Bedürf- 
nisses folgte,  war  es  außerdem  ungerechtfertigt. 

Es  IfiJSt  sich  natürlich  nicht  hindern,  daß  auch  hei  strengen  per- 
sönlichen Anforderungen  manche  zu  einem  Hausierscheine  gelangen^ 
in  deren  Besitz  ein  solcher  besser  nicht  wäre,  wohl  aber  läßt  es  sich 
vermeiden,  daß  diejenigen,  die  man  als  nichtzuverlässig  erkannt 
bat,  zu  einem  Gewerbe  zugelassen  werden,  in  dem  die  ünzuverlässig- 
keit  leicht  Schaden  verursachen  kann"). 

Das  Prinzip  muß  hier  sein:  strenge,  der  Natur  dieses 
Handels  entsprechende  Bestimmungen  beim  Eintritt 
in  das  Gewerbe,  aber  sobald  einmal  das  Recht,  das- 
selbe auszuüben,  gewährt  worden  is,  keinerlei  weitere 
Beschränkungen  in  seiner  Ausübung, 

Auch  nach  anderer  Seite  kann  man  eine  in  dieser  Richtung  sich 
bewegende  Aenderung  nur  billigen.  Jeder  der  oben  erwähnten 
Abänderungsvorschläge,  er  beziehe  sich  auf  den  Ausschluß  von  Waren 
oder  die  Einführung  der  Bedürfnisfrage,  schädigt  die  Gesamtheit 
der  Hausierer,  den  ehrlichen  und  unehrlichen,  ist  sonach 
ungerecht;  eine  durch  verschärfte  persönliche  Anforderungen  bedingte 
Ausschließung  von  ungeeigneten  Personen  tritft  nur  einen  Teil  der 
Hausierer  und  zwar  denjenigen,  den  man  treffen  will  und  mit  Rück- 
sicht auf  das  ehrliche  Gewerbe  und  die  dasselbe  Ausübenden  und  vor 
allem  mil  Rücksicht  auf  das  Publikum  treffen  muß. 

Aus  diesem  Grunde  halten  wir  die  zu  den  §§  57,  57a  u.  57b  vor- 
genommenen Abänderungen  der  am  12*  Juni  189ti  vom  Reichstage  an» 
genommenen  Novelle  —  und  selbst  Art.  10,  nach  welchem  das  Alter 
den  Hausierers  auf  das  25.  Lebensjahr  erhöht  wird  —  für  durchaus 
sachgemäß  und  zweckentsprechend.  Mit  diesen  (Art  13—15)  hat  man 
sich  freilich  bezüglich  der  fakultativen  Versagungsgründe 
dem  ehemals  giltigen  Begriff  der  Zuverlässigkeit  wieder  genähert  und 


1)  Vir!«  aacli  UtmensUln  (a,  m.  O  ,  S.  23 1),  der^  ob^lfileh  er  energfMh  PQf  dl«  Qt* 
w«rb«rreit)eit  «intritt,  doch  »tren^«  Artfordcrangeii  an  die  den  Betrieb  ttialibeiiden  Fersoneii 
gvtieUt  wueen  wiU}  ebeofto  ßülau,  a.  a.  O,,  8.  S04* 
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der  Vurwaltungsbeliürde  einen  größeren  Spielratim  als  bisher  gelassen* 
Da  aber  die  ViTweigerung  des  Scheins  imraer  noch  an  bestimmte  Vor- 
aussetzungen geknüpft  ist,  braucht  man  nicht  zu  befürchten,  daß  diese 
Bestimmungen  zu  einer  mißbräuchlichen  Anwendung  führen  werden. 

Man  bat  gegen  diese  Bestimmungen,  naineetlicb  dagegen,  dafi 
(nach  Art.  15,  2)  eine  fünfjährige  Frist  nach  Verbüßung  der  Strafe 
angenommen  werden  kano,  ehe  der  versagte  Wandergewerbeschein 
wieder  erteilt  wird,  eingewendet,  es  sei  eine  große  Härte,  den  aus 
Strafanstalten  Eotlassenen  den  Rückweg  zur  ehrlichen  Arbeit,  der 
ihnen  an  sich  schon  nach  vielen  Seiten  hin  erschwert  sei,  noch  mehr 
zu  versperren.  Dies  soll  gewiß,  wo  es  angängig  ist,  vermieden 
werden.  Soll  man  aber  diesen  Leuten  gerade  ein  solches  Berufs- 
feld bequem  zugänglich  machen,  auf  dem  die  Versuchung  zur  Dn- 
ehrlichkeit  besonders  leicht  an  sie  herantritt?')  Daß  die  schärferen 
Bestimmungen  der  83er  Novelle  nicht  ohne  Wirkung  geblieben  sind, 
geht  aus  der  geringeren  Zunahme  der  Hausierer  seit  jener  Zeit  hervor. 
Die  wenig  zuverlässigen  Elemente  sind  eben  ausgeschieden  worden. 
Ebenso  werden  auch  die  neuerlichen  verschärften  Anforderungen  einen 
Riegel  gegen  solche  bedenkliche  Elemente  bilden,  denen  bisher  auf 
Grund  der  Gesetzgebung  der  Hausierschein  nicht  verweigert  werden 
konnte*).  Die  weitgehenden  Erwartungen  der  Kleingewerbtreibenden 
und  anderer  Hausiergegner  werden  freilich  durch  diese  Neuordnung 
des  Hausiergewerbes  nicht  befriedigt  werdeii.  Nachdem  die  Regierung 
in  den  Motiven  zum  Gesetz  erklärt  hatte,  daß  sie  nicht  in  dem 
Hausierhandel,  sondern  in  den  großen  Warenhäusern 
und  Versaudgeschäften  die  Hauptursache  der  Schädi- 
gung des  Kleinhandels  sähe  und  es  ihr  demnach  nicht  auf  eine 
Unterdrückung  dieser  Handelsform,  sondern  nur  auf  eine  Beschneidung 
der  Auswüchse  innerhalb  derselben  ankäme,  durfte  man  dies  auch  nicht 
erwarten. 


Anhang:  Die  Besteuerung  des  Hanslerliandels  ^)* 

StöBt  schon  die  einheitliche  Regelung  des  Hausierwesens  nach  der 
gewarbepolitischen  Seit^  hin  auf  manche  Schwierigkeiten,  so  stellt  doch 
seine  Besteuerung  der  Gesetzgebung  noch  viel  schwierigere  Probleme. 
Der  seßhafte  Gewerbetreibende  übt  sein  Gewerbe  unter  den  Augen 
seiDsr  Mitbürger,  unter  der  Kontrolle  der  Behörde  aus.  Man  kann  ihn 
jederzeit  zur  Steuerleistung  heranziehen.  Der  umherziehende  hingegen  ist 
fast  ohne  Kontrolle,  niemand  kennt;die  wirkliche  Größe  seines  Betriebes, 
niemand   anch  bat  ein  sicheres  Urteil  über  die  H5he  seines  Umaatsea. 


1)  Auch  die  iu  den  Schriften  des  Ver«i]i«  für  SoilalpoUtik  ftngefUhrten  MÜMtiiide 
sprecben  lur  «tue  »olcbe  Verschärfiicg. 

S)  Die  Hausierg^ej^ner  uot«r  den  sersbaften  GewerbetreibeDd«a  klu^to  iwat  iiniiitr 
üocb  über  seblecfat«  Geftch&fisUg«.  Dm  ihre  Klag^eo  abertrots  der  ootorischen 
Verminderoog  der  Zahl  der  Hausierer  immer  Doch  Uuter  ertöoeo,  iDiifdte  für 
jeden  uoberaogenen  Beobeebter  dadurch  ein  weiterer  Nachweis  daf&r  erbraehl  »ein,  daCi 
der  Hatuierbandel  niohi  in  erster  Linie  mit  der  Notlage  des  RleiDbandels  in  unleli* 
liehen  Znuimmeohang  tu  bringen  i»t.     Vgl.  auch  HandetslcAmmer  LeipEig  1874/76, 

3)  VgU  S.  SlO  o.  Sil    u    215  n.  916. 
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Beim  stehenden  Betrieb  ist  sonach  ein  zweifaches  Mittel  vorhanden, 
um  die  Höhe  der  S teaerpflicht  zu  erkennen,  ein  subjektives, 
die  eigene  Deklaration,  und  ein  objektives,  das  Urteil  der  Mit- 
bürger, unter  deren  Augen  er  gewissermaBen  das  Geschäft  betreibt 
Biese  Steuer  wird  bei  verschiedenen  Geschäften,  die  dieselben 
Gegenstände  verkaufen,  je  nach  dem  Betriebskapital,  der  Lage  des 
Ladens  und  den  persönlichen  Erfolgen  des  Lihabers  verschieden 
sein  müssen  und  einen  rein  individuellen  Charakter  tragen,  also 
von  der  (Gattung  der  Ware  bis  zu  einem  gewissen  Grade  un- 
abhängig sein  können.  Anders  beim  Hausierer.  Hier  hat  man  keiner- 
lei Anhaltepunkte ,  um  Umsatz  und  Gewinn  des  einzelnen  Betriebs 
kennen  zu  lernen,  als  die  Gattung  der  Waren,  mit  denen  er 
Handel  treibt.  Hier  ist  die  größere  oder  geringere  Ergiebigkeit  des 
Unternehmens  meist  nicht  abhängig  von  dem  Anlagekapital,  denn  das 
ist  oft  sehr  klein,  sondern  hauptsächlich  von  der  persönlichen 
Rührigkeit')  und  geschäftlichen  Thätigkeit  des  Unternehmers,  die 
sich  in  der  häufigen  Erneuerung  des  geringen  Anlagekapitals  kundgiebt'). 
Dieses  ist  bei  den  Hausierern  derselben  Warengattung  annähernd  gleich, 
deshalb  konnte  man  hier  bei  der  Steuerfestsetzung  auch  nicht  individuell, 
sondern  muBte  generell  verfahren,  indem  man  nicht  für  jeden  Hausierer, 
sondern  für  jede  Warengattung  (bezw.  Gruppe  von  Waren)  unter 
Berücksichtigung  der  günstigeren  Eentabilitätsquo te  des 
Hausierhandels  feste  Steuersätze  aufstellt,  von  denen  bei  augenscheinlich 
geringem  Betriebskapital,  hohem  Alter  und  Livalidität  der  Betreffenden 
herabgegangen  werden  konnte. 

Da  die  Einführung  einer  gleichmäßigen  Besteuerung  dieses 
Gewerbes  durch  das  ganze  Beich  auf  zu  große  Schwierigkeiten  stoßen 
muBte,  überließ  man  dieselbe  den  Einzelregierungen.  Später  wurde 
zwar  wiederholt  im  Beichstage  der  Wunsch  nach  einer  einheitlichen 
Regelung  auch  der  Steuer,  einer  Reichssteuer,  laut,  es  ist  jedoch 
noch  nicht  dazu  gekommen;  der  Bundesrat  hat  eine  solche  wiederholt 
(schon  am  12.  April  1871)  als  unthunlich  bezeichnet. 

So  ging  neben  der  allgemeinen  Regelung  dieser  Frage  für  das 
ganze  Reich,  davon  völlig  losgelöst,  in  den  einzelnen  Staaten  eine  Be- 
handlung durch  die  Steuergesetzgebung  her,  welche  sich  vielfach  in 
entgegengesetzter  Weise  bewegte.  Da,  wo  die  durch  die  Reichsgesetz- 
gebung gewährte  Freiheit  zu  weitgehend  erschien,  suchte  man  durch 
die  Steuergesetzgebung  ein  Gegengewicht  zu  schaffen  und  durch  höhere 
Besteuerung   korrigierend  in   die  bestehenden  Verhältnisse  einzugreifen. 

1)  Vgl.  W.  Boscher  III,  §  141.  ,,BeiiD  Hausierer  Überwiegt  die  Arbeit  und  zwar 
meist  die  körperliche.**  —  Und  hieriD  ist  nicht  entferDt  eine  solche  Verschiedenheit  vor- 
banden wie  in  der  OrdBe  des  Anlagekapitals  beim  seßhaften  Oewerbe,  da  in  der  Regel 
nar  solche  Leute  den  Haasiererbemf  ergreifen,  denen  eine  gewisse  Rührigkeit 
eigao  ist. 

t)  J.  Moser  (Patriotische  Phantasien  I,  37,  Schutsrede  der  Packenträger)  weist 
darauf  hin,  dafi  die  Hausierer  um  so  billiger  verkaufen  könnten,  je  geschwinder  sie  ihr 
Kapital  umsetsten.  Wenn  sie  1  Pros,  verdienten  und  ihr  Kapital  alle  Monat  von  neuem 
anlagten,  so  gewännen  sie  mehr  als  ein  Kaufmann,  der  10  Proz.  habe  und  „kaum  alle 
Jahn  umftae". 
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Dadurch  wurde  erreicht,  daß^  wenn  auch  diese  Steuersätze  noch  vielfach 
von  einander  abweichen,  doch  iiomerhiti  seit  dem  Zusammenschloß  der 
einzelnen  Staaten  durch  die  R.  G.  0.  auch  die  Hausiersteuergeaetzgebong 
einen  einheitlicheren  Charakter  angenommen  hatte^  als  sie  vorher  besaß. 

Am  frühesten  fanden  solche  schärfere  Steuer  bestimm  ungen  in  einigen 
Staaten  Süddeutschlanda  Einführung^).  Hier  wta'den  besonders  auch  die 
Wanderlager  zu  höheren  Abgaben  herangezogen^). 

Nach  dem  badiachen  Steuergesetz  vom  25.  Aug,  1876  wurden 
die  im  Inlande  seßhaften  umherziehenden  Gewerbsleute  nach  den  all- 
gemeinen Regeln  der  Erwerbssteuer  an  ihrem  Wohnsitze  veranlagt,  es 
war  sonach  für  das  seßhafte  und  das  Wandergewerbe  die  Art  der 
Steuerbemessung  priiizipiell  dieselbe^).  Diejenigen^  welche  das  Gewerbe 
betrieben^  ohne  selbst  ihren  Wohnsitz  in  Baden  zu  haben,  hatten 
monatlich  B — 10  M,  und  für  jede  Hilföperaon  einen  Zuschlag  von 
1   M.  50  Pf.  zu  entrichten*). 

In  Württemberg  kamen  hingegen  für  das  seßhafte  und  das 
Wandergewerbe  prinzipiell  verschiedene  Vorschriften  in  An- 
wendung. Hier  sind  für  die  Wanderlager  und  Hausierbetriebe  je  eine 
Klassen taf 6 1  aufgestellt^  in  welcher  dis  Abstufungen  des  steuerbaren 
Betrages  mit  Rücksicht  auf  die  Hilt'Harbeiter  (3  Klassen)  und  die 
Warenwerte  bez.  der  Bei  rag  des  Betriebskapitals  (12  Klassen)  fest- 
gesetzt werden^). 

Zu  diesen  stehen  die  norddeutschen  Staaten  in  einem  gewiaseia 
Gegensatze.  Während  wir  in  den  süddeutschen  Staaten  eine  ^^sehr 
individaalisiemd  abgestufte'*  Ordnung  der  Steuersätze  finden,  zeigt  sich 
in  diesen  das  Festhalten  an  dem  hergebrachten  System  ziemlich  roh 
abgestufter  Klassenaätze^    und  zwar  auch  bezüglich  der  Wanderlager •), 

In  Preußen  hatte  man  in  dem  Gesetz  vom  3.  Sept  1876  neben 
dem  bereits  seit  1868')  bestehenden  Normalsteuersatz  von  48  M.  für 
Gewerbe  geringerer  Art  die  niedrigeren  Steuersätze  von  6—36  M.  auf- 


1)  In  WÜrUember^  1673  u.  1891,  in  Baden  1H76  n.  1886.  In  Pronfsoo  wurden 
!»7e  t87G,  1880  u.  am  27.  Nov.  1896,  in  Sachsen- Weimar  1871*  im  Königreich  Sachsen  1878 
u.   1880»  in  Bayern  1879,  In  Sacbsen-Altenburg  1871,  in  Sjichften-Meiningan  1885  erUs«eo. 

2)  Württemberg  and  Baden  nehmen  die  Neuregetoog  der  Hautienteoer  im  Zu* 
sammenhaiige  mit  umfassenderen  Steuer^esetzen  vor,  in  PreuffteD,  Saehs«o  und  8«chMO- 
Weimar  wurde  die  Besteut^ruog  des  G,  i.  U.  durch  Spea|alge»et2e  geregelt. 

8)  B.  MeyaTf  in  Schanz,  Archiv  der  Finanzwisscnichaft,  Bd«  IV. 

A)  Ziemlich  hoch  ist  hier  die  Gemein deabgabe  fQr  die  Wanderiager;  »ie  betragt 
bei  einer  Zeit  bia  2a  7  Tagen  die  Hälfte  and  bei  einer  Iftngeren  Betriebsdauer  die  Tolle 
H6he  der  Jahre^steaer. 

5)  Von  den  Wander  lagern  wird  hier  oacb  einer  ßetriebadaaer  vou  1 — ^14  Tagen 
Y^(  nach  einer  »olchen  von  14 — 30  Tagen  die  B&Ifte  der  JabreAStotierf  bei  einer  Daner 
▼on  mehr  als  einem  Monat  dift  gauae  Jahressleuer  erhoben. 

61  B.  Mejer.  a.  a.  O.,  S.   148. 

7)  Die  erate  allgemeine  prcufäiMcbe  Gewerbesteuer  führte  in  deo  daiDAlt 
Btim  preufsiachen  Staate  gehörigen  Lande» teilen  das  Ediltt  vom  28*  Okt  1810  ein  Ver- 
anUfst  wurde  aie  durch  die  Notweudigkeit,  an  eine  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  lu 
denlten.  Die  Form  der  Erhebang  der  Gewerbesteuer  durch  EinlSsung  einei  Gewerbe* 
Achein»  vertrug  tieh  jedoch  nicht  mit  der  inzwischen  eingeführten  Oewerbefreihelt.  Die 
Bestimmmigeti  des  Edikts  vom  80.  Kov.  1810  wurden  det^balb  bald  wieder  beseitigt 
and  awar  darcb  dts  Qetets  vom  80.  Hai  18S0  wegen  EntrichtUDg  der  Gewerbesteuer* 
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recht  erhalten^).  Doch  konnten  unter  gewissen  Umständen  (hohes 
Alter,  Oebrechen)  Nachlässe  stattfinden.  Neu  waren  jedoch  die  für 
Gewerbebetriebe  von  bedeutendem  Umfange  festgesetzten  Jahressteuer- 
sätze von  72,  96  und  144  M. 

Auch  das  sächsische  Gesetz  vom  1.  Juli  1878  beschränkte  sich 
nur  darauf,  eine  möglichst  gerechte  Besteuerung  der  beiden  kon- 
kurrierenden Handelsformen  herbeizufuhren  und  etwaige  Steuer- 
begünstigungen des  G.  i.  U.  zu  verhindern.  Hier  tritt  als 
höchster  Normalsteuersatz  50  M.  ein,  die  geringeren  Steuersätze,  die 
unter  ähnlichen  Bedingungen  Anwendung  finden  wie  in  Preußen,  be- 
tragen 2,  5,  10,  20,  30  und  40  M.*).  Aehnlich  sind  auch  die  Steuer- 
sätze in  Hessen  und  Sachsen-Weimar. 

Die  bayerische  Gesetzgebung  schloß  sich  in  formeller  Be- 
ziehung an  das  preußische  und  sächsische  Muster  eng  an,  während  sie 
in  ihren  materieUen  Bestimmungen  mehr  den  Grundsätzen  des  süd- 
deutschen Steuerwesens  angehört.  Die  Gewerbesteuer  wurde  (wie  schon 
früher)  in  eine  Normalanlage  und  in  eine  der  Betriebsaus - 
dehnung  folgende  Betriebsanlage  getrennt.  Die  erstere  ist  un- 
veränderlich, sie  besteuert  das  Gewerbe  als  solches  in  festem 
Ansätze,  ohne  Rücksicht  auf  die  zeitweise  größere  oder  geringere  Aus- 
dehnung des  Betriebs,  die  zweite  ist  veränderlich  und  richtet  sich 
nach  dem  auf  bestimmte  Zeitabschnitte  bemessenen  mehr  oder  weniger 
schwunghaften  Betriebe  eines  Gewerbes. 

Hierbei  werden  außer  den  Wanderlagem  noch  18  verschiedene 
Gruppen  unterschieden,  und  für  jede  Gruppe  ist  ein  fester  Satz  (von 
3  M.  bis  30  M.)  aufgestellt.  Als  Betriebsanlage  wird  meist  für  jeden 
Begleiter  der  Satz  der  Normalanlage  in  Berechnung  gebracht.^) 


1)  Die  Wanderlagerbesitser  wurden  nach  dem  Ges.  vom  27.  Febr.  1880, 
da  man  annahm,  dafs  sie  infolge  der  IntensiUt  ihres  Betriebes  in  wenigen  Wochen  so 
riel  verdienten  wie  ein  anderer  Oeschftftsmann  das  ganze  Jahr  fiber  verdienen  kann,  an 
jedem  Orte  des  Oewerbebetriebes  bsw.  für  jedes  Oewerbelokal,  abgesehen  von  der  Steuer 
vom  O.  i.  U.  je  nach  der  OrÖfse  des  Ortes  mit  einer  Steuer  belegt,  welche  swischen 
SO — 50  M.  wöchentlich  schwankte.  Diese  wurde  in  Orten  der  1. — 8.  Oewerbestener- 
abteilang  der  Gemeinde,  in  den  Orten  der  4.  Klasse  den  betreffenden  Kreisen  überwiesen. 
—  In  Prenisen  hatte  die  Landesgesetsgebung  durch  die  Regelung  der  gewerblichen  Be- 
steuerung die  Konkurrenz  der  Hausierer  mit  den  sefsbaften  Gewerbetreibenden  zu  gunsten 
der  letzteren  auch  dadurch  beeinflufst,  dafs  stehen  de  Gewerbe  kl  ei  neren  Umfangs 
von  der  Gewerbesteuer  befreit  waren  und  auf  diese  Weise  die  Konkurrensbedingungen 
für  das  Hausiergewerbe  erschwert  wurden. 

t)  Die  Besteuerung  der  Wanderlager  wurde  durch  ein  spftteres  Gesetz  geregelt 
tS.  Aug.  1880).  Sie  schlofs  sich  ebenso  wie  vorher  auch  die  Hausiersteuergesetzgebung 
an  das  preufsische  Gesetz  an.  Je  nach  dem  Umfange  des  Betriebes  kann  hier  eine 
Erhöhung  des  Steuersatzes  bis  300  M.  eintreten.  Aufserdem  haben  die  WanderUgerhalter 
ffir  jede  Gemeinde  eine  dem  Jahresbeitrag  der  Staatssteuer  gleich  hohe,  jedoch  die  Summe 
von  60  M.  nicht  übersteigende  Steuer  für  die  Woche  zu  entrichten. 

8)  Die  Normalanlage  für  Wanderlager  und  Wanderauktionen  ist  mit  86  M.  an- 
genommen ;  als  Betriebsaniage  gelten  eine  Reihe  von  Klassens&tzen,  deren  oberste  Grenze 
deo  Betrag  von  1080  M.  erreicht.  Bei  einem  Geschäftsbetrieb  auf  die  Dauer  von  14  Tagen 
und  darunter  hat  der  Steuerpflichtige  die  Hälfte,  bei  einem  solchen  von  14 — 30  Tagen 
drei  Viertel  und  bei  einem  länger  andauernden  Geschäftsbetrieb  den  vollen  Betrag  von 
der  Jahressteoer  zu  entrichten  und  zwar  vor  dem  Beginne  des  Geschäfts. 
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Eine  Kommtinalbestetieruiig  des  Hausierhatidels  wurde  in 
Bayern  hiermit  noch  nicht  verbunden,  Bas  Verlangen  nach  einer  Ab- 
gabe an  die  Gremeinden,  in  denen  das  Haesiergewerbe  ausgeübt  wurde, 
war  aber  immer  dringender  geworden.  Diesem  trug  in  gewisser  Be- 
ziehung das  in  Württemberg  am  L  Jan.  1891  erlassene  Steuergesets 
Rechnong,  Nach  diesem  haben  die  Hausierer  mit  100  M.  Steuerkapital 
und  mehr  für  jedes  fremde  Oberamt  eine  Ausdehnungsabgabe  an  die 
Amtskorporation  von  ^/^  ihrer  Staatssteuerj  mindestens  aber  40  Pf.,  zvl 
entrichten. 

Wenn  nun  auch  trotz  dieser  Erhöhungen  der  Steuern  die  Klagen 
des  seßhaften  Gewerbes  über  die  Konkurrenz  des  yrnherzioh enden  nicht 
aufgehört  haben,  und  wenn  man  auch  wiederholt  gesagt  hat,  es  sei 
durch  dieselbe  nichts  erreicht  worden/)  so  darf  man  ihre  Wirkung 
doch  durchaus  nicht  anterschatzen. 

Zunächst  muU  festgestellt  worden,  daß  infolge  der  Gesetzgebung  in 
den  letzten  Jahren  die  Zahl  der  Hausierer  in  der  That  teils  zurück- 
gegangen ist,  teils  auch  sich  in  einem  geringeren  Prozentsatz  vermehrt 
hat  als  die  Bevölkerung,  Die  wirklichen  Folgen  einer  höheren 
Besteuerung  lassen  sich  überhaupt  nicht  ohne  weiteres  erkennen. 
Sie  bestehen  darin,  daß  die  einxeinen  Hausierer  —  wenn  die  Steuern 
nicht  z  n  hoch  sind  —  einen  geringeren  Gewinn  an  den  von  ihnen  um- 
gesetzten Waren  haben  als  früher,  im  Falle  die  Steuern  aber  an- 
erschwinglich sind,  ihren  Gewerbebetrieb  aufgeben  müssen.  Nach  beiden 
Richtungen  haben  die  erwähnten  Steuerhöhungen  sicher  gewirkt. 
Natürlich  sucht  jeder  sich  so  lange  als  möglich  über  Wasser  zn  halten 
und  nimmt  lieber  —  so  lange  es  geht  —  mit  dem  geringsten  Gewinn 
fürlieb,  als  daß  er  sein  Gewerbe,  die  Quelle  seines  Unterhalts,  gänzlich 
anfgiebt.  Eine  Besteuerung  soll  aber  gar  nicht  den  Zweck  verfolgen, 
ein  Gewerbe  unmöglich  zu  machen,  sie  hat  vielmehr  nur  diejenige 
Leistung  zu  fordern,  die  —  unter  Berücksichtigung  der  Steuerleistungen 
anderer  Gewerbe  —  dem  aus  ihm  hervorgegangenen  Gewinn  ent- 
sprechen. Diesen  natürlichen  Grundsatz  hat  man  nun  bei  der  Be- 
steuerung des  Hausiergewerbes  nicht  gelten  lassen  ]  denn  der  Hausierer 
ist  jetzt  infolge  der  wiederholten  Klagen  und  Beschwerden  des  seßhaften 
Gewerbes  verhältnismäßig  mehr  belastet  als  das  seßhafte  Gewerbe, 
Ihm  daneben  noch  eine  Besteuerung  in  den  Gemeinden  aufbürden  zn 
wollen,  in  denen  er  sein  Gewerbe  aasübt,  erscheint  bei  einer  genaueren 
Betrachtung  der  Verhältnisse  nicht  gerechtfertigt.  Wenn  auch  die 
Stenerkraft  dieser  Gemeinden  durch  die  Thätigkeit  der  Hausierer  in 
gewisser  Weise  geschwächt  wird,  ist  man  doch  nicht  berechtigt,  für 
diesen  Steuerausfall  ohne  weiteres  einen  Ersatz  zu  verlangen ;  denn  ea 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  diese  Steuern  ja  entrichtet  werden 
als  Aequivalent    für  die  großen  Vorteile,    die  den  Bewohnern  der  Stadt 


1)  ^^^*  *i^ch  HaDdelskmtnmer  Bottweil  189S.  „Dte  leit  IS  J«lireo  in  Württemb«r^ 
bettehend«  sogonatitito  Aasdefanuogsftbf^abe  ist  ohne  jeden  Effekt  gebli«beD,^^  —  Min  tr- 
klirt  diM  lusti  T«tl  dudarch,  daf«  die  Hausierer  Ihr  KftpiUl  acf  weniger  alt  100  M, 
•nglbeii,  aicb  dieses  vom  S^haltbeiia  beititigea  Iteüfeo  und  dadurcb  ihreir  b$ber«Q  Bo- 
Ufttuog  eotgiogeo. 
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durch  ihre  EinrichtuDgen  (Gas,  Wasserleitung,  Feuerwehr;  ferner  gute 
Schulen,  Museen,  Theater,  Promenaden,  Parks  u.  s.  w.)  hat.  Aus  allen 
diesen  städtischen  Einrichtungen  zieht  der  Hausierer  keinen  Nutzen, 
und  auch  die  gute  Polizeiordnung,  deren  Wirkung  er  dann  und  wann 
verspürt,  hat  für  ihn  kaum  etwas  Erhebendes.  Für  eine  solche  Be- 
steuerung ließen  sich  sonach  höchstens  nur  diejenigen  Gründe  anführen, 
die  man  für  die  Berechtigung  der  Schutzzölle  geltend  macht :  der  Schutz 
der  heimischen  industriellen  bezw.  kommerziellen  Thätigkeit  gegen  eine 
fremde  Konkurrenz.  Dies  kann  man  wohl  da  verteidigen,  wo  es  sich  um 
eine  Stärkung  der  nationalen  Kräfte  gegen  die  eindringenden  Erzeugnisse 
eines  fremden  Staates  handelt,  diese  Abgaben  waren  auch  wohl  ver- 
ständlich zu  einer  Zeit,  wo  sich  eine  Stadt  streng  gegen  die  andere 
abschloß:  doch  fehlt  ihnen  jede  Berechtigung  für  unser  Jahrhundert, 
das  uns  im  Deutschen  Reiche  nicht  nur  ein  einheitliches  politisches, 
sondern  auch  ein  einheitliches  Wirtschaftsgebiet  gebracht  hat. 

Mit  einer  solchen  Steuer,  welche  lediglich  eine  Verminderung  des 
Hausiereinkommens  zur  Folge  hat,  wäre  aber  auch  dem  seßhaften  Ge- 
werbe, so  sehr  es  nach  derselben  verlangt^),  nicht  gedient.  Denn  eine 
solche  kommt  nicht  ihm,  sondern  dem  Staate  oder  der  Stadt  zu  gute, 
und  es  kann  für  den  seßhaften  Gewerbetreibenden  nur  ein  schwacher 
Trost  sein,  wenn  der  Gewinn  des  Hausierers  geringer  wird,  ohne  daß 
der  seinige  steigt.  Ihn  kann  nur  eine  solche  Besteuerung  befriedigen, 
die  es  dem  Hausierer  unmöglich  macht,  sein  Gewerbe  auszuüben.  Es 
würde  nun  widersinnig  sein,  auf  der  einen  Seite  den  Hausierern  durch 
das  Reichsgesetz  volle  Freiheit  und  Gleichberechtigung  zuzusichern  und 
ihm  auf  der  andern  Seite  den  Boden  zu  entziehen,  auf  dem  er  diese 
Berechtigung  ausüben  will. 

Wenn  sonach  auch  bei  den  Wanderlagern  eine  kommunale  Be- 
steuerung angebracht  erscheint,  so  liegt  der  Fall  doch  bei  den  Hausierern 
anders.  Beim  Wanderlager  haben  wir  wenige  Unternehmungen  mit 
großem  Gewinn,  beim  eigentlichen  Hausierhandel  zahllose  Existenzen 
mit  je  ganz  unbedeutendem  Verdienst.  Daß  sonach  an  die  Steuer- 
bemessung leider  nicht  derselbe  Maßstab  gelegt  werden  kann,  bedarf 
keiner  besonderen  Erwähnung. 

2)  Die  Gleiohstellang  des  Detailreisenden  mit  dem  EEausierer. 

Was  nun  die  Schädigung  des  Kleinhandels  durch  den  Geschäfts- 
betrieb der  Detailreisenden  anlangt,  so  liegen  hier  die  Verhältnisse 
nicht  ganz  einfach.  Der  Umstand,  daß  diese  Reisenden  die  Waren,  die 
sie  verkaufen,  nicht  mit  sich  führen,  sondern  nur  Muster  vorzeigen, 
verweist  dieselben  unter  die  Geschäftsreisenden;  daß  sie  andererseits 
aber  direkt  mit  dem  Publikum  in  Verkehr  treten,  bringt  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb dem  des  Hausierers  nahe.    Es  wird  nun  davon  abhängen, 

1)  Vgl.  aach  Lexis,  Haodwörterbach  d.  Staitsr.  VI,  690:  „Wenn  es  nach  den 
WOoscbeD  des  sefshafteD  Gewerbetreibendeo  ginge,  so  würde  der  Wanderhandel  ftberall, 
wo  ihnen  seine  Konknrrens  ftthlbar  wird,  verboten  oder  durch  ttbermifsige  Besteaernng 
onmöglich  gemacht.** 
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welchem  der  beiden  Momente  man  mehr  Gewicht  beilegt,  ob  man  der 
nunmehr  zur  Thatsache  gewordeoen  Gleichstellung  des  Detailreisens 
mit  dem  Hausierhandel*)  zustimmen  kann,  oder  sie  bedauern  muß* 

Diese  Maßregel  beabsichtigt  scheinbar  keine  materielle  Aenderuog 
des  bestehendeu  Ziistandes,  sondern  soll  nur  von  formaler  Bedeutung 
sein.  Es  soll  damit  angebh'ch  eine  Beeinträchtigung  der  Thätigkeiten 
der  Detailreisenden  nicht  vorgenommen  werden ;  diese  dürfen  dieselbe 
nach  wie  vor  ausüben,  aber  eben  als  Hausierer.  Bei  genauerer 
Betrachtung  der  Verhältnisse  zeigt  sich  jedoch,  daß  diese  Bestimmung 
viel  einschneidender  ist,  als  sie  scheint* 

Zwar  die  vielfach  geäußerten  Bedenken,  daß  nämlich  das  Niveau 
der  Handlüngsreisendcn  dadurch  herabgedrückt  und  sie  selbst  in  ihrem 
Ansehen  leiden  würden  -),  und  daß,  da  die  besseren  Elemente  des 
Standes  sich  nicht  würden  als  Hausierer  behandeln  lassen  wollen, 
andere  dafür  eintreten  müßten,  die  nicht  in  solchem  Maße  Vertrauen 
verdienten,  kann  ich  nicht  teilen.  Dieser  Einwand  ist  nur  geeignet, 
die  Hauptsache  zu  verschleiern;  denn,  da  der  Legitimatiousschein  nur 
den  Zweck  hat,  seinem  Inhaber  der  Behörde  gegenüber  als  Berech- 
tigungsnachweis  zu  dienen,  kommt  er  ja  für  seine  Beziehungen  zum 
Publikum  nicht  in  Betracht  „Es  wird  immer  Sache  einer  jeden  Person 
und  ihres  Auftretens  sein,  wenn  sie  nach  außen  nicht  dasjenige  An- 
sehen genießt,  zu  welchem  sie  ihre  soziale  Stellung  berechtigt*)."  Es 
ist  sogar  anzunehmen,  daß  durch  erhöhte  Anforderungen  an  die  Person 
des  Detail  reisenden  die  weniger  zuverlässigen  Elemente  ausgeschlossen 
werden,  die  bisher  auf  Grund  des  leicht  zu  erlangenden  Legitimations- 
scheins, welcher  an  seinen  Inhaber  keinerlei  Anforderungen  stellte, 
unter  die  Zahl  der  Reisenden  Aufnahme  finden  konnten. 

Die  Detailreisenden  lassen  sich  nicht  wie  die  Hausierer  in  Bezug 
auf  Bildung  und  Geschäftspraxis  in  eine  Kategorie  bringen.  Man 
findet  unter  ihnen  welche,  die  in  ihrem  Auftreten  und  in  ihrem  Ge- 
schäftsbetrieb dem  eigentlichen  Handiungsreisendea  durchaas  nahe  stehen, 
andere  freilich  unterscheiden  sich  nur  wenig  von  dem  Hausierer.  Durch 
die  Thatsache,  daß  dem  Stande  auch  solcbe  Elemente  angehören,  wird 
dieser  jedenfalls  mehr  herabgedrückt  als  durch  eine  Bestimmung,  welche 
es  ermöglicht,  dieselben  auszuscheiden.  Denn  entweder  genügen  die 
Reisenden  diesen  Anforderungen,  die  freilich  auch  an  die  Hausierer 
gestellt  werden,  dann  braucht  es  ihnen  nicht  unangenehm  zu  sein, 
durch  den  Schein  den  Ausweis  zu  liefern,  oder  sie  entsprechen  den 
Anforderungen  nicht,  und  dann  ist  es  nur  billig  und  selbstverständlich, 
daß  ihnen  der  Schein  versagt  wird.  Wenn  es  aber  für  sie  etwas 
Bitteres  und  Kränkendes  hat,  genau  so  wie  Hausierer  bebandelt  zu 
werden,  so  hätte  der  Bestimmung  viel  von  ihrer  Schärfe  genommen 
werden  können,  wenn  dem  Yon  einer  Seite  gemachti^n  Vorschlage  ent- 


1)  LexU,    Haodwortarbuch  VI,   590:   ,|Ea    kann    keine  Reds   dHvoo    sein,    ihn    ein* 
t&eng«ti'^ 

2)  Vgl  8.  SSI. 
9)  Haudal  and  Gewerbe^  Jahrg.  U,  No>  th 
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sprochen  und  für  diese  Detailreisenden  ein  besonderer  Legitimations- 
nachweis  eingeführt  worden  wäre^). 

Während  bei  den  früheren  Beratungen  über  diesen  Gegenstand 
der  eben  besprochene  Grund  immer  an  erster  Stelle  genannt  wurde, 
trat  bei  den  letzten  Verhandlungen  derjenige  mehr  hervor,  dem  eigent- 
lich das  Hauptgewicht  beizulegen  ist,  die  durch  das  Gesetz  bedingte 
Steuererhöhung').  Durch  diese  wird  die  scheinbar  formelle  Be- 
stimmung zu  einer  sehr  materiellen  und  äußerst  nachteiligen,  ja  sie 
kann  u.  U.  für  ganze  Branchen,  die  bisher  durch  Detailreisende  ihren 
Absatz  suchten  und  fanden,  verhängnisvoll  werden'). 

Muß  schon  beim  Hausierhandel  davor  gewarnt  werden,  die  Steuern 
nach  den  Wünschen  der  einen  nachdrücklichen  Schutz  erstrebenden 
Konkurrenz  bis  zur  äußersten  Grenze  emporzuschrauben,  weil  sonst 
nicht  eine  Belastung,  sondern  eine  Erdrückung  dieser  Handelsform 
die  Folge  sein  würde,  so  ist  für  den  Detailreisenden  die  Gefahr  inso- 
fern noch  größer,  als  bei  ihm  die  allzugroße  Höhe  der  Steuern  noch 
eher  fühlbar  werden  muß  als  beim  Hausierer. 

Der  Hausierer  wird  aut  einem  kleineren  Bezirke  den  Absatz 
seiner  Waren  suchen  und  finden  als  der  Detailreisende;  denn  er  geht 
ja  ohne  Unterschied  von  Haus  zu  Haus,  während  der  letztere  nur  eine 
bestimmte  Zahl  von  Familien,  aus  gewissen  Kreisen,  besucht  und  in 
kleineren  Orten  oft  nur  wenige  Abnehmer  für  seine  Waren  hat.  Er 
findet  sonach  in  einem  Staate  viel  weniger  zu  thun  als  der  Hausierer 
und  ist  daher  viel  eher  als  jener  in  der  Notwendigkeit,  auf  ein  anderes 
Staatsgebiet  überzutreten.  Solange  in  den  einzelnen  Ländern  nun 
eine  Steuer  auf  dem  Vertriebe  seiner  Ware  nicht  ruhte,  war  dies  — 
abgesehen  von  den  durch  die  größeren  Eisenbahnfahrten  und  dem  da- 
mit verbundenen  Zeitverlust  entstehenden  erhöhten  Spesen  —  für  ihn 
weniger  empfindlich.  Jetzt  aber,  wo  er  beim  Eintritt  in  ein  neues 
Land  von  neuem  Steuern  zu  entrichten  hat,  und  zwar  dieselben  Steuern 
wie  der  Hausierer,  infolge  seiner  geringen  Kundenzahl  diese  Steuern 
aber  nicht  in  dem  Maße  ausnutzen  kann  wie  jener,  ist  diese  Be- 
steuerung ein  solcher  Druck,  daß  u.  U.  geradezu  seine  ganze  Existenz 
dadurch  in  Frage  gestellt  werden  kann.  Für  Länder  von  so  kleinem 
Umfange  wie  manche  der  Thüringischen  Staaten  (Schwarzburg,  Reuß) 
oder  Waldeck,  Lippe  u.  s.  w.  ist  eine  solche  Steuer  fast  einem  Verbot 


1)  Dies  würde  aach  noch  den  Vorteil  baben^  daTs  man  genau  erführe,  wie  viele 
kaafminnisehe  Beisende  direkt  mit  dem  Publikum  verkehren  und  wieviel  im  Dienste  der 
Orofsindastrie  und  des  Orofühandels  stehen.  Bis  jetzt  hat  man  die  Zahl  der  Detail- 
reisenden immer  nur  gescbätst  und  zwar  nach  den  Klagen  der  sefshaften  Kaufleute,  and 
dies  ist  bekanntlich  ein  sehr  subjektives    und  nicht  immer  ganz  einwand  freies  Kriterium. 

8)  Als  im  wesentlichen  finanzielle  Mafsregel  ist  die  Bestimmung  auch  vom  Staats- 
sekretAr  von  Bdtticber  selbst  bezeichnet  worden. 

3)  Handelskammer  Leipzig,  Gutachten  vom  24.  Okt.  1890.  Vgl.  H.  Armer,  Detail- 
r^iseo  und  Hausierhandel  nach  der  Oewerbeordnungsnovelle,  Seite  5.  —  Die  TbStigkeit 
des  sogenannten  Stadtreisenden  unterliegt  Übrigens  diesen  Vorschriften  nicht.  Ihm 
ist  es  Bur  Zeit  noch  gestattet,  auf  Grund  einer  Legitimationskarte  Bestellungen 
aofiusucben. 
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des  Detailreisens  gleichzuachten.  Auch  in  anderen  kleineren  Staaten 
wird  der  Detailreisende  sich  nnr  dadurch  halten  können,  daß  er  auf 
eine  intensivere  Ausnutzung  des  versteuerten  Scheins  bedacht  ist. 
Während  er  bisher  vielleicht  nur  zu  den  wohlhabenden  FatiiilieD  ging, 
wird  er  nun,  um  den  Schein  recht  ausnützen  zu  können,  eine  größere 
Kundschaft  zu  gewinnen  suchen.  Ob  dann  freilich  die  seßhaften  Kauf- 
leute, zu  deren  Schutx  die  ganze  Maßregel  getroffen  werden  soll,  den 
erhofften  Vorteil  von  ihr  haben  werden,  dürfte  nach  dem  Augefürten 
sehr  zweifelhaft  sein.  Es  ist  sogar  anzunehmen,  daß  durch  die  offenbar 
daraus  folgenden  erhöhten  Anstrengungen  der  Detailreisenden- 
Hausierer  ein  verschärfter  Konkurrenzkampf  heraufbeschworen 
werden  wird- 

Unerwähnt  darf  auch  nicht  bleiben,  daß  dadurch  eine  Doppel- 
besteuerung über  den  ganzen  Betrieb  verhängt  wird,  da  der  Be- 
triebsinhaber an  seinem  Wohnorte  sein  ganzes  Einkommen  versteuert 
und  wenn  ihm  nicht  gestattet  wird,  seinen  durch  das  G,  i.  U.  er- 
zielten Gewinn  bei  der  Selbsteinschätzung  in  Abzug  zu  bringen,  für 
seinen  Detail  reisenden  noch  so  viel  Steuern  bezahlen  muß,  als  in  den 
einzelnen  Staaten  für  den  Schein  festgesetzt  ist. 

Daß  man  von  dieser  Steuer  auch  eine  völlige  Unterdrückung  und 
nicht  eine  gerechte  Belastung  im  Verhältnis  zum  seßhaften  Gewerbe 
erwartet,  haben  die  Worte  des  Centrumsredners  Dn  Hitze  verraten, 
der  erklärt  hat,  daß  man  den  Stand  der  Detailreisenden  auf  den  Aus- 
sterbeetat setzen  wolle. 

Wenn  man  nun  auch,  um  eine  etwa  vorhandene  zu  geringe  steuer- 
liche Belastung  des  Detailreisenden  gegenüber  dem  seßhaften  Gewerbe- 
treibenden aufzuheben,  die  Einführung  eines  anderen  Steuermodus 
billigen  könnte '),  so  ist  doch  kaum  zu  verstehen,  wie  man  einen 
ganzen  Berufszweig,  dessen  Glieder  mit  angestrengter  Kraft  arbeiten 
und  die  durch  ihre  geschäftlichen  Erfolge  beweisen,  daß  sie  nützliche 
Glieder  der  Gesellschaft  sind,  mit  einem  Federzug  die  Existenz- 
berechtigung aberkennen  will.  Es  ist  dies  um  so  weniger  begreiflich, 
als  sie  ja  selbst  zum  großen  Teile  dem  Stande  angehören,  den  man 
schützen  will,  dem  Mittelstande. 

Wird  auch  ein  Teil  der  Detailreisenden  von  Großbetrieben  aas- 
gesandt, so  sind  doch  viele  von  ihnen  die  Vertreter  von  kleineren 
und  mittleren  Betrieben,  so  daß  man  hier  die  Entscheidung  der  Gesetz- 
gebung anruft,  nicht  in  einem  Kampfe  des  Großbetriebs  gegen  den 
Kleinbetrieb,  sondern  der  einen  Gruppe  des  Mittelstandes  gegen  die 
andere.  Dies  ist  um  so  bedenklicher,  als  das  Detailreisen  in  der 
Tbat  oftmals  für  einen  klugen  und  energischen  Geschäftsmann, 
dem  nicht  große  Kapitalien  zur  Verfügung   stehen,  der  einzige  Weg 


1)  E»  w&re  ▼ieneicM  sweckeDt9p>recbei)d  gewesen,  eino  nach  dea  Waren  der  Reiseadea 
verschied eivo  Steaer  (bis  la  50  M,)  «uf  den  Qeircrbcsclieio  d«s  Det«ilreisei)den  la 
legeD  ond  diesem  dj^fUr  die  Gültigkeit  für  da»  ^anze  deat5cho  Stnutägebiet  sa  lft9»eti.  Eioe 
iolche  Stcaer  w&rc  nicht  ungerecht  and  würde  dem  Gewichte  glefchen^  welches  dem  Pferde 
des  leichteren  Reiters  aufgelegl  wird,  um  dadiirch  die  Glelchliolt  der  KoDkiirreiiib«diDgiing«Q 
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ist  —  indem  er  selbst  als  sein  eigener  Reisender  hinausgeht  —  sich 
emporzuarbeiten.  Hier  ist  es  ihm  noch  möglich,  die  fehlenden  Ka« 
pitalien  durch  intensive  persönliche  Arbeit  zu  ersetzen.  Es  werden 
sonach  durch  diese  Bestimmung  in  ihren  Folgen  gerade  die  Fleißigsten 
und  Strebsamsten  am  meisten  getroffen. 

Obgleich  man  also  hier  der  einen  Gruppe  des  Mittelstandes  das 
Brot  nimmt,  in  der  Meinung,  es  der  anderen  zu  geben,  kann  man  je- 
doch (vgl.  S.  247  f.)  auch  dieser  nichts  nützen.  Man  arbeitet  auch 
hier  zum  großen  Teile  den  Versandgeschäften,  gegen  deren  Vordringen 
das  Detailreisen  bisher  vielfach  noch  einen  Damm  bildete,  und  ähn- 
lichen durch  die  Konzentration  des  Kapitals  mächtig  um  sich  greifen- 
den Instituten  in  die  Hände. 

Wenn  nun  die  Zahl  der  Handlungsreisenden  in  den  letzten  Jahren 
um  54  Proz.  zugenommen  hat  und  es  kommt  wirklich  der  größere 
Teil  dieses  Zuwachses  auf  die  Detailreisenden,  was  aber  von  keiner 
Seite  bis  jetzt  nachgewiesen  worden  ist  ^),  so  würde  dies  nur  zeigen,  wie 
viele  Leute,  um  Geschäfte  zu  machen,  durch  die  große  Konkurrenz 
gezwungen  sind,  ihre  Beisenden  umherzuschicken  und  nicht  warten 
können,  bis  ihnen  die  Kunden  ins  Haus  kommen.  Man  hat  mit  Bezug 
hierauf  diese  Statistik  als  eine  Statistik  des  Notstandes  be- 
zeichnet, wie  er  im  Mittelstande  herrscht 

Doch  nicht  nur  für  die  Firmen,  welche  Detailreisende  aussenden,  ist 
ein  Bedürfnis  für  diese  Betriebsart  vorhanden,  sondern  auch  —  in 
manchen  Branchen  wenigstens  —  für  den  Konsumenten.  In  der 
Bekleidungsindustrie  z.  B.  (Leibwäsche,  Beamtenuniformen  und  -efiekten) 
ist  das  persönliche  Aufsuchen  der  Kunden  zur  Vermittelung  von  Ge- 
schäften gar  nicht  zu  entbehren.  Die  feinere  Kundschaft  der  kleineren 
Landorte,  zu  welcher  der  Detailreisende  geht  und  die  ihren  Bedarf 
nicht  immer  im  Wohnorte  in  gewünschter  Güte  decken  kann,  verlangt 
für  alle  die  Gegenstände,  welche  jeder  sich  nach  seinem  Geschmack 
aussuchen  und  nach  seinem  Körpermaß  anfertigen  lassen  will,  immer 
den  Besuch  des  Fabrikanten  oder  seines  Vertreters^).  Es  handelt 
sich  hier  vielfach  um  Spezialgebiete,  deren  Eigentümlichkeit  die  auf- 
merksamste Berücksichtigung  erfordert.  Ganz  unentbehrlich  ist  das 
Reisen  auch  für  die  Nähmaschinenindustrie.  Nur  dadurch, 
daß  dieselbe  ihre  Reisenden  überall  hin  senden  und  ihren  Abnehmern 
so  günstige  Zahlungsbedingungen  bieten  konnte,  ist  ein  so  gewaltiger 
Aufschwung  in  dieser  Industrie  ermöglicht  und  durch  Verbreitung 
ihrer  Erzeugnisse  bis  in  die  Hütten  der  Armen  so  unendlicher  Segen 
gestiftet  worden^). 


1)  Es  ist  im  Gegentoil,  da  eine  fcrofse  Zahl  der  Legitimationskarten  auf  das 
kommerziell  und  industriell  so  hoch  entwickelte  Sachsen  fällt  (es  sind  fast  so  viele  wie  in 
Preafsen),  ansunehmen,  dafs  man  es  zum  grofsen  Teile  mit  wirklichen  Handlungsreisenden 
sa  thuo  hat.     Handelskammer  Leipzig.     (Ztschr.  f.  Hand.  u.  Gew.,  III,  SI.) 

2)  Vgl.  die  Handelskammern  Bielefeld  1892  und  Strafsburg  1894. 

3)  Auch  hier  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  das  umherziehende  Gewerbe  recht  hSuGg 
noch  das  Bedürfnis  durch  Anregung  der  Kauflust  wecken  muf:».  (Vgl.  Handelskammer 
Lcipzigt  7.  Aug.  1896.     Handel  und  Gewerbe  lU,  37.) 
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Da  v.s  dem  Bundesrat  frei  steht,  Ausnahoien  von  diesem  Verbote 
zu  gestatten,  hatten  die  Regierungen  infolge  einer  Aufforderung  des 
Reichskanzleraints  ihre  Handeskanimern  ersucht,  ihnen  diejenigea 
Branchen  ihres  Bezirkes  namhaft  zu  machen«  für  welche  eine  solche 
Ausnahme  gerechtfertigt  und  notwendig  seL  Auf  Grund  dieser  Auf- 
forderung habeo  sich  zahlreiche  Branchen  gemeldet*),  die  sämtlich 
den  Nachweis  lühren,  daß  für  sie  der  Vertrieb  der  Waren  durch  die 
Detailreisenilen  unbedingt  notwendig  sei  ^). 

Um  nun  den  auszunehmenden  Brauchen  eine  gewisse  Garantie 
für  den  ungestörten  Weiterbetrieb  ihres  Geschäfts  in  der  seitherigen 
Wiise  zu  verschuften,  hatten  die  Freunde  des  Detailreisens  gewünscht, 
daß  diese  Aosuahme  durch  das  Gesetz  festgelegt  würden 
und  aicht  vom  freien  Ermessen  des  Bundesrats  abhängen  sollten^). 

Dies  ist  jedoch  nur  für  eine  Branche  geschehen,  für  den  Buch- 
handel So  wenig  man  anfangs  gewillt  war,  hier  eine  Ausnahme 
zu  statuieren,  so  selbstverständlich  war  dieselbe  doch  eigentlich;  denn 
bei  diesem  liegen  Verhaltnisse  vor,  die  von  denen  der  übrigen  Ge- 
schäftszweige völlig  abweichen,  so  daß  alle  die  Gründe,  die  zu  einer 
Bewegung  gegen  die  Hausierer  und  Detailreisenden  geführt  haben, 
hier  gar  nicht  in  Frage  kommen.  Während  bei  jeder  anderen  Ware 
mit  der  Massenerzeugung  ^)  eine  die  Herstellungskosten  auf  das  äußerste 
Maß  bescliräokende  Verringerung  der  Qualität  und  oft  auch  der 
Quantität  verbunden  sein  kann,  bleibt  bei  der  Massenherstellung  der 
buchhändlerischen  Erzeugnisse  Qualität  und  natürlich  auch  Quantität 
völlig  unverändert.  Ein  Buch  oder  ein  Bild  behält  seinen  wissenschaft- 


1)  Dies«  iiud  der  Woiuhatidcl ;  die  BekleiduoKt^in^iistrie  (m  »besondere  die  Mau  ufaklar« 
und  SchuittwireD,  die  PusamiiateD«,  die  Tuch-^  Backs kin-,  Kteidor-  and  M5belit<iff*,  dU 
Dji^meti-,  Kinder*  and  BerrcDkoufcktions-,  aüwie  die  Wiüschobraocbe,  ferner  »ucb  die 
Korieilfabnk»liou);  die  Cij^mnetibrimulm  ;  der  Koblenbaodel ;  d«r  FlaschenbierbiiLndlel  |  das 
NitimaäL'hiRengewerbe;  Handel  mit  Kinimen  und  Kcicblierdeo ;  mil  UhreUf  Schmnck*  und 
Gold  waren  ;  Uaumatoriiilienf  Mehl,  Saut,  Papier  u,  «.  w. 

t)  Der  Bundesrat  bat  bbher  Jedocb  von  seiner  Befuj^nis  nur  geringen  Gebrauch 
gemacht;  von  dem  Gesetze  sind  aasgenomroen  nur:  Der  Weialiandel  (Traabeowein 
etoschl.  Schaumwein),  sowie  der  Haudet  mit  den  Erseagnisseii  der  L  einen - 
Industrie  und  WH^chefabrikation  und  mU  Nihmaschinent  bei  denen  das  Bik 
d&rfnis  des  Detailreissens  wobl  am  weni|;sten  einem  Zweifci  anteriiegt. 

3)  Unter  den  anderen  im  Reichstage  gemachten  VermittcIlungsvoricbJigen  verdien! 
der  der  Abgg,  Dr.  Hasse  und  Krüger  besondere  Beachtung,  i^ie  »cbbigen  vor,  das 
Detailreisen  im  Prinzip  nach  wie  vor  aazuJassen,  dagegen  da ,  wo  sieh 
einzelne  Mirsstand«  her  ausgestellt  haben,  die  Landeftregierung  lu  emileh- 
tigen«  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  Einschränkungen  eintreten  au  lassen.  Der  Tendern 
dieses  Vorschlags  wird  jeder  ohne  weiteres  »Uüiimmcn  können,  um  so  mehr,  als  wir  dann 
nach  der  Seite  des  WarenausscMus&es  eine  dem  Hausierhnndel  aunloge  Bebandlnog  bitten  | 
andererseits  wird  aber  au  erwägen  sein,  ob  ea  rntsam  ist,  die  einheitliche  Rege- 
lung der  FVagCj,  die  so  beim  Hausierhandel  gewahrt  isf,  zu  gunsten  ihrer  leichteren  Be- 
handlung preiszugeben. 

4)  Der  Buchhandel  ist  jetait  iroIUtlndig  in  das  Stadium  der  Massenprodaktioo  ge- 
treten und  in  deren  Vortrieb  «u  seinen  arsprQnglichen  Anlungeo,  der  Kolportage, 
aurtickgekehrt|  denn  in  der  ersten  Zelt  nach  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  gab  ea 
keinen  anderen  als  diesen.  So  sind  a.  B.  auch  die  Reformati onsscbriften  durch  die 
Knlportsge  in  die  Kloster  und  Borgen  der  Ritter  eingedrungen.  Erst  am  Ende  des 
15,  Jahrhunderti  hat  sieh  der  Sortimentsbuchhandel  mehr  attagebitdet* 
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liehen  oder  künstlerischen  Wert,  gleichviel  ob  davon  1000  oder 
100000  Abzüge  gemacht  werden.  Nur  hat  der  Konsument  hier  den 
Vorteil,  daß  ihm  ein  sonst  sehr  teures  Werk,  i.  B.  ein  Kon  versa  tions- 
lexiküD,  ein  Geschithts-  oder  Naturgeschichtswerk,  bei  gleicher  Be- 
schaffenheit zu  einem  verhältnismäßig  so  billigen  Preise  geliefert  werden 
kann,  daß  selbst  der  weniger  Bemittelte  in  der  Lage  ist,  sich  in  den 
Besitz  desselben  zu  setzen.  Andererseits  kann  der  Verleger  die  ^^e- 
nannten,  mit  so  hohen  Kosten  hergestellten  Werke  zu  einem  derartig 
niedrigen  Preise  dem  Publikum  aber  auch  nur  dann  überlassen,  wenn 
ihm  durch  einen  großen  Absatz  ein  entsprechender  Gewinn  gesichert 
ist  ').  Den  hierzu  erforderliehen  großen  Kreis  von  Abnehmern  haben 
ihm  nun  die  Reisenden  geschaffen,  die  Sortimentsbuchhandlungen 
waren  dazu  nie  imstande  gewesen.  Dies  konnte  aber  auch  nur  da- 
durch geschehen,  daß  jeder  Verleger  seine  Beisenden  durch  das  ganze 
Reich  schicken  konnte,  ohne  daß  diesen  der  Eintritt  in  die 
einzelnen  Länder  durch  besondere  Steuern  erschwert 
w  arde*). 

Wenn  nun  schon  der  Massenumsatz  von  Gebrauchs-  und  selbst 
auch  von  Luxusgegenständen  unter  Leuten,  die  dieselben  bisher  ent- 
behrten, außer  der  Annehmlichkeit,  die  sie  dem  Verbraucher  gewähren, 
einen  Fortschritt  in  der  Kultur  bedeutet,  so  ist  doch  die  massenhafte 
Verbreitung  von  gediegenen  und  wertvollen  Werken  ein  so  bedeutsames 
Zeugnis  der  aufsteigenden  Bildung  eines  Volkes,  daß  dieser  Umstand 
allein  eine  weitere  Begründung  des  Schutzes  der  buchhändlerischen 
Reisenden  überflüssig  macht  ^). 

Der  Vorwurf  einer  Schädigung  des  Konsumenten,  der 
en  Detail  reisenden  und  Hausierern  oft  gemacht  worden  ist,  kann  so- 
~mch  hier  nicht  erhoben  werden.  Aber  auch  von  einer  Schädigung 
des  seßhaften  Gewerbes  kann  nicht  die  Rede  sein.  Die  meisten  der 
buchhündlerischen  Reisenden  stehen,  wenn  sie  nicht  von  Sortimentern 
ausgcsciiickt  werden,  um  in  der  eigenen  Stadt  oder  in  deren  Umgebung 
Bestellungen  für  diese  Sortimenter  zo  sammeln,  im  Dienste  der  \^er- 
leger,  Sie  suchen  nun  an  verschiedenen  Orten  Bestellungen  auf  größere 
und  wertvolle  Werke  auf,  von  denen  sie  Lieferungs-  oder  Ueftprobeu 
vorlegen.  Vorher  aber  setzen  sie  sich  mit  einem  oder  mehreren 
Sortimentern  des  Ortes  in  Verbindung,  die  dann  die  betreffen- 
den Werke  an  diePrivaten  liefern  und  den  Hauptvorteil 
da  von  haben,  während  dem  Reisenden  nur  eine  Provision 
für  seine  Bemühungen  zu  teil  wird.  Dem  Sortimenter  ist 
gonacb  der  Buchhandlungsreisende  als  Konkurrent  durchaus  nicht  un* 


1)  UtodeUkjimmer  Leipzig  1S8I;  vergl  Ruch  Hiodeb- und  Qewerbckunixier  SiitU- 
C^rt  \%%%. 

3)  Für  d«D  liftutficrer  betrigeti  dichte  Steetasteuerti  in  «Heii  deuUcben  StA»t«ti  bu- 
iemitieti  etwe  640  H.  (vergi.  die  Hede  deii  Kh%,  Dr.  Ha&se  em  10.  Juni   1096). 

9)  Um  dies  deutJteli  %m  cnichen,  braucht  man  nur  damai  tiißKuweiseD^  wea  Zeit- 
icbri^n  wie  die  Oertenlaube  oder  d«j  D »he  101,  oder  die  KoQTersHtion»leiik»  von 
Brock  bftai  atiü  Mejer,  die  «um  grofsutt  Teile  euf  diesem  Wege  vertriebeo  worden 
•)ji4«  (Or  die  Verbreitung  Yon  Bckbrung  quJ  Bildung  im  Volke  gewirkt  bftbcti. 
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bequem,  er  tritt  vielmehr  id  seine  Dienste,  ist  gewissermaßen  sein  Ge* 
hilfe,  ja  er  kann  ihn  als  solchen  kaum  entbeliren  *), 

Es  giebt  freilich  auch  zahlreiche  Kolportagebucbhandlungen,  welche 
einzelne  Werke  direkt,  mit  Umgehung  des  Sortimenters,  an  das 
Publikum  absetzen.  Auch  diese  machen  dem  Sortimenter  nur  schein- 
bar Konkurrenz,  denn  sie  verkaufen  ihre  Waren  zum  großen  Teil  an 
Leute,  die  für  gewöhnlich  in  keinen  Buchhändlerladen  kommen  und 
die  daher  sonst  mit  den  geistigen  Erzeu^^nissei)  unseres  Volkes  unbe- 
kannt bleiben  würden^).  Das  Bedürfnis  nach  geistiger  Nahrung  wird 
im  Volke  leider  noch  allzu  wenig  empfunden,  daß  es  hier  vollauf  zu 
thun  und  noch  ein  großes  Feld  zn  bearbeiten  giebt.  Es  ist  daher  im 
hohen  Grade  notwendig,  daß  dieses  Bedürfnis  erweckt  wird  und  damit 
breitere  Schichten  der  Bevölkerung  auf  eine  höhere  Stufe  des  littera- 
rischen Interesses  gehoben  werden  ^^). 

Wie  sehr  man  mit  einem  Verbote  des  Reise-  und  Kolportage- 
buchhandels * )  auf  falschem  Wege  sein  würde  und  vor  allem,  wie  ver- 
kehrt es  ist,  hier  eine  Parallele  mit  den  Hausierern  und  Detailreisen- 
deii  der  anderen  Handelszweige  zu  ziehen ^  beweist  die  Thatsache,  daß 
gerade  diejenigen,  welche  sonst  über  die  unihcrziehenfle  Konkurrenz 
klagen,  die  Inhalier  von  uffenen  Läden,  hier  die  Verteidiger  des  umher- 
ziehenden Vertriebes  sind.  Es  sind  nicht  bloß  die  großen  Verleger, 
deren  Werke  auf  diese  Weise  verkauft  werden,  und  die  Kolportage- 
buchhändler, die  den  Vertrieb  derselben  übernehmen,  entschieden  und 
rückhaltlos  für  diesen  Geschäftszweig  eingetreten,  sondern  die  Sorti- 
menter selbst*).  Der  gesamte  deutsche  Buchhandel,  ver- 
treten durch  den  Börsenverein  der  deutschen  Buchhändler,  hat  in 
wiederholten,  von  den  angesehensten  Finnen  unterzeichneten  Eingaben  ^) 


1)  1870  existierten  l&OO  SorümeQtsbaehhMndluDgeD,  1895  dbfir  4000.  In  25  Jslirto 
(der  Zeit  des  Aufblühens  des  Rei^^ebucb bandele)  bat  üieb  il&o  trotz  die^r  Koukurreos 
die  Zahl  der  ortaaoäi&ssif^eo  nucfahäadler  mehr  als  verdoppelt.  Dies  ist  wobl  eis  d«iit* 
Ucher  Bewei»  dafür,  dafa  jener  dem  Sortiraenter  nicht  da«  Brot  weggenontmen  hat  uii*I 
mach  nicht  wetrunnitit. 

2)  Den  StulT,  den  mao  nicht  von  «inein  DttftUraifteDden  kaufeti  kann,  wird  mmn 
vielleicht  bei  einem  »«fabaflen  B&odler  entnehmen,  denn  hier  ist  ein  vorhandenem  He< 
dUrTnia  lU  beffiediKen  Das  Bacb,  welches  nicht  mehr  durch  einen  Reiäendea  vorg^elegt 
werden  kann,  wird  jedoch  recht  oft  nicht  gekauft  werden,  da  Dun  überhanpt  keice  6e» 
legenbeit  f^e^ebeu  iat,  en  kentien  zu  lernen. 

5)  KetterdinKJt  hat  ma»  »ich  des  Kolporteurs,  dessen  Bedeutung  jetxt  immer  mehr 
anerkannt  wird,  geradezu  al»  eines  Mittels  aar  Verbreitung  guter  Schriften  im 
Volke  bedient  und  hat  wesentlich  bea^ere  Erfolge  erzielt  als  früher,  wo  man  seine  Dienste 
noch  entbehrte,  Vergf.  Dr.  Gensei,  in  ^,Das  unlautere  GeschiftsgebareL**^  II.  Teil,  S  133, 
Vergl.  auch   Handels-  und  Qewerbekammer  Stattgart  18SS. 

4)  Der  Kolportagebuchhandel  läfit  sich  awar  verbieten*  aber  nicht  unterdrQcken. 
Trotz  der  strengen^  ja  sogar  grausamen  Strafen^  mit  denen  die  wandernden  BuchhJtudler 
früher  verfolgt  wurden,  bat  man  nichts  gegen  sie  ausrichten  können, 

b)  Vergl.  z.  B.  das  ^»Börsenblatt  fQr  den  dctilscben  Buchhandel**»  1S95,  No.  JT, 
sowie  Karl  Baumhach.  Der  Kolportagebucbhandel  and  die  Gewerbenovelte  1B8S,  S.  25 
und  Deraelbc»,  Der  RolportaKebuchhAndel  nnd  seine  Widersacher  1895,,  S.    14. 

6)  Weitere  Petitionen  gegen  die  beabsichtigten  BeschrNnkuD^en  im  deutschen  Hach- 
bandel  hatten  eingereicht:  Der  Stuttgartrr  Verlcgerverein,  die  Kor|mr&tion  der  Berliner  Buch* 
hftndler,  der  deutsche  Verlcgervoreia  ia  Stuttgart,  der  deuti*cbe  Buchdruckerverein,  der 
Mitteldeutsche  Papierverein,  die  Vereinigung  der  fitho graphischen  Anstalten  mit  Stein- 
druckereibetrieb,   der  Vorstand    der  Innung    der  Leipziger  Buchdruckereibesitier   u*^,  w. 
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an  den  Reichstag  nachgewiesen,  wie  ungerecht  die  dem  Reise-  und 
Kolportagebuchhandel  gemachten  Vorwürfe  sind  und  welche  Schädigung 
die  Interessen  der  gesamten  Buchgewerbe  durch  seine  Beschränkung 
finden  müßten  ^ ).  Denn  zweiDrittel  der  gesamten  buchhändlerischen 
Produktion  werde  jetzt  auf  dem  Wege  der  Kolportage  vertrieben.  Eine 
Einschränkung  derselben  würde  alle  diejenigen  Berufskreise  auf  das 
empfindlichste  treffen,  die  an  der  Erzeugung  von  Zeitschriften  und 
Büchern  beteiligt  sind  (Schriftsteller,  Künstler,  Xylographen,  Buch- 
drucker, Schriftgießer,  Schriftsetzer,  Galvanoplastiker,  Buchbinder, 
Papierfabrikanten,  Papierhändler  u.  s.  w.). 

Wenn  nun  aus  dem  vorhergehenden  ersichtlich  ist,  daß  niemand 
durch  eine  Beschränkung  der  Rechte  der  buchhändlerischen  Reisenden 
Nutzen,  aber  alle  Beteiligten  Schaden  davon  haben  würden,  könnte 
man  vermuten,  daß  es  schwerwiegende  Gründe  sind,  welche  man  gegen 
beide  ins  Feld  geführt  hat.  Dies  ist  jedoch  nicht  der  Fall.  Eine 
sachliche  Begründung  der  gegen  den  Reisebuchhandel  erhobenen 
Vorwürfe  ist  überhaupt  bisher  noch  nicht  erfolgt*).  Zur  Begründung 
dieses  Verbots  dient  vielmehr  immer  wieder  die  alte  Anklage,  daß  auf 
diese  Weise  die  sogenannten  Schund-  und  Schauerromane  unter 
das  kritiklose  Publikum  gebracht  würden  und  dort  einen  großen  Schaden 
anrichteten.  Hierbei  verwechselt  man  nun  zunächst  „Buchhandlungs- 
reisender*' und  „Kolporteur".  Die  ersteren  sind  am  Vertriebe  der 
Romane  fast  gar  nicht  beteiligt,  diese  werden  meist  nur  durch  Kolpor- 
teure vertrieben.  Daß  jedoch  auch  für  diese  die  Beschuldigung  der 
Begründung  entbehrt,  ist  erst  vor  kurzem  in  überzeugender  Weise 
nachgewiesen  worden^).  Denn  da  von  allen  durch  die  Kolportage 
verbreiteten  Werken  die  Romane  etwa  5,38  Proz.  *),  also  einen 
kleinen  Bruchteil,  ausmachen,  und  unter  diesen  Romanen  sich  viele 
befinden,  an  denen  auch  die  peinlichste  Kritik  nichts  aussetzen  kann. 


1)  Oboe  Bescbrftnkangen  ist  jedocb  der  Bachhandel  auch  nicht  geblieben.  Wie 
man  durch  die  Novelle  vom  1.  Juli  1883  bestimmt  hatte,  dafs  jeder  Kolportear  ein  Ver- 
xcichnis  der  von  ihm  (geführten  Schriften  mit  sich  zu  ffihren  hätte,  so  Verlan f^te  man 
jetst.  dafs  bei  LieferaoKswerken  ^ans  f^enau  und  an  einer  hervortretenden  Stelle  die  Zahl 
der  Lieferuni^en  des  betr.  Werkes  an^eKeben  würde.  Das  Drnckschriftenver- 
s  e  i  c  h  n  i  s ,  von  dem  durch  die  Ünterbehörde  Werke,  (regen  die  man  glaubte  ein  Be- 
denken erheben  zu  müssen,  gestrichen  werden  konnten,  hat  Anlafs  zu  mancher  kuriosen 
Entscheidung  gegeben,  indem  ohne  ersichtlichen  Grund  ganz  harmlose  PrePser Zeugnisse 
verboten  wurden  (vergl.  Biedermann,  Prefsfreiheit  und  Gewerbeordnung,  S.  10,  11,  12); 
im  allgemeinen  hat  es  jedoch  dem  Buchhandel  wenig  Nachteil  gebracht,  da  der  Reise- 
buchhandel den  Nachweis  führen  konnte,  dafs  er  ein  Ausflufs  des  stehenden  Gewerbes  sei. 
Von  grSfserer  Bedeutung  dürfte  jedoch  die  durch  die  gegenwärtige  2^ovelle  einireführte 
Bestimmung  sein;  denn  es  wird  bei  neuen  Werken  nicht  immer  möglich  sein,  die  Zahl 
der  entstehenden  Lieferungen  im  voraus  ganz  genau  anzugeben. 

2)  V.  Biedermann,  Prefsfreiheit  und  Gewerbeordnung,  S.  9- 

3)  V.  Biedermann,  a.  a.  O. ;  vgl.  auch  Baumbach,  Der  Kolportagebuchhandel  und 
die    Gewerbenovelle,  1888,  und  Der  K<»]portagebachhandel  und  seine  Widersacher,  1895. 

4)  Wir  führen  diese  Zahl  auf  Grund  der  von  Biedermannschen  Unterlagen  an,  dem 
wir  auch  die  Vertretung  derselben  überlassen  müssen;  aber  selbst,  wenn  sie  nicht  voll- 
atXndig  zuträfe  und  der  Prozentsatz  weit  höher  wäre,  würde  die  beabsichtigte  Lahm- 
legung des  Kolportagebnchhandels  nicht  gerechtfertigt  sein. 
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kommen  auf  den  sogenanoten  Hintertreppenroman  höchstens 
1  Proz.  ^),  vielleicht  noch  weniger.  Um  dieser  wenigen  willen  eine 
Einriditung  unmöglich  zu  machee  oder  doch  zu  erschweren,  die  von 
größtem  Vorteil  ist  und  mit  der  sonst  alle  Teile  zufrieden  sind,  hieße 
das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten  *). 

SehlusslieiiierkEngeii, 

Wenn  man  den  Blick  rückwärts  schweifen  läßt  und  sich  vergegen- 
wärtigt, wie  allmählich  die  Strömung  entstanden  ist,  die  immer  ener- 
gischer eine  weitere  Einschränkung  der  Befugnisse  des  Hausierers 
und  der  Detailreisenden  verlangt,  kann  man  nicht  umhin,  denjenigen 
zuzustimmen,  welche  behaupten,  daß  es  die  Krankheit  der  Zeit  sei, 
überall,  wo  eine  Interessengruppe  sich  in  ihrem  Erwerb  gehemmt  fühlt, 
nach  dem  Schutze  des  Staates  zu  rufen.  Es  kann  aber  niemals  die 
Rolle  des  Staates  sein,  Jn  das  ökonomische  Leben  dort  einzugreifen 
und  der  freien  Entwickelung  der  natürlichen  Kräfte  Zwang  anzuthun, 
oder  sie  gar  zu  hemmen,  wo  es  nicht  das  Interesse  der  Gesamtheit 
erfordert''. 

Die  tiefgehende  wirtschaftliche  Bewegung,  welche  dem  Strebei 
den  Warenabsatz  durch  Aufsuchen  des  Konsumenten  zu  begünstigen,^ 
zu  Grunde  liegt  und  die  auch  in  der  Vermehrung  des  Hausier- 
handels und  Detailreisens  zu  Tage  geht,  ist  das  Kennzeichen  einer 
neuen  Zeit,  einer  Zeit,  die  mit  der  Erzeugung  der  Waren  im 
kleinen  endgiltig  gebrochen  hat,  die  nach  einer  Centraüsierung  der 
Produktion  strebt  und  naturgemäß  auch  eine  Centralisienins:  in  der 
Güterverteilung  zur  Folge  haben  muß.  Sie  ist  das  natürliche  Er- 
gebnis der  Zeitverhältnisse,  Daß  aber  eine  solche  Umwandlung  den 
Widerspruch  aller  der  herausfordern  muß,  die  der  Zeitbewegung  nicht 
folgen  können  und  sich  von  ihr  haben  überholen  lassen,  ist  leicht  er- 
klärlich. Man  soll  aber  nun  nicht  meinen,  daß  man  durch  ein 
egoistisches  Veto  oder  durch  Gesetze  und  Verordnungen   den  Kultur- 


1)  VergU  die  Hede  de»  Absr.  Dr.  Hasse  vom   I.  Februar   1895. 

2)  Der  NOKonftiinto  Kotportiifreromiiti  soU  dorcbeu«  nicht  verteidtirt  werden,  er  Ui 
eine  bedAcerlicbe  KrdchelnuDt;  im  Kaltürlebeti  der  Geuenwjirt-  Immerhin  ist  er  rleUich 
nkht  so  schlecht  wie  aein  Ru^  Nor  mnf^i  nmn  \lm  nkht  Dneh  seinen  meist  recht  tkut- 
fnUenden  TiteJn  beurteilen  wonen.  Die  meisten  Jener  Komene  «ind  nan  nUerdini;«  Ideftle  der 
Oe^chmiickloiigkeit,  Aber  nnslttllr.h  »ind  aie  nicht.  Unter  ihnen  befinden  jiich  freiiich  auch 
Nachbiidaui^en  moderner  fr«nt5s]scher  Romane*  deren  Lektüre  Kew'th  oicbt  empfohlen 
werden  soll,  aber  es  bt  doch  bemerk ensircrt,  ^.def!«  dte  Ori^inftte  dleier  schlechten  Kopien 
der  Dame  aas  den  höheren  Stünden  jederxeit  zutrSnKlnh  bleiben ,  wfihrend  miui  dle_ 
Mor&lität  der  armen  NJiheriD,  des  kleinen  ITand werker»  oder  Landwirt«  so  &ni7»tlich  s|_ 
wahren  encbt^'.     (K.  Baumbacb,  der  Kniportftj^ebncbhtndet  und  die  GewerbenoTelle»  8.  12.) 

Bei   dieser  Gelef^enheit   «oll    darauf   hitigcwiescn    werden,   dafs    man  auch    für  die*e 
Romftii«    eine    gewis»e    Kutturatif^abe    in    Anspruch  nimmt,     Sie   sollen    bewirken,     dats 
Leute,    die   sonst   ihre    freie   Zeit    im  Wirtshaus    lubrinirent    Interesse   für    etwa«   ander 
erhalten   und    sich    daran    f^ewöhnen,    einen    Teil   ihrer  Mufne   durch  Lektfire    aassufOnen» ' 
Und    sehr    oft   soll    et    dann   vonrtkomiiien  sein,    dafs    der    Kolportaf^eroman    nur    der 
Pionier  für  lodere  and  besser«  Lektüre  geworden  ist*     (von  BiederiuAnnf  t.  a.  O.,  S.  9.) 
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fortschritt  werde  aufhalten  könneD  ^).  Gesetzgeberische  Maßregeln 
sind  zwar  eins  der  Förderangsmittel  wirtschaftlichen  Gedeihens,  doch 
kann  ihre  Wirkung  immer  nur  beschränkt  sein.  Das  sollten  sich  unsere 
„Fanatiker  der  Staatshilfe''  endlich  auch  einmal  klar  machen  und 
nicht  immer  wieder,  wie  oft  man  ihnen  auch  die  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  ihres  Verlangens  nachgewiesen  hat,  auf  das  alte  ceterum 
censeo  zurückkommen. 

Auch  hier  muß  man  gerecht  sein  wollen.  Die  Hausierer  haben 
Anspruch  auf  eine  vorurteUsfreie  Behandlung  wie  jeder  andere  Ge- 
werbetreibende und  jeder  andere  Mensch  auch.  Zu  ihnen  gehören 
natürlich  nicht,  wie  im  Reichstag  einer  ihrer  Verteidiger  im  Eifer  der 
Debatte  ausrief,  „die  edelsten  Kräfte  der  Nation''  ^),  es  liegt  auch  keine 
Veranlassung  vor,  sich  für  ihre  Person  besonders  lebhaft  zu  in- 
teressieren, doch  wird  keine  unparteiische  Beurteilung  es  gutheißen 
können,  daß  man  sie  in  ihrer  Gesamtheit  von  vornherein  als  minder- 
wertige und  unehrliche  Menschen  bezeichnet,  wie  es  ihre  Gegner  oft 
thun,  und  danach  trachtet,  sie  mit  allen  Chikanen  einer  Ausnahme- 
gesetzgebung zu  umgeben,  nur  um  die  unbequeme  Konkurrenz  von 
einem  Gewerbe  fernzuhalten,  gegen  dessen  Auswüchse  in  früherer 
Zeit  der  Hausierhandel  geradezu  zu  Hilfe  gerufen  wurde. 

Jeder  aber,  der  mit  unbefangenen  Blicken  die  Entwickelung  der 
Hausiergesetzgebung  betrachtet  und  sieht,  wie  die  seit  Jahrhunderten 
andauern(^en  Bemühungen  des  seßhaften  Gewerbes,  den  Hausierhandel 
auf  ein  geringes,  ihm  wenig  unbequemes  Maß  herabzudrücken,  vergeb- 
lich gewesen  sind,  wird  sich  sagen,  daß  auch  die  dasselbe  Ziel  ver- 
folgenden neuerlichen  Bestrebungen  schließlich  ergebnislos  verlaufen 
müssen.  Man  kann  wohl  zeitweilig  solche  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
entstehenden  unbequemen  Erscheinungen  künstlich  aufhalten,  doch 
nimmermehr  unterdrücken'').  Die  Bewegung  hat  überdies  —  wie 
wiederholt  gezeigt  worden  ist  —  an  innerer  Triebkraft  zugenommen. 
Waren  früher  die  Träger  derselben  nur  die  Hausierer  und  die  macbt- 


1)  Und  dafs  es  ein  sicheres  Merkmal  der  fortschreitenden  Kaltur  ist,  wenn  das  Be- 
dfirfnis  nach  Komfort,  Loxas,  anständiger  Kleidang  u.  s.  w.  immer  weitere  Kreise  erfafst 
ond  immer  niedrigere  Gesellschaftsklassen  durchdringt,  und  wenn  andererseits  der  Ver- 
brancher  nicht  mehr  in  allen  Fftllen  selbst  sich  nach  seiner  Ware  bemflhen  mufs,  hondern 
wenn  ihm  dieselbe  ins  Haas  gebracht  wird,  ist  schon  wiederholt  nachgewiesen  worden. 
U.  a.  aoch  in  einem  Gatachten  der  Leipsiger  Handelskammer  vom  24.  Okt.  1890. 

8)  Lasker  bei  der  Beratung  der  88er  Novelle.  —  Kommerzienrat  Zucker  nennt  sie 
in  den  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte:  „Die 
tflcbtigsten,  energischsten  und  praktischsten  Warenverkäufer.''  (Volk:>wirtschaftl.  Wochenschr. 
Bd.  XXIII,  S.  306,  No.  589,  1895.) 

3)  Beide  —  Detailreisende  und  Hausierer  —  sind  notwendige  Glieder  in  der  grofsen 
Kette  der  Verkehrskrftfte.  Der  Hausierer  hat,  menschlich  betrachtet,  sogar  eine  noch 
inrofsere  wirtschaftliche  Berechtigung ;  denn  während  der  Detailreisende  su  denen  geht, 
die  nur  billiger  und  vorteilhafter  kaufen  wollen,  als  es  die  Gelegenheit  ihres  Wohnortes 
ermöglicht,  bringt  der  Hausierer  alle  die  nötigen  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs  sa 
denen«  die  infolge  ihres  geringen  Einkommens  billig  kaufen  müssen.  Während  der 
Detailreisende,  den  man  an  der  Ausübung  seiner  Thätigkeit  hindert,  schliefslich  immer 
noch  als  Hausierer  seine  Waren  absetzen  könnte,  ist  dem  Hausierer  nach  Unterdrückung 
seines  Gewerbes  die  Möglichkeit  eines  Erwerbs  sehr  erschwert,  wenn  nicht  gani  ge« 
oommen. 
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losen,  verachteten  nicht  zünftigen  Gewerbsgenossen,  so  ist  sie  jetzt  in 
den  Dienst  der  gewaltig  uro  sich  greifenden  Großindustrie  getreten. 
Damit  allein  schon  ist  ihre  Daseinsberechtigung  erwiesen. 

Durch  die  jüngste  Entscheidung  des  Reichstages  wird  für  eine 
kurze  Zeit  nun  allerdings  eine  äußere  Ruhe  in  die  Verhältnisse  ge- 
kommen sein,  ein  Ende  des  bestehenden  inneren  Konfliktes  wird  da- 
durch jedoch  nicht  herbeigeführt  werden.  Das  kann  überhaupt  n  i  e 
geschehen.  Die  Agitationen  gegen  das  umherziehende  Gewerbe  werden 
im  Gegenteil  mit  gleicher  Heftigkeit  fortdauern,  um  so  mehr  als  die 
Wirkungen  des  Gesetzes,  das  ja  nicht  die  verhaßte  Konkurrenz  des 
Hausierbandeis  aufhebt  und  nach  dem  auch  für  den  Detailhandel 
noch  einige  wenige  Ausnahmeti  in  Kraft  geblieben  sind^),  natur* 
gemäß  nur  gering  sein  können,  so  daß  der  einzelne  sie  nur  wenig 
spüren  wird* 

Daß  die  Gegner  mit  dem  dadurch  Erreichten  sich  nicht  zufrieden 
geben  wollen  und  nach  wie  vor  auf  ihren  wiederholt  vorgetragenen 
Wünschen  bestehen,  haben  sie  ja  auch  unverhohlen  ausgesprochen  *). 
Darum  ist  als  sicher  anzunehmen,  daß  sie  ihre  alten  Forderungen  gar 


1)  Berreit  vod  d«m  Zwange,  elaen  Wati  dergewerbatcheia  su  Id^eo,  sind  nach 

wie  vor  die  Reisenden^ 

1)  «D    dt«   eitiG   «ttsdrückllehe   AufiTurderung   sum    Besuche    den   Kandoti   er- 

S)  welche  die  K&arieute  m  ihren  6es  ehült  ir  ftum  e  n  euTtiuchen  und 
8)  die   solche  PersoDen    Mufsucheu,    in    dereo  Gewerbebetriebe    wegeo    der 
angebotenen  Art  Verwenduni;  finde ti. 
(Hierau  hat  die  preaf^ische  Regierunf^  eut6chi«den»  dafä  «uch  der  Landwirt,  dem 
von    einem  ReLienden    Und  wirtachartiiche  Masch  t  ii  en    augeboten   werden,    als  lo- 
baber  eine»  Gewerbebetriebs  im  Sinne  dieses  Gesetzes  an»ti»ebeti  iM.) 

Infolge  deü  ZnsAtzes  „.ohne  vori^Ingige  ausdrückliche  Au  f  forde  mag** 
wird  sogur  von  niADcher  Seite  die  IloCnunf;  gebeert,  dafs  es  doch  noch  mdf^lich  sein 
könnte,  das  Detailreisen  in  der  bisher  geübten  Au»dehunng  weiter  besteben  au  Jaiuen, 
wenn  nämlich  dem  Reisenden  von  seinem  Kunden  „«in  für  Allemal*'  oder  „bi»  auf 
Widerruf'*  die  Aufforderung  zum  Besuche  erteilt  würde  (Bändel  u,  Gewerbe  111,  35), 
Inwieweit  sich  diese  Hoffnung  verwirktichl,  wird  die  Zukunft  lehren;  sicher  t»t  nber  jetat 
«trhon,  dafs  diejenigen  Untern  eh  munden  die  grof&ten  Schwierigkeiten  haben  werdeu,  die 
den  {betrieb  im  Detail  reisen  erst  aufnehmen  wollen, 

2)  Si'bon  während  der  Verbandlunt^en  über  die  nunmehr  «um  Gesol»  gewordene  Vor- 
lage kündigte  der  Abg.  Dr,  Huhn  im  Rc^icbstage  den  über  die  Vorliige  hinitu!igeheiideii 
Antmü:  einer  Beseitigung  des  HRusierens  mit  Kolonial«  nnd  Mn  n  a  fa  kt  u  r  w  a  r  en 
mit  dem  Hinwebe  an,  dafs  die  AbschaflTang  des  Detailreiseos  dem  Kaufmann  nit^hts  uütite. 
wenn  nicht  gegen  den  Hausierer  ganx  energisch  vorgegangen  wurde.  Der  Antrag  wurdt 
awar  wieder  zurückgezogen,  doch  nicht  fallen  g«la>sen.  So  hst  kürzlich  der  Central- 
verein  deutscher  Kaufte  ute  sich  an  stkmtliche  Bandelakammarn  mit  der  Bitte 
gewandt^  beim  Eeiehstage  wegen  des  Verbots  des  Ilauäierens  mit  MnteriMl-  and 
Kolonial-,  Manufaktur-  nnd  Webewareo,  sowie  Hand  wer  k  sert  eu  gnisseu 
vorstellig  au  werden.  Anf  dieses  Schreiben  haben  nur  17  Handetsknmmeru  geantwortet. 
Vier  davon,  nftmlich  die  Handehkammern  von  Bielefeid,  Breslau,  Frankfurt  a.  O.  und 
Heidenbeim,  lehnen  ihre  Betelll|(ung  unter  Hinweis  auf  die  besonderen  VerbÜltni&se  ihrer  Be- 
sirke  rundweg  ab,  vier  weitere  Kammern,  die  au  Gornts,  Kottbus,  Leipzig?  und  Zittau, 
behalten  sich  ihre  Stellungnahme  noch  vor.  Die  Qbrigen  9  Kammern  atimmen  ganz  oder 
doch  teilweise  zu.  Da  diejenigen  Handelskammern,  von  denen  eine  Antwort  auf  diese« 
Ansnebeo  nicht  eingegangen  ist,  wohl  kaum  geneif^t  sein  dürften,  im  Sinne  des  Central- 
verbände  deutscher  KaufUnte  an  handeln,  ist  a)terdint;s  e.  Z.  wenig  Ausbicbt  zur  Ver- 
wirklichung der  geplanteu  Massenkundgebung  gegen  den  Hausierhandel  vorbanden. 
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bald  wieder  anmeldeD  werden.  Die  Regierung  hat  dieselben  bisher 
nicht  anerkannt  und  bei  allen  Gesetzesänderungen,  zu  denen  sie  sich 
durch  das  wiederholte  Drängen  der  Hausiergegner  hat  bestimmen 
lassen,  sichimmer  nur  auf  Abstellung  von  Mißständen  beschränkt. 
Die  Revision  der  vorhandenen  Paragraphen  hat  sich  demgemäß  immer 
in  einer  Richtung  bewegt,  die  den  ursprünglichen  Geist  der  G.O. 
nicht  verleugnet.  Die  Grenze,  bis  zu  welcher  eine  allen  Seiten  ge- 
recht werdende,  zeitgemäße  und  maßvolle  Reform  gehen  kann,  ist  aber 
nunmehr  erreicht.  Jeden  weiteren  Versuch  gewisser  Kreise,  zu  den 
veralteten  und  überlebten  Zuständen  im  Gewerberecht  zurückzu- 
kehren, über  deren  Druck  s.  Z.  die  lebhaftesten  und  allgemeinsten 
Klagen  laut  geworden  sind,  wird  sie  nunmehr  energisch  und  standhaft 
zurückweisen  müssen.  Der  Staat  hat  den  Beruf,  allen  seinen  Ange- 
hörigen zur  Wahrung  ihrer  Lebensbedingungen  gleiche  Gerechtigkeit 
angedeihen  zu  lassen  und  darf  nicht  solchen  Bestrebungen  Vorschub 
leisten,  die  in  ihren  letzten  Zielen  nur  die  Privilegierung  eines  Standes 
auf  Kosten  eines  anderen  und  zum  Nachteile  der  Gesamtheit  erstreben. 


2V0 
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Die  wirtschaftlielie  Bedeutung  Turkestans. 

Von  K,  D  A  r  i  d  ft  0  o. 

Die  ruBsiscbe  Erobeniog  dar  mittelasiAtiaclieD  Gebiete  ist  Dur  eine 
Thatßache  der  letzten  JabrzehDte.  Ein  Teil  der  inittelaMatii^oben  Be- 
Bit^uugen  KurBlanda»  welcher  unter  dem  Nameo  Turkestan  bekannt  ist, 
umfathi  die  Uebiete  von  Samarkandp  Ferghana^  Sjr-Darja  und  Amu-Darja. 
In  geinem  fiiidlieheD  Teil  grenst  Turkestan  mit  Buchara  und  Chiwa,  welche 
ihn  TOm  tranikaepischen  Gebiet  trennen.  Das  gesamte  Gebiet,  welche« 
diese  Beaitzuiigen  umfafst,  zusammen  mit  den  untor  ruBaischer  HerrachaÄ 
etehenden  Khanaten  Buchara  und  Chiwa,  zählt  25  400  geographieche 
Quadratm eilen,  wovon  auf  das  GeneralgoiiTernement  Turkestan  12  100, 
auf  die  Khanate  Buchara  und  Chiwa  über  3200  und  auf  das  transkaspische 
Gebie^  10  000  geographische  Quadratmeilen  kommen. 

Der  ßidöstliche  Teil  dieses  Gebietes  ist  überaus  bergig,  indem  hier 
Verxweigungen  der  zwei  ungeheuren  mittelasiatisehen  Bergsyatem©  Tjan- 
Schan  und  Euen-Luo  yorkommen ,  zwischen  deren  Forteetiungeo  — 
zwischen  dem  alaischon  Tjiin*Schan  uitd  dem  Hindukusch  —  «ich  das 
kolossale  Gebirgsplateau  Pamir  erhebt.  Die  Gipfel  des  Tjan-Scban  und 
der  eich  in  die  Aralo-Kaspische  Niederung  weit  erstreckenden  Forts^etzuug 
des  TJan-Schan-Syßtem»,  welche  den  Namen  Kara-Tau  tragt,  befinden  sich 
im  Beiehe  des  ewigen  Schnees;  noih  mehr  aber  Famir,  Hindukusch,  die 
Tran  sali  sehen  und  Gia  Barschen  liergrük^ken,  welche  in  der  sogen.  KaufmanD- 
spitze  eine  Höhe  Ton  20  000  Fuls  haben«  Auf  diesen  Gebirgen  ent- 
springen die  zwei  ungeheuren  Flüsse  Jaksart  (Syr-Darja)  und  Oxos 
(Amu-Darja),  welche  dieeea  Gebiet  bewäfsern  und  ohne  weiche  Turkestan 
eine  tote   Wüste  darstellen  würde. 

Von  diesen  Flufssystemen  werden  hauptsächlich  die  vom  Osten  nach 
dem  Westen  sieh  verbreitenden  Zwischenbergthaler,  wie  das  Ferghanasobe 
und  Serawschaoschei  ebenso  wie  die  Gegenden  am  Fuft^e  der  hohen  Berge 
und  die  Oasen  am  Unterlaufe  der  Flüsse  Tischirtschik,  Serawschan  und 
Atnu-Darjä  bewässert.  Dagegen  stellen  der  westliche  Teil  des  Syr-Darja- 
Gebietes  und  das  Amu-Darja-Gebiet,  mit  Ausnahme  der  Ufer  der  Flüsse, 
eine  Steppenniederung  und  yöliig  unfruchtbare  Wüste  dar,  bekannt  unter 
dem   Namen  Kara-Kum  und  Kisil-Knm, 

Das  transkaspische  Gebiet  ist  im  Süden  von  dem  benachbarten  Persien 
durch  das  die  Sebneelinie  nicht  erreichende  Gebirge  Kopet-Dagh  getrennt. 
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Aaf  dem  dem  nördlichen  Rufsland  zugehörigeii  Eopet-Dagb  entspringen 
einige  Flüsne,  während  die  zwei  Fliisse  Tedfichen  und  Murgab^  welche  aut 
dem  südlichen  Abhang  entspriügen,  über  Kopet-Dagh  in  das  masische 
Gebiet  eindiingen.  Dadurch  werdt'n  nur  der  Landesetreifen  längs  dea 
nördlichen  Bergrückena  Kopet>Dagh  und  die  Oasen  am  Unterlauf  Ton  Murgab 
und  Tedschen  bewässert,  wahrend  die  übrigeu  90  Proz,  dea  trau akaapi sehen 
üebietes  unfruchtbare   Wüsteo  bilden* 

im  Turkeätan gebiet  sind  überhaupt  5  geographiache  Typen  zu  unter* 
scheiden*  Zum  ersteren  gehören  die  Gebirge,  welche  oberhalb  der  Ge- 
treidekulturgrenzen, d.  h*  über  8000  Fuls  Höhe  liegen.  Diese  Gebiete,  wie 
der  Pamir»  haben  keine  ökonomische  Zukunft;  sie  umfassen  über  10  Proz, 
des  gesamten  Gebietes,  Den  e weiten  Typus  bilden  die  Zwischen  bergthäler 
nicht  oberhalb  der  Getreidekulturgrenzen,  Hierher  gehören  alle  bevölkerten 
Teile  des  Ferghana-  und  Saroarkandgebietes  ebenso  wie  das  Gebirge  Kopet- 
Dagh  im  transkaspischen  Gebiet^  welches  Ton  der  transkaspischen  Eiseu* 
bahn  seiner  ganzen  Länge  nach  durchzogen  wird.  Zu  diesem  Typus  ge- 
hören die  fruohtbarbten  und  gut  bewässerten  Gebiete  im  Turkestau  und 
Transk&spien,  welche  eine  grofse  ökonomische  Zukunft  haben  und  weleho 
gegen  10  ProZp  des  Gesamtareali  ausmachen.  Zum  dritten  Typus  gehöreo  die 
Oasen,  welche  teils  wirklich  bewässert  werden,  teils  von  den  Kanälen  und 
Fiüsaen  nur  bewässert  werden  köonten.  Auch  diese  Oasen  machen  10  Proz. 
d^i  Gesamtgebietes  aus,  Zum  rierten  Typus  gehören  40  Proz.  des  Ge-^ 
aamtgebietes,  weiche  einen  lehmigen  Boden  habeoj  der  wohl  zur  Kultur 
geeignet  iat,  an  Wassermangel  aber  leidet.  Diese  Gebiete  haben  nioht 
einmal  eiue  sefshafte  Bevölkerung  aufzuweieeo,  indem  sie  nur  im  Frühling 
mit  Graa  bedeckt  werden  und  eine  Nomaden bevölkerung,  welche  die  Vieh- 
lucht  treibt,  ernähren  kann*  Den  fünften  Typus  endlich  bilden  die  Sand- 
Wüaten.  Hierher  gehören  beispielsweise  Kusül-Kumü,  Kara-Kuma,  die 
repeieksehen  und  kaspischen  Sand  wüsten,  welche  mit  den  Wüsten  Ton 
iLrabien,  Lybien  und  Sahara  yiele  Aehnlichkeiten  haben.  Tot  und  lebtos 
erscheinen  diese  Wüsten  am  Tage,  wo  der  Sand  eine  Ternporatur  yon 
60  «*  C  erreicht  und  die  Tiere  sich  vor  der  Sonnenhitze  im  Sand  ver- 
kriechen.  Bei  Nacht  aber,  wo  die  Temperatur  auf  20  '^  0  sinkt,  wird  die 
orgftnlsehe  Natur  der  Wüste  wieder  belebt;  die  Blumen  des  Dornstrauchea 
bei^DDen  zu  dutten,  die  unzähligen  Insekten,  Schlangen  und  Eidechsen 
iTeten  aus  ihrem  Kefugium  herror  und  fangen  ein  reges  Leben  an«  In 
ökonomischer  Beziehung  haben  diese  Wüsten,  welche  80  Proz.  des  Ge- 
samtgebietes  ausmachen,  fast  gar  keine  Bedeutung. 

Das  Klima  in  Turkestan  und  Trauskaspien  ist  das  heifseste  im  ganzen 
Reiche*  Die  mittlere  Durchechnittstemperatur  in  Taschkent,  Ferghana  und 
Hamarkand  ist  von  23 — 24*^  C,  in  Transkaspieo  von  25—26**,  im  Nord» 
Westen  des  Syr-Darja-Gebietes  über  21**.  Die  klimatischen  Bedingungen 
erfordern  dort  eine  künstliehe  Irrigation.  Dazu  dienen  die  Flüsse  Syr- 
Darja,  Amu-Darja,  Serawschan  und  andere  kleinere  Bergfiüsae,  Die  Regierung 
iat  unablässig  bemüht,  die  Irrigationen  zu  vergröTsern,  namentlich  in  der 
Golodnasteppe  und  am  linken  Ufer  dea  Syr-Darja-Flussea. 

Wegen  ihrer  besonderen  klimatischen  und  Bodenbesohaffenheiien  Bind 
Tttrkett^    und    Transkaspien    trotz    des   allgemeinen    Florarelohtums    M 
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Wäldcro  arm.  Viele  Wälder  Rind  auf  den  zugäDgliclien  BergabbelDgeti  in 
früherer  Zeit  durch  die  unrationelle  Ferstwirtschaft  deyadiiert  worden. 
JeUt  sind  Wälder  in  grofäüm  MaTse  auf  den  wenig  zugänglioheD  Berg* 
abhängen  anzuliefTeti.  Am  meisten  Bind  verbreitet  die  Tanne,  Birk«^ 
Pappel,  der  Ahorn,  Apfel-,  Birnea*,  Aprikosen-,  Nuf&baum  u.  9.  w.  Die 
KegieruDg  ist  darauf  sehr  bedacht,  dafs  die  Wälder  nicht  yeroichtet 
werden,  indem  doeh  dieselben  der  Trockenheit  des  Klimas  entgegenwirken. 
ferner  wachsen  in  den  Gärten  von  Taschkent,  Ferghana  und  Samarkand 
veraohiedene  Fruchtbäume  südlicher  Art  Die  Bevölkerung  besteht  baupt- 
aÜchüoh  aus  den  eitiheimtachen  Stämmen,  welche  dort  noch  vor  dem  Ein* 
dringen  der  Kuesen  ansässig  waren.  Ea  sind  dies  die  Turkmenen,  Grad- 
echiken,  Sarten,  Kirgisen ,  ÜBbeken^  welche  alle  türkischer  Abstammung 
sind.     Man  2ählt  im  ganzen  Gebiet  an  Einwohnern : 


Im  Gebiet  Syr-Darja 

nsoooo 

8ee]«D 

„         „       Fcrgbmiia 

780000 

»f 

„          f,       SamarkMod 

750000 

ff 

,,         „       Transkojjpien 

310000 

V* 

In  Buchara  gegen 

3000000 

tf 

„    Chiwa 

600000 

It 

Ks  kommen  somit  im  Durchschnitt  135  Seelen  auf  1  Quadratmeile. 
In  den  gut  befruchteten  Oo^en  in  Samarkand  kommen  6000  Seelen  auf 
1  Quadratmeile,  im  transkaBpischen  Gebiet  nur  30  Seelen.  Dte  Bevölkerung 
zerfällt  in  Nomaden  und  Sefahafte,  Die  Bussen  machen  nur  2  Proz,  der 
Ge^amthevÖlkerung  aus.  Das  Hauptkantingent  der  russiacben  Bevölkerung 
bilden  aufser  den  Truppen  die  aus  dem  europäischen  BuTsland  einge- 
wanderten Bauern,  welche  sich  im  Syr-Darja* Gebiet  niederlassen. 

Zur  Kultur  sind  im  Türke  s  tan  gebiet  nur  2^/^ — ^  Froz.  des  Gesamt* 
areals  geeignet,  wobei  aber  diese  Anbaufläche  sich  mit  jedem  Jahr  wegen 
der  Vermehrung  der  IrrigationsTorrichtuDgen  vergröfsert.  Im  Jahre  1893 
hatte  die  künstlich  bewässerte  Bodenflüche  eine  Ausdehnung  von  1  617  370 
DeBgiatioen,  während  noob  462  010  Debsiatinen  an  regenreichen  Orten 
besäet  wurden*  Im  trän skaspi sehen  Gebiet  machen  die  bewässerteii 
Flächen  nur   ^/^   Proz.  der  Gesamtfläche  aus. 

Im  Turkestangebiet  und  Transkaspien  wachsen  neben  Eeis  noch  alle 
Bonttigeu  Getreidearten.  Im  Jahre  1B93  sind  dort  insgesamt  51  Millionen 
Pud  Getreide  geerntet  worden.  Indessen  hat  dort  die  Getreidekultur  keine 
grofse  Zukunft,  indem  andere  Erwerbszweige,  namentlich  die  Baumwolle* 
kultur,  sich  dort  ah  viel  lohnender  erweisen. 

Die  Baumwolle  wird  in  Mittelasien  seit  alten  Zeiten  schon  kultiviert. 
Im  Luufe  einer  langjährigen  Kultur  bildete  sich  dort  ein  besonderer  Baum- 
wolletypuB  aus  (Gossypium  herbaoeum),  welcher  eine  kurze  Faser  von  ge- 
ringer Qualität  liefert.  In  den  50er  Jahren  ist  auf  die  mittelasiatische 
Baumwolle  in  liuTsIand  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  worden,  indem  wegen 
des  Krieges  mit  England  der  am crikaui sehen  Baumwolle  der  Eingang  nach 
Kufsland  abgesperrt  wurde.  Nach  der  Eroberung  von  Taschkent  und 
Samarkand  und  der  Begründung  des  Generalgouvernements  Turkestan  begaim 
man  sich  aber  in  Eufäland  mit  der  Frage  der  Baumwollekultur  in  Central- 
asien  noch  mehr  zu  beschäftigen.     Die  dortige  Baumwolle  erwies  sich  nur 
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ftlr  die  Erzeugung  von  Diederen  QaTDüutniDerD  uod  nur  grobeu  Gewebea 
geeignet.  Es  tauchte  daher  io  den  70it  Jahren  der  Gedanke  Ton  der 
Akklimatiiation  der  amerikanischen  Baumwolle  in  Zentralasien  auf  Die 
Verfluche  in  den  ersten  10  Jahren  mifslangen  aber^  weil  man  die  See* 
bäum  wolle,  Sea  Island,  kultivierte,  welohe  aber  im  trookenen  Klima  von  Tür- 
ke b  tan  nicht  wachsen  konnte.  Man  hat  darum  in  den  80er  Jahren  den 
kontinentalen  üpland  angefangen  zu  kultivieren,  wobei  denn  auch  die 
besten  Erfolge  erzielt  wurden.  Im  Jahre  1 883  sind  nur  einige  DeesiatineG 
mit  amerikanischer  Baumwolle  bebaut  worden,  im  Jahre  1884:450  Dessia- 
tinen,  im  Jahre  1885  :1  100,  im  Jahre  1886:12  000,  im  Jahre  1887:  14  500, 
im  Jahre  1888:68  000  Dessiatinen.  Ueber  das  Wachstum  der  BaumwoUe'- 
kultur   in    den    nächsten    Jahren    giebt   die    folgende    Tabelle    Aufschlufs^ 


Baomwolk- 

G«wiiiD  von 

Wert  ifl 

Rabela 

Jabr 

flicha  in 

reJiter  BAum- 

Dfltsi&tineD 

wolle  in  Päd 

1889 

86180 

1  108  000 

7  189000 

1890 

94320 

l  570000 

10  365  000 

1891 

128000 

2000000 

12738000 

189S 

139000 

2  183  000 

II  904000 

IßSS 

136000 

2204000 

14646000 

Aaoh  im  transkaspischen  Gebiet  hat  sioh  die  Kultivierung  der  ameri- 
kaniachen  Baumwolle  allmählioh  eingebürgert.  So  sind  im  Jahre  1890  nur 
20000  Pud  Rohbaumwolle  gewonnen  worden,  im  Jahre  1898  über  aohon 
176000  Pud,  wobei  auf  den  Bezirk  Merw,  wo  4000  Dessiatinen  bebaut 
lind,  141000  Pud  entfielen. 

Die  im  russischen  Zentralalien,  Buchara  und  Chiwa  nicht  ausge- 
nomoen,  gewonnene  Baumwolle,  wird  zum  gröfsten  Teil  nach  dem 
europäischen  Bufiland  über  die  transkaspische  Eisenbahn  ausgeführt  So 
find  im  Jahre  1889:  1,5  Millionen  Pud,  im  Jahre  1891:  2,6,  im  Jahre 
1893  :  3,6  Millionen  Pud  Baumwolle  aus  Zentralasien  nach  Eufsland  aus- 
geführt worden.  Die  central  asiatische  Baumwolle  deckt  somit  beinahe  ^/^ 
des  gesamten  Baumwollebedarfs  der  rusaisohen  ManufakturinduBtrie. 

Die  einheimische  Baumwolle  wird  im  Turkestau  überall  kultiviert^ 
mit  Ausnahme  der  nördlichen  Bezirke  des  Sjr-Darja- Gebietes«  Dagegen 
bat  sich  gezeigt,  dafs  die  amerikanische  Baumwolle  nur  unter  38  ^  stid-^ 
lieber  Breite  wachsen  kana^  so  dalk  das  üpland  3 eist  haupteäohlioh  im 
Ferghan agebiet  kultiviert  wird.  In  8amarkand,  Buchara  und  Chiwa  hat 
die  BaumwoUekultur  wegen  der  mangelhaften  Bewässerung  keine  grofte 
Zukunft.  Im  allgemeinen  sieht  aber  die  Baumwollekultur  im  russischen 
Zentralasien  einer  ungeheuren  Kntwickelung  entgegen. 

Was  die  Baumwollepreise  anbetrifft,  so  war  der  Durchscbnittspreis 
des  zentraJasiatischen  Üpland  in  Moskau  im  Jahre  1894:8,5^  im  Jahre 
189^:9/2   Rubel  pro  Pud. 

Naben  der  BaumwoUekultur  wird  im  russischen  Zentralasien  der 
Seidenbau  seit  alten  Zeiten  getrieben,  welcher  jetzt  einen  lohnenden  Zweig 
ier  Hausindustrie  bildet.  Vor  der  Annexion  Turkestans  und  Transkaspiena 
nd  in  Zentralaaien  nur  die  einheimischen  Arten  der  Seidenraupe  kulti» 
ritri   worden^    von    welchen  die  buchaiische  und  chiwische  Art  oder  das 
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sogenannte  Wardansi  den  Vorzug  hatten.  In  ZentralaeieD  wachsen  überall 
ziFei  Arten  von  Manl be erbau men,  ©ine  schwarze  und  eine  weirse,  wobei  f&r 
die  Fliiterung  der  Würmer  die  letztere  Art  gebraucht  wird«  Die  Seiden^ucbt 
i«t  in  ganz  Mittelasien  verbreitet.  Die  einzelnen  Hüusbesitsar  behalten 
je  nach  der  Zahl  der  in  ihrem  Beeitss  be&ndlichen  Maulbeerbäume,  ein 
bestimmtes  Quantum  Eier;  2—3,  selten  lü  und  in  AuBDahmefallea  bis 
4S  Solotnik.  Da  das  Baumaterial  dort  sehr  teuer  ist,  und  die  Eingeborenen 
überhaupt  sehr  eng  wohnen,  so  erfolgt  die  Aufziehung  der  Kaupen  in  den 
Wohnstuben,  auf  den  Böden  und  in  Stallungen,  wo  weder  genügend  Liebt 
noch  Ventilation  rorhanden  ist.  Die  Wartung  der  Haupen  wird  aas- 
sohlierslioh  von  Frauen  und  Kindern  besorgt,  die  Fütternng  ist  eine  un- 
genügende und  schlechte,  die  Kaupen  liegen  meist  auf  der  Diele,  Coeon- 
hauechen  werden  nicht  errichtet;  kein  Wunder  also,  dals  die  auftretenden 
Eaupenkrankheiten  einen  epidemischen  Charakter  angenommen  haben. 
Die  in  Mittelasien  herrachenden  Seidenraupenkrankheiten  tind :  „Karassak'* 
(Sterblichkeit),  „Karga**  „Ak-eanaz"  (Gelbsucht)  und  „Febrina**.  Die 
letztere  Krankheit  grassierte  insbesondere  In  den  70er  Jahren  und  führte 
SU  einer  bedeutenden  Einschränkung  der  Seidcuzucht,  so  zwar,  dafs  ao 
einigen  Orten  die  Bewohner  die  Maulbeerbäume  als  Heizmaterial  ver- 
brauchten. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  suchte  zunaohst  die  vorhandenen  Mifs- 
stände  zu  bekämpfen,  1B71  wurde  in  Taschkent  für  die  Kinder  der  Ein* 
geborenen  eine  Seidenzuchtscbule  errichtet.  Dieaelbo  wurde  aber  1881  ^ 
wieder  geschlossen,  nachdem  sich  herausgestellt  hatte,  dafs  die  Ursache  fl 
des  Eückganges  in  der  Thatsache  zu  suchen  ist,  dafa  die  dortige  Eaupe 
durchwegs  mit  „Pebrina**  verseucht  ist.  Das  Beatreben  ging  nunmehr  dahin, 
gesunde  Eier  zu  beschaffen.  1885  wurde  in  Taschkent  eine  Seidenzucht* 
Station  eröffnet,  in  welcher  bald  die  Notwendigkeit  erkannt  wurde,  aus  den 
europäischen  Seldenzüohtareien  deainßzierte  Eier  zu  beziehen  und  an  die 
unbemittelten  Eingeborenen  umsonst  2u  rerteilen.  Hiermit  wurdc^n  günstig« 
Erfolge  erzielt,  weshalb  ebensolche  StationdQ  auch  in  Nowo  -  Margelan, 
Samarkönd  und  Fetro- Alexandrowsk  errichtet  wurden.  1892  wurde  eine 
Seidenbauversuchsstation  (ür  das  transkaspische  Gebiet  in  Aschabad  ernoht^L 
Die  von  den  genannten  8tatiouen  uuentgeUlich  verteilten  Eier  (insgesamt 
oa,  48  Ffd.  jährlich)  reichten  indes  nicht  hiui  die  einheimische  Seiden* 
zucht  aufrecht  zu  erhalten,  es  wurden  daher  auch  einzelne  Tertraueos- 
würdige  ausländische  Firmen  zum  Verkauf  von  Eiern  zugelassen,  Anfangs 
der  90er  Jahre  errichtete  der  Italiener  Aloiai  in  Khokand  und  Chodsent 
Beiden raupenzuchtereien,  in  denen  vorzugsweise  die  korsikanischa  Baasa 
kultiviert  wird.  Derselbe  bezieht  jährlich  gesunde  Eier  aut  Korsika« 
Von  dieser  Firma  wurden  abgesetst: 
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Dieselbe  Firma  lieferte    auch  Eier  nach  dem  Khanat  Buchara;  im  Jahre 
1894  bereits  über  20  000  Solotnik« 


MUstiitD.  276 

Die  oben  genannten  Mafsregeln  übten  einen  günstigen  Einflufs  auf 
die  Neabelebung  der  Seidenzucht  aus  und  für  die  Zukunft  steht  ein  neuer 
Autschwung  dieses  Gewerbes  zu  erwarten. 

In  den  Jahren  1888 — 92  gestaltete  sich  die  Seidenproduktion  im 
Generalgouyemement  Turkestan  wie  folgt  (in  Pud): 

Jalir       Im  Oebiete  Sjrr-Daria  Im  Gebiete  SamaikBod  Im  Gebiete  Ferghana 

Cocdna          Rohseide  Cocods           Bohseide  Cocods           Rohseide 

1888  -—                     —  6642                 782  81570             II  177 

1889  600                  lOl  II  160               II 13                    —                    — 

1890  1848  304  II  466  1791  51325  34871580 

1891  6981  406     1231  14297  1555  49885  4176  1284 

1899  8388  2983  16  310  648,5    418  56824  41993066 

Bohseide  wurde  nach  Rufsland  ausgeführt:  1888  6824  Pud,  1889 
12  981  Pud,  1890  7126  Pud,  1893  6714  Pud,  1894  4398  Pud.  Die 
Preise  stellten  sich  im  Jahre  1894  im  Gebiete  Samarkand  wie  folgt: 
l  Pud  Gocons  5—10  Rubel,  1  Pud  Rohseide  90—150  Rubel,  1  Solotnik 
ausländischer  Eier  60 — 70  Kopeken,  1  Solotnik  inländischer  Eier  5 — 20 
Kopeken. 

Der  Gemüsebau  ist  in  der  UmgegCDd  der  Städte  weit  yerbreitet,  und 
swar  werden  alle  Gemüsearten  kultiTiert.  Auch  die  Obstzucht  ist  hoch 
entwickelt,  wobei  auch  südliche  Fruchtbäume  weit  verbreitet  sind,  namentlich 
sind  die  Terschiedensten  Nufsbaumarten  anzutreffen.  Es  sind  denn  auch 
aus  dem  Samarkandgebiet  in  den  letzten  Jahren  für  beiDahe  ^/^  MiU. 
Babel  das  Jahr  Fruchte  nach  dem  europäischen  Rufsland  ausgeführt 
worden.  Mit  Wein  sind  20  000  Dessiatinen  bestandcD,  wobei  jährlich  7 
MiU.  Pud  Weintrauben  im  Werte  von  3.  MiU.  Rubel  gewonnen  werden. 
Seit  den  80er  Jahren  hat  man  auch  begonnen,  neben  den  einheimischen 
Bebensorten  auch  die  besseren  Krimer  und  französischen  Sorten  zu  pflanzen. 
In  den  letzten  Jahren  hat  sich  auch  die  Weinfabrikation  stark  verbreitet 
neben  welcher  auch  eine  Spiritusindustrie  aufgekommen  ist.  Tabak  wird 
auf  primitive  Weise  gewonnen;  in  den  letzten  Jahren  hat  man  aber  auch 
angefangen,  bessere  Sorten  zu  kultivieren,  so  dafs  im  Jahre  1894  auf 
37  Dessiatinen  im  Taschkentbezirk  2000  Pud  besserer  Tabak  geerntet 
worden  ist.     Auch  die  Bienenzucht  ist  im  Lande  stark  verbreitet 

Den  bedeutendsten  Erwerbszweig  bildet  im  russischen  Zentralasien  die 
Yiehzucht  Pferde,  Kameele,  Hornvieh,  Esel,  Merinoschafe  werden  sogar 
aoi  dem  Lande  ausgeführt  und  bilden  einen  schwunghaften  Handelsgegen- 
stand. Im  Jahre  1894  sind  auf  dem  vor  kurzem  begründeten  Viehjahr- 
markt von  Aulie-ata  für  1  MiU.  Bubel  Yieh  und  Yiehzuchtprodukte 
verkauft  worden.  Einen  sehr  bedeutenden  Handelsartikel  bildet  die  Wolle, 
und  zwar  die  Merino-  und  KameelwoUe.  Im  Jahre  1893  sind  über  die 
transkaspische  Eisenbahn  603  000  Pud  WoUe  ausgeführt  worden,  während 
noch  50 — 60  000  Pud  über  Orenburg  transportiert  werden.  Als  die  beste 
Wolle  ist  die  weifse  chorosansche  bekannt,  alsdann  kommt  die  afghanische, 
kerkinsche  —  aus  Buchara  —  und  pendinsche  —  aus  Transkaspien,  welche  von 
den  Beludschistaner  Schafen  erhalten  wird.  Die  persische  und  trans- 
kaspische   WoUe    wird    über    die    transkaspische     und     transkaukasische 
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EisenbaliD  hauptiäohlich  uach  Frankfaich  und  Ameiikft  ausgeführt,  während 
Dur  ein  Teil  auf  die  niBsi sehen  Märkte  gelangt. 

Im  Lande  selbst  wird  die  Wolle  zur  Fabrikation  ron  T&ppicheDj  Fils» 
Stricken»  Säcken,  Geweben  etc.  verwendet*  Die  Nomaden  kleiden  eioh 
hauptsächlich  in  Wollengewebe,  welche  auf  hausicduetriellem  Wege  au« 
KameelwoUe  hergestellt  werden*  Das  aus  KameelwoUe  hergestellte  feine 
Tuch  wird  in  Persien,  wohin  ea  ausgeführt  wird,  sehr  hoch  geschätzt 
Der  Filz  bildet  einen  unentbehrlichen  Artikel  flr  jeden  Nomaden,  indem 
die  Komadenzelte  aus  demselben  hergestellt  werden,  Im  Bezirk  Merw 
werden  vorzüglich  Teppiche  gearbeitet,  im  ganzen  sind  im  Jahre  1&93 
6000  Teppiche  im  Werte  von  440  000  Rubeln  aus  Transkaspien  aosgefuhrt 
worden.  Als  die  besten  Teppiche  gelten  die  tekinschen,  welche  die  per- 
siehen  Teppiche  bezüglich  der  Qualität  ooch  tibertrefiPen.  Die  etwas  minder^ 
wertigen  bucharaschen  Teppiche  sind  im  Jahre  1893  im  Gewicht  von  10  660 
Pud  aus<^eführt  worden.  Auch  Pelzwerk  wird  aus  Tr&nskaspien  ausgeführt, 
und  zwar  Schuf-,  Lammfelle  u«  s.  w.  Im  Jahre  189S  sind  321000  Pud 
Pelzwerk  ausgeführt  worden. 

An  Mineralreichtumem  ist  das  russische  Zentralasien  überaus  reich, 
und  jährlich  werden  neue  Fundorte,  welche  ungeheure  Mineralreiohtümer 
bergen^  entdeckt.  In  Bezug  auf  seine  Bodenschätze  ist  das  Gebiet  noch 
gar  nicht  aufgeachlosaen.  Jetzt  werden  dort  Salz^  Steinkohle,  Bchwefel, 
Naphtba,  Ozokerit,  mtt  Naphtha  gc tränkte  Erde  (sog.  kir),  Oypi,  Granit 
und  in  beschränktem  MaTse  Kupfer-  und  Bleierz  gewonnen. 

An  Stein-  und  Seesalz  wird  jährlich  1  Hill.  Pud  gewonnen.  Vor  9 
Jahren  ist  im  Ferghanagebiet,  S93  Werst  von  Samarkand,  ein  Bteinaalslager 
—  das  Burdungulsche  oder  Bardümkulsche  Lager  —  entdeckt  worden.  Die 
Salzlager  berechnet  man  aul  200  MilL  Pudf  das  Salz  ist  als  ein  ahsolut 
reines  anerkannt  worden.  Wegen  der  Entfernung  der  Lager  von  den 
Brunnen  und  den  bevölkerten  Gegenden  bleibt  noch  die  regelmäfsigo  An«- 
beutd  aus.  Im  transkaspischen  Gebiet  wird  8alz  auf  der  Insel  Tsoheleken, 
in  der  Nähe  der  Station  Bala  -  Ischem  der  trau skaspi sehen  Eisenbahnt 
ehenso  wie  an  einigen  anderen  Orten,  gewonnen.  Im  Jahre  1B93  sind 
von  der  Ineel  Tscheieken  764  440  Pud  Steinsalz  ausgeführt  worden.  Der 
mittlere  Verkaufspreis  in  Usun-Ada  war  5'/j  Kopeken  pro  Pud.  Nach 
den  angestellten  Untersuchungen  ergab  sich,  dafs  das  Steinsalz  in  Tsoheleken 
in  einer  Tiefe  von  1 — 4  Fufs  unter  einer  Schicht  weichen  Sandes  in 
der  Dicke  von  10 — 47  Zoll  gelagert  ist.  Der  gesamte  Salzvorrat  wird  auf 
20  Hill.  Pud  berechnet»  wovon  b  Mill.  Pud  schwarzes  ohne  Beimischung 
von  Sand,  und  15  Mill.  Pud  ahsolut  reines,  weifses.  Das  Salz  wird  teil- 
weise nach  dem  nördlichen  Persien,  ttnls  nach  der  Westküste  des  Kas- 
pischen  Meeres  ausgeführt. 

Die  Ausbeute  des  angeschossenen  Salzes  geschah  längs  des  Bettes 
des  Usboi-Flusses  in  der  Nahe  der  Station  Mulla-Kara,  von  wo  im  Jahre  1899 
34  000  Pud  ausgefülirt  wurden;  aus  der  See  Kuli  in  der  Nähe  von  Kras- 
nowodsk  sind  gegen  30  000  Pud,  aus  den  Salzseen  im  Bezirk  Mangiisohlak 
24  000  Pud  ausgetührt  worden.  Aus  der  See  Sarük-Nemeksar  im  Bezirk 
Tedschen  führt  man  jährlich   ] 50— 200  000  Pud  aus* 

Naphtha  ist  an  Tersohiedenen  Orten  entdeckt  worden,   indessen  wild 


MisielUa.  277 

ee  noeh  nieht  regelmäfsig  ausgebeutet  Am  meisten  sind  die  Naphtha« 
fundorte  auf  der  Insel  Tscheieken  und  in  Nefte-Dagh  erforscht.  Auf  der 
Insel  Tscheieken  ist  die  Naphtha  den  einheimischen  Einwohnern  schon 
lange  bekannt  gewesen.  Aufser  den  NaphthabmuDen  sind  hier  auch  Naphtha- 
quellen  und  Naphthaseen  vorhanden.  Von  der  Insel  Tscheieken  sind 
Naphthaprodukte  nach  Persien  ausgeführt  worden  im  Jahre  1891: 
59000  Pud,  1892:  9800  Pud,  1893:  11460  Pud.  Im  Jahre  1893  sind 
in  Tsoheleken  von  der  Gesellschaft  Nobel  117  500  Pud  Naphtha  gewonnen 
worden.  Die  übrigen  Unternehmer  beuten  fast  aussohliefslich  alte  Brunnen 
aus,   wobei  sie  das  Produkt  nach  Persien  ausführen. 

Auf  dem  Berge  Nefte-Dagh  befindet  sich  ein  naphthareiehes  Areal  im 
Umfang  Ton  600  Dessiatinen  mit  swei  Brunnen,  woTon  der  eine  30  Sashen 
Tiefe  hat  und  100  Pud  Naphtha  in  24  Stunden  liefert,  während  in  den 
•äderen,  5  Sashen  tiefen,  500  Pud  in  24  Stunden  erzeugt  werden.  Im 
Ferghanagebiet  sind  im  Jahre  1891:  4590  Pud  gewonnen  worden.  Im 
Samarkandgebiet  sind  ebenfalls  2  naphthahaltige  Flächen  enthalten. 

Ueber  die  Gesamtausbeute  von  Naphtha  in  den  Jahren  1889 — 1891 
geben  folgende  Ziffern  AufBohlufs: 


1889 

1890 

1891 

Pnd 

Päd 

Pud 

TnmskAspien 

286400 

285000 

180000 

FerghaoAgebiet 

I4«5 

2100 

4590 

An  Steinkohle  werden  jährlich  600  000  Pud  gewonnen.  Im  Syr-Daxja- 
Oebiet  sind  Steinkohlenlager  bald  nach  der  Annexion  dieses  Gebiets  su 
Bufsland  entdeckt  worden,  und  jetzt  werden  auf  den  Bergen  Kara-Tau 
Steinkohlenlager  ausgebeutet.  Ebenso  sind  reiche  Steinkohlenlager  auf  den 
Tuao-Eir  und  an  anderen  Orten  entdeckt  worden.  Ueber  die  Gesamtzahl 
der  Bergwerke,  welche  im  Betriebe  standen,  sowie  der  darin  beschäftigten 
Arbeiter  giebt  die  folgende  Tabelle  AufschluXs: 


Zahl  der  Bergwerke 
„       „    Schachte 
„       „    Arbeiter 

1886 
3 
5 

1887         1888         1889          1890 
5656 
5              6              9              12 
—           279           165           162 

üire  1891  waren: 

[m  Gebiet  Syr-Darja 
„         „      Samarkand 
„        „      Ferghana 

Berg. 

werke 

2 

8 
4 

mit  beschftftigten     Steinkohlenaosbeute 

Arbeitern                      in  Pnd 

23                             1800 

102                         389  350 

25                         102  700 

Zusammen  in  Turkestan  14  1 50  493  850 

Da  die  Bergwerke  von  den  Städten  sehr  entfernt  sind,  so  beträgt 
der  Preis  für  l  Pud  Steinkohle  auf  den  dortigen  Märkten  30  Kopeken. 
Im  Jahre  1894  sind  im  Samarkandgebiet  526  000  Pud  Steinkohlen  ge- 
wonnen worden. 

Im  transkaspischen  Gebiet  im  Bezirk  Mangischlak  am  Besch-Aschi, 
100  Werst  vom  Fort  Alexandrowsk,  ist  ein  Braunkohlenlager  bekannt» 
welches  ein  Areal  von  einigen  100  Quadratwerst  umfaCst  Nach  den  amt- 
lichen Untersuchungen  ist  diese  Kohle  zur  Heisung  von  Dampfkesseln  sehr 


S78 


Hissel  1  e  D< 


geeignet     Die    chetnieche   Aoaiyse   der   lurkest&iiBoheD    KoMe    ergab  fol*» 
geiides  Resultat: 

Flüchtige  Stoffe    33—40      Pro«, 

Kohle  55'?»— SM     „ 

Ascbe  2 — 10        t, 

Bai  Ozokerit»  ein  Material^  aus  welchem  m&jn  durch  Schmelzung  du« 
für  viele  IndustrieTi  nötige  Bergwachs  gewinnt^  befindet  sich  in  Tränt* 
kaipien  auf  der  Ineel  Tgeheleken  und  in  den  balch  an  sehen  Bergen.  Die 
Lager  werden  aber  nur  iü  Tscheleken  ausgebeutet.  In  den  früheren 
Jahren  betrug  die  Ausbeute  naehrere  1000  Pud  jährlich,  we  Bank  aber 
jetzt  auf  einige  100  Pud,  indem  das  Angebot  von  billigen  Arbeitskräften 
mit  dem  Uebergaog  der  Tarkmenen  vom  Nomadenleben  zur  Sefi^haflig- 
keit  ein  besöhränktere»  geworden  ist;  andererseita  vollzieht  sich  jeütt 
die  Ausbeute  in  den  tiefen  Schichten,  Das  Produkt  wird  nach  Periieo, 
Buchara  und  Chiwa  aufgeführt 

Jetzt  werden  hauptseäblich  die  oberflächlichen  Schichten  der  Osokerit- 
lager  ausgebeutet  Man  unterecheidet  2  Sorten  OEokerit»  eine  von  dunkel- 
grüner Farbe  mit  80  Proz.  Parafßn  und  eine  duDkelbraune  mit  60  Pros. 
Parafün,  Die  Beiüigung  des  Ozokerita  von  den  Beimengungen  geschieht 
auf  dem  Auebenteorte  mitteint  Siedeni  in  offenen  Keiseln. 

Auf  den  Balchanschen  Bergen  und  auf  Nefte-Dagh  lagert  daB  Ozekerlt 
in  Zwischen echiohten  von  1*/^.— 1  Zoll  Dicke,  auch  füllt  es  die  Spalten 
im  Balz  und  Kalks^tein  aus.  Das  Ozokeril  ist  auch  im  Perghanagebiet  vor* 
banden^  wo  im  Jahre  1690:  450  Pud,  im  Jahre  1B91:  153  Pud  gewonnen 
wurden. 

Die  jährliche  Ausbeute  des  sogenannten  Kir  wird  in  Tioheleken  anf 
2 — 3000  Pud  berechnet  Das  Produkt  wird  in  der  Nähe  des  Sees  Porfau- 
Oel  beim  Berge  Tschochrak  gewonnen^  wobei  mit  der  Bearbeitung  eich 
hauptBäcMich  die  Turkmenen  befassen«  Lager  von  Kir  sind  auch  in  den 
Balchanachen  Bergen   entdeckt  worden. 

Die  Ausbeutung  von  (iyps  geschieht  in  der  Umgegend  von  Krasnowodek 
in  der  sogenannten  Oypsklaft,  und  zwar  durch  Sprengung.  Der  gewonnene 
Gyps  ist  von  hoher  Qualität  und  wird  nach  den  südlichen  und  westlichen 
Häfen  des  kaspischen  Meeres  ausgeführt.  Im  Jahre  1892  sind  33  760  Pud, 
im  Jahre   1883:  77  110  Pud  Gyps  ausgeführt  worden. 

Granit  wird  in  der  Umgegend  von  Erasnowodsk  gewonnen;  im 
Jahre  1893  sind  davon  231  500  Pud  nach  Bsiku  ausgeführt  worden.  Kalk- 
eteiu  wird  im  transkaspischen  Gebtet  in  den  Bezirken  Aschabad,  Eras- 
nowodsk  und  Mangischlak  für  lokale  Bauzwecke  gewonnen.  Im  Samarkand- 
gebiet  sind  Fundorte  vod  Graphit  und  Lapis-Lasuri  bekannt  15  Werst 
südlich  von  Aschabad  in  der  Bergkluft  von  Bulokli  in  dem  nördlichen 
Abhang  des  Bergrückens  Saamdük  sind  Lager  von  lithographischem  Stein 
von  hoher  Qualität  entdeckt  worden.  13  Y2  Werst  eüdostwarts  von  Usim* 
Ada,  im  Gebiet  Gotur-Tapa,  ist  ein  Fundort  von  Glaubersalz  angezeigt 
worden. 

An  vielen  Orten  des  zentralasiatiscben  Bulslands  ist  Schwefel  eu  Tage 
getreten.  Im  Ferghanagebiet  befindet  sich  ein  Sohwefelfundort  mit  einer 
Schwefelfabrik,  welche  gegen  300  Pud  reinen  Schwefels  jährlich  erseugt. 
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lach    im    Samarkandgebiet   ist  ein    Bell we feil ager    su   Tage   getreten,   da« 
aber  nicht  auagebeutet  wird, 

Be«öDder8  reiche  Schwetellager  befindea  sich  im  transkaBpiaoheD  Gebiet 
240  Werat  Ton  der  Station  Qeok-Tepe  to  der  Gegend  Kara-Kum.  Hier 
erheben  aieh  mitten  in  der  Sandsteppe  besondere  Htlgel,  welche  in  aus 
Schichten  bestehenden  Mergeln  einige  Zoll  dicke  aderartige  und  herd* 
artige  AnhaufuDgen  des  quarzartigen  sogenannten  ^^SchwefelBteiua^'  enthalten^ 
in  welchem  60  Froz,  Schwefel  vorhanden  sind*  Belobe  Hügel  sind  gegen 
40  da,  wobei  die  Menge  des  Schwefels  in  jedem  Hngel  aaf  30  Mill,  Pud 
bereohnet  wird.  Hier  sind  alle  günstigen  Bedingungen  für  eine  weit- 
gehende  Schwefelfabrikatioo  Yorhanden.  Diese  Lager  sind  zuerst  im 
Jahre  1881  entdeckt  worden.  Ernste  Versuche  zur  Ausbeutung  von  Schwefel 
sind  bis  jetzt  noch  nicht  gemacht  worden,  wiewohl  dieser  Sobwefelfundort» - 
welcher  ein  Areal  von  einigen  100  Quadratwerst  umfafst,  das  reichste 
Schwefellager  Rufalands  darstellt« 

Im  Bezirk  Koasoowodsk,  SO  Werst  südostwärts,  in  der  Nähe  des  Seee 
Kukurt'Ata,  ist  ebenfalls  ein  Schwefellager  bekannt.  Dieses  Lager  erstreckt 
sich  auf  eine  Fläche  von  über  5  Werst.  Der  Schwefel  ist  in  Zwischen- 
schichten sowie  in  gediegenem  Zustand  im  braunen  und  besonders  im 
blaograuen  Mergel  enthalten.  Im  gediegenen  Schwefel  sind  70  Pros. 
Schwefel,  in  den  Zwischenschichten  von  25 — öQ  Proz.  enthalten.  Hier 
geschieht  aber  noch  keine  Schwefelausbeutung.  In  der  Gegend  Gotur-Tapa, 
bei  Usun-Ada^  ist  ein  Fundort  von  Sohwefel  sowie  Glaubersalz  angezeigt 
worden. 

Asphalt  wird  im  Ferghanagebiet  gewonnen  und  in  6  Betrieben  ausge- 
arbeitet Im  Jahre  1889  sind  11390  Pud  Asphalt-Mastix,  im  Jahre  1890 
16S50  Pud,  im  Jahre  1891  :  2450  Pud  gewonnen  worden.  Im  traoskas- 
piaohen  Gebiet,  in  dem  Balchansohen  Bergen,  ist  eine  bedeutende  Asphalt- 
Milliehi  za  Tage  getreten;  indessen  ist  man  noch  nicht  zur  Ausbeutung 
ttberfegangoD. 

Von  den  Metallerzen  sind  bis  jetzt  zu  Tage  getreten :  Eisenerz  im 
transkaspischen  Gebiet  in  den  Balchansohen  Bergen  und  im  Sjr-Darja« 
Gebiet  in  dan  Bergen  Kara-Tao;  Kupfererz  im  Syr-Darja-Gebiet,  Bleierz 
im  Samarkand'  nnd  Syr- Da ija- Gebiet  und  Antimon erz  im  transkaspischen 
Gebiet.  Die  Ausbeutung  einiger  dieser  Erzlager  ist  noch  im  Anfange 
ihr^r  Entwickelung  begriffen»  die  übrigen  werden  noch  nicht  ausgebeutet. 

Die  Oesamteinkünfte  der  Fischerei  zu  cht  belaufen  sich  im  Tu  rk  es  tan- 
gebiet  auf  100  000  Kübel.  Die  meisten  Fische,  ebenso  wie  die  Fisch- 
produkte, werden  nach  Astrachan  ausgeführt*  Es  werden  gefangen:  Hausen, 
Störe»  Karpfen,  Zander,  Hecht  u.  e.  w.  Der  Hobbenfaug  geschieht  im 
nördlichen  und  nordöstlichen  Teile  des  Kaspimeeres  im  8ommer  und  Frühling. 

Die  winzigen  Bedürfnisse  befriedigt  die  einheimische  Bevölkerung 
durch  die  im  Lande  Terbreitete  Hausindustrie.  Der  Wert  der  Haus- 
indastrie  bezifferte  sich  im  Jahre  1893  im  Samarkandgebiet  auf  3,4  Mill. 
EubeJy  im  Byr-Darja-Gebiet  auf  1,3  Mill.,  im  Ferghanagebiet  sind  im 
Jahre  1892  für  2,0  Mill,  Eubel  Hausindustrieerzeugnisse  hergestellt 
worden.  Diese  Ziffern  sind  aber  geringer  als  die  wirklichen^  da  viele 
HAuainduitrien  sich  der  amtlichen  Statistik  entliehen*    Unter  den  Zweigen 
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der  HausinduBtrie  sind  zu  erwahoeD:  die  8chuhwarea>,  StahlwareD», 
Sattel-»  Holz  waten-,  Gold-  und  SilberwareufabrikatioD.  Aladatm  i»t  ttudi 
eine  Textilindustrie  als  Hausinduatrie  im  Lande  weit  verbreitet,  wobei 
Teppiche,  Pilze,  Gewebe  ssar  Ausschnmckimg  der  InneDseite  der  Nomaden- 
jselte  li.  8.  w.  hergestellt  werden.  Im  Jahre  1893  sind  im  traoskaspisohen 
Gebiet  für   126  000  Rubel   Wollefabrikate   verkauft  worden. 

Die  Jabrikindustrie  ist  im  mssiacheo  Zentraladien  Dur  aehr  wenig 
entwickelt,  indem  es  einetBeite  an  Kouimunikationswegeu,  andererseits  aber 
an  billigem  Heizmaterial  fehlt.  Der  Gesamtwret  der  Fabrikinduatrie  im 
Jahre  1892  betrug  im  Ferghanagebiet  8,1  Mill.  Kübel,  im  Samarkandgebiet 
1,9,  im  Syr-Barja-Gebiet  2,0  MilL  Rubel,  Obenan  in  der  Fubrikindnstrie 
stehen  die  Betriebe  für  die  Reinigung  und  Pressung  der  Baumwolle. 

Was  den  Handel  anbetrifft,  so  ist  er  im  russischen  Zentralasien 
sehr  verbreitöt,  wiewohl  es  an  genauen  Daten  über  denselben  fehlt.  Der 
Handelsverkehr  zwischen  Türke ätan  und  dem  europäischen  Eufsland  voll- 
zieht sieh  einerseits  auf  dt^n  Karawaneustrafsen,  welche  nach  Orsk, 
Orenburg^  Troizk  und  Petropawlowsk  führen,  andererseits  über  die  trans- 
kaspische Eisenbahn.  Heber  die  östlichen  Häfen  des  Ea^pischen  Meerea, 
namentlich  über  Usun-Ada,  dem  Endpunkt  der  transkaspischen  Eisenbahn, 
gestaltete  sieh  der  Handelsverkehr  zwischen  Turkestan  und  dem 
europäischen  Rufsland  folgend ermafsen  : 

£icifubr  Ausfulir 

nidb  dem  eurapäisch«ii  RafstaDd  aus   dem  europäischen  Eufslaiid 
Päd                   RubfiL  Pud  Buhet 

1889  657909  3749079  I  641 029  2817152 

1894  «  717039  17842602  214477a         14202138 

In  erster  Reihe  wird  aus  Turkestan  nach  dem  europäischen  EufslAnd 

Baumwolle  ausgeführt »  welche  BO  Proz.  der  Gesamtaustuhr  ausmacht^ 
alsdann  folgen  Früchte,  Seide,  Sddewareo,  Leder.  Aus  Eufsland  werden 
hauptsächlich  Gewebe,  Garn  und  Zucker  eingeführt  Der  Handelsverkehr 
2 wischen  Turkestan  und  den  angrenzenden  Khanaten  wurde  in  den  Jahren 
1890 — 94  durch  folgende  Zi^Tern  ausgedrückt: 

Bin  fuhr  EUfubr 

n&ch  Turkeataii  nmcb    den  Khaa«ten 
iu  Milllotiea  Rabeio 

1890  2,0  40 

1891  3.Ü  4,2 

1892  0,7  2,1 

1893  a,e  2|6 

1894  1,4  2.7 

Aas  Buchara  sind  im  Jahre  1894  hauptsächlich  schwarzer  und  grüner 
Thee,  Gewebe,  Indigo  und  Getreide  eingeführt  worden. 

Um  den  turkestanschen  Absatzmarkt  für  sich  zu  erhalten,  hat  Euls- 
land im  Jahre  1881  noch  die  unmittelbare  Einfuhr  europäischer  und  eng- 
lischer Waren  dorthin,  mit  Ausnahme  von  Thee,  Nesseltuch  und  Indigo^ 
verboten.  Der  grüne  Thee,  weloher  für  die  Bevölkerung  ein  notwendiger 
Gebrauchsartikel  ist,  da  man  sich  im  Turkestan  vom  GenuXs  ungekochten 
Wassars^  welches  die  sogen,  sartache  Krankheit  hervorruft,  enthält,  ist  nur 
mit  einem  Zoll  Ton   14  Rubeln  40  Kopeken  pro  Pud  belegt  worden. 
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Im  transkaspischen  Gebiet  war  bis  sur  allerletzten  Zeit  ein  Porto- 
franco;  erst  im  Jahre  1894,  als  die  Khanate  Buchara  nnd  Ghiwa  in  das 
rassisehe  Zollgebiet  eingeschlossen  worden,  sind  die  für  Turkestan  fest- 
gesetsten  Zollbestimmungen  auch  auf  Transkaspien  ausgedehnt  worden, 
wobei  aber  die  tod  den  ärmeren  SHassen  in  Tarkestan  konsumierten 
niederen  Theesorten  behufs  der  Erleichterung  der  Einfuhr  mit  einem  sehr 
niederen  Zoll  yon  6  Kreditrubeln  pro  Pud  belegt  worden  sind.  Zu  gleicher 
Zeit  ist  auch  für  die  Erleichterung  und  Beschleunigung  der  Einfuhr  yon 
grünen  Theesorten  der  Transit  derselben  nach  Bussisch-Zentralasien  über 
Batum  erlaubt  worden. 

Der  grüne  Theo  bildet  bezüglich  des  Wertes  einen  der  Haupteinfuhr- 
artikel nach  Zentralasien.  Fast  das  gesamte  Produkt  ist  chinesischen  Ur- 
sprungs. In  früherer  Zeit  wurde  der  grüne  Thee  aus  China  auf  Lager 
nach  Bombay  gebracht,  ron  wo  aus  er  über  Pesohawer  und  Afghanistan 
nach  Buchara,  welches  den  gröÜBten  Theemarkt  in  Zentralasien  bildete, 
ausgeführt  wurde.  Mit  der  Errichtung  der  transkaspischen  Eisenbahn 
begann  man  den  Thee  aus  Bombay  über  Persien  und  zwar  über  Bender- 
Boschir,  Meschhed,  Aschabad  und  Duschak,  und  Ton  dort  nach  Buchara, 
Ohiwa  und  Turkestan  auszuführen.  Wiewohl  der  Weg  über  Persieu  ein 
langwierigerer  ist  als  über  Afghanistan,  so  ist  er  doch  im  allgemeinen  ein 
Tiel  sicherer. 

Nachdem  nun  der  Transit  des  grünen  Thees  über  Batum  erlaubt  ist, 
werden  alle  Theefrachten  den  yiel  billigeren  und  leichteren  Weg  über 
Batum  nehmen.  Bei  dem  Transport  über  Batum  verbilligt  sich  auch  der 
Frachtpreis  um  6  Rubel  pro  Pud.  Anfserdem  macht  der  Transport  über 
Batum  die  Vermittelung  Bombays  überflüssig;  die  grünen  Theesorten 
werden  direkt  ihren  Weg  nach  Ruisland  auf  den  Schiffen  der  Freiwilligen 
Flotte  nehmen,  und  der  mittelasiatische  Theehandel,  welcher  jetzt  bei  den 
Peschaweren  und  Bucharen  koozentriert  ist,  wird  in  russische  Hände 
übergehen. 

Was  den  Handel  Transkaspiens  mit  den  angrenzenden  Ländern  an- 
betrifft, so  sind  im  Jahre  1893  für  4,3  Hill.  Rubel  Waaren  aus  Persien 
und  Afghanistan  eingeführt  worden.  Die  Hauptmenge  des  Handels  entfällt 
auf  Aschabad.  Der  Gesamtwert  der  nach  Transkaspien  im  Jahre  1893 
eingeführten  Waren  aus  dem  Auslande  betrug  5,8  Mill.  Rubel.  Aus 
Transkaspien  dagegen  ist  nach  dem  europäischen  RuTsland,  Persien,  Ghiwa 
und  Buchara  im  Jahre  1892  für  1,7  Mill.  Rubel  ausgeführt  worden.  Mit 
dem  Wachstum  .des  Handelsyerkehrs  zwischen  dem  europäischen  RuTsland 
und  Russisch-Zentralasien  hat  sich  auch  der  Handel  zwischen  Rufisland, 
A^hanistan  nnd  Persien  sehr  bedeutend  gehoben. 
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Der  Anfsenhandel  der  Vereinigten  Staaten  im  Beohnnngs- 

jahr  18961). 

Von  M.  DiezmaDD-Chemnits. 

Das  am  30.  Juni  Bchliefsende  Beohnungsjahr  1896  stand  unter  der 
vollen  Herrschaft  des  verhältnismäfsig  milden  Wilsontarifes ,  der  am 
28.  August  1894  seinem  Hanptteile  nach,  am  1.  Januar  1895  auch  im  übrigen 
in  Sjraft  getreten  war.  Es  hat  in  Besug  auf  die  Wareneinfuhr  seinen  Vor- 
gänger um  7,2  Proz.,  in  Bezug  auf  die  eigene  Warenausfuhr  um  8,8  Pxos. 
übertreffen,  zeigt  aber  trotzdem  bei  näherer  Betrachtung  eher  einen  un- 
günstigen als  günstigen  Charakter.  In  seinem  ersten  Viertel  übertraf 
allerdings  die  Wareneinfuhr  (ausschliefslioh  der  von  Oold-  und  Silber- 
erzen) die  der  entsprechenden  Zeit  des  Vorjahres  um  24,9  Proz.,  im  nächsten 
Viertel  aber  sank  das  Verhältnis  auf  16,2  Proz.  und  im  dritten  auf  nur 
1,2  Proz.,  im  letzten  Viertel  endlich  ergab  sich  sogar  ein  Rückgang  um 
12,4  Proz.  Die  Ungunst  dieser  Zahlen  würde  noch  deutlicher  hervor- 
hervortreten, wenn  die  Geschäftsverhältnisse  der  einzelnen  Perioden  näher 
erörtert  würden. 

Wie  sich  der  Handel  im  allgemeinen  während  der  letzten  5  Jahre 
gestaltet  hat,  geht  aus  folgender  Znsammenstellung  hervor,  in  welcher  wie 
in  den  folgenden  die  Werte  in  Tausenden  Dollars  angegeben  sind: 

Einfuhr  1892  1898  1894  1895  1896 

Waren,  eigene                              4  348  3  647  3  454  2  294  4  375 

„      fremde                        823055  862754  651540  74^573  793  014 

Edelmetalle                                 69  655  44  368  85  736  44  699  44  638 

Warendorcbfnhr                         69568  67950  71508  65677  69763 

96662b  978  719  812  238  854  243  911  790 

Ansfahr 

Waren,  eigene  1 015  732  831 031  869205  793  7^7  863979 

„       fremde  14  54^  16634  22936  14  I77  19407 

Edelmetalle,  eigene  60086  125627  103556  95964  159  352 

„           fremde  22919  23791  23873  17  395  12820 

Warendarcbfahr  69568  67950  71508  65677  69763 

I  182  851  I  065  033       I  091  078  986  980  ri25  32i 

Ueberscbafs  der  Aasfahr  216225  86314  278840  132737  213  531 


1)  Wegen  der  Voijahre  s.  Jahrb.  3.  F.  Bd.  4  S.  420  a.  672,  Bd.  5  8.  895,  Bd.  8 
S.  907,  Bd.  10  8.  88  a.  Bd.  12  8.  113.  Im  Folgenden  sind  einige  Zahlen  gegen  die 
früheren  Angaben  (in  nicht  wesentlicher   Weise)  ergftnzt  oder  berichtigt  worden. 
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Die  Zahlen  der  leisten  beiden  Jahre  erscheinen  hier  etwas  anders 
als  in  der  amüiohen  amerikanischen  Statistik,  weil  letztere  seit  1895  den 
Oold-  nnd  Bilbergehalt  yon  Erzen  unter  Edelmetallen  mit  verrechnet,  was 
hier  nicht  geschehen  ist. 

Wie  gewöhnlich  ist  ans  den  früher  erörterten  Gründen  die  Bilanz 
gegenüber  Europa  auch  1896  wieder  passiy,  gegenüber  den  aufsereuro- 
päisehen  Ländern  aber  aktiy  gewesen. 

Der  Verkehr  der  Union  mit  Enropa  stellte  sich  nämlich  in  den 
letzten  5  Jahren  wie  folgt: 

Einfuhr                       1892               1898               1894               1895  1896 

Tansende  Dollars 

Waren                                     391628         45^450         295078         383659  41^639 

Edelmetalle                               33460             6443            56934           23471  15  611 

Warendurchfuhr                        27596            27523            27937            26990  28711 


452684 

492  416 

379  949 

434  «20 

462  961 

Aasfahr 

Waren,  eigene 
„       fremde 
Edelmetalle^  eigene 
y,           fremde 
Warendurchfuhr 

841  088 

9  535 

53243 

6788 

30312 

653  150 

8827 

113762 

5  499 
31706 

686926 

13944 

93213 

2248 

35896 

621  340 

6993 
81044 

3177 
30241 

664  023 

9800 

139883 

4047 
31004 

Mehrausfuhr  Ton  Waren 

940966 

812944 

832  227 

742  795 

848757 

ansschl.  Durchfuhr 
DMgL  einschL  Edelmet. 

458995 
485  56b 

203  527 
316345 

405  792 
444319 

244674 
302  247 

255  184 
383  503 

Der  Verkehr  mit  den  aufs 

ereurop 

läisch  en 

Ländern 

war  da- 

gegen  folgender: 

Einfuhr 

189St 

1898 

1894 

1895 

1896 

Tausende  Dollars 

Waren 

Edelmetalle 

Warendurchfuhr 

435  775 
36195 
41972 

407951 
37925 
40427 

3599«7 
28802 

43571 
432290 

360208 
21  228 
38687 

420123 

378750 
29027 
41052 

513942 

486303 

448829 

Ausfuhr 

Waren,  eigene 
„       fremde 
Edelmetalle,  eigene 
„            fremde 
Warendurchfuhr 

174644 
5011 

6843 
16  131 
39256 

177  881 

7807 

II  865 

18292 

36244 

182  279 

8991 

10344 

21625 

35612 

172  427 

7184 

14920 

14  218 

35436 

199  956 
9607 

19469 
8773 

38759 

Mehreinfuhr  von  Waren 

ausschl.  Durchftihr 
Desgl.  einschl.  Edelmet. 


241885  252089         258851  244185  276564 


256  120 
269341 


222  263  168  647  180  597  169  187 

230031  165480  186905  169972 

Für  die  genauere  Betrachtaog  der  VTareDeinfuhr  ist  statt  des  im  vor- 
stehenden berücksichtigten  Jahresaafsenhandels  zweckmäfsiger  der  nur 
wenig  abweichende  freie  Verkehr  in  Rücksicht  zu  liehen,  weil  dieser  viel 
tpesieller  ausgewiesen  wird. 

Die  Eiofuhr  in  den  freien  Verkehr  betrog  im  ganzen  (durchgängig 
mit  Einschlufs  der  Gold-  und  Silbererze  und  der  zuräckgebrachten  eigenen 
Waren) 

1891  1892  1893  1894  1896  1896 

Tausende  Dollars 

854520         813  601  844455         636614         743028         777358 
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Ihren  Hftuptposteu  bildete  wie  gewöhnlich  die  Gruppe  der  Nahrung  t- 
und  Genuramiltel.  Yon  dieden  gingea  ein  (naoh  der  Rubrizieriuig 
der  dentaohen   Handelsstatistik,  ebenso  wie  bei  den  folgenden  Gruppen) 

1891  1892  1893  1894  1895  1896 

TftiisendQ  DoIIjuts 

96134         137461  S0059  S9614  96879  84813 

115  974         10766]         11S322         138  614  69029  ^4  54^ 

To8  2;z6         82351         91521  74  947  79  93^  /747g 


Kiffe« 

Zucker  a,  Melasse 
Andere» 


1895  1896 

3  124  318        3  729  »85 

durch  den  Wilaontarif  die 

wieder  Torloien;    der  Zoll 


320324       317473       28978*       293175       245840       246633 
Den  Mengen  nach  giogen  an  Zuoker,  abgesehen  Ton  den  Melaasen^ 
in  den  freien   Verkehr  ein: 

Taaseade  Pfand 
1891  1892  1899  189i 

3  774  832  3  567  983  3  763  897  4  3 « I  i^S 
Der  Zucker^  aufser  dem  von  Hawai«  hat 
durch  den  Mackinleytarif  gewährte  Zoll  frei  h  ei  t 
des  2ollpäichtigen  gtellte  sich  1896  durchechDittlich  auf  41,2  Proz*  de« 
Wertes.  Vor  Eintritt  des  Zolles  hatten  im  Bechnungajahr  1894  unge- 
wöhnlich grofse  Zufuhren  atattgefunden,  denen  im  Jahre  1895  naturgemäfft 
ungewöhnlich  niedrige  gefolgt  waren ;  1B96  iat  trotz  des  Zollet  der  Durch- 
schnittebetrag  der  früheren  Jahre  wieder  «erreicht  worden,  Deutschland 
hat  im   Jahresaufsenhandel  in  den  letzten  5  Jahren  geliefert: 

1892                    1893                    1894                    1895  1896 

TAQSflod  Pfund 

177620,4          326827,4          358649,6          311183,0  5*S99>f6 

im  Wert  von  Dollars 

4  9S7  5S5           9526959          II  198  222           6352916  12528755 

Danach  berechnet  tich  der  Durchachnittapreia  von  100  kg  zu 

a7>91  2%l&  31,11  20»86  23iS^  ^• 

Die    deutsche    Statistik    giebt    unsere  Zuckerausfuhr    nach    der   Union" 
viel  zu  niedrig  an,    Ihr  zufolge  sind  in  der  den  amerikanischen  Hechnunga- 
jähr  OD    entsprechenden  Zeit    im    freien    Verkehr    nach    der    Union    auag^ 
gangen 

1894  1895  1896 

104334       110  022       146177  MetertoonoD  za  1000  kg 

während  naoh  dem  Obigen  in  der  Union  eingegangen  sind 

141690       141  150      238590  MetertonDan 

In  den  5  Kalenderjahren  1891 — 95  sind  im  Jahre  sauf eenhandel  im 
ganzen  492  536  t  und  in  unmittelbarer  Durchfuhr  5709  t  als  ausgegangen 
nacbgewiesen,  während  in  den  im  Anfang  und  Ende  um  je  ein  Halbjahr  ver- 
schobenen amerikanischen  Eechnungsjahren  1892 — 96  750  250  t  aas 
Deutschland  in  der  Union  eingegangen  sind.  Die  Differenz  hat  die 
deutsche  Statistik  als  Ausfuhr  nach  Hamburg  verrechnet,  wohin  in  den 
genannten  5  Kalenderjahren  150  721  t  im  Gesamt  ei  gen  handel  ond 
1  136  686  t  in  Durchfuhr  gesendet  worden  sind. 

In  der  unmittelbaren  Durchfuhr  (ans  Oesterreich)  sind  anaehnliohe 
Mengen  Zucker   enth&lten,    die   in  Böhmen   für  Hamburger  Rechnung  ge* 
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kauft  und.  Im  Beohnangsjahr  1896  hat  Hamburg  Zaoker  för  8  0(T4  825  Doli. 
zur  Aiufahr  naoh  der  Union  deklariert,  Magdeburg  für  3  145  978  Doli., 
Brauntchweig  för  2  333  978  Doli.,  Stettin-Danzig  nach  den  nieht  yoU- 
•tändigen  Eonsulatsausweisen  für  2173  483  Doli;  eto. 

Für  die  Textilindustrie  ist  die  Zollbefreiung  der  rohen  Schaf- 
wolle und  die  Zollermäfsigung  der  Wollenfabrikate  sowie  grober  Leinen- 
und  Jutewaren,  welche  der  Wilsontarif  gewährt  hat,  wie  im  Vorjahre 
Ton  günstigem  Einflufs  gewesen.     In  den  freien  Verkehr  gingen  ein 


1891 

1892 

1898             1894 
Tausend«  Dollars 

1896 

1896 

RohstofRi 

48620 

43243 

48  240         22  273 

55836 

56747 

Garn«  and  Seid« 

23374 

37  611 

32797          17590 

26093 

30040 

Fabrikate 

136  920 

124023 

138892         86725 

131  349 

138469 

208914      194876      219929      126588      212278      225256 

Die  Einfuhr  yon  Schafwolle  hat  bei  allerdings  etwas  gesunkenen 
Preisen  den  hohen  Betrag  des  Vorjahres  noch  übertroffen;  es  sind  im 
ganzen  280  911400  Pfund  gegen  195  891000  Pfund  1895  eingegangen. 
Bemerkenswert  ist  die  andauernde  Zunahme  der  Einfuhr  von  ägyptischer 
Baumwolle,  welche  mit  der  See-Island  in  Konkurenz  steht.  Unter 
den  Bohstoffen  befunden  sich  nämlich 

1891  1892 


SehafWoUe  und  AbflUle 

17629 

«7  793 

Flachs,  Hanf  n.  Verwandtes 

24433 

19323 

BavmwoUe 

2834 

3212 

Anderes 

3724 

2915 

1898 

1894 

1896 

1896 

18497 

5229 

35786 

34983 

21499 
4686 

12  200 

13256 

12903 

3003 

47" 

6581 

3558 

184I 

S083 

2280 

48620  43243  48240  22273  55836  56747 

In  der  Oruppe  Garne  und  Seide  waren  beteiligt 

1891  1892  1898  1894  1896  1896 

Taasende  Dollars 

Seide  mit  19  875  25  463  3^458  16  378  23  548  27  5I3 

OTn%  „  3499  2148  2339  I2I2  2545  2527 


«3  374 

27  611 

32  797           17  590 

26093 

30040 

Die   Einfuhr  Ton 

Tezti 

Ifabrik 

aten  yerteilte 

sich   in 

folgender 

ff  eise: 

1891 

1892 

1898 

1894 

1896 

1896 

Tansende  Dollars 

Zengwaren,  wollene 

35  795 

30504 

31670 

16210 

31  241 

40755 

^          ieid.a.  halbseid. 

29070 

23  126 

28452 

19247 

23392 

20008 

„          leinene  etc. 

21  211 

22014 

24004 

16447 

23163 

22715 

,y         baomwollene 

8676 

8477 

10752 

6898 

10073 

10 190 

Spitien,  Stickereien,  Posa- 

mente nnd  KnSpfe 

20347 

21438 

23591 

12895 

20787 

17858 

Wirkwaren 

8373 

7830 

8765 

5556 

7920 

8946 

Sehmnckfedern,  Hflte  etc. 

5940 

4670 

4962 

4494 

6639 

7727 

Kleidung 

5616 

4250 

4  744 

3  547 

5283 

6671 

Fulkdeeken  etc.  nnd  Seiler- 

waren 

1892 

1668 

1952 

1401 

2850 

3  599 

136920     124022      138892       86725      131 349      138469 

Besonderen  Erfolg  haben  wieder  die  billigen  wollenen  Männerkleider- 
stoiFe, ^namentlich  die  Bradforder  gehabt.  Von  ihnen  gingen  im  Jahres- 
anfsenhandel  ein: 
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1896  1895 

36781  572  Pfd.  fftr  21  886528  Doli.  23  917  Ol  I  Pfd.  f&r  16298  169  Doli. 
davon  ans  England 

32249886  Pfd.  für  17  937  401  Doli.  20663523  Pfd.  für  13  304  768  Doli, 
nnd  ans  Deatschland 

3033590  Pfd.  für  3584464  Doli.  2069923  Pfd.  für  i  874  83 1  Doli 

Die  englischen  Stoffe  stellten  sich  sonaoh  1896  auf  556  M.  Ar 
100  kg  gegen  642  M.  1895,  die  deutsohen  dagegen  auf  852  M.  gegen 
906  M.  1895.  Auch  die  wollenen  Franenkleiderstoffe  sind  Ton  14  399  800 
Doli,  auf  19  929  900  Doli,  gestiegen;  der  Zuwaohs  föllt  auch  hier  haupt- 
sächlich auf  die  billigen  englischen  Stoffe. 

Die  hauptsächlichen  Verhältnisse  der  Einfuhr  Yon  Gegenständen  der 
Metallindustrie   ergeben    sieh  aus   folgender  Zusammenstellung.     £s 


gingen  den 

Werten 

nach  ein 

1891 

1892 

1898 

1894 

1895 

1896 

Taosende  Dollars 

Brie: 

Silberers« 

8863 

9067 

10  841 

5  935 
2338 

10637 

15859 

Andere 

4142 

4  979 

4051 

3195 

4777 

Zinn 

7978 

8  668 

12323 

2258 

7153 

6778 

Eisenartikel 

Weifsblech 

36356 

"793 

17252 

II  656 

12936 

8944 

Andere*) 

17432 

15  951 

16859 

8903 

II  027 

16243 

Andere  MeUllartikel 

8652 

7124 

7910 

5136 

7  434 

8052 

83423  57582  69236  36226  52382  60653 
Die  Einfuhr  von  Weifsblech  ist  trotz  der  durch  den  Wilsontarif 
gewährten  Ermäfsigung  des  Zolles,  der  1896  nur  noch  52  Pros,  des 
Wertes  gegen  70 — 90  Proz.  in  Mheren  Jahren  erreichte,  unter  der 
Konkurrenz  der  eigenen  Industrie  der  Union  wieder  zurückgegangen,  von 
534  514  900   Pfd.  1895  auf  385  074  300  Pfd. 

In  den  anderen  Waren gruppen  zeigt  die  Ausfuhr  weder  von  Rohstoffen 
noch  von  Fabrikaten  besonders  auffällige  Aenderungen  gegen  das  Vorjahr. 
Die  Einfuhr  der  Rohstoffe  gestaltete  sich  nämlich  wie  folgt: 


1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

Taosende  Dollars 

Lederindustrie 

30124 

32129 

19320 

29574 

34083 

Chemiacbe  Industrie 

21  018 

22625 

16752 

19  901 

22  195 

Holz-  etc.  Industrie 

20571 

23780 

17  157 

19  721 

21  298 

Kantscbnkindustrie 

19886 

17963 

15  218 

18538 

1691S 

Scbmnckindnstrie  (Edelsteine) 

13326 

15823 

5078 

7  186 

63H 

Papierindustrie 

7  359 

9317 

4824 

4815 

4  734 

und  anderseits  die  der  F 

abrika 

te: 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

Tausende  Dollars 

Chemische  Industrie 

30700 

35895 

25057 

29628 

31453 

Lederindustrie 

21  126 

22  118 

14368 

21  712 

18637 

Stein-  etc.  Industrie 

17725 

17511 

II  817 

15  192 

17020 

Litteratur  u.  bildende  Kunst 

6784 

8295 

5693 

7  757 

8954 

Hola-  etc.  Industrie 

5838 

6445 

5588 

6073 

750s 

Kurzwaren  und  Schmuck 

4  434 

4938 

3685 

4824 

6788 

Papierindustrie 

3  359 

3778 

2595 

293s 

3133 

Kautschukindustrie 

448 

421 

343 

391 

374 

1)  Einschli«rflich  Maschinen  and  Feuerwaffen. 
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Die  TerhältnismSftig  beträohtliohe  Zanahme  bei  Eurswaren  und 
Schmuck  ist  durch  Perlenbesätze  und  Spielwaren  veranlafst. 

Von  der  gesamten  Wareneinfnhr  kamen  aus  Europa  im  Jahresaufsen- 
handel  prosentual 

1891  1892  1898  1894  1895  1896 

54,88  47i88*)  52,91  45,05  52,41  52,51  Pro». 

Auf  die  einzelnen  Länder  Europas  verteilte  sich  der  Betrag  in  folgender 
Weise  nach  Tausenden  Dollars 


EngUnd 
Deutschland 
Fnukreich 
Andere  Länder 

1891 

194723 
97316 
76689 
90577 

1892 

156  301 
82908 

68555 
83864 

1898             1894 
Taasende  Dollan 

182  860        107  373 
96210         69388 
76076          47550 

103  304          70  767 

1895 

159083 
81  014 
61  581 
81  981 

1896 

169963 
94241 
66267 
88168 

459305  391628  458450  295078  383659  418639 

England  hat  unter  dem  EinfluXis  der  ZoUermäfsigung  seinen  Absatz 
von  wollenen  Fabrikaten,  namentlich  von  Männerkleiderstoffen,  von 
20  412  000  Doli,  auf  29  318  000  DolL  gesteigert,  auch  in  Bezug  auf  die 
groben,  im  Zoll  ermäfsigten  Leinen-  und  Jutewaren,  sowie  auf  Roheisen 
und  Maschinen  gewonnen  und  im  Zwischenhandel  gröfsere  Mengen  Schaf- 
wolle und  Rohkautschuk  zugeführt.  Dagegen  ist  sein  Absatz  von  Weifs- 
blech von  12  119  900  Doli,  auf  8  915  000  Doli,  gefallen. 

Deutschland  hat  seine  Einfuhr  von  Zucker  um  6  196  000  Doli.,  die 
Yon  Wollfabrikaten  um  8  204  000  Doli,  gesteigert 

Frankreich  hat  für  1  698  700  Doli,  mehr  Wollenfabrikate  und  für 
945  700  Doli,  mehr  rohe  Schafwolle  geliefert  als  1895,  aber  an  Seiden- 
fabrikaten für  1 007  200  Doli,  weniger,  da  die  bedeutende  Mehrzufuhr 
Ton  seidenen  Kleidern  durch  eine  noch  bedeutendere  Minderzufuhr  von 
seidenen  Spitzen  und  Stickereien  überwogen  wurde. 

Von  den  anderen  europäischen  Ländern  erreichte  Belgien  die  gröfste 
Einfuhrsteigerung  (tou  10  141  500  auf  13  776  000  Doli),  besonders  durch 
gröfsere  Zufuhr  von  Zucker,  roher  Schafwolle  und  (auf  Kosten  Hollands) 
Ton  UDgefafsten  Edelsteinen. 

Was  nun  die  Ausfuhr  eigener  Waren  anlangt,  so  gestaltete  sich 
diese  im  JahresauÜBenhandel  wie  folgt: 


1892 

1898              1894              1895 
Taasende  Dollars 

1896 

Vieh-,  Nahmogs-  u. 

Genafs- 

mittel 

529  201 

415  847         399  766        336  275 

363  923 

Baumwolle 

258  461 

188  771         210869         204901 

190057 

MiDeralöle 

44806 

42  142          41  500          46  660 

62383 

Anderes 

183  264 

184271         217070         205931 

247  616 

1 015  732      831031      869205      793767      863979 

Yon  diesen  sowie  den  folgenden  Zahlen  sind  einige  durch  nachträg- 
liche Einrechnung  kleinerer  Posten  gegen  die  früher  angegebenen  ergänzt 
worden. 


1)  Wegen  eines  Irrtams  der  amerikanischen  Statistik  in  niedrig. 
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Mi 

•  lelien. 

Die  Haoptposten  der 

entgenannten  Babrik  waren: 

1892 

1893 

1894 

1895 

189« 

Tausende  Dollars 

Vieh 

36498 

27528 

35713 

35  754 

41  841 

Nahniogsmittel  tierisoben  Ur- 

sprangs 

145  146 

143200 

148  918 

138  281 

137090 

Getreide  and  andere  mehlig 

Nebrangsmittel 

301063 

202609 

168  896 

"5  946 

140366 

Tabak  n.  -Fabrikate 

25739 

26943 

27935 

29752 

28952 

Anderes 

«0755 

15567 

18304 

16542 

15674 

529201   415847   399766   336275   363923 

Die  Ansfahr  von  Vieh  hat  1896  einen  höheren  Wert  erreieht  alt 
je  snyor;  neben  den  seit  1890  anhaltenden  starken  Sendungen  Ton  Rind- 
vieh nach  England  erhält  letsteres  Land  seit  drei  Jahren  rasdh  steigende 
Mengen  yon  Pferden  und  Sohafvieh. 

In  Bezag  auf  die  Nahrungsmittel  tierischen  Ursprungs  Tcrdient  der 
Preisrückgang  Erwähnung,  welchen  seit  mehreren  Jahren  Schmalz  in 
Tiel  stärkerem  Mafse  als  Speck  erlitten  hat.  Es  wurden  ausgeführt  au 
Schmalz 

1898  1894  1895  1896 

Tausende  Pfand 
365694       447567        474895        509534 
im  Werte  von 

Tauend  Dollars 
34644         40090         36822         33590 

Der  Darchschnittspreis  für  1  Pfund  betrug  sonach 

9,5  9,0  7,8  6,6    Ctr. 

An  Speck  dagegen  gingen  aus 

1898  1894  1895  1896 

Tausende  PAind 
391758        416658        452550        425352 
im  Wert  von 

Tausend  Dollars 
35782         38339         37776         33  443 

Dies  entspricht  einem  Durchschnittspreise  für  das  Pfd.  von 
9,1  9,«  8,4  7,9  Ctr. 

Die  Ausfuhr  von  Getreide  etc.  ist  zwar  1896  hinter  der  unge- 
wöhnlich hohen  der  Jahre  1892 — 1894  ansehnlich  zurückgeblieben,  hat 
aber  doch  die  des  Vorjahres  nicht  unbedeutend  übertroffen  und  zwar  weil 
der  vorjährigen  ungewöhnlich  niedrigen  Ausfuhr  von  nur  27  691  100 
Busheis  (gleich  25,4  kg)  Mais  im  Wert  von  14  650  800  Doli,  eine  unge- 
wöhnlich hohe  von  99  992  800  Busheis  im  Wert  von  37  836  900  Doli, 
gefolgt  ist.  Der  Durchschnittspreis  sank  dabei  auf  den  ungewöhnlich 
niedrigen    Stand   von  38  Cts.   für  das  Bnshel   gegen  53  Cts.  im  Vorjahr. 

Die  Ausfuhr  von  Weizen  betrug  in  Tausenden  Bushel  (gleich 
27,2  kg): 

1891      1892      1898      1894      1895      1896 
55132    157280    117  121    88415    76103    60650 

oder  nach  den  Werten  in  Tausenden  Dollars 

51420        161 399         93  535        59407        43806        39  7iO 


Der  Bnrchsohnittspreif  tod  1  Boshel  betrug  danach 

0,98  1,08  0,80  0,67  0,58  0,65   Doli. 

Bemerkenswert  ist,  dafs  Englisch- Australien  und  Englisch- Afrika  zum 
erstenmale  als  nennenswerte  Abnehmer  Ton  amerikanischem  Weizen  er- 
scheinen; das  erstere  Land  bezog  1  813  100  Busheis,  das  zweite  2  296  400 
Bnskels.  Beide  Länder  nahmen  auch  zum  erstenmale  ansehnliche  Mengen 
Ton  Weizenmehl  auf.  Von  letzterem  gingen  im  ganzen  14  620  900 
Barrels  (zu  88,9  kg.)  gegen  15  268  900  Doli,  im  Vorjahre  aus,  dem  Werte 
nach  für  52  025  200  gegen  51  651  900  Doli.;  der  Durchschnittspreis  eines 
Barrel  erhöhte  sieh  sonach  von  8,38  auf  8,56  DolL 

Die  Ausfuhr  Ton  Baumwolle  blieb  der  Menge  naoh  bedeutend 
hinter  der  beispiellos  hohen  des  Vorjahres  zurück,  der  Durchschnittspreis 
erhöhte  sich  jedoch  so  stark,  dafs  der  Ausfuhrwert  nicht  allzuweit  hinter 
dem  Torjährigeu  zurückstand.  Der  Menge  nach  gingen  aus  in  Tausenden 
Pfund: 

1898  1898 

naeh  EogUnd  1690843      I  173  816 

„     DenUehUnd  482  44 1         42$  194 

„    Frankrtieh  345  990        «84039 

„    SpaiiMii  93  729         100 106 

„     Italien  85  501  80010 

„     anderen  Ländern 236716         146  950 

2  935"o     8  212 115      2683282     3517433      2335226 
Der    Durchschnittspreis  für  1  Pfd.  betrug  dabei 

8,8  8,6  7,8  5,8  5»iCto- 

Vor  10  Jahren  hatte  England  59,4  Proz.  der  gesamten  Ausfuhr  auf- 
genommen, Deutschland  nur  18,8  Proz.;  das  Verhältnis  hat  sich  seitdem, 
wenn  auch  nicht  in  ganz  stetiger  Wandlung,  derart  verschoben,  dafs 
1896  auf  England  nur  noch  48,5  Proz.,  auf  Deutschland  aber  22,2  Proz. 
der  Ausfuhr  fielen. 

Die  Zunahme  des  Ausfuhrwertes  der  Min  er al  öle  ist  fMt  ausschliefs- 
lich  durch  Preiserhöhung  bedingt.  Von  Leuchtölen  gingen  716  456  000 
Gallons  gegen  714  859  000  im  Vorjahr  aus;  den  Preis  Ton  1  Gallon  aber, 
der  1894  nur  4,2  und  1895  4,9  Cts.  betragen  hatte,  stellte  sich  auf 
6,8  Cts.  Rohe  Oele  stiegen  dagegen  nur  von  4,6  axii  5,5  Cts.  für  das 
Gallon,  Sehmieröle  gingen  sogar  von  13,5  auf  13,0  Cts.  zurück. 

Von  den  Waren ,  welche  in  der  Ausfuhr  eigener  Waren  unter,.  Anderes" 
zusammengefafst  sind,  sind  folgende  herrorzuheben,  welche  in  einem  der 
letzten  5  Jahre   den  Ausfuhrwert  von   10  Millionen  Dollar  erreichten. 


1894 

1895 

1896 

M«5  45I 

1776  891 

I  133  611 

454  944 

752315 

519229 

305427 

395  355 

239  133 

112  682 

«27  839 

108089 

103  858 

166328 

130822 

218  920 

298  705 

204342 

1898 

1893 

1894 

1896 

1898 

Holx  und  -Fabrikate: 

Tansende  DoUars 

Bohstoffe 

19728 

20608 

20938 

20872 

24512 

Fabrikate 

6063 

6059 

6774 

6250 

7426 

25791 

26667 

27712 

27  122 

31938 

Maachineo  u.  Initrnmente 

25049 

25967 

24901 

27623 

35130 

Metalle  u.  Fabrikate: 

Eisen 

II  330 

13  170 

13  157 

14023 

18359 

Kupfer 

7226 

4526 

19697 

14469 

19720 

Anderes 

2374 

2437 

4028 

2736 

3  595 

20  930        20 133        36  872        31  228        41 674 
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ttl 

ii«n«ft. 

m 

i8di 

189S 

1894 

1805 

189« 

Tauaende  Dollars 

Gegenstäiidft  der  cliemiscli«n 

Industrie 

17980 

>7  395 

179^8 

19907 

22632 

Tfxtilfabrikato 

>5  74S 

14076 

17  112 

16439 

19920 

Fette    imd  Ode,    aufser  Hi- 

oeralol 

12605 

11523 

1357« 

13  3" 

13600 

DüDKemitlel  fl.  Abfllle 

12370 

13616 

13846 

12907 

12350 

Leder  u.  •Fabrikute 

12085 

11  912 

14  284 

15  614 

20243 

Steinkohle  n.  Koks 

8649 

10004 

11909 

11445 

11  146 

Anderes 

32060 

32978 

38894 

30335 

38983 

183  264        184  271        217  070        205  931        247  616 

Das  Wachatom  der  Auafuhr  im  lotJElen  Jahre  erklärt  sich  für  eioige 
Posten  durch  den  Maogel  an  Absatz  im  Inlaade.  Die  bedeuteudste  Aa^ 
fubrsaDahme  haben  die  Gegi^DBtäDde  der  Metallindustrie  erfahren. 
Die  Ausfuhr  dea  in  Europa  besonders  geschätzten  liobknpfers  ist  Too 
H8  446  0Ü0  Pfd.  im  Wert  von  13  921600  Doli  auf  176  080  800  Pfd. 
im  Wert  Ton  18  646  400  DolU  gestiegen;  der  Barchschnittspreifl  yod 
1  Pfd.  bat  eich  somit  yod  9,4  auf  10^6  Cts.  erhöht.  Von  Eisenwareü 
gingen  nameuüich  nicht  besonders  genannte  in  wesentlich  gröfsereo 
Mengen  nach  £ugL  Nordamerika,  Mexiko  und  England|  Artikel  für  Bau* 
Schlosser  nach  England,  Mexiko  und  Australien. 

Zu  den  Maschinen  sind  die  eum  ersten  Male  (als  besondere  Rubrik) 
aufgeführten  Fahrräder  gerechnet,  die  nach  dem  amtlichen  W^arenver- 
saiehnis  zum  deutschen  Zolltarif  allerdings  zu  —  EatÜerarbeiten,  evenll. 
Eisenwaren  gehören.  Von  diesen  sind  für  1  80B  000  DolL  besonder« 
nach  England  und  Engl.  Nordamerika  ausgeführt  worden.  Im  übrigeo 
fallt  die  Zunahme  der  Gruppe  namentlich  auf  nicht  besonders  genannte 
Maschineo  für  Eugland^  Deatschland,  Mexiko  etc.  während  allerdings  Caba 
für  diese  Maschinen  einen  Ausfall  Ton  1  Hill,  DolL  ergeben  hat.  Eine 
nicht  unbeträchtliche  Ausfuhrzunahme  erfuhren  anch  Nähmaschioen  im 
Absatz  nach  Englaud,  Deutsoki  and  etc. 

Die  Ausfuhr  zunähme  der  Textilfabrikate  fällt  in  der  Hauptsacho 
auf  ungefärbte  Baumwollstoffe  für  China  und  Canada,  die  der  Lederwaren 
auf  Leder  für  England  und  die  der  chemischen  Artikel  auf  TerpentinliarVi 
Terpentinöl  und  Medizineo. 

Im  ganzen  gingen  Ton  der  Ausfuhr  eigener  und  fremder  Waren,  seit 
1896  ausschliersüch  der  Gold*  und  Silbererze,  nach  Europa 


1892 

1893 

I8d4 

I8d5 

1898 

82,81 

78,00 

79,os 

77»K 

76,26  Prot. 

Davoo  Dach  England 

48,113 

49.69 

48,5s 

47,9* 

45'»7     „ 

f,     Deutschland 

IO,!dS 

9,86 

10,3S 

tl,40 

11,10    ,» 

,,     PrAnkreich 

9»6A 

SM 

6,fo 

SM 

SM     « 

Dabei  ist  jedoch  zu  bertick sichtigen,  dals  die  amerikanische  Statistik  nur 
die  nächsten  Verschifirungahäfeni  nicht  die  wirklichen  Bestimmungsländer 
ermittelt. 
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IV. 
Die  römischen  Censoszahlen  als  statistisches  Material. 

Zum  Streit  8  eeck-Belooh. 
Von  E.  Kornemann  in  Gieften. 

Jüngst  hat  Otto  Seeck  in  dieser  Zeitschrift  (III.  F.  Bd.  18.  H.  2  [1897] 
8.  161 — 176)  Julias  Beloch's  Buch  „Die  Bevölkerung  der  griechisch- 
römischen Welt",  Leipzig  1886,  zum  Gegenstand  scharfer  Angriffe  gemacht, 
ihm  zu  geringen  Respekt  vor  dem  Ueherlieferten  yorgeworfen  und  das 
Verfahren  als  ^yKonjekturalstatistik"  gekennzeichnet,  während  der  Ange- 
griffene in  seiner  Entgegnung  (H.  3,  S.  321 — 343)  die  Mängel  der  antiken 
XJeherlieferung  gerade  in  Bezug  auf  Zahlen  hervorhebt,  einer  tüchtigen 
Sachkritik  das  Wort  redet,  und  seine  Methode,  sowie  sein  gesamtes  System 
verteidigt,  das  man  nicht  an  einzelnen  Punkten  angreifen  dürfe,  sondern 
durch  ein  besseres  ersetzen  müsse. 

Unbeirrt  um  die  letztere,  ganz  unberechtigte,  Forderung  setzen  aber 
auch  wir  mit  unserer  Kritik  an  einem  bestimmten  Punkte  ein,  und  zwar  an 
einem  solchen,  der  für  die  Arbeitsweise  Beloch's  besonders  typisch  ist  und  das 
Mafs  von  Brauchbarkeit  seiner  Aufstellungen  vortrefflich  charakterisiert, 
seiner  Behandlung  der  überlieferten  römischen  Gensuszahlen,  die  er  selbst 
als  „die  wichtigste  aus  dem  Altertum  erhaltene  bevölkerungsstatistisohe 
Urkunde"  an  zwei  Stellen  seines  Buches^)  bezeichnet.  Dieser  Wichtigkeit 
entsprechend  hat  er  dem  genannten  Material  auch  eine  umfassende  Er- 
örterung gewidmet  (S.  306 — 387),  die  vielfach  zum  Widerspruch  heraus- 
fordert, nirgends  aber  so  sehr,  wie  in  dem  Kapitel  über  die  Censuszahlen 
der  Kaiserzeit  (S.  370 — 378).  Die  hier  aufgestellte  Hypothese  bedarf, 
glaube  ich,  einer  Prüfung  auf  ihre  Stichhaltigkeit  vor  einem  weiteren 
Kreise,  weil  sie,  wie  so  manches  andere  aus  diesem  Buche,  von  einem  so 
besonnenen  Forscher  wie  Eduard  Meyer  in  das  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften (Bd.  II,  S.  453)  übernommen  worden  ist,  obwohl  er  sich  lange, 
wie    er   selbst  eingesteht,    dagegen   gesträubt    hat  (a.  a.  0.    A.  1)  *). 

Von  den  wenigen  Censuszahlen  der  Kaiserzeit  haben  die  augusteischen 
den  Vorzug,  epigraphisch  überliefert  zu  sein  (Mon.  Ancyr.  II,  2,  5,  8). 
Wie  benimmt  sich  nun  Beloch  trotz  der  richtigen  Erkenntnis,  dafs  „nur 
die  epigraphische  üeberlieferung  ein  absolut  sicheres  Fundament  für  unsere 
Untersuchung  bietet'*  (S.  7),  gegenüber  diesem  Zeugnis  ersten  Ranges?  Als 
Besultat  von  Augustus'  erstem  Gensus  steht  Mon.  Ancyr.  II,  2  „civium 
Romanorum  censa  sunt  capita  quadragiens  centum  millia  et  8exag[i]nta  tria 

1)  S.  89  a.  S.  306. 

2)  Nftchtriglich  sehe  ich,  dafs  dagegen  Gardthaosen  (Angattas  II,  8,  S.  688)  Beloeh's 
AofstoUaDgen  karx  sarückweiit. 
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millia,  d«  h.  docb  klar  und  detiilich,  im  Jahre  28  v.  Ohr,  ergab  die  Schätzung 
im  römischen  Reiche  4  063  000  cives  liomani.  Der  letzte  republikaniBche 
Census  vom  Jahre  70/69  hatte  Dach  der  besten  Ucberliefening  910  000 
Bürger  ergeben  (Belocb^  8.  348  m.  A*  8),  Die  bürgerliche  Bevölkerung 
mtifste  fiioh  al^o  io  der  aogogebeDen  Zeit  mehr  als  vervierfacht  habea, 
das  iet  unmöglich:  sagt  Bebch,  Also  BeUt  die  Kritik  ein:  an  den  Ziffern 
i&t  hier  nichts  zu  emendieren,  demnach  mufs  der  Bttgriil*  civium  lloman- 
oriim  capita  jetzt  auder»  interpretiert  werden,  als  in  der  republikanischen 
Zeit  „Unter  civium  [Eomanorumj  capita  des  kaiserlichen  CeuBUB  sind  die 
Frauen  und   Kinder  ein  begriffen",  lautet  die  LÖeung  (8,   876). 

Vor  allem  widerspricht  diese  Hypothese  dem  ganzen  Zweck  des 
CensuB  des  ersten  Prinzeps,  der  keine  Neuerung  einführeu  wollte,  sondern 
auch  hier,  wie  auch  sonst,  nur  eine  Einrichtung  der  Kepublik^  trotzdem 
sie  praktisch  bedeutungslos  geworden  war,  festzijhalt^n  strebte,  und 
zwar  unter  strengem  Anschlufs  an  die  aitre  publik  an  i  sehen  Formen.  In  eon- 
sulatu  sexto  censum  popiili  conlega  M.  Agrippa  egi,  schreibt  der  alte 
Kaiser  in  seinem  EechenBchaftsbericht,  Der  Ausdruck  census  populi  (auoh 
bei  Sueton  Aug,  27)  ist  von  jeher  die  technische  Bezeichnung  für  die 
Schätzung  der  erwachsenen  männlichen  Glieder  der  patrizisch-plebejischen 
Gemeinde  durch  alle  Zeiten  hindurch  gewesen^)»  sein  Hebultat  die  Summierung 
der  civium  Romanorum  capita  —  und  nun  soll  dies  plötzlich  etwas  gan« 
anderes  bedeuten,  als  froher! 

Das  Vorbild  für  das  veränderte  Verfahren  soll  der  kaiserliche  Pro  vi  n- 
zialcensus  sein,  wo  zum  Zwecke  der  Besteuerung  die  gesamte  freie  Be- 
völkerung aufgeEcichnet  wurde.  Aus  welchem  Grunde  die  üebertragung 
dieses  Verfahrens  auf  die  Zählung  der  römischen  Bürger  stattgefunden  haben 
soll,  bleibt  allerdings  dunkel,  da  doch  die  letzteren  von  Abgaben,  vor  allem 
von  der  entehrenden  Kopfsteuer,  um  die  es  sich  hier  handelt,  befreit 
waren.  Wenn  Beloch  ferner  fdr  seine  Ansicht,  dafs  „in  der  Statistik  dei 
Reiches  ein  Begriff  Aufnahme  gefunden  hat,  der  dem  modernen  Begriff  der 
Qesamtbevölkerung  wenigstens  nahe  kommt",  als  erstes  Beispiel  den  Cen- 
BUS  der  Helvetier  durch  Cäsar  (belL  gall  I,  29)  anführt,  dessen  Resultat 
(110  000  Heivetiorum  capita)  Männer,  Weiber  und  Kinder  umfafst  habe, 
BO  ist  diese  Zählung,  die  Cäsar  nur  vornahm,  weil  er  angeblich  durch  vor- 
gefundene Listen  über  dieselben  Bevölkerungsklaesen  die  Gesamtzahl  der 
Ausgewanderten  kannte  und  die  Verluste  derselben  feststellen  wollte,  auoh 
Dicht  im  entferntesten  für  unseren  Fall  in  Betracht  zu  ziehen.  SchlieXslioli 
macht  der  deutliche  Ausdruck  „civium  RomaDonim  capita"  noch  etwas 
Sohwierigkeit.  Unter  Bezugnahme  auf  den  einmal  bei  Liviua  (III,  8,  9) 
dabei  vorkommenden  Zusatz  .^praeter  orbos  orbasque''  (etwas  Aehnliohes 
Liv.  Epit  69)  wird  nun  folgen  der  mafsen  argumentiert:  „Der  Zusatz  wäre 
sinnlos,  wenn  oivium  capita  nur  die  erwachsenen  Männer  bedeuten  konnte"  *), 
und  weiter;  da  keine  Erwähnung  der  orbi  orbaeque  bei  Augustus  geschieh^ 


II  MonUDfen,  SU&tsrecht  n  \  8.  359,  A,  8. 

S)  Di«s«  Behsuptang  erledigt  sich  für  jeden,  der  Moniiiiseii  zastitnmt,  di&  die  8t«oer- 
liAta  die  orsprÜDgUchste  vod  «llea  cecüor lachen  Listen  w»r,  und  dafs  b«i  Atifüfthtne  der 
SteaerpfllchÜgen  im  Alien  Ceosot  die  nicht  in  der  Gewnlt  itehendea  Frmocn  aod  Kinder 
nicht  BU  Übergehen,  dagegen  bei  Feit^teiiuog  der  WehrmtLonerliste  RotsalMeen  wmrvii. 
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y,BO  kann  diese  Auelassung  in  einem  offiziellen  Dokument  nicht  zufällig 
sein  und  der  Schlufs  ist  kaum  abzuweisen,  dafs  die  Gensuszahlen  die  Wit- 
wen und  Waisen  einschliefsen.  Ist  das  aber  der  Fall,  dann  müssen  über- 
haupt die  Frauen  und  Kinder  einbegriffen  sein,  sonst  würden  die  Zahlen 
ganz  wertlos  sein".  Machen  wir  uns  diese  Art  der  Beweisführung  ganz 
klar:  Aus  dem  zweimal  bei  Livius  vorkommenden  oben  erwähnten  Zusatz 
wird  geschlossen,  dafs  civium  capita  auch  Weiber  und  Kinder  enthalten 
könne,  stillschweigend  übergangen  wird  die  Thatsache,  dafs  dies  niemals 
in  der  ganzen  republikanischen  Zeit  der  Fall  ist,  auch  nicht  der  Fall 
sein  konnte  (vergL  unten  Anm.  2),  vielmehr  immer  nur  die  erwachsenen 
männlichen  Mitglieder  des  populus  Quiritium  wirklich  darin  enthalten  sind; 
auf  einmal  in  der  Kaiserzeit  kann  die  Auslassung  der  Witwen  und  Waisen 
nicht  zufallig  sein,  die  Zahlen  müssen  vielmehr  jetzt  diese  mitenthalten, 
und  wenn  das  erst  der  Fall  ist,  dann  auch  die  Frauen  und  Kinder 
überhaupt^). 

Hiemach  wagt  Beloch  zu  schliefisen:  „Man  wird  nicht  in  Abrede 
stellen,  daüs  in  dieser  Weise  das  Problem  der  Gensuszahlen  der  Kaiserzeit 
seine  einfache  und  natürliche  (!)  Lösung  findet."  Seine  an  Stelle 
der  Ueberlieferung  tretende  Berechnung  ergiebt  unter  Augustus  ca«  1^/,  Mill. 
männliche  römische  Bürger  über  16  Jahren,  d.  h.  einen  Zuwachs  gegen- 
über dem  letzten  Census  der  Eepublik  um  600  000  Köpfe.  „So  erklären 
sich  auch  die  Schwierigkeiten,  mit  denen  Augustus  bei  der  Aushebung 
seiner  Heere  zu  kämpfen  hatte",  gleich  als  ob  damals  noch  die  Legionen 
ans  den  Bürgern  allein  rekrutiert  worden  wären  >). 

Doch  Beloch  kennt  auch  die  Motive,  die  Augustus  zu  der  neuen  Summie- 
rung bestimmten:  ^£s  ist  das  vollkommnere  statistische  Verfahren,  das 
über  das  unvollkommene  den  Sieg  davonträgt  Mafsgebend  war  aufserdem 
der  Wunsch,  mit  den  Ergebnissen  des  Census  der  kaiserlichen  Provinzen 
vergleichbare  Zahlen  zu  erhalten;  endlich  war  es  so  möglich,  den  Erfolg 
der  Mafsregeln  zur  Hebung  der  bürgerlichen  Bevölkerung  des  Eeichs  so- 
gleich zu  erkennen,  während  derselbe  bei  dem  alten  System  erst  nach 
17  Jahren  in  den  Gensuszahlen  zum  Ausdruck  gekommen  wäre".  Gegen- 
über solcher  unangebrachter  Hellseherei  stimmt  man  gern  Seeck's  Worten 
zu:  „Jedenfalls  giebt  es  kein  schlechteres  Mittel  der  historischen  Kritik 
als  jene  allgemeine  Wahrscheinlichkeit,  die,  von  modernen  Beobachtungen 
abgeleitet,  ohne  weiteres  auch  auf  ganz  andere  Zeiten  und  Verhältnisse 
passen  soll".  „Die  Thatsachen  sollen  wir  aus  den  Quellen  schöpfen  und 
ihnen  den  Glauben  nicht  versagen,  wo  dies  irgend  möglich  ist", 
anstatt  dafür  „die  Thatsachen  durch  reine  Kombination  festzu- 
stellen". 


1)  Meyer  hat  die  tDgeDommene  Hypothese  noch  sa  stütxen  versucht  (S.  45S,  A.  1) 
dnrch  Hinweis  darauf,  dafs  Pblegon  ia  dem  aus  der  CeD8uslii»te  Vespasians  entoommeneo 
Verseicbois  der  Hundertj&hrlgen  Mäoner  und  Frauen  nebeneinander  aufführt  (auch  Plin. 
H.  N.  7,  162  f.)-  Name  und  Alter  von  Frauen  und  Kindern  sind  stets  im  Census  ange- 
geben worden  (Mommsen,  Staatsrecht  II  1 ',  S.  875,  Beweisstellen  S.  868,  A.  4  bes. 
Dionjsius  V,  75),  aber  deshalb  sind  sie  doch  niemals  bei  der  Snmmensiehung  der  capita 
civ.  Bomanornm  mit  einbegriffen  worden. 

8)  VergL  Mommsen,  Hermes  19,  S.  65:  Eins  der  eingreifendsten,  wenn  nicht  das 
durchschlagendste  Moment  bei  der  Gründung  des  Priniipats  war,  dafs  Augustus  die 
Bürger  nicht  blois  vom  ELrieg,  sondern  auch  vom  Kriegsdienst  befreite". 
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Ucd  ißt  denn  dae  von  den  Quellen  Ueberlieferte  an  unserer  Stelle 
wirklich  bo  unmöglich?  Die  beiden  letzten  repuhlikanißchen  Ceufiierungen 
hatten  folgendes  Ergebnia:  86/85  463  000,  70/69  910  000  Bürger  (xergl 
Beloch,  8*  348  m*  A.  8).  Es  sind  dies  diti  beiden  einzigen  Schätzungen  oach 
der  Bürgerrcchtserttilung  an  die  Itüliker.  Die  letzte  vorher  vom  Jahro 
115/114,  hatte  394  336  eapita  ergeben.  Beloch  erklärt  die  Zahl  von  86/85 
fiir  wahrscheinlich  korrumpiert^  indem,  ebenso  wie  in  der  Ueberlieferung 
der  Vulgata  für  den  Ceneus  von  70/69  (450  000),  am  ÄnföDg  der  Zahl  eia 
D  ausgefallen  sei  (aleo  eigentlich  963  000),  Denn  „durch  die  Erteilung 
der  CivilÜt  au  die  italiecben  BundeBgenoBsen  hatte  eich  die  romiBche  Bilrger- 
zahl  mehr  als  verdoppelt,  und  dem  entsprechend  stiegen  die  Ceo6Ußaahlen'*. 
Die  letzten  Worte  sind  wohl  richtig,  doch  fragt  es  sich  sehr,  in  welchem 
Hafse  die  Zahlen  stiegen«  Ich  behaupte^  keine  von  den  beiden  Zahlen 
giebt  uns  die  Summe  sämtlicher  römischer  Bürger  in  Italien  nach  dem 
BuudesgonOBseekneg  *),  Yielmehr  erkennen  wir  aus  den  letzten  Summie- 
rungen  der  republikanischeD  Censur  die  vollkommene  Unzulänglichkeit  diese» 
ganz  speziell  Btadtrömischeu  InBlitutß  lür  eine  gröfsere  Keichsverwaltuog, 
^lehr  als  jede  andere  Magistratur  war  sie  eine  Lokalbehörde  im  wahrsten 
Sinne  des  Wortes.  Ihre  Thätigkeit  beruhte  ursprünglich  ganz  und  gar 
auf  dem  Selbstsehen  und  Selbstprüfen  der  Beamten,  Daher  war  der  Ge* 
danke  einen  Bürger  absens  censere  ofienbar  widersinnig  für  die  alte  römische 
Auffassung,  die  in  der  Theorie  selbst  für  die  aus  Italien  Auegewanderten 
an  dem  persönlichen  Erscheinen  beim  Census  festhielt  (Vell.  II,  7;  maiores  . , . 
civis  Romanos  ad  censendum  ex  provinciis  in  Italiam  revocaverant)*  Allem 
Anschein  nach  war  es  in  das  Belieben  der  jedesmal  fungierenden  Censoren 
gestellt,  wie  weit  sie  Burger  in  absentia  censieren  wollten,  worüber  ihr  edic- 
tum  beim  Amtsantritt  sich  ausliefs  (Cic*  ad,  AlL  1,  18,  8),  Die  Ceosoren 
von  204  lassen  die  im  Felde  befindlichen  Soldaten  durch  ausgesandte 
Kommissare  schätzen  (Liv.  29,  37)»  den  jüngeren  Scipio  (Censor  142/141) 
sehen  wir  den  veränderten  Zeitverhältnissen  Eechnuog  tragen  und  jeden 
Zwang  zum  persönlichen  Erseheinen  aufgeben  (Gell.  V,  19,  16),  Dagegen 
scheint  nach  dem  BundesgenosBenkrieg  die  alte  Maxime  wieder  befolgt 
worden  zu  sein,  nur  persönlich  Erscheinende  in  die  Bürgerliste  aufsu- 
nehmen  '*).  Cicero  spricht  nämlich  im  Jahre  70  von  einer  frequenüa  tolins 
Itahae,  die  comitiorum,  ludorum  ceosendique  causa  nach  Kom  gekommen 
sei  (in  Verr.  act  1,  18,  54,  vergl.  auch  ad  Atticum  I,  IS,  8),  und  so  er- 
klären aioh  auch  die  kleinen  Zahlen,  vor  allem  die  niedrige  in  der  Revo- 
lutionszeit gezogene  Summe  von  86/85  (vergl,  Anm.  2  der  vorigen  Seite).  Dem- 
gegenüber könnte  jemand  darauf  hinweisen,  dafs  mau  schon  frühzeitig  (sicher 
im  Jahre  204,  Liv.  29,  37)  für  die  Bürger  der  römischen  Kolonien  die 
Stellvertretung  des  stadtrömischen  Censors  durch  die  kolonialen  Magistrate 
gelten  liefs,  die  nach  vorgenommener  Schätzung  die  Resultate  nach  Bom 
übermittelten.  Dieses  Verfahren  tritt  uns  dann  in  der  lex  Julia  rounici- 
palia  Cäsars   für    alle  Manicipien,  Kolonien,  rrafekturen  Italiens   aufs  ein- 

l)  IfoiDmi«!!  erklürt  di«  gerioge  Zahl  463  000  i.  J.  86  d&diirdi,  daCi  der  Ceosit» 
,,iiliitea  in  der   Kris«  der  Hevolullou  fttjiurand'*  (Rom.  Gc^ch.  11*.  S.  223,  A  ) 

t)  Dieter  Att»ickt  ist  «ueti  Zumpr,  Bevölkerung  u.  VolkavermehrnDg  Im  Attertum« 
(Abb.  der  Berl  Akad«  1Ö40>  8*  30  a.  91. 
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,  gehen dfit©  geßetzlich  geregelt  entgegen  (Z.  143 — 160).  Da  nun  (!ieae  lex, 
'  Dach  den  neugefundeDeD  Fragmeoten  eines  Tarentiner  MuDioipalfitatuU 
T.  Scialoja  u.  G.  de  Petra  Monumenti  antichi  6  [1895/96]  8.  404/442) 
iu  schliefsen»  auf  ein  GrundgesetZf  das  gleich  oach  dem  BandesgeDosseQ* 
kriej;  erlassen  wurde,  zurückgeht,  so  stehen  die  Bestimmungen  dieser  lex 
im  Widerspruch  mit  unserer  eben  aus  Cicero  erschlosseneii  ÄnschauuDg 
über  das  Censusgegchäft  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach  dem  Sozialkrieg. 
Den  Widerspruch  zu  lösen»  giebt  es  zwei  Möglichkeiten:  entweder  der  an- 
gezogene Passus  stand  schon  in  dem  Grundgesetz!,  dann  könnte  man  an- 
nehmen, dafs  in  den  ersten  Jahren  der  Apparat  noch  nicht  vorschrifts* 
miilsig  funktionierte,  oder  aber  —  und  das  halte  ich  für  wahrscheinlich  — 
es  handelt  sich  bei  diesen  an  Ende  der  lex  Julia  stehenden  Bestimmungen 
um  einen  Zusatz  Cäsars,  der  hier  gegenüber  dem  ungenügenden,  von  „lokal- 
patriotischem Egoismus"  (vergl,  Moramsen,  Staatsrecht  II  ^,  S,  339)  diktierten 
Verfahren  der  republikanischen  Censoren  die  gesetzlichen  Grundlagen  für 
einen  Modus  legte,  durch  den  Augustus  einen  Reiohscensus  aller  erwachsener 
cives  Romani  männlichen  Geschlechts  wenigstens  in  einer  auch  unsere  ver- 
wohnten  Ansprüche  an  Statistik  befriedigenden  Weise  ausführen  konnte* 
Wie  schwierig  diese  Arbeit  auch  jetzt  noch  war,  zeigen  uns  die  Klagen 
des  Kaisers  Claudius  mit  Bezug  auf  den  von  ihm  im  Jahre  47  n,  Chr, 
abgehaltenen  Census,  der  \'oii  einem  nimis  magnum  experimentum  spricht 
(Bede  über  das  ius  hon,  d.  Gallier  am  Ende)« 

Demnach  hoffe  ich  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben,  dafs  auch 
der  letzte,  mit  einer  Summe  Yon  910  000  Bürgern  schliefsende,  republi- 
kanische Centus  nicht  einmal  alle  oiTea  Romani  Italiens  südlich  vom  Po 
omfafite,  während  sicher  feststeht,  dafs  die  erst  Ton  Cäsar  mit  dem 
Bürgerrecht  beschenkten  Transpadener  und  alle  aufaerhalb  Italiens  weilenden 
römischen  Bürger  auf  keinen  Fall  darin  enthalten  waren  (Cicero  pro  Arehia 
V,  11,  Ed.  Meyer  o«  a.  0«  S.  452),  Haben  wir  aber  von  der  Masse  dieser 
Pioniere  der  römischen  Eultor  in  den  Provinzen  irgend  eine  zahlenmäfBige 
Voratellang?  Der  Hinweia  auf  die  50 — 60  auswärtigen  Kolonien  und  oa, 
60  Munioipien  aufaerhalb  Italiens  genügt  nicht.  Wir  wissen,  dafs  von 
den  freiwillig  Aasgewauderten  bei  weitem  die  meisten  nicht  in  dieaen, 
sondern  in  den  Städten  reap.  Ortschaften  der  Einheimischen  in  der  Form 
der  sogen,  eonventus  sieh  züsammeDschlossen  *),  und  zwar  iu  der  republi^ 
kantschen  Zeit  vor  allem  auf  den  griechischen  Inseln^  besonders  Delos, 
in  Asien,  Sizilien,  Gallia  Narbonenais,  Spanien,  auch  Afrika.  Zahlen  haben 
wir  nur  für  Delos,  wo  Mithridates  im  Jahre  88  20  000  Kaufleute,  zumeist 
Italiker  (App.  Mithr.  28),  und  für  Kleinasien,  wo  er  im  selben  Jahre 
80  000  römische  Bürger  (ebenda  cap.  22,  23;  Plut,  Sulla  24  giebt  über- 
treibend 150  000)  hinrichten  lief«.  Mögen  auch  diese  Zahlen  ganz  allge- 
meino  Schätzungen  sein,  für  allzuhooh  gegriffen  werden  wir  sie  nicht  halten, 
wenn  wir  Cioeros  Schilderung  von  den  römischen  Bürgern^  die  Asien  über- 
•ohwemmt  hatten,  in  der  Rede  pro  lege  Manitia  (VIT|  17,  1B),  von  der 
vollkommenen  Komanisierung  Siziliens   in    den   Verrinen,   oder  Südgalliens 


1)  Za  diesem  und  dem  folgenden  vergl.  uielno  Arbeit,  Do  civibus  Rotniims  \d  proviociii 
IcDpeni   rootlsteotibtut,     Berliner  Stod.  f.  Phil,  a.  Arcbäol.    Bd   XIV   H.  t    Berlia    1892, 
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IQ  der  Bedfi  pro  Fonteio  (s.  B.  Y,  11)  lesen.     Die  aufBeritaliBohe  Bfirger- 

beTölkening»  die  die  kaiserlieheD  BchftUaDgen  z\xm  erateDmal  mitenth alten, 
bedeutet  alao  ein  jl,  dessen  Gröfse  in  Zahlen  für  uns  TolUtäodig  unbe- 
stimmbar ist.  Ebensowenig  ist  das  möglich  für  die  Masse  derer,  die  all- 
jährlich durch  Freilassung  aus  den  Sldaven  oder  durch  den  Krlegadieost 
aus  den  Ausländern  in  den  aehweren  lieber gangszeiten  tüu  dar  Republik 
£ur  Monarchie  in  den  Bürgerverband  aufgenommen  warden  —  sicher 
ivurde  dftdnrch  der  durch  dit»  Bürgerkriege  und  die  V  er  ni  ob  tun  g  der  italischen 
Bauernschaft  bedingte  Büokgang  der  alten  BfirgerbeTölkernng  in  Italieti 
mehr  als  ausgeglichen  — ,  am  wenigsten  aber  für  die  Einzelrerleihungen 
des  Biirgerrechts,  die  Cäsar  nach  unsereo  Quellen  in  so  massenhafter  Weise 
Tornabm,  Ich  meine,  anstatt  die  hohen  Wahlen  des  Augustus  durch  eine 
luftige  Hypothese  zu  beseitigen,  sollten  wir  darin  ein  Zeugnis  erblicken, 
einmal  für  die  höbe»  kolonisatorische  Thätigkeit  der  Bömer  auf  serhalb  Italiens 
und  dann  Tor  allem  für  die  kurze,  aber  inteosiTe  Wirksamkeit  des  ersten 
Juli  er  s  für  die  ProTinzen,  der  mehr  als  sein  Nachfolger  die  Idee  eines  grofseii 
unirersalrömischen  Weltreiches  unter  gleichmäfsiger  Heranziehung  aller 
tüchtigeii  Kräfte  aus  samtlichen  Teilen  des  Reiches  ins  Auge  gefaXat 
und  im  denkbar  ausgedehntesten  Mafse  mit  der  Verwirklichung  schon  be- 
gonnen hatte,  als  der  Tod  durch  Mörderband  nur  allzufrüh  ihn  abberiet 
Wenn  er  schon  ganze  Provinzen p  resp.  Teile  von  solchen  in  das  Bürger- 
recht  aufnahm  (Transpadana !)  oder  aufnehmen  wollte  —  man  denke  an 
seinen  Plan  betreffs  Siziliens  — ,  wie  weit  mag  er  da  stit  EinzelTerleihungen 
gegangen  sein  ? 

Mit  diesem  einen  Beispiele  für  die  Behandlung  der  allerwiohtigsten 
statistischen  Urkunde  duroh  Beloch  begnügen  wir  uns.  An  den  nur  litt«- 
rarisoh  überlieferten  Zahlen  der  republikanischen  Zeit  hat  er  noch  mehr 
herumgedeutelt  und  korrigiert,  ohne  zunächst  einmal  einen  ernstlichen 
Versuch^    die  Ueberlieferung  zu  halten,  gemacht  zu  haben. 

Abschli eisend  gestehen  wir  ihm  zu,  dafs  er  gewissenhaft  das  gesamte 
Material  zusammengetragen  und  auch  allen  Ernstes  nach  einer  von  ihm 
als  richtig  erkannten  Methode  die  Verwertung  derselben  yersucht  hat,  wir 
erblicken  auch  ein  Verdienst  des  Buches  darin^  dafs  es  den  zum  Teil  un* 
geheuren  Zahlen  früherer  Forscher  durch  Gegenüberstellung  cTent.  auch 
möglicher  Minimalzahlen  den  Glauben  entzogen  hat.  Aber  er  ist  leider 
weit  über  das  Ziel  hinausgeschossen  und  giebt  oft,  wie  in  unserem  Falle, 
nicht  Minimalzahlen  auf  Grund  der  Ueberlieferung,  sondern  entgegen  dei^ 
selben,  auch  wenn  sie  vozüglich  beglaubigt  ist,  ganzlich  unbrauchbare,  er- 
rechnet© Zitfern,  die  ebenso,  wie  die  früheren  zu  hoch  angenommenen, 
unsere  Vorstellungen  irrezuleiten  imstande  Bind.  Er  steht  zu  sehr 
im  Bann  einer  modernen  Kiclitung,  die  durch  eingehende  Sachkritik  selbst 
die  bestbeglaubiglen  Thatsachen  der  Quellen  umzustofsen  sich  Terfangi» 
aber  nicht  bemerkt«  dafs  sie  damit  den  Ast,  auf  dem  wir  sitzen,  absagt, 
und  uns  dem  subjektiTen  Meinen  eines  Einzelnen  rettungslos  in  dia  Arme 
wirft,  wie  es   £d,  Mejer  bei  Beloch  ergangen  ist^ 
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üebeniclit  über  die  nenesten  Publikationen  Dentschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    Getehiolite  der  WUsenseliaft.    BnejUop&difelief.    LehrbHeher.    Bpeiielle 
theoretiiehe  üntennehiisgeB. 

Philipp.  Ad.,  Linguet,  ein  Nationalökonom  des  XVIII. 
Jahrhunderts  in  seinen  politischen,  sozialen  und  volks- 
wirisohaftlichen  Anschauungen.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Nationalökonomie.  (Züricher  volkswirtschaftliche  Abhandlungen,  heraus- 
gegeben von  Julius  Wol£    Erstes  Heft.)    Zürich  1896  IX.  u.  107  88. 

Be£  ist  in  einiger  Verlegenheit,  wie  er  dem  Leser  eine  Vorstellung 
von  den  '^^politischen,  sozialen  und  Tolkswirtschafüichen  Anschauungen'' 
Linguet's  geben  soll.  Eine  fortlaufende  Sammlung  von  Zitaten,  die  not- 
dürftig durch  einige  Begriffe  äufserlich  zusammengehalten  werden,  geben 
noch  kein  geschlossenes  Bild;  gelegentliche  Bemerkungen  entspringen 
noch  keiner  wirklichen  „Anschauung."  Heben  wir  die  markantesten  und 
„originellsten"  Leitgedanken  des  Mannes  hervor:  so  trat  er  politisch  für 
den  asiatischen  Despotismus  mit  Sklaverei,  wirtschaftlich  für  die  Ersetzung 
des  Brotes  („une  invention  dangereuse  et  irhn  nuisible!")  durch  den  — 
Reis  ein;  fiDanziell  verteidigte  er  den  Staatsbankerott  als  rechtmäfsig, 
empfahl  die  Einführung  einer  gleichmäfsigen  Besteuerung  aller  Einkommen 
und  sorialpolitisch  arbeitete  er  den  ziemlich  unklaren  Plan  einer  „caisse 
nationale"  aua,  von  der  er  sich  —  als  einem  üniversalmittel  —  eine 
völlige  Heilung  der  Finanzen  und  Beseitigung  der  Bettelei  versprach. 
Um  diese  Hauptpunkte  gruppieren  sich  dann  Apercus  über  Freiheit,  Eigen- 
tum, Oetreidebandel,  KansJbau  u.  a.  „Souffre  et  meurs  enchaintf/'  das  ist 
seine  Moral.  —  Dafs  es  sich  verlohnte,  einem  solchen  „NationalökoDomen,'^ 
dessen  Bekanntschaft  uns  der  Herr  Verf.  vermittelt  hat,  näherzutreten  — 
diesen  Eindruck  wird  man  aus  der  Schrift  nicht  gewinnen.  Linguet  ist 
überhaupt  wesentlich  als  Journalist  und  Publizist  zu  beurteilen.  Dafs  ihm 
manchmal  auch  eine  zutreffende  Bemerkung  über  soziale  Dinge  gelungen 
ist,  wird  man  zugeben  können.  Aber  ihn  zum  Nationalökonoroen  zu 
stempeln,  ist  unmöglich  —  dazu  fehlte  ihm  so  ziemlich  alles.  Dafs 
er  als  konservativer  Frondeur  die  Schwächen  anderer  Parteien  durchschaut 
haty  ist  erklärlich;  aber  auf  dieser  Seite  ist  z.  B.  sein  Freund  Mallet  du 
Pan  ungleich  tiefer  und  bedeutender  gewesen.  Auch  mufs  es  eine  metho- 
dische Orundforderung  litterarischer  Untersuchungen   bleiben,  die   eigent- 
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Iinlien  Prinzipien  eines  PchriftFt eilen  hervorzulicben,  damit  man 
«luTCh  gelegeotliclie  Aeufserungen  nicht  über  den  wahren  Inhalt  täuschen  läMr 
Danim  darf  man  nicht  mit  modcrBen  Auadrtioken  operieren»  die  «u  dem  Geisfe 
des  Ganzen  gar  nicht  passen,  nra  dann  allerlei  Entdrckungeu  über  „Vor- 
ahn«n}?en"  u.  d^L  zu  machen.  Wer  die  französische  t,itteratur  jener  Tage 
gennuer  kennt»  wird  solche  Bemerkungen,  wie  eie  Linguet  bat,  «ehr  oft 
und  weit  be-^ser  finden.  Nein !  L/ft  wirtfichafllichen  Änsohauungen 
waren  gänzlich  ungeklärt,  ja  geradezu  roh,  wie  Feine  positiven  Vorschläge 
beweisen;  und  auch  Peine  Kritik  ist  nur  Vo rpl an kel gefacht,  die  den  Kern 
^ar  nicht  trifft.  Von  TolkswirtÄchaftlichen  „Ideen,  die  befmchtend  und 
berichtigend  gewirkt"  hatten  (S.  V),  kann  bei  ihm  überhaupt  nicht  die 
Bede  «ein. 

Herr  Philipp  dagegen  iit  von  seinem  Autor  völlig  entzückt:  originell, 
tief,  Torahnend  sind  die  mindesten  Beiwörter*  die  er  ibm  gieht.  Und 
was  das  Allerseltsamste  ist:  er  identifiziert  sich  gänzlich  mit  den  —  oft 
recht  nberfläehlichen  — -  Urteilen  seines  Autors.  Was  Herr  Ph.  tiher  Rous^eaa 
und  die  Physiokraten,  über  Enzyklopädisten  und  die  Parteien  der  Zeit 
vorbringt  pafst  Rar  nicht.  Ich  greife  zwei  Urtf-ile  heraus.  Der  Verf* 
erklärt  sich  mit  der  Ansicht  Liiiß:uet'8  über  die  Encyklopädisten  einTor- 
standen  (8.  38  u.  59),  wonach  diese  ,»ont  corrompu  les  moeurs,  relachrf 
toui  lep*  liena  de  la  soc\M,  introduit  1a  d^pravation  et  la  misere."  Da- 
rüber dflfs  diese  geistigen  Kräfte  nicht  die  Urheber  jener  angeblichen  Pol- 
gen sein  können,  diskutiere  ich  nicht  mehr;  aber  die  ZuHimmunir  zeigt 
doch  auch,  dafs  Herr  Ph.  die  ganze  FrngeRtellung  nicht  versteht?  die 
jrrofse  Entwickelung  des  Rationalismus  seit  dem  17,  Jahrhundert  bi«  zur 
Gegenwart  bildet  einen  einzigen  Zusammenhang»  aus  dem  sich  nicht  ein- 
zelne Glieder  beli^^Mg  heraußreifsen  lassen.  Wer  so  stark  von  Hobbe« 
beeinfiufst  ist,  wie  Linguet,  steht  innerhalb  dieser  Reihe  ^enau  so  gut  wie  die 
Encyklopädisten;  und  es  ist  unmöjirliob,  den  gemeinsamen  Boden  abzuleugnen, 
ohne  selbst  davon  tnitbetroffen  zn  werden,  —  Sodann:  Herr  Ph.  lobt  Lin- 
guet  für  seinen  nüchternen  scharfen  Verstand,  mit  denen  er  allen  Utopien 
entgegentritt,  die  —  wie  auch  der  moderne  Sozialismus  —  ein  irgend  wie 
höher  organisiertes  Wesen  zur  Voraussetzung  haben  (8.  77,)  Wiederum 
ist  hier  die  Fragestellung  verkannt;  denn  die  wissenschaftlicba  Präge 
lautet:  Wie  weit  kann  in  einer  Gesellschaft  von  den  vorhandenen  ungleich- 
beiten  abstrahiert  werden  ?  In  Wirklichkeit  geschieht  dies  bis  zu  einem 
trewis^sen  Grade  in  jeder  G©»elL«;chaft.  Und  geistige  Strömungen  haben 
dies  historisch  sehr  oft  und  in  hohom  Mafse  getban ;  sie  haben  (wie  %,  B. 
das  Chrif«tenturo)  von  allen  persönlichen  Differenzen  abstrahiert  und  nur 
dns  Gleiche  für  das  Wesentliche  erklärt,  obgleich  doch  die  Menschen  mo* 
ralisch  auch  nicht  ^»cleich**  sind.  Wir  haben  es  demnach  mit  einem  lo- 
zial psychologischen  Problem  zu  thun;  nicht,  wie  Herr  Ph»  annimmt,  mit 
der  Lösung  einer  Dutzendweisheit  Eine  weitere  Analyse  des  Buches 
und  Richtigstellung  der  Thatsachen  möchte  sich  danach  erübrigen. 

Es  wäre  kaum  nötig  gewesen,  auf  die  m.  E.  verfehlte  Arbeit  dee 
Verf.*8  so  viele  Worte  zu  verwenden,  wenn  nicht  der  Herausgeber,  Pro- 
fessor Julius  Wolf,  ihr  im  ganzen  ausdrücklich  seine  Zustimmung  und 
Anerkennung  gegeben  hätte. 

Berlin.  F.  Eulenburg. 
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Marx,  Karl,  EevolutioQ  und  KontTe-IleTolution  id  Peutgchliind. 
In»  DeatBche  übertragen  von  K.  Kaatsky.  Stuttgart,  1896,  Verlag  von 
J.  H.  W*  Bietz, 

Die  Teröffentliohung  bisher  un gedruckter  Scbnften  von  Karl  Marx 
oder  die  Wiederberauegabe  Bolcber,  die  aus  irgend  einem  Grunde  vcrscbollen 
^eweseu  siud»  erregen  atets  ein  weiteres,  man  kÖDote  sagen  ein  allgemeines 
Intereese,  weil  sie  nicht  nur  in  den  nn  Erfindungsgabe  heutzutage  nicht 
gerade  reichen  sozialdemokratischen  Parteien  der  yerschiedenen  Länder 
aU  neues  Agitationf mittel  verwertet  werden,  sondern  weil  sich  die  üeber* 
Zeugung  auch  bei  Politikern  anderer  Kiohtong  und  bei  Nationalökonomen, 
die  nicht  Marxisten  eind^  länget  Bahn  gebrochen  hat,  dafs  Marx  der 
einzige  gewesen  i&i,  der  die  Bozialistische  Kritik  des  Kapital] smus,  sowie 
die  Ziele  für  die  sozialdemokratischen  Arbeiterparteien  aller  Kulturländer 
geeebaff'en  bat  und  zwar  beide»  in  einer  solchen  Originalität,  dafs  es  auch 
kiinftigen  Geschlechtern  als  etwas  Ganzes  daÄteben  wird,  Marx*«  Eigenart 
bestand  einerseits  darin,  dafs  Philosophie,  politische  Oekonomie,  Politik 
Ton  ihm  zu  einem  einheitlichen  System  gestaltet  worden  waren,  andererseits 
darin y  dafs^  wie  sein  ganzes  Leben,  so  alles,  was  er  geschrieben  hat,  von  einer 
glühenden  Leidenschaft  zur  Revolution  durobtränkt  war  Vorstellungen 
aber  die  Ökonomischen,  sozialen,  politischen,  wissenschaftlichen  Umwälzungen 
des  19ten  Jahrhunderts  Bammelten  sich  in  höchster  Konzentralion  in  seinem 
Geiste  an,  wie  die  Sonneiistrahlen  im  Brennglase,  um  dann  ihre  sengende 
Wirkung  weithin  geltend  zu  machen. 

Die  vorliegende  Schrift,  die  Ueberfefzung  einer  Artikelserie,  welche 
1851  und  1852  für  die  New  Yorker  Daily  Tribüne  geschrieben  worden  ist, 
llfst  uns  Marx  in  den  an  Bedeuteten  Eifrenschaften  erkennen.  Sie  schildert 
uns,  warum  es  1848  in  Deutschland  und  Oesterreioh  zur  Revolution  kam, 
welches  die  bewegenden  Kräfte  in  der  Politik  der  beiden  Jahre  48  und 
49  gewesen  sind,  schliefsticli  warum  die  Volksbewecunj^  einer  Kontre- 
Revolution  weichen  mufste.  Der  leitende  Gedanke  bei  dieser  Darstellung 
iat  die  von  Encrels  sogenannte  materialistische  Gesohichtsauffassung,  nach 
der  alle  sozialen,  politischen  und  idealen  Mächte  als  Vertreter  ökonomischer 
Interessen  gedaeht  werden,  und  nach  der  alle  Klassenkämpfe  nur  aus  der 
ftonomischen  Struktur  der  Gesellschaft  zu  begreifen  sind.  E?  ist  Marx 
▼orpeworfen  worden,  dafs  e?  seine  Gesehich  tat  heorie  weder  umfassend  be- 
gründet, noch  auf  den  Verlauf  der  wirklichen  Geschichte  bin  eenü^end 
geprüft  habe.  Das  mag  zutreffen,  jedenfalls  hat  sie  in  der  vorliegenden 
Brosehnre  wiederum  eine  Anwendung  gefunden,  die  durchaus  beachtens- 
wert ift. 

In  derselben  5Jeit,  ftia  die  Artikel  för  die  Tribüne  verfafst  wurden, 
fTschien  auch  die  Marx'sche  Schrift  „Der  achtzehnte  Brumaire  des  Louit 
Eonaparte*',  welche  die  französisehen  Vorgänse  in  ähnlicher  Weise  unter- 
•Qcht,  wie  jene  der  deutsehen.  Wissenschaftliche  Auffassung  und  politische 
Tendenz  sind  in  beiden  VeröfiTentlichungen  die  gleichen,  aber  an  der  Fülle 
der  Gedanken,  an  Kraft  der  Satyre,  an  drastischen  Wendungen  des  fiijU 
•t#ht  der  ^,achtzehnte  ßrumaire"  höher  Die  Erklärung  für  diese  Ver- 
ichiedenheit  liegt  in  äufseren  Verhältnissen.  Die  Aufsätze  für  die  ameri- 
kttnisohe    Zeitung    aind    in     englisoher    Sprache    aufgesetzt    und    liegen 
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lins  heute  in  deutscher  üeberseteuDg  Tor.  Wenn  auch  der  YeifftSfier  das 
Engliache  in  hohem  Mafse  heherrschte,  bo  war  es  seine  Muttersprache  doch 
nicht,  80  daffl  die  charaktensti  sehen  Eip^enschaften  seiner  Schreib  weise  im 
guten  und  üblen  nicht  ganz  herrortreten  konnten:  die  Gedrängtheit  des 
Sloffea,  der  Heichtum  an  packenden  Wendungen,  die  fast  gekünstelte  Poin- 
tierung  von  Gegensätzen  und  Widersprüchen,  der  Ausdruck  der  Verachtung 
in  der  Form  des  Witzwortes,  die  Umkehrung  von  Phrasen,  die  bisweilen 
mehr  gesucht  als  geistreich  ißt.  Die  üebersetzung  von  K*  Kautaky  ist  g^ 
wifs  keine  schlechte  und  man  wird  in  manohen  Wendungen  dem  IJeheraetzer 
ein  feines  Anempinden  an  den  Styl  seines  Meister»  gern  zuerkennen  dürfen^ 
aber  das  Ganze  trägt  doch  unverkennbar  den  Typus  des  Abgeblassten 
gegenüber  den  Original  Schriften  in  deutscher  Sprache«  Auch  dürfen  wir 
nicht  vergessen,  dafs  „Devolution  und  Kon tre- Revolution"  für  den  deutachen 
Ereignissen  fernstehenden  Ausländer  geschrieben  worden  ist,  nicht  für 
europäische  Leser,  welche  die  beiden  berühmten  Jahre  soeben  erlebt  hatten« 
Daher  eine  etwas  breite,  über  einfache  Dinge  ei  was  utn  stündlich  belehrende 
Darstellung.  Wer  Marx  als  praktischen  Re%*o1utionär  kennen  lernen  möchte, 
der  lese  die  Ausführung  auf  8.  117  über  die  KunH  des  Aufstände«.  E« 
sind  nicht  viel  Worte,  aber  sie  enthalten  eine  grofse  Leidenschaft. 

Wenn  diejenigen,  denen  der  Htter arische  Nachlafia  an  den  Schriften 
von  Marx  zusteht,  auch  die  späteren  Aufsätze  aus  der  Daily  Tribüne  her- 
ausgeben und  überpetzen  würden,  so  würden  wir  dies  nur  mit  Freudeo 
begrüfsen.  Sicherlich  wird  es  darin  an  interessanten  Aeufseningen  über 
die  Geschichte  der  fünfziger  Jahre  nicht  fehlen  und  auch  für  das  Ver- 
ständnifs  der  Marx'schen  Persönlichkeit«  über  weiche  die  Meinungen  noch 
stark  differieren^  kann  eine  solche  Edition  nur  erwünscht  sein. 

Strafsburg  i*  E.  Bart o rius  v.  Walter shaueeo. 

Lilienfeld,  Paul  de,  La  pathologie  sociale»  Avec  une  pr^face  de 
Ren^  Worms.     XL  VI!  und  336  SS,     Paris,  Giard  Sc  Briere,   1896, 

Dieses  Buch  Lilienfeld's  verhält  sich  zu  dem  gröfseren  5>bandigen 
Werke:  „Gedanken  über  die  Sozialwiseeoschaft  der  Zukunft"  sowohl  als 
Ergänzung  wie  als  kurze  übersichtliche  Zusammenfassung.  Besonders 
letztere,  in  einer  47  Seiten  langen  „Introduction"  des  Verfassera  gegeben, 
ist  sehr  nützlich,  da  das  grofse  Werk,  etwas  weitschweifig  geschrieben  und  zum 
grofsen  Teil  aus  Excerpten  aus  anderen  Werken  bestehend,  nicht  gar  zu  viele 
Leser  finden  dürfte.  Lilienfeld  ist  der  Ansicht,  dafs  man  an  dem  sozialen 
Organisrnua  nicht  aoviele  verschiedene  Systeme  zu  unterscheiden  habe»  wie 
an  dem  physischeo,  sondern  nur  zwei :  das  soziale  Nervensystem  und  die 
IntercelluIaTBubstanz.  Ersteres  wird  gebildet  durch  die  in  einer  Geeellechafi 
vereinigten  Menschen,  welche,  selbst  einheitlich  organisierte  Nervensysteme, 
auch  wiederum  nur  ein  Nervensystem  höherer  Ordnung  zusammenaeUen 
können.  Die  luteroelhilarsubstAn«  hingegen,  wie  im  physischen  Körper 
unorganisch»  wird  auBgemacht  durch  das  Material,  das  von  der  Gesellschaft 
be-  oder  verarbeitet  worden  ist  und  sich  in  ihrem  Besitz  befindet  Daa 
soziale  Nervensystem  wird  eingeteilt  in  3  Sphären :  die  Ökonomische,  reohl> 
liehe  und  politische.  Die  ganze  Soziologie  Lilienfeld*s  besteht  nun  darin, 
innerhalb  der  zwei  grofsen  Hauptgebiete  der  Gesellschaft,  sowie  inaerhalb 
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jeder  der  S  Sphären  das  Walten  biologischer  Gesetze  nachzuweisen,  be- 
sonders des  Gesetzes  der  wachsenden  Differenzierung  und  Integrierung, 
und  des  Gesetzes  des  dreifachen  Parallelismus,  der  sich  darin  offenbare, 
daTs  die  successive  Entwiokelung  der  Menschheit  dieselben  Stufen  zeige, 
wie  das  l^ebeneinander  der  verschiedenen  Völker  und  sogar  das  Ueber- 
einander  der  verschiedenen  Klassen  einer  einzigen  Gesellschaft 

Zu  dieser  Physiologie  der  Gesellschaft  wird  nun  in  dem  vorliegenden 
Buche  die  Pathologie  nachgeliefert  Ihr  wesentlicher  Gedanke  ist,  dafs 
alle  Erkrankungen  der  Gesellschaft  wie  die  des  Körpers  auf  einer  Anomalie 
im  Wachstum  der  Zellen  beruhen.  Wie  nach  Virchow  es  dabei  im  Körper 
sich  immer  um  Heterotopie  oder  Heterochronie  oder  Heterometrie  der 
Zellen  handele,  so  auch  in  der  Gesellschaft  um  anormales  Wachstum  einiger 
Individuen  auf  Kosten  anderer,  oder  zu  unrechter  Zeit  oder  am  unrechten 
Orte.  Da  nun  nach  Lilienfeld  jede  der  drei  grofsen  Sphären  für  sich  dieser 
drei  Formen  der  Erkrankung  fähig  ist,  so  müfste  es  im  ganzen  9  Krank- 
heiten der  Gesellschaft  geben,  die  nun  des  näheren  aufzuweisen  wären. 
Leider  aber  ist  die  Durchführung  der  Analogie  durchaus  nicht  logisch 
korrekt,  sondern  ganz  willkürlich  und  fragmentarisch.  Die  9  Krankheiten 
werden  nicht  aufgewiesen,  sondern  nur  einzelne,  wobei  aber  die  Begrün- 
dung der  Unterscheidung  fehlt  So  heifst  es:  alle  ökonomischen,  recht- 
lichen, politischen  Krisen  seien  bezüglich  gleichzusetzen  der  Dementia, 
dem  Delirium,  der  Paralyse,  ohne  dafs  das  näher  begründet  wird,  obgleich 
doch  jeder  geneigt  ist,  die  Paralyse  eher  mit  ökonomischen  als  mit  poli- 
tischen Krisen  zu  vergleichen,  erstere  jedenfalls  für  alles  andere  als  für 
dementia  sooialis  zu  halten.  Andererseits  wird  sogar  Ton  Krankheiten  der 
Intercellularsubstanz  gesprochen,  die  doch  aus  unorganischer  Materie  be- 
steht, jedenfalls  also  nicht  selbständig  erkranken  kann.  Durch  dieses  un- 
methodische Verfahren  wird  der  Nutzen  der  Analogie  vermindert  und  solche 
Hauptfehler  werden  durch  einzelne  richtige  Bemerkungen  nicht  aufgewogen. 
Eine  Entdeckung  hat  Lilienfeld  gemacht,  die  ihm  ganz  eigentümlich  ist 
Er  meint,  daüs  man  nicht  blofs  die  Biologie  für  die  Soziologie,  sondern  auch 
umgekehrt  die  Soziologie  für  die  Biologie  verwerten  könne:  z.  fi.  könne 
die  Psychiatrie,  die  Erforschung  der  Geistesstörungen,  aus  der  Kenntnis 
der  sozialen  Störungen  den  höchsten  Nutzen  ziehen.  Die  Gärungserschei- 
nungen in  der  Natur  seien  aus  den  Gärungserscheinungen  der  Gesellschaft 
völlig  zu  verstehen.  Von  diesem  Eatschlage  bis  zu  seiner  Befolgung 
durch  die  Biologie  wird  wohl  ein  sehr  weiter  Weg  sein. 

Leipzig.  P.  Barth. 

Delbrück,  Schmoller  and  Wagner,  Ueber  die  Stamm'sche  Herrenhaosrede 
gegen  die  Kathedersosialisten.  Schreiben  an  den  (OebJcistR.)  Hinscbius  (Vertreter  der 
UniTersiUU  Berlin  im  Herrenbaase)  von  den  Professoren  D.  S.  W.  Berlin,  G.  Stilke, 
1897.     gr.  8.     82  SS.     H.  0,50. 

Naamann,  Fr.,  National-soxialer  Katechiimos.  Berlin ,  Bachverlag  der  |,Zeit*' 
1897.     8.     86  SS.     M.  0,20. 

Oeiterreichisches  StaatswSrterbach.  Handbach  des  gesamten  Ssterreichischen 
öffentlichen  Rechtes  heraosgegeben  von  (Proff.)  Ernst  Mischler  (Qras)  und  J.  Ulbrich 
(Prag).  Band  II  in  2  Hälften  (H— M  und  N— Z).  Wien,  A.  Holder,  1897.  Lei.-8.  IV 
nod  VI~1828  SS.     M.  45,90. 

Baland,  W.,  Die  Handelsbilans.  Eine  volkswirtschaftliche  Untersachang.  Berlin, 
O.  Liebmann,  1897.    kl.  8.    85  SS.    H.  1,60. 


302     Uoberaicht  über  die  »eueäteü  Publlkatloneo  Dcutscbkads  und  des  Aaslmodei. 


Siciö,  Ludwig  (ord.  Prof.,  üniv,  Bern),  Die  sosialc  Frage  im  Lichte  der  Pbii«- 
sophie.  Vorle&utigea  über  Sozinlphiloftopbie  und  ihre  Gesdiicbte.  Stultgart,  F.  Rnk% 
1897.     gr.  Lex,.8.     XX— 791   SS.     M,   16.—. 

Verhftxidlaogen^  diät  des  mchteu  evangeliücb-sosUl«D  KoDgresses  abgebalteo  sa 
Leipiig  am  IQ,  aad  11.  Jani  1897.  Göitbgtiu,  Vaudeuhoeck  &  BuprecbC,  1897.  gr.  8. 
186  SS.  M.  2. — .  (Aus  dem  Inhalt:  Referate;  Das  Ei^jenturo  nach  christlicher  ßeoj-- 
teiluag^  von  (Prof.)  H.  11.  Wetidt  (J^qa).  —  Ueber  DeutäüblAud  als  Industriestaat^  Ton  K. 
Oldeuberg  (Berlin).  —  Was  veritehea  wir  unter  dem  Miltälatandf  Hat  er  im  19.  Jahr- 
bnndert  an-  oder  abgenommen,  von  (Prof.)  G.  SchmoUer  (Berlin). 


A  n  d  1 « r ,  C.  (m»itre  de  cottferences  h.  TEcole  normale  sapdrleure) ,  Lea  origiitM  du 
■odaliame  d'Ecat  en  Allemague  (Ihöse).     Paris^  F.  Alcaa,  1897.     8.     50 L  pag. 

Goyau,  G.  (Leon  Qregoiro)|  Antour  du  caiholidume  social«  Paria,  Perrin  &  O*, 
1897.     8.     fr.  3,50. 

Mus^e  (Itt)  sodai.  Statots,  organisatiooi  Service.  Parts,  ß,  rae  LasCasas,  1607. 
12.     96  pag. 

Hcnuion  royaliale  d'dtades  sodalea  k  B«ims.     P&ris,    Oadtn|  1897.     8.     SOS  pag. 

Sei  liiere,  E.^  Etüde  &iir  Ferdinand  Liissalle,  fondatenr  da  parti  todaliste  allemaod. 
Pari»,  Plön,,  1897,     8. 

Lorii|  Acbillejr  La  proprietk  fotidiariü  e  ta  questione  sociale :  stiidi.  Veroaa- 
Padova^  fratelli  Drucker  edit.,  1897.  12,  323  pp.  1.  3.—.  (Contiene:  La  legge  di 
pttpolaitotie  ed  il  »isteina  sociale.  —  Carlo  Datwid  e  Teconomia  politica.  —  La  tarnt  ed 
il  äi:ttema  sociale.  —  La  naaionaliaa&zione  delle  terra) 

Merlinü,  Saverio,  Pro  e  contro  il  »ociutistmo.  Eüpo-iizione  critic«  dei  priodpi 
e  dei  »istcmi  saci»listj.  MiUco,  fralelU  Treves,  1897,  8.  387  pp.  1  3,50.  (Der  Var- 
fa&^er  (KechUanwalt  in  Rom)  bekämpft  die  gegenwärtige  GeaeltsdiattsordunDg,  den  Kapitalist 
mas  aud  die  Staatsgewalt^  ist  Gegner  des  Idaribmas»  weil  derselbe  su  exklaaiv,  nod 
verlangt  von  dem  Soaialismus»  dafs»  er  anfböre  doktrinJir  x:n  sein  and  positiv  werde.) 

Bonila  y  San  Martin  (Ad.),  Concepto  /  teorla  dei  derecbo  (estudio  da  mata* 
fisico  jaridiea).     Madrid,  V.  Snarez,  1697.      12.     tit  pp. 

Menor,  E,  Principios  da  economia  politica,  arreglados  al  pro^rama  ofidal  de  esta 
asigiiatura,  para  las  opojjjcionas  de  ingreso  en  ei  cuerpo  de  adtianas.  Madrid^  tip.  de 
A.  U.   Vdaaco,  1897.     6n-4.     XVl'-447  pp.     pea.  7^60, 

8.     Oeiohidite  und  BarfteUung  der  wirtadtaftlicben  Knltnr. 

van  K  Jessen,  P.,  Geschichte  der  Stidt  Drambarg.  Feütschrift  xur  Jubelfeier  ihras 
600 jähr.  Bestehens.  Dramburg,  O.  Jancke,  1897.  gr.  8.  X^4dl  83.  Mit  Plan  and 
Karteoskiaze.  M.  6.—.  (Inhalt:  Die  änlJiere  Geschichte  im  MiiteUlter.  —  loaere  Za- 
atände  der  St&dt  im  Mittelalter :  1.  Erwerbsleben.  2.  Die  ßürgerachatt,  ibre  Pdichten 
und  Gerechtsame.  3.  Die  Verfassung.  4.  Die  Besitzungen  und  Einkünfte  der  Stadt.  6»  Das 
Gericht.  6,  Kirche  und  Schule.  —  Die  neuere  Zeit.  Aenfsere  Geschichte.  —  Innere  Za- 
&tftnde  tu  der  neueren  Zeit:  1,  Erwerbalebao  (Ackerbau  und  Viehzucht.  Brauerei,  Mühlen. 
Handwerk.  Handel  und  Verkehr).  £.  Die  Bßrgersdiaa.  3.  Das  öffentliche  Leben  der 
Stadt.  4  Der  Kreis  Dramburg  A.  Finanz  Verhältnisse.  6.  Kirchensustlnde.  7.  Die  Schule. 
8.  G^suudheit^verb&ltnisse.  9.  Die  Burgleben  etc.  —  Beilagen:  Bevölkerungsziffern.  Die 
Fluktuation  der  Bevölkerung.  —  etc. 

Volkens,  G.  (Prof.,  Berlin),  Der  Kilimandscharo.  Darstellunit  der  allgemeinen 
Ergebnisse  eines  füufaehnmonatigeu  Aufeuthalt»  im  Dscbaggalanden  Berlin,  D.  Reimer, 
1897.  gr.  Lex  -8.  X— 388  SS.  mit  11   Vollbildern,  28  Textbildern  und  1  Karte.    M.  8.—  . 

Walcker,  K.  (PrivDos.,  Leip^ig)^  Die  Intereüsenkimpfe  der  Industrie,  des  Uandtia, 
der  Landwirte  eh  aft,  der  Klein-f  Mitte)  -  und  Grofast&dte.  Wirtsohaftsgesebicbtliche  Studian 
und  Betrachtungen.     Zittau,  Pahl'sche  BhdL,  1897.     gr.  8.     IV— 117  SS.     M.  2,40. 


Berard,  V,,  La  Mac^doine.  Paris,  Calmann  Levj,  1897.  8.  fr.  8,50.  (Table;  La 
pajs  et  las  races.  — >   Uskob.  —  Prichiina.  —  Solonique.  ^  Serria.  <—  Monastir.  —  ete«) 

Champion  I  E.^  La  France  d'apr^s  les  cablers  de  1789.  Paris,  A.  Colin  &  O", 
1897.  8.  fr.  3,60.  (Table  des  mAtieres :  La  couvocation  (les  4tats  gdn^raux.  —  La 
r^daction  des  cahiers.  —  La  Constitution«  ^^  Lea  provinces,  —  Les  trois  ordras.  <-^  Las 
financea,  —  Les  campagnes  ei  lea  droits  fdodaux.  —  L^industrie  et  le  commerce.  — 
L'lnslroctioD  pablique.  —  La  daceur  da  vivr«  soos  Loota  XVL  —  ate.) 
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Dnbois,  Marc,  G.  Boissier  (et  eollaboratears),  La  France  en  TanUie.  Paris, 
Carr^  &  Naud,  1897.     gr.  in-8.     274  pag.  avec  gravores. 

Gaillemaat,  L.,  Un  petit  coin  de  la  Boorgogne  ii  travers  les  flges.  Histoire  de 
la  Breese  lonhanDaise.  Les  temps  anciens  et  le  moyeD  ftge.  LoubanSi  impr.  Bomand, 
1897.     8.    XVI~687  pag.  et  plan. 

Bird,  O.  W.,  Wanderings  in  Burma.  London,  Simpkin,  1897  saper  Roy .-8.  430  pp. 
witb  iilostr.  and  maps.     21/. — . 

Coghlan,  T.  A. ,  Tbe  wealth  and  progress  of  New  South  Wales  1896—96. 
IXth  iisne,  volume  I.     Sydney,  priut  by  Quliick,  1897.     gr.  in-8.     491  pp.,  clotb. 

Harvey,  M.  (Bev.),  Newt'oandland  in  1897,  belng  Qaeen  Victorias'  diamond  jabilee 
year  and  tbe  foor  hnndredtb  anuiversary  of  tbe  discovery  of  tbe  Island  by  Jobn  Cabot. 
London,  8.  Low,  1897.  8.  XIV— 208  pp.  witb  map  and  iUustrations.  6/. — .  (Contents: 
The  mskers  and  making  of  Newfoundland.  —  Evolution  of  tbe  raiiway  in  Newfoundland. 
—  Kewfoundland  as  an  agricultural  and  lumbering  country.  —  Fisberies  tbe  stable  in- 
dostry  of  tbe  people ;  tbeir  value,  etc.  —  Form  of  goyernment.  Evolution  of  self-govern- 
ment.  —  Newfoundland's  revenue :  Rate  of  taxation.  Public  debt  per  bead ,  etc.  —  In- 
flaenee  of  tbe  new  world  on  tbe  old.  —  etc.) 

Hunt  er,  W.  W.  (Sir),  Annais  of  rural  Bengal,  7'^  ed.  London,  Smith,  Eider  &C^ 
1807.     8.     XIV— 475  pp.     7/6. 

Ordish,  T.  Fairman,  Sbakespeare's  London :  a  study  of  London  in  tbe  reign 
of  Queen  Elisabeth.     London,  Dent,  1897.     12.     270  pp.     8/.~. 

Traill,  H.  D.,  Social  England.  A  record  of  tbe  progress  of  tbe  people  in  religion, 
laws,  learning,  arts,  iudustry,  commerce,  science,  literature  etc.  from  tbe  earliest  times 
to  tbe  present  day.  By  various  writers  edited  by  H.  D.  T.  Volume  VI:  from  tbebattle 
of  Waterloo  to  tbe  general  election  of  1885.  London,  Cassell  &  C^,  1897.  gr.  in-8. 
VIII — 700  pp.,  clotb.  18/. — .  (Contents:  Chapter  XXI.  Peace,  retrenchment,  and  reform, 
1815—1832:  (Tbe  textile  Industries,  1815—1851.  Agricultnre,  1802—1882.  Tbe  social 
economy.  Social  life  after  tbe  peace,  etc.)  —  Cb.  XXII.  Progress  and  reaction,  1832 — 
1846:  (The  public  bealth.  Mining  and  metallurgy,  1816 — 1846.  Tbe  raiiway  system. 
Agriculture  1832—1846.  Tbe  social  economy.  Social  life.  Tbe  Post-Office,  etc.).  — 
Cb.  XXIIL  Tbe  rule  of  tbe  middle  dass,  1846—1866:  (Mining  and  metallurgy,  1846— 
1886:  Tbe  iron  trade;  tbe  coal  mining  industry.  Pottery  1815 — 1885.  Agriculture  1846— 
1865).  —   Cb.  XXIV.     Tbe  succession  of  tbe  democracy,  1866—1885.  — ) 

Loutchitski,  J.  V.,  üoblih  HsastAOBanifl  no  HCTopiH  KpecTLAiTL  so  ^p&Hi;iH 
XVIII  b  B.  I.  Kiew,  Universit&tsdrnckerei,  1896.  8.  (Neue  Studien  ttber  die  Geschiebte 
der  franeösiscben  Bauern  im  18.  Jahrhundert,  I.  Abteil.) 

8.    BeTölkenmgslehre  nnd  Be?51keniiigipolitIk.    AoiwandeniBg  nnd  XolonUatioiL 

Hörbold-Riebe,  Drei  Jahre  unter  deutscher  Flagge  im  Hinterlande  von  Kamerun. 
Geschildert  nach  den  Tagebuch bUttern  des  K.  HÖrhold  von  O.  Riebe.  Berlin,  Hayn*s 
Erben,  1897.    8.     102  SS.     M.  1.—. 


Dnponchel,  A.,  La  colonisation  africaine  et  le  chemin  de  fer  de  Madagascar. 
Paris,  Challamel,  1897.     gr.  in-8.     48  pag.  et  carte,     fr.  2.  —  . 

L'4migration  des  femmes  ^ux  colonies.  AUocution  de  M.  (le  comte)  d'üausson- 
▼ille  et  discours  de  M.  Chailley-Bert  k  la  conf6rence  donn^e  le  12  janvier  1897  par 
rUnioB  coloniale  frau9aise.     Paris,  A.  Colin  &  C^«,  1897.     12.     68  pag.     fr.  1.—. 

Mialaret,  T.,  L'ile  des  Pins,  son  passö,  son  präsent,  son  avenir.  Colonisation  et 
rassources  agricoles.     Paris,  Andr4  &  C^,  1897.     8.     223  pag. 

Peytraud,  L.  (inspecteur  d'Acadämie  k  Tours),  L'esclavage  auz  Antilles  fran9aises 
avant  1789,  d'apr^s  des  documents  in^dits  des  archives  coloniales.  Paris,  Hachette  &  Cl«, 
1897.     8.     fr.  10.—. 

Selwyn,  J.  R.,  Pastoral  work  in  tbe  colonies  and  tbe  mission  field.  London,  1897. 
160  pp.     12.     2/.—. 

4.    Bergbau.    Land-  nnd  Forstwlrtiehaft.    Fiiehereiweson. 
Jahrbuch  für  den  Oberbergamtsbesirk  Dortmund.  Nach  den  Akten  des  k.  OBAmts 
nnd   mit  Benntanng  anderer    authentischer  Unterlagen   susammengesteilt   von  Weidtman 
(k.  OBRat  s.  D.  au  Dortmund).    Jahrg.  III.    Essen,  Baedeker,  1897.     8.    XVI— 551  SS. 
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mil  1  kotor.  Karto  des  Huhrkobleübeckens  Debüt  Bozelchnong  seioer  verichiedeneii  Kohlen«'' 
Sorten^  geb.   M.  10. — . 

Jübresberieht  des  laiidwIrtMhAftltclieü  Vereiad  für  Rbeiopreufseo  au  den  Herrn 
MinUter  filr  Landwjrtsühaft,  Domänen  und  Forsten  itber  die  V^eründernngen  und  Fort- 
üebHtte  der  Lundwtrtscbafi  im  Vereinsgebiet  für  dii&  Jabr  1896.  Bonn,  Druck  von  Georgi, 
1897.     gr.  8.     100  SS.  mit  S  Tabelleii  in  gr.  4. 

8  c  h  w  ii  p  p  a  c  b  ,  Adam  (k,  pr.  ForstMstr.  n.  Prof.),  Untersuchungen  über  Eauin- 
gewicht  und  D  ruck  fertig  koit  de&  Holtes  «icbtiger  Waldbiume  ansgefiilin  von  der  preuffti- 
scben  UanpUtattoD  des  forstlichen  Veriucb^wesens  su  £berswa]de  und  der  mecbantsch- 
teehniscben  Versitcb»anatiilt  xu  Charlottenburg.  1,  Die  Kiefer,  Berlin^  Üprinicer,  1897. 
gr.  8.     ISO  SS-  mit  3  Figurenufeln  in  4.     Äi,  3.—. 

Statistik  der  Schachtfördcrseiie  im  OBergAnitsbez.  Dortmund  1896.  Dortmund, 
Druck  von  ßelinniDn  &  Middendorf,  1897.   gTof&t.  Imper.« Folio.  S7  SS. 

V  j  e  t  h  (Direktor  des  mtkbwirtäcb.  Instituts^  Uaroeln),  Leistnngen  ostfrtesischer  Hileb- 
kübe.  Ermittelt  In  dem  auf  Veranlassung  des  k,  preufa.  Ministeriums  für  Landwirtschaft, 
Domänen  und  Formten  veranstalteten  und  im  Jahre  1896/07  abgehaltenen  Wettbewerb. 
Norden,  D.  BoUau ,  1897.  4.  38  SS.  mit  3  Taf.  Abbildgn.  M.  0,60.  (Veroffentticfat 
durch  den  Verein  oslfriesiscber  Stammviehziicbter.) 

War  bürg,  O.  (Privatdos,  d.  Botan.,  Univ.  Berlin),  Die  Mnskatnuf:»,  ihre  Geschichte, 
Botanik,  Kultur,  Bandet  und  Verwerttingf  sowie  Ibre  Fälschungen  und  Sttrrogate.  Zogteieh 
ein  Beitrag  zur  Kultargeschtchte  der  Banda-lnaelo.  Leipsig,  W.  Engelmann,  1897.  gr.  8. 
Xn^628  SS.  mit  Heliogravüren,  4  litk.  Tafeln,  1  Karte  n.  IS  Abbddgn,  im  TexL 
M.  80.—, 


Anntiaire  1897  du  comit^  central  des  bouill^res  de  Fraoce.  Paria,  impr«  ChaU, 
1897.     8.     404  pag.     fn  8.—. 

Brocch)  (prof.  k  Tlns^tut  national  agronomi(|ue),  lostructioni  sur  la  piscicultiire 
k  rueage  des  gardes  des  eaux  et  fortita.     Paris»    imprlm.    nationale,    1897.      16      54  pag. 

Cbabry,  A.,  Les  rapines  mon^taires,  discour*  prononc^  ie  10  avril  1897^  devant 
la  Sociöte  des  ugnculteurs  de  Frant-e.     Paris,  impr.  Petitbenry,  1897.     12.     3se  pag. 

CaysKkowski,  S,^  Les  veuues  mutallif^res  de  TEspagne  (Portugal,  P/ren^as^ 
Corbieres,  Moutagne  noire,  fiJaurcs,  Corse,  Sardatgne.  Paris,  impr,  de  Boia-Cotomties, 
1897.     8.     436  p&g.  avec  17  plancbea. 

Ktude  sur  le  credit  agricole  en  Algerie.  Alger,  iuipr.  Fontana  &  Ci«  ,  1897.  8. 
42  pag.     (Pttbttcation  de  la  Socidt«^  d'agricutttire  d'Alger.) 

Vandervelde,  £,  La  question  agraire  en  Betgique.  Paria,  Giard  A  Bri^re,  1897. 
12.     32  pag.     (PubLication  du  groupe  des  ^tudiaots  colloctivistes.) 

Bedford  (tbe  Duke  of),  Tbe  story  of  a  great  agrictiltural  estate:  an  accouor  of 
tbe  origiti  and  admini»triition  of  tlie  He  da  and  Bucks  and  „Tbomej'*  esutes.  Londeo, 
John  Üurray,  1897.  crown-8*  6/.—*  (Contents:  History  and  origin  of  Thorney.  ^- 
Financial  resulta«  ^ —  The  Bedford  principle  of  estate  management.  —  Charities.  —  Benl 
remissions  and  revaluations.  —  Allotments  and  small  holdingii.  —  Allotments  and  parisb 
Councils.  —  An  experimeut  Station:  L  Agricultoral.  2.  BorüculttirAl.  3.  EdacaÜonaL  — 
Farms  in  hatid  and  tbe  laying  down  of  land  to  grass.  —  Detailed  account  of  tbe  beds 
and  backs  and  Thorne;  estateal 

Denuj,  G.  A.,  Tbe  Klerkidorp  gold  fielda:  ,being  a  description  of  tbe  geologle 
and  of  the  economic  conditions  obtaiuiug  in  the  Klerksdorp  district,  South  African  Eepablic;. 
London f  Macmillao,  1897.  Roy.- 8.  288  pp.  wiib  illustr.,  plana,  maps  (also  a  geotogieal 
map  of  the  Kl.  district).     4^/.—. 

Atti  della  Commissione  coDsnltiva  per  la  peica:  sessione  del  dicembre  1898.  Bimiay 
tip.  Bertero,  1897.  8.  192  pp.  1.  1,20.  (Annali  dl  agricoltura,  1896,  »«  S16.  PubhlU 
caaione  del  Ministtro  di  agricolturat  industria  e  commercio:  Diresione  genertle  deir  agri- 
eottura.) 

5.  Gewerbe  imd  Inditatrie. 

Elken,  E.,  Die  G ewerbeb ygiene  Preufsens  vom  Jabre  1895  im  Lichte  der  Fabrik- 
lnspektion.     Frankfurt  tu/U,,  J.  Alt,   1897.     gr.  8,     BS  8S.     M.  0,60. 

Freund,  Richard,  Der  allgemeine  Arbeitsnachwetj  in  Deutschland  im  Jahre 
1896.  Berlin,  Heymann,  1897.  gr.  4.  68  SS.  (Inhalt:  Oeschift^berkht  des  Central- 
vereins  für  ArbeiUnachweis  aa  Berlin  für  das  Jahr  1896.  --  Uebersicbt  fiber  die  Organ! - 
iaiion  und  den  Gesebiftebetrieb  der  allgemeinea  Arbeits tiacb weise  in  Deatscliland.) 
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Jahresberichte  der  k.  preofalschen  Rfg^ieruags-  und  Oewerberäte  uod  Berg- 
behördeo  für  1896.  Amtliche  ÄUBgabe,  Berlin,  W.  T  Bruor,  1897.  gr.  8.  XXXI  — 
U  u.  74»  SS.     U.  10,ßö.  

Anooairede  U  pupeterie  uaivers«!!«  poar  1897  (18«  »an de).  Tour»,  HaamoDtf 
1S97.     8.     660  paif.     fr.  6.—. 

BuissoQ,  H  (directdür  de  fAssociatton  d'oovriers  peiotres  „le  travtil**)^  Le  röle 
de  la  Cooperation  et  aoo  applicAtioo  pratiqae.     PariSf  iropr.  Mangeot,    1897«     8.     48  pag. 

Duprat,  A.  et  A.  SaiJJardi  Code  atiuot^  de  la  r^gtemeDtatioD  da  trav&jl  dan» 
rittdaatne.     PariSf  Berger-Levratik  &  €le,  1S97.     8.     300  pag.     fr.  5.^. 

Testenoire,  J.  (dtrecteur  de  la  conditloo  de^  soiet),  Compte  rendu  des  opirations 
dtt  la  conditloii  des  soies  de  L/od  peodaat  r»on«e  1896.  hjOD^  tmpr.  Bey,  1897,  8« 
»1  ^»g. 

RotbweUt  R.  P*  (ed)tor  of  the  Bugiaeerlog  aod  Mmiag  Journal^  etc.],  The  mineral 
tDduitrj,  It«  statistlcS)  tecbcology  and  trade,  in  the  V.  States  aad  other  countriea  to  the 
«od  of  1895.  Vol.  IV.  Ne«r  York  &  LondoD,  Scientific  PublUhmg  C^,  1896.  gr.  in-S. 
XCiV — 849  pp,  witb  figar,,  clotb«  f  5»—.  (Cout^ta:  The  cbemical  iuduMry.  ~  Goal.  — 
Copper.  —  Gold  and  ailver.  —  Iron  and  steel.  —  Labor,  wage.s,  aod  accidents  in 
mlnlog,  —  The  mmbg-stock  market«,  —  Progress  in  ore  dressing.  —  Formation  of  erup« 
ÜT«  ore  depoaits.  —  The  force  of  the  United  States  miueral-land  patent.  —  Electricity 
in  mining  work.  —  The  progress  of  electro>chemistry  and  electromctaÜurgy.  ^-  etc.) 

Wabb,  Stdnejr,  Lahonr  in  tho  longest  reign,  1837—1897.  l&sued  ttoder  Ihc 
aaspices  of  the  Fabiaa  Society,     London^  Q.  Richards,   1897.     18.     62  pp„  clolb.    1/.— . 

6,     Handel  imd  Terkahr. 

Bor  lebt  der  HandeUkammer  zu  Bielefeld  fdr  dtm  Jahr  1896  umfasAend  die  Kreise 
Dielffeld  (Stadt-  und  Landkreis),  Halle,  Wiedenbrück  itud  einen  Teil  des  Kreises  Herford, 
Bielefeld,  Drnck  vöq  H.  Knmpmann,  1897.     8.     VII— 193  u.  Vül  SS, 

Barioht^  wirtschaftlicher,  der  Handels-  nod  Qewerbekammer  für  Niederbayeru  1896, 
PiVMUt  Druck  der  A.*Gesellscb.  Paasavia,  1897.     gr,  8.     S1&  SS. 

Ho  nischer  Naatiseher  Verein.  Verhandlungen  des  XXVIII.  Vereinstages,  Berlin 
doQ  SS«  and  83.  Februar  1897.  Kiel,  Druck  der  „Nord-0»tsee-ZeitUDg'%  1897.  gr,  8. 
S03— XXV  SS,  (Alts  dem  Inhalt;  FarbenbUndheit  der  Seeleute,  —  Ueber  die  Stetlcmg 
dtr  Fischdampfer  im  Entwurf  des  SeestriiXiieiirechts.  —  Prüfung  der  Schiffer  und  Soe- 
ateoerleufe  tn  den  Gesetzen  der  Wirbelstürme.) 

Eger,  6.,  (RegR.),  Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatanschltifabahneu,  yom 
S8.  Juli  I89S,  Erläutert  von  G.  £.  Nebst  einem  Anbange  entbaUend  alle  wichtigen 
beaügl.  Gesetze,  Ausfilh  rangsau  Weisungen,  Verordnungen  und  Erlasse.  Hannover,  Helwing- 
aeho  Vtrlbhdl.,  1897.     gr.  8.     XXXII— 716  SS.     M.  15.—, 

Bandeiskammer  für  den  Krois  Mülbeitn  a.  Rhein.  XXV.  Jahresbericht:  1896. 
Teil  II.     Mülheim  a.  Rh  ,  Druck   von  Künstler  W^o ,  1897.     8.     34  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Aachen  und  Burtscbeid  für  das  Jahr 
1996      Aachen,  Druck  von  C.  H.  Georgi,  1897.     gr.  8.     V— 894  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreise  Arnsberg,  Mescbede  und  Brilon 
f&r  das  Jahr  1896.     Arnsberg,  Druck  von  P,  W.  Becker,  1897.     Folio.     14  SS, 

Jabresboricht  der  Handelskammer  au  Bochum  flir  das  Jahr  1896,  Bocbntn, 
Drock  ron  W.  Stumpf,  1897,    gr.  Foüo.     63  SS. 

Jahrasbaricbt  der  Handels-  und  Gewerbekammer  so  Chemnita  1896,  Teil  U. 
Choizinitf,  Ed.  Focke,  1897.  Lex,-8.  XVI— 436  SS.  (Aus  dem  inbalt:  Mlneraliscbt 
Produktion  und  Waren  (S.  7 — 62).  —  Maschinen  und  Instrumente^  Metallwarea  (S.  d3^79). 
—  Tiatilindoatrie  und  Handel  mit  deren  Erzeugnissen  (S.  U 1—172).  —  Schlacht-  und 
Viehhof  au  CbemnitB,  —  Geld*  und  Kreditwesen,  —  Verein  gegen  Haasbettelei  „Arbeiter- 
hilai*'  in  Annaberg.  — ).  Nebst  3  graphischen  Tafeln  in  Imp. -Folio:  Bewegungen  do« 
Ctkomnitaer  Mahl«  and  Getreidemarktes  1896,  etc. 

Jahre  sbertcbt  der  Handelskammer  an  Düsseldorf  pro  1896.  DOsaeldorf,  ge^ 
drnckt  bei  L.  Vofs  &  O,  1897,     gr.  8.     248  86, 

Jahresbericht  der  Handelskammer  fUr  Etberfeld  pro  1896.  Teil  II.  Elberfeld^ 
fednsekt  bot  Sam.   Lucas,  1897,     gr.  Folio.     40  SS. 

Jahresbericht  der  Handelakammer  für  den  Krela  Kaaon,  1896,  Teil  11.  £»oii, 
G,  Dw  BMdaker.   1897.     gr.  FoUo.     89  SS. 
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Jahresbericht  der  Bandehkammsr  fiir  die  Stadt  and  den  Kreis  65rliti  für  dis 
Jabr  1896.     Görlitz,  Druck  von  HoffmanQ  &  Reiber,   1897.     8.     112  SS. 

Jahr  e^b  0  riebt  der  Haadehkammer  lu  Haften  (Lnod-  und  Stadtkreis  Ha^cn  «od 
Kreis  Scbwelm).  Hagen  i,  W,  Druckerei  des  WestfäL  Taf^eblatts,  1897.  Folio.  13  SS 
mit  tabellarischeo  Aalageo  A — G. 

Jahresbericht  der  Haiidel«tkaiiiiner  aa  Halle  a.  d.  Saale^  1B96.  HaJle  a«/S., 
Bachdruckerei  des  Waisenhauses,  1897.  Ii]ip.-4.  LXXII— 117  SS.  (Der  Bezirk  der 
Kauimer  umfafst  die  Kreise  BitteHeld,  Detitssch,  Kckartsber^a,  Stadtkr.  Halle,  Liebeo- 
werda,  Maosfelder  Gebirgskr  (mit  Ausschlufs  von  ErmsJeben),  Mansfelder  Seekreis,  Merse- 
burg, Naambitrg,  Qaerfurt,  Sanlkrela,  Torgau,  WeirsenfelSt  Wittenberg  und  ZeiU.) 

Jahresbericht  der  Baodelskammer  zu  Kassel  für  1896,  Kassel,  Dniek  von 
6ebr>  Gotthelft,  1897.     gr.  Folio.     97  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Köln  für  1896.  Kölu,  Druck  von 
M.  DuMont  Sehauberg,  1897-     gr.   8.     XIU— 829  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  ca  Lüneburg  vom  Jahre  1896,  Lünehurg, 
Druck  der  v.  Stera'schen  Buchdruckerei,  1897.     gr.  Fulio.     36  SS, 

Jahresbericht  der  Ael testen  der  Kaufmunuschaft  zu  Magdeburg  über  ibre  Thilig« 
keit  im  Jahre  1896.     Magdeburg,  Faber'scbe  Hachdruckerci,   1897.     Lejc.-8.     6  u.  101  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für  da»  Jalir  1896. 
Teil  IL  Mannbeim,  Verlag  der  Kammer,  1897.  8,  39  u.  198  SS.  mit  graphischer 
Darstellung. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Oewerbekammer  fQr  Mittel  franken,  1896,  Milm* 
berg^  Hofb&cbdr.  BieliDg-Dlets,  1897.  gr,  8.  IX— 307  SS.  mit  statistischen  (JebersidiCs^ 
tabellen  in  obL-8. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  sn  Mülheim  a«  d.  Ruhr  für  das  Jahr  1896. 
I.  Teil.     Mulheim-Ruhr,   1897.     gr.  4.     44  SS. 

Jahresbericht  der  Haudelakammer  su  Oi»iiabrück  Ober  das  Jahr  1896.  Osna« 
brück»  J.  G.  Kiilings  Buchdruckerei,   1897.     8.     VI— 288  88. 

Jahresbericht  der  Bandetaksmroer  für  den  Regbez.  Posen  für  1896.  PoMii, 
Druck  von  Decker  &  C*>,  1897.     gr.  8.     XIV— «69  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Schweidnitz,  umfassend  die  Kreise  ReiobeD* 
bach,  Schweidnits,  Striegau  und  Waidenburg  für  das  Jahr  1896,  Sehweidaita,  Dmeli  voa 
Walter  &  Kropiwoda,  1897.     gr    Folio.     128  a.  Xlll  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  eu  Stolberg  (Rheinland)  für  1S96.  AachfB, 
Druck  von  C.  H.  Georgi,  1897.     gr.  Folio.     tS  88. 

Jahresbericht  der  Handelskimmer  zu  Wesel,  mit  den  WaMbeairkeo,  Wesal^ 
Emmerich  und  Bocholt,  fUr  das  Jahr  1896.  Jahrg.  LIX.  Wesel,  Druck  von  W^  Bomeiii 
1897.     8.     84  SS.  mit  t  graphischen  Darstellungen. 

Koch,  W.,  Handbuch  für  den  Eisenbahn  gut  er  verkehr,  I.  Eiaenbahnstationrverieiehnl* 
der  dem  Vereine  deutscher  Eisenbahnverwaltaugeo  an  gehörigen,  »owie  der  &brigeii  im  Be* 
triebe  oder  Bau  befindlichen  Eisenbahnen  Europas  (mit  Ausnahme  der  EisenbahoeQ  Grol«< 
britanniens).     28.  Auß.     Berlin,  Bartbol  &  C^  1897.     gr.  8.     566  SS.     M.  8,50. 

Marien  s,  O,  Die  Eiowirkung  des  Werteverkebrs  mit  dem  Auslände  auf  da»  Volks* 
vermSgeu  und  den  Volkswohlstand  (Generalbilana  der  Volkswirtschaft).  Ein  Beitrag  tu 
den  Fragen  der  Handels-  und  der  Zahlungsbilanz,  des  Wechselkurses  und  der  Wihruiiig. 
Berlin,  Tb.  Schoenfeldt,  189T,     gr.  8.     VII— 84  SS.     M.  1.—. 

Schenker,  P.  (Ingenieur),  Die  Wahl  des  Betriebssystems  für  die  Strarseabahnen 
in  ZQrich  und  VorschlMge  betreffend  den  Bau  neuer  Linien.  Bericht  an  den  Stadtrat  von 
ZQncb.  Zürich,  Buchdruckerei  Lohbauer,  1896.  4.  96  SS.  mit  Ueberstchtsplao  und 
Abbüdgn.     M.  8.--. 


Annuaire  de  la  marine  de  commerce  frau^aise.  Guido  du  commerce  d'importatioo 
et  d'exportation.  14«  annle:  1697.  Paris,  A.  Challamel,  1897,  Id»4.  1198  pag,,  cotiCe- 
nant  de  nombreux  plans  de  port».     fr.  16.^ — . 

Annuaire  des  pertes  et  acctdenia  maritimes  signalds  en  Tannde  1896.  Kavirea  k 
volle«  et  k  vapeur.  Paris,  impr.  Mertens,  1897.  8.  XVIH — 179  pag«  (Publicati^o  dt 
l*ndm{nlBtratiou  du  Bureau  Verttas.) 

Cbemins  de  fer,  postes,  t^Ugraphei,  t^l^phones  et  marine.  Compte  rendu  des 
opArations  pendant  Tann^e  1895.  Rapport  prA»ent6  aujc  chambres  l^gislaüves.  BruselU», 
impr.  J.  Goemaere,  1896.  Folio.  178;  II  \  t7  j  18;  X  pag  (Publieatiou  du  MIniitir« 
beige  des  cbemins  de  fer,  posies  et  t4Ugraphes,) 
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Commerce  eit^riear,  le,  de  l'Egypte  pendant  l'ann^  189G.  Alezandrie,  imprim. 
L.  Carri^re,  1897.  Lex.  in-8.  LI— 136  pag^  (Pablication  de  la  Direction  gönörale  des 
doaanes  ^gyptiennes.) 

Delon,  F.,  Etade  sur  les  diffSrentes  chartet  de  la  Compagoie  angbuse  des  Indes. 
Paris,  Andr^  &  Oe,  1897.     8.     228  pag. 

Harcelin,  F.,  Nos  dooanes  (Halt!)  4i^e  partie.  Paris,  Taillefer,  1897.  8.  211  pag. 
fr.  8.—. 

Tableaa  gön^ral  da  commerce  et  de  la  naTigation.  Annöe  1896.  I*  volome: 
Commerce  de  la  France  avec  ses  colonies  et  les  pnissances  ätrang^res.  Paris,  imprim. 
DaHonale,  1897.  gr.  in-Folio.  CIV— 792  pag.  fr.  16.—-.  (Pablication  de  U  Direction 
gin^rale  des  douanes.) 

Annaal  Statement  of  the  trade  of  the  U.  Kingdom  with  foreign  conntries  and 
British  possessions  for  the  year  1896.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1897. 
Folio.  VIII— 627  pp.  (Parliam.  paper.  Compiled  at  tlie  Castom  Honse  from  documents 
coUeeted  by  that  Department.) 

Bailway  accidents.  Betarns  and  Inspectors'  reports  for  1896.  London,  printed 
by  Eyre  &  Spottiswoode,  1897.     Folio.     2/.6.     (Pari,  paper.) 

Shipping  casualties.  Board  of  trade  retarns  for  1895/96,  with  appendices  and 
maps.     London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1897.     Folio.     4jf.l0.     (ParL  paper.) 

B  e  e  1  e  n  k  a  m  p ,  C.  J.,  Het  Nederlandsche  post-en  telegraafwezen  in  yergelijking 
met  dat  van  andere  landen.  Rotterdam,  N^gh  en  van  Ditmar,  1897.  12.  181  bla. 
fl.  1,60. 

7.    FinuuweMn. 

Handbach  der  politischen  Oekonomie,  in  Verbindang  mit  genannten  Autoren  her- 
aasgegeben  von  (Prof.)  G.  v.  Schönberg  (Tübingen).  4.  Aafl.  Bd.  III ,  1.  Halbband: 
Pinanawissenschaft.  Tübingen,  H.  Laupp'sche  Bachhandlang,  1897.  gr.  Lez.-8.  XIV 
— 864  SS.  M.  18.—.  (Aas  dem  Inhalt:  Erwerbseinkfinfte  des  Staats;  die  Gebühren; 
Allgemeine  Steaerlehre;  Die  sogenannten  direkten  Steaem;  Die  Aufwandsteaern ;  Zölle 
und  Bübenxuckersteaer ;  Verkehrs-  and  Erbscbaftssteaern ;  Ordnung  der  Finanawirtschaft 
nnd  öffentlicher  Kredit;   von  H.  v.  Scheel,  K.  Fr.  v.  Schall,  Ad.  Wagner,  H.  v.  Zeller.) 

KXhler,  W.,  Beiträge  sar  Lehre  von  den  öffentlichen  Schalden.  I.  Heft:  Die 
preafsisehen  Kommanalanleihen  mit  besonderer  Rücksicht  auf  eine  Centralisation  des 
Kommunalkredits.     Jena,  G.  Fischer,  1897.  gr.  8.  IV— 121  SS.  mit  2  Tabellen.  M.  4.— . 


Annuaire  de  Tadministration  des  contributions  directes  et  du  cadastre  pour  1897. 
16«  ann^e.  Paris,  imprim.  nationale,  1897.  8.  354  pag.  (Pablication  da  Minut^re  des 
finances.) 

de  Gyon,  £.,  M.  Witte  et  ses  projets  de  faillite  devant  le  conseil  de  l'empiro. 
Tradoit  du  russe  par  Victor  Derely.     Paris,  Eichler,  1897.     8.     XXXV— 106  pag. 

Talif,  M.,  Poplatky  a  kolky  v  Rakoaska.  Praze  1896.  (Gebühren  und  Stempel 
in  Oesterrelch.)  Systematisch  dargestellt  von  M.  Talif  (Prof.  des  österr.  Finanarechts  an 
d«r  Prager  UniversitXt).     Prag  1896.     8.     XIV— 847  SS. 

Boessingh  van  Iterson,  G.,  Waar  vele  millioenen  reeds  gebleven  aijn  en  waar 
vele  millioenen  nog  sallen  blgven.  Eene  bijdrage  tot  de  kennis  van  het  Indisch  Staats- 
bestuur.     Leiden,  S.  C.  van  Doesburgh,  1897.     gr.  in-8.     8  en  315  blz.     fl.  3,50. 

8.  Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Yertiebenuigfweion. 

1)  Die  Gebarung  und  die  Brgebnisie  der  Unfallstati- 
stik 1894.     gr.  80.     296  88.     Wieu  1896. 

2)  Protokoll  über  die  in  der  Zeit  vom  26.  Nov.  bis  6.  Dez.  1895 
abgeführten  Verhandlungen  des  durch  Experte  verstärkten 
Versicherungsbeirates  betr.  angeregte  Abänderungen  des 
Arbeiter-ünfallversicherungHgesetres.  8^  272  88.  Wien 
1896. 

Die  zuerst  genannte  8chrift  enthält  die  amtliche  österreichische  Un- 
fallstatistik för  1894  mit  Rückblicken  auf  die  Torhergehenden  Jahre.  Die 
Statistik   ist  von  grofsem  Interesse,   da  in  Oesterreich  sowohl  eine  andere 
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Organisation  ak  auoh  ein  anderes  Deckungaverfahren  besteht,  als  in  der 
deatschen  UnfaUTersicharuog.  Die  territoriale  Orgauisation  hat  in  Oester* 
reich  Dicht  zu  geringeren  Verwaltungskosten  geliihrt,  als  bei  dea  fleutscheo 
gewerblichen  BerufagenoBsenschaften ;  die  letzteren,  die  oft  —  freilioh  nickt 
mit  ausreichendem  Grunde  —  wegen  ihrer  hohen  Verwaltxingskosten  ge- 
tadelt sind,  bleiben  sogar  noch  etwas  unter  dem  öüsterreichischeu  8al2  (in 
Promille  der  Lohneummen  gerechnet).  Das  ßßterreichische  Deckunga- 
verfahrcn^  welches  auf  die  Ausammiung  der  Deckungikapitslien  abhielt, 
hat  sich  insofern  nicht  als  ausreichend  erwiesen^  als  rechnerisch  nur  die 
berufsgenosflenschaftliche  Anstalt  der  Eisenbahnen  einen  kleinen  Ueber- 
Behufs  der  Einnahmen  gegen  die  Ausgaben  (ei  n  seh  lief sl  ich  der  erforder- 
lieben Deckung^kapitalien)  aufweist»  während  bei  allen  anderen  Anstalten 
beträchtliche  (rechnerische)  Fehlbeträge  zu  verzeichnen  sind,  für  die  kein 
Attsreiohender  Ausgleich  in  den  recht  «parlioben  Eeseryefonds  geboten 
wird.  Der  Grund  für  diese  Erecheinung  liegt  darin,  dafs  der  Beitragstahf 
nicht  —  wie  man  bei  seiner  Aufätelluug  angenommen  hatte  —  z\x  hoch, 
sondern  zu  niedrig  gegriffen  ist.  Bemerkenswert  ist  auch  die  Erscheinung, 
dafs  es  nach  der  Statistik  auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung  nicht  2U 
befriedigenden  Leistungen  gekommen  ist,  eine  Erscheinung,  die  durch  die 
Form  der  Organisation  und  des  Verfahrens  zur  Aufbringung  der  Mittel 
anscheinend  mit  veranlafBt  ist*  Im  übrigen  zeigt  die  sorgfältig  gearbeitete 
Statistik  manche  Erscheinung^  die  auch  in  Deutschland  zu  bemerken  ißt; 
namentlich  drängt  sich  die  starke  Zunahme  der  angemeldeten  und  der 
entschädigten  Unfälle  auf,  wobei  aber  die  leichten  Unfälle  —  wie  in 
Deutschland  —  den  Hauptzuwachs  an  entschädigten  Unrällen  stellen. 

Die  Erfahrungen^  die  man  in  Oesterreich  mit  der  Unfallversicherung 
gemacht  hat,  haben  die  Frage  einer  Keform  in  Flufs  gebracht  üeber  die 
darauf  bezüglichen  Verhandlungen  des  Versicheriingsbeirates  giebt  die  an 
zweiter  Stelle  genannte  Veröffentlichung  Aufschtufs,  Aach  hierin  steckt 
viel  Material,  das  für  uns  interessant  ist,  U.  a,  wurde  auch  die  Frage, 
ob  das  Eapitaldeckungsverfahren  beizubehalten  sei,  eifrig  besprochen.  Man 
bejahte  die  Frage,  obwohl  das  Umlage  verfahren  von  verschiedenen  Seiten 
lebhaft  befürwortet  wurde.  Bemerkenswert  ist  auoh  die  Verhandlung 
darüber«  ob  eine  Berufungsinstanz  für  die  schiedsgerichtlichen  Urteile  ein- 
auffihren  ist.  Die  Frage  wurde  einstimmig  bejaht,  und  gleichzeitig  wurde 
als  endgültig  entscheidende  Bemfungein stanz  durch  Mehrheitsbeschlufs  die 
Schaffung  eines  Eeichsversiohemngsamtes  befürwortet,  das  dem  deutachen 
Muster  naohgebÜdet  werden  soll.  Die  Thatsache  ist  deshalb  interessant, 
weil  in  Deutschland  der  Unfallversicherungsentwurf  von  1896  die  Möglich- 
keit   eines  Rekurses    gegen    die  Schiedsgerichtsurteile  einschränken  woUta- 

Auch  die  Frage  der  noch  bestehenden  Eegrefs-  und  Haftpflicht  wurde 
eingehend  erörtert.  Das  Ergebnis  war,  dafs  die  überwiegende  Mehrheit 
die  Wünsche  nach  Einschränkung  der  bestehenden  Kegrefs-  und  Haftpflicht 
als  berechtigt  anerkannte. 

Auf  weitere  Einselheiten  kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Das 
Angeführte  wird  ausreichen,  um  zu  seigen,  dafs  die  in  Rede  stehenden 
österreichischen  Veröffentlichungen  vieles  Material  enthalten,  daa  auch  in 
Deutschland  beachtet  werden  sollte. 

Aachen.  R.  van  der  Borght 
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Bielefeld,  Druck  von  H.  Kampmann,  1897.  kl.  4.  92  u.  64  SS.  —  Hanshaltspläne  der 
SUdt  Bielefeld  für  das  Rechnungsjahr  1897/98.     Ebd.  1897.     kl.  4.     86  SS. 

Brandenburgscher  Provinsiallandtag ,  XXIIl.  Sitzungsperiode  vom  21.  II.  bis 
einschl.  2.  III.  1897.  Protokolle.  Berlin,  Druck :  Deutscher  Verlag,  1897.  Imp.-4.  81  SS. 
—  Verwaltungsbericht  des  Provinzialausscbusses.  Ebd.  1897.  Imp.-4.  76  SS.  n.  sahi- 
reiche Beilagen. 

D  a  n  z  i  g.  Bericht  des  Magistrats  der  Stadt  D.  über  den  Stand  der  dortigen  Ge- 
meiodeangelegenheiten  bei  Ablauf  des  Verwaltungajahrea  1896/97.  Daozig,  Druck  von 
A.  Schroth,  1897.     gr.  4.     178  SS. 

Dan  zig.  Haushaltsetat  der  SUdtgemeinde  Danzig  für  das  Etatsjabr  1.  IV.  1897/98. 
Danzig,  Druck  von  A.  Schroth,  1897.    Folio.     19  Specialetats  und  6  Anlagen. 

Duisburg.  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten  der 
Sudt  D.  für  1896/96  nebst  Haushaltsetot  für  das  Jahr  1896/97.  Duisburg,  Druck  von 
Job.  Ewich,  1896.     gr.  4.     187— LXXIX  SS. 

Erfurt.  Bericht  fiber  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten 
der  Sudt  Erfurt  für  das  Verwaltungsjahr  1895/96.    Erfurt,  Oblenroth'sche  Buchdruckerei, 

1896.  gr.  4.     144-LXVII  SS. 

Prankfurt  a.  der  Oder.  Bericht  über  SUnd  und  Verwaltung  der  Gemeindeange- 
legenheiten  in    der  Stadt  F.  a.  O.  für  das  Jahr  1896—96.    Frankfurt  a.  O.  1896.    gr.  4. 

Hannover.  Haushaltspläne  der  k.  Haupt-  u.  ResSUdt  Hannover  für  das  Rech- 
nungsjahr vom  1.  IV.  1897  bis  Ende  März  1898.     Hannover,  Göhmann'sche  Buchdruckerei, 

1897.  gr.  4.     220  SS. 

Hof-  und  Staatshandbuch  des  Grofshersogtums  Oldenburg  für  1897.  Oldenburg, 
Sehulse'sche  Hofbhdl.,  1897.     8.     XVI— 411  SS. 

Königsberg.  Entwurf  sum  K — er  SUdthaushalt  für  das  Rechnungsjahr  1.  IV. 
1897/98.     Königsberg,  K— er  allgem.  Zeitungsdruckerei,  1897.     gr.  4.     376  SS. 

Krefeld.  Bericht  über  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeiodeangelegen- 
heiten  der  Stadt  K.  für  das  Jahr  1895/96.  Krefeld,  Druck  von  Kramer  &  Baum,  1896.  4. 
143  SS.  mit  einer  graphischen  Darstellung  in  gröfst.  qu.-Folio:  Städtisches  Wasserwerk. 
Tägliche  Wasserabgabe  1895/1896;  Monatliche  Wasserabgabe  1878/1896. 

Osnabrück.  Bericht  über  Verwaltung  und  SUnd  der  GemeindeangelegenheiUn 
der  Stadt  Osnabrück  für  das  Rechnungsjahr  vom  1.  IV.  1896  bis  31.  lU.  1896.  Osna- 
brück, Druck  von  A.  Liesecke,  1896.     gr.  4.     118  SS. 

Posen.  Voranschlag  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadtgemeinde  Posen  in 
dem  Verwaltungsjahre  vom  1.  IV.  1897  bis  31.  III.  1898.  Posen,  Hofbuchdruckerei 
W.  Decker  &  Ci«,  1897.     gr.  in-4.     837  SS. 

R  e  u  1  i  n  g ,  W.  ( JustR.),  Das  Ebenburtsrecht  des  Lippischen  Hauses  nach  Haus- 
gesetzen und  Hansobservanz.  RechtsguUchten  Sr.  Durchl.  dem  Fürsten  au  Schaumburg- 
Lippe  erstattet  (Mit  einem  Anlagenheft.)  2  Bde.  Berlin,  Heymanns  Verlag,  1897.  4. 
308  u.  178  SS.     M.  24.—. 

Schönebeck.  Bericht  Über  den  Stand  und  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegen- 
beiten  der  SUdt  Seh.  für  das  Jahr  1897.  Schönebeck  a.  E.,  Druck  von  Gebr.  WuUstein, 
1897.     kl.  4.     83  SS. 

Verhandlungen  des  XXL  Provinziallandtages   der  Provinz  OatpreuOMn  vom  19. 
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bis  25.  Febraar  lßfl7.     Königsberg  ^    Baehdrockerei    von    E*  Rantenberg^    1897. 
XXlX^i%l  88.  mit  72  DrucksmcfaeD  mf  ca.  1130  SS. 

y  e  r  fa  an  d  1  a  □  ^e  a  des  XXXVIf  ProviDitalUtidUges  der  Provins  Scblosien  ^ooi 
7.  bis  einschl.  den  15.  Mftrz  1897.  Breslau,  Druck  von  Grafs,  Barth  &  C**,  1807.  4, 
LX— 280  SS.  und  279  Drucköacben  auf  ca.   1800  SS, 

Verhandlungea  des  XSXl.  Komoiunallandtages  des  Regbt,  Wiefihadeii  vom 
27.  IV.  bis  7.  V*  1897.  Wiesbaden,  Druck  von  ß.  ßechtold  ft  C»,  1897.  4,  XVU— 
403  SS. 

Witten.  Haushaltsetats  der  Stadtgemeinde  Witten  für  dAs  Rechnungsjahr  1896/97 
neb»t  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeind&angelegenheiten  fiir  die  Zeit  rom 
L  IV.   1895  bis  31.  lU.  1896.     Witten,  Druck  von  E.  Konetzky,  1897.    gr.  4.    148  88. 


de  Stieglits,  A»»  De  l'^qnillbre  polttlqne»  da  I^gitisme  et  da  principe  des  nmtio- 
nftlil^s.     Tome  Ili.     Paris^  A.  Pedone^   1897,     gr.  in-8.     320  pag. 

A  dm  i  ni  Atratio  n  reporl  on  Nortb-West  proTince«  and  Oudh,  1895 — 98.  Cll- 
cutta,  1897.     Folio.     (Blue  book.)     8/.—* 


12.     StatUtik. 
▲  1 1  g  a  m  e  i  n  e  a. 
Trfttado  elemental  d«  estadfsticft.  Hadridf  impr.  HeroAiiJ 


Piernaa  Hurtado,  J 
1897.     8.     280  pp.     pe».  4,50. 

Deutschest  Reich. 

Beitrüge  %ur  Forststatistik  von  Elsars-Loth ringen.  Heraasgegeben  Tom  MinUtertniD 
für  £lsafs*Lothringen«  Abteilung  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Dominen.  Heft  XI:  Wirt* 
scbaftsjahr  1892  und  Keehnuugsj&hr  1892/93.  Strafabnrg ,  Strafsburger  Druckerei  and 
Verlagaanatalt,  1897.     gr.  8.     103  SS. 

ßeitriige  sur  Statistik  des  Orofsherzogtiiius  Heasei)*  Herausgegeben  von  def  groGifa. 
Ceutralstellfl  IDr  die  Landesatatiitik.  Band  XLI,  Heft  1.  Darmstadt,  Jongbaua,  1897. 
4,  26  SS.  (Inbatt:  Uebersicbt  der  Gescb&fle  der  ordentlichen  streitigen  Oeriehfcsbmrkett 
bei  dem   grofsb    OLandesGerichte    sn  Dartnatadt  etc.   wklirend    des   Geschäftsjahrs  1896.) 

Bericht  des  Medizinalrates  über  die  medizinische  Stntii^tik  dc&  hamburgischcii  Staates 
für  das  jAbr  1896.  Hamburg,  Druck  von  J  C.  IL  Hüter,  1897,  Juli.  104  SS.  mit 
5  Abhildungen  im  Tfxt  und   H)  graphischen  Tafeln* 

Ergebnisse  der  Civil-  und  Stxnfrechtspäege  und  Hevölkerangsstand  der  Q«rielrts- 
gefingnisse  und  Strafanstalten  des  KReichft  Bayern  ioi  Jahre  1895»  MÜncbeoi  Ch.  Kaittr» 
1897      gr.  4.     XXXlll— 89  SS.     M.   8.—. 

Ergebniitse  der  Volkszählung  vom  2.  XH  1895  und  der  Berufs*  und  Gewerbe* 
iKhlung  vom  14.  V].  1895  in  der  Stadt  Leipzig.  1.  Teil  (Sonderabdrack  aus  dem  slAdli* 
sehen  Verwattungsberlcht  für  da»  Jahr  1895.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot»  1897.  gr.  8. 
IX — 254  8S.     M.  1.—.     (Bearbeitet  im  ftiati.sti?cben  Amt  der  Stadt  Leipzig.) 

Gemeindeverzeichnis  für  das  Königreich  Bayern,  bearbeitet  auf  Grund  der 
Volkszählung  vom  2.  XU.  1895.  Mit  einem  Bericht  über  die  Ergebni$se  der  VolkszAb- 
lung.  München,  Lindaner'sche  BhdI..  1897.  Lez.*8  LXVIU^320  SS.  (A.  u.  d.  T. : 
Ilert  LXl  der  Beitrüge  zur  Statistik  de»  KRetchi»  Bayern,  heraui^gegebeD  vom  k,  statistt- 
scben  Bureau.) 

Juätiz  Statistik«  deutsche.  Bearbeitet  im  Heichsjoslizamt.  Jahrg.  VI11,  Ber  Ua, 
Pattkammer  &  Mühlbrecht,  1897.     gr.  8      VIU— 298  SS. 

Mitteilungen,  statistische,  aus  den  deutseben  evengelischen  Landeskirchen  vom 
Jahre  1895.  StuttgArt,  K.  Grüninger,  1897.  gr.  8.  22  SS.  (Von  der  statietischen  Kom- 
mission der  deutschen  «vatigeliachen  Kirchenkonferenz,  deren  BeechlQsseo  gemifs,  na^b 
den  Angaben  der  Inndeskircblichen  Behörden  zusammengestellt.) 

Kotizbnch  statistisches,  für  die  Stadt  Leipzig,  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1897. 
kL  8.     68  SS.     kart.     (Bearbeitel  im  staüsti^chcn  Amte  der  Stadt  Leipzig.) 

FrAwkreich. 
Compte   g^n^ral    de    radministration    de    la  justice   civile   et   commcrciale  et  de  Is 
justice  criminelle  en  France  et  en  Algerio  pendant  Tannie  1894.     2  vola     Part»,  impria. 
nationale,  1897.     4.     XiV— 202   et    XXVI— 174  pag.     (Pr^sent^   au  President  de  la  Ri- 
publique  par  le  garde  des  sceaux :  Minislre  de  la  justice.) 
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Statistique  g^n^rale  de  la  France.  Tome  XXIII.  Statistiqae  annuelle  (ann^e 
1898).  Paris,  impr.  nationale,  1896.  Lex.  in.8.  X— 249  pag.  (Pablication  da  Hinist^re 
da  commerce,  de  llndastrie,  des  postes  et  des  tölögrapbes.  Table  des  matiires:  Moave« 
ment  de  la  popolation  pendant  l'annöe  1898.  -^  Etablissements  hospitaliers.  —  Statistiqae 
des  enfants  assist^s.  —  Sutistiqae  des  asiles  d'ali^n^s.  —  Monts-de-piöt^.  —  Liberallt^s 
aaz  Etablissements  pablies  et  d'utilitö  pabliqae.  —  Sinistres.) 

England. 
Agricaltaral  retoros  for  Great  Britain  showing  tbe  acreage  and  prodace  ofcrops, 
prices  of  com,  and  namber  of  live  stock,  with  agricoltoral  statisticsjfor  tbe  United  Kiogdom, 
Britisb  possessions  and  foreign  coantries  1896.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode, 
1897.  gr.  in-8.  LXIX — 288  pp.  2/. — .  (Contents:  Annaal  retarns  of  acreage  and  live 
stock.  —  Namber  and  sise  of  agricaltaral  boldings.  —  Distribation  of  sarface.  —  Chaoges 
in  crop  areas.  —  Prodace  of  crops.  —  Prices  of  corn,  meat,  and  otber  agricaltaral  pro- 
doce.  —  Imports  and  ezports  of  agricaltaral  prodace.  —  Colonial  and  foreign  agrical- 
taral statistics.  —  etc.  Maps:  Coanties  grouped  in  agricaltaral  divisions.  Cattle  in  each 
connty  in  1896.) 

Oesterreich-Ungarn. 

Oesterreichiscbe  Statistik.  Heraasgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central- 
kommission.  Band  XLV ,  Heft  2  :  Ergebnisse  des  Konkarsverfahrens  (in  Cisleithanien) 
im  Jahre  1898.  Bearbeitet  im  k.  k.  Jastiaministerinm.  XI— 58  SS.  fl.  1.—.  Bd.  XL  VI, 
Heft  8:  Der  österreichische  Staatshaashalt  in  den  Jahren  1898  and  1894.  XVII— 124  SS. 
fl.  2.—.  Band  XL  VI,  Heft  4,  Abteilang  1 :  SUtistik  des  Verkehrs  (in  Cisleithanien) 
ifir  die  Jahre  1894  and  1895.  I.  Abteilang:  Landstrafsen,  Wasserstrafsen,  Flafsschiff- 
fahrt  XXVI— 60  SS.  fl.  1,30.—.  Band  XLVUI,  Heft  1:  Sutistik  der  Sparkassen  (in 
Cisleithanien)  fUr  das  Jahr  1894.  XL— 57  SS.  fl.  1,50.—.  Band  XLVIII,  Heft  2: 
Statistik  der  Banken  (in  Cisleithanien)  für  die  Jahre  1894  and  1895.  XXXU— 25  SS. 
fl.  0,80. — .  Band  XLVIII,  Heft  8:  Statistik  des  Sanitätswesens  (in  Cisleithanien)  für 
das  Jahr  1894.  XL— 279  SS.  fl.  5.—.  Band  XLVUI,  Heft  4:  SUtistik  der  Unterrichts- 
anstalten (in  Cisleithanien)  für  das  Jahr  1893/94.  XXXVII— 210  SS.  fl.  8,40.  Zasammen 
7  Hefte.     Wien,  C.  Oerold's  Sohn,  1897.     Imp-4. 

Statistik  des  böhmischen  Braankohlenverkehrs  im  Jahre  1896.  Jahrg.  XXVIII. 
TepUts,  Drnck  von  C.  Weigend,  1897.  Lex.-8.  XLII— 80  SS.  Mit  der  bis  1896  er- 
gftnsten  chronologisch-statistischen  Tabelle  der  Kohienprodaktion  and  der  Kohlentransporte 
in  gröfst.  Imp.-Folio.  (Heraasgegeben  von  der  Direktion  der  Aafsig-Teplitxer  Eiseubahn- 
gesellschaft.) 

Statistik  des  aaswärtigen  Handels  des  österreichisch-angarischen  Zollgebiets  im 
Jahre  1895.  I.  Band:  Einleitang.  Vorbemerkungen.  Hauptergebnisse.  Verkehr  über 
österreichische  und  ungarische  Seehäfen.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei ,  1897. 
Boy.-S.  XXXII — 473  SS.  (Verfafst  und  herausgegeben  vom  statistischen  Departement 
im  k.  k.  Handelsministerium.) 

Bufsland. 
Beiträge  aur  Statistik  des  Riga'schen  Handels.    Jahrg.  1895.    I.  Abteilung:  Rigas 
Handelsverkehr  auf  den  Wasserwegen.     Riga,  L.  Hoerschelmann,  1896.  Imp.-4.  XI — 182 
and  21  SS.     (Heraasgegeben    im    Auftrage   der   handelsstatistischen    Sektion   des    Bigaer 
Börsenkomitees  von  Alex.  Tobien.) 

Italien. 
Annuario  sUtistico  italiano.  1897.  Roma,  tipogr.  naxionale  di  6.  Bertero,  1897. 
gr.  io-8.  IX — 308  pp.  1.  8. — .  (Pubblicasione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e 
commercio,  Direzione  generale  della  statistica.  Indice:  Posizione  e  dimensioni  nel  Regno. 
—  Snperflcie  e  popolasione,  movimento  deUo  stato  civile  ed  emigrazione.  —  Igiene  e 
sanitä.  —  Istrusione,  stampa  periodica.  —  Elezioni  politiche  ed  amministrative.  —  Bene- 
ficenza  ed  assistensa  pabblica.  —  Giustisia  e  carceri.  —  Agricoltura.  —  Industrie  e 
privative  industriali.  —  Mercedi  e  scioperi«  —  Preszi  di  alcuni  generi  alimentari  sni 
nercati  principali.  —  Valori  di  alcnoe  merci  stabillti  per  le  statistiche  doganali.  —  Con- 
samo  di  alcuni  generi  alimentari.  —  Commercio  coli'  estero,  navigazione  msrittima  e 
marina  mercantile.  —  Ferrovie,  tramvie  a  trazione  meccanica  e  strade  correggiabili.  — 
Poste,  telegrafi  e  telefoni.  —  Moneta,   credito-  e  istitati  di   previdensa  e  debito  ipotecario 
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iacritto    »tillü   propri«lii   ToDdiaria,  —  Finaose    ddlo   SUto    e  ÜDUtie   comunali  e  pröTiii- 
clali.  —  €U.) 

Stiitistica  deUa  casse  di  rbp&rmio  per  l'untio  1S94:  anno  Xl.  Ran»,  tip.  nftslo- 
ntüe  di  Bertero,  1897.  8.  XL — 321  pp.  (PubblicaziQne  del  ]tfim»tero  di  ag^coltarA 
isdiistnA  e  cotnoierdo,  divbiono  er o dito  e  previdenzn.) 

B  el^i  e  n. 

Repport  irienaal  &ar  Ti^Ut  de  Teasei^tiemeot  moyeo  en  ßolgfque  pr^sent^  anx 
cbambrea  lopislalivcs  1«  SO  mai  I89Ö.  XlVä»^w  perjude  triennuie  1891 — 1892^1893, 
Bruielle»,  impr.  J.  Gueauiere,  1896.     Folio.     CXLUl— 183  pn«, 

Sitttatioii  de  renseigoemetit  sup^rieur  doQaä  aox  frais  de  TEtat.  Rapport  tneiwat 
prdsent^  aux  chambrea  W^iÄlativts  le  10  juin  I89ö,  par  F.  Scboliacrt  (Ministr©  d«  Tift- 
täriear  et  de  riaslraction  publique).  Anu^es  1892,  1893  et  18^4,  Braxelles^  imprim. 
Goemaere,  1897.     Fglio.     CÜLXXJl— 434  pag. 

Holland. 

Jaarcfjfers  mtfregereu  door  de  Centrale  Commtssic  voor  de  statisllek.  Kolonieo 
1895  en  vorige  jar^».  'a  Gravenbage ,  van  WuddeD  &  MinijeleD^  1897,  gr.  in-8«  XXI — 
1^6  biz.  (Staüsciäcbes  Jahrbuch  des  KReichA  der  NiederlaiMle«  Derausg^geben  vou  der 
ätatistii^cheii  CeotralkotumissioD.  Abteilaug  Niederläudiscbe  KoIodIoq  ^  Jalirg.  1895  mit 
vergleichenden  Ziffern  der  Vorjahre,) 

M  e  il  e  d  e  e  li  ü  g  e  D ,  »tali»ii$cbo,  uitgegevea  door  het  Bureau  van  atatlsiiek  der 
genieeute  AmAierdmu.  K**  2:  De  gemeentelijke  inkomsteabelastiDg  in  de  belastiiigjareD 
1892 — 93  en  1893—94.  Amsterdam,  stads-drukkerij,  1897.  gr.  in-8.  Ul — 72  bli.  (SUti- 
»tiacbe  Mitteilungen  hrag.  vom  Gememdesitatiatii»chen  Bureau  der  Stadt  Amsterdam.  Nr.  2 ; 
Gemein deemkommensteu er  Amsterdams  in  den  Finanzjahren  1892/93  und  1893/94.) 

Spanien. 
Estadisiica  general  del  comerclo  exterior  de  E^paräa,    con    sus    provincia»  ultra« 
marina»  y  poteociaA    extraojeraa  en  1896,   formada   por  la  Direcdön  general  de  aduanait. 
Madrid,  MurUlo,  1897  eo  Folio.     XXXi— 990  pp.     pet.  7 . 

Afrien  (China). 

China.  Imperial  maritime  caaloms.  I*  Statistical  »eries:  N^  S:  Customa  gatette 
N*»  CXUL  January-March  1897.  8ha«ghal  1897,  4.  «07  pp.  |  1.—.  (Poblished  by 
Order  of  the  Inspcctor  general  of  cu5tam«i.  Contents :  Qaartorly  returns  of  trade :  Ibe 
21  treaty  ports.  —  Report  of  daea  and  dulfes.  ^-  Vesaeis  meai^ured  for  ton  nage.  — 
Kowloon  and  Lappa:  Quarterly  returns  of  trade*  —  Lungchow«  Meogtai^  and  TaCiifig 
(Tbibet):  Qnarterly  retorn«  of  trade«  — 

China.  Imperial  mantime  cus^toms.  I.  3lati»tical  serieft ,  u^*  3  and  4.  Beturna  of 
trade  end  trade  reporta  for  the  ycar  1896.  Part  I.  Report  on  th<?  trade  of  China 
(36^  issne),  abstract  of  stati&Cicä  (32^^^  isnue).  Shanghai  &  London,  Kelly  &  Wal&bt  resp. 
King  ^  Son,  1897.  4.  IV^Sl  pp.  $  I.*--.  (Fublished  by  order  ot  the  lii»p«ctOf 
general  of  customs.) 

Australien  (Kolooiea  Neu^Süd^Wales  nad  Nen-Seeland). 

Coghlan,  T«  A.  (Government  »tati^tician) ,  New  8oath  Wales.  StatietieAl  nfjitllm 
for  1895  and  previous  year».  Compiled  from  ofOdal  returns.  Sydney,  W,  A«  OllBell 
printed,  1897.     gr.  in-8,     XXVlll— 911   pp. 

von  Oadelsnen,  £.  J.  (Begistrar-GeDera))|  Report  on  the  re»uHs  of  a  Cenitta  of 
tbe  colony  of  New  Zealand  taken  for  the  night  of  tbe  IS^i  April,  1896.  Welliogtoo, 
J    MadLay  prioted,   1897.     4.     163  pp. 

13.    VerioMedesei. 

Bismarek'Jahrbuch  Herausgegeben  von  Horst  KohL  Band  111.  BerliOf  O« 
Hiring»  1896.     gr.  8.     X^Ö88  88,     M,   10.^. 

Geoeralbericht  über  da«  ötfentHche  Gesundheitswesen  im  RegBes.  Hildesfaeiiii 
in  den  Jahren  1892,  1893  and  1894*  ErstaHet  von  Gran  (RegE.  n  GehUedB,).  Bttdee- 
heim   1897.     gr.  8.      115  83.  mit  «ahlreichen  Tabellen. 

Gener albericbty  VllL  über  das  ÖtTeotliehe  Gesundheit wesen  des  Regbexirks  ROlo 
nir  die  Jahre  1892,  1893  und  1894  vow  (Reg.  tt,  IfedR.)  Meybofer.  Köln,  Draek  voa 
Greven  &  Becbtold,  1897.    gr.  8.     118  88. 
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Hirt,  6.  (Vorsitzender  des  Verbandes  deutscher  Musterzeichner  in  Leipiig),  Die 
Volksschule  im  Dienste  der  künstlerischen  Erziehung  des  deutschen  Volkes.  Leipzig, 
Seemann  &  C^,  1897.     gr.  8.     78  SS.     M.  1,50. 

Juden,  die,  als  Soldaten.  Herausgegeben  von  dem  Komittee  zur  Abwehr  anti- 
semitischer Augriffe  in  Berlin.  2.  Aufl.  Berlin,  S.  Cronbach,  1897.  4.  X — 167  SS. 
M.  6.—.     (A.  n.  d.  T.:  Die  Juden  in  Deutschland,  Teil  U.) 

Kaifser,  B.  (OLehrer,  Gmünd),  Geschichte  des  Volksschulwesens  in  Württemberg. 
Band  IL  Das  Volksschulwesen  in  Neuwürttemberg.  Stuttgart,  J.  Roth,  1897.  gr.  8. 
XI— 888  SS.  M.  5,50.  (A.  u.  d.  T. :  Das  Volksschulwesen  in  den  nenerworbenen  katho- 
lischen Landesteilen  Neuwürttembergs.) 

Kipper,  P.,  Geschichte  des  neugriechischen  Volksschulwesens.  Grofsenhain,  H. 
Starke,  1897.     gr.  8.     96  SS.     M.  S,25. 

Kam  ig.  Das  Sexualleben  und  der  Pessimismus.  Leipzig,  Max  Spohr,  1897.  gr.  8. 
46  SS.     M.  1.—. 

Mitteilungen,  wissenschaftliche,  des  Instituts  zur  Behandlung  von  Uniallverletsten 
in  Breslau.  I.  Heft.  Breslau,  Ed.  Trewendt,  1897.  Roy.-8.  80  SS.  mit  Abbildgn.  M.  2. — . 

Verhandlungen  der  XIU.  Versammlung  der  Gesellschaft  für  Kinderheilkunde  in 
der  Abteilung  für  Kinderheilkunde  der  63.  Versammlung  der  Gesellschaft  deutscher  Natur- 
forscher und  Aerste  in  Frankfurt  a.  M.  1896.  Hrsg.  von  (SanR.)  B.  Pfeiff'er,  Wiesbaden. 
Wiesbaden,  Bergmann,  1897.     gr.  8.     VIII— 237  SS.     M.  5.—. 

Wiener,  E.  (k.  k.  RegimArzt),  Die  hygienische  Beurteilung  der  MiUtftrkleidnng 
and  Rüstung.  Mit  Berücksichtigung  der  einschlftgigen  Faserstoffe  und  der  mechanischen 
Technologie.  Wien,  Braumfiller,  1897.  gr.  8.  VU— 307  SS.  mit  88  Abbildgn.  im  Texte. 
M.  7.—.     (Vom  k.  k.  Militftrsanit&tskomitee  gekrönte  Preisschrift.) 


Appy,  F.,  Trois  milliards  de  Fran9ais,  ou  la  Solution  des  qnestions  politiqne,  sociale, 
philanthropique  et  de  population.  Paris,  V.  Giard  &  E.  Briire,  1897.  8.  400  pag.  fr.  5.—. 

Bourgeois,  L^on,  L'^ducatioo  de  la  ddmocratie  fran9aise.  Discours  prononc^s 
de  1890  k  1896.  Paris,  Ed.  Corn^ly,  1897.  8.  III— S88  pag.  fr.  2.—.  (Table  des 
mati^res,  extrait:  L'4ducation  sociale :  1.  L'oenyre  de  l'dducation  civique  et  sociale.  2.  Le 
leodemain  de  T^cole.  3.  Le  patronage  d^mocratiqne  de  la  jeunesse  et  Pesprit  de  soli- 
dariti.  4.  L'enseignement  professionnel.  5.  La  Cooperation  et  Tid^al  social.  —  L'ödn- 
eation  artistique:  Les  artistes.et  la  d^mocratie.) 

Bourlier,  J.,  Les  Tcb^ues  et  la  Boheme  contemporaine.  Essai  d'histoire  et  de 
politiqne.     Paris,  F.  Alcan,  1897.     8.     fr.  8,50. 

Degaudran,  J.,  Pröres  d'Alsace.  Essai  sur  les  moeurs,  sur  Thistoire  et  sar  le 
regime  actuel  de  TAlsace,  pr^cöd^  de  Souvenirs  du  si^ge  de  Beifort.  Montb^liard,  impr. 
Hoffimann,  1897.  8.  445  pag.  et  grav.  (Chauvinistische  Schrift,  von  der  nur  15  nicht 
fir  den  Handel  bestimmte  Exemplare  gedruckt  wurden.) 

Jaggi,  E.,  Recherches  sur  la  th^orie  des  fonctions.  Besan9on,  impr.  speciale,  1897. 
io-4.     129  pag. 

Letonrneau,  Ch.  (prof.  k  l'Ecole  d'anthropologie  de  Paris),  Evolution  du  com- 
merce dans  les  diverses  races  humaines.  Paris,  Vigotfrires,  1897.  8.  fr.  9. — .  (Biblioth^ue 
anthropologique,  tome  XVIII.) 

China.  Imperial  maritime  customs.  II.  Special  series:  N^  2.  Medical  reports  for 
the  half-year  ended  31>t  March  1896.  51*t  Issne.  Shanghai,  Kelly  &  Walsb,  and  London, 
King  &  Son,  1897.  4.  IV — 102  pp.  with  flg.,  charts  and  graph.  (Contents:  Le  typhus 
des  £nrop4ens  k  Peking.  —  Reports  on  the  health  of  Newchwang;  Chungking;  Hau- 
kow;  Kiukiaog;  Wuhu;  Wenchow;  Swatow ;  Hochow  (Kiuogchow).  —  etc.) 

Mesrob  J.  Seth  (Armenian  examiner  to  the  University  of  Calcntta),  History  of 
the  Armenians  in  India  from  the  earliest  times  to  the  present  day.  London,  Luzac  &  C^ 
1897.     8.     XXU— 190  pp.,  cloth.     7/6. 

A  b  b  0  n  d  a  t  i ,  G.,  II  carattere  nella  vita  pubblica  e  Tauto-educasione  popolare. 
CaserU,  tip.  Fr.  Battista,  1897.     8. 

Verslag  aan  de  Koningin- Weduwe,  Regentes,  van  de  bevindiofcen  en  handelingen 
van  het  geneeskundig  staatstoezicht  in  hetjaar  1893.  's  Gravenhage,  Weelden  &  Mingelen, 
1897.  4.  472  biz.  (Inhoud :  I.  Geneeskundig  staatstoezicht.  —  II.  Uitoefening  der  genees-en 
artsenljbereidkunst.  —  III.  Bevindingen  en  handelingen  der  geneeskundige  ambtenaren 
omtrent  verschillende  onderwerpen.  —  IV.  Staat  der  volksgesondheit.) 
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Die  periodiBche  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

D  e  V  e  D !  r  social.  Hevae  ititeruatioiiale  d'^CQUoiiiie »  d'^hlstoire  et  de  phiiosopbre, 
3«  aunee,  1097.  N*^  7.  Juillet:  La  lol  des  revenutj  par  G.  SoreL  —  Les  bases  4eoao* 
miques  de  ta  satit^«,  par  Ad.  Zerboglto«  —  La  diaiocratle  et  le  droit  ßscat  datis  Tanti- 
qriit/i  et  particuliöremcnt  k  Äthanes,  par  G.  Plaioo  (suite),  — ^  La  questione  aiciliana  degli 
aolfi,  par  Caruso-Riisa.  —  etc. 

Jouroal  du  droit  interoatioDal  priv^  et  de  la  jurispradeDce  comparäe*  Si^  Anaie, 
1S97,  Not  5  a,  S:  De  Texpabion  des  ^traogera  appel^s  k  deveoir  Prao^ai»  par  le  bieo- 
fatt  de  la  loi,  par  A,  Laitiä  (prof.  k  la  facalt^  de  droit  de  Paris),  —  De  i'impoastbilit^ 
d'arriver  k  la  aQppressioa  dStiniÜre  des  cuuflUs  de  lois,  par  E.  Bartlo  (prof^  Lyon) 
[skiUe].  —  Quelques  coa&ideratious  5ur  i'id^e  d'ordre  public  international}  par  P.  Fectoui 
|[prtvat-docetitj  Padoae)  [äo]  —  De  la  forme  que  dolveot  rev^tir  le»  testameats  redigis 
i  l'^tranger  par  des  Fran9Aiü,  par  Coliii  (prol,  Al^er)  [ßnj.   —  etc. 

Journal  de»  Ecouoroiales.  LVI»  aunu,  1897.  JtiiUet:  Le  credit  a^neole.  Bapport 
d'ane  commissii^n  des  vatears  agricole&  Institute  en  IfiöSi.  —  Les  ehatnbres  de  compea- 
aatjoti  et  les  caisses  de  liquidatioOf  par  G.  Fran^ois  (fin)*  *^  Revue  des  principales  publU 
eations  t^conooiiques  de  l^^tranger,  par  Maur,  Block,  —  La  coop<6ration  dans  ragricultttre 
danoise,  par  D.  BelleL  —  La  crise  roidicalet  par  Eouxel.  —  Soci^te  d'^conoinie  poütique, 
r^uDion  du  5  juiilet  1897  :  DitfCttssioD :  De  li  fouction  sociale  de  la  riebesse.  —  CompMs 
rendus.  —  Cbrooique  ecODomiqae.  —  etc. 

Journal  de  la  Soci^t«:^  de  staUatique  de  Paris.  XXXVlIlt^e  antike,  1897,  N*^  7, 
Jtiilleti  Proc^verbal  de  la  s^ance  du  16  juin  1897.  —  Correspondaace :  M.  Adolpb« 
Coste,  an  dernier  mot  sur  le»  b^ti^öccs  compare»  du  travaU  et  du  capitaL  —  La  pope* 
tatioQ  de  Berlin  en  IS95|  par  P.  Mecriot.  —  Resultats  g^n^raux  et  cbarges  future«  des 
aiiisurances  ouvriferos  allemandesi  par  Maur.  Bellom  (1)  —  Chrooique  des  Iraosports^  par 
Hertel.  —  Informaiions:  1.  Nationalit^  (France,  1896).  S.  Le  commerce  ext^rienr  d* 
la  France  eu  18£ft6.  3.  Dono^es  pr^limiaatres  du  receuüeuieut  de  la  popiUatiao  en  Busaift 
9    IL  1897),  —  etc. 

He  forme  sociale.  Bulletin  de  la  Soci^t^  d'^conomie  sociale.  XVlIl'««^«  hqh^ 
I897|  H<^^  35,  äS  et  37,  ler  Juil]et~l«*r  AoÜt  1897:  Compte  retidtt  de  la  r^ Union  anDOcU«. 

—  De  In  liberte  testamentaire  chcz  les  peüptet  etraogerSf  par  Raoul  de  la  OraatCfit 
(1er  artiole).  —  Pour  Tenquete  etur  ja  marine  roarchande,  par  E,  Ko»tatid»  —  L*6tMt  de 
regime  corporatif  en  Autrkbe.  L'enquete  de  1895  et  ia  loi  da  23  färrier  1897|  pAf 
V.  Brantft«  —  De  la  sitnation  morale  des  en  Fants  loa^s  aux  formiers  du  Perche,  par 
(le  eure)  P*  Dronin,  —  L'alcoolisme  en  Normandief  d'apr^s  une  r^cente  enqu^te»  par 
L.  Mabilleao.  —  Une  nuit  k  Paris,  excursiou  au  pays  du  vice  et  de  la  muiirei  par 
P.  de  Cbiunberet  —  L'emploi  des  Fonds  dans  la  particlpatton  aux  beo^fices,  par  C.  lUx^f. 

—  Cbroaique  du  moavement  sodal,  par  Caaigeax.  —    etc. 

KeYue  g^n^rale  d'ndmlnistrAtioa*  Publication  du  Minist&re  de  fint^icar.  XX^^^* 
ann^ei  1897,  Mai  et  Juin:  Les  attelages  de  chiens,  per  Kdg.  Trigaut-Geneate.  —  Les 
cbarohres  de  commerce.  Etat  acinel  de  la  legi^iation  et  projets  de  reforme^  par  GuHlaoiBOt 
(auite  1  ot  2),  —  übservations  criiiques  sur  les  d^cision»  dites  souveruiues  des  eoiiMill 
generaux,  par  Gaston  Jfeze  (suite  2,  3  et  ün),  —  Clironique  d'Angleterre :  Loi  sur  l«l 
^otes  volontaires.  Le&  finances  de  Pexerclce  1896/97.  Le»  femmes  et  les  univeraitls, 
Budget  1897/98.  R^lormes  postalea  et  t^l^graphiques.  —  Cbronique  de  Belgiqae:  L'iii- 
apeetion  des  mines.  Budget  de  riiidaatrie  et  du  travair  —  Cbronique  d'ltatie:  L«» 
6l«ctions  italiennes.  Cais^es  des  ^coles.  — -  Cbronique  d*£spagne:  R^orgmiiisatioii  de 
radtninistration  aux  Autitles.  —  Chrooiqae  de  Tadminiatration  fran^^aise.  '-  etc. 

Revue  potitique  et  parlementaire.  No«  34->36 ,  Avril  k  Juin  1897:  Le  sociaiksiDe 
aux  Etats-UnUf  par  £.  Levas»eur  (de  rinstitut)  —  Les  objectioas  k  la  repH^sentation 
proportionnellei  par  E<  Naville,  —  Le  cinqul^me  mitliard  de  la  Banqae  de  France,  par 
(Comte)  Rochaid«  —  Le  contröle  de^  finances  de  TEtat,  par  K.  Besson  (if*  art.:  üo},  — 
La  questioo  de  fedöration  en  Auatraüe,  par  P.  Haistre.  —  La  prorogaLion  des  pouveif» 
disciplinaires  des  adminlstrateurs  de  commune  mtxte  en  Alg^rie,  par  Maar.  C^liu,  — - 
L'internationalisme  et  lldäe  de  patrie,  par  L.  Legrand.  —  Les  cooseil»  de  pr^fecture  et 
la  justice  administrative,  par  L.  Michoud.  —  L'armöe  en  1897.  —    La  questioo  des  • 
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€iat3,  p«r  fid.  Seligfnuna.  —  Les  Assurances  ouvri^reB  en  Atlemaj^e,  par  Idanr.  Belloa.  ^ 
La  r^fonne  de  la  loi  aar  le  travaiJ  des  femmes  et  de»  eüfaoU,  par  Läon  Milhaud.  — -  L« 
parti  progreAsiste :  Co  qnil  peut  et  doit  etre,  par  ud  deputS,  —  Lo  marcbö  financier  de 
Paris  et  les  projeta  de  r^orgAtibation,  pur  L,  Lacotnbe.  —  Le  probl^me  de  la  d^popu* 
latioQt  par  Jacque»  Bertilloo,  —  L'^volutioä  du  r^j^itne  \i^hl  du  travail,  par  Raou]  Jay.  — 
La  r^ forme  de  l'iffip6t  des  boissons^  par  A.  G.  Desbats.  —  etc. 

Revue  ioterDatlonale  de  »ociolo^ie.  5«  anodej  1897|  S^  7»  Jnillet:  Des  origines^ 
de  r^Tolulion  et  de  laveoir  du  jury,  par  Eaoul  de  la  Grasserie,  —  La  qaeition  pdnato 
an  poiut  de  vuc  etbiqae,  par  Wl  SolovieflP,  —  Notes:  La  cobdsiou  familiale  chiuoiae, 
|>ar  P.  d'Eojoy.  Les  qttestions  sociales  au  th^itre,  par  0.  d^AraaJo.  —  Mouvement  social : 
Fiataodt,  par  Ed.  Westertnarck«  —  etc, 

B.     England, 

Board  öf  Trade  Journat  Edited  by  tbe  cocomerciat  dr^parlineot  of  tfae  Board  of 
Trade.  July  1897:  Foreign  trade  ot  the  ü.  Kingdom.  —  Tbe  Stockholm  exhibiiion  and 
det'elopmeni  of  Swedish  trade  —  Credit-protectiog  unioDS  in  Germany,  —  Projected 
GermaD-Austriao  canalA.  —  Tbe  decadeoce  of  Marseilles  aad  the  propo»ed  Rhoue 
Caoa),  —  American  competitiou  witb  British  trade  in  Jnpiin.  —  Tbe  American  tiu^plate 
iadttstry.  —  The  mineral  and  nietal  production  of  the  Uoited  States.  —  Ttie  trade  and 
ioduatry  of  Punta  Arenas.  —  Tbe  trade  of  Egypt  in  1896.  —  The  tn.de  of  Barrar 
(Abys&inia),  —  South  African  porta  and  Transvaal  trade.  —  Eeviv&l  of  tbe  foreign  trade 
of  China.  —  The  fisberiea  of  Canada.  Customs  tariff  of  British  Guiana.  —  Tarifi  changes 
itod  castoms  regulations.  Extraeta  from  diplomatic  and  consniar  reports.  —  General  trade 
uot«s,  —  Proceedtngs  and  deUberations  of  Chambers  of  commerce,  etc.  —  State  of  the 
skilled  laboar  market  —  etc.  — 

Contemporary  Review,  the.  Augiut  I8d7:  The  new  imperiallsm,  by  Percy  A. 
Hurd.  —  Twenty  yeara  of  trade,  by  Mich.  G.  MulhalL  —  Ethics  and  science,  by  Jolia 
Wedgwood.  —  What  to  do  in  the  Eaat,  by  (Prof.)  W  M.  Ramsay.  —  The  referendnm 
ia  Aostralia  and  New  Zealaud,  by  Lilian  Tom».  —  Tbe  OrliSans  pretendert,  by  A.  D. 
Vandain.  —  A  remedy  for  Indian  famines,  by  (Prof.)  A.  S.  Ghosh,  -^  In  tbe  Houaa  of 
Commons  balf-fi-centnry  ago,  by  C*  Gnvan  Duffy.   —  etc. 

Economic  Review,  Published  quarterJy  for  the  Oxford  University  braacb  of  the 
Cbriitian  Soml  Union.  Vol.  Vit,  N°  3,  Jaly,  1897  :  A  brief  survey  of  englisb  towns 
and  roads  in  the  XUI^i  Century  —  some  royal  piouear,  by  Alice  Law.  — Receot  aspects  of 
tbe  carrency  que&tion,  by  H.  M.  Co  nach  er.  —  Tbe  fatlure  of  co -Operation  ^  by  Jos.  Ack- 
land«  —  Citisensbip  and  perionality,  by  N.  E.  Egerton  8 wann.  —  Modern  critieUms  of 
tli«  poor  law,  by  (Rev.)  L»  R*  Phelps.  —  Legii»latioO|  Parliamentary  inquiries,  and  ofßclal 
ratnrns,  by  E.  Cannan.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the,  N*  881,  July^  1897;  Prospertty  and  potltica  in  Italj. — 
Tbe  common»  and  common  fields  of  England.  —  The  native  States  o(  India.  —  Origins 
and    interpretations   of   primilive  religions    —  Public  opinion    and    South    Africa.  —  etc« 

Fortuightly  Review,  tbe.  August  1897:  Toryism  and  toil ,  by  C,  O.  Hay  and 
Her  Hodge.  —  Famin e«i  in  India  and  their  remedy,  by  Rome^h  C.  Diitr.  —  The  king 
of  the  ionrnalisu,  by  A.  B,  Vandam.  —  The  defeat  of  the  Armada^  by  (Major)  Mart. 
Hiime.  ^  The  preaeot  agitation  in  Indta,  by  (Sir)  M«  M.  Bhownaggree.  —  The  Sultan 
eod  the  ooncert  -*  eic^ 

Human  Stariao.  A  montbly  magasine.  Vol.  XI^  1897,  N^  l  and  2,  July  and 
Angni^t;  The  »oeial  conditio»  of  India,  by  Sarah  A  Tooley.  —  The  evil  of  blackmatl, 
Iry  (the  Rcv.)  Stewart  D.  Headlam.  —  The  poasibilitie»  of  womcn ,    by  J    M.  Robertson. 

—  Margaret  FuUer  in  Pa.ris,  by  J.  Jos.  Conway.  —  Sataniam,  ancient  and  modern,  by 
Julea  Bois»  —  Extravagante:  ean  it  be  right?  by  (the  Rev)  James  Adderley.  —  Love 
and  death,  by  St.  O.  Mivart.  —   Legal  encoaragements  to  blackmall,  by  E,  Betfort  6*x. 

—  The  rights  of  the  individnal  in  the  family,  by  (Mrs.)  O.  Beringer.  —  Natural  lifo  and 
Mitnrat  deatb,  by  B.  Baptist  Crofta,  —  etc* 

Journal  of  the  Institute  of  Aetuariea.  N^  CLXXIVI,  July  1897:  On  the  ratet 
of  »ortality  in  certain  parts  of  Africa,  by  A.  E.  Spragoe.  —  On  the  mortality  amoug 
fOTerametit  ofßelals  oo  the  we»t  coaat  of  Africa,  by  J,  R,  Hart  —  On  tbe  approximate 
ev«Iaatjon  of  the  integral  for  the  Compound  anrvivorahip  annoity,  by  R.  Todhunter.  — 
Oll  governmenlAl  regnlation  of  life  insnranc«  in  the  United  States  of  Amerku,  by  Sheppard 
OoDaoa,  —  Tbe  iMe  Professor  Sylvester.   —  etc. 


318 


Die  periodisch»  Fresse  do9  Auslandes, 


NtneUenth  Ceotury,  the.  N^  246,  Atigaat  1897:  France,  RoAsia^  and  the 
land  o(  the  jubÜeef  by  Franci«  de  PrcÄsena^»  foroiKn  editor  of  ,»Lo  Temp«.*'  —  The  toti 
IQ  Eogland,  bj  (Ihe  Karl)  of  Majo<  —  From  in^ide  Johannesburg:  a  narrmCive  of 
by  Lionel  PhlHips»  —  Schoot  children  as  wage  «amers,  by  (Hrs.)  Hogg.  —  EliaabelliaA 
rejoiciagir  a  retrospect,  by  Ed«  V«  Heward.  —  The  case  of  tho  foreiga  residents  inJaptii, 
by  Hob.  YouDg  (editor  of  ,,Kobe  Cbronicte^S  Japaa).  —  Pa«s  fishiog  for  tarpoo,  by  Bugh 
V,  Warreoder,  —  Oo  the  prison  treatmeot  of  juvenile  offender^»^   by  Bobert  White,  —  ete. 

C.     Oe»terreich-Ongaru« 

UandelBiniisetim,  das.  (Wien)  Bd.  Xfl,  Nr.  29—^38  vom  22.  VII.^12.  VIU. 
1897  :  Die  Keform  der  deutacben  SozialveraicberuDg^  von  (LGerE.)  W.  Kutemauo  (Brauo* 
schweig),  —  Die  deutsche  BaDdelskommisision  m  OsUslep,  —  Jahresbericht  pro  1896 
der  k.  k.  diploDO.  Agentie  und  de«  Generalküu&ulats  in  Sofin.  -^  Die  Cntwickelaog  der 
amerikanisch  CO  Handelspolitilt  und  der  neue  Zolltarif.  ^—  Die  £{lndjguDg  der  englischen 
H&ndelsvertriigo.  —  Zollgesetzgebung  der  V.  Staateu  von  Amerika.  —  Jtthre»bericht  pro 
ISdä  des  k.  u.  k.  Generalkonsulates  in  Shanghai.  —  Die  Kesultate  der  douticheii  Bemfi'^ 
ittatistik^  von  J.  Wernicke  (Charloitenburg).  —  Jahre^bertcbt  pro  1896  de;»  k.  u,  k.  Konsa- 
latea  in  Yokohama.  —  etc. 

Monatsschrift  für  christliche  äoatalreform  ^  GeselUchaftswissenschaft ,  volkswirt- 
schaftUche  und  verwandte  Fragen.  Jahrg.  XIX,  Heft  7:  Der  internationale  Arbeitet'- 
schyts-Kongrerji.  —  Die  Servituten  (rage  in  Gatizien.  —  Zur  Kenosetcbnung  der  Kapital" 
herrschkft,  —  Ein  Blick  in  die  Ueberwacfaung  de*  Wiener  Mtrktes.  —  WirtÄchaflliche 
Tagesf ragen,  —  Sozialer  Rßek blick,  —  elo, 

G.     Belgien  und  Holland. 

Revue  de  droit  ioterttatioual  et  de  UgUlation  comparde.  Tome  XXLX,  1897,  liv- 
raison  3:  Les  protectorats  de  rindo-Cbiue  fraoi^aise.  L'Anoam  ,  par  Ed.  Eogelhardi,  — 
Lea  Premiers  äl^tnents  de  l/orgsnisatioD  universelle,  par  Pierre  Kaaao&kj.  —  L«s  rligles 
de  Venise  sur  ta  nationalite,  par  E.  Catelani.  —  Des  contrats  conetus  par  correspondaiicai 
par  A.  Bindenburg.  —  L'üuification  du  droit  plnal  poxitif,  par  O,  Q.  vsn  Swlnderen,  — 
Le  droit  de  succe&sion  du  cofijoitil  survivant  eii  Angleterre,  en  Ecosse  et  ana  Elala*l7Bi», 
par  E.  Stocquart.  —  Natices  bibliogrwphiqnes.  —  otc, 

de  Econotniat  opgoricht  door  J.  L,  do  Bruyn  Kops.  XLVle  jaargangi  1887» 
Mei,  Juni  f  Juli/Au gustas:  Hoe  Amsterdam  oudtijds  de  belangen  der  medlsche  polllSt 
behsrtigdei  door  G.  Keukeina.  —  U  bet  mugelfjk  door  invoerrechteo  den  nationalen  arbtid 
le  bevordereti?  door  J.  vjitj  Dosteldorp  A.  M*».  —  Antwoord  van  den  Heer  G.  Mesdag 
jxn.  _  j,  viLu  Scbevicbaven,  vau  leveu  en  sterveo.  Aankondlgiog  van  A.  S.  van  Rec^tms 
{p.  430^453).  —  Jets  over  de  bevulking  vsn  Rotterdam  over  1898^  door  N.  J.  E.  de 
Voogl,  —  Het  verleenen  van  geldeUjke  hnlp  bij  den  aankoop  van  vee,  door  W.  EL  de 
Savornln  Lohmann.  —  £en  protectioni^tische  tbeorie  der  wisftelkoersen  door  A.  Zaguoiu, 
vertasld  door  J,  J.  van  Konijneuburg.  —  Eoropeescbe  koloni^atie  tn  de  tropen  en  ontgfo- 
tiing  vsn  Sttriname^  door  Quftrle»  van  ClYbrd  —  Economiscbe  krontek,  ^ —  Bandelskroniek. 
—  Economiäche  nalezingen  en  berichten.   —   etc. 

H.     S  c  h  w  e  i  s. 

Schweiaertsche  Blä|ter  für  Wirtschafts*  und  Sosialpolitik.  Redigiert  von  Haas 
M&Iler.  Jahrg,  V,  1897.  Nr.  1«,  IS  u.  14,  2.  Juniheft,  L  Juli-  und  9.  Joiiheft :  Die 
Arbeit.  Eine  Studie,  von  Krafft  (Arbon)  [Schlaf»]«  —  Die  Aufgaben  des  schwel aerischeo 
Bauernsekretariate,  von  E.  L.  —  Die  Bekimphing  des  anlaateren  Wettbewerbs  im  Licht« 
des  allgecnemen  Interessent  von  Hans  Müller.  —  Das  Krauken«  und  Onfallverslebernngs<- 
Projekt  in  aanitariscber  Beleuchtung,  von  (Dr.  med.)  G.  Beck.  —  Die  Lage  der  schweif«* 
rischen  Schuhmacher  und  der  schweiaeriacbe  Sohohmacherverband»  von  O.  li&rtens  fSekrettr 
des  Schuhmacherverbands),  —  Chronik  der  soxialen  Bewegung.  —  Wirtschaftschronik.  — 
Statistische  Notisen.  —  Die  ethische  Bewegung.  Uitteilungün  von  Gustav  Maier  (ZAHeti) 
Nr.  II,  1»  tt.  13. 

Zeitschrift  fUr  scbweiserisebe  Statistik.  Jahrg.  XXXIlIi  1897,  Lieferung  8: 
Statistische  Beiträge  sur  Morbidltfit  und  Mortalität  der  Stadt  Basel  während  der  Jahre 
1681^1890,  von  (Dr.  med.)  P.  HeQsler  [Basel].  —  Kuhurstatlstiscbe  Probleme.  Refeiit, 
gehalten  in  der  Sitzung  der  bernischen  statistidch-volkswirtscbaftlichen  GesellsekafI  vea 
St.  IIl.  1696^   von  C.  Hfihlemann    (Vorsteher   d«i  kantonalea   Statist.  Bftr«aiit).  —  Wm 
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ist  SUtistik?  Ton  N.  Reichesberg  (Dozent,   Univers.  Bern).  —  Dm  schweiserische  Tele- 
graphenwesen  im  Jahre  1896,  rerglichen  mit  1895. 

L'Union  postale.  Journal  publik  par  le  Barean  Internat,  de  TUnion  postale 
nniTerselle.  XXII«  volome,  1897,  Not  7  et  8,  l«r  jnillet  et  1«  «oüt:  Renseignements 
ooncemant  le  service  des  postes  dans  la  Noa^elle-Z^lande  pendant  l'ann^e  1895.  — 
Un  trait^  postal  de  1517.  —  Le  Congris  postal  universel  de  Washington.  —  Henri  de 
Stephan.  —  etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

Annalen  des  Deutschen  Reichs  ffir  Oesetsgebung,  Verwaltung  etc.  Jahrg.  XXX, 
1897,  Nr.  8:  Das  Reichsgesets  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  VII.  1897  unter 
Berücksichtigung  seiner  Anwendung  in  den  deutschen  Schutzgebieten,  erlftutert  von  K.  Ooes 
(Ports,  u.  Schlufs).  —  Gesetzentwurf  über  das  Auswanderungswesen,  nebst  Begründung.  — 
Hauptergebnisse  der  Berufszfthlnng  vom  14.  VI.  1895  im  Deutschen  Reich.  —  N*'  9 :  Er- 
findung und  Entdeckung.  Eine  patentrechtliche  Untersuchung,  von  Schanze  (Dresden). 
[Artikel  I— VIII.]  — 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Jahrg.  1897.  Nr.  11,  18,  18,  14,  Juni  bis 
Juli:  Das  neue  franiosische  Sparkassengeseta.  —   Die  Vervielfältigung   von   Landkarten. 

—  Zur  Oeschichte  des  Verkehrs  in  Schleswig.  —  Die  Philippinen.  —  Ein  Zeitungs- 
progranun  aus  dem  vorigen  Jahrhundert.  —  Das  Postwesen  der  Schweiz  im  Jahre  1896. 

—  Ueber  Russisch-Centralasien.  —  Die  englische  Kohle  und  ihre  Konkurrenz.  —  Die 
Verkehrsverhiltnisse  am  Persischen  Golf.  —  Die  eingegangene  Postdampfschiffslinie  Stral- 
sund-Malmd.  —  Zur  Geschichte  der  Hamburg- Amerikanischen  Packetfahrtaktiengesell- 
sehaft.  —  ThAtigkeit  der  Post-  und  Telegraphensparkassen  in  Rufsland  im  Jahre  1894.  —  etc. 

Archiv  für  Bürgerliches  Recht.  Band  XIII,  Heft  1,  Juli  1897:  Ueber  abstrakte 
and  kausale  Tradition  und  §  929  B.G.B.,  von  P.  Krückmann  (PrivDoz.,  G5ttingen).  — 
üeber  die  falsche  Reklame,  von  (OLaodesGerR.)  Tb.  Wolff  (Hamm).  —  Die  Bedeutung 
gesetzlicher  Zwangspflichten  für  das  Schadenersatzrecht,  von  (Rechtsanw.)  Linckelmannll. 
(Hannover).  —  Civilistische  Rundschau,  von  P.  Oertmann.  — 

Archiv  für  Oeffentliches  Recht.  Herausgegeben  von  P.  Laband,  F.  Stoerk.  Bd.  XU, 
1897,  Heft  S:  Die  Rechtsverhftltnisse  der  sog.  „Si^ets  mixtes*'  (Ports,  u.  Schlufs),  von 
(Prh.)  von  und  zu  Bodman.  —  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  Ehescheidung,  von 
Puld.  —  Die  Trennung  des  Notariats  von  der  Rechtsanwaltschaft  und  die  Errichtung  eines 
Bcichsnotariats ,  von  A.  v.  Weinrich.  —  Das  schiedsrichterliche  Verfahren  in  England, 
von  C.  H.  P.  Inhülsen.  ~  Litteratur. 

Christ  lieh- soziale  BlAtter.  Katholisch-soziales  Centralorgan.  Jahrg.  XXX,  1897, 
Heft  9  und  10:  Die  Frau  und  das  Christentum.  —  Sozialpolitische  Rundschau.  —  Der 
getaufte  Jude.  Ein  Beitrag  zur  Charakteristik  der  Wiener  „Antisemiten**.  —  Bürger- 
liches Gesetzbuch  und  Erbschaftssteuer. 

Deutsche  Revue.  (Stuttgart.)  Jahrg.  XXU,  1897,  August:  Neue  Bismarckbriefe. 
Veröffentlicht  von  H.  v.  Poschinger.  —  Aus  dem  Bunsen'schen  Familienarchiv  (II).  — 
Ans  Schmerlings  Leben,  von  Fritz  Lemmermayer.  —  Atavismus  und  Entwickelung  von 
(Prof.)  Cesare  Lombroso.  —  Aus  dem  Leben  eines  deutschen  Kleinstaates  vor  hundert 
Jahren,  von  P.  v.  Ebart.  —  Zur  Entwickelung  des  Reisens,  von  (Bfaj.  a.  D.)  D.  J.  Fried- 
beim.  ^  etc. 

Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich. 
Herausgegeben  von  Gustav  Scbmoller.  Jahrg.  XXI,  1897,  Heft  3:  Rosebers  politische 
Entwickelungstheorie,  von  O.  Hintze.  —  Die  Entwickelung  der  Königsmeister  im  franzö- 
sischen Zunftwesen  vom  Mittelalter  bis  ins  18.  Jahrhundert,  von  Rud.  Eberstadt.  — 
Strafrechtsreform  oder  Sittenpolizei?  (zu  §  361  Nr.  6  des  Reichsstrafgesetzbuchs),  von 
A.  Korn.  —  Die  Gemeinden  und  die  Arbeiterversicberung ,  von  H.  v.  Frankenberg.  — 
Die  Fabrik-  und  Sanitätsinspektorinnen  in  England,  von  Helene  Simon.  —  Zur  Geschichte 
der  Grundeigentumsformen  in  Kleinrufsland,  von  J.  Lutschizky.  —  Neuere  Litteratur 
BOT   Hamburgischen    Handels-    und   Wirtschaftsgeschichte,   von   Ernst  v.  Halle.  —  Eine 
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neuer«  eogli^chci  Stimme  über  dhs  Lolm-  und  Geworkvereinsprobtem^  von  M,  Biemier.  '— 
Die  Haopter^reboisife  der  tieuesteii  deutacheu  Haudwerkerstutijitik  von  1895>  von  Paa] 
Voigt.  —  Die  vom  , ^Verein  für  SaxiÄlpolitik^'  vcransUUeten  Untersacbuagen  über  die 
Lage  de«  HniidvrerkB  iu  DeutschlAnd  mit  besooderer  Bücksicht  auf  seine  Eonkurretis- 
fKhigkeit  gegoaüber  der  GrofäiDdastrie.    ZaajiniEDeDrA&&ende  DursteltUDg  von  H&na  Grandkek 

—  etc. 

Mus  ins*  Rundschau,  ßlütter  fiir  Veraicherungawisäenschiift.  K.  P.  Jabrg.  IX,  td9T, 
Heft  8:  Die  Sterblichkeit  der  Aersste.  —  Aus  dem  Berichte  des  acbweiMrischen  Veraicbe- 
rongsamta  ftlr  1805.  —  Die  Dnf«)lversicber«ug  ttnd  die  Aeri&te.  —  Die  Feuerversicbe- 
rungabedingungeQ.  —  Scbutapockenlmpfung  and  Tuberkulose.  — 

Neue  Zeit,  die.  J&hrg.  XV,  1896^97.  Bd.  U\  Nr.  41^44^  10.^51.  Juli  18&7 : 
Industrie  und  Finanz,  von  Th.  Kapelusz  (Schlafs)«  —  Zum  Scbnta  der  Arbeiterkinder, 
von  H-  Vogel.  —  lieber  die  VerwandtscbaftsorganisalioD  der  Zigeuner,  von  A.  Bebel*  — 
Redeo  oder  Kämpfen.  Eine  »weite  Epbtel  zur  Lindtagawkhlfrage,  voa  Ed.  Berostet».  — 
Orolsbetrieb  und  Kleinbetrieb  in  der  lächweiz,  von  O.  Lang.  —  Die  allgemeinen  Wahlen 
in  HoUand,  von  W,  H.  Vliegei).  —  Fotarland  und  TropeDdora,  von  H.  Vugel.  —  Dit 
aoaiale  Lage  der  Gärtner,  von  H.  Holm.  —  Die  tiuausielle  Politik  Buf&land«  in  de«»en 
potnitcbeo  ProviDzei),  —  Der  österreichltche  Kartellge^etsentwurf ,  von  Frita  Winter-  — 
Die  neueste  sosial demokratische  Partei  in  Amerika,  von  Pb.  Rappaport«  —  etc. 

Preufsiicbe  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  Haus  Delbrück.  Band  LXXXIX^ 
Heft  3,  August  1897:  Aui  Turan  und  Armenien «  von  P.  Rohrbach  (Berlin).  IL  Artikel. 
— ^  Stkude  uud  Berufe  io  Preufsen  gegenüber  der  naliuoateo  Erhebaog  de&  Jahres  1848, 
von  E.  Adam  (Qreifswald).  L  Art,  —  Die  Aera  der  wlrtseh&ftlichen  Kartell«,  von  einem 
rheiniücbeu  Industriellen.  —  PoLtiische  Korre»p4>Qden£ ;  Der  Bund  der  Laudwlrte*  Ab» 
lehnyng  des  Vereiusgeaetaes.  —  etc. 

Zeitschrift  des  k.  bayerischen  statistischeo  BÜreaui».  Redigiert  vou  desMO  Vor- 
atande  (OKegR.)  Blax  Proebst«  Jnhrgang  XXIX,  1897»  Nr.  1 :  Die  HauptergebnUe«  der 
UnterriohtMUtiäUk  im  KR  Bayern  für  das  Schuljahr  1894/95.  —  Ergebni&^e  des  Miatir- 
eraatzgeacbäftea  im  Jabro  1895  nach  Mitteilaugen  der  Militärmedizinalabteilung  des  k, 
Kriegammiskeriam«.  —  Das  Vorkommen  und  die  j>anitätspolJzeiliche  Bebandlang  tubar* 
kulöser  Sohlacbttiere  in  den  öfTentlichcii  Schlaühtböfen  Bayerns  während  des  Jahres  1898. 

—  Die  Bewegung  der  Gewerbe  in  den  Jahren  1895  und  1836.  '—  Die  Ernte  des  Jahres 
1898.  —  Geburts-  und  Sterblicbkeit^vorhältnisse  in  den  gröfseren  Städten  Bajerua  im 
eraten  Vierteljahre  1897. 

Zeitschrift  des  k.  preufaiscben  statistischen  Büreana«  Hrsg.  von  deasen  Direktor 
E.  Blenck.  Jkhrg.  XXXVII,  1897,  1.  n.  2.  Vierteljubrsheft:  Die  Fidetkommisse  in  Preufaen 
am  Ende  des  Jahres  189&.  —  Der  Feuerversicherungsverband  in  Mitteldeutschland,  von 
K.  Briroer.  —  Die  Sterblichkeitsverhältnisse  der  preufaischen  Bevölkerung,  von  A.  (Frh.) 
v«  Fircks.  —  Die  ZwangsversteigerBogeu  land-  und  foratwirtscbaf^licher  QrnndslÜcke  in 
Prenfson  während  der  Rechnungüjahre  l88{}/87  bis  1895/i}6.  ^—  Die  preafstscbeD  Spar- 
kassen im  Rochnung^jnhre  1895  bezw.  1895/96,  von  fi.  Evert.  —  Bücheranveigeo.  «- 
Statistische  Korrespondenz.  —  Besondere  Beilage:  Wirkliche  und  Mtttelpreise  der  wich- 
tigsten Lebensmittel  für  Menschen  und  Tiere  in  den  bedeutend»ten  Mitrktorten  der  prettfi^ 
sehen  Monarchie  während  dos  Kalenderjahres  1898  beaw.  des  Erntejahres  1896/98. 


« 


Fromatnneith»  Barhdnickerat  (Herauum  Folü«)  in  Jeea. 
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Die  Erfahrungen  in  den  deutschen  Grewerbe- 

gerichten. 

Von  • 

Dr.  J«  Jastrow, 

Privatdoient  Ar  BtMtswUsenscbaften  an  der  Dniversitftt  Berlin. 

Obgleich  das  Reichsgesetz  über  die  Gewerbegerichte  bereits  länger 
als  6  Jiuire  in  Kraft  ist,  so  ist  doch  die  Litteratur  über  die  thatsächlich 
entfaltete  Thätigkeit  dieser  Behörden  überaus  gering.  Die  rechtliche 
Bedeutung  der  einzelnen  Gesetzesparagraphen  ist  in  Kommentaren 
von  Wilhelmi-Fürst,  Bachern,  Mugdan,  Haas  u.  a.  erörtert.  Wie 
aber  die  wirkliche  Thätigkeit  in  der  Praxis  sich  gestaltet,  darüber 
liegt  an  zusammenfassenden  ^  Arbeiten  fast  nichts  vor,  als  der  Aufsatz, 
mit  welchem  im  ersten  Supplementband  des  Handwörterbuchs  der 
Staatswissenschaften  Stieda  seinen  diesbezüglichen  Artikel  (im  dritten 
Bande  des  Werkes)  ergänzt  hat. 

Zum  Teil  erklärt  sich  dies  aus  der  eigentümlichen  Zwischen- 
stelluDg  der  Gewerbegerichte  zwischen  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
behörden, welche  ihnen  in  litterarischer  Beziehung  den  Platz  zwischen 
zwei  Stühlen  zugewiesen  hat.  Die  Litteratur  über  das  Yerwaltungs- 
wesen  erblickt  in  der  Rechtsprechung  wenig  mehr  als  eine  Schranke 
für  seine  Thätigkeit;  ihr  ist  es  eine  ungewohnte  Aufgabe,  die  recht- 
sprechende Thätigkeit  selbst  als  Objekt  der  Verwaltung  zu  betrachten ; 
so  umfangreich  auch  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Verwaltungs- 
Rechtsprechung  geworden  ist,  ihre  Bearbeitung  ist  der  ganzen  Methode 
nach  nicht  ein  Bestandteil  der  verwaltungswissenschaftlichen  Litteratur 
geworden,  sondern  hat  sich  in  den  hergebrachten  Geleisen  der 
juristischen  Litteratur  bewegt.  Die  juristische  Methode  andererseits 
versagt  den  Gewerbegerichten  gegenüber  ganz  ebcDSo.  Sie  charakterisiert 
jede  Rechtsprechung  an  den  Produkten  der  höchstrichterlichen  Ent- 
scheidungen.    Zu    den   charakteristischen   Merkmalen    der  gewerbe- 

1)  Die  BechtsprechoDg  eines  einielnen  Gewerbegerichts,  das  Stnttgarter,  findet  man 
in  dem  Aafsats  seines  damaligen  Vorsitienden  Lantensehlager  in  SohmoUer's  Jahrbocb 
mr  Oesetngebong  189S  dargeeteUt. 

Dritte  reif  Bd.  ZIT  (LUX).  ^  | 
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gerichtiicheö  Thätigkeit  gehört  es  aber,  daß  ihr  die  höchstrichterUcI 
Spitze  vollkommen  fehlt  Der  Jurist  pflegt  von  Fragen,  die  noch 
niemals  zur  Entscheidung  eines  höchsten  Gerichtshofes  gekommen 
sind,  zu  sagen,  es  gebe  in  ihnen  noch  keine  Judikatur-  Wollte  man 
diesen  Ausdruck  adoptieren,  so  niüJite  man  sagen:  es  handle  sich  hier 
um  die  litterarische  DarstelluDg  einer  Rechtsprechung,  in  welcher  es 
keine  Judikatur  gebe. 

Die  gewerbegerichtlicbe  Thätigkeit  läßt  sich  auf  keine  andere 
Art  zur  Darstellung  bringen,  als  auf  Grund  detaillierter  und  fort- 
gesetzter Beobachtung.  Was  die  Gewerbegerichte  und  ihre  Ver- 
einigungen selbst  produzieren,  ihre  schriftlichen  Erkenntnisse,  ihre 
gedruckten  Berichte  und  Statistiken  liegen  tief  unter  dem  Niveau, 
bis  zu  welchem  die  hergebrachte,  in  der  höchstrichterlichen  Höhe 
schwebende  Judikaten-Litteratur  herabzusteigen  pflegt»  Noch  wichtiger 
aber  ist  die  Beobachtung  der  Thätigkeit  in  concreto,  die  Kenntnis 
der  leibhaftigen  Menschen,  denen  diese  Rechtsprechung  anvertraut  ist 

Denn  darin  liegt  die  wesentliche  Bedeutung  der  heutigen  Gewerbe- 
gerichte  für  unser  öffentliches  Leben  im  allgemeinen,  daß  sie  eine 
Menschenklasse,  die  bisher  von  jeder  Mitwirkung  an  der  Detailarbeit 
in  Staat  und  Gemeinde  ausgeschlossen  war,  zum  erstenmal  zu  dieser 
Mitarbeit  beriefen.  Unsere  Gesetzgebung  hat  bei  der  Bi^ündung 
des  Deutschen  Reiches  den  kühnen  Schritt  gethan,  die  Arbeiterklasse, 
welche  von  den  Landesparlamenten,  wie  vom  Beamtentum,  thatsachlicb 
auch  von  der  kommunalen  Selbstverwaltung,  sowie  von  Schoflen-  und 
Geschworenenbänken  ausgeschlossen  war,  in  den  höchsten  Rat  der 
Nation  zu  berufen ;  und  diejenigen,  die  in  der  Gewährung  des  all- 
gemeinen gleichen  Reichs- Wahlrechts  einen  politischen  Fehler  erblickten, 
haben  ein  Vierteljahr  hundert  hindurch  nichts  gethan,  um  diesen  Fehler 
nachträglich  dadurch  zu  mildem,  daß  man  diese  Schichten  durch  Er- 
weiterung des  landständischen  und  kommunalen  Wahlrechts,  durch 
weitherzigere  Rekrutierung  des  Beamtentums,  durch  vorurteilslosere 
Besetzung  der  Schöfi'en-  und  Geschworenen-Stellen  allmähhch  in  das 
politische  Verständnis  für  das  Detail  des  Staatswesens  hineinzog. 
Statt  dessen  wurden  vielmehr  die  Landes  Wahlrechte  (teils  durch  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  und  die  Wirkung  eines  neuen  Steuerrechts, 
teils  auch  durch  gesetzgeberische  Aenderungcn)  eingeengt,  das  Ver- 
waltungsbeamtentum nahm  in  dem  größten  deutschen  Staate  vielfach 
wieder  einen  annähernd  feudalen  Charakter  an,  das  kommunale  Wahl- 
recht wird  in  dem  größten  Teile  der  deutschen  Gemeinden  in  erster 
Linie  noch  nicht  einmal  (wie  gewöhnlich  geglaubt  wird)  durch  das 
Dreiklassensystem  bestimmt,  sondern  weit  energischer  dadurch,  daß 
vermöge  des  Zensus  sogar  in  die  dritte  Klasse  nur  ein  kleiner  Teil 
der  Arbeiter  hinein  kommt;  in  ungezählten  deutschen  Gemeinden 
ist  die  zahlreichste  Bevölkerungsklasse  vom  kommunalen  Wahlrecht 
gänzlich  ausgeschlossen. 

Da  war  es  nun  von  der  größten  Wichtigkeit,  daß  das  Reichsg^etx 
vom  29,  Juli  1890  für  eine  Gattung  von  Behörden  den  positiven 
Grundsatz  aufstellte,  daß  sie  nicht  anders  fungieren  dürften,  als  UBter 
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Mitwirkung  von  Arbeitern.  Hieriu  liegt  das  yuterscheidende  Merkmal 
der  Gewerbegerichte;  und  nur  in  der  Arbeiterversichennig,  deren 
Organisation  aber  einem  staatlich  anerkannten  Vereinsleben  näher 
steht  als  wirklichen  Behörden,  haben  sie  Vorläufer.  Das  Reichsgesetz 
stellt  es  als  das  erste  und  wesentlichste  Erfordernis  des  Gewerbe- 
gerichts  hin,  daß  es  zu  gleichen  Teilen  aus  erwählten  Vertretern 
der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  unter  einem  unparteiischen  Vor- 
sitzenden zusammengesetzt  sein  muß.  Daß  das  Gesetz  selbst  dies 
als  seine  wesentliche  Bestimmung  betrachtet,  geht  daraus  hervor, 
daß  es  (§  80)  in  allen  Punkten  die  bestehenden  Gewerbegerichte  fort- 
bestehen ließ,  wenn  sie  in  diesem  Punkte  dem  Gesetze  Geniige  leisten; 
daß  es  sie  aber  für  aufgehoben  erklärte,  wenn  sie  nicht  beim  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  diese  Aenderung  bereits  vollzogen  hatten*). 

Hiermit  häuj^t  zusammen,  daß  den  Beisitzern  für  ihre  Zeitver- 
säuronis  eine  Entschädigung  ausgesetzt  wurde.  Auch  hierin  hat  das 
GewcrbegerichtS'Gesetz  nur  in  den  Reichs- Versicherungsgesetzen  einen 
Vorläufer  Bis  dahin  hatte  man  mit  dem  Begritf  des  Ehrenamtes  die 
Unentt^eltlichkeit  für  notwendig  verbunden  gehalten.  Für  ehrenamt- 
liche Thätigkeit  war  wohl  Ersatz  der  baren  Auslagen,  insbesondere 
Reisekosten  u.  ä.,  gestattet.  Daß  aber  Jemand  für  seine  Zeitversaumnis 
eine  Entschädigung  erhalten  sollte  (welche  für  die  Arbeiter-Beisitzer 
des  Gewerbegerichts  in  dem  Sinne  gemeint  war,  daß  sie  für  diese 
Thätigkeit  etwa  in  demselben  Verhältnis  besoldet  werden  sollten,  wie 
für  jede  Berufsthätigkeit),  das  hatte  man  bis  dahin  mit  dem  Begrift^ 
des  Ehrenamtes  für  nicht  vereinbar  gehalten.  Die  bisherige  Auffassung 
repräsentiert  etwa  die  anständige  Gesinnung  eines  behäbigen  Bürger- 
tums, das  es  für  unter  seiner  Würde  hält,  sich  für  gemeinnützige 
Thätigkeit  besolden  zu  lassen,  so  lange  es  nicht  in  das  Berufsbeamten* 
tum  eintritt.  An  ihre  Stelle  tritt  jetzt  ein  anderer  Begriff  des  Ehren- 
amtes und  andere  Begriffe  von  Anstand  in  diesen  Dingen.  Wenn  man 
es  bisher  nicht  für  recht  anständig  hielt,  sich  für  Thätigkeit  im 
lüteresse  der  Gesamtheit  besolden  zu  lassen,  so  ist  es  andererseits 
von  der  Gesamtheit  durchaus  nicht  anständig,  diese  Dienste  unentgelt- 
lich anzunehmen.  Diese  beiden  Anschauungen  stehen  in  schroffem 
Widerspruch  miteinander.  Im  Gewerbegerichts-Gesetz  hat  die  neue 
Anschauung  in  ihrer  ganzen  Einseitigkeit  gesiegt:  eine  Ablehnung  der 
Eotschädigungsgelder  ist  untersagt  - ).     Es  wird  noch   lange  dauerUf 


1)  Auch  dfts  V«rr«hreD  kooote  hti  dieAeu  ftltereti  GawerbB^ericbten  uQverindert 
bltibtto,  mit  d€r  einzigeo  AasD«hin€^  dafs  für  die  Vertretotig  darcb  Rechtsjiowilte  eto. 
4a«  reielistceseUlich*  Verbot  {%  Sd)  Platx  griff, 

2}  Mit  d«Q  Dilten  der  AbgeordDotoct  JD  d«D  Landtagtn  lij««ii  tioh  diet«  Eni- 
ic)iidigußg>g«lder  olcbt  vergleichen.  Denn  weno  es  auch  ein  offrae«  Oeheimni«  tst^  doTs 
9*  Abgeordnet«  giehtp  welche  ihre  Üiiiteti  ah  BesUodteil  Hires  EiDkommeos  betrachten, 
Ml  g«bt  die  6e»et2gebiing  doch  nttr  davon  aas,  daf«  sie  die  Mehmujgaheii  decken  »oneii, 
dl«  dem  Abgvordnetea  dnrcb  teino  Tbätif^keit  erwachsen ;  eine  Fiktion,  die  so  weit  g«- 
getrteb«n  wird«  dafs  in  Preuraen  so^ar  die  Dlät«n  für  steuerfrei  erklärt  wurden  (Minlat«rial- 
aowcisang  vom  5.  Aagui^t  lS9t  %am  Einkommensteaer-Gea«tSf  Art.  23^:  ,,mls  Enucfaidigang 
Hr  die  eoU  der  ErfÜUuug  etc.  rerbundenftn  Aaf Wendungen*^).  Die  EnltdkldlgiiOftgeMtr 
Air  deo  Arbeiter-Beisitier  werden  aber  grundsltslleb  so  bemeiseo,    dif»  er  für  sein«  Bei^ 
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bis    diese   beiden    miteinander   ringenden    Anschauungen   in    unseriöi^ 
öffentlichen  Leben  ins  Gleichgewicht  gebracht  sind.    Einstweilen  findet  | 
der   mit  dem  Gewerbegerichts-Gesetz   eingeführte  Gedanke   der    Ent- 
lohnung für  ehrenamtliche  Thätigkeit  noch  ein  weites  Bethätigungs- 1 
feld.    Und  so  wünschenswert  es  ist,  daß  sich  diese  Entlohnung  inner- 
halb mäßiger  Grenzen  hält,  damit  sich  hier  nicht  eine  neue  Carriere 
für  Ehrenamtsjäger   eröffnet,   ebenso   wünschenswert  ist   es,    daß  der] 
Grundsatz  der  Entlohnung  zunächst  überall  da  angewendet  werde,  wo  j 
es  im  Interesse  der  Gesamtheit  selbst  liegte   die  wenig  bemittelten | 
Bevölkerungsklassen  zu  den  Aemtern  heranzuziehen. 

So  wichtig  aber  auch  diese  beiden  Punkte  sein  mögen,  die  Heran- 
ziehung der  Arbeiter  und  die  ehrenamtliche  Entlohnung,  so  sind  sie  | 
doch  nicht  der  eigentliche  Anstoß  zu  dem  deutschen  Gewerbegerichts- 
Gesetz  gewesen.    Dieser  Anstoß  lag  in  den  Klagen  darüber,   daJS   für 
Lohnstreitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern   die  gewöhn- 
lichen Gerichte  zu  langsam^  zu  kostspielig  und  zu  schwerfällig  arbeiten. 
Schnelle,   billige  und  bequeme  Justiz   sollte  geschafft  werden.     Aus 
diesem  Grunde  hatte  schon  die  norddeutsche  Gewerbeordnung  von  1869 
(entsprechend  der  preußischen  von  1849)  in  diesen  Streitigkeiten  den 
Gemeinden  eine  Vorentscheidung  gegeben,  welche  rechtskräftig  wurde, 
wenn  binnen  10  Tagen  keine  richterliche  Anrufung  erfolgt  war.    Allein 
diese  Maßregel  erwies  sich  als  unpraktisch,   weil  in  der  Gemeinde- 
verwaltung die  geeigneten  Organe  fehlten,  und  weil  nirgends  der  An- 
sttjß  dazu  erfolgte,  für  diese  formlose  und  mehr  vermittelnde  Thatig* 
keit   eigene   Beamte  anzustellen.     Eine   solche  Anregung   sollte   das  ^ 
Gewerbegerichts-Gesetz  vom  29.  Juli   1890  bieten.    Das  Gesetz  ver*fl 
zichtete  darauf,   diese  Behörden  obligatorisch  zu  machen.     Es  wurde™ 
vielmehr  den  Gemeindekollegien  überlassen,  sie  durch  Ortsstatut  aus- 
zuführen, und  nur  der  Landes-Centralbchörde  eine  Art  Notrecht  gegen 
störrische    Kommunal  Verwaltungen    gewährt    (§    1).      Zwischen     dem    i 
Reichstage  und  dem  Bundesrat  konnte  in    einer  früheren  Le^slatur-  fl 
Periode  keine  Einigung  erfolgen,   weil  die  Regierungen  für  sich  das^ 
Recht  in  Ansprach  nahmen,  den  Vorsitzenden,  dem  die  verantwortliche 
Leitung  der  Rechtsprechung  übertragen  wurde,  zu  bestätigen,  während 
der  Reichstag  sich  dessen  weigerte.    Noch  waren  die  bösen  Erfahrungen 
im  Gedächtnis,   die  man  namentlich  in  der  Reaktions-  und  Konflikts- 
zeit in   Preußen  gemacht  hatte,   wo  das   Bestätigungsrecht  der  Re- 
gierung ganz  einseitig  zu  dem  Zweck  gebraucht  wurde,  die  Selbst- 
verwaltungskörper daran  zu  verhindern,   solche   Männer  zu  wählen, 


Bltxerthätlgkeit  deDaetbeo  Lolm  empfingt  wie  für  jede  Andere.    D&darch  freitich,  dftft  dffi 
Lohn  fiir  Arbeiter^Beiiitier  and  für  Uoternehmer' Beisitzer  in  den  OrtMtaitiiteo  j^lekli  bt-j 
mftsAeii  wird,  »teJlt  lich  die  EntacliIdigaDg  im  wesentJicben  &U  eine  11  a^Aregel  su  gmahtm  ] 
dei    Arbeil er»tfinde$   dar      Und  weon  die  Verweigerang   der  AnDahme    geseUlieh  fftf  im- 
sUtthftft  erkUrt  wird  (§  18,  Sirhlars),    so    bat  du  prAktisirh    nur  die  Bedeatang^    dmfa   M 
den  UutemebtnerD  unmöglich  f^eniHcht  werden  aon,    durch  Ablebnang    der   imbedeuleiideD 
Summe  ihr   den    Charfikter   einer   Art    Mitleidflgewfihrniig   an    die    Arbeiter    auCtadrüekeii. 
La    Berlin   Übcrloisen    die  Unternebnier-Beisitaer  ihre  Entschüdigung*geJder   in    der   Reg«! 
der  KMae  einei  von  ibnen  gebildeten  .^Vereins  der  Arboitgeber-ßeifitaer  am  Otwerbegaridil 
Berlin«. 


Die  Erffthraof^ti  in  den  deiitsohcn  Gewerbegerichten. 
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M^uch  ihr  politisches  Vertrauen  genossen .  Im  Sommer  1890  kam 
endlich  auch  in  dieser  Frage  eine  Einigung  zustande  auf  der  Grund- 
lage, daß  die  RegieruDg  zwar  das  Erfordernis  der  Bestätigung  im 
Prinzip  aufrecht  erhielt,  aber  darauf  verzichtete,  wenn  zum  Vor- 
sitzenden ein  Beamter  gewählt  wurde,  dem  bereits  in  seinem  Haupt- 
amt staatliche  Ernennung  oder  Bestätigung  zu  teil  geworden  war*  —  Für 
das  Verfahren  gelten  in  der  Hauptsache  die  Bestimmungen  der  Civil- 
prozeßordDung  über  die  Amtsgerichte.  Aber  wenn  schon  im  Verfahren 
vor  den  Amtsgerichten  der  sogenannte  Prozeßbetrieb  durch  die  Par- 
teien im  Zustellungswesen  sich  als  Prinzip  nur  dadurch  hält,  daß  das 
Gesetz  selbst  ihn  mit  einer  eleganten  Wendung  beiseite  geschoben 
und  an  seine  Stelle  etwas  verschämt  den  Gerichtsschreiber  gesetzt 
hat,  so  hat  das  Gewerbegerichtsgesetz  sich  von  diesem  alamodischen 
Gedanken  ganz  emanzipiert  und  ist  in  herzlicher  Einfachheit  zu  dem 
alten  Grundsatz  zurückgekehrt:  „Die  Zustellungen  in  dem  Verfahren 
vor  den  Gewerbegerichten  erfolgen  von  Amts  wegen**  (§  30).  Dies  im 
Zusammenhang  mit  dem  Verbot  der  Vertretung  durch  Rechtsanwälte 
oder  Volksanwälte  (§  29)  hat  dem  Verfahren  ein  Gepräge  gegeben, 
das  der  alten  Prozeßleitung  durch  den  Richter  erheblich  näher  steht 
als  dem  modernen  Ideal  des  Prozeßbetriebes  durch  die  Parteien.  So 
kann  man  das  gewerbegerichtliche  Verfahren  ungefähr  dahin  charak- 
terisieren, daß  für  dasselbe  die  Vorschriften  des  amtsgerichtlichen 
Prozesses  gelten  mit  Ausnahme  des  dort  noch  fiktiv  aufrecht  erhaltenen 
üauptprinzips,  des  Prozeßbetriebes  durch  die  Parteien.  Gerichtskosten 
sind  bei  Beträgen  bis  zu  20  M.  auf  1  M.,  bei  größeren  Objekten  auf  etwa 
3  Proz.  festgesetzt  Auf  die  gütliche  Beilegung  wurde  dadurch  eine 
Prämie  gesetzt,  daß  der  Vergleich  für  gäuzUch  kostenfrei  erklärt  wurde. 
Eine  Berufung  an  die  Landgerichte  ist  nur  bei  Objekten  über  100  M. 
zulässig,  hindert  übrigens  nicht  die  sofortige  Vollstreckbarkeit  des 
Urteils.  —  Den  Gewerbegerichten  unterstehen  nicht  alle  Arbeiter,  sondern 
nur  diejenigen,  die  dem  Tit.  7  der  Gewerbeordnung,  dem  sogenannten 
Arbeiterschutz-Gesetz,  unterstellt  sind,  Werkmeister  und  sonstige  höhere 
Angestellte  (Techniker,  Chemiker,  Zeichner,  Betriebsbeamte  etc.)  unter- 
stehen den  Gewerbegericbten  nur  dann,  wenn  ihr  Jahresgehalt  nicht 
über  2000  M.  beträgt 


1)  Errichtung  und  Verfassung  der  Gewerbegerichte. 

Während  der  Beratung  des  Gewerbegerichts-Gesetzes  wurde  die 
Btjfürchtung  geäußert,  daß  die  Bourgoisie,  welche  in  allen  Gemeinde- 
vertretungen die  maßgebende  Macht  hat,  von  der  ihr  erteilten  Befug- 
nis keinen  Gebrauch  machen,  daß  Gewerbegerichte,  wenn  sie  nur 
fakultativ  seien,  nicht  recht  praktisch  werden  würden.  Lieber  die  Be- 
rechtigung dieser  Besorgnis  haben  die  Thatsachen  entschieden.  Heute 
bestehen  auf  dem  Boden  des  Deutschen  Reiches  bereits  284  Gewerbe- 
gerichte.    Von  diesen  sind  auf  Grund  alterer  Landesgesetze  errichtet : 

16  Königliche  Gewerbegerichte  in  der  Rheinprovinz  (Düsseldorf, 
BarmeUf  Duisburg,  Elberfeld,   Essen,   Krefeld^  Lennep,   M.-Gladbach^ 
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Mühlheim  a.  Ruhr,  Opladeo,  Remscheid,  Solingen,  Velbert,  Vohwinkel, 
Köln,  Mülheim  a.  Rh,),  5  kaiserliche  Gewerbegerichte  in  Elsaß-Lothringen 
(Straßburg,  Thanii,  Markirch,  Mülhausen,  Metz),  3  Gewerbegerichte  iu 
den  Hansestädten,  sowie  5  Berg-Schiedsgerichte  im  Königreich  Sachsen; 
zusammen  29  *). 

Bei  diesen  war  die  Uebereinstimmung  in  der  Zusammensetzung 
durch  das  Reichsgesetz  §  80  vorgeschrieben,  wenn  sie  fortdauern  sollten. 
Die  Uebereinstimraung  ist,  soweit  erforderlich,  durch  Landesgeset£ 
hergestellt  worden^).  Außerdem  wurden  6  Berggewerbegerichte  er- 
richtet (in  Preußen  5;  Waldenburg,  Beuihen,  Dortmund,  Saarbrücken, 
Aachen;  in  Braunschweig  1:  Helmstedt),  was  nach  §  77  des  Reichs- 
gesetzes durch  die  Landes-Centralbehörde  geschieht,  Sämtliche  übrigen 
Gewerbegerichte  sind  aus  freier  Initiative  der  Gemeindevertretungen 
hervorgegangen  *).  Sie  sind  in  der  Hauptsache  eine  Schöpfung  der 
Jahre  1892—94,  in  denen  im  Durchschnitt  jede  Woche  1—2  Gewerbe- 
gerichte errichtet  wurden. 

Die  geograpliische  Verbreitung  der  Gewerbegerichte  geht  aus 
nebenstehender  Tabelle  1  hervor: 

(Hieho  Tubello  1  «uf  S.  327.) 

Unter  den  28  Großstädten  des  Deutschen  Reiches  befindet  sich 
nicht  eine,  welche  nicht  bereits  ein  Gewerbegericht  besäße.  Unter  den 
29  Gemeinden  mit  50  bis  100  ÜOü  Einwohnern  sind  nur  2  ohne 
Gewerbegericlu.  Die  eine  ist  Darmstadt,  wo  die  Errichtung  dem 
Vernehmen  nach  bereits  in  die  Wege  geleitet  ist;  die  andere  Rixdorf, 
eine  Landgemeinde  ohne  städtische  Verfassung  unter  den  sonderbaren 


1)  Sticdi,  Das  Gewerbegericfac  (Loipiig  IBSO),  S.  51,  sllilt  21  tkuU  Dftbel  »ind  dS« 
5  «icbslschen  Bergschi« dsge richte  (über  deren  Cb&raktcr  sich  io  der  Thiti  damikU  s^trciun 
lief»)  mit  ätil beb w eigen  ubergaoge»,  Iu  der  BheinproTtDx  giebt  Stieda  nur  13  an  (stiiU  16)t 
und  »US  den  HMuaest&dten  nur  Hamburg  and  Bremei],  obgleich  anch  Lübeck  bereiu  teit 
1B77  ein  Gewerbegericht  beinß.  Andererseits  sind  die  von  SdedA  «ßgeführten  Behörden 
in  MetHtea  und  DarmaUdt  An  die^Mir  Stelle  nicht  mitfSQSt&hlenf  dft  sie  bei  InkrAfUreteo  dea 
Beichsgesetzes  eingegnngen  waren  oder  eingingen.  —  Auf»erdcm  giebt  Stieda  (S.  142-^144) 
noch  ein  Verie'tchpi^  von  78  gewerbttchen  Schiedsgericbten,  welche  auf  Grund  des  ehe* 
maligen  §  12Öa  Cnoch  frQber  §  108)  der  Gewerbeordnung  errichtet  sind.  Diese  hitten 
njich§  81  des  Gewerbegerkhte-UesetBes  sämtli  cb  als  Gewerbegerichte  fortdanem  naössea. 
Dies  ist  jedoch  nicht  der  FhU,  Die  vter^  denen  St,  ein  Frageaeichea  beigtebt,  werdefl 
nicht  die  einzigeD  seiui  deren  Existeni  fraglich  war;  andere  mögen  sich  noch  vor  Iiikimft- 
treten  des  Beichsgeaetze»  aufgelöst  baben^  noch  andere  vielietcht  in  Vergessenheit  ge- 
raten sdn. 

S)  Preufsen  hat  nicht  blofst  wie  es  reicbsgesetilich  erforderlieh  war,  die  ZosamiDiii- 
MtBttDg  der  Königlichen  Gewerbegerichte  in  der  RheinproTinz  nach  den  neuen  GrandsIttM 
geregelt,  sondern  durch  Landeügesetz  vom  II.  Juli  1891  aneh  für  die  ZasÜtndigk«il  mod 
die  Thftligkeit  dieser  Gewerbegerichte  die  eiotchlägigen  Abschnitte  des  Reicbsgesets«a  fSr 
mAfsgebend  erklärt.  In  der  Hauptsache  uoterscheiden  sie  sich  von  den  reichages9tiUeb«i 
Oewerbegerichteu  nur  dadurch,  dafii  sie  staatlichen  Charakter  tragen»  insbesondere  d«r 
Yoraitsende  von  dem  Regiemogspriaidenten  ernannt  wird.  Fem  er  Uatoburgisches  GcaaCi 
Tom  12«  Febr.  1892,  Bremisches  Geseti  vom  B.  Mira  1892,  Lübeckischo  GeseUe  betr.  Oe- 
Werbegerichte  vom  30.  Nov.  1691  and  17*  Juli  1893,  sowie  betr.  Einsetxang  eines 
EiDigUDgsamtes  vom  16.  Juni  1890.  Betr.  EUafs-LothriDgen  s.  n.  Abschn,  4  :  ,,Einigiings- 
Imter"';  betr.  siUbsische  BergBchiedsgericbte  S.  333*. 

d)  Dton  auch  die  älteren,  in  Anm.  1  erwähnten,  Schiedsgerichte  gingen  Mrf  InitiAtive 
dtr  Gemeinden  lurack. 


Die  ErfAhrongen  In  d«n  dtnteehen  Gtowerbegeriehteo. 

Tab.  1.    VerbreituDg  der  Gewerbegerichte  im 
Deutschen  Reich,  am  31.  Dez.  1896. 
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No. 


8 

4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
18 
IS 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
88 
88 
84 
85 
26 


Staatan  und  LandMtoile 


ProT.  OstpranfiMD .... 

,y    WistpreuÜMo   .     .     . 

Stadt  Berlin 

ProT.  Brandenburg    .    .     . 

^    PoBmem    .... 

n    I^o« 

„    SeUeiien     .... 

Sachten 

„  Schleswig-Holstein  . 
„  Hannorer  .... 
„  Westüslen  .... 
„  Hessen-Nassan.  .  . 
y»  Bheinland  .... 
Hobenaollemsche  Lande    . 

PrtnflMa 

Bajem  rechts  des  Rheins . 
Bajem  links  des  Rheins   . 

Bajern 

Sachsen 

Wflrttemberg 

Baden 

Hessen 

Meeklenborg^bweriD  .  . 
Sachsen -Weimar  .... 
Meeklenborg-Strellts.     .     . 

Oldenburg 

Bnunschweig 

Sachsen-Meiniogen  .  .  . 
Sachsen-Altenbnrg  .  .  . 
Sachsen-Coburg-Gotha  .     . 

Anhalt 

Schwaraburg-Rudolstadt  • 
Schwaraburg-Sondershaosen 

Waldeck 

ReuTs  Ut.  Linie  .... 
Renrs  Jfing.  Linie  .  .  . 
Schanmburg-Lippe     .     .     . 

Lippe      

Lflbeck 

Bremen 

Hamburg 

Elsa(s-Lothringen .     .     .     . 

Dtvtsehat  Reieh    .    • 


Zahl 

der  Oewerbe- 

gerlchte 


4 
lo 

I 
«7 

5 

«3 
3' 
13 
II 
i8 
15 

12 

3» 


182 

18 

8 


«3 

i6 

8 
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Verb&ItDissen  eines  Berliner  Vorortes.    Mehr  als  100  Gewerbegerichte 
bcÄnden  sich  in  ganz  kleinen   St&dten  (unter  15000  Einw.).     Die 


328 


J.  J»itrow, 


Seelenzahl  aller  Gewerbegerichtsbezirke  zusammeDgenommen'),  ergiebt 
etwa  16,3  MillioDen  Einwohner,  d.  h.  von  den  52  Millionen  Ein* 
wohnern  des  Deutschen  Reichs  besitzen  etwa  30  Proz.  gewerbegericht- 
liche Jurisdiktion,  Wenn  man  bedenkt^  daß  den  Gewerbegerichten  nur 
gewerbliche  Arbeiter  unterstehen  sollen^  daß  sie  in  der  Regel  als 
örtliche  Behörden  fungieren  müssen,  so  daß  sie  in  der  Hauptsache 
nur  für  städtische  Bevölkerung  mit  einigermaßen  entwickeltem  Gewerbe- 
betrieb in  Betracht  kommen,  so  wird  man  in  dieser  Gesamtzahl  ein 
erfreuliches  Ergebnis  betrachten*).  Ja,  man  könnte  wohl  die  Frage 
aufwerfeu,  ob  man  nicht  in  der  Errichtung  von  Gewerbegerichten  be- 
reits zu  weit  gegangen  ist  So  sind  namentlich  in  einer  Gegend,  die 
ganz  gewiß  nicht  durch  besonders  reich  entwickeltes  gewerbliches 
Leben  sich  auszeichnet,  in  der  Provinz  Posen,  eine  wunderlich  große 
Anzahl  von  Gewerbegerichten  errichtet:  Krotoschin,  Meseritz,  Neuto- 
mischel,  Schroda,  Pleschen,  Schmiegel^  teilweise  für  ganze  Kreise. 
Vergebens  fragt  man  sich,  wo  in  diesen  überwiegend  landwirtschaftlichen 
Kreisen  die  gewerblichen  Arbeiter  herkommen  sollen,  deren  Streitig- 
keiten imstande  wären,  ein  Gericht  zu  speisen.  In  der  Tbat  haben 
nach  der  Statistik  des  Jahres  1896  diese  Gewerbegericbte  nur  sehr 
wenig,  die  beiden  letztgenannten  sogar  nur  je  1  Sache  zu  verhandeln 
gehabt.  Knesebeck  und  Wittingen  in  Hannover,  Gemeinden  von  1000 
bezw^  2000  Einwohnern,  aber  auch  Linz  a.  Rh.  mit  15000  Einwohnern 
u.  a.  m.  haben  gar  keinen  Prozeß  gehabt.  Es  wäre  nun  ein  Irrtum 
zu  glauben,  daß  unbeschäftigte  Gewerbegerichte,  wenn  auch  nicht 
nützlich,  so  doch  auch  nicht  schädlich  seien.  Auch  das  bloß  latent 
fortbestehende  Gewerbegericht  übt  rechtlich  die  Wirkung  aus,  daß  die 
Kompetenz  des  Amtsgerichts  für  die  Streitigkeiten  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  ausgeschlossen  ist.  Wenn  diese  Unthätigkeit 
ein  paar  Jahre  fortdauert,  so  gerät  die  Existenz  eines  Gewerbegerichtß 
am  Orte  in  Vergessenheit.  Ein  neuer  Amtsrichter,  der  nach  Schmiege! 
versetzt  wird,  wird  schwerlich  auf  den  Gedanken  kommen,  sich  auch 
nur  darüber  zu  informieren,  ob  an  dem  Orte  ein  Gewerbegericht  be- 
steht. Wenn  dergleichen  Streitigkeiten  vor  ihn  gebracht  werden,  so 
wird  er  sie  auch  entscheiden,  bis  eines  Tages  einmal  eine  findige 
Partei  auf  den  Gedanken  kommt,  seine  Kompetenz  anzuzweifeln  und 
dann  auf  Grund  eines  längst  vergessenen  Gewerbegerichts- Statuts  mit 
dieser  Anzweifelung  auch  durchdringt  Mit  einem  ordnungsmäßigen 
Behördenmechanismus  sind  unthätige  Behörden  nicht  zu  vereinbaren ; 
am  allerwenigsten  in  der  Rechtsprechung. 

Im  einzelnen  geht  der  Grad,  in  welchem  die  deutschen  Gewerbe- 
gerichte im  Jahre  1896  beschäftigt  waren,  aus  Tabelle  2  hervor,  welche 
die  Gewerbegerichte  nach  der  Zahl  der  von  ihnen  im  Jahre  1896  er- 
ledigten Sachen  (Rechtsprechung)  ordnet. 


1)  Ausschliersllicli  der  Bcrg-Gewerbe^erichCe. 

2)  Die  Statistik  der  Kammern  für  Handdljaacbei)  «a  deo  deot^chftD  Laadifflrichtin 
Wftiit  für  sie  (nach  dem  Stunde  Tom  1.  Januir  1803)  45,4  Prot,  der  Berdlkeraofc  o»el» 
(Deutsche  Jastisstatislik,  Jahrg,  7,  S.  144/45),  Dabei  i»t  jedoch  zu  bedenkep,  dafs  dtet« 
KAmmero  to  der  Regel  für  ^nte  Landi^ericfata-Besirkef  oder  doch  fVr  froiie  T«iii 
derselheo,  errichtet  werdeHi  alao  vielfach  kindliche  Bevölkerung  inlt  timfuaeii. 


Dia  Erfthnmiseii  in  den  deatsehan  Gewtrbegeriehton. 
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Tab.  2,    Die  Gewerbegerichte  geordnet  nach  der  Größe 
des  Geschftftsumfanges  (Rechtsprechung  1896). 


Zftbider 

f^ahlder 

No. 

GewerbegertcbC 

S»chen 

No 

GewerbegftHcht 

Sachen 

1 

B«rtiii 

1363S 

53 

PjrmeiieQS 

2^8 

9 

Dreadan 

388» 

54 

Mmh«)m  «.  Bb.  KgU 

227 

3 

UipiEig 

2854 

5& 

Bf^höfieherg 

^H 

4 

Hftmbmrg 

2669 

56 

Pttrth  i  B, 

13  f 

B 

BlflDCbflD 

t  g&2 

57 

Qerft-R. 

9t8 

e 

Kdla  Kg], 

1  891 

58 

atrAf^biiTg  Kum. 

317 

7 

Fr&Dkfttrt  k.  M. 

1573 

59 

Heidelberg 

ai6 

9 

DÜaseldorf  Egl. 

i494 

eo 

Allen« 

314 

i 

Koni^berg  L  Pr> 

I34S 

61 

311 

10 

Etbei-reld  KgK 

i  300 

69 

DortmuQd  Eerg-Q.-G. 

30S 

11 

StnttgArt 

»  137 

,    63 

Wormn 

20s 

IS 

DortmaQd 

IOS5 

64 

ÜArborg 

204 

IS 

Hti3iiov0r 

915 

65 

Metz  Kftis. 

304 

14 

BreiUu 

909 

66 

20 1 

16 

805 

67 

Stettin  Kr  Eandour 

199 

1« 

Planen  L  V. 

73^ 

66 

Liitden 

"94 

17 

BlAgdebnrg 

735 

6t 

Hildesheim 

193 

IS 

Brnnoen  Kg). 

64S 

70 

Boan 

191 

19 

CbArlotttiDburg 

«»37 

71 

Trier 

1S6 

90 

Kurlirahii 

635 

7» 

t8s 

91 

OlT«Dbacb  SUdt 

611 

73 

Gbemnit«  Aml^fa. 

tSi 

99 

Br«men 

SäS 

74 

KobleDS 

179   * 

s« 

SoÜQgeo  EgL 

S?8 

75 

Dortmund  L«ndkr, 

178 

li 

UtnohdEn 

540 

76 

Umgtn 

177 

95 

Krefeld   Kg]. 

S3« 

77 

HannoTer  Kr, 

169 

96 

Aachea 

5*5 

78 

Potsdam 

164 

97 

Nürnberg 

S14 

79 

Horde 

"59 

ts 

H«llfi  R,  8. 

503 

80 

HjilberBtRdt 

»53 

99 

Kbl 

501 

81 

Grünb«rg  Schi. 

«Sa 

30 

E&M^ 

493  ! 

89 

Tboro 

151 

31 

Sietdn 

481 

85 

BlBleiM 

146 

39 

H.  GUdbftch  Kgl. 

479 

84 

WÜnburg 

146 

33 

Braun  »cbw  «ig 

4^5 

85 

LiegDiU 

"43 

%A 

Kvttowiti 

4^5 

86 

InowrAilaw 

140 

Bb 

Hun« 

436 

87 

Qotb& 

138 

36 

EuftQ  KgL 

4»6 

68 

la  er  lohn 

"3? 

37 

Wieebftdeii 

416 

89 

Frankfurt  a,  0, 

13^ 

39 

Foiea 

377 

90 

Brandenburg  a»  H. 

"35 

39 

Schwelm  (6  KAmiD«n) 

374 

91 

Eeothen  Kreis 

"34 

40 

Altan« 

331 

9S 

Memel 

127 

41 

uaibkOMo  s«is. 

329 

93 

Kannstatt 

124 

49 

Daniig 

318 

94 

BifleDAch 

124 

49 

Pralborg  1.  B. 

303 

95 

Apolda 

122 

44 

Eu«n  LAndkr. 

aS3  ' 

86 

Lennep  KgL 

121 

43 

Daiibarg  KgL 

279 

97 

HlMehberg  Schh 

US 

46 

Zmhf%^ 

»72 

98 

Kreuznach 

116 

47 

Emttoviu  Sreift 

J6s 

99 

Velbert  Kgl, 

i"5 

48 

Ladwigibafen 

nt 

100 

Elbing 

114 

49 

ÖlelwEti 

349 

101 

EeilbroDD 

113 

50 

Pfnribeim 

240 

loi 

Landsberg  a.  W. 

MI 

fil 

Erfgrt 

233 

103 

Bochum      . 

104 

69 

GSrliU 

331 

104 

Vohwiflkel  KfL 

104 

^^M 

^^ 

J.  Jastrow^ 

^ 

Zahtder 

Tlabldtr 

^^^H 

Gewerbegerlchi 

Sachen 

No. 

Gewerbegericht 

Sachen 

^^^H 

Etslmfien 

104 

160 

Göppißgeo 

49 

^^^H              106 

Mülheim  ü.  Robr  KgL 

I02 

lei 

Thann  Kais. 

47 

^^^H 

Kottbus 

lOO 

162 

Ebers  wal  de 

46 

^^^H 

Zittau 

lOO 

163 

Stolp  i.  P, 

40 

^^^H 

Forst  1.  L. 

99 

164 

Reichenbacb  SchL 

46 

^^^H 

Ulm 

99 

165 

BarUcbeid 

46 

^^^H 

NeuaUdt  a.  H. 

97 

166 

Eaveosbarg 

46 

^^^H 

Lübeck 

96 

167 

QeestemÜnde 

44 

^^^H 

Oldflaburgr 

95 

168 

Saalfeld  1.  Th&r« 

43 

^^^B 

AlleMteia 

94 

169 

KrimmiUcbaa 

4» 

^^^H               115 

Boatheti  Stadt 

94 

170 

Danziger  Höbe 

40 

^^^H          11« 

Piniieberg 

93 

171 

Glancban  Amtib« 

40 

^^^H               117 

Bautsen  Stadt 

n 

172 

Koblena  Kreis 

3» 

^^^H              116 

Offenbach  Kr, 

93 

176 

Rathenow 

37 

^^^H          119 

MUhlbansen  i.  Tb, 

92 

174 

Bamberg 

37 

^^^H 

Minden 

91 

175 

Teg«l 

3r 

^^^H               121 

FrankeDtbal 

9t 

116 

Palda 

36 

^^^H               1S2 

Giefsen 

89    1 

117 

Koburg 

3S 

^^^B               12B 

Ni>rdbfttii6o 

87 

118 

KImaborn 

34 

^^^H               124 

Deaiau 

87 

17» 

RawiUcb 

33 

^^^B 

Hanan 

8S 

180 

Tenchern,  Kreis  WeifsenfeU 

3» 

^^^H 

Qraadens 

83 

181 

GeheDkirehen 

3« 

^^^B               127 

Speyer 

83 

183 

Opladen  KgU 

3^ 

^^^H               128 

HatttDgen 

82 

183 

Lahr 

3» 

^^^B               129 

Zeits 

81 

184 

Beidenheim 

30 

^^^B               130 

Gtancbaii 

76 

185 

Dirachaa 

^7 

^^^B               ISl 

Gr«ii 

75 

166 

Neawied 

n 

^^^B 

Osnabrück 

7» 

187 

Behwabach 

27 

^^^B 

Burg  b,  Magdeb. 

69    1 

188 

Beuthen  Berg-G -G. 

^^^B        1^^ 

Inttterbtirg 

H 

189 

Lüseburg 

^^^B               136 

Weifsenfela 

66 

190 

Wetslar 

^^^B        ^^^ 

ElbiDgen 

65 

161 

Gotteaberg 

25 

^^^B        ^^^ 

Weimar 

65 

102 

Tamowita 

«S 

^^^B 

BremerbaTeo 

65 

193 

Tuttlingen 

^S 

^^^B 

Flensburg 

64 

194 

Lemgo 

^^     1 

^^^B 

Waodabek 

63 

195 

Neusall  a.  0.  Kr,  Freystadt 

^4 

^^^B 

Meerane 

63 

196 

Rendsb^g 

24 

^^^B 

Offenbarg 

63 

191 

H5chst  a,  IL 

24 

^^^B       ^^^ 

Hyslowitx 

62 

198 

Kanigsbrück 

H 

^^^B 

DSbeln 

62 

199 

Kulm 

32 

^^^B 

Ueckermünde 

61 

200 

Erlangen 

22 

^^^B 

Atigsburg 

60 

201 

Mittweida 

12 

^^^B       ^^7 

Celle 

S9 

202 

Lambrecbt 

21 

^^^B 

NeamÜnster 

57 

203 

Bali  Schw, 

21 

^^^B 

Kaiserslanlern 

55 

204 

Siegen 

30 

^^^B       ^^^ 

KeiHie 

54 

205 

Kay  n  au 

19 

^^^H 

Göttingen 

54 

206 

GmflDd  3«hw« 

'9 

^^^B 

Peine 

54 

201 

Fiosterwaide 

18 

^^^B 

Darlach 

54 

208 

WaldenbuTg 

t8 

^^^B       ^^^ 

Reutlingen 

54 

209 

Hoyerswerda 

18 

^^^B       ^^^ 

WilhelmshaTen 

52 

210 

KrotOBChin 

«7 

^^^H       ^^^ 

Biebericb 

5^ 

211 

Oscber»teben 

17 

^^^B       ^^7 

tleddeftdorf 

50 

212 

Spandau 

t6 

^^^B       ^^^ 

Blanken barg 

50 

218 

Freiburg  SchU 

r6 

^^^B 

Scfaweidnita 

49 

214 

Malstati-Burbach 

J 

Die  Brfahmngen  in  den  deatschen  Oewerbegericbten. 
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ZibbldeT 

Z«hl  der 

No* 

Sachen 

No, 

Oewerbe^^richl 

Saeben 

115 

GeliLiogen 

i6 

£50 

Boennlngen 

6 

flfi 

Jftftrow 

15 

S51 

Ascbftfienbtirg 

6 

211 

Penig 

»5 

252 

UombAcb 

0 

S19 

Bibersch 

15 

253 

FrftosUdt 

S19 

MMrkJrch  KaIs. 

«S 

25i 

S5nQmerci» 

no 

L«he 

»4 

S5S 

QelQhft^seii 

SSI 

Ostrowo 

13 

266 

IfartmiiTitisdorf 

2S« 

OhJan 

»3 

257 

FriedtftDd  Schi. 

SS3 

BolkenLiftia 

13 

S5a 

Wa td oDb arg  3erf^.G.*  G . 

SSI 

LAUeobai^  «.  Elba 

»3 

259 

O^terboU 

t25 

Scböuin^eo 

"3 

ISO 

Metanngen 

St» 

Scbwiebus 

13 

sei 

Heu-Dlm 

SIT 

AakUro 

13 

262 

Jertft 

SS» 

Pm»b 

13 

2S3 

Ketsin 

SSS 

MtrieDbiirf^  Kreii 

11 

261 

SchfJdberg 

SSO 

Fecbenliaim 

n 

2ß6 

Büdelsdorf 

S31 

Oberlahnstoin 

II 

206 

Hersfeld 

tax 

Wolfonbittol 

II 

867 

Plescben 

S3S 

8chrodjL 

10 

S68 

3cbmiegel 

SS4 

Worbia 

lÖ 

260 

Gr.  Wartenberg 

f9fi 

Limmer 

10 

270 

SÄarbrQckeo  Berg-G.-0. 

SB» 

KiilriD 

9 

271 

Weifäenburg  m,  8. 

SST 

Hobeitstein 

9 

272 

Wadscd  8cbl. 



S9& 

Km»ul  &.  Rh. 

9 

273 

Koeaebeck' 



SSI 

Helms  E«dt 

9 

874 

Witlmgen 

__ 

t40 

Witutock 

ß 

876 

LI»! 

S41 

LeobacbüU 

3 

276 

A&eben  Berg-G.-Q. 

^ 

Sit 

Uelzen 

S 

277 

ErfeDbacb 

S43 

Oestfta 

g 

1278 

Helmstedt  Berg-O.-O. 



U4 

H&riQDbtirg 

7 

!27fi 

WsTidabek  Kreis 

_^ 

S45 

Neuiomischfl] 

7 

280 

SiS 

Bnrgitemfart 

7 

1—84 

6  **cb*ische  Berjf^Schied»- 

S47 

Sebremberi 

7 

geriebt«    (»QStunmen    28 

S4t 

MeierEts 

fe 

8«ishen) 

t4f 

Brieg 

6 

Nach  Abzug  der  5  sächsischen  Berg-Schiedsgerichte,  welche  ihre 
Zahlen  nur  für  alle  zusammen  angegeben  haben,  bleiben  279  Gewerbe- 
gerichte übrig.    Diese  verteilen  sich  auf  die  Größenklassen  wie  folgt: 
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Unter  den  8  beschäftiguDgsIosen  Gewerbegericliteii  befindet  sicü 
eins  (Wandsbek  für  Kreis  Süd  Stormarn),  welches  noch  nicht  in 
Funktion  treten  konnte,  weil  für  das  Amt  des  Vorsitzenden  noch  keine 
geeignete  Persönlichkeit  gefunden  wurde.  Auch  sonst  mögen  unter 
den  Gewerbegerichten  mit  geringen  Zahlen  einige  erst  in  der  Ent- 
wickelung  begFiffene  enthalten  sein,  im  großen  und  ganzen  aber 
dürften  die  44  Gewerbegerichte,  welche  es  noch  nicht  einmal  auf 
10  Sachen  gebracht  haben,  in  der  gegenwärtigen  Verfassung^)  schwer 
haltbar  sein. 

Sehr  wenig  Konsistenz  zeigt  die  besondere  Kategorie  der  Berg* 
Gewerbegerichte.  Einzelzahleo  liegen  von  6  Berg-Gewerbegerichten 
vor.  Von  diesen  hat  einzig  und  allein  Dortmund»  welches»  in  16  Kammern 
gegliedert,  ganze  Territorien  umfaßt,  mit  205  Sachen  eine  erhebliche 
Tbätigkeit  aufzuweisen,  daneben  allentalls  noch  Beuthen  mit  26. 
Waldeuburg  hat  nur  4,  Saarbrücken  1,  Aachen  und  das  braun- 
schweigische  Helmstedt  gar  keine  Sache.  Die  21  Sachen  der  5  säch* 
sischen  Berg-Schiedsgerichte  würden  einen  Durchschnitt  von  5,6  er- 
geben^). Trotzdem  kann  mau  nicht  ohne  weiteres  sagen,  daß  die 
Berg-Schiedsgerichte  sich  nicht  bewährt  hätten.  Die  lebhaftere  Tbätig- 
keit in  Dortmund  bedeutet  mehr  als  die  ausnahmsweise  Bewährung 
eines  Gerichts;  denn  die  äußerliche  Zusammenfassung  von  16  Kammern 
unter  einheitlicher  Firma  darf  statistisch  nicht  tauschen.  In  Preußen 
ließe  sieb  das  Ergebnis  etwa  so  formulieren,  daß  im  Oberbergarats- 
Bezirk  Dortmund  die  Berg-Gewerbegerichte  eine  Thatigkeit  entfaltet 
haben,  daß  sie  im  Oberbergamts-Bexirk  Bonn  in  der  Hauptsache  latent 
gebhebeo  sind,  während  sich  über  den  Oberbergamts-Bezirk  Breslau 
kein  sicheres  Urteil  abgeben  läßt»  Diese  Verschiedenheiten  müßten 
den  Gegenstand  mehr  lokaler  Untersuchungen  bilden.  Es  wird  schwer- 
lich ein  Zufall  sein,  daiJ  gerade  in  dem  Oberbergamts-Bezirk,  in  welchem 
die  Arbeiterbewegung  (sowohl  in  sozialdemokratischen,  wie  christlich- 
sozialen Organisationen)  am  selbständigsten  ist,  die  Arbeiter  auch 
wagen,  für  ihre  Ansprüche  das  Gewerbegericht  anzurufen,  während 
dies  in  der  berüchtigten  Atmosphäre  des  Saar-Reviers  nicht  geschiebt 

Wenn  wir  oben  hervorgehoben  haben,  daß  man  in  kleinen  Städten 
bereits  vielfach  mit  der  Gründung  von  Gewerbegerichten  zu  weit  ge- 


1)  Vgl»  jedoch  deo  SchJiif«  dieB«!"  Arbeit  (AbBcbn.  6)  über  Erweiterung  der  Kompeteom^ 
2;  Im  übrigeo  eotfaUeti  die  süchstscheo  Berg  -  Schied sgericbu  eine  ftoderweite 
Thiügkeit  als  SpruchhebSrdeQ  in  ArbeUerversicberuDgiAacbeDf  sowohl  iDbetrefiT  der  luid«e» 
ge«eliticheD  Kti&ppschKfl5-(KTatikeD«  und  Pea!iions*)KuBeD,  al»  auch  der  reich«ge*ecalicbaii 
IiDTalideaTersilcheraDg.  Fht  letatere  ist  die  iijlgeiiieine  Roappschafta-Peasioiitkaate  fBr 
d&B  KÖDigreicli  Saeb»eii  aJa  ,,  befand  er«  Kasseneitiricbtuog''  sugelaseeD,  und  das  Berg- 
Sehiedftgerlcbt  Freiberg  iq  dieser  BeiiebrnDg  für  die  gAnte  Monarchie  sastljtdtg  erkl&rt. 
In  VeraicberuiigssRchen  erledigten  die  ß  Gerichte  im  Jahre  1S96  aiuat&men  78  Sacheo. 
Die  Verbindung  der  Versicherttng»-  und  der  Streitigkeiten  aa«  dem  Arbeitsverträge,  wit 
&ie  für  die  »ichiischeo  Bergwerke  durchgeführt  ist,  iat  eine  böebst  beachteiuwerte  Kla* 
ricbtUDg.  Die  Kooipetens  ist  geregelt  durch  Landesgeeetie  v.  8.  April  iB84  und  5.  Mit« 
189S>  Nach  dem  letiteren  Oeseta  kann  kein  Zweifel  mehr  flein^  dafa  die  aAchabchen 
Berg-Schiedsgerichte  Qe Werbegericht«  im  Sinne  des  tteichageaeta«a  sind.  Auch  dit  Funk* 
tionen  der  £iDigang»&mter  sind  ihnen  angewiesen. 
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gangen  ist,  so  soll  damit  Dicht  gesagt  sein,  dafi  es  nicht  eine  Anzahl 
Gemeinden  giebt,  in  denen  die  Errichtung  sehr  zu  Unrecht  unterblieben 
ist^  Ohne  Gewerbegericht  waren  Ende  1896  (betr.  Darmstadt  und 
Rixdorf,  8.  0.  S.  326): 


6«niemdeDiDitS5— 60  000  Eioir.      Gemeinden  mit  20—26  000  Ein w< 


lo  PreoTseo 


In  Siebten 

in  Mepklbg.-Sehwtrin 

in  SAch^en -Altenburg 

in  Anhalt 

In  KUtr»'tiOthnagen 


Tilsit ;  Gaben^  Lichteaberg,  Neu* 
Wei&ensee;  StraUund,  Star- 
gwdt;  RoDigabütte;  Witten; 
Hftmm^  AUendorf,  Borbeck, 
Oberb«iisenj  Rbeydt,  Meidericb, 
Neofs. 

Begenabargf  Bftyrentb,  Hof. 

Freiberg. 

Boitock,  Scbwerin. 
Altenburg, 
Bernbnrg, 
Kohnu-. 


Greif«WRld;     Gnesen;     Oppeln, 

GtogaUf  R&tiboff  Luidsbut; 
AicherBleben,  Eialeben^  QuedliD» 
barg,  Naambnrg,  Stendal ;  Her- 
ford, RecktioghAosea ;  Diireii, 
Vierseot  Neanklrchen^  Wesel, 
Alteneissen. 

Ingoliitftdt,  Amberg, 

ReichenbAcb,  Krirnrntttcbau. 


Cdtbea. 


Obgleich  nun  die  Begründung  von  Gewerbegerichten  in  Deutsch- 
land unaufhörliche  Fortschritte  macht,  so  ist  doch  merkwürdig,  daß 
unter  den  Meldungen  inzwischen  errichteter  Gewerbegerichle  sich  nur 
eine  einzige  der  oben  genannten  Städte  befindet:  Hof,  während  sich 
die  Meldungen  sonst  durchweg  auf  kleinere  Städte  beziehen  (Ortels- 
burg  i.  Pr,  Elsterberg  i.  V.,  Ludwigsburg,  Ehingen,  Schwenniogen 
L  Wttbg,,  Kostheim  im  Großherzogtum  Hessen,  Sonneberg  i.  S.-M,). 
_Es  scheint  also,  daß  der  Zufall  lokaler  Initiative  hier  stärker  mit- 
)richt  als  wünschenswert  ist  Wenn  eine  Stadt  von  mehr  als 
)000  Einwohnern  kein  Gewerbegericht  erhält,  so  ist  die  Vermutung 
Pbegi'ündct,  daß  es  ihr  durch  eine  ungerechtfertigte  Abneigung  der  in 
der  Kommunal  Verwaltung  maßgebenden  Kreise  vorenthalten  wird. 

Die  obige  Uebersicht  über  kleine  Mittelstädte  ohne  Gewerbegerichte 

ermöglicht  nun  auch    ein  Urteil  über  die  aus  Tabelle  1   ersichtlichen 

Staaten,  die  noch  gar  keine  Gewerbegerichte  errichtet  haben.     Es  sind 

dies  die  beiden  Mecklenburg,  Sachsen- Altenburg,  die  beiden  Schwarzburg, 

Waldeck  und  Schaumburg-Lippe.    Den  4  letztgenannten  kann  man  es 

^m  Ende  so  übel  nicht  nehmen,  da  selbst  die  gri^ßte  ihrer  Residenzen 

iudolstadt)  noch  nicht  an  12000  Einwohner  heranreicht.     Aber  Alten- 

iarg  figuriert  in   der   neuesten  Volkszählung  mit  33420  Einwohnern; 

es  im  Deutschen  Reich  nur  wenige  Städte  dieses  Ümfanges  ohne 

fGewerbegericht  giebt,  so   ist  der  Verdacht  begründet,   daß  hier  eine 

Lrt    prinzipieller    Gegenströmung    gegen    das    Reichsgesetz    besteht. 

[Dieser  Verdacht  steigt  bis  zu  annähernder  Gewißheit  in  Mecklenburg- 

[Schwerin,    wo  nicht  nur  Rostock  mit  49912  und  Schwerin  mit  36388 

[Einwohnern    ein   Gewerbegericht   entbehren,   sondern  außerdem  auch 

iüstrow  und  Wismar   mit  17—18000  Einwohnern  als  genügend  ge- 

lirerbereiche  Städte  bekannt  sind.    Es  ist  dies  um  so  auffallender,  da 

man  Mecklenburg  sonst  nicht  den  Vorwurf  machen  kann,  daß  es  in 

'der  Ausführung  von  Reichsgesetzen  illoyal  verfahre  (wie   denn  z,  B. 

Mecklenburg  eine  weitaus  bessere  Gewerbeinspektion  besitzt,   als  die 


Jt,  jAstrow, 


große  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten).  Zu  den  Staaten,  welche  noch 
kein  Gewerhegericht  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  errichtet  haben,  ist 
außer  den  obengenannten  7  auch  Elsaß-Lothringen  zu  zählen,  da  die 
dort  bestehenden  5  kaiserlichen  Gewerbegerichte  auf  älterem  Landes- 
recht beruhen.  Daß  Kolmar  (33146  Einwohner)  und  Hagenau  (17038 
Einwohner)  kein  Gewerhegericbt  erhalten  haben,  während  Markircb 
und  Thann,  die  nur  mit  Zuhilfenahme  benachbarter  Ortschaften  es  auf 
Gerichtsbezirke  von  12000  und  8000  Seelen  bringen,  im  Besitz  ihrer 
Gewerbegerichte  geblieben  sind,  ist  auch  schwerlich  anderes  als  aus 
einer  Abneigung  gegen  Neuschaflung  von  Gewerbegerichten  zu  er- 
klären. 

Nachdem  wir  diese  Ausnahmen  hervorgehoben  haben,  können  wir 
nun  mit  desto  größerer  Sicherheit  als  Regel  konstatieren,  daß  das  Be- 
dürfnis nach  Gewerbegerichten  im  großen  und  ganzen,  so  weit  es  auf 
dem  Boden  des  Reichsgesetzes  zu  geschehen  hatte,  befriedigt  worden 
ist.  Die  Befürchtung,  daß  die  Kreise,  die  nach  der  herrschenden 
Komniunalverfassung  in  der  Gemeindeverwaltung  das  entscheidende 
Wort  haben,  von  der  bloß  fakultativen  Befugnis  einen  rein  negativen 
Gebrauch  machen  würden,  mag  theoretisch  berechtigt  gewesen  sein* 
Die  praktische  Erfahrung  hat  das  Gegenteil  gelehrt.  Wenn  die  Groß- 
städte sämtlich,  die  größeren  Mittelstädte  fast  sämtlich,  die  kleineren 
Mittelstädte  zu  einem  erheblichen  Teil  mit  Gewerbegerichten  versehen 
sind,  so  kann  dies  nach  sechsjähriger  Dauer  des  Gesetzes  als  kein 
ungünstiges  Ergebnis  betrachtet  werden  und  übersteigt  jedenfalls  alle 
Hoffnungen,  die  man  bei  Erlaß  des  Gesetzes  hegen  konnte.  Dieses 
Ergebnis  wurde  erreicht,  ohne  daß,  soviel  bekannt  geworden,  die 
Regierung  von  ihrem  Notrecht  gegen  störrische  Gemeindeverwaltungen 
(§  1,  Abs.  5)  auch  nur  in  einem  einzigen  Falle  Gebrauch  gemacht 
hätte.  Wenn  jetzt,  wo  die  Gewerbegerichte  sich  eingelebt  haben,  in 
den  zurückgebliebenen  Gemeinden  die  Regierungen,  wenn  auch  nicht 
mit  Druck,  so  doch  wenigstens  rait  einigem  Wohlwollen  den  Bestrebungen 
auf  Errichtung  eines  Gewerbegerichts  zu  Hilfe  kämen,  so  wäre  der 
Widerstand  vermutlich  ohne  große  Schwierigkeiten  zu  beseitigen. 

Wie  an  den  fakultativen  Charakter  der  Gewerbegerichte,  so  knüpften 
sich  bei  Beratung  des  Gesetzes  auch  Besorgnisse  an  die  Befugnis 
der  Regierung,  den  Vorsitzenden  zu  bestätigen*  Der 
zustande  gekommene  Kompromiß  gab  den  Gemeinden  die  Gelegenheit, 
der  Regierung  ihr  Bestätigungsrecht  zu  entziehen,  wenn  der  Gemeinde- 
vorstand  seine  Wahl  auf  solche  Personen  lenkte,  welchen  bereits  in 
ihrem  Hauptamt  eine  staatliche  Ernennung  oder  Bestätigung  zu  teil 
geworden  war.  Die  Gemeinden  haben  von  diesem  Recht  aber  gar 
nicht  einmal  besonderen  Gebrauch  gemacht.  In  Berlin  wurden  bei- 
spielsweise alle  Vorsitzenden  aus  den  Magistrats-Assessoren  genommen^ 
wiewohl  nach  der  altpreußischen  Städteordnung  sämtliche  Stadträte 
der  Bestätigung  unterliegen,  der  Magistrat  also,  wenn  er  irgend  welche 
Befürchtungen  gehabt  hätte,  durch  Bestellung  von  Stadträten  zu  Vor- 
sitzenden sich  hätte  sichern  können.  Andererseits  ist  in  Frankfurt  a,  M., 
wo  die  Stadträte  nicht  der  Bestätigung  unterliegen,  ein  Stadtrat  zum 
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Vorsitzenden  ernannt  und  durch  Ortsstatut  die  Dauer  bloß  auf  ein 
Jahr  festgesetzt  worden,  so  daß  die  Stadt  freiwillig  sich  Jahr  für  Jahr 
einer  neuen  Uandbabung  des  Bestätigiingsrechts  aussetzt.  Es  ist  dies 
ein  Beweis  von  sehr  großer  Sicherheit  der  Gemeide  Vertretungen.  In 
der  That  hat  die  Regierung  nirgends  versucht,  den  ihr  verbliebenen, 
ioinierhin  nicht  unbedeutenden,  Rest  des  Bestätigungsrechts  zu  miß- 
brauchen* Versagte  Bestätigungen  sind  überhaupt  nicht  bekannt  ge- 
worden. Hierauf  hat  auch  der  Wechsel  in  der  sozialpolitischen 
StimiDung  der  Regierung  keinen  Einfluß  gehabt.  Bei  Inkrafttreten  des 
Oewerbegerichtsgesetzes  in  der,  wie  man  damals  glaubte,  beginnenden 
sozialpolitischen  Aera  mochte  es  nicht  weiter  auffallen,  wenn  die  sich 
für  Arbeiterfragen  interessierenden  Personen  in  erster  Linie  um  den 
Vorsitz  in  den  Gewerbegerichteo  sich  bewarben,  gewählt  und  bestätigt 
wurden.  Der  weitaus  größte  Teil  der  Gewerbegerichte  ist  aber  be- 
gründet worden,  nachdem  die  erste  sozialpolitische  Hochflut  (schon 
etwa  ein  Jahr  nach  der  Berufung  des  Ministers  v.  Berlepsch)  abzu- 
strömen anfing;  und  seit  etwa  zwei  bis  drei  Jahren  stehen  wir  im 
Zeichen  einer  Politik,  welche  die  frühere  sozialpolitische  Richtung  am 
liebsten  verleugnen  möchte.  Die  Gerechtigkeit  erfordert  es,  anzuer* 
kennen,  daß  von  dieser  Wendung  die  Gewerbegerichte  verschont  ge- 
blieben sind.  Bei  aufmerksamster  Verfolgung  dler  auf  die  Gewerbe- 
gerichte bezüglichen  Vorgänge  ist  mir  nicht  ein  einziger  Fall  bekannt 
geworden,  daß  die  Regierung  versucht  hätte,  auch  nur  indirekt  auf 
die  Auswahl  der  Vorsitzenden  einen  Druck  auszuüben,  wiewohl  es 
unter  den  Vorsitzenden  an  Personen,  die  auf  ihre  sozialpolitische 
Stellung  Gewicht  legen ,  nicht  fehlt,  und  unter  den  Unternehmern 
nicht  an  Männern  und  Organisationen,  die  darüber  Klage  führen* 

Die  Wahlen  zu  den  Gewerbegerichten  verlaufen  in  der 
Regel  bei  den  Unternehmern  sehr  teilnahralos,  und  die  Entscheidung 
hängt  häufig  von  dem  bloßen  Zufall  des  Wahlhesuches  al).  Dagegen 
findet  in  fast  allen  größeren  Städten  regelmäßig  ein  wirklicher  Wahl- 
kampf bei  der  Wahl  der  Arbeiter-Beisitzer  statt.  Es  werden  Kandi- 
daten aufgestellt:  von  der  Sozialdemokratie,  von  katholischen  Ver- 
einen, von  Christlich-Sozialen  (=  Evangelisch- Sozialen)»  von  den  Hirsch- 
DuDcker'schen  Gewerkvereinen.  Häufig  sind  auch  nur  zwei  dieser 
Gruppen  am  Orte  vorhanden.  Das  Ergebnis  der  Wahl  ist,  daß  eine 
Gruppe  siegt  und  die  anderen  ausfallen.  Wenn  z,  B.  an  einem  Orte 
1000  sozialdemokratische  Stimmen  abgegeben  werden  und  900  christ- 
lich-soziale, so  besetzen  die  Ersteren  alle  Stellen  der  Richterbank,  die 
Letzteren  nicht  eine  einzige.  Hat  sich  bei  der  nächsten  Wahl  das  Ver- 
hältnis ein  wenig  verschoben,  so  besetzen  umgekehrt  die  Christlich- 
Sozialen  alle  Stellen,  die  Sozialdemokraten  nicht  eine  einzige.  Wenn 
also  der  Sinn  des  Gewerbegerichts  der  ist,  daß  die  Richter  die  er- 
wählten Vertrauenspersonen  der  Gerichteten  sein  sollen,  so  wird  dieser 
Zweck  durch  die  Mehrheitswahlen  nicht  erreicht  Zudem  bringen 
diese  Mehrheitswahlen  die  Gefahr  plötzlicher  Wechsel  mit  hinein,  während 
neben  dem  Bedürfnis  nach  periodischer  Erneuerung  auch  das  nach  einer 
gewissen  Kontinuität  des  Richterpersonals  vorhanden  ist.     Dabei  ist  die 
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Mehrheitswahl  nicht  etwa  durch  Gesetz  obligatorisch  vorgeschrieben.  Das ' 
Gesetz  hat  für  den  Wahlmodus  nur  zwei  bindende  Vorschriften:  daß  der- 
selbe unmittelbar  und  daß  er  geheim  sein  muß  (§  12  Abs.  2) ;  daß  bei  der 
Wahl  die  Mehrheit  entscheiden  müsse,  ist  in  dem  Gesetz  nicht  aus- 
gesprochen. Es  ist  nur  der  Mehrheits-Fanatisraus  unserer  Zeit,  welcher 
überall,  wo  von  Wahl  die  Rede  ist,  die  Entscheidung  durch  die  Mehr- 
heit als  selbstverständlich  betrachtet  Es  wäre  schon  nach  dem  be- 
stehenden Recht  keineswegs  unzulässig,  wenn  das  Ortsstatut  bestimioen 
würde,  daß  in  einem  Fall,  wie  dem  obigen,  die  Stellen  im  Verhältnis 
vou  10  zu  9  aus  beiden  Parteien  besetzt  würden;  d.  k  im  Wege  des 
Ortsstatuts  könnte  Listenwahl  und  Proportionalsystem  eingeführt 
werden.  Hiermit  würde  einmal  erreicht,  daß  die  Minderheit  nicht 
gänzlich  unvertreteo  wäre,  und  bei  einer  VerschiebuDg  der  Parteien 
würde  der  Wechsel  im  Richterpersonal  nicht  plötzlich,  sondern  all- 
mählich eintreten.  Allerdings  hat  das  Proportional-System  das  eine 
Bedeiiken  gegen  sich,  daß  dann  der  Erwählte  sich  noch  mehr  bloß 
als  Vertrauensmann  derer  betrachtet,  die  ihm  die  Stimme  geg:ebeB 
haben.  Aber  ohne  diese  ideale  Rücksicht  gering  zu  schätzen  *),  ao 
dürfte  doch  der  reale  Vorteil,  der  Minderheit  wirkliche  Vertreter  zq 
beschafien,  höher  zu  veranschlagen  sein.  In  der  Praxis  tritt  allerdings 
dieser  Fehler  nicht  immer  io  voller  Schroöheit  hervor,  weil  nicht  nach 
allen  Ortsstatuten  die  gesamte  Arbeiterschaft  gleichzeitig  wählt  So 
stellte  sich  z.  B.  in  Köln,  wo  nach  Berufsgruppen  gewählt  wird,  und 
wo  bei  den  Februarwahlen  des  Jahres  1896  acht  Gruppen  zu  wählen 
hatten,  das  Ergebnis  wie  nebenstehend: 

(Stehe  Tftbene  Aaf  8,  337.) 

Obgleich  also  insgesamt  die  Sozialdemokraten  52  Proz.,  die  Christ- 
lich-Sozialen 48  Froz,  der  abgegebeDen  Stimmen  hatten,  so  fiel 
doch  die  Minorität  nicht  aus,  sondern  erhielt  Vs  <ier  Beisitzer 
Allerdings  gehen  die  Ansichten  über  die  Zweckmäßigkeit  der  Wahl 
nach  Berufsklassen  sehr  auseinander.  Gewährt  dieselbe  auf  der 
einen  Seite  die  Möglichkeit,  den  Bestand  an  Beisitzern  aus  allen  Be- 
rufsarten zu  rekrutieren,  so  steht  dem  auf  der  anderen  Seite  die 
Schwierigkeit  entgegen,  überhaupt  geeignete  Beisitzer  zu  erhalten,  wenn 
man  sie  nicht  da  nehmen  kann,  wo   man   sie  gerade  findet.    Aoch 


1)  um  dieier  Rücksicht  williei]  »cliien  mtr  früher  die  Einfübrun^  von  ProporlioiiAl- 
W&hlen  durchweg:  bedenklich.  Durch  den  AofsAti  tod  Fleach  ^^Pas  proportionalfl 
WAhlsy»tetn  mit  besonderer  Räckslcbt  »uf  die  Gewerbegericbte'*  (f^Sosfala  Praxii**  Yom 
IS.  Mai  1695)  bin  ich  aber,  wenigstens  für  die  vorliegende  Frage,  von  der  Notwendigkeit 
der  Proportionalwafal  übc^rzecigt  worden.  Nach  Ftesch  Hegen  Übrigens  mit  dem  pro«^ 
portionalen  Wahlsystem  bei  Gewerbegericbten  in  gewissem  Sinne  anch  achoti  prak- 
tische Erfahrungen  vor.  In  Frankfurt  a  H.  warda  das  System  nachträglich  aaf  eine  Wahl 
angewendet;  and  in  Belgien,  wo  im  FrÜbjsbr  1895  in  Renatx  die  CbHstlicb-Sosialen,  Ib 
Oerardsbergen  die  Sozialisten  mit  kleinen  Uefarheitea  siegten ,  hatten  in  Alost  die  Ar^ 
heiter  freiwillig  proportional  gemischte  Listen  vereinbart  and  ibre  Vertretung  aar  Bitlfta 
aas  Sosialisten,  aar  RAlf^e  aus  Klerikalen  snsammengeseist«  Flesch  stellt  damit  so- 
»ammeo,  dafs  nnter  der  Berrscbaft  der  Uebrhelts- Entacheid  an  g  in  Passan  bei  den  Uot^r- 
nehmem  (!)  die  So tial dem ok raten  mit  11  gegen  9  SümmeQ  siegten,  wfthrend  sie  bai  d«ft 
Ai-belierwsJileQ  mit  68  Stloimea  gegen  TS  der  k&tbolbchen  Arbeiter  unter  lag«  d. 


Die  Erfahrau^eo  iq  dfio  deutschen  Gewerbegertchten, 
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scheint  sich  die  TeüuDg  ufch  Benifsgruppen  als  Grundlage  für  eine 
EinteiluDg  des  Gewerbegericlits  in  Kammerö  mit  berufsmäßiger  Be- 
setzung nicht  bewährt  zu  haben.  Aber  selbst  wenn  man  die  Einteilimg 
nach  Berufsgruppen  verwirft,  so  muß  man  anerkenneo,  daß  die  Mängel 
der  Mehrheitswahl  durch  diesen  Fehler  in  ähnlicher  Art  ausgeglichen 
werden,  wie  etwa  die  Mängel  des  Dreiklassen-Systems  für  die  [»reußi- 
schen  Landtags-Wahlen  in  manchen  Punkten  einen  Ausgleich  erhalten 
durch  die  (als  sinnlos  anerkannte)  Drittelang  nach  Urwahlbezirken,  die 
doch  wenigstens  ab  und  zu  auch  unvermögende  Leute  in  die  dritte, 
zweite  und  manchmal  sogar  auch  iu  die  erste  Klasse  bringt^). 

Die  Bestimmungen  über  Kompetenz  der  Gewerbe- 
gerichte (§§  1—4,  76)  haben  in  der  Praxis  zu  besonders  zahl- 
reichen  Schwierigkeiten  geführt.  Einige  Beispiele!  Während  der  Kanal- 
feier in  Kiel  hatte  eine  dortige  Buchhandlung  eine  größere  Anzahl 
Personen  aus  Hamburg  kommen  lassen,  welche  Kanalbilder  verkaufen 
sollten*  Diesen  Personen  wurde  das  Bild  mit  80  Pf,  berechnet,  wäh- 
rend sie  selbst  es  mit  M.  1,20  verkauften,  Restbestände  sollten  für 
80  Pf.  zurückgenommen  werden.  Als  die  Hamburger  in  Kiel  ein- 
trafen, fehlte  die  polizeiliche  Genehmigung  zum  Bildervertrieb.  Sie 
konnten  ihre  Thätigkeit  erst  nach  einigen  Tagen  beginnen  und  erhoben 
Entschädiguiigsklage.  Das  Gewerbegericht  Kiel  prüfte,  ob  diese  Per- 
sonen als  selbständige  Unternehmer  oder  als  bloße  Gehilfen  zu  be- 
trachten  seien,   entschied  sich  in  letzterem  Sinne  und  erklärte  sich 


t)  Dein  Veroehmen    nach  ist    in  Köln  eine  Aeoderung  des  OrUstatuls  geplant,  nm 
Wahlen   einheitlich  (ohne  Unterscheidung    naoh  ßeruf^grttppeo)   Yomehmen  ao  laaieo. 
'Httnchen  war  früher  einmal  die  £iofQhrtin(f  de«  Proportion aUyatema  diskutiert;  in  Frack- 
fbrt  a./M.  ist  vte  gegenwärtig  beantragt» 

Diitle  reift  Bd.  XIT  (LXU).  2% 
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für  kompetent.  Das  Landgericht  Kiel  erklärte  die  ganze  Frage  fBr 
unwesentlicli ;  denn  wenn  die  Kläger  überhaupt  Gehilfen  seien,  so 
seien  sie  nicht  Gewerbe-,  sondern  Handlungsgehilfen,  das  Gewerbe- 
gericht sei  dann  also  ans  diesem  Grunde  unzustündig.  —  Da  die  Ge^ 
hilfen  und  Lehrlinge  in  Handelsgeschäften  ausdrücklich  ausgenommen 
waren  (§  76),  so  nahm  man  allgemein  an,  daß  das  G^werbegericht 
niemals  in  die  Lage  kommen  könne,  die  Klage  eines  Kommis  anzu- 
nehmen, bis  im  April  1896  das  Gewerbegericht  Leipzig  aus  Anlaß 
eines  praktischen  Falles  entschied,  daß  auch  kaufmännische  Angestellte 
dem  Gewerbegericht  unterstehen,  wenn  sie  nicht  „in  Handelsgeschäften**, 
sondern  in  Fabrikbetrieben  angestellt  sind.  Nachdem  das  Erkenntnis 
veröffentlicht  warVX  hat  es  keinen  Widerspruch  gefunden,  wie  denn 
derselbe  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  auch  kaum  zu  begründen 
wäre,  —  In  großen  Städten  giebt  es  Dienstboten  vielfach  in  Häusern, 
die  nach  ihrer  ganzen  sozialen  Lage  an  sich  keinen  Dienstboten  halten 
würden,  sondern  ihn  nur  deswegen  annehmen,  weil  er  gleichzeitig  im 
Gewerbebetrieb  beschäftigt  wird.  Typisch  ist  dafür  der  Berliner 
Budiker,  dessen  Mamsell  in  der  Schenke  kalten  Aufschnitt  besorgt 
und  gleichzeitig  im  Hause  Mädchen  für  alles  ist.  In  jedem  einzelnen 
Falle  muß  diese  kalte  Mamsell  daraufhin  analysiert  werden,  ob  sie 
ihren  wesentlichen  Ingredenzien  nach  Dienstbote  oder  Gewerbegehilfin 
ist.  In  Berlin  betrachtete  das  Polizeipräsidium  die  Hausdiener  und 
Köchinneo  der  Restaurateure  etc.  als  Gesinde,  nahm  bei  Streitigkeiten 
Anträge  auf  polizeiliche  Entscheidung  nach  der  Gesindeordnung  an 
und  verlangte  die  Führung  von  Gesindebüchern,  während  das  Gewerbe- 
gericht sie  als  Gewerbegehilfen  betrachtete.  Die  polizeilichen  Gesinde- 
bücher haben  eine  Rubrik  für  Führung  und  Leistungen,  deren  Aus- 
füllung obligatorisch  ist;  sind  diese  Personen  aber  Gewerbegehilfen, 
80  ist  die  Ausfüllung  dieser  Rubriken  nur  auf  Verlangen  des  Arbeiters 
gestattet  (G,0.  §  113),  andernfalls  strafbar.  Obgleich  das  Kammer- 
gericht der  gewerbegerichtlichen  Auffassung  beitrat,  weigerte  sich  das 
Polizeipräsidium,  seine  Praxis  auf  Ansuchen  des  Gewerbegerichts  zu 
ändern.  Das  Gewerbegericht  hat  im  Wege  formellen  Antrages 
(Gew.-Ger.-Ges.  §  70  Abs.  3)  bei  den  zuständigen  Behörden  eine  end* 
gültige  Entscheidung  in  seinem  Sinne  nachgesucht  Durch  Erlaß  vom 
17.  August  1896  haben  dann  der  Minister  des  Innern  und  der  Handels- 
minisler  die  Streitfrage  für  die  Verwaltungsbehörden  zwar  nicht  ganz 
im  Sinne  des  Gewerbegerichts  entschieden,  aber  doch  die  Auffassung 
des  Polizeipräsidiums  abgelehnt  und  angeordnet,  daß  diese  Personen 
ate  Gewerbegehilfen  zu  betrachten  sind,  wenn  nicht  im  Einzelfalle  ans 
ausdrücklichen  Abmachungen  oder  sonstigen  besonderen  Umständen 
sich  ergiebt,  daß  die  Beschäftigung  im  Ilausdienst  Überwiegt.  Sdt 
damals  ist  die  Kontroverse  für  Berlin  entschieden.  Die  Polizeireviere 
weisen  diese  Personen,  wenn  sie  polizeiliche  Vermittel ung  nachsuchen, 
in  der  Regel  an  das  Gewerbegericht.  —  Die  Gehilfen  in  Handels* 
gärtnereien  wandten  sich  im  Februar  1897  in  einem  öffentlichen  Aufruf 


1)  ,,Qewerbegericht'«  foni  8.  Juli   1896. 
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^Äö  alle  Sachverständigen  mit  der  Bitte,   ihnen  einen  Rat  zu  erteilen, 
'  wie  sie  sich  in  Kompetenzstreitigkeiten  zu  verhalten  hätten ;  denn  bald 
würden  sie  als  Gewerbegehilfen,  bald  als  landwirtschaftliche  Arbeiter, 
bald  als  Gesinde  betrachtet  (ganz  abgesehen  davon,   daß  sie  an  Ver- 
kaufsstellen auch   als  Handlungsgehilfen   angesehen  werden  könnten). 
^ —  Ein  Architekt  hat  ein  Zeichenbureau,    in   welchem   er  für  private 
luftraggeber  Baupläne  anfertigt,  auf  Grund  deren  er  dann  auch  gegen 
[Bezahlung  die  Leitung  des  Baues  übernimmt.    Ist  ein  Gehilfe  in  einem 
Ißolchen  Bureau  ein  Gewerbegehilfe   uod  für  seine  Lohnklage  das  Ge- 
[ Werbegericht  zuständig?    Das  Gewerbegericht  Wiesbaden  hat  die  Frage 
l>ejaht,  nachdem  es  festgestellt  hat,  daß  in  dem  Spezialfall  eine  höhere 
[wissenschaftliche  oder  künstlerische  Thätigkeit  bei  dem  Betriebe  des 
3oreaus  nicht  in  Betracht  komme.  —  Eine  ziemlich  bunte  Musterkarte 
IrEeigen    die  Entscheidungen    über   das  Personal    der  kleinen  Theater» 
ISpezialitätenbühDen,  Zirkusse  etc.    Am  Theater  in  Kreuznach  war  ein 
'Schauspieler  auf  14-tägige  Kündigung  angenommen,  aber  kündigungslos 
entlassen  worden,  und  wandte  sich,  um  seine  Gage  für  diese  Zeit  zu 
erhalten,  an   das  Gewerbegericht  (1894).     Dieses  wies  ihn  ab;  denn 
^wenn  auch  Schauspiel-Unternehmungen  im  §  32  der  Gew.-Ordn.   als 
Gewerbebetriebe  bezeichnet  würden,  so  unterständen  doch  dem  Titel  7 
Jiler  Gewerbeordoung  und  damit  den  Gewerbegerichten  nur  solche  in 
'enen   Betrieben    beschäftigte   Personen,   welche  als   Arbeiter   zu   be- 
frachten  seien.     Der  Schauspieler  aber  sei  überhaupt   kein  Arbeiter. 
Er  wirke  nicht  zur  Herstellung  eines  Gewerbeerzeugnisses  mit,  sondern 
entwickele  lediglich  eine  künstlerische  Thätigkeit.    In   diesem  Sinne 
habe  sich  auch  das  Reichsgericht  unter  dem  2L  März  1887  entschieden; 
und   daß  die   künstlerische  Thätigkeit   vielleicht  nur  von  sehr  unter- 
geordnetem Werte  sei,  sei  hierfür  belanglos.    Der  Kläger  wandte  sich 
darauf  an  das  Ämtsgericht  (wie  es  scheint,   ohne  die  gewerbegericht- 
liche   Abweisung   zur  Kenntnis  des  Amtsgerichts   zu   bringen).     Dort 
aber  wurde  er  abgewiesen,  weil  der  Begriff  der  gewerblichen  Arbeiter 
nach  jetzigem  Sprachgebrauch  alle   im  Gewerbebetriebe  bedieusteten 
und  thätigen  Personen   umfasse;  wahrscheinlich  würde  dies  auch  das 
Reichsgericht  jetzt  anerkennen.    Der  Schauspieler  hat  darauf  bei  dem, 
beiden  Gerichten   übergeordneten,    Landgericht  Hilfe  gesucht.  —  Das 
Reichsgericht  hat  dieses  Vertrauen  getäuscht    Es  hat  noch  in  alier- 
jüngster  Zeit^)  gegenüber  einem  Tierbändiger  in  einer  Menagerie  die 
vor  10  Jahren  ausgesprochene  Entscheidung  ausdrücklich  festgehalten, 
obgleich  es  in  dem  speziellen  Fall  für  die  Unzuständigkeit  des  Gewerbe- 
gerichts noch  einen  anderen  Grund  hatte*    Es  hat  nämlich  entschieden, 
daß  diesem  Tierbändiger  die  Stellung  eines   mit  höheren  technischen 
Dienstleistungen   betrauten  Angestellten   zukomme;  eine   Feststellung, 
die,  sobald   das  Gehalt   über  2000  M.  beträgt,   die  genannte   Kate- 
^gorie,  auch  nach  Ansicht  derer,  die  an  sich  das  Gewerbegericht  für  zu- 
Indig  halten,  diesem  entzieht  (§  2),  —  In  Berlin  hat  das  Gewerbegericht 
loaikar  einer  Kapelle,   die  zu  lebenden  Bildern  in  Kriegsfestspieleo 


I)  Vargl.  fjOiwerbe^erkht^'  Tom  1.  Jau.  1897. 
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zur  Erimierang  an  den  Feldzug  1870/71  die  Musik  gespielt  hatten, 
abgewiesen  und  hierin  die  Zustimmung  des  Landgerichts  gefunden.  — 
In  Mülheim  a.  Ruhr  hat  das  Gewerbegericht  die  Klage  eines  Kunst- 
gymnastikers  gegen  einen  Zirkusbesitzer  angenommen;  aber  noch  in 
der  Berufungsinstanz  hat  das  Landgericht  Duisburg  den  Einwand  der 
Unzuständigkeit  des  Gewerbegerichts  zugelassen  und  anerkannt  — 
Das  Gewerbegericht  Karlsruhe  hat  die  Klage  einer  Artistin,  welche 
als  »,Eqnilibristin  auf  der  hohen  Satyrsäule*'  von  dem  Direktor  des 
dortigen  Kolosseums  engagiert  war,  angenommeD.  Wenn  ein  Ver- 
gnügungs-Etablissenient  wie  das  Karlsruher  Kolosseum  ein  gewerb- 
licher Betrieb  sei,  so  müßten  die  Ausführer  der  Produktionen,  in  denen 
der  Betrieb  besteht,  eben  auch  als  Gewerbegehilfen  des  Unternehmers 
betrachtet  werden.  —  Ebenso  hat  das  Gewerbegericht  Köln  einen  Clown 
mit  dressierten  Hunden,  der  gegen  den  Inhaber  eines  Spezialitäten- 
Theaters  klagte,  als  gewerblichen  Arbeiter  anerkannt  und  darin  die 
Zustimmung  des  Landgerichts  gefunden  (Heimarbeiter  vgl.  unten). 

Gewisse  Tbätigkeiten  siod  von  der  Gewerbeordnung  (§  6)  so  gründ- 
lich ausgenommen,  daß  man  meiDcn  sollte,  hier  könne  die  Kompetenz- 
frage niemals  zu  Schwierigkeiten  führen,  namentlich  da  die  Eximierung 
dem  Volksempfinden  entspricht;  so:  Unterrichtswesen,  Notariatspraxis  etc 
Gewiß  wird  niemals  ein  Lehrer  an  einer  Privatschule  auf  den  Ge- 
danken kommen,  rückständiges  Gehalt  beim  Gewerbegericht  einzuklagen. 
Aber  nicht  immer  ergreift  die  unterrichtliche  Thätigkeit  so  die  ganze 
Person,  daß  sie  sich  um  dieser  Thätigkeit  willen  schon  außerhalb  des 
gewerblichen  Lebens  stehend  fühlen  sollte,  —  Eine  Büglerin  in  einer 
Wäscherei  ist  zweifellos  eine  Gewerbegehilfin  und  untersteht  dem  Ge- 
Werbegerichte.  Auch  wenn  die  Büglerin  angenommen  ist,  nicht  um 
selbst  zu  bügeln,  sondern  um  andere  dazu  anzuleiten,  so  würde  sie 
dadurch  noch  nicht  aufboren,  Gewerbegehilfin  zu  sein.  Es  war  sehr 
natürlich,  daß  die  Büglerin,  welche  in  Frankfurt  a.  M,  vom  Verein 
für  HaushaUungsschulen  engagiert  war,  ihren  Lohn  beim  Gewerbe- 
gericht einklagen  wollte.  Freilich  war  es  vollkommen  korrekt,  dafi 
das  Gewerbegericht  die  Klage  zurückwies.  Denn  die  Büglerin,  die  in 
einer  Wäscherei  zum  Anleiten  verwendet  wird,  ist  noch  Gewerbegehilfin ; 
die  Bügellehrerin  in  der  Haushaltungsschule  aber  untersteht  nicht  mehr 
der  Gewerbeordnung  und  also  auch  nicht  dem  Gewerbegericht.  —  Die 
Gewerbeordnung  (§  6)  nimmt  von  ihrem  Geltungsbereich  die  „Eisen- 
bahn-Unternehmungen" aus*  Als  auf  Gruod  dessen  iti  Berlin  die 
Klage  eines  Pferdebahnschaöhers  abgewiesen  wurde,  stellte  sich  heraus, 
daß  an  anderen  Orten,  z.  B.  in  Frankfurt  a,  M.,  die  Pferdebahnschaffner 
zu  den  Wahlen  am  Gewerbegericht  zugelassen,  Pferdebahnen  also  nicht 
als  Eisenbahnen  im  Sinne  des  §  6  betrachtet  wurden*  Jetzt,  nachdem 
die  Berliner  Ansicht  wohl  so  ziemlich  durchgedrungen  ist,  taucht  nun 
aber  die  weitere  Frage  auf,  ob  denn  alle  Arbeiter  der  Eisenbahneo^ 
Pferdebahnen  etc.,  auch  die,  die  mit  dem  Eisenbahn-Betrieb  als 
Verkehrsunternehmen  nichts  zu  thun  haben,  dem  Gewerbegericht 
entzogen  sind.  Das  Gewerbegericht  Osnabrück  hat  im  Jahre  1894 
eine  Umfrage  verschickt,  in  der  es  3  Kategorien  derartiger  Neben- 
arbeiter unterscheidet: 


DI«  Erf&brtiQg«&  in  den  deatscben  G«werl»eg€ncfat«n. 
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1) 


2) 
3) 


Arbeiter  in  Gasanstalten,  Elektricitätswerken  und  Reparatur- 
Werkstätten  der  Eisenbahn- Verwaltungen. 
Arbeiter,   welche  behufs   der  laufenden   Reparaturen   an   den 
Geleisen  und  am  Eiseebahnkörper  beschäftigt  werden, 
Arbeiter  zum  Wagenputzen,  zur  Reinigung  der  Verwaltungs* 
gebäude  u.  ä« 

Die  Frage,  ob  diese  Kategorien  dem  Gewerbegericht  unterstehen, 
haben  Mönchen,  Karlsruhe  und  Barmen  bejaht;  Berlin,  Stettin,  Kassel 
und  Osnabrück  selbst  vemeiot.  Hannover  hat  Nummer  1  bejaht,  im 
übrigen  verneint,  während  Leipzig  No»  1  und  2  bejahte,  No,  3 
aber  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  entschieden  sehen  wollte.  Dort- 
mund, Essen,  Magdeburg  und  Halle  a,  S.  erklärten  sich  für  den  Stand- 
punkt von  Wilhelmi  und  Fürst  (Kommentar  S.  282:  die  Arbeiter  des 
inneren  Dienstes  unterstehen  dem  Gewerbegerichts-Gesetz) ;  ähnlich 
Mainz  und  Chemnitz  ^). 

Daß  die  Bauarbeiter  Gewerbegehilfen  ihres  Baumeisters  sind,  sollte 
man  für  ganz  unstreitig  halten.  Dennoch  ist  die  Klage  eines  Bau- 
arbeiters gegen  einen  Baumeister  um  rückständigen  Lohn  einmal  wegen 
Unzuständigkeit  des  Gewerbegerichts  (Halle)  abgewiesen  worden.  Der 
betr.  Baumeister  hatte  an  seinem  eigenen  Hause  einen  Erweiterungsbau 
vorgenommen.  Der  Bau  stellte  sich  nicht  als  gewerbliches  Unter- 
nehmen dar  und  lag  also  außerhalb  der  Kompetenz  des  Gewerbe- 
gerichts. —  Ob  der  Häuserbau,  auch  wenn  er  zum  Zwecke  des  Ge- 
winnes betrieben  wird,  sich  als  Gewerbebetrieb  darstellt  oder  nur  als 
gelegentliche  Beschäftigung,  ist  m  jedem  Einzelfall  festzustellen.  In 
einem  Spezialfall  hat  das  Gewerbegericht  Stettin  sachlich  entschieden; 
aber  vom  Landgericht  wurde  die  Entscheidung  aufgehoben,  weil  der 
Hauserbau  nicht  gewerl>smäBig,  olso  das  Gewerbegericht  nicht  zuständig 
♦gewesen  sei.  —  In  Frankfurt  a,  M,  stehen  die  Schiebkärrcher  (Dienst- 
feutc,  Eckensteher)  unter  einer  Schiebkärrcher- Anstalt.  Daß  ein 
Dienstmanns -Institut  wie  dieses  ein  Gewerbebetrieb  ist,  unterliegt 
keinem  ZweifeL  Dennoch  hat  das  Gewerbegericht  Frankfurt  a.  M. 
für  die  Klage  eines  Schiebkärrchers  gegen  die  Schiebkärrcher-Anstatt 
sich  für  unzuständig  erklärt,  weil  diese  nicht  seine  Arbeitgeherin, 
sondern  nur  seine  Arbeitsvermittlerin  sei.  (Gewerbegehilfen  eines 
Dienstmanns-Instituts  wären  also  die  Personen,  die  bei  derVer- 
mittelung  helfen:  Ausläufer,  Schreiber,  Bureaudiener  etc.,  wenn  der 
Betrieb  so  groß  ist,  daß  er  derartige  Gehilfen  nötig  hat.)  —  Ein  Bau- 
unteniehmer  schließt  mit  einem  Kolonnenführer  einen  Vertrag,  wonach 
die  Kolonne  bei  einem  Neubau  die  Mauersteine  in  die  Obergeschosse 
bringen  soll,  läßt  aber  hernach  die  Arbeit  nicht  ausführen.  Die  Mit- 
glieder der  Kolonne  einschließlich  des  Führers  klagten  gegen  den  Bau- 
unternehmer auf  Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  des  Vertrages 
bei  dem  Amtsgericht  Leipzig.  Das  Amtsgericht  beurteilte  den  ganzen 
Vertrag  als  Werkverdingungs-,  nicht  als  Dienstvertrag  und  betrachtete 
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danach  seine  Zuständigkeit  als  selbstverständlich.  In  der  Berufungs* 
infitanz  hat  das  I^ndgericht  den  Vertrag  als  Arbeitsvertrag  qualifiziert 
und  das  Urteil  aufgehobeo,  weil  nur  das  Gewerbegericht  zuständig^ sei* 
Aehnliche  Kontroversen  spielen  durch  ganz  Deutschland. 

Die  Bestimmung,  daß  ,,Betriebsbeaoite,  Werkmeister  und  mit 
höheren  technischen  Dienstleistungen  betraute  Angestellte"  dem  Ge- 
werbegericht entzogen  sind,  wenn  ihr  Gehalt  20(X)  Mark  übersteigt 
(§  2),  nötigt  unaufiiörlich  zu  KompetenzprÜJfiingen.  Schon  die  obige 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  (S.  339),  welche  die  Thätigkeit  des 
Tierbändigers  unter  die  höheren  technischen  Dienstleistungen  zahlte 
zeigt,  wie  weit  und  wie  dehnbar  der  Begrifl  ist,  Aber  auch  in  Ge- 
werben, die  mit  festen,  althergebrachten  Arbeiterkategorien  rechnen^ 
tauchen  oft  Zweifel  auf»  Daß  der  Maurerpolier  (Parlier)  nicht  eine 
werkmeisterähnliche  Stellung  hat,  gilt  als  sicher.  Dennoch  haben  die 
Gewerbegerichte,  wo  es  sich  um  größere  Baugeschäfte  handelte,  über- 
einstimmend (Chemnitz,  Leipzig,  Frankfurt  a.  M.,  Freiburg  i.  B.)  im 
gegenteiligen  Sinne  entschieden,  und  ihre  Entscheidung  wurde  als  den 
speziellen  Verhältnissen  entsprechend  anerkannt  —  Ein  Maschinen- 
meister in  einer  Druckerei  ist  trotz  seines  stolzen  Namens  nichts  als 
ein  Arbeiter,  der  die  Druckmaschinen  zu  bedienen  hat.  Nun  giebt  es 
aber  in  größeren  Druckereien  auch  Ober-Maschinenmeister,  die  eine 
Aufsicht  über  das  Maschinen-Personal,  innerhalb  gewisser  Grenzen 
sogar  die  Annahme  des  Personals,  haben.  Tratzdem  hat  in  einem 
Einzelfalle  das  Gewerbegericht  Halle  entschieden,  daß  ein  solcher 
Ober -Maschinenmeister  nicht  zu  den  Betriebsbeamten  oder  Werk* 
meistern  gehöre,  weil  jene  Funktionen  von  ihm  nur  nebensächlich 
geübt  würden.  Es  hat  sich  hierbei  auch  auf  eine  Auskunft  gestützt, 
wonach  in  deo  großen  Druckereien  Leipzigs  hergebrachtermaßen  die 
längere  Kündigungsfrist  (Gew.-Ordn*  §  133a)  auf  Ober-Masehinen- 
meister  nicht  angewendet    wird. 

Wenn  dem  Arbeiter  bei  der  Entlassung  zwar  der  rückständige 
Lohn  gezahlt,  aber  die  Ausbändigung  der  Invaliden-Quittungskarte 
verweigert  wird,  so  handelt  es  sich:  a)  um  die  Klage  auf  Herausgabe 
der  Karte,  b)  um  den  Schadensersatz  wegen  der  verweigerten  oder  ver- 
zögerten Herausgabe  (z.  ß.  weil  der  Arbeiter  infolgedessen  keine  ander- 
weite Stelle  erhalten  konnte).  Ad  a  ist  die  Zuständigkeit  des  Gewerbe- 
gerichts nicht  bestritten.  Ad  b  hat  das  Amtsgericht  München  die 
gewerbegerichtliche  Kompetenz  behauptet,  weil  der  Anspruch  ein  Ent- 
schädigungsanspruch aus  dem  Arbeitsverhältnis  (§  3)  sei.  Das  Land- 
gericht München  hat  aber  dahin  entschieden,  daß  dieser  Entschädigungs- 
anspruch seinen  „Rechtsgrund"  nicht  in  dem  Arbeitsverhältnisse,  sondern 
in  einer  unerlaubten  Handlung  des  Unternehmers  habe  („Dem  Arbeit- 
geber sowie  Dritten  ist  untersagt,  die  Quittungskarte  nach  Einklebung 
der  Marken  wider  Willen  des  Arbeiters  zurückzubehalten*',  Invaliden- 
TerBicherungs-Gesetz,  §  108,  Abs.  2),  und  für  solche  seien  nicht  die 
Gewerbegerichte,  sondern  die  ordentlichen  Gerichte  zuständig.  — 
Ebenso  ist,  wenn  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  oder  Zeugnisses 
verweigert  wird,   die  Kompetenz  des  Gewerbegerichts  in  der   Saeho 
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selbst  durch  das  Gesetz  (§  3V)  außer  Zweifel  gestellt;  aber  wiederum 
zweifelhaft,  wenn  daran  ein  Entschädigungsanspruch  des  Arbeiters  wegen 
der  Verweigerung  geknüpft  wird.  Der  Vorsitzeode  des  Gewerbegerichts- 
Halle  hat  (Blätter  f,  soziale  Praxis  v.  27.  Dez.  1893)  die  Kompetenz  ver- 
neint, weil  es  sich  nicht  um  eine  Entschädigung  „aus  dem  Arbeitsverhält- 
nisse** handle,  sondern  um  einen  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  her- 
zuleitenden Entschädigungsanspruch;  anderenfalls  müßte  man  das  Ge* 
Werbegericht  auch  für  alle  erdeoklichen  Folgen  kompetent  erklären 
(wenn  z.  B.  der  Arbeiter  durch  Verweigerung  des  Lohnes  verhindert 
wurde,  einen  bevorstehenden  Umzug  auszuführen  u.  s.  w.).  —  Der 
Unternehmer  hat  sich  bei  der  Lohnzahlung  geirrt  und  klagt  auf  Heraus- 
gabe der  irrtünilich  zuviel  gezahlten  Beträge.  Das  Gewerbegericht 
Berlin  muß  sich  für  uns^uständig  erklären,  weil  es  sich  nicht  um  einen 
Anspruch  „aus  dem  Arbeitsverhältnisse*'  handle.  —  Ein  unermeßliches 
Gebiet  von  Kompetenzstreitigkeiten  giebt  die  Frage,  inwieweit  das 
Gewerbegericht  zuständig  ist,  auch  über  Gegenrechnungen  des  Unter- 
nehmers gegen  die  Lohnforderung  zu  entscheiden.  Für  eine  wirkliche 
Gegenklage,  die  sich  nicht  auf  den  Arbeitsvertrag  gründet  (also  z.  B, 
für  eine  Gegenklage  wegen  Darlehen,  wegen  Sachbeschädigung  u.  s.  w,) 
ist  das  Gewerbegericht  zweifellos  nicht  zuständig.  Es  handelt  sich 
aber  um  die  Frage,  oh  der  Lohnanspruch  des  Arbeiters  durch  die 
Gegenforderung  des  Unternehmers  beglichen  ist»  Da  nach  §  1  des 
Gesetzes  vom  2L  Juni  1869,  betr.  die  Beschlagnahme  des  Arbeits- 
oder Dienstlohnes,  der  Lohn  nur  dann  mit  Beschlag  belegt  werden 
darf,  wenn  der  Verfalltag  abgelaufen  ist,  ohne  daß  der  Berechtigte  den 
Lohn  gefordert  bat,  so  hat  das  Gewerbegericht  Karlsruhe  auch  die 
Aufrechnung  gegen  eine  Forderung  des  Unternehmers  selbst  für  unzu- 
lässig erklärt  Diese  Entscheidung  hat  Bedenken  hervorgerufen;  nicht 
bloß  weil  unter  Umständen  in  der  That  darin  eine  große  Härte  gegen 
den  Unternebmer  liegen  kann,  sondern  auch  aus  dem  rein  jurißtischen 
Grunde,  weil,  ebenso  wie  nach  gemeinem  Recht,  compensatio  ipso 
jure  fit.  Das  Gewerbegericht  Heidelberg  (obgleich  ebenfalls  im  Gebiet  des 
französisch-badischen  Rechts)  hat  abweichend  von  Karlsruhe  entschieden. 
Für  die  Zukunft  ist  die  Streitfrage  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 

^2tun  Austrag  gebracht,  dessen  §  394  mit  Ausnahme  der  Kassenhebungen 
llgemein  bestimmt;  „Soweit  eine  Forderung  der  Pfändung  nicht  unter- 
rorfen  ist,  findet  die  Aufrechnung  gegen  die  Forderung   nicht   statt.** 
Jach  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  werden  sich  die  Fälle 
noch  mehren^   in  denen  Unternehmer  und  Arbeiter  über  ihre  beider- 
seitigen Ansprüche  vor  verschiedenen  Gerichten  klagen  müssen. 

Dies  der  normale  Zustand  der  Kompetenzstreitigkeiten.  Eine 
weitere  Verwickelung  tritt  ein,  wenn  im  Bezirk  eines  Gewerbegerich ts 
ein  Innungs-Schiedsgericht  besteht.  Die  Kompetenz  der  Innuügs- 
Schiedsgerichte  geht  dem  Gewerbegerichte  vor,  obgleich  ihrer  Ent- 
scheidung   kein    wirklicher    Jurisdiktions- Charakter    innewohnt    und 

.da^eiTcn  auf  richterliche  Entscheidung  vor  dem  Amts-  oder  Landgericht 
<^u  werden  kann  (Gewerbeordnung  §  100  d,  abgeändert  durch 
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finden  sich  thatsäcblich,  wie  fast  alle  InnungseiDricbtungen,  in  ziem- 
licher VerwahrlosuDg,  Da  auf  Seiten  der  Gesellen  in  großen  Städten 
vielfach  prinzipieller  Widerspruch  gegen  Innungseinrichtuögen  besteht, 
und  da  namentlich  die  InDtmgs-Schiedsgerichte  sich  einer  ganz  be- 
sonderen Unbeliebtheit  deswegen  erfreuen,  weil  nicht  einmal  der  un- 
parteiische Vorsitzende  gesetzlich  garantiert  ist,  der  Vorsit2ende  vielmehr 
aus  den  Reihen  der  Meister  genommen  werden  kann  *),  so  ist  der  Fall  gar 
nicht  seilen,  daß  die  GesellenwaMen  überhaupt  nicht  zustande  kommen. 
Da  nun  das  Innungs- Schiedsgericht  als  vorhanden  nur  angesehen 
werden  kann,  wenn  es  in  ordnungsmäßiger  Besetzung  vorhanden  ist, 
so  ist  beispielsweise  das  Gewerbegericht  Berlin  wiederholt  in  die  Lage 
gekommen,  erst  eine  Auskunft  darüber  einholen  zu  müssen,  ob  für 
eine  bestimmte  Innung  ein  Innungs-Schiedsgericht  vorhanden  ist.  Die 
Gewerbedeputation  des  Berliner  Magistrats  hat  diese  Auskunft  zwar 
insoweit  erteilt,  als  sie  die  ihr  geniachten  Meldungen  mitteilte,  hat 
aber  abgelehnt,  darüber  Auskunft  zu  geben,  ob  das  Schiedsgericht 
augenblicklich  als  ordnungsmäßig  besetzt  anzusehen  sei.  Solange  diese 
Bestimmungen  für  Innungs-Schiedsgerichte  bestehen,  giebt  es  schlechter- 
dings kein  Hilfsmittel,  um  vor  Austeilung  der  Klage  festzustellen,  ob 
das  Gewerbegericht  kompetent  ist  oder  nicht  Kein  Staats-  und  kein 
Kommunal-Hundbuch  kann  diese  Zweifel  beheben.  Trotz  dieser  Ver- 
wickelungen soll  nun  das  Institut  der  Innungs-Scbiedsgerichte  durch 
die  neue  Gewerbenovelle  (Innungsvorlage)  nicht  bloß  verewigt,  sondern 
sogar  noch  zu  erhöhter  Bedeutung  gebracht  werden.  Denn  Überall^ 
wo  auf  Grund  dieser  Novelle  Zwangsinnungen  durchgeführt  werden, 
wird  den  Innungseinrichtungen  eine  erhöhte  Bedeutung  gegeben.  Ver- 
gebens hat  der  Verband  deutscher  Gewerbegerichte  schon  bei  dem 
ersten  Auftauchen  des  Vor-Entwurfs  in  seiner  Straßburger  Zusammen« 
kunft  vom  23.  Sept.  1896  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  durch 
massenweise  Innungs-Schiedsgerichte  dieThätigkeit  der  Gewerbegerichte 
ganz  ausgehöhlt,  und  schließlich  bloß  auf  die  Großindustrie  beschränkt 
werden  würde.  Vergebens  hat  er  nach  dem  Erscheinen  der  Regierungs- 
vorlage seine  Bedenken  wiederholt;  haben  die  Gewerbegerichte  Stutt- 
gart, Frankfurt  a.  M.  und  Berlin  in  amtlichen  Plenar-  und  Ausschuß- 
beschlüssen dagegen  Stellung  genommen.  Ein  diesbezüglicher  Antrag, 
welcher  wenigstens  beim  Nebeneinanderbestehen  beider  Einrichtungen 
den  Gewerbegerichten  den  Vorrang  sichern  sollte,  wurde  in  der 
Reichstags-Sitzung  vom  22.  Juni  1^97  nach  oberflächlicher  Beratung, 
wie  sie  bei  diesem  Gesetzeswerk  überall  durchgeführt  wurde»  nieder- 
gestimmt.  Bemerkenswert  ist  aus  dieser  Debatte  jedoch,  daß  der 
preußische  Handelsminister  in  Aussicht  stellte,  daß  Innungs-Schieds- 
gerichten, da  wo  ihre  Errichtung  ein  bestehendes  Gewerbegericht  be- 
einträchtigen würde,  die  gesetzlich  erforderliche  Genehmigung  versagt 
werden  solle  M.  —  Ein  Innungs- Schiedsgericht  entzieht  dem  Gewerbe- 

1)  DEe  Gewerbeordnnng  sohelot  sieh  die«  «ofar  aU  Regel  n^dneht  iti  hab«!», 
sie  bestimmt,  dsfä  der  VorAitsende  der  foDOiig  Dicht  Anzugehören  „braachf  (%  lOOd,  Ziff.  ] 
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icht  nicht  sämtliche  Kategorien  von  Arbeitern  in  dem  Betriebe  der 
auDgen,  sondern  nur  die  „Gesellen"*  Wenn  ein  Mitglied  der  Schuh- 
macher-Innung sich  für  seinen  Laden  Schuhputzer  hält,  wenn  er  einen 
Packer,  einen  Hauslcnecht,  einen  Laufburschen  u.  s.  w.  in  seinem  Betriebe 
beschäftigt,  so  unterstehen  solche  Personen  dem  Gewerbegericht.  In 
jedem  Einzelfalle  ist  also  zu  prüfen,  oh  der  vor  das  Gewerbegericht 
tretende  Gehilfe  „Geselle"  ist  Dies  ist  um  so  schwieriger,  da  das 
Gesetz  nirgends  eine  Erklärung  des  Wortes  Geselle  giebt,  und  man 
kaum  nach  anderen  Rücksichten,  als  nach  dem  hergebrachten  Gebrauch 
der  betn  Innung  wird  entscheiden  können,  was  z.  B,  bei  ungelernten 
Arbeitern  im  Baugewerbe  (Stein träger,  Maurer- Arbeitsleute  u.  s,  w.) 
nicht  immer  leicht  ist 

Wie  weit  diese  Kompetenzprüfungen  führen,  dafür  2  Beispiele. 
1)  Eio  entlassener  Zuschneider  klagt  bei  dem  Amtsgericht  Berlin  I 
gegen  seinen  früheren  Arbeitgeber.  Bei  diesem  habe  er  als  Zuschneider 
eine  Stellung  inne  gehabt,  ähnlich  wie  ein  Werkmeister  oder  sonstiger 
höherer  Angestellter  {§  133a  der  Gewerbordnung),  habe  auch  ein  Gehalt 
von  mehr  als  20X)  äL  bezogen.  Trotzdem  sei  er  ohne  Innehaltung  der 
ihm  in  dieser  Stellung  zustehenden  sechswöchentlichen  Kündigungs- 
frist entlassen  worden  und  klage  den  rückständigen  Lohn  ein.  Das 
Amtsgericht  prüfte,  ob  es  für  Klagen  mit  derartigem  Klagefundament 
zuständig  sei.  Da  für  Werkmeister  und  ähnliche  höhere  Angestellte 
mit  einem  Gehalt  über  2000  M.  die  Zuständigkeit  der  Gewerbe* 
gerichte  ausgeschlossen  ist  (S  2,  Abs.  2  des  Gewerbegerich ts-Gesetzes), 
so  erklärte  sich  das  Amtsgericht  für  zuständig  und  trat  in  eine  ma- 
terielle Prüfung  der  Sache  ein.  Diese  materielle  Prüfung  aber  ergab, 
daß  die  Stellung  eines  Zuschneiders  nicht  der  eines  V\'erkmeisters  etc. 
entspreche,  und  aus  diesem  Grunde  wurde  er  mit  seinem  Anspruch 
materiell  abgewiesen.  In  zweiter  Instanz  erklärte  das  Landgericht: 
die  Zuständigkeitaerklärung  des  Amtsgerichts  laufe  darauf  hinaus,  daß 
es  sich  für  zuständig  erkläre,  bloß  weil  der  Kläger  behauptet,  eine 
derartige  Stellung  inne  zu  haben.  Es  komme  aber  nicht  auf  das  an, 
was  behauptet,  sondern  auf  das,  was  bewiesen  werde.  Und  daß  das 
Gegenteil  bewiesen  sei,  erkenne  das  Amtsgericht  ja  in  dem  zweiten 
Teil  seiner  Entscheiduog  selbst  an.  Wiewohl  es  nun  auf  den  ersten 
Blick  sehr  einleuchtet,  daß  das  Amtsgericht  sich  nicht  auf  Grund  eines 
Klagefuodaments  für  kompetent  erklären  sollte,  bloß  um  im  zweiten 
Teil  der  Entscheidung  dasselbe  Klagefundament  als  gar  nicht  vor- 
handen zu  bezeichnen ,  so  führt  doch  die  Entscheidung  des  Land- 
gerichts zu  einem  noch  wunderlicheren  Erkenntnis,  Denn  das  Land- 
gericht kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  es  den  Zuschneider  nicht  abweisen, 
sondern  an  das  Gewerbegericht  schicken  wolle,  aber  bloß,  um  sich 
dort  abweisen  zu  lassen.  Es  handelt  sich  hier  um  die  prinzipielle 
Frage,  ob  zum  Zwecke  der  Kompetenz-Feststellung  wirklich  eine  Nach- 
prOfang  des  Klagefundaments  erforderlich   ist.     Im  allgemeinen  wird 


9«ri«ljt  io  «nteitben,    unä  »wur  soU  dmnn  di«  Komp«ten9s  des  Giiirerbeg«riehtB»    wenn  dn 
»at»b»i  Uoatobt,  «iotreUa  {Noven«  sa  §  91   der  Oewerbeordnunir). 
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dies  nicht  angenommeD.     Die  Kompetenz-BejahuDg  besagt  vielmehr 

nur,  daß  das  Gericht  sich  für  kompetent  erklärt,  über  das  Vorhanden- 
sein eioes  Anspruches,  wie  er  in  der  Klage  behauptet  wird,  zu  er- 
kennen ;  darüber  aber,  ob  der  Anspruch  wirklieh  existiert,  entscheidet 
daon  der  Richter  frei.  Theoretisch  wird  es  schwerlich  möglich  sein, 
den  Fall  anders  zu  konstruieren,  als  es  das  Amtsgericht  gethan  hat, 
und  praktisch  ist  das  Ämtsgericht  mit  der  materiellen  Abweisung  des 
Klägers  gewiß  zu  einem  brauchbareren  Ergebnis  gekommen,  als  das 
Landgericht,  welches  ihm  blos  die  Anweisung  darauf  erteilte,  sich  an- 
derswo abweisen  zu  lassen.  2)  Ein  Lehrling,  der  von  seinem  Meister 
zu  unrecht  entlassen  ist,  klagt  auf  Entschädigung  vor  dem  Amts* 
gericht  N,  und  wird  abgewiesen,  da  das  Gewerbegericht  zuständig  sei. 
Von  dem  Gewerbegericht  wird  er  wiederum  abgewiesen,  da  die  Fabrik, 
in  welcher  der  Lehrvertrag  zu  erfüllen  war,  nicht  in  der  Gemeinde 
N.,  sondern  vor  den  Thoren  derselben,  in  der  Gemeinde  0,  Hege.  Eine 
Klage  an  das  Gewerbegericht  O.  gerichtet,  kommt  als  unbestellbar 
zurück,  weil  es  in  O.  kein  Gewerbegericht  gebe.  Als  nun  endlich  bei 
dem  Amtsgericht  O.  die  Klage  zur  Entscheidung  gebracht  wird,  wird 
sie  abgewiesen,  weil  nach  §  132  der  Gewerbeordnung  der  Anspruch 
nur  innerhalb  4  Wochen  geltend  gemacht  werden  kann,  und  diese 
Frist  nicht  den  Charakter  einer  Verjährungsfrist  trage,  die  durch  An- 
bringung der  Klage  bei  einem  unzuständigen  Gericht  hätte  gewahrt 
werden  können.  Diese  Kompetenz-Verwickelungen  sind  wirklich  vor- 
gekommenen Fällen  entnommen  ^).  Wollte  man  sich  auf  das  Potenzieren 
der  bloß  möglichen  Schwierigkeiten  legen,  so  könnte  mau  die  Fälle 
durch  das  Hineinziehen  der  Innungs-Schiedsgerichte  ^),  durch  die 
Frage,  zu  welcher  Innung  ein  gemischtes  Gewerbe  gehört  etc.,  noch 
bedeutend  mehr  komplizieren. 

Für  die  allgemeine  Stellung  der  Gewerbegerichte  ist  noch  der 
Umstand  von  Bedeutung,  daß  sie  außerhalb  der  Justizverfassung  stehen 
und  dennoch  Jurisdiklionsthätigkeit  haben,  daß  sie  ferner  als  Ver- 
waltungsbehörden zwar  kommunal ,  aber  doch  dem  staatUchen  Or- 
ganismus mehr  eingegliedert  sind  als  andere  Kommunalbehörden. 
Die  Vorgesetzten  des  Gewerbegerichts- Vorsitzenden  sind  sowohl  der 
Magistrat  wie  die  höhere  Verwaltungsbehörde  des  Staates  (Regierungs^ 
Präsident),  in  allen  Jurisdiktionssachen  jedoch  das  Landgericht.  Bei 
Beschwerden,  die  auf  der  Grenze  zwischen  Jurisdiktions-  und  Ver- 
waltungssachen liegen,  kann  es  zweifelhaft  sein  ,  ob  dieselben  an  das 


1)  Der  ertte  nAcb  dem  t^Gewerbef^ericbt**  v.  6.  H»!  lS97t  der  letztere  nach  mÜDd- 
lieher  Mitteiinog^  «u»  trelcher  nttr  der  Ortsuamo  Dftchtriglich  nicht  loehr  festsusteUeii  ttt; 
äbriftens  findet  sich  ein  in  der  Hauptsacbe  (vierwöcheodicbe  Frist)  guis  iballebtr  IfftU 
«US  Stettin:  Sociale  Praxis  t.  23.   Sept,   lS9fi. 

8)  Und  auch  hier  wiederum  g^ebt  es  die  noch  ^ana  spexieUe  Kompetensfr«^ ,  ob 
fftr  Lehrlingsstreitigkeiten,  sdbat  weno  ein  Inonni^B^Scbiedsgericht  errichtet  ist,  dleset  o4«r 
die  InnaDgabehÖrde  kompeteot  ist.  Ullae  (,fOewerbegericht"  ▼.  1.  Jali  1807)  entscheidet 
sich  filr  letstere.  Ist  diese  Entscheidung  antreffend  ,  so  Indert  dies  nichts  daran ^  dikt^ 
die  gegeuleilii^e  Aosicht  unter  den  ionungs-Baudwerkern  weit  verbreitet,  ja  sogar  in 
Innungftstatuten  übergegangen  ist  fto  io  daa  Schiedsgerichts-atatul  der  looniif  „fiaod 
Berliner  Bttobdrackeret-Besitser^'. 
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jandgericht ,   an  den  Magistrat  oder  direkt  an  den  Regierungspräsi- 
denten zu  richten  sind. 

In  Bezug  auf  Errichtung  und  Verfassung  der  Gewerbegerichte 
haben  sich  also  die  Erfahrungen  ziemlich  genau  umgekehrt  gest^altet^ 
als  die  Erwartungen  bei  Erlaß  des  Gesetzes.  Weder  die  Befürchtung, 
daß  die  Errichtung  von  Gewerbegerichten  an  ihrem  rein  fakultativen 
Charakter  und  der  ZusammensetzuDg  der  heutigen  Kommunal  Vertretungen 
scheitern^  noch  daß  das  Bestätigungsrecht  der  Regierung  zu  Miß- 
bräuchen ftihren  werde,  ist  eingetroffen  (womit  nicht  gesagt  sein  soll, 
daß  nicht  vielleicht  gerade  die  sehr  energische  Prophezeiung  ein  ge- 
wisses Verdienst  um  ihre  eigene  Vereitelung  hat).  Hingegen  hat  die 
Abgrenzung  der  Kompetenz,  welche  man  während  der  Beratungen 
weit  mehr  für  eine  prinzipielle  Frage  als  für  eine  Frage  von  Be- 
deutung für  den  geordneten  Geschäftsgang  hielt,  zu  Schwierigkeiten 
von  einer  Fülle  und  von  einer  Uudurchdringlichkeit  geführt,  wie  sie 
damals  niemand  auch  nur  annähernd  voraussah. 


2.  Rechtsprechung,    Verfahren  und  Statistik. 

Die  Statistik  über  das  Jahr  1896  geht  sämtliche  284  Gewerbe- 
gerichte einzeln  durch.  Wir  geben  aus  ihr  zunächst  (Tab*  3)  die 
Uehersicht  nach  Staaten  und  Landesteilen  und  lassen  sodann  (Tab.  4) 
einen  Ueberblick  über  diejenigen  Gewerbegerichte  folgen,  welche  mehr 
als  300  Sachen  im  Jahr  erledigt  haben,  d.  h.  also  nach  der  obigen 
Tab,  2  die  43  größten  Gewerbegerichte  des  Deutsches  Reiches. 

(Siehe  T«beUe  B  nuf  S.  348  u    349  und  Tabelle  4  Mxi  S.  860  u    Bbl.) 

Der  Haupterfolg,  welchen  man  sich  von  dem  Verfahren  der  Ge- 
rerbegerichte im  Vergleich  zu  den  ordentlichen  Gerichten  versprach, 
ollte  in  der  Schleunigkeit  und  Billigkeit  des  Verfahrens  liegen.    Ueber 

die  Schleunigkeit  gehen  aus  Tab.  3  folgende  Erfahrungen  hervor. 

Von  den  Prozessen  des  Jahres  1896  wurden  erledigt: 

in  weniger  mli  1   Woche        34098  =  56,9  Proz, 
1d  weoiger  aU  2  WocbeD      15  297  bs  25,5       ,, 
in  S  Wochen  ood  mehr         10  S46  e=  jj^e       ,^ 

Das  heißt:  die  meisten  Prozesse  wurden  in  weniger  als  1  Woche  er- 
ledigt; und  daß  ein  Prozeß  sich  bis  in  die  3.  Woche  hineinzog,  kam 
nur  in  etwa  Ve  der  Fälle  vor.  Zur  vollständigen  Charakteristik  würde 
ja  allerdings  noch  eine  Feststellung  dahin  gehören,  bis  in  welche 
laximalzeiten  sich  die  langsamsten  Fälle  hineinzogen.  Immerhin  ge- 
nügt auch  schon  diese  Statistik  zu  einem  Vergleich  mit  der  Schleunig- 
Iteit  der  ordentlichen  Gerichte*  Nach  der  deutschen  Justizstatistik 
(Jahrg.  7,  S.  250—251,  258)  ist  es  allerdings  nicht  möglich,  für  die 
it^erichtlichen  Sachen  die  entsprechenden  Fristen  von  1  oder 
Wachen  anzuführen,  weil  die  niedrigste  Rubrik  bereita  3  Monate 
Von   allen  Ina  Jahre  1ÖÜ3  durch   kontradiktorisches  Endurteil 
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352                                                    J-  J*»trow, 

für  die  Instanz  beendeteii  Prozessen  hatten  seit  der  Einmchung  der 

Klageschrift  gedauert^): 

weniger  als  8  HoDAte:  12S  184  Sachen       63,5  Proz, 

8  bis  6  Monate:  45  084       ,|  32,3  f, 

6  MoQ&ta  bis  1  Jalir;  22084       ,»  lo^d  i, 

1   bii  2  Jahre:  5  79 J       „  3,»  „ 

%  Jahre  and  mehr :  715        „  0,i  ,> 


ZiiaamiEieD:     20 1  859  äacben     ]oO,o  Proz. 

In  dieser  Statistik  spielt  also  die  Frist  von  3  Mouaten  ungefähr 
dieselbe  Rolle,  wie  in  der  Gewerbegerichts-Statistik  die  Frist  von 
1  Woche,  Eine  genauere  Statistik  ist  vorhanden  für  den  Zeitraum 
zwischen  Einreichung  der  Klage  und  erstem  Termin.  Dieser  betrug 
im  Jahre  1893: 

P«>a,  Pwi. 

wesiger  als  1  Woche  bei  a8  JOD  Sadteo  2|i  hm  WechselsacheD  38161  «s  11^^ 
mahr  ah  1  Woche  und 

weDiger  ala  1  Mo&at  bei  1 017  560  ^^       76,4  ,,  «^ 

1  bis  2  Honate  bei  309  189  ,,        15,7  ,,  „ 

S  bb  2  MoDaie  bei  71  761  „         5,4  »1  p, 

3  iiod  mehr  Monale  bei  5  067  ^,         0.4  n  1* 


119956  =« 

77.1 

418^ 

0,3 

4S  = 

0,0 

8  = 

«>.« 

Zuflamineo:   t  331  877  Bachea  lOOpO       bei  Wechsel  Sachen  168  588  ^  loo,« 

Also  die  Frist,  binnen  deren  die  Gewerbegerichte  den  größten  Teil 
der  Streitigkeiten  bereits  entschieden,  reichte  für  die  ordentlichen 
Gerichte  noch  nicht  einmal  aus,  um  auch  nur  den  ersten  Termin  ab- 
zuhalten. Nur  in  einer  verschwindcDd  kleinen  Anzahl  von  Fällen 
(2,1  Proz,)  erreichten  die  Gerichte  in  dieser  Frist  die  Abhaltung  eines 
Termins,  und  selbst  bei  Wechselsachen  steigt  dieser  Prozentsatz  nicht 
ganz  auf  V*  (2^,6  Proz.).  Die  obligatorischen  Einlassungsfristen  der 
Civilprozeßordnung  und  der  „möglichst  nahe"  Termin  des  Gewerbe^ 
gerichts-Gesetzes  (§  34)  bezeichnen  psychologisch  die  entgegengesetzten 
Direktiven. 

Dieses  für  die  Gewerbegerichte  an  sich  schon  sehr  günstige  Er- 
gebnis wird  dadurch  noch  bedeutungsvoller,  daß  es  bei  einigen  Gewerbe- 
gerichten sehr  erheblich  überboten  wird  und  wir  bei  dem  regen  Wett- 
eifer, mit  welchem  die  Gewerbegerichte  in  dieser  Beziehung  thatig 
sind,  annehmen  dürfen,  daß  diese  Gewerbegerichte  mit  noch  günstigeren 
Ergebnissen  die  Ziele  der  Entwickclung  bezeichnen.  So  zeigen  die 
sächsischen  Gewerbegerichte  mit  ÜO,o  Proz.  in  der  ersten  Woche  einen 
Hochstand,  der  sogar  von  den  größten  Gewerbegerichten  des  König- 
reichs, von  Dresden  (96,7)  und  Leipzig  (90,8  Proz,),  noch  übertroffeo 
wird.  Bei  5  sächsischen  Gewerbegerichten  wurden  alle  Streitigkeiten 
(100  Proz.)  binnen  1  Woche  erledigt.  Wenn  von  diesen  Uartmanns- 
dorf  mit  5,  Hohenstein  mit  9  und  Penig  mit  15  Fällen  weniger  be* 
weisen,  weil  dies  bei  der  geringen  Anzahl  der  Fälle  möglicherweise 
individuelle  Ursachen  haben  kann,  so  beweisen  dafür  Königsbrück  mit 
24  und  Meerane  mit  63  Fällen  desto  mehr.  Für  Gesamt- Deutschland 
wird  der  Durchschnitt  sehr  bedeutend  durch  Berlin    herabgedrückt. 


1)  Deutsche  Jasliattatiatik,    Bearbeitet  im  Reichs-Justiaamt,  Jahr^.  7»  8.  159 — t3f. 
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Wo  iofolge  der  örtlichen  Schwierigkeiten  einer  besonders  umfangreichen 
Verwaltung  die  Zahl  der  binoeD  1  Woche  erledigten  Fälle  verhältnismäßig; 
gering  (18,6  Proz.)  ist.  Immerhin  ist  es  doch  auch  in  Berlin  nur  dir 
Ausnahme  (etwas  mehr  als  V*  der  Fälle,  28,7  Proz.},  daß  eine  Sachu 
sich  bis  in  die  dritte  Woche  hinzieht 

Daß  Gewerbegerichte  und  ordentliche  Gerichte  in  Hezug  auf 
Schleuntgkeit  in  ganz  verschiedenen  Anschauungssphären  leben,  zeigt 
sich  namentlich,  sobald  eine  Gewerbegerichtssache  zur  Requisition  des 
Amtsgerichts  führt.  In  Elbing  hat  einmal  das  dortige  Amtsgericht 
die  Requisition,  die  um  die  Zeit  der  Gerichtsferien  eintraf,  bis  nach 
Schluß  derselben  liegen  lassen.  Der  Elbinger  Gewerbegerichts-Vor- 
sitzende  hat  damals  den  Versuch  gemacht,  seine  Kollegen  zu  einem 
Kollektivschritt  bei  dem  Justizminister  zu  bewegen,  damit  dieser  darauf 
hinwirke,  daß  die  Richter  Ilequisitionen  in  Gewerbe-Streitsachen  stets 
als  Feriensachen  behandeln  mögen,  wenn  ein  diesbezüglicher  Antrag 
des  Gewerbegerichts  vorliegt  (danach  zu  schließen,  hatte  also  das 
Elbinger  Gewerbegericht  diesen  Antrag  gestellt).  Zu  einem  Kollektiv- 
schritt ist  es  damals  nicht  gekommen.  Unter  den  Gewerbegerichts- 
Vorsitzenden  war  vielfach  die  Ansicht  verbreitet,  ein  Richter,  der  bei 
Klage  eines  Arbeiters  auf  seinen  Lohn  dem  Antrage,  dies  als  Ferien- 
sache  zu  behandeln,  nicht  stattgebe,  handele  geradezu  pflichtwidrig. 
Bei  nüchternem  Durchlesen  des  §  202  des  Gerichtsverfassungs-Gesetzes 
wird  man  dieser  Auffassung  kaum  beipflichteti  können.  Der  Paragraph 
z&hlt  die  Kategorien  auf,  die  unbediogt  als  Feriensachen  gelten,  und 
Qberläßt  es  im  übrigen  dem  Richter,  dem  Antrage  auf  Ferialbehandlung 
stattzugeben*  Daß  ein  Gesetz  eine  Wechselsache  für  unbedingt 
schleunig  hält,  die  Klage  eines  hungernden  Arbeiters  um  seinen  Lohn  aber 
nicht,  das  mag  uns  heute,  20  Jahre  nach  Erlaß  des  Gerichtsverfassungs- 
Gesetzes,  unfaßbar  vorkommen.  Es  war  aber  so  und  entspricht  auch 
vollständig  dem  Ideenkreis,  in  dem  wir  vor  20  Jahren  lebten;  jenem 
Ideenkreis,  in  welchem  die  bedeutende  Kapitalmacht  und  ihr  Schleunig- 
keitsinteresse  als  höchst  wichtig  gilt,  der  Lohn  des  Arbeiters  aber  nicht 
etwa  als  unwichtig  bezeichnet  wird,  sondern  überhaupt  nicht  recht  in 
den  Horizont  des  im  großen  arbeitenden  Gesetzgebers  eintritt.  Wie 
wäre  es  denn  sonst  denkbar  gewesen,  daß  ein  Gerichtsverfassungs- 
Gesetz  (welches  besondere  Behörden  ftir  Gewerbe-Streitsachen  doch 
damals  nur  als  Ausnahmen  betrachtete)  die  Arbeitslohnklagen  nicht 
in  erster  Linie  unter  Feriensachen  hätte  aufzählen  sollen.  Der  groteske 
Zwiespalt,  der  darin  liegt,  daß  heute  das  Gewerbegericht  sich  abmüht, 
om  seine  Sachen  in  der  Regel  in  8  Tagen  zu  erledigen,  und  der  Amts- 
richter eine  Zeugenvernehmung  über  die  2  Monate  dauernden  Ferien 
lagern  läßt,  zeigt  uns  doch  gleichzeitig  den  Fortschritt,  den  unsere 
Gesetzgebung  in  der  Erweiterung  ihres  Ideenkreises  gemacht  hat.  — 
Da  übrigens  das  Gerichtsverfassungs-Gesetz  in  diesen  Sachen  die 
Ferialbehandlung  anders  als  auf  Antrag  nicht  zuläßt,  so  ist  gründliche 
Abhilfe  hier  nur  durch  Aenderung  der  Gesetzgebung  möglich ;  denn  es 
ist  weder  dem  Gewerbegerichts- Vorsitzenden,  noch  den  vor  ihm  stehen- 

Drtlt«  Folfi  M,  XIV  (Lxrx).  23 
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den  Parteien  zuzumuten,  daß  sie^   wenn   eine  Requisition  erforderlich 
wird,  an  die  Gerichtsferien  denken  sollen. 

Der  Versuch  einer  gütlichen  Erledigung  des  Rechts- 
streits ist  Bach  dem  Gewerbcgerichts-Gesetz  obligatorisch.  (§  39: 
^Erscheinen  die  Parteien  in  dem  Termine,  so  hat  das  Gewerbegericht 
thunlichst  auf  eine  gütliche  Erledigung  des  Rechtsstreits  hinzuwirken,*') 
Die  Bestimmung  rührt  daher,  daß  die  Gewerbegerichte  ursprünglich 
als  Sühnestätten  gedacht  waren,  und  auch  an  den  sogenannten  gewerb* 
liehen  Schiedsgerichten  ihre  thatsach liehen  Vorläufer  hatten.  In  der 
Praxis  hat  es  aber  zu  Unzuträglichkeiten  geführt,  daß  dem  Vorsitzenden 
die  unbedingte  Verpflichtung  auferlegt  war,  einen  Vergleich  zu  ver- 
suchen, selbst  wenn  er  den  einen  Teil  vollständig  im  Unrecht  glaubte« 
Ein  erfahrener  Gewerbegerichts-Vorsitzender  erzählte,  daß  er  iu  der 
ersten  Zeit  seiner  Praxis  die  hohen  Vergleich sziö'ern  für  den  be- 
deutendsten Erfolg  seiner  Thätigkcit  hielt,  bis  er  eines  Tages  einem 
Gespräch  zweier  halbwüchsiger  Burschen  zuhörte,  von  denen  der  eine 
behauptete,  irgend  einen  Anspruch  an  seinen  Arbeitgeber  zu  haben. 
Der  andere,  ohne  erst  lange  die  Gründe  für  den  Anspruch  anzuhören» 
gab  ihm  den  Rat:  ^Geh  nur  ans  Gewerbegericht,  Etwas  kriegst  Du 
sicher!*^  Dies  machte  ihn  stutzig.  Wenn  die  Folge  seiner  Sühne- 
thätigkeit  war,  daß  sein  Gericht  in  den  Ruf  kam,  „Etwas"  sicher  zu 
beschaffen,  so  mußte  das  ein  Fingerzeig  sein,  nicht  allzusehr  auf  Ver- 
gleiche hinzuwirken.  Manche  Vorsitzende  sehen  sich  durch  ähnliche 
Erfahrungen  veranlaßt,  in  Fällen,  in  denen  nach  ihrer  üeberzeugung 
die  Klage  gänzlich  unbegründet  ist,  die  Verhandlung  mit  den  Worten 
zu  beginnen:  „Nach  §  39  liegt  mir  die  Verpflichtung  ob,  auf  eine 
gütliche  Erledigung  hinzuwirken;  ich  frage  die  Parteien,  ob  sie  sich 
vergleichen  wollen ;  da  dies  nicht  geschieht,  so  schreiten  wir  zur  Ver- 
handlung." Sachgemäßer  dürfte  das  Verfahren  eines  der  Berliner  Voi^ 
sitzenden  sein,  der  in  solchen  Fällen  die  Partei,  welche  im  zweifellosen 
Unrecht  ist^  darauf  aufmerksam  macht,  daß  sie  gut  thue,  ihr  Unrecht 
einzugestehen;  dann  könne  dies  zu  Protokoll  gegeben  werden  und  sei 
iu  Form  eines  Vergleichs  kostenfrei  (§  57,  Abs.  4),  während  anderen- 
falls eine  richterliche  Entscheidung  abgegeben  und  die  Kosten  angesetzt 
werden  müßten.  Trotz  gewisser  Bedenken,  die  also  einer  Vergleichs- 
züchtung entgegenstehen,  bleibt  es  immerhin  doch  ein  erfreuliches 
Ergebnis,  daß  bei  den  Gewerbegerichten  die  gütliche  Erledigung  die 
Regel  und  die  Entscheidung  des  Richters  nur  die  Ausnahme  ist 
Kommen  schon  auf  wirkliche  Vergleiche  45,6  Proz.,  so  muß  man  den 
Verzicht  (0,6  Proz.),  die  Zurücknahme  der  Klage,  Ausbleiben  des 
Klägers  u,  s.  w,  (23,8  Proz.),  das  ausdrückliche  Anerkenntnis  (1,1  Proz,)» 
ja  sogar  manche  Fälle  des  Versäumnisurteils  (7,7  Proz.)  zum  Teil  auf 
Einwirkung  des  Vorsitzenden  rechnen,  der  in  dem  ersten  Termin  mit 
der  Partei  gesprochen  hat  Charakterisiert  wird  in  dieser  Beziehung 
die  Thätigkeit  der  Gewerbegerichte  durch  die  Restzahl  von 
21,2  Proz.,  welche  die  durch  Endurteil  erledigten  Sachen  angiebt  — 
Diese  Zahlen  treten  in  ihr  rechtes  Licht  durch  Gegenüberstellung  der 
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entsprechenden  Zahlen  von  den  ordentlichen  Gerichten.  Die  deutsche 
Justizstatistik  ^)  giebt  allerdings  nicht  die  Erledigung  der  Prozesse, 
sondern  nur  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Termine.  Von  diesen  ergaben 
im  Jahre  1893: 


Kiidurttiile  aut 
Verbäumnis, 
Versieht,  An- 
erkenntnis etc. 

Andere 
Kud- 
urteile 

u 
a 

i 

9 
1 

> 

Anordnungen 
eines  vor* 

bereitenden 
Verfahrene 

Ander- 
weite 

Ergeb- 
nisse 

Summe 

1 

2 

1   3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

vor  den  Amtsgerichten 
vor  den  Civillcammeru 
vor  den  Kammern   für 
IlHndelssachen 

659  363 
47962 

13639 

198746 
33  739 

6233 

3458 
915 

3" 

139  701 
6180 

1422 

349021 
53637 

9250 

525 
29 

473  182 
52368 

10225 

1 823471 
195  326 

41  109 

Zählt  man  Sp.  2,  3,  5  als  ProzeßerlediguDgen,  so  würden  von  dieser 
Summe  die  Vergleiche  betragen:  vor  den  Amtsgerichten  14,0,  vor  den 
Civilkammem  7,0,  vor  den  Kammern  für  Handelssachen  6,7  Proz.,  also 
durchweg  gering  im  Vergleich  zu  den  Gewerbegerichten  (45,6  Proz.). 
So  geringe  Zififem  lassen  vermuten,  daß  von  der  großen  Zahl  von  Ver- 
zichten, Anerkenntnissen,  Versäumnisurteilen  nichts  Wesentlichea  auf 
Vergleichsthätigkeit  zu  rechnen  ist  Bei  den  ordentlichen  Ge- 
richten ist  die  Entscheidung  die  Regel  und  der  Ver- 
gleich die  Ausnahme,  bei  den  Gewerbegerichten  an- 
nähernd umgekehrt').  Besonders  merkwürdig  ist,  daß  auch  die 
Kammern  für  Handelssachen  in  dieser  Beziehung  kein  wesentlich  an- 
deres Bild  als  die  rein  juristisch  besetzten  Civilkammem  aufweisen. 
Im  übrigen  ist  eine  genauere  Vergleichung  wegen  der  verschiedenen 
Anlage  der  Statistik  nicht  möglich. 

Nach  Staaten  geordnet,  zeigen  bei  den  Gewerbegerichten  die 
höchsten  Vergleichssätze  Sachsen-Meinin^en  62,8  Proz.,  Sachsen-Koburg- 
Gotha  60,1  Proz.,  Königreich  Sachsen  57,5  Proz.,  Von  den  Großstädten 
des  Königreichs  Sachsen  zeigt  Leipzig  60,0,  Dresden  59,1  Proz.  an 
Vergleichen.  Die  Restzahl  der  Fälle,  in  denen  es  zu  kontradiktorischen 
Endurteilcn  kam,  betrug  in  Leipzig  2,S,  in  Dresden  4,4.  Proz.  Aus- 
nahmsweise kommt  in  der  Gewerbegerich ts-Statistik  auch  einmal  ein 
Gericht  vor,  in  dem  100  Proz.  der  Fälle  durch  kontradiktorisches 
Endurteil  entschieden  wurden.  Es  ist  dies  z.  B.  das  Gewerbegericht 
Pleschen,  in  welchem  jeoer  einzige  Fall,  der  die  Thätigkeit  dieses 
Gewerbegerichts  gebildet  hat,  so  starrköpfig  endete,  und  ähnliche 
kleine  Gerichte.  Wo  eine  irgendwie  umfangreiche  Thätigkeit  der  Ge- 
werbegerichte  stattfindet,  sind  fast  überall  an  Vergleichen  erhebliche 
Prozentzahlen  erzielt  worden  Selbst  in  Berlin,  dessen  Bevölkerung 
im  allgemeinen  die  Neigung  hat,   Recht  Recht  sein   zu  lassen,   konnte 

1)  DeuUche  Ju^tizstatistik,  Jahrg.   7    S.   249—856. 

2)  Der  oben  gesperrt  gedruclcte  Satz  bleibt  bestehen,  auch  wenn  man  die  Verschieden- 
heit der  Statistiken  und  die  Verschiedenheit  der  Materien  noch  so  lioch  in  Anschlag 
bringen   wollte. 
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doch  die  Zahl   der  Vergleiche   noch    über  den    Durchschnitt,    bis 
48,2  Proz.,  gebracht  werden  '), 

Die  große  Zahl  der  Vergleiche  hat  auch  auf  den  Kostenpunkt 
einen  Einfluß.  Die  Bestimmung,  daß  im  Falle  eines  Vergleiches  Kasten 
überhaupt  nicht  erhoben  werden  (§  57  Abs.  4),  hat  unter  diesen'^^Um- 
ständen  zur  Folge,  daB  annähernd  m  der  Hälfte  der  Fälle  Kosten  nicht 
zur  Anset!5ung  gelangen.  Nimmt  man  dazu,  daß  die  an  sich  schon  gerin- 
gen Gebühren  bei  Anerkenntnis,  Verzicht  etc.  sogar  noch  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  werden,  so  kann  man  beinahe  sa^en,  daß  die  Gewerbe- 
gerichte einer  kostenlosen  Rechtsprechung  näher  stehen,  als  der  Kost- 
spieligkeit der  ordentlichen  Gerichte.  Bei  einzelnen  Gewerbegerichten, 
z.  B.  Oldenburg,  ist  von  dem  Rechte  Gebrauch  gemacht  worden  (§  57 
Abs.  6),  durch  das  Statut  zu  bestimmen,  daß  gar  keine  Gebühren  erhoben 
werden.  In  Lübeck  sind  die  älteren  Bestimmungen  konserviert  worden, 
nach  denen  das  Gewerbegericht  nicht  blos  bei  Vergleichen,  sondern 
auch  sonst  „unter  geeigneten  Umstanden"  Gebühren  erlassen  kann. 

Der  umstrittenste  Punkt  aus  allen  Vorschriften  über  das  Ver- 
fahren der  Gewerbegerichte  ist  die  Inappellabilität  ihrer  Or- 
teile* Die  Berufung  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Wert  des  Streit- 
gegenstandes den  Betrag  von  100  ML  übersteigt  (§  53).  Da  diese 
Höhe  nur  von  4,5  Pro^.  der  Sachen  erreicht  wurde,  so  hat  die  Be- 
^'renicung  zur  Fol^e,  daß  die  Urleile  der  Gewerbegerichte  in  der  Regel 
keine  Berufung  zulassen.  Gleich  nach  Einsetzung  der  ersten  Gewerbe- 
gerichte gingen  von  Unteniehmerkreisen  Bestrebungen  auf  Einführung 
der  Berufung  aus,  Sie  hatten  ihren  Sitz  hauptsächlich  in  Berlin^  wo 
der  Central- Ausschuß  kaufmännischer,  gewerblicher  und  industrieller 
Vereine  ebenso  wie  der  Verein  der  Arbeitgeber- Beisitzer  in  diesem 
Sinne  in  Petitionen  thätig  war.  Die  allgemeine  Ausdehnung  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Berufung  würde  allerdings  mit  einer  Lähmung  der 
Gewerbegerichte  identisch  sein.  Alle  die  Kreise,  denen  die  Gleich- 
berechtigung des  Arbeiters,  wie  sie  sich  in  dem  Gewerbegericht  ver- 
körpert, ein  Dorn  im  Auge  ist,  würden  grundsatzlich  vor  den  Gewerbe- 
gerichten  kein  Recht  nehmen,  sondern  jede  Sache  vor  das  Landgericht 
bringen.  Der  sinnlose  Zustand  unserer  Straf-Rechtsprecbung,  in  welcher 
die  heutige  Schöffengerichts-Verfassung  dem  Laiengericht  das  Recht 
giebt,  ein  Urteil  zu  fällen,  und  dem  Juristengericht,  es  wieder  aufzn- 
heben,  würde  hier  potenziert  erscheinen. 

Uebrigens  wird  von  der  Berufung,  auch  wo  sie  gegenwärtig  zu- 
lässig ist,  nur  ein  geringer  Gebrauch  gemacht  Mehr  als  3  Berufungen 
haben  nur  etwa  ein  Dutzend  Gewerbegerichte  im  ganzen  Reich  aufxa- 


1)  Die  Orte  mit  den  niedrlgsteo  Prosentflitxen  für  Vergleiche  aiu  ätr  detailUertai 
Ofwfrrb«gerfchts-9tfttlfttik  aussnxUbeo,  w&re  twecklos»  da  (wjo  das  Beispiel  von  Plea^hen  hm» 
weisi)  bei  kleiuen  OesAmtsifterD  eine  Prozentberechnang  überhaupt  oicbt  tbunlicli  iit.  üolef 
den  (n'^fsereo  dent»chen  Oefrerbeja^enchten  (T&b  4)  er&cb einen  mit  den  uirdrif^sten  Vergleich«* 
zi^rern:  Hannover  21,5,  Bre»laa  17,5,  Earhruhe  L  B.  15.9,  Eysen  (Kgl  )  15.1.  Wie  «kh 
diese  niedrigen  Ziffern  erklären,  könnte  nur  auf  Grund  örtlicher  Unten! acliaug  fe9tffe»taUi 
werden  (d^s  die  Wirkung  der  äfibnethütigkeit  an  tnaneben  Orten  sieb  mehr  in  Klage- 20^ 
rficknahmeo,  in  Anerkenntnissen  a.  s,  w.  aelgt,  kann  bei  »o  niedrigen  Ziffern  als  Erklänange* 
grnnd  nicht  anireicben).  Immerhin  ist  selbst  die  kleinst«  dieser  abnorm  oJedrlgen  ^«r^ 
gtftiehsaUrero  noch  höbefi  als  die  DurchschnittssifFftr  der  Amtsgerkhta. 
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weisen;  darunter  Berlin  56,  Köln  13,  München  und  Hamburg  je  U, 
Frankfurt  a*  M,  10.  In  Berlin  kommen  die  56  Berufungen  aiif  535 
anhängig  gewordene  Sachen  üher  100  Mark,  in  Köln  13  auf  122,  in 
München  11  auf  80,  im  ganzen  Reich  272  auf  2948,  d,  h.  9,2  Proz. 
Kür  eine  genauere  Würdigung  des  Rechtsmittels  bedarf  es  aber 
noch  einer  Statistik  seines  Erfolges.  Hierüber  ist  aus  der  bisherigen 
allgemeinen  Gewerbegerich ts-Statistik  noch  nichts  zn  entnehmen.  In 
der  folgenden  Tabelle  gebe  ich  die  diesbezüglichen  Daten  nach  Aus- 
kunft der  6  meistbeteiligten  Gewerbegerichte* 


Tab.  5.    Berufungen  bei 

6  deutscheu 
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3' 
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» 
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I 
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— 

24 

34 

9 

3 

— 

5 

I 
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4 

8 

u 

4 

2 

— 

— 

2 
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1 

38 

39 

H 

7 

2 

— 

4 
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63 
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m 

36 

eo 

•3 
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- 
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Bei  diesen  Gewerbegerichten  spielt  an  sich  die  Berufung  eine  erheb- 
liche Rolle,  denn  wenn  man  selbst  von  den  91  eingelegten  Berufungen 
alle  abzieht,  die  durch  Zurücknahme  (18)  oder  auch  nur  durch  Ver- 
gleich (13)  erledigt  wurden,  so  kommen  iumierhin  noch  auf  308  kontra- 
diktorische Urteile  in  Sachen  über  1(X)  M.  60  Fierufungeii,  d.  h.  gegen 
etwa  Vo  der  berufungsfähigen  llrteile  wurde  die  Berufung  auch  that- 
s&chlich  durchgefochten.  Von  diesen  60  Berufungen  hatten  aber  nur 
20  einen  Erfolg,  während  36  mit  Bestätigung  des  ersten  Urteils  endigten 
und  4  noch  unerledigt  waren.  —  Dem  an  sich  bei  diesen  Gerichten 
nicht  unbedeutenden  Erfolge  von  etwa  Vs  aller  Berufungen  steht  aber 
auf  der  anderen  Seite  die  durch  dieses  Rechtsmittel  herbeigeführte 
Verzr»gerung  gegenülier.     Obgleich  Berlin  für  diese  Angaben  ein  Oe- 

itchäftsjahr  zu  Grunde  legte,  welches  mit  dem  1.  April  1896  schloß,  so 
^  %T  doch  zur  Zeit  der  Aufnahme  (Mai  1897),  also   mehr  als   1  Jahr 

^ich  Ablauf  jenes  Geschäftsjahres,  1  Sache  noch  immer  unerledigt, 
ebenso  in  Köln.  Frankfurt  a.  M.,  wo  das  Kalenderjahr  1896  zu  Grunde 
gelegt  wurde,  mußte  im  Mai  (etwa  4 Vi  Monate  nach  Schluß  des  Ge- 
schafisjahres)  sogar  noch  die  Hälfte  als  unerledigt  augeben.  In  München 
war  Mitte  Mai  1897  von  den  11  Berufungen  des  Kalenderjahres  1896 
außer  den  3  zurückgenommenen  nur  eine  einzige  erledigt,  während 
die  übrigen  7  noch  sämtlich  einer  Entscheidung  harrten,  so  daß  für 
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München  daher  in  der  obigen  Tabelle  das  Jahr  1895  zu  Grunde  gelegt 
wurde.  Wenn  schon  diese  Liste  einen  Fingervveis  dafür  giebt,  wie 
lange  sich  die  Entscheidung  in  der  Berufungsinstanz  hinzögert,  so 
kann  dies  iin  einzelnen  noch  durch  genauere  Daten  der  beiden  Ge- 
werbcgerichte  München  und  Hamburg  erhärtet  werden*  In  München 
1895  dauerte  bei  den  4  durch  landgerichtliches  Erkenntnis  beschiedenen 
Berufungen  die  Zeit  vom  gewerbegerichtliclien  bis  zum  landgericht- 
lichen Erkenntnis:  9,  19,  19,  29  Wochen;  die  Vergleichssache  erforderte 
8  Wochen,  und  die  5  Zurücknahmesachen,  dauerten  5,  8,  9,  21  und 
27  Wochen.  In  Hamburg  lS9f»  wurde  in  14  Wochen  1  abänderndes 
Erkenntnis  erzielt,  welchem  7  bestätigende  Erkenntnisse  gegenüber- 
stehen mit  9,  10»  13,  13,  14,  47  und  52  Wochen  (während  die  3  Ver- 
gleichssachen 15,  16  und  22  Wochen  erforderten).  Dies  wird  auch 
bekräftigt  durch  die  allgemeine  Statistik  über  die  Thätigkeit  der  Land- 
gerichte als  Berufungsgerichte  überhaupt  V).  Denn  danach  hatten  im 
Jahre  1893  von  allen  durch  kontradiktorisches  Endurteil  für  die  Be- 
rufungs-Instanz beendeten  Prozesse  in  dieser  gedauert: 

weniger  als  3  HoDAte  IOO39  «^  34,«  Pros. 

8  bi»  6  Monate  10 854  ^  54,9      „ 
€  MoQate  bU  1   Jahr         7256  =  23,4 

1  bb  8  Jahre  zoOl  ^m     6,4 

2  Jahre  atid  mehr  333  si^     1^1 

und  selbst  der  Zeitraum  zwischen  Einreichung  der  Berufungsschrift 
und  dem  ersten  Termin  hatte  gedauert: 

weniger  ab  1  Woche  20  fe=     o,ü&  Pros» 

mehr  als  1   Woche  and  weniger  als  1  Monat       740  ^1,7        ,, 

1   bia  2  Monate  26401   «^  62. v         „ 

1  bifl  3  Monate  6318  ==?   14,9        ,, 

8  Mouate  ond  mehr  8986  ^  21^15      ^ 

In  der  Berufung  vor  den  Landgerichten  Icommt  also  nur  etwa  \/^ 
der  Fälle  in  weniger  als  einem  Vierteljahr  zur  Entscheidung.  Als 
Durchschnitt  wird  ein  Zeitraum  von  3-6  Monaten  anzusetzen  sein,  der 
nicht  selten  über  1  Jahr,  in  Ausnahmefällen  sogar  über  2  Jahre  sich 
verlängert.  Auch  nur  die  Ansctzutjg  des  ersten  Termins  bringt  schon 
eine  Verzögerung  von  in  der  Regel  1—2  Monaten  mit  sich*  Wenn  es 
eine  Hauptaufgabe  der  Gewerbegerichte  ist,  schleuniges  Recht  zu  be- 
schaffen, so  ist  die  Berufung  an  die  Landgerichte  auch  in  dem  be- 
schrankten Umfang  nur  deswegen  erträglich,  weil  ihr  keine  notwendig 
aufschiebende  Wirkung  beigelegt  ist.  Die  Bestrebungen  des  oben- 
genannten gewerblichen  Central- Ausschusses  aber,  welche  mit  der  Ver- 
allgemeinerung der  Berufung  zugleich  ihre  aufschiebende  Wirkung  ver- 
langten, würden  unter  diesen  Umständen  in  der  That  einer  völligeu 
Lahmlegung   der  gewer begerichtlicheu  Thätigkeit  nahegekommen  sein* 

Wenn  der  Prozentsatz  der  abändernden  Erkenntnisse  in  Tab.  5 
nicht  unbedeutend  erscheint,  so  ist  dabei  aber  noch  in  Anschlag  zu 
bringen,   daß   in   diesen   Fällen   keineswegs   immer    die   höhere  Ent- 


IJ  Deutsche  Jastix^tfttblik,  Jg.   7,  S.  858/59. 
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scheiduDg  die  richtigere  gewesen  ist    Dieses  Argument  trifft  auf  die 
gewerbegerichtliche  Rechtsprechung  in  ganz  anderem  Maße  zu,  als  auf 
die  Rechtsprechung  im  allgemeinen.    Denn  während   wir  in   dem  ge- 
wöhnlichen Prozeßgange  als  Regel  annehnien,  daß  die  höhere  Instanz 
die  weisere  sei,  wahrend  das  iosbesondere  bei   der  Berufung  von  den 
Amtsgerichten  an  die  Landgerichte  noch  darin  seinen  Ausdruck  findet, 
daß  diese  in    kollegialer  Besetzung    entscheiden,   jene    durch   einen 
Einzelrichter:  sind  bei  den  Gewerbegerichten  die  beiden  Instanzen  so 
verschiedenartig  gestaltet,   daß   eine   einfache  Vergleichung  gar  nicht 
mehr  möglich  ist.    Das  juristische  Element,  auf  welchem  ausschließlich 
das  Ansehen  des  Landgerichts  beruht,  kann  unter  Umständen  im  Ge- 
werbegericht ganz  fehlen  (es  besteht  kein  gesetzliches  Hindernis,  auch 
zum  Vorsitzenden  einen  Laien   zu  ernennen)  und  wird,   von  Zufällig- 
keiten  abgesehen,  die   ab  und   zu   einmal  einen  juristisch  gebildeten 
Fabrikanten  unter  die  Beisitzer  bringen,  nie  mehr  als  durch  den  Vor- 
sitzenden allein  vertreten  sein.     Andererseits  aber  fehlt  in  der  land- 
gerichtlichen Instanz  das  Widerspiel  der  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
Vertreter,  welches  nach  Ansicht  des  Gesetzgebers   in   diesen  Streitig- 
keiten das  beste  Mittet  für  die  Erzielung  eines  gerechten  Spruches  ist, 
gänzlich.    Wollte  man  daher  selbst  die  Ansicht,  daß  das  Landgericht 
in  strenger  Gesetzes-Interpretation  mehr  leiste  als  das  Gewerbegericht, 
als  eine  praesumptio  iuris  et  de  iure  betrachten  Oi  so  gäbe  selbst  dies 
denjenigen  Berufungs-Erkenntnissen,    welche  sich  nur  auf  eine  andere 
Darstellung  oder  Würdigung  des  Sachverhaltes  gründen,   keine  An- 
wartschaft darauf,  für  gerechter  zu  gelten,   als  die  gewerbegericht- 
lichen  Erkenntnisse,   die  dadurch  aufgehoben   werden.     Es   kommen 
Fälle   vor,    in   denen   über  allen  Zweifel  erhaben  ist,  daß   das  land- 
gerichtliche Erkenntnis  nur  zustande  kam,  weil  im  Gerichtshof  die  Ver- 
tretung des  praktischen  Erwerbslebens  fehlte.     Auch  hierfür  ein  Bei- 
spiel!     Ein  Lehrling   klagte   vor  dem  Gewerbegericht  Berlin    mit  der 
Behauptung,  von   seinem  Meister  zn  uorecht  entlassen  zu   sein.    Der 
Lehrling,  in  dessen  Lehrvertrag  die  Verpflichtung  aufgenommen  war, 
j^ich  jeder  Zeit  anstandig  und  bescheiden  zu  betragen'*,  war  von  dem 
Meister    auch  mehrfach  dazu  ermahnt   worden.      Trotzdem   hatte  er 
einem    Gehilfen    einen    Hammer    weggenommen    und    versteckt;    ein 
anderes   Mal    über   einen    in   die   Werkstatt    gekommenen    Schlosser 
spöttische  Bemerkungen  gemacht,  wie:  .,Hat  der  krumme  Füße*\   und 
als  der  fremde  Schlosser  ihm   mit  Beschwerde  beim   Meister  drohte, 
erwidert :    er  werde  ihm   eins  in   die  Fresse   geben.     Das  Gewerbe- 
gericht sah  in   diesen   beiden  Fällen    lediglich  Dummejuogen-Streiche, 
wie  sie   in  jeder   Werkstatt  vorkommen,   und   denen   gegciniber   der 
Heister  von  seinem  Züchtigungsrecbt   hatte  Gebrauch  macheu  sollen; 
solche  Streiche  gäben   noch  kein  Recht  zur  Entlassung.     Der  Meister 
wurde  zur  Herauszahlung  der  Kaution  und  zur  Ausstellung  eines  Zeug- 
Disses    verurteilt.      Auf   eingelegte    Berufung    hat    das    Landgericht 
Berlin  I  das  Urteil  mit  folgender  Begründung  aufgehoben'^): 


W«»  wir  QOsererKoiU  niebt  thttn,  vgl.  unten  Absclm.  3. 
8<»fftle  PrKxis  r,  S,  Jan!  1895. 


Ilrow, 

Der  KlÄger  hat  sich  trotz  mehrfacher  Mahnungen  fortgesetzt  unbotmftfiig  !>©• 
tragen  und  ein  Benehmen  an  den  Tag  gelegt,  welches  weit  über  sog.^  „DnmiD«- 
jungen-Streiche,  wie  sie  in  jeiler  WerkstÄtt  vorkomincn**»  hinausgegangen  ist  Durch 
dieses  Benehmen  hat  der  Kläger  die  hei  einem  LehrlingsTern&ltnis  erforderliche 
Disziplin  auf  ü&b  fiQ&erste  vtirletzt  und  der  von  ihm  gemä&  §  8  des  Lehrvertrages 
öbernommenen  Verpflichtung  „sich  jederzeit  anständig  ond  bescheiden  tu  betragen**. 
Zuwidergehandelt  In  einem  derartigen  Zuwiderhandeln  gegen  die  vertragsmäßig 
Übernommene  und  sich  Überdies  aus  dem  Lohrverhflltnis  (§§  126,  127  EG-Ö)  ohne 
weiteres  ergebende  Verpflichtung  liegt  eine,  durch  die  That  sich  bekundeade 
Weigerung,  jener  Verpflichtung  nachzukommen.  Da  nun  nichi  bloß  ein  einzelner 
Fall  eines  solchen  Zuwiderhandelns  vorlag ,  sondern  der  Kläger  trotz  mehrfacher 
Ermahnung  von  seinem  Benehmen  nicht  ahließ,  so  stellt  sich  die  Handlungsweise  des 
Klägers  im  Sinuo  des  §  123'  G.O.  als  beharrliche  Weigerung  dar,  der  rorgedachten 
Verpflichtung  nachzukommen.  Biernach  war  Beklagter  befngt,  den  Elfiger  tot  A\h 
lauf  der  Lehrzeit  zu  entlassen  und  die  Kaution  eiDznbehalten. 


Woher  die  drei  studierten  Richter  die  Kenntoisse  haben ,  auf 
Grund  deren  sie  besser  beurteilen  wollen,  was  zu  „Dnnimejungen- 
Streicheu,  wie  sie  in  jeder  Werkstatt  vorkommen",  gehört,  als  die 
Handwerksmeister,  die  bei  der  ersten  Entscheidung  mitwirkten  * ),  i^^ 
nicht  recht  zu  ersehen.  Im  Pandekten  koUeg  spielt  der  Begriff  des 
Dummejuogen  -  Streiches  keinerlei  Rolle.  Die  juristisch  gebildeten 
Mitglieder  der  Ci\ilkanimer  waren  aber  ihrer  Sache  so  sicher,  daß  sie 
über  die  Frage,  welche  Art  voo  Dummejungen-Streichen  in  jeder  Werk- 
statt vorkoomien,  nicht  einmal  Beweis  durch  Vernehmung  von  Sach- 
verstandigen erhoben. 

Das  Verlangen  nach  Berufung  gegen  die  Gewerbegerichte  hängt 
zusammen  mit  einer  Ueberschätzung  der  Rechtsmittel,  die  auch  in 
anderen  Zweigen  der  Rechtspflege  hervortritt  Besondei-s  charakteristisch 
hierfür  ist  die  Forderung  der  Wiedereinführung  der  Berufung  gegen 
die  Urteile  der  Strafkammeri],  welche  Uianche  freiheitsliebende  Poli- 
tiker so  blind  gemacht  hat,  daß  sie  darüber  ganz  vergessen  haben, 
wie  dieses  Mittel  für  die  von  ihnen  verfolgten  Zwecke  (Schutz  des 
Angeklagten)  geradezu  entwertet  ist,  wenn  die  Berufung  dem  Staats- 
anwalt ebenso  gegeben  wird,  wie  dem  Augeklagten,  Wenn  in  oiiserer 
Strafprozeß- Reform  auch  nur  der  Gedanke  auftauchen  konnte^  be- 
deutende Garantien  zu  gunsten  des  Angeklagten  fallen  zu  lasseu^ 
bloß  um  diese  Berufung  zu  erhalten,  die  in  Wahrheit  ein  Danaer- 
geschenk ist,  so  kann  es  uns  nicht  Wunder  nehmen,  daß  die  in  unserer 
Civil-RechtsprechuBg  verhältnismäßig  neue  Einrichtung  endgiltiger  erst- 
instanzlicher Erkenntnisse  zunächst  noch  einige  Anfeindung  findet  In 
allen  Zweigen  der  Justiz  sollte  das  Hauptgewicht  auf  die  Einrichtungen 
gelegt  werden,  welche  eine  gewisse  Garantie  dafür  geben,  daß  schon 
das  erste  Erkenntnis  gerecht  sei,  und  die  Mittel,  ein  ungerechtes  Er- 
kenntnis anzufechten,  sollten  mehr  im  Hintergrunde  stehen.  Statt 
dessen  ist  heute  das  Umgekehrte  der  Fall,  Je  mehr  aber  die  Ge- 
werbegerichte an  Vertrauen  gewinnen,  desto  deutlicher  wird  es,  daß 
der  Mangel  der  Berufung  bei  ihnen  nicht  ein  Zurückbleiben  hinter 


1)  aod,    wie   bei    einiger  KeaorDis   der    lakftlen  VerhältuUsA  mchi  iweifeUiafk 
kAno,  ucli  In  dem  Angeg«b«tieo  8iti»e  mtsgeftprachda  h&b«n. 
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anderen  Gerichten  bedeutet,   sondern   in  den  besseren  Garantien  der 

Gerichtsbesetzung  ein  so  bedeutendes  Gegengewicht  hat,  daß  sie  ver- 
mutlich ein  vorgeschrittenes  Stadium  der  Ent Wickelung  bezeichnen. 
Von  den  beiden  Berliner  Centren  der  Berufongs-Agitatinn,  dem  kauf- 
raänniscben  Central-AusschuB  und  dem  Arbeitgcber^Beisitzer -Verein 
hat  sich  gerade  der  letztere,  der  in  Gewerbegerichtssachen  praktisch 
thätig  ist,  verhältnismäßig  beruhigt,  während  nur  der  erstere,  der  aus 
Großindustriellen  und  Großkaufleuten  besteht,  die  dem  Gewerbegericht 
fernbleiben,  die  Agitation  noch  fortsetzt. 

Zu  einem  abschließenden  Urteil  in  der  Sache  müßte  man  eine 
vollständige  Sammlung  aller  in  der  Berufungsinstanz  ergangenen  Er- 
kenntnisse wenigstens  eines  Jahres  besitzen,  Inzwischen  sollte  jeden- 
falls die  Berufung  gegen  die  Gewerbegerichte  nicht  erweitert  und  damit 
die  Konsistenz  der  ganzen  Einrichtung  aufs  Spiel  gestellt  werden  *). 
üebrigens  sei  noch  erwähnt,  daß  es  im  Deutschen  Reiche  ein  Gewerbe- 
gericht giebt,  welches  liberhaupt  keine  Berufung  kennt,  auch  nicht  bei 
den  größten  Objekten.  Es  ist  dies  das  Gewerbegericht  Lübeck,  das 
aas  der  vorreichsgesetzHchen  Zeit  stammt  (1877)  und  seine  Bestim- 
mungen über  das  Verfahren  im  wesentlichen  beibehalten  hat 


3.  Materielle  Rechtsprechung, 

Deber  die  Entscheidungen  der  Gewer  hegerichte  erhoben  sich  gleich 
zu  Anfang  zahlreiche  Khtgen.    In   der  That  las   man  in  der  Presse, 


1)  AllerdiDn^s  würde  ein  TeU  der  obigen  EiowÜnde  gef^eo  die  Benifuti^  fortfalleo, 
wenn  dU&elbe  Dicht  *n  die  Civil kArnnK^rii  dtr  Landj^erichte,  »ondern  rq  eT^eDe  Benifaiif^s- 
kmminern  (rini^e  Min  könnte  in  dieser  HesSehung  einen  van  v  Witztcben  gemacbten 
Vorschleff  (Deutsches  WocbpnbUlt  vom  10.  September  1896)  dAbin  vereinfaeben,  dafi 
di«  OewerbeRencbte  Iti  »leb  Bcrufutig!»kinitnern  bq  bilden  hiiben.  Wird  dann  noch  die 
Beraruit^ü Frist  berabgesetst,  so  wäre  ea  möglich,  »uf  diesem  We^A  eine  Berufung  ohne 
Ter!irb1«ppuDg  tu  konstruieren.  Keine{»fal]&  aber  dürfte  dann  die  Berufung  so  erweitert 
werden,  dafa  fQr  Jede,  ao<?h  die  geringste,  Sache  eine  Instanx  gewührt  wird.  Die  beutige 
Berufuncsgrensc  bat  den  Sinn,  daf*  man  den  an  und  für  sieh  richtigen  Gruudiat«,  Lohn- 
•trtiititikfliteo  mit  einer  einmaligen  Entscheidung  aus  der  W^elt  tu  schaffen ,  nicht  bis  ins 
Endlö&e  ausdehnen  »oll.  da  man  ja  gar  nkbt  wissen  kann^  ein  wie  hohes  Objekt  in  einem 
ftuf»ertirdentlicben  Falle  einmal  vorkommen  kann.  Will  man  schon  Forderungen  von 
90,  BO  oder  Ih  M.  fiir  so  aufsernrdentlich  gelten  lassen,  so  läfst  sich  an  sieb  darüber 
streiten,  ab«r  ein  genügender  Anlafs  au  einem  Spetialgesett  I&ge  darin  keineswegs.  Will 
man  aber  die  Grenze  so  tief  Uerabsetxen,  diifs  schon  der  typische  Fal),  die  EinkUgung 
das  Utigigen  Lohnes.  fl]jpellabel  wird^  so  würde  das  heff«en,  jenen  Grundsat»  äu  opfern, 
und  difs  wür«  nach  den  bisher  gamnchten  Erfahrungen  entschieden  nicbt  rlchliif»  Wenn 
man  Dbriifens  meint,  dafs  die  heutigen  Gewerbeirerichte  ohnedies  nur  die  VorUlufcr  einer 
anderen  Gerichts gat tu ng  Mnd  fvergl.  unten  Abschnitt  6),  so  ist  dies  ein  Grund  mehr 
liefen  all  und  jede  Gesetzesftnderung  im  gegenwärtigen  Stadinm.  Wenn  eine  InstrtuttoQ 
iforbtldlieh  werden  soll,  so  mufs  ihr  Zeit  gegeben  werden^  in  Ruhe  auszureifen.  —  Ein« 
ftllgemetn«  oder  auch  nur  eine  wcitgebends  Eiorührang  der  ßerufang  wUrde  eine 
vonatindige  Verschiebung  di-r  ThKtigkelt  des  Vorsitzenden  aur  Folge  haben.  Ein  Richter, 
dMsen  Urteile  appellabel  sind,  muTs  die  Ausarbeitung  der  ^.GrflDde'^  au  setner  Hiiuptauf- 
ir&be  machen  t  wlhrend  heute  die  schriftliche  Fiiierung  der  Urteils  grün  de,  wenn  nicht  ein 
baaonderer  Anlafs  vorliefftt  von  den  Vorsitzenden  mit  vollem  Recht  als  Aktenfonnalitiit 
bebandelt  wird.  Wenn  ein  Gewerbegerichts- Vorsitzender  au  j  edem  Erkenntnis  die  schrtft« 
liebe  Begründung  so  abfassen  soll,  wie  es  der  Amtsrichter  in  dem  Bewnfstsein  thnt^  daf!i 
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MDd  zwar  immeDtlich  in  der  Arbeiterpresse  der  verschiedensten  Teile 
Deutschlands,  gewerbegerichtliclie  Erkenetnisse,  die  in  einer  juristisch 
unfaßbaren  Weise  zu  gunsten  der  Arbeiter  entschieden.  Zum  Teil 
durch  das  Bedürfnis  nach  genaueren  Feststellungen  hierüber  veranlaßt, 
traten  in  Mainz  am  IL  Juni  1893  Vorsitzende  südwestdeutscher  Gewerbe- 
gerichte zu  einem  Verbände  zusammen,  der  sich  sodann  zum  ,,Verbande 
deutscher  Gewerbegerichte"  erweiterte-  Neben  dem  allgemeinen  Zweck, 
eine  Verbindung  zwischen  den  deutschen  Gewerbegericht^u  zum  Aus- 
tausch ihrer  Erfahrungen  herzustellen,  wollte  der  Verband  insbesondere 
auch  interessante  Erkenntnisse  in  zuverlässiger  Weise  sammeln.  Der  Ver- 
band publizierte  seine  Ergebnisse  in  den  ,,Blattern  für  soziale  Praxis'*» 
sowohl  vom  April  1896  ab  in  der  als  Beilage,  wie  auch  selbständig 
erscheinenden  Monatsschrift  ,,Das  Gewerbegerichl*' ^).  Die  Recherchen 
über  jene  auffallenden  Erkenntnisse  in  der  Tagespresse  ergaben  in 
weitaus  den  meisten  Fällen,  daß  die  Berichte  entstellt  w^aren.  Diese  Er- 
fahrung wunle  so  häufig  gemacht,  daß  für  die  Erkenntnis-Sammlung 
des  Verbandes  die  Benutzung  der  Tagespresse  ausgeschlossen  und  der 
Grundsatz  angenommen  werden  mußte  ^  sich  nur  noch  auf  direkte 
Mitteilungen  der  Gewerbegerichte  selbst  zu  stützen. 

In  einzelnen  Fällen  bin  ich  den  Berichten  der  Tagespresse  im 
Wege  persönlicher  Erkundigungen  auf  den  Grund  gegangen  und  habe 
den  Sachverhalt  authentisch  festgestellt  Ich  gebe  im  folgenden  aus 
Berlin  zwei  solcher  Entstellungen,  welche  als  typisch  gelten  können. 
Während  der  Berliner  Gewerbeausstellung  ging  durch  die  Presse  ein 
Gewerbegerichtserkenntnis  mit  der  Spitzmarke:  ..Darf  eine  Kellnerin 
sich  küssen  lassen?'  Darauf  folgte  die  Bemerkung,  daß  das  Gewerbe- 
gericht Berlin  diese  Frage  bejaht  habe.  Ein  Gastwirt  in  der  Ge- 
Werbeausstellung hatte  eine  Kellnerin  entlassen ,  weil  sie  bei  einem 
Aufzuge  in  ,,A!t-Berlin**  sich  aus  dem  Lokal  entfernt,  an  dem  Aufzug 
beteiligt  und  dann  von  einem  der  Gäste  auf  dem  Marktplatz  von  Alt- 
Berlin  hatte  küssen  lassen.  Das  Gewerbegericht  habe  entschieden, 
daß  dies  kein  Grund  zur  Entlassung  sei-  Die  wahre  Entscheidung 
des  Gewerhegerichts  lautete  ganz  anders.  Es  widerlegte  die  einzelnen 
Entlassungsgründe,  die  der  Gastwirt  angeführt  hatte,  und  sagte  von 
jenem  Kuß,  daß  er  keinen  Entlassungsp^i'und  bilden  könne,  weil  der 
Wirt  selbst  dieseo  Vorfall  mit  ausdrücklichen  Worten  verziehen  hatte. 


sie  der  Nuchprüfnng  durcb  ein  KoUeglttm  unterltef^t^  so  wird  er  bitd  fQr  dfts  Poblikttni 
ebeasowenig  Zeit  hatten,  wie  der  beutig«  AmUrichter.  Vergl,  die  in  dieser  Beiiehum^ 
vortrefilirbcn  AuKrobrungen  von  LautenftchUi^fr  (in  SebmolJ@r's  Jiihrbacb,  1893,  S.  lli). 
l)  In  Geineinscb«a  mit  dem  RedaktionsAUÄftcbors  des  Verbandes  ,  in  welchem  di« 
Gcwerbegerichte  Berlin  und  Franiifürt  n»  M.  vertreten  waren»  hatte  ich  aU  Heraas^eber  der 
fteuannUn  ZettscbriaeD  die  Verbands-Pnblikationen  tu  leitRn.  Diese  Publikationen  bUden  di« 
Hauptqnelle  für  die  vorllOKende  Arbeit.  Die  betr.  StcUt^n  »ind  tnit  Hilfe  der  I&baltsveraeichi- 
nisse  der  ^fSosiaten  PrtixW*  und  des  ,,Gewerbe^encbt5^*  ohne  erheblicbe  Hübe  Aufzofindeiib 
Daneben  habe  ich  meine  persönlichen  Beobachtiingen  über  einzelne  Gewerbeperich te  an  Ort 
und  Stelle  verwertet.  EinEelnes  andere  »tarnmt  aus  brieflichen  oder  müfidlichen  Mit* 
tetlufkgen.  Die  Statistik  über  die  Thitiskeit  der  deatschen  Gewerbei^ericbte  im  Jahre 
1896  (Aufüerordentliche  BeilAg:e  zum  ^^Gewerbeip^ericht*^  Tom  6.  Mal  1697«  »owie  ferner  in 
der  Nummer  Tom  2.  Sept.  1897)  Ut  im  Auftraf^e  des  Verbandes  von  Magistratiawetaor 
CunO' Berlin  und  mir  gemeinsam  bearbeitet  worden, 


Die  Erfüll mn^D  in  deo  dotttsehen  Geirerbegerichten. 
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Diese  BegründuBg  des  Gewerbegerichts  sieht  also  dem  Gegenteil  dessen, 
was  iö  der  Tagespresse  berichtet  war,  weit  eher  ähnlich.  Nach  der 
Tagespresse  sollte  das  Gewerbegericht  die  Ansicht  gehabt  haben,  daß 
ein  Wirt  verpflichtet  sei,  eine  Kellnerin,  die  sich  derart  beiiomiDen 
hat,  weiter  in  seinem  Lokal  zu  dulden,  während  in  Wirklichkeit  das 
Gewerbegericht  von  der  gegenteiligen  Ansicht  ausgegangen  ist  und 
sich  nur  darauf  stützte,  daß  dieser  Vorfall,  einmal  verziehen,  nicht 
aufs  neue  geltend  gemacht  werden  könne.  —  Ein  andermal  wurde 
berichtet,  ein  Meister  habe  seinen  Gesellen  entlassen,  weil  dieser 
ihn  geprügelt  hatte ;  trotzdem  habe  das  Gewerbegericht  entschieden, 
daß  dem  Gesellen  der  rückständige  Lohn  für  eine  Kündigungszeit  aus- 
zuzahlen sei,  Alle  Versuche,  bei  dem  Berliner  Gewerbegericht  ein 
derartiges  Erkenntnis  ausfindig  zu  machen,  waren  vergeblich.  Im 
Wege  persönlicher  Nachforschung  gelang  es  mir.  festzustellen,  daß 
zwar  nicht  ein  solches  Erkenntnis,  aber  ein  ähnlicher  Vergleich  zu- 
stande gekommen  sei.  Da  die  Sache  auch  so  noch  auffallend  blieb, 
suchte  ich  den  näheren  Sachverhalt  über  das  Zustandekommen  des 
Vergleichs  zu  erfahren.  Und  da  siellte  sich  denn  heraus,  daß  der 
betr.  Vorsitzende  eben  nur  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Worte  ge- 
sprochen hatte,  daß  er  verpflichtet  sei,  die  Parteien  zu  fragen,  ob  sie 
sich  vergleichen  wollen  (vgl.  oben  S.  354),  als  schon  der  Geselle  erklärte, 
mit  der  Hälfte  zufrieden  sein  zu  wollen  und  der  Meister  zugrilf.  Dem- 
gegenüber war  der  Vorsitzende  oatürlich  wehrlos* 

Alle  Urteile  über  die  Gewerbegerichte,  welche  sich  bloß  auf 
Zeitungsberichte  stützen,  müssen  daher  ausscheiden.  Speziell  in  Berlin, 
wo  die  Berichterstattung  über  Gerich tsverhaudluogen  in  den  letzten 
Jahren  an  Zuverlässigkeit  bedeutend  gewonnen  hat,  ist  die  Bericht- 
erstattung über  das  Gewerbegericht  noch  so  sehr  zurückgeblieben,  daß 
sie  als  Grundlage  für  eine  Beurteilung  dieser  Gerichte  gar  nicht  in 
Betracht  kommt  Die  einzige  zuverlässige  Unterlage  bilden  die  Publi- 
kationen des  Verbandes  deutscher  Gewerbegerichte,  und  die  hier 
publizierten  Erkenntnisse  zeigen  schwerlich  einen  größeren  Prozentsatz 
von  Feblsprücheo  als  andere  erstinstanzliche  Urteile. 

Daß  das  Mißvergnügen  über  die  gewerbegerichlliche  Rechtsprechung 
fast  ausschließlich  auf  Seiten  der  Unternehmer  sich  geltend  macht,  hat 
aber  einen  ganz  bestimmten  Grund.  Die  Rechtskenntnis  der  kauf- 
männisch gebildeten  Unternehmer  ist  zwar  durchaus  nicht  gering;  sie 
kennen  das  Handelsgesetzbuch  besser  als  mancher  Jurist  und  Über- 
trefien  in  der  Fertigkeit  juristiscbon  Denkens  ganz  sicher  die  meisten 
anderen  Stände.  Aber  ihre  Kenntnis  des  Tit.  7  der  Gewerbeordnung 
(und  um  diesen  dreht  sich  der  größte  Teil  der  Gewerbegerichts- 
Entscheidungen)  ist  auffallend  gering.  Welchen  Anlaß  hatte  denn  auch 
früher  der  Unter  neb  mer,  diese  Bestimmungen  zu  lesen*  Daß  der  zu 
Brecht  entlassene  Arbeiter  auf  das  Gericht  ging,  war  ein  äußerst 
Jtcner  Fall  Es  fehlten  ihm  die  Mittel,  die  Kosten  zu  erschwingen. 
Luch  das  Arraenrecht  zu  erlangen,  war  kompliziert  und  nicht  immer 
angenehm«  Endlich  hatte  er  auch  gar  keine  Aussicht,  das  Geld  so 
sdinel]  zu  erlangen,   wie   er  es  brauchte.    Seit  der  Einführung  der 
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Gewerbegerichte  ist  aber  für  die  Arbeiter  der  Tit  7  der  Gewerbe- 
ordnunfij   die   Magna   Charta.     Hat   ein    Arbeiterverein    eine  noch  so 

kleine  Bibliothek,  die  Gewerbeordnung  befindet  sich  darunter  und  wird 
trotj;  des  entsetzlichen  Deutsch,  das  in  ihr  verbrochen  ist,  eifrijj 
studiert.  Mündliche  Kommentare  pflanzen  sich  fort.  Während  für  den 
Groß-Unternehraer  seine  Handelskammer,  für  den  Handwerker  seine 
Innung  oder  Genossenschaft  den  Schwerpunkt  des  Standesinteresses 
bildet,  während  zahlreiche  Mitglieder  dieser  Stände  in  den  ver- 
schiedensten Aemtern  der  Selbstverwj^ltung  thäti^  sind,  ist  ftir  den 
Arbeiter  das  Gewerbegericht  fast  die  einzige  Stelle,  wo  er  Gelegenheit 
hat,  sich  praktisch  juristisch  fortzubihlen,  und  er  nützt  diese  Gelegen- 
heit nach  Kräften  aus.  Die  Unternehmer  kennen  die  Gewerbe- 
ordnung weniger  als  die  Arbeiter  Ein  großer  Teil  des  Er- 
staunens über  Gewerbegerichts-Erkenntnisse  rührt  daher,  daß  die 
einfachen  und  zweifellosen  Bestimmungen  der  Gewerbeordnimg  in 
Unternehmer-Kreisen  nicht  bekannt  sind.  In  Königsberg  war  um  die 
Zeit,  als  das  Gewerbegericht  errichtet  wurde,  ein  neuer  Bürsjermeister 
ins  Amt  eingeführt.  Diesem  wurde  der  Vorsitz  übertragen  (wie  in 
der  Regel  in  den  Städten  mit  Oberbürgenneister  und  Bürgermeister  dem 
letzteren  das  Gewerbegericht  zuerteilt  zu  werden  pflegt).  Einer  seiner 
ersten  Prozesse  war  ein  Truckprozeß.  Einem  Arbeiter  war  von  seinem 
Arbeitgeber  ein  Anzug  o.  ä.  geliefert,  und  darauf  waren  ihm  monat- 
liche Lohnabzüge  gemacht  worden.  Nachdem  er  entlassen  war,  klagte  er 
diese  Einbehaltungen  wieder  ein,  und  dti  die  Berechnung  des  Anzuges  nach 
Lage  des  Falles  zweifellos  eine  Uebertretung  des  Truckverbots  (^  115 
der  Gewerbeordnuo*?)  darstellte,  so  wurde  der  Unternehmer  zur  Zahlung 
verurteilt  Sein  Einwand,  daß  der  Arbeiter  mit  diesem  Abkommen 
sein  ausdrückliches  Einverständnis  erkMrt  habe,  war  vergebens.  Dieses 
Erkenntnis  erref*te  in  Königsberg  ein  ziemliches  Aufsehen,  Aehnlicte 
Prozesse  wiederholten  sich.  Die  Thatsache,  daß  so  entschieden  werde, 
wurde  schließlich  allgemein  bekannt.  Bezeichnend  aber  ist  es,  da0 
sich  das  Gerücht  bildete,  es  sei  dies  ein  Ortsszesetz,  das  der  neue 
Bürsrermeister  eingeführt  habe.  Selbst  in  einer  Stadt  mit  so  zweifellos 
intelligentem  Kaufmannsstande,  wie  Königsberg,  war  in  der  ünter- 
nehmerwelt  jene  Bestimmung  der  Gewerbeordnung  einfach  unbekannt 
Schon  kurze  Zeit  nach  Inkrafttreten  des  Oewerbegerichts-Gesetzes 
hatte  der  damalige  Stuttgarter  Vorsitzende  Lauteuschlager  gegen  die 
Ansicht  zu  kämpfen,  als  ob  die  sozialdemokratischen  Beisitzer  dazu 
neigten,  per  fas  et  nefas  für  den  Arbeiter  und  gegen  den  Unternehmer 
zu  stimmen^).  Das  Zeugnis  gewissenhafter  Unparteilichkeit,  das  er 
auch  diesen  Beisitzern  ausstellte,  findet  seine  Bestätigung  in  den 
Meinungsäußerungen  aller  Vorsitzenden,  deren  Urteile  mir  r '  -  i|it 
bekannt  geworden  sind.     Ganz  besonders  wichtig  ist  die  aus  ,  be 

Zustimmung  des  Frankfurter  Vorsitzenden  zu  dem  I>autcnschlager*schen 
Urteil,  weil  sie  aus  einer  Zeit  stamnit,  in  der  im  Frankfurter  Gewerbe- 
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gericht  säDiÜiche  Beisitzer,  auch  die  der  Arbeitgeber,  Sozialdemokraten 
waren : 

,,1©  übrigen  will  ich  mich  noch  anedrücklich  dem  anicWicfeeD ,  wa«  Herr 
LautcMiBchlager  aber  die  in  der  Begol  dürehuns  anparteüsehe  und  ein  wand  sireie 
Th&ti^keit  der  sozialdemokratischoD  Beisitzer  sagt  ich  beklage  cb  lebhalt,  d&ls  die 
Arbeiterführer  die  politische  Parteizugebcingkeit  als  Bediuffuig  der  ÄufQahrao  in  die 
Wahlvorscbläge  «nui  Gewerbegericht  aufsbeUen.  Aber  ich  heklage  e«  in  erster  Linie, 
weil  dadurch  unbegründote  Vorurteile  wachgerufen  worden  sind,  und  der  Schein  der 
Parteilichkeit  hervorgerufen  wird,  deu  jedes  Gericht  fast  ebenso  sehr  meiden  inufs» 
alt  die  Parteilichkeit  selbst»  und  der  specioll  beim  Gewerbegericht  indirekt  die  Aus- 
dehnung der  gutachtlichen  Tli&tigkeit  des  Gerichts  erschwort  und  das  Gewicht  seiner 
Anträge  bei  manchen  Behörden  niöglicherweiee  mindert.  Für  die  Rechtsprechung 
dagegen  habe  ich  bisher  —  wobei  ich  bemerke,  dals  im  hiesigen  Gericht  auch  als 
Arbeitgeber  lediglich  Sozialdemokraten  gew&hlt  sind  —  noch  keinerlei  Nachteil 
wahrgenommen;  sie  ist,  insbesondere  was  das  Entgegenkommen  gegen  die  Arbeit- 
nehmer angeht,  nicht  laxer*  sondern  eher  strenger  geworden''  ')^ 

Die  Petition  der  Berliner  Arbeitgeber- Beisitzer  in  Sachen  der 
Berufung  (oben  S.  356)  bezeichnete  als  ein  offenes  GelieiiiiDis,  daß  die 
sozialdemokratischen  Mitglieder  des  Gewerbegerichts  ,,von  einer 
CentralsteUe  aus  mit  Rücksicht  auf  ihre  Abstimmung  beeinfluüL  und 
zur  Verantwortung  gezogen  werden'*.  Hieran  ist  zunächst  richtig- 
zustellen, daß  die  Centralstelle,  die  in  der  That  besteht,  einen  ganz 
anderen  Zweck  hat.  An  diese  Centralstelle  sind  kurze  Berichte  der 
Beisitzer  über  alle  verhandelten  Sachen  einzureichen.  Diese  Berichte 
dienen  als  Material  zur  Besprechung  von  Rechtsfäilen.  Die  Einriclituüg 
hat  hauptsächlich  den  Zweck,  die  Beisitzer  und  solche,  die  es  werden 
wollen,  mit  den  einschlägigen  Fragen  an  der  Uand  von  Fällen  aus 
dem  praktischen  Leben  vertraut  zu  machen*  Und  das  hat  auch  nach 
der  Ansicht  kompetenter  Beurteiler  diesen  Zweck  erreicht,  während 
auf  Seiten  der  Arbeitgeber  für  die  Heranbildung  eines  tüchtigen  Bei- 
sitzer-Personals nichts  geschieht  *).  Wenngleich  also  die  Centralstelle 
keineswegs  den  Zweck  hat  oder  auch  nur  dazu  benutzt  wird,  um 
Beisitzer  für  ihre  Abstimmung  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  so  ist 
freilich  die  Thatsache,  daß  Beisitzer  zur  Verantwortung  gezogen 
worden  sind,  nicht  wohl  zu  bestreiten.  Kurz  nach  Eröffnung  des 
Berliner  Gewerbegerichts  wurde  von  einem  förmlichen  Ehrengericht 
gesprochen,  welches  einmal  über  einen  Beisitzer  veranstaltet  worden 
sei.  Auch  in  Versammlungen  sind  wiederholt  Angriffe  gegen  Beisitzer 
wegen  ihrer  Abstimmung  vorgekommen.  Die  Frage  ist  nur,  ob  die 
einem  solchen  Vorgehen  zu  Grunde  liegende  und  mit  dem  Wesen  des 
Richteramts  allerdings  unvereinbare  Anschauung  in  den  Kreisen  der 
Arbeiter  und  Arbeiter-Beisitzer  allgemein  oder  vereinzelt  ist.  Hierfür 
sind  äußerst  charakteristisch  die  Beratungen  einer  Konferenz,  welche  die 
Dülegicrteu  der  Arbeiter-Beisitzer  von  42  Gewerbegerichten  am  15.  und 
J6.  November  1896  in  Halle  abhieltco.  Hier  wurde  der  Antrag  ge- 
stellt: „Die  Aufsicht  über  die  Arbeitnehmer- Beisitzer  emptiehlt  die  Kon- 
ferenz den   örtlichen  Gewerkschaften".    In   der  Debatte  wurde  sehr 
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entschieden  betont,  daß  der  Beisitzer  richterliche  AufgabeB  habe,  daß 
seine  rechtsprechende  1  hätigkeit  ausschließlich  der  Gerechtigkeit,  und 
zwar  dem,  was  er  für  recht  halte,  dienen  müsse;  eine  Pai-tei-Aufsicbt 
sei  hiermit  unvereinbar  Andererseits  aber  wtirde  ebenso  entschieden 
betont,  daß  die  Wähler  die  Aufsicht  über  den  Eifer,  mit  dem  die  Beisitzer 
die  Pflicht  der  Berichterstattung,  der  Aufklärung  in  gewerbegerichtlichen 
Fragen  erfüllen,  nicht  preisgeben  können,  daß  es  auch  bei  Gutachten 
und  Anträgen  etc.  sehr  darauf  ankomme  zu  wissen,  ob  die  Anschau- 
ungen des  Vertreters  und  der  Vertretenen  übereinstimmen*  Aus 
diesen  Gründen  nahm  die  Konferenz  zwar  den  Antrag  an,  fügte  aber 
die  Worte  „außer  ihrer  gerichtlichen  Thätigkeit"  ein. 

Wie  wenig  berechtigt  die  Klagen  über  eine  einseitig  arbeiter- 
freundliche Rechtsprechung  sind,  zeigte  sich  namentlich  in  einer 
zwanglosen  Besprechung  von  Mitgliedern  und  Interessenten  der  Ge- 
werbegerichte, welche  im  September  1895  gelegentlich  des  Annen- 
pflegertages  in  Leipzig  stattfand.  Der  Vorsitzende  des  Gewerbe- 
gerichts Karlsruhe,  welcher  gleichzeitig  auch  dem  Gewerbegericht 
Durlach  präsidiert,  erzählte  damals:  der  Fall,  daß  ein  Urteil  anders 
als  einstimmig  gefalit  wurde,  sei  ihm  in  seiner  Praxis  überhaupt  noch 
nicht  vorgekomuien.  Bei  der  großen  Rolle,  welche  in  den  Gewerbe- 
gerichten die  V ergleichst hätigkeit  spielt,  könnte  man  diesem  Zeugnis 
vielleicht  eine  geringere  Bedeutung  beimessen  wollen.  Zufälliger- 
weise gehören  aber  die  Gewerbegerichte  Karlsruhe  und  Durlach  zu 
denen  mit  ganz  merkwürdig  hoher  Zahl  kontradiktorischer  Endurt«ile. 
Im  Jahre  1896  wurden  in  Karlsruhe  von  635  Sachen  nur  101  (15,9 
Prosc.)  in  l^urlach  von  54  nur  6  (11,7  Proz,)  durch  Vergleich  erledigt, 
und  nach  Abzug  der  Zurücknahmen,  Versäumnisurteile  etc.  ergingen 
dort  303  (47,7  Proz.)  kontradiktorische  Endurteile,  hier  34  (62,3  Proz,) 
Wenn  also  Hunderte  von  Urteilen  jahraus,  jahrein  einstimmig  zustande 
kommen,  so  ist  das  doch  ein  Beweis,  daß  die  gewerbegerichtliche 
Thatigkeit  dazu  dient,  Unteraehmer  sowohl  wie  Arbeiter  für  den 
Dienst  der  Gerechtigkeit  zu  erziehen.  Daß  dieses  Erziehungswerk 
nicht  auf  einmal  gelingen  kann,  ist  allerdings  richtig.  Unter  den 
60— 70(XN3  Urteilen,  welche  die  deutschen  Gewerbegerichte  alljährlich 
fällen,  werden  sich  auch  solche  befinden,  in  denen  eine  ein- 
seitige Besetzung  der  Richterbank  einseitige  Urteile  zur  Folge  hat 
Das  Hineinspielen  politischer  Momente  in  die  Beisitzerwahlen,  welches 
in  einer  Anzahl  Städte  nicht  nur  die  Arbeiter-,  sondern  auch  die 
Unternehmerstellen  mit  Angehörigen  der  sozialdemokratischen  Partei 
besetzt  hat,  bedeutet  wie  jede  einseitige  Parteiwirtschaft  in  Gerichten 
eine  gewisse  Gefahr,  Wo  Recht  und  Politik  einander  berühren,  kann 
es  immer  leicht  geschehen,  daß  man  das,  was  man  als  Gesetz  an* 
strebt,  schon  als  vorhandenes  Recht  hinstellen  will,  und  diese  Gefahr 
wird  vergrößert,  wenn  alle  Beisitzer  eines  Gerichts  auf  ein  und  das- 
selbe politische  Glaubensbekenntnis  hiii  gewählt  sind.  Die  Frage  ist 
aber  nicht,  ob  infolgedessen  einseitige  Erkenntnisse  vorkommen 
(das  wird  niemand  bestreiten),  sondern  ob  für  die  gewerbegerichtliche 
Judikatur  die  A  usbildung  derartiger  Einseitigkeiten  charakteristisch 
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Bt  Dieses  Letztere  muß  an  der  Hand  der  Erfahrungen  entschieden 
bestritten  werden.  Wiewohl  ich  die  Rechtsprechung  der  deutschen 
Gewerbegerichte  von  Anfang  an  aufmerksam  verfolgt  habe,  so  ist  mir 
irgend  eine  Entwickelung,  welche  an  solche  Fehlspriiche  anschlösse, 
nicht  bekannt  geworden,  Wohl  aber  giebt  es  Fälle,  in  denen  ganz 
klar  zu  Tage  liegt,  daß  die  fortdauernde  Thätigkeit  in  dem  üewerbe- 
gericht  die  Beisitzer  zu  größerer  und  unbefangenerer  Würdigung  der 
rechtlichen  Gesichtspunkte  erzogen  hat. 

Ein  merkwürdiges  Beispiel  hierfür  bietet  die  Vertragsbruch-Klausel 
im  Berliner  Lithographen-Streik,  Bei  der  Beratung  des  sogenannten 
Arbeiterschutz-Gesetzes  (Gewerbenovelle  von  1891)  spielte  die  BuUe 
für  Vertragsbruch  in  flöhe  des  ortsüblichen  Tugelohnes  eine  große 
Rolle.  Diese  Buße  sollte  an  den  Nachweis  eines  Schadeos  nicht  ge» 
bundcn  sein  und  daher  bequem  eingeklagt  werden  können.  Diese  Be- 
stimmungen stießen  nicht  bloß  bei  der  Sozialdemokratie,  sondern  fast 
bei  allen  politisch  interessierten  Arbeitern  auf  großen  Widerstand.  Ob- 
gleich die  Bestimmung  schließhch  durchging  (^  124b  der  Gewerbe- 
ordnung), so  war  ihr  doch  praktisch  dadurch  die  Spitze  abgebrochen, 
daß  die  Großbetriebe  von  ihr  ausgenommen  wurden  (§§  134  Abs,  2, 
154  Abs,  2).  Die  Bestimmung  über  diese  Methode,  den  Vertrags- 
bruch durch  Pauschalbußen  zu  bekämpfen,  war  ziemlich  in  Vergessen- 
heit geraten,  als  sie  plötzlich  im  Berliner  Lithographen-Streik  des 
Jahres  1895  wieder  auftauchte.  Kleinere  Betriebe  klagten  die  Buße 
auf  Grund  des  §  l24b  ein,  größere  auf  Grund  einer  ausdrückliciien 
Bestimmung  in  der  Arbeitsordnung.  Beides  war  juristisch  zweifellos 
zutreflend.  In  der  Berliner  Arbeiterwelt  erhob  sich  eine  große  Ent- 
rüstung» Man  halte  von  den  Verhandlungen  über  das  Arbeiterschutz- 
Gesetz  so  bestimmt  die  Erinnerung,  daß  jene  Bestimmung  nicht  durch- 
gegangen sei;  dem  Gedanken,  daß  selbst,  soweit  dies  richtig  war, 
der  freien  Vereinbarung  der  Parteien  doch  keine  Beschränkung  auf- 
erlegt sei,  war  man  so  wenig  zugänglich,  daß  sich  allgemein  unter  den 
Arbeitern  die  Ueberzeugung  bildete:  das  Gewerbegericht  könne  und 
werde  eine  solche  Buße  nicht  zusprechen.  Als  der  erste  Fall  vor  dem 
Gewerbegericht  zur  Entscheidung  gelangte,  wurde  io  der  That  der 
klagende  Unternehmer  mit  seinem  Anspruch  auf  Buße  abgewiesen» 
Die  Begründung  ging  auf  die  Entstehungsgeschiclite  des  §  124  b  ein 
und  führte  im  einzelnen  aus,  daß  der  Bußanspruch  für  das  Klein- 
gewerbe kraft  Gesetzes  bestehe,  daß  er  für  das  Großgewerbe  durch 
den  Arbeitsvertrag  festgesetzt  werden  könne  und  in  dem  vorliegenden 
Falle  auch  festgesetzt  sei.  Dann  schließt  das  Erkenntnis  mit  den 
Worten:  Trotzdem  hat  die  Mehrheit  des  Gewerbegerichts  auf  Ab- 
weisung des  Klageanspruchs  erkannt.  —  Die  „Mehrheit  des  Gewerbe- 
prichts"  ist  ein  ebenso  üblicher  Ausdruck  wie  die  „Mehrheit  des 
ehöffengerichts''  für  das  Salvavi  animam  meam  des  Vorsitzenden, 
in  dem  vorliegenden  Falle  kann  kaum  ein  Zweifel  darüber  sein,  daß 
außer  den  beiden  Arbeiter-Beisitzern  auch  auf  Seiten  der  Unternehmer 
ein  oder  zwei  sozialdemokratische  Vertreter  saßen.  Das  Urteil  ent- 
spricht der  Rechtsüberzeugung,  wie  sie  damals  in  den  Kreisen  sozial* 
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demokratischer  Arbeiter  vorhanden,  aber  freilich  juristisch  in  keiner 
Weise  zu  halten  war.  Die  Wirkung  dieses  ersten  Erkenntnisses  -  in 
Arbeiterkreisen  habe  ich  damals  wiederholt  beobachtet  Die  Gründe 
wurden  gesprächsweise  durchgegangen  und  machten  Eindruck.  Ich 
habe  selbst  Unterhaltungen  angehört,  in  denen  nach  diesem  Erkennt* 
uisse  sozialdemokratische  Arbeiter  ihren  Kollegen  auseinandersetzten, 
daß  das  Urteil  rechtlich  nicht  haltbar  sei.  Sämtliche  darauf 
folgenden  Prozesse  wurden  in  der  That  im  gegen- 
teiligen Sinne  entschieden. 

Beweist  nun  dieses  Beispiel  einschließlich  des  Fehlspruchs,  mit 
dem  es  beginnt,  für  oder  gegen  die  erziehliche  Wirkung  der  Gewerbe- 
gerichte? Für  Erkenntnisse,  wie  jenes  erste  im  Berliner  Lithographen- 
titreik  hat  sich  die  Bezeichnung  ,,Zwar-Erkenntnisse*'  eingebürgert. 
Der  arme  Vorsitzende,  der  das  Urteil  abzufassen  hat,  leitet  mit  eioem 
„Zwar^^  seinen  eigenen  Gedankengang  ein,  um  dann  mit  einem  „Aber** 
die  nackte  Thatsache  zu  berichten,  daß  die  Mehrheit  des  Gewerbe- 
gei'ichts  es  anders  wollte.  Diese  Zwar-Erkenntnisse  können  in  den 
Händen  böswilliger  Gegner  der  Gewerbegerichte  ein  furchtbares 
Anklagcmaterial  bilden,  in  den  Händen  geschickter  Vorsitzender  sind 
sie  das  bedeutungsvollste  Erziehungsmittel  für  die  Beisitzer  ^). 

Daß  in  den  Gewerbegerichten  Urteile  vorgekommen  sind,  die  gegen 
den  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  verstoßen,  Urteile,  in  denen  ganz 
otienbar  ihre  Urheber  über  das,  was  Rechtens  ist,  sich  hinwegsetzten, 
um  an  dessen  Stelle  das  zu  setzen,  was  nach  ihren  Ueberzeugungen, 
Wünschen  oder  Sympathien  Rechtens  sein  sollte,  ist  unbestreitbar. 
Aber  was  bestritten  werden  muß,  ist,  daß  dies  eine  specifische  Erschei- 
nung gerade  der  Gewerbegerichte  sei.  Ueberall  wo  ein  Machtinteresse 
in  die  Jurisdiktiou  hineinspielt  (und  der  Gegensatz  von  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  erzeugt  ein  solches  Machtinteresse)  ist  die  Ver* 
Buchung  vorhanden,  die  jurisdiktionelle  Befugnis  zur  Stärkung  der 
Machtsphäre  zu  gebrauchen,  die  man  nach  eigener  Ueberzeugung  ge- 
stärkt sehen  möchte.  VVeim  man  daher  wissen  will,  ob  die  Gewerbe- 
gerichte dieser  Versuchung  iti  besooders  hohem  oder  besonders  geringem 
Grade  erlegen  sind,  so  muß  man  sie  nicht  mit  den  CivUgerichten  ver- 


1)  Mir  sind  eine  groffere  Aosahl  derartiger  ZwAr^Erkennlnisse  bekAnnL  Ooob  bt 
«a  olclit  moi^lich,  aa»  ihnen  su  nnem  einigermaffleii  sicheren  Urteil  darüber  %u  gtlAiftii, 
inwieweit  Winkür  oder  abweichetidG  HechUatiädiaaung  der  Beisitzer  vorliegt*  Im  groÜMa 
und  gaosec  serfäHen  sie  in  iwei  Klasaen»  Die  eitteti  besch ranken  sich  diirmtif,  dk 
tinteriegene  Anklebt  (des  VorsitzeudeD)  KU  begründen  und  die  siegreiche  (der  Bei&itsflr] 
wirklich  ohne  Beicründuni;  gegenilberzuitetten ;  dann  fehlt  jede  auch  nur  psjchologisidn 
Motivierong,  man  kann  sich  gar  kein  Bild  davon  machen,  auf  weichem  ptychologbchen 
Irrwege  der  Spruch  eu^taiide  gekommeti  ist,  und  man  kann  daher  selbstverstindliefa  lich 
auch  kein  urteil  darüber  bilden,  ob  der  Sprach  wirklich  so  jeder  Begründang  bar  ist, 
wie  es  Ton  dem  (überstimmten)  Vorsitaendeu  hingeateUt  wird.  Die  andere  Orapp«  be* 
schrftskt  sich  nicht  auf  das  blofse  ^^Zwar"  und  ^^Trotidem^S  i^ondcrn  der  Vorsjtaendle  hAlt 
es  fdr  seine  Päicht,  xn  dem  (gegen  ihn)  lustande  gekommenen  Spruch  die  Gründe^  wetclie 
fUr  die  Mehrheit  mafsgebend  waren«  so  gut  wie  irgend  möglich  attr  Dariteltang  to 
bringen.  Hierbei  gelini^t  ihm  die  Bolle  des  advocatus  diaboli  nicht  selten  über  «eint 
Absicht  hinaus  so  vortrefflich,  dafs  der  Leser  wirklich  die  AD»icht  der  Beisitzer  mindestem 
ebeniogut  motiviert  findet,  wie  die  des  VorsItaeodaD* 
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gleicheD,  io  deren  Thätigkeit  die  Machtgegensätze  und  ihre  Versuchiiugea 
eine  untergeordnete  Rolle  spielen,  sondern  man  muß  zum  Vergleich 
eine  gerichtliche  Thätigkeit  beraussucheu,  in  der  ebenfalls  der  Macht- 
gegensatz eine  erhebliche  Bedeutung  hat.  Dies  ist  in  den  Strafgerichten 
der  Fall,  in  denen  von  jeher  die  herrschenden  Klassen  ein  Mittel  zur  Aus- 
dehnung und  Befestigung  ihrer  Herrschaft  gesehen  haben.  Wenn  mau 
die  heutige  Judikatur  in  Strafsachen,  insbesondere  auch  die  Judikatur 
des  Reichsgerichts,  in  welchem  weder  Arbeiter  noch  überhaupt  l*aien 
sitzen,  nach  den  psychologischen  Elementen  analysiert»  welche  für  die 
Urteilsbildung  mafigebend  gewesen  sind,  so  bleibt  nach  Ausscheidung 
aller  juristischen  Ausdrucksweisen  ein  gar  nicht  geringer  Bodensatz 
rein  politischer  Vorstellungen  übrig,  welche  im  wesentlichen  auf  die 
UeberzeugUDg  von  der  Notwendigkeit  größerer  Kraftfülle  der  Regie- 
rungsorgane hinauslaufen.  Die  Strafjudikatur  des  Reichsgericbta  ist 
beherrscht  von  dem  Gedanken,  daß  die  Einengungen  der  neueren  Straf- 
gesetzgebuDg  verwerflich»  daß  es  notwendig  sei,  die  Staatsgewalt  durch 
eine  weitere  Ausdehnung  des  Strafrechts  zu  schützen,  und  das  Reichs- 
gericht hat  seine  Vorläufer  und  Nebentäufer  au  anderen  ebenfalls  rein 
juristisch  besetzten  Gerichten,  In  dem  preußischen  Strafgesetzbuch  von 
1 851  war  dem  Staatsoberhaupt  gegenüber  jede  „E  hrfurchts  Verletzung*' 
strafbar  Das  heutige  Strafgesetzbuch  hat  dies  abgeschafft  und  die 
Strafbarkeit  unehrerbietiger  Aeußerungen  über  das  Staatsoberhaupt 
ganz  ausschließlich  auf  beleidigende  Aeußerungen  eingeengt*  Trotz- 
dem wird  heute  auch  die  bloße  Ehrfurchtsverletzung  wiederum  bestraft, 
indem  mau  sie  thatsächlich  unter  den  Begriff  der  Majestätsbeleidiguog 
bringt,  —  Um  die  Freiheit  der  Kritik  zu  schützen,  hat  das  Straf- 
gesetzbuch angeordnet,  daß  Aeußerungen  zur  Wahrnehmung  berech- 
tigter Interessen  niemals  als  Beleidigung  bestraft  werden  können  (es 
sei  denn,  daß  aus  der  Form  der  Aeußerung  die  Beleidigung  hervor- 
gebe). Das  Gesetz  hat  hier  dem  Richter  die  möglichst  weite  Inter- 
pretation zur  Pflicht  gemacht,  indem  es  mit  einer,  in  der  Gesetzes- 
sprache nicht  häufigen,  Ausdrucksweise  hinzufügte,  daß  auch  ,,ähn- 
liehe''  Fälle  genau  ebenso  zu  behandeln  seien.  Trotzdem  wird  die 
Kritik  wieder  strafgefährlich  gemacht,  indem  die  Wahrnehmung  berech- 
tigter Interessen  bestritten  wird,  wo  sie  vorhanden  ist,  und  Über  den 
Zusatz  „ähnliche  Fälle"  ganz  geschwiegen  wird,  —  Es  ist  juristisch 
feststehend,  daß,  wo  das  Gesetz  nichts  anderes  vorschreibt,  zur  Strafbar- 
keit der  strafbare  Vorsatz,  der  „dolus**,  erforderlich  sei.  Trotzdem  hat 
das  Reichsgericht  entschieden,  es  könne  auch  gestraft  werden,  wo  dieser 
Vorsatz  nicht  vorhanden  sei,  aber  konstruiert  werden  könne;  was  diese 
Judikatur  in  ihrem  greulichen  Latein  einen  „dolus  eventualis*'  nennt  — 
Wie  weit  die  Strafbarkeit  des  bloßen  Versuchs  gehen  soll,  ist  de  lege 
ferenda  streitig.  Ob  man  einen  Menschen,  der  mit  ungeladenem  Gewehr 
schießen  wollte,  der  in  der  Abenddämmerung,  in  der  Meinung  seinen 
Feind  vor  sich  zu  haben,  auf  einen  Baumstamm  anlegte  etc.,  wegen 
versuchten  Mordes  bestrafen  soll,  ist  unter  den  Juristen  von  jeher 
kontrovers  gewesen.  Das  Strafgesetzbuch  bat  die  Kontroverse  wenigstens 
insoweit  entschieden,  daß  Handlungen   vorliegen  müssen,  welche  den 
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Anfang  der  .^Ausführung^^  des  Verbrechens  entbalten.  Es  hat  damit 
erklärt,  daß  solcbe  Ilandluiigen ,  welche  gar  nicht  einmal  den  Anfang 

einer  Ausführung  enthalten,  nicht  genügen,  um  eine  Verurteilung  wegen 
Versuchs  zu  begründen.  Trotzdem  hat  das  Reichsgericht  eotschiedeSt 
daß  auch  In  solcheü  Fällen  Verurteilungen  wegen  Versuchs  eintreten 
kennen.  Ein  verführtes  Mädchen  wendet  sich  verzweifelt  an  einen 
Arzt  mit  der  Bitte  um  ein  Mittel  zur  Kinderabtreibiing.  Der  Aul, 
auf  ihren  seelischen  Zustand  Rücksicht  nehmend  und  um  sie  zunächst 
für  den  Augenblick  zu  beruhigen,  verschreibt  ihr  Aqua  destillata,  und 
sie  nimmt  es  ein.  Nachträglich  stellt  sich  heraus,  daß  das  Mädchen  gar 
nicht  einmal  schwanger  gewesen  ist.  Handlungen,  welche  einen  Anfang 
der  Ausführung  eines  Verbrechens  darstellen,  liegen  nicht  vor. 
Trotzdem  wird  das  Mädchen  wegen  Versuchs  der  Kinderabtreibuug  ver- 
urteilt. —  Juristisch  steht  der  Satz  ,^iiulla  poena  sine  lege"  vollkommen 
fest.  Trotzdem  hat  die  herrschende  Judikatur  auch  gestraft,  wo  eine  Hand- 
lung im  Gesetz  nicht  aiit  Strafe  bedroht  ist,  indem  sie  dies  unter  ,,grobcD 
Unfug''  brachte.  Es  ging  dies  soweit,  daH  selbst  dem  preußischen  Justiz- 
minister  angst  und  bange  wurde,  und  er  in  einer  eigenen  Cirkuliir- 
Verfügung  seiifie  Staatsanwälte  darauf  aufmerksam  machte,  daß  doch  der 
Grobe-Ünfug-Paragraph  nicht  dazu  gebraucht  werde»  dürfe,  um  jede 
Handlung,  die  man  vom  Strafgesetzbuch  Übergangen  glaube,  strafbar 
zu  machen*).  —  Um  einen  Schutz  gegen  ungerechtfertigte  Verfolgung 
seitens  der  Staatsanwaltschaft  ^u  gewähren,  schreibt  die  Strafprozeß- 
ordnung vor,  daß  die  Anklage  allein  kein  genügender  Grund  sei,  um 
ein  Hauptverfahren  zu  eröffnen,  daß  vielmehr  das  Gericht  die  Ergeb- 
nisse des  vorbereitenden  Verfahrens  selbst  prüfen  müsse,  und  das 
Haupt  verfahren  nur  dann  eröffnen  dürfe,  wenn  nach  Ueberzeugung  des 
Gerichts  der  Angeschuldigte  in  der  Tbat  hinreichend  verdächtig  er- 
scheine. Trotz  des  klaren  Wortlautes  dieses  Gesetzes  wird  dennoch 
(von  ganz  seltenen  Ausnahmen  abgesehen)  das  Hauptverfahren  bloß 
daraufhin  eröffnet,  daß  die  Staatsanwaltschaft  eine  Anklage  eingereicht 
hat,  und  dieser  Mißbrauch  ist  ebenfalls  amtlich  in  einer  Minisierial- 
Verfügung  konstatiert.  —  Hängt  eine  ausgedehnte  Handhabung  der 
Strafjusliz  ganz  direkt  mit  den  allgenieinen  politischen  Anschauungen 
über  straffes  oder  loses  Regiment  zusammen,  so  fehlt  es  übrigens  inner- 
halb des  Civilprozesses  nicht  ganz  an  solchen  Versuchungen,  und  auch 
hier  sind  die  Gerichte  dieser  Versuchung  erlegen.  Der  Eiscnbahn- 
fiskus  hat  Eisenbahnbillets  mit  dem  Vermerk  „gütig  für  alle  Züge*' 
verkauft  und  trotzdem  bei  Einführung  der  sogenannten  D-Züge  die 
Giltigkeit  des  Billets  nicht  anerkennen  wollen,  wenn  mau  nicht  noch 
dem  Tarif  entsprechend  eine  Platzgebübr  hinzuzahlte.  Wenn  es 
hier  Gerichte  gegeben   hat,  die  sich  auf  Seite   des  Eisenbahnfiskus 


l)  Die  Kreiemog  neuer  Delikte  nunmt  Ubrigeos  trotx  jener  MiuUteriilverfÜgoug  ibren 
ruhigext  Portgaug*  Durch  die  §§  152  und  163  der  GewerbeordnuDg  siDd  eile  ill«r«Q 
Strafgesetie  gegen  ArbeiterkoilitioDeti  ebgetebufft  nod  bei  Autbreitung  der  Koelitioo  oar 
i  Mittel  für  itrafber  erkl&rt:  kdrpertfcber  Zweng,  Drobuog,  EhrverleUung^  Vernifserkll* 
ntng.  Trotidem  b^t  gerade  gegeow artig  (Juli  1897)  dju  Landgericbt  Liegnitx  das  blofee 
AuteteUea  «ioe«  Strikepoetens  für  »tnLfbAr  erklärt,  weil  e»  grobeii  Uoftig  dftrttelU. 
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stellteD,  so  ist  dies  psychologisch  gar  nicht  anders  zu  erklären,  als 
daß  die  allgemeine  Anschauuug,  die  Staatsverwaltung  könne  io  ihrem 
Recht,  Anordnungen  zu  treflen,  mit  einem  gewöhnlichen  Privaten  nicht 
auf  eine  Stufe  gestellt  werden,  hier  mitgewirkt  hat.  Und  doch  ist 
es  juristisch  ganz  zweifellos,  daß  der  Eisenbahnfiskus  in  diesem  Falle 
nicht  anders  stand,  als  wie  der  Besitzer  eines  Omnibus,  der  BiUets 
verkauft,  wenn  es  aber  zur  Benutzung  kommt»  noch  eine  Platzgebühr 
erheben  wollte,  weil  für  den  3- Uhr- Wagen  es  in  seinem  Tarif  so  stehe. 
Eine  ganze  Blütenlese  von  derartigen  Urteilen  zeigt  die  Handhabung 
der  Stempelgesetze.  Für  die  Beurteilung  der  Frage,  die  uns  hier  be- 
schäftigt, macht  es  ferner  keinen  Unterschied,  ob  die  jurisdiktioneilen 
Befugnisse  sich  in  den  Händen  von  Juristen  oder  von  juristisch  gebil- 
deten Verwaltungsbeamtcn  befinden*  Die  Ministcrialbeamten ,  welche 
dem  Zollfiskus  dadurch  eine  höhere  Einnahme  verschaffen  wollten,  daß 
sie  von  einer  Sendung  Sardinen  behaupteten,  es  seien  „Blechwaren  in 
Verbindung  rait  Fischen*',  sowie  der  Minister,  welcher  eine  Nachwahl 
6  Monate  lang  unausgeschrieben  lit'ß  und  dann  behauptete,  er  befinde 
sich  durchaus  nicht  im  Widerspruch  zum  Wahlreglement,  welches  eben 
keine  bestimmte  Frist  nenne,  sondern  nur  verlange,  daß  die  Behörde 
„sofort"  eine  neue  Wahl  veranlasse,  sie  und  viele  andere,  die  so  der 
Versuchung  erlegen  sind,  dem  zuliebe,  was  sie  politisch  für  wünschens- 
wert oder  notwendig  halten,  sich  über  das  Gesetz  hinwegzusetzen,  sie 
sind  allesamt  weder  Arbeiter  noch  überhaupt  Laien,  sondern  studierte 
Juristen  gewesen. 

Wo  sind  nun  aus  der  Judikatur  der  Gewerbegerichte  konsequente 
Versuche  der  Gesetzesumdeutung  anzuführen,  die  sich  dem  an  die 
Seite  stellen  ließen?  Wo  zeigt  sich  unter  den  Arbeiter-Beisitzern  auch 
nur  eine  Agitation,  um  im  Wege  der  Rechtsprechung  Erweiterungen 
der  Gesetze  herbeizuführen,  wie  sie  die  Staatsanwaltschaft  beispiels- 
weise  mit  Hilfe  des  Groben-Unfug-Paragraphen  herbeigeführt  hat?  In 
dem  einzigen  Beispiel,  das  allenfalls  angeführt  werden  könnte,  in  der 
Neigung  der  Gewerbegerichte,  beim  Bauschwindel  nicht  bloß  den  Stroh* 
mann,  sondern  auch  dessen  Hintermann  für  die  Arbeitslöhne  haftbar 
zu  machen,  ist  der  unfertige  Zustand  des  gegenwärtigen  Rechts  so 
allgemein  anerkannt,  daß  es  wohl  überhaupt  kaum  möglich  sein  wird, 
hier  zu  einer  sachlich  und  technisch  vollkommen  befriedigenden  Recht- 
sprechung zu  gelangen.  In  allen  anderen  Fällen,  wo  durch  die 
Rechtsprechung  der  verschiedenen  Gewerbegerichte  hindurch  sich  eine 
einheitliche  P^ntwickelung  zeigt,  sind  es  streng  juristische  Fragen,  die 
auch  streng  juristisch  erörtert  und  keineswegs  gleichmäßig  im  Sinne 
einer  (z.  B.  der  arbeiterfreundlichen)  Tendenz   entschieden  werden  ^). 

Unsere  Untersuchung  also,  ob  diese  Abirrungen  specifische  Er* 
achein ungen  der  Gewerbegerichte  sind,  führt  zu  einem  verneinenden  Er- 


1)  So  aber  Akkordarbeit  (,^Q« Werbegericht'*  v,  S.  Juli  1896),  Über  die  Bechttkrafl  der 
ArbeatAordnimg  (,,Qewerbegerioht''  t.  4.  Febr.  1897].  Ueber  die  epeeieU  in  Berlia  »wischea 
dem  Gewerb«gedcbt  ood  dem  L*odgericbt  streitige  Frage,  luwiereit  die  Heimarbeiter 
dem  Ttt  7  der  GewerbeordoUDg  uoterstebea,  vgl.  die  gelehrte  Abbaadlang  dea  BerUaer 
Gewerbegerielite-YoraitieDdeD  ▼.  Schal«  io  Breuu's  Archiv  Hr  sasUle  Qe»et8gebang  1S97. 
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gebnis.  Der  Einfluß  der  Tendenz  ist  ein  allgemeiner  Fehler  aller 
unserer  heutigen  Juriadiktionsorgane,  in  der  Justiz  wie  in  der  Ver- 
waltung. Der  Unterschied  ist  nur  der,  daß  da,  wo  Juristen  wirken, 
die  Tendenz  in  eine  scheinbar  juristische  Form  gebracht  und  dadurch 
salonfähig  gemacht  wird ,  während  jene  Verstöße  bei  den  Gewerbe- 
gerichten nicht  bloß  in  der  Denkweise,  sondern  auch  in  der  Form 
unjuristisch  auftreten  und  beiseite  geschoben  %verden.  Daß  die  Gewerbe- 
gerichts-Vorsitzenden  sich  nicht  dazu  hergeben,  für  rechtswidrige  Be- 
schlüsse im  Wege  von  Tüfteleien  eine  scheinbare  Begründung  herzu- 
stellen, sondern  daß  sie  ein  solches  Erkenntnis  als  das  hinstelleD,  was 
es  ist,  ein  Machtspruch  statt  eines  Kecbtsspruchs;  daß  sie  den  Macht- 
ßpruch  in  seiner  ganisen  abschreckenden  Nacktheit  erscheinen  lassen, 
das  ist  nicht  ein  Unrecht,  sondern  geradezu  ein  Verdienst,  Hiermit 
eben  wird  bewirkt,  daß  die  Beisitzer  in  sich  gehen  und  ein  andermal 
gerechter  urteilen. 

Weit  entfernt  davon,  ein  neues  Moment  der  Parteilichkeit  in 
unsere  Gerichtsverfassung  getragen  zu  haben,  stellen  vielmehr  die  Ge- 
werbegerichte das  erste  organische  Mittel  dar,  um  dieser  Parteilichkeit 
innerhalb  des  einzelnen  Gerichts  Herr  zu  werden.  Der  Versuch,  die 
beiden  Gegensätze  in  das  Gericht  selbst  hineinzuverlegen  und  ihnen 
in  einem  unparteiischen  Vorsitzenden  einen  IndiÖerenzpunkt  zu  geben, 
ist  geglückt  Daß  seitens  der  Vorsitzenden,  die  ihre  Aufgabe  dem- 
gemäß erzieherisch  auffaßten,  ein  gewisses  Gewicht  darauf  gelegt  wurde, 
die  vorgekommenen  Fehler  klar  und  deutlich  zu  markieren,  macht  es 
erklärlich,  daE  hier  für  jemanden,  der  den  Vorwurf  der  Parteilichkeit 
erheben  will,  das  Material  leichter  vorhanden  ist,  als  seitens  der  rein 
juristisch  besetzten  Gerichte,  in  denen  jenes  pädagogische  Element 
fehlt.  In  den  Strafgerichten  gelten  die  schneidigen  Vorsitzenden 
gerade  als  die,  welche  jenen  Versuchungen  der  Tendenz  am  ehesten 
erliegen.  In  den  Gewerbegerichten  bringt  es  die  Natur  ihrer 
ganzen  Verfassung  mit  sich,  daß  der  Vorsitzende  seine  Haupt- 
aufgabe darin  zu  erblicken  hat,  die  Rechtsprechung  von  Tendenzen 
freizuhalten. 

Wenn  also  in  der  materiellen  Rechtsprechung  der  Gewerbegerichte 
im  Vergleich  zur  sonstigen  Jurisdiktion  die  Tendenz  eher  einen  ge* 
ringeren  als  einen  größeren  Einfluß  zeigt,  so  bliebe  immerhin  noch  die 
Frage  zu  erörtern,  ob  (sei  es  verdienter-,  sei  es  unverdientermaßeD) 
die  Gewerbegericbte  in  einem  Maße  den  Ruf  tendenziöser  Rechtsprechung 
genießen,  daß  das  Vertrauen  zu  ihnen  darunter  leidet.  Auch  diese 
Frage  muß  verneint  werden.  Die  Mißstimmung  gegen  die  Gewerbe- 
gerichie,  wo  sie  überhaupt  vorhanden  war,  hat  nicht  zu-,  sondern  ab- 
genommen. Wenn  man  sich  darauf  beruft,  daß  im  Vergleich  zu  den 
zahlreichen  Klagen  der  Arbeiter  gegen  Unternehmer,  die  letzteren  daa 
Gewerbegericht  als  Kläger  nur  wenig  in  Anspruch  nehmen,  daß  sie 
also  im  allgemeinen  zu  dem  Gewerbegericht  kein  rechtes  Vertrauen 
zu  haben  scheinen,  so  trifft  diese  Schlußfolgerung  nicht  zu.  Im  Jahre 
1896  wurden  an  Klagen  bei  den  deutschen  Gewerbegerichten  anhangig: 
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Von  Arbeitern  gegen  UDUrnehmer  65  462  =  92,2  Pros. 

Von  Unternehmern  gegen  Arbeiter  5  176  =     7,5     t, 

Unter  Arbdtara  destetbeo  Unternehmers         160  ±=3     o^a     n 


Znaeminen  68  79S        100,0 

Wenn  man  bedenkt,  daß  in  weitaus  den  meisten  Fällen,  die  zu  An- 
sprüchen der  Unternehmer  ge^en  die  Arbeiter  führen  könnten,  jene 
sich  im  Wege  der  Lohneinbehaltung  und  Straffestsetzung  außergericht- 
liche Hilfe  schaffen  können  (§  119  a  der  Gewerbeordnung),  während  es 
nirgends  üblich  ist,  daß  der  Unternehmer  dem  Arbeiter  zum  Schutze 
gegen  widerrechtliche  Entlassung  eine  Kaution  stellt,  so  muß  man  es 
als  den  Ausdruck  dieses  Rechtsverhältnisses  betrachten,  daß  bei  Streitig- 
keiten aus  dem  Arbeitsvertrage  die  Rolle  des  Klägers  in  der  Regel 
dem  Arbeiter  zufällt.  Die  Frage  kann  also  nicht  sein,  ob  die  Unter- 
nehmer sehr  viel  seltener  als  die  Arbeiter  klagen  (denn  das  ist  selbst- 
verständlich), sondern  ob  ihre  Klagen  nur  noch  so  vereinzelt  vorkommen, 
daß  man  annehmen  muß,  sie  ließen  sich  lieber  Unrecht  thun,  ehe  sie 
vor  dem  Gewerbegericht  klagten.  Wenn  nach  der  obigen  Statistik 
etwa  auf  14  Arbeiterklagen  noch  1  Unternehmerklage  kommt,  so  ist 
dies  durchaus  nicht  wenig.  Wo  lokale  Gründe  eine  stärkere  Inanspruch- 
nahme des  Gewerbegerichts  durch  die  Unternehmer  erfordern,  da 
erscheinen  sie  auch  mit  höheren  Ziffern.  So  wird  z.  B.  in  der  Stickerei- 
Industrie  in  Plauen  i.  V.  ganz  besonders  über  die  VertragsbrüchiKkeit 
der  Arbeiterinnen  geklagt,  weil  bei  der  Schiffchen- St ickmaschioe  das 
Fehlen  einer  Arbeiterin  zur  Folge  hat»  daß  auch  zwei  andere  unbe- 
schäftigt bleiben.  So  haben  dort  die  Industriellen  ein  Interesse  daran, 
nicht  auf  Entschädigung,  sondern  auf  Erfüllung  des  Vertrages  zu  klagen« 
In  der  That  erscheinen  in  Plauen  auf  412  klagende  Arbeiter  nicht 
weniger  als  311  klagende  Unternehmer  (also  57,0  und  43,0  Proz.).  Und 
dies,  obgleich  das  geltende  Exekutiocsrecht  die  Hoffnungen  der  Unter- 
nehmer doch  im  wesentlichen  auf  den  moralischen  Einfluß  des  Gewerbe- 
gerichts beschränkt.  Von  Gewerbegerichten  mit  mehr  als  10  Proz. 
ünternehmerklagen  seien  (ohne  Anspruch  auf  Vollständigkeit)  genannt: 

(Siehe  TabeUe  auf  S.   374,) 

Da  jede  brauchbare  Prozentualberechnung  absolute  Zahlen  von 
gewisser  Größe  zur  Voraussetzung  hat,  so  ist  unter  die  obigen  Bei- 
spiele kein  Gewerbegericht  mit  weniger  als  50  anhängigen  Sachen  auf- 
genommen. Immerhin  sind  doch  auch  die  Erfahrungen  der  kleinen 
und  kleinsten  Gewerbegerichte  nicht  gerade  gänzlich  zu  ignorieren;  so 
wenn  unter  7  Klagen  in  Neutomischel  5  von  Unternehmern  angebracht 
sind  (71,1  Proz.),  unter  37  in  Rathenow  28  (75,7  Proz.),  unter  30 
in  Heidenheim  23  (76,7  Proz.),  und  wenn  in  Sömmerda  die  5  einge- 
reichten Klagen  sämtlich  von  Unternehmern  herrühren  (100  Proz.)  V). 

Wenn  also  die  Kritik  der  materiellen  Rechtsprechung  der  Ge- 
werbegerichte ergeben  hat,  daß  sie  Vertrauen  verdient,  so  kann  die 
Benutzung  der  Gewerbegerichte  durch  die  Unternehmer  zum  mindesten 
nicht  als  Beweis  dafür  angeführt  werden,  daß  sie  nicht  auch  auf 
Seiten  der  Unternehmer  Vertrauen  genießen, 

1)  aofsro  In  dieMin  FaÜ«  nicht  etwa  ein«  irrtQtnUeli«  Rabnsiertmg  vorUe^ 
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der  deutschen  Gewerbegerichte  bei 
zeigen    die    beiden    nachfolgenden 


Die  Thätigkeit   und   Erfolge 
Streiks    und    Aussperrungen   etc. 
Tabellen  6  und  7. 

(Siehe  TabeUen  6  u.  T  auf  SS.  376  u,  577.) 

Danach  haben  die  meisten  Anrufungen  gehabt:  Berlin  11,  Karls- 
ruhe 3,  Königsberg  2,  Görlitz  2,  Mannheini  2,  Bremen  2.  Je  einmal 
wurde  das  Einigungsamt  angerufen  in:  Brandenburg  a.  H.,  Rathenow, 
Stolp  i.  P.,  Magdeburg,  Elmshorn,  Wandsbek  Stadt,  Peine, 
Iserlohn,  Kassel,  Dresden  Stadt,  Plauen  i*  V.,  Ravensburg* 
Stuttgart,  Heilbronn*,  Mainz,  Offen b ach  Land,  Eisenach^ 
Gotha,  Lübeck,  Hamburg. 

Von  den  letztgenannten  Orten  sind  diejenigen ,  in  denen  das 
Einigungsamt  erfolgrdch  war,  gesperrt  gedruckt  Es  sind  ihrer  10, 
oder  zusammen  mit  Ravensburg  und  Eeilbronn,  in  denen  die  Einigung 
privatim  zustande  kam,  12.  Dazu  kommen  ö  Erfolge  in  Berlin^  2  in 
Königsberg,  1  in  Karlsruhe,  2  in  Mannheim,  2  (außergerichtlich)  in 
Bielefeld. 

Wenn  man  daneben  hält,  daß  die  Deutsche  Central  Gewerkscbafts- 
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koramission  in  den  3  Jahren  1893—1895  je  116,  131  und  204  Strikes 
in  Deutschland  zählte,  daß  diese  Zahl  im  Jahre  1896  wiederum  er- 
heblich gestiegen  war,  übrigens  die  Statistik  nicht  einmal  erschöpfend 
ist,  so  erscheint  die  Zahl  von  75  Anrufungen,  von  denen  nur  25 
zu  Vereinbarungen  oder  angenommenen  Schiedssprüchen  führten,  als  so 
minimal,  daß  man  der  Einrichtung  jeden  praktischen  Wert  abzusprechen, 
geneigt  sein  möchte').  Trotzdem  wäre  dieser  Gedankengang  nicht 
korrekt.  Wenn  wirklich  die  Gewerbegerichte  nichts  weiter  sollten 
leisten  können,  als  daß  sie  im  Jahre  25  Strikes,  die  sonst  weiter  ge- 
wütet hätten,  beilegen,  so  ist  gar  nicht  einzusehen,  weswegen  nicht 
chon  um  dessenwillen  die  Einrichtung  lohnen  würde.  Es  handelt 
ich  hier  ja  nicht  um  eine  mit  großem  Apparat  und  Kostenaufwand 
herzustellende  Behörde,  die  nachträglich  müßig  dasitzt,  sondern  um 
Kommissionen,  die  ad  hoc  zusammentreten.  Auch  der  kleinste  Erfolg 
ist  in  dieser  Beziehung  dankenswert 

Uebrigens  wird  die  Zahl  der  42  Anrufungen  dadurch  um  die  Hälfte 
erhöht,  daß  ihnen  23  Vermittelungsfalle  des  Vorsitzenden  in  außeramt- 
licber  Eigenschaft  zur  Seite  stehen.  Ferner  sind  die  Fälle,  die  kein 
amtliches  Ergebnis  gehabt  haben,  nicht  ohne  weiteres  als  ergebnislos  zu 
zählen.  In  manchen  derselben  haben  die  Parteien  nachträglich  sich 
von  der  Berechtigung  des  Schiedsspruchs  überzeugt  und  ihn  einem 
privaten  Ausgleich  zu  Grunde  gelegt,  der  dann  freilich  in  den  Akten 
des  Gewerbegerichts  in  der  Kegel  nicht  erscheint  Endlich  aber,  und 
dies  ist  das  Wichtigste,  dürfen  die  Ergebnisse  des  Jahres  1896  noch 
nicht  als  bezeichneod  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Gewerbegerichte 
gelten.  In  den  Einigungsämteni  haben  wir  es  mit  einer  erst  aU- 
mählich  sich  entwickelnden  Institution  zu  thun.  In  den  ersten  Jahren 
nach  Erlaß  des  Gewerbegerichts- Gesetzes  war  die  diesbezügliche  Be- 
stimmung so  gut  wie  unbekannt.  Erst  seitdem  in  den  Jahren  1894 
und  1895  einige  Anrufungen  Anlaß  zu  öffentlichen  Besprechungen 
gaben'),  verbreitete  sich  die  Kenntnis  der  einigungsamtlichen  Tbätig- 
keit  etwas  weiten     Am  weitesten  vorgeschritten  ist  die  Entwickelung 

1)  In  EogUod  zihUe  dtL$  Labour  Offic«  im  J&hr«  1895:    876  Strikea,  mit  263  758 

ArUeiterOt    von    denen     74,8    Pros,    (^egeo    56,7   Proxt    in    1894)    die  Arbeit    Buf  Gmnd 

Biiipin9«iatlicber    oder    achied^gfsriebUicher  ß^Uei^ting    wieder    «ufnAbmeQ.      Die  arotfiche 

it«rreicbiscbe  Strike  StRtistIk  für  1895  (Wien,  Holder]  ziblt  20^  Strikes,    von  deoeo  37 

fch  den  Gerwerbeinspektor,  20  durch  die  Gewerb ebeburde,  28  durcb  beide  gemeinsAis  ge* 

■ebUebtet  wurden.  —  Aos  Amerika    and  Aosstralien    gi«bt  ea  ganfttige,  aber  oicbt  iimnar 

toverläsaige    Berkbte    über    Emi|$ODg)(MroUr.      In  Neu-Beeland  »aUen    Einigangsamt    und 

~    ehied&Bprucb  die  ganx  rege  1  markigen  Er ledigungafortnen  statt  des  Strikes  seän.  —  Aebnlieb 

rtng  wie  in  Deutacbland  sind  die  Erfolge  jedocb  in  Frankreich^  wo  ftir  das  Jabr  1895 

~ias  Office  da  travail  aaf  405  Strikea    85  EinigungsÜmter  sKblte,    von  denen  jedoch  etwa 

Y,  TOD  eioem  Teil  ohne  weiteres  abgelehnt  wurde. 

i)  Die  er»te  mir  bekftnst  gewordene  Anrufung  ist  die  seitens  der  Brauer-  und 
Böttcbergf^Kilfen  in  Kiel  im  Jabre  18fiS;  doch  handelte  es  sich  dort  mehr  um  einen 
guten  Rat  Über  die  e w ei feh freie  Redaktion  eines  Arbeitsordnangsparagrapheo ,  über  den 
»aehlieb  Uebereiustimmung  herrschte.  Die  erste  erostlleb  an  ithlende  einigoogsaiDtlicbe 
Leistung  dürfte  der  Schiedsspruch  im  Dinsiger  Hattsa{inme(rer-8trike  sein  (1.  Febr.  I898)f 
doch  ist  die  Kenntnis  daron  wenig  in  weitere  Kreise  gedrungen.  Der  Schiedsspruch  im 
K&m berger  Formeratrike^  Febroar  1894|  wurde  s.  Z,  als  Merkwürdigkeit  viel  besproeheo 
Ent  darauf  folgten  im  o&chsten  Jibre   namenilicb    die   Berliner  Elnignngslmter 
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Die  Erfahraogen  in  den  deutschen  Oewerbegerichten. 


S77 


Tab.  7.    Einigungsämter  1896.    Uebersicht  nach  Staaten. 
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1)  In  Bwei  FftUen  ist  das  Gewerbegericht  als  Einigungsamt  nur  von  Seiten  einer 
Partei  angerufen.  Im  ersten  Falle  kam  ohne  Thfttigkeit  des  Einigungsamts  sofort  ein 
Ausgleich  sustande,  im  anderen  Falle  lehnte  der  andere  Teil  die  Anrafnng  des  Einigungs- 
amtes ab.  Im  dritten  Falle  hat  der  Vorsitaende  Terhandelt,  die  Streitigkeit  ist  dann  aber 
ohne  Anrufung  des  Einigungsamts  erledigt. 

8)  Später  durch  Klage  erledigt. 

8)  Die  Parteien  riefen  die  persönliche  Vermittelnng  des  Vorsitsenden  an.  Die  er- 
sielte  Vereinbarung  wurde  auch  aar  Grundlage  einer  sp&teren  Einigung. 

4)  Wurde  erledigt  durch  private  Vereinbarung  der  Parteien  vor  gerichtlicher  Verhandlung. 

5)  Aussperrung  sämtlicher  Bauarbeiter.  Die  Vermittelang  wurde  später  vom  Ober- 
bBrgermeister  flbernommen. 

6)  Infolge  BeileguDg  der  beiüglichen  Differens  wurde  die  Anrufung  sofort  wieder 
snrBckgenommen,  ehe  noch  das  Einigungsamt  in  Thätigkeit  getreten  war. 

7)  In  einem  Falle  kam  mit  dem  Arbeitgeber  und  den  Vertretern  der  Arbeiter  eine 
Verständigung  anstände,  welche  jedoch  wegen  der  vorbehaltenen  und  von  der  Gesamt- 
heit der  Arbeiter  abgelehnten  Genehmigung  unwirksam  blieb.  Im  aweiten  Falle  lehnte 
der  Arbeitgeber  jede  weitere  Verbandlang  ab,  weil  die  Vertreter  der  Arbeiter  nicht  zu 
den  von  ihm  selbst  beschäftigten  Arbeitern  gehörten. 

8)  Erfolg  nicht  lu  ersehen. 

9)  Das  Einigungsamt  ist  zwar  zweimal  seitens  der  Arbeiter  angerufen  worden, 
jedoch  nur  einmal,  und  iwar  zum  gröfsten  Teile  ohne  Resultat  in  Thätigkeit  gewesen. 
Das  iweite  Mal  scheiterte  der  Versuch  an  der  Weigerung  der  Arbeitgeber,  auch  ihrerseits 
das  Einigungsamt  anzurufen. 

10)  Das  Gewerbegericht  ist  gesetzlich  nicht  als  Einigungsamt  bestellt,  aber  dessen  Vor- 
sitzender fungiert  zugleich  auch   als  Vorsitzender  des  Einigongsamtes. 

11)  Die  Thätigkeit  des  Einigungsamts  in  dem  einen  Falle  endete  damit,  daft  gleich 
nach  Beginn  der  Verhandlung  des  Einigungsamta  die  streikenden  Gehilfen  die  Arbeit 
wieder  anfaahmen. 
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in  Berlio,  und  diese  kann  vielleicht  als  typisch  für  die  Entwickelun^- 
tendenz  gelten,  der  sich  die  Gewerhegerichte  auch  in  anderen  Gegenden 
Deutschlands  alliüählich  zuwenden. 

In  Berlin  dauerte  es  von  der  Eröffnung  des  Gewerbegerichts 
(10.  April  1893)  fast  2^jp,  Jahre,  bis  es  zum  erstenmal  als  Einigungs- 
aint  angerufen  wurde.  Nachdem  dies  aber  am  14.  September  1H95 
geschehen,  folgte  sofort  am  28.  Septbr.  eine  zweite  und  am  29.  Oktbr, 
eine  dritte  Anrufung.  Im  ganzen  weist  der  Verwaltungsbericht  über 
das  Rechnungsjahr  1.  April  1895/96  bereits  11  zweiseitige  und  7  ein- 
seitige Anrufungen  auf,  neben  denen  16  Strikes  stehen,  in  denen  das 
Gewerbegericht  mit  den  Beteiligten  Verhandlungen  geptiogen  hat,  ohne 
daß  es  zur  amtlichen  Anrufung  kam*  Das  Berliner  Ortsstatut  (§  71 
Abs.  7)  weist  den  Vorsitzenden  ausdrücklich  darauf  hin,  die  Anrufung 
nicht  erst  abzuwarten,  sondern  auf  dieselbe  hinzuwirken  und  sie  \m 
geeigneter  Veranlassung  den  Porteien  nahezulegen.  Im  Februar  1896 
war  das  Einigungsamt  in  Berlin  bereits  so  ausgebildet,  daß  es  eine 
Aussperrung  in  der  Hutindustrie  an  dem  Tage  beendigen  konnte,  an 
dem  sie  verfü|j;t  war.  In  der  Firma  Bambus  &  Co.  war  eine  Arbeiterin 
entlassen  worden.  Die  Arbeiter  behaupteten,  die  Entlassung  trage  den 
Charakter  einer  Maßregelung  und  legten  am  5.  Februar  die  Arbeit 
nieder.  Der  Vereio  der  Berliner  Wollhutfabrikanten  erklärte:  wenn 
binnen  3  Tagen  die  Arbeit  in  der  genannten  Firma  nicht  wieder  auf- 
genommen sei,  80  werde  er  seine  sämtlichen  Fabriken  schließen.  Als 
diese  Drohung  ausgeführt  wurde,  gelang  es  am  10,  Februar  dem  Vor- 
sitzenden, beide  Teile  zur  Anrufung  des  Einigungsamtes  zu  bewegen, 
worauf  dann  noch  an  demselben  Tage  die  Streitigkeit  durch  Verein- 
barung beglichen  wurde:  der  entlassenen  Arbeiterin  wurde  eine  bald- 
möglicfiste  Unterbringung  in  einem  anderen  Betriebe  zugesagt;  sämt- 
liche ausgesperrten  und  ausständigen  Arbeiter  wurden  auf  ihre  alten 
Plätze  eingestellt;  es  wurde  versprochen,  keinerlei  Maßregelung  statt- 
finden zu  lassen  und  für  zukünftige  Streitigkeiten  eine  gemeinscbaft- 
liehe  Kommission  verabredet*  Es  war  eine  Aussperrung,  die  mehr  als 
2000  Arbeiter  betraf.  Sie  war  an  dem  Tage  erledigt,  an  dem  sie  in 
Kraft  trat  (obgleich  der  amtliche  Bericht  in  bescheidener  Korrektheli 
eine  3-tägige  Dauer  der  ganzen  Streitigkeit  auf^ählt). 

Ein  besonderes  Aufsehen  erregte  die  Vermittelung  in  dem  Ber- 
liner Konfektion  SS  trike.  Die  große  Ausdehnung  des  StrikeB^ 
die  allgemeine  Teilnahme  der  Bevölkerung,  namentlich  für  die  geriog 
entlohnten  Näherinnen,  die  Sympathie-Kundgebung  im  Reichstage  durch 
die  bekannte  nalionalliberale  Interpellation,  das  vielerörterte  Problem 
der  Schwitzindustrie,  alles  das  sicherte  dem  Vorgehen  ein  weites 
Interesse.  Das  Einigungsamt  tagte  am  28.  Februar  1896  im  Großen 
Bürgersaal  des  Rathauses  unter  Anwesenheit  eines  Zuhörer-Publikums 
von  4 — 500  Personen,  welche  sich  zum  großen  Teil  nach  Parteien  grup- 
pierten, so  daß  auf  der  einen, Seite  Arbeiter  und  Arbeiterfreunde  saßen. 
Die  Verhandlungen  endeten  mit  der  provisorischen  Feststellung  eines 
Mindesttarifs  unter  Beauftragung  des  Einigungsamtes  mit  Erbeboogen 
zwecks  Ausarbeitung  eines  endgaltigen  Tarifs.    Von  da  ab  aber  wandte 


Dio  Erffthrtiagea  in  doti  deatschen  Q<iw«rbegericl]t«i). 
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sich  die  Sache,  Ein  Teil  der  KonfektioDäre  hielt  sich  an  den  proviso- 
rischen Tarif  nicht  gebunden;  die  meisten  von  ihnen  weigerten  sich, 
auch  nur  vor  dem  Einigungsamt  zu  erscheinen.  Als  dieses  nach 
6-iDODatUcher  Arbeit  (bauptsächlich  einer  genauen  Enquete  über  die 
tbatBächlich  gezahlten  Löhne)  einen  Schiedsspruch  zustande  brachte, 
wurde  dieser  von  den  Konfektionären  abgelehnt.  Um  nun  für  die 
Zukunft  sich  nichts  zu  vergeben,  lehnten  die  Arbeiter  den  Tarif  eben- 
falls ab,  80  daß  dem  Gewerbegericht  nur  übrig  blieb,  durch  die  Tages- 
zeitungen vom  23.  September  1896  dieses  negative  Ergebnis  festzu- 
stellen, —  Es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  diese  Hilflosigkeit  des 
Einigungsamtes  auf  einen  großen  Teil  seiner  Verehrer  niederdrOckend 
gewirkt  hat.  Dennoch  wäre  es  übertrieben,  die  lange  und  mühevolle 
Thütigkeit  des  Eioigungsamtes  als  geradezu  fruchtlos  zu  bezeichnen. 
Der  anerkannte  Wert  der  Erhebungen  (außerordentliche  Beilage  zum 
„Gewerbegericht*'  vom  3,  September  1896)  geht  über  eine  bloß  theore- 
tische Bedeutung  hinaus*  Diese  Erhebungen  bildeten  mit  eine  Unter- 
lage für  die  bezüglichen  Arbeiten  der  Reichskoniniission  für  Arbeiter- 
statistik, gehen  aber  an  Brauchbarkeit  teilweise  über  die  Publikationen 
dieser  Kommission  hinaus.  Für  die  Aenderung  der  Gesetzgebung^  ist 
ein  Material  gewonnen,  das  sonst  unzugänglich  geblieben  wäre.  Üeber 
kurz  oder  lang  wird  der  Kampf  für  eine  Verbesserung  der  Arbeits- 
bedingungen in  der  Konfektion  neu  aufgenommen  werden,  und  dann 
werden  durch  die  Arbeiten  des  Berliner  Einigungsamtes  wenigstens 
soviel  Materialien  herbei geschafit  sein,  daß  die  plumpen  Behauptungen 
Ober  angeblich  hohe  Löhne,  wie  sie  zu  Anfang  des  Stnkes  auftauchten, 
unmöglich  werden.  Endlich  aber  hat  dieser  Strike  dazu  gedient,  um 
die  Aufgaben  der  Einigungsamter  überhaupt  in  rechtes  Licht  zu  stellen. 
Bei  Erlaß  des  Gesetzes  schwebte  noch  die  Anschauung  vor,  daß  güt- 
liches Zureden  des  Vorsitzenden  die  Hauptsache  für  ein  gutes  Einigungs- 
amt  sei.  Hier  hat  die  Erfahrung  gelehrt,  daß  freundliches  und  liebe- 
Yolles  Behandeln  der  Parteien  ja  gewiß  nicht  entbehrlich,  aber  keines- 
wegs immer  die  Hauptsache  ist.  Die  bloße  Feststellung  der  That- 
sachen  nimmt  unter  den  Aufgaben  des  Einigungsamts  einen  so  breiten 
Raum  ein,  daß  schon  um  deswillen  ein  geordneter  modus  procedendi 
erforderlich  ist.  Daß  die  Frage,  wieviel  Lohn  in  einer  Industrie  ge- 
zahlt wird,  nur  in  wochen-  oder  monatelangen  Erhebungen  festgestellt 
werden  kann,  ist  zwar  eine  Sache,  die  jedem  theoretisch  geschulten 
National -Oekonomen  und  Statistiker  selbstverständlich  erscheint,  die 
aber  nichtsdestoweniger  die  Praktiker  erst  lernen  müssen.  Ein  solcher 
Lebrkursus  war  das  Isinigungsamt  im  Berliner  Konfektions-Strike. 

Im  Berliner  Gewerbegericht  hat  sich  bereits  für  die  Verfolgung 
der  Arbeiterbewegung  und  für  das  Eingreifen  des  Vorsitzenden  von 
Amts  wegen  ein  bestimmter  Geschäftsgang  ausgebildet  Dieser  Geschäfts- 
g&ng  ist  vom  Magistratsassessor  Cuno  in  der  „Sozialen  Praxis**  vom 
27.  Februar  1896  dargestellt.  Wir  geben  im  folgenden  den  Teil 
wieder,  den  der  genannte  amtliche  Verwaltun^sbericht  ausdrucklich 
ata  „zutreffend**  bezeichnet  und  wörtlich  aufgenommen  hat; 
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,»A1b  enie  Gmndtftge  für  die  Thfttigiceit  des  EiDignngfiamtB  dienteD  die  Zeitung!^ 
aDSBchnitte  aag  dem  Vorwärts,  welcher  flr  Berlin  dje  YoUstÄndigste  ZasammeD- 
«tellung  aller  Vorgänge  auf  dem  Arbeits  markt  bringt,  und  aus  der  wenigsten«  der 
Stand  der  einen  Partei  erkennbar  ist.  Aus  anderen  Zeitungen  konnten  nur  Tereinxelt 
Mitteilungen  entnoronien  werden.  Für  jedes  Gewerbe,  bei  dem  ein©  ZuspitznDg  der 
Bewegung  erkennbar  wurde,  wurde  ein  beaondores  Akten rtilck  angelegt  Sodaxin 
galt  es,  ro{}glicbat  qocIi  vor  Ausbruch  des  Strikes,^  Füblung  mit  den  Intereesenten  sa 
gewinnen.  Auf  Seiten  der  Arbeiter  bot  sich  keine  Schwierigkeit  In  allen  Fällen 
war  eine  anerkannte  Vertretung  der  Arbeiter  in  Form  von  Agitationa-,  Lohn-»  Strike- 
KommisBionen  vorbanden,  an  die  man  Fteh  wenden  konnte.  Hier  zeigt  sich  der 
Nutzen  der  Kampf  Organisationen  der  Arbeiter  als  wesentliches  Hüfsmittel  für  Auf- 
rechterhält ung  des  sozialen  Friedens.  Dagegen  fehlte  ea.  wenn  e«  eich  um  gröfsere, 
ein  gansee  Gewerbe  berührende  UiSerenzen  bandelt  oft  an  einer  anerkannten  Ver- 
tretung der  Arbeitgeber.  Die  Festsrtellang,  wer  auf  dieser  Seite  die  „Beteiligten** 
seien,  die  Eonstitoierong  der  Parteirollen,  die  Schaffung  einer  Vertretong  der  Partei 
boten  nicht  geringe  Schwierigkeit  Dazu  kam  noch,  da/s,  während  die  Arbeiter  in 
allen  Fällen  sofort  geneigt  waren,  einer  AufferdernDg  de»  Eiuigongsamts  zu  Ver* 
handlungen  Folge  zu  leisten,  bei  den  Arbeitgebern  teilweise  Mifs trauen  gegen  das 
Gewerbegericht,  sowie  Unkenntnis  der  Aufgaben  des  Einigungsamt«  sich  leigte. 
Ueber  dieee  Schwierigkeiten  half  die  Mitwirknng  von  Beisitzeru  aus  dem  Kreise  der 
Arbeitgeber  hinweg.  Verschiedene  derselben  haben  in  aufopferndster  Weise  den 
Vorsitzenden  in  dieser  vorbereitenden  Thätigkeit  unterstützt,  indem  sie  mit  den  be- 
teiligten Arbeitgebern  Fühlung  sachten,  diese  zur  Einberufung  von  General- Versamni- 
Inngen  veranlagten,  in  solcher  Aulklärung  gaben  über  die  Wirksamkeit  des  Einigung 
amte  und  znr  Bildung  Ton  Vertretungsk^rpern  aufforderten.  Gleichzeitig  suchten  sie« 
die  Streitpunkte  zu  klären  und  dem  Gewerbegericht  das  ihm  fehlende  Material  über 
die  Stellung  der  Arbeitgeber  zu  den  Forderungen  der  Arbeiter  und  deren  Begrün- 
dung zu  verschaffen.  Wenn  so  die  vorbereitende  Thätigkeit  sich  hauptsächlich  auf 
Erkundung  der  Verhältnisse  bei  den  Arbeitgebern  erstreckte«  wurde  nicht  verabsättint 
auch  mit  den  Arbeitern  in  Berührung  zu  treten^  sowohl  mit  den  betreffenden  Eom- 
missiouen  wie  mit  dem  Vorstand  der  Gewerkscbafts-KommissioD,  wobei  die  dam 
Gewerbegericbt  als  Beisitzer  angehörenden  Mitglieder  als  Mittelspersonen  dienten. 

Fast  immer  zeigte  sich,  dafs  die  Beteiligten  fürchteten,  die  Anrufung  des 
Einigungsamtes  könnte  von  der  Gegenseite  als  Ein^ef^t^ndnis  der  Schwäche  der 
eigenen  Position  ausgelegt  worden.  Man  hörte  die  Erklärung:  Wir  haben  die  An- 
rufung nicht  nf^tig.  wir  können  es  aushalten.  Hier  war  Belehrung  über  die  Aia(|»be 
des  Einigungsamtes  am  Platze  (und  besonders  wirk tmgs voll ^  wenn  sie  durch  eioen 
Beisitzer  erfolgte),  durch  gründliche  Verhandlung  und  Klarstellnng  des  Sachverhalts 
das  Ergebnis  schnell  herbeizuführen,  das  andernfalls  erst  durch  lanjs^en  Kampf  unter 
grofsen  Opfern  beider  Teile  erreicht  wird.  Meist  wurde  erst,  wenn  die  vorbereitenden 
Verhandlangen  die  Geneigtheit  beider  Teile  zur  Anrufung  ergeben  hatten,  die  förm- 
liche Erklärung  aufgenommen,  mitunter,  um  die  letzten  Bedenken  der  Beteiligten 
abzuschneiden,  mit  der  Wendung:  Auf  Anregung  des  Gewerbegericbts  gemäls  §  71 
Abs*  7  de«  Ortsstatuts  rufen  wir  an. 

Diese  mn  fang  reichen  Vorbereitungen  waren  nur  hei  gröfseren,  ganze  Gewerbs- 
zwdge  umfassenden  StrikcR  erforderlich.  Wo  in  einem  einzelnen  Betriebe  Differenzen 
entstanden,  wurde  sofort  auf  die  erste  Nachricht  hin  durch  den  Vorsitzenden  oder 
ersten  Gericbtsschreiber,  vielleicht  telephonisch,  bei  dem  Arbeitgeber  wegen  der  Sach- 
lage angefragt,  er  wie  die  Arbeiter  zur  Eöckspracbe  bestellt  Dann  stellte  der  Vor- 
sitzende oder  in  dessen  Unterstützung  der  erste  Gerichtsschreiber  die  Streitpankte 
zu  Protokoll  fest,  oder  veranlafste  auch  scbriftlicbe  Daratelliingen  als  Vorbereitong 
für  die  Verhandlungen.  Katurgemäfe  mufste  der  Schein  vermieden  werden,  dafs  das 
Gewerbegericbt  sich  irgendwie  aufdrängen  wolle.  In  verschiedenen  Fällen  zeigte 
sieb  alsbald  die  Nutzlosigkeit  eines  Eingreifens. 

Nach  diesen  Vorarbeiten  bot  die  Eonstitniernng  des  Eiiugungsamtes  selbst 
keine  Schwierigkeiten.  Als  Grundsatz  wurde  aufgebteilt,  dals  solche  Arbeitgeber, 
die  die  Forderungen  der  Arbeiter  bereits  bewilligt  hatten,  bezw,  Arbeiter»  denen 
solche  bew^illigt  waren,  doBgIcichen  Geschäftsführer  etc.  von  beteiligten  Betrieben 
als  Beteiligte  angesehen  wurden.  Wenn  dadurch  auch  das  ganze  Gewerbe  ?om  Sitz 
im  Einigungsamte  ausgeschlossen   sein   kann,  bietet  sich   die  Möglichkeitv  frühere 
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Ang«t5n|2re  der  Brancbe,  die  zu  anderen  Berufen  übergegaogeo  sind,  oder  sich  mr 
Emhe  i^eeetit  haben,  als  VertrauenBmänner  zuzuziehen. 

Daa  Gewerhegerichte-Geeetz  zerlegt  in  §§  64  und  65  das  Verfahren  des 
Einigungfamtes  in  zwei  Teile:  FestatelltiBg  der  Streitpunkte  dnrcb  Verhandlung  mit 
jeder  Partei  einzeln  mit  Beweieaufnahme,  dann  gemeinsame  kontradiktorische  Ver- 
tiandlnng.  Das  erste  Stadiimi  wnrde  in  BeriiD  bereits  durch  die  vorbereitenden 
Verhandlungen  erschöpft,  es  konnte  in  aUen  Fällen  sofort  zur  Hauptverhandlnng}  in 
der  auch  Beweisaufnaome  erfolgte,  geschritten  werden.  Dieee  vollzog  sich  in  den 
Formen  prozessualen  Verfahrens;.  In  allen  Füllen  wurde  ööbntlich  vorbandeUi  das 
erwies  sich  als  »ehr  Torteilhaft  Namentlich  die  Arbeiter  hören  in  ihren  Versamm- 
Inngen  meist  einseitige  Darstellongen  vom  Standpunkt  ihrer  Interessen  aus  und^  wie 
et  die  Agitation  einmal  mit  sich  bringt,  vielfach  vielleicht  übertrieben.  Demgegen- 
über ist  68  von  grofser  Wichtigkeit  im  Sinne  einer  Erziehung  der  Arbeiter  znr  objek- 
^^en  Erwägung  der  IntereBsen-Gegensfltze  wie  auch  des  unmittelbaren  Ergebnisses 
Aber  (z,  B.  wenn  es  sich  um  die  Frage  der  Unterwerfung  unter  einen  Schiedsspruch 
adelt),  dafs  die  Arbeiter  in  möglichst  grofser  Zahl  der  sachlichen  kontradiktorischen 
Verhandlung  folgen.  Auch  zur  Aufklärung  der  Arbeitgeber  über  ihre  Fliehten  ge^en 
ihre  Arbeiter  ist  dies  Anhören  der  OßTentlichen  Verhandlung  heilsam.  Um  eme 
sofortige  Verständigung  der  Vertreter  mit  ihren  Auftraggebern  hezflglich  etwaiger 
EinigungBVorschlfige  zu  ermöglichen,  ist  die  Anwesenheit  recht  vieler  Interessenten 
erwünscht  Mitunter  ist  es  recht  wichtig,  einzelne  herauszuholen  und  nuszufragen; 
dafs  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sich  gegenüber  stehen,  ermöglicht  die  sofortige  Kon- 
trolle der  Auslagen,  beispielsweise  über  durclißchnittliche  Lohne,  Alle  Anwesenden 
können  dann  als  Aoskunftspersonen  dienen,  was  ihnen  vielleicht  recht  peinlich  ist» 
weil  so  die  Wahrheit  herauskommt.  Es  hat  sich  als  zweckmäfsig  erwiesen,  zunächst 
den  Vertretern  möglichste  Freiheit  im  Vortrag  aller  ihrer  Beschwerden  zu  geben. 
Beide  Teüe  müssen  sich  einmal  gegenseitig  sagen«  was  sie  auf  dem  Herzen  haben. 
Die  Oeffentlicbkcit,  die  üufiere  FörniUchkeit  des  Vedahrens  hindern  schon  Aas- 
schreitnngen,  so  dafs  ein  mäfsigendes  Eingreifen  des  Vorsitzenden  kaum  erforderlich 
war.  Danach  freilich  muFs  daa  Einigongsamt  zunächst  sich  über  die  Bahnen  schlüssig 
machen,  in  welche  es  die  weitere  Verhandlung  weisen  will. 

Beim  Einigung« versuch  ist  es  zweckmAfsig»  dafs  das  Gewerbegericht  selbst 
Vorschläge  formuliert  Zur  Erzieluug  einer  Verstindigung  über  diese  hat  es  sich 
bewahrt,  jede  Partei  allein  aufserhalb  des  Sitzun^saales  sich  über  die  Vorschläge 
beraten  zu  lassen,  nicht  bloFs  die  Vertreter  anter  sich,  sondern  mit  ihren  zuhörenden 
Auftraggebern.  In  diese  f>rivaten  Verhandlungen  aufserhalb  der  Bitzungsrftnme 
Reifen  zuweilen  zweckmfifsig  die  Beisitzer  ein.  fm  Konfcktionärstrike  wurde  der 
VergleichsTorschlag  in  der  Weise  formuliert,  dafs  das  Finigungsamt  nacheinander 
die  drei  Kommissionen,  durch  die  die  Parteien  vertreten  waren,  zu  seinen  geheimen 
Beratungen  heranzog  und  die  Vorschläge  mit  ihnen  durchsprach.  Gerade  dadurch 
fmrde  em  Ergebnis  erzielt^  das  nachher  sofort  einstimmig  angenommen  wurde. 

Gelingt  die  Einigung  nicht,  so  ist  das  förmliche  Ver&hren  fortzusetzen  nnd 
die  Schlufsanträ^e  der  Parteien  entgegenzunehmen.  Es  bildet  sich  hier  eine  neue 
Form  prozessuahschen  Verfahrens,  «fie  nicht  den  strikten  Regeln  des  Civilprozesses 
nnterliegt,  sondern  auf  einen  gewissen  Wahrscheinlicbkeitsbeweis  in  grofsen  Zügen 
abzielt  Es  scheint  nicht  ausgeschlossen,  dals  der  daraufhin  ergehende  Schicdsspmcli 
bei  weiterer  Entwickelnng  des  Instituts  auch  mit  weitergehenden,  der  Rechtskraft 
des  genchtlicben  Urteils  entsprechenden  Wirkungen  ausgestattet  wird ;  wir  werden 
eine  neue  Form  des  Urteils  sich  ausbilden  sehen,  das  nicht  die  Erfüllung  des  abge- 
aehlossenen,  sondern  die  Bedingungen  des  abzuschliefsenden  Arbeitsvertrages  regelt 
Dann  erst  wird  das  Einigungs&mt  volle  Wirksamkeit  entfalten  können  zur  Ümwand- 
lang  des  privatrechttichen  Arbeitsvertrages  in  ein  öffentlich-rechtliches  Verhältnis. 

Für  die  Frage,  was  beim  Vergleichsvorschlag,  beim  Schiedsspruch  als  Richt- 
schnur dienen  soll,  ist  es  noch  kaum  muglich,  Grundsätze  aufzustellen.  Aber  allge- 
ntein  bezeichnet  ist  die  Aufgabe:  sofortige  Herstellung  des  Zustandes^  der  andern- 
falls  erst  nach  langen  Kämpfen  mit  schworen  beiderseitigen  Opfern  erreicht  worden 
wäre.  Aber  auch,  was  durch  Vermeiden  der  Opfer  gewonnen  wird,  kann  berück* 
•ichti^  werden,  im  einzelnen  wird  alles  von  dem  Gegenstand  des  Streites  abhängen: 
diu  wirticbaftliehe  Lage  des  Gewerbes,  die  Konkurrenzfähigkeit^  die  sanitären  und 
hjgienisthen  Verhältnisse,  die  Lage  der  Arbeiter  im  Verhältnw  »u  der  in  verwandten 
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G&yferhuzvFeigen,  die  Mög;lichkeit  der  ErsetzoDg  der  gelcmten  Arbelt^^r  durch  nn* 
{gelernte,  wio  dio  Aussteht  dm  Strlkes  mit  Eflckeicht  auf  die  zur  DurcMübrung  er- 
forderlichen und  vorhandeoen  Geldmittel  sind  hier   zu  erwägen.'' 

Zu  priozipieller  Erörterung  gelangte  die  Frage  der  EinigUQgs- 
iimter  und  Schiedsgerichte  in  dem  großen  Hamburger  Hafensirike 
1896/97.  Der  Strike  hat  im  ganzen  11  Wochen,  vom  21.  November 
bis  zum  6.  Februar,  gedauert»  Dabei  war  in  diesem  Strike  der  sach- 
liche Gegensatz  nicht  enifernt  so  groß  wie  in  auderee  ähnlichen  Be- 
wegungen, Das  Vorhandensein  von  Mißständen  wurde  von  seilen  der 
ünterDehmer  nicht  bestritten,  und  von  selten  der  Arbeiter  wurden 
die  aufgestellten  Forderungen  in  keinem  Stadium  des  Strike  als 
conditio  sine  qua  non  hingestellt,  sondern  stets  als  Unterlage  für  Ver- 
handlungen betrachtet.  Ob  solche  Verhandlungen  geführt  werden 
sollten,  darum  drehte  sich  der  Streit.  Die  Hamburger  Arbeitgeber- 
schüft  betrachtete  die  Frage  als  ihre  gemeinsame  Angelegenheit, 
Deswegen  faßten  die  beteiligten  Unternehmer  der  Hafenarbeit,  die 
Reeder,  Stauer  etc.,  nicht  selbständige  Entschließungen,  sondern  legten 
die  Frage  dem  „Verein  der  Arbeitgeber  von  Hamburg-AItona**  vor. 
Dieser  Verein  beriet  unter  dem  Eindrucke  der  in  anderen  Branchen, 
so  namentlich  in  der  Metallindustrie  und  der  mit  ihr  verwandten 
Werftindustrie,  für  das  bevorstehende  Frühjahr  geplanten  Strtkes.  In 
der  Metallindustrie,  welche  nicht  bloß  in  Rheinland* Westfalen,  sondern 
auch  in  Berlin  und  großen  Teilen  Deutschlands  die  straffste  bei  uns 
existierende  Unternehmerorganisation  besitzt,  bestand  ein  Interesse 
daran,  für  die  zum  Frühjahr  geplanten  Strikes  die  Kassen  der  Ge- 
werkschaften nach  Möglichkeit  zu  leeren.  Hierzu  bot  der  Hamburger 
Strike,  der  von  allen  Gewerkschaften  Deutschlands  unterstützt  wurde, 
eine  geeignete  Gelegenheit.  Diesem  Interesse  entsprechend  war  die 
Haltung  des  Arbeitgeberverbandes  Hamburg- Altona  und  der  Beschlüsse, 
an  welche  die  Reeder,  Stauer  etc.  sich  banden.  Genau  dement* 
sprechend  wurde  zunächst  ein  Schiedsgerichtsv0rschlag,  welcher  von 
3  Hamburger  Honoratioren  (darunter  dem  Gewerbegerichtsvorsitzenden) 
am  1.  Dezember  gemacht  und  von  den  Arbeitern  einstimmig  ange- 
nommen war,  von  den  Unternehmern  zurückgewiesen,  und  zwar  nicht 
etwa  bloß  in  Rücksicht  auf  die  Zusammensetzung  und  Modalitäten  des 
vorgeschlagenen  Schiedsgerichts,  sondern  prinzipiell  und  unter  sehr 
starker  Betonung  des  Prinzips.  Dasselbe  Schicksal  hatte  ein  Vorschlag, 
der  von  der  Redaktion  des  „Hamburgischen  Korrespondenten"  (des 
Senatsblattes)  ausging.  Und  als  endlich  die  strikenden  Arbeiter  eine 
schickliche  Form  zum  Nachgeben  suchten  und  selbst  Verhaodlungs* 
vorschliige  machten,  wurden  die  Verhandlungen  über  die  bloße  Frage,  ob 
verhandelt  werden  solle,  noch  12  Tage  hingezogen,  was  der  Strikekasse 
200CK-)0  M.  kostete.  Zuletzt  hatten  die  Strikenden  die  Wiederaufnahme 
der  Arbeit  überhaupt  nicht  mehr  von  der  Erfüllung  irgend  einer  mate- 
riellen Bedingung  abhängig  gemacht,  sondern  nur  davon,  daß  Verhand- 
lungen „begonnen^^  haben  sollten.  Das  Ergebn  is  war,  daß  sie  die 
Arbeit  wieder  aufnehmen  mußten,  und  daß  erst  nach  Wiederaufnahme 
mit  den  Verhandlungen  begonnen  werden  durfte.    Wenn  also  im  Harn* 
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Bürger  Strike  zweifellos  die  Partei  siegte,   welche  Gegnerin  des  Ver- 
handlungspriDzips  war,  so  war  doch  wichtiger  als  dies  die  Aufnahme, 
welche    die    AngelegeDbeit    im    übrigen    Deutschland    fand.    Als    der 
Verband   der  Deutschen   Metallindustriellen   dem   Hamburger   Arbeit- 
geberverband   von  Berlin   aus   eine  Sympathiekundgebung   zuschickte 
(welche  in  Hamburg  mit  dem  Bemerken  quittiert  wurde,  daß  sie  desto 
wertvoller  sei,  weil  sie  die  einzisje  sei)   fand  am   13*  Dezember  1896 
im   Berliner  Konzerthaus  eine   Versammlung  statt,   an    welcher   u.  a. 
hervorragende    Vertreter    der   Berliner  Industrie  teilnahmen,   so  die 
Vorsitzenden  der  Speicherei-  und   Kellerei -Berufsgenossenschaft   (zu 
welcher  die  Hafenarbeit  gehört),    der   Norddeutschen  Holz-Berufsge- 
Dossenschaft,  des  Centralausschusses  kaufmännischer  und  industrieller 
Vereine.   Diese  Versammlung  nahm  einstimmig  folgende  Resolution  an; 
„Die   am   13.    Dezember   im    Konzerthaus    versammelten   Männer 
und  Frauen   aller   Stände  Berlins   erblicken   in   den  Arbeitsstreitig- 
keiten an   dem   ersten  Hafen  Deutschlands  eine  Angelegenheit  von 
mehr  als  lokaler  Bedeutung,    Sie  halten  den  Standpunkt,  daß  solche 
Streitigkeiten   durch  Niederwerfung  des   einen   oder  anderen  Teiles 
beendigt  werden  müßten,  für   veraltet   und  sprechen   die  üeberzeu- 
rgung  aus,  daß  der  Versuch   eines  Schiedsgerichts  oder  Einigungs- 
ramts  wiederholt  werden   muß*     Die   Versammlung    beauftragt    ihr 
Bureau,  diesen  Beschluß  zur  Kenntnis  der  beiden  streitenden  Teile 
zo  bringen," 
Trotz    der    weitreichenden     und    sehr    geschickten    Beeinflussung  ^\ 
welcher  die   Presse   aller  bürgerlichen  Parteien  durch   einen  konzen- 
trierten  Nachrichtendienst   unterstellt    wurde,    fanden    sich   doch    in 
Deutschland  4  angesehene   bürgerliche   Blätter,   welche  Tag  für  Tag 


1)  IMeser  Efoflaß  reicht  Indirekt  b!«  in  die  wisMORcliafUlcb«  Zeitacbrinea-Litteriitiir 
MD«!ti.  Bio  besonderes  deutliches  Beitpiel  dAfHr^  wie  unter  dem  Drucke  der  darch  eine 
weitTerzweigte  Taf^espresse  verbreiteten  AiiBdimuone:en  auch  aolclte  Autoren  steheni  die  bouA 
Sde  meinea  (^anitich  frei  dAvoo,  ta  sein,  bietet  der  angeoHiiute  VerfASser  eine«  Aufi»«tse« 
in  Scbmoiler*9  Jahrbuch  für  Oesetzgebung^  iBQJy  wiewohl  er  Klftubt,  »einer  Arbeit,  gewisser* 
mftBen  im  Oegeusatz  su  aaderen^  deo  Titel  geben  tu  dürfen:  f^Die  Wahrheit  im  Strike 
der  HAf«i»rb«iter  und  Seeleute  in  Hamburg  1 896/97 '^  ]>er  Aufsat«  ist  das  Werk  eine» 
Dsea,  welcher  den  Hamburger  UnterD6hmer>  und  BegieruDgakreiaeQ  nnbe^teht  und  bloß 
regen,    weit  er  ihre  Eioseitigkeitea  nicht  in  allen  Punkten    mitmacht    und    daher    bei 

Unduldaamkeit    dieser  Kreise    in    solchen  Prägen    vermutlich    täglich    mit    ihnen    au 

kimpfen  hat^  seine  Ansicht  schon  für  die  richtige  Mitte  zwischen  iwci  Ertremeu  hnt. 
Von  Ehrenberg*»  Aufsatz  in  dieser  Zeitschrift  liegt  bei  AbschluB  der  vorliegenden  Arbeit 
di<  DarttelluDg  des  Strikes  selbst  noch  nicht  vor,  sondern  nur  die  vorlftufige  Notia 
(8,  641  '),  io  welcher  er  sich  Ireilich  au  Onnäten  des  ebengenannten  anonymen  Anf- 
iMitaea«  den  er  im  Qegeniata  au  aUen  anderen  Arbeiten  f, durchaus  objektiv*^  nennt,  fest- 
laiegen  acheint.  Am  besten  sind  die  Tbatsachen  betr.  die  Verh&ndluugeu  Über  das 
Einiguugsamta-Friniip  registriert  in  den  im  Ausdruck  scharf  (su  Gunsten  der  Streikenden)^ 
ab«r  trotsdvm  namentlleb  in  den  Qoellenangaben,  mit  hiitoriscber  Korrektheit  gearbeiteten 
Aofattseo  von  Tfinaiee  in  Brann's  Archiv  für  soziale  GeaetBgebang,  Bd,  10.  —  In  einem 
streitigen  F&ile  wie  diesem,  dürfte  das  beste  Mittel,  eine  richtige  Darstellung  au  er- 
bringeni  die  Konfrontation  der  Zeugen  sein.  Ich  habe  dieselbe  in  der  ^fSusiaten  Praxis'* 
durch  twci  Aufsitie  von  v.  E!m  und  Landerer  herzustellen ,  und  dann  nach  Be* 
endigung  des  Ausstandes  die  Kousequeuzen  zu  ziehen  gesucht  (vergl.  die  Nummern 
TOrä  10,  und  17.  Dezember  1896  und   IL  Februar  1897), 
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den  Strikeuden  in  ihrem  Kanopfe  um  das  Schiedsgerichts -Pr 
ihre  SympathieD  ausdrückteD.  Es  wareo  dies  die  „FrankfurteV 
ZeitUDCf",  die  (Berliner)  „Volkszeitung*',  die  (Naumann'sche)  „Zeit** 
und  die  „Neue  Hambur^ische  Zeitung*',  welche  letztere  natnent* 
lieb  der  Entrüstung  des  Hamburger  Kleinbürgertums  über  die 
starrköpfige  Verweigerung  all  und  jeder  Verhandlungen  und  die 
dadurch  herbeigeföhrte  Geschäftsschädigung  Ausdruck  gab.  Zu  den 
verzweifelten  Mitteln,  mit  denen  die  Gegner  des  Verhandlungsprinzips 
ihre  Position  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  zu  halten  suchten^ 
gehörte  die  fortgesetzte  Behauptung^  daß  die  gesamte  nicht-sozial* 
demokratische  Presse  in  ihrer  Verurteilung  der  Strikenden  einig  sei 
—  Gerade  der  Hamburger  Hafenstrike  hat  am  meisten  dazu  bei- 
getragen, die  Notwendigkeit  von  Einigungsämtern  und  Schiedsgerichten 
weiteren  Kreisen  klar  zu  uiachen.  Eine  Verkehrssperre  über  den 
ersten  Hafen  Deutschlands  fQr  eine  private  Angelegenheit  der  Ham- 
burger Unternehmer  auszugeben,  in  die  niemand  dreinreden  dürfe, 
war  eine  zu  groteske  Leistung,  als  daß  nicht  gerade  an  diesem  Bei- 
spiel das  Gegenteil  besonders  hätte  klar  werden  müssen:  daß  es  zu 
den  Aufgaben  der  öffentlichen  Gewalt  gehört,  bei  großen,  verkehrs- 
hindernden  Arbeitsstreitigkeiten  Organe  zu  schaffen,  welche  in  irgend 
einer  Form  wenigstens  Verhandlungen  und  gegenseitiges  Anhören 
ermöglichen* 

Was  aber  am  alleren tschiedensten  für  die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht spricht,  das  ist  die  Entwickelung  der  gleichzeitigen  Vorgänge  in 
Bremen.  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit,  wie  in  Hamburg,  war  auch 
im  Bremer  Hafen  ein  Strike  ausgebrochen.  Am  Morgen  der  Arbeits- 
einstellung (25.  November)  begann  der  Vorsitzende  des  dortigen  Gewerbe- 
gerichts mit  seinen  Verhandluogs versuchen,  und  da  beide  Teile  darauf 
eingingen,  waren  am  2,  Dezember  die  Verhandlungen  mit  einer  voll- 
ständigen Einigung  zum  Abschluß  gebracht*  Allerdings  wurden  die 
Verhandlungen  dadurch  erleichtert,  daß  im  Bremer  Hafen  nur  ein 
Arbeitgeher  (die  Lagerhausgesellschaift)  besteht.  —  Das  Bremer  Gewerbe- 
gericht  hatte  bereits  früher  eine  erhebliche  einigungsamtliche  Thätig- 
keit  entwickelt.  Im  Juli  1895  legte  das  dortige  Gewerbegericht  den 
Stuhlrohrarbeiterstrike  bei,  im  April  lb97  einen  Generalstrike  in  der 
Schuhindustrie,  und  an  dem  Tage,  an  welchem  die  Bremer  Schuhmacher 
die  Arbeit  wieder  aufnahmen  (27.  April),  sofort  einen  an  diesem  Tage 
ausgebrochenen  Strike  in  der  dortigen  Jute-Spinnerei  und  -Weberei»  wo, 
wegen  Maßregelung,  von  1400  Arbeitern  800  in  den  Strike  getreten 
waren. 

Das  Gewerbegerichtsgesetz  hat  es  mit  Recht  vermieden,  fQr  die 
einiguugsamtliche  Thätigkeit  Grundsätze  für  die  Entscheidung  oder  auch 
nur  für  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  festzustellen.  Dem  Taktgefühl 
des  Vorsitzenden  ist  der  weiteste  Spielraum  gegeben.  Eine  legere  und 
geschickte  Handhabung  kann  hier  allein  zum  Ziele  führen.  Wieviel  damit 
erreicht  werden  kann,  das  zeigt  namentlich  das  Einigungsamt  im 
deutschen  Buchdruckerstrike.  Im  Februar  1896  traten  gleich* 
zeitig  an  mehreren  Orten  Deutschlands  die  Setzer  mit  Lohnerhöhungs- 
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lordeningeD  auf.  Von  seiteii  der  Unternehiuer  wurde  die  Führunj^  der 
VerhandluDgen  einheitlich  dem  deutschen  Buchdruckervereine  mit  dem 
Sitz  in  Leipzig  übertragen.  Einstweilige  Verhandlungen  mit  angesehenen 
Gehilfen  Vertretern  hatten  in  Leipzig  am  IL  März  dazu  geführt,  die  Ge- 
hilfen von  sofortiger  Arbeitseinsteliung  abzuhalten  und  sie  zur  Mitwirkung 
bei  einer  gründlichen  Rcvisioo  des  Tarifs  zu  bewegen.  Die  Revision 
sollte  durch  je  9  Vertreter  beider  Teile  stattfinden.  Nun  gab  es  unter 
den  Gehilfen  aus  den  Zeiten  des  letzten  Strikes  und  seiner  Beseitigung 
zwei  Organisationen:  den  Verband  deutscher  Buchdrucker  und  den 
(Unternehmer-freundlichen)  Gutenbergbund,  abgesehen  davon,  daß  ein 
Teil  der  beteiligten  Buchdruckergehilfen  gar  nicht  organisiert  war* 
Man  suchte  eine  unparteiische  Stelle  zur  Ausschreibung  von  Urwahlen 
für  die  Gehilfenvertreter,  und  wandte  sich  zu  diesem  Zwecke  an  das 
Gewerbegericht  Leipzig.  Dieses  erklärte  sich  zur  Ausschreibung  der 
Wahl  bereit,  danach  §61  des  Gewerbegerichts-Gesetzes  auch  die  Ver- 
hütung von  Strikes  zu  seiner  Kompetenz  gehöre;  wenngleich  es  zu 
einer  Thätigkeit  in  der  Sache  selbst,  also  beispielsweise  zur  Abgabe 
eines  Schiedsspruches,  sich  nur  für  den  Gewerbegerichtsbezirk  Leipzig 
kompetent  halten  könne,  so  erblicke  es  doch  in  der  bloßen  Ausschrei- 
bung der  Wahl  nur  eine  vorbereitende  Handlung,  für  welche  es  sonst 
an  einer  objektiven  über  den  Parteien  stehenden  Stelle  gänzlich  gefehlt 
haben  würde.  Auf  Ausschreiben  des  Gewerbegerichts  Leipzig  haben 
dann  die  Gehilfenwahlen  in  ganz  Deutschland  stattgefunden,  üeber 
23000  Stimmzettel  gingen  bei  dem  Einigungsamt  Leipzig  ein.  Dieses 
stellte  das  Wahlergebnis  fest  und  übergab  es  mitsamt  den  eingegangenen 
Anträgen  auf  Aenderung  des  Tarifs  an  die  erwählte  Kommission,  welche 
am  15.  April  1896  einen  weiteren  Waffenstillstand  auf  3  Jahre  ver- 
einbarte. 

Wenn  also  die  Einigungsämter  hier  und  da  Erfolge  aufzuweisen 
haben,  so  darf  man  sich  durch  den  bisherigen  geringen  Umfang  dieser 
Erfolge  nicht  irre  machen  lassen.  Gestriket  wird  in  Deutschland  seit  mehr 
als  einem  halben  Jahrtausend*  Wenn  in  dieser  ganzen  Zeit  die  Gesetz- 
gebung gegen  die  Strikes  sich  fast  nur  repressiv  verhalten  hat,  und 
nun  in  diesen  wenigen  Bestimmungen  des  Gewerbegerichts-Gesetzes  bei 
uns  zum  erstenmal  der  Versuch  gemacht  wird,  den  Strike  unter  dem 
Gesichtspunkte  einer  regulär  zu  behandelnden  Streitigkeit  zu  fassen, 
80  war  niemand  zu  der  Erwartung  berechtigt,  daß  sich  hier  sofort 
bedeutende  umfangreiche  Leistungen  ergeben  würden.  Als  Anfänge 
betrachtet,  sind  jene  Erfolge  immerhin  geeignet,  die  Gewerbegerichts- 
vorsitzenden, welche  bisher  der  Angelegenheit  noch  keine  Aufmerk- 
samkeit zugewandt  haben  zur  Nacheiferung  zu  veranlassen. 

Als  Kuriosum  sei  endlich  noch  erwähnt,  daß  es  im  Deutschen 
Reich  5  Gewerbegerichte  giebt,  die  eine  Anrufung  als  Einigungsamt 
ablehnen  müssen,  weil  ihnen  die  Kompetenz  dazu  fehlt*  Es  sind  dies 
die  5  elsaß-lothringischen  Gewerbegerichte,  die  auf  dem  dortigen  Gesetz 
vom  3.  März  1880  beruhen  und  aus  diesem  Gesetz  eine  Kompetenz 
als  Eiuigungsämter  nicht  herleiten  können.  Da  ihre  Zusammensetzung 
BD  Erfordernissen  des  §  80  des  Gewerbegerichts-Gesetzes  entspricht, 
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60  sind  sie  auch  nach  Erlaß  des  Reichsgesetzes  bestehen  geblieben. 
Während  die  anderen  Staaten^  welche  Gewerbegerichte  besaßen  und  konser- 
vierten, sie  mit  dem  Reicbsgesetz  in  Einklang  brachten  (vergl  S.  326*), 
ist  dies  in  Elsaß-Lothringen  iinterbliebeß.  In  Lübeck  fehlt  diese  Kompe- 
tenz dem  Gewerbegericht  zwar  auch.  Doch  ist  dort  durch  eigenes  Ge- 
setz vom  23.  Juni  1890  dem  jedesmaligen  Gewerbegerichts- Vorsitzenden 
der  Vorsitz  im  Einigungsamt  gegeben  worden,  dessen  Beisitzer  dort 
mit  den  von  den  Parteien  benannten  Vertrauensmännern  identisch  sind. 


5,  Gutachten  und  Anträge, 

Nach  §  70  des  Reichsgesetzes  hat  nicht  bloß  die  Gemeinde, 
welche  das  Gewerbegericht  errichtet  hat,  sondern  auch  jede  Staats- 
behörde die  Befugnis,  von  dem  Gewerbegericht  Gutachten  über  ge- 
werbliche Fragen  ohne  irgend  w  e  1  c h  e  B  e s  c  h  r  ä  n  k  u  n  g  einzu- 
fordern. Trotzdem  ist  im  Jahre  1896  nur  in  28  Fällen  von  dieser  Be- 
fugnis Gebrauch  gemacht  worden.  Davon  entfallen  6  auf  Hamburg, 
5  auf  Frankfurt  a.  M.^  3  auf  Stuttgart,  je  2  auf  Höchst  und  Gotha, 
je  1  auf  Elbing,  Hirschberg  SchL,  Hannover,  Dortmund  Stadt, 
Koblenz  Land,  Leipzig,  Reutlingen,  Tuttlingen,  Mainz,  Worms. 

Man  sollte  meinen,  daß  die  Gewerbegerichte,  wenn  sie  nicht  ge- 
fragtwerden, von  ihrem  Initiativrecht  einen  desto  reichlicheren  Gebrauch 
machen  würden.  Wenn  sie  zu  Anträgen  an  Behörden  und  Gemeinde- 
vertretungen zwar  auch  nur  mit  der  Beschränkung  auf  gewerbliche 
Fragen,  welche  die  ih  rer  Gerichtsbarkeit  unterstehenden 
Betriebe  berühren,  befugt  sind,  so  fällt  doch  in  diese  Grenzen 
noch  immer  fast  das  ganze  Gebiet  gewerblichen  Lebens.  Dennoch  ist 
auch  die  Zahl  der  gestellten  Anträge  sehr  gering.  Auch  hier  ist 
Hamburg  an  der  Spitze  mit  6  Anträgen*  Dann  folgen  Brandenburg 
und  Trier  mit  je  4,  Dortmund,  Kassel  und  Frankfurt  a.  M.  mit  je  2, 
Barmen,  Ludwigshafen,  Ravensburg,  Stuttgart  mit  je  1  Antrage,  zu- 
sammen 24. 

Allerdings  scheint  auch  das  Jahr  1896  (das  einzige,  über  welches 
eine  vollständige  Aufnahme  vorliegt)  an  Gutachten  und  Anträgen  eine 
besonders  magere  Ernte  ergeben  zu  Imben.  Im  Jahre  1893,  wo  die 
damals  schwebende  Frage  der  Ausnahmebestimmungen  für  die  industrielle 
Sonntagsruhe,  sowie  später  die  Berlepsch'schen  Grundzüge  einer  Hand- 
werkervorlage in  allen  Gegenden  des  Reiches  den  Gewerbegerichten 
vorgelegt  wurden,  muß  dadurch  allein  schon  eine  bedeutende  Anzahl 
von  Gutachten  (mehrere  hundert)  herbeigeführt  worden  sein.  Auch 
sonst  zeigen  die  bisher  vorgekommenen  Gutachten  und  Anträge,  wie  weit 
der  Kreis  der  Mißstände  ist,  Über  welche  die  Gewerbegerichte  mit  Erfolg 
anzuhören  wären.  So  geht  die  Einführung  schriftlicher  Arbeitszettel, 
einer  für  die  Vermeidung  von  Unklarheiten  höchst  wichtigen  Einrichtung, 
auf  die  Anträge  von  Gewerbegerichten  in  Düsseldorf,  Trier,  Dortmund, 
Leipzig,  Köln,  Kr»Qigsberg  u,  a.  O.  zurück.  Mit  der  Frage  von  Orts- 
Statuten  zur  Einführung  wöchentlicher  Löhnung,  über  Auszahlung  des 
Lohnes  für  Mindetiährige  u,  a.  haben  sich  Berlin,  Königsberg,  Maio2, 
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und  KöId  beschäftigt,  letzteres  außerdem  mit  der  Einführung  voo  I/ohn- 
büchern  zum  Zwecke  reellerer  Lohnbercchnung  in  der  dortigen  Textil- 
Indastrie.  Die  Freitags-Löhnung,  eine  Einrichtung  von  gar  nicht  zu 
unterschätzender  wirtschaftliclier  Bedeutung  für  die  Sonntags- Einkäufe 
der  Arbeiterfrauen,  hat  Ravensburg  befürwortet»  üeber  die  Frage,  ob 
der  Arbeiter  einen  Anspruch  auf  ein  Zeugnis  über  seine  Ehrlichkeit 
habe,  hat  sich  Hanau  in  Rücksicht  auf  die  dortige  Edelstein-Industrie 
geJluSert  Als  in  Dortmund  vielfach  Arbeitsordnungen  beanstandet 
wurden,  und  über  die  Polizeibehörde  Beschwerden  bei  dem  Regierungs- 
präsidenten eingingen,  hat  dieser  das  Gewerbegericht  Dortmund  zur 
Meinungsäußerung  aufgefordert,  und  ein  umfassendes,  ausgezeichnet 
orientierendes  Gutachten  erhalten.  Ganz  besonders  geeignet  dürften 
die  Gewerbegerichte  zur  Mitwirkung  bei  allen  Reformen  sein,  welche 
sich  auf  die  Arbeitsverhältnisse  der  städtischen  Ai'beiter  beziehen. 
In  Frankfurt  a.  M.  hat  auf  Anlaß  des  Gewerbegerichts  der  Magistrat 
bestimmt,  daß  bei  städtischen  Arbeitern  der  Sonnabend  als  Löbnungs- 
tag  ausgeschlossen  sei.  Auch  in  Köln  hat  sich  das  Gewerbegericht 
mit  den  Arbeitsverhältnissen  der  städtischen  Arbeiter  beschäftigt 
Damit  hängt  zusammen  die  Vergebung  städtischer  Arbeiten  im  Wege 
der  Submission,  weil  auch  hierbei  durch  die  Gemeinde  ein  Einfluß  auf 
die  Arbeitsverhältnisse  geübt  werden  kann  (Frankfurt  a»  M.).  Von 
einzelnen  Berufsgruppen  haben  namentlich  die  Bauarbeiter  die  Ge- 
werbegericbte  beschäftigt,  sowohl  die  Verhütung  von  Unfällen  (Frank- 
furt a,M.),  als  auch  die  Ausfälle  der  Forderungen  bei  Bauschwindel 
(Berlin,  Trier),  Berlin  hat  sich  ferner  mit  den  Uebelständen  im 
Buchdruckergewerbe  beschäftigt.  Aber  auch  Fragen  außerhalb  des 
Arbeitsvertrages  sind  für  die  Gewerbegerichte  geeignet:  anderweite 
Normierung  des  ortsüblichen  Tagelohns  für  Krankenversicherung  etc. 
(K5lu),  Polizeistunde  (Königsberg)  u.  ä.  In  Frankfurt  a.  M.  hat  sich 
im  Sommer  1893  das  Eisenbahn- Betriebsamt  an  das  Gewerbegericht 
gewendet,  um  die  Wünsche  der  Arbeiter  für  den  Winter-Fahrplan 
kennen  zu  lernen.  —  Endlich  giebt  die  eigene  Verfassung  den 
Gewerbegerichten  Stoff  zu  Gutachten  und  Anträgen.  So  die  Ein- 
führung von  Wählerlisten  (Frankfurt  a.  M,),  die  Wahl  nach  Berufs- 
gruppen (Köln).  Die  leidige  Frage  nach  der  Kompetenz  des  Gewerbe* 
gerichts  für  Hausdiener,  Köchinnen  etc,  der  Restaurateure  wurde  für 
Berlin  durch  übereinstimmendes  Vorgehen  der  Behörden  im  Anschluß 
an  ein  gewerbegerichtliches  Gutachten  erledigt  (vgl.  oben  S.  338). 

Eine  umfangreiche  und  über  ganz  Deutschland  verbreitete  Initiativ- 
Thätigkeit  haben  die  Gewerbegerichte  bis  jetzt  nur  in  einer,  allerdings 
sehr  wichtigen,  Sache  entfaltet:  in  der  Einrichtung  öflentlicher  Ar- 
beitsnachweise. Der  Gedanke,  das  Gewerbegericht  zur  Herstellung 
einer  aus  Unternehmern  und  Arbeitern  gemischten  Kommission  zu  be- 
nutjsen,  welcher  die  Verwaltung  des  Arbeitsnachweises  zu  unterstellen 
ist,  geht  auf  das  Gewerbegericht  Stuttgart  unter  seinem  ersten  Vor- 
sitzenden Lautenschlager  zurück.  Noch  bevor  die  Einrichtung  in 
Stuttgart  die  dortigen  Widerstände  überwinden  konnte,  war  sie  in 
Eßlingen  durchgeführt  und  in  Erfurt  (allerdings  hier  schließlich  ohne  die 
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orgaDische  Verbindung  mit  dem  Gewerbegericht)  ebenfalls  ins  Leben  ge- 
rufen. Heute  ist  die  Stuttgarter  Einrichtung  eine  Muster-Institution  für 
zahlreiche  andere  Stiidie  gewoj-den :  Frankfurt  a.  M.,  Wiesbaden,  Trier, 
Gießen,  MaiDü,  Worms,  Straßburg,  Heidelberg,  Nürnberg,  München,  Breslau 
u.  a.  m.  Mit  der  Weiterverbreitung  eines  unparteiischen  Arbeitsnachweises 
kann  geradezu  ein  neuer  Abschnitt  in  der  Entwickelung  des  Verhält- 
nisses zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  eintreten. 

Daß  bei  einem  so  reichen  Stoffe  für  begutachtende  Thatigkeit  der 
Gewerbegerichte  diese  bis  jetzt  noch  sehr  gering  ist,  ist  in  der  Haupt- 
sache auf  die  mangelnde  Orgariisation  der  interessierten  Kreise  zurück- 
zuführen. Auf  Seiten  der  Unternehmer  besteht  in  dieser  Beziehung 
überhaupt  keine  Organisation.  Der  einzige  Ort,  an  dem  ein  tbätiger 
Verein  von  Arbeitgeber-Beisitzern  besteht,  ist  meines  Wissens  Berlin  '). 
Für  bedeutende  Interessen  der  Groß-Unternehmer  genügen  überall  die 
Handels-  und  Gewerbekammern ;  sie  sind  zudem  einflußreicher  als  die 
Gewerbegerichte,  und  die  Unternehmer  sind  unter  sich.  Dem  Klein* 
gewerbe,  so  weit  es  an  öffentlicher  Thatigkeit  teilnimmt,  bieten  die 
Innungen  den  genügenden  und  in  letzter  Zeit  auch  laut  genug  er- 
klingenden Resonnanzboden.  Die  Arbeiter  andererseits  sind  dadurch, 
daß  unsere  Gesetzgebung  ihnen  bisher  nur  das  Reichstags- Wahlrecht 
erteilte,  aber  Jede  maßgebende  Beteiligung  an  der  Landes-  und  Orts- 
verwaltung entzog,  noch  zu  sehr  gewöhnt,  sich  nur  mit  den  Fragen 
der  hohen  und  höchsten  Politik  zu  beschäftigen ;  erst  langsam  wächst  die 
Arbeiterbevölkerung  in  die  kleinen  Fragen  der  Verwaltung  hinein.  Die  ge- 
werkschaftliche Arbeiterbewegung  liegt  neben  der  politischen  in  Deutsch- 
land noch  zu  sehr  im  argen.  Verstreut  sind  hier  und  da  zahlreiche  An- 
regungen von  Seiten  der  Arbeiter-Beisitzer  ausgegangen,  die  fast  an  allen 
Gewerbegerichten  durch  ein  System  von  Obmännern  organisiert  sind,  auch 
einen  Kongreß  in  Halle  abgehalten  haben  (vgl.  oben  S.  365)i  der,  wie 
es  scheint,  eine  Art  lockerer  Verbindung  hinterließ.  Aber  die  von  den 
Arbeiterorganisationen  ausgehenden  Vorschläge  7u  Anträgen,  stoßweise 
erfolgend  und  nicht  immer  mit  genügender  Sachkenntnis  redigiert, 
können  zwar  im  Einzelfalle  einen  Erfolg  haben ,  sind  jedoch  bis  jetzt 
nicht  imstande  gewesen,  das  sehr  bedeutende  Hilfsmittel,  welches  die 
deutsche  Arbeiterbewegung  au  einer  Gutachter-Thatigkeit  der  Ge- 
werbegerichte sich  herausbilden  könnte,  genügend  in  Bewegung  zusetzen. 

Unter  diesen  Umständen  wäre  es  eigentlich  eine  Hauptaufgabe 
der  Gewerbegerichts -Vorsitzenden,  in  die  Thatigkeit  für  Gutachten 
und  Antrage  etwas  mehr  Einheitlichkeit  zu  bringen.  Ob  Gutachten 
verlangt  werden,  hängt  ausschließlich  von  den  Staats-  und  Kommunal- 
behörden ab.  Auf  Initiativanträge  der  Gewerbegerichte  aber  können 
die  Vorsitzenden  durch  ihre  eigenen  Vorschläge  einen  weitreicbenden 
Einfluß  üben.  Hierzu  ist  freilich  erforderlich,  daß  bei  auftaucbendeo 
Fragen  von  allgemeinerem  Interesse  eine  Gentralstelle  besteht,  welche 
das  Arbeitsquantum  unter  geeignete  Persönlichkeiten  verteilt^  einige 


1)  NtOttTdiD^    «chomt   «ucfa    In  ButnoTer    ein  derartiger  Verein    in  Tbitlgk«lt  f»* 
treten  tti  eein. 
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gründliche  Referate  über  die  ADgelegeBheit  (für  ond  wider)  allen 
Gewerbegericbten  zugänglich  macht,  dann  aber  auch  darauf  hält,  daß 
dieselben  wirklich  zum  Gegenstand  der  Verhandlungen  io  Plenar-  and 
AusschußsitzungeD  der  einzelnen  Gewerbegericbte  gemacht  werden. 
Ohne  ein  gewisses  Centralisieren  und  namentlich  ohne  ein  beständiges 
Erinnern  an  Absolviening  der  Arbeit,  werden  hier  Erfolge  nicht  zu 
erzielen  sein.  Das  geeigoete  Organ  hierfür  ist  der  Verband  deutscher 
Gewerbegerichte,  Es  bedarf  nur  einer  geringen  Vervollständigung 
geiner  Organisation,  um  ihn  in  dieser  Beziehung  alttionsfähig  zu 
machen.  Er  muß  ein  festes  Bureau  mit  einem  ständig  beschäftigten 
Beamten  einrichten.  Längst  haben  die  Handelskammern  erkannt, 
daß  für  jede  derartige  Thätigkeit  irgendwelche  feste  Beamte  er- 
forderlich sind.  Ein  großer  Teil  des  Einflusses  aller  Unternehmer^ 
Vertretungen  beruht  darauf,  daß  in  ihnen  berufsmäßige  Angestellte 
das  Thatsachenmaterial  verarbeiten.  Die  Gewerbegerichte  sind  zu 
klein,  um  ein  jedes  für  sich  die  Gutachter-Thätigkeit  auf  breite  Grund- 
lage stellen  zu  können.  Aber  alle  zusammen  wären  sie  dazu  sehr 
wohl  imstande. 

Jedenfalls  ist  soviel  klar»  daß  die  bisherige  Organisation  der 
Antragsthätigkeit  nicht  ausreichend  gewesen  ist  Wenn  angesichts 
einer  Gesetzesvorlage,  wie  die  Innungsnovelle»  die  mit  einer  Ver- 
mehrung der  Innungs-Schiedsgerichte  die  Gewerbegerichte  geradezu  aus- 
zuhöhlen droht,  der  Verband  der  Vorsitzenden  einige  ganz  vortreffliche 
Referate  und  Erklärungen  produziert,  trotzdem  aber  von  allen  Gewerbe- 
I  gerichten  des  Deutschen  Reiches  nur  Stuttgart,  Karlsruhe,  Frankfurt  a.  M. 
I  und  Berlin  von  ihrem  Initiativrecht  Gebrauch  gemacht  haben;  wenn  dies 
I  in  einer  Frage  möglich  ist,  die  den  Lebensnerv  der  Gewerbegerichte 
I     berührt,  so  wird  zugegeben  werden  müssen,  daß  es  hier  eines  allezeit 


6,  Gesamtergebnia 


Aus  dem  Vorstehenden  läßt  sich  das  Gesamtergebnis,  inwieweit 
'das  Gewerbegerich ts-Gesetz  sich  in  den  6  Jahren  seines  Bestehens  be- 
währt hat,  ziemlich  kurz  zusammenfassen:  1)  üebcr  alles  Erwarten 
bewährt  haben  sich  die  ihrer  Zeit  gerade  am  meisten  angefochtenen 
Bestimmungen  Über  die  Errichtung  durch  die  Gemeindebehörden,  und 
über  die  Bestätigung  der  Vorsitzenden ;  auch  dagegen,  daß  die  Urteile 
der  Gewerbegericbte  in  der  Regel  endgiltig  sind,  haben  sich  be- 
achtenswerte praktische  Einwendungen  nicht  machen,  oder  doch  nicht 
aufrecht  erhalten  lassen.  Die  Judikatur  der  Gewerbegerichte  trägt, 
wenn  sie  an  der  Hand  wahrheitsgemäßer  Berichte  geprüft  wird, 
einen  durchaus  sachgemäßen  Charakter  und  genießt,  von  vereinzelten 
Ausnabmea  abgesehen ,  das  thatsächüche  Vertrauen  beider  Teile, 
2)  Entschieden  nicht  bewährt  hat  sich  die  Kompetenzabgrenzung, 
welche  zu  unaufhörlichen  Unklarheiten  führt  und  die  Gewerbegericbte 
mit  der  Kompetenzfrage  wohl  mehr  befaßt,  als  irgendwelche  andere 
Behörden,     3)  In   der   Mitte  stehen   die   sog.  Nebenfunktionea  der 
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Gewerbegerichte:  die  Einigungsämter,  sowie  die  Gutachten  und  At 
träge.  In  jenen,  den  EiDigongsämtern,  ist  die  Thätigkeit  zwar  auch 
noch  gering,  aber  verheißungsvoll;  in  diesen,  den  Gutachten  und  An- 
trägen, rauß,  wenu  sie  wirkungsvoll  werden  soll,  entschieden  eine  ver- 
besserte (wenn  auch  nur  private)  Organisation  eintreten. 

Daß  die  Haupt-  und  Nebenfunktionen  der  Gewerbegerichte  ver- 
schieden gediehen  sind,  kann  nun  nicht  Wunder  nehmen.  Weder  die 
einigungsamtliche  noch  die  Gutachter-Thäügkeit  ist  der  gerichtlichen 
so  nahe  verwandt,  das  man  ohne  weiteres  dieselben  Organe  als  Träger 
benutzen  könnte.  In  der  Rechtsprechung  sollen  die  Beisitzer  dazu 
erzogen  werden,  streng  nach  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  ihre 
Stimme  abzugeben.  Der  Arbeiter-BeiBitzer  soll  lernen,  in  dem  Augen- 
blick, in  welchem  er  sich  über  Anerkennung  oder  Abweisung  des 
Klageauspruchs  seines  Kollegen  schlüssig  macht,  sich  nicht  als  Ver- 
treter seiner  Wähler,  sondern  als  Organ  der  Gerechtigkeit  zu  fühleo, 
und  ebenso  der  Unternehmer-Beisitzer.  Geradezu  entgegengesetzt 
sind  die  Aufgaben  im  Eiuigungsamt.  Hier  sollen  die  Beisitzer  ihre 
Stimme  als  Vertreter  ihres  Standes  abgeben.  Es  hätte  gar  keinen 
Sinn,  wenn  beispielsweise  in  einem  Strike  die  Erhöhung  des  Lohnes 
von  2  M.  auf  2,50  M.  verlangt  wird  und  die  Arbeiter- Beisitzer 
wollten  eine  Einigung  auf  2,25  M.  vorschlagen,  obgleich  sie  mit 
Bestimmtheit  wissen,  das  dieser  Vorschlag  von  ihren  Kollegen  ab* 
gelehnt  wiid.  Das  Einigungsamt  kann  nur  verhandeln,  wenn  es  im 
großen  und  ganzen  annimmt,  daß  das,  was  die  Vertreter  der  beiden 
Teile  vorschlagen,  wenigstens  die  Billigung  ihrer  Standesgenossen  finden 
wird.  Das  ideale  Einigungsamt  setzt  zwischen  den  Beisitzern  und 
ihren  Standesgenossen  eine  ebenso  enge  Fühlungnahme  voraus, 
wie  das  ideale  Gericht  für  den  Moment  der  Stimmabgabe  das  Gegen« 
teil  voraussetzen  muß.  Noch  deutlicher  zeigt  sich  der  Unterschied 
zwischen  der  gerichtlichen  und  der  Gutachter-Thätigkeit.  Nach  der 
ganzen  Struktur  der  heutigen  Interessenvertretung,  welche  die 
landwirtschaftlichen  Unternehmer  in  den  Landwirtschafts-,  die  in- 
dustriellen und  kaufmännischen  in  den  Gewerbe-  und  Uandelskammern^ 
die  kleingewerblicheu  Unternehmer  in  den  Innungen  zusammeo* 
faßt,  fiel  in  den  Augen  der  Arbeiter  bei  Erlaß  des  Gewerbegerichts- 
Gesetzes  den  Gewerbegerichten  die  Aufgabe  zu,  gewissermaßen  eine 
Interessenvertretung  der  Arbeiter  zu  bilden*  Für  eine  Ausführung 
dieses  Planes  wäre  erforderlich  gewesen,  daß  die  Arbeiter- Beisitzer 
jedes  Gewerbegerichts  allein  zu  einem  Gremium  vereinigt  worden 
wären.  Das  ist  aber  nicht  geschehen.  Für  Gutachten  und  An* 
träge  tritt  vielmehr  das  Plenum  des  Gewerbegerichts  zusammen« 
Es  können  zwar  auch  Ausschüsse  gebildet  werden,  und  das  Gesetz 
schreibt  dann  die  gleichheitliche  Zusammensetzung  eines  solchen  Aus- 
Schusses  aus  Unternehmern  und  Arbeitern  nur  vor,  „sofern  es  sich 
um  Fragen  handelt,  welche  die  Interessen  beider  Teile  berühren". 
Da  aber  Fragen,  welche  ganz  ausschließlich  den  einen  Teil  betrefien, 
ohne  den  anderen  auch  nur  zu  „berühren'^  wohl  nur  in  den  seltensten 
Fällen  vorkommen  werden,   so  läuft  praktisch  die  Bestimmung  darauf 
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binauSf  daß  die  Gutachter-Thätigktiit  der  Gewerbegerichte  wohl  immer 
in  einem  aus  beiden  Teilen  zusammeDgesetzten  Gremium  wabrgenommeD 
wird;  wenigstens  ist  mir  praktisch  ein  gegenteiliger  Fall  nicht  bekannt 
geworden,  und  das  preußische  Normalstatut  zitiert  in  seinem  §  80  den 
§  70  de^  Gesetzes  am  Rande  einer  Bestimmung,  welche  die  gleich- 
heiiliche  Zusammensetzung  der  Ausschüsse  geradezu  allgemein  vor- 
schreibt.  Danach  bilden  also  die  Gewerbegerichte  nicht  Arbeiter- 
kammern, sondern  unparteiische  Behörden,  deren  Votum  der  gemeinsame 
Ausdruck  der  Ucberzeugung  beider  Teile  ist.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
daß  ein  Teil  die  Mehrheit  erhält.  Sowohl  durch  unvollständigen  Be* 
such  des  anderen  Teils  (denn  die  Vorschrift,  daß  in  jeder  Sitzung 
Vertreter  beider  Teile  gleichheitlich  vorhanden  sein  müssen,  gilt 
für  die  Gutachter-Thätigkeit  an  sich  nicht),  oder  durch  den  mora- 
lischen Einfluß  des  Vorsitzenden,  der  auch  ohne  das  Recht  des  Stich- 
Entscheides  unter  Umständen  einem  Teil  zum  Siege  verhelfen  kann. 
Endlich  könute  auch  durch  Ortsstatut  dem  Vorsitzenden  diis  Recht 
des  Stich-Entscheides  beigelegt,  oder  eine  Geschäftsordnung  gegeben 
werden,  welche  direckt  das  Abgeben  getrennter  Gutachten  beider 
Teile  befördert.  Allein  alles  dieses  wären  bloße  Ausnahmen, 
während  das  Wesen  dieser  Gutachter-Thätigkeit  doch  immer  darauf 
beruhen  würde,  daß  sie,  ganz  abweichend  von  allen  übrigen  Interessen- 
Vertretungen,  nicht  das  Interesse  eines  Standes,  sondern  das  Interesse 
zweier  Stände,  soweit  es  einen  einheitlichen  Ausdruck  finden  kann, 
zum  Ausdruck  bringen  soll.  Das  heißt:  der  Gedanke  der  Interessen* 
Vertretung  ist  in  die  Formen  einer  recbtsprechenden  Behörde  gegossen» 
und  man  darf  sich  nicht  darüber  wundern,  daß  er  sich  in  diesen  Formen 
etwas  sonderbar  ausnimmt.  Da  nun  heute  das  Gutachten-Bedürfnis 
der  ünternehmerkreise  durch  andere  Organisationen  gedeckt  ist,  so 
bleibt  für  die  Gewerbegerichte  gerade  das  Gutachten-Bedürfnis  der 
Arbeiter  übrig,  und  sie  erscheinen  noch  immer  als  sein  sollende 
Arbeiterkammern,  ohne  es  in  Wirklichkeit  sein  zu  können. 


Welches  wird  nun  das  vermutliche  Schicksal  der  Gewerbegerichte 
in  ihrer  Weiterentwickelung  sein?  Die  Beantwortong  dieser  Frage 
tengt  im  wesentlichen  davon  ab,  an  welchem  Punkte  man  ein  Ein- 
setzen der  Gesetzgebung  für  unvermeidlich  hält» 

Nach  meiner  Ansicht  giebt  es  in  der  heutigen  Verfassung  der 
Gewerbegerichte  zwar  manche  Punkte,  die  reformbedürftig  sein  mögen, 
aber  nur  einen  einzigen,  der  unbedingt  reformiert  werden  muß.  Das 
ist  die  Abgrenzung  ihrer  Kompetenz.  Diese  Abgrenzung  ist  auf  die 
Dauer  nicht  zu  halten.  Um  ein  Bild  davon  zu  geben,  nach  wie  vielen 
Seiten  hin  die  Kompetenzregelung  heute  zu  Schwierigkeiten  führt,  müssen 
wir  suchen,  die  oben  (S.  337—346)  aus  der  Praxis  zusammengestellten 
Kompetenzstreitigkeiten  in  Rubriken  zu  bringen.    Es  zeigen  sich  da: 

1)  Die  Fälle,  welche  in  dem  Gewerbegerich ts-Gesetz  selbst  mit 
direkten  Worten  bezeichnet  sind,  über  deren  Eximicrung  vom  Gewerbe- 
gericht man    sich    beim  Erlaß   des  Gesetzes    vollständig  klar    war, 


392 


^.  JftBtrow^ 


Diese  stellen  bereits  3  Gruppen  dar:  a)  Die  Werkmeister  und  höbeitii 
Aügestellteii  mit  mehr  als  2000  M.  Gehalt  (§  2);  b)  die  Gehilfeu  in 
Apotheken  und  Handels^^eschäften,  sowie  die  Arbeiter  der  Militär-  und 
Marineverwaltungeu  (Jj  76);  c)  die  Gesellen  der  lüotiogsschiedsgerichte 
(§  79).  Die  Abgrenzun<r  schon  dieser  Gruppen  hat  sich  in  der  Praxis 
ßehr  viel  schwieriger  und  zweifelhafter  gestaltet,  als  man  ahnte. 
Hierzu  kommen 

2)  solche  Kategorien  von  Arbeitern,  die  nicht  unter  das  Gewerbe- 
gerichts-Gesetz  fallen,  weil  auf  sie  die  Gewerbeordnung  oder  ihr 
siebenter  Titel  keine  Anwendung  findeu.  Diese  stellte  man  sich  bei 
£rlaä  des  Gesetzes  nicht  eigentlich  als  eximiert,  sondern  als  außerhalb 
des  Gesichtskreises  liegend  vor.  Dennoch  haben  wir  gesehen,  daß 
weder  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  noch  das  Gesinde,  noch  gar  die 
Arbeiter  der  Eisenbahn-Verwaltungen  von  dem  Gesichtskreis  so  ent- 
fernt sind,  daß  sie  nicht  teilweise  hineinragten;  und  selbst  aus  dem 
Gebiete  des  Unterrichts  haben  wir  ein  Beispiel  kennen  gelernt,  wo  es 
für  die  Klagende  zum  mindesten  sehr  nahe  lag^  ans  Gewerbegericht 
zu  gehen.  Ebenso  spielte  die  Frage  wissenschaftlicher  und  künstlerischer 
Thätigkeit  hinein. 

3)  Auch  eine  Thätigkeit,  die  an  sich  tiüter  der  Gewerbeordnung 
steht,  fällt  gleichwohl  ans  ihrem  Rahmen  heraus,  wenn  sie  nicht 
gewerbsmäßig  betrieben  wird;  also  wenn  sie  betrieben  wird  a)  nur 
gelegentlich,  oder  b)  zu  gemeinnützigen  Zwecken,  oder  c)  nur  zum 
eigenen  Bedarf  (Regiebauten). 

4)  Ist  der  gewerbliche  Charakter  ganz  zweifellos,  sa  kann  noch 
ein  Zweifel  darüber  auftauchen,  ob  der  Klagende  ein  Arbeiter  oder 
nicht  vielmehr  selbst  ein  kleiner  Unternehmer  ist,  und  zwar  a)  Zweifel 
ob  Akkordarbeit  oder  Werkverdingung;  b)  Zwischen-Unternehmer  und 
vorgeschobene  Person;  c)  Hausindustrielle,  Von  diesen  Kategorien 
kann  nur  die  letztere  durch  das  Statut  zweifelsfrei  gestellt  werden 
(§  4,  Abs.  2),  übrigens  auch  nicht  ohne  damit  alle  Fragen  über  die 
Qualität  als  Heimarbeiter  (vgl.  o.  S.  371^)  abzuschneiden. 

5)  Bei  zweifellosem  Charakter  des  Gewerbebetriebs  ist  noch  die 
Frage,  ob  der  Betreffende  im  Gewerbebetrieb  beschäftigt  ist,  und  nicht 
vielmehr  a)  bloß  beim  Verkauf,  also  im  Handel,  oder  b)  ob  er  Arbeiter 
oder  nicht  vielmehr  Objekt  des  Gewerbebetriebes  ist  (Frankfurter 
Schiebkärrcher). 

6)  Zweifel,  ob  der  Anspruch  aus  dem  Arbeitsverhältnis  herrührt, 
und  zwar  a)  seitens  des  Arbeiters  (Schadensersatz  wegen  Nicht-Heraus- 
gabe der  Quittungskarte),  oder  b)  seitens  des  Unternehmers  (Gegen- 
forderung). 

Bei  allen  diesen  Kompetenzstreitigkeiten  kommt  es  aber  noch  nicht 
einmal  darauf  an,  ob  die  Praxis  sich  schließlich  zu  einer  juristisch 
einwandsfreien  Ansiebt  durchringt.  Manche  dieser  Zweifel  sind  so, 
daß  sie  nur  einmal  aufgeworfen  zu  werden  brauchen,  um  juristisch 
endgiltig  entschieden  zu  sein,  und  dennoch  besteht  der  Uebelstand  weiter. 
Denn  auch  das  ist  ein  Uebelstand  >  daß  das  Publikum  sich  erst  an 
eine  falsche  Behörde  wendet,  um  dann,  wenn  auch  nach  so  sicher  und 
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zweifelsfrei,  an  die  richtige  geschickt  zu  werden.  Nicht  nur  die  juri- 
stische Unsicherheit  also  ist  der  Fehler  jener  Kompetenzabgrenzang, 
sondern  selbst  da,  wo  sie  juristisch  sicher  ist »  ist  sie  nicht  einfach 
und  durchsichtig  genug. 

Angesichts  dieser  Fülle  von  Streitfragen  muß  es  als  ein  völlig 
aussichtsloses  Beginnen  betrachtet  werden,  die  Kompetens:  dadurch  zu 
vereinfachen,  daß  weitere  Kategorien  von  Arbeitern  dem  Gewerbegericht 
unterstellt  werden.  Das  Orijan  des  deutschen  Werkmeister- Verbandes 
(einer  sehr  verbreiteten  und  angesehenen  Organisation)  hat  sich  ein- 
mal dafür  ausgesprochen,  die  Werkmeister  ohne  Rücksicht  auf  die  Höbe 
ihrer  Besoldung  den  Gewerbegerichten  zu  unterstellen.  Unter  den 
Handlungsgehilfen  besteht  eine  ähnliche  Bewegung  (die  freilich  über- 
wiegend auf  besondere  kaufmännische  Schiedsgericbte  auszugehen  scheint, 
und  in  diesem  Sinne  hat  sich  auch  die  Reichstagsresolution  vom  7.  April 
1897  aus  Anlaß  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ausgesprochen  ^).  Die 
Sozialdemokratie  hat  ihren  ursprünglichen  Standpunkt,  auch  Dienst- 
boten und  ländliche  Arbeiter  einzubeziehen,  nicht  aufgegeben.  Gewiß  würde 
mit  jeder  dieser  Erweiterungen  eine  große  Anzahl  von  bisher  streitigen 
Fragen  unstreitig  werden.  Allein  müu  mag  die  Berufsarten,  die  dem 
Gewerbegericht  unterstellt  werden,  noch  so  weit  abgrenzen,  die  Quelle 
der  Zweifel,  die  sich  darauf  beziehen,  ob  ein  Anspruch  aus  dem 
Arbeitsvertrage  herrührt,  wird  damit  nicht  verstopft.  Die  Unnatür- 
lichkeit  des  Zustandes,  daß  ein  Gericht  für  Ansprüche  des  Arbeiters 
zustandig  ist,  für  die  Gegenklage  des  Unternehmers  aber  nicht,  diese 
und  ähnliche  Mißstände  werden  mit  der  Erweiterung  des  Personen- 
kreises nicht  verschwinden,  sondern  desto  häufiger  in  die  Erscheinung 
treten.  Es  ist  eben  uomöglich,  unter  eine  Justizverfassung,  deren 
KompetenzverteiluDg  im  großen  und  ganzen  nach  der  Höhe  des  Objektes 
geschieht,  ein  unterstes  Glied  anzusetzen,  dessen  Kompetenz  nach  der 
Qualität  der  Personen  oder  nach  dem  Klagefundament  abgegrenzt  wird. 

Soll  daher  die  Kompetenz  der  Gewerbegerichte  klar  abgegrenzt 
werden,  so  muß  sie  das  fundamentum  divisionis  nehmen,  das  für 
die  ganze  übrige  Gerichtsverfassung  maßgebend  ist:  aus  den  Gewerbe- 
gerichten müssen  Bagatellgerichte  für  Streitigkeiten  bis  zu  einer  gewissen 
Grenze  werden,  mag  es  sich  um  Klagen  zwischen  Arbeitern  und  Unter- 
nehmer oder  um  Streitigkeiten  anderer  Art  handeln. 

Bei  einer  derartigen  Erweiterung  der  Kompetenz  würden  mit  doern 


1)  Di«  Den«  österreichffche  Gewerb^Kericfats-OrdDUtii;  vom  S7.  November  1896  ftchlSKt 
tfii«ii  Mittelircf  eiO|  Indem  si«  dus  lland  einige  werbe  xw&r  dem  Gewerbeife  rieht  ttntertteHl, 
ftber  eiae  besondere  AbtellaDg  und  besondere  Wuhlkörper  für  die  Bebitierwiibleti  vor- 
•ebreibt  (§21).  Auch  loost  hut  die  österreictiischo  SutspeteotrcgelunfC  vfele  VorxQge«  n.  m, 
such  dxrtn,  dafs  die  Defioition  für  ,,ArbeUer*'  in  das  GeseU  selbst  (§  fi)  nafgecommen 
Ofid  nicht  durch  Bioweia  aaf  die  Oewerbeordouaf  erledigt  ist.  Die  Rej^elani;  der  tiieh* 
liebet)  Kotnpelen«  ($  4)  entscheidet  von  vornherein  manche  FrxKe,  die  in  DeuUcUIend 
so  Ärgerikbeo  Streitigkeiten  An\tSt  gegeben  het.  8o  wird  die  Kompetenz  wegen  länt- 
»cbidIfturjgMDgprücben  bei  nicht  rechtzeitiger  Ausbindignof;  dea  Arbeltsbucbe«  etc.  iu«- 
drQckllch  bejaht  (§  4  sa  d).  Die  Er»trecliUDg  dor  Kompetenz  Aof  Streitigkeiten  wegen 
Wührnmi^cQ  in  ArbeltRrhiniern  (§  4  zu  Q  i!it  vielleicht  der  erste  Ansuts  dnto,  Miettstreltig* 
kellen  Qberbtopt  einer  Behörde,  wie  die  Gewerbegericbte  es  sind,  suzuweisen. 
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i.  Jiitroi 


Schlafe  jene  Gewerbe^erichte,  die  es  heute  zu  keiner  rechten  Ttätig- 
keit  bringen  können  (ver^l.  oben  S.  328)  vollauf  beschäftigt  werdeo. 
Es  würde  der  Zustand  aufhören,  daß  eine  Gemeinde  den  Arbeitern  den 
einzigen  Wesr  der  Justiz  eröffnen  will,  der  sich  liier  als  gangbar  er* 
weist,  und  daß  sie  es  nicht  recht  kann,  weil  sie  zu  klein  dazu  ist 
Es  liegt  heute  eine  große  Unjjerechtigkeit  darin,  daß  angesichts  der 
anerkannten  Unmöglichkeit,  für  kleine  Beträge  gerichtliche  Hilfe  zu 
finden,  zwar  für  die  Arbeiter  der  Groß-  nud  Mittelstädte  in  den  Gewerbe- 
gerichten ein  Ausweg  geboten,  die  übrige  Bevölkerung  aber  in  ihrer 
thatsächlichen  Rechtlosijjkeit  belassen  wird. 

Eine  so  erweiterte  Kompetenz  würde  eine  finanzielle  Folge  haben. 
Sie  liefe  darauf  hinaus,  daß  die  Gemeinden  dem  Staat  die  Kosten  för 
die  unterste  Stufe  der  Civil  rech  tsprechung  abnehmen.  Je  nachdem 
man  die  so  entstehenden  finanziellen  Ungleichheiten  dadurch  beseitigt, 
daß  man  alle  Gemeinden  zur  Errichtung  derartiger  Bagatcllgerichte 
reichsgesetzlich  verpflichtet,  oder  daß  man  ihnen  allen  diese  Gerichte 
wiederum  abnimmt  und  sie  mitsamt  der  bestehenden  Verfassung  anf 
die  staatlichen  Amtsgerichte  aufpfropft,  gelangt  man  entweder  zu 
reformierten  und  obligatorigchen  Gemeindeserichten  (Gerichtsverfassungs- 
Gesetz  §  14^)  oder  zu  Schöffengerichten  für  kleine  CivÜsachen.  In  dem 
einen  wie  in  dem  anderen  Falle  wäre  das  Wesentliche,  daß  der  Wahl- 
und  Besoldungsmodus  bestehen  bleibt,  welcher  eine  Gewähr  dafür  bietet, 
daß  aus  diesen  Kollegien  die  Arbeiter  nicht  ebenso  hinausgedrängt 
werden,  wie  sie  trotz  aller  gesetzlichen  Gleichberechtigung  thatsäcb* 
lieh  von  den  heutigen  Schöfi'en- und  Geschworenenbänken  verdrängt  sind* 

Für  die  Erledigung  von  Streitigkeiten  über  kleine  Objekte  hat 
sich  die  Verfassung;  der  Gewerbegerichte  auf  dem  Gebiete  der  Lohn- 
streitigkeiten so  glänzend  bewährt,  daß  wir  in  ihr  vermutlich  die 
Form  gefunden  haben,  welche  die  unterste  Stufe  der  Civilrecht- 
sprechung  überhaupt  einnehmen  wird.  Daß  in  den  Strafgerichten  die 
Mitwirkung  der  Laien  die  Regel»  in  den  Civilgerichten  die  seltene 
Ausnahme  (Kammern  für  Handelssachen)  bilden  soll,  ist  in  der  Naiur 
der  Sache  keineswegs  begründet.  Die  Gewerbegerichte  sind  ein  erster 
Versuch  gewesen,  zur  Civilrechtsprechung  auch  Laien  aus  den  untersten 
Kreisen  des  Volkes  heranzuziehen.  Gelingt  es,  die  Arbeiterbevölkerung 
zunächst  in  den  Streitigkeiten  ihres  eigenen  Berufslebens  an  das 
Operieren  mit  juristischen  Begriffen  und  an  die  Handhabung  formaler 
Gerechtigkeit  zu  gewöhnen,  so  wird  der  zweite  Schritt  der  sein,  daB 
man  Schöffen  aus  dem  Volke  auch  vor  die  weitere  Aufgrabe  stellt, 
ohne  Beschränkung  auf  einen  bestimmten  Berufskreis  über  kleine 
Objekte  Recht  zu  sprechen,  und  gelingt  es,  durch  die  Gewerbe- 
gerichtc  einen  Stamm  von  Juristen  zu  erhalten,  der  sich  von  dem 
hergebrachten  Formalismus  durch  engere  Berührung  mit  dem  prak- 
tischen Leben  etwas  emanzipiert,  so  werden  wir  dann  auch  das 
Material  an  Juristen  besitzen,  die  imstande  sind,  in  den  ordentliche 
Gerichten  selbst  eine  schleunigere  und  volkstümlichere  Justiz  zu 
üben,  als  dies  bisher  der  Fall  ist*  Vom  Standpunkte  der  Justiz- 
poIitik  au9  sind  die  Gewerbegerichte  ein  Experiment  gewesea    Nach- 
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dem  es  gelungen  ist,  mnS  es  auch  praktisch  yerwertet,  das  heiSt  auf 
die  GerichtsTerfassnng  im  allgemeinen  übertragen  werden. 

Wenn  die  Gewerbegerichte  eines  Tages  den  Triumph  erleben, 
daS  ihre  Sonderexistenz  flberflOssig  wird,  weil  ihre  Prinzipien  zu  all- 
gemeinen Grundsätzen  der  gesamten  Gerichtsverfassung  geworden 
sind,  so  werden  dann  ihre  Nebenfunktionen  in  den  Vordergrund  treten. 
FQr  die  bloßen  Zwecke  des  Einigungsamts  wird  sich  der  beutige 
Modus  der  Zusammensetzung  desto  besser  bewähren,  je  ausschließ- 
licher dann  die  Beisitzer  unter  dem  Gesichtspunkt  ausgesucht  werden 
können,  daß  sie  das  Vertrauen  ihrer  Standesgenossen  besitzen,  und 
daß  sie  auch  verstehen,  es  zur  Geltung  zu  bringen;  je  ausschließlicher 
der  Vorsitzende  bestrebt  sein  kann,  die  Beisitzer  in  dieser  Beziehung 
zu  schulen,  während  er  gegenwärtig  in  der  gerichtlichen  Thätigkeit 
sie  nach  der  entgegengesetzten  Seite,  der  strengsten  Unabhängigkeit 
von  ihren  Wählern,  schulen  muß.  So  sicher  das  Material  zu  brauch- 
baren Einigungsamts-Leitem  in  erster  Linie  aus  den  heutigen  Ge- 
werbegerichts-Vorsitzenden  zu  nehmen  ist,  so  würde  doch  eine  äußer- 
liche Trennung  von  Einigungsamt  und  Gewerbegericht  den  beider- 
seitigen Aufgaben  zur  Förderung  gereichen^).  Nach  einer  solchen 
Umgestaltung  wird  vielleicht  auch  die  Zeit  gekommen  sein,  wo  aus 
den  heutigen  bescheidenen  Bestimmungen  über  Gutachten  und  An- 
träge die  Grundzüge  von  Arbeiterkammern  sich  herausbilden  werden; 
sei  es,  daß  man  vrirklich  die  Voten  in  zwei  Kurien  erstattet  und  so 
eine  Arbeiterkammer  schafft,  sei  es,  daß  dann  für  Arbeiterkammem 
anderweit  gesorgt  ist,  und  die  Gewerbegerichts-Gutachten,  auf  die 
Fälle  beschränkt,  in  denen  eine  annähernde  Einstimmigkeit  erzielt 
wird,  eine  höhere  Autorität  als  die  Gutachten  bloßer  Untemehmer- 
oder  bloßer  Arbeiter-Vertretungen  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

Diese  Entvridcelung  freilich  liegt  in  der  Zukunft.  Für  die  nächste 
Zeit  bleibt  es  noch  immer  die  wichtigste  Aufgabe  der  Gewerbegerichte, 
in  ihrer  Judikatur  das  nachahmenswerte  Muster  einer  volkstümlidien 
Reditsprechung  weiter  auszubilden. 


1)  In  dieser  Besiehiug  darfte''das  Lübecker  Gesets  (s.  oben  S.  886)  das  Richtige  treffen, 
indem  es  Eioignngsamt  and  Gewerbegericbt  trennt,  aber  den  Vorsits  gemeinsam  macht. 
Nur  daB  praktisch  fUr  die  Umbildung  der  AnschaaaDgen  ein  solcher  Versach  nicht  viel 
bedeatet,  solange   er  aaf  eine  einzelne  Stadt  beschrXnkt  bleibt. 
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Nationalökonomische  Gesetzgebung, 


Das  Gesetz  über  das  Auswasidenrngwesen  v.  9.  Jtmi  1897. 

Ton  Ernst  Hftsse. 

Das  Gesetz  über  das  Answanderungswesen  vom  9,  Juni  1897 
(Reichsgesetzblatt  No.  2G  vom  17.  Juni  1897)  bringt  die  Erfüllung 
alter  Versprechungen,  Schon  die  konstituiereude  Nationalversammlung 
zu  Frankfurt  a.  M.  hatte  den  Versuch  gemacht,  das  Aus  wände  mngs- 
Wesen  reichsgesetzlich  zu  ordnen.  Am  20.  Juli  1848  hatte  sie  den  §  6 
der  Grundrechte  in  folgender  Fassung  angenommen:  ,,Bi6  Aus  Wanderungs- 
freiheit ist  von  Staats  wegen  nicht  beschränkt  Abznggelder  dürfen  nieht 
erhoben  werden.  Die  Auswandeningsangelegenheit  steht  unter  dem 
Schutz  und  der  Fürsorge  des  Reiches."  Zur  Ausführung  der  letzteren 
Bestimmung  legte  dann  am  16.  März  1849  der  volkswirtschaftliche 
Ausachufs  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Auswanderung  vor,  der 
noch  in  derselben  Sitzung  beraten  und  angenommen  wurde. 

Die  Reichsgesetzgebung  der  Jahre  1848  und  1840  blieb  bekanntlich 
ohne  praktische  Wirksamkeit,  Vielmehr  bemächtigte  sich  nunmehr  die 
Gesetzgebung  der  deutschen  Einzelstaaten  dieses  Gegenstandes  und  es 
entstand  in  den  einzelnen  Staaten  eine  ganze  Reihe  von  Gesetzen^  die 
in  dem  Werke  von  E.  v.  Philippovich  über  Auswanderung  und  Aus- 
wanderungspolitik in  Deutschland  1892  (Schriften  d.  Vereins  f.  Sozial- 
politik^ Bd.  52)  eingehende  Behandlung  gefanden  haben. 

Erklärlicherweise  berücksichtigte  die  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bandes  und  des  Deutschen  Reiches  unsere  Angelegenheit,  indem  der 
Art.  4  der  Reichs  Verfassung  die  Bestimmung  aufnahm,  dafa  der  Be- 
aufsichtigung seitens  des  Reiches  und  der  Gesetzgebung  desselben  unter 
anderen  unterliegen  solle:  „Die  Kolonisation  und  die  Auswanderung  nach 
aufserdeutschen  Ländern". 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  sind  nun  seitdem  wiederholte,  wenn 
auch  vergebliche  Versuche  gemacht  worden^  die  Auswanderung  reicüna- 
gesetzlich  zu  regeln.  Zum  erstenmal  geschah  dies  durch  die  Inter* 
pellation  des  Abg.  Löwe-Harkart  am  14.  Juni  1868  im  Norddeutschen 
Reichstag,  welcher  die  Anfrage  an  den  Bundesrat  enthielt,  ob  er  be* 
absichtige,  ein  Gesetz  zum  Schutze  deutscher  Auswanderer  in  den  Häfen 
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des  Norddeutschen  Biindos  inid  auf  den  demselben  Angehörigen  Schiffen 
vorzulegen.  Dioae  Anregung  hatte  damals  keine  praktische  Wirkung, 
da  der  Bundesrat  infolge  seines  Beschlusses  vom  11.  Juli  1808  den 
Vereuch  zu  einer  internationalen  Regelung  der  den  Seetransport  der 
Auswanderer  betreffenden  Frage  machte,  hierbei  aber  an  der  Weigerung 
der  Vereinigten  Staaten  scheiterte  ^  den  in  dem  Plane  vorgesehenen 
internationalen  Gerichtshof  anzuerkennen.  Doch  kam  es  damals  wenigstens 
zur  Anbahnung  einer  administrativen  Ausübung  des  Reichsaufsichtsrochtes 
über  das  Answanderongswesen,  indem  durch  Bundesratsbeschlufa  vom 
IL  Juli  1868  ein  Reichskommissar  für  das  Auswanderungswesen  bestellt 
wurde,  welcher  seinen  Sitz  in  Hamburg  hat  und  dem  die  Aufgabe  ge- 
stellt ist^  eine  allgemeine  Aufsicht  über  das  Auswanderungswesen  zu 
führen,  von  allen  auf  dasselbe  bezüglichen  Vorkommenheiten  persönlich 
Kenntnis  zu  nehmen,  von  den  Lokalbehörden  jede  wünschenswerte  Nach- 
weisung  zu  erfordern  und  eintretenden  Falles  auf  die  Beseitigung  der 
entdeckten  Mängel  hinzuwirken. 

Die  gesetzliche  Regelung  der  Angelegenheit  wurde  dann  von  dem 
Abg.  Dr*  Kapp  erneut  angeregt,  indem  dieser  am  2ö.  Febr.  187B  (No*  44 
der  Reichstagsdrucksachen  von  1878)  im  Reichstag  einen  Gesetzentwurf 
vorlegte,  über  welchen  eine  vom  Reichstage  eingesetzte  Kommission 
unter  dem  24.  Mai  1878  (No.  288  der  Druchsacheu)  durch  den  Abg. 
Dr.  V.  Bunsen  Bericht  erstattete  und  einen  wesentlich  abgeänderten 
Entwurf  ziun  Vorschlag  bringen  liefs.  Dieser  Entwm-f  gelangte  jedoch 
nicht  zur  Verhandlung  im  Plenum  des  Reichstags. 

Einen  noch  geringeren  Erfolg  hatte  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über 
das  Auswanderungswesen,  den  der  Reichskanzler  am  22.  Nov.  1892  dem 
Reichstage  vorlegte  (Drucksachen  No.  14  1892/93).  Dieser  Entwurf  fand 
innerhalb  und  aufserhalb  des  Reichstages  eine  so  entschiedene  Ablehnung, 
wobei  besonders  das  im  §  21  vorgesehene  polizeiliche  Aufgebot  der  Aus- 
wanderungslustigen Beanstandung  fand,  dai's  der  Entwurf  nicht  einmal 
in  eine  Kommission  des  Reichstags  gelangte.  In  noch  früheren  Stadien 
der  geschäftlichen  Behandlung  blieben  einige  im  Auswärtigen  Amte  im 
Jahre  1895/96  ausgearbeitete  Entwürfe  stecken.  Endlich  konnte  der 
Reichskanzler  unter  dem  11.  März  1897  dem  Reichstage  abennals  den 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Auswanderungswesen  mit  ausführlicher 
Begründung  (No.  706  der  Drucksachen)  vorlegen,  der  am  IG.  März  18l»7 
einer  Kommission  von  21  Mitgliedern  (Vorsitzender  Abg,  Dr.  v.  Cuny) 
überwiesen  wurde.  Diese  Kommission  erstattete  am  7.  April  1897 
(Berichterstatter  Abg.  Dr.  Hasse)  einen  ausfübrlichen  Bericht  (No.  769 
der  Drucksachen),  auf  Grund  dessen  am  5.  und  6.  Mai  die  Beratung 
des  QeBetze»  ia  2.  Lesung  und  am  8.  Mai  in  3.  Lesung  im  Plenum  des 
Baichstaga  erfolgte. 

AnCser  unwesentlichen  Aenderungen  hat  das  Plenum  den  Gesetz- 
entwurf in  der  aus  der  Kommission  hervorgegangenen  Fassung  ange- 
Dommen^  nur  da(s  der  §  7  des  Entwurfs  gestrichen  und  zwischen  die 
§§  48  und  49  des  Entwurfs  ein  neuer  Paragraph  eingeschoben  worden 
i9t^  was  von  dem  §  7  an  eine  Aenderung  der  Numerierung  der  Para* 
grftphen  bedingt  hat  und  demgemäis  bei  Verweisungen  zu  beachten  ist. 
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Wir  verzichten  an  dieser  Stelle  auf  die  eingehende  Besprechnug 
der  einzelnen  Paragraphen  des  Gesetzes  in  ihrer  Eeihenfolge,  indem 
wir  dies  auf  den  geplanten  Kommentar  des  Gesetzes  verschieben^ 
Vielmehr  halten  wir  es  an  dieser  Stelle  für  gebotener,  die  wesentlichsten 
Grundsät26,  von  denen  das  Gesetz  ausgeht,  im  nachstehenden  zu 
behandeln. 

Man  hat  dem  Gesetz  den  Vorwurf  gemacht,  es  sei  eigentlich  gar 
kein  Gesetz  über  das  Auswanderungswesen,  sondern  nur  ein  solches  über 
die  Beförderung  vcm  Auswanderern^  genau  wie  schon  der  Abg.  Buas 
(Freiburg  i.  Br,)  dem  Gesetze  vom  16.  März  1849  ebenfalls  den  Vor- 
wurf gemacht  hatte,  es  sei  ein  bloßes  Transportgosetz  und  kümmere 
sich  nicht  um  die  Pflichten  der  Gemeinden,  der  Kirchen,  des  Staates, 
der  ganzen  Gesellschaft,  die  diese  gegenüber  der  armen  aus  wand  erungs- 
lustigen  Bevölkerung  hätten  und  die  in  der  Gewährung  von  Mitteln  zur 
Auswanderung  und  Gründung  einer  neuen  Heimat  ihren  Ausdruck  finden 
mülsten. 

Der  Vorwurf  hat  auch  gegenüber  dem  Gesetze  vom  9.  Juni  1897 
eine  gewisse  Berechtigung,  denn  auch  dieses  stellt  die  gewerbsmäfsige 
Beförderung  von  Auswanderern  im  1.  Paragraphen  in  den  Vordergrund, 
was  für  den  ganzen  Aull^au  des  Gesetzes  bestimmend  geblieben  ist. 
Allein  das  Gesetz  erstreckt  sich  teils  unmittelbar,  teils  mittelbar  auf 
das  Auswandeningswesen  selbst,  verzichtet  in  bewulster  Weise  darauf^ 
dieses  in  allen  seinen  Beziehungen  und  Einzelheiten  zu  ordnen,  will 
vielmehr  als  ein  erster  Schritt  auf  dem  Wege  der  reichsgesetzlichen 
Behandlung  dieses  überaus  schwierigen  Gegenstandes  betrachtet  sein,  ja 
man  geht  nicht  zu  weit,  wenn  man  behauptet,  dafs  es  weniger  eine 
materielle  Regelung  des  Auswanderungswesens  vornimmt,  als  dafs  ea 
vielmehi*  der  Reichs  Verwaltung  in  der  Person  des  Reichskanzlers  eine 
Reihe  von  Vollmachten  erteüt,  um  eine  positive  Auswanderungspolitik 
in  Angriff  zu  nehmen. 

Wenn  man  sich  erinnert,  dafs  noch  der  Entwurf  von  1892  in 
rigoroser  Weise  den  Versuch  gemacht  hatte,  die  Freiheit  der  Aus- 
wanderung auf  polizeilichem  Wege  einzuschränken,  so  mufs  man  an- 
erkennen,  dafs  die  Begründung  zu  dem  Entwürfe  recht  hat,  wenn  sie 
von  dem  vorliegenden  Gesetze  rühmt,  dai's  es  an  dem  Grundsatz  der 
Auswanderungsfreiheit  festhält  und  Beschränkungen  nur  insoweit 
vorsieht,  als  diese  durch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Wehr- 
pflicht durch  die  Rücksicht  auf  die  Auswanderer  selbst,  sowie  behufii 
Durchführung  gerichtlicher  und  polizeilicher  Sicherungsmarsnahmen,  ge- 
boten sei.  Die  in  der  Kommission  aufgeworfene  Frage,  ob  der  Agenten* 
zwang  §  8  und  die  in  §  45  unter  Strafe  gestellte  nicht  erlaubte  ge- 
werbsmäfsige Beförderung  von  Auswanderern,  letztere  etwa  mit  Hinblick 
auf  gemeinnützige  Gesellschaften,  doch  zu  einer  Beschrankung  der  Aus- 
wanderungsfreiheit führen  müsse,  konnte  nach  Darlegung  der  geplanten 
Organisation  und  nach  den  gemachten  amtlichen  Zusicherungen,  den 
§  45  auf  Gesellschaften  wie  den  Raphaelsverein  nicht  anzuwenden,  ver- 
neint werden.  Eine  Agitation  zu  Gunsten  der  Auswanderung  wird 
allerdings  durch  das  Gesetz  nicht  gefördert,   von    der  Regierung  nicht 
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abflichtigt,    aber  auch  von  den  Freunden   einer   gesetzlichen  Fürsorge 
für  die  Auswanderer  nicbt  gefordert 

»Nach  der  Begründung  zu  dem  Entwürfe  will  das  Gesetz  allerdings 
über  die  Auswanderungsfreiheit  hinausgehen  und  den  Auswanderern  in 
ihren  Interessen  und  nationalen  Beweggründen  eine  gröfsere  positive 
Fürsorge  zu  teil  werden  lassen  als  bisher.  Diese  Fürsorge  erstreckt 
das  Gesetz  allerdings  vorwiegend  auf  den  Schutz  der  Auswanderer  bei 
Abschlufs  von  Verträgen  mit  den  Auswanderungsunternehmern,  bei  der 
Beförderung  selbst,  in  bescheidenerem  Umfange  bei  der  Ankunft  im  Aus- 

Isdiiffungshafen  und  in  bescheidenster  Weise  im  Besiedelungsgebiete. 
Hier  wurden   in   der  Kommission  Versuche   gemacht,    die  Fürsorge 
im  Ausschi fifungshafen   und    im  Besiedelungsgebiete   ausgiebiger  zu   ge- 
rtalten.    Zu  diesem  Zwecke  hatte  der  Schreiber  dieser  Zeilen  die  Ein- 
pcfaaltung  eines  §  42a  von  folgendem  Wortlaut  beantragt: 
„Zur    WahrnehmuDg    der   Rechte    und    Interessen    deutscher    Aus- 
wanderer  im  Auslande    sind    In    den  AusschifPungshäfen    und   in    den 
■  Bosiedelungsgebieten,  für  die  Untemehmem  Erlaubnis  erteilt  worden 
'  ist   (§§  6  und  25)  ^    Reichskonsuln   oder   besondere  Beichskommissare 
SU  bestellen. 

Die  Führer  von  AuswanderuDgsschiffen  sind  verpflichtet ,  diesen 
Konsuln  oder  Kommissaren  namentliche  Listen  der  Auswanderer  zu 
überreichen  und  ihnen  vor  Ausschitfung  der  Auswanderer  das  Betreten 
der  Schiffsräume,  die  Einsicht  in  die  Schiffspapiere  und  die  Entgegen- 
nahme etwaiger  Beschwerden  der  Auswanderer  zu  gestatten.  Die 
Beichskommissare  und  die  mit  den  entsprechenden  Aufgaben  betrauten 
Reichskonsuln  haben  dem  Reichsauswanderungsamte  über  ihre  Er- 
hebungen und  Erfahrungen  fortlaufend  Berichte  zu  erstatten,  die 
dann  in  geeigneter  Weise  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen  sind.** 
Dieser  Antrag  wurde  von  einem  Vertreter  der  verbündeten  Regie- 
rungen durch  folgende  Erklärung  bekämpft: 

^ie  neuerdings  wiederholt  aufgetauchte  Mitteilung^  den  deutschen 
Konsuln  sei  durch  Cirkularerlafs  verboten  worden^  sich  der  Aus- 
wanderer anzunehmen,  gehört  in  das  Gebiet  der  Fabel 

Schon  bisher  haben  sich  die  Konsuln  der  Auswanderer,  die  ihre 
^^^  Hilfe  anriefen,  in  bereitwilliger  und  erspriefslicher  Weise  angenom- 
^^^  men.  Wird  der  Entwurf  Gesetz,  so  wird ,  entsprechend  der  dann 
^^V  ennögUchten  Aus  Wandererpolitik,  naturgemäis  es  in  erhöhtem  Mafse 
V  die  Aufgabe  der  Konsuln  sein,  sich  der  deutschen  Auswanderer,  selbst 
H  spontan,  anzunehmen,  Dafs  aber  in  betreff  dieser  Schutzgewilhrung 
I  nach  erfolgter   Ansiedelung    über  ein    gewisses  Mals   nicht    hinausge- 

^^B  gangen  werden  kann,  ist  bereits  in  den  Motiven  hervorgehoben.  Die 
^^H  EinrichtuDgen  und  Verhältnisse  des  betreffenden  Einwanderungslandes 
^^H  können  bei  der  Bemessung  der  Schutzmafsnahmen  nicht  aul'ser  Be- 
^^H    tracht  bleiben/^ 

■  Der  Antrag    wurde    daraufhin    abgelehnt,   obgleich    wir   feststellen 

r      wollen,    dafs  andere  Länder,  wie  z.  B-  Italieu,  in  der  Fürsorge  für  ihre 

Auswanderer  in  den  Einwanderungsgebieten   viel   weiter   gehen  als  das 

Doutache  Reich  und  dafs  sie  kierbei  auf  die  Verhältnisse  der  betreffen- 
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den  Ein  wände  mngslän  der  so  weit  gehende  Kücksichten  nicht  glauben 
nehmen  zu  müssen.  Ohne  Zweifel  werden  die  Freunde  einer  deutschen 
positiven  Auswandemngspolitik  an  ihren  Forderungen  festhalten  müssen^ 
im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  der  Verwaltung  in  den  Einwände- 
rungagebieten  in  viel  gründlicherer  Weise  für  die  deutschen  Auswan- 
derer zu  sorgen^  als  dies  bisher  üblich  war  und  als  dies  auch  dorcli 
das  Gesetz  den  Konsuln  und  den  fakultativ  vorgesehenen  besonderes 
Reichskommissaren  zur  Pflicht  gemacht  wird. 

Die  deutsche  Gewerbeordnung  bestimiut  in  ihrem  §  6  ausdrücklich^ 
dafs  sie  keine  Anwendung  finde  auf  den  Gewerbebetrieb  der  Auswande- 
rungsunternehmer und  Auswanderungsagenten.  Di©  meisten  deutschen 
Einzelländer  haben  jedoch  diesen  Gewerbebetrieb  bisher  konzeösions- 
pflichtig  gemacht.  Das  Gesetz  vom  9,  Juni  1897  hält  an  der  Konxea* 
sionspflicht  der  Auswanderungsunternehmer  und  Agenten  fest  Es  statuiert 
jedoch  keine  sogenannte  normative  Bestimmung,  bei  deren  Erfüllung  die 
Erlaubnis  an  die  Konzessionsnachsochonden  erteilt  werden  muls^  sondern 
es  macht  die  Erteilung  der  Erlaubnis  an  die  Unternehmer  abhäogjg 
von  dem  freien  Ermessen  des  Reichskanzlers  und  die  Agenten  von 
dem  freien  Ermessen  der  Landesbehörden.  Es  versagt  alßo  beiden  einen 
Anspruch  auf  Verteilung  der  Erlaubnis.  Erklärlicherweise  wurde  dieser 
Grundsatz  von  denen  lebhaft  angefochten^  die  die  Interessen  der  bis- 
herigen Konzessionsinhaber  vertraten  und  sich  bei  den  weitgehenden 
überaus  duldsamen  Uebergangs  bestimmun  gen  nicht  beruhigen  wollten. 
Der  Reichstag  hat  aber  unseres  Erachtens  mit  Recht  an  dem  Grund* 
satz  der  Erlaubniserteilung  nach  freiem  Ermessen  festgehalten,  da  dieser 
die  notwendige  Voraussetzung  für  eine  wirkliche  AuswanderungspoUtik 
im  Binnenlande  ist^  freilich  immer  unter  der  weiteren  Voraussetzung, 
dals  diese  Ermächtigung  wie  alle  Ermächtigungen  des  Gesetzes  in  ver- 
ständiger Weise  durch  die  Behörden  gehandhabt  wird,  was  bei  der  Art 
der  Begründung  des  Gesetzes  Eur  Zeit  nicht  bezweifelt  werden  kann. 

Die  Anforderungen,  welche  das  Gesetz  an  die  Auswanderungaunter- 
nehmer  steUt^  gehen  aÜerdings  ziemlich  weit,  indem  von  ihnen  unter 
anderem  die  Stellung  einer  Sicherheit  im  Mindestbetrage  von  50  000 111 
gefordert  wird.  Das  Gesetz  nimmt  sich  aber  hier  die  bewährte  Be- 
stimmung des  Auswanderungsgesetzes  der  freien  Schweiz  zum  Vorbilde, 
das  allerdings  leider  in  seinen  färsorgenden  Bestimmungen  für  die  Aus- 
wanderer nicht  allenthalben  erreicht  wird. 

Wenn  das  Gesetz  den  Agentenzwang  ausspricht,  d.  h.  das 
Verlangen  stellt,  dala  die  Auswanderungslustigen  nur  durch  Vennitte- 
lung  örtlicher  Aus  Wanderungsagenten  mit  den  in  den  HSfenst^ten 
sitzenden  Auswanderungsuntemehmem  verkehren  sollen ,  so  konnte  der 
Nachweis  erbracht  werden ,  dafs  diese  Bestimmung  auf  Grund  der  bis- 
hengen  Erfahrungen  notwendig  ist  und  kaum  die  Auswanderer  finanziell 
belasten  wird. 

Freilich  läfst  sich  nicht  läugnen,  dals  der  Agentenzwang  den  ein* 
zelnen  deutschen  Landesbehörden  einen  gewissen  EinBufs  auf  die  Be- 
handlung des  Auswanderungswesens  sichert,  was  diese  erklärlicherweiM 
wünschen,  was  aber  doch  zu  Bedenken  Veranlassung  geben  könnte,  sofadid 
diese  Politik  sich  gegensätzlich  zu  der  Reichspolitik  verhielte. 
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Andererseita  mufs  zagegebeo  werden,  dals  die  in  §  5  indirekt  ans* 
gesprochene  Beseitigung  binneD ländischer  Beforderungsuntemehmungen 
in  entgegengesetzter  Richtung  wirken  kann.  Diese  binneiilandischen 
Gesellschaften  zur  Beförderung  der  Auswanderung  hatten  früher  eine 
gröfsere  Bedeutung  als  jetzt^  sie  waren  die  eigentlichen  Unternehmer 
und  schlössen  mit  den  Reedereigesellachaften  Beförderungsverträge  ab. 
Mit  der  steigeuden  Bedeutung  der  grofsen  deutschen  Schiffahrtsgesell- 
echaften  hat  sich  das  Verhältnis  allmählich  umgekehrt  und  die  binnen- 
landischen Firmen  und  Gresellschaften  zur  Stellung  von  Agenturen  der 
hanseatischen  Reedereien  herabgedrückt.  Das  Gesetz  beseitigt  nunmehr 
das  selbständige  binnenländische  Unternehmertum  ganz^  indem  §  5  von 
dem  um  Erteilung  der  Erlaubnis  nachsuchenden  Unternehmer  den  Nach- 
weis fordert.,  ,^dafs  er  Reeder  ist".  Diese  letztere  Bezeichnung  wurde 
an  die  Stelle  der  Worte  des  Entwurfes  gesetzt:  „dala  ihm  hierzu  ge- 
eigoete  eigene  Schiffe  zur  Verfügung  stehen."  In  der  Kommission  war 
der  Versuch  gemacht  worden»  durch  Streichung  des  Wortes  »^eigene" 
das  thatsächlich  eintretende  Monopol  der  groisen  Schiffahrtsgesell- 
schaften zu  durchbrechen ,  das  diese  allerdings  gar  nicht  beanspruchen, 
das  ihnen  aber  doch  thatsächlich  zufallen  mulS|  wenn  von  dem  Aos- 
wanderungsuntemehmer  verlangt  wird,  daia  er  Reeder  ist. 

Auch  das  Gesetz  schliefst  ausländische  Unternehmer  nicht 
völlig  aus.  Nach  den  bisher  geltenden  Landesgesetzen  waren  solche 
ausländische  Unternehmungen  in  der  Regel  zugelassen  und  nur  aus- 
nahmsweise verboten.  Das  Gesetz,  §  4,  kehrt  dieses  Verhältnis  um, 
indem  es  ausländische  Unternehmer  in  der  Regel  nicht^  aber  doch  aus- 
nahmsweise,  znläfsl  Diese  Zulassung  ausländischer  Unternehmer  ent- 
spricht den  Bedürfnissen  der  westdeutschen  und  süd westdeutschen  Aus- 
wanderer, die  in  verschiedenen  Petitionen  dortiger  Handelskammern  zum 
Ausdruck  gekommen  sind.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  namentlich  die 
Elsässer,  Baden ser  und  rhe inländischen  Auswanderer  gern  die  nieder- 
ländischen und  französischen  Häfen,  manchmal  auch  Genua,  bevorzugen 
und  dafs  sie  dies  heimlich  thon  werden  dann^  wenn  es  ihnen  unmög- 
lich gemacht  oder  erschwert  wird,  Hamburg  oder  Bremen  zu  benutzen. 
Die  Bekämpfung  des  Winkelagenten  iums  und  der  heimlichen  Aus  Wande- 
rung selbst  bleibt  aber  doch  eine  wesentliche  Aufgabe  der  gesetzlichen 
und  polizeilichen  Behandlung  des  Auswanderungswesens  in  Deutschland, 
namentlich  im  Hinblick  auf  die  Wehrpflicht 

Wenn  im  §  6  des  Gesetzes  bestimmt  wird,  dafs  die  Erlaubnis  nur 
filr  bestimmte  Länder,  Teile  von  solchen  oder  bestimmte  Orte  und  im 
Falle  überseeischer  Beförderung  nur  für  bestimmte  Einschiffungshäfen 
zu  erteilen  ist,  so  wird  in  diesem  sogenannten  örtlichen  Spezi alisie - 
rongsprinzip  von  den  Freunden  und  Gegnern  des  Gesetzes  das 
Wesentlichste  und  Neue  in  dem  ganzen  Gesetze  erkannt  Die  Gegner 
bekämpfen  dieses  Prinzip,  teils  als  einen  Eingriff  in  die  freie  Entschliels- 
ong  der  Auswanderungslustigen,  teils  als  Benachteiligung  des  Reederei- 
gewerbes, Es  machte  einen  fast  komischen  Eindruck,  wenn  heifsspomige 
Vertreter  dieser  Interessen  die  Sache  so  darzustellen  beliebten,  als  ver- 
stofftd  daa  ganze  Gesetz  gegen  „nationale**  Interessen  durch  dieses  Speziali* 
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siertmgspiinzipj  well  durch  dieses  andere  Ziele  bei  der  Answanderong 
bevorzugt  werden  könnten,  als  die  hauptsächlichsten  Ziele  des  ijiter- 
nationaien  OüterauatauscheB. 

Bisher  lag  doch  die  Sache  so,  dafs  von  einer  wirklichen  Freiheit  der 
Auswanderungslustigen  in  den  seltensten  Fällen  die  Rede  sein  konnte; 
teils  wurden  sogenannte  Prepaids»  von  überseeischen  Verwandten  und 
Freunden  im  voraus  bezahlte  Ueberfahrtsscheine  für  die  Wahl  des 
Auswanderungszieles  und  nicht  immer  zum  Vorteil  der  Auswanderer 
malsgebend.  Vor  allem  aber  war  jederzeit  für  dieses  Auswandeninga- 
ziel  der  höhere  oder  niedere  Passagepreis  mal'sgebend  und  dieser  wieder 
bedingt  durch  die  Wechselwirkung  zwischen  Passage  und  Fracht*  Weil 
die  grolsen  Hamburger  und  Bremer  SchiÖsges ellschaften  schwere  und 
umfangreiche  Frachten  von  Nordamerika  nach  Deutschland  und  weniger 
umfangreiche,  wenn  auch  wertvollere,  Frachten  von  Deutschland  nach 
Amerika  hatten,  blieb  ihnen  im  Zwischendeck  io  der  Ausfahrt  genügen- 
der  Raum  übrig,  den  sie  durch  die  Beförderung  von  Auswanderern  vodr- 
teilhaft  verwerten  konnten. 

Die  deutsche  Massenauswanderung  nach  Nordamerika  mit  ihrea 
grolsen  nationalen  Nachteilen  war  also  weniger  das  Ergebnis  individueller 
Entschliersungen,  als  vielmehr  die  Wirkung  davon,  dafs  der  Menschen- 
transport  vom  Gütertransport  abhängig  war  und  in  seinen  Zielen  ihm 
folgen  mufste. 

Das  Gesetz  kehrt  dieses  Verhältnis  um  und  zwar  im  ,,nationalen 
Interesse**  und  in  dem  der  Auswanderer,  wobei  die  Schiffsinteressen 
keineswegs  zu  kurz  zu  kommen  brauchen  und  nur  von  den  ersten  an 
die  gehörige  zweite  oder  dritte  Stelle  gerückt  werden.  Denn  durch 
die  Luft  werden  die  überseeischen  Auswanderer  auch  in  Zukunft  nicht 
fliegen  können,  gleichgiltig,  ob  es  sich  um  Nord-  oder  Südamerika, 
Südafrika  oder  sonst  welche  Ziele  handelt 

Das  Spezialisierangprinzip  ist  die  notwendige  Voraussetzung  ftr 
den  Versuch  einer  Leitung  der  Auswanderer  nach  bestimmten  Zielen, 
Ohne  Zweifel  kann  dieses  Prinzip  auch  in  einer  Weise  zur  Anwendung 
kommen ,  die  die  Beförderung  deutscher  Auswanderer  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  dem  wesentlichsten  bisherigen  Ziel 
dieser  Auswanderer,  nicht  mehr  erlaubt.  Nur  ist  es  un verstau dlicli, 
warum  diese  Wirkung  eine  so  entsetzliche  sein  soll,  wie  manche  Gegner 
des  Gesetzes  meinen.  Zunächst  ist  eine  völlige  Unterbindung  der  deut- 
schen Auswanderung  nach  Nordamerika  weder  in  das  Auge  gefafst, 
noch  ausführbar.  In  der  Begründung  zu  dem  Gesetz  ist  die  weitere 
Zulässigkeit  der  Prepaids  ausdrücklich  anerkannt  und  diese  kommen 
doch  nur  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zur  An- 
wendung ;  femer  braucht  nicht  befürchtet  zu  werden,  dafs  die  Regierung 
in  den  üebergangsjahren  die  berechtigten  Interessen  der  Reedereien 
schädigt.  Aber  es  mufs  daran  festgehalten  werden,  dafs  das  Deutsche 
Reich  in  seiner  gesetzlichen  Behandlung  der  Auswanderung  nach  Nord- 
amerika ebensowenig  beschränkt  ist,  wie  die  Vereinigten  Staaten  In  der 
geeetzgeberischen  Behandlung  der  deutschen  Einwanderung.  Wenn  die 
Vereinigten  Staaten  es  f&r  zulässig  erachten,  nachdem  sie  Jahrhunderte*^ 
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lang  den  Strom  des  vorzüglichen  MaterialB  deutscher  Einwanderung  ohne 
Einachrünkung  und  Auswahl  aufgenommen  haben  und  mit  diesem  Materiale 
die  besten  Pfeiler  ihres  eigenen  neuen  Volkstums  aufgebaut  haben,  nun 
jetzt  die  ihnen  unbequemen  Teile  dieser  Einwanderung  zurückÄU weisen 
und  nur  das  auszuwählen,  was  ihnen  gerade  palst,  so  wird  auch  das 
Deutsche  Reich  sich  für  berechtigt  erachten  dürfen^  in  seinen  Gesetzen 
68  auszusprechen,  dafs  ihuen  die  deutsche  Auswanderung  nach  Nord- 
amerika überhaupt  nicht  mehr  palst.  Endlich  aber  enthalten  solche 
ligorose  Bestimmungen  doch  die  Möglichkeit,  mit  gleichen  Waffen  in 
der  Hand  an  eine  vertragsmäfsige  Regelung  der  beiderseitigen  Inter- 
essen und  Rechte  heranzutreten.  Und  das  ist  es,  was  wir  nicht  nur 
auf  diesem,  sondern  auf  vielen  anderen  Gebieten  gegenüber  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  in  den  n£U)hsten  Jahrzehnten  dringend 
brauchen.  Mit  Rücksicht  auf  die  internationalen  Beziehungen  ist  es 
durchaus  zu  billigen,  dafs  das  Spezialisierungsprinzip  sich  in  die  positiven 
Formen  der  Erlaubniserteilung  hüllt  und  von  dem  Verbot  bestimmter 
Gebiete  absieht.  Auch  dies  schafft  eine  bequemere  Grundlage  zu  inter- 
nationalen Verträgen. 

Diese  künftige  vertragsmäfsige  Ordnung  der  Bedingungen,  unter 
denen  ein  KoloDialgebietT  das  auf  die  Einwanderung  angewiesen  ist, 
deutsche  Einwanderer  aufnehmen  will  und  soll,  scheint  uns  die  Haupt- 
eache  an  dem  ganzen  Gesetz  und  in  der  ganzen  Auswanderuugapolitik 
XU  sein.  Und  deshalb  begrüfsen  wir  gerade  das  Spezi  all  sierungsprinzip 
unseres  Gesetzes  mit  Freuden.  Auch  wird  niemand  behaupten  können, 
dals  ein  Gesetz  mit  diesem  Inhalt  ein  blolses  Transportgesetz  sei. 

Dagegen  mals  es  rückhaltlos  als  eine  Schwäche  des  Gesetzes  an- 
erkannt werden,  dafs  es  den  Unterschied  zwischen  der  Beförderungs- 
untemehmung  und  der  Besiedelungsuntemehmung  nicht  genügend  klar 
stellt,  denn  wenn  auch  der  §  7  des  Gesetzes  es  dem  Reichskanzler  ge- 
stattet, die  eigentlichen  iSiedelungsgesellschaften  noch  milder  zu  behan- 
deln, als  die  Befördeningsuntemehmungen,  so  geht  das  Gesetz  im  wesent- 
lichen von  der  Voraussetzung  aus^  dals  die  Beförderungsunternehmungen 
auch  zugleich  sich  dem  Geschäfte  der  Siedelung  widmen  werden. 

Die  neue  Auswanderungspolitik  will,  wie  aus  den  Beweggründen 
mch  ergiebt,  Siedelungs Unternehmungen  möglichst  begünstigen, 
und  es  wird  den  Reedereigesellschaften  kaum  etwas  anderes  übrig  bleiben, 
als  sich  mittelbar  oder  unmittelbar,  nämlich  durch  Beanteiligung  an  Kolo- 
nisadonsgesellschaften,  dem  Siedelungsgeschäfte  zu  widmen.  Was  die 
eigentlichen  deutschen  Besiedelungsgesellschaften ,  namentlich  für  Süd- 
amerika, anbelangt,  so  sagen  die  Motive,  dafs  hierbei  an  solche  Gesell- 
schaften gedacht  sei,  welche  ihren  Sitz  in  Deutschland  haben,  mit  deut- 
schem Kapital  begründet  sind  und,  indem  sie  sich  mit  einer  den  Ver- 
hältnisaen  des  deutschen  Geldmarkts  bei  soliden  Anlagen  entsprechen- 
den Versnnsung  ihres  Kapitals  begnügen,  jede  thunlichste  Förderung 
um  so  mehr  verdienen,  als  sie  sich  durch  ausgiebige  Uebemahme  der 
üntemehmerrolle  nicht  nur  in  den  Dienst  nationaler  Auswanderungs- 
politik stellen,  sondern  auch  eine  erwünschte  Gelegenheit  bieten  würden» 
um  dasjenige  deutsche  Kapital,  welches  bisher  in  erheblichem  Umfange 
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und  nicht  zum  Vorteile  des  deutschen  Nationalwohlstandd,  in  den  schwer 
kontrollierbaren  Wertpapieren  gerade  jener  Einwanderungsländer  Ver- 
zinsung suchte^  nationalen  Aufgaben  und  Anlagen  zuzuführen. 

Bekanntlich  ist  eine  hanseatische  Kolooisationsgesellschaft  in  Ham- 
burg in  Bildung  begriffen ,  die  sich  an  den  alten  Kolonisations verein 
anlehnt  I  in  Südbrasilien  thätig  sein  will  imd  an  der  die  grofsen  im 
Auswanderungageschäft  bisher  thätigeu  Reedereigeaellschafben  sieh  be- 
anteiligt  haben. 

Das  Gesetz  macht  auf  dem  Gebiete  des  Auswanderuugswesens  das 
Reich  nur  zum  Teil  zuständig,  überläfst  aber  einen  Teil  der  Za- 
ständigkeit  nach  wie  vor  den  Laudesregierungen.  Wir  sind  der 
Meinung  und  haben  dies  auch  in  der  Kommission  durch  Stellung  von 
Anträgen  zum  Ausdruck  gebracht^  dals  eigentlich  das  Reich  nach  dem 
Artikel  4  der  Verfassung  allein  zuständig  sein  sollte.  Baraus  würde 
sich  ergehen,  dais  alle  Behörden  für  Aus wanderungszw ecke ,  auch  die 
in  den  deutschen  Auswaoderungshäfen ,  Reichsbehörden  sein  müfsteD, 
wie  denn  selbst  verständlich  alle  Reichsorgane  in  den  überseeischen 
Ländern  Reichsbehörden  sind.  Demgegenüber  wurde  geltend  gemacht, 
dals  der  Artikel  4  der  Verfassung  nur  die  Gesetzgebung  und  die  Be- 
aufsichtigung über  das  Auswanderungswesen  dem  Reiche  überlasse,  die 
Ausführung  der  Gesetze  aber  den  Landesregierungen  vorbehalten  wollt«,  | 
Das  letztere  ist  ja  nun  nicht  richtig,  denn  sonst  hätten  nicht  auch  die 
schon  seit  dem  Jahre  1868  bestehenden  Reichskommissare  für  Aus- 
Wanderungswesen  in  den  Auswanderungshäfen  als  Reichsbeamte  bestellt 
werden  können.  Eine  gröfsere  Beachtung  verdiente  und  fand  ein  anderer 
praktischer  Einwand  gegen  den  Versuch,  das  gesamte  Auswanderungs- 
wesen auch  im  Deutschen  Reiche  zur  Sache  des  Reiches  zu  maoheiL 
In  den  Auswaudenmgshäfen  steht  nämlich  die  gesamte  Polizei  mehr  1 
oder  weniger  im  Dienste  der  Interessen  der  Auswanderer  und  ee  ist 
ebenso  unmöglich,  die  gesamte  Polizei  Hamburgs  und  Bremens  zu  einer 
ReichspoEzei  zu  machen,  wie  etwa  eine  besondere  Auswandern ngspolixei 
aus  der  Hamburger  und  Bremenser  auszuscheiden,  namentlich  w^in 
man  nicht  nur  an  die  Thätigkeit  der  Polizei  in  den  Auswanderung;»- 
herbergen,  auf  den  Bahnhöfen  und  so  weiter,  sondern  auch  an  die 
Thätigkeit  auf  den  Schüfen  und  die  sachverständige  Prüfung  aller  Schi&* 
einrieb  tun  gen  denkt. 

Selbstverständlich  sind  aber  die  Zentralbehörden  für  Auswande- 
rungswesen (§  38)  und  der  ihr  beigegebene  Beirat  (§  39)  Einrichtungen 
des  Reichs.  Zu  einer  besonderen  zentralen  Reichsbehörde  für  Aus- 
wanderungswesen, dem  von  vielen  Seiten  gewünschten  Auswanderung^- 
amte^  ist  es  freilich  noch  nicht  gekommen.  Vielmehr  sind  die  Pflichten 
und  Rechte  des  Reiches  dem  Reichskanzler  als  solchem  beigelegt  worden^ ' 
wobei  mEkn  freilich  nicht  die  mechanische  Auffassung  haben  darf,  dafa 
der  Reichskanzler  persönlich  diese  Funktionen  ausübt.  Vielmehr  werden 
auch  hier  die  Geschäfte  unter  seiner  Verantwortung  und  nach  seiner 
Anordnung  durch  die  ihm  beigegebenen  Beamten  ausgeübt^  deren  BAOg 
und  Zahl  durch  den  Reichshaushalt  bestimmt  wird. 

Unseren   Versuchen,   schon   im   Gesetze   selbst   ein   Beicheaus*] 
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wandemngsamt  yorzusehen ^  wurde  entgegengebaltan ,  dafs  ältere 
ArbeitsteilttngeD,  wie  z.  B.  die  AusscheiduDg  des  Kolonialamtes  aus  dem 
aUgemeinen  Auswärtigen  Amt,  noch  nicht  zur  Selbständigmach ung  solcher 
Organe  geführt  hätten ;  auch  das  Kolonialamt  sei  noch  heute  dem  Aus- 
wärtigen Amt  untergeordnet  und  noch  kein  ihm  nebengeorduetes  Keiclis- 
amt  geworden,  wohin  allerdings  die  Entwickelnng  ziele.  Es  sei  ja  nicht 
ausgeschlossen,  später  auch  ein  Heichsauswanderungsamt  zu  schaffeBf 
aber  hieran  sei  nicht  ein  Organisationsgesetz  erforderlieh,  sondern  dies 
könne,  wie  es  ja  auch  bei  anderen  Aemtem  geschehen  sei,  durch  Be- 
willigungen imterhalb  des  Reichshaushalts  geschehen. 

Auch  die  Versuche,  dem  Beirat  eine  grölsere  Zuständigkeit,  Selb- 
ständigkeit und  Initiative  einzuräumen,  scheiterten  iji  der  Kommission. 
Namentlich  mifslang  der  Versuch,  iu  den  Beirat  Mitglieder  des  Reichs- 
tages zu  delegieren  mit  Hinweis  auf  die  angeblich  ungünstigen  Erfah- 
rungen, die  mit  dieser  Einnchtung  bei  der  Reichskommission  für  Arbeiter- 
statistik gemacht  worden  seien. 

Unser  Gesetz  verteüt  also  die  Zuständigkeit  in  der  Weise, 
dafs  der  Reichskanzler  die  Erlaubnis  zur  Beförderung  von  Auswanderern 
an  Unternehmer  erteilt,  dafs  er  hierbei,  wie  bei  der  gesamten  Auswande- 
rongspoütik,  zum  Teil  den  Beirat  hören  mufs,  zum  Teil  ihn  hören  darf 
Der  Reichskanzler  übt  auch  die  Aufsicht  aus  über  das  Auswanderungs- 
wesen  in  den  Hafenorten  und  in  den  Einwanderungsgebieten»  Die 
deutschen  Einzelstaaten  sind  zuständig  für  die  Erlaubniserteilung  an 
die  Agenten  und  sie  sind  hierbei  an  die  Mitwirkung  oder  Aufsicht  des 
Reichskanzlers  nicht  gebunden.  Die  Landesregierungen  der  Hafenorte 
sind  für  die  Ausführung  des  vorliegenden  Gesetzes  in  allen  seinen  poli- 
zeilichen Bestimmungen  und  vermutlich  auch  für  die  Durchführung  der 
noch  nicht  erlassenen  Ausfühningsbestimmungen  des  Bundesrates  zu- 
ständig. 

Diese  Ausführungsverordnung  wird  vermutlich  eine  recht 
umfangreiche  werden  und  unter  anderem  den  gröl'sten  Teil  des  Ham- 
burger Gesetzes,  betr.  das  Auswan de nin gewesen  vom  14.  Januar  18Ö7 
und  18.  November  1896  in  sich  aufzunehmen  haben.  Nach  Ablehnung 
dar  Versuche  in  der  Kommission,  den  wesentlichen  Teil  dieses  Hamburger 
Gesetzes  in  das  Reichsgesetz  selbst  aufzunehmen,  hat  man  sich  n&mlich, 
wie  wir  glauben,  mit  gutem  Recht  dafür  entschieden,  im  Reichsgesetz 
Ibst  nur  die  grundsätzlichen  Bestimmungen  zu  treffen  und  die  Fest- 
Btzung  aller  näheren  Bestimmungen  und  Einzelheiten  dem  Bundesrate 
überlassen,  nachdem  in  verbindlicher  Weise  die  Erklärung  abgegeben 
rorden  war,  dafs  die  bewährten  Vorschriften  der  Hamburger  und  Bremer 
Gesetze  über  die  Beförderung  der  Auswanderer  in  der  That  in  die 
Bundesratsverordnung  aufgenommen  werden  sollen.  Für  diese  Ent- 
geh! ieisung  war  es  mal'sgebend,  dafs  es  sich  hierbei  um  Dinge  handelt, 
die  vielfach  im  Flusse  begriffen  sind  und  dafs  die  vom  sittlichen 
und  Gesundheitsstandpunkt  aus,  sowie  aus  den  Bedürinissen  des  Com- 
forts  gestellten  Anfordenmgen  fortwährend  steigen,  dafs  es  demgemäb 
gar  nicht  im  Interesse  der  Auswanderer  liege,  Minimalanforderungen 
nach  dem  Standpunkt  der  heutigen  Anschauung  in  dem  Gesetz  für  eine 
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längere  Zeit  festzulegen.  Die  beweglicheren  Verordnungen  des  Bunde»- 
rtites  werden  diesen  Entwickelungen  viel  leichter  folgen  können,  als  die« 
den  beschwerlicheren  Apparaten  der  Reichsgesetzgebung  möglich  seL 
Auch  der  Schifi^bau  sei  in  ununterbrochenem  Wandel  begriffen,  so  dals 
es  technisch  heute  kaum  möglich  sei,  Mi  n  i  mal  an  f orderungen  an  künftig 
55U  erbauende  Auswandererschiffe  zu  stellen.  Ajii  guten  Willen  der 
Schiffsbauer  und  Reeder  zu  zweifeln,  liege  keine  Veranlassung  vor  imd 
80  würden  diese  Dinge  unter  dem  Drucke  der  öffentlichen  Meinaog 
sich  in  Zukunft  vom  Bundesrat  leicht  ordnen  lassen. 

In  einer  Beziehung  bringt  das  Gesetz  den  Kolonialfreunden  eine 
Enttäuschung.  In  den  von  der  Kolonial gesellscbaft  und  vom  Alldeutschen 
Verband  ausgearbeiteten  Entwürfen  von  Aus  Wanderungsgesetzen  und  iJi 
der  kölonialpolitischeo  Litteratur  war  fast  einstimmig  die  Organisation 
d^a  Auskunftsweseus  an  die  Auswanderungslustigen  durch  das  Heich« 
eine  sog.  Reichs auskunft ei,  verlangt  worden,  und  wir  haben  auch 
in  der  Kommission  den  Versuch  gemacht,  jene  Wünsche  zu  verwirk- 
lichen, die  iü  dem  Entwürfe  der  verbündeten  Regierungen  keine  Berück- 
sichtigung gefunden  hatten.  Es  ißt  aber  zur  Errichtung  einer  solchen 
Auskunftei,  wenigstens  im  Rahmen  dieses  Gesetzes,  nicht  gekommen. 
Das  Auswärtige  Amt  legte  dar,  dafs  es  in  steigendem  Umfange  auf 
Grund  der  in  seinen  Akten  befindlichen  reichen  Informationsmaterialien 
Ausküni^e  bereits  erteile;  den  Reichskanzler  aber  oder  irgend  ein© 
zentrale  Reichsbehördo  zur  Erteilung  solcher  Auskünfte  zu  verpfiichteii^ 
scheine  bedenklich.  Das  Reich  lade  sich  eine  zu  grofse  Verantwortung 
auf  Die  Auswanderer  würden  sich  zu  sehr  an  den  Gedanken  der 
Reichsbevormundung  gewöhnen,  alle  Hili'e  vom  Reiche  erwarten  nad 
alle  persönlichen  und  sachlichen  Kiiserfolge  dem  Reiche  zur  Last  legea. 

In  früheren  vorbereitenden  Stadien  war  es  erwogen  worden,  ob 
auch  die  Uebersiedelung  in  die  deutschen  Schutzgebiete 
reichsgesetzlicb  geregelt  werden  solle  und  ob  dies  etwa  in  einem  be- 
sonderen Gesetze  oder  im  Rahmen  des  allgemeinen  Auswandemngs» 
gesetzes  zu  geschehen  habe.  Der  Entwurf  zu  dem  vorliegenden  Gesetz 
und  dieses  Gesetz  selbst  sehen  davon  ab,  die  Uebersiedelung  in  die 
deutschen  Schutzgebiete  zu  regeln.  Allseitig  wurde  es  anerkannt,  daCs 
eine  derartige  Uebersiedelung  keine  Auswanderung  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes sei,  obgleich  dieses  Gesetz  eine  Definition  der  Auswanderung  und 
und  der  Auswanderer  vermeidet  und  nur  im  §  37  nebenher  sagt,  was 
unter  einem  Auswandererschi  ffe  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  verstelieil 
sei.  Wenn  auch  die  deutschen  Schutzgebiete  in  mancher  rechtlicher 
Beziehung  als  Ausland  zu  betrachten  sind,  so  müssen  sie  doch  ohne 
Zweifel  im  Sinne  dieses  Gesetzes  als  Inland  angesehen  werden,  so  dals 
eine  Auswanderung  aus  dem  Deutschen  Reiche  in  diese  Schutzgebiete 
nicht  6tatt6nden  kann.  Es  ergiebt  sich  dies  aus  dem  §  6^  Abs.  3  dee 
Organisationsgesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  SchutjE- 
gebiete  vom  17.  April  1886  und  15.  März  1888,  wo  bestimmt  wird,  dals 
die  Schutzgebiete  im  Sinne  des  §  21  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870 
über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Sta&tsangehdrig* 
keit  als  Inland  zu  gelten  haben. 
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Wir  haben  den  Versuch  gemacht^  den  SchlulsbestimmiLBgen  des 
'  Gesetzes  einen  Paragraphen  folgenden  Inhalts  einzureihen  :  „Die  Üeber- 
siedelung  deutscher  ReichsangehÖriger  nach  den  deutschen  Schutzgebieten 
fällt  nicht  unter  die  Bedtimmungen  dieses  Gesetzes.  Solange  diese 
Jebersiedelung  nicht  durch  Kaiserliche  Verordnung  oder  durch  Reichs- 
esetz  geregelt  ist,  finden  auf  sie  die  Bestimmungen  des  5.  Abschnittes 
lieses  Gesetzes  sioDgemäfse  Anwendung/*  Der  5.  Abschnitt  des  Gesetzes 
beschäftigt  sich  nämlich  mit  dem  Transport  der  Auswanderer  uod  es 
schien  erwünscht,  an  solche  Schiffe,  die  zuÄllig  Deutsche  Im  Zwischen* 
deck  nach  Bwakopmund  befördern,  statt  sie  etwa  nach  Kapstadt  zu 
bringen,  ebensolche  Anforderungen  zu  stellen,  wie  an  eigentliche  Aus- 
wanderungsschiffe.  Der  Antrag  wurde  jedoch  abgelehnt,  auch  wurde 
©8  als  gesetstgeberisch  unnötig  bezeichnet,  nochmals  in  einem  Gesetze 
auszusprechen,  dals  die  Uebersiedelung  von  Deutschen  nach  den  Schutz- 
gebieten durch  Kaiserliche  Verordnung  geregelt  werden  könne,  nachdem 
diese  Zuständigkeit  durch  jenes  Organisationsgetz  vom  17.  April  1886 
und  15.  März  1888  aulser  Zweifel  gestellt  worden  sei.  Ein  praktisches 
Bedürfnis,  die  zahlenmäfsig  noch  geringe  Uebersiedelung  nach  den 
Schutzgebieten  durch  ein  Gesetz,  statt  durch  KaiBorliche  Verordnung  zu 
regeln,  könne  aber  noch  nicht  anerkannt  werden. 

Von  greiser  Wichtigkeit  sind  die  in  den  §§  43 — 48  enthaltenen 
Strafbestimmungen,  nicht  nur,  weil  sie  die  Durchführung  des  Ge- 
■  setzes  selbst  erzwingen  helfen,  sondern  weil  sie  auch  Dinge  unter  Strafe 
'«teilen,  die  in  dem  Gesetze  selbst  materiell  nicht  geregelt  werden.  Dies 
gilt  insbesondere  von  dem  §  47  in  Verbindung  mit  §  42,  die  sich  auf 
die  Beförderung  von  Kulis  in  Ostabien  und  in  der  Südsee  durch  deutsche 
Schiffe  beziehen.  Es  wurde  ausdrücklich  anerkannt,  daf»  hier  Mifsstände 
nicht  vorliegen,  dafs  vielmehr  die  deutschen  Schiffe  sich  vorteilhaft  vor 
Schiffen  unter  anderen  Flaggen  auszeichnen.  Nur  aus  formellen  Gründen 
Hchien  es  erwünscht,  die  deutschen  Konsulatsgerichte  mit  denselben 
rafrechtlichen  Waffen  aurtzurünten,  mit  denen  englitsche  Konsulatsgerichte 
durch  das  englische  Straf  recht  ausgerüstet  sind. 

Endlich  iüjt  es  gelangen,  die  von  uns  beantragten  folgenden  E  e  s  o  - 
lut Ionen  vom  Reichstage  angenommen  zu  sehen: 

„L  Die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  in  den  Ausschiffungs- 
hafeu  und  in  den  Besiedelungagebieten,  für  die  Unternehmern  Erlaubnis 
erteilt  worden  ist,  zur  Wahrnehmung  der  Rechte  und  Interessen 
der  deutschen  Auswanderer  die  genügende  Anzahl  von  Konsuln  zu  be- 
stellen. 

2.  Die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  den  im  Auslande 
lebenden  Deutschen,  bei  denen  der  Verdacht  einer  beabsichtigten 
Hinterziehung  der  Wehrpflicht  nicht  vorliegt,  also  insbesondere  den  im 
AuBlande  geborenen  oder  in  früher  Jugend  in  das  Ausland  verzogenen 
deutschen  Reichsangehörigen ,  die  Ableistung  ihrer  Wehrpflicht  in 
falberem  Grade  »u  erleichtem,  als  bisher." 

Die  Annahme  dieser  Resolutionen  ist  insofern  wertvoll,  als  der 
Reichatag  damit  Eingerieige  giebt  für  eine  weitere  Entwickelung  der 
reichsgesetzlichen    Behandlung   des  Auswanderungswesens.     Denn    auoh 
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diejenigen,  die  mit  dem  Gesetze  vom  9.  Jnni  1897  zufrieden  sind,  er- 
blicken in  ihm  nur  den  ersten  aber  wichtigen  vSchritt  auf  dem  Wege 
dieser  Entwickelung. 

Dals  das  Gesetz  eine  ganze  Reihe  vorwiegend  formaler  Mängel  hat, 
ist  auch  von  Beinen  Befürwortern  nicht  geleugnet  worden.  Biese  Mängel 
ergeben  nich  zum  Teil  aua  der  indirekten  Behandlung  von  GedankeDi 
die  eine  direkte  Gestaltung  zur  Zeit  noch  nicht  zulassen;  und  in  poli- 
tischer Beziehung  kann  nicht  geleugnet  werden,  dafti  das  Gesetz  eine 
Schale  ohne  grolsen  .sachlichen  Inhalt  ist,  dafs  es  dem  Reichskanzler 
weitgehende  Vollmachten  ausstellt,  ohne  ihn  von  einer  mifsbräuch- 
liehen  Handhabung  die.ser  Vollmachten  abhalten  zu  können.  Aber  da^ 
Gesetz  verkörpert  das,  was  zur  Zeit  gesetzgeberisch  auf  diesem  Gebiet© 
EU  erlangen  war  und  deshalb  werden  auch  diejenigen  mit  ihm  zufrieden 
sein  müssen,  die  noch  mehr  von  ihm  erwartet  haben. 


Gesetz  über  das  Auswandenmgsweseii. 

Vom  8.  JuqI  1897. 

I.     U  D  t  fl  r  D  e  h  m  e  r, 

§  1*  Wer  dio  BefBrderuDg  tod  ÄutwaDderern  cmch  HüTaerdfialacheti  tiiodefii  hetretbea 
will  (UDNrDehmer)^  bedarf  htersa  der  Erlftubois. 

§  9«  Zur  Erteilung  oder  YorsAgnog  der  Erkiibiib  ist  der  Reichskanzler  unter  2tt* 
atlmmuDg  d«8  Bundesrats  sttstiodig. 

§  3.     Die  Ertaubolä  tat  in  dear  Regel  nur  aa  erteileo: 

a)  an  Reicbsangehorige,  welche  ihre  gewerbiiche  medcrlaisung  im  R«ichag«Vletc 
haben  | 

b)  AD  H an delBgesetl Schäften,  eingetragene  Qenouenschaften  und  juristische  Personen, 
welche  im  Reichsgebiet  ihren  Sitz  haben;  au  oCene  lJandelBgesetlscbart«ni,  Kom- 
ma nditgeselUc  hafte  n  und  KomniandUgesel]$chaften  auf  Älttien  jedocli  nur,  wann 
ihre  persönlicb  haftenden  GeaellAchafter  kämllich  Reich»atigehönge  »ind. 

§  4.  Ausländitchen  Perioneti  oder  Geielbcharten,  sowie  iokhen  Bo>cbsaiigebdrif«a. 
welche  ihre  gewerbliche  Nledorlaaanog  nEeht  im  Reichsgebiete  haben,  darf  die  Erlauhnb 
nur  erteilt  werden,  wenn  sie 

a)  eineu  im  Reichsgebiete  wohnhaften  Beicht  an  gehörigen  su  ihrem  BeYoUm&ebtigteo 
bestellen,  welcher  sie  in  den  auf  die  Beförderung  der  Auswanderer  b«aOgltdiea 
Angelegenheiten  Behörden  und  Privaten  gegen&her  recht»verbindHeh  tu  ver- 
treton  hat, 

b)  wegen  der  aoi  der  Annahme  and  Beförderung  der  Aaswanderer  erwachseadea 
Rechtsatreitigkeiteo  dem  deutschen  Rechte  und  den  deutschen  Gerichten  sich 
unterwerfen. 

§  5.  Vor  Erteilung  der  Ertaubnis  hat  der  Nachsnchende  eine  Sicherheit  im  Miodeat- 
betrsge  von  fünftig tausend  Mark  lu  bestellen  und  im  Falle  beabsichtigter  Überseeischer 
Beförderung  den  Nach  weis  au  führen ,  dafi  er  Reeder  ist. 

§  f.  Die  Erlaubnis  ist  nur  für  bestimmte  LJLnder^  Teile  von  solchen  oder  bestiamts 
Orte  und  im  Falle  Überseeischer  Beförderung  nur  für  bestimmte  Elnschiffuogmhllea  ss 
erteilen. 

I  7.  Bei  Erteilung  der  Erlaubnis  an  solche  deutsche  Gesellschaften,  welch«  eieb 
dl«  Bededelung  eines  von  ihnen  in  Überseeischen  Lindem  erwortienen  Gebiets  sor  Aef- 
gabe  mAcbeUi  ist  der  Reichskanzler  an  die  Vorschriften  des  %  5  nicht  gebunden. 

Im  übrigen  können  aas  besonderen  Gründen  Aasnahmen  von  den  Vorschrtfl«s  des 
I  ü  TOfelueeo  werden. 
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I  8.     Di«  ErUubnis    berechtigt    den  (Jotdrnehiner    lum   Geichfirubetrieb    im    gansen 

» Baicfasgebtete    mit   der  Eiasehränkung^,    d»Ss    er    «tifierhalb    des   Gemeindebetirke«   seiner 

I gewerblichen  Nledcirlas»ang  und  des  Gemelndebezirkes  seiner  etwAlgea  Zweiirntederlaasangen 

l>ei  der  Auüübung  seines  gesamten  Gescbäftsbctriebs ,  soweit  es  dich  dabei  nicht  Icdigtioh 

nm  die  Erteilang  van  Auskanft    auf  Anfrage    oder    um    die  VeröffeDtlichung  der  Beförde- 

rnng^tgelegenheiten  und  Befdrderüngabedingungen  hapdelt,  au^schUef^ticb  der  Vermittetung 

•r  oach  §  11  ff,  KUgelasjeuei)  Agonteu  steh  *a  bedienen  hat. 

§  9.  Der  Unternehmer  kann  seine  Befugnisse  aum  Gejtchüftsbetriebe  durch  Stell- 
f  Vertreter  ausüben.  Die  Besteltung  eines  loJcheo  ist  erforderlich  für  die  Gescbäftftfährung 
■  In  2weigniederlassangeu. 

Nftch  dem  Tode  des  Uoternehmers  sowie  im  Falle  einer  Vormuadscbaft  oder  Pfleg- 
schaft kann  der  Geschäftd betrieb  noch  längstens  sechs  Monate  dt^rch  Stellvertreter  fart^ 
geseut  werden. 

Die  Bestellung  eines  Stellvertreters  bedarf  der  Genehmigung  des  Reichskanileri. 
§  10.     Die  den  Unternehmern  erteilte  Elrtaubnis  kann   unter  Zu^timmang  des  Bundes- 
rats vom  Reichskaoaler  jederzeit  beschrlnkt  oder    widerrufen  werden.     Die  Gonehmiguug 
der  BesteUaog  eines  Stellvertreters  kann  vom  EeichskanBler  jederzeit  widerrufen  werden. 

II.     Agenten, 

§  lt.  Wer  bei  einem  Betriebe  der  im  §  1  bezeichneten  Art  durch  Vorbereitung, 
Vennittelong  oder  Abschtuls  des  Beforderungsvertrags  gewerbsmäfäig  mitwirken  will 
(Agentjp  bedarf  bierza  der  Ertaubnis. 

§  IS.     Die  fCrlaubnii  wird  von  der  höheren  Terwaltungabehörde  erteilt, 

§  13.  Die  Erlaabnis  durf  nur  erteilt  werden  an  Reiohsangehorigej  welche  im  Bezirke 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  (§  12)  ihre  gewerbliche  Niederlassung  oder  ihren  Wohnsitz 
haben  und  von  einem  zugelBsseocn   (Juternehmer  (§  1)  bevollmächtigt  sind. 

Die  Ertanbnis  darf  auch  bei  Erfüllung  der  vorsteheadeu  Erfordoroisse  nicht  erteilt 
'werden: 

a]  wenn  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzaverlfissigkeit  dea  Ntcb>uchenden  in 
Beziehung  auf  den  beabsichtigten   Geschäftsbetrieb  darthnn  ; 

b)  wenn  einer  den  Verhältnissen  des  Verwaltungsbezirkes  der  zuständigen  Vcrwal> 
tongsbebörde  eutspretbenden  Anstaht  von  Persoueu  die  Erlaubnis  zum  Betriebe 
des  Gesch&rts  eines  Aus wanderungs^igenten  erteilt  oder  ausgedehnt  (§  1&)  worden  ist 

$14.  Vor  Erteilung  der  Erlaabnis  hat  der  Kachsucheode  eine  Sicherheit  im  Mindest* 
betrage  von  fünfzebohucidert  Mark  zu  hestelleo. 

§  15,     Die  Erlaubnis  berechtigt   som  Gescbäftsbetrieb    im  Bezirke  der  die  Erlaobnis 

L«rteilenden  Behörde,    wenn  ate  nicht  auf  einen  Teil  desselben    beaebriinkt  wird.     Im  Ein* 

|irernehmen  mit  dieser  Behörde  kann  jedoch  dem  Agenten  die  Aosdehoung  seines  Gesch&fta- 

#triebs  auf  benachbarte  Bezirke  von  den  fir  letztere    zuständigen    höheren  Verwaltangs* 

Tden  gestattet  werden, 

%  Iß.  Far  andere  als  den  in  der  Erlaubnisurkunde  namhaft  gemachten  Unternehmer 
sowie  auf  eigene  Kechnang  darf  der  Agent  Geschäfte  der  im  §  11  bezeichneten  Art  nicht 
besorgen. 

$  17«  Dem  Agenten  tat  es  untersagt^  seine  Geschäfte  in  Zweigniederlassungen^  durch 
Stellvertreter  oder  im  Umherziehen  zu  betreiben« 

§  18«  Die  dem  Agenten  erteilte  ErlanbnU  kann  jederzeit  beacbrinkt  oder  wider- 
rufen werden. 

Die  Erlaubnis  muf«  widerrufen  werden: 

a)  wenn  den  Erfordernissen  nicht  mehr  genügt  wird^  an  welche  die  Erteilang  der 
Erlaobois  nach  §  13  Absatz  1  gebunden  ist; 

b)  wenn  Thatsacben  vorliegen,  welche  die  UninverUtssigkeit  dea  Agenten  in  Be* 
sie  hang  auf  den  Geschäftsbetrieb  dartbun ; 

c)  wenn  die  Sicherheit  ganz  oder  inm  Teil  zur  Deckung  der  auf  ihr  haftenden  An- 
sprüche verwendet  worden  ist  und  nicht  binnen  vier  Wochen  nach  ergangener 
AniTorderung  neu  bestellt  oder  ergänzt  wird. 

f  19.     Gegen  die  auf  Grand  der  §§  11   bis  lö  und  18  von  der  höheren  Verwaltuugs* 
hörde  getroffenen  Verfügangeo    Ist  Beschwerde    an    die  Aufsichtsbehörde    snläiilg.     Die 
aar  Einlegung  der  Besehwerde  beträgt  zwei  Wochen. 
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ill.     Gerne]  Ji8»iD6  ßestimranngeo  für  tlnternebmer  und  Agenten. 

§  20,  Die  von  den  UnterDelmiern  und  von  den  Agenten  bestetUen  Sicherhejtta 
bullen  für  Hlle  Roliiffrlicli  ilire«  6 escbäfta betrieb»  gegenüber  den  Uehörden  und  ge^nflibflr 
den  Auswuoderern  bejü^ründeten  Verbindlichkdten  sowie  für  Geldstrafen  und  Kosten. 

§  äl.  Der  Bundesrat  erltf^t  ollbere  Hestimniungen  über  den  Getcb&fbbetri«b  4w 
Unternehmer  nud  Agenten  und  deren  BeaiifftidUigung,  nameDtlich  auch 

a)  über  die  von  ibnen  zu  fübrcnden  BQober,  Lbtenf  »taüstischen  and  sonstig«» 
NMC'bweisuugeii  sowie  über  die  in  Anwendung    8U    bringenden  VertTagAforrnnJara; 

b)  über  die  Art  und  Wei^e  der  Sieberfaeitsbe^teUung  und  die  BcdingungeDf  welcba 
über  die  Haftbarkeit  sowie  über  die  KrgäDzung  uud  die  Rückgabe  der  Sicbeiiittil 
in  die  HeüteMung^urkundü  aufAunehmeti  sind, 

IV,     Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Beförderung  von 
A  nswau  d  erern. 
%  SS,     Der  ünternebmer    darf  Auswanderer    nur    befördern   aaf  Grund    einet  vorh 
abgescbiossenen  ftcbriftlicbeD  Vertrug». 

Den  An&wanderern  darf  nicht  die  VerpiSicbtnng  auferlegt  werden,  den  BefSrdemtigi- 
preis  oder  einen  Teil  desselben  oder  ihnen  geleistete  Vorscfa&sse  nach  ihrer  Ankunft  am 
Bestiinmungsorte  au  sahten  oder  zurückzueralatten  oder  durch  Arbeit  absoverdieneo; 
ebensowenig  dürfen  sie  in  der  Wahl  ihr«»  Aufenthaltsorts  oder  ihrer  Beachiftigimg  im 
Bestimmtingslande  beschränkt  werden. 

§  23.  Verboten  ist  die  Beförderung  MWie  der  AbschlufA  von  Vertrigen  über  di« 
Beförderung: 

»)  von  Webrpiichtigen  im  Alter  vom  vollendeten  siebzehnten  bis  sam  ToHendetea 
fünfondawaDzigüteti  Lebeßsjjthre,  bevor  ste  eine  Entlassungsurkutide  (§  14  des 
Geietaca  Über  die  Erwerbung  und  den  Verlast  der  Bundes-  und  Staatsaogeb5rig- 
keit  trom  1*  Juni  IB70)  odor  ein  ZüUgnis  der  Eritatakommisaton  darüber  beige* 
bracht  baben,  dafj»  ibr«tr  Auswanderung  aus  dem  Grunde  der  Wehrpdicht  keto 
fl  i  n  d  erni  s  en tgegensteb  t ; 

b)  von  Personen,  deren  Verhaftung  oder  Festuahiue  Ton  einer  GerichtB-  oder  PoliieK 
bebdrde  angeordnet  ist ; 

c)  von  Be)ch»angeb5ngeu,  für  welche  von  fremden  Regierungen  oder  von  Kotoal- 
saLionsgeseUachaften  oder  khoncbeti  Unternehmungen  der  Beförderungs preis  gmos 
oder  teilweise  be^hlt  wird  oder  Vorächüa&o  geleistet  werden^  Ausnahmen  too 
dieser  Bestimmung  kann  der  Reichskanzler  anlassen. 

§  Si.  Auswanderer,  welche  sich  nicht  im  Be»it«e  der  fiach  ^  23, a  erfordert icbao 
Urkunde  befinden,  oder  welche  su  den  im  %  SS  unter  b  und  c  bezeichneten  Personen 
gehören^  können  durch  die  Poliaeibehördeu  am  Verlassen  des  H  eich  »gebiet»  Terhindert 
werden. 

Die  Polixeibehdrden  in  den  Hafenorien  &iud  befugt,  die  Uoternehmer  in  der  Ein- 
schiffung  yoQ  Personen  lu  verhindern  ^  deren  BefSrdening  auf  Grund  dieses  Oeeeftsc* 
Terboten  ist* 

y.     Bttondere   Bestimmungen    für    die    Überseeische    Au t Wftiid«ra Df 

nach  attfserearopiischen  LKodern. 

{  S5*  Verträge  über  die  QberseeitichG  Beförderung  von  Auswaoderera  müsseo  auf 
BefGrderung  und  Verpßegung  h\s  aar  Laudang  im  aafsereuropftischen  Attsscbiffongshafau 
gerichtet  sein.  Sie  »ind  auf  die  Weiterbeförderung  und  Verpflegung  vom  Ausschiffung»« 
bafeo  bis  an  da«  Auswanderungsziel  su  erstrecken,  insoweit  dies  bei  der  ErteüiZBg  d^ 
Erlaubnis  {§  1)  aur  Bedingung  gemacht  ist, 

Soll  da»  Schiff  in  einem  auf»erdeutscbeD  Hafen  bestiegen  oder  gewechselt  werdea, 
so  ist  dies  in  den  Beforderungsvertrag  aofaunebmeo. 

§  26,  Der  Verkauf  von  Fahrscheinen  an  Auswanderer  sur  Weite rbefördemog  vt>Q 
einem  ftberseeischen  Platze  aus  ist  verboten, 

Dieses  Verbot  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  Vertrige,  durcti  welche  der  Unter» 
nehmer  (%  1)  »ich  zugleich  sur  Weiterbeförderung  vom  ttberseeiachen  Aoasebiffaogihafen 
aus  verpflichtet, 

§  2T.  Der  Unternehmer  ist  verpfiidttetf  den  Auswanderern  an  dem  su  ihrer  Bin- 
schiffimg  oder  Weiterbeförderung  bestimmten  Orte  bei  jeder   nicht   von   ihnen  selbst  ver> 
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schuldeten  Versö^eraog  der  BeforderuDg  Toa  dem  veitr«gsi&IfAig  bestimmten  Abfahrtstog 
»a  ohne  basondere  Vergütuog  Öd ter kauft  and  Verpfleg« Dg  xu  gew&hreo, 

§  28.  F&IU  die  Verftögeritag  l&ager  als  eine  Wocbe  dauert,  hat  der  AuswaDderer^ 
aDbe&cbadet  der  LLm  nach  dem  bürgerlicheo  Rechte  elwa  suütehendeu  Anaprücbe  auf 
|.8ehaden&er»atSt  das  Recht  ^  roo  dem  Vertrage  aaruckaatreteo  und  die  Büekerstattaog  des 
Ifesablteo  üeberfabftsgelded  au  verlangen. 

§  29«  Die  Rücken» tattuug  des  Ueberfahrtageldes  kaoin  auch  dann  verlangt  werde», 
wenn  der  Auiwanderer  oder  einer  der  ihn  bey;leitendeQ  KamitieDangehÖrigen  vor  Antritt 
der  Beerelse  stirbt  oder  nachweislkfa  durch  Krankheit  oder  durch  suQstJge  atifser  !^eiuer 
^  Macht  liegende  Zwischen  fülle  am  Antritte  der  Seereise  verhindert  wird. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  in  Fällen  des  §  26  Absatz  2  die  Verhinderuug  im  über- 
seeischen Atisschiffangsbafen  eintritt ,  rücksichüich  des  den  Weiterbelorderungskosteo  ent- 
sprechenden Teiles  d«s  Ueberfabnsgetdes, 

Die  fijilfte  des  Ueber fahr tsgel des  kauu  surUckverlangt  werden«  weoii  der  Auswanderer 
vor  Antritt  der  Rebe  vom  Vertrag  aus  anderen  (Gründen  zurticktrilt, 

§  30,  Wird  das  Schiff  durch  einen  Seeuufall  oder  einen  anderen  Cmstand  an  der 
Fortsetaung  der  Reise  verhindert  oder  zu  einer  längeren  Unlerbreclmng  derselben  genötigt, 
ao  ist  der  Unternehmer  (§  1)  verpflichtet,  ohne  be^sondere  Vergütung  den  Auswanderern 
angemessene  Unterkunft  und  V'orpüegung  tu  gewahren  und  die  Beförderung  derselben 
und  ihres  Gepttck»  Uücb  dem  Bestimmungsorte  sobald  als  möglieh  berbeisufübren. 

Diese  Vorschrift  findet  ainngemiiise  Anweudting  auf  die  Weiterbeförderung  vom  über- 
seeischen Ausschjflungshafen  aas  (§  S6  Absata  S). 

§  BIp  Vereinbarungen,  welch«  den  Bestimmungen  der  §§  S7  bis  80  auwiderlaufen, 
haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

$  3S,  Der  Unternehmer  kann  verpßicbtet  werden,  «ur  Sich  erste  flung  der  ihm  aus 
*4«n  §§27  hts  30  entstehenden  Verpflichtungen  eine  das  Ueberfahrtsgeld  um  den  halben 
Betrog  übersteigende  Summe  zu  versic^heru  oder  einen  der  Veraich erungssumme  «ntsprecheudeu 
Betrag  zu  hinterlegen. 

§  33.  Der  Unternehmer  hat  dafür  SorKO  au  tragen^  dafa  das  Sehtff,  mit  welcliem 
Auswanderer  befördert  werden  sollen,  für  die  beabsichtigte  Reise  völlig  seetüchtig, 
vorschrifLsmiir»ig  eingerichtet,  aus^gerüstet  und  verproviantiert  ist. 

Die  gleiche  Verpflichtung  trifft  den  Führer  des  Schiffes. 

§  34.  Jedes  Au^wanderersthiff  unterliegt  vor  dem  Antritte  der  Reise  einer  tlnter- 
chung  Über  seine  Seetüchtigkeit,^  Einrk'htung,  An»rüstung  und  Verproviantierung, 

Die  Untersuchung  erfolgt  durch  amtliche,  von  den  Landesregierungen  bestellte  Be- 
sichtiger. 

§  85.  Vor  Abgang  des  Schiffes  Ist  der  Gesandbeitaaustand  der  Auswanderer  und  der 
SchiffsbesatsuDg  durch  einen  von  der  Auswanderuugsbebörde  (§  40)  in  bestimmenden 
Arzt  zu  untersuchen. 

§  36.     Der  Bundesrat  erUl^t  Vorschriften  über  die  Beschaffenheit,  Einrichtung,  Aus- 

r&atung    und    VerproviAntieruog   der    Auswandererschiffe,    über   die    amtliche  Besichtigung 

^Bikd  Kootrolte  dieser  Schiffe,    ferner    Über  die    ärztliche  Untersuchung  der  Reisenden  und 

er  SchiffsbesaUung  vor  der  Einschiffung,  Über  die  Ausschliefsung  kranker  Personen,  Aber 

das  Verfahren   bei  der  Einschiffang  und  über  den   Schutz  der  Auswanderer  io  gesund  he  it> 

lieher  und  sittlicher  Hinsicht. 

Die  vom  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften  sind  durch  das  ReichS'Gesetsblatt  zu 
veröffentlichen  und  dem  Reichstage  bei  seinem  niehsten  Zusammentritte  zur  KeuntniS' 
,  nähme  vorsuiegen. 

$  37.  Als  Answanderersehiffe  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  alle  nach  aufser- 
Bropiischen  Ul&fen  bestimmten  Seeschiff«,  mit  denen»  abgesehen  von  den  Kigutspassagieren, 
miudestetis  ffinfundswanzig  Reisende  befordert  werden  aollen. 

VL  Auswanderungsbehdrden. 
I  38,  Zur  Mitwirkung  bei  Ausübung  der  dem  Reichskanzler  auf  dem  Gebiete  dee 
Auswandeningswesens  zustehenden  Befugnisse  wird  ein  sachverständiger  Beirat  gebildet, 
weither  ans  einem  Vorsitzenden  und  mindestens  vierzehn  Mitgliedern  besteht.  Den  Vor* 
sitzenden  ernennt  der  Kaiser.  Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesrate  gewftlüt.  Alle 
■wei  Jahre  findet  eine  Neuwahl  simüicher  Mitglieder  statt.  Im  übrigen  wird  die  Orga- 
nisation des  Beirats  durch  ein  vom  Bundesrats  zu  erlassendes  Regulativ  und  seine  Tbitlgkeit 
durch  eine  selbaCgegebene  Gaschäftaordnnng  garegelt. 
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§  89.  Die  Auhörting  des  fisirats  tnül^  erfolgen  vor  Erteilung  der  EtUubnU  (ftr 
solche  UotemehmUDgeUj  welche  die  ßeeiedeliiDg  eines  bestimmten  Gebiet«  in  überse«i<ch«ii 
Lindern  tum  Ge|j;en&UDde  buben,  sowie  im  PaUo  der  Beschr&nkang  oder  des  WiderraCi 
der  einem  UnterDebmer  erteiilea  Edsabnla, 

Aufserdem  kfinnen  auf  dem  Gebiete  des  Auswsnderungsweaeos  von  dem  Heicbskuimler 
geeignete  wichtigere  Fragen  dem  Beirate  zur  Begutachtung  vorgelegt  und  von  letxterena 
Anträge  so  den    ReichskansLer  gostetlc  werden. 

§  40.  Zur  Ueberwscbnng  des  Aus  wandern  ngswesens  und  der  Ausführung  der  darauf 
bestigltchea  Hestimmitugen  sind  an  denjenigen  Hafenpl&txen ,  für  welche  Unternehmer 
zugelassen  Aind«  von  den  Landesregierungen  Auiiwanderuiigsbehörden  tu  bestellen. 

§  il.  In  den  Hafenorten  übt  der  Beicbskanxler  die  Aufsicht  über  das  Aoswande- 
rungswesen  durch  von  ihm  bestellte  Kommissare  aus. 

Diese  Kommissare  sind  befugt^  den  im  §  34  vorgesehenen  Untersuch angen  b«bu- 
wohuenf  auch  selbstfiodig  Untersuchungen  der  Auswaodererschiffe  voraanehmen.  Sie  haben 
die  Land  es  beb  Orden  auf  die  von  ihnen  wiihrgenommenen  MÄngel  und  Verstöfse  aufmerk- 
sam an  macbeu  und  auf  deren  Abstellung  «u  dringen. 

Die  Führer  von  Auswandererschiffian  sind  verpäichtet,  den  Kommissaren  auf  Erfordern 
wahrheitsgetreue  Auskunft  iber  sUe  Verhältnisif«  des  SchifTes  und  über  dessen  Reise  tu 
«rteflen^  sowie  jederzeit  das  Betreten  der  Schiffsräume  und  die  Einsicht  In  die  &chilEs> 
papiere  zu  gestatten. 

Im  Auslände  werden  die  Obliegenheiten  der  Kommissare  behufs  Wahrnebmung  d«r 
Interessen  deutscher  Auswanderet  ''on  den  Behörden  des  Reichs  wahrgenommen,  denen 
erforderlicbenfalis  besondere  Kommissare  als  Hilfabeamte  betsugeben  sind. 

VLi.     Beförderung  von  aufserdeutscbeo  Häfen  aus. 
§  42.     Durch    Kaiserliche    Verordnung    mit   Zustimmung    des  Bundesrats  können  sur 
Regelung    der  Beförderung    von  Auswanderern    und    Fassagieren    auf    deutschen    Schiffen^ 
welche  von  aufserdeutachen  Häfen  ausgehen,    Vorschriften  der    Im  §  S6  bexeicbneten  Art 
erlassen  werden« 

VIH.     Strafbest  immun  gen. 

§  43.  Unternehmer  (§  1)^  welche  den  Bestimmaugen  der  §g  8,  22^  28,  25«  32 
tmd  H^  Absata  1  oder  deo  für  die  Ausübung  ihres  Geschäftsbetriebs  von  den  zuständigea 
Behörden  erlassenen  Vorstchrit'ten  stnwiderhandeln,  werden  mit  Geldstrafe  von  einhundert- 
rUnfalg  bis  zu  sechstausend  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  au  sechs  Monaten  bestraft. 

Sind  die  Zuwiderhandlungen  von  eineoi  Stellvertreter  (§  9)  begangen  worden,  ao 
trifit  die  Strafe  diesen;  der  Uotemehmer  ist  neben  demselben  strafbar,  wenn  die  Zuwider- 
handlung mit  seinem  Vorwisseu  begangen  ist;,  oder  wenn  er  bei  der  nach  den  Verhält- 
nissen möglichen  eigenen  Beaursichtigung  des  Stellvertreters  es  an  der  erforderliehen 
Sorgfalt  hat  fehlen  lassen. 

Die  gleiche  Strafe  trifll  SchiflT^iflhrer,  welche  den  ihnen  im  §  3S  Absatz  2  und  im 
§  41  Absatz  3  auferlegten  Verpäichtungen  oder  den  auf  Grund  des  §  S6  erlassenen  Vor- 
schriften zuwiderhandeln,  ohne  Unterschied ,  ob  die  Zuwiderhandlung  im  Inland  oder  im 
Auslände  begangen  ist. 

g  44.  Agenten  (§  11),  welche  den  Bestimmungen  der  §§  Ifi^  16^  17^  22  Absata  2, 
28  und  26  oder  den  für  die  Ausübung  ihres  Geschäfts  betriebe  von  den  zuatändigen  Be- 
hörden erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandeln,  werden  mit  Geldstrafe  von  dreif»ig  bU  so 
dreitausend  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  an  drei  Monaten  bestraft, 

§  4fi.  Wer  ohne  die  nach  §§  1  und  11  erforderliche  Erlaubnis  die  Beförderung  von 
Auswanderern  betreibt  oder  bei  einem  solchen  Betriebe  gewerbamäfsig  mitwirkt,  wird  mit 
Gefängnis  bis  su  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechstausend  Mark  oder  nail 
einer  dieser  Strafen  bestraft. 

Die  gleiche  Strafe  triüt  denjenigeui  welcher  sich  aum  Geschäfte  macbC,  aur  Aus- 
wanderung anzuwerben. 

%  46.  Wer  der  Vorichrift  des  %  26  Absatz  1  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  einhundertfQnfzig  Mark  oder  mit  Haft  bestraft. 

§47.  Wer  den  suf  Grund  des  §  42  erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  wird 
mit  Geldstrafe  von  einbundertlünfzig  bis  au  sechsUoaend  Hark  oder  mit  Geflngois  bis 
■echs  Monaten  bestraft. 

§  48,     Wer  eine  Frauensperson   tu   dem  Zwecke^  aie   der  gewerbsmäfsigen  Unaucht 
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sasafUireii,  mittels  arglistiger  VerschweigaDg  dieses  Zweeices  sar  Aaswanderoog  verleitet, 
wird  mit  Znehthaas  bis  sa  ffiof  Jahren  bestraft  Neben  der  Zucbthansstrafe  ist  der  Ver- 
lost der  bürgerlichen  Ehrenrechte  aossnsprechen ;  anch  kann  zugleich  aaf  Geldstrafe  von 
einhandertfünfsig  bis  sn  sechstausend  Mark  sowie  auf  Zulissigkeit  von  Polizeiaufsicht 
erkannt  werden. 

Dieselben  Strafvorschriften  finden  auf  dei\ienigen  Anwendung,  welcher  mit  Kenntnis 
des  vom  Thfiter  in  solcher  Weise  verfolgten  Zweckes  die  Auswanderung  der  Frauens- 
person vorsJUslich  befördert ;  sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnisstrafe 
nicht  unter  drei  Monaten  ein,  neben  welcher  auf  Geldstrafe  von  einhundertfOnfzig  bis  zu 
sechstausend  Mark  erkannt  werden  kann. 

Schlufsbestimmnngen. 

§  49.  Welche  Behörden  in  jedem  Bundesstaat  unter  der  Bezeichnung:  Aufsichts- 
behörde, höhere  Verwaltungsbehörde  Polizeibehörde  zu  verstehen  sind,  wird  von  der 
Zentralbehörde  des  Bundesstaats  bekannt  gemacht 

§  50.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  April  1898  in  Kraft.  Mit  dem  gleichen  Zeitpunkt 
erlöschen  die  auf  Grund  landesgesetzlicher  Vorschriften  erteilten  Genehmigungen  zur  Be- 
förderung oder  zur  Mitwirkung  bei  der  BefSrderung  von  Auswanderern. 
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IM©  Ergebnisse  der  Ermittelungen  über  die  Arbeiterrerli&lt* 
nisse  in  der  Kleider-  und  WäsehekonfektioxL 

Von  M.  C. 

Di©  Kommisaion  für  ÄrbeiterstÄiiitik,  welche  im  AuftrA^e  der  R#gie* 
ruQg  die  Verbal Inisäe  der  KanfektioosbraDohe  ttadiert  hat,  besohlof«  kürz^ 
lieb  ihre  Thätigkeit  und  das  K-  BtaliBtiftch©  Amt  gab  kürzlich  eine  Zu- 
sammeoBtelluDg  der  Ergebnisse^  der  wir  das  folgende  entnehmen*  9ie  hat 
122  Perjonen ,  roo  denen  53  der  Herren-  and  Knabeßkonfektioo,  36  der 
Damen koDfektion  und  23  der  Wäachekoofektion  angehörten,  rnüadlich  ver- 
nommen.  Von  diesen  122  Peraonen  waren  22  Konfektionäre,  Kaufleute 
oder  Fabrikanten,  26  Zwischenmeister,  4  Zwitchenmeisterinnen,  16  Ar- 
beiter und  54  Arbeiterinnt>n.  Dieselben  stammten  aus  nachstehenden 
13  Konfektion BzeDtren:  Berlin,  Stettin,  Lübeck,  Herford»  Bielefeld,  Nürn- 
borg,  Asohaffeoburg,  Stuttgart,  Breslau,  £rfurt^    Köln,    München  und  Ane* 

Ferner  standen  der  Kommiseion  »ur  Verfügung  Berichte  der  zustän- 
digen Behörden  Über  die  geBundheit liehen  und  sittlichen  Zustände  in  der 
Kleider-  und  Wäschekoüfektion  oben  genannter  13  Bezirke,  und  zwar  auf 
Grund  der  Besichtigung  von  mehr  als  83ö  Werkstätten  und  4143  Woh- 
nungen von  Hausgewerbetreibenden*  Endlich  die  mündlichen  Verneh- 
mungen des  Berliner  Einigungsamtes  und  des  Stettiner  Gewerbegerichts 
über  die  Verhältnisse  der  dortigen  Herren-  und  Knabenkonfektion,  sowie 
die  Akten  des  Berliner  Gewerbegerichts  betreffend  Lohnstreitigkeiten  in 
der  Konfektionsbranche  vom  1.  Januar  bis  1,  April  1896. 

An  der  Hand  dieses  Materials  kommt  die  Kommission  zu  dem  Bohl  als: 

1)  Die  Konkurrenz  der  billigen  Koefektionsarbeiter  auf  dem  Lande, 
die  aelbst  bei  sonst  gleicher  Qualität  der  Stoffe  und  der  Arbeit  geringere 
Löhne  erhalten  als  die  städtischen  Konfektionsarbeiter,  hat  ein  ständiges 
Sinken  der  Arbeitslöhne  Teranlafst,  das  sich  innerhalb  der  loteten  beiden 
Jahrzehnte  bei  einigen  Artikeln  auf  30  bis  50  Froz.  beziffern  soll. 

Auch  wird  Über  die  Konkurrenz  der  Frauen  und  Töchter  Ton  Unter- 
offizieren, Sohntileuten ,  kleiner  Steuer-  und  Postbeamten  geklagt.  Im 
ganzen  aber  ist  die  Konkurrenz  Ton  solchen  Arbeiterinnen,  ,,die  es  nicht 
nötig  habeo^^  wohl  eine  verschwinden  geringe. 
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2)  VoD  allergröfater  Bedeataug  für  die  wirtiobaftHche  Lage  der 
KoofektioDsarbeitar  ist  der  Wechasel  tod  Zeiten  mit  lebhaftem  und  Zeiten 
mit  Bch wachem  oder  ganz  etillem  QeAchäftsgaDg.  Im  ganzen  fafst  die 
EommiBBion  das  Urteil  über  die  Saisoaverhältuisse  dahin  zufiammen :  Am 
wenigsten  zu  leiden  haben  unter  den  Einäüasen  der  Saison  die  Arbeit- 
nehmer der  Wäschefabriken  und  Wäschekonfektion.  Für  eratere  giebt  es 
wohl  während  der  Sommermonate  eine  etwaa  stillere  Zeit,  welche  za  teit- 
weiser  Entlassung  der  Heimarbeiter  führen  kann,  und  auch  die  Wasche- 
kanfektion,  wenigstens  die  beaserOj  weist  neben  Zeiten  Motten  Geschäfts- 
ganges, wie  vor  den  grolsen  Festen,  Perioden  auf,  in  denen  weniger  za 
ihun  ist,  allein  die  stilleren  Zeiten  führen  selten  zu  Entlassungen,  da 
meist  auf  Vorrat  gearbeitet  wird.  In  der  Herren-  und  Enabenkoüfektion 
dagegen  ist  ungefähr  3  Monate  im  Jahre  wenig  oder  nichts  zu  thun.  In 
der  Damenkonfektion  sind  die  Arbeitnehmer  sogar  nur  6 — 7  Monate  voll 
beschäftigt.  Während  3—4  Monate  gewährt  die  Arbeit  einen  uo^nreichcn- 
den  Yerdtenst  und  wahrend  2 — 3  Monate  ist  überhaupt  keine  Arbeit  zu 
haben. 

3)  Die  Arbeitsdauer  wird  angegebeu  in  Werkstätten  auf  10  bis 
17  Stunden.     Bei  Heimarbeiterinnen  4 — 20  Stunden  den  Tag« 

4)  Die  Höhe  des  Arbeitsverdienstes  ist  relativ  gleichmafsig  nur  bei 
den  in  Zeitlohn  stehenden  Arbeitern  ,  während  sie  bei  Stüoklohnarbeitern 
wechselt,  und  bedingt  wird  durch  den  schwankenden  Bedarf  an  Arbeit, 
die  Ajrt  der  Arbeit  und  die  Arbeitszeit, 

Von  den  Zeitlohnarbeitero  haben  den  höchsten  Verdienst  die  Werk- 
führer  in  grofsen  WerkätatteQ  der  Damenkonfektion  und  in  den  Wasoho- 
f&briken,  die  Direktricen  in  den  Wäschefabriken  und  die  Zusobneider 
und  Zuschneiderinnen  in  allen  drei  Konfektionsbrauohen. 

Eine  !n  Aue  vernommene  Aufseherin  erhält  18  M.  Woohenlohn,  Ein 
Zusobneider  in  Berlin  giebt  150  M»  Monatsgehalt  an.  Durohaohnitt] icher 
Woobenlohn  von  Zuschnetdern   betragt   18 — 28,50  M, 

Handwerksmälsig  gelernte  Sohneidergesellen  erhalten  in  Berlin  15 — 
25  M,  die  Woche  oder  bei  freier  Station  6 — 12  M.  die  Woche»  In  Süd- 
deatsohland  ist  der  Jahreslohn  derselben    bei  freier  Station    150—400  M, 

Sogenannte  Einrichterinnen  und  Liefermädchen  erhalten  in  Berlin 
10 — 18  M.  Wochenlohn.  Westennäherinnen  7 — 15  M.,  bei  mehr  als 
lOsiündiger  Arbeit. 

Dka  reine  Jahreseinkommen  der  Zwischen meister  schätzt  das  Berliner 
Einignngsamt  durohschnittüeh  auf  1400  M*  in  der  Jaquetbranohe,  2100  M. 
in  der  Westen  brauche,  3500  in  der  Hoaenbranehe  und  3000  in  der  Knaben- 
konfektioD* 

In  der  Damenkonfektion  giebt  ein  in  Berlin  wohnender  Zwischen- 
meister,  der  durohsohnittlioh  10  Arbeiterinnen  beschäftigt,  die  wöchent- 
liche Bruttoeinnahme  auf  208  M.  an«  die  Unkosten  auf  183  M.  Ein 
anderer  giebt  an,  in    den    letzten  2  Jahren  6000  M.    zugesetzt  zu    haben« 

Das  Einkommen  der  Stücklohnarbeiter  ist  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  geringer  als  das  der  Zeitarbeiter  derselben  Branche  und  desselben 
Ortes.  Der  Nett  owochen  verdienst  von  30  Werk  Stattarbeitern  der  Berliner 
Herren-  und  Knabenkonfektion  belief  sieh  naeh  den  Angaben  des  Eini* 
fungsamtes  auf  15,23— 19»8 8  M. 
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In  der  Wäschebranche  yerdient  in  Berlin  eine  Heimnäherin  dnreli« 
Bchnittlich  10 — 15  M.  brutto  in  der  Woche,  in  Breslau  6 — 6,60  IL, 
wie  der  dortige  Oewerbeinspektor  angiebt,  bei  einer  Arbeitszeit  Toa 
15  Stünden.  In  Bielefeld  schwanken  die  Brattolöhne  der  10  Stnndeo 
arbeitenden  Fabrikarbeiterinnen  zwischen  8,50  nnd  15  IC.  die  Woehe. 

In  der  Damenkonfektion  dürfte  sich  das  Jahreseinkommen  einer  Ar- 
beiterin in  Berlin  auf  550 — 575  M.  belaufen.  Fär  Erfurt  giebt  ein 
Zwischenmeister  an,  dafs  eine  ungeübte  Arbeiterin  ein  JahresnetioTerdienst 
von  167,25  M.  hat,  eine  mittlere  Arbeiterin  253,95  und  die  beste  Ar- 
beiterin 338,60  M. 

5)  Bei  Beurteilung  der  Oesundheitsyerhältnisse  in  der  Konfektion  ist 
in  erster  Linie  zu  betonen,  dafs  die  Personen,  welche  diesen  Beruf  er- 
greifen, vielfach  zu  den  schwächlichen  und  kränklichen  gehören.  Indessen 
sind  doch  manche  Uebelstände  zu  Tage  getreten.  So  das  yielCaeh  ge- 
bräuchliche Plätten  mit  Holzkohle.  Die  Benutzung  der  Bäume,  in  denen 
geplättet  ist,  zum  Schlafen  und  UeberfüUung  der  Werkstätten.  In  850 
vom  Gewerbeinspektor  in  Berlin  besuchten  Werkstätten  stellte  derselbe 
fest,  dafs  auf  den  Kopf  der  beschäftigsten  Personen  ein  Luftraum  kam 
von  30—40  ebm  in     2,6  Proi.  der  besichtigten  Arbeittriiune 
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und  4  bezw.  3  cbm  Luftraum  in  Je  1  Falle. 

In  Breslau  waren  von  249  Werkstätten  14,  bei  welchen  weniger  als 
5  cbm  Luft  auf  die  Person  kam.  In  Erfurt  wurde  für  7  von  47  Werk- 
stätten ein  Luftraum  von  weniger  als  6  cbm  pro  Person  konstatiert. 

6)^Wa8  die  sittlichen  Zustände  unter  den  Eonfektionsarbeiterinnen 
und  Arbeitern  betrifft,  so  hat  die  Untersuchung  kein  Material  dafür  ge- 
liefert, dafs  dieselben  schlechter  wären  als  in  anderen  Arbeiterrerhält- 
nissen. 

Schliefslich  bringt  die  Schrift  im  Anhange  noch  eine  Zusammenstel- 
lung, betreffend  Regelung  der  Eonfektionsarbeit  in  einigen  fremden  Staaten. 
Da  aber  die  betreffenden  Gesetze  überall  noch  nicht  lange  in  Geltung 
stehen,  so  läfst  sich  wohl  kaum  etwas  über  die  Wirkung  derselben  sagen. 


MititlUa. 
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IMe  ErgebniBse  der  prenÜEOSohen  Einkoirnnen-  und  Er- 
gftnzimgsstener  im  Etatsjahre  1896/97. 

Von  Dr.  W.  Sehalts«. 

Vor  JahreafriBt  hatten  wir  in  diesen  y,Jahrbüchem''  auBführlicher  über 
die  Ergebnisse  der  preufsischen  Einkommens-  nnd  Ergänznngssteaer  für 
die  Etatjahre  1892/93  bis  1895/96  berichtet  Nachdem  nnnmehr  in  den 
Publikationen,  weldie  im  Auftrage  des  Herrn  Finanzministers  alljährlich 
Tom  KönigL  preufsischen  statistischen  Bureau  bearbeitet  werden,  die  Steuer- 
ergebnisse für  1896/97  yorliegen,  erscheint  es  angemessen,  eine  Fortsetzung 
zu  dem  yoijährigen  Artikel  zu  geben. 

Welche  Bedeutung  eine  Statistik  über  die  Einkommensrerhältnisse 
eines  Volkes  für  die  Wissenschaft  hat,  speziell  welche  Glaubwürdigkeit 
der  Yorliegenden  Statistik  beigel^  werden  darf,  brauchen  wir  hier  nicht 
näher  zu  erörtern.  Wir  yerweisen,  was  diesen  Punkt  anbetrifft,  auf  die 
▼oijährige  Abhandlung. 

Die  Zahlen  für  1895/96  haben  in  den  Yeröffentlichungen  für  1896/97 
zum  Teil  eine  Berichtigung  erfahren.  Soweit  dies  der  Fall  ist,  teilen  wir 
gleichfalls  die  korrigierten  Ziffern  mit 

Von  einem  Vergleich  der  Zahlen  für  1896/97  mit  denjenigen  der 
Vorjahre  sehen  wir  vorderhand  ab,  da  ein  solcher  uns  erst  wieder  ge- 
raten scheint,  sobald  uns  wieder  die  Ziffern  für  eine  grölsere  Anzahl  Jahre 
yorliegen. 

Im  Etatsjahr  1896/97  betrug  in  Preulsen  die  gesamte  ortsanwesende 
BcTölkerung  31  349  283  Seelen,  yon  welchen  12  750  141  auf  die  Städte 
und  18  599  142  auf  das  Land  kamen.  In  ganz  Preulsen  gab  es  2  652  515 
yeranlagte  Gensiten  (physische  Personen).  Auf  die  Städte  entfielen  davon 
1572  501  und  auf  das  Land  1080  014  Gensiten.  Demnach  waren  in 
Preulsen  8,46  Proz.,  in  den  Städten  12,83  Proz.  und  auf  dem  Lande 
5,81  Proz.  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  zur  Steuerzahlung  heran- 
gezogen. 

NaturgemäTs  war  der  gröfste  Prozentsatz  der  steuerfreien  Personen 
deshalb  von  der  Steuerzahlung  befreit,  weil  das  steuerpflichtige  Einkommen 
den  Betrag  von  900  M.  nicht  übersteigt 

Solche  Gensiten  gab  es 
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68.66 
67,17 

60,90 
58,4s 

74,40 
73,18 

MtU  Pol«  M.  ZIT  (LXIZ). 


27 


418 


llUvfllUii. 


Feroer  f&od  eine  Steuerbefreiung  in  gaoz  Preufsen  im  EUUjalir 
1896/97  bei  205  809,  in  den  Städten  bei  92  490  und  auf  dem  Lande  bei 
113  319  physischen  Personen  statte  obgleich  da«  üteaerpflichtige  Ein- 
kommen  900  M.  überstieg,  weil  deren  wirtÄchaftlicbe  Lage  eine  derartige 
war,  daffi  eine  solche  Befreiung  gerechtfertigt  erschien. 

Im  Etatsjahr  1896/97  gab  es  nun  Censiten,  die  zu  einem  Einkommen 
Ton  mehr  als  900  M.  bis  eindohliefslich  3000  M.  veranlagt  waren: 
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1153« 

76559 

38763 

4,S6 

4t97 

3,4» 

,,      2400-3700    „ 

85384 

56484 

28900 

3.« 

3,Ä» 

2,«H 

r,       2700—3000     ,. 

59406 

42229 

17177 

2.14 

2,69 

I,&« 

üb«r    900—3000  M. 

23214H 

"320543 

100088t 

87,5t 

83," 

92*iT 

fiei  den  Gensiten  mit  einem  Einkommen  toq  mehr  als  8000  H.  ui 
ein  UnterBohied  zu  machen  zwiechen  denjenigen,  welche  zu  einer  Steuer 
Ton  weniger  als  60  M*,  und  denjenigen,  welche  zu  einer  aoloheii  von 
wenigBiens  60  M.  herangezogen  werden. 

In  ganz  Preufsen  hatte  im  Etatsjahr  1896/97  bei  6076  Cenaiten, 
von  welchen  4333  auf  die  Stadto  und  1753  auf  das  platte  Land  kamen, 
eine  Bteuorermäf&igung  infolge  ihrer  wi tisch aftti eben  Lage  stattgefunden, 
obgleich  diese  Gensiten  mehr  ü\&  3000  M.  Einkommen  hatten.  Und  zwar 
wurden  von  dieaen  zur  Steuerzahlung  herangezogen 


in  PreafMü                  in  döti  Stüdteo          nuf  dttn  pUttea  L^ode 

bei  einem  jihrlicb«D  St«a«ra«U  voq  M. 

36 

44 

s* 

36  j    44        s« 

36 

«4           S* 
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1093   4773    162    829    3332 


49 


264        1440 


Die  Anzahl  der  Gensiten  mit  einem  Einkommen  von  3000 — ^6000  M. 
und  einem  Steuersatz  von  wenigstens  60  M.  betrug  im  Etatsjahr  1896/97  *), 


1)  Dii  bericl)Ugt«n  Ziffern  fBr  1995/96  ergebea  als  OesamU&bl  der  C«o«t«ii  in  d«r 
Einkomtnen»klis56  von  3000—6000  M*  rUr  ganz  Preu&en  SU  761*  in  den  8tidt«n  164  000, 
«itf  dem  pUtien  Lmode  57  753,  »U  ProseoUtlil  (Ir  gADS  Preaftteo  6|13,  in  den  Stidtni 
9,99  Aof  dem  pUtteo  Lando  5,44. 


Hi«s  eilen. 
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in   der  Einkommeoa- 

Ansahl  der  Censiten 

Prozentttau  der  Ceositen  der 

einielnen  Einkommensklassen  inr 

Gesamtaahl  der  Censiten 

klasse  von 

in  gana 
Preulsen 

in  den 
Städten 

auf  dem 
platten 
Lande 

in  Prenfseo 

in  den 
SUdten 

auf  dem 
platten 
Lande 

über  3000—3300  M. 
„     3300-3600    „ 
„     3600—3900    „ 
„     3900-4200    „ 
„     4200—4500    .. 
„     4500-5000    ,. 
„     5000-5500    „ 
„     5500—6000    ., 

43299 
33850 
27206 
23822 
20240 
24850 
19702 
16238 

28787 
24073 
19633 
17605 
15042 

19035 
15270 

12778 

14  512 
9  777 
7  573 
6217 

5198 
5815 

3460 

i,60 
1,28 
1,03 
0,90 
0,76 
0,94 
0,74 
0.61 

l,8S 
I,5S 
1,25 
1,1« 
0,96 
1,21 
0,97 
0,81 

I,S4 
0,91 
0,70 
0,58 
0,48 
0,Ö4 
0,41 
0,32 

über  3000-6000  M. 

214960 

156354 

58606 

8,10 

9.94 

5.40 

Ueber   die  CeDBiten    mit   einem  Einkommen    von    mehr   als   6000  M. 
weisen  die  amtlichen  Mitteilungen  folgende  Zahlen  auf:  £s  gab 


in  der  Einkommens- 

Ansahl der  Censiten 

Prozentsatz  der  Censiten  der 

einzelnen  Einkommensklassen  sur 

Gesamteahl  der  Ceositen 

klasse  von  M. 

in  ganz 
Preulsen 

in  den 
Stftdten 

auf  dem 
platten 
Lande 

in  ganz 
Preufsen 

in  den 
Stftdten 

auf  dem 
platten 
Lande 

über     6000—     9500 
„       9  500—  30  500 
„     30500—100000 
„             100  000 

57859 

47308 

9265 

1699 

46825 

39662 

7720 

1397 

II 034 

7646 

1545 
302 

2,18 
1,78 
0,35 
0,06 

2,98 
2,58 
0,49 
0,09 

1,09 
0,71 
0,14 
0,03 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  Frage  zu,  welche  Stenersummen  von 
den  Censiten  in  den  einzelnen  Einkommensklassen  aufgebracht  wurden. 

Es  betrug  im  Etatsjahr  1896/97  die  aufgebrachte  Steuersumme  in 
Mark  gesondert  nach  den   einzelnen  Einkommensklassen: 


in  Preufsen 

in  deu  Stftdten        {  auf  dem  platten  Lande 

Einkommensklasse 
M. 

absolute 
Zahl 

Proz.  der 
Gesamt- 
summe 

absolute 
Zahl 

Proz.  der 
Gesamt- 
summe 

absolute 
Zahl 

Proz.  der 
Gesamt- 
summe 

über      900—     3  000 
„     3  000—     6  000 
„     6000-     9500 
„     9  500—  30  500 
„  30500—100000 
„           looooo 

36169658 
19  615  262 
1 1  646  1 58 
21  817380 
15  971  920 
15085600 

30.06 

l6,80 

9,68 

l8,13 

13,29 

12,54 

21977407 
14492  134 
9453702 
18  292  350 
13  243  680 
12  310600 

24,7  f 
16,14 
10,5  8 
20,88 
I4»'5 

i3.*i 

14  192  251 
5  123  128 
2  192  456 
3525030 
2728240 
2775000 

46,48 

l6,78 

7.18 

11.54 

8,98 

9,09 

Summe 

120305978 

100,00 

89769873 

100,00 

30536105 

100,00 

Aufser  den  besprochenen  physischen  Personen,  welche  zur  Einkommens- 
steuer herangezogen  wurden,  sind  nun  noch  nichtphysisphe  Personen,   wie 

27* 
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Hi8sell«ii. 


AkÜeogeBellschaften  und  KommaaditgesellBcbaften  auf  Aktien,  Berggewerk* 
ichaftea,  ei o getragene  GenosBeoschafteD  und  Kanaumv ereine  mit  offeuein 
Laden^  gleichfalls  einkommensteuerpflichtig*  Derartig  veranlagte  CeneiteD 
gab  es  im  Etatejahr  1896/97  1929,  von  welcbeo  382  oder  19,80  Ftoz. 
der  Gesamtzabl  der  veranlagten  Ceositen  (nicbtphysisober  Personen)  mit 
einem  Einkominen  von  mehr  als  900—3000  M.,  249  oder  12,91  Pro2. 
mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  3000—6000  M.,  154  oder  7,98  Prox, 
mit  eioem  solcben  von  mehr  als  6000^9600  M.,  423  oder  21,98  Frol 
mit  eioum  Bolchen  von  mehr  als  9500—30  500,  382  oder  19,80  Proi 
mit  einem  Bolchen  von  mehr  als  30  500  bis  100  000  M.  und  339  ode 
17,57  Proz.  mit  einem  Eiökommen  von  über  100  000  M.  veranlagt  waren.' 
Insgesamt  wurde  von  diesen  nicht  phyaiBcheu  Personen  eioe  Steuer^ 
summe  von  6  774  762  M*  ÄufgebraohL  Folgendermafaen  verteilte  sich  diese 
Steuersumme  auf  die  einzelnen  Einkommensklassen; 


Die  EiDkommeiiftklasae 
von  mehr  pAb      900 —     3  000  Bf*  brühte  aof 


3000—     booo  „ 

6000 —     9500  „ 

9  500—  30  500  „ 

30  500 — tooooo  „ 

IDOOOO  ,, 


9942  M.  odir    o,i&  7o  ^^^  GfsmmUteiMr^nmoii ' 

„       24890  ,»      „      o,a7  „  „  M 

t»    33  ^^C^  »   n        0,49  „  n         ., 

„   231990  „   „    3,4«  u  if         t> 

„   815  120  „   „   12,08  „  „ 

,»  5  659  800  „   „   83,&4  „  ,,  ^ 


Sofern  man  nur  die  Einkommen  von  mehr  als  3000  H*  betrachtet^ 
giebt  die  Statistik,  wie  ja  auoh  sobon  früher  erwähnt,  Auskunft  darüber, 
durob    welche    wirtschaftliche  Thätigkeii    das  Einkommen    erworben  wird. 

In  ganz  Freufaen  beziiferte  sich  im  Etatsjahr  1S96/7  das  £10- 
kommen  der  Gensiten  mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  3000  M.  aal 
3  371  813  202  M,,  wovon  2  633  905  421  M.  auf  die  Städte  und  737  907  781  M. 
auf  das  platte  Land  kamen.  Für  1895/6  haben  die  Ziffern  eine  Berich- 
tigung dahin  erfahren,  dafs  in  ganz  Preufien  das  Oesamteiokommen 
3  267  436  718  M.  betrug,  wovon  2  536  626  976  M.  auf  die  Städte  und 
730  810  742  M.  auf  das  platte  Land  kamen.  Auf  die  vier  Hauptein* 
kommensarten  verteilen  sieh  diese  Summen  folgendennafsen : 

Höbe  des  Einkommens  in   M. 


In   guiss  Proofsen  | 

In  den  Stftdt«n  | 

AofCplftttLftQd«  j 


EUUjfthr 


1896/7 
1895/6 
1896/7 
1895/6 
1B96/7 


ftOf  Kiipltal- 
veriDögdo 


904491935 
912455668 
716551  138 
736  667  395 

177  940808 

175  788  «73 


ftos  Grand- 
vermögen 


739470900 

755285  JI9 
408  624  656 
426  188409 
330846244 
329096910 


»GL«  HiJld«l, 

Gewerbe, 
Bergbaa 


11U  gvmtiii- 

bringeader 

Bescbäftiguof 


963  428  961 
1019  219  175 
846891937 
898  680  803 
116537024 
120538372 


6600459*1 
684  853  040 

55455925s 
57236881^1 
105  486  666 ' 
112484226 


Betraebten  wir  nach  diesen  Zusammen  Stellungen  die  Ergebnisse  der 
Ergänzungssteuer.  Das  Etatsjabr  1896/7  ist  das  zweite^  in  welchem  die 
ErgäDzuDgssteuer  erhoben  worden  ist.  In  den  amtlioben  Mitteiluogea 
liegen  sowohl  die  Zahlen  für  dieses  Steuerjahr  als  anoh  die  beriobtigten 
Nachweise   für  1895/6  Tor.     Wir  teilen  dieselben    in  Baobfolgeadeii)  mit. 


Itisiellaii. 
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Zur 

Ergänzüngsstener  worden   herangezogen  in  ganz  Prenfseu: 

1895/6 

1896/7 

lem  Vermögen 
mehr  als  M. 

Ansahl 

der 
Censiten 

Pros,  der 
Gesamt- 
sahl  der 
Censiten 

Stener- 

betrag  in 

M. 

Pros,  des 
Gesami- 
steaer- 
betrage 

▲nsahl 

der 
Censiten 

Pros,  der 
Gesamt- 
sahl  der 
Censiten 

Steuer- 
betrag in 
M. 

Pros,  des 
Gesamt- 
stener- 
betrags 

OO—       20  000 

563  807 

48,9s 

2980712 

9,60 

579927 

49,70 

3  072  807 

9.89 

oo—     32000 

203397 

17,65 

2  211  840 

7,12 

201903 

17,30 

2174522 

7.00 

00—     52000 

162306 

14,09 

3  287  912 

10,59 

161  997 

13,88 

3283179 

IO,67 

00—   100  000 

112  670 

10,6Ö 

4279649 

'3,78 

122343 

10,49 

4270354 

13.76 

00—    200000 

57153 

4,96 

•3  992  839 

12,86 

57418 

4,98 

4  Ol  I  702 

12,91 

00—   500  000 

29372 

2,55 

4500851 

14,60 

29608 

2,64 

4  541  310 

I416S 

00— I  000000 

8371 

0,7  8 

2  978  326 

9,60 

8337 

0,71 

2969073 

9.66 

00—2000000 

3429 

O,S0 

2453065 

7,90 

3426 

0,99 

2451594 

7.89 

000000 

I  827 

0,16 

4360638 

14,06 

1786 

0,15 

4290057 

1381 

Summe 

I  152332 

100,00 

31045836 

100,00 

I  166  745 

100,00 

31 064601 

100,00 

In   den  Städten   wurden   in  den  Etatsjahren  1895/6  and  1896/7  zor 
Ergänzongsstener  herangezogen : 


1895/6 

1896/7 

lem  Vermögen 
mehr  als  M. 

Ansahl 

der 
Censiten 

Pros,  der 
Gesamt- 
sahl  der 
Censiten 

Stener- 

betrag  in 

M. 

Pros,  des 
Gesamt- 
steuer- 
betrags 

Ansahl 

der 
Censiten 

Pros,  der 
Gesamt- 
sahl  der 
Censiten 

Steuer- 
betrag in 
M. 

Pros,  des 

Gesamt- 

stener- 

betrags 

«0—      20000 
»CO—     32000 
00 —     52000 
00 —    100  000 
<x>—   200000 
(OO—   500000 
100-1000000 
00-2000000 

iOOOOOO 

227  350 

82313 
73^05 
66605 

38737 

22183 

6426 

2489 

I  289 

43.71 
15,82 

14,05 

12,80 
7,89 
4,26 
1,24 
0,4  8 
0,«5 

I  225  837 

934693 
I  490612 

2350943 
2712020 
3412498 
2286354 

I  765  557 
3030056 

6,88 

4,87 

7,76 

12,24 

14,12 

17,77 

11,90 

9,19 

15,77 

234238 
83516 
73026 
66255 

38432 

22403 

6362 

2521 

1247 

44,34 
15,81 

13,82 

12,54 
7,83 
424 

1,20 
0,4  8 

0,24 

1266543 
937  366 
I  488  408 
2339153 
2734547 
3452898 
2269037 
I  796  629 
2947568 

6,69 

4,87 

7.74 

12,16 

14,22 

17,95 

11,80 

9,84 

15,88 

Summe 

520192 

100,00 

19  208  574 

100,00 

528  305 

100,00 

19  232  153 

100,00 

Auf  dem  platten  Lande  wurden    im  Etatsjahre  1896/7  ^)  zur  Ergän- 
zungBsteaer  herangezogen : 


Ansahl 

der 
Censiten 

Pros,  der 

Pros,  des 

Mit  einem  Vermögen 

Gesamt- 

Stenerbetrag 

Gesamt- 

von mehr  als  M. 

sahl  der 
Censiten 

in  M. 

steuer- 
betrags 

6000—      20000 

345  689 

54,15 

I  806264 

15,27 

20000—      32000 

118  387 

l8,64 

I  237  156 

IO,46 

32000—      52000 

88971 

13,94 

1794771 

15,17 

52000—    100  000 

56088 

8,79 

1931  200 

16,32 

100000—    200000 

18  681 

2,93 

I  277  154 

10,79 

200  000  —    500  000 

7205 

1,13 

1088  411 

9i20 

500  000—  1  000  000 

1975 

0,31 

700035 

5,92 

1  000  000—2  000  000 

905 

0,14 

654964 

5,6* 

2000000 

539 

0,08 

1342489 

11,86 

Summe 

638440 

100,00 

11852447 

100,00 

1)  Die  Ziflbm  fOr  das  platte  Land  im  EUtijahr  1895/6  haben  keintr  Berichtigung  bedurft. 


422 


MisselUn. 


Die   Hdhe   der  einselnen  Arten  des  Vermögens,   aas  denen  die    mit* 
geteilten  Steaersnmmen  flielsen,  war  folgende: 


Im  Jabre 

Gesamtrermdgeo 
H. 

KapiUlwert  der 
ScholdeD 

M. 

Btaaerbarw  Ter- 
■iSgen 

M. 

1895/6 

Id  den  Stldten 
Auf  dem  Liande 

37  123  143  191 
15  144  761  720 

6  314  423  016 
3  413  365  541     : 

30808720175 
"73"  396  179 

1896/7  l 

Id  gern  f^nuUtn 

In  den  Stftdteo 
Auf  dem  Lande 

52  267  904  911 

37833419023 
15145524942 

9  727  788  557 

'  6876070715 
3  441  866  197 

42  540  116  354 

30957348308 
II  703  658  745 

Id  gaos  PreofMO 

52  978  943  965 

10  3 17  936912 

42  661  007  053 

Nach  diesen  Zusammenstellungen  erübrigt  es  nunmehr  noch,  einen 
Ueberbliok  darüber  zu  geben,  wie  die  einzelnen  Gruppen  der  zar  Ein- 
kommensteuer veranlagten  Gensiten  znr  Ergänzungsstener  herangezogen 
werden. 

Veranlagt  sind  zur  Ergänzungssteuer  in  Freutsen: 


Aosahl 

der 
GeDsiteo 

Proz,  der 

Er- 

Pros,  des 

Mit  eioem  EiokommeD  von 

Gesamt- 

gäDlQDg»- 

Gesamt- 

M. 

sabi  der 

steaer- 

ergftosnngs- 

Ceositeo 

betra« 

steoerbetrags 

wenifi^er  aIü  900 

"4523 

1,24 

132  012 

0,4« 

mehr  als        900—     3  OOO 

878  118 

75,156 

9041  254 

29,10 

„       „       3000—     6000 

163  935 

14,05 

4858712 

'5,64 

„       6000-      9500 

53237 

4,56 

2  883  349 

9,28 

„       .,       9  500-  30  500 

46020 

3,94 

6085  272 

19,59 

f.     30500-100000 

9221 

0,7» 

4425554 

14,25 

mehr  hIs  lOOooo 

I  691 

0,14 

3  638  445 

IUI 

Auf  Stadt  und  Land  verteilten  sieh  die  CenRiten  und  die  aufgebraohteo 
Bteuersummen  folgeDdermafsen : 


Prozentsatz 

Pros,  des  6e- 

Mit  einem  Einkommen  von 

Anzahl  der  Censiten 

zur  Gesamt- 
zahl der 

Ergänsungssteaer- 
betrag 

samtergin- 
songssteser- 

M. 

Censiten 

1         betracN 

Städte 

Land 

Stfidte  i  Land 

Städte           Land        Städte!   Land 

wenij»er  als  900 

8311 

6212 

1,30 

1,18 

65912 

66099 

o,56         0,54 

mehr  aU         900         3  000 

560465 

317653 

87,79 

60,13 

5  755  367 

3  285  887 

48,64   '   17,0» 

,,       „       3000—     6000 

50045 

113  890 

7,84 

21. &6 

I  905  456 

2953  256    16,10      15.S« 

„       „       6000—     9500 

10  440 

42797 

1,64 

8,10 

760578 

2  122  770        6,43         11.04 

M       ,.       9500-  30500 

7  339 

38681 

1,15 

7,32 

,  I  366  458 

4718814;  11,55  '  2454 

„       „     30500-100000 

1538 

7683 

0,24    '     1,45 

I  069  939 

3355615  1    9  04      17.45 

Über   lüoooo 

302 

1389 

0,05 

0,26 

908  734 

2  729  711 

7.68       141» 

Mi(iell«B. 
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KapitalrennögeD 
M. 

GraDdrermögen 

einschliefslich  des 

BetriebtkapiUls 

M. 

Anlage-  n.  Betriebs- 

kapiUl   in  Handel, 

Gewerbe,  Bergbau 

M. 

Wert  der  selb- 

ständigen  Rechte  and 

Gerechtigkeiten 

M. 

17  224060858 
4177450595 

12  551  370861 
9758377681 

7  291  957  327 
I  133  919  274 

55754145 
75  014  170 

21  401  511  453 

17  501  132903 
4  264  428  673 

22  309  748  542 

12793  116  499 
9  693  863  802 

8425876601 

7479784753 
I  132  899  563 

130  768  135 

59384868 
54332904 

21  765  561  576 

22  486  980  301 

8612684316 

"3717772 

424  MiBielUiu 
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Der  kanadische  Zolltari£ 

Von  Ferdinand  Moos. 

Die  handelspolitisohen  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Grols- 
britannien  beruhen  im  wesentlichen  auf  dem  Vertrag  vom  30.  Mai  1865 
zwischen  dem  letzteren  und  dem  Zollverein. 

Die  Kolonien  Orofsbritanniens  pflegen,  wenn  letzteres  einen  Vertrag 
mit  einem  anderen  Land  abschliefst»  eine  Erklärung  darüber  absagebeo, 
ob  sie  an  dem  Vertrag  teilnehmen  oder  ob  sie  sich  von  demselben  ans- 
Bchliefsen. 

In  Bezug  auf  Kanada,  so  bestand  dort  von  jeher  eine  ausgesprochene 
Abneigung  gegen  Beteiligung  an  den  Handelsverträgen  Englands,  welche 
die  Klausel  von  der  meistbegünstigten  Nation  enthielten. 

üeber  die  thatsächliche  handelspolitische  Lage  bestehen  zur  Zeit  in 
Kanada  geteilte  Auffassungen. 

Der  Staatssekretär  Scott  vertritt  ansoheinend  die  Meinung,  dafs  von 
den  Verträgen  aus  neuerer  Zeit  nur  der  Vertrag  zwischen  England  und 
Frankreich  auch  für  Kanada  verbindlich  sei.  Alle  anderen  Verträge,  welche 
jetzt  von  anderer  Seite  als  auch  für  Kanada  verbindlich  bezeichnet  werden, 
seien  ohne  die  oben  erwähnte  Voraussetzung  dieser  Verbindlichkeit  —  aus- 
drückliche Zustimmung  Kanadas  zu  den  Verträgen  —  abgeschlossen 
worden. 

Diese  Einwendungen  richten  sich  vornehmlich  gegen  die  Verträge, 
welche  England  mit  Deutschland  und  Belgien  abgeschlossen  hat  Senator 
Scott  erklärte  im  Senate  der  Dominion  of  Ganada,  in  Beantwortung  einer 
Anfrage  des  Sir  Mackenzie  Bowel!,  folgendes:  „Belgien  darf  an  den  Wohl- 
thaten  des  kanadischen  Tarifs  nicht  teilnehmen,  da  der  belgische  Tarif 
im  ganzen  höher  ist  als  der  kanadische."  —  Aus  der  Bedingung,  welche 
in  dem  Nachsatz  ausgesprochen  ist,  leuchtet  die  Absicht  der  Regierung 
und  der  Gesetzgebung  Kanadas  hervor,  die  in  dem  (neuen)  Tarife  vorge- 
sehenen Begünstigungen  allen  Ländern  zuzuwenden,  welche  die  Einfuhren 
aus  Kanada  auf  gleichem  Fufs  behandeln. 

Der  strittige  Punkt  ist  zur  Zeit  demnach,  ob  Kanada  das  Becht  hat, 
diejenigen  Länder,  welche  mit  England  Meistbegünstigungsverträge  be- 
sitzen, zollpolitisch  ungünstiger  zu  stellen  als  England.  Dabei  kommen 
in  erster  Reihe  Deutschland  und  Belgien  in  Betracht. 

Der  Ursprung  der  gegenwärtigen  zollpolitischen  Aktion  Kanadas  liegt 
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iD  dem  YerhältniB  zu  den  Vereinigten  Staaten.  Die  letzteren  waren  bis 
jetzt  die  Hauptabnehmer  der  Erzeugnisse  Kanadas,  Die  jährliche  Ausfuhr 
desselben  wird  auf  rund  110  Hill.  Dollars  geschätzt,  wovoa  60  MilL  auf 
die  Vereinigten  Staaten,  40  MilL  auf  GrolsbritauDien  und  Irland  enlfalleo. 
Die  Grenze  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada  mifst  an  4000 
englische  Meilen,  welche  zum  Teil  zollpolitiech  schwer  abzusperren  sind; 
namentlich  wegen  der  Terrainschwierigkeiten.  Dieser  Umstand  hat  yon 
jeher  einen  ausgedehnten  Schmuggel  begünstigt,  der  wirksam  nur  auf 
freihändlerischem  Boden   bekämpft  werden  kann. 

Die  Regierang  Kanadas,  vornehmlich  der  Ministerpräsident  Laurier, 
unterstützt  von  dem  Finanzminister  Fielding,  haben  sich  bemüht,  ein  in 
gemäTsigt  freihändlenschem  Sinn  gehaltenes  Abkommen  mit  den  Vereinigten 
Staaten  zu  erzielen.  Ihre  Absicht  ist  nicht  nur  gescheitert,  sondern  die  zoll* 
politische  Aktion  MoKinley's,  die  in  der  Dingley  Bill  ihren  Ausdruck 
indet,  bedroht  Kanada  mit  einer  bedeutenden  Verschlechterung  seiner 
StelluDg  zu  den    Vereinigten  Staaten. 

Die  Regierung  Kanadas  hat  sich  darauf  für  ein  selbständiges  Vor* 
gehen  entschieden.  Sie  hat  die  Zölle  auf  Waren  aus  allen  Ländern,  welche 
Kanada  Gegenseitigkeit  gewähren,  um  12 ^/^  Proz,  herabge- 
aetzt  und  eine  fernere  Herabsetzung  um  25  Proz.  für  den  L  Juli  1898 
iD  Aussieht  gestellt.  An  diesen  VergüostiguDgen  sollen  alle  Länder,  auch 
die  Vereinigten  Staaten,  teil  haben,  welche  Kauada  Gegenseitigkeit  ge- 
währen. 

In  Kanada  werden  die  Vorschläge  der  Regierung  mit  grofsem  Beifall 
aufgenommen.  Dem  Ausfall  in  den  Einnabmen,  der  sich  aus  dem  ver- 
minderten  Ertrag  der  Zölle  ergeben  mag,  will  man  decken  durch  Erhühung 
der  Abgaben  für  Tabak  und  alkoholische  Getränke.  Monopole^  Trust«  und 
ähnliche  Vereinigungen  sollen  von  den  Vorteilen,  welche  die  neue  Gesetz- 
gebung gewährt,  ausgeschlossen  sein.  In  dem  westlichen  Kanada  erwartet 
man  Tor  allem  einen  Aufschwung  des  Bergbaues^  nachdem  die  reicheu 
Minerallager  dort  der  freien  Konkurrenz  zugänglich  gemacht  wurden.  — 
Die  ZoUermäffc^igungen  stellen  dem  Einfuhrgeschäfte  grofäC  Vorteile  in 
Aufifiicht,  denn  der  seitherige  Tarif  belastete  verschiedene  Artikel  durch 
kombinierte  Gewichts-  und  Wertzölle,  mit  Zöllen  bis  zu  40  Proz.  Die 
GewichtfizöUe  sollen  gänzlich  abgeschafft  werden,  woraus  namentlich  der 
englischen  Textilindustrie  grofse  Vorteile  entstehen.  Die  Zollherabsetiuagen 
beziehen  sich  in  erster  Reihe  auf  Eisen-  und  Eisen fabrikate,  Wollgarne, 
WoU waren,  Fensterglas,  Kleiderstoffe.  Die  Einfuhr  von  B ergwerk smasch inen 
hi  ganz  freigegeben,  —  Bereits  hat  der  britische  Staatssekretär  für  die 
Kolonien,  Mr.  Chamberlain,  die  Handelsk reise  im  Ver.  Königreich,  nament- 
lich die  Uandelskammer  von  Glasgow,  auf  den  gewaltigen  Aufschwung 
der  Bergwarksindustrie  in  British- Columbia  aufmerksam  gemacht  und  die 
Anregung  gegeben  zur  Ausdehnung  der  Geschäfteverbindungen.  —  Mr* 
Chamberlain  war  im  vorigen  Jahre  in  Kanada  auf  Besuch  und  man  be- 
egnet ,  anlüTslich  der  schwebenden  Vertragskontroversen ,  jetzt  vielfach 
i^  Meinung,  er  habe  damals  mit  dem  kanadischen  Handelsroi  nister,  Sir 
Cartwright,  gewisse  Verabredungen  über  die  Grundlage  der  Tarifser- 
feignngeo    und    über    die  Auslegung  der  Verträge   getroffen.     In  Bezug 
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auf  den  letzten  Punkt  dürfte  dieae  lieinuDg  mehr  oder  weniger  auf  Will- 
kür beruhen. 

Die  Abueigung,  die  Verbindlichkeit  der  Yerträge  Englands  mit  Deatsch- 
latid  und  Belgien  anzuerkennen,  wurzelt  in  der  allgemeinen  Stimmung  in 
Kanadeu  Dieselbe  aaöchte  am  liebsten  (so  wie  eich  die  Dinge  beute  dmr- 
fltellen)  die  Tanfermäfsigtingen  auf  England  beschränken.  Die  Regiernng 
nimmt  eine  vermittelnde  Stellung  ein*  Der  HandelBminieter  Cartwright  er- 
klärte Ende  April  im  Senat:  „Die  Begierung  ist  der  Ansicht,  dafs,  da 
das  Anerbieten  der  Oegenseitigkeit  auf  Grundlage  des  neuen  Tarifs,  der 
ganzen  Welt  gemacht  werde,  dieser  (der  Tarif)  nicht  unter  die  Wir- 
kung der  Handelsverträge  falle*  Einstweilen  habe  man  eot- 
Bchieden,  dafs  nur  Grofsbritannien  und  Neu-Siid-Wales  die 
Vorteile  des  neuen  Tarifs  geniefsen  köonen.  Wenn  ein  anderes  Land 
die  Bedingungen  des  Tarifgesetzes  annehme,  so  werden 
ihm  dieselben  Zugeständnisse  gemacht'' 

Die  Schwierigkeiten,  welche  die  Vertragskontroverse  bietet,  wurden 
gleich  nach  dieser  Erklärung  tou  dem  Senator  Beulten  ans  Manitoba 
betoiitf  wdcher,  in  seiner  Antwort  an  den  Minister,  die  Meinung  aus- 
sprach:  ,,Die  britische  Regierung  müsse  entweder  die  ihr  von  Kanada  an- 
gebotene Vergünstiguag  ablehnen  oder  ihre  Handelsverträge  mit  anderen 
Ländern,  die  Kanada  unter  der  Klausel  der  meistbegünstig- 
ten Nation  einschlier&en,  kündigen,^'  —  Die  Mehrheit  im  kanadi- 
schen Unterhaus  will  Deutfschland  und  Belgien  veu  den  ZoHermäfsigungeii, 
die  an  England  gewährt  werden»  ausgescMoseen  wissen.  Der  Minister 
für  Fischerei  und  Marine,  Mr.  Davies,  gab  Ende  Mai  die  Erklärung  ab: 
,yD ie  Regierung  stehe  auf  dem  Standpunkt»  dafs  die  von 
Grofsb  ri  tan  ni  en  mit  Deutsch  lau  d  und  Belgien  abgeschlos- 
senen Handelsverträge  Kanada  nicht  binden.  Danach  ver- 
fahre schon  heute  jedes  kanadische  Zollhaus."  Der  Finaos- 
minister  Pielding  schlug  den  besonderen  Zusatz  zu  dem  Tarifgeselz  vor: 
„Der  Gouverneur  ist  befugt,  die  Wohlthaten  ermäfsigter 
Zölle  auf  jedes  Land  auszudehnen,  das  gemafs  den  mit 
Ihrer  Majestät  abgeschlossenen  Verträgen  dazu  berech- 
tigt ist** 

Am  26.  Mai  lehnte  das  Unterhaus  einen  Antrag  des  früheren  Premier- 
mioisters  Tupper  ab,  wonach:  ,,Kanada  die  Regierung  Grotsbritanuiens 
benachrichtigen  soll,  dafc*  Kanada  bereit  sei,  das  Uebereinkommen  bezüglich 
der  Vorzuges tarife  mit  England  abzuschiiefsen,  sobald  die  vorliegen- 
den Schwierigkeiten   beseitigt  sind." 

Sir  Charles  Tupper  vertritt  den  Standpunkt,  dafs  die  Verträge  Eng- 
lands mit  Deutschland  und  Belgien  die  Gewährung  von  Vorzugstarifen  an 
England,  unter  Ausschliefsung  von  Deutschland  und  Belgien,  nicht  zulasseo. 
—  Aue  der  Ablehnung  des  Antrags  Tupper's  geht  hervor,  dals  seine  Auf- 
fassung von  der  Mehrheit  des  kanadischen  Unterhauses  nicht  geteilt  wird, — 

In  letzter  Linie  liegt  die  Entscheidung  der  Vertragskoutroverfte  bei 
der  englischen  Regierung.  Sie  hat  sich  über  die  Auslegung  ihrer  Verträge 
mit  Deutsehland  und  Belgien  zu  entacheiden:  ob  die  Verträge  Anwendung 
auf  Kanada  finden  oder  nicht.     Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  dad 
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sie  für  die  Anwendung  der  Yerträge  auf  Kanada  sich  auBsprioht  In 
diesem  Falle  würden  alle  Vorteile,  welche  Kanada  an  England  gewährt, 
auch  Deutschland  und  Belgien  zu  gute  kommen.  England  würde  auch  in 
diesem  Fall  einen  ansehnlichen  Vorsprung  von  den  genanuten  Ländern 
behalten.  Die  Eegierungen  Kanadas  und  Englands  werden  sich  über  die 
Kontroverse  voraussichtlich  verständigen,  so  dafs  Fragen  wie:  ob  ein  Zoll- 
krieg zwischen  Kanada  und  Deutschland  und  Belgien  zu  erwarten  wäre, 
der  Erörterung  sich  entziehen.  Ersichtlich  ist,  dafs  die  handelspolitischen 
Beziehungen  Englands  zu  Deutschland  und  Belgien  wichtiger  sind  als  die  zu 
Kanada.  Sieht  man  über  den  Bahmen  dieser  Kontroverse  hinaus,  so  be- 
merkt man,  dafs  in  England  in  dem  Anerbieten  Kanadas  vielfach  der  Boden 
einer  Zollunion  der  britischen  Kolonien  mit  dem  Mutterland  erblickt  wird. 
Man  giebt  aber  gleichzeitig  zu,  dafs  diese  Dinge  noch  in  weiter  Ferne 
liegen. 

Inzwischen  hat  England  seine  Verträge  mit  Deutschland  und  Belgien 
gekündigt;  hauptsächlich,  um  den  Kolonien,  insbesondere  Kanada,  freie 
Hand  ihrer  Zollpolitik  zu  verschaffen. 
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Die  zur  Fördemng  der  Landwirtseliaft  in  den  letzten  Jahres" 
in  Freur&en  ergriffenen  Mafsnahmeii. 

Von  M.  Conrad* 

Unter  obigem  Titel  hat  das  preufdiBehe  Ministen  um  der  land  Wirtschaft- 
liehen  ADgelegenheiten  soeben  eine  Schrift  veröffentlicht,  welche  mit  folgen* 
den   Worten  aus  der  Thronrede  vom    15.  Januar   1896  boginoL 

,>Die  andauernd  ungiloatige  Lage  der  Land  Wirtschaft  nimmt  fortgesetit 
die  volle  AuCmeTkeamkeit  der  Staater egieruog  io  Anepruch.  Sie  ist  ent- 
achloseen^  alle  Mittel  in  Anwendung  zu  bringen,  welche  zur  Abhilfe  ge- 
eignet sind  und  eine  Be&serung  der  Lage  dieses  für  unsere  wirtachiilt' 
liehen  Verhältnisse  so  hochwichtigen  Gewerbes  gewährleisten," 

Nachdem  durch  diese  Worte  die  Stellung  bezeichnet  ißt,  welche  die 
ßtaatsregieruijg  zur  Lage  der  Land  Wirtschaft  einnimmt,  wird  dann  hervor- 
gehoben, wie  die  ungünstige  Lage  besonders  dadurch  zum  Ausdruck  kommt^ 
dafs  in  den  letzten  9  Jahren  jährlich  175  Mill.  M.  Eeabchulden  auf  länd- 
lichen Gebietsteilen  Preufaens  mehr  eingetragen  aU  gelöscht  worden  sind, 
und  zwar  obgleich  der  Wert  von  Grund  und  Boden  in  der  gleieheo  Zeh 
meistens  gefallen  oder  wenigstens  stehen  geblieben  ist» 

Als  die  Ursachen  dieser  beklagenswerten  Erscheinung  werden  be- 
zeichnet: das  herrschende  gesetzliche  Erbrecht;  die  zu  geringe  Ansahluiig 
beim  Ankauf;  vor  aUero  aber  das  Sinken  der  Getreidepreise, 

Als  Gründe  für  den  Freisrückgang  des  Getreides  werden  aufgeführt 
Ueberproduktion;  Ueberfüllung  der  europäischen  Märkte  infolge  Ausdeh- 
nung und  Verbilligung  der  Frachtgelegenheiten;  Demonetisiening  dea  Silbers; 
internationale  Spekulation  und  Börsenspiel. 

Da  nun  eine  Steigerung  der  Getreidepreise  durch  Erhöhung  der  ZiSlle 
während  der  Dauer  der  Handelsverträge  ausgeschlossen  ist,  so  ist  die  Begie- 
rung  auf  solche  Mafsnahmen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  beschränkt^ 
welche  die  Rentabilität  der  Landwirtschaft  dadurch  zu  heben  trachten, 
da£s  die  landwirtschaftliche  Produktion  in  allen  ihren  einzelnen  Zweigen 
gehoben  wird,  soweit  dies  nicht  schon  durch  die  Vermehrung  der  Pro* 
duktion  eintritt,  auch  dadurch  verbilligt  wird,  dafs  der  Landwirtschaft 
möglichst   billige   Betriebsmittel   zur  Verfügung    gestellt    und    die   auf  ihr 
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mheoden  Lasten  TertDindert  werden.  Hand  in  Hand  hiermit  müssen  die 
MaÜBn  ahmen  zur  beeaeren  Ausnutzung  der  vorhat  denen  Naturschätze  und 
zur  Erleichterung  des  Verkehrs,  sowie  zum  Schutz  der  Landwirtschaft 
g«gen  Verlust  durch  Seuchen  u*  s.  w.  und  diejenigen  gesetzlichen  Ein- 
richtungen gehen,  welche  anter  Bücksichtnalime  auf  die  hesonderen  Ver- 
hältnisse der  Landwirtschaft  die  Herstellung  eines  BeclitszustandeB  bezüg- 
lich des  Eigentums  und  der  Belastung  des  Grund  und  Bodens  bezwecken, 
der  die  Schaffung  und  Erhaltung  richtiger  Wirtschaftagrörseu  zu  siehem  und 
eine  üeberschuldung  dea  ländlichen  Besitzes  in  Zukunft  zu  yerhindem 
geeignet  ist 

Auf  alle  diese  Gebiete  hat  sich  die  Thätigkeit  der  Staatsregierung 
erstreckt,    und  nachstehende  Mafsnahmen  sind  zur  Ausführung  gekommen: 

Börsenreform»  von  welcher  aber  wohl  noch  in  Frage  steht,  oh  sie 
der  Landwirtschaft  irgendwelchen  Nutzen  bringen  wird. 

Branntweineteuergeset«,  nebst  Novelle  dazu  vom   16,  Juni   1896* 

Zuckersteuer.  Aufhebung  des  Identitätsnachweises.  Beschränkung  der 
ZoUkredite.  Aufhebung  eines  Teils  der  gemiBcbten  Privattransitlager.  Ge- 
aetzliche  Begelnng  des  Verkehrs  mit  Handelsdünger,  Kraftmitteln  in  Saat- 
gut. Die  Untersuchung  ausländischen  Getreides.  Das  Unterstützungswohn- 
sitzgeseU  vom  12,  März  1894^  in  welchem  die  Altersgrenze  von  24  auf 
18  Jahre  herabgesetzt    wird. 

Gewerbenovelle.  Die  Erlaubnis,  ausländische  Arbeiter  vorübergehend 
so  beschäftigen.     Erlaubnis  des  Molkerei  betriebe  s  am  Sonntage. 

Entlastung  infolge  der  Steuergesetzgebung.  Es  wird  hier  hervorge- 
hoben die  Ermäfsigung  der  Kinkommensteuersätze  bei  einem  Einkommen 
bis  zu  8000  M.  Aufhebung  der  staatlichen  Grund-  und  Qebäudesteuer, 
wodurch  dem    platten  Lande    28*/^   Mill  M.    an  Steuer    erlassen    werden, 

Erleichterung  der  Volksschullasten ,  besonders  durch  widerrufliche 
Beihilfen  an  leistungsunfähige  Schulverbäude,  dieselben  beliefen  sich  1 891 — 
1892  auf  5  524  800  M.,   1895— -1896  auf  5  845  300  M. 

Kosten  der  Stempelgesetzgebung.  Es  bleiben  frei  Kauf  und  Lteferunga- 
verträge  des  Produzenten  über  eigene  Produkte. 

Eisenbahnen.  Es  sind  in  den  letzten  10  Jahren  4598,5  km  Eisen- 
bahnen ausgebaut  Aufserdem  zur  Anlage  von  148^3  km  Kleinbahnen, 
712  050  M.  StaatszüschuTs  gezahlt 

Ermäfsigung  des  Tarifii  für  Kunstdünger  um  20  Pros.,  sowie  auch 
Ennäfsigungen  einiger  anderer  Tarife,  und  Verbillignng  der  Kalisalze. 

Zu  Kornhäusem  wurden  der  Regierung  8  Mill.  M.  zur  Verfügung 
gestellt. 

Ferner  Ankauf  landwirtschaftlicher  Erzeugnisae  seitens  der  Staata- 
behörden  direkt  von  den  Produzenten. 

Bei  Renten-  und  Ansiodelungsgütern  wurde  dnroh  Gesetz  vom  8,  Juni 
1896  das  Anerbereoht  eiugeführt. 

Auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist  hier  aufgeführt. 

Hin  Hochwasserausachufs  ist  im  Jahre  1892  zusammengetreten  behuls 
Prüfung  und  Beantwortung  der  Fragen:  a)  Weiches  sind  die  Ursachen  der 
in  neuerer  Zeit  vorgekommenen  Ueberschwammungen  u.  b.  w.  b)  Welohe 
anderweitige  Mafsregeln    können   angewendet   werden  u«  b^  w.     Recht  be- 
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bedeutend  ist  was  der  Staat  behufa  Förderung  des  MelioratJoQfiwefleoi 
jährlich  anwendet,  seit  dem  U  April  1891  eind  27  103  414  M.  dazu 
verwendet 

Yon  grofser  Bedeutung  besondere  für  den  Osten  ist  das  Gesetz  Tom 
27*  Juni  1890  über  die  Renteogsiter.  Es  sind  seitdem  7723  Renten- 
guter  mit    einem    Areal    yon    82  380  ha  errichtet 

Ferner  sind  0000  ha  Ton  Domänen  und  Bskalischem  Besitz  zur  Kolo- 
nisation überwiesen. 

Auch  mufs  hier  genannt  werden  die  Anaiedelungskommtssion  mit  ihrem 
100  Mill.-Fonda. 

Die  Thütigkeit  der  Generalkommissionon  wird  besonders  im  Oilei 
vielfach  in  Anspruch  genommen.  So  wurden  in  den  letzten  5  Jahm 
442  Gemarkungen  mit  einem  Areal  von  156  000  ha  Eusammeogelegi,  wo* 
durch  die  einzelnen  Parzellen  um  2ö  Proa.  vermindert  wurdeo. 

Zu  der  geologischen  Landesaufnahme  erhalten  die  Provinzen  Stsats- 
zuschufs.  Das  Landwirtschaftskammergeaetz  wurde  erlassen,  um  eio  auf 
öffentlich-rechtlichem  Grunde  ruhendes  Organ  der  Berufsgenoeson  zu  sohaffok 

Der  deutschen  Landwirtachaftsgesellschaft  sind  wiederhalt  Freise  for 
ihre  Ausstellungen  zugewandt. 

Die  verschiedenen  Fonds  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  im  allg«- 
meinen  sind  in  den  letzten  Jahren  ansehnlicli  erhöht  ^ 

Sehr  viel  geschieht  für  das  landwirtschaftliche  Schulwesen.    Die  Winter*   I 
schulen  sind  sehr  viel  zahlreichen    Wanderlehrer,   1&90  77,  sind  jetzt   100. 
Ganz  besonders  geschieht  viel  für  die  landwirtBchafÜichen  Hochscbuleo  und 
Versuchsstatiouen. 

Zur  Veredelung  der  Pferdezucht  wurden  in  17  Landgestüten  im  Jährt 
1887  2273  Hengste  aufgestellt,  deren  Zahl  jetzt  auf  2603  gestiegen  itt 
Die  l^monteankaufkommission  hat  im  Jahre  1885  7182  Bemonten  aoge- 
kauftf  im  Jahre  1895  8758.  Aufserdem  werden  jährlich  zinsfreie  Dar- 
lehen zum  Ankauf  von  Hengsten  an  Pferdezuchtvereine  gegeben;  so  1890/91 
26  795   M,,   1895/96   48  820   M. 

Auch  zur  HebuDg  der  liiüdvieh-,  Schaf-,  Ziegen-  und  Schweinezucht, 
sowie  des  Molkereiwesens  werden  jährlich  ansehnliche  Mittel  verwandt, 
besonders  durch  Erteilung  von   Prämien   bei  Ausstellungen« 

Einer  gan»  besonderen  Pflege  seitens  der  Yerwftltnng  erfreut  sich 
die  Moorkultur  und  sind  in  derselbeu  recht  erfreuliche  Besultate  zu  ver- 
zeichnen. 

Die  Mittel  zur  Förderung  des  Garten-,  Obst-  und  Weinbaues  sind  im 
letzten  Jahr©  um   100  000  M.  vermehrt 

Die  Bestimmungen  des  Eeicbeviehseuchengesetzes  wurden  durch  Gesell 
vom  1.  Mai  1894  ergänzt,  durch  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Ab- 
wehr und  Unterdrückung  von  Viehseuchen,  Die  Einfuhr  von  Tieren  aup 
dem  Auslaode  wurde  seit  1893  von  der  Untersuchung  durch  einem  beam- 
teten Tierarzt  an  der  Grenze  abhängig  gemacht 

Der  Vertilgung  der  schädlichen  Tiere  und  der  dem  P£anzen reich  tn- 
gehörenden  Schädlinge  ist  fortdauernd  besondere  Aufimerksamkeit  zng^ 
wendet.     Auch  zur  Förderung  der  Fischerei  ist  namhafte«  geschehen. 

Seit  dem  Jahre  1895  ist  ein  neues  Normalstatut  für  ViehversioheruogeQ 
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aufgestellt,  und  bei  KonzeesionieraDg  gröfserer  Hagel-  und  Viehyersiche* 
rungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  sind  seit  einigen  Jahren  die  An- 
forderungen an  die  Unternehmer  verschärft. 

Im  Kreditwesen  sind  vor  allem  die  Landschaften  zu  erwähnen.  Ihre 
Zahl  ist  um  eine  in  Schleswig-Holstein  vermehrt  Die  Konvertierung  der 
d^/2-proz.  Pfandbriefe  in  3  Froz.  ist  genehmigt  und  von  einigen  Land* 
Schäften  bereits  durchgeführt  Die  Staatsregierung  ist  bestrebt,  den  bäuer- 
lichen und  kleinbäuerlichen  Besitzern  den  Kredit  der  Landschaften  zugäng- 
licher zu  machen.  In  Westpreulsen,  Schlesien  und  Sachsen  wird  der  Ver- 
such gemacht  ortschaftsweise  mit  der  Hypothekenbereinigung  vorzugehen 
und  die  vorhandenen  Frivathypotheken  innerhalb  der  Sicherheitsgrenze  in 
Pfandbriefhypotheken  umzuwandeln. 

Was  den  Fersonalkredit  betrifft,  so  ist  ein  Teil  der  Landschaften 
bemüht  denselben,  durch  Darlehnskassen  zu  befriedigen.  Für  den  Klein- 
grundbesitz  kommt  hier  besonders  das  Genossenschaftswesen  in  Betracht 
deren  Zahl  in  den  letzten  Jahren  sehr  zugenommen  hat  Es  waren  vor- 
handen 

1891     1892     1898     1894     1896     16.  Juni  1896 
Meawieder        457       515       615       784     1192  1391 

1.  Januar  1896 
Offenbacher    1659     1930     2168     2620    3386  3767 

Der  Etat  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung  mit  Einschlufs  der  Gestüts- 
verwaltung betrug 

1896/97  21453000  M.  und  1896/97  21453000  M. 
1882/83  12703000   ,,      .,     1887/88  147590OO    „ 
8750000  M.    jf  6694000  M. 

Ist  also  in  den  letzten  15  Jahren  um  68,8  Proz.,  in  den  letzten  10  Jahren 
um  46,3  Froz.  angewachsen. 

Bei  der  Domänenverwaltung  ist  in  den  letzten  Jahren  bei  Neuver- 
pachtung der  Pachtzins  zurückgegangen  und  zwar  1893  um  7  Froz.,  1894 
um  9  Froz.,  1895  um  10  Froz.  und  1896  um  16  Froz. 

Die  Domänenverwaltung  ist  bestrebt  gewesen,  durch  Mafsnahmen  der 
verschiedensten  Art  helfend  und  fördernd  zu  wirken.  So  wurde  zur  Ver- 
besserung des  Grund  und  Bodens  viel  gethan,  besonders  durch  Drainagen 
und  Moordammkulturen.  Zur  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Gebäude 
wurden  bedeutende  Mittel  verwendet,  so  jährlich  für  Stallgebäude  603  602  M., 
für  Arbeiterwohnungen  549  218  M.  Für  Verbesserung  der  Verkehrsver- 
hältnisse wurden  in  den  letzten  4  Jahren  204  048  M.  verwendet. 

Auch  die  allgemeinen  Fachtbedingungen  sind  den  Domänenpächtem 
besonders  in  Bezug  auf  Bauverpflichtungen  erleichtert,  auch  ist  es  unter 
Umständen  gestattet,  diese  Erleichterungen  auch  Pächtern  mit  älteren  Ver- 
trägen zu  gute  kommen  zu  lassen ,  wie  überhaupt  die  Verwaltung  bemüht 
ist,  in  jeder  möglichen  Weise  den  Pächtern  über  die  Zeit  der  Erisis  hin- 
fortzuhelfen. 

Sehr  bemüht  ist  die  Verwaltung,  die  Elektricität  bei  dem  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  in  Anwendung  zu  bringen. 

Wo  Bedarf  vorliegt,  werden  Teile  von  Domänen  in  Parzellen  an  kleine 
Leute  abgegeben. 
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Die  FontyetwaltaDg  thnt  yiel  fCLr  Yerkehnwege.  Ist  bestrebt»  Wald- 
arbeiter durch  Errichtmig  too  ArbeiterwohnaDgen  sefshaft  m  maehea. 
Erwirbt  yielfaoh  Oedeland,  yod  welchem  durohschnittlidh  1000  ha  jüir- 
lich  aofgeforstet  werden.  Ihre  Hauptaufgabe  erblickt  die  Foistrerwaltang 
in  der  Melioration  von  Brüchen,  beeonders  durdh  Moordammkultor,  ao 
wie  der  Förderung  der  Fisohzuoht  und  Obstsucht. 

Die  schwierigste  Aufgabe  ist  die  Festlegung  und  Aufforstung  der 
Binnendünen.  Von  den  Ostseedünen  sind  2000  ha  gedeckt  und  8200  ha 
aufgeforstet  mit  einem  Kostenaufwands  von  2  Mill.  M. 

AuTserdem  sind  in  der  Denkschrift  als  projektierte  MafiinahiDen  auf- 
geführt, Begelung  des  Oesindevermieter-  und  StellenTermittelungswesenSy 
Revision  des  Alters-  nnd  Inyalidengesetzes ,  Gesetz  betreffend  den  Ver- 
kehr mit  Butter,  Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatzmittel,  reichsgeaataliohe 
Begelung  des  Wasserrechts. 
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IX. 

Der  CeiiBiis  der  Vereinigten  Staaten, 

Der  erste  Census  wurde  in  den  Yereinigten  Staaten  im  Jahre  1790 
durch geführti  kurze  Zeit  nach  der  Annahme  der  Yerfaesungp  und  Beitdem 
wurde  er  in  jedem  Dezennium  wiederholt.  Die  letsEte  Zählung  fand  1890 
fitatt  als  die  11.  in  der  Reihe  der  huDdeeDDäfsigen  Zählungen.  Dieser 
CensuB  sollte  hauptf^Schlich  in  Uebercinetimroung  mit  der  konstitutionelleD 
Verfügung,  die  Zahl  der  Einwohner  in  den  verßchiedenen  Staaten  feat^ 
stellen  zum  Zweck  einer  gleichmäfsigen  Verteilung  von  Yolksyertretem  und 
direkten  Steuern,  so  dals  dieser  erste  Censna  eine  einfache  Zählung  der 
Bevölkerung  war,  wobei  nur  die  Namen  der  Häupter  der  Familien  in  Be- 
traeht  gezogen  worden»  die  Zahl  der  freien»  weifsen  männlichen  Per&onen 
unter  und  über  16  Jahren  und  ebenso  die  Zahl  der  freien,  weifsen  weib- 
lichen IndiTriduen,  anderer  freier  Personen  und  Sklaven,  das  sind  secha 
Fragen  im  ganzen.  So  schien  diese  Zählung  keine  näheren  Angaben  be- 
treffs der  Bevölkerung  zu  verlangen.  Neben  gegen  60  000  freien  Farbigen 
nnd  etwas  über  700  000  Sklaven  bestand  die  Bevölkerung  aus  freien 
Weifsen^  die  zum  gröfsten  Teil  Nachkommen    von    den   Ansiedlern  waren. 

Die  ersten  sechs  Zählungen  wurden  den  allgemeinen  Vorordnungen 
des  Gesetzes  von  1790  gemiTs  vorgenommen,  mit  gewissen  Modifikationen» 
aber  die  Zahl  der  Fragen  in  Be^ug  auf  die  Bevölkerung  wurde  bei  jeder 
neuen  Zählung  erweitert,  um  gröfsere  Details  zu  erhalten.  Bei  dem  ersten 
Censua  wurden,  wie  erwähnt»  die  freien  weifsen  männlichen  Personen 
and  das  Alter  unterschieden,  aber  bei  den  nächsten  beiden  Zählungen 
wurde  die  Zahl  der  Rubriken  noch  etwas  erweitert  und  umfaJete  freie 
weifse  weibliche  sowohl  wie  männliche  Individuen,  und  bei  der  vierten 
1820  vorgenommenen  Zählung  wurde  die  Unterscheidung  der  Geschlechter 
und  eine  besohränkte  Einteilung  in  Altersstufen  auch  auf  die  freien  Far- 
bigen und  die  Sklaven  ausgedehnt.  1830  und  1840  wurden  die  freien 
Weifsen  in  Altersklassen  von  5-  und  lO-jährigen  Perioden  bis  zu  100 
Jahren  eingeteilt,  während  die  Altersklassen  der  Schwarzen,  Freien  sowohl 
rie  Sklaven,  auch  genauer  formuliert  wurden. 

Die    ersten    6    Zählungen    beschränkten    sich    also    auf    Fragen    nach 

?arbe»  Gesohleoht  und  Alter  der  Bevölkerung,  aber  es  geschah,  abgesehen 

von    einigen    mehr    oder    weniger  unbefriedigenden    Versuchen,    um  einige 

andere  Thatsachcn    festzustellen,    wie    die    Zahl    der    Personen»    welche  ]o 

jeder  der  grofsen  Gewerbeklassen  beschäftigt   sind    (1820  und  1840);    die 
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Zahl  der  nicht  öaturalisiertea  Fremden  (1820  und  1830);  die  Zahl 
der  Tauben^  StummeB»  Blinden  und  Geisteekrauken  in  den  Jahren  1890  aod 
1840  und  bei  der  letzten  Zählung  die  Zahl  der  Personen  ohne  Schnlbilduag 
von  20  Jahren  aufwärts,  verbunden  mit  kurzen  Fragen  über  die  Schulea  und 
die  Zahl  der  gie  beeuchenden  Schüler;  1810  und  1840  wurden^  freilich  erfolg- 
los^ Versuche  gemacht»  eine  Fabrikstatifitik  aufssuBtellen,  Erst  im  Jahre  1650 
gelang  es,  eine  umfa^eende  Zahlung  unter  einem  sehr  veränderten  nnd  er* 
weitt^rten  Gesetz  ins  Werk  zu  setzen. 

Dae  Gesetz  vom  23.  März  1650|  nach  welchem  die  7,,  8.  tud  9. 
Zählung  dtirch geführt  wurde,  brachte  eine  neue  Richtung  in  die  ZÖhlungea 
in  den  Vereinigten  Staaten »  die  in  einer  beträchtlichen  Vermehrung  der 
Fragen  bestand  und  unter  anderem  auch  detaillierte  Angaben  über  jede 
gezählte  Perton  verlangte;  aber  auch  nach  diesem  Gesetz  waren  dia  Ter^ 
suohe^  eine  ordentliche  Gewerbestatistik  des  Landes  zu  gewinnen,  nicht 
befriedigend.  Vor  dem  Cenflne  von  1880  wurde  wieder  eine  Aendcrung 
des  Gesetzes  vorgenommen  und  die  Ziele  der  Zählung  noch  wesentlich  er* 
weitertf  so  dafs  sie  ganz  verschiedenartige  Gegenstände  umfaTste.  Beide 
Oensus  zeichneten  sich  durch  ihre  Reichhaltigkeit  und  aoncise  Ver- 
arbeitung aus« 

Die  Fragen  betreffs  der  Bevölkerung  waren^  mit  ein  oder  swei  Ans* 
nahmen,  in  allen  Zählungen  dieselbeö,  seit  jener  von  1850  inklusive,  welche 
aufser  Farbe,  Geschlecht  und  Älter  noch  detaillierte  Fragen  stellte  in  be- 
treff des  Geburtsorts,  der  Beschäftigungp  Schulbesuch^  Schulbildung  geistige 
und  phyBiBche  Fehler,  die  Zahl  der  Wohnungen  und  Familien;  die  Zählongen 
von  1850,  IB6Ü  und  1870  suchten  noch  den  Wert  des  Real-  und  Per* 
sonalvermögens  der  einzelnen  Besitzer  festzustellen.  Unterdessen  wnohi 
die  Bevölkerung  so  wesentlich  und  der  Strom  der  Einwanderer  wurde  le 
stark,  dafs  die  ZusammenBützung  der  Bevölkerung  bei  jedem  Oeusos  ver- 
wickelter wurde  und  man  genötigt  war,  um  die  Bestandteile  derselben  ge- 
nauer kennen  zu  lernen,  weitere  Erhebungen  anzustellen. 

Die  blofse  Feststellung  des  Geburtsstandes  der  Nichteingeborenen  ef^ 
füllte  nioht  ganz  den  Zweck;  es  kam  darauf  an^  die  Zahl  der  Personell 
ausländiecher  Herkunft  zu  ermitteln,  entweder  nach  einem  der  Eltern  oder 
nach  beiden,  aufserdem  die  Zahl  der  erwachsenen  männlichen  PersoDiOi, 
welche  als  Bürger  angesehen  werden  können.  Diese  beiden  Prägen 
wuiden  1870  hinzugefügt.  Ih80  galt  ea  ferner  die  Herkunft  derjenigen 
Personen  ausländischen  Ursprungs  nach  den  hauptsächlich  vertreteoefli 
Nationalitäten  festzustellen  (eine  Besonderheit  dieses  Census)*  Dieses  Voi^ 
gehen  erfuhr  1890  noch  eine  Erweiterung,  indem  man  die  Feststellung, 
aller  LänHor^  welche  das  gröfste  Kontingent  an  Ausländern  geliefert  hatten^ 
gesondert  aufführte.  Die  Anfragen  in  betreff  des  Bürgerrechts  wurden  I8S0 
nicht  wiederholt,  1890  jedoch  wieder  aufgenommen,  aufserdem  wnrde  in 
letzterem  Jahre  die  Zahl  derjenigen  Personen,  einheimischer  wie  fremder 
Herkunft«  erhoben,  welche  der  englischen  Sprache  nicht  mächtig  waren. 

Die  Vergleichung  der  Fragen  in  betreff  der  Bevölkerung  von  d^ 
ersten  Zählung  bis  zur  Gegenwart  gieht  einen  recht  guten  Ueberblick  über 
die  Aenderungen,  die  im  Laufe  der  Zeit  im  Zäh lun gewesen  stattgefunden 
haben.     Auch  möchte  ich  noch  besonders  darauf  hinweiteOf   dafa  wä 
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der  Periode  von  1850 — 1890  der  CenBUB    selbst  auch  nach  aodereü  Rich- 

tuDgen  vervoll kommü et  wurde,    da  er  nicht  nur  eine    Feststellung  der  Be- 

^^Ölkerungsrahl    und    der  sozialen  Verhältnisse  des  Landes  fordert,  sondern 

rollatändige  Nachweise  über  die  industrielle  Entwickelung  und  ungefähren 
Reiohtums  in  jeder  Gensusperiode  liefert. 

Die  in  den  Vereinigten  Staaten  für  die    Zählung    gewährte  Frist  dif- 

eriert  wesentlich  von  der  m  anderen  LEodern,     Dort  wird  die  Zählung  an 

inem  bestimmten  Tage  vorgenommen,  während  in  den  Vereinigten  Staaten 
den  Städten  zwei  Wochen,  in  den  ländlichen  Distrikten  ein  Monat  dafür 
in  Anspruch  genommen  werden^  obgleich  man  bei  den  früheren  Zählungen 
mit  dem  ganzen  Verfahren  gegen  etwa  6—9  Monate  beschäftigt  war  und 
©ehr  oft  mehr  als  ein  Jahr  verging,  bevor  die  damit  beauftragten  Personen 
endlich  ihre  Resultate  einreichten.  Noch  ein  anderer  sehr  wesentlicher 
Unterschied    «wischen    den   Zählungen    der  Vereinigten  Staaten    von  denen 

öderer  Lander  ist  der,  dafs  obgleich  der  Zähler  in  den  Vereinigten  Staaten 
Üe  Zählung  an  einem  bestimmten  Tag  vorzunehmen  hat,  er  sich  auf  die 
Personen  beschränken  mufs,  die  ihren  „gewöhnlichen  Wohnsitz**  in  seinem 
Bezirk  haben,  wogegen  bei  den  europäischen  Zählungen  jede  Person  als 
Angehöriger  des  tiaushaltes  oder  Ortes  eingetragen  wird,  wo  sie  zufällig 
sich  bis  Mittag  des  Zählungstages  aufhält 

Die  Grunde  für  diese  Unterschiede  sind  klar.  Weil  in  den  Vereinigten 
Staaten  die  Wohnungen  auf  grofse  Länderstrecken  zerstrent  liegen  und 
von  vielen  Zählern  grofse  Entfernungen  zurückgelegt  werden  müssen,  ist 
für  diese  faktisch  ganz  unmöglich,  den  Census  an  einem  Tage  vorzu- 
lehmen  und,  abgesehen  von  diesen  territoralen  Schwierigkeiten,  würde 
die  Art  und  die  Ausdehnung  der  Ceneusf ragen  in  der  amerikanischen 
Union  schon  an  sich  die  Erledigung  dieser  Aufgabe  an  einem  einzigen 
Tage  ansschliefsen.  Der  europäisohe  Census  stellt  nicht  mehr  als  8 — IQ 
die  Bevölkerung  betreffende  Fragen,  während  der  amerikanische  Ceasus, 
1790  beginnend  mit  einer  einfachen  Volkszählung  mit  6  Fragen,  sich  be- 
sonders seit  1S50  so  entwickelt  hat,  dafä  er  jetzt  eine  oationala  Zählung 
der  Bevölkerung,  der  Vermögensverhältnisse  und  der  Industrie  vornimmt, 
und  mehrere  100  Fragen  stellt*  Ferner  ist  der  Zweck  der  europäisehon 
Zählung  der,  ein  „Bild**  der  Bevölkerung,  wie  sie  sich  im  gegebenea 
Momente  darstellt^  zu  gewinnen,  ohne  Rückst  cht  auf  den  thataäo  blichen 
Wohnsitz  oder  den  rechtlichen  des  Individuums,  wogegen  die  Vereinigten 
Staaten  mit  der  Zählung  in  erster  Linie  bezwecken,  ao  weit  wie  irgend 
möglich,  einen  genauen  Beweis  für  die  Verteilung  der  Vertreter  im  Kongrefs 
SU  gewinnen* 

Der  elfte  Census  der  Vereinigten  Staaten  fand  am  L  Juni  1890  statt. 
Es  wurde  zu  diesem  Zwecke  durch  Kongrefabesohlufs  ein  Censusarat  im 
Departement  des  Innern  und  ein  .^Superintendent  of  Census^'  vom  Präai- 
deoten  eingesetzt,  mit  und  durch  den  Vorschlag  und  die  ZustimmuDg  des 
Senate«,  um  unter  der  Verantwortlichkeit  des  Ministers  des  Innern  die 
Leitung  der  Censusarbeiten  zu  führen.  Das  ganze  Land,  aufser  Alaska 
and  dem  indischen  Gebiet,  wurde  in  176  Distrikte  geteilt  und  ein  Ober- 
inspektor (Supervisor)  für  jeden  Bezirk  feiner  oder  mehrere  für  jeden  Staat 
oder  jede  Landschaft)  vom  Präsidenten  eingesetzt;  die  Namen  der  Personen, 
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"welche  solche  StelleD  erhalten  aollen  p  werden  Tom  Minister,  auf  die 
pfehluDg  dea  „Superintendent  of  Cenßus"  hin,  bezeichnet.  Diese  Ober- 
inspektoren haben,  mit  Billigtjtog  dee  ,, Superintendent  of  Cenaus*',  ihren 
betreibenden  Distrikt  in  passende  Zühlfingsbezirke  zu  teilen  und  geeignete 
Zähler  für  jede  Unterabteilung  zu  wählen ;  eie  haben  den  Zählern  die  von 
dem  Oenausamt  gelieferten  LiBtea  und  gedruckten  Anweisungen  ausEu* 
händigen  und  darauf  zu  achten^  dafe  diese  genügend  über  ihre  Pfl^iehtan 
informiert  ßind,  Sie  haben  die  Berichte  der  Zähler  zu  kontrollieren,  an 
sicher  gehen  zu  köonen,  daf»  die  Arbeit  in  jeder  Hinsicht  den  Vorschnfteo 
des  Oesetzas  gemäfa  durchgeführt  wird,  und  sie  haben  ftirner  dem  ^^Super* 
intendenten'*  die  abgeBchlossenen  Berichte  einzureichen,  zugleich  mit  An- 
gabe der  jedem  amtlich  eingesetzten  Zähler  zukommenden  Vergütung.  Et 
waren  Vorkehrungen  getroffen,  so  weit  dies  vorher  möglieh  war,  keinen 
Zählangsdistrikt  über  mehr  als  4000  Einwohner  auszudehnen.  In  Städten 
von  10  000  Einwohnern  eollte  die  Zählung  von  1880  in  2  Wochen  nnd 
allen  anderen  Distrikten  in  einem  Monat  eeit  dem  Beginne  der  Zählung  er- 
ledigt werden.  Vor  1880  war  die  Aufgabe  den  Census  vorzunehmen,  dem 
„United  States  Mnrshal''  übertragen,  der  Äsaigtenten  unstellte»  welche  di«» 
selben  PÖiohten,  wie  die  erwähnten  Zähler  hatten ;  nach  dem  Gesetz  von 
1860  durfte  der  dem  Aesietenten  übergebene  Distrikt  20  000  Einwohner 
und  wenn  nötig  auoh  mehr  umfaBsen,  obgleich  er  1B70  im  Durchschnitt 
6000  nicht  überstieg.  Der  erste  Censue  ging  unter  der  Autorität  des 
Präsidenten  selbst  vor  sich;  der  zweite  bis  zum  sechsten  inkl.  unter  dem 
Beoretary  of  State  und  der  siebente  bis  2um  eÜten  in  kl,  unter  der  Direk* 
tion  des  Secretary  of  the  Intenor. 

ij  Das  Censuftgesetz  von  1890  beetimmte  für  den  „Supervisor"  einen  Dollar 
pro  tausend  Einwohnerin  dicht  bewohnten  Distrikten  und  1,40  Doli,  pro  tausend 
in  dünn  bewohnten  Distrikten,  daneben  noch  eine  runde  Summe  von  135  DolL| 
aber  in  keinem  Fall  eollte  der  ^^Supervieor"  weniger  als  500  $  erhalten^ 
eine  Summe,  die  durch  ein  späteres  Amendement  auf  1000  $  erhöht  wurde. 
Unter  dieser  Bestimraung  erhielten  alle  aufeer  vier  „Supervisors"  die  Mtnj* 
maleumme  (1000  $}f  während  die  Supervisors  des  Staates  von  Massacbusel» 
(welcher  einen  besondern  Distrikt  bildete)  und  der  Städte  New- York, 
Chicago  und  Philadelphia  nach  der  Kopfzahl  bezahlt  wurden.  Die  G«* 
sftmtE^umroe^  die  an  alle  ,,Supervisors''  an  Vergütungen  gezahlt  wurde,  betrug 
177745  $  und  dazu  kommen  noch  82  808,10  $  die  ihnen  für  Hilfsschreiber 
und  verschiedene  AuBgaben  gewährt  wurden,  so  dafö  im  ganzen  260  553,10  S 
für  die  Oberleitung  ausgegeben  wurden.  Bei  dem  Cenaus  von  1880  bekam 
jeder  der  150  „Supervisors**  die  gleiche  Summe  von  500  $,  ohne  Berüok* 
sichtigung  der  Ausdehnung  des  Distriktes,  aufser  bestimmten  Vergütungen 
für  Schrei bergehilfen*  Die  Gesamtausgaben  für  die  Supervisorarbeiten  be> 
liefen  sich  1880  auf  134  489,40  $.  Bei  den  sechs  ersten  Zahlungtfn 
schwankten  die  Ausgaben  für  die  ,,Mar&ha1fi''  zwischen  100  $  und  500  ^ 
1850  wurde  dann  ein  Dollar  für  je  1000  Personen  festgesetzt,  wenn  der  Distrikt 
über  eine  Million  Einwohner  urofaföte,  und  1,25  Doli*  pro  tausend,  wenn  der 
Distrikt  weniger  ab  eine  Million  Eiowohner  enthielt;  aber  sie  sollten  in 
keinem  Fall  weniger  als  250  $  erhalten ,  bezögen  sie  aber  weniger  als 
500  $t  so  sollte  ihnen  eine  ansehnliche  Summe  für  Ausgaben  für  Schreiber* 
dieuBte  zur  Verfügung  stehen. 
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Im  Jahr  1690  begann  die  2ähluD^sarbeit  am  ersten   liJontag  des  Juai, 
da  der  erste  Juni  eia  Sonntag  war«     Jeder  Zähler  hatte,    nachdem    er  mit 
»einen  Auigaben  vertraut  gemacht    und    duroh    einen    Amtseid  verpachtet 
war.  Jedes  Wohnhaue  und  jede  Familie    in    ßeinem    Bezirk  persönlich  auf- 
lÄUftuoheQy     die    durch     da^    Gesetz    vorgeschriebenen    Erkundigungen    eiu- 
psuzieben,  welche  jede  Person   betrafen,  die  am  ersten  Tage  des  Juni   1890 
^Ihren  gewöhnlichen  Wohnsitz  innerhalb  der  Grenzen  eeiues  Bezirkes  hatte. 
Wenn,  was  häußg  Torkam^  das  Familienoberhaupt  oder  andere  kompetente 
Personen  nicht  anwesend  waren»    um  die  Fragen    beantworten  zu  können, 
ao  hatte  der  Zähler  das  Recht,   die    Erkundigungen  bei    Nachbarn  der  ab* 
^uresenden  Familie  oder  Person    einzuholen.     Auf   Verweigerung    der    Aus- 
kunft  sowohl    wie    auf    VertuschuDg    Dachlässiger    oder  betrügerischer  Be- 
Ljiehte  von  aeiten  des  Zählers  selbst    stand    Strafe.     Jeder  Zaiiler  war  ver- 
■püichtet»  dem  ,,SuperintendeDten''  und  dem  ^,8uperTisor*'  für  seinen  Distrikt 
über  seine  tägliche  Arbeit  Bericht  zu  erstatten^  um  die  Zahl  der  von  ihm 
an  jedem  einzelnen  Tage  ausgelüllten   Listen  nachzuweisen. 

Die  Fragebogen^  welche  die  Zahler  auszufüllen  hatten  ^  betrafen  die 
Bevölkerung,  den  Ackerbau,  die  Industrie»  die  Sterblichkeit,  die  Invaliden» 
die  Dienstboten  und  die  Verbrecher  j  ferner  wurden  noch  besondere  Fragen 
gecitellt  in  Bezug  auf  die  Namen,  Stellung  und  Dienstdauer  der  Unionbe- 
araten,  auf  die  Kriegsveteranen  und  auch  in  betreif  der  Witwen  solcher,  die 
damals  ihren  Tod  fanden.  Diese  Bogen  wurden  in  Massen  von  dem  Oeusus- 
amt  aus  an  die  ,,Supervisor8'^  versendet  und  von  diesen  an  die  Zähler  ver- 
teilt Um  die  Zähler  ausreichend  mit  Bogen  zu  versehen ,  wurden  über 
26  Hill,  derselben,  im  Gewicht  von  über  300  Tonnen  versandt»  dieae 
irden  von  50  000  Zählern  an  175  Supervisors  wieder  eingeliefert»  und 
Ton  diesen  an  das  Censusamt»  ohne  dafs  ein  einziges  Paket  dabei  ver* 
loren  gegangen  wäre.  In  gewissen  Staaten  und  Städten  werden  die  Sterbe- 
■  Dätle  in  gesetzmäfsiger  Weise  registriert.  Deshalb  wurden  die  Sterblich- 
r  Lei  tsf rage  bogen  für  diese  Bezirke  aus  den  Zählerlisten  herausgenommen 
nnd  die  Zahlen  direkt  den  Tabellen  den  Local  registration  boards  entnommen. 
In  den  Kauptfabrikzentren  wurden  die  Formulare  für  die  Gewerbestatistik 
auch  den  Zählern  entzogen  und  besonderen  Agenten  für  jede  Stadt  oder 
Gemeinde  übergeben.  Ebenso  war  von  dem  Gesetz  eine  besondere  Zäh- 
|Ixing  vorgesehen  worden  für  alle  der  Oberhoheit  der  Vereinigten  Staaten 
unterstellten  Indianer;  ferner  eine  spezielle  Zählung  für  die  Bevölkerung 
Bind  VermÖgensverhältnisse  von  Alaska.  Aufserdem  snchte  man,  unab- 
Agig  Ton  der  allgemeinen  Zählung»  eine  vollständige  Statistik  der  Minen 
und  des  Bergbaues,  der  Fischerei,  der  Transport-  und  Versicherungsver- 
ilällaisae  zu  erhalten,  ferner  des  TJnlerrichtswesens  der  Kirche»  Vermögens- 
rerhlütiliase  wie  der  Schulden  und  der  Uuions-,  Staats*  und  Gemeinde- 
iteoem* 

Dann  wurde  noch  eine  spezielle  Ermittelung  der  Verschuldung  privater 
^Korporationen  und  Individuen  vorgenommen;  durch  ein  späteres  Gesetz 
wurden  den  Listen  nooh  weitere  Fragen  hinzugefügt  in  betreff  der  Zahl 
der  Mietwohnungen  und  Farmen ,  wieviel  eigene  Wohnungen  da  seien 
und  wie  viel  von  diesen  mit  Hypotheken  belastet  und  wie  viele  frei.  Bei 
mit  Hypotheken  belasteten  Wohnungen  und  Farmen  wurde  durch  Korrespon- 
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den«  und  beso ädere  Agenten  der  Wert  dereelben  festgeetellt,  die  Höbe  der 
BelaetUDg  und  die  Ursache  der  YerschulduDg  ermittelt 

Die  Gesamtzabl  der  Zähler,  welche  im  Oenstia  toq  1690  Diäten  er- 
hielteD,  beüef  eich  auf  46  804,  von  denen  43  633  reguläre  Zähler  waren^ 
2226  Spezialerheber  für  grofse  Etabliseements  etc.  und  1045  hatten  bei 
mangelhaftem  Ausfall  Nachzählungen  vorzunehmen.  Dag  GeBetz  bestimmte 
eineu  Maximal-  und  MiairaalgehaU  für  die  Zähler^  für  beides  pro  Kopf  und 
Tag;  es  gab  dem  ,,8iiperiDtendeiiteD^'  des  CeußiiR  Vollmacht,  nach  Einwilügung 
des  Sekretärs  des  iDneru,  die  für  jeden  Distrikt  zu  zahlende  Summe 
frei  zu  bestimmen.  Nach  diesem  Beschlufs  wurden  drei  Terschiedene  Sätxt 
pro  Kopf  festgesetzt  und  zwar  folgende:  Für  Jeden  lebenden  Einwohner 
2,  2»/2  und  3  Cents;  für  jede  Farm  15,  17 ^j  und  20  CenU;  fir  jedes 
Fabriketablissement  20,  25  und  SO  Cents.  In  den  per  capita  Distrikteii 
waren  die  gleichen  Sätze  yaa  2  Cents  für  jede  Eintragung  in  die  Ster^K 
lichkeitßliste  auBgeworfeu  [  6  Cents  für  jede  Verzeichnung  in  die  Spesiftl- 
liste  der  Lebenden  und  5  Cents  für  jede  Eiuzeichnuug  in  die  Supplemeot- 
Hsten  der  Klasse  der  Dienenden,  Verbrecher  und  Invaliden  (DefectiTe 
Ciasees),  das  sind  Arme,  durch  Wohlthätigkeitsanstalten  Unterstützte,  Oe* 
fangene  und  mit  geistigen  oder  physischen  Fehlern  behaftete  Personell 
oder  solche,  die  durch  Krankheit  eine  Zeit  lang  arbeitsunfähig  sind.  Bei 
den  per  diem  Sätzen  wurden  4  und  6  Dollars  in  solchen  DistrikteD  gezahlt, 
wo  die  Schwierigkeiten  derart  waren,  dals  die  Berechnung  der  Zahlungen  per 
Kopf  unpraktisch  gewesen  wäre.  Die  Gesamtzahl  der  Zähler,  deren  Berechnung 
per  Kopf  berechnet  wurde,  belief  sich  auf  42  953  und  die  Zahl  derer, 
deren  Qehälter  per  diem  berechnet  wurde,  auf  3852,  Die  Gesamtsumme, 
die  1890  an  die  Zähler  ausgezahlt  wurde,  betrug  2  485  786,84  gegen  die 
an  31382  Zähler   im    Jahre    1880    auj^gezahlte  Summe   von    2  096  563,33. 

Die  Zahl  der  Fragen  auf  jeder  der  verschiedenen  Listen  die  den 
CensUBzählem  übergeben  waren,  war  folgende:  betr,  Bevölkerung  30,  Snpple- 
mentbogen  (8  an  der  Zahl)  321,  Mortalität  18,  Ackerbau  256,  Fabriken 
(allgemeiner  Liste)  76  und  spezielle  Liste  für  die  Veteranen  12,  giebt  eine 
Gesamtzahl  von  718  Fragen  überhaupt.  Diese  Zahl  umfafst  noch  nicht  die 
Ergäa zu Dgsf ragen  betreffs  spezieller  Etablissements,  die  meist  durch  be* 
sondere  Agenten  gesammelt  wurden,  noch  sind  irgendwelche  eingehende 
Fragen  in  Bezug  auf  speziellere  Gegenstände  darin  eingeschlossen,  die,  wie 
schon  erwähnt,  entweder  durch  Korrespondenz  oder  durch  besondere,  von 
der  allgemeinen  Zählung  unabhängige  Agenten  ermittelt  wurden. 

Die  ersten  auegefüllten  Bogen  liefen  in  Washington  während  der 
Woche  vom  14.  Juni  ein,  und  vier  Tage  später  begann  das  Zensnsamt  die 
Verarbeitung  des  Zähluugsmaterials  über  die  Bevölkerung  vorzunehmen. 
Die  vollständigen  Ergebnisse  für  das  ganze  Land  nach  der  offi^ielleD 
Zählung,  auf  welche  die  neue  Verteilung  basiert  war,  wurde  am  26,  No- 
vember der  Oeffentlichkeit  übergeben,  oder  weniger  als  6  Monate  nach 
dem  30.  Juni,  dem  gesetzlichen  Termin,  während  welchem  die  Zählung 
stattfinden  sollte.  Im  Jahre  1850  waren  die  letzten  Berichte  nicht  ror 
dem  17,  Februar  1852  eingeliefert  als  ein  nach  der  gesetzlichen  Feetsetanng 
des  30.  Juni  zum  für  die  Zählung  gewährten  Termin,  also  erst  1  JaJtr 
6  Monate   17  Tage  nach  Beginn  der  Zählung.     Für  1860   giebt   ea   keine 
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oMzteüen  Angaben  in  dem  gedruckten  Beport^  betreffs  des  Datums,  an  dem 
die  Berichte  abgeliefert  wurden.  1870  wurden  die  letzten  Berichte  eret 
am  23*  August  des  folgenden  Jahres  eingeretoht  und  1B80  wurde  die 
offizielle  Volkszählung  nicht  vor  dem  4.  März  1881  vollendet. 

Die  Durchfuhrung  eines  so  grolsen  Onteruehmene  erforderte  viele 
Schreib  er  kr  äfte*  Das  Amt  wurde  in  der  zweiten  Hälfte  des  April  188d 
organisiert  und  die  Schar  der  Beamten  beständig  vermehrt,  von  30  im 
Mai  auf  über  100  im  September,  über  400  im  Januar  1890  und  über  1100 
im  Mai  gerade  vor  Beginn  der  Zählung.  Diese  grofse  Schar  wurde  haupt- 
sächlich mit  der  Bearbeitung  einiger  Spezialfragen  beschäftigt,  auTserdem 
mit  Torbereitungsarbeiten  für  die  allgemeine  Zählung*  Die  Zahl  der  Be- 
amten wurde  im  Juli  1890  auf  über  1800  erhöbt,  im  Oktober  auf  3200 
und  so  fort  bis  im  Mai  1891  die  Maximalzahl  von  3148  erreicht  war; 
die  Hälfte  dieser  Angestellten  waren  thatsächlich  Frauen*  Die  ganzen 
Arbeiten  wurden  unter  25  Abteilungen  verteilt,  von  denen  jede  einen  be- 
iOD deren  Teil  zugewiesen  erhielt;  jedoch  hatte  fast  die  Hälfte  aller  Auge- 
stellten die  Bevölkerungszahlen  zu  verarbeiten« 

Durch  die  Anwendung  des  elektrischen  ^Zählapparates,  das  eine  £r* 
findung  Mr.  Hermann  Hollerith  ist,  war  die  Verarbeitung  des  Zahlen- 
materials sehr  vereinfacht  und  durch  die  Anwendung  des  Apparates  wurden 
viele  wertvolle  Resultate  aus  kompliziertem  Material  in  Bezug  auf  die  Be- 
völkerungsverhältnisse gewonnen,  bisher  nicht  ermittelte  Angaben  wurden 
festgestellt  und  veröfiTentlicht  Der  HollerithVche  Apparat  verlangt  für 
jede  im  Census  gezählte  Person  bekanntlich  eine  durchlochte  Karte,  auf 
die  alle  erlangten  Angaben  über  die  verschiedenen  Details,  wie  Farbe,  Oe- 
Bohlecht,  Alter,  Civilstand,  Geburtsort,  Herkunft,  Beschäftigung  etc.,  über- 
tragen Bind,  worauf  dann  diese  Karten  durch  die  elektrischen  Masdiinen 
gezählt  werden. 

Die  Durchlochung  dieser  Karten  geschieht  durch  ein  Tastenbrett  mit 
Locheisen,  in  das  eine  kleine  Manilakarte  geschoben  und  durch  ein  Gestell 
festgehalten  wird,  während  das  Locheisen  über  der  Karte  in  jeder  be- 
liebigen Richtung  vermittels  eines  hervorstehenden  Hebels,  der  mit  einem 
passenden  Knopf  oder  Griff  versehen  ist,  bewegt  wird.  Unter  diesem 
Knopf  befindet  sich  ein  Tustenbrett,  das  mit  Buchstaben  oder  Zahlen  be- 
zeichnenden Löchern,  je  nachdem,  versehen  ist  und  mit  einem  vorher  dazu 
hergerichteten  Schema  oder  Tabelle  der  gewünschten  Angaben  in  Verbin- 
dung steht.  Der  Hebel  ist  so  eingerichtet,  dafs,  wenn  eine  unter  dem 
Knopf  beEndliohe  und  hervorstehende  Nadel  ein  Loch  trifft,  das  Locheisen 
über  dem  entsprechenden  Freiplatz  der  Karte  steht*  Soll  die  Nadel  in 
irgend  ein  Loch  des  Tastenbrettes  eingedrückt  werden,  so  tritt  das  Loch- 
eisen in  Thätigkeit  und  der  entsprechende  Freiplatz  der  Karte  wird  durch- 
gelocht«  Z.  B«,  ist  die  Person,  für  die  eine  Karte  durchlocht  werden  soll, 
ine  weifse,  männliche,  ö9  Jahre  alte,  verheiratete  Person,  so  werden 
löoher,  die  Farbe,  Geschlecht,  Alter  und  Civilstand  angeben,  in  die  Karte 
eingedrückt  Diese  Angaben  werden  durch  weitere  entsprechende  Löcher 
Inzt,  die  Staat,  Territorium  oder  das  Land,  wo  er  geboren  ist»  Geburtsort 
riner  Eltern,  seine  Beschäftigung  und  Zahl  der  beschäftigungslosen  Monate 
Im  Censusjahres  (wenn  besohäftigungalos)  angeben,  ferner  ob  er  lesen  und 
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Bohreibea  kann  oder  nicht  Ist  er  außländiBcher  Eerkuofti  so  werden  «eme 
Angaben  weiter  ergänzt  durch  FeatstelluDg  der  Zahl  der  Jahre,  die  er  in 
den  Ver.  Staaten  zugebracht  hat,  ob  er  naturaÜBJert  iet  oder  nicht,  oder 
wo  er  seine  ersten  NaturaliaatianKpapiere  erhalten  hat.  Ist  er  fiauawirt» 
so  wird  ferner  festgestellt,  ob  er  das  Haus  oder  die  Farm  als  Eigentiuii 
besitzt  oder  nur  gemietet  hat,  und  wird  er  Eigentümer,  ob  er  es  TolUtäadig 
frei  besitzt  oder  ob  es  mit  Hypotheken  belastet  ist.  Die  Zahl  der  Löcher 
mufs  dann  im  Durchschnitt  12 — 15  sein,  um  einen  genauen  Bericht  über 
die  Terlau^ten    Punkte    in    Bezug  auf  jede  einzelne  Person  zu  bekommen. 

Die  Arbeit  des  AusiocheuB  von  62  622  250  Karten,  die  die  gesamte 
BsTolkerung  der  Vereinigten  Staaten  darstellen ,  wurde  in  weniger  als 
6  Mouaten  durchgeführt  mit  Kilfe  tou  500^ — 1000  Personen.  Im  Duroh- 
Bohnitt  wurden  täglich  von  jedem  Angestellten  in  der  ganzen  Zeit  700 
Karten  durchlocht,  aber  viele  derselben  lieferten  über  1000  Karten  an 
einem  Tage. 

Nach  dieser  Durohlochung  der  Karten  wurden  dieselben  ,,gang-punohed^» 
d.  h,  es  wurden  den  Nummern  des  betreffenden  ^pSupervisort*^  iind  dem 
Zahlungsdistrikty  zu  weichem  sie  gehörten,  entsprechende  Löcher  auf  dem 
Rand  der  Karte  eingedrückt,  dieses  konnte  bei  4 — 6  Karten  auf  einmal 
geschehen.  Zur  weiteren  Identidzierung  jeder  Persoualkarte  wurden  diese 
in  bestimmter  Reihenfolge  durch  Numerteruugsfitempel ,  vor  der  Durch- 
lochung,  die  mit  der  Hand  gemacht  wurden,  gezählt.  Die  Nummer  jeder 
Karte  entsprach  derjenigen  der  Liste^  auf  welcher  die  Angaben  jeder  eio- 
zelnen  Person  standen.  Sollte  irgend  eine  Karte  dabei  an  einen  falschen 
Platz  kommen,  so  wurde  das  leicht  dadurch  bemerkt,  dafs  ein  oder  mehrere 
von  dem  „gang-punch^*  gemachten  Löcher  nicht  den  Löchern  in  den  Karten 
entsprachen,  unter  denen  es  gefunden  war,  und  da  die  Karten  nach  der 
Reihe  nummeriert  waren,  konnten  die  gelochten  Angaben,  wenn  nötige 
leicht  durch  Zuhilfenahme  des  Originalberichts  auf  der  BevÖikerungsliste 
berichtigt  werden.  Die  Arbeit  des  „gang-punching*'  der  Karten  wurde  in 
4  Monaten  bewerkstelligt;  der  höchste  allgemeine  Durchschnitt  pro  Ar* 
heiter  war  22  148  und  der  höchste  individuelle  Durchschnitt  47  543 
pro  Tag. 

Sobald  die  Karten  „gang-punohed"  waren,  konnten  sie  von  der  elak- 
trischen  Zählmaschine  gezählt  werden ,  die  eine  Hartgummi  unterläge  hat, 
auf  welcher  hohle  Ge falsa,  die  zum  Teil  mit  Quecksilber  gefüllt  sind,  stehen« 
Diese  Qefäfae  sind  mit  dem  registrierenden  ZiÜernblatt  besonders  elektrieeb 
verbunden  und  entsprechen  in  Nummer  und  betr.  Stelle  den  Löchern  in 
den  Karten,  üeber  der  Unterlage  und  von  einem  Hebel  bewegt  befindet 
sich  eine  Reihe  Stahlnadeln  auf  Sprungfedern  befestigt,  die,  wenn  tie 
niedergedrückt  werden  und  die  durchlochte  Karte  in  die  richtige  Lage  anf 
der  Unterlage  gebracht  ist,  durch  die  Löcher  der  Karte  hindurchgehen, 
(oder  falls  keine  Löcher  da  sind  zurückgehalten  wird)  und  einen  elektrischen 
Kontakt  in  den  Queoksilbergefärsen  verursacht,  um  die  gewünschten  An- 
gaben zu  registrieren.  Jede  Angabe  wird  sofort  auf  einem  besonderen 
Zifferblatt  verzeichnet.  Oefters  erschien  es  wünschenswert,  mehrfadM 
Zählung  auf  einmal  zu  vollziehen,  also  das  Zählungswerk  zu  kombiniereii« 
Deshalb    wurde    eine    Anzahl   Sondierungskasten     in    passender   Nähe    dar 
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Zählmasohine  aufgestellt,  und  wenn  eine  Karte  mit  den  gewÜDBohten  Angaben 
in  die  Maschine  kam,  so  wurden  sie  von  derselben  geschieden  und  in  den 
sich  zu  gleicher  Zeit  öffnenden  Sondierkasten  geworfen. 

Die  Arbeit  des  Zählens  der  durohlochten  Karten  wurde  am  18.  Mai 
1891  begonnen  und  fortgesetzt,  bis  alle  verschiedenen  Kombinationen  von 
Angaben  von  der  Zählmaschine  registriert  waren;  die  Yerwertung  der 
Karten  zu  diesem  Zweck  entsprach  der  vierfachen  Zählung  von  62  622  250 
Karten. 

Wieviel  Karten  täglich  von  einem  Arbeiter  gezählt  wurden,  hängt 
von  der  Katur  der  Zählung  ab  und  wie  oft  das  Zifferblatt  täglich  gelesen 
werden  muTste. 

Bei  der  ersten  Zählung  im  Jahre  1790  gab  es  nur  eine  Liste  mit  6, 
nur  die  Bevölkerung  betreffenden  Fragen,  deren  Resultate  in  einer  57 
Seiten  umfassenden  Flugschrift  enthalten  waren.  Die  Qesamtkosten  beliefen 
sich  auf  44  811,18  $.  Bei  dem  7.  Oensus  im  Jahre  1850  wurden  6  Frage- 
bogen mit  über  hundert,  die  Bevölkerung  betreffenden  Fragen  ausgegeben 
für  Freie  sowohl  wie  für  Sklaven,  femer  Fragen  über  Sterblichkeit,  Acker- 
bau, Industrie,  Yermögensschätzung,  Besteuerung,  Schulen,  Bibliotheken, 
Kirchen,  Zeitungen  und  Zeitschriften.  Die  Gesamtkosten  beliefen  sich  auf 
1329021  $.  Die  Eesultate  wurden  in  einem  Quartband  von  1022  Seiten 
und  drei  Oktavbänden  von  847  SS.  niedergelegt.  1880  war  die  Zahl  der 
zu  erforschenden  Gegenstände  eine  sehr  grolse  und  die  Eesultate  wurden 
übersichtlich  in  22  Quartbänden  mit  im  ganzen  18127  Seiten  veröffent- 
licht Die  Gesamtkosten  betrugen  5  862  750,24  Doli.  Die  Resultate  des  11. 
Census,  des  von  1890,  sind  in  25  grofsen  Quartbänden  mit  fast  22  000 
Seiten  enthalten.  Die  Kosten  beliefen  sich  auf  11546  662,50  Doli.  Im 
Census  von  1790  wurden  die  Kosten  pro  Kopf  mit  1,0001  Cents  veran- 
schlagt Im  Census  von  1850  auf  5,0007  Cents,  1880  11,0007  Cents, 
1890  18,0003  Cents. 

Die  grofse  Steigerung  der  Unkosten  und  die  lange  Verzögerung  bei 
der  Vollendung  der  Berichte  der  letzten  Zählungen  ist  zum  grofsen  Teil 
auf  das  bei  dem  letzten  Census  angewandte  System  zu  schieben,  das  die 
Organisation  umfassender  Arbeitskräfte  alle  10  Jahre  verlangte,  ohne  nur 
annähernd  die  für  die  Vorbereitungen  zu  einer  so  grofsen  Arbeit  not- 
wendige Zeit  zu  gewähren,  wodurch  ganz  überflüssig  grolse  Geldausgaben 
verursacht  wurden.  Doch  diese  Lage  der  Dinge  wird  wahrscheinlich  bald 
eine  Verbesserung  erfahren  durch  Einrichtung  eines  Censusamtes  und, 
falls  ein  hierauf  bezügliches  Gesetz  binnen  angemessener  Zeit  erlassen 
wird,  bevor  die  Vorbereitungsarbeiten  für  den  12.  Census,  der  für  1900 
projektiert  ist,  begonnen  haben,  so  wird  eine  viel  genauere  Zählung  und 
in  jeder  Hinsicht  befriedigenderes  Eesultat  erzielt  werden  und  zwar  mit 
einem  sehr  verminderten  Kostenaufwand  im    Verhältnis  zur   Bevölkerung. 
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Der  FerBonalkredit  des  läiidliclien  Eleingnmdbesitzes 
in  DeutBcMand. 

VoD  lAndrat  Dr.  jur.  Seidel  In  S&hmiegel. 

Unter  diesem  Titel  hat  der  Vereio  für  Sodalpolitik  im  Jahre  1B96 
eine  Anzahl  von  Berichten  und  Gutachten  veröffentlicht,  welche,  im 
Verlage  von  Diincker  und  Humblot  in  Leipzig  erschienen^  jetast  in  zwei 
umfangreichen  Bänden  vorliegen.  Die  Schrift  bildet  gewissermaßen  eine 
Fortsetzimg  der  im  Jahre  1887  von  dem  Vereine  angestellten  Er- 
hebungen über  den  „Wucher  auf  dem  Lande",  indem  die  letzteren  darauf 
hingewieseD  hatten^  daß  eine  geordnete  Gelegenheit  zur  Erlangung 
kleiner  Darlehen  für  kleine  Wirtschaften  volkswirtBchaftlich  nicht 
minder  wichtig  sei,  wie  hoher  Kredit  für  große  Verhältnisse*  Denn 
auch  dem  kleinen  Mann  ermöglicht  erst  ein  geregelter  und  festgefügter 
Kredit  die  wirtschaftliche  Verwaltung  seiner  Habe,  namentlich  auch  in 
der  Landwirtschaft,  nachdem  hier  mit  der  früheren  Bewirtschaftnngs- 
art  der  Felder  gebrochen  und,  um  Erträge  zu  erzielen,  allerhand  Melio* 
rationen  und  die  Anwendung  künstlicher  Düngemittel,  sowie  vielfach 
auch  der  Gebrauch  von  Maschinen  notwendig  geworden  sind.  In  den 
meisten  Gegenden  Deutschlands  lag  aber  die  Befriedigung  des  Klein- 
kredits noch  in  den  Händen  privater  Geldverleiher  und  in  eimselnen 
Landesteilen  hatte  der  Mißbrauch  des  Uebergewichts,  das  der  Gläubiger 
dem  Schuldner  gegenüber  geltend  zu  machen  imstande  ist,  zu  geradezu 
schreien  de  D  Zuständen  geführt.  Wenn  nun  auch  Staat  und  Beich  in 
mittelbarer  Weise  durch  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbe- 
ordnung und  des  Strafrechts  dazu  beigetragen  haben,  einige  Abhilfe  s«t 
schaffen  und  namentlich  auch  auf  freiwilligem  Wege  durch  Einrichtung 
von  besonderen  Darlehnskassen  und  Erweiterung  bestehender  Institute 
praktische  Versuche  zur  Erziel ung  gesünderer  Zustände  gemacht  worden 
waren,  so  ist  doch  eine  gründliche  Umgestaltung  der  Dinge  noch  keinee- 
wega  erreicht  worden  und  daher  das  Bestreben  des  Vereins  für  Sozial- 
politik zur  Lösxmg  der  Frage  beizutragen  der  Anerkennung  sehr  würdig. 
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Die  Erhebung  sollte  demgemäß  im  eiözelnen 

1)  zur  Entecheidung  der  Frage  dieoen,  inwieweit  die  bestehende 
Organisation  des  Personal-  und  Mobiliarkredits,  d.  h.  die  Aufnahme  von 
Darlehen  gegen  Verpfandung  von  Mobilien  (Getreide,  Wolle  u*  s.  w,) 
der    ländlichen    Klein grundbesitzer    (Bauern^     Arbeiter,     Kleingewerbe 

•treibenden^  Pächter  u.  s.  w,)    dem   wirtschafUichen  Bedürfnisse    genügt, 
Iwelche    Kassenorganisationen    sich   unter   den   jeweils    gegebenen   Ver- 
biältnissen  am  besten  bewährt  haben,  nach  welchen  Bichtungen  und  mit 
'welchen  Mitteln  ihre  VervoUständigung  anzustreben  ist; 

2)  sollten  sie  die  vollcswirtschaftliohe  Bedeutung  des  Kreditwesens 
überhaupt  aufklären^  helfen  darlegen,  in  welchem  Maße  die  ländliche, 
aamentlich  die  bäuerliche  Bevölkerung  den  Betriebs-    und  Meliorations- 

|lanedit  für  ihre  Wirtschaft  nutzbar  zu  machen  weiß,  inwieweit  dieser 
oduktiv  wirkende  Kredit  durch  Besitzschulden  (ans  Erbschaften  und 
Landkauf}  eingeschränkt  wird,  inwieweit  eine  ungenügende  Ausbildung 
des  landwirtschaftlichen  Versicherungswesens  die  Inanspruchnahme  von 
Notkrediten  bedingt,  u.  s,  w, 

lieber  die  einzelnen  Landesteile  und  Bezirke  haben  verschiedene 
mit  den  örtlichen  Verhältnissen  vertraute  Berichterstatter  referiert  und 
ihre  Gutachten  abgegeben ;  ihre  Ausführungen  sollen  hier  in  gedrängtester 
Kürze  Platz  finden  ^). 

1)  Im  Königreich  Bayern  rechts  des  Rheins  sind  die    ältesten  An- 
etalten  zur  Befriedigung    des  Personalkredites    die  KreisMLfskassen  und 
ie  Distriktshilfskassen.     Bedeutsamer  als  diese  sind  die  Sparkassen,  im 
ranzen   272,    darunter   39    Gemeindesparkassen     in    den    unmittelbaren 
Itädten,    102    in   anderen    Gemeinden    und    131    Distriktskassen.     Die 
letzteren  beiden  Kategorien  dienen  vorzugsweise  dem  Kreditbedürfnisse 
der  ländlichen  Bevölkerung.     Nach    der  Sparkassenstatistik    steht   nicht 
Bt,   wieviel  von   den  Aktivkapitalien  derselben  in  Bürgschaftsdarlehen 
Qgelegt  sind-     Dieselben  sind  in  den  2  533  392  M.  mitenthalten,  welche 
diejenige  Summe   bezeichnet   wird,    welche  „in    anderer  Weise**    au- 
fgelegt   ist   als  in  Hypotheken,    Ewiggeldem   und  Effekten.     Nur   soviel 
steht  fest,   daß  Bürgschaftsdarleben    bei  den  Gemeinden  (mit  Ausnahme 
der  unmittelbaren  Städte)  in  Mittelfranken  92  Proz.  aller  nicht  in  Hypo- 
beken  ausgeliehenen  und  in  Wertpapieren  angelegten  Gelder  ausmachen, 
F&hrend    sie    in  Oberbayem    ganx  vereinzelt   sind-     Es    sind    etwa   nur 
Proz.    aller    Sparkassen  anlagen    als    Bürgschaftsdarlehen    zu   schätzen. 
An  diesen  partizipieren    die  Landwirte    in  weitaus    größestem  Maße,   da 
diese  Darlehen   hauptsächlich   auf  ländliche  Gemeinden   entfallen.      Das 
bayerische     Genossenschaftswesen  ^    insbesondere     das    Kreditgenossen- 
chaftswesen,    welches    auf  den    am    9,    Oktober   1870    ins   Leben    ge- 
retenen  landwirtschaftlichen  Verein    zurückdatiert,   ist   sehr  entwickelt. 
Die   größere  Zahl   der  Vereine   ist   zu  Verbänden    und    ünterverbänden 
zusammengeschlossen.     Die  nach  dem  Schulze-Delitzsch'schen  System  be- 

1)  Dil  oacbfotffiiideti  Durstella d gen   1 — ^23    iind   AussQge   aas   den   vom  Vtr^ln  Abr 

|{«1polUik  Yerdffflntiiclitefi  Bencbten  und  GuUichtea,  a.  *Qeh  die  in  der  haunovenchefi 
^  arkAsse  1896  S,  291  f.»  30T  f.,  862  ff,  und  1891  S.  19  f.  «ua  dem  deutschen  Reichs* 
"^Uieifar  entnotnmetiea  Bericht«. 
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stehenden  Kreditgenosgensohaften  gehören  ihrer  größeren  Zahl  nacl 
dem  allgemeinen  Verband  der  dentschen  Erwerbagenossenschaften  an, 
die  anderen  (Darlehnskassenvereine )  zerfallen  in  2  Hauptgruppea,  in 
diejenige,  welche  an  den  Generalanwaltschafts  verband  ländlicher  Ge- 
noBsenschaften  für  Deutschland  mit  der  JSTentrale  in  Neuwied  ange- 
schlossen ist  und  in  diejenige,  welche  den  Ende  1893  gegrondetera 
bayerischen  Landesverband  landwirtschaftlicher  Darlehnskassen  bildet» 
Als  öelda  US  gl  eichstellen  für  letztere  wurde  mit  ihr  die  bayerisch© 
Zentral-Darlelinskasse,  eingetragene  Genossenschaft  m.  b.  H.,  gegründet 
Hierdurch  hat  das  ländliche  Genossenschafts-  xind  Kreditwesen  be- 
sonders gewonnen,  wenngleich  statistische  Resultate  bisher  noch  nicht  vor- 
liegen. Dagegen  wurden  1894  im  ganzen  956  eingetragene  Oenossen- 
schaften  mit  97  288  Mitgliedern  gezählt.  Als  Maximalziffer  der  land- 
wirtschaftlichen Mitglieder  werden  ca,  80  QCK)  =14  Proz.  der  noch 
vorhandenen  landwirtschaftlichen  Betriebe  gezählt. 

In  der  ba3'erißchen  Pfalz  bestanden  1893  51  Sparkassen,  nämlich 
84  gemeindliche  und  17  distriktive,  denen  die  im  Jahre  1828  begründete 
Kreishifskasse  als  verwandtes  Kreditinstitut  hinzutritt.  Von  letzterer 
haben  pro  Ende  1893  über  200  kleine  Landwirte  Darlehen  erhalteo. 
In  welchem  Umfange  die  Sparkassen  den  Landwirten  Personalkredit 
gegeben  haben^  war  nicht  festzustellen.  An  genossenschaftlichen  In- 
stitutionen  waren  vorhanden:  a)  Für  Oktober  1895  106  dem  Neuwieder 
Generalanwalt^ verbände  angehörende  und  mit  der  Neuwieder  Zentral* 
darlehnskasse  in  Verbindung  stehende  liindliche  Darlehnskassenvereine 
(System  Raiifeisen)  mit  zusammen  8934  Mitgliedern;  b)  für  Ende  1895 
168  Spar-  und  Darlehnskassen  ohne  Verbindung  mit  Neuwied,  aber  seit 
dem  10,  Februar  1895  mit  Beziehung  zum  bayerischen  Landesverband 
und  der  bayerischen  Zentral -Darlehnskasse  und  c)  für  Ende  1894 
24  Kreditgenossenschaften  mit  u.  H.  {System  Schulze- Delitzsch)  mit  »tt- 
sammen    12  136  Mitgliedern,    von  denen  4356  Landwirtschaft  betriebeu. 

2)  Im  Königreich  Württemberg  haben  von  1911  politischen  Oe- 
meinden  640,  also  33,9  Proz.,  Darlehnskassenvereine  nach  dem  System 
Raiffeisen,  Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  53  792 ;  dieselben  gehören 
dem  Stande  der  mittleren  und  kleineren  Grundbesitzer  an  und  kommen 
einem  Sechstel  sämtlicher  Inhaber  von  landwirtschaftlichen  Betrieben 
gleich.  Die  Vereine  sind  in  dem  Verband  landwirtschaftlicher  Kredit« 
genösse nsG haften  in  Württemberg  vereinigt  und  benutzen  seit  1893 
die  landwirtschaftliche  Genossenschaftszentralkasse,  e,  G.  m,  b.  H. 
(früher  die  Kgl.  Hofbank  in  Stuttgart).  Der  Zinsfuü  für  Einzahlungen 
in  die  Zentralkasse  beträgt  3  y^  Proz.,  für  Entnahmen  4^/^  Proz,  uod 
eine  mS^Oige  Pronsion.  Der  Zinsfuß  für  Darlehen  aus  den  Darlehns- 
kassenverein  betrug  bis  4  ^/^  Proz.  Von  Schulze-DelitzschWhen  Kredit- 
vereinen bestanden  104  mit  insgesamt  36  500  Mitgliedern,  darunter  etw» 
9000  Landwirte  Der  Zinsfuß  bei  91  hierüber  berichtenden  Gonosseii* 
Schäften  betrug  von  4 — 7  Proz,,  bei  der  Mehrzahl  4»/,^ — 5  —  5  '/^  Pro«. 
Außer  diesen  Kreditgenossenschaften  kommen  noch  einige  Aktienbanken 
für  den  Personalkredit  der  Landwirte  in  Betracht  In  der  Württem- 
bergischen  Sparkasse   in  Stuttgart   mit  Ihren    507  Annahmestellen   und 
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den  57  Oberamtesparkassen  sind  von  den  164  Hill.  M<^  welche  sie  aus- 
geliehen   haben,    nur  gegen   4  Mill    im  Personalkredit%^erkehr    angelegt, 

3)  Im  Qroßherzogtum  Baden  dienen  dem  ländlichen  Grundbesitss 
»ur  Befriedigung  des  Person alkredits  a)  die  unter  einem  Landesverband 
ald  gleichzeitiger  Geldausgleichstelie  (rheinische  H3rpothekenbank  in 
Mannheim)  znaammengefaßten  ländlichen  Kreditvereine  (Darlehnakaasen)» 
fast  durchweg  eingetragene  Genossenschaften  m.  u.  H. ;  b)  die  Spar- 
kassen mit  und  ohne  Gemeindegarantie ;  c)  die  Schuke^Delitzsch- 
sdien  Vorscbußvereine,  Volks-  und  Gewerbebanken,  und  endlich  d)  eine 
geringe  Anzahl  Raiifeisen'scher  und  ähnlicher  Kassen,  welche  sich  nicht 
dem  unter  1  genannten  Landesverbände  angeschlossen  haben.  —  Die 
Zahl  der  Kreditvereine  beträgt  136,  nimmt  aber  stetig  zu.  Der  für 
Darlehen  geforderte  Zinsfuß  bewegt  sich  zwischen  4*/^ — 5  Proz,,  Proviaion 
ist  selten;  die  durchgchnittliche  Dauer  der  Abtragung  der  auf  einfache 
Bürgschaft  gegebenen  Darlehen  ist  meist  12  Monate.  Die  Schulduer 
der  Kreditvereine  sind  fast  ausschließlich  Landwirte.  —  Von  den  Spar- 
kassen sind  die  kommunalen  (unter  Gemeindegarantie)  arbeitenden  123 
liAuptsächlioh  Realkreditinstitute,  während  die  17  ohne  Gemeindebürg- 
schaft eingerichteten  privaten  Sparkassen  den  Personalkredit  verkehr  in 
etwas  weiterem  Umfange  pflegen.  —  Mehr  wie  die  Sparkassen ^  doch 
nicht  so  ausschließlich  wie  die  ländlichen  Kreditvereine  dienen  die 
Schulze -Delitzsch 'sehen  Vorachußvereioe  und  die  diesen  verwandten  Kredit- 
institute (Volksbanken,  Gewerbebanken,  Vorschuübanken,  Hüfakassen, 
Bezirks kreditkassen  u.  s.  w.)  dem  Personalkreditbedürfnisse  auf  dem 
Lande,  sie  sind  —  100  an  Zahl  —  fast  ausschließlich  Genossenschaften 
mit  unbeschränkter  Haftun^^.  Der  Zinsfuß  für  entnommene  Darlehen 
beträgt  hier  5 — 6  Prox,,  selten  unter  5  Pro«,,  daneben  vielfach  1  bis 
1  */i  Proz.  Provision,  Durch  häufige  Verlängerungen  verlassen  diese 
Kaasen  das  eigentliche  Schulzo-Delitzsch^sche  Prinzip  und  nähern  sich 
mehr  den  ländlichen  Kreditgenossenschaften  (was  sie  mit  Rücksicht  aul 
ihren  Kundenkreis  auch  vornehmlich  sind).  Wechsel  verkehr  ist  häufig. 
Aach  einige  „wilde^*,  an  irgend  eine  Organisation  nicht  angeschlossene 
Kreditanstalten  existieren  hier  und  da. 

4)  In  Elsaß-Lothringen  fallen  bisher  (bis  zum  Gesetz  vom  1.  April 
1890)  die  öffentlichen  (112)  Sparkassen  mit  ihren  (22)  Zweiganstalten 
als   ländliche    Personalkreditanstalten    vollständig   auBj    auch    nach  dem 

i  Jlieuen  Gesetz  können  sie  nur  sehr  beschränkt  dem  Personal kredit  dienen, 
indem  sie  Forderungen  au^  Verkäufen  von  Liegenschaften  oder  aus 
Abteilungen  (Restkaufachillinge)  erwerben  können.  Eine  Ergänzung 
der  Sparkassen  bilden  die  nach  dem  Gesetz  vom  18,  Juni  1887  er- 
richteten öffentlichen  Vorschußkassen^  welche,  auf  kommunaler  Grund- 
Uge  beruhend^  mit  den  Geldern  der  Staatsdepositenverwaltung  Geschäfte 
machen.  Diese  Gelder  werden  ihnen  zu  4  Proz,  gegeben,  für  die  Dar- 
lehen^  welche  an  Landwirte  und  Gewerbetreibende  des  Kassenbezirks 
gegen  Bürgschaft  gewährt  werden,  werden  5  Proz.  Zinsen  berechnet 
Am  3L  März  18D4  hatten  55  Vorschußkassen  1051203  M.  aus  der 
Staatsdepositenverwaltung  entnommen,  eine  Summe  die  verhältnismäßig 
ig,    aber   anscheinend   im   Steigen    begriffen   ist     Im   JB^reise   Saar- 
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gemünd  tritt  noch  eiue  Lothringer  Darlehnakasae,  der  sog,  Bitachi 
fonda,  hinzu,  welcher  Ende  1893  124  Darlehen  in  Höhe  von  50  6M  IC 
meiat  an  Landwirte  des  Kreises  ausgeliehen  hatte,  —  Seit  Anfang  d«r 
80er  Jahre  bestehen  die  Raifieisen'schen  Kassen  mit  17 — 18000  Mit- 
gliedern (Haushaltungen) ;  füi*  Unter-  und  Oberelsaß  besteht  je  eine  Aä- 
waltBchaft;  seit  dem  L  Mai  1895  besteht  in  Straßburg  eine  Filiale  der 
Neuwied  er  Zentralstelle*  1894  erreichte  der  Geschäftsverkehr  mit  der 
Neuwieder  Kasse  die  Höhe  von  1  200  000  M.  AuOerdem  bestehen  noch 
eine  Reihe  kleiner  Spar-  und  VorschuÜkassen  mit  rein  Örtlicher  Be- 
deutung z.  B.  die  Weißenburger  Spar-  und  Darlehnskasse^  e.  G.  m.  u*  H. 
Seit  1863  existiert  der  „Kreditverein  für  Lothringen'*  e.  G.  m.  b,  H-, 
dessen  letzter  Geschäftsumsatz  1  000  000  M.  betrug.  Der  Gesamt- 
betrag der  Darlehen  belief  sich  auf  398  639  M.,  an  denen  jedoch  die 
Landwirte  nicht  vorwiegend  partizipieren. 

5)  Im  Großherzogtum  Hessen  wird  der  Personalkredit  hauptsäch- 
lich vermittelt  durch  die  B ezirks Sparkassen ,  die  landwirtschaftliche 
Kreditbank  in  Frankfurt  ^  die  rheinische  Hypothekenbank  in  Mann- 
heim und  die  Bank  für  Süddeutschland  in  Darmstadt,  sowie  durch 
die  verschiedenen  Arten  von  Genossenschaften,  Allerdings  sind  die 
34  Sparkassen  in  dieser  Richtung  von  den  Kreditgenossenschaften  bald 
überflügelt  worden;  sie  dienen  wie  die  Landeskreditkasse  in  höherem 
Grade  dem  Healkredit  1894  gab  es  33  Kreditgenossenschaften  nach 
Schulze-Delitzsch 'sehen  System  mit  16  075  Mitgliedeni  von  denen  3617 
Landwirte  waren.    Der  Zinsfuß  für  Darlehen  schwankte  zwischen  4  '/,  and 

5  ^/j  Proz.,  ging  ganz  selten  auf  4  ^/^  Proz.  herab  und  bia  6  Proas. 
herauf. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  den  Volksbanken  und  den  ländlichen 
Darlehnskassen  nimmt  eine  Gruppe  von  20  oberhessischen  Spar-  und 
Vorschußvereinen  ein,  die  zusammen  mit  kleinen  ländlichen  Konsum- 
vereinen einen  selbstfindigen  Verband  bilden.  Sie  geben  hauptsäcklich 
langfristigen  Realkredit  an  Landwirte^  daneben  aber  auch  salohen 
Personalkredit,     Der  Zinsfuß  für  Darlehen  beträgt  4  */,,  5,  5*/j  «ölten 

6  Proz,  Die  größte  Bedeutung  für  den  ländlichen  Personalkredit  haben 
die  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassen  nebst  den  anderen  Arten  von 
ländlichen  Genossenschaften  in  Hessen  erlangt,  derart,  dafi  hier  heute 
von  allen  deutschen  Landesteilen  das  dichteste  Netz  ländlicher  Genossen* 
Schäften  vorhanden  ist.  Am  1.  Juli  1895  kam  eine  Genossenschaft  auf 
961  ha.  Es  gab  1896  deren  321  mit  33  063  Mitgliedern,  welche  su 
®/^  bis  *^j  Landwirte  waren.  Als  eigene  Geldausgleichstelle  dient  den 
Kassen,  welche  mit  noch  weiteren  147  Genossenschaften  zu  einem  ,, Ver- 
bände der  hessischen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften"  vereinigt 
«ind^  die  landwirtschaftliche  Genossenschaftsbank  in  Darmstadt.  Der 
Zinsfuß  der  letzteren  betrug  in  Kontokorrenten  für  Einlagen  3,  för 
Darlehen  4  Proz.  Die  Zinsen,  welche  die  Kassen  von  ihren  Mitgliedern 
für  Darlehen  auf  Schuldscheine  erhoben,  beliefen  sich  1892  meist  auf 
4  */j — 5    Proz.    später   4 — 4*/j    Proz.,    daneben    eine   kleine    Provision. 

Eine  häufige  Geldanlage  der  Darlehnskassen  ist  die  Uebemahme 
von   „Restkaufsc hillin gen^^      Es  treten    die  Institute   in   solchen  Fälleni 
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0  G-Qter   zerschlagen   oder   kleine   Grundstücke   verkauft   werden,    der 

erkäufer  den  KanJfpreis  bar  bezahlt  haben  will,   der  Käufer   ihn  aber 

nr  Zeit  nur  zum  Teil  geben  kann,  als  Käufer  der  Restkaufgelder,   die 

ffentlich  versteigert  und  je  nach  dem  ZlnsfuB  und  der  Sicherheit  über 

oder  unter  Pari    verkauft  werden,    ein  und    zahlen   dem  Verkäufer   den 

Kaufpreis    aus.     Die  Üebernahme    dieser  Perm    als  Realkredit   hat    den 

kleinen  ländlichen  Besitzern  Vorteil  gebracht   insofern^    als  sie  dadurch 

vielfach  an  die  Stelle  Privater  getreten  sind,  die  ihre  Schuldner  wucherisch 

ausbeuteten. 

1  ^)  ^  Regierungsbezirk  Wiesbaden  wird   der  Persoualkredit  durch 

die   „Nassauische    Sparkasse*^    und     deren    29    Agenturkassen    gepflegt; 

aulSer    diesen    wirken    noch   59   Kreditgenossenschaften    nach    Schulza- 

Delitzsch'schen  System  mit  nahezu   4(^000  Mitgliedern^  welche  zu  dem 

Verbände    der   Erwerbs-   und   Wirts ohaftsgenossenschaften     am   Mittel- 

rhein  gehören.     Dieselben  kommen  jedoch  mehr  den  Gewerbetreibenden, 

als    den    Landwirten    zu    gute;    dagegen    sorgen    die    Darlehnskassen- 

vereine   nach  System  Raiffeisen  —  bis  Mitte    1895  67  an  Zahl  —  und 

die    dem    Verbände    der    nassauischen    landwirtschaftlichen    Geuossen- 

Schäften    angehörenden    Genossenschaften    —    33    neben    60   Konsum- 

E  vereinen  —  vorzugsweise  für  den  Personalkredit  der  Landwirte,  Als 
Eahl-  und  Kassen-^  sowie  als  leitende  Stelle  dient  seit  dem  Frllhjahr 
KL894  die  nassauische  Hauptgenosaenschaftskasse  in  Wiesbaden,  G.  m.  b.  H. 
DDie  Raiffeisen^schen  Vereine  erhalten  vom  Zentralverbande  Kredit  zu 
4*/^  bezw.  4*/^  Proz.,  die  Genossenschaften  von  der  Hauptgenossen- 
schaftskasse in  Wiesbaden  zu  4  Proz.  bezw.  4  ^/^  Proz, 
I  7)  Ln  Regierungsbezirk  Cassel  befinden  sich  50  öffentliche  Spar- 
Hsd  Darlehnskassen,  welche  sich  mit  der  Befriedigung  des  ländlichen 
Kredits  befassen.  Außerdem  bestehen  noch  13  Vorschußvereine  nach 
Schulze-Delitzsch  und  anderen  Systemen,  ferner  270  landwirtschaftliche 
Spar-  und  Darlehnskassen  nach  Raiffeisen,  der  Verband  der  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  in  Cassel  und  einige  Spar-  und  Darlehns- 
kassen^  welche  sich  keiner  Zentrale  angeschlossen  haben.  Die  Kreis- 
spar- und  Darlehnskassen  geben  mit  einer  Ausnahme  3 — 3  Vt  ^roz, 
Zinsen  für  Einlagen  und  nehmen  für  Darlehen  1  */j  oder  auch  1  Proz. 
mehr  Zinsen,  ähnlich  arbeiten  die  städtischen  Sparkassen.  Die  Schulze- 
Dell tzsc haschen  Kassen  scheinen,  soweit  der  Berichterstatter  dies  er- 
mitteln konnte^  für  Darlehen  4  ^/^  und  ö  Proz.  Zinsen  zu  nehmen.  Die 
Zentralgenossenschaftskasse  in  Cassel  —  eine  Filiale  von  Neuwied  — 
zahlt  für  Einlagen  3  Proz.  und  erhebt  für  Darlehen  4  V|  Proz.  und 
alle  Halbjahr  i/^  Proz.  Pro^^ision,  also  im  ganzen  4*/j^  Proz.  Zinsen, 
Die  GBsamtmitgliederzahl  der  Raiffeisen'schen  Vereine  betrug  Ende  1896: 
18  000;  die  Vereine  zahlen  für  Einlagen  3  Proz.  und  nehmen  für  Dar- 
lehen 4^/^  Proz.  und  jährlich  Vr  Proz.  Provision,  also  im  ganzen 
4*/2o  Proz.  Von  den  Spar-  und  Darlehnsgenoseenschaften,  welche  sich 
keiner  Zentrale  angeschlossen  haben,  giebt  es  II  im  Kreise  Hanau; 
sie  arbeiten  mit  einer  Zinsspannung  zwischen  Einlagen-  und  Darlehns- 
zinsfuB  von  1 — 1  V, ,  auch  2  Proz.,  meist  4  Vf — 5  Proz.  gegeoüber 
3  »/f  ^roz. 
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8)  Im  preußischen  Saargebiete  ist  nach  dem  Vorgänge  der  vo 
dem  Oeheimrat  Knebel  geleiteten  Kreissparkasse  zu  Merzig  seitens  einer 
Anzahl  von  Kreissparkaasen  und  der  Gemein desparkasse  zu  Völkingen 
das  Personalkrediibedürfnis  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  hervor- 
ragender Weise  befriedigt  nnd  sind  seitens  der  Verwaltungen  dieser 
Kassen  praktische  Maßnahmen  getroffen  worden,  um  den  KrediU 
suchenden  den  Verkehr  mit  den  erster en  zu  erleichtem.  Auch  die  ge- 
mischte Kreditform  der  cessionsweisen  Uebemahme  von  Steig-  and 
Kauf preisf orderungen  seitens  der  Kassen  findet  sich  hier  vielfach.  Aji 
sonstigen,  dem  PersoDalkreditbedürfnisse  dienenden  Kassen  bestehen  im 
Saargebiete  noch  die  Schulze-Delitzäch'schea  Genoasenschaftskassen  zu 
Lud  Weiler  und  Eisten,  sowie  die  sehr  verdienstvoll  wirkende  Aktien* 
gesellschaft  Landwirtschaftliche  Bank  in  Trier.  Auch  letgtere  dient 
fast  ausschließlich  dem  Kreditbedürfpisse  der  kleinbäuerlichen  Bevölkerung, 
sie  kultiviert  namentlich  auch  die  Viehleihe  in  der  Art^  daß  das  von  der 
Bank  beschaifte  und  dem  Kleinbauern  verliehene  Vieh  nach  Abzahlung 
des  Schätzungswertes  in  monatlichen  Teilabtragungen  in  das  EigentuiD 
des  Leihers  übergeht  —  Die  reinen  Bürgachaftsdarlehen  werden  bei 
den  meisten  Kassen  ^  die  in  Cessionsgescbäfte  ausstehenden  Summen 
überall  mit  5  Proz.  verzinst^  die  Genossenschaftskasse  zu  Ludweiler  und 
die  landwirtschaftliche  Bank  in  Trier  erheben  durchweg  5  Proz,  Zinsen, 
die  Genossenscbaftskasse  zu  Bisten  5 — 5^/j  Proz.,  und  verzinsen  die 
Spareinlagen  mit  4  Proz.  (Bisten  und  Ltidweiler)  bezw.  3*/j  Proz,  (land- 
wirtschaftliche Bank). 

9)  In  der  Rhein  pro  vinz,  ^dem  klassischen  Lande  des  Kleinbauer* 
tums",  ist  namentlich  das  Genossenschaftswesen  nach  dem  Ralffeisen* 
sehen  System  (mit  der  Zentralstelle  Neuwied)  sehr  ausgebildet.  Es 
bestehen  412  Kaiffeisen^sche  Darlehnskassen,  denen  68  Genossenschaften 
nach  dem  System  von  Schulze- Delitzsch  und  155  öffentliche  Sparkassen 
hinzutreten,  welche  letzteren  jedoch  für  den  Personalkredit  nur  wenig 
in  Betracht  kommen. 

10)  In  Westfalen  sind  die  vorhandenen  176  kommunalen  Sparkasaen 
für  den  Person  aikredit  fast  bedeutungslos^  auch  die  Schuke-Delitzech- 
scbeo  Vorschußvereine  und  verwandten  Bariehnskassen  kommen  wenig 
in  Betracht,  da  sie  nur  in  den  Städten  vorhanden  sind.  Trotzdem  ge- 
nügen nach  Ansicht  der  Berichterstatter  die  freilich  zahlreich  vorhandenen 
Raiffeisen'schen  Spar-  und  Darlehnskasaenvereine  (alle  m.  u.  H.)  zur 
Befriedigung  des  Personalkredits  der  kleineren  Grundbesitzer,  sofern  die 
Bildung  solcher  Genossenschaften,  von  denen  jetzt  300  existieren,  in 
gleicher  Weise  fortschreitet.  Der  Darlebnszinsfuß  bei  diesen  Kassen 
beträgt  am  häufigsten  4^/^  Proz.,  geht  bis  4  Proz.  herunter  und  ist  nur 
in  einigen  Pillen  5  Proz. 

11)  Auch  in  Hannover  dienen  die  Sparkassen  nur  in  beschränktem 
Maße  dem  Personalkreditbedürfnisse.  Dagegen  ist  seit  1873  eine  grdBera 
Anzahl  Raiffeisen^scher  ländlicher  Darlehnskassen vereine  —  bis  Ende  1894 
ca.  120  —  entStauden,  welche  mit  der  Landesgenossenschaftskaase  in 
Hannover  als  Geldausgleichstellen  in  dieser  Richtung  thätig  sind.  Der 
2iinsfuß  bei  diesen  Kassen  wechselte   im  Laufe  der  Jahre  von  3*/j   bis 
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'roz.  für  Einjagen  und  S^/^  bis  4^^  Proz.  fiir  Darlehen,  Nach  An- 
Lt  des  Berichterstatters  genügt  die  bestehende  Organisation  der  länd- 
lichen Kreditvereine  dem  Personal kreditbedürfnisse  der  kleinen  Land- 
wirte in  der  Voranssetznng,  daß  diese  Vereine  fortgesetzt  weiter  in  der 
Zunahme  begriffen  sind.  Sämtliche  Vereine  bis  auf  einen  beruhen  auf 
unbeschränkter  Haftpflicht. 

12)  Im  HerÄOgtum  Oldenburg  erfreut  sich  im  großen  und  ganzen 
die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  eines  recht  befriedigenden  Wohl- 
standes, so  daO  die  Frage  des  Personalkredits  hier  nicht  diejenige  Be- 
deutung haben  soll,  wie  für  viele  andere  Teile  Deutschlands.  In  Be- 
tracht für  den  Personalkredit  kommen  hier  vorzugsweise  seit  1885  die 
Raiffeisen^schen  Spar*  und  Darlehnskassen,  welche  sich  der  ländlichen 
Zentralkasse  in  Münster  angeschlossen  haben,  von  denen  aber  bisher 
nur  9  bestehen.  Der  Zinsfuß  für  Einlagen  beträgt  3^/g  Proz.,  an  die 
ländliche  Zentralkasse  werden  für  Darlehen  8^/2  Proz*  nebst  */jq  Proz, 
Provision  gezahlt.  —  Schulze-Delitzsch'sche  und  ähnliche  Kreditgenossen- 
schaften sind  nicht  vorhanden,  dagegen  2  Vorschuß-  und  Sparbanken 
zu  Wildeshausen  (oldenburgische  Geest)  und  zu  Vechta  (münstersche 
Geest)^  welche  Personal-  und  Realkreditgeachäfte  betreiben ;  ihr  Kunden- 
kreis erstreckt  sich  hauptsächlich  auf  Besitzer  landwirtschaftlicher  Klein* 
betriebe,  daneben  auf  Kleingewerbetreibende,  die  Landwirtschaft  als 
Nebenbetrieb  haben.  Auch  die  großen  Banken  der  Stadt  Oldenburg, 
insbesondere  die  Spar-  und  Leihhank  mit  ihren  beiden  Filialen,  fördern 
den  Personalkredit  der  kleinbäuerlichen  Bevölkerung,  wenn  auch  in 
letzter  Linie,  Berichterstatter  erhofft  eine  weitere  Ausbreitung  der  von 
ihm  als  segensreich  bezeichneten  Raiffeisen'schen  Kassen. 

13)  In  Schleswig-Holstein  und  dem  Fürstentum  Lübeck  dienen  dem 
Kreditwesen  64  öffentliche  und  193  Privatsparkassen ,  sowie  etwa 
50  Kredit  vereine  nach  Schulze-Delitzsch'schem  System  neben  den  vor- 
handenen Privatbanken.  Aber  die  Sparkassen  fördern  hauptsächlich  den 
ländlichen  Realkredit  und  in  den  Kreditvereinen  ist  nur  ein  kleiner 
Bruchteil  der  ländlichen  Bevölkerung  vertreten,  so  daß  „der  Bedarf  des 
Landmanns  an  umlaufendem  Kapital  unbefriedigt  bleibt".  Dazu  er- 
schwert der  zu  hohe  Zinsfuß  mit  6,  6,  7  Proz.  und  mehr  die  Befriedigung 
des  Personalkreditbedürfnisses.  Berichterstatter  erhofft  von  den  auf 
Einrichtung  von  Spar-  und  Darlehnskassen  nach  Raiffeisen  und  ähnlichen 
Kreditgenossenschaften  gerichteten  Bestrebungen  des  landwirtschaltlichen 
Generalvereins  eine  verständige  Organisation  zur  Befriedigung  dos  Per- 
sonalkredits und  Abhilfe  der  heutigen  landwirtschaftlichen  Notlage. 

14)  In  der  Provinz  Sachsen  haben  die  117  öffentlichen  Sparkassen 
von  der  Befugnis,  Personalkreditgeschäfte  zu  betreiben,  nur  wenig  Ge- 
brauch gemacht;  die  gegen  Schuldscheine  und  Wechsel  ausgeliehenen 
Geldsummen  betragen  nur  ca.  1,51  Proz.  der  gesamten  Sparkassen gelder, 
von  welchem  Betrage  anscheinend  nur  der  geringere  Teil  auf  Landwirte 
entfallt  Der  Zinsfuß  für  Wechsel-  und  Schuldscheindarlehen  beträgt 
4^/3 — By  im  Durchschnitt  ö  Proz.  Die  Zahl  der  Schulze-Delitzsch'schen 
Vereine  wird  auf  93  angegeben;  etwa  ein  Viertel  der  Mitglieder  soll 
selbständige  Landwirte  sein,  welche  ca.  1 1 000  000  M.  Kredit  empfangen 
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haben.  Der  2insfaß  für  diese  Kredite  beträgt  einscWießlich  Provision 
zwischen  4^/^ — 6^/g  Proz.,  im  Durchschnitt  6  Proz.^  die  Zinsspannung 
2 — 2^/2  Proz,  gegenüber  1 — l^/g  Proz.  bei  den  sächsischen SparkasseiL  — 
Von  Baiffeisen'schen  Darlehnskassen  sind  B4  mit  unbeschränkter  Haf* 
tung  (Zentralstella  Neuwied)  imd  37  sog.  Darlehnskassen  mit  beschränkter 
Haftung  vorhanden,  welche  letzteren  dem  Gen  ossenschafts  verbau  de  der 
Provinz  Sachsen  mit  der  Genossen  seh  aftabank  in  H&Ue  a*/S.  als  Geld- 
ausg) eichstelle  angeschlossen  sind.  Der  DarlehnszinsfuB  bei  letzteren 
Kassen  beträgt  4*/, — 5  Proz,,  Zinsspannung  '/^  —  1   Proz. 

15)  Im  Gebiete  der  thüringischen  Staaten  betreiben  die  92  Spar- 
kassen nur  in  ganz  geringem  ümi'ange  Personalkreditgeschäfte.  Auch 
die  89  Spar-  und  Vorschuß  vereine  nach  Schulze-Delitzsch'schem  System 
scheinen  dem  ländlichen  Personalkreditbedürfnisse  nur  unvollkommen 
gedient  zu  haben^  wenngleich  der  durchschnittlich  von  ihnen  erhobene 
Darlehnszinsfuß  mit  5  Proz.  (und  vielfach  abgeschaffter  Provision)  noch 
nicht  übermäßig  hoch  zu  nennen  ist.  Darlehnskassen  Raiffeisen^scher 
Organisation  sind  ca.  200  vorhanden;  dieselben  werden  fast  ausschliefl- 
lieh  von  Landwirten  in  Anspruch  genommen  und  haben  einen  intenaiT 
gunstigen  Einfluß  auf  die  rein  ländliche  Kreditbefriedigung  ausgeübl 
Der  Zinsfuß  für  ausgeliehenes  Geld  beträgt  4 — 5  Proz^  hier  und  da 
neben  einmaliger  Provision. 

16)  Im  Königreich  Sachsen  bestanden  am  3L  Mai  1895  115  Kre- 
ditvereine, von  denen  ein  nicht  unerheblicher  Teil  der  Mitglieder  Land- 
wirte waren.  Der  Darlehnszinsfuß  bei  diesen  Kassen  scheint  zwischen 
3*/j — 8  Proz.  zu  variieren,  im  Durchschnitt  5  Proz.,  teilweise  außerdem 
Pro  Visionszahlung»  Für  die  Bildung  von  Darlehnskassen  vereinen  nach 
Kaiifeisen*schem  System  zeigte  sich  erst  seit  1891  regeres  Interesse, 
derart}  daß  1894  25  solcher  Kassen  in  vollem  Geschäftsbetriebe  waren; 
als  Geld  ausgleichstelle  traten  für  dieselben  in  Thätigkeit  der  landwirt- 
schaftliche Kreditverein  im  Königreich  Sachsen  zu  Dresden  und  für  die 
Vereine  der  sächsischen  Lausitz  die  landständische  Bank  zu  Bautzen 
Der  Darlehnszinsfuß  beträgt  3^/^ ^5  Proz.,  meist  4  Proz.,  die  Einlagen 
wurden  in  laufender  Rechnung  mit  2 — 3,6  Proz.,  zumeist  mit  3  Pro«. 
verzinst  Von  den  1893  vorhandenen  233  Sparkassen,  denen  bis  Ende 
1895  14  neue  hinzutraten,  gewährten  79  Proz.  Personalkredit^  wesia* 
gleich  nur  in  mäßigem  Grade,  Denn  es  wurden  nur  7  842  990  M,  gegen 
Bürgschaft  und  Faustpfand  in  7654  Posten,  d,  i.  dorohschnittlioh 
42  850  M.  in  42  Posten  in  der  Durchschnittshöhe  von  1024  M.  S9  PI 
ausgeliehen.     Der  Durchschnittszinsfuß  betrug  4,22  Proz. 

17)  In  der  Provinz  Brandenburg  dienen  zur  Befriedigung  des 
Personalkreditbedürfnisses  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  vorzugsweise 
56  Raiffeisen^sche  Dahrlehnskassenvereine  und  20  nach  ähnlichen  Grund* 
Sätzen  arbeitende  ländliche  Spar*  und  Darlehnskassen  vereine  mit  der 
Provinzialgenossenschaftskasse  in  Berlin  als  Geldausgleichstelle,  alle  mii 
2  Ausnahmen  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  Diesen  treten  hinzu  139Vor^ 
achußvereine  nach  Schulze-Belitzsch  (97  mit  u.  H.,  41  mit  b.  H-,  1  mit 
unbeschränkter  NachschuBpfiicht)  und  50  nicht  eingetragene  Krodtl- 
genossenschafienj  welche,  wenigstens  zum  Teü,  den  Landwirten  su  gmta 
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iommen.  Der  Zinsfaß  bei  den  Baiffeieen'schen  Kassen  beträgt  darch- 
flchnittlich  nicht  mehr  als  4*/^  Proz.,  bei  den  Darlehnskassen  nicht 
mehr  alä  4  Proz.  Bei  den  SchulÄe-Delitztich'achen  Kassen  ist  der  Zins- 
faß von  5 — 6  Proz.  der  häufigste,  dazu  treten  Provisionen  meist  in  Höhe 
von  ^/g — */,  Proz.  Von  den  89  kommunalen  Sparkassen  gewähren  nur 
oa.  46  Personalkredit.  Der  Zinsfuß  für  solche  Darlehen  ist  gewöhnlich 
5  Proz»,  dazu  tritt    auffallenderweise  fast  durchweg  eine  Provision    von 

18)  In   Hinterpommem   ist    dag   Personalkreditgeschäft    noch   sehr 
renig   ausgebildet   und    organisiert.     Die    gewöhnlichate  Form    ist   hier 

Doch  immer,  wie  sie  überall  in  den  Anfängen  in  Erscheinung  tritt,  die 
Entnahme  der  Waren  u.  s.  w.  bei  den  Kaufleuten  auf  Kredit,  wofür 
häufig  5»  sogar  6  Proz»  Zinsen  gezahlt  werden.  Dieser  Form  der  Kre- 
ditbefriedigung  wird  trotz  der  dadurch  erhöhten  Kosten  und  dadurch 
bewirkten  Abhängigkeit  vom  Kaufmann,  der  später  dann  die  Preise  der 
Produkte  bestimmt,  meist  wegen  der  Verschwiegenheit  und  Heimlichkeit 
der  Operation  der  Vorzug  gegeben.  Der  Kaufmann  entnimmt  das  Qeld 
dazu  häufig  durch  Wechsel  vom  Bankier  gegen  Unterschrift  des  Kredit- 
nehmers tind  zweier  sicherer  Bürgen  gegen  4  und  4^/^  Proz, 

19)  Aehnlich    liegen    die   Verhältnisse    in   Hioterpommem,    wo    ein 
rganisierter  Personalkredit  sich  ebenfalls  noch  nicht  gebildet  hat.     Das 

'"bisherige  noch  nicht  umfangreiche  Bedürfnis  in  dieser  Richtung  wurde 
vorzugsweise  bei  Privaten  und  beim  Kaufmann  (Getreidehändler)  be- 
friedigt, femer  bei  der  städtischen  Sparkasse  gegen  Wechsel  zu  5  und 
0  Proz.  Zinsen  und  in  derselben  Weise  bei  einzelnen  Vorschuß  vereinen.  - — 
Das  Bedürfnis  zu  einer  Regelung  des  Personalkreditverkehrs  wird  in 
neuerlicher  Zeit   in   beiden  Teilen  Pommerns    als   vorhanden  anerkannt, 

20)  In  Mecklenburg-Schwerin  bestehen  zur  Befriedigung  des  Per- 
flonalkredits  88  Kreditgenossenschaften  und  städtische  Vorschuß  vereine 
nach  Sehulze-Delitzsch^schem  System^  sowie  7  Bankstellen;  Raiffeisen- 
8che  Darlehnskassen vereine  sollen  einige  Dutzend  vorhanden  sein.  Für 
einen  Teil  dieser  Vereine  wirkt  als  Geld  ausgleichstelle  seit  einiger  Zeit 
eine  einheimische  Zentralkassen,  welcher  auch  aus  dem  landesherrlichen 
Domänenkapitalfonds  der  nötige  Kredit  unter  billigen  Bedingungen  ge- 
währt wird.  Berichterstatter  hält  die  bestehenden  Einrichtungen  fttr 
ausreichend,  Wucher  sei  eine  sehr  seltene  Erscheinung.  An  Zinsen 
nehmen  die  Banken  und  Vorschuß  vereine  5 — 6  Proz.  einschließlich  Pro- 
vision, der  Domänenkapitalfonds  im  ganzen  4  Proz. 

21)  In  Posen,  wo  die  Anzahl  der  kleinbäuerlichen  Betriebe  etwa 
mf  75  000  zu  schätzen  ist,  dienen  dem  Personalkredit  32  Kreisspar- 
kassen^  42  städtische  Kassen  und  114  Vereins-  und  Darlehnskassen^ 
meist  nach  Schulze -Delitzsch'schem  System  und  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht, von  denen  51  deutsch  und  53  polnisch  sind.  Der  Darlehnszina- 
fuß  beträgt  bei  den  Kreissparkassen  für  Wechsel  durchschnittlioh 
^^016  Proz.,  bei  den  städtischen  Sparkassen  5,331  Proz.  und  bei  den 
Tereins-  und  Darlehnskassen  5,596  Proz.,  für  Schuldscheine  4,969  Proz., 
5,228  Proz.  und  5,600  Proz. 

22)  In  Westpreußen  haben  die  Sparkassen  trotz  dahingehender  Ver- 
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ßüche  für  den  Person alkredit  in  zweckentprechender  Weise  nicht  nutzbar 
gemacht  werden  können,  anch  die  Schulze*  Delitzsch 'sehen  Genossen» 
Schäften  haben,  weil  sie  zu  hohe  Darlehnszinsen  beanspruchten,  ^ 
diesen  Zweck  sich  als  ungeeignet  erwiesen.  Dagegen  ist  man  seit 
kurzem  mit  der  Gründung  von  RaifFeisen "sehen  Darlehnskassen  mit  tm- 
beschrankter  Haftpflicht  vorgegangen  und  sind  bis  Ende  1895  ca.  90 
entstanden.  Der  Zinsfuß  bei  denselben  beträgt  gewöhnlich  4*/,  Proz., 
der  Kredit  wird  langfristig  und  nur  gegen  Schuldschein  mit  einem 
Bürgen  gewährt  (nicht  gegen  Wechsel). 

23)  In  Ostpreußen  wird  von  den  Sparkassen  nur  zum  Teil  Peraonal- 
kredit  gegeben.  Für  solche  Darlehen  werden  4^/j  bis  5  Proz.  Ztnaeii 
gezahlt.  Auch  die  Raiffeisen'schen  Darlehenskassen  haben  hier  bisher 
nur  in  geringem  Umfange  in  Thätigkeit  treten  können^  für  ihre  Aus- 
breitung wird  neuerdings  aber  eine  lebhafte  Agitation  ins  Werk  gesetzt. 
Bisher  besteht  in  dieser  Richtung  für  den  Bezirk  der  alten  Landschaft 
Ermland  ein  Verband  wirtschaftlicher  Genossenschaften  des  Ennlandes, 
welcher  für  53  diesem  Verbände  angehörige  Spar-  und  Darlehnskassen- 
vereine  eine  ländliche  Zentralkasse  in  Wormditt  (unabhängig  von  Neu- 
wied) geschaffen  hat.  Die  Urasatzrechnung  für  1893  betrug  jedoch  nicht 
mehr  als  2 167  674  M.  —  Sehr  intensiv  für  den  Personalkredit  der 
Landwirte  haben  die  Kreditgenossenschaften  nach  Schulze-Delitesoh  seit 
1860  gewirkt,  denn  nahezu  die  Hälfte  der  auf  über  90  Millionen  sich 
belaufenden  Ueberschüsse  entfallen  auf  Landwirte. 


Das  Bild,  welches  die  hier  in  gedrängtester  Kürze  mitgeteilten 
Berichte  geben,  ist  ein  außerordentlich  verschiedenartiges  und  buntefi. 
Wie  zu  erwarten  stand,  lassen  dieselben  die  Organisation  des  Personal* 
kredits  in  Süddeutschland  und  teilweise  in  Mitteldeutschland  weit 
günstiger  erscheinen,  als  dies  im  östlichen  Deutschland  der  Fall  ist» 
Wenn  auch  hier  noch  manches  zu  thun  bleibt^  so  kann  man  die 
Zustände  in  Süddeutschland  und  einem  nicht  geringen  Teile  von  Mittel* 
deutschland^  beispielsweise  in  der  RbeinprovinZj  als  befriedigende  be- 
zeichnen, um  so  mehr  als  man  sieht^  daß  fast  allerorten  sich  eine  rege, 
auf  eine  weitere  Förderung  der  Personalkreditverhältnisse  gerichtete 
Thätigkeit  bemerkbar  macht.  Früher  entwickelte  Kulturverhältnisse, 
bessere  Verkehrswege  und  ein  dichteres  Netz  der  Bevölkerung  haben 
diese  Teile  Deutschlands  vor  dem  Osten  auch  hinsichtlich  der  Ent- 
wickelong  eines  organisierten,  leistungsfähigen  Personalkredits  unzweifel- 
haft bevorzugt,  während  demgegenüber  einige  Teile  des  Ostens,  z.  B. 
Vor-  und  Blnterpommern,  Mecklenburg-Schwerin  u»  s.  w.  in  dieser  Bich- 
tung  in  kaum  geahnter  Weise  zurückgeblieben  sind.  Aber  selbst  in 
Landesteilen  mit  hober  kultureller  Entwickelung,  wie  z.  B,  im  Königreich 
Sachsen,  und  westlich  der  Elbe  in  den  thüringischen  Staaten  herrschen 
noch  Zustände  vor,  welche  der  baldigsten  Umgestaltung  und  Regelung 
bedürfen.  Es  ist  für  die  herrschenden  Zustände  bezeichnend^  wenn  der 
Berichterstatter  für  das  Königreich  Sachsen  zur  Beseitigung  derselben 
die  Bewilligung  staatlicher  Fonds  für  die  Förderung  des  Genoseenschafts- 
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Wesens  in  Vorschlag  bringt,  und  demgemäß  nicht  zu  verwundern,  wenn 
er  darüber  Klage  fährt,  daß  der  Landwirt  vielfach  sich  an  „Unpünktlich- 
keit  in  der  Zahlung  der  Rechnung  gewöhnt  habe''  und  die  Uebersicht 
über  die  laufenden  Verpflichtungen  verliere,  indem  sich  das  Waren- 
borgwesen  bei  ihm  eingebürgert  hat,  welches  es  ihm  leider  ermögliche, 
seine  Bedarfsgegenstände  für  den  Wirtschaftsbetrieb  ohne  Bezahlung 
zu  beziehen.  Mehr  und  mehr  würden  bereits  Klagen  aus  der  Mitte 
der  Geschäftsleute  laut,  daß  die  Ausstände  bei  den  Landwirten  eine 
bedrohliche  Höhe  erreichten,  wie  z.  B.  1895  die  unbeglichenen  Forde- 
rungen der  Mitglieder  des  Vereins  sächsischer  Düngerfirmen  an  die 
sächsischen  Landwirte  allein  2  600000  M.  betragen  hätten. 

Aehnliche  Beschwerden  über  die  Gewöhnung  der  Landwirte  an 
übermäßiges  Beanspruchen  von  Ejredit  bei  den  Geschäftsleuten  erhebt 
der  Berichterstatter  für  die  thüringischen  Staaten.  Wenn  nach  Jahr 
und  Tag  ein  Händler  für  noch  weitere  Stundung  Zinsen  verlange  oder 
energisch  auf  Zahlung  dringe,  so  werde  ihm  das  leicht  als  große  Rück- 
sichtslosigkeit „gegenüber  langjährigen  Kunden"  auf  das  Kerbholz  ge- 
schnitten und  er  habe  dann  den  Kunden  verloren.  Die  Landwirtschaft 
sei  geneigt,  vom  Handel  zu  verlangen,  was  er  nicht  leisten  könne, 
nämlich  reelle  Ware  zu  den  billigsten  Preisen  ohne  Rücksicht  auf  die 
nötige  Umsatzgeschwindigkeit  des  Geldes,  und  sie  dränge  ihn  damit 
„gerade  vielfach  auf  unreelle  Bahnen". 

Daß  solchen  und  ähnlichen  noch  in  anderen  Berichten  geschilderten 
höchst  ungesunden  Zuständen  durch  eine  vermehrte  Einrichtung  von 
Anstalten,  welche  dem  Landwirt  die  laufenden  Betriebsmittel  gegen 
niedrige  Verzinsung  auf  angemessene  Fristen  darleihen  und  ihn  in 
besonderen  Not-  und  Unglücksfällen  unterstützen,  abgeholfen  werden 
muß,  kann  keinem  Einsichtigen  zweifelhaft  erscheinen.  Dabei  ist  aber 
die  Frage,  welche  Art  von  Anstalten  diesen  Zwecken  am  besten  und 
sichersten  dienen  und  welcher  daher  der  Vorzug  zu  geben  ist,  nicht  so 
leicht  zu  beantworten.  Denn  es  kommen  so  viele  Fragen  in  Betracht, 
welche  gegeneinander  abzuwägen  mannigfache  Schwierigkeiten  bieten, 
um  so  mehr  als  das  Literesse  der  Darlehnsgeber  bezw.  deren  Gemein- 
schaft ebensowohl  Anspruch  auf  Berücksichtigung  hat  als  dasjenige 
der  Darlehnsnehmer,  denn  ihre  Interessen  sind  eng  miteinander  ver- 
knüpft und  volkswirtschaftlich  gleich  bedeutungsvoll;  auch  wird  die 
verschiedenartige  geschichtliche  Entwickelung  der  Kreisinstitutionen  der 
einzelnen  Landesteile  bei  der  Entscheidung  dieser  Frage  mit  in  Rechnung 
gezogen  werden  müssen.  Von  den  Berichterstattern  steht  die  weitaus 
größte  Mehrzahl  auf  dem  Standpunkte,  daß  die  Darlehnskassenvereine 
mit  unbeschränkter  Haftung  nach  Art  der  Raiffeisen'schen  Kassen  am 
ehesten  und  besten  in  der  Lage  seien,  dem  Ejreditbedürfnisse  der  kleinen 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  dienstbar  zu  sein,  nicht  zum  wenigsten 
deshalb,  weil  sie  nach  ihrer  Organisation  den  Kredit  am  billigsten  zu 
gewähren  vermöchten.  Es  gebricht  hier  an  Raum,  in  eine  nähere  Unter- 
suchung dieser  Frage  einzutreten,  nur  soviel  mag  hier  —  unbeschadet 
der  Richtigkeit  dieser  Auffassung  —    angedeutet  werden,  daß  es  meines 
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Erachtens  einseitig  sein  würde,  sich  lediglich  fiir  die  Organisation  des 
Fersonalkredites  und  für  alle  Verhältnisse  an  e  i  n  Institut  anzuklammern 
und  dieses  allein  für  berufen  zu  halten,  den  ländlichen  Fersonalkredit 
zu  pflegen.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  insbesondere  auch  zu  be- 
dauern, daß,  wie  nach  den  vorliegenden  Berichten  feststeht,  die  öffent- 
lichen Sparkassen  mit  dem  in  ihnen  lagernden  Volksvermögen  von  über 
5  Milliarden  bisher  ftlr  die  Befriedigung  des  Personalkreditbedürfiiissea 
äußerst  wenig  geleistet  haben,  wiewohl  Versuche  (im  Saargebiete,  auch 
in  Posen)  bewiesen  haben,  daß  dieselben  bei  richtiger  Organisation  und 
Leitung  sehr  wohl  in  der  Lage  sind,  hier  bedeutsam  volkswirtschafüich 
helfend  mit  einzugreifen.  Es  ist  von  dem  in  Aussicht  stehenden  neuen 
Sparkassengesetz  zu  erhoffen,  daß  seine  Bestimmungen  den  Sparkassen 
diese  Möglichkeit  erleichtem  werden,  damit  ein  gründlicher  Umschwung 
in  dieser  Richtung  eintreten  kann. 
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üebersicht  über  die  Beuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  AuBlandes. 

L    Otieliielite  der  Wiueaioli&ft.    Eaeyklopidliohei.    Lehrbüebsr»    Sp«<ieUe 
theoretiiolie  Unterinohong«!!« 

Pareto,  Vilfredo,  Coure  d'^coDomie  poiitique,  profeas^  k  l'uniTer- 
sit^  de  Lausanoe.  Tome  tecoiid.  Lau8itBDe»  Bouge,   1897«  426  SS. 

Den  ersten  Band  dieaeä  Werkes  haben  wir  bereits  aogezeigt,  der 
sweite  ist  ihm  erfreulich  er  weise  rasch  gefolgt  und  wir  kÖDoea  daher^  früher 
ftli  wir  erwarten  koDoteDf  uoter  Berufung  auf  unsere  Bemarkuageii  über 
den  ersten  auch  Ton  ihm  Erwähn uog  thun.     Er  behandelt  in  «wei  Büchern 

Men  wirtschaftliehen  Organismus  (2,  Buch)  und  die  Verteilung  und  Kon- 
sumtion (S.  Buch).  Das  2,  Buch  zerfallt  in  yier  Kapitel»  welche  die  all- 
gemeinen Grundlagen  der  gesellaohaftlichen  Entwickelung,  die  Produktion» 
den  Handel  und  die  Krisen  darBtellen ;  das  3,  Buch  giebt  im  1*  Kapitel 
die  „Kurre  der  Einkommen'^  im  2.  die  p^gesell^ohaftliche  Physiologie"« 
Ein    ScblufflabAohnitt    giebt    eine    all  gern  eine    Uebersicht. 

E«  seien  hierau  folgende  Bemerkungen  gestattet.  Was  die  Termioo- 
logi  e  angeht,  so  stimmen  wir  dem  Autor  gewifs  bei,  wenn  er  sagt,  die  Wahl 
der  Worte  fei  ganz  gleiohgiltig,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  daXs  die  ge- 
wählten Ausdrücke  eich  nicht  gchon  mit  einer  anderen  Bedeutung  in  der 
wiesenschnftitchen  Liiteratur  eingebürgert  haben  und  Tor  allem^  dafs  den 
Worten  nicht  dem  öprachgebrauohe  nach  ein  Sion  innewohnt,  der  die 
Wortwahl  als  charakteristisch  für  eine  irrige  Auffassung  des  dadurch  ge- 
deckten Begriffes  erscheinen  oder  doch  einen  derartigen  Zweifel  entstehen 
Jäfst;  deswegen  ist  die  Wahl  z*  D»  des  Ausdrucket  ,,oapitaux  personnels'' 
nicht  unbedenklich  8.  396.  Seine  eigenartige  Anordnung  der  Gegenstände, 
der  wir  schon  in  der  Anzeige  des  ersten  Bandes  Erwähnung  gethan 
haben,  rechtfertigt  Pareto,  wenn  wir  ihn  recht  verstehen,  durch  die 
Bück  sieht  darauf,  dafa  sein  Buch  in  erster  Eeihe  ein  Lehrbuch  sei;  wir 
erkennen  natürlich  an,  dafs  jeder  Lehrer  nach  seiner  Indiridualität  das 
Thema  nach  Gutdünken  einteilen  darf,  ja  soll,  und  sind  gewifs  nicht  der 
Meinung,  dafs  eine  Übliche  Systematik  etwas  Sakrosanktes  sei ',  manchmal 
aber    scheint    es    uns    doch,    ala    ob  eine  gewisse  Komplikation  in  manche 

{•Gedankengänge    gebracht    wüxde,  wenn  man  sie  hier  abreifat,  um  sie  viel 
pttter    neu    aufzunehmen.     Daa    »oU   gewifs    kein  Tadel  gegen  den   Autor 

'des  Torliegenden  Buches  sein,  sondern  nur  eine  ganz  allgemeine  Bemerkung 

und    xwar   auch  wieder  nur  yom  Standpunkte  des  Unterrichtabedürfniiaes* 

Leider   ist    nun    —    wir    gehen    damit   auf  das  Meritorisohe  über  — 

unser  sozial-  und  wirtschaftspoü  tisch  er  üesichtepunkt  7od  dem  Pareto's 

in    wesentlichen  Funkten    grün d Ter schi eden ;   es   liegt  daher  in  der  Natur 
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der  Sache,  data  wir  mit  gar  maDchen  LehrsätzeD  des  zweiten  BaadM 
weniger  einverstandeD  Gmd,  als  mit  dem  Inhalt  des  erfiten.  Die  An- 
achauUDg  de§  Autors  über  das  Prinzip  der  Staalaintervention  z,  B.  t4t 
nicht  die  unsere  (8.  62),  und  damit  ergiebt  Bich  von  selbst,  dafi  wir  in 
sab! reichen,  praktischen  Fragen  anderer  Meinung  sind  als  er.  Damit  ht 
es  uns  uumöglich  gemacht,  an  seinem  II.  Band  in  körceren  Worten  eine 
iCritik  ins  einzelne  zu  üben,  und  zwar  auch  dort,  wo  wir  mit  Paretc 
in  den  theoretischen  AnBohauungen,  die  seinen  praktischen  Sätzen  gtt 
Qnifide  Hegen,  vollständig  übereinstimmen.  Dagegen  köonen  wir  wohl 
behaupten,  dafs  der  Autor  iu  gar  Yieleu  Fällen  eine  überzeugendere  und 
geschlossenere  Beweisführung  fUr  seine  Thesen  beigebracht  hat,  ale  dies 
Honst  bei  seinen  Parteigängern  üblich  ist;  unseres  Erachte ds  liegt  teifi 
Irrtum  darin,  daTs  er  auch  in  der  angewandten  Nationalökonomie  gewissen 
Abstraktionen  zu  viel  Rechnung  trägt,  statt  die  Thatsachen  in  ihrer 
ganzen  Fülle  zu  nehmen,  wie  sie  sind.  Pareto  erkennt  an,  dafs  die 
Formen  dtJS  Orundeigentums  historische  Kategorien  von  relativem  Worte 
und  daTs  die  ökonomischen  und  sozialen  Phänomene  voneinander  ab- 
hängig sind.  Dagegen  findet  er  aber  z.  B,,  dafs  jedesmal,  wenn  der  Stasi 
die  Valuta  verbessern  wollte»  er  nichtt  gethan  habe,  als  eine  oft  enorme 
Wertzerstörung  zu  verursachen  und  grofse  Mifsb rauche  herbeizuführen,  da(j| 
nur  der  Druck  der  freien  Konkurrenz  die  Unternehmer  yeraolas^en  könne, 
ihre  geaolbohaftliohe  Funktion  zu  erfüllen  (8.  96  f..  98,  193—198,  40e), 
dafs  der  Zolls ohutz  nur  Werte  zu  zerstören  vormöge  (g  865,  §  912)  u.  §*  W. 
(S.  auch  die  Ausführungen  in  den  §§  733  f£.)  Biese  Sätze  sind  unseret 
Braehtens  nicht  absolut  ri€htig,  wir  erkennen  aber  an,  dafs  sie  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen,  also  relativ  richtig  sind  oder  sein  konneUt  und 
damit  ist  der  ganze  M ei nungs unterschied  genügend  charakterisiert,  den 
wir  oben  angedeutet  h^ibea.  Es  «ei  uns  dagegen  gestattet,  hervorzuheben, 
dafs  wir  mit  der  Auffassung  des  Bentenproblems  als  einer  allgemeineQ 
und  nicht  einer  speziell  am  Boden  hattenden  Kinkommensform  (§  746  C)| 
mit  t^aroto's  Erklärung  des  Dadeheuszioaes  u.  s.  w.  in  allem  wesent- 
lichen übereinstimmen.  Sehr  lobenswert  uud  wertvoll  ui  das  beigebrachte 
statistische  und  historische  Material  Wir  scbliefsen  damit  unsere  weniges 
ßemerkuogen  zu  Pareto 's  lehrreichemi  glänzend  geschriebenen  Werke 
in  der  Hoffnung,  durch  unsere  Einweodungen  gegen  dasselbe  das  latereste 
an  ihm  nicht  verringert  zu  haben*  Ein  Gelehrter,  der  im  Kampfe  der 
Meinungen  eine  Position  mit  Geist,  reichem  Wissen  und  innerster  Uebec^ 
Zeugung  verficht,  verdient  um  so  mehr  Aufmerksamkeit,  je  gefährdeter 
diese  seine  Poeition  erscheint^  und  je  stärkere  Argumente  er  ijis  Treffen 
führen  mufs,  um  sie  halten  zu  können  (s,  S.  71). 
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Lebrlingswesens  auf  Grund  des  Reichsgeaetzes  vom  28.  Yll  1897.  Erläutert  von  H, 
Berlin,   Ueymanos  Vertag,  1897.     gr.  8.     IV— 176  SS.     kart,     M.   2. — 

Jahresbericht  der  grolsberz.  badiseben  Fabrikinspektlon  für  das  Jahr  1898. 
Karlimhe,  F.  Thiergarten,  1897.     gr.  8.     V— 203  SS.     M.  S,60. 

Jahresbericht  der  k.  slchsiscfaen  6e Werbeinspektoren  für  1896.  Nebst  Berichten 
der  k.  sAcb«.  Berg  Inspektoren,  die  Verwendung  jugendlicher  und  weibHcher  Arbeiter  beim 
ftergbaa  bttrefiTend.  Dresden,  Bucbdruckerei  von  F.  Lommatascb,  1897«  gr.  8.  561  SS. 
'(Zasammcngestellt  im  k.  sicbsiscben  Ministerium  des  Ißnern,] 

V.  Reitaenatein,  F.  (Frh.,  kais.  ßexirkaprisident  a.  D.],  Dtr  Arbeltanachwels. 
Seine  Entwickelnng  und  Gestaltung  im  In-  aod  Aus  lande.  Nach  des  V^faseers  Tode 
hfranagtgeben  von  Riebard  Freund.  Berlin,  C  Htymann,  1897*  gr  8.  XI— 388  SS. 
(A*  a.  d.  T.;  Scbriften  der  Cenlralstelle  für  Arbeiterwoblfahrtseinrichlungen,  Nr»   11.) 

Technischer  Führer  von  Budapest.  Herausgegeben  von  Magyar  MdrnÖk-^s 
Epitest^Egylet  (Ungarischer  Ingenieur-  und  Arcbiteklenvereln).  Redigiert  von  A.  E.  lU^s. 
Badapest,  Killen,  1896.  gr,  8.  VI^492  SS.  mit  9  Karten  in  Mappe  und  4S7  Figuren 
im  Teat      M*  16,—. 

ÜntersocbuogeD  über  die  Lage  des  Handwerks  in  Oesterreicb  mit  besonderer 
Bticksichi  auf  seine  Konkurrenefähigkelt  gegenüber  der  Qrofsiiidostrie.  Lelpitg,  Dimcktr  & 
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Humblot,  IBOÖ.     gr.  8.     XXIX— 690  SS,  M.  16.—. 
für  SoiUlpoIitik,  Band  LXXL) 


(A.  a.  d*  T. :  Schnft«a  des  VeretM 


Realeeuz^  J.  (coa*»ixl  g^nirat  de  Belgiqae  daos  ta  Rus^ie  iii6ndi<»aalet  OdeH«)» 
Etebfi&setnenta  indastrielsi  de  U  Ruftsie  in^ridiaQale.  Bruxelles,  Weiseea brach,  1897.  9- 
27  p*j?.     fr,  K— .     (Extrait  du  Becdeil  coosulÄire  beige.) 

Directnry  of  the  laanaracturers  of  textile  fabrtcs.  Spinneri  and  manufmcttirera  ef 
Lancashire  Hod  Yorksbire  a&d  trades  cotinected  witfa  lextite  fabrlc  itidaslnes  tbrougboat 
England,  Scotlünd^  Wales,  Irelaad.  5^^  editioa.  Londoti,  Kelljr,  1897,  imp^S.  17 St  pp. 
86/,—. 

Myrickj  Hand  W.  C.  Siabbs,  Sugir:  the  sagar  indastry  of  America,  itt  paat, 
present,  and  fulure,  New  York,  Orang«  Judd  C^,  1897.  8.  4  aai  160  pp.«  Ui.,  doth. 
$  0,50. 

RotbwoU,  E.  P.t  The  mlneral  iiidmtry,  tts  statiiitiGSy  tcchiiology  and  trade,  in  tbe 
U,  Slatee  aud  otber  couutries  to  ihe  eud  of  1696.  Vol.  V«  New  York  &  Loadon,  Tb« 
acientific  und  Publishing  Cr,  1897.  gr.  ii»-8.  XXXVIII— 86ö  pp.  with  fig  (portnütj)» 
cJoth,     I  6»—. 

Workiaen's  CoEDpeuiation  Act«  1897.  Londou,  prtnted  by  Eyre  &  SpottUwoode, 
1897.     Folio, 

Taratlf  FiL,  Le  oUo  ore  di  lavoro.  4>  edizioae.  Mllaoo »  CTritio«  «ociale  edlL, 
1897.     U.     24  pp. 

6.     Handel  nnd  Verkehr. 

Beriehl  über  Handd  und  Induätrid  von  Berlio  nebst  einer  Uebersicht  Über  die 
Wirksamkeit  de»  Aelte$t«iDkollBgiuins  tun  Jahre  1896^  erstattet  von  deo  Aelteaten  der 
Kanfmannsehirt  von  Berlin,     Berlin»    Druck    von  Ad.  Haastneno,    1897      Folio.    S90  S8, 

Bericht  der  Handels-  uod  Gewerbekaioaier  su  Dresden.  Jahrg  1896.  Dreeden, 
Druek  von  C   Heinrich,  1897,     gr.  8.     X— 231  SS. 

Beriebt,  XLVH.,  Übor  Iiida»trie  und  Hündel  des  Stadt-  und  LaDdrataaintabeBifkai 
Gera  im  Jahre  1896  erslatcet  von  der  Handels  kam  mar  au  Gera.  Gera,  Drack  der 
Gera'er  V^erliig^nst.   und  Druckerei    I89T.     gr.  8.      79  SS. 

Bericht  über  die  Industrie,  den  Handel  und  die  Verkehrsverhiltoisae  in  Nieder* 
eeterreicb  während  des  Jahres  1896.  Wien,  1897  gr  8,  LXX1I^648  SS.  (Dam  k. 
k.  HandelsministeriuiD  er^^tattet  von  der  Handeh-  und  Gewerbekammer  in  Wien,) 

Burchard^,  J.  L.  (PrIvDoz.,  Uuiv  Berlin)^  Bergung  und  HilfeleUtitng  In  Seenot, 
Hannover,  Helwing'scbe  VorUgsbhdl ,  1897.     gr.  8,     XVI— 374  88.     M     lO.— . 

Funke,  R-,  Die  Leipziger  Measeu  in  Geschichte ,  Weaeo  and  Bedeutung.  Feit> 
flcbrldc  Zürn  400-jtthrigen  Jubillum  der  Mer^privllegien.  Leipxig,  P,  Schimmelwitx,  1897, 
8,      ß4  Sä.   mit  S  Abbildgn.     M.  0,50. 

Handbuch  fUr  die  deutsche  Handelsmarine  auf  das  Jahr  1697.  Berlin,  G.  Reimef, 
1897.  gr  8  VI— 139;  162;  186  SS.  geb.  M.  7,50.  (Herausgegeben  im  Reiclisaiitt 
dei  Inner»,) 

Handelskammer  (!lr  den  Regbeairk  Münster,  XLll.  Jahresbericht  für  1896. 
Hanster  i.  W.,  Druck  von  Job.  Bredt,   1897.     gr.  8.      137  — LV  u.  6  SS. 

JahreBberioht  der  Centralkommisaion  fiir  die  Rheinschiffahrt,  1896,  llüocheni 
ftkademlaohe  Bnchdruckerei  von  Straub,  1897.  4,  99  SS.  u.  ca  100  SS.  graphiacke 
und  tabellariacbe  Beilagen. 

Jahresbericht  der  H*ndeUk immer  au  Breslau  für  düi  Jahr  1896.  %  Teile, 
Breibiu,  Druck  von  O.  GatsmanD«  1897.  gr.  8.  XI— 310  SS.  n.  Anlagen  A—L  (T«M  U 
behandelt  ßredlau's  resp.  Schlesiens  Hamdel  und  Industrie  im  Jahre  1896.) 

Jahresbericht  der  Haudehkammer  an  Braunsberg  f&r  daa  Jahr  1896«  Eraana* 
berg,  Heyoe'sche  Bachdruckerei,  1897.     8.     36  SS. 

Jahresbericht  1896  der  Aeltesien  der  Kauf  man  nschaft  en  Eibiog.  Elbiaf, 
Wereich'sche  Buchdruckerei,  1897.     8.     40  SS, 

Jahresbericht  der  HAndebkammer  dea  Kreises  Eopen  fUr  1896.  finpen»  Dmck 
Ton  C.  Braselmenn,  1897.     Folio.     34  SS. 

Jahre ftberi cht  der  HandeUkamraer  au  Flensburg  für  1896.  Flensburg,  Dniek 
TOn  Gebr.  Funke,   1897.     gr.  8.     VHI-^40  SS.  u     16  Aabgen. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  Insterburg  für  1896.  Insterbttrg ,  Oniek 
Yon  Diieat,  1897      8.     24  SS. 
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Jahresbericht  der  HaDdelskammer  la  Krefeld  fttr  1896.  Nebst  einem  Anhaof^: 
die  Zollsitse  aaswlrtiger  Staaten  für  die  Erseofniisse  der  Krefelder  Indutrie.  Krefeld, 
Dmek  Ton  Kramer  und  Baam,  1897.     Folio.    VII— 118  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  sn  Laoban  für  das  Jahr  1896.  Lauben, 
Dmck  von  K.  Goldammer,  1897.     gr.  Folio.     38  SS. 

Jahresberieht  der  Handelskammer  in  Limburg  a.  d.  Lahn  für  1896.  Limburg 
a.  d.  L.,  Druck  von  Gebr.  Ooerlacb,  1897.     gr.  8.     56  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Lüdenscheid  für  1896/97.  Lüdenscheid, 
Druck  von  Tilgenkamp  ft  Buhl,  1897.    Folio.    88— XXHI  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Minden  für  das  Jahr  1896.  Minden  i.  W., 
gedruckt  bei  J.  C.  C.  Bruns,  1897.     gr.  8.     180  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreise  Müblhausen  i.  ThÜr.,  Worbis 
und  HeiligensUdt  pro  1896.  Müblhausen  in  Thür.,  Druck  von  Q.  Danner,  1897.  8. 
67  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Stralsund  für  1896.  Stralsund,  k.  Regie- 
mngsdruckerei,  1897.    gr.  8.     78  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Unterfranken  und  Aschaffen- 
burg in  Würzburg,  1896.  Würzburg,  1897.  gr.  8.  X— 869  SS.  (Enthllt  im  speziellen 
oder  lokalen  Teile  die  Berichte  von  7  Bezirksgremien,  10  Magistraten  und  Gemeinde- 
behörden, 10  Vereinen  und  Einzelfirmen.) 

Jahresbericht  des  Vorsteheramtes  der  Kauftnannschaft  zu  Danzig  über  seine 
Thitigkeit  im  Jahre  Mai  1896/97  und  über  Danzigs  Handel,  Gewerbe  und  Schiffahrt 
im  Jahre  1896.     Danzig,  Druck  von  £.  Groening,  1897.    Folio.     198  SS. 

Jahres-  und  Verwaltungsbericht  der  Handelskammer  für  den  Stadtkreis  Duisburg 
über  das  Jahr  1896.  II.,  sUtistischer  Teil.  Duisburg,  gedruckt  bei  Fr.  Lochmann,  1897. 
gr.  8.     64  SS. 

Jellinek,  L.  und  Jos.  Gonda  (Inspektor  bezw.  Tarifreferent  der  k.  ung.  Staats- 
ebenbahnen), Entwickelnng  des  Eisenbahntarifwesens  in  Ungarn  von  1846  bis  1896  im 
Auftrage  der  Direktion  der  k.  nngar.  Staatseisenbahnen.  Band  I.  Budapest,  A.  HSlder, 
1897.     gr.  8.     XIV -994  SS.     M.  4,60. 

Keller,  G.,  Der  Staatsbahngedanke  bei  den  yerschiedenen  Völkern.  Historisch 
dargestellt.     Aarau,  E.  Wirz,  1897.     gr.  8.     lU— 940  SS.     M.  4.—. 

Oesterr.-Ung.  Staatseisenbahngesellschaft,  priv.  XLII.  ord.  Generalversammlung  zu 
VHen  am  98.  Mai  1897,  nebst  Bericht  über  das  Betriebsjabr  1896.  Wien,  Verlag  der 
Gesellschaft,  1897.     gr.  4.     92  SS. 

Protokoll  der  XXXI.  (ord.)  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  k.  k.  priv. 
Österreichischen  Nordwestbahn  abgeh.  zu  Wien  am  85.  V.  1897.  Wien,  Selbstverlag  der 
Gesellschaft,  1897.     Boy.-4.     VI— 146  SS. 

Protokoll  der  XL  VI.  (ord.)  Generalversammlung  der  Aktionire  der  k.  k.  priv. 
Süd-  und  MorddeuUchen  Verbindungsbahn  abgehalten  zu  Wien  am  26.  Mai  1897.  Wien, 
8elb»tverUg  der  Gesellschaft,  1897.     R07.-4.     V— 85  SS. 

Zolltarif,  schweizerischer,  für  Ein-  und  Ausfuhr  (vom  10.  IV.  1891),  Gebrauchs- 
tarif und  alphabetisches  Register  zu  demselben.  Bereinigt  auf  1.  I.  1897.  Bern,  W. 
Ooepper,  1897.     Lex.-8.     M.  1,50. 

Guyot,  T.,  Les  travaux  publica.     Paris,  Flammarion,  1897.     12.     260  pag. 

Martin,  E.,  De  la  responsabilitö  des  chemins  de  fer  pour  cause  de  retard.  Paris, 
Larose,  1897.     8.     291  pag. 

Rapport  sur  la  Situation  conmierciale  et  industrielle  de  la  chambre  de  commerce 
de  Nantes,  et  ezposö  des  travaux  pendant  Tann^e  1896.  Nantes,  impr,  Grimaud  ft  fils, 
1897.     in-4.     270  pag. 

Rochette,  A.  (avocat  k  la  cour  d'appel),  Etüde  sur  les  rapports  commerciaux  de 
la  France  et  de  ses  colonies.     Paris,  P^done,  1897.     8.     172  pag. 

Bankruptcy.  XIVth  general  annual  on — .  Report  by  the  Board  of  trade.  London, 
printod  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1897.     gr.  in-8. 

Bastable,  C.  F.  (Prof.  of  pol.  economy,  University  of  Dublin),  The  theory  of 
international  trade  with  some  of  its  applications  to  economic  policy.  2s4  edition.  London, 
Macmillan  ft  C^,  1897.  8.  XII— 188  pp.,  cloth.  8/.6.  (Contents:  The  general  features 
of  international  trade.  —  The  theory  of  international  valnes.  —  Money  in  international 
trade.  —  The  equation  of  indebtedness.  —  The   foreign  exchanges.  —  The  Inflnence  of 
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tormgn  trade  an  tha  iDternal  distnbutiOD  of  wflülth.  —  TaxtUion  for  reveoae  in  iU  efffcU 
DD  foreign  trade, —  The  ritionaln  of  free  trade.  ^ —  Argumenta  for  protection. —  B««Baot 
for  itB  prevafence.  —  ConclusioD,  « —  UUtory  of  Ihe  tbeory :  Northi  Harne»  AdAm  Smith; 
Ricardo,  bis  successora;  J,  8.  Mill.  —  On  some  counter^theorie».  Coltrnot;  Sidgviekj 
ShadwelL) 

7.     FinanzweieuL, 

tiergtf  L.,  Der  osterreicbbcbe  Steuertr&ger  1898.  Die  ueuen  Sieaerj^eMti«,  ife- 
fneiciverstilDdlicb  besprocben«  leicbtfarslich  dargestellt  und  durch  Beltpiele  erliuterl-  Wies, 
M*  PorleB,  1897.     gr.  8.     IV— 82  SS      M.   U20. 

Fraoz^  Alois  R.  (RechaR.)t  Oestorreichltche  Stmutsverrecbaungskunde.  SjUem&txseh 
dargeaielU.     S.  Aufl.     Prag,  G.  Neugebauer,  1897.     gr.  B.     XIV— 400  SS.     M.  8,—. 

NacbweisiiDg  d^r  RecfanuD|;»ergebnlB5«  des  Stjuitshausbalts  (dei  KR«icbt  Wüttteai- 
berg)  voQ  dem  Etatsjahr  1.  IV,  1805^31.  UI.  1896.  Stuttgart,  3.  VII.  1897^  hach  4* 
848  SS. 

8cbwib|  Ad.|  Die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  de»  Staatireebtiuog«liottt  ta 
Oesterreicb*  Beferentenbencbt  dem  Staatsrochnung&bofausscbtuse  de«  AbgeordDeteohAiiiM 
vorgelegt.     Wien,  Man«,  1897.     gr.  8,     IV— 155  SS.     M.  2,40. 


Ooldacbmidt,  L.,  Lee  im]>dts  et  droits  de  donanQ  en  Jiid^e  aoui  tet  Roraaia«. 
Veraaillea,  impr.  Cerf,  1897.     8,     28  pag. 

SitDation^  la,  flnanci^re  des  commanes  de  France  et  d'Alg^ne  en  1898,  pr^MOtli 
par  M.  Mastier  (conseiller  d^Ktat^  diri^etetir  de  i'admmiatratioo  d6 partementale  et  romtiiB» 
nal«)  k  M.  Loals  üartbou  (miuUtre  de  l'intärieur).  XlX^^nie  ano^e.  MeluSf  impr.  idai* 
niatrative,  1897.     gr.  iQ-4.     XIX^G29  pag. 

P  I  e  h  n  ,  C.  C.^  Tbo  general  property  tax  in  California.  New  York^  pabllabed  for 
Ibe  AmericaQ  Economic  Aasociati'jn,  bj  tbe  Macmillan  C^,  New  York,  1897.  8.  $  0,50w 
(Containi;  A  critical  acalysia  of  tbe  most  important  featurea  of  the  reveoo«  law»  of 
California.  —*  A  atudj  of  tbe  practic&L  working  of  the  law.  ^  ConcluaioD:  no  geoenl 
property  taji  can  be  administered  under  present  economic  conditiona  in  tbe  U.  Stmtei, 
»0  M  to  conform  lo  the  demands  of  justice  in  tnxation.) 

8.  Geld-,  Bank-,  Kredit*  und  Vertiob enmg» weien. 

Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1896^ — 1897  (herauh^o^eben 
Ton  der  Eedaktion  des  »»Beriiner  AktioQär'*).  B^,  XXX  u.  783  SS, 

Der  vorliegende  18.  Jahrgang  eothält  aiifser  dem  Abdruck  de§  Börften* 
geBetzes  vom  22.  Juni  1S96  und  deB  Depotgeeetzes  auBführliche  Matertalieo 
über  127  deutsche  uod  64  Dicht  deuteohe  Asleibea,  über  156  Baiikeo, 
47  VersicherungßgeßellBchafteD,  107  Bergwerks-  und  Hüttengesell Behalten, 
einige  350  lodiifttne-AktieQgeBellachafteD^  37  Klein-  and  Straf senbabnen 
und  etwa  100  Privatbahuen.  Die  Nachweise  über  die  Entwickelung  und 
über  den  jetzigen  Stand  der  Gegellschaften  und  Anleihen  eind  dureh 
ßtatlBtisohe  Uebersichten  über  die  BeweguDg  der  Bergwerks-  und  Hütlen' 
Produktion  und  der  Preise  der  MoDtanprodukte  ergänzt.  Gehen  aoeh  die 
Dtvidendenangaben  meist  —  auch  bei  älteren  Gesellschaften  —  nicht  üb«r 
1870  zurück,  so  reichen  die  sorgföltig  zusammengetragenen  Materialieo 
hoch  vollkommen  aus,  sich  ein  Urteil  Über  die  an  der  Berliner  Börse  ge* 
haDdelleti  Papiere  zu  bilden. 

Aachen.  R.  van  der  Borfht« 

BermanQ,  6,  Die  recbtiicfaen  Ortiudlageu  der  Berechnung  des  BöckkAitfvwvIta 
der  icbweiaeri^cheD  Eisen  bah  oeo*     Zürich,   £.  Speidel,    1897.     gr.  8.     39  88.      M.   1<,^. 

vanderBorght,  R.  (Prof.),  Umlage  oder  K»pitaldeckung8-(Primiea') Verfahr«« 
btj  obligatonecber  Unfall versicberting.  Referat.  Berlin,  8i einen rotb  4  Troaehel,  1897. 
gr.  8*     83  38.     H.  0,80. 

Entenberg,  0.^  Die  ParltlUansprücbe  Ungsm».  Ein  Wort  lur  Aoagtojeli»*  aad 
Benkfrage.     Wien,  Verlag  .«Auitria«',  1897.     gr.  8*     12  88.     11.  0,85. 
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Haodbacb  der  »üddeutscben  AküeageSDÜscbaften  BAjern»  Württemberg  und  Baden. 
Jj^hrg.  XV:  1997/98.  Mit  Aoh&Dg:  ,,01«  bayeriacheo  Steat«-,  KreU*  aod  Koromnoal- 
«nleihen"  and  einem  BAnkierveneichnU,  bearbeitet  von  Fr,  Boascbab.  MBnchen»  G.  Frftot' 
VerUg,   1897       gr,  8      XX;  XVUI-448  SS.     M.  6,60. 

Pfleger.  Fr.  J«  und  L.  Qichwiodtf  BSr^eureform  in  Deiit9chla»d.  Eine  Dar- 
Btellang  der  Ergebnitse  der  deatscben  Börsen enqaete  IIL  Abschnitt:  Die  Effektenbörse 
nach  den  Erbebangen  der  Börsenenquetekonunission.  Bearbeitet  von  L.  Qschirindt,  Statte 
gart,  Gutta  Nocbf,  1897.  gr  8  VIII~S47  SS  M,  B,—.  (A.  u,  d.  T.:  MCincbener 
Tolkswirtscbaftliche    Studien.     Hrsg.  von  L.   Brentano  und  W.  Lote,   Stück  XXIi.) 

Salin  g^i  Borjei^abrbaoh  für  1897/98.  Ein  Bandbacb  Hlr  Bankiers  und  Kapital! ateii. 
Bearbeitet  ron  W.  L.  Uertalet  Berlin,  Haude  &  Spener,  1S97.  8.  XXX1[~1616  ISS., 
geb.     M.   10.—.     (A,  a.  d.  T.:  SalingV  Börsenpapiere.     U.  (finaniieller)  TelL     2L  Aufl.) 

Seh  if  fmaoo,  H.  F.  (Ver»icbDir,  a.  D,) ,  Memoiren  aus  meinem  Versicherungs- 
]el»«D.     3.  Aufi*     BerUn,  Nieolai'B  Verlag,  1897.  gr.  8,  IV— 33  SS.  mit  Bildnift,  M.  1.—. 

Staatapftpiere,  deaCsche  und  ausländische ^  sowie  die  Übrigen  wichtigeren,  an 
daatachea  BdraenpliUeo  notierten  Fonds  etc.  Leipzig,  A«  ScbttmJinn^s  Verlag,  1897.  gr.  8. 
XI— 832  u.  LXII  SS.,  geb.     M.  8.—. 

V  er  waltnngflbe  riebt  des  Generaldirektoni  der  Landfenersosietilt  des  Berzogtams 
Sacbien  für  die  Jahre  1895  und  1896  Merseburg,  Druck  von  Fr.  Stollberg.  1897.  gr.  4. 
3T  SS.  

Berthes  (fond4  de  pottvoirs  de  la  recette  des  finaoces  de  Montb^llard),  Ooida 
pratiqne  des  Services  de  la  caisse  des  d^pdts  et  conaignatlons,  PariSf  Berger- Levraolt 
A  O««   1897       Boy.  iu-S      XI  — 107  pag.     fr.  8.—, 

Destreguil,  B.  (directenr  des  Affiches  tonrangelles),  La  v^rite  sur  les  coop^- 
rativesv     Tours,  impr.  Debeney-Lafondf  1897.     8.     HO  psg. 

Banjon.  G.  {prof.  d'assurances  k  riostiiut  commercial  de  Paris),  Coars  d*assurances, 
i>a  abr^g^  historique  et  pratique  des  assuranees  maritime»,  incendie,  vie,  aecidents  et 
«gTi«oles,  etc.     Paris,  Oiard  &  Briijre,   1897.     8      XVlü— 3!H   pag.     fr  10.—. 

Magaldi,  Vinc,  Sur  la  r^cente  phase  legislative  de  la  protection  des  ouvHers 
cootrt  las  acddents  da  travail  eo  Itatie.  (Coogr^s  international  de«  accident«  du  travail 
«t  des  assarances  sociales,  A^«  aaseiou ,  Broxelles,  1897.)  Milaun ,  iinpr.  U.  Reggiani 
1897       8.     84  pag. 

M  ^  1  i  o  t ,  M.  A.,  Dictionnalre  explicatif  fraoeo-angtals  et  anglo*franQais  de  tinanee, 
de  bourae,  de  soci^t^s  et  de  mines  d'or.  Paris,  Bofveau  k  Chevillet,  1897*  8.  Si3  pag«, 
toiit.     fr.  6.—. 

Rayneri,  C,  De  Torigine,  da  rßle  des  banqties  poputaires  et  de  leur  (itilil^  notam- 
mafit  au  proÖt  du  petit  commerce      Paria,  GuillaumiD  &  0«,   1897.     8.     68  pag. 

Roog^.  A..  Des  catsses  de  retraiies  et  de  secours  creees  au  profit  des  ouvriers  et 
^vployÄs  des  mines  par  la  loi  du  ä9  jutn  1894.  Paris,  Chevalier- Itfarescq  &  D« ,  I&97. 
S.     186  pag. 

9.     BofUla  Frage. 
Sobürpff,  R,,  Handbuch  des  Annenrechtfi.     Eine  mit  ErlätiteruDgeu 
l^enebene  ZuBammendtelluD^   der  Reich b-    und    württembergischeD    landet- 
'^efteUliohen  BestimmUDgen  über  d&e  ArmenweseD.    Stuttgart,  Kohlbammer. 
1896.     XXII,  695  88. 

Seit  dem  ron  Bätzner  1873  berauBgegebeneo  ,,HdDdbuob  der  öffent- 
lichdD  Armenpflege"  iftt  kein  Werk  roebr  erscbieDen,  daa  mit  besonderer 
ßerucksiohtigung  der  würtiembergiflchen  VerbältniaBo  dag  geltende  Armen- 
recht  Tollständig  zutamm engestellt  bat.  Dieaem  Mangel  will  der  Verf. 
lurcb  dae  Torliegende  Handbuch  abhelfen.  Dem  Zwecke  eines  Handbtiches 
pntaprecbeüd,  tind  die  «amtlichen  in  Betrticht  kommenden  VorBchriften 
B&cb  zweckmäfBigen  AbBoboitten  zusammengestellt,  sunäcbst  die  reiohs- 
esetzlichen  Bestimmungen,  dann  die  LaudesgesetKe  und  AuBfübrungs- 
rerordnungen.  Dos  Gesetz  über  den  ünterstützungswobuBitz  ist  mit 
'«asftibrlicben  Erläuterungen    Tersehenj   aber   auch    bei   den  Ausf^rungs- 


434     t'«ber«kbt  Üb«r  die  oeaesten  PabükAtion«n   DtatsehlAsd»  and  da« 


beBtirarouDgeD  tiod,  wo  nötig,  lolche  aufklärenden  Anmerkungen  genuioliL 
Dadurch  gewinnt  das  Buch  eine  über  den  ßereicli  von  WürttanibeTg 
hinausgehende  fiedeutung.  Der  Kommentar,  wenn  er  auch  an  UG[LfaDg 
und  dogmatiBchem  Wert  hinter  dem  von  £ger  zurücksteht  und  die  Zu* 
•ammenfasBung  der  EntacheiduDgen  des  Bundesamtea  für  das  HeimatweMO, 
wie  Bie  der  Kommentar  von  Wohlers-Krech  giebt,  nicht  iiberfiÜÄaig  macht, 
bringt  eine  yolhtändige  Verarbeitung  des  geiauten  Stofieg  und  zeigt  eine 
durch aui  eelbBtändige  Auffaftsung  der  Gesetze. 

Der  erste  Abschnitt  enthält  die  reichsgesetsHchen  Bestimmungen  ^ber 
die  FreiEügigkeit  und  den  Unterstützungswohnsits  mit  den  ergäaseoden 
Gesetzen,  to  namentlich  die  betre^Tendt^n  Bestimmungen  der  KeichsTerÜMfiang, 
AusEüge  aus  dem  Gesetze  über  die  Beurkundung  des  Fersonenatandea^  ans 
der  Yersicherungs* Gesetzgebung  u.  s.  w.  Der  zweite  Abschnitt  enthält 
die  wUrttembergischen  Ausführungsgeietse  und  Yollzugsvorschriften  tum 
Gesetz  über  den  Unterstütz ungswohn sitz  in  einer  absoluten  YolUtäadigkeiti 
die  bis  2ur  Mitteilung  der  lür  an-  und  abziehende  Einwohner  geltenden 
Melder  Urschriften  und  Meldeformulare  geht.  Im  dritten  Abschnitte  sind 
die  Bestimmuni;en  über  das  Verfahren  in  Armenstreitaachen  enthalten« 
wobei  auch  die  GebüiirenordnuDgen  für  Zeugen  und  Sach verstand] ge»  tat 
Bechtbanwälte  und  das  Gesetz  über  die  Zwangsvollstreckung  aus  öfiTentlichen 
Bechtsansprüchen  ihre  Stelle  finden*  Im  vierten  Abschnitte  werden  die 
Beziehungen  zu  Bayern  und  Ebafs-Lothringen  und  zum  Reich  aelbtl 
behundelt;  hier  stehen  an  erster  Stelle  der  Eisenacber  und  der  Gothaer 
Yertrüg  mit  den  ergänzenden  Frotokolleti  und  die  seitens  des  Beichs  mit 
den  yersohic  denen  Staaten  geschlossenen  UebernuhmeTertrage.  Dem  VerC 
haben  hierbei  die  amtlichen  Akten  zur  Verfügung  gest^nden^  so  dafs  er 
imstunde  war,  auch  Abmachungen  mit  Staaten  mitzuteilen,  die  sooft 
dfiTeiitlich  gar  nicht  bekannt  sind»  wie  diejenige  mit  Frankreich  and  die 
Anweit^ungen  wegen  Kostenerstattung  gegenüber  Serbien  und  Bulgarien« 
Im  filnften  Abschnitte  findet  man  die  Zwangsmittel  gegen  arbeitsaoheoe 
Personen,  Bettler,  Landstreicher  u.  s.  w.,  ausgedehnt  auch  auf  die  Be* 
ttimmungen  über  die  Yerbnngung  in  Arbeitshäuser  und  die  Zwangterziehaog 
Terwahrloster  Kinder;  auch  die  üufserst  intereBsanten  Erlasse  deft  Mini« 
iteriutiis  behufs  Bekämpfung  der  Wander betlelei  und  die  Mafsregeln  gegen 
herumziehende  Zigeuner  sind  mitgeteilt.  Im  nächsten  Abschnitte  sind  die 
sonstigen  das  Armenwesen  und  besondere  Notfälle  betreffenden  Yorschrifteil 
wiedergegeben,  geordnet  nach  der  Art  der  Fürsorge  in  solche  für  Kinder, 
Geisteskranke^  Gebrechliche,  Gebärende,  entlassene  Strafgefangene,  Ab* 
Ueferung  von  Leichen  an  die  Anatomie,  Beförderung  Ton  Auswanderern^ 
Fürsorge  bei  Hagel-  und  CeberschwemmungHachäden,  Den  ScMuTs  bildet 
der  7,  Abschnitt,  in  dem  die  hauptsächlichsten  für  die  Zwecke  der  äffent* 
Hohen  Armen püege  in  Betracht  kommenden  Anstalten  und  Vereine  in 
Württemberg  aufgeführt  sind  mit  Aussehlufs  derjenigeui  die  eine  lediglich 
lokale  Bedeutung  haben. 

Diese  Inhaltsübersicht  und  der  Umfang  des  Buches  zeigen,  daft  mtax 
es  hier  mit  einem  Werk  zu  thun  hat,  das  seinen  Numen  in  ToUem  lfa£ie 
rechtfertigt.  Der  württembergische  Beamte,  der  das  Armenrecht  praktisch 
anzuwenden   hat|    wird   keine    für   die  praktische  Thätigkeit  erforderliche 
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Vorschrift  TermiBBeD,  Für  die  wisflenfichaftliche  Ausbeule  ist  die  Zusammen- 
ttelloiig  schon  deshalb  sehr  wertToll,  weil  Württemberg  gerade  auf  dem 
Gebiete  des  Wohlthatigkeitawesens  eine  herTorragende  Stelle  unter  den 
deutschen  Staaten  ein  nimmt  und  viele  von  den  AusrühTungibehörden  ge- 
troffenen Anordnungen  auch  in  weiteren  Ereifieu  Beachtung  verdienen. 
Der  Vollständigkeit  wegen  sei  bemerkt,  dafs  zu  dem  Verzeichnis  der  Aus- 
fuhrungBgeBelze  S.  39  noch  das  für  Hamburg  vom  18,  Mai  1S92  nach^ 
zutragen  ist. 

Aua  dem  Kommentar  zum  Gesetz  über  den  Unterstützungs  wohn  sitz 
und  dem  württembergiachen  Ausführungsgesctz  mögen  noch  einige  Einzel- 
heiten hervorgehoben  werden,  die  wegen  der  darüber  in  Theorie  und 
Praxis  entstand enen  Zweifel  von  besonderem  Interosse  sind.  Dahin  ge- 
hören namentlich  die  Ausführungen  über  das  Verhältnis  der  §§  5 — 7  des 
Freizügigkeitsgesetzes.  Bekanntlich  gilt  das  Gesetz  über  den  Un  tere  tut  zun  gs- 
wohnsitz  iD  Bayern  und  Kl safs« Lothringen  nicht,  während  das  Gesetz  über 
den  Erwerb  der  Bundes-  und  Staat sangehöngkeit  ucd  das  Freizügigkeiti* 
gesetz  für  das  ganze  Keioh  Geltung  haben.  Da  nach  §§  5 — 7  a,  a.  0. 
Personen^  die  dauernd  bedürftig  werden,  ausgewiesen  werden  können,  solange 
aie  nicht  den  ünterstützungswohnsitz  oder  das  Heimaterecht  in  der  Ge- 
meinde  des  Aufenthalta  erworben  haben,  so  ist  es  fraglich  geworden,  ob 
Bayern  und  Elsafs-Lothringer,  die  im  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  über 
den  Unterstützung&wohnsitz  sich  aufhalten,  als  Auslinder  zu  behandeln 
aiod.  Einige  Schriftsteller,  z,  B.  Kelch,  folgern  aus  dem  Freizügigkeits- 
gesetz» dafs  jeder  Bayer  und  £  Isafs- Lothringer  auf  Grund  dieser  beiden 
Gesetze  in  der  Lage  sei,  nach  Mafsgahe  des  Gesetzes  über  den  unter* 
stützungswohnsits  lediglich  in  seiner  Eigenschaft  als  deutscher  Keichs- 
AOgehÖriger  in  dem  übrigen  Reichsgebiet  einen  Unterstützungswohnsitz  zu 
exwcrben»  wahrend  umgekehrt  ein  dem  Geltungsgebiete  des  Unterstützung«* 
Wohnsitzes  angehöriger  Deutscher  die  Heimat  in  Bayern  nur  nach  dortigem 
Kocht  erwerben  könne,  eine  armenreohtliche  Aogehörigkeit  in  Klsafis- 
Lotbringen  aber  von  ihm  überhaupt  nicht  erworben  werden  könne,  da  es 
dort  keine  gesetzliche  ölfentllche  Armenpflege  giebt  Dagegen  sind  Eger 
nod  Kroch  der  Ansicht,  dafs  nach  den  besonderen  Verträgen  mit  Bayern 
bezw«  nach  der  Verfassungsurkunde  Bayern  und  Elsafs-Loth ringen  als  Aus- 
land im  iifmcnrechtliohen  Sinne  gegenüber  dem  durch  das  Unter stützungs- 
wohnsitzgesetz  beherrschten  Gebiete  zu  gelten  hätten  und  daher  jeder 
Bayer  und  EUafs- Lothringer  in  diesem  Sinne  als  Ausländer  zu  betrachten 
sei  und  niemale  einen  UnterstÜtzungs Wohnsitz  in  jenem  Gebiet  erwerben 
könne.  Der  Verf.  des  Handbuchs  will  diese  Folgerung  nur  fiir  Preufsen 
suUateOf  nimmt  dagegen  an,  dafs  sie  für  Württemberg  keine  Anwendung 
finde,  da  nach  dem  württembergischen  Ausführungsgesetz  Ausländer  in 
Württ4*mberg  keinen  Unterstützungswohnsitz  erwerben  könnten  (8.  22  j 
TgL  dazu  BS,  91,  187,  406,)  Er  stützt  sich  hierbei  auf  §  64  des 
preiiTsischen  Ausfuhrungsgesetzes  im  Gegensatz  zu  Art  47  des  württem- 
bergisobcn  Gesetzes,  und  nimmt  an,  dafs  nach  §  64  a.  a.  0.  der  Ausländer 
einen  Unterstützun gewohnsitz  erwerben  könnte,  während  dies  nach  Art.  47 
m.  ^  0*  nicht  zulässig  sei.  Er  übersieht  aber  dabei,  dafs  in  §  64  nur 
dia  Armenlast  dem  Gesetz  über  den  Unterstütsungswohnsitz  entsprechend 
fMm  r«ici  Bd.  xtv  (iJLix).  ZQ 
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geregelt  werden  sollte,  daf«  daher  der  Au  Blander,  solange  er  eich  im  B>> 
lande  aufhalten  darf,  dem  iDländiT  gleich  behandelt  werden  boU«  währeod, 
wie  dies  auch  in  der  preufi^igcheD  Miniaterialinitruktion  yom  10.  April  IBit 
SU  §  64  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  blerdtiroh  die  jedem  Ausländer 
gegenüber  zulosaige  AnwcisungBbeftignia  durchaus  nicht  berührt  werden 
BolU  Nicht B  anderes  besagt  meines  Erachtens  Art  47,  durch  dea  ebenfoUi 
derjenige  Orts  armen  verband  zur  Tragung  der  Armenlaat  verpflichtet  wird. 
in  dem  ein  Ausländer,  falls  er  ein  Deutscher  gewesen  wäre,  den  Unter- 
stütjfiungswohnaitz  erworben  haben  würde.  Entweder  ist  also  nach  dentscbem 
Reicbsrecht  der  Bayer  und  Eleafs-Lolhringer  ein  Ausländer,  dem  gegt*o- 
über  §  7  des  Frei^ügigkeiisgesetzes  zur  Anwendung  kommt  oder  er  kann 
auf  Grund  der  HeichsverfaasuDg  in  seiner  Eigenschaft  als  Deutseher  den 
üntergtützungswobnBits  enterben.  Ein  Unterschied  zwischen  Pretifsen 
und  den  anderen  Staaten  dürfte  nicht  bestehen,  zum  mindesten  niabt  aias 
den  Tom  Verf.  angezogeneu  fiefitimmungen  gefolgert  werden.  Im  übrifen 
ist  £u  bemerken,  dafs  die  Praxis  in  Ansehung  aller  Bundesstaaten  Bayern 
und  Elsafs- Lotbringen  als  Ausland  betrachtet;  auch  tst^  soweit  meine  £r* 
fahrung  reicht,  weder  von  bayerischen  noch  von  elBafs-lothringisoheii  Be- 
hörden jemals  die  Zuriicknahme  eines  Angeh^irigen  dieser  Länder  wegvi 
Ablauf  eines  mehr  als  zweijährigen  Zeitraumes  verweigert  worden. 

In  einer  anderen  Streitfrage  nimmt  der  Verf.  einen  von  der  Auffassinig 
dea  Bundesamtes  für  das  Heimaiweaen  abweichenden  Standpunkt  ein,  Ei 
handelt  eich  um  die  Frage,  ob  die  Novelle  zum  Gesetz  über  den  Unter* 
sintzungs Wohnsitz  vom  12.  März  1894  rückwirkende  Kraft  in  der  Art  haben 
soll,  dafs  jede  Person,  die  zur  Zeit  dei  Inkrafttretens  der  Novelle  öma 
16.  Lebensjahr  vollendet  hat,  schon  nach  deti  Bestimmungen  der  NoTeUe 
zu  beurteilen  ist.  Der  Verf.  fübrt  ans  (S.  52),  dafs  alle  Personen  zwiaclmi 
dem  18.  und  24.  Lebensjahre  erst  am  L  April  beginnen  könnten,  den  Unitf* 
Btützungs Wohnsitz  zu  erwerben  bezw.  zu  verlieren,  während  das  Bundesaint 
für  das  Heimatwesen  in  wiederholten  Entscheidungen  einen  anderen  Stand- 
punkt vertreten  hat.  ScharpfT  teilt  die  erste  dieser  seinem  Standpunkt 
entgegengesetzten  Entscheidungen  mit}  sie  sind  jetzt  sehr  Termehrt  und 
werden  bei  dem  bekannten  Einflufs  bundes amtlicher  Entscheidungen  auf 
die  Praxis  auch  zweifellos  für  diese  entscheidend  werden.  Krech|  dir 
ebenfalls  der  Scharpffachen  AulTasanng  ist  und  dieser  selbst  verkemieQ 
meines  Dafürhaltens  den  öffentlich-rechtlichen  Charakter  der  Novelle;  es 
handelt  sioh  nicht  darum,  ob  eine  Person  für  sich  einen  Anspruch  erwirbt 
und  verliert,  wobei  allerdings  von  zivilrechtlicben  Fristsetzungen  ausfe- 
gangen  werden  müfste,  sondern  es  handelt  sich  lediglich  darum,  wie  voo 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  an  die  Armenlast  entgegen  der  frühertss 
Gesetzgebung  anders  verteilt  werden  sollte.  Hierbei  kann  doch  nur  die 
Thatsache  dea  Aufenthalts  oder  der  Abwesenheit  entscheidend  sein,  für 
die  die  Fristen  durch  die  Novelle  anders  geregelt  worden  sind,  gans 
gleiehgiltig,  ob  das  einzelne  Individuum  oder  die  Gemeinde  eine  Erwerbt- 
oder  Verlustabsicht  mit  Aufenthalt  oder  Abwesenheit  verknüpft  haben. 

Einen  dritten  Punkt  möchte  ich  noch  erwähnen,  der  eine  vielbeklagte 
Iiücke  des  Reichsstrafgeaetzbuohea  betrifft,  die  das  württembergisehe  Aus- 
lührungsgesetz  vom  2.  Juli  1889  seinerseits  auszufüllen  gesucht  bat:  Dia 
zwangsweise    Beschüftigang    von    Personen,    die   öfTentUche   Untentüi 


U*b«riicht  flb^r  die  neuesten  PubUkAtlontn  DeutochUnds  und  des  AasUnde^.     4g7 

empfaiigeD.  Danach  können  Personen,  die  für  sich  selbst  oder  in  der 
Person  ihrer  Angehörigen  öffentliche  UnterÄtUtzung  empfangen,  durch 
Besohtuts  der  die  Unterstützung  gewährenden  Armenbehörde  TerpÜichtet 
werden,  hierfür  nach  dem  Mafß  ihrer  Kräfte  diejenigen  Arbeiten  zu  ver- 
richten, die  ihnen  von  der  Armenbehörde  innerhalb  oder  aurserhalb  einer 
Öffentlichen  Armenanatalt  angewiesen  werden.  DaXs  solche  Beschlüsse 
sulässig  sind,  solange  die  Unterstützung  dauert,  ist  ja  zweifellos  ■  sehr  viel 
•ohwieriger  ist  die  Frage,  wie  es  gehalten  werden  soll,  wenn  auf  die 
Unterstützung  rerzichtet  wird.  Soll  der  Arbeitszwang,  wie  ihn  auch  der 
Verf.  im  Anschlufs  an  die  Motive  definiert,  nur  eine  Entschädigung  der 
Armenbehörden  sein,  so  muls  er  sofort  aufhören,  sobald  auf  die  Unter- 
stützung verzichtet  wird;  ist  er  eine  Strafe,  so  kann  er,  wenn  einmal 
angefangen,  darüber  hinaus  fortgesetzt  werden*  Auf  die  Möglichkeit  dieser 
Fortsetzung  kommt  es  natürlich  in  der  Praxis  an.  Es  wäre  von  Interesse 
gewesen,  zu  erfahren,  wie  sich  die  Praxis  in  Württemberg  hierzu  gestellt  hat. 
Pas,  was  der  Terf.  hierüber  sagt,  ist  zwar  an  und  für  sich  richtig,  aber 
Dicht  ganz  genug;  die  Schwierigkeit  beginnt  eben  bei  der  Durchführung 
der  Beschlüsse  der  Armenbehörden,  über  die  wir  gern  Näheres  gehört  hätten. 

Im  übrigen  läftt  das  Handbuch  an  keiner  Stelle  eine  wünschenswert 
erscheinende  Aufklärung  vermissen;  es  kann  mit  Fug  als  das  Muster  einer 
^ten  und  yollständigen  Bearbeitung  des  gesamt^^n  Stoffgebietes  gelten ; 
»eine  Benutzung  wird  für  wurttembcrgisühe  Behörden  unerläfslich ,  für 
andere  Interessenten  jedenfalls  recht  nützlich  sein. 

Berlin.  M  ü  n  a  t  e  r  b  e  r  g. 

Huland»  H.,  Bas  System  der  Armenpflege  in  Alt-Beutschland  und  in 
den  Heichslanden.  Heft  27  der  Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Annen- 
pflege und  Wohlthätigkeit^  Leipzig,  Dunoker  u.  Humblot,  1896.  63  SS. 
n.  Beilage  von  45  SS, 

Als  der  deutsche  Verein  für  Armenpflege  und  Wohithättgkeit  sich 
entsohlofs,  seine  JahreeTersammlung  für  1896  in  Strafsburg  abzuhalten^ 
war  er  sich  darüber  klar,  dala  er  der  brennenden  Frage  nicht  aus  dem  Wege 
gehen  dürfte,  ob  für  Elsafs- Lothringen  das  französische  System  des  Volun- 
tarismus aufrecht  erhalten  werden  könne.  Schon  wiederholt  hatten  sich  die  Be- 
hörden und  die  öffentliche  Meinung  mit  der  Frage  beschäftigt.  In  einer 
Tor  einigen  Jahren  erschienenen  Schrift  hatte  der  frühere  Kreisdirektor  Sittel 
bereits  dargelegt,  dafs  er  in  langjähriger  praktischer  Thätigkeit  in  EiBöfs- 
Lothringen  die  Ueberzeugung  gewonnen  habe,  dafs  die  Privatwohlthätig- 
keit  unzulänglich  sei  und  durch  eine  öffentliche  obligatorische  Armen ptlege 
ersetz tf  bezw.  ergänzt  werden  müsse.  Auch  hat  die  Frage  vom  Stand- 
punkte einer  einheitlich  deutschen  Armengeset^gebung  besonderes  Interesse, 
ganz  abgesehen  davon,  dafs  auch  praktiieh  das  übrige  Deutschland  an 
einer  anderen  Oestaltung  des  ArmenpÜegerechts  in  EIsafs-Lothringen  im 
Hinblick  auf  die  wechselseitigen  Erätattungsansprüche  und  die  Ausweisung 
von  Altländem  aus  dem  Reichsgebiet  interessiert  ist. 

Es  gelang  dem  Verein  in  der  Person  von  Buland,  der  Mitglied  des 
AnneDrates  in  Kolmar  ist,  und  sich  dort  durch  zeitgemäTse  Reformen  auf 
dem  Gebiete  des  Armenweseue   einen   guten  Kamen    gemacht   hat^   einen 
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beflODdera  aachkuiidigen  Benchterataiter  zu  gewiDDen.  Der  anter  dem 
obigeo  Titel  erstattete  Bericht  lag  der  JahreaveraainmluDg  vod  1896  vor  und 
bildete  den  Auegangspunkt  der  lebhaften  DiskuBsioii  in  der  Versammlung. 
Der  erste  Teil  des  Berichts  enthält  in  seiner  Darlegung  des  Oegen- 
eatsea  swiichen  dem  Armenpflegereoht  ElsaCs- Lothringens  und  dem  des 
übrigen  Deutschland  nichts  wesentlich  Neues*  Der  Schwerpunkt  der  Dar- 
stellung liegt  in  dem  kTiiischeo  Teil^  der  durch  lehrreiches  statistische« 
Material  und  durch  thatsächliche  Mitteilungen  aus  der  Praxis  unterstütst 
wird.  Huland  ist  unbedingter  Anhänger  der  gesetilichen  öfiTentliohen  Armen* 
pÜege  und  kommt  Tielleicht  im  Eifer  dazu,  die  Vorzüge  der  altländisoheo  Bi&- 
richtungen  etwas  £u  übertreiben,  die  des  Eeichslandes  etwas  zu  unters chätseii. 
Denn^  wie  sehr  mangelhaft  die  Armenpflege  auch  in  einer  Reihe  von  Gemeinden 
Elsßfe-Lothringens  sein  tnagp  kein  Zweifel,  dafs  es  in  einer  grofsen  Zahl 
deutscher  ländlicher  Gemeinden  nicht  besser  aussieht;  hier  hängt  aber  nicht 
immer  alles  vom  System,  sondern  sehr  riel  Ton  der  Leistungsfaihigkeit  der  Ga^ 
meiuden  und  vom  Gesamtzustande  der  Bevölkerung  ab.  Immerhin  wird  man 
den  Ausfühningeo  von  Kuland  über  die  UDZulanglichkeit  der  Armenpfla^, 
mit  Ausnahme  der  gröfaeron  Städte,  die  Beweiskraft  nicht  absprechen  dürfen« 
Abgesehen  von  Strafsburg,  Metz  und  Kolmar  sind  die  Summen,  die  als 
Aufwand  für  die  Armenpflege  in  den  von  Kuland  veranlateten  tabellaridcheo 
Daratellungcn  erscheinen,  ganz  anffallend  gering.  Gemeindebeiträge  kommen 
überhaupt  in  nennenswertem  Umfange  nur  in  gröfseren  Orten  vor.  Ton 
1697  Gemeinden  sind  überhaupt  nur  721  aufgeführt,  die  durch  Armen- 
räte wirkliche  Armenpflege  üben,  Budgets  aufstellen  und  diese  der  Aul- 
sichtsbehörde einreichen,  wovou  die  grofse  Mehrzal  auf  das  Untarels&Ci 
entfällt*  Die  für  diese  Gemeinde  nachgewiesenen  Ausgaben  für  die  Armeo- 
pflege  sind  aber  sum  Teil  so  lächerlich  geringfügig,  dafs  man  doch  wird 
annehmen  müssen,  dafs  hier  vielerlei  aus  anderen  Quellen  fliefst,  und  daüi 
namentlich  die  kirchliche  und  freie  Liebesthätigkeit  vielfach  helfend  ein- 
greifen und  so  die  unzweifelhafte  Lücke  aasfüllen.  Doch  behauptet  Un- 
land, dafs  die  Anstalten  für  alte  und  kranke  Leute  meist  überfüllt  eei«^, 
und  dafs  such  die  Aufnahmen  solcher  Personen  in  ein  Hospitz  vielfach 
daran  scheitern,  dafs  in  weitem  Umkreise  überhaupt  eine  solche  Anstalt 
nicht  vorhanden  sei. 

Die  Armen  pflege,  wie  sie  durch  die  Armenräte,  soweit  solche  vor- 
handen sind,  geübt  wird,  hält  Huland  ebenfalls  für  äufserst  mangelhaft} 
auch  hier  sei  wieder,  abgesehen  von  einigen  Städten,  von  einer  indivi-^ 
dualisierenden  Armenpflege,  von  einem  unmittelbaren  Verkehr  mit  den 
Armen  gar  keine  Bede;  aber  auch  die  private  Liebesthätigkeit  leide  an 
Mangel  an  Organisation  und  bediene  sich  nicht  unbedenklicher  Mittel,  um 
zur  Wohlthätigkeit  aufzurufen.  Huland  spricht  geradezu  von  einer  stetigen 
öffentlichen  Heklame,  die  in  den  Heiohslanden  mit  der  Wohlthätigkeit 
betrieben  werden,  wobei  die  Armenräte  mit  der  —  freilich  auch  ander- 
wärts nicht  unbekannten  —  Schwäche  rechneten,  dafs  die  Wohlthäter  gern 
öffentlich  genannt  sein  wollten.  Die  Anrufung  der  PrivatwohltliätigkiBti 
könne  aber  nicht  entbehrt  werden,  da  Mangels  der  Befugnis  zu  getets^ 
liehen  Umlagen  der  Aufwand  lediglich  aus  freien  Gaben  bestritten  wu^d#A 
müsse.  Es  wird  daher  nicht,  wie  im  übrigen  Deutschland,  eo  viel  an 
Mitteln   aufgewendet^   als  Arme   vorhanden    sind,   sondom  es  könneii  nur 
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«OTiel  Arme  berücksichtigt  werden,  als  Mittel  aufgebr&cht  werden.  Auch 
«ntbehren  diese  AufbringuDgen  der  Gerechtigkeit ,  da  auf  dieee  Welse 
diejenigeni  die  nichts  geben  wollen,  sich  der  allgemeinen  P£icht  gänzlich 
entafigen;  endlich  liege  ein  wesentlicher  Nachteil  darin,  dtifs  die  Privat- 
wohl thätigkeit  in  denkbar  weitestem  Umfange  für  diejenigen  Aufgaben 
herangezogen^ werdf^n  müsse,  die  anderwärts  der  öffentlichen  ArroenpÜege 
oblägen,  wodurch  denn  die  freie  Liebeethätigkeit  gerade  auf  den  Gebieten 
labm  gelegt  werde,  auf  denen  sie  erfolgreich  wirken  könne. 

Buland  kommt  nacK  alledem  dazu,  die  Einführung  einer  allgemeinen 
I  obligatorischen  Armenpflege  tur  Elsafs-Lothringen  zu  fordern^  deren  zu 
erwartenden  nicht  geringen  Lasten  zu  tragen  die  Finanzlage  doch  günstig 
genug  sei.  In  einem  Nachwort  zu  seiner  Schrift  ergänzt  er  seine  Aue* 
fdhrungen  durch  sehr  dankenswerte  Mitteiluogen  über  die  neuere  fran- 
zösische Gesetzgebung  und  durch  Nachtragen  weiterer  an  die  Kongrefs- 
Versammlung  anknüpfenden  Bemerkungen.  Namentlich  ist  der  Nachweis 
Yon  Interesse^  wie  die  SachTerständigen  in  Frankreich  selbst  mehr  und 
mehr  von  dem  System  völliger  Freiwilligkeit  abkommen  und  auch  ihrer- 
seits die  Einführung  einer  obligatorischen  Armenpflege  fordern. 

Eine  Beilage  der  Kuland'schen  Schrift  bietet  die  Nachweisung  der 
Leistungen  der  öffentlichen  Armenpflege  in  El safs- Lothringen  für  1S94/95 
die  auf  Yeranlassung  von  Ruland  von  dem  Armensekretär  in  Kolmar* 
Seh  wander«  nach  amtlichen  Quellen  aufgestellt  ist  Es  sind  sorgfältige 
tabellarische  Darstellungen  für  die  drei  Landesbezirke  und  die  einzelnen 
Kreise»  in  denen  die  Anzahl  der  Armenräte  in  den  einzelnen  Gemeinden 
unter  Hervorhebung  derjenigen^  die  die  Armenpflege  wirklich  ausüben, 
die  Gesamtausgaben  der  Annenräte  und  die  ergänzenden  Auegaben  der 
I Gemeinden  nachgewiesen  werden.  In  einer  zweiten  Tabelle  ist  die  Zahl 
►  der  Hospitäler  und  Hospize  und  die  Zahl  der  darin  verpflegten  Personen 
angegeben,  aafsordem  der  Aufwand  für  Irren  pflege  und  Waisen  pflege,  die 
in  Elsafs-Lolhringen,  wie  auch  in  Frankreich  obligatorisch  sind,  nach- 
gewiesen. In  Tabelle  III  sind  die  von  den  Gemeinden,  den  Bezirken 
md  dem  Staat  an  die  Wohlthätigkeitsanstalten  gewährten  Zuschüsse  mit- 
letcilt.  Die  Zahlen  scheinen  mir,  wie  schon  oben  angedeutet,  soweit  sie 
die  Ausgaben  für  die  eigentliche  GemeindepSege  betreffen,  an  gewissen 
inneren  Mängeln  zu  leiden;  für  die  obligatorische  Armenpflege  sind  sie 
natürlich  zuverlässig.  Die  Gesamtausgabe  für  die  offen tltohe  Armenpflege 
beträgt  4  372  881  M„  wovon  11B1509  auf  die  offene,  a06  537  auf  ge- 
»chlossene  Armen*  und  Waisenpflege,  und  129  834  M.  auf  gemeinschaftliche 
Lusgaben  für  beide  entfallen.  Die  Ausgabe  verteilt  sich  auf  568  Armen- 
räte mit  752  613,  86  Hospitäler  mit  1913  645,  die  Gemeinden  mit  625  7^8, 
die  Bezirke  mit  989  20B,  den  Staat  mit  91489  M.  Auf  die  obligatorische 
Armenpflege  eotflelen  davon  1018  927,  auf  die  fakultative  3  353  954  M. 
Die  Buland'sche  Schrift  gehört  zu  den  wertvollsten  Berichten,  die 
dem  deutschen  Verein  in  neuerer  Zeit  erstattet  worden  sind.  Sie  ist  für 
die  öffentliche  Meinung  von  um  so  gröfserem  Gewicht  gewesen,  als  Ru» 
lutid  selbst  Reichsländer  ist  und  auf  eine  erfolgreiche  lO-jährige  Tkätig- 
keit  in  der  praktischen  Armeo pflege  in  einer  der  bedeutenderen  Städte 
ron  Elsafs-Loth ringen  hinweisen  kann.  Die  ganze  Schrift  ist  von  einer 
ebendigen  AnAohauung  der  Dinge  durchdrungen  und  wirkt  in  den  meisten 
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Punkten  überzeugend ;  sie  entbehrt  nicht  der  Schärfe.  Sie  seh  liefst  mit 
den  Worten  :  „Den  Vertretern  de»  Reichslaudes  im  Heichstage  und  Laad- 
ausschusse,  welche  gerade  in  letzter  Zeit  die  Würde  des  Landes  betonen» 
wird  m  hoffentlich  nicht  an  der  Erkenn tnia  fehlen ^  duffi  die  jetzige  Lage 
der  Armengeselzgebung  des  Landes  unwürdig  ist/'  Ob  man  sich  mit  aolchen 
Worten  unter  den  Anhängern  des  Bestehenden,  die  in  ElsaTs- Lothringen 
jedenfalls  noch  zahlreieh  genug  sind,  Freunde  erwirbt,  ist  zweifelhaft 
In  der  Sache  selbst  berührt  die  kräftige  Sprache  nirgends  in  unangenehmer 
Weise,  weil  der  Leser  mit  der  lebendigen  Empfindung  erfüllt  wird,  wie 
ernst  es  dem  Verf.  um  die  Lösung  der  Aufgabe  zu  thun  Ist,  die  er  «leh 
gestellt  hat. 

Berlin,  Ktnaterher^* 

A  neben  er  Verein  ^ur  Ref6rdertin^  der  Arbeitsamkeit.  Geschiflftbericht  fBr  daa 
Jftlir  1896.     Ancben,  Dru<-k  von  C.  B.   Geor^rl,  1B97.     4      20  SS. 

Bads«  Pji&cidas,  ChnsÜich-aozkl !  oder  der  richtige  Weif  zur  Lo«oog  dar  toctaleo 
Frape.     Liuduu.  Verlaj?  des  PeliksD,  189T.     12.     72  SS.     M.  0,3ö. 

Bericht  über  die  XXXI«  Generalver&Hmmlaiig  und  die  Delegtertetiversftmmlung^  des 
Vater] find iscbeti  Fr« aen Vereins  um  30.  und  31.  Mlrs  1BÜ7.  Berlin,  Bucbdruckerei  nDia 
Po*t*S  1897.     8.     312  SS. 

Büttgenbuchf  Frz.,  Die  westüüische  Arbeiterkolonic  Maria- Vee«)  uoUir  F&bnuif 
der  Trappisteti,     Aachen,  J.  Schweizer,   1897.     gn  8.     40  88.     M»  0»60. 

Heim,  Hngo,  Die  Jüngste»  und  die  äitcsteu  Verbrecber  nebst  Lebenabeücbreibiuif 
aines  ZuchthaüsstrKflings  nach  dessoo  eigenen  Aufzeichnungen.  ESo  Beitrag  tur  Ldsanf 
der  aoaialen  Frage.     Berlin,  Wiegend  &  Grieben,  1897.     gr.  8.     224  SS.     M.  8,M>. 

V.  Massow,  Cf  Die  Reform  der  Vereinsbestrebangen  auf  dem  Fürtorg^egebt«!.  Bei- 
lage zu  dem  Protokoll  der  Sttsuug  des  Centralvorätacidea  deutscher  Arbeiterkolonieii  vom 
18,  IlL  1897.  Bielefeld'Gadderbaum,  Schriftenntederlage  der  Anstalt  Betbel,  1897.  gr.  8. 
39  SS.     M.  0,30. 

Schriften  der  Ceotralstetle  fUr  Arbeiter- Woblfabrtseinrrchtnngen.  Nr.  12.  BerUn, 
C,  UeymanD'ü  Verlag,  1897.  gr.  8.  V— 172  SS.  tl.  3.—,  (Inhalt:  Kommonale  Wohl- 
fahrt««! o  riebt  a»  gen.  Die  planmfifsige  Schwindsttcht^bekAonpfaDg  durch  Errichtaog  vo9 
Eleilanfttatten  fiir  Lungenkranke.  Vorberiobte  und  Verhandlungen  der  VI.  Konfereot  roio 
10,  u,  11.  V.  189T  in  Fraokfort  a.  M.) 


de  Beaurepaire  de  Louvagny  (la  comtesse),  Les  niArtyres  de  U  cbarii^. 
Paris,  Tifqai,  1897.     8.     IV— 367  pag, 

Florian^  £.  eG.  CaTAglieri,  I  Tagaboodi :  studio sociologlco-gioridieo.  Votumt  t, 
TorinOf  fratelli  Bocca  edlt.,  1897.  8.  XX — fi9S  pp.  1.  10,—.  (Coutiene:  L  L'erolo- 
lione  del  vagabondaggio ;  1.  Le  (ribü  nomadi  primitive  (vagabondaggio  funaiomale).  S.  L« 
aodetk  ttansiata;  le  orlgini  del  vaj^abondaggio  antisociale.  3.  11  vagaboodaggio  darmnlt 
1a  tervitü  delta  gleba.  4.  11  vagabondaggio  nel  regime  del  ganoDafco  coattivo.  5,  U 
proccaso  di  formazione  della  graude  iodustria  ed  il  vogabondiggio.  6  L'economia  «^apil*« 
li«ta  ed  il  vagabcndaggio.  7.  l/evotuatone  del  vagabondaggio.  "  II.  I  modernl  aUttaiS 
repressM:  1.  Inghilterra  e  paesi  d'infiuenza  ingleae.  9,  Germania  e  AuBtria.  3«  Francia 
o  Belgio.  4.  Stati  occidentali  minori.  5.  Stati  nordtci.  6.  Stati  orientali.  7*  lulia. 
8.  Riaasunto.  «-  III,  La  preventione  del  vagab«>ndaggio;  1.  Svolgimeato  atoric*  delU 
Tarie  forme  d^aaaiftcoaa.  2.  Grün  Brettagna,  Irlunda  e  Stati  tranioceanici  che  iii«n« 
tirono  dell'  ioduenta  inglese  8.  Stati  deil^  Europa  centrale  (grappo  tede&co).  4,  SuÜ 
del  Nord  e  dell'  Oriente  d'Europa.  5.  Francia.  Betgio.  Gianda  6  ftltri  Statt  i*tiiii. 
e.  lUlia.     7.  RiAMauto) 

Le  Roy,  P.p  De  la  aituatitm  aetuell«  dei  employ^  de  commerce.  N^ccaait^  d'ana 
Association  k  Bayonne.     Bayonoe,  LaAserre,  1897.     8.     18  pag. 

RGle,  le,  du  clerg^  daos  la  queation  sociale,  par  X,  Bourg,  impr.  TArdy^Pigelet^ 
1897.     8.     10  pag, 

Poor  law  confereace^  South  Wales  diatrict^  hold  at  Langland  Hay,  Maj  t  aad  f|. 
1897.     Vmth  annual.     London,  Kii>g  &  Son,   1897.     8.     68  pp,  1/.—. 

Poor  law  couference,  West  Midland  diätrict»  hcld  at  Malvera,  Maj  3  aod  4,  ISÄT. 
XXVUl^l»  änDtmL    London,  Ring  &  Soti,  1897.     8.     &5  pp.  l/.~. 
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10.     OeietB^ebiuiif. 

OesetteAmrolon^  (nogAmchej  für  das  Jahr  1896.  fiadApest,  Peater  Buch- 
dreckeret. Aktiengeadlschaft,  1896.  gr.  8.  71i  SS.  M,  7,80.  (Im  Auftrage  des  k,  uog* 
Ministeriums  des  lanerD  herauagflgeben.) 

Juriscfa,  K.  W.f  Grundauge  dea  Luftrechta.  Berlio^  C.  Heymann^s  Verlag,  1897« 
gr,  8.     VII— 86  88,     M.  3.—. 

T.  Landmaon  (k.  bay.  Staatsminlater) ,  Die  GewerbeordDaDg  für  das  Deutsche 
Reich  mit  Berücksichtigung  der  Gesetagebungsmaterialien,  der  Praxi«  und  der  Litteratur 
erläutert  und  mit  den  VollzugSTortcbriften  herausgegeben  Ton  R«  v.  L.  5.  AnH.  be- 
arbeitet ron  Q,  Rohmer  (k.  b.  BeiAmtsAss.).  l.  Band:  EiDleitung  und  Gewerbeordnuug 
§§   1—104  0.     Müntbeu,  C.  H.  Beck,  1897,     gr.  8,     X— 746  88,     M.  9.—. 

Wolf  (EdJar)  V.  Glanvell,  V.,  Studie»  ans  dem  kanonischen  PHratrecbte. 
I.  Die  Negoda  inter  vivos.     Gras,  St^ria,  1897.     gr.  8.     IV— S19  SS      M.  4.—. 


Goarjy  G,,  Origine  et  ddreloppement  bistorique  de  k  dbiinctiou  dea  biens  eu 
roeublea  et  immeuhles  (Ihtoe).     Nancy,  tmpr.  Cr^pin-Leblood,  1897»     8.     869  pag. 

Mandy^  G.  A.  (docteur  en  droit),  La  cautio  judicatum  aolvi,  en  droit  international 
firiT^  (U]W).     Paris,  Cbevülier-Marescq  &  Ci«,  1897,     8.     184  pag. 

Marelaod,  A.  (avocat  k  1a  conr  d'appel),  De  la  rospoD^abilit^  des  votturiers  par 
terra  et  par  eau,  eo  mati^re  de  transport  de  marchandises.  Laval^  impr.  Jamiu^  1897. 
8.     164  pag. 

11.    BUa.U-  und  Yerwaltitiigtreeht 

AngeriDflode.  Verwaltangsbericbt  fClr  das  Jahr  1896,  bezw«  für  das  Recbniings- 
jfthr  Tom  1.  iV.  1895/96.     AngermQnde,  Druck  von  M.  Flügge,   1897.     8.     31   SS. 

Berlin.  Hausbaltsetat  der  Stadt  Bertin  für  1.  IV.  1897/98,  Berlin,  Druck  von 
W.  &  8.  Loewenthal,   1897.     Boy.*4.     23  SS. 

Breslau,  Verwaltungsbericht  des  Magistrats  der  k,  Haupt-  and  Besideusstadt 
Breslau  für  die  drei  £tat»|ahre  vom  1.  IV.  1898  bis  3t.  III  18!)5.  2  Teile.  Breslau, 
Druck  von  Grafs,  Barth  &  C",   1897.     gr,  8.     XIV— 619  u,  S86  SS. 

Caracousai,  G.  S.  (Advokat)^  Königtum  und  Ministerverantwortlichkeit  mit  be- 
■ooderer  Berücksichtigung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  im  Königreich  Griechenland. 
Berlin,  Stroppe  &  Winckler,   1897.     gr.  8.     93  SS.     M.  1,50. 

Eibin  g.  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemein deanlegenbeiten  der  Stadt 
Elbitig  für  daa  Verwa1tut]g»jabr  1696/97.  —  Kämmereihanptotat  der  Stadt  Elbiog  pro 
1,  IV.  1697/98.     3  Teile.     Elbing,  Druck  von  E.  Kühn,  1897.     4,     102  u.   13S  SS. 

Gemeinde-t  Stadt«  und  Dorfordnuug  des  Horaogtums  Anhalt,  nebst  dem  Gesetae 
Ober  die  Bildung  von  Amtabexirken  und  den  in  letzterem  in  Besug  genommenen  Gesetaen 
und  VerordQQogen.      Doaeaa,  Dünnhanpt,  1897.     19.     XI— 132  SS,,  geb.     M.  2.—. 

Ball«  a,/8.  Haushaltspl&ue  der  Stadt  Halle  a./S.  lür  1897/98.  Hallo,  Gebauer- 
&ebweUchke'scbe  Buch  druck  erei,  1897,     gr,  4.     VIII— 408  u.  218  SS« 

Hartmann,  A.  (ARichter),  Das  sllgemeke  Wahlrecht,  Eine  Studie  &ber  seine 
poliüsebe  Bedeutung.     Berlin,  H.  Walther,   1897.     gr,  8,     53  SS.     M.  0,80. 

Jafareabericbt  des  grofsb,  badischen  Ministeriums  des  Innern  Tiir  die  Jahre  1889 
bia  1696.  2  Binde.  Karlsruhe,  P.  Thiergarteu,  1897.  L«JU-8.  VUI— 710  u.  VIII 
—  545  SSt  (Inbalt:  ThJltigkeit  und  Organisation  der  BehGrdeß.  —  Bewegung  der  Be- 
vJSIkerung'  —  Poiiaei.  —  Mediainalwesen,  —  Gewerbe,  Industrie  und  Handel.  —  Kranken*, 
Dofali-  und  iDvaJidenversicberoog.  —  Landwirtschaft.  ^-  Veterinärweien.  —  Strafsen* 
und  W^a»serwesen ,  VermeasuDgsweseo.  —  Forst-  und  Jagdwesen ,  Fischerei ,  Bergbau, 
geologische  Landesuntersucbung.  —  GemeinnEtsige  Anstalten,  WohUhfttigkeits-  und  Armen- 
waseo.  —   Statistik   und  Archiv weseo.  —  Kommunale  Verbände.) 

KaasoK  Grundetat  der  Besidenastadt  Kassel  für  das  Rechnung« jähr  vom  1.  IV. 
1897  bis  £nde  Mars  1898.     Kassel,  Druck  von  Gebr.  Gottbelft,    1897.     gr.  4.     182  SS. 

KUrnberg.  Verwaituugsboricht  der  Stadt  Nürnberg  fDr  daa  Jahr  1896.  Nürnberg, 
Druck  von  A.  E.  Sebald,  1897.  gr.  8.  277  SS.  mit  8  Tafeln.  —  Sommariscbe  Ueber- 
eichten  über  die  wesentlichen  Ergebnisse  der  Gemeinderecbnungeß  der  Stadtgemeinda 
NUrnberg  fUr  das  Jahr  1895.     Ebd.   1897.     gr.  8.     283  SS. 

Sehwarae  (AmtsGR,)  W.,  Vergangenheit  und  Zukunft  des  Centrums  im  Reichs* 
Htstoriacb-atJktiitiseha  Studie.  Berlin,  Verlag  der  „Germania''^  1897.  8,  56  SS. 
0.50. 
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Trier.     Bericht  über  VerwaUunfc  und  ^tAod  der  Gememde«figel6^«Db«lt«ii  der! 
Trier  für  dft«  RecbtmngsJRhr  1B96/97  Debat  HAUshftUsettt  pro  18d7/99.     THftr,  Lialt'itbt 
Bucbdrackerel,  1897.     gr.  4.     73  ^. 

VerhaadloDgeo  den  XX«  WestpreuMscbea  ProvlDziaUAndUiges  v^om  f.  bi*  in* 
ftchlieralkb  den  12.  Mira  1897.  Oanzif?,  Druck  voo  A.  W.  K&femiDn,  1897.  boeM. 
VI— 81   SS.  mit  c».  700  SS,  Vor-  dud  AoUgen. 

VerbandlangeQ  des  40.  Rheinischem  ProviostalliißdUKts  Tom  T.  hU  lt.  Min 
1897.  Dibialdorr,  Druck  vod  Vofs  &  C^  1897*  ki  4.  XV-498  6S.  mit  dco  An- 
lag«ii:  1.  fitenofi^rApbtacbe  Berichte,  —  2/8.  Berieble  da»  ProviokialAiuscbaSK«  ab«r  dk 
ErgebDi»se  der  ProviDzialverwaUiLng  in  den  EUUjahren  1894/95  «.  1895/98.  —  4.  Ktol 
der  ProviDzinIverwÄltttog  der  Rbeioprovina  fiir  die  Etatjahre  1897/98  und  1898/1899« 
4  Hefte,     Ebd.  kl.  4«     XXll— 1247  8$. 

Zur  AtisführuDg  des  Lehrerbe»oldatifSg«i«tie«  in  lIi4sd«bitTg*  ÜAgdebiu-g,  Dr»ek 
TOD  A.  Sorgler f  1897,  8,  B  SS.  eiotcbl.  der  2  Tabellen:  A.  Wohnangirtatietik 
B.  Kürzung  de«  Gehaltes  aDTerhelraleter  Lehrer. 


lt9T. 


de  La  n  essen,  J  L  ,  L«  R^pnbliqoe  d^mocratiqae.  Paris,  A.  CoVm  k  O, 
8.  IV— 360  pag.  fr  4. — .  (Table  des  matiferes:  La  souveraiaeti  nationale  et  Ics  ee«- 
stitutioas  de  ta  Freoce  de  1789  k  1875*  —  L'orgenisaüon  des  poavotrs  peblice  d*apri« 
1a  Constitution  de  1875.  —  R^ultets  produit»  par  la  Coastitntioo  de  1876-  —  Li 
rooavement  des  partim  politiqnes  deputt  1870,  —  De  rorganisation  da  pottvolr  sj^eelSf 
daos  la  R^publiqne  d^mocratiqae.  —  Organiiation  du  poaroir  l^gisUttf  djui»  U  R^pabli^n« 
dcmocrvtique.  —  Des  moyens  de  rendre  l^exercice  del  e  souveramet^  uationale  plus 
et  plus  effectif.  —  De  La  U'gi»lation  et  des  lustitattODS  sociales  daas  la  Räpnbliqaa 
eratique.  —  CobcJusioo,  Esqaisse  d^an  programme  de  r^fonnes  d^moeraliq«cs  mmd- 
dialcraeot  r^alisables,) 

SpalaikoTitch«  J„  La  Bo&nie  et  rHem^govine,  etude  d^hi&totre  dipIooiAliqM  st 
de  droit  international  (th^e),     Paris,  A.  Rousseau,  1897,     8.     320  pag, 

Annnal  reporl  on  Local  GoTerament  Board  for  Ireland.  London  uid  Dahl2% 
printed  bj  Eyre  &  Spotliswoode,  1897.     gr.  in-8,     2/.6. 

Atti  del  coDiiglio  provinclale  di  Milano^  loino  1896.  Kllano,  lip«  Mertintlli  k  C, 
1897,     4.     927»CX111  pp, 

Atti  des  consiglio  provinciale  di  RaYennA  seil*  uioo  1898,  Bavi&iui|  tip.  Eivif> 
nana,  1897      8.     828  pp. 

Bilaocio  di  previstone  detr  enlrmta  e  della  spea»  per  TeaercitSo  i«>Miirio  äd 
eomnoe-di  Faensa.     Faeosa,  tip,  Novetti,  1898.     4,     107  pp. 

Cbimienti,  P.,  La  viu  politica    e    la    pratica    del  regime    paHaoientArm.     Terlae^ 
RoiUL,    Praasati  k  C,    1897.     8.     XVIU— 347  pp,     l  d.— .     (Contiene:  L*  pimtie 
libertk  rappresentatiTe  nella   vita    potitic*    moderne,  —  La  funsiooe  etettorml«    «    la 
furtMoUsz*  politicA  degli  ordioi  sociali.) 

12,    8UtiitDc. 
Allgemeines, 
T,  Körosy^  J,  (Direktor  des  Budapester  kommuoal-statisti&cheQHQreaa»)^  Die 
Weltzlhlung  vom  Jahre  1900.     Denkschrift  an  die  St,  Peter»burger  Session  de*  Inleraet 
sUtistiseben  Instituts.     Berlin,  Puttkatnmer  k  MQhlbrecht^  1697.     gr.  8.     37  S3» 

Dentsebes  Reieb. 

Beriebt,  statistischer,  fiber  den  Betrieb  der  noter  k,  sAchsiicber  SrajiUrenraUiif 
stehenden  Staats-  nod  Privateisen bahnen  mit  Kachrichten  fäber  Ebenbahnnenbaa  im  Jabre 
1896  und  (in  besoriderer  Beitage)  mit  Nachweisung  der  am  Schlüsse  des  Jahre»  ItK 
vorhandenen  BetriebsmiUet.  Dresden,  Druck  von  C,  Reinrieb,  1897,  4,  Vlll— $17  a. 
102  SS.  nebst  einer  Uebersicht^karte  vom  Bahnnets  sowie  einer  grapbiscbea  D%rtttllnf 
des  Güterverkehres  im  Jsbre   1895. 

Breslauer  Statistik.  Herausgegeben  (im  Auftrage  des  Magistrats)  Tom  alUlstJeclMa 
Amt  der  Stadt  Breslau,  Bd,  XVII,  Hell  1  n.  2,  Br^bia,  E.  Morgenstern,  1897.  hoM, 
13  4  SS.  u.  353  SS.  M.  3.—.  u.  M.  7,50.  (Inhalt  Heft  I  :  BevSlkernngswecbscl,  Bcntfellb 
der  Erkrankungen»  Preise  für  Kahrungsmittel  und  andere  Verbrancbsgegenstinde,  g«v«rb* 
tkbe  Innungen  im  Jahre  1895.  —  etc,  Heft  2;  Verwaltnngiberiebte  der  sÜLdtiaeh«« 
der  ttidtlseben   Sparkaaee,  der  stftdtieehen  Promenaden,    0«a>   am 
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K&nftliBaiionsmii  lagen  uad  Hieaol  fei  der  f&r  das  Jftbr  1895/96«  —  Verwultnn  gab  erlebte  das 
ladtischeo  Elektrizitätswerkes  für  1891/92—1095/93,  des  AllerheiliRetibospfUim  stAdtischen 
IrrenbAnsef,  Wensel-Hanke'schen  Kranketitaausei  and  chemiAcbea  UatersQcbiiiigsamte«  für 
1895/96) 

JabrbQch,  stittJsÜscbefi,  für  das  KHeich  Württemberg.  Jabrip.  1896.  Stattgart, 
Koblhimmer.  1897.  Lei.-8.  XVI— 216  SS.  (Bearbeitet  im  k.  stAtistiacben  Linde»*mt, 
Sonder&bdrQck  aus  den  Württembor^tcbeu  Jahrbttcbern  für  Statistik  und  Landeskunde« 
Jabr?.  1896«) 

Kalender  und  statiatisdies  Jahrbuch  fllr  dfts  Könitn'eicb  Siusbsen  auf  das  Jahr 
1898,  Dresden,  C.  HeiDrich,  1897.  12.  SB  u.  X — 321  83.  (Beraas|sregebcQ  rom 
•tmt ist! »eben  Bureau  des  k.  aftchs.  MinisieHums  des  looem.) 

Kollmaon,  P.  (GHegB.  u.  Vorstand  des  statisttsoboii  Bureaus),  Statistische  He- 
acbreiban^  der  Gemeinden  des  Herzogtums  Oldenburg.  Oldenburg,  Ad.  LittmanD,  1897* 
hmX'B*  VI1I<^719  SS.  mit  1  Karte.  (Im  Auftrage  des  grofshers,  Oldenburgi scheu  Staftts* 
mlmaterinins  bearbeitet.  Nach  dem  Vorwart  werden  der  OemetodebeschreibaDg  det 
Herzogtums  Oldeoburfr,  des  HauptgebietAteiles  des  Groisbenogtums,  die  Gemeiadebescbreibuug 
der  Fürstentümer  Lübeck  und  Birkenfeld  demufichst  sieh  ansehliefseti.) 

Mitteilungen  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Magdeburg  Nr«  6  aod  7,  Im  Auf- 
trage des  Magistrats  der  Stadt  Magdeburg  bearbeitet  von  H.  Silbergleit  (Direktor  d«t 
Statistisoben  Amtes  der  Stadt  Magdeburg.)  Magdeburg,  Druck  von  K.  Friese,  1897, 
Itex.'B  (Inhalt:  Heft  6:  Armeustatisük  der  Stadt  Magdeburg  für  1B94/9Ö  und  1895/96. 
77  SS.  mit  2  graphischen  Tafelo.  —  Heft  7:  Statistik  der  Icerstebeuden  WobuuDgen  nach 
der  Aufnahme  von  Ende  Oktober  1896.     48  SS.  mit  2  graphischen  Tafeln») 

Monatsberichte  des  statistischen  Amte«  der  Stadt  Bresliu  für  das  Jahr  1896, 
Jahrg.  XXHL     Breslau,  Breslauer  Genossenscbaftsbuebdruckerei,  1897.     Lex  »8.     146  SS» 

Statistik  des  Deutschen  Beichs,  Neue  Folge,  Band  83:  Krimiuabtatistik  fttr  das 
Jahr  1891.  Tabellenwerk.  377  SS.  M.  10.—.  Band  89:  Kriminalstatistik  für  da«  Jahr 
1895.  Tabellenwerk.  313  SS.  M,  10.^.  Berliu,  Puttkammer  &  Miihlbrecht  Imp  *4. 
(Die  Erläuterungen  bearbeitet  im  Keich»ju$tisamt  und  im  kais.  atatistiBcben  Arot^  welche 
noch  nicht  erschienen,  werden  unberechnet  nachgeliefert.) 

Statistik  dei  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge,  Bund  XC:  Statistik  der  Kranken  * 
▼6riicheruDg  im  Jahre  1895.  Rearbettet  im  kats.  statistischen  Amt.  Berlin,  Futt- 
karnmer  &  MQhibrecht,    1897.     Imp.  4.     XXIX— 191   SS.     M.  3.--. 

Ueb  ersieh  teo  ,  t  Ab  eil  arische ,  des  Hamburgiachen  Handels  im  Jivbre  1896  su- 
sammeoirestellt  von  dem  handelsstatistischen  BQrcau«  4  Teile.  Hamburg,  Druck  von 
SchrQder  &  Jeve,  1897.     Koy.  in-4.     82;  112;   142;  23  SS. 

Wochenberichte  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Breslau  für  daa  Jahr  1896. 
(Nr   1 — 58.)     Jahrg.  XXIIL     Breslau,  GenossenscbAftäbucbdruckereit  1897.     I/ei.-8. 

WürttemberKische  JahrbQcher  für  Statistik  und  Landeskunde.  Herausgegeben 
voD  dem  k.  stattsti«cben  Landesamt.  Jahrgang  1896.  Stuttgart,  W.  Kohtbammer^  1897« 
gr.  Lbi.*8.  XXXVI— 208;  122;  VIU— 216;  60$  98  SS.  (Aus  dem  Inhalt:  Sterblich- 
keit, Lebensdauer  and  Todesursachen  der  wfirttembergischen  Aerzte  von  1810  bii  1895 
nud  der  Aerste  Oberhaupt,  von  (Dr.  med.)  W.  Weinberfr.  —  Die  Anf&nge  der  Lebena- 
vsrsicbeniog  in  Württemberg,  von  A.  Rofsger,  —  Die  Statistik  der  Zwang»To  11  Streckungen 
in  das  unbewegliche  VerroÖKeo  vom  Jahr  1895,  von  TrDdinirer.  —  Die  Statistik  der 
landwirtschaftlieben  Bodeobenuttung  und  des  Krnteertrafrs  in  Württemberir  im  Jahr  1895. 
—  Die  ErgebniMe  der  VolksaÄhlung  vom  2.  XII,  1895  für  das  K Reich  Württemberg.  — 
Die  Durchschnittspreise  von  Getreide  in  Württemberg  in  den  Jahren  1766 — 1895.  <— 
Die  Ergebniaae  der  Stuttgarter  Arbeitslosenstatiatik  im  Dezember  1895,  von  H.  Retticb,) 

Frankreich. 

R«li»eignementa  statistiquea  relatifs  aujc  eoutributioos  directes  et  anz  tasea 
•MiDiMea.  7*  ann^e.  Paris,  impr.  nationale,  1897.  gr.  in- 8.  140  pag.  (PubUcaiioil 
da  Miiii«tl^«  de*  £nances.) 

8taliatique  de  la  navigation  tnt6rleure.  Retevä  g^ndral  du  tonnage  des  mar* 
dtondises,  anu^es  1895,  2  vol».  Paris,  impr.  nationale,  1896.  4.  Fr.  8.—.  (Publi- 
eation  do  Minist^re  des  travaux  pubHcs.) 

Stattstique  des  pcchos  maritimes,  ann^es  1891  k  1894.  Paris,  L.  Baudoin^  1696. 
irr.  In-^S.  5t  et  27  pag.  av.  planche  et  6g.  grapb.  Fr,  7. — *  (Publication  du  Minist^re 
dt  la  marine.) 
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Oesterreicb-UDgHrn. 

Erbe  Dl  J.,  Die  statistlacbe  KommUBton  der  k.  BnuptsUdt  Prag  nnd  dAs  Frager 
stidtiscb«  sutiatfache  Büreitt  io  der  Zeit  Ton  1870  bis  1895.  Deotscbe  Anagebe«  Prmgr 
F.  RiTöiC',  I8fl5.     LeJt,.8.     79  SS. 

Megyar  atatisztikai  közlem^Qyek.  üj  folyatn,  XT.  kOtet:  A  magyar  korona  onti- 
gainak  mezdgasdiitigi  itatiastikAja.  Elsd  rh%.  (UngarUche  statietiache  Bfitteünngca. 
Nene  Folge,  Band  XV:  Landwirtschaft  liehe  SUtuük  der  Lftoder  der  uoganAchen  Erour 
1.  Teil:  Die  Entwickelung  der  ung.  landwirtscbaftlkheo  Statlatik  and  die  Haupteri^ebDiiM 
nacb  Oemeindeo  der  auf  Grand  dei  G.-A  VIII  vom  Jahre  1895  ▼olUogener  Kooakription 
Im  Auftrage  des  k,  nogar.  BaDdeUmtniistera  verfafiit  and  hrsg*  darch  das  k.  angar» 
»tatJBtiache  Bflrean)     Budapest,   1897.     Imp.-4.     286  n.  165  SS.,  geb.     Fl,   10.—, 

Magyar  atatiaztikai  köslem^uyek.  Uj  fulyam,  XVL  kdtet:  A  magyar  korona  or»ai- 
gainak  bitelint^setei  1894-ben.  Budapest  1897.  Imp.-i.  108  u.  197  SS.  (tTogariaebe 
statiitiflcbe  Mitteilungen,  N.  Folge,  Band  XVI:  Die  Kreditinatitnte  der  Länder  der 
nogarlacben  Krone  im  Jahre  1894.  Im  Auftrage  des  k.  nng.  Htodelsministera  bng. 
darch  daa  k.  nng.  atatiatisebe  Bureau,  Inhalt:  Allgemeiner  Bericht«  —  Banken  iieb»t 
BodeEikreditiuatJtulen.  —  Sparkassen,  —  OenosAenschaften.)     geb.  fl.  4.^* 

Magyar  stitiaztikai  kSslemÄnyek.  Uj  folyam ,  XVII,  kötet:  A  magyar  korona 
orax&gainak  1896  6vi  külkereakedelmi  forgalma.  Budnpeat  1897>  Imp.-4.  47  ti.  178  88.^ 
geb*  ä.  3'^ — »  (Ungarische  stalisHacbe  Hitttiilungen,  K.  F.  Band  XVII:  Aoswftrttgef 
Handel  der  Lftnder  der  ung.  Krone  im  Jahre  1896|  nach  den  Hauptgnippen  dea  ZoU- 
tarifa  und  nach  Waren  Untergruppen») 

Rnfaland. 

Mo€HOBOKi>i  R0ii5acH^iH  saBOAflHijf  B^  1896  rofff.  Moocbs  1897*  gr.  fn-fl 
33  pp,  (Daa  Schweinejichlachteroif^eirerbe  in  Moakan  im  Jabr  1896«)  [PubUkACi<>n  dca 
Moskauer  atidtiscbea  etatlatiacben  Büreaua.) 

MocrobckIa  xjif6oneKapuH  b-l  1895  rojry^.  Mockba  1896.  gr.  iii«8.  76;  16; 
I  I  pp.  (Daa  Backereigewerbe  in  Moskaa,  1895.)  [Publikation  d«a  MoakNCr  rtldtiiabo 
atatist lachen  BQreaua.] 

Italien« 

Cause  di  morte.  Statiatica  dell*  anno  1895  e  notizie  lommarie  per  l*aiiiio  1896, 
Roma,  tipogr.  Elaeviriana^  1697.  gr.  io-S.  LX — 46  pp.  L  1.—.  (Pubbticatlone  del 
Ministero  di  agricottura,  induatria  e  commercio^  Direzione  generale  detla  atatiattca.) 

Movimento  della  navigazione  nel  1896.  4  parti,  Borna ,  tipogr.  di  6  Bertero, 
1897.  Imp.  iti-4.  XIV  — 699  pp.  c.  6  tavole  graficbe,  (Pabblicazione  del  Mtniatero  dall« 
finaaze,  Diresione  generale  delle  gabelJe,   UfBcio  centrale  di  reviaione  e  di  atatisUca.) 

Dänemark« 

Daiimarka  Statiatik.  Statiatiske  Meddeletser.  III,  18.  KnbetibaTn  i  GyJdendal, 
1897.  gr,  iD-8.  X---I14;  69;  20;  66  pp.  (Dinistche  Sutistik.  Statlatiacbe  Mitteflungei}, 
III.  Seriei  Band  18.  Herausi^egeben  vom  dlnlacbert  atatiatiacben  Büre^o.  Inhalt  :  Impor* 
tation  und  Ejtportatiou  der  dänisch-westindiscben  Inseln  (dänischen  Antillen)  vom  1.  l\\ 
1884  bia  31.  lU.  1896.  —  Setbatmorde  in  Dinemark  1886^1895.  —  Diniache  Ernle- 
ergeboisse  von  1896    —  etc.) 

Statiatiake  OplyBninger.  V.  Om  Kobenhavn  og  Frederikaberg  iidgivet  of  Kebeit- 
havn»  Magifttrat.  Kfibenhavn,  Druck  von  Olaen  &  Ca,  1896.  gr,  in<8.  Xtll — Sa8  pp, 
(Statlatiacbe  Nacb  Weisungen  V.  Btaüstik  der  Stidte  Kopenhagen  üod  Frederikaberg  la 
dem  Zeitraum  von  1891  —  1895.     Herausgegeben  vom  Mngtatrat  von  KopeDhigeo.) 

Belgien  und  Holland. 

Statlatlqut  m^dlcate  de  Tarmee  beige,  aonee  1895.  Brnzellea^  impr.  J,  Goemaere, 
1896.     gr.  in-8. 

Statiatiek  van  bet  koainkrijk  der  Nederlandeu.  Bescheiden  betreffeade  de  getd* 
mfddeten.  XXI,  atuk,  9.  gedeelte  r  Stalittiek  der  domeiaeo  over  1895.  's  QrmTaohagt, 
M.  Ntjhoff,  1896.     gr,  in  4,     IV— 143   bl*. 

Balgarien. 
06  mit  poayjiTftTB  ort  apc6poAsanstc  ua   uaccjrciuexo  vh  xKicRecTBO  E&jni|Hu  n 
Iftüi  fTuy  aptfu  1893  roAnaa,     GchtMü   1897.      gr.  in-4.     417  pp.     (Gesarotergeboisae  der 
Zählung  der  BevÜikerung  des  FOratentums  Bulgarien  am  L  1, 1895.  Sophia,  Staatsdrnekerti«) 
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CxiiTHCTBKa  rBproBajira  ea  ELusrapcKoxo  rbjcrgctbo  (tl  Ty^Kjqii'^  /n>pxa]i]i 
etc.  etc.  (Sukiftik  des  Handel»  Bulgariens  mit  dem  Auslände  j  Ilewegnog  der  Schiffahrt; 
Jahreedurchschnittspreise  der  landwirtscbaftlicbeo  Baattiere,  der  BaDpÜebeDstnittel  and 
der  Tugelöbne.)     Sophia,  Staatfldrockerei,  189T.     gr.  4,     IV — 665  pp. 

Serbien. 

CTATHCTBSa  Tl&m  nOBOHpEBpe^CBtfX  npOBBBOJia  y  KpaJICBHHK  Gp6iH  QJL  1690  AO 
1695  roAKHC.  EeorpaiX  (Belgrad)  1$97.  Lex.  ia-8.  XLIiI^349  pp.  (Statistik  der  Preise 
der  Ackerbaaprodukte  des  KBaichs  Serbien  in  den  Jahren  1890  —  1695.  Mit  S  Dta* 
f^ranimen.  Pobltkation  der  stati»tiacfaen  Abteilung^  des  Hinisteriums  für  Batidel,  Land* 
Wirtschaft  und  Industrie,) 

13.    Veraohiedanaa. 

Ans  dam  Arebiv  der  Deutichen  Seewarte.  Jahrg,  XIX  s  1896.  Hamburg^  i^edmckt 
bei  Haminericb  &.  Lesser  io  Altoua,  1897.  i.  (Enthaltend  4  ainsela  patrinterte  meteo- 
rologiacbe,    astronoroiacbe  and  nautische  Artikel,   hr^i^.  von   der  Direktion  der  Seewarte.) 

B  erlebt  Ober  die  GeaundheitsTerhültnisAe  und  Gesund heit&anstalten  in  Nürnberfi;. 
J&hrfrang  1895.  Nürnberg,  J.  L.  Schrair,  1896.  gr.  8.  301  SS.  Mit  grapbiftchon  Drt* 
atallungen  etc.  M.  3. — .  (Herauf gegeben  vom  Verein  für  <{ff.  Gesundheitspflege  anter 
Mitwirknng  des  Stadtmagistrats,] 

Chronik  der  k.  Akademie  der  Künate  an  Berlin»  1.  X.  1895  bis  1.  X.  1896. 
Berlin,  Oktober  1896.     gr.  8.      105  BS. 

Lesehalle,  die  erste  ofTentliehe,  der  Stadt  Berlin,  Ifohrenetrafse  41.  2.  erw, 
Aufl.     Berlin,  ßuchdruckerei  von  H.  Theinhardt,  1897.     gr.  8,     51  88. 

Michaeli»,  J,  (Reg.-  und  MediiR.),  Das  öGTentUehe  Gesundheitswesen  des  Regie- 
rangsbftirki  Düsieldorf  in  den  Jahren  1898  —  1894.  VI.  Verwiütungabericht.  DBaseldorf, 
L.  Schwann,   1897.     gr.   8.     284  SS.  mit  2  kolor.  Tafeln  graphischer  Daratelliingen. 

O  es  t  e rre  i  c  h  e  r .  V.^  Imperium  et  Hbertas.  Eine  Studie  Über  die  böhmische  Frage, 
Leipaig.  O.  Wigand,   189T.     gr.  8.     61  SS.     M.  1 . 

T  e  D  h  o  1 1  (KnappBchsfts*Oberarat) ,  Das  Gesundheitswesen  im  Bereiche  des  Allge^ 
meiaen  KnsppachAftsvereins  lu  Bochum.  GeuerslbeHcht.  Bochum,  Ad.  Stumpf,  1897. 
gr.  8.      1S6  SS.  u.  Anlagen  mit  2  Tafeln,  Tabelle»  u.  1  Karte.     H.  S,50. 

Vereinbarungen  sur  einheitlichen  Unterauchung  and  Beurteilung  ron  Nabrungs- 
and  Gennfsmitteln  sowie  Gebrauchsficegen ständen  für  das  Deutsche  Reich.  Ein  Entwurf 
festgestellt  nach  den  Beschlossen  der  auf  Anregung  des  kftis.  Gesundheitsamtes  einberufenen 
Kommission  deutscher  Nahrungsmittelchemiker.  Heft  1.  Berlin,  J,  Springer,  1897.  gr.  8* 
X  in— 109  SS.     M.  3.-^. 

Weitpreufsische  ProvinBiiMrrensnstalt,  Die  ersten  40  Jahre  (vom  1.  IV.  1855 
bis  81.  in  1895,  der  WPrlAnstelt  zu  Schwett.  Danaig,  Druck  von  A.  W.  Kafemann, 
1897.     hoch'4.     88  SS.  mit  2  Tafeln  und  1   Plan. 

Zerstörungsgeist ,  der,  der  staatlichen  Volksschule.  Maina,  Khrcbhoim,  1897. 
8,     VIU-181  88.     M.  1,80.  ^_^^ 

Charbonnel,  V.  (Abb^),  Congr^  aniversel  des  reliipions  en  1900.  Histoire  d'une 
idÄe.  Paris,  Colin  &  C** ,  1897.  8.  VI— SOO  pag.  fr.  S,ÖO,  (Table  des  matiferes:  Eo 
Am4rique.  —  Le  Parlement  des  reli^ions.  —  Vteui  monde.  —  ün  article  de  la  ,,Revue 
de  Paris^'.  —  Le  Congr^s  des  religions  et  la  pre»se.  —  Chei  les  catholiques.  —  Une 
lettre  de  Ldon  XIII.  —  Lettre  au  Cardinal  archev^qne  de  Paris.  -^  Consaltatlon  de  la 
„Revue  bleue.'^  —  Lutte  pour  le  Congr^s  en  BeUique.  —  Une  conf^firence  h  Amsterdam. 
'.  Conference  de  M.  Barrows  k  Paris.  —  La  Suisse,  pays  d^i^mo  rcHglease.) 

Deplarris,  H.  A.,  Physiologie  sociale:  Le  tabac,  qui  contient  le  plus  violent  des 
poissons,  la  nicotine,  ett-il  cause  de  la  d^g^n^rescenee  pbyslque  et  morale  des  soci<Jtös 
Bodernes?     Paris,  E.  Flammarion,  1897.     8.     fr.  5.—. 

Oooblet,  G.,  La  peste  d'Ax  en  1681|  d'epr^s  des  documenta  In^dits.  F0I2,  inipr. 
Tv*  Pomi4s,   1897.     16.     Ui  pag. 

Dur k heim,  E.  (prof.  de  sneiologie  k  la  faeoUe  des  lettres  de  rtToivarslt^  de 
Bordeaus),    Le  soicide,    ^tude  de  soclologie.     Paris,  F.   Alcan,    1897.     8.     XII— 462  pag. 

de  Kerchove  d*Exaerde,  De  renseixnement  obl{f|;atolre  an  Allemiifpne.  Gand, 
Engelcke«  1897,  8,  174  pag.  (Publlcatlou  de  TEcola  des  scieoces  poltt*  et  sociales  de 
I^Bvaio«) 
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Lte^lat«,  G.  (He«Uiwiit\  La  cr^ation  ä*nnm  muinc  Mtional»  M^t«  P«rb,  Btigv- 
L«vf*«lt  4  €>,  I8t7.     fT.  »0-8.     Vfl— 181  pm^.     fr.  a*— . 

Sovieov^  J«,  L'ave&ir  d«  1»  r«ee  blaädM.    QrkSqaA  da 
Ptelt,  Alean«  Igt?,     g.     188  p*^. 

Auttm  (Hrt.  Cbarltoti),    A    wcmbiah    of  oiood« :   a    wctaal 
Barti«  4  O.,  1897.     trown^B^     SSO  pp»     ^f^-^, 

L#BdOB  1m»K1i  lawi,  tb«.  A  auMiittJ  of  tlie  Imw  kifeclmK  tJM  iMMiittf  ttofi  iitiity 
c^odUSaa  <rf  LoBdooem,  wtU»  •pcdal  r«ler«iiee  to  th«  4w»Uiog»  of  IIb«  poor.  Lio«iai| 
CiMan,  1897.  8.  X— 310  pp ,  cloth.  2/.—.  (Cooteats:  TIm  Uw  m  to  pobli«  hm3^ 
Mldfagii  aad  «r»t«r  »vpply.  —  Tb«  boositig  of  th«  Workiaf  Cltitia  Act,  1890.  — 
daaraaeei  by  privat«  enterpriie.) 

Police  (coantiet  Bod  boroagbi),  Eoftaod  aod  Walts.  Report»  of  tba  losp«cton 
of  eontUboJarjr  for  tb«  year  coded  8flpL  t%  1896.  Londoo^  priatod  bjr  Efr«  &  Spolii»^ 
woodt,  1897.     Ro7.*8.     3/.8. 

Fope^  J    B.^  CoDMrr»iivM  or  «oefafisUt  Loodoo^  Birioftoo,  18f7.  etvwA-^.  1/.—« 

WaUh,  W,  J,,  Iriib  UairersUy  qacatioo  :  »eleclioo  from  apeediaa  and  wiiliagi. 
DobÜD,  Broira  A  KoJaa,  1897.     8,     552  pp.     8/.—. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frao  k  r  etcb. 

Bai  tat  la  da  itatutiqaa  at  de  t^jn^la^ion  compar^e.  XlCI^^«te  «na^  1897,  JuUit: 
,Ä.  France,  coloolea :  Le»  reveniu  de  TEtat.  —  Le  eommerce  ext^Heor  paadejil  k 
l«r  temeftre  de  1897.  —  La  Caisee  nationale  des  retraitae  poizr  la  TreiUesse.  —  Droil» 
aar  Im  bois«ona  et  coosommatlon  moyenD«  per  habiUat  dao»  tes  priDcipales  trIUea.  ^ 
L«e  recette»  dee  chemins  de  fer,  1«^  semeatre  de  1697,  —  Sutintique  dea  fabriqacai 
antrapdt»,  magmaias  de  vcote  eo  gros  et  mai^asiDa  de  veote  en  detail  ionrntt  aax  «xerekae 
daa  afrenta  dea  eoatribatioot  iodirectes.  —  Tableaa  nommatif  des  commooea  aoBasiaae  la 
droit  d*entr^e  d'apr^  le«  retultats  du  d^oombrement  da  29  mars  1896.  —  Lea  op^raiioaa 
delaCbambre  de  eomp^oiatioa  dea  baoqalera  de  Parts  depaia  1879. —  B.  Paja  Ätranffen; 
Pays  divers:  Sitoaiiou  des  principales  banqties  d'^missioa  k  la  fin  da  2«  triaieatra  de 
1897.  —  Union  pottate  aoi verseile;  Le«  r6iiiiltats  finaociers  da  lervice  posta]  ea  1895. -^ 
Angleterre:  Le  eoroinerce  ext^rieur  du  Eojraume^Uni  pendant  le  l«r  itmastra  de  1897, 
La  Rojanme-Uni  et  ses  colonies  en  1895 — 96.  —  Belgiqne:  La  redocUoa  des  df^iu 
d'aaragfslremeQt  et  de  transcription  ponr  les  acquisitions  de  petites  propri^eda  rarales, 
lof  dn  21  mai  1897.  La  caisse  gdo^rnle  d'^psrj^ne  depnb  1885.  —  Dänemark:  L« 
budget  de  1897/98«  —  E«psgne:  Les  impdU  trsnsitoirea  de  {pierre,  loi  da  10  jatn  1897. 
Le  bQd|;et  extraordlnsire  de  1897/98,  loi  du  10  juin  1897. —  Hussie:  La  refonise  moa^- 
taire,  oakase  da  3.  1.  1897.  —  SoUae:  Recettes  et  d^peoBeü  de  la  Coofed^rati«ii  dt 
1886  k  1895  (avec  disKramnie).  —  Etats-Üo!»:  Les  Operations  des  Clearing  boaiaa  ea 
1895  et  en  1896.  —  Cbine:  Le  commerce  ext^riear  en  1896.  —  etc. 

Joarnal  dea  EcoDomistes.  Eevae  mensnelle.  Aonle  LVl,  1897,  Ao8t:  La  gacare 
k  coup  de  tariff  par  Q.  de  Molinari.  —  Le  socialisme  cbr^tieo^  per  G»  du  Pajrnode,  «— 
Le  mouvcment  agricolej,  par  Loait  de  ToarviJle.  —  lievae  des  prindpales  pttbltcalioai 
^eonoDDiqoe»  eti  Isogae  fran^aise,  par  Roux«L  —  Vingt  ann^es  de  commerce«  pat  WcH. 
O.  Hulbalt.  —  Le  Joste  salaire*'  dans  la  colonie  de  Victoria.  —  Le  cble^  la  afiaff  at 
la  modOf  par  L.  DomaQski,  —  8oci^t6  d'<konomie  potltiqaef  r^anion  dn  5  ao4t  1897. 
]>iscBasion;  Dei  rapports  du  droit  et  de  T^onomie  politique.  N^crologle;  F61ix  Papaaot, 
—  Cnmptes  rendas.  ^  Cbroniqne  <£coDnmiqae.  —  etc. 

Journal  de  la  Socl^tÄ  de  sutlatique  de  Paris.  Ann^e  XXX VHI,  N°  8,  10  aaÜ 
1897:  ProcJts-verbal  de  la  slance  du  21  jutilet  1897.  —  R^anluts  ir^niranx  al  ebatvca 
fularea  des  a*attranc«s  ouvrikrea  allemandea,  par  Maur.  Bellom.  —  L'^Tolation  6^  Taeaa- 
raaee  oontre  rincendie^  par  Cnndtant.  —  Vinf^t-cinq  ans  de  d^penses  d'an  meaaga  jiarlalaft 
(du  to  airrll   1872    au    19  avril  1897),    par  A,  Micbaut.  —    La  problkoM   monAfair^  par 
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P'otinikr  de  Fkiz  (lulicle  I).  —  Chromciae  des  buiques,  cfauiges  ei  cdcUqjc  pr^eienxt  pv 
Pitrre  dos  EsMir».  —  otc, 

Honitear  des  As^orAnees.  Bevne  motttuello.  Tome  XXIX,  N^  S47|  16  »oüt  1897: 
▲ssnrAoc«»  eoiiCre  rineendie.  Operations  des  compagnies  frau^aises  d^ASsurAaces  coutr« 
rioceadie  en  1896:  I.  Operations  eo  1896.  II.  Situation  acttv«  et  passive  au  Sl  decembre 
1896|  par  L.  Warnier,  — -  Cooiptes  rendiu  des  principaleit  compagnias  fran^aises  d^assu- 
rancas  contra  rincendia.  —  Assurances  contre  las  accideuts.  La  loi  sar  la»  acddents^ 
p»r  E,  Pagot.  —  Les  origiDos  de  Tassorance.  A  propos  d'utie  pablicatioA  rdceote  (yHUtoire 
do  contrat  d'assurances  aa  moj«D-Age'S  par  E.  Bans*)»  —  etc. 

R^  forme  sociale.  Bulletin  de  la  Soei^t^  d^^coDotnie  sodate.  XVIl^mo  ano^e,  189  7^ 
|i«a  3g  et  39,  16  aoüt  et  l^^  septembre  1897:  De  devoir  des  cbr^tieos  fraD9ais  en  face 
de  ralcoolisme,  par  (le  pasteur)  Jean  Bianquis,  —  Natalit^  et  recrutement  mititAire.  — 
Avantage«  k  faire  aax  familles  nombreases,  par  A  de  Mets-Nablat.  —  La  de«orgaoUatioa 
de  la  ramllle  et  se^  consequences  sociales,  par  E.  Passe«.  —  De  la  libertÖ  teatamentaire 
cbex  les  peoples  ^trangers,  par  Haoul  de  la  Gr&sserie  (S^^ine  Atticle]*  —  Les  monographies 
de  eommunes,  rapport  sur  le  concourü  ouvert  par  1a  SocÜtu  des  Agricalteiirs  de  France, 
par  E,  Cbeysson,  —  Une  th^se  haUandaise  »ur  les  iustitutions  patronaJes,  par  G,  Bloodtl. 
— >^  Cbroniqae  da  moavenieut  social,  par  J.  Cazajeux.  —  etc^ 

B  e  V  a  e  gdn^rale  d'admiotstraiion.  Pubiication  du  Ministers  de  l'iotörieor.  XX^^ia« 
aonee,  1897,  Julllet:  Coutestatiotis  eotre  (es  vilies  et  les  compagnies  d'^clalrage  par  le 
gas  en  matiire  d*octroi|  par  A.  Dttpont.  —  Les  chambres  de  comnierce  Etat  actuet  de 
la  legislation  et  proJets  de  räforme,  par  GaUlamnot  (saite  n^  i\  —  Cbronique  de  Tadmi* 
nistration  fran9aise,  ^-  etc. 

ReTue  d'^conoaiie  politiqae.  11«  asD^e,  1897,  h^  7.  JuUlet:  Tb^ono  da  libre 
^haoge,  par  Löoo  Walras.  —  La  rdpression  da  Irarail  en  cbambre,  par  Scbmiedland 
(saite).  —  L^^talon  d'or  au  Jspon,  par  Boargoin.  -^  Les  boacbertea  eoopöratires  en 
Angleterre,  par  Fr.  BockelU  ^ —  Chroaiqae  legislative.  —  ete. 

Revoe  maritime.  Publication  du  HinisiÖre  de  la  marine.  Tome  CXXXIV,  Ut- 
rabon  480,  JuilUt  1897  :  Statistique  des  naafrages  pour  rannte  1894  (sulte  o*  S).  — 
Le  eootre-amiral  Magon^  par  Magoo  de  la  Gidaia.  —  Fteaves  a^riens,  loar  atilisation 
par  les  a^rottats^  par  (MM,)  L^o  Dex  et  M,  Dlbos  (snite  n^  5).  —  Prt^paratioa  k  la  guerre 
QAVale.  —  Badget  de  la  marine  allefnande  poor  1897 — 98.  —  Peches  maritimes:  Mouve- 
menl  de  la  pftche  en  Hollande  en  1896,  par  H,  de  Laigue  (consul  de  Franc«  i  Rotter- 
dam). Situation  de  la  p6ebe  «i  dt  rostr^icullare  pendant  1«  rooii  de  mal  1897.  —  Cbro- 
nique. —  ete. 

Revae  des  deux  Mondes.  LXV1<^  ann^e^  1896^  15  NoTembre^ — 16  D^cembre:  Evo* 
lation  raon^taire,  par  Rapb-Georges  hiyy,  —  L'opiam  IL  Tbomas  de  Quincy,  par  ArT* 
Barine  (derni^re  partie).  —  Cbili  et  Bolivie.  Nettes  de  vojage.  II.  Antofogasta  ^  par 
A.  Belleasort  —  De  Torganisation  da  suffrage  nniversel.  VIII,  par  Cb.  Benotst  (coü- 
eloaioD).  —  Angoste  Comte  et  TEcole  polytecbnique,  par  Jos.  Bertrand  (de  TAcadämie 
fraa^ail«).  —  La  science  de  ragricntture,  lü :  Les  betteniTeSf  par  F.  P.  Debcrain.  — 
Qitelqnes  allemandes  da  temps  passc^i  par  G.  Valbert.  —  Le  m^canisme  de  la  vie  moderne» 
X.  La  soie,  par  (le  vicomte)  G.  d'Avenel,  ^-  Le  prince  Lonis-Napol^t'on.  III ;  L'essat 
conslitutionnel,  par  Em.  Ollivier  (do  TAcad,  Iran^.).  —  Cbili  et  Bolivie,  III:  Pulacayo, 
Boatkohaoat  las  mines  d'argeot,  par  A.  Bellessort.  —  etc. 

B.     England. 

eoird  of  Trade  Jottmal.  VoL  XXÜI,  1897,  $i^  188,  Angnst:  Stat«  of  the  akillad 
labnnr  market,  etc.  —  Foreign  trade  of  the  United  Ringdom.  —  Prodaotlon  of  coal  In 
1896  *  Indla,  ^  Spain,  c  United  States.  —  Competition  in  the  industrial  development  of 
Bltffff  —  The  railways  of  Africa.  —  The  economie  condition  of  Madagsicar.  —  American 
«OBptlSiSoo  in  the  British  iron  trade,  —  Compttition  with  British  trade  at  Panama.  — 
The  trade  and  indastry  of  Bra^iL  —  British  trade  and  competition  in  Paraguay,  —  Tlie 
trade  of  Kew  Zealand  in  1896.  —  The  onstoms  tariff  of  Canada.  —  Tariff  cbanges  aod 
«uatoms  regulatiODS.  —  Extracts  from  diplomattc  and  consalar  reports.  — ^  General  trade 
iiotie.  '—  Proeeedlngs  aod  deüberations  of  the  Chambers  of  commerce  of  the  ü,  King- 
dom. —  ete, 

Cootemporary  Review,  tbe,  September  1897 :  The  Klondlke  goldüeldSf  by  Harry 
d«  Wtndt.  —  The  revolt  of  South  Germaoy  (by  Germanicus).  —  The  thirty  days  in 
BplntS|  by  l7«finftoo,  —  Onr  trade  with  Qermaay   aod  Belglam^  by  M.  O.  MolbalL  — 
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SiokiDg  süver,  b;  W.  R.  Lawsoo.  —  The  county:  m  compArftlive  study,  hj  Edw.  im 

—  Divorce  in  ibe  ÜDited  Sutes,  by  Gertrude  Atherton,  —    The  Hoaae  of  Cominoii  ha^H 
a  Century  ngo,  II,  by  (Sir)  Gavau  Daffy.  —  etc. 

Economic  Journalf  the.  Journiil  oi  the  ßritl&b  EeoDomie  Association.  SdM 
by  F.  Y.  Edgeworth  and  H,  Higgs.  Vol.  VII,  1897,  June:  AgTariaa  reform  In  Pnuiia, 
by  (Prof,)  L.  BreEitaoo  (II ).  —  Tbe  debaaement  af  tho  coini^e  oDder  Edward  111.^  hj 
A.  Hughes,  C.  O.  Crump^  and  C.  Johnson.  —  Senses  of  cjipita]}  by  IrTing  Fbhcr.  ^ 
The  iacidenee  of  taxaüon  upon  Irelaad,  by  ßero.  Hollacd.  —  The  pure  theory  of  taaalioB, 
by  (Prof.)  F.  Y.  Edgeworth.  —  etc. 

Forum,  the.  September  1897:  A  p!ea  ior  tbe  nary,  by  H.  A,  Herbert,  —  Aiilki 
aod  the  oew  gold-ßeld,  by  (Prof.)  W.  HeaJey  DalU  —  Strikee  and  eoat-iniaera,  by  taL 
Gemperi,  —  Hawaii  atid  the  cbaoging  front  ol  tho  World,  by  J.  R.  Procter.  —  Wlü 
WQtneu  bave  done  for  the  public  heüllh,  by  Edith  Parker  Thomson.  —  American  anneialle» 
and  armament^  by  Murat  Halsttead.  —  Tbe  supremacy  of  Ruasia,  by  (Prof.)  Tfa.  Datl^ 
»on.  *—  The  Interstate  Commerce  Commissioo  and  ratc-making,  by  Jo*.  Nimiiio,  Jon,  ^ 
tJncouatitutiouality  of  recent  anti-truat  legislatioii,  by  DaT.  WUtcoz.  —  le  th«  Cvlns  j 
capable  of  self-government?  by  Tb.  Gold  Aliford,  jun.  —  etc. 

N  i  n  0 1  e  e  n  t  h  C  e  ti  £  u  r  y  ,  the.  September  1897 :  The  back^jamping  of  labov,  bf 
W.  H«  Mallock.  —  The  conservatire  compensation  (Workmeo's)  Bill  of  1897  ,  by  (tbt 
MarchioD«st)  of  Londonderry,  —  The  dlamond  jubilee  m  Victoria,  by  (Lord)  Brauey 
(QoTernor  of  V'ictoria).  —  Legitimism  in  Eoglaud^  by  (the  Marqui»)  de  Havig'tiy  aad 
Haineval  and  Cranstoan  Metcalfe.  —  Caoniag  and  the  eastero  quettioo,  by  L.  Coortaej« 

—  Land  and  lodg^ing  bouse«  (a  colloquy  witb  the  Duke  of  Bedford),  by  G.  W.  E<  B«aMll 

—  The  increasing  duratioo  of  htimaD  life,  by  (the  Lady)  Glenesk.  —  On  old  age»  hf 
J.  Payn.  —  The  growth  of  otir  eeaporls ,  by  Jos.  Ackland.  —  How  the  seeptr»  ol  thi 
Sea  passed  to  England,  by  (Uajor)  M.  Uume.  ^  The  Frencb  arietocracy,  by  (tbo  Oraot) 
de  Ualonne.  —  Tbe  modern  MachlaTetli,  by  Fr.  Harrlson.  —  Dr.  von  Miqaelf  ^«tJM 
Kaiser*»  owQ  inaD*%  by  Edith  Setlers.  —  India:  1.  A  remediable  grievance,  by  6.  Adaai. 
2.  U  tbe  British  *RiJ'  in  danger  ?  by  tbe  Ifoulvie  Rafiuddio  Ahmad.  —  etc. 

C.     Oe  e  t  er  reich- Ungar  n> 

IlaDdelsm  a  seum,  das.  Hit  Beilage:  KommerBielle  Berichte  der  k.  n.  k.  &L* 
ung,  KouBoJaräcDter.  Bd.  Xll,  Nr.  33—87,  vom  19.  Augaet^lS.  September  1897:  Dv 
Leipaiger  Kongrefi  und  die  Bestrebungen  dee  deutechen  Verbände«  für  das  kaarmAanbcte 
UuierrichtsweseD  von  Stegemann  (Syndikus  der  Handeläkammer  in  Braonücbwelg)..  — '  Ük 
Vo  11  tugs Vorschrift  snm  neuen  Personabteuergeaets.  IV.  Hauptsttlek,  betrefl^end  die  Personil' 
emkommenflteuer  und  Besoldungsateuer,  von  (Prof.)  Frh.  v.  Myrbach  (lonsbrnck).  -• 
£ngliinds  Handel  mit  seinen  Kolonien  (nach  dem  bexügl,  Blaubuch  voo  1897)l  —  Die 
Gablonter  Bijouterieinduatrie.  —  Jahresbericht  pro  1896  det  k.  u,  k.  Konsalataa  in  Pirii»' 
Athen.  —  Die  deutsche  Ein-  und  Auafubr  tod  Wolle  und  Wollwaren.  —  Jabresbtrldrt 
pro  1896  dea  k.  u.  k.  Konsulates  in  Atexandrleo.  —  Die  volkswirtscbaftlicbe  B«d«atta( 
des  Hindeb,  von  Ernst  Jaenicke  (Berlin).  —  Die  Schiedsgerichte  in  der  nmrrilrinllöiiü 
Schubwarenioduetrie.  ^  Die  VollÄUgsvoracbrift  lur  Rentensteuer,  von  Siegm«  F«illMfii 
(PrivDoK.,  Wiener  Univers.}.  —  KArteUwesexi :  Das  deutsche  Zuckersyndikat.  Spreofuig 
dea  amerikanischen  Cycletrusts. —  Jahreaberlcht  pro  1896  des  k.  u.  k«  Oeoeralkooamlai« 
in  Bt  Petersburg.  —  etc. 

Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform.  Jabrg.  XIX,  1897,  Heft  7  iwd  ts 
Der  internationale  Arbeiterschutakoogrefs.  —  Die  Servituten  frage  in  Oaliaieii.  —  to 
Kennzeichnung  der  Kapitalherrschaft.  ^  Ein  Blick  in  die  Ueberwaebung  daa  WieMT 
Marktes.  —  Schule  und  Soatalpolitik.  —  Ein  Wendepunkt  im  Wirtachaftaleben  (bebMidalX 
die  Folgen  der  Kündigung  de»  Zoll  vertrage  zw  lachen  Deutschland  und  Eng^land.K  —  t>«r 
Kohlengriberausfttand  in  den  Ver.  Staaten.  —  Staatsromane  und  Ge5ellscha(taidaiJft.  ^ 
Wilhelm  Koscher.  —  Wirtschaftliche  Tagesfragen.  —  Soaialer  RUckblick.  —  Die  Orgs^ 
nisation  der  Arbeit,  Forts.:  Der  Acbtstandentag.  —  etc. 

Statistische  Uonatsschrift.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistiacfaeii  Oaatral» 
kommission.  Neue  Folge,  H.  Jahrg.,  1897,  Juni-Julihefl;  Die  österreichischen  and  «sfi^ 
Tischen  Staatsangehörigen  in  Bosnien  und  der  ITercegowina.  Auf  Grund  der  £rg;irbaiMi 
der  beattgl.  VoUisaählung  vom  22.  IV.  189&  dargestellt  von  Job.  dtraiua  (L«it«r  des 
Statist.  Departements  in  Sarajevo).  —  Mitteilungen  und  Missellea;  Die  Irrstabi^ea  Oestcr* 
reiche  im  Jahre  1894,  von  Bratasse vic.  —  Die  Sterblichkeit  in  den  gTdfserta  8Mtm 
Oetterreicbs  im  Jahre  1896,  von  Bratassevlc.  —  Oesterrelchs  Sparkassen  im  Jakr^  Htt| 
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Ton  H.  Ehrenberger.  —  Zar   Statistik   der    loksleo   VersiehemogsvereiDe   gegen   Feaer» 
schaden  in  Oesterreich  im  Jahre  1894,  von  H.  Ehrenberger.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Volkswirtseheft,  Sosialpolitik  und  Verwaltang.  Organ  der  Gesell- 
schaft Ssterreichischer  Volkswirte.  Band  VI,  1897,  Heft  8:  Die  Reform  der  direkten 
Personalstenem  in  Oesterreich,  von  R.  Reisch  (ForU.).  —  Der  Terminhandel,  seine  volks- 
wirtschaftliehe Bedeutung  and  Reform,  von  J.  Banse).  —  Litteratar. 

E.  Italien. 
Giornale  degli  Eeonomisti,  Agosto  1897:  La  sltaasione  del  mercato  monetario. — 
Osservaaioni  salla  spinta  contribativa  delle  tasse,  per  A«  Paviani.  —  Di  nna  applicasione 
delle  dottrine  agronomiche  alla  rendita  fondiaria,  per  A.  Qabiati.  —  Isindaci  nelle  societlt 
in  accomandita  per  asioni  e  nelle  anonime,  per  J^han  de  Johannis.  —  U  prog^mma  dei 
überall  in  materia  dl  politica  ecclesiastica,  per  F.  Papafava  (continaasione).  —  Previdensa, 
per  C.  Bottoni.  —  Naove  pabblicasioni,  per  V.  Pareto.  —  etc. 

O.  Belgien  und  Holland. 
Revne  de  droit  international  et  de  l^islation  comparöe.  Tome  XXIZ,  1897,  M^  4: 
Dw  tnitis  d'arbitrage  g^niral  et  permanent,  par  F^raad-Girand.  —  La  qaestion 
d'Orient  et  de  droit  international,  par  T.  —  La  Grice  et  les  capitalations.  —  Les  dis- 
positions  d'ordre  pablic,  la  thforie  de  la  fraade  k  la  loi,  et  rid6e  de  commonaat^  inter- 
nationale, par  E.  Bartin  (1«  article).  —  Les  bases  de  l'impdt  en  droit  International,  par 
E.  Lehr.  —  Le  credit  et  les  emprants  pnblics  aa  mojen  Age,  par  E.  Nys.  —  etc. 

H.  Schweis. 
Sehweiterische  Blltter  fUr  ^rtschafts-  and  Sosialpolitik.  Halbmonatsschrift, 
redigiert  von  Hans  Mflller.  Jahrg.  V,  1897,  Nr.  16,  1.  Aagastheft:  Die  Publikation  der 
Steuerregister,  von  (GrofsR.)  J.  Rahm.  —  Der  Rfickgang  des  Kleingewerbes  und  die  so- 
genannte Schmutakonkurrens,  von  David  Farbstein.  —  Chronik  der  sosialen  Bewegung.  — 
Wirtschaftschronik.  —  Statistische  Notisen:  Ehescheidungen  in  der  Schwell.  —  Ethische 
Bewegung,  Nr.  14.  — 

H.    Amerika. 

Journal  of  Poütical  Economj.  (Publication  of  the  Universlty  of  Chicago.)  Vo- 
lume V,  N*  8,  June  1897 :  MonetaiV  reform  in  Russia,  bj  H.  Parker  Willis.  —  Fall  in 
the  price  of  silver  since  1878,  by  Edward  S.  Meade.  —  Diversion  of  the  flour  and  graln 
traffic  from  the  great  lakes  to  the  railroads,  by  G.  G.  Tunell.  —  etc. 

Political  Science  Quarterly.  Edited  by  the  faculty  of  political  sdence  of  Columbia 
University.  Vol.  XU,  N*  9,  June  1897:  The  national  flnances,  1898—97,  by  Alex.  D. 
Noyes.  —  Trade  combinations  at  common  law,  by  (Prof.)  F.  J.  Goodnow.  —  The  Wire- 
Nail  Association,  by  Ch.  E.  Edgerton.  —  The  natura  of  corporations ,  by  John  P.  Davis. 
—  Walker's  work  in  economics,  by  (Prof.)  A.  T.  Hadley.  —  Record  of  political  events, 
by  (Prof.)  W.  A.  Dunning.  —  Reviews. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

Archiv  f&r  sosiale  Gesetsgebung  und  Statistik.  Herausgegeben  von  Heinrich 
Braun.  Band  X,  1897,  Heft  4  und  6  :  Das  Sweatingsystem  in  der  Konfektion  und  die 
Vorschlftge  der  Kommission  f&r  Arbeiterstatistik,  von  Alfred  Weber  (Berlin).  —  Der  Ent- 
wurf Bur  Ab&nderung  der  deutschen  Gewerbeordnung,  von  (Prof.)  Clamor  Neuburg  (Er- 
langen). —  Das  Osterreichische  Heimatrecht  und  seine  Reform,  von  Jos.  Redlich  (Wien). 
^  Der  Hamburger  Strike  von  1896/97,  von  (Prof.)  F.  Tönnies  (Hamburg).  ~  Die  Stellung 
der  Heimarbeiter  im  deutschen  Gewerberecbt,  von  MagAss.)  M.  v.  Schals  (Berlin).  — 
Die  Fabrikgesetsgebung  in  Victoria.  Eingeleitet  von  B.  Karpeles  (London).  Wortiaut 
des  Fabrik-  und  Ladengesetses  von  Victoria  vom  Jahr  1896.  —  Der  Entwurf  eines 
Unfallversieherungsgesetses  in  den  Niederlanden,  von  G.  Mayer  und  J.  H.  van  Zanten 
(Amsterdam),  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.    Jahrg.  1897,  Nr.  16,   August:  Die  preulsische 
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SUaUdmckarei  tiod  die  Reichadrncker«!,  —  Die  niidarlttndifche  PoitspsiicAA»«  im  Jahr« 
1896.  —   Die  Finanxeti  aiid  der  Handel  Cbinas.  —  etc. 

Christlich -sociale  Butler.  Kmtholisch-ftosUles  Centralorgan.  Jahrg.  XX  X,  1$97, 
Heft«  11  a,  12;  WohlJafartseioricbtungeD  gegen  deo  Alkoholismn«,  -^  Zur  Tr%^  «las 
Bei  chsein  komme  ästen«  r.  —  Die  Arbeiterorganisation.  —    Arbeitervereine  ttnd  Aniecliiki««. 

—  äoaialpoHtUdhe  Ruad«chaa.  —  Ueber  Arbeitslosigkeit  and  Arbeitslosenzftbliuig  Im  allge- 
meinen. —  Eeligionsbekenntnlft  und  Beruf.  —  Ein  Wort  de«  allen  GÖrre».  —  Suiitlik  der 
katbolischeii  Arbeitervereine  in  Dentachland.  —  Kawenbafs  und  kern  ßnde*  —  et«, 

DentBctie  Revue,  Heraosgegebeo  von  Richard  Fleischer«  Jahrg.  XXII^  1897, 
ßex>tember:  Ans  dem  BunBenachen  Familien arcbiv.  III.  Der  Aufenthalt  des  Prinaen  von 
Prenfsen  in  Eni^iand  im  Jahre  1848t  ^on  Fr.  ^iippold.  —  Die  heatigeo  KonservatlveD 
in  England  und  Deutsiehland,  von  v.  Helldorf-Bedre. —  Menschliehe  Pygmien  der  Steinieit, 
von  (Prof.)  L.   Büchner.  —    Ana  Schmerlings  Lebeu^    von  Fritz  Lemmermayer  (Sobloti). 

—  Euiftiseho  PÜne  iiod  englische  Beklemmungen,  von  M.  v.  Brandt  (k.  GesAodter  a,  D.). 

—  Da»  wahre  Gesicht  dee  Uebermenicbeiif  von  Fr.  Eubinstein.  —  etc. 

Laudvrirtschaftlicbe  Jahrbücher  Zeitschrift  für  wissenschaftliche  Landwirt- 
Schaft  Band  XXVI,  ISB?^  Heft  S/S:  Die  ßetriebsorganiäation  und  die  landwirtsebalt- 
liehe  Rente,  von  (AmtAR.)  Hoppenstedt  (Hannover}  —  Die  wirtschaftliche  Entwickelunf 
d«r  Im  ostpreufsiscben  Kreise  Lubiau  belegenen  Moorkotonien  Alt-Heidlaakei)|  Julien* 
brachf  Scheokendorf,  Grünheide^  Frledrichsdorfi  Schöndorf,  Alt^Heidendorf  und  Alt^Sosae* 
milkeo ,  mit  beionderer  DerQckaichtignng  der  Verachuldiingsverh&Itnisse  der  Koloniateo, 
von  C.  Staehly  (Bonn).  —  Untersuchungen  Über  Schafmilch ,  mit  besonderer  Ber&cksich- 
tignng  der  ostfriesiscben  Milchscbafe,  von  H.  Hncho  (Leipzig).  —  etc, 

L  A  ndw  irlsc  ha  ft  liehe  Jahrbücher,  XX  VL  Band  (1897).  L  £rg&oaQiigsb«od  o.  d. 
T.:  Vorhandlungen  des  k.  Landesdkoiiomiekoitegiums  vom  4  bis  6.  Febraar  1897.  L  SeeeioQ 
der  VII.  Sitsungsperiode*  XII  —  Sai  SS.  mit  KRrte  in  gröf^t.  Imp.-Folio.  —  II.  Ergiii* 
aungsband  u.  d,  T. ;  Beiträge  aur  1  an dwirtschaft lieben  Stati&tik  von  Prenfsen  für  daa  Jahf 
1896^  J.  Teil,  Heaibeitet  im  k«  preufsiscben  Ministerium  f&r  LandwirtsebaJt,  DomÜMB 
und  Forsten.     S7;  44;  SS3  SS. 

Vereinsbiatt  lür  deatsches  Versieberangs wescn.  Jahrg.  XX V»  1897,  Nr.  ö«  1 
und  7 :  Untersuchungen  Über  die  Sterblichkeit  anter  den  Versicherten  der  Germania, 
Lebeoaversiobeningsaktiengesellschart  zu  Stettin.  —  Zur  Rechtsprechung  des  Reiehtgerichu 
und  anderer  Gerichtshöfe  in  Versichernngsangelegenbeiten. 

Zeitschrift  für  Kleinhahnen.  Herausgegehen  vom  Ministerium  der  öSenÜtcheo 
Arbeiten.  Jahrg.  IV,  1897^  Heft  6,  7  u.  S^  Juni  bis  August;  Ueber  die  Förderung  d«a 
Baues  von  Kleinbahnen  soiteos  der  ProvinsiKl-(Kommaua1-)VerbiSnde.  —  Staaubetliitlw 
fQr  Kleinbahnen.  —  Die  Beteiligung  des  preulsi sehen  Staates  an  dem  Bau  von  Kleia* 
bahnen.  —  Ueber  den  Nalien  der  gelenkigen  Lokomotiven  and  Wagen,  von  Brettinaaa 
(RiaonbDir.,  Jena).  -^  Die  Sehmalspar    im  Dienste  der  Strategie,    von  (Olng,)  P.  iteittlM» 

—  Die  elektrij»cha  Stadtbahn  in  Berlin  von  Siemens  &  Halske  (L  u.  1.  Forts.)  —  Die 
Uagana-LokomotiveD  in  ihrer  neuesten  Ausgestaltung,  von  (Olng.)  F.  Zeiula.  —  Ffirde- 
rung  des  Baues  von  Kleinbahnen  seitens  der  Provina  Hannover.  —  Der  Umban  der 
schmalspurigen  Nebenbahn  Klo  läse  he»KÖnigshrÜek  in  VolUpar.  —  Die  einscJüeiiige  Beäa 
von  Behr  auf  der  Intern.  AusattUung  lo  Brassel.  —  etc. 
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VI. 

Die   neue   Organisation  des  Handwerks  und 
die  Regelung  des  Lehrlingswesens. 

Von 
Dr.  Thilo  Hampke-Hamburg. 

I.  Geschichtliche  Darstellung  der  Entstehung  des  Or- 
ganisationsgesetzentwurfes für  das  Handwerk. 

Am  5.  August  1896  wurde  im  Reichsanzeiger  der  Entwurf  eines 
Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung,  veröffentlicht. 
Dieser  Entwurf  war  das  Resultat  sehr  langer  Erwägungen  und  Ver- 
handlungen, die  wir  zunächst  hier  kurz  des  besseren  Verständnisses 
halber  darstellen  möchten. 

Am  5.  Juni  1890  genoß  eine  Deputation  von  Vertretern  des 
deutschen  Handwerks,  welche  auf  dem  damals  in  Berlin  versammelten 
Innungs-  und  Handwerkertage  gewählt  waren,  die  Auszeichnung,  von 
Seiner  Majestät  Kaiser  Wilhelm  II.  behufs  Üel3erreichung  einer  Imme- 
diateingabe, betreffend  die  Lage  des  Handwerks,  in  Audienz  empfangen 
zu  werden. 

Diese  Immediateingabe  zeitigte  als  Erfolg  die  Einberufung  einer 
Handwerkerkonferenz,  welche  am  15. — 17.  Juni  1891  in  Berlin  zwischen 
21  Vertretern  des  deutschen  Handwerkerstandes  einer-  und  Kommissaren 
des  Reichsamtes  des  Innern,  wie  auch  des  preußischen  Ministeriums 
für  Handel  und  Gewerbe  andererseits  abgehalten  wurde. 

Den  Beratungen  der  Konferenz  lagen  als  Tagesordnung  die  in 
der  Immediateingabe  namhaft  gemachten  Beschwerdepunkte  zu  Grunde. 
Man  knüpfte  in  Handwerkerkreisen  an  die  Ergebnisse  dieser  Verhand- 
lungen die  weitgehendsten  Erwartungen,  ohne  daß  man  zunächst  erfuhr, 
wie  weit  dieselben  berechtigt  waren.  Die  Interpellation  der  Herrn 
Abgeordneten  Hitze  und  Genossen  in  der  Reichstagssitzung  vom 
24.  November  1891  brachte  endlich  die  Klarstellung  darüber,  was  die 
Regierung  zur  Abstellung  der  Schäden  im  Handwerk  zu  thun  beab- 
sichtige. Der  Herr  Staatsminister  Dr.  von  Bötticher  erklärte  damals 
im  Reichstage,  daß  die  Regierung  den  Klagen  des  Handwerkerstandes 
durch  eine  Organisation  des  gesamten  Handwerks  Abhilfe  schaffen  wolle. 

,,Wir  denken  uns'',  so  führte  der  Herr  Minister  aus,  „die  Organisation 
des  gesamten  Handwerks  in  der  Weise,  daß  wir  Handwerker-  oder 

Dritte  To\f  Bd.  XIV  (LXIX).  81 
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Gewerbekanimern  errichten  wollen,  welche  für  die  einzelnen  BttdAa^ 
eiDgerichtet  werden  und  denen  der  gesamte  Handwerkerstand  dieser  < 
Bezirke  unterworfen,  resp.  an  denen  er  beteiligt  ist.  Die  nähere  Ans- 
geHtaltung  dieses  Gedankens  kann  ich  Ihnen  heute  noch  nicht  tut* 
wickfVln;  auch  hier  habe  ich  zu  sagen,  daß  diese  Entwickelung  meiner 
perHönlichen  Anschauungen  für  Sie  von  keinem  besonderen  \Yerte  sein 
<inrftL%  weil  diese  persönliche  Anschauung  natürlich  der  Korrektur  der- 
jenigen Instanzen  unterliegt,  die  sich,  bevor  die  Sache  an  den  Reichs- 
tag  kommt,  noch  damit  zu  beschäftigen  haben/' 

In  derselben  Rede  hatte  kurz  vorher  der  Herr  Minister  die  Ein- 
führung der  obligatorischen  Innung  und  die  Einführung  des  Befähigungs- 
nncliweises  nach  seiner  und  nach  der  Ansicht  des  preußischen  Minister« 
für  Ilaiidel  und  Gewerbe  für  nahezu  unmöglich  bezeichnet.  Der 
Redner  l>etonte,  daß  in  dieser  Beziehung  der  Bundesrat  keine  Beschlüsse 

ffefaßt  habe,  daß  aber  die  Frage  wegen  der  Wiedereinführung  des  Be- 
Ühigungsnachweises  in  einem  Rundschreiben  bei  den  sämtlichen  Bandes* 
regierungen  zur  Sprache  gebracht  worden  sei  und  daß  das  ErgehniÄ 
dieser  Umfrage  dahin  gebe,  daß  die  Regierungen  sich  nicht  für  die 
Wiedereinführung  des  Betähigungsoachweises  erwärmen  können  *). 

Diese  klare  abhihnende  Stellungnahme  des  Ministers  gegenOber 
den  beiden  IIaupt}V)rderungen  der  Handwerker  hatte  jedoch  nicht  deo 
gewünschten  Erf(dg,  denn  auf  dem  Deutschen  Innungs-  und  allgemeinea 
Handwerkertage,  der  vom  14,  bis  17.  Februar  1892  in  Berlin  stattf^md, 
blieben  die  Handwerker  auf  diesen  ihren  Kardinalforderungen  bi^teheo. 

Namentlich  wegen  der  Ablehnung  des  Befähigungsnachweises  be- 
mächtigte sich  eine  große  Erregung  der  Gemüter  unter  den  deutschen 
Handwerksmeistern,  welche  auf  dem  bereits  erwähnten  deutschen  Innungs- 
und Handwerkertage  vom  14.  bis  17.  Februar  1892  zu  Berlin  ihren 
beretiten  Ausdruck  fand.  Besonders  zwei  Beschlüsse  kennzeichneten 
das  Hau[>tiiitercsse,  von  welchem  diese  Handwerkerversammlung  bewegt 
wurde.  Der  eine  gii>felte  im  Festhalten  an  dem  Befähigungsnachweise 
und  iler  andere  in  der  Erkliining,  daß  nur  in  der  Aufrechtcrhaltung 
und  Fortbildung  der  Jnnungcn  das  Heil  für  das  deutsche  Handwerk  ru 
erblicken  sei. 

Da  die  von  dem  Herrn  Minister  von  Bötticher  in  Aussicht  gestellte 
Vorlage  wegen  Organisation  des  Handwerks  dem  Reichstage  nicht  so 
schnell  zuging,  wie  die  dem  Handwerk  befreundeten  Parteien  erwartet 
hatten,  so  stellte  der  Abgeordnete  Hitze  wiederum  am  6.  Dezember 
1892  eine  Interpellation  an  die  Regierung,  um  zu  erfahren,  wie  wdt 
diese  mit  ihren  Organisationsplänen  gekommen  sei  -% 

Staatsmin ister  Dr,  von  Botticher  beantwortete  wietlerum  diese  An- 
frage.    Kr  erklärte,  daß  das  ßeichsamt  des  Innern  und  das  preußische 
Handelsministerium  keineswegs  die  Hände  in  den  Schoß  gelegt  hätten  \ 
und  daß,  wenn  die  Sachen  bis  heute  nicht  spruchreif  für  das  Hans 

i)  8ltDogr«pbfioh«  Btriehto  üb«r  die  Vcrlmndlnng«»  des  RoichftUg«%  8.  LcKtal«t<r^ 
p«rMa  h  fitnioa  l9W(n,  V.  Bd.  ISß.  SiUun»:,  S.  aoi?  ag. 

I)  8ttfiOff»plilMb«  BaHchU   ttl»r   die  Verhundlangen   des  RelehstAires,   8. 
pftHodtt,  U.  fUMion  ia9S/9a,  I.  Bd.,  9.  SiUnng,  S.  Sö$  ü^. 
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wären,  dann  die  Schuld  nicht  an  der  Regierung,  sondern  an  den 
Schwierigkeiten  liege,  welche  die  Frage  biete.  Vorschläge  seien  für 
die  Organisation  des  Handwerks  und  für  die  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens als  vorläufige  Grundlagen  aufgestellt,  üeber  diese  Vorschläge  sei 
bereits  mit  sachverständigen  Interessenten  aus  den  gewerbetreibenden 
Kreisen  verhandelt  und  zwar  in  neuester  Zeit.  Diese  Verhandlungen 
fanden  am  25.  und  26.  November  1892  in  Berlin  im  Reichsamt  des 
Innern  statt  Sachverständige  waren  Fabrikbesitzer  Berghausen- Köln, 
Vorsitzender  des  Verbandes  deutscher  Gewerbevereine  Dr.  Brehmer- 
Lübeck,  Sekretär  der  Lübecker  Gewerbekammer,  Nagel-Hamburg, 
Sekretär  der  Hamburger  Gewerbekammer,  Stumpf- Osnabrück,  Sekretär 
der  Osnabrücker  Handelskammer  und  Dr.  Schulz,  Generalsekretär  des 
Zentralausschusses  der  vereinigten  Innungsverbände  Deutschlands. 

Die  verbündeten  Regierungen,  so  erklärte  der  Minister  in  seinen 
weiteren  Ausfiüirungen,  hätten  jedoch  noch  keine  Stellung  zur  Orga- 
Disationsfrage  genommen.  Bei  der  Organisation  gehe  die  Absicht 
dahin,  das  gesamte  Handwerk  in  Handwerkerkammem  zusammen- 
zuschliessen,  welche  territorial  abzugrenzen  sind.  Der  Herr  Minister 
skizzierte  kurz  die  Aufgaben  der  Handwerkerkammem  und  erklärte, 
daß  namentlich  die  Frage,  wie  die  Innungen  in  diese  Organisation 
einzugliedern  sein  möchten,  lebhaft  die  Ministerien  beschäftige.  Es 
besteht  bei  uns  beiden  Ministem,  die  wir  zunächst  uns  mit  der  Sache 
beschäftigt  haben,  nicht  das  Bestreben,  die  Innungen  aus  der  Welt 
zu  schaffen  oder  ihnen  das  Dasein  zu  erschweren.  Im  Gegenteil,  wir 
stehen  beide  auf  dem  Standpunkte,  daß  wir  die  Zusammenfassung  des 
Handwerks  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  als  durchaus  löblich  und  mög- 
lich ansehen.  £s  wird  sich  unseres  Erachtens  ermöglichen  lassen,  den 
Innungen  innerhalb  der  neu  in  Aussicht  genommenen  Organisation 
eine  Stelle  anzuweisen.  Dieser  erste  Entwurf  war,  obgleich  er  nicht 
offiziell  publiziert  wurde,  doch  ziemlich  bekannt  geworden,  und  die 
Presse  hatte  bereits  angefangen,  an  diesem  Kritik  zu  üben. 

Die  hanseatische  Gewerbekaramerkonferenz ,  die  vom  18.— 20. 
Januar  1893  in  Lüneburg  stattfand  und  an  der  neben  dem  General- 
sekretär der  vereinigten  Innungsverbände  Deutschlands  auch  ein  höherer 
Beamter  des  kgl.  preußischen  Handelsministeriums  teilnahm,  beschäftigte 
sich  ausschließlich  mit  der  gewerblichen  Organisationsfrage.  Eine 
zweite  Konferenz,  zu  welcher  der  Zentralausschuß  der  deutschen 
Innungsverbände  die  Einladung  übernommen  hatte  und  die  am  2.  und 
3.  März  1893  in  Berlin  stattfand,  beschäftigte  sich  dann  ebenfalls  mit 
der  Organisationsfrage.  Man  beschloß,  die  Innungen  und  Innungs- 
verbände zu  erhalten  und  weiter  auszubauen,  da  man  nur  in  ihnen 
eine  feste  Stütze  für  das  Handwerk  erblicken  könne.  Vor  allen  Dingen 
sei  es  nötig,  daß  demselben  mehr  als  bisher  Fördemng  von  selten 
der  staatlichen  Behörden  zuteil  werde.  Die  Handwerkerkammern  nach 
dem  Vorschlage   der  Regierung   aber,   auch   darüber  war  man  einig, 


1)  Jahresbericht  der  Hambargischen  Oewerbekammer  für  1898—1895.  Hamburg  1896, 
8.  58  f. 
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könne  man  nicht  als  geeignet  ansehen,  die  Innungen  zu  ersetzen*). 
Man  hatte  also  in  diesen  Kreisen  damals  geglaubt,  daß  die  Uaad- 
werkerkammcrn  die  Innungen  beiseite  schieben  könnten. 

Am  18.  August  1893  wurden  nun  als  Resultat  dieser  Vorverhand- 
lungen von  dem  Herrn  Minister  für  Uandel  und  Gewerbe,  Freiherm 
von  Berlepsch,  A,  Vorschläge  für  die  Organisation  des  Handwerks  und 
B.  Vorschlage  für  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  im  Handwerk 
veröBentlicht 

Dieser  Entwurf  ist  von  mir  in  diesen  Jahrbüchern  im  7*  Bd.  der 
3.  Folge,  S*  28—118  und  S,  565—601  eioer  eingehenden  Besprechung 
unterzogen  worden. 

Derselbe  wollte  das  gesamte  Handwerk  und  die  kleine  Fabrik- 
indüstrie  in  Facbgenossenschaften  und  Handwerkerkammern  organisiereji. 
Die  Facbgenossenschaften  sollten  obligatorische  Einrichtungen  S4äiii, 
ebenso  wie  die  Handwerkerkammern. 

Den  Fachgenossenschaften  waren  ungefähr  die  gleichen  Aofgabeo 
zugewiesen,  wie  den  vorhandenen  Innungen,  die  neben  ihnen  bestebeo 
bleiben  sollten.  Die  Uandwerkerkammem  waren  nicht  nur  als  Interessen- 
vertretungen gedacht,  sondern  es  waren  ihnen  auch  Aufgaben  auf  dem 
Gebiete  der  gewerblichen  Selbstverwaltung,  namentlich  auf  dem  Gebiete 
des  Lehrlingswesens,  zugewiesen^  die  sie  vermöge  ihrer  Unterorgane, 
d.  h.  der  Fach  gen  ossenschaften  erfüllen  sollten. 

In  den  weiteren  Vorschlägen  zur  Regelung  des  Lchrlingsweeeas 
waren  wesentliche  Verbesserungen  und  Verschärfungen  gegenüber  dem 
bisher  geltenden  Recht  vorgesehen. 

Die  Kritik  über  den  Gesetzentwurf  kam  in  der  Hauptsacbe  m 
dem  Ergebnis,  daß  die  neueren  Vorschläge  eine  schätzenswerte  Unterlagi 
für  eine  Verständigung  mit  der  Regierung  über  die  Forderungen  des 
Handwerker-  und  Gewerbestandes  bildeten.  Es  wurde  namentlich 
der  obligatorische  Charakter  der  Organisation  seitens  der  in  Innungeo 
bisher  schon  organisierten  Handwerker  anerkannt.  Man  war  jedoch  I 
der  Ueberzeugung,  daß  die  Innungen  nicht  den  Fachgenossen  Schaftes 
zum  Opfer  gebracht  werden  dürften.  Neben  den  Fachgenossenscbafteo 
würden  die  Innungen  nicht  mehr  bestehen  können.  Die  Facbgenosseo* 
Schäften  seien  eigentlich  weiter  nichts,  wie  die  bisher  gefordertem 
Zwangsinnungcn.  Wenn  man  daher  den  Zwangsbeitritt  zu  den  In- 
nungen gesetzlich  vorschreibe,  so  werde  sich  mit  diesen  ungefthr 
dasselbe  erreichen  lassen  wie  mit  den  Facbgenossenschaften.  Es  wurfü 
also  der  Aufbau  der  Organisation  nicht  auf  dem  Boden  der  obliga* 
torischen  Facbgenossenschaften,  sondern  auf  dem  der  obligatorischen 
Innungen  gefordert.  Dieser  Standpunkt  kam  deutlich  zum  Ausdruck 
auf  dem  am  11.— 14.  Oktober  1893  zu  Eisenach  abgehaltenen  Gewerbe- 
kamracrtag  und  auf  dem  am  9.  und  10,  April  1894  zu  Berlin  abgehaltenen 
deutschen  Innungs-  und  allgemeinen  Handwerkertage*). 

1)  B«richt  der  Bremischen  Gewer bckanimor  über  die  Thätigkeit  in  der  Zeil  von  . 
fftng  Mai  1892    bis    dahin    1893^    erstattet    in    den    GewerbekoovQDt    am  10,  Mal  UH 
Bramen  1893,  8.  13  f. 

1]  Bericht   Ober   die    Vertiandlnn^en    dea    XI.    deutsche a    Gewer bekanmit 
EUaoacb  am  12.— U.  Oktober  1898^  Dresden* 
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Die  gegen  die  FacbgenossenschafteD  auf  diesen  Tagungen  geltend 
gemachten  Gründe  wurden  seitens  des  Handelsministeriums  anerkannt  und 
es  wurde  nun  unter  Berücksichtigung  der  an  dem  Gesetzentwurf  geübten 
allgemeinen  Kritik  ein  neuer  Entwurf  ausgearbeitet,  der  auf  dem  Boden 
der  Fachinnung  und  der  Handwerkerkammer  aufgebaut  war.  Da  dieser 
neue  Gesetzentwurf  nicht  so  bald  erschien,  so  wurde  seitens  des  Abge- 
ordneten Freiherm  Heyl  zu  Herrensheim  und  Genossen  am  14.  Januar 
1895  die  Regierung  interpelliert,  was  sie  zunächst  zu  thun  gedenke. 
Der  Herr  Staatssekretär  des  Innern  Dr.  von  Bötticher  wies  wiederum 
darauf  hin,  daß  die  Verzögerung  in  der  Schwierigkeit  der  Materie 
liege.  Man  habe  es  für  nötig  gefunden,  um  Unterlagen  für  die  Wür- 
digung neu  ausgearbeiteter  Vorschläge  zu  gewinnen,  durch  eine  Unter- 
suchung über  die  für  die  vorgeschlagene  Organisation  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  des  Handwerks  Klarheit  zu  schaffen.  Um 
aber,  bevor  das  Resultat  der  Enquete  vorliege,  doch  schon  den  Desi- 
derien  der  Handwerker  entgegenzukommen,  plane  er  eine  provisorische 
Schaffung  von  Handwerkerkammem,  die  nachher  bei  der  definitiven 
Gestaltung  der  Organisation  zur  Begutachtung  der  Vorlage  als  gesetz- 
liche Interessenvertretung  des  Handwerks  herangezogen  werden  sollten. 

Um  ein  Urteil  über  die  thatsächliche  Durchführbarkeit  einer  allge- 
meinen lokalen  Organisation  des  Handwerks  in  Innungen  zu  gewinnen, 
wurde  es  also  notwendig,  Erhebungen  über  die  örtliche  Verteilung 
der  Handwerksbetriebe  und  über  einige  andere  mit  der  Organisation 
im  Zusammenhange  stehende  Punkte  zu  veranstalten^). 

Diese  Erhebungen  wurden  durch  ein  Rundschreiben  des  Herrn 
Reichskanzlers  vom  27.  Mai  1895  angeordnet  Diese  Enquete  lieferte 
ein  vorzügliches  Material  zur  Beurteilung  der  Organisationsfrage'). 

Um  namentlich  auch  die  Resultate  der  österreichischen  Hand- 
werkergesetzgebung auf  diesem  Gebiete  mit  zu  berücksichtigen,  hatte 
man  auch  seitens  der  Regierung  die  Herren  Geheimräte  Dr.  Wilhelmi 
und  Dr.  Sieffert  wie  den  Herrn  Regierungsassessor  Dr.  Hoffmann  nach 
Oesterreich  entsandt,  um  dort  Studien  zu  treiben,  denn  in  Oester- 
reich  bestand  bereits  seit  über  zehn  Jahren  der  Befähigungsnachweis 
und  die  Zwangsgenossenschaft. 

Diesen  neuen,  aaf  der  Fachinnung  und  der  Handwerkerkammer  auf- 
gebauten dritten  Entwurf  wollte  der  Herr  Handelsminister  Freiherr 
von  Berlepsch,  bevor  er  der  Oeffentlichkeit  übergeben  werde,  in  einem 
engeren  Kreise  sachverständiger  Vertreter  des  organisierten  Handwerks 
besprechen  lassen.  Auf  Grund  dieses  Wunsches  veranstaltete  der 
Zentralausschuß  der  vereinigten  Innungsverbände  zu  Berlin  eine  Ver- 
sammlung von  Vertretern  der  bei  ihm  beteiligten  Innungverbände  und 
Innungsausschüsse,  sowie  der  hanseatischen  Gewerbekammern  zu  Berlin 
vom  29.  bis  31.  Juli  1895. 


1)  Erhebungen  über  die  Verbältnisse  im  Handwerk.  Veranstaltet  im  Sommer  1895. 
Bearbeitet  im  Kaiserl.  Sutistiscben  Amt,  Berlin  1895,  2.  Heft,  IV  und  96  SS.  nebst 
4  graphischen  Darstellungen,  2.  Heft  in  2  Teilen,  173  und  363  SS.,  3.  Heft,  80  SS.  mit 
4  grnphischen  Darstellungen. 

2)  Wilhelm  Stieda,  Die  Innungsenquete,  in  diesen  Jahrbfichern,  Dritte  Folge,  Bd.  XII, 
Jena  1896. 


486 


Thilo  Hampker 


In  dieser  Versammlung,  an  der  wie  bei  allen  vorhergehenden 
ratuDgen  als  Regierungskommissare  die  Herren  Geh,  Re^.-Rat  Dr.  Wil- 
helmi  vom  Reichsamt  des  Innern^  ferner  Geh.  Ober -Reg.- Rat  Dr 
Sieffert  und  Reg.-Assessor  Dr.  Hoffmann  vom  preußischen  Ministerimn 
für  Handel  und  Gewerbe  teilnahmen,  wurden  zwei  Gesetzentwürfe  zur 
Begutachtung  vorgelegt. 

1)  Die  im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  ausgearbeiteten 
Gruudzüge  für  eine  Zwangsorganisation  des  Handwerks  und  eine  Rege- 
lung des  Lehrlings  Wesens. 

2)  Der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  voa 
Handwerkerkammern . 

Nach  den  Erklärungen  der  Regierungsvertreter  stellte  die  Vorlage 

1)  das  Ergebnis  der  Prüfung  dar,  die  an  der  Hand  der  Aeuße* 
rungen  der  Behörden  und  der  öffentlichen  Kritik  über  die  s.  Z.  im 
Reichsanzeiger  veröö^utlicbteo  Vorschläge,  betreffend  die  Organisation 
des  Handwerks  und  die  Regelung  des  Lehrliogswesens,  im  Ministerium 
für  Handel  und  Gewerbe  stattgefunden  hat.  Dieselben  seien  wie  über- 
haupt so  insonderheit  vom  Standpunkt  des  Herrn  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  auch  in  ihrer  gegenwärtigen  Fassung  durchaus  vorläufiö[cr 
und  unverbindlicher  Natur,  da  eine  eotgültige  Stellungnahme  denn  Herrn 
Minister  erst  möglich  sein  werde,  wenn  das  Ergebnis  der  in  Oesler- 
reich  vorgenommenen  Untersuchungen  über  die  dortigen  Zwangs- 
genossenschaflen  und  der  neuerdings  erfolgten  statistischen  Erhebungen 
über  die  örtliche  Verteilung  der  einzelnen  Handwerke  in  verschiedenen 
Teilen  des  Reiches  abgeschlossen  vorliege» 

Nach  der  Vorlage  unter  1)  sollten  zur  Wahrnehmung  der  Inter- 
essen des  Handwerks  Innungen,  Innungsausschüsse  und  Handwerks* 
kamniern  errichtet  werden. 

Es  sollten  also  obligatorische  Innungen  an  die  Stelle  der  früher 
geplanten  Fachgenossenschaften  treten.  Sonst  stimmten  die  Bestim- 
mungen des  neuen  Entwurfes  im  wesentlichen  mit  denen  des  früheren 
übereiü,  nur  daß  oiehrfach  den  Wünschen  der  Interessenten  im  einzduea 
Rechnung  getragen  war 

Ebenso  waren  die  Bestimmungen  über  die  Handwerkerkammer, 
denen  der  vorigen  Vorlage  entsprechend  gestaltet.  Schließlich  batteu 
auch  die  neuen  Vorschlage  zur  Regeluug  des  Lehrlingswesens  ehu^it 
unwesentliche  sachliche  Veränderungen  gegenüber  der  vorigen  Vorlage 
erfahren. 

Der  zweite  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  von 
Handwerkerkammeru,  wollte  die  vom  Staatsminister  von  Bötticher  bereits 
am  14.  Januar  im  Reichstag  in  Aussicht  gestellten  provisorischen 
Handwerkerkammeru  schaffen. 

Der  Entwurf  ging  von  der  Absiebt  aus^  dem  Handwerk  z! 
eine  allgemeine  Vertretung  in   der  Form  von  Uandwerkerkamiui  : 
verschaöen.    Diese  Kammern  sollten  die  Staats-  und  Gemeindebehörden 
in  der  Förderung  des  Handwerks  durch  thatsächliche  Mitteilungen  und 
Erstattungen  von  Gutachten  unterstützen,  sowie  Wünsche  und  Antrage 
über  Fragen  des  Handwerks  beraten  und  den  Behörden  vorlegen*    Aq- 
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gesichts  der  großen  Meinungsverschiedeoheit,  die  im  Handwerk  selbst 
noch  Über  die  demselben  zu  gebende  Organisation  bestand,  und  bei  der 
Schwierigkeit  der  Durchführung  derselben  sollte  den  Handwerkskammern 
ferner  insbesondere  die  Aufgabe  tibertragen  werden,  bei  der  Orgaui- 
hatioü  des  Handwerks  mitzuwirken  und  sich  über  den  den  Hand- 
werkern zu  gebenden  Unterbau  gutachtlich  zu  äußern. 

Der  Charakter  dieser  Kammern  war  also  lediglich  als  ein  provi- 
sorischer  gedacht,  und  ihre  Einrichtung  würde  hinfällig  werden,  wenn 
man  zur  definitiven  Organisation  des  Handwerks  gelangen  würde. 

Bei  der  Beratung  der  vorläufigen  Vorlagen  zeigte  sich,  daß  die  Ver- 
treter des  organisierten  Handwerks  einstimmig  mit  dem  Prinzipe  der 
Vorlage  einverstanden  waren.  Thatsachlich  war  ja  auch  in  dieser  Vor- 
lage ihren  auf  dem  Gewerbekaramertag  zu  Eisenach  und  auf  dem  Uand- 
werkertag  zu  Berlin  geäußerten  Wünschen  in  hohem  Maße  entsprochen 
worden.  Man  vermißte  nur  seitens  der  Handwerker  jegliche  Bezugnahme 
auf  die  deutschen  iDnungsverbände,  welche  vornehmlich  auf  Grund  des 
1881er  Inuuugsgesetzes  sich  zu  einem  sehr  bedeutenden  Faktor  im 
deutschen  Inuungswesen  entwickelt  hatten.  Es  wurde  daher  be- 
schlossen, die  deutschen  lunungsverbände  seien  als  ein  selbständiges, 
viertes  Element  in  der  Organisation  des  Handwerks  anzuerkennen 
und  demgemäß  neben  den  Innungen,  Innungsausschüssen  und  Hand- 
werkerkammero  in  die  Grundzüge  einzufügen. 

Im  einzelnen  wurden  sodann  noch  mannigfache  Abänderungen  ge- 
wünscht, auf  die  wir  jedoch  hier  nicht  eingehen  können. 

Nach  dieser  Berliner  Konferenz  wurden  dann  nochmals  am 
IL — 13.  August  in  Lübeck  auf  einer  Delegiertenkonferenz  der  hansea- 
tischen Gewerbekamniern  im  Beisein  eines  Herrn  Ilegierungskomraissars 
die  Vorlagen  durchberaten.  Hauptsächlich  handelte  es  sich  dabei  um  die 
Frage,  wie  die  lunungsverbände,  die  man  allseitig  gern  erhalten  wissen 
wollte,  in  die  Organisation  einzugliedern  seien* 

Endlich  wurde  am  5.  Dezember  181)5  der  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betreäeud  die  Errichtung  von  Handwerkerkammern,  um  wenigstens  zu- 
nÄcbst  eine  Vorlage  in  die  Praxis  zu  übersetzen,  im  Reichstag  ein- 
gebracht 

Diese  Vorlage  wollte  die  bereits  in  Aussicht  gestellten  provisorischen 
Handwerkerkammern  ins  Leben  rufen,  die  nur  die  Aufgabe  haben  sollten, 
eine  InteressLruvcTtretuug  des  Handwerks  zu  schauen,  deren  Ansicht 
bei  den  eigentlichen  Organ isationsf ragen  gehart  werden  sollte. 

Diese  Vorlage  kam  bereits  am  16,  Dezember  18^5  im  deutschen 
Reichstag  zur  Beratung*). 

Man  nahm  in  der  Presse  wie  auch  im  deutschen  Reichstag  selbst 
gegen  diese  Vorlage  Stellung,  weil  geglaubt  wurde,  daß  durch  diese 
provisorischen  Handwerkerkammern  nur  die  eigentliche  definitive  Orga- 
öisation  des  Handwerks  verzögert  werden  würde.  Es  wurde  dagegen 
itens  der  für  das  organisierte  Handwerk  eintretenden  Parteien  im 


1)  SiMiofrftphbcKe  Bori<:hte  über  die  VerbaDdituigeti  des  KoichftUges^  U«  Legiililuri 
p«rJod«,  I¥.  S«»»ioii,  i%nM\  hd.  1,  S.  155  f. 
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Reichstag  eoergiscb  eiDcn  Gesetzeotwurf  über  die  ganze  OrgaajfltfÜmo 
des  Handwerks  gefordert. 

Der  Gesetzt Dtwurf  ober  die  HandwerkskamtnerD  woide  sodaon 
nach  einer  scharfen  Ablehnung  im  Reichstag  an  eine  KommUsion  von 
21  Mitglieder  verwiesen,  die  ihn  begrub. 

Seitens  des  preußischen  Handelsininisteriums  wurde  aua  die  eigent- 
liche üiganisatioDsvorlage  energisch  vorbereitet,  so  daß  sie  am  5.  August 

1896  bereits  im  Reichsanzeiger  veröflentlicht  werden  konnte,  worauf  am 
G.  August  189ß  die  Veröflentlichung  der  Begründung  folgte.  Inzwischen 
hatte  der  Uandelsminister  Freiherr  von  Berlepsch,  der  bisher  sich  sehr 
für  die  OrgiiDisationsfrage  interessierte,  seinen  Abschied  genommea  tiod 
derri  Haüdelsminister  Brcfeld  Platz  gemacht. 

Dieser  Entwurf,  der  zur  WahrnehmuDg  der  Interessen  des  Haod* 
Werks  und  zuv  Regelung  des  LehrÜDgswesens  im  Handwerk  Innungea, 
UandwerkBauäSchüsse  und  UaiidwerkerkammerD  scbaSen  wollte^  war 
zuruichst  Dur  ein  Antrag  Preußens  an  den  Bundesrat,  der  erst  darüber 
zü  beschließen  hatte,  ob  dieser  Entwurf  als  Vorlage  an  den  Reichstat( 
gehen  sollle.  Im  Bundesrat  stieß  der  Entwurf  jedoch  auf  Widerstand, 
namentlich  seitens  der  süddeutschen  Regierungen,  die  nichts  von  all- 
gemeinen obligatorischen  Innungen  wissen  wollten.  Aus  diesem  Grunde 
wurde  im  Bundesrat  der  Entwurf  an  eine  Subkommission  der  Bundes- 
ratsaus^schüsse  för  Handel  und  Juslizwesen  verwiesen,  die  eine  vüll- 
stäodige  Umarbeitung  des  Entwurfes  vornahm,  indem  sie  an  die  Stelle 
der  obh'gatorigchen  Innung  die  sogen,  fakultative  Zwangsinnung  setzten. 

Dieser  vermittelnde  Entwurf  wurde  dann  seitens  des  Bundesrates 
als  eiustinmiiger  Kompromißantrag  im  Reichstag  unter  dem  15.  Mirz 

1897  eingebracht. 

Da  die  Beratungen  im  Bundesrat  sehr  lange  gedauert  hatten,  so 
wurde  die  Regierung  mehrfach  im  Reichstag,  zuletzt  am  18*  Februar 
1897,  duich  die  Abgeordneten  Levetzow  und  Genossen  dahin  imcr- 
pelliert,  wann  endlich  die  Vorlage  über  die  Organisation  des  Hand- 
werke  zu  erwarten  sei. 

Durch  diese  letzte  Interpellation  wurde  die  Einbringung  des  Ge- 
setzentwurfes für  den  15.  März  1897  beschleunigt.  Schon  des  am 
18.  August  1895  vom  Herrn  Minister  von  Berlepsch  verötfent lichten 
Entwurfes  hatte  sich  eine  allgemeine  Kritik  bemächtigt.  Noch  mehr 
war  dies  nach  der  Veröflentlichung  des  Entwurfes  vom  5.  August  189t> 
und  15.  März  1897  der  Fall. 

Auch  hier  sollen  die  Konferenzen,  die  zu  den  betreö'enden  Gesetz- 
entwürfen J^tellung  nahmen,  kurz  charakterisiert  werden. 

Zunächst  wurde  in  einer  hanseatischen  Delegierten-Künfereüz  zu 
Hamburg  am  4.  und  5.  September  189G,  d.  h,  ungefähr  4  Wochen  nach 
der  Veröfleutliebung  des  Entwurfes,  derselbe  eiuer  eingehenden  Kritik 
unterzogen  *),  Es  waren  nicht  nur  Delegierte  der  drei  hanseatischen 
Uewerbekammern  vertreten,  sondern   es    beteiligten   sich   seitens  dca 


« 


1)   JAbreabericUt   der    Uamburgisebea   GewofbekAinmer   für    1896.    BAmbti«    1017, 
S.  Itl  C 
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preußischen  HandelsmiDisteriums  die  Herren  Geb.  Reg.-Rat  Dr.  Sieffert 
und  Reg.-Assessor  Dr.  Hoffmann  an  den  Beratunf2fen. 

Man  stellte  sieb  auf  dieser  Hamburger  Konferenz  im  Prinzip  voll  und 
ganz  auf  den  Boden  des  Entwurfes  und  bielt  denselben  für  vollständig: 
geeignet  die  Organisation  des  Handwerks  zu  einem  wünscbenswerten 
Abscbluß  zu  bringen.  Es  wurden  jedoch  im  einzelnen  sehr  zahlreiche 
Abänderungsanträge  gestellt,  die  allerdings  zum  kleineren  Teil  später 
im  Gesetz  berücksichtigt  worden  sind. 

Die  Beschlüsse  werden  später  noch  bei  der  Kritik  des  Entwurfes 
Berücksichtigung  finden. 

Aehnlich  sympathisch  zu  dem  Entwurf  stellte  sich  die  allsremeine 
Handwerkerkonferenz  zu  Berlin  vom  8. — 10.  September  1896,  die 
von  dem  Zentralausschuß  der  vereinigten  Innun^sverbände  Berlins 
und  dem  allgemeinen  Handwerkerbund  zu  München  gleichzeitig  ein- 
berufen war.  Auch  hier  stellte  man  sich  im  Prinzip  ganz  auf  den 
Boden  des  Entwurfes  und  ging  nur  in  den  Abänderunesanträgen  noch 
etwas  weiter  im  sogenannten  zünftlerischen  Sinne  als  dies  auf  der 
Hamburger  Konferenz  geschehen  war. 

Nachdem  am  8.  Oktober  in  Bremen  wieder  eine  hanseatische  Dele- 
giertenkonferenz getagt  hatte,  lediglich  um  feste  Beschlüsse  und  An- 
träge zu  dem  in  Aussicht  stehenden  Gewerbekammertag  vorzubereiten, 
wurde  in  den  Tagen  vom  19.— 21.  Oktober  1896  zu  Weimar  der 
XII.  Deutsche  Gewerbekammertag  abgehalten.  Dieser  Gewerbekammer- 
tag, auf  dem  14  Kammern  vertreten  waren,  stimmte  mit  allen  gegen 
drei  Stimmen,  nämlich  gegen  die  Stimmen  der  Ludwigshafener,  Nürn- 
berger und  Stuttgarter  Kammer,  einer  Resolution  zu,  welche  zum 
Ausdruck  brachte,  daß  man  mit  dem  Prinzip  der  Zwangsorganisation 
des  Handwerks,  dessen  Grundlage  die  Innung  bilde,  einverstanden  sei  ^), 

Auch  hier  wurden  zahlreiche  Abänderungsanträge  gestellt,  welche 
sich  in  der  Hauptsache  den  zu  Bremen  beschlossenen  Anträgen  der 
hanseatischen  Kammern  anschlössen.  Im  Prinzip  war  also  auch  der 
Gewerbekammertag  zu  Weimar  mit  dem  Entwurf  einverstanden. 
Während  man  also  seitens  der  hanseatischen  Gewerbekammem,  seitens 
des  Gewerbekammertages,  seitens  des  Zentralausschusses  der  ver- 
einigten Innungsverbände  zu  Berlin  und  seitens  des  allgemeinen 
Handwerkerbundes  mit  dem  Entwurf  einstimmig  einverstanden  war 
und  noch  Verschärfungen  des  Zwanges  bei  der  Organisation  teils 
schwächerer  Art  seitens  der  Gewerbekammern,  teils  schärferer  Art 
seitens  des  Zentralausschusses  in  Berlin  und  des  Handwerker- 
bundes zu  München  forderte,  und  seitens  der  letzteren  Vereinigungen 
nur  bedauerte,  daß  die  Forderung  des  Befähigungsnachweises  in  dem 
Entwurf  nicht  berücksichtigt  sei,  wurde  seitens  der  Gewerbevereine, 
namentlich  auf  der  V.  ordentlichen  Hauptversammlung  des  Verbandes 
deutscher  Gewerbevereine    zu  Stuttgart    am    21.  und  22.  September 


1)  Abfinderungsvorschläge  sum  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abftnderung  der 
Gewerbeordnunic,  aufgestellt  vom  XII.  Deutschen  Gewerbekammertage  zu  Weimar,  19,  bis 
21.  Oktober  1896. 


J^fiÄ  *fli*rs?iKeii  w8xl  4«.  Ett^xTf  St^f&hzxd?  eoxttsa  - 4.  Ee 

^^A^js^'twv'f  >tf.  «!>  OrzaiÄtv.!  i«  H«w!»*rfa.  4«r  sdi  auf  der 
Z»iLf.'/v/fz»i/HÄt->/5  *,:rf''''iLCt-  ÄJe  ftr  djs  d*5i*.s-cie  Hi&dvprk 
Wrifit^Äf  4>/.  Er  fc^ÄVit  «K?  b*^***  r-oÄ  firf  dem  io  Kassel 
«tjifjir::/  y*f*iv*.  FtewrikL  4*1  T<r  E'-:.fül''rasz  Jrzendwrfdicr  Hand- 
ii<?fi:v/f5?*/::wt>>L  4«^  ^412^  dffctvbr:  Haid"ir*rk«T-  otd  Geverbestaad 
ufid  f.i^t  Dor  dÄf'  :ji  IctoTiZ«  Vfsr^ßri^rXk  Keisyfre  Teil  desselboi  rn 
)/;refi  «d.  I>r  V*rri>»i4  deatÄber  GfrwerbeTerrine  ist  der  Aoscht, 
d*fc  *riri<;  Vifrn4r«d;5ru-.2  d«  ßranz^o  deatscbeD  Har^dverker-  and  Ge- 
wirfyif^tüfidÄÄ  jujf  d^r  Ornrjdlaze  der  Vors^rhläsre  des  dem  Rricbstase 
^i-j^if'  w*rt!{f  ri/ich  vr»rlj*^ffD4*?D  Gf<5f:tz4?Dtwnrfes  über  die  Errichtons 
von  ff:ürjdw«Tk^rkanrjnri«'m  and  der  Vorscblä^e  über  die  Bedang  des 
I>:hri?rjtf«weM^js  timichhfif  and  aDTUstnrt'en  ist**.' 

lH?r  Vertond  deutv^her  Gew^rb^^ereine  Dabm  also  liegen  die  obli- 
ifHihnfA^i^i  Ihnnuu^n  Su-IlancL  Er  wünschte  zunächst  nur  Tnteressen- 
vertnrtijrj(?<'n  <1^*  (iitvii'j\9fi&  in  GeHta!t  Ton  Handwerker-  oder  Gewerbe- 
karfirn^rn  und  fenier  neue  Befitimmnniipn  Ober  das  Lebrlin^wesen. 

l)u*  Ktelluns^  de«  Verbandes  deutscher  Gewerbeyereine  charakteri- 
Kierie  ijn(ref;ihr  diejeni(re  der  pQddeutschen  Gewerbetreibenden  zur 
preuBiürhen  Vorlacre.  Wähn-nd  die  norddeutschen  Gewerbetreibenden, 
wHI  Kich  in  Norddeutßchland  schon  die  Innungen  gut  entwickelt  hatten, 
in  ihrer  MnjoritAt  fQr  den  Gesetzentwurf  auf  dem  Boden  der  obli^- 
toriftchen  Innung^fU  eintraten,  nahmen  die  süddeutschen,  wo  Innungen 
hihh^T  nur  j/erin^ren  Boden  (rcfunden  hatten  und  Gewerbevereine  prä- 
ponderierten.  u^*\iit}\  denselben  Stellunjr. 

Ai'hrilirh  wie  hier  bei  den  Ilandwerks^r^anisationen  stellte  sich 
nwi'h  i\i\v,  Verhältnis  der  Reffiorimgen  im  Bundesrat.  Der  Grundce- 
d;inke  di'K  obli(ratori«ehen  Inrnmcrszwanfres  sti«*ß  bei  einigen  Resierungen, 
narrK'ritlirh  wohl  b<'i  den  süddeutschen,  auf  enertrischen  Widerstand, 
und  dJi'Her  führte  dann  «•ndlirh  zu  dem  einstimmig  im  Bundesrat  an- 
renoinnienen  Komproniißj^esetzi»ntwurf,  welcher  das  absolute  Prinzip 
i\i*H  Iiinun^Mzwanp'cs  verwarf  und  nur  oblij^atorische  Innungen  zulassen 
wollt«»,  wünn  di(^  Xfajorität  der  Beteiligten  dafür  sei,  weil  man  sich 
von  /wiiiij/Hinnuntren,  bei  denen  die  Majorität  pcgen  den  Zwang  sei,  eine 
p:edeihliehe  Wirksamkeit  nicht  versprechen  könne. 

!)ieKer  Koinproniißjr(^fietz(»ntwurf  entsprach  also  nicht  mehr  den 
WhiiHrhen  der  nordib'Utschen  in  Innungen  organisierten  Handwerker, 
weil  er  daH  strikte  Prinzip  der  Zwangsinnung  verlassen  hatte.  Er 
entspraeh  w(»it  mehr  <l(^n  Wünschen  der  süddeutschen  Gewerbe- 
vereine,  aber  auch  nicht  ganz,  denn  diesen  ging  er  eigentlich  zu  weit, 
weil  er  Überhaupt  /wangsinnungen  zuließ. 

In  (h'n  'lagen  vom  lU).  März  bis  1.  April   passierte   dieser   Kom- 

\\  ViutiiiiiiniiiiKiMi  lirr  V  onlciitlifhtM)  IlHiiptvorsaiiimlun^  des  Verbandes  deatscher 
lliiui  ilirvoifiiin  711  Siiiifriiit  niii  IM.  iiiiil  21*.  Svptoinber  1806,  heraasjjejfeben  vom  V«r- 
liiiii<l>i\iii^UiMi.   Köln    IH'.Mi,  S.   :il. 
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promißentwurf  die  erste  Lesung  im  Reichstag  *).  Hier  traten  alle 
Parteien,  bis  auf  die  Antiseraiten^  die  unbedingte  obligatorische  Innungen 
forderten,  und  die  Freisinnigen  und  Sozialdemokraten,  die  überhaupt 
nichts  von  Zwangsinnungen  hielten,  für  die  Kompromißvorlage  ein. 
Namentlich  geschah  dies  seitens  der  Konservativen  und  des  Centrums, 
Diese  Parteien,  die  bisher  die  uoberiingtesten  Verfechter  der  obliga- 
torischen Innung  gewesen  waren,  stellten  sich  ebenfalls  auf  den  Boden 
des  Kompromisses.  Man  that  dies*  da  nach  den  Erklärungen  des 
Herrn  Staatsministers  Dr,  von  Bötticher  absolut  im  Rundesrat  eine 
Majorität  für  die  erste  preußische  Vorlapre  zur  Zeit  nicht  zu  erreichen 
gewesen  sei.  Man  würde,  wenn  der  Reichstag  die  preußische  Vor- 
lage wieder  herstellte,  nur  die  ganze  Organisation  zum  Scheitern 
gebracht  haben.  Um  wenigstens  das  zu  bekommen,  was  zu  erreichen 
sei,  so  nahm  man  das  gegenwärtige  Gf^setz  als  Abschlagszahlung  an, 
sich  weitere  Rechte  und  Forderungen  für  die  Zukunft  vorbehaltend. 

Auf  diesen  Standpunkt  stellten  sich  besonders  die  Herren  Hitze 
und  Jacobscötter,  die  bisher  eine  führende  Rolle  in  diesen  Fraeren  im 
Reichstag  ^ehabt  hatten.  Nur  im  einzelnen  wünschten  die  Herren 
Hitze  und  Jacobscötter  auf  die  Wünsche  der  organisierten  Handwerker, 
zur  preußischen  Vorlage,  wie  sie  auf  der  Berliner  Konferenz  vura 
8,-10,  September  1896  und  auf  dem  Gewerbekammertag  zu  Weimar 
am  19. — 21,  Oktober  niedergelegt  seien,  mehr  einzugehen.  Dies  könne 
am  besten  geschehen,  wenn  der  Entwurf  in  einer  Kommission  einer 
eingehenden  Beratung  unterzogen  werde. 

Die  Kommissionsberatung  wurde  anj?enommen  und  der  Entwurf 
der  am  16.  Dezember  1895  eingesetzten  Kommission,  welche  den 
Entwurf  über  die  Errichtung  von  provisorischen  Handwerkerkammern 
durchlieraten  sollte,  überwiesen.  Hatte  man  sich  also  im  Reichstag 
dem  Kompromißfresetzentwurf  sympathisch  gegenüberjiestellt,  so  schienen 
sich  die  organisierten  Handwerker  auf  einen  schroff  abweisenden  Stand- 
punkt stellen  zu  wollen. 

Der  Berliner  Zentralaui^schuß  nahm  in  einer  Petition  vom  20.  März 
1897  energisch  gegen  die  fakultative  Zwanasinnunj?  Stellung.  Man 
erklärte,  dieser  Vorlage  keine  Sympathie  entgejien bringen  zu  können  -). 

Der  Handwerkerbund  dage«i:en,  der  in  München  seinen  Sitz  hat, 
dessen  Leitung  sich  also  in  den  Händen  von  süddeutschen  Gewerbe- 
treibenden befindet,  stellte  sich  auf  den  Brvrien  des  Kompromisses  und 
forderte  auf  für  diesen  Kompromißentwurf  als  das  fregenwftrtig  Er- 
reichbare einzutreten.  Es  zeigte  sich  hier  also  eine  Differenz  zwischen 
dem  Zentralausschuß  und  dem  Handwerkerbund,  die  bisher  in  ihren 
Tendenzen  vollständiiz  eini^  gewesen  waren. 

Um  in  dieser  Fratze  eine  Klärung  herbeizuführen,  berief  der 
Zentralausschuß  zum  27.  April  1897  einen  allgemeinen  Innungs*  und 
Uaiidworkertag  nach  Berlin.    Eine  Einigung  mit  dem  Handwerkerbund 


l)   V«rb)itiinting«>n    d«a   d«at»chon    ReichtUge»,   IX.  Ij«f)s1aCitrp«rtodef    IV.    S«iiiOD, 
1696—97,  8.  5385^-545 K 

t)  AJlgemeioe  Haodirerker-Zcitiuifr,  No.  15»  XIX.  dtihrg.^  Monefaao,  9.  April  1697* 
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wurde  jedoch  Dicht  herbeigeführt,  weil  dieser  in  Berlin  offiziell  nie 
erscbieoen  war. 

Auf  dem  HaiidwerkertaK  zu  Berlin  trat  man  im  allgemeinen  för 
die  frohere  preußische  Vorlage  ein  und  eini|?te  sich  schließlich  auf 
eine  Resolution,  die  doch  den  Stempel  des  Kompromisses  an  sich  trug. 

Die  Resolution  lautete: 

„Der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreifend  die  Abänderung  der  G«- 
werbeordnunfi  vom  15,  März  1897  ist  nur  annehmbar,  wenn 

1)  eine  einheitliche  Or|2anisation  des  presamten  Handwerks  in  Form 
von  ZwanRsinnuncen  und  unter  Festhaltung  der  Dreiteilung  Lehrling, 
Geselle  und  Meister  einjjeführt  wird.  Auch  diejenigen  Mitö:lieder  des 
Handwerks,  welche  dasselbe  fabrikmäßig  betreiben,  die  Pflicht  haben« 
der  Innunj?  beizutreten*  Wo  die  Zwangsinnungen  zur  Zeit  nicht  durch* 
führhar  sind,  da  sollen  den  freien  Innungen  mit  Genehmigung  der  Hand- 
Werkerkammern  und  nach  Anhörung  des  zuständigen  Innungsverbandes 
Gemäß  t;  KHg  der  R,G,0.  die  Rechte  aus  den  §§  100  e  bis  K»Oni  der 
bisheritren  Gewerbeordnung  in  verbesserter  Form  verliehen  und  vor 
allen  Dingen  den  bestehenden  Innungen,  soweit  sie  diese  Rechte  be- 
sitzen, belassen  werden; 

2)  Meister  nur  derjeniire  sich  nennen  darf,  welcher  in  dem  voo 
ihm  betriebenen  Handwerk  den  Befähigungsnachweis  erlangt  hat.  Nur 
ein  ßolcher  Meister  darf  lehren ; 

3)  die  Erhaltung  und  Förderung  der  Innungskrankenkassen  geg<m- 
über  den  Ortskrankenkassen  gewährleistet  wird". 

Diese  Resolution  stellte  sich  zwar  auf  den  Boden  der  Zwang«- 
innung,  sah  jedoch  die  Möglichkeit  vor,  daß  Zwancsinnungen  nicht  ge- 
bildet werden  könnten.  Es  war  also  auch  eine  Kompromißresolution, 
die  nicht  mehr  ganz  auf  dem  Boden  der  früheren  Forderungen  stand. 

In  einer  an  den  Reichstag  unter  dem  29.  Aj)ril  1897  gerichteten 
Petition  wurden  dann  im  einzelnen  Abändcrungsanträge  gestellt,  die 
eigentlich  nur  eine  Hineinarbeitung  der  früheren  Abänderungsan traue  zur 
preußischen  Vorlage  von  der  Septemberkonferenz  im  Jahr  1896  in  die 
neue  Vorlage  darstellte.  Aber  auch  diese  zweite  Petition  vom  29.  Afiril 
1897  stand  nicht  mehr  auf  dem  Boden  der  früheren  preußischen  Vor- 
lage, indem  gesagt  war,  daß  nach  der  Stimmung  im  Handwerk  nicht 
geleugnet  werden  könne,  daß  die  neue  Handwerkervorlane  in  einzelueo 
Teilen  Verbesserungen  der  bisherigen  Verhältnisse  darbietet  und  um 
dieses  unbestreitbaren  guten  Inhalts  wegen  ehestens  in  die  Gesetzgebanjf 
tiberpeführt  zu  werden  verdient.  Dieserhalb  verfehlen  wir  nicht,  einem 
hohen  Reichstage,  nach  dem  Beschlüsse  der  Hand  wer  kerkonferco« 
vom  28.  April  1897  anheimzugeben,  den  Gesetzentwurf  im  ganzen  fttr 
den  Fall  nicht  scheitern  zu  lassen,  daß  die  Zwangsiunung  trotz  ehrlichen 
Mühens  unserer  Freunde  för  dieses  Mal  nicht  Aussicht  hat,  von  dem 
hohen  Bundesrat  zugestanden  zu  werden* 

Auch  die  Gewerbekammern  schienen  sich  anfänglich  wie  der 
Berliner   Zentralausschuß   der  vereinigten  Innungsverbände   auf  einen 


ablehnenden  Standpunkt 
stellen  zu  wollen. 


gegenüber    der  fakultativen    Zwangsiunung 
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Auf  einer  banseatischen  DelegierteDkonferenz  zu  Hamburg  vom 
23.  und  24.  April  1897  ¥^urde  eine  KesolutioD  angenommen,  die  diesen 
Standpunkt  zum  Ausdruck  bracbte.    Dieselbe  sagte: 

„Die  hanseatische  Delegiertenkonferenz  zu  Hamburg  vom  23.  und 
24  April  1897  hat  einstimmig  beschlossen,  zunächst  an  der  preußischen 
Gesetzesvorlage,  betreuend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung,  mit 
den  zu  Weimar  auf  dem  XH.  deutschen  Gewerbekammertag  gemachten 
Abänderungsvorschlägen  festzuhalten  und  diese  nochmals  nachdrücklich 
der  Annahme  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  zu  empfehlen,  da 
die  fakultative  Zwangsinnung  eine  feste,  einheitliche  Organisation  des 
Handwerks  nicht  schaöt. 

Diese  fakultativen  Zwangsinnungen  werden  sogar  schädlich  wirken, 
weil  eine  Organisation,  welche  die  berufenen  Vertreter  des  Handwerks 
selbst  für  unrichtig  halten,  keine  Resultate  haben  kann. 

Die  hanseatische  Delegiertenkonferenz  hält  daher  ausdrücklich  an 
der  obligatorischen  Innung  fest  und  betrachtet  diese  noch  wie  vor  als 
das  empfehlenswerteste  Ziel  zur  Organisation  des  Handwerks  für  die 
Zukunft;  namentlich  auch  weil  alle  Versuche,  einen  befriedigenden 
Wahlmodus  für  die  Handwerkerkammer  (s.  §  103  a)  zu  finden,  ohne 
Zwangsinnungen  scheitern.  Für  den  Fall,  daiS  trotzdem  dieser  Stand- 
punkt nicht  anerkannt  werden  sollte,  hat  die  Konferenz  zu  dem  neuen 
Gesetzentwurf,  betreffend  die  Abänderung  der  G.O.  vom  15.  März  1897 
beschlossen,  folgende  Abänderungsvorschläge  zu  stellen'S 

Die  dann  folgenden  Abänderungsanträge  waren  eigentlich  nur 
eine  Hineinarbeitung  der  früheren  Abänderungsanträge  zur  preußischen 
Vorlage,  wie  sie  zu  Weimar  auf  dem  Gewerbekammertag  beschlossen 
waren,  in  den  neuen  Entwurf. 

Die  Hanseaten  wollten  also  den  Gesetzentwurf  mit  Streichung  der 
fakultativen  Zwangsinnung  annehmen. 

Am  14.  Mai  1897  erschien  dann  der  Bericht  der  Reichstags- 
kommission, in  welcher  Herr  Jakobscötter  Berichterstatter  gewesen  war. 

Diese  Kommission  hatte  durch  ihre  Beschlüsse,  ohne  den  Boden 
der  fakultativen  Zwangsinnung  zu  verlassen,  sehr  zahlreiche  Verbesse- 
rungen der  Vorlage  gebracht  Sie  hatte  versucht,  so  weit  als  möglich 
den  einzelnen  Wünschen  der  organisierten  Handwerker  zu  entsprechen,  so 
daß  die  Stimmung  in  den  Handwerkskreisen  nach  dem  Erscheinen  dieser 
Beschlüsse  eine  wesentlich  günstigere  wurde. 

Dies  zeigte  sich  zunächst  auf  dem  vom  16. — 18.  Mai  zu  Berlin 
tagenden  XIII.  Gewerbekammertag,  der  sich  voll  und  ganz  auf  den  Boden 
der  Kommissionsbeschlüsse  stellte  und  der  sogar  für  die  fakultative 
Zwangsinnung  im  Gegensatz  zu  seinen  Weimarer  Beschlüssen  eintrat, 
allerdings  auch  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  gegenwärtig  ein  Mehr 
nicht  zu  erreichen  sein  werde  ^). 

Gleich  am  l'age  nach  dem  Schluß  des  Gewerbekammertages  zu 
Berlin  begann  im  Reichstag  die  zweite  Lesung  über  das  Gesetz,  welche 


1)  AbiUideruDgsvorscblftge   des  XIII.    deutschen    GewerbekammerUges  sa   der  Hand« 
werkenrorlage  za  Berlin  yom  16. — 18.  Mai  1897. 
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am  20,,  21.,  22.  fortgesetzt  wurde  und  erst  am  25.  Mai  zum  Abschlal 
kam  ^).  E8  wurde  iu  der  zweiten  Lesung  das  Gesetz  in  der  Haupt- 
sache nach  den  Beschlüssen  der  lumimission  angeuommen. 

Am  2b,  Mai  war  im  Reichstag  die  endgiltige  Beschlußfassung 
über  das  Gesetz  bis  zum  22,  Juui  vertagt  worden.  Inzwischen  halte 
auch  der  ZentralausschuB  der  vereinigte»  Innuugsverbäude  zu  Berlin 
in  einem  Ruadscbreibeo  an  die  Abgeordneten  nochmals  für  das  Gc^ 
setz  nach  den  Beschlüssen  der  zweiten  Lesung  Stellung  geuommen, 
indem  er  die  Abgeordneten  aufforderte,  bei  der  dritten  entscheidcDdcu 
Lesung  zur  Beratung  möglichst  vollzählig  zu  erscheinen,  damit  die  Gefalir 
einer  erneuten  Beschluliunfähigkeit  vermieden  und  endlich,  nach  so  hef- 
tigen jahrelangen  Kämpfen  und  Agitationen  jetzt  noch  in  der  Tagung  des 
Reichstages  dem  Handwerkerstande  eine  Organisation  zu  teil  werdC| 
welche  ihm  ermögliche,  auf  verbesserten  gesetzlichen  Grundlagen,  wie 
seither,  ein  erneutes  Innungsleben  zum  Segen  für  seine  Angehörigen  auf- 
zubauen und  damit  allniäbiicli  seinen  organisatürischen  Strebeziclen  in 
etwas  näher  zu  kommen.  Wir  haben  uns  gewissenhaft  bemüht,  nach 
Möglichkeit  VerbesserungeD  in  den  Gesetzentwurl  hineinzubringen.  In 
einzelnen  Punkten  ist  uns  dieses  durch  das  Entgegenkommen  einer 
handwerkerfreundlichee  Mehrheit  im  hohen  Hause  gelungen  ;  gewisse 
weitere  Wünsche  haben  wir  auf  eine  günstigere  Zukunft  in  der  üel^cr- 
Zeugung  vertagt,  daß  für  jetzt  ein  Mehreres  von  den  hohen  Bundes- 
regierungen nicht  zu  erlangen  sei.  Für  uns  muß  es  nunmehr  Haupt- 
sache sein,  daß  ehestens  die  Handwerkervorlage,  wenn  auch  mit 
mannigfachen  Mängeln  behaftet,  Gesetz  werde,  um  bald  in  eine  frucht- 
Ijare  1  hätigkeit  zum  Gedeihen  unseres  Handwerks  eintreten  zu  können. 
Das  wohlüberlegte  Interesse  des  Handwerks  ist  aufs  engste  mit  dem  Um- 
stände verknüpft,  daß  in  der  bevorstehenden  dritten  Lesung  der  beregte 
Gesetzentwurf  mit  den  noch  möglichen  Verbesserungen  angenommea 
und  damit  glücklich  unter  gesetzliches  Dach  und  Fach  gebracht  werde. 

Also  auch  der  Zentralausschuß  der  vereinigten  Innunjj^sverbände 
war  schließlich  für  Annahme  des  Gesetzentwurfes  eingetreten,  die  dann 
auch  nach  der  dritten  Lesung,  welche  am  21.,  23.  und  24.  Juni  stattfand, 
endlich  am  24.  Juni  mit  lb^6  gegen  113  Stimmen  erfolgte  2).  Da  auch 
der  Verband  deutscher  Gewerbevereiue  in  einer  Petition  vom  lU.  Juni 
1897  für  die  Vorlage  eingetreten  war,  so  hatten  sich  schließlich  alle 
gewerblichen  Interessenvertretungen  für  Annahme  des  Gesetzes  aus- 
gesprochen. 

Am  24.  Juni  wurde  also  endlich  mit  70  Stimmen  Majorität  em 
Orgauisationsgesetz  angenommen,  welches  seit  dem  5.  Juni  1890  sich 
in  Vorbereitung  befand. 

Fünf  verschiedene  Entwürfe  waren  im  Laufe  der  Jahre  in  Frage 
gekommen. 

Wohl  nie  ist  bei  einem  Gesetzentwurf  den  Interessenten  so  viel 


1)  VerhandluD^en  des  ReichgtagM  IX.LegUlAtarpenode^  IV.  8«a«ioii,  1895—- 97«  S,  6919  L 
i)  VerhAudltiDgeti    dfi5    BelctisUgw,    IX.   LQgbiatiirp«riode,    IV.   8«ssiod,    ie$5/9T| 
8*  ei54  ff* 
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Gelegenheit  gegeben  worden,  sich  zu  den  Vorschlägen  zu  äußern  und 
auf  ihre  Gestaltung  einzuwirken.  In  allen  Stadien  des  Entwurfes  hat 
die  Regierung  Sachverständige  aus  dem  Handwerkerstand  mehrfach  ge- 
hört und  auf  fast  allen  Tagungen  der  organisierten  Handwerker  haben 
Vertreter  der  Regierung  sich  bemüht,  die  Anschauungen  und  Wünsche 
der  Interessenten  kennen  zu  lernen.  Die  Regierung,  namentlich  die 
preußische,  verdient  nach  dieser  Richtung  hin  die  allergrößte  Aner- 
kennung, die  ihr  leider  so  gut  wie  gar  nicht  zu  teil  geworden  ist.  Im 
Gegenteil,  man  hat  die  lange  Verzögerung,  die  doch  einzig  und  allein 
in  der  Schwierigkeit  der  Materie  und  der  Ungunst  der  politischen  Lage 
lag,  der  Regierung  als  Uebelwollen  gegenüber  dem  Handwerkerstand 
ausgelegt. 

Wir  glauben  so  allerdings  in  sehr  gedrängter  Kürze  eine  Schil- 
derung der  siebenjährigen  Vorbereitung  des  am  24.  Juni  angenommenen 
Organisationsgesetzes  gegeben  zu  haben,  und  wollen  nun,  bevor  wir  zur 
Kritik  des  Gesetzentwurfes,  wie  er  in  der  dritten  Lesung  des  Reichs- 
tages angenommen  ist,  übergehen,  zunächst  den  sogen,  preußischen  oder 
Berlepsch'schen  Organisationsgesetzentwurf  kurz  charakterisieren,  um 
die  Unterschiede  zum  gegenwärtig  angenommenen  Gesetz  darzulegen. 

W^ir  wollen  zunächst  nur  den  eigentlichen  Organisationsentwurf 
behandeln  und  den  Bestimmungen  über  das  Lehrlingswesen  in  einem 
besonderen  Abschnitt  näher  treten. 

II.  Vergleich  des  preußischen  Entwurfes  mit  dem 
Gesetzentwurf  vom   15.  März  1897. 

Die  Berlepsch'sche  Vorlage  vom  5.  August  1896  wollte  zur  Wahr- 
nehmung der  Interessen  des  Handwerks  und  zur  Regelung  des  Lehr- 
lingswesens im  Handwerk  Innungen,  Handwerksausschüsse  und  Hand- 
werkerkammern errichten. 

Für  über  80  namentlich  aufgeführte  Gewerbe  sollten  durch  Ver- 
fügung der  höheren  Verwaltungsbehörde  Innungen  im  Zwangswege  er- 
richtet werden  ^).  Die  unterste  Stufe  der  Organisation  sollte  die 
Zwangsinnung  bilden.  Sie  ist  von  der  früheren  Zunft  vor  allem  da- 
durch verschieden,  daß  die  Mitgliedschaft  der  Zwangsinnung  eine  Folge 
des  Beginns  eines  Gewerbebetriebes  ist,  wogegen  während  der  Zuntt- 
verfassung  niemand  ein  Gewerbe  betreiben  durfte,  der  nicht  Mitglied 
der  Zunft  war.  Für  die  Frage,  ob  jemand  ein  Gewerbe  ausüben  darf, 
ist  mithin  die  Errichtung  der  Zwangsinnung  ohne  jede  Bedeutung. 
Die  Innungen  sollten  für  örtliche  Bezirke  errichtet  werden,  welche  der 
Regel  nach  so  abzugrenzen  wären,  daß  kein  Mitglied  durch  die  Ent- 
fernung seines  Wohnortes  vom  Sitz  der  Innung  behindert  wurde,  am 
Genossenschaftsleben  teilzunehmen  und  die  Innungseinrichtuugen  zu 
benutzen.  Die  Innungsbezirke  sollten  also  nicht  zu  groß  sein.  Ferner 
sollten  die  Innungen  in  der  Regel  nur  für  ein  Gewerbe  errichtet  werden. 


1)  F.  Hoffmaon,   Entwarf  eines  Qesetzes,   betreffend   die  Abänderung   der  Qewerbe- 
ordnnng,  Berlin  1896. 
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Soweit  )D  einem  der  Vorschrift  des  vorstehenden  Absatzes  entsprechenden 
Bezirk  die  Zahl  der  Angehörigen  eines  Gewerbes  zur  Bildung  einer 
leistungsfähigen  Innung  nicht  genügt,  sollten  verwandte  Gewerbe  zu 
einer  Inoung  vereinigt  werden.  Mit  dem  Prinzip  der  gemischten 
Innungen  war  also  vollständig  gebrochen.  Die  Begründung  sagte  dar- 
über sehr  trefl'end:  ,»Die  Erfahrungen,  die  mit  den  bisherigen  Innungen 
gemacht  sind,  haben  gezeigt,  daü  Innungen,  welche  aus  Angehörigen 
der  verschiedensten  Handwerke  zusammengesetzt  sind,  die  sogenaonten 
mischten  IniiuugeD,  ihren  Aufgaben  nur  in  sehr  beschränktem  Maße 
haben  genügen  können,  und  ebenso  haben  die  Ermittelungen,  welche 
Über  die  Eutwickelung  der  schon  seit  Jahren  bestehenden  Zwangs* 
genossenschaften  in  Üesterreich  angestellt  sind,  ergeben,  daß  sich  last 
ausnahmslos  nur  solche  Zwangsgenossenschaften  der  Handwerker  zur 
Erreichung  der  ihnen  gesteckten  Ziele  geeignet  erwiesen  haben,  welche 
auf  der  Berufsgemeinschaft  ihrer  Mitglieder  aufgebaut  waren.  Der 
Entwurf  sieht  deshalb  nur  die  Bilduüg  von  Fachinnungen  und  Innungen 
verwandter  Handwerke  vor,  wobei  als  verwandte  Handwerke  solche 
angeseheu  sind,  welche  nach  örtlichem  Brauche  vielfach  gemeinsam  be- 
trieben werden  und  in  ihrer  Technik  eioauder  so  nahe  stehen,  daU 
der  Betrieb  des  einen  zugleich  ein  ausreichendes  Verständnis  für  die 
technischen  Fertigkeiten,  den  geschäftlichen  Betrieb  und  die  wichtig- 
sten Interessen  des  anderen  gewährleisten  ^). 

Für  Gewerbetreibende,  welche  einer  Innung  unter  Beachtung  der 
soeben  geschilderten  beiden  Merkmale  (nicht  zu  großer  Bezirk  und 
Fachinnungen)  nicht  zugewiesen  werden  können,  sollte  die  fiildung  von 
Innungen  unterbleiben. 

Man  rechnete  also  mit  der  Thatsache,  daß  es  nicht  möglich  sein 
werde,  das  gesamte  Handwerk  ausschiießiich  in  Innungen  zusammai- 
zufa.ssen.  Emzelne  Handwerke  werden  ihrer  Natur  nach  so  vereinzelt 
betrieben,  daß  selbst  innerhalb  eines  größeren  Bezirks  die  Zahl  der  ihm 
angehörenden  Betriebe  zur  Bildung  einer  lebensfähigen  Innung  nicht 
ausreicht  Eine  Glockengießerinnuog  würde,  selbst  wenn  man  ihren 
Bezirk  auf  das  ganze  Deutsche  lieicb  hin  erstreckte,  kaum  eine  ge- 
nügende Anzahl  von  Mitgliedern  haben.  Ebenso  giebt  es  Bezirke,  io 
welchen  die  Bevölkerung  so  dünn  und  die  gewerbliche  Thätigkeit  so 
wenig  entwickelt  ist,  daß  nur  in  einzelnen  Zweigen  des  Handwerks  eine 
zur  Bildung  einer  lebens-  und  leistungsfähigen  Innung  genügende  Zahl 
Handwerker  gefunden  wird.  Es  mußte  daher  überall  eine  —  in  den 
bevülkeiten  Gegenden  größere,  in  den  dicht  bevölkerten  kleinere  — 
Anzahl  von  Handwerkern  übrig  bleiben,  die  von  der  Innuugsbildung 
nicht  erfaßt  werden  kann. 

Es  war  also  die  Organisation  des  gesamten  Handwerks  in  Fach* 
innungen  nur  dann  als  zweckmäßig  und  durchführbar  anzusehen,  wenn 
die  Innuugsbildung  so  vorgenommen  werden  konnte,  diiß  sie  die  Über- 
wiegende Mehrzahl  der  Handwerker  wirklich  erfaßte,  ferner  waren  die 


I)  P.  Hoffmaon,   Eetirarf  einet  OeMtze»,   betreffend   die  Abiadernng   der  Q«wcrb*> 
Ordnung  nebet  einer  KioIeimDg,  BerUn  IS96,  S,  77.  ~ 
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Innungen  nur  ihren  Zwecken  zu  entsprechen  in  der  Lage,  wenn  man 
ihnen  durchweg  eine  ausreichende  Zahl  von  Mitgliedern  überweisen  konnte, 
ohne  ihren  Bezirk  ungebührlich  groß  zu  bemessen.  Endlich  mußte, 
je  strenger  der  Grundsatz  der  Fachinnung  zur  Durchführung  kommen 
sollte^  um  so  schwieriger  sich  die  Innungsbildung  gestalten.  Die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  die  thatsächlich  vorhandene  ortliche  Ver- 
teilung des  Handwerkes  eine  diesen  Gesichtspunkten  entsprechende 
Innungsbildung  ermögliche,  war  daher  sehr  wichtig.  Diese  Frage  zu 
beantworten  war  der  Hauptzweck  der  im  Jahre  1895  veranstalteten 
statistischen  Erhebungen  gewesen. 

Es  ergab  sich  bei  dieser  Erhebung,  wie  die  Begründung  der  Vor- 
lage sagt  *)i  daß  von  den  61199  gezählten  Meistern  33942,  also  er- 
heblich mehr  als  die  Hiilfte,  der  Regel  nach  ohne  Hilfskräfte  arbeiten 
—  eine  beobachtung,  die  aufs  neue  die  Frage  nahe  legte,  ob  es  zu 
rechtfertigen  sei»  auch  diejenigen  Handwerker,  welche  der  Regel  nach 
Gesellen  und  Lehrlinge  nicht  beschäftigen,  in  die  Organisation  einzu- 
beziehen,  da  sie  alsdann  zu  Leistungen  für  die  Erfüllung  der  Aufgaben 
verpflichtet  werden,  welche  für  sie  keine  unmittelbare  Bedeutung  haben. 
Nichtsdestoweniger  wird  man  sich  für  die  Einbeziehung  dieser  kleinen 
Meister  entsclieiden  müssen,  weil  andernfalls  ein  beträchtlicher  Teil 
der  Handwerker  von  der  Organisation  und  somit  von  der  Teilnahme 
am  genossenschaftlichen  Leben  ihrer  Berufsgenosseu  ausgeschlossen 
und  ohne  gesetzlich  geregelte  Vertretung  ihrer  Interessen  bleiben  würde. 

Die  Erhebung  ergab  ferner: 

I.  Für  den  Fall,  daß  der  Bezirk  der  einzelnen  Fachinnung  nicht 
größer  als  der  Umfang  des  einzelnen  Zahlbezirks  sein  soll,  dessen 
Größe  nur  in  vereinzelten  Fällen  über  einen  Flächenraum  von  200  qkm 
hinausging,  ist  es  möglich,  wenn 

a)  zur  Bildung   einer   Innung  die  Zahl  von  10  Meistern  für  aus- 
reichend erachtet  wird, 

49  8 U  Meister  =  81,4  Froz.  der  Gesamtzahl, 

b)  jene  Zahl  auf  20  Meister  erhöht  wird, 

40360  Meister  =  65,9  Proz.  der  Gesamtzahl, 

c)  die  Zahl  von  30  Meistern  erfordert  wird» 

33  548  Meister  =  54,8  Proz,  der  Gesamtzahl 
in  Fachinnungen  zu  vereinigen. 

IL  Für  den  Fall,  daß  ein  etwa  dem  Umfange  eines  preußischen 
Kreises  entsprechender  Fluchenraum  für  den  Innungsbezirk  in  Frage 
kommen  sollte,  würde  es  möglich  sein, 

im  Falle  zu  la  57458  Meister  =  93,9  Proz.  der  Gesamtzahl, 
„       „      „   Ib  53812       „        =  87,9      „       „  „  und 

„        „       „    Ic  bijvol        ,,         ^  oD,a       „        „  „ 

in  Fachinnungen  zu  erfassen.  Es  blieben  also  immerhin  eine  nicht 
unerhebliche  Anzahl  von  nandwerkern  übrig,  die  nicht  in  Innungen 
zusammengefaßt  werden  konnten. 


1)  Hoffminn,  Etitwarf  «Ines   Ges«lie«,  b«tr,   die   AbAiidoraog  der  GewerbeordnuQ^ 
BerUn  189«,  S.  8S  ff. 
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Aber  auch  noch  aus  einem  anderen  Grunde  konnte  die  Erricht 
von  Innungen  unterbleiben.  Gogen  die  Verfügung,  welche  die  Er- 
richtung einer  Innung  anordnete,  sollte  den  Beteiligten  eine  Be- 
schwerde nach  §  83a  zustehen. 

Die  Inuungt^n  sollten  doch  hauptsächlich  im  Handwerk  die  St4Uides- 
ehre  heben  und  den  Gemeinsinn  pflegen.  Derartige  Aufgaben  waren 
jedoch  nur  zu  erfüllen,  wenn  die  Beteiligten  mit  Energie  bereit  waren, 
sich  diesen  ethischen  Aufgaben  zu  unterziehen,  sie  ließen  sich  also 
nicht  erzwingen,  \^ar  die  Mehrheit  gegen  die  Bildung  einer 
solchen  Innung,  dann  war  eine  gedeihliche  Thätigkeit  von  vornhen'i» 
nicht  zu  erwarten.  Die  Begründung  sagt  daher  richtig,  daß  der  Regel 
nach  von  einer  ^gedeihlichen  Thäiigkeit  der  Innung  nur  da  die  R^i 
sein  könne,  wo  mindestens  die  Mehrheit  der  ihr  zugewiesenen  Hand* 
werker  bereit  sei,  mit  Energie  und  Nachhaltigkeit  an  die  Erfüllung 
der  Innungsaufgaben  heranzugehen  und  die  dadurch  bedingte  Mühe- 
waltung auf  sich  zu  nehmen.  Fehlt  es  an  dieser  Voraussetzung  und 
muß  nach  der  Entschiedenheit,  mit  welcher  sich  die  Mehrzahl  der  hiv 
teiligten  Handwerker  gegen  die  Bildung  der  Innung  oder  ge^^en  die 
Zuteilung  zu  einer  Innung  auflehnt,  erwartet  werden,  daß  sie  sich  dem 
nächst  von  der  Innungsthätigkeit  dauernd  fernhalten  oder  gar  ihr 
binderntl  in  den  Weg  treten,  so  wird  mau  besser  daran  thun,  von  der 
Errichtung  einer  Innung  Abstand  zu  nehmen. 

Da  nun  bisher  die  Neigung,  sich  freiwillig  Innungen  anznscbliefiai|. 
nicht  sehr  groß  gewesen  war,  so  war  anzunehmeu,  daß  auch  aus  dtesao 
Grunde  für  weite  Haudwerkerkreise  die  Innungsbildung  unterbleiben 
werde.    Namentlich  traf  für  Süddeutschland  diese  Annahme  zu. 

Die  so  im  Zwangswege  gebildeten  Innungen  sollten  nur  diejenigen 
Gewerbetreihenden  umfassen,  die  ein  Gewerbe,  wofür  die  Innung  er- 
richtet ist,  als  stehendes  Gewerbe  selbständig  betreiben,  mit  Aus- 
nahme ilerjeuigen,  welche  das  Gewerbe  fabrikmäßig  betreiben.  Da  die 
Organisation  nur  das  eigentliche  Handwerk  umfassen  sollte,  so  mußte 
man  die  Fabrikanten  aus  der  Organisation  herauslassen.  Es  war  je- 
doch  den  Fabrikanten  und  Werkmeistern  der  freiwillige  Anschluß  an 
die  Innung  ihres  Gewerbes  für  ihre  Person  otlen  gelassen.  Der  An- 
schluß solcher  der  Regel  nach  E)it  besonderer  Fachkenntnis  und  In- 
telligenz  ausgestatteten,  und  namentlich  auch  nach  der  kaufmännischen 
Seite  hin  erfahrenen  Elemente,  wenigstens  für  ihre  Person,  war  für 
die  Innungen  nur  vorteilhaft. 

Obgleich  also  die  Fabrikanten  nicht  von  der  Organisation  ge- 
trofien  werden  sollten,  war  keine  Defitiition  des  Begriffes  Fabrik 
und  Handwerk  gegeben.  Es  fehlte  also  die  Unterlage  für  die  in  zahl- 
reichen Fällen  nutig  werdende  Entscheidung,  ob  ein  bestimmter  Ge- 
werbebetrieb in  das  Bereich  der  Organisation  falle  oder  nicht. 

Diesen  so  zu  bildenden  Zwangsinnungen  waren  dann  ungefähr  die 
gleichen  Aufgaben  zugewiesen  wie  den  bisherigen,  auf  Grund  im 
Innungsgesetzes  vom  18.  Juli  1881  bestehenden  Innungen.  Die  wesent- 
lichsten Aenderungen  gegenüber  den  jetzt  geltenden  Bestimmuogea 
bezüglich  der  Innungen  bestanden  darin,  daß  man  die  Innungsschiedi* 
gerichte  und  Krankenkassen  nach  Möglichkeit  zu  fördern   suchte,  dat 
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ferner  die  Befugnisse  der  Aufsichtsbehörde  gegenüber  den  Inniinj^en 
sehr  erheblich  erweitert  wurden,  was  auch  durchaus  notwendig  war, 
da  ja  jetzt  alle  Gewerbetreibenden  im  Zwangswege  den  Innuogen 
anc^ehören  sollten.  Es  konnten  so  auch  Elemente  in  die  Innung 
kommen»  welche  gar  nicht  gewillt  waren,  die  Aufgaben  der  Innung  zu 
erfüllen,  und  diesen  gegenüber  mußte  die  Aufsiclitsbehörde  Zwangs- 
mittel haben^  um  die  gewollten  Zwecke  der  Inriung  zu  erzwingen. 

Schließlich  waren  bei  allen  Innungen  üesellenausschlisse  vorge- 
sehen, die  weitergehende  Rechte  haben  sollten,  als  die  waren,  die  nach 
dem  gegenwärtigen  Recht  die  GesellenausschQsse  besaßen. 

Nur  noch  kürz  wollen  wir  berühreo,  womit  das  Prinzip  des 
Zwanges,  das  jetzt  neu  eingeführt  wurde,  begründet  war.  Es  wurde 
in  der  Begründung  ausgeführt:  ,,Den  Innungen  ist  es  nicht  ge- 
lungen, den  größeren  Teil  der  Handwerker  in  sich  zu  vereinen,  und 
vielfach  hat  sich  nur  ein  kleiner  Bruchteil  zum  Anschluß  bereit 
finden  lassen.  Soweit  das  vorhandene  Material  reicht,  kann  ange- 
nommen werden,  daß  nur  etwa  ein  Zehntel  sämtlicher  Handwerker  den 
Innungen  beigetreten  ist  Dementsprechend  haben  die  auf  Freiwillig- 
keit beruhenden  Innungen  nicht  die  persönlichen  Kräfte  und  die 
finanziellen  Mittel  gewonnen,  die  sie  befähigt  haben  würden,  eine  all* 
gemeine  Besserung  der  Lage  des  Handwerks  herbeizuführen.  Ihre 
Tliätigkeit  ist  vielmehr  im  allgemeinen  auf  verhältnismäßig  enge  Grenzen 
beschränkt  geblieben,  und  auch  da,  wo  sie  in  größerer  Zahl  errichtet 
wurden  und  weitere  Kreise  des  Handwerkerstandes  ihnen  beigetreten 
sind,  haben  sie  die  Wirksamkeit,  zu  der  sie  an  sich  befähigt  sind, 
nicht  in  vollem  Maße  entfalten  können,  weil  sie  in  ihrer  gegenwärtigen 
Organisation  des  sicheren  Bestandes  ermangeln,  indem  es  jedem  ein- 
zelnen Mitgliede  in  jedem  Augenblick  unbenommen  ist,  sich  den  Folgen 
ihm  lästiger  und  seinen  unmittelbaren  Interessen  vielleicht  zuwider- 
laufender Beschlüsse  und  Anordnungen  der  Innung  durch  den  Austritt 
zu  entziehen. 

Dieser  Entwickelungsgang  hat  zu  der  Ueberzeugung  geführt,  daß 
jede  Organisation  des  Handwerks  so  lanjje  des  rechten  Erfolges  ent- 
behren muß,  als  sie  auf  den  Boden  der  Freiwilligkeit  gestellt  ist. 

Aus  diesen  Gründen  hatte  sich  also  die  preußische  Regierung  ent- 
schlossen^ die  Vorlage  auf  dem  Boden  der  obligatorischen  Innung  auf- 
zubauen. Da  nun^  wie  bereits  dargelegt,  es  nicht  möglich  sein  würde, 
alle  Handwerker  in  Innungen  zu  vereinigen,  so  würden  immer  noch 
weite  Kreise  des  Handwerkerstandes  der  bisherigen  Vereinzelung  auch 
ferner  überlassen  worden  sein  und  ihren  Gesellen  und  Lehrlingen  die 
Förderung  und  Fürsorge  vorenthalten  werden,  welche  ihnen  durch  die 
neue  gesetzliche  Regelung  gesichert  werden  soll.  Es  war  daher  not- 
wendig, auch  für  diese  Handwerker  ein  Organ  zu  schaffen,  welches 
för  sie  die  der  Innung  zugewiesenen  Aufgaben,  soweit  dies  bei  der 
Verschiedenheit  der  Elemente  und  bei  ihrer  daraus  sich  ergebenden 
loseren  Zusammenfassung  möglich  ist,  zu  übernehmen  hat. 

So  wurden  die  Hand  Werksausschüsse  notwendig. 

Der  Handwerksausschuß  sollte  also  für  die  Handwerker,  die  nicht 
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in  Innungen  zu  vereinigen  waren,  zunächst  die  Innung;  ersetzen  und 
die  notwendigen  Aufgaben  derselben  erfüllen.  Der  Handwerksauss 
halte  aber  noch  eine  andere  Aufgabe.  Er  sollte  uameDtlicb  ein 
Unterorgan  der  Handwerkerkammer  sein.  Diese  sollte  nicht  oar 
Interesfeeovertretung,  sondern  auch  Selbstverwaltungskörper  sein*  Sie 
sollte  namentlich  das  gesamte  Lehrlingswesen  bis  ins  einzelne  regeln. 
Da  nun  eine  Ilaiidwerkerkammer  naturgemäß  große  Bezirke  umfassen 
mußte,  so  waren  tiberall  Unterori^'ane  nötig,  die  die  Durchführung  «1er 
von  derselben  erlassenen  Vorschriften  überwachten.  Ferner  sollte  der 
UandwerksaUBSchüß  auch  den  Wahtkörper  für  die  Uandwerkerkammer 
bilden.     Derselbe  hatte  also  eigentlich  3  Aufgaben: 

1)  Die  Wahrnehmung  der  gemeinsamen  Interessen  aller  Hand- 
werker seines  Bezirkes. 

2)  Die  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Innung  für  die  einer  Innung 
nicht  angehörenden   Handwerker, 

3)  Die  Uebernahme  gewisser  Aufgaben  für  die  beteiligten  Innungett, 
Der    Handwerksausschuß   sollte  nur  bestehen  aus   Vertretern  der 

Innungen  seines  Bezirks  und  aus  Vertretern  der  nicht  den  Innungen  an- 
gehtlrigen  HaiMiwerkcr, 

Da  der  Handwerksausscbuß  eine  ziemlich  lose  Vereinigung  war, 
so  sollte  ihm  von  der  Aufsichtsbehörde  ein  Kommissar  bestellt  werden, 
der  diu  Rixhte  eines  Vorstandsmitgliedes  hatte.  Dieser  Kommissar 
sollte  nach  der  Begründung  die  sachliche  wie  geschäftliche  Leistungs- 
fähigkeit durch  seine  voraussichtlich  höhere  Bildung  und  größere 
Geschäftskunde  verstärken  und  zugleich  eine  erwünschte  Gewähr  für 
die  sachgemäße,  von  persönlichen  Interessen  unbeeinträchtigte  Be- 
handlung iier  Geschäfte  bieten.  Er  sollte  eigentlich  die  Initiative  ifi 
den  HaiKlwerksausschuß  hineintragen. 

Bei    jedem   Handwerksausschuß  sollte   ferner  noch   ein  Geselieo*! 
ausschuß  gebildet   werden,   der  gewählt   wurde   von   den  GesellenaES^ 
Schüssen  der  Innungen  und  den  Gesellen,  die  bei  Handwerkern  arbeitetea, 
welche  noch  keiner  Innung  angehörten. 

Die  Spitze  dieser  so  gebildeten  Organisation  sollte  dann  die  Hand- 
werkerkammer bilden.  Diese,  die  von  den  Hand  Werksausschüssen  ge- 
gewiihlt  wurde,  sollte  eine  doppelte  Aufgabe  haben. 

Sie  sollte  zunächst  die  Gesamtinteressen  des  Handwerks  und  die 
Interessen  aller  in  ihrem  Bezirk  vorhandenen  Handwerker  gegenüber 
der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  zu  vertreten  haben.  Da- 
neben sollte  sie  als  Selbstverwaltungsorgan  die  Aufgabe  haben, 
dicgenigen  zur  Regelung  der  Verhältnisse  des  Handwerks  erlassencB 
gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  noch  einer  Ergänzung  durch  Einzel* 
Vorschriften  bedürftig  und  fähig  sind,  für  ihren  Bezirk  weiter  ausza- 
bauen,  die  Durchführung  der  gesetzlichen  und  der  von  ihr  selbst  er* 
lassenen  Vorschriften  zu  regeln  und  zu  überwachen,  und  endlich  weitere 
auf  die  Forderung  des  Handwerks  abzielende  Veranstaltungen  zu  treffifo. 

Auch  bei  der  Handwerkorkammer  war  ein  Staatskommissar  und 
ein  Oesellenausschuß  vorgesehen.  War  so  der  Aufbau  der  Organisatioai 
La  obligatorischen  Innungen,  obligatorischen  HandwerksausschOssea  und 
obligatorischen   Handwerkerkammera  beendet,  so  hatte  der  Bitwurf 
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außerdem  noch  die  Innuogsverbände  auf  allgemeinen  Wunsch  der  or- 
ganisierten Handwerker  in  den  Entwurf  eingefügt. 

Die  gesetzlicben  Bestinimuegen  Über  die  Innungsverbände  waren 
ungefähr  die  bereits  geltenden  geblieben.  Es  sollten  jedoch  in  der 
Regel  nur  noch  Fachverbände  bestehen. 

Da  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  die  Hauptaufgabe  der  Hand- 
werkerkammer bildete,  so  büßten  die  Innungsverbände  einen  großen 
Teil  ihres  bisherigen  Arbeitsgebietes  ein.  Sie  hatten  jedoch  noch  einen 
hohen  Wert,  um  die  gemeinsamen  fachlichen  Interessen  für  das  ganze 
Reich  einheitlich  regeln  zu  können. 

Da  sich  auch  vielfach  Nichthand werker  unter  dem  Innungsgesetz 
zusammengeschlossen  hatten,  wie  z.  B.  Gastwirte,  Fohrherren^  Musiker, 
Recbtskonsulenten  etc.,  so  wollte  man  diese  Innungen  noch  ferner  als 
freie  Innungen  bestehen  lassen*  Dies  war  der  Aufbau  der  Organisation 
nach  der  preußischen  Vorlage.  Die  Kritik,  die  an  diesem  Gesetz  geübt 
wurde,  war  verschieden  nach  zwei  Richtungen. 

Den  Anhängern  der  obligatorischen  Innung  ging  derselbe  nicht  weit 
^enug.  Die  Kritik,  die  auf  dem  Gewerbekammertag  zu  Weimar  und  auf 
der  Berliner  Handwerkerkonferenz  vom  September  1896  geübt  wurde, 
ging  dahin,  daß  man  zunächst  nicht  mit  der  Möglichkeit  rechnen  dürfe, 
daß  Handwerker  nicht  von  der  Organisation  erfaßt  würden.  Es 
dürfe  keine  Beschwerde  gegen  die  Bildung  einer  Zwangsinnung  zugelassen 
werden,  denn  sonst  würde  das  Gesetz  nur  lückenhaft  in  Wirksamkeit 
treten,  weil  dann  die  Gegner  der  obligatorischen  Innung  die  Bildung  solcher 
durch  ihr  Veto  verhindern  würden.  Es  müsse  also  der  Hauptgrund- 
satz  der  sein,  jeder  Handwerker  müsse  einer  Innung  angehören.  Um  nun 
aber  zu  ermöglichen,  daß  alle  Handwerker  in  Innungen  vereinigt  werden 
könnten,  ließ  man  gemischte  Innungen  zu,  denen  alle  die  Handwerker 
zugewiesen  werden  sollten,  die  in  Fachinnunsen  nicht  unterzubringen 
waren.  Man  wollte  also  die  gemischten  Innungen  als  Notbehelf  in 
die  Organisation  aufnehmen,  um  dadurch  die  Handwerksausschüsse, 
die  doch  hauptsächlich  geschaficn  waren,  um  auch  die  Handwerker, 
die  nicht  in  Innungen  vereinigt  werden  konnten,  unterzubringen,  zu 
beseitigen,  weil   man   sich  wenig  von   deren    Wirksamkeit  versprach. 

Dadurch,  daß  man  alle  Handwerker  in  Innungen  unterbrachte, 
fielen  die  Handwerkerausschüsse  in  ihrer  bisherigen  Form  weg  und 
wurden  zu  Innungsausschüssen.  Ferner  wurden  die  Gesellenausschüsse 
bei  dem  Innungsausschuß  und  der  Haudwerkerkammcr  verworfen,  da 
die  Gesellenausschüsse  bei  den  Innungen  genügten,  um  die  Interessen 
derselben  zu  vertreten.  Auch  gegen  den  Staatskommissar  bei  dem 
Handwerks-  resp.  Innungsausschufl  nahm  man  in  diesen  Kreisen  Stellung, 
Ebensowenig  wie  in  einer  Innung  ein  Staatskommissar  erwünscht  sei, 
ebensowenig  könne  derselbe  im  Innungsausschuß  nützlich  sein.  Schließ- 
licl  *  rn  auch  den  organisierten  Handwerkern  vielfach  die  Aufsichts- 
bcl  I  der  Aufsichtsbehörde   zu  weit  zu  gehen.    Dies  waren  kurz 

die  Ansichten  der  Anhänger  der  obligatorischen  Innungen.  Die  Gegner 
derselben  wiesen  darauf  hin,  daß  durch  den  umfassenden  Apparat 
eine  Hebung  des  Handwerkerstandes  doch  nicht  herbeigeführt  werden 
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könne.  Von  wirtschnfllichen  Vorteilen  sei  nirgends  die  Bede.  Diesff^ 
umfassende  Apparat  der  Organisation  werde  nur  dem  Handwerk,  welcbes 
schon  jetzt  über  zu  große  Belastung  klage,  neue  Lasten  auflegen,  ohne 
denjeutsprechende  wirtschaftliche  Vorteile  zu  bieten.  ZwangatBUitiigeB 
könnten  nichts  nützen,  weil  die  Innungen  hauptsächlich  etbisdie  AufgibcD 
erfüllen  sollten  und  steh  solche  nicht  erzwingen  ließen. 

Es  würden  daher  nur  von  Staats  wegen  zahlreiche  Organisationen 
geflcbafiTeu,  die  auf  dem  Papier  beständen  und  nichts  leisteten»  weil 
ihre  Mitglieder  nichts  davon  wissen  wollten. 

Zwangsinnungen  müßten  ihre  Aufnahmebeschränkungen  fallen  lassen 
und  daher  alle,  auch  die  unlautersten  Elemente  aufnehmen.  Es  könne 
daher  leicht  kommen,  daß  diese  vielleicht  die  Oberhand  gewännen  und 
dann  werde  eine  solche  obligatorische  Innung  direkt  Schaden  stiften  etc. 
Es  könne  z.  B.  der  Fall  eintreten,  daß  dann  eine  Innung  eine  über» 
wiegend    sozialdemokratische  (>ri;anisation  werde. 

Wir  wollen  auf  diesen  preußischen  oder  ßerlepsch^schen  Entwurf 
nicht  weiter  eingehen,  weil  er  nicht  als  Grundlage  für  das  im  Reichs- 
tag zur  Annahme  gelaugte  Gesetz  gedient  hat. 

Wie  bereits  im  ersten  Teil  dieser  Abhandlung  ausgeführt,  stiel 
der  preußische  F'ntwurf  auf  Widerstand  seitens  der  süddeutschen  Regie- 
rungen,  die  nichts  von   unbedingten  Zwangsinnungen  wissen    wollten. 

Der  im  Bundesrat  ausgearbeitete  Kouiproiuissgeselzentwurf  \onj 
15.  März  1897  verwarf  die  obligatorische  Innung  nicht,  sondern  er  führte 
die  obligatorische  Innung  fakultativ  ein,  d.  b.  er  wünschte,  daß  nur 
da  obligatorische  Innungen  geschaffen  würden,  wo  die  Majorität  der 
Iktdligten  dafür  war. 

Der  grundlegende  §  100  dieses  neuen  Entwurfes  lautete: 

,,Zur  Wahrnehmung  der  gemeinsamen  gewerblichen  Interessen  der ' 
Handwerker  gleicher  oder  verwandter  Art  ist  durch  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde auf  Antrag  Beteiligter  anzuordnen,  daß  innerhalb  eints 
bestimnUen  Bezirkes  sämtliche  Gewerbetreibende,  welche  das  gleiche 
Gewerbe  oder  verwandte  Handwerke  ausüben,  einer  neu  zu  errichten- 
den Innung  (Zwangsinnmig)  als  Mitglieder  anzugehören  habeu,   weno: 

1)  ilic  Mehrheit  der  beteiligteu  Gewerbetreibenden  der  Einrührung 
des  Beitrittszwangcs  zusiininit, 

2)  der^  Bezirk  der  Innung  so  abgegrenzt  ist,  daß  kein  Mitglied 
durch  die  Entfernung  seines  Wohnortes  vom  Sitze  der  Innung  behinderl 
wird,  amCfenosBenschaftsIüben  teilx.unehnien  und  dielnnungseinricbtungen 
zu  benutzen,  und 

3)  die  Zaid  der  im  Bezirke  vorhandenen  beteiligten  llaudwerker 
zur  Bildung  einer  leistungsfähigen  Innung  ausreicht. 

Der  Antrag  kann  von  einer  für  das  betreffende  Handwerk  h^ 
stehenden  Innung  oder  von  Ilandwerkeru  gestellt  werden,  welche  zu 
einer  neuen  Innung  zusamnieutreten  wollen.  Ohne  Herbeiführung  einer 
Abstimmung  (§  l(X)a)  kann  der  Antrag  abgelehnt  werden,  weno  die 
Antragsteller  einen  verhältnismäßig  nur  kleineu  Bruchteil  der  bc* 
tetligten  Handwerker  bilden,  oder  ein  gleicher  Antrag  bei  einer  inner- 
halb der  letzten  3  Jahre  stattgefundenen  Abstimmung  von  der  Mehrheit 
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der  Beteiligten  abgelehnt  worden  ist,  oder  durch  andere  Einrichtungen 
als  diejenige  einer  Inniing  für  die  Wahrnehmung  der  gemeinsamen  ge- 
werblichen Interessen  der  beteiligten  Handwerke  ausreichende  Für- 
sorge getroffen  ist.** 

Der  Unterschied  zwischen  der  preußischen  Vorlage  und  der  vom 
15,  März  1897  ist  nicht  so  erheblich,  als  dies  auf  den  ersten  Blick 
erscheint. 

Der  Hauptunterschied  liegt  zunächst  darin,  daß  nach  der  preußi- 
schen Vorlage  die  Zwangsinnungen  durch  die  Behörde  gebildet  werden 
sollten,  während  nach  der  Koni  promiß  vorläge  dieselben  aus  der  Initia- 
tive der  Beteiligten  hervorgehen  müssen,  denn  es  ist  ein  Antrag  der 
Interessenten  nötig. 

Außer  diesem  Unterschied  sind  jedoch  die  Grundbedingungen  für 
Bildung  von  Zwangsinnungen  die  gleichen. 

Nach  der  preußischen  wie  nach  der  Kompromißvoriage  sollte  der 
Bezirk  der  Innung  so  abgegrenzt  sein,  daß  kein  Mitglied  durch  die 
Entfernung  seines  Wohnortes  vom  Sitz  der  Innung  behindert  wird, 
am  Genossenschaftsleben  teilzunehmen  und  die  Innungseinricbtungen 
zu  benutzen  und  ferner  sollte  die  Zahl  der  im  Bezirke  vorhandenen 
beteiligten  Handwerker  zur  Bildung  einer  leistungsfähigen  Innung  aus- 
reichen. 

Diese  beiden  Grundbedingungen  sind  also  bei  beiden  Entwürfen 
die  gleichen. 

Nach  der  preußischen  Vorlage  sollte  nach  §  83a  die  Behörde  die 
Innungsbildung  unterfassen  >  wenn  die  Majorität  der  Beteiligten 
sieb  gegen  die  Innungsbildung  ausspreche,  weil  man  sich  von  einer 
Innung  keine  ersprießliche  Thatigheit  versprach,  in  der  die  Majorität 
nichts  von  der  Innung  wissen  wollte.  Nach  der  Kompromißvorluge 
sollte  jedoch  nur  eine  Innung  ins  Leben  gerufen  werden,  wenn  die 
Majorität  der  Beteiligten  dafür  wäre. 

Der  Unterschied  zwischen  beiden  Vorlagen  war  also  in  der  That 
nicht  so  groß,  als  es  anfänglich  scheinen  mochte. 

Die  Begründung  zum  Gesetz  vom  15.  März  1897  hob  scharf  die 
Motive  hervor,  die  zu  dieser  Umformung  der  preußischen  Vorlage  ge- 
führt haben. 

Zunächst  erkennt  die  Begründung  an,  daß  nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  mit  den  freien  Innungen  die  Organisation  auf  den  Boden 
des  Zwangs  gestellt  werden  muß,  wenn  etwas  geleistet  werden  soll. 
Es  handelt  sich  nur  ura  den  Weg,  auf  welchem  die  zwangsweise  Zu- 
sammenfassung des  lokalen  Handwerks  in  der  Form  von  Zwangs- 
innungen herbeigeführt  werden  soll.  In  dieiser  Beiiiehung  ließen  die 
nach  «ler  Ven>Bt*ntlicbung  Avr  preußischen  Vorlage  gemachten  Beobach- 
tungen unzweideutig  erkennen,  Jaß  die  Anschauungen  Über  die  Zweck- 
mäßigkeit der  allgemeinen  Einführung  von  Zwangsinnungen  in  den  zu- 
nächst beteiligten  Kreisen  sowohl  innerhalb  der  einzelnen  Gewerbe  als 
auch  in  den  verschiedenen  Gegenden  weit  und  grundsätzlich  aus* 
einandergehen. 

Die  Begründung  wies  dann  weiter  darauf  bin,  daß  in  weiten  Teilen 
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des  Reiches,  Damentlich  in  denen,  in  welchen  Gewerbevereine  in  Blttte 
ständen,  wie  z.  B.  in  Bayern,  Württemberg,  Baden^  Hessen,  Thü- 
ringen etc.,  der  Gedanke  der  Zwangsinnung  sehr  entschiedenem  Wider- 
spruch begegne  ^).  In  manchen  Bezirken  seien  die  Gewerbevereiae  be* 
deutender  entwickelt  wie  die  Innungen.  Dem  Verbände  der  deutschen 
Gewerbevereine  gehorten  zu  Anfang  1896  466  Vereine  mit  53  287  Mit- 
gliedern an.  Die  dem  Verbände  angehörigen  78  bayerischen  Gewerbe- 
vereine zählten  14  813,  die  78  württembergischen  Gewerbevereine  8000, 
die  72  badischen  Gewerbevereiüe  6228  und  die  72  hessischen  Vereine 
5519  Mitglieder.  In  der  Provinz  Hessen-Nassau  hätten  sich  75  Verdne 
mit  6555  Mitgliedern,  in  der  Provinz  Hannover  21  Vereine  mit  2321  Mit- 
gliedern dem  Verbände  angeschlossen. 

Diese  freien  Vereinigungen  hätten  unter  Mitwirkung  der  Staats- 
behörden sich  mit  Erfolg  der  Förderung  des  Lehrlingswesens,  des  ge- 
werblichen Fortbildungsschulwesens  etc.  an^üienommen,  so  daß  weder 
die  beteiligten  Handwerker  noch  die  Behörden  die  Beseitigung  dieser 
Vereine  und  ihrer  Gesetze  durch  eine  auf  anderer  Grundlage  beruhe! " 
Organisation  für  erwünscht  hielten*  Wenn  hiernach  in  einem  gro^ 
Teile  der  Bundesstaaten  weite  Kreise  des  Handwerks  den  Innungszwi 
mit  Entschiedenheit  ablehnten,  so  könnte  schon  diese  Thatsache 
Einführung  eines  allgemeinen,  unbedingten  Innungszwanges  nicht  rat- 
sam  erscheinen  lassen.  Mit  vollem  Recht  ist  in  dieser  Beziehung  her- 
vorgehoben, so  führte  die  Begründung  weiter  aus,  daß  bei  der  Bildung 
von  Zwangsinnußgen  der  Umstand  mit  in  Erwägung  gezoj:fen  werJe, 
daß  der  Regel  nach  von  einer  gedeihlichen  Thätigkeit  der  Innung  nur 
da  die  Rede  sein  kann,  wo  mindestens  die  Mehrheit  der  ihr  zuge- 
wiesenen Handwerker  bereit  sei,  mit  Energie  und  Nachhaltigkeit  an 
die  Erfüllung  der  Innungsaufgaben  heranzugehen  und  die  dadurch  be- 
dingten Mühewaltungen  auf  sich  zu  nehmen.  Fehle  es  an  dieser  Vor* 
aussetzung  und  müsse  nach  der  Entschiedenheit,  mit  welcher  sich  die 
Mehrzahl  der  beteiligten  Handwerker  gegen  die  Bildung  der  Innung 
oder  gegen  die  Zuteilung  zu  einer  Innung  auflehne,  erwartet  werden, 
daß  sie  sich  demnächst  von  der  Innungsthätigkcit  dauernd  fern  halten 
oder  gar  ihr  hindernd  in  den  Weg  treten  würden,  so  werde  man  besser 
daran  thun,  von  der  Einrichtung  einer  Innung  oder  von  der  Zuweisung 
solcher  Handwerker  zu  einer  Innung  Abstand  zu  nehmen.  Es  wird 
daher  erwünscht  sein,  nur  da  Zwangsiunungen  zu  bilden,  wo  eine  Ge* 
währ  dafür  geboten  ist,  daß  sie  leistungs-  und  lebensfähig  sind.  Kur 
auf  diese  Weise  kann  man  einen  für  die  Durchführung  des  Innungs* 
gedankens  vielleicht  verhängnisvollen  Mißerfolg  der  Gesetzgebuog  ver- 
meiden. 

Die  Begründung  beleuchtet  danu  noch  die  Schwierigkeiten,  die  in 
der  örtlichen  Verbreitung  der  Handwerker  liege.  Man  werde  zahlreiche 
gemischte  Innungen  bilden  müssen,  wenn  man  überhaupt  auch  nach 
der  preußischen  Vorlage  die  Mehrzahl  der  Handwerker  in  Innungea 


1)  Atilagea  sa  den  Verliaodlutigen  des  BeicbstsgeSf  IX,  L«fbljitiirp«riodey  lY, 
1895/5)7,  No.  715,  S.  41  f. 
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vereinigen  wollte.  Gemischte  Innungen  leisteten  aber  wenig,  wie  auch 
die  österreichischen  Erfahrungen  lehrten. 

Nach  dem  Ergebnis  der  statistischen  Errnittelungen  beschäftigten 
femer  in  den  städtischen  Zählbezirken  58,5  Proz,,  in  den  länrllichen 
hingegen  nur  39,1  Proz.  der  Meister  Gesellen  und  Lehrlinge.  In  den 
bayerischen  Bezirksämtern  Brnck  (Oberbayeru),  Stadtanihof  (Oberpfalz) 
und  Neustadt  a.  S.  {Unterfranken)  mit  insgesamt  82212  Einwohnern 
und  166  Gemeinden  wurden  im  ganzen  2910  Meister  gezählt,  von  denen 
1964  (67,5  Proz.)  ohne  und  nur  946  (32,5  Proz.)  mit  Gesellen  oder 
Lehrlingen  arbeiteten.  lo  dünner  bevölkerten  Gegenden  gehe  die  Zahl 
der  Personal  beschäftigenden  Meister  noch  erheblich,  bis  auf  13,5  Proz., 
herunter.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  daß  in  zahlreichen  Bezirken  die 
Innungen  an  der  Erfüllung  der  mit  in  erster  Linie  ihnen  zuzuweisenden 
Aufgabe,  der  Fürsorge  für  das  Gesellen-  und  Lehrlingswesen,  kein 
Interesse  haben,  außerdem  aber  auch,  daß  die  Personal  beschäftigenden 
Meister  in  solchen  Innungen  stets  der  Gefahr  der  Majorisierung  durch 
die  allein  arbeitenden  Meister  ausgesetzt  sein  würden. 

Gegen  die  Kraft  der  in  dieser  Begründum?  ausgesprochenen  Argu- 
mente wird  man  sich  nicht  leicht  verschließen  können.  Thatsächlich 
hat  auch  unseres  Erachtens  sich  ergeben,  daß  eine  strikte  Durchführung 
des  Iniiungszwanges,  wenn  leistungsfähige  Organisationen  geschaffen 
werden  sollen,  sich  nicht  mehr  durchführen  lassen  werde. 

Die  Kompromißvorlage,  die  am  14.  Juni  zur  Annahme  gelangte, 
sah  also  freie  Innungen  vor,  ähnlich  wie  die  jetzt  auf  Grund  des 
Innungsgesetzes  bestehenden  Innungen,  und  dann  fakultative  Zwangs- 
inuungen. 

Der  Handwerksausschuß,  der  in  seiner  losen  Zusammensetzuag 
allgemein  ungünstig  beurteilt  war,  wurde  aus  der  Organisation  entfernt 
Damit  fiel  aber  auch  der  Wahlkörper  für  die  Handwerkerkammer.  Es 
mußte  also  ein  neuer  Wahlkörper  geschaffen  werden.  Die  Handwerker- 
kammem  sollten  daher  nach  dem  Entwurf  nnr  von  den  Innungen  und 
Gewerbevereinep  gewählt  werden.  Die  Organisation  der  Handwerker- 
kammer war  ungefähr  die  gleiche  gehlieben,  wie  nach  der  früheren 
Vorlage,  Auch  die  InnungsverbÄude  ließ  der  Entwurf  in  der  bereits 
in  der  preußischen  Vorlage  vorgeschlagenen  Form  bestehen.  Auch 
wurden  die  Innungsausschüsse,  ebenso  wie  die  jetzt  bestehenden »  als 
fakultative  Einrichtungen  erhalten.  Die  Kompromißvorlage  hatte  vor 
der  preußischen  Vorlage  den  großen  Vorzug,  daß  anzunehmen  war, 
daß  die  Zwangainnungen,  die  durch  sie  ins  Leben  gerufen  würden, 
jedenfalls  als  leistungsfähige  Organisationen  sich  erwiesen,  weil  die 
Majorität  der  Mitglieder  von  vornherein  gewillt  war,  die  Aufgaben 
des  Zwangsinnung  zu  erfüllen.  Es  wurrle  also  durch  die  Kompromiß- 
vorlage den  Handwerkern  Gelegenheit  geboten,  nun  durch  die  Praxis 
beweisen  zu  können,  was  eigentlich  mit  Zwangsinnungen  zur  Hebung 
des  Handwerks  geleistet  werden  könne. 

Nachdem  wir  so  die  verschiedenen  Vorlagen  kurz  skizziert  haben, 
wollen  wir  das  Gesetz  in  der  Form,  in  welcher  es  in  dritten  Lesung 
im  Reichstag  angenommen  ist,  einer  Kritik  unterwerfen« 
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in.  Kritik  des  Organisattonsgesetzeik 

Bei  der  ßeleachtafifr  de«  Gesetzes  richten  wir  uns  nach  dem  Eot- 
worf,  wie  er  nach  den  IJi^achlÜgscn  des  Reichstages  in  dritter  LesoD^ 
Rieh  gestaltet  hat.  Der  Titel  VI  der  Gewcrbeordnong  soll  in  Zukmift 
die  Ueberschrift  tragen: 

Innungen,  InnungsausschOsse^  Handwerkerkammem,  InnimgSTer- 
hftnde« 

1)  Innungen. 

Der  von  den  Innungen  handelnde  Teil  zerfallt  in  zwei  Abschnitte, 
von  denen  der  eine  von  Innungen,  der  andere  von  Zwangsinnungea 
handelt 

Die  Beßtimmungen  Über  Innungen  in  den  §§  81 — 99  e&tsprecha 
dem  jetzt  geltenden  Recht  mit  einigen  Abänderungen  and  Vei^ 
besseningen. 

Ebenso  wie  bisher  kennen  also  diejenigen,  welche  ein  Gewerbe 
selbatiindig  betreiben,  zur  Förderung  der  gemeinsamen  gewerblichea 
Intereßgen  zu  einer  Innung  zusammentreten. 

Diese  freiwilligen  Innungen  haben  die  früheren  Aofgabeo  behalten« 
Die«elben  zerfallen  in  ohliga torische  und  fakultative. 

Nach  §  81  ist  Aufjzabe  der  Innunj^en  wie  bisher 

1)  Die  PÜPge  des  Gemein i^eistes  sowie  die  Aufrechterhaltung  und 
Stiirkiing  der  Standesehre  unter  den  Inoungsmitgliedern; 

2)  die  F<5rderuntr  eines  gedeihlichen  Verhältnisses  zwischen 
Meistern  und  GewIIen  (Gehilfen),  sowie  die  Fürsorge  für  das  Herbergs- 
wesen und  den  Arbeitsnachweis; 

8)  die  ntihpfe  Regelung  des  I.ehrlingswesons  und  die  sittliche  Aus- 
bildung der  Lehrlingo,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  §§  103e, 
126     132u; 

4)  die  KntBcheidung  von  Streitij^keiten  der  in  §  3  des  Gewerbe- 
gerichtHgt'Met/ea  vom  21).  Juli  18IX)  (Reichsgesetzbl.  S.  141)  und  in 
§  ßSft  des  KninkeiivorslcherunjjsgeFetzes  bezeichneten  Art  zwischen  den 
Innung»mitglifd**rn  und  ihren  Lehrlingen. 

Neben  diesen  ohligntorisehen  Aufgraben  sollten  die  Innungen  auch 
fakultiiiive  erfdllen  kiuincrL  Sie  sind  befugt  nach  Ji  81b.  ihre  Wirksam- 
keit uuf  andere»  den  InnungsuHtgliedern  gemeinsame  gewerbliche  Inter- 
easen,  als  die  in  §  81a  bezeichneten  auszudehnen.  Insbesondere  steht 
ihnnn  xu 

1)  Veranstaltungen  zur  Förderung  der  gewerblichen,  technischen 
und  sittlicben  Ausbildung  der  Meister,  Gesellen  (Gehilfen)  und  Lehr- 
linge zu  treffen,  insbesondere  Schulen  zu  unterstützen,  zu  errichten 
und  zu  leiten,  sowie  über  die  Benutzung  und  den  Besuch  der  von  ihnen 
errichteten  Schulen  Vorschriften  zu  erlassen; 

2)  Gesellen-  und  Meisterprüfungen  zu  veranstalten  und  über  die 
Prüfungen  Zeugnisse  auszustellen; 

:i)  zur  Unterstützung  ihrer  Mitglieder  und  deren  Angehörigen, 
ihrer  Gt^sellcn  (Gehilfen),  Lehrlinge  und  Arbeiter  in  Fallen  der  Kriuilc* 
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heit,   des  Todes,   der  Arbeitsunfähigkeit  oder   sonstiger  Bedürftigkeit 
Kassen  zu  errichten; 

4)  Schiedsgfirichte  zu  errichten,  welche  berufen  sind,  Streitigkeiten 
der  in  g  3  des  Gewerbegerrchtsgesetzes  und  in  g  53a  des^Kr^inken- 
versicheningsgesetzes  bezeichneten  Art  zwischen  den  Innungsmitgliedern 
und  ihren  Gesellen  (Gehilfen)  und  Arbeitern  an  Stelle  der  sonst  zu- 
ständigen Behörden  zu  entscheiden; 

5)  zur  Förderuner  des  Gewerbebetriebes  der  Innungsmitglieder  einen 
gemeinschaftlichen  Geschäftsbetrieb  einzurichten. 

Sachlich  ist  hier  gegenüber  dem  geltenden  Recht  nur  geändert, 
daß  die  Schiedsgerichte  nicht  nur  Streitigkeiten  zwischen  den  Meistern 
und  Gesellen,  sondern  auch  zwischen  den  Meistern  und  ihren  Arbeitern 
zu  entscheiden  haben.  Ebenso  sollen  auch  die  Kassen  einrieb  tun  gen, 
namentlich  die  Krankenkassen,  die  Arbeiter  der  Innungsmeister  mit 
umfassen  können. 

Wesentliche  Aenderuneren  gegenüber  dem  jetzt  geltenden  Recht 
sind  nur  in  wenigen  Punkten  vorsrekommen.  Zunächst  wurden  den 
bei  den  Innungen  zu  bildenden  Gesellenausschüssen  weitergehende  Rechte 
als  früher  zugestanden. 

Nach  dem  §  100a  des  Innungs^esetzes  nehmen  die  bei  Innungs- 
roeistern  beschäftigten  Gesellen  an  den  Innungsversamralungen  und  an 
der  Verwaltung  der  Innunfjcn  nur  insoweit  teil,  als  dieses  in  dem 
Innungsstatut  vorgesehen  ist.  Eine  solche  Teilnahme  mußte  ihnen  ein- 
geräumt werden  bei  der  Abnahme  von  Gesellenprüfuneen,  sowie  an 
der  Begründung  und  Verwaltung  aller  Einrichtungen,  für  welche  sie 
Beiträge  entrichten  oder  eine  besondere  Mühewaltung  übernehmen, 
oder  welche  zu  ihrer  ünterstützunj;  bestimmt  sind. 

Diese  Bestimmungen  des  Innun^sgesetzes  vom  18.  Juli  1881  sind 
bisher  nur  in  sehr  geringem  Maßstabe  in  Wirksamkeit  getreten,  weil 
überall  die  Innungsgesellen  sich  weigerten,  Gesellenau-^schflsse  zu 
wählen.  Sie  wollten  solche  Gesellenausschüsse  nur  ins  Leben  rufen, 
wenn  alle  Gesellen,  gleichviel  oh  InnunL'SKescllen  oder  nicht,  das  Wahl- 
recht erlangten.  Das  Solidaritätsgeftihl  unter  den  Gesellen  selbst  hatte 
daher  bisher  die  Bildung  solcher  Ausschüsse  verhindert. 

Die  neue  Vorlage  sucht  nun  durch  weitergehende  Rechte  die  6e- 
sellenausschiisse  für  die  Gesellen  begehrenswert  zu  machen.  Die  neuen 
Bestimmungen  über  die  GesellenausschOsse  sind  die  folgenden: 

%  9&.  Dt«  bei  den  lanariKJlfnUeliedflni  beichMfti|;rten  G«aellen  (Gehilfen)  nehmen  na 
fl^r  ErnUltinir  d«r  Aofirfthcn  der  Jnnutiir  and  an  ibrer  VerwjiUuntr  teil,  iiöweft  dies  durch 
Oes«tt  oder  SUtut  bcstiirimt  Ist     Sie  w&bleQ  xu   diesem  Zweck  den  OeselleiiÄtissfbiirs. 

Der  Ge^eHimiiuMchars  ist  boi  der  Rei^eloni;  dfts  Lehrlinir*w<>»«ftt  und  bei  der  Qo- 
eeUenprOrune,  Aowie  hei  der  HefrrDndunir  und  Verwaltung  iiUer  Ein  rieb  tun  i^en  tu  be- 
teiligen, für  welche  die  GeseUen  (Gehilfen)  Beitrtf«re  entrichten  oder  eine  besondere  MObe- 
w&lttitiK  übernehmen,  oder  welche  zu  ihrer  tTntenittitzunf^  bestimml  lind. 

Die  nfihere  Retfelunf^  dieser  BeteUigoni?  bat  durch  das  Statut  mit  der  ftfArsgmbe  su 
erfolgent  dafs 

1)  boi    der    Beratunir   nud    Befehl uf^faMunfc    des    InoutiRsvorstaiides    mindestens    ein 
Mitfflied  des  GesellenauKächuiäses  mit  voUem  Stimmrecht  lusulassen  int; 

2)  bei  der  Bert  tun  jr  und  BeitchlufsfaMuntr  der  InoanKSvertammltinf^  soino  j»ftmt  lieb  eil 
Mitgliedtr  mit  vnllem  Stimmrecht  xQsa1iisa«ti  sind; 
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5)  b«i  der  Verw«ltnnir  von  Einrichtangto,    für  welch«  di«  6«i}«11eii   (Gehilfro)   An 

wendtingen  tu  machen  haben,  abf^eschen  vod  der  Peraou  des  Vorsitienden,  Q^ 
seMeDf  wekhe  vom  Ge^ullenaussehars  gewihlt  wei-deo,  io  gloiclier  Zahl  bq  bt- 
(mH^^o  sind  wie  die  Innuni^Kmitgüeder« 

Bie  AusfUhruDg;  von  BesehIQj»son  der  Iunun^versitnm1aD|r  in  den  im  Abaatm  ^  b«- 
zeiehneten  Afi Gelegenheiten  darf  nnr  mit  Zustinanaun^  des  Gesellenaasscbasses  eifole««. 
Wird  die  Zuslimmonir  vöTsaift»    »o    kann  st©  durch  die  AafBicIitsbebdrde    erpAi^at    werde«, 

§  g5a.  Zur  Teilnahme  an  der  Wahl  des  GeitellenaasAchiiss^s  sind  die  bei  eio«B 
iDnUDi^smir^liede  beschitfti^ten  Tolljftbri^en  GeseUen  (Gehilfen)  bereobügt,  welcbe  »Ich  m 
Besitze  der  hür^erlkheD   Ehrnnrec^hte  bcjßaden. 

Wählbar  ist  jeder  wahlberechtitrte  Qe^^elle^  welcher 

1)  znin  Amt  eines  SchoQFen  fabijc  fst  (|§  Sl,  32  des  6ericMftverfa5siiD|;s|pe*Mae») - 

Die  Wahl  %am  Gesellenaasschufs  leitet  eia  Mitglied  des  InnniigsTOTjtaodea,  wenn 
ein  solches  nicht  vorbanden  ist,  ein  Vertreter  der  AufsichtsbebSrde, 

§  95b.  FQr  die  Mitglieder  des  GesellenausKcbasses  sind  Ersattm&nner  axx  wableo, 
welche  für  dieselben  }q  Bebind ernnesfSlleii  oder  im  Falle  dei  AnsscbcideDs  fSr  den  Best 
der  Wahlperiode  in  der  Reihenfolge  der  Wahl  emzutreten  haben.  Wird  des^eisoDir^ 
achtet  der  Gesellen ati5s<!hiifs  nicht  Tonz£blig,  so  bat  er  sieb  für  den  Rest  der  Wabtsalt 
durch  Zuwahl  zu  er^finzen. 

%  95c.  Mitglieder  des  Gesellenauftschnsses  behalten,  aach  wenn  sie  niebt  tnftbr  bei 
Innnncrsmitglicdern  beschäftigt  sind,  solange  sie  im  Bezirk  der  Innung  Tcrbleiben«  die 
Mitgliedschaft  noch  während  S  Monaten  seit  dem  Austritt  aus  der  ßescbäftignng  bei 
Innangsmitgliedern. 

Die  Inniinpren  sollen  also  künfti<3;hiTi  gehalten  sein,  Gcsellenaas- 
schüsse  zu  errichten.  Von  diesen  Gesellenaiisschüssen  wird  vor  allem 
ein  günstiger  Einfluß  auf  die  Stärkung  des  guten  Einvernehmens  zwischen 
den  InnuD^smit^liedcrn  und  den  von  ihnen  beschäftigten  Gesellen  er* 
hofft  werden  dürfen,  säst  die  Befirftndiing. 

So  sehr  man  auch  eine  Beteih^oepf  der  Gesellen  im  Interesse  des 
guten  Einvernehmens  zwischen  Meister  und  Gesellen  wtinschen  wird, 
80  scheint  man  doch  in  dem  Zugeständnis  von  Rechten  an  die  Ge- 
seilen  etwas  zu  weit  gegangen  zu  sein. 

Bei  der  Regelung  des  Lehrlinaswesens  ist  unseres  Eraehtens  der^ 
Geselle   überhaupt  nicht   zu   beteiligen.     Die  Regelung  des  Lehrling 
Wesens  ist  lediglich  Sache  des  Meisters,  mit  der  der  Geselle  nichts 
thuu  hat. 

Zu  weitgehend  ist  ferner,  wenn  bei  allen  Beratungen  des  Innung 
Vorstandes  mindestens  ein  Mitglied  des  Gesellenausschusses  mit  vollem 
Stimmrecht  zuzulassen  sein  soll.  Der  Innungsvorstanfi  ist  ja  dann  gar 
nicht  mehr  unter  sich  und  kann  nicht  mehr  vertrauliche  Beratungen 
pflegen.  Es  kommen  auch  in  den  Vorstandssitzungen  so  vielfach  Fragen 
vor,  die  die  Gesellen  gar  nichts  angehen,  von  denen  sie  auch  nichts 
verstehen,  so  daß  eine  solche  Beteiligung  der  Gesellen  im  Innungs- 
vorstand nur  Unfrieden  stiften  wird.  Ebenso  bedenklich  ist  die  Be- 
stimmung, daß  bei  der  Beratung  und  Beschlußfassung  der  Innung«- 
versammluT^gldie  sämtlichen  Mitglieder  des  Gesellenausschusses  mit  vollem 
Stimmrecht  zuzulassen  sein  sollen. 

Auch  in  der  Innunfjsversammlung  ist  die  Beteiligung  der  Geselten 
in  allen  Fällen  unseres  Erachtens  unthunlich.  Höchstens  könnte  man 
sie  zuziehen,   wenn  Fragen   behandelt  werden,  die  sie  selbst  angehen. 

Die  gefährlichste  Bestimmung  scheint  uns  jedoch   die   zu  seio. 
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nach  welcher  die  Ausführung  der  Beschlüsse  der  iDDungsversammlung 
in  den  im  Absatz  2  bezeichDeten  Aiigelegeubeiieu  nur  mit  Zustiuimuiig 
des  Geselleuausschusses  erlulgen  dari.  Wird  diese  ZusiimmuDg  yer- 
sagt,  so  soll  die  Aufsichtsbehörde  dieselbe  ergäuzeii  können. 

Dieses  Vetorecht  des  Gesellenaussschusses  scheint  uns  viel  zu  weit 
zu  gehen.  Diese  Bestimmung  kann  eventuell  die  ganze  Tbätigkeit 
einer  Innung  lahm  legen. 

Seitens  der  Innuugöverlreter  ist  gegen  diese  weite  Fassung  der 
Itechte  des  GeseJleuausschasses  selbst  Stellung  genommen  worden» 
Dennoch  hat  man  in  der  Kommission  wie  im  Plenum  des  Reichstages, 
um  den  Wünschen  der  Gesellen  entgegenzukommen,  diese  weitgehenden 
Bestimmungen  angenommen. 

Fraglich  ist»  ob  diese  obligatorischen  Geseltenausschüsse  überall 
richtig  ins  Leben  treten,  denn  es  werden  auch  in  Zukunft  nur 
Inuungsgeßeileu  wählen  dürfen  und  die  anderen  Gesellen  nicht.  Viel* 
leicht  werden  sich  auch  jetzt  noch  die  Innuugsgeselten  weigern,  solche 
Ausschüsse  zu  wählen,  weil  sich  nicht  alle  Gesellen  bei  der  Wahl  be- 
teiligen können.  Um  zu  häutige  Wahlen  zu  vermeiden,  ist  in  §  95b 
gleich  die  Wahl  von  Ersatzmännern  vorgesehen.  Ferner  ist  in  §  95c 
die  Bestimmung  getroffen,  daß  ein  Mitglied  des  Gesellenausschusses, 
auch  wenn  es  nicht  mehr  bei  einem  Innungsmitgliede  beschäftigt  ist, 
wenn  er  im  Bezirk  der  Innung  verbleibt,  noch  3  Monate  seit  dem  Aus- 
tritt aus  der  Beschäftigung  hei  dem  Innun^smitgliede  sein  Amt  be- 
balten kann. 

CDies  über  die  Gesellenausschüsse. 
1  Neue  Bestimmungen  wurden  ferner  durch  den  §  90  für  Innuugs* 
Krankenkassen  geschatien.  Der  §  90  lautet: 
Auf  loDOOgttkrftDkenkassen  fiodeu  Aar&er  d«a  Vorschriften  des  §  73  des  Knitikeu- 
▼erBicb«roDg»gM«ti«s  aach  die  §^  34—38,  45  Abuts  6,  47  Absiita  3 — 6  des  letstereo 
jftpUpreclieod«  Anwenduag«  JedocU  Iudü  die  Kju»SftjiTerwaiton^  aauchUer^lich  den  Ge- 
■llleu  (Gehilfen)  und  ArbeiUrn  UbertrAgeOi  und  unter  der  VomuikäeUafig,  ärnfs  die 
_  bnutigamitgüeder  die  Bülfte  der  Kii^^senbeitrÜge  ims  eigenen  Mitteln  bestreiten,  bescbtosaeo 
werd«o,  didi  der  Vorsitzende  i^owrie  die  Iläifte  der  Mitglieder  des  Vorstandes  oad  der 
Oeneralversammluing  ?ou  der  Innung  zu  besteUcti  sind. 

Diese  Bestimmungen  entsprechen  einem  Gerechtigkeitsgefühl  den 
Gesellen  gegenüber. 

Da  die  Gesellen  bei  den  Innungskrankenkassen  Beiträge  zu  ent^ 
richten  haben,  so  würden  sie  an  sich  entsprechend  der  Vorschrift  des 
§  95  Absatz  3  Ziffer  3  bei  der  Verwaltung  dieser  Kassen,  abgesehen 
von  dem  Vorsitzenden,  in  gleicher  Zahl  wie  die  Meister  zu  beteiligen 
sein,  dessenungeachtet  aber  doch  in  Minderzahl  sein,  da  die  zur  Be- 
stellung des  Vorsitzenden  berechtigte  Meisterschaft  in  dessen  Person 
über  die  ausschlaggebende  Stimme  verfügen  würde. 

In  einer  solchen  Regelung  liegt,  solange  die  Gesellen  nach  dem 
auch  für  Innuugskiankcnkassen  geltenden  §  51  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes zwei  Drittel  der  Kassenbeitrage  zu  leisten  haben, 
eine  Unbilligkeit,  deren  Beseitigung  dadurch  angestrebt  werden  soll, 
daß  die  Vorschriften  der  ^§  37  und  38  des  Kranken versicherungsge* 
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setzes  auf  InniiDgskrankeiikassen  für  aüweudl)ar  erklärt  weraec,  ui 
zugleich  böstimmt  wird,  daß  bei  diesen  die  Hegel  des  §  95  AbsaU  3 
Ziffer  3  üur  dann  Platz  greifen  soll,  wenn  die  Arbeitgeber  die  UüJfte 
der  Kassenbeiträge  aus  eigenen  Mitteln  bestreiten. 

Einige  lünungen  haben  bereits  jetzt  die  Verwaltung  der  Innungs* 
krankenkasse  den  Gesellen  überlassen  und  sich  damit  begnügt,  der 
Meisterschaft  einen  mittelbaren  Einfluß  auf  die  Verwaltung  der  Kassen 
zu  sichern.  Diese  Regelung  hat  nach  den  geinachten  BeobachtUDgen 
sehr  wesentlich  zur  AiiDäheruBg  der  Gesellen  an  die  Meisterschaft 
und  zu  einer  ^Stärkung  des  Einveniehmens  zwischen  ihnen  geführt- 
Da  gerade  die  Inuungskrankenkassen  eine  Einrichtung  sein  sollen,  um 
eine  feste  Interessengemeinschaft  zwischen  Meistern  und  Gesellen  her- 
beizuführen, so  sind  alle  Maßnahmen,  welche  geeignet  erscheinen,  diese 
Krankenkassen  namentlich  bei  den  Gesellen  beliebt  zu  machen,  auch 
geeignet,  ein  gutes  Verhältnis  zwischen  Meister  und  Gesellen  mit  zu 
stärken. 

Deshalb  ist  die  Bestimmung  des  §  90  voraussichtlich  als  eine 
segensreiche  Verbesserung  zu  betrachten. 

Wie  bei  den  Krankenkassen,  so  finden  sich  auch  bei  den  Innungs- 
schiedsgerichlen  in  den  §§  91— lUb  weitgehende  Verbesseningen.  Die 
bisher  unzulänglichen  Vorschriften  sind  nach  dem  Muster  des  Ge- 
werbcgerichtsgeselzes  weiter  ausgestiiltet  worden. 

Der  wesentlichste  Fortschritt  liegt  darin,  daß  die  Zuständigkeit 
derselben  nun  auch  auf  die  bei  den  Innungsraeistern  beschäftigten  Ar- 
beiter ausgedehnt  worden  ist.  Die  Innungsschiedsgerichte  haben  sich 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  durchaus  bewährt.  So  segensreich 
die  Gewerbegerichte  unzweifelhaft  gewirkt  haben,  so  hatten  sie  doch 
den  Nachteil,  daß  nicht  immer  Fachkollegen  über  die  betreffendes 
Streitfragen  urteilten,  wahrend  bei  den  Inmingsschiedsgerichten  nur 
Fachleute  über  Angelegenheiten  ihres  eigenen  Faches  zu  urteilen  haben. 
Die  neuen  Bestimmungen  über  die  luuungsscbiedsgericUte  sind  die 
iblgenden : 

§  91.  Die  aur  Grund  dea  §  81b  Ziffer  4  f^rrlchtotci)  InnangssehiAdAgtrlcbU  nliittfli 
miDde&Ctins  aus  eioem  VorsttzeudeD  und  zwei  Bekitxeru  bestehen. 

Di«  Ueisttzer  nnd  deren  SteU Vertreter  siod  sur  Hütlfte  aus  den  loniin^niitiitiedtrB, 
sur  HiiUtf!  HU»  den  bei  ibiiea  be^chifügten  Gesellen  (GeMlfen)  und  Arbeitern  zu  cal- 
ucbmen.  Die  ersteren  sind  von  der  Innun^sversammtuu^,  die  letzteren  von  den  GeiellM 
(Gebilfen)  und  Arbeitern  uu  wählen.  Auf  das  Wuhlrecht  finden  die  Voncbrilteo  4ir 
§§  10.  13  Abs.   If  14    Ab»At2  1   des  Gewerbegericht5|^etetxea  Anwendung. 

fier  Vorsitzende  wird  von  der  Aufaicbtebebcirde  beslimmt;  er  braucht  der  Inoiil 
Qiebt  anzui<ebören. 

Die  lieiftitzer  erbelten  für  jede  Sltsungj   weleber    sie    beigewohnt    heben,    Vergili 
der  baren  Auflagen  und  eine  £ijt5c:bädigung  für  Zeitver&jiuainis;    die  Hohe    der  le 
und  der  Betrag  der  dem  Vorsitzenden    an    gewährenden  Vergütung    sind    im    Kebeoil 
feetxusetaeo. 

Sind  Wahlen  nicht  xustande  gekommen,  oder  verweigern  die  Gewihlten  die,IHe««l- 
leistan)^,  ao  bat  die  Aufsichtsbehörde  die  Heijiitser  aus  der  Zahl  der  wifalbAren  lonmfl* 
milgUederf  Gesellen  (Gehilfen)  und  Arbeiter  ku  ernennen. 

Die  Anberaumung  des  ersten  Termins  soll  innerhalb  acht  Tagen  nach  Eingang  der 
Khigtt  erfolgen  und  die  Eotscheidung  nach  Möglichkeit  besehleunigt  werden.  Wird  dlt 
achttägige  Frist  nicht  iiine  gehalten,  so  kann  der  JUiger  verlangen»  dafs  statt  dea  loMoage* 
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Schiedsgerichts  an  den  Orten,  wo  Gewerbegerichte  besteben,  diese  and,  wo  solche  nicht 
bestehen,  die  ordentlichen  Gerichte  entscheiden.  Dies  Verlangen  ist  dem  darnach  aa- 
ständigen  Gewerbegericht  oder  ordentlichen  Gericht  nnd  dem  Innangsschiedsgericht  schrift- 
lich mitsateileo. 

§  91a.  Erfolgt  durch  das  Innnngsschiedsgericht  eine  Verurteilung  auf  Vornahme 
einer  Handlung,  so  ist  der  Beklagte  sugleich  auf  Antrag  des  KUgers  für  den  Fall,  daA» 
die  Handlung  nicht  binnen  einer  su  bestimmenden  Frist  vorgenommen  wird,  aur  Zahlung 
einer  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts  festzusetzenden  Entschftdigung  su  verurteilen. 
In  diesem  Falle  ist  die  Zwangsvollstreckung  gemäfs  §§  773  und  774  der  Civilprosefs- 
ordnung  susgeschlossen. 

§  91b.  Die  Entscheidungen  der  Innung  (§  81a,  Ziffer  4)  und  der  Innungsschieds- 
gerichte (§  81b,  Ziffer  4)  sind  schriftlich  abiufassen;  sie  gehen  in  Rechtskraft  Über,  wenn 
nicht  binnen  einer  N*otfrist  von  einem  Monat  eine  Partei  Klage  bei  dem  ordentlichen  Gericht 
erhebt.  Die  Frist  beginnt  gegen  eine  bei  der  Verkündigung  nicht  anwesende  Partei  mit 
der  Behändigung  der  Entscheidung. 

Aus  Vergleichen,  welche  nach  Erhebung  der  Klage  vor  der  Innung  oder  dem 
Innungsschiedsgericht  geschlossen  sind,  findet  die  Zwangsvollstreckung  statt. 

Die  Entscheidungen  können  von  Amtswegen  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt 
werden,  wenn  sie  die  in  §  3  Ziffer  1  des  Gewerbegerichtsgesetses  beseichneten  Streitig- 
keiten betreffen,  oder  der  Gegenstand  der  Verurteilung  an  Geld  oder  Geldeswert  die 
Summe  von  100  Mark  nicht  übersteigt. 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  ist  nicht  auszusprechen,  wenn  glaubhaft  gemacht 
wird,  dafs  die  Vollstreckung  dem  Schuldner  einen  nicht  zu  ersetzenden  Machteil  bringen 
würde ;  auch  kann  sie  von  einer  vorläufigen  Sicherheitsleistung  abhängig  gemacht  werden. 

Die  Vollstreckung  erfolgt,  sofern  die  Partei  dies  beantragt,  auf  Ersuchen  der  Innung 
oder  des  lonungsschiedsgerichtes  durch  die  Polizeibehörde  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften 
über  das  Verwaltungszwangsverfahren;  wo  ein  solches  Verfahren  nicht  besteht,  finden  die 
Bestimmungen  über  die  Zwangsvollstreckung  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  An- 
wendung. Ein  unmittelbarer  Zwang  zur  Vornahme  einer  Handlung  ist  nur  im  Falle  des 
§  127d  zulässig. 

Ist  rechtaeitige  Klage  erhoben,  so  findet  der  §  647  der  Civilprozefsordnung  ent- 
sprechende Anwendung. 

Der  letzte  Absatz  des  §  91,  der  bestimmt,  daß  die  Anberaumung 
des  ersten  Termins  innerhalb  8  Tagen  nach  Eingang  der  Klage  er- 
folgen soll  und  die  Entscheidung  nach  Möglichkeit  zu  beschleunigen 
sei,  ist  erst  in  der  dritten  Lesung  in  das  Gesetz  aufgenommen 
worden.  Er  will  eine  Beschleunigung  der  Entscheidungen  herbeiführen, 
die  gerade  bei  gewerblichen  Streitsachen   meist  sehr  wichtig  ist. 

Es  ist  anzunehmen,  daß  durch  diese  neuen  Bestimmungen  die 
Innungsschiedsgerichte  einen  sehr  umfassenden  Aufschwung  nehmen 
werden,  denn  bisher  hatten  sich  viele  Innungen  wegen  der  Unklar- 
heiten im  Verfahren  vor  denselben  von  der  Bildung  solcher  Schieds- 
gerichte abhalten  lassen. 

Neu  und  durchaus  wünschenswert  sind  dann  die  in  den  §§  89a 
und  89b  niedergelegten  Bestimmungen  über  die  Vermögensverwaltung 
der  Innungen.     Diese  Paragraphen  lauten: 

§  89a.  Die  Einnahmen  nnd  Ausgaben  der  Innung  sind  von  allen  ihren  Zwecken, 
fremden  Vereinnahmungen  und  Verausgabungen  getrennt  festzustellen;  ihre  Bestände  sind 
gesondert  zu  verwahren. 

Die  Bestände  müssen  in  der  durch  die  §§  1807  und  1808  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs bezeichneten  Weise  angelegt  werden.  Sofern  der  Bezirk  der  Innung  sich  nicht 
über  das  Gebiet  eines  Bundesstaates  hinaus  erstreckt,  kann  die  Anlegung  auch  in  der 
nach  Artikel  212  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  zugelassenen  Weise 
erfolgen. 

Zeitweilig  verfügbare  Gelder  dürfen  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde   auch  in 
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linderer  ab  der  durch  die  §§  1807  ODd  180S  des  BÜrgerlicboD  G«fi«txbachts  bezelclmeteB 

Weile  Torüborgehend  ad  gelegt  werden. 

U«bfir  die  Aaf  bewAhrung^  von  Werlpftpicren  trifft  die  AnfMchtsbeborde  Be^timmn 
§  8öb»     Die  Innung  bed&rf  der  GenebmiguDg  der  AufiicbUbelidrde  bei: 

1)  dem  Erwerb^  der  Veräof^erung  oder  der  dioKlicheti  Belastaug  vod  GrttDdeig«Qti 

2)  Aoleiben,  sofern  ihr  Betr«g  nicht  nar  lur  vorübergehenden  Ansbilfe  dieoC  and  toi 
den  Uebersohüsjten  der  iKufeoden  EinDabtnen  Qber  die  Ausgaben  einer  Voran* 
ftchlagsperiode  zurückerstattet  werden  kann } 

8)  der  Veränfserang  von  Gegenständen,  welche  einen  geicbichtlicbetiy  wUsftuschafC* 
lieben  oder  Kunstwert  haben. 

Daß  bei  der  Verwaltung  des  Vermögens  öfleotlichrechtlicher  Kor- 
poratioDen  mit  besonderer  Vorsicht  verfahren  werden  muß,  ist  ein  alter 
Grundsatz.  In  dem  Gesetz  ist  derselbe  in  den  obigen  Paragrapheu 
auch  für  die  Innungen  zum  Ausdruck  gekommen* 

Der  §  89b  erweitert  etwas  die  Aufgaben  der  Aufsichtsbehörde, 
indem  er  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  für  gewisse  Kechts- 
gesehäfte  verlangt,  welche  für  die  wirtschaftltche  Lage  der  Innungen 
von  besonderer  Tragweite  sind.  Die  Erfahrungen  lehren,  daß  ein 
Eingreifen  der  Aufsichtsbehörden  auf  diesen  Gebieten  wünschenswert 
erscheint. 

Ganz  neu  ist  endlich  die  im  §  94c  vorgesehene  EinfOliruDg  von 
Beauftragten  der  Innung.    Dieser  Paragraph  lautet: 

§  94c,  Die  Innungen  sind  befugt,  durch  Beauftragte  die  Befolgung  dv  gcsetiUclMS 
und  atatatarifichen  Vurschrinen  in  den  «ur  Innung  gehjirigen  Betrieben  tu  Qberwaebaa 
und  Ton  der  Einrichtung  der  BetHebsrttnme  und  der  fUr  die  Ünterkanft  der  LehrUiig« 
b«stiromtcD  Räume  Kenntnis  zu  oehman. 

Die  Verpäichteten  haben  den  als  solchen  legitimierten  Beauftragten  der  betetligtaa 
Innungen  auf  Erfordern  wtthrend  der  Betriebsselt  den  Zatritt  zu  den  Werksttttan  und 
Unterkunftsräumen,  sowie  su  den  sonst  in  Betracht  kommendeu  Riumlichkeiteo  au  ge- 
statten und  ihnen  Auskunft  über  alle  Gegenstände  zu  geben,  welche  für  die  ErfOUuof 
ihres  Auftrages  von  Bedeutung  aind;  sie  können  hierzu  auf  Antrag  der  UeauArugteri  ros 
der  Ortapolizeibehörde  angehalten  werden* 

Namen  und  Wobnsita  der  Beauftragtan  aiod  von  der  Innung  der  Attlalcbtabab^rdi 
ansoseigen. 

Die  Beauftragten  sind  verpäicbtet^  den  im  ^  15db  bezeichneten  Beamten  auf  Er- 
fordern Ober  ihre  UeberwachungMhitigkeit  und   deren  Ergebnisse  Mitteilung  au  machen. 

Bafürchtel  der  Betriebsunteruehmer  von  der  Berichtigung  des  Betriebea  durch  den 
Beaaftragteo  der  Innung  eine  Schädigung  seiner  Geschlttaintereaaen,  so  kann  er  die  Ba- 
Bichtigoog  durch  einen  anderen  Sachverständigen  beanspruchen.  In  diesem  FaUe  bat  «r 
dem  Yorstandfl  der  Innung,  sobald  er  den  Namen  des  Beauftragten  erfährt,  eine  ent- 
sprechende Mitteilung  zu  machen  und  einige  geeignete  Parsonen  au  bezeichnen,  weleb« 
auf  seine  Kohlen  die  erforde rljcheii  Besichtigungen  vortunehmeo  und  dem  V^orstaod«  dit 
erforderliche  Auskunft  über  die  vorgefundenen  Verhältnisse  sa  geben  bereit  sind,  ta 
ErmjiDgetung  einer  Verständigung  zwischen  dem  Betriebsunternehmer  und  dem  Vorstände 
entscheidet  auf  Ansuchen  des  letzteren  die  Aufsichtsbehörde.  Anf  Bäume,  welche  Baatand^ 
teile  landwirtschaftJicher  oder  fabrikmifAiger  Betriebe  sind,  linden  die  vorstcbe&den  Bt* 
atimmungen  keine  Anwendung, 

Diese  Beauftragten  sollen  also  ungefähr  für  das  Handwerk  das- 
selbe darstellen,  was  die  Fabrikinspektoren  für  die  Industrie  sind. 
Um  den  Innungen  also  die  der  Absicht  des  Entwurfes  entsprechec 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe,  insbesondere  eine  wirksame  Aufsicht 
die  Befolgung  der  für  die  Beschäftigung  der  Gesellen  (Gehilfen),  Le 
linge  und  Arbeiter  und  für  das  Lehrliügswesen  geltenden  BestimmimgeQ 
zu  ermöglichen,  schlägt  der  §  94c  vor,  ihnen  nach  dem  Vorgange  der 
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^D  fall  Versicherungsgesetze  das  Recht  zur  BestelluDg  vou  Beauftragten 
Qsdrücklich  einzuräumen,  denen  es  insbesondere  obliegen  soll,  in  den  der 
Einwirkung  der  Innung  unterstehenden  Betriebeo  die  Befolgung  der  ge- 
setzlichen und  statutarischen  Vorschriften  zu  überwachen  und  von  der 
Einrichtung  der  Betriebsräume  und  der  für  die  Unterkunft  der  Lehr- 
linge bestimmten  Räume  Kenntnis  zu  nehmen. 

Hier  wird  den  Innungen  ein  wichtiges  Machtmittel  geboten^  all- 
mählich durch  Kontrollen  Verbesserungen  in  den  Arbeitsräumen  etc. 
herbeizuführen. 

Dieses  Recht,  den  Beauftragten  die  Besichtigung  der  Werkstätten 
zuzugestehen,  ist  bei  den  freien  Innungen  vermißt  worden.  Wenn 
bisher  der  Obermeister  oder  Mitglieder  des  Lehrlingsausschusses 
die  Werkstätte  eines  Innungsmitgliedes  besuchen  wollten,  um  sich 
vielleicht  über  die  Verhältnisse  eines  Lehrlings  zu  orientieren,  so  war 
der  Innungsmeister  nicht  verpflichtet,  das  Betreten  seiner  Werkstätte 
zu  gestatten. 

Dies  sind  in  der  Hauptsache  die  wesentlichen  Veränderungen 
des  neuen  Gesetzes  bezüglich  der  freien  Innungen  gegenüber  dem 
geltenden  Recht. 

Sie  sind  unseres  Brach tens  bis  auf  die  Bestimmungen  über  die 
Gesellenausschüsse  alle  als  Verbesserungen  gegenüber  dem  geltenden 
Recht  zu  betrachten.  Man  hat  versucht,  alle  die  Erfahrungen,  die 
die  seit  dem  Jahre  1881  mit  dem  Innungsgesetz  gemacht  worden  sind, 
zu  verwerten,  indem  man  die  Mängel  in  demselben  zu  beseitigen  suchte. 

Die  wesentlichste  Aenderung  ist  jedoch  die,  daß  die  §§  lOOe  und 
lOOf  und  folgende  nun  in  Wegfall  kommen  sollen. 

Der  Entwurf  geht  hierbei  davon  aus,  daß  bei  Innungen,  die  ge- 
eignet sind,  mit  diesen  Rechten  ausgestattet  zu  werden,  in  der  Regel 
auch  die  für  die  Einrichtung  von  Zwangsinnungen  vorgesehenen  Be- 
dingungen unschwer  zu  erfüllen  sein  werden.  Tritt  aber  die  Zwangs- 
innung  an  die  Stelle  einer  bevorrechteten  Innung,  so  bleibt  für  die 
Ausübung  der  Vorrechte  kein  Raum  mehr,  da  Berufsgenossen,  gegen- 
über welchen  solche  Rechte  noch  geltend  gemacht  werden  könnten,  in 
dem  Innungsbezirk  nicht  mehr  vorhanden  sind. 

Gerade  die  Authebong  dieser  Rechte  aus  §§  lOOe  und  lOOf  ist 
vielfach  von  den  Gegnern  der  Vorlage  als  Argument  benutzt  worden, 
um  zu  beweisen,  daß  das  neue  Gesetz  das  geltende  Innungsrecht  ver- 
schlechtere. Dem  ist  jedoch  nicht  so.  Die  Aufhebung  liegt  im  Inter- 
esse der  Zwangsinnungen,  indem  so  ein  Druck  auf  die  bestehenden 
Innungen  ausgeübt  wird,  sich  in  Zwangsinnungen  umzuwandeln. 

Daß  dies  die  Absicht  des  Gesetzgebers  war,  geht  aus  dem 
Artikel  VI  des  Gesetzes  hervor,  in  welchem  bestimmt  wird,  daß 
Innungen,  die  den  §  100c  und  lOOf  bereits  besitzen,  das  Recht  erhalten 
sollen ,  den  Antrag  zu  stellen ,  sich  in  eine  Zwangsinnung  umzu- 
wandeln, und  daß  diesem  stattgegeben  werden  kann,  ohne  daß 
die  Voraussetzungen  desj  100  Absatz  1  Ziffer  1  und  2  zutreflen, 
d.  h.  also,  daß  diese  InHKgen,  ohne^^t  eine  Abstimmung  darüber 
herbeizuführen,  ob  die  Minorität  dafür  ist,  ohne  weiteres  in  Zwangs- 
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inoungen  umgcwaüdelt  werden  köeueu.  Diese  Bestimmung  geht 
dem  Gedauken  aus,  daß  die  bevorrechteteö  lunuugen  am  besteu  io 
Luge  seio  würden,  sich  in  eine  Zwangsinnung  umzuwandeln. 

Ein  Bestehenlasscn  der  §§  100c  und  lOOf  würde  daher  nur  der 
Bildung  von  Zwangsinnuiigen  im  Wege  stehen.  Was  nun  die  Zwangs- 
Innungen  betrifft,  über  welche  sich  die  Bestimmungen  in  den  §§  U^^ 
bis  ICJOu  finden,  so  wird  das  Inslebentreten  derselben  von  der  Initia- 
tive der  Beteiligten  abhängen.  Dadurch,  daß  nur  dann  Zwangsinnunges 
gebildet  werden  sollen,  wenn  die  Majorität  der  Mitglieder  dafür  ist, 
wird  erreicht,  daß  nur  wirklich  leistungsfähige  Zwangsinnungeo  ins 
Leben  treten.  Dies  ist  unbedingt  nötig,  um  dem  Innungsgedanken  m 
sich  nicht  zu  schaden. 

Solche  Zwangsinnungen  werden  voraussichtlich  auch  leicht  ins 
Leben  zu  rufen  sein,  denn  bei  der  Abstimmung  darüber,  ob  eine  Innung 
oder  ZwangsinnuDg  gebildet  werden  soll,  entscheidet  nach  §  lOUa 
die  Mehrheit  derjenigen,  welche  sich  an  derselben  beteiligen. 

Nun  werden  bei  der  großen  Interessenlosigkeii,  die  im  Handwerk 
leider  solchen  Fragen  gegentiber  herrscht,  voraussichtlich  die  Gegner 
der  Zwangsinnuug  nicht  zur  Abstimmung  hingehen,  so  daß  schon  da- 
durch verhältnismäßig  leicht  eine  Majorität  für  Bildung  von  Zwangs«  | 
innungen  erlangt  werden  kann. 

Der  S  ^W  hat  nach  der  dritten  Lesung  im  Reichstag  folgende 
Fassung  erhalten: 

%  100.  Zur  Währung  der  gemeiaft&meD  gewerblicIiDD  iDtGreas«o  der  Hftadwefkt  i 
fi(IeÜ!h<ir  oder  yerwandter  Art  Ist  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  muf  Antrtijf  U«- 
toUigter  (%  lÜO  f.  AbsJitSE  1}  auzuordneu^  dafa  innerhalb  eines  besUmmten  Beclrka  sinat* 
Uclie  Gewerljütreibende^  welche  das  gleiche  Handwerk  ©der  vorwandt»  Band  werke  •o»' 
flbcn^  einer  neu  aa  erricht«adeQ  Inntiiig  (Zwaogtiniiung)  ah  Mitglieder  aningeb^ifi 
haben,    wenn 

1)  die  Mehrheit  der  beteiligten  Gewerbetreibenden  der  Einfuhrang  des  Beltrilti^ 
twangeii  vustimmt; 

2)  der  Betirk  der  Inoiing  so  abgegrenzt  ist,  dafs  kein  Mitglied  durch  die  Bit- 
femung  feines  Wohnortes  vom  Sitze  der  iunting  behindert  wird,  am  Q«o«aM»» 
schaftäleben  teilzunehmen  und  die  Innung»eiuncblungen  zu  benutzen^  ood 

3)  die  Zahl  der  im  Bezirk  vorhandenen  beteiligten  Handwerker  zur  Bildan^  tiwm 
leistungsfähigen  Innung  ausreicht. 

Der    Antrag    kann   auch    darauf   gerichtet  werden»    die    im    Absata  t 
beieichnete    Anordnung   our   für   diejenigen    dasclbit    beaeicbn  et«n    Ot*l 
werbetreibenden  zu  erlassen,  welche  der  Regel  nach  Gesellen  und  Le^r«! 
lin  ge  halten* 

Der  Antrag  kann  von  einer  für  das  betreffende  Handwerk  bestehendeo  Innaag  i 
von  Handwerkern  gestellt  werden,  welche  lu  einer  neuen  Innung  nuammeo treten  wotlea.^ 

Ohne  Herbeiführung  einer  AbBtimmung  (§  100a)  kann  der  Antrag  abgelehnt 
wenn  die  Antragsteller  einen  verhäitnismäfsig  nur  kleinen  Bruchteil  der  bet«iligtefi  Haai* 
werker  bilden^  oder  ein  gleicher  Antrag  bei  einer  innerhalb  der  letzten  drta  Jahre  statt- 
gefundenen  Abstimmang  von  der  Mehrheit  der  Beteiligten  abgelehnt  worden  Ist,  alar 
durch  andere  Einrichtungen  alt  diejenige  einer  Innung  fBr  die  Wahmehmaiig  der  fitia 
samen  Interessen  der  beteUigten  Handwerke  ausreichende  Für&orge  getrolfiBii  lal. 

Es  ist  also  gegenüber  dem  ursprünglichen  Entwurf  noch  die  ße- , 
Stimmung  hineingekommen,  daß  Zwangsinnungen  auch  aQSschlieBlidi i 
für  solclie  Gewerbetreibende  errichtet  werden  können,  welche  der  Ita^y 
nach  Gesellen  und  Lehrlinge  halten. 
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Durch  diese  BestimmuDg  wird  ebenfalls  die  Bildung  leistungs- 
fähiger Zwangsinnungen  sehr  erleichtert,  indem  sie  denjenigen,  die  ein 
hauptsächliches  Interesse  an  der  Zwangsinnung  haben,  in  höherem  Maße 
die  Möglichkeit  gewährt,  Innungen  mit  Beitrittszwang  ins  Leben  zu 
rufen.  Zwangsinnungen,  wie  überhaupt  Innungen,  haben  eine  wesent- 
liche Bedeutung  für  diejenigen  Handwerker,  welche  in  der  Regel 
Gesellen  und  Lehrlinge  beschäftigen,  denn  sie  wollen  gerade  auf 
dem  Gebiete  des  Gesellen-  und  Lehrlingswesens  Aufgaben  erfüllen. 
Nur  ist,  wie  die  statistischen  Erhebungen  ergeben  haben,  die  Zahl  der 
Handwerker,  welche  neben  den  Gesellen  noch  Lehrlinge  beschäftigen, 
eine  größere,  wie  diejenige,  die  solche  beschäftigen.  Es  würden  daher 
bei  allgemeinen  Abstimmungen  diejenigen,  die  erst  in  zweiter  Linie 
Interesse  haben,  die  Bildung  von  Zwangsinnungen  verhindern  können. 
Dies  ändert  sich  jedoch,  wenn  nur  Handwerker,  die  Gesellen  und  Lehr- 
linge beschäftigen,  abzustimmen  haben. 

Auf  die  so  gebildeten  Zwangsinnungen  sollen  die  gleichen  Be- 
stimmungen wie  auf  die  fakultativen  Innungen,  wie  sie  sich  in  den 
§§  81a— 99  finden,  angewendet  werden. 

Ihre  Organisation  ist  also  die  gleiche  wie  bei  den  fakultativen 
Innungen  und  auch  die  Aufgaben  sind  dieselben. 

Nach  §  lOOf  sollen  als  Mitglieder  alle  diejenigen  der  Zwangsinnung 
angehören,  die  das  Gewerbe,  wofür  die  Innung  errichtet  ist,  als 
stehendes  Gewerbe  selbständig  betreiben.  Ausgenommen  sind  diejenigen, 
welche  das  Gewerbe  fabrikmäßig  betreiben. 

Mit  Zustimmung  der  Innungsversammlung  dürfen  sich  auch  Fabri- 
kanten der  Zwangsinnung  anschließen. 

Streitigkeiten  darüber,  ob  jemand  der  Innung  als  Mitglied  angehört, 
sowie  darüber,  ob  jemand  der  Innung  beizutreten  berechtigt  ist,  soll 
nach  §  100h  die  Aufsichtsbehörde  entscheiden.  Diese  Streitigkeiten 
werden  anfänglich  ziemlich  zahlreich  sein.  Sie  werden  sich  in  der 
Hauptsache  darum  drehen,  ob  jemand  Fabrikant  ist  und  deshalb  nicht 
der  Innung  anzugehören  braucht,  oder  ob  er  Handwerker  ist  und  des- 
halb laut  Gesetz  der  Zwangsinnung  untersteht. 

Wird  eine  schon  bestehende  Innung  in  eine  Zwangsinnung  umge- 
wandelt, so  gehen  das  Vermögen  der  Innung  wie  alle  anderen  Ein- 
richtungen in  die  Zwangsinnung  über. 

Zur  Teilnahme  an  Unterstützungskassen ,  auf  welche  die  Vor- 
schriften des  §  73  des  Krankenversicherungsgesetzes  keine  Anwendung 
finden,  dürfen  Innungsmitglieder  gegen  ihren  Willen  nicht  herangezogen 
werden. 

Ebenso  dürfen  Zwangsinnungen  keine  gemeinsamen  Geschäfts- 
betriebe einrichten.  Jeder  Geschäftsbetrieb  der  Art  würde  auf  Rech- 
nung der  Innung  gehen.  Diese  würde  daher  für  die  Verbindlichkeiten 
mit  ihrem  Vermögen  haften.  Falls  ein  solches  nicht  vorhanden  wäre, 
würden  die  Innungsmitglieder  eintreten  und  in  der  Form  erhöhter  Bei- 
träge Deckung  zu  beschaffen  haben.  Dies  ist  bei  den  freien  Innungen 
insoweit  unbedenklich,  als  der  Beitritt  zur  Innung  und  der  Verbleib 
in  ihr  von  der  Entschließung  des  Einzelnen  abhängig  sind.    Es  steht 
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jtidem  also  frei,  aus  der  Innung  auszuscheiden,  wenn  er  sich  den  fisiO- 
ziellen  Folgen  des  gemeinsamen  Geschäftsbetriebes  nicht  länger  am 
unterwerfen  gewillt  ist  Bei  den  Zwangsinnungen  würde  dagegen,  so- 
fern für  dicseüjen  die  Einrichtung  gemeinsamer  Geschäftsbetriebe  zu- 
gelassen würde,  in  Zukunft  ein  InnungsmirgUed  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  es  der  Einrichtung  eines  gemeinsamen  Geschäftsbetriebes  zugestimmt 
oder  nicht,  und  ob  es  sich  an  dem  Unternehmen  beteihgt  hätte,  für  alle 
der  Innung  erwachsenden  Verbindlichkeiten  durch  Heranziehung  n 
erhöhten  Beiträgen  einzutreten  haben*  Eine  solche  Regelung  liegt 
daher  außerhalb  der  Billigkeit. 

Nach  i:i  lOOo  sollen  die  Zwangsinnungen  ihren  Haushaltsplan   zur  j 
Genehmigung  der   Aufsichtsbehörde  einreichen,  die  auch   die  Jahres»! 
rechnungen  zu  prüfen  hat.     Diese  Maßnahmen  sind  durch  die  besondere 
Stellung  der  Zwangsiunnugen  gerechtfertigt  und  notwendig. 

Ferner  sollen  auch  nach  §  100p  die  zu  erlassenden  Vorschriltea 
zur  näheren  Regelung  des  Lehrlingswesens  der  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  bedürfen.  Auch  hier  ist  diese  Bestimmung  durch 
den  besonderen  Charakter  der  Zwangsinnungen  bedingt.  Bei  freien 
Innungen  kann  sich  jeder  durch  den  Austritt  den  Vorschriften  über 
die  Regelung  des  Lehrlingswesens  entziehen.  Bei  Zwangsinnungen  ist 
dies  nicht  der  Fall  und  deshalb  muß  darüber  gewacht  werden,  daB 
nicht  eventuell  unbillige  Bestimmungen  erlassen  werden. 

S  lOOq  bestimmt  dann :  „Die  Innung  darf  ihre  Mitglieder  in  der 
Festsetzung  der  Preise  ihrer  Waren  oder  Leistungen  oder  in  der  An- 
nahme TOD  Kunden  nicht  beschränken  " 

Auch   diese   Maßnahme  erscheint  billig.     Man   will  dadurch  die 
Bildung  von  Ringen  etc.  durch  Innungen  verhindern,    Freie  iDQaiigdil 
werden  natürlich  stets  derartige  Festsetzungen  nach  wie  vor  vomehnOkl 
dürfen» 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  der  Fürsorge  für  das  Lehrlings*^ 
wesen  wird  in  §  lOOr  verlangt,  daß  mindestens  zwei  Drittel  der  Mit- 
glieder des  Vorstandes  und  der  Ausschusse  das  Recht  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  besitzen.  Die  Mitglieder  derjenigen  Ausschüsse,  welchen 
die  Fürsorge  für  die  Durchführung  der  auf  die  Regelung  des  Lehrlings- 
Wesens  bezüghcheu  Bestimmungen  obliegt,  müssen  sämtlich  diesen 
Anforderungen  genügen.  Durch  diese  Bestimmung  wird  femer  erreicht, 
daß  nur  technisch  tüchtige  Elemente  in  die  Vorstandsämter  der  Innnog 
konunen. 

Mit  der  bisherigen  Uebung  der  freien  Innungen,  ihre  Mitglieder  u 
einem  für  alle  gleich  hoch  bemessenen  Beitragssatz  heranzuziehen,  soll 
für  die  Zwangsionung  gebrochen  werden.  Eine  solche  Regelung  hat  das 
Bedenken  gegen  sich,  daß  dabei  eine  ausreichende  finanzielle  Leistung^* 
fähigkeit  der  Zwangsinnung  nur  selten  zu  erreichen  sein  wird,  da  mit 
Rücksicht  auf  die  geringe  wirtschafthche  Kraft  zahlreicher  Mitglieder 
die  Beiträge  in  der  Regel  niedrig  bemessen  werden  müssen  und  des- 
halb in  ihrem  Gesamtergebnis  nicht  hinreichen  würden,  um  den  An- 
forderungen zu  genügen,  welche  an  die  Zwangsinnungen  gestellt  werden 
müssen. 

Das  Gesetz  trifft  daher  in  §  100s  Abs,  1   die  Bestimmung,  dafi 
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die  Beiträge  Dach  der  größeren  oder  geringeren  Leistungsfälugkeit 
der  einzelnen  Betriebe  abzustufen  sind.  Wo  eine  Gewerbesteuer 
erhoben  wird,  soll  die  Landeszentralbehorde  genehmigen  können,  daß 
die  Beitrüge  durch  Zuschläge  zu  dieser  Steuer  erlioben  werden.  Auf 
diese  Weise  ist  ein  gerechterer  Verteilungsmaßstab  für  die  Lasten  ge- 
schaffen. Schließlich  sind  noch  in  S  100t  Bestimmungen  getroffen,  wie  und 
wann  die  Schließuag  einer  Zwangsiunung  vorgenommen  werden  soll.  Um 
die  Auflösung  solcher  Zwangsinnungen  möglichst  zu  erschweren,  sollen 
drei  Viertel  der  Innungsmitglieder  dem  Auflösungsbeschluß  zustimmen, 
falls  dieselbe  durch  die  Behörde  vollzogen  werden  soU, 

Dies  sind  in  der  Hauptsache  die  neuen  Bestiuuuungen  über  die 
Zwangsinnungen. 

Die  Anhänger  der  unbedingten  Zwangsinnungen,  die  anfänglich 
sich  den  fakultativen  Zwangsinnungen  gegnerisch  gegenübersteliten, 
wiesen  stets  darauf  hin,  daß  es  nicht  segensreich  sein  könne,  zwei 
Arten  von  Innungen  nebeneinander  zu  schaffen.  Es  würde  sich  jeden- 
falls eine  Art  Gegnerschaft  zwischen  den  freien  und  den  Zwangs- 
innungen entwickeln,  und  so  jede  segensreiche  1'hätigkeit  verloren 
gehen.  Wir  halten  diese  Argumente  nicht  für  stichhaltig.  Thatsäch- 
iich  haben  auch  bisher  schon  zwei  Arten  von  Innungen  bestanden, 
nämlich  gewöhnliche  freie  Innungen  und  solche,  die  durch  die  §i;  lÜOe 
und  lOOf  bevorrechtet  waren.  Es  hat  sich  bisher  noch  keine 
Gegnerschaft  zwischen  diesen  beiden  Innungsarten  entwickelt  Im 
Gegenteil,  die  guten  Resultate,  die  zum  Teil  bevorrechtete  Innungen 
erlangten,  sind  für  die  anderen  Innungen  ein  Ansporn  gewesen,  dahin 
zu  streben ,  ebensolche  Vorrechte  äu  erlangen.  So  wird  die  Mög- 
lichkeit, eventuell  Zwangsinnungen  bilden  zu  können,  hoffentlich  auch 
ein  AüS|)orn  für  die  Gewerbetreibenden  sein,  sich  fest  zusammen* 
zuschließen,  um  ihre  gemeinsamen  Ziele  z\x  verfolgen, 

2)  Innungsausschüsse. 

Die  Bestimmungen  über  die  Innungsausschüsse  in  den  §§  101  und 
102  des  neuen  Gesetzes  sind  dieselben  wie  bisher  geblieben.  Es  soll  also 
für  alle  oder  mehrere  derselben  Aufsichtsbehörde  unterstehende  Innungen 
ein  gemcinsainer  Innungsausschuß  gebildet  wenleu  können,  dem  die 
Vertretung  gemeinsamer  Interessen  obliegt  Da  sich  bisher  ein  Be- 
dürfnis für  die  Verleihung  der  Rechte  der  juristischen  Persönlichkeit 
an  die  Innungsausschüsse  gezeigt  hatte,  so  ist  im  J:?  101  Abs.  3  be- 
stimmt worden,  daß  die  Landeszentralbehorde  dem  lunungsausschuB 
die  Fähigkeit  beilegen  darf,  unter  seinem  Namen  Rechte  zu  erwerben, 
Verbindlichkeiten  einzugehen,  vor  Gericht  zu  klagen  und  verklagt  zu 
werden. 

Diese  neue  Bestimmung  ist  dazu  geeignet,  die  Weiterentwickeluug 
der  Innungsausschüsse  zu  fördern. 

3)  Handwerkskammer. 

Die  Innungen  und  Innungsausschüsse  sind  in  ihrer  Thätigkeit 
ebenso  wie  die  Gewerbevereine  auf  kleinere  Bezirke  und  die  in  diesen 
vertretenen  Handwerke  beschränkt.  Für  das  Handwerk  bedarf  es  je- 
doch eines  Vertretuugs-    und   Sell>stverwaltungskürpers    für    größere 
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Bezirke,  wio  er  für  Ilaiitlel  und  Industrie  in  den  meisten  deutscfc 
Staaten  in  den  Handelskammern  und  in  einigen  Bundesstaaten  au 
für  die  Landwirtschaft  in  den  Landwirtschaftskammern  besteht 

Das  für  die  Vertretung  und  Selbstverwaltung  des  Handwerks 
nötige  Organ  soll  nach  dem  Vorschlage  des  Gesetzes  die  Handwerker- 
kammer sein. 

Die  Handwerkerkammer  wird  naturgemäß  also  eine  doppelt^i  Auf* 
gäbe  haben-  Sie  wird  einmal  die  Gesamtinteressen  des  Handwerks 
und  die  Interessen  der  in  ihrem  Bezirk  vorhandenen  Handwerke  gegen- 
über der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  des  Staates  zu  vertreteu 
haben. 

Daneben  wird  sie  als  Selbstverwaltungsorgan  die  Aufgabe  haben» 
die  zur  Regelung  der  Verhältnisse  des  Handwerks  erlassenen 
gesetzlichen  Bestimmungen  für  ihren  Bezirk  weiter  auszubauen »  die 
Durchführung  der  gesetzlichen  und  der  von  ihr  selbst  erlasseneu  Be- 
stimmungen zü  regeln  und  zu  überwachen,  und  eudHch  solche,  auf 
die  Förderung  des  Handwerks  abzielende  Veranstaltungen  zu  trefleu, 
zu  deren  Begründung  und  Unterhaltung  die  ICräfte  der  lokalen  ÜrgÄ- 
nisatiou  nicht  ausreichen.  Diese  Handwerkerkammern  stimmen  daher  in 
ihren  Aufgaben  vollständig  mit  den  in  der  preußischen  Vorlage  vor- 
gesehenen Handwerkskammer  überein ;  nur  der  Wahlmodus  ist  ein 
neuer. 

Die  Mitglieder  der  Handwerkerkammer  sollen  von  denjenigen  Hand- 
werken gewählt  werden,  welche  sich  zur  Verfolgung  ihrer  gemeinsamen 
gewerblichen  Interessen  in  Zwangsiunungen,  freien  Innungen,  Gewerbe- 
vereinen oder  sonstigen  gewerblichen  Vereinigungen  zusammengeschlossen 
haben.  Die  aus  der  örtlichen  Zerstreuung  des  Handwerks  für  die 
Wahlen  sich  ergehenden  Schwierigkeiten  lassen  ein  möglichst  einfachem 
Wahlsystem  erwünscht  erscheiuen.  Ausschlaggebend  für  den  Vor- 
schlag des  Entwurfes  war  indessen  die  Erwägung,  daß  in  der  Be- 
schränkung des  aktiven  Wahlrechts  auf  die  in  einer  der  bezeichneten 
Formen  vereinigten  Handwerker  eine  wirksame  Förderung  des  Zu* 
sammenschlusses  der  Handwerker  zu  erblicken  ist ,  auf  welche  um  so 
mehr  Wert  gelegt  werden  muß,  als  die  Bedeutung  eines  solchen  Zu- 
sammenschlusses für  Refaruien  im  Handwerk  auch  im  Handwerker- 
stände selbst  in  zunehmendem  Maßstabe  anerkannt  wird. 

Dadurch,  daß  mau  uur  den  Innungen  uml  Gewerbevereinen  das 
Wahlrecht  zugestanden  hat,  ist  die  Zahl  der  Wähler  sehr  beschränkt 
worden,  denn  es  werden  vielleicht  jetzt  höchstens  20  Proz,  aller  Hand- 
werker in  Innungen  und  solchen  Vereinen  organisiert  sein,  also  80  Pnoz. 
auf  diese  Weise  ihr  Wahlrecht  verlieren.  Eine  allgemeine  direkte  oder 
indirekte  Wahl  seitens  aller  selbständigen  Handwerker  wäre  gerechter 
gewesen,  würde  jedoch  einen  sehr  schwierigen  Wahlapparat  verursacht 
haben.  —  Den  Innungen  konnte  mau  deshalb  nicht  ausschließlich  das 
Wahlrecht  zugestehen,  weil  es  in  Süddeutschland  viele  Bezirke  giebt,  in 
denen  Innungen  nur  in  sehr  geringer  Zahl  vorhanden  sind,  wo  also  die 
Gewerbevereine  überwiegen.  Es  war  daher  notwendig  und  auch  durch 
die  Gerechtigkeit  den  Gewerbevereinen  gegenüber  geboten,  auch  diesen 
das  Wahlrecht  zuzugestehen. 
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Die  SO  gewählten  Handwerkerkammern  sollen  für  einzelne  Teile 
des  Bezirks  oder  für  Gewerbsgruppen  Abteilungen  bilden  können. 
Ferner  soll  die  Handwerkskammer  das  Recht  haben,  sich  bis  zu  einem 
Fünftel  ihrer  Mitgliederzahl  durch  Zuwahl  von  sachverständigen  Personen 
zu  ergänzen  und  zu  ihren  Verhandlungen  Sachverständige  mit  be- 
ratender Stimme  zuzuziehen. 

Diese  Zuwahl  soll  vor  allen  Dingen  ermöglichen,  daß  recht  zahl- 
reiche Handwerke  in  der  Kammer  vertreten  sind  und  daß  Personen, 
deren  sachverständiges  Urteil  von  Wert  ist,  in  der  Kammer  mitzu- 
wirken vermögen,  auch  wenn  sie  bei  den  Wahlen  unterlegen  sind. 
Femer  soll  die  Handwerkskammer  Ausschüsse  bilden  können.  Die 
Bildung  besonderer  Ausschüsse  soll  im  wesentlichen  dazu  dienen, 
wichtigere  Angelegenheiten,  namentlich  auch  solche,  welche  die  Ver- 
hältnisse einzelner  Handwerke  betreffen,  für  die  Beratung  der  Gesamt- 
heit der  Handwerkskammer  im  engeren  Kreise  vorzubereiten  oder  auch 
sell/ständig  zu  erledigen. 

Die  eigentlichen  Aufgaben  der  Handwerkerkammer  sind  im  §  103  e 
aufgeführt. 

Der  §  103 e.  lautet:     Der  Handwerkskammer  liegt  insbesondere  ob: 

1)  die  D&here  Regelang  des  Lehrlingswesens; 

2)  die  Darchfflhmng  der  ffir  das  Lehrlingswesen  geltenden  Vorschriften  sa  über- 
wachen ; 

3)  die  Staats-  and  Gemeindebehörden  in  der  Förderang  des  Handwerks  durch 
thatsfichliche  Mitteilungen  und  Erstattung  von  Gutachten  über  Fragen  su  unter- 
stütsen,  welche  die  Verhältnisse  des  Handwerks  berühren; 

4)  Wünsche  und  Anträge,  welche  die  Verhältnisse  des  Handwerks  berühren«  au  be- 
raten und  den  Behörden  vorsulegen,  sowie  Jahresberichte  über  ihre  die  Ver- 
hältnisse des  Handwerks  betreffenden  Wahrnehmungen  su  erstatten; 

ö)  die  Bildung  Ton  Prüfungsausschüssen  sur  Abnahme  der  Gesellenprüfung  (§  131 

Abs.  2); 
6)  die  Bildung  von  Ausschüssen   zur   Entscheidung   über   Beanstandungen   von  Be- 
schlüssen der  Prüfungsausschüsse  (§  132). 
Die  Handwerkskammer  soll  in  allen  wichtigen,  die  Gesamtinteressen  des  Handwerks 
oder    die    Interessen    einselner   Zweige    desselben    berührenden    Angelegenheiten    gehört 
werden. 

Sie  ist  befugt,  Veranstaltungen  sur  Förderung  der  gewerblichen,  technischen  und  sitt- 
lichen Ausbildung  der  Meister,  Gesellen  (Gehilfen)  und  Lehrlinge  su  treffen,  sowie  Fach- 
schulen zu  errichten  und  su  uoterstütaen. 

Es  sind  also  sehr  umfassende  Aufgaben  der  Handwerkskammer 
zugewiesen.  Namentlich  soll  sie  die  Instanz  sein,  die  das  Lehrlingswesen 
einheitlich  regelt. 

Nach  §  103  b  sind  die  Innungen  und  Innungsausschüsse  verpflich- 
tet, den  von  der  Handwerkskammer  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  er- 
lassenen Anordnungen  Folge  zu  leisten. 

Soweit  die  Bestimmungen  des  Statuts  der  Innungen  und  der  In- 
nungsausschüsse oder  die  von  der  Innungsversammlung  zur  näheren 
Regelung  des  Lehrlingswesens  erlassenen  Vorschriften  (§  93  Abs.  2  Ziff.  5) 
mit  den  Anordnungen,  welche  von  der  Handwerkskammer  in  Ausübung 
ihrer  gesetzlichen  Befugnisse  erlassen  werden,  in  Widerspruch  treten, 
sind  sie  unverbindlich. 

Auf  diese  Weise  wird  eine  einheitliche  Regelung  der  Materie 
garantiert 
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Die  OrganisatioD  der  Handwerkskanniier  ist  nach  ^  l*-^3g  folget 

%   lOZi^,     Die  HaDdwerks^ka(nlI)e^    liAt  au^  ihrer    MiUe    eincD    Vorstund    xa 
welchem  DAcb  näherer  BesUmmmig    des  t^UtuU    die    laufeiide    Verwallung;  and  6e 
fUbruDg  obliegt. 

Auf  den  Vorstaud  diideu  die  BesÜtnmungeii  der  §§  92»  Absttt  S  Qlid  91 1>  ell^ 
sprechende  Anwendung, 

Der  ßeschlufitfiibsUDg  der  Ge&ainthett  der  Handwerkykftinmer  bleibt  mindttsteiBS  t«r* 
behklten : 

It  die  Wdhl  dea  Vorstandes  und  der  AusschÜBüe; 

2)  die  Fe$tätellang  des  UanshalUplftn^  ^  dre  Prüfung  und  Abuftlime  d«r  Jalkrc^ 
recbnuu^^  die  Bewilligung  von  Ausgaben  t  wolche  im  Ueuiibiillepl&ii  nicht  rer^ 
gestehen  sind,  sowie  die  Aufuabme  von  Anleihen^ 

3)  die  Abgabe  voo  Gutachten  und  Anbringung  von  Anträge»  bei  den  BebörtUa  aa4 
gesets^ebendeD  Körpersc haften  über  Gegenstände ,  welche  die  rn  nmtiiiffiniii— 
insbesondere  die  Gesetzgebung  über  die  Verhiiilnis$o   des    Llundwerkä    botnAMii 

4)  der  Erlafs  von  Vorschriften  zur  Regelung  des  Lebrlingsweseos « 

&)  die  Wahl  des  Sekteiär^i.     Soll  die  Austeilung  für  mehr  als  secb«  Jalire  erCollgviL, 

so  ist  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erforderlteb. 
Die  VorBchrirten  £ur  Hegelung  des  Lehrlings  Wesens  bedürfen  der  Genthoiiglllif^dcr 
Lundeü-Zentrulbehorde  und  bind  su  voröffentlichen. 

Die  liier  vorgesthliigeiie  Teilung  der  Geschäfte  zwischen  dem  Vor- 
staude der  Handwerkskammer,  denen  die  Filhrung  der  laufenden  Ge- 
schäfte obliegen  soll  und  der  Handwerkskammer,  deren  Bescblußfasstiiig 
bestimmte  wichtige  Angelegenheiten  vorbehalten  bleiben  sollen ,  eot- 
sprieht  der  bei  ähnlichen  Organisationen  üblichen  Regelung. 

Die  Kammer,  die  doch  sicher  ziemlich  große  Gebiete  umfaßt,  wird 
nur  selten  in  der  Lage  sein,  zusammenzutreten.  Die  UauptgcschÄfts- 
fübi'ung  wird  in  den  Händen  des  Vorstandes  und  des  Sekretärs  liegcsi. 
der  der  geschäftskundige  Beamte  der  Kammer  sein  soll. 

Ebenso  wie  in  der  früheren  preußischen  Vorlage  ist  för  die  Hand* 
Werkskammer  die  Bestelluog  eines  Kommissars  vorgesehen.  Part* 
grapb  103h  sagt  darüber: 

§  103  b.  Bei  der  Handwerkskammer  ist  von  der  AnfsicbtsbehSrde  ($  109  o)  mM 
Kommissar  aa  bestellen«  Derselbe  ist  au  jeder  Sitaiing  der  Handw^rki- 
kftiomer,  ibres  Vorstandes  und  der  Ausschüsse  eins o laden  und  rnttfi 
aof  Verlangen  jederaeit  gebort  werden. 

Der  Kommissar  kunn  jederaeit  von  den  Schriftstücken  der  Handwerkskammer  do- 
sicbt  oehmenf  GegenstHude  aar  Beratung  stellen  nnd  die  Einberufung  der  Baodvetk»- 
kammer  und  ihrer  Organe  verlangen.  Er  kann  Boschlusse  der  Handwerkskammer  nttA 
ihrer  Organe*  welche  deren  Befugnisse  ubers^chrelten  oder  die  Ge^etae  verletsen«  mit 
aufschiebender  Wirkung  beanstiinden;  über  die  Beanstandung  entscheidet  nach  Aubdruai 
der  Handwerkskammer  oder  ihrtr  Organe  die  Aufsichtsbehörde 

Dieser  Kommissar  soll  die  Staatsorgane  in  eine  engere  und  stän- 
dige Fühlung  mit  den  Vertretern  des  Handwerks  bringen. 

Durch  die  Bestellung  eines  solchen  sachverständigen  Beraters  wird 
nicht  nur  die  Leistungsfähigkeit  der  Handwerkskammer  und  damit  die 
Bedeutung  ihrer  Stellung  gestärkt,  sondern  auch  zugleich  eine  er- 
wünschte Gewähr  für  die  sachgemäße,  von  persönlichen  Interessen  nicht 
beeinträchtigte  Behandlung  der  Geschäfte  geboten. 

Eine  ähnliche  Einrichtung  besteht  bereits  in  Oesterreich  und  io 
Bayern,  wo  sie  sich  durchaus  bewährt  hat. 

Für  das  Amt   eines  Kommissars  werden   zwar  voi'zugsweise  die 
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Mitglieder  der  höheren  VerwaltuDf^sbehörden ,  welchen  die  Aufsicht 
über  die  Handwerkskaminer  zusteht,  in  Frage  kommen,  doch  wird 
es  unbedenklich  sein,  nachdem  Vorgänge  in  Oesterreich  auch  Kommunal- 
beamte oder  besonders  geeignete  Privatpersonen  mit  diesem  Amte 
zu  betrauen.  Es  wird  jedenfalls  durch  diese  Einrichtung  einer 
Anzahl  von  Beamten  Gelegenheit  geboten,  sich  eingehend  mit  den 
Verhältnissen  im  Handwerk  vertraut  zu  machen,  was  bisher  nur 
in  geringem  Maße  der  Fall  war. 

Nach  dem  Gesetzentwurf  vom  15.  März  1897  war  bei  den  Hand- 
werkskammern kein  Gesellenausschuß  vorgesehen,  weil  namentlich 
seitens  der  organisierten  Handwerker  gegen  die  Gesellenausschüsse 
bei  diesen  Kammern,  wie  sie  ursprünglich  in  der  preußischen  Vor- 
lage vorgesehen  waren,  sehr  mit  Recht  Einspruch  erhoben  war.  Nach 
§  103  d  war  die  Möglichkeit  geboten,  zu  den  Verhanrllungen  der  Hand- 
werkskammer und  ihrer  Ausschüsse  in  geeigneten  Fällen  auch  Gesellen 
als  SachverstÄDdige  zuzuziehen.  In  der  Reichstagskomraission  wurden 
jedoch  die  Gesellenausschüsse  gegen  den  Widerspruch  der  Vertreter 
der  Regierung  wieder  hergestellt  und  in  zweiter  und  dritter  Lesung 
im  Reichstage  angenommen.  Diese  Gesellenausschüsse  der  Handworks- 
kammer sollen  von  den  einzelnen  Gesellenausschüssen  der  Innungen 
des  Bezirks  gewählt  werden. 

Da  die  Gewerbevereine  keine  Gesellenausschüsse  besitzen,  so 
soll  durch  die  Landcszentralbehörde  angeordnet  werden  können,  daß 
and  in  welcher  Zahl  den  Gesellenausschüssen  auch  Vertreter  der- 
jenigen Gesellen  angehören  sollen,  welche  von  den  Mitgliedern  in 
Gewerbevereinen  etc,  beschäftigt  werden.  In  diesem  Falle  ist  von  der 
Landeszentralbehörde  auch  die  Wahl  dieser  Vertreter  zu  regeln. 

Schon  diese  Art  der  Wahl  wird  ungemeine  Schwierigkeiten  be- 
reiten. Die  Gesellenausschüsse  werden  unseres  Erachtens  kaum  eine 
wirksame  Thätigkcit  hei  den  Uandwerkerkammern  zu  erreichen  ver- 
mögen. Die  Kosten,  die  dieselben  verursachen,  werden  voraussicht- 
lich nicht  zu  den  Leistungen  derselben  im  Verhältnis  stehen. 

Der  Gesellenausschuß  soll  mitwirken 

1)  beim  Erlaß  von  Vorschriften,  welche  die  Regelung  des  Lehr- 
lingswesens zum  Gegen  Stande  haben; 

2)  bei  Abgabe  von  Gutachten  und  Erstattung  von  Rerichten  über 
Angelegenheiten,  welche  die  Verhältnisse  der  Gesellen  (Gehilfen  und 
Lehrlinge)  berühren; 

3)  bei  der  Entscheidung  über  Beanstandungen  von  Beschlüssen  der 
Prüfungsausschüsse. 

Bei  allen  diesen  Fragen  hätte  man  durch  Zuziehung  von  sach- 
verständigen Gesellen  nach  S  103  ^  tlen  gleichen  Zweck  erreichen 
können.  Wir  bedauern  daher  die  Bildung  des  Gesellenausschusses  bei 
den  Kammern. 

In  §  103  1  ist  dann  die  Kostenfrage  geregelt  Die  Kosten 
sollen  von  den  Gemeindebehörden  cles  Bezirks  nach  nftherer  Be- 
stimmung der  höheren  Verwaltungsbehörde  getragen  werden*  Die 
Gemeinden    sind    ferner    ermächtigt,    die   auf   sie   entfallenden    An- 
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teile  nach  einem  von  der  höheren  Venvaltiinpsbehörde  zu  bestiniuieodeB 
VerteiluTifjsmaßstali  auf  die  einzelnen  Handwerksbetriebe  umzulegen. 

Die  Kosten  sollen  also  eigentlich  von  den  Gemeindeo  getragen 
werden*  Es  ist  dann  allerdings  poch  die  Möglichkeit  vorgesehen,  difi 
diese  die  Kosten  wieder  auf  die  Gewerbetreibenden  umlegen.  Dieses 
Umlegeverfahren  dürfte  sich  aber  kaum  empfehlen,  weil  bei  der  Kleinheit 
der  einzelnen  Betrüge  ungewöhnlich  hohe  Erhebungskosten  verursacht 
werden  würden. 

Für  die  Handwerkskammer  ist  dann  ebenfalls  von  der  Landes- 
Zentralbehörde  ein  Statut  zu  erlassen. 

Die  Handwerkskammer  hat  dann  noch  das  wichtige  Recht,  7m* 
Widerhandlungen  gegen  die  von  ihr  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  er- 
lassenen Vorschriften  mit  Geldstrafen  bis  zu  20  M,  zu  bedrohen. 

Die  Aufsicht  über  die  Handwerkerkammer  liegt  bei  der  höhereD 
Verwaltungsbehörde. 

Wenn  die  Handwerkskammer  wiederholter  Aufforderung  der  Auf- 
sichtsbehörde ungeachtet  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  vernachlässigt 
oder  sich  gesetzwidriger  Handlungen  oder  Unterlassungen  schuldig  macht, 
durch  welche  das  Gemeinwohl  gefährdet  wird,  so  kann  die  Aufsichts- 
behörde die  Kammer  auflösen  und  Neuwahlen  anordnen. 

Eine  dauernde  Schließung  ist  nicht  möglich,  da  die  Handwerks- 
kammern oUifjatorische  Einrichtungen  sein  sollen.  Schließlich  ist  in 
S  103  q  eine  Erhaltung  der  bisherigen  Gewerbekammem  vorgesehcfl. 
Derselbe  lautet: 

§  103  q.  Biß  Landeä-Ztfntralbehürde  derjenigen  Baiidenstmiteaf  io  wektieo  Aaiart 
gesetzliche  Einrichtungeo  {Hnudcls-  und  GewfsrbckjitnfnBm,  Gewerbekainineni)  mar  Ter* 
tretatig  ^er  Interesseti  des  Htndwerkji  vorTiAitdea  »ind,  köntien  dWeu  R5r|>eni<fa«fWo  dia 
WahrnehmuDg  der  Recht«  und  Pßichrae  der  HaTidwürkskaminerii  übertn«Kfto,  wpim  ihrt 
Mitglieder^  soweit  &je  mit  der  Vertretiinir  der  Intereissen  des  Handworks  betrant  &tod,  «ot 
Wahlen  van  Haiidwerkern  dea  Kaminürbettrks  hervorgebeo  nnd  eiDe  ice»0odertt 
AbstimmuQg  der  dem  Ilaiidwerk  ADgehöreoden  Mitglieder  ^i* 
fr  ich  er  t  ist. 

Es  sollen  auf  diese  Weise  alte  bewährten  Organisationen,  wie  z.  & 
die  hanseatischen  Gewerbekammem  in  ihrer  bisherigen  Organisatiail 
erhalten  werden  können. 

Dies  sind  in  der  Hauptsache  die  wesenthchsten  Bestimmung 
über  die  Handwerkskammern.  Dieselben  sind  mit  die  wichtigst 
der  ganzen  Vorlage.  Endlich  wird  dem  Handwerkerstand  eine  Interessen- 
vertretung g:egeben,  welche  die  Möp:lichkeit  bietet  die  Regienms;  jederzeit 
über  die  Lage  im  Handwerk  zu  informieren.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  es 
durch  diese  sachverständigen  Organe  gelingen  wird,  die  ^T    '     '  *xi 

finden,  die  nötig  sind,  um  die  schon  im  Handwerk  vorhai  .-;e 

zu  mindern.  Da  die  Handwerkskammern  auch  Selbstverwaltungsorgane 
für  das  Handwerk,  speziell  das  Lehrlingswesen  sein  sollten,  war  es  nicht 
mehr  möglich,  wie  es  sonst  wohl  wünschenswert  gewesen  wäre,  Gewerli«- 
kammern  zu  bilden.  Als  bloße  Interessenvertretungen  würde  den 
Gewerbekammem  entschieden  vor  den  Handwerkskammern  der  Vor* 
zug  zu  geben  sein.  Sobald  jedoch  die  Kammern  auch  Selbstverwallungs* 
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körper  speziell  für  «las  Handwerk  sein  sollteii,  so  ttiußte  man  von  der 
Bildung  der  Gewerbekammern  absehen,  weil  die  Ausbildung  der  Hand- 
werkslehrlinge nicht  gut  in  die  Hände  der  Industrie  mit  gelegt  werden 
kann. 

4)  Innungsverbände. 

Unter  den  Organisationen ,  welche  auf  Grund  der  geo:enwärtig 
geltenden  Gesetzj^ebun^  vom  Handwerk  j^eschaffen  sind,  nehmen  die 
nach  Maßgabe  der  Jetzigen  §§  104  ff.  der  Gewerbeordnung  hi^stehendeu 
Innun^isverbände  einen  hervorragenden  Platz  ein,  sie  sind  mit  wenifien 
Ausnahmen  auf  dem  Boden  der  Berufsgemeinschaft  aufgebaut,  meist 
auf  das  ^anze  Reichsgebiet  sich  erstreckende  Gesamtverbände  der 
einzelnen  Handwerke,  Sie  haben  nach  verschiedenen  Richtuagen  hin, 
insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Gesellen-  und  Lehrlingswesens,  eine 
erfolgreiche  Thätigkeit  entwickelt  und  auch  in  nicht  geringem  Grade 
zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  ihrer  Mitdieder  beigetragen. 
Es  ist  daher  verständlich,  wenn  die  Erhaltung  dieser  Verbände  von 
den  beteiligten  Kreisen  aufs  wärmste  befürwortet  wurde.  Diesem  Ver- 
langen grundsätzlich  en tf^e^en zutreten ,  lao:  kein  zwingender  Grund 
vor,  doch  konnte  dies  selbstverständlich  nur  itisoweit  sreschehen,  als  es 
möjrlich  ist,  ohne  Kollisionen  zwischen  der  Thätipkeit  der  Verbände  und 
derjenigen  der  Handwerkskanimer  hervorzurufen.  Die  Aufgaben, 
welche  sich  die  Innuiigsverb:\nde  auf  Grund  der  bisherigen  Gesetz- 
gebung durch  ihre  Statuten  gestellt  haben,  sind  indessen  zum  Teil 
solche,  die  nach  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  der  Handwerkskammer 
Zügewiesen  sind.  Die  Innungsverhände  haben  ihre  Aufgaben  wesent- 
lich dadurch  zu  lösen  gesucht,  daß  sie  zur  Regelur^g  gewisser  Verhält- 
nisse des  Handwerks,  namentlich  des  Gesellen-  und  Lehrlingswesens, 
eine  Reihe  von  Einrichtuofren  unrl  Vorschriften  getroffen  und  die  ihnen 
angehörenden  Innungen  durch  Statut  verpflichtet  haben,  die  Benutzung 
dieser  Einrieb  tun  tjen  und  die  Befolgunsx  dieser  Vorschriften  bei  ihren 
Mitgliedern  zur  Durchführung  zu  bringen.  Diese  Art  der  Wirksam* 
keit  der  Innungsverbände  ist  nicht  mehr  möglich,  soweit  die  Auf- 
gaben, um  die  es  sich  handelt,  von  der  Handwerkskammer  dadurch 
erfüllt  werden,  daß  sie  für  den  gesamten  Handwerkerstand  ihres  Be- 
zirks verbindliche  Vorschriften  erläßt. 

Hiernach  konnten  die  Innungsverbände  nur  aufrecht  erhalten 
werden,  wenn  sie,  soweit  es  sich  um  Aufsraben  handelt,  die  der  Hand- 
werkskammer überwiesen  sind,  sich  auf  eine  anregende,  beratende 
und  becrutachtende  Thätigkeit  beschränken,  dagegen  konnte  ihnen  die 
Befuirnis,  Fachschulen  einzurichten  oder  zu  unterstützen,  Einrichtungen 
zur  RcsEclung  des  Arbeitsnachweises  zu  treffen  und  üflterstütziings- 
kasaen  für  die  Mitfjlieder  und  ihre  Ani]^ehöri?en  zu  errichten  und  zu 
verwalten,  unbedenklich  belassen  werden.  Mit  dieser  Beschränkung 
haben  die  Vorschriften  der  §§  104  a— 104  o  der  Gewerbeordnung  zum 
weitaus  größten  Teile  aufgenommen  werden  können. 

Wenn  die  Innungsverbände  also  auch  mannigfach  in  ihrem  Arbeits- 
gebiete eingeschränkt  worden  sind»  so  ist  doch  zu  hoffen,  daß  sie  in  der 
Wahrnehmung  der  Interessen  ihrer  Gewerbe  noch  Ersprießliches  leisten. 


f/{J4  TfciloHa.pk«. 

IHh  wi»!Mmtliebe  Bedeatant?  der  ftr  das  Haodweik  in  finden  mid 
'AmnuvfiAnnuu%*m ,  IrjnußgxausecljQsseD,  iDDongSTerbinden  and  Hud- 
wi;rkerkatiini«ni  vor^tf^^benen  Organisation  wird  darin  liegen,  daB  Bit 
ihr  nicht  nur  Ami  Handwerkerstand  eine  geordnete  Vertretung,  und 
naniirritlicb  auf  di:n]miiiim  Gebieten,  wo  die  Reformen  im  Handwoic  in 
erfiter  I .inte  etn/uKetzen  balien,  ein  erhebliches  Maß  von  Selbstverwaltong 

!lity;t:\Hm  wird,  blindem  daß  auch  das  genossenschaftliche  Leben  einen 
riK<;ben  und  kräftigen  Antrieb  erhält  Je  mehr  die  Vereinzelang  der 
Handwerker  durch  den  auf  bereitwilliger  Mitwirkung  beruhenden  Za- 
KanimeriKcbluß  der  Berufs^^enossen  beseitigt  wird,  um  so  mehr  wird  das 
Handwerk  in  den  Ktand  gesetzt,  sich  auch  unter  den  veränderten  Ver- 
haltniKKen  der  modcinien  Zeit  -—  welche  ihm  zwar  manche  Arbeitsgebiete 
streitig  machen  und  sogar  mehr  oder  weniger  verschlossen,  andere 
hingegen  auch  neu  gescbafien  haben  und  voraussichtlich  auch  weiterhin 
noch  erschließen  werden  —  eine  ausreichende  Thätigkeit  zu  sichern 
und  (lauernd  zu  erhalten. 

Neben  dieser  Organisation  sollte  jedoch  auch  eine  Neuregelung 
des  LehrlingHwesens  erfolgen. 

IV.  Lehrlingsverhältnisse. 

Kchon  seit  langer  Zeit  werden  die  Lehrlingsverhältnisse  als  ein 
wunder  Punkt  in  der  Notlage  des  Handwerks  angesehen.  Mit  dem 
(ieHetz,  betreiVend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom  18.  Juli 
IH7K,  w(!lch(*H  die  Lehrlingsverhältnisse  damals  neu  regelte,  hat  man 
nicht  iiie  imgcHtn^bten  Hesserungen  in  der  Erziehung  und  Ausbildung 
dvH  gciwerhiichen  Nachwuchses  in  dem  erforderlichen  Maße  bisher  er- 
nuriuMi  köniüMi.  Diese  Thutsache  beruht  hauptsächlich  darauf,  daß  die 
Ht^HtinnnuiigiMi  der  §v^  1 2()  i\,  der  Gewerbeordnung  nicht  ausreichend  waren. 

Angesichts  der  ^»eringen  Sorgfalt,  mit  welcher  zahlreiche  Lehr- 
lu^rren  iliri^  Auf^'abe  den  ihnen  anvertrauten  Lehrlingen  gegenüber 
(TfOllon«  ihrer  liiiutig  mangelnden  technischen  und  sittlichen  Quali- 
ükation,  und  der  sowold  aus  den  Kreisen  der  Großindustrie  als  auch  des 
Handwerks  si'it  .lahnn  lautgewordenen  Klagen  erschien  es  daher  als 
«»in  drini^endes  Hedürfnis,  sowohl  die  aus  dem  Lehrvertrage  dem  Lehr- 
hiTrn  t»r\\aohsiMuhMi  VorpHlehtungon  und  Verantwortlichkeit,  nament- 
lich hiiisichtlioh  des  Schutzes  der  Lehrlinge  gegen  Gefährdung  ihres 
Ki^rperliehen  Wohles,  sc>wie  dos  Gesuches  der  Fach-  und  Fortbildungs- 
schule durch  den  Lehrling,  schärfer  zu  bestimmen,  als  auch  durch  den 
nun  in  allen  Fallen  schriftlich  abzuschließenden  Lehrvertrag  mehr  zum 
Uewubtsein  /u  bringen.  Nach  dieser  Richtuni:  hin  sind  neue  Be- 
stituniunjicn  ausgearbeitet  worden,  die  A.  in  allgemeine  Jig  126—128 
und  H.  in  besondere  Hestiuuuungen  für  Handwerker  zerfallen. 

A.  Alli:emeine  Bestimmungen, 
dieselben  lauten: 


.T 
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§  126  a.  Die  Befogois  zom  Halten  and  zor  Aoleitong  von  Lehrlingen  kann  solchen 
Personen  ganz  oder  aaf  Zeit  entzogen  werden,  welche  sich  wiederholt  grober  Pflichtver- 
letzungen gegen  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  schuldig  gemacht  haben,  oder  gegen 
welche  Thatsachen  vorliegen,  die  sie  in  sittlicher  Beziehang  zum  Halten  oder  zur  An- 
leitang  von  Lehrlingen  angeeignet  erscheinen  lassen. 

Die  Befognb  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  kann  ferner  solchen  Personen  entzogen 
werden,  welche  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  zur  sachgemftfsen  Anleitung 
eines  Lehrlings  nicht  geeignet  sind. 

Die  Entziehung  erfolgt  durch  VerfQgang  der  unteren  Verwaltungsbehörde ;  gegen 
die  Verfügung  findet  Rekurs  statt  Wegen  des  Verfahrens  und  der  Behörden  gelten 
die  Vorschriften  der  §§  20  und  21,  soweit  nicht  landesgesetzlich  das  Verfahren  in  streitigen 
Verwaltungssachen  Platz  greifL 

Durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  die  entzogene  Befugnis  nach  Ablauf 
eines  Jahres  wieder  eingeräumt  werden. 

§  126  b.  Der  Lehrvertrag  ist  binnen  vier  Wochen  nach  Beginn  der  Lehre  schrift- 
lich abzuschliefsen.    Derselbe  mnf;»  enthalten: 

1)  die  Bezeichnung  des  Gewerbes  oder  des  Zweiges  der  gewerblichen  Thätigkeit,  in 
welchem  die  Ausbildung  erfolgen  soll; 

2)  die  Angabe  der  Dauer  der  Lehrzeit; 
die  Angabe  der  gegenseitigen  Leistungen; 

die  gesetzlichen  und  sonstigen  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  einseitige  Auf- 
lösung des  Vertrags  zulässig  ist. 

Der  Lehrvertrag  ist  von  dem  Gewerbetreibenden  oder  seinem  Stellvertreter,  dem 
Lehrling  und  dem  Vater  oder  Vormunde  des  Lehrlings  zu  unterschreiben  und  in  einem 
Exemplare  dem  Vater  oder  Vormunde  des  Lehrlings  auszuhändigen.  Der  Lehrherr  ist 
verpflichtet,  der  Ortspolisdbehörde  auf  Erfordern  den  Lehrvertrag  einzureichen. 

Auf  Lehrlinge  in  staatlich  anerkannten  Lehrwerkstätten  finden  diese  Bestimmungen 
keine  Anwendung. 

Der  Lehrvertrag  ist  kosten-  und  stempelfrei. 

§  127.  Der  Lehrherr  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  In  den  bei  seinem  Betriebe 
vorkommenden  Arbeiten  des  Gewerbes  dem  Zweck  der  Ausbildung  entsprechend  zu  unter- 
weisen, ihn  zum  Besuche  der  Fortbildun  gs-  oder  Fachschule  anzu- 
halten und  den  Schulbesuch  zu  überwachen.  Er  mufs  entweder  selbst  oder 
durch  einen  geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten  Vertreter  die  Ausbildung  des 
Lehrlings  leiten,  den  Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten  Sitten  anhalten  und  vor 
Ausschweifungen  bewahren,  er  hat  ihn  gegen  Mifshandlungen  seitens  der  Arbeits-  und 
Hausgenossen  zu  schützen  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  dem  Lehrling  nicht  Arbeits- 
Verrichtungen  zugewiesen  werden ,  welche  seinen  körperlichen  Kräften  nicht  ange- 
messen sind. 

Er  darf  dem  Lehrling  die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum  Besuche  des  Gottesdienstes 
an  Sonn-  und  Festtagen  erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  nicht  entziehen.  Zu  häus- 
lichen Dienstleistungen  dürfen  Lehrlinge,  welche  im  Hause  des  Lehrherrn  weder  Kost 
noch  Wohnung  erhalten,  nicht  herangezogen  werden. 

§  127  a.  Der  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht  des  Lebrherrn  unterworfen  und 
dem  Lebrherrn  sowie  denjenigen,  welcher  an  Stelle  des  Lehrherrn  die  Ausbildung  zu 
leiten  hat,  zur  Folgsamkeit  und  Treue,  zu  Fleifs  und  anständigem  Betragen  verpflichtet. 

Uebermäf:iige  und  unanständige  Züchtigungen  sowie  jede  die  Gesundheit  des  Lehr- 
lings gefährdende  Behandlung  sind  verboten. 

§  127  b.  Das  Lehrverhältnis  kann,  wenn  eine  längere  Frist  nicht  vereinbart  ist, 
während  der  ersten  vier  Wochen  nach  Beginn  der  Lehrzeit  durch  einseitigen  Rücktritt 
aufgelöst  werden.  Eine  Vereinbarung,  wonach  diese  Probezeit  mehr  als  drd  Monate  be- 
tragen soll,  ist  nichtig. 

Nach  Ablauf  der  Probezeit  kann  der  Lehrling  vor  Beendigung  der  verabredeten  Lehr- 
zeit entlassen  werden,  wenn  einer  der  im  §  123  vorgesehenen  Fälle  auf  ihn  Anwendung 
findet  oder  wenn  er  die  ihm  im  §  127  a  auferlegten  Pflichten  wiederholt  verletzt  oder  den 
Besuch  der  Fortbildnngs-  oder  Fachschule  vernachlässigt 

Von  Seiten  des  Lehrlings  kann  das  Lehrverhältnis  nach  Ablauf  der  Probezeit  auf- 
gelöst werden,  wenn: 

1)  einer  der  im  §  124  unter  Ziffer  1,  3  bis  6  vorgesehenen  Fälle  vorliegt; 

2)  der  Lehrherr  seine  gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den  Lehrling  in  einer  die 
Gesundheit,    die    Sittlichkeit  oder   die  Ausbildung   des   Lehrlings   gefährdenden 


526 


Thilo  flampk  e. 


Webe  verQacbläs&tt^t,  oder  das  Recht  der    väterlichen    Zucht    miräbranclitf 

«ur  KrHlllung  dor  ihm  vertragr^niärsilg  obliegendca  Verpflichtungen   nndkhlf^  irir4. 

Der  Lehrvertmg  wird  dtireh  deti  Tod  des  Lehrltugs  aarf^ehobeti.  Darcb  den  Tod  am 
Lehrherrn  gilt  der  Lehrvertrftg  als  aufgebohen,  sofern  die  Aufhebung  bionen  vier  Wockea 
tackend  gemacht  wird. 

§  lS7c.  Bei  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  h&t  der  Lehrberr  dem  Lebritnf 
unter  Angabe  des  Gewerbes,  in  welchem  der  Lehrling  unterwiesen  worden  ist,  über  4Ue 
Diiaer  der  Lehrzeit  und  die  während  derselben  erworbenen  Kenntnisse  und  Ferttgkeitcfit 
sowie  über  »ein  Betragen  ein  Zengnis  aasaustellen ,  welches  von  der  Gemeinde beh^ide 
kosten-  ntid  Stempel  frei  su  beglanbigeu  ist. 

An  Stelle  dieser  Zeugnisse  treten,  wo  Innungen  oder  andere  Vertretungen  der  6e^ 
werbetreibenden  be.^tehen^  die  von  diesen  ausgestellten  Lehrbriefe» 

§  127  d.  Vcrlhfat  der  Lehrling  in  einem  durch  dies  Gesetz  nicht  vorgesehenen  Fall« 
ohne  Zustimmung  des  Lefarherrn  die  Lehre,  so  kann  letzterer  den  Anspruch  auf  Üaek- 
kehr  des  Lehrling»  nur  geltend  machen,  wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich  ge»chlos>eii  ist 
Die  Polizeibehörde  kann  in  diesem  Palle  auf  Antrag  des  Lehrherrn  den  Lehrling  auhaltas, 
so  lange  in  der  Lehre  zu  verbleiben,  als  durch  gerichtliches  Crteil  das  LehrverbÜtnii 
nicht  für  aufgcldst  erklärt  ist,  oder  dem  Lehrlinge  durch  einstweilige  Vertagung  etttet 
Gerichts  gestattet  ist,  der  Lehre  fern  zu  bleiben.  Der  Antrag  ist  nur  zulässig,  wenn  «r 
binnen  einer  Woche  nach  dem  Austritt  des  Lehrlings  gestellt  ist.  Im  Falle  unbegründei 
Weigerung  der  Eüekkehr  hat  die  Potizeibebdrde  den  Lehrling  zwangsweise  zurftekf&h 
zu  lassen  oder  durch  Androhung  von  Geldstrafe  bis  zu  fUnIzig  lilark  oder  RmSi  bii  1 
ninf  Tagen  zur  Rückkehr  anzuhalten. 

§  127  e*  Wird  von  dem  Vater  Dder  Vormund  für  den  Lehrling  oder^  aof«rn  der 
letztere  volljährig  ist,  von  ihm  selbst  dem  Lehrherrn  die  schrütliche  Erkllmn^  abfK 
geben,  dafs  der  Lehrling  au  einem  anderen  Gewerbe  oder  anderen  Berufe  fibergtbo 
werde,  so  gilt  das  Lehrverhältnis,  weoo  der  Lehrling  nicht  früher  enttasiea  wird,  OMlk 
Ablauf  von  vier  Wochen  als  aufgeldsU  Den  Grund  der  Auflösung  bat  der  Lebrhcrr  i* 
dem  Arbut&tiQche  su  vermerken. 

Binnen  neun  Monaten  nach  der  Auftusang  darf  der  Lehrling  in  demselben  Gewerbe 
von  einem  anderen  Arbeitgeber  ohne  Zustimmung  des  früheren  Lebrberm  nicbt  be4ebäfti|t 
werden« 

§  127  f.  Erreicht  das  Lehr  Verhältnis  vor  Ablauf  der  verahredeten  Lehrzeit  iaift 
Ende,  so  kann  von  dem  Lebrberm  oder  von  dem  Lehrling  ein  Anspruch  auf  laut» 
»chädiguitg  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Lebrvertrag  schriftlich  geschla^acu  «sL 
In  den  Fällen  des  §  lä7b  Absatz  1  und  4  kann  der  Anspruch  nur  geltend  gMOAdkt 
werden,  wenn  dieses  in  dem  Lehrvertrage  unter  Festsetzung  der  Art  und  Höbe  dar  Sol^ 
Schädigung  vereinbart  ist. 

Der  Anspruch  der  EnUchädigung    erlischt,    weuu    er  nicht    innerhalb  Tier  WookflB 
nach  Auflösung  des    Lehrverhältnisses    im    Wege    der    Klage    oder    Einrede    geltend 
macht  ist. 

§  127  g.  Ist  von  dem  Lehrherm  das  Lehrverhältnis  aufgelöst  worden,  weü 
Lehrling  die  Lehre  unbefugt  verlassen  hat,  so  ist  die  von  dem  Lehrherrn  beAiispmdila 
Entschädigung,  wenn  in  dem  Lebrvertrage  nicht  ein  geringerer  Betrag  ausbedungea  ist| 
auf  einen  Betrag  festzusetzen,  welcher  für  Jeden  auf  den  Tag  des  Vertragsbraehs  folgenisa 
Tag  der  Lehrzeit^  höchstens  aber  fik  sechs  Monate,  bis  auf  die  Hälfte  des  lO  dem  6t- 
werbe  des  Lehrberr»  den  Gesellen  oder  Gehilfen  ortiübüch  geaahlteu  Lohne«  zieh  be- 
laufen darf, 

Ftir  die  Zahlung  der  Entschädigung  sind  als  Setbstschuldner  mitverhaftet  der  Vatar 
de«  Lehrlings  sowie  derjenige  Arbeitgeber,  welcher  den  Lehrling  «um  Verlassen  dar  Lehrt 
verleitet  oder  welcher  ihn  in  Arbeit  genommen  hat,  obwohl  er  wufste,  dafs  der  LehrUaf 
zur  Fortsetzutjg  eines  Lehrverhältnisses  noch  verptiiehtet  war.  Bat  der  £utschidjg«agi- 
berechtigte  erst  nach  AuflöiiUDg  des  Lehrverhältuisses  von  der  Person  des  Arbeil||ebera» 
welcher  den  Lehrling  verleitet  oder  in  Arbeit  genommen  hat ,  Kenntnis  erhalten ,  so 
erlischt  gegen  diese  der  £nta.chädigtingsanspruch  erst,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  vi«^ 
Wochen  nach  erhaltener  Kenutais  geltend  gemacht  ist. 

§  128.  Wenn  der  Lehrherr  eine  im  Mifsverbältnis  zu  dem  Umfange  oder  der  AH 
seines  Gewerbebetriebs  stehende  Zahl  von  Lehrlingen  hält  und  dadurch  die  Aoshildnaf 
der  Lehrlinge  geßihrdet  erscheint,  so  kann  dem  Lebrberm  von  der  unteren  Verwiltmigt» 
behorde  die  Entlassung  eines  entsprechenden  Teiles  der  Lehrlinge    auferlegt  und  din  An- 
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niliine  von  LeTirHngen  Ulier  eine  bestiinmtG  Zah\    hiDKas  tiutersHg^t  werdeo.     Die  Deatim- 
maAgeti  des  §  120»  AbsAtz  3  finden  hierbei  entäprcchende  Anwendung. 

Unbeschadet  der  vorstehenden  Be&ttmmung  können  durch  Beschlurü  des  BtindesraU 
für  einzelne  Gewerbszwe'ige  Vorschriften  über  die  höchste  Z&hl  der  Lehrlinge  erlassen 
werden,  welelie  tu  lietrieben  dieser  Gewerbazweige  ^ehnUen  werden  darf.  Soweit  aolche 
Vorsehrlfteu  nicht  erlfitsen  sind,  kdnnen  sie  durch  Anordnung  der  LAndessentralbehördo 
erlASäen  werden. 

Die  Gewerbeordnung  giebt  gegenwärtig  keine  Definition  des  Be- 
grififes  ,,Lebrling''  und  auch  sonst  keine  ausreichenden  Anhaltspunkte 
für  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  in)  einzelnen  Falle  ein  Lehrlings- 
Verhältnis  vorliegt.  Diese  Thatsacbe  hat  dazu  geführt,  daß  die  Gerichte 
bei  der  Beurteilung  dieser  Frage  verschieden  verfahren  sind.  Mehrfach 
ist  dabei  dem  Inhalte  des  Arbeitsvertrages  eine  ausschlaggebende  Be- 
deutung dahin  beigelegt  worden^  daß  auch  in  solchen  Fällen,  wo  nach 
den  thatsächlichen  Verbältnissen  ein  Zweifel  über  die  Qualifikation 
der  jugendlichen  Personen  als  Lehrlinge  füglich  nicht  wohl  bestehen 
konnte,  dennoch  ein  Lehrverhältnis  nicht  angenommen  worden  ist, 
sobald  ein  Vertrag  vereinbart  war,  daß  die  jugendlichen  Personen  nicht 
als  Lehrlinge,  sondern  als  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden 
sollten.  Dadurch  ist  es  den  Gewerbetreibenden  sehr  häufig  gelungen, 
sich  der  gesetzlichen  Verpflichtungen  des  Lehrherrn  gegenüber  den 
Lehrlingen  in  technischer  und  Bittlicher  Beziehung  zu  entziehen  und 
damit  die  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  über  das  Lehrlingswesen 
illusorisch  zu  machen. 

Dem  Gesetzentwurf  ist  es  nicht  gelungen,  eine  klare,  all- 
gemein giltige  Defioition  des  Begrifliis  Lehrling  zu  finden.  Deshalb 
wurde  im  §  126  bestimmt:  „Bei  Personen  unter  17  Jahren,  welche 
mit  technischen  Hilfsleistungen  nicht  lediglich  ausnahmsweise  oder 
vorübergehend  beschäftigt  werden,  gilt  die  Vermutung,  daß  sie  in 
einem  Lehrverbältnis  stehen/' 

Diese  Vermutung  wäre  aber  zu  weit  gegangen,  denn  sie  wäre 
auch  überall  bei  jugendlichen  Arbeitern  in  Betrieben  eingetroflfen,  die 
ungelernte  jugendliche  Arbeiter  beschäftigen  wollen, 

£s  würden  dann  alle  jugendlichen  Arbeiter  zu  Lehrlingen  ge- 
stempelt worden  sein.  Dies  wäre  natürlich  eine  Härte,  sowohl  für 
den  jugendlichen  Arbeiter  wie  für  den  Fabrikanten  gewesen. 

Es  giebt  zahlreiche  Manipulationen  in  Fabriken,  zu  denen  un- 
gelernte jugendliche  Arbeiter  verwendet  werden,  die  gar  nicht  Lehr- 
linge sein  und  werden  wollen.  Die  Eltern  solcher  jungen  Leute  sind 
darauf  angewiesen,  daß  der  junge  Mensch  sofort  soviel  verdient,  um  sich 
und  sie  event,  mit  zu  ernähren.  Wird  ein  solcher  judendlicher  Arbeiter 
nun  ohne  weiteres  zum  Lehrling  gestempelt,  so  würde  der  Fabrikant 
nicht  mehr  in  der  Lage  sein,  ihm  den  früheren  Lohn  in  der  gleichen 
Höhe  zu  gewähren.  Der  Fabrikant  wie  der  jugcmlliche  Arbejter  selbst 
würden  dann  wirtschaftlich  geschädigt,  denn  jugendliche  Arbeiter  sind  in 
den  Fabriken  vielfach  für  bestimmte  Manipulationen  unentbehrlich. 

Die  bloße  Vermutung  genügte  daher  nicht,  um  die  Fälle  zu  treffen, 
an  die  anscheinend  allein  gedacht  ist,  nämlich  an  die  Fälle  im  Hand- 
werke. Diese  Bedenken  traten  im  Reichstag  hervor  und  es  veurde 
der  §  126,  welcher  die  Vermutung  aussprach,  gestrichen. 
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Der  jetzige  §  126  ist  daher  der  frohere  §  126  a.  Hier  ist 
wichtige  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  Personen,  welche  sich  nicht  ia 
Besitze  der  biirgerlicheo  Ehrenrechte  befindeii,  nicht  mehr  die  Ue- 
iugnis  zum  Halten  und  Anleiten  von  Lehrlingen  haben. 

Will  man  die  Lehrlinge  in  sittlicher  Beziehung  heben,  dann  darf 
man  ihre  Ausbildung  nicht  in  die  Hände  von  Personen  geben,  die  sittlich 
gescheitert  sind.  In  der  gleichen  Tendenz  liegt  die  Bestimmung,  dat 
die  Befugnis  zum  Halten  und  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  solchen 
Personen  entzogen  werden  kann,  welche  sich  grober  Pflichtverletzungen 
gegen  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  schuldig  gemacht  haben,  oder 
g^en  weiche  Thatsachen  vorliegen,  die  sie  in  sittlicher  Beziehung  ztm 
Halten  oder  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  ungeeignet  erscheinen  lassen. 
Ferner  soll  die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  auch  solchen 
Personen  entzogen  werden  können,  welche  wegen  geistiger  oder  kör[>er* 
lieber  Gebrechen  zur  sachgemäßen  Anleitung  eines  Lehrlings  nicht  ge- 
eignet sind.  Nach  der  jetzigen  Fassung  der  Gewerbeordnung  konnten 
Lehrherren ,  die  ihre  gesetzlichen  Pflichten  gegen  die  ihnen  anver- 
trauten Lehrlinge  verletzen,  auf  Grund  des  §  14ö  Ziffer  9  zwar  mit 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  Haft  bis  zu  6  Wochen  bestraft,  dagegeo 
an  dem  weiteren  Halten  von  Lehrlingen  nicht  gehindert  werden. 

Die  jetzige  Fassung  ist  daher  ein  erheblicher  FortschritL 

Sehr  dankenswert  ist  in  dem  Gesetz  die  Bestimmung,  daß  die 
Schrittlichkeit  des  Lehrvertrages  obligatorisch  gemacht  werden  soll. 

Durch  einen  schriftlichea  Lehrvertrag  wird  das  LehrverhaJtnis 
ein  klareres,  indem  die  Rechte  und  Pflichten  der  beiden  Parteien  darin 
äxiert  sind,  so  daß  Streitigkeiten  aus  dem  Lebrverhältnis  leichter 
vermieden  werden. 

Im  §  127,  der  dem  jetzigen  §  126  der  Gewerbeordnung  entspricht, 
sind  die  Pflichten  des  Lebrherrn  tixiert.  Es  sind  jedoch  diese  I'äicbtea 
des  Lehrherrn  im  Interesse  der  Ausbildung  und  des  körperlichen 
Wohles  des  Lehrlings  erweitert  worden.  Neu  ist  z,  B.  die  Pflicht, 
den  Lehrling  zum  Besuch  der  Fortbildungs-  oder  Fachschule  anzti* 
halten  und  den  Schulbesuch  zu  überwachen.  Wenn  ein  Lehrling  also 
wiederholt  den  Schulbesuch  vernachlässigt,  so  kann  derselbe  ent- 
lassen werden.  Hierdurch  wird  hoffentlich  ein  günstiger  Druck  auf 
den  so  nötigen  Besuch  der  Fach-  und  Fortbildungsschule  ausgeübt 

Ferner  soll  auch  dem  Lehrherrn  nicht  mehr  gestattet  sein, 
Lehrlinge,  welche  in  seinem  Hause  weder  Kost  noch  Wohnung  er- 
halten, zu  häuslichen  Dienstleistungen  heranzuziehen.  Eine  solche 
Verwendung  läßt  sich  bei  Lehrlingen,  die  im  Hause  des  Lebrherm 
Kost  oder  Wohnung  empfangen  und  dadurch  zu  Gliedern  der  Familie 
des  Meisters  werden,  insofern  rechtfertigen,  als  dadurch  nicht,  was 
übrigens  schon  nach  der  jetzigen  Fassung  des  Gesetzes  verboten 
ist,  die  Ausbildung  des  Lehrlings  gefährdet  wird.  Darüber  hinaus 
fehlt  es  an  einem  ausreichenden  Grunde,  den  Lehrling  auch  zur  Be» 
sorgunjt^  hauslicher  Geschäfte  den  Lehrherrn  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Man  hüflt,  daü  diese  vorgeschlagene  Bestimmung  den  Erfolg  haben 
werde,  daU  die  frühere  Sitte,  den  Lehrling  in   das  Haus  dtss  Ltshr* 
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herrn  aufzunehmen,  wieder  zur  Regel  würde  Wir  teilen  diese  Hoflfnung 
Dicht.  Unseres  Krachtens  wäre  diese  Bestimmung  besser  unterblieben, 
denn  es  werden  dadurch  Lehrlinge  von  zweierlei  Art  geschaflfen. 

§  127  a,  der  dem  früheren  §  127  entspricht,  enthält  die  neue 
Bestimmung,  die  erst  im  Reichstag  in  den  Paragraphen  hineingebracht 
ist,  daß  übermäßige  und  unanständige  Züchtigung  sowie  jede  die  Ge* 
sundbeit  des  Lehrlings  gefährdende  Beliandluog  verboten  sind»  Ein 
derartiges  Verbot  auszusprechen,  war  erwünscht,  da  doch  mannig- 
fache Ueberschreitungen  des  väterlichen  Züchtigungsrecbtes  vorkommen» 

In  dem  §  127b,  der  mit  dem  bisherigen  §  128  der  R.G.O.  über- 
einstimmt, sind  nur  die  Zusätze  neu  aufgenommen,  daß  der  Lehrling 
auch  dann  entlassen  werden  kann,  wenn  er  wiederholt  die  Pflichten 
gegen  den  Lehrherrn  verletzt  oder  den  Schulbesuch  veroachlässigt. 

Die  §§  127c— 127g  entsprechen  ihrem  Inhalt  nach  den  bisherigen 
§§  129—133  der  R  G.G.  Der  wichtigste  Paragraph  dieser  allgemeinen 
Bestimmungen  ist  der  §  128. 

Die  Gewerbeordnung  enthielt  bisher  noch  keine  Beschränkung 
in  der.  Haltung  von  Lehrlingen.  Es  konnte  daher  jeder  Gewerbe- 
treibende soviel  LehrÜDge  halten,  wie  er  wollte*  Die  statistischen 
Erhebungen  haben  nun  ergeben,  daß  in  einzelnen  Gewerben  manche 
Betriebe  vorhanden  sind,  in  denen  die  Zahl  der  Lehrlinge  nicht  nur 
an  sich,  sondern  auch  im  Verhältnis  zu  den  Gesellen  auffallend  grüß 
ist.  Diesem  Mißbrauch,  der  sogen.  Lehrlingszüchterei,  wird  im  Inter- 
esse der  Ausbildung  der  Lehrlinge  und  zur  Vermeidung  einer  miß- 
bräuchlichen Ausnutzung  ihrer  Arbeitskraft  entgegengetreten  werden 
müssen  und  dies  soll  durch  den  §  128  geschehen.  Es  soll  zunächst 
die  untere  Verwaltungsbehörde  ermächtigt  werden,  Lehrherren,  welche 
eine  zu  dem  Umfange  und  der  Art  des  Gewerbebetriebes  im  Mißver- 
hältnis stehende  Zahl  von  Lehrlingen  halten,  die  Verpflichtung  zur 
Entlassung  eines  entsprechenden  Teiles  aufzuerlegen  und  die  Annahme 
von  Lehrlingen  über  eine  bestimmte  Hdchstzahl  hinaus  zu  untersagen. 
Wahrscheinlich  wird  man  lieber  den  letzteren  Weg  wählen,  „denn  wo 
sollten  die  auf  diese  Weise  entlassenen  Lehrlinge  untergebracht  werden  ?** 
Es  ist  jedenfalls  richtiger,  man  läßt  die  bereits  angenommenen  Lehrlinge 
auslernen,  verhindert  aber,  neue  Lehrlinge  einzustellen,  bis  ihre  Zahl 
auf  eine  bestimmte  Höhe  heruntergegangen  ist. 

Weiterhin  soll  aber  dem  Bundesrat  die  Befugnis  zum  Erlaß  von 
Vorschriften  über  die  Zahl  der  Lehrlinge,  die  in  einem  Gewerbe- 
betrieb gehalten  werden  darf,  übertragen  werden.  Diese  Befugnis  soll 
sich  auch  auf  diejenigen  Gewerbe  erstrecken,  welche  weder  vn  den 
handwerksmäßigen,  noch  zu  den  Fabrikbetrieben  zu  rechnen  sind  (Gast- 
wirte, Musiker  u   dergl.). 

Der  Erlaß  derartiger  Vorschriften  wird  natürlich  richtig  zu  treffen 
ungemein  schwer  sein.  Man  kann  auf  diese  Weise  die  ganze  Eut- 
wickelung  großer  Gewerbszweige,  welche  zufiülig  gerade  viele  neue 
Arbeitskräfte  brauchen,  unterbinden.  Deshalb  sind  derartige  Vor- 
schriften natürlich  erst  nach  sehr  reiflicher  Prüfung  der  Lage  des 
betretfenden  Gewerbes  zu  erlassen. 
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Um  für  den  Fall  Vorsorge  zu  treffeo,  daß  der  Erlaß  allgemeuicr 
BeBtiiomuDgeo  nicht  für  das  gaoze  Reicbsgebiet ,  soDdera  auch  flir 
einzeloe  Bezirke  uls  erforderlich  oder  zweckmäßig  aoerkaDut  werddA 
sollte,  wird  der  LaDdeszeutralbehörde  das  Becht  zum  Erlafi  soldier 
Vorschriften  ebenfalls  zugestanden. 

Dies  sind  die  allgemeinen  BestimmuDgen  über  die  Lehrlinge,  die 
sich  auf  alle,  also  auch  auf  die  Fabriklebrlinge,  beziehen. 

B*  Besondere  Bestimmungen  für  Handwerker. 

I  1S9.  In  Hau d werk» betriebe u  steht  die  BefuguU  sur  Anldtaog  von  Lebrtljkf«a 
nur  drajeuiffen  P«riiou«ti  xa,  welche  du  84.  Lebeuitjahr  ▼oilendet  haben  aod  iu  d«tt 
0*werbe  oder  in  detu  Zweige  des  Gewerbes,  in  welchem  die  ADkitnag  der  LehrJiafs 
erfolgen  ioU, 

ealweder  die  Ton  der  HsodwerkukAmmer  Torgeschriebeoe  Lebrseit^  oder  solsage 
die  HsDdwerk«k&iitaier  eine  Vorschrift  über  die  Dsaer  der  Lehrzeit  iiicbt  rrlitttn 
faetf  mladesteo»  eise  dreijtibnge  Lehrseit  aarückgelegt  imd  die  GeselleoiirilkBg 
beit&udea  hebetii 

oder  fünf  Jebre  hindurch  per&dalich  das  Hsndwerk  SflbatJJLndig  ensgeabt  haben  oder 
«Is  Werkineiftter  oder  in  ftbulicber  SteÜung  tbitig  gewesen  sind. 

Die  höhere  Verweltungshehorde  kann  PersoofsUf  welche  diesen  Anfordertttii^eii  oiokt 
entspreebeo,  die  Befuguis  sar  Anleitnng  von  Lehrlingen  vtrlelhen.  Gehört  di«  Pcfsoo 
einer  Itmuog  an  oder  besteht  an  ihrem  Wohnort  für  den  Gewerbsxweig,  weichem  ste 
aogehörtf  eine  looang,  »o  ist  die  letztere  vor  der  £uticheidung  von  der  liöheren  ,Vcr- 
waltungsbchürde    tu.  böreo. 

I>ie  Uoterweisaog  des  LsbrUogs  in  einselneD  technischen  Handgriffen  and  Fcrtlf* 
keiteu  durch  sinen  Gesellen  fällt  nicht  auter  die  im  Absats  1  vorgesehenen  BeitioumiOfeB. 

Die  Zurücklegung  der  Lehrseit  kann  auch  in  einem  dem  Gewerbe  an  ge  bona  den 
GrofAbetriebe  erfolgen  und  durch  den  liesudi  einer  Lehrwerkstätte  oder  soosligeo  g^ 
werblictteiJ  UnterrichL&anstalt  ersetit  werden.  Die  Laodes-Centralbehdrden  köaoan  dfö 
PrUfuDgaxeugniiisen  von  Lehrwerk stfttteOf  gewerblichen  Unterrichtsanstaiteo  oder  vo« 
FrUfung»faeljürden,  welche  vom  Staate  fir  eiutelne  Gewerbe  oder  zum  Nachweis  der  Be- 
fiUiigung  aur  Anstellang  in  staatlicben  Betrieben  eingesetzt  sind»  die  Wirkntig  der  Vtr- 
leilioug  der  im  Absats  1   bezeichneten  Befugnis  für  beiitionmtB  Gewerbssweige  beilegett. 

Der  Bundesrat  ist  befugt,  für  einzelne  Gewerbe  Ausnahmen  von  den  BeatiasmaAffla 
im  Absatz   l   siizulassen. 

§  129r.  Der  Unternehmer  eines  Betriebes,  in  welchem  mehrere  Gewerbe  vereiaigt 
sind«  ist  befugt,  in  allen  sn  dem  Betriebe  vereinigten  Gewerben  Lebriinge  ausulBiieDr 
wenn  er  für  eines  dieser  Gewerbe  den  Voraussetzungen  des  §  129   entspricht. 

Wer  fbr  einen  gesondert  betriebenen  Zweig  eines  Gewerbes  den  V^oraasaetzmigeA 
des  §  189  entspricht,  ist  berechtigt,  auch  in  den  übrigen  Zweigen  dieses  Gewerbes  Lehr- 
linge ansuleiten. 

Wer  rOr  ein  Gewerbe  den  VorausseUungen  des  §  1S9  entspricht,  fst  lifiBhl^l^ 
ancb  In  den  diesem  verwandten  Gewerben  Lebriinge  antuloiten.  Welche  Gewerbe  al»  ▼erwanidlt 
Gewerbe  im  Sinne  dieser  Besiimmnng  anzusehen  sind,    bestimmt    die   Baudwerksksmaer« 

Das  gem&fs  §  ISlc  Abssts  2  dem  PrUfungsansschufs  vorzulegende  Lehne«gill 
dftff  nur  für  dasjenige  Gewerbe  ausgestellt  werden,  für  welcbea  der  Lehrherr  i>der  %dA 
Vertreter  (§  187  Abaats  1>  aar  Anleitung  von  Lehrlingen  befugt  ist. 

g  119b.  Gebärt  der  Lehrberr  einer  lonong  en^  50  iat  er  verpflichtet,  ^e  AW 
icbrlft  des  Lebrver tragen  binnen  14  Tagen  nach  Abschinfs  de^iselben  der  Innmig  mat»' 
reichen I  er  kann  hierzu  durch  die  OrtspoliieibehÖrdc  angehalten  werden. 

Die    Innungen    können    bemtimmeo,    dsfs    der    AbsclilufA    des    Lebrvertrags   vor   iv 
Innung  erfolgen  solL      In  diesem  Falle  ist  dem  Lehrherrn  nod  dem  Vat^r  odar  V« 
des  Lehrlings  eine  Abschrift  des  Lehrvertrages  auszuhändigen. 

g   130.      Soweit  durch   den    Bundesrat   oder  die    Landes- Gen tralbeli(Srd«   auf 
dei  §  188  Absats  9    Vorschriften  Über  die  sulftssige  Zahl  von  Lehrliiigeo    nicht    e 
sindi    ist  die  Ifaodwerkskamraer  und  die  Innung   zum   Erlafs  solcher  Vorscluri^lieo 

g   i30a.     Die  Lehrzeit  »oll  in  der  Eegel  drei  Jahre  dauern;  ^e  darf  d«a  24 
von  vier  Jahren  nicht  Übersteigen. 
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Von  der  Hmodwerk^kamiaer  knua  mit  G«bebmigiiii|;  der  höheren  Verwalliap^^be- 
hdrde  die  Duaer  der  Lehrzeit  nir  die  «inzeluen  Gewerbe  oder  Gew«rbssweige  uHch  Xn- 
höriuig  dir  beteiligteo  Inoungea  aod  der  tm  g  IQSa  Abstatz  d  Ziffer  j&  hezeichneteu 
VerciDtgUDgen  feätgeselzt  werdeo. 

Die  Baiodwerkskamiiier  ist  befugt^  Lehrlinge  in  EiuzeifillBn  vod  der  InnehJiltuiig 
der  festge«etzten  Lehrieit  zu  entbinden. 

§  131.  Den  LebrJiugeo  ist  Gelegenheit  za  geben,  sich  uach  Ablauf  der  Lehrseit 
der  GeselktiprUfurtg  (§  129  Absatz  1)  zu  uuterztehen. 

Die  Aboabaie  der  PrÜlubg  ertolKt  durch  PrÜtungssasMchUj»se.  Bei  jeder  ZwAogs- 
iantiDg  wird  eto  PrürungsAu^ächufs  gebildet,  bei  uidereo  Innuügeo  nur  daun,  wenu  ihuea 
die  firmiebligtiDg  zur  Abniüime  der  Prütungeo  ton  der  Hendworkskemnier  erteilt  l&i. 
Soweit  für  die  Abnahme  der  Pitirungeo  für  die  eitiKeloen  Gewerbe  nicht  durch  PrQfuogs- 
Adsschüsse  der  Inouugeu  uud  die  im  §  129  Absatz  4  bezeichneten  Lehrwerkstätten,  ge- 
werblichen Uuterrichtsatiülalten  und  Prüfungsbebördeu  gesorgt  ist,  bat  die  B&bdwerkii- 
Icammer  die  erforderlichen  Prüfungsausschüsse  zu  errichten. 

§  131a.  Die  Prüfung» ausschibse  besteheo  aus  einem  V^orsäUendea  und  mindesteo» 
ftwei  Beisitaern. 

Der  Vorsitzende  de»  PrüfungsAusschusses  wird  von  der  Bandwerkskacnmer  bestettu 
Von  den  Beisitxern  wird  hei  dem  Pruluog!»ausscburs  einer  Innung  die  Hälfte  durch  diesem 
die  andere  Hitfie  aus  der  Zahl  d«r  Gesellen,  welche  eine  Gesellenprüfang  bestanden 
haben,  durch  den  Gesellenausschufs  bestellt.  Bei  den  von  der  Handwerkskammer  er« 
riebieten  PrüfungsauäSchässeii  werden  auch  die  Beisitzer  von  der  Handwerkakammer  be- 
fttftljt ;  die  Hälfte  der  Ueiaitzer  mufa  aus  Gesellen  bestehen. 

Die  Bestellung  der  Mitglieder  der  Prüfungkausschüsse  erfolgt  in  der  Regel  auf 
drei  Jahre. 

Wfthrend  der  ersten  sechs  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  kSnnea 
auch  Gesellen  (Gehilfen),  welche  die  Gosellenprütung  nicht  abgelegt  hübeti,  gew&hll  weiden^ 
wenn  sie  eiue  Lehrzeit  von  mindest^us  zwei  Jabreu  zurückgelegt  haben* 

§  13 Ib.  Die  Prüfung  hat  den  Nachweis  zu  «rbrtug«»,  dafs  der  Lehrling  die  in 
seinem  Gewerbe  gebrftuchfieh^n  Band|<r>ff'e  und  Fertigkeiten  mit  genügender  Sicherheit 
ausübt  und  sowohl  über  den  Wert,  die  Uescbaffung,  Aufbewahrung  und  Behandlung  der 
XU  verarbeitenden  Bohmaterialien,  als  auch  über  die  Kennxeicheti  ihrer  guten  oder  schlechteu 
Beschaffenheit  unterrichtet   ist. 

Im  übrigen  werden  das  Verfahren  vor  dem  PrüfungsausschuTs»  der  Gang  der  Prüfung 
aod  die  Udhe  der  Prüfungsgebühren  durch  eine  PrOtungsordnung  geregelt,  welche  voa 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  im  Einvernehmen  mit  der  Handwerkskammer  erlassen 
wird.    Kommt  ein  Kinvernehmen  nicht  zustande,  so  entscheidet  die  Landes-Centralbehörde. 

Durch  die  Prüfungsordnung  kiiun  bestimmt  werden^  dafs  die  PrUfung  auch  in  der 
Bach*  und  Rechnungsführung  zu  erfolgen  hat.  In  diesem  Falle  ist  der  Prüfangsattsachur» 
befugt,  einen  besonderen  Sachverständigen  zuzuziehen,  welcher  ao  der  Prüfung  mit  vollem 
Stimmrecht  teilnimmt  Bei  8tim  mengte  ich  bett  giebt  die  Stimme  des  Vorsitzen  den  den 
Ausschlag. 

Die  Kosten  der  Prüfung  werden,  sofern  diese  von  dem  Prüfungsausschufs  einer 
IfiDUiig  abgehalten  wird,  von  letzterer^  im  übrigen  von  der  Handwerkskammer  getragen. 
Diaitil  ffiefseo  die  Prüfungsgebühren  au. 

§  IBJc.  Die  Innung  und  der  Lehrberr  sollen  den  Lehrling  anhalten,  sich  nach 
Ablaulf  der  Lehrseil  der  Gesellenprüfung  (§  1S9  Absatz   I)  zu  unterziehen. 

Das  Gesuch  um  Zulassung  zur  Prüfung  hat  der  Lehrling  an  den  Prüfungsattsschafl 
Sü  riehten.  Dem  Gesuch  sind  das  Lehrzeugois  (§  I27e)  und,  sofern  der  Prüfling  wAhread 
der  Lehrzeit  zum  Besuch  der  Fortbildungs-  oder  Pachschale  verpflichtet  war,  die  2eug* 
aiase  über  den  Schulbesuch  beiiufügen. 

Der  PrüfuDgsau^scbuTs  bat  das  Ergebnis  der  Prüfling  auf  dem  Lehrzeognis  oder 
Lehrbrief  zu  beurkunden.  Wird  die  Prüfung  nicht  bestandeo,  so  bat  der  PrOfangsaus* 
schuft  den  Zeitraum  zu  bestimmen,  Yor  dessen  Ablauf  die  Prüfung  nicht  wiederhol! 
wtrden  darf. 

DI«  Prüfongsseugnisse  sind  kosten*  und  stempelfrei. 

I  l5S.  Der  Vorsitzende  ist  berechtigt,  Beschlüsse  des  Prüfungsausschusses  mit 
aufseblehender  Wirkung  zu  beanstanden.  Ueber  die  Beanstandung  entscheidet  die  Baod- 
frerksksmmer  (|  I03e  Ziffer  0), 

§  ISSa,     Die  Landes-Centrilbehordeii  find  befugt,   die  Bestellung   der  Prttfuogiiiit»- 
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scbüsse^  das  Verfahren  bei  der  PrtifaDff,  die  GegeDStünde  der  PrüfuDg,  sowie  di«  Prftft 
gebühren  Abweichend  von  dem  VorscIjnfLen    der   §§    131    bis    1S2    zn   regeio,    d^bei 
jedoch  hinsichtlich  der  bei  der  Prülnng  zu  »teilenden  Anforderongen    nicht   anter   dos  ia  ' 
§   131b  AbseU  1   bestimmte  Mt^rs  herabgegangen  werden. 

Bei    den    allgemeineD   Vorschriften,    die  auch  für  die  Industrie 

gelten,  glaubte  ujau  sich  für  das  Handwerk  sehr  mit  Recht  Dicht  be- 
gDügen  zu  dürfen.  Für  die  Erhaltung  eines  kräftigen  Handwerker- 
Standes  ist  die  möglichst  sorgfältige  Ausbildung  der  Lehrlinge  voa 
besonderer  Bedeutung.  Hier  ist  die  individuelle  Leistungsfähigkeit  die 
unerläßliche  Voraussetzung  für  das  Bestehen  zahlreicher  Betriebe-  lo 
manchem  Gewerbe  wird  nur  der  technisch  vollkommen  ausgebildet« 
Handwerker  der  Konkurrenz  des  Großbetriebs  nicht  unterliegen.  Aus 
diesen  Erwägungen  führt  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
ein,  welche  nur  das  Handwerk  betreffen  Süllen, 

Unter  den  hiernach  für  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  im 
Handwerk  vorgeschlagenen  besonderen  Bestimmungen  ist  neben  der  den 
Handwerkskammern  einzuräumenden  Befugnis,  die  Dauer  der  Lehrzeit  | 
festzusetzen,  die  wichtigste  diejenige,  wonach  für  die  Folge  im  Hand- 
werk nur  solche  Personen  befugt  sein  sollen,  Lehrlinge  anzuldlen, 
welche  das  24  Lebensjahr  vollendet  und  mindestens  die  vorgeschriebene 
Lehrzeit  zurückgelegt  und  eine  Gesellenprüfung  bestanden  haben  oder 
5  Jahre  hindurch  in  dem  Gewerbe,  in  welchem  die  Anleitung  der| 
Lehrlinge  erfolgen  soll,  selbständig  oder  als  Werkmeister  oder  in! 
ähnlicher  Stellung  thätig  gewesen  sind. 

Gegenüber  den  bestehenden  Zuständen  wird  es  unzweifelhaft  als 
ein  Gewinn  bezeichnet  werden  dürfen,  wenn  in  Zukunft  diejenigeo, 
welche  als  l^hrherrn  thätig  werden  wollen,  der  Regel  nach  auch  selbst 
die  Lehrjahre  mit  ihrer  erziehlichen  Wirkung  durchlebt  haben.  Wird 
dann  aber  die  Berechtigung,  Lehrlinge  anzuleiten,  auch  von  der  Ab- 
legung der  Geseilenprütung  abhängig  gemacht,  und  steht  demnach  dtr 
Lehrling  während  seiner  Lehrzeit  unter  dem  Eindruck  des  Bewußtaeuifi,  | 
daß  diese  in  der  Gesellenprüfung  ihren  Abschluß  findet,  so  ist  n 
erwarten,  daß  der  Lehrling  besser,  als  es  bisher  der  Fall  gewesca^ 
seine  Lehrzeit  zur  Aneignung  der  erforderlichen  gewerblichen  Ani- 
bildung  benutzen  wird,  und  daß  auch  der  Lehrherr,  für  dessen  Anseliea 
unter  den  Berufsgenossen  der  Ausfall  der  Prüfung  seiner  Lehrliogi 
nicht  gleichgiltig  sein  kann,  darin  einen  Antrieb  zur  gewissenbiütoi 
Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  finden  wird. 

Wenn  die  im  §  129  vorgesehenen  Bestimmungen  eine  wesentliche 
Verbesserung  gegenüber  dem  geltendim  Hecht  sind,  so  gingen  sie  docli 
den  organisierten  Handwerken  nicht  weit  genug.  Die  bereits  iu 
in  Innungen  organisierten  Handwerker  w^ollten  den  alten  Grundsatz  wieder 
zur  Geltung  gebracht  wissen,  daß  nur  derjenige  Lehrlinge  anleiten  dürfe, 
der  selbst  durch  eine  Meisterprüfung  bewiesen  habe,  daß  er  technisch 
dazu  vollständig  in  der  Lage  sei.  Die  Ablegung  einer  Gesellenprüftiog 
garantiere  noch  nicht  die  nötige  technische  Geschicklichkeit. 

Man  verlangte  daher,  es  solle  nur  derjenige  Lehrlinge  anleiten  kdonttt, 
der  das  24.  Lebensjahr  vollendet  und  in  dem  Gewerbe,  In  welchem  die 
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^AnleituDg  der  Lehrlinge  erfolgen  soll ,  die  Meisterprüfung  bestanden 
liabe. 

Diesen  Wünschen  wurde  in  der  Kommission  Rechnung  getragen, 
durch  den  Zusatz 

„Vom  1.  Januar  1905  ab  steht  die  Befugnis  zur  Anleitung  von 
Lehrlingen  nur  solchen  Personen  zu,  welche  die  Berechtigung  zur  Füh- 
rung des  Meistertitels  haben''. 

Es  sollte  also  vom  Jahre  1TO5  ab  den  Wünschen  der  organisierten  Hand- 
werker  entsprochen  werden.  Schon  in  der  Kommission  hatten  die  Herren 
Eegierungsvertreter  dagegen  Stellung  genommen,  Sie  hatten  ausgeführt, 
daß  die  Vorlage  den  erziehlichen  Wert  einer  Prüfung  keineswegs  verkenne; 
sie  sei  nicht  nur  ein  Ansporn  für  den  Lehrling,  sondern  auch  für  den 
Meister.  Jedoch  stehe  die  Einführung  von  zwei  Prüfongen  in  keinem 
richtigen  Verhältnis  zu  dem  mit  denselben  erstrebten  Zwecke.  Selbst  die 
Erzieher  der  Jugend  an  höheren  Lehranstalten  hätten  nur  eine  Prüfung 
abzulegen  ;  es  könne  doch  nicht  abgeleugnet  werden,  daß  in  einer  großen 
Zahl  von  Handwerken  die  zu  erlangenden  Fertigkeiten  derart  seien, 
daß  sie  im  allgemeiiien  thatsächlich  sehr  wohl  in  5  Jahren  und  sicher- 
lich in  5  Jahreu  erworben  werden  könnten.  Für  Handwerker,  wie  bei- 
spielsweise Korbflechter,  Siebmacher,  Bürstenbinder,  Barbiere  u,  s.  w,, 
sei  doch  sicherlich  nicht  anzunehmen,  daß  die  Erlernung  der  für  ihren 
Bt'trieb  erforderlichen  Kenntnisse  eine  zweimalige  Prüfung  und  im 
ganzen  eine  sechs-  oder  siebenjährige  Vorbereitungszeit  erfordere. 
Hierzu  komme,  daß  das  Institut  der  Meisterprüfung  in  Preußen  vom 
Jahre  1849  bis  zur  Einführuug  der  allgemeinen  Gewerbeordnung  be- 
standen habe,  die  mit  demselben  gemachten  Erfahrungen  aber  keines- 
wegs verlockend  seien,  zumal  man  nicht  wohl  mit  Recht  behaupten 
könne,  daß  seit  der  Aufhebung  der  obligatorischen  Meisterprüfung  ein 
Rückgang  in  der  Leistungsfähigkeit  des  Handwerks  eingetreten  sei. 
Es  liege  ferner  auch  kaum  eine  Veranlassung  vor,  die  Lehrlingshaltung 
so  erheblich  zu  erschweren,  wie  dies  der  Veitrag  mit  sich  bringen  würde. 
Kach  den  Ergebnissen  der  amtlichen  Erhebungen  hielten  von  rund 
61000  Meistern  nur  14000  Meister  Lehrlinge,  und  von  diesen  14000 
nur  28  Proz.  mehr  als  3  Lehrlinge.  Von  gewissen  Fällen  abgesehen, 
könne  man  daher  die  Lehrlingshaltung  im  Handwerk  im  großen  Durch* 
schnitt  nicht  als  übermäßig  bezeichnen.  Auch  wurde  betont,  daß  die 
Einführung  des  allgemeinen  Befähigungsnachweises,  wie  dies  in  der 
Begründung  der  Vorlage  mit  größter  Bestimmtheit  ausgesprochen  sei, 
von  den  verbündeten  Regierungen  mit  Entschiedenheit  zurlickgewiesen 
werde,  und  man  auch  die  Vorlage  keineswegs  als  Eta|^»pe  zur  Erlangung 
des  Befähigungsnachweises  angesehen  wissen  wolle. 

Es  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  seitens  des  preußischen  Handels- 
ministers  Brefeld  erklärt,  daß  die  Annahme  des  Vorschlages  die  An- 
nahme des  Gesetzes  dringend  gefährden  würde,  da  die  verbündeten 
Regierungen  jedenfalls  keinen  Schritt  in  der  Beziehung  weiter  gehen 
wollten,  als  das,  was  bereits  in  der  Vorlage  geboten  werde. 

Trotz  dieser  Erklärung  wurde  in  der  Kommission  der  Antrag, 
vom  Jahre  1905  an  sollen    nur  diejenigen  die  Befugnis  zur  Anleitung 
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von  Lehrlingen  haben,  die  die  Meisterprüfung  bestanden  haben«  ajt- 
geDommen,  Bei  der  dritten  Lesung  des  Gesetzes  gab  jedoch  nochmals  i 
der  Staatsminister  von  Bötticher  die  Erklärung  ab,  daß  vermutlich  darck 
Annabme  dieser  Bestimmung  das  ganze  Gesetz  zum  scheitern  kommai 
könne,  da  in  der  Annahme  dieser  Bestimmung  die  versteckte  Kö- 
führung  des  Befähigungsnachweises  liege. 

Nach  dieser  strikten  Erklärung  verzichteten  die  Parteien»  die  fOr 
Annahme  dieser  Bestimmung  in  der  Kommission  eingetreten  waren. 
um  nicht  eventuell  das  ganze  Gesetz  zum  Jscheitern  zu  bringen.  Wir 
bedauern  die  Streichung  dieser  Bestimmung,  denn  eine  versteckte  Ein- 
führung des  Befähigungsnachweises  ist  darin  kaum  zu  erblicken. 

MameutMch  wurde  seitens  der  organisierten  Handwerker  dagega 
aufgetreten,  daß  jeoiand  schon  solle  Lelirünge  anleiten  können,  wenn 
er  das  Gewerbe  fünf  Jahre  selbständig  ausgeübt  habe.  Solche  Leute 
bieten  meist  noch  keine  Gewähr  für  die  Befähigung  zur  Ausbildung 
von  Lehrlingen.  Es  wurde,  um  diese  Bestimmung  abzuschwächen^  in 
der  Kommissiün  bt*antragt,  zu  sagen  i  „fünf  Jahre  hindurch  persönlich 
das  Handwerk  selbständig  oder  als  Werkmeister  oder  in  ähnliche 
Stellung  ausgeübt  haben". 

Es  solle  dann   nur  derjenige   befäbigt  sein,  Lehrlinge  aozaleil 
der    das   Handwerk  auch    thatsächlich  persönlich   längere   Zeit  aiis- 
geöbt  habe. 

Jedeutalls  wird  durch  den  §  129  eine  größere  Garantie  für  etne 
tüchtige  Lehrlingsausbildung  auch  in  der  schließlich  im  Reichstage  ao- 
genommenen  Form  geboten. 

Der  §  129a  regelt  die  Frage,  wie  es  mit  der  Befugnis  zur  An* 
leitung  von  Lehrliiigeo  beim  gleichzeitigen  Betriebe  mehrerer  Gewerbe 
gehalten  werden  soll  Wenn  die  Anleitung  der  Lehrlinge  auch  ia 
diesen  Fällen  nur  in  denjenigen  Gewerben  stattfinden  dürfte,  in  wel- 
chen der  Unternehmer  den  Anforderungen  des  §  129  entspricht,  90 
würde,  namentlich  auf  dem  Lamic,  wo  der  Betrieb  mehrerer  Gewerbe 
vielfach  die  Regel  bildet,  die  Annahme  von  Lehrlingen  und  der  Be- 
trieb überhaupt  außerordentlich  erschwert  werden.  Nach  dem  Vor- 
schlage des  Gesetzes  soll  daher  der  Unternehmer  eines  Betriebes,  io 
welchem  mehrere  Gewerbe  vereinigt  sind,  befugt  sein,  in  allen  zu  dem 
Betriebe  vereinigten  Gewerben  Lehrlinge  anzuleiten,  wenn  er  für  eiofli 
dieser  Gewerbe  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  befugt  ist.  Auf  dea 
gleichen  Bedingungen  beruhen  auch  die  Bestimmungen  in  Absat 
und  3  hinsichtlich  der  Spezialitäten  und  der  verwandten  Gewerbe. 

Gegen  diesen  §  r29a  wurde  ebenfalls  seitens  des  CentralausschasM 
der  vereinigten  Inuungsverbände  Stellung  genommen.   Es  wurde  seit 
dieser  Kreise  gewünscht,  den  Paragraph  so  zu  fassen; 

„Der  Unternehmer  eines  Betriebes,    in  welchem  mehrere  Gc 
vereinigt  sind,  ist  nur  befugt,  in  demjenigen  Handwerke  Lehrlinge  aus* 
stubilden,   in  welchem  er  den   Voraussetzungen  des   §  129  entsprichL'* 

Also  nur  in  dem  Gewerbe,  in  dem  er  selbt  gelernt  hat. 

Wie  wir  bereits  betont  haben,  würde  eine  derartige  Bestimmung 
auf  dem  platten  Lande  gar  nicht  durchführbar  sein.    Man  wird  eine 
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Bäcker,  der  gleichzeitig  Konditorwaren  herstellt,  nicht  verbieten  können, 
seinen  Lehrling  auch  bei  der  HerstelluDg  der  Konditorwaren  mit  zu 
beschäftigen* 

Die  Anhänger  der  gegenteiligen  Auffassung  waren  jedoch  der  An- 
sicht, daß  es  sich  nicht  um  die  Verhinderung  der  Beschäftigung  des 
Ixhrlings  bandele,  sondern  daß  es  vielmehr  nur  darauf  ankomme,  daß 
beispielsweise  nicht  ohne  weiteres  ein  Stellmacher,  der  als  Wagen- 
bauer unter  Umständen  fünf  oder  mehr  Gewerbe  in  seinem  Betriebe 
vereinige,  das  Recht  haben  dürfe,  nicht  nur  Stellmacher,  sondern  auch 
Schmiede-,  Sattler-,  Lackierer-  u.  s.  w.  Lehrlinge  auszubilden. 

In  der  Kommission  wurde  dann  der  Ausweg  gefunden,  dem  §  129a 
einen  Absatz  4  anzufügen,  welcher  lautet:  „Das  gemäß  §  131c  Abs.  2 
dem  Prüfungsausschusse  vorzulegende  Lehrzeugnis  darf  nur  für  das- 
jenige Gewerbe  ausgestellt  werden,  für  welches  der  Lehrherr  oder  sein 
Vertreter  (§  127  Abs.  1)  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  befugt  ist.*' 
Durch  diesen  Vorschlag,  der  dann  auch  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages  erlangte,  wurde  beiden  Wünschen  entsprochen. 

Da  bei  deujenigen  Gewerbetreibenden,  welche  einer  Innung  ange- 
hören, nach  §  83  Abs.  2  Zifler  10  die  Aufsicht  über  das  Lehrlingswesen 
den  Innungen  zufällt,  so  wird  diesen  nach  §  129b  an  Stelle  der  Orts- 
polizeibehörde (§  126b  Abs,  2)  der  Lehrvertrag  einzureichen  sein.  Bei 
den  jetzigen  Linungen  ist  es  vielfach  Brauch,  den  Lehr  vertrag  vor  der 
Innung  abschließen  zu  lassen.  Dies  hat  sich  durchaus  bewährt.  Es 
soll  deshalb  durch  den  g  129b  den  Innungen  die  Möglichkeit,  diese 
Art  des  Abschlusses  vorzuschreiben,  auch  fernerhin  gesichert  werden, 
Der  §  130  bestimmt  sodann,  daß  soweit  durch  den  Bundesrat  oder  die 
Landescentralbehörde  auf  Grund  des  §  128  Abs.  2  Vorschriften  über 
die  zulässige  Zahl  der  Lehrlinge  nicht  erlassen  sind,  soll  die  Hand- 
werkskammer und  die  Innung  zum  Erlaß  solcher  Vorschriften  be- 
fugt sein. 
^^^  In  §  130a  erfolgt  die  Regelung  der  Lehrzeit. 
^V  Die  RegelanR  der  Lehrzeit  ist  für  die  Erziehung  des  Lehrlings 
I  von  besonderer  Bedeutung;  sie  muß  unter  Berücksichtigung  der  Art 
I  des  Gewerbes  so  bemessen  werden,  daß  sie  ausreicht,  um  dem  Lehr- 
I  ling  unter  normalen  Verbältnissen  die  gründliche  Erlernung  des  6e- 
1  werbes  zu  ermöglichen,  andererseits  aber  darf  dem  Bestreben,  die 
ft  Arbeitskraft  des  bereits  genügend  ausgebildeten  Lehrlings  möglichst 
^K' lange  auszunutzen,  nicht  Vorschub  geleistet  werden. 
^V'  Es  wird  daher  als  Regel  hingestellt,  die  Lehrzeit  soll  3  Jahre 
dauern.  Die  Handwerkskammern,  zu  deren  Aufgaben  die  Festsetzung 
der  Lehrzeit  gehören  soll,  können  also  für  einzelne  Gewerbe  die  Dauer 
der  Lehrzeit  auf  weniger  als  3  Jahre  festsetzen;  dagegen  sollen  sie 
in  keinem  Falle  über  4  Jahre  hinausgehen  dürfen.  Ursprünglich  hatte 
man  5  Jahre  als  Maximalgrenze  vorgeschlagen. 

Schon  in  der  Kommission  wurde  der  Antrag  gestellt,  als  Maximal - 
grenze  4  Jahre  zu  setzen,  da  eine  Zeit  von  4  Jahren  völlig  genüge, 
am  einen  Handwerkslehrling  auszubilden. 

In  der  Kommission  wurde  jedoch  dieser  Antrag  mit  Stimmen* 
gleich heit  abgelehnt 
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Im  Reichstage  wurde  in  der  dritten  Lesung  der  Antrag  van  Au 
und  Genoaeen  wieder  gestellt  und  aDgenommen. 

ThaUsAchlich  ist  jetzt  auch  eine  faüjährige  Lehrzeit  nur  noch 
sehr  selteoe  Ausnahme.  4  Jahre  werden  vollständig  im  allgemeinem 
geoügen.  Um  Talente  nicht  in  ihrer  EntwickeluDg  aufzubaUea,  ist 
daiia  dm  Uandwerkskammern  das  Recht  gegeben^  Lehrlinge  iu  Eixoel- 
fällen  von  der  InDehaltuDg  der  Lehrzeit  zu  entbioden. 

Sehr  wichtig  ist  der  §  131,  in  welchem  bestimmt  wird,  daß  den 
Lehrlingen  Gelegenheit  zu  geben  ist,  sich  nach  Ablauf  der  Lehrzeit 
prüfen  zu  lassen.  Die  PrüfuDgen  sollen  bei  Zwangsinnungen  von 
diesen,  bei  freien  InnuDgen  nur  daon  von  diesen  abgehalten  werden, 
wenn  ihnen  die  Ermächtigung  dazu  seitens  der  Bandwerkskammer  er- 
teilt ist  Sonst  hat  die  Handwerkskammer  die  erforderlichen  Prüfnngs* 
ausschdsse  zu  wählen. 

§131  handelt  dann  von  der  Zusammensetzung  der  PrÜfimgsatis- 
schasse.  Sie  haben  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens  zwei  Bei- 
sitzern zu  bestehen.  Die  Hälfte  der  Beisitzer  müssen  Meisler,  die 
andere  Hälfte  Gesellen  sein.  Den  Vorsitzenden  hat  die  Handwerks- 
kammer zu  bestellen. 

Nach  §  131b  soll  die  Prüfung  den  Nachweis  erbringen,  daß  der 
Lehrling  die  iu  seinem  Gewerbe  gebräuchlichen  Handgriffe  und  Fertig- 
keiten mit  genügender  Sicherheit  ausübt  und  sowohl  über  den  Werl, 
die  Bescbaäungi  Aufbewahrung  und  Behandlung  der  zu  verarbeitenden 
Bohmaterialien»  als  auch  Über '  die  Kennzeichen  ihrer  guten  oder 
schlechten  Bescbatfenbeit  unterrichtet  ist.  Das  Verfahren  der  Prüfung 
ist  durch  eine  Prüfungsurdnung  zu  regeln.  Die  Prüfungsordnung  kaoA 
bestimmen,  daß  die  Prüfung  auch  in  der  Buch-  und  Rechnungsführung 
zu  erfolgen  hat.  In  diesen  Fällen  ist  der  Prüfungsausschuß  befugt, 
einen  besonderen  Sachverständigen  hinzuzuziehen,  welcher  an  der 
Prüfung  mit  vollem  Stimmrecht  teilnimmt. 

Mit  Recht  sieht  man  bei  der  Prüfung  darauf,  dal!  auch  Kennt- 
nisse in  der  Buch-  und  Rechnungsführung  vorhanden  sind.  Deberall 
da,  wo  Gewerbe  und  Fortbildungsschulen  bestehen,  in  denen  Unter* 
rieht  in  der  Buch-  und  Rechnungsführung  erteilt  wird,  kann  dieser 
Prüfungsgegenstand  in  die  Prüfungsordnung  aufgenommen  werden. 
Gerade  wegen  Mangel  au  Kenntnissen  auf  diesem  Gebiete  gehen  bettle 
viele  Handwerker  zu  Grunde. 

Nach  §  131  c  soll  die  Innung  und  der  Lehrherr  den  Lehrling  an- 
halten, sich  nach  Ablauf  der  Lehrzeit  der  Gesellenprüfung  zu  unter- 
ziehen. Seitens  der  organisierten  Handwerker  wurde  gewünscht, 
man  möge  die  Gesellenprüfung  obligatorisch  machen.  Dies  laßt  sich 
jedoch  nicht  durchführen,  denn  einen  unmittelbaren  Zwang  zur  Ab- 
k'gung  der  Prüfung  kann  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  vorge* 
schrieben  werden.  Man  kann  doch  nicht  den  Prüfling  durch  die 
Polizei  der  Prüfungskommission  vorführen  lassen. 

Es  können  nur  an  die  Unterlassung  der  Ablegung  der  Prüfung 
nachtdiige  Folgen  gekuüpft  werden  und  dies  ist  geschehen,  '  "ü 
der  Ableguug  der  Prüfung  später    das  Recht,    Lehrlinge  aur  u, 

abhängig  ist. 
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Sehr  richtig  ist  aoch,  daß  der  Lehrling  dem  Gesuch  um  Zu- 
lassung zur  PrüfuDg  sein  Lehrzeugöis  und  sofern  der  Prüfling  während 
der  Lehrzeit  zum  Besuch  eioer  Fortbildungs-  oder  Fachschule  ver- 
pflichtet ist»  die  Zeugnisse  über  den  Schulbesuch  beizufügen  hat. 
Diese  Maßnahme  wird  jedenfalls  auf  den  Besuch  der  Fach-  und  Fürt- 
bilduogsschuleu  durch  die  Lehrlinge  eiceu  wohlthätigen  Druck  aus- 
üben. Die  in  §  132  ausgesprochene  Befugnis  des  Vorsitzenden  zur 
Beanstandung  der  Beschlüsse  der  Prüfungsausschüsse  soll  eine  mög- 
lichste Garantie  für  die  Gerechtigkeit  bei  der  Prüfung  bieten*  Dies 
sind  die  neuen  Bestimmungen  über  die  Lehrlingsverhältnisse  für  das 
Handwerk,  die  wohl  dazu  angethan  erscheinen,  eine  technische  und 
sittliche  Hebung  des  Handwerkerstandes  durch  eine  verbesserte  Lehr- 
Uugsausbildung  herbeizuführen. 


Illa.    Meistertitel. 

Die  Bestimmung  der  Gewerbeordnung,  wonach  diejenigen,  welche, 
ohne  einer  Innung  anzugebörea,   sich  als   Innungsmeister  bezeichnen, 

mit  Strafe  bedroht  werden  (§  149  Zifl'er  8),  hat  keine  praktische  Be- 
deutung erlangt,  da  die  Handwerker,  auch  soweit  hie  einer  Innung  an- 
gehören» sich  nicht  die  Bezeichnung  „Innungsmeister**  beilegen»  Dagegen 
legen  weite  Kreise  des  Handwerkerstandes,  namentlich  diejenigen  der 
Baugewerbe,  großen  Wert  darauf,  deu  alten  Meistertitel  dadurch  wieder 
zu  Ehren  zu  bringen,  daß  seine  Führung  nur  solchen  Handwerkern  ge- 
stattet wird,  welche  nach  Zurücklegung  der  Lehr-  und  Gesellenzeit 
eine  förmliche  Meislerprüfung  bestanden  habi^n.  Diesem,  im  Hinblick 
auf  die  Tradition  des  Handwerks  erklärlichen  Wunsche  kann  eine 
Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden,  Seine  Erfüllung  durch  die 
Sicherung  des  Meistertitels  wird  in  Verbindung  mit  der  in  dem  Ent- 
würfe vorgeschlagenen  Organisation  dazu  beitragen,  das  Standesbe- 
wußtsein zu  kraftigen  und  einen  soliden  Geschäftsbetrieb  zu  befördern; 
sie  liegt  insofern  auch  im  Interesse  des  Publikums,  als  dadurch  ein 
Mittel  gegeben  wird,  diejenigen  Handwerker,  welche  ihre  berufliche 
Ausbildung  durch  einen  förmlicben  Nachweis  dargethan  haben,  auch 
äußerlich  für  jedermann  kenntlich  zu  machen.  Die  für  den  Schutz  des 
Meistertitels  erforderlichen  Bestimmungen  sind  in  §  133  vorgesehen, 
welcher  lautet: 

%  133.  Den  MeiflUrtiul  in  Verbitidung  mit  der  Bostichtiang  i»!oes 
Hftndw«rka  dtlrftn  nur  Uiiutlwerker  führen,  wenn  «ie  in  ihrem  Oenirerbe  die  ßofugnis 
«ur  AnleitQiig  von  Lehrlingvii  erworben  (§  129)  nod  die  Afeister prUruiig  besUndeo  hftbeo. 
Zu  letzterer  »ind  sie  in  der  Heffcl  nur  zaaulfts»eii,  wenn  st«  mtn* 
d«it«fisdreiJii()re«l9  0e««ll«(G«ljiltfl)iD  ihrem  OeHrerbe  thtttigg«* 
woten  sind.  Die  Abnjibtn«  der  PrOritng  erfolgt  durch  Früfuugkkommis^ioßeDy  weluho 
AQS  einem  Vorsitzenden  und  vier  BeisiUern  bestehen. 

Die  Hrrichtuni^  der  PrQfungBkommissioDen  erfoJgt  nach  Anhörung  der  Unndwerka- 
kAmaier  durch  Verfügung  der  Ij^üheren  Verwuituagsbehördo,  welche  auch  die  UiCgÜeder 
trfi«&nt|  die  Ernennung  erfoJgt  iut  drei  Jebrc. 

Die  PrQfttDg  het  den  NNchwei»  Aar  Beruhigung  xnr  lelbstAndigcn  AusHIhrung  und 
Koste  nbereebouug  der  grwdhniichoii  Arbeiten  des  Gewerbes  sowie  der  su  dem 
telbstlodfgen  Betriebe  desseiben  sou»i  notwendigen  Kenmutss«,  insbesondere 
•  ucb  der  Buch-  und  KechnungsführiiDg,  in  erbringen^ 
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Das  VerfAbren  vor  der  PrüfungakommissioD,    der   Gang  der  PrUfiinj^  ond  dk 
der  PrÜfuDguRebuhreQ  werden  durch  eine    von    der    Handwerkskummer  mit  Genclmiii 
der  LftDdea*CGntraJbeh(Jrde  sa  erJftiiSQndo   PrilfttogitordDuag  f^ere^elt 

Die  Kosten  der  Prüfutigskotnmitsioneii  fallen  der  H*ndwerkakAGnmer  cur  Lütf 
welcher  die  PrtifuDgsgebÜhreD  aaÜior^eo. 

Die  Prüfungsseugnisse  »ind  koftien-  und  itempeLfrei. 

Der  Meister prüfang  im  Sinne  der  voraiehenden  BestimiDangeD  köoneii  von  An 
Lftn  d  e  s -Ceotrmlb  eh  drde  die  von  ihr  »ugeordaeten  PrÜfangeo  bei  A  •- 
stalten  und  Einrichtungen  der  Im  §  129  AbsHtz  4  beseicbneten  Art  gleieh* 
gestellt  werden^  sofern  bei  denselbeo  mindestens  die  gleichen  la- 
forderungen  gestellt  werden  wie  bei  den  in  Absuts  1  vorgesebeoti 
PriiTu  ngen. 

Es  ist  anzunehmen  5  daß  diese  von  den  Handwerkern  ßchon  so 
lange  ersehnte  Sicherung  des  Meistertitels  eine  günstige  erziehliche  Be- 
deutung für  das  Handwerk  haben  wird. 

lo  der  Reichstagskommission  waren  schließlich  2  Resolutionen  zur 
Annahme  gelangt,  welche  lauteten: 

1)  Die  verbündeten  Regierungen  aufzufordern,  dem  Handwerker- 
stände eine  wesentliche  Förderung  dadurch  angedeihen  zu  lassen^  daß 
im  Bedarfsfalle  Geldun terstützungen  zur  Ausführung  der  den  Innungen 
obliegendi^n  Aufgaben  gewährt  werden; 

2)  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  spätestens  in  der 
nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  vorzuleben,  durch  welchen  (ür 
das  Baugewerbe  und  diejenigen  anderen  Gewerbe^  deren  Ausübung  mit 
erheblichen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  verbunden  ist,  der 
Befähigungsnachweis  eingeführt  wird. 

Beide  Resolutionen  wurden  im  Reichstag  angenommen.  IHe 
zweite  Resolution  sogar  mit  einem  Amendement  Hitze,  welches  für  alte 
Gewerbe  den  Befähigungsnachweis  verlangte. 

Dieses  Amendement  Hitze  hatte  wohl  fiur  einen  agitatoriscbeo 
Charakter,  denn  in  der  Ri^grüodung  zu  dem  nun  im  Reichstag  ao* 
genommenen  Gesetz  hatte  die  Regierung  die  Forderung  des  Befähigung- 
nachweises  schroff  abgelehnt,  indem  sie  ausführte: 

„Der,  namentlich  von  dem  organisierten  Handwerk  unterstützf 
aber  selbst  in  den  Kreisen  der  Beteiligten  strittigen  Forderung  der 
Wiedereinführung  des  Befähigungsnachweises  in  dem  Sinne,  dail 
derselbe  allgemein  die  Voraussetzung  für  den  Beginn  des  handwerks- 
mäßigen Beiriebes  bilden  soll,  kann  nicht  entsprochen  werden,  da  die 
verbündeten  Regierungen  sich  weder  von  der  Zweckmäßigkeit,  noch  voo 
der  Durchführbarkeit  dieser  Maßregel  tiberzeugen  können'*. 

In  den  Verhandlungen  im  Reichstage  selbst  hatten  dann  sowohl 
der  Handelsminister  Brefeld  wie  auch  der  Staatssekretär  Herr 
Dr.  von  Bütticher  wiederholt  erklärt,  daß  die  Regierung  den  Befähigungs- 
nachweis für  undurchführbar  halte  und  daher  ablehne. 

In  dem  neuen  Gesetz  ist  also  der  Befähigungsnachweis,  wie  aadi 
die  allgemeine  obligatorische  Innung,  abgelehnt,  es  ist  also  durch  das- 
selbe der  Boden  der  Gewerbefreiheit  nicht  verlassen. 

Man  muß  dem  Bestreben  der  Regierung,  den  vielfachen  Wünschen 
der  Hankwerker  mit  zweckentsprechenden  Maßnahmen  entgegen  m 
kommen,  die  volle  Anerkennung  angedeihen  lassen.    Die  wesentliebste 
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Bedeutung  der  nun  zur  Diirchfiihrung  gebrachten  OrgatiisatioD  wird 
dariD  zu  erblicken  sein,  daß  uiit  ihr  dem  Haüdwerkerstande  ein  fester 
Boden  gewonnen  wird,  auf  welchem  er  den  Kampf  gegen  die  Miß- 
stände seiner  Lage,  an  welchen  er  gegenwärtig  leidet,  mit  vereinten 
Kräften  aufnehmen  kann.  Natürlich  gehört  in  hohem  Maße  die 
Initiative  der  Beteiligten  dazu,  wenn  die  Organisation  wirklich  den 
erhofften  Segen  stiften  soll 

Der  entscheidende  Wert  ist  der  Wirksamkeit  der  Organisation 
auf  dem  Gebiete  des  Lehrlingawesens  beizulegen.  Die  bereits  er- 
wähnten neuen  Bestimmungen  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Lehr- 
herren und  Lehrlinge,  sowie  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten,  welche 
auf  diesem  Gebiete  den  einzelnen  Gliedern  der  Organisation  zuge- 
dacht sind,  bieten  die  Möglichkeit,  das  Lebrlingswesen  unter  sach- 
erständiger  Berücksichtigung  der  Besonderheiten  der  einzelnen  Hand- 
werke erschöpfend  und  zweckmäßig  zu  regeln  und  die  Durchführung 
1er  getroffenen  Hestimmungen  sicherzustellen. 

Die  Vertretung,  welche  durch  die  verschiedenen  Stufen  der  Organi- 
sation geschaffen  wird ,  giebt  dem  Handwerkerstande  die  Sicherheit, 
daß  bei  allen  weiteren  Schritten  der  Gesetzgebung,  die  das  Handwerk 
berühren,  und  bei  den  Maßnahmen  der  Behörden  der  Gewerbeverwaltung 
icht  ohne  Berücksichtigung  der  Anschauungen  und  Wünsche  der  un- 
ittelbar  beteiligten  Sachverständigen  vorgegangen  wird.  Namentlich 
%erden  auf  diesem  Gebiet  die  Handwerkskammern  eine  langemptuudene 
Lücke  auszufüllen  vermögen. 

Der  inoungsgedanke   wird   durch   diese   Organisation   entschieden 

;e8tärkt     Die   freien  Innungen   erhalten   zwar  nicht  wesentlich  mehr 

:echte.    Es  werden  aber  mannigfache  Verbesserungen  in  ihrer  Organi- 

tion  vorgenommen,   so  daß  zu   hoffen  ist,   daß  auch  sie  sich  besser 

und  schneller   weiter  entwickeln   werden  als   bisher.     Die  fakultativen 

tZwangsinnnngen  werden  den  Handwerkern  endlich  die  erwünscht« 
;Gelegeöheii  bieten,  durch  die  That  zu  beweisen,  was  durch  obliga* 
lorische  Innungen  geleistet  werden  kann. 
Wenn  die  Handwerker  mit  aller  Energie  an  die  Organisation 
herangehen,  so  ist  zu  hoffen,  daß  eine  wesentliche  Hebung  des  Hand- 
firerkerstandes  in  sittlicher  und  technischer  Beziehung  durch  dieselbe 
erzielt  werden  kann.  Direkte  wirtschaftliche  Vorteile  sind  für  den 
Handwerkerstand  natürlich  zunächst  durch  die  Organisation  nicht  zu 
erhoffen  und  diejenigen  Kreise  im  Handwerkerstande,  welche  durch 
obligatorische  Innungen  und  Befähigungsnachweis  eine  wirtschaftliche 
Hebung  vermutlich  anstrebten,  werden  sich  getäuscht  sehen.  Es  ist 
zu  wünschen,  daß  die  Handwerker  zunächst  ihre  auf  weitere  Ziele 
gerichtete  Agitation  zurückstellen  und  ehrlich  durch  eigene  Energie  und 
ifnitiative  versuchen,  das  aus  dem  Gesetz  für  den  Handwerkerstand  zu 
gewinnen,  was  damit  zu  erzielen  ist,  dann  wird  auch  dem  neuen 
Gesetz  der  Segen  für  den  Handwerkerstand  nicht  fehlen. 
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Karl  Marx  als  volkswirtschaftlicher 
Theoretiker. 

Von 

Dr.  Ernst  LaDge. 

Einleitung.  —  I.  Die  Grandbegriffe  des  Marx'schen  Syitems.  1)  KephaL 
Prodaktionimlttel.  KonsUntei  und  variables  Kapital.  2)  Fixes  und  sirkulierendes  KapilaL 
Kostenprels.  8)  Wert  und  Mehrwert.  Arbeit  als  Quelle  des  Werts.  Mehrwertsrate. 
Wert  der  Arbeitskraft  und  der  Arbeitolohn.  4)  Produktionspreis  und  Durchsehnittsprofit. 
6)  Durchschnittsprofltrate.  6)  Marktwert.  Unrealisierbarer  Wert.  Surplusprofit.  7)  Rnt- 
stehuDg  des  Produktionspreises  aus  dem  Marktwert.  8)  Aufteiluog  des  Mehrwerts  unter 
die  KapiUle.  —  II.  Der  Mehrwert  in  der  Wirklichkeit.  Seine  Teilang  in 
Profit  und  Rente.  1)  Unklarheit  der  Vorstellung  von  der  Bildung  der  Durchsehnitt»* 
Profitrate.  Maogel  quantitativ  bestimmter  Vorstellungen.  2)  Beispiele  für  die  DnsoULnf- 
lichkoit  dus  matbomatischen  Denkeus  bei  Marx  und  Eogels.  Veroachlftssigung  de»  fixen 
KapitHl«.  8)  Das  lUiidelskapital.  Kaufmftnnische  Arbeit  schafft  keinen  Wert.  Anteil- 
nahme des  ilaudelitkspitals  am  Mehrwert.  4)  Die  Grundrente  nod  ihre  Entstehung  aas 
dem  Mehrwert.  —  111.  Kritik  des  Kapital-  und  des  Wer  t  begriffs.  1)  Der  Ka- 
pitalbegriff bei  Marx  und  in  der  gesch&ftlichen  Praxis.  2)  Kapital  als  Schätznngsergebnis 
der  Ursache  periodischer  Nutzuugen.  Bodeiipreis.  3)  Umschlag  des  Kapitals.  4)  Das 
gesellschaftliche  Gesamtkapital  (Nationalkapital).  6)  Bildung  und  Vermehrung  des  Kapi- 
tals. Vernichtung  von  Werten  und  Kapitalien  bei  sunehmender  Produktivität  der  Arbeit. 
Falsche  Verdinglichung  von  Wert  und  Kapital.  6)  Unrealisierbare  Werte.  Surplosprofite. 
Profit  als  Funktion  der  technischen  Ausrüstung  der  Arbeit.  7)  Geld-  und  NaturalkapitaL 
Wertbegriff  bei  Carey  und  Dühring,  8)  Die  zur  Reproduktion  der  Waren  notwendige 
Arbeit  als  Wertmafsstab.  Vel'schwinden  des  in  den  Produktionspreisen  realisierten  Werts. 
9)  Unternehmergewinn  und  Zins.  Natu  rl  ich  e  Auffassung  des  Produktionsproaesees. — 
IV.  Die  sozialen  Gegensätze  und  die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Gesellschaft.  1)  Unfruchtbarkeit  der  Marx'scheu  Theorie  fUr  die  eigentlichen  soaialen 
Fragen.  2)  Die  Klassen  in  der  kapitalistischen  Gesollschaft.  3)  Entwickelung  der  kapi- 
talistischru  Gesellschaft.  Umschlag  in  den  Kommunismus.  Vorstellung  von  der  „histo- 
rischeu Kutwickelung**.  4)  Die  britische  Exportindustrie  als  das  Beobachtnngsfeld  von 
Marx.  Wahrscheinliche  Entwickelung  in  Deutschland.  Bedeutung  der  Transportverhilt- 
niss«.  Die  Molkereiindustrie  als  Beispiel,  ö)  Konzentration  der  Betriebe  nicht  notwendig 
verbunden  mit  Konzentration  des  Kapitalbesitzes.  Bildung  einer  socialen  Mittelschicht 
und  deren  Bedeutung.  —  Schlufswort. 

Der  AuseiuandersetzuDg  mit  Karl  Marx  kann  heute  kein  volks- 
wirtschaftlicher Theoretiker  cDtgeheD.  Der  Marx'sche  Gedankenkreis 
steht  dermaßen  im  Vordergrunde  des  allgemeinen  Interesses,  daß  jeder 
dazu  Stellung  nehmen  muß,  der  nicht  von  vornherein  darauf  verzichten 
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will,  auf  weite  Kreise  des  volkswirtschaftlich  interessierten  Publikums 
überhaupt  tiefer  zu  wirken.  Seit  kurzem  Hegt  nuu  auch  eudlich  das  theo- 
retische Hauptwerk  von  Marx,  ,,Das  Kapital'',  vollendet  vor,  so  daß 
jetzt  eine  Kritik  seiner  Lehren  möglich  ist,  die  nicht  einfach  mit  dem 
Einwand  abgefertigt  werden  kann:  man  solle  nur  die  Vollendung  des 
„Kapitals*^  abwarten,  dann  würden  sich  alle  Schwierigkeiten  und  schein- 
baren Widersprüche  lösen.  Marx  als  Förderer  der  Wissenschaft,  als 
Yolkswirtschaftiicher  Denker  kann  in  der  That  erst  jetzt  gewürdigt 
werden,  und  diese  Würdigung  soll  im  folgenden  versucht  werden. 

Leicht  und  angenehm  ist  die  Aufgabe,  die  wir  uns  hiermit  gestellt 
haben,  nicht  Für  den  an  strenges  Denken  Gewöhnten  ist  das  Studium 
des  Marx'schen  Kapitals  —  dieses  Werk  kommt  für  den  National- 
ökonomen Marx  nahezu  ausschtießlich  in  Betracht  —  eine  wahre 
Pein.  Das  Sichhindurchwinden  durch  ewige  Wiederholungen,  durch 
endlose  Auseinandersetzungen  ganz  selbstverständlicher  Dinge,  bei  denen 
von  vornherein  klar  ist,  daß  sie  die  Erkenntnis  gar  nicht  fördern 
können,  ließe  sich  noch  ertragen,  wenn  man  nur  schließlich  aus  dem 
Ganzen  doch  eine  gewisse  Summe  klarer  Entwickelungen  und  Gedanken 
herausziehen  könnte.  Einiger  Goldkörner  wegen  läßt  man  sich  gern 
viel  Sand  durch  die  Finger  laufen  1  Aber  auch  hierauf  zu  hoffen  ist 
schwer,  wenn  man  liest,  daß  Friedrich  Engels  in  dem  Vorwort  des 
von  ihm  herausgegebenen  IIL  Bandes  des  Kapitals  (S.  XVI)  sagt,  es 
sei  verkehrt,  bei  Marx  nach  ein  für  allemal  giltigen  Definitionen  zu 
suchen,  „Es  versteht  sich  ja  von  selbst,^*  heißt  es  dann  wörtlich  weiter, 
^,daß  da,  wo  die  Dinge  und  ihre  gegenseitigen  Beziehungen  nicht  als 
fixe,  sondern  als  veränderliche  aufgefaßt  werden,  auch  ihre  Gedanken- 
abbilder, die  Begriffe,  ebenfalls  der  Veränderung  und  Umbildung  unter- 
worfen sind;  daß  man  sie  nicht  in  starre  Definitionen  einkapselt, 
sondern  in  ihrem  historischen  resp.  logischen  Bildungsprozeß  entwickelt**. 
Ein  Werk,  das  nach  diesen  Grundsätzen  verfaßt  ist,  unterliegt  eigentlich 
nicht  mehr  der  ernsthaften  wissenschaftlichen  Kritik;  denn  alles  klare 
Denken  setzt  feste  unwandelbare  Begriffe  voraus.  Durch  gewisse  Größen- 
Veränderungen  kann  in  der  Wirklichkeit  und  in  der  Vorstellung  aus 
einer  Ellipse  ein  Kreis  oder  eine  Parabel  werden  und  umgekehrt;  nicht 
aber  verändern  sich  damit  dieBejzriffe  des  Kreises,  der  Ellipse  und 
der  Parabel.  Es  ist  bezeichnend  für  die  theoretische  Rückständigkeit 
der  Volkswirtschaftslehre,  daß  man  sich  hier  noch  ernsthaft  mit  dem 
Hegelianismus  in  seiner  krassesten  Form,  dem  auch  die  ganze  Dar-^ 
Stellungsart  des  Kapitals  entspricht,  herumschlagen  muß.  In  allen 
anderen  Wissensgebieten,  auf  die  der  Hei^elianismus  einmal  Einfluß  ge- 
wonnen hatte,  ist  er  glücklicherweise  längst  wieder  völlig  beseitigt 

Sehr  verlockend  ist  somit  der  Versuch,  eine  kurze  Darlegung  und 
Kritik  der  Grundlagen  des  Marx'schen  Gedankenkreises  zu  geben, 
keineswegs;  doch  ist  der  Versuch  aus  dem  eingangs  erwähnten  Grunde 
nicht  zu  umgeben«  Wer  sich  mit  der  Darstellung  Uid  Widerlegung  von 
Gedankengängen  befaßt,  in  denen  die  Begriffsverwirrung  nach  der  Ver- 
sicherung des  Herausgebers  zum  Prinzip  erhoben  ist,  der  muß  freilich 
darauf  gefaßt  sein,  daß  ihm  von  den  Anhängern  der  kritisierten  Lehre 
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BchÜAse,  diis  Verfuhren  bei  der  PrdruDK,  die  Gegcnstilode  der  PrCifung^  towi«  die  PrüfiutfK 
gebühret!  abweichend  yod  den  Vorschrirtea  der  §§  ISI  bis  132  tu  regeln,  dAbei  darf 
jedoch  hiiisiehtlieh  der  bei  der  Prüfung  »u  ttellenden  Anf ordern ngen  nicht  unter  il«i  ia 
§  131b  Absati  1  besäum nite  Mafs  herftbgeg&ogeQ  werden» 

Bei  dea  allgemeinen  Vorschriften,  die  auch  für  die  Indostrie 
gelten^  glaubte  man  sich  für  das  Handwerk  sehr  mit  Recht  nicht  be- 
gnügen zu  dürfen.  Für  die  Erhaltung  eines  kräftigen  Handwerker- 
standes ist  die  möglichst  sorgfältige  Ausbildung  der  LebrliDge  von 
besonderer  Bedeutung,  Hier  ist  die  individuelle  Leistungsfähigkeit  die 
unerläßliche  Voraussetzung  für  das  Bestehen  zahlreicher  Betriebe*  In 
manchem  Gewerbe  wird  nur  der  technisch  vollkommen  ausgebildete 
Handwerker  der  Konkurrenz  des  Großbetriebs  nicht  unterliegen.  Aus 
diesen  Erwägungen  führt  das  Gesetz  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
ein,  welche  nur  das  Handwerk  betreflen  sollen. 

Unter  den  hiernach  für  die  Regelung  des  Lehrlingswesena  im 
Handwerk  vorgeschlagenen  besonderen  Bestimmungen  ist  neben  der  den 
Handwerkskammern  einzuräumenden  Befugnis,  die  Dauer  der  Lehrzeit 
festzusetzen,  die  wichtigste  diejenige,  wonach  für  die  Folge  im  Hand- 
werk  nur  solche  Personen  befugt  sein  sollen,  Lehrlinge  aozuleiteo« 
welche  das  24  Lebensjahr  vollendet  und  mindestens  die  vorgeschriebene 
Lehrzeit  zurückgelegt  und  eine  Gesellen prüfunj^?  bestanden  haben  oder 
5  Jahre  hindurch  in  dem  Gewerbe,  in  welchem  die  Anleitung  der 
Lehrlinge  erfolgen  soll,  selbständig  oder  als  Werkmeister  oder  in 
ähnlicher  Stellung  thätig  gewesen  sind. 

Gegenüber  den  bestehenden  Zuständen  wird  es  unzweifelhaft  als 
ein  Gewinn  bezcicimet  werden  dürfen,  wenn  in  Zukunft  diejenigen, 
welche  als  Lehrherrn  thätig  werden  wollen,  der  Regel  nach  auch  selbst 
die  Lehrjahre  mit  ihrer  erziehlichen  Wirkung  durchlebt  haben.  Wird 
dann  aber  die  Berechtigung,  Lehrlinge  anzuleiten,  auch  von  der  Ab- 
legung der  Gesellenprütnng  abhängig  gemacht,  und  steht  demnach  der 
Lehrling  während  seiner  Lehrzeit  unter  dem  Eindruck  des  Bewußtseins, 
daß  diese  in  der  Gesellenprüfung  ihren  Abschluß  findet,  so  ist  zu 
erwarten,  daß  der  Lehrling  besser,  als  es  bisher  der  Fall  gewesen, 
seine  Lehrzeit  zur  Aneignung  der  erforderlichen  gewerblichen  Aas- 
bildun^  benutzen  wird,  und  daß  auch  der  Lehrherr,  für  dessen  Ansehen 
unter  den  Berufsgenossen  der  Ausfall  der  Prüfung  seiner  Lehrlinge 
nicht  gleichgiltig  sein  kann,  darin  einen  Antrieb  zur  gewissenhaften 
Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  finden  wird. 

Wenn  die  im  §  129  vorgesehenen  Bestimmungen  eine  wesenttidie 
Verbesserung  gegenüber  dem  geltenden  Recht  sind,  so  gingen  sie  docli 
den  organisierten  Handwerken  nicht  weit  genug.  Die  bereits  in 
in  Innungen  organisierten  Handwerker  wollten  den  alten  Grundsatz  wieder 
zur  Geltung  gebracht  wissen,  daß  nur  derjenige  Lehrlinge  anleiten  dQrfe, 
der  selbst  durch  eine  Meisterprüfung  bewiesen  habe,  daß  er  technisch 
dazu  vollständig  in  der  Lage  sei.  Die  Ablegung  einer  GesellenprOfung 
garantiere  noch  nicht  die  notige  technische  Geschicklichkeit 

Man  verlangte  daher,  es  solle  nur  derjenige  Lehrlinge  anleiten  können, 
der  das  24.  Lebensjahr  vollendet  und  in  dem  Gewerbe,  in  welchem  die 


Die  oeue  Organitatioii   des  Htndwerks  UAd  die  Regelung  des  Lehrliogsweseos.     533 


Anleitung  der  Lehrlinge  erfolgen  boH,  die  MeisterprüfuDg  bestaaden 
habe. 

Diesen  Wünschen  wurde  in  der  Kommission  Rechnung  getrogen, 
durch  den  Zusatz 

„Vom  L  Januar  1905  ab  steht  die  Befugnis  zur  Anleitung  von 
Lehrlingen  nur  solchen  Personen  zu,  welche  die  Berechtigung  zur  Füh- 
rung des  Meistertitels  haben'*. 

Es  sollte  also  vom  Jahre  1905  ab  den  Wünschen  der  organisierten  Hand- 
werker entsprochen  werden.  Schon  in  der  Konmiission  hatten  die  Herren 
ReRierungsvertreter  dagegen  Stellung  genooimen.  Sie  hatten  ausgeführt^ 
daß  die  Vorlage  den  erziehlichen  Wert  einer  Prüfung  keineswegs  verkenne; 
sie  sei  nicht  nur  ein  Ansporn  für  den  Lehrling,  sondern  auch  für  den 
Meister.  Jedoch  stehe  die  Einführung  von  zwei  Prüfungen  in  keinem 
richtigen  Verhältnis  zu  dem  mit  denselben  erstrebten  Zwecke.  Selbst  die 
Erzieher  der  Jugend  an  höheren  Lehranstalten  hätten  nur  eine  Prüfung 
abzulegen  ;  es  könne  doch  nicht  abgeleugnet  werden,  daß  in  einer  großen 
Zahl  von  Handwerken  die  zu  erlangenden  Fertigkeiten  derart  seien, 
daß  sie  im  allgemeinen  thatsächlich  sehr  wohl  iu  5  Jahren  und  sicher- 
lich in  5  Jahren  erworben  werden  könnten.  Für  Handwerker,  wie  iiei- 
spielsweise  Korbflechter,  Siebraacher,  Bürstenbinder,  Barbiere  u.  s.  w., 
sei  doch  sicherlich  nicht  aDzum'hmeni  daß  die  Erlernung  der  für  ihren 
Bt'trieb  erforderlichen  Kenntnisse  eine  zweimalige  Prüfung  und  im 
ganzen  eine  sechs-  oder  siebenjährige  Vorbereitungszeit  erfordere. 
Hierzu  komme,  daß  das  Institut  der  Meisterprüfung  in  Preußen  vom 
Jahre  1849  bis  zur  Einführung  der  allgemeinen  Gewerbeordnung  be- 
standen habe,  die  mit  demselben  gemachten  Erfahrungen  aber  keines- 
wegs verlockend  seien,  zumal  man  nicht  wohl  mit  Recht  behaupten 
könne,  daß  seit  der  Aufhebung  der  obligatorischen  Meisterprüfung  ein 
Rückgang  in  der  Leistungsfähigkeit  des  Handwerks  eingetreten  sei. 
Es  liege  ferner  auch  kaum  eine  Veraolassung  vor,  die  Lehrlingshaltung 
so  erheblich  zu  erschweren,  wie  dies  der  Vertrag  mit  sich  bringen  würde. 
Nach  den  Ergebnissen  der  amtlichen  Erhebungen  hielten  von  rund 
61000  Meistern  nur  14  000  Meister  Lehrlinge,  und  von  diesen  14000 
nur  28  Proz.  mehr  als  3  Lehrlinge.  Von  gewissen  Fällen  abgesehen^ 
könne  man  daher  die  Lehrlingshaltung  im  Handwerk  im  großen  Durch- 
schnitt nicht  als  übermäßig  bezeichnen.  Auch  wurde  betont,  daß  die 
Eififührung  des  allgemeinen  Befähigungsnachweises,  wie  dies  in  der 
Begründung  der  Vorlage  mit  größter  Besiimmtheit  ausgesprochen  sei, 
von  den  verbündeten  Regierungen  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen 
werde,  und  man  auch  die  Vorlage  keineswegs  als  Etappe  zur  Erlangung 
dm  Befähigungsnachweises  angesehen  wissen  wolle* 

Es  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  seitens  des  preußischen  Handels- 
ininisters  Brefeld  erklärt,  daß  die  Annahme  des  Vorschlages  die  An- 
nahme des  Gesetzes  dringend  gefährden  würde,  da  die  verbündeten 
Regierungen  jedenfalls  keinen  Schritt  in  der  Beziehung  weiter  gehen 
wollten,  als  das,  was  bereits  in  der  Vorlage  geboten  werde. 

Trotz  dieser  Erklärung  wurde  in  der  Kommission  der  Antrag, 
vom  Jahre  1905  an  sollen    nur  diejenigen  die  Befugnis  zur  Anleitung 
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und  zwar  schafft  sie,  gleiche  Intensität  vorausgesetzt,  iu  jeder  Zeil 
eiüheit  den  gleichen  Wert.  Die  Arbeitszeit  bestimiut  somit  den  Wert, 
„Komplizierte  Arbeit'*,  sagt  Marx  wörtlich  *),  „gilt  nur  als  potenzierte 
oder  vielmehr  multiplizierte  einfache  Arbeit,  so  daß  ein  kleineres 
Quantum  komplizierter  Arbeit  gleich  einem  größeren  Quantum  ein- 
facher Arbeit  [ist]".  „Dagegen  trifft  ein  W  echsel  der  Produktivkraft 
die  im  Wert  dargestellte  Arbeit  an  und  für  sich  gar  nicht'*  „Dieselbe 
Arbeit  ergiebt  daher  iu  denselben  Zeiträumen  stets  dieselbe  Wertgrößte, 
wie  immer  die  Produktivkraft  wechsle**  ^)*  „Ein  englischer  und  ein 
chinesischer  Spinner  z*  B.  mögen  dieselbe  Stundenzabl  mit  derselben 
Intensität  arbeiten,  so  werden  beide  in  einer  W*oche  gleiche  Werte  er- 
zeugen'^^  obgleich  der  Engländer  mit  einem  gewaltigen  Automaten 
arbeitet  und  dem  Chinesen  nur  ein  Spinnrad  zur  Verfügung  steht  ^), 
Den  bereits  vorhandenen  Warenwerten,  die  aus  dem  konstantes 
Kapital  in  die  neu  produzierte  Ware  übergehen,  setzt  also  die  Arbeit 
neuen  Wert  hinzu.  Ein  Teil  dieses  neuen  Warenwerts  kommt  in  den 
Löhnen  den  Arbeitern  zu  gut,  der  Rest  bildet  den  Mehrwert  (m).  Die 
Löhne  enlsprecheu  dem  variablen  Kapital  (v).  Den  aus  dem  kon- 
stanten Kapital  entnommenen  Warenwert  vermehrt  somit  die  Arbeil 
um  V  +  m.  Mit  v  (den  Löhnen)  wird  die  Arbeit  bezahlt,  m  (der 
Mehrwert)  repräsentiert  unbezahlte  Arbeit  und  geht  —  soweit  er  über* 
haupt  realisierbar  ist  —  in  den  Besitz  der  Kapitalistenklasse  über. 
Nur  für  einen  Teil  seiner  Arbeit  oder,  was  dasselbe  ist»  seiner  tÄg- 
lichen  Arbeitszeit  erhält  so  der  Arbeiter  ein  Aequivalent  vom  Kapita- 
listen in  Gestalt  des  Lohnes;  das  Ergebnis  des  übrigen  Arbeitstages 
steckt  der  Kapitalist,  der  hier  als  Repräsentant  seiner  ganzen  Klasse 
aufzufassen  ist,  in  seine  eigne  Tasche.  Alle  realisierten  Werte  sind 
—  wie  wir  sogleich  sehen  werden  —  durch  die  Arbeitszeit  meßbar, 
die  nach  den  Durchschnittsbedingungen,  unter  denen  die  Gesellscbaft 
produziert,  für  die  Arbeit  erforderlich  war.  Das  Verhältnis  zwischen 
bezahlter  und  unbezahlter  Arbeit  dieser  Art  oder  zwischen  der  gd» 
selschaftlich  notwendigen  Arbeit,  die  der  Arbeiter  für  sieb  und  die  er 
für  den  Kapitalisten  thätig  ist,  die  „Mehrwertsrate**  (v/m),  ist  in  einem 
einheitlichen  Wirtschaftsf^ebiete  stets  für  alle  Produktionszweige  an- 
nähernd gleich.  Trotzdem  sucht  Marx  nirgends  diese  Mehrwertsrate 
für  irgend  einen  gegebenen  Zeitpunkt  quantitativ  zu  bestimmen.  Er 
rechnetzwar  sehr  viel,  aber  immer  nur  mit  anerkannt  willkürlich  gewählten 
Zahlen.  Der  Mehrwert  ist  und  bleibt  eine  durchaus  unbekannta 
Größe;  nach  der  Wirklichkeit  bestimmte  Quantitatsvorstellungeo 
lassen  sich  damit  nicht  verbinden.  Man  könnte  meinen,  der  Mehr* 
wert  müsse  sich  im  konkreten  Falle  doch  als  Differenz  zwischen  dem 
Wert  und  dem  Kosteopreise  der  produzierten  Ware  oder  auch  zwiscbeo 
dem  geschaffenen  Warenneuwert  und  den  gezahlten  Löhnen  ergeben. 
Dies  ist  jedoch  weit  gefehlt,  denn  der  Wert  der  Ware  ist  —  worüber- 


1)  Dm  Kipitml,  I,  S.  11. 

2)  Dm  Kapitftl,  1,  S.    18. 

3)  Du  K«pitd«  I,  S.    €2U 
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sp&ter  ausführlich   berichtet  werden  wird  —  ebenfalls  quantitativ  ud- 
bestimmbar. 

Dagegen  macht  Marx  den  Versuch,  ein  Prinzip  aufzustellen,  nach 
dem  sich  der  Arbeitslohn  (v)  ganz  aligemein  der  Größe  nach  regeln 
soll.  Er  meint  nänilich,  der  Kapitalist  bezahle  im  Lohne  den  Wert 
der  Ware  Arbeitskraft,  und  dieser  Wert  entspreche  der  Arbeits- 
zeit, die  zur  Produktion  (odur  Reproduktion)  und  Erhaltung  der  Arbeits- 
kraft oder  mit  anderen  Worten  zur  Herstellung  der  notwendigen 
Lcbensbedtirfnisse  des  Arbeiters  erforderlich  sei.  Die  notwendiiijen  Be- 
dürfnisse des  Arbeiters  seien  natürlich  noch  Zeit  und  Ort,  sowie  auch 
nach  der  Qualifikation  des  Arbeiters  verschieden,  doch  sei  ihr  Wert  stets 
in  einer  besiimmten  Zahl  täglicher  Arbeitsstunden  auszudrücken. 
Thatsäcblich  festgestellt  ist  eine  solche  Stundenzahl  aus  der  Wirklich* 
keit  aber  niemals ;  wir  bekommen  also  auch  hier  keinen  festen  Boden 
unter  die  Füße,  sondern  bleiben  im  Gebiet  quantitativ  schwankender 
Rasonnements,  Wir  wissen  nur,  daß  die  Mehrwertsrate  für  alle  Arbeiter 
eines  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes  annähernd  gleich  ist,  daß  also 
jeder  ungefähr  die  gleiche  Arbeitszeit  für  die  Produktion  seines  Lohnes, 
des  Aequivalents  seiner  notwendigen  Lebensbedürfnisse,  aufwenden 
muß.  Dabei  zählt  Marx  zu  den  Arbeitern  auch  die  Betriebsbeamten 
Techniker,  Direktoren  u.  s.  w.  Der  Fabrikdirektor  produziert  also 
durch  seine  Arbeit  nicht  nur  eine  dem  durchschnittlichen  Gehalt  der 
Fabrikdirektoren  entsprechende  Wertmenge,  sondern  außerdem  noch  in 
demselben  Verhältnisse  wie  alle  anderen  Arbeiter  Mehrwert.  Wenn  die 
Mehrwertsrate  100  Proz,,  d.  h.  der  Mehrwert  (m)  gleich  der  Lohn- 
summe (v)  ist  —  ein  Beispiel,  das  absolut  willkürlich  ist,  aber  von 
Marx  mit  Vorliebe  angewandt  wird  — ,  so  erzeugt  der  Fabrikdirektor 
mit  dem  Durchschtiittsgehalt  von  etwa  15000  M,  jährlich  außer  diesem 
Gebalt  noch  einen  Mehrwert  von  15 OCR)  M.,  also  soviel  wie  vielleicht 
15  Arbeiter.  Seine  Arbeit  ist  also  außerordentlich  „potenziert*'.  Dem 
entsprechend  erhöhen  sich  dann  auch  seine  Bedürfnisse  zur  Reproduktion 
und  Erhaltung  dieser  bedeutenden  Arbeitskraft  auf  das  15  fache  dessen, 
was  ein  gewöhnlicher  Arbeiter  nötig  hat.  Diese  Konsequenz  mutet  ge- 
rade bei  Marx  sonderbar  genug  an,  aber  sie  ist  nicht  zu  umgehen,  denn 
nirgends  behandelt  Marx  die  Gehälter  der  Betriebsbeamten  gesondert 
von  den  Löhnen  der  Arbeiter,  und  mehrfach  betont  er  ausdrücklich,  daß 
die  Gehälter  der  Beamten  nicht  aus  dem  Mehrwert,  sondern  aus  dem 
variablen  Kapital  bestritten  werden.  Es  muß  hier  noch  betont  werden, 
daß  der  Kapitalist  von  Marx  durchweg  als  nicht  arbeitendes  Individuum 
aufgefaßt  wird.  Wir  erfahren  mithin  nicht,  was  etwa  der  Kapitalist  durch 
eigne  Arbeit  (Leitung  der  Produktion  u.  s.  w.)  an  Wert  und  Mehrwert 
produziert.  Karl  Kautäky  setzt  sich  —  wohl  ohne  sich  dessen  bewußt  zu 
sein  —  in  direkten  Gegensatz  zu  der  Auffassung  von  Marx,  wenn  er  die 
Funktionen  der  Geschäftsleitung  für  nicht  wertschaffend  erklärt  und  daher 
auch  die  Gehälter  der  Betriebsbeamten,  Direktoren,  Verwalter  u.  8.  w. 
aus  dem  Mehrwert  bezahlen  läßt^). 

1)  KatI  KAUliky :  D&s  Erfurter  ProgrAmm«  Verlag  voo  J.  H,  W.  Di«U  in  Siattfarfc. 
IIL  AttH.,  8*  80—81. 
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4)  Nieniandeii),  der  nicht  von   vornherein  von  der  ünfehll     * 
der  Marx'schen    Aufstdlöögeu    überzeugt   ist,    kann   das   willk  . 
dieser  Künstruktionen  entgehen.    Sehen  wir,  ehe  wir  uns  auf  eine  ein- 
dringende Kritik  einlassen,  zunächst  üoch  zu,  was  Marx  nun  mit  seinem 
Wert-  nnd  Mehrwertbegritf  anfängt. 

Wäre  der  Wert  bei  Marx  noch  das,  was  sonst  mit  diesem  Wort 
bezeichnet  wird,  nämlich  das  Maß  richtiger  wirtscliaftlicher  Schätzung 
der  menschlichen  Bedarfsgegenstände,  so  müßte  er  in  den  Austausch* 
be/iehungen  der  Waren  gegeneinander,  mit  anderen  Worten  in  den 
Preisen,  mindestens  in  den  Durchschnittsiireisen»  zum  Ausdruck  kommen. 
Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  Der  Wert  der  Ware  fällt  vielmehr  nur 
ausnahmsweise  und  zufällig  mit  dem  Durchschnittspreise  der  Ware 
zusammen.  Der  Durchchsnittspreis  entspricht  dem  „Produktions- 
preis e*%  und  dieser  ist  gleich  der  Summe  des  Kostenpreises  und 
eines  anderen  Aufgeldes,  des  „Durch  sc  hnittsprofits".  Der 
Durchschnittsprofit  ist  eine  Funktion  des  Gesamtkapitals,  also  des 
konstanieu  (fixen  und  zirkulierenden)  und  des  variablen  Kapitals  zq- 
sammengenommen  (c  +  v).  Bezeichnet  man  den  Produktionspreis 
Fr  und  den  Durcbschnitt&profit  mit  p,  so  ist  mithin 
Pr  =k  +  p  =  c  —  f  +  v  +  p. 

5)  Dieser  Durchschnittsprofit  ist  eine  sehr  reale  Größe,   deaii 
bezeichnet   den   Profit,  auf  den  jeder  Kapitalist  bei   der  ADwcDdung' 
seines  Kapitals   mindestens  rechnet.     Das   Verhältnis  zwischen  Profil 

und  angewandtem  Kapital!  ^  J_  i  die  ,^allgmeine  (Durchschnitts-)  Pro- 
fitrate" ist  daher  zu  jeder  Zeit  und  für  jedes  Wirtschaftsgebiet,  das 
als  eine  Einheit  betrachtet  werden  kann,  einigermaßen  bekannt.  Wer 
mit  seinem  Kapital  eine  Getreidemühle  betreibt,  rechnet  auf  denselben 
Profit  wie  ein  anderer  Unternehmer,  der  mit  gleichem  Kapital,  aber 
doppelt  so  vielen  Arbeitern  eine  Cigarrenfahrik  betreibt;  und  obgleidh 
die  Arbeiter  der  Cigarrenfabrik  bei  gleich  langem  Arbeitstage  und 
gleicher  Intensität  der  Arbeit  doppelt  soviel  Mehrwert  produzieren 
wie  die  in  der  Mühle,  erzielen  beide  Unternehmer  auch  tbatsachjich 
in  der  Regel  die  gleichen  Profite,  Profit  und  Mehrwert  sind  daher 
auf  konkrete  Einzelkapitale  bezogen,  im  allgemeinen  ganz  verscfaiedaie 
Größen :  der  Mehrwert  hängt  vom  variablen  Kapital,  der  Profit  vom 
angewandten  Gesamtkapital  ab;  je  mehr  menschliche  Arbeit  von 
einem  Kapital  in  Bewegung  gesetzt  wird,  um  so  größer  ist  der  von 
ihm  geschatfene  Mehrwert,  ohne  daß  dadurch  die  Größe  des  Profits 
geändert  wird,  wenn  nur  das  angewandte  Gesamtkapit&l  dasselbe  bleibt 
Trotzdem  besteht  zwischen  der  allgeraeiDeu  Profitrate  und  dem  Mehr- 
wert der  engste  Zusammenhang,  wie  die  folgenden  Entwickelungen  er- 
geben werden. 

6)  Unter  Verhältnissen ,  in  denen  die  Produktionsmittel  den  Ar- 
beitern selbst  gehören  und  die  Arbeiter  ihre  Erzeugnisse  direkt  gegen* 
einander  austauschen,  werden  die  Arbeitsprodukte  zu  ihren  Werten 
ausgetauscht;  d.  h.  jeder  Arbeiter  verlangt  im  Tausch  für  seine  Pro- 
dukte von  anderen  eine  Produktenmenge,  die  diesen  annähernd  dtaMibi 
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fbeit  gekostet  hat  Tritt  nun  aber  der  Kapitalist  zwischen  Arheiter 
und  ProduktioDsmittel,  so  bildet  sich  zunächst  für  jede  Produktians- 
ßphäre  ein  „Marktwert*'  im  Gegensatz  zum  individuellen  Wert  der 
eiozelnen  Ware*  Der  Marktwert  entspricht  dem  Durchschnittswert  der 
in  einer  Sphäre  produzierten  Waren  oder  —  was  dasselbe  ist  —  dem 
Wert  der  Waren,  die  unter  den  DurchschDittsbedingungen  der  Sphäre 
produziert  werden  V).  Wer  heute  etwa  mit  einer  Handmühle  Koro  zu 
Mehl  verarbeiten  wollte,  würde  mit  seiner  Arbeit  in  der  Zeiteinheit  dem 
Korn  genau  soviel  Wert  zusetzen  wir  der  Arbeiter,  der  das  Korn  mit 
Hilfe  elementarer  Kräfte  mahlt  —  gleiche  Intensität  der  Arbeit  natür- 
lich verausgesetzt.  Indessen  arbeitet  der  Handmüller  unter  so  un- 
günstigen Bedingungen,  daß  er  den  iüdividuellen  Wert,  den  sein  Meh! 
thatsächlich  hat,  nicht  realisieren  kann,  da  der  Marktwert  des  Mehls 
geringer  ist.     Die   Arbeit  des   in  der  Dampfmühle  thätigen  Arbeiters 

r «dagegen  wird  annähernd  unter  den  gesellschaftlichen  Durchschnitts- 
»bediugungen  im  Müllereigewerbe  vor  sich  gehen;  der  Wert,  den  sie 
schallt,  &et:£t  sich  somit,  da  weitaus  das  meiste  Mehl  unter  ähnlichen 
Bedingungen  hergestellt  werden  wird,  im  Marktwerte  des  Mehls  durch. 
Marx  nennt  die  so  beschaffene  Arbeit  daher  die  „gesellschaftlich 
notwendige"  Arbeit.  Erfolgt  die  Arbeit  endlich  unter  günstigeren 
I  Bedmgungen,  als  dem  Durchschnitt  entspricht  —  etwa  durch  Aus- 
nutzung einer  cFcheim  gehaltenen  Erfindung  —  so  erzeugt  sie  zwar  auch 
L  nicht  mehr  Wert,  aber  der  in  der  Zeiteinheit  geschaffene  Wert  ver- 
I  teilt  sich  auf  eine  größere  Menge  W^are.  Es  werden  in  der  Stunde 
I  uiehr  Ctr.  Korn  vermählen,  als  normal  ist;  jedem  Ctr,  Korn  wird 
I  weniger  W^ert  hinzugesetzt,  der  Ctr.  Mehl  hat  also  thatsächlich  einen 
^^gerin^eren  Wert  als  den  Marktwert  Trotzdem  wird  der  Marktwert 
^^fealißiert,  also  ein  Ueberschuß  über  die  Wertmenge,  welche  die  durch 
unser  Kapital  in  Bewegung  gesetzte  Arbeit  produziert  hat.  Diesen 
Ueberschuß  —  also  die  Differenz  zwischen  dem  Marktwert  und  dem 
individuellen  Wert  bei  ausnehm sweise  günstiger  Ausrüstung  der  Arbeit 
—  nennt  Marx  in  seiner  fürchterlichen  Sprache  ,pSurplusprofi  t-*, 
7)  Im  wirtschaftlichen  Tauschverkehr,  auf  dem  wirklichen  Markt 
kommen  nun  aber  die  Marktwerte  im  allgemeinen  nicht  ohne  weiteres 
in  den  Preisen  zum  Ausdruck.  Es  würde  sonst  z,  B,  das  in  der 
Cigarrenfabrik  angelegte  Kapital,  das  nach  unserem  früheren  Beispiel 
doppelt  soviel  Arbeit  —  und  zwar  gesellschaftlich  notwendige  Arbeit  — 
in  Bewegung  setzt  wie  ein  gleiches  Kapital  in  einer  Getreidemühle,  auch 
den  doppelten  Profit  abwerfem  Dies  läßt  nun  begreiflicherweise  die 
Konkurrenz  der  Kapitale  untereinander  nicht  zu.  „Das  Kapital  ent* 
zieht  sich  einer  Sphäre  mit  niedriger  Profitrate  uod  wirft  sich  auf 
die  andere,  die  höheren  Profit  abwirft"®).  Durch  diese  beständige 
Aus-  und  Einwanderung  bewirkt  das  Kapital,  daß  der  Durchschnitts» 
profit  in  den  verschiedenen  Produktionsspbaren  derselbe  wird*  Sobald 
nämlich  von  einer  Warengattung  größere  Mengen  produziert  werden, 


1)  Du  Kapital,  Bd.  Ul,  T.  1,  8.  157. 
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aj^ 


548 


firäTTXftng«, 


als  die  Gesellschaft  bisher  konsumiert  hatte,  sinkt  der  Marktpreis 
dieser  Ware,  womit  sich  in  der  Regel  zugleich  die  KonsuraüoDsfähigkeit 
der  Gesellschaft  lür  ciie  neu  wohlfeilere  Ware  ausiJehnt.  Auf  die-se 
W*eise  sinkt  der  Marktpreis  der  Waren,  bei  deren  Produktion  ein 
hoher  Mehrwert  entsieht,  unter  ihren  Marktwert  und  zwar  so  weit, 
bis  der  erzielte  Profit  dem  Durcht^chnittsprofit  entspricht  Ein  Teü 
des  geschaöenen  Mehrwerts  wird  in  diesem  Produktionszweige  also  von 
den  Besitzern  der  hier  augewandteo  Kapitalien  nicht  realisiert  Anderer- 
seits sind  die  Kapitale,  bei  denen  die  Arbeit  weniger  Mehrwert  erzeui^t, 
als  dem  Durchschnitt  entspricht,  in  der  Lage,  den  Marktpreis  über 
den  Marktwert  zu  erhöhen;  denn  infolge  der  Auswanderung  der 
Kapitale  in  günstigere  Produktionsgebiete  wird  weniger  produziert,  als 
die  Gesellschaft  bedarf,  die  Kapitalisten  können  somit  den  Preis  der 
Ware  ei  hohen  nnd  zwar  schließlich  soweit,  bis  ihr  Profit  dem  Durch- 
schniltsprofit  ;;Ieich  ist.  Der  Marktpreis  entspricht  dem  Marktwert  nur 
bei  den  Waren,  deren  Produktion  geradesoviel  Mehrwert  schafft,  wie 
sich  mit  dem  Durchschnittsprofit  deckt  —  was  natürlich  ein  besticnmta8 
mittleres  Verhältnis  des  variablen  Kapitals  (v)  zum  Gesarolkapilal 
(c  +  V)  voraussetzt  So  gleicht  sich  in  einem  als  Einheit  auf£U* 
fassenden  Wirtschaftsgebiet  die  Profitrate  dergestalt  aus,  daß  der  Markt- 
preis jeder  Ware  —  von  den  durch  sekundäre  zeitliche  und  ört- 
liche Verhältnisse  hervorgerufenen  Schwankungen  abgesehen  —  den 
Produktionspreis  (Z.  I,  4)  bildet 

8)  Der  unbefangene  Leser  könnte  nun  auf  den  Gedanken  verfallen, 
daß  unter  diesen  umständen  der  Mehrwert  und  die  Mehrwertsrate  alles 
Interesse  verliere  und  uns  künftig  nur  noch  der  Profit  und  die  Profit- 
rate interessieren  w^erde.  Damit  würde  er  sich  aber  einer  argen  Unter- 
Schätzung  der  Gedankentiefe  oder,  im  Ernst  gesprochen,  des  Gedanken- 
wirrwarrs unseres  Marx  schuldig  machen.  Marx  belehrt  uns  nämlich 
weiter,  daß  sich  diese  Bildung  der  allgemeinen  Profitrate  in  der  Weise 
vollziehe,  daß  sich  der  gesamte  in  den  Marktwerten  ausgedrückte 
Mehrwert  automatisch  auf  alle  Produktionssphären  gleichmäßig  verteile. 
Und  zwar  soll  dies  in  der  W'eise  geschehen^  daß  zunächst  sämtliche 
Surplusprofite  gedeckt  werden  ynd  alsdann  die  noch  vorhandene  Menge 
von  Mehrwert  derartig  auf  die  Kapitale  verteilt  wird,  daß  auf  gleich 
große  Kapitale  —  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen  —  stets  gleich 
große  Teile  entfallen.  Es  soll  also  nicht  nur  der  Durchschnittsprotit 
zusammenfallen  mit  dem  Durchschnittsmehrwert,  sondern  es  soll  auch 
die  Summe  aller  Profite  gleich  der  Summe  aller  sich  in  den  Markt- 
werten durchsetzenden  Mehrwerte  sein.  Genau  soviel  Mehrwert,  wie 
bei  der  Ausgleichung  der  Marktwerte  zu  Marktpreisen  in  der  einen 
Gattung  von  Produktionszweigen  anscheinend  verloren  geht,  soll  den 
Marktpreisen  der  Waren  aus  den  anderen  Produktionszweigen  hinzu* 
gesetzt  werden.  Keine  Spur  von  überhaupt  realisiertem  Mehrwert 
geht  verloren ;  dieser  ganze  Mehrwert  findet  sich,  soweit  er  nicht  vom 
Surplusprofit  aufgesogen  ist,  gleichmäßig  auf  die  angewandten  Kapital« 
verteilt,  in  den  Profiten  wieder,  B«!  der  Verteilung  wird  auch  daa 
Warenhandlungskapital,  d.  b.  das  sich  nur  auf  Kaufen  und  Verkaufen 
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beschränkeDde  Kapital,  nicht  vergessen,  obgleich  es  gar  keinen  Mehr- 
wert hervorbringt,  soDdern  nur  die  Realisierung  der  schon  vorhandenen 
Werte  zürn  Zwecke  hat.  Höchst  merkwürdig  ist  dabei,  daß  der  Sur- 
plusprofit, der  —  wie  wir  vorher  auseinandergesetzt  haben  —  entsteht, 
wenn  unter  günstigeren  Bedingungen  als  den  durchschnittlichen  ge- 
arbeitet wird,  vor  dieser  Verteilung  aus  dem  Gesamtmehrwert  vorweg 
genommeD  sein  soll,  während  andererseits  der  nicht  realisierbare  Mehr- 
wert, den  die  Arbeiter  unter  anormal  ungünstigen  Produklions- 
bedingongen  hervorbringen,  als  definitiv  verloren  gilt.*)  Streng  gefaßt 
lautet  also  die  Marx^sche  Formel :  die  Summe  der  Produktionspreis^ 
sämtlicher  Waren  ist  gleich  der  Summe  der  Kostenpreise  und  sämt- 
licher überhaupt  erzeugten  Mehrwerte  abzüglich  des  nicht  realisier- 
baren Teils  der  Werte,  die  von  einer  Arbeit  geschaffen  werden,  deren 
Produktivität  den  gesellschaftlichen  Durchschnitt  ihrer  Produktions- 
sphäre nicht  erreicht. 

Marx  selbst  hält  übrigens  die  Begriffe  Wert  und  Produktionspreis 
durchaus  nicht  konsequent  auseinander  und  spricht  in  der  Regel  un- 
bekünmiert  vom  Wert,  wo  nach  seiner  eignen  Theorie  vom  Proiluktions- 
preis  die  Rede  ist.  Es  ist  klar,  daß,  streng  genommen,  überhaupt 
nicht  mehr  von  Werten  gesprochen  werden  dürfte,  sobald  man  sich 
aus  den  abstrakten  Konstruktionen  in  die  Wirklichkeit  begiebt;  z.  ß. 
dürfte  das  Kapital,  wenn  es  als  wirklich  bestehendes  gedacht  werden 
soll,  nicht  mehr  eine  Summe  von  Werten,  sondern  von  Produktions- 
preisen genannt  werden,  ebenso  der  Kostenpreis,  die  Arbeitskraft 
u.  s.  w.  Auch  wir  müssen  in  der  Regel,  um  Marx  Überhaupt  auf  seinen 
verschlungenen  Wegen  weiter  folgen  zu  können,  mit  ihm  diese  In- 
konsequenzen begehen.  Wir  bitten  jedoch,  um  den  damit  geraachten 
Fehler  wieder  auszumerzen,  den  Leser  ausdrücklich  in  der  Folge  bei 
derartigen  Ausführungen  stets  anzunehmen,  daß  wir  uns  in  solchen 
Produkiionssphären  bewegen,  wo  die  Kapitale  gerade  die  durchschnitt- 
liche Zusammensetzung  des  gesellschaftlichen  Gesamtkapitals  haben, 
d.  h.  wo  der  geschaffene  Mehrwert  dem  Durchschnittsprotit  entspricht 
und   deshalb  Wert   und  Produktionspreis   der  Waren   zusammenfallen. 


IL  Der  Mehrwert   in   der  Wirklichkeit.    Seine   Teilung 
in  Profit  und  Rente. 

1)  Die  kurz  skizzierte  Auffassung  von  der  Entstehung  des  Profits 
'aus  dem  Mehrwert  läßt  an  Absonderlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig, 
W  ir  haben  es  hier  mit  Großen  zu  thun,  die  in  der  Wirklichkeit  quan- 
titativ genau  bestimmt  sein  sollen,  und  doch  fehlt  uns  jede  der  Wirk- 
lichkeit entnommene  Quautitätsbestimmung,  die  eine  rechnerische  oder 


II  Das  RftpiUl,  Bd.  lÜ^  T.  i,  S.  868t  |,Die  MehrRfbeit  wird  scbon  deswegen  nicht 
DB  rcmUsierf,  weil  bei  dem  beständigen  Gröfäen wachs«!  d«r  xur  ProdukUoii  etnor  ^e* 
cien  Wjire  ges«U  schuft  lieh  uotwendigeti  Arbelt,  der  aas  dem  bestttodigeii  Wech»fil  io 
der  Frodaktivkraft  der  Arbeit  enUprioipt,  ein  Teil  der  Wuren  »tets  unter  anonDuloo 
Bedlo^aDgeo  produziert  and  daher  unter  ihrem  individuoncn  Wert  verkftaft  werdtn  muh** 
(riebUger:  ond  d«h«r  einen  den  Marktwert  QbsrsteigiDdea  indtvidaellen  Wert  hat). 
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wenigstens   scbätzungsgemäße  Prüfung  der   angeblichen   gesellschaft* 

liehen    Vorgänge   gestattete.    Nach   Lage   der  Dinge  ist  eine   solche 

Größen bestironiung  anch  vollständig   ausgeschlossen;    es  handelt  sich 

also  nur  um   Behauptungen,   die  nicht  nur  thatsächüch   unbewiesen 

sind,  sondern  auch  gar  nicht  bewiesen  werden  können*    Aber,  so  fragt 

man  sich,  wie  kommt  Marx  überhaupt  zu  dieser  seltsamen  Konstruktion? 

Dem  auf  den  Grund  zu  gehen,   ist  in  der  That  für  uns   von  größtem 

Interesse,  denn  wir  werden  bei  dieser  Gelegenheit  einen  tiefen  Einblick 

in  die  Marx'sche  Art  zu  denken  uud  zu  schließen  gewinnen. 

Zunächst  muß  noch  einmal  daran  erinnert  werden,  daß  für  Marx 

das  Kapital  eine   feststehende  Summe   vorhandener  Werte  (Rohstoffe, 

Arbeitsmittel  u.  s.  w.)  ist,  der  durch   die  Arbeit  eine  gewisse  —  der 

gesellschaftlich   notwendigen  Arbeitszeit   entsprechende  —  Menge  neu 

geschatienen  Werts  hinzugesetzt  wird.    Marx  argumentiert  nun  fol^^ender- 

maßen:   Ein  Kapitalist   habe  5  gleich  große   Kapitale   in   Thätigkeit. 

Von  diesen  erzeuge  das  erste  (oder  vielmehr  die  von  ihm  in  Bewegung 

gesetzte  Arbeit)  einen  Mehrwert,  der  einem  Profit    von  20Proz,  des 

Kapitals  entspricht,  das  zweite   desgleichen   von  30Proz.,   das   dritte 

von  40Proz.,  das  vierte  von  15Proz.  und  das  fünfte  von  5Proz.    Aul 

alle  5  Kapitale  zusammen  entfällt  alsdann  ein  Profit  von  durchschnittlich 

20  +  30  +  40+15  +  5       „^^  .      .  ^  TW  u 
! !— — t * —  =,  22  Proz.,  worin  der  ganze  erzeugteiMehr- 

wert  genau  enthalten  ist.  Betrachtet  man  die  5  Kapitale  nun  als 
Einheit,  als  Ein  Kapital,  so  fällt  auf  jeden  beliebigen  Teil  dieses 
Gesamtkapitals  ein  gleicher  Profit  von  22  Proz.,  der  Durchschnittsprofit, 
obgleich  die  einzelnen  Teile  des  Gesamtkapitals  ganz  verschjedeneu 
Mehrwert  gebracht  haben.  Ebenso,  meint  Marx,  gleicht  sich  auch  der 
Profit  (realisierte  Mehrwert)  in  den  verschiedenen  Produktionszweigen 
eines  einheitlichen  Wirtschaftsgebiets  zum  Durchscbnittsprofit  aus^} 
uüd  zwar^  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  durch  die  Konkurrenz  der 
Kapitale.  Man  erkennt  sofort  den  ungeheuren  Denkfehler,  den  sich  Marx 
hier,  durch  eine  oberflächliche  Analogie  verleitet,  zu  Schulden  kommen 
läßt.  Beim  Eiuzelkapitalisten  kam  der  Durchschnittsprofit  gerade  da- 
durch zustande,  daß  der  Mehrwert  jeder  Sphäre  (jedes  der  5  Teile 
des  Kapitals)  vollkommen  eingeheimst  wurde;  es  war  keine  Konkurrens 
oder  sonstige  äußere  Macht  da,  die  auf  die  Preise  in  unkontrolierbarer 
Weise  einwirkte,  es  handelte  sich  thatsächlich  nur  um  ein  Rechen- 
exempel  mit  gegebenen  Größen.  Ganz  anders  aber  liegt  die  Sache 
beim  geseltschaftlichcn  Gesamtkapital:  auf  der  einen  Seite  drückt  hier 
die  Konkurrenz  der  Kapitale  die  (Marktpreise)  unter  das  Niveau  herab, 
auf  dem  der  in  den  Marktwerten  realisierte  Mehrwert  voll  zum  Aus- 
druck kommen  würde,  auf  der  anderen  Seite  hebt  sie  die  Preise  über 
dieses  Niveau  (die  Marktwerte)  empor  —  wobei  jeder  Anhalt  für  die 
Voraussetzung  fehlt,  daß  diese  automatisch  wirkende  Kraft  auf  der 
einen  Seite  gerade  eine  ebensogroße  Menge  Wert  oder  Mehrwert  weg- 
nimmt, wie  sie  auf  der  anderen  hinzufügL  Daß  dies  thatsächlich 
geschehen  soll,  ist  eine  ganz  willkürliche  Annahme  von  Marx. 

1}  Dm  KapUaI,  Bd.  lU,  T.  1,  Kftpitol  U. 
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Offenbar  stellt  sich  Marx  den   gesaraten  nach   seinen  bekannten 
[Voraussetzungen  einmal  realisierten  Mehrwert  als  eine  Größe  vor,  die 
[sich  ihrem  vollen  Inhalte  nach  io  den  Produktionspreisen  durchsetzen 
kiDuß.    Das  steht  ibm  a  priori  fest.    Und  in  der  Tbat,  was  bliebe  von 
[dem  gaDzen  Mebrwertbegrifl  übrig,  wenn  an  der  dinglichen  Natur  des 
iMehrwerts  gerüttelt  werden  könnte  1    Der  Konkurrenz  bleibt  somit  ^ar 
löichts  anderes  übrig,   als   aus  dem  vorhandenen  Mehrwertsstoff,   von 
[dem  nichts  wegfallen  und  zu  dem  nichts  hinzugefügt  werden  darf,  die 
'Profite   herauszubringen  —  ein  Verteilungsprozeß,   der  besonders   da- 
durch recht  kompliziert  wird,  daß  vor  der  Gewinnung  der  Durchschnitts- 
Profitrate  noch  der  Surplusprofit  ausgeschieden  werden  rnoß.    Wir  haben 
es  also  hier  bei  dem   großen  Materialisten  Karl  Marx  mit  der  Vor- 
stellung einer  prästabilierten  Harmonie  in   bester  Form  zu  thun,  die 
|ßich  vor  ihren  philosophischen  Vorgängern  nur  durch  ihre  unglaubliche 
Geschmacklosigkeit  auszeichnet.     Es  ist  eine   direkt  mystische   Vor- 
'  Btellung,  der  wir  hier  begegnen.     Man  darf  aber  nicht  annehmen,  daß 
sich  Marx  oder  gar  Engels  ihre  eigne  Konstruktion  in  ihrem  quanti- 
tativen  Zusammenhange  klar  zum  Bewußtsein  gebracht  hatten.    Sie 
würden  io   diesem  Falle  das  Bedürfnis  gespürt  haben,   dem  Gebäude 
doch  noch  einige  weitere  Stützen  zu  geben,  als  ihre  Darlegungen  ent- 
^Isalten.    Außerdem  beweist  das  ganze  „Kapitales  daß  es  Marx  und 
noch  mehr  Engels  vollkommen  an  der  Fähigkeit  fehlte,  mathematisch 
zu  denken,  d.  h.  Größenverhältnisse  klar  und  scharf  ins  Auge  zu  fassen 
und  sie  logisch  m  verknüpfen.    All  der  mathematische  Formelkram,  den 
das  Werk  enthält,  vennag  hierüber  nicht  hinwegzutäuschen;  im  Gegen- 
teil, er  gerade  liefert  die  besten  Beweise  für  den  behaupteten  Mangel 
2)  Wir  greffen  zum  Beweise  aus  dem  großen  Material,  das  uns  hier 
lur  Verfügung  steht,  das  folgende  charakteristische  Beispiel  heraus.    Auf 
[Seite  28  des  L  Teils  des  III,  Bandes  ist  die  Formel  aufgestellt; 

D'*n'  =~*1l 

„Da    der    Wert    eines    Bruches",  heißt   es  dann   wörtlich,    „derselbe 

ileibt,  wenn  Zahler  und  Nenner  mit  derselben  Zahl  multipliziert  oder 

V  v 

[dividiert  werden,  so  können  wir  7-,  und  ^  auf  Prozentsätze  reduzieren, 

m  V  V 

^d.  h.  C  und  Ci  beide  =  100  setzen  (1).    Dann  haben  wir  rr  =  jöo 

und  ^  =T7Ta  und  können  in  obiger  Proportion  die  Nenner  weglassen 

und  erhalten : 

p':p',=y:v,- 

Die  Schlußfolgerung  ist  in  der  That  kostbar  I  Und  sie  kommt  nicht 
nur  auf  Rechnung  von  Marx  allein,  sondern  auch  auf  die  von  Engels, 
ier  den  III  Bd.  des  „Kapitals"  herausgegeben  hat.  —  Es  ist  klar,  daß 
[▼  und  Vi  in  der  Endformal  andere  Größen  sind  als  in  der  Ausgans- 
formel ,  und,  wie  aus  dem  Späteren  hervorgeht,  weiß  das  Marx  auch 
sehr  wohl ;  aber  er  vermag  die  Umwandlung  in  Prozentsätze  nicht  al- 
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gebraisch  auszudriickeD  und  benutzt  so  eine  Schlußfolgerung »  dil 
richtig  verstanden,  ihrer  Selbstverständlichkeit  wegen  eigentlich  gar 
nichf  ausgei^prochen  zu  werden  brauchte,  zur  Entwickelung  eines  ua* 
glaublichen  Gallimathias.  Wer  sich  genauer  darüber  unterrichten  wilj^ 
der  möge  an  der  angezogenen  Stelle  nachlesen. 

Ueberall  zwar  tritt  die  Unfähigkeit  von  Marx,  die  algebraische  Zeichea- 
sprache  zu  gebrauchen,  deutlich  hervor,  nirgends  jedoch  so  kraß»  wie 
in  seinen  Betrachtungen  über  die  Durchsciinittsprofitrate,  Diese  wird  von 
Marx  als  das  Verhältnis  zwischen  Durchschnittsprofit  und  aogewandtem 

Kapital  mit  dem  Ausdruck — - —  bezeichnet,    wobei   c   das    gesamte 

konstante  Kapital  einschlieiSlich  des  in  die  Ware  nicht  eingehenden  Teils 
des  fixen  Kapitals  darstellt;  in  der  Regel  jedoch  versteht  Marx  unter 
c  nur  den  Teil  des  konstanten  Kapitals,  der  in  die  Ware  übergehl, 
also  eine  Gr5ße,  die  sich  um  das  zurückbleibende  fixe  Kapital  von  dem 
ersten  c  unterscheidet,  und  die  wir  daher  von  vornherein  mit  c  —  f 
bezeichnet  haben  (Z.  I,  2).  Für  Marx  bleibt  der  Kostenpreis,  also  der 
Teil  des  Kapitals,  der  in  die  Ware  übergeht  (k),  gleich  c-f-v  und  die 
Ware{W)  gleich  c  +  v  +  ni.  Zu  den  einfachen  Formeln,  die  das,  was  er 
sagen  will,  wirklich  aussprechen,  k  =  c — f+v  und  W  =  c— f+v-f-i 
gelangt  er  in  seinem  ganzen  Werk  nicht,  obgleich  er  doch  oft  geii«_ 
betont,  daß  nicht  das  ganze  konstante  Kapital  (c)  in  den  Warenwert 
eingehe.  Zu  der  algebraisch  richtigen  Wiedergabe  dieser  einfacheji 
Größen  Verhältnisse  reicht  seine  Darstellungskunst  nicht  aus.  So  kommt 
es  denn ,  daß  der  Buchstabe  c  fortwähernd  eine  andere  Große  bei 
Marx  bezeichnet*  bald  das  gesamte  konstante  Kapital,  das  bei  der 
Produktion  „vorgeschossen"  wird,  bald  den  in  den  Warenwert  einge* 
henden  Teil  dieses  Kapitals.  Die  dadurch  entstehende  Verwirrung  in 
seinen  Rechnungen  spottet  jeder  Beschreibung.  In  seiner  Zeichen- 
sprache ist  sowohl  das  angewandte  Gesaoilkapital  C^c^-v,  als  audi 
k^^c-fv,   und    so  verwechselt  er  denn  auch   thatsäcblich  Immerfact 

C  und  k.     Als   Durchschnittsprofitrate  läßt  er  bald  ~  bald  ^  aof- 

marschieren  —  also  zwei  Ausdrücke,  die  stets  voneinander  vcr* 
schieden  sind,  den  einen  Fall  ausgenommen,  in  dem  bei  der  Waren- 
produktion gar  kein  fixes  Kapital  angewandt  wird«  Es  würde  zu  weit 
führen,  auf  diese  Dinge  hier  im  einzelnen  einzugehen.  Wer  sich  da- 
für näher  interessiert,  der  sei  z,  B,  auf  „Das  Kapital**,  Bd*  III,  T.  1, 
S.  129,  143,  145,  151,  180,  185,  208,  244,  268,  275,  sowie  T,  2, 
S.  180,  181,  186,  228  u.  s.  w,  mehr  verwiesen  *—  wo  überall  das  fixe^ 
nicht  im  Kostenpreis  enthaltene  Kapital  aus  den  Rechnungen  und  Be- 
trachtungen verschwindet. 

Um  Marx  und  Engels  nicht  Unrecht  zu  thun,  wollen  wir  übrigem 
ausdrücklich  hervorheben,  daß  sie  mitunter  doch  in  ihren  quantitativeo 
Urteilen  auch  den  Nagel  auf  den  Kopf  treffen,  so  beispielsweise,  wenn 
es  Bd.  III,  T.  1,  S.  203  heißt :  „Fällt  die  Profitrate  um  50  Proz.,  so  ftlll 
sie  ura  die  Hälfte*^ 

Nach  dem  Angeführten  wird  der  Leser  wohl  geneigt  sein,  unserer 
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Termutnnff  zuzustinunen,  daß  sich  Marx  kaum  ganz  klar  darüber 
pewesen  sein  wird,  welche  Aufgabe  die  KoDkurrenz  der  Kapitale  bei 
der  ihr  Zugeschriebenen  Ausgleichung  der  den  Marktwerten  entsprechen- 
den Profitraten  7ur  alTgemeinen  fDurcbschnitts*)  Profitrate  eigentlich  zu 
lösen  hatte.  Wenn  nicht  wahrgcheinlich,  so  doch  iran^erhin  möglich 
ißt  allerdings  auch,  daß  Marx  die  Hohlheit  seiner  ganzen  Konstruktion 
doch  erkannt  hatte  und  mit  aus  dieser  Erkenntnis  heraus  die  Voll- 
endung seines  ^.Kapitals'*  immer  weiter  hinausschob  und  schließlich 
seinem  Freund  Engels  überließ.  Engels  dagegen  ist  offenbar  von  der 
unbedingten  Richtigkeit  der  gegebenen  Lftsung  des  durch  die  Marx'sche 
Mehrwerttheorie  gestellten  Problems  überzeugt  gewesen,  wie  niemand 
be7weifeln  kann,  der  sein  Vorwort  zum  III.  Bande  des  „Kapitals'*  kennt» 
Wer  sich  nicht  von  der  vorgefaßten  Meinung  trennen  kann,  Marx  für 
einen  flherlegenen  volkswirtschaftlichen  Denker  zu  halten,  der  muß  es 
in  der  That  als  ein  Unglück  für  Marx  betrachten,  daß  die  Vollendung 
seines  theoretischen  Hauptwerkes  gerade  einem  Ensrels  zufallen  mußte^ 
der  an«^  den  von  Marx  hinterlassenen  litterarischen  Bruchstücken  so 
wenig  Haltbares,  ja  nur  Lesbares  zu  machen  wußte.  Ist  doch  beispiels- 
weise auf  S,  426  des  IL  Randes  sogar  von  „einjährigen  gesellscbaft- 
lichen  Arbeitstagen"  die  Rede!  Und  den  Betriff  der  „einjährigen 
Tage'*  (wobei  Erdenjahre  und  Erdentage  gemeint  sind  und  wir  nicht 
etwa  an  Zeitbestimmungen  auf  anderen  Gestirnen  zu  denken  haben) 
will  Engels  ernst  genommen  habend,  es  handelt  sich  hier  nicht  etwa 
um  eine  ironische  oder  scherzhafte  Wendung.  Jedenfalls  können  sich 
Anhänger  und  Gegner  von  Marx  dazu  beglückwünschen,  daß  Engels 
seine  im  Vorwort  zur  dritten  Auflacfe  der  Streitschrift  gegen  Eugeo 
DOhring')  ausgesprochene  Absicht,  ,.die  hinterlassenen  höchst  wichtigen 
mathematischen  Manuskripte  von  Marx"  herauszugeben,  eicht  ausge- 
führt hat 

3)  Wie  dem  auch  sei,  die  unklaren  und  in  sich  widerspruchs- 
vollen Darlegungen  des  Marx'schen  Werkes  über  die  Durchschnitts- 
profitrate können  niemanden  befriedigen.  Je  mehr  man  sich  bemüht, 
seiner  eigentlichen  Meinung  auf  den  Grund  zu  kommen,  um  so  mehr 
drängt  sich  einem  die  Ueberzeogong  auf,  daß  man  es  hier  nur  mit 
einem  ver^weifelten  Versuch  zu  thun  hat,  die  im  ersten  Bande  des 
,JCapitaIs"  aufgestellten  Theorien  über  Kapital,  Wert  und  Mehrwert  — 
es  koste,  was  es  wolle  —  mit  der  Wirklichkeit  in  üebereinstimmung 
zu  bringen.  Die  folgenden  Betrachtungen  über  die  Marx'schen  Theorien 
vom  Handelskapital  und  von  der  Grundrente  werden  dies  noch  weiter 
belegen. 

Das  Handelskapital,  d.  h.  rein  kaufmännisches  Kapital,  das  nur  zu 
Handelfiunternehmungen  als  solchen,  nicht  aber  für  Verpackung,  Trans* 
port,  Klein  verkauf  u.  s.  w.  der  Waren  angewandt  wird,   hat  mit  der 

l)  V«rgr.  mach  „Dm  K*j>it»l'\  Bd.  II,  8.  423  :  ,,    . .  der  geseUschiftriube  Arbfiuüig, 

4.  b.    die   wAfarend    d«»   g&OKen    Jahres   voo     der   geiAmten    Arbeiterktiuve    verAas(i;ftbt« 
Arbeit", 

1)  Fd«drieb  Eoee]»:   fferrn  Eai^en  DÜbnog'»  ITinirlUiiog  der  Wissensebaa,  S,  Aufl., 
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Warenproduktion  nichts  zu  thun,  sondeni  bescbäftitrt  sich  nur  mit 
bereits  vorhandenen  Waren.  Es  kann  also,  wie  schon  im  Vorübersehen 
Z.  I.  8  bemerkt  worden  ist,  auch  keinen  Neuwert  hervorbriDf?eii, 
Die  kaufmännischen  Arbeiter,  die  mit  den  zum  Austausch  der  Waren 
nötipjen  Korrespondenzen  u.  s.  w.  beschäftigt  werden,  schaffen  keinen 
Wert,  folsrlich  auch  keinen  Mehrwert;  sie  werden  aas  dem  Mehrwert 
mit  bezahlt,  den  die  mit  der  eigentlichen  Produktion  der  Waren  be- 
schäftigten Arbeiter  erzeugt  haben.  So  notwendiET  die  Arbeit  der 
kaufmännischen  Korrespondenten,  der  Buchhalter,  Kassierer  tj.  s.  w, 
auch  ist  zur  Realisierunfr  der  Werte,  so  unproduktiv  ist  sie  doch.  Ob 
das  kaufmännische  Kapital  in  den  Händen  der  indnstrieHen  KapitÄlisteo 
selbst  bleibt  oder  o!>  es  sich  loslöst  und  als  selbständifies  Kapital  in 
den  Besitz  besonderer  kommerzieller  Kapifalisten  prelangt,  ist  dabei 
natürlich  ganz  nebensächlich-  Die  Arbeit  des  Ingenieurs  ist  —  wie 
wir  Z.  I,  3  pesehen  haben  —  in  hohem  Orade  produktiv:  der  neben 
ihm  thäti^e  Buchhalter  da^^egen  schafft  keine  Spur  von  Wert  Wir 
mit  einer  Handraühle  Korn  mahlt,  der  erzeugt  seiner  Arbeitsseeit  ent- 
sprechend Wert^  wenn  auch  größtenteils  nicht  realisierbaren;  dl 
Kaufmann  daj^egen,  der  durch  izesrhickte  Anknüpfunjr  von  Hanilek»! 
beziehunfjen  der  Industrie  seines  Landes  große  Absatzgebiete  erschlieBt 
und  so  vielleicht  Tausenden  von  Arbeitern  zu  Ärbeitsgeletrenheit  ver- 
hilft, ist  unproduktiv,  er  lebt  nur  von  dem,  was  den  indostriellen 
Arbeitern  an  Mehrwert  durch  die  Kapitalisten  abfjepreßt  wird!  Und 
wo  hört  die  industrielle  Arbeit  auf,  wo  fänptt  die  kommerzielle  an? 
Die  Verpackuntr,  Sortierung  und  der  Tranf^port  der  Waren  ist  Wert 
schaffende  Arbeit;  wie  aber  ist  es  mit  den  vorbereitenden  Korre- 
spondenzen u,  s.  w,,  die  über  die  Art  der  Verpackung?,  die  Zeit  der 
Absendunfif,  den  zu  wählenden  Weu  für  den  Transport  entscheiden? 
Bei  der  qualitativ  völlig  verschiedenen  Natur  beider  Arten  von  Arbeit 
sollte  man  meinen,  es  müßte  die  Grenze  zwischen  beiden  haarscharf 
sein.  Es  ist  indes  vergebene  Mühe,  bei  Marx  hier  nach  festen  Grenx- 
bestimmun<?en  zu  suchen.  Natürlich  !  Die  Begriffe  ändern  sich  eben, 
wie  wir  bereits  von  Eutrels  pehl^rt  haben,  mit  den  in  ewiger  Ver- 
Änderung  und  Entwickeluof?  befindlichen  Dinpjen. 

Das  GeköDstelte  dieser  Auffassung  vom  Wesen  des  Handels- 
kapitals liefit  auf  der  Hand,  Aber  Marx  mußte  dazu  fn'eifen,  weil 
das  Handelskapital  thatsäcblich  in  seine  Schablone  vom  produktiven 
Kapital  durchaus  nicht  hineinpaßt.  Wenn  der  Kaufmann  vermittelt« 
daß  eine  Ware  aus  dem  Besitz  des  Ä  in  den  des  B  nbergeht,  so  wird 
dadurch  die  Ware  nicht  verändert;  sie  ist  nach  dem  Verkauf  genau  die- 
selbe wie  vorher.  Die  mö^rl  ich  erweise  als  Fol^e  des  Verkaufs  erforder* 
liehe  Ortsveranderung  der  Ware  ist  natürlich  von  dem  Verkaaffe  ab 
solchem,  der  nur  die  Uehertraprung  des  Besitz! tels  an  der  Ware  be- 
deutet, begrifflich  streng  zu  trennen.  Durch  den  Verkauf  ist  für  de» 
Produzenten  nur  der  der  Ware  bereits  innewohnende  Wert  oder  viel- 
mehr  Produktionspreis  realisiert  worden.  Der  Wert  ist  da,  schon  be* 
vor  er  in  den  Produktionspreisen  sfimtlicher  Waren  realisiert  wird; 
die  Bealisierung  ist  zu  seiner  Existenz  nicht  notwendig.    Die  Werte 
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föhretj  eine  Art  Göttorleben.  onsichtbar  und  uDhestimmbar  über  dem 
wirtschaftlichei]  Getriebe  schwebend  und  dieses  am  festen,  aber  den 
Blicken  der  „Vul^ärAkonomen"  entzoEreueii  Gän^elbande  leitend. 

Paß  Marx  auch  hier  wieder  die  er£rötzlichsten  arithiiietischen 
Purzelbäume  schießt,  wird  nach  dem  vorhio  Gesat?ten  nicht  wunder 
nehmen.  Das  Kaufmannskapital  soll  —  was  soprar  in  diesen  pre- 
kflnHtelteu  Gedaukencräugen  noch  selbstverständlich  erscheint  —  nur 
seiner  wirklichee  Grf^ße  nach  am  Mehrwert  in  der  Gestalt  von  Profit 
teilnehmen:  d.  h.  ein  Kapital  von  1000  M.  soll,  wenn  die  Durcbsrhnitts- 
prnfif rate  10  Proz.  ist,  durchschnittlich  einen  Profit  von  100  M.  abwerfen, 
fjleichciltl^,  wie  oft  es  im  Jahre  um*?e?!etzt  wird.  Ob  also  mit  den 
1000  M.  im  Laufe  eines  Jahres  im  ganzen  für  10000  oder  5000  M, 
Waren  gekauft  und  verkauft  werden,  der  Durchschnittsprofit,  den  das 
Kapital  jährlich  abwirft,  bleibt  annähernd  derselbe.  Dies  ist  mich  die 
Ansicht  von  Marx'),  aber  in  seinen  Rechnungen  ven:rißt  er  das  fort- 
während. Wie  weit  dabei  seine  Gedankenlosigkeit  oder  Unfähigkeit 
—  wie  man  es  nun  auffassen  will  —  ^eht,  wollen  wir  an  einem  Bei- 
spiel darlegen,  damit  wir  nicht  etwa  in  den  Verdacht  kommen,  zu 
übertreiben. 

Auf  S.  268,  Bd,  III,  T,  1  wird  fotjjendes  Beispiel  vorgeführt :  Wenn 
da«  industrielle  Gfsamtkapital  eines  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes 
900  Cetwa  Mi1l.  £)  ist,  davon  720  auf  konstantes.  180  auf  variables 
Kapitnl  entfallen  und  die  Mehrwertsrate  100  Proz.  betrücjl:,  so  ist  der 
Produktionspreis  des  Gosam tprodukts  c  +  v  4-  m  =  720  +  1 80  + 1 80 
=  1080,  die  Durchschnittsprofitrate  also  ;i;5,';=20  Proz.  Man  lasse 
im  Vorüherjrehen  nicht  unbemerkt,  daß  der  Durchschnittsprofit  hier 
auf  den  in  die  Ware  eingehenden  Kostenpreis  berechnet  wird,  daß  uns 
also  mit  anderen  Worten  zu^jemutet  wird,  ein  Wirtschaftsfrebiet  voraus- 
zusetzen, in  dem  kein  fixes  Kapital  existiert,  das  neben  den  Waren 
selbständisr  bestehen  bleibt!  Zu  den  900  Einheiten  industriellen  Kapi- 
tals sollen  nun  noch  100  Einheiten  kaufmännischen  Kapitals  kommen, 
die  an  dem  Mehrwert  teilnehmen  wollen,  ohne  die  vorhandene  Summe 
von  Mehrwert  ihrerseits  zu  vermehren.  Der  vorhandene  Mehrwert  von 
180  ist  jetzt  mithin  auf  das  jcesamte  industrielle  und  kaufmännische 
Kapital  von  900-1-  100=1000  zu  verteilen,  der  Profit  beträft  also  nur 
noch  iWiT  =  l8  Proz.  Wiederum  im  Vorbei srehen  muß  hier  darauf  auf- 
merksam jremacht  werden,  daß  Marx  übersieht,  daß  auch  die  im  Dienste 
des  Handeskapitals  thätige  Arbeit  aus  dem  Mehrwert  bezahlt  werden 
muß  und  somit  für  den  Profit  nicht  mehr  der  tranze  Mehrwert  von 
ISO  zur  Verfüfjune bleibt  Der  Warenhitndler.  schließt  Marx  weiter,  kauft 
die  Ware  vom  Produzenten  zu  900  +  9  X  1^=  ^f^-*  schläsit  seinen 
Pi*ofit  von  18  dazu  und  verkauft  sie  zu  1062  +  18  =  1080,  d.  h.  zum 
eierentlichen  Produkttonspreis.  Obdeich  der  Händler  sein  Kapital  von 
100  oftmals  umsetzen  muß,  um  die  jranze  Ware  von  1062  zu  kaufen 
und  zu  verkaufen,  profitiert  er  im  «ganzen  nur  18,  für  ie  118  Ein- 
heiten, die  er  umsetzt,  also  2  Einheiten  Waren,  die  er  zu  118  einkaufte, 
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verkauft  er  zu  120,  folglich  entfallt  auf  einen  Einkaufspreis  von  100  eiis 
Verkaufspreis  von  lOlJ.  Der  Durch schoiüsprofit  zerfällt  also  in  atwei 
Teile:  den  eigentlich  industriellen  Profit  (p)  und  den  kaufmännischeo 
Profit  (h).  Man  bemerke  wohl,  daß  durch  den  Buchstaben  p  jetzt  eine 
andere  Größe  bezeichnet  wird  als  bisher,  wo  die  ganze  Purchschnitt»* 
Profitrate  p  hieß!  Die  Summe  pH-h  ist  eine  feststehende  Gröte, 
ebenso  der  Summand  p  —  denn  wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  wUHe 
die  Konkurrenz  der  Kapitale  sofort  für  die  Ausgleichung  sorgen  — 
folglich  ist  h  auch  in  jedem  einheitlichen  Wirtschaftssystem  eine 
quantitativ  bestimmte  Größe,  In  dem  vorliegenden  Beispiel  kann  der 
Verkaufspreis  den  Einkaufspreis  stets  nur  um  annähernd  1,7  Proi. 
tiberireffen.  Hiernach  würde  also  der  vom  Händler  realisierte  Pmfil 
durchaus  von  der  Menge  der  Geschäfte,  die  er  mit  seinem  Kapitel 
macht,  mit  anderen  Worten  von  der  Geschwindigkeit  des  Umschlags 
seines  Kapitals  abhängen  —  was  mit  der  an  anderer  Stelle  klar  und 
deutlich  ausgesprochenen  Meinung  von  Marx  0  iti  diametralem  Wider- 
spruch steht.  Marx  selbst  erkennt  diesen  Widerspruch  so  weniff,  daß 
er  unmittelbar  im  Anschluß  an  seine  soeben  wieder  gegebene  Ent- 
Wickelung-)  den  Kaufmann  die  Ware,  die  ihm  ICK)  gekostet  hat,  m 
118  verkaufen  läßt  und  noch  ausdrücklich  versichert,  daß  die  Ware 
damit  nicht  über  ihren  Werl  (d.  h.  hier  Produktionspreis)  verkauft 
werde.  Der  arme  industrielle  Kapitalist  kommt  also  um  seinen  ganzen 
Profit,  denn  der  Gesamtprofit  betrügt  ja  nur  gerade  18  Proz.  Wo 
bleibt  da  die  Konkurrenz  der  Kapitale?  Macht  sie  vor  dem  Kauf- 
mannskanita!  ohne  weiteres  halt? 

4)  Doch  wir  können  auf  diese  Einzelheiten  —  so  bezeicbiieiid  { 
sie  auch  für  den  Charakter  des  Marx'schen  ^.Systems"  sind  —  nicht 
weiter  eingehen  und  müssen  es  dem  Leser  überlassen,  den  Versuch  fo 
machen,  ein  leidlich  klares  Bild  davon  zu  gewinnen,  wie  sich  Mant 
wohl  die  Absonderung  des  kaufmännisrhen  Profits  aus  dem  Gesamt- 
profit gedacht  hat.  Fest  steht  jedenfalls,  daß  die  Handelsthätigkdt 
selbst  keinen  Wert  schafft  und  daher  das  kaufmännische  Kapital,  aiieb 
soweit  es  die  kaintalistische  Volkswirtschaft  unbedinRt  nötig  hat,  so- 
wohl den  Lohn  der  Arbeit,  die  es  in  Bewegung  setzt,  als  auch  dea 
Profit,  den  es  abwirft,  dem  vom  industriellen  Kapital  ^eschaffeoeo 
Mehrwert  entzieht.  Auf  diese  Weise  wird  die  Durchschnittsprofitrala 
beträchtlich  pjeschmälert.  Doch  tritt  der  Einfloß  des  Handelsfrewinocs 
und  der  Handelsarbeit  nach  dieser  Richtunpr  bin  sehr  zurück  gegen 
den  der  Grundrente,  Die  Grundrente  ist  niimlich  nach  Mant  „Surplos* 
profit''.  Sie  wird  ihrem  ganzen  Umfange  nach  von  dem  Gesamtmebr- 
wert  vor  dessen  Verteilung  auf  die  Kapitale  abgezogen.  Nur  der  uuh 
Abzug  der  Grundrente  verbleibende  Rest  von  Mehrwert  geht  in  dai 
Durchschnittsprofit  ein. 

Marx    geht    bei    seinen  Betrachtungen   Ober   die  Grundrente  im 
wesentlichen  von  der  bekannten  Rententheorie  Ricardo^s  aus.    Nwk 
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Ricardo  wird  der  Marktpreis  der  laiidwirtschaftlichen  Produkte  durch 
die  ProduktionskosteD  auf  dem  schlechtesten  noch  bebauteo  Boden 
bestituiut  Dieser  Boden  trägt  selbst  keine  Rente  mehr.  Alle  anüeren 
—  fruchtbareren  ^-  Bodenarten  bringen  mehr  Produkte  hervor,  d.  h. 
auf  gleich  großer  Flache  bei  Anwendung  gleichen  Kapitals  einen 
größeren  Krtrag,  Die  Differenz  gegen  den  Ertrag  des  schlechtesten 
noch  bebauten  Bodens  ist  die  Rente.  Bei  Marx  heißt  diese  Theorie: 
,,Üer  Produktionspreis  des  schlechtesten,  keine  Rente  tragenden 
Bodens  ist  stets  der  regulierende  Marktpreis''  *)•  \^*ir  unter  güristi- 
geren  Bedinguugen  —  aunruchtbarerem  Boden  —  produziert,  gewinnt 
Surplusprofit,  wahrend  der  schlechteste  noch  bebaute  Boden  nur  den 
Durchschnilisprofit  erzielt,  denn  der  Produktionspreis  ist  —  wie  wir 
wissen  —  gleich  der  Summe  von  Kostenpreis  und  Durchschnittsprofit, 
Anerkannt  werden  muß  hier,  daß  Marx  über  die  Ricardo'sche  Auftassuiig 
vom  Gange  der  Bodenkultur  vom  besseren  zu  immer  schlechteren) 
Boden  hinaus  ist,  iodem  er  die  Relativität  des  Begritfs  der  Frucht- 
barkeit je  nach  der  Größe  des  zur  Verfügung  stehenden  Kapitals 
und  der  Art  seiner  Anwendung  voll  würdigt*'). 

In  der  von  Marx  vorausgesetzten  ^^kapitalistischen  Produktions- 
weise** ist  nuü  die  Bewirtbchaftung  des  Bodens  vom  Bodenbesitz  voll- 
ständig getrennt.  Der  Pächter  ist  der  Kapitalist,  der  sein  Kapital 
in  der  Bodenbewirtschaftung  genau  so  anwendet,  wie  andere  Kapi- 
talisten daa  ihrige  in  der  Industrie  anwenden«  Die  Arbeiter  des 
Pächters  schaiTen  Mehrwert  —  der  im  ganzen  Wirtschaftsgebiet  (Laude) 
herrschenden  allgemeinen  Mehrwertsrate  entsprechend  —  und  dieser 
Mehrwert  bildet  einen  Teil  der  großen  zu  verteilenden  Mehrwert-  oder 
Profitsumnie,  Bei  der  Verteilung  soll  nun  der  Pächter  den  Durch- 
ßchnittsprofit  nach  der  Höhe  des  von  ihm  in  Anwendung  gebrachten 
Kapitals,  der  Grundbesitzer  in  der  Gestalt  der  Pocht  seine  Rente  er- 
balten. Dabei  ist  die  Rente  (Pacht)  in  der  Hauptsache  Sur[jlusprofit,  der 
in  der  angedeuteten  Weise  entstanden  ist,  außerdem  aber  auch  noch  als 
„absolute  Rente''  eine  vom  Grundbesitzer  durch  seine  Macht  über  den 
ürund  und  Boden  erzwungene  allgemeine  Abgabe«  Der  Verteilungs- 
automat steht  hier  in  der  That  vor  einer  immer  schwieriger  werdenden 
Aufgabe:  er  soll  außer  den  früher  bereits  betrachteten  Surplusprufiten 
die  gesamte  Grundrente  aus  der  vorhandenen  Mehrwertsumme  vorweg- 
nehmen, dann  den  Lohn  der  kaufmännischen  Arbeit  absondern  und 
schließlich  aus  dem  ßest  den  Durchschnittsprofit  für  die  thutigen 
Kapitale  (das  industrielle,  Handels-  und  Paehlerkapilal)  bilden;  dabei 
soll  die  Grundrente  ihrerseits  wieder  als  Ditierenz  zwischen  den  Markt- 
preisen und  Produktionspreisen  der  landwirtschaftlichen  Produkte  ent* 
stehen  und  der  Produktionspreis  gleich  der  Summe  von  Kosten  preis 
und  Durcbschnittßprofit  sein.  Die  quantitative  Bestimmung  der  Grund- 
rente setzt  also  einen  gegebenen  Durchschnittsprofit,  die  quantitative 
Bestimmung   des  Durchschnittsprotils  aber  ihrerseits   wieder  eine  ge- 
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gebene  GrundreDtensumme  voraus*    Was  Marx  seinem  geduldigen  Ve*- 
leiluagsaotomaten  zumutet,  ist   also   ein   logischer    Widersinn.     Mari 
selbst  scheint  dies  auch  herausgefühlt  zu  haben;  wenigstens  bemerkt  ■ 
er  gelegentlich'),  die  Durchschnittsprofitrate   werde  in   der  Industrie^  ■ 
nicht  in  dtr  Landwirtschaft  bestimmt.     Die  Landwirtschaft   soll  also 
wohl   zur  Zeit  ihres  Ueberganges  in   die  kapitali:stische  Produktioofr 
weise  die  Profitrate  schon  vorfinden  und  zuoächst  einfach  übern  eh  tncn. 
Selbstvorstäudlich   ist  dieser  an  sich  schon  sehr  unklare  Gedanke  mt 
ein   ganz   unhaltbarer  Verlegenheitsausweg,  denn  die  Grundrente  wird 
nach  der  Marx'schen  Theorie  doch  oftenbar  zum  großen  Teil  aus  dem 
von    den    industriellen  —  nicht  nur   von   den   landwirtschaftlicheQ  —  ■ 
Arbeitern  geschaffenen  Mehrwert   bestritten,  sie  muß  also,    sobald  die  f 
Landwirtschaft  „kapitalistisch*'  betrieben  wird»  den  industriellen  Durch- 
schnitlsprofit  unter  allen  Umständen  stark  beeinflussen  und  zwar  herab- 
drücken.    In   der  einigermaßen   ausgebildeten   kapitalistischen    Gesell* 
Schaft  bleibt  also  das  Verteil  ungsrätsel  ungelöst 

Da  die  Grundrente  auf  die  Marktpreise  der  landwirtscbaftlicbea 
Produkte  aufgeschlagen  wird,  so  werden  die  Erzeugnisse  der  Land- 
wirtschaft natürlich  zu  Preisen  verkauft,  die  weit  über  ihre  eigent- 
lichen Produktionspreise  hinausgehen.  Ein  unverbesserlicher  Anhänger 
der  „Vulgärökonomie"  könnte  daher  wohl  gar  auf  den  Gedanken  vcr* 
fallen,  daE  die  Industrie-  und  Landwirtschaftsarbeiter  insofern  die 
Grundreute  mit  aufbringen,  als  sie  die  Rente  in  den  höheren  Preiiea 
der  Lebensmittel  dem  Pachter  bezahlen  und  dieser  sie  dann  in  Ge» 
stalt  der  Pacht  an  den  Grundbesitzer  weitergiebt.  Nun  bezahlt  aber 
der  Arbeiter  seine  Lebensbedürfnisse  aus  seinem  Lohn,  und  dieser 
geht  aus  dem  variablen  Kapital,  üicht  aus  dem  Mehrwert  hervor,  so 
daß  die  Grundrente  zum  sehr  großen  Teil  aus  dem  Kapital  statt  tos 
dem  'Mehrwert  bezahlt  werden  würde.  Der  Arbeiter  brächte  rwar 
auch  nach  dieser  Auffassung  die  Grundrente  durch  seine  Arbeit  hervor, 
aber  zum  grolien  Teil  nicht  durch  seine  unbezahlte  Arbeit,  sondern 
gerade  durch  die  bezahlte.  Das  wäre  sehr  einfach,  klar  und  verstand- 
Ijchj  aber  doch  ganz  eines  „Vulgärökonomeu''  würdig,  denn  es  fehlt  du 
Mystische,  hinter  den  Dingen  Stehende,  das  Marx  als  Wissenschaft  aiiflr 
giebtl  Vor  allem  verstieße  diese  Auffassung  gegen  die  Majestät  des 
Marx'schen  Wertgesetzes!  Um  diese  aufrecht  zu  erhalten,  muß  sich 
Marx  den  wirklichen  Vorgängen  verschließen  und  zu  seiner  Konslruk* 
tion  einer  logisch  und  sachlich  unmöglichen  Verteilung  des  Mehrwertes 
schreiten. 

Kun  versuche  man,  sich  nochmals  den  mystischen  Vertf*»!»'""«- 
prozeß,  den  Marx  uns  aufreden  will,  in  seiner  ganzen  Wunde i 
vorzustellen,  und  man  wird  uns  recht  geben,  wenn  wir  vorhin  (Z.  ii,  oj 
davon  sprachen,  daß  es  sich  hier  um  einen  verzweifelten  Versuch 
von  Marx  handle,  seine  Kapitals-  und  Werttheorie  mit  der  Wirklichkeit 
in  Uebereinstimmung  zu  bringen. 


1)  Du  fiApitd,  Bd.  m,  T.  2,  8.  tu  und  S34. 
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HL  Kritik  des  Kapital-  und  des  Wertbegriffs. 

1)  Die  bisherigen  Darlegungen  haben  ergeben,  daß  es  Marx  nicht 
gelungen  ist,  auf  Grund  seiner  Kapitals-  und  Werttheorie  die  that- 
fiächliclieu  Erscheinungen  des  VVirtschaftlebens  in  einigermaßen  halt- 
barer Weise  zu  erklären,  daß  er  vielmehr  dabei  zu  Konstruktionen 
gelangt  ist,  die  den  Stempel  des  Mystischen  und  Unwirklichen  an  der 
btirn  tra;^en.  Es  wird  nunmehr  unsere  Aufgabe  sein,  die  Grundbegritie 
selbst,  auf  denen  die  Theorie  autgebaut  ist,  kritiisch  zu  prüfen,  um  so 
darüber  klar  zu  werden,  ob  es  sich  bei  Marx  nur  um  eine  falsche 
Verwertung  von  an  sich  baltbaren  Grundvorstelluugen  haiadelt,  oder  ob 
der   Irnum   bereits    in    den   theoretischen   Grundlagen   zu  suchen  ist. 

Der  eigentliche  Gruüdbegntt'  des  Marx'schen  Systems  ist  —  wie 
wir  bereits  eingangs  btitont  haben  —  der  des  Kapitals.  Marx  ab- 
strahiert seinen  Kapitalbegrifl  aus  dem  Prozeß  der  Warenproduktion. 
Das  Kapital  ist  für  ihn  der  labegrit!  der  bei  der  Warenproduktion 
zur  Verwendung  gelangenden  liohstotie,  HdisstoUe  (Kohle,  Beleuchtuugs- 
mittel  u.  s.  w,),  Aibeitsmittel  (Gebäude,  Werkzeuge,  Maschinen  u.  8.  w.) 
und  der  baren  Geldmittel,  auti  denen  die  Löhne  bezahlt  werden.  Sieht 
mau  davon  ab,  daß  im  praktischen  Geschaftsleben  überhaupt  jede 
Wertsumme  Kapital  heißt,  gleichgiltjg,  ob  sie  produktiv  thätig  ist 
oder  nicht,  bei  Marx  aber  nur  die  produktiv  thätige  Werisumme  bei 
Trennung  des  Arbeiters  von  den  Arbeitsmitteln,  so  könnte  man  auf 
den  ersten  Blick  meinen,  daß  der  Marx'sche  Kapitalbegrifl  durchaus 
dera  der  geschäftlichen  Praxis  entspreche;  denn  auch  der  Geschafts- 
unternehmer  bezeichne  als  sein  Kapital  die  Summe,  die  er  zu  dem 
Unternebmen  anlegen  müsse,  ohne  Kücksicht  darauf,  ob  er  sein  Geld 
lür  Rühstotfe,  Arbeitsmittel,  Löhne  u.  s,  w*  ausgebe.  Diese  üeber- 
eiustimmung  stellt  sich  jedoch  bei  genauerer  Betrachtung  nur  als 
Schein  heraus.  Marx  nennt  die  ganze  Summe  der  Werte  —  oder 
richtiger  Produktionspreise  —  die  in  die  produzierten  Waren  hinein- 
gesteckt werden,  Kapital,  der  Geschäftsmann  nur  die  Wertsumme,  die 
er  zur  Verfügung  haben  muß,  um  sein  Unternehmen  ins  Werk  zu 
setzen  und  zu  erhalten.  Für  den  wirtschattlichen  Unternehmer  ge- 
hören  die  im  Grund  und  Boden  periodisch  (Pacht,  Bodenzinsen)  oder 
auf  einmal  (Kaufpreis)  angelegten  Geldsummen  sehr  entschieden  zum 
Kapital,  für  Marx  nicht,  denn  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
produziert  der  Besitzer  des  Grund  uod  Bodens  Überhaupt  nicht  und 
bezahlt  der  Pachter  in  der  Pacht  nur  Rente,  die  aus  dem  Mehrwert 
(iSurplusprofit),  nicht  dem  Kapital  gedeckt  wird.  Bei  Marx  ist  das 
Kapital  stets  eine  feststehende  Wertsumme,  die  zunächst  in  Geld  da 
war  und  die  „im  Produktionsprozeß  umschlägt'^,  d.  h.  die  ganz  oder 
teil  weis  in  die  produzierte  Ware  eingeht  und  dann  nach  dem  Verkauf 
der  Ware  wieder  zu  dem  Kapitalisten  zurückkehrt.  Dem  Praktiker 
dagegen  ist  bei  der  Größen bestimmung  des  wirtschaftlich  thätigen 
KapitalB  nicht  die  Wertsumme,  die  die  jeweilig  in  seinem  Besitz  be- 
findlichen Waren  und  Geldmengen  darstellen,  das  Ausschlaggebende, 
sondern   die  Möglichkeit  und  Macht,  in   dem  gegebenen  Umfange  zu 
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produzieren.  Die  ursprüoglich  io  das  Unternehmeii  hineingesteckte 
Wertsumme,  sowie  deren  spatere  Vermehrung  oder  Verminderung  durch 
Neueinlageo  oder  Entaußeruugen  sind  ihm  sehr  bald  fQr  die  Schaltung 
seines  Kapitals  nicht  mehr  mabgebend,  sondern  die  Ergebnisse  seines 
Unternehmens.  Mit  anderen  Worten:  bei  Marx  ist  der  ganze  Inhalt 
der  Produktion,  die  Rohstoffe  und  die  hergestellte  Ware  sei 
sie  nicht  Mehrwert  darstellt,  Kapital;  im  praktischen  Gest 
bedeutet  Kapital  das  Maß  von  Werten,  das  auf  Grund  der  geseüscbaft* 
liehen  Zusammenhänge  nötig  ist,  um  aus  den  Rohstoffen  die  Fabrikate 
in  der  zur  Zeit  der  Schätzung  des  Kapitals  erreichten  Menge  uüd 
Güte  herzustellen.  Der  vorhin  erwähnte  ganz  allgemeine  Begriff  des 
Kapitals  als  Maß  einer  beliebig  vorhandenen  Waren-  oder  Geldmenge 
bietet  natürlich  überhaupt  kein  wissenschaftliches  Interesse;  wir  haben 
es  hier  nur  mit  dem  wirtschaftlich  tbatigen  Kapital  zu  thun.  Der 
Marx'sche  Begriff  dieses  Kapitals  fallt  also  mit  dem  des  wirklichoi 
Gescbäftslebens  gleichsam  nur  im  ersten  Momente  der  Errichtung  einer 
neuen  Unternehmung  zusammen,  nachher  gehen  beide  Begriffe  weil 
auseinander.  Nach  Marx  bleibt  das  Kapital,  das  in  einem  Untern  ' 
wirksam  ist,  immer  von  der  ersten  Anlage  und  den  späteren  uli. 
baren  Vermehrungen  oder  Verminderungen  dieser  Anlagesumme  ab- 
hängig; der  Geschäftsmann  schätzt  sein  Kapital  nach  der  Einrichtung 
seiner  Unternehmung  zuerst  von  denselben  Gesichtspunkten  aus,  später 
jedoch  nach  gänzlich  anderen  Grundsätzen,  Dies  zeigt  sich  sehr  deut- 
lich beim  Uebergang  in  anderen  Besitz,  beim  Verkauf,  bei  Erb* 
regulierungen  u.  s.  w.  Die  hier  ans  Tageslicht  tretenden  Kapitale 
(Geldsummen)  vermag  man  aus  dem  Marx'schen  Kapitalbegriff  nicht 
mehr  zu  erklaren.  Vermehren  kann  sich  bei  Marx  das  Kapital  Dor 
dadurch,  daß  neue  Werte  zu  den  alten  hinzugeschlagen  werden.  Diese 
neuen  W  erte  müssen  entweder  einem  anderen  schon  bestehenden  Kapital 
oder  dem  neu  geschaffenen  Mehrwert  entnommen  sein.  Nur  im  letsteren 
Falle  wird  wirklich  neues  Kapital  gebildet  Beim  Verkauf  einer  Unter- 
nehmung (z.  B.  einer  Fabrikanlage,  eines  Zeitungsverlags,  eines  Hotels 
u.  s.  w,)  müßte  also  —  normale  Verhältnisse  vorausgesetzt  —  als 
Preis  eine  Geldsumme  erscheinen,  die  gleich  der  Anlagesumme  vermehrt 
um  die  Neueinlagen  vermiadei  t  um  die  Entäußerungen  wäre.  Daß  davon 
in  der  Kegel  gar  keine  Rede  sein  kann,  der  Preis  vielmehr  nach  gaii£ 
anderen  Grundsätzen  festgestellt  wird,  lehrt  die  tägliche  Erfahrung. 
Die  Kuufsumme  (das  Geldkapital,  gegen  das  die  Unternehmung  umge- 
tauscht wild)  kann  sowohl  viel  höher  als  auch  viel  geringer  sein;  maA* 
gebend  für  ihre  Uöhe  ist  einfach  der  wirtschaftliche  Nutzen,  der  Profil, 
den  der  Käufer  aus  dem  Unternehmen  zu  erzielen  hofft.  Dafl  der 
wirtschaftliche  Nutzen  zu  der  Größe  des  Kapitals  im  bestimmten  Ver» 
häUnis  steht,  lehrt  auch  Marx,  denn  gleiche  Kapitale  sollen  ja  gleiche 
Durchschnittsprutite  abwerfen.  Der  Unterschied  ist  nur  der,  dal  nach 
Marx  die  vorhandenen  Kapitale  die  ihrer  Größe  entsprechenden  Profite 
an  sich  ziehen  sollen,  nicht  aber  umgekehrt  die  Profite  die  Höhe  der 
Kapitale  bestimmen.  Marx  setzt  also  voraus,  daß  die  Profite  der  RegA 
Dach  proportional  dem  Zuwachs  oder  der  Verringerung  der  in  einer 
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Unternehmung  angelegten  Werte  wachsen  oder  fallen.  Wtire  diese 
Voraussetzung  richtig,  dann  würde  sich  der  Marx'sche  Kapitalbegriff 
mit  dem  des  Geschäftsverkehrs  schließlich  doch  decken ;  sie  ist  aber, 
wie  wir  sofort  eingehend  nachweisen  wt^rden  nicht  richtig. 

2)  Gesetzt,  ein  Unternehmer  betreibe  eine  Fabrik  an  einem  vom 
Verkehr  abgelegenen  Ort  Die  wirtschaftliche  Entwickelunfx  bringe  es  mit 
sich,  daß  sich  der  Verkehr  in  kurzer  Zeit  bedeutend  hebe,  daß  neue 
Verkehrswege  (Chausseen,  Eisenbahnen,  Kanäle)  den  Ort  berühren. 
Die  Fol^e  davon  wird  sein,  daß  der  Kapitalwert,  den  die  Fabrik  dar- 
stellt, bedeutend  wächst,  vielleicht  auf  das  doppelte  oder  dreifache,  auch 
wenn  dem  Anlagekapital  nicht  das  geringste  hinzugefügt  wird.  Es 
hat  sich  aber  der  Nutzen  der  Fabrik  für  den  Unternehmer,  also  das, 
was  Marx  den  Profit  nennt,  gehoben,  weil  sich  die  außerhalb  des 
Produktionsprozesses  liegenden  Bedingungen  für  den  wirtschaftlichen 
Erfolg  (Absatzverliältnisse  etc)  gebessert  haben.  Beispiele,  die  dasselbe 
darthun,  lassen  sich  ohne  Mühe  ins  ungemessene  häufen.  Tbatsächlich 
erscheint  also  das  wirtschaftlich  thätige  Kapital  nicht  als  eine  Summe 
von  feststehenden  vorhandenen  Werten,  sondern  als  das  Ergebnis  der 
Schätzung  der  Ursache  von  periodischen  Nutzungen,  Ganz  klar  tritt 
dies  in  den  Kursen  der  Aktien  industrieller  Uoteroehuiungen  zu  Tage. 
Der  Kurs  schwankt  mit  den  Dividenden  und  zeigt  die  jeweilige  Schätzung 
des  Kapitalwerts,  der  in  dem  Unternehmen  steckt,  an.  Nach  Marx  haben 
die  Kurse  allerdings  mit  dem  Wert  des  Kapitals  nichts  zu  thun.  Das 
Kapital  bleibt  vielmehr  so  groß,  wie  es  war,  wenn  es  nicht  durch 
direkte  Addition  von  Werten  vergrößert  oder  Subtraktion  verkleinert 
worden  ist*).  Damit  schlägt  Marx  nun  wieder  seiner  Lehre  ins  Gesicht, 
daß  gleiche  Kapitale  gleiche  Profite  bringen  sollen,  denn  es  sind  die 
Kurswerte,  nicht  aber  die  Marx'schen  Kapitale,  die  mit  den  Profiten 
(den  Dividenden)  in  annähernd  festem  Verhältnis  stehen.  Andererseits 
soll  ja  auch  nach  Marx  das  Kapital  gerade  der  Geldsumme  entsprechen, 
gegen  die  es  auszutauschen  ist;  es  ist  also  unverständlich,  wie  trotz- 
dem die  Werte  der  Aktien  fingiert  sein  sollen,  da  sie  doch  jeden  Moment 
in  eine  entsprechende  Geldsumme  umzusetzen  sind.  Dasselbe  gilt  von 
dem  Preis  des  Grund  und  Bodens,  der  ebenfalls  nur  fingierten  Wert 
darstellen  soll.  Wir  haben  es  somit  bei  dem  Marx'schen  KapitalbegriS 
ofienbar  nicht  nur  mit  einer  sich  von  der  Wirklichkeit  entfernenden 
willkürlichen  Abstraktion  zu  thun,  sondern  sogar  mit  einer  in  sich 
widerspruchsvollen  unlogischen  Vorstellung.  Doch  wir  wollen  ver- 
suchen dem  noch  weiter  auf  den  Grund  zu  kommen. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  durch  Verkäufe  und 
Besitzübertragungen  von  wirtschaftlichen  Unternehmungen  oder  An* 
teilen  an  solchen  (Aktien  u.  s,  w.)  sowie  von  Grund  und  Boden  fort- 
während neue  Geldsummen  realisiert  werden,  die  sofort  in  thätiges 
Waren-  und  Geldkapital  umgesetzt  werden  können  und  doch  jedenfalls 
aus  dem  Profit  nicht  abgesondert  und  aufgesammelt  sind.  Die  Divi- 
dende des  industriellen  Unternehmens,  die  Rente  von  Grund  und  Boden 


1)  Z^  Ttrgl.  die  bdchat  unkUren  Äaaübranfeo  im  .,K«ptUl''^  Bd.  tll,  T.  t,  S.  t— 7. 
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mögeD  dem  Mehrwert  eütnommen  sein,  unniöj^lich  jedoch  kanu  die  Differenz 
zwischen  dem  Dach  diesen  Nutzungeö  rationell  geschätzten  liapital* 
wert  des  Unternehraens  oder  Gruadstücks  und  den  thatsächUch  darin 
angelegten  Kapitalien  dem  Mehrwert  entstammen.  Wir  haben  hier 
also  in  der  That  eine  Quelle  von  Neukapital»  also  auch  von  Neuwert, 
die  aus  der  Marx'schen  Theorie  ganz  und  gar  nicht  zu  erklärenist 
Namentlich  die  allmähliche  Steigerung  der  Bodenpreise,  die  mit  steigeii- 
der  Kultur  und  dem  Wachsen  der  Bevölkerung  des  Landes  ver- 
bunden ist,  schafft  dauernd  neue  Werte,  die  doch  nur  solange  als 
eingebildet,  unwirklich  erklärt  werden  können,  als  sie  nicht  in- 
folge  von  Besitz  Wechsel  etc.  direkt  als  Geldsummen  auftreten.  W^enn 
jemand  in  der  Nähe  einer  Stadt,  die  sich  schnell  zu  einer  Millionen* 
Stadt  entwickelt,  ein  Grundstück,  das  er  vor  25  Jahren  für  5000  M. 
gekauft  hat  und  unbenutzt  hat  liegen  lassen,  jetzt  für  50000  M. 
verkauft,  so  erscheint  hier  unvermittelt  eine  neues  Kapital  von  45  000  M. 
Wo  stammt  das  her?  Es  ist  offenbar  nur  das  Schätzungsergebnis  A&t 
Besteuerung,  die  dem  Publikum  in  der  Miete  für  die  auf  dem  Grund- 
stück zu  erbauenden  Gebäude  auferlegt  werden  solL  Es  ist  enstaudcDi 
weil  neue  Gelegenheit  zum  „Profitmachen*'  entstanden  ist,  nicht  aber 
als  Ergebnis  der  Anhäufung  von  vorher  produziertem  „Mehrwert**: 
Hier  tritt  geradzu  handgreiflich  zu  Tage,  wie  sich  Kapitale  bilden^ 
wo  Nutzungen  (Profite)  entstehen.  Umgekehrt  schwinden  natürlich 
auch  die  Kapitale  spurlos,  wo  aus  irgendwelchen  Gründen  die  Nutz- 
ungen schwinden.  Das  neue  Kapital  von  45000  M.  kann  sofort  eo 
einer  industriellen  Anlage  verwandt  werden  und  damit  im  Marx'scbeii 
Sinne  am  Produktionsprozeß  teilnehmen;  seine  Quelle  aber  waren  die 
allgemeinen  gesellschaftlichen  Zusammenhänge,  die  das  schnelle  EmiKir- 
blühen  der  großen  Stadt  mit  sich  brachten. 

Mit  der  Thatsache,  daß  Grund  und  Boden  gegen  Geld  und  Waren 
umgetauscht  werden  kann,  steht  Marx  überhaupt  auf  sehr  gespanateiD 
Fuß.  Mit  seiner  Theorie,  wonach  Grund  und  Boden  kein  Kapital  dar- 
stellt, wohl  aber  jede  Geldsumme  ohne  weiteres  zum  thätigeu  Kapital 
werden  kann,  laßt  sich  diese  unbequeme  Thatsache  gar  zu  schlecht 
vereinigen.  Doch  glücklicherweise  versteht  sich  Marx  auf  die  üegersche 
Dialektik,  die  ja  die  friedliche  Vereinigung  der  krassesten  Widersprüche 
erlaubt.  Charakteristisch  für  seine  Art,  sich  aus  der  Verlegenheit  tu 
helfen,  ist  beispielsweise  folgender  Satz  *),  mit  dessen  Logik  der  Marx- 
gläubige  eben  zufrieden  sein  muß:  „Der  Konflikt  zwischen  dem  Boden- 
preis als  Element  des  Kostpreises  für  den  ProdnEenten,  und  Nicbtelement 
des  Produktionspreises  für  das  Produkt  (selbst  wenn  die  Rente  be- 
stimmend in  den  Preis  des  Bodenprodukts  eingeht,  geht  die  kapitalisierte 
Rente,  die  für  20  oder  mehr  Jahre  vorgeschossen  wird,  auf  keinen  Fall 
bestimmend  darin  ein)  ist  nur  eine  der  Formen,  worin  sich  überhaupt 
der  Widerspuch  des  Privateigentums  am  Boden  mit  einer  rationellen 
Agrikultur,  mit  normaler  gesellschaftlicher  Benutzung  des  Bodens  dar- 
stellt   Andererseits  ist  aber  Privateigentum  am  Boden,  daher  Expro* 


1)  Dm  KipitAJ,  Bd.  IIT,  T«  S,  S.  $46. 
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priation  der  UBmittel baren  ProduzeDten  vom  Boden  —  Privateigea* 
tum  der  einen,  das  das  Nichteigentum  der  andern  am  Boden  ein- 
begreift —  Grundlage  der  kapitalistischen  ProduktioDSweise."  Man 
achte  auch  besonders  auf  den  Satz  in  der  Klammer.  In  den  Worten 
liegt  deutlich  der  Zweifel  daran,  ob  die  Rente  auch  wohl  den  Preis 
der  ßodenprodukle  mit  bestimme.  Als  ob  die  Rente  überhaupt  irgend- 
wie aDders  realisiert  werden  könnte  als  im  Preise  der  Erzeugnisse 
des  Bodens!  Ferner  wird  es  als  etwas  auffälliges,  besonderes  hinge- 
stellt, daß  der  Bodeupreis  selbst  nicht  in  das  Produkt  eingehe.  Als 
ob  das  fixe  Kapital  der  Industrie  voll  in  den  Preis  des  Produkts  ein- 
ginge! Der  Preis  der  Maschine  geht  doch  auch  nur  mit  dem  Ver- 
schleiß der  Maschine  in  den  Warenpreis  über,  gerade  so  wie  auch  Teile 
des  Bodens  ganz  direkt  in  die  landwirtschaftlichen  Produkte  eingehen. 
Der  Unterschied  ist  nur  der,  daß  das  fixe  Kapital  des  industriellen 
Unternehmens  allmählich  ganz  oder  fast  ganz  aufgezehrt  wird,  während 
der  Boden  durch  die  Produktion,  der  er  dient,  nie  ganz  entwertet 
werden  kann.  Der  Boden  ist  gleichsam  eine  von  der  Natur  gelieferte 
Maschine,  die  in  der  Hauptsache  unzerstörbar  ist,  während  jede 
Maschine,  die  menschlicher  Kunst  ihren  Ursprung  verdankt,  unrettbar  dem 
gänzlichen  Verbrauch  entgegengeht  Doch  genug  davon!  Wir  haben 
schon  am  Schluß  des  zweiten  Kapitels  gesehen,  daß  die  Marx'schen  Ideen 
von  der  Grundrente  so  undurchdacht  und  wirr  sind  wie  nur  möglich* 

3)  Marx  würde  den  höheren  Profit,  den  eine  industrielle  Anlage 
infolge  veränderter  Konjunltturen  —  in  unserem  vorherigen  Beispiel 
(Z.  lll,  2)  infolge  der  Anlage  einer  Eisenbahn  —  erzielt,  als  „Surplus- 
profit** ansehen  und  seine  Entstehung  so  erklären,  daß  das  zur  Ver- 
fügung stehende  Kapital  schneller  umschlägt,  d.  h,  in  kürzeren  Perioden 
zu  dem  Kapitalisten  zuückkehrt  und  von  diesem  wieder  verausgabt 
wird.  Diese  Auffassung  ist  an  sich  ganz  zutreffend,  doch  muß  sie, 
wenn  man  nicht  die  Augen  vor  der  Wirklichkeit  schließt,  gerade  dazu 
führen»  anzuerkennen,  daß  „Kapital"  eben  nicht  nur  das  Maß  einer 
vorhandenen  Geld-  oder  Warensumme  bedeutet,  sondern  vor  allem  das 
Maß  von  produktiven  Kräften.  Denn  je  schneller  eine  Wert- 
summe  umschlägt  im  Vergleich  zu  einer  früheren  Zeit  oder  zu  anderen 
gleichartigen  Wertsuramen,  um  so  produktiver  ist  sie,  um  so  höher 
wird  die  gleichsam  ruhende  Ursache  dieser  Bewegung,  d.  i.  die  pro- 
duktive Kraft,  geschätzt  —  und  zwar  geschätzt  als  Wertsumme,  als 
Kapital  Ein  Kapital,  das  Surplusprofit  im  Marx'schen  Sinne  bringt, 
verändert  daher  seinen  Wert,  wird  höher  geschätzt  als  bisher  oder  als 
ein  solches,  das  nur  den  Durchschnittsprofit  trägt» 

Marx  selbst  bat  mit  dem  Begriff  der  Umschlagsperioden  dos 
Kapitals  trotz  der  mühseligen  Rechnungen  im  zweiten  Band  seines 
Werkes  nicht  viel  anzufangen  gewußt*  Schon  äußerlich  zeigt  sich  dies 
darin,  daß  die  Ergänzungen,  durch  die  Engels  die  Manuskripte  seines 
Freundes  Marx  bereichert  hat,  vielfach  gerade  den  Umschlag  des 
Kapitals  zum  Gegenstand  haben.  Wie  weit  indes  hier  die  Gedanken- 
losigkeit bei  Marx  geht,  läßt  wohl  am  klarsten  seine  Vorstellung  vom 
gesellschaftlichen  Gesamtkapital  erkennen. 
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4)  Das  Gesamtkapital  eines  eiDheitlicben  Wirtschaftsgebiets,  aisol 
das  Nationalkapital,  ist  bei  Marx  einfach  gleich  der  Somme  aller i 
Einzelkapitale*).  Diese  höchst  oberflächliche  Vorstellung  verleitet 
ihn  nun  zu  einer  Auffassung  der  Nationalwirtschaft,  die  drastisch  in 
folgendem  Satz  ihren  Ausdruck  findet-):  „Das  gesellschaftliche  Gesamt- 
kapital  betrachtet,  ist  die  Wertsumnie  der  von  ihm  produzierten  Wansö 
(oder  in  Geld  ausgedrückt  ihr  Preis)  =  Wert  des  konstanten  iiapiuk 
+  Wert  des  variablen  Kapitals  -h  Mehrwert/'  Berichtigt  man  dieie 
Formel  nun  in  der  Weise,  daß  man  von  dem  Gesamtwert  der  proda* 
zierten  Waren  den  Wert  des  von  Marx  wiederum  vergessenen  zarSck- 
bleibenden  fixen  Kapitals  abzieht,  so  ist  sie  doch  offenbar  nur  io  dem 
einen  Sonderfall  richtig,  wenn  alle  Einzelkapitale  im  gleichen  2^itraum 
tunschlagen.  Dieser  Sonderfall  ist  in  der  Wirklichkeit  ausgeschlofiseB« 
denn  die  Kapitale  im  Marx'schen  Sinne  schlagen  thatsächlich  in  im 
verschiedensten  Perioden  um.  Ein  „kapitalistisches'*  Wirtschaftsj^ebiei, 
in  dem  dies  anders  wäre,  ist  absolut  undenkbar*  Ein  Kapital,  das 
monatlich  umschlägt,  produziert  12  mal  so  viel  Mehrwert  als  ein  gldch* 
großes  Kapital,  das  einmal  im  Jahre  umschlägt;  es  müßte  also  in  obigor 
Formel  12  mal  genommen  werden,  wenn  von  der  Jahresproduktion  — wm 
in  der  Regel  bei  Marx  —  die  Rede  sein  soll.  Das  Gesamtprodukt  aller 
Kapitale  der  Größe  nach  ausdrücken  zu  wollen  und  dabei  die  Ge- 
schwindigkeit des  Umschlags  der  einzelnen  Kapitale  uBberücksichti^t  | 
zu  lassen,  ist  gerade  aus  der  Marx'schen  Theorie  heraus  ein  so  elemeo-  j 
tarer  Fehler,  daß  er  nahezu  unbegreiflich  erscheint.  Trotzdem  ist 
mir  nicht  zweifelhaft,  daß  Marx  bei  seiner  Unfähigkeit,  quantitativ  zu 
denken,  den  Widersinn,  der  in  seiner  Gleichung  liegt,  nicht  erkanoi 
hat.  Er  ist  zu  seinem  Kapitalbegriff  von  der  Betrachtung  der  einzeln«! 
Ware  gelangt,  bat  sich  den  Kaptialbegriff  so  konstruiert,  daß ,, Kapital**  dk 
Differenz  zwischen  dem  Wert  und  dem  Mehrwert  der  Ware  sei,  ifirf 
kommt  von  dieser  mit  der  Hilfe  HegePscher  Dialektik  a  priori  g^ 
wonneuen  Einsicht  nicht  wieder  los.  So  verschwindet  denn  —  wie  wir 
bereits  zur  Genüge  gesehen  haben  —  aus  seinen  Betrachlunt^en  IwV 
während  das  fixe  Kapital,  soweit  es  nicht  in  den  Wert  der  Ware  ein- 
geht, und  so  übersieht  er  hier,  daß  nur  solche  Kapitale,  die  in  im 
betrachteten  Zeitraum  gerade  einmal  umschlagen,  mit  ihrem  Wertii^ 
der  produzierten  Ware  erscheiuen,  alle  übrigen  Kapitale  und  Kapital*' 
teile  aber  je  nach  der  Geschwindigkeit,  mit  der  sie  umscblageiif  cia^i] 
größeren  oder  kleineren  Anteil  an  den  produzierten  Warenwerten  btbeo. 
Das  fixe  Kapital  ist  ja  auch  weiter  nichts  ab  ein  sehr  langsam  am- 
schlagender  Kapitalteil.  Auch  bei  der  Besprechung  des  Kaufmamu- 
kapitals  stießen  wir  früher  (Z,  11,  3)  auf  einen  ähnlichen  Dcnkfehlen  D^ 
Widersinn  ist  zu  offenbar,  zu  unverschleiert,  als  daß  man  an  dem  guten 
Glauben  bei  Verfasser  und  Herausgeber  des  Werkes  zweifeln  köoole 
Ich  bin  geneigt,  diesen  Mangel  au  Selbstkritik  bei  den  beiden  Freondü 
für  ein  Ergebnis  ihrer  zu  tiefen  Einlassung  mit  der  Hegerschen  Dialdctik, 
dem  wahren  Widerspiel  gesunder  Logik,  zu  halten. 


1)  Za  vergK  z.  B.  Du  KapiUl,  Bd.  U,  S.  78  und  8.  Sei. 
S)  Dm  SapiU],  Bd.  lU,  T.  1,  S.  146, 
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Wetm  man  dub  auch  die  Marx'sche  Formel  in  sich  richtig  stellt 
—  durch  Berücksichtigung  des  fixen  Kapitals  und  der  ümschiags- 
perioden  der  einzelnen  Kapitalteile  — ,  so  bleiben  die  damit  gewonoeoen 
Begriö'e  des  Gesamtkapitals  uad  der  Gesamtproduktion  doch  noch  gänz- 
lich unfruchtbar  und  interesselos;  8ie  vermitteln  keinen  Einblick  in 
die  wirtschaftlichen  Leistungen,  in  den  Reichtum  der  Gesellschaft. 
Da  jede  in  den  Verkehr  gebrachte  Ware  als  Teil  der  Gesamtproduktion 
gilt,  so  kommen  in  der  Formel  auch  alle  Halbfabrikate,  die  für  das  eine 
Kapital  produzierte  Ware,  fär  das  andere  Rohstoff  sind,  sowohl  in 
dem  Gesamtkapital  wie  auch  in  der  produzierten  Warensumme  mit 
zum  Ausdruck.  Wenn  z.  ß.  ein  landwirtschaftücher  Pächter  Weizen 
im  W'erte  von  50000  M*  produziert  und  auf  den  Markt  bringt,  diesen 
Weizen  dann  ein  Mühlenunternehmer  zu  Mehl  im  Werte  von  60000  M. 
verarbeitet,  dieses  Mehl  ein  Bäcker  kauft  und  daraus  Backwaren  im 
Werte  von  75000  M.  herstellt,  so  erscheint  bei  Marx  die  Warensumme 
von  185000  M.  und  als  Kapital  dieselbe  Summe  weniger  den  darin 
steckenden  Mehrwert*  Verarbeitet  dagegen  der  Pächter  selbst  in  eigner 
MUble  und  eigner  Bäckerei  seinen  Weizen  zu  Backwaren  zum  Werte 
von  75000  M.,  so  daü  also  nur  diese  auf  den  Markt  kommen,  so  wird 
itn  ganzen  nur  eine  Warensumme  zum  Werte  von  75000  M,  erzeugt, 
wozu  ein  Kapital  verwendet  worden  ist,  das  gleich  der  Differenz 
zwischen  dieser  Summe  und  dem  darin  steckeuden  Mehrwert  ist. 
Trotzdem  ist  das  Ergebnis  für  die  Gesellschaft,  der  Effekt  der  Pro- 
duktion für  die  Konsumtion  in  beiden  Fällen  genau  gleich.  Wer  sich 
für  diese  Seite  der  Marx'schen  Scholastik  interessiert,  den  verweisen 
vrir  besonders  auf  die  Lektüre  des  20.  Kapitels  im  IL  Bande  des 
KapitalH  (S,  386 — 489),  wo  die  Verwirrung,  die  Marx  dadurch  an- 
richtet, daß  er  die  Rohstoffe  jeder  einzelnen  Unternehmung  mit  zum 
Kapital   rechnet,  eine  geradezu  abschreckende  Gestalt  annimmt. 

Vielleicht  nirgends  tritt  überhaupt  die  Beschränktheit  der  ganzen 
Marx'schen  Auffassung  der  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  so  klar 
zu  Tage  als  in  seinen  Betrachtungen  über  das  gesellschaftliche  Ge- 
samtkapital.  Das  individuelle  Kapital  bedeutet  für  ihn  nur  eine  vor- 
handene, durch  SummieruDg  ihrer  Teile  entstandene  Wertsumme*  Zu 
der  Erkenntnis  ist  er  nicht  durchgedrungen,  daß  in  der  Wissenschaft 
ebenso  wie  im  Geschäftsleben,  in  dem  im  allgemeinen  eine  weit  ge- 
sundere Logik  herrscht  als  in  der  Hegerschen  Philosophie,  unter 
Kapital  in  erster  Linie  das  Maß  von  produktiven  Kräften  ver- 
standen wird,  die  —  wie  alle  Kräfte  nach  ihren  Wirkungen  —  nach 
ihren  wirtschaftiichen  Leistungen  in  Wertsummen  geschätzt  werden. 
Eine  von  der  Natur  gelieferte  Wasserkraft  ist  offenbar  an  sich  keine 
W^ertsumme ;  trotzdem  wird  sie,  da  sie  produktiv  verwendbar  ist,  einer 
bestimmten  Wertsumme  gleich  geschätzt  und  stellt  also  in  diesem 
Sinne  ein  Kapital  dar.  Soll  nun  der  Begriff'  Nationalkapital  oder,  wie 
Marx  sagt,  gesellschaftliches  Gesamtkapital  einen  national-ökonomischen 
8inn  erhalten,  so  kann  er  nur  als  iMal^  der  gesamten  produktiven 
Kräfte  der  Nation  (Gesellschaft)  gedacht  werden,  wobei  sich  diese 
Kräfte  ihrerseits   in   den  Ergebnissen   der  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
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der  Nation  (Gesellschaft)  ausdrücken  ').  Dies  ist  etwas  ganz  andern 
als  die  Summe  der  tbatsächlicb  yorhaDdenen,  im  Besitz  der  einzelum 
Mitglieder  der  Nation  (Gesellschaft)  be6edlichen  Wertroengeo.  Dodk 
wir  müssen  es  uns  versagen,  diese  Gedanken  an  dieser  Stelle  wdltf 
zu  verfolgen,  da  wir  uns  hier  auf  die  Kritik  Marx*scber  Ideen  zo  be* 
schränken  haben. 

5)  Eine  Vermehrung  des  Gesamtkapitals  ist  bei  Marx  oatürlidi 
nur  in  der  Weise  möglich,  daß  ein  Teil  des  Mehrwerts  dem  Kapital* 
stamme  hinzugefügt  wird.  Die  Entdeckung  der  gewaltigsten  Kohlen* 
lager  und  kostbarsten  MiDeralscbätze^  die  genialsten  Erfindungen  etc. 
vermehren  an  sich  den  Kapitalbcstand  nicht;  sie  versetzen  nur  die  Ka- 
pitalisten in  die  Lage,  größere  Mengen  von  Mehrwert  aus  den  Arbeiteo 
herauszupressen,  so  daß  sie  größere  Mengen  von  Mehrwert  der  Koo- 
suuition  entziehen  und  produktiv  anlegen  können.  Eine  andere  Art  der 
KapitalbilduDg  ist  bei  dem  gesellschaftlich eo  Gesamtkapital  Marx'sdier 
Auffassung  gar  nicht  denkbar,  da  ja  die  Vergrößerung  einzelner  Ktpi* 
tale  auf  Kosten  anderer  die  Summe  aller  Kapitale  nicht  ändert.  Nidil 
durch  zweckmäßige  Leitung  der  Produktion,  durch  Anwendung  mftg-  , 
liehst  vollkommener  Produktionsmethoden,  Vervollkommnung  der  A^  M 
beitsmittel  aller  Art,  wird  nach  Marx  Kapital  geschatfen,  sondern  allein  m 
durch  Sparen  und  Anhäyfei)  zunächst  von  Geldaus  dem  Profit  der  Kapita* 
listen.  Mit  dtm  auf  diese  Weise  der  Revenue,  den  konsumtiven  Aus^pabeii 
entzogeneu  Getdkapital  wird  dann  das  schon  vorhandene  thätige  Mipl« 
tal  vermehrt.  Diesen  Vorgang  bezeichnet  Marx  mit  dem  achönen  Aoa- 
druck  „Akkumulation  des  Kapitals^^  List  und  Carey  (von  Dil  bring 
als  jüngerem  Forseber  ganz  zu  schweigen!)  scheinen  hiernach  für  Man 
nicht  gelebt  zu  haben.  Und  doch  triät  dies  nicht  ganz  zu,  denn  auf 
S.  384,  Bd.  III,  T.  1  des  Kapitels  heiBt  es:  „Von  allen  zufälligeo 
Störungen  abgesehen,  wird  im  Lauf  des  Reprodukttonsprozesaea  be- 
ständig ein  großer  Teil  des  vorhandenen  Kapitals  mehr  oder  weniger 
entwertet,  weil  der  Wert  der  Waren  bestimmt  ist  nicht  durch  die  Arbeitt- 
zeit,  die  ihre  Produktion  ursprünglich  kostet,  sondern  durch  dfe 
Arbeitszeit,  die  ihre  Reproduktion  kostet,  und  diese  infolge  der  Eni- 
Wickelung  der  gesellschaftlichen  Produktionskraft  der  Arbeit  fortwährend 
abnimmt.  Auf  einer  höheren  Entwickelungsstufe  der  gesellscbaft lieben 
Produktivität  erscheint  daher  alles  vorhandene  Kapital,  statt  als  das 
Resultat  eines  langen  Prozesses  der  Kapitalauf  sparung,  als  das  Resultat 
einer  verhältnismäßig  sehr  kurzen  Produktionszeit.'^  Es  werden  atoo 
mit  dem  Fortschritt  der  Volkswirtschaft  stets  vorhandene  Werte  ts 
großen  Mengen  vernichtet  Die  vorhandenen  Kapitale  schwinden  aichl- 
bar  zusammen  mit  der  steigenden  Produktionakraft  der  GesellsciiifL 
Üer  Gedanke  ist  unwiderlegbar  richtig;  schade  nur,  daß  er  die  gimie 
Kapital-  und  Werttheorie  von  Marx  über  den  Haufen  wirft.  Denn  es 
ist  klar,  daß  bei  dieser  Sachlage  das  Kapital  nicht  das  sein  kaaa, 
was  bisher  angenommen  werden  mußte,  nämlich  die  feststehende  Wert- 


I)  Zu  vergl.    E.  Dtihring:    KrltUche  GrnndJegong    der  Volkiwirtseh&ftaJebr«^  8,  Ab- 
•ebnitt,  lUp.  1,  S,  855  n.  IL 
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summe,  die  in  die  produzierten  Waren  eingeht ,  beim  Verkauf  der 
Waren  in  Form  von  Geld  wieder  zu  den  Kapitalisten  zurückkehrt^ 
dann  von  neuem  in  Waren  „verwandelt**  wird  u.  s,  w.  Marx  selbst 
sagt  uns  ja  jetzt^  daß  das  Kapital  beständig  und  unaufhaltsam  an 
Wert  verliert,  wenn  —  wie  dem  normalen  Verlauf  der  Dinge  entspricht 
—  die  Produktion  seiner  Bestandteile  allmählich  weniger  Arbeit  kostet. 
Soweit  das  thätige  Kapital  aus  Roh-  und  Hilfsstoflfen  besteht,  wird 
es  sich  in  der  Zirkulation  allerdings  nur  in  größeren  Quantitäten  dieser 
Stoffe  ausdrücken.  Anders  verhält  es  sich  aber  mit  dem  fixen  Kapital. 
Dieses  wird  rettungslos,  je  nach  der  industriellen  Entwickelung 
schneller  oder  langsamer,  entwertet  —  eine  Entwertung,  die  natürlich 
nicht  mit  dem  in  den  Waren  eingehenden  Verschleiß  verwechselt  werden 
darf.  Wenn  Marx  gelegentlich  ^)  von  dem  „moralischen  Verschleißt' 
des  fixen  Kapitals  spricht,  so  scheint  es  allerdings,  als  wolle  er  auch 
die  hier  besprochene  Wertverringerung  des  fixen  Kapitals  in  die  pro- 
duzierte Ware  mit  eingehen  lassen.  Allein  die  Unrichtigkeit  dieser 
Vorstellung  liegt  auf  der  Hand,  da  der  Kostenpreis  der  Waren  im  all- 
gemeinen doch  gerade  durch  die  neueren  —  produktiveren  —  Anlagen 
bestimmt  wird,  also  der  Wertunterschied  zwischen  Rohstotf  und  Fabri- 
kat im  Lauf  der  Entwickelung  zu  größerer  Produktivität  immer  geringer 
wird.  Der  wirtschaftliche  Fortschritt  bringt  es  also  nicht  nur  mit  sich, 
daß  stets  ein  großer  Teil  der  Arbeit,  da  ihre  Produktivität  den  ge- 
sellschaftlichen Durchschnitt  nicht  mehr  erreicht,  zum  Teil  unrealisier* 
bare  Neuwerte  schafit  —  wie  wir  schon  früher  gesehen  haben  (Z.  I,  6 
und  Z,  I,  8)  —  sondern  er  läßt  auch  außerdem  schon  vorhandene  (reali* 
sierte)  Werte  verschwindeo.  Wie  das  mit  dem  Marx'schen  Wertbegriff 
vereinbar  sein  soll,  darüber  erfahren  wir  nichts.  Es  handelt  sich  hier 
offenbar  nur  um  ein  momentanes  Aufflackern  besserer  Einsicht  bei  Marx, 
Er  verfolgt  den  Gedanken  nicht  weiter,  sondern  fällt  sofort  wieder  in  seine 
alte  verknöcherte  Auffassung  zurück.  Im  anderen  Falle  hätte  er  sich 
der  Erkenntnis  gar  nicht  entziehen  können,  daß  so  gut  wie  Werte  zu 
Grunde  gehen,  Kapitale  zusammenschwinden  können,  ohne  daß  den  ge- 
schwundenen Werten  und  Kapitalen  oder  Kapitalteilen  noch  irgend  ein 
Dasein  an  anderer  Stelle  oder  in  anderer  Form  zukommt,  so  gut  auch 
Werte  und  Kapitale  entstehen  können,  ohne  stofflich  produziert  zu  werden. 
Er  hätte,  mit  einem  Worte,  von  der  falschen  Verding! ichung 
des  Werts  und  des  Kapitals  zurückkommen  müssen.  Ein  Ding 
kann  nicht  aus  nichts  entstehen,  aber  es  kann  auch  nicht  zu  nichts 
werden.  Wohl  aber  kann  die  wirtschaftliche  Schätzung  von  Waren 
und  Nutzungsquellen  sich  ändern,  und  das  Ergebnis  solcher  Schäzungen 
beißt  eben  bei  natürlicher,  also  nicht  Marx*scher  Auffassung  Wert  und 
Kapital* 

6)  Hier  ist  auch  der  Ort,  wo  wir  eindringlich  auf  den  logischen 
W'idersinn  hinweisen  müssen,  der  in  der  Vorstellung  vom  „unrealisier- 
baren Wert'*  liegt,  einer  Vorstellung,  der  wir  mehrfach  im  Lauf  unserer 
Untersuchung  begegnet  sind*    Arbeiter,   die  unter  so  ungünstigen  Be- 


1)  Dm  Etpltal,  M.  U,  8«  US, 


568 


Srnst  L&nff0y 


dingungen  thätig  sind^  daß  ihre  Arbeit  die  durchschnittliche  gesellsch&ft* 
liehe  Produktivität  nicht  erreicht,  schaffen  nach  jMarx  in  der  Arbeitstande 

—  gleiche  Intensität  und  gleiche  Qualifikation  der  Arbeit  vorausgeeelit 

—  zwar  ebenso  viel  Neuwert  wie  Arbeiter,  die  unter  den  denkbar  günstige 
sten  Bedingtingen  produzieren,  aber  die  Werte^  die  jene  schaffen,  können 
nicht  voll  realisiert  werden,  während  die  von  diesen  geschafieneD  Werte 
ihrer  ganzen  Größe  nach  wirklich  werden.  Was  heißt  nun,  einen  Wen 
schaffen,  der  nicht  voll  realisiert,  verwirklicht  werden  kann?  Des 
heißt  doch  offenbar,  einen  geringeren  Wert  schaffen;  denn  Werte,  die 
nicht  realisiert  werden^  sind  doch  eben  keine  Werte!  Marx  selbst 
faßt  es  so  auf,  denn  er  betrachtet  diese  nicht  verwirklichten  W*erte, 
wie  wir  bereits  gesehen  haben  (Z.  I,  8),  bei  seinen  späteren  Entwick- 
lungen als  nicht  vorbanden;  der  darin  enthaltene  —  natürlich  eben- 
falls nicht  verwirklichte  —  Mehrwert  geht  in  die  unter  die  Kapitale  m 
verteilende  Mehrwertsumme  nicht  ein.  Wir  haben  hier  also  Werte, 
die  geschaffen  werden  und  doch  nicht  entstehen,  ein  etwas,  das  eben 
nur  ein  Hegelianer  begrifflich  erfassen  kann!  Bezeichnet  man  dagegea 
Arbeit,  die  nicht  voll  realisierbaren  Wert  hervorbringt,  ehrlichenpeiae 
als  solche,  die  geringeren  W^ert  schafft  als  die  Durchscbnittsarbeit^  89 
läßt  sich  die  Wahrheit  nicht  mehr  verwischen,  daß  die  Arbeit  je  nadi 
ihrer  Ausrüstung  verschieden  große  Werte  in  gleicher  Arbeitszeit  pro- 
duziert  Wenn  man  somit  siebt,  daß  der  Arbeiter,  der  nur  mit  einem 
Hand  Webstuhl  ausgerüstet  ist,  thatsächlich  weniger  Neuwert  produzieft 
als  der  an  einem  mechanischen  W^ebstuhl  durchschnittlicher  Gttte 
arbeitende,  so  wird  man  auch  zugeben  müssen,  daß  der  Arbeiter^  der 
einen  ausnahmsweise  vorzüglichen  Webstuhl  zur  Verfügung  hat,  mehr 
Neuwert  schafft  als  der  Durcbtchnittsarbeiter  —  natürlich  stets  gleiche 
Arbeitszeit  und  gleiche  Intensität  der  Arbeit  vorausgesetzt  Wir  ge* 
langen  auf  diese  Weise  —  einfach  durch  Enthegelung  der  Marx'schcft 
Begriffe  —  zu  einem  Ergebnis,  das  sich  vom  Standpunkt  natOrlicber 
Aulfassung  von  selbst  ergtebt:  das  Produkt  besser  bewaffneter  Arbelt 
wird  höher  geschätzt,  stellt  also  einen  höheren  Wert  dar  als  das  minder 
gut  ausgerüsteter  Arbeit,  Den  Vorteil  außergewöhnlich  ergiebiger  Ar» 
beit  wird  unter  den  heutigen  sozialen  i\l  acht  Verhältnissen  natürlich  in 
der  Regel  nicht  der  eigentliche  Arbeiter,  sondern  der  Besitzer  der  Ar^ 
beitsmitlel,  der  „Kapitalist^^  haben.  Er  zieht  aus  seinem  Anlagekapitil 
einen  höheren  Gewinn,  als  dem  Durchschnitt  entspricht,  und  kaue 
daher  sein  Unternehmen  (mit  der  verbesserten  Masclüne,  dem  „Be- 
triebsgeheimnis**) für  eine  höhere  Wertsumme,  als  die  darin  angaJegtcB 
Kapitalien  darstellen,  verkaufen.  Sein  Nachfolger  bezieht  dann  in- 
nähernd  wieder  den  ijurchscbnittsprofit.  Es  wird  also  ganz  klar^  wo- 
her einerseits  das  ffießt,  was  Marx  „burplusprofir*  nennte  und  weshalb 
man  andererseits  den  Eindruck  gewinnt,  als  brächten  alle  Kapitale 
gleiche  Durchschnittsprofite:  das  Kapital  ist  in  Wirklichkeit 
eine  Funktion  des  Profits,  und  der  Profit  ist  eiae 
Funktion  der  technische  n  Ausrüstung  der  menschlichen 
Arbeit. 

Es  ist  eine  ungeheure  Inkonsequenz   von  Marx,  daß  er  wob 
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nach  der  geistigSD  und  körperlichen  Ausrüstung  des  Menschen  als 
solchen  verschieden  qualifizierte  Arbeit  anerkennt,  nicht  aber  nach  der 
Ausrtistung  mit  Produktionsmitteln,  Maschinen  u*  s.  w.  So  gut,  wie 
er  anerkennt,  daß  die  Arbeit  des  Ingenieurs  weit  mehr  Wert  schafft 
als  die  des  Steinträgers,  hätte  er  auch  zugeben  müssen,  daß  die 
Thätigkeit  des  Arbeiters  an  einem  Dampfhammer  mehr  Wert  hervor- 
bringt als  die  des  Arbeiters,  der  den  Hammer  mit  der  Hand  schwingt. 
Was  ihn  daran  hinderte,  war  die  vorgefaßte  Meinung,  daß  der  Wert 
des  Gei^chatfenen  in  festem  Verhältnis  stehe  zum  Wert  der  Arbeits- 
kraft  der  Arbeiter,  und  daß  diese  wieder  gleich  sei  den  Kosten  ihrer 
Reproduktion,  d.  h.  der  notwendigen  Lebensbedürfnisse  der  Arbeiter, 
Diese  ganze  Konstruktion,  deren  wunderlichen  Konsequenzen  wir  bereits 
früher  (Z.  I,  3)  begegnet  sind,  fällt  jedoch  mit  dem  Moment,  in  dem 
man  es,  wie  sich  außerhalb  des  Nebelkreises  Hegerscher  Dialektik  von 
selbst  versteht,  nicht  realisierbare  Werte  als  keine  Werte  ansieht;  denn 
davon,  daß  der  wirklich  gescbafl'ene  Wert  (d.  i.  der  realisierte  oder 
wenigstens  realisierbare  Wert)  in  einem  festen  Verhältnis  zu  den  Unter- 
haltungskosten der  Arbeitskräfte  steht,  kann  ja  auch  nach  Marx  keine 
Rede  sein.  Je  besser  ausgerüstete  Arbeit  also  ein  Unternehmer  durch 
zweckentsprechende  Anwendung  seiner  Kapitalmacht  in  Bewegung  setzt, 
um  so  größer  ist  sein  Profit  im  Verhältnis  zu  dem  in  das  Unternehmen 
insgesamt  hineingesteckten  Kapital  Im  Grunde  genommen,  kann  sich 
auch  Marx  dieser  Erkenntnis  nicht  entziehen.  Statt  jedoch  daraus  den 
Schluß  zu  machen,  daß  mit  ausnahmsweise  vorzüglichen  Hilf&mitteln 
thätige  Arbeiter  auch  ausnahmsweise  viel  Wert  schaffen,  mutet  er  uns 
zu,  mit  ihm  anzunehmen,  daß  diese  „Surplusprofite''  aus  dem  Gesamt* 
mehr  wert,  den  die  Gesellschaft  produziert,  entnommen  werden,  bevor  die 
Verteilung  des  Mehrwerts  auf  die  Kapitale  vor  sich  geht  Für  diese 
Mystik  wird  Marx,  sobald  sie  einmal  in  ihrer  ganzen  nackten  Absur- 
dität erkannt  ist,  nicht  viel  Gläubige  mehr  finden, 

7)  Die  ^anze  Uüzuglänglicbkeit  der  Marx'schen  Auffassung  liegt 
in  nuce  bereits  in  der  Memung,  daß  das  Kapital  stets  zuerst  als  Geld- 
kapital auftrete,  dann  in  Waren-  (Natural*)  Kapital  verwandelt  werde, 
darauf  wieder  die  Form  von  Geldkapital  annehme  und  so  fort.  Marx 
ist  auf  diese  Weise  nicht  dazu  gelangt^  den  Kapitalbegriff  völlig  von 
dem  des  Geldes  zu  lösen ,  und  so  hat  er  sich  den  Zugang  zu  dem 
eigentlich  wissenschaftlichen  BegriÖ  des  Kapitals  und  des  Werts  ver- 
sperrt. Hätte  er  das  industrielle  Kapital  zunächst  als  NaturalkapJtal 
—  ganz  abgesehen  von  seinem  Geldausdruck  —  betrachtet,  so  wäre  er 
wenigstens  wohl  davor  bewahrt  geblieben,  schließlich  nur  noch  in  völlig 
Qnrationellen  mystischen  Vorstellungen  einen  Ausweg  aus  dem  selbst* 
konstruierten  Wirrsal  zu  finden.  Es  ist  im  höchsten  Grade  unwissen- 
schaftlich ,  daß  er  grade  das  sog,  fixe  Kapital  —  also  die  gesamte 
technische  Ausrüstung  der  Arbeit  i^Maschineii,  Eisenbahnen,  Gebäude 
IL  8.  w.)  so  schmählich  vernachlässigt  und  eigentlich  nur  imsoweit 
beachtet,  als  es  durch  Verschleiß  in  den  Warenwert  eingeht  Zum 
wirklichen  Verständnis  des  Zusammenhangs  der  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen zu  gelangen,  war  ihm  so  unmöglich.    Nie  macht  er  den 
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Versuch,  die  ökononiischen  Wirkungen  des  Baues  einer  Eisenbalio, 
einer  wichtigen  tecbDiscbea  Erfindung  in  ihrer  Gesamtheit  darzustellmi 
und  in  ihreni  Zusammenhange  zu  erfassen.  Die  Unrichtigkeit  seiner 
Akkumülations-  und  Spartheorie  hätte  ihm  dann  nicht  entgehen  könneo. 
Klar  hätte  ihm  die  Steigerung  der  Produktivkräfte  durch  zweckmäßige 
Ausrüstuiig  und  Leitung  der  Arbeit,  durch  eine  weitsichtige  Wirtschaftt- 
Politik  vor  Augen  treten  müssen  und  nicht  minder  die  Vernichtung 
der  produktiven  Kräfte  durch  Kurzsichtigkeit  und  VerstäDduislosig- 
keit  der  Einzelnen  und  der  Regierungen.  Die  sich  im  eugsten  Zu* 
sammenhange  damit  vollziehende  Hervorbriögung  und  Vernichtung  un* 
geheurer  Werlnieogen  hätte  es  ihm  alsdann  unmöglich  gemacht,  an  den 
dinglichen  Charakter  der  Werte  und  der  Kapitale  festzuhalten.  Es 
hätte  ihm  bei  tieferem  Nachdenken  nicht  entgehen  können,  daß  Carey 
recht  hat,  wenn  er  in  dem  Wert  der  produzierten  menschlichen  Be- 
darfsgegenstände nur  das  Maß  des  Widerstandes  sieht,  der  sich  ihrer 
Erlangung  entgegenstellt.  Doch  wir  dürfen  nicht  der  Neigung  nach" 
geben,  uns  in  positive  Darlegungen  einzulassen,  die  über  den  Marx'scheii 
Gedankenkreis  weit  hinausgehen.  Wer  diese  Dinge  eingehender 
studieren  will,  den  möchten  wir  hier  vor  allem  auf  die  klaren  Aua» 
führungen  Dührings  über  den  Wert-  und  Kapitalbegritf  in  seinen  be- 
kannten ve>lkswirtschaftlichen  Werken  hioweisen.  Er  möge  dann  auch 
nicht  versäumen,  sich  mit  der  unglaublich  unzulänglichen,  völlig  rück- 
läufigen „Kritik^'  bekannt  zu  macheu,  die  Engels  an  dem  Dühring^schen 
Wertbegnffe  übtV), 

8)  Macht  man  mit  dem  von  Marx  —  wie  wir  gesehen  haben  — 
ausdrücklich  als  richtig  anerkaonten  Auffassung  Ernst,  daß  der  Wert 
der  Waren  durch  die  zu  ihrer  Reproduktion^  nicht  Produktion,  not- 
wendigen gesellschaftlichen  Arbeitszeit  bestimmt  wird,  so  ist  die 
thatsächlich  angewandte  Arbeitszeit  nur  im  Augenblik  des  Produzierens 
für  den  geschatifenen  Neuwert  maßgebend.  Nicht  zu  vergessen  ist  da- 
bei, daß,  weuB  hier  von  angewandter  Arbeitszeit  die  Rede  ist,  nicht 
die  individuell  gebrauchte,  also  meßbare  Arbeitszeit  gemeint  ist,  sondern 
eine  quantitativ  gar  nicht  zu  erfassende  Durcbschuittsarbeit.  Es  ent*^ 
zieht  sich  vollkommen  der  Erkenntnis,  wie  in  jedem  gegebenen  Moment 
die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeit  gerade  ausgerüstet  seiu  muß. 
Uumeßbar  ist  also  der  Warenwert  bereits  im  Momente  seines  Ent- 
stehens, und  über  seinen  späteren  SchicksaIeD  vollends  schwebt  un- 
durchdringliches Dunkel.  Alle  Elemente,  aus  denen  der  Warenwm 
nach  Marx  besieht,  werden  mit  dem  wirtschaftlichen  Fortschritt  ent- 
wertet Der  Warenwert  ist  c  —  f-t-v+m.  Das  in  die  Ware  ein- 
gegangene kostante  Kapital  (c — f)  verliert  an  Wert,  wenn  die  für  seine 
Reproduktion  notwendige  Arbeitszeit  sinkt;  v,  das  variable  Kapital, 
der  Arbeitslohn,  wird  ebenfalls  kleiner,  weil  bei  besserer  technischer 
Bewaffung  der  Arbeit  die  notwendige  Arbeitszeit  abnimmt,  und  m,  der 
Mehrwert,  folgt  im  ganzen  der  Bewegung  von   v,  tu  dam  er  iu  an« 
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Bäbrend  festem  Verhältois  steht  Aller  Mehrwert,  der  bei  der  Pro- 
duktion der  Waren  erzeugt  und  in  den  ursprünglichen  Warenwerten 
zum  Ausdruck  gekomnien  ist,  hat  bei  seiner  Entstehung  an  der  Bildung 
von  Rente  und  Profit  teilgenommen.  „Profit  und  Rente*',  sagt  Marx*), 
„sind  realisierter  Mehrwert,  also  überhaupt  der  Mehrwert,  der  in  die 
Preise  der  Waren  eingeht,  also  praktisch  genommen  aller  Mehrwert, 
der  einen  Bestandtbeil  dieses  Preises  bildet^'.  Der  überhaupt  niemals 
wirklich  gewordene  Mehrwert  verschwindet  also  —  wie  wir  bereits 
früher  gesehen  haben  —  spurlos;  der  in  die  Preise  der  Waren  ein- 
mal eingegangene  Mehrwert  wird  aber,  soweit  die  Waren  Kapital- 
Charakter  annehmen,  d.  k  als  Rohstoffe,  Maschinen  u.  s,  w.  im  Pro- 
duktionsproceß  weiter  fungieren,  Teil  des  Kapitals,  Als  solcher  schwindet 
er  mit  dem  gesamten  Kapitalwert  bei  normaler  wirtschaftlicher  Ent- 
Wickelung  im  Laufe  der  Zeit  nachträglich  zusammen.  Und  zwar  kann 
dieses  Üahinschwinden  sehr  allmählich,  aber  auch  ganz  plötzlich  und 
unerwartet  vor  sich  gehen.  Eine  Ware  kann  kurz  nach  ihrer  Ent- 
stehung in  Folge  einer  neuen  Erfindung  oder  Entdeckung  nahezu 
ihren  ganzen  Wert  verlieren.  Es  scheint  also,  als  würden  den 
Kapitalisten  auf  diese  Weise  die  Profite,  die  sie  sich  zunächst  aus  dem 
Mehrwert  angeeignet  haben,  hinterrücks  in  unter  Umständen  höchst 
unangenehmer  Weise  wieder  entzogen.  Besonders  das  fixe  Kapital 
schwindet  ihnen  gleichsam  unter  den  Händen,  oft  genug  in  einem  vor* 
her  gar  nicht  zu  veranschlagenden  Maße,  Wenn  dem  aber  so  ist, 
wenn  also  der  Mehrwert  noch  nach  der  Verteilung  in  ungleichmäßiger 
Weise  wieder  verschwindet,  wozu  dann  diese  ganze  Mehrwertsverteilungs- 
roystik?  Oder  sieht  die  mystische  Macht,  die  hinter  dem  Vertheilungs- 
piozeß  steht,  etwa  auch  schon  die  in  der  Zukunft  liegende  Entvertung 
der  Waren  voraus  und  berücksichtigt  sie  bei  der  Protitzuerteilung  ? 
Wie  man  sieht,  hat  uns  diese  Entwicklung,  die  nur  die  Konsequenzen 
Marx^scher  Gedanken  zieht,  auf  eine  solche  Höhe  der  Absurdität  geführt, 
daß  alle  weiteren  Worte  unnütz  sind.  Es  kann  dem  Leser  überlassen 
bleiben,  selbst  aus  dem  Gesagten  nach  anderen  Richtungen  hin  weitere 
Folgerungen  zu  ziehen. 

9)  Was  Marx  über  die  Teilung  des  Profits  in  Zins  und  ünter- 
nehmergewinn  sagt,  ist  in  jeder  Beziehung  so  unbedeutend,  daß  es 
hier,  wo  wir  nur  mit  dem  für  Marx  Charakteristischen  zu  thun  haben, 
ganz  übergangen  werden -^  kann.  Der  Profit  ist  ja  nach  Marx  nicht 
das  Ergebnis  der  einzelnen  Unternehmung;  er  ist  vielmehr  —  und 
wenn  er  das  Durchschnittsmaß  noch  so  sehr  übertrifft  —  nur  der 
Anteil  des  in  der  Unternehmung  thätigen  Kapitals  an  dem  Gesamt- 
mebrwert,  der  im  W^irtschaftsgebiete  erzeugt  wird.  Die  Art,  wie  dieser 
Profit  zwischen  dem  Geldverleiher  und  dem  Unternehmer  weiter  ver- 
teilt wird,  hat  für  Marx,  da  die  Arbeit  dadurch  nicht  mehr  un- 
mittelbar berührt  wird,  nur  noch  sekundäres^lnteresse.  Das  ist  zweifellos 
durchaus  konsequent.  Läßt  man  dagegen  den  Marx'schen  Mystizismus 
beiseite  und  sucht  man  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Erscheinungen 
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iD  ihrer  Wirklichkeit  zu  erfassen,  so  gewinut  gerade  der  Begriff  dei 
Untern  eh  mergewin  US  das  höchste  Interesse.  Dazu  gehört  alierdingl 
nicht  nur  die  Befreiung  von  der  Mehrwertstheorie,  sondern  auch  ?«• 
der  Marx'schen  Autifassung  des  Ptoduktiousproz^ses  überhaupt,  Uä 
es  nur  kurz  anzudeuten:  die  Produktion  ist  die  planmäßige  Tbätif* 
keit  zur  Erzeugung  menschlicher  Bedarfs^egenstäude,  also  die  ünh 
waudluDg  von  Rohstoffen  zu  P'abrikateu  durch  die  menschliche  Arbeit 
unter  ZubilfeDahme  von  ProduktioDsmittetn  aller  Art  (Maschioen,  Werk- 
zeugen  u.  s.  w).  Von  den  Geldausdrücken  der  Werte  ist  dabei  xu- 
nächst  vollkommeD  abzusehen,  vor  allem  aber  von  der  unglückiicbee 
Marx'schen  Betrachtungsweise,  wonach  zu  den  ProduktiODsmittelD  auch 
die  Rohstotfe  gehören,  also  die  Gegenstande,  an  denen  sich  die  Pro- 
dnktiou  betbätigen  soll.  Andernfalls  wird  von  vornherein  jedes  klare 
Verständnis  unmöglich  gemacht»  Durch  die  Betrachtung  der  Prodok- 
tioDSVorgäDge  von  dem  soeben  angedeuteten  Gesichtspunkte  aus  alleia 
wird  deutlich,  weshalb  die  Unternehmung,  die  die  größte  wirtschaft- 
liche Macht,  quantitativ  oder  qualitativ,  darstellt,  auch  die  gNißtaft 
Ergebnisse  erzielt,  wie  ferner  bei  der  bestehenden  Macht  Verteilung 
zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  große  Untemehmergewinne  wi 
Stande  kommen,  und  wie  schließlich  die  Riesenvermögen  Einzelner  ent* 
stehen« 


IV*  Die  sozialen  Gegensätze  und  die  geschichtliche^ 
Entwickelung  der  Gesellschaft. 

1)  Bisher  haben  wir  in  unserer  Untersuchung  die  eigentlich  8ozial€i 
Gedanken  vollkommen  zurücktreten  lassen.  Der  Grund  ist  der,  diS 
die  theoretischen  Grundlagen  des  Marx'schen  Systems,  mit  denen  wir 
es  hier  allein  zu  tbun  haben,  eben  wenig  Veranlassung  zu  sorial* 
ökonomischen  Betrachtungen  im  engeren  Sinne  geben.  Es  hat  allä^ 
dings  den  Anschein,  als  müßte  gerade  die  Mehrwertstheorie  zu  des 
Bestreben  drängen,  das  gesamte  Wirtschaftsleben  vom  Standpunkte 
der  Besitz-  und  Einkommenverteilung  aus  zu  durchdringen.  Doch 
vergißt  man  dabei,  daß  ja  der  Hehrwert  quantitativ  unbestimmbar 
ist,  daß  dem  Begriff  also  gerade  die  Eigenschaften  fehlen,  auf  die 
hier  alles  ankommt.  Mit  einer  rein  hypothetischeo  Mehrwertsrate  ist 
absolut  nichts  zur  Erklärung  der  wirkiicben  Erscheinungen  anzufaogtn. 
Fragt  man  nun,  woher  denn  unter  diesen  Umstünden  die  PupnlaritAt 
stammt,  die  sich  doch  unbestreitbar  die  Marx'sche  Mehrwertstheorie 
erworben  hat,  so  ist  die  Antwort  die,  daß  sich  diese  Popularität  Dur 
auf  die  Entwickelungen  im  ersten  Bande  des  Kapitals  be^iebt^  und 
daß  gerade  im  ersten  Bande  die  Theorie  unter  einer  Voraussetzung 
entwickelt  ist,  die  nach  Marx  selbst  nur  in  Ausnahmefällen  ^utriflt, 
nämlich  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Waren  zu  ihren  Werten 
gegen  einander  ausgetauscht  werden.  Wir  bewegen  uns  also  in  den 
theoretischen  Ausführungen  des  ersten  Bandes  in  einer  anderen  wirl» 
schaftlichen  Welt  als  der  wirklichen  in  Marx'scher  Auffassung.  Der 
populäre    Theoretiker    Marx    ist    somit   der    eingestandene 
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falsche  Marx.  Hätte  Marx  gleich  sein  ganzes  System  im  Zusammen- 
hange veröflentlicht»  so  wäre  es  wahrscheinlich  längst  vergessen  und 
würde  höchstens  noch  als  historisches  Kuriosum  gelegentlich  Erwäh- 
nuwy  finden.  Es  wäre  ja  dann  sofort  klar  gewesen,  daß  man  in 
Marx  nicht  einen  radikalen  Materialisten,  sondern  einen  wirren 
Mystiker  zu  suchen  hat.  Wie  wir  schon  früher  angedeutet  haben,  hat 
Marx  möglicherweise  die  Schwäche  seiner  Position  wohl  erkannt  und 
sich  deshalb  nicht  zur  Fortsetzung  seines  Werkes  entschließen  können. 
Nimmt  man  an,  daß  er  von  der  Haltbarkeit  seines  Gedankenbaues  als 
eines  Ganzen  überzeugt  gewesen  ist,  so  bleibt  es  psychologisch  schwer 
verstandlich,  weshalb  er  sich  nicht  wenigstens  über  die  Grundzüge 
des  Systems  bei  den  vielen  sich  ihm  bieteudcD  Gelegenheiten  einmal 
selbst  geäußert  hat. 

2)  Doch  wir  wollen  diese  für  uns  nebensächliche  Frage  auf  sich 
beruhen  lassen  und  noch  der  Marx'schen  Autfassuug  der  sozialen  Gegen- 
sätze im  Zusammenhange  eine  kurze  Betrachtung  widmen-  Nach  Marx 
scheidet  sich  die  kapitalistische  Gesellschaft  in  drei  Klassen:  Grund- 
besitzer, Kapitalisten  und  Arbeiter.  Nur  die  Arbeiter  sind  produktiv 
tbäUg,  sie  allein  arbeiten»  Soweit  Grundbesitzer  und  Kapilalisten 
auch  arbeiten^  stellen  sie  eben  den  Typus  ihrer  Klasse  nicht  rein  dar. 
Bei  konsequent  durchgeführter  kapitalistischer  Produktion  hat  der 
Grundbesitzer  seinen  Grund  und  Boden  verpachtet  und  nnr  die  Rente  in 
Gestalt  der  Pacht  einzuziehen,  der  Kapitalist  die  Betriebs*  und  Ge- 
schäftsleitung seinen  Beamten  übertragen  und  nur  den  Profit  oder  auch 
als  Geldverleiher  den  Zins  in  seine  Tasche  zu  stecken.  Die  produktiven, 
Werte  schaffenden  Arbeiter,  einschließlich  aller  Betriebsbeamten,  be- 
ziehen für  ihre  Arbeit  von  den  Kapitalisten  —  mit  den  (irundbesitzero 
haben  sie  unmittelbar  gar  nichts  zu  thun  —  Arbeitslohn.  Rente, 
Profit  und  Arbeitslohn  zusammen  bilden  den  Wert,  den  die  Arbeiter 
neu  produzieren,  Rente  und  Profit  für  sich  den  größten  Ttil  des 
realisierten  Mehrwerts;  der  Rest  des  Mehrwerts  wird  für  die  Ent- 
lohnung der  produktiven  Handelsanges^tellten  abgezweigt  Auch  die 
übrigen  unproduktiven  Arbeiter  —  öfientliche  Beamie,  persöiiliche 
Dienerschaft  u.  s,  w.  —  werden  in  der  Hauptsache  aus  dem  Mehrwert 
aldet,  aber  in  ganz  anderer  Weise  als  die  vom  Handelskapital  be* 
bäftigten  Arbeiter,  Für  diese  wird  der  Lohn  aus  dem  Gesamtmehrwert 
ror  dessen  Verteilung  auf  die  Kapitale  entnommen,  während  beispiels- 
weise die  persönliche  Dienerschaft  von  Grundbesitzern  und  Kapitalisten 
aus  deren  eigener  Rente  oder  deren  eigenem  Profit,  von  Betriebsbeamten 
gar  aus  deren  „Arbeitslohn*'  entlohnt  wird,  W*oher  die  Beamten  der 
BtaatSQud  Gemeindeverwaltung,  Lehrer,  Aerztc  u.  s.  w.,  die  doch  alle 
offenbar  keine  Werte  im  Sinne  der  Marx'schen  Theorie  schaffen,  ihre 
Gebälter  entnehmen,  ist  zwar  von  Marx  nirgends  näher  ausgeführt  worden, 
doch  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  auch  sie  unmittelbar 
aus  Rente,  Profit  und  Arbeitslohn  der  drei  Hauptklassen  der  Gesell- 
Bcbaft  zum  Teil  auf  dem  Umwege  durch  öffentliche  Steuern,  ihren  Anteil 
an  den  von  den  produktiven  Arbeitern  und  Betriebsbeamten  geöchafienen 
Werten  erhalten  sollen* 
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3)  Wie  wir  bereits  früher  (Z,  I,  3)  dargelegt  babeHt  gilt  fir  die 
Teilung  des  geschaffenen  Wertes  zwischen  Arbeitslohn  and  Mehrwert 
als  regulierendes  Prinzip,  daß  der  Arbeitslohn  den  Wert  —  den  Pro- 
duktionspreis, müßte  Marx  konsequenterweise  sagen  —  der  Arbeits- 
kraft deckt,  und  dieser  gleich  den  Reproduktions-  und  Erhaltung»- 
kosten  der  Arbeitskraft  ist.  Der  Arbeiter  kann  hiernach  also  unter 
normalen  Verhältnissen  durch  seine  Arbeit  nie  mehr  erreichen,  ab 
er  gerade  zur  Fristung  seines  Daseins  und  zur  Auferziehung  seinar 
Kinder  zu  seinesgleichen  unbedingt  nötig  hat  Alle  wirtschaftlichen 
und  technischen  Fortschritte,  durch  die  die  Arbeit  produktiver  wird, 
erhöhen  schließlich  nur  den  Mehrwert  und  kommen  der  Arbeit  oichl 
dauernd  zu  gut.  Der  Lohn  des  Arbeiters  mag  steigen  oder  falleii 
er  entspricht  im  Durchschnitt  stets  nur  den  notwendigsten  Lebais^ 
bedürfuissen  des  Empfängers.  Allerdings  ist  der  Inhalt  dessen,  wu 
in  diesem  Sinne  als  notwendig  zum  Leben  gilt  —  oder  mit  anderen 
Worten:  der  Wert  (richtiger  wohl  Produktionspreis)  der  Arbeitskraft 
—  nach  Zeit  und  Art  verschieden;  aber  gerade  bei  fortschreitender 
technischer  Ausrüstung  der  Arbeit  sied  die  Arbeiter  am  wenigsten 
imstande,  ihre  Lebeoshaltung  zu  heben,  denn  zur  Herstellung  der 
Waren  wird  ja  bei  diesem  Entwickelungsgange  immer  weniger  mensch* 
liehe  Arbeit  erforderlich,  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  beim  Sueben 
von  Arbeitsgelegenheit  also  immer  intensiver.  Dazu  kommt  noch,  daS 
der  technische  Fortschritt  den  Großbetrieb  begünstigt.  Schon  beÜD 
ruhigen,  ungestörten  Verlauf  der  Dinge,  besonders  aber  durch  din 
periodisch  wiederkehrenden  großen  wirtschaftlichen  Krisen  werdejj  die 
kieinkapitalistischen  Existenzen  mehr  und  mehr  vernichtet  Die  Zahl 
der  Nichtbesitzenden  vergrößert  sich  so  auch  aus  den  Kreisen  der 
bisher  Besitzenden  mit  zunehmender  Geschwindigkeit  Der  Fortschritt 
der  gesellschaftlichen  Produktivität  bedeutet  also  eine  immer  grUter 
werdende  Verelendung  der  Massen,  Die  auf  der  kapitalistischen  Pro^ 
duktionsweise  beruhende  Gesellschaft  untergräbt  nach  der  ihr  inoe 
wohnenden  Entwickelungstendenz  ihre  eigenen  E^xistenzbedingungen. 
Schließlich  muß  wenigen  Kapitalisten  von  ungeheuerem  Besitz  die 
ganze  Übrige  Masse  des  Volkes  besitzlos  gegenüberstehen.  Damit  isi 
dann  das  Ende  des  Kapitalismus  gekommen:  die  Masse  des  Prohh 
tariats  setzt  sich  in  den  Besitz  der  Produktionsmittel,  das  Kapital 
(Z.  I,  1)  hört  damit  auf  zu  existieren,  die  kommunistische  Gesellschaft 
beginnt 

Wesentlich  ist,  daß  diese  Entwickelung  für  Marx  in  dem  not» 
wendigen  unabänderlichen  Gange  der  Geschichte  begründet  ist  El 
ist  für  den  Verlauf  der  Geschichte  gleichgiltig,  welche  Pläne  etwa  von 
Einzelnen  oder  Regierungen  für  die  Umgestaltung  der  Gesellschaft 
entworfen  werden.  Alle  derartigen  Entwürfe  positiver  Natur  sind 
Utopien.  Von  wirklichem  Wert  sind  nur  solche  Bestrebungen,  die 
dazu  dienen,  die  besitzlose  Masse  über  ihre  Lage  und  die  ihr  bevor* 
stehende  revolutionäre  Rolle  aufzuklären.  Die  historische  Eotwickelung 
kuin  durch  reaktionäre  oder  revolutionäre  Maßnahmen  nur  aufjgebalteD 
oder  gefördert^  nicht  aber  in  ihrer  in  der  Natur  der  Dinge  liegenden 
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Richtung  geändert  werdcD.  Was  auch  der  einzelne  Mensch  thun  roag^ 
die  ein  für  allemal  vorher  bestimmte  Eutwicketung  bleibt  dieselbe* 
So  enthält  denn  das  Marx^sche  Werk  keinen  einzigen  positiven  Vor- 
schlag zur  durcho:reifenden  Reform  der  von  dem  Verfasser  in  den 
düstersten  Farben  geschilderten  Verhältnisse* 

Wir  begegnen  hier  wieder  einer  stark  ins  Mystische  schillernden 
Vorstellung,  nämlich  der  von  der  Macht  der  gleichsam  hinter  den 
Erscbeinnngen  stehenden  historischen  Entwickelung.  Diese  Vorstellung 
bat  —  wie  bekannt  —  bei  den  Anhängern  von  Marx  später  die 
ärgsten  Unzulänglichkeiten  aller  Art  zu  Tage  gefördert* 

4)  Sein  Schema  von  dem  Verlauf,  den  die  Geschichte  nehmen 
müsse,  hat  Marx  von  der  vfirtschaftliclien  Entwickelung  Großbritanniens, 
namentlich  der  britischen  Exportindustrie  und  des  britischen  Grund- 
besitzes, abstrahiert.  Die  so  gewonnene  außerordentlich  einseitige 
Auffassung  —  wie  sie  besonders  auch  in  dem  von  ihm  gemeinschaft- 
lich mit  Engels  verfaßten  „Kommunistischen  Manifest*'  vertreten  wird 
—  überträgt  er  dann  ohne  weiteres  auf  die  ganze  Weltgeschiclite. 
Daß  er  hiermit  einen  groben  Irrtum  begeht,  liej^t  heute  bereits  ofien- 
bar  vor  jedermanns  Augen*  Diese  Seiten  der  Marx'schen  Lehre  bieten 
indes  mehr  praktisch  politisches  als  theoretisches  Interesse;  wir  können 
daher  hier  nicht  näher  darauf  eingehen,  müssen  uns  vielmehr  zur  Be- 
gründung unseres  Urteils  auf  einige  Andentungen  und  Hinweise  auf 
deutsche  Verhältnisse  begnügen, 

Was  zunächst  den  Grundbesitz  in  Deutschland  anbelangt,  so  kann 
gar  nicht  davon  die  Rede  sein,  daß  er  im  Laufe  der  Entwickelung 
in  die  Hände  einiger  Weniger  gelangen  und  daß  die  Landwirtschaft 
dann  ausschließlich  oder  fast  ausschließlich  von  Pächtern  betrieben 
werden  wird.  Im  Gegenteil  spricht  alles  dafür,  daß  wir  allmählich 
zu  einer  gleichmäßigeren  Verteilung  des  Grundbesitzes,  als  sie  gegen- 
wärtig besteht,  gelangen  werden*  Wenn  auch  —  namentlich  im  Osten 
Deutschlands  —  der  Bestand  einer  beträchtlichen  Anzahl  wirklicher 
Latifundien  zunächst  gesichert  erscheint,  so  ist  doch  infolge  der  neueren 
Entwickelung  der  agrarischen  Verhältnisse  ein  Teil  der  größeren  und 
mittleren  Grundbesitzer  in  so  übler  Lage,  daß  eine  Aufteilung  von  größeren 
Gütern  in  kleinere  Grundslücke  anfänglich  langsam,  atlmählich  schneller 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  erfolgen  wird.  Möglicherweise  wird  diese 
Entwickelung  durch  Genossenschaftsbildungen  verschiedener  Art  noch 
wesentlich  unterstützt  werden  und  auf  diese  Weise  auch  zu  neuen 
Rechtsformen  des  Besitzes  führen.  Jedenfalls  ist  in  Deutschland  eine 
Entwickelung  des  Grundeigentums  nach  der  Marx'schen  Schablone 
vollstjlndig  ausgescblosssn*  Zu  der  eigentlichen  „kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise'', auf  die  Marx  seine  Formeln  zugeschnitten  hat,  werden 
wir  mitbin  in  Deutschland  überhaupt  nie  gelangen. 

Zu  einem  etwas  günstigeren  Ergebnis  für  das  Marx*sche  Schema 
gelangt  man  bei  Betrachtung  der  Entwickelung  von  Gewerbe  und  In- 
dustrie. Daß  die  Entfesselung  der  Produktivkräfte  im  allgemeinen  die 
Tendenz  hat,  den  gewerblichen  Großbetrieb  auf  Kosten  des  Kleinbe- 
triebes zu  begünstigen^  ist  unzweifelhaft     Aber  immerhin  haben  wir 
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es  hier  nur  mit  einer  Tendenz  zu  thun,  deren  Wirkungen 
andere  Tendenzen  (Kräfte)  gemildert,  ja  völlig  aufgehoben  werden 
können.  Der  in  die  Höhe  geschleuderte  Stein  hat  auch  die  Tendern, 
immer  höher  zu  iiegen,  und  doch  muß  er  nach  kurzer  Zeit  zur  Erde 
zurückkehren.  Als  Kraft,  die  dem  Bestreben  zum  Großbetrieb  ent- 
gegenwirkt, ist  vor  allem  der  ReibuDgswiderBtaDd  in  Betracht  ta 
ziehen,  den  die  Erdoberfläche  der  Ortsveränderung  von  Massen  ent- 
gegensetzt. Die  Koh-  und  Hilfsstoffe  müssen  stets  zur  BetriebsstAtt« 
herangebracht  und  die  Fabrikate  hinweggeführt  werden.  Beides  erhöht 
die  Kosten  der  Produktion,  denn  nicht  an  der  Produktionsstelle,  sondern 
auf  dem  Markt,  wo  das  Fabrikat  abgesetzt  wird,  geht  die  Preisbildung 
vor  sich.  Das  Wachstum  eines  industriellen  Betriebes  findet  also  seine 
natürliche  Grenze  da,  wo  sich  der  weitere  Transport  der  Rohstoft 
und  Fabrikate  nicht  mehr  bezahlt  macht.  Die  größte  Umwälzung  waS 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  die  die  Geschichte  kennt,  bat  der 
Bau  der  Eisenbahnen  und  die  Vervollkommnung  der  Seeschiffabt 
in  unserem  Jahrhundert  gezeitigt.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dall 
damit  eine  bisher  unerhörte  Konzentration  der  Industrie  Hand  in 
Hand  ging.  Gerade  in  dieser  Epoche  konnte  die  der  Eonzentratioo 
entgegenwirkende  Kraft  des  Transports  als  solche  wenig  zur  Geltung 
kommen,  am  wenigsten  bei  der  Exponindustrie.  Und  so  hat  denn 
Marx  die  Bedeututig  dieser  Schranke,  die  gerade  zu  seiner  Zeit  mit 
solcher  Geschwindigkeit  hinausgerückt  wurde,  daß  nur  die  Wirkungen 
ihrer  momentanen  Beseitigung  ans  Tageslicht  traten,  ganz  verkannt 

Am  handfjreiflichsten  tritt  die  Bedeutung  des  Transports  der  Roh- 
produkte und  Fabrikate  für  die  Entwickelung  der  Industrie  da  hervor^ 
wo  Wareo  verarbeitet  oder  hergestellt  werden,  die  dem  schnellen  Vei^ 
derben  ausgesetzt  sind.  Als  charakteristisches  Beispiel  kann  die 
Molkereiindustrie  gelten.  Große  Molkereien  sind  nur  in  großen  Stftdtee 
möglich;  im  übrigen  überzieht  sich  seit  einigen  Jahren  ganz  Deotseth 
land  mit  zahlreichen  kleinen  Molkereianlagen,  die  meist  genoe&eo* 
schaftlich  betrieben  werden.  Allerdings  bewirkt  auch  hier  der  tecbnisdie 
Fortschritt  (die  Einführung  von  Centrifugen  u.  s,  w.)  eine  gewisse 
Central isation,  indem  eben  die  Verarbeitung  der  Milch,  die  bisher  ifl 
unvollkommener  Weise  in  den  einzelnen  Wirtschaften  geschah,  jetzt  tfl 
einem  Centralbetrieb  für  einen  kleinen  Bezirk  nach  den  vorzöglichslee, 
modernsten  Methoden  vor  sich  geht.  Aber  diese  Centralisation  bildel 
geradezu  das  Gegenspiel  zu  der  von  Marx  vorhergesagten'  sie  scbift 
eine  wachsende  Zahl  von  Kleinbetrieben,  in  denen  etwa  2—6  Arbeiter 
beschärtigt  werden,  und  keine  Kapitalkonzentration  in  den  Hftndet 
Einzelner  —  um  so  weniger,  als  ja  in  den  meisten  Fällen  die  Laod* 
Wirte  (Milchlieferanten)  selbst  als  Genossenschafter  die  Besitzer  der 
Anlagen  bleiben.  Den  centralisierenden  Kräften,  d.  h.  vor  allem  deo 
Bestreben,  die  technischen  Hilfsmittel  der  Produktion  möglichst  an»- 
giebig  auszunützen,  wirken  hier  eben  die  dezentralisierenden  Kräfte,  d.  K 
innerster  Linie  die  Notwendigkeit,  die  Milch  täglich  heranzuschafien, 
in  so  glücklicher  Weise  entgegen,  daß  die  deutsche  Molkereiindustrie 
zur|Zeit  geradezu  als  Typus  einer  sich  gesund  entwickelnden  Industrie 
gelten  kaoa. 
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5)  WeöD  nun  in  vielen  anderen  Industritizweigen  die  Entwickelung 
jetzt  zHeifellos  einen  Verlauf  nimmt,   der  mit   der    Marx*schen   Auf- 
fassung im  Einklang  steht,  so  ist  doch  keineswegs  erwicseo,  daß  die^se 
Entwickelung  nicht  über  kurz  oder  lang  zum  Stillstand  kommen  oder 
gar  den    entgegeugesetzten  Lauf  nehmen  kann.     Außerdem  darf  man 
auch  —  was   merkwürdig  oft  geschieht  —  nicht   vergessen,   daß   die 
Konzentration    der   Betriebe  durchaus   nicht   immer   mit  der  Konzen- 
tration des  Kapitals  in  den  Händen  Einzeloer  zusammenfällt.     An  dem 
Gewinn  einer  Fabrik  können,   wenn  das  Unternehmen   die  Form  einer 
Genossenschaft,   Aktiengesellschaft  u.  s.  w.    hat,    viele    Personen    teil- 
nehmen.    Es  braucht   also  mit   dem  Anwachsen   der  großen  Betriebe 
auf  Kosten  zahlreicher  dem  Untergänge  geweihter  Kleinbetriebe  keine 
Konzentration  das  Kapital  besitz  es  verbunden    zu  sein.     Damit  soll 
selbstverständlich  nicht  bestritten  werden,  daß  in  Perioden  sehr  schnellen 
lechniscben  Fortschritts  die  Entstehung  von  Riesen  vermögen  Einzelner 
einerseits   und   das  Anschwellen  besitzloser  Proletariermassen  andrer- 
seits außerordentlich  begünstigt  wird;  was  wir  behaupten»  ist  nur,  daß 
daneben   sehr  wohl   die  Bildung   einer   breiten   Schicht  von  Besitzern 
kleiner  und  mittlerer  Vermögen  einher^ehen  kann.     Nicht  die  Uichtig- 
keil   vieler   der  Beobachtungen,   die  Marx   an    der  britischen   Export- 
iodustrie   gemacht   hat,  soll  hier  bestritten  werden,   sondern   nur  die 
Berechtigung  der  Verallgemeinerung,    die  er  seinen  Abstraktionen  ge- 
geben hat     Daß  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  die  Zahl  der  selbständigen 
Gewerbetreibenden  abnehmen  wird,  daß  jede  wirtschaftliche  Krisis  un- 
mittelbar die  Zahl  der  Besitzlosen  vergrößern  muß,  ist  eine  unbestreit- 
bare Wahrheit.    Durch  nichts  ist  aber  bewiesen,  daß  diese  Entwickelung 
nun  immer   so  weiter  gehen  muß,   bis  die  Mittelglieder  zwischen  dem 
großen    Kapitalbesitz    und   der   besitzlosen   Arbeitermasse  völlig    ver- 
schwunden sind.    Im  Gegenteil,  die  Zukunft  verspricht  ein  ganz  anderes 
Bild  als  das  von  Marx  gezeichnete.     Ein  neuer  Mittel  besitz,  der  aller- 
dings zum   großen  Teil   auf  wesentlich   anderer  Grundlage  beruht  als 
der  frühere,  bildet  sich  thatsächlich  und  macht  sich  immer  unverkenn- 
barer geltend.     Er  wird   an  Ausdehnung   und  Macht    um  so  schneller 
gewinnen,  je  mehr  durch  genossenschaftliche  und  sonstige  gesellschaft- 
liche Produktionsformen  die  Besitztitel  an  den  zu   gemeinsamen  wirt- 
schaftlichen Zwecken    vereinigten  Kapitalien   verteilt  werden.     Außer- 
dem hat  man  hier  nicht  nur  an  den  Besitz  von  Werten,  sondern  auch 
an  den  von  Produktivkräften  zu  denken.     Zu  den  produktiven  Kräften 
rechnen  wir  nicht  in   letzter  Linie  Bildung   und  Wissen,    So   gehört 
denn  auch  der  gesamte  Beamtenbestand  —  die  gewerblichen  Beamten 
sowohl  (Ingenieure,  Techniker,  Direktoren  u,  s.  w.)  als  auch  die  öflent- 
Heben  (Staats-  und  Kümmunal-)Beamten,   Lehrer  u.  s.  w.  —  zu  dieser 
Mittelschicht,     Sie   erstreckt   sich  also  in  der  That   weit   in  die   vnn 
Marx  als  Proletariat  bezeichnete  Masse  hinein.     Dieser  Mittelstand  nun 
bat  kein  Interesse  daran,  dem  Kapital  die  Macht  über  die  besitzlose  Masse, 
die  es  jetzt  hat,  zu  belassen,  dagegen  das  höchste  Interesse  daran,  die 
Freiheit  und  Eigenart  der  Persönlichkeit  nicht  durch  Umwandlung  der 
G^Bellschaft  zu  einem  kommunistischen  Gemeinwesen  dem  Untergange 


578 


Crnsi  Lange,   KktI  Matx  alt  volkswiritcliAfUicher  Theoretiker. 


ZU  weiheiL  Er  wird  daher  raehr  und  niehr  mit  Bewußtsein  i 
streben,  der  Gefahr  einer  Entwickelung  der  Gesellschaft  nach  Marx- 
schetD  Schema  entgegenzuarbeiten.  Daß  aber  durch  klares  Wollen, 
das  sich  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zum  Ausdruck  bringt,  die 
Entwickeluncf  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältoisse  aufs  tiefole 
beeinflußt  werden  kann,  daß  in  der  Geschichte  kein  blindes  Fatum 
waltet,  das  kann  für  niemand  zweifelhaft  sein,  der  die  Geschichte 
nicht  dazu  benutzt,  seine  Konstruktionen  in  sie  hineinzutragen,  sondern 
dazu,  unbefangen  aus  ihr  zu  lernen. 


Wir  sind  mit  unserer  Untersuchung  zu  Ende.  Das  Gedankeo- 
gebäude  von  Marx  hat  der  Kritik  an  keinem  Punkte  Stand  gehalten. 
Es  hat  sich  vielmehr  gezeigt,  daß  Marx  als  volkswirtschaftlicber 
Theoretiker  keine  Bedeutung  hat.  In  der  Geschichte  des  menschlichen 
Wissens  wird  sein  Name  nur  als  der  eines  Haupivertreters  der  durch 
Hegel  eingeleiteten  großen  wissenschaftlichen  Reaktion  zu  nennen  sein. 
Im  merkwürdigen  Gegensatz  hierzu  steht  die  ungeheure  Bedeutung 
der  Marx'schen  Lehre  ftir  die  neueste  Kultur-  und  politische  Geschichte. 
Die  geschichtliche  Rolle  des  Marxismus  ist  noch  lange  nicht  ausgespielt, 
und  sie  ist  kaum  zu  überschätzen*  Zu  versuchen,  diese  Rolle  aus  dem 
Marx'schen  Gedankenkreis  und  der  geschichttichen  Situatioa  heraus 
zu  erklären,  wäre  eine  Aulgabe  von  hohem  wissenBchaftlichen  lotereeea 
Es  ist  jedoch  hier  nicht  der  Ort,  auf  derartige  Betrachtungen,  die 
gänzlich  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Untersuchung  liegen,  n&her 
einzugeben.  Nur  das  Eine  sei  zum  Schluß  noch  ausgesprochen:  cUa 
Thatsache  des  groOen  Einflusses  Marx'scher  Gedanken  in  der  Gegen* 
wart  beweist,  daß  einerseits  die  Marx'sche  Lehre  irgendwelche  Seita 
haben  mnß,  die  gewissen  Bedürfnissen  unserer  Zeit  ganz  besonden 
gerecht  werden,  und  daß  andererseits  das  exakt  wissenschaftlicbf 
Denken  bei  dem  volkswirtschaftlich  interessierten  Publikum  am  Ende 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  noch  außerordentlich  wenig  entwickelt  ist 
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Die  Reform  der  Arbeiter-üafall-EiitBcliädigtmg  in  England* 

Von  Dr.  C.  H,  P.  lafaaiseo,  London, 

Die  Gegner  der  modern  eu  Eo d i äkati oq ab estreb nagen  aaf  pri^atrecht- 
tiehen  Gebieten  pflegen ,  unter  anderen  Argumenten,  auch  mit  dem  Satze 
£a  operieren,  dafs  die  Gerichte  in  ihrer  rechtsentwickelnden  Thätigkeit 
Dicht  beschränkt  werden  dürfen,  weil  gerade  sie  am  besten  geeignet  seien, 
das  Recht  den  madernen  Bedürfnissen  und  Anschauungen  anzupassen. 
Beispielsweise  wird  oft  auf  die  englischen  Gerichte  hingewiesen  and  auf 
die  Fortbildung  der  lex  non  scripta  in  den  engliechen  Gerichtsentschei- 
dungen, Es  ist  gewifs  richtig,  dafs  die  englischen  Gerichte  als  rechts- 
bildende  Faktoren  Bedeutendes  geleistet  haben.  Nicht  minder  wahr  ist 
€%  iodeaaen^  dafs  es  Rechtagebiete  giebt,  auf  denen  ebendieselben  Gerichte 
mxd  lange  Zeit  hinaus  jeden  Fortschritt  unmöglich  gemacht  haben.  Zu 
diesen  Gebieten  gehört  das  Gebiet  der  Arbeiter-Unfall-Eatsobädigung.  Die 
«Dglibchen  Gerichte  glaubten,  den  Satz,  wonach  ein  Arbeitgeber  für  die 
Nachlässigkeit  der  ihn  vertretenden  Personen  au  haften  hat,  nicht  aus- 
GahmsloB  zur  Anwendung  bringen  zu  können.  Ein  neu  eintretender  Ar- 
beiter, deduzierte  man,  unterwirft  sich  aus  freien  Stücken  allen  Gefahren, 
welche  seine  Beschäftigung  mit  sich  bringt.  Zu  diesen  Gefahren,  deduzierte 
man  weiter,  gehört  auch  die  Gefahr,  welche  durch  die  Nachlässigkeit  eines 
Mitarbeiters  entsteht.  Wegen  der  Folgen  dieser  Nachlässigkeit,  sohlofa 
man,  kann  daher  der  neu  eintretende  Arbeiter  seinen  Arbeitgeber  nicht 
haftbar  machen.  Kurz  ausgedrückt,  der  8atz  „respondeat  superior**  be- 
schränkt  sich  durch  den  anderen  Satz  „volenti  non  üt  injuria'^  Man  nennt 
diese  eigenartige  Doktrin,  welche  noch  heute  in  weitem  Umfange  gilt^  die 
Doktrin  der  gemeinsamen  Beschäftigung.  Anfanglich  wandte  man  diese 
Doktrin  nur  auf  Arbeiter  an,  deren  Beschäftigung  genau  derselben  Art 
war.  Es  dauerte  indessen  nicht  lange,  bis  man  zu  weiteren  Ausdehnungen 
Bohritt.  Kutscher  und  Kondukteur,  Steuermann  und  Ruderer,  Lokomotiv- 
lubrer  und  Signal  Wärter,  Ofeoarbeiter  und  Sohmiedegeselle  galten  als  eine 
gemeinsame  Beschäftigung  ausübend.  Ein  Dezennium  später  schlofs  man 
•elbet  Arbeiter  eio,  welche  sich  der  Stellung  und  Autorität  nach  von  ge- 
wcjbnltchen    Arbeitern    unterschieden.      Im    Hinblick    auf    den    Ausdruck 
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,, Doktrin  der  gemeinBamen  BeEcbättiguiig"  ist  allerdiogB  zu  betonen,  diDi 
die  englisohen  Geriobte  stets  daran  festgehalten  haben,  dals  eine  bloCte 
gemeiDBame  Begchaftigung  noch  nicht  ausreicht;  der  Arbeitgeber  mufs  eben«- 
f alle  gemeinsam  aeia  ;  es  handelt  eich  um  eine  ati  lisch  wei  gen  de  UebemahiDa 
von  Gefahren  in  einem  Arbeitsverträge,  und  diese  Gefahren  sind  nur  dii- 
jenigen,  welche  in  dem  Bt^triebe  dee  kontrahierenden  Arbeitgebers  —  durch 
Nachl^sigkeit  eines  anderen  Arbeiters  desselben  —  eut«tehen. 

Die  Doktrin  der  gemeinsamen  Beschäftigung  hatte  zur  Folge,  dafa  der 
Arbeiter  eine  Unfällen tschtidigong  nur  erlangen  konnte^  falk  der  Unfall  auf 
die  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  selbst  zurückzuführen  war.  Die  Klagt» 
war  indessen  eine  actio  personalis  und  versagte  daher  in  Fällen,  in  welches 
der  Unfall  einen  tödlichen  Erfolg  hatte.  Actio  personalis  naoritur  cum 
persona. 

Hier  setzte  die  Gesetzgebung  im  Jahre  1846  ein.  Mau  ertiefs  da- 
mals in  England  diu  bekannte  Lord  Campbeirs  Act,  welche  1864  in  einigen 
Funkten  amendiert  wurde^  und  in  ihren  wesentlichen  Bestimmungen  etwa 
wie  folgt  lautet;  „Wird  durch  eine  widerrechtliche  Handlung,  durch  Kack* 
lässigkeit  oder  TJnterla^E^ung  der  Tod  einer  Person  herbeigeführt^  and  würde 
die  Kandhing  u.s.w.,  fulls  der  Tod  nicht  eingetreten  wäre,  dem  VerletxtieD 
eine  Schadensersatz  klage  gegeben  haben,  so  kann  die  in  Ermangelung  eine« 
tödlichen  Ausganges  pä.ieiuige  Person  von  den  Be  prägen  tauten  dee  Naiab* 
laeses  des  Verstorbenen  auf  Schadensersatz  belangt  werden ,  obschon  der 
Verletzte  nicht  mehr  am  Leben  ist,  und  obschon  ein  Strafverfahren  einge- 
leitet werden  könnte".  Bei  näherer  Prüfung  dieser  Vorschrift  wird  sich 
sofort  ergeben,  dafs  den  NachlafsrepräseDtanten  kein  neuer  Klagegrund  ar* 
öffnet  wird.  Dieselben  können  cur  in  Fällen  klageo,  in  welchen  der  Ver- 
letzte hätte  klagen  können,  falls  er  am  Leben  geblieben  wäre.  Neu  ift 
auch  nicht  die  Art  der  Klage,  welche  das  Gesetz  den  NachlaTsreprädeo* 
tauten  giebt;  denn  ihre  Klage  ist  ebenfalls  eine  Schadensersatzklage.  Ab- 
gesehen davon,  dafs  der  Beklagte  sich  nicht  mehr  auf  den  Satz  »^actio  ptr* 
fionalis  moritur  cum  persona*'  berufen  kann  und  nicht  mehr  einweDdeu  darl^ 
68  sei  zunächst  das  Strafverfahren  durchzuführen,  liegt  eine  Neuerung  nur 
insoweit  vor,  als  der  zu  ersetzende  Schaden  ein  anderer  ist,  als  im  Fall% 
in  welchem  der  Tod  nicht  eintritt.  Entsprechend  der  liberalen  englisch^a 
Auffassung  vom  Schadensersatz  würde  der  Verletzte  selbst  Entschidigunf 
wegen  seiner  Schmerzen  und  Leiden  zu  beanspruchen  gehabt  habas» 
während  die  NachlaXsrepräi^en tauten  nur  den  reinen  Vermogensiiehadeu  da* 
klagen  können.  Ob  dieser  Vermögensschaden  eingetreten  wäre,  falls  der 
Unfall  nicht  zum  Tode  geführt  hätte,  bleibt  irrelevant.  Die  Sehadasii- 
ersatzklage  ist  den  Nachlafsrepr  äsen  tauten  zum  Nutzen  und  Vorteil  getcts- 
Hch  bestimmter  Peräonen  gegeben,  nämlich  zu  gunsten  des  überlebtn^laB 
Ehegatten,  der  Eltern  inkl.  Grofseltem  und  Stiefeltern  und  eheiicheB  Kta- 
der  inkl.  Enkel  und  Stiefkinder,  und  ist  daher  von  der  anderen  Sohadoia» 
ersatzklage  streng  zu  scheiden,  welche  den  Nachlaisrepräsentauten  ala  M^talieii 
wegen  der  Beschädigung  des  durch  sie  repräsentierten  Vermögens  des  V^f' 
Btorbenen  zusteht  und  mit  dem  Tode  des  Eigentümers  des  Vermögeas  uieht 
untergehen  konnte,  ^an  denke  in  letzterer  Beziehung  an  die  für  Afit 
nud   Apotheker   aufgewandten  Gelder   und    an    den   sufolga   gc 
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Unthätigkeit  eingetretenen  Yeriust.  Für  die  EDtechädigungeklage  auf  Grund 
der  Lord  Campbeirs  Aot  handelt  vb  sich  iniiner  nur  um  den  Schaden, 
welchen  das  Vermögen  des  EhegatteD,  der  Eltern  oder  der  Kinder  erlitten 
hat.  Wenn  die  englifichen  Gerichte  auch  streng  daran  festgehalten  haben» 
dals  Ehegatten,  Eltern  und  Kinder  nur  den  VermÖgensschaden,  uud  nicht 
etwa  auch  Entschädigung  wegen  Heelenschmerzen  und  Kummer  beanspruchen 
können^  so  hat  man  doch  den  Beweis  des  Vermögensschadene  in  der  Praxis 
in  liberaler  Weise  erleichtert.  Es  wird  nicht  verlangt,  dafs  der  benefieia- 
rifloh  Berechtigte  (d,  i*  die  Person,  zu  deren  Nutzen  und  Vorteil  die  Nach- 
lofsrep  rasen  tonten  klagen)  einen  rechtlichen  Anspruch  auf  Vermögens- 
loistungim  gegenüber  dem  Verstorbenen  hatte;  e»  genügt  vielmehr  bereit«, 
^aXs  weitere  oder  doch  zukünftige  Vermögensleistungen  angemessener  Weise 
erwartet  werden  konnten.  Die  Gerichte  prüfen  ferner  die  vermögensrecht- 
lichen Folgen  des  Todes  mit  Bezug  auf  die  individuelle  Person,  so  daXs  die 
Klage  nicht  schou  deshalb  abgewiesen  wird»  weil  die  benefiziarisoh  Be* 
rechtigten,  generell  betrachtet,  keinen  Vermöizensschaden  erlitten  haben. 
Wohl  aber  müssen  sich  die  benetizi arisch  Berechlii^ten,  weil  die  Lord  Camp- 
beli's  Act  keinen  neuen  Klagegrund  geschaffen  hat^  alle  diejenigen  Ein- 
wendungen gefallen  lassen,  welche  der  von  dem  Verletzten  selbst  erhobeneu 
Klage  hätten  entgegengesetzt  werden  können^  Der  Beklagte  kann  daher 
einwenden»  dafs  der  Verstorbene  den  Unfall  selbst  Terachuldete,  dafs  er  zu 
dem  Unfall  beigetragen  hat,  oder  dafs  er  sich  vergleichsweise  hat  abfinden 
lassen.  Ist  allerdings  der  Vergleich  doloserweide  herbeigeführt  worden, 
■o  kann  derselbe  auch  von  den  beneüzi arisch  Berechtigten  angefochten 
werden.  Letztere  können  übrigens,  seit  1864,  selbst  klagen,  falls  die 
NachlaTsrepräsentanten  nicht  binnen  6  Monaten  nach  dem  Tode  die  gericht- 
liche Klage  erhoben  haben.  Die  Klage  mufs  in  allen  Fällen  binnen  12 
Monaten  nach  dem  Tode  erhoben  sein  und  kann  wegen  desselben  Klage* 
grundes  nicht  wiederholt  werden.  Das  Gesetz  Exiert  kein  den  Spielraum 
bei  der  Schadensfestsetzung  limitierendes  Maximum.  Die  Civilgeschworenen 
können  diejenige  Schadensersatzsumme  zuerkennen,  welche  ihres  Eraohtens 
der  für  die  benedziariseh  Berechtigten  aus  dem  Tode  resultierenden  Ver- 
leizang  proportioniert  ist.  In  Schottland  ist  es  Praxis  geworden,  die 
Bebadensersatzsumme  so  hoch  zu  bemessen,  daTs  darin  ein  soiatium  für  die 
Terursaohten  Seelenschmerzen  enthalten    liegt      In  Bngland  selbst  ist  man^ 

ie  bereits  bemerkt,  diesem  Vorgange  nicht  gefolgt.  Begräbnisunkosten, 
ßlche  nur  bei  ganz  mittellosen  Verstorbenen  auf  Grund  der  Lord  Camp* 

ell's  Act  in  Frage  kommen  könnten,  werden  nicht  ersetzt,  weil  sie  doch 
später  aufzuwenden  gewesen  wären.  Jahresrenten  werden  kapitalisiert, 
und  im  Falle  mit  dem  Tode  eine  Lebensversicherungssumme  fällig  wird^ 
kürzt  man  die  Prämien,  welche  ohne  den  Unfall  voraussichtlich  zu  zahlen 
gewesen  wären.  Man  sieht,  die  Civiljury  verfahrt  bei  der  Festsetzung  der 
Sohadenssumme  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen.  Die  zuerkannte 
Bumme  wird  von  Civil  geschworenen  selbst  unter  die  beneEziarisoh  Be- 
reobligten  verteilt.  Ein  Beklagter,  weicher  seine  Sache  für  aussichtslos 
hält,  pHegt  sich  zu  beeilen,  eine  Summe  gerichtlich  zu  deponieren  und  als 
auereiohoDde  Entschädigung  anzubieten.  Wird  die  Offerte  acceptiert,  und 
Ut  rem  Beklagten   nicht  fixiert  worden,    wie    die  Summe   zu  verteilen  ist, 
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BO  kann  der  klagende  NachlarBrepräsentantr  welcher  die  Ofi'erte  acoeptiarU, 
nicht  eelbBt  die  YerteiluDg  Toruehmeti,  £b  mufa  daa  Gericht  ersucht  werden, 
die  VergleichiBumme  zu  verteilen.  Bas  Gericht  pflegt  in  aolehen  Fällexi 
nach  den  GrundsätzeD  zu  Terfahreo,  welche  für  einen  Lnteetatmobiljai- 
nachlafs  gelten,  vorauegeeetzt,  dafs  die  in  Betracht  kommenden  Perfionen 
unvereorgt  sind.  £b  liegt  auf  der  Hand,  dafs  diese  letzteren  Beetimmungen 
das  Oeaetz  dem  Arbeiter  und  seinen  Hinterbliebenen  verleiden  müijsteii« 
welche  eelten  in  der  Lage  sind,  aich  in  kaetepielige  und  langwierige 
richtaverhandlungen   einzulaseeD. 

Auf  die  Lord  Campbeirs  Act  folgten  viele  Jahre  legi filatori scher 
thätigkeit,  eine  Periode,  während  welcher  die  seil  1837  datierende  Doktrio 
der  gemeinsamen  Beechäftigung  wie  bisher  vollständig  angestört  blieb. 
£ret  im  Jahre  1880  trat  mit  der  noch  heute  gelteodeu  £mployers'  Liab)« 
lity  Act  eine  AenderuDg  ein.  Bei  der  zweiten  Lesung  des  Geaetzentworfes» 
welcher  von  sei  neu  Gegnern  als  eine  Verletzung  der  Vertragsfreiheit  dr* 
nunziert  wurde,  gab  man  die  damalige  Hechlslage  summarisch  mit  folgenden 
Worten  wieder:  Einen  Entschädigungsanspruch  gegen  seinen  Arbeitgeber 
habe  der  Arbeiter  nur  dann,  falls  er  nachzuweisen  vermöge,  dafs  der  Ar* 
beitgeber  selbst  imohlässig  gewesen  sei.  In  Fällen,  in  welchen  Mitarbeiter, 
ja!  selbst  von  dem  Arbeitgeber  bestellte  Aufseher  den  Unfall  durch  Naoh- 
läseigkeit  verschuldeten,  werde  eine  Bemedur  durch  die  Doktrin  der  gemein- 
samen Bescbältigung  aosgeschloasen*  Man  wies  sodann  mit  Hecht  darauf 
hin,  dafs  der  Hechtszustand  besonders  für  grofse  Industrien ,  in  welchen 
der  Arbeitgeber,  wenn  er  überhaupt  persönlich  eingreife,  dem  Arbeiter  va 
fern  stehe»  nicht  langer  beibehalten  werden  könne.  Zwei  sich  extrem 
gegenüberstehende  Hemeduren  wurden  in  Anregung  gebracht.  Auf  der 
einen  Seite  wurde  Torgeschlagen,  man  möge  den  Arbeitgeber  überhaupt 
nur  wegen  eigener  Nachlässigkeit  haften  lassen,  möge  der  Verletzte  in  einem 
Arbeitsrerhältnis  zu  ihm  stehen  oder  nicht;  mit  anderen  Worten,  der  8atJ 
„respondeat  superior'*  soDte  fallen.  Auf  der  anderen  Seite  wurde  ge* 
wünscht,  den  Arbeiter  nicht  nur  im  Falle  eigener  Nachlässigkeit,  sondern 
auch  wegen  Nachlässigkeit  seiner  Vertreter  haftbar  zu  maohen,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Verletzte  ein  Arbeiter  des  Arbeitgebera  sei 
oder  nicht;  kurz  ausgedruckt!  man  wünschte,  die  Doktrin  der  gemeintaoien 
Beschäftigung  für  immer  zu  Grabe  zu  tragen.  Die  Hegierung  erachtet« 
es  für  angemesseni  zwischen  beiden  Extremen  zu  vermitteln  und  den  Ar- 
beitgeber einmal  wegen  seiner  eigenen  Naohlassigkeit  und  sodann  in 
einigen  bestimmten  Fällen  wegen  der  Nachlässigkeit  eines  Mitarbeiteit 
haftbar  zu  machen.  Dieser  Mittelweg  wurde  sowohl  von  den  Arbeitgebern 
wie  auch  von  den  Arbeitern  angegrifiten.  Erstere  erklärten»  die  Be- 
schwerden der  Arbeiter  liefsen  sich  durch  Versicherung  beseitigen;  lets* 
tere  bestanden  auf  gänzlicher  Abschaffung  der  Doktrin  der  gemeinsamee 
Beschäftigung.  Das  Unterhaus  aceeptierte  indessen  schliefsBch  doeh  dtn 
Vermittelungsvorsehlag  der  Hegierung,  und  nachdem  daa  Oberbaus  eta 
Amendement,  welches  eine  Haftung  des  Arbeitgebers  wegen  culpa  ein«« 
von  seinem  Vertreter  bestellten  ^^sQb^agent"  ausschtiefsen  tollte,  wegen 
Beanstandung  im  ünterhause  zurückgezogen  hatte,  trat  die  Emplojer»' 
Liabüity  Act  1880  in  Kraft,    welche   für    5  spezielle  Fälle  den  Einwand 
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der  gefDeioEamen  Beschäftigung  beteiligt,  BGWobl  weco  der  Arbeiter  selbst 
klagt,  eÜB  auch  bei  Klagen  eeiteo«  der  aaf  Grund  der  Lord  Campbeira 
Act  berechtigten  FertoDen.  Damit  einer  der  5  Lalle  vorliegt,  mofa  der 
UofalJ  veruraacht  sein  entweder  1)  zufolge  eines  Mangels  in  der  Be- 
schaffenheit der  Wege,  Fabrikanlagen,  MaschtiieQ  oder  sonstigen  Einrich- 
tungen^ welche  mit  dem  Geschäft  des  Arbeitgebers  in  Verbindung  stehen 
oder  in  demselben  verwendet  werden ;  oder  2)  zufolge  der  Nachlässigkeit 
einer  im  Dien«ite  des  Arbeitgebers  stehenden,  mit  Oberaafsioht  betrauten 
Person,  vorausgesetzt,  dafs  dieselbe  sich  in  der  Ausübang  der  Oberaufsicht 
befand;  oder  3)  zufolge  der  Nachläsiigkeit  einer  im  Dienste  de«  Arbeit- 
gebers stehenden  Person,  deren  Weisungen  der  Arbeiter  zur  Zeit  des  Un- 
falls nachzukommen  verpAichtet  war  und  thatsächlicb  nachkam ,  vorausge- 
gesetzt,  dafs  der  Unfedl  das  Kesultat  dieses  Nachkommens  war;  oder  4) 
infolge  der  Handlung  oder  Unterlassung  einer  im  Dienste  des  Arbeitgebers 
stehenden  Person  in  Aastührung  der  allgemeinen  Vorschriften  oder  Re- 
gulative des  Arbeitgebers  oder  in  Ausführung  einer  speziellen  Anweisung 
seitens  einer  Person,  welcher  zu  diesem  Ende  die  Autorität  des  Arbeit- 
gebers delegiert  worden  ist;  oder  endlich  5)  zufolge  der  Nachläsaigkeit 
einer  im  Dienste  des  Arbeitgebers  stehenden  Person,  welche  ein  Signal, 
eine  Weiche,  eine  Lokomotive  oder  einen  Zug  auf  einem  Schienenwege 
bedient  oder  kontrolliert.  Der  Einwand  der  gemeius&meu  Beschäftigung 
ist  indessen  in  diesen  5  Fällen  nicht  schlechthin  aasgeschlossen.  In  allen 
6  Pällen  ist  der  Einwand  zulässig,  falls  der  Arbeiter  den  Mangel  oder  die 
Nachlässigkeit,  welche  den  Unfall  verursachten,  kannte  und  binnen  ange- 
messener  Frist  weder  bei  dem  Arbeitgeber  selbst,  noch  bei  einem  vom 
Arbeitgeber  augestellten  Vorgesetzten  zur  Anzeige  brachte,  es  sei  denn, 
dafs  der  Arbeiter  wufste,  dafs  Arbeitgeber  oder  Vorgesetzter  bereits 
Kenntnis  davou  hatten.  Sodann  ist  in  dem  sub  1  gedachteo  Falle  der 
Einwand  der  gemeinsamen  Beschäftigung  nur  dann  ausgeschlossen,  falls 
der  Mangel  zufolge  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  selbst  oder  einer  von 
letstertm  beschäftigten  Person,  welche  von  dem  Arbeitgeber  mit  der  Auf- 
gabe bfctrout  wurde,  nach  der  gehörigen  Beschaffenheit  zu  sehen,  entstanden 
oder  nicht  entdeckt  oder  nicht  gehoben  ist.  Endlich  ist  iu  dem  anb  4 
gedachten  Falle  der  Einwand  nur  dann  beseitigt,  falls  der  Uufall  das  Re* 
sultat  einer  Ungehörigkeit  oder  eines  Mangels  in  den  allgemeinen  Vor- 
schriften oder  Regulativen  oder  in  der  speziellen  Anweisung  ist.  Eine 
derartige  Ungehörigkeit  oder  ein  derartiger  Mangel  darf  nicht  behauptet 
werden,  falls  die  allgemeinen  Vorschriften  oder  Beguiative  von  einer  Ke- 
gierungebehörde  in  Ausführung  eines  Gesetzes  genehmigt  sind.  Zu  diesen 
verklausulierten  Bestinimungen  treten  weitere  Vorsohrilten  hinzu,  welche 
den  praktischen  Wert  des  ganzen  Gesetzes  beträchtlich  herabdrücken. 
Unter  Arbeitgeber  ist  allerdings  auch  eine  Personenmehrheit  zu  verstehen, 
mag  dieselbe  juristische  Persönlichkeit  geniefsen  oder  nicht.  Ist  indessen 
der  Arbeilgeber  eine  physische  Person,  so  haftet  er  nur  höchstpersönlioh 
und  erlischt  der  Anspruch  mit  seinem  Tode«  In  dieser  Beziehung  gilt  noch 
beute  der  grausame  8atz :  actio  personalis  moritor  cum  persona  Unter 
ifArbeiter*'  soU  nach  dem  Gesetze  ein  EisenbahnangestelUer  und  eine  Person 
so  verstehen  sein«  auf  welche  die  Emplojers  and  Workmeo  Act  1876  An- 
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Qhtr^aiMiht  betauten  Penoo  (rerj^i  »ab  2)  aar  djefeaige  Penoa  geOMlfil 
Mii«  4efeA  «Uciiiif»  oder  doefa  bftapiMeklklM  Aukube  is  der  Beeafacb- 
ügang  beslebl,  md  webbe  gewöbnlieb  kdiM  HaodftcbeH  TWfiehteu  lU 
in  ferner  ra  beacblea,  dafi  die  Raipleyen'  Liebility  Aei  tSSO,  im  Gefee- 
tau  zur  Lord  Gaapbeli't  Aet,  die  aU  Ealichidigaag  Eaiabim^aade  Saattt 
liBttieri.  Die  Samme  darf  dea  Beira^  oieiit  ftbeaabnilea«  waloher  wahned 
der  dem  Uo^U  Toraulgeheodca  3  Jabie  Taa  eioer  Pereeo  ¥acdieQi  im 
värde,  weiehe  iq  dertelbeo  ArbeiterkUMe  aad  ia  der  ^eidiea  Besebif- 
iigaiig  und  io  demselbeo  Besirke  iMii^  ist,  VorauMetmaff  der  Bateebi* 
digaDg«klage  i«i,  daft  biooea  6  Woebeo  eiae  Uafidlaaceige  erelattet  warde, 
and  dafi  die  KIsge  telbit  binoeo  6  MoDateo  vom  UaMi  besw.  baaaee 
12  Moaateo  Tom  Tode  erbobeo  wird.  Im  Todeefalle  fcbadel  der  Itaapi 
der  reehlzeitigeo  Auseige  deoD  aicht»  Calli  oech  Aotioht  de«  GeriohU  eta 
triftiger  EotseholdigUDgagmad  Toriiegt  Da«  Ui^^^tx  schreibt  ia  detaiUierier 
Weise  Tor,  welcbeu  labalt  die  UofellaDsetge  haben  sali  and  aaf  velehea 
Wege  dieselbe  Kozustelieii  ist,  Eine  an  MäogeiD  aad  Uogeaamgke«te& 
leideode  üoUliao^eige  t£t  iodessen  nur  daoo  uogültig,  falli  aach  Aasiobt 
df«s  Gerichts  dem  BekUgteo  die  Verteidigung  erschwert  ist  niid  die  Mangel 
oder  ÜDgeoauigkeiteo  irreleiteo  sollten.  Von  der  Eotschidig'angejiUDiBS 
werdet!  die  tlwaigeo  Strafsammeo  gekürst,  welche  aaf  Graad  deaeelbe» 
Thatbestaodes  zufolge  eines  anderen  Gesetzes  toq  dem  EJdLger  Tereioaabal 
wurden;  oder  falls  die  Eotschädigangaklage  zuerst  durchgeführt  wird«  er- 
lischt der  Anepraoh  des  Klägers  auf  diese  Straisummeü.  Das  für  die 
£nt»chftdiguog«k(age  zuständige  Gericht  ist  das  Grafschaftsge rieht;  dl« 
Klage  kann  indessen  auf  Antrag  einer  Partei  dem  Higb  Court  überwiesea 
werden.  Es  lafst  sich  nicht  Terkennen,  dafs  die  Emplojers'  Liability  Act 
1880,  deren  Hauptbeftimniungen  hiermit  wiedergegeben  sein  durften,  einen 
gewissen  Fortschritt  brachte,  iosofern  Dünüich  zum  ersten  Male  die  alle 
Doktrin  der  gemeinsamen  Beschäftigung  gesetzlich  durohbrochea  waxde. 
Sieht  man  indessen  hierTon  ab,  so  wird  man  in  dem  Gesetze  wenig  Eia» 
pfehlen »wertes  fiodt^n  Der  klagende  Arbeiter  hat^  wenn  er  obsiegen  wü^ 
den  höchst  schwierigen  Beweis  der  Nachlässigkeit  zu  führen.  Der  Be- 
klagte kann  ein  wende o^  duffi  der  Kläger  durch  eigene  Nachlässigkeit  lam 
Unfall«  beigetragen  hat;  der  Beklagte  kann  sich  auf  den  Satz  .^Toleuti  nOD 
fit  injuria^*  berufen,  soweit  dieser  8atz  eiuem  Nicbtarbeiter  entgegeagettelU 
werden  kann.  Denn  das  Gesetz  will  den  Arbeiter  nicht  besser  steUeni  alt 
Personen,  welche  zu  dem  Beklagten  in  keiücm  ArbeitsTerhällnis  stehen 
Der  Beklagte  kann  ferner  einwenden,  dafa  der  Kläger  oder  der  nachlässig« 
Mitarbeiter  nicht  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Beschäftigung  thätig  waren; 
dafs  der  Kläger  eine  Geldsumme  in  ToDer  Abmachung  acceptierte  oder 
endlich I  dafs  der  Kläger  Tertragsmäfsig  \vrpflichtet  ist,  von  den  ihm  in 
Gesetze  gegebenen  Hechten  keinen  Gebrauch  zu  maeben.  Es  ist  gericht^ 
»eilig  bestätigt  worden,  dafs  ein  derartiger  Vertrag  bindet  und  nicht  ble^ 
mündlich,  sondern  selbst  stillschweigend  geschlossen  werden  kann.  Der 
Arbeitgeber    braucht   nur   durch    öffentlichen  Ausohlag   in    seinen   Fabrik* 
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räumen  ansazeigen,  dafs  Arbeiter,  welche  in  seinem  Dienste  verbleiben, 
sich  verpflichten,  von  der  Act  keinen  Gebrauch  zu  machen;  die  nach 
Kenntnisnahme  von  diesem  Anschlag  im  Dienste  verbleibenden  Arbeiter 
haben  alsdann  alle  Ansprüche  auf  Grund  der  £mployers'  Liability  Act 
1880  verloren. 

So  steht  das  Recht  noch  heutigen  Tages.  Es  ist  richtig,  dafs  dem 
Parlament  in  der  Zwischenzeit  ein  neuer  Gesetzentwurf  vorgelegen  hat, 
nämlich  die  fiill  von  1890,  welche  sowohl  die  Lord  Oampbell's  Act,  wie 
aach  die  Employers'  Liability  Act  1880  abzuändern  gedachte.  Man 
wünschte  den  beoefiziarisoh  Berechtigten  ein  sofortiges  Sllagerecht  zu 
gebeo,  ohne  dafs  zuvor  6  Monate  zu  verstreichen  hatten.  Der  Anspruch 
auf  Grund  des  Gesetzes  von  1880  sollte  trotz  Versterbens  des  Arbeitgebers 
geltend  gemacht  werden  können;  der  Satz  „actio  personalis  moritur  cum 
persona*'  sollte  mithin  auch  in  seiner  passiven  Anwendung  fallen.  Man 
nahm  femer  eine  Erweiterung  der  5  Spezialfälle  in  Aussicht,  und  ge- 
dachte vorzuschreiben,  dafs  die  Entschädigungssumme  bei  tödtlichem  Aus- 
gange mindestens  M.  5000  betragen  sollte.  Die  Anzeigefrist  wünschte 
man  auf  8  Monate  zu  fixieren,  und  von  der  Entschädigungssumme  sollte 
auch  eine  Versicherungssumme  in  Abzug  gebracht  werden,  soweit  dieselbe 
durch  Prämienzahlung  seitens  des  Arbeitgebers  erworben  war.  Der  Ent- 
warf von  1890  brachte  ferner  Seeleute  und  alle  beim  Landtransport  thä- 
tigen  Arbeiter  unter  das  Gesetz,  beschränkte  die  Berufung  auf  den  Satz 
„volenti  non  fit  iniuria^S  und  bestimmte  vor  allen  Dingen,  dafs  ein  Ver- 
trag, wonach  von  dem  Gesetze  kein  Gebrauch  gemacht  werden  solle,  der 
8 ehriftlichkeit  und  einer  rechtlich  ausreichenden,  substantiellen  Gegen- 
leistung bedürfe.  Alle  diese  Reformbestrebangen  scheiterten  im  Jahre  1898. 
Das  Unterhaus  war  damals  darüber  einig,  dafs  die  Doktrin  der  gemein- 
samen Beschäftigung  gänzlich  abgeschafft  werden  müsse.  Während  in- 
dessen die  Regierung  eine  vertragsmäfsige  Ausschliefsung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  für  unannehmbar  erachtete,  wurde  gerade  eine  derartige 
AnsschliefiBung  von  anderer  Seite  für  unentbehrlich  gehalten.  Die  An- 
hänger dieser  letzteren  Anschauung  machten  geltend,  dafs  die  dispositive 
Natur  der  gesetzlichen  Vorschriften  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit  gebe, 
bessere  Bedingungen  zu  erzielen,  als  das  Gesetz  gewähre.  Beispielsweise 
wurde  hervorgehoben,  dafa  die  von  der  London  &  North  Western  Kailway 
Company  organisierten  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  ^/^  | 
der  Fonds  beisteuerten,  und  dafs  die  Quote  bei  der  London,  Brighton  & 
South  Goast  Company  62  ^/^  und  bei  der  Firma  Sir  William  Armstrong 
A  Co.  '/,  betrage.  Die  Regierung  verblieb  jedoch  beharrlich  bei  ihrer 
Anschauung  und  liefs  versichern,  dafs  mit  dem  Fallen  der  dispositiven 
Natur  der  gesetzlichen  Bestimmungen  die  Versicherungsgesellschaften  keines- 
wegs untergraben  werden  würden.  Von  anderer  Seite  wurde  hinzugefügt, 
dafs  der  Arbeiter  meistens  nicht  aus  freien  Stücken  den  Versicherungs- 
getellschaften  beitrete  und  gegen  die  von  der  Regierung  in  Anregung 
gebrachte  Neuerung  nichts  einzuwenden  habe.  Das  Unterhaus  acceptierte 
ichliefslich  die  Regierungsauffassung;  das  Oberhaus  war  indessen  anderer 
Ansicht  und  sandte  den  Entwurf  mit  einem  Amendement  zurück,  welches 
eine  vertragsmäfsige  Ausschliefsung    der   gesetzlichen  Bestimmungen  unter 
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gewiMeo  VotauflsetjeuDgeD  für  zuläesig  erklärte.  Da«  Üoierhacta  vennjf 
djeiei  AniendeiDent  uod  damit  Terblieb  der  Entwurf  bloCser  Entwurf. 

Seitdem  Bind  nahezu  4  Jahre  Tergaogeti,  ohne  dafa  roau  wieder  eriitt< 
lieh  der  Frage  näher  getreten  ist«  Man  hat  sieb  mit  der  Lord  CampbelJi 
Act  nnd  der  Employerb'  Liabililj  Act  1880  weiter  beholfen  uud  zwar  tu 
einer  Zeit^  wo  im  Deutficben  Beiche  KraDkenTerstchtruDg,  Unfallverticlie- 
rang»  InTaliditats-  and  Alters versichernng  als  langjährige  iDstitotioiici 
florierten. 

Erat  ganz  neuerdings  —  am  3.  Mai  1897  —  hat  die  Begienmg  den 
IJnterhause  einen  neuen  Entwurf  —  die  WorkmenV  Compenaatioo  BiH 
Torlegen  lassen,  welche  sich  etwa,  wie  folgt,  wiedergeben  läfst: 

§  1.  1)  Falls  in  einer  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Besohäftigang 
durch  einen  aus  der  Beschäftigung  und  im  Verlaufe  derselben  eniatehendea 
Zufall  einem  Arbeiter  eine  persönliche  Yerletiung  Terurf*acht  wird,  i»t  tm 
Arbeitgeber,  Torbehältlich  der  nachfolgeBden  BestimmuugeD»  verpfliehlet, 
Entschädigung  in  Gemärsbeit  der  Anlage  I  zu  zahlen* 

2)  Jedoch: 

a)  soll  der  Arbeitgeber  auf  Orund  diese«  Gesetzes  nicht  wegaa 
einer  Verletzung  haften  ^  welche  den  Arbeiter  nieht  währest 
einer  Periode  Ton  mindestt^ns  2  Woohen  unfähig  macht,  an  d« 
Arbeitssl  eile,  wo  er  beschäftigt  war,  Tollen   Lohn   zu  Terdieueo; 

b)  ist,  wie  weiter  unten  Torgeschtieben,  festgestellt,  dafs  die  Ver- 
letzung durch  die  absiohtliebe  und  widerrechtliche  H^ndluDg 
oder  Unterlassung  des  Arbeitgebers  oder  einer  Person  Terursaeht 
wurde,  für  deren  Handlung  oder  Unterlassung  der  Arbeitgeber 
Terantworlliob  iit^  so  läfst  dieses  Gesetz  die  priTatrechtliche  od«r 
strafrecht  liebe  Haftung  des  Arbeitgebers  oder  der  Pertooen,  fBf 
welche  er  vcrantworllich  ist,  gänzlich  unberührt;  der  Arbeitgeber 
ist  indessen  nicht  verpflichtet,  sowohl  unabhängig  tod  diesem  Ge- 
setze, wie  auch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung  zu  saUea^ 
und  er  ist  nicht  TerpÜichtet,  unabhängig  ¥on  diesem  Oeaetis 
Entschädigung  zu  zahlen,  ausgenommen  im  Falle  einer  demrttgeo, 
absichtlichen  und  widerTechtlichen  Handlung  oder  CDtertaaauag 

3)  Wird  es  fraglich,  ob  die  Beschäftigung  unter  dieses  Geaets  fÜlt; 
ob  die  Verletzung  durch  die  absichtlich©  und  widerrechtliche  HaDdlon| 
oder  Unterlassung  des  Arbeitgebers  oder  einer  Person  Tenirsacht  wurde, 
für  deren  Handlung  oder  Unterlassung  der  Arbeitgeber  Terantwortlicb  ist; 
ob  die  VerletzuGg  durch  einen  Zufall  yerursacht  wurde,  welcher  am  der 
Beschäftigung  des  Terletzten  Arbeiters  und  im  Verlaufe  derselben  entatasd; 
oder  entsteht  eine  Frage  bezüglich  der  Höhe  oder  der  Dauer  der  Ent- 
schädigung auf  Gruod  dieses  Gesetzes  oder  sonst  bezüglich  der  Entsehi- 
digungspflicht  auf  Grund  dieses  Gesetzes,  so  ist  die  Frage,  falls  bw  nicbt 
durch  VereinbaruDg  beordnet  wird,  Torbehaltlich  der  Bestimmungen  ta 
der  Anlage  I,  im  Wege  des  schiedsrichterlichen  Verfshrena  jd  Gtoiifabiit 
der  Anlage  II    zu  erledigen« 

4)  Bescheinigt  der  Begistrar  of  Friendlj  ßocieties,  daft  ein  Eotiolii- 
digungs-  oder  Versicberungsplan  für  Arbeiter  in  einer  Beschiftigung,  ia 
ganzen   genommen,   den  Arbeitern    nicht  weniger  günstig  ist,    als  die  Ee- 
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«litDaumgen  dieEei  Gesetzes ,  lo  darf  der  Arbeitgeber  bis  zum  Widerruf 
der  BescheinigQug  mit  jedem  Arbeiter  der  gedacbtec  Art  vertrag^märsig 
abmachen,  daf»  der  P'au  au  die  Stelle  der  Voreebiiften  diese«  Gesetzes 
IxeteD  seil.  AlsdeiiD  hattet  der  Arbeitgeber  nur  in  Gemar»heit  des  FlaDes» 
Abgeieheu  tod  dem  eceben  Bemerkten  erleidet  icdesBen  dieses  Gesetz  Au- 
Sendung,  trotz  entgegeB&teheDder,  cacb  dem  1.  Januar  1B98  eingegaugeDer 
Vereiobatungen. 

§  2.     1)    Dietes  Gesetz    findet   nur   aut  BeschäfligungeD  AnT^endung, 
weiche  mit  Eisecböhnen,    PabrikeB^    Bergwerken,    Steinbrüchen  oder  Ma- 
aob  inen  werken  in  Verbindung  sieben. 
2)  In  diesem  Gesetze  bedeutet: 

„Eisenbahn^'  die  Eisenbohn  einer  unter  die  Hegnlation  of  Hailways 
Act  1871  faltenden  EisenbabugesellEchaft.  „Ei^^tibabn''  und  „Eisen- 
babngeselUebafl''  haben  die  dort  gegebene  Bedeutung, 

«»Fabrik**  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  in  den  Factory  and 
Workshop  Acts  1B71  to  1891,  und  schlierst  Docks,  Werfte,  Quais 
oder  Warenhäuser  ein^  auf  welche  irgend  eine  Bestimmung  der 
Factor j  Acts  durch  die  Factory  and  Workshop  Act  I89Ö  ange- 
wendet worden  ist. 

,, Bergwerk*'  bedeutet  ein  unter  die  Goal  ^ines  Kegulation 
Act  1897  oder  unter  die  Metalliferous  Minea  Begulation  Act  1872 
fallendes  Bergwerk. 

,,8teinbruch'^  bedeutet  einen  unter  die  Quarries  Act  1894 
fallenden  Steinbruch . 

„Maschinenwerk"  bedeutet  jede«  Werk  zur  Herstellung  Ton 
Eisenbahnen,  Häfen,  Docks,  Kanälen  oder  Abflufsanlagen,  und 
schlierst  jedes  Gebäude  oder  sonstiges  Werk  ein,  wo  durch  Dampfe 
Wasser  oder  andere  mechanieche  Kraft  getriebene  Maschinen  zwecks 
Herstellung  derselben  verwendet  werden. 

„Arbeitgeber"  scbliefst  Fersonenmehrheiten  ein»  mögen  die- 
selben juristische  Persönlichkeit  geniefseu  oder  nicht. 

„Arbeiter'*  umfaf^t  jede  Person,  welche  in  einer  unter  dieses 
Gesetz  fallenden  Bescbäüigung  thätig  ist*  sei  es  durch  Verrichtung 
von  Handarbeit  oder  auf  andere  W^eise,  mag  der  Vertrag  Dieest- 
Tertrag,  Lehrrertrag  oder  anderen  Inhalts  sein,  mag  er  ausdrlick- 
lioh  oder  stillschweigend,  mündlich  oder  schriftlich  abgesohloMen 
aeitt. 
§  S.  1)  Auf  Personen,  welche  dem  Staate  Marine-  oder  MilitSr* 
dtanste  leisten,  findet  dieses  Gesetz  keine  Anwendung.  Andere  staatliche 
Beachäftigungen  fallen  unter  dieses  Gesetz,  sofern  dasselbe  Anwendung  er- 
leiden  würde«  falls  der  Arbeitgeber  eine  PriTatperion  wäre. 

2)  Durch  einen  dem  Parlament  Torsulegenden  Erlafs  kann  das  Schatz- 
amt fiir  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  seinen  auf  Grund  des  g  1  der  8uper- 
aonuation  Act  1887   formulierten  Erlafs  abändern. 

§  4.  Am  1.  Januar  1898  geltende  Verträge,  in  welchen  Arbeiter 
ihren  Arbeitgebern  gegenüber  Entschadigungtanspiiiche  wegen  aus  ihrer 
Beaehaftigung  und  im  Verlaufe  derselben  entstehender  pereönlieher  Ver* 
letzungen  aufgeben,  dauern  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  nicht  über  den 
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Moment  hitiaus,    io  welchem  der  ArbeilSTertrag  ablaufen  würde,    liUf  am 

1    Januar   1898  geküüdigt  wird. 

§  5«      1)   Diese»  Gesetz  tritt  am   1.  Jaouar   1898  io  KrafL 

2)  Eb  darf  aU  die  Workmeos'  CompeDaatioo  Act  1897   oiüert  we 

Anlage  L 
MafBfltab  und  BediDguogen  der  Eotschädigang. 

1)  Die  EutdchädiguugsBumme  auf  Grund  dieses  Qetetzee  soll  betra 

a)  fall«  die  Verletzung  tödlicb  verläuft: 
ce)  talid  der  Arbeiter  ab  bangige  Pereonen  bioteriäTst,    die  Samme 

Verdien Atea  während   der    3  Jabre,    welche  der  Verletsuog    ü&oImI 
Toraufgehea,    mindeötens    aber   3000  M.»    auf   keinen    Fall    jo 
mehr  als   6000   M.  und    unter  KürzuDg    des  Betrages   der  etwfti 
Gemärdheit  dieses  Gesetzes  geleisteten  Wachen sahluDgeo;   uod : 
ß)  falla  er  keine  abhängigen  Personen    hinterläfst,    die    angeme^seotQ 
Kosten  seiner  ärztlichen  Behandlung  und  Beerdigung,  jedoch  nicht 
über  200   M.; 

b)  im  Falle    der    ArbeitsuDfähigkeit^    eine   WochensabluDg    während   4m 
ütiräbigkeit    nach    der    zweiten   Woche,    nicht    ober    50    Prosr, 
Wochen  Verdienstes  tur  Zeit  des  öüfalls,  und  ferner  mit  der  Bc 
kung»  dafs  die  WoobeDEahlung  20  M.  nicht  übersteigen  darf. 

2)  Im  Todesfälle  ist  die  Zahlung  an  den  Mo  biliar  nachlofsre  praaeo- 
tauten  und  in  dessen  Ermangelung  an  die  abhängigen  Personen  uod,  faBi 
auch  diese  fehlen,  an  die  Person  zu  leisten,  welcher  die  Koateo  ^ 
schuldet  werden. 

3)  Der  Ausdruck  ,, ab  hängige  Personen"  in  dieser  Anlage  bedeutet 
diejenigen  Mitglieder  der  Familie  des  Arbeiters,  welche  iu  unter  üi 
Lord  Campbeirs  Act  fallenden  Fällen  entschädigungab  erecht  igt  sind.  Wird 
es  täglich,  wer  eine  abhängige  Person  ist,  oder  welcher  Betrag  an  di« 
einzelne  abhängige  Person  zu  zahlen  ist,  so  erfolgt  die  Krlediicttog,  ia 
Ermangelung  einer  Beordnung  durch  Vereinbarung,  im  eohiedsriohterlieheo 
Verfahren  in   Gemäfsheit  dieses  Gesetzes 

4)  Ist  eine  der  abhängigen  Personen  minderjährig,  so  kann  ihr  Antail 
au  der  Entschädigung,  entspreohood  den  Anordouugeo  des  Hchiedsrichtan, 
zu  ihrem   Vorteil  belegt  werden. 

5)  In  Zwischenräumen  von  mindestens  3  Monaten  kann  die  Wochan- 
zahluog  auf  Antrag  des  Arbeitgebers  oder  Arbeiters  einer  Nachprüfung  an tar^ 
zogen  werden.  Bei  der  Nachprüfung  kann  eine  Beendigung,  ErmiSTiig 
oder  Erhöhung  eintreten,  vorbehaltlich  der  oben  normierten  Maxima 
In  Ermangelung  vertragsmaf^tiger  Beordnung  wird  die  Höhe  der  Zahlasf 
im  schiedsrichterlichen    Verfahren  in  GemaXüheit  dieaee  Gesetzes  fixiert 

6)  Eine  Woohenzahlu ag  katin  weder  codiert  noch  verpfändet  werden» 
und  geht  auch  nicht  von   Rechtswegen  auf  andere  Peraonea  über. 

Anlage  II, 
Schiedsrichterliches  Verfahren. 
Hinsichtlich  der  Beordnung  eines  Punktes,  welcher  zufolge  dieaai  < 
setzei  im  schiedsnchterlichen  Verfahren   zu  beordnen  ist,  finden   die 
stehenden  Bestimmungen  Anwendung: 
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1)  Falk  ©ine  emeo  Arbeitgeber  uud  seioe  Arbeiter  repräseotierende 
KommieBioD  mit  der  Erxnachtigiiog  beateht,  aaf  Grand  dieses  tieaetzefi  aioh 
ergebeade  Punkte  im  Falle  des  Arbeitgebers  and  seiner  Arbeiter  za  be- 
ordneD,  so  iit  der  Funkt  von  dieser  Koromiflsion  zu  beordnen,  es  sei  denn, 
d&Tfl   eine  der  beiden   Parteien  protestiert. 

2)  Protestiert  eine  der  beiden  Partei en,  oder  fehlt  eine  KommiHsioQ 
der  gedachten  Art,  so  ist  der  Punkt  durch  einen  eioJsigeD  Schiedsricbter 
zu  beordnen,  über  welchen  sioh  die  Parteien  geeinigt  haben,  und  in  Er- 
mangelung einer  Vereinbarung  durch  den  Grafsobafts richtet  oder  durch 
einen  einzigen^  Ton  dem  Grafschaftsriohter  bestellten  Schiedsrichter,  falls 
nämlich  der  Lordkanzler  bescheinigt,  dafs  ea  im  Hinblick  auf  die  Ver- 
hältnisse des  besonderen  Bezirks  ungeeignet  sein  würde p  falls  der  Grat* 
•fthaftsrichter  aufgefordert  werden  sollte,  als  Schiedsrichter  thätig  zu  werden. 

8)  Schiedsrichter»  welche  nicht  Grafschaftsrichter  sind,  werden  in 
Gemäfäheit  yon  Seiten  des  Schatzamts  zu  erlassenden  Vorschriften  aua 
▼om  Parlament  zn  bewilligenden  Geldern  honoriert, 

4)  Auf  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  in  Uemäfsheit  dieses  ßa- 
ietze«  findet  die  Arbitration  A^t  1B89  keine  Anwendung,  Ein  Schieds- 
richter kann  jedoch  nach  Ermesseu  ßechtsfragen  dem  Graf  seh  aftsrichter 
cor  Entscheidung  vorlegen.  Die  Entscheidung  des  Grafachaftsrichters  über 
Rechtsfragen  ist  endgültig,  mögen  dieselben  vorgelegt  «ein  oder  mag  der 
Grafsohaftsriehter  selbst  al^  Schiedsrichter  fungieren.  Ein  in  Gemäfsheit 
dieses  Gesetzes  ergangener  Schiedsspruch  kann  wie  eine  Graf  Schaftsgerichts* 
TerfUgnng  erzwungen  werden. 

6)  lieber  d)e  Kosten  des  pchiedsrichterlichen  Verfahreus  entscheidet 
der  Schiedsrichter  nach  Ermessen. 

6)  Die  dem  Grafsohaftsriehter  in  diesem  Gesetze  auferlegten  Pflichten 
sind,  Torbelmltlich  der  Gerichtsregeln,  Bestandteil  der  G raf seh afisge rieht s- 
obliegenh eilen;  die  Beamten  des  Gerichts  haben  entsprechend  thätig  zn 
werden* 

7)  Als  Entschädigung  suge^prochene  Summen  sind  gegen  Quittung 
der  berechtigten  Person  zu  zahlen.  Ihre  BeTol  Im  ächtigten  können  von 
ihr  nur  die  vom  Schiedsrichter  zuerkannten  Kosten  beitreiben  und  nur 
wegen  dieser  ein  Pfandrecht    au  der    erstrttteuen  Summe  geltend  machen. 

5)  Die  Kommission ,  der  Richter  oder  der  sonstige  Schiedsrichter 
können  einen  qualifizierten  Arzt  mit  der  Berichterstattung  über  Punkte 
beauftragen,  welche  für  im  schiedsrichterlichen  Verfahren  eutitehende 
Fragen  wesentlich  erscheinen*  Die  Kosten  des  Arztes,  jedoch  höchstens 
42   M«,  sind  vom  Arbeitgeber  zu  zahlen. 

9)  Bei  der  Anwendung  dieser  Anlage  auf  Schottland  tritt  der  Sheriff 
an  die  Stelle  des  Grafschaftsnchters. 

Dieser  Entwurf,  welcher  nicht  biofs  reformiert,  sondern  nahezu  einer 
Revolution  auf  dem  hier  fraglichen  Gebiete  gleichkommt,  ist  am  3.  Mai 
TOD  der  Regierung  im  Unterhause  in  folgender  Weise  begründet  worden, 
yjin  Jahre  lB9d  wünschte  die  Regierung  die  Arbeitgeber  für  auf  ihre 
Mgene  Nachlässigkeit  oder  auf  die  Nachlässigkeit  ihrer  Angestellten  zurUck* 
aoftthrende  Unfälle  haftbar  zu  machen,  um  dieselben  zu  nötigen,  die  zur 
Oiphemng   der   Arbeiter   in    den    gefährlichen    Industrien    geeigneten  Vor* 


690 


Mis  seilen. 


kehrangen  zu  treff^a,  WÜrdu  die  damalij^e  Idee  durchgeführt  worden  ttin^ 
so  wärt»  der  Arbeiter  in  die  Lage  gakommeo,  in  welcher  er  sich  vor  d«r 
Aufstellung  der  Doktrin  der  gemein aanxen  Beschäftigung  befand;  d.  h.  teio« 
rechtliche  Poaition  wäre  diüselbe  geworden,  wie  die  eioea  Nicht- Arbeiter« 
Der  BegrifiT  Arbeiter  wurde  damala  sehr  weit  gefaTst,  und  die  EoUchädiguDf 
sollte  eine  unbeschränkte  sein«  Mao  waadte  gegen  diese  VorAohläga  eio, 
dafs  der  Arbeitgeber  nicht  über  seine  moralische  Yerantwortlichkeii  bin* 
aus  haftbar  gemacht  werden  dürfe.  Eine  moraliache  Verantworiliohksit 
bestehe  aber  nicht  in  Fällen,  in  welchen  der  Arbeitgeber  die  den  UnteÜ 
renir dachenden  Personeii  nicht  kontrolliere.  Bemängelt  wurde  weiter^  dafi 
uanh  wie  vor  der  höohBt  schwierige  Nachweis  der  Nachlässigkeit  tu  er^ 
bringen  sein  würde.  Das  FrozessiereD  werde  nicht  nur  nicht  abnehmen, 
sondern  bedeutend  zunehmeni  da  der  Arbeitgeber  alles  daran  setseo  w^rd«! 
um  der  weitgehenden  Haftung  sieh  zu  entzieheD,  zumal  der  Biowand  ei^ 
hoben  werden  kenne,  daf«  der  Arbeiter  durch  eigene  Nachlässigkeit  dil 
Unfall  mitverschuldet  habe.  Man  wiea  ferner  darauf  hin,  dafs  die  Kehl^ 
zahl  der  Unfälle  gar  nicht  getroffen  werde.  Wenn  auch  manchmal  be- 
hauptet wird,  dafs  unsere  Arbeiter  weniger  Entschädigung  als  UnfatlTer* 
hütnogsmarsregeln  wünschen,  so  wird  doch  die  Gesetzgebung  den  Versuek 
zu  machen  haben,  eine  Unfaüentschädtgucig  za  gewähren.  Frinzipiell  bsd 
der  Entwurf  im  Jahre  1S9S  die  Billigung  beider  Farlamentshäuser;  er 
ficheitiirte  an  dem  Oberhausamendement,  welches  eine  TertragsmäfaifS 
Aueschliefsuug  der  Vorschriften  des  Entwurfes  fUr  Eulässig  erklären  wellte. 
Im  Verlaufe  der  Debatte  im  Jahre  1893  wurde  ferner  der  Vorschlag  gt- 
machtf  für  sämtliche  Unfälle  Fürsorge  ZQ  treffen  und  zn  diesem  Ende  dis 
Entschädigung  unter  die  GeschältsuDkosten  der  Industriezweige  aufsa- 
nehmen«  Man  wünschte  den  Arbeiter  nicht  blofs  dem  Nioht  -  ArbelUf 
gleichzustellen,  sondern  ihm  sogar  eine  bessere  Position  einzuräumea. 
Eine  bloCse  Klage  im  Falle  der  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  oder  einer 
Person,  für  welche  derselbe  Terantwortiich  sei,  könne  nicht  ausreichen; 
der  Arbeiter  müsse  überhaupt  auf  Kosten  der  Industrie  und  nicht  aaf 
Kosten  der  Armenkasse  oder  Mildthätigkeit  entschädigt  werden.  Der  Ein* 
wand,  dafs  es  der  heimischen  Industrie  solohenfalls  noch  schwerer  werdee 
wUrde,  mit  der  ausländischen  zu  konkurrieren,  wordb  damit  zurück gewieeen, 
dafs  eine  derartige  Ent^chädigungspiicht  bereits  in  den  meisten  Staalea 
besteht,  mit  welchen  unsere  Industrien  zu  konkurrieren  haben.  Mail 
wies  weiter  darauf  hin,  dafs  ein  allgemeines  Entschädigungssystam  mit 
genau  fixierten  Verpflichtungen  und  einfachen,  billigen  Eemeduren  dt« 
Prozessieren  yerhindero  werde.  Die  Gegner  wandten  damals  eiu^  da£i  eia 
solehes  System  zu  allgemeiner  Versicherung  fuhren  müsse.  Eine  allgf 
meine  Versicherung  schwäche  die  Verantwortlichkeit  der  Arbeitgeber  uad 
nehme  jede  Veranlassung,  Üufall-Verhütungsmafsregeln  zu  ergreifen.  Es 
ist  richtig,  dafs  die  Gesetzgebung  einschreiten  soll,  um  in  den  gafikF 
liehen  Industrien  Unfälle  zu  Terhüten.  Vermindert  aber  die  VeraioCiefV^g 
wirklich  die  Sicherheit?  Jedenfalls  würde  ein  die  Versioherang  Ter* 
bietendes  Gesetz  praktisch  wertlos  sein.  Würde  man,  wie  1898  Terge- 
sohlagen  wurde,  die  Haftung  unbeschränkt  lassen,  so  würde  die  Veraiöht- 
ruDg  beträchtlich  schwieriger  sein,  als  im  Falle  einer  limitierten  Haftpflidit. 
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Wie  auch  das  EatdohädigaDgaBystem  bedohaffen  seio  mag,  Yersloheraog 
wird  uod  muTi  stattfiadeD.  Es  braucht  nicht  uoteraucht  zu  werden^  wie 
die  Yersichemag  auf  aDTermeidbare  Uafälla  eiowirkeo  wird;  ea  kauo  aioh 
Dur  dar  (im  haDdeln^  in  welcher  Weise  yarmeidbare  tJofalle  durch  Ver- 
oicheruDg  beeiuätiTst  werden,  Eiu  Arbeitgeber,  welcher  da«  Eiaiko  selbst 
trägt,  wird  im  eigeoeu  Interesite  zu  Uof all- V er hülungsmaf^ regeln  schreiten; 
Versicherangagd&eiiaohaften ,  welche  das  Risiko  übernehmen ,  haben  gute 
Ursache,  darauf  «u  achten,  dafa  die  gehörigen  PräveDtiv Vorrichtungen  vor- 
banden sind.  Wo  letztere  fehlen,  werden  die  Versicherangsprämien  steigen; 
die  VersicheruügageseUschaft  wird  die  Prämie  bemeasen,  je  nachdem  der 
Arbeitgeber  mehr  oder  minder  weitgehende  Schutzvorrichtungen  getroffen 
hat  All  gemeine  HaftpÜioht  nnd  Yersicherung  wird  in  den  Kreisen  der 
Arbeitgeber  niobt  das  Beatreben  verringern,  Unfälle  nach  Möglichkeit  za 
verhüteo.  Zudem  wird  der  gehörige  Botrieb  gefährlicher  Industrien  we- 
niger durch  privatreohtliche  Bestimmungen  als  durch  strafrechtliche  ge- 
sichert* Regierungsinspektoren  sorgen  bereits  heute  dafür,  dafa  die  er- 
forderlichen Vorsichtamararegeln  angewendet  werden.  Genügen  die  bezüg- 
Hchea  geseulichen  Vorschriften  nicht,  so  werden  dieselben  zu  verschärfen 
sein.  Man  wird  hier  vielleicht  einwenden,  dafs  unter  dem  deutschen 
8j8tem,  welches  nahezu  alle  Indnsiriea  ergreift,  die  Unfälle  zugenommen 
haben*  Bei  näherer  Prüfung  dürfte  sich  jedoch  ergeben,  dafa  nur  die 
Anzeigen  genauer  gewesen  und  die  Register  besser  geführt  worden  sind. 
Die  schwereren  Unfälle,  inabeaondere  die  tödlich  verlaufenden^  haben  ent^ 
schieden  abgenommen. 

80  ungefähr  lag  die  Sache,  ab  die  jetzige  Regierung  an  die  Frage 
uäher  hcrantratv  Es  standt;n  2wei  Wege  offen.  Entweder  konnte  man 
den  Plan  von  1893  wieder  aufnehmen,  d.  h.  unter  Gesiattuup;  der  vertrags- 
mälaigen  Aussohliereung  der  zu  erlassenden  Vorschriften,  oder  man  konnte 
unter  den  nötigen  Vorbehalten  und  Beschränkungen  ein  allgemeines  Ent^ 
echädigungssystem  in  Aussicht  nehmen  und  auf  diejenigen  Industrien  an* 
wenden,  für  welche  es  zunächst  zu  passen  schien.  Die  Regierung  hat  den 
letzteren  Weg  gewählt.  Unser  Entwurf  läfst  die  Employers'  Liability  Act 
1980  unberührt  und  geht  von  dem  Prinzip  aus,  dafs  eine  Pereon,  welche 
auf  ihre  eigene  Verantwortlichkeit  und  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  sie  ver- 
tretende Kräfte  in  Bewegung  setzt,  welche  Gefahren  für  andere  schaffen, 
für  die  Folgen  ihrer  Handlung  privatrechtlioh  zu  haften  hat.  Daraus  recht- 
fertigt sich  die  Ziffer  1  §  1,  welche  in  Yerbindung  mit  der  Ziffer  1  der 
Anlage  I  zu  lesen  ist  Man  wird  schwerlich  beanstanden  können,  dafa 
6^9  eoeben  gedachte  Prinzip  einer  Beschränkung  bedarf.  Letztere  ist  im 
§  1  Ziffer  2  b  enthalten.  Die  auf  Grund  dieser  letzteren  Bestimmung  ent- 
stehenden Streitfragen  sollen  in  Ermangelung  vertrag smäfsiger  Beordnung 
tchiedsrichteriich  erledigt  werden.  Wir  hoffen,  dafs  die  in  der  Anlage  11 
gedachten  Kommissionen  ins  Leben  treten  werden;  eventuell  hat  Ziffer  2 
dieeer  letzteren  Anlage  auszuhelfen.  Die  Kosten  sollen  zufolge  Ziffer  d 
dem  Staat  zur  Last  fallen*  Widerstand  wird  jedenfalls  die  BeatimmuDg 
fioden,  welche  eine  vertragsmäTsige  Ausschliefsung  der  Vorzchriften  des 
läntwurfes  ermöglichte.  Die  Frage,  ob  eine  derartige  Aussohliefeung  ge- 
stattet werden  soll,  wird  dadurch  erschwert,  dafs  das  Enteohädigungssystem 
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des   Entwurfes  bedeutend  liberaler  kt  ab  der  Plan  von»  Jahre    1S1 
Uründe»    welche  Arbeitgeber    und    Arbeiter   TeranlaTet   haben,    auf  Gej^en 
Beitigkeit  benihende  V^ereinigungen  ine  Leben   zu  rufen,  —   VereiDtg:usg«%. 
welche  wir  zu  erhalten  wünachen  — ,   werden    mit  dem   Entwürfe  adim- 
riger  aufrecht  zu  erhalten  sein.      Die   Einwendungen  gegen  die  Gedtatluai: 
der  AuBechliefäuug  dürften  indessen  dadurch  abgeschwächt  werden^  daiii  d«r 
Entwurf  die  AusschUerdung  nur  dann  gestaUen  will,  falls  der  an  die  SteUt 
gesetzte  Plan  dem   Arbeiter    mindestens    ebenso    günstig    ht,    ala    die   Vor- 
Schriften    des    Entwurfes.      Die    Eegierung    ist    der    Anschauung,    daJj»  die 
Vertragbfreihett  nicht  beseitigt  werden  darf»   und  dafs  eine  Tertragamä&i|{« 
Beorduung  der  gesetzlioheD  vorzuziehen    ist«      Die    liberalste  QeeelzgelüiJif 
kann  kein  Eeäultat  schafieu,  daa  so  zufriedenstellend  ist,  wie  das  Krgeboid^ 
welches  sich  im  Wege  der  Vereinbarung  zwischen  den  im  gegebenen  Falle 
Beteiligten  erzielen  läfst      Es  i^^t  richtig»    dafs  ein  Entwurf,    welcher  eiae 
allgemeine,    wenn    auch  limitierte  Entschädigungspflicht   einführt,    weiUf«r 
Raum  für  Gesellschaften    lafst,    welche    sich    die  ÜnfalU  Entschädigung  tsa 
Aufgabo  machen;    und  es  ist  wahrscheinlich»  dafs    die    besteheuden   Geaeli* 
schalten  ihre  Statuten  werden  ändern  miisseu*      Wir  nehmen  indeeaen  dieaes 
GeseHschaften  durchaus  nicht  ihre  Existenzberechtigung;  der  Entwarf  ver> 
langt    nur,    dafs    sie    dem   Arbeiter   mindestens    gleiche   Vorteile    gewahreii» 
wie  der  Entwurf  selbst      Die  Eegierung  erachiet   es   ferner    nicht   für  ta* 
gäoglichi    den   Entwurf  auf  eumtliche  Industrien  anzuwenden«       Unter  dtn- 
aelben  fallen   nur  die  getahrltcheren  Industrien  oder  diejenigen,   für  wdbba 
die  Gesetzgebung  speziellen  Schutz  geschaffen  hat.     W^erkstättea  sind  nialtt 
eingeschlossen;  „Gebäude'*  in  der  Definition  „Maschinen werk"  im  §  2  ZüLi 
bedeutet  ein  grofses  Gebäude^    in  welchem   gefährliche  Arbeiten  vernohlvt 
werden,     Seeleute    und  Dienstboten    fallen    nicht   unter   den  Entwurf.     B» 
bedarf   keiner  Erwähnung,    dafs    das   höchst    komplizierte  deutsche  SynIeA 
uns  voüfitändig    fern    liegt.      In    vielen    Industrien    hier    zu    Lande    trafco 
die  Arbeitgeber  das  Risiko  selbst  und  werden    auch  in  Zukunft  sieh  nidU 
versichern.     Im    übrigen    hat   sich    das  Versicherungswesen    entwickell;   lO 
dafs  erwartet  werden  darf,  dafs  unsere  Versicherungsgesellschaften  daa  mit 
diesem  Entwürfe  den   Arbeitgebern  auferlegte  neue  Risiko  in  angemeaaener 
und    wirksamer    Weise    übernehmen    werden«      Die   Verwaltungekostao   is 
Deutschen  Reiche   belaufen  sich    auf  ^/^   der    für  sämtliche  Industrien  ge* 
zahlten  Gesamttntschädigungsfitimme    und    auf  '/j^j   der  für  Bergwerke  ge- 
zahlten Entschädigungsbeträge.     Derartige  Kosten  wurden   wir  bei  uns  niaht 
mit  Gleichmut  ins  Auge  fassen  können.      Es  läfst    sich   schwer  berecKneo, 
wie  hoch    sich  die  Versicherungskosten    oder   die  Summe    der    den  A^rbcil- 
gebern  auferlegten    Verpfiichtungen  beziffern  werden.      Die  Last  wird    m* 
seres  Erachteos  keineswegs   so    bedentend   sein,    dafs    die  Portaetsnog  des 
Geschäftsbetriebes  verhindert  wird.      Hinzutritt,   daXs  in  den  Ländern^  Mit 
welchen  wir  zu  konkurrieren  haben,  gleich  grofse  Lasten  auferlegt  werdtiu 
Die  Versicherungskosten  werden   geringer  ausfallen,  als  man  erwartet.     Am 
bedeatendsten  werden  die  Kosten  bei  Bergwerken  sein;  bei  ihnen  werdta 
sich  die  Entschädigungssummen  etwa   auf    1   Froz.  der  Löhne    stellen,     JU_ 
ist   bekannt,    dafs    die  Gefahren    in    Fabriken   ^/^    der    Gefahren    in 
werken  betragen.     Der  gedachte  Satz  von  P/^  sohliefst  die  VerpÜichtuo 
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auf  Grand  der  Employor»'  Liability  Act  1880  eioi  und  a»  iet  ferner  zu  be- 
achten, dafß  die  beträchtlichen  Entschädigungen  wegfallen  würden,  welche 
heute  ohne  jedeo  reohtlichen  Zwang  gezahlt  zu  werden  püegen.  Man  wird 
sich  weiter  zu  Tergegenwärtigen  haben,  daf^  es  sich  nicht  darum  haüdelt, 
ob  das  bestehende  Recht  erhalten  bleiben  oder  abgeändert  werden  soll, 
Bondern  dafs  es  sich  fragt,  ob  im  Sinne  des  Eutwurfee  oder  im  Sinne  der 
Vorschläge  von  1893  zu  reformieren  hL  1893  wünschte  man  die  Doktrin 
der  gemeinsamen  BeBchäftigung  abzuechafTeü,  Welche  Last  damit  auferlegt 
worden  wäre,  läfst  sich  nioht  leicht  ziffernmäfsig  angeben:  iramorhin  wurde 
auch  diese  Last  in  Abzug  zu  bringen  sein^  wenu  man  teHssustelten  wünscht, 
welches  Mehr  an  Belastung  eigentlich  in  dtm  gedachten  1  ^j^  enthalten  liegt 
Offenbar  schrumpft  dieses  Mehr  beträchtlich  zusammen.  Die  llegierung 
hofft,  dafs  der  Entwurf  viel  dazu  beitragen  wird,  das  Prossessieren  zu  ver- 
mindern. Nicht  definierte  Verpflichtungen  führen  zu  einer  Rechtsuu Sicher- 
heit, welche  fiir  ProzefBluBtige  höchst  verführend  ist.  Damit  ist  aber  weder 
den  Arbeitgebern  noch  den  Arbeitern  gelbst  gedient.  Ein  Entwurf,  welcher 
die  billigerweise  dem  Arbeitgeber  aufzuerlegende  Verpflichtung  klar  und 
deutlich  fixiert,  wird  jedenfalls  eine  Verminderung  der  Prozefökosten  nach 
aich  ziehen*  Eine  Beisteuer  seitens  des  Arbeiters  beabgichtigeo  wir  nicht; 
die  Kosten  werden  sumtlioh  der  Industrie  zur  Last  gelegt.  Die  Hegierung 
ist,  wie  bereits  angedeutet,  der  Ansicht,  dafs  die  Last  keine  drückende  sein 
wird;  dieselbe  wird  nicht  gröfser  sein  als  diejenige,  welche  die  liberalen 
Arbeitgeber  bereit«  heute  freiwillig  tragen.  Die  Regierung  ist  sich  be- 
wufst,  dafs  der  Entwurf  ein  neues  Prinzip  enthalt  Wir  schlagen  einen 
neuen  Weg  ein  und  sehen  der  Kritisierung  des  neuen  Prinzips  und  der 
Detailbestimmungen  des  Entwurfes  entgegen.  Zunächst  handelt  es  sich  um 
die  Frage,  ist  unser  neues  Prinzip  ein  gesundes  oder  nicht?  Ist  es  richtig, 
die  Industrien  für  die  Gefahren  verantwortlich  zu  machen,  welche  sie 
aohaffon?  Bejahendenfalls  wird  zu  untersuchen  sein,  ob  der  Entwarf  dieses 
neue  Prinzip  richtig  zur  Anwendung  bringt  Der  Entwurf  ist  keine  voll» 
ständige  und  endgültige  Mafsregel,  sondern  eine  Versuohsmafsregel,  welche 
gründlicher  Erwägung  bedarf.  Die  Last,  welche  der  Entwurf  auferlegt, 
ist  nicht  gröfser  als  die  bereits  heute  freiwillig  getragene;  sie  ist  bestimmt 
und  limitiert,  damit  beide  Seiten  genau  zu  beurteilen  vermögen,  was  in 
Frage  steht  Der  Entwurf  sorgt  für  ein  billiges  Verfahren,  um  ettvaige 
Streitfragen  au  entscheiden;  Einfachheit,  Unmittelbarkeit  und  Wirksamkeit 
sind  die  leitenden  Gesichtspunkte.  Wir  wünschen,  Prozessieren  zu  ver- 
hindern und  dem  Arbeiter  Entschädigung  bei  Unfällen  zu  gewähren,  welche 
sich  leider  nicht  vermeiden  lassen;  und  wir  glauben  dies  bewirken  zu 
können,  ohne  den  Arbeitgeber  ungebührlich  zu  belasten.  Dem  Eutschä- 
digungsan Spruch  gegenüber  wird  nicht  mehr  eingewendet  werden  können, 
dafs  der  Arbeiter  durch  eigene  Nachlässigkeit  den  Unfall  mitverschuldet  hat 
Im  Verlaofe  der  sich  an  diese  Begründung  des  Entwurfes  anschüefseQ- 
deo  Debatte,  welche  für  den  deutschen  Leser  manchcB  InteresBante  brachte 
(vergl.  die  Times  vom  4.  Mai  1897),  liefa  die  Regierung  folgende  weiteren 
Erklärungen  abgeben:  „Eine  Wohl  zwischen  Pravantivmafsregeln  und 
Entschädigung  sieht  augenblicklich  nicht  in  Frage.  Der  Entwurf  wird 
aoch  aar  Verhütung   yqh  Unfällen  beitragen;  er  rechtlerligt  sich  indessen 
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bemts  alleia  daraos,  dafs  mit  dem  Entwarfe  die  Fälle  der  EQUchl 
TOD  12  Proz,  aaf  100  Troz.  steigeu  werdea.  Es  iH  richtig,  dafa  die 
hADdeneD  FräveDtiTvorechrifteD  zu  Ters^jhärfeo  sein  wurdeo,  falU  sie  oadil 
ausreichen  BoUleD.  Driugeod  erforderlich  ist  indesieo  eioe  deriiriige  Ter- j 
■chärfuDg  zur  Zeit  uieht.  Jedenfalls  dürfte  weit  mehr  VeranlasAQu^ 
liegen,  zunäobst  einmal  für  sämtliche  Unfälle,  mögen  dieselbeD  sich 
hüten  lassen  oder  nicht,  eine  Entschädigung  gesetzlich  einzuführen. 
Plan  Ton  1893  verfolgte  nicht  mehr  präveutiTe  Zwecke,  ala  der  heoiif» 
Entwurf.  FräTentiTTorsohrifien  sind  gewifs  Ton  grofser  Wichtigkeit;  vtU 
man  sie  indessen  Tersoharfen,  so  wird  man  die  bereits  gelteDdeo,  b«ii||* 
liehen  Gesetze  und  das  Strafrecht  ändern  müssen.  Hinzu  triti^  dmfs  e«  etn 
Irrtum  ist,  wenn  man  rermeint,  Uofälle  würden  dadurch  yerbatet,  daü 
man  pecuoiüre  VerptiichtuDgeu  auferlegt.  Derartige  Yerpfiiehtaogeii  kdoiieo 
im  Wege  der  Versicherung  abgewälzt  werden,  und  je  bedeutender  sie  liad^ 
desto  grofser  ist  die  Veranlassung,  Ter  Sicherungen  abzuschliefaeti.  üeviü 
tlben  die  VersioherungsgeBellschaften  durch  verschiedene  Bemeasung  Am 
Prämien  eine  gewisse  Kontroüe;  immerhin  verüiegt  mit  dem  Att|^ellbl1ak^ 
wo  vertichert  ist,  das  Gefühl  der  persönlichen  Verantwortlichkeit,  Ifia 
hat  gemeint,  dafs  der  Entwurf,  welcher  die  Anzahl  der  zur  Enteohüdigusf 
führenden  Unfälle  vermehrt,  eine  Steigerung  der  Versicheruogsabaobl&ii« 
im  Gefolge  haben  werden.  Gerade  das  Gegenteil  dürfte  eintreten.  Abge- 
sehen von  gewissen  Industrien,  z,  B,  Bergwerken,  wo  UofiÜle  in  MaMsa 
vorkommen,  liegt  es  im  Interesse  des  Arbeitgebers,  keine  Veraioherong  eia* 
zugehen.  Die  im  Entwürfe  auferlegten  Verpflichtungeo  sind  genaa  fixteitc 
und  werden  vom  Arbeitgeber  selbst  billiger  getragen,  als  eine  Versiebafita| 
kosten  würde.  Anders  lag  die  tSache  im  Jahre  189$.  Der  damftUipo  fbn 
liefa  die  VerpHicbtungen  unbestimmt,  und  die  Gefahren  waren  ao  grofi, 
dafs  ein  verstandiger  Mann  dieselben  nicht  selbst  hätte  tragen  könocfl.] 
Die  VerpÜichtUQgen,  welche  der  Eotwurf  auferlegt,  sind  zudem  keinii  bt*| 
deutenden.  Die  gefahrlichsten  Industrien  sind  wohl  die  Kohle nbar^prackib' 
und  für  diese  wird  die  Maxi  mal  Verpflichtung  Yoraussiohtlioh  ntcfai  mtkt 
als  1  Froz.  der  Lohne  betragen.  Bei  industriellen  Betrieben  gewohultcluf 
Art  und  bei  Maschinen  werken,  insbesondere  in  den  Textilindustrien«  «isd 
es  sich  nur  um  ^/f^—^/io  Proz.  der  Lohne  handeln.  In  ordeoUieh  W* 
triebenen  Fabriken  wird  die  Last  weit  geringer  »ein,  als  man  annivwt. 
Erwägt  man  ferner,  dafs  der  Entwurf  die  Haftung  in  gröfserem  Untefi 
erweitert,  als  der  Plan  von  189$,  so  tolgt,  dafs  der  Entwarf  mindcaUai 
dieselbe  Veranlassung  zn  Vorsi oh tsmafs regeln  giebt»  wie  die  Yorachlllil^ 
welche  1898  Torlagen.  Die  Frage  nach  den  ünfallverhütun gemaljK'tfd« 
wird  von  Entwürfen  der  fraglichen  Art  Überhaupt  wenig  berüiiit.  Tir» 
ständige  Arbeitgeber  beugen  bereits  aus  freieo  Stücken  den  Unfällen  oaek 
Kräften  vor.  Blickt  maa  ferner  auf  unser  lnspektion ssjstem,  ao  wird  « 
doch  recht  fraglich,  ob  die  Gesetzgebung  wirklieh  noch  weiter  gehen  kaaa. 
Es  ist  richtig,  dafs  man  gegen  Leute,  welche  absiohtlioh  vorbeugende  Voi^ 
kehrungen  unterlassen,  nicht  streng  genug  einschreiten  kann.  Andereneili 
ist  68  aber  bedenklich,  das  Strafrecht  übermäfsig  xn  verschärfen,  da  man  mi 
den  GesohworE^neo  zu  rechnen  hat^  welche  bekauntlich  nicht  auf  aehnldii 
erkennen,    falls  ihnen  die  angedrohte  Strafe  zu  hart  erscheint 
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iit    CB  Rache    des  Strafrechts,  strafrechtliche  NachläsAigkeit  zu  Terhiodero, 
Es  bleibt  die  NotW6Ddigkeit|  eioe  EotflohädigDDg  denjeaigeD   zu  gewährtju, 
welche    tbatsächlich    ohne    eigene    Schuld    verletzt    werdeo«     H&t   Etilwurf 
iebt  eine  derartige  Eutachädigung  in  böchBt  liberaler  Wetae  vor.     Er  geht 
Dgar  weiter  uod  giebt  selbst  deDJeDigen  Eutschädiguagi  welohü  den  Uutoll 
'mitTerschdldet  haben*     Auf  deo  ersten  ßlick  köoute  mau  meiueD,  der  Eui* 
worf  gioge   hier  zu  weit.     Indessen  der  Bi^griff  ^,MitT6rschulduiig'*  lat  ein 
aehr    schwieriger;    er    ist    ausgebeutet   worden^    um  sich  jeder  HaftUDg  zu 
eotziehen;  und  su  den  Hauptzwecken    des  Entwurfes  gehört  die  Verhiude- 
mog    des  FrozessiereDs.      Man    hat    den    Entwurf  bemangeltp    weil  er  nur 
auf  bestimmte  Industrien  Anwendung  erleidet     Die  Regierung  hat  hierauf 
zunächst   zu    erwidern,    dafs    sie    bereit  sein  wird,  Erweiteruugsyorschläge 
im  Verlaufe  der  Beratung  in  Erwägung  zu  ziehen.     Die  Schiffahrt  —  nicht 
auch  die  Schififsbauinduätrie  —   i^t  absichtlich  ausgeschleaaeu   worden ;  soll 
die  Schiffahrt    den  selben   Grundsätzen    unterstellt  werden,  so  wird  ein  be- 
Bondetes  Gesetz    zu    erlassen  sein«     Absichtlich  ausgeschloaseD  sind  ferner 
die    landwirtechaftliohen    Arbeiter.     Einmal    haben    dieselben    nicht    nach 
einem  Entwürfe  der  fraglichen  Art  yerlangt,  und  sodann  —    und    dies    gilt 
auch  für  ganz  kleine  Arbeitsgeber^  welche  in  Werkstätten  arbeiten  lassen  — 
befafst   sich    unser  Entwurf    nicht    mit  auf  Nachlässigkeit  zurück fuhrbareo 
Unfaileni    sondern    unvermeidbaren  Zufällen,    wegen   welcher    der  Entwurf 
den  Arbeitgeber  haftbar  macht     Kleine  Landwirte  und  die  Besitzer  klelber 
Werkstätten    sind    nicht    viel    besser    sitniert,    als  ihre  Arbeiter;    sie    sind 
nicht  Arbeitgeber,  welche  man  unbedenklich  wegeo  Zufalls  haftbar  machen 
könnte.     Wenn  man  behauptet,  dafs  dos  deutsche  System  keine  Befriedigung 
gebracht  hat,  so  steht  dies  doch  wohl  mit  der  Thalsache  im  Widerspruch, 
dafs    beständig    auf   Ausdehnung    des  Systems   gedrängt   wordeo  ist      Das 
System  bringt    sowohl    den  Arbeitgebern,    wie  den  Arbeitern   Vorteile;    es 
wird    aUerdings,    wie    wohl    ein    jedes  System^    kritisiert    werden    können ; 
immerhin    ist    es  im  grofsen    ganzen  zufriedenstellend  und  rechtfertigt  ein 
ähnliches  Experiment    hier    zu  Lande.     AUerdiogs  können    wir  nicht  den 
Satz  des  deutsehen  Systems  überuehmeni    welcher    die  Versicherung  nicht 
Ton    den   indiTiduellen  Arbeilgebern,    sondern    von    zu  diesem  Zwecke  be* 
gründeten   Arbeitgeber  verbänden    tragen   Jüfst     Diese    Verbände    vermögen 
eine  gewisse  Kontrolle    über    ihre  individuellen  Mitglieder  audzuübeu  und 
auf   diesem  Wege    zur  Uu  fall  Verhütung    beizutragen«     Bei    uns    ist    es   in- 
dessen nicht  möglich,  oder  doch  jedenfalls  nicht  wünschenswert,  jedes  Mit- 
glied einer  Industrie  zu  zwingen,  einem  derartigen  Verbände   beizutreten. 
Die   künstliche    Ausbildung    des   Sy«items^    seine    büreaukra tische   Tendenz 
und  die  arbiträre  Einmischung    der  Beamten   würden    hier  zu  Lande    der- 
artigen  Widerstand  hervorrufen,  dafs  die  Einführung   des  gedachten  Satzes 
hier  als  absolut  unmöglich  und  absolut  undurchführbar  angesehen  werden 
mufs.     Bei  uns    wird    der    individuelle  Arbeitgeber    die  Eutschädigung    zu 
tragen,  und  in  den  wenigen  Fällen,    wo  er   eine  Versicherung  abschüefst, 
werdeo  unsere  YerBicherungsgesellschaften  eine  Kontrolle  ausüben ,  wie  sie 
Ton    den    deutschen  Verbänden    geübt  wird.     Bezüglich    des    §   1   Ziff«  2  b 
hat  man  bemerkt,    dals    der  Entwurf   dem  Arbeiter    nicht  mehr  gebe,    als 
er  bereits  heute  geniefse.     Jedenfalls  nimmt  der  Entwurf  ihm  nichts*     An 
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einem    UDiTerseUen   Ectdchädigungssystein    pflegt    mao     gewöhDiicb    aqiiq* 
aatzeü,  dafs  zwiächeo   guten   tiud  achlecbteu  Arbeitgebertl   kein   Ooterschifd 
gemacht  werde,    uad  dale  ein  Bchaldhafter  Weise  nachläsaiger  Arbettgebv 
gegen  eine  kleine  Geldzahlung  allen  cItiI-  und  strafreohÜicheD   Haftungeo 
entgehe.     Diesen  Vorwurf   kann  mao    dam  Entwurie    nicht    machen^     Ah' 
aiohiiiohe  Nachläfistgkeit  stempelt  daa  Benehmen  zum  Verbrechen;   aololii^ 
falls  stehen  alle  oiTil-  wie  »trat re üb tli eben  liemeduren  auch  fernerhin  otfas; 
iniibeäondere    iat    die    £ntBchädigung    nicht   ihrer    Uöhe    noeh    beschrüokt 
Der    im    Entwürfe    fixierte    Malistab    der    Entschädigung    ist    ein    höobit 
liberaler.     Dauernde  ArdcitBunfahigkeit  kaun  zu  einer  lebenslängliohen  i^«ft- 
sion  führen.     Uebrigens  dauert  die  sog.  dauernde  Arbeit8unfähigk6it  nuk 
den  Erfahrungen  der  grofsen  Kisenbahngosellschatten    durchBchuiltUob  nta 
zwei  oder    drei  Jahre,     SelbfitTeratändiioh    ist  die    durcbachnittliche  Ditttt 
der  partiellen  Unfähigkeit  sehr  fiel  kürzer.     Mao  hat  berechnet,  dafs  Mal 
der  Employers'  Liability  Act  1880    2590  Fälle    den  Qeriehten    Torgelegtii 
haben,    und    dafs    in    diesen    Falleo,    welche    schwerer    Art    gewesen   tnüi 
werden,  die  Durehsohnittseoteohädigung  840  M.  betragen  hat.    Da«  MaximiB 
des  Eotwurfes  ist  6000  M.,  eine  Summen   welche  im  Falle  daaeroder  Ca* 
fahigkeit   überschritten    werden  kann.     Mithin    ist    die    im  BntwQrfe  ruf- 
gesehene  Entschädigung    eine    durchaus    liberale.     Man    irrt   ferner,    wimtt 
m^p  glaubt,  dafs  die  Kosten,  weiche  den  britischen  Handel  nicht  drildcio 
werden,    auf    die    Lohne    abgewälzt    werden    würden.      In    aaslandiscliai 
Staaten  gilt  die  Entachädigungsgefahr  bezüglich  aller  Unfälle  als  eio#  Lau 
der  betreffenden  Industrie,   als  Teil   der   üerstellnngskosten    nach  Art  der 
Feuerversicheniugsprämien  oder  Kosten  deu  Kohmaterials.     Wenn  ea  richD; 
wäre,    dafs    die  Last,    welche    der   Entwurf   auf  logt,    tou    den   Loh  Den  la 
tragen  ist,  so  würden  auch  alle  sonstigen  Kosten  aus  den  Löhnen   zu  Im* 
streiten  sein,  z.  B.   Verteuerungen  des  Eohmateriali.     Im  Hinblick  auf  dis 
mächtigen  Arbeiteryerbände,    welche    einzig    und    allein    zu   dem  Bude  da 
sind,  um  die  Löhne  zu  erhalten  und  zu  steigern»  können  unsere  ArMter 
ruhig    in    die  Zukunft    schauen.      Diese  Arbeiterrer bände    hätten    oifeiibir 
keine    Existenzbereehtiguug ,    wenn   jede    neue    Last    eioer    Industrie   oel- 
weudigerweise    von    den  Löhnen    zu    tragen   wäre.      Im    Deutacheo    Keielk 
hat  die  Eintühruug  der  Unfallversicherung    keinen  Niedergang    der  L^liae 
im    Uefolge    gehabt;    im  Gegenteil :  die  Löhne  sind    auch    dort    geatiegea, 
Burch  einfache   und    bestimmte  Vorschriften    wiU  der  Entwurf   femer  dii 
Prozessieren  verhindern.     Eine  im  Verlaufe  ihrer  Beschäfügung    Tetleieie 
Person  wird  nicht  länger  gefragt  werden,  wie  sie  sich  die  Verletsonf  St* 
gesogen    hat.     Eine   EntBchädigungsberechtigung    besteht    in    allen  FäUea 
Auch  bezüglich   der  Hohe    der  Entschädigung  können  nur  wenige  Frageii 
gestellt  werden,  da  der  Entwurf  die  Entschädigung  auf  60  Pros,  des  Woeheo* 
Verdienstes    festsetzt.     Offeriert  der  Arbeitgeber  diese  50  Pros.,  so  ist  eis 
eigentliches  Prozessieren  gänilich   ausgeschlossen.     Bietet  der  Arbeitgtbit 
weniger,  so  fragt  es  sich  zunächst,  ob  die  Parteien  so  eioer  aaTseigeneiit» 
liehen  Einigung  gelangen  können.     Verneinenden  Falls    eataelieidel  eelott 
der    Grafschaftsrichter,    gegen    dessen  Entscheidung    eise    Berufung    nielit 
eingelegt  werden    kann.     Es  mag  Fälle  geben ,    in  welchen  eiae  Bentfoflg 
Wünschenswert  sein  könnte.     Bei  kleinen  Streitgegenständen  fnhrt  tfidMMfi 


die  Berufang:  iö  ^er  Tteg^el  onr  zu  "Kosten,  BelSfiti^nogeTJ  und  Erre^ingen, 
welche  der  Entwurf  perade  verroeideD  will.     Deshalb  aoll  der  Grafschaft s- 
riohter  oder  der  von  ihm  hestellte  Sohiedsricbter  lu  ftUen  Fällen  endgrilti|j 
entaeheiden.     Wenn    man    befürchtet,    dafe    auf   ieiten    der    Arbeiter  Ver- 
9telliiDg;en  Torkommen    werden,    so    ist   darauf   zu    erwidern,    dafa  letztere 
aehr   eobwierig    »ein    werden.      Der   Oraf Schaftsrichter  würde    einen    Arzt 
«uziehen    und    auf   Grund    einer    Begutachtung    Beiten»    desselben    darüber 
EoUcheidung    trefTen,    wie    lauge  die  Entschädigung    gezahlt    werden  «oll. 
Nach  kürzeren  Zwischenräumen  würde  auf  Antrag  einer  der  Parteien  der 
Arxt  von    neuem    um    sein  Gutachten    ersucht    werden    köonen.     Oft  wird 
dies  nicht  Torkommen;    die  bisherigen  GeaetUchaften   haben  in  dieser  Be* 
«iehung  wenig  Schwierigkeiten  gehabt,  und  auf  Grund  des  Entwurfes  stehofi 
keine    gröfaeren    Schwierigkeiten    zu    erwarten.     Die    vertragsraafsige  Aus- 
Mhliefsung  der  Vorschriften  des  Entwurfes  wird    nur   dann    zulässig  sein, 
fialla    der    8 pezial vertrag    dem   Arbeiter    günstigere  Bedingungen    einräumt, 
aIs  der  Entwurf.     Wir  wünschen   den   Arbeiter  nicht  daran  zu  behindern, 
•ich  vertragsmäfsig  günstigere  Bedingnngen  zu  sti|>ulieren*     Das  Maximum 
der  Generosität  der  Arbeitgeber  vermag  die  Gesetzgebung  nicht  zu  fixiereut 
Es    giebt    viele    Fälle,    in    welchen    die  Arbeitgeber   über    die    Leistungen 
hinausgegangen    sind,    welche    ihnen    im    vorliegenden   Entwürfe    auferlegt 
werden.     Der    Arbeiter  wird    auch  nach  lu krafttreten  des  Entwurfes  der- 
artige Offerten  aoeeptieren    können.     Der  SpezialVertrag    als    soloher   wird 
allerdings    ohne   jegliche  Bedeutung    sein;    es    mufs    aufserdem    von  Seiten 
des  Hegistrar  of  Friendly  Societtes  bescheinigt  sein,  dafs  der  Spezial vertrag 
günstigere  Bedingungen    gewährt.     Dafs   der  Schatz    des  Arbeiters    g-'gen 
Benachteiligung  dem  gedachten  Eegistrar  anvertraut  wird,  rechtfertigt  sich 
SQ«  «einer  eingehenden  Bekanntschaft  mit  XJn ters tu tzungs gesell sohaften  aller 
Arten.     Die   Regierung   ist    gern    bereit,    Amendements    in    Erwägung    zu 
liehen.     Die  Materie  ist  eine  höchst  schwierige»    da  in  den  verschiedenen 
Industrien  die  Yerhältnisse  beträchtlich  variieren  und  selbst  innerhalb  einer 
ond    der^filben    Industrie   im  Laufe    der    Zeit    wechseln.      Jeder   denkbare 
Fall  liefse  sich  nur  vorsehen,  fnlls  wir  einen  Entwurf  einbrächten,  welcher 
der   deutlichen   Gesetzgebung    an   Umfang  gleichkäme;    ein    derartiger  Ent- 
warf würde  aber  das  Unterhaus  nie  passieren.     Mängel,    welche    sich  im 
Yerlaufe  der  Beratung  herausstellen,  können  gehoben  werden.     Einstweilen 
igt  der  Entwurf  als  ein  Versuch  anfzufassen,  zu  verhindern,  dafs  deifsige, 
ehrbare  Arbeiter,  welche  ohne  eigene  Schuld  im  Verlaufe  ihrer  Beschofti- 
giing  Ton  einem  unvermeidbaren,  aus  der  gefährlichen  Nalur  der  Beschäfti- 
gung reiultierenden  Unfälle  betroffen   werden,    ohne  rechtlichen   Anspruch 
aof  Entachfidigang  entlassen  werden  und    der  Armenkasse  zur  Last  fallen 
kdncen.     Dafs    wir    diesen    verdienstvollen   Arbeitern    zur  Hilfe    kommeo 
müssen,  wird  kein  gutgesinnter  Arbeitgeber  bestreiten.     Letzterer  —  und 
die  Mebriahl  der  Arbeitgeber   gehört   dahin  —  ist  gern  bereit,    mehr  als 
biaher   xu    thun,    sofern  nur  die  Erreichang  des    gedachten  Zweckes  mög- 
lich ist  und  die  Betträge  thatsSchlich  zur  Linderung  der  unverdienten  Not* 
fillo    rorwendet    werden.     Bezüglich    der    früheren    Gesetzgebung    war   ea 
fraglich,    ob    der  Zweck,   die  Notlage    des    Arbeiters    zu   lindem^    wirklich 
«rreieht  wurde.     Die  Emplo^reri'  Liability  Act  laso  dürfte  dem    Arbeiter 
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schwerlich  eine  bessere  PosUion  geschaffen  hflben;  die  Act  hat  viel! 
eine  rechliche  Verpflicbtunj?  an  die  Stelle  einer  freiwillig  anerkaontii, 
weit  liberflleren  gesetzt,  und  hat  viele  ProzeBse  herflufbeflchworen  and  fW 
böses  Blut  erregt.  Heute  ist  un^er  Prinzip  ein  anderes:  wir  wiiDfcbcQ 
den  Arbeiter  zu  unterstützen  und  nicht  den  Arbeitgeber  za  bestrafen. 
Moralisch  haftet  der  Arbeitgeber  nur  für  einen  Teil  derÜQfalle,  far  welehi 
der  Entwurf  eine  Entschädiguag  gewährt.  Letztere  kann  daher  nicüt  d*^ 
auf  zurückgeführt  werden^  dafa  der  Arbeitgeber  bereits  moralisch  enttchi- 
digungppfliohtig  ist.  Der  Entwurf  rechtfertigt  sich  vielmehr  darmns,  dili 
er  nur  diejenigen  Leislungen  auferlegt,  welche  die  gutgesinnteo  ArbcÜ» 
geber  —  mithin  die  grofse  Mehrzahl  derselben  —  bereits  freiwilHg  gema^bl 
haben." 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  wurde  am  17.  Mai  begonnen  und 
mit  dem  Antrage  eingeleitet,  2u  besohlief^en,  dafd  kein  Arheiter-UnfalJ* 
Gesetzentwurf  zufriedenstelleod  sei,  welcher  nicht  tür  UofaDTerhQtiiog« 
wie  für  ünfallentschädigung  Fürsorge  treffen.  Im  Verlaufe  der  DebatU*, 
über  welche  die  Times  vom  18.  Mai  zu  vergleichen  ist,  erfolgte  nach* 
stehende,  bemerkenswerte  Juristische  Beleuchtung  des  Entwurfes:  .,Ei  iti 
zu  bedauern,  dafs  der  Entwurf  die  Gelegenheit  vorübergehen  läTst,  dit 
lex  non  scripta  abzuändern.  Die  Gesetzgebung  wird  in  der  offen tlieh#o 
Achtung  herabgesetzt,  falls  man  mit  offenen  Augen  gestattet^  dafs  tii 
ganz  neues  Hechtsf^ystem  geschaffen  wird ,  welches  auf  einem  gän^ieli 
neuen  Prinzip  beruht*  Der  Entwurf  verletzt  den  althergebrachten  Oruad- 
salz,  dafa  alle  Staatsangehörigen  rechtb'ch  gleich  zu  behandeln  sind,  Uds«C9 
lex  non  scripta  ist  kein  irrationelles  Recht.  Die  Rechtsaätze,  betreffea^ 
die  Haftung  des  Arbeitgebers,  werden  von  der  lex  non  scripta  als  ein 
Abschnitt  der  Lehre  von  der  Nachlässigkeit  aufgefafst.  Der  Grundgedankf 
ist,  dafs  ein  Arbeitgeber  nur  dann  Entschädigung  zu  zahlen  hat,  fallt  dia 
verletzte  Person  nachweist,  dafs  der  Arbeitgeber,  sei  es  durch  Begehusf 
oder  Unterlassung»  seine  Pflichten  nicht  erfüllte.  Auf  dieser  Grai»dlifc 
ruhte  ursprünglich  unser  gesamtes  Recht;  es  war  eine  der  Weaantiiehkctt 
und  der  Herleitung  nach  durchaus  zufriedenstellende  Basis»  wenn  dieielbt 
auch  im  Hinblick  auf  die  enorme  Entwickeluug  der  industrielleii  UntiV* 
nehmungen  und  der  Aktiengesellschaften  nicht  mehr  ausreichen  mag.  Mia 
liets  es  indessen  nicht  dabei  bewenden.  Satan  gab  spitzfindigen  und  logtiellia 
Köpfen  Gelegenheit  Unheil  zu  stiften.  Unsere  Richter  interpretierieD  nielil 
bloffi  zwieohen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  abgeschlossene  Yerträge»  mn* 
dem  erfanden  dieselben  und  legten  Vereinbarungen  hinein ,  von  denen  wate 
Arbeitgeber,  noch  Arbeiter  je  gehört  hatten.  So  gelangte  im  Jahre  1837  dtt 
Doktrin  der  gemeinsamen  Beschäftigung  zur  Entstehung;  ein  Richter  pflanit» 
sie,  ein  zweiter  wässerte  sie,  und  Satan  sorgte  dafür,  dafa  sie  gedieh.  Ai^ 
heiter,  welche  nie  voneinaDder  gehört  hatten  und  nicht  in  der  geriogttea 
Beziehung  zu  einander  standen ,  galten  als  in  gemeinsamer  BeaehäfÜgiUf 
befindlich;  erlitt  der  eine  durch  die  Kachlässigkeit  des  anderen  einai 
Unfall,  80  fiel  der  Entschädigungsanspruch  fort.  Ist  doch  einem  Scbienefi- 
leger  eine  Entschädigung  wegen  gemeinsamer  Beschäftigung  abgeeprooliM 
worden,  obschon  derselbe  auf  der  Heimkehr  von  seiner  Tagetarbeit  eioea 
Eisen  bahnzug   benutzte   und    durch    grobe    Nachläasigkeit  des    L4>VoaiiotiT- 
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fSlirers  rerlelzt    wurde.     Die  Doktrin    der    gemein  »amen  BeBchäftiguDfr  ist 
1893    allgemein    verdammt    worden*     Trotzdem    wird    dieaelbe   jetzt    nioht 
beseitigt;    eie  fallt    ntir    soweit,    als  der    neue  Entwarf  ÄnwendaDg  finden 
wird*     Ali  weitere  Doktrin  kommt  die  Doktrin    ron   der  Mit  Verschuldung 
IG  Frage;    dieselbe    berabt   auf  mittelalterlichen  Anschauungen    bezüglich 
der  causa  causans  und  der  nächstliegenden  Teranlaasung  des  Unfalles,     Die 
Hiohter  stellten  nümlich    den  Satz    auf,    dafs    auf   deinen  Fall  der  Kausal* 
Zusammenhang  zwischen  der  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  und  der  Ver- 
letzung gelöst  sein  darf.     Die  Doktrin  hat  den   Arbeiter  ungeheuerer  Ent- 
sohädigongssummeQ  beraubt.     Mit   der  allgemeinen   Grundlage  der  lex  non 
scripta  läfst  sich  die  Doktrin  nicht  vereinigen ;  es  wird  nur  erfordert,  dafi 
der  Unfall    nicht    erfolgt    wäre,    falls    die  Nachlässigkeit    des    Arbeitgebers 
gefehlt   hätte.     Die  Gerichte    glaubten    jedoch    nach    der    nächstliegenden 
causa  und  oaoh  dem   Kausalzusammenhänge  forschen  zu  müssen,    und   be* 
ffingen   damit    eine    unberechenbare  Ungerechtigkeit,     Eine    weitere  Klasse 
von   Fällen   wird  durch   den  Satz    j,volenti   non  fit  injuria"  beeinflufst»  ein 
Sstsi,  welcher  ein  Ueberbleibsel  barbarischen  Romanismus  ist.     Dabei  wird 
ein  Unterschied  zwischen   ,,TolenB"  und  ,»sdens'^  gemacht,  uämHch  zwischeD 
dem  Arbeiter,  welcher  konsentierte.  Gefahren   zu  laufen,  und  demjenigen, 
welcher  wufste,   dafs  er  Gefahren  ausgesetzt  war.     Worin  der  Unterschied 
betieht,    vermag    niemand  zu  sagen;    ein  Richter    nach    dem  anderen  hat 
aiüh  vergeblich    abgemüht,    den  Unterschied    näher    zu    bestimmen,     Audi 
dies  läfst  der  Entwurf  bestehen.     Der  Entwurf  legt  für  sein   Anwendungs- 
gebiet einfach  die  lex  non  scripta  beiseite  und  adoptiert  ein  Recht,  welche» 
von    der   Doktrin    der   gemeinsamen    Beschäftigung,    von    der    Doktrin  der 
Mitverschuldung  und  von  dem  Satze  ,, volenti  non  fit  injuria''  absolut  nichts 
weifs.     Darin  liegt   eine  Unbilligkeit  gegenüber    denjenigen »    welche  nicht 
unter  den   Entwurf,  sondern  unter  die  lex  non  scripta  fallen*     Diejenigen 
Sätze  der  lex  non  scripta,  welche  anerkanntermafsen  Mifegestaltungen  sind, 
mosten  beteiti^  werden»    so    dafs  sämtliche  Staatsangehörigen   unter  den- 
•elben   RechtB«ätzen  leben.     Es  mag  seio,  dafs  ein  Entwurf,    welcher  eine 
Yerf^uchsmafsresrel  enthält,  zunächst  besser  auf  einige  Industrien  beschränkt 
bleibt.     Immerhin  hat  doch  der  Entwurf  zur  Folge,   dafs  für  gewisse  In- 
dustrien die  nicht    zu    rechtfertigenden  Sätze  der  lex    non    scripta   fallen^ 
während   für  die  sämtlichen  übrigen  Industrien  eben  diese  grausamen  Sätze 
auch  fernerhin    in  Geltung    verbleiben    werden.     Uebrigens    geschieht    mit 
einem   Entwürfe,    welcher    die    auf  Nachlässigkeit    beruhenden    Rechtssätze 
verläfst,  ein   sehr  ernster  Schritt.     Der  Entwurf  giebt  den  bisherigen  Satz 
mvtt  wonach  niemand    ohne  Yerschulden    zu    zahlen    hat.     Abgesehen  von 
Seibatmord  soll  jeder  Schaden ,    welcher  aus  der  Sorglosigkeit  und  Leicht- 
sinnigkeit des  Arbeiters    resultiert ,    dem  Arbeitgeber   aufgebürdet  werden. 
Man  reohtfertigt  dies    aus    dem    neuen  Prinzip,    dafs  ein  Arbeitgeber  alle 
Leute,    welche  er  einladet,    bei  ihm  zu  arbeiten,    gegen    sämtliche  Unüillü 
•chftdlos  TU  halten  hat*  Dies  ist  ein   gerechtes  und  richtiges  Prinzip*    Alle 
Unternehmungen  hier  zu  Lande    werden    von  Arbeit  und  Kapital  gemein- 
sam betrieben.     Während  der  Kapitalist   schlimmsten  Fall«  nur  sein  Geld 
riskiert,    tragt    der  Arbeiter  mit    seinen    Knochen    und    Maikeln    bei    und 
riskiert  «ein  Leben.     Ist  die  Unternehmung  von  Erfolg  begleitet,  so  macht 
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der  Arbeitgebtir  ein  VermÖgeo ,    wahrend  der  Arbeiter  duf  das  ma 

Unterhalt  Erforderlich©  und  das  zur  HeranbilduDg  seiDer  Kinder  föf  eia 
glekh  harte^j  arbeiUames  Leben  Nötige  gewinnL  Es  iet  daher  eine  Ab^ 
wt'ichang  von  dt^r  alten  NaohlässigkeitüdolLlnD  der  lex  noo  scripta  heutig 
Tages  sehr  wohl  begrüudet,  und  es  dürtte  nicht«  dagegen  einzuwc 
aein ,  dafs  mau  den  Arbeitgeber  für  Unfälle  seiner  Arbeiter  haf 
machen  wünaoht,  ohne  aaf  die  Frage  einzugehen,  wie  der  Unfall  eutita 
ist  Weshalb  Will  man  aber  in  Fällen,  welche  nicht  unter  den  Entwurf  falien, 
die  von  dem  Entwürfe  verdammten  Doktrinco  der  lex  noo  scripta  weiter 
in  GeltUDg  bt: lassen '?  Unsere  Gerichte  werden  damit  nur  an  Achtang  und 
Ansehen  einbüfsen  köuneo." 

Die    Regierung    selbst    liefs    während    der    zweiten    Leaong    fol| 

ergänzenden    Erklärungen    abgeben.     „Es    ist  nicht    recht   eraichUich , '^ 

man  wirklieh  v^orscblageD  will,  dafs  mit  dem  Entwürfe  UnfallTerhütan)^ 
voraohriften  zu  verbinden  sind.  Soweit  die  Arbeilgeber  das  neae  Risika 
selbst  tragen,  haben  dieselben  offenbar  alle  Urftaohot  Unfälle  moglichsl  tu 
verhüten ,  und  soweit  Versicherungen  abgeschlossen  werden ,  ateht  xa  er* 
warten  ^  dafs  die  Prämien  um  so  geringer  sein  werden  ^  aU  UnfallverhS' 
tungsmafsregeln  getroffen  sind.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man  behaupte^ 
dafs  im  Deutschen  Reiche  die  Unfallveraichening  zur  Unfall vermehrttS| 
geilihtt  hat.  Die  tödlich  verlaufenden  UnföUe  haben  dort  jedenfalla  abfe* 
nommen.  Diejenigen,  welche  nach  weiteren  legislativen  Mafsregeln 
Zwecke  der  ÜDfallverhütung  innerhalb  der  gefährlichen  Industrien  rer- 
langen,  scheinen  zu  vergessen  ,  dafs  im  letzten  Jahre  die  Goal  Mines 
erlassen  wurde,  und  dafs  die  frühere  Regierung  einer  Factory  Act  GeteCl 
kraft  verschaffte«  auf  Qrtind  deren  Ermittelungen  begonnen  haben,  welci 
zur  Einführung  von  Hegulativbeätimmungen  für  unsere  gefahr Hellsten  Ifi* 
dustrien  führen.  Das  Unterhaus  hat  sich  bisher  derartigen  Oesetzeat- 
würten  gegenüber  nicht  ablehneiid  verhalten  und  dürfte  seine  Sankttoa 
nicht  verweigern,  sobald  die  Regierung  weitere  Unfall v erb ütnngigeaelse 
für  erforderlich  erachten  sollte.  Soweit  der  Eotwurf  reicht,  wird  die  Doklria 
von  der  gemeinsamen  Beschäftigußg  abgeschafft*  An  die  Stelle  des  dank 
die  gedachte  Doktrio  qualifizierten  Anspruchs  auf  unbeschränkte  BotiahA' 
digUDg  tritt  ein  nicht  qualifizierter  Anspruch  auf  beschränkte  Entschädtgitii^. 
An  eine  geu ereile  Abschaffung  der  Doktrin  kann  jetzt  nicht  gedacht  werden; 
es  würden  Komplikationen  und  Kontroversen  entstehen,  welche  die  An* 
nähme  des  Eotwurfes  vereiteln  könnten.  Bezüglich  der  Beschränkung  des 
Entwurfes  auf  bestimmte  Industrien  sind  wir  dem  Vorgänge  anderer  Staatea 
gefolgt.  Auch  auf  dem  Kontinent  ist  man  Schritt  für  Schritt  vorg*- 
gangen.  Wir  wünschen  unseren  Weg  tastend  und  vorsichtig  zu  wao« 
dern,  um,  falls  unsere  Mahregel  Beifall  findet,  zur  weiteren  Ausdifh' 
nung  zu  schreiten.  Die  Beschränkung  ist  übrigens  k^ine  willkürliche;  r« 
sind  zunächst  diejenigen  Industrien  gewählt^  in  welchen  die  meisten  Ds- 
fälle  vorkommen.  Abgesehen  von  den  Seeleuten,  sind  alle  gefährliolutn 
Beschäftigungen  eingeschlossen  ,  und  bei  allen  eingeschlossenen  Befehafti- 
gangen  handelt  es  sich  um  Arbeitgeber»  welche  in  der  Lage  aain  wardaOi 
das  neue  Risiko  selbst  zu  tragen,  ohne  Versicherungen  absehliersen  su 
müasen,     Eiogeechlossen  sind  3  600  000  Fabrik-,  Dock-  und  Werftarbeiter, 
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f  30  000  Bergleute,  465  000  Eisen  bah  narbeiter,  und  104  000  Stelübnioh- 
irbeiter.  Schwer  festatellhar  ist  die  Zabl  der  |rl  eich  falls  einj^eachlosaenen 
Arbeiter  aof  Maflchinen werken.  Die  Bauarbeiter  und  Maurer  beziffern  eich 
etwa  auf  700  000.  und  die  Anzahl  der  Arbeiter  allgemeiner  Art  und  der 
Kanalarbeiter  wird  eich  auf  ^e^en  600  000  belaafen.  Im  franzeD  werden 
mindestenB  6  000  000  Arbeiter  unter  den  Entwurf  fallen.  Nicht  einjre- 
icb[oa«en  «rnd  I  700  000  ländHcho  Arbeiter,  192  000  Seeleute  und  Fisober, 
2  300  000  Dienitboten.  2  000  000  Arbeiter  in  Werkstäften,  500  000  Hand- 
lun^!i^ehilfeo.  nnd  600  000  im  Transport  verkehr  thätige  Personen.  Im 
(r«nzen  »in!  über  7  000  000  au»g:eachlo88en.  Da  ländliche  Arbeiter,  falls 
Maschinen  verwendet  werden,  den  gleichen  Gefahren  auss^esetzt  sind  wie 
Fabrikarbeiter,  möchte  man  auch  die  ländlichen  Arbeiter  anter  den  Ent- 
warf brinf^en«  Es  würden  indessen  beträchtliche  Schwierigkeiten  ent- 
stehea,  wenn  man  dieser  Anresung  Folfre  leisten  wollte.  Einnaal  ist 
ansere  landwirtschaftliche  Statistik  sehr  dürftig,  und  sodann  werden  viele 
landwirtschaftlirhe  Arbeiter  als  HansgeBinde  klassifiziert.  Endlich  ieit  der 
kleine  Landwirt  in  der  Regel  nicht  geneigt,  Versicherangen  abzusohliefsen. 
Der  Seemannsberuf  ist  gewift  ein  höchst  ge  fähr!  ich  er.  Die  Seeleute  unter- 
stehen indessen  Spezi al^tesetzen  und  haben  bei  Unfällen  in  Aasübung  ihret 
Berufes  Anspruch  anf  Heaer  und  Unterhalt  nach  dem  Unfall,  es  sei  denn 
dafs  sie  letzteren  selbst  verschuldeten.  Zwischen  einer  Werkstatt  und 
einer  Fabrik  besteht  ein  wirklicher,  «ubstatTtieller  Unterschied,  nicht  blofs 
hinsichtlich  der  Maschinen,  «ondem  auch  hin?iiohtlich  der  Anzahl  der  Un- 
fälle. Die  Ziffer  betruer  in  diesem  Jahre  2  tödlich  und  34  nicht  tödlich 
▼erlaufende  UnOiHe  in  Werkstätten  und  188  tödlioh  und  9947  nicht  töd- 
lich verlaufende  UnfiiHe  in  Fabriken  und  zwar  bei  einer  Arbeiter«ahl  tou 
2  000  000  bezw.  3  500  000.  Ks  zeigt  sich  hier,  dafs  fdr  den  Entwurf 
diejenigen  Industrien  aas^ewählt  sind,  welche  eine  gröfsere  Ziffer  von 
Unfällen  ergeben  hnben.  Soweit  vertra2«>mnr*»iffe  Aussohliersungeo  der  Be- 
stimmungen des  Entwurfes  zu  günsttg-eren  Beding^nngeo  für  den  Arbeiter 
ffthreo,  enthält  der  Entwurf  di »positive  Normen,  Es  ist  richtig,  dafs  mit 
dem  Inkrafttreten  des  Entwurfes  der  Arbeiter  weniger  Veranlassung  hat, 
einer  VerfltcberungsgesellRohaft  auf  Gegenseitigkeit  beizutreten,  und  dafs 
ier  Arbeitgeber  weniger  geneigt  sein  wird,  in  seine  Tasche  zu  greifen. 
[inmerhln  bleibt  für  die  gedachten  O^sellschafien  noch  ein  Wirkungsfeld, 
aämlich  diejenigen  Unfälle,  welche  keine  Ent«chädigung«pflicht  entstehen 
fassen,  und  sodann  Krftnkheiti*fälle.  Der  Begistrrtr  of  Friendlv  Sooieties 
kann  hinsichtlich  der  VersicheruPSTsgeBellichaflen  auf  Gegenseitigkeit  alle 
näheren  Umstände  in  Rücksicht  ziehen.  Dafs  der  Arbeiter  zu  der  Gesoll- 
■chaft  beisteuert,  schliffst  eine  Bescheinigung  seitens  des  Hegiwtrar  nicht 
notwendigerweise  aus,  vorausgesetzt  dafs  der  Arbeiter  ein  AequTvalent 
rhalt,  und  zwar  über  das  hinaus,  was  ihm  der  Entwurf  gewährt»  Kontraktt- 
keihett  hat  weder  bei  uns,  nooh  in  anderen  Staaten  existiert:  es  g«h  stets 
pchtliche  Vorschriften,  welche  durch  Vereinbarungen  der  Kontrahenten 
tticht  ausg^esohlossen  werden  konnten.  Da  dt-r  Entwurf  eine  individuelle 
"Haftung  —  im  Gegensatz  zu  der  Kollektivhaftnng  der  ganzen  Industrie  — 
kreiert,  wird  allerdings  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen  sein,  dafs  das 
haftende  lodiTidaum  in  Konkori  geraten  kann.     Der  Entwurf  würde  ohne 
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Zweifel   TorbeÄsert   wenden,    venu    man    den    Arbeiter    we^en    ieini^r  Ro^ 
BohSdi^ungsaDefprticbe    tiobern   könnte.      An    eine    zwangsweise   Fißfuhnitif 
einer  Haftung    <!er  ganzen  Industrie    oder    einer  Versichemn^    dareb    die* 
pelbe  kann    indessen    bier   zu  Lande    nicht    f^edacbt  werden.     Das    besuc^ 
liehe  denUobe  System  kann  bei  uns  niemals  aof  Annahme  recboen,  tunial 
©fl    enorme    Kosten    verursaebt,    nämlicb     ^j^    dea    Totalbetrage«    der    Kut- 
sch ad  ipun|?en,    während    sich    bei    uns    die  Kosten    nicht  über   ^/i^   »telleij 
werden*     Die  Be^iernnjr    hoflTt,    dafs    lieh    die   Arbeitgeber  freiwilli|r    a««^ 
fiieren   werden,    entsprechend    den    bisherigen   Gebrauchen    bier  za  Lande. 
Derartige  Vereini^unpen   werden  weit  wirksamer  nnd  billij^er  «ein   and  dee 
hiesigen    AufFassuni^en    besser    entsprechen,     als    zwangsweise    getiebaffen» 
Verbände.     Es  ist  bezweifdt  worden,  ob  unsere  Hoffnnng,  das  ProKastieren 
zn   verringern,  sich  erfüllen   wird.     Zunächst  erwartet  die   Beriemnjr,   änt$ 
«ich     aos    Arbeitgebern     und    Arbeitern    zueammengesetzte     KommisKionea 
bilden   werden   nnd    dafs    diese  Kommtssionen    eine  Einienne  herbeiführen. 
Eventuell  soll  die  Entscheidung  im   schiedfirif^hterliohen  Verfahren  erfolgen. 
T>i«  Parteien   werden  weder  die  Kosten   des  Rcbiedsrichters»   noeb   die  Ortf- 
8chaftf«gerichtsko^ten   zu  tragen  haben;    eine  Zuordnung  von    Anwälten  aal 
Kosten  der  ^Staatskasse  kann  indessen   nicht  in  Erwagone   eezo^en   werdeo. 
Daraus    dafs    im  Deutschen    Reich,    welches    eine  Berufung    und     eventae!l 
eine  weitere  Berufung  gestattet,    die  Zahl   der  Berufungen  betrachtlich  t»4 
und   steigt,    kann    jedenfalls    nicht    geschlossen   werden,    dafs    der  Entwurf 
welcher    keine  Berufung   zuläfst.    eine   Vermehrung    der    Prozesse    im  Ge* 
folge  haben  werde.     Um  Verstellungen  zu  erschweren,  aollen  die  Zablanreo 
erst  nach  einitren  Wochen  beginnen.     Erwägt  man,  dafs  angemeanene  Vor» 
eichtsmafsregeln    getrotfen    werben ,    dafs    ein    Arzt    zugezogen    wird,    ubü 
dafs  vielfach  auch  interessierte  Gesellschaften   vorbanden    sein   werden,    ao 
braucht  man   nicht  zu  hefurchten,    dafs  Verstellungen,    welche  an   «ich  bat 
uns  selten   sind,  häufiger  vorkommen   könnten.      Eine  Verschärfung  der  g»- 
spannten    Beziehungen    zwischen    Arbeitgeber    und    Arbeiter    ist    mit    dem 
deutschen  System  nicht    eingetreten.     Der   im  Entwürfe    vorgetebeDe  Eat- 
schSdigungsmarsslab  wird   nicht  als  zu  libeml  beanstandet  werden   kdoiiMi. 
Eine  etwa  weiter  erforderliche  HuTume  muf«  aus  anderen  Quellen  komaiani; 
es    dörfte    indessen    bereits    die    mit    dem    Entwürfe    gegebene  ^^umme   ab 
aneemessen     anzusehen     sein.      Eine    oflFene    Frage    bleibt,    ob     di^    Bat* 
Schädigung  auf  einmal    oder   in    Form   einer  Pension   gezahlt    werden    tafl. 
Ersteres  empfiehlt  sieb  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  eintretender  Inaat* 
veos;    letzteres    würde    für    manchen   Arbeitgeber    eine    ErleicbteniiJir   be- 
deuten,    BezQdicb  dieser  Fragen  und  der  Beordnang  der  Fälle    partiener 
Arbeitsunfähigkeit    ist    die    Regierung    gern    bereit,     etwaige   Wünsebe   fo 
nübere  Erwägung    zu    ziehen.     Sollte  wirklich  die    neue  Last,    welche  d«f 
Entwurf  auferlegt,  drückend  sein,    so  ist  auch   die  Begierun?  der  Ansieht, 
dafd  diese  Last  nicht  auferlegt  werden   darf.     Die  haupttÜcblicb   getroffene 
Industrie    ist   der  Koblenbergbaa.      Man    bat   ausgerechnet,    dafs    der  Ent* 
wurf  dem   allgemeinen   Kohlenhandel   Grofsbritanniens    eine  ExtrabelA^tmng 
von   2  Penoe  pro  Tonne  aufbürde.     Ware  dies  richtig,  so  handelte  t»«  iicb 
allerdings    um    eine   Belastung  ernster  Arl     Unsere  Berechnung    giebt  eift 
anderei  Besultat:    Die  EntsohadigungeD  werden    nur   eiwaa   tber    1   Pros* 
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der  JahreBlShne  betragen.  Wenn  man  die  Löhne  auf  89  000  000  S  be- 
siffert,  werden  die  EntsohSdignngen  sieh  auf  etwa  500  000  ^belaufen, 
und  nimmt  man  die  Kohlenprodnktion  auf  189  000  000  Tons  an,  so  er- 
iriebt  eioh  eine  Belastung:  von  nnr  '/^  Penny  pro  Tonne.  Bei  dieser  Be- 
rechnung ist  nicht  das  Maximum  der  Entschädigung:  zn  Grunde  Relegt, 
und  als  Dnrchschnittslohn  sind  nur  23  Schillinge  pro  Woche  angenommen. 
Von  einer  Belastung  ernster  Art  wird  man  nicht  sprechen  können.  Hin- 
zukommt,  dafs  die  Verpflichtungen,  welche  mit  dem  Entwürfe  eingeführt 
werden,  bereits  frtiher  als  moralische  Verpflichtungen  Anerkennung  ge- 
funden haben.  Schliefslich  wird  die  Regierung  in  Erwägung  ziehen,  in 
welcher  Weise  dem  Arzte  eine  unparteiische  Stellung  gesichert  werden 
kann«'. 

Im  Verlaufe  der  weiteren  Debatte  am  18.  Mai  (yergleiche  die  Times 
▼.  19.  Mai  1897)  liefs  die  Regierung  nochmals  yersichem,  dafs  die  Mehr- 
belastung der  Kohlenbergwerke  keineswegs  so  bedeutend  sei,  wie  man  es 
hinzustellen  versuche.  Zunächst  sei  nicht  zu  tibersehen,  dafs  es  auch  in 
Zukunft  Fälle  geben  werde,  in  welchen  der  Arbeitgeber  den  Entschädigungs- 
anspruch durch  Einwendungen  zurückweisen  könne,  und  sodann  sei  eine 
Aendemng  des  bestehenden  Rechts  sicher  zu  erwarten  gewesen,  so  dafs 
die  Mehrbelastung  eigentlich  nur  in  dem  Plus  bestehe,  welches  der  Ent- 
wurf über  den  Plan  yon  1898  hinaus  auferlege.  Die  Beeeitigning  der 
Einrede  der  Mitverschuldung  erhöhe  die  Haftpflicht  nur  in  geringem  um- 
fange. Der  Regierungsyert reter  ginsr  alsdann  von  neuem  auf  die  Be- 
schränkung des  Anwendunsrsgebiets  des  Entwurfes  ein.  Man  müsse  mit 
Vorsicht  verfahren  und  könne  unmöglich  sofort  alle  Industrien  ein  schlief sen. 
Bei  der  Auswahl  habe  man  diejenigren  Industrien  auserlesen,  welche  ge- 
fährlich seien  oder  doch  zum  Erlafs  von  Arbeiterschntzgesetzen  Veranlassung 
gegeben  hätten.  Man  habe  ferner  die  praktische  Lage  der  einzelnen 
Industrien  berücksichtigt  and  daher  diejenigen  ausgeschlossen,  in  welchen 
die  Mehrzahl  der  Arbeitgeber  kleinerer  Art  sei  und  weniger  Gelegenheit 
habe,  sich  zu  Verbänden  zu  vereinigen.  Für  Dienstboten  kommen  noch 
hinzu,  dafs  viele  derselben  bereits  heute  eine  freiwillisr  gewährte  ünfall- 
entschädignng  erhielten.  „Man  hat  gefragt,  fuhr  der  Regierungsvertreter 
fort,  weshalb  wir  die  Lehre  von  der  fremeinsamen  Beschäftigunir  nicht  über- 
haupt abschaffen,  und  man  hat  iremeint,  dafs  selbst  für  die  unter  den  Ent- 
wurf fallenden  Industrien  die  Einrede  der  gemeinsamen  Besohäftifrung  nicht 
in  allen  Fällen  ausgeschlossen  ist,  nämlich  soweit  von  der  alternativen 
Berechtigung  im  §  2  b  Oebranch  gemacht  werde.  Hierauf  ist  zu  erwidern, 
dafs  in  Fällen,  welche  unter  den  §  2  b  fallen,  die  gedachte  Einrede  über- 
haupt nicht  in  Frage  kommen  könnte.  Für  die  unter  den  Entwurf  fallenden 
Industrien  ist  die  Einrede  gänzlich  abgeschafft/'  Nach  wiederholter  Ver- 
sicherung, dafs  der  Entwurf  mit  seiner  bedeutend  erweiterten  Haftpflicht 
zu  Vorsichtsmafsregeln  gröfsere  Veranlassung  gegeben  werde  als  der  Plan 
von  1893,  bemerkte  der  Regierungsvertreter  bezüglich  der  Möglichkeit  der 
Insolvenz  des  Arbeitgebers?  „Es  ist  dies  gewifs  eine  schwierige  Frage; 
dieselbe  ist  indessen  in  weitem  Mafse  bereits  heute  vorhanden.  Es  kann 
nicht  daran  gedacht  werden,  aus  Staatsmitteln  einen  Entschädigungsfonds 
lu   beschaffen,   und  nicht  minder  fem  liegt  die  Einführung  des  deutschen 
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SystexDi.  Die  Gefahr  der  Insolverz  de»  ATbdtgfebert  gehört  m  denjea^iwi, 
welchen  der  Arbeiter  sich  aussetzt.  AllerdiDgi  würde  eine  weitere  0tebe» 
rUDg  des  Arbeiters  willkommen  sein;  es  lasten  sich  indeaseti  nicht  ab 
Gefahren  beseitigen.  Vielleiobt  könnte  man  neben  dfn  wöeheoUt«]Mi 
Zahlungen  anch  eine  sofortige  Kapital  Zahlung  znlaisen,  obseHoo  ea  FÜlt 
friebtf  wo  gerade  eine  Kapital  Zahlung  den  Kookuri  herbeiführen  vnA," 
Die  Regieraog  lehnte  es  ferner  ab,  in  dem  Entwürfe  eine  EntschädtgMif 
anch  in  denjenigen  Fällen  zu  gewähren,  in  welchen  die  Oeaandheil  eiMt 
Arbeiters  im  gewöhnlichen  Verlaufe  seiner  Thätigkeit  gelitteo  hat.  lÄW 
habe  man  eine  derartige  Bestimmung  nur  insofern  aufnehmen  wollen,  aU 
die  Oesundheitssoh^digung  auf  Unterlassung  angemesaener  Yorfichtsmafii* 
regeln  zariick  zu  führen  sei.  Nicht  richtig  sei  es.  den  Entwurf  mit  Hiak* 
iichi  auf  die  Toraussichtlioh  immer  seltener  werdenden  grofsen  Explögiontl 
in  Bergwerken  zu  erörtere ;  man  müsse  Tielmehr  die  alltäglich  TarkommMid«a 
Unfälle  in»  Auge  fassen.  Sollte  der  Entwurf  zur  Vermehrung  der  Vrr* 
sicherungsabschlusse  fuhren,  so  werdt»  damit  nur  eine  weitere  Sicherung 
geschaffen,  da  erfahrungsgemlfs  die  VoTeichtsmafsregelo  der  Versicherung 
gesellBchaflBn  die  Zahl  der  Unfälle  redozierten,**  ^ 

Das  Unterhaus  genehmigte  sodann  nach  längerer  Debatte  die  swesta  | 
Lesung,  nachdem  der  Protect  zurückgezogen  war,  welcher  den  Mangel  top- 
beugender  Yorichriften  rügte.  Die  VerwendtiDg  Ton  Staatsmitteln  aar  Be- 
streitung der  schiedsgerichtlichen  Kosten,  sowie  zur  Zahlung  tou  Enl- 
Bchädigungen  an  Staatsdiener  wurde  in  Form  eines  Spezialbe^chluises  gmt* 
geheifseo«  Das  Plenum  verwarf  schliefelich  den  Antrag,  auch  Fälle  bloficr 
Gesund  hei  taversohleohterung  im  Laufe  und  zufolge  der  Beschäftigung  ia 
den  Entwurf  aufzunehmen,  nachdem  ein  Amendement  zurückgezogen  war, 
welches  die  Aufnahme  auf  diejenigen  Falle  zo  beschränken  wQnacbte,  wa 
der  Arbeitgeber  angemessene  Vorsicbtsmafsregeln  versäumt  habe. 

In  der  Kommission sberatung  wurde  zunächst  folgende  Einachaltiiag 
genehmigt : 

.,Die  Entschädigung  ist  zu  zahlen,  mag  die  Verletzung  aus  einer 
Handlung  des  Arbeitgebers  oder  eines  Angecitellten  desselben,  oder  au«  der 
Handluni?  eines  Dritten  entstanden  sein.  Ist  indessen  die  Verletzung  durch 
dio  Handlung  eine»  Dritten  unter  Umstanden  verursacht,  welche  eine  recht- 
liche EntschädiguncrsverpBichtuug  entstehen  lassen,  so  hat  der  Arbeiter  die 
Wahl,  ob  er  den  Dritten  wegen  Schadensersatzes  gerichtlich  belangen  ote 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  von  dem  Arbeitjreber  Entschädigung  verlangoii 
will,  Ist  er  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entschädigt,  so  kann  der  Arbesl- 
geber  im  Namen  des  Arbeiters  alle  Klagereohte  geltend  machen,  welche 
letzterem   gegen  den   Dritten  zustehen." 

Die  Hegierung  erklärte  diese  Einschaltung  für  eine  sehr  angemesaesie 
und   billige  und   behielt  sich  nur  eine  anderweitige  Fonnulieruns:  vor. 

Auf  Vorschb?  des  Regierungs Vertreters  gab  die  Kommission  6m 
Ziff    2  b  des  §   1    nach  stehende  abgeänderte  Fassung: 

„Wenn,  wie  unten  vorgeschrieben,  entschieden  ist,  dafa  eine  Verlettong 
durch  die  persönliche  Nachlässigkeit  oder  absiohtliche  Handlung  des  Ar- 
beit irebers  oder  einer  Person  verursacht  wurde,  für  deren  Handlang  edar 
Unteriassung    derselbe    verantwortlich    ist,   so    wird    eine   priTatreohtljdse 
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Haftung  de«  ArbeitgeberB  durch  diesea  Gesetz  nicht  berührt.  I>ie  Höhe 
der  vom  ArbuUgtber  zu  Kahieiideo  KuUchüdiguug  kano  jedoch  aoIcheufalU 
atii  ÄDlrag  dbt  KDUohadiguug  forderDdeu  Peraoo  Bchiedsgeriohtlich  iu 
UemtLlsheit  der  Anlage  II  dieses  Geselzes  festgenetst  werden  oder  es  kaon, 
nach  Wahl  dieser  Person,  gegen  den  Arbeitgeber  dasselbe  Verfahren  be* 
txieben  werdeo»  welchtja  der  Person  vor  lukrufttreleu  dieses  Gesetzes  offen 
slaud.  Der  Arbeitgeber  ist  indessen  nicht  Terpdichtet,  sowohl  nuabhan^ig 
TOD  diettetn  Gesetze,  wie  auch  auf  Urüud  desselben  Entschädigung  za 
zahlen;  derselbe  ist  ferner  muht  verpäichtet,  unabhängig  von  diesem  Ge- 
adUd  Kutschadigungen  zu  zaMen,  ausgenommen  im  Falle  einer  personlichen 
Naohtiiflajgkeit  oder  absichüiotien   Hundlung/* 

Die  Regierung  wünschte  mit  dieser  abgeänderten  Fassung  deutlicher 
zum  Ausdruck  zu  brmgt^n^  dals  in  den  im  Vordersaizo  näher  bezeichneten 
Fällen  der  Arbeiter  diejenigen  Hemedureu  behalten  solle,  welche  ihm 
heutigentagea  auf  Grand  der  lex  non  hcripla,  dtir  Lord  CampbelTs  Act 
oder  der  Emplojer's  Liability  Act  18 HO  zustehen  wurden,  Daneben  hielt 
mau  es  für  angemessen,  um  dem  Arbeiter  Kosten  zu  sparen,  dem  8ch(eds- 
riohter  konkurrierende  Kompetenzen  zu  geben.  Die  Worte  „persönliche 
Nachlässigkeit  oder  absichtliche  Handlung^'  wurden  substituirt^  um  eämtiiohe 
Fälle  einzuachliersen,  welche  unter  die  Kmployers'  Liability  Act  1880 
fallen.  Betont  wurde  schlielslioh,  dafs  man  dem  Arbeiter  keine  weiter* 
gehenden  Ansprüche  zu  geben  beabaichtigOi  als  derselben  auf  Grund  des 
bisherigen  Hechts  besitze. 

üleichfalU  auf  Antrag  der  Kegieruog  wurde  folgende  neue  Ziffer  2  o 
eingefügt : 

^^Falls  nachgewiesen  ist,  dafs  der  Unfall  einzig  nnd  aUeio  dem  ernst* 
liehen  und  absiohtlicheü  Mifsverhallen  des  Arbeiters  selbst  zuzuschreiben 
ist,  sind  die  wegen  Verletzung  dieses  Arbeiters  erhobeneu  Entschädigungs- 
ansprüche abzuweisen/' 

Entsprechend  wurden  in  Ziffer  3  die  Worte  eingeschaltet: 

^^oder  ob  der  Unfall  einzig  und  allein  auf  das  ernstliche  und  absieht* 
liehe  MifsTer halten  desjenigen  Arbeiters  zurückzuführen  ist,  wegen  dessen 
Verletzung  Entschädigung  gefordert  wird/'  Die  W  orte  »»einzig  und  allein" 
wurden  gewählt^  um  die  alte  Einrede  der  Mitverschulduog  gänzlich  aus- 
suschUefseu,  und  mit  der  Qualifizierung  des  Mifs Verhaltens  als  ein  „erust- 
lichei  und  absichtliches**  sollte  zum  Ausdruck  gelangen,  doTs  ein  kleiner 
Verstofs  gegen  etwaige  liegulative  nicht  ausreicht. 

Aufnahme  fand  ferner  nachstehende  Bestimmung: 

j^Ein  Verfahren  zwecks  Beitreibung  einer  Entschuldigung  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  ist  nur  statthatti  talls  der  Unfall  thuniichst  bald  nach  Ein- 
tritt angezeigt  wurde,  nnd  binnen  6  Monaten  nach  Eintritt  des  UnfftUes 
bez.  bei  tödlichem  Ausgange  binnen  12  Monaten  nach  dem  Tode  die  Ent- 
aobädtgUDg  gefordert  ist.  Der  Mangel  der  Anzeige  präkludiert  jedoch  uiüht, 
falls  in  dem  Verfahren  über  den  Anspruch  festgestellt  wird,  dah  der 
Mangel  der  Anzeige  den  Arbeitgeber  in  seiner  Verteidigung  nicht  beein- 
ttiohligte,  oder  dafs  dieser  Mangel  auf  Versehen  oder  auf  einen  anderen 
mohifertigenden  Grund  zurückzuführen  ist.''  Die  Anzeige  ist  in  Gemäfs* 
beit  des  §  7  der  Employers'  Liability  Act  1880  ^zustellen/* 
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Der  vorgelegte  Satz  verdatikt  seine  Formaliemiig  dem   Begiemji| 
treler»  welch i^r  gegen  die  Autoahine  des  V\  or((^8  ^^Uuwi&Aentieit''  proteiliartei  I 

Zur  Ziff.  4  des  §  l  wurde  ba&chiOhinu,  dula  der  Hegiitrsr  Tor  Jb* 
ieiiaDg  Beioer  BeflobeinigUDg  diti  Aosicbleu  der  Arbeitgeber  und  Arbetlif 
feslfitelleD  soUu»  Man  wünschte  2ti  verhiudera»  dals  ein  FIaq  sAtikliooitrt 
werde,  ohne  dafs  die  Arbeiter  um  ihre  Meinung  getragt  «eieo,  die  lEiuÄia- 
licheu   Worte    |,oder    ihrer  Vertreter'*  wurden  regieruu gaseilig  beaasliijjd«L 

Am  8chlusae  derselben  Ziffer  wurden  aui  Antrag  der  Üegieruag  foigetuli 
Worte  hin^ugetügt: 

,^In  der  gedaohteu  Weise  darf  kein  Plan   bescheiotgt  werdea,  wddUr 
den   Arbeitern    den  Beitritt    zur  PHioht    machte    faüs    dieselben  be 
werden  wollen/' 

Die  EommissioB  genehmigte  ferner  den  naohsteheDdea  Zotats: 

^^Reiohen  die  aut  Grund  eines  derartigen  Flaues  disponiblen  Fotiis 
Diüht  aus,  die  aus  dempelben  zu  entrichtende  Entschädigung  au  lAhlen, 
so  ist  der  Arbeitgeber  Terpäiohtet,  tür  die  Zahlung  derjenigen  BnUchidt* 
gongssumme  zu  sorgaiii  welche  auf  ürund  dieaes  Gesetzes  zu  entiiditM 
sein  würde. '^ 

Auf  Antrag  der  liegieruDg  wurden  aufserdem  nooh  folgende  Worte 
ttcoeptiert : 

„Uqi  liegistrar  of  Friendlly  Sooietiea  hat  alljährlich  über  seine  Mali* 
nahmen  aut  ürund  dieses  Gesetzes  zu  benohteD.  Der  berieht  ist  dsoi 
Parlament  Tor  zulegen/* 

Die  Beratung  des  §  1  schlofs  mit  der  Aufnahme  aaohstebender  B^ 
Stimmung; 

f^Falls  Arbeiter  oder  deren  Vertreter  dem  Kegistrar  prima  facie  nacli* 
weiseui  dafs  die  Beätimmungen  eines  Planes  dem  Arbeiter  nicht  mehr  se 
günstig  sind,  wie  die  Bestimmangen  dieses  Gesetzes;  oder  daXs  die  B«^ 
Stimmungen  des  Planes  Terletzt  sind;  oder  dafs  dieselben  von  den  Arbeit* 
gebern  nicht  in  billiger  nud  angemesaener  Weise  angewendet  werden^  oder 
dafs  trittige  Griinde  für  die  Zurücknahme  der  Bescheinigung  Torliegeai 
so  kann  der  Kegistrar  einen  Inapector  bestellen  und  ihm  aufgeben,  dli 
Beschwerde  zu  untersuchen  und  Bericht  zu  erstatten.  Ergiebt  sidi,  dafi 
die  Beschwerde  begründet  ist,  so  ist  die  Bescheinigung  surückzanehmefi. 
In  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Plan  bescheinigt  worden  ist»  hat  der  Ar- 
beitgeber alle  Fragen  zu  beantworten  uud  alle  lieohnungen  Torstilegca, 
welche  der  Kegistrar  stellt  bes.  einfordert." 

Die  Beratung  des  §  2  führte  zu  folgenden  AeoderuDgen.  Am  Schinne 
der  Ziffer    1   wurde  hinzugefügt; 

ifUnd  auf  Beschäftigungen  in  Verbindung  mit  über  30  engl.  Fnfa  hohea 
Gebäuden,  welche  vermittelst  eines  Gerüstes  errichtet,  nieder  gerissen  odat 
repariert  werden,  oder  bei  welchen  zu  ihrer  ErriohtuDg,  Zerstörong  edtr 
Keparatur  durch  Dampf,  Wasser  oder  andere  mechanische  Krilite  getnebe— 
Maschinen  verwendet  werden". 

8odann  wurden  hinter  „Warenhaus"  die  Worte  „Maschinen  oder  Hin* 
richtungen*'  eingeschaltet,  und  der  Sohluft  desselben  Absatsee  erhielt  deft 
folgenden  Zusatz:  „und  schliefst  jede  Wäscherei  eio,  welcJie  mit  Daaip^ 
Wasser  oder  anderen  mechanischen  Kräften  getrieben  wird^'« 
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Die  §§  8  und  4  wurden  unverändert  genehmigt 

Zorn  §  5  wurde  beBchloBseni  das  GeBetz  erst  mit  dem  31.  März  1898 
in  Kraft  treten  zu  lasBen. 

Die  KommisBion  vermehrte  Bodann  den  Entwurf  um  folgende  neuen 
Paragraphen : 

§  6.  FaÜB  eine  PerBon  bei  der  AuBführang  von  in  den  Bereich 
ihres  Gewerbes  oder  Geschäfts  fallenden  Arbeiten  oder  zwecks  Aus- 
führung solcher  Arbeiten  den  Platz  occupiert  oder  kontrolliert^  auf  welchem 
die  Arbeiten  zu  yerrichten  sind,  so  haftet  dieselbe  jedem  bei  der  Aus- 
tührung  der  Arbeiten  auf  dem  Platze  beschäftigten  Arbeiter  für  den  Be- 
trag der  Ansprüche,  welche  dem  Arbeiter  gegen  After  Unternehmer  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  oder  unabhängig  von  demselben  wegen  persönlicher 
Nachlässigkeit  oder  absichtlicher  Handlung  zustehen.  Eine  auf  Grund 
dieses  Paragraphen  haftende  Person  kann  jedoch  Schadloshaltuog  von  dem- 
jenigen fordern,  welcher,  abgesehen  von  diesem  Paragraphen,  haftbar  sein 
würde.  Alle  auf  Grund  dieses  Paragraphen  entstehenden  Fragen  sind 
schiedsgerichtlich  in  der  in  diesem  Gesetze  Torgeschriebenen  Weise  zu 
erledigen. 

§  7.  Hat  ein  Arbeitgeber,  welcher  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ver- 
pflichtet isty  an  einen  Arbeiter  oder  desien  Repräsentanten  wegen  eines  Unfalls 
Schadensersatz  oder  Entschädigung  zu  zahlen,  wegen  dieser  Verpflichtung 
einen  Geldanspruch  gegen  eine  VersicherungBgesellschaft,  so  hat  der  Ar- 
beiter oder  dessen  Repräsentant  im  Falle  eines  Konkurses  oder  der  Liqui- 
dation des  Arbeitgebers  an  der  Versicherungssumme  ein  Pfandrecht  wegen 
seiner  Geldforderung. 

§  8.  Ist  der  Arbeitgeber  Eigentümer  oder  Occupant  des  Grundstückes, 
und  hat  derselbe  die  Ausführung  einer  nicht  in  seinen  Geschäftsbereich 
fallenden  Arbeit  auf  dem  Grundstücke  vertragsmäfsig  einer  anderen  Person 
übertragen,  welche  die  mit  der  Ausführung  der  Arbeit  beschäftigten 
Arbeiter  anstellt  oder  anweist  und  kontrulliert,  so  ist,  falls  einer  der 
Arbeiter  während  der  Beschäftigung  verletzt  wird,  für  die  Zwecke  dieses 
Gesetzes  nicht  der  Eigentümer  oder  Occupant  des  Grundstückes,  sondern 
die  gedachte  andere  Person  als  der  Arbeitgeber  anzusehen. 

Die  Kommission  trat  alsdann  in  die  Beratung  der  Anlagen  ein.  In 
Ziffer  Ib  wurde  statt  „Wochen Verdienstes''  „wöchentlichen  Durchschnitts- 
verdienstes" gelesen,  und  an  die  Stelle  der  Worte  „zur  Zeit  des  Unfalls" 
wurde  substituiert:  „in  der  Beschäftigung  während  der  voraufgehenden 
12  Monate,  oder  falls  die  Dauer  der  Beschäftigung  keine  12  Monate  be- 
tragen hat,  dann  der  Durchschnitt  während  der  Dauer  der  thatsächlichen 
Beschäftigung".     Hinzugefügt  wurde  ferner  der  folgende  neue  Buchstabe  c : 

„Bei  der  Fixierung  des  Betrages  der  Wochenzahlung  ist  der  Unter- 
schied zwischen  dem  Betrage  des  Wochen  Verdienstes  des  Arbeiters  vor 
dem  Unfälle  und  dem  Betrage  zu  berücksichtigen,  welchen  er  nach  dem 
Unfälle  zu  verdienen  vermag." 

AuXserdem  wurde  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  die  Wochenzahlung  „auf 
Antrag  des  Berechtigten  oder  seines  Repräsentanten"  erfolgen  solle. 

Die  Definition  des  Begriffes  „abhängige  Personen'^  wurde  dahin  ab- 
geändert, dafs  die  in  der  Lord  Campbell's  Act  spezifizierten  Mitglieder  der 
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Familie  des  Arbeitrea  gemeint  sein    eolUeu,    soweit  die&elben   nir 
Todea  oder  unmitlelbar  vorher  tod   dem  Verdieüst  dea  Arbeiters  gikuz 
teilweise  abhängig  aeien. 

ZiiFer  4  erhielt  folgende  FassuDg:  ^,Die  irgend  einer  abhäogigeo  PertOD 
als  KnUehädigaug  zuerkannte  äumme  kaon  zu  ihrem  Vorteil  uaob  Aoord- 
nuDg  des  ScliiedÄriühtera   belegt  wotden." 

üeuehmigt  wurde  terner  der  naohtolgende  Zusatz: 

„Bezüglich  jeder  Summe,  welche  zutolge  einer  Anordnotig  der  Koffl- 
missioii  oder  des  Schiedärichierä  zu  belegen  ist,  kauo  vertilgt  werden,  dnlt 
dieselbe  gaoz  oder  zum  Teil  seitens  des  Kegistrars  des  Grafachaft«gendiii 
aut  seiuen  Namen  als  Kegistrar  bei  dar  Tostsparbank  zu  belegen  ist» 

Jede  8umme,  deren  iJuIegung  derartig  verfügt  ist,  kann  «eilens  der 
Foet  als  ein  Depositum  aut  den  Numen  des  Ilegialrars  als  soloheu  acceptseri 
werden.  Keine  Anwendung  erleiden  auf  dieae  Gummen  die  geaetiUelMtt 
oder  sonstigen  Bestimmuugeu  bezüglich  der  Maximalhöhe  der  8parba«k* 
deposilen    und  hinsichtlich   der  vom   Deponenten    abzugebenden   Erkläruag^ 

Im  Kamen  des  Kegistrars  eines  üra^sehaftsgeriohts  bei  der  Postsp&r* 
bauk  in  Ausführung  dieses  üeaetzes  belegte  ijummeu  dürfen  einem  HegtstAl 
nur  aut  eine  seiteus  des  Schatzamtes  oder  des  Richters  der  Fost  »iteilte 
Weisung  ausgezahlt  werden* 

Eine  PersoD,  welche  aus  bei  der  Postsparbank  auf  Grund  dieses  Ge- 
iitVies  eingezahlten  Gummen  Vorteile  empfängt,  darf  bei  der  Postsparbaitk 
oder  bei  anderen  Sparbanken  im  eigenen  Namen  ein  Konto  eröffnen,  oluia 
den  Strafen  zu  verfallen,  welche  gesetzliche  oder  andere  V^orschrifien  fkr 
den  Fall  androheUi  dafs  bei  zwei  Sparbanken  Konti  eröffnet  werdeu«  oder 
dafs  zwei  Konti  bei  derselben  Sparbank  eröffnet  sind.*^ 

In  Ziffer  5  strich  die  Kommission  die  Worte  i,in  Zwischeu räumen  tod 
mindestens  drei   Monaten'^  und  genehmigte  folgenden  Zusatz : 

,iHat  eine  W^ochenzablung  mindestens  12  Monate  gedauert,  «o  kaim 
die  VerpÜlchlung  auf  Antrag  des  Arbeiters  oder  des  Arbeitgebers  dnreil 
Zahlung  einer  einmaligen  Summe  abgelöst  werden.  Letztere  sst  schiedt- 
gerichtlich  und  in  Gemafsheit  dieses  Gesetzes  festzustellen  und  darf  das 
312-fache  der  zur  Zeit  des  Antrage  geleisteten  WoohenzaUlung  uiehl 
übersteigen.** 

Im  Hinblick  auf  Schottland  wurde  endlich  noch  folgende«  tcsf* 
genommen: 

,,Bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  und  dieser  Anlage  auf  Schott 
bedeutet  der  Ausdruck  „abhängige  Personen''  diejenigen  Personeo,  w« 
nach  schottischem  Hecht  den  Arbeitgeber  auf  Schadenersatz  oder  sola 
wegen  des  Todes  des  Arbeiters  gerichtlich  belangen  können  und  zur  Zeil 
des  Todes  oder  unmittelbar  zuvor  gänzlich  oder  sum  Teil  Too  dem  Vei^ 
dienst  des  Arbeiters  abhängig  waren. 

Der  Auädruck  „mioderjährige  Personen**  bedeutet  Pupille,** 

In  der  zweiten  Anlage  wurden  zunächst  hinter  |, Schiedsrichter**  die 
Worte  ,,oder  VermitteluogskoUegieu"  eingesohaltel  und  todano  Iblgeiidet 
Zusats   genehmigt: 

,Jn  Fällen,  in  weichen  der  Grafschaftsrichter  oder  eine  Ton  ümi  be- 
stellte   Person   alt   Schiedsrichter  fungiert,   kanu   der   Arbeiter    eder  tetB 
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BepräsentaDt  den  Hegiitrar  ies  Grafechaftsgericlitibezirks  geioes  AufeDt- 
hallfl  einen  SobrittsatE  übar  die  Nalur  leioea  Anspruches  und  mit  seitiem 
Kamen  und  aeiner  Adresie  und  mit  dem  Namen  ond  der  Adresse  des 
Arbeitgebers  bebändigen.  Der  Eegifttrar  iat  verpÜichiet,  den  Anspruch  dem 
Arbeitgeber  2nr  Kennttiie  zu  bringeD,  die  nötigen  Bobritte  bezüglich  dee 
BcbiedagerioblliebeD  YerfabrenB  Yorsunehmen  und  beide  Parteien  davon  zu 
benaobriohiigen«  Damit  die  streitigen  Fragen  2ur  Erledigung  gelangen 
können,  darf  der  Schiedsrichter  alle  Aniprüohe  der  gedachten  Art  unter 
den  ihm  angemessen  enicheinenden  Bedingungen  amendieren." 

Die  Kamnjission  beschlofs  ferner^  daXs  in  allen  Fällen  jede  Parte! 
^egeu  die  Entscheid ang  des  Orafschaftarichters  Berofung  beim  Court  of 
Appeal  einlegen  könne.  Gestrichen  wurde  der  Schlaf*  der  Ziffer  4  und 
folgendes  substituiert : 

„Der  Grafschaftsricbter  und  der  tod  ihm  bestellte  Schiedsrichter  haben, 
während  sie  als  Schiedsrichter  thätig  sind,  bezägliob  der  Ladung  tod  Zeugen 
und  der  Vorlegnng  Ton  Urkunden  dieselben  Hefugnissei  als  wäre  die  Ent- 
achädigong  beim  Graf schaftsgeri cht  eingeklagt  worden.  Der  Schiedispraoh 
wird  tür  alle  Zwecke  wie  eine  Grafsobaftsgerichts Verfügung  angesehen^  nnd 
wie  eine  solche  vollstreckt.  In  einem  Verfahren  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
dürfen  weder  die  Parteien  selbst,  noch  andere  Personen  sich  durch  Advo- 
katen oder  Anwälte  vertreten  lassen,  noch  mit  denselben  erscheinen,  soweit 
nicht  das  Gericht  oder  der  Schiedsrichter  eine  Ausnahme  gestattet,  oder 
et  aich  um  ein  Verfahren  vor  dem  Court  of  Appeal   handelt" 

Der  Regierung  wurde  die  Befugnis  gegeben,  auf  Ersuchen  einer 
KommiBsioo,  eines  Hiohters  oder  anderen  Schiedsrichters  einen  qualifizierten 
Arzt  zu  beauftragen,  über  Punkte  zu  berichten,  welche  für  im  schied«* 
gerichtlichen  Verfahren  entstehende  Fragen  von  Wesentlichkeit  erscheinen. 

Für  Schottland  wurde  folgende  Bestimmung  hinzugefugt: 

y.Jede  Partei  kann  verlangen,  dafs  der  Sheriff  eine  von  ihm  enl* 
sohiedene  Rechtsfrage  nebst  seiner  Entscheidung  über  dieselbe  in  einem 
besonderen  Schriftstücke  formuliert.  Dieses  Schriftstück  kann  dem  Court 
of  Session  vorgelegt  werden.  Gelangt  das  letztere  Gericht  zu  derselben 
Auffassung,  dafs  die  involvierte  Frage  von  allgemeiner  Bedeutung  iat»  so 
kann  es  über  dieselbe  endgültig  verhandeln  und  entscheiden  und  die  Sache 
mit  einer  Weisung  bezüglich  des  zu  erlaj^senden  Urteils  an  den  Sheriff 
lurüok gehen  lassen." 

Schliefslich  beschlors  die  Kommission,  unter  „GrafBchaflsnohter**  dia 
Recorders  in  den  Städten  einzusohliefaiia. 

So  steht  der  Entwarf  in  dem  Angenblickef  in  welchem  diese  Zeilen 
geschrieben  werden.  Das  Plenum  wird  sich  im  Anfange  des  nächsten 
Monats  (Juli)  wieder  mit  dem  Entwürfe  beschäftigen,  und  es  steht  zq  er* 
warten,  dafs  der  Entwurf  noch  in  der  jetzigen  Seasion  Gesetzeskraft  er- 
halten wird. 

Dem  deuUchen  Leser  ist  das  dem  Entwürfe  zu  Grunde  liegende 
Priosipr  wonach  der  Betriebsunternehmer  die  mit  der  Arbeit  verbundene 
üofkllgefahr  tragen  mufs,  seit  vielen  Jahren  wohlbekannt  Während  in* 
d«saeD  im  Deutachen  Reiche  die  Fürsorge  für  den  Arbeiter  au  einer  Auf- 
gabe   des  Staates  gemacht  worden    ist,    kreiert  der  englische  Entwurf  nur 
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prirBlreehÜtobe  Verpfltchtangea.  Die  Lehre  too  der  Unfall Toni che 
io  D^nUchlaiid  bildet  eiDao  AbBchnitt  dea  offentlicheo  K^hU;  die  Yd 
wehnütu  dm  eoglischeD  Eotwiurfs  reformieren  die  bi  aber  igen  priT&trecht* 
lieben  Sätze  fiber  da«  aui  dem  ArbeiUrertrage  reaaltierende  Kechtsrerhältats. 
E»  Ut  ein  alter  eogltteber  Gruodaats,  ein  Eingreifen  des  Stsatee  überall  da 
za  Termeideni  wo  die  Anfgabe  eich  auf  einem  aüdereo  Wege  laden  läftt 
VoD  einem  Lande,  in  welcbem  die  Mehrzahl  der  Institatiooea  ohne  ataalr 
Hohes  Eingreifen  enUtaoden  sind  und  nQabhä&gig  Tom  Staate  weiter  ge- 
deihen, konnte  nicht  erwartet  werden,  dafa  man  eine  Aufgabe,  welche  i 
priTatreohtlich  löaen  läfat,  zu  einer  ttaatliohen  machen  würde.  Aal 
ersten  Blick  möchte  man  meinen,  dafa  die  pri Tatrechtliche  Lotung 
Aufgabe  weniger  im  Interesse  des  Arbeiters,  alt  des  Arbeitgebers  liegt 
Ea  ist  gewifs  richtig,  dafs  der  Entwurf  dem  englischen  Arbeiter  nicht  die 
Sicherheit  gewährt,  welche  der  deutsche  Arbeiter  hinsichtlich  der  ihm  zu- 
kommenden SchadeDsersatzsumme  geniefst.  Man  darf  indessen  nicht  aus 
den  Augen  Terliereu,  dal«  die  in  Frage  kommenden  engÜBohen  Kreise  seit 
fielen  Jahren  gewohnt  siod,  aus  sich  selbst  herans  alle  diejenigen  Eia- 
richtungen  zu  sohafTeu,  welche  zu  ihrer  eigenen  \Vohlfahrt  erforderiiefa 
oder  doch  dienlich  erscheiueo.  Mit  dieser  Fähigkeit,  sich  seibat  zu  org^ 
oisieren,  hat  der  neue  Eutwurf  gerechnet,  sowohl  auf  Seiten  der  Arbeiter, 
wie  auf  Seiten  der  Arbeitgeber.  Sobald  diese  Privatorganisationen  ins 
Lebeo  getreten  sind,  wird  an  eine  weitere  Ausdehnung  der  Unfalleiit- 
BchädigUDggpflicht  gedacht  werden  können^  insbesondere  wird  man  aladann 
iü  der  Lage  aeio,  auch  diejenigen  Arbeitgeber  einzuschliefseo,  welche  wirt- 
sohaftlich  nicht  viel  besser  gestellt  sind,  als  der  Arbeiter  selbst  Im 
Hinblick  darauf,  dafs  mit  FriTatorganisationeo  Kosten,  uod  nicht  aeltan 
betriiohtliche  Eotten  yerbundea  sind,  wird  man  nicht  zu  sehr  betone« 
dürfen,  data  der  Eutwurf  den  eogltschen  loduatrielleQ  diejenigen  Eoatea 
eripart,  welche  im  Deutschen  Reiche  durch  die  staatliche  Verwaltung  der 
Unfallversicherung  entstehen.  Beachtenswert  ist,  dafs  der  Entwarf  die 
gesamte  Last  den  Arbeitgebern  auferlegt  und  weder  einen  Staatsznaehui«, 
noch  Beiträge  seitens  der  Arbeiter  vorsieht  Der  Eutwurf  will  das  ge* 
dachte  Frinzip,  dafs  der  Arbeitgeber  die  Unfallgefahr  zu  tragen  hat,  bis 
zn  der  im  Entwürfe  fixierten  Maximalsumme  strikt  durchführen,  £•  wnd 
Aufgabe  der  Arbeitervereinigungen  sein,  datür  zu  sorgen,  daXa  dieae  wohl* 
gemeinte  Absicht  thatäächlteh  verwirklicht  wird,  und  dafs  die  Arbeits 
nicht  durch  llerabBetzung  der  Löhne  indirekt  bei tragsp nichtig  gemaaiii 
werden.  In  vermindertem  Umfange  bestand  übrigeus  diese  Gefahr  aooh 
für  den  deutaohen  Arbeiter.  Während  die  öfTentlich-rechtliohe  Beitrag*- 
pflicht  den  deutseben  Betriebsuntemehmer  von  der  gesetzlich  begrundeleft» 
privatrechtlicheu  Haftung  entlastet,  bleiben  in  England  die  bisherigen  priTl^ 
reohtlioheo  Bestimmungen  in  Geltung.  Hüft  man  sieh  die»e  letzteraa  6e* 
stimmupgeo  ins  Gedächtnis,  so  werden  selbst  diejenigen,  welche  dae  deuteobi 
System  dem  englischen  vorsiehen,  zugeben  müssen,  dafs  für  EngUod  te 
neue  Entwurf  einen  gewaltigen  Fortschritt  bedeutet,  weloher  zu  beaehtcttf* 
werten  wirtschaftlioheu  Ent Wickelungen  tuhren  mufs  und  um  so  hdher  f« 
Teranaohlageo  ist,  als  der  Entwurf  von  einem  konservattTea  Mioiateriiifli 
ausgeht 
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XL 

Die  Thätigkeit  der  Ancdedelui^^ommissionfar  die  Provinzen 
Westpreursen  und  Posen  im  Jahre  1896. 

Aal  Grund   der   an   den  Landtag   der   preufsischen  Monarchie   eingereichten   Denkschrift 
snsammengestellt  von  Dr.  W.  Schnltse. 

Im  zweiten  Halbband  dei  Jahrganges  1 896  dieser  Jahrbücher  hatten 
wir  über  die  Thätigkeit  der  Ansiedelangskommiseion  für  die  Froyinzen 
Westpreufsen  und  Posen  während  der  Zeit  seit  Beginn  ihres  Bestehens 
bis  nltimo  1895  berichtet.  Die  Thätigkeit  genannter  Kommission  wäh- 
rend des  Jahres  1896  sollen  naehfolgende  Zeilen  schildern. 

Im  Jahre  1896  sind  der  Kommission  zum  freihändigen  Ankaufe 
81  Oüter  und  27  bäuerliche  Grundstücke  angeboten  worden  und  zwar 
25  Oüter  und  18  Bauemwirtschaften  aus  polnischer  und  56  Oüter  und 
9  Bauemwirtschaften  aus  deutscher  Hand.  Als  für  die  Ansiedelungs* 
zwecke  geeignet  wurden  7  gröfsere  Güter  in  der  Oröljie  von  zusammen 
8519,85  ha  im  Wege  des  freihändigen  Ankaufs  erworben,  so  dafs  innerhalb 
der  yerflossenen  zehn  Jahre,  während  welcher  die  Ansiedelungskommission 
in  Thätigkeit  ist,  im  ganzen  148  Güter  mit  einem  Areal  yon  91  831  ha 
und  einem  Grundsteuerreinertrage  Ton  781  087,04  M.  angekauft  sind. 
Bauernwirtschaften  wurden  im  Jahre  1896  nicht  erworben.  Somit  beträgt 
unter  Hinzurechnung  des  in  den  Yorjahren  angekauften  bäuerlichen  Areals 
das  Oesamtareal,  welches  bis  Ende  1896  durch  die  Ansiedelungskommission 
gekauft  ist,  92  724  ha  mit  einem  Grundsteuerreinertrage  yon  796  063,16  M. 
In  Händen  der  Ansiedelungskommission  befinden  sich  demnach  yom  Oe- 
aamtareal  der  Provinz  Posen  2,33  und  yon  der  Proyinz  Westpreufsen 
0,99  Proz.,  von  beiden  Provinzen  zusammen   1,70  Proz. 

Von  den  7  im  Jahre  1896  erworbenen  Gütern  kamen  8  aus  pol- 
nischer und  4  aus  deotscher  ELand. 

An  Kaufgeldern  wurden  1896  2  282  610  M.  aufgewendet,  so  dafs 
yon  1886  bis  1896  insgesamt  56  159  196,87  M.  für  Landerwerb  ausge- 
geben sind.  Im  Jahre  1896  stellte  sich  der  gezahlte  Erwerbspreis  für 
1  ha  auf  rund  648  M.,  während  der  Durchschnittspreis  für  sämtliche 
erworbenen  Liegenschaften  sich  nur  auf  606  M.  für  1  ha  beläuft.  Die 
angelegten  Preise  schwankten  zwischen  dem  5 Ifachen  und  dem  94faohen 
Grundsteuerreinertrage. 

Der  Stand  der  Besiedelung  auf  den  sämÜichen  erworbenen  Liegen- 
schaften war  nun  Ende  1896  folgender: 
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Der  planmärMgcn  Aufteilung  etnd  bii  Ende  1696  66  065  h«  fmieT* 
worfen  worden.  Oegen  Ende  1895  i^t  also  ein  Forttchiiit  von  7210  h* 
zu  verzeiclinen,  Reobuet  mAU  luerzu  die  obne  besondereo  Bededelunp- 
plan,  wie  die  erworbenen  BauemgiitoT^  vergebenen  OruDdst&cke  in  der 
Gröfse  von  1045  h&i  ferner  ö  neue  Besiedelungapläne  von  GtiUrD,  welche 
im  FrÜbj&hr  1897  zur  Auflegung  kommen  Bollten^  mit  3239  ba,  §o  bat 
die  £ur  Auslegung  gefttellte  Fläche* am  L  April  1897  70  849  ba  odg 
77  Praz.  der  OeBamterweTbung  umfafet.  Demnach  bleiben  in  d«r 
bereitungaperiode  vor  dam  BeeiedelungBrorgang  23  Proz.  des  O« 
grün  der  werbe. 

Die   planmäfBige    Aufteilung    jener    66  065  ha    hat    auf    Gmiid 
110  Besiedelungspläaen    itattgefunden.     Die  PesteteUuog   dar  fial 
Schadlodhaltung   ist   in   diesen  Teilungsplänen    derartig   erfolgt»    dafi 
deQ  ermittelten  Anrechnung^ werten  entrichtet  werden: 

3       Proi.  in  76  F&lleo,       2^^  Pros,  in    3  FilUa, 
a%       »,      „      I  Falle,         2  ,,        „   17  „ 

2%       ,.     „    18  Filien,       1%     ,,        „     1  FaU«. 

Ton  den  im  Jahre   1S96  aufgeteilten  Oü^tern  tiod  9  mit  3  Proz.  ü\ 

nur  eioB  mit  2^/^   Proz.  Eente,    bezw.  Pachtsobilling,    von    den  Aureeh- 
QungBwerten  des  Grund  und  Badens  belaatet 

Planmäfeig  ausgelegte  Ansledelerstellen  unter  Berti ckalchtigung  der 
beim  Yergebungsgesehäft  erfolgten  Stellen  Zusammenlegung  und  Tetlong 
gab  ee  Ende   1696  307L     Die  OröCse  derselben  hSlt  sich  bei 

483  Stellen  swbeben  O  und     5  ha  411  Stellen  swischen  20  itnd  S5  ba 

494       u            I.  5     M     »o    »,  45  t       »•  r        «5     »*     50     r* 

57»      ,♦            fr  10    I.     »5    »,  85       »r  it        50     ^  «W>    M 

563       ,,             „  15     ,,     20    „  13       ,,         über       120  ha. 

Die  Ge»amtfläche  dieser  Stellen  beträgt  54  193  ha  im  Werte  Ttm 
35B75  176  M.  Davoa  waren  bis  Ende  1896  2040  Stellen  in  der  Qr^fie 
von  35  330  ha  und  einem  Werte  von  22  291  426  M.  an  Aniiedler  befebeo* 
Die  Gröfse  dieser  Stellen  hielt  lioh 


in  297  Fällen  iwiscbeo     o  bis     5  ba 


»  431 


15 


»5 


in  209  FlUen  swisehio  20  hU      S5  lia 
.,      12       M         fiber     120  ha. 


Davon  waren  su  Pacht  oder  all  Bentengüter  1975  Stellen  ve 
Die  Gröfie  hielt  sieh 
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In  207  Fitlea  swbehen  20  bis  15  ha 

tp  344  ,,            M        35    ,,  so    « 

*t     ^4  »             ♦.         50    ..  I*>    n 

^,11  »         Qbar     120  ha. 


Zu  freiem  Eigentum  verkauft  waren  65  Stellen,  welche  aioh 
in  45  PilltD  1d  der  OrSf»«  iwischen    o  bfs     5  ht 
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Die  Geiamtgröfte  der  Pacht  und  Reo  tan  i  teilen  betrug  34  689  h&  im 
Werte  tod  22  129  661  M,,  die  der  <u  freiem  Eigentam  Terkauften  Stellen 
640  hA  im  Werte  von   161  764  M. 

Wird  nun  in  Eeohnung  gezogen,  ä&h  die  Landdotatlonen  für  öffeot- 
liobe  Zwecke  reichlich  6  Proz.  de«  Stellenareals  ausmaohen,  m  iit  daa 
Terfi^ebene  Land  autsohliefalioh  dee  yerkauften  auf  rund  36  420  ha  au 
BchäüEeo«  Das  lind  etwa  39,7  Proz.  des  Getamtareali  von  92  724  ha. 
Die  übrigen  60,3  Pro«,  des  biehengen  Erwerbe»  stehen  noch  zur  Besiede- 
lang  zur  Verfügung. 

Am  SohluAse  des  BetriebajahreB  1896  blieben  1031  Stellen  uobegeben 
ond  xwar 
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Ton    den    1975  Ansiedlern,    also   aueichlierilioh   derjenigen,    welche 
die  Güter  in  freiem  Kaufe  erworben  haben  ^    waren   131  katholischer  und 


I      1644  evangelischer  Konfeasion. 

1 bei     16  Ostprea&eDf 

^Hl  I,    372  WeitpreafMD, 


Die 


338  Brandenburg, 
151   Pommero, 
456  Posen, 
144  ßohJeaien, 
5S  SAebsen, 
7  Sehleewig-Holstein, 


H  ei  matsp royin  z  war 

bei  1 1   Haaaov«r, 

„  242  WeatfiftleDf 

,1  25  Hesaen*Na9s«u, 

„  51  BbeioproTiot| 

,,  56  WflTtt«mberf, 
„         3  Bayern, 

,f  8  Baden. 


81  Ansiedler  waren  russische  Rückwanderer  und  79  gehörten  anderen 
nicht  oben  aufgeführten  deutsoheo  Ländern  an.  Die  Oesamtansiedler- 
beTÖlkerung  wird  auf  10  000  Personen  geschätzt  Sie  wohnen  zu  97  Pro«. 
in  geschlossenen  Massen  angesetzt,  so  dafs  sie  in  der  Lage  sind,  ein  ihren 
Gewohnheiten  entsprechendes  kommunales  Leben  zu  entwickeln.  Bis  auf 
sehr    wenige    Ausnahmen    ist   bäuerliche    Lebenshaltung    die  RegeL 

Der  Verkehr  mit  Ansiedeluogslustigen  hat  sich  während  des  Berichts^ 
Jahres  bei  dem  Zentral büreau  zu  Posen  auf  der  Höhe  der  Vorjahre  ge- 
haiten.  Auf  den  Ansiedelungen  selbst  scheint  der  Verkehr  ron  An* 
siedeln Dgslnatigen  stärker  gewesen  zu  «ein,  als  in  den  Vorjahren. 

Dasu  mag  beigetragen  haben  : 

1)  die  gräfsere  Aufmerksamkeit,  die  die  öffentliche  Presse  seit  jüng- 
ster Zeil  den  Ansiedelungen  schenkt,  zutnal  dadurch,  dafs  sie  ihre  Bericht- 
erstatter die  Ansiedelungen  bereisen  läfst; 

2)  die  Beziehungen,  die  einzelne  Gutsverwalter  der  Ansiedelungs- 
kommission  mit  den  Kreisen,  aus  denen  sie  zumeist  das  Ansiedlermaterial 
beziehen,  dadurch  angeknüpft  haben,  dafs  sie  diese  Gegenden  persönlich 
besucht  und  dort  nach  Torhergegangener  Anmeldung  bei  den  Behörden 
Verträge  über  die  Ansiedelung  gehalten  haben; 

9)  die  Anknüpfung  von  Beziehungen  zu  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung des  Westens  durch  die  diesseitige  Bestellung  von  Vertrauensmännern 
im  Einverständnis  mit  den  Kreislandräten.  Dabei  war  namentlich  der 
Wunsch  mafsgebend,  die  Kenntnis  des  östlichen  Ansiedelungswesens  auch 
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in  ^ewisBe  Gegenden  mit  gesunden  bäuerlichen  (nicht  industriellen) 
häliniiieD,  wie  Hannover  und  Schleswig-HoIsteiD,  zu  trafen,  wo  aie  biilMr 
gänzlich  fehlte.  Es  ist  nämlich  eine  charakteria tische  ErscheiDung«  ^mSl 
mangels  irgend  einer  reklameartigon  Thäti'^keit  der  Andedelungskomokit* 
sinn,  bisher  nur  wenige  kleine  Bezirke  an  der  Gestaltung  der  aus  äam 
Westen  kommenden  Ansiedler  beteiligt  waren.  Bo  die  niederrheiniieiuai 
Kreise  Eiere  und  Eees,  die  we^tialischen  Kreise  Warburg,  Höxter»  tewil 
Minden,  Herford,  Bielefeld  nebst  dem  aogreoÄenden  Fürstentum  Lippe- 
Detmold  und  einige  andere.  Mehr  oder  minder  zufallig  sind  offenbar 
die  ersten  Yerbindungen  nüt  diesen  Bezirken  eatstunden.  Dann  habea 
günstige  Berichte  der  Vorangegangenen  Verwandte  und  Bekannte  dm^ 
gezogen  und  daraus  hat  sich  sehliefslich  ein  einigi^rmafsen  ständiger  Zuitig 
entwickelt  Dagegen  eind  weite  andere  Gebiete  Weatdeutflch)ands  tod  dtesir 
Bewegung  noch  Töttig  unberührt. 

Es  ist  zu  hoffen,  dafs  die  Bemühungen,  auch  hier  mehr  ADSchtu/f 
zu  gewinnen,  sich  bereite  im  nächsten  Jahre  io  einer  8teigeruog  der  Zahl 
der  Stf'lleuTergehangen  bemerkbar  machen  werden«  Immerhin  Bt«*ht  einen 
Erfolge  nach  dieser  Eichtung  das  in  der  That  auffallend  starke  Miratranee 
der  westfälischen  bäuerlichen  BeTölktrung  gegen  die  ExistenzbediDgungn 
in  den  Läodern  des  Ostens,  sowie  auch  der  Umstand  entgegen^  dafs 
der  Praxis  der  AnsJedelungskommission  die  Voraussetzung  für  ein  ge 
liebes  Fortkommen  des  Ansiedlers  ein  immerhin  nicht  unerheblichei  y«ft* 
mügen  ist,  das  sorgflltig  gehütet  und  ungern  in  nicht  ganz  sieher  erschei- 
nender Anlage  aufs  Spiel  gesetzt  wird. 

In  dieser  Hinsicht  yod  der  seitherigen  Praxis  abzulassen,  womit  i\ch 
selbstverständlich  der  Kreis  der  Ansiedler  erheblich  erweitem  würde,  kuno 
nach  den  anfänglich  gemachten  Erfahrungen  und  deo  Beobachtungen,  zu  denen 
neuerdings  PriTatparzclHcrungen  Anlafs  bieten,  nicht  in  Frage  kommen;  m 
Bei  denn,  daf>«  man  sich  von  vornlierein  auf  erhebliche  fiakalische  Opfer 
gefafst  macheu  wollte«  Es  i.^t  daher  auch  an  eine  ausgiebige  Verwendunz 
wenig  bemittelter  ländlicher  Tagearbeiter  aus  dem  westlichen  Deut«chland 
als  Ansit  dler  nicht  zu  denken.  Diese  kleinen  Vermögen  reichen  nicht  hts, 
um  die  Gefahren  des  selbständigen  Betriebes  einer  bäuerlioheo  Nahrung  SS 
bestehen,  und  die  kleine  A r he itss tolle,  wie  sie  das  Gesetz  Tom  26,  April 
1886  Tursieht,  ist  uicht  verführerisch  genug,  um  zur  Auswanderung  nach 
den  AnsicHelungsprovinzen  Veranlnssung  zu  gc  ben.  Der  westdeutsche  Ta^r* 
arbeiter  zieht  eben  nicht  nach  dem  Osten,  um  hier  auf  einer  Tagearbeiler- 
stelle  mit  ländlicher  Tagearbeit  sein  Leben  zu  fristen,  sondern  er  thut  «i 
nur  danUf  wenn  er  ein  Grundstück  erwerben  kann,  Ton  dem  er,  oho« 
ArbeitsTerdienst  aufsuchen  zu  müssen»  leben  kann*  Das  ist  aber  nur 
möglich,    wenn    ein   Kapitalvermögen  von  2000 — 3000  M.  Torhandeo    uL 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  Ansiedler  zeigt  gegen  die  Vorjahre  dw 
wesentliche  Besserung.  Dies  günstigere  Ergebnis  ist  hauptsächlich  ikr 
bessertn  Ernte  des  Jahres  1896  zu  danken,  wie  denn  überhaupt  der 
Emteausfall  die  Zahlungsfähigkeit  der  Ansiedler  auffallend  stark  beein^uTit 
£s  gilt  dies  namentlich  Ton  denjenigen  Ansiedlern,  die  sich  in  den  eniee 
Jahren  der  Bentesahlung  befinden*  Trotz  des  geforderten  Verm^fen^ 
Dachweises  bei  der  Uebernahme   und   der  fiskalischen  Ergäosoiigadar^ 


Dimmt  offenbAF  ein  grofaer  Teil  der  AnBiedler  für  die  erstmalige  Eiorich- 
iuug  seiner  Stelle  noch  in  ziemlich  erheblichem  Mafae  den  privaten  Per- 
eonalkredjt,  inßbeßondere  das  gefährliche  Abzahlungsgeechäft  bei  Maschinen 
und  dergl,  in  Anspruch.  Bis  diese  Schulden  dann  abgezahlt  sind  und 
neben  der  Rente  und  dem  Unterhalt  der  Familie  baro  EröparnisBe 
aus  der  Stelle  berauazu wirtschaften  sind,  befindet  sich  der  Ansiedler  in 
einer  Art  von  Erisis,  die  siob  mit  typischer  Regelmäfeigkeit  bei  den 
nieisteii  Kolonien  wiederholt  und  in  Bezug  auf  die  Gewährung  von  Stun- 
dungen und  sonstigen  Hilfen  mit  Wohlwollen  behandelt  sein  will  Längere 
Seobaohtung  und  eingehende  Erkundigungen  lassen  annehmen,  dafs  im 
allgemeinen  auch  in  dieser  Periode  eine  erhebliche  Sparthatigkeit  statt- 
findeti  die  allerdings  nicht  sowohl  in  der  Ansammlung  barer  Mittel»  als 
vielmehr  in  der  Abstofsung  lästiger  Schulden  zu  bi stehen  pflej^. 

In  einigen  älteren  Ansiedlungen,  wo  diese  Kriais  glückHoh  überwunden 
iet»  scheinen  sich  die  wirischaftlichen  Verhältnisse  in  erfrc^ulicher  Weise 
SU  befestigen.  Unter  anderem  wurde  im  Bertchtsjahre  beobsohtet,  dafs  eine 
Ansiedelung,  der  vor  wenigen  Jahren  die  benfichbarten  Grundbesitzer  die 
aehlechtesta  Prognose  stellten»  sich  jetzt  in  nicht  unerheblichem  Maf^e 
durch  Aktieoerwerb  an  einer  Aktien  Zuckerfabrik  hat  beteiligen  kö'oneii 
und  allgemein  als  in  guter  Wohlstandsentwickelung  befindlich  bezeichnet 
wird. 

In  anderen  Ansiedelungen  macht  sich  die  Besserung  der  Lage  auch 
wohl  datiunli  bemerklich,  dafs  ein  Teil  der  Ansiedler,  nachdem  sie  über 
die  daraus  entstandenen  Schwierig;keiten  glücklich  hinau!^  sind,  offen  das 
Geständnis  machen^  dafs  sie  das  bei  der  Niederlassung  von  ihnen  angegebene 
und  eingezahlte  Vermögen  zum  Teil  gar  nicht  als  ihr  eigenes  besessen» 
sondern  nur  von  Verwandten  entliehen  haben,  denen  sie  schon  in  den 
Freijahren  erhebliche  Eiickzahlungen  haben  machen  können.  Dafs  An- 
siedler sich  nicht  behaupten  können  und  die  besetzte  Stelle  wieder  aufgeben 
messen«  kommt  nur  vereinzelt  vor.  Die  Zahl  der  verfehlten  Besiedelungen 
bat  sich  im  Berichtsjahr  um  3  vermehrt.  Von  Haus  aus  unzulängliche 
Mittel,  Uniücbtißkeit  im  Beruf,  unordentlioher  Lebenswandel  sind  in  der 
R^gel  die  Ursachen  de«  wirtschaftlichen  Niedergangs,  der  schliefslich  zum 
gäozlichin   Virmögensvcrfall  führt. 

Die  Organi««ation  der  Ansiedler  zu  (JenosHensohafteu  und  Verbänden 
hat  in  dem  Bcricht^-jahre  weitere  Fortschritte  gomaf^htr  Keiffeiseu'sLhe 
8par-  und  Darlehnskas^en vereine  sind  in  gröfserer  Anzahl  neu  begründet 
worden,  wobei  die  Ansiedler  durch  Beihilfen  zur  Anschaffung  der  Ge- 
schätubucb«  r  und  Geldschränke  aua  dem  Dispositionsfotid  des  Präsidenten 
der  Ansiedelungflkommission  unterstützt  worden  sind. 

Drainagegeno^senechaften  zur  Unterhaltung  der  von  der  fiskalischen 
Verwaltung  ausgeführten  Drainagen  sind  in  8  Ortschaften  teils  schon  he* 
gründet,  teils  noch  in  der  Begründung  begriffen. 

Krfreuhche  Fortschritte  zeigt  auch  das  Alolkereigenossenschaftsweteii, 
Einzelne  Ansiedelungen  haben  sich  schon  bestehenden  GenotsensobaCtaD 
angeschlossen,  andere  haben  solche  neu  begründet. 

Wir  haben  hier  im  wesentlichen  einen  Ueberblick  darüber  gegeben^ 
in  welchem  Umfaoge  bis  jetzt  die  Besiedelung  durchgeführt  ist,   und  wi^ 
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»ich    die    wirtfiobfifUicbe    Lage    der   Äosiedler    gestalUt    hat;    Im 
foIgeudeD  soll  DUD  auf  die  Ibätipkeit  der  Acdedelung^kommiauoD« 
sie  im  besonderin  auf  dem  aDgekauften  Areal  entwickelt  hat,  eiDgeg 
werden, 

Id  der  zwiscbeDzeitlicbeci  Verwaltung  durch  die  Annedeltto 
koanniBsioD  befaDden  eich  im  WirtBchafi«jahr  1895/96  94  Güter  mit  ein 
Areal  von  80  942  hu  gegen  90  VerwaltuDgeu  des  Vorjahrea  mit  ein 
Fläobeninhult  von  75  531  ha.  Biiteothalten  aiod  id  diefOD  LaDdere 
viele  tirundstiicke,  welche  bereite  tod  Ansiedlern  bcnat£t  werden, 

Yoo  genannten  94  Gütern  waren  23  mit  einem  Gesanatareal 
19  377  ha  erst  in  den  letzten  2  Jahren  erworben  uod  befanden  iich  noch 
im  groi'dwirlfichaftlitheii  Betriebe.  Dieeelben  erhielten  aus  der  Regierung»* 
bauptkasee  einen  ZusobufB  von  820  974^89  M.  and  lieferten  an  die^flbl? 
563  849.86  M.  ab,  so  dafs  ein  thtittächlicber  Aulwand  von  257  125,03  M. 
oder  auf  den  Hektar  13,27  M.  aua  dem  Andiedelungsfond«  nolwendif 
war*  XJeberschüsse  wurden  nur  in  einseinen  Fällen  erzielt.  Die  Auf* 
Wendungen  tind  hauptsacblicb  für  InventarTermehrung  gemacht  worden. 
Diest^lben  erklären  sieh  auB  dem  heruoterge wirtschafteten  Ztistanda,  in  dea 
die  meisten  Güter  übernommen  werden. 

Aufserdem  belanden  sieh  noch  fernere  15  Güter  mit  einem  Gesamt* 
areal  yon  12  865  ba  im  grofswirtschaftlichen  Betriebe.  Dieselben  sind  jedoch 
schon  länger  als  2  Jahre  in  li»kaliBcher  Verwaltung  und  weisen  daher  auoh 
hinsiobtlich  ibrer  Kentabilitat  ein  günstigeres  Betultat  als  jene  erat^fW 
auf.  Von  der  EegierungBhauptkasse  erhielten  sie  einen  Zuschufs  veo 
399  049,94  M.  Sie  lieferten  an  dieselbe  415  689,27  M,  ab,  so  dafs  sieh 
ein  üeberschufi  Yon  16  659,33  M*  ergab.  Solehe  Ueberschüsse  wurdrs 
auf  9  Gütern  erzielt,    wabrend  sich  bei   6  Gütern    noch  ein  Minus  ergab. 

Von  jenen  oben  genannten  94  Gütern  waren  ferner  40  mit  einea 
Oesamtarea]  Ton  36  922  ha  in  der  Beaiedelung  begrifieo* 

Dieee  erhielten  aus  der  Kegierungshauptkasse  1041725,63  M*  und 
lieferten  885  023,30  M.  ab,  so  dafs  sie  einen  Gesaiiitzuachttr§  ygn 
156  692,93   M,  beauBpruchten. 

Auf  16  Gutern  wurde  die  Besiedelung  du  rohgeführt  und  der  groft» 
wtrtsohafiliehe  Betrieb  aul gelöst*  Bio  standen  jedoch  noch  unter  fiska- 
lisch er  Verwaltung  weil  entweder  die  Gemeindebildung  auf  Sohwierij$keit«o 
geü^ttifsen  oder  aus  anderen  Gründen  die  Auflösung  der  Gutskasee  iioeh 
hinausgeBchoben  ist«  Es  erhielten  diese  Güter  aus  der  Uegierungshau^* 
kaase  17  303,82  M,  und  lieferten  4  636,83  M.  ab,  so  daTä  sich  ein  Zusohofs 
Yon  12  666»99  M.  ergiebL  Uere^elbe  wurde  fast  nur  durcli  Aufwendungen 
öffeDtlicb-recbtlicher  Natur,  wie  Kreis-  und  Gemeindeabgaben,  Bauaiaf* 
Wendungen  für  Armenhäuser  und  dergl*,  bedingt. 

Insgesamt  sind  tür  zwischeDzeitliche  Verwaltung  der  Güter  seit  Kr* 
lafs  des  Gesetzes  5  930  332,25  U.  aufgewendet  worden,  welcher  Summa 
Abäcbreibungen  gegenüberstehen  you  1 297  094,19  II.,  so  dala  eioh  ein 
Nettoaufwaod  Yon  4  633  238,06   M*  ergieht. 

Auch  die  Meljarationen  sind  auf  den  Ansiedelungsgütem  weiter  gefordert 
worden.  Unter  eudgiliiger  Fesf Stellung  der  Kosten  sind  auf  Sl  Beaiiiungeii 
zur  Gesnmtiläehe  von    45  284  ha  Urainagen    im   Umfange    von    17  402  h* 
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mbgenomineo  worden.  Das  beträft  rund  38  Proz.  di^s  betetligteTi  Areftl«. 
Der  Koit^Daufwftod  für  diese  BraiDaf^en  beläuft  sieb  auf  3  026029  M., 
also  bat  1  ba  Brainafre  rund  174  M.  gekostet.  AuR^efiibrt,  aber  nooh 
nicht  obgerecbnet  liod  auf  30  Gütern  zur  Geiamtääcbe  tou  20 143  ba 
Braicagen  im  UinfaDge  von  7  674  bn,  d.  i.  rund  38  Proz,  den  Areal«,  zum 
Kopien  an  ftoMage  tod  1240  000  M*  Tn  der  AuBführung  be^rrifff*!!  sind  auf 
6  Besitzungen  zur  Ge§amtflacb«  von  6653  ba  Drainagen  ioa  Umfange  Ton 
1205  ba,  d.  i,  21  Proz*  des  Areale  zum  KostenanBchlage  von  188  200  M. 
Vorarbeiten  Bind  auf  8  Gütern  zur  Geeainifläcbe  von  1436  ba  eingf leitet. 
Auf  diaeen  werden  Torautsicbtlich  1000  ba  oder  70  Proz*  mit  einem  Auf- 
wand von  175  000  M.  zu  drainier«*n  Pein.  Also  betragt  der  Geiarotumfanc 
der  au^gefiibrten  und  eingeleiteten  Drainagen  auf  120  ßesitzungpu  zu 
72  516  ba  Gefarotfliicbe  27181  ba  Anlagen  zum  vora  u^eicbtli  eben  Kosten - 
beirage  von  4  629  523  M.  Da«  Arbeitepeneum  des  Jübre»  1896  betrug 
1650  ba  gejren   2400  ba  des  Vorjabret. 

Die  gÜn^ttigeD  Erträge,  welrbe  in  den  Yonftbren  anf  den  bisber  bur- 
irsführten  Wieaen-  und  Moorkulturen  erzielt  sind,  baben  aucb  im  Beriobti- 
jrtbre  durobweg  angobalten.     Bisber 

waren  im  (rumen  fertlfir  AiitigeD  im  Umfang«  tod      IOQO  h% 
in  dnr  Aanführunir  b«grtfr«Ti  sind  weiter  420    ,, 

VorArbtiten  sind  AQsge''fihrt  IHr  die  Anlagen  von  200    ,f 

Aucb  der  Bau  von  öffentlichen  Wezen  wird  von  dar  Kommission  so- 
wobl.  wie  von  den  Anaiedlem  gefordert. 

Ueber  die  Einrichtung  von  Viehdepots  zwecks  Hebung  der  Rindvieb- 
zuebt  auf  den  AnfliedelungFsütem  hatten  wir  ichon  im  Yorj&bre  bericbtet. 
Im  Berichte  für  1 896  beifst  es  tiber  dieselben»  rlaT«  die  Anträf^e  der  An- 
siedler auf  UeberlasBung  von  Nutzvieh  aus  demselben  aufterordentliob 
zahlreich  eingehen,  bo  dafs  pie  bei  weitem  nicht  alle  berückfichtigt  werden 
können  und  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt  werden  müssen,  bei  rlenen  es 
sich  um  Unterstützung  vorübergehend  bedürftiger  Ansiedler  durch  Verkauf 
von  Vieh  auf  Abschlagszahlungen  handelt.  Bisher  sind  im  (ranzen 
472  Kühe  und  Färsen  für  einen  nesamtpreifi  von  95  263.50  M.  an  An- 
siedler verkauft  worden,  wovon  100  Stück  im  Werte  von  20  836.70  M. 
anf  das  Benchtsjahr  fallen.  Gezahlt  iind  auf  die  Kaufpreise  im  ganzen 
71  474.25   Äf, 

Auch  ist  für  die  Anpflanzunir  von  ObstbKiimen  auf  den  Anüiedeliing«- 
fpütem  weiter  Sorjre  getra^ren  worden.  Bei  den  von  Renten ansi edlern  be- 
stellten Bäumen  übernimmt  der  Fiskus  ''/^  d*r  Anschaffungskosten,  während 
die  Kosten  der  für  die  Pacht«tellen  oder  die  Dotationsländereien  bestimmten 
Bäumen  ganz  aus  fiskalischen   Fonds  bestritten  werden. 

Im  Höchstfalle  werden  40  Bäume  für  eine  Stelle  in  zwei  Jabrez- 
lieferungen   segeben. 

Im  Jnbre  1896  wurden  6031  Bäume  bestallt,  von  denen  jedoch  in- 
folge RücktdttÄ  einer  mit  der  Lieferung  von  rund  2000  Bäumen  betrauten 
Firma  nur  4089  Bäume  zum  Durch lehnittspreise  von  1,16  ]f.  geliefert 
worden  aind. 

Eine  umfangreiche  Untersuchung  dea  Eigenaufb^uet  der  Ansiedler 
iit  d^r  Denkschrift  für  1896   beigefügt.     Auf  die  Einzelheiten    derselben 
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tu  4äm  U\tr^  i%m— li|9S  ifi«  T¥2ticlEcit  tfer  Kmmimm  Meh  dieMr 
lÜ^kAmnt  hm  mmpt^eMm^t.  Im  Jskrc  1^96  hA  sn  jeS^d  ^vieder  «t 
44im  A«fH«i   T«B  Asfi«!«f«B9if«b9flcB   im    wmhmfsniAgm    MmßmUhe  be- 

fUolmmhUnt  tUr  Antiedl^  M  den  tob  ilisc«  ni  figeabwi  aofgefihrtci 
H/>f«0  #li«  frSb<r  r«B«ehtAii  Fehler  TenMiden  m  Udimb. 

Wm  von  fdilW^Hdi  den  ADffiedelmzffonds  Babetriill,    ■•    habeo  die 
OiMMnUfUipkbea 

M«  n»  I.  Ayril  189«  bctnfCB  80892  522,30  M. 

Jf^m  ffdbc  «Im  EiBwünit  g<c€»lb€r  tw  toQ70  732^S    ^ 

MHbia  b«t»cM  <lit  tteUicblichcB  Aawibai         69021789^5   M. 

Em  bleiM  demnach  noeh  eine  Summe  ron  80078  210,66  M.  sor  Fett- 
Mrfznni^  d^  Be«i#rdeInDe  fihrir- 

Znm  Schlaf«  iei  nun  noch  der  Finf&bnmft  des  AneibeDreehti  «of  dai 
Aii«ied«Ian|c««U'lleii  ^^dacht.  Mit  dem  1.  Oktober  1896  ist  das  Oaeets  tob 
8.  Juni  1806  fiber  dM  Anerb^vrecht  bei  ReDten-  ued  Annedelmiiessffiten 
in  Kraft  ^etretr-n,  deiii^  Bestimmnniren  auch  die  auf  Grand  des  Oaeetxm 
Tom  36,  April  1886  zu  Eigentum  rerirebenen  SteHen  unterworfen  mwL 
OemXffi  S  2  des  Oetetzet  sind  •ämtliche  Ei^nt&mer  Ton  AntiedelanfCHtellcB 
darüber  g:ehf5rt  worden,  ob  sie  mit  der  Eintra^ng  der  Anerben«ratfeifreii- 
Mr;hafi  in  daN  Grundbuch  einvcTstanden  peien.  Nur  einigre  WidersprSche 
hfibfin  flieh  dn^ef^on  erhoben,  die  Mehrzahl  hat  sich  damit  eioTeratanden 
rrklHrt.  Die  Verweip:erunjj:en  der  Eintrajrunjif  beschränken  sich  dud  nicht 
auf  din  beidnn  im  Oenetz  allein  zufifelaspenen  Oründe,  nämlich  die  man^relnde 
wirtMe.hüftliche  Rolhfitändif^keit  oder  das  Vorwief^fln  eremeinwirtf^chaftlicher 
ffitoreimen  ffof^on  die  A u frech ferhal tu n^  dieser  Selbständifrkeit,  sondern  fie 
richten  fiich  zum  Teil  auch  ^e^i^en  die  Tendenz  des  Gesetzes,  und  kommen 
in  der  Hehauptung:  zum  Ausdruck,  dafs  durch  die  Verfü^nf^sbescbrank- 
unifen  do«  (^eseizes  die  Möpflichkeit  der  Weiterveräufserunjf  beeinträchtig 
und  diidurob  der  Kaufwert  der  Stellen  herab jredrückt  werde.  Dafs  dies 
Widerstreben  wenijjer  nuf  Verständnis  des  Inhaltes  des  Gesetmes  als  auf 
cinom  allfremeinen  Mirsbohap:en  ^eceniiber  einem  anf^eblich  geübten  fe- 
set /lieben  Zwange  beruht,  ersieht  sich  schon  daraus,  dafs  der  von  den  be- 
trefTendon  Ausiodlorn  in  freier  Vereinbarung  unterzeichnete  Bentenguts- 
vertrag:  bereits  dieselben  und  viel  weiterfi^ehende  Besohränkangen  der 
Verllufserunjrsfreiheit  enthält  als  die  des  Gesetzes. 

Soweit  Widersprüche  nicht  erhoben  pind,  ist  die  Eintraftung  der  An- 
(Tbenffutseiffenschaft  im  Grundbuch  bereits  herbeifffefuhrt.  Hiermit  wird 
«aeb   KrledijjUD«  der  Kinspriiche  weiter  fortgefahren  werden. 
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Ueberaicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    Otiehiebte  dtr  WitMiuebaft.    Eneyklopftdliebet.    Lehrbfteber.    Speiiellt 
thtoretiseht  üntamebiiiigra. 

Bortkewitsoh,  Ladislaus  von,  Die  mittlere  LebeDsdaaer. 
Die  Methoden  ihrer  Bestimmung  und  ihr  Verhältnis  cur  Sterblichkeits- 
messnng.  (Staatswissenschaftliche  Studien,  herausgeg.  Ton  Ludwig  Elster, 
Bd.  lY,    H.  6.)  Jena,  Gustav   Fischer,  1898,  VI   u.  117  88. 

Der  den  Lesern  der  „Jahrbüeher''  aus  seiner  Arbeit  über  die  theo- 
retische Statistik  wohlbekannte  Verf.  unterscheidet  in  der  Torliegenden 
Schrift  zwei  Interessen,  welche  zur  statistischen  Erfassung  des  mensch- 
liehen  Sterbens  Anlafs  geben:  die  Frage  nach  der  Intensität  des 
Sterbens  in  einer  Man  sehen  gm  ppe  und  die  biometrische  Frage  nach 
der  Lebensdauer  oder  der  Absterbeordnung.  Während  bei  jener 
das  Alter  nicht  als  eine  notwendig  zu  berücksichtigende  Eigenschaft  der 
beobachteten  Menschen  auftritt,  sondern  in  einer  Linie  mit  den  übrigen 
die  Sterblichkeit  beeinflussenden  Momenten  (z.  B.  Beruf,  Geschlecht,  etc.) 
steht,  erhebt  die  Frage  nach  der  Lebensdauer  das  Alter  zum  Kriterium 
für  die  Untersuchung.  Mit  Recht  behauptet  Bortkewitsch  die  Selbständig- 
keit dieser  beiden  wissenschaftlichen  Interessen  und  kommt  dadurch  zu 
einer  scharfen  Systematik,  in  welcher  die  begrifflichen  Hilfsmittel  der 
Untersuchung  —  Sterbenswahrscheinlichkeit,  Sterblichkeitskraft  (Dichtig- 
keit der  Sterbenswahrscheinlichkeit),  Sterblichkeitskoefficient,  mittlere 
Lebensdauer,  Absterbeordnung  und  Lebenserwartung  für  wirkliche  und 
für  fiktire  Generationen  —  ihren  wissenschaftlichen  Ort  zugewiesen  er- 
halten. Das  erste  Kapitel  ist  der  Bestimmung  dieser  Begriffe  und  ihrer 
Bedeutung  für  die  Lösung  der  Probleme  gewidmet,  in  ihm  werden  die 
Beziehungen  dieser  Funktionen  zu  einander  entwickelt  und  die  Methoden 
skizziert,  sie  aus  dem  empirisch  gegebenen,  statistischen  Material  zu  be- 
stimmen. Die  Durcharbeitung  desselben  kann  als  Torzügliche  Einführung 
allen  empfohlen  werden,  welche  sich  ans  dem  einen  oder  dem  anderen 
Grunde    der  Untersuchung   des   menschlichen  Sterbens   zuwenden    wollen. 

Im  zweiten  Kapitel  prüft  Bortkewitsch  erschöpfend  die  Beziehungen 
zwischen  der  mittleren  Lebensdauer,  dem  Durchschnittsalter  der  Verstorbe- 
nen, dem  reciproken  Wert  der  St«rblichkeitsziffer  und  dem  reciproken 
Wert  der  Gebartsziffer ;  die  Resnltate  dieser  Untersuchung  bringt  er 
dankenswerter  Weise  graphisch  zur  Yeransohaulichung.^Die  biometrische 
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Bedeutung  der  drei  letzIgenaDntaD  Quotienten  ist  hiern&ch  ^^aufierordplit- 
lieh  gering-'  ,,u.  2,  aus  dem  Grunde»  weil  diese  Grofiien  nicht  allein  toa 
der  Ahiterbeordnun^,  sondern  auch  Ton  der  Geburtenfolge  abh&ngt^  Bind*. 
Eine  hißtorfache  Darstellung  der  Verbuche,  die  mittlere  lieben edbauer  mit 
Hilfe  dieaer  Quotienten  an näliprungs weise  zu  beFitimmen,  eowie  ein  litte- 
rariicher  Ueberblick  über  die  Kritik  jener  Verfluche  ichliefien  da«  Wtfle- 
oben  ab. 

Königsberg  i.  Fr.  Otto  OarlaeL 

Blöf^rftphi«,  iNireiTieine  deuti«*!}«.  Btnd  XLfl:  WtrenMi-WitlieliB  d«r  JSaftrf^ 
H«r«oe  «u  BfAuniehweif^  uud  Ltioebtiri^,  L«ipsi^,  Dancker  ft  Huinblot,  1897.  L«r4. 
IH  88..  ^eb.     H,  14,80. 

Häher,    A..    Gftschkbt«   der  Oründtunfc    oad    d«r  Wirksunk«it   der    kaia.   AJi iltih  I 
der  WitsenscbKftei)  wKhrADfl  der  «rsten  60  Jmbr«  ihres  BeatKndea.     Wien,  C*  OeroldV  9olt, 
18S7.     Kr   B.      176  SS.     M,  2,80. 

JifchrbQch  der  mtern&tionaUti  Verein  tjR^onf^  für  ▼ertrl  eich  ende  Rerhtswis««fi»eli«ft  aaJ 
VnlkiwirtBchiiftsleJjre  stu  Rerlin,  Heraasj^e^fiben  von  (ProC)  Bernboft  (RA«rock)  mti 
(L6«rK.)  Meyer  (BeHln).  JftbrfrAnir  III.  1897.  Abtcilufif^  1.  Berlin,  K.  Hoffnianii.  IHH 
trr.  8  271  88.  M.  M0~  (Inb^tt:  üeber  bolliradische  Notenbank politik  Im  VtnxUkk 
sur  rniEtlischeii  und  deotichen,  von  R»  van  der  Borp'bi.  —  Die  Rccht^formen  kol<»aialit 
Ansbreitanir  der  europKiftchen  Staat enj  von  C>  Bnrnbak.  —  Der  Vertriig»«b»c-lila(%  tmA 
dum  neuen  büri^erlichen  Gesetsbnch«  m\i  BeiB|rnabme  tnf  d«s  Hecht  des  AofttAAdas.  ««■ 
R.  Leonhard  —  Wirtjcbaftliche  VerbÄUnlBS«  in  Deulscb-OstüMka,  von  H.  v,  WU^ 
mann.  —  Di«  recbtilehe  und  wirtAcbafi liehe  Laee  der  Arbeiter  (KitH»)  auf  d«»  troptcciM 
Plantagen  nach  MaTsgabe  d«r  in  Niederlindiscb-lndien  bestehenden  Einrtebtniig^a,  v«a 
H.  Gabriel  —  ete^ 

8chal  tb  es»*  Boro  plliaeh  er  Geacbichtakal  ender.  N.  Pnlf^e.  XII  Jabrf.  1898.  (Dif 
prmnaen  Reihe  XXXVtl,  Band.)  Her(iu$|?e(;eben  von  G.  E«>Tofr.  Müachtn,  0.  H.  B^erk- 
seh«  Verraipibhdr,  1897.     frr.  8.     VIII— dflO  83.     M.  8. — 

Slonimskl,  Karl  Marx*  nationslSkanomlscbe  Irrlebren.  Eine  kriüeeba  Staut, 
Berlir»,  Job.  Rfid«.   1897      8      IV— 203  88. 

8taatfi*     tind     lOiialwlpBenjchaftlicbe     For«chttngftn.       Heraa?iireE^eben     van     Giutev 
Bebmoller.     Bd.    XV,    Heft    Ss    Doren ,    EntwickelnnK    n^d   O rifun i^alfon    4mt    Flnrentia 
Zflnfte     im     18,    und     II.   jAhrbunderL      Leiptfg,    Dunfker    k   Bttmblot»     1897. 
IX— 114  88      M.  9,80, 

Verhandluniren   der  okononnriücb^pat  not  beben  Soaietit  der  PQr^tentfimer  8eh« 
nfts  und  «lauer  im  Jabr«  1896.     Als  eine  Fortsetsttn^  der  neuen  Annagen  an«  den  Orif 
akten  herausgegeben    von  PrelUip.     Janer,    Druck    von    M.   Elserroann,    1897.     8^     9$  a  ' 
15  88. 


DeschantI,  P.  fd^ptit^  d'Burc-et-Loir),  LU^rlcultiire  et  le  sacialtstn«,  dieaoati  4 
la  Chambre  des  d^puti»,  le  10.  VII.  1897  Paris,  impr.  Boullay,  1897.  19,  71  p« 
(Pab,  de  l'Associadon  nationale  r^ptibticaine.) 

Booqoet,  R.«  Emploi  des  fonds  daos  la  partieipation  aux  b^n^ficea  (tb^s«)^  Laval» 
impr.  Jamin,  1897.     8.     148  pa|r. 

Pareto,  V.,  Karl  Marx.  Le  eapital.  Extraits  faits  per  Paol  Lafaiva«.  Park» 
Golllaumin  &   D«,   1897.      18.     LXXX— 180  pa^r. 

Beif^nouret,  E.  (pr^sident  du  cnmiee  airrieole  de  l'arroadfsaaaiaot  de  Ue^pamj^ 
Essai»  d'^coDomi«  sociale  et  agricote.  Paris,  Omllaumin  &  €>*»  1897.  8.  TU^iOi  psg. 
fr.  7,ft0. 

U  n  Qonveau  systime  financier  (mobtUsation  de  fa  rente).  PrOfraiama  nialBiUili 
L*onvrier;  le  paysan ;  ]*industne1  et  le  commer^ant;  la  banque;  1«  propri4taire ;  las  aan* 
raneas ;  lea  travaux  publica ;  l«s  cbemtna  de  Ur;  TEut.  Paris^  iiapr^  Baamarld  4  €>, 
1897      4.     146  pajp. 

Da  WS  00,  W.  E.,  Social  Switserland:  Studies  of  preseot-day  sodal  Dwovanaali  la^ 
legislation  ia  tbe  8wisa  RepubTic.     London,  Chapmsn  &  Halt.  1897.     frowii-8,     9/^* 

Dletloaary  of  national  bio^rapby,  «dited  hy  Sidney  Lee.  VoL  MI  (SKearaal 
Saiirke).     London,  Sn&ltli,  Eider  h  C*    1897.     rr.  iii-8.,  eletb.     li/.^. 
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Digby,  K,f  »nd  W*  M.  HArrison,  An  introduciion  to  tbe  history  oi  tht  Uw  of 
reftl  property.     b^  ed.     LondoD,  Froirde,  18d7.     6.     464  pp.      12/6. 

Yovag.  Tbfl  autobio^ftpby  of  Arthur  ToüDg.  With  seUctiona  from  bis  eorrc- 
»pondence,  Edited  by  M.  Beth«in'Cdwftrdü.  London,  Sraitb,  Elder  &  C^  1^97.  orowa.^8* 
Witb  8  protT»its  aud  2  views      12/, 6, 

ClodJo,  La  IoUh  di  cluse.  C«gli«ri,  Ean.  IfMitiöi  «dit.,  1897*  18,  17  pp. 
(BibliotAcA  deJl'  Idea  socblUt«,  u^  1,) 

jACcbinif  F.,  Ftne  di  scii>pero,  OaUtinft^  tip.  P.  GklnüiiOf  1887«  12.  SS  pp. 
(^Uiblioteca  del  SaleDto,  urgaoo  dei  partito  socialisU  deJ  proirtnoia  di  Lecce,  q^  2.) 

C  orne  J  ifia  ttD  ,  Cb  ,  üet  revolaliooKire  ItommunUine,  aiJQ  be^^ioselen  ea  s^a  takliek, 
Ootwerp  Toor  een  overeeukomst  eu  voor  bei  »ameugaaD  van  de  revolutionaire  sociaJUteo 
an    de   kommanisütcbe   aaarcbisteu,     Aouterdatiii    Fb.    Oadliterk,    1897.     gr.  8,     68    bis. 

n.  0,20, 

2.    Gei«1ü«ht«  imd  Oaritelimnef  der  wirtiebftftlioben  Xattur. 

Bd liebe,  Skisieci  «as  MiudeDs  Verf^aüKeabeiU  Die  Zeit  dei  dO-jährigeo  Krieges. 
Nacb  bandscbriftltcbea  U«berJiererUDgen  zuAainmeDge«tellt.  Mindea  i,  W.,  Hruns,  (1897). 
gr.  B.      133  SS.  mit  I  MeriaDScben  Aa^icbtea  M.  2, — . 

Cbirol,  V.«  Die  Lage  io  03ta»ien.  2.  Aufi.  Berlio^  Job.  Rgde,  1B97.  8.  165  SS. 
M,  2,80.  (Aas  dem  lobalt:  Die  KaupUtadt  CbiDaa.  —  Die  änantieUe  Lage.  --  Di« 
japAQiftcbe  toduBtrie-  aDd  Oewerbeaa»«tellung  in  Kiolo.  —  Die  merkantiieo  Iiitefeiaea 
KogUods,  —  Die  Zakuaft  der  cbineaiscbei]  lodtiAtrie.) 

Leipsiger  Studien  aus  dem  Gebiet  der  Geschicbte.  Heraasgegeben  tod  G.  Boch- 
bola,  K.  Lampreebt,  E,  Marcks,  G.  Seeliger,  Bd.  III,  Heft  1  u.  Bd.  IV,  Üeft  IV.  Lelpsi^, 
Dnncker  ä,  Hamblüt,  1897.  gr.  8.  (Irabalt.  ßd.  iU,  1:  Beiträge  atir  mitteiatterlicbeo 
Topofripfaie,  Kecbt«ge«cbicbte  und  Soiiatiitatiattk  der  Stadt  Köln,  ioabeso&dere  der 
Imintuiilftt  Uoterlao,  von  Hans  Bangere.  X— 12d  83.  mit  Karte.  M.  &,AQ.  — ^  Bd.  IV,  2: 
Daa  elcb^iscbe  Amt  Wittenberg  im  Aofaug  des  XVI.  Jahrhunderts,  dargestellt  auf  Grund 
eiDtt»  Erbbitcbes  vom  Jabre  1513,  von  O.  Oppermann.     V Hl— 120  SS.     M.  2,80.) 

MicfaeJ^  J.  (Pfarrer),  Ge&cbichte  der  ehemaJigen  Herrsebafteo  Alt-  und  lieiiweilnau, 
Fraokfart  a./M.,  Job.  B.  HerrmaDn'scbe  BhdI.,  1897       8.     86  Sä.     M.   1^. 

Roetchen,  A. ,  Wanderung  darcb  die  oördücbe  Wetterau  von  Butibacb  Über 
Manieoberg  und  Arnsborg  aam  PtablgrabeD.  Giefji^eD,  K.  Rotb,  1897.  8.  VI — 98  88, 
mit  SO  knliiir-  ond  wirtsebafugescbicht lieben  Abbildga. ,  2  Grundriesen  und  1  Karte« 
IL   1,50. 

Hilbermaon,  J.,  Der  GeaiadeifrangsdieDst  in  der  M&rk  Brandenburg.  Greif&wald 
1897.  8.  40  SS.  8.  86  ff. :  Vergleicbende  Zu^ammenatellting  von  Lobotajcen  aas 
karmärkiscben  Geetndeordouagea  des  17.  o.  18.  Jabrb.  Aogegeben  aind  ntir  die  Böebat- 
löbne.     (Dissertation.) 

W  i  11  g  e  r  o  th ,  G*»  Gescbicbte  der  äUdt  WUmiir.  L  Teil  bia  aar  Mitte  des  14.  Jahr- 
hundert». Wismar,  Willgeroth  Sc  Mensel,  1898  8.  123  SS.  M.  S.— .  (Aus  dem 
Inhalt:  Wismars  Einwohneracbaft.  —  fiescbaffenheit  von  Woboungea  und  Straftieii.  — 
Umndel,  Gewerbe  and  VerkebrsTerfaJLltaiaae.  —  Leben  ood  Treiben  im  alten  Wbmar.) 

Didier,  C.  (rabb4) ,  Etüde  bistoriqae  et  ststiitique  sur  Saint- Diaier  (amsien  et 
nonreeo).     Dtster^  impr.  Tb4venot,  1807.     8.     361  pag.  et  8  graF.     fr.  4,50. 

Calvert,  A«  F.,  My  fourth  totir  in  Western  Australia.  lllttstrated  by  W.  BodgsoD. 
London«  Bememanti^   1897.     4.     21/. — , 

Je f fersen,  R.  L.,  Roughlog  It  in  Siberia.  Witb  some  aeeoant  of  the  Trsoa- 
Biberian  railway  and  tbe  goldminlng  industry  of  Asiatic  Husala.  Witb  map  and  numeroua 
lUostrations,     London,  Sampson  Low,  1897.     erovn-8.,  cloth.     6/. — . 

Merewether,  F.  IL  B.,  Tbroogfa  tbe  famine  districts  of  Indta.  Beingan  aecoanl 
by  Rettter's  special  correspondeat  of  bis  experlence«  In  travelling  tbrougb  tbe  fismina 
dUtHcts.     London,  A.  D.  Inne»  &  C^,  1897.     8.     lUostrated.     16/.—. 

8.    BeTötkemngslelire  und  Befdlkerungspolitlk.     Answandenu^  und  XoloaiiatioiL 
Schule,     C.    Tb.,    Frbbcbe   and   HeiratHkoosena.      Eine    neue   Lotung     der    Ueber- 
▼olkernngsfrafe.     Berlin,  KHÜk-Verlag,    1897.     gr  8.     18  S8.     M.   0,50.     (A.  u.  d.  T.: 
f  rafao  dea  $0euilicbeii  Lebens.     Hrsg,  von  Richard  Wrede,  Jahrg.  11,  Heft  5  ) 
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CbeyssoD,  E.,  L'homme  aoeial  et  U  colooisAtion,  conf£reoo«|  I0  4  mal  IUI, 
Paris,  Olleador^,  1897,     8.     20  ptg. 

O'Reil,    M.,    Goof^rence    sor   les   coloDiea   tDgUisei.     Rooeiit    ünpr,    6/^  1811!»' 
Ipr«  10*8,     S7  pag. 

vao  Pesch,  A«  J.  (prof.  k  rUoiveroiU  d^Amstardam),  Table»  d«  tDortaliti  fMT 
le  ro^Hume  d«s  Pajs-BaA  diduites  de»  ob^erTitioDs  pendant  la  p^riode  1880 — 1890  wm 
un  aper^a  sar  ia  methode  rationnelle  de  confitruire  les  table»  de  mortaliU,  *»  UraTaabift, 
van  Weelden  &  Mtogelen,  1897.  gn  iD'4.  iO^XLV  pag.  avec  2  taUeanx  grmpbigäK 
(taux  de  morcaiit6).  [Table  de«  mati^res:  Htstorique  et  r6&utD^  de  la  m^tbod«.  ^-  Ctm- 
ir6le  das  doDo^es  premi^res.  —  Kecbarehe  des  tauz  de  mortalit^^  lea  plas  probeib<H| 
ioriqa'oo  ae  borne  anx  übservations  d'ane  »eate  aniii^e  d'Af^e,  —  B«chercbe  das  taas  4t 
morialitö  le»  plu^  probabl«ii  eti  ayaot  ^gard  anx  r^«ultats  des  Ages  enviroonants«  — ^  üa.] 

American  history.  Told  by  coatemporariei»  VoU  1:  Era  of  cdloDiaation,  lifl— 
1689.     £dit«d  by  Albert  Ba^bnell  Hart.     London,  Hacmillan,  1897,     8.      624  pp      %' 1 

Uigelow,  P,f  White  man 's  AfricA.  lilu&t.  hf  B«  Caton  WoodvlHe,  «t«.  Loadva. 
Harper,  1897.  8.  340  pp.  16/.—.  (BescbreibUDg  de»  Kap  der  Oatan  BolToBjif,  4m 
UraDge-Kraistaatett^  da»  portugiesäschen  Kolotiialbe^itxae  io  AJriea  ete  ) 

Detailed  auotiiü  report|  XLl*i,  of  tbe  Regiatrar^Qeiieral  of  birtbt,  deal^  •»! 
marriages  in  Scotland.  (AbatracU  of  1895.)  Edlabargb^  prioted  by  KeiÜ  4  C*,  18IT. 
gr*  ln-8.     LXU— 481   pp.     2/.6.     (Pari,  paper  by  commaod.) 

Me  Call  Tbeal,  6.,  Uistory  of  äouth  Africa  ander  tbe  admttiifttratioo  «f  tti 
Dtttob  KaAt  India  Company  (1668 — 1796).  8  voU.  with  map».  Loodoo,  äwan  Snaafli* 
achain,  1897*     8.     30/.—. 

4.    Bergbau.    Land-  und  Forttwirttobaft.    FiJcharaiw6Mn> 

Beriobt  über  das  VeterioiLrwesen  im  Kdoigreicbe  Sacbaeo  für  das  Jalir  lifH. 
Jabrgaog  XU«     Dresdea,  G.  Scbdofald «  1897.     gr.  8.     lY—SlS  SS      U    3,50« 

Jahr  «»beriobt  über  die  PorUchritte  aaf  dem  Oesamtgebiete  der  AgrikaÜ»* 
Chemie.  Meue  Folge  XXX,  1896  (dar  ganaan  Reihe  Jahrg.  XXXIX.  üoimr  Müvirtaig 
genannter  A stören  hrsg.  von  (Proff.)  A.  Bilger  (jdöncbeo)  nnd  Th.  l>tatrieh  (Mäfhm^ 
b«rliD,  Parey«  1897.     gr.  8.     XXXVIU— 712  Sd.     M.  £6.—. 

Jahresbericht  de»  Oberacblesiacban  linapp»chaft»verain»  flr  d«a  Jakr  IUI» 
lUltowita  O.-S.,  Drucii  von  Gebr.  B6üm,  18^7.     gr    4.     58  SS. 

Ungarn»  Landwirtschaft  1896.  Heranagegeben  vom  k,  ungariaeiiaB  Miaiaiv  Ar 
Ackerban.     Wien,  W.  Fhck,  1897.     gr.  8.     626  SS.     gab,     M.  4.—. 

VarwaUubg»barieht  de»  Worm^Knappaehalto verein»  an  Bard«ab«qg  für  t9H, 
Anoban,  Dmck  von  P.  Urlicb»,  1897.     gr.  4.     34  SS. 


»aivi»  de  qnalqnea  not««  »«r  laf^ 
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Alglave,  Le  monopole  de  i'a)c4>ol,  conf^renea  fait«  par  M.  A^  la  11,  V«  lüf. 
Nante»!  impr.  Mellinet  A  O«,  1897.     8. 

üriffaalt,  P.,  La»  nsages  forastier»  d*Iaipby, 
et  d'tui  aparyu  comparatit  de  la  propri^t^  forcsti^re 
enne»,  impr.     Lacoor  A  O«,  1897.     12.     146  pag. 

Uerd-book    fran^U.      Begistre    de»    aninnanx   de    ponr  sang  da  la 
eonrtaa-eornaa  am^ior^e,   dite   race  Durham,    n^    oo    Importe«  an  Pranoe 
luma  XXV.     Nancy  et  Part»,  berger- Levranlt  A  O»,  1897.     6.     XVI— 271   jaac 

Pal  Hat  (directear  de  TEcole  d'agncnltar«  d^Ecolly),  La»  vigooblaa  d'Atgina 
C.  Ciinlet,  1897.     8.     180  pag.     (r.  2,60. 

de  Kocqaigny,  La  moavemant   syndical   dan»    ragricnltara.     Laa  iyttdfasl 
colea  et  lears  iinion».     Happort,     Orleans,  Impr    Hicbao,  1897.     8.     88  paf. 

S  a  1  a  9 1  C.  P.  (üiraetenr  g4u4rml  da  »tAtiatiqn«) «  L'agTi«altsre ,  fHavagv^  ri>8eiliU 
•t  la  eomaiaraa  dans  la  provioca  (da  Buenoo  Air«a  an  1896).  Ia  Pinta,  aliliTi  di 
pabUeatimiB  du  llit»4a,  1897.  Imp.  in<8.  ClX^tOO  pag.  av.  18  tmnm  agmaiaa  m 
da  1*41» vage.  (Pablication  da  Boraaa  g4o^al  da  Statist iqaa  de  la  praviac«  d«  Piiia»! 
Alras.  Table  de»  mati^a»:  Population«  —  Climat  —  Agncttltnre  —  Elevaga  fmt  fwm 
at  dbtriet».  —  Indoatria.  —  Commerce) 

8a r vier,  A.,  Gnida  da  ragri«altaar  an  Alg^ria  at  aa  Tani»ia.  Beasm^  da»  pei» 
cipaa  agrioola»  dan»  l'Afriqaa  du  Nord.     Pari»,  Cballamel^  1897.     8.     Xl^Üf  pi^ 

Donald,  T.f  Accottfit»  df  gold  Blning  and  axploration  eorapaad««  Wiik  laMrar 
liona  and  form»  lor  rendaring  tbe  aaaia  to  tbe  Head  OOaa,  Loadon^  K.  Wilin%  t8tl 
8.     68  pp      8/8. 
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Jamet,  Fr»,  Tbe  Klondike  goldfields  and  bow  to  gel  tbere.  London,  and  New 
York,  G.  Boutiedge  &  Sons,  1897.     88  pp.     /.Of6. 

Kiiiebrew,  J.  B.  and  H«  Myrick,  Tobecoo  leaf:  its  cultore  and  cnre,  marke- 
ting  and  manufactore.     London,  Gay  &  Bird,  1897.     crown-8.     illostr.     10/. — . 

Scboies,  Tb.  £.  ä..  Sogar  and  tbe  West  Indies.  London,  £.  Stock,  1897.  8. 
19  pp.    /.0,6. 

Yearbook  of  tbe  United  States,  Department  of  Agjicoltare,  1896.  Wasbington, 
GoTernment  printing  Office,  1897.  gr.  in-8.  686  pp.  witb  frontispieee ,  6  plates  and 
nnmeroas  woodstock«.  (Contents:  Report  of  tbe  Secretary  of  Agricoltore.  —  i'otasb  and 
iu  fonction  in  agrieultare,  by  H.  W.  Wiley.  —  Seed  prodaction  and  seed  saving,  by 
A.  J.  Pieters.  —  Agricultoral  education  and  researcb  in  Belgiom,  by  A.  C.  True.  — 
Olive  cultore  in  tbe  United  States,  by  Newton  B.  Pierce.  —  Tbe  oses  of  wood,  by 
Kilibert  Botb.  —  Improvements  in  wbeat  cultare,  by  Mark  A.  Carleton.  —  Au  ideai 
Department  of  Agricalture  and  Industries,  by  E,  Tisserand.  —  etc.) 

A  n  n  a  1  i  de  agricoltora  1896.  Atti  della  Commissiooe  consultiTa  per  la  pesca.  Sessione 
del  dicembre  1896.     Roma,  £.  Vogbera,  1897.     8.     192  pp.     1.  1,20. 

Annaii  di  agricoltura,  1897.  Malattie  del  bestiame.  Atti  del  Consiglio  sootecnioo 
e  delle  epiaoosie.     Roma,  tip.  di  Bertero,  1897.     gr.  in-8.     854  pp. 

6.  Gewerbe  und  Indoitrie. 

Brfigel,  C,  Die  Ansbacber  Scbneiderannft.  Ein  Beitrag  anr  Gescbicbte  des  Zonft- 
we»ens.    Ansbach,  C.  BrQgel  &  Sobn,  1897.     gr.  8.     46  SS.    M.  1,80. 

Evert,  G.,  fiandbucb  des  gewerbiieben  Arbeiterscbatses.  Berlin,  C.  Heymann, 
1897.    gr.  8.     VII— 887  SS.     M.  6.—. 

Lage,  anr,  der  Arbeiter  im  Scbneider-  und  Scbnbmacbergewerbe  in  Frankfurt  a.  M. 
Veröffeotlicbt  von  Mitgliedern  der  volkswirtscbatüicben  Sektion  (des  Freien  Deatscben 
Hoebstifts).  Hrsg.  von  Pb.  Stein,  eingeleitet  namens  der  Sektion  von  (StadtR.)  Flescb. 
Frankfurt  a.  M.,  Gebr.  Knauer,  1897.  8.  114  SS.  M.  1.60*  (A.  a.  d.  T.:  Scbrifton 
des  Freien  Dentscben  Hoebstifts,  VIU.) 

Leipsiger  Bncbdrnckgewerbe  am  Ausgange  des  Jabrbnnderts.  Denkscbrift  der 
Innung  Leipsiger  Bucbdruckereibeaitser.  Zur  Erinnerung  an  die  säcbsiscb-tbttringiscbe 
Indnetrie-  und  GewerbeauAStellung.  Im  Auftrage  der  Innung  bearbeitet  von  Ernst  Wiener 
(Redakteur  der  Zeit»cbrift  fflr  Deutscblands  Bucbdrucker).  Leipsig,  Selbstverlag  der 
Innung  Leipsiger  Bucbdruckereibesitser,  1897.     Lez.-8.     101  SS. 

Lieebt,  E.,  Die  Verrufserklftrungen  im  modernen  Erwerbsleben  spesiell  Boykott 
und  Arbeitersperre.  ZOricber  DoktordisserUtion.  Züricb,  Orell  FOssli,  1897.  Lez.*8. 
149  SS.     M.  8,60. 

Rotber,  £.,  Der  Industriestaat  und  die  arbeitenden  Klassen.  Berlin,  J.  Sassen- 
baeb,  189^^    8.     84  SS.     M.  0,16. 

Wartmann,  H.  (Aktuar  d.  ksufm.  Direktoriums),  Industrie  und  Handel  des  Kantons 
St.  GaUen  1881—1890.  St.  GaUen,  E.  Febr,  1897.  4.  869  SS.  mit  Tabellen  und  1  Karte. 
M.  6. — .     Herausgegeben  vom  JutufmKoniscbeu  Direktorium  in  St.  Gallen.) 

Wuttke  ,  R.,  Die  erwerbstb&tigen  Frauen  im  Deutseben  Reicbe.  Dresden,  v.  Zabn  & 
Jaenscb,  1897.    gr.  8.    46  SS.     M.  1.—. 


Goug^,  J.,  Annnaire  des  mines,  de  la  m^tallurgie,  de  la  construction  m^canique 
et  de  r^lectricitö.     Paris,  Bernard  &  C^,  1897.     gr.  in-8.     ca.  1800  psg.     fr.  10.—. 

Miklacbevsky,  Ivan  (prof.  k  rUniversitö  de  Kbarkow),  Les  syndicats  indu- 
strieb d'aprte  Touvrege  russe  de  M.  J.  Yancboul.  Paris,  Larose,  1896.   gr.  in-8.   81  pag. 

N  o  t  i  c  e  bistorique  sur  la  dasse  d'industrie  et  de  commerce  et  sa  section  d'borlogerie 
dans  leurs  rspporis  avec  Tindustrie  borlogire  suivie  de  leur  partieipation  k  TExposition 
nationale  suImc  k  Genive  en  1896.  Gknive,  imprim.  L.  £.  Privat,  1896.  gr.  io-S.  99  pag. 
avee  6  fig.  et  16  plancbes  en  autotypie.    (Publication  de  la  Soci^t^  des  arts  de  Genive.) 

Friendly  societies,  industrial  and  provident  societies,  and  trade  onions.  Reports 
of  tbe  Cbief  Registrar  for  1896.  Part  A.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode, 
1897.     1/.4. 

Myriek,  U.,  Sogar.  A  new  and  profitable  industry  in  tbe  United  States  for  capital, 
agricalture  and  labor.  New  York  and  Cbicago,  Orange  Judd  Ct.  1897.  Lex.  in-8. 
180  pp.,  lllustrated  witb  over  100  engravings  and  8  cbarts,  dotb.  8/.6.  (Contents;  Tbe 
American  sugar  indiutry  in  its  economic  aspects.  —  Tbe  cane  sogar  industry.  —  Tbe 
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bMl  «ifW^  isdaMrj  is  Amentmz  l,  What  hu  be«a 

Ifc«  iadBPlxy  la»  growo    io    each  8tAt«.     3.  Coltiir«    of   tbm    lOC*'    bat. 

€.    Euidal  mnd  ¥ukokr. 

B«rieht  d^  HAndebkammer  mn  Verd«o  üb«r  die  L«gt  itad  d«a  Gl 
Im  Jmhn  169«.     Verden«  Tressaas  ßadidniek«?«,  1897.     Folio,     «J  SS. 

B« rieht  der  Handels-  and  6ew«rb«kMidMr  stt  Dr«sdeji|  IS^S.  Tail  11.  Dt« 
e.  Ueiorich,  1S97.  gr.  8,  65  S5,  (Au  dam  iali&lt:  Ergebnis»«  der  raJirikmrk« 
tAAilttof  1694»  1895  ttod  1696«  Nteb  liufMktionibexirken.  —  Wmrtnmwaimhr  naeb 
Ver.  HtAAteu  1890—1896.  —  GeftellscbefteB  mit  be*efarlakter  Haitsng.  —  Oi«  Ak 
imteniebmaogeD  im  KatntDerbezirk  1896/97.  —  SpArkAeMiirerkflbr  1896*  —  Slaii 
kaaf»-  aod  ÜArktniiUelpreiBe  (Ir  1896.) 

Handelftknmmer  xd  Haiheii»«!!  im  ElsaX«,     JftbrMb«Hfiltt  flli'  ISML 
Druck  TOD  W»*   B»der  &  O«,   1897.     4.     76— XCIU  SS. 

Jabretbericht  der  Bergitebeo  HaadeUkunmer  m  Leonep,  Ümffmind  4i« Mrmm 
Gattimer»b&ch,  Lenaep^  Remftcheid,  Wippcrflirth  und  die  Bürgerin ei^tertieo  KrottsslMff, 
Velbert,  Wülfralb,  1690.     Remscheid,  Ziegler*»ehe  Bnchdruckerei,   1897.    8.   XIV— ftd^ 

jAbresbericht  der  UendeUkemmer  lu  Erfurt  f^r  dAeJmkr  ldt€.  tCtl^ttt,  O&km^ 
rath*»cbe  Bucbdr.,  1897.     Folio.     24  SS. 

Jahresbericht  der  BAndelskaoiiDer  tu  Kiel  fUr  1696.  J&brgaag  XXT.  Eiel, 
Druck  der  „Nord*0»Ueeseiiang**^  1897,     gr.  8.     126s  73  **^* 

Jehreebericht  der  HaDdeUkemmer  sn  Leipttg^  1696.  LeSpsig,  J.  C.  HliiA 
■che  Bbdl.,  1897.     gr.  6.     XU— 260  SS. 

Jahresbericht  der  HaDdebkammer  xu  Miilfaeim  a.  d.  Ruhr  fftr  4aM  Jahr  iM$$- 
Teil  II.     Mftlheim-Ruhr,  Druck  von  E.  Marks,   1897.     4.     S.  49— IIS. 

Jahresbericht  der  Ha&del«kammer  su  Neois  fUr  das  Jahr  169$.  Hwmh^  ItnA 
▼00  h,  Scbwann,  1897.     6.     44  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  füj*  den  Krek  Siegen  pro  IStf.  flisgu. 
Druck  von  W.  VorUoder^  1897.     gr.  8.     67;  XXX VIU  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  fUr  den  Kreis  Solingen  pro  1896.  fiofis^M 
1897.     Folio,     60  88, 

Jahresberieht  der  Uandelskimzner  an  StnUsbnrg  i.  E.  IHr  da*  Jmhr  llM» 
Strarnbarg  1.  E.^    St — er  Drttekerei  und  Verlagsanstalt,  1897.     Polio      19t  8S. 

Jahr  esberic  h  tf  hydrologischer,  von  der  Elbe  fEr  1896,  Auf  Orund  de»  6** 
»chlusses  der  t«chai»chet]  Vertreter  der  deutschet]  E  Ihn  fers  taaten  vom  17.  IX«  1681 
bearbeitet  von  der  k.  Elbstrcinibauverwailung  su  Magdeburg.  4  Teile.  Ilagd«b«fg,  K 
Baeusch  jr,  1897.  Imp.-Folio.  S37  S8.  Mit  19  Blatt  Zeichnongeu  etc.«  damtitev  t  Ufa« 
bildliche  Darstellung  der  seichtesten  Fahrwasserstellen  der  Elbe  im  Jahre  1886.  [ToÜtfi 
Statistische  Mittel] nii gen.] 

Jahreaberiebt  des  k.  KommerskollegiQms  an  Allona  flr  1896.  Altoa^  OwA 
von  KÖbner  &  G"    1697,     Folio.     66  SS. 


Compta  renda  des  travaox  de  la  chambre  de  commerae    de  Boaan  p^odnat 
1896.     Roueni  impr.  Lapierre,  1696.     in-4.     468  pag. 

Leffcvre,  £.,,  Le  chancre  du  comtnerce  et  de  findustrie  «n  F^nee.     Reiaa, 
Bugg,  1897.     13.     73  png. 

Coromercial  jear-book  of  the  United  States  end  foretgn  couotries,  1897. 
bj  Walter  A<  Dodsvrorth,  aud  publisbed  b;  the  Journal  of  commerce  aud 
bulletin.  Volume  li.  New  York,  Journal  of  commerce  etc.,  1697.  gr,  in-S,  ITUl— 
610  pp.i  with  Chart  and  graphics^  clotb,  $  1,50.  (A  Statistical  annual  relAtiisf  W  Ifee 
commerce,  ibdusiriesi  agrictiUure^  bauklog,  currencies,  investmentSf  railroada,  ihippintt 
itisuraoce,  populaiioti,  etc.  etc.  of  Ihe  United  States  aod  Foreign  countriee.) 

Mackay,  J.  C,  Light  railwajrs  for  the  Untted  Kingdomf  India,  and  Ibe  eoleniai: 
m  practical  handbook  on  their  eonslructton^  equipmeot,  and  fioancing.  London^  Oeiibf 
Lockirood  4t  Soo,  1897.     8.     With  40  pistes,  cJolh.      16/.—. 

Poor,  H.  V.  A  H.  W.,  Manual  of  railroads  of  the  United  Statee^  «itb  an  m^pml^ 
contAlning  a  füll  analysls  of  the  debts  of  the  United  Sutes,  tbc  s«Y«rftl  BUMm^  maMF 
palities  etc.  Also  statemenU  of  street  railwaf  and  traetion  eompaaieet  iodsstllal  mtift»' 
tlons,  etc.  XXXtb  juiDaal  number.  New  ITork,  «nd  Loodoo,  1697>  gr.  |]i-8«  1406  ffb 
with  uumerotts  msps^  tlolh.     4^/,— , 


Uebtnieht  ftb«r  die  neaesten  Poblikationen  DeatschlaDds  und  des  Aaskodes.     g25 

Trade  of  the  British  Empire  and  foreis^n  competitioo.  Despateh  from  Mr.  Chamber- 
lain  to  the  Goveroors  of  colonies  and  the  high  Commissioner  of  Cyprus,  aod  the  replies 
thereto.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode ,  1897.  Folio.  599  pp.  5/. — . 
(Pari,  paper.  Contents:  Introdactory  memorandum.  —  Despatch  to  Goveroors  of  colonies. 
—  Replies  to  despatch:  Canada,  Jane  21,  1897.  Newfoaodlandf  Decbr.  7,  1896.  Bermuda, 
S2.  VI,  1896.  Bahamas,  4.  VU,  189G.  British  Honduras,  4.  VI,  1896.  Jamaica,  14. 11, 
1896.  Leeward  Islands,  4.  VIII,  1896.  Windward  Islands,  20.  II,  96.  Barbados  islands, 
4.  II,  96.  Trinidad  Islands,  19.  II,  96.  British  Gaiana,  22.  I.  and  14.  II,  96.  Gold 
Coast,  11.  IV,  96.  Sierra  Leone,  19.  III,  96.  Lagos,  29.  V,  96.  Gambia,  11.  IV,  96. 
Cape  colony,  80.  VIU,  96.  NaUl,  28.  II,  97.  Maaritias,  80.  VI,  96.  Ceylon,  1.  II,  96. 
Straita  setUements,  30.  III.— 6.  X,  96.  Hong  Kong,  16.  VI,  96.  New  South  Wales, 
22.  VI,  96.  Victoria,  23.  VI,  96.  Queensland,  11.  XI,  96.  South  Anstralia,  8.  I,  97. 
Western  Australia,  8  V,  96.  Tasmania,  11.  VII,  96.  New  Zealand,  20.  I,  97.  Fgi, 
1.  VII,  »6.     Malta,  26.  IV,  96.     Cyprus,  1.  V,  96.) 

Verslag  der  Staatscommissie  benoemd  bij  koninklgk  besluit  van  4.  April  1896, 
tt*  19,  to  het  instellen  van  een  onderzoek  betreffende  den  waterweg  van  Dordrecht  naar 
see.    's-Hage,  Gebr.  ran  Cleef,  1897.    4.     66  bis.  m.  26  krtn.  en  tab.     fl.  1,60. 

7.    FlnaatwaMn. 

Bericht  des  Bundesrates  an  die  BundesTersammlung  betreffend  die  GeaehXftsführnng 
und  die  Rechnung  der  Alkoholverwaltang  pro  1896.  Vom  21.  Mai  1897.  (Bern)  1897. 
8.     187  SS. 

Burkart,  K.  (k.  bay.  RegR.  u.  Rentamtmann),  Verfassung  und  Reform  der  direkten 
Steuern  und  der  Finansverwaltung  in  Bayern.  München,  G.  Hirths  Verlag,  1897. 
Lez.-8.     IV— 67  88.     M.  1,60. 

Rechnungsttbersicht  fiber  das  Gemeindegut  sowie  Über  die  Separatgüter  and 
Stiftungen  Tom  Jahre  1896.     Zürich,  Druck  von  D.  Bürkli,  1896.     8.     878  SS. 


Annnaire  g4n6ral  des  finances  publik  d'apr^  les  documents  ofSciels  sous  les 
aospiees  du  Minist^e  des  finances.  VlUi^«  ann6e:  1897—1898.  Paris,  Berger-Levranlt 
k  O;  1897.  gr.  in-8.  VIII~476  pag.  Fr.  6.—.  (Table  des  matiires:  Pr6sidenoe  et 
grands  eorps  de  TEtat  —  Ministire  des  finances :  Administration  centrale.  Administration 
financiire.     Caissea  d'amortissement  et  des  d^pöts  et  consignations.     Notices  iodividuelles. 

—  Administrations  d^partementales:  Tr^soriers-payeurs  g^nöranx  et  reoeveurs  particuliers 
en  France.  Tr4sorerie  d'Af^ique  et  des  colonies.  Trösorerie  et  postes  aux  arm4ea. 
Person nel  administratif.  —  etc.) 

Fournier  de  Flaix,  E.,  L'imp6t  dans  les  diverses  civilisations.  Premiere  s6rie 
en  2  vols.  Paris,  L.  Latose  et  Guillaumin  &  C<«,  1897.  gr.  in-8.  XXIII— 817  pag. 
fr.  16. — .  (Sommaire:  Vol.  I.  Anciennes  civilisations  d'Orient:  Chald^.  Assyrie. 
Babylonie.  Phenide.  Carthage.  Les  H6breax.  Egypte.  Inde.  Chine.  —  La  Gr^ce 
ancienne:   La  Crite.    Lac^d^mone.    Äthanes.  —  Les  Romains.    La  Röpublique.  L'fimpire. 

—  Le  Moyen  ige:  L'öpoqae  föodale  en  France.  —  Vol.  II.  L'impdt  k  l'öpoque  föodale 
dans  les  divers  Etats  de  TEurope.  —  L'impdt  ches  les  peuples  nomades:  Celtes,  Germains, 
Scandinayes,  Slaves.  —  Empire  de  Charlemagne.  —  Arabes.  —  Europa  Orientale.  — 
Rassle.  ^-  Mongols.  —  Synthtee  de  l'impdt  au  moyen  ige.) 

Paultre,  P.,  Etüde  sur  la  modification  du  r^ime  fiscal  des  successions.  Chiteaudun, 
impr.  Prudhomme,  1897.     12.     31  pag. 

8.  Otld-,  Bank-,  Kredit-  und  Vtnioherongiweien. 

AsBekurani-Jahrbuoh.  Herausgegeben  von  A.  Ehrenzweig, 
XYIU.  Jahrgang.  Wien  1S97,  Manx.  gr.  8  <>.  lY  u.  144  +  186  +  456 
«B  785  88. 

Ehrensweig's  „Assekurans- Jahrbuch*'  ersoheint  seit  1880.  Den  Inhalt 
der  einzelnen  Bände  desselben  bilden  gesonderte,  räumlich  nicht  allzu 
aoagedehnte  Abhandlungen,  welche  sämtliche  Zweige  und  8eiten  des  Ver- 
flioberungswesens,  det  privaten,  wie  des  öflfenÜichen,  der  BeiprechuDg 
untersiehen.  Diese  Abhandlungen  werden  seit  1886,  beginnend  also  mit 
dem  TU.  Jahrgang,  unter  drei  Hauptteile  geordnet,  von  denen  der  erste 
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Fragen  des  VersichertiDgarecIitB  erörtert,  der  zweite  den  etwas  unbestii 
Titel  „Disziplioen"  fiihrt,  der  dritte  üedchichte  und  Btatifitik  de«  Assel 
wesena  uml&Tst. 

Auoh  der  hier  vorliegende  XVIIL  Jahrgang  des  Jahrbuclia  weist  diaia , 
Dreiteilung  auf.  Der  erste  Teil  ( V ar siehe rungsre cht)  bringt  fünf  jurisüsdiej 
Aufeätze,  unter  ihni^n  s.  £.  Mitteilungen  ,»&ub  der  Aktentasche  eines  Ysr- 
sicherunge-iiechtßkonBülenti^n^'  (yon  v.  Herzft^ld),  eine  Be^prechuDg  des  neuen 
„Öftterreithißchen  A8BekuraDz-R*?gulativ«'*  (von  A,  Ehrenzweig},  und 
DarstelluBg  der  i^Arbeiter-Unfallversicherung  in  Italien*' (von  Bruschetttni)* ' 
Die  erfiter wahnleu  Mitteilungen  fuhren  in  klarer,  übersichtlicher  Wciat 
praktische  YersicherungB-Streittälle  von  komplizierterer  Bes chafTeoheit  vor 
und  gebtn  an,  wie  in  denselben  de  iure  zu  eatscheiden  wäre.  Das  Ams* 
kurauz-Kegulüliv  vom  5.  März  1896  zeigt  das  —  wohl  mit  durch  poUüsdü 
Verhältniese  hervorgerufene  —  Bestrebeu  Oesterreioh»,  dus  private  Var- 
sichecutJgawesen  eiuer  ichärferen  ölfentiichen  Kontrolle  zu  unterwerfen, 
wobei  jedoch  nach  begründutem  lachm an ni sehen  Urteil  die  Grenzen  4m 
Ere^trebenti^verten  in  manchem  Punkte  bereits  überbchritten  sind.  Die 
Arbeit  von  Bruachettini  eudlich  beleuchtet  kurz  die  üiiBchichte  der  iialit- 
nischen  Arbeiter- Unfallversicherung  und  verbreitet  sich  insbesondere  über 
den  Gesetzentwurf  von  1896,  welcher  an  die  Stelle  der  trüheren  treiwüligttt 
die  Zwangsversicherung  der  Arbeiter  setzen  will« 

Wie  der  er^te  T^^il  die  juristische,  behandelt  sodann  der  zweite  die 
wirisobaftlichei  soziale  und  technische  Seite  der  Assekuranz.  Dabei  wixU 
zweckmäfsig  eine  weitere  Sonderung  nach  |,DitsZtplinen"  vorgenommen»  et 
gelangen  die  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  einzelnen  VersioherungszwMft 
(Lebens-,  Hagel-,  Peuerversicherung  etc«)  getrennt  zur  Erörterung.  D«f 
betohränkte  Kaum  gestattet  nicht,  die  neun  Arbeiten,  welche  unter  diei«tt 
Uauptabschnitt  zusammengefafat  sind,  einzeln  auizuzählen,  gesehweifi 
zu  besprechen*  Es  werdt»  daher  nur  hingewiesen  auf  die  durchsichtigva, 
an  Tabellen  und  graphischen  Darstellungen  erläuterten  Ausführungen  rom 
0.  Wagner  über  den  ^^sogenannten  Beharrungszu&tand  in  der  LebeoiTiT- 
Sicherung*',  d.  h.  jenen  theoretisch  möglichen  Zustand,  in  welchem  dir 
Yersieherangfibestand  eines  Lebens assckuranz -Institutes  trotz  fortgeaetztc« 
Keuzuganges  keine  Yergröfserung  mehr  zu  erfahren  vermag,  vielmehr  na- 
veränderlich  und  stationär  wird;  ferner  auf  die  Arbeit  von  C.  8ohraiiia 
Über  „Statistik  und  Tarifierung'V  welche  Anleitungen  zum  Gebrauche  dm 
Hagelstatistik  an  die  Hand  giebt;  auf  Frh.  v.  Thuemen's  Schtldemiif 
der  ,,Entwickelung  des  Hagel- Versicherungswesens  in  Deutschland*';  uäd 
endlich  auf  einen  ( — nn)  unterzeichneten  Aufsatz  über  „die  Arbeiti^ 
ünfallversiehemng  im  Deutschen  Keiche'^  Die  zuletzt  genannte  Ablieaiih 
lung  stellt  die  Entwicklung  dar,  welche  die  deutsche  öfienilicbe  Uu^JI» 
asaekuranz  von  ihrer  Begründung  bis  zur  Gegenwart  genommen  hat,  «Di 
veranschaulicht  durch  mannigfache  statistische  Daten  deren  bizhenge  Er* 
gebnisse. 

Den  breitesten  Raum  nimmt  endlich  der  dritte  TeÜ  für  sieh  m  An* 
sprach,  welcher,  wie  erwähnt,  der  Assekuranzgeschichte  und  -Sladitik 
gewidmet  ist  Aufser  einer  Betrachtang  von  F.  C.  Lukaa  über  ^^Admiai* 
strativ-Statistik''    enthält    dieser  Abschnitt   die  umfassendsten 
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Nachrichten  über  das  YersioheruogBwesen,  sowie  Besprechungen  der  all- 
gemeinen Lage  der  Yersicherung  in  den  yerschiedensten  Ländern  (Oester- 
reioh-Ungam ,  Deutschland,  Schweiz,  Frankreich,  England,  Rufsländ, 
Skandinavien,  Italien,  Belgien,  Holland,  Spanien,  Balkanländer,  Türkei, 
Nordamerika).  In  den  Angaben,  welche  A.  Ehrenzweig  und  Israel  speziell 
über  Deutschland  yeröffentlichen,  wird  den  deutschen  Yersicherungs-Insti- 
tuten  das  schönste  Zeugnis  ausgestellt.  Es  erhellt  aus  denselben  zugleich 
das  stetige  Anwachsen  dieser  Unternehmungen,  namentlich  der  Lebens- 
assekuranz-Anstalten, welche  Ende  des  Berichts- Jahres  1895  allein  an 
Versicherungen  auf  den  Todesfall  einen  Bestand  von  zusammen  über 
fünf  Milliarden  M.  aufwiesen.  Aber  auch  die  übrigen  Versicherungsbranchen 
haben  im  allgemeinen  eine  Zunahme  zu  verzeichnen,  wennschon  hier, 
insbesondere  bei  Feuer-  und  Seeversicherung,  die  Steigerung  in  der  Zahl 
der  eingetretenen  Sobäden  auffällt,  und  baldigst  die  Aufmerksamkeit  der 
Versicherer  wird  auf  sich  ziehen  müssen.  — 

Das  „Assekuranz-Jabrbuch''  hat  während  der  langen  Dauer  seines  Er- 
scheinens ein  überaus  reiches,  und  —  da  es  Vertretern  der  verschiedensten 
{Standpunkte  und  Richtungen  zur  Aeufserung  Gelegenheit  gab  —  zugleich 
ein  ungemein  mannigfaltiges  Material  aufgesammelt.  Durch  den  neuesten 
Jahrgang  hat  dieses  für  den  Fachmann  wie  für  den  Theoretiker  wertvolle 
Material  eine  weitere  Bereicherung  erfahren.  Zu  wünschen  wäre  nur, 
dafs  der  Herausgeber  sich  entschlösse,  für  die  Zukunft  nach  dem  Vorbilde 
der  Jahrgänge  VI  bis  inkl.  IX  wieder  regelmäfsige  Li tteratur- Anzeigen 
seinem  Werke  beizufügen,  da  man  solche  von  einem  periodisch  erscheinen- 
den Buche  zu  erwarten  gewissermafsen  berechtigt  ist. 

Breslau.  Dr.  Max  Qebauer. 

Herrmann,  £.  (o.  d.  Prof.  an  der  k.  k.  techn.  Hochschule, *  Wien),  Theorie  der 
Versicherung  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte.  3.  Aufl.  Wien,  C.  Konegen,  1897. 
gr.  8. 

Israel,  B.,  Die  Geschäftsresnltate  der  österr.-nngar.  Lebensversicherungsgesell- 
schaften and  der  anslftndischen  Lebensversicherungsgesellschsften  in  Oesterreich-Ungarn 
im  Jabre  1896  (XXI.  Jahrgang).  Wien,  Eisenstein  &  C^  1897.  gr.  8.  24  SS.  (Sonder- 
abdruck  aas  „Der  Nationalökonom''.) 

Untersnchangen  Über  die  Sterblichkeit  anter  den  Versicherten  der  „Oermsnia**, 
Lebensversicherungsaktietigesellschaft  zu  Stettin.  Berlin,  gedruckt  bei  Mittler  &  Sohn, 
1897.  gr.  in-8.  71  SS.  (Sonderabdruck  aus  dem  Vereinsblatt  für  deutsches  Ver- 
sicher angswesen,  Mai- Juni- Juli  1897.) 

Verwaltungsbericht  der  Invaliditäts-  and  Alters  Versicherungsanstalt  Berlin  fQr 
das  Bechnung^ahr  1896.  Berlin,  Druck  von  W.  &  S.  Loewentbal,  1897.  Boy.-i. 
110  SS.  

Cendrier,  A.,  Des  droits  des  cr^anciers  dans  le  contrat  d*assurance  sur  la  vie 
(th^e).     Paris,  A.  Bousseau,  1897.     8.     815  psg. 

Fouache  d'Halloy,  11.,  Sort  des  assurances  sur  la  vie  en  cas  de  faillite  ou  de 
d^confiture  de  Tassurö.     Paris,  A.  Bousseau,  1897.     8.     210  pag. 

Bot h well,  W.  T.,  Bi-metallism  explained.  London,  Chapman,  1897.  crown-8. 
292  pp.     ö/.— . 

Brodhurst,  B.  E.  Spencer,  The  law  and  practica  of  the  stock  exchange.  With 
appendices,  etc.     London,  Clowes,  1897.     8.     12/.6. 

Trustee  savings  banks.  Beturns  for  1896.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottif- 
woode,  1897.     Folio.     /0,10V,. 

Turner,  B.  B.,  Chronicles  of  the  Bank  of  England.  London,  Swan  Sonnen^ 
8Ch«iii  &  C^  1897.     8.     lUastrated,     7/.6. 
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Annmti  di  credito  e  ddU  prevideosa.  Anoo  1897.  Atti  del  cooilfrlio  d#n« 
denta,  »essiooe  de)  1897  EumSf  tjp.  di  6.  Bertero^  18d7.  gr,  m*8.  427  pt^*  1.  1 — * 
(Pubblicazione  del  Mtuistero  di  »gnc^JturAf  iudustrim  e  commetcio,  UiTisione  4]  crwllt«  c 
previdenzaj 

L o r  i  D  i,  E,  (Docente  di  econoni!»  poUtica  itelU  R.  OoiTertltih  dt  Koisa)«  V%  ritvwä 
moiiAUri»  dell&  BiiA»i«  Monografia  fatu  per  iccarico  del  Miui^tero  del  Teaoro.  Tonn«, 
£.  Loe4H!her,  1897.  gr,  Id-8  XVI  — S12  pp.  1,  6. — .  (Contiene:  L'ambie&t«  et  i 
preliminari  della  rlforma.  *—  Anaiisi  dell*  ordtDameDta  monet^rio  vigeot«.  —  La  polhiQi 
mooetaria  delJ'  loipero.  —  Gli  aUim]  atti  preparatori  alla  rifomia.  —  I  eone«tti  faad» 
zneotaU  del  progetto  di  nforma.  —  La  acorta  aiire«  e  la  rfprat«  d«i  paiFunexiti 
—  Appeadice,) 

Valle  (La)  A«,  Le  assicaraiioni  coDEideraU  sotto  Taspetto  giundico^ootAbile: 
teorico-pratico.  MeMbft,  üb.  «dit,  A,  Triroarchi ,  1897.  8.  XU— 807  pp.  K  I,-. 
(Coütiene:  I.  I  contratti  di  a^&ieorazioae:  I.  Del  conlratto  di  aaticnrmsioiia  in  ^«oottlc 
2.  A»sictmizioDe  terro>tre  coutro  i  datioi.  3.  A9sicura»ioDe  sulU  Tita  QiDaiia.  4,  Ami* 
corasiooe  coutro  i  rtäcbl  della  navigaüooe.  5.  Ta^se  sulle  assicarasioni,  —  11«  La  txrO' 
tAbiliiä:  L  Cootabilitk  della  compagoia  di  aa^icurazione.  2.  CoDüLbiliti  deir  aasodaxioot 
di  mutaa  as&icarasioue.) 

9      8Qtiftle  Frag«. 

HinselmaDn,  L.,  Das  erste  Jabrbiwdert  der  WaisenhLusscbate  m  Braauacliwä^ 
Brauasch weig,  A.  Limbacb,  18D7.     ^r,  8.     ¥111—488  Sd.     M.  15.—, 

Schüssler,  U.,  Die  Lösmig  der  sozialen  Frage.  Dresded,  E.  Piersoa,  1890.  fr.  I- 
164  88.  M.  8^50.  (Inhalt :  Uuser  wirtüchaftlicbisr  ÜntergAUg«  —  Kinfllhrani;  i&  41t 
VolkawirtBchaft  der  Zukanft«  —  Die  Lösung  des  Problems.  —  Die  Eatwickelimi^  4ii^ 
ZükaudsstMMXe^  ans  den  bestebeoden  Verh^itni«»eD.) 


Chauee,  W.  (Guardian  of  ibe  poor),  Cbildreüi  ander  tbe  poor-Iftw.  Loisdoiif  Swta 
gonnenBcbejn  &  C^  1897.     8.     7/«6. 

8c  bei  eher,  J.  (prof.  de  morale  aa  s^miitaire  de  St.-Poelteo)«  Le  clergi  el  h 
queation  sociale  (^tude  de  morale  »ociale).  Traduit  sar  ta  2«  öditjoa  par  U«  M^rel 
(cbancelter  de  L'Uuiverdit^  de  Friboorg  (Sm&ee).  Bar-le-Dac,  impr.  4«  rO«avTf  dt 
Ht..paui,  1897,     8.     XVai-S41  pag. 

vanderTuuk,  Titia,  Eeo  betere  toekomaU  Amsterdani,  W,  Vcralnja^  J89T. 
gr.  ln-8.     28  bis.     Ö.  0,25. 

10.     QeBetigebong. 

Getets  über  das  Auswanderangsweseo  rom  9.  VL  1897.  HettUbgeicebeEi  mis  n* 
läuternde»  Vorbemerkungen  ron  M.  Hatlbaaer  (OLandOerE.),  Leipaig,  A.  Berger^  1897« 
kl.  8,     32  Sä.     M.  0,50. 

Laaensky,  F»  (UBegR.,  vortr.  Bat  im  Minist,  f»  Handel  u  G.),  Geset«  über  dk« 
HandeUkammeru  vom  24.  H.  1870  —  19.  Vm.  1897.  Berlin,  Qutteotag,  1897.  If 
VI— 281  SS.     M,  8.—.     (A.  a.  d.  T.:  Gotteutagsche  Sammlung  preufs.  Gesetze,  Nr,   tl.) 

Maercker  (GehJuslR.),  Die  Kacblarsbe  handlang,  das  Erbrecht,  Familien  recht  mM 
die  VormnndschaflsordoQDg,  nebst  den  aaf  diese  RechbverhiUaisse  betüglicheo  gesels* 
lieb  an  BesttokmuuKeii  liir  das  preufstscbe  Hechtsgebiet.  16.  Auä,  BerUn,  K.  t.  iJiacktr, 
1897.     gr,  8.     XXI— 447  88.,  geb.     M.  «.— . 

Mosesf  Leo  (Bechisanw ,  Breslau),  Das  Becht  der  Handlungsgehilfen  und  Baad- 
lungslebrlinge  nach  dem  HandeUgeseüibucb  mit  besonderer  Berücksicbtjgaog  d«r  Ztü  res 
L  L   1898  bis  81.  XU.  1899.     Breslau,  M.  &  H.  Marcus,   1897.     gr  8.     51  SS.     M.  OJk 

Arnaalt  de  la  M^oardi^re,   R,,    De    la   repr^seotation    oa    de  l'^saiatuic«  d4t       J 
caineara,  des  interdits,  des  prodigaea,  des  alidn^s  et  des  fecnmes  mari^  d^oa  lea 
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(ihfese),     Poilierei,  impr.  Oudin  A  O»   1897.     8.     240  pag, 

Astrnc,   J.  (avocat  Jt  la  conr  d'appel  de  Montpellier),    Le  droit   prlT4   dn 
on  rapports  des  directcnrs  areo  les  antenrs,  las  actenrs  et  le  public.     Pari«,  8(oek,  lüt. 
8.     XVI— 388  pag.     fr.  6.—. 

Lesage,  L.  (avocat  k  la  Cour  d'ftppel  de  Paris)  et  H.  Compin  ^avöui  4  la  04U 
d*app«l  de  Nancy),  Trait4  tb4ori<iue  et  pratii^ae  de  la  salsie*arr6t  d^aprb  U  l«l  ii 
18  Janvier  1895.     Pzris,  fid.  Ducfaenün,    1897*     8,     fr,  6.—,     (Commentaire  r*Utif  k  k 
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s&isie  8oit  des  saleires  des  oaTriers  des  villes  et  des  eampefniMt  ^m  gons  de  maison  et 
de  ferme,  seit  da  traitement  des  petits  employ^s  ou  des  fonctionnaires.) 

Robln,  Maar,  (avoeat  k  la  eoar  d'appel),  De  la  natare  jaridiqae  et  de  la  qaotitä 
des  droits  des  enfaots  natarels  dans  la  snccessioo  de  lears  pire  et  möre  (th^e).  Poitiers, 
impr.  Oadin  &  Oe,  1897.     8.     158  pag. 

Vine,  H.  (avoeat),  De  la  Situation  pÄconiatre  faite  aax  p^re  et  möre  et  aatres 
asceodants   dans  ia   famille   fran^aise    (thöse).     Rennes,    impr.   des   arts  et   manafactures, 

1897.  8.     180  paff. 

Borgna,  G.,  La  lex  Atinia.     Cagliari,  tip.  del  Gorriere,  1897.     8.     119  pp. 

11.    Btaftta-  nnd  Verwaltnngireoht. 
YerwaltuDgsberioht   des  Rates   der   Stadt  Leipzig   für 
die  Jahre  1893,   1894  und   1895. 

Den  Verwaltungsberichten  des  Bates  der  Stadt  Leipzig  für  die  Jahre 

1898,  1894  und  1895  ist  ein  geschichtlicher  Rückblick  über  den  Verlauf 
der  vorhergehenden  Jahre  vorangesetzt,  welche  für  1893  und  1895 
vom  Oberbürgermeister  Dr.  Oeorgi,  für  1894  vom  Bürgermeister  Dr.  Tröndlin 
in  den  Sitzungen  der  Stadtverordneten  am  2.  Januar  1894,  1895  und 
1896   vorgetragen  worden  sind. 

Aus  diesen  Rückblicken  ersieht  man,  dafs  die  Feststellung  der  Be- 
dingungen für  Einrichtung  elektrischer  Beleuchtung  und  elektrischer 
Strafsenbahn  zum  Abschlufs  gelangt  sind.  Zwei  neue  Kirchen  sind  feier- 
lich ihrer  Bestimmung  übergeben,  eine  dritte  ist  noch  im  Bau.  Aus  der 
Stiftung  eines  Menschenfreundes  ist  ein  Volksbrausebad  nahezu  vollendet. 

Für  1 894  ist  hervorzuheben  die  Einführung  des  Drei-Klassen  wähl  Systems 
und  des  seohsjährisren  Wahltermins  bei  Stadtverordn eten wählen ;  die 
Einweihung  einer  neuen  Kirche,  sowie  der  Neubau  einer  dritten  Real- 
schule. 

Ueber  die  Wirkungen  der  Einverleibung  der  Leipziger  Vororte  bringt 
Prof.  Dr.  Hasse  in  dem  Bande  für  1 893  eine  Zusammenstellung,  aus  welcher 
ersichtlich  ist,  dafs  die  Einverleibung  in  den  Jahren  1889 — 1892  erfolgte, 
dafs  durch  dieselbe  das  Weichbild  von  177  800  Ar  mit  179  689  Ein- 
wohnern einen  Zuwachs  von  396182  Ar  mit  177  433  Bewohnern  erhielt. 

Infolge  der  übertriebenen  Bauspekulation  waren  vorhanden  an  leer- 
stehenden Wohnungen  nnd  Oeschäftslokalen 

Nen-LeipsifT 
Wobnaogeo         Geschiftslokale 

2o8  45 

1419  141 

3055  242 

2533  221 

1333  2'7 

Das  Budget  der  Stadt  Leipzig  war  im  Jahre  1888  11  Millionen, 
1889:  12,7,  1890:  14,9,  1891:  17,2,  1892:  18,3,  1898:  19,3  und 
1894:   19,8  Hill.  M. 

Der  städtische  Zuschufs  zu  den  Schulen  betrug  1888:  1786  848, 
1894:  3  500  195  M.  Der  städtische  Zuschufs  zur  Armenpflege  betrug 
1888:  348  394,  1894:  1  136  686  M.  Die  Verteilung  der  Einwohner  nach 
Einkommenklassen  gestaltet  sich  wie  folgt: 
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100  Proi. 

Wftt  den  toDstigen  Venraltnngtberiobt  botrift,  io  errieht  uui  «n 
dfiDiPlheD,  dafs  die  orUanwesende  Berölkening  1894  auf  886897,  1808 
auf  899969  gestiegen  ist  Die  Zahl  der  VolkBsohüler  Tennehrta  gieh  Tee 
58  957  im  Jahre  1898  auf  55  090  im  Jahre  1894  und  57  000  1895.  Die&hl 
der  Klausen  1819  blieb  im  ersten  Jahre  dieselbe  und  stieff  1896  vd 
1409.  Das  AktiT-Vermögen  der  Stadt  betrug  1894  88  878907  M.  gegen 
69957  817  M«  PassiTa.  Der  Reinertrag  der  Steuern  und  Abgaboa 
betrag  1893  15  804869  M.  und  1894  15152  668  M.,  ist  alao  ii 
diesem  Jahre  gegenttber  dem  Vorjahre  etwas  sarttekgegangen,  1895  abtr 
wieder  anf  16104994  If«  gestiegen. 

Ton  den  Einnahmen  der  Wasserwerke  konnte  in  den  drei  Jabrea  en 
üehersehafs  an  die  Stadfkasse  abgeliefert  werden  und  swar  1898 
149557,  1894  150  878  und  1895  194144  M. 

Die  Gasanstalt  hat  1894  günstiger  gearbeitet  als  1898;  demi  db 
Ersengong  Ton  1000  ebm  Katsgas  kostete  1898  54,68  H^  1894  ner 
49J0  If.,  1895  60,46  M.,  die  Kosten  der  Verwaltang  betragen  je  1000  eta 
1898  19.07  M.,  1894  nur  11,75  M.,  1895  18,17  M.  und  die  ünterbaltanc 
des  Kohrnetzes  für  1000  obm  1893  1,36  M.,  1894  nur  1,14  M.,  1895 
1,28  M. 

An  Fleisch  wurde  konsumiert  pro  Kopf  der  Berölkerung: 

1890  1891  1898  1898  1894 

RlndflMuch  25,5    k((         19.1    k((         l8,8    kir         I9,S    kic        eo.3    kc 

Kaihfleitch  7.0     „  5,5     „  5.5     tf  6,6     „  6,s     „ 

HammelflM^ch  3,7     ,,  2,8     „  2,7     „  3.S     „  3.4     „ 

Schweinefleisch       23. s     ,,  21,7     ,,  21,4     „ 21. 9_  „ 23,5     ,, 

~  59.6~ki         ^49.l~~kg         4^9~k(f  ^50.8    kg        S3«9    k« 

Neben  der  stfidtisohen  AnnenTerwaltung  haben  1894  89  Terone 
433  219  M.  an  Arme  verteilt,  1895  38  Vereine  448  779.  If. 

Trotz  der  Zunahme  der  Bevölkerung  wurden  in  Leipiig  1894 
38  Kinder  weoiger  geboren  als  1893.  Der  üeberschufs  der  Lebend- 
geborenen  über  die  Yerstorbenen  betrug  1893  5422,  1894  6589,  1895  5865. 

Halle  a./S.  M.  C 

▼.  BattAfflia  (FVh.)  Roffer,  Versuch  einer  systematischen  ond  krftiicbea  D•^> 
stellnnfr  cles  allfremeioen  modernen  Auswandernngsrechtes.  Triest,  Sehfanpff,  1897.  gr.  8. 
99  88.     M.  1.80. 

Hof-  ond  Staatshandbach  fQr  die  Hersof^tamer  8achsen-Kob«nr  «ad  Oolha 
1897.     Gotha,  B.  F.  Thienemann,  1897.     fcr.  8.     IV— 215  SS,  geb.     M.  7.—. 

Haber,  Max,  Die  Oemeinderscbaften  der  Schweis  auf  Grandlaipe  der  QaelleB  dv- 
icestellt.  Rreslaa,  M.  &  H.  Marcas,  1897.  fcr.  8.  XIV— 100  SS.  M.  8,80.  (Uottr* 
suchuniren    aar   deutschen  Staats-   ond  RechtofCMchlchte ,  hrsff.   Ton  O.  GWrk«,    Hell  M.) 

Knehne,  M.  (Rflrcermstr.),  Polisel  and  Pahlikam.  Eine  Damtellanff  im  Wder^ 
Mitiffeo  Rechte  and  Pflichten  an  der  Hand  der  unrund  legenden  Bestimmaii|t«B  fir  &  JkMh 
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llbnn^  der  Srflichen  allffeni einen  VerwaltangspoUsei  in  PrenTsen.  Berlin,  J.  J.  Heine, 
1897.     8.     Vm— 186  SS.,  kart.     M.  2,75. 

▼.  Kr  als,  W.  (Direktor  d.  k.  b.  Verwaltnng^geriehtshofes),  Handbuch  der  inneren 
Verwaltung  des  diesrheinischen  Bayern.  4.  Anfl.  Band  H.  Mfinchen,  C.  H.  Beck'sehe 
VerlbhdI.,  1897.     (cr.  8.     V— 866  SS.     M.  ö.— . 

LIefrnitE.  Bericht  fiber  Stand  nnd  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  der 
Stadt  Liegnits  ftlr  das  Etatsjahr  1896/97.  Liegnitz,  Dmck  von  O.  Heime,  1897.  4. 
11t  SS. 

T.  Martits,  F.  (Prof.,  Tübingen),  Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen.  Bei- 
trige  aar  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  der  Gegenwart.  H.  Abteilung.  Leipzig, 
H.  Haessel,  1897.  gr.  8.  XVI— 896  SS.  M.  30.—.  (Mit  einer  Sammlnng  von  Ans- 
liefemngs-  nnd  Fremdengesetzen.     Nebst  einem  Repertorinm  der  modernen  Anslieferangs- 

Merkel,  G.  J.  (OBfirgennstr.  a.  D.,  GehRegR.),  Erinnerungen  an  meine  fBnfnnd- 
swanziinXhrige  Thitigkeit  als  Bfirgermeister  von  GSttingen.  G5ttingen,  Lfider  Horstmann, 
1897.     8.     104  SS.     M.  8.—. 

Merseburg.  Bericht  Aber  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeindeangelegen- 
heiten der  Stadt  M.  für  das  Jahr  1896/97.  Merseburg,  Druck  von  Th.  RSfener,  1897. 
4.     89  SS. 

Posen.  Bericht  Aber  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten 
in  der  Stadt  Ponen  fBr  das  Verwaltnngsjahr  vom  1.  IV.  1896  bis  81.  MXrs  1897.  Posen, 
Hofbuchdruckerei  W.  Decker  &  C^  1897.     gr.  4.     891  SS. 

Schottmfiller,  K.,  Die  Organisation  der  Centralverwaltung  in  Kleve-Mark  vor 
der  brandenburgischen  Besitzergreifung  im  Jahre  1609.  Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot, 
1897.  gr.  8.  Vni— 181  SS.  M.  8.—.  (A.  u.  d.  T. :  Staats-  und  soaialwissenschaft- 
liche  Forschungen.     Hrsg.  von  Gustav  Schmoller,  Bd.  XIV,  Heft  4.) 

Wiener  Kommunalkalender  und  städtisches  Jahrbuch  1897.  XXXV.  Jahrgang. 
Wien,  Mor.  Peries,  1897.  8.  510  SS.,  kart.  fl.  1,60  —  M.  8,70.  (Inhalt:  Gemeinde- 
vertretung und  Verwaltung  der  Stadt  Wien.  —  Wiens  Fleischversorgung  in  abnormer 
Zeit  1551—1564.  —  Chronik  der  SUdt  Wien.  —) 


Hunt,  John,  London  Local  Government:  The  law  relating  to  the  London  County 
Council,  etc.     8  vols.     London,  Stevens  &  Sons,  Boy.-S.     68/. — . 

18.    Btotiftik. 
Allgemeines, 
de  La  Grasserie,  R.,   De  la  Classification  et  du  r61e  de  la  statistique  parmi  les 
Sciences  sociales.     Nancy,  impr.  Berger-Levrault  &  C**,  s.  a.  (1897).     8. 

Deutsehes  Reich. 

Bericht,  III.,  Clber  die  gesamten  Unterrichts-  und  Ersiehunflrsanstalten  im  KReich 
Sachsen.  Erhebung  vom  1.  XII.  1894.  Dresden,  Druck  von  C.  Heinrich,  1897.  gr.  4. 
180  SS.  (Veröffentlicht  im  Auftrage  der  k.  Ministerien  des  Kultus,  des  Innern,  der  Fi- 
nanzen und  des  Krieires.) 

Berufs  Statistik  der  deutschen  GrofsstAdte.  Teil  U.  (Berufs-  nnd  GewerbesShlung 
vom  14.  VI.  1895)  Bearbeitet  im  kais.  statistischen  Amt.  Beriin,  Pattkamroer  &  Mühl- 
brecht, 1897.  Imp.-4.  VIII— 684  SS.  M.  5.—.  (A.  n.  d.  T.:  SUtistik  des  Deutschen 
Reichs,  N.   Folge  Bd    108.) 

Berufs-  nnd  Gewerbezihlung  vom  14.  Juni  1895.  Berufsstatistik  der  Bundes- 
staaten, n.  Teil.  Bearbeitet  im  kaiserlichen  statistischen  Amt.  Berlin,  Pattkammer  & 
Mflhlbrecht,  1897.  Imp..4.  VIII— 690  SS.  M.  6.—.  (A.  u.  d.  T.:  SUtistik  des  Deutschen 
Reichs,  N.  Folge  Band  105.) 

Drucksachen  der  Kommission  für  ArbeitersUtistik.  Verhandinngen  Nr.  8 — 11 
nebat  Nachtrag  zu  11,  18  und  18.  Beriin,  Heymanns  Veriag,  1896—97.  Folio.  (Inhalt. 
Nr.  8.  Bericht  über  die  Erhebung  betreffend  die  Arbeitszeit,  Kündiffungsfristen  und  die 
LehrlingsverbXltnisse  im  Handelsgewerbe.  86  SS.  —  Nr.  9.  Protokoll  fiber  die  Ver- 
handlungen der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  v.  18.  u.  14.  MXrz  1896.  85  SS.  — 
Nr.  10.  Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Kommission  für  Arbeiterstat' stik  v.  14. — 
17.  und  80. — 81.  IV.  1896  und  die  Vernehmung  von  Ausknnftspersonen  fiber  die  VerhXlt- 
nisse  in  der  Kleiderkonfektion.     808^SS.  —  Nr.lll.    Protokoll  fiber   die  Verhandlungen 
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der  KommissioQ  etc.  v,  28. — 30.  IV.  1896  und  dia  Veroehman^  toh  Auftknnfta 
uher  die  V^ürhffltni.sse  in  der  Wgschekotirektion.  67  SS.  —  Vr.  11,  Naditruf?  :  Protokoll  de 
uher  die  VerhfiirnU*e  rn  der  Kleider-  und  WiUchekonfektion.  SO  SS.  —  Nr,  18.  Protokoll 
ßber  die  Verh»Dd1un|reii  der  Katmnission  fSr  ArbetterstAtUtik  ▼,  9.  Q.  1 1  Jmntk*r  10tt. 
31  SS.  —  Nr.  13  Bericht  Ober  die  Erhebung  betreffend  dl«  IrbeiUverh&ttnisM  t«  4ttr 
KJeidflr-  und  Wiucbeknurektion.     13  SS) 

Qeineindeieiiikon  für  die  Provinsen  Hunnover  und  8ebleswi|t*HoUtefii.  All 
Grund  der  Mut^Halien  der  Volkj^xKhlutii;  vom  2.  Xtl.  1895  etc,  b«jirb«ilet  vrtta.  k«  tlaä^ 
ati^cbeo  BiireAQ.  2  Hefte.  Berlin,  Verlafc  des  Bureaus,  1897  rt-  S.  VlJE^3tt  s«d 
Vni^l79  SS.  M  4,80  u,  M.  2,40.--  (A.  a.  d.  T.:  Qemeiiidelerikoo  mr  das  Kl. 
Preafspti,   Bd,  IX   und  VltL) 

Gemein d^lexikon  fiir  Uobemsollern.  Auf  Grund  der  Matermlien  der  T«!!»^ 
lÄMune  vom  2.  X!L  1895  otc.  beurheit^t  vom  k.  sUtfatUchen  Büreatj  Berlin,  T^Am 
des  HüreHiiä,  1897.  Lf^x.^B,  16  SS.  H.  0,40,  (A.  u.  d.  T.:  Gemeindet axikoo  fttr  im 
K.Reirh  Preur»pa.  XIM) 

Hund««].  HUswkrHeer,  des  dentscben  £5ol1|ßrebieta  im  Jahre  1896.  Hrnig',  ^om  kai«. 
sleti!«ri5M*ben  Amt  I,  Teil.  Der  AUiiwärtlge  Handel  nach  Menfre  und  Wert  der  Wsrv»* 
irattune^n  und  d«>r  Verkehr  init  den  ein^etnen  Lindern.  Berlin,  Pultkammer  &  Mi 
brecht,  1897  Imp.-4.  6  — XXXVI— -MS  SS,  M.  6.—,  (A.  u.  d.  T.!  SUlIatik  ^ 
Deut»rhon   Reiche.  N,  Folge  Bd.  XCL)  

Sanitftt»bertcht  Ober  d,  k,  preufatsetie  Armee,  daa  XIL  (k.  a<«htiache)  und  im 
XIII  iV.  wfirttpmberelscbßl  Armeekorps  für  den  BericbtsBeitraam  vom  1.  IV.  1891  W» 
Bl.  III  1894  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1897.  4.  352  u.  SD3  SS.  mit  U  Kattm»  nM 
2  Tirfln  gTTtpbi^cher  Dar^tetlitußen.  (Bearbeitet  von  der  MedizloalabteilfuiK  de%  k.  |ir*afil'^ 
sehen   Kriegsministeriiim«.) 

Statistik  der  GQterbeweiTUDf;  auf  deutAi'hen  Eiiienbahneo  nach  Verk^hfslMiifk^t 
irenrdnet.  LX.  Bund  ^  14.  JiihrirAnf^y  Jahr  1896.  Berlin,  C  He/manoa  Verii|r,  lltl. 
Boy.-Folio      406  SS.^  geb.     M     11.—. 

Rtatiütik  dea  Heraoi^tnmia  Bachfien-Melninf^en.  Bd.  VI,  Nr.  10^  Meiioinit*o^  Dnck 
der  R^yfiin'^T'^ehipn  Hofbuehdruckerei,  1897.  4.  (Beilage  xum  TEe?ierni}|c»b1»tt  Xr  tll 
vnm  27.  IX.  1897  (InTmlt:  Ausweis  Qher  die  GeburUs^  und  Bti-rblichkeitsv«rh&ttiiiu«, 
1695.  —  WirtMchafts#*riüebni9*e  der  über  5  ha  irrof»ea  Gemeinde-,  Korporation»*,  Kfrekee- 
und  Stiftun^swaTditnj^en,  1896,  —  Oenossenscbaftswesen,  1896:  ■.  Kreditverein«,  b.  Koniura^ 
vereine,  —  Rech  nun  jrswc'-.en  a  der  politischen  Gemeinden»  h.  der  Kirehkajiiie*^«  I99ft. '- 
Rffrebnikfe  der  Zwangserziehung  in  den  5  Jahren  1892 — 1896. —  KrnokenaUtistik,  IHM. 
—  Sparkassen  wesen^   1896.  — ^> 

Statistik  dej»  Oitlerriicht«»-  und  Erziehun|rswe]ien<k  im  Königreich  Wllrtlerobent  saf 
das  Sehtiljahr  1895/96.  Stuttgnrt,  Kolilhammer,  1897.  Lex, -8  IV— 79  SS.  Jl,  I,-, 
fVerüffent liebt  von  dem  k.   Mimsferium   de,«*  Kirchen-  und  Srhnlwe»ens.) 

V  0  r  k  e  h  r  f!  1 1  a  t  i  s  t  i  k  des  EisenbahndirektionsbeEirks  Köln  fQr  das  Jahr  1  S9t/97 
Kdln,  Druck  der  RSlner  Verlafrsaniitalt  und  Druckerei,  A.-0.,  1897.     fr.  S*     Sti  SS. 

Frankreich. 

Statistlqme  p^ititeittialre  pour  Tannee    1894«     E%p<i^i  r^n4ral  de  I«  sitttatioB  im] 
Services  et  de»  divers    ^tablinBement«,    pr^sent^  k  M.  le  ministre  de  rint^rlefir  pur  Dvfloi  ] 
(directeur  de  I'administration  p^nitentiaire).      Melun,  itnpr.  admiDi^trativei  1097,     gr« 
CCCXXX VIII- 622  pa^.  

S  t  a  t  i  &  t  i  q  u  e  de  la  productjon  de  la  soie  en  France  et  k  Tdtrangvr«  XXVJ*^"* 
ann6e.  R/?folte  de  1896.  Lyon,  impr.  Pitrat  ain^,  1697.  gr.  in-8.  5f  p««.  et  tftbltat 
Statist,  in  obL-Folio.  fr.  2,fi0.  fPubfication  du  Syndlcat  de  l'ünton  d«»  marehaAds  di 
soie  de  Lyon.) 

Eni^lan  d. 

Stall  Stic  »1  abstract  for  the  United  Kiniprdoni  in  «ach  of  tk«  Ikit  ÜfUmm  yaan 
from  1882  to  1896.  XLIViH  Dumber,  London,  printed  by  Eyre  8t  Spottiawood«,  litT. 
gr..  in-S.     267  pp^     (Pari,  paper.) 

Oesterrelek^ÜDSttrn^ 
Jahrbneh    statistiücbM,   des  k.  k.  Ackerbauoiinisterfams    (Hr    1896.     H«fl  2. 
Bergwerk  »betrieb  Oesterreicbs  im  Jahre   1895.     Heft  IL   Lieferung  8:  Dia  Gebartiti4|  I 
die  Ergebiiisae  der  Krankheit»-,  MortalitlSts-  und  Invaliditfttastatisttk  der  l 
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laden  im  Jahre  1894.  Wien,  Druck  nnd  Verlag  der  k.  k.  Hof-  nnd  Staatodmckerei, 
1897.     flrr.  8.     191  8S. 

Oesterreichfsehes  statistisches  Handbach  fBr  die  im  Reichsrate  vertretenen 
KSniflrreiche  nnd  Länder.  Nebst  einem  Anhanere  fQr  die  oremeinsiimen  Angeleffenheiten 
der  Ssterreichisch-nnsarischen  Monarchie.  Jahrfr.  XV:  1896.  Wien,  Oerold  &  Sohn, 
1897.  gr.  8.  IV~882  SS.  (Herausgegeben  von  der  k.  k.  sUtistischen  Central- 
kommi»sion.) 

Statistik  des  answftrtieen  Handels  des  Ssterreichisch-on garischen  Zollgebiets  im 
Jahre.  1896.  VerfsAit  nnd  hrsg.  vom  statistischen  Departement  im  k.  k.  Handels- 
Diinisterinm.  Bd.  11:  Spezialhandel.  Wien,  k.  k.  Hof-  nnd  SUatsdmckerei,  1897. 
Lex.-8.     Vni— 779  SS. 

Zfthlnng  der  Hewerbe  NiederSsterreichs  nsch  dem  Stande  vom  31.  XII.  1896. 
Auf  Gmnd  des  Oewerb#katasters  bearbeitet  vom  statistischen  Bureau  der  Nieder-Ssterr. 
Handels-  nnd  Gewerbeksmmer.  Wien ,  VerUfr  der  Kammer ,  für  den  Buchhsndel  in 
Kommission  bei  W.  BrMumfiller  &  Sohn,  1897.  Imp.-8.  fA.  n.  d.  T.:  Statistische  Mit- 
teilungen der  Nieder-6sterr.  Handels-  nnd  Oewerbekammer,  Heft  1.) 

Italien. 
Movimento   commerciale  del  Beflmo    d*Ita1ia   nell'  anno    1896.     Roma,  tipo^r.    di 
O.  Bertero,  1897.     Imper.  in-4.     XI — 1040  pp.    con  due  tavole   ffrsfiche.     (Pnbblicazione 
del  Minlntero  delle  finanse.     Direaione  generale  delle  gabeile.     UfBcio  centrale  di  revisione 

•  di  stotistica.) 

Statistica  delle  caroeri.  Anno  finansiario  1894  —  95  e  1*  semestre  dell*  anno 
finanxisrio  1895— 96.  Roma,  tip.  delle  Mantellate,  1897.  8.  CLVII-.49S  pp.  (Pubblica- 
ainne  del  Ministem  dell*  interno :  Direzione  generale  delle  carceri  Contiene :  Carceri 
gindislaHe.  —  Stabilimenti   penali.  —  Istituti   per  minorenn!.  —  Colonie   per  condannati 

•  domieilio  coatto.) 

Sta  tistica  giudiaiaHa  civile  e  commerciale  per  Tannn  1895.  Roma,  tip.  O.  Bertero, 
1897  I^z.  in-8.  18;  CXXXII^US  pp.  1.  2.50.  (Pubbllcasione  della  DIreaione 
generale  della  statistica) 

Statistica  della  istrualone  elementare  per  l'anno  scolastico  1894^95.  Roma, 
Hp.  della  rasa  editr.  iUliana,  1897.  Lex.  in-8.  LXXXV— 901  pp.  I.  «.— .  (Pubbli- 
caaione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e  commercio,  Diresione  generale  della 
BUti!>tica.) 

Statistica  delle  opere  pie.  Volume  X  Ted  ultimo):  Abruzzi  e  Mnlise,  PufrUe, 
BaKilicata  e  Calahrie  e  Hassunto  generale  per  11  Resrno.  Roma,  tipofrr.  de  Bertero,  1897. 
roaz.  in-folio.  LXXII — 810  pp.  1.4. — .  (Puhhlicazione  della  Commissione  reale  d'inchlesta 
sulle  opere  pie,  Direzione  generale  della  statistica.  Contiene:  Situasion«  patrimoniale, 
anträte  e  spese  nel  1880.  —  Nuove  fondazioni  e  lasciti  di  beneficenza  dal  principio  del 
1881  a  tutto  il  1896.  —  Spese  di  beneficenza  inscritte  nei  bilanci  dei  comuni  e  del'e 
provincie  negli  anni  1880 — 95.) 

Holland. 

Bijd  ragen  tot  de  Statistiek  van  Nederland.  V  en  VI.  *s  Oravenhage ,  van 
Weelden  &  Minerelen,  1897.  er,  fn-4.  (Uitfregeven  door  de  Centrale  Commissie  voor  de 
atatistiek.  V.  SterftetafeN  vonr  Nederland,  bewerkt  door  A.  J.  van  Pesch  (Hoogleeraar 
[Professor]  zu  Amsterdam).  40 — XLV  pp.  en  2  sterftekansen  in  obl.-Folio,  —  VI.  Over- 
sicht  van  den  loop  der  koop-en  pachtprijzen  van  landerijen  in  de  jaren  1882  tot  en 
met  1896      79  pp.) 

Statistiek  van  het  koninkrijk  der  Nederlanden.  Bescheiden  betreffende  de  ereld- 
middelen,  XXH.  stuk  (1***  gedeelte),  1896:  Mededeeling  van  de  opbrengst  der  belastiniren 
en  andere  middelen  en  van  verschillende  bifzonHerheden  met  de  hefSnir  der  belastingen 
in  verband  staande.  's  Gravenhage,  Mart.  Nljhoff,  1897.  4.  122  bis.  (üitireeeven  door 
het  Departement  van  financiSn.  Bladwifzen:  f.  Afdeeling:  Directe  belastiniren.  — 
II.  Afdeeling:  Indirecte  belastingen.  —  III.  Afdeeling:  Accijnzen.  —  IV.  Afdeeling: 
Domeinen.  —  etc.) 

Statisti  ek  van  den  in-,  nit-  en  doorvoer  over  het  jaar  1896.  I.  gedeelte.  'Graven- 
hage,  Boeken  handelsdrukkeHj,  1897.  ffr.  inFolio.  XXIII~504  eo  12  biz.  (Uft- 
gegeven  door  het  Departement  van  financiSn.  Bladwijzer*  Aliremeene  invoer  —  Invoer 
tot  verbmik.  —  Algemeene  uitvoer.  —  Uitvoer  nit  het  vrije  verkeer.  —  Doorvoer  met 
overlading.  —  Doorvoer  sonder  overUding.  —  In-,  oit-  en  doorvoer  van  gond  en  silver.) 
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O^spTifftsbtricYit    d«9   Stfidtr^teK   tiiid   der   Centreltehnlpfl^ir«    <1«»r  9tmdt  ZMel] 
▼nm  Jnhre  1896.      Zürich,  BticMrnckrTe!  Bericlithua»,  1897.     pr.  8.     XH — 179  it^  1  tS  St,! 

SAnHariseli-  demo(rr»phbchfls  Wo«ben>>ijlletTn  der  Slchwei».    RnUf  tin  d^i*to£rmpl)|qM  " 
©t'    sjimtRir«     snifts«.      Juhrjf,     I.     JJr.     1 — 36.      Bern,     19.    L— S8.    IX.     1897.      rf.    iL 
(HerAi3N{Fft(tfiben  vom  AclbwipUßrittcbfin  H^ffuiidheHsRnit  iixidl  eidfrenr^Hs.  »tJiHpH«ch#»n  Bti<MiJ) 

Schw<>i«eriiiche  HAtidelsstAHsfik,     Benebt  »tir  verrleJcheodeu  PabinestioQ   9hm 
di«    J*hre    1896— 1«95       B«Tn .    Bnchdruckerei    R.    Collin,   1897,      kl,    4.      ftl 
irmpliMeli^r  Darstell nnir  in  riTj!.*F«lio. 

Rcrbwe?«eriscbe     Hftftdetustitistfk.      Jftbresbericht     189$.      B«ni ,     ttiir1i4n<to«r  j 
S.  CnllSn,   1897.     kl   4,     «»  SS.  mit  (fmpbiscber  Dtrstellnni?  In  nM -Fnllo.    (Hemafi; 
vom  *<*bwe1iieriscben  Zolliiepurtement*     Aai*u<p|?eb*»n  um   2S.  VIII,   1897) 

St«ti«tik  de»  Wnrenverkeljr«  der  8<*Hweiz  mit  dem  AntUnde  im  Jabr«  18H> 
Bprn.  ^.  Colin,  1897.  (rtrlM.  Imp -Pnlio.  \"nT— 245-  91;  29  a.  11  ÄS.  nnbslt:  ü»* 
fnbr  nn«!  An^fulir.  —  Darcbfnbr  tind  spezielln  Verkehrsarten,  —  ZollertrÜrnivf«.  — 
AlphnbotiücbeH  Heei^ti^r  aum  ßebrinchstsrif.)  [Mit  franzSsUchem  und  dentscbein  T«fL 
Aiisfregeben  um  28.  VIO.   1897*1 

Bn1|i;iirien. 

CTATHCTHKa    SA  T^H^TlnilHTE  B^   KHH3KeCTB0  B'KJirapBff  TIpt3^   T^eSHlTa    ISH— Ü 

roÄJraa  ^äctl  L  Tl.  Co^uti  1R97.     4.     ßÖB;  3?T   pp.     (Statistik  der  fieholen  im  Flmt»»  | 
tum   Bulffarien  wSbrend  de^  flcbiiljabrws    1894/9S      I.  Abtiiilnnp:    Volk«*chn!fto :    S^lialift. 
T>ebrkrfifle  und  Scbüler:    Abteilung  H:    Volk^scbolen ;    ftcbniirabXiidaf   Lehrmittel  (iMfen* 
mente  «tc,)i  Moblli»r,  Ausgabe bndi^et  der  einnelneR  VoJkstcbnlen.) 

A  in  ar  i  k  a  (T«r«ini^e  Staaten). 

XXVn^ti  Annnal  report  of  tlie  Bureau  f>f  Stutlfftle*  nf  T^bor  (of  Ma«saeK«»«it>\ 
March,  1897.  Boston,  WHebt  &  Pottpr  prinftntr  C\  1897.  rr-  Jn-8.  XV — 548  ff* 
einth.  (ContenNr  Part  I  Social  and  indii*tri)il  cbanges  in  tbe  ennnty  of  Bam^tab 
Part   IT    OrwdM  weekly  wacw,  ^-  Furt  ITT-   J^mhm  rbronftlopT.    181»ä.> 

A  D  nnal  j^tatistic»  of  muniirKC'tnres  fr»f  tbe  State  of  Masaacbnserta^  1898,     Xl^b  i 
Boston,  WHgbt  &  Potter  printin^  C^,   IB97.     Kr.  fn*8.     X — S40  pp.,  elotb. 

—  (Arirantifvten), 
BeeenBameDt,  «eennd.  d«  1a  B^pobliqQe  Arfrentiney  10.  T.  1815»     lU 
nttifs.     Population    nttionale  et  6tr«nir2^ra,  Drb»lne  et  rorale.     Bnanöi  A'rca,  iiBprtala  !• 
J.  A.  Atsina,  1897,     Roy.-8.     40  pai;. 

—  (Üni(ni»y). 

C  o  m  e  r  c  {  o  exterior  y  niovitnento  de  navefraridn  da  !a  Repdbliea  orienfcal  Umt  Ür 
y  virios  otros  ditoa  corretpn^ndtenite»  a1  ano  1898  eomnurado  ron  t89R  HontarUep. 
impranta  de  ,,La  Kaei^n'S  1897.  Lex.  in-S.  55  pp.  (Poblicaddo  de  la  Direedte  4t 
aatadfjitica  icenaral.') 

Aulen  f Japan). 

Jabrhncb.  ittatlstiicbes«  des  Kitiierrelebit  Japan.  XV.  Jubrcran?:  18911,  TMMb 
1897.  llßl  pp.  Oana  in  fapanischer  Sprache,  flnbalt:  Terrif^rrnm,  — 1^ 
v^lkemnir.  —  Orffentlleber  Unterricht  —  KnUnst.  —  Civil-  «nd  Krimi  na  UiaHatfV.  — 
Poliae^  —  0«»fÄnirni!iwes©n»  ^-  Armee  nnd  Marirn».  —  LRndirirt*cbaft.  Forst-  tind  JaH* 
we«en.  Fischerei.  —  B**rirT>aü. —  Indostne, —  Anfsenbandet. —  Binnenhandel.  ^  BanbM 
nnd  Notenufnlauf-  —  HnndeU-  und!  Aktiiencrefelltcbaften.  —  Snarka«$en-  nnd  Veritcbt 
rnnfirswesen.  —  Verkehrswesen  xn  Ltinde.  —  Sehiffabrt»  —  Poft  nnd  TelairrmpliIaL  — 
O^fTentliche  Arbeiten.  —  OefTentliche  nesundbeitipfleire.  —  OeffeDtllche  Mildtbltifkaif,  — 
Ftnanawesen.   —  Wahlen.   —  V«r«altnn(r,   —  etc.) 

R4aiim^    «tatistiqne    de   TEmpire   da    Jipon.     XI^  ann^«,     Tokio,  lE9t.     ir.  1s-4 
XY — 158  pai;,  avec  carte  de  i^Etnpire  du  Japon  et  denx  tableanx  graphiqvea.  (F«b 
de  la  section  de  la  statistiqne  fr^ndrale  an  Cabfnet  imperial.) 

Atiitrallen  (Nea-Seeland). 

Resnlt»  ofa  Cftnaan  of    the    cnlony    of  New  ZetUnd,    takan   for   tba    itifl»l«ftli 

IJth   ApHI,  189«.     Welllnirton  (N.-Z^äI,}.  printed  hy  J.  «Cnckay.  1897.    FtoUo.    VI— M« ; 

LXV  pp      (Contents :  Popotution  und  hociseji,   —   Religion»  of  the  peopte.   —   Blnbfta««! 

of  tbe  people.  '-  Aipei  of  tbe  people.  —  Conjui^al  coodition  of  the  peiopla,  —  Filmiliw 


Die  periodische  Presse  des  AnslAndes.  635 

of  tfie  people.  —  Sfekness  end  iofinnity.  —  Occnpetions  of  the  people.  —  Industries.  — 
liAnd  Aod  baildlofr  sodeties.  —  Places  of  worship.  —  Pnblic  Itbraries  and  Mechaofes* 
Institutes.  —  Maori  popnlation.  —  Land  and  stock.) 

18.    YerfeMedeBea. 

B  a  e  r ,  A.  fOehRanR.),  Die  Hjfrfene  des  OefXnrnisweiiens  Der  Vollsne  von  FrelYieit«!- 
strafftn  in  fiyffienfecher  B»siehnnff.  Jena,  O.  Fischer.  1897.  er.  8.  95t  SS.  mit  5  Tafeln. 
M.  6.—.     (A.  n.  d.  T. :  Handboch  der  Hycriene ,    hrsflr.  von  Th.  W«y1,  Lieferant  S5.) 

▼.  Esmarch,  E.  (Prof.,  K5nifrsb(*r(r  i.  Pr.),  HytrieniKche  Winke  fSr  Wohnanf^- 
suchende.     Berlin,  Sprinsrer,  1897.     kl.  8.     VIII_64  SS.     M.  1.—. 

Handbuch  des  boberen  MfldchenAcbnlwcsens.  Heransflreiteben  (mit  «renannten  Mit- 
arbeitern) von  fProf.>  J.  Wycbjfram  (DirektAr  der  stXdt.  bSheren  Schuld  fBr  MItdchen  in 
Leipr.iflr).     Leipsijr.  R    VoijrtlÄnder.  1897.     Roy..8.     VII— 448  SS.  mit  Karte.    M    10.—. 

Jabrbncb  fOr  Volks-  nnd  Jairendüpiele  Heransflreflreben  von  E.  v.  Schenckendorff 
und  (Dr  med.)  F.  A.  Schmidt  Jahrg.  VI:  1897.  Leipsig,  R.  VoigtlÄnder,  1897.  jrr.  8. 
V— 801   SS. 

Jahresbericbt  über  die  Verwaltane  des  Mediainalwesens ,  die  Krankenanstalten 
nnd  die  öfTentlichen  nesnndbeitsverhJIltnisse  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Heransffeeeben 
von  dem  Xrztlichen  Verein.  XL,  Jahnrantr  (1896).  Frankfurt  a.  M.,  J.  D.  Sauerlaender, 
1897.     KT.  8.     IV_«40  SS. 

PaRel  (Arzt  u.  PrivDoa.  der  Medizin,  Berlin^  Die  Kntwickelunflr  der  Medizin  in 
Berlin  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die  Oeeenwart.  Eine  historische  Skiaae.  Wies- 
baden, J.  F.  Bergmann,  1897.     Roy..8.     180  SS.  mit  7  Tafeln  (PortrÄts).     M.  8,60. 

Prutz,  Hans,  Aus  des  Orofnen  Kurfürsten  letzten  Jahren.  Zur  Geschichte  seines 
Hauses  und  Hofes,  seiner  Reirierung  und  Politik.  Berlin,  O.  Reimer,  1897.  gr.  8.  XVI — 
410  SS.     M.  7.—. 

Redner,  A.,  Das  Prinzip  des  Protestantismus,  der  Gegensatz  des  Katholizismus. 
Mainz.  F.  Kirchbeim.  1897.  8.  VIII-.265  SS.  M.  9 —  (A.  u.  d.  T.:  Streifzüge  in 
der  Gescbiobte,  Bd.  I) 

Schmidt,  A.  (Resr.-  n  MedR.),  V  Gensralbericht  über  das  5frentli''he  GAsundheits- 
wesen  des  RegBesirks  Simnaringen,  umfassend  die  Jahre  1892,  1893  nnd  1894.  Sigma- 
rinffen.  Liebner'scbe  Hofbuchdr.,  1897.  4.  147  SS.  Mit  1  Uebersiohtskftrtchen  der 
Hohenznllem'scben  Lande. 

Welzhofer,  H.,  Der  europftische  VRIkerverein.  Seine  Entwickelung  und  Zukunft. 
Berlin,  O.  Seehagen,  1897.     8.     IV— 115  SS.     M.   1,50. 

W  o  i  d  e  CGenemliieut.  i.  russ.  Generalstabe) ,  Die  ürnacben  der  Siege  und  Nieder- 
lagen im  Kriege  1870.  Versucb  einer  kritischen  Darstellung  des  dentsch-fransSsiscben 
Krieges  bis  zur  Schlacht  bei  Sedan.  Aus  dem  Russiscben  fibs.  von  Klingender.  I.  Bd., 
f.  Aufl.  Berlin,  Mittler  ft  Sohn,  1897.  gr.  8.  IV— 370  SS.  mit  7  Skizzen  u.  1  Ueber- 
sfchtskarte.     M    7,50. 

Zenker,  R.  V..  Die  Wiener  Revolution  1848  in  ihren  sozialen  Voraussetzungen 
und  Beziehungen.     Wien,  A.  Hartleben,  1897.     8.     X — 296  SS.,  geb.     M.  6. — . 


de  Boyve,  E.,  Rdle  social  de  1*arm^e  fran^aise.  Paris,  Guillaumin  Sc  C®,  1898. 
16.     61  pag. 

C  o  n  ir  r  ^  s  .  premier,  d'assainissement  et  de  salubrit^.  Paris  1 895.  Compte  rendn 
des  travsux  publik  par  le^  soin«  du  secr^faire  g^n^ral  R.  d'Esm^nard.  Paris,  Baudry  & 
O«,  1897.     ffr.  in-8      avec  67  flg.  et  4  planches      fr.  12,50. 

Depierris,  H.  A.,  Physiologie  sociale.  Le  tabac.  qai  contient  le  plus  violent 
des  poisons,  la  nicotine,  abrl»ge-t-il  Texistence  ?  Est-il  cause  de  la  dAg^n^rencenee  physique 
et  morale  des  noci^t^fi  modernes?  Paris,  Flammarinn.  1898.    8.    VIII — 524  pag.  fr.  5. — . 

Sergeant,  L.,  Greece  in  the  nineteenth  Century:  a  record  of  Hellenic  emancipation 
and  progress,  1821—1897.    London,  Unwin,  1897.  8.   With  illnstrations  and  map.   10/.6. 
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A.     Frankreieli. 

Bulletin  du  Minist^re  de  1'agrieultnre.     XVIl^s  ann4e,  1897,    N*  4 :    A.  France: 
La  formation  dep'ammoniaqne  dans  les  vins,  par  A.  M&nts.  —  Bxtrait  d'nn  rapport  sur 
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U  piMdcüUnr«  d&Q«  le    d^pftrtfsment  de  I&  Cretase.  —  CoQtHbatl<»ii     k    VMnSm  dm 

t«tlon«  vioique«.  —    Rapport  sor  la  eompn^ittion  dos  terres  de  I«  CnmftriFo«»   Ik 

des  nnblofi  du  eordrtn  littnrftl    rbodani«n,    In  n&ture  du  siUftnt  de    la  f>iim«r^iie.   ^^ 

de  In  fermenrnrioii  d'nn  fnarfrp.  —  Cnncoars  rd^tioniiax  Ä^Hcole*  de   1897.  —   R.   EXnmgwt 

Annlyoie  du  mpport  de  U  CliAiiibre    de    coniEiierce    de  Mfinnh^fai    pour   1896     —    Rafipaif 

sur  le  eornmerc«  des  c^r**ftleB  eu  AllemA^Tie.  —  etc. 

Devei)!  r  »oclul,  Fevim  interneHonala  *l*Äconom»e,  d'hUtoir«  «t  de  pMto«ftpl^ 
3'  »nTn^e^  1807,  N°  8 — 9»  AoÖt— Septenibre:  Rocioloi;ie  de  1a  saif£«*llf>n  .  per  K,  -^  Im 
ftoctaltATne  en  Itiilie,  pur  Giov.  Lerda.  —  L'hi»toire  du  trüde-nnic^niittne  do  B.  mi  B,  WtM, 
pur  Ed.  BerDstein.  —  Lik  d^raocnitie  et  le  droit  fiicml  d^nt  FAntiqait^  «t  [kftrtJciüDre»aBt 
k  Athl^neji,  p*r  O.   PUton  (auite)    —  etc, 

Jonrnml  des  EeoiioiriTste»,  Revne  roenmelle,  LVI«  »nn^e ,  Septcmbr«  t9$J  t  Im 
(TflTiox  perlemoTitsIres  de  !«  ChArnbre  des  d^pnt^s ,  IB^C — 1897,  p»r  A  I*ieftf«.  ~  Im 
(ftIrfoH  et  les  Corps  de  m^tiers  de  U  viTIe  dn  Rie*  depui»  leitr  oHg;i{ie,  pur  E  r«<C«iiC  — 
MoQvement  acfentifiqti«  et  indaütnel  ^  par  DHniel  Bellet.  —  Rifvti«  de  rAead^mit  um 
ftciences  mnrnl«'»  et  palitiqnes  da  22  mai  an  25  aoüt  1B97«  par  J.  Lefnrt«  ^^  ün  Mii4^* 
talll9te  ni»»e  (G.   Boatmy)  per  P.  ApostoK  —  Note»  snr  le»  Etatn^UuU,   par  A,   Vlallt»», 

—  Le  neuTl^m«  Cotiprfe*  de»  batiqaes  popnIa!res,  par  O.  Fran^oi».  —  Le  .^fHbiit**  !•!*• 
fiational  —  Civilination  Oannqne.  —  fioci^t*^  d*froonoin1e  pf^Htiqae.  r^onlon  du  S  9*pt9m%r9 
1897.  Communicfltlon :  Conerfes  international  de  l^iftslatirin  do  travnfl  Di*e 
qtiela  prrteAd^n  am  pnyn  pent-il  pa$!>«»r  d^Hoe  monnaie  d^pr^ri^^e  k  num  motinni« 
14»er  les  int^rlt»  pnblioji  f»u  particuUers,  —    Coniptes  renda^.  —    Cbfoniqo# 

—  etc. 

JourDai  de  li  SocI^tÄ  de  sUtlstTqne  de  Pari«.  XXXVni»«i»«  unA^.  fg^t.  H*  f , 
Septembre :  Note  stir  rindastrie  et  le  coromerce  de  U  France,  par  Yv©i  OutaI .  —  U 
recrutement  dann  «es  rapports  avec  ta  pnpafatton^  par  fi.  Vacher,  —  Le  prohtj^n^*  hk«^ 
talre,  par  Foarmer  de  Flaiz  (art,  I\  —   Cbmpiqtie  de  ufatisfiqn^  indirliire.   par  K.  Tvtf«K 

Moniteqr  de«  a^stiranres*  HeTcie  meoAuellft,  K"*  348^  ^entembr«  1^97!  Aai^BraaeM 
eontre  les  arcideiit*.  R^wom^^  des  Operation»  de  Texercire  I69ßf  L  Oti^r»tf/>nm  de  ttfl 
f.  A»!^nranre«  diverses.  3.  Sltuatioo  att  31  d<icemlir©  t^9B.  4.  RenseJirTj^ments 
par  L.  Warnter.  —  Comptes  rendos  des  compHjcnie*  fran^aipe«  dU^^nmfic^s 
acddentj».  —  Asitarance^  ^ur  la  vie:  R<^j«ain^  du  rappnrt  du  Rnrt'iLii  fifd^ral  anl«««  paar 
IVxerctce  1895,  par  L.  Masa^.  —  Les  colonies  fran^hes  et  Tas^tiranpe  svr  Ia  ei«,  pt 
f%.  de  Chambonas.   —  etc. 

R^rnrme  eodale.  Ta,  BuFletm  de  la  8o«f4t^  d'<^conoinTe  socfal«.  IVMa»  f^rK 
N**  40,  16  Si*pti*TnbTe  1897:  La  r<*alt*ation  pratiqne  de  la  repr^«*iit*tton  prf«iM«rtl«tta^W, 
par  (le  baron^  J.  Antrot  de«  Rotoars  —  De  la  Itben^  te4tan>*r>t»irf  cbe*  Ip« 
^^ranirrrs,  par  Rft^nl  de  !a  Ora^surie  (dernier  articie),  —  T/bi»lrtire  H'  !•« 
d*^ponoTnie  fiocTnle  de  la  Soei^t^  des  inir^nienrs  eivils  de  France,  ptir  fle  Marq^^l  it 
Cha»*eloap-Laubnt    —   Cbroniqoe  dn  mnnvpincnt  social,   par  J,   CaTaf^Qz    —   «»tr. 

Revne  manHme*  Publication  du  Mfr>i«t^re  de  la  manne.  Tome  PXlCXfV,  IW7,' 
Anfjt:  8ratij»tb|iie  de»  nanf^airea  ponr  Tanniie  1994  («nUe  et  fin)  —  hm 
Ma^on  (mite  et  fJnV.  —  Fleu^es  a^nen?»  lenr  c^nr«»  lenr  iitilhatfon  pur  le« 
(^ntie  #t  finX  —  La  politiqne  de  la  mer,  par  O.  W.  Steevens  —  Polltlfpf»  navak  »t 
•trat^tn»*  allemand*s.  —  Kav»catioD  Tnaritlmo  da  Japf^n  ~-  Climnlqa«».  —  P#eliaa  naf^ 
tlme» :  Recberch«^*  sur  le»  haftre?.  Situatl&n  de  la  p^cbe  et  de  rostr^kttltur«  pwidbat  b 
mob  de  jain   1897    —  etc. 

Revne  polUiqne  et  parlementaire.  Ann^e  IT.  1^97,  K<>«  JafU«!  I  8«pf«iDl»ra.  tm 
part!  raral  or^nfs^  et  nobilisabie :  Syndicats  a^colee  et  petfr««  propriM ,  pttr  M^ 
Henry.  —  Le»  *leetion«  en  Antriebe  et  en  HoitfrHe,  par  f^pef^vre-PoDtallt  —  Baeap»  It 
Cadeoaa,  par  Oh.  Rons.  —  Le  proJet  de  ]o\  »ar  les  aoei^tfa  de  secoirra  avotaeli,  ptf 
A,  !>rake.  ^~  La  nifilrie  centrale  de  Paris,  par  A,  ComhariAfi.  —  Le  qiieaff«>ii  4a  dooiahia 
aitx  colonles«  p«r  G.  Detnartlat.  —  T-a*t{l  incompatibilltl  entre  la  RAf»tibH<|Q«  il  1t 
socIaUsTTie?  par  E*  Martineaa.  —  Lea  r^cents  efforts  en  vae  de  rontficatiofi  4tt 
mantime ,  par  R.  V^meanx.  —  CamUle  Jordan  et  se«  corre«pondantB ,  par  O.  I 
rentier  fsaite  et  dn),  —  Le  referendnm  Salsse«  par  Th.  Carti  —  De  la 
rlvile  des  mmistrea.  par  A«  Vaobe*nl.  —  Le  tnonvement  f^minist«*  en  Frane«.  pmf  It 
Ch^n^a.  —  La  bitte  cf>ntre  le  «octalisme  en  AHcmairne ,  par  A.  Ebray.  —  L'i 
fle«  matitotf*^n«  cAmmonsle*  ^n  Prti<«e  et  ^n  Anpleterre,  par  Paul  Dobolf.  —  fwa 
raralt  par  1>iDbr«irad«imtr(    d«*s    f^ard«ft*ehampetreSt   par   THRaot-Geneate»  ^-  La 
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eofifl«  «-«fllral^l 
le«    aitfywttift^l 
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agricole,  per  O.  Fren^ois.  —  Les  idies  sociales  de  John  Rnskin.  —  Les  eceidents  du 
travAii  eu  Allemagne,  per  Yves  GayoU  —  Les  ^lections  dsus  les  Pays-Bes,  par  Letövre- 
Ponulis.  —  Iie  mouvemeDt  föministe  en  Italie,  par  Emiiia  Mariani.  —  Du  gouvernement 
direct  et  da  gouvernemeut  indirectf  par  Kaoul  de  ia  Grasserie.  —  L'assurance  maritime: 
ce  qa'elle  est,  ce  qu'elle  devrait  Stre,  par  Jean  Dorieux.  —  Les  rösaltats  de  ia  l^is- 
latioD  aar  ia  nationalitö  en  Alg^rie,  par  Jean  Olier.  —  Ciiarbonuages  et  chemins  de  fer: 
lea  honilles  aoglai^es  en  France,  par  P.  Tores.  —  Essai  d'ane  sutistique  des  ^tudiants 
des  universit^s  fran9aises,  par  Ferd.   Lot.  —  etc. 

KeTue  socialiikte,  ia.  Directenr:  G.  Reoard.  Livraison  da  15  Aoüt  1897:  La 
poliüqae  extörieure  de  Ia  troisi^me  R^publique,  par  P.  Loais.  —  La  fin  de  rimmobiiisme 
chinois,  par  A.  de  Ponrvoarville.  —  Testameot  da  dizneavi^me  si^eie :  (Ia  litt^ratare  et 
Ia  80ciet6),  par  Rioux  de  Maillou.  —  Croqais  de  Londres.  par  P.  Baqaet.  —  De  ia  citä 
aocialiste,  par  F.  Deioire,  —  La  l^geade  anarchiste:  (ies  origiaes  ciirötieaaes)  par  A. 
Chirac.  —  Revue  de  Ia  presse  ötrangöre,  par  P.  Bos.  —  La  questiOD  sociale  devant  les 
Corps  öias,  par  DeioD.  —  Moavement  social,  par  A.  Veber,  —  etc. 

B.     £ngland. 

Contemporary  Review,  the,  for  October  1897:  The  prospects  of  Rhodesia,  by 
F.  Catesby  Uoliand.  —  Bimetaliism  and  the  Banii,  by  Corn  Hill.  —  The  crisis  in  the 
East,  by  (Canon)  Mac  Coli.  —  An  Australian  in  Europe  thirty  years  ago,  by  C.  Gavan 
Doffy.  —  The  celtic  mind,  by  Sophie  Bryant.  —  Beaaty  and  agliness,  by  Vemon  Lee 
and  C.  Anstrather-Thomson  (I;.  —  The  rookerery  established ,  by  Ph.  Robinson.  —  The 
Zionist  Congress,  by  Th.  Uersi.  —  Wanted:  a  leader,  by  a  new  radical.  —  etc. 

Economic  Joornal,  the.  Edited  by  F.  Y.  Edgeworth  and  H.  Higgs.  VoL  VII, 
1897,  Septembre:  The  theory  of  railways  rates,  by  W.  M.  AdLWorth.  —  The  Elberfeld 
and  English  poor  law  Systems:  a  compatison,  by  W.  Change.  —  Wholesale  and  retaii 
pnces,  by  R.  Newman.  —  The  insarance  of  industriai  risks,  by  Hontagae  Barlow.  — 
The  new  German  Exchange  Act,  by  (Prof.)  W.  Lexis.  —  etc. 

Fortnightiy  Review,  the,  October  1897 :  Khartoum  in  sight,  by  (Major)  A.  Griffiths. 
—  At  Arcachon,  by  W.  M.  Fallerton.  —  The  Lord-Lieutenancy  and  a  royal  reaidence 
ia  Ireland,  by  J.  G.  Swift  Mac  Meill.  —  An  object  lesson  in  politics,  by  W.  S.  Lilly.  — 
Scandinavia  and  her  king,  by  C.  Satdiffe.  —  The  speed  of  warships:  a  reply,  by  (Sir) 
W.  U.  White.  —  An  apology  for  anprincipled  toryism,  by  A.  A.  Baomann.  —  The 
triomph  of  the  Cossack  (by  Diplomaticus).  —  etc. 

Uumanitarian.  Vol.  XI,  1897,  ü^  8,  September:  Soath  African  problems,  by 
the  Bishop  of  Bloemfontein.  —  Women's  progressive  clabs,  by  Sarah  A.  Tooley.  — 
Ocealtism  among  barbarians,  by  S.  B.  Elvans.  —  The  new  Prisons  Bill,  by  E.  H. 
Fickersgill.  —  Evolution  in  the  modern  State,  by  J.  D.  Parsons.  —  The  women  of 
^ISJP^  by  Campbell  Terriss.  —  Foregleams  of  the  XX.  Century,  by  W.  J.  Colville.  — 
A  plea  tor  special  schools.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  1^*  CLXXXVII,  1897,  October:  On  lost 
policies,  cerüfied  copy  policies,  certifioates  oi  title,  possession  of  a  policy,  notice,  bankruptcy, 
and  some  other  practica!  consideraUoos  with  regard  to  the  tities  to  policie»,  by  T.  B. 
Sprague,  with  abstract  of  the  discussion.  —  The  mathematical  law  ol  mortality,  by  Th. 
Wittstein  (of  Hannover),  translated  by  D.  A.  Bumstedt.  —  The  lile  assnrance  companies 
of  the  U.  Kingdom.  —  etc. 

Mineteenth  Century,  the.  October  1897:  The  breakdown  of  the  „forward*' frontier 
policy,  by  (Sir)  Lepel  Griflia.  —  A  moslem's  view  of  the  Pan-Islamie  revival ,  by  Ra- 
fiaddin  Ahmad.  —  The  Coming  revolt  of  the  ciergy,  by  (the  Rev.)  Heneage  U.  Jebb.  — 
John  Day,  by  Algernon  Charles  Swinburne.  —  Fitty  years  of  the  English  county  courts, 
by  (Judge)  Snagge.  —  Consumption  in  cattle  conveyable  to  man,  by  J.  Long.  —  The 
protection  of  wild  birds,  by  H.  Russell.  —  Philo- sionists  and  anti-semites ,  by  H.  Bent- 
wich.  —  Oar  custom  house  regulations,  by  (Sir)  Algernon  West.  —  The  promised  Irish 
Local  Government  Bill,  by  J.  E.  Bedmond.  —  British  suserainty  in  the  Transvaal,  by 
£.  Dicey.  —  etc. 

Transactions  of  the  Manchester  SuUstical  Society.  Session  1896—97.  Man- 
chester, John  Heywood,  1897.  8.  194  pp,  (ContenU:  Some  aspecU  of  local  govern- 
ment,  by  G.  Pownall  (President).  —  Open  Spaces  for  recreation  in  Manchester,  by 
H.  Philips.  —  On  the  English  mortality  from  phthisis  in  the  years  1881—90,  by  Thomas 
A.  Walton.   —   The   registration   of  parliamentary   and   local  govemment  electori,    by 
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J«  Wigley*  —  The  economic  resulb«    of  Ibe  Bhip  CküaI  in  liftncheiter    and    Übe 
diugi  üiMrictä,    hy  Woodrufie  FUtclier.   —    index    aumbers  and    the  coor*«    of  p 
iudicated  by   thcui  durlug  the  I*At  tt\j  yeMA^   by  VV.  H,  Uouldtworth.    —   Tb«  Jlä 
»ewiLi^e  proLil«ixi|  vfith  ttu^g^ihiiouA  for  U^  »oluiiuu  nud  sugf^ej^ted  lauiexidnieiit  of  tfc»  Klivt 
l'oUuUoa    Acl,    by    Niitbuu    Br&dley.    —  The    eojjclJüünA    of   iif«    iu    Angel    MeadiMr^ 
J«  E,  Mercer*  —  ete* 

C.    Oes  terreicb  -  üngArn. 

Deutsche  Worte«  Moaütsbefte,  berAa»gegeb«u  von  Kunibert 
Jifcbrg.  XVll,  1897^  lieft  9,  Ksoptember :  Etvnk&  über  KotUktivbiuus,  III,  tt,  tVV  ^^ 
JuN  (lüLLttf)  V.  Keupauex  (fuy»dorlj^  lil.  Ut^kotiomie  der  Verteilung»Arb«it  in  l^fex^vf 
itut  iije  öniiche  V«r«cliiftbuug  der  Gtiier^  Verieilung  aq  Gemeindeu  und  iiiWrt^a«. 
iV.  ÜJ6  VeJteiJujig  der  Arbeit.  —  Dtm  iluckerge werbe  iu  Wien,  tod  M.  Woilrma  (Ifcitt) 
[acblulöj,  —  iSuEiUugte  uud  l^hiJa»»opbie.  —  oR\ 

HnyUeliiiDUhNßum,  diu».  Mit  Beilage:  KommerKielle  Berichte  der  k.  ii.  k.  6f L-Of. 
KuubularjLmter.  Hü,  XÜ,  Hr.  38 — 40,  23.  September — 7.  Oktober  lBd7:  Di«  Enkkim)^ 
eiuvr  Cej-iti'uUteiJe  lür  daj>  Uiftitük^be  Keich  «ur  V'orbereituog  des  Abtchliuaee  Hrrf*^ 
politischer  Verträge  mit  deta  Aaalaude,  voa  E.  JaeDicke  (Beriiu).  —  JiUife»b«ftelit  pn 
IHM  de&  k.  u.  k.  Geuer«lkou$iuUte»  iu  Odcjisa.  —  Kugliuids  Haudel  mit  ft«iQ«ii  Kohmm, 
uud  die  aiuliUidjbche  Koukurreti« ,  vou  Emil  Lo«w  (i.  ArtikeJ).  —  DI«  ^geanittict 
Lage  d«{»  Httudels  iu  den  chineaJbcbeu  Verlrag»bMrea.  —  JuNresbericht  pra  I89i  4m 
k,  u.  k.  UeueriLikoiJiiuUtos  iu  UombAy.  —  Jahresbericht  pro  1696  de«  k.  n.  k,  KonaaliMi 
iu  Hu&Lttuhuk.  —  Die  Erricbtuug  vuu  Sühicd.sgerichteu  lür  küiitminui^che  AjagwteOlt  i 
DeuLfrcbiADd,  von  äiewert  (b«kr.  der  UaudeUktinmer  H&Jber»lAdt).  —  Die  ireiut«ii  ^m*  1 
haudluugeu  atnr  Errichtung  eiuer  CeuLraUieUe  zur  Vorbereituug  de»  A'  ''  rs  iMnA 
puliüscber    Verträgei    von  E.  Jueoicke«    ^— >    Die    o8t«4»iati9cheii    Haud^'i  q«  -^  \ 

^dbertrage   und  PruiüÜuktu&iioueu   in  China     —  Aus    dem  Jahres>ben^;..^     ^.,^    1811t 
k  u.  k  Kou^uiate»   iu  Kiew.  —  etc, 

Mitteiluugeu  de»  k.  k.  h'iimnsmtntateriuma  Jahrg.  iil,  1897,  Heft  I  la.  2,  Afrti 
und  JuDi:  Da«  Budget  des  Jahres  1Ö97  (mit  TabeÜeu).  —  VerhandiaDucQ  dea  AV 
gtsurdoeleubaubeit  über  die  da«  Hes^ort  de«  k^  k.  FinautminUteriunns  betretfcodaa  fSkMpo^ 
de*  äta  ata  vorau  schlag:*  für  da^  Jabr  1897.  —  V^  er  kehr  in  Sleaipelwertaeichen  in  den  ts 
Keich»rate  vertretenen  KÜeiühen  und  Lknderu  im  Jahre  lä96.  —  8(ati*iik  d«r  Ta^ai- 
veraehleiläorgane  llir  daa  Jahr  1895.  —  Krgebnift&e  des  Tabake erscbleiraea  in  CUk»* 
lluuiien  im  Jahre  1896.  —  Ergebuiaise  der  Fuuitieruug  im  Jahre  1B9G.  —  AnawftjnsMf« 
von  MÜnzeu  der  Kjrocenwähruug  und  Bandebmiinzeu  in  Oesterreich-Uni^arD  f^oa  Jtfcfi 
Ittliai  bU  1898.  —  Gebiireiierlcichteruugcu  bei  Konvertierung  von  Hypoiheksrfoi-dannv« 
im  Jahre  1896,  —  Uebiinjubeguij»t]gungön  bei  Arrondierungea  vou  Urujid«tfl«k«ft  Ü 
dvQ  Jahren  1885  bia  eiui^uhl.  1896.  —  Tabellariaehe  Nachwei&nng  der  EfBeo^iiBf,  Üi* 
uud  AuatuhTf  sowie  der  A  bitte  nipeluug  vou  Spiclkarteu  in  CiileiUmnieu  18*^*'  —  TT  eil 
weiAUug  der  iu  den  Jahren  1894    uud   1896    vou  den  Finanx-    und  Ucricir  ii* 

mea&eueu  GebUren    v^n  V«rlai»»en»ehatteu.  —  8tati»tik    Über  den  Zustand    ü  ämI»^ 

Uiatigkeit   der   Jt,  k,  Fi  nana  wache    im  Jahre  1895.  —  ErgebnisM   d«r   Van  clfci  lui^jiTiay 
im  Jahre  1895.  — 

Monatsschrift  für  cbrintUche  Softialreform^  GeselJschaftJwijfaeuairbaft  Mc.  Jttlv* 
gang  X1X|  1897,  lieft  9:  Der  Züricher  Arb«nerkongrofi»,  von  C  Deeurtiaa«  — >  Vea 
ArbeiLamatkt  in  New  York,  von  Cb.  Eitler  (New  York).  —  Wirtschaftliche  Tm(g*mitmffml 
Die  Wetterluktastrophe.  Wohlfahrtjfteiurtchtungen  und  Wohnungselend«  Kratm.  D<* 
W ähr ungagesAndtbchatt  Vom  neuen  Goldland<;.  Rarteile.  Ziindholaindaatrt«,  fmilm 
der  Eiaeuwerkei  etc.  —  Die  Bauern  beweg  au  g  in  Uesterretch,  von  8.  Brandt  ^  Bttttlat 
Kiickblick,  —  Staatarumaue  and  GeaellftchatUidealr,  von  liud.  i^Frh.)  t.  Haandodf  (fwm.). 

—  Die  Organiaation  der  Arbeit,  vun  tiodwig  Pienuer  (Fort».). 

Oe»  t  er  reichi  seh- üngariache  Revue.  Jahrg.  Xll,  1897,  btsw  Bd.  XXU^  Eift  I 
11.  3:  Die  Vabuganabahn.     Eiue  volk*w.rtachaftUche  Studie,  vou  (Prot.)  K.  Jajf  (Adlla&l 

—  Der  Adel  Kram»  und  die   Kulturentwickolttug  doa  Laudes,  von  P.  v.  Raditi  ^fftlfch^f 

—  Die  Entstehung  der  Monarcliie  in  Ungarn,  von  litephAU  Y.  Uoldoviuji  «^  0nd»  ^| 
Trieft ter  beebeiirke),  von  A,  ILriftch.  —  eic. 

Olornale  degll  Economlsti.    Settembre  e  Ottobre  1t97:  tm,  eituaiiaiie  M 

mouetaxio»  —   IfuiAnsA  e  dogane,    ptr   L,   FonUni^Üilaao.   —  JU«  UipU««   «UtiMA  t  laj 
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politicA  deir  lulia,  per  B.  OirettL  —  Corrispondensa  col  {pnbblico '  (Dasio  [snl  grano) 
per  A.  de  Viti  de  Marco.  —  La  teoria  purä  de!  mooopolio,  per  F.  Y.  Edgewortb.  — 
Lt9  due  torgeotl  dell'  assicnrazioDe,  per  U.  Gobbi.  —  Le  recenti  agitasioni  agrarie,  per 
A  de  Viti  di  Marco.  —  Fra  progetti  di  legge  e  congressi,  per  P.  Situ.  —  U  programma 
dei  iiberali  in  materia  di  politica  ecclesiasiica,  per  L.  Allievi.  —  Corrispondenza  (I  com- 
merdanti  e  la  cooperativa  dei  fomi)  per  A.  de  Viti  de  Marco.  —  PreyideDsa,  per 
C.  Büttoni.  —  Necrologia:  Ugo  Habbeno,  per  A.  Graziani  e  A.  Loria.  —  etc. 

fiivittta  italiana  di  socioiogia.  Auno  I,  fasc.  2,  Settembre  1897:  La  condizione 
legale  degli  schiavi  neri  negli  Stati  americani,  per  £.  K.  Westermarck.  —  La  pace  e 
la  guerra  uel  antica  Ateno,  per  £.  Ciccotti.  —  Storia  ginridica  e  socioiogia,  per 
N.  Tamassia.  —  Sciensa  ideale  e  scienza  positiva  in  socioiogia,  per  V.  Tangorra.  —  La 
seusibilitli  e  ia  condizione  sociale,  per  6.  Ottoleoghi.  —  Rassegna  delle  pubblicazioni.  —  etc. 

H.    Schweiz, 

Schweizerische  Blätter  fUr  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik.  Halbmonatsschrift, 
redigiert  von  Hans  Müller.  Jahrg.  V,  1897,  Nr.  16,  2.  Augustheft:  Handelshochschulen, 
von  (Prof.)  A.  Gucken.  —  Der  Rückgang  des  Kleingewerbes  und  die  sogenannte  Schmutz- 
koukurrenz,  von  D.  Farbstein  (Schlufs).  —  Der  Ziooismus.  —  Chronik  der  sozialen  Be- 
wegung. —  Wirtftchaftschronik :  Der  wirtschaftliche  Aufschwung  Japans.  —  Die  ethische 
Bewegung.     Mitteilungeu  von  G.  Maier  (Zäricb)  Nr.  15.     Die  Freimaurerei  (V). 

Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Jahrg.  XXXIII,  1897,  Lieferung  6:  Die 
französischen  Zollausschlüsse  von  Gez  und  Hoch-Savoyen  und  ihre  Stellung  im  schweize- 
risch-französischen Zollkrieg  1893/95.  Eine  handelspolitische  Studie,  von  Emil  Gesch.  — 
Bewegung  der  Bevölkerung  in  der  Schweiz  wäbrend  dem  IIL  Quartal  1897.  Vorläufige 
Mitteilung  des  eidgen.  statistischen  Bureaus.  —  Erhebnog  von  1897  über  die  schwach- 
sinnigen, die  körperlich  gebrechlichen  und  die  sittlich  verwahrlosten  Kinder  im  schul- 
pflichtigen Alter. 

L'Union  Postale,  XXIIe  voL  Nos  9  et  10,  Berne,  ler  Septembre  et  1«  Octobre 
1897:  Le  Congrto  postal  universel  de  Washington  (suite  et  fin).  —  La  caisse  d*öpargne 
pofttale  n^erlandaise  en  1895.  —  Le  Service  des  postes  dans  les  Pays-Bas  en  1895.  — 
M^crologie.  —  etc. 

M.    Amerika. 

American  Journal  of  Sociology.  Volume  III,  N*  1  and  2,  July  and  September 
1897:  The  social  value  of  the  saloon,  by  £•  €•  Moore.  —  Study  of  the  criminal  in 
Mexico,  by  Fr.  Starr.  —  Stake  of  the  ehurch  in  the  social  movement,  by  W.  Rauschen- 
bnsch.  —  On  a  difference  in  the  metabolism  of  the  sexes,  by  W.  J.  Thomas.  —  Social 
coutrol,  by  Edw.  AUworth  Ross  (VIU/IX).  —  Eccentric  official  statistics,  by  H.  L.  Bliss 
(II).  —  A  Programme  for  social  study,  by  J.  W.  Howerth  (U,  lU).  —  etc.  —  The 
sociologist's  point  of  view,  by  A.  W.  Small.  —  Scientific  value  of  the  social  Settlements, 
by  Herrn.  H.  Hegner.  —  Factory  legislation  for  women  in  the  ü.  Sutes,  by  Aonie 
Marion  Maclean.  —  Sooiological  Instruction  at  Paris,  by  C.  W.  A.  Vedits.  -^  The 
mortality  statistics  of  the  Ceusus  in  relation  to  occnpations,  by  W.  A.  King.  —  etc. 

J  ou  r  n  a  1  of  Political  Economy.  Publication  of  the  University  of  Chicago.)  Volume  V, 
M*4:  September  1897:  The  issues  of  the  second  bank  of  the  United  Sutes,  by  R.  C.  H. 
Catterall.  —  The  international  typographical  union,  by  W.  L.  Mackenzie  King.  —  The 
new  theories  of  eeonomics,  by  V.  Pareto.  —  Miscellanies :  The  Austrian  postal  savings-baok, 
by  H.  Parker  Willis.  The  real  cost  of  the  tariff,  by  H.  J.  Davenport.  Foreign  clearing- 
bouse  returns,  by  H.  Parker  Willis.  A  new  presentation  of  economic  theory,  by 
W.  G.  Langworthy  Taylor.  —    etc. 
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Christlich-sosiale   BUtter.     Jahrg.   XXX,   1897,   Heft    13  u.   14:    Prof   W.  Pb. 
Englerf  i  sosialtheologische  Studien,    (ArbeitergeistUcbe.)  —  Eine  Krankenkassenenquete. 
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—  Die   aanetiiDiiid«   (gewerbliche  KtDderArbeit.  ^    Dju   prenftUefae  GjnnnAsinin    nod  • 
SosiftUsmus.  —    Chritttlicb-sosii&les    umi  Fs«udocbri»Uich»ozUiefl    au»  Oejit^rreich.  —   Üm\ 
S«lxburger  kaUii)]ii»che  Gewerbe-  und  Arb^Uerlag.  —   iäoxialpoliti'»cbe  Ratidscbft«. 

Gewerblicher  kecbtasehutz  und  LIrbGbtirriH:bt.  Ueratts^egeben  ▼ou  A.  OsltftieiJL 
JuLrg.  11,  1897,  Nr,  7  u.  8^  Juli  u.  August  1697:  Urheber  und  Erüoder  im  iTifi»' 
zeitigen  V>rh&Uiiis,  von  M.  Wai^ner  und  J.  Ephraim  (UitiDbaber  uud  Chemiker  Sm 
Firma  J.  J.  Rotten).  —  Die  üt^küjupfaiig  de»  ODlttutereü  Wettbewerbe«  tu  Knglaod,  wtm 
C  II  P.  Inh^Js^ea  (Londoo).  —  Die  öffentliche  Bekanntmacbuug  des  Urtelie  lo  Mm- 
scbeidunKeo  auf  Grund  des  Ge&etaes  lar  Uekäiopfuug  dei»  uoUutereo  WeUbewwb««  vom 
27,  X,  1896|  von  [Dr,  jur.)  Biberleld.  —  Aus  d«r  Praxis.  Aenderutigeo  dee  FalMi»> 
uiDprucbs  während  des  Erteil ciug&verftihrens,  von  H.  WirtK^  Frauitf.  a.  M.  <—  kta§$kmA 
and  die  Pariser  Konvention  vom  20*  III     1883,  vou  A.   Pileuko.  ^  ete« 

Neue  Zeit  lievue  des  geistigen  und  ofTentlivhen  Lebens.  Jahrg.  XV^  i89|^/tl, 
Bd«  U:  Nr«  45 — 52^  voui  7.  August — 25.  September  1897:  Die  preufäii^chen  LaDdcaf»* 
Wahlen  uud  die  reakliunäre  iMasie,  von  K.  Kautsky.  —  ^ur  Psychologie  der  Krati,  rai 
Adam!>*LehinanD.  —  Zur  Kntwickeluug  des  Ilaudwerks  in  den  Jahren  1891  bis  UM, 
von  R,  Calwer.  —  Unsere  livteiiiguog  au  den  preursi»cheo  LaDdtAgs wählen,  von  A.  Bt^i 
Einiges  über  das  indische  Problem,  von  Ed  lierusteiu.  —  Zur  Psychologie  d«e  MiUiiete» 
masi  von  H.  Btrdhel.  --  Ein  preufsisches  Mustergefangnis  (Plötieasee).  —  Oie  polniith« 
Verfaasung   vom  B,  V.  1791,    von  J.  H.  M.  —  Die  Musik    und  das  Volk,    vod  A.  H^mm. 

—  Die  Nation  ulitäten  in  Üvsterreich  and  die  Hns&ialdemokratie.  —  WobijtLtigafnife  u4 
Sterblichkeit,  von  Henriette  Fürth.  —  Die  Aufgabeu  der  GewerksebafUk&rUüe  maä  die 
GeneralkommissioQ  der  Gewerksehafteo  Deutschland».  Eine  Organia&tioQalrage ,  t«t 
K,  Stumi.  —  Der  Abbä  Galiani,  von  C.  Hugo.  —  Der  in ter nationale  Kongreß»  für  ArbeiMt^ 
schütz,  von  A.  Hebel,  —  Charles  Darwin  und  K&rl  Man,  Eine  Parallele  von  Sdw. 
Aveliug,  —  Die  Sterblichkeit  der  Kinder  der  ZigarreoarbeiteriuneDf  vou  U.  VogtL  — 
Die  Thätigkeit  des  preuM^cben  Landtags  in  der  letzten  Session^  von  Max  t»ciilppel  — 
Die  Politik  des  Hobbes.  Eiue  Entgognong  [nuf  die  CunowVche  Kritik  in  Hr.  4^  d« 
äihritt  ffUobbes*  Leben  und  Lehre'^,  vou  F.  Tdiinies]^  von  Ferd.  Tonnies,  —  fieViM 
nU  Politiker,  Eine  Replik  von  H,  Cuuow«  —  Aus  HoUand,  von  W.  U«  Vliegeo:  Di« 
Nüchwahl«!).  Die  neue  Hegierong.  Die  Revolutionäre.  —  LJofllle  in  l5ergtNUi|  fM 
ü.  Hud.  —  etc» 

V  ier  teljahrtbefte  lur  Statistik  des  Deutachen  Reichs.  Heraaig«g«l>«ti  to 
statistittcheu    Amt,     Jahrg.  VI,    1879    (Ergänaung  zam  9.  Heft).     BeHin,    Pullkaa 
Mühlbrecht,  1897.  Imp.-i.  75  SB    (Inhalt:  Die  Bevölkerung  nach  Beruf«   Alter,   Fi 
stand    and    Religionsbekenntnis    aut    Grund    der    Berufsxihliing    vom    14      VI.    X89ft,  ^- 1 
Banptergebnisse  der  Undwirt»chaftliehen  BetnebssUüilung  vom  14.  V^L  1395.) 

ZeiUchrilt  für  Kleinbahnen,  Jahrg.  IV,  1897^  Hefl  9,  September:    Die  elektmelM  J 
Stadtbahn    in  Berlin    von    Siemens  &.  U&Uke  (SchlulJ»).   —    Die  uoterirdiacha  Stromaai 
rung  der  etektriachen  Straften  bahn  llorlio  (Uehrenstraf^e-Treptow)  nach  dem  Sfatem 
Siemens    &    Uabke.    —    EintJun»   der   Spurweite    auf    Leistung^tähigkeit    und    Ertr«g    d» 
Eisenbahnen,  von  (Olngenieur)  F.   Zeiula  (in  Sarajevo),  —  Staat  »bei  hüte  für  ]lleint>eJiMA, 

—  Die  Sebmal<tpurbal]neti  Deuischlaiida  im  Jahre  1895/^6.  —  Mitteilaogeo  da»  V^rrfs 
deutscher  StrarBenbahu-  und  Kleinbahn  Verwaltungen:  Hauptversammlung  dee  Vereins  doi^ 
fii<bor  Strarüeobaho-  und  KleiobabnverwaJtungen  am  6,  u.  7.  VIII,  in  Hamburg,  Jakrw> 
bericht  dar  gesohftfta  führen  den  Verwaltung  des  Vereins  deutseher  Strarseabaiui*  uiHl  Itlda 
bahn  Verwaltungen,     lieber  ScbuUvorriGhtuiigen  an  StraTseu  bahn  wagen,  ^  «to. 
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Die  sozial-ökonomischeii  Lehren  der 
rassischen  Narodniki. 

Von 
Wladimir  Gr.  SlmoliowitflOb. 

Die  „Narodßiki^',  die  „Volkstümler^\  gehöreo  gewiß  zu  den  tiefsteD 
und  bedeutendsten  Erscheinuagen  des  modernen  russischen  Lebens. 
Dieser  Lehre  huldigte  noch  unlängst  fast  die  gesamte  russische  In- 
telligenz. Der  Kunst,  wie  der  Wissenschaft  hat  sie  ihr  Ge^iräge  auf- 
gedrückt. Sie  bat  eine  eigenartige  russische  Nationalökonomie  und 
Soziologie  geschatfen.  Und  doch  blieb  diese  Strömung  in  der  euro- 
pdischeu  Litteratur  unbeachtet. 

Die  Narodnit8chegtwo  (die  Lehre  der  Narodniki)  ist  eine  abge- 
schlossene WeltanscbauuT]g,  sie  ist  grundlegend  für  die  ganze  moderne 
russische  Litteratur  u^d  Kuttur;  die  Nfirodniki  waren  bis  vor  kurzem 
die  bedeutendste  soziale  Partei  Rnßlands  mit  einem  bestimmten  wirt- 
schaftlichen Programm.  Wir  wollen  uns  deshalb  mit  dieser  Lehre, 
die  außerdem  als  sozialistische  Utopie  interessant  ist,  befassen. 

Das  Wesen  dieser  Lehre  kurz  zu  definieren  macht  uns  manche 
Schwierigkeiten,  denn  erstens  sind  deren  Prinzipien  sehr  ver- 
schwommen, zweitens,  wie  wir  sehen  werden,  haben  sich  die  sozialen 
Parteien  Rußlands  noch  nicht  vollständig  difierenziert  und  unter  dem 
Banner  der  Narodnik'schen  Theorien  standen  russische  Marxisten  und 
Anbänger  des  nationalen  Russentums,  Sozialreformler  und  anarchistische 
Revolutionäre.  —  Der  bedeutendste  moderne  Theoretiker  der  Norod- 
nitschestwo,  Woronzoff^  ft^rmutiert  diese  Lehre  folgendermaßen:  ,,Ziel 
sind  die  Interessen  des  Volkes;  Mittel  ist  die  Gesellschaftsform,  die 
d«r  kollektive  Volksgeist  geschahen  hat,  oder  die  seinem  Willen  ent- 
spricht; Hebel  der  sozialen  Evolution  ist  die  Selbstthätigkeit  des 
Volkea.** 


Der  Name  „Narodniki''  ist  nicht  neu.    So  nannte  sich  zu  Ende 
der  siebziger  Jahre  eine  revolutionäre  Partei  Rußlands,  deren  Bestrebungen 
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dahin  giDgen,  daß  8ie  das  Volk  aundären  und  zum  Kampfe  mit 
Absolutismus  vorbereiten  und  organisieren  wollten.  An  Stelle  <kr 
Agitation  durch  das  Wort  führten  sie  die  «^Propaganda  darcli  ilie 
That'*  ein.  Sie  suchten  kleine  Aufstände  hervorzunüfen,  sie  siedeltas 
äich  in  den  Dörfern  an  und  suchten  das  Volk  nicht  nur  aoxmegeo, 
sondern  auch  in  Kampfverbänden  zu  organisieren* 

Viel  älter  aber  als  der  Name  ist  der  Ideengang  der  Narodnikl 
Um  festzustellen,  von  wem  diese  Ideen  und  diese  Theorien  geerbt  und 
übernommen  sind,  mu£  man  sehr  weit  zurückgreifen.  Man  aml  mA 
die  Blütezeit  des  Moskauer  Slavophilentums  vergegenwftrtigeii,  am 
muß  zurückkehren  zu  der  Zeit,  wo  der  erste  russische  Flacbttu^ 
Herzen,  in  Europa  enttäuscht,  seine  revolutionären  Hofinungen  auf  Bai- 
land  konzentrierte. 

Die  Slavophilen  suchten  ihre  Argumente  in  den  sJaviscliea  Cr- 
künden,  in  dem  griechisch-orthodoxen  Katechismus  und  in  dem  Hir- 
schen Formatismus,  und  das  alles,  um  Hymnen  der  rossiscben  biii^ 
liehen  Gemeinde   zu   singen  und  um  dem  „faulen  Westen**  zu  toclw, 

Wenn  aber  die  Slavophilen  in  dem  ,,Mir*\  in  der  baaerfidi« 
Gemeinde,  die  Basis  des  nationalen  Lebens  sehen  und  ihm  dokiA 
huldigten,  sah  Herzen  in  dem  Mir  den  Keim  jener  Gesetlschaftsofdieof, 
die  die  Sozialisten  erstrebten.  Er  betrachtete  deshalb  die  Entwickle 
lungswege  Rußlands  als  ganz  verschieden  von  den  Entwiekelniil' 
wegen  Europas.  Ihm  schien  das  Stadium  der  kapitalistiscbea  Bil- 
wickelung  für  Rußland  nicht  obligatorisch  zu  sein  ^).  Die  beeodigk 
Arbeit  und  das  erworbene  Ergebnis  ist  das  Gemeingut  aller  MenadMi^ 
dachte  Herzen.  Ein  jeder  Schüler  muß  selber  die  Ldsung  der  EiiklU* 
sehen  Aufgaben  finden,  aber  welch  ein  Unterschied  ist  swischM  der 
Arbeit  Euklid's,  der  sie  entdeckt  bat,  und  der  Arbeit  des  Schülers  ttaacir 
Zeit.  Und  eben  diese  leichte  Arbeit  des  Schülers  nimmt  er  fftr  BoA* 
land  in  Anspruch.  Und  wäre  endlich  wirklich  die  WiederlMilttag  mir 
wendig,  müßte  Rußland  wirklich  die  leidvollen  Versiicbiiiig«n  ittter 
Vorgänger  erleben,  auch  dann,  meint  Herzen,  ^,nur  so  wie  der 
Embryo  die  niedrigeren  zoologischen  Daseins  stafeB 
vor  der  Geburt  erlebt''.  Rußland  aber  hat  schon  seiue  EmbiT»- 
genie  in  der  europäischen  Schule  durchgemacht,  denn  der  Add  usi 
die  Regierung  bildeten  einen  europäischen  Staat  in  dem  SlaviadM* 
Der  Adel  ist  durch  alle  Phasen  der  politischen  Erziehung  hindnülb- 
gegangen,  anfangend  mit  dem  Konstitutionalismus  und  mit  dem  mf^ 
lischen  Monarchismus  und  endigend  mit  der  Verehrung  des  Jahrs 
93  > . .  Deshalb  braucht  das  russische  Volk  nicht  die  schwere  AfMl 
wieder  zu  beginnen.  Wozu  soll  es  sein  Blut  vergießen,  um  jeoe  Inte 
Lösung  zu  erreichen,  deren  Wert  nur  darin  bestand,  dafi  Ettrofia  durch 
sie  zu  anderen  Fragen  und  zu  anderen  Zielen  gekommeo  ist?  ««Wir, 
sagt  Herzen,  ,,haben  für  das  Volk  die  schwere  Arbeit  erledtgl,  wir 
haben   mit  Verbannungen   und  dem  qualvollen  Leben,  das  wir 
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wÄrtig  führeü^  das  Volk  erlöst***  Und  Uerzen  dachte»  daß  das  russische 
Volk  zu  einer  sozialistischen  Wirtschaft  tlbergebeu  könne,  und  dies 
d^balb,  weil  es  seinen  Gemeindebesitz  beibehalten  habe.  Niemals 
von  dem  Slavophilentum  und  dem  Hegelianismus  emanzipiert,  glaubte 
er  an  den  „Volksgeisi**  und  er  glaubte,  daß  die  occidenlale  Idee  des 
Sozialismus  das  unbestimmte  Ideal  des  russischen  Volkes,  die  Ver- 
¥/irkUcbung  und  logische  Entwickelung  seiner  primitiven  Einrieb* 
tungen  sei* 

Aber  nicht  nur  der  halbslavophile  Herzen  verherrlichte  den  Mir, 
als  das  Kostbarste,  was  der  russischen  Nation  geblieben,  als  Pfand 
einer  ßlücklichen  Zukunft.  Ein  Anhänger  und  Verteidiger  des  Ge- 
meindebesitzes war  auch  der  nichts  weniger  als  alavophile  N,  G,  Ti^cher- 
nyschewsky,  dieser  scharfsinnigste  Logiker,  den  Rußland  je  hervor- 
gebracht hat*K  Man  darf  aber  nicht  vergessen,  daß  Tschernyschewski 
noch  vor  der  Bauernbefreiung  schrieb,  er  sah  also  die  „freie*'  Gemeinde 
noch  nicht  und  konnte  sich  deshalb  noch  manche  Illusionen  machen. 
Er  hat  zu  Gunsten  des  Gemeindebesitzes  alles  gesagt,  was  später  von 
den  Anhängern  des  Mirs  tausendmal  wiederholt  wurde.  Sein  Haupt- 
argument war,  daß  der  Gemeindebesitz  Rußland  vor  der  Plage  des 
Proletariats  Schutz  gewähren  werde  und  daß  er  technisch  vorteilhaft 
sei.  Seine  Gegner,  besonders  der  liberale  Professor  Wernadski,  be- 
handelten den  Gemeindebesitz  als  eine  primitive  Form  des  Grundbe- 
sitzes, die  aufgehoben  werden  müsse.  Tschernyscbewski  suchte  gerade 
das  Gegenteil  zu  beweisen,  er  behauptete,  daß  England  und  Frank- 
reich im  Begrifle  seien  zum  Gemeindebesitze  überzugehen.  Tscherny- 
scbewski verteidigte  seine  Liebliii^sidee  mit  allen  Waffen,  die  ihm  zu 
Gebote  standen.  Er  berief  sich  auf  die  damals  allmächtige  He^eFscbe 
Dialektik.  Die  dritte  Entwickelungsphase  einer  jeden  Erscheinung, 
führte  er  aus,  ist  formell  der  ersten  Phase  ähnlich.  Der  Agrar- 
koromunismus  sei  der  Ausgangsimnkt  in  der  Entwickelungsgeschichte 
der  Völker  gewesen,  zum  Agrarkommunismus  mtißten  die  Völker  zu- 
rOckkebren.  Da  Hußlaod  die  Erfahrangen  des  Westens  benutzen  könne, 
habe  es  keinen  Grund,  jene  Form  des  Grundbesitzes  (Privateigentum) 
einzuftihren,  an  der  Westeuropa  leide. 

Tschernyscbewski  faßt  die  Landgemeinde  abstrakt  auf  und  es  ist 
dabei  nicht  zu  vergessen,  daß  er  nie  von  der  wirklichen  Gemeinde, 
wie  sie  ist,  sondern  von  der  abstrakten  Gemeinde,  wie  sie  in  der  Zu- 
kunft sein  kann,  spricht^). 

Diese  Verherrlichung  des  Mir  war  ein  Merkmal  aller  russischen 
revolutionären  Doktrinen  bis  auf  die  letzte  Zeit;  diese  Verherriichung 
des  Mir  haben  die  rusF^ischen  Narodniki  übernommen  und  sie  machen 
die  bäuerliche  Gemeinde  zum  Grundstein  ihrer  Lehre. 

Wir  wollen  uns  diese  Lehre  näher  ansehen  und  mit  ihren  sozial- 
philosophischen  Prinzipien  anfangen.     Alle  ihre  Glaubensdogmen  kann 


1)  TtebernyBchewski,    8itr   U  foroi«  commoDal«   de    1*  pouettioo  fonel^ro,  Genlvf 
1879,     Vergib  PlechAHüff,  Tschernyichewaki,  StuUfrart  1894^  S.   SS— 89« 
1)  Vtrgl«  PlAehtnoiTi  Noa  ControverMt.     Gtoeve  1886,  8.  11—19. 
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man  in  letzter  Instanz  auf  zwei  Grundprinzipien  zuruckfübreo :  1)  die 
specifiache  Lehre  von  der  besonderen  Bedeutung  der 
einzelnen  PersöBlichkeit,  der  Individualität,  im  histo* 
rischen  Fortschritt,  und  2)  der  Glaube  an  die  spect- 
fiscben  und  eigenartigen  historischen  EDtwickeluDgs* 
wege  Rußlands. 

IL 

Die  kritisch  denhende  Persönlichkeit  ist  es,  die  die  Geschichte 
schafft^  das  ist  die  Grundidee  aller  soziologischen  BelracbtaDj^en  (kr 
Narodniki»  Die  lebendige  Persönlichkeit  mit  allen  ihren  GedMikcB 
und  Gefühlen  —  sie  ist  die  schöpfende  Kraft,  sie  und  nicht  irg«id 
eine  „mystische  Kraft'\  stellt  Ziele  in  der  Geschichte  auf  und  führt 
die  Weltbegeben heilen  durch  alle  Hindernisse,  die  von  den  historischen 
Bedingungen  und  elementaren  Naturk ruften  gestellt  worden  sind,  bin* 
durch.  (Diesen  Satz,  der  in  der  russischen  Sprache  sehr  schön  klingt^ 
habe  ich  dem  Philosophen  und  Soziologen  der  Narodnitschestwo  X 
K.  Michajlowski  entnommen.)  Da  nun  der  Wille  und  die  Kraft  der 
Persönlichkeit  diese  Gewalt  des  Schaffens  besitzt,  so  entsteht  utmill* 
kürlicb  die  Frage,  ob  es  nicht  möglich  sei,  daß  die  kritisch  denkende 
Persönlichkeit  einmal  die  Geschichte  Rußlands  besser  schaffe  und  ge- 
stalte als  diejenige  F^uropas.  Die  bejahende  Antwort  auf  diese  Fragt 
bildet  den  festen  Glauben  der  Narodniki.  WoronzoÖ  *),  einer  tut 
Hauptvertreter  dieser  Richtung,  erklärt  uns  einfach,  die  Fähigkeit 
des  Menschen,  ideale  Vorstellungen  und  Begriffe  zu  schaffen,  die  eehr 
wenig  mit  der  Umgebung  zu  thun  haben,  wurzele  in  dem  Vorbandet- 
sein  von  gewissen  BedOrfuissen  der  menschlichen  Seele,  von  sittlidM 
Gefühlen  etc,  ,,die  ihm  eigen  sind  nicht  als  einem  RepnUentaoM 
der  Gesellschaftsordnung,  die  ihn  umgiebt,  sondern  als  einer  biologisclMB 
Form  des  homo  sapiens^^  „Diese  Fähigkeit  ist  durch  die  Tbatsacbe 
bewiesen,  daß  die  Idee  des  Kollektivismus  zu  allererst  sieb  im  wert* 
liehen  Europa  verbreitet  habe  und  gerade  in  jener  Geschichtsperiode, 
als  die  soziale  Gesellschaftsordnung  sich  auf  den  entgegengeaetitei 
Prinzipien  des  Individualismus  und  des  persönlichen  Kampfes  ane 
Dasein  bildete". 

Die  Geschichte  wird  also  nach  der  Meinung  der  Narodniki  voo 
„Persönlichkeiten  geschaffen  nach  ihren  idealen  Vorstellungen,  die 
nichts  mit  der  Umgebung  zu  thon  haben".  Die  russischen  kritisch 
denkenden  „Persönlichkeiten'^  haben  also  nichts  weiter  zu  thao,  ab 
„gute''  ideale  Vorstellungen  zu  haben  und  nach  diesen  Vorstelloogv 
die  Geschichte  des  russischen  Volkes  zu  schaffen.  Als  biTafen  in 
solch  einem  Schaffen  der  Geschichte  wird  die  intelligente  Jugend  h^ 
zeichnet.  Diese  Doktrin  von  der  Bedeutung  der  Persönlichkeit  nail 
der  kritisch  denkenden  Intelligenz  im  menschlichen  Fortschritt  baten 
Michajlowski,  Woronzoff  und  andere  Theoretiker  der  Narodniki  gfr 
schöpft  aus  den  in  Rußland  so  berühmten  „Historischen  Brief en^^  La«* 


( 
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rofl's,  eines  der  bedeutendsten  russischen  Revolutionäre  uod  des  Vaters 
des  russischen  Sozialismus. 

In  den  im  Jahre  1868  erschienen  „Historischen  Briefen"*)  lesen 
wir:  „Wie  klein  der  Fortschritt  der  Menschheit  auch  ist,  so  ruht  doch 
das^  was  ist,  ausschließlicb  auf  kritisch  denkenden  Persönlichkeiten; 
ohne  dieses  ist  der  Fortschritt  absolut  ausgeschlossen*'.  .  .  „Wenn 
ihr  die  Fähigkeit  gehabt  habt,  kritisch  das  Bestehende  zu  betrachten, 
so  habt  ihr  auch  Fähigkeit  genug,  diese  Kritik,  dieses  Bewußtsein  im 
Leben  zu  verwirklichen". 

Diese  Doktrin  von  der  kritisch  denkenden  Persönlichkeit  hat 
Lawoff  bei  Bruno  Bauer  übernommen*  Schon  in  Hegel^s  Geschichts- 
auffassung findet  sich  das  christliche  Dogma  vom  Gegensalze  des  Geistes 
zur  Masse.  Dieser  Gegensatz  äußert  sich  in  der  Geschichte,  in  dem 
wenige  auserwahlte  Individuen  als  aktiver  Geist  der  passiven  Masse 
gegenüberstehen. 

Hegel  setzt  aber  einen  absoluten  Geist  voraus^  der  sich  aus  sich 
selbst  entwickelt  und  in  der  Menschheit  eine  Masse  fiudet,  die  ihn 
bewußt  oder  unbewußt  trägt.  Dieser  absolute  Geist  findet  also  in  der 
Masse  sein  Materia!,  seinen  Ausdruck  aber  findet  er  in  der  Philosophie. 
Die  Geschichte  wird  vom  absoluten  Geiste  f^eschaÖen,  und  jetzt  nach- 
träglich kommt  sie  zum  Bewußtsein.  Und  auf  dieses  nachträgliche 
Bewußtsein  des  Philosophen  reduziert  sich  sein  Anteil  an  der  Geschichte. 
Der  Philosoph  kommt  also  „post  festum*^^). 

Die  Hegefschen  Halbheiten  hebt  Bruno  Bauer  auf.  Er  erklärt 
die  Kritik  für  den  absoluten  Geist  und  der  Philosoph,  der  Träger  der 
„kritischen  Kritik*',  schafft  nicht  mehr  die  Geschichte  nur  in  seinem 
Bewußtsein  und  nur  post  festum,  sondern  mit  vollem  Bewußtsein  spielt 
er  die  Holle  des  schöpfenden  absoluten  Geistes  im  Gegensatz  zu  der 
kritiklosen  Masse  der  Menschheit.  Die  Masse  ist  das  geist*  und  ge- 
schichtlose Element,  das  materielle  Element  der  Geschichte,  eine  [ode 
geschichtliche  Handlung  kann  nur  von  dem  Geiste,  von  der  Kritik  aus- 
gehen. „Der  Umgestaitungsakt  reduziert  sich  auf  die  Hirnthatigkeit 
der  kritischen  Kritik'*^). 

Sovii'l  zur  Genealogie  der  Lehre  der  russischen  ,,kritisch  denkenden 
Persönlichkeit*'.  — 

Zu  den   wichtigen  Grundlagen  der  Narodnitschestwo  gehört  auch 

1)  VgL  P.  Strav«T  Kritische  BemerkuQg«ii  cor  Frftge  üb«r  die  öl^onomiAche  Eq^ 
wIckilaDg  Barsimßdtf.     St.  Petersburg  1694,  S.  5, 

2)  Karl  Marx  meint  Über  die  Hegerach«  GeachicbUpbiloaaphle  t  ,^Beg6l  iD«cht  »ich 
einer  doppelt«ii  Balbbeit  Acbuldig,  eininAt  indem  er  die  Philosophie  für  du  Dasein  des 
absolaten  Geistes  erklärt,  aod  »ich  iiti^lflich  dagegen  verwahrt^  das  »trkifche  pliito- 
sopbiscbe  lodiTidonin  für  den  absoluten  Geist  in  erkJIreni  dann  aber^  indem  er 
den  absolufeti  Geist  nur  som  Schein  die  Gesohichte  machen  läfst.  Da  der  absolute 
Oeiit  nJUnlicb  er&l  post  fest  am  im  Phllosopheo  als  schöpferischer  Weltgetst  iiun  Be- 
wafsts«in  kommt,  so  existiert  seine  Fabrikation  der  Geichichte  nur  im  BewafstseiD, 
in  der  Meinung  and  Vorstellung  des  Philosophen,  nur  id  der  spekulaÜTen  Einbildung'^* 
Friedrich  Engels  und  Karl  Marx,  Die  beilige  Familie  oder  Kritik  der  kritischen  Kritik. 
Frankfurt  a,  M.  1846,  8,  127. 

«)  Friedrich  Engels  und  Karl  Marx,  Die  beüige  Pamine  u.  »,  w,  Frankfurt  a,  M. 
IS4&,  8.  1S8. 
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Michajlowski'ß  ,,Formel".  Unter  diesem  Schlagworte  versteht  man  dk 
Formulierung  des  Wesens  des  Fortschrittes,  die  von  Michajiowski  «iil* 
gestellt  worden  ist.  Sie  lautet  folgendc^rniaßen :  ,»Der  Fortschrill 
ist  die  allmähliche  Annäherung  zur  Einheitlicbkei  t  dar 
Individuen,  zur  möglichst  vollen  und  allseitigen  Ar* 
beitsteilung  zwischen  den  Organen,  und  zur  oaögliciist 
geringen  Arbeitsteilung  zwischen  den  Menschen.  Üb* 
sittlich,  ungerecht,  un  ver  nun  f  tig  ist  alles,  was  diese 
EntWickelung  hemmt.  Sittlich,  gerecht  und  veroQDftig 
ist  nur  das,  was  dieüngleichartigkeit  der  Gesellschaft 
verringert  und  dadurch  selbst  die  Vielseitigkeit  ihrer 
einzelnen  Mitglieder  vergrößert'**). 

Diese  Fornii*!  wurde  von  Beltow,  dem  marxistischen  Kritiker  Michtj- 
lowski's,  ndt  vollem  Recht,  ,,ein  hygieniscbea  Rezept'^  genannt 

Micbajlowski  nennt  dieses  „Rezept*^  die  ,,subjektive'^  Methode  in 
der  Soziologie.  Das  objektive  Forschen  erscheint  ihm  lii  eher  lieb,  er 
spottet  über  den  „Ursachen-  und  Folgen- Forscher'*.  Die  ubjektiie 
Methode  scheint  ihm  nur  berechtigt  zu  sein  in  Anwendung  auf  „htstoriscii* 
marinierte"  Fragen,  wie  es  z.  B.  die  Geschichte  des  assyrischen  K5nig* 
reiches  ist,  io  Anwendung  auf  Tagesfrageu  kann  Michajlow^ski  di« 
objektive  Methode  nur  im  Munde  „marinierter*'  Leute  erklärlich  finden'ji 
Die  Aufgabe,  die  sich  solche  Leute  stellen,  erscheint  ihm  als  beschränkt, 
er  vermißt  bei  diesen  die  Frage  nach  Zweck  und  Ziel^).  Die  „kausale^ 
oder,  wie  er  sie  nennt,  die  „objektive*'  Methode  erscheint  ihm  Übrtgttis 
auch  aus  anderen  Ursachen  als  verfehlt,  hauptsächlich  aber,  weil  flie 
von  dem  Begrifie  „Geselischaft**  ausgeht.  Dieser  gegenüber  stellt  er 
eine  andere  Richtung  als  Muster  auf.  Diese  andere  Richtung,  der 
Michajlow&ki  selber  auch  angehört,  denkt,  daß  die  Gesellschaft  uo4 
die  Givilisation  an  und  für  sich  keinen  Wert  haben,  wenn  sie  nichl 
der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Persönlichkeit  dienen;  ferner 
meint  er,  daß  die  W  issenschaft  verpflichtt  t  ist,  das  Wünschenswerte  tit 
erforschen.  Michajlowski's  Lehrer,  Lawroä,  und  mit  ihm  fast  lUe 
Narodniki  sind  der  Meinung,  daß  die  Iheorie  des  FortNChritta,  ntcbt 
die  Fra^e  beantwortet,  wie  in  der  Wirklichkeit  die  Entwitkelang  der 
Dinge  var  sich  geht,  sie  beantwortet  nicht  die  Frage  nach  dem  oatdr» 
liehen  Gesetze  in  der  Geschichte  .  .  .  „Die  Theorie  des  Fortaehriltt 
giebt  nur  eine  moraliche  Schätzung  der  geschehenen  Ereignisse  der 
Geschichte  und  xrigt  ein  sittliches  Ziel,  zu  welchem  die  kritische 
Per^önlicheit  streben  muß,  wenn  sie  ein  progressiv  wirkender  Faktor 
sein  will*'*). 

Diese  Lehre  von  der  «^Persönlichkeit"  der  Narodniki  eDth&lt  oiclita 
Neues  und  stellt  eine  ,,magna  mutatio  loci  non  ingenil^'  dar,  deos 
diese  Theorie   war  in    Deutschland    in    den  40er  Jahren    verbreitet 


1)11.  K.  Mkhftjlowfki,  W«rke,  Bd,  4,  t    A«fl.  S.  IS« -187. 
1)  Dvr^elbe,  Bd.  2,  S,  Aufl.  S.  316. 
&>  Iicr»«lbe,  Bd.  3,  Lieferung   1,  S.   180. 

4)  S*it*chriit  ,,Z[iuiic'\  1871,   ho,  10,  S.  Sl  AnfiAU:   ^In   Sackra  4m 
«fUiilvrtschea  Briel«'*  (vod  L&irroff)  mit  d««  loütalea  P.  M,(trui(tf)  femaiefaagt. 
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Sseliga,  Karl  Heintzen^  Theodor  Opitz  und  viele  Andere,  Leute  wie 
Moses  Hess  und  Karl  Grün,  Männer  wie  Georg  Büchner  .  .  .  mit  einem 
Worte  Utopisten  jeder  Art  und  jeder  Richtung»  konservative  und  radi- 
kale, sozialistische  und  liberale  Schw£Lrmer,  alle  hielten  sie  an  der 
„Persönlichkeit^*  fest  und  keiner  von  diesen  verstand,  daß  „subjektive*' 
Wissenschaft  eine  contradictio  in  adjecto  sei*^) 

Diese  Auffassung  der  Geschichte  war  in  Rußland  so  tief  ein- 
gewurzelt, daß  das  erste  Werk,  das  sich  eingehend  mit  der  Kritik 
dieser  Ansichten  vom  marxistisch  -  materiatistischen  Standpunkte  aus 
befiißte,  großes  Aufseben  auf  sich  zog.  Diese  erste  materialistisch- 
marxistische  Kritik  erschien  im  Jahre  1894,  Es  waren  die  io 
Rußland  so  berühmten  und  von  den  Narodniki  so  angefeindeten  ,,Kriti*^chen 
Bemerkungen  zur  Frage  über  die  ökonomische  Entwickelung  Rußlands'' 
von  Peter  Struve*  —  Selten  hat  ein  Werk  in  der  russischen  Litteratur 
ein  solches  Aufsehen  erregt  und  einen  so  erbitterten  Jitterarischen 
Streit  verursacht.  Dieser  Streit  zwischen  der  Geschichtsauffassung  der 
Narodniki  und  dem  sozialen  Materialismus  der  Marxisten  dauert  noch 
in  der  russischen  Litteratur  bis  auf  die  Gegenwart  fort, 

Struve,  der  zur  selben  Zeit  Anhänger  SimmeFs  ist,  betonte,  daß 
der  Ausgangspunkt  einer  jeden  soziologischen  Betrachtung  nur  die 
individualitätslose  Persönlichkeit  sein  kann=*),  Für  die  So^iülogie 
kommt  die  soziale  Gruppe  in  Betracht,  und  nur  aus  dieser  deduziert 
sie  die  Persönlichkeit,  und  diese  Persönlichkeit  als  konkrete  Indivi- 
dualität ist  nur  ein  Ergebnis  aller  Persönlichkeiteo,  die  vorher  und 
gegenwärtig  lebten  und  leben.  Mit  andeien  Worten  :  Die  Persönlichkeit 
ist  ein  Ergebnis  der  sozialen  Gruppe^).    Indem  wir  die  soziale  Gruppe 

1)  Ich  will  «ur  Illaütration  einige  Srdlen   hei   Szel^KA  anfUKren: 

ifObJektWitlt  in  der  Qe»chicbt9»chr6ibun^  ist,  wie  ObjjektivtUit  überhaupt,  eine  Redenf- 
art.  Aber  nicht  «ie  wAre  Objektivitit  ein  Ideil,  welches  zu  erreichen  eine  UnmÖfUcbkeit 
blieb«;  mr  ÜbjekUvitit,  d  Ik  zur  allgemebea  Aii«cbBiiun|r,  stur  AtifffttaUDg  der  Uehrheir, 
4vr  Maate,  kann  iich  der  8cho|ifung»trieb  des  KOnsUers  nur  erniedrigen.  Tbut  der  Oe- 
•ehkbUscb reiber  dies,    so  bÖrt  er   auf  Künstler  au  .sein,    er  giebt  es  auf«  frei  ay  schaffeUf 

«r  arbeitet  auf  Akkord,  er  ist  Te^eldbner  seiuer  „Zeit'* —  f,Nan  dringt  aber  die 

dffenUiobe  Meinung  heutzutage  auf  Koustitnüon  ond  verwirft  Kevolntion  und  ttepubük ; 
»fe  wiU  erkiropfen  aber  innerhalb  der  gesetalichen  Schranken,  sie  Hebt  die  Oppositton, 
Aber  eine  geaeialicbe,  gesionungavone.  Dies  wtif«  Dahlmann  und  weif»  damit,  was  seine 
Kunst  der  Gescbichisschreibung  au  leisten  habe:  das  V^olk  au  bestärken«  dafs  seine  Stimme 
Qcttmt  Stimme,  dafs  «,car  tel  est  narre  plaisir'*  nttumebr  das  Souv^erJlntt&tsrecht  des  Volkes 
Ml,  «le.      .« 

, „Die    Männer    der    Wahrheit    müssen    eingeatehen,    dafs    uns    Reiehsstlode  not 

ihnn.  Sie  lesen  in  Dahlmann  :  Kenelon's  BeraensmeinQng,  die  er  vor  seinem  ehemaligen 
Zdgliag,  dem  Herzog  von  Bourgogne,  der  damals  der  Krone  am  nlchsten  stand,  keine»- 
«r«gs  versteckte,  war:  man  müsse,  um  einen  Boden  für  cfie  Zukunft  au  gewinnen,  dfe 
Kotabeln  von  Krankreich  su  Rate  sieben,  gründlicher  noch  würden  Reicbsstjiada  helfen, 
allein  «a  sei  auch  mehr  Üefahr  dabei.  nOU  Nation'*,  schrieb  er,  ,,murs  sich  selber  retten/' 
...,,.  „Die  MKoner  der  Wahrheit  änden  die  Wahrheit,  welche  noch  beute  gilt,  im 
folfendeo  t^ata  bei   Dahlmanti  im  Imperfectum  ausgesprochen»  etc.^* 

Sseliga,  Die  Organisatiün  der  Arbeit  der  Menachheit  und  die  Kuost  der  Oescbichts- 
•chreibung  ^chlosser'^,  Gervlnus*,  Dahlmano's  und  Bruno  Hauer's.  Charlotten  borg  lt46, 
S.   e,  »l.  ««—»3  ete, 

S)   P.  Struve,  l  c    8.   »1—82. 

^\  Vgl.  «immel,  Die  Probleme  der  Oeachichtapbilosophie.    Leipaigl69S,  S.  H— 17.  — 

^Wle  die  aweckinürtige  Bildung  der  Lebewesen  die  reiek tierenden  Geister  veranlalat«, 
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von  den  Persönlichkeiten  abstrahieren,  verstehen  wir  aoter  ihr  jß 
vielfachen  Wechselwirkungen  unter  den  Persönlichkeiten,  welch«  irf" 
dem  Boden  des  sozialen  Lebens  entstehen  und  sich  in  den  Gewohii* 
heiteo  und  im  Rechte,  in  den  Sitten,  in  der  Moral  und  in  de^  religitet 
Vorstellungen  objektivieren.  Schon  die  Thatsache,  daß  cUs  sittliehe 
Bewußtsein  und  die  Logik  einen  sozialen  Ursprung  babeo,  Bpncht  für 
die  völlige  Ignorierung  der  Persönlichkeit  in  der  Soziologie,  im  all- 
gemeinen vertrat  Struve  die  materialistische  Gescbichtsauffasaimg. 


IIL 

Der  Grundirrtum  der  Narodniki  ist  elementar,  Sie  gehen  b€i  $W 
ihren  gesellschaftlichen  Betrachtungen  von  dem  Begriffe  der  ^^Inditi* 
dualität^'  aus  und  ihre  sogenannte  Theorie  ist  die  Theorie  der  ««grctai 
Männer^'  und  der  breiten  Masse,  Die  große  Individualität  schafft  naek 
der  Meinung  der  Narodniki  die  Geschichte,  d.  h.  sie  bestrebt  und 
bewirkt  die  Aenderung  der  sozialen  Ordnung.  Die  Frage  aber,  wtg 
Individualität  ist,  woher  die  Individualität  ihre  ReformbestnebtiiigeD 
nimmt  und  wodurch  diese  Individualität  diese  Bestrebungen  bewirkt  — 
diese  Fragen  haben  sich  die  Narodniki  nicht  gestellt 

Nun  aber  haben  wir  in  der  menschlichen  Geschichte  niemals 
isolierte  „Individualität*'  getroffen,  sondern  wir  sehen  die  MensdM^ 
immer  durch  äußere  Regeln  zu  Gesellschaften  verbunden.  Das  Indifi- 
duuni  ist  demzufolge,  wie  Natorp  sich  ausdrückt,  dieselbe  Fiktion  wie 
das  Atom.  Nach  der  Lehre  der  Narodniki  werden  die  BestrebimgcB 
von  außen  her  in  unbegreiflicher  Weise  von  den  Individualitäten  in  die 
Gesel tschaft  hineingetragen,  dadurch  verzichten  sie  auf  die  Einheit 
der  sozialen  Erfahrung,  d.  h.  auf  die  Möglichkeit  einer  sozialen  Wisseo- 
scbafL  Aber  wenn  wir  sogar  den  Narodniki  die  Konzession  machettt 
und  das  Unmögliche  annehmen,  wenn  wir  zugeben,  daß  die  mystische 
Existenz  von  großen  Männern,  die  im  Gegensatz  zur  ,^Mas8e'^  nicht 
äußerlich  und  innerlich  gebundene  Teile  der  Gesellschaft,  nicht  Pro- 
dukte derselben,  sondern  etwas  ganz  Unabhängiges  sind,  bo  kdanes 
sich  ja  diese  genialen  „Individualitäten''  nur  mit  Bezugnahme  auf  die 
gesellschaftlichen  Phänomene  betbätigen^),   und  mit  der   Analyse  <ki 

eine  mteÜiKonie  Ursache  flr  si«  auzunehmao,  weil  mira  Zweck mifftlgkAU  nur  aU  IM|I 
fliDeft  bewuCsi«!!  WiUeus  KUKuaeb«»  gewöbut  Ut,  sa  sleHeo  wir  uns,  gewifa  mit  dem  fidicfttfi 
Irrtam^  vielerlei  loeaschMcbe  Beiiiftili^UDgen  als  Wirkungea  einer  hewafMeo  ZweelcMiaavf 
vor,  die  aas  gern  meciiAnUcbeD  Eiuricblungeti  und  uobewafsteo  I^otwendigkeite«  baff^ir» 
geben**,     (i.  c,  8,  tO—ll.) 

,,Eft  ist  offenbar;  welchen  Iirtümern  die  niilve  VorraauetiUDg  oaterlitgt,  Um  ^ 
emnvolle  Verbindung  swiarcben  den  Uandlangen  der  Elui^eloeD  oder  der  Gruppen  idat 
weiteres  in  bewQfiten  paychiachen  Vorgingen  suchti  aut  deren  teleologiscbem  übanAlar 
Jene  entaprlugeo'S     (Ebend«,  S.   18.) 

1)  y^Auch  ein  Geuitts  stier höcbster  ixien»cMicber  Gabe  vennag  nichts  oho«  BMHf^ 
nähme  auf  gewia^e  geaellschafUicbe  Pbinotnene,  die  seiner  Stellung  und  Bcd««lH«f  f* 
Grunde  liegen  und  tbn  nun  zu  eiwaiizen  Aozialen  Umwandtußgen  altererat  be(lliif«s  wai 
be»timiDQO,  Der  Uuiei-achied  aber  in  der  Begabung  der  Peraöulichkelten,  ihr  ▲•aMSAftAi^ 
fallfn  nach  Ethik  und  Intellekti  ibre  divergierenden  Fertigkeiten  im  Könocji  umth  m^ 
s«l&«D  kookreten  KichUingeiiy   dleeea  kommt   aUea  ent  auler  der  Vnrmmafitiimf   ua4  aii 
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Begrifles  und  des  Wesens  der  gesellschaftlichen  Phänomene  befassen 
sich  die  Narodniki  nicht 

Aber  so  naiv  dk  Lehre  der  Narodniki  auch  sei,  sucht  sie  doch 
eine  Antwort  auf  die  Frage  uach  dem  Grundgesetz  der  menschlichen 
Gesellschaft 

Auf  diese  Frage  nach  der  Gesetzmäßigkeit,  unter  der  das  soziale 
Leben  der  Measciieu  steht,  ist  unserer  Ueberzeugiing  nach  jetzt  kürzlich 
die  richtige  Antwort  erfolgt,  unfertig  und  nicht  durchdacht  wurde 
die  Antwort  von  Karl  Marx  hingeworfen  —  es  war  die  „materia* 
listiscbe  Geschichtsauffassung**  —  wie  man  sie  zu  nennen  pßegt  Er- 
kenntniskritisch durchdacht,  vertieft  und  begründet  wurde  die  Lösung 
des  Problems  jetzt  von  Rudolf  Stammler  gegeben.  Es  ist  das  System 
des   sozialen  Idealismus. 

Wenn  wir  das  gesellschaftliche  Leben  des  Menschen  zum  Objekte 
einer  besonderen  Wissenschait  machen  wollen,  müssen  wir  vorher  den 
Begriff  und  das  Wesen  der  mensch  liehen  Gesellschaft  feststellen. 

An  was  denken  wir,  wenn  uns  der  Begriff  der  Gesellschaft  vor- 
schwebt? 

Wenn  wir  nach  der  Gesetzmäßigkeit  des  sozialen  Lebens  suchen, 
suchen  wir  nach  der  Einheit  m  dem  Wechselvollen  desselben,  wir 
müssen  deshalb  jene  bleibenden  Bedingungen  der  Gesell^^chalt  hndeu, 
unter  denen  diese  allein  möglich  ist.  Wir  müssen  deri  Begritii  syste- 
matisch zergliedern  und  jenen  Merkmal  desselben  herausünden,  bei 
dessen  bewußter  Festhaltung  die  Einheit  im  W^echsel vollen  des  sozialen 
Lebens  sich  ergiebt^)  Das  Verfahren  ist  hier  also  ein  erkenntnis* 
kritisches  und  kein  psychologisches,  wir  suchen  jenes  Merk- 
mal» das  lür  alles  soziale  Leben  allgemeingUtig  ist,  uod  das  dabei  auf 
irgend  einen  besonderen  Inhalt  des  gesellschaftlichen  Lebens  keine 
Rücksicht  nimmt. 

Wir  suchen  das  a  priori  der  menschlichen  Gesellschaft* 

Zu  einer  menschlichen  Gesellschult  gehören  Menschen.  Wenn  aber 
Menschen  in  Raum  und  Zeit  zugleich  vorhanden  siad,  so  ist  deren 
Zusammenleben  zwar  ein  physisches  aber  noch  kein  gesellschaftliches* 
Dasjenige  Moment,  das  das  physische  ZusammeDlebeu  von  Natur 
existierenden  einzelnen  Measchen  in  ein  soziales  Leben  derselben  ver- 
wandelt, ist  die  von  MeDscben  herrührende  Regelung  ihres  Handels 
und  Wandels,  ihres  Verkehres  und  Miteinanderlebens. 

Soziales  Leben  ist  äußerlich  geregeltes  Zusammen- 
leben von  Menschen*). 

Diese  äußere  Regelung  braucht  nicht   notwendig  eine  von  einer 

b«60Dder«  BeotiUaDg  be«tiEnint«r  ^ozmkr  Kradieinutigerj  in  mögliche  Erwägung.  Vüd  dan 
ftoiialen  Hbinomeiieii,  ab  MasMiierAitieitiungen  »oxial  (<eregeUer  Bcticbungen,  von  bcitimmitr 
koDkrettr  Eigeniirt  im  Beatnode  wie  im  Hervorbringen  geivia»er  Gti^HinUtrömungen,  kotriineu 
wir  fti»o  bei  der  F'nge  iiftch  deü  beotimmfit>deu  Gründen  der  Rcclilsftnderung  niemniii  Jos; 
Auch  oicfat  durch  den  Bin  weis  naf  grofse  Mirmer  uod  gentiile  Individaen^', 

SUfnoiler,  WirUchnft  uud  Hecht  iiAüb  dtr  tiijiteri«ij«t)idieii  GtscbicbUauffMtiuig. 
L«ipiig  1896,  S.  335« 

1)  ütummler,  WirUcb«lt  und  Eecbt,  S.  18—1?. 

8)  äUmmJtr,  1.  e .  S.  §9* 
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staatlichen  Autorität  gesetzte  Norm  zu  sein.     Die  Staatsgesetze  bilden 
nur  eine  engere  Gruppe  der  das  soziale  Leben  konstituierenden  Begdt,  | 
Sitte,  Brauch,   Etikette  und  sonstige  Normen  des  meDScblicbea  Vcr* 
haltend  sind  dieselben  äußeren  Kegeln. 

Diese  äußere  Regelung  beansprucht  die  logische  PrioritAt  emm 
jeden  gesellsch^iftlichen  Zusammenlebens.  Mit  dieser  logiscbeo  PrionUt 
ist  die  zeitliche  durchaus  nicht  verbundeo,  da  die  regelnde  Orducmg 
mit  dem  gcregeUen  Zusammenleben  gleichzeitig  auftreten  kaoo^)*  Dt- 
bei  bemerken  wir,  daß,  wenn  Simnkel  einmal  in  seiner  sonderbar  §^ 
lehrten  Sprache  meint,  daß  die  äußere  Regelung  für  Stammler  im 
,,Kern  und  Wesen,  positives  Sinn-  und  Lebensprinzip,  aristotelisch  noi* 
gedrückt  Entelechie*'  ist,  dann  irrt  er  sich,  für  Stammler  ist  die  aiilkf« 
Hegclung  kein  Grundgesetz,  kein  ,,Kero  und  Wesen,  positives  Sioii* 
und  Lebensprinzip^  aristoteliscb  ausgedrückt  Entelechie*",  sondern  kmi 
und  schlicht  nur  die  Bedingung  für  den  Begriff  der  Gesellschaft  ib 
eines  besonderen  Objektes  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis*). 

Nachdem  wir  so  den  Begriff  des  sozialen  Lebens  festgestellt  babcD, 
können  wir  nach  dem  Grundgesetze  fragen. 

Ein  Naturgesetz  ist  nicht  ein  außerhalb  unser  existiereoder  Gegen* 
stand,  noch  auch  eine  Beziehung,  welche  den  Dingen  an  und  für  sieh 
als  notwendig  zukomme  und  durch  Erfahrung  uns  zugänglich  wire. 
Ein  Naturgesetz  ist  eine  einheitliche  Erfassung  gegebener  Wahr* 
nehmungen  durch  den  menschlichen  Verstand  ^). 

Alle  sozialen  Phänomene  und  alles  soziale  Leben  überhaupt  biagtt 
in  letzter  Linie  von  der  Art  der  sozialen  Regelung  ab.  Natürlich  ist 
eine  Regel  ohne  geregelten  Stoff  ein  Unding,  die  Rechtsordnung  iai 
nichts  für  sich  isoliert  Bestehendes,  sondern  Reclit  und  Wirtscbift 
sind  Elemente  eines  und  desselben  Gegenstandes  unserer  ErkeunUiii 
des  sozialen  Lebens*  In  der  Wirklichkeit  kommt  Recht  oder  Wirt- 
schaft nie  getrennt  vor,  die  soziale  Wirtschaft  ist  immer  die  konkreti 
Ausführung  der  äußeren  Regelung,  und  die  Gesetzmäßigkeit  dei 
sozialen  Lebens  kann  mithin  nur  eine  Gesetzmäßigkeit  der  regelnde 
Formen  sein. 

Die  von  den  Menschen  gesetzten  sozialen  Regeln  wollen  immer 
eine  bestimmte  Art  des  sozialen  Lebens  bewirken.  Die  Geseif- 
mäßigkeit des  sozialen  Lebens  kann  deshalb  nur  die  Gesetzmtfii^Kit 
des  sozialen  Bewirkenwollens  sein.  Diese  Gesetzmäßigkeit  des  fie* 
wirkenwollens  muß  für  alle  nur  denkbaren  Einzelzwecke  Geltao| 
haben,  alle  sozialen  Bestrebungen  ohne  Ausnahme  müssen  unter  Um 
gebracht  werden  können,  deshalb  kanu  auch  das  Ziel  des  sozialen  Zo- 
sam  inen  Wirkens  nicht  im  besDuderen  Inhalte  desselben,  sondern  nor 
in  der  allgemeingiltigen  Art  der  sozialen  Regelung  liegen*). 

Es  muß  das  ein  objektiv  begründetes  Ziel  für  alles  menschliche  Qe 


n  Stummltri  I.  c,  8.   11«.  __ 

%)  Simmel,    Zor  Methodik    der    SoKiAlwitseDSchartei*  in  SchiDoncr^s  Jalirbodi  ttÜ 


3)  SlAmmler,  I.  c,    8.  897,   S61,   160.    6&d. 
Veniuiift  (lad.   KehrbMcb),  S,   1:;5-I3ß 

4)  mAmmJer  op.  cit.,  S.  449—461. 


V«rgl.    «ach  Kurt,    Kritik  d«r   nkam 
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sellschaftsleben  sein,  nach  ihm  muß  die  Berechtigung  jeder  positiv 
rechtlichen  Einrichtung  gemessen  werden,  —  Die  Gemeinschaft 
f  reiwollend  er  Menschen  ist  dieses  unbedingte  End- 
ziel und  Maßstab  für  alle  Einzelzwecke  des  sozialen 
Lebens.  „Es  ist  die  Idee  einer  Menschengemeinschaft",  führt 
Stammler  aus,  „in  der  ein  jeder  die  objektiv  berechtigten  Zwecke  des 
anderen  zu  den  seinigen  macht;  einer  Hegelung  des  vereinten  Daseins 
und  Zusammenwirkens,  der  jeder  Becbtsunterworfene  zustimmen  muß, 
sobald  er  frei  von  bloß  subjektivem  Begehren  sich  entschiedet' ^). 

Dieses  soziale  Ideal  ist  Richtmaß  und  Leitstern  für  alle  sozialen 
Bestrebungen,  selber  kann  es  aber  nur  ein  Ideal  und  keine  enipirisehe 
Tbatsacbe  des  gesellschaftlichen  Lebens  sein. 

Mit  dem  Maßstabe  dieses  sozialen  Ideals  wird  alles  soziale  Wollen 
gemessen  und  nach  ihm  werden  alle  sozialen  Bestrebungen  in  objeküv 
berechtigte  und  unberechtigte  unterBchieden. 

Jede  soziale  Regelung,  die  in  ihrer  konkreten  Lage  mit  dem  End- 
ziele des  sozialen  Lebens  übereinstimmt,  ist  objektiv  berechtigt,  ent- 
spricht diese  soziale  Regelung  oder  diese  Bestrebung  in  ihren  konkreten 
Bedingungen  dem  Endziele  nicht,  ist  sie  unberechtigt.  Das  Ideal  ist 
also  eine  formale  Richtschnur  und  ein  Maßstab  für  das  soziale  Wollen 
und  Handeln,  Das  Ideal  selber  kann  nie  sich  verwirklichen,  da  alles 
Wollen  im  Gesellschaftsleben  von  besonderen  empirischen  Bedingungen 
abhängig  ist,  und  das  gerade  für  diese  empirischen  Bedingungen,  aber 
nicht  für  andere  Geltung  bat;  in  diesem  seinem  besonderen  In- 
halte kann  eine  empirische  Regelung  niemals  das  Ideal  erreichen, 
dessen  Wesen  ja  in  seiner  Allgemeingiltigkeit  für  alles  empirisch  auf- 
tretende soziale  I^ben  besteht.  Die  soziale  Gesetzmäßigkeit  besteht 
demnach  in  der  Befolgung  des  Endzieles  der  menschlichen  Gesellschaft. 

Durch  das  System  des  sozialen  Idealismus  ist  die  Aufgabe  der 
Philosophie,  das  Grundgesetz  des  sozialen  Lebens  festzustellen,  er- 
füllt. „Die  Philosophie  hat  zu  lehren,  unter  welchen  allgenieingiltigen 
Bedingungen  ein  Erkenntnis  gegenstandlich  war,  ein  Wollen  objektiv 
beiechtigt  ist.  Ihr  Untersuchungsobjekt  ist  menschliches  Erkennen 
und  Wollen  als  solches;  ihr  Ziel  die  Klarlegung  und  Begründung  des 
Begritfes  der  Gesetzmäßigkeit  überhaupt .  .  ,  Wie  weit  die  Menschheit 
in  der  gegenständlichen  Erkenntnis  der  Natur  und  der  Fähvgkeit  zu 
objektiv  rechtt^m  Wollen  und  Wählen  gelangen  werde,  steht  dahin» 
Die  absolute  Wahrheit  ist  uns  verschlossen,  wie  die  unbedingte  Ver- 
wirklichung des  Guten  —  die  Möglichkeit  einer  gegenständlich  richtigen 
Erkenntnis«  wie  des  objektiv  berechtigten  Wollejis  aber  vermag  sich 
in  begrenztem  Für tsch ritte  zu  vollziehen^'  ^). 


IV, 

Wir  gehen  über  zu  einem  noch  interessanteren  Punkt  der  Lehre 
der  Narodniki,  dem  Glauben  an  die  eigenartige  Entwickelung  Rußlands, 
(Hier  an  die  Möglichkeit  einer  solchen  Entwickelung. 

1)  8tMiiai1«r  op.  cit  S    575. 

1)  D«r««]b«  op,  dt,  8,  590— 6«g, 
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Wir  bemerken  also,  daß  das  Hauptdogma  der  radikalen  Karod« 
niki,  der  Glaube  an  die  Eigenartigkeit  der  Entwickelungsgesetze  BnA» 
landg  nicht  ihr  ,^PrivateigentyiD^'  bildet^  sondern  daß  sie  es  in  gemein- 
samem Besitz  mit  den  reaktionärsteD  Slavopbilen  haben.  Noch  he* 
merkenswerter  ist  aber,  daß  nicht  nur  die  Idee  von  der  eigeaartigeB 
EDtwickeluDg  Rußlands,  die  gemeinschaftliche  Idee  der  NarodDiki  uai 
der  Slavophilen  ist;  gemeinsam  sind  auch  ihre  Hoffnungen  auf  die 
bäuerliche  Gemeinde  und  auf  die  Arteis,  Verschieden  sind  aber  ihre 
Argumentationen. 

Die  der  Narodniki  lauten  folgendermaßen:  Mit  der  Allmacbt  d^ 
schaffenden  kritisch-denkendeo  Persönlichkeiten  sind  eo  ipso  zwingende 
historische  Tendenzen  nnvereiobar,  und  daraus  folgt,  daß  die  Geschicke 
Rußlands  andere  sein  können  als  die  Europas.  Ja,  nach  der  Theorie 
der  Narodniki  müssen  sie  sogar  anders  sein  als  die  Geschicke 
Europas,  denn  deren  Leiden  kann  uns  nur  vor  einer  jeden  NachahmiiiV 
warnen.  Ferner  denken  die  Narodniki,  daß  wir  überhaupt  in  dne 
ganz  andere  Lage  gestellt  sind  als  Westeuropa.  Die  westeurop&isdie 
Geschichte,  behaupten  sie,  stellt  eine  organische  Entwickeltiog  dar, 
wir  Bussen  aber  fangen  an  zu  leben,  wenn  die  Wissenschaft  schoo 
feste  Prinzipien,  und  allgemein  anerkannte  Wahrheiten  erreicht  hat, 
und  deshalb  kann  das  russische  Volk  sein  wirtschaftliches  Leben  lege 
artis  einrichten  ^). 

Aber  noch  mehr  wird  uns  verblüffen,  wenn  wir  erfahren,  dal 
Michajlowski,  der  Rußlands  Entwickelung  nach  dem  letzten  Worte  der 
Wissenschaft  zuschneiden  will,  als  „festes  Prinzip**  der  Wissenschaft, 
als  feste  Autorität  die  Marx'sche  Lehre  betrachtet.  Und  so  wül 
Michajlowski,  der  Verteidiger  der  Marx'schen  ökonomischen  Lehren, 
die  Rätsel  und  Konflikte,  die  nur  auf  der  höheren  Stufe  der  dkooo- 
mischen  Entwickelung  entstehen,  in  Rußland  auf  einer  niederen  Eot- 
Wickelungsstufe  lösen  ^)1 


1}  Alicfaijlowskif  Werke^  Bd.  S,  8»  ßO :  „Die  moderoe  Skonomisch«  Ordan^  h 
Earopn  ist  Bchon  dam&l»  entstaodeD,  aU  die  Widsenschaft  tod  den  ökonomtaclMft  Wh 
acbeinuug«ti  DOch  tikht  existierte  und  als  die  moralischen  Ideen  noch  achr  grob  ■■i». 
Deabalb  bildete  sieb  das  europäische  Lebeci  ebeaso  smn-  uod  sitteolos  (!)  am  wi« 
Natur  ein  Strom  fliefst  oder  ein  Baum  wichftt.  Ein  Sirom  fliefst  i&  der  Bichtiio^  i 
geriDgäten  Widerstände«,  er  icbwemmt  alles  weg,  was  er  wegschwemmeD  katuii 
auch  eine  Diamanten  grabe  ist  und  JOiefat  herum  um  alleA,  waa  er  nicht  wagiebwc 
kauDf  wenn  es  auch  ein  Mtithaafen  hU  —  Die  ioitiatiTe  des  menachlidien  Tcm 
und  OefQliteB  baut  Scbteu»en  und  Kauile.  Dieser  Verstand  und  dieses  Gefühl  wtsr 
ansagen  nicht  anwesend  bei  der  Entstehong  der  modernen  Wirtscbaftaordaaog  in  Si 
Sie  waren  damals  noch  in  embryonalem  Zustande  und  ihre  Wirkung  auf  den  aetfir 
elemeotaren  Gang  der  Dinge  war  gering'*. 

DaA»  Rufaland  in  einer  günstigeren  La^e  sich  befindet  als  Europa^  daJa  SaJ 
sein  wirtschaftliches  Leben  so  einrichten  kann,  dafs  es  den  f.Postnlateo  der  Wiaeeaei 
genügen  soll,  das  ist  Micbaitowski's  vollster  ErnM.  So  sagt  er  an  einer  andertn 
^Werke,  ßd.  2,  8.  106):  ,»Dafs  der  von  der  Wissenschaft  ungelenkte  Gang  d«r  1 
des  alte  £mropa  in  Alirsgescblcken  gebracht  hat,  tat  verstAndücb.  Wir  aber  fangiB 
an  au  leben,  wo  die  Wissenschaft  gewisse  Wabrbeitexi  beeltit  und  eine  gewiaa«  A 
til  hat'' 

•i)  E&    ist  zu  bedauern,    dafs  die  Narodniki  mangelhafte  LUteraturkenstai^ee  t 
dann  bitten  ate  gewufst,  dafs  dieselben  HoffouDgen,  die  sie  auf  Eursland  aeii—^  ein 


Dia  «oxiftl-ökauo mischen  Lelireii  der  rmk^i^chen  N«rudniki, 
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Die  Ziele  der  Narodüiki  sind  wirtschaftlicher  Natur,  und  deshalb 
müssen  wir  besonderes  Gewicht  auf  ihre  ökonomischen  Lehren  legen. 
Hier  haben  wir  es  mit  einer  sonderbaren  Mischung  der  verschieden- 
artigsten Lehren  und  Irrlehren  zu  thun,  die  unter  der  Flagge  des 
,,Marxismos^'  segelt. 

Man  kann  die  ganze  ökonomische  Theorie  der  Narodniki  auf  zwei 
Theorien  zurückführen : 

1)  Sie  behaupten,  daß  die  kapitalistische  Ent Wickelung  für  Ruli- 
land  nicht  nur  unheilvoll,  sondern  überhaupt  unmöglich  sei; 

2)  Es  liegen  der  russischen  Volkswirtschaft  Kräfte  zu  Grunde,  die 
ihr  ermöglichen  werden,  ohne  deo  kapitalistischen  Entwickelungsweg 
Europas  durchzumachen,  die  sozialistische  Gesellschaftsordnung  zu  er- 
reichen. Diese  Kräfte  sind:  die  bäuerliche  Gemeinde  (der  Mir),  die 
Artels,  das  Fehlen  der  Bourgeoisie  als  Klasse. 

Die  ökoBomischeu  Hauptwortführer  der  russischen  Narodniki  sind 
W.  Woronzoff  und  Nikolaj-On.  Sie  begründen  folgendermaßen  die 
Onmöglichkeit  der  kapitalistischen  Entwickelung  Rußlands.  Sie  be- 
haupten, daß  der  Kapitalismus  die  Selbständigkeit  der  bäuerlichen 
Wirlischaft  vernichtet  habe  und  sie  dem  Niedergange  entgegenführa 
Indem  aber  der  Kapitalismus  die  bäuerliche  Wirtschaft  zerstört,  ver- 
nichtet er  sich  selber,  denn  der  industrielle  Kapitalismus  ist  auf  den 
Bauer  als  Konsumenten   angewiesen.     Da   von  Eroberung  auswärtiger 


d0ot»eb«o  DtopisteD  fOr  Deot^cblADd  fafittea,  and  die^elbeD  Vorwürfe,  die  die  Kurodtilki 
einem  StrsTCp  B«llow  und  Ander«»  konnequeoten  MArxiateo  maeheUf  die  deutbcben  Ulopbteu 
den  ehemiligen  dettUcheu  liber&leo  Oelebrtea  it^niftcht  bkbeo.  So.  s.  B.  lesen  wir  in 
der  TrierÄcben  ZeitaDg  vom  4.  Mti  1846  (Hbgedmckt  »uch  in  ,^DeQ  fceselJtcb»ftliehefi 
Ziut^nden  der  civilisierten  WoU^S  berüUsirei^ebeB  von  M.  Ue««,  Bd.  1^  Iserlobii  und  £lber- 
feld  1848):  „Unsere  Natiooiilokononien  »treben  mit  eUeo  Kräften  dunKcb,  Deutfichibud 
Aar  die  Stufe  der  lodustrie  aa  heben,  von  welcher  herab  £Dg]«itd  jetat  die  anderen  LÜDder 
Docb  beberrBcht.  England  i»t  ihr  Ideal.  Gewifs  England  siebt  sich  gern  achön  an; 
England  bat  seine  Beaitsutigen  in  aitea  Weltteilen,  es  weifs  seinen  Eioflar»  allerorten 
geltend  au  oiacben,  es  hat  die  reichste  Handels«  and  Kriegsflotte^  es  weifs  bei  allen  Handels* 
traktaten  die  Gegenkoatrabenten  immer  hinter»  Licht  an  fSbreDf  es  bat  dt«  spekitlativstea 
Kaufleote«  die  bedeutendsten  Kapitalisten,  die  eründangareicbsten  KSpfe^  die  prichtitisten 
EiaenbabneUf  die  grofsarttgsteu  Maschioenanlagen ;  gewifs  England  ist,  von  dieser  Seit« 
betrachtet,  ein  glückliches  Land,  aber  es  UFst  sich  auch  ein  anderer  Geaichtapuiikt  bei 
der  Scbitaung  Englands  gewinnen  und  unter  die^iem  möchte  doch  wohl  das  Glück  des* 
selben  von  seinem  Unglficke  bedeutend  überwogen  werden.  Engtand  ist  auch  das  Land, 
tu  welchem  das  Elend  auf  die  höchste  Spitae  getrieben  ist,  in  welchem  jMhrlich  Hunderte 
notorisch  Hungers  sterben^  in  welchem  die  Arbeiter  an  Fttnfzigtansenden  da«  Arbeiten 
Ttrweigero,  da  sie  trott  all  ihrer  Mühe  and  Leiden  nicht  soviel  verdienen«  dafs  sie  not- 
dtkrflig  leben  kSnnen.  England  ist  das  Land,  in  welchem  die  Wohkh&tigkeil  durch  die 
Armeneteuer  xum  Aarserlichen  Geseti  gemacht  werden  mafste.  Seht  doch,  ihr  National- 
Ökonomen,  in  den  Fabriken  dia  wankenden  und  gebückten  und  verwachsenen  Gestalten, 
a«ht  die  bleicheUf  abgeblnnteui  schwindsüchtigen  (Jesicbterf  seht  all  das  geistige  und 
teibUcbe  Elend,  auch  ihr  wollt  Deutschland  noch  su  einem  aweiten  Eng- 
land machen?  England  konnte  nur  durch  Ungltlck  und  Jammer  %u  dem  Höhepunkt« 
der  Industrie  gelangen^  auf  dem  es  jelat  stebt^  und  Deutschland  könnte  nur  durch  die- 
•elben  Opfer  Ihnllcbe  Resultate  erreiclien,  d.  b,  erreicheni  dafs  die  Beichen  noch  reicher 
«nd  die  Armen  noch  irmer  werden". 
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Märkte  kerne  Rede  seio  kann,  so  bedeutet  die  Abnahme  der  KoiD^om* 
fähigkeit  des  russischen  Bauers  den  Untergang  des  Kapitalifimin  in 
Rußland. 

Die  UQinö;4licbkeit  einer  kapitalistischen  EntwickelODg  ofaiie  w»* 
wärtige  Märkte  schildert  uns  Nikolaj-On,  indem  er  einen  kapitilM* 
sehen  Staat  mit  einer  Fabrik  vergleicht.  Er  behauptet,  dali  wie  im 
Produkt  einer  jeden  Fabrik  das  Bedürfnis  der  ganzen  Fabrikarb 
Schaft  weit  übertrifft,  so  übertrifft  das  Produkt  einer  kapitalistis 
Nation  das  Bedürfnis  der  ganzen  gewerbetreibenden  EiDwetmc 
und  das  Produkt  übertrifft  das  Bedürfnis  eben,  weil  die  Nation  eine 
kapitalistische  ist,  weil  die  Arbeitsteilung  innerhalb  derselben  nidit 
dazu  bestimmt  ist,  die  wirklichen  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  ta 
decken,  sondern  um  den  Konsum  der  zahlenden  zu  befriedigen.  Do- 
halb  ebenso  wie  ein  Fabrikant,  wie  ein  Kapitalist  keinen  Tag  existieifa 
könnte,  wenn  sein  Markt  auf  den  Konsum  seiner  Arbeiter  bescbiiiilrt 
wäre,  so  kann  auch  eine  entwickelte  kapitalistische  Nation  sich  nicbt 
mit  ihren  eigenen  inneren  Märkten  be^^nügen  *). 

Und  nun  sucht  Nikolaj-Oo  auf  Grund  der  VergleichiiDg  der  PreiBi 
der  russischen  und  englischen  ßaumwoUenprodukte  zu  zeigen^  daS  ttt 
Rußland  die  Eroberung  von  ausländischen  Märkten  ausgeachloasM  iit 

Ebenso  trübe  sind  die  Prophezeiungen  VVoronzoff^s.  Er  irefwrfcilt 
den  Kapitalismus  in  Rufiland  zum  Tode,  wenigstens  aber  zu  eiiMB 
qualvollen  Leben.  Er  betrachtet  den  Kapitalismus  als  etwas  künsUid 
durch  Schutzzölle  und  andere  Regierungsmaßnahmen  in  Rufiland  Ge- 
züchtetes. Der  Kapitalismus,  denkt  Woronzoff,  hat  in  Rufilaod  BidK 
die  Möglichkeit  sich  so  zu  entwickeln,  wie  es  seine  Natur  forderl,  im 
er  entstand,  so  wird  er  nur  als  Gast  bei  uns  bleiben;  fast  geiraltn» 
importiert,  fühlt  er  sich  nicht  wie  zu  Hause,  und  er  wird  hier  nie 
jene  gewaltige  Wirkung  auf  alle  Zweige  des  menschlichen  Lebens  m^ 
üben  können,  wie  in  den  Ländern  seines  natürlichen  Entstehens  itod 
Blühens*  Ihm  zur  Seite,  prophezeit  Woronzoff,  wird  das  Kleingeweriie 
fort  existieren,  es  wird  der  nationale  Fortschritt  der  „vergesellschaftetet 
Produktion'*  fortdauern,  deren  natürlicher,  ruhiger  Lauf  durch  dii 
Eindringen  des  Großkapitalisten  nur  leicht  beunruhigt  wurde.  Dicür 
Prozeß,  soweit  er  sich  auf  dem  kapitalistischen  W^e  vollzieht, 
langsam  vor  sich  gehen,  da  das  Fehlen  eines  auswärtigen  Marktes 
hindern  wird,  alle  seine  Kräfte  zu  entwickeln.  Die  ganze  Erfa 
und  die  gewaltige  Entwickelung  der  Technik,  die  er  umsonst  von 
Westen  erhalten  kann»  werden  aus  demselben  Grunde  ihre  Wirkuni^ 
nicht  ausübetL  Und  wenn  die  Kapitalisierung  der  Produktion  so  hnp 
sam  vor  sich  gehen  wird,  dann  giebt  es  noch  Hoffnung,  d<ai  Eni- 
wickelungsprozeß  der  vergesellschafteten  Produktionsforra  auf  den  valks* 
tümlichen  Weg  zurückzuführen,  auf  den  Weg  der  Arteis,  wo  dk 
Arbeiter  arbeiten,  nicht  um  das  Kapital  zu  vergrößern,  sondern  mn 
die  eigenen  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  wo  die  Tendenz  der  Produktioo 


I)  KtkulAj^On,  Sludieo  Über  Volkswirtscbift  a&ch  der  BAQiroei&mMipatloo«    St.  \ 
bar«  ia»S,  S,  S05. 
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nicht  die  unendliche  AusdebDung  derselben  sein  wird,  sondern  die  Ver* 
kÜTZun^  der  Arbeitszeit  der  Arbeitenden^). 

Beide  Stützen  der  Narodniki  also,  Nikolaj  On  und  WoroDzoff,  safien 
dem  Kapitalismus  in  Rußland  den  Tod  voraus,  nur  ist  Nikolnj-ÖQ  noch 
radikaler  als  Woronzotf.  Worouzoff  denkt  nämlicb,  daß  die  ;^ewerb- 
liehe  Produktion  den  Kapitalismus  in  Rußland  überleben  und  dadurch 
überwindeo  wird  und  sich  dann  selbständig  vergesellschatien  wird, 
während  Nikolaj-On  noch  weiter  geht  und  nicht  nur  dem  Kapitalismus, 
sondern  auch  dem  Kleingewerbe  in  Rußland  die  Lebensfähigkeit  ab- 
spricht. Dieser  letztere  sieht  die  sozialistisch  organisierte  Produktion 
Eis  eine  Naturwendigkeit  für  die  unmittelbare  Zukunft  an^), 

Rußland  hat  also,  wie  Nikolaj-On  meint,  eine  schwierige  Aufgabe 
zu  erfüllen;  es  muß  die  Formel  fioden,  wonach  an  der  Prorluktion 
und  den  Produktionserzeugnissen  nicht  ein  kleiner  Teif,  sondern  die 
ganze  Bevölkerung  beteiligt  wird.  Der  Konflikt  zwischen  der  Pro- 
duktionsform  und  den  Bedürfnissen  der  Mehrheit  droht  der  Bevölkerung 
und  dem  Staate  mit  erschreckenden  Folgen»  so  daß,  wie  Nikolaj-On 
meint,  nichts  anderes  bleibt,  als  sich  auf  die  materiellen  Produktions- 
bedingungen  zu  stützen,  auf  die  Bedingungen,  die  wir  von  der  histo- 
rischen Vergangenheit  ererbt  haben,  wie  es  die  bäuerliche  Gemeinde 
und  die  Arteis  sind  und  danach  zu  streben,  die  Landwirtschaft  und 
die  Industrie  in  den  Händen  der  unmittelbaren  Produzenten  zu  kon- 
zentrieren. Und  dieser  Prozeß  muß  nicht  auf  der  Basis  der  zer- 
streoten  Produktionseinheiten  vor  sich  geheu,  sondern  es  muß  die  ge- 
selUchaftliche  und  vergesellschaftete  Großindustrie  geschaflen  werden, 
die  dem  Wohlstande  der  ganzen  Bevölkerung  dienen  soll,  und  mit 
allen  Mitteln  der  Technik  bewaffnet  werden^). 

So  urteilen  und  denken  die  russischen  „Marxisten''. 

Auf  diese  russischen  „Marxisten**  paßt  vorzüglich  das  Wort,  das 
Marx  von  den  deutschen  Utopisten  gesagt  hat;  „Partei  Schapper- 
Willich  hat  nie  auf  die  Ehre  Anspruch  gemacht,  eigene  Ideen  zu  be- 
sitzen. Was  ihr  gehört,  ist  das  eigentümliche  Mißverständnis  fremder 
Ideen,  die  sie  als  Glaubensartikel  fixiert  und  als  Phrase  sich  angeeignet 
zu  haben  meint  *)'*. 

Wir  wollen  uns  hier  nicht  mit  dem  Verhältnis  der  Narodniki  zum 
marxistischen  System  befassen,  wir  wollen  aber  sehen,  wie  sich  die 
Lehren  der  Narodniki  zur  russischen  Wirklichkeit  verhalten. 


Wen»  man  sogar  nur  die  letzten  Jahre  im  Auge  behält,   so  siebt 
^loaii,  daß  die   Großindustrie  und   der   Kapitalismus   überhaupt   keine 


t)  W.  WoroDSoir,  Di«  Schickial«  des  KapiUlUmQ«  in  Buritkiid.  St.  Keursburg  1882, 
9.  178, 

1)  Vergl*  Struv»*»  KHtUt  d«e  Niküi»j.On'»cbea  Werk««  im  ArdiiT  für  totale  0«- 
••ttftboif;   1891,  S,  S91. 

8)  NikoUJOD,  l    c.  8.  343—846. 

4}  M«ri,  EnthÜHaogea  aber  d*D  KommauiftUtiproMr»  lu  KAlu. 
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„totgeboreoen  Kinder^*  sind,  wie  sie  von  den  Narodniki 
werden,  sondern  ganz  im  Gegenteil  befindet  sich  Rußland  in  der 
des  rapiden  Wachsens  des  Kapitalismus,  in  der  Periode  des  gr* 
artigsten  Aufschwunges  der  Grotiindustrie.  Ein  deutscher  Gelehrter, 
der  in  Kußland  gereist  ist,  Professor  Schultze-Gaeveroitz  erzählt  \m 
folgendes:  „Ich  hatte  nirgends  so  sehr  wie  auf  Moskauer  Pflaster 
Gefühl,  mich  auf  dem  Boden  einer  der  fruchtbarsten  Brutstätten 
modernen  Kapitalismus  zu  befinden.  Aehnlicb  muß  Mauchester  g^ 
Wesen  sein,  als  es  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  im  Alleinbesitze  dsr 
modernen  Technik  eine  wehrlose  Welt  eroberte.  So  erobert  beate 
Moskau  hinter  den  hohen  Mauern  des  russischen  Zolltarifis  breite, 
durchaus  ungewerbliche  Märkte,  Der  Kapitalismus,  in  Westeuropa 
dem  scharfen  Luftbauche  der  Konkurrenz  ausgesetzt,  entfaltet  sicfc 
auf  russiBchem  Boden  üppig  und  treibhausmäßig '  y^ 

und  die  Worte  von  Schnitze  -  Gaevernitz  verdieneo  beachtel 
zu  werden,  denn  er  hat  in  seinen  Arbeiten  mehr  Sinn  nnd  Ver» 
ständnis  für  Rußland  gezeigt,  als  sehr  viele  national- russische  Ge- 
lehrten, 

Daß  die  russische  patriarchalische  Hauswirtschaft  der  Vergaogei- 
heit  angehört,  daß  die  Naturalwirtschaft  verdrängt  ist,  daß  der  Knfk* 
talismus  triumphierend  ganz  Rußland  durchzogen  bat,  daß  er  dis 
ärmste,  abgelej^enste  Dörfchen  in  die  Warencirkulation  hineingefiogs 
hat^  daß  die  Großindustrie  herrscht,  herrscht  im  vollen  Sinne 
Wortes,  Zölle  und  Gesetze  schafft  —  dies  alles  scheint  uns  eine 
feststehende,  offenbare  Thatsache  zu  sein,  daß  man  fanatisch  gl 
sein  muß,  um  dies  nicht  sehen  zu  wollen. 

Wir  wollen  nur  kurz  auf  die  Entwickelung  der  Großindustrie  in 
den  letzten  Jahren  eingehen  und  wollen  die  offiziellen  Ziffern  selbst 
sprechen  lassen.  Ihr  Wachstum  hat  die  Industrie  im  hohen  Grade 
den  Schutzzöllen  zu  verdanken;  wir  wollen  deshalb  eine  Tabelle  dar 
Entwickelung  der  Schutzzölle  vorführen, 


Ä                                  g 

^.tl"^**,^''^f  ,f  •  DüfchschoittUcher 
Jährliche  Zoll-        ^^^  ^^^  ^.^, 

y«rhiUQlft 
ron 

eiDD&hme  de& 
SUmte» 

gerübrtoii  Waren 

A  IQ  B 

in  Millionen  Babel 

1S69  — 1875 

4*) 

S90 

11      Pro». 

1874^4878 

66 

4«4 

«4 

1879^1888 

94 

573 

16         . 

1884—1888 

109 

438 

25         ,, 

1889-^1891 

«36 

4" 

33        M 

1S9S—1894 

160 

476 

33V,    H 

1)  Schultse-G&eTernitii    Die  Mo» kKa>W]i4iiiii Hache  BmamwolUDiodiistri^ 
Jahrbuch,  SO.  Jahrg.  Heft  3,  8.  67. 
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Mehr  und  mehr  verdrängt  die  innere  Industrie  die  Einfuhr. 


1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1892 


Sarnme  der  in- 
dastriellen  inne- 
ren Produktion 


Wert 

des  Imports 

n  Millionen  Rnbel 


1205 

U55I  schnitt- 

'^731  ijg8 
1275'  ^ 

&    «476 

1828 


Allgemeiue 
Somme  des  Ver- 

brmnchi  der 

nicht  heusioda- 

striellen  Produkte 


1809 
"??3Lcbnitt. 


1884/ 

i8ii| 

1709' 

1725 

1777 

1914 

1993 

2025' 

2232 


lieh 
1827 

dureh- 

Kbnitt- 

lich 

1893 


Die  EntwickeluDg  der  russischen  Oroßindustrie  ist  von  solcher 
Bedeutung  für  das  gesamte  russische  Volksleben,  die  Thatsache  der 
EntWickelung  des  Großbetriebes  vernichtet  so  sehr  die  kleinbürger- 
lichen Theorien  der  Narodniki,  daß  wir  auf  die  Entwickelung  einzelner 
Produktionsbranchen  näher  eingehen  müssen.  Natürlich  ist  hier  nicht 
der  Ort,  die  Entwickelung  der  gesamten  russischen  Industrie  darzu- 
stellen, wir  begnügen  uns  deshalb  nur  mit  wenigen  Beispielen,  die 
aber  vollständig  ausreichen,  um  zu  beweisen,  daß  die  russische  Groß- 
industrie kein  „totgeborenes  Kind^^  ist 


Die  Baumwollindustrie. 

Da  es  uns  nur  auf  die  Entwickelung  der  Großindustrie  in  der 
letzten  Zeit  ankommt,  sehen  wir  ab  von  der  Geschichte  dieser  Industrie, 
die  bis  auf  den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hinaufreicht.  Die  erste 
Weberei  wurde  in  Moskau  im  Jahre  1808  gegründet,  in  demselben 
Jahre  1808  wurden  die  ersten  mechanischen  Webstühle  auf  der 
Alexandrower  Manufaktur  in  Petersburg  gebraucht.  Im  Jahre  1812 
gab  es  schon  11  kleine  Fabriken,  aber  das  schwere  Kriegsjabr  1812 
hat  auf  die  anfangende  Industrie  in  Rußland  vernichtend  gewirkt.  Die 
eigentliche  unaufhaltsame  Entwickelung  der  russischen  Baumwoll- 
industrie beginnt  mit  dem  Jahre  1842.  Bis  zum  Jahre  1842  bestand 
in  England  ein  Gesetz,  welches  die  Ausfuhr  von  Maschinen  untersagte, 
mit  der  Aufhebung  dieses  Gesetzes  fängt  die  rasche  Entwickelung  der 
russischen  Industrie  an.  Im  Jahre  1843  finden  wir  schon  in  Rußland 
40  Fabriken  mit  350000  Spindeln,  eine  jede  Spindel  produziert  jähr- 
lich ungefähr  1  Pud  Garn.  Im  Jahre  1853  finden  wir  schon  eine 
Million  Spindeln,  die  jährliche  Produktion  einer  jeden  Spindel  ist  auf 
48  Pfund  gestiegen. 

Dritte  Foln  Bd.  XIV  (LXIZ),  48 
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Oehen  wir  aber  nun  zur  neuesten  Entwickelang  der  Baomwoll- 
industrie  über,  denn  um  diese  bandelt  es  sieb  bier. 

Nacb  den  offiziellen  Angaben  beträgt  die  jährliche  Einfuhr  ai 
rober  Baumwolle  über  europäische  Grenzen: 


Jahr 

Quantum 
in  1000  Päd 

Wert  in 
1000  Rabeln 

1880 
1881 
1882 
1888 
1884 

4887 
8217 
6710 
8090 
6277 

51  951 
34  499 
72417 
93864 
76176 

Durchschnitt 
für  5  Jahre 

6838 

75781 

Jahr 

Quantum             Wert  ia 
hl  1000  Pnd     1000  Rabeh 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 

6378 
7248 
10056 
6890 
8620 

65967 
71986 

2S436 
88248 

83509 

mr  5  Jahre 

7838 

77  ««9 

Jahr 

Quantum 
in  1000  Päd 

Wert  In 
1000  Rabeln 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 

7995 

9466 

It  260 

79  121 
69397 
85154 
62407 
89400 

Darebscbnitt 
für  5  Jahre 

8659 

77096 

Außerdem  beträgt  die  Einfuhr  über  die  asiatische  Grenze  für 
die  Periode  1890—1893  ungefähr  450000  Pud  Baumwolle  jährlich; 
die  kaukasischen  und  turkestanischen  Plantagen  liefern  ungefähr 
3200000  Pud  für  dieselbe  Periode  jährlich.  Die  russische  Baum  Woll- 
industrie verarbeitete  in  der  letzten  Zeit  also  12500000  Pud. 

In  demselben  Tempo,  wie  die  einheimische  Industrie  sich  ent- 
wickelt, nimmt  die  Einfuhr  der  ausländigen  Fabrikate  und  Halb- 
fabrikate ab. 


Jahr 

Quantum 
in  1000  Pud 

Wert  in 
1000  Kübeln 

1880 
1881 
1882 
1888 
1884 

568 
381      ' 

355 
226 
166 

20785 
14276 
15223 
10438 
8542 

darch- 
scbnittlich 

339 

13853 

Jahr 

Quantum 
in  1000  Pud 

Wert  ia 
1000  Rubele 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 

174 
169 
219 
263 
271 

7775 
7690 
9644 
10026 
9836 

durch- 
schnittlich 

..9 

8994 
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Jahr 

Quantum 
in  1000  Päd 

Wert  in 
1000  BnbelD 

1890 
1891 
189S 
1893 
1894 

228 
148 
114 
"5 
139 

8609 
4868 
3887 

4069 

darch- 
scboittlich 

151 

5"7 

Da  die  russischen  Baumwollspinnereien  11  Millionen  Pud  Garn 
jährlich  herstellen«  so  ist  die  Einfuhr,  die  nur  l'/^  Proz.  der  gesamten 
inneren  Produktion  ausmacht,  als  unbeträchtlich  zu  bezeichnen.  Es 
sind  meistens  Nähfaden,  die  die  russischen  Fabriken  vorläufig  noch 
nicht  produzieren. 

Dagegen  erobert  die  russische  Baumwollindustrie  auswärtige 
Märkte  und  die  Ausfuhr  wächst  von  Jahr  zu  Jahr.  Die  Türkei,  Rumänien, 
Bulgarien,  Persien  und  China  sind  die  Hauptabnehmer  der  russischen 
Baumwollprodukte.  Besonders  rasch  entwickelt  sich  der  russische 
Handel  in  Persien,  im  Jahre  1887  sind  nach  Persien  38151  Pud 
Baumwollfabrikate  exportiert  worden,  im  Jahre  1891:  46428  Pud,  im 
Jahre  1892:  72,822  Pud  und  im  Jahre  1893:  86692  Pud. 


Zuckerrüben- Industrie. 

Die  erste  Zuckersiederei  wurde  in  Rußland  im  Jahre  18Q2  vom 
General  Blankennagel  auf  seinem  Gute  im  Gouvernement  Tula  erbaut 
Seinem  Beispiele  folgten  einige  andere  Gutsbesitzer,  sie  erhielten  hohe 
Subventionen  von  der  Regierung,  aber  trotz  der  Bemühungen  der 
Regierung  entwickelte  sich  diese  Industrie  nicht.  Die  Zuckerrüben- 
industrie wurde  von  den  Gutsbesitzern  als  ein  landwirtschaftlicher 
Nebenbewerb  betrachtet  und  sie  produzierten  aus  dem  Zuckersirup 
hauptsächlich  Branntwein.  Ende  der  dreißiger  Jahren  fängt  die  eigent- 
liche Zuckerindustrie  an  sich  zu  entwickeln.  Im  Jahre  1844  15  be- 
finden sich  schon  206  Zuckersiedereien  im  Betriebe,  sie  verarbeiteten 
11614920  Pud  Rüben  mit  einer  Produktion  von  484136  Pud  Zucker 
(was  also  eine  Produktivität  von  4,17  Proz.  bedeutet).  Im  Jahre 
1848—49  befinden  sich  schon  im  Betriebe  340  Fabriken,  die  Zucker^ 
Produktion  beträgt  aber  nur  269  234  Pud,  verarbeitet  waren  8974570 
Pud  Rüben.  —  In  den  Jahren  1854—55  zählen  wir  395  Fabriken,  die 
26511  600  Pud  Rüben  verarbeiten  und  795561  Pud  Zucker  produzieren. 

Wie  in  allen  russischen  Industrien,  bedeuten  die  sechsziger  Jahre 
auch  in  der  Zuckerindustrie  einen  Wendepunkt.  Die  Zuckerindustrie 
scheidet  aus  der  Reihe  der  landwirtschaftlichen  Industrien  aus,  sie 
wird  zur  großkapitalistischen  Unternehmung.  Die  Zahl  der  Fabriken 
verringert  sich  von  nun  an,  die  Produktion  konzentriert  sich,  die 
Produktivität  steigt. 
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1855^56  haben  wir  807  Fabriken 
1860—61       „        „    482         „ 
1864—66       ,,        „    408         „ 
1879—80       „        „     199         V 

Im  Jahre  1855/56  werden  aber  nur  21056290  Päd  RQben  fer- 
arbeitet,  im  Jahre  1879/80  142199  810  Pud;  im  Jahre  1855/56  werden 
nur  795561  Pud  Zucker  produziert,  1879/80,  12544628  Pud! 

Eine  kurze  Uebersicht  der  Entwickeluog  der  Zuckerrübenindostrie 
in  den  letzten  Jahren  giebt  folgende  Tabelle: 


Zahl 

der 

Betriebe 

Quantum  der 
verarbeiteten 
Rüben  in  Päd 

Qnantam  des 

prodasierten 

reinen  Zackers 

in  Pud 

Prodaktivitli  dar  Arbeit 

Jahr 

aas  10  Päd  Rüben 
reiner  Zaeker- 
ertrag  in  Pfand 

Verkiltnis 
in  Pros. 

1881-82 

235 

215299650 

15  936  714 

29,72 

7,42 

1882—83 

237 

228  971  900 

17  537  890 

30,68 

2'" 

1883—84 

244 

221  490000 

18  759  739 

34,40 

8,<o 

1884—85 

245 

246  312  380 

20958  120 

34.»« 

8,56 

1885—86 

241 

336699740 

29039594 

3482 

8^6 

1886—87 

229 

287  346  390 

25  945  631 

36,5« 

9,1  a 

1887—88 

218 

260684  190 

23749028 

36,48 

9.IJ 

1888—89 

220 

280  468  270 

28  393  327 

40,08 

10,02 

1889-90 

220 

267  032  260 

24606372 

36t64 

9.1« 

1890—91 

223 

301  990  180 

28475431 

38,9« 

9,73 

1891—92 

227 

262  556  120 

29  649  832 

43i«o 

lO.SO 

1892—93 

224 

222  856  150 

22  388  289 

42,68 

10,6  7 

Die  Erdöl-(Naphta)-  Industrie. 

Die  Naphta-Industrie  gehört  zu  den  jüngsten  russischen  Industrien. 
Die  rationelle  Ausbeutung  der  Naturschätze  der  Apscheron'schen  Halb- 
insel fängt  erst  in  den  70  er  Jahren  unseres  Jahrhunderts  an  und 
gegenwärtig  nimmt  Rußland  den  ersten  Rang  in  den  Erdöl  produ- 
zierenden Staaten  ein. 

Die  folgenden  Tabellen  geben  einen  üeberblick  über  die  Ent- 
Wickelung  der  Petroleum-  und  der  Naphta-Produkte-Industrie. 


Die  Naphta- Ausbeutung  in  den  letzten  25  Jahren. 

In  Millionen  Päd. 


1870 

'V4 

1879 

25 

1888 

«94 

1871 

1880 

3« 

1889 

207 

1872 

1881 

41 

1890 

241 

1873 

1882 

5> 

1891 

291 

1874 

1883 

60 

1892 

302 

1876 

1884 

90 

1893 

340 

1876 

12 

1885 

116 

1894 

340 

1877 

14 

1886 

»45 

1895 

377 

1878 

22 

1887 

166 
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Die  Entwickelung  der  Aasfahr  der  Naphta-Prodakte. 

In  Tausend  Päd. 


Mine- 

Benzin 

Schmieröle 

Rohes 

ralöl, 

u.  andere 

NaphU- 
üeber- 

SumnA  in 

Jahr 

Naph- 

Vase- 

leichte 

Petroleum 

Millionen 

ta- 

line 
etc. 

NaphU- 
Oele 

gelSutert 

un- 
gelftutert 

reste 

Pud 

1882 

112 





229 

327 

376 

77 

1,1 

1883 

284 

— 

— 

1494 

454 

1267 

60 

6,9 

1884 

603 

451 

— 

3949 

605 

953 

452 

1885 

1129 

«5 

— 

7249 

648 

1490 

208 

10,8 

1886 

1258 

72 

0,6 

9195 

776 

1452 

2256 

15,0 

1887 

1078 

6 

0,6 

II  819 

1137 

1664 

3282 

19,0 

1888 

299 

3 

0,7 

27363 

1516 

1282 

4481 

34,9 

1889 

225 

I 

2,0 

34989 

1527 

1927 

6129 

44,8 

1890 

761 

— 

8,0 

39767 

3434 

"34 

2986 

48,1 

1891 

870 

— 

7,0 

45123 

3956 

1104 

3167 

54,2 

1892 

297 

— 

8.0 

48222 

5439 

754 

2549 

57,3 

1893 

88 

— 

? 

49726 

5622 

715 

3100 

59,3 

1894 

105 

"^ 

? 

43024 

4740 

1750 

3300 

52,9 

Vergleichang  der  Entwickelung  der  Napbtaprodaktion 

in  Rußland  und  in  den  Vereinigten  Staaten 

in  Tausend  Pud. 


Rnfttland 

ü.  S.  A. 

1885 

116000 

169  314 

1886 

150000 

217  504 

1887 

165000 

219  162 

1888 

192  597 

213993 

1889 

202  128 

272521 

1890 

242  942 
290380 

355  128 

1891 

420763 

1892 

299  450 

391  445 

1898 

338500 

375201 

1894 

304050 

282  420 

1895 

377  453 

236  873 

Wir  haben  einen  statistischen  Ueberblick  über  die  Entwickelung 
der  BaumwoU-,  Zucker-  und  Petroleumindustrie  gegeben,  einer  ähn- 
lichen Blüte  erfreuen  sich  die  übrigen  Industriezweige  Rußlands.  So 
wurden  z.  B.  im  Jahre  1855  9  494000  Pud  Steinkohle  gewonnen,  im 
Jahre  1880  200  784000  Pud,  im  Jahre  1894  528531927  Pud  in  den 
rassischen  Kohlengruben  erbeutet  Gußeisen  wurde  im  Jahre  1850 
13  892  300  Pud  produziert,  im  Jahre  1875  26079  700.  Die  Guß- 
eisenproduktion im  Jahre  1894  beträgt  79  717  309  Pud.  Die  Stahl- 
produktion beträgt  im  Jahre  1881  17  910380,  im  Jahre  1893 
38  509  418  Pud.  —  Dasselbesehen  wir  in  der  Maschinenindustrie.  Im 
Jahre  1856  zählte  diese  Industrie  in  Rußland  29  Betriebe,  der  Wert 
der  jährlichen    Produktion    beträgt   2   Mill.   Rubel;    im  Jahre  1892 


Wlndimir  Gr.  Sime  bowit»ch. 


zählen  wir   569  Betriebe   mit   einer  jährlichen   ProduktioD    im  Weit« 
voa  53,5  Ali  11  Rubel 

Aber  auch  in  Bezug  auf  die  Produktivität  der  Arbeit  sind  grofc 
Fortschritte  gemacht  worden.  Auf  den  großen  Gütern  wird  die  Wirt- 
schaft überall  intensiv  betrieben.  Ein  Beispiel  des  Wachseiis  dtr 
Arbeitsproduktivität  sahen  wir  in  der  Zuckerrüben  Industrie,  —  Partlld 
mit  dem  technischen  Fortschritte  geht  überall  die  Centralisierüng  cks 
Betriebes.  Die  kleineren  und  die  Mittelbetriebe  werden  mehr  tiad 
mehr  von  den  Riesenbetrieben  verdrängt.  So  z.  B.  in  der  Branot* 
weinindustrie. 


Perioden 


Darebftcljiiittüche 
Zühl  der  Betriebe 


Darchschiiittticfae 

jjihrlicbe  Praduklion 

tD  Bimerti 


D  a  rc  h»d!i  1 1  illUc^ 

jährliche  ProdoJitio«] 

eines  B«tri«l>«t 


1866-18TI 
1871  —  1876 
1870— 1881 
1881  — 188Ö 
1886—1891 


435J 

3460 
2596 
2449 
2107 


2943241^ 

313944H 

30  729  466 

32709175 
32  ISS  966 


6760 

9045 

II  840 

'3  35^ 

151161 


Ebenso  rasch  geht  die  Entwickeluojr   der  Kredit  Verhältnis^ 
sich.     So  hatte  z.  B.  die  Reichsbaok  im  Jahre  1880  55  Filialen,  d€ 
Umsatz   225   Mill.   betrug,   während   sie   im  Jahre   1894    1U7  FilialeT 
hatte,  deren  Urnsatz  329  MilL  betrajren  hat  M» 

Mit  einem  Worte,  wir  sehen,  daß  Rußland  sich,  um  von  Friedrich 
List's  Klassifikation  Gebrauch  zu  macheti,  vtm  einer  AgrikuUurperiode 
zu  einer  A^rrikiiUuniianufakturperiode  entwickelt. 

Nun  schreien  aber  die  Narodniki,  daß  Rußland  vor  dem  Ab* 
gründe  stehe,  d<iß  in  Kußland  sich  der  Kapitalismus  nach  dem  Muster 
West'Eunipas  nicht  entwickeln  könne,  wtal  Rußland  keine  auswartigco 
Absatzmärkte  habe,  und  in  dem  sie  nur  auf  den  inneren  Markt  iü- 
gewiesen  sei,  verurteile  die  Großindustrie  sich  selber  zu  Tode,  dcaia 
sie  proletarisiert  ihren  einzigen  Konsumenten»  den  Bauer, 

Wie  unhaltbar  der  Satz  ist,  daß  die  kapitalistische  EntwickelttOie 
eines  Landes  nur  möglich  sei  bei  Vorhandensein  von  auswürtigen 
Märkten,  zeigt  uns  die  Entwickeluog  Anterikas,  dessen  Industri«^  auf 
die  Beilürfuisse  seines  inneren  Marktes  angewiesen  ist*),     l'  ipt 

ist  es  ein  allgemein  anerkannter  Satz,  daß  gr(*ße  politische    i  c«, 

wie  Rußland,  die  Vereinigten  Staaten,  Grußhritannien  mit  setiiea 
Kolonien  im  Gegensatz  in  kleinen  mitteleuropäischea  Staaten  eio^ 
auch  wirtschaftlich  abgeschlossene  Einheit  bilden  können  '). 

Und  hat  denn  Rußland  wirklich  keine  ausländischen  M&rkte? 

Daß  es  sich  nicht  ganz  so  verhält,  wie  die  Narodniki  ea  um 


1)  AUe  RDipeftthrten  ÜKhlea  hjibeo  wir  den  offisielJen  W^rkvii  iS«a 
Fioanzioiribfedain»  entnomm^D,  beiood^rt  dem  Werk«  it(it«r  dem  Tit^ :  «tDie  prodikilfi* 
Krane  Eur»Utid«S  ü)t.  Peteribur^  1896  uud  „EufsUuds  lodualrie  und  B^ndAi^,  S.  AwL, 
St  P6t«r»barg  1S96. 

8)  Vgl.  Seringf  ,,Die  landwirtsebftriUeb«  Kon  karren«  KordAmtrikaft«*,  8*  lU. 

B)  VgL  A,  W»«n«r,  „GrundJesong",  1893,  Teil  1^  8.  646—648, 
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Zählen,  wissen  am  besten  die  Engländer,  die  mehr  und  mehr  auf  den 
a£ialischtn  Märkten  von  Rußland  verdrängt  werden. 

So  behauptet  Heinrich  Kuhn,  daß  die  russische  Baum  Wollindustrie 
mit  der  englischen  sehr  erfolgreich  konkurrieren  köDue,  besonders  in 
den  niederen  Garnsorten  M 

Ueber  diese  erfolgreiche  Konkurrenz  klagen  die  Engländer  immer 
mehr  und  mehr  und  der  in  Kalkutta  erscheinende  ..EDglishnian^^ 
(vom  12.  Oktober  1892)  befürchtet  sogar,  daß  mit  dem  Ausbau 
der  kaspischen  Eisenbahn  alle  mittel-asiatischen  Märkte  für  anglo- 
indische  Produkte  verschlosBen  sein  würden.  Im  Jahre  1886  schreibt 
der  englische  Generalkonsul  in  Persien,  Mr,  Äbbot,  daß  die  russischen 
Baumwollprodukte  weil  besser  als  die  englischen  seien  *).  Der  General- 
konsul in  Meshed,  Mr.  R.  Thompson,  konstatiert  in  seinem  Gutachten 
vom  Jahre  1892 — 93  neue  Siege  der  russischen  Industrie  auf  dem 
persische 0  Markte.  Endlich  konstatiert  das  verhältnismäßig  sehr 
optimistische  Londoner  ,,Board  of  Trade  Journar*  in  seiner  März- 
Dumuier  1894  den  völligen  Verlust  des  Marktes  von  Meshed  für  Eng- 
land. Wir  sehen  also,  daß  die  russische  Industrie  doch  manche  Siege 
auf  dem  auswärtigen  Markte  zu  verzeichnen  bat,  und  dies  unter  Um- 
ständen^ die  für  die  Eroberung  von  Märkten  sehr  ungünstig  sind. 
Denn  die  hohen  Schutzzölle^)  haben  die  russischen  Industriellen  an 
solche  Profite  gewöhnt,  die  sie  natürlich  auf  auswärtigen  Märkten 
nicht  erzielen  können.  So  z.  B.  hat  der  ofüsielle  ^»Finanzbote*^  im 
Jabre  1887  tolgende  Liste  der  reinen  Unternehmergewinne  veröffent- 
licht: 


Die  Tua&isch«  BAmQwoUapinztarei  izi  St.  Pttortborg 

b  Ali  El'»  Aktie  ngeselJichjifl 

WikülA  MoroAofts  Akti«o^«sellscb*ft 

Die  NATWA'sche  BKofspinuerei 

Die  StmpftOQieff'adie  BKumwoUapiDnerei 

Die  JekftterineDhor^icbe  Batunwolhpinaerei 

Habeaek's  BaainwQlJilrberei 

Die  Umajlow'ftcbe  BAomwotlepianerti 

Die  NikofAche  BfaDufaktur  MoroBOw'i 

Di*  Newe'acbe  Baamwonapiotierei 

Die  KrenhoLmer  MftDufaktur 

AktieogeftellAch&ri  Tboraloo  (Wolle-Fabrikate) 


Proi. 


1)  Heinrich  Kuhn  f,Die  BaumwoHe^  ihre  Kultur^  Struktar  and  Verbrelttmg'S  Wien 
1892,  »    865. 

X)  Cibert  nach  Wolgin's  Kritik  der  Werke  Woronsoff*»  1896,  S»  72  Foreign 
Ofttee«  MiftcelUneotu  seriea  1886^  No.  15.  Persia.  Report  on  the  importation  of  eottou 
l^o^da  of  an  inferior  qualitj  iuto  Per»iii|  S.  B.  ^^It  U  aaserted  tbat  tbese  Rtuatan  goodt 
leave  completely  in  thu  background  tbo4e  which  are  now  beiog  imported  into  this  market 
Irom  Maticbe»ter  i  tbat  tfaey  are  superior  a«  regard»  colour,  prinüag,  cloth,  aod  e«pedatly 
ea  in  eoundneaji''* 

8)  Mendelejew  berechnet  den  darchacbnitüichen  Proseot  dee  VerhtttoUsee  des  Zoll«* 
sttr  Ware  iu  Uufuland  (1892—84)  38  7,  ^f^^^i  Argentinieti  (1887/8)  88  Pros., 
BrMilietk  (1886/9)  40  Prot.,  England  (188b)  6  Pros.,  DeuUcblaaa  (1887/9)  8  Prüs., 
Fratikrelch  (1888)  9  Pror,  Italien  (1B87|9)  18  Pro«.,  China  (1888)  21  Prot,,  (Ku&land 
1887/8  82  Prot .),  Vereinigte  Staaten  (1888/9)  80  Pro«.    .^Enfslauds  lodaitrte  und  Handel'V 

1.  Au8..  1898,  a  e. 
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Solche  DivideDden  8tQd  gewifi  für  einen  europäischen  Untemc 
etwas  Unerhörtes,  und  dabei  ist  nicht  zu  vergessen«  dafi  e« 
offizielle  russische  Mitteilung  ist  und  deshalb  mit  der  Wi 
heit  Dicht  ganz  übereinstimmt*  In  Wirklichkeit  sind  die  Divideodtii 
noch  viel  höher.  So  hat  die  „Freie  Kaiserliche  Oekonomische  GeseQ* 
Schaft  zu  St.  Petersburg"  in  einem  Gutachten  Über  die  Zölle  rai 
Jahre  1890  festgestellt,  daß  die  Manufaktur  von  Wikula  Morosoff  kern 
16,  sondern  2ä  Proz,  Reinertrag  erzielt,  die  New&^scbe  BaumwoD- 
Spinnerei  keine  38,  sondern  53  Proz.,  die  NikoFsche  Manufaktur  keiat 
28,  sondern  40  Proz.  erzielt,  u.  s.  w. 

Selbstredend,  daß  unter  solchen  Umständen  der  russische  Industrielle 
kaum  große  Siege  auf  den  auswärtigen  Märkten  erfechten  kann,  dean 
seine  europäische  Konkurrenz  begnügt  sich  mit  5  Proz*  GewiojL 
Trotzdem  wächst  die  russische  Ausfuhr  von  Jahr  zu  Jahr,  was 
Naroduiki  in  Morew^s  Lebrbuche  für  mittlere  Schulanstalten  nachle 
können.  So  schreibt  Morew  in  der  letzten  Auflage  seiner  ,«Uaode!s- 
geographie  und  WirtschaftsstatiBtik  Rußlands^^  auf  Seite  304:  ,,Jfi 
der  Mitte  der  80er  Jahre  fangt  die  Ausfuhr  der  Fabrikate 
aus  Rußland  stark  zu  wachsen  an.  Das  Maximum,  das  sie  bta  imii 
Jahre  1886  erreicht  hat,  war  7  360  000  Rubel,  durchschnittlich  aber 
für  da»  Jahrzehnt  1876—1885  betrug  die  Ausfuhr  nur  6  107  000  Rui  ' 
In  den  letzten  fünf  Jahren  1888—1892  beträgt  die  durchscbnittl 
Ausfuhr  der  Fabrikate  2ö  144  000,  sie  ist  also  auf  das  vierfaebe  ge* 
stiegen'*. 

Was  die  Behauptung  der  Narodniki  anbetrifft,  daß  die  Grol- 
Industrie  den  russischen  Bauer  proletarisiert,  so  läßt  sich  darauf  nlckla 
antworten,  denn  meines  Eracbtens  fehlt  jeder  Kausalzusammenhiag 
zwischen  der  Entwickelung  der  Großindustrie  und  dem  Unterga 
der  Bauernwirtachaft  Auch  geht  die  russische  Bauernwirtschaft 
unter.  Was  geschieht,  ist  die  Differenzierung,  die  Ausbildung  ei 
dem  Geldverkebre  angepaßten  ökonomisch-kräftigen  Vollbauern  und 
untergeht,  ist  der  Mir,  die  bäuerliche  Gemeinde. 


VII. 

Der  Haupt-  und  Kernpunkt  der  Doktrin  der  Naroduiki  ist  md 
bleibt  der  Min 

Auf  die  bäuerliche  Gemeinde  konzentrieren  sich  alle  ihre  Hofinongvo. 
Die  bäuerliche  Gemeinde  muß  einen  Damm  gegen  den  Kapitalisrnm 
bilden,  die  bäuerliche  Gemeinde  muß  die  Proletarisierung  der 
verhindern,  die  bäuerliche  Gemeinde  muß  die  Herbeiführung 
sozialistischen  Gesellschaftsordnung  ermöglichen  etc* 

„Die  Gemeinde**,  sagt  Jushakow,  „ignoriert  die  Geschichte;  weder 
kennt  sie,  noch  kümmert  sie  sich  um  das  äußere  Recht,  sie  richtet 
sich  ausschließlich  nach  der  Idee  der  höchsten  Gerechtigkeit  * . .  Dia 
Ungerechtigkeit  gehört  dem  äußeren  Rechte,  die  Gerechtigkeit  dem 
Mir,  der  Gemtiode,  der  Gromada  [so  heißt  der  Mir  in  KleinrußlandJ. 
Das   Grundmerkmal   des  Mira    ist    die    Ignorierung   des  historibcheo 
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Rechtes  innerhalb  der  Gemeinde  und  die  Herrschaft  des  Naturrech tes, 
der  Gerechtigkeit"*). 

Mit  Naturnotwendigkeit  mußte  die  bauerliche  Gemeinde  der 
Centralpunkt  der  Lehre  sein ;  denn  sie  war  die  Grundlage  der  russischen 
Naturalwirtschaft,  und  das  hat  Peter  Struve  in  seinem  verdienstvollen 
Werke  geistreich  betont,  daß  die  „Narodnitschestwo''  die  absterbeude 
Wirtschaftsordnung  ist,  welche  zu  einem  sozial  politischen  System  er- 
hoben worden  war.  Die  Narodniki  sind  die  ideologeo  der  Natural- 
wirtschaft und  der  ursprünglichen  Gleichheit*). 

Wir  glauben,  daß  die  russischen  konservativen  Slavophilen  besser 
das  Wesen  der  Gemeinde  verstehen  als  die  radikalen  Narodniki,  sie 
wissen,  daß  sich  auf  dem  Mir  das  moderne  russische  Staatswesen  auf- 
baut, und  wenn  der  Mir  verschwindet,  das  ganze  asiatisch- byzantinische 
Czaren reich  zusammenbricht.  Die  Slavophilen  wissen  also,  was  sie 
wollen. 

Karl  Marx  sagt  an  einer  Stelle  sehr  zutrefiend  über  asiatische 
Staaten: 

y,Der  einfache  produktive  Organismus  dieser  selbstgenügenden 
Gemeinwesen,  die  sich  beständig  in  derselben  Form  reproduzieren 
und,  wenn  zufällig  zerstört,  an  demselben  Ort,  mit  demselben  Namen 
wieder  aufbauen,  liefert  den  Schlüssel  zum  Geheimnis  der  Unveränder- 
lichkeit  asiatischer  Gesellscbaften,  so  auöallend  kontrastiert  durch  die 
bestandige  Auflösung  und  Neubildung  asiatischer  Staaten  und  rast- 
losen DynastenwechseL  Die  Struktur  der  ökonomischen  Grundelemeute 
der  Gesellschaft  bleibt  von  den  Stürmen  der  politischen  Wolkenregion 
unberührt** »), 

Diesen  engen  Zusammenhang  zwischen  dem  Staatswesen  Rußlands 
und  seiner  wirtschaftlichen  Struktur  verkennen  die  Konservativen  nicht. 
Ebenso  wie  die  Narodniki  in  dem  Mir  die  Verwirklichung  der  sozia- 
listischen Ideen  sehen,  verherrlichen  die  Konservativen  in  dem  Mir 
gerade  das  Gegenteil  davon.  So  sagt  Dauihewski  in  seinem  ßucbe: 
„Rußland  und  Europa*';  „Es  ist  nicht  gewissenhaft,  den  BegriÖ  der 
bäuerlichen  Gemeinde  mit  dem  des  Kommunismus  zu  verwechseln. 
Man  vergißt  hauptsächlich,  daß  unsere  Gemeinde,  ob  sie  gut  oder 
schlecht  in  wirtschaftlicher  und  anderen  Elinsichten  ist,  ein  historisches 
Recht  ist,  sie  ist  eine  ebenso  heilige  und  unantastbare  Eigentumsform 
wie  jede  andere,  wie  das  Privateigentum  und  deshalb  kann  das  Ver- 
langen sie   zu  zerstören,   nicht  als   konservativ  bezeichnet  werden'**). 

Was  ist  eigentlich  der  Mir?  Der  Kaum  erlaubt  uns  nicht  hier 
auf  seine  Geschichte  und  auf  seine  Entstehung  einzugehen.  Im  all- 
gemeinen neigen  die  russischen  Forscher  zu  der  Ansicht,  daß  die  Ein- 
führung der  Leibeigenschaft  im  Anfange  des  XVII  Jahrhunderts  den 
Mir  geschalfen  habe.    Der  Gutsbesitzer  nämlich  —  so  wird  behauptet  — 


])  JcubAkow  f   Probleoa«  d«t   Gemein delob^ni,    in   der   Zeilacbrifl    itDie    Viitorliiid" 
Uihio  ADURlen*',  1883,  No.  11,  8.  96—97. 

S)  Hirtive,  Kriüscb«  UexnerkuQgeQ  «tc,  S,  167. 

B)  Marx,  ,^Uiui  Ka|>ital'%  Bd,  I,  4.  Autl ,  S.  323. 

«3  M.  Diuiüiewski,  „RuTeiUiid  und  Europik**.     6.  AuB.,  1895,  S.  6S8. 
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hatte  ein  Interesse^  die  neu  erwacbsendeo  Arbeitskräfte   m   erlMlIi 
und  sich  dienstbar  zu  Eiachen,  und  deshalb  mußte  er  iboec  Land  »• 
weisen,   und  als  freies  Land  nicht   mehr  yorhanden    war«    fülutedefi 
Gutsbesitzer  die  Landiimteilungen  ein^). 

Jetzt  aber  koramt  lür  uns  nicht  die  Geschichte,  sondero  ilie  K^vp*^ 
wärtige  Lage  des  Mirs   in  Betracht,   und   diese  Lage   ist  eioe 
traurige. 

Der  Untergang    des  Mirs  begann  mit  dem  UntergaD^e  der  Letb^l 
eigen^chalt.    Bei  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  bt^kam  der  Baiicrj 
nur   einen  Teil   des   von   ihm   früher   benutzten   Landes-     Der  J[t^^ 
Bauer  wurde  in  schlechtere  ökonomische  Verhältnisse  gestellt  als  ifaf 
ehemalige  Leibeigene.     Auf  seinem  Anteile  lasteten  Steuern,  die  gröte 
waren  als   der  Bodenertrag.     Der   einzige  Ausweg,   das    eigene  MiUd 
(neben   der   Verkürzung  der   Ernährung   und  der   Verschuldung)  tnr 
Deckung  des  Deficits   war   Lohnarbeit,     Aber  die   Lohnarbeit    deckte 
den  Dehcit  nichr  und   du  die   bäueriichi^n  Landanteile  unverftiiSeflid  | 
waren»  versteigerlen  die  Steuereintreiber  und  die  Wucherer  das  Arbeit»- 
Vieh.     Der  8taat  selber  hat  dadurch  die  DiÖerenzierung  der  Baueni- 
masse   beschleunigt«     Ein   Teil    der   Bauernschaft  ging    seioea    Viekci 
verlustig,  diese  Bauerngruppe  macht  ungefähr  25  Proz.  der  Geaieiad^ 
mitglieder  aus. 

Die  Landanteile  waren  bei  der  Bauernbefreiung  so  bemeaset,* 
der  Bauer  auf  die  Pacht  des  gutsherrJichen  Bodens  ao gewiesen  \ 
Hier  stellte  sich  augenscheinlich  heraus,  daß  die  bauerliche  GetneiDde 
nicht  mehr  eine  gleichartige  Masse  mit  gleichen  und  solidareo  loter* 
essen  war.  Der  Teil  der  Bauern,  der  kein  Arbeitsvieh  mehr  hatt^ 
hatte  auch  kein  Interesse  daran,  Wiesen  und  Aecker  zu  pachten.  Auf  dtf 
Wiese  hatten  sie  nichts  zu  weiden,  und  Ackerland  brauchten  aie  niehl 
zu  pachten,  denn  sie  konnten  ohne  Vieh  ihren  eigenen  Anteil  ntckt 
bewirtschaften.  Aus  der  Masse  der  Gemeinde  scheidet  sich  deahift 
eine  Gruppe  von  industriellen  Pächtern  aus.  Es  wächst  die  okoDOli 
ÜDgleichheit  der  Bauern,  und  der  Mir  wird  untergraben  1 

Ja,  die  eigentliche   reine   Institution  des  Mirs,  jenes   MiiSg 
dem  die  Narodniki  träumen,    dieser  gebort  schon  der  VergmogieiilMll ^ 
an.     In  jenem    Augenblick,    wo  der    russische   Bauer   in   die    Warü* 
cirkulation  hineingezogen  wurde,  von  jenem  Augenblick,  wo  er  mit 
Geld  Wirtschaft  in  Berührung   kam,   war  die  herkömmliche   lostltnCkii  { 
des  Mirs  zum  Untergang  verurteilt. 

Die  Thatsache  der  Umgestaltung  des   russischen  wirtsctiaflltdifla  I 
Volkslebens,  die  Thatsache  des  Untergangs  der  Natural wirtadiaft  tnd 
der  ihr  eiitspn'chenden  Institutionen,  diese  Thatsache  war  Toe  diiar 
solchen   weittragenden  Bedeutung^   daß  sie  der  Mittelpunkt  oiclit  nur 
der  russischen  Wissenschaft,  sondern  auch  des  russischen  Romans  wurde 

W'ir  wollen  einige  charakteristische  Bemerkungen  de^  berdboitSl 
russischen  Schriftstellers  Gleb  Uspenski  anführen;  und  bemerken  W- 
läufig,  daß  Uspenski  selber  zu  den  Narodniki  gehörte. 


1)  y«rgl  £iig«lDiJum,  „0i«  L«IUeigeiiAcb»ft  in  EnOlAjad*',    L«ipBig,  1S84  &  i 
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„Die  Ideale  des  Landwirtes  werden  unbarmherzig  von  der  Civi- 
Usation  zerstört.  Vor  der  Bauernbefreiung  hatte  unser  Volk  mit  dieser 
Plage  nichts  zu  thun;  es  kehrte  ihr  den  Rücken  zu;  seine  Augen 
wmren  gerichtet  auf  den  Speicher  seioes  Gutsherrn,  und  um  diesen 
Speicher  zu  füllen,  strengte  es  alle  seine  Fähigkeiten  an.  Jetzt  aber, 
da  es  sich  mit  dem  Rücken  gegen  den  Speicher  uod  mit  dem  Gesichte 
zu  der  Civilisation  gestellt  hat,  geriet  alles,  seine  Beschäftigung,  seine 
Weltanschauung,  seine  private  und  gesellschaftliche  Stellung  in  Ge- 
fahr***). An  einer  anderen  Stelle  schildert  er,  wie  der  geringste 
Schein  der  Civilisation  die  überlieferten  Traditionen  zertrümmert  und 
die  ganze  hergebrachte  Ordnung  der  Dinge  in  Wanken  und  Schwanken 
bringt.  Er  zeigt,  wie  die  Petroleumlampe,  die  den  Leuchtspahu  verdrängt, 
das  ganze  Wesen  der  Bauern  Wirtschaft  verändert,  und  nun  können  wir 
uns  vorstellen,  welche  Wirkung  der  Daiupftransport  auf  die  Existenz 
des  Mirs  ausübte. 

Diese  Metamorphose  schildert  uns  in  wunderbarer  Weise  derselbe 
Gleb  Uspenski,  er  zeigt  uns,  wie  die  partriarchalischen  Verhältnisse 
unbarmherzig  zerrissen  werden,  er  schildert  uns,  wie  die  alte  Welt 
der  partriarchalischen  Großfamilie,  die  W^elt  der  Naturalwirtschaft, 
zu  Grunde  geht  und  wie  an  deren  Stelle  die  neue  Welt,  die  Welt  der 
Geldwirtschaft,  hereinbricht. 

Das  erste,  was  der  (ieldwirtschaft  zu  Opfer  fällt,  ist  die  patri- 
archalische Familie.  Familienteihingen  nehmen  fortwährend  zu,  trotz 
des  barbarischen  Gesetzes  vom  Jahre  1806,  das  die  Familienteilungen 
ohne  Erlaubnis  des  geaamten  Mirs  verbietet. 

Nach  den  Angaben  der  landwirtschaftlich -statistischen  Unter- 
suchungen, die  bis  zum  1,  Januar  1890  sich  auf  50429  bauerliche 
Gemeinden  erstreckt  habeu,  erfahren  wir,  daß  auf  die  Gesamtzahl  der 
3309020  Bauern  wirtschaften  nur  eine  Hevi^lkerung  von  196t:K3191 
Bauern  kommt,  was  durchschnittlich  5,1*5  Seelen  auf  eine  Bauern- 
wirtschuft  bedeutet. 

Mit  der  patriarchalischen  Familie  ist  es  also  schon  ausl 

Ja,  aber  der  Mir,  die  Landumteilungen,  die  sind  ja  noch  vorbanden, 
wird  man  uns  zurufen.     Gut,  wollen  wir  uns  diesen  Mir  ansehen ! 

Wenn  man  nur  äußerlich  ein  russisches  Dorf  betrachtet,  so  wird 
einem  jeden  die  große  Verschiedenheit  des  „Baustils*'  sozusagen  auf- 
fallen. Uier  stehen  einige  baufällige  Hütleu,  dort  ein  paar  Häuschen 
aus  Holz,  in  denen  noch  menschliche  Wesen  leben  könnei),  und  dort 
weiter  steht  ein  großes  zweistöckiges  Steinhaus  mit  einem  grünen 
Eisendache,   mit   verschiedenen  Ornamenten,   mit  schönen  und    hellen 

Fenstern Unwillkürlich  stellt   man  sich  die  Frage:   Sind  denn 

die  Budgets  der  Bauern  wirtschaften  nicht  ebenso  verschieden,  wie  ihre 
Häuser?  Und  wie  ist  bei  der  Gleichheit  der  Landanteile,  bei  den 
periodischen  Landumteilungen  diese  Verschiedeaheit  des  „Baustils*' 
möglich? 

Man  findet  aber  gleich  eine  Antwort  auf  diese  Frage,  wenn  man 


1)  mpetiÄkt.  Werke,  Bd.  2,  S.  5Ö7. 
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die  statistiscbeD  Daten   und  die  Berichte  über  die  Lage   der 
ansieht.    So  erfahren  wir  (oach   den  Angaben  der  SO  er  Jahre)«  dil' 
25,3  Proz.  der   ganzen  russischen  Bauernschaft   kein  Arbeitsvieh 
27,2  Proz.    nur    ein    Stück    Arbeitsvieh    haben.     Das    bedeatei, 
52  Proz.    zum   Teil  proletarisiert  ist,   zum   Teil   auf   dem    Wege 
Proletarisierung   sich   befindet.    Selbstredend,  daß   die   prolei 
Wirtschaften  ihre  Anteile  selbständig  zu  bebauen  nicht  imstande 
Die  periodischen  Umteilungeo   können  die  Klassenunterschiede^) 
aufheben»     Bald   nach    der  Umteilung    tritt   der  alte  Status  quo  tk. 
Die   Landanteile   werden   von   den    kapitalki^äftigen   Bauern    gef 
und  der  ,Juristische*'  Iksitzer  ist  häutig  nui'  ein  Landarbeiter  bei 
Pachten     In    einei*   Gemeinde   von   500— 700  Männero    befindet 
häufig   das   ganze  Land   in    der   Nutzung   von  20 — 30  Wirten.    Oi< 
solche  Wirte  kann  man  kaum  als  Bauern  betrachten. 

Schon  am  Anfange  dej'  70  er  Jährt.*  hat  der  berühmte 
Novellist  und  Narodnik  N*  N.  Ziatowratzki  Über  den  Verfall  der  bftos^ 
liehen  Gemeinde  geklagt,  er  schreibt:  ^^Augenblicklich  habe&  tätk 
drei  Grnppen  innerhalb  der  Bauernschaft  herausdiflerenziert: 

a)  die  Reichen,  die  Kapitalisten,  die  durch  iudividuelle  unter* 
nehmungen  sich  diese  Kapitalien  erspart  haben  (das  sind  Wuchere^ 
Unternehmer,  Grundeigentümer,  die  our  in  der  Gemeinde  wohßea). 

b)  der  selbständig  wirtschaftende  Bauer,  der  Mittelstand,  der  tnr 
danach  strebt,  soviel  als  möglich  fremde  Landanteile  zu  pachten. 

c)  der  Proletarier,  der  kein  Arbeitsvieh  hat,  der  nur  LaudarbettS' 
auf  seinem  eigenen  Auteile  sein  kann'*^). 

Wir  sehen  also,  daß  die  Bauernschaft  innerhalb  des  Mira  kmm 
gleichmäßige  Masse  bildet,  sondern  in  die  bäuerliche  Boorigeoiaie  md 
in  ein  Proletariat  zerfällt. 

Id  einer  interessanten  Zusammenstellung  zeigt  A.  Wolgin,  wie  9tkr 
der  Mir  im  Untergänge  be^iffen  ist  und  wie  sehr  er  überhaupt  mit 
irgend  einer  rationellen  Bebauung  unvereinbar  ist.  Seit  der  BaoeHK 
emancipation  wurde  das  Land  nur  in  48,6  Proz.  aller  Gemeinden  nin* 
geteilt.  Der  geringste  wiitschaftliche  Fortschritt,  z.  B.  die  Düngmg 
der  Felder,  zerstört  die  Macht  der  Tradition  uod  macht  den  russtschea 
Bauern  (diesen  „instinktiven  Kommunisten*',  der  Meinung  der  Naitwl- 
uiki  nach)  zum  leidenschaftlichsten  Anbänger  des  Privateigentums. 

Der  technische  Fortschritt  hat  aber  noch  eine  Folge«  (Ue  besonder! 
in  Betracht  kommt,  sie  vollbringt  die  Differenzierung  innerhalb  der 
Bauernniasse.  Die  landwirtsehaftlichen  Maschinen,  die  nur  von  d^ 
Reichen  angeschaflt  werden  können,  dienen  zur  Bereicherung  denetbes 
und  die  Armen,  die  werden  ärmer.    Die  reale  Bedeutung  des  Min  ist 


1)  Rüurvicb  Uilt  die  biaerliche  BeT^lkerung  ia  5  KlAsien;  1]  B«iieniwiri«elwnn. 
deren  Einküotte  tod  der  LmidwlrtAc hilft  sur  Deckung  aller  AuiKAben  (inkl.  Sumt«)  tai» 
reichen  2)  BaoerDwirte,  die  xar  selben  Zeit  Lcihamrbeiter  sind,  8)  PrototvIiVr  d.  k. 
Bnuerti,  die  ihre  Lendexiteile  nicht  mebr  bearbeiten  und  di«  ihr  Lebe«  >neetlllielilie^ 
darcb  Lubnaxbeit  friaten.  IIourTicb,  ,,Die  ökonomiBcb«  Lag«  dea  nuabcbi»»  r»oriM*« 
Hoftkao  18»6,  ä.  125, 

S)  Zlatqwratmki,  ,,Dia  btoarüehe  Gemeinde'S  8.  l^ 
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verschwunden,  es  bleibt  Bur  der  alte  Begriff,  dem  die  neue  Wirklichkeit 
nicht  mehr  entspricht. 

Dieses  wird  von  den  Narodniki  geleugnet,  sie  behaupten,  der  Mir 
gehe  nicht  zu  Grunde.  .  .  Schade,  daß  die  russischen  Narodniki  ver- 
gessen, was  deren  Führer,  W.  Woronzoff,  vor  15  Jahren  in  einem  hellen 
Augenblick  gesagt  hat: 

„Der  Mir  als  freier  Bund  zerfällt",  schrieb  Woronzoff  im  Jahre 
1881,  p,es  bleibt  nur  eine  Gemeinde  im  administrativen  Sinne  übrig,  eine 
Gruppe  von  Personen,  die  gewaltsam  durch  die  solidarische  Haft  ge- 
bunden sind,  d.  h,  gebunden  durch  die  Verantwortlichkeit  eines  jeden 
für  die  beschränkten  Kräfte  aller  Steuerzahler  und  durch  die  Unfähig- 
keit des  Fiskus  diese  Beschränktheit  der  Kräfte  zu  verstehen.  Alle 
Vorteile,  die  einst  der  Mir  gehabt  hat,  sind  verschwunden,  es  bleiben 
nur  die  Nachteile,  die  mit  der  Zugehörigkeit  zur  „Gemeinde*'  ver- 
bunden sind^y*. 

VIII, 

Neben  dem  Mir  gebort  in  dem  Systeme  der  Narodniki  die  Haupt- 
rolle der  Hausindustrie  und  den  Arteis.  Die  blühende  Hausindustrie 
ist  berufen,  der  Welt  zu  zeigen,  daß  in  Rußland  die  Großindustrie  mit 
dem  Hausgewerbe  nicht  konkurrieren  kann.  Auf  den  Arteis  ruht  die 
noch  ehrenvollere  Aufgabe,  den  Entwickelungsweg  zu  der  sozialistisch 
organisierten  Gesellschaft  darzustellen. 

Nun  ist  aber  die  Frage,  weshalb  die  Hausindustrie  den  Herzen 
der  Narodniki  so  teuer  ist?  Aus  ethischen  Gründen.  Aus  der  Marx- 
sehen  Werttheorie  zogen  sie  eine  ethische  Schlußfolgerung,  aus  der 
Ueberwerttheorie  eine  Abneigung  gegen  Lohnarbeit.  Der  Unternehmer, 
der  Lohnarbeit  gebraucht,  scheint  ihnen  etwas  anrüchig  zu  sein,  da- 
gegen die  Familien  Wirtschaft  ohne  Lohnarbeiter  erscheint  als  Muster 
der  Gerechtigkeit. 

Nun  wollen  wir  die  russische  Hausindustrie  ansehen. 

Das  erste,  was  wir  über  die  Hausindustrie  erfahren,  das  ist,  daß 
sie  die  Hauptstütze  der  Narodniki,  die  bäuerliche  Gemeinde,  untergräbt. 
Die  Hausindustrie  ist  zu  allererst  eine  Warenproduktion  und  die  Produk- 
tion für  den  Markt  ist  der  Tod  für  die  patriarchalische  Familie  und 
mittelbar  für  den  Mir.  Auf  diese  Thatsache  wurde  von  allen  Seiten  hin- 
gewiesen"^), 

Profeflsor  Issajew  sagt  in  seinem  Werke  über  das  Kleingewerbe 
im  Gouvernement  Moskau:    „Das  Kleingewerbe  hat  keinen  erhaltenden 


l)  W,  W(oroniofl),  „EufsUnds  wirtsuhmftlieher  Nl«clerg»ng",  in  dtr  Z«itAchri<t  „Di« 
vfttarliod.  Aomilea''»  L8S1,  Bd    9,  S.  U9, 

1)  Sol&ngfl  die  Beschüftifcunf;  HÜer  FamilienmitKlieder  «1d6  gleichartig«  war,  iolaof^e 
dat  Familieuemkommen  em  Produkt  der  gleichartigen  (i^em ein« amen  Familieoarbeit  war, 
solADfr«  blieb  di«  AatoritKt  des  p«ter  fanilliaD  miertchüttert«  denn  er  war  der  AeUeate 
ond  deshalb  auch  der  Erfahreoste  and  Einsichuvonate  anter  deu  FamlllenmitfcHedern. 
Sobald  aber  die  Lebensbedingnoti^Qn  andere  geworden  sind,  »obmtd  die  BeRchftfttgnog  uod 
dBS  EiakoiDKDen  der  ctnveloen  Familienmitglieder  Terachieden artig  geworden  i«U  begmnii 
der  KuBpf  der  Indtvidoalität  contra  Grorsfamilie.  Eine  beiondere  Eaergk  im  Kampf « 
^g«o  die  GrofifftoiiUe  selgte  die  ntsaiache  Baaemfrao« 
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Einfluß  auf  die  Familie;    große  ungeteilte  Familien   sind   jet2t 
Seltenheit.  Zwei  Brüder  leben  noch  manchmal  zusammeD,  selteo  sind  j 
Beispiele   von   drei    ungeteilt   wirtschaftendeo    Brüdern.     Die  BAucn 
prophezeien  noch   häufigere  FamilieDeiDteilungeD,  und  sie  briogeo 
in  Zusammenhang  mit  dem  Gewerbe"*). 

Aber  das  ist  noch  nichts,  hier  befiehen  die  Narodüiki  einen  Ii 
und  das  kaun  uns  nicht  mehr  wundern.  Tragikomisch  sind  aber 
Vorstellungen  der  Karodniki  über  das  Wesen  der  Hausiodustrietka 
Sie  stellen  sich  vor,  daß  der  Hausindustrielle  ein  selbständiger  Prodft- 
zent  ist,  der  zwar  sehr  von  den  ZwischenbäDdlern  ausgebeutet  wild, 
seiimrseits  aber  niemanden  ausbeutet  und  deshalb  von  allen  Süodcft, 
die  sie  den  Kapitalisten  anhängen,  frei  ist. 

Nun  sind  aber  solche  „Kustari**  (Hausindustrielle),  die  ohneLohih 
arbeiter  selbstäadig  produzieren  in  Kußland  so  gut  wie  nirgends  n 
finden.  Werner,  der  die  Lage  der  Hausindustrie  im  Distrikte  Boph 
rodsk  untersucht  hat,  definiert  den  „Kustar**  folgendermaßen:  „Der 
Kustar  ist  ein  Gewerbetreibender,  der  sich  noch  mit  der  Landwirt- 
schaft beschäftigt  und  der  für  den  Markt  und  nicht  für  den  zufäUi|«ij 
Kunden  mit  seiner  Familie  und  mit  höchstens  16  Lohnarbeitern 
beitet"»). 

Ferner  behauptet  Werner,  daß  in  den  Arbeiten  des  Prof.  Iss^jei 
und  des  stalistiscben  Bureaus  als  „Kustaii''  häufig  Leute  bezeidlMl 
sind,  die  50,  ja  sogar  500  Lohnarbeiter  beschäftigen.  Und  diese  Kwr 
tari  mit  500  Lohnarbeitern  müssen  die  russischen  Narodniki  vor  den 
Schrecken  des  Kapitalismus  schützen!! 

Wir  habeu  es  nur  hier  mit  einem  kapitalistischen  Kleinbetridü 
zu  thuD,  der  entweder  in  einen  Großbetrieb  übergeht,  oder  Ton  den 
Großbetrieb  verdrängt  wird.  So  zählt  im  Kreise  Bogorodsk  eine  gm» 
Menge  Fabriken  von  300  bis  2000  Arbeitern,  und  alle  diese  FabnkifiM 
waren  nach  vor  kurzem  Hausindustrielle.  „Und  dieselben  UmstUide, 
die  diesen  so  günstig  waren^',  bemerkt  Dementieff,  „richten  die  m^Hkr 
glücklichen  Konkurrenten  zu  Grunde*'^). 

Charakteristisch  ist  auch  Wemer's  Mitteilung,  daß  viele 
von  solchen  Großbetrieben  mit  1500  und  mehr  Arbeitern  sich  ooek 
den  Mitgliedern  der  bäuerlichen  Gemeinde  rechnen. 

Die  Hausindustrie  bildet  also  keine  gleichartige  Masse,  im 
teil,  sie  ist  sehr  stark  differenziert.  Es  wäre  überflüssig  zu  betonen, 
die  als  Gewerbetreibende  Differenzierten  auch  als  Bauern^  als  Mitglieds 
der  Gemeinde  differenziert  sind.  Die  Kartofielstärke-Produkiioii  kiai 
z.  B.  nur  von  den  Bauern  betrieben  werden,  die  viele  Landauteite  io 
ihre  Uand  konzentriert  haben,  und  so  sehen  wir  in  der  Gemetwk 
Cibiuo  des  Kreises  Bronceg,  daß  194  Seelenanteile,  die  44,5  Pros,  im 


1)  ls»ijeWf  «,DK«i  Kleio^ewerbe  im  GuaverHemetit  Mcukfta*\     Xoakaii   1$?!;, 
8.  T2  ;  v«rgL  «ueb  A.  WolgiD,  L  c,  8.   I8i  B, 

2)  Weroer,  ,,Die  Uausitidustrie  im  Distrikt«  Bogorodsk'*.     SUtblliolit*  Jftlv%Mll  < 
GooF^rDemenU  MonkAit,  1S90,  S.  5. 

8}  D«mezili6ff,  i,8&&itira  UnteniucliaDgeo  der  F&bnken  dm  KraiM»  Wolniii".  Ü 
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ganzen  GemeindelaDdes  bilden  und  die  für  166  Hauswirte  bestimmt 
sindf  sieb  in  den  Händen  von  nur  18  Kustari  befinden. 

Zu  bemerken  ist  noch,  daß  in  den  meisten  Branchen  der  Haus- 
industrie sich  das  sogenannte  Verlagssystem  ausgebildet  hat,  und  der 
bei  den  Narodniki  als  unabhängiger  Kustar  Figurierende  ist  in  den 
meisten  Fallen  völlig  von  einem  größeren  oder  kleineren  Verleger  ab- 
hÄngig,  so  z.  B.  in  der  Textilindustrie  des  Moskauer  Rayons.  Aus 
dem  ,,Militärstati8tischen  Sammelwerke''  (Lieferung  IV)  erfahren  wir, 
daß  die  Firma  „S.  Morosoff  und  Söhne**  außer  ihren  18  310  Fabrik- 
arbeitern noch  7  490  Arbeiter  auf  dem  Lande  beschäftigt.  Diese 
werden  wohl  von  den  Narodniki  als  ^^gelbständige'"  Hausindustrielle 
betrachtet  werden  t  —  üebrigens  geht  die  häusliche  Textiliodustrie 
nach  der  Einführung  des  mechanischen  Dampfstuhls  zu  Grunde.  Im 
Kreise  Medynsk  sind  von  15000  Webstühlen  nur  noch  3000  übrig 
geblieben.  Die  ,/ussischen  ]klarxisten''  vulgo  Narodniki  vergießen  über 
den  Niedergang  der  Hausindustrie  bittere  Tbränen*  Ich  will  den 
Marxisten  etwas  aus  Marx  vorlesen.  ^,Die  Verwohlfeilerung  der  Arbeits- 
kraft durch  bloßen  Mißbrauch  weiblicher  und  unreifer  Arbeitskräfte, 
bloßen  Raub  aller  normalen  Arbeits-  und  Lebensbedingungen,  und  bloße 
Brutalität  der  Ueber-  und  Nachtarbeit,  stößt  zuletzt  auf  gewisse  nicht 
weiter  überschreitbare  Naturschranken,  und  mit  ihr  auch  die  auf  diesen 
Grundlagen  beruhende  Verwohlfeilerung  der  Waren  und  kapitalistische 
Exploitation  überhaupt.  Sobald  dieser  Punkt  endlich  erreicht  ist,  und 
es  dauert  lange,  schlägt  die  Stunde  für  Einführung  der  Maschinerie 
und  die  nun  rasche  Verwandlung  der  zersplitterten  Hausindustrie 
(oder  auch  Manufaktur)  in  Fabrikbetrieb ^)", 

Der  technische  Fortschritt  wirkt  auf  die  Hausindustrie  vernichtend, 
das  giebt  sogar  eine  solche  Autorität  der  Narodniki  wie  Prugawin 
zu.  Er  befürchtet  z.  B.,  daß  vier  ziemlich  billige  Maschinen,  die  von 
einem  Kustar  Namens  Kostjlkow  in  der  Kammproduktion  erfunden 
worden  sind,  der  Unabhängigkeit  der  Kustari  in  dieser  Branche  ge- 
fährlich werden  können*).  Aber,  sagen  die  Narodniki,  die  Artelsl 
Den  Arteis,  dieser  nationalen  Produktionsweise,  kann  der  technische 
Furischritt  nur  zu  Nutzen  kommen.  Diese  Ärtels  sind  der  Meinung 
der  Narodniki  nach  etwas  Nationales,  etwas  spezifisch  Russisches,  und 
diese  Arteis  werden  die  Beseitigung  des  Kapitalismus  ermöglichen, 
auch  bilden  sie  den  Anfang  der  vergesellschafteten  Produktionsweise, 
mit  anderen  Worten  den  Anfang  jener  besseren  glücklichen  Tage,  von 
den  die  Narodniki  so  viel  träumen  und  sprechen.  —  Sozonotl'  z»  B. 
spricht  folgendermaßen  über  die  Arteis:  „Das  Volk  selbst  hat  den 
weiten  Begritt  des  Arteis  ausgearbeitet,  glinchsam  eine  besondere  Art 
von  Organisation  der  Arbeit,  wie  sie  bei  keinem  anderen  Volke  besieht, 
bemerkenswert  durch  tiefes  Verständnis  der  Natur  des  Menschen,  durch 
Gerechtigkeit,  Verständigkeit,   Humanität   —   und    darum    wird  das 


1)  M&rx,  „Dfta  KapiUP,  4.  Aufl.,  Bd.  1«  S.  435—436. 
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And  QiiD  immer  lieb  sein,  wird  es  oie  von  ihn  Ummi,  äc 
Quo  knsaigeii^)^. 

Auf  die  Geadticlite  der  Arteb  Umai  wir  hier  nidit 
DiB  die  Artete  etwas  Natknal-iiiBdMiis  sdea,  kann  mm  bei 
gi^genwirligeii  Stud  der  WisiCBsdwft  iiidkl  ernst  BdniieB«  Nidil  eii< 
mA  der  Name  «,Artei''  ist  nisstscber  Abttammong^  die  Philokugeo  leilci 
ihn  vom  tartariscfaezi  ^Orta^  (GaneiDSchaft)  ab.  Xach  Staehr  ist 
dai  Arte!  eine  dem  Muster  der  Drfamilie,  oder  FamilieiigciKMsae&sAaft 
geoao  nachgebildete^  darch  Vertrag  begrtadete  Geooeaeasefaalt  mehrerer, 
YeTBchiedeoeo  FamilieogeDossenscbaften  aogeMreoden,  xettweslig  im 
dieeen  getrennten  Individuen,  welche  genau  m  lange  dauert,  wie  die 
Treonnng  der  letzteren  von  ihren  Familiengemeinschafteo*). 

Selbstredend  ist  hier  von  den  Arteis  im  alten  RoSland  die  Bade. 
Die  alten  Arteis  haben  so  wenig  Aehnlichkeit  mit  den  modemeo,  wie 
die  alten  Gilden  mit  den  modernen  GenosseDScbaften.  Die  iDodeniefi 
Arteis  sind  nichts  mehr  als  Genossenschaften,  deshalb  sind  die  Arteli« 
auf  denen  die  „russischen'^  Hoffnucgen  der  Narodniki  berubeiif  fid- 
mehr  in  Westeuropa  entwickelt  als  in  Rußtand. 

So  waren  im  Juni  1895  in  Deutschland  6417  Spargenoaaeiiackalltt, 
1412  Konsum u'enossen Schäften,  124  Baugenossenschaften,  1120  Rohstoff- 
geuoBsenscbaften,  1582  Produktivgenossenschaften  (von  diesen  124  io 
Gewerbe  und  1458  in  Landwirtschaft)  etc.  Im  großen  ond  ganzen  warm 
in  Deutschland  im  Juni  1895,  11141  Genossenschaften,  ateo  ArtiK 
und  wie  stt'ht  es  mit  den  Artele  in  Rußland? 

Entwickelt  sind  in  Rußland  die  Arteis  in  dem  Wamdergewerte, 
und  überall  sonst,  wo  die  Artelsmitglieder  als  Lohnarbeiter  auftreten,  ff» 
diesen  aber  lieben  die  Karodniki  nicht  zu  sprechen,  denn  sie  k5nt)e& 
diese  nicht  als  selbständi^'e  Produzenten  betrachten,  und  wisaen  sehr 
wohl,  daß  den  Nutzen  von  der  artelartigen  Organisation  nar  der  Unter- 
nehmer zieht,  der  ein  Artel  weniger  zu  beaufsichtigen  braucht,  nsl 
deshalb  geringe  Unkosten  hat.  Freilich  sprechen  manche  Xarodaiti 
von  dem  gcnossenschaftlicheu  Geiste  unter  den  Arbeitern,  aber  die 
europftischen  und  amerikanischen  gewerkschaftlich- organisierten  Ar- 
beiter brauchen  nicht  die  russischen  Lohnarbeiter  um  ihren  ^Geisl^ 
zu  beneiden! 

Als  Anfang  der  groQartigen  Zukunft  werden  die  Arteis  in  der 
Hausindustrie  dargestellt.  Ueber  diese  Frage  hat  der  Führer  der 
Narodniki  ein  Buch  veröflent licht,  wo  er  alles,  was  über  solche  Artdl 
bekannt  ist,  gesamnieU  und  gruppiert  hat.  Woronrofl  fand  4  Arten  im 
Artds:  1)  Familienartels,  2)  Arteis  zum  Zwecke  des  Einkaufes  von  Roh- 
materialien und  zum  Absatz  der  Erzeugnisse.  3)  Arteis  zu  Zwecken 
der  Nutzung  der  Werkst&tte  und  der  Werkzeuge.  4)  Produktive  Ar- 
tols  in  verschiedenen  GewerbezweigenJ 

Nun,  was  wird  bei  Woronzofl  als   ein   Familienartel   bezeiebnel? 


ij 


ArttU«* 
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t)  Stetlit,  1.  Cp  a.  54* 


^  Heber  Ursprung,  W«Ma  «ftd  BtdeotiUkg 
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Wir  erfahren^  daß  ein  Familienartel  darin  besteht,  daß  das  Faniilien- 
haupt  (d.  h.  der  Vater)  mit  Frau  und  Kindern  an  der  Produktion 
teilnimmt").  So  sagt  Woronzofl":  „Da  Vs  bis  Vi  ^^^  gesamten 
bäuerlichen  Familien  zwei  und  mehr  erwachsene  Männer  hat,  und  da 
den  Familien  mit  einem  erwachsenen  Arbeiter  noch  Frauen  und  Kinder 
angehören,  so  hat  die  große  Mehrheit  der  Bauern^  die  sich  mit  Haus- 
industrie beschäftigen,  die  pelegenheit  nicht  einzeln,  sondern  in  Arteis  (1) 
zu  arbeiten^)*'. 

Zu  solchen  Familien  arteis  wird  von  Woronzoff  gerechnet  der  Fall, 
1*0  Brüder,  eiti  jeder  für  sich,  individuell  wirtschaften,  doch  in  einer 
ungeteilten  Werkstatt  arbeiten,  Woronzoff  erzählt  uns  ferner,  daß  der 
Niedergang  der  häuslichen  Textilindustrie  dazu  beigetragen  hat, 
daß  Verwandte,  um  Geld  auf  Beleuchtung,  Heizung  etc.  zu  ersparen, 
in  einer  geraeinsamen  Werkstatt  arbeiten. 

Wir  sehen  also,  daß  der  „Artelgeist**  hier  eine  Folge  der  elenden 
läge  der  Weber  ist. 

Ferner  verzeichnet  Woronzoif  kleine  Artels  im  Gouvernement  Kursk 
beim  Biegen  der  Schlittenkufen,  weil,  wie  er  uns  selber  mitteilt,  die 
Kufen  mit  den  Händen  gebogen  werden,  und  dieser  Prozeß  die  gemein- 
same Arbeit  von  5—6  Menschen  erfordert*).  Sehr  richtig  betont 
W olgin,  daß  Arteis  hier  stattfinden  wegen  der  primitiven  Art  des 
Gewerbes,  und  je  mehr  das  Gewerbe  technisch  fortgeschritten  ist,  desto 
Beltener  sind  die  Arteis*)-  Dieses  konstatiert  auch  Professor  Issajew, 
der  speciell  die  Hausindustrie  im  Gouveruement  Moskau  untersucht 
hat.  Er  fand  keine  Spur  von  korporativem  Geist,  weder  in  der  Metall- 
noch  in  der  Möbeliiidustrie,  Nur  die  Töpfer  benutzten  gemeiuschaltlich 
einen  Ofen,  und  dies  geschieht  auch  aus  technischen  Gründen*  Sie 
ersparen  dabei  viel  Brennmaterial,  wenn  einer  sofort  nach  dem  andern 
den  Ofen  benutzt,  wobei  der  Ofen  noch  heiß  ist**). 

Was  den  gemeinscbaftUcben  Ankauf  von  Rohmaterial  und  Verkauf 
der  Erzeugnisse  anbetrifft,  so  können  wir  aus  den  Worten  Woronzoff's 
uns  selbst  ein  Bild  machen  von  der  Entwickelung  dieser  Arteis:  ,,Da 
regulär  organisierte  Ivreditinstitutionen  für  das  Kleingewerbe  fehlen, 
da  die  Hausindustriellen  sich  in  Abhängigkeit  von  den  Händlern  be- 
finden, da  die  Händler  zur  selben  Zeit  Lieferanten  des  Rohmaterials 
sind,  da  die  Hausindustriellen  weder  schreiben  noch  lesen  kdnnen,  und 
Yoll  von  gegenseitigem  Mißtrauen  sind,  ist  die  Organisation  von  Artels 
zum  Eugrosankauf  von  teuerem  Rohmaterial  auf  mehr  oder  weniger 
entfernten  Märkten  eine  seh  r  seh  wer  durchführbare  Sache.  ., 
Uebrigens  begegnet  man  manchmal  in  der  Litteratur  Nachrichten  von 
der  Existenz  solcher  Artels  zum  Ankauf  des  Rohmaterials^)^',    Dieses 


1)  A,  Wolgioy  Die  Befp^fioduag    der  NArodnitscbestwo  io   den  Werken  Wor^ntoiTtf 

«)  W.  WorotiBoff,  ,3ftt  Artol  in  der  HAosindnitrl«'«,     8t.  Petersburg  1B9S,  8.  4, 
B)  W.  WoroDioff,  l.  c,  8.  9—10. 

4)  Wolgin  cie.,  8.   186. 

5)  IiM^eWf  Das  Kleingewerbe  etc^  8.  85. 
8)  W«  Worooioir»  1.  c,  8.  18—1?. 
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Zn  lis  von  Seiten  WoroozoflTs  bedarf  keines  weiteren  KoTnmeotars. 

Wir  daß  die  zweite  Gruppe  von  Arteis,   wie  er  sie  bezdcliDes, 

„Ariels  zum  Ankauf  des  Rohmaterials  und  zum  gemeinsamen  AbsaH 
der  Erzeugnisse'*  vorläufig  nur  auf  dem  Papiere  in  der  KJmssifikatioo 
WoronzofTs  existieren. 

Sehen  wir  jetzt  die  dritte  Gruppe  von  Arteis  an !  Za  dieser  Gntppr 
rechnet  WoroDZofl  die  genossenschaftliche  Benutzung  der  WerkstalL  — 
In  erster  Linie  gehört  hierher  die  sehr  verbreitete  geDOSsenschafticbe 
Nützung  der  Hochöfen  in  der  Töpferindustrie.  Dies  geschieht  «s 
technischen  Gründen,  von  welchen  schon  früher  die  Rede  war,  aus 
denselben  Gründen  kommen  manchmal  Genossenschaften  dieser  An  in 
der  Ziegelindustrie  vor.  Ueber  die  Arteis  in  der  EiseDScbmietl^ 
Industrie  berichtet  uns  WoronzoSf;  ,,Anfangs  als  diese  Industrie  nod 
nicht  verbreitet  war,  baute  ein  selbständiger  Meister  eine  ächmieck 
und  hielt  12—18  I^ohnarbeiter,  als  aber  dieses  Gewerbe  in  der  Gegefii 
sich  verbreitet  hatte,  wurde  es  Sitte  bei  dem  Schmiedenbesiticr,  MT 
einen  Platz  in  der  Schmiede  zu  pachten,  das  Gewerbe  auf  GgBom 
Risiko  zu  treiben.  Gegenwärtig  kommt  es  vor,  daß  Schmieden  foi 
Arteis  von  14 — 18  Mann  gebaut  werden*  Die  Schmiede,  der  Hcri 
die  Kohlen  sind  gemeinsam,  alle  Werkzeuge  sind  aber  individudki 
Eigentum*\  Solche  genossenschaftliche  Schmieden  werden  in  der  VoQa* 
Sprache  mit  dem  Namen  „Streitschmiede"  bezeichnet,  di-nn  dort  berrsdtt 
ein  ewiger  Streit,  Ferner  fiodet  WoronzoflF  Arteis  von  einigen  Per 
sonen  in  den  Bergwerkarbeiten.  Im  Gouvernement  Nowgorod  findet 
Woronzoff  ein  Ariel,  das  Stricke  und  Seile  produziert,  nan  bat  iter 
dieses  Artel,  das  nur  aus  zwei  Familien   besteht,  6a  Lohnarbeiter^JL 

Es  ist  unmöglich  an  dieser  Stelle  auf  die  Lage  der  Arteis  aihcr 
einzugehen,  es  ist  aber  schon  aus  dem  Angeführten  ersicbilidl,  dil 
die  russischen  Arteis  die  Hoffnungen  der  Narodniki  nicht  edUs 
ki^nnen. 

Die  Naiodniki  denken  aber,  daß  die  Gemeinde  and  die  Arttb 
entwickelt  werden  können,  und  zwar  durch  die  Bestrebitoi^  der 
intelligenten  Jugend  und  der  Regierung.  In  seinem  lelzten  Watt 
unter  dem  Kamen  ,|Unsere  Richtungen''  erklart  uns  WctcoimA»  dd 
die  Intelligenz  tweckm&fiig  und  bewußt  auf  das  soziaUs  Lcbei  tb* 
wirken  kOnna 

Wenn  die  Intelligenz  sich  den  Intereseen  der  abelefbendan  Kknt 
widmet,  ist  ihr  Einfluß  ein  konserratiTer,  sind  es  die  Intereffiea  itt 
erwachenden  Klasse,  die  die  Intelligenz  verteidigt,  dann  tat  ihr 
äuß  progTQsdT  und  er  bewirkt  das  schnelle  Entstebeo  der 
OtBoUsduUbordnuiKg^).  —  Niia  behaupte  Wonmofi,  dafi  düe 
titdligiBtai  BevAtkennigasdiiehten  im  IMensie  4m  Teft»  $uktm^  ni 
dat  dishalb  der  Tag  nahe  sei,  wo  die  aagjaKifhfhca  BoOiugai 
Naradnad  als  konlmto  Beatttil  daalaheii 

Aber  die  Utopisten  aUer  Uader  nad 
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sprachen  die  deutschen  ,,wahren"  Sozialisten  der  40  er  Jahre.  So 
schreibt  im  Jahre  1845  Moses  Heß:  „Wenn  in  Frankreich  die  Masse 
des  Volkes  für  die  Zukunft  des  Sozialismus  einsteht,  so  ist  es  in 
Deutschland  eine  durch  ihre  geistigen  und  materiellen  Mittel  eiofluß- 
reiche  Minorität  von  Gebildeten,  welche  ihm  seine  Zukunft  sichert''^). 

Also  die  gebildete  Minorität  1  Auf  diese  legen  die  russischen,  wie 
einst  die  deutschen  Utopisten  die  Sorge  für  die  „Organisation  der  Ar- 
beit'^  In  Rußland  bedeutet  dieses  Wort  die  Organisierung  von  Arteis. 
Nun  sehen  wir  die  Thaten  der  Intelligenz  z.  B.  im  Gouvernement 
Twer  an ;  ich  wähle  das  Gouvernement  Twer,  weil  von  den  Twer'schen 
Versuchen  die  Narodniki  eine  ganz  außerordentlich  hohe  Meinung  haben. 

Im  Jahre  1870  fing  der  Gemeinderat  der  Stadt  Twer  an.  Arteis 
zu  organisieren.  Sie  wollten  anfangs  die  häusliche  Nagelschmiede- 
industrie artelmäßig  organisieren.  Schon  im  August  1875,  erzählt  uns 
Woronzoff  selber,  hat  Demido£f,  der  die  Artelangelegenheiten  verwaltete, 
dem  Stadtrat  erklärt,  daß  die  Geldsummen,  die  zur  Unterstützung  der 
Nagelschmied- Arteis  verwendet  wurden,  ganz  unproduktive  Aus- 
gaben seien.  Nun  giebt  uns  Woronzoff  folgende  Erklärung:  „Das 
Mißlingen  der  Arteis  ist  daraus  erwachsen,  daß  man  sie  organisiert 
hat  zur  Zeit  (1872),  als  die  häusliche  Nagelschmiedeindustrie,  die  jetzt 
vollständig  abgelebt  ist,  im  Ableben  begriffen  war.  Mit  der  Einführung 
der  Maschinen  in  die  Nagelschmiedeindustrie,  bei  den  hohen  Preisen 
des  Eisens  und  bei  dem  völligen  Niedergange  der  Nagelpreise,  waren 
die  Kustari,  nachdem  sie  tagelang  auf  Einkäufer  warteten,  gezwungen, 
mit  Verlust  Nägel  zu  verkaufen.  Zu  jener  Zeit  wurde  den  Schmieden 
vorgeschlagen,  sich  in  einem  Artel  zu  organisieren.  Ohne  sogar  zu 
wissen,  was  ein  Artel  ist,  haben  sie  den  Vorschlag  angenommen,  nur 
um  aus  der  miserabelen  Lage  zu  kommen  etc."'). 

Ebenso  mißlangen  alle  anderen  Arteis,  die  durch  die  Initiative  der 
Twer'schen  Landschaft  ins  Leben  gerufen  worden  sind.  So  z.  B. 
bildete  sich  im  Jahre  1871  im  Dorfe  Gorodno  ein  Schuhmacher- Artel, 
es  bekam  von  der  Landschaft  ein  Darlehen  von  300  Rubeln  und  zer- 
fiel natürlich  ohne  die  Schuld  zu  bezahlen.  Im  Jahre  1874  zerfiel  das 
Wasjutkiner  Schmiede- Artel,  im  Jahre  1883  bankrottierten  die  Theer- 
sieder-Artels,  im  Jahre  1877  die  Ostaschkower  Schuhmacher-Artels 
etc.»). 

Die  „Intelligenz''  hat  also  nicht  geholfen  1  Aber  die  Narodniki 
hoffen  nicht  nur  auf  die  „Intelligenz^',  sie  hoffen  auch  auf  die  russische 
Kegierung.  Und  diese  Regierung  ist  absolutistisch,  sie  kann  alles! 
Ja,  die  Narodniki  sind  ernst  der  festen  Ueberzeugung,  daß  der  russi- 
schen Regierung  das  Licht  aufgegangen  ist,  und  daß  sie  auf  dem  guten 
Wege  ist,  das  Programm  der  Narodniki  aufzunehmen,  denn  sie  hat  ja 


1)  M.  Hefs   im   Aufsatie   „Ueber   die    soxialistische  Bewegung  in  DeatochUnd'*,  ia 
der  ZeiUcbrift  „Neue  Anecdota'*,  berausgegebea  von  Karl  QrQo.    Darmstadt  1845,  S.  820. 

2)  Woronzoff,  „Die  Artelbeweguog  in  der  rnssiscbeo  Gesellscbaft'*.     St.  Petersburg 
1895,  8.  62 

8)  Ueber   die  Ungliicksgeicbicbte   der  Arteis  in   BuTsland^vergl.  A«  Wolgin,  c  V  ' 
8«  SM)-288. 
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Wl&dimir  On  Simch  a  wHccb  , 


Gesetze  zum  Schutze  der  bäuerlichen  Gemeinde  in  den  letzten  Jalimi 
erlassen  1    Arme  Narodnikil 

Ich  verzichte  auf  die  russische  Wirtschaftspolitik  einzuj^ehen,  se 
hat    eine  treffende  Kritik    in   dem  letzten    Werke   des    Prof.  Issaj«! 
„Ueber  die  Gegenwart   und  Zukunft    der  russischen  Volkswirtschafr  | 
erfahren;    ihren  Ausdruck  fand  sie  im  folgenden  Passus   der  »JJonojf 
Wremja'^: 

„Es  gicbt  freilich  Leute",  schreibt  die  Nowoje  Wremja  in  No,  5Ä 
(Jahrg.  1890)  ^,ä'ie  da  meinen,  die  Entwickelung  der  Industrie  bnagc 
keinen  Segen,  mit  ihr  gehe  Ausbeutung  der  Arbeit,  Erzeugung  duo 
Proletariats,  Verarmung  der  Massen,  Konzentration  von  kolossale 
Reichtüniern  in  wenigen  Händen,  Triumph  der  BoQrg^)isie  und  der 
Juden,  und  demgemäß  allgemeine  Trivialität  Hand  in  Hand.  AUcui« 
mag  dieses  Bild,  welches  die  industriellen  Gegenden  Rußlands  teilwme 
bereits  aufweisen,  noch  so  sehr  wahr  sein,  die  Periode  des  Indi?idQali$* 
mus  oder  der  kapitalistischen  Produktion  ist  doch  unvermeidlich  ifl 
der  Geschichte  eines  jeden  Volkes^  und  man  kann  die  Früchte  der  so- 
genannten „Civilisation'*,  Verbilligung  der  Transportmittel  und  da 
Industrieerzeugnisse  nicht  genießen,  wenn  man  in  primitiven  pttri* 
arcbaliscben  gesellschaftlichen  Formen  stecken  bleibt.  Man  matt  Am\ 
dem  Jahrhundert  folgen,  so  schlecht  dies  auch  sein  mag**. 

Der  Kaum  eines  Zeitschriftarükels  erlaubt  uns  nicht,  auf  alle 
Fragen,  die  die  Lehre  der  Narodniki  angeregt  hat,  eine  eingdiaidr^ 
Antwort  zu  geben,  dazu  gehörten  Bände.  Aber  wir  glauben,  daS  c* 
un8  gelungen  ist,  dem  Leser  das  Wesentlichste  mitzuteilen.  Wir  sahen. 
worin  die  „Soziologie"  und  die  „subjektive  Methode"  der  Karodiiiki 
besteht  und  fanden,  daß  die  journalistische  Thätigkeit  eines  Michs;- 
lowski,  Juzakoif,  Prugawin  etc.  keinen  Anspruch  machen  kano^  m 
sozial'philosophisches  System  genannt  zu  werden. 

Daß  es  Rußland  möglich  ist,  durch  die  Arteis  und  die  Feld- 
gemeinschaft zu  einem  sozialistischen  Staate  sich  zu  entwidceln,  halten 
wir  für  irrig.  Außerdem  zersetzt  sich  die  Feldgemeinschaft,  und 
die  Arteis,   soweit  sie  vorkommen,   sind  eine  irrelevante  Erscheinung. 

Die  Behauptung^  daß  der  industrielle  Großbetrieb  iu  Rußland  itd 
nicht  entwickelt»  ist  durch  die  Wirklichkeit  widerlegt  Doch  nichts 
ist  in  der  ganzen  Theorie  der  Narodniki  so  schief^  so  falsch,  so  tiolMil* 
voll,  als  die  Meinung,  daß  der  russische  Bauer  besser  stände  ab  dar 
europäische  Proletarier  und  daß  die  Differenzierung  der  rusaiadM 
Bauernmasse  und  die  Entwickelung  des  Kapitalismus  ftlr  Riilliäd 
verderblich  seien. 

Ein  wirklich  gesunder  Bauernstand  fängt  jetst  in  Baßlaiid  ii 
parallel  mit  der  Zersetzung  der  Feldgemeinschaft  sich  auazubikiai.  i 
Die  russische  Bauernmasse,  deren  Gleichartigkeit  dem  Herzen  der 
Narodniki  so  angenehm  ist,  ist  eine  Masse  des  elendesten  l&ndlickei 
Proletariats,  die  durch  die  obliegenden  Lasten  an  die  Scholle  gefefläelti 
durch  die  Feldgemeinschaft  geknechtet,  vergeblich  um  das  tAgUchf 
Brot  betet  I 

Mögen   Ziffern  sprechen,   wo   die  Sprache   keine  Worte  fi&r  die 
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Elend  des  russiscbeD  Bauern  findet.  Vor  uns  liegt  ein  Werk,  das 
kürzlich  erschienen  ist,  es  ist  vom  Finanzministerium  veröfientlicht  und 
von  den  namhaftesten  Statistikern  Rußlands  bearbeitet.  Diesem  Werke 
entnehmen  wir  die  Angaben  über  die  Getreideproduktion  und  den 
Brodkonsum  in  der  Bauernwirtschaft.  Auf  Grund  der  eingehendsten 
Untersuchungen  wurde  festgestellt^),  daß  der  Durchschnittskonsum  der 
Bauern  an  allen  Getreidesorten  und  Kartofifeln  für  das  Jahrzehnt  1881 — 
1890,  nach  dem  Nahrungswert  auf  Roggen  reduziert,  sich  in  19  Pud 
pro  Kopf  ausdrückt;  das  Viehfutier  mitgerechnet,  beträgt  der  Durch- 
schnittskonsum 26,5  Pud  pro  Kopf. 

Nun  ergiebt  sich  nach  der  Untersuchung  von  L.  N.  Maress,  daß 
in  europäischen  Rußland  (die  Ostseeprovinzen  und  das  Territorium  der 
Don-Kosaken  ausgeschlossen)  die  Getreideproduktion  der  Bauernschaft 
folgendes  Bild  darstellt: 


Weniger  mls  19  Pud  Ge- 
treide haben  Bmaern  beider- 
lei Oeschlechts 

Zwischen  19—26,0  Pud 

heben  Bauern  beiderlei 

Oenchlechts 

Mehr  als  26,5  Pud*) 

haben  Bauern  beiderlei 

OeschlechU 

45358078 
(70,7  Proz.) 

13  083  401 
(20,4  Prox.) 

5  715  513 
(8,9  Pros.) 

Erläuterungen  dazu  sind  überflüssig  1  und  angesichts  dieser  Ziffern  >) 
die  ihren  Korrelat  in  den  russischen  Sterblichkeitstafeln  finden,  sprechen 
die  Narodniki  von  dem  Unheil  der  Differenzierung  der  Bauemmasse 
in  einen  irgendwie  lebens-  und  wirtschaftsfähigen  Bauernstand  und  in 


1)  Vom  DornSnen-Mioisteriam.  Vergl.  die  Schrift,  die  inr  Chicagoer  Ausstellung 
1898  in  der  russischen  und  englischen  Sprache  erschienen  ist,  „Die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft Ruislands'',  Kapitel  VI,  S.  138  und  Diogramm  No.  4. 

2)  „Der  Einflufs  der  Ernten  und  Oetreidepreise  auf  die  russische  Volkswirtschaft''. 
Unter  der  Redaktion  Prof.  A.  J.  Tschuproff  und  A.  S.  Po»nikoff,  St.  Petersburg  1897. 
Tergl.  Bd.  1,  S.  II,  VII,  VllI,  26—26  und  Tabelle  IX,  S.  93—96.  Untersuchung  von 
L.  N.  Maress,  über  ,,Prodaktion  und  Konsum  von  Oetreide  in  der  Bauernschaft'*. 

3)  Die  Ziffern  beziehen  sich  nur  auf  das  Anteilsland  und  nicht  auf  das  gepachtete. 
Herr  Woronzoff  sieht  aber  in  diesen  Zuständen  die  Vernichtung  des  Kapitalismus  in  Ruft- 
land  und  eine  Heldenthat  des  Volkes.  Das  Volk,  sagt  er,  „hat  sich  das  Ziel  ge- 
stellt die  Bestrebungen  der  priviligierten  Stände  zu  vernichten,  die  den  Grofsbetrieb  ein- 
snfDhren  suchten,  es  entschlofs  sich  die  Landwirtschaft  aus  den  Händen  der  Guts- 
besitser  beraoszareifsen".  Und  nun,  vielleicht  wollen  wir  erfahren,  auf  welche  Weise 
dies  geschah?  Woronzoff*  erklärt  uns  ganz  einfach  —  „durch  das  unermefslich 
hohe  Pachtgeld"  beschlofs  das  Volk  dem  Gutsbesitzer  die  Lust  zu  benehmen  selbst 
sich  mit  der  Landwirtschaft  zu  beschäftigen.  —  Ferner  erzählt  uns  Woronzoff  vom 
ruaeiscben  Bauer,  dals  er  trotz  der  unermefslicben  Lasten,  die  er  seines  Landanteils 
wegen  zu  tragen  bat,  und  welche  ihn  eigentlich  dazu  bewegen  sollten  seinen  Anteil  zu 
▼erlassen,  nicht  nur  dem  Boden  treu  geblieben  ist,  sondern  sich  noch  entschlofs  Qber- 
fliUsige  Lasten  auf  sich  zu  fibernehmen  um  nur  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  zu 
bewahren.  „Statt  ländlicher  Arbeiter  zu  werden*',  sagt  Woronzoff,  ,,und  eine  sichere 
Stellung  zu  haben,  wählt  er  denselben  Arbeiterlohn  nur  in  der  Form  der  Einkünfte  des 
selbständigen  Wirtes,    d.  h.  er    wählte  Bedingungen  bei  denen  er  riskiert  auch  nichts  zu 

bekommen** „Daffir  aber   hat  es  (das  Volk)  die  moralische  Genugthuung   und  es 

wird  einen  grofsen  Dienst  der  Zukunft  des  Vaterlandes  erweisen,  indem  es  auf  seinem 
Boden  die  kapitalistische  Landwiruchaft  beseitigt**.  (Woronzoff,  Die  Schicksale  des 
KapiUlismns  in  Rußland.     St.  Petersburg  188S,  SS.  168—164,  888—289.) 


iefn  PioletariatI  —  Und  was  siod  denn  die^e  91,1  Proz,  iler  rusj^fech«»' 
Banemscbaft,  worauf  sind  sie  angewiesen,  weno  niclit  auf  LohDarbdl} 
Oder  sind  es  Tielleicht  selbständige  Bauem?  ^ 

Der  Bunker  »Kst  In  deiiieß  bohtett  Hacken^ 

Hol  und  Bcdränj^is  d&rM  ifii  dAiacm  Blkk^ 

Auf  debem  Büekcn  bioi^  lerlniDpte»  Et«nd, 

Die  Wdt  ittl  mcht  dein  Preu&d^  noch  ihr  G«iaets^  •  »  « 

Diese  Worte  Sbake&peare^s  gelten  von  diesen  ,,b  e  I  b  s  1 1 q  d  i  ge^^ 
Baneni. 

Aber  die  Narodniki  waren  nicht  nur  Idtologen  der  NaturalwirU 
Schaft  and  der  ursprünglichen  Oleicbheit,  sie  waren  nicht  nur  Loth 
SäDger  der  sittlichen  Kräfte  des  russischen  Volkes.  ,  .  ,  Das  leutere 
waren  Ja  die  Slarophilen  lange  vor  ihnen  .  ,  ,  Die  NarodDikt  waren  dif 
nnermOdlichen  Kämpfer  für  die  politische  Freiheit  —  das  sind  m* 
nicht  mehr.  Und  das  kennen  sie  auch  nicht  sein,  denD  es  wurde  ill- 
mählich  einem  jeden  klar,  daß  nicht  die  Naturalwirtschaft,  soodefD 
der  KapitalisiDus  die  politische  Freiheit  ertnöglicheu  kann  und  mit 
der  Bauer,  sondern  der  Arbeiter  wird  sie  erringen  k^Dnen.  Indem 
aber  die  Narodniki  für  die  FeldgemeiDScbaft  kämpfen,  kämpfen  sie  ßi 
die  Erhaltung  jei^es  Regimes,  jener  Zustände,  unter  welchen  da 
menschenwürdiges  Dasein  überhaupt  unmöglich  ist* 
J|  •  Die  Brfreiung  und  Entfaltung  des  lodividuuins  ist  jetzt  die  bf- 
rechtigte  Bestrebung  Rußlands,  und  das  ist  auch  die  Tendenz  sd&e 
wirtscbi^tlichen  Entwickeiung. 


Peiorieh  Dietsel,  Stnd.  jvr.  et  cam^  Q^Cj 


IX. 

Stud.  jur.  et  cam. 

Von 

Heinrloh  Dietsel. 

Dnrch  eine  Visitenkarte,  mittels  deren  ein  Kommilitone  sich  als 
„stud.  jnr.  et  cam/'  vorstellte,  wurde  neulich  meine  Phantasie  wundersam 
angeregt. 

Zunächst  trat  mir  ein  Zukunftsbild  vor  Augen.  Der  glückliche 
Besitzer  des  Doppeltitels  macht  das  Referendarexamen.  Er  hat  sich 
gut  vorbereitet  und  im  Privat-  wie  im  Prozeßrecht  durchaus  befriedigende 
Kenntnisse  bewiesen.  Da  wird  ihm  eine  Frage  —  eine  ganz,  ganz 
leichte  Frage  aus  den  „Grundlagen  der  Staatswissenschaft''  gestellt, 
die  ihm  nach  dem  Buchstaben  der  Prüfungsordnung  geläufig  sein 
sollen;  doch  verwundert  schaut  er  den  gestrengen  Herrn  an  —  und 
schweigt.  Schlecht  verhehlte  Entrüstung  malt  sich  auf  seinem  jugend- 
frischen Antlitz.  Zwar  hat  er  das  „stud.  jur.  et  cam."  auf  seine 
Visitenkarte  drucken  lassen  —  aber  nur  weil  es  voller  klingt  als  das 
einfache  „stud.  jur.''  Zwar  hat  er  Vorlesungen  über  Nationalökonomie 
und  Finanz  belegt  —  aber  nur,  weil  er  sich  die  Möglichkeit,  später 
zur  Verwaltung  überzutreten,  offenhalten  wollte. 

Daß  er  in  den  Cameralien  nicht  geprüft  werden  würde  und  somit 
auch  keine  Ursache  habe,  das  Wort  „stud.  cam."  durch  irgendwelches 
Studium  in  That  umsusetzen,  ist  ihm  eine  freudige  Gewißheit  gewesen. 
Allerseits  hat  man  ihm  versichert:  es  sei  hundert  gegen  eins  zu 
wetten,  daß  diesen  Disziplinen,  die  der  Katalog  da  ganz  hinten,  weit 
getrennt  vom  Jus,  unter  der  Rubrik  „Philosophie"  aufführt,  keine 
Minute  geopfert  werden  würde. 

Und  nun  geschieht  es  doch  I  Aber  bloß  Entrüstung,  nicht  Furcht 
bewegt  sein  Gemüt.  Denn  er  weiß  ganz  genau,  daß  selbst  die  gröb- 
lichste Ignoranz  ihm  die  Note  nicht  verderben  kann.  Kaum  weniger 
entrüstet  als  der  Examinand  schauen  die  übrigen  Examinatoren  auf 
den  Kollegen,  der  mit  seiner  zwecklosen  Neugierde  die  Zeit  vergeudet. 

Darauf  ein  Bild  aus  längst  vergangener  Zeit:  aus  dem  Jahre  1727. 
Friedrich  Wilhelm  I.  erteilt  dem  Geheimrat  Gasser  aus  Halle,  den  er 
an  die  neubegründete  Professur  für  „Oekonomie-,  Polizei-  und  Kammer^ 


ScUkSidi  CBi  Bad  Mi  df 
Dar  Bn  oceoMami  Mit  wk  Bcridit  entittai  dwr  d» 
gyiten  der  VorbOding  des  prcalitchcB  Beaatai 
iMRebrt  er  xo  wimcb,  wie  es  ait  doB  Stadicoi  jeMr  ^«kktini  Materitf* 
stelle«  fOr  die  er  die  erste  Ldffcsaxd  geHAsficD  oad  hlirtisfibsf  A 
^DtrittsTorlesmg^  gdudten  hstta 

Nseb  dDigen  ZBgeni  Terlsiitet  die  Antwort:  die  Saat»  die  sn 
ibiD  Raüt  wordes,  sei  mter  die  Doraea  BeUlea.  Daf  der  UafiiiB 
Beamte  diese  Jdhiiglidie  Knaste,  weaigstcas  dem  wOmadlagea**,  ml 
der  ÜDiTersitit  erierne,  werde  aaf  dem  Pfepiae  aüerdiaga 
in  Wirl(Hebl(eit  brsodie  der  Stadent  aar  einige  Aviograpbea 
Professorra  der  Staatswissensdiaften  einrasammda  —  daa 
leicht  sn  Ifiseade  Aufgßbe,  da  ibm  die  ^Teatattf'  nichta  knataa  ab 
dnige  Ooldstfldw  ond  anlerdem  swd  Verbengaagen,  je  dae  a«  B^gtas 
and  eine  so  ScbloB  des  Semesters,  oder,  falls  ihm  die  Heratellavg  dm 

SersSnIieben  Kontsktes  za  tiel  der  Mttbe  dünkt  and  aneh  aar  cintgt 
tonden  Kolleg  so  viel  ZeitTerlnst,  swei  so  besagtea  Zeitpsaklea  ss 
▼ersnlsssende  Ginge  eines  Dieostmsnnes,  besüglich  Cooteardieaew  is 
die  Wobaang  des  Dosenten. 

Diene  Antwort  macht  aof  Seine  Majestät  ftbnficbea  EiadmA  wii 
Jene  Frage  auf  das  Opfer  des  flbereifrigen  Examinatora.  Nur  fe^ 
wundert  und  entrüstet  sich  der  König  darOber,  daS  nicht  geprtit 
wird  in  rien  Kameralien;  und  schweigt  nicht,  sondern  rfigt  sddie 
Mißachtung  seines  Wollens  und  Wirkens  durch  eine  kernige  Stntf- 
predigt. 

Das  Spiel  meiner  Phantasie  schloß  ab  mit  der  Vorstellung;  dil 
diese  Strafpredigt,  falls  sie  zu  Ohren  der  Herren  „stud.  jur.  et  csbl** 
klime,  in  Ehrfurcht,  aber  mit  Gelassenheit  vernommen  werden  würde. 
Seit  mehr  denn  zwei  Jahrzehnten  ist  ja  die  Thatsache,  daß  das  Stodiom 
der  Staats wissenschaf ton  nur  auf  den  Visitenkarten  betrieben  wird,  Ziel- 
Scheibe  häufigen,  scharfen  Tadels  gewesen. 

Aber  der  „stud.  jur.  et  cam.**  hat  bisher  alle  diese  Anfechtnnges 
siegreich  bestanden.  Nach  wie  vor  widerlegt  das  Dasein  eines  Beamten- 
tums das  ein  nur  rechtswissenschaftliches,  ganz  überwiegend  den 
Trivatrecht  gewidmetes  Studium  hinter  sich  hat,  den  Sats  des  altes 
Welsen,  daß  gleich  anderen  Künsten  die  jtoXiuxrj  texr/j  systematisdi 
erlernt  sein  müsse. 

Die  Forderung,  daß  mindestens  die  Politische  Oekonomie  Objekt 
des  IhilvorsitAtsstudiums  sowohl  für  die  Justiz-  wie  die  Verwaltnnga- 
aspirantou  werde,  soll  im  Folgenden  Vertretung  finden. 

1)  W.  Uoachtr,  Qtschicht«  dtr  Nationalökooomik  itt  DMtMblaBd,  1S74,  8.  tia 
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Zavor  ist  die  Entwickelung  der  das  Vorbildun^wesen  betreffenden 
Kermen  seit  1869  zu  schildeni. 

I. 

Nachdem  schon  vom  Juli  1868  ab  die  Ke^erunfarspräsidenten,  zu- 
folge einer  ministeriellen  VerfQ^ng,  keine  ReffierunfTsreferendare  mehr 
angenommen  hatten  und  damit  der  Eintritt  in  die  administrative 
Laufbahn,  wie  sie  durch  das  Regulativ  vvom  24.  Februar  1846  anee- 
ordnet  frewesen,  völlipr  geschlossen  war'),  brachte  die  Vorlage  von 
1869  über  die  Vorbildung  zum  höheren  Justiz  dienst  die  Bestimmung, 
daß  jeder  Referendar  während  eines  Jahres  bei  den  Verwaltungs- 
behörden zu  beschäftigen  sei.  Eine  besondere  Vorbildunsr  zum  höheren 
Verwaltungsdienst  wurde  von  den  Verfassern  der  Vorlafire  för  unnötig 
erachtet  Die  zweite  juristische  Prüfung  sollte  die  Pforte  zu  allen 
Justiz-  wie  Verwaltungsämtem  öffnen,  dem  Gerichtsassessor  freistehen, 
zunächst  auf  Probe  zur  Administration  überzutreten.  „Der  Administra- 
tion ganz  freie  Wahl  unter  den  Juristen"  zu  lassen,  war,  wie  Eulen- 
burg  später  im  Abgeordnetenhause  erklärte  (24.  Mai  1876),  die  jene 
Vorlage  beherrschende  Tendenz. 

In  beiden  Häusern  des  Landtacrs  erhob  sich  lebhafter  Widerspruch. 
„Halten  Sie  es  für  möglich  —  rief  v.  Patow  —  daß  die  in  der  Zeit 
von  1807 — 1814  erlassenen  glorreichen  Gesetze  oder  daß  spätere  Maß- 
regeln, wie  sie  in  der  Reform  unseres  Steuerwesens  und  in  der  Grün- 
dung des  Zollverein«)  liegen,  jemals  von  Männern  hätten  ausgehen 
können,  denen  es  an  einer  srründlichen  kameralistischen 
und  staatswissenschaftlichen  Ausbilduncr  mangelte? 
Sollen  wir  die  ganze  preußische  Geschichte  seit  100  Jahren  verleugnen 
und  eine  der  besten  Errungenschaften  und  Traditionen  von  uns  ab- 
thun?* 

Jene  Einerangs  erwähnte  Vorschrift  des  „Verwaltuncrsiahres"  wurde 
gestrichen  und  so  verhindert,  daß  „die  Regierung,  anlehnend  an  das 
Gesetz  (vom  6.  Mai  18^9.  das  aus  jener  Vorlage  hervorsinsr)  einseitige 
Verfügung  über  die  Vorbildung  zum  höheren  Verwaltungsdienste  treffe" 
(Nasse.  S.  172). 

Während  der  nächsten  Jahre  richtete  das  Abgeordnetenhaus  mehr- 
fach an  die  Regierung  die  Aufforderung,  als  Korrelat  jenes  Gesetzes 
vom  6.  Mai  1869  eine  Vorlage  über  die  Vorbildung  zum  höheren 
Verwaltungsdienst  einzubringen,  die  aber  erst  1875  erfolgte. 

In  den  Motiven  wurde  —  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  der  Ver- 
fasser der  Vorlage  von  1869  —  die  Notwendigkeit  einer  besonderen 
administrativen  Vorbildung  betont  und  das  Studium  der  National- 
ökonomie und  Finanz  als  deren  „Lebenselement^'  bezeichnet.     Beim 


1)  Nasse.  Schriften  d.  V.  f.  Sozialpolitik,  Bd.  XXXIV,  S.  159—183.  Für  die  Zeit 
TOD  1869 — 1887  benatse  ich  im  folgenden  die  Skisie,  die  Nasse  in  diesem  vortrefflichen 
Aafsats  Aber  ,,die  Universitätstudien  der  preufüischen  Verwaltunffsbeamten''  giebt.  Ueber 
dU  Zeit  von  Anfang  des  Jahrhunderts  bis  1869  vgl.  Cassiua  „die  Vorbildaog  fUr 
dm  h^ereo  Verwaltungsdienst«  in  den  Preaft.  Jahrb.  1896,  S.  801. 
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Uobprtritt  zur  Vprwaltiii]^  —  bezftjiylidi  des5?en  der  ReftTPndar  uA 
zwefiähnjrem  Oerichtsdienst  sirh  zn  entscheideo  hätte  —  ^Ilte  io  te 
Staatswissenschaften  ein  .^TentaTnen"  ab(?elegt  werd(*n. 

Bie  Kfimmission  lehnte  das  Tentamen  ab  und  beanfra^rte,  ftatt 
dessen  für  die  Verwaltiin^saspiranten  eine  „Ergänzunj^spräftiDK",  oeto 
dem  Refprendarexamen,  einznfiihren. 

Da  der  Entwurf  Yon  1875  nicht  zur  Beratuuff  iu  PleDum  sflaiiite« 
so  wurde  er  im  Jahre  darauf  nochmals  einsrebracht.  Die  groBe  Mdir* 
heit  der  Kommission  von  1876  sprach  sich  aber  sowohl  c^geo  7m- 
tamen  wie  pe^en  EreränzurnzspHlfiinj^r  ans:  es  genOffe,  wenn  dot  tBe 
BpRttmmunpr  des  Gespfzes  vom  6.  Mai  1869,  daß  das  B'^ferendareiajiici 
sich  auch  auf  die  ,.Griin(i lasen  der  Staatswissenschaften**  eisbedwi 
müsse,  ..wirklich  au8<?eführt"  werde  —  während  man  »ie  Ididur 
erar  nicht  oder  nur  lax  befoljrt  habe,  auch  schwerlich  habe  beMircft 
können,  da  Professoren  der  Staatswissenschaften  zur  Pröfung  nickl 
heran eezocren  seien. 

Erst  nachdem  die  Kommission  auf  ihre  Anfraiare,  ob  das  Minl^rtmom 
durch  ein  entsprechendes  Reo:ulativ  volle  Gewähr  für  die  r  '  ^  \w^ 
fühnm^  jener   Pestimmuncr  zu    schaffen    gedenke,    eine    m  nie 

Antwort  erhalten  hatte,  beschloß  sie  eine  Abänderung  jen**s  Gesj'U« 
vorzuschlagen  nnd  den  etwas  vagen  Ausdruck  „Staa ts wisse nschafte«' 
durch  ,.  Volks-  und  Staats  Wirtschaft  sieh  re"  zu  ersetzen. 

Die  ReeierunsT  war  bereit,  diesem  Beschlnsse  zuzustimmen,  Ate 
die  praktischen  Juristen  des  Abgeordnetenhauses  bekämpften  ihn  fcit 
ausnahmslos  mit  t^roßem  Eifer.  Das  Gesetz  vom  11.  Müir  1W9 
betreffend  die  Befahignntr  für  den  h?^hpren  Verwaltnn^^difist 
ließ  bezüglich  Hes  Referendarexamens  Alles  beim  Alten:  br  ^  Hfs. 

nach   zweijähriseni  Gerichts-  und    zweijahrisrera  VirwaltunL-  ih- 

zulegenden  Regierunf^sassessorexamens  entsprach  es  dem  Entwurf  fwü 
187f>.  indem  bestimmt  wurde,  daß  das  in  Preußen  geltende  Äffentlicb« 
und  Privatrecht,  inbesondere  aber  das  Verfassungs-  und  VerwalttinsrsrecK 
sowie  Volkswirtschafts-  und  Finanzlehre  zu  prüfen  seien.  Wie  rfci 
der  Kandidat  die  kameralistischen  Kenntnisse  aneigne,  ob  bereits  %d 
der  Universität  oder  erst  während  der  Vorbereitungszeit,  blieb 
überlassen.  Ein  Cirkularreskript  des  Ministers  des  Innern  crk 
daß  wenn  auch  nach  §  1  des  Gesetzes  vom  11,  März  1879  das  Studioo 
lener  Fächer  insofern  als  strikte  Vorbedingung  für  den  üebertritt  ror 
Verwaltung  anzusehen  sei,  als  ein  Gerichtsreferendar,  der  sieh  —  Unt 
der  Testate  —  lediglich  auf   das  Studium  der  RrrV       '  *    '   be- 

schränkt habe,  als  Regierungsreferendar  nicht  zugel  'fp 

so  schreibe  doch  jener  §  l  den  Besuch    bestimmter  K« 
Universität   nicht    vor.     Der   Beweis   des  Studiums   dt;r        .... 
Schäften  könne  —  wenigstens  bezüglich  einzelner  der  in  §  2  No*  4  di* 
AusfiShrungsregulativs  vom  29,  Mai  1879  bezeichneten  DigzipliBOl  — 
auch   nachträglich   durch    sonstige,  jedoch    stets   mit   beaoodenr 
Sorgfalt  zu  prüfende  Zeugnisse  erbracht  werden. 

Der  Verwaltungsaspirant  kann  also  selbst  die  geringf!  üobequcü- 
Itchkeit,  alle  Staats  wissenschaftlichen  Disziplinen  sich  an-  nnd^abteMiOTi 
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zn  lassen,  vermeiden.  Es  muß  ihm  nur  glücken,  später  einen  Dozenten 
aufzufinden,  der  sich  der  Mühe  unterzieht,  den  Herrn  zu  examinieren 
und  ihm  ein  Zeuprnis  darüher  zu  peben.  Ein  Glück,  das  allerdinprs 
nicht  jedrm  sofort  zu  teil  wird :  der  Gerichtsreferendar,  der  als  Student 
die  Staatswissenschaften  konsequent  „geschnitten"  hat,  muß,  wenn  er 
sich  nun  in  den  Re^'erun?sreferendar  verwandeln  will,  bisweilen  eine 
Wnpere  Bierreise  über  verschiedene  deutsche  Hochschulen  unternehmen, 
ehe  er  den  liebenswürdigen  Mann  entdeckt. 

Durch  ein  Cirkularreskript  des  Justizministers  vom  30.  Oktober 
1879  wiirde  betont,  daß  in  jeder  juristischen  Prüfung  mindestens 
ein  Teil  der  „Grundlagen  der  Staatswissenschaften"  zu  prüfen  sei. 
Und  das  Regulativ  vom  23.  Mai  1883  interpretierte  den  Begriff  „Staats- 
wissensrhaften"  dahin,  daß  er  Nationalökonomie  und  Finanz, 
sowie  Staats-  und  Verwaltnni?srecht  umfasse. 

Durch  dies  Regulativ  wurde  dem  bis  dahin  mit  einem  gewissen 
Bechte  geltend  gemachten  Bedenken,  daß  man  in  den  „Staatswissen- 
schaften" nicht  wohl  examinieren  könne,  weil  man  nicht  wisse,  was  mit 
diesem  vagen  Ausdruck  gemeint  sei,  der  Boden  entzogen.  Und  jenes 
CSrkularrescript  hfitte  den  ersten  Schritt  zu  dem  Ziel,  unserem  Beamten- 
thum.  statt  der  einseitig  juristischen  eine  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche Vorbildung  zu  geben,  bedeuten  können;  aber  —  es  wurde 
eben,  auch  nach  Erlaß  des  erwähnten  Regulativs,  nicht  „wirklich 
anscrefllhrt",  oder  wenigstens  nur  in??oweit,  als  zwar  Staats-  und 
Verwaltungsrecht,  nicht  aber  Nationalökonomie  und  Finanz  examiniert 
wurden. 

Die  Politische  Oekonomie  war  und  blieb  Examenfach  nur  auf  dem 
Papiere.  Durch  den  Erlaß  des  Kultusministers  vom  12.  Mai  1892  bekam 
sie  wenigstens  Gesellschaft:  es  wurde  den  Studierenden  der  Rechte  ..em- 
pfohlen, neben  den  üblichen  rechts-  und  staatswisspnschaftlichen  Vor- 
lesuneren  auch  einicre  allgemein  wissenschaftliche  Vorlesungen 
zu  hören",  und  bemerkt,  daß  die  Prüfungsbehörden  angewiesen 
seien,  „bei  der  Prüfung  der  deutschen  Rechtsgeachichte  auch  die 
preußische  srebührend  zu  berücksichtigen  und  den  Kandidaten  zugleich 
Gelegenheit  zu  dem  Nachweise  zu  gehen,  daß  ihr  rechtsgeschichtliches 
Wissen  auf  dem  Grunde  einer  eincehenden  Kenntnis  der  allgemeinen 
deutschen  und  preußischen  Geschichte  beruht". 

Jene  Empfehlung  war  allerdings  überflüssig,  da  ja  der  Besuch, 
mindestens  das  Belegen  einiger  allgemein  wissenschaftlicher  Publica, 
des  „guten  Eindrucks"  wegen,  schon  bisher  üblich  war.  Und  diese  An- 
weisung blieb  gleich  erfolglos  wie  die  Vorschrift  bezüerlich  der  Staats- 
wissenschaften. Würde  ein  Examinator  auf  ,,eingehende  Kenntnis  der 
allgemeinen  Geschichte"  prüfen,  so  würde  ihm  dasselbe  entrüstete 
Schweigen  begegnen,  das  Frasren  aus  dem  Bereich  der  „üblichen  staats- 
wissenschaftlichen" Disziplinen  üblicherweise  folgt  Darum  schweigt  er 
lieber  selbst.    Es  blieb  trotz  aller  Erlasse  Alles  beim  Alten. 

Die  gegen  Mitte  der  achtziger  Jahre  beginnende  Bewegung,  die 
auf  Reform  des  Vorbildungswesens  hindrängte,  und  innerhalb  deren 
die  Forderung,  daß  den  Staatswissenschaften  mehr  Gewicht  beizulegen 
sei  ids  bisher,  eine  große  Rolle  spielte,  hatte  zunächst  keinen  Erfolg. 
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Zwar  schwoll  gie  derart  an,  daß  der  damalige  prentfisdia 
minister  erklarte,  es  verdrehe  keine  Woche,  ohne  daß  ihm  etne  bc 
sflchtige  Broschfire  zugescbickt  werde:  und  der  Tod  ^dieser  emigm 
Anfirriffe"  sei  m  schmff,  daß  „eine  Aeußerons?  wie  die:  die  beotiiR 
Examenswirtf^chaft  in  Preußen  ist  ein  wahrer  Skandal^^  noch  sa  dil 
maßvollereo  (?eh5re.    Aber  drr  Hochflut  folgte  bald   wieder  die  Ehbe 

Doch  —  die  Wopren  kehrten  zurück.  Seit  einigrer  Zeit  ist  («s 
^ich  teilweise  erklärt  aus  dem  Zustandekomtnen  de?^  Börgerlicbeii  Gt(m/U* 
huchs:  ,,mit  der  rmcrestaltunR  unseres  Recbtslebens  mofi  ja  iwi- 
wendißr  auch  eine  dtirch^rreifende  Aeuderunp:  des  juristischen  Unttr- 
ricbts"  *)  sich  verbinden)  die  BeweguDf?  von  Deoeni  lebendig  ge- 
worden. 

„Keine  Bioschflre  rührt  von  einem  Praktiker  her*^\  hieß  ^  tut 
einein  JahrKehnt.  Mit  souveräner  Ironie  fertisrte  Friedberg,  fxntet* 
stützt  durch  die  Wortführer  der  Konservativen  und  (ier  Freisiont^«!, 
die  Herren  des  Katheders  ab,  die  immer  etwas  zu  klagen  fänden. 

Dies  Argument  des  ausschließlich  akademischen  Drsprtifiges^.  mii^ 
telft  dessen  damals  fl887)  die  Gegner  die  Bewegung  zu  difikreditierai 
suchten,  wurde  bald  nachher  hinfäIHe,  Männer  wie  R.  Bosse  nad 
F.  Ulrich  f^chlossen  sich  —  allerdings  mit  einigen  K»  '  — 
den  Vertretern  der  „grauen  Theorie*^  an.     Seitdem  ist  noch  ^  -iie 

Anzahl  von  Praktikern  in  das  Lajrer  der  „novarum  reruro  cum*!!*" 
üherireerangen.  Auch  das  Ministerium,  in  der  Aera  Friedbersr  tanb  fTir 
jede  Beschwerde,  hat  neuerdings  den  Standpunkt  gewechselt. 


Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Projekte,  die  zur  Dis^kussion  stehes. 

Von  den  Einen  wird  gefordert:  gleiche  Vorbildung  für  Jostix*  md 
Verwaltungsaspiranten  —  gleiches  Studium,  gleicher  Vorbpreituntsf- 
dienst,  gleiches  Schlußexamen;  die  Ansicht  der  Verfasser  der  Vor- 
lage von  lHf)9  (s,  0.  S.  681)  findet  auch  heute  noch  ihre  Vr-*-*  -»i 
Umgekehrt  wünschen  die  Andern,    e^  solle  eine  „reinliche  ^  •vf' 

schon  früher  eintreten  als  jetzt  ^\  Eine  dritte  Richtung  will  das  j.  r  -i^-n 
System,  nach  dem  der  Referendar  erst  nach  Ende  des  zweiten  Jahu^ 
an  den  Scheideweg  gelangt,  fortbestehen  lassen,  und  nur  deji  Vor- 
bereitungsdienst der  Verwaltungsreferendare  etwas  anders  gestalten*^ 

Wie  oben  schon  bemerkt,  ist  seit  einiger  Zeit  auch  die  Ref^jaru^ 
der  Frape  der  Reform  des  Vorbildungswesens  näher  getreten.  Im 
Herbste  1895  fanden  interministerielle  Konferenzen  darüber  statt,  die. 


1)  Vurfil^anir  des  preriTMiichea  Justim-  und  des  UnterricKtAinin isters  Dbcr  41»  Vi^ 
ordtiartiT  dos  jurlüthchen  Studium»  vom   18    Jnniisr  1897. 

S^  Bc)  der  Verfiis»er  des  mit  MCnssias'*  eesoic>inet«ii  Artikels  ,,dl«  Vorbfldwiir  Ar 
den  hdhefOQ  Verwa.ltnoB»dieiiat*'  in  den  Preufs*  Jftbrb.,  18de,  8.  300  ff.,  und  O«  8.  te 
d«D  OrantboUn,  1896.  &.  S89^S93 

S^  s.  B,  F«  Ulrich,  DI«  AusUldufrit  der  b5hereiT  VerwAltnnfnbeftmtei»  a.  s.  w*,  litt. 

4)  f.  B.  M.  Renseher,  Die  Vorbildunir  der  bdhercn  V(>rw»Huufrsbeiimtjio,  fm  ^w- 
wsltmiitüitrchiv,  1H96,  S.  4S5— 4S<}^  nnrl  die  uuteu  (S  Ct9l)  erwitinteu  V«rtr«tor  4ir  .«^^ 
Wftltuii|(««kiid«riiU**  oad  Ibntichsr  Projekt«, 
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nach   zeitweiliger  Stockung  zufolge  des  Wechsels  im  Ministerium  des 
Innern,  später  wieder  aufgenommen  wurden. 

Daß  die  Regierung  dem  Projekt  voller  Verschmelzung  der  Justiz- 
mit  der  Verwaltungslaufbahn  nicht  zuneigt,  wurde  durch  die  „Berl.  Pol. 
Nachr.''  (Juni  1896)  bekannt  gegeben. 

„Trots  der  Bernfong  aaf  die  Erfahrung  in  Bayern,  wo  die  Vorbildung  .  .  .  gleich 
iat,  hat  (in  jenen  interministeriellen  Konferensen)  die  Ansicht,  dafs  eine  besondere, 
namentlich  Staats-  und  sosial wissenschaftliche  Ausbildung  der  Verwaltungs- 
beamten ▼  orsnsiehen  ist,  die  meisten  Anbftnger  gefunden'*.  .  .  „Die  fiberwiegend 
juristische  Ausbildung  reiche  für  die  materiell  richtige  Erledigung 
üer  volkswirtschaf  tlichen  und  sosi  alen  Au  fgaben  unsererZeit  nicht 
aus." 

Und  als  im  Januar  d.  J.  die  „Post''  die  Nachricht  gebracht  hatte, 
es  sei  angeordnet,  die  Zahl  der  Aspiranten  des  Verwaltungsexamens 
um  zwei  Drittel  zu  ermäßigen,  und  in  der  Presse  diese  Maßregel  als 
„eine  Etappe  zur  völligen  Beseitigung  des  Verwaltungsexamens"  ge- 
deutet worden  war,  erklärte  die  „Berliner  Korrespondenz"  jene  Nach- 
richt für  unzutreffend.  Nochmals  wurde  offiziös  betont:  eine  Information 
an  zuständiger  Stelle  würde  ergeben  haben,  daß 

„vielmehr  gerade  sehr  eingehende  Erörterungen  darüber  schweben,  wie  die  Vor- 
bereitung au  dem  Verwaltungsdienst  anders  und  besser  als  bisher  au  gestalten  ist  Bei 
diesen  Erörterungen  wird  davon  ausgegangen,  dafs  sowohl  das  Verwaltungsreferendariat 
als  die  grofse  Verwaltungsprüfung,  wenn  auch  vielleicht  mit  Modifikationen,  beibehalten 
werde.  Es  könnte  sich  vielmehr  nur  fragen,  ob  neben  der  j  uristischen  Referen- 
dar iatsprü  fung  die  Aspiranten  für  den  höheren  Verwaltungsdienst  noch  einer 
besonderen  Staats-  und  volkswirtschaftlichen  Prüfung  au  untersiehen  sein 
möchten.  Diese  Erörterungen  sind,  soweit  es  sich  um  das  Studium  der  Staats-  und 
Sozialwissenschaften  und  der  Volkswirtschaftslehre  handelt,  natürlich  bis  au  einem  ge- 
wissen Grade  bedingt  durch  die  Gestaltung,  welche  dem  Kechtsstudium  infolge  der  Ein- 
führung des  Bürgerlichen  Gesetsbuches  gegeben  ist.  Jetat  ist  diese  Materie,  soweit  es  sich 
um  die  Vorbereitung  für  die  preufsische  Justiz  handelt,  durch  den  Erlals  des  Justisminisiers 
vom  18.  d.  M.  und  die  entsprechenden  Weisungen  des  Unterrichtsministers  geregelt.  Jene 
£rörterungen  werden  daher  jetzt  wieder  aufgenommen  werden." 

Der  Erlaß  vom  18.  Januar  d.  J.  hat  an  der  Stellung  der  Staats- 
wisseuschaften  im  juristischen  Studium  nichts  geändert.  Daß  unter 
den  zum  Hören  empfohleneu  Fächern  nur  Nationalökonomie  1  und  II 
sich  linden,  dagegen  Finanz  fehlt,  ist  wohl  nur  die  Folge  eines  Ver- 
sehens. £m  gewisses  Wohlwollen  gegenüber  den  bisher  so  „en  bagetelle'' 
behandelten  Disziplinen  klingt  aus  dem  Satze  hervor,  der  die  Verlegung 
der  Vorlesungen  und  mindestens  einer  Uebung  über  das  bürgerliche 
Recht  in  die  erste  Hälfte  der  Studienzeit  aus  der  Absicht  erklärt, 
„in  der  zweiten  Hälfte  der  Beschäftigung  mit  ötientlich-rechtlichen 
und  staatswissenschaftlichen  Fächern  den  erforderlichen  Raum  zu  ge- 
währen*'^). 

Und  ferner  ist  offiziös  mitgeteilt  worden,  daß  im  Ministerium  die 
Frage,  ob  ein  ausreichendes  Studium  der  Staatswissenschaften  durch 
den  bisherigen  Stand  der  betretfenden  Vorlesungen  gesichert  sei,  Er- 
wägung getuuden  habe^). 


1)  Nationalaeitong  Tom  16.  Febr.  1897. 

%)  Ein  Artikel  in  der  „Nation**  (1897,  S.  849)  verweist  darauf,  data  „von  Uebangen 
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i^n  dieser  HiD^icbt  llllt  bei  dem  Vergletcli«  mit  Aur^efpreDfai^clteift  um 
vor  Aliem  eine  minder  sorgsÄiiie  Pflege  [de*  Btants-  and  V  erwiilt  uo^srccbtt  W 
emer  Anxjibl  der  preur*is>cheü  liüthschuleu  aul.*'  .  ,  .  ,, liier  wird  das  AllgvmeiQe  »w  4m 
betondert)  deuiscbts  und  prcuf^bche  St&HU-  und  VerwaUangärecbt  häufig  «uf  elu«  Vori4i*| 
beschrankt  und  la^t  mir  kursorisch  behandelt.  Durch  eine  &ulcbe  VorJesuiig  irird  »b^r  sciUC 
dem  küuttigeii  J  u  s  t  i  z  beamten  nicht  die  nötige  wbseuAchafilicbe  GruDtlUi^e  uil  i^ 
Gebiete  des  Sutti^'  und  VerwAltungiirechte»  gewährt  ^  geschweige  deno  dem  kftsltlfift 
VerfT»!  tungsbeamleu  «  .  .  E«  verdtent  ern^e  Krwägung,  üb  nicht  der  li«»«dk  f^ 
ircnnit^r  mehrsiüLdiger  Kulkgieo  über  die  verschiedenen  Fächer  uns  dem  Ü«b«tte  4i 
Staat»-  und  V  er  w«il  tu  iig  ^recht  ea  in  jibnJkher  Wetie  «U  Voratis^eciaoif  fir  Ai 
Zula»äutjg  «u  den  StAAt^prUftiijgen  hinzustellen  sei»  möchte^  wie  die«  btttrelT*  der  tmt^ 
uaristiücheu  Uebuugen  (nuf  dem  Gebiete  des  Utvilrecbts)  in  dem  beknuuteii  ItrJaA  4b 
JubtiAtninistera  bereits  vorgeaebeo  iaI**. 

Dafür»  daß  auch  die  im  Vergleiche  mit  aDderen  Ländr  ute 

sorgsame  Pflege''  der  Politischeu  OekoDomie  heute  io  ^  ^  .  r^' 
kivisen  erastlicb  „aulfällt^',  hat  die  Rede  des  Kulitisaiiüt&ti»  tarn 
4.  Mai  d,  J,  eioeu  Beleg  gegebeu. 

Durch  den  Abgeordneten  von  Zedlitz  war  die  Frage  der  Uebe- 
führung  der  Profestsureü  der  Staats  Wissenschaften  in  die  jaristiscbe 
Fakultiit  aufgeworfen  worden.    Der  Kultuaminisier  e*wideite: 

f,Die  Priorität  des  Geditiikens  gtaub«  ich  für  uns  in  Anj^prucb  nebiDeu  tu  dJrli»«  | 
denn  wir  tntgen  an»  damit  tidiou  äi^it  gerftumer  Zeit;  aber  ich  hftbe  bt>ber  Bidii 
getragen,  Im  Wege  dei»  Zwanges  eiueu  Eingriff  in  die  korporativen  V«rb&liiiiiM 
Uiiiveraitäteu  durcbzuf Uhren«  leb  verspreche  mir  von  dieser  Verbiudaug  »ebr  vit t,  twüAi 
auch  gar  nichts  dafs  »ie  in  den  Oniverai  tat  »kreiden  j^lhst  iu  sehr  era^te  ErwAgiut^  ^ 
nummeu  und  mau  wabräcbeinlich  hie  und  d».  zu  einem  zujilimmeud eii  Ergebnts  k'>»tt« 
wird/* 

„D^nn  das  Hegt  doch  auf   der  Haudi  dafs  daa   bisherige«   ▼eilige  Ali* 
ei  iianderfallen  dieier  beiden  Zweige  der  Wiaaeßscbaft  btcbt  sn  g«»tidts  ' 
Ergehuia&en  führen  kann  .  .  /' 

i^.Die    blofae  formiLlUibche  Behandlung  der   Rechtsfragen    Öndel    ein«    T«rb*si 
tobald  man    den  materiellen  wirt^chatt liehen  Inhalt  mit    biueiubringt      Uadurcb    wird  Ä  I 
fonoalb»! lache    Neigung    der  Juribten    abge»cbwilcht ;    und    umgekehrt:    unserexi    volkiwif^  { 
ai'haltllchen  Lehrern  wird  es  auch  ukbt  schaden,  wenn  sie  geaStigt  werden,  die  nelMiHl* 
Ökuiiomi^cben  Fragen  mit  jurlati&cher  Scli&rfe  zu  prüfen**. 

Das  liegt  allerdings  auf  der  Hand,  Aber  die  Praxis  der  Prüfangs* 
kommissionen  hat  diese  haudgreiötche  Wahrheit  während  langer  J«^ 
verneint,  bat  die  Verbindung,  die  zwischen  diesen  ,,beideQ  Zweigeo" 
schon  bisher  kraft  der  Vorsehrift  bestand,  daß  „miüdesteus  ein  Teii  der 
Grundlagen  der  Ölaatswisseuschaften**  im  ßeferendarexauiun  zu  priLfa 
sei,  Ignoriert,  Und  die  Eegierung  hat  dt^m  Schauspiel  in  Hube  SO* 
gesehen.  Falls  sie  künftig  Gleiches  tbun  sollte,  würde  man  sich  fOQ 
einer  Ueberführung  der  staatswissettschaitiichen  Prufessureo  ia  dk 
jurtstiscbe  Fakultät  oieht  „sehr  viel'',  sondern  nahezu  nichts  verspredies 
dürfen, 

üb  diese  Professuren  dort  oder  hier  eingestellt  siud^  ist  gaoi 
gleichgiUig,     Das  „bisherige  vollige  Auseinander  fallen'^    wird    srila 


In  den  DiszipUneo  dea  Sfletittlcheti  Rechts  keine  Bede  sei**  und  tiodet^    dai>  üurcii 
£rlafs  iidem  hiudium  des  offenUichen  Hechte  der  btempel  einer  gewisaeti  Uiade 
aufgedrückt  Wüide". 

Uuier  HückäiebLoabme  auf  den    oben   von   mir  citierten  Bete   at«Ut   lieb   das  Ctlm^ 
doch  wuaenüich  euderi.     VgK«  ferner   unten  S.  687, 


StacL  jar.  et  uitt.  687 

fortdauern,  bis  den  lohabem  dieser  Professuren  das  Recht  mit  zu 
examinieren  gewährt  sein  wird. 

Daß  der  jetzige  Kultusminister  eine  gründlichere  staatswissen- 
schaftliche Schulung  unseres  Beamtentums  für  ein  erstrebenswertes 
Ziel  hält,  war  schon  durch  frühere  Aeußerungen  seinerseits  bekannt 
Aber  ebensowenig  wie  früher  hat  er  jetzt  einen  sicheren  Weg  dazu 
gewiesen.  Die  bloße  Begründung  von  „rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen'' Fakultäten  würde  sich  als  ein  Versuch  zu  gutem  Zwecke,  aber 
„mit  untauglichen  Mitteln''  charakterisieren. 

Auch  der  jetzige  Justizminister  ist  —  das  darf  aus  jenem  Satze 
des  Erlasses  vom  18.  Januar  d.  J.  geschlossen  werden  (s.  oben  S.  685)  — 
dem  gutem  Zwecke  gewogen;  was  und  wie  viel  er  zu  thun  gedenkt, 
entzieht  sich  aber  noch  der  Kenntnis^). 

Die  zur  Zeit  (Juli  1897)  letzte  offiziöse  Mitteilung  geht  dahin, 
daß  nach  Neuordnung  des  Studienganges  der  Studierenden  der  Rechts- 
wissenschaft nunmehr  der  Erlaß  ergänzender  Vorschriften,  betreifend 
die  Verwaltungsaspiranten,  zur  Beratung  anstehe. 

Et  sei  „erforderlich,  ohne  aaf  ZwangAkollegien  zurückxagreifeDf  diejenigeo  Vor- 
lesnogen  za  bezeichnen,  welche  der  kUnttige  Verwaltungitbeamte  mit  der  für  seinen 
B«ruf  erforderlichen  Qrttudlichkeit  gehört  haben  mufs.  In  Betracht  kommen  dabei 
das  Staats-  and  Verwaltangsrecht,  sowie  die  staatswissenschaftlichen  Disziplinen  im  engeren 
binne.'^ 

„Vor  allem  wird  aber  auch  hier  entscheidendes  Oewicht  auf  die  erfolgreiche  Teil- 
Dabme  an  seminaristischen  Uebungen,  und  zwar  sowohl  aas  dem  Gebiete  des  Staats- 
and Verwaltangsrechts  als  der  Nationalökonomie  nud  anderer  Staatswissenschafteu 
SU  legen  sein/' 

„Der  entsprechende  Nachweis  wird  die  Voraassetsang  für  die  Zulassung 
sam  höheren  Verwaltungsdienst  zu  bilden  haben.  Za  erwägen  wird  noch  »ein, 
ob  es  sich  nicht  empfiehlt,  Anordnungen  dieser  Art  bereits  vor  dem  Abschlüsse  der  Er- 
örterungen lu  erlassen,  welche  über  die  bessere  Vorbereitung  iür  den  höheren  Verwaltungs- 
dienst im  aligemeinen  gepflogen  werden''*). 

Zunächst  scheint  also  statt  der  „Ergänzungsprüfung^^  (s.  oben 
S.  "GSb)  nur  die  Einführung  des  Seminarzwanges  geplant  zu  sein. 

m. 

Das  erste  der  oben  erwähnten  Projekte  —  volle  Verschmelzung 
der  Justiz-  mit  der  Verwaltungslaufbahn  —  darf  kurzerhand  abgelehnt 
werden. 

Nach  Art  wie  Umfang  ist  das  Arbeitsgebiet  des  preußischen  Staates 
in  stetem  Wachstum  begriflfen.  Die  Aufgaben  der  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen wie  der  industriellen,  der  Bergbau-,  Eisenbahn-  wie 
der  Finanz  Verwaltung  vermannigfaltigen  sich  und  schwellen  an  ohne 
Unterlaß.  Nicht  weniger,  sondern  mehr  Arbeitsteilung  im  Kreise 
des  Beamtentums  —  lautet  die  Parole  der  Zukunft.  Den  Zweigen 
beamtlicher  Thätigkeit,  für  die  heute  schon  eine  besondere  Vorbildung 

1}  In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  16.  Februar  1897  hat  der  Justiz* 
minister  auf  eine  Bemerliung  des  Abgeordneten  Enneccerus  über  die  Stellung  des  öffent- 
Jiehen  Rechtet  in  der  neuen  Studienordnung  aasweichend  geantwortet« 

S)  Nationmlieitang  vom  SO.  Juni  1897. 
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gefordert   wird    —    Berg-   und  Forstverwaltung    —     werden    wotot 
bich  hinzugeseileii ;  zuüä^bät  vermutlich  die  Eisen  bah  nverwaitUDg. 

Doch  das  siod  „curae  posteriores".  Vorerst  handelt  e8  sicii 
um  die  Frage,  ob  die  Vorbildung  der  JustizaspirauteD  einerseits 
VerwaltuflgbUspiraDten  audorerseiis  mehr  ais  bisher  zu  siieziall* 
gieren  bei  —  be^ouders,  ob  die  ,»BiturkatioQ''  scboD  des  akademisdia 
Studiums  sich  emptelileV 

Das  jetzige  Miuisterium  scheint  geneigt,  die  Frage  tu 
(s.  0.  6,  b85).  SüJlte  nun  eine  entsprechende  Voilage  dem 
Zügehen,  so  wäre  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  dali,  wie  sclioQ  ixtkr, 
auch  jetzt  wieder  die  Gegnei'  der  „Zeneiliung  der  orgaDtfichen  Em- 
lieif'  (üneist)   sich  vornehmlich  aut  zwei  Kmwaude  stUtateu  ncite. 

1)  Die  Spezialisierung  diirte  deshalb  nicht  bereits  auf  der  Uli- 
versitat  beginnen,  weil  der  „angehende  iSludeut  noch  gar  oiclit  wümb 
könne,  zu  weicher  der  bilden  Arten  der  Berutöthatigkesi  er  vocEUgi- 
weise  befähigt  isi,  und  in  welcher  er  selbst  die  griiUi^^  lietntidigiiig 
finden  und  dem  Staat^iwesen  die  gröüten  Dienste  leisten  wird**  (Nasse, 
a.  a.  (I.,  b.  iDUiJ. 

Ganz  richtig.  Aber  —  kann  deuo  der  Fuchs  der  weit  ^cbwierigcm 
Entscheidung,  ob  er  der  juristischen  oder  der  philosopbiscUeii^  ikr 
theologischen  oder  der  ineUiziüischen  Fakultät  bettreteu  soll^  tili* 
weichen?  Wohl  oder  übel  uiuli  er  „io  einem  so  Ifübeu  Lebensill 
seine  Anlagen  und  Neigungen  prüien,  um  zu  wählen  zwiadiao 
Fakultäten;    dann    darf  doch    auch  verlaugt    werden,   daß  i^  m 

einen  oder  den  andeien  Zweig  der  „rechts-  und  staatswis&eusci  -ü** 

Fakultät  optiere V 

Die  ersten  Sumester  konnten  zur  Erledigung  des  beiden  Zwisigsi 
gemeinsamen  akademischen  Pensums  benutzt  werden.  Die  ddisi* 
tive  Wahl  brauchte  erst  zu  erfolgen,  nachdem  auf  Uruud  der  IW 
schäftigung  mit  den  sowohl  für  den  „stud.  )ur.''  als  d^  „stol 
adiniüibtr/*  notwendigen  Disziplinen  ein  ziemlich  sicheres  Urteil  ttb^ 
üuö  Problem,  Justiz  oder  Verwaltung,  mugiich  geworden* 

(iewiJi  —  das  jetzige  bysiem  ist  bequemer.  Der  künftige  Beamlt 
genielit  beute  eine  durch  Qual  und  Wahl  nicht  getrübte  tuiverfiitau^ 
2en.  Gegen  Schluß  wendet  er  sich  vertrauensvoll  au  dea  HeiieUlor, 
der  ihm  die  für  das  zunächst  drohende  Keterendarexaiuen  unbedmtt 
notwendigen  Kenntnisse  eiiitrichtcrt.  Nachdem  er  dann  wahrend  weiterer 
zwei  Jahre  sich  in  der  gerichtlichen  Praxis  umgesehen^  steht  er  eo4- 
lieh  am  Scheidewege;  d.  h.  falls  er  zwischen  Justiz  und  ^.allgeiiieiMr 
Verwaltung*'  schwankt. 

Andernfalls  darf  er  das  Problem  auch  fernerhin  dilatoriscli  be- 
bandeln: bleibt  er  bei  der  Justiz  und  macht  das  üerichU&assesGOiet* 
exauien,  so  kann  er  ja  immer  noch  hotleni  zu  einer  der  i^Spesial* 
Verwaltungen'*  ilbernüinmen  zu  werden. 

Ueberans  bequem  1   Aber  das  ist  ja  gerade  der  Grundfehkr  der 


1)  Vorgt.  forntr  in  dem  Bd.  2JtXtV  d«r  Sduiftea  d.  V.  t  SoitmlpoUtik    dit 
«cbteo  voo  risolitr,  8.  il,  Lem&jrer,  8.  «5,  v.  Seh{»ob«f^,  IS.  116. 


«t  oatD. 


689 


jetrigeD  Ordnung  des  Vorbilduugswesens,  daß  sie  so  bequem  ist.  Würde 
die  Notwendigkeit  zu  wählen  io  die  üniversitätszeit  verlegt,  so  wäre 
damit  ein  recht  heilsames  Coropelle  gegeben,  das  Studium  der  Bräus 
zu  Gunsten  zunächst  allerdings  weniger  schmackhafter,  aber  für 
das  künfti^^e  Leben  wichtiRerer  ,,BUtrimeDta  spiritus"  einzuschränken. 
Wenn  der  Fuchs  weiß,  daß  er  nach  einigen  Semestern  sich  klar  sein 
muß,  ob  er  diese  oder  jene  Laufbahn  einschlagen  will,  so  wird  er 
ereits  während  seiner  ,,aurea  aetas*'  in  diese  Säle,  diese  Hallen,  wenn 
Äe  auch  vorerst  ihm  keineswegs  gefallen,  sich  hineiogewöhnen.  Und 
wenn  er  selbst  den  Trieb  nicht  fühlt,  so  werden  die  Eltern  ihn  höflich, 
aber  dringend  dazu  auffordern. 

Das  Risiko,  das  die  Berufswahl  stets  einschließt,  die  Möglichkeit 
les  Fehlgreifens  wäre  nur  um  wenig  größer  als  bei  dem  jetzigen  System. 

Der  Gerichtsreferendar,  der  Mitte  der  zwanziger  Jahre  über  die 
Alternative  entscheidet,  kennt  nur  die  Justiz.  Von  der  „allgemeinen 
Verwaltung''  dagegen  so  gut  wie  nichts:  der  praktische  Dienst  ist  ihm 
Doch  völlig  fremd  und  die  Theoreme  der  Staatswissenschaften,  die  er 
für  das  Regierungsassessorexamen  sich  zu  eigen  macheD  soll,  böhmische 
Dörfer.  Auch  noch  in  diesem  späteren  Lebensalter  tappt  er  ins  Blaue  — 
wählt,  ohne  zureichende  sachliche  Anhaltsgründe  zu  besitzen,  auf  Grund 
der  momentanen  „Aussichten*',  der  Erfahrungen,  die  er  im  Gerichts- 
dienst gemacht  hat,  der  persönlichen  Beziehungen,  der  Familien'^ 
tradition. 

2)  Gegen  die  Forderung,  es  solle  die  Spezialisierung  bereits  auf 
der  Universität  beginnen,  wird  weiter  eingewandt,  daß  beiden  Gruppen 
des  Beamtentum 3  „dieselben  Studien  im  wesentlichen  frommen", 
(Nasse,  a.  a,  O.)  Der  Verwaltungsaspirant  habe  sich  „vor  allem 
dem  Studium  des  Rechts'^  besonders  dem  des  römischen  Privat- 
rechts zu  widmen,  das  „eine  formale  Geistesbildung  erziele,  die  zu 
allen  öffentlichen  Geschäften  vorzugsweise  befähigt  und  durch  andere 
Studien  nicht  leicht  ersetzt  werden  kann''. 

Allerdings  dürfe  er  seine  Arbeitskraft  nicht  ausschließlich  dem 
Privatrecht  zuwenden.  Aber  Gleiches  gelte  „auch  vom  Juristen  im 
engeren  Sinne.  Seine  juristische  Bildung  wird  eine  höchst  mangel- 
hafte sein,  wenn  ihm  das  öffentliche  Recht  ferne  bleibt,  und  je  wenif^er 
sein  späterer  Beruf  als  Richter  ihn  zur  praktischen  Anwendung  des 
öffentlichen  Rechts  führt,  desto  wichtiger  ist  es,  daß  er  auf  der  Uni- 
versität in  dasselbe  eingeführt  wird***). 

1)  KftSie,    A,  ft,  0>,   S.   159.     Er  betOBt   ferner«    d«jjt   di«  Veraocbe    tüddeaUcher 
•teti,   «ödere  Dlsiiplineti    „tuni  Hittelpaakt«    de^s  nkAdemisehea  Studiums    für  Verwjü- 
DgftbtAtiile    zu  DiJicfaen  ...  in  NorddeaUchUud    niemals   ZustimmuDg    gefunden*'    bäitea, 
E«  (rmg^i   aicb    aber  ja  f^erAde«    ob  dieser  Widerwille    der  leitenden  Kreiie  Preufsenft 
gtis^n  «tuen  ßrucb  mit  der  TradiUou  gerechtferü^  btt 

Und  weoD  K*5se  sur  BegrUndan^^  eeioer  Auslebt,  dftl»  das  Studittm  IH?  beide 
Gruppen  dea  Beamtentuma  das  gleicbe  sein  müss« ,  darauf  bSnwebt^  dats  ,,doob  (ort- 
frJtbr«od  Miniier,  welche  die  juriatiscbe  Laufbabn  attröckgelei^  baben,  iu  nicht  g9- 
lingar  Zaht  io  deo  Dienst  der  StaatAverwaituog  Übernommen  werden  und  Jari»teit 
•Her  Art  einen  gan«  aur«erordeutltchenf  mitunter  gaua  Uberwiegendeu  Einäufa  haben  bei 
KrMifuug  der  fiffenilichen  Angelegenheitea  in  Staat,  ProviDa^  Krei»  and  Gemebide'' 
Drille  Fell«  h4.  XiV  (LXIl).  44 
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Zweifellos  oiuß  der  Verwaltung&beamte  jurigtiscb,  thearetisch  «ie 
praktisch  geschult  sdn.  Von  ihm  ist  „ebeosogut  wie  vom  JustizbeftOM« 
zu  beauspruch(5n,  daß  er  wahrhaft  juristisch  deuke  und  argimifiiticre, 
daß  er  wirkliche  oder  veruieiutliche  Lücken  in  den  von  ihm  ansoiraiMbih 
den  Gesetzen  mit  Hilfe  der  juristischen  InterpretationsmeCliode  n 
ergänzen  und  sich  von  dem  deo  Verwalttingsbeamten  oft  geoacktci 
Vorwurf  freizuhalten  wisse,  daß  dieselben  mehr  nach  ihrer  perstolidbra 
Willkür  als  nach  dum  Gesetz  *  .  .  entscheiden;  in  der  Praxis  befftkn» 
sich  Justiz  und  Verwaltung,  privatrechtliche  und  öSentlichrecIltlicke 
Fragen  so  oft  und  so  nahe,  daß  die  Beantwortung  und  LöisaJig  dir 
einen  ohne  Kenntnis  zum  mindesten  der  Grundzüge  der 
anderen  geradezu  ausgeschlossen  erscheint'*»  Es  wäre  ^mne  icse 
Täuschung,  zu  meinen  .  .  ,,  daß  eine  gute  Nase  genüge  und  ein  giUntf« 
liches  juristisches  Wissen    nicht  unumgänglich  notwendig  sei'**). 

Ein  Verwaltungsbeamter,  der  in  den  von  ihm  anz^wendeodei 
Gesetzen  nicht  völlig  zu  Hause  wäre  kraft  systematischen  Stadimiii» 
der  aus  Furcht,  Fehler  zu  begehen,  immer  an  den  ßockscbOBeo  da 
Justiziars  hinge,  wäre  allerdings  eine  recht  traurige  Figur  Xkkt 
darüber,  ob  der  Verwaltungsaspirant  auch  Rechtswissenschaft  u 
studieren  habe,  kann  eine  Meinuttgsverschiedenheit  bestehen.  WoU 
aber  darüber,  ob  er  sie  in  gleicher  Weise  zu  studieren  bsbe  wie 
der  Justizaspirant. 

Juristische  Bildung  soll  Beiden  gemeinsam  sein ;  aber  nur  in 
dem  Sinne,  daß  Beide  mit  den  gleichen  Disziplineii  sieb  W* 
schäftigen  —  nicht  jedoch,  wie  Nasse  fordert,  die  ,,glelchei]  SttiditaT 
treiben.  Denn  die  Rangordnung  dieser  gleichen  Disziplinen  ist  fBr 
den  Justizaspiraoten  eine  aodere  wie  für  den  Verwaltuugsaspii 

Für  jenen   stehen   Civil-   und   Strafrecht,  Civil-  und  Straf] 
obenan.   Während  er  diese  Fächer  gründlich  beherrschen  muß,  s*i  _ 
es,  wenn  er  in  Staats-  und  Verwaltuogsrecht,  wie  Volkswirt  schult 
Finanz  nur  so  viel  lernt,  daß  sein  Interesse  geweckt  winl  und 
Fähigkeit,  später  auf   dem   durch   das  Studium   gelegten  Uoti 
weittTZubauen,  gewinnt^). 

Für  den  Verwaltungsaspiranten  kehrt  sich  die  RangordQWig  ob. 
Staats-  und  Verwaltungsrecht  einerseits,  Politische  Oekonomie  anderer* 
seits  stehen  obenan.  Seine  Kenntnis  des  Civil-  und  des  Straf  pro  zessei 
braucht  nur  eine  elementare  zu  sein,  und  wenn  er  auch  mit  Cifil* 
und  Straf  recht  sich  genau  vertraut  zu  machen  hat^  wenn  auch  b^ 
hufs  Lösung  der  Fragen  aus  diesen  Gebieten  Sicherheit  in  der  juristisdiai 
Interpretationsmethode,  „Uebong  im   feineren  Unterscheiden    und   AV 


Haff   ••   «JttMi  M^ 
mdmt    ttMd   4v 


^S,  160),  90  enUiftlt  aocb  dienet  ArjrQment  ein«  f^p«Üdo  pnodpü*^ 
d&fs    das   GertchtsiuseMorenexafntQ     ^^die   Stufe     sur    bdchst«t] 
jfAsseA&orisniaa''  über&U  waltet? 

1}  O.   Fischer,    ScbrifUn   de»  V.   f.   SosUlpoUtilE,  Bd  34,  8.  15.   -> 
berg,  8.  131—182. 

Verf^L  ft^rner  di«  gefen  Ulrieb  gericbtetej)  Bemerkang«!]  I^oenlof's  In  Ooftfüi^ 
Jabrb,  N.  F.  Ud.  61,  S.  153;  dagegen  wieder  R.  v.  d.  Bi^rgbt  In  Frmol^aiMlii«*«  Ml- 
•cbrifl,  Bd    J,  S.  89 

S)  8    darüber  weiter  unten  S«  703. 
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wä<;en'^  ^),  ihm  anzuerziehen  ist,  so  brauchen  doch  hinsichtlich  des 
Quantum  positiven,  historischen  wie  dogmatischen  Wissens  an  ihn 
durchaus  nicht  so  hohe  Ansprüche  gestellt  zu  werden  wie  an  den 
Justizaspiranten.  Es  giebt  in  Civil-  und  Strafrecht  eine  ganze  Reihe 
Yon  Materien,  mit  denen  dieser  sehr  oft,  jener  nur  sehr  selten  zu 
thun  hat 

Wissen,  das  rastet,  rostet  bald.  Von  dem  Justiz-  und  dem  Ver- 
waltungsaspiranten Gleiches  in  allen  Disziplinen  zu  verlangen,  be- 
deutet eine  Vergeudung  von  Zeit  und  E[raft. 

Die  Einwände  halten  der  Kritik  nicht  stand:  es  wäre  als  ein 
großer  Fortschritt  zu  begrüßen,  wenn  die  Gabelung  schon  der  ersten 
Prüfung  —  in  ein  Gerichtsreferendarexamen,  in  dem  sich,  kurz  gesagt, 
der  Kandidat  als  „stud.  jur.  et  cam.'',  und  in  ein  Verwaltungsreferendar- 
examen, in  dem  er  sich  als  „stud.  cam.  et  jur.''  zu  erweisen  hätte  — 
beschlossen  würde.  — 

Was  nun  jene  dritte,  minder  radikale  Richtung  anlangt,  die  sich 
begnügt,  nur  den  administrativen  Vorbereitungsdienst  zu  refor- 
mieren, so  stehen  sich  hier  zwei  Anschauungen  gegenüber. 

1)  Es  solle  den  Verwaltungsaspiranten  der  Besuch  einer  „Ver- 
waltungsakademie" —  oder  eines  staatswissenschaftlichen  Seminars 
—  ermöglicht  werden. 

Nach  dem  Vorschlage  Nasse^s')  wäre  dies  akademische  Interim 
in  die  Zeit  des  Regierungsreferendariats  zu  legen.  Da  „eine 
einfache  Rückkehr  unter  die  Zahl  der  Studierenden"  mancherlei  Be- 
denken hätte,  so  müßten  „eine  oder  einige  besondere  Bildungs- 
anstalten dafür  errichtet  werden.  Wahrscheinlich  würde  es  genügen 
und  jedenfalls  am  leichtesten  thunlich  sein,  wenn  in  Berlin  die  er- 
forderlichen Lehrkurse  hergestellt  würden  ...  Die  Lehrkräfte  müssten 
sowohl  aus  wissenschaftlich  gebildeten  Verwaltungsbeamten  wie  aus 
Männern  der  Wissenschaft  bestehen"  . . .  „Ein  halbjähriges  Studium 
in  dieser  Lebensperiode  würde  viel  mehr  leisten  als  ein  oder  zwei 
Jahre,  die  bald  nach  dem  Abiturientenexamen  damit  zugebracht  werden." 
Die  Zeit  ließe  sich  durch  entsprechende  Verkürzung  des  zweijährigen 
Vorbereitungsdienstes  bei  den  Gerichten  gewinnen. 

Nach  dem  Vorschlage  Cohn's')  sollen  die  Besucher  Regierungs- 
assessoren sein.  Die  Verwaltungsakademie  würde  —  worauf  auch 
Nasse  und  Andere  hinweisen  —  ein  Analogen  der  Kriegsakademie 
bilden^).  Wie  der  Offizier,  so  sei  der  Verwaltungsbeamte  „zu  dem 
Studium  abzuberufen,  nachdem  er  im  praktischen  Dienste  gestanden", 
und  „eine  Auswahl  zu  diesem  Behufe  zu  treffen". 

„Man  mache  es  von  dem  Grade  der  Tüchtigkeit  abhängig,  welche 


1)  Vgl  das  Gatachten  des  badischeo  Ministeriams  des  Innern  an  das  Jastisministarinm 
▼om  18.  Juli  1848,  abRedrackt  in  Bd.  34  der  Schriften  des  V.  f.  Sosialpolitik ,  8.  181 
— 1S2. 

2)  Nasse  hatte  diesen  Vorschlag  saerst  im  Abgeordnetenhaose  1875  gemacht  and 
wiederholte  ihn  in  Jenem  Gutachten  von  1887,  a.  a.  O.  S.  182—188. 

S)  Cohn,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sosialpolitik,  Bd.  84,  S.  74. 
4)  Gegen  diese  Analogie:  M.  Reuse  her,  a.  a.  O.,  S.  482. 
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da8  zweite  ExaeieD  ausweist,  ob  die  jungen  Assessoren  QDinittetbir 
dem  praktischen  Dienste  zu  überweisen  .  .  .,  oder  ob  sie  ihrer  bSbenai 
Begabung  gemäB  für  die  Frist  von  etwa  zweiJabrenzu  akadeiKuadiai 
Studien*'  zu  beurlauben  sind;  selbstverständlich  mit  Besoldimir,  wie 
die  Offiziere  auf  der  Kriegsakademie.  In  dieser  Elite  vod  Assessorei 
sei  ,,ein  dankbarer  Gegenstand  des  staatswissenschaftlicbeo  üoler- 
richts*'  gegeben.  Während  der  Universitätszeit  würden  sie  s«>Icha  I 
Unterricht  nur  mit  geteiltem  Interesse  genossen  haben"  ,  .  .  ^.seine  Be- 
deutung gehe  ihnen  erst  jetzt  im  Zusammenhange  ihrer  Kenntnis  dö 
praktischen  Lebens  auf. 

Beide  Projekte  —  wie   auch    die    mit   geringeren    Kosten    dtir 
führbare  Forderung,  daß  Jüngere  Verwaltungsbeamte  ein  staatswia 
schaftliclies  Seminar  besuchen  sollen  —  erscheinen  mir  nur  bedi 
annehmbar. 

Kann  dieser  im  späteren  Lehen  erteilte  Unterricht  sich  stdUfi  ' 
auf  bereits  früher  Gelerntes 0,  das  nur  ergänzt  und  vertieft  werdoi 
soll  —  m.  a.  W*  wird  die  Akademie  (oder  das  Seminar)  von  SoldieB 
besucht,  die  bereits  auf  der  Universität  StaatswissenschafieD  studiert 
und  dies  Studium  durch  eine  Prüfung  bewiesen  haben,  so  mag  groler 
Nutzen  daraus  erwachsen. 

Unter  dieser  Bedingung  wäre  das  Projekt  bestens  zu  acccptierai 
—  dagej^en  a  limine  abzuweisen,  falls  den  Besuchern  solche  Vorbereitoof 
fehlt)  d.  k  abzuweisen,  solange  das  heutige  System  fortdauert,  bei 
dem  der  Referendar,  um  zur  Verwaltung  übernommen  zu  werden^  nur 
einige  Autographen  von  Professoren  der  Staatswissenscbaften  kollektiert 
zu  haben  braucht. 

Fäu  halbjähriges  Studium,  wie  Nasse  es  fordert,  könnte  and 
,4n  dieser  Lebensperiode"  bloß  einige  Anregungen  und  Fiogerzeigji 
geben.  Wer  zur  Selbstkritik  neigt,  dürfte  daraus  kaum  mehr  oadi 
Hause  bringen  als  das  bedrückende  Gefühl,  daß  es  zu  spät  ^ewesoi 
sei,  nachzuholen,  was  einst  versäumt  ward.     Von  vielen,  vi  lier 

Mehrzahl  dieser  „alten  Herrn"  würde  das  Semester  nur  als  l.:;  .„.agö 
Zwischenspiel  des  trockenen  Bureau dienstes,  als  eine  schöne  Gelcgeo* 
heit,  für  eine  kurze  Weile  wieder  die  Luft  der  akademischen  Freibeit 
in  vollen,  durstigen  Zügen  zu  atmen,  betrachtet  werden.  Dem  Zwajige, 
täglich  einige  Stunden  Kolleg  abzusitzen  und  im  Laufe  des  Semesl« 
ein  oder  zwei  Scripta  zu  liefern,  würden  sie  sich  um  diesen  Prell 
gerne  unterwerfen. 

Nach  dem  Plane  Cohn's  t^oll,  wie  gesagt,  der  Kursus  der  Vef- 
waltungöakademie  zwei  Jahre  dauern.  Damit  wäre  — allerdings  nur  ftr 
eine  Minderheit,  eine  „FJite"  (s.  o.)  —  die  Gewähr  eingehender 
Beschäftigung  mit  den  Staatswissenscbaften  gegeben.  Natürlich  viiraos- 
geseizt,  daß  —  wie  auf  der  Kriegsakademie  —  die  Reg«  '■      '  ie 

Besuches    kontrolliert  würde    und  zum    Schluß    ein    E.\  ^ 


1)  Der  Nachweis,  d%h  d*B  fräber  G«leriit«  nicht  wied«r  Ttrg^tt«»  tat,   «ilr 
der  Bich    aar  Aufnahm«  Heldttf^eu    dnrch   AMe^uug  eine»    kurMO,   mBtidliehcü 
sa  f&hr«u  i«in. 
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werden  müßte,  dessen  Ausfall  auf  die  Gestaltung  der  weiteren  Lauf- 
bahn Einfluß  hätte.  (r)as  Schwänzen  würde  sich  auch  den  ein- 
setiK'Strigen  Besuchern,  die  Nasse  im  Auge  hat,  abgewöhnen  lassen; 
dagegen  konnte  eine  Prätung,  die  mehr  wie  eine  Farce  wäre,  von  ihnen 
nicht  verlangt  werden,)  Ob  aber  auch  die  Gewähr  fruchtbringen- 
der Beschäftigung  damit  gegeben  wäre,  möchte  ich  bezweifeln» 

Zugestanden,  daß  —  im  Durchschnitt  —  Assessoren  die  Wichtig- 
keit der  staatswissenschafllichen  Disziplinen  richtiger  würdigen  werden 
als  Studenten.  Wenn  sie  aber  auf  der  Universität  gar  nichts  und 
während  des  Vorbereitungsdienstes  nur  das  gelernt  haben,  was  ihnen 
aus  ihrer  ,, Kenntnis  des  praktischen  Lebens*'  zufloß,  so  ist  zu  befürchten, 
daß*der  Unterricht  nur  wenig  wahren  Gewinn  bringe:  er  komnit  zu 
spät,  (Dies  Thema  wird  unten  S,  695  in  anderem  Zusammenhange 
Daher  erörtert  werden). 

Der  Cohn'schen  Variante  des  Akademieprojekts  steht  Übrigens  noch 
das  Bedenken  entgegen,  daß  die  Kosten  der  Durchführung  ziemlich 
hoch  sein  würden  ^).  Zu  den  Beträgen  für  Dotierung  des  Lehrpersonals, 
Errichtung  und  Instandhaltung  der  Hörsäle  und  Bibliotheken  würden 
ja; hier  noch  die  für  Besoldung  der  beurlaubten  Assessoren  erforder- 
lichen Summen  hinzutreten,  die,  bei  Annahme  des  Nasse^schen  Vor- 
schlages, nicht  aufliefen. 

2)  Während  so  die  Einen  das  Mittel  zu  gründlicherer  Staats- 
wi^seDschaftlicher  Schulung  der  Verw^altungsaspiranten  in  deren  zeit- 
weiser  Zurückverpflanzuog  auf  die  ,^dürre  Haide*'  der  Theorie  suchen, 
so  möchten  die  Anderen,  daß  man  die  künftigen  Bean»len  für  eine 
Weile  aus  des  Bureaus  quälender  Enge  hinaussende  zu  frischem, 
fröhlichem  Grasen  auf  der  „schönen,  grünen  Weide"  der  Praxis,  der 
Welt,  wo  man  produziert  und  erwirbt^). 

Eioige  Vertreter  dieser  Gruppe,  su  der  f«st  »itstKihliefsnch  Praktiker  gebären  —  wi« 
an  jener  fiAt  AYUiicbneC»ljch  Gelehrte  —  woUeu  Übrigenii  diesetj  Gan^  ins  Leben  ftncb 
dma  JueiUftep tränten  vorscb reiben. 

,^£ine  inteneive  Th&tigkeit'^  -^  »cfa reibt  der  Oberj^lA&tsanwalc  des  KAinmergerfobtt, 
L,  Wechler^  in  dem  Au^stenanKsgedeukbiich  j,V^on  Seh  reib  ti»cb  und  Werkstatt**  ^ —  ,,tii 
•loem  BHndel»b«ase ,  in  ^gewerblichen  .  .  .  üntemehmunKeo  der  Sudt  oder  de»  Lande» 
wird  dem  Jünger  der  Tbemis,  der  spüter  da«  Becbt  finden  nnd  «precbeo  aoU,  für  meinen 
B«rnf  inebr  nützen  als  die  alleiDige  Ketiotui«  der  juristUchen  Formeo  and  Oesetaea- 
^ragrtphen,  angleicfa  aber  die  RecbtAprechung  dem  Zwecke  nftber  bringen.^* 

£b«Dao  P.  Schellhas,  Ideale  und   IdealiamEis  im   Recbt,  tS96: 

YfDer  Relereodar  werde^  in  den  ersten  Stadien  des  VorboreitUDgsdien^ites,  betirlaabt, 
lim  eitiige  Monate  in  einem  grofi»en  Baukbaase  oder  in  einer  umfangreicheD  Gutaverwaltung 
die  BedOrfniaa«  des  praktiichen  Lebeot  kennen  iii  lernen." 

Auch   diese  Projekte,   die  unter   sich  wieder  manche  Differenzen 

aufweisen,  die  hier  nicht  diirchgegangi'ü  werden  sollen,  erscheinen  mir 
nur  bedingt  annehmbar. 

Den  Durcbschnittäreferendar  von  heute,  der  ein  fast  ausschließücb 


1}  M,  Keuacber,  a.  a.  C,  S.  435,  betont  diesen  Punkt  an  »cbarf. 

S)  1.  B.  R  Boiae,  Bchr.  d,  V.  f.  Soaialpoütik,  Bd.  54,  8.  15fi.  —  P,  Clrich, 
A.  a.  O.  »  M.  Benicberf  a.  a.  O«  8  484—436.  —  K.  v.  d,  Borgbt,  In  Prankeor 
gtmin*B  Z^tacbrtft,  bd    S«  S.  89. 
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civilrechtliches  Studium  hinter  sich  hat,  auf  ein  oder  «wci 
zu  beurlauben,  damit  er  das  ,,LebeD^^  kennen  lerne«  inClßte  skh  • 
gleichviel  ob  er  bei  einem  Domänen pächter  oder  einem  Bankier,  Wim 
Gewerberat  (Ulrich)  oder  Handelskammersyndikus  (v.  d.  Borgkt) 
eintritt  —  in  der  großen  Mehrzahl  der  Fälle  als  eise  ttswiriEninc» 
wenn  nicht  schädliche  Maßregel  erweisen. 

Dem  Neuling  drängt  eine  bunte,  wirre  Menge  von  That^adiai  sick 
entgegen  Steht  ihm  eine  systematische  Kenntnis  der  wirtscbafUidiei 
Verhältnisse,  die  als  Ariadnefaden  in  diesem  Labyrinth  dieoeii  kditoCe» 
nicht  zu  Gebote,  so  gerät  er  entweder  in  die  Mühtrad^tlmniura  oder 
er  wird  das  Material  so  aufnehmen  und  bewerten,  wie  sein  M 
es  ihm  doziert  —  und  nicht  aus  der  „Praxis"'  lernen,  soodern  aus 
Kolleg  eines  „Praktikers'\  nicht  aus  eigner  Einsicht«  soodena  diml 
die  subjektiv  gefärbte  Brille  eines  Dritten  hindurch- 

Dabei  mag  er  interessante  Augenblickseindrücke  in  großer  ^i 
einheimsen  —  wahres  Wissen,  auf  dem  er  später  weiterzubaueu  ver- 
möchte, schwerlich.  Aber,  stolz  auf  die  angebliche  „Autopsie^,  winl 
er  am  grünen  Tische  mit  der  festen  Ueberzeugung,  SacbTerstäodij^ 
geworden  zu  sein,  Platz  nehmen,  und  künftig  im  Tone  der  Uofehlbir 
keit  liber  jeden  einschlägigen  Gegenstand  sein  Votum  abgeben. 

Eingebildete  Halbbildung  macht  im  Bereich  der  Wirlschaft'^polrlik 
sich  heute  —  leider  ja  schon  seit  sehr  lange  —  derartig  breit,  dil 
der  Staat  sich  wahrlich  hüten  sollte,  deren  noch  mehr  zu  zöchteu- 

Im  November  1896  teilte  die  „Berliner  Korrespondenz**  mit,  ilti 
seitens  der  Minister  für  Landwirtschaft  und  des  Innern  beabsichtiirl 
werde,  „Regicrungsassessoren,  welche  sich  eingehender  mit  landwtrt* 
schaftlicben  Studien  beschäftigen  wollen,  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  mit  dem  Betriebe  unter  Leitung  tüchtiger  [)c»mänenpächter  be- 
kannt zu  machen^'.  Und  in  der  Sitzung  der  Budgetkommission  des  Ab 
geordnetenhauses  vom  16,  Februar  1897  wurde  erklärt,  da£  t»cli>c 
Beschäftigung  von  Assessoren  auf  Domänengrundstücken  auf  ein  halbei 
Jahr  iu  recht  zahlreichen  Fällen  stattfinde"^).  Ferner  verlautete  ncfi* 
lich^),  es  solle  an  der  Probsteier  Ackerbauschule  in  diesem 
ein  auf  3—4  Wochen  berechneter  landwirtschaftlicher  Kursus, 
schließend  mit  einer  10-tägigen  Studienreise  in  der  Provinz  Schleswig* 
Holstein,  für  jüngere  Verwaltungsbeamte  veranstaltet  werden. 

Mich  dünkt,  daß  solcher  „iSchnellzug"  durch  die  Praxis  our  bei 
den  Herren  sein  Ziel  erreichen  könne,  die  sich  bereits  „eingebender 
mit  landwirtschaftlichen  Studien''  beschäftig  thabeu^).  I>ie  übrifs 


Juni  1897.     Ob    der   fCorfiit   ttottK«Au4«B  hat»  iü 


1)  Vgl.  NMioonUeUuofC  rom  17.  Kebnur  1897.  --  Cfan«Uicb  aoaUl#  Bllttir,    UÜ» 
8.  149. 

9)  Vgh  NAtionalMitiiDfr  ▼om  1. 
mir  nicht  bek«not, 

3)  Erstftnde,    id    Anjüogie   des  Berg-   and   de*  Forstreferendar»,   «Ittniml    littglMf  iir 
^^Landwirtschaflsrciferendar*',  so  w&re  selbatventindlich  xa   forUero,  d«.£i  er  ein   oder 
,, praktische**    Semester    absolviere;    ihm,    der   wohlTorbercitet   darcb    etn    aiiA   jtir 
fttaat«wU»eii8ohaftUcbea,  teehnUclieii  filemeoteo  kombiniertes  Sttidinm  fn  di(>  landi 
liebe  Praxis   eiotrite  und,   nach    seiner  BQckkehr   ins  Barean,  in  stetem  Konlakt 
laodwirtschAftUcbtD  Verblltitisseo    Terbliebe«    würde  davon    grofkert   dauernder  Kn 
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dürften   davon    nicht    mehr    profitieren    als    vage   Vorstellungen,  die 
bald  wieder  verfliegen. 

IV, 

Ma^  man  dem  Plane  der  Verselbständi^ung  des  administrativen 
Studiums  ahleluiend  oder  zustimmend  gegenüberstehen,  mag  mau  über 
die  Projekte  der  „Verwaltungsakademie''  (oder  des  Seminars)  und  der 
„prakiischen  Semester"  so  oder  so  urteilen  —  in  Jedem  P'alle  er- 
scheint, wie  im  Folgenden  nachgewiesen  werden  soll,  die  Forderung,  daß 
der  „stud.  jun  et  cam:'*  gezwungen  werde,  das  Studium  der  Staats- 
Wissenschaften  nicht  mehr  wie  bisher  bloß  auf  der  Visitenkarte  zu  be- 
treiben, als  gerechtfertigt. 

Zu  ihrer  Verwirklichung  bedürfte  es  nichts  als  einer  ministeriellen 
Verordnung,  die  die  Vorschrift  jenes  Cirkularreskripts  vom  30.  Oktbr, 
1879,  daß  ,4«  jeder  ersten  juristischen  Prüfung  mindestens 
eio  Teil  der  Grundlagen  der  Staatswissenschaften  mit  zum  Gegenstand 
der  Prüfung  zu  machen  ist",  wiederholte  und  bloß  hinzufügte,  daß 
stets  nicht  nur,  wie  bisher  schon  üblich,  ein  Teil  der  Grund- 
lagen des  Staats-  und  Verwaltungsrechts,  sondern  auch  ein  Teil  der 
Grundlagen  der  Politischen  Oekonomie  geprüft  werden  müsse  —  und 
zwar  durch  einen  Dozenten  dieser  Disziplin* 

Die  Forderung  ist  gegen  zwei  Gruppen  von  Gegnern  zu  ver- 
teidigen. 

A)  Die  eine  Gruppe  erkennt  an,  daß  unserem  Beamtentum  eine 
umfassendere  und  tiefgreifendere  Schulung  in  der  Politischen  Oekonomie 
not  ihue.  Sie  verwirft  die  Forderung  nur  deshalb,  weil  sie  für  zweck- 
ttiäßiger  erachtet,  daß  das  Studium  dieser  Disziplin  erst  während  der 
der  Zeit  des  Vorbereitungsdienstes  erfolge.  Denn  einmal  wisse  der 
Student,  der  eben  von  der  Schulbank  komme,  noch  zu  wenig  von  den 
wirtschaftlichen  Dingen  *),  und  zweitens  sei  die  Wirtschaftslehre  als 
eioe  „unfertige",  in  voller  Gärung  befindliche^  von  zahllosen  Kontro- 
versen zerrissene  Wii^senschaft  für  jugendliche  Geister  durchaus  un- 
geeignet. Der  Referendar  besitze  größere  Empfänglichkeit  wie  größere 
Beife. 

1)  Mir  scheint,  daß  das  erste  dieser  für  die  Verschiebung  des 
Studiums  der  Politischen  Oekonomie  beigebrachten  Argumenta  in  Wahr- 
heit dagegen  spricht. 

Allerdings  bildet  der  Referendar  insofern  ein  besseres  „Mat42rial'\ 
als  ihm  aus  eigener  Erfahrung  mancherlei  bekannt  geworden  —  sein 
kann,  was  der  Student  noch  nicht  weiß.  Insofern  aber  ein  schlechteres, 
als  er  durch  I^ektionen  Dritter,  die  ihm  alle  wirtschaftlichen  Thatsachen 
ttud  Probleme  unter  einseitigem  Sehwinkel  gezeigt  haben,  beeinflußt  ist. 

Eine  Reibe  von  Jahren  bat  er  seine  Zeitung,  regelmäßig  nur  eine^ 
gelesen  und  deren  Geist  eingesogen;  und  oft  schon  hat  er  durch  die 
Herren,  unter  deren  Leitung  er  arbeitet  und  in  deren  Kreise  er  sich 
aach  des  Tages  Mühe  am  Stammtisch   erholt,    über    wirtschaftliche 
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Themata  sich  belehren  lassen.    Seine  Kenntnis  und  Kritik  wirt 
Fragen  entsiamrot  leider  größtenteils  nicht  der  ,,Praxis*\  oicht  i  ^  ^ 
ErtahruDg,  sondern  der  Unterweisung  von  „TheoretikerD'\  deren  Ko# 
petenz  er  nicht  2U  prüfen  verina;;. 

Sein  Wissen  ist  Flickwerk,  zusammengestoppelt  aos  in  boiitff 
Reihe  aufgelesenen  Brnchsiücken,  Es  ist  erworben  ohne  die  Ktiiif» 
keit,  zu  wählen  und  zu  wagen ^  ohne  eine  Ahnung  von  allen  dci 
Schwierigkeiten,  die  sich  der  Gewinnung  exakter  Einsiebt  in  ta 
^^äußerst  komplizierten  Zusammenhang  der  wirtschaftlichen  Erachs- 
nungen'^ (Nasse)  und  unparteiischer  wirtscbaftspolitischer  Urteile  ent' 
gegensiellen. 

Die  Vertreter  der  Anschauung,  daß  das  Studium  der  Politiicki 
Oekonomie  in  die  Zeit  des  Vorbereitungsdienstes  zu  verleben  sei, 
lurdern  nun  ja  (s.  oben  S.  691X  der  Beferendar,  bezüglich  Assettor 
solle  eine  Verwaltutigsakademie  besuchen,  um  hier  iinier  Ldtaag 
berufener  Lehrer  einen  systematischen  Unterricht  zu  genießen. 

Solcher  Unterricht  kommt  aber  zu  spät.  Der  Schüler  bat  acka 
zu  viele  Glocken  läuten  gehört,  bringt  zahllose  fertige  Meiotiiigea  nii 
Der  Versuch^  ihn  von  Irrtümern  zu  bekehren,  wird  meist  fehlselilJlg^ 

Gerade   weil   das  Gehirn   des   Studenten   noch   „terra    virg<i^ 

das   des   Referendar    nicht   mehr,    muß  das  Studium    der  PoUt"     

Oekoiiomie,  dieser  „von  der  Parteien  Haß  und  Gunst  verwirrtdlf* 
Lehre,  auf  der  Universität  erfolgen.  Vortrag  und  Lehrbuch  erzkbcB 
den  Studenten  zu  geordnetem,  Schritt  für  Schritt  Torwtrts 
gehendem  Denken,  aus  dem  all  mählich  ein  Ueberblick  flibcr 
den  ganzen  Stoif  herauswächst.  Der  kritische  Sinn  wird  geweckt, 
das  kritische  Vermögen  geübt  dadurch,  daß  ihm  Probleme  "m- 
gelegt  und  unt^r  Erörterung  des  pro  wie  des  contra  entscliteilM 
werden*  Mit  allerhand  „Skrupeln  und  Zweifeln"  plagt  der  Pr 
den  Studenten,  während  jene  Theoretiker,  von  denen  der  Refc 
seine  Weisheit  zu  beziehen  päegt,  ihm  Alles  so  darstellen,  ab  ob  tf 
klipp  und  klar  wäre,  als  ob  es  Probleme  eigentlich  gar  nicht  gftbe.j 

Ist  auch  die  Lehre  „ex  cathedris''  keineswegs  infallibel,  s 
sie  doch  die  Vermutung  für  sich,  daß  sie  neutral  sei,  nicht 
durch  Parteidogmen  und  Klassen  Instinkte  —  während  für  die  Lelut 
der  Dozenten,  auf  die  der  junge  Beamte  im  späteren  Leben  trifft,  d« 
Gegenteil  gilt 

Und  ferner  hat  sie  die  Vermutung  für  sich,  daß  sie  sich  nickt 
verrenne  in  überkommene  Maximen  und  Praktiken,  nicht  ver&lAiiiiiiidit 
das  Neue  ablehne,  das  die  gewohnten,  lieb  und  bequem  gcwprdeail 
Zirkel  stört,  sondern    fortschreite  mit   dem  Werden    and  Wawli^ 

der  Zeit.     Dem  Journalisten,  der  sich  zu  einer  anderen  als  der  

verfochtenen  Politik  bekehrt,  droht  der  Verlust  seines  PoeteBs;  ilÄ* 
Regierungsrat  muß  fürchten,  daß  er  seine  weitere  Laufbabii  i$cliiid|gc^ 
wenn  er  in  den  Ruf  eines  „novarum  renim  cupidus'*  gerftt. 

Weit    weniger    braucht    der   Professor,    dank     der   Uoabl 
keit   seiner  Stellung,   die   Folgen   des   „Umlernens''   zu   scfaeiwiL 
darf  und    soll  sein   Konzept  korrigieren  „nach   bestem    Wtees 


dtnd.  )ar.  et  eatu.  097 

Gewissen^  Daß  er  es  richtig  korrigierte,  hat  der  Verlauf  der  That- 
sachen  oft  genug  bewiesen  *). 

Man  wendet  mir  vielleicht  ein,  dieses  Playdojrer  zu  Gunsten  des 
akademischen  Unterrichts  sei  schon  darum  nicht  durchschlagend,  weil 
doch  der  Referendar  die  Kenntnis  der  Politischen  Oekonomie  aus  streng 
wissenschaftlichen  Werken  schöpfen  könne.  Auch  der  Student  lerne 
ja  bekanntermaßen  vielfach  nicht  von  der  „viva  vox'^  des  Professors, 
sondern  von  den  stummen  Zeugen  seines  Fleißes. 

Die  Möglichkeit  liegt  allerdings  vor,  aber  sie  dürfte  nur  selten 
zur  Wirklichkeit  werden  ^).  Das  Durcharbeiten  eines  „Systems^^  —  selbst 
eines  so  frisch  geschriebenen,  in  gutem  Sinne  unterhaltenden  wie  das 
von  Röscher  —  setzt  eine  Energie  des  Lernwillens  voraus,  die  vom 
Studenten,  gerade  weil  ihm  Alles  noch  neu  ist,  weit  eher  zu  erwarten 
steht  als  vom  Referendar,  der  das  und  jenes,  was  das  Lehrbuch  ent- 
hält, schon  kennt  —  mindestens  sich  einbildet,  daß  er  es  kenne. 

Ein  Mann,  der  in  späteren  Jahren  noch  „paragraphos  wohl  ein- 
studiertes ist  so  selten  wie  ein  weißer  Rabe.  In  der  Regel  wird  er, 
nach  einigen  vergeblichen  Anläufen,  den  Versuch  endgiltig  aufgeben^). 

Monographien  über  aktuelle  Probleme,  Zeitschriftenaufsätze,  Leit- 
artikel bieten  ihm  eine  weit  schmackhaftere,  anregendere  Kost.  Hat 
er  auf  der  Universität  bereits  das  systematische  Fundament  gelegt, 
so  mag  eine  darauf  weiterbauende  Lektüre  Gutes  wirken.  Wenn  aber 
nicht,  so  wird  dies  wahllos,  ohne  Fähigkeit  zur  Kritik  recipierte,  viel- 
leicht größtenteils  aus  ganz  trüben  Quellen  geschöpfte  „Wissen'^  fast 
immer  nur  den  einen  Erfolg  haben,  den  glücklichen  Besitzer  zum  Er- 
werbe wahren  Wissens  unfähig  zu  machen  —  ihn  für  die  Verwaltungs- 
akademie, recht  gründlich  zu  verderben,  statt  vorzubereiten.  Er  ist 
dem  Dilettantendünkel  verfallen,  der  Belehrung  unzugänglich  ge- 
worden. 

Allerdings  —  wenn  die  Behauptung  zuträfe,  daß  der  Student  für 
die  Politische  Oekonomie  kein  Interesse  hege,  so  müßte,  trotz  aller 
Bedenken,  das  Studium  dieser  Disziplin  in  ein  späteres  Lebensalter 
verlegt  werden. 


1)  Oft  geang  schon  hat  ,,da8  Leben  der  Lehre  Gefolgschaft  geleistet'*.  Die  Vtr- 
■tAatliehoDg  der  Eisenbahnen  s.  B.  und  die  Reform  der  direkten  Bestenerong  —  durch 
Einführung  der  Selbsteinschätzung  und  der  ProgressivitXt  bei  der  Einkommensteuer  und 
Kreierung  der  Vermögenssteuer  als  Korrelat  der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  —  diese 
Havptaktionen  und  Hanpterfolge  der  inneren  prenfsischen  Politik  des  letzten  Jahrzehnts 
haböi  die  deutschen  Kathedermänner  in  Wort  und  Schrift  vertreten,  lange  bevor  die 
Regierungen  und  die  Parlamente  sich  von  der  Notwendigkeit  dieser  Mafsnahmen  über- 
zeagen  lielsen.  Vergl.  H.  Dietzel,  Volkswirtschaftslehre  und  Finanzwissenschaft,  S  579 
(in  dem  Sammelwerk  ,,Die  deutscheu  Universitäten^^  1898,  Bd.  1). 

S)  Vgl.  J.  Ulrich,  a.  a.  O.,  8.  21.  „Wer  nicht  auf  der  Universität  Vorlesungen 
ftber  htaatswissenschaft  mit  Nutzen  gehört  hat,  wird  nur  in  den  seltensten  Fällen  später 
Zeit  und  Gelegenheit  haben,  sich  wirklich  gründliche  Kenntnisse  in  derselben  zu  ver- 
•chalTen". 

8)  Wer  in  seinem  Seminare  Referendare  unterrichtet  hat,  wird  mir  darin  bel- 
■timmen,  dafs  es  ganz  unendlich  schwer  hält,  diese  Herren,  die  oft  grofses  LitereMe 
fOr  Einzel  fragen  besitzen,  zu  veranlassen,  sich  zur  Lösung  derselben  durch  systematisches 
Stmdiam  Tonubereiten. 
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„Wir  wissen  —  schrieb  Cohn  (1887)  —  daß,    im  Geg^fu«^  a 

deu  meisten  anderen  Studieo,  die  8 taatswissens  chaf  tlicbet 
Fächer  die  rechte  Empfänglichkeit  des  Geistes  ii 
diesen  jungen  Jahren  noch  nicht  vorfindeo.  Der  ikft* 
demische  Lehrer  soll  mit  schwerer  Mühsal  .  . .  Gegenstande  des  Dcükm 
mit  Anziehungskraft  ausstatten,  welche  sie  nun  einmal  für  die  jnafP 
Geister  nicht  haben  und  nicht  haben  können". 

Nasse  vertrat,  wenn  auch  mit  einigen  EiDSchränkongen,  da 
gleichen  Standpunkt*  ^^Die  Lebensverhältnisse,  welche  die  Politiscke 
Oekonomie  erörtert,  sind  zum  Teil  nicht  wesentlich  ver* 
schieden  von  denen,  die  im  Privat  recht  vorkommen»  und  es  irt 
nicht  abzusehen,  weshalb  die  Erfassung  ihrer  rechtlichen  Form  den 
Studierenden  näher  liegen  solUe,  als  die  ihres  Inhaltes?  Beidei 
ist  eigentlich  untrennbar  verbunden.  Das  gilt  z,  B.  f « 
Gelde,  vom  Einkommen,  von  Lohn  und  Zins  überhaupt  von  den  metsd 
einfacheren  Verkehrsverhältnissen.  Andere  Teile  sind  so  gruudlegeiid 
Art,  daß  auch  die  gewöhnlichsten  sozialpolitischen  Fragen  ohne  Kc 
nis  derselben  nicht  verstanden  werden  können,  z*  B*  die  Elemente  aod 
Bevölkerungslehre/' 

,,Aber  allerdings  giebt  es  einen  anderen  größeren  Teil,  der 
für  das  Lebensalter,  in  welchem  die  Studierenden  sich  befinden,  eigent- 
lich noch  nicht  recht  paßt.  Dahin  gehören  die  komplizierteren  Ve- 
hältnisse  des  privatwirtschaftlichen  Verkehres,  die  Agrar-^  Gewerbe- 
und  Ü au dels Politik  und  viele  Abschnitte  der  Finanzwissei 
Schaft,  Wie  selten  wird  ein  junger  Mann^  dessen  wirtscbafilic 
Erfahrung  nicht  über  die  Verwendung  seines  Taschengeldes  hini 
geht,  diesen  Dingen,  von  denen  ihm  jede  Anschautii 
fehlt,  ein  Interesse  abgewinnen  und  welche  Zeit  gefal  ter* 
loten  mit  der  . .  *  Auseinandersetzung  der  realen  Verhältnisse,  die  jed^ 
später  im  Leben  mit  Leichtigkeit  lernt  1'^ 

„Daher  zeigt  sich  so  oft,  daß,  cet,  par.,  die  Zuhörer  am  me 
angezogen  werden  von  ausgebildeten  Theorien,  wenn  sie  mit  Klar! 
und  Sicherheit  vorgetragen  werden,  oder  von  Lehrern,  die  das  ethis 
Pathos  der  Schüler  anzuregen  wissen.  Die  Erörterung  dagegen 
schwierigen  and  komplizierten  Verhältnisse  des  wirl^^ 
schaftlichen  Lebens  und  der  wirtschaftlichen  Gesets- 
gebung  müssen  einen  jungen  Mann,  der  eben  erst  das  Gymnafliini 
verlassen  hat,  langweilen  (S,  181  —  182). 

Daß,  falls  das  Studium  der  Foliiischen  Oekonomie  bereits  auf  dcf 
Universität  erfolgt^  der  Student  in  viele  reale  Verhältnisse  eingeführt 
werden  muß,  von  denen  ihm  noch  ,Jede  Anschauung  fehlt^,  ist  tm* 
bestreitbar. 

Jedoch  —  Gleiches  würde  sich  auch  gegen  das  System  der  Hinii9- 
Schiebung  geltend  machen  lassen:  denn  auch  während  der  Jabre, 
die  verfließen  vom  Beginn  der  Universiiätszeit  bis  zum  Eintritt  in  die 
Verwaltungsakademie^  kann  ein  Lernen  aus  eigner  Anschauung  nur  m 
ganz   beschränktem  Umfange   statttinden.     Man   mag  den   B^ereodir 
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oder  Assessor  einige  Monate  beurlauben,  damit  er  in  der  Landwirt- 
schaft, oder  im  Bankfach,  oder  in  der  Industrie  sich  umsehe  —  immer 
gewinnt  er  nur  Einblick  in  ein  kleines  Fragment  der  Praxis.  Auch 
wer  im  späteren  Leben  die  Verwaltungsakademie  besucht,  wird  die 
^realen  Verhältnisse'^  größtenteils  erst  durch  den  Professor  kennen 
lernen. 

Femer  aber  erscheint  mir  überaus  fraglich,  ob  der  Einführung  in 
die  Welt  der  Wirtschaft  —  zugegeben,  daß  sie  zunächst  dem  Studenten 
DOch  völlig  fremd  sei  —  größere  Schwierigkeiten  entgegenstehen  als 
der  Einführung  in  gewisse  Teilgebiete  der  Jurisprudenz,  die  üblicher- 
weise  Gegenstände  des  Universitätsstudiums  bilden.  Der  Student  wird 
weit  leichter  klare  Einsicht  selbst  in  „die  komplizierteren  Verhältnisse 
des  privatwirtschaftlichen  Verkehrs'\  in  das  Agrar-,  Gewerbe-,  Handels- 
wesen, ja  selbst  in  das  Kredit-  und  das  Versicherungswesen  erlangen 
als  ein  deutliches  Bild  von  den  Prozessen^). 

Und  schließlich  —  ist  es  denn  überhaupt  richtig,  daß  die  Politische 
Oekonomie,  besonders  die  sogenannte  «,8pezielle''  keine  Anziehungs- 
kraft für  Studenten  habe?  Für  die  Gegenwart  jedenfalls  nicht  mehr. 
Von  einem  guten  Teil,  nicht  bloß  der  Rechtshörer,  sondern  auch  der 
Studierenden  anderer  Fakultäten  wird  diesem  Fach  Interesse  ent- 
gegengetragen;  und  zwar  ist  für  die  ganz  aktuellen  Probleme  das 
Maximum  von  Empfänglichkeit  vorhanden. 

Dies  politisch-ökonomische  Interesse  wird,  soweit  meine  Erfahrung 
reicht,  keineswegs  „jedem  anderen  nachgestellt'^^),  es  ist  viel- 
mehr eher  stärker  denn  schwächer  wie  das  Interesse  für  gewisse 
Teilgebiete  der  Jurisprudenz.  Aber  es  zeigt  sich  —  darin  hat  Nasse 
leider  auch  heute  noch  recht  —  als  „ein  rein  dilettantisches, 
schrumpft  sichtbarlich  ein,  sowie  der  Lehrer  auf  Themata  einzugehen 
versucht,  die  anhaltendes  Nachdenken  erfordern'^  oder  des  direkten 
Zusammenhanges  mit  den  Tagesfragen  entbehren  oder  zu  entbehren 
scheinen. 

Ueber  den  Kampf  von  Kapital  und  Arbeit,  die  Krisis  der  Land- 
wirtschaft, das  Einschwinden  des  Handwerkerstandes,  die  Währungs- 
kontroverse, die  Steuerreform,  „ein  kräftig  Wörtlein"  zu  hören  ist  Vielen 
ein  Bedürfnis.  Aber  sie  wollen  stets  „mediis  in  rebus"  erhalten  —  und 
unterhalten  sein.  Die  elementaren  Thatsachen  und  die  aus  diesen  ab- 
gezogenen Lehrsätze  der  Theorie,  deren  Kenntnis  die  Voraussetzung 
fruchtbringender  Beschäftigung  mit  jenen  konkreten  wirtschaftspolitischen 
Thematen  bildet,  geduldig  durchzuarbeiten  und  sich  einzuprägen  wie 
das  Einmaleins,  dünkt  ihnen  zu  viel  der  Mühe. 

An  Interesse  für  die  Politische  Oekonomie  fehlt  es  nicht  —  es 
fehlt  nur  an  einem  äußeren  Drucke,  der  die  Studenten  zwänge,  es 
emsthafterweise  zu  bethätigen,  der  sie  zurückhielte  von  dem  jetzt 
üblichen  „Irrlichtelieren  hin  und  her^^  —  zwischen  Vorlesungen,  Dis- 
kussionsabenden im  sozialwissenschaftlichen  Verein,  Leitartikeln,  Bro- 
schüren. 


ii 
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Wenn  der  „siud.  jur,  et  cam.**  die  Zeit,  die  er  heute  zur  Befriedi* 
gUD^'  seines  dileitaDtiscbeD  Hanges  aufwendet  und  njebt  ubne  ilki 
Nutzen  vergeudet,  der  Vorbereitung  zum  Examen  in  den  ^firunHäf$f^ 
der  Pülitischeii  Oekonomie  widmen  müßte,  so  würde  ihm  «war  Hat 
Disziplin  zunächst  in  weniger  freundh'cheni  Lichte  erscheiueo  vte  hts- 
her,  aber,  Doleus  volens,  würde  er  sie  systematisch  betreibeo,  «Mc 
—  ^tatt  heute  wie  ein  Schmetterling,  von  einer  Sensation  atur  Änderet 
zu  fluttern  —  »1er  Notwendigkeit^  in  strenger  Stufenfolge  fortsttschralei 
vom  Besonderen  zum  Allgemeinen,  vom  Einfachen  zum  Venirickdiai, 
sich  beugen.  Und  bald  würden  dann  auch  jene  elemeutart'Q  llii* 
Sachen  und  Lehrsatze  t^ein  Interesse  fesseln  —  bald  würde  er  begmfb 
lernen,  daß  ein  wirkliches  Verständnis  der  1  agesfragen  nur  auf  dieset 
„Grundlagen*'  sich  aufbauen  kann,  — 

2}  Was  nun  jenes  zweite  Argument  zu  Gunsten  der  Verlf^ung  des 
Studiums  der  Politischen  Oekonomie  in   ein   späteres  Lebr  in- 

belangt         die  Behauptung,  eine  so  „unfertige**  Wissenschai  üö^^ 

müsse   in  jungen  Geistern  „Konfusion'*  stiften  —  so    besteht  ja  idH 
dings  auf  diesem  Gebiete  eine  „communis  opinio  doctorum**  nicht,  tmß 
hier    ebensowenig    besteben,    wie   in    den   ttbrigeu    ethisch-politisdui 
Wissenschalten^), 

Herr  A  ist  Apostel  der  Konkurrenz,  Herr  B  Staaissozialisl;  Bm 
G  schwört  auf  Freihandel,  Herr  ü  auf  Schutzzoll  u.  s,  w.  Die  Ge£dir, 
daß  der  Student,  iall^  er  nicht,  nach  dem  Kate  Mephistos,  ,,nar  daei 
hört'\  durch  diesen  Streit  der  Meinungen  verwirrt  werde^  tat  okbt 
abzuleugnen. 

Eiu  Grund  gegen  das  Studium  der  Politischen  Oekonomie  anf  der 
Universität  könnte  aber  aus  dieser  Thatsache  doch  nur  dann  ent- 
nommen werden,  wenn  bloß  die  Professoren  es  wÄreo,  die  in  Imt 
tracht  lebten. 

Da  aber  die  Meinungen  der  Geheimräte  und  der  Pabliahsiea,  ie 
Parlamentarier  und  der  Geschäftsleute  nicht  minder,  sondern  ehr 
noch  mehr  diffe^-ieren,  so  st5ßt,  wer  sich  tlber  politisch-ökonomisclit 
Fragen  unterrichten  will,  in  jedem  Falle  —  ob  er  als  Stodeiit 
oder  später  an  diese  Aufgabe  herantritt  —  auf  eine  laagRi 
wirre  Muslerkarte  von  Dogmen  und  Programmen. 

Die  Notwendigkeit  der  Entscheidung  zwischen  auseinandergphinifkB, 
ja  schroH  gegensätzlichen  Wegen,  und  damit  die  Gefahr  der  „KoB- 
fusion**,  bleibt  Niemandem,  der  zu  der  wirtschafts^politische-n  Arinat 
der  Gegenwart  sein  Teil  beitragen  möchte,  erspart.  FrOher  oder  spiter 
muß  sie  vollzogen  werden. 

Die  Divergenz  der   Ansichten   läßt  sich   nicht   dadurch    aiia  dar 
Welt  schaden,  daß  man  Politische  Oekonomie  erst  den  „reifen  KApiatt*" 
vortragt.     Erreicht  werden    kann   nur,    daß    die   Wahl    dea 
Standpunkts  erfolge  auf  Grund  hinreichender  Sachkenntnis   und 
liehst  unparteiischer  Erwägung  des  zum  klaren  Bewnßtaeia  gebi 
pro  et  contra. 
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Die  Wahrscbemlicbkeit,  daß  sie  80  erfolge,  ist  vorhanden,  wenn 
bereits  der  Student  an  die  Kontroversen  der  Politischen  Oekonomie 
herantritt,  wenn  ihn  bei  seinem  ersten  Schritte  auf  diesem  schlüpfrigen 
Boden  die  Hand  von  Dozenten  leitet,  die  mindestens  das  Streben, 
objektiv  zu  urteilen,  besitzen,  die  ihn  zur  Kritik  anregen  und  schulen, 
die  Fähigkeit,  aus  eigener  Vernunft  zu  wählen,  ihm  anerziehen  wollen. 

Wenn  dagegen  der  Student  „keinen  hört'%  sondern  erst  später  als 
Referendar  sich  sein  System  bereitet,  so  ist  das  Gegenteil  weit  wahr- 
scheinlicher —  weit  wahrscheinlicher,  daß  er  wählt  mit  der  „Objek- 
tivität der  Ignoranz",  daß  er  seine  Entscheidung?  trifft,  ohne  von  den 
Gründen  für  und  wieder  auch  nur  obenhin  zu  wissen,  viHfach  viel- 
leicht  ohne  auch  nur  zu  wissen,  daß  Überhaupt  ein  Streit  von 
Meinungen  besteht,  zwischen  denen  entschieden  werden  muB.  Gewiß 
—  nur  ein  reifer  Kopf  kann ,  ohne  in  die  Gefahr  der  Konfusion  zu 
geraten,  an  die  Aufgabe,  die  Probleme  der  Wirtschaftspolitik  zu  lösen, 
sich  wagen.  Aber  soll  der  Kopf  reif  werflen,  so  mnß  das  Studium 
der  Politischen  Oekonomie  auf  der  Universität  begonnen  werden,  — 

B)  Die  zweite  Gruppe  der  Gegner  lehnt  die  Forderung,  daß  be- 
reits im  Referendarexamen  Politische  Oekonomie  pfeprüft  werde,  des- 
halb ab,  weil  sie  —  wenigstens  für  die  Jus tizaspiranlen  —  die 
Erweiterung  des  juristischen  zu  einem  „recht-  und  Staats  wissenschaft- 
lichen'* Studium  als  unmöglich,  bezüglich  als  unnötig  erachtet. 

1)  Anbetracht  der  hohen  Ansprüche,  die  heute  an  sein  juristisches 
Wissen  gestellt  würden  und  werden  müssten,  könne  der  Student 
ohne  Verlängerung  der  Studienzeit  auf  mindestens  vier 
Jahre,  das  Plus  nicht  leisten.  Solche  Verlängerung  aber  sei  ab- 
zuweisen, weil  damit  die  juristische  Laufbahn  noch  kostspieliger  sich 
gestalte  als  bisher  und  Viele,  die  beute  sich  ihr  zuwenden,  fernbleiben 
würden. 

Zu  entgegnen  ist  erstens,  daß  die  ökonomischen  Konsequenzen  der 
Einführung  des  Quadrieunium  statt  des  Triennium  durch  Herabsetzung 
der  Dauer  des  Vorbereitunf^sdienstes  von  vier  auf  drei  Jahre  sich 
wettmachen  ließen.  Auch  in  dieser  kürzeren  Frist  verraaj,^  der  Referendar 
zum  Assessor  zu  reifen;  daß  dann  die  Herren  Vorgesetzten  sich  etwas 
mehr  wie  heute  vielfach  Üblich  um  seine  Ausbildung  bekümmern 
müßten  und  er  selbst  sich  gezwungen  sähe,  etwas  weniger  zu  kneipen  und 
zu  tanzen,  wäre  durchaus  kein  Schade. 

Zweitens,  daß  die  Verlängerung  der  Studienzeit  auch  in  dem 
Falle,  daß  eine  entsprechende  Verkürzung  der  Referendarsemester  nicht 
einträte,  sich  wohl  vcrteitigen  ließe.  Heute  vergehen  mindestens  acht 
Jahre,  ehe  dem  „stud.  jur/^  die  Möglichkeit,  Gehalt  zu  beziehen,  winkt; 
und  dann  dauert  es  immer  noch  einige  Jahre,  ehe  er  soviel  verdient, 
tun  ohne  Zuschuß  davon  mit  Familie  leben  zu  können.  Ein  Plus  von 
zwei  akademischen  Semestern  würde  die  Gesamtsumme  des  AufwandeSf 
der  dem  Justizaspiranten  bis  zum  Termin  der  Erlangung  einer  aua- 
kömmhchen  Position  erwächst,  im  Durchschnitt  höchstens  um  zehn 
Prozent  steigern.  Die  Zahl  derer,  die  dadurch  bewogen  würden,  von 
der  juristischen  Laufbahn  abzustehen,  dürfte  keine  große  sein.    Diese 
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Laufbabn  ist  auch  heute  schoo  eine  so  kastspielige,  daÜ  Uobeanklaki 
sie  nur  ziemlich  selten  einschlagen  —  ihr  ,,plutokratischer  C'bantad' 
würde  durch  Einführung  des  akademischen  QuadrieDDium  uicbt  waM^ 
lieh  verschäft  werden. 

Im  Vorigen  ist  angenommen,  daß  —  wie  behauptet  wird  —  Iff 
Student  auüer  suiude  sei,  innerhalb  des  Trienniuiii  auch  nach  die 
Politische  Ockonomie  zu  bewältigen.  Trifft  diese  Bebaoptang  $bfr 
wirklich  zu? 

Lassen  wir  die  Jünger  der  Themis  einmal  Revue  passieren,  Dk 
Einen  —  das  darf  als  „gerichtsnotorisch"  gelten  —  verbriogea  & 
größere  Hälfte  des  Triennium  ,,in  dulci  jubilo",  plagen  sich  mit  ite 
Jus  nur  während  zwei,  höchstens  drei  Semestern  und  kummeD  troiadea 
—  nicht  immer,  aber  oft  —  rite  durch  das  Examen.  An  der  zum  Erwerk 
des  politisch-ökonomischen  Wissens  erforderlichen  Muße  warde  ^  ihoa 
nicht  mangeln. 

Andere  nehmen  das  Studium  etwas  ernster.  Sie  schwäazeii  lidl 
grundsätzlich  wie  jene,  greifen  auch  bisweilen  zu  einem  Buche,  arteiM 
aber  zunächst  ganz  planlos  und  lässig,  um  erst  gegen  Ende  der 
Universilätsjahre  sich  zusammenzuraffen  und  unter  die  stete,  stnft 
Zucht  des  Repetitors  zu  treten.  Auch  diese  würden  durch  die  E^ 
Weiterung  des  Prüfungsgebietes  keineswegs  gezwungen,  einige  S^aester 
länger  zu  bleiben,  sondern  nur  gezwungen,  die  Zeit,  die  ^etlt  so  scbidl 
von  hinnen'\  verständiger  zu  nützen,  zu  lernen,  „durch  Ordnoug  Zdl 
gewinnen^V 

Wenn  auch  eine  „Betriebsstatistik*^   fehlt,   so  darf  doch  wohl  be- 
stimmt behauptet  werden,  daß  die  große  Mehrzahl  der  Recbtsb5rer  wi 
jener  oder  dieser  Kategorie  zählt,   und  ist  daraus   zu  schlieBeii,  dil  I 
für  die  große  Mehrzahl  die  Aufnahme  der  Politischen  OekoDomie  mtff] 
die  Examenfächer   eine  Notwendigkeit,   das  TrienDiuoi    zu  Obc^ : 
schreiten,  nicht  bedeuten  würde. 

Ein  Teil  —  eine  Minderheit,  doch  keine  „quantitö  n^ligeable^  - 
arbeitet  nun   aber  ja  mit  gleichem  Eifer  die  ganzen  sechs 
hindurch.     Wie  sollen  sie,   die  jetzt  schon  zur  Erledigung  eines 
rtThtswissenschaftlichrn  Studiums  alle  Kraft  und  Zeit   einsetzea. 
Plus  erbringen,  ohne  daß  die  Jurisprudenz  dabei  Schaden  leidet? 

Diese  Gruppe  wird  gebildet  einerseits  durch  die,  welche  befeiti] 
als  Füchse  so  viel  geistige  Reife  besitzen,  um  zu  begreifeu,  daS  drt, 
was  sie  in  diesem  einzigen  Abschnitte  des  Daseins,  in  dem  das  Iiidifi* 
duum,  frei  vom  Zwange  des  Amtes  wie  des  Erwerbsinteresses,  god 
selbst  verwaltet",  thun  oder  unterlassen,  sich  lohnen  oder  atraleo  wW 
für  immer;  und  so  viel  moralische  Reife,  um  demgemr.B  zu  handeln^ 
aus  der  goldenen  Freiheit  goldene  Früchte  sich  zu  gewinnen. 

Diese  Elite  stellt  das  feste  Kontingent  der  Besucher   der 
wissenschaftlichen  Kollegien  und  Seminare  —  aber  sie  ist  es  auch, 
schon  heute,   obgleich  kein  äußerer  Druck,    kein   ExamensmoUv 
hineintreibt,  teilnimmt  an  den  staatswissenschaftlichen  Vorlesungen  i 
Hebungen   —  deshalb   teilnimmt,   weil  sie  einsieht,   daß   letztere 
notwendige  Korrelat  ersterer  sind,  daß  durch  das  Studium  der  Polit 
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Oekonomie,  das  Interesse  an  der  Jurisprudenz  erböht  und  deren  Ver- 
ständnis erleichtert  wird").  Auch  ihr  würde  eine  Metamorphose  des 
„stud.  jur."  in  den  „stud,  jur,  et  cam/*  keineswegs  schwerfallen. 

Diese  Gruppe  wird  aber  gebildet  andererseits  durch  die  schwach 
Begabten,  die  sich  mühsam  durch  das  Gymnasium  gequält  haben  und 
nur  durch  eiserne  Energie,  durch  sorgsamste  Ausnutzung;  des  Triennium 
es  dahin  bringen,  daß  sie  das  Refereodarexanaen  bestehen.  Für  diese 
,^guten  Leute,  aber  schlechten  Musikanten"  würde  jene  Metamorphose 
allerdings  zur  Folge  haben,  daß  sie  entweder  länger  studieren  müßten 
als  bisher,  oder  —  falls  sie  hierzu  nicht  in  der  Lage  sind  —  eine  andere 
Fakultät  sich  wählen. 

Herrschte  Mangel  an  Justizaspiranten,  so  möchte  die  Rücksicht 
auf  diese  schon  jetzt  genugsam  belasteten  Elemente  den  Ausschlag 
gegen  die  Forderung  geben*  Das  Gegenteil  ist  aber  der  Fall.  Die 
Aufnahme  der  Politischen  Oekonomie  unter  die  Examensfächer  würde 
nur  bewirken,  daß  die  übergroße  Schaar,  die  heute  zu  den  Pforten 
des  Themistempels  drängt,  ein  wenig  sich  minderte.  Mit  Steigerung 
der  Ansprüche  würde  eine  durchaus  heilsame  „soziale  Auslese*'  ein- 
treten^). 

Wenn  er  etwas  mehr  Fleiß  einsetzte  wie  bisher  und  die  Arbeit 
etwas  rationeller  betriebe,  so  würde  der  Student  mit  Durchschnitts- 
begabung  das  Plus,  das  er  als  „stud.  jur.  et  cam/'  zu  leisten  hätte, 
innerhalb  des  Triennium  leisten  können. 

2)  Es  fragt  sich  aber  weiter:  muß  der  Justizaspirant  es  leisten? 
Liegt  die  Notwendigkeit  vor,  den  künftigen  Richter  oder  Anwalt  mit 
politisch-ökonomischem    Wissen  zu  bepacken? 

Für  die  Aufnahme  der  Politischen  Oekonomie  unter  die  Examens- 
fäcber  spricht  zunächst  die  Thatsache,  daß  die  Beschäftigung  mit 
dieser  Disziplin  dem  einen  Zweck  des  Rechtsstudiums  —  dem  Zweck, 
Bechtskenner  zu  erzielten  —  förderlich  sein  würde.  Denn  das  Ver- 
ständnis der  Rechtssätze  ist  zum  Teil  bedingt  „durch  eine  richtige 
und  klare  Erfassung  der  wirtschaftlichen  Vorgänge,  welche  den  meisten 
Rechtsverhältnissen  zu  Grunde  liegen*'  (Nasse,  S.  160)*). 

Man  beklagt  so  oft,  daß,  im  Vergleich  mit  den  Studierenden  an- 
derer Fakultäten,   reges  wissenschaftliches  Interesse   bei  den  Jüngern 


1)  Auf  die»e»  Tbenm  wird  atit«ti  (S.  704)  nilier  eii3g«gftii|;eu  «erden. 

t)  VkI.  Über  da^  Themu  „döa  rft[»poru  du  Droit  et  da  rEconcmiiti  pulitiqiie*'  die 
VefhAodlungen  der  Pariser  ,,Sacietd  d'Ec.  pol,*'  vom  7.  AogtUit  1897  (J.  doa  EcouoiniätiM, 
1897  Ati|nu»tbea,  8.  242^255), 

ffOn  compierait  —  »*g:te  Herr  BoissonAde  mit  Recht  —  ,tnio>DA  ficiJoineut  le 
ftombre  de»  inetUre«  de  droit  qui  eoiiüoent  k  I'^c.  pot.  que  le  uombre  de  ceUea  qai  y 
ftoot  (ftriuigirea** 

3)  VgL  P.  F.  Atohrott,  Die  Per«oiuilv«rb&1taisse  den  preuTsUcheD  Jaristeostmxide»| 
In  der  dettUtcben  Juriittenteitung,  Bd.  I,  8.   110. 

Die  JaMiBverwftUang  »oUe  ,tdurch  eine  rÜckKicbtilose  Ferohtltang  Aller  iiiJiidor< 
wattiger  Elemetite  gletcbseitig  euf  etue  Veraiioderatig  uud  auf  eiue  bessere  QuAlifikAtioii 
4m  JttrlatenAUndes  hiowirkeu'*. 

.  Kbidei  F,  Holtie^    Da»  judetiscbe  BeAmteotuin  n.  e.  w.^  S.  877;  n,  O.  L« 
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der  Themis  nur  selten  sich  zeige.  Dies  unerfreuliche  Faktom  iMl 
dann  erklärt  aus  dem  Einfluß  des  Couleur wesens,  an  dem  besoodera  «ii 
in  großer  Zahl  sich  beteiltgteD ;  oder  daraus,  daß  den  Studierendem  der 
Jurisprudenz  in  dem  Repeiitorium  ein  zwar  teueres,  aber  ziealkh 
rasches  und  sicheres  Mittet,  das  Exameu  ohne  Besuch  der  HMib 
und  ohne  Lektüre  wissenschaftlicher  Werke  zu  bestehen,  sich  dar- 
biete ;  oder  daraus,  daß  so  Manches,  was  ihnen  vom  Katheder  herab  g^^ 
lehrt  werde,  im  späteren  Leben  nicht  verwertbar  sei,  u.  s.  w.*) 

Einen,  wie  mir  scheint,  recht  wichtigen  Umstand  sucht  ma&inj 
der  Reihe  dieser  Erklärungsversuche  vergebens  —  den  Umstand,  da£| 
zufolge  des  „bisherigen  völligen  Auseinanderfallens*^'  von  Rechl&kiire 
und  Stuatswissenschaft,  zufolge  der  ,,bloß  formalistischeD  BehaoiUmifi 
der  Rechtsfrai^en'"  ^)  die  Studierenden  der  Jurisprudenz  nur  lemea, 
wie  der  Wille  des  Gesetzgebers  sich  entschieden  hat,  nicht  $bet 
weshalb? 

Damit    bleibt  das   Erkennen   auf  halbem    Wege   steheii*     Uonri 
Denken   will  jede  Willensäußerung   kausal   begreifen«    Zu  wissen,  dil| 
das  Gesetz   die  und  jene  Norm  ausspricht,  genügt  ihm  nicht ;  es  dringt 
weiter   nach  den  Ursachen  dieser  Norm.    Bleibt   die  Frage  ohne  Aal- 
wort,  so  verliert  die  Norm  an  Interesse. 

Gewiß:  vielen  der  Herren,  die  das  Fakultätsregister  xiereo,  Hill 
das  Manco  nicht  auf;  ihre  Abneigung  gegen  das  Jus  wurzelt  in  gm  i 
anderen,  weit  weniger  berechtigten  Motiven,  Aber  auf  einen  TeÜ,  to 
besseren  Teil  der  Studierenden,  wirkt  die  Thatsache,  daß  die  Joris^ 
prudenz  losgelöst  ist  von  Ethik  und  Politik,  wie  ds 
ihrem  Lerneifer  angelegter  Hemmschuh.  Sie  möchten  jeden  Bedtl»* 
satz  kausal  verstehen  als  organisches  Glied  eines  auf  ein  gegctoei 
soziales  Milieu  berechneten,  aus  den  Gesichtspunkten  der  Gerodllil^ 
keit  und  Zweckmäßigkeit  entworfenen  Ganzen,  Da  diesem  Streki 
nicht,  oder  wenigstens  nur  ausnahmsweise^),  Befriedigung  wird,  •» 
stellt  ein  Gefühl  des  Mißbehagens  sich  ein.  Die  Jurisprudenz  wird 
betrieben  wie  ein  „opus  operatum*\  an  dem  nur  so  viel  g€ 
als  mit  Rücksicht  auf  das  Examen  eben  gerade  geschehen  niuA, 

Einer  wie  großen  Quote  der  Rechtshörer  die  Einseitigkeit  der 
handlungäweise   zum  Bewußtsein  gelangt,   kaon   dahingestellt   bleÜNi*] 
Sieber  ist,  daß  Allen  das  Begreifen  und  Festhalten  des  Rechtsstofoir 
Bchwert  wird.    Weil  sie  vielfach  die  Ratio  legis  nicht  begreifen,  vermdgfi 
sie  den  Tenor  nur  durch  ödes,  qualvolles  Auswendiglernen   festzubahcft 


i)  V«rgl.  A.  B.  nocht  wi«  W.  ¥.  Elmn«  in  der  Deatschen  JurisUomeita«^.  IM,. 

S.  45  4,   Über    den  EioflnfB    der  ,,aQMcblieral!ebea    Darbietnng   reloriSiiiiAcbttii    ftwitii  \ 
Anfange  des  Unterraht»*'  sigt 

Der  Student  wird  ^^au»  dem  KoUe{(  hinftus»«  stiLtt  hiaeiogewdbut  ,  .  «  Mit  dtr  Id 
»m  r^EiiiNcheti  Becbt  aber  ^bt  die  Lust  um  Recht  überhaopt  verloren  aod  wird  «nt  •§ 
oder  gmr  nicbt  wiedergeftmdeti". 

2)  S>  o,  S.  686  dAA  ZlUC  atu  der  Rede  des  Raka&in  in  ister». 

3)  Mir  Ut  sebr  wohl  bekannt,  dafo  nuincbe  Dozenten  und  Scbriftatellir  eldl  I 
strebe D,  nicht  nor  dM  Becht  sa  erllutern,  eondem  encb  de«  Oerecbte  ttad  de«  ^Jfl>« 
im  Hecbt^'  xu  seigen. 

Aber  Eegel  bt  ee  nlcbt  —  k&nn  und  toll  es  eocb  niobl  werden.     8,  «•  fiw  f M* 
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—  mit  einem  Einsatz  an  Kraft  und  Zeit,  der  ganz  außer  Verhältnis  zu 
dem  Werte  des  Ergebuisses  steht. 

Das  Ideal  wäre  die  Einbeziehung  aller  Zweige  der  Staats* 
Wissenschaft,  die  für  die  Legislatur  der  Gc^a^.iiwart  in  Betracht  koramen^ 
Wenn  aber  auch  nur  die  Politische  Oekonomie  redpiert  würde,  so 
wäre  schon  viel  gewoimeci. 

Zunächst  springt  ins  Auge,  daß  damit  dem  Studium  desPrivat- 
rechts,;des  für  den  künftigen  Richter  oder  Anwalt  wichtigsten  Gebiets, 
gedient  wäre.  Manche  Bestimmungen  des  Eigentums-  und  Obli- 
gationenrechts beziehen  sich  ja  auf  so  einfache,  altbekautite  Verhältnisse, 
daß  hier  die  Ratio  sofort  einleuchtet  Aber  für  zahlreiche  Kapitel  des 
Privatrechts  gilt  das  Gegenteil:  die  große  Masse  der  Normen  des 
Imuiobiliarpfaitd-  und  Immobiliarerhrechts,  Plandelsrechts  —  besonders 
des  Rechts  der  Handelsgesellschaften  —  Wechselrechts,  Urheber*, 
Patent-,  Marken-,  und  Musterrechts  u.  s.  w.  würden  weit  leichter  gefaßt 
und  zu  dauerndem  Besitze  des  Geistes  erworheu  werden,  wenn  der 
Student  aus  der  Politischen  Oekonomie  Einsicht  in  deren  ,,materielleQ 
wirtschaftlichen  Inhalt**  *)  erlan^jt  hatte. 

Für  das  Studium  einzelner  Zweite  des  öffentlichen  Rechts  — 
so  besonders  des  Prozeß-  und  des  Straf  rechtes  —  wäre  allerdings  von 
der  Politischen  Oekonomie  keinerlei  oder  nur  ganz  wenig  Unterstützung 
zu  hoffen;  desto  mehr  für  das  des  Verwaltungsrechts. 

Wenn  der  Regel  nach  die  Studierenden  an  diese  Teildisziplin  so 
wenig  Arbeit  wenden,  daß  sie  im  Examen  auch  den  bescheidensten 
Ansprüchen  nicht  genügen,  so  hat  diese  Thatsache  einerseits  ja  ihren 
Grund  darin,  daß  herkömmlicherweise  die  Prüfungskommissionen  den 
Examinanden  nur  nach  seinem  privatrechtlichen  Wissen  beurteilen» 
ihm  selbst  gröbliche  Ignoranz  im  öffentlichen  Recht  nachsehen  ;  anderer- 
seits aber  darin,  daß  das  Studium  keines  anderen  Zweiges  der  Juris- 
prudenz in  dem  Maße  unter  der  nur  juristlBchen  Behandlungsweise 
leiden  muß  wie  das  des  Verwaltungarechts^). 

Die  Bestimmungen  des  Agrar-  und  Bergrechts,  Gewerbe-  und 
Verkehrsrechtä ,  Arbeiterschutz  -  und  Arbeiterversicherungsrechts , 
Finanzrechts  können  größtenteils  nicht  wirklich  „capierf*  sondern  nur 
„memoriert**  werden.  Das  Interesse  an  diesen  hochwichtigen  Materien, 
das  heute  so  tief  steht,  würde  ganz  außerordentlich  wachsen,  wenn 
die  Studierenden  durch  auch  nur  elementare  Kenntnis  der  Wirtschafts- 
und Finanzpolitik  die  Fähigkeit,  die  Normen  des  Volkswirtschafts-  und 
Finanzrechts  kausal  zu  begreifen,  erworben  hätten,  „Das  sieht  schon 
besser  aus,  man  merkt  doch,  wo  und  wie." 

Die  Reception  der  Politischen  Oekonomie  würde  keineswegs,  wie 
so  Viele  fürchten,  eine  unerträgliche  Erschwerung,  sondern  eher  eine 
Erleichterung  des  akademischen  Pensums  bedeuten. 

Dem  „stud.  jur.'^  wird  häufig  zum  Vorwurf  gemacht,  daß  er  in 


1)  8.  o.  8.  686  düA  CiUt  atu  der  B«dft  des  Kultusminiftlan. 

V)  KQr   du  Stallt »recUt   Ut,    atu    leicht   er«ichllich«]i  Gründen,    dor  Mingel  weit 

^m   LHiXU  Kolc«  Bd.  XIV  (LXlZ), 
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ZU  CDgem,  nur  fachwisBenscbaftlicbem  Kreise  sieb  bewege ;  mebr  Pliikh  < 
Sophie  und  Gescbichte  solle  er  treiben,  um  sich  zur  Höbe  all^emtiiMri 
BilduDg   emporzuheben*).     Gewiß  wäre   dies    zu   wünscbeo.     Vorcm 
aber  kann   die  Parole  nur  sein:   intensiveres,    nicht    extensiTcm 
Studium.     Inieusiveres  Studium  in  dem  Sinne^  daß  der  Stoff«  der  hcnte 
meist  nur  aus  dem  Gesichtsimnkte,  wie  ist  das  Gesetz,  studiert  wW, 
künftig  auch  aus  dem  Gesichtspunkte,  weshalb  ist  es  Gesetz,  stodiift 
werde  —    daß    die   juristische  durch   die   Staats  wissenschaftliche,  for 
allem  durch  die  politisch-ökonomische  Behandlungsweise  ergänzt  werde. 
Ergänzt  —  nicht  mit   ihr  verquickt!     Weder  im    akademischen  Vor- 
trag noch  im  Irehrbuch  dürfen  beide  Behandluo^s weisen  durcbeioaudtf* 
laufen.    Ein   klares  Nebeneinander  bezüglich  Nacheinander   soll  stau« 
finden   —   ein   Mischmasch    von    Rechtsanalyse    mit  Recbtsetbik  imd ' 
Rechtspolitik  wäre  noch  schlimmer  als  die  heutige  Einseitigkeit').  — 

Selbst  wenn  das  Studium  der  Jurisprudenz  nur  den  Zweck  hitli;, 
Rechts  kenn  er  zu  erziehen»  müßte  jene  Forderung  erhoben  werdtt. 
Es  bezielt  aber  Ja  weiter,  Rechts bildner  zu  erziehen;  und  auch  des- 
halb ist  die  Ansicht,  der  Justizaspirant  brauche  die  Politische 
mie  nicht,  zu  verwerfen. 

Die  Aufgabe,   dem  künftigen   Richter  oder  Anwalt    Intcrcatft^ 
den  Fragen  der  Recbtsetbik  und  RecbtspoHtik  einzuflößen,   fäUl 
ausschiießlicb  der  R  e  c  h  ts  g  e  s  c  h i  c  h  t  e  zu. 

Indem  sie  dem  Studierenden  das  bunte  Bild  ewigen  WerdefH  ^ 
Vergehens  entrollt^  kann  sie  bewirken,  daß  ihm  das  Recht  ¥od  beule. 
das  er  —  falls  er  nur  dieses  kennen  lernte  —  als  ein  Absolutes,  tU 
das  Recht  an  sich,  hinnehmen  möchte,  zu  einem  Relativen  imd 
damit  zu  einem  Problem  wird.  Daß  er  sich  fragt:  wird  die  heutiiic 
Ordnung^  die  er  kraft  seines  historischen  Wissens  begriffen  bat  als 
das  Produkt  bestimmter,  auf  ein  bestimmtes  soziales  Milieu  besogowr 
Ideen,  weiter  danern  oder  das  Schicksal  ihrer  Vorgänger  tetbaf 
Und,  um  sie  zu  beantworten,  weiter  fragt:  hat  das  soziale  Milteu  Äi 
inzwischen   gewandelt;    und  ferner:    bekennen  wir  uns  noch  in  im 


1)  S.  0,  8.  683  dea  ErUr«  des  fiuUQsmtnUter»  von  189 S. 

8)  C.  Sartoriti»   »cbrailjt    b    »einer  Retension    voo    O.  M  «j«rV  L«kr^Mi  4b' 
VttTWftltitiigsreebU :  ^,inAti  iitt  im  Priusip  Qber  die  Selbständigkeit  de»  V«rwm]tiiii|(neehti 
and    ifliner    Aufgabe    ge^onii^er     der    Verwa^ltangs  f  e  b  r  e    eioig.  .    ,  .      Dm    tiiifuiiiitew, 
poUCUchen»  wirtscbaftncheo  Erörterungen  sind  iu  der  TtiAt  die  AosiiAfer  «ineis  lA  f^^Aif 
überwundenen  wissen  seh  ftftlicbeu  EntwiclielangssUdtaini/' 

Er  lobt  G.  Mejrer,  duh  er,  tt^^^  du  geltende  Recht  juilengt,  mit  der  jurktbcte 
Methode  £rn»i  gemacht**,  iich  „dorchAUs  in  den  Bfthuen  «treng  ju  r  ietieeber  Kr* 
Örterang  bewegt,  Erwflgungea  sozial poütiAcben,  wirtaefaaaiicbeo  labiilts  mmyIHC^  vH* 
mieden^*  babe.  „U«ber«U  ist  er  bestrebt,  dem  juti»tiacb«D  Gebait  der  l?i  ( hliiiHMJülftM 
nacbstigebeo,** 

Auch  ich  begrUr««  diese  reiiitiche  Scheidung  aU  i^inen  Fortschritt  K«f-  littia  4m 
Stadenten  die  MSgüchkett  offen  »tehen,  aus  einem  Lehrbuch  der  ,yVenralXtt«4(ilikrff* 
—  des  gleichen  oder  eines  anderen  Aators  —  die  ethisch^iiotitiscb^D  EeebCaftasI' 
•  Itte  kennen  tu  lernen,  ans  denen  die  geltenden  Reehttsllte  fifliriwn  litti«  wi 
ihm  d«r  Zwang,  solche  Kenotnii  su  gvwtuuen,  Aufgefegt  w«rd«ii. 

Gerade  für  das  VarwaUnogi recht  ist  diM  mit  b«iOBdftn»m  £2«ekdYttek  Si  itt' 
d«ni.     9-  0.  8.  705. 
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glSclieD  Anschauungen  vom  Gerechten,  den  gleichen  rechtsethischen 
Doktrinen,  und  zu  den  gleichen  Anschauungen  vom  Zweckmäßigen»  den 
gleichen  rechts  politischen  Doktrinen  wie  unsere  Väter,  die  dies 
Recht  schufen,  das  wir  von  ihnen  geerbt?  Entspricht  das  Recht,  das 
ist,  dem  Recht,  das  sein  sollte  —  und  wenn  nicht,  worin  und  wie 
ist  es  umzubilden  oder  weiterzubilden*)? 

In  manchen  Gehirnen  mag  solche  Wirkung  sich  einstellen;  aber 
gewiß  nicht  in  allen.  Viele,  vielleicht  die  meisten,  werden  nichts  ge- 
winnen als  das  Verständnis  der  historischen  Entwickelung,  werden  den 
Trieb  zur  Kritik  des  Rechts  von  heute  und  zur  Mitarbeit  am  Bau  der 
Zukunft  nicht  spüren. 

Erst  wenn  die  Politische  Oekonomie  hinzutritt,  ist  die  Gewähr 
dafür,  daß  dieser  Trieb  erwache,  gegeben 2). 

Als  theoretische  Wissenschaft  (Wirtschaftsgeschichte  und 
Wirtschaftstheorie)  will  sie  das  Wirtschaftsleben  der  Vergangen- 
heit und  Gegenwart  kausal  verstehen  —  d.  h*  die  Thatsachenbestände 
verstehen,  die  dem  Recht  von  einst  und  dem  von  heute  (soweit  es 
eben  auf  wirtschaftliche  Verhältnisse  sich  bezieht)  zu  Grunde  liegen. 
Und  als  praktische  Wissenschaft:  1)  absolute  Normen  geben  für  das 
Seinsollen  auf  dem  sozial- wirtschaftlichen  Gebiet  (Wirtschaf ts- 
ethik);  2)  beurteilen,  inwieweit  das  Seiende,  das  Wirtschaftsleben, 
das  ist,  sich  deckt  mit  dem  Seinsollenden  —  inwieweit  nicht,  und  3) 
beurteilen  die  relativen,  d.  h.  nach  Zeit  und  Ort  variablen  Mittel, 
durch  die  der  Widerspruch  zwischen  Ideal  und  Wirklichkeit  bekämpft 
werden  könnte  (Wirtschaftspolitik^). 

Als  theoretische  Disziplin  ist  die  Politische  Oekonomie  eine  not- 
wendige Hilfswissenschaft  der  theoretischen  Jurisprudenz  —  der  Rechts- 
analyse*  Als  praktische  Disziplin  eine  notwendige  Hilfswissenschaft 
der  praktischen  Jurisprudenz  —  der  Rechtsethik  und  Rechtspolitik. 
Allerdings  giebt  die  Wirtschaftsethik  ja  nicht  nur  Normen  für  das 
Becht  der  Wirtschaft  und  zieht  die  Wirtschaftspolitik  außer  ihm 
noch  manches  Andere  in  den  Kreis  ihrer  kritischen  und  reformatorischen 
Betrachtung  ein.  Aber  für  jene  wie  für  diese  bildet  das  Recht  der 
Wirtschaft  als  einer  der  vornehmsten  Kausal faktoren  des  Wirtschafts- 
lebens einen  Hauptgegenstand. 

Wird  das  Studium  der  Politischen  Oekonomie  obligatorisch,  so 
muß  jene  Wirkung   sich   einstellen,   die  das   Studium  der  Rechtsge- 


1)  Vergl   \\ .  V.  Blume,  in  der  Deatsclien  JaristaDzeUoii^^  Bd.  1,  S.  455: 
Di«  Recbt9KQ»cbkhte    .«aoU    dem   Juristen  Verständnis    für   das  Werden   des  Rechts 
D«o,   um  ihn    su    befEbif^eti^   sq  des6«n  Kor  tbil  düng    zu  srbetten.    indem  sie  ihm 
I  v«rgsng«oen  Zeiten  die  Haroioxiie    oder  Diaharmonie  vc»n  Recbtsbedürfnis  and  Rechts* 
BUg  s^igt,  toll  sie  ihn  lehren,  das  moderne  Recht  au  den   Forderungen  des 
I««btnt  tu  messe  a/' 

t)  Tgl.  W.  ▼.  Blume,  a.  a.  O.,  8.  456; 

Die    Rechtsgeecbichte   bedflrfe    ,.iur   ErftUlnog   ihrer    hohen  Aufgab«    driogead  dar 
Unlarst&txutjg  der  Nationalökonomie.** 

Er  fttgt  hinsu :  ,,und  der  Kultorgeschtcbte**.    In  erster  Linie  eben  der  Geschieht«  der 
wlrtacbaA lieben  Kultur  der  Gegenwart,  deren  Verständnis  die  Nationalökonomie  ?ermltt«U. 
»)  Vgl.  B.  Dietael,  Tbooretiidio  Soaialökonomik,  Bd«  1,  8.  S9— 31. 
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icUehte  mir  inO^klienieiBft  erg^t  —  muS  wenigstens  dis  Wiit« 
scbiftsrecbt  von  baote den  Slodieiaideii  ca  einem  ProblecB  watm, 
mui  das  lolereBse  aa  den  das  sorial-wtrtsebafilicbe  Gebiet  b* 
treffenden  FriLsen  der  Beditsethik  tmd  Rechtspolttik  aaflebett. 

Aber  ilurtb  Bexeptioii  der  PoUtischeo  Oekooamie  wilitle  fam 
auch  ein  Erfolg  emelt ,  deo  das  Sitidiam  der  Rechisgescliidits  #» 
battpl  nicht  erziekn  kann.  Dem  auf  die  Gegenwart  gerichtecen  elhael^ 
poKtiscfaeD  Denken  Termag  das  recbtsbistorische  Stadium  iodem  ei  m 
Erkenntnis  von  Analogien  zwischen  einst  OBd  bente  führt,  wob!  » 
zelne  Fingerzeige  zu  bieten«  Aber  einen  auch  nur  einigennaBeo  » 
verlässigen  Wegweiser  f^r  das  Thnn  und  Lassen  der  Lebenden  Uüm 
solche  Analogieschlüsse  nimmermehr.  Die  Gegenwart  ist  nor  am  Hs 
selbst  voll  zu  verstehen,  die  Ziele  und  Mittel  der  Um*  und  Wdterfaü* 
duDg  des  (geltenden  Wirtschaftsrechts  lassen  sich  nur  aus  der  Erkenatiait 
der  Ideen,  die  heute  miteinander  ringen,  und  der  Bedörfnisac  lori 
Kräfte,  die  beute  walten,  ableiten  ^}.  Dem  künftigeo  Richter  oderAnwak 
diese  Erkenntnis  zu  erschließen  und  ihn  so  mit  der  Fähigkeit  znr  kar- 
rekten  Lösung  jener  das  Recht  der  Wirtschaft  betreffenden  fngm 
aaszuBtatten ,  nicht  nur  das  Wollen,  sondern  auch  das  VoUbringi»  m 
erwecken,  ist  die  spe^sifische  Funktion  der  Politischen  Oekooo]ni& 

Unser  heutiges  Wirtschaftsrecht  ist  empfangen  aus  dem  Geilte 
der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts,  Ihm  galt  das  lodividial- 
prJDzip  als  die  ethische  Grundnorm  —  die  soziale  Ordnung,  so  laattt 
das  allgemeine  Credo,  habe  ihren  vornehmsten  Beruf  darin,  die  Um 
der  Gleich werthigkeit  der  Individuen  zu  verwirklichen.  In  Anwendag 
auf  das  wirtschaftliche  Teilgebiet  des  Gesellschaftslebens  ergab  mk 
das  Postulat,  daß  kein  Individuum  in  seinem  Streben  nach  matefkUci 
Gütern  fiehemmt  oder  gefördert  werden  dürfe  durch  das  EmgmUm 
der  kollektiven  Potenzen  —  Staat,  Gemeinde,  Berufsverband,  Faiaffii; 
m,  a.  W.,  daß  jedem  Individuum  die  gleiche  Möglichkeit  offentete 
müsse,  seinen  wirtschaftlichen  Wert  zu  erweisen  durch  eigeoe  TIhI 
—  in  stolzer  Selbstverantwortlichkeit  sein  wirtschaftiches  Sehidfi»! 
kraft  seiner  Individualität  zu  gestatten. 

In  Konsequenz  dieses  Postulats  wurde  von  den  Führern  des  junfei 
Liberalismus  das  Wirtschaftsrecht  der  Zukunft  entworfen ,  aofgöbanl 
auf  den  Fundamentalinstitutionen  des  Sondereigentums  und  der  Ver- 
tragsfreiheit. Sie  glaubten,  daß  der  Forderung  voller  wirtschafUidwr 
SelbstverantwortHchkeit  aller  Individuen  nur  dadurch  —  jedenfaUs  tm 
sichersten  und  einfachsten  dadurch  —  zu  entsprechen  sei,  daß  jeda 
Partikel  der  sozialen  Gesamthabe  an  Arbeit,  Boden,  Kapital 
worfen  werde  dem  souveränen  Willen  eines  Individuum,  das  mit 
Individuen  nur  soweit  in  wirtschaftliche  Beziehungen  etnzutreieo 
sich  deren  Willen  nur  soweit  zu  beugen    brauche,  als  es  ihm  bdiebl» 

Sondereigentum  und  Vertragsfreiheit  —  die  äuflero,  poUtiadieD 
Mittel,  durch  die  nach  Ansicht  der  Quesnay,  Smith  u,  «^  w.  jmt 
ethische  Grund  norm  auf  sozial-wirtschaftlichem  Gebiete  zur  Tbat  werdeo 


1)  y^l.  B.  0i«tm«l,  Tb«QretUebe  SoualokanoiDllE»  B(L  I^  S.  1U--1IA* 
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isollte  —  wurden,  nach  einigeo  Jahrzehnten  des  Kampfes  mit  den  Ver- 
tretern des  ancieu  regime,  zu  Grundpfeilern  des  neuen  Wirtscbafts- 
rechts.  Das  Samteigentum,  dem  das  frühere  Wirtschaftsrecht  einen 
breiten  Raum  zugelassen  hatte,  wurde  bis  auf  spärliche  Reste  beseitigL 
Fast  alle  die  Fesseln,  die  einst  das  Recht  des  Individuum,  über  sich 
selbst  und  seinen  Besitz  nach  eigenen  Gutdünken  zu  verfügen,  einge- 
eogt  hatten,  tieleiK  Die  „Regulierung''  der  wirtschaftticheo  Beziehungen 
der  Individuen  wurde  auf  wenige  Fälle  beschränkt  Der  Staat,  der 
sich  einst  als  Obereigentümer  der  Arbeit,  des  Bodens,  des  Kapitals 
des  Volks  und  als  Generaldirektor  der  Volkswirtschaft  geriert  hatte, 
gab  nunmehr  die  Theorie,  daß  „omnia  sunt  principis'',  auf  und  über- 
ließ, der  Regel  nach,  den  Individuen  die  Selbstverwaltung  ihrer  wirt- 
schaftlichen Interessen,  steckte  den  Kreis  seiner  legislativ-administra- 
tiven Bethätigung  viel,  viel  enger  ab  als  einst  Das  moderne  „libe- 
rale*' Wirtschaftsrecht  —  das  private  wie  das  ööentliche  —  erhielt 
ein  von  dem  Wirtschaftsrecht  der  absolutisch-merkantilistischeo  Epoche 
durchaus  verschiedenes  Gepräge. 

Solange  nun  die  herrschende  Meinung  dahin  ging,  daß  Sonder* 
eigentum  und  Vertragsfreiheit  —  „laissez  faire*'  —  der  wirtschafts- 
politischen Weisheit  letzter  Schluß  sei,  ließ  sich  dagegen,  daß  die  Vor- 
bildung unserer  Richter  und  Anwälte  eine  rein  juristische  war,  kaum 
etwas  einwenden. 

Der  sozial*wirtschaftliche  Idealstatus  schien  ja  erreicht  Nach  dem 
Zeugnis  eines  ihrer  akademischen  Vertreter  stellte  die  Wirtschaftspolitik 
^das  Bild  einer  sich  selbst  vernichtenden  Wissenschaft'*  dar.  Nicht 
Umbildung,  sondern  nur  Fortentwickelung  des  Wirtschaftsrechts  auf 
den  bereits  vorhandenen  Grundlagen  —  folgerichtige  Verwirklichung 
der  Prinzipien  des  Sondereigeutums  und  der  Vertragsfreiheit  —  schien 
die  Aufgabe  der  Staatskunst  des  XIX.  Jahrhunderts  zu  sein. 

Heute  aber,  wo  dieser  schöne  Glaube,  als  ob  wir  lebten  „in  der 
besten  der  möglichen  Welten'',  unter  einer  mit  der  seinsollenden  nahezu 
voll  sich  deckenden  Ordnung,  verflogen  ist  —  beute,  wo  von  Millionen 
Staatsbürgern  die  Umbildung  unseres  Wirtschaftsrechts  gebieterisch 
geheischt  wird  und  der  Staat  diesem  Drängen  schon  manche  Zuge- 
ständnisse gemacht  hat  —  heute  ist  es  ein  uuabweisliches  Bedürfnis,  daß 
der  „stud.  jur."  in  den  ,,stud,  jur.  ex  cam/*  sich  wandle. 

Auch  der  Geist  des  XIX.  Jahrhunderts  glaubt  noch  an  die  ethische 
Grundnorm  von  der  Gleichwertigkeit  der  Individuen  und  an  deren 
Konsequenz,  daß  jeder  „der  Schmied  seines  Glückes'^  sein,  nach  eigenem 
Verdienst  seinen  Teil  am  Gesamtprodukt  empfangen  solle.  Aber  Zweifel 
herrscht,  ob  denn  das  heutige  Wirtschaftsrecbt  diesem  i*ostulat  diene; 
behauptet  wird,  daß,  solange  Sondereigentum  und  Vertragsfreiheit  be- 
steben, die  „lionjunktur'\  nicht  das  eigene  Verdienst  des  Individuums 
dessen  wirtschaftliches  Schicksal  bestimme. 

Einengung  der  Sphäre  des  Sondereigentums,  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  —  von  der  Notwendigkeit,  unser  Wirtschaftsrecht  nach 
dieser  Seite  hin  zu  modeln,  sind  auch  Viele  überzeugt,  die  von  einer 
Umkehr  der  heutigen  Ordnung  in  ihr  Gegenteil  —  in  eine  Ordnung, 
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deren  FitndameBtaliDStitutionen  Staatseigentum   an    allen   Mitldbi 
Wirtschaft  und  Staatsleitung  aller  wirtschaftlichen  Aktiaoeii  der 
viduen  wäreo^  nichts  wisseu  wollen. 

Aus  Dogmen,  die  sie  für  mehr  denn  zwei  OeoeraticiDeii 
Bind  die  FiiDdamentalinstitntionen  unseres  Wirtschaftsrecbts  beute 
„Fragen" ;   aus  einem  gegebenen  ist  unser  Wirtscbaftsrecbt 
einem  „Problem"  geworden. 

Man  mag  über  jene  reformatorischen  und  revolutionareo 
deuzen  urteilen,  wie  man  will  —  Manchestermänoer  wie  Kmii 
Sozialisten ,  Sozialdemokraten  wie  Agrarier  und  Zünfiler  olOSMt  iUM 
übereinstimmen,  daß  bei  dieser  Lage  der  Dinge  den  künftjgen  Jiffista 
das  Studium  der  Politischen  Oekonomie  zur  Pflicht  zq  macbeo  sei 

Ein  großer  Teil  der  Lebensarbeit  unserer  Richter  und  AsMiSt 
vollzieht  sich  auf  dem  Felde  des  Wirtschaftsrecbts.  IndeiD  sie  dflfd 
Jabre  hindurch,  oft  nahezu  unausgesetzt,  sich  mit  ihm  zu  bcschifi^P 
haben,  kommen  sie  in  die  Lage,  seine  Wirkungen  zu  Wohl  odfir  Wcte 
des  Volkes  genau  und  allseitig  kennen  zu  lernen  —  werden  sk  m 
Sachverständigen,  die  an  erster  Stelle  berufen  wären,  das  Wirtschafte 
recht  da,  wo  es  Mängel  und  Lücken  aufweist,  weiterzubilden,  ba% 
lieh  umzubildeu. 

Aber,  die  Gewähr  dafür,  daß  sie  solche  Mängel  und  Locken  mrtm 
und  äuden,  ist  nur  gegeben,  wenn  ihnen  durch  das  Studium  derNI- 
tischen  Oekonomie  der  Sinn  geöShet,  das  Auge  erscblofisen  isL  Nor 
wenn  systematisch  in  ihr  geschult,  werden  sie  die  Ergebnisse  der  Eimct* 
fälle,  die  der  Beruf  ihnen  unterbreitet,  fruchtbringend  xu  nDtzen  i«r- 
mögen ;  sonst  bleibt  dies  kostbare  induktive  Material   taubes  Geitan 

Wohl  ist  die  Kenntnis  der  Wirkungen  des  Wirtscbaftsredits  nod 
tiefer  und  lebendiger  bei  denen  die  sie  an  ihrem  eigenen  Lette 
erfahren  —  bei  deu  Landwirten,  den  Fabrikanten,  den  HandwerkcfS» 
den  Kaufleuten,  den  Kapitalisten,  den  Arbeitern*  Aber  das  Uftsl 
dieser  ist  parteiisch  gefärbt,  ist  getrübt  eben  dadurch,  daB  ihr  mgmm 
Wohl  und  Webe  von  der  Gestaltung  des  Wirtschaftsrecbts  uMriiaif 
Weit  eher  als  diese  Interessenten  vermögen  die  Juristen,  die  iiiliwhil 
der  Arena  der  wirtschaftlichen  Kämpfe  stehen,  objektiv  zu  sehm  ni 
zu  sagen,  was  gerecht  und  zweckmäßig  ist  im  Recht,  was  oidit. 

Es  liegt  im  Interesse  des  Voiksganzen,  daß  die  Juristen  die  üU* 
gung  und  Befähigung,  diese  Aufgabe  zu  lösen,  gewinnen;  es  liegt  «kcr 
nicht  minder  in  ihrem  eigenen  Interesse. 

Wenn  sie,  weil  der  Politischen  Oekonomie  unkundig,  an  jaMi 
Fragen  achtlos  und  verständnislos  vorübergehen,  wenn  sie  nidU 
erstreben  und  können,  als  das  geltende  Wirtschaf tsrecht  aasiges  mi 
anwenden,  so  ist  das  ein  für  sie  unwürdiger  Zustand. 

Es  muß  mit  dem  scharfen  Worte  Kirchmann's  von  1818  — 
das  Kahl  in  seinem  „Lehrsystem  des  Kirchenrechts  und  der  KJidM- 
Politik''  wiederholt  —  als  etwas  „Klägliches''  bezeichnet  werde%  wem 
die  Jurisprudenz  „die  Politik  von  sich  aussondert  und  di*' 
mit  sich  selbst  für  unfähig  erklärt,  den  Stoff,  den  Gaaf 
der  neuen  Bildungen  zu  beherrschen  oder  auch  norsi 
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leiten,  während  alle  anderen  Wissenschaften  dies  als 
ihren  wesentlichsten  Teil,  als  ihre  höchste  Aufgabe 
betrachten^S 

Die  „Fragen^'  sind  da,  das  geltende  Wirtschaftsrecht  ist  „Problem^' 
geworden.  Die  Fragen  müssen  beantwortet,  das  Problem  muß  gelöst 
werden  —  mögen  unsere  Juristen  an  dieser  Aufgabe  mitarbeiten  oder 
nicht  Aber  ihrer  wQidiger  und  dem  Volksganzen  heilsamer  wäre,  daß 
sie  mitarbeiten  —  daß  die  Metamorphose  unsres  Wirtschaftsrechts 
erfolge  nicht  nur  durch  die  Faktoren,  die  heute  in  erster  Linie  stehen  — 
die  Wortführer  der  wirtschaftlichen  Gruppen,  die  Parlamentarier,  die 
Journalisten,  die  Professoren  der  Staatswissenschaft  —  sondern  unter 
regster  Anteilnahme  der  einstigen  „stud.  jur  et  cam/\  der  auf  der 
Universität  rechts-  wie  wirtschaftswissenschaftlich  vorgebildeten  Juristen. 

Ohne  für  „Advokatenparlamente'^  zu  schwärmen,  darf  man  doch 
bedauern,  daß  in  unseren  deutschen  Volksvertretungen,  besonders  auch 
im  preußischen  Landtag,  die  Juristen  verhältnismäßig  zu  spärlich  ge- 
säet sind  —  daß  dem  „Chor  der  Landräte^'  ein  relativ  gleich  starker 
,,Chor  der  Richter  und  Anwälte*'  nicht  gegenübersteht 

Diese  Thatsache  hat  ihren  Grund  in  der  heutigen,  rein  juristischen 
Vorbildung,  die  bei  der  großen  Mehrzahl  den  Trieb  und  die  Kraft, 
das  geltende  Recht  ethisch-politisch  anzuschauen  und  zu  beurteilen, 
nicht  auslöst  —  in  der  heutigen  Studienordnung,  die  es  versäumt,  den 
Studenten  auch  nur  einen  systematischen  Ueberblick  über  „die  Grund- 
lagen der  Staatswissenschaften*'  aufzuzwingen.  — 
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Eleinhandel,  Eonsumvereine  und  Warenhäuser  >). 

Von  Dr.  Johannes  Wernicke. 


DaTs  unser  Eleinhandel  in  manchen  Branchen,  Städten  und  Oegen- 
den  längst  nicht  mehr  auf  Kosen  gebettet  ist»  ist  eine  bekannte  ThaUachsi 
Die  Umstände,  welche  auf  die  bedrängung  und  auch  teilweise  Yerdrin- 
gung  des  Klein-  und  Zwischenhandels  hinwirken,  sind  mannigfacher  Hator 
und  mehr  oder  weniger  ebenfalls  bekannt.  Sie  haben  ihre  Wurzeln  ia 
ebendemselben  Prozesse,  der  die  Umbildung  und  teilweise  Zerreibong  des 
früheren  Handwerks  zur  Folge  gehabt  hat. 

Während  man  lange  Zeit  nur  auf  die  Symptome  einer  in  der  Tiefe 
der  Volks-  und  Weltwirtschaft  vor  sich  gehenden  Revolution  Acht  gab, 
Symptome,  welche  sich  als  Bedrängung,  Zerstörung  und  Niedergang  be- 
stehender wirtschaftlicher  Kategorien  darstellten,  hat  man  nach  und  nach 
einen  tieferen  und  genaueren  Einblick  in  diesen  Umwandelungsproxefi 
gewonnen,  der  auf  der  einen  Seite  zerstört,  auf  der  anderen  aber  auch 
Neubildungen  schafft,  welche  an  die  Stelle  der  alten  Gebilde  treten. 

Dieser  Frozefs,  ursprünglich  technischer  Art,  auf  der  immtr  weiter 
gehenden  Entwickelung  der  Technik  und  Anwendung  der  Damplkraft,  auf 
der  Ersetzung  der  Menschenkruft  durch  die  in  Maschinen  gebannten  >'atur- 
kräfte  beruhend,  der  als  immanentes  Prinzip  die  Vergröfserung  der  Be- 
triebe und  des  Umsatzes  und  fortschreitende  Arbeitsteilung  und  Speziali- 
sierung in  sich  trug,  wandelte  so  die  Produktion  aus  der  handwerks- 
mäfsigen  und  der  Manufaktur  im  eigentlichen  Sinne  in  die  kapitalistische 
Grofsbetriebsform  auf  allen  den  Gebieten  um,  wo  eine  massenhatte  Er- 
zeugung und  ein  Massenumsatz  der  Waren  möglich  und  geboten  war. 
Diese  Grofsbetriebsform  ist  aber  nicht  etwas  yöUig  Neues  und  Spezifische« 
unseres  Jahrhunderts,    sie  hat  —  für   den  Export  —  bereits  im  yorigen 

1)  Diese  Abhandluug  war  bereits  fertig  ge&tellt,  ehe  dem  Verfasser  die  Arbeit  vod 
K.  Thiess,  „Die  KoDüumvereine  und  die  Deueate  deuU»che  Wirtschaftspolitik**,  im  Archit 
für  soziale  Gesetzgebuug  etc.  Bd.  X,  U.  1,  1897,  vor  Augen  kam.  Sie  konnte  daher 
nicht  mehr  verwertet  werden. 
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Jakrhundert  bestandeii  und  ist  für  einen  entwickelten  AuTsenhandel  auch 
uneütbehrlich.  Daffl  auf  indiiÄtrieUem  Qebiete  der  Grofabetrieb,  mag  er  nun 
die  Form  der  Fabrik  oder  der  HauAiDdustrie  wählen,  weit  leiatungsfHhiger 
ist  als  wie  der  Kleinbetnebf  gilt  heute  ale  unbe  st  ritte  ues  Axiom.  Die- 
jenigen  Länder»  welche  die  wisaen&chafthch  und  praktisch  am  weitesten 
ausgebildete  Technik  besitzen  und  dieselbe  in  den  Formeu  des  GrofB- 
betriebeß  verwerten»  sind  deshalb  auch  den  in  dieser  Beziehung  zurück- 
gebliebenen Ländern  durchaus   überlegen. 

Wir  sind  berechtigt  aus  der   thati^ achlichen  Entwickelung  der  Dinge 
folgenden  Batz  lu  abstrahieren; 

Die  Eotwickelung   der  Technik    und   die    rationellere   und    ökono- 
mischere Ausgestaltung  der  Industrie  zur  Grofsbetriebsform  yernichtet 
zwar  einen  Teil  des  alten   Handwerks^    schafft  aber  dafür  einen  aui- 
steigeoden  Arbeiterstand»  deasen  obere  Schichten  zuBammen  mit  dem 
technischen    und    kaufmännischen  Beamten  personal  einen    neuen  und 
gegen  früher  höheren  Mittelstand  bilden. 
Vom  iSiandpunkt  der  Weltwirtschaft  aus  kann  man  daher  nichts  Besseret 
thun,  ab  diese  Entwickeluug  zu  fördern    und  zu  besohieunigen,  denn  auf 
ihr  beruht   die  Kookurrenztahigkeit   der  Nationen    auf    dem   Weltmarkte, 
Diese  soziale  Evolutioo^  welche»  kurz  gesagt,  die  ökonomischere 
Ausgestaltung  der  auf  der  modernen  Enttaltung  uud  An- 
wendung   der    Technik    beruhenden    Volkswirtseh aft    be- 
deutet, fuhrt  naturgemäTs  über   munche  Leiohen    der    kleinen   und  diesem 
Prozesse    nicht   gewachsenen    Unteroehmer.       Für  den    Eiuzeinen    ist    das 
sehr  bedauerlicb,  fürs  Ganze  aber  bedeutet  dieser  sozial-ökonomische  Frozefs 
einen  ungeheueren  Fortschritt,    da    er   durch    stete  Verbilligung  der  Fro- 
duktiooskoeten  und  der  Wareu preise    die  Lebenshaltung    der  Massen  hebt 
and  Terbessert. 

Der  Kapitalismus,  d.  h.  die  KonzeDiration  der  Produktion  und  die 
maächioelle  Ausgestaltung  derselben,  welche  früher  so  verschrien  und 
Migegritfen  wurde ,  sie  wird  so  im  Dienste  der  Menschheit  immer  mehr 
Wohlthäter  derselbeu.  Der  Soziali smus  leugoet  daher  auch  nieht 
lehr  die  Notwendigkeit  der  W eiteren twiekelung  auf  dieser  Bahn,  er 
bekämpft  nur  noch  die  Ausbeutung,  den  Mehrwert,  den  der  UnterDehmer 
den  Arbeitern  Ton  ihrem  Lohne  angeblich  abzieht.  Je  mehr  aber  der 
Zioslurs  sinkt  und  der  Lohn  steigt,  je  mehr  wird  dtm  Sozialismus  auch 
diesa  Wafi'e  entwunden  werden.  Die  Natur  korrigiert  sich  selbst;  auch 
auf  dem  ökonomisch- sozialeu  Ue biete  wird  die  Technik  ausgleichend  wirken 
und  die  Ideale  des  Sozialismus  allmählich  durch  Verbesserung  und  Er- 
höhung der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  immer  mehr  erfüllen  und  so  den 
Sozialismus  selbst  überÜüssig  machen.  —  Neben  dieser  Entwickeluug  aui' 
dem  (iebiete  der  Produktion  gebt  auch  eine  Verschiebung  und  Umwälzung 
aoi^  dem  des  Handels  her.  Wir  haben  hier  folgende  Unterscheidungen 
xu  macheu : 

1 )  Die  Form  des  ü  r  o  I  s  b  e  t  r  i  e  b  e  s  greift  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Handels  mehr  und  mehr  Platz:  Warenhäuseii  Versaud- 
geiohäfte,  Brnzare  eto. 
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2)  Eine  Reihe  tod  Fabriken  und  ander eo  ProduktiTbetrieiMO 
den    direkten   Äbaatz    an    das   Publikum    auf  unter   üa 
Zwiscbenli&Ddele,  so  namentlich  Tuch-,  Tabak*  etc.  F&brikan, 
len  etc.   —  Yersaudgeschäfte  etc. 

3)  Die  einzelnen  KoDsumenten  thun  sich  zu  Warenbesuga-p    Komi 
vereinen,  zustimmen^  um  die  Spesen  und  den  Qevinii  das  V 
haodelB  selbat  zu  geniefsen. 

Allen  diesen  Neubildungen  iet  die  Grundtendenz  der  Entwickeloig  i 
zum  Cirofftbetrieb  oder  zum  direkten  Warenbezug  und  zur  Umgebiittg  tei 
zweiten  und  dritten  Hand  gemeiuBam.  Hatten  wir  oben  den  ProM6 
die  ökonomischere  uüd  rationellere  Gestaltung  der  ProdukuoD  genaimi, 
BO  cntepricht  ihm  hier  die  des  Absatzes  und  Handels.  Die  KoDzestimtlM 
und  Yerbilligung  der  Produktion  zieht  im  natlirliohen  Verlauf  der  Dtaf» 
auch  die  des  Absatzes  und  der  Konsum tion  nach  aich* 

Hatte  sich  bereits  im  yorigeo  Jahrhundert  uamentlich  io  der  TcsEtü* 
branohe  bereite  für  den  Export  aus  dem  Zwischenhändler  der  Verieger*),  ^ 
aus  diesem  später  der  Orofsindustrielle  entwickelt,  so  geht  jt^txt  nun  wiete  j 
das  Bestreben    der  Industriellen,    die   ja    auch   in    erster   Linie  KahOsiiIs  ' 
sein    müssen,    dahin,    den    Zwischenhaudei   zu   verdrängen;    re«p.    airtlMi 
umgekehrt  die  grofsen  Warenhäuser  dahin,  die  Produktion  in  ilire  Hu^ 
zu  bringen,   in    eigenen  Fabriken    oder  Hausindustrien    ihre   Waren    Imt* 
stellen   zu  lassen, 

8o  wird  durch  diese  gegen  ein  and  erlaufenden  Bestrebungen  eine  de^ 
pelte  Konzentration  der  Produküoii  und  des  Handels  befördert^  evf  Äe 
namentlich  auch  der  Export-  und  Importhandel  hinwirkt. 

Eine  ökonomischere  und  rationellere  Gestaltung  der  Prodoktioo  nol 
des  Absatzes  drängt  naturgemäTs  eine  Anzahl  Ton  bisher  auf  diesen  Gt* 
bieten  beschäftigten  Kräften  aus  denselben  hinaus,  macht  sie  überflanif^ 
Dieser  Frozefs  ist,  wie  bereits  oben  bemerkt,  für  den  Einzelnen  echmerf* 
hüft,  da  sich  der  Uebergang  zu  einem  anderen  Beruf  meistens  nicht  leicht 
macht  und  stets  Opfer  und  Leiden  verursacht.  Der  Handwerker  oder  mitt- 
lere Unternehmer,  der  sich  gegenüber  dem  Grofabetrieb  nicht  mehr  baJlea 
kann,  kann  im  Fabrikbetriebe  verhäUnismiirsig  leicht  Beschäftigung  findM| 
schwieriger  aber  wird  es  dem  kleineu  Detailhändler,  der  vielfach  nicbl 
einmal  gelernter  Kaufmann  ist,  auf  anderem  Wege  sein  Fortkommen  fo 
änden. 

Wir    kommen    damit    auf    einen    wunden    Punkt    beim    Detailhaodi^ 
dafs  sich  nämlich  ao  viele  Elemente,  die  sich  einige  Mark  erspart  haben 
denselben  hineindrängen,  oho©  nur  eine  Spur  von  kaufmännischer  Bil< 
zu    besitzen.      Frühere    Bierfahrer,    Arbeiter,   kleine    Beamte    oder 
Frauen  etc.    bilden  einen  grofseu  Teil  der   kleinen  Detailhaodler  und 
Bchwereo  dem  gelernten  Eauftnaon  die  Existenz, 

Neben  den  obigen    drei   Neubildungen  auf  dem  Gebiete  dee  AI 
krankt  der  Handel,    insbesondere   der  Kleinhandel,    noch    an    einer 
von  Mifsständen,  die  wir  hier  aber  nur  kurz  aufzählen  wollen,  dm  «e 
unserem    Thema   nicht    näher    zusammenhangen;  das  sind:  die    ateiig 


1)  cf.  Uati^ft.,  GrofitDAi^Euie  und  KleinhaBd«!,  1691. 
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Debmende  Versohle  oh  terung  des  Kredit-  uod  Borgwesetis ;  die  uDreellen 
Ausverkäufe ;  das  Wanderlügerweaen ;  vielfach  das  DetailreiseD  und  Hau- 
sierweseo. 

£9  giebt  kaum  eioen  Handelskammerbencht  der  letzten  Jahre ,  der 
«ich  Dicht  mehr  oder  weoigt^r  eiDgeheud  mit  der  Lage  des  KleiDhaudels 
heschäftigte ;  anerkaunl  wird  die  bedräugte  Lage  desselbeti  fast  allgemein; 
nur  über  die  Art  der  Hilfe  gehen  die  AuBichten  ^  nach  dem  allgemeiDen 
Standpunkt  der  Kammer,  weit  auseinandtr. 

Im  (olgenden  wollen  wir  uns  nur  mit  der  Entwickelung  der  grefseu 
Warenhäaser  und  des  KonBumvureiDswesens  und  mit  der  Einwirkung  aut 
die  Gestaltung  des  Kleinhandels,  und  zwar  vom  rein  objektiv  wissen- 
sehafUichen  Ständpunkt  aus,  beschäftigen.  Wir  wollen  zunächst  die  That- 
^^fttaohen  konstatieren,  sie  mit  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Eidwicke- 
^Hlung  in  Beziehung  setzen ,  ihre  guten  und  schädlichen  Seiten  beleuchten 
W      uod  die  Mittel  zur  Abhilfe  kritisch  prüfen. 

Beb 


n. 


Früher  bei  den  sehr  unentwickelten  Verkehrsverhältnissen  hatten 
iandwerk  und  Detailhandel  einer  Stadt  vielfach  thatsächliche  Monopole. 
^Der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffbau  aber  wirkten  in  dieser  Beziehung 
völlig  revolutioniereod  und  nivellierend.  Nun  war  der  KoDsumeot  nicht 
mehr  an  das  in  seiner  Kähe  liegende  Detailgeschäft  gebunden*  in  grolaen 
Städten  gelangt  er  auf  der  Pferdebahn  schnell  in  das  Zentrum  der  Stadt ; 
von  kleinen  idtädten  reist  man  in  die  gröfseren  Städte  und  besucht  die 
grofsen  üeschafte  resp.  lafst  sich  von  diesen  die  Waren  zuschicken,  80 
brachte  die  moderne  VerkehrseDtwickeluog  ohne  Frage  den  grofsen  Städten 
und  den  gröfseren  Geschäften  Vorteile,  den  kleineren  aber  vielfach  Nachteile* 

Die  gröfseren  Geschäfte  dehnten  sich  mehr  und  mehr  aus«  Da» 
Kapital  bemächtigte  sich  nach  und  nach  dieses  eintraglicben  üeschäfts- 
sweiges,  und  so  wuchsen  die  grofsen  Warenhäuser,  die  Versandgeschäfte» 
die  Bazare,  zuerst  in  den  Grofsstädten,  schnell  empor. 

Waren  dieselben  anfangs  mehr  Spezialgeschäfte,  so  nahmen  sie  bald 
vielfach  den  Charakter  von  allgemeinen  Warenbazaren  an,  in  denen  man 
alles  kaufen   konnte. 

In  Paris  haben  die  grofsen  Kaufhäuser,  wie  der  Louvre  und  der  Bon 
Marche^  mehr  ihren  SpeziaI-(KonfektionS')Oharakter  bewahrt;  in  London 
dagegen  sind  grofse  Geschäftshäuser  entstanden,  welche  sich  mit  allen 
nur  denkbaren  Geschäften  befassen;  vom  Detailverkaut  aller  möglichen 
Waren  bis    zur  Inscenierung  und  Leitung  von  Beisen   um  die  Welt*). 

In  Deutschland  haben  sich  die  älteren  Geschäfte  mehr  zu  grofsen 
6p ezial detail- und  Versandhäusern  ausgewachsen,  während  die  in  der  neueren 
Zeit  Überall  gegründeten  Warenhäuser  mit  ihren  Filialen  meistens  den 
Charakter  von  allgemeinen   Warenbazaren  tragen* 

„Der  Bon  Maroh^  und  Louvre  in  Paris  tUhren  alle  erdenkliehen 
GegenstäDde   für   die    Bekleidung   und    sonstige    aufsere    Ausstattung   daa 


1)  et  Kau}»,  a.  a«  O. 
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MenschoD ,  n&meDÜioh  dei  weiblichen  QeBcblechto,  daneb«!!  wird  vmk 
eine  Fülle  andert^r  Sachen  und  Sachelehen  feilgeboten,  die  aar  Ai»* 
Bchmückung  des  ZimmerA  oder  zu  ftonstigen  Zwecken  dienen.  £ine  Bdkt 
anderer  Pariser  Magazine  sucht  den  Schwerpunkt  ihrer  Th&tjgkeil  nk^ 
in  besseren  KonfektiouB*  und  Modewaren,  sondern  in  billigeren  B^kieidinifliK 
artikeln»  Haushaltungs-^  und  Gebrauchsgegenständen.  In  Lyon  verkuüSn 
Le  Grand  Bazar  und  Les  deux  Passage»  alle  Arten  too  ToileilaartikelA, 
Tapeten,  Möbeln  uod  Rauehal tun gsgegen standen,  —  In  Grafs britanrai 
„fähren  die  grofstiü  Beamten-  und  MiLitarT  ereine  alle  erdeaklidiea 
Waren,  wie  Stoffe,  Bekleidungsgegenstände p  Hausgeräte,  Walmi 
einrichtun^sfitücke,  Farliimerlen,  Uhren,  Juwelen,  Musikinstrumente^ 
waren,  Bücher^  dann  auch  Kohlen,  Efswaren^  Getränke,  Fourag#, 
kurz,  was  man  will;  man  ändet  bei  ihnen  Midizinen  und 
gisohe  Instrumente,  Equipagen  und  Kinderspieliseug,  TheaterblUela. 
nisten  und  Veranstalter  komischer  und  anderer  «Soireen  zu  fixen  Ti 
sie  liefern  Grabsteine  und  besorgen  Leichenbegängnisse;  man  kann 
also,  kurz  gesagt,  durch  sie  beköstigen,  bekleiden,  seine  Heirata»iiesUttmf 
anfertigen,  sich  unterhalten,  kurieren  und,  wenn  das  nicht  gelingt^  b^ 
erdigen  lassen/'  Englische  Aktien-  und  Frivatunternehmungen  betreibfO 
ähnlich  den  Detailyerkaut  im  gröfsten  6tile.  —  In  den  YereinigU-n  Stialen 
blüht  das  Grofsmagazinswesen  auf  den  Terschiedensten  Gebieten, 
das  bei  den  dortigen  Geschäfte-  und  Lebensge  wohn  hei  ten  nicht 
erwarten  kann.  —  In  ItaUen  fuhrt  die  Unione  militare  (mit  Filialan  ia 
Spezia,  Turin,  Mailand,  Neapel  und  zahlreichen  Vertretungen  an 
Orten)  aüe  Arten  von  Uniform-  und  Ausrüslungt^eiitücken  ^  von 
dungsgegen ständen  für  Männer  und  Frauen,  von  Galanteriewaren, 
aber  auch  Weine,  Liqueure  und  einzelne  Kolonialwaren.  Aehnlj^ 
Unione  cooperativa  in  Haüand.  —  In  Belgien  findet  man  die  Qnndi 
Magasins  im  Fariser  Stile.  In  Dänemark  verkautt  das  Magasin  du  Koid 
der  Firma  Wessel  &  Vett  in  etwa  40  Filialen  an  Terschiedenen  Oftca 
des  Landes  Manufaktur  waren,  Konfektionsar  tikei,  Teppiche,  MöbeUtoffe.  — 
Der  Deutsche  Offizieryerein  liefert  alle  Indus  tri  eerzeugnisse,  Inr  wekh« 
ein  Angehöriger  des  Heeres  Bedarf  haben  kann,  ferner  Cigarren,  Wetn% 
Liqueure  und  verschiedene  Kolonialwaren ,  billige  TheaterhüleU  mii 
Absteigequartiere,  in  Berlin  auch  Fleisch.  —  Das  WarenhavuB  für  deutidbi 
Beamte  fuhrt  aUe  möglichen  Artikel  für  Männer  und  Frauen,  anch  eiat 
grofse  Zahl  von  Efswaren  und  Gegenatäoden  des  Haushaltungsbedai^Mu  — 
im  Kaiaerbazar  in  Berlin  findet  man  :  Babyaus  Steuer,  Baum  wollen  warte, 
Beleuchtungskörper,  Bettenlager,  Bijouterien,  Blumen  und  Federn,  titid^ 
pepiere,  Bronzen,  Chokolade,  Konditorei,  Korsettes,  Kravatten,  Bi 
konfektion.  Damenhüte,  Deeken  ußd  Tücher,  Tächer,  Gardinen,  Glaawi 
Gold-  und  Silberwaren,  Handschuhe,  Herrenkonfektion,  Herrenhüte,  ia^aa* 
und  ühinawaren,  Juwelen,  Kinderkonfektion,  Kleiderstoffe,  Kan«tg«^a- 
stände,  Kunstwaren,  Lederwaren,  Leinenware d,  Mäntelkonfektion,  MAM 
(Holz  und  PoUter),  Möbelstoffe,  optische  Artikel,  Farfümerien«  Foaaai^nj 
Forzellan,  Futzwaren,  Keiseartikel,  Sammele,  Schuhwaren, 
Seifen,  Sonnenschirme,  Spitzen  und  Bänder,  Stöcke  und  Schirme,  8tn 
waren,  Taschenuhren,  Teppiche  (deutsche  und  orientali«che),  % 
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Trikotagen,   Taehlager,    Wäsche  und  LeiDen,    Weifswareti,    Woboungsein«- 
richtungen.'' 

Die  Umsätze  giebt  Mataja  an  fUr  die  Jahre  I8$a  ader  18B9: 


Bon  Murch^ 

134 

Hill.  Fl 

Louvre 

130 

11       < 

e  englische  WweahÄiwer 

136 

MilL    M. 

HarshAl  A.  Field  in  Chicaj^o 

63 

T»                  »f 

Steward  in  New  York 

54 

*t              M 

Rldley     „           „ 

38 

»»              T» 

In  Deutschland  erreichen  die  Ümdätze  der  grorRan  WarenhäuBer  bei 
weitem  noch  nicht  solche  Höhe,  Das  Warenhaus  fdr  deutsche  Beamte 
hatte  1893  erst  einen  Umsatz  von  5,4  Mili.  M*  Es  dürfte  wohl  kaum 
ein  Haus  mit  einem  ümBatz  über  20  Mill.  M,  exintieren. 

Namentlich  gegen  die  Warenbazare  richtet  sich  die  Klage  des  Detail* 
handels.  Während  nämlich  die  älteren  grofsen  Spezialgeschäfte» 
wie  z.  B.  Kudolf  Hert5sog,  Herman  Gerson,  Grtlnfeld,  Jordan  etc.  in  Berlin, 
mehr  auf  Solidität  und  ReelUtät  das  Hauptgewicht  legen  uod  daher  eich 
in  der  Begel  nur  der  Kundschaft  der  besseren  und  wohlsituierteren  Kreise 
erfreuen,  denen  es  nicht  auf  um  eine  Kleinigkeit  billigere  Preise,  poudem 
auf  gute  Qualität  der  Waren  ankommt,  finden  wir  die  neueren  Waren- 
basare  haupteäcblich  auf  das  Prinzip  der  Billißkeit  basiert. 

Die  älteren  soliden  Geacbäfte  stellt  n  nomit  ein  notwendiges  Zwischen- 
glied zwischen  Koneum  nnd  Produktion  dar,  insofern  aie  der  Ent Wicke- 
lung des  Geschmackfi-  und  Kunstsinnes  des  Publikums  Rechnung  tragen 
und  die  Produktion  zu  steter  Verfeinerung  dningen.  Sie  sind  für  daa 
wohlhabendere  und  kunstsinnigere  Publikum  durchaus  unentbehrlieh  und 
nehmen  den  klei Deren  Detai listen,  bei  denen  jene  Kreise  doch  nicht  ihren 
Bedarf  decken   würden,  nichts  von  ihrem  Absatz  weg. 

Solche  Geschäfte,  die  einerseits  eine  reiche  Auswahl  ihren  Kunden 
bieten,  andererseits  die  Produktion  zu  immer  tüchtigeren  und  feineren 
Leistungen  anfeuern,  leisten  allen  Kreisen  unersetzliche  Dienste;  ihr  Ein- 
gehen wäre  auf  das  tiefste  zu  beklagen. 

Anders  steht  es  schon  mit  den  allgemeinen  Warenbazaren. 
Hier  mufs  man  eine  Unterscheidung  machen.  Diejenigen  Geschäfte,  welche 
dorchauB  auf  dem  Prinzip  der  Reellitat  beruhen,  aber  sich  hauptsächlich 
nur  mit  dem  Vertrieb  von  billigen  Waren  befassen,  werden,  falls  sie  eben- 
falls nur  geschmackvolle  und  gute,  wenn  auch  billige.  Waren  feil  halten, 
dem  Publikum  entschieden  gute  Dienste  leisten,  insofern  eie  zur  Hebung 
von  dessen  Gesehmack»inn  beitragen  und  andererseits  es  mit  relativ  billigen 
Waren  versorgen  —  vorausgesetzt,  dafs  diese  Bazare  ihre  Waren  billiger 
einkaufen  und  —  bei  ihrem  gröfseren  Umsätze  —  auch  noch  billiger  ab- 
geben können  wie  die  kleinen  Detailgeechäfte,  Unter  der  Voraussetzung 
eines  reellen  Geschäftsbetriebes  wird  demnach  das  Publikum  von  dem  Ent- 
stehen solcher  Bazare  Vorteil  haben,  namentlich  auch  noch  durch  das  Bar- 
Xikhlangsiystem,    welches  den  soliden  Sinn   der  Bevölkerung  fördert. 

Sind  diese  Geschäfte  aber  nicht  auf  das  Prinzip  der  strengen  Reellitäl 
gegründet,  und  seitens  des  Kleinhandels  wird  ihnen  das  ja  stets  vorge- 
worfen;  lassen    sie    für  sioh   nur  geringwertigere   oder  fehlerhafte  Waren 
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herBtellen;  setzen  lie  nur  für  eioige  ala  Lockspeise  dienende  Waren  fit 
Preise  herab,  um  sich  für  andere  wieder  höhere  Preise  zahieo  £u  liütt, 
80  eitid  diete  Ge&ohäfte  für  das  Pablikum  nicht  vorteilhaft,  im  Gegwläl, 
ihr  Geschäftsbetrieb  läuft  io  letzter  Linie  nur  auf  eine  Sohädigmig  lal 
Ueberyorteilung  des  Publikums  hinaus. 

Dafs    der  Zwirn    stets   um    einige  Meter    Eu  kurs    aei  ete»,    du 
anderes   sind    stehende  Vorwilrfe,   welche   gegen   diese  Geaehafte 
werden. 

Natürlich  hat  das  Publikum  auch  selbst  achuld  daran,  dafa  m  la 
diesen  Geschäften  vielfach  übervorteilt  wird.  Et  läuft  ihnen  ja  die 
eWf  weil  es  dort  billig  kaufen  will  und  auch  ßlaubt»  dort  billt| 
kaufen.  Wer  kennt  nicht  solohe  Frauen,  die  20  Ff.  Pferd ebahngeld  Trr- 
fahren,  um  eine  Ware  in  sei  eben  Bazaren  um  2  Pf.  billiger  erhandeln  ta 
können  wie  in  den  in  der  Nähe  gelegenen  Geschäften!  Die  W<flt  will 
einmal  betrogen  sein,  das  trifft  auf  das  Publikum  heutzutage  l6id6(r  riihl 
oft  zu. 

Und  wegen  diener  Kunden,  welche  sieh  einmal  nicht  belehren  h 
würde  ee  sich  kaum  verlohnen,  das  Wort  zu  ergreifen,  weoii  eben 
Basare  nicht  noch  ganz  andere  Wirkungen  ausübten»  nämlich  auf 
schon  bestehenden  kleineren  Detailgeachäfte.  Namentlich  die  kleine 
Konfektions-,  Bijouterie-  und  Galanteriewaren  laden  haben  unter  der  Kon- 
kurrenz der  eich  neu  aufthuenden  Basare  zu  leiden;  und  diete  Krciia 
werden  noch  weiter  gezogen :  die  Läden  in  den  betn  StraTsen  werden  aalp 
wertet,  und  die  ohnehin  in  den  meisten  Städten  schon  ach  wer  U 
Hausbesitzer  werden   weiter   g08chädigt 

AU  in  Berlin  in  der  Bosenthaler  Btrafee  ein  grofiea  Warenhaua  o^ 
öffnet  wurde^  war  dai^  Geschäft  vieler  kleiner  Läden  sofort  vernichtet,  und 
niemand  wollte  mehr  den  dortigen  Hausbesitzern  zweite  und  dritte  Hypo- 
theken geben* 

Sobald  in  einer  kleineren  Stadt  da«  Gerücht  auftaucht,  einer  der  b#* 
kannten  Warenhausbesitzer  wolle  in  derselben  eine  Filiale  errichiea,  «- 
greift  Zittern  und  Beben  die  angesessenen  Detailisten»  weil  aie 
dafs  ihre  Existenz  nun  in  kurzer  Zeit  ruiniert  sein  werde. 

Aber  auch  in  den  Kreisen  der  Produzenten  und  Liefermnleti 
sich    die  Waren bazare   vielfach    nicht   des    besten    Bufes.     Ein    bekannltt 
Gesehäftskniflf,    der    an  Unreell] tat   nichts   zu   wünschen  übrig  UXii,   1 
ihnen    insbesondere    zur    Last    gelegt.     Durch    die   Zeitungen    gingen 
zwei  Jahren  folgende  von  uns  aber  nicht  mehr  kontrollierbare  beseü 
Fälle : 

Ein  grofses  Warenhaus  hatte  bei  einem  Fabrikanten  einen 
Waren  bestellt.  Nach  der  Behauptung  des  Warenhauses  entapracii 
Ausführung  derselben  nicht  den  gemachten  Bedinguogen.  Infolj 
wollte  dasselbe  die  Waren  nur  zu  einem  bedeutend  niedrigeren  Preiae 
nehmen«  Der  Fabrikant  war  gezwungen,  sie  zu  demselben  hervagebis» 
sonst  wäre  er  sie  überhaupt  nicht  losß:eworden;  derselbe  hatte  mit  Ver- 
lust gearbeitet,  das  Warenhaua  aber  konnte  diese  Ware  zu  einem  btUig« 
Preise  als  Lockmittel   abgeben. 

Der  andere  Fall  wurde  folgendermafsen  berichtet :  Bei  einem  Sclo^a* 
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Ikbrikanten  bestellte  ein  Beiseoder  für  den  Expott  ins  Ausland  eine  grofse 
Menge  Schnaps.  Der  Fabrikant  liefs  denselben  weit  unter  dem  heimisohen 
Engrospreis  ab. 

Nach  einigen  Tagen  prangte  dieser  Schnaps  im  Schaufenster  eines 
grofsen  Warenhauses,  und  zwar  mit  einem  bedeutend  billigeren  Preise 
Tersehen,  als  ihn  die  Destillateure  abgeben  können. 

Das  ist  ein  unlauteres  Geschäftsgebahren ,  gegen  das  der  gesamte 
Handel  auf  das  energischste  Front  machen  mufs.  Das  Gesetz  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb  wird  hier  gute  Dienste  leisten  können,  falls  der 
Handel  die  Verfolgung  solcher  Fälle  selbst  in  die  Hand  nimmt 

Doch  ist  anzunehmen,  dafs  solche  Akte  der  ünreellität  nur  Ausnahmen 
gewesen  sind,  denn  sonst  würden  sich  ja  diese  Geschäfte  schliefslich  ihre 
Waren  quellen  selbst  yersohütten.  Allerdings  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
dafe  derartige  Manipulationen  bei  yerschiedenen  Lieferanten  yersucht 
werden,  und  der  Kunstgriff  angewendet  wird,  mit  ihren  [Bestellungen 
immer  neue  Fabrikanten  aufzusuchen  und  sie  damit  hineinzulegen.  Indes 
dürfte  heute  bei  dem  fortgeschrittenen  Zustande  der  Oe£Pentlichkeit  und 
den  Vereinigungen  der  Fabrikanten  ein  solch  unreller  Kaufmann  bald  auf 
die  schwarze  Liste  gesetzt  werden  und  dann  keinen  Lieferanten  mehr 
finden. 

Auch  gegen  den  unreellen  Verkauf  dieser  Bazare,  die  Verschleierung 
des  Charakters  der  Bamschware,  hat  der  Handel  selbst  das  Hilfsmittel  in 
der  Hand,  das  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb. 

Als  seinen  zweiten  Feind  betrachtet  der  Detailhandel  die  Konsum- 
Tcreine. 

Am  81.  Mai  1896  ^)  gab  es  in  Deutschland  13  005  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften, 1895  11 141.  Von  den  18  005  (resp.  11  141)  Ge- 
nossenschaften waren: 

1896  1895 

Kreditgenossenschaften  8069  6417 

Oen.  einselner  Gewerbssweige    3404  3188 

Konsomvereine  1400  141 2 

Bangenossenscbaften  132  124 

Die  meisten  dieser  Genossenschaften  unterstanden  dem  Genossenschafts- 
gesetz  Tom  1.  Mai  1889.  Nicht  eingetragen  waren  nur  626  (688),  dar- 
unter 107  (115)  Kon sumyer eine.  Diese  Genossenschaften  sind  in  17  Ver- 
bänden organisiert,  darunter  der  allgemeine  Verband  (Schulze-Delitzsch'scher 
y ereine)  mit  1496  Genossenschaften  (darunter  474  Konsumvereine)  und 
82  ünterrerbänden,  1859  zu  Weimar  gegründet;  femer  der  allgemeine 
Verband  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  zu  Offenbach  a./M.,  der 
1895  2447  Genossenschaften  in  22  Ünterrerbänden,  im  Aug.  1896  aber 
schon  8688  mit  24  ünterTcrbänden  umfaTste;  femer  der  Gcneralanwalt- 
sohaftsTerband  ländlicher  Genossenschaften  nach  dem  System  Baiffeisen  in 
Neuwied  mit  2245  Genossenschaften  in  44  Verbänden. 

uns  interessieren  hier  nur  die  Konsumvereine,  und  zwar  in  der  Haupt- 
sache nur  die  städtischen,  welche  in  dem  ächulze-Delitzsch'schen  Verbände 

1)  Am    81.  Mai  1897    waren  es  14  84S,   davon   9417  Kreditvereine,    1409  Konsum- 
TerelM. 
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organisiert  lind;  es  sind  das  Ton   1400  KoDsuiDTeroiiieo  474,      Vos 
haben  für  1895  460  Berichte    ein^t^chickt.     Danach    omfafstMi    dm  IIH 
392  077  Hitflieder  (gegen  268  380  im  Vorjahre),  und   635  pro 
•chaft  (643).      Von  diesen  460  Vereinen  beriohtMen  426  Kiherea  €h9 
356  074  Mitglieder.     Von  denselben  waren 


m. 

w- 

SelbstiDdiK«  Landwirt« 

9859 

67^ 

Landw,  Arbeiter  etc. 

10270 

»45 

Hftiidverker 

SO  161 

1  6^1 

Arbeiter 

111 1^ 

S«7S 

K>tin«ota 

7  7J4 

9«3 

Kleine  Beamte 

19142 

494 

Höhere  Beamte  ete. 

19  615 

I  32S 

I 


ter;  dfl«ij 

BeniaH 

linier  m^^ 


8ä.     230  865  25  509 

Bei  diesen  Konsumvereinen  überwiegen  weitaus  die  Arbiter; 
kommen  in  weitem  Abstände  die  Handwerker  und  dann  die 
Kuufleute  Enden  sich  auch  als  Mitglieder,  treten  aber  doch  hinler 
anderen  eehr  zurück.  Die  obigen  460  Konsumyereine  hatten  IS95 
WareuTerkaofserlös  von  82,7  Mill,  M*  (77,7),  pro  Geooesenachaft 
179  742  (186  257)  M..  einen  Re^errefonds  von  3,2  Hill.  M.»  etnnn 
gewinn  von  8,2  (7,5)  Mill,  M.  bei  einem  Guthaben  der  lftt|tHeder  «0t 
6,9  (6,6)  Mill.  M.,  also  weit  über  100  Frox.  Dia  Wareoachuld««  d«r 
460  Genossenschaften  betrugen  1,2  (1,1)  Mill,  M.,  die  W&mnkxndite  n 
die  Mitglieder  449  402  (367,983)  M.  Bei  den  460  Konsum Tereioen  befitf 
sich  das  Markengeschäft  mit  Lieferanten  auf  11,9  (10,5)  Mill.  M^  d« 
Warenumsats  in  den  875  eigenen  Lagern  der  Genoisentohaften  70,8  MOLILt 
pro  Lager  also  80  933  (77  629'l  M. 

WarenkredJt  gewährten  179  (146)  Geno^sens^ihaflen,  und  sw«r  2511 
(2520)  M.  pro  Genossenschaft,  besonders  für  Kohlen,  Kartoffeln,  HoU  för 
den  Winter  aaf  2 — 4  Monate. 

Die  Verwaltungskofiten  und  Gehälter  der  Angestellten  lMrtni|Eeci  km 
den  460  Konsumvereinen  4,3  Mill.  M.  oder  5,2  Pros,  des  ümcntM;  dir 
Beingewinn  9,9  Froz.  desselben.  Die  Kntwickelung  der  KoaiaiiaiTcsme 
zeigt  folgende  Tabelle: 

6«scblft»-      Reserve-     Verlceofserslft» 
uokosteti  fondfl        im  eifc^  Gescb. 


Berieb-      Mit- 
tende    fflieder 


18«5  T57 

1875  6tS 

1885  ftSi 

1896  1400 


34  6647 

179  98  056 

162  120150 

460  292  077 


0.7 
4^S 


o.os 
oa 
17 
3»J 


o,j> 

31 
70»» 


O.0S 

lt.f 


IJ 

3^ 


Der    allgemeine  Verband    su  OfiTenbaeh    omfafste    1696    unter 
3633  Genossenschaften  1046  Bezugsgenossenschaften.    Eechnen  wir  hiervon 
etwa  1000  als  Konsumvereine,   so  erhalten  wir  im  ganien  c%^  2500  Kc 
vereine  in  Deutschland  mit  vielleicht  150  Mill.  M.  Umsats«     Dasu 
noch  die  Warenbasare  und  die  Warenhäuser  für  deutsche  Beamte 
Armee  und  Marine.     Der  Gesamtumsats  aller  dieser  Vereine  wird  U 
300—400    Mill.    M.    betragen.      Nehmen    wir   den    Umsatx    eines    kl4 
Detailisten  auf  20  000^M.  an,  so  würden  diese  Vereine  bi«h«r  ca.  16  ( 
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bis  20D00  DeUlluteii  verdräDpct  haben;  bei  einem  Umsatz  von  80  000  M. 
würdeo    10  000 — löOOO  BetBÜisten  verdrängt  sein. 

Da  nun  aber  der  Koneum  infolge  der  BeTöIkerungszuDahnie  ttetig 
aatcbwillt,  ho  dürfte  weniger  eine  YerdrSnguDg  —  abgesehen  von  einzelnen 
Orten  und  ßtrafsen  —  als  eine  teilweifie  Yerringening  de»  Umeatses  ein- 
zelner Detailisien   itaitgefuDden   haben. 

Naeb  einer  amerikanischon  Berechnung,  belauft  sich  der  Wert  der 
industriellen  Erzeugung  Deut^cblandi  auf  c&*  12  000  Mill.  M.  Inkluaive 
der  bndwirtachaftlicheD  Produkte  wird  der  gesamte  Det&ilumsatz  Deutscb- 
lands  eicb  etwa  auf  20  000  Mill.  M.  belaufen,  demnach  würde  der  Um- 
satz der  Konsumvereine  und  Warenbäuaer  nicht  mehr  alt  1,5  bis  2  Frois. 
dea  gesamten  Detail  um  eatzea  ausmachen. 

Von  einer  weitgehenden  und  allgemeinen  Verdrängung;  de»  Detail- 
handelfl  durch  die  Konsumvereine  kann  also  bisher  noehf  keine  Rede  sein. 
Wären  nicht  diese  Konsumvereine  enatanden,  lo  würden  sich  an  deren 
Stelle  Detai listen  neu  etabliert  haben ;  die  scharfe  Konkurrenz  würde  genau 
dieselbe  sein.  Das,  woran  der  Detailhandel  krankt,  ist  die  Ueberfüllung 
desselben  mit  vielfach  unnötigen  Oeschäften.  Man  braucht  ja  nur  durch 
die  StrafBen  einer  gröfseren  Stadt  zu  gehen,  da  fällt  einem  sofort  die 
Dichtgesätbeit  der  Läden  auf.  Die  Detailisten  machen  sich  selbst  die 
«chirfate  Konkurrenz. 

Dies  Uebcl  aber  schreibt  sich  wieder  von  dem  ungesunden  Borg- 
ttud  Kreditsystem  her ;  w*jr  heutzutage  ein  Geschäft  aufmaobt,  wird 
von  den  Keisenden  der  Engrosgeechafie  förmlich  überlaufen^  der  eine 
überbietet  den  anderen  mit  der  Gewährung  von  Kreditfristen.  So  wirt- 
schaften die  meisten  Detailisten  heute  mit  fremdem  Gelde.  Schlägt  das 
Oeaohäft  ein.  dann  ists  gut,  gehts  nicbt,  dann  wird  es  an  einem  anderen 
Platse  versucht. 

Die  starke  üebersetzung  des  Detailhandels  auch  mit  Elementen,  die 
eigentlich  gar  nicht  kaufmännisch  gebildet  sind,  schaden  dem  Detail handel| 
im  ganzen  genommen,  weit  mebr  als  die  Konsumvereine  und  Warenhäuser. 

Wir  müssen  hier  auch  noeb  die  Frage  berühren,  ob  der  Detailhandel 
unter  dem  Preisnic'dergangc  seit  oa.  1B73  gelitten  hat,  und  wie  sich  die 
Dimeren  2  £  wischen  Ein-  und  Verkaufspreiaen  bei  ihm  stellt. 

Im  allgemeinen  bedarf  es  keiner  weiteren  Begründung,^  dafs  der 
BagTOthandel  unter  einem  andauernden  Preisrückgang  leidet!,  ^  weil  die 
Warenlager  immer  mehr  entwerten. 

Nicht  so  einfach  liegt  die  Sacbe  bezüglich  des  Detailhandels.  Mau 
darf  hierbei  nicht  übersehen ^  dafs  im  Detailhandel  zum  sehr  grofsen^Teil 
mit  weitgehendem  Kredit  arbeitet  Deshalb  wird  der  Engroshandd  viel- 
fach  in  der  Lage  sein,  seine  Preis  Verluste  bei  den  Ei  nkauf8pr  eisen  der 
Detailisten  zum  Teil  wieder  wett  zu  machen.  Daher  kommt  es  denn 
Auc^h,  dafs  früher  den  lullenden  Engrospreisen  vielfach  die  Detailpreise 
Dicht  60  schnell  und  so  völlig  folgten.  Mau  hat  die  Beobachtung^gemaoht, 
dafi  bis  vor  einigen  Jahren  im  Detailhandel  trote  der  starken  Konkur- 
renz die  Preise  häufig  relativ  hoch  bltebfn  ;  das  erklärt  sich  einmal  aus 
der  eben  angeführten  Verlustüberwakung,  ferner  aus  den  gestiegenen 
Löhnen  und  ^Mieten. 

lirlilc  FaU«  M.  XLV  (LXIX).  4^ 
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Früher  2.  B.    bii    zu    den  70er  Jahren    war   die  Di^areaz    sniicäri 

Roggen*  und  Eoggenbrotpreb  in  Berlin  pro  1000  kg  10 — 20  M.,  aaok  md 
nach  ist  sie  aber  Huf  SO — 90  M.  gestiegen^  nachdem  der  Roggßm^ßm 
um  ca.  60  AI.  gefallen  iet  Demnach  ist  die  VerbiJliguog  des  GflIniiM 
den  Konsumenten  nur  in  geringem  Mafse  zu  gute  gekonunen.  Dm  ihn 
in  Berlin  2.  B.  der  Verdienst  des  Mehlhandela  seit  jener  Zeit  TOtt  m 
20  Proz.  auf  5—6  Proz.  herabgegangen  ist,  so  ist  jene  Differooi  tos 
über  70  Pros,  in  der  Hauptsache  beim  Bäckergescbäft  hingeo  geUkto* 
Natürlich  mufa  man  berückäichtigen»  dafa  die  Mieten  und  Löhoe  geiUlf« 
und  der  Umsatz  rielfach  wegen  der  groCien  Kookurretis  wohl  ntrÜ' 
gegangen  ist. 

Beim  Fleisch  trifft  das  eben  Gesagte  ebenfalls  zu.  Binder  koitüit 
nach  dem  Fieitchge wicht  auf  dem  Schlacbtmarkte  in  Berlin  tS94  wd 
1895  109,7  M,  pro  10(1  kg,  also  55  Pfg  pro  Pfund,  der  Fltifdur 
Terkauft  es  aber  durchschnittlich  zu  SO — 90  Ffg, ,  also  mit  «mb 
Aufschlage  Ton  54  Proz*  Allerdings  mufs  der  Aufschlag  dee  BiilMi 
und  Fleischers  auch  gröfser  sein,  wie  beim  eigentlichen  DetAtlhmsdil,  di 
beide  ja  die  Waren  umwandeln,  bearbeiten  und  doppelter  Lokalitäten,  cnp 
Ladana  und  anderer  Bäume,  bedürfen.  Da  nun  aber  wegen  dieser  Betaii^i 
räume,  welcbe  für  das  Geschäft  passend  und  geeignet  sein  muiMn,  tiet 
Naugriindung,  die  aufBerdem  auch  nicht  ohne  Kapital  möglic^h  ul,  W9A 
schwieriger  ist  als  in  anderen  Gewerbe^weigen^  so  nehmen  die<e  hmätt 
noch  immer  mehr  oder  weniger  eine  Art  von  Monopolstellung  eis*  Wk 
finden  daher  auch^  dafs  es  dieien  beiden  Gewerben  Terhäitaiamilng  si 
besten  gc^ht  und  sie  am  meisten  blühen. 

Im  übrigen  Detailhandel  hat  allerdings  in  den  lotsten  Jahres  £1 
Konkurrenz  der  Versandgesohäfte  ^  der  Warenhäuser  und  d^r  KoftM»> 
vereine  eine  Preisermälsigung  und  engere  Anpassung  nn  die  Bogni' 
preise  bewirkt  Beim  Kaffee  beträgt  gegenwärtig  der  Frf^iaaiifWhljg  im 
Detailhandels  pro  Pfund  etwa  15—20  Proz.,  beim  Zucker  mneb  iM 
soviel,  bei  der  Butter  ebenfalls,  bei  den  Kartoffeln  ca,  35  Pros«  Pv 
Detailhandel  in  Kolonialwaren  und  Kartoffeln  begnügt  sich  al«o  mit  tiaiv 
Aufachlage  von  Vs — ^U  *  ^^^  Fleischer  dagegen  nimmt  in  Beriiti  okif 
50  Proz.,  der  Bäcker  sogar  über  70  Pro2.,  beim  Weizengebiek  nber  Mck 
yiel  mehr, 

Nach  Ooorad  (in  s.  Eeferat  über  den  »^Einflufs  de«  Betnil haadeli  wd 
die  Preise  und  etwaige  Mittel  gegen  eine  ungesunde  Prelabaldaag*  ta 
Verein  für  Sozialpolitik,  1888)  gab  es  1888  140  000  Kolonial-,  Kfs*  osd 
Trinkwarengeschäfte;  es  kam  in  Ostpreufgen  ein  Betrieb  auf  712^  10  du 
Rheinlanden  auf  276,  in  Bayern  auf  282,  iu  Sachsen  auf  227,  10  fiasb«i| 
auf  139  Personen. 

Damals  drehte  es  sich  um  die  Frage,  überwuchert  der  Kloinhirff', 
verteuert  er  2u  sehr  die  Waren,  und  wie  kann  man  ihn  sorückdrinia  > 
Heute  lautet  umgekehrt  die   Parole:  Wie  ist  dem  Kleinhandel  sn  haittA* 

Conrad  kam  188S  zu  dem  Resultat,  dafs  eine  Uebersetsung  d«e  D»*^ 
handeis  im  ganzen  nicht  erwiesen  sei^  dafs  der  Detailhandel  im  Dttiak* 
schnitt  wohl  nur  einen  Aufschlag  von  ca.  20  Pro£,  mache  (heim  Zeckar 
nahm  Conrad  eiuen  Zuschlag  von  5 — 10  Pros.,    der    fUr   Luxus-  und  mir 


langsam    urozueetEende  WareD    bis    auf   50,    100,    200   Froz*    etc.    gteigen 
kaDo), 

ffdAf«  die  gewöhn] icben  Koosumtihilien  de^  llA«senkonsom»,  die  Jeder  Kaufmutiti 
bftheii  m*it&,  «Ine  Moticipolmerungf  nichl  «uUüseu,  d^h  üherliaiipr,  wo  die  Qaftlitiit  eine 
Ifleichartifte  ist,  wo  sieb  tnfolf^edesaeu  dita  Publikum  ein  Urteil  (ilior  d^n  Wert  des  hetref- 
fenden  OegeDstAiides  bilden  k»nii,  eine  bedeutendere  Verteueruug  nicht  gut  inö^licb  i»t. 
Deshalb  wird  für  di&te  Massen artiket,  d,  b.  die  geringeren  Qualtläteu  ,  die  der  Arbeiter 
betieht*  Im  atlgemeinen  auch  der  Aufschlag  des  Detail  verkauf»  eiQ  verhäUuism)Lr»ig  nied- 
riger seiD.  üiigünütig  dagegen  wirkt  für  deo  Arbeiter  und  die  Artikel  verteuernd,  wie 
wir  6ahen,  die  Zerlegung  in  viele  kleiue  Teite  durch  die  dabei  verursachte  Arbeit^  und 
darHU  sclilierst  i»ich  bekanDtlich  an  vielen  Orten  infolge  eine»  ausgebildeten  Borgsy^tems 
«ine  besondere  Verteuerung,  die  oft  den  Charnkter  des  Wuchers  anoimmt,  den  Wh  hier 
Im  Moment  nicht  beriick:»ichtigen  kann.  Bei  Waren  dagegen,  die  i»icti  au  einen  beäou- 
deren  Geschmack  wenden,  wo  das  grofse  Publikum  nicht  imi^tande  bt,  dea  Wert  genau 
mu  bemesi^en,  findet  ein  wesentlich  höherer  Zuschlag  statt  »ui  dem  einfachen  Grunde, 
weil  hier  eine  gröfi^ere  Monopitli^ierung  ni5gUch  i&t  ui^d  die  Konkurrena  nicht  so  alige» 
mein  au  Tuge  treten  kann.  Dieses  trifft  wiederum  ganz  besonder«  den  Arbeiter,  wo  es 
•ich  am  LuiusgegenJütJtjide  handelt,  für  welche  man  allerd!ii>gi  überall  mehr  bexahteQ 
niafs,  als  bei  den  gewölmlicheii  Gegenständen  des  täglichen  Konsums,  uivd  der  Aermrre 
noch  leichter  zu  übervorteilen  i«t  als  der  VVühlhabende ,  weil  er  im  allgemeinen  nrteila- 
lck«er  iat,^ 

Die  Aiipa0«uii|[;  dflr  Detail  preise  aa  die  Orof^preise  iSfst  nach  Prof. 
Conrad  bei  den  solideren  Oesohäften  in  gröfserea  Durchschnitten  kaum  etwaa 
sti  wünschen  übrig  Je  geringer  der  Zuschlug,  je  schneller  der  Umsatz, 
desto  gTöfser  ist  dit-!  Anpassung,  Doch  streben  die  DetJiilißlfU  nach  gröfst- 
mÖglichir  Stabilität  der  Preise,  er,  auch  durch  QuaniitatsTerschleierungen. 

Conrad  lehnte  auf  Grund  der  damaligen  Untersuchungen  die  Staats- 
hilfe gegen  den  Kleinhandel  ab  und  empfahl  besonders  die  KonsumTer* 
eine  als  Selbsthilfe  der  Konsumenten  gegen  etwaige  Uebervortulung 
derselben. 

Auch  die  übrigen  Untersuchungen  des  Vf'reins  für  Sozialpolitik,  Bd.  S4 
und  38,  IB88 — 89  üher  deo  Einfltifjd  des  Zwischenhandels  auf  die  Proi.^e, 
Ton  van  der  Borgbt,  Lexis,  Schwiedland,  BuyerdÖrfer,  0,  Gerlach,  L.  Wolf^ 
hatten  ergeben^  dafs  die  Detailpreise  den  Engrospreisen  beim  Fallen  der- 
selben nur  langsam  und  widerwillig  nachgehen,  dafa  aber  gleichwohl  die 
FreisTerteoerung  durch  den  Detailhandel  thatsäohlich  nicht  so  schlimm 
wie  ihr  Ruf  sei,  daXs  namentlich  bei  gröfseren  Einkaufen  die  Dutzend- 
und  Rabattpreise  wesentliche  Ermäfsigungen  bedeuten« 

Ueber  französische  GrofsmagaziDe  teilt  Mataja  (a.  a,  O.)  einige  inter- 
eaiante   Daten  mit. 

In  der  Revendication,  dem  Organ  der  Liga  gegen  die  Grofsmagaiine, 
Tom  23.  März  1890  wurden  die  Unkosten  des  Bon  March^  für  1887 
auf  35,7  Mill.  Frei.,  der  Aufschlag  auf  die  Einkaufspreise  daher  auf  oa. 
50   Froz.   berechnet.      (Umsatz    116    MilL  Frcs.) 

Dagegen  gab  Foyille  im  Economi^te  franqais  die  Spesen  eines  Orofs- 
magazins  auf  nur  13,7  Proz,,  eines  Kleingeschäfts  dagegen  auf  41,1  Proz.  an. 

In  Berlin  soll  nach  Mataja  der  Kaiserbazar  nur  SO  Proz.  zu  den 
Einkaufspreisen  zuschlagen,  während  sonst  ein  Zuschlag  Ton  33^/,  Proz. 
üblich  sei. 

Im  allgemeinen  wird  man  wohl  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  annimmt, 
dmft    ein    Grofsmagazin    billiger   arbeiten   kann    als    ein   kleines  Geachäft, 
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sollen  doch  die  eBglidcbeii  Militär-  und  Beamten^ereine    ^o^t%:     t;  :'   vi  t-. 
Zuschlag  von  nur   10—15   Proi,  auekommeo. 

Diese  Groradetail^eßchäfte  Bind  also  den  Klein ge&ehäfte&  rielfu  i:  7  t 
überlegen*  Nicht  irnr,  dafs  sie  oft  die  Waren produkiioo  »elbst  jl  ^ 
Hand  genommeo  haben,  so  die  Konfekt i oo s bas are ,  so  da»  Wmnahtm 
für  deutsche  Beamte  eine  Schneiderei,  Weinkelterei  von  eigenro  Wio- 
gEteiD  etc.|  sie  haben  auch  im  eigentlichen  HaodeUgeaoholt  ror  <2<& 
kleineren  Delailisten  viele  Vorteile  voraus.  Siu  wissen  ,  wie  MaUjs 
auaführt : 

^,dl6  besten  EiokAafsqaeHeD  su  entdecken  und  die  direkte  Verbiii<diiji|E  bU  i^im. 
berKustcilen ;  ParisBr  M«g»sJoe  tinterbaiteti  i«  H,  eif^eti«  Teppicbemk&afcj-  im  Otiaaii  «■ 
Üeer  tüchtiger  Reisender  im  lür  die  grof»eii  Gejicbftfte  Im  In-  und  Auslangt  lUl^  Ü 
BAbJen  bftr  aod  erb&lten  so  ihre  Waren  billiger;  sie  verknafea  nur  g«^p(B4&  Bat^ÜMf 
ttnd  erleiden  so  weniger  Verlustt.  Tr&n8portko!»ten  ^  Belrucbtung,  j»  »clba  Mim  wmi 
H^klame  werden  mit  wAcbseodem  Absatz  reJativ  niedriger.  Die  Aiuwam  iai  in  4» 
MagusioeQ  die  du uk bar  gr^rste«  die  Bedienung  die  denkbar  entg«gei)kotDtii«iidble:  la  flilM 
Magazinen  wird  die  Ware  anniandsloa  kurilekgeoomiDeii  and  da»  Kaiifg«lil  ««rlkka 
Die  PreiM  sind  fest  und  auf  den  eintelnen  Artikeln  markiert ;  ln»«ra4e  am 
rante  der  versiüh-edenen  Konkurrenten  ermöglichen  dem  Publikum  eine  VerirleidMaf^  4m 
Beaogsbedingxingen  u^d  eine  wirkliebe  Wahl  zwiachen  den  VerkftuferD,  die  b4»ii9S  giijfcir 
lieben  Kleinhandels veri' ehr  durchau»  illusorisch  war.  Ote  Ware  wird  nuek  tt»d  katfialM 
ins  Hani  gelfeferr,  ein  .'"«eelniftrjiiger  Fiihrwerk&verkehr  versorgt  luglincH  dt«  Vofwti  i^ 
das  prompteste  f  die  Wagen  >elu«i  sind  in  ^brer  Aiuttiittung  eine  waiideladc  ttefci— i 
Weit  in  die  Provina,  selbst  in  das  Ausland  Mnein  erstrecken  sieb  die  V^nrnttdaa^ 
»elbst  kleiner  Posten,  Die  bis  in  das  letzte  Detail  sorgsam  ausgearbeiteten,  illnalrkrlM 
Katatoge,  die  m  Tansenden  und  Bunderttaasenden  bis  in  die  ütufsersten  Winkel  d«r  ft«eto 
dringe»,  regen  nnablJUsig  su  Bestellungen  an<  So  reicht  der  Kinfluf«  den  ko&sea^wtet 
Detailhandels  auf  die  Scbmäleruog  und  vollstlndige  Entaiebung  der  Kundsehalf  dm  Klei»- 
KaudeU  weit  über  den  lokalen  Wirkungskreis  hinaus.  AosTerkftnfe  und  ^p«sialaoaslall«i^Ba 
raamen  rasch  mit  den  alten  Waren  ant*  und  locken  immer  neue  Kiufer  ;  Arlikal^  dM  b 
der  Orofsatadt  zu  veralten  drohen,  nimmt  im  Notfall  die  Provina  noch  auf;  gaaae  iV»»lH> 
bandlungeti  leben  von  aui>rangicrteD  Waren  der  Qrof»stadL  Beim  Kletoliiodlet  Ist  4m 
Mifsverbkllnis  awiscben  Ladenhütern  und  gangbaren  Waren,  swi&chea  ▼•riorstiaa 
und  UmsAti  swei fetlos  ein  viel  grSfseres. 

Die    ganze    Organisation    des    grofsen    Betriebes    „spart'*    angehener    an    Ajbait 
Kosten«'. 


Solange  der  Detailhandel  mehr  lokalisiert  war,  und  dt« 
Konsumenten  ihrett  Bedarf  bei  den  in  der  Nähe  gelegenen  Oi 
deckten,  vermoobte  auch  die  starke  Üeberfiillung  des  Det&ilhandoli 
nicht  eine  engere  Anpassung  der  Detailpreise  an  die  Bugrospreis« 
zufuhren.  Erst  die  Emanzipierung  des  Publikums  von  ihren  Lokalgf^ 
Schäften  durch  das  Aufkommen  de«  Waren ver&ands  in  die  Ii£u««r  aeilaat 
der  gröfäeren  Detailgeschiifte,  und  die  Gründung  der  EonsuniTeraiu)  fcot 
viel  fach  den  Preisituf  schlag  und  den  Gewinn  de«  DetailhandeU  Mif  Mt 
ao  gern  esse  ne  Höhe  reduziert 

Dieee  Emansipierung  Yon  den  in  der  Nähe  gelegeneu  tAäan  wir« 
aber  auch  ohue  die  Konsumvereine  eingetreten ,  da  die  grüfMdMi  0ilifl^  | 
geschäfte  sich  mehr  und  mehr  auf  den  Versand  der  Waren  in  die 
legten.  In  Berlin  sieht  man  die  Was^en  von  allen  mögliohoa 
Waren  nach  allen  Riehtungen  der  8tadt  fahren,  so  Wein^  Kolosimlimiiii 
Semmel,  Brot,  Fleisch  etc.,  Konfektions  waren  u.  9>  w. 

Mit  dieser  Thatsaohe  mufs    der  Detailhandel    recbneo.     Die 
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lokale  Gebundenheit  hat  auf  allen  Gebieten  aufgehört,  ao  auoh  im  Konsum 
und  Warenbezug. 

Würde  man  die  Konsum  vereine  fortstreiehen,  ao  würden  sofort  andere 
gröfsere  VerBandge^chufte  an  ihre  Stelle  treten,  und  die  Lage  des  Detail- 
liandülfi  bliebe  unTerändeit* 

IIL 

Wenn  man  die  H  an  de!  s  kam  m  er  her  ich  te  durob  blättert,  eo  wird 
man  fast  in  jedem  einzelnen  Klagen  über  schwierige  Lage  des  Detail- 
handeU  begegoen.  In  erster  Linie  wird  die  Schuld  den  KonsumYereinen^ 
dann  den  giofsen  Warenhäusern  und  Bazaren ,  den  Wanderlagern ,  dem 
Hausier  ha  ndel,  den  Schleuderausverkäufen,  dem  unlauteren  Wettbewerb 
und  der  YersohlechteruDg  der  ZahlungiTerhältni»Be  gegeben«  Einzelne 
Htimmen  erkennen  auch  in  der  eigenen  übergrofaen  Konkurrenz  im  Detail- 
bandel  den  tiefsten  Grand  für  die  schwieriger  werdenden  Erwerbsyerhält- 
nisse  desselben. 

Von  Handelskammern ,  welche  sieh  mit  diesen  Fragen  beschäftigt 
haben,  nennen  wir  hier  nur  die  in  Leipzig,  Halle»  Müniter,  Bietefeld, 
Stuttgart,  Braunschweig,  Osnabrück,  Hannover,  Worms,  Zittau,  Oppeln, 
Pforzheim,  Gief^en,  etc.  Wus  speziell  die  Stellung  der  Handeiskammern 
gegenüber  den  Konsumvereinen  betri^'t,  eo  können  wir  sie  kurz  in  folgen- 
den Sätzen  zusammen  fassen: 

1)  Da  die  HandelikBrnmem  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  auf  dem 
Boden  der  Gewerbeireiheit  stehen,  &o  können  sie  einem  Verbot  der  Kon- 
sumTereine  nicht  zustimmen. 

2)  Bezüglich  der  Mitgliedschaft  der  EontumTereine  erkeunen  die  Handels- 
kammern die  BereohtigUDg  der  verschiedenen  Arbeitgeber,  für  ihre  Arbeiter 
be«.  Konsumvereine  zu  bilden,  üh  ;  dagegen  hallen  sie  zum  Teil  die  Beteiligung 
der  Beamten,  Staati-  utid  Kommunalbeamten  an  solchen  Vereinen,  insbes.  an 
der  Leitung  derselben,  lür  nicht  gerechtfertigt,  da  die  Beamten  zum  grofsen 
Teil  Ton  den  von  den  Gewerbetreibenden  aufgebrachten  Steuern  besoldet 
werden,  also  den  Gewerbetreibenden  auch  ihren  Verdienst  nicht  verküm- 
mern diirfen, 

3)  Bie  Konsumvereine  sollen  nur  an  ihre  Mitglieder  Waren  ver- 
kaufen dürfen.  Das  Gesetz  vom  L  Mai  18S9  betr.  ^die  Erwerbs-  und 
Wirt^cbaftsgen  OS  gen  Schäften  schrieb  aber  den  Verkauf  an  die  Mitglieder 
nur  im  regelmafsigen  GeEehüf tsver  kehr  vor.  Gelegenheitsverkäufe,  Weih- 
nachts-,  Jahrmarkts  verkaufe  waren  daher  auch  an  Nichtmitglieder  gestattet. 
Eine  Strafvorsohrift  für  deu  Verkauf  an  T^Jichtmitglieder  aber  bestand  nicht. 

Die  Handelskammern  forderten  daher  zum  Teil  eine  Festsetzung  von 
Strafen  auf  diesen  Verkauf,  Dies  ist  durch  die  Novelle  zum  GenoAsen- 
tchattsgesetz  vom  12.  August   1896  geschehen. 

4)  Da  einmal  dieses  Verbot  an  Kicbtmitglieder  durch  Weit^^rgabe 
der  gekauften  Waren  an  Nichtmitglieder  leicht  umgangen  werden  kann, 
andereraeitt  aber  der  Gewinnanteil  der  Mitglieder  doch  dem  (jewiiin  aus 
einem  kaufmännischen  Geschäfte  entstamme  (Leipzig  1895),  so  seien  die 
EonsumTareine  genau  so  zu  besteuern  wie  die  übrigen  Geschäftbleute« 

()  Der  firanntwein verkauf  der  Oenoasenschaften  ist  zu  verbieten. 
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Wir  wollen  aus  den  HAudebkamm^berichten  nur  ein  seine  A«ifa»> 
rungen  anführen.  Die  Leipziger  Handekk&mmer  ecbrieb  in  ihrem  Boki 
für   1895: 

,^Wir  acbicken  vomtis,  dtkU  andere  ftllgcmeifie  Stellimg  su  dem  Kch 
dareh  deo  OruDdsaU   bestimmt  ist ,  daf»  jedwede  direlcLe  oder  indirekte 
KoDSomvereine  durcb  die  Oeftetzgeboitg    ebenso  mu   venneideD    t^t,    wie    eio«  ah 
Ben ftcb teil igutig  oder  BescfariLcikuiig    derselben  tu  GaosteD   der  von  ibreir  Koakunaa  1^] 
drohteo   Formen  des  ÜAndelsbetriebs. 

Di«  Fiktion^  von  der  die  Gesetsgebung  vor  JÜlem  euch  bei  der  Ftm^^  der 
rang  der  Kons  um  vereine  sieb  bisher  hmt  Jetten  Iftssent  djJs  der  fietrieb  der  KobSOJBt'ivi 
Anders  aufzufAs^eo  sei  aIs  ein  kAufmioitifecher  Betrieb,  \ä(At  sich  tttim^KÜch  llaf«  m^ 
recht  erhAUeu.  Der  Anteil  au  dem  erAielten  CebeTscbuCs,  den  die  Mitglieder  decA  pilitwe 
VereinA  belieben,  stellt  sieh  völlig  sweirettos  aIs  Gewinn  ah^  dem  Ant«il  ao  elAeoi  kvd' 
miüiiJtiuhen  üescbfift  dar,  schon  de^hftlb,  well  der  Gewinn  in  der  Hegel  w-esetitlich  dv«! 
den  Betrieb  einiger  weniger  Warengattiiugen  erzielt  wird^  viele  Mitglieder  Aber  ftnii 
von  jenen  WsrengAttungen  gAr  nicbtü  entnommen  hftbeo  werden ,  oder  aucJi  «  mmm  4m 
Verein  mehrere  GescbäftsMtelleu  hAt,  unter  Um&t&nden  nor  eine  der&eJb«a«  die  ail 
geringen  Spesen  arbeitet,  einen  Ueberschufs  abwirft,  trotzdem  aber  aucH  die  Kood««  4m  ] 
dbrigen  Gescbiftsstellen  an  dem  Gewinn  teilnehmen. 

Von  diesem  AllgemeineD  Standpunkte  ans  würden  wir  aus  den  id  der  fitafmbe  der  { 
Göttinger  HandelskAmtner  in  dieser  Beziehung  gestellten  Antrügen  (Zwang  der  EtoinfMg 
jo  dlAs  Genossen  seh  Afiii-Eegister.  Ausdehnung  der  Bestimoitiug  io  §  93  Absata  1  der  Ü«w«%^ 
Ordnung,  sowie  der  VorBchriften  llber  die  Sountagsrube  im  Handelsge werbe  aui  die  KmieflB- 
vereine)  unbedetiklioh  Aa»ik;htiefsen  könnetif  wenn  nicht  nach  den  von  uns  atij^^lelllcs  &^ 
drteruugen,  beKÜglicb  des  erMeren  Punkten  durch  das  sächsische  Geseta  aber  die  jeint 
sehen  Personen  vom  15.  Juiai  1B68,  bezüglich  der  beiden  letzteren  dui 
belolgttt  V^rwaltungsprAxiSj  für  uo&ereD  Bezirk  die  Erfüll uug  dieser  W 
gesichori  wilre.  Dem  au  zweiter  Stolle  erw&hnt«ti  Vorschlag!«  (:*<»chAnkkv 
keit  der  Konsumvereine  betr.)  ist  aurAerdem  durcb  die  beim  Reichstage  eifi 
Novelle  »ur  Gowerbe-Ordnung  Rechnung  getrdgen  worden. 

Voa  den  beideu  bieruach  noch  übrig  bleiben  den  Wünschen  der  Crottiu|r«r  Peiliaee 
vermSgen  wir  den^  der  darauf  abKielt^  dafd  Offizieren  und  Beamten  jede  ThAtigke^t  M 
der  Leitung  von  Konsum-  und  verwandten  Vereinen  untersag  werde,  ab  va  weit  ^iHpii 
nicht  zu  uoterstützeu  ^  wenn  wir  auch  die  Gefahren  nicht  verkenoeDf  die  in  d*t  mamh 
liehen  Förderung  solcher  aus  Beamten  beatehenden  Vereine  und  in  der  TeflriAliiBt  vee 
Beamteu  an  der  Leitung  deraelbeti  liegen«  Dagegen  erscheint  on»  der  V^tr^chlef  seAt 
sweckaiäf»igf  die  Vorschrift  des  neu  beantragten  §  SOa^  wonach  der  Verkauf  ao  Hm^ 
mitglieder  uuter  St r Ute  gestellt  werden  soll,  nicht  nur  auf  Konsttm vereine«  die  aimm 
offenen  Luden  hüben,  tu  erstrecken'*. 

Die  HAodekkammer   von  Oppelo   äufserte    tioh  in  ihrem  Beri<ilit  Ar 

1895  folgüDdermafäen  : 

„Die  Konkurrcus    der  Versand  geschifte,    der  Warenhiuser    nnd    der  Ko 
wurde  aucli  im  Jahre  1895  Überall  schwer  empfunden. 

Wohl  ebeuiio  nachteilig  wie  die  Konkurrenz  der  Kooaumve reine  liud  Vemad 
ist  aber  nucb  dipjenigef  welche  aus  der  üeberfüllang  des  Detaillistenstandea  ^«rrllirf^ 
nameiitlich   auch    von    selten    nicht    kanfmiuniscb    geschulter    Händler  (frfllicre 
Frauen  von  Arbeitern  u.  »,  w.)  geübt  wird.     Die  von  diesen  Leuten  Aüagebeada 
zahlreicher  kleiner  Geschäfte,  die  meist  nur  eine  kurze  fclzisteni  fristen^  veroiLiadefS 
nur  den  Absats  der  bestehenden  Geschäfte,  sondern  drücken  aneh  die  Prebc  bemati 

Von  den  lo  den  grÖfseren  Städten  unsere<i  Bezirks  wohnendeo  Keitneittea  wird 
fach  tlber  ein  Aosbleiben  der  kleinen  Kundschaft  geklagt,  die  in  weit  ar^tttiwtm  MU 
als  früher  ihre  Bedürfnisse  in  den  Dorfgeschiften  und  bei  Hansierem  deckt.*' 

Die    Handelsk Ammer   in    Giefien   forderte   in   einer  Si0^»|»e    ia 
Keiohskaozler  im  Jahre    1B95: 

yfSSulassUitg  der  Konsumvereine  nur  in  Form  eingetragener  flenf»ieaeriheffl<ii. 
aehräakang  des  Geschäftsbetriebs  auf  die  Kitglieder,    Eoaua«loiii|iÜdtt  mmmt  IC1« 
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BraDDtw«iD,  Beraniiebung  bq  den  Steuero  io  f^leichem  Umf«tig  wie  FrivAte,  Äusachlafs 
von  Oiüthrtn  und  üeamteu  aU  VereinisJeUer^  und  AotidehDiiDgen  der  BeBtiminaDgeu  aber 
die  SoDQtagsnihe  auf  die  Konsumvereine/* 

Die  Stuttgarter  HandelBkanimer  schrieb  in  ihrem  Bericht  fiir  1804: 
^^Uttter  der  eben  eiwühuten  Verschiebang  {der  KredUrrUten  und  der  Kookursaasver* 
kiofe)  leidet  vor  &Uem  du»  D  etui  J  geschüft.  Die  «uormAle  KuLlkulAtioii  anf  des  Muftsen* 
txmiit«  fiodet  sieb  in  der  SUdt  bei  den  Konsninveremen  and  bei  den  mit  Grofikapitil 
urbeiteoden  und  die  Ftlialen^ründang:  »y^tematiscb  betreibendeD  GeecbUften^  welche  die 
för  den  ^ofsen  Kousuin  (^eeij^Deten  Artikel  ab  Lo^^kTSfiel  mit  Verlaitt  oder  vielJeieht 
nur  mit  einem  Rajiseuskonto  Tun  1 — S   Pros,  kalkiilierl  unf  deu  Markt  werfen. 

Auf  dem  Lande  steJlt  &ich  diese  Konkurrenz^  nnd  KalkulationsweUe  in  dem  seit 
Jftbrsehnten  beklagten  Hausierbetrieb  (Detail  reisen  de,  H&ssenaQsTerkiafe^  Rek  lame- 
aehwifide])  dar/' 

i^iD  9.  De2.  1895  fand  io  Oitiabrück  auf  die  EinladuDg  der  Handels-» 
k&mmerti  vod  0  so  abrücke  BraunBchweigf  Caeael,  Goslar  und  Minden  eine 
KoDlerenz  zur  Erörterung  des  auf  dem  Gebiete  des  un- 
billigen und  unbequemen  Wettbewerbs  liegenden  Schadi- 
guDgen  des  Detailhandels  (und  Kleingewerbes)  statt. 

An  dieser  Konferens  beteiligten  sich  26  KörperschaUeti  (und  swar  das  Königliche 
K  otnmerskolleir  lum  tu  Altoiia,  die  fi  a  nde  Isk«  mmern  Bran  n  schweig, 
Caisel,  Koblenv,  Krefeld,  Dortmund,  Essen  a.  d.  Kuhr,  Gottingen,  Oos^ 
lar»  Halberstadtf  Hannover,  Harburg,  Lennep,  LIegnitz,  Lüneburgi 
Minden,  Münater,  Bchofiifbeim,  Verden,  der  Verband  der  Handels-  nnd 
Oewerbeverei  ne  zu  Oldenburg^  der  Ze  n  tr  aW  erba  o  d  deotscber  Kauf- 
l«ate  tu  Gifborn,  der  Allgemeine  V^erband  deutscher  Erwerbs«  und 
Wi  rtschaftsgenoss  en  scb  a  ften  in  Berlin,  der  D  etai  llisten  verein  und  der 
looangsausschars  zu  Osnabrück}  mit  €0  Verlretem.  Das  Ergebnis  der  Beratung 
stallt  Sich  in  nachfolgenden  Beschlüssen  dar: 

ISa  1.     Warenanklloneo  ond  Li quldationtaasverk iaf e. 

L 

Die  gewerbsmiUsige  Veranstnltting  von  Waren auktioneo,  mit  Ausnahme  der  Grofii- 
baodeUauktJoneu,  ist  von  der  Erteilung  einer  obrigkeitlichen  Erlaubnis  abhängig. 

Den  GericbtsvoUzlebern  ist  in  ihrer  ,,amtlicben"  Eigenschaft  die  Leitung  freiwilliger 
Versteigeeangen  au  untersagen. 

Mindestens  acht  Tage  vor  jeder  einzelnen  Veir*»teigerung  ist  der  zustAudigen  PoÜsei- 
bebSrde  ein  Verzeiebuis  der  za  versteigernden  neuen  beiw.  noch  UDgebraucbten  AVHren 
mit  einem  K  ach  weis  über  Erwerb  und  Urspraug  derselben  einsurwehen* 

1)  Eine  gro&e  Benachteiligung  erfUbrt  der  Detailhandel  durch  Versteigerungen  von 
Warenmassen,  welche  infolge  Konkurses  oder  wegen  freiwilliger  Gescbftftsanfldsnng  be> 
bufs  Liquidation  stattfinden. 

2)  Der  Mitverkauf  von  Waren,  welcbe  nicht  zur  Liqnidationsmasse  gehören, 
öder  der  Zukauf  von  Waren  zur  etwaigen  Ergtnsung  des  Lagers  ist  daher  gesetzlich 
aa  verbieten.  Für  indostnetle  L* n lern ebmun gen  wird  der  Zukauf  von  Hfjhatoffen  und 
Halbfabrikaten  zur  weiteren  Verarbeitung  und  Emeuerang  der  Vorrlte  nicht  unbedingt 
uniersagt  werden  dürfen,  weil  anders  in  solchem  Falle  der  im  Lnterej»se  der  Arbeiter  nnd 
O  liubiger  noch  fortanfUhrende  Betrieb  der  Fabrik  unmöglich  werden  konnte;  für  Waren* 
▼  erkaufftgescbifte  mMste  Jenes  Verbot  jedoch  mit  Entschiedenheit  zur  Geltung 
kommen. 

Zu  Ziffer  f  der  Tagesordnung; 
Konsumvereine  und  Warenhluser, 
1)  Die   Frage,    in  welchem  Omfange   die  Konstimvereine   im  allgemeinen  ihren  Mit* 
flladem  tfaats&chtich  wirtschaftliche  Vorteile  gewKhren    oder   aber  nur  den  Schein  soleber 
Varteil«  erwecken,  kann  nur  auf  Grund  eingebender  Untersuchungen  ermittelt  werden. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  wird  je  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  elnielitaa 
Koatamvareias  organisiert  und  geleitet  sind,  verschieden  aasfallan« 
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Mif  telUo. 


»I3  Zahl  Uli  g&mittel  ^ntnilsltsliek  aku^ 

Bebordeu    Üorcli    B«qpdbt  ] 
die    Ver Wallung    und    <3««dliftBllhfVi  1 


Uaabhftogig  von  dtAsur  Seit«  der  Frage  mMfa  es  als  feitst«liende  TbaMftelM  i 
werden^  daf»  jeder  Konsumvereio,  mkfn  er  schlecht   oder  f^ut  or^aoisivrt   attd 
durch    seine    blüfae  Existenz    dem    )|^<s«rerblkljeu    Kleifibaudel^    insbesondere 
wareogeAcbälte»,  die  au  aicli  schoa  durch  üeberkoukurrenx  er»chfrerteo  \ 
durch  Beeiulrächtjgttoif  de»  Uii]S«Ues  noch  weiter  er&chwert,  ja  ad  viel«ii  On«a 
in  Frage  steUt. 

2)  Da  die  Konstumvereiao  in  den  freien  Wettbewerb  mit  den  l>eraf»mi£iig 
gescbirten  K^treten  biud  und  tbrer    g«aaen  Katur    nach  vor    den    letzt«rea    an  «icb 
eincD  erhebikheu  YorApruuf^  haben^  eat»prjcbt  et  nicht  den  GruudMtE«a  der  Ge 
von    Staats    wegen    den     Kou»uinvereiueJi     die&e    ibre    gün»üge     Poeitjon     tumik 
PrivilcgJeD    dem  Kleinhandel   gegenüber   aa    verstärken.     Vielmehr    niü^^en  41«  Mi 
vereine  graudatttBlicfa  «Iteti  Hescbriüikungen  and  Belastungen  unterworfen   werdeB^  ' 
dem  (Tewerbebei riebe    mU  sulchem  n^ufliegeo.     Keineawegit  dürfen   aie  vor  diesen    kl 
noch   ifKeud welche  direkte  oder  indirekte  fiegÜDahti^uug  erfahren,  in^besoodere  aiod  f« 
FurderuDK^Q  anfzujitetleu: 

a)  l>te  Kon  ji  um  vereine  sind  hmaicbllieh  der  »taaüicben  iiod  koniniuattl«a 
den  Qtwerbetretbetiden  gleicbsii»teUeo. 

b)  E»  läfat  aicb  nicht  rechtfertigen,  daTs  aie  den  Handel  mit  &r«aotw«|n  nnd  Sfi^ 
caosen  ohne  Koozessiüu  betreiben  dQrfen. 

c)  Denselben  Ut  jede  Auagabe  von  Marken 
spreoheu. 

d)  Jede    Begünetignog    der    Konftumveretne    seitensi    der 
billiger  R&uniltehkeiteß  u.  dergU  ht  QnjttatthaU« 

e)  Den   Staat»-    und    Kommunalbeaniten    i&t 
von  Konsumvereinen  zu  verbieten.     Aus  gleichen  Geiichtspunkfen  erscheint  •• 
dafs  auch  tu  Warenhäusern  Beamte  und  Ottiz^ere  in  verantwortlicher  SteUiuig  iliil%  1 
Es  i»t  dringeud  wüu^ühen&wert^  daf»  an  deu  maf^^ebendeu  Stellen  die   in   itieeor  ilcalr^ 
in  weitere  Kreisen  be»tehtfudeu  Bedenken  HcrütkÄichtiguug  finden. 

f)  Dk  Kousumvereiiie  nud  Wart-nbiuser  sind  dem  Nahrungsmictelgeftetme,  atmh 
BealimcDUrigeu  Eber  Mafae  und  Gewichte  und  den  Vorfichriflen    über  die  ^OBtttacarmke  it 
unter  wer  IV 11. 

3}  Auf  der    anderen  Seit«  mulk    die  Forderong,   die  ErriditODg    der  S«ae« 
abbätgig  XU  machen  vou  der  Hedürfui&frage,  oder  oiese  Geoua»enM; haften  aofer  |( 
lu  unterüruckeu,  alet  zu  weitgt'hfnd  un<i  mit  den  G^uMd^itae^  de»  He«,!]t»*taaia  nititt  fw*  ' 
einbar  t^exrithnet    werdt-n.    da  daa  Heihl  der  Staat»bürg*  r,    »ich  durch   Va-ein%iiiv  A** 
Bedarf  billiger  tu.  be&chaffVn,  nicht  in  Zweifel   gestogeu  werden  kaim* 

4)  Der  vnn  deu  verbindeten  Uegii^rungen  besvblo»seDe  l£ntwurf  eine«  flnttiei.  I»> 
treffend  die  AMj»deiung  de«  (^JesKze»  fiber  die  Erwerbs-  und  Wrriscbatt»genoti««fi«el^«te 
vom  J*  Mai  iSbS'  kann  als  ein  au^reubender  Versuch,  einen  Ausgleich  in  den  HedlliCin^ 
der  Geüei-igebujiif  Itir  die  Thätii^keit  dar  Konsum  vereine  und  dee  Kleinhandel«  ht^ 
auführen»  uicht  angesehen  werden. 

ln»be»ondere  wird  durch  diesen  GeseUealwurf  nicht  da«  2iel  «einer  B«ffrft»dB«i  1 
Absatz  8  erreicht  werden^  dafs  durch  die  Zusatzbesi  immun  gen  der  |§  80  n  und   tife  i 
Wirtschaft Jiche  Existena    aalilreicher  Einaelbetriebe    im    Handel    und   BandwerJi    g^e 
dem  vielfach  xer?»tÖrei»dei)   Weit  bewerbe   der  Konsumvereine  gestütat  werde. 

E»  i!»t  im  Gegenteil  die  GetHhr  %u  bedenken,  dab  da»  Itdi^Uth  lonnate  ^eti 
wlaaem liehen  Abgeben«  von  Waren  an  Nichtmii|ciieder  und  seilte  i»tratbediru»hnii§  «Ine1 
gegen Keseiate  Wirkunit  hervorrufen  und  niit  der  UinaulUhrung  tehreidltf  nf-ner  llllflinitf  1 
au  die  Konsumvereiue  eine  Mfttkung  der  letzteren  herbeigeführt  werden  kOam% 

5)  Wenn  auch  mit  dem  Kurtlall  jeder  suatjiehen  Bevorzugung  und 
der  Küuvumverciue  und  Warenbiiuser  vor  den  Kleinbandelsgesch^eD  in  den  Utieile  4at 
entgegeualehendeD  ioteressen  ein  berecbligtea  Gefühl  der  Bitterkeit  in  den  Kriltf  dsi 
Beteiligten  verschwinden  wird,  ao  würde  es  doch  eine  verhängnisvolle  B«ibettinaKto|| 
sein,  an  au  nehmen»  dafs  durch  einen  derartigen  gerechten  Ausgleich  die  acJütricrif«  l^llt 
des  Kolonialwareohaudel»   als  solche  behoben  werden  könnte. 

E9  wird  vielmehr  die  positive  Aufgabe  des  &  au  f  ma  nn  sa  tendet 
sein,  uns  sich  selbst  heraua  Uittel  und  Wege  su  finden,  welche  isa 
Gewerbetreibenden  seine  berechtigte  Stellung  gegenüber  dem  Debet* 
gevichte  der  Einkaufsgenossenschaften  allm&hUek  wieder  sarick- 
K«ben« 
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Alf  die  «amrlXfaliohe  OnindlAge  für  diesbesüglich«  Bestrebungen  ist  die  gemeinsame 
gewissenhafte  Feststeliong  der  Exisieosgmndlagen  des  Kleinhandels  in  den  verschiedenen 
Landesteilen  ansoseben  nnd  empfiehlt  sieb  su  diesem  Behafe  die  EinseUang  einer  vor- 
bereitenden Kommission,  welche  in  objektiver  Weise  die  thatsftchlichen  Verhältnisse  auf- 
Bonehmen  und  das  Ergebnis  ihrer  Erhebungen  einer  sp&terren  Versammloag  als  Unterlage 
fflr  positive  Anträge  au  unterbreiten  hat. 

Zn  8.     Hansierhandel  und  Detailreisen. 

1)  Durch  den  Gewerbebetrieb  im  Umhersiehen,  d.  h.  durch  den  Hausier- 
handel und  durch  das  sogenannte  Detailreisen,  entsteht  dem  sefshaften  Kaufmanns- 
stande namentlich  in  den  mittleren  und  kleineren  Orten  des  Landes  insofern  ein  unberech- 
tigter mnd  in  hohem  Grade  schädlicher  Wettbewerb,  als  der  Hausierer  und  Detail  reisende, 
von  allen  örtlichen  Lasten  frei,  in  tahllosen  Gemeinden  unter  Ausnutzung  von  Zeit  und 
Anlässen  ihren  Geschäftsgewinn  ersielen,  wo  die  ansässigen  Gewerbetreibenden  neben  den 
Staats-  und  Gemeindeabgaben  ihres  Wohnortes  meistens  auch  noch  andere  erhebliche 
Lasten  im  Interesse  der  kommunalen  Selbstverwaltung  au  übernehmen  haben,  während  sie 
nach  Lage  der  Verhältnisse  eine  wirksame  Bekämpfung  der  von  aufsen  auf  sie  eindringenden 
Konkurrens  au  bewirken  auiser  Stande  sind. 

8)  Allerdings  wUrde  durch  entsprechende  Abänderung  der  Bestimmungen  der  §§  44 
Absats  3  und  §  66  der  Gewerbeordnung  tttr  das  Deutsche  Reich  diesem  Mif»tande  absu- 
helfen  sein,  wenn  beispielsweise  (nach  dem  Vorschlage  des  Gesetsentwurfs  der  Reichs- 
regierung vom  5.  Juni  1895)  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Waren,  soweit  nicht 
der  Bundesrat  für  bestimmte  Artikel  Ausnahmen  bewilligt,  nur  bei  solchen  Gewerbe- 
treibenden angelassen  würde,  in  deren  Geschäftsbetrieb  Waren  der  angebotenen  Art  Ver- 
wendung finden  (§  44),  und  wenn  ferner  in  das  Verseicbnis  derjenigen  Waren,  welche 
vom  Ankauf  oder  Feilbieten  im  Umbersiehen  ausgeschlossen  bind  (§  56),  Manufakturweb- 
waren sowie  Kolonialwaren  und  Materialwaren  aufgenommen  würden. 

Sa)  Es  mag  indessen  fraglich  erscheinen,  ob  derartige  Eioscbränkungen  der  Ge- 
werbefreibeit  nicht  begründeten  Bedenken  begegnen.  Da  aber  eine  Abwendung  der  durch 
den  Wandergewerbebetrieb  dem  kaulmännibcben  Mittelstande  des  Landes  und  somit  der 
Volkswohllabrt  zugetügten  Schädigungen  als  ein  uuabweisbareb  Gebot  volkswirtbchMftlicber 
Billigkeit  erscheint,  so  mufs  es  für  ebenso  tuläasig  wie  dringlich  erklärt  werden,  dafs 
dvrch  eine  kommunale  Besteuerung  des  Wsndergewerbebetriebes,  entsprechend  der 
Steuer  für  ben  Wanderlagerbetrieb  vom  3i7.  Februar  1880,  die  Konkurrenabedingungen 
swischen  dem  Hausierer  und  Musterreisenden  einerseits  und  dem  sefshaften  Kaufmanne 
andererseit»  eine  angemessene  Ausgleichung  erfahren. 

b)  Eine  derartige  Steuer  würde  durch  die  Provinsiallandtage,  Besirksausschüsse  oder 
durch  enuprecbeude,  in  solchem  Falle  anständige  Behörden  tfir  Jeden  einzeluen  Verwal- 
tnngsbeairk,  in  welchem  der  Gewerbebetrieb  im  Umheraiehen  ausgeübt  werden  soll,  nacb 
Maisgabe  der  jeweilg  in  Betracht  kommenden  örtlichen  Verbältnisse  allgemein  festzustellen 
und  von  dem  Wandergewerbetreibenden  beim  Betreten  des  Kreises  im  voraus  für  ein( 
bestimmte  Zeitfrist  zu  erlegen  sein. 

4  a)  Von  der  Steuer  zu  befreien  wäre  der  Handel  im  Umherziehen  mit  Erzeugnisse!; 
der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Fischzucht,  sowie  von  selbstgefertigten  Töpfer-,  Holz-, 
Stroh-  und  Rohrarbeiten,   bezw.  von  äbnlicben  Erzeugnissen  der  Hausindustrie. 

b)  Ob  anfserdem  noch  einige  sonstige  Artikel  (Wein,  Leineuwaren  u.  s.  w.)  von  der 
Besteuerung  ausgenommen  werden  könnten,  scheint  erörteruugsfähig. 

6)  Kür  eine  verschiedenartige  Behandlung  der  Hausierer  und  Detailreisenden  ist  ein 
Grund  nicht  zu  erkennen. 

4.  Versandgescbäf te. 

Es  ist  anzuerkennen,  dafs  die  grofsen  Versandbazare  auf  das  ortsansässige  Detail- 
gMehäft  vielfach  schädigend  gewirkt  haben. 

Da  das  Emporkommen  der  Versandkau fhäufer  zumeist  auf  der  Ausbildung  unserer 
Verkehrsmittel,  sowie  auf  der  ökonomischen  Ueberlegenheit  dieser  Geschäftsform  gegen- 
über dem  hergebrachten  Detailhandel  beruht,  ist  ein  gesetilicbes  Eingreifen  auf  diesem 
Gebiete  nicht  angebracht. 

6.  Wanderläger. 

Das  preufsische  Gesets  vom  27.  Februar  1880,  welches  die  Gemeinden  ermächtigt, 
den  Wanderiagerbetrieb   nach   Mafsgabe   der  jeweilig  vorliegenden   örtlichen   Verbälnisse 
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llisselltti« 


pro   Woche  mit  30»  40  oder  ÖO  M.  zu   besteuera,  hat   licb  «usreicheDd   erwiesen 
Uir^verh&ltnifl,    welches  in  deu  Wettbewet-habediogimgen  zwi&chen  diesem  Aum 
Gewerhebetrieh»  UDfi  dem  sefshAften  Hau  de  hge  werbe  beataod^  in  Mi|^eiD  essencr  Whm  J 
sogleichen. 

Die  EiDfübning  einer  gleichea  Steuer  in  den  tibrigen  deaUebeii  BoAdcsctSAlM 
daher  nur  n^uf  das  KRChdrücklieh^te  empTobten  werden. 

Die  Verü&miBlung  be^chlof^j  ferner^  eine  Reibe  von  Fragen  eiDaeloer  HaadeUka 
zur  TorlÄuä^en  weiteren  Be&rbeitnng  lu  überweisen,  nämlich  die  Fragen  betr«fleodr 

die  Kram  markte  der  BandebkAmmer  Minden, 

die  Firmenbezeichnung  der  Haudekkammer  Braunachweig^ 

die  Qefängnisarbeit  der  Hnndelskammer  Halber^tadt^ 

das  VerdiDKUiigttweacn  dem  Königtichen  KonimerakoilegiiiiD  Altena    «ad 
fiandelskaoamerii  Dortmund,  Lieguita  uod  08P«brückf 

die    Benachteiligung     eiobeioiiscbe  r     G  euch  äftsleu  t«     dnrek 
sogenannten  kleinen  Greosverkehr  der  Handelskammer  Scbopfbeioi, 

Im  weitereD  Verfolg  dieser  BeBtrebuogen  hat  die  Haitdelfkammer 
HaDDOTer  im  Februar  1897  bei  den  übrigan  Handel^kammerü  eioe  Ent^ttct« 
über  die  Ltige  des  KleiobandeLfi  angeregt  und  dafür  im  Verein  mit  dett 
allgemeinen  Verband  der  deutichen  Erwerbs-  und  WirtschaftfgeDoeMio- 
Schäften  in  Berlin  einen  detaillierten  Fragebogen  aufgearbeitet. 

Wie  indes  die  Handekkammer  in  Stuttgart  in  ihrem  Berichte  fux 
1896  hierzu  auBfiihrte>  bedarf  es  kaum  noch  einer  Enquete  über  die  Ltft 
dea  Kleinhandels^  da  die  Verhältnisse  bereits  TÖUig  geklärt  aeien*  Es  t« 
im  allgemeinen  bekannt^  worau  der  Klein bandel  laboriere.  Wolle  auft 
aber  doch  noch  eine  EnquetOi  so  empfehle  sich  dafür  eine  tolöi 
Beichs  wegen ,  da  nur  eine  solche  völlig  objektive  Ergeliiuafte 
könne. 

Wolle    man    dem    Kleinhandel    gesetzlich    helfeei   io    bedOrfe   e« 
praktischen   Vorsehläge,  aber  keiner  Enquete    mehr,    die  kaum  noch 
Thatsacheu  ans  Li  cht  törderu  könnte. 

Da  der  Vorschlag  der  Handelskammer  HannoTer  nicht  genQfmulM 
Etttgegeü kommen  bei  den  übrigen  Handelskammern  fand,  ao  hat  nie  dii 
Reich  gkiinzleramt  um  UnterstützuDg  an  gegen  gen,  und  letzteres  hat  in  aliüB 
Hundschreiben  die  Handelskammern  ersucht,  sich  an  dieaer  Enquete  m 
beteiligen,  die  als  Grundlage  fiir  eventuelle  spätere  geaetzliche  MaTsoaIub« 
zu  Gunsten  des  iJetailhaudelB  dienen  solL 


IT. 

Neben  dieser  Stellungnahme  der  Handelskammern  gegenüber  6m 
Konsum vereiuen  ete.  geht  nun  eine  lebhafte  Agitation  der  be* 
druDglen  Kreise  aelbst  gegen  dieselben  her,  Organ  derselben  iat  dv 
Zentral  verband  deutscher  Kaufleute,  weither  1894  8000  Mit* 
glieder  zählte  (eingetragene  Genossenschaft),  gegründet  1888^  aeine  Seel« 
der  Präsident  desselben,  Senator  Uerm.  Schulze,  Gif  hörn*  Deiflbi 
giebt  die  „Mitteilungen  des  Zentralvorstandes  deutscher  KanÜeiite**  bif> 
aus,  welche  Mitte  jeden  Monats  erscheinen. 

Zur  Verteidigung  der  Handels-  und  Gewerbe  frei  hei  t  hat  aich 
Gegensatz  zu  dem  ebengenannten  Verbände  im  Jahre  1896  in  Biele 
der  „ZenLralverein  fiir  die  Interessen  des  Detailreiieni^ 
gebildet»  der  ebenfalls  periodisch  erscheinende  Mitteilungen  heraoiifiall 
(üeschäftafuhrer :  Uandelskammcrsekretär  Br.  Kandt,  Bielefeld)* 
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£0  ist  ^anz  Dalurgemäfs,  dafs  der  Detaillietenstaody  namenthoh  in  der 
KoIoDialwareDbraDohe^  sich  seiner  Kaut  zu  wehren  sacht  und  das  Ein* 
dringen  des  kapitalistischen  Gesohättfibetriebs  in  den  Detailhandel  mit 
allen  ihm  £u  Gebote  stehen  den  Mitteln  bekämpft  —  freilich,  ob  er  Erfolg 
diunit  haben  wird,  i&t  eine  andere  Frage. 

Im  September  1891  fand  auf  EinladuDi^;  des  Vorstandeß  des  Verein» 
Berliner  Kaufkute  der  Kolonialwareubranche  eine  Beratung  einer  gröfseren 
Anzahl  von  Vereins-  und  lonungsvorBtänden  über  die  Mittel  und  Wege 
statt,  wie  dem  immer  mehr  vorschreitenden  Niedergange  des  mittleren 
und  kleinen  Handels-  tind  OewerbestandeB  entgegengetreten  werden  könne, 
Es  wurde  eine  Kommission  ernannt,  welche  mit  allen  Kreieverbänden,  die 
bereit  seien,  die  Lage  des  gewerblichen  Mittebtaadea  aufzubessern,  in 
Fühlung  treten  und  dahin  wirken  sollte,  dafe  den  Interessen  des  gewerb- 
lichen Mittelstandes  im  Reichs-  und  Landtage  fortan  mehr  Rechnung  ge- 
lragen werde  als  bisher,  üeber  ihre  Thäligkeit  ist  aber  bisher  nichts  in 
die  OefEentlichkeit  gedrungen. 

Der  188B  gegründete  „Zentralrorstand  kaufmännischer  Verbände  und 
Vereine  Deutschlands",  welcher  später  seinen  Namen  in  den  des  ,,Z  e  n  - 
tral Verbandes  deutscher  Kaufleute''  umänderte,  hat  seit  seinem 
Bestehen  unter  der  Leitung  de«  Senators  ^chulse-Gifhorn  eine  rega  Thätig- 
keit  enttaltet 

AI»  1889  nach  dem  Beispiel  des  1883  gegründeten  deutschen  OM- 
siersvereins  das  Warenbaus  für  deutsche  Beamte  mit  einem  Aktieokapital 
Ton  250  000  M.  gegründet  wurde,  erhob  sieh  in  allen  Kreisen  des  Handels- 
Standes  ein  Schrei  der  Kntrüatung.  EntEog  doch  bereits  der  Offiziers- 
verein  mit  einem  Umsatz  von  ca.  II  Mill.  M.  dem  Detailgeschüft  eine 
bedeutende  Kundschaft,  und  nun  wollten  auch  die  Beamten  diesem  ver- 
lockenden  Beispiel  naehfolgen« 

Eine  Reihe  von  Petitionen  wurden  von  kaufmännischen  und  gewerb- 
lichen Vereinen  an  die  preursisohe  Regierung  abgesandt  und  dieselbe  er- 
sucht, die  KouBumvereine  der  Beamten  eu  verbieten,  oder  doch  wenigstens 
nioht  SU  unterstützen. 

Dem  Vorstand  des  „Vereins  gegen  Unwesen  im  Handel  und  Gewerbe 
SU  Köln'*,  welcher  1890  an  den  Kaiser  eine  Immediateingabe,  betr.  das 
Warenhaus  für  deutsche  Beamte,  gerichtet  hatte,  ist  darauf  folgender,  vom 
Vizepräsidenten  des  Staatsminiateriums  von  Bötticher  folgender  Bescheid 
zugegangen  : 

„Wie  dem  VorstAade  foekacat,  iftt  di«  Aktiengesellscbiift  j^WureDbAUA  für  deutocbe 
Beamte''  ein  rein  privates  Uoternehmen,  wülcbem  trf^eud  eiue  UiJterstÜtzaof^  oder  Fördera&g 
»eilent  de«  ät&AtMniDii»teriami  oiemab  su  teÜ  geworden  ist,  Dil»  8tAjit6iDini&teriuin  be* 
übsichtigt,  »ich  dem  geQ&outeD  Outenielinieii  geg«ttüber  Hucb  id  Zukunft  valJ»tKtidi|| 
ii«tttr*l  zu  erhaüeo.  So  bednuerlicb  es  Auch  ist,  dAfs  durch  dieses 
Unr  erb  ehmen  weite  Kreise  von  6  e  werbe  trei  bend  en  geschidiKt 
werden,  so  dürfte  doch  die  Befürcbtong,  d&fB  dasselbe  eine  VerfeindODg  des  B«< 
unten Ataudei.  mit  dem  Bürgertum  herbei fÜhreu  könnte,  sieb  nicht  begründen  la&»en/' 

Das  Stuatsministerium  hatte  allerdings  wohl  dem  „Warenhaus  fUr 
deutsche  Beamte'*  keine  Unterstützung  zu  teil  werden  husen,  wohl  aher 
die  Militärbehörden,  wie  aus  nachstehendem  Kundschreiben  des  Direktoriums 
des  Warenhauses  iür  deutsche  Beamte  herTorging: 


im 
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,,NAchdem  (l«ui  uiiterKeicbiiet«fi  Uirektoriuin  durch  Vctxuitieluunr  «i«»  dcuuck»  \n^ 
siervereiD«  eiti  Auimg  mehrerer  GeueriLlii  und  Stab»o(Ü2i«re  der  Garoi^oa  M«t»  mfititt^ 
war,  in  welchem  aulaer  einer  Verkaufäi»telJc  des  deuUcbeu  Uitiitivrvvr^iti»  »ucJi  1it  AiJ^ 
«in er  Filiiüe  des  Waren bau^es  für  deutacbe  Beamt«  som  Bozuge  too  KoloalAlvan«  «M 
ftonatigtiii  Lebet nfitoittelu  für  Mets  und  anderfl  lolhriugiache  Garoisotaeti  driagvtid  ftv^icfei 
wurde,  »iud  den  Oiäzieiren,  Sanitäl^offiziercn  und  MiUtärbeajmeii  ctcw  nJimtlirlrtr  BaMiia^ 
Truppeut«ile  nud  InaLkute  der  (jaroison  Meta  and  der  übrigen  GaxDiaoocii  LollBli|fai 
vertrauliebe  Umiaufälibteu  augebandt  worden^  m  welchen  am  Erkl&rnni^  fStbtx  nTül^h 
Belüge  von  Waren  aus  einer  t^Uiale  des  Warenhauses  für  deutsche  BeAmtfe  in  Heia  f»^ 
beten  wurde.  In  diese  Listen  baten  sieb  gegenüber  der  vorher  tiervoi^eliobciico  IMbl^ 
ikiafrage  verbUtui&tn&räiig  wenig  Teltnobmer  cingoiragep,  nämlich  Hir  Mets  19^  PaiiWi 
mit  671  Personen  uebbt  1  Kasino  und  1  Kamine  nu^  lür  die  tibrigen  Garateooea  Lal^ 
ringens  6i  Partoien  mit  183  Personen  ncb»t  t  Ka^itjo»  und  13  Kaotiuen.  Uicnof  ^ 
aüglicb  wurde  miigeteilt^  daSa  sehr  vttl  mehr  Interea«enleu  filr  den  W&renbeso^  Torinj<ia 
»eien^  aber  einmal  die  Zirkulatiousfrt»>t  der  Listen  eine  xu  kurse  gewea«ii  a«!  iEi»d  aa^M^ 
^eiu  viele  Familien  um  de:»wtllen  die  tliutragung  uuterla&seu  fa&ttea,  w«il  ai^ 
dieaelbe  nicbt  binden  wollten.  Da»  Direktorium  des  Warenhauses  glaabl  daber, 
aeitigen  Intere^^e  ers^t  darüber  auf  prakti*chem  Wege  Klarheit  ver 
müsaeUf  ob  ein  ibAtükchliebea  Bedürfnis  für  den  gemeinaameti  Bezug  von  KaloafäT 
waren  etc.  vorliegt,  und  ob  Preise  und  QualitJlten,  wie  iie  das  dieAaeitige  Wareitea 
KU  liefern  iinstaude  ist«  dortaeits  bO  befriedigen,  dapA  üich  hierana  ein  grofser  luad  daatnAv 
Umsiata  entwickelt|  welcher  das  I  n^  lebeut  r  e  ten  eines  Ver  k  av  f  »  1  a^  er*  4ti 
W'arenhauseäi  in  Mets  rccbtfertigr.  Zu  diesem  Zwecke  »ind  suDäeb&t  füj  alle  4iK 
jenigen  Herren,  welche  in  den  Listen  unter  üchrieben  h»beu,  Käufer  tau  bniakarliMi 
fertigt  worden,  was  äUtutengem&fs  für  aktive  Offiaiere  etc.  grati»  erfolgt^  iiq4 
dit5«e  Herren  lutereäsenlen^  Kasinos,  Kantinen  u«  a.  w.  6ehr  ^rg«benst  aiil|^or4«rtf 
Prüfung  der  Leiktungafahigkeit  dea  Warenimuses  für  deuUche  Beamt«,  der  Güla 
und  ihrer  Frei» Würdigkeit  zunächst  eine  gröf»ere  Probebestellung  auf  Gnind  d«f1 
liegenden  Preiali&te  unter  Beuutaung  der  derselben  beigefügten  Auftra^aetJel  an 
Diese  Probebeb  tellungen,  welche  da»  Direktorium  bittet,  behufs  8«KUjDluii|;  bl«  j 
25.  Augu^it  Mn  da»  Bureau  der  33.  Dtviatou  einaasendeUf  würda 
haus  gemeinsam  ausführen.  Wenn  die  Güte  der  Waren  und  die  Preiswürdigkeil  de 
die  Uerreo  Abnehmer  befriedigt^  so  würde  das  Warenhaus  gern  bereit  t»etn,  auf  Wiaai 
m  ^»pätherbsle  beaw.  vor  Weinnachten  wiederum  sokhe  ^ammelaeudungea  vtm  Ware« 
auszuführen  und,  wenn  sich  der  Abnehmerkreis  entsprechend  erweitert,  demute^fi 
eine  Warenverkaufsstello  im  Zentrum  von  >iet2  e  inaur  icb  I  e  i»,** 

Eemer  isi  iblgender  ErlafB  sehr  oharaktonBÜAch : 

Direktion  des  Bildungswesens  der  Marine.  Kiel,  tl.   Pabfttar  18ML 

Nach    einer    Verfügung    des    O  be  rk  om  m  and  oa    dar    Maritt 

sind  um  neu  ein  a  aste  llendeu  Kadetten  verpflichtet,  ibre  |p«iaBit 
Ausrüstung,  mit  Ausnahme  der  kleinen  B  edUrfn  iia  rti  kal,  ve« 
deut  sehen  O ff iai erverein  in  Berlin  au  beaiehen.  Die  tiicitaiif  tliii^ljcbai 
Verembarungen  mit  dem  Verein  »ind  noch  nicht  eudgillig  itbgeschloaseo;  aobald  der  Ab 
schluf:»  des  Kontrakts  erfolgt   ist,    wird  Euer  recbtaeiUg  dJM  Ifik»i 

angehen, 

Utferten  irgendwelcher  Lieferanten  sind  bi  er  nach  gän^^cb   unberückaichi  .v«, 

da    die  Anfertigung    der  Sachen    erst   nach    besUndeuer  Prüinng    bezw.    gci  %t»> 

aialjung  Ihres  .  .  .     ,     .     .  durch  Seine  Kxcellena   den  komauuidiarendeä    i  iilfif 

erfolgt.     ...  (ges.|  UniexMMII 

Kontreadoiirai  mod  DtrvkBir. 


Auf  Grund  dieser  TbaUachen  reichte  der  ZentralTor^tand 
tralyerbaBdes  deuUeher  Kaufleu  tu  der  preaTeiBcheii  Ktigierung  mh 
1B91  eine  Petitioo  eiti| 

^nr  Abwendtuig  der  weiteren   Schidigung    dos  mittlereo   Kai 
geneigtest 

1}  veranlassen  su  wollen,  daf»  auf  dem  Wege  der  VerwaUuiigavoracbrift  besv, 
«ine  Abänderung  der   einaelnen,    für  die  verschiedenen  Provinien 
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nvafreii  allM  Staats-,  Oemeinda-,  kirebliohen  und  Hofbeamteo,  Offisieren  und  MflitXrbeamten 
dia  T^lnabme  an  der  Orfindimg  und  der  Verwaltang  tod  Konsamvereinen  unter- 
sagt werde; 

S)  dafBr  Sorf^  trafen  sn  wollen,  dafs  bei  der  Beratung  der  gegenwärtig  dem  Land- 
tag« Yorliegenden  Gesetzen t würfe  über  die  Beform  der  Einkommen-  und  der  Gewerbesteoer 
fMtgesetst  werde,  dals  die  Konsomyereine  allgemein  an  den  gleichen  Staatssteuern 
haranausieben  sind,  welcbe  dem  Kaufmann  auferlegt  werden; 

8)  bei  dem  Bundesrate  des  Deutseben  Reichs  eine  Abänderung  der  Beichsgewerbe- 
Ordnung  dahingehend  an  beantragen,  dafs  der  §  83  den  Zusatz  erhält: 

^Einer  gleichen  Erlaubnis  bedflrfen  die  Konsumvereine  sur  Abgabe  von  Branntwein 
md  aller  konaessionspflichtigen  Getränke  an  Mitglieder  oder  an  Dritte/* 

4)  die  Poliaeiorgane  anzuweisen,  dafs  bei  den  periodisch  zu  wiederholenden  Kevisionen 
dar  im  Handelsverkehr  verwendeten  Mafse  uod  Gewichte  auch  die  Konsumvereine 
fii  den  Kreis  der  zu  revidierenden  Geschäfte  einzubeziehen  sind.** 

Die  Yontehend  angeführten  Wünsche  bezogen  sich  lediglich  auf  die 
Konsomyereine.  Besüglich  der  Vereinigungen,  wie  des  deutschen 
OffisierTcreins  und  des  Warenhauses  und  ähnlicher  £r- 
rbsgesellschaften  lautete  die  Petition: 


5)  „bei  dem  Bundesrate  beantragen  au  wollen,  dafs  das  Gesetz,  betreffend  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften,  vom 
18.  Juli  1884,  in  der  nachstehenden  Weise  abgeändert  werde: 

I.  dafs  als  Artikel  172a  und  b  neu  eingeführt  wird: 

„a;  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Aktiengesellschaften,  welche  ihren  Be- 
trieb auf  eine  Mehrzahl  von  Geschäften  und  insbesondere  auf  die  üebemahme  und  Aus- 
ftthmng  von  Lieferungsverträgen  für  Lebensmittel  und  Verbrauchsgegenstände  erstrecken, 
dia  in  verschiedene  Gewerbe  einschlagen,  können  nur  mit  Genehmigung  der  obersten 
Landesbehörde  Jener  Bundesstaaten  errichtet  werden,  in  deren  Gebiete  sie  ihre  Geschäfte 
batreiben  wollen: 

II.  dafs  im  Artikel  249c  dem  ersten  Absätze  als  No.  8  die  Bestimmung  hiuzu- 
gefBgt  wird: 

^8)  die  persönlich  haftenden  Gesellscbatter,  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  des 
Aufsichtsrates,  welche  der  Vorschrift  des  Artikel  172a  und  b  zuwiderhandeln;  bei  wieder- 
holter Zuwiderhandlung  ist  neben  der  Strafe  auch  die  Auflösung  der  Gesellschaft  auszu- 
sprechen/* 

Was  femer  die  Nachteile  anlangt,  welche  dem  sefshaften  Kaufmannsstande  dadurch 
arwachsen,  dafs  auswärtige  Geschäfte  durch  ihre  Reisenden  den  einzelnen  Konsumenten 
aufsuchen  lassen  und  an  diesen  ihre  Waren  unmittelbar  absetzen,  so  bitten  wir  wiederholt, 
durch  Antrag  bei  dem  Bundesrate  eine  Abänderung  der  Beichsgewerbeordnung 
in  der  Hinsiebt  anregen  zu  wollen,  dafs  der 

§  44  die  folgende  Fassung  erhält: 

„Wer  ein  stehendes  Gewerbe  betreibt,  ist  befugt,  auch  aufserhalb  des  Gemeindebezirks 
aainer  gewerblichen  Niederlsssung  persönlich  oder  durch  in  seinen  Diensten  stehende 
JUiaende  für  die  Zwecke  seines  Gewerbebetriebes  aufzukaufen. 

Das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Waren  darf  nur  bei  Kaufleuten  oder  solchen 
Oawerbetrelbenden,  welche  die  Waren  in  ihrem  Gewerbebetriebe  verwenden,  geschehen, 
▲nsgenommen  hiervon  sind  Bestellungen  auf  Wein  und  Bier/* 

Gleicherweise  wollen  wir  auch  auf  die  Schäden,  welchen  der  ansässige  Kaufmanns- 
atand durch  die  übermäfsige  Ausdehnung  des  Hausierhandels  ausgesetzt  ist,  von  neuem 
hiermit  hinweisen  und  bitten  gehorsamst,  zur  Abwendung  dieser  wirtschaftlichen  Nachteile 
glelehfalls  durch  Antrag  bei  dem  Bundesrate  eine  Abänderung  der  Reichsgewerbeordnung 
dahin  befürworten  zu  wollen,  dafs  im  §  56  der  Absatz  2  und  8  gestrichen  und  statt  dessen 
dar  folgende  Absatz  neu  aufgenommen  werde: 

„Das  Verkaufen  und  Peilhalten  von  Waren  im  umherziehen  ist  nur  gesUttet,  soweit 
aa  sich  handelt  um 

a)  Erzeugnisse  der  Land-   und*  Forstwirtschaft,   der  Fischerei   und  des  Gartenbaues, 

b)  grobe  Töpfer-,  Glas-  und  Holzwaren,  grobe  Stroh-,  Rohr-  und  Holagefleehte. 

Der  ohige  Befehl  an  die  Marinekadetten  wurde  auf  die  Yorstellangen 
des  Zentralverbandes  zurückgezogen. 
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Auch  JD  Bayern  sollte  ein  Warenhaus  für  Beamte  und  Offiiiafe  {ftit 
Filiale  des  Berlioer  Warenhaufiea  für  deutsche  Beamte)  ^egrmtidel  wcflti* 
doch  kam  die  Or'ilnduBg  Diclit  zuetatide,  und  zwar  haupUächlidi  iaMpi 
des  Protests  de«  Würzburger  Kaufmann  es  tan  dee  und  der  Freiae,  vMi 
letstere  fiich  der  Sache  in  eifriger  Weise  annahm^  Tor  alleoi  aber  nck 
infolge  des  EioechreiteriB  dos  Prinzregente n.  Der  Minister  T«i 
Feilitzsch  gab  folgeude  Erklärung  auf  eine  im  Landtage  gestellt«  Ab- 
frage über  dai  ,, Warenhaus  für  deutsche  Beamte^*  im  Namd&  der  Bcgit' 
rung  ab : 

Sie  erblieko  in  der  Oründatig  des  ^edachUn  Vereins  eine  aaflHIflUi 
wirtachnfllirhe  EriicheioaDi;^  deoD  sie  vermöt^e  deo,  »us  den  Prospektea  det  Vi^m» 
nehmeDs  hervortrete od^u  Gedanken,  den  Offiziers-  und  Beamtenstand  beiö^licb  utam 
KoDsams  von  eiDzelneu  Hsodel»'  und  OewerbetreibeDdeo  la  treDaen  and  hterdanfc  h 
einen  gewissen    Gegensatz  «uro  Erwerb»9tande  la  bringen,  nicht  «u  billigeii. 

Der  Zentral  verband  deutscher  Kaufleute  ist  uoermüdlicb  Üiittf  i^ 
wesen  im  Kumpfe  für  den  gewerblichen  Mittelstand ,  iDsbeaoodere  Iv 
iSenator  Sohulze-Gifhorn  hat  unzählige  Vorträge  in  den  knf» 
männischen  Vereinen  über  die  Lage  des  Mittelstandes  und  die  Mittel  fV 
BesBertxn«:  desselben   gehalten. 

Er  hat  PeiitioDen  an  den  Reichstag  und  den  Bundearat  und  dii 
preufsische  Eegierung  eingereicht*  Auch  Deputationen  tind  an  die  fM^ 
schiede  neu  BehÖrdt'n  und  einäufsreichen  Parlameotsmitslieder  i^eiaadt,  ü 
1890,  um  die  Klagen  gegen  die  Konsumvereine  und  Warenhäoaer  penfe* 
lieh  Tertreten    zu  können. 

Der  HauptgedaDkengang  der  Reden  des  Senatora  Schiilieiit 
folgender ; 

Die  liberale  Gesetzgebung  Ende  der  60er  Jahre  tchuf  die  Freiiuftf- 
keit;  schafTie  die  Zwangsinnungen  ab,  deren  Form  allerdingi  Dicht  nalbr 
pafstej  brachte  die  Gewerbefreiheit  mit  allen  ihren  Folgen,  den  Wi 
kgern^  dem  Hausierweaen,  dem  Detailreisen^  den  Abzahlaogage 
den  Wurenauktionrnf  den  Teraandgeechäfsen»  dem  Kabattuowfli 
Konsumvereinen,  den  Warenhäusern. 

Bezüglich  der  Konstimvereine  äuTserte  sieh  Senator  Sehiilx«  tm 
10.  Nov.   1893  in  Hamburg  folgendermafsen : 

„Vor  atleiD  ist  es  die  DebermAcbt  dei  Kapitals,  die  dr&ekeod  auf  dem  KlelahaaM 
und  Gevrerba  riibt.  Um  dieser  üebertnacht  versubeageo,  ttnteraahai  es  eis  Wäam, 
In^tittite  ins  Leben  zu  rafeu,  die  viel  Gate»  gewirkt  haben:  iScbntae*Deittticbf  dv 
die  Vor»chur»ve reine  gründete.  Diese  VorbchufsTereine  wirken  ial^rvt  segeBenirt» 
besonders  auch  gegen  den  Wucher.  Vor  ca.  3d  Jahren  habe  ich  eioeo  eolcli«!!  Terai» 
gegründet  mul  leiidem  geleitet;  ich  weifs  aus  Erfahrung,  wie  aegeotreieh  ei»  iiiiefcia  Vm* 
ein  wirktf  wie  er  den  in  Verlegenheit;  kommenden  Geaehiltamaon  atfitat,  AsMaa 
keit  er  hält. 

Die  Koni  um  vereine  wurden  von  Scbnlae^Delitascb  hinterher  gebildet  oad 
Damentlicb  für  solche  Arbeiterbevdlkerung,  die  in  abgelegenen  Gegenden  wobnt  «ad 
in  der  Lage  war,  bicK  leicht  und  biUige  Ware  bescbaffen  m  können,  teil  IisIm  eil 
Meinung  gehabt,  dafs  von  jenem  Herrn  nicht  beabsichtigt  worden  lei,  diee«  Vereiae 
ansxQdehnefi  \  mir  iat  aber  entgegengehalten  und  zwar  von  den  GeooaeeoaelMlIhahllBi 
die  bekanntlich  von  der  Anwaltsobaft  deotscber  Genoeaen&ehaften  in  B«rlia  henaijii^ü 
werden,  dies  wire  nicht  der  Fall,  der  so  verdiente  Herr  habe  uabediagt  esaa  ««ll«e 
Ausdehnung  dieser  Vereine  von  vornherein  beabsichtigt  Wenn  die  der  Fall  iet^  wnA  iA 
es  nur  tief  beklAgen,    Konsum-  und  Kreditvereine  erscheinen  mir  wie  Peaer  aad  Wutm. 
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jforftclmrsvereiDe  sind  bestimmt^  d«u  klfllnen  Bfaoti  In  seiner  SeibBtibidigkQit  xn  sHitseo 
«rbAlteOf  dift  KoDsamv^er«lae  kSoiien  nicht  anders  wirkao,  als  die  Selbiitfttidigkett 
vieler  GejichikfUleate  uDd  FAmiliea  sti  miaiereo,  sie  von  dar  Bildäiiche  verschwiudeii  su 
isMeiu^* 

In  Stuttgart  äufserte  er  sich  1892  über  daeselbe  Thema  noch  präg- 
nanter ; 

,^Nuti  komme  ich  auf  eiaeo  anderen  Zweig  der  BeatrebaagoD  von  8ehaIa«-Dclitt9eli, 
tiÜmlich  die  Fürsorge  für  den  schlichten  Arbeiter.  Um  deu  Arbeiter  dagej^en  zu  üctt&tzKo, 
dmU  er  vom  Kaufmann  oder  bes:*er  gesagt,  Krämer  —  denn  diese  »Ind  grofseu- 
leil»  an  de  »  Mi  fss  tftu  den  der  h  eati  gen  Z  e  1 1  scb  u  1  d  —  in  betreST  der  Prei»e 
mif* braucht  wird,  schlag  er  vor,  KonsumvereiDe  zn  bilden,  aber  ausdrücklich  our  für 
di«»eD  FalL  Meine  HerreUi  ich  habe  Ende  d«r  60er  Jahre,  als  wir  in  Hannover  in 
unserem  VorschafsTerflin  noch  keine  gesetzliche  Bast»  hatten  ,  mit  SchulzeDetitssch  auch 
über  diese  Frage  gesprochen.  ScbuIze-D^Utzsch  hatte  lediglich  Arbeiter- 
varhilt  nisse  im  Auge,  and  zwar  heüüoders  solcher  Arbeiter,  die  abgeschieden  vom 
gTofseo  Verkehr  wohnen,  weniger  diejenigen ,  die  sich  In  den  grofsen  Stidten  befinden 
nod  sich  bei  der  grofsen  Konknrrena  überall  ihre  Bedürfnisse  leicht  und  billig  verscbaflren 
kdnneu.  Diese  Vereine  haben  aber  atlmählich  einen  Umfang^  eine  Ausdehnung  ange- 
nommen, dafs  man  hier  wohl  das  bekannte  Wort  anwenden  darf:  Der  Geist,  der  das 
Gute  wollte,  er  bat  in  diesem  Fall  viel  SchÜmtneä  gescbsffen ,  ich  habe  die  ff^st6  0eber- 
sengaog,  daf»  Scbulae-Delitzscb  beim  Aobltck  der  Verwüstungen  durch 
difi  Konsumvereine  sich  im  Grabe  umdrehen  und  sagen  würde:  Das 
habe  ich  nicht  gewollt.  Seine  Kachheter  aber  kümmern  sich  nicht  darum,  oh  ao 
ttod  so  viele  Existenzen  verloren  gehen,  da«  ist  ihnen  gleichgiltig^  wenn  ^ie  tmr  ihr 
»»Pritwip'*  gewahrt  sehen.  Wt>hm  ein  Prinzip  führen  kann,  wenn  es  nicht  auf  praktischer 
Einsicht  and  praktischer  Erfahrung  beruht,  wird  jedem  Oesch&ftsmann,  der  tioch  ein 
bischen  gesunden  Menschenverstand  besitzt,  klar  sein;  die  Prinzipienreiterei  führt  in  den 
Abgrund^  and  so  geht  es  auch  hei   den  Konsumvereinen.'* 

Eier  gl  ab  t  er  ako  unumwunden  zu,  daf«  das  Krä  m  er  v  es  e  n  ,  d.h. 
die  UeberBetEung  des  Detailhatidols  mit  ungelernten  kleinen  Krämern, 
grofAeoteiU  an   den  Mift^atänden  der  beutigen  Zeit  schuld  sei. 

ferner  bagte  er  in  Stuttgart  1892: 

^,£s  sind  gerade  die  Kolonial-  and  HaterUlwarenhandlangen  diejenigen  gewesen,  die 
seit  vielen  Jahren  schon  ihre  Preise  recht  bedeutend  erniedrigt  haben ,  zum  Teil  um 
90  Prozent.  Die  notwendigen  Lebensbedürfnisse  hei  Ihnen  sind  alle  im  Preis  herunter- 
gegangen; Spirituosen  kann  man  nicht  dasa  reohnen^  dasn  hat  man  aber  auch  keine 
Konsumvereine  nötig.  Aber  da  liegt  der  Haken;  diejenigen,  die  so  y,meD6eheDfreund* 
lieh**  sein  wollen  ttwd  derartige  Vereine  gründen,  dachten  an  atlern&cbst  an  sich  und 
hingen  als  grofsen  Lockvogel  die  Dividende  heraas,  welche  wesentlich  ans  dem  Spiri- 
tuosenverkauf  kommt.  Die  Dividende  soU  die  kleinen  Leute  heranziehen,  nnd  da  sage 
ich;  die  Dummen  werden  nicht  sUe.  Die  Dividende,  welche  die  Leute  bekommen^  ist 
ein  von  ihnen  selbst  hervorgebrachter  Gewinn,  deu  sie  aber  auch  gleichzeitig  wieder 
sahlen  müssen.  Sie  müseen  ihn  bezahlen  infolge  hdberer  Preise,  auch  hiafig 
infolge  schlechter  Ware. 

Das  ist  ja  anerkannt,  und  habe  ich  schon  von  sehr  vielen  Seiten  gehört,  dafs  die 
Waren  hiufig»  wenn  nicht  meistens,  nicht  so  gut  sind,  wie  bei  den  Kaufleuteu ;  diese 
sind  schon  durch  die  grofse  Konkurrenz  genötigt,  gute  und  möglichst  billige  Ware  su 
führen.  Die  Konkurrenz  ist  eine  so  grofse,  dafs  ein  Bedürfnis  für 
Konsumvereine  nicht  vorliegt«  Es  ist  eine  gewisse  Sucht ^  ich  möchte  sagen,, 
eine  Epidemie^  derartige  Vereine  ins  Leben  zu  rufen'*. 

Heber  die  Warenhäuser  für  Offiziere  und  Beamte  urteilte 
et  in  demselben  Vortrage  folge ndermarsen : 

f,Als  im  Jahre  1883  der  ^, Deutsche  OfÜziers-Vereiii'*  gegründet  wurde,  ging  ein 
Sturm  des  Unwillens  durch  ganz  Deutschland  und  rnun  sagte:  Wie  komrtieu  die  Berreo 
dazu,  einen  Verein  zu   gründen  ,   der  den    kleinen  Kaufleuten    so    grofse  Konkurreos  be> 
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reitet?  V«r»tilMsiiDg  so  der  OrDoduDf?  gaben  wetiic^e  bocbjErestellte  Militärs;  di«M  In 
in  Entrlund  gesehen  ^  diüls  dort  ein  solcher  Orfizierdkonüumvereta  in  Flor  etaad;  m 
hind  nber  liefren  die  Verhättniese  K^n«  anderSf  Enfrland  hal  seine  i&hlr#idb«l  ft*la 
hat  QbcrAll  sein  MiJitir  verteilt  und  die  Offisiere  »ind  recht  oft,  das  darf  oawi  !&&■ 
I^ebeo,  uicht  in  der  Lege,  ihre  Bedürfnisse  r*»ch  »a  befriedif^eii*  Sie  bmb 
Heuser  ^eii^rütjdet,  von  wn  aus  sie  in  den  entferntea  Kolonien  alle  m5|^Iicbto 
fltitode  erlangen  konnten.  Hei  nn^i  besteht  kein  derartiges  BedÜrfnii,  b«i  tma 
unsere  Offiziere^  wohin  wir  blicken^  überatl  Oeie^eoheit  g^enng,  nicht  aUeio  SttcbcK 
sondern  auch  ^ut  und  genfigend  la  kaufen.  Wenn  aie  dessen  uni^e&chtet  mi^h  wo^ 
YtreiQ  achaffen ,  der  eben  die  Gewerbetreibenden  ii^aos  ausschliefet  und  deoftelbeo  Ht 
Nabrang  entzielitT  so  ist  das  entschieden  ein  Unrecht.  Es  verträf^  Mcb  nberb&apt  aick 
mit  ihrer  StelluniK,  dufs  sie  noch  ein  Geschürt  betreiben.  £a  i*t  »einer  Zeit  ros  hÄm 
Stelle  geüsi^t  worden^  der  Ofßzieri^äitAQd  müsäe  ^ich,  wenn  er  nicbt  aa>reieb«a^  ä/ttka 
sei,  begnügen  mit  dem  hohen  Ansehen  ^  das  ihm  von  setten  des  Publikums  itewAlirc  wit^il 
und  da»  is.t  so.  Wer  Offisier  werden  will«  hat  aweifellos  zuu&ch^t  im  Auire.  da£i  m 
eine  angesehene  soziale  Stellung  einnitxirot,  ttnd  dafs  er  dasu  noch  reiche  B«aoldaac  t9m 
Staate  erhfilt,  kann  <t  nkht  erwarten,  er  wird  eben  von  Uauae  aus  Mitte]  b»W«  wiämm 
oder  er  muf»  sich  nach  der  Decke  »trecken;  er  hat  kein  Vorrecht  in  diesar  f*T*ff^H*f 
AeboHch  tftt  es  auch  mit  unserem  Bcamtenstand.  Unser  Beamtenstand  beMUpraebt  Mtk 
da»  Recht,  Yereioe  zu  gründen^  die  ihnen  sogenannte  notwendige  Lebeui>bedftrMn«  bflQf 
luflbreo/* 

iJst  der  Offiiier-  and  Beamtenstand  überhaupt  berechtigt,  solche  TrnnknrriiinictiM^lilfls 
zu  treiben?  Ei»  Ixat  vor  kurzem  in  Dartnstadt  in  einer  Kammer^-erhandlung  ein  hoclji 
t»tellter  Herr  den  bejahenden  Standpunkt  eingenommen.  Dies  ist  sicher  anricbtjc  11^ 
Beamte  hat  seinen  Beruf  gewählt,  er  wufste  im  voraus,  wie  er  finanaiell  {gestellt  wcrlt; 
er  hat  seinen  Beruf  in  der  Verwaltung,  in  der  Justiz  etc.  Wenn  der  Beamte  al*o,  eV 
wohl  er  vom  Staate  einen  auskömm^Iicheo,  sicheren  Gehalt  beliebt,  nod  dar  Stmal  ikm 
sogar  seine  Existenz  »icbert,  wenti  er  arbeitsunrihig,  wenn  er  alt  wird,  oocb  Vcrili^ 
gungen  gründet,  um  sich  gewisscrmiirsen  einen  Nebenerwerb  in  schaffen,  »o  ist 
«chiedeo  ungerecht.  Man  siigt  freilit^h  :  warum  soll  der  Beamtenttuid  oiebt 
Recht  haben  wie  etwa  die  Arbeiter?  Gewifs  kann  man  so  fragen,  »b«r  leb  iMJci 
dafs  es  ein  moralisches  Unrecht  iat  Der  Beamte  hat  seinea  festan  GeluUl, 
nicht  reicht,  so  bat  der  Staat  die  Pflicht,  ihn  zu  verbessern/* 

In  Emmburg  äufflerte  er  aiDh  1893  weiter: 

«,Der  A  ItOD  ner  Beamten-  und  Konsumverein  hat  bereits  mcltf«««  raSalü 
errichtet,  selbst  in  Harburg.  Jeder  verätindige  wohlmeinende  Mann  feKft  alvlli  sr«ite 
loli  das  ffibren,  wenn  in  dieser  Weise  seitens  unseres  Beamtensiandes  gearbeflet  «Mf 
Es  ist  tief  zu  beklagen,  dafs  mau  das  höheren  Orts  nicht  einsieht  uod  Dichl  dsfifiM 
eioschreitet.  Ich  halte  den  Beamtenstand  nicht  für  berechtigt,  noch  ein  aoleb«*  IMlim- 
gewerbe  zu  betreiben.  Der  in  Wiesbaden  bestehende  tnitteirbeinische  nuainlialoiiM» 
verein  schickt  (liglich  Boten  ans  und  llfat  !n  der  Stadt  Bestetlungeü  samioelii  S«Whs 
ZnstiLnde  müssen  beseitigt  werden.  Zu  meinem  Bedauern  sind  «e  besonder»  viel«  L>liiir, 
die  sich  mit  Vorliebe  der  Beförderung  der  Konsumvereine  widmen.  Besonders  isl  diesM 
in  Gotha  der  Fall,  dort  kam  e&  auch  vi>r,  dafs  ein  Lehrer  Seefische  kooiraen  ti«^  «ad 
diese  öffentlich  im  Schullokal  veraukiionierte.  Man  sollte  dies  kaum  fUr  mdslicb  Hftrr, 
es  ist  aber  iio.  Die  Kauflente  in  Gotha  haben  sich  natürlich  heschwerdef&brend  Mi  4» 
Magistrat  gewandt,  und  da  ist  dem  Herrn  das  Bandwerk  gelegt. 

Die  Konsumvereine  müssen  entsprechend  besteoert  werden,  dals  wird  In  FtMillkMi 
bereits  durchgesetzt,  wie  Se.  Excellenz  der  Finaniniioister  Miquel  auch  erkllrt«.  St  itf 
dies  nicht  mehr  wie  recht  und  billig.  Sie  müssen  ferner  der  Maf»*  und  Gewiehtsliottttifli 
unterstelil  werden^  Ronzeasioo  einholen  für  den  Splritnoaenverkauf*. 

Ali  weitere  Mittel  zur  Abhilfe  echlug  er  id  Stuttgart   189S  Tori 

,,ZunJlchAt  haben  wir  die  Pflicht,  in  die  Rorporatlonen»  die  verpdiditet,  mmd  mntätk^ 
tigt  sind,  die  Interessen  des  Handels-  und  Gewerbestandes  zu  vertreten,  \m  dln  B4*Me> 
kimmtm  also,  solche  Leute  zu  wfthlvn,  die  auch  ein  wannet  H«rm  fBr  ntawi  hOmmmm 
haben  |  ferner  haben  wir  In  die  Landtage  und  in  den  Keicbsing  aolebe  MlMMt  «s  iNliMi 
die  ebttBfalla  ein  warme»  Hers  fftr  die  Interessen  des  Mittelstandes  haben.** 
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Von  weiteren  BeeirebuDgen  zur  Baku mpfun^  der  EoQBumyereioe  und 
grofser  Warenhäuser  erwähnen  wir  nocb  ^oigeode: 

Der  BfirgerTerBiD  Mombit  richtet«  189*  we(reti  der  Wweahäiwer  für  Armee 
oad  MArine  eine  Eioi^abe  mn  den  Keiter,  sowie  Vof»t6llangflii  aü  die  beteiligten  Mi- 
nUterleo.  Dar»uf  tM  folg:eiide  Antwort  erganf^en  .  .^Berlin^  den  24^  Mtt  1B92.  Die  ui 
So«  MejeBtit  deo  Keiser  und  König  gerichtete  Immedrateinirabe  ▼om  5*  d,  Mts,  wegen 
Einsetiräoliiing  und  Neuordnung  des  Betriebe«  der  Wiirenhlii§er  fOr  die  Armee  uod  für 
dtutacbe  Be&mte  lAt  AllerhÖcbaten  Orts  mir  cur  Prüfung^  sngefertigt  worden.  Kuchdeoi 
diese  Prüfung  »tattgefnnden  bmt,  erwidere  ich  dem  VoraUode  ergebenit,  dafs  sowohl  die 
ReichsverwftltuDg  wie  &uch  die  Kdnigl.  preufaiAche  Staatsregierung  dem  Warenhaus  für 
deaUche  Beamte^  dem  Deutachen  Offizierverein  und  abnitchen  Vereinigurigen  streng  neu- 
tral gegenüberfitebsD.  In  Würdigung  der  in  manchen  KreUeu  der  Industrie  nachteilig 
empfundenen  Konkurreni  derartiger  grofi^en  Vereine  habe  ich  oeaerdinga  atmtJicbo  Hund«»- 
regieruDgen  ersucht,  zu  veranlassen,  dafa  jede  Bevorxngung  der(»«lbea  seitens  der  Behörden 
▼erzniedeu  und  der  Versacb  gemacht  werde*  auf  die  Vereine  dahin  elosuwirkea ^  dafs  sie 
bei  dem  Betriebe  ihres  Ge»cbttrcs  auch  den  selbständigen  Handwerkern  durch 
Krteiiung  von  Auftrügen  Berücksichtigung  au  teil  werden  lassen«  Mit  Besag  auf  die 
in  der  fiberretcbten  Druckschrift  ,<Die  Konsum-  und  Rabattvereioe  (Dffiaier-  und  BeamUn^ 
Tereine),  eine  finEial-politiicbe  Studie  von  Arminiua,  Berlin,  Th.  Thiele  1891'*,  auf 
8.  18  aofgestellte  Behaoptnog,  nach  welcher  der  hiesige  Ronj^umverein  der  Postbeamten 
Siame  des  Bauptpostamts  Qnentgellltch  hetiuize ,  bemerke  ich  ergeben  st ,  dafs  seit  dem 
1.  Januar  d.  J.  auf  Veranlassung  de«  Herrn  Staatssekretdrs  des  ReichspostamU  für  die 
Ueberlaasnng  jener  Räume  eine  Miete  erhoben  wird.  Der  Beiebsk ansier.  In  Vertretung : 
iroa  Boetticher/* 

Der  Centralauiichufi  kaufmänn  i  sehe  r,  gewerblicher 
und  indugirl eller  Vereine  Berlins  hat  sioh  1893  ao  den  Staata- 
•ekretär  des  Innern,  Herrn  ron  ßoettieher^  mit  einer  ^egen  die  ,^0f fi- 
lier- und  Beatntenkoneum-  und  Rabattsparvereiüe'*  gerich- 
teten Eingabe  gewandt.  Dieselbe  ergebt  eich  des  weiteren  über  die  schäd- 
liche Wirkung^  welobe  den  Eonsum'VireiDcn  seitens  zahlreioher  Gesobäfta* 
Inhaber  xum  Vorwurf  gemacht  wird«  Die  Dauer  des  Kons  um  Vereins  habe 
ihre  Wohlthaten  überlebt 

»«Es  bildeten  sich  derartige  Institutionenf  die  sieh  nicht  mehr  auf  einen  kleinen  Kreis  ho» 
aebränkteo,  sondern  weiter  und  weiter  griffen.  Dasu  gehören  in  erster  Reihe  das  Wareobana 
fUr  deutsche  Beamten  und  das  Warenhaus  für  Armee  und  Marine  des  deutschen  Oifisierverdns« 
Dieae  Vereine  sind  Konsumvereine  von  grofsartigster  Ausdehnung  und  umfassen  nicht  blofs 
die  Beamten  und  Offiziere,  sondern  darüber  hinaus  auch  deren  Bekanntenkreis.  Sie  gebSreo 
in  den  gröf^ten  Warenkaufleuten  im  Reiche ^  und  es  ist  selbstverständlich,  dafs  ihr  Er- 
steben und  Erstarken  lahlreiche  selbütändige^  namentlich  kleinere  Kaufleute  verdrängeo 
muh.**  Die  Verbilligung  des  Bedarfs  durch  diese  Vereine  beruhe  auf  einer  Einbildung« 
Sind  diese  Vereine  aosgezeichnet  geleitet,  so  konnten  sie  genau  das  leisten,  was  ein 
Ulehtiger  Kaufmann  tu  leisten  vermöge,  keineswegs  mehr.  ,,Wahr  sc  h  ei  nU  ch  jedoch 
werden  sie  erheblich  weniger  leisten«  denn  sie  sind  nicht  so  ge- 
sohnlt  wie  der  b  eru  fsm  äfsig  e  Kaufmann^*.  ,,Die  kleinen  KoDsumvereine 
bab«D  nicht  wenig  dasu  beigetragen^  gewisse  Schichten  der  Bevölkerung,  die  Ihrer  ganieo 
Art  Dach  sur  Friedlichkeit  oeigteUf  in  das  sosialdemokratische  Lager  au  treiben.  Die 
Baamteo-  and  Offisiervereine  Üben  dieselbe  Wirkung  in  weit  ausgedehnteren  Grenien^*, 
««Es  ist  gesaift  worden,  dafs  auf  die  in  Rede  stehenden  Beamten •  und  Offi tiervereine  tbunlichst 
«ingewirkt  werden  solle»  daCs  sie  bei  dem  Betrieb  ihres  Geschäftes  auch  dem  selbstlndlgen 
Handwerker  bei  Erteilung  von  Aaflrigen  Berücksichtigung  au  teil  werden  lassen»  Sicherlich 
w«rd«i  sie  das  thun»  und  sieberlieh  haben  sie  bierKU  auch  den  guten  Willen.  Dem  Haodwfrli«r 
b«iw.  dem  Detaillisten  ist  aber  damit  nicht  gedient  f  er  hat  nur  einen  Auftraggeber  mit  dem  an- 
deren vertauscht,  und  der  erstere  war  der  bessere;  denn  der  andere  kommt,  wie  schon  erwähnt, 
idlmählicb  in  den  Besitz  einer  Art  Monopol  und  wird  dadurch  Herr  über  die  Prei»bitdung. 
Simüiche  Bondesregierungen  sind  vom  Heichsamt  des  lunero  im  Jahre  1892  ersucht 
worden  au  veranlassen,  dafs  jede  behördliche  B«voriugaag  der  Ofüiiar-  und  Beamten- 
DrJttt  rotft  M,  XIV  (IJtIXV  47 
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Yereioe  ▼ermieden  «erde.     Dm  Ist  j«doch    aiciit  mit   Auroklieiider   Wlrkaoc  $ß 
EiDsigdie    königlich    bayerUcbeRegiernog  h«t  sieli    voo    vombtr« 
die  Bestrebungen    des  Offisierrereins,    des    BeftmteDT«r«iiii  a.  t    w.    ml>l«lia«i4  r 
and  fiberAll  du,  wo  ein  solche«  «bJehnendes  VerhAlten  sich  nicht  ftei^«  wir4  täm 
siagoug    tbut^ic blieb   eintreten.''     Die  Etngmbe    bittet,   dahin    wirken  sii    woIImi, 
tm  Reiche  alle  BegieroogeD    gegen   die  Bettrebangen    der    Offisiftr-    ond    Biwh 
Bicb  Ablehnend  verbatten  nud  mit  den  ihnen  zor  Verfügung  steh«od«ii  MilltlB  imm 
eintchr&nJcen ,    inftbeseadere    dArAuf   ichteo ,   daf»   die  Mtia&g»g«m£lto 
HUgliedscbAft  and  der  Nutiung  eaf  Offiziere  und  6e*inte  thatalJctLlieh 
2)  dafs  bei  der  Begründung    von  Konsum-  und  Rabattjparvereinan    v«Mi  ¥M 
Bedfirrnis  geprüft  werde,  and  dafs  die  Jahr««bericbte  aller  dlt*9T  V^riln« 
Bebörden  aur  üeDebnuguog  einaurelcbeo  seien/' 

Im  kaufmäDDisohen  Verein  „Merkur**  io  Karltralt 
hielt  am  22.  Fobr.  1B94  P*  Hoffmann,  Direktor  der  gräfl.  DougWWi« 
DomäoeDkaDzIei,  über  die  Katiaum vereine  einen  Vortrag ;  in  diesen  UnSM 
er  eine  Preis tabelle  mit,  die  niobt  ohne  Interesse  ist.  Ermittelt  wifdi 
dieselbe  Anfatig   1894  duroh  den  oben  erwähnten  Verein; 

tfVergleichtiag    einiger  RonauniTereinspreise  fSr  prlxna  Wam  mH 
OescbiLftspreiaen  in  der  Stadt  KarUruh«, 
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M 

Champagner  Mamm  IS^eo  ^^^^^f*  ^^  Kooinmveraio  als  aodanwo.** 

Die  Bichtigkeit  dieser  Tabelle   können    wir  nat&rlieh    nieht  kenint- 
Iteren.     Dooh  mtiTi  ein  objektiver  Beabaohter   lunidiit  starke  Zweifel  la 
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deTBelbeo  hegen ,  denn  unter  solchen  ungeheuerlichen  Umstanden  mürftte 
ja  das  ganze  Konsum  Vereins  wesen  längst  in  die  Brüche  gegangen  sein  ; 
die  Frauen  f  welche  in  diesen  Yereioen  kaufen,  r(?chnen  denn  doch  in 
der  Begel  nach  Heller  tind  Pfennig  und  würden  bald  in  den  billigeren 
Deiailläden  ihren   Bedarf  decken. 

Allerdings  ist  es  ja  eine  stets  wi ed erkehr endiJ  Behauptung  seitens 
der  GegDer  der  Konsum  vereine,  dafs  man  in  demselben  und  bei  den  Liefe- 
ranten der  Spar  vereine  teuerer  kaufe,  wenigstens  solohü  Waren»  deren 
Preis verhällnisse  mun  nieht  genau  koDtrollieren  könne.  Dafs  das  häufig 
vorkommt,  ist  allerdings  nicht  unwahrscheinlich.  Wir  wollen  hier  kurx 
folgenden  Fall  beleuchten : 

Am  18.  Mai  1897  hielt  der  Burgervereiu  Blücher  8»W.,  BerHn, 
eine  Versammlung  ab,  in  welcher  der  Zusammenbruch  des  Spar- 
veteins  Süd-West  behandelt  wurde.  Diesem  Verein  gehörten  3000  Haus- 
haltungen mit  24  000   Personen  an. 

Der  Vorstund  gab,  wie  das  bei  den  ßparvereinen  üblich  ist,  Wert- 
mftrken  aus,  welche  die  Hausfrauen  kauften  und  damit  die  Ktmfleute 
basahlten.  Diese  erhielten  vom  Rendanten  des  Vereins  ihr  Geld,  gegen 
Abzug  von  5  Fro2.  —  dieselbe  soll  aber  auch  bis  zu  15  Froz.  abge- 
zogen haben. 

Es  wurde  nun  in  der  Versammlung  behauptet,  dafs  manche  Vereins- 
lieferanten  um  16  Froz.  teurer  gegen  die  Marken  verkauft  haben,  als 
ftudere  KauOeute.  Auch  die  grofse  Macht  dieser  Rparvereiue  wurde  her- 
vorgehoben, viele  Eaufleute  hätten  den  Beamten  des  Vereios  Waren  als 
Geschenke  ins  Haus  gesandt  etc. 

Um  auf  unsere  Tabelle  wieder  zurüokzukommeu,  so  ist  es  doch  wohl 
klar,  dafs  Bier,  Cichorien,  Zucker»  Mehl,  Fetroleum  von  einem  Konsum- 
verein nicht  teurer  verkauft  werden  dürfen  wie  von  anderen  Kauileuten, 
da  die  Freise  dieser  Wareu  einer  jeden  Hausfrau  geläufig  sind.  Daraus 
geht  unseres  Erachten s  also  klar  hervor,  dafs  obiger  Tabelle  keine  Beweis- 
kraft, höohatens  nur  eine  symptomatiBche  Bedeutung  für  die  In  Detailisten- 
kreisen  herrsohende  Animosität  gegen  die  Konsumvereine  beigelegt  werden 
kann. 

Als  Mitte)  zum  Schutze  des  gewerblichen  Mittelstandes  wurden  von 
Harm   Ho^TmaDn  vorgeschlagen;  zunächst  solche  dt*r  Selbsthilfe: 

1)  VeroiDsbilduDf;  durch  GrÜadaag  einer  ElokaufsgeDosaeascbsA  der  DetAÜbiadltf 
bebofft  blJlig«teo  Wurenbeiugs. 

S)  Vereiüigtes  Vorgeben  gegen  die  VereiofllieferaDten  en  gros  uod  en  d^tAiU 

5)  Bojfkott  gegen  Aow&lie  und  Aerst«,  deren  VereinsiBgehdriglieit  lu  eiaem  Lebeas- 
bedürrnisverelu  den  Geftehiftsleuteti  beksDnt  geniecbt  wird. 

4)  AU  ein  wirksames  Mittel  der  Selbsthilfe  beseiehneo  wir  «ocb  d!e  Loketpreese» 
welcher  die  Fflicbt  nabeiulegen  bt,  sich  der  lotereseen  der  mittleren  Stftnde  iinsttiiebixie&^ 

Sollte  sieb  dieselbe  den  berecbtiiften  Kl^igen  der  Intere«i»eD  der  Kl  ei  oge  war  betreiben- 
den widersetseo,  wäre  der  HDjrkott  ein  goeigoeUi  Mittel  berechtigter  Selbsthilfe.  ,,Waret 
wider  Wäret." 

6)  FreiwilligeB  Unterelellen  der  Keafliden  anter  eine  geordnete  and  regelrolTsife 
Nah  run  gsm  i  tte  I  k  o  D  trol  le. 

6)  Aufjcebe  dee  Verein«  wäre  die  beständige  Ueberwaebang  der  ,, Aosverkittfe  wegea 
G«seb&fUaafgebe^'  and  deren  Kontrolle,  demit  »olcbe  nicht  von  beliebig  eretreekbarer 
Oaaer  tein  können  eventuell  Strifverfolgiing  beim  ,JkiiBverk*af  ohne  Ende'S 

7)  AnseblnfB    «a    den   deuUcbeo   ScbaUvereln   fUr   Kaafleate   und  Gewerbetreibend« 

47* 
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OrgADijiAtioii  durch  Sammtuni;  aller  Atome  2U  eitiem  Or|;aDUnl1ts^,  Saannltuiii  vi«  tot  mm 
Kriege«  Aneurin  gegen  das  Maocfaeatertum  and  deren  Trlger* 

8)  Schlieruich  könnte  tmcfa  decD  Vorgehen  anderer  Siidte  vcrljmgt  Verden,  dift  At 
tt&dtlaehen  Beninteo  ticb  im  loteresae  der  stenorsAhl enden  6e«cbiit»l«Bt«  mxm  EeMe»^ 
rerein  ftaiBdiliefsen. 

Staatshilfe  könnoD  o&{?b  Herrn  Eoffmaon  die  Kaufleute  und  Gewirk 
treibenden  erlangeD,  indem  sie  mit  dato  Bunde  der  Landwirte  nur  tekki 
ReichBtagBubgeordnete  wählen ,    welche  sich  auf  folgendes    Programm  fl^ 

pflichten : 

1)  AbhKngigmachuD^  der  Errichtung  von  fionBumTereineti  von  der  nidfllfiiiifafl 
Verbot  dea  Verkauf»  au  Nichtmitglieder, 

2)  Verbot  de»  Detailreisens  and  HaUäierweseDSf  der  Warenlager  und    Wand^riutliwia 

3)  Emführting  des  Befähij^ngsnach weises  f&r  Raadeiit«,  miDdeateiis  dea  Nad^iii 
einer  absolvierteD  Lehrzeit. 

i]  ReorgaDisRtjon  der  llAtidelskamiiierD^  die  blaber  oor  di«  iiit«r«caeo  d«t  GM»- 
bände] a  und  der  Industrie  vertriteo,  — 

Wie  man  siebt,  ein  ziemlich  umfassende»  Programm. 

Das  Gesetz  von)  12.  August  1896*  betreffend  die  Abänderung  de*  G*^ 
seUes  über  die  Erwerbs*  und  WirtschaftsgeDossenechaften«  hat  utis  M* 
gende  Neuordnung  des  Konaumvereinsweiiena  gebracht: 

1)  Das  Verbot  des  Waren  verböte  hu  Kichtmitglieder  unter  Strafandrolkuä^  -^  m^ 
genommeD  die  ländlichen   Besugagenosseusübaften, 

2)  Das  Verbot^  Marken,  welche  anstatt  baren  GeldM  die  BÜtgüeder  aoa»  Wii«s 
heauge  berecbtigeti  sollen,  ausaugeben» 

Am  3.  Noyember  1896  hat  daraufhin  der  Vorstand  des  Hun^illi- 
yereiüB  in  HaunoTer  an  diejenigen  Oeschäfteinhaber»  mit  welchen  rr  bif 
dahin  durch  Markmauegabe  in  gewöhnlichfr  Verbindung  stand,  ein  BtUii- 
schreiben  erla^Bon,  in  welchem  er  mitteilt,  dafs  er  Quittungen  im  Bitn|| 
TOD  10  Pfg.  —  10  M*  an  die  Lieferanten  gegen  Absug  von  6  Pro», 
geben  werde,  welche  die  Lieferanten  den  Mitgliedern  des  Vereins 
bar  gezahlte  GeMbeirüge  aussiuhändigen  hätten. 

Der  §  30  b  des  neuen  Gesetzes  lautet : 

i^Von  Konsomvereineo  oder  G  e  werbe  Ire  ibeodeu,  welche  mit  solchtii  w^gtm  Wttt^ 
abgube  an  die  Mitislieder  In  Verbitidung  stehen,  dürfen  Marken  oder  aoustigt  nlci4  ■■( 
den  Niifnen  tnutt^nd«  Anwefsuugfn  «»der  Wertzeichen,  welche  anstatt  baren  Geldes  At 
Uilglieder  lum  Waren beattn  bererhiigen,  nicht  ausgegebeii  werdeo.** 

Auch  andere  K«>n&um vereine,  ».  ii,  der  Stuttj^artefp  habea  diese  ,,Oeg«omark«u^'  d^ 
geführt,  die  nun  nicht  mehr  den  Charakter  von  Wertmarken,  sondern  nur  den  roa  Ku^ 
bescheinigaDgen  tragen. 

Im  Dezember  1896  hat  der  Zentral  verband  deutscher  KauSoui*  ma 
Denkschrift  Über  die  gegenwärtige  Lage  der  Haodels* 
und  Gewerbetreibenden  im  deutschen  Mittelstände  und  VorKUift 
zur  Besserung  dieser  Verhältnisse  ausgearbeitet  und  sie  den  Eagi< 
und  Parlamenten  überreicht 

Wir  teilen  aus  derselben  das  Hauptsächlichste  mit: 

^,Die  Konsamyereine  —  atsa  aas  allen  BevjSlkenmgiachielkten  luaai 

Oeno^st^nachaften ,    welche   den    Zweck    verfolgen ,    die    einem    beatimpteJi  Ervi 
xufallenden  wirtschaftlichen  Aufgaben    selbst   au   erfiUlen  -^  würden    nur   dann 
fniQg  haben,  wenn  sie  eine  Lücke  im    wirtschaftHcheo  Getriebe    ausiuflUlan   htttn 
wenn  »ie  imstande  wireu^  den  nationalen  Wohbtatid  tbatsichlieh  sa  heben  nad  la  t< 
Beides  i9t  Jedoch  keineswegs  der  Fall« 
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D«r  Haadel  ist  beutigen  Tags  der&rt  organisiert,  daf^i  er  alle  Bedürfoisse  des  Pabli- 
kams  mni  bequemste  Weise  beTriedigeD  kaoo.  Sollte  dies  aber  wirklieh  iii  (gewissen  eat- 
legeuea  Gegenden  nicht  der  Fall  seio,  dann  ftiod  die  Verein iKun^eti  der  KonsumeDten 
berechtigt.  Ferner  ist  der  Handel  getwiiDgeiif  die  gröfafmöglichstB  Billigkeit  tu  gewähren, 
weil  infulge  der  scbiLrfeu  Koukurrent  die  Preise  gaa&  von  seibat  heruntergedrückt  werden. 

Eine  Erböbuug  des  Natiooalwohlstandes  wird  durch  die  Konsumvereine  nicht  erreicht. 
Die  Vorteile,  welche  sie  ihren  Mitgliedera  im  günattgaten  Falle  gewähren  kennen,  sind 
immer  ao  gering,  dafs  sie  auf  die  wirtbchafdicheu  VerbäLtoisse  des  EiuseLuen  emen  be- 
merkbaren Einflufs  nicht  ausüben.  Der  Gewinn ,  welchen  die  weltaas  gröfste  Zahl  der 
Konsumvereine  zahlen,  bestehe  in  der  sogenannten  Dividende.  Die  Höbe  derselben  ist 
aUerding»  «ehr  verschieden ,  indessen  bewegt  sie  Aich  immer  In  beäcbeidenen  Greuien, 
Von  den  ati  ei  nenn  Verbände  zusammengeschlossenen  Ronsutnvereinen  der  Provinz  Sacbson 
▼erteilten  s.  B.  im  Geauhäfts/ahre  1895/96  1^5  Vereine  mit  49  344  Miigliedern  eine 
l>ividende  von  iDSgeaamt  1  361  483  lU  ,  das  sind  ca«  28  M.  pro  Mitglied^  also  noch  nicht 
O^^O  M.  (fir  eine  Woche.  Eine  wöchenliiche  Ersparnis  von  60  oder  25  Pfg.  kann  aber 
in  keiner  Wirtacbaft,  auch  nicht  in  der  des  Arbeiters  (gan^  zu  schweigen  von  den  wohl- 
habenderen Klassen)  irgendwie  forderlich  auf  die  Verb&ltnisse  wirken. 

Um  eine  wirkliche  Ersparnis  im  Sinne  des  Wortes  handelt  es  sich  dabei  Überhaupt 
Hiebt.  Sebon  hinQg  ist  aus  den  Kreisen  der  Interessenten  darauf  hingewiesen  worden, 
dafs  die  Konsumvereine  nur  Dividenden  verteÜBn  kdaaen,  wenn  sie  die  Verkaufspreise 
entsprechend  erboben.  Wir  behaupten^  daf^  dle.s0  Verteuerung  der  Preise  die  Regel 
bildet.  Den  Vorteil,  dafs  die  infolge  grCfseren  Umsatzes  billiger  eiokaufeu,  können  die 
Konsumvereine  schon  längst  nicht  mehr  für  sich  in  Ansprach  nehmen.  Die  Wareneinkaufs- 
▼ereine  der  Kauflente  bieten  diesen  Vorteil  in  weit  höherem  Mafse,  dazu  kommt,  dafs 
der  Kaufmann  infolge  seiner  Wareokenntnisse  die  Garantie  lür  den  Bezug  guter  und 
preiswerter  Waren  bietet.  Die  OescfaäfUnnkosten  der  Konsumvereine  sind  in  der  Hegel 
hSber  als  die  der  Kaufleute,  und  was  letztere  für  sich  und  ihre  Familtcn  braacheu^  das 
mflssen  die  Konsumvereine  für  ihr  Personal  und  für  Vergütungen  an  Vorstände  und  Auf- 
sichtsr&te  aufwenden. 

An  Brot  und  tkhnapst  diesen  Hauptkoüsaomrliktln  der  ärmeren  Bevölkerung,  nehmen 
die  Konsumvereioe  einen  Nutzen  von  teilweise  15 — 25  Pros.,  während  »ie  höcbstetu 
10  Proz.  als  Dividende  wieder  darauf  zurückerstatten  unrl  den  übrigen  Teil  des  zu  viel 
genommeneu  Kotzens  daxu  verwenden,  um  auf  Kolonialwaren  eine  Dividende  vorteilen 
lu  können^  welche  sie  in  solcher  Höhe  an  diesen  Artikeln  nicht  verdient  haben  und 
nicht  verdienen  können/' 

Einen  ungesunden  Auswuchs  in  unserem  Krwerbsleben  bilden  in  gleichem  UftE^e  wie 
die  eigentlichen  Koosum vereine  die 

Konsumanstalten  nnd  Kantinen, 
welche  grofse  indnitrielle  [Jntemebmungen  (staatliche  sowohl|  alt  private)  fftr  ihre  Aoge- 
stellten  errichten. 

Als  Wohlfahrtseinrtchtungen  können  solche  Institute  nur  insoweit  angesehen  werden, 
als  sie  die  Befriedigung  nugeoblickticher  Bedürfnisse  der  Angestellten  bezwecken.  Diesen 
Charakter  verlieren  sie  aber,  wenn  sie  sich  zn  reinen  HandelsgeschilftBn  anäbildeu ,  weil 
»ie  alsdann  irgendwelche  Wohltbat  von  Belang  dem  Angestellten  nicht  mehr  bieten 
kdnnen.  Die  vermeintliche  Verbilligung  der  Waren  ist  auch  hier  nur  EiubilduDg^  es  ist 
dorchaus  nicht  einzusehen,  inwiefern  diese  Anstalten,  die  ja  ebenfalls  VerwAUongakuMi^tj 
verttfsaehen,  billiger  sollten  verkaufen  können,  als  der  Kaufmann,  dessen  geschfittliche 
Beaiehungen  ihm  guten  und  preiswerten  Einkauf  ermöglichen. 

Hier  thnt  also  Abhilfe  ebenfalls  dringend  not^   und  diese  wird  erreicbt, 
wenn    der  Betrieb    von    Konsnmanstalte  n    nnd    Kantinen    nur    soweit 
•  ogelmtieo  wird,    als  es  steh  um    die    augenblickliche  Befriedigung  von 
Badllrfniasen    an    der    Arbeitsstelle    handelt,    während    die    Ausbildung 
dieser  Institute  tu  reinen  Handelsgeschäften  su  untersagen  iet. 

Auf  Onind  der  GeneralTersammluog  das  Verbandes  in  Halle  ini  1806 
foJf eode  EesolutioD  besohloBsen  wordeo ' 

„Die  General  versammlang  erkennt  dankend  die  Karsorge  an,  weictte  die  beben  Begle- 
raageo    und   der  Reichstag   in    diesem  Jahre  dem   deatscbeD  Utttelalande   in  Huidel   und 
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Gewerbe  gewidmet,  oad  welche  Verbessernngeti  in  der  g^werbtieb«i]  ttnd 
liehen  OesfitzKebung  herbeigeführt  haben^  Die  gesetslicheD  Aeoderunceo  in  lüflvir 
ßestebuDg  »iod  itidetsefi  nicht  »usretchend,  die  »ozi&le  Gef&hr,  welche  in  der  mA 
jetzt  noeh  fortd«ii«rodet]  Ausdebnunip;  der  EoQBiaiziTereine  lief^,  bu  beseitiif^eD. 

Der  CeDtrfttTorfilAnd  wird  dejih&lb  ersucht,  ad  den  Faritej)  ReichikAnsler  daj  drTiniii 
Ersuchen  «a  rtchteo; 

Im  Intere&se  der  Erfamltan|t  ^^^  deutschen  Mittelstand«»  »lofeliesl« 
Untersuchungen  über  den  angeblichen  Wirtschaft  lieben  Nutten  der  !«•* 
stiniveretne,  über  die  Bed  ürfQi&fr«ge  etc.,  wie  die  Scbiden  der  Koniia' 
vereine  durch  Zertrümmerung  selbfttAudiger  Ejcistemen ,  Schwielttf 
der  Steuerkraft  und  Hioleitung  sum  sosiallBti^clie  n  Staat  aatttUtt 
lUlasaen 

und  Kommiflsionen  eina  uberuf  en»  wie  dies  b«i  d«B  0«e«tit9t« 
warfen  über  den  unlauteren  Wettbewerb,  die  Sou  Qtagsrttb«,  dfe  V^te* 
Organisation  des  Hendwerkf  etc.  geschehen,  und  wi«  di«s  aar  Erktl* 
tnng  des  deutschen  Mittelstandes  in  dieser  Frage  gaos  b«iondert  tat- 
weudig  ist 

Die  Anträge  des  Central  verbau  das  lauten: 

1)  Eintragung   aller  Kontum-    und    ibnltclieD  Toreiaa   los  Oen« 
Schaft  sregisteri 

S)  Beseitigung  der  BevorBugu  ngen ,  welche  dl«  Kos  »  a«  ir«rt{ti 
gegenftber  den  Eins  elkauflenten  geniefsen,  wie  die  Befrainog  vs» 
Staats^  und  Oemeindee  inkommensteue  rn  für  viele  Kon  ftomf  ertUt* 
Hergabe  billiger  Rlutne  oder  gar  ohne  Entgelt  seitens  der  Bektritt, 
Befreiung  Ton  der  Mafs*  und  Gewicbtaordnnng  und  vom  G«satA«  heiL 
den  Verkehr  mit  Nabrangsmitteln  etc.,  wenn  nur  a»  Mitgliad«r  vtrkatA 
wird; 

8)  Verbot  der  DiTidendenTerteilang; 

4)  Verbot  der  Beschlftigung  von  Staats-  und  Gemeitid«beanat«n,  eitf 
Ton  Offizieren  in  Ko  DsumTereiuen,  sei  es  als  Leiter  oder  in  seo«t  «tl* 
eher  Stellungi 

5)  Ztttasaung  ron  KonsnmTereinen  nur  nach  Eedfirfnis,  nni  Atl* 
lösung  aller  Vereine  dieser  Art,  welche  den  Bedfirfnlanecb  weit  ftlsbt 
innerhalb  sweier  Jahre  erbringen. 

Beamten-  und  Of  fixier  skanflumv  ereioe  nod  *War«i* 
bau  «er.  Wenn  wir  oben  zugegeben  haben,  dafs  in  Teretnseltea  fUltt 
die  gewöhnlichen  EoDBumvereiDe  einem  Bcdürlcia  eoteprechen  h 
Bo  gibt  den  BeaniienvereiDen  etc.  jede  Existenzbereohügtuiig  «b* 

Deu  obigen  Antragen  fügen  wir  deshalb  deo  weitefeo 

kut  Verbot   slmtUcber    ße*mleo-   und    Offiiierak<»nsi»niv«retfte  mmi\ 
Warenhiuser 

an,  indem  wir  ferner  darum  bitten: 

dafs  die  vom  Reichstage  gefafste  Besolution  ^—  betr.  die  Beeelti« 
guog  der  staatlichen  Bevorsugungen  jener  Institute  —  niclit  nmt  tl  der 
Beichsverwaltung,  sondern  auch  ia  der  Verwaltung  der  Kineelaieaisa 
ausgeführt  werde. 

Femer  sind  ea 

die    grofskapitallatisehen   Dstailgescbftfte,    die    Wareohftnier,    B%' 
sare,    Versandgeachftfte,    A  k  tie  ngeael  1  »ch aften     für    den    Detallrerkaef«  j 
nnter  deren  Wirkung  d«r  gewerbliche  Mittelstand  schwer  leidet.      Der  Konkurres«  i 
Betriebe  muH»   der  Kleinkimfmsuu    und  Kleingewerbetreibetide    nolerlivgen«    liier  m 
der  Mache  des  Orofskapiiab,  wie  bei  den  Kou»oiti vereinen  der  Macht  des  Ge 
kapitabf  weichen.     Die  Beobachtung  ist  in   einer  Unsahl  von  PÜlen  le  oi 
Irgendwo    am    Orte    «in    Orofsbetrieb    bemeichneter    Art,    so   vereeliwlMlen 


MaheHgen  GMchlfte,  selbst  in  entfernteren  Strmfsen  und  Stadtteilen.  Dabei  wenden  diese 
Orofsbetriebe  oftmals  unlautere  Praktiken  an,  um  die  Konkarrens  su  Temicbten.  Hier 
kind  in  erster  Linie  die  Ramschbasare  und  Schleudergescbftfte  su  erwihnen. 
Andere  Qrofsbetriebe  stellen  bei  Beginn  ihrer  OeschAftsthfitigkeit  Preise,  die  unter  dem 
wfrklieben  Werte  der  Waren  bleiben.  Damit  will  man  das  gesamte  Publikum  heran- 
«Sehen,  um  die  Konkurrenz  in  mdgliehst  kurzer  Zeit  aus  dem  Felde  su  schlagen.  Ist 
dies  gelungen,  dann  steigen  auch  die  Preise  und  dann  wird  das  doppelt  und  dreifach 
wieder  hereingebracht,  was  frfiher  sugesetst  wurde.  Wieder  andere  dieser  Ghrof«betriebe 
seichnen  einselne  Artikel,  deren  Wert  das  Publikum  genau  beurteilen  kann,  su  billigen 
Preisen  aus:  was  an  diesen  Lockartikeln  Terloren  geht,  wird  durch  höhere  Preise 
anderer  Waren  mehr  als  ausgeglichen  Auf  solche  Weise  wird  das  Ueberge- 
wicht  des  Orofskspitals  den  mittleren  und  kleinen  Oeschftften  beson- 
ders Terderblich. 

Es  ist  femer  eine  allbekannte  Thatsache,  dafs  gerade  in  diesen  gro(sen  Basaren  die 
Angestellten  eine  klftgliche  Behandlung  erfahren.  Der  Einselkaufmann  giebt  seinem 
Personal  in  der  Regel  angemessene  Gehftlter,  er  mufs  dies  schon  thnn  seines  geschftft- 
Ifchen  Rufes  halber,  auch  nötigt  das  durch  den  täglichen  persönlichen  Verkehr  bedingte 
Yerhftltnis  swischen  ihm  und  dem  Personal  eine  gute  Behandlung  des  letzteren. 

Ein  Ausgleich  könnte  und  müAte  in  erster  Linie  durch  eine  besondere  Besteue- 
rung dieser  Betriebe  entsprechend  ihrem  Umfange  herbeigeführt  werden.  AlsMafsstab 
bierffir  ist  unseres  Erachtens  der  Umsatz  heranzuziehen,  aus  demselben  Iftfst  sich  der 
Umfang  der  Betriebe  am  zuTerlässigsten  ermessen,  was  von  einer  Zugrundelegung  der 
Zahl  der  Angestellten  oder  des  Gewinnes  bei  weitem  nicht  in  gleichem  MaAe  der  Fall 
ist.  Der  im  preufsischen  Landtage  in  diesem  Jahre  angenommene,  den  gleichen  Gegen- 
stand behandelnde  Antrag  v.  Brockhausen  dürfte  das  richtige  treffen,  wenn  auch  u.  E. 
die  Untergrenze  niedriger  —  etwa  auf  200  000  M.  Jahresumsatz  —  zu  bemessen  w&re, 
weil  Geschftfte  mit  einem  solchen  Umsätze  bereits  zu  den  Grofsbetrieben  gehören.'* 

Die  Gründung  von  Aktiengesellschaften  für  den  DetaÜTerkauf 
ist  zu  Terbieten. 

Als  ein  weiterer  dem  Kleingewerbe  ungemein  schJidlicher  Ausfluls  des  OroAkapitals 
ist  das 

Filialenwesen 
anzusehen.  Dasselbe  bietet  den  Grofsbetrieben  eine  wirkssme  Handhabe,  um  die  Kon- 
kurrenz zu  verdrftngen.  Oftmals  werden  von  denselben  Filialen  errichtet  lediglich  zum 
Zwecke  des  Absatzes  minderwertiger  Waren,  welche  im  Hanptgeschfifte  unverkftuflich 
bleiben.  Auf  den  Filialen  lasten  weniger  Unkosten,  als  auf  anderen  kaufmftnnischen 
Einzelgeschäften,  sie  bilden  lediglich  eine  bequeme  Nebenerwerbsquelle  für  ihren  Inhaber. 

Diesem  Vorgehen  des  Grofs-  bezw.  Genossenschaftskapitals  mofs  ebenfalls  Einhalt 
gethan  werden  durch  eine  Sonderbesteuerung,  welche,  wie  bei  den  grofs  kapitali- 
stischen Detailgeschäften,  in  einer  progressiven  Umsatzsteuer  zu  be- 
stehen hätte. 

Der  Betrieb  des  Detailreisens  ist  auf  das  Notwendigste  zu  beschrän- 
ken und  Umgehungen  des  Verbotes  —  namentlich  auch  durch  Besteue- 
rung der  Wandergewerbescbeine  de  r  Detailreisenden  —  zu  erschweren. 

Das  Hausiergewerbe  hat  in  seinem  jetzigen  Umfange  keine  wirtschaftliche  Be- 
rechtigung mehr.  Die  heutigen  Verkehrsverhäitnisse  machen  es  —  abgesehen  von  einigen 
entlegenen  Gegenden  —  gänzlich  überflüssig. 

Das  Hausiergewerbe  ist  daher  wesentlich  einzuschränken.  Dies 
dürfte  in  erster  Linie  durch  Verbot  des  Hausierens  mit  Manufak  tur-.  Kurz* 
and  Webwaren,  Material-  nnd  Kolonialwaren  zu  erreichen  sein, 
weil  die  weitaus  meisten  Hausierer  gerade  diese  Artikel  führen. 

Es  giebt  Städte,  in  welchen  von  den  lohabero  offener  Ladeogeschäfte  kaum  die  Hälfte 
and  noch  weniger  gelernte  Kaufleute  sind.  Allerlei  Elemente  überwuchern  den  Stand, 
gestützt  auf  die  Gewerbefreiheit  Dafs  das  Prinzip  der  letzteren  nicht  unbeschränkt 
aufrecht  erhalten  werden  kann,  ist  bereits  durch  Gesetze  anerkannt  worden.  Wenn 
nithin  Oewerbefreiheit  einen  ganzen  grofsen  Stand,  der  von  alters  her 
bereits  ein  hervorragender  Faktor  zum  Schutze  unserer  Gesellschafts- 
ordnung gewesen  ist  und  noch    heute  als  ein  solcher  gilt,  in  seiner  so- 
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liAleQ  St«IIaziff  «chw«r  tmrmbdrüokt  und  Tt«ltii  »elDer  AoffckSiiMt 
Übsrhttupt  di«  EilatenE  Tei-Dicbt«tj  so  H«gt  die  Kot  wett  d  ii;k«it  fc*^j«tt- 
riach  eu  Tagep  die  irevrerbefreib&i  tlleben  Tepdenseti  «ticli  hi«r  «m  4arik« 
brechen.  Die  F&lk^  wo  es  lieüten  obne  kRaftDäniilsclie  Vorbildonic  Kclinp^  «tt  Oiftü 
dftu^rtid  ta.  erbAJtet},  Biod  im  Verhttltnk  2Ur  OeäAmtheie  der  LadeninhAber  diij-  ^ma  ?«• 
acbfriodeod ,  wfthreDd  die  ^ahl  derjetiijieD  HADdeltTeibeiideD ,  die  wegen  iiift&if^ad<c  An^ 
bildun^  ibr  Oeschlft  ip.  Kflrxe  wieder  ftufgebep  mfbaez)«  erscbrecke^d  ||r^i>£s  i*^.  W#  ■ 
sich  aber  am  d&ä  Wobl  ntid  Webe  eioes  gTor«eo  Sti^odea  bftodeJt,  d*  mftucn  die  i 
intereeaeQ  Eiojiciiper  iurücklretei». 

Äuf  nMea   diesen  G-ründeti   ist  «af  den   l@96er  YerbiiDdstAga    wutiintliij;  d«r 
■am  BeschEar»  erhoben  worden: 

itDei-  ZentrsLiverbend  wolle  An  geeigneter  Stelle  dahip  wirke»,  defi 
jeder,  der  seJbätündiger  Kunfmann  werden  besw.  ein  offttaie»  Ledee^ 
geBchift  gründen  will,  eine  Lehri^eit  yon  iBiDdealeos  3  J&lireD  aed  »Ut 
LehrprÜf na g  beftunden   bat/' 

Soweit  die  Denkschriff, 

Im  foli^eoden  woUen  wir    «plle   diese  Wünstbe  nod  Vorscblä^  fttif  ihr« 
und  ihre  WirkaAnokelt  bin  in  vdILig  objektiver  Weiae  prüfen, 

(FortsetiunK  folgt*) 
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XIIL 

Der  Staatahanahalts-Etat  des  Königreichs  Freaben 
fax  das  Jahr  vom  1.  April  1897—98'). 

Von  Max  von  HeckeL 

Der  preulsische  Staatshaushalts-Etat  für  das  Jahr  vom  1.  April  1897 
— 98  hält  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  je  2  046  03 1  385  M.  das  Gleichgewicht, 
Die  Einnahmen  erheischen  908 186  287  M.  Aufwendungen  für  Betrieb 
und  Erhebung  y  so  dafs  im  gansen  noch  1137  845  098  M.  zur  Deckung 
der  eigentlichen  Staatsausgaben  verfügbar  bleiben.  Von  der  Gesamtsumme 
der  Einnahmen  sind  demgemäfs  44,88  Pros,  als  Betriebs-  und  Erhebungs- 
kosten erforderlich,  während  55,62  Proz.  die  Höhe  der  Netto-Einnahmen 
sind.  Die  Ausgaben  serfallen  in  dauernde  und  ordentliche  einer-  und 
in  einmalige  und  aufserordentliche  andererseits.  Auf  erstere  entfällt  ein 
Betrag  von  1047  668  742  M.,  auf  letztere  ein  solcher  von  90176  356  M., 
80  dafs  die  gesamte  Ausgaben  -  Summe  mit  2  046  031385  dem  Betrage 
der  gesamten  Einnahme-Summe  gleichkommt.  Die  ordentlichen  Ausgaben 
beziffern  sich  auf  95,59  Proz.,  die  aulserordentlichen  auf  4,41  Proz.  aller 
Ausgaben.  Diese  Hauptsummen  sind  im  Laufe  der  letzten  Jahre  in 
stetem  Wachstum  begriffen  gewesen. 

Staatseinnahmen. 

1890^91  1892—98  1896—97  1897—98 

Oeeamteinnahmen   IS93  093513  M.  i  851  115  697  M.  i  940656919  M.  204603I385  M. 

Betriebakosten  710013  197   „       873530931    „       859134457    „       908187287    „ 

Netto-Einnahmen       883080316   „       977584766   „    1081  522  462   „    i  137  845  098    „ 

Staatsansgaben. 

1890—91  1892—98  1896—97  1897—98 

Ordinarinm  I  544  780  I44  M.  I  804  690  535  M.  1  860  760  341  M.  i  047  668  742  M. 

EjLtraordinarinm  48  3'3  369„        46425162    „        79896578   „         90^76356  w 

Gesamunsgabe        1593  093  5^3  »1    1851II5697   „    1940656919   „    2046031385  „ 

I.  StuatiialfinahTnen, 

L    Die  wirtschaftlichen  Einnahmen. 

Die  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  oder  die  staatlichen  Erwerbs- 
einkünfte')  nehmen   unter  den  Aubätzen  des  preufsischen  Einnahme-Etats 


1)  htaatshaashalts-Etat  fttr  das  Jahr  Tom  1.  April  1897—98,  Berlin,  Beichs- 
dmckerei  1896.  Den  Haaptgrnppen  sind  rom  Verfasser  sor  Vergleichang  die  Etats- 
positionen Ton  1890 — 91,  1892 — 93  und  1896 — 97    beigef&gt  worden. 

1)  Die  Abweichungen  der  2Sahlen  bei  den  ,,priTatwirtsehaftlichen  Einnahmen**  in  der 
folgenden  Darstellung  Ton  demjenigen  der  am  SchloDi  angefügten  synoptischen  Tabelle  sind 
dadurch  an  erklttren,  dafs  hier  alle  aof  diesen  Erwerbsquellen  ruhenden  Aasgaben  Aber- 
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die  erste  Stelle  eio.  Dauk  einer  yorteilhftften  Entwickelung  ist  dordi  ^ 
der  preuTdifiche  Staat  in  der  Lage»  eioen  erheblichen  Bruchteil  ceiarr  km^ 
gaben  durch  Bolche  Einkünfte  £u  beatreite n,  welche  von  Steue rf ordenufn 
loBgetöfit  sind.  Diese  Eingänge  erreichen  im  Verhältiiia  sur  Haupusaa« 
von  2  046  03ia85  M.  ein  Brutto-ErträgnU  von  1470  880  442  M.  qb4  W 
tragen  somit  71,88  Proz,  aller  8taat«eiD nahmen  überhaupt  oder  4B,S4  H 
pro  Eopt  der  Bevölkerung  des  Königreiche  (Volka^ählung  t.  1.  DifScnte 
1895).  Einer  umBichtigen  FinaDZpolitrk  ist  es  zudem  geluogeo«  dii-«e  £ii* 
künfte  in  ihren  Erträgen  langt^am ,  aber  stetij?  eh  fttetgerti,  Ao  dm  Gc» 
aamtfiuintne  sind  vier  Kategorien  beteiligt;  nämlich: 

1,  DdtDäDeti  uod  Fönten  mit   ......  ^2850000  HL 

8*  B]DD&hm«Q  AUS  werb^adem  Vermögen    «     *  47446510    ,« 

i.   V«rwAltiitig  der  Bisetibilinen      .     «     .     .     .      I  11^154659    ,, 
4.  Gewerb] icfte  8tMt9«n9UlteD  1 13  229  291    ,« 

i  470  S80  442  M. 

Diese  Zahlen  drücken  jedoch  nur  die  rohen  Ertragnisse  ftaa.  HierrM 
kommt  eine-  Keihe  von  Ausgabeposten  in  Abzug.  Zunächst  ist  lii«r  m 
gedenken  des  Gesetzes  vom  17.  Januar  1820|  nach  welchem  6mm  Kree- 
fideikommirs •  Fonds  aus  den  Einkünften  der  DomäneD  eine  jilulichi 
Eente  von  2  500  000  Tbl.,  darunter  548  240  Thl  in  Gold,  ote 
7  719  226  M.  anzuweisen  sind.  Diese  Summe  ist  als  fest«  Bela&tnng  rot 
dem  Ertrage  der  Domänen  abzuziehen^)*  Sodann  aber  ist  für  diese  Enh 
nahmekategorien  charakteristisch  da«  Sjstem  der  durchlaufe  öden  FmM 
und  der  Betriebsausgaben  der  Verwaltungen.  Beide  Ausgabetitel 
im  Etat  nur  rechnungsmäfsige  Aktivzahlen  dar,  tbateächlieh  hat 
mit  durchgehenden  Elementen  zu  thun,  welche  für  den  Fiskus  ohne  t^ 
lang  sind.  Diesen  Umstand  mufs  man  wohl  berücksichtigen^  wenn  nü 
die  Budgetziä'ern  Freufsens  mit  denjenigen  anderer  Staaten  rergleiolMS 
will,  die  keine  oder  nur  unerhebliche  Staatsbetriebe  aufzuweisen  hab««. 
Die  durchlaufenden  Posten  treten  insbesondere  bei  den  Einnahiscf 
aus  werbend  i^m  Vermögen  auf«  Diese  Einkünfte  setzen  aseh  tm- 
sammen  aus  folgenden   Titeln : 

1.  Eirmahme  des  rormAligen  StaatAtchfttBes              .      .  j>585O00lL 

t,  Z1db«d  TOD   ätaatsttidTkapitAÜfn      .....  1  <44iooo  ^ 
8    FrivMtreDten-AbklsuogskftpitftlieucttrTilgiuif  ▼on  8t«*tMcbuiden  btetimmi 

(G.  v.  2,  Man   18Ö0) ;o6tt  ^_ 

4.  ZarilckersUttete  Qrondsteiier-Entsch&digungeii  (6.  v.  14.  Juli  iftgB)     «  6ooO00^ 

5*  R«Qt«  der  ReichAbank  wegen    Abtretung  der  preli£s.   Bmuk  mn  d««  R«icli  I  865  7|0 

6.  KGck^tahJaogeD  und  Zinsen    von  jSotitAndadiLr leben  92^  6|4 

7.  Desgleichen  mr  Fürderung  ^ler  Kleinbftbnen       ,      .  t$  700 

8.  ^  jf  „         vQu  Arbeiterwobnuiigeti  .  .  1S764 
d  Zinsen  von  der  der  prear»tacben  Zentr»l-GeQOSsen»chAftftkA»e   et»  Gnttid« 

kepltel  gewihrteu  EioUge  TOD  20   MIU.  M.    (6.  v    51.  Juli   l%$h  und 

a/jani  18SJ6) ,                        4OOOOP  , 

10.  ßiuterlegte  Gelder     ...........  .     .                    U  $0000»  ' 

11.  Diesen  guttuscbreibende  Zinsen fJOOOO ' 

13.  Vtmiieehla  BfniiAbnieD  bei  Venrmltoiig  der  Itintarlegteii  Gelder                              fff  j 

^7  44*»SH»! 

beeipl  in  Hecbuiiiig  gesögen  elnd,  wibrend  in  der  äcblnüfUbelle  nur  dte  Batrl«lii<- 
Erbebtingtk  Osten    berücksicbügt  ftind.     Deber  der  Onter^cbied  iwImIi««  Am  »tHiif 
flber»cbüftsen**  and  den  f,NettO'ElnnehtDeD^'. 

1)  Der  preafsitche  HAnsbeltungs-Etet  siebt  den  ,^aschiiXisiirfi«iited«sl 
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Biervon  kommen  als  dnrohlaufende  Posten  in  Abzug  ^): 

1.  Rficksahlong  der  hinterlegten  Gelder 31  500000  M. 

9.  Aassahlnog  von  Zinsen  hioterlegter  Gelder 620000   „ 

S.  Den  Hinterlegern  gntsosehreibende  Zinsen 720000    „ 

4.  ReehnangBTergtttangen  daselbst __^ 1000   „ 

32  841  000  M. 

Sonach  yerbleibt  der  Staatskasse  ein  MehrüberschoÜB  von  14  606  610  M. 
Allein  auch  dieser  hat  nur  znm  Teil  eigentlich  diesen  Charakter. 
Denn  eine  andere  Beihe  von  Posten  (8.  4.  6.  7.  8.)  sind  Rückerstattangen 
auf  staatliche  Vorschüsse  und  damit  lediglich  Deckung  früherer  Ausgaben, 
Sie  haben  daher  gleichfalls  die  Merkmale  ^^durchlaufender  Posten''.  Zieht 
man  auch  diese  noch  in  Rechnung,  so  vermindert  sich  der  reelle  Mehr- 
überschufs  um  1  683  781  M.  oder  es  verbleibt  ein  solcher  von 
12  971729  M. 

Bei  den  übrigen  drei  Kategorien  treten  die  Betriebsausgaben  der 
Verwaltungen  scharf  hervor. 

Die  Domänen-  un]d  Forstverwaltung  zeigt  folgende  Ertrags- 
und Ausgabesiffern : 

1.  Domftnen 24427000  M. 

2.  Forsten 63  833  000    „ 

91  250000  M. 
8.  Rente  des  Kronfideikommlfa-Fonds  .     .     .       7719296    ,, 

»3  530  704  M. 

4.  Ans  AblSsnngen  und  VerltKofen  ....       i  600  000   „ 

85  »30  704  W, 

5.  Ausgaben  der  fietriebsyerwaltang ')      .     .     44  734  300    „ 

MehrflberscbnA 40  396  504  M . 

Eine  besonders  grofse  Betriebsverwaltung  ist  diejenige  der  Staats- 
eisenbahnen, welche  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  unter- 
stellt ist  Die  Gesamtsumme  der  Einnahmen  erreicht  1118  854  639  M. 
und  setzt  sich  zusammen  aus  den  Einnahmen  der  vom  Staate  verwalteten 
Eisenbahnen  mit  1110  210  850  M.,  ferner  aus  den  Anteilen  des  preutsi- 
Bchen  Staats  an  der  Main-Neckar-Eisenbahn  mit  615  277  M.,  der  Wilhelms- 
haven -  Oldenburger  -  Eisenbahn  mit  564411  M.  und  endlich  der  Privat- 
bahnen, an  welchen  der  Staat  beteiligt  ist,  mit  176  601  M.  Die  Art 
des  staatlichen  Anteils  ist  verschieden.  An  der  Main-Neckar-Eisenbahn 
ist  derselbe  eine  Teilnahme  am  Reinertrag,  bei  der  Wilhelmshaven-Olden- 
burger  Eisenbahn  ein  solcher  an  der  Brutto-Ein nähme.  Bei  den  erwähnten 
Privateisenbahnen  erwächst  die  Staatseinnahme  aus  den  aus  den  Dividenden 


fonds**  sofort  Ton  dem  Bmtto-Ertrage  der  Domftnen  und  Forsten  ab.  Es  erscbeineYi  da- 
her im  Budget  für  di^n  Erwerbszweig  nicht  92  850  000  M.,  sondern  85180  704  M. 
Die  Gesamtheit  der  priTatwirtschaftlichen  Eiukfinft«  besiffert  sich  dadurch  anf 
1488161146  (sUtt  1470  880  442  M.).    Vergl.  hierin  die  SchluräUbelle. 

1)  Sie  sind  keine  Betriebskosten.  Sie  erscheinen  ikn  Rahmen  der  Aosgaben  für 
die  -PinaniTerwaltnng  (V.)  wieder ,  wo  sie  unter  dem  Titel :  Apanagen ,  Renten,  Ab- 
findungen, Zuschüsse"  etc.  aufigeführt  werden. 

1)  Darunter  2  625  000  M.  einmalige  und  aufserordentliche  Ausgaben  für  DomXnen 
oad  Forsten  im  Rahmen  des  landwirtschaftlichen  Ministeriums.  Sie  dienen  vornehmlich 
fflr  Buttswecke.   Hier   sind  sie  lur  Konstatiemng  des  (reinen)  Mebrtbersckusses  eingestellt. 
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YOD  den  StaateaD teilen  ao  dea  Stamm-,  Btamm-Frioritäts-  und  aodem  is 
Staatsbesitze  beäudiiehen  AktieD.  Die  BetriebBzifTem  der  preiifHiwI 
hesBiftcheD  Ludwigsbahn  sind  im  Etat  1897  —  98  noch  nicht  veranschlagt.  Im 
diesen  Zahlen  gesellen  sich  noch  300 DOO  M.  „eonstige  Einnahmen^ 
6  488  000  M.  .^aufi^erordentlicfae  Einnahmen'^  So  zerfallen  die  £ii] 
in  zwei  Gruppen:  die  ordentUcheo  Einnahmen  mit  t1ll866  6S9  M. 
die  aufäerordentiicben  mit  6  488  000  M.  Letztere  entstehen  teils 
Beiträge  des  Beichs  zur  Herstellung  von  Doppelge leisen  im  miüi 
Interease,  teils  in  einem  Zuschufs  der  Basalt- Aktiengesellschaft  £u 
den  Kosten  der  Gleisan lagen  auf  dem  dortigen  Bahnhofe.  Die  of 
liehen    der    vom  Staate    verwalteten  Einnahmen  bestehen    in    den 

1,  des  Persoaen-  nnd  OepickTerkehra        *.«...  3990S4O00II. 

8.  des  Güterverkehrs       ..*.♦.....**...      755  805  ex»   ♦♦ 

3.  infolg«  der  UeberlnAsaug  voü  Bahaftnlftgen  and  LeuttiDgeD       .        19  237  550   ^ 

4.  ^,         ,f  ,,  „       Betriebsmitteln    *     .     «  .  13038  lOO 

6.  AtiA  den  Veriurderungen 22482000 

6.     -      sonstigen  fitnnatinien  ........  20  563  900 

1  IIO31Ö350  11^ 

Diesem  sehr  hohen  Einnahme- Etat  stehen  naturgemafs  sehr  bet 
liehe  Betriebeziffern  gegenüber.  Diese  Betriebsausgaben  sind  teils 
liehe»  teil»  aufäerordentliche.  Letztere  entfallen  aussohliefslich  aui  Bm* 
arbeiten ;  Erweiterungen,  Um-,  Neu-  und  Zubauten  im  Bereiche  der  £isift> 
babndirektionen.  Die  ordentlichen  Betriebsausgaben  beziffern  sich  auf 
634  427  085  M.,  die  aufser ordentlichen  auf  48  108  000  M.  Da  ntm  ^it 
aufserordentlichen  Einnahmen  ztir  Bestreitung  der  gleichen  Ausgaben  nitkt 
hinreichen^  so  müssen  vom  Mehrüberschurs  der  ordentlichen  Einaa 
über  die  ordentlichen  Ausgaben  im  Betrage  von  474  439  654  M. 
41  620  000  M.  zur  Deckung  des  Extraordiuariums  in  Anspruch  geson 
werden.  Der  reine  und  wirkliche  Mehrüberscbufs  stellt  sich  somit 
485  819  554  M.  Indessen  darf  dieser  Posten  nicht  den  Betri  ebsauBgabea 
zugezählt  werden.  Er  bildet  vielmehr  den  wesentlichen  Bestandteil  4« 
Eattraordinariums  des  Ministeriums  für  Öffentliche  Arbeiten,  wo  deftaftt 
rechnungsmäTsig  erscheint. 

Die  dritte  Gruppe  der  privat  wirtschaftlichen  Einnahmen  wird  ron  im 
gewerblichen  Staatsanstalten  gebildet.  Diese  sind  die  fie^f-, 
Hüttenwerke  und  Salinen^  das  Seehandlungsiüstitut^  die  Lotteriere 
und  die  Münzanstalten. 

Der  Etat  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinen  verw  altniig 
sieh  zusammen  aus: 

1.  Bergwerke , 96  709  930  V. 

2.  Hüttenwerke 17653240    „ 

3.  Smlzwerke  , 7  894  740    „ 

4.  BftdeaoAt&iten ,  248  200  „ 

5.  QemoiDsebAftswerk«^  weJch«  mit  anderen  Staatan  beirieben  werden     4235908  *, 

6.  Bergwerkaabgabeo 46t  5^5  ^ 

1271935^1  M, 

Die  BetriebsaEsgaben  belaufen  sich  auf  118  049  962  H.  aU  dmMimi^ 
und  auf  I  234  000  M.  als  einmalige  und  aufserordentlichtj  Ausgab«»  m* 
sammen  auf  114  283  962  M.     Der  MehrüberschuXs  ist  sohin   13(909  601  IL 
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Die  Zahlen  zeigen  gegenüber  früheren  Jahren  eine  Zunahme.  Nur  sind 
die  Bergwerksabgaben  wesentlich  zurückgegangen,  da  die  Bergwerkssteuer, 
welche  1892 — 93  noch  6  961152  M.  ertragen  hatte,  darch  Gesetz  yom 
14.  Juli  1898  aoTiBer  Hebung  gesetzt  ist.  Die  verbleibenden  Anfälle  sind 
daher  relativ  geringfügig  und  meist  gebührenartiger  Natur. 

Das  Seehandlungsinstitut  erscheint  im  Etat  mit  2  202  000  M. 
ala  Einnahmeposten.  Die  Ausgaben  umschliefsen  die  Verwaltungskosten 
der  Anstalt  mit  821  600  M.,  welche  aus  den  Erträgnissen  des  Instituts  be- 
Btritten  werden.  Der  Einnahmeansatz  ist  somit  mit  dem  Mehrüberschufs 
identisch. 

Die  Einnahmen  der  Lotterieverwaltung  sind  82 476 900  M.  Sie 
entstehen  aus  dem  Verkaufe  der  Lose  mit  82  469  200  M.  —  einschliefslich 
12  280  M.  aus  nicht  abgehobenen  Gewinnen  —  und  7700  M.  aus  kleinen, 
verschiedenen  Einnahmen  (Drucksachen,  Verwaltungseionahmen  u.  s.  w.). 
Die  Ausgaben,  zum  grofsen  Teil  „durchlaufende  Posten",  betragen  aus  dem 
Lotteriespiel  72  520  120  M.,  191880  M.  Verwaltungskosten;  zusammen 
72  712  000  M.,    wonach    ein  MehrüberschuIiB   von    9  764  900  M.  verbleibt 

Die  Münzanstalten  liefern  als  Einkünfte  aus  der  Münze  in  Berlin 
S47  550  M.  und  aus  der  Probieranstalt  in  Frankfurt  9280  M.  oder  eine 
Oeeamtsumme  von  356  830  M.  Die  Ausgaben  beider  Anstalten  sind  ange- 
setzt mit  345  840  M.   und   der  Mehrüberschufs   erreicht  somit   11490  M. 

üeberblicken  wir  nun  alle  4  Gruppen  der  privatwirtschaftlichen  Ein- 
nahmen, so  gewinnen  wir  folgende  Resultate: 

Eitanabme  Ausgabe  Mehrfibencbors 

1.  Dornftoen  und  Forsten                85  130704  M.  44734200  M.  40396504  M. 

1.  Werbendes  Vermögen                 47446510   „  —  47446510   „ 

8.  SUatseisenbabnen                    i  118354639    „  682535085    „  435819554    ., 

4.  Oewerbllehe  Staatsanstalten       212229293    ..  187  341  302    ,.  24887991    ., 

1463  161  146  M.  914610507  M.  548550559  M. 

DnrebUufende  Posten  beim  „Werbenden  Vermögen"         .     .     .  34474781    «f 

514075778  M. 

Die  vorstehenden  Zahlen  haben  sich  seit  dem  Jahre  1890/91  folgender- 
naben  entwickelt: 

Einnabme  Ausgabe  Mehrfiberscbnls 

1.  Dominen  and  Forsten: 

1890—91  82  682  334  M.  42  945  680  M.  39  746  654  M. 

1892—98  88419834    „  43892660   „  44527174    » 

1896-97  83831654    „  43967770    „  39  «63  884    „ 

1897-98  85130704   „  44734200   „  40396504    » 

2.  Verwaltung  der  Eisenbabnen: 

1890—91  852  959  086  M.  539  886  184  M.  313  072  902  M. 

1892—98  967624999    „  619676660    „  347948339    n 

1896-97  1029426325    „  629609772    „  399816553    „ 

1897-98  I  118  354  639,,  682535085,,  435819554« 

8.  Oewerblicbe  StaatsansUlten : 

1890—91  204885690  M.  176856933  M.  28034757  M. 

1892-98  215970152    „  183356844    „  32613308    „ 

1896—97  206253704    „  183  968  815    „  22284989    „ 

1897—98  212229293    „  187  341  302    „  «4887991    ff 
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II.   Gebühren  und  Verkehrflabgaben. 

Nach     der     geschicbtlichen    EntwiokeluDg     und     dem     thmiMtcbüciMi 
BeohtSBtaDd  eind  es  eiae  ganze  Reihe  tod  staatlicheD   Kinküoften,    vtkh 
in    dieser    Gruppe    zuBammeogefafat    sind.      Das    Gemeinaame    die 
geh iedeD artigen  Auflagen  und  Abgaben  besteht  lediglich  io   dem  tJn 
dafä  sie  u  w,  S,  an  Akte  oder  Haodlungen  des  Verkehrs   anknüpfen.    Ib  ' 
übrigen  befinden  sich  darunter  teilg  Steuern,  teiU  Gebühren  und   gebükn^  i 
artige  Abgaben,  teils  überhaupt  Einnahmen^  welche  aus  einer  Verwalut^c»'  { 
thätig;keit  des  Staates  herTorgeheD.      Sie  sind    im  Staatshaushalt«}  -  Etat  ür  < 
1897/98    mit   einer   GesamtBumme    von    138  684  679  M*    veraDachlagt  wU  \ 
betragen  demgemars  6,78  Froz.  aller  Staatsei dd ahmen  Überhaupt  und  4^^0  It 
pro  Kopf  der  Bevölkerung.      Die  Erhebungskosten    sind  bei   dieaer  Ha 
f^ruppe  selbstredend  bei  weitem  geringer  als  bei  den  privatwirtaehafi 
Einnahmen*     Dabei    ist    indessen    zu    bemerken,    dafs    sieb    nicht    alla] 
hebungskosten  ausscheiden  lassen^    da  Teile   derselben    zugleich    de» 
meinen    Verwaltungsausgaben    augehören    und    tod    diesen    adiledit 
nicht  zu  trennen  sind. 

Zu  den  Steuern  zählen  die  Erbschaftssteuer  und  die  Bttaptt* 
steuern.  Erstere  ist  mit  8800000  M.^  letztere  mit  26  000  000  rof^ 
gesehea. 

Gebühren  sind  dann  einzelne  andere  Auflagen»  welche  in  dmt 
mit  folgenden   Beträgen  aufgenommen  sind: 

1.  Niederlmge-,  Krahn-  und  Wagegeld                            .  157000  M. 

8.  Konirollgebahr  fQr  Sah     ,     .     .     .                     .     ,  6900O    ,, 

8,  Wirtseh aftftbgaben  d«r  boboDioUerf) scheu  Lnode    .  31  500 

4-  Strafgelder  *     ,     , »     ,  137  Oon 

5.  YerwaltQDgskosteD-Beiir&ge      ..«,.,..  1  05000c 
A.  Miete  an»  Oebinden,  Granditückeß,  Dieostwoboongen    67  OOC' 

7.  Aufs^rordentÜcbe  EiöDabmen ^33  740    , 

8.  EntscbädlgUDg  mit  den  Koeteo  der  Wftreiitt»ti9tlk  *  <4  309   » 

I  r59  54ö  ^^ 
Hierzu  kommt  dann  noch  eine  Anzahl  von  Anfallen,  welche  asi 
Thitigkeit  der  Verwaltung  erwachsen  und  welche  als  StaattTtr* 
waltungseinnahmeo  bezeichnet  werden.  Ihr  Gesamtertrag  itl  wM 
101793  659  M.  veranschlagt  Sie  bilden  demgemäfs  das  Haaptkantiigfit 
der  Verkehrsabgaben.     An  ihnen  haben  Teil: 

L  Das  Staat smi  ni Sterin m  mit  4  078  968  11,,  welche  «jifaUdD  tat: 

A^  BoreAU  de«  Staatsmimsterinms  320  M, 

h)  StMtsarcblTe 5  46S 

q)  Getier&l-Ordeos-KomiiiissioD    .  '4  54^' 

d)  Oefaeimes  Civilkabioet  .     ,     .  661: 

e)  Obcrrecbnungakamnoier 56 1 

f)  FrüfuQgskommis^ioD  ffir  b^er«  Verwftlfciiifsb«aiit6  7  200 

fr)  GeaetasammloiigsAmt  io  Berlin 17t  6|<» 

b)  DeatBcber  Beicht-  und  Preaffliicber  StAataftj)i«ig«r  817  200 

i)    Anaiedelaiigskommission  fElr  Wes(i>revr»«Q  o.  Fosco  3  05$  132    ,, 

4  078  mm. 

2.  Das  Ministerium  der  auswärtigen  A  ngelageohettta 
mit    4600    M.,    welche    im    wesentlichen    (4^00    IL)    Tom 
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Münohen  ftir  die  diesem  eingeräumte  BienstwohDang  ak  Miete  zu  zahlen 
sind.     Sonstige  Einnahmen  100  li. 

8.  Das  Finanzmini  st  eri  am  mit  2  419  781  M.  Diese  flieliBen  aus 
den  Beiträgen  zu  den  Witwen-  und  WaiseuTerpfLegungsanstalten  und  aus 
sonstigen  Einnahmen,  wie  herrenlose  Erbschaften,  Geld-  und  Ordnungs- 
strafen, Beiträge  zu  Yerwaltungskosten  u.  dgl.  m. 

4.  Das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.  Bau- 
rerwaltung  mit  6193  800  M.  Darunter  4  000  000  M.  aus  Brücken-, 
Fähr>  und  Hafengeldern,  Strom-  und  Eanalgefällen. 

6.  Das  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  mit  2  820  459  M. 
Daran  sind  die  Einnahmen  aus  der  Gewerbeinspektion  mit  290  000  M., 
diejenigen  der  königl.  Porzellan  man  ufaktur  mit  866  966  M.,  des  königl. 
Instituts  für  Glasmalerei  mit  62  050  M.  und  der  Musterbleiche  in  Solingen 
nit  48  000  M.  beteiligt 

6.  Das  Justizministerium  mit  66107200  M.  Diese  flieüsen 
aus: 

a)  den  Kosten  d.  JiutisTerwaltangr  und  den  Oeldetrafen     .     57300000  M. 

b)  den  Jnritdiktionsbeträgen 68000    „ 

e)  den  ArbeiUTezdienftt  der  Gefangenen 2030000   ,. 

d)  den  Einnahmen  aU  Emolnmente  der  Beamten       ...       6  378  100   „ 

e)  den  Einnahmen  für  die  Jnstisofifizlanten-Kasse       .     .     •  28  100   ,, 

f)  Sonstige  Einnahmen 303  000  «, 

66  107  200  M. 

7.  Das  Ministerium  des  Innern  mit  12988  288  M.  Hier  fallen 
neben  unerheblicheren  .  Yerwaltungseinnahmen  8  043  608  M.  an  als  Bei- 
träge der  Gemeinden  zu  den  Kosten  der  königl.  Polizeiyerwaltungen  und 
ala  Gebühren,  518  904  M.  Zinsen  der  Kapitalien  des  Fonds  zu  Unter- 
stützungen der  Landgendarmen  und  deren  Hinterbliebenen,  1169  207  M. 
für  Wohlthätigkeitszwecke,  darunter  1153200  M.  zu  Beihilfen  für 
unterstützungsbedürftige,  ehemalige  Krieger  (Beiohsgesetz  t.  22.  Mai  1895) 
«•  a.  m. 

8.  Das  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  mit  4  478  986  M.,  woron  1891546  M.  auf  die  landwirtschaft- 
liehe Verwaltung   und  2  587  440  M.  auf  die  Oestütrerwaltung  entfallen. 

9.  Das  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medizinalangelegenheiten  mit  8251882  M.  aus  gebührenartigen 
Biunahmen. 

10.  Das  Kriegsministerium  mit  300  M.,  aus  Entschädigungen 
fttr  Feuerungsmaterial  und  Wasserrersorgung  von  Inhabern  der  Dienst- 
wohnungen. 

Die  Erhebungskosten  und  Ausgaben  dieser  Hauptgruppe,  soweit 
dieselben  überhaupt  auszuscheiden  sind,  fallen  unter  das  Kapitel  der  Ver- 
waltung der  „indirekten  Steuern''.  Der  Gesamtbetrag  dieser  Aufwendungen 
beziffert  sich  auf  31420  800  M.  In  dieser  Summe  sind  aber  auch  jene 
Verausgabungen  inbegriffen ,  welche  PreuTsen  für  die  Erhebung  der  Reichs- 
steuern  macht  und  die  durch  Vergütungen  der  Eeichskasse  als  Erhebungs- 
und Verwaitungskosten  in  der  Form  von  Abzügen  gewährt  werden«  Es 
igt  daher  unmöglich,  einen  Reinertrag  der  ganzen  Hauptgruppe  auf  Grund 
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eisar  suTerlässfgeQ ,  BtatJ&tiecben  Methode  beraassurechnen.  Ftr  ^mo- 
statiBtiBchcj  Vergleichuogen  iet  dies  jedoch  von  geringerer  Eedeatiwf  ik 
bei  den  privatwirtfichaftlichen  EiEnahmeD,  da  man  es  hier  id  den  dlüMlMt 
Staaten  mit  homogenen  und  vergleichenden  Gröfsen  zu  thuo   hat« 

Betrachien  wir  seh  lief  glich  die  Ent  Wickelung  dieser  Badgetaotitie: 


1890—91 

1891—98 

1891— »7 

1897— M 

l. 

ErbÄcbÄftasteuer      6  qoo  ooo  M. 

7600000  M 

8  800  000  U. 

88000001 

2. 
3. 
4. 

StempebteuerD       20600O00    ,. 
Gobühreü                    (  54O  830    ,, 
StantiverwÄltangs- 

einDAbmeii           687664^6   ,, 

24700000    ,, 
1  748  930    >» 

74438729    n 

35000000    »» 
1640510    „ 

98*92464           M 

160QOOO9 
•Ol  793  ^^  « 

III.    Direkte  Steuern. 

Die  Einfiüßse  der  grofBeß  Finanz-  und  Steuerrefonn  in  Freuen  I 
steh  auf  keinem  Gebiete  mtihr  fühlbar  gemacht  als  bei  den  direkten  8teu«ib 
Dies  ist  um  80  mehr  erklärlich,  als  die  Neugestaltung:  dea  FiDaozwe 
ßich  zunächst  auf  dieses  Problem  konzentriert  hat»  Die  Bruilo- 
Bumme  dieser  Hauptgnippe  ist  für  1897 — 98  mit  161  590  100  M. 
gesetzt  und  betrügt  somit  7,90  Fro2.  aller  Staatseinnahmen  überhaupt  t4m 
5,07  M,  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  Diese  Summe  wird  gebildet 
folgenden   Posten : 

1«  EmkomEneo «teuer ,     .  125  000  OOO  M* 

2.  ErgäuzuDgVAteaer         .     .     .     , 31  looooo  „ 

3.  Stea«r  vom  Gewerbebetnebe  im  Umberxieben      ,     .     .  1 661  500  ^ 

4.  Dir«ktQ  Steuern   der  hobeDZoiJerDscben  Lande     .     .     .  304  400  ,, 

6.  £iseiibAbnHbK&be     .,.. 524  6OO  .« 

6.  Sonstige  ICioiiahmeQ  bei  den   direkten  Steuern      .     ,     .  2  1991 600  ,, 

161  5^  100  11^ 

Gegen  da»  Yorjahr  hat  diese   Summe  um  3  521  100  M.  xiigeiiomaiii» 
wovon  3  000  000   M.  auf   Rechnung  der    Einkommensteuer    kommea.     Dm 
direkten  Steuern  beanspruchen  an  dauernden  Ausgabenund  K  rheboi 
kosten    14  121  90Q   M.       Einmalige  und    aufserordentliche   AuBg&b«ii 
nicht  zu  bestreiten.      D^r  Mehrüberechuls  beträgt  somit   147  468  300 

Auf  diesem  Gebiete    zeigt  sich  der  unterschied  gegen  die   Verhi3t 
vor  der  Steuerreform   aua  folgenden  Vergleiohüngen: 

1890—91             1892-93  1898—97  1897—« 

I,  Grund  Steuer    .     .     40032000  M.  39907000  M.  —           M.  — ■          M* 

f.  Gebtndeftteutr      .     32575000    „  3 5  086  OOO    „  —             »,  — 

3.  GewerbeBteucr     A  ^^  ,,^^„^       \  «,^,«,«^  —            *,  — 

4.  W.Dd,rgewerbe.t )  *•  "9000   „  ^  21919000   „  ,656500   ..  >  66I  : 
6.  Eisenbaboabgube            313000    „             263  850    „  300  800    .,  334! 
8,  Einkommeniiteuer     44  364  OOO    «,  8000000O   ^  I32  00O0OO   „  135000006^ 
7*  KlasMottraer       .     24681000    „             —           „  —  n  — 
8.  ErfKnioiigSKteaer            —           ^             —          m  3^  tooooo   **  5t  100 ooo 
9t  HobeDSollemAcbe  ^ 

Steuern.     .     .     .  982  OOO    ,,  387  Ooo    ..  198  500   ^  ^<m 

10.  ßoost.  ESnnabm.  .        2  680  700    „         3226750    ,,  1915500   ..  21996a»' 

165746800  M.  179689600  M.  158  27t  300  M^  r^i  59oTödr£ 

Der  Unterschied    in    diesen    Ansätzen    beruht    auf  der  IToliimniiMi 
von    direkten  Steuern    an    die  Selbatverwaltungskörper.     JHe§9  Z«li]#a  dtf 
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Teimusgehenden  Tabelle  zeigen ,  daCs  die  Entwickelnng  der  Stenererträge 
TOD  1897 — 98  beinahe  jene  Höhe  wieder  erreicht  hat,  welche  die  Ziffern 
Tor  der  UeberweiBung  auazeigen.  Die  MehrüberachÜBse  haben  Bioh  in 
diesen  vier  Etatsjahren  folgendermafsen  gestaltet: 

Einnahme  Aosgmbe  MehrflberaohiiAi 

1890—91        165  746  800  M.  13  898  100  M.  151  948  700  M. 

1898—9»        179689600  „  15559900   „  154 129700    „ 

1896—97        158  271  300  ^  12334200  „  143  947  100  „ 

1897—98        161  590  100  „  14  131  900  „  147  468  200  „ 

Die    Differenz    im    reinen  MehrüberschufB    beziffert   Bioh  heate  somit 
auf  einen  Minder-MebrüberschufB  yon  4  480600  M. 

lY.  Anteil  an  Beiehssteuern. 

Der  Anteil  PreofBenB  an  den  EeiobBsteuem  infolge  der  UeberweiBungen 
dee  Beiohs  an  die  Einzelstaaten  stellt  sich  1897 — 98   wie  folgt: 

1.  Ani  den  Zöllen  nnd  der  Tabakatener 154728790  M. 

S.    „    der  Verbranehaabgabe  ron  Branntwein  mit  Znichleg      60  181  540   „ 

8.    „    den  Beicbistempelabgaben 31406670   „ 

4.    „    der  Wechielitempelsteaer 93000  „ 

346409000  M. 

Hierzu  kommen  noch  36  186  460  M.  als  Vergütung  für  die  Erhebung 
und  Verwaltung  yon  Beiehssteuern. 
Die  Yergleiohung  ergiebt  hier: 

1890—91  189S— 98  1896—97  1897—98 

1.  ZSlle  nnd  Tabaksteuer^  133139820  If.  143843840  M.  154  728  790  M. 

«.  Verbrauchiabgabe       Lfto.iftj.on  62018580,,  60038050,,  60 181 540  „ 

4.  EelchMtempeUbgabenl  ^*  **      "      •  17054890  „  30958680   „  31406670   „ 

6.  Weebaelftempel          /  89  330  „  87  330   „  92  000   „ 

8.  Vergütungen                   35  30^ '70  »»  33883730  „  35190670   „  36186460  „ 

315  726  280  M.  346  176  350  M.  270  117  560  M.  383  595  460  M. 

Der  Anteil  an  den  Beiehssteuern  beträgt  1897 — 98  18,81  Proi.  aller 
Staatseinnahmen  oder  8,90  li.  pro  Kopf  der  Beyölkerung. 

n.  Die  StaatBaoflgaben. 

L  Die  Ausgaben  der  Verfassung. 

Ausgaben  der  Verfassung  pflegt  man  diejenigen  zu  nennen,  durch 
welche  die  Kosten  für  den  Unterhalt  des  Staatsoberhauptes  und  die  Auf- 
wendungen für  die  Volks-  und  Landesyertretung  zu  bestreiten  sind.  Seit 
sich  im  modernen  Verfassungsstaate  die  strenge  Scheidung  zwischen  dem 
landesherrlichen  Hofhalte  und  dem  Staatshaushalte  yollzogen  hat,  bilden 
die  Etatsansätze  in  den  Budgets  einen  relativ  geringfügigen  Bestandteil  der 
Ansgabesumme.  Aufserdem  sind  diese  Ausgaben  im  wesentlichen  stabil, 
fie  haben  sich  in  den  letzten  zehn  Jahren  um  nur  600  M.  yerschoben. 
In  Preulsen  leistet  zunächst  der  Staat  zur  Beute  des  Kronfldeikommifsfonds 
einen  festen  ZuschuIiB  yon  8  000  000  M.  Die  Aufwendungen  für  die  Krone 
nnd  aber  dadurch  noch  nicht  erschöpft,  da  nach  dem  Gesetz  yom  17.  Januar 
oittte  roio  Bd.  ziv  (Lxiz).  48 


754 


Bf  isioU  e  D 


1820  dem  EronfideikommiMonds  auf  die  Emkunfta  der  Domiiua  ad 
Forsteii  eine  Rente  toq  2  500  000  Thalero  oder  7  7  19  296  IL,  l«||i- 
wieBen  wird.  Somit  stellt  eich  die  GeBamtauBgabe  für  diesea  SiMteviA 
auf  15  719  296  M.,  wovoü  aber  nur  8  000  000  M.  TolUtlodJ|p  gelmbl  ii 
der  Kauptsumme  erscfaeioeD. 

Die  LandeBvertretuDg  erheisoht  ein  Erfordernis  von  1  386  586  IL 
Hiervon  fallen  anf  das  Herrenhaus  177  760  M,  und  auf  das  AbgeordufftM* 
haus  1  20B  820  M.  Beim  Etat  de9  Herrenhauses  sind  89 8 SO  M.  für  im 
Fe  re  anal  bedarf  und  87  900  M.  für  sächliche  Ausg:abeQ  aogesetst.  ttm 
Abgeordnetenhause  finden  wir  verzeichnet  als  Verwaltungsausgaben  15Ö7J 
als  eächlicbe  AuBgaben  289040  M  ,  wozu  sich  dann  noch  Beiaekos^tc« 
Diäten  der  Abgeordneten  mit  810  000  M,  gesellen.  Die  Ausgaben  im 
VerfaBBung  betragen  somit  0,29  M.  pro  Kopf  der  Bevölkarung  und  0,43  ftm 
alier  Ausgaben;  sie  haben  sich  in  dem  letzten  Jahrsehnt  folgendermtbm 
entwickelt : 


1B90— 91 
18t2— 93 
1898—97 
1897—98 


9385590  H, 
9581770    ,, 

9377290    M 
9186580    „ 


IL  Ausgaben  der  Ju  atizverwaltu  n  g. 

Die  Bechtspflege  und  die  damit  zusammenhängenden  V^enraltoift- 
aufgaben  im  preurdschen  Staate  beanspruchen  einen  Aufwand  fm 
97  146  000  M.  Somit  entfällt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ein  BelB| 
von  3|0ö  M.  oder  auf  alle  Staatsausgaben  berechnet,  eiaeo  Antedl 
4,75  Proz.  Bei  der  Justizverwaltung  siod  zu  unterscheiden  die  At 
für  den  Verwaltungsbetrieb  und  für  die  eigentlichen  Kosteo  der 
eprechting.  Die  Verwaltungskosten  setzen  sich  zusammen  mua  fei 
Poeten : 

1,  Bfiniateriam .     .     620  710  M 

9.  JustixpriifuogefkommiBftioii       .     .     ,     .     .  38  JCX) 

3.  DisposttioD»-  uDd  Wurtagelder  ...  4x5  5OO 

4.  Auflg&ljeD  der  JiutiBofäBiADtenkikSäe         .....        iS  loo    ,, 

I  ti2  8io~M7 
Die  eigentlichen  Kosten  der  Bechtspflege  sind: 

1.  Ob«rUndtiSgericbte .  469156$   M. 

tr  Lüodgericbte  uod  Amtsgericht«      «     «  .     .  .  7J4V9II9    h 

3^  BeaODdere  GefEagnisse      .,«■...  .  308869^ 

4.  Bftare  Aa&l&gea  id  Zml-  tmd  Straf»««li6D  .     .  .  997OQOC' 

5.  TraDsportkojsteo  -     .  5130OC1 

6<  Porto,  Geböhretj,  Tdegminme  ....  154000 

7.  UtiterhAlluDg  d«r  JtiAtixgebiode i  400  000    ,. 

8.  SoDatig^  Aajgmben *     •       ^795811    ^ 

96  033  19Q  M. 

Der  letzte  Posten  sohlielst  die  Ausgaben  für  Umzugs-  und  Beeisek« 
der  Beamten,   Geschworenen,   Schaffen-   und  Wahlmänner   ein,    leraea 
Bechnungsgebnhron  ^    Prozefskosten    deg    Jusdzüskus    als    prozelaflil 
Parteip  aus  der  Staatskasse  zu  zahlende  Gebühren  der  Verteidiger»  Aiiiiligü 
und  Erstattungen  aus  der  Staatskasse  an  die  BesehuldigteOy  Wh 
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welche  ihnen  ohne  ihr  Yerechtild^D  erwachsen  sind,  Bechnungsvergütungen 
und  endlich  die  Beiträge  für  die  g em e i n so haft liehen  Gerichte  in  Jena, 
Meiningen  nnd  Hudolatadt,  sowie  Beiträge  zur  KrankenTersicherung  der 
Arbeiter  und  ähnliche  ünterstiitzungeo, 

Yergleieht  man  die  beiden  Abteilungen  miteinander ,  so  entfallen  auf 
die  Verwaltungekosten  1,04  Pro»,  und  98,96  Proz.  auf  die  Verausgabungen 
fär  die  eigentliche  Hechtspdege. 

Zu  diesen  ordentlichen  Ausgaben  gesellen  sich  noch  einmalige  und 
anfserordentliche  im  Betrage  yon  4  947  900  M.»  welche  hauptsächlich  von 
Ausgaben  für  Neu-,  Um*  und  Zubauten  ¥on  QerichtägäbäudcD,  Gefängnissen 
u.  dgl.  m.  in  Anspruch  genommoD  werden«  Die  Gesamtaufwendungen  für 
die  Zwecke  der  Justizverwaltung  erreichen  somit  ©ine  Hähe  von 
102  093  300  K.  oder  3,21  K.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  und  4,99  Proz. 
BÜmtlicher  Staatsausgaben. 

Diese  Aufwendungen  betrugen: 


1690— fil: 

1892— 9Ä! 
1890—9?  : 
1897_98  t 


Ordentliche 
87  019  400  M. 

90970500  n 
95651000  ,» 
97146000    „ 


AnfserordetitHebe 
2  551  700   U. 
3923900     „ 

7  115900    „ 
4947300    „ 


G«aatiitAiifl^ab«Q 

89  571  100  M« 

94894400  ,, 

102  767  900  ,, 

102093300  „ 


in.  Ausgaben  der  ZivilTerwaltung, 

Die  AuBgaben  der  Zivil  Verwaltung  achlief aen  den  Finanz  bedarf  für 
eine  ganze  Reihe  von  Staatezwecken  ein,  deren  gern  einsam  es  Merkmai  die 
Thatsache  ist,  dafs  sie  für  die  Staateverwaltnngfizwecke  dienen.  Diese  be* 
treffen  demgemäCs  die  Spitze  und  die  Zentral organe  des  Staatslebens, 
die  Verwaltung  der  auswärtigen  und  inneren  Angelegenheiten,  Kultus, 
Unterricht  und  Medizinalwesen,  dte  öffentlichen  Arbeiten  und  endlich  die 
volkswirtschaftliche  Verwaltung,  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe, 
Der  Gesamtbetrag  für  diese  Ausgaben  ist  auf  2S3  4U069  M.  veranschlagt 
und  trifft  demnach  pro  Kopf  der  Bevölkerung  7,33  M.  und  entfallt  hierauf 
ein  Anteil  von  11,40  Proz.  aller  Staatsansgaben.  Auch  an  den  aufser* 
ordentlichen  Ausgaben  ist  diese  Gruppe  mit  83  642  056  M«  beteiligt.  Die 
Zivilverwaltung  empfängt  somit  etwa  95  Proz.  aller  aufserordentlichen 
Ausgaben  zur  Verwendung.  Der  Gesamtbetrag  der  ganzen  Gruppe  stellt 
demgem^s  eine  8umme  von  317  053  125  M.  oder  9^95  M.  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  und  15,49  Froz»  aller  Aosgaben,  Diese  Ausg&ben  haben 
folgenden  Entwi ekel nnge gang  genommen: 


1890^»1 : 
1898-^981 
1896— »7: 
1891—98: 


OrdeDtlich« 
181  073  384  M. 
197  061  839    „ 
222067371    „ 
233411069    „ 


AufMrord  entliehe 
4086697  t   M. 
41962453    „ 
72436228    ,, 
83642056    „ 


OeftftmtftoigAben 
231  940255  IC. 
339  024  391  „ 
294501599  .1 
5»7  053"S    >» 


Die  Verwaltungsausgaben  des  Staatsministeriums  betreffen  eine 
Beihe  von  kleineren  Ktatsposten  verschiedener  Art»  welche  sich  aus  der 
Gliederung  dieser  Aufwendungen  im  Rahmen  dieses  Ministeriums  ergeben. 
Im  ordentlichen  Etat  sind  debei  6  742  769  &f.,  unter  den  aurserordentlichen 

4Ö* 
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Aasgaben  97  700  M,  oder  im  ganzen  0  BdO  469  IC.  aogoMtzt.   Im  ehtMhtt 
sind  za  erwähnen : 

1.  Baroaa  des  Sük&tsminuteriams ^y^JlS  ^' 

%.  Staatsarchive    ,..,..  406  59s  „ 

S.  GeoenJordeaskoromiasion    .  J04  260  ^ 

4.  Oebeimes  Zivilkabioat  .     «  ....         145  50a  ,, 

5.  Oben-eehnaDgskammer  • ,     .        907  800  », 

6.  PrüfuDgskommiBsioQ  für  böbera  Verwaltiiogsba&mt«  .     .           13600  ^ 

7.  Disiiplinarbof  «     .     ,     ♦     * tl970  », 

8.  Oericbtsbof  (Ür  KompetetiskoQjfiikte      .     .     <  8400  ^ 

9.  Gesetssammluogsaml  in  Berlin 151  600  „ 

10.  Deatscber  Reichs-  und  preafsi scher  Staatsanxeiger  ^07  140    ,. 

11.  Für  Zwecke  der  Lsode^vermesaang     ...  ...        5oo  OOO    ,^ 

12.  ADsiedelungskommission  f^r  WeatpraolMa  and  P(»ft«a     .     1^55  *1>    rt 

674^76^11: 

Die  einmaligen  und  anfserordentlichen  Ausgaben  im  Betrag«  fm 
97  700  M«  Enden  im  Etat  der  Staatsarchive  Verwendung^  wobei  aa  ii<4 
um  Bauarbeiten,  Um-  und  Auabauten  handelt 

Die  früheren  Haushaltungspläne  widmeten  diesem  Zwecke: 

Ordeotlicbe      Aofserordentlicbe       Gesamtausfabeo 
1890—91      3  982  342  M.  200000  M.  418200011.  

iBn—n    4526789  „  —  4s»6  7a9 

1896—97      6556839,,  147200    „  6704056 

1897—98      6743769,,  97700    11  6830469 

Die  Ansätze  für  die  Verwaltung  derauswärti  gen  Angel  eg»«' 
heiten  sind  für  Freufaen  gering ,  naehdem  der  Sohwerpunkc  der  T«^ 
tretuDg  im  Auslände  zu  einer  Aufgabe  des  Deutschen  Beicbee  geweifte 
ist  Im  ganzen  »etzt  der  preufsische  Staat  für  diesen  Zweck  —  ea  «ai 
neun  GeBandtsehafteu  uod  Minister-Residenturen  zu  unterhalten  —  551  3i 
aus*  Hiervon  ist  auch  die  AYersionaleutächädigung  an  das  Deutecha 
für  die  Besorgung  speziell  preufsischer  Angelegenheiten  mit  90  000  M.  a 
bestreiten.  1890—91:  503  000  M.,  1892^93:  ^41600  M,,  1896—97 
540  100   M. 

Das  Ministerium  des  Innera  erscheint  mit  einer  Oc 
you  57  535  810  M.  im  ordentlichen  Etat  und  mit  1168  190  M,  aoter 
einmal] (^en  und  aufserordentiiohen  Ausgaben,  zusammen  68  699  000  W. 
Das  Ministerium  »elbst  beansprucht  ein  Erfordernis  Ton  676  290  M.« 
während  die  allgemeine  Verwaltung  9  953  271  M.  ausweist.  Hierliar  §•> 
hären  das  Statistische  Bureau  mit  428  600  M,»  das  Ober-VerwaJtiuigageockt 
mit  886  060  M.,  die  Versioberungsrevisorea  mit  17  760  M«  die  Staad»* 
ämter  mit  340  473  M.^  die  Kegierungs- Amtsblätter  mit  298  809  V.  tmü 
endlich  die  LandgrMicheo  Behörden  und  Aemter  mit  7  986  569  M. 

Für  die  Verwaltung  der  offen tli oh en  Sioherheit  aiDd  fc 
Posten  angesetzt: 

1,  PoUi€tTerwa]tong  io  B«rlfn  ,     ,     ,     .  >  '3  106380  WL 

t.  PollieiverwaltUD^  in  den  ProTinien    ,     ,     ,     .  8  297  702    ., 
3    Polizei-Distrikt&kommUsarien  in  Posen    *     .     .  777  397     ^ 

4.  LftndgendariDene     ..*.,.....,  1 1  058  356 

5.  Allgemeuie  Aosgaben  im  lotaresae  dar  PoUiei  2  196011 

6.  StrafanitalttverwmUiing 9334731 

44770777  M- 
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Die  StaatsauBgaben  für  WohlthätigkeitBZweoke  beBtehen  m 
1.  den  Beihilfen    f&r    onterstfitsnngsbedflrftige   Krieger   (Reichsgeiets    yom 

««.  Mai  1896) I  153  200  M. 

5.  den  UnterstQtsnngen  nnd  Almosen  im  allgemeinen                 114  814    „ 

8.  der  Verpflegung  ▼erarmter  MiliUbrpersonen  and  deren  Familien     ...  10  557    „ 

4.  den  Zoscbflssen  flUr  Armen-  and  Woblthätigkeitsanstalten 130494    „ 

6.  den  UnterstftUangen   frfiberer  Beamten    and    deren  Hinterbliebenen  an» 

dem  Ressort  des  Ministeriams  des  Innern 350000    „ 

6.  den  Zwecken  des  Stiftspensionsfonds 214242    „ 

7.  den  Unterst fttsangen  vormaliger    Beamten   in   den  Provinsen  Hannover, 

Hessen-Nassau,  Schleswig-Holstein  etc. 33  733    „ 

8.  Dispositionsfonds  für  Stiftangsswecke '16  007    „ 

2023047  Bi. 
Hinsichtlich    der  etwa  am  Schlüsse    des  Jahres  yerbleibenden  Ueber- 
Bchüsse  ist  bei  diesen  Posten  bestimmt  worden,    dafs  sie   zur  Verwendung 
auf  das  folgende  Jahr  übertragen  werden  können. 

Der  Etat  des  Ministeriums  des  Innern  fügt  noch  ein  Kapitel  bei  mit 
der  Ueberschrift:  ,, Allgemeine  Ausgaben  zu  yerschiedenen  Bedürfnissen  der 
Verwaltung  des  Innern".  Für  diesen  Zweck  sind  112  425  M.  ausgesetzt 
Sie  betreffen  verschiedene  Unterstützungen,  die  Ausgaben  auf  Orund  der 
Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Inyaliditätsgesetzgebung,  Prämien,  Eechnungs- 
yergütungen  und  den  Dispositionsfonds  zu  unyorhergesehenen  Ausgaben 
(25  500  M.) 

Die  einmaligen  und  aufserordentlichen  Ausgaben  betragen  1 163  190  M., 
wovon  119090  M.  auf  das  StatiBtische  Bureau,  53  000  M.  für  die  Zwecke 
der  Polizeiverwaltung  und  99 11 00  M.  für  die  Bedürfnisse  der  Strafanstalten 
angesetzt  sind. 

Ordentliche         Aulserordentliche     Gesamtausgaben 
1890—91        43840441  M.  I  171 634  M.  45012075  H. 

1892—98        46488314    „  I  107  589    „  47595903    „ 

1896-97        56214649    n  2370550    „  58595199    „ 

1897—98        57535810    „  1163  190    „  58699000    „ 

Der  Etat  des  Ministeriums  der  geistlichen,  Unterrichts- 
and liedizinalan  gelegenheiten  umfafst  für  1897 — 98  ein  Er- 
fordernis von  117  537  417  M.  bei  den  dauernden  und  7  719  606  M.,  bei 
den  einmaligen  und  aufserordentlichen  Ausgaben;  zusammen  125  257  023  M. 
Das  Ministerium  selbst  erheischt  einen  Aufwand  von  1156110  M.  Die 
übrigen  Ausgaben  zerfoUen  in  die  Kapitel:  Kultus,  Unterricht,  Kunst  und 
Wissenschaft,  Medizinalwesen  und  Allgemeine  Fonds: 

1.  Ausgaben  für  Kultuszwecke: 

1.  Evangelische  Kirche 3  035  955  M. 

a)  Evangelischer  Oberkirchenrat      ...  158  215  M. 

b)  Evangelische  Konsistorien I  349  162    „ 

c)  Evangelische  Geistliche  und  Kirchen     .  I  638  578    „ 

S.  Katholische  Kirche 2  600  894   „ 

a}  Bistflmer  nnd  Institute i  ^56  173  „ 

b)  Katholische  Geistliche  nnd  Kirchen       .  i  396  73 1  „ 

c)  Unterstfitsnngen  nnd  Zuschüsse    .     .     .         48000  ,, 

8.  Ausgaben  verschiedener  Art lo  890  246   „ 

a)  Kirchenbauten 2350000  „ 

b)  Zuschüsse  fflr  Geistliche  aller  Konfessionen  5474300  „ 
o)  Vikariat«  der  evangelisehen  Kirche  .    .  200  ooo  „ 

d)  Sonstige  Aoigaben 3  865  946  „ 

16537095  M. 


%  Ausgaben  für  deo  öf  f6Q  tliche  n  Unter  rioht; 

1,  E]a(D«Di&r*UDidrriclilRweseo     *     .     <     ,     ,  ^^  350  gs^  IL 

11]  Schnllelirer*  und  Le1ireHiuiet]-&emmu«  6  444  124  IL  ^H 

a|  Prip8Jftnd«a«jaatitlt«ii      «     .     .     ,          .  B67  S65  ,,  ^H 

Turn  1  ehrer- Bild  an  gswgfteo  .  116  400  „  ^^^^1 

Sebalftnfsklit    .........  2S[9]S6  ,„  ^^^H 

Hdbcre  MKdcbeüSchalea  17000a  .|  ^^^^H 

Q   VolkaschuIwefleD   .                .     *     ,     ,     «  62710214  ,j  ^^| 

u)  T&Dbsiummeix-  und  BUöd«ow©3eii     ,     ,  110  360  *,  ^H 

h)  W*be£ibltaser  vi,  WohlthitlgkeiUusi,  ^  115900 

S.  MittolBohaiwesen 

a)  Pforiaamlacbal-EollegieD    .     ,     .     ,     *  682448  «, 

W  PlflfmiffSKOlDTDTÄSifSll  •      t      »       ,      ,      11.  97  ®99     n 

c)  H5h«['«  L«hran8U]len ^  5&5  S7S  f, 

3,  Tee  ho  lach«'  Bocbicbulen  and  lechniich^r 
tJtiterricht       ,     ,     *     • I  S74  ?J^5    „ 

4.  ^ascbfbse  ea  d«D  Universität  an       »     *     .  8  5J6  O84    p 

i»)  KSöigÄbtrf 839987  ,, 

b)  ßerliD ,     .     .     ,  1252398  „ 

e)  Greifawald    ..,,..,,..  308  76$  ^ 

d)  Breiita   ,     .     . 9^3  975  « 

e)  Bftlli       ....,..,         .    .  73*  ?87  ^ 

f)  Kiel   » 635  333  ,y 

g)  GdUiüK«Q 373306  « 

h)  MiTburff :     ,  641  2tS  t, 

ii  Bödh        ...........  942  092  „ 

-          k)  Ak»dsiiiie  %u  Mapster 174  966  p« 

I           1)  LjcQQm  Hoiianam  xQ  Braimsberg    ,     .  ^S  5'^  n 

I      6.  AusgAben  Tersefaiftdener  All  ^)    «     .     .     .  40t  713 

8.  Kanst  und  WiBsensohäft: 

1.  Kmutmiueeii  bq  BerÜD 9981 10  M. 

2.  Konttgewerbemasenm  sn  Berlin       449  669    „ 

8.  NatioDAlgalerie  sa  Berlin 97  174    „ 

4.  Königliche  Bibliothek  in  Berlin 454  SI4    yt 

6.  Observatorinm  in  Potsdam 381  845    „ 

6.  Biologisehe  Anstalt  auf  Helgoland 41  735  „ 

7.  Sonstige  Knnst-  und  wissenschaftliche  Zwecke  .    .  i  «44  432  ,, 

8.  Konstschnlen  und  Mnsikinstitate 375  348  „ 

9.  Akademie  der  Wissenschaften 198  691  „ 

4243408  M. 

4.  Das  Medizinalwesen: 

1.  Allgemeine  Medisinalyerwaltnng 118607511. 

5.  Institut  rar  Infektionskrankheiten  in  Berlin  .  .  368  983  « 
8.  Zuschnfs  für  das  Charitd-Krankenhaus  in  Berlin  .  306384  „ 
4.  Impfwesen 80  436    „ 

6.  Ausgaben  für  medisinal-poliBeiliclie  Zwecke       .     .  144032    „ 

1885899  M. 

5.  Allgemeine  Fondfl:  ^17  378  .» 


1)  Die    beiden    Etatsposten   unter  dem   Titel  »ausgaben  Terachiedeiier  Art  sind  ii 
Budget  das  Kap.  124,  welches  fiberschrieben  ist :  y,Kultus  und  Unterricht  gsidniWBi**     Ii 
der  obigen  Znsammenstellung  wurden  den  Ausgaben  ffir  Kultussweeke  und  Ar  den 
lieben  Unterricht  je  die  entsprechenden  Etatsposten  ingewiesen. 
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Dieeinmaligen  und  außerordentlichen  Ausgaben  7719606  M. 
verteilen  sich  folgendermaßen: 

.1.  Zosehnlii  sQm  Neabitn  des  Berliner  Domes  .     .     .  1600000  M. 

8.  Bauten  and  andere  Universitltsswecke     ....  2  235  676    „ 

8.  Bauten  und  Zwecke  der  höheren  Lehranstalten     ,  635  050    „ 

4.  Eiementar-Unterrichtswesen .  i  539  990    ,, 

6.  Für  Kunst-  und  wissenschaftliche  Zwecke    .    .     .  i  100890    „ 

6.  Für  technisches  Unterrichtswesen 467  000    „ 

7.  Für  Medisioalswecke 151 000   ,, 

Zur  Vergleichung  diene  die  Uebersicht: 

Ordentliche  Außerordentliche  GesamtansKabe 

1890—91             92476073  M.         6149852  M.  98625924  M. 

1892-98           101445384    „          3374232    »»  104  819  616    „ 

1896—97           109482907    „         6254910   „  115  737  817    ,. 

1897—98           117  537  417    M          7719606    „  125257023    „ 

Das  Ministe  riumder  öffentlichen  Arbeiten  erscheint  mit 
einer  Summe  yon  24623  455  M.  unter  den  dauernden  und  mit  66  291  600  M. 
unter  den  einmaligen  und  außerordentlichen  Ausgaben.  Das  Gesamt- 
erfordernis beträgt  somit  90  915  055  M.  Hieyon  beansprucht  das  Ministerium 
1061728  M.,  die  Bauverwaltung  28  209057  M.,  wozu  noch  vermischte 
Ausgaben  in  der  Höhe  von  852  670  M.  hinzukommen.  Der  außerordent- 
liche Etat  gehört  mit  18  188  600  M.  der  Bauyerwaltung  und  mit  48  108  000  M. 
der  Eisenbahnverwaltung  an.  Die  Aufwendungen  der  Bauverwaltung  sind 
teils  zur  Regulierung  der  Wasserstraßen  und  Förderung  der  Binnenschiffahrt, 
teils  zu  Zwecken  der  Seehäfen  und  der  Seeschiffahrtsverbindungen,  teils 
zum  Bau  von  Straßen,  Brücken  u.  dgl.  m.  bestimmt  Die  einmaligen  Aus- 
gaben der  Eisenbahnverwaltung  wurden  bereits  an  früherer  Stelle  erwähnt 

Ordentliche  Aa&erordentlicbe  GesamUnsgabe 

1890—91             20954381  M.  28269000  M.  49223381  M. 

1892—98             22372490    „  32241604    „  54614094    „ 

1896—97             24048433    „  56212328    „  80261  761    „ 

1897—98             24623455    „  66291600    „  90915055    »> 

Der  Voranschlag  für  das  Ministerium  für  Handel  und  Ge- 
werbe beläuft  sich  auf  7  722  692  M.  bei  den  daaernden  und  auf  1  608  500  M. 
bei  den  einmaligen  und  außerordentlichen  Ausgaben.  Hieven  nimmt  die 
Zentralverwaltung  mit  dem  Ministerium  473  920  M.  in  Anspruch,  die 
Handels-  und  Gewerbeverwaltung  2  537  540  M.,  das  gewerbliche  Untenrichts- 
wesen  und  die  Ausgaben  für  wissenschaftliche  und  gemeinnützige  Zwecke 
3  666  062  M.,  die  königliche  Porzellanmanufaktur  941 450  M.  und  das 
königliche  Institut  für  Glasmalerei  78120  M.  Hieran  schließen  sich  noch 
vermischte  Ausgaben  für  Aushilfen  und  Unterstützungen  25  600  M.  Vom 
Extraordinarium  sind  für  die  Verwaltung  des  Berg-  Hütten-  und  Salinen- 
wesens  1  234  000  M.  und  für  die  Handels-  und  Gewerbe  Verwaltung  269500  M. 
bestimmt 

OrdeDtliche  Anfserordentliobe      GesamUasgaben 

1890—91  4  422  793  M.  399  940  M.  4  822  733  M. 

1892—98  5731230    ,»  1614802    „  7346032    ,, 

1896—97  7219299    „  I  104  600    „  8323899    „ 

1897—98  7  722  692   „  l  503  500    „  9  226  192    „ 

Das  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  ist  im  Ordinarium  auf   18697626  M.  und  im  Ectraordinariom 


760  Mi»t«lleQ. 

auf  6  866  460  M.  gestellt.    Dae  Geaamterfordernis  betragt  somit  95  564  OM  IL 
Hiervon   entfallee  auf  die  eiDeelneo  Zwecke  folgende  l^ummeo : 

1*  MtDisterium      .     , *.....  976  170  lt. 

8.  ObArlftDdeskultür^ttncht     .     .     .     « i3*otO   ^ 

5.  OeDerAlltoinmisaioii«!!     « 6  454  344    ,, 

A,  Landwirtscbafti icher  Unterncbt  .     .     .     ,     ,     .     .  1  515  804    „ 

ö.  Tieräntlicbe  Hocbschulen  und  Veterisirwesen       .  I  012  901    ., 

6.  Förderung  der  Viebzitcht       *..*..*.  703  42O    ^ 

7.  „  „     Fischerei .        l$Ot)6fJ    ^ 

8.  MeliorationeT),  Dünen- ,  Ufer-,  Deieh*  u.  Moorweseo     t  897  54O    *, 

9.  Ä11§rciine'iQe  Ansgftben    .     .     .     .     , 648  700    », 

10.  ÖMtfttBverwaltuiJ« AA?'  ^^    *• 

18  69762OI, 

Die  einmaligeD  und  außerordentlichen   Ausgaben  zerfallen  in 

1«  AüfweDdangen  für  DcimMoeo  .     , 775  OOO  M. 

«•  „  „    Forsten 1  850  OOO    „ 

8.  ,,  ,,    lst)dwirtS€hiirtlichfl  VerwaltODg       3  463  OfO    ^ 

4»  it  ,»    die  G«itilUT6rwftUiiDK     *     .     .        778  440   ,, 

T  8664601t' 

Die  Ausgaben  für  landwirtschaftliche  Zwecke  sind  in  den  letiteii  sdi 
Jahren  erheblich  gewachsen : 

Ordentlicbe  Anrierordentliche  Ge«AiDtJUit|;ab«D 

1890—91              14  894  255  M.  4  676  545  tL  19  570800  M. 

1892—^98              1605603a    ,,  3614225    „  19680257    ,. 

1896—97              18  005  14;    ,,  6346640    „  ^45517*7    ^ 

1897—98              18697626    „  6866460    „  25564086    >, 

Wenn    man    nun   aiu  Bchlusse    dieser   ZifferTergleichuDgeo 

BesBorts  der  CirilYerwaltUDg;  in    ihrem  Verhältnis  zu   den  Oümi 

für  1897—98    und   ihren    Anteil    an    den  Kopfquoten    sasaauBciiildili  W 

gelangt  man  zu  folgenden  Ergebnissen: 

n         *v  *_-  P^  Kopf  d«r     Proa. 

GB,amtbetr.g:         ^Bev5Ikin»«,f        Ai 

1.  SUatstniiiisterittm    .     .     .     ,     ,  6  830  469  Iff.  0,32  H.  0,Si 

3,  AU(»wirti|7e  Angelegenheit«!!       .  551  300  ,,  0,03  ,.  0,e#i 

3.  Inuere  Verwaltacg       «     .     ^     .  58  699  OOO  t«  1*85  ,*  l^f 

4.  Kultus  und  Unterricht      ...  125  257023  ,,  3,94  «,  Ouit 

5.  Oefieottiehe  Arbeiteo  <     .     ,     .  90915055  .,  2^85  ,»  44» 

6.  Handel  mid  Gewerbe  ....  9  226  192  ,«  0,35  ,,  o.4i 

7.  Lendwlrtsehan 25564086  „  0,81  1^  1.^ 

317053125  M.  9»95  >*  15**»' 


IV.  Ausgaben  der  Kriegsverwaltung. 
Die  Auegaben  ftr  Heer  und  Flotte  sind  eine  erhebliche  Aufgabe 


Bei chs Verwaltung  und  erscheinen  daher  im  Haushaltungsplane  dee  De 
Reichen»  Im  Hinblick  auf  diese  Thatsache  ist  daher  den  £in2 
kaum  mehr  eine  partikulare  Ausgabe  auf  diesem  Qebiete  erwachaen. 
Zustande  entspricht  es  auch,  daß  der  EtatlürdasKriegemtnistrri«! 
nur  135  312  M,,  nämlich  die  Kosten  für  die  Verwaltung  des  Zeug- 
hanses  in  Berlin,  aufweist.  Außerdem  ist  noch  ein  Extraordoirini 
von  10  000  M.  zu  verzeichnen,  welche  als  zweite  und  leiste  Rate  IBr  Itt 
Instandsetzung  der  Balustrade  nebst  den  Figuren-  und  TropliiMi- 
bestimmt  sind. 


J 


MisBelleiL  761 

y.  Ausgaben  der  Finanzyerwaltung. 
Unter  dem  Titel  sind  die  Anfwendangen  im  Bereiche  der  eigentlichen 
Finanzrerwaltung ,  sowie  einzelne  Ausgaben ,  wie  Apanagen ,  Kenten,  Zu- 
aohüsse,  Abfindungen  u.  dgl.  m.  zusammengefafst  Die  erstere  Gruppe  er- 
reicht eine  Höhe  von  103  662  784  M.,  die  letztere  74  415  791  M.  oder 
msammen  178  068  675  M.  d.  h.  5,60  M.  pro  Kopf  der  Beyölkerung  oder 
8y70  Froz.  sämtlicher  Staatsausgaben.  Zu  den  dauernden  Ausgaben  kommen 
dann  1  677  000  M.  einmaliger  und  aufserordentlicher  Ausgaben.  Die  Oe- 
samtsumme  wächst  damit  auf  179  645  675  oder  6,64  M.  pro  Kopf  der 
Beyölkerung  und  8,78  Froz.  aller  Ausgaben.  Der  einzelnen  Ansätze  der 
eigentlichen  oder  allgemeinen  Finanzyerwaltung  sind  sieben  an  der  Zahl. 
Zunächst  erscheint  das  Finanzministerium  mit  1198  870  M.,  dann  folgen 
die  Ausgaben  f&r  die  Oberpräsidien,  Eegierungen,  einschliefslich  der  Mini- 
sterial-,  Militär-  und  Baukommission  in  Berlin,  sowie  der  Bezirksausschüsse 
mit  16182  400  M.,  dann  der  Etat  der  Bentenbanken  mit  600  906  M.,  der 
Witwen-  und  Waisenyerpflegungsanstalten  mit  6  217  400  M.,  der  Warte- 
gelder, Pensionen  und  Untersttitzungen  mit  51  660  074  M.  In  gleicher 
Weise  ist  der  Tiergarten  in  Berlin  der  Verwaltung  des  Finanzministeriums 
unterstellt,  welcher  161940  M.  beansprucht 

Hierzu  gesellt  sich  noch  der  Ansatz  für  die  Allgemeinen  Fonds 
der  Finanzyerwaltung.  Von  diesen  sind  bestimmt:  1600  000  M.  als  Dis- 
positionsfonds für  Onadenbewilligungen  aller  Art,  100  000  M.  zur  Ablösung 
Ton  Passiyrenten  und  sonstigen  Verpflichtungen,  7  600  000  M.  als  Ver- 
gütung für  ayersionierte  Porto-  und  Gebührenbeträge  an  die  Keichspost- 
Terwaltung,  6000  M.  Verbesserung  des  Diensteinkommens  yon  Beamten 
der  1864  und  1866  erworbener  Landesteile,  6900  M.  für  Ausgaben  der 
Kranken-,  Unfall-,  Alters  und  Inyaliditätsyersicherungsgesetze,  1  200000  M. 
für  unyorhergesehene  Ausgaben  und  19  569  296  M.  zu  Diensteinkommens- 
yerbesserungen  der  mittleren  und  höheren  Beamten.  Im  ganzen: 
29  881  196  M. 

Das  Betriebskapital  der  Gen  eral  Staatskasse  beträgt  130  330  000  M. 
Die  zweite   Gruppe    der  Ausgaben   der   Finanzyerwaltung   besteht  in 
Aufwendungen  für  Apanagen,  Renten,  Abfindungen,  Zuschüsse 
etc.  und  ist  aus  folgenden  einzelnen  Posten  zusammengesetzt: 

1.  Apanagen lOl  280  M. 

S.  R«nt«n  und  Entscbädignngen  an  Ffirston  und  8tandl^herrn  ....       i  710786   „ 

5.  An  Militär-  Waisen-  nnd  SoldatenkinderbKoser 391063    «, 

4.  Renten  and  Entseb&digongen  für  aufgehobene  Zolle  und  Bereciiügangen  230  594   „ 

6.  Provinsialfonds  ffir  Zwecke  der  Selbstverwaltang 37  559  m    >« 

6.  Beitrag  sa  den  Kosten  der  Amtsverwaltong  von  Ost-  and  Westprenisen, 
Brandenbarg,  Pommern,  Posen,  Schlesien  and  Schleswig-Holstein  .     .  966  597  «, 

7.  Desgleichen  ffir  Waldeck  and  Pyrmont 400000  „ 

8.  Zaschafs  sar  Tilgung  der  stindischen  Schulden  der  Niederlaosits        .  7  360  „ 

9.  Beihilfe  sur  Versintang  nnd  Tilgung  der  stftdtiscben  Kriegsschuld  von 
Königsberg 90000  „ 

10.  Beihilfe  sar  Tilgung  der  stäaiischen  Kriegsschuld  von  Klbing    .     .     .  10  000  „ 

11.  ZuschaTs  ffir  das  Theater  in  Cassel 108000  „ 

12.  Zu  Rfickzablungen  von  hinterlegten  Gelderu 33500000  ,» 

18.  Zu  Ausiahlungen  von  Zinsen  binterlegter  Geidt^i 630  OOO  „ 

14.  Zinsen,  welche  den  Hinterlegungsbeteiligten  gut  su  schreiben  sind  720000  „ 

16,  ReehnungsTergfltungen 1 000  „ 

74  415  791  M 
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Die  dnmaligMi  und  anfiMrotdatttHelMB  Anagtimit  dar  KaasifSTwaltiaig 
»Betrage Tan  1677 000  M.  nnd  mit  677000  IL  ftrBraiweikebütfiMBl» 
während  1 000  000  IC.  für  die  Soaleiideekiiiig  der  Kimmtimomg  dir4#ML 
kenaolidierteii  Aakilie  in  Aanti  kenimt.  INeee  iel  im  Benortdü 
minifierinms  m  Temehnoii. 


OrdwOldM 

laichs 

GismmtwilfjlEiir* 

1810— 91 

l$0444«56  U. 

4  874  69s  M, 

M5  3J9SS4  M* 

18n— 9S 

173339616  „ 

53«  ««0  „ 

173  S;  1436    „ 

isee— 97 

152011133  n 

«3345°  11 

15^344505    r 

1897—98 

178068575   „ 

1577000  ,, 

17964557s    n 

Die  Steigeniugder  Ausgaben  von  1890^97  auf  1897—98  eiad  rm  aUem 
in  dem  Mehnnfwaad  für  das  Beeoldnngswesen  £u  erblioken.  Die  allgemeineD 
Fonds  seilen  an  den  Diensteinkommenarerbesseningetider  mittleren  und  höhe- 
ren Beamten  19  569  896  M.  neu  mn  nnd  ebenBO  iet  der  Aufwand  für  Warte- 
gelder, Pensionen  nnd  üntent&tanngen  Ton  47  225  056  M.  auf  5 1  ö60  074  M. 
erhöht  worden,  da  8  100000  IL  mehr  (&r  den  Pensions-Etat  der  ZiTilbeamteD 
nnd  der  Landgendarmerie  aUein  in  Ansatt  gekommen  sind.  Die  unter- 
schiede iwisohen  den  Ziffsm  von  1892 — 98  und  1S96--97  geben  auf  die 
Yermindemng  des  Titels  Apanagen,  Beuten,  AbänduDgeo  etc.  Ten 
111622868  H.  anf  78959960  IL  snrfiok.  Diese  Diäereni;  wird  aber 
teilweise  dadurch  wieder  ansgegliehen,  dafs  der  Fensions-Etat  tod 
87  978181  M.  anf  47925  066  H.  emporstieg. 


VL  Ausgaben  für  die  6ffentliehe  Schuld. 

Die  Ausgaben  für  die  öflSsntliehe  Schuld  in  PrenÜMn  bealBHni  sidi 
anf  278242816  M.  oder  anf  8,68  IL  pro  Ko]^  der  BofMkeimg  und 
18,88  Pros,  aller  Ausgaben.  Hierzu  ist  eine  einmalige  und  außerordent- 
liche Ausgabe  im  Betrage  toq  1  000  000  M.  hinzuzurechnen ,  welche  zur 
Deckung  der  Kosten  der  Konvertierung  der  4  proz.  konsolidierten 
Anleihe  bestimmt  ist  Diese  Summe  kommt  im  Bahmen  des  Finanz- 
ministeriums zur  Verausgabung  und  ist  demgemäfs  oben  ins  Extraordinarinm 
der  Finanzverwaltung  aufgenommen  worden. 

Diese  Ausgabegruppe  setzt  sich  aus  drei  Hauptposteu  zusammen; 
Ausgaben  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten,  Ausgaben  für  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung.  Diese  erstere  Kategorie  nimmt  940  969  M.  in 
Anspruch. 

Die  Verzinsung  der  Staatsschuld  erheischt: 

1.  ScbaldeD  der  alten  Landesteile  nnd  des  GeuuntsUates 

seit  1866 336766463  M. 

a)  8V,  pros.  Staatsicholdscheine 591  748  M. 

b)  4  pros.  konsolidierte  Anleihe 13^  3^7  687  „ 

c)  87,  pros.  konsolidierte  Anleihe 67080298  ^ 

d)  8  pros.                 ^                   „ 25048860  „ 

e)  Zar  Versinsang  dieijfthriger  Anleihebeträge      •  100  000  „ 

f)  Aktien  and  Obligationen  von  Eisenbahnen  •    .         5  077  870    „ 

g)  Scbatsanweisangen 500  000    „ 

8.  Schulden  der  neaen  Landesteile         ,  149  727    „ 

a)  Vormals  hannöTrische  Schulden '49  7^7    »v 

b)  Vormals  Frankfurter  Schulden  • — 

136  916  190  M. 
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Für  die  VerzinBUDg  der  StaatsBchulden  i^aren  1896 — 97 :  243  487  640  M. 
erforderlich.  Der  diesjährige  Ansatz  ist  um  6  571450  li.  geringer.  Diese 
Differenz  ergiebt  sieh  aus  151  267  M.  Mehrbedarf  zur  Yerzinsang  neu  be- 
gebener Sehuldversohreibnngen  und  ans  6  726  717  li.  Minderbedarf,  darunter 
5  217  818  M.  infolge  der  Umwandlung  der  4proz.  konsolidierten  Anleihe 
in  eine  3^/,proz. 

Die  Tilgung  der  Staatsschuld  bedarf: 

1.  Schulden  der  alten  Lan  desteile  nnd  des  OesuntstaAtes 

seit  1866 8  726  822  M. 

*)  ^Vfl  P^>-  StMtsscholdscheine 5  961  157  M. 

b)  Aktien  and  Obligationen  yoo  Kisenbahnen      .     .      2  765  665    „ 
t*  Schulden  der  neuen  Landesteile 46  538   „ 

a}  Vormals  hannövrische  Sehnlden 45538    „ 

b)  Vormals  Frankfurter  Schulden —  

8  773  360  M 
1.  Zur  aofterordentlichen  Tilgung  yod  Staatsschulden     .  25  177  947    „ ' 

Zu  diesen  Beträgen  kommen  noch  Beuten  in  der  Höhe  yon 
1434850  M.  Sie  bestehen  in  5  Prozent  der  an  die  Generalstaatskasse 
eingezahlten  Priyatrente-Ablösungskapitalien  behufs  Yerzinsung  und  Tilgung 
der  von  den  Bentenbanken  ausgegebenen  Beuten briefe  zu  4^/^  Proz. 
(Gesetz  vom  2.  März  1850).  Dieser  Betrag  von  1434  350  ist  an  die 
Aentenbanken  abzuführen. 

Das  Bchuldkapital  der  preufsischen  Staatsschulden  beläuft  sich 
auf  folgende  Summen  und  ist  in  nachstehender  Weise  zusammengesetzt: 

I.  Schulden  der  alten  Landesteile  und  des  Gesamtstaates  seit  1866. 

1.  Sy^pros  Staatsschuldseheine *  18384900  M* 

S.  ipros.  konsolidierte  Anleihe  .     .  3589787500   „ 

8.  8Y,  proa.         ^  „        1916579900    „ 

4.8pros.  „  „        834962000    „ 

5.  Aktien  und  Obligationen  der  Niederscblesiseh-Mlrkisehen-Halber- 
stidter,  Berlin-Potsdam-Magdebnrger,  Köln-Mindener,  Hamburger, 
Bergiseh - Mirkischen  und  Westholsteinisehen  Eisenbahn,  der 
Schleswig -Holsteinischen  Marschbahn  und  der  Werra-Eisenbahn  •        133  109223    „ 

6  492  823  573  M. 
n.  Schulden  der  neueren  Landesteile: 

1.  Vormals  bannSvrische  Schulden 3600771  M. 

8.  Vormals  Frankfurter  Schulden    , I  714286   „ 

5315058  M' 

HL  Gesamt^-Schuldkapital : 6  498  138  631  M. 

Das  Oesamt-Schnlekapital  betrug  1896—97 6  513  991  805    ,, 

Die  Reduktion  desselben 15853  174  M. 

Die  Entwickelung  der  öffentlichen  Schulden  in  Preulsen  und  die  budget- 
mftfsigen  Ausgaben  haben  folgenden  Gang  genommen: 

Veninsnng                Tilgung  Gesamtanfirand  Schuldkapital 

1890—91          201  684  508  M.  15  283  951  M.  250  968  048  M.  5  204  724  261  M. 

1892—98          232989291    „  17530587    V  272331  143    „  6  061  747  916   „ 

1896—97          243487641    „  33557456    „  279436285    „  6  513  991 805    „ 

1897—98          236916190   „  3395*307    .,  273242816   „  6  498  138  631    „ 
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Wenn    eich    nun    schoD   auB    diesen    Zahlen    eine     gttiMligö   lifi  im 

preu0bc;hen  Btaatsdchiilden  gegenüber  denjeDigen  der  anderer  Staaten  »* 
giebt,  so  gestattet  sieb  das  YerhältDis  nocb  günstiger  bei  eioeoi  Vtcfiäi^ 
mit  deo  Netto-EiQuabmeD  der  priTatwirtfichaftlichen  Kinkünfte.  Wana  Mi 
auf  diese  Weise  gleicbsam  die  Aktiven  und  PaseiTen  dea  Staates  &iaaim 
gegenübersteilty  so  erhält  man  folgeodes  Resultat: 

Netto- EiQDftbtQeo  , ,     6oo  517  559  M. 

Anigftben  fQr  die  öffentticbe  Schuld  ,     .     275  242  816    „ 
Mithia  üeberschtt£»  ja^  274  775  IL 

NuQ    aber   eutstammen    bekaDotlich    die    meisten     preoBia^ro    8lMl^ 

schulden  den  E  i  s  e  n  b  a  h  n  a  n  1  e  h  e  u.  £0  erscheint  daher  passend,  hm 
die  BetriebserjzebnidBe  der  Staatseisenbahuen  mit  den  Aufwendungva  fir 
die  Staats e cht: l den  in  Vergleich  zu  setzeo.  Die  Betriebaeinoahineo  betaste 
sich  auf  1  118  354  639  M.,  die  Betriebsausgaben  auf  694  427  085  M.,  v^ 
ans  sieh  etue  Netto- Ein uahme  von  483  927  554  M.  berechnet.  Knf  Sem 
Summe  ruheu  aber  auch  noch  48  106  000  M,  einmalige  und  aufierordn^ 
liehe  Ausgaben.  Stellt  man  auch  diese  in  Abjnig,  so  verbleibt  ei&  Mahr 
überschuÄ  von: 


AusgAben  r&rdie  Sta»  1 1«  cho  J  d  .     . 

Sobln  reiner  MefarüberB^huüg 


43S8<9  5S4  *•* 
273  14281^    ♦. 


»^2  57^  71» 


Der  Mehrüberschuß  aus  der  Eiseobahnverwaltung  deckt  JuaifB 
nicht  nur  die  geBamten  Aufwendungen  für  die  Staatsschulde n,  aondem  inmA 
14,28  Froz.  aller  eigentlichen  Staat«ausgaben  (ausschließUeh  der  BctriaU 
und  Erheb ungs kosten. 

Die  gleiche  Rechnung  ergiebt  für  die  früheren  Jahre: 

1890—91  1892— 9Ä  1896—97  1891— M 

Mehrüberscliuf*    313072902  M.        347  948  339  M,         399816553V.         4*----'"*^ 
SUfttaacbulden       250  968  048   .^         ^72331  I43   ,,  279436285    „  :  -, 


+  62  104854  M.   -f    75617  196  M,  -h    12038026811,   +    ioj5;d;j|1 


YIL  Katriknlarbeiträge. 

Der  Anteil  Preußens  an  den  Matrikularbei trägen  für  daa  Deid^cki 
Reich  belauft  sich  auf  266  278  390  M*,  wogegen  die  Ueberweianngeft  nt 
Eeichssteuern  282  595  460  M.  betragen»  Die  Entwickelung  dieser  bcite 
Fofiten  war  folgende : 


1890—91  18dt— 93 

MAtriknlftrbeiträge     1  SS  754  Ol 7  M,        187  853  194  M* 
UeberweiatiDgen         215726380   ,^        246176150   „ 


1896—97 

»42  95»  546  M, 
234926890  „ 


18tf-H, 


+  59972263  M,  +  5832305611.  —    802565611,  4-  a6|t7aroH. 
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Bratto- 

Betriebs- 
ond 

Netto- 

pro 
Kopf 
der 

BCTÖl- 

kemng 

Pros. 

aller 

Ein- 

nahmen 

Einnahme 

Erhebnngs- 
kosten 

M. 

^^ 

M. 

M. 

I.  Privatwirtschaftliche 

Einnahmen: 

liesmue 

862613587 

600517559 

48,88 

71,61 

85 130  704 

43  109200 

S.  Werbendea  VermSgen 

474465*0 

8.  Stmatseisenbahnen 

1 118  354  639 

634437085 

aastalten 

3ia  329  393 

186  107  302 

IL  Gebflhren  und  Ver- 

liehrsabgaben: 

138684679 

31420800 

107268879 

4>80 

6,78 

1.  ErbMhaftaatener 

8800000 

i.  StempeUtmiem 

36000000 

3.  Gebfthren 

1759540 

4.  Staatsvenraltnngs- 

einnahmen 

101793659 

m.  Direkte  Steaern: 

161680100 

U121900 

U7  468  200 

5,07 

7.90 

135000000 

S.  Erginiongasteaer 

31  lOOOOO 

S.  Wandergewerbestener 

2  661  300 

i.  Hoheniollemsche 

Steuern 

304400 

324600 

6.  Sonstige  NebenanfiUe 

3  199600 

IV.  Anteil  an  Reichs- 

steuern: 

282595460 

— 

282595460 

8,90 

13,81 

154  7^8  790 

Branntwein 

60  181  540 

31406670 

4.  Wecbselstempel 

93000 

6.  VergHtangen 

36  186  460 

2046031385 

908  186  287 

I  137845098 

100,00  Pros. 

44,88  Pro». 

55,61  Pro». 
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HiiielUD. 

n 

3t«AU»aigAbeti  t 

AoAgAbea 

Ait£i«r- 

ordentlicb« 
Au§fab«a 

1 

M. 

M. 

IL 

I,  AnflgAbe»  def  V  ^rimBnaa^i 

9d8e&60 

-_ 

ssseöSO'  äcfi^ 

U  ZasßbalH  sar  ReBte  dm  Kroofidsl- 

1 

kommUfoDd» 

8000000 

8000000 

2.  Herren  hftöf 

177760 

177760 

1 

3.  Hatis  der  Abgeordoeton 

!  386  580 

' 

1  3S6  5  So 

J 

IL  Ans^ftbeD  d.  Juttti  2T«rw«Jtaiig; 

97146000 

iuiBm 

102O9S3OQ     |,ft    41 

1.  MiDisteriuin 

610  7 10 

2.  VerwiJttt[ig3jau*g»ben 

49t  too 

3,  RflcblipSegfl 

96  031 190 

, 

IIL  ÄusgabsD  dftf  CiTÜTerwiitBOg: 

233411069 

Sä«l306« 

317  06tl2&    9,iä   r^M 

1.  StAAtammbtermiD 
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XIV. 

Der  Bttckgang  des  Hatunergewerbes  anf  dem  Eichsfelde. 

Von  Dr.  Ernst  Jaenicke-Berlin. 

Wohl  mit  keinem  Erwerbszweig  bat  sich  die  deutsebe  Yolksyertretung 
TOD  Anfang  an  so  viel  zu.  besobäftigen  gebabt  als  mit  dem  Hausierbandel 
oder  wie  er  in  der  deatsoben  Gesetzgebung  heiübt,  dem  Gewerbebetrieb 
im  Umherzieben.  Unter  letzterem  faCst  man  allerdings  noob  einige  Erwerbs- 
arten zusammen,  die  sonst  niobt  zum  Hausierhandel  gerechnet  werden,  wie 
s.  B.  Musikmachen,  Kunstleistungen  ohne  höheres  künstlerisohes  Interesse, 
Q.  8.  w.  Die  Heimat  des  Hausierhandels,  wenn  man  so  sagen  darf,  ist 
Yor  allem  in  denjenigen  Gegenden  unseres  Vaterlandes  zu  suchen,  die  von 
Natur  derartig  yemacblässigt  sind,  dafs  sie  ihre  Einwohnerzahl  nicht  zu  er- 
nähren vermögen,  und  dort  wo  sich  auch  keine  blühende  Industrie,  vielleicht 
wegen  Wassermangels  u.  s.  w.,  entwickeln  konnte.  Unter  allen  Landesteilen 
nimmt  in  dieser  Beziehung  das  Eichsfeld  die  erste  Stelle  ein.  Dieses  öde 
rauhe  Land  ist  eigentlich  nur  eine  Musohelkalkplatte,  auf  deren  Bänken  von 
weiXsgrauem  Kalksteine  sich  nur  eine  sehr  dünne  Bodenkruste  befindet  und 
welches  deshalb  nicht  in  der  Lage  ist,  seine  Bevölkerung  zu  ernähren.  Eine 
Ausnahme  davon  macht  nur  die  sog.  goldene  Mark  bei  Duderstadt.  Es  kann 
daher  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  sich  die  Bewohner  dieser  Gegend  schon 
früh  anderen   Erwerbszweigen  neben  der  Landwirtschaft  zuwandten. 

Der  Handel  und  die  Manufakturen  haben  auf  dem  Eichsfelde  schon  zur  Zeit 
der  Hansa  floriert  In  Heiligenstadt  war  es  hauptsächlich  die  Manufaktur  von 
wollenen  und  leinenen  Zeugen,  die  in  Blüte  stand.  Die  damalige  Bevölkerung 
Heiligenstadts  wird  von  einem  Geschichtschreiber  des  vorigen  Jahrhunderts  ^) 
um  ^/j  höher  geschätzt  als  Ausgangs  des  18.  Jahrhunderts.  Wiederholt 
wurde  Heiligenstadt  vom  Kurfürsten  von  Mainz  in  Anspruch  genommen.  Im 
Jahre  1350  soll  die  Stadt  ein  Guthaben  von  24  704  Speciestbalem  bei  ihm 
gehabt  haben.  Eine  beträchtliche  Summe,  wenn  man  den  damaligen  Wert 
des  Geldes  bedenkt  Der  beste  Beweis,  wie  weit  der  eichsfeldische  Kauf- 
mann mit  seinen  Waren  zog,  ist  wohl  der,  dafs  sich  unter  jenen  Kauf  leuten, 
die  der  Czar  Iwan  im  Jahre  1494  in  Nowgorod  gefangen  nehmen  liels, 
weil  er  sich  mit  der  Hansa  verfeindet  hatte,  auch  einige  vom  Eichsfelde 
befanden. 

Der  Verfall  der  Hansa  hatte  notwendigerweise  den  Rückgang  der 
kleineren  Handelsstädte  zur  Folge;  auch  die  Manufakturen  wurden  im 
16.  Jahrhundert  allmählich   schwächer,   teilweise   mit    herbeigeführt   durch 
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das  EmporkomTnen  und  schliefslioh  der  Uebereiedelung  der  Kerebaot  i 
tuteTB  You  Antwerpen  nach  Hamburg,  Der  Bauero krieg  venetste  ihMi 
den  Todesßtofß  und  der  Ueberrest  ist  durch  den  SO-jährigeo  Krieg  irw^ 
nichtet  worden.  Die  Gesamteiowohnerzahl  des  Eioheleldea  soll 
12  000  betragen  haben.  Noch  gegen  Ende  dee  17.  Jahrhundert» 
viele  verlasftene  Ortßchaften, 

Einen  ungeahnten  AnfBchwnng  nahm  das  Eichsfeld  Mitte 
Jahrhunderts  durch  die  EiDfühmng  der  Wollen webermanufaktiir.  Ihat 
Manufaktur,  welche  durch  eiaen  gewibsen  Begenbard«  der  seiner  Zeil  ili 
Dragoner  bei  einem  Bürger  in  Lille  zwei  Winterquartiere  gelegen  nl 
jenen  Industriezweig  dort  erlernt  hatte,  eingeführt  wurde,  rerbreilete  mb 
schnell  in  der  ganzen  Gegend.  Natürlich  hatte  dies  einen  groCsen  2awaili 
der  Bevölkerung  sur  Folge,  Folgende  Statistik  aui  jener  Zeit 
am  besten  ^): 
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In  Küllßtedt  und  Buttstedt  wurden  von  1700 — 1720  768  Kioder,  Tot 
1740—1760  aber  1236  getauft;  in  Kreuieber  von  1700 — 1720  40ft,  TÄ 
1740—1770  457;  in  Lengefeld  in  4  Jahren  von  1717 — 1721  gctÄuft  71 
und  von  1788—1792   142  Kinder. 

Während  dieaer  Zeit  —  im  Jahre  1771  und  1772  —  txmt  mm 
ungeheure  Teuerung  ein,  sonet  wäre  der  Zuwachs  Ende  des  18.  JahrhuiidMli 
jedenfalls  noch  bedeutender  gewesen.  Der  geringste  Preis  eine«  Milttfl 
Koggen  war  9  Thlr.,  Weizen  10  Thln,  Gerste  7  Thlr.  Dab^i 
alles  Gewerbe  darnieder.  Der  Statthalter  hatte  für  20  000  TUi.  Fp 
im  Fürstentum  Schwarzburg  ankaufen  und  den  Scheffel  Kom  tat  1 
6  Sgr.  verkaufen  lassen,  sonst  hätten  viele  Leute  verhungern 
Küllstedt  und  Buttstadt  sind  vom  September  1771  bis  1.  Januar  177S 
336  Menscheo  begraben,  in  Diedorf  146,  in  Lengefeld  152  o.  «b  w«, 
Bioh  ein  Sohlnls  für  das  ganze  Land  ziehen  lafst. 

Ebenso  wie  in  der  Industrie  wurden  in  der  Landwirtaohaft  Fo 
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gemacht.  Durch  die  EiDfiihrUDg  der  MergeldünguDg  und  Aobati  vou 
Esparsette  wurd<!Q  grofee  Strecken  ertragsrähig.  Um  1750  ÜDg  man  an 
Kartoffeln  zu  bauen,  welche  bis  auf  den  heutigen  Tag  das  wichtigsle  iaud- 
wirtschaftliche  Produkt  in  dieser  Gegend  sind.  £9  läTst  eich  daher  wohl  mit 
Hecht  behaupten,  dafs  die  Lage  auf  dem  Eichefelde  zu  Anfang  UDßeres  Jahr- 
hunderta  eine  günetige  gewesen  ist  8eitdem  hat  sich  die  Lage  der  Bevölke- 
ning  immer  mehr  verechlechtert»  so  dafs  man  bis  vor  30  Jahren  nur 
vom  armen  Eichsfelde  spraoh.  Ganze  Dörfer  gab  es^  die  eigentlich  nur 
vom  Betteln  lebten,  weil  den  Bewohnern  jede  Arbeitsgelegenheit  fehlter 
Da  schien  m^  als  ob  noch  einmal  eine  bessere  Zeit  für  das  Eichafeld 
herangekommen  sei,  als  nämlich  durch  die  Einführung  der  Gewerbeord- 
nung die  Gewerbefreiheit  proklamiert  und  der  Hausierhandel  wenigstens 
Too  seinen  lästigsten  Fesseln  befreit  worden  war.  Die  Eiohsfelder,  schon 
früher  gezwungen,  sich  dieeem  Erwerbszweig  zu  widmen,  ergriffen  nun 
mit  Freude  die  Gelegenheit,  ihre  Lage  zu  yerbesaem  und  waren  bald 
in  der  Lage,  ihre  Familien  anständig  zu  erziehen.  Die  Folgen  der 
beaseren  Lebenslage  zeigten  sich  dem  aufmerksamen  Beobachter  sehr 
bald.  Nach  und  nach  hörte  das  Betteln  auf»  zu  dem  der  Einzelne  nur 
aus  Not  gegriffen  hatte,  Die  alten  Häuser  wurden  vom  Verfall  gerettet, 
neue  Häuser  gebaut,  die  Ländereien  mit  der  Zeit  gebuchter,  kurz  ein 
bescheidener  Wohlstand  trat  ein.  Diese  Zeit  der  Gewerbe*  und  Bewegungs- 
freiheit hielt  indeasen  nicht  lange  an.  „Althergebrachte  und  eingewurzehe 
Mifsbräuche",  sagt  Moritz  Kohl  ^),  ,» können  in  den  Volksklasäen,  welche 
davon  Vorteil  haben  oder  zu  haben  glauben,  häufig  jedoch  den  gröftiten 
eigenen  Schaden  davon  hatten,  zwar  durch  einsichtsvoile  und  entschiedene 
Gesetzgebungen  aufgehoben  werden;  das  Andenken  an  dieselben  und  das 
»elbstsiichtige  Bedauern,  sie  verloren  zu  haben,  treiben  wie  der  Stockaosechlag 
zählebiger  Baumarten  bei  jedem  günstigen  Wechsel  politischer  und  Partei- 
»trömungeo  wieder  Schafte  und  suchen  die  jungen  Kulturen  der  Terhafsten 
Freiheit  —  hier  die  der  Konkurrenz  —  wieder  zu  überwuchern**.  Kaum 
war  die  Gewerbeordnung  in  Kraft  getreten,  als  »ich  auch  schon  von  seilen 
der  Kleingewerbetreibenden  Stimmen  gegen  die  Konkurrenz  des  Hausier- 
haodels  erhoben.  Alljährlich  wurden  Heichstag,  Bundesrat  und  Eeichskanzler 
mit  Petitionen,  welche  unf  Beaohränkungen  des  Hausierhandels  hinausliefen, 
überschwemmt^  so  daf»  schüefähoh  die  Gewerbeordnungsnovelleu  von  1883 
und  1896  wesentliche  Beschräukungen  des  Hausierhandels  herbeiführten. 
£s  mufs  aber  anerkannt  werden,  dafs  die  Kegierung,  und  namentlich  die 
preufsisohe,  den  Hautiiierern  gegenüber  stets  einen  gerechten  und  wohl- 
wollenden Standpunkt  eingenommen  hat.  Nur  auf  das  heftigste  Dräogen 
hin  brachte  die  Eegieritng  sowohl  im  Jahre  1881  als  auch  später  Gesetz- 
entwürfe vor,  die  den  Wünschen  der  Gegner  des  Hausiergewerbea  nur  zum 
Teil  Bechnung  trugen.  Allerdings  enthielten  sie  noch  sehr  einschränkende 
Bestimmungen,  gingen  aber  noch  lange  nicht  so  weit,  als  jene  Anträge, 
welche  auf  ein  Verbot  des  Hausierhandels  abzielten.  Der  Hausierhandel 
war  stets  noch  als  eine  berechtigte  Betriebsform  anerkannt 
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Von  den  Gegnern  dee  HnuierbMidele  wmdo  elete  die 
deuelben  Monty  Jedooh  konnte  die  Begienng  noi  im 
neehweiien»  dab  et  mit  der  Zuudune  nieht  viel  anf  weh  hettii  Db 
OeMuntianehme  der  Tom  Jahre  1884 — 1898  «lageetelltMi 
•elieine  betrug  im  ganien  Deotiehen  Beieh  6,6  Pros.,  nlao  aielit 
■OYiel  all  die  Zunahme  der  Berdlkerong  flberhanpt.  Am  «eiitea  ni 
swar  am  ea.  60  Pros,  hat  der  ffanrierhandel  in  Bleafa-LotlmafM  am^ 
nommen.  Dieeea  liegt  m,  B.  an  der  Uilang  in  Kraft  gewaeaean  niiht  am- 
reichenden  alten  franaöiiiohen  Patenteteoer.  In  anderen  Gagandeo  ut  im 
Haoaierhandel  bedentend  snrftokgegangen*  So  haaptiiafaliA  »aeh  der  f« 
nne  mit  Hills  der  Stenererhebongaliaten  anfjueetellten  Btaliatik  aaf  itm 
Bichilelde. 

Im  Begieningsbeiirke  Brfttrt  soll  ea  naeh  dar  BarofbaiUiuig  voa  1881: 
1766  Hanaierer  gegeben  haben,  thatiKehiieh  beeehlftigtan  aiak  badealmi 
mehr  Pertonen  mit  dieiem  Brwerbuweig.  Ba  wurden  im  Jahra  1S8S  ib 
Beg.-Bei.  Brfort  6020  Wandergewerbeiaheine  aaigaeteUi. 
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Nach  dem  Gesobleohte  getrennt 
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HiDSiohtlich  der  Begleiter  aDterscheideo  wir  bei  der  Aafzählaog: 

1)  Die  Anzahl  der  GewerbetreibendeD,  welche  Begleiter  mit  sich  führeu, 

2)  die  ADsahl  der  Begleiter  überhaupt, 

3)  wieviel  Begleiter  die  eiDselnen  Oewerbetreibendeo  mit  sich  führten. 
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Sehen  wir  uns  vorerst  diese  Zahlen  einmal  an,  so  finden  wir,  dafs  die 
meisten  Hausierer  in  den  Kreisen  Mühlhausen,  Heiligenstadt,  Nordhausen 
and  Worbis  ansässig  sind ,  ja  dafs  die  übrigen  fünf  Kreise  zusammen  nur 
nngefähr  so  viel  haben,  als  ein  einsiger  von  jenen.  Das  Eichsfeld  stellt 
also  bei  weitem  das  gröfste  Kontingent,  denn  auch  ein  Teil  des  Kreises 
Nordhausen  gehört  noch  zu  demselben.  In  letzterem  ist  es  hauptsächlich 
das  Harzstädtchen  Benneckenstein  mit  allein  764  Hausierern,  welcher  hin- 
sichtlich der  Anzahl  ins  Gewicht  fällt. 

Bei  der  Yergleiohung  nach  dem  Geschlechte  ist  das  Verhältnis  in 
den  einzelnen  Kreisen  ein  sehr  verschiedenes: 


reis  Erfurt 

„     Mfiblhaaeen 

m. 

2 
3.9 

w. 

Kreis  LaDgensmlt« 

m.       m 
2      :  1 

,,     HeiUgeniUdt 
„     Nordhansen 
„     Worbii 

4,1 
1,1 
4 

,,      Scbleasingen 
„     Ziegenrfiek 
Ge»«mtTerbIltnis 

5     •  I 
16     :  I 

2,6  :  I 

Auch  hier  ist  es  Kreis  Nordhausen,  welcher  durch  seine  grofse  An- 
zahl weiblicher  Personen,  die  Hausierhandel  treiben,  auffällt.  Auch 
das  liegt  an  Benneckenstein,  wo  beinahe  doppelt  soviel  Frauen,  als  Männer 
Wandergewerbescheine  innehaben. 

Am  frappantesten  ist  jedenfalls  die  Thatsaohe,  dafs  wir  hiernach 
über  6000  Gewerbetreibende  im  Umherziehen  haben,  während  in  der  Be- 
rnfsstatistik  nur  1766  angegeben  sind.  Ich  suche  dies  daher  zu  erklären, 
dafs  unter  den  6000  viele  irgend  einen  Zweig  der  Hausindustrie  resp. 
ein  Handwerk  betreiben  und  diesen  als  Hauptberuf  angegeben  haben  und 
vielleicht  nur  zu  Zeiten  dem  Berufe  eines  Hausierers  nachgehen,  um  ihre 
selbstgefertigten  Waren  zu  vertreiben. 

Zum  Teil  liegt  es  auch  daran,  dafs  die  Bemfszählung  im  Sommer, 
also  zu  einer  Zeit  stattfindet,  wo  sich  ein  grofser  Teil  der  Hausierer 
unterwegs  befindet  und  bei  der  Berufszählung  nur  die  Ortsanwesenden 
gezählt  werden. 

49» 
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Was  die  grofge  Anzahl  von  Begleitern  betrtfTt^  dfe  mn  «11 
Qewerbetreibenderi  Rpe^iell  im  Kreiae  Worbia,  mit  sich  fährt,  lo 
die«  daher,  dafs  hier,  £^  B.  io  dem  Orte  Haodshagen,  Tiele  MnsakmoUa 
wohnen^  tou  duneD  häufig  4 — 10  za  einer  Gesellschaft  gebSren,  Dm 
eigeotlicheii  Hausierer  haben  meistens  nnr  einen»  selten  %wm  B^^Mv 
bei  sich» 

Um  nun  eine  Vergleichung  vornehmen  zu  können  und  zu  sehen,  W  i 
sich  die   Yerhältnjsse  seit  dem  Jahre   IB82  gestaltet  haben,  ob  die  AnaUJ 
der  Personen   ab-  oder  zugenommen    hat,   inwiefern  eine  AeödemDg 
sichtlich  der  Begleiter  nnd  Fuhrwerke  eingetreten  ist^  ^elangteo  wir  dtoA 
die  hier  für    1B9S  atisgeateJlten  Wandergewerbeseheine  zu  folgendem  &twt*  j 
rasehenden  Kesuliat.  Es  betrieben  den  Gewerbebetrieb  im  Omherziehen  IS99  f 


Perionen 

8t«<ierb«tnM? 

KreU  Erfurt 

56' 

Itk. 

11  n^,&o 

^,      MUh1liftUi€Q^) 

941 

n 

i9i04.— 

„     HeiligeuÄtadt 

96S 

tt 

1^  342,— 

ff     NordhsusfiQ 

1016 

f> 

22986,— 

„     Worbii 

»033 

*» 

17  720,— 

1,      LaDgenialsa 

U3 

3024,- 

„     Weiftensee 

I5J 

♦  T 

3  048 — 

,,      BdiJeiLsiiiKBn 

70 

It 

«560- 

ff     Zlegenrüfik 

12 

»» 

132,— 

4875         Mk.  108  8sM» 

Stellen  wir  die  Zahlen  60S0  (te82)  und  4875  (1895)  nebeln  ei  uaodtr, 

so  finden  wir  eine  Abnahme   von  oa,  20   Proz.     £ine  derartige  AbnaliBs 

hat  wohl  in    solch    kurzer  Zeit  in    keinem   anderen  Berufe    stattgefuate* 

Noch  interessanter    wird    es,    wenn    man    sieht,    wie    trotz  einer  AK 

nähme    der   Personenzahl    um    20    Proz,,    die   Mehreinnahme    an    Status 

4  Proz,  beträgt,   also    eine    Steuererhöhung    yon    oa,  24  Proz.  eingetiiUa 

ist.     JOf    wird    man    erwidern,   dann    sind    jedenfalls  die    VerbältniaM  te 

Gewerbetreibenden    bessere  geworden    oder   sie    betreiben   ihr  Ge weite  ia 

gröfserem  MafsstabCf  aber  au  oh  dieses  ist  leicht  durch  Autzählang  der  B*» 

gleiterf  welche  der  Hausierer  im  Jahre  1893  mit  sich  führte  zu  widetItfML 

Begleiter  hatten  im  Jahre  1893 
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^      Worbis 
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f,      Tiftngeti!UiliA 
,j     Weift  en»ee 
ff     Sebleasitiffei) 
f,     2ieg«Drllck 
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3 

3 
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44 

33 
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SttBOA 

384 

33 

'4 
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1            19« 
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1}  K»ch    einer    uns    vortleffeDden    Sutistlk    sind    im    Krel»«    M ÜlilliaaicA    As  ^ 
Rechmuig^ftbr  1894/95  aar  noch  866  Oewerb«soheine  gelöst  WOfdta« 


Misiellen.  773 

Wir  finden  hier  bei  Vergleichnng  der  beiden  Jahre  nnd  der  Anzahl 
der  Gewerbetreibenden,  welche  Begleiter  mit  sich  fahren,  einen  Rückgang  von 
616(1882)  auf  298  (1893)  oder  in  Prozenten  ausgedrückt  einen  Rück- 
gang Ton  ca.  55  Proz. 

Das  gleiche  Verhältnis  zeigt  sich  bei  der  Anzahl  der  Begleiter  selbst, 
Dämlich  eine  Abnahme  von  1005  (1882)  aaf  447  (189S),  wo  der  Rück- 
gang sogar  60  Proz.  beträgt. 

Am  anfälligsten  zeigt  sich  letzterer  im  Kreise  Worbis  Ton  206  (1882) 
auf  25  (1893),  resp.  533  (1882)  auf  110  (1898)  bedingt  wohl  hauptsäch- 
lich durch  den  Rückgang  der  Handweberei  in  diesem  Kreise. 

Eine  Zunahme  ist  zu  konstatieren  in  den  Kreisen  Langensalza  und 
Weifsensee,  welche  ihren  Grund  darin  hat,  dafs  hier  der  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  nicht  Hausierhandel  im  eigentlichen  Sinne  ist,  sondern 
sich  hauptsächlich  auf  den  Ankauf  von  Landesprodukten  beschränkt. 

Eine  unbedeutende  Zunahme  hat  noch  im  Kreise  liühlhausen  statt- 
gefunden. 

Auch  bei  den  Fuhrwerken,  welche  benutzt  werden,  ist  eine  geringe 
Zunahme  zu  verzeichnen,  welche  allerdings  bei  der  allgemeinen  Abnahme 
des  Hausierhandels  überhaupt,  um  so  mehr  auffällt.  Jedoch  auch  diese 
ist  bei  genauer  Kenntnis  der  Sachlage  leicht  zu  verstehen. 

Fuhrwerke  werden  benutzt  1893: 

Hiind€fnhrirerk 


Pferdefahrwerk 

Kreis  Erfart 

— 

,,     Mflhlhaasen' 

63 

„     HeüigensUdt 

12 

„     Nordhaasen 

93 

„     Worbis 

30 

„     LftD^eDsalsa 

18 

„     Weifsensee 

42 

„     SchlenaiDgen 

„     Ziegenrfick 

258  20 

Eine  Abnahme  hat  stattgefunden  im  Kreise  Worbis  von  101  (1882) 
auf  80  (1893).  Diese  Zahlen  lassen  auf  eine  bedeutende  Abnahme  des 
Hausierhandels  überhaupt  schliefsen,  um  so  mehr,  als  gerade  Worbis  mit 
der  Hauptsitz  des  Hausierhandels  ist  und  die  Zahl  der  Begleiter  in  noch 
höherem  Mafse  abgenommen  hat. 

Die  Hausierer  im  Kreise  Worbis  vertreiben  hauptsächlich  Baumwollen- 
und  Leinenwaren,  sowie  ein  Teil  derselben  alle  zulässigen  Gegenstände. 
Sie  konnten  also,  wie  sich  zeigt,  schon  unter  der  jetzigen  Gesetzgebung 
nicht  mehr  mit  dem  stehenden  Geschäftsbetrieb  konkurrieren.  Bedingt 
ist  dieser  Rückgang  hauptsächlich  aber  durch  den  Rückgang  der  Hand- 
weberei. Es  zeigt  sich  hier  der  enge  Zusammenhang  mit  der  Haus- 
industrie. 

Wober  resultiert  nun  die  Zunahme  von  Fuhrwerken 

im  Kreise  MQhlhaaseD  von  46  (1882)  auf  63  (1898) 
„  „  HeiligensUdt  „  2  (1882)  „  12  (1893) 
„       „      Nordhausen        „    49  (I88J)    „    93  (1898) 

trotz  der  Abnahme  sowohl  der  Hausierer  als  auch  deren  Begleiter? 
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Diese  häßgt  gleichfalls    zosamiDeD    mit    dem   betriebe   gewiner 
iDduslrieti  oder  Hatidwerkebet rieben ,  welche  yolotDiDöse  Artikel 
und  deren  Yertrieb  am  besten  uar  durch  Fuhrwerk  geschehen  kenn. 

So  aitid  68  im   Kreise  Nordhauseo  Holswaren  (ßeoQeckeD&tfitD\  is 
Ereieen  Heiligeustadt  und  MÜhlhausen  Korbwareo,  welche  eines 
Transportmittels  bedürfen. 

Die  ungemeiD  grofse  Zahl  Ton  42  Fuhrwerken  im  Kreise  WeÜMOiCt 
bei  nur  153  Gewerbetreibeuden  im  ümherzieheti  hat  ihreo  Grund  dariD, 
doTa  sich  wie  schon  oben  bemerkt,  diese  Gewerbetreibeoden  meisteas  ml 
dem  Ankauf  von  Landeaprodukteu  besohäftigeo. 

Nach  dem  GesoMechte  geordnet  waren  im  Jahre  1898  ron  4S75  HiQ* 
81  er  ein : 


Uftnnl.  Perm. 

Weib!.  Per», 

KreiM  Erfurt 

396 

165 

„       MÜKlhntiaen 

712 

229 

„       H«iliK«nstAdt 

716 

25» 

„       Nordhausen 

516 

500 

„       Worbi* 

832 

200 

,^       Lnoiretisiil^iL 

107 

'5 

„       Weifsensee 

90 

H 

„      Schlflusitiiteii 

58 

12 

„       Ziegen  rück 

5 

7 

1412 

»443 

Das  Yerhälinis  ist  ungefähr  dasselbe  geblieben,  um  ein  Geringe«  hat 
dasselbe  zu  Gunsten  der  weiblichen  Personen  verändert,  aämlieh   von 


3,A  :  f  (1881)  lu  3,i  :  l  (1893). 

Im  Kreise  Nordhauaeo  sind  noch  mehr  weibliche  Peraoneii  (in  Tcr- 
hultnis)  als  1882  mit  dem  Hausierhandel  beschäftigt,  was  our  ftlXeio  im 
Orte  Beuneekenstein  xusuechreibeu  ist,  wo  1893  von  486  Hausiergewerbe 
treibenden   Parsoneu   29B  weibliche  und   nur   188  männliche   wareu. 

Alle  diese  Zahlen  beweisen  zur  ETidenz,  dafi  der  Hausierhandel 
dem  Jahre   1882   bedeutend  abgenommen  hat,  um  aber  zu  zeigen,  diTa 
Hausierhandel   eng  mit  der  dortigen  Hausindustrie  zutammenh&ogt p  hd 
wir  oiDige  Orte  herausgegrififen,    welche  keine  spezielle  Hauainduatrie 
treiben»  und  solche,  bei  denen   letzteres  der  Fall  ist. 

Orte«  welche  keine  spezielle  Hausindustrie  treiben  sind  1.  B. 


i88:e 

1893 

KÜllAtedt 

184 

136 

Wichfttedt 

no 

80 

BezineckenateiD 

754 

486 

DiDKeUtedt 

»33 

JOI 

Leug«ufeld 

170 

M4 

Wir  sehen  bei  allen  diesen  eine  Abnahme,  welche  den  Durchs 
Prozentsatz  von    20  Froz.    teilweise    weit    übersteigt»    in  Waohstedl  1,  % 
60  Froz,,  in   Beuneekenstein  50   Pros«   beträgt. 
Demgegenüber  sehen  wir 

1881  1898 

in  Paul  an  gen  32  46 

utt  ,,  Ler  116  168 

,1  üder  22  ^6 


issell  en. 

eiDe  Zunahme  von  ca.  50  Proz.  üietfes  ist  «faher  20  erkläreo ,  daf«  hier 
and  den  omliegeud©«  Dörfero  eine  reg©  Korbwareo-  aod  Fofstnalteohau«- 
iodaatne  herrscht ,  welche  durch  den  Hausierhandel  lo  die  Lage  Teraetzt 
worden  ist,  ihr  Gebiet  auBzudebnen. 

Weiter  haben  wir  dano  für  dai  Jahr  1B93  ein©  üutersuohuög  dar- 
über angestellt,  mit  welehen  speziellee  Artilceln  die  GewerbetreibendeD 
handeln,  resp»  welcher  Art  die  persönlichen  Leiatungen  sind»  die  sie  an«- 
fdbren  und  haben  wir  hier  1 1  ünterscheiduDgeD  getroffen.  Allerdings  liefs 
sich  die  Grenz©  bei  manchen  nicht  scharf  ziehen  and  nicht  angeben,  in 
welche  Hnbrik  einzelne  ein^utohaUen  waren;  im  grofaen  und  ganzen  ge- 
nügte aber  die  von  ans  gemachte  Einteilung.  Wir  iinterBchieden  folgender- 
matten : 
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121 
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Wir  sehen,  dafs  sich  nach  dieser  Einleilnng  circa  die  Hälft©  mit 
dem  Verkauf  von  wollenen-,  bäum  wollenen-,  Holz-  und  Korbwaren,  also 
den  Hauptartikeln  der  Hausindustrie,  beschäftigen;  den  Handel  mit  Nah- 
rungsmitteln und  landwirtschaftlichen  Produkten  besorgen  745,  Nnr  216 
haben  W^andergewerbescheine  fdr  alle  Kaliissigeu  Gegenstände,  beinahe 
ebensoviele  tür  MusikautführoDgen  und  8chaiiBtellungea. 

Eine  Statistik  nach  dem  Alter  liefs  sich  leider  Dicht  bewerkstelligen, 
da  Angaben  darüber  in  den  Slenererhebnngslisten  gänzlich  fehlen,  jedoch 
läfst  sich  nach  der  bei  der  Ansetellung  von  Wandergewerbescheinen  be- 
folgten Praxis  mit  Sicherheit  annehmen^  dafs  jugendlichen  Personen  Ge- 
werbescheine nur  in  ganz    beschrankter  Zahl    erteilt    worden    sind. 

Nach  der  Novelle  vom  6*  August  1896  ist  der  Wandergewerbesohein 
in  der  Regel  zn  versagen,  wenn  der  Nachsuchende  das  fünfundzwaozigste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollen d et  hat.  Diese  Bestimmung  wird  ohne  Zweifel 
einen  weiteren  Rückgang  des  Hausiergewerbes  zur  Folge  haben. 
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tisme  international  (8«  ann^e),    r^digd  par  les   ^crivMns  tea  plus  «letoria^a  du  «oci^ 
Paris,  iinpr.  Bivort,  1897.     8.     27»  pag.     fr,  1»50. 

Annuaire  do  l'^conomi«    poliiique  et  de  la  stattfttique   iond^    par  IIH,  f3«illaiHli  ' 
et^Jos.  Garnier,  conttno6  depiiia  1868  par  Maurice  Bloi.'k  etc.     LfV«  ann^e,  I8f7. 
Gaillaumin  &  C^«,   1897.     it.     1052  pag.     fr.  9.-.     (Table  das  tnaiifere*:  Vtmnm,- 
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de  Paris.  —  Alff^rie  et  coloiues.  —  Pays  ^tranffers.  —  Vari^^:  Revue  de  rAcad^mie 
des  seieoees  morales  et  politiqaes  (1896 — 1897),  par  J.  J.  Lefort.  —  Boorse.  —  Fluctaations 
mensoelles  des  rentes  k  la  bonrae  (1894  et  1895).  —  Reports  mensnels  des  rentes  fran- 
^aises.  —  Bilans  de  la  BaDqae  d'Anfrleterre,  1895  et  1896.  —  Bilan  mensael  de  la 
Banqae  de  Fraoce  et  de  ses  snerarsales  (1896 — 1897).  —  Tahleaa  des  plus  hants  et 
plus  bas  eoars  des  principales  valears.  —  Bad^et  de  la  France  1897.) 

CoDf^r^s  (qninzi^me)  national  da  parti  oavrier,  tena  k  Paris  da  10  ao  18  jalllet 
1897,  snlvi  des  principales  r^solations  de«  qaatorsi^me  et  treisi^ine  conflrr^s  nationsnz, 
tenns  k  Tillle  (1896)  et  Romilly  (1895).  Lille,  impr.  Lsffranf^e,  1897.  12.  48  pa«.  (Biblic 
tMqae  da  parti  oavrier  fran^ais.) 

i^ttyot,  Tves.  La  com4die  socialtste.     Paris.    Eoi;.  Fasquelle,    1897.    8.    fr.  3,50. 

Politica)  pick  me  np.  Problems  in  sociolory;  bj  „Nap''.  London,  Red  Lion 
Square  Pnblication  C«,  1897.     8.     77  pp.     1/.—. 

Thompson,  H,  The  mama  charta  of  democracy,  or  the  catechism  of  a  Christian 
sociaÜst.     London,  W.  Reere»,  1897.     crown-8.     IV — 59  pp.     /0,6. 

Eiorpa^H^ecRiH  cjiOBapi  npo^eccopoBT»  ■  irpenoxaBaTejieM  HMnepaTopcRaro  C- 
IleTepöyprcKAro  yBaBepcnreTa  sa  HcrcRinyK)  TperBio  qeTBepn  B^Ra  ero  cyn^ecTBOBamir 
1869—1894.  Tom  nepBMM:  A — ^JI.  (Bioftraphisehes  Wörterbuch  der  St.  Petersbarflrer 
Universitit,  1869—1894.  Teil  I;  A— L.)  St.  Petersbar^r,  Drack  von  B.  M.  Wolf,  1896. 
gr.  In-g. 

Oattl,  Oerol.,  11  partito  socialista  e  le  dassi  afp^cole:  relasione.  Milano,  tip. 
deffli  Operai,  1897.  1).  89  pp.  (Confpresso  nationale  del  partito  socialista  italiano, 
Bologna,  18—90  settembre  1897.) 

Mo nti colli,  C.  Socialismo  popolare.  11*  edisione.  Venrala,  tip.  degli  eredi  Ton- 
delli  fu  Lorenso,  1897.     12.     108  pp.     I.  1.—. 

Regime   socialista  (iL)  Rieti,    Cireolo  elettorale  sociaiisU  edit,  1897.     12.     16  pp. 

Storia  del  socialismo:  part<«  antica.  Milano,  tip.  deila  soc.  edit.  Sonsogno,  1897. 
lt.     61   pp.     (Bibiioteca  del  popolo,  n*  268.) 

8.    Oetehiehto  imd  Darttellimg  der  wirUehafUieheii  Kultur. 

Brunn  er,  H.,  Der  Leihetwanr  in  der  deutschen  Agrargeschichte.  Rede.  Berlin, 
J.  Beclier,  1897.     gr.  4.     24  SS.     M.   1.—. 

Kannenberg,  K.,  Kleinasiens  NatarschKtse,  seine  wiehtiffsten  Tiere.  Kuiturpflansen 
and  MineralschXtse.  Beriin.  Oebr.  Bomtraeger.  1897.  gr.8.  XII— 278  88.  mit  81  Voll- 
bfldem  u    2  PIXnen,  geb.  M.  14. — . 

Mitteilungen  der  Heoinraphischen  Oesellschaft  in  Hamburg  Bd.  XIII.  Im  Auf- 
trage des  Vorstandes  hrsg.  von  L.  Friederichsen.  Hamborg,  Friederichsen  A  C*.  1897. 
gr.  8.  174  HS.  mit  7  Riipfprtafeln  o.  2  Karten  M.  8—.  (Ans  dem  Inhalt:  Die  End- 
morlnen  und  das  marine  Diluvinm  Schleswie-Holsteios,  von  G.  Oottsche.  —  Wissen- 
•chaftliohe  Aofeaben  in  Sadwestsfrika,  von  K.  Dove.  —  Ceylon  and  seine  Bewohner, 
Ton  (Prof.)  W.  Geiffer.  —  Die  AnfXnge  des  modernen  Verkehrs  Hamburgs  mit  Vorder- 
indien and  Ostasien,  tou  E.  Baasch.) 


Loatchisky,  J.  (prof.  d'histoire  k  l'üniversit^  de  Kiev),  La  petite  propri^t^  en 
France  avant  la  R^volation  et  la  vente  des  biens  nationsaz.  Paris,  Champion,  1897.  8. 
165  pag. 

de  Sainte-Croiz,  L.,  Onse  roois  au  Meziqne  et  an  Centre-Am^riqae.  Paris, 
Plön,  Nourrit  k  C<«,  1897.     8.     VIII— 292  psg.  «vec  gravnres  et  carte,     fr.  4. — . 

Wahl  (inspectear  ff^n^ral  honnrairA  de  l'enseiirnement  anx  colonies),  L'Alg^rie. 
8e  Mition,  enti^rement  refondae.  Paris  1897.  gr.  in-8.  fr.  5. — .  (Oavraflre  conronn^  per 
l'Acadtoie  des  sciences  morales  et  politiqaes.) 

Dutt,  Romesh  C,  Enflrlsnd  snd  Indis.  A  record  of  progrens  durinsr  a  hondred 
years  1785—1885.     London,  Chatto  &  Windus,  1897.     crown-8.     178  pp.     2/. — . 

Oadow,  H.,  In  Northern  Spain.  London,  Black,  1897.  8.  488  pp.  with  map 
•ad  89  illustrations.     21/.-.. 

Johnston,  B.  Malcolm,  Old  times  in  Middle  Georgia.  London,  Macmillan, 
1897.     8.     252  pp.     6/.-. 

Logen,  John  A.,  fnn.,  In  joyftal  Russia.  London,  C.  A.  Pearson,  1897.  crown-8. 
X — 275  pp.  with  illnstrstions  in  coloars  and  blsck  and  white.     10/.6. 

Peery,  R.  B.  (Bev.),  The  gist  of  Japan!  the  Islands,  thelr  people  and  misaions. 
London,  Oliphant,  Anderson  k  Ferrier,  1897.     8.     817  pp.    5/. — . 
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j^Kosmos"»    1896.      IS.      (Aus    ^er    Verf^Kn^etilieit    und    G«ic©iiwart    de« 
UogArn»     Redt^ifirt  von  MoHt«  Gfll^ri.) 

Munüri^  P,,  Un  iUlmno  in  Aii»tnilU:  not«  e  imptesstani*  Mit&no^  ttp,  declt  Ofwi^ 
1807.  8.  XI— 128  pp.  ],  1.50.  (Coutienfl :  La  vita  del  bopco.  —  I  mlfiAtoH  deH*«fi  — 
L*operMio  «uAtfRlItno.  —  Soclitlbmo  tpplIcAto«  —  Liberik  e  progr«<SM>.  —  Vm  tam^ 
—  elc.) 

Po^g^i,  A,y  SqI  preaio  dal  paa«  in  Romt.  RotnUf  stampft  r.  D.  Rip&äMiollr  !Mt 
6.     33  pp. 

3     BeTölkeraiigtlebTe  und  BeTolkemngipolitik.     AatWABderwig  uod  KrtqilmtJaa 

H  atl  od  f  K..  Die  Lebenifjiihiirkeit  der  srädtisch^n  and  fjlndlicben  Heroik  erttnic^ 
Dancker  &  Bumblof,   1897.     er.  8.     93  SS.     M    S.SO. 

Denlschlaiid  und  seltie    Kolonien    im  Jabre    169^,     Aratlicb«r    B^^r^rht 
erste  deutsche  KoIonmlauiiateJItin^,    Hemuscüi^eb*!!  von  dem  ArbcitBauas*  '«ilMirt 

KoIonTÄlauÄStelhinir    fOraf)    v,  SdiweimtÄ ,    C.  v.  Beck,    R  Iroberif.       I.  Oaüi* 

Hetneckfl  Zeichnantren :  Had,  Hell^rewe.  Berlin,  Dietncb  Reimer«  1897,  gr«  4.  VQ— 
367  SS.  mit  1  Ktipferdruck,  1  S.'t  Illu^trationf^n  im  Text,  darnater  7  Vollbilder,  fcfvir  ak 
40  Tafeln  im  Uefatdrack  ti.   Plan  der  Au-k^telltini;.     Bleff.  kart.     M     IS« — » 

Sobnrejr^  H^,  Eine  Wanderfahrt  dnrcli  die  detittchen  AnKiedelunpsgreHlei*  fo  Wmm 
und  W<-stpreufseti.  Borlrn»  Tk  Schoenfeldt,  1897.  8  VJIJ— 208  SH,  mit  Pbot^agTifM»^ 
Bauplloen  uad  Karten«  (Herausffegebeu  vom  Aaajicbafs  ffir  WoblfahrUpfl#|^  mmt  itm 
Lande.) 

Stratx,  C*  H.»  Die  Frauen  auf  Java.  Eine  frynlkoloRisch©  Studie.  8t^t>git,  F 
£nke,  1897.     gr.  8.     X— 134  SS.  mit  41   AbbildRo.  im  Text.     M.   6«—. 


Ouide  de  remiBrrant    aaz    NooTetlea* Hybrides.     Pari*,    impr.  Noisatt«  ^  O^    1l 
8.     S8  pa^.  et  8  cartef. 

Peytraad,  L.,  L'eaclavai^e  atuc  Antilles    frao^set  aviiDt  17  8t ,    d*mpfl»  Im  > 
meot»  io^dits  des  arcbivea  colonlales.     Part»,  Hacbette,  1897      8.  '^ 

AntiüEl  repnrt.  XXXril>'<)  detaiied  «  of  the  Reeistrar  General  {tr^lnjid):  toaMdtK 
a  (r^Deral  ab»tr»i*t  öf  the  ntimb^r*  or  marriaprea,  birthi.  and  deaths  r«irUt«re<l  to  trdail 
dorinif  the  year  1896.  Dubhn^  prinfed  by  AI.  Thotn  k  C*,  1897.  Polio.  IV — tfBpp. 
l/,9.     (Pari,  paper  by  commnnd  cif  H.   Mnjesty.     Contents  (i^eoeral  ^timmary):   PoptikliMk. 

—  Marriitg^es,  their  cumber  and  their  r<»Ution  to  populatlon.  - —   Relffifioua  dvnömiaailMft. 

—  Ages  and  civil  eondition.  —  Birtbs.  tbeir  nnmber  and  tbeir  reintinn  to   unpoliihm 
Dealha,  tbetr  number  and  tbeir  reUtion  to  Population^  ages  and  cans««.  —  BnlfiffiilMb  — 
Weatber) 

Ann  aal  report,  XLl^t  deUiled,  of  the  Refriitrar*  General  of  btrtK».  deatht,  «o-l  mttt- 
riatres  in  f^eotland  [abstracts  of  1895].  Edinbufffb«  printed  by  Nrill  A  C^  18t7.  «r  tML 
T.XII— 481  pp.  2/.4.  (Parliam.  paper  by  command.  Content»:  He|>nrt  t>f  Mm^tva  ■ 
General  to  the  Secretary  for  Scotfand.  —  Report  to  ihe  Rein*trar*OeneraL  by  R,  J.  Bhk* 
Ciinyrt^liMme.  —  Rirtb»,  —  Marriages.  —  Deatbt.  ^--  Infloence  of  exterftal  etcv^rü«»  «•  llt 
mortality  in  189Ö.  —  ISorUlity  in  principal  towns  —  Canses  of  deafh  h»  titft.  ^ 
Proportion  of  deaths  frotti  the  aymotie  diseases  at  differeot  age»  —  Smalf-pos  4mlAm  li 
Seotland  for  forty  years.  —  The  XXIII  most  fatal  diseiaes  in  Scotlaitd  ia  fdift.  <^ 
Deathi  by  snieide.  —  etc.) 

DenniB,  J.  S.*  Christian  missions  and  social  profn*«*«:  &  locfc^lofHeal  «tid^  if 
foreign  roiisiona  (In  8  voU.)  Vol.  I,  London,  OUphftot,  Anderson  &  P«rrisr«  |$iT.  i» 
478  pp.     10A6. 

Stanley.  H.  M.,  Twenty-flve  years*  profp'ci»  in  E<inatorUl  AfHc*  («ntWIfiB  bt 
The  Atlantie  Monthly,  October  1897,  p.  471  ff.).     London,  Gay  4  Bird,  1997.     8.     1/.-. 

4.    Bergbftn.     Luid-  und  Fontwirtiobaft.     Fiieberelwefon. 

BloDdel,  George«,  £ludes  »ur  lee  populatioos  nirales  de l*AUenit 
et  la    criBe    ftgraire.     Ävec    la  coUaboraiiOD    de  Charles  Brotiilhei,   Li 
de   Sainte    Croix,    Edouard   Julhiet,    Louis    QuesneL      P&ns    tS97^ 
622  88.     8«. 

Die   gegenwärtige  Notlage   der  LandwirUehaft  betotasiiikl  ddl 
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auf  Beutachland  allelo.  Auch  in  Frankreich  spricht  man  von  ^einer 
Botleidenden  Landwirtsohftft**.  Freilich  aber  hat  in  DeutBohland  die 
Agrarkri»!«  einen  beeonderfl  akuten  Charakter  anfrenommen.  Während 
hier  Handel  \ind  Industrie  einen  bemerkenswerten  Aarsohwung  erkennen 
lassen,  kämpft  die  ackerbautreibende  Bevöl  kenin  ff  mit  einem  schweren 
Ungemach»  Die  Folgen  miiaeen  unansbleibüch  auf  die  Politik  zurück- 
wirken und  das  Verhältnis  des  Deutschen  Beicht  zu  auswärtigen  Staaten 
mehr  oder  minder  berühren  und  beeinäusBen. 

Mnn  kann  es  daher  wohl  verstehen,  dafs  die  Franzosen  den  Verlauf 
der  Aj^rarkrisis  in  Deutechlnnd  mit  gespannter  Aufmerksamkeit  verfolj^en, 
und  dafs  zumal  ihre  Gebildeten  und  Geh'hrten  diesem  Gegenstände  ein 
lebhaftes  Interesse  zuwend^^n.  Zeugnis  dessen  ist  da»  vorlie«rende  Buch. 
Ea  ist  die  Frucht  einer  Btudienreiee,  welche  der  Verfasser  und  seine  Mit- 
arbeiter Tor  jswei  Jahren  nach  Deutschland  unterncmmen  haben.  In 
«wei  Teilen  :  einem  analytischen  und  einem  synthetii^chen  Teil  wird  be- 
richtet» was  die  Heisenden  an  Ort  und  Stelle  beobachtet  und  erkundet 
haben  und  hieran  die  Prüfung  und  Beurteilunf?  der  gewonnenen  Er^ebnisae 
goknüpft.  Der  erste  Teil  verhält  sich  wesentlich  beschreibend,  er  will 
ein  möfrlichfit  treues  Bild  der  Eindrücke  abspiegeln,  welche  die  Beiaenden 
in  den  von  ihnen  bpsuehten  Gebenden  in  «ich  aufnahmen.  Der  Ausgang 
wird  von  dem  preufeischen  Kheinlande  genommen*  TKe  Zerstückelung  des 
Grundbesitzes  ist  dort  bekanntlieh  eine  auf serord entlich  grof^e.  Doch  nicht 
die  Kleinheit  der  Orundstücke  ist  e«  allein»  welche  dem  Ackerbau  Schwierig- 
keiten bereitet.  Es  kommt  die  zerstreute  Lage  der  Felder,  die  zu  einem 
Besitjitum  gehören,  und  die  vermengte  Lage  der  Grundstücke  verschiedener 
Eigentümer  hinzu.  Diesem  üehelstnnde,  welcher  zugleich  einen  Flur- 
zwang und  die  Entfitehung  zahlreieher  Wegegerechtigkeiten  und  anderer 
Grunddienstbflrkeiten  im  Gefolge  bat,  wiH  das  Ge^et«  vom  29.  Mai  1885 
über  die  Znpammenlegung  der  Grundstücke  im  Geltun gsberei ehe  de« 
Tbeinischen  Hechts  begegnen.  Es  gestattet  heim  Zutreffen  gewisser  Voraus- 
aetzungen  die  zwangsweise  wirtmchaftliche  Zusammenlegung  der  in  ver- 
schiedener Lage  befindlichen  Grundstücke.  Der  Leser  erhält  einen  Ein* 
blick  in  die  Thatigkeit,  welche  die  Oeneralkommisiion  zu  Düsseldorf  in 
Ausführung  dieses  Gesetzes  seit  dem  Jahre  1886  entfaltet  hat.  Es  sind 
seitdem  schon  mehr  denn  4fi  000  ha  zusammengelegt.  Der  Wert  und 
die  Bedeutung  dieser  Verkoppelungen  erhellt,  wenn  man  mit  dem  Ver- 
fftgser  erwägt,  dafs  die  46  000  ha  ungefähr  300  000  Parzollen  ver- 
schiedenen ümfanges  entaprerhen,  und  dafs  30  000  Eigentümer  dabei  be- 
teiligft  waren. 

Von  den  bajerisohen  Landschaften  sind  es  das  Allgüu»  ein  Teil  ron 
Altbayern  und  Schwaben:  Die  Gegenden  um  München,  Htraubing  und 
Augsburg,  dann  die  Oberpfalz  und  Franken»  über  welche  eingehender 
berichtet  wird.  Der  Verfasser  schildert  in  anschaulicber  und  ansprechen- 
der Weise  das  Leben  und  Treiben  in  den  gröTseren  wie  in  den  kleineren 
bäuerlichen  Wirtschaften  der  genannten  Gesrenden.  Das  Ergebnis  der  an- 
gestellten Ermittelungen  ist  im  ganzen  kein  ungünstiges.  Die  Lage  der 
Landbevölkerung  Bayerns  ist  noch  nicht  als  eine  sohl  echte  zu  bezeichnen 
und  jedenfalls  besierp  als  in  manchen  anderen  Teilen  Deutschlands.     Man 
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k]&(tt  weniger  über  den  niederen  Stand  der  Getreide  preise»  dait« 
darüber,  dafe  die  Unkosten  der  Landwirtschaft  lo  riel  ^roTner  \ 
mnd  als  früher.  Das  gilt  namentlich  von  den  00  rapid 
Landwirtschaft  schwer  drückenden  Abgaben,  welche  die  iieiie  tmU- 
politische  Gesetsgebung  und  die  von  ihr  eingeführte  Unfall-«  Kmnlriev 
und  AUerftrersicherung  des  ländlichen  Gesindes  and  der  Landarbeiier 
pich  bringt. 

Unter  der  BezeiehnuDg  Sachsen  fafst  der  Verfasser  Landtcballti 
lammen,  äif^,  von  der  Zeit  ah<2:esehen,  wo  sie  sämtlich  odi  r  dodi  1 
gröfBoren  Teil  dem  alten  Stammesherzogium  Sachsen  angehörleo,  dai  vk 
Aechtung  Heinrich  des  Löwen  (1180)  zerßelg  ganz  Ter^ohiedene  Stbki* 
eale  erfahren»  und  eine  jede  ^ich  in  rechtlicher  und  wirtschafilirbfr  H»* 
sieht  eigennrti<r  entwickelt  haben.  Er  begreift  darunter  eiiieat»b  im 
nördliche  Westfalen  und  die  anstofsenden  Gebenden  der  heutif^ea  ptmaUmkm 
Provinz  Hannover,  anflerenteils  die  preufsische  Provin«  S&chseti  Q»d  4m 
Königreich  Sachsen,  In  den  erstgenannten  Landschaften  übeririefEi  ^ 
nur  wenig(^  Rittergüter  vorhanden  sind,  der  bäuerliche  Gruodbetits;.  Vtt* 
möge  des  Anerbenrechts  haben  eich  die  westfälischen  und  baqnövwicbü 
Bauern  in  ihren  angestammten,  ungeteilt  in  einer  Hand  ^ebliebeiieQ  Hite 
bis  auf  die  Gegenwart  hin  phyeisch  wie  morali&oh  gesund  und  wirtse^fj' 
lieh  kräftig  erhalten.  Andererseits  sind  die  ArbeiterTerbäliaiiase  mai  4im 
platten  Lande  dort  noch  leidlich  gute  zu  nennen.  Zum  vf'niirFtesis  fiilt 
es  da  In  den  sog.  Heuerlingen,  deren  rechtliche  und  wirf  seh  afUiebt  Lsgl 
der  Verfasser  klarlegt,  noch  Fefshafte  Landarbeiter*  Eindrucke  w«c««t- 
h'cb  anderer  Art  haben  die  Reifenden  in  der  Gegend  um  MaifdebQrv  wxi 
Halle  empfangen.  Die  grofse  Fruchtbarkeit  des  Bodena,  die  in  boebiiM 
Ifafse  gesteigerte  Kultur,  wdche  den  Rübenbau  ermöglieht  und  die  Aft* 
Ir^ge  zahlreicher  Zuckerfabriken  veranlafst  hat,  der  freundliebe  AahU 
der  Dörfer,  der  auf  Wohlhabenheit  und  Wohlbehagen  ihrer  BeweluMT 
schltefsen  läfst,  konnte  nicht  verfehlen«  die  günstigsten  Vorurteile  «1  #- 
wecken.  Dennoch  haben  sie  gerade  hier  viele  Klagen  und  Bei^cbwffi» 
vernommen.  Dafs  diese  nicht  ungegrilndet  sind,  geht  aus  dem  brrrttf« 
was  uns  als  Ergebnis  der  in  einem  Dorfe,  das  etwa  10  knt  öetUrJi  fft 
Halle  liegt,  bei  Bauern  utid  grofseren  Grundbesitzern  eingeT4>|^eiie«  l^ 
kundigungen  mitgeteilt  wird  Der  Landwirtschaft  im  Konipfreieb  fieehiii 
wird  nur  mit  wenigen  Worten  gedacht.  Genauer  wird  auf  die  liodltcba 
Verhältnisse  Ostfrie»iland»  eingegangen.  Von  hrsonderem  Intef^aeae  iil  ik 
was  über  die  Urbarmachung  der  Moore  und  die  sog,  Fehnkoloiiieti  inil^elM> 
wird.  Der  Eeisehericht  wendet  sich  hierauf  den  östlich  der  Elh#  f»- 
legenen  preufsischen  Provinzen  zu.  Sie  haben,  wie  der  VerfWeaer  aetf^ 
kennt,  unier  der  Agrarkrisis  am  schwersten  zu  leiden.  Mao  durfle  ttmif^ 
erwarten,  die  Reisenden  würden  dem  Zustande  ihrer  LandbewobiMr  wd 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  ein  besonders  eiofeheiidee  BlnMm 
widmen.  Das  ist  nicht  geschehen.  Zum  wenigstens  erhellt  ee  iil^  aei 
dem  erstatteten  BeiBebericht.  Was  darin  über  die  Landwirteehall  auf  du 
Gütern  des  Grafen  von  Oppersdorf  in  Oberschlesieo  und  aitt  dem  b* 
Potsdam  belegenen  Gute  des  Frinsen  Heinrich  gesagt  wird,  raiebt  nitM 
aus,     um    dem    Leser    eine    einigermafsen    richtige    Vorstelltiitf    T4M1  dir 
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gegenwärtigOD  Lage  der  Orofisgrundbesitzer  zu  TerBcbaffeD,  Noch  mehr 
EU  bedauern  ist  es,  dafä  der  mittlere  uad  kleine  GruDdbeaitz  der  Öst- 
lichen  preufsi»obeu  Provinxen  gar  keiue  oder  doch  nur  eioe  geringe 
BeachtuDg  gefundc'o  hat,  wenn  man  die  KoloDteten-  und  Kentengüter 
auanimmt,  auf  welche  der  Verfaüser  erst  im  zweiten  Teil  zu  ßpreohen 
kommt.  Für  Meckleuburg  iBt  ein  eigeoee  Kapitel  beetimmt,  das  letzte 
dea  ersttio  Teils.  In  zwei  Abschnitten  wird  der  Leser  mit  der  Art  des 
l&Ddwiruchattlichen  Betriebes  und  den  rechtlichem  und  wirtschaftlicheu 
Verhäitnii^6eD  der  Landbevölktrung  innerhalb  des  herzoglichen  Domaniums 
und  aut  den  Kittergütern  de«  Adels  bekannt  gemacht. 

Der  andere,  synthetiache,  Teil  des  Buches  will  die  vielen  und  ver- 
ackiedtjuen  Ihatsaciien  beleuchten  und  kritisieren,  die  tür  das  Verstiiud- 
nia  der  gegenwäriigeu  Notlage  der  deutschen  Landwirtschaft  und  ihre 
Wirkungen  ins  Uewicht  fallen.  Der  Vertagter  bestrebt  sich,  dabei  mög- 
lichst unparteiisch  zu  verlahren.  Im  allgemeinen  ist  ihm  das  auch  ge- 
lungen^ nur  werden  doch  nicht  alle  ländlichen  Grundbesitzer  und  ihre 
#igentümiioh  wirtschaftliche  Btellung  (und  Bedeutung  in  gleichem  Mafse 
berücksichtigt.  Eine  gewies©  Vorliebe  für  die  Bauern  ist  nicht  zu  ver- 
kennen. Der  Verfasser  bekennt  sich  als  einen  entschiedenen  Freund  des 
AoerbanrechU.  Er  wünscht  es  überall  da,  wo  es  sich  eingebürgert  hat, 
geaetzlioh  anerkannt  und  für  obligatorißoh  erklärt  zu  sehen.  Mit  dem 
gleichen  Interesse,  wie  die  Frage  der  Erhaltung  dea  Grundbesitzes  in  den 
bäuerlichen  Familien  werden  die  Mafsregeln  besprochen  und  beurteilt, 
welche  die  Wiederherstellung  bäuerlicher  Wirtschaften  in  Gegenden  he- 
aweoken,  wo  der  Grofsgrundbesitz  heute  vorherrscht,  Sowohl  die  Thätig- 
keit  der  Ansiedelungskommiasion  im  Groreherzogtum  Posen  wie  die  Er* 
fiohtung  der  Bentengüter  durch  die  Generalkommie^sion  in  dieier  Frovins 
und  in  West-  und  OstpreuTsen  ertährt  eine  genaue  ünterauchung.  Das 
Ergebnis  fällt  im  ganzen  nicht  ungünstig  aus.  Doch  wird  wohl  mit 
Beohl  getadelti  dafs  die  zu  Kolonisten-  und  Bentengütern  ausgeworienea 
Flächen  vielfach  zu  klein  bemeBsen  sind,  um  ihren  Eigentümern  die  wirt- 

r|ibaftliche  Existenz  und  em  gedeihliches  Fortkommen  zu  sichern*  Auf 
■le  Arten  dos  landwirtdchaitlichen  Betriebes  beziehen  sich  die  Abschnitte, 
m  denen  das  ländliche  Genossenfichafts-  und  Vereinswesen  und  die  Ad- 
st»lten  erörtert  werden,  welche  auf  Verbesserung  und  Erleichterung  dea 
Ite&l*  und  Person alkredits  abzielen.  Beachtenswert  ist  namentlich,  was 
d*iT  Verfasser  über  den  Personalkrcdit  der  kleineren  Grundbesitzer  und 
die  Kaifeissen'schen  Kassen  sagt.  Weniger  gelungen  sind  seine  Äua- 
ttihrungen  über  den  KealkrediL  Was  er  von  den  landwirtschaftlichen 
KreditiuBtiluten  anführt,  beruht  entweder  auf  ungenauer  Informatiün  oder 
auf  Mütveratandnia  ^).     Von    allgemeioerer  Bedeutung   ist  ferner   der  la- 


\)  Kicht  der  ßcrlm«r  Kaarmaoa  Bühriag,  •oodorn  Friedricli  der  Oroffle  hat  als 
dar  goitüg«  Urliober  des  lUtoron  Pfandbrleisyftteaiji  %u  Kvltcti.  Der  PUn  liührinK'A  kooiait 
•bar  lall  dem  beuiiKea  »1»  mit  dem  Pf&Ddbriefsystem  übcreio,  welches  tÜe  »uji  der  Zelt 
dar  EegUrutig  Friedrich  il.  ond  Friedrich  Wilbetm  IL  »Umiueudeii  Uuidecbaltlidiaa 
BaglaiaeoiA  «ufateUitu,  Uio^eiD  aufolge  yerpfändete  der  eiuaelae  Grand besitaer,  der  dan 
Kr«dil  aaebsuchte  und  erhielt,  lein  Got  dem  Undschjiftlichea  (rittenMh«ftiklieji)  Jlradk» 
»,  moolkta   aach   deis   dksam  «iiiger&amt«  t^faiidrecbt   eiu  «yüecbwolieudee  Ptaad« 
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halt  des  Kapitels,  in  welchem  die  sozialpolitiBche  Thati^kett  dar  6ti 
regieruDg  dargestellt  und  gewürdigt  wird.  Der  Leeer  urird  da  taiitf 
mit  den  H  and  i:ls  vertrag  in  in  VerbinduDg  mit  der  Herab^atzuDg  dae  8al 
sollen  auf  Getreide  uod  mit  den  gegt^u  den  Antrag  KaiutJe  roa 
KegieruDgeyertretern  vorgebruchten  Argumenten ,  ^atiUereDt^iis  att  6m 
60g.  kleinen  Mitteln  bükannt  gemacht,  durch  ijV' eiche  der  SUal  da?  Se^ 
läge  der  Landwirte  abhelfen  wilL  Ea  gehört  dahin  die  Ertichlaog  6a 
Landwirtschat't&kammern  und  da?  Verbot  des  bÖrsenmäTaigeii  Temia- 
huodeiB  mit  Getreide  und  Muhlenfabrikaten. 

Ben  Bchlula    maeht   die  Untersuchung    der  Uröuchea    der  AgtwABm 
und  di^r  dagegen  angewendeiün   und  nocb  anzuwendendt-a    MitteL 

^iebt  daft»  überhaupt  zu  viel  Getreide  aut  der  Erde  produsieit  wiii, 
i«t  nach  Ansicht  dee  VeriaB^ers  die  Ursache  der  Agrarkrisia.  Anah  dit 
KiDtohruug  der  Uoldwäbruug  und  die  Entwertung  dee  8iib«r»  iil  dm 
untjohuldig.  Die  Netlagu  iat  jhm  zufolge  vielmehr  darauf  zurück  auf akro, 
dalt»  die  Länder  mit  alter  Kultur  nicht  mit  Ländern  wie  Nordainanlcakaa* 
kurriertn  können ,  deren  junglräulieher  Boden  ungeduogt  reiche  EniA 
hervorbringt  und  nicht  mit  bo  druckenden  Laßten  an  8chuideii  und  (HaOMa 
beaehwtixt  ist,  wie  welche  aut  dem  dtutsohen  ländlichen  Grutidb^aita  zvkm. 
Doch  nicht  blo£s  vom  Aualaud  her  wird  dem  deut&cbea  Laodnt 
houkurrenz  gemacht.  Anch  im  Inland  eelbst  hat  er  mit  BchwiefigksüB 
SU  kämpteu,  die  ihm  die  aulblühande  Industrie  bereitet,  indem  <ie  iba  £t 
Arbeit»krälte  durch  Bewilligung  von  Löhnen  entzieht «  die  hoher  lia^ 
aU  wie  sie  der  Landwirt  Beinen  Arbeitern  zu  zahlen  Termag,  and 
Landarbeiter  anlockti  vom  Lande  in  die  Slädt«  au  wandern.  Wt 
Ursachen  der  Agrarkrifiiä  erbliekt  der  Verlasaer  darin,  dafa  die  aUgai 
MiatLirpflieht  und  die  Erhöhung  der  ^^taata-  und KommuiiallaateD  die] 
bevölkerung  weit  mehr  aflzieren  ah  die  Ötodter. 

reebt  tein,  dai  mus  dem  lijpotheketibuch  utclit  bervorgiog.  Dm  Kreditiii«tltot  wmp 
das  erworbene  Prandreclit  weiter  »u  die  lobaber  der  auf  die  eineeloea  Qüimr  aiuf«fM|«ia  i 
»og,  Spczinlpfaudbrielet  welchen  dümil  eiD  Afterpfaod  (»ubpigaas)  bestelli  wird* 
alieiu  wurde  im  Bypotbekenbuch  eingetragea,  £b  hatte  ixD  Pfandreeht  dae 
ioblUaia  teioe  recblJicIi«,  oicül  blof»  setoe  wirt9cbftftUche  Uoterlagev  In  Qwgmm^^ 
biersu  ateht  das  uetiere  Pfaxidbriefnyftlein.  Dieses  giebt  dem  PfandbrieflabalMr  lil^ 
nur  persÖDlicbeu  Ansprach  aa  das  Krediliostitat,  Das  Kreditiastitat  «llein  Ui  «^  4ea 
lieute  das  Oui  verpfliodetf  und  des&eii  Pfaudrccht  jetat  im  Grundbuclie  eiiigeCrag«a  ^sgL 
Ei  bildet  wobl  Doch  die  wirtachafüidief  nicht  aber  die  rechtliche  r&tefflag«  daa  «a  4*  | 
rein  persöitlicbea  Ansprach  des  Pfsadbriefinbabera  (s.  meine  Beitrige  atir  Oan 
Dogmatjk  des  Plaadbriefsysteois  ia  Gruchot's  beitr*  tur  Erläuterung  dca  daala« 
Bd.  38,  8.  48  ff.,  318  ff.,  481  ff„  Bd.  29,  S.  23  ff.,  168  S.,  465  (T.),  ünrielbtig  bt  «Aj 
die  Meinung  deR  Verfasi^er»,  es  bliebe  die  Amortisation  der  Pfand briafs<liald«ei 
Belieben  des  kreditnebuiendeo  Grundbesitzers  überlassen  Vielmehr  haslehi  j« 
einsiger  Ausnahme  der  ostpreofsischen  Landschaft,  ein  AmortisatioatawmD^i  ma4 
Osipieufacn  ist  nur  eiü  Teil  der  Pfaodbrjefschuld  diesem  entsogeo.  te  4lar  Di 
des  Verlassers  vermifst  man  eadltcb  jeden  Hinweis  anf  die  Tbatsach«^  dali  n 
für  den  Oro&grundbesits  beslimmten  Kredit instiiuten  heate  in  mebferen  d^r  dilfai* 
prearsiscben  Provinzen  sog«  HusiikaHandschsften  errichtet  sind,  währeud  la  aaiv* 
Provinzen  die  Landschaften  ohne  (Joterschicd  die  Besitzer  der  Ritter i^üier  wl«  der  Mai^ 
liehen  Grundstücke  umtaasen,  sofern  diese  nur  einen  gewissen  Wert  erreiebaa.  INe 
Sinken  des  Zinsfnlsea  aber  ist  es  auxusch reiben,  da£i  selbst  tu  Ottpreafeeii,  wo  eoMt  dv 
Zinsfafs  vom  Mittelalter  her  bis  sur  Keaeeit  ein  verbal taism&lsig  lidharer  wart  «^  ^ 
andereD  Gegenden,  es  der  Landschaft  mdglich  geworden  ist^  Pfandbrleft  aa  I  fMi 
aassageben« 
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Was  soll  DUD  aber  geficheheD,  um  der  kranken  Landwirtschart  wieder 
aufssuheUt^n  oder  ihre  Leiden  doch  wenigsteDs  zu  milderti  r  Der  Vertasfter 
yeriaugt  Tor  allem  eine  Zinfireduklion.  Dag  iSinken  dea  ZinafuldeB  komma 
bis  j«}Ut  den  lundlicheD  Gruudbeöilzern ,  zumal  dee  kleicereu,  noch  nioht 
in  aem  MaTbe  zugute»  wie  den  Kaufleuten  undlnduatrielkD;  nicht  minder 
wichtig  fiind  m  seinen  Augen  solobe  Einrichtungen,  die  der  Gelahr  vor- 
beugen, dal'ü  die  gegen würtige  Behuldenlaät,  unier  der  der  deuteehe  Ackerbau 
bautzt,  in  Zokunlt  nicht  noch  gröfflar  werde.  Er  kommt  darum  noch  ein- 
mal aut  dds  Anerbenrecht  zurück  und  empiehlt  der  Hegierung,  es  zu 
ptiegen  und  da,  wo  es  äich  erhalten  hat,  obligatorisch  zu  machen.  In 
liegenden  treiUch,  in  welchen  andere  Traditionen  gelten^  miiase  man  sich 
mit  der  Einrichtung  der  Höterollen  und  dem  blois  takultatiTen  Anerbereoht 
begnügen.  Endlich  soll  die  heute  noch  vielen  Landarbeitern  Torschloaeene 
Möglichkeit  einen,  wenn  auch  nur  kleinen  Gruudbeäitz  eigentumlich  zu 
erwerben^  erleichtert  werden. 

Nicht  mit  ullem,  was  der  Verfasser  sagt,  braucht  man  einverstanden 
XU  sein.  In  manchen  Fragen  wird,  glaube  ieh ,  dem  Streben,  zwischen 
den  Üegensäizen  und  verscbiedenen  Meinungen  zu  vermitteln ,  zu  sehr 
gehuldigt.  Es  wäre  da  bisweilen  eine  entschiedenere  Steüungnahme  er- 
^llnsobt  gewesen,  andererseits  ist  die  absprechende  Beurteilung,  welche  die 
preulsischen  Grolbgrundbesitzer  erfahren,  eine  nicht  immer  gerechte.  Der 
viel  geschmähte  preuIsiAche  Junker  ist  in  der  That  weit  besser  als 
eein   Kutl 

Das  aber  nimmt  dem  Buche  nicht  seinen  Wert.  Nicht  allein,  dafs  es 
ausgezeichnet  ist  durch  die  Eüile  des  S tolles  und  die  lichtvolle  und  leben- 
dige Art,  wie  dieser  Terarbeitet  und  zur  Darstellung  gebracht  wird,  es 
bietet  auch  das  Ergebnis  scharfsichtiger  Beobachtungen  yon  VorgangeDf 
welche  bisher  nicht  oder  nicht  in  geniigender  Weibe  beachtet  und  gewürdigt 
worden  sind.  Auch  der  deutsohe  Leser  wird  manches  Neue  darin  Enden, 
was  ihm,  weil  es  seiner  engeren  Heimat  fremd,  bisher  nioht  bekannt  war. 

Dem  Verlasier  und  seinem  Werke  ist  zu  wünschen,  dafs  ihm  die 
gleiche  vorurteiislo&e  Beurteilung  zu  teil  werden  möge ,  welche  er  und 
aeine  Mitarbeiter  bei  dem  Studium  der  detitschen  ländJicheD  Verhaltuis^^e 
sieb  xur  Bichtsehnur  genommen  und  im    ganzen  auch  festgehalten  haben, 

Halle  a./8.,  den   5,  August  1897.^  von   brünneck. 
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Fioneer  miiies.  —  Mioers  and  roiniug  appliatices.  —  The  northern  aud  aoiitlicni  ttdaA  ^ 
Goid  distributbn  and  gold  rushed.  —  Characteristics  of  early  miner».  —  Stimtliü  Iv 
Organisation  and  order  —  Evolution  of  mining  tawa.  —  Lyneh-Uw  in  tJb«  atei^  <^ 
äau  Francisco  Vigilance  üommiitee  of  1851.  "  ete, 

UuU,  E. ,  Dur  coal  resourcea  at  tbe  dose  of  the  XIXtk  ceaturjr.  Kav  Yak. 
Spon  &  Cbamberlaln,  1897.     8.     157  pp.,  ctoib.     $  2,50. 

Mikla»che v»ki,  J.  N,,  Ei,  itcropiH  xosaKCTBeonaro  6st»  ICoacoMiara  fwf* 
AapcTBa.  Hacn»  L  Bacojnsnie  u  ccuiCkoü  xo^ühctbo  io»Hoii  oKpajtuu  XVII  alÄ 
MocKBa  1894.  Vlll^aiO  pp.  r.  1t, tb.  (2ar  Geaehicbtu  daa  LaadwirtaehamtiiMillP 
in  Rufslaud  Teil  I :  Ani»iedeluug  und  LaiidwiTtscbaft  im  Sidea  KuiaiAAda  am  Sada  ^ 
XVII.  Jahrhunderts) 

Lopriore,  G.  (Prof  J ,  Coocorso  internaaiooaJe  di  filtri  per  moetl  a  vlnl  f  # 
apparecchi  per  la  vinificasione  nei  paeai  caldf  tenuto  in  Catania  praaa«  la  r.  flcvda  # 
vitieoltura  ed  enologia  n«l  äellombre  e  Ottobre  1898.  Relaaioiia.  CahiBia  18S7.  gr.  I»4 
(Annali  di  agricoltura,   1897,  N^  215.) 

Podestk,  BV.,  La  pesca  del  corallo  in  Africa  uel  madiaevo  a  i  ganövaal  a  Htf* 
*acares:  laogbi  d'armamtnto  in  IJgnria.  Genova,  tip.  istituto  8orde«B«il ,  litt,  i 
89  pp. 

5.  Gewerbe  und  lodastrie. 

Jahresbericht  der  industriellen  Qe»ellschari  von  MQlhau^en,  1897.  Muihaoec 
C.  DetJoff,  1897.     Le<.-8.     187  SS.  mit  Fig ,  2  TabeUen  und  5  Tafelo       U.  t,0O. 

Mitteilungen,  amtliche,  aus  den  Jahretbcriohten  der  6«iv«rbaaaf«icjMalM 
XXI.  Jahrgang  1898.  Behur»  Vortage  an  den  Bundesrat  und  den  Helclialaf  aftiai 
gestellt  im  Beichsamt  des  Innern.  Berlin,  W.  T.  Rruer,  1897.  ^f  &  21V— C 
mit  gegen  50  tabellarischen  Anlagen  u.  79  SS.     Kogi»ter  ete.     M.   |(^80. 

Sack,  O,  (Patentanwah),  Patentwesen,  Muster-  und  Warenaeldicfiacliata.  L 
J.  J.  Weber,  1897.  8.  X--190  SS.,  geb.  M.  2,50.  (A.  u,  d.  T,  t  Webara  Ulm 
Katechismen,  Nr.  113.) 

Veraeiehnis  der  Eübenzockerfabnkon  und  Zuckerraffinerien    im  OaflMalMB 
sowie    in  Oesterreicb-Ungarn,    Frankreich,    Rufstand,    Belgien,    den 
mark|  Schweden,   England,    Italien,    Spanien,    Rnmlnitn    und  Nordaiaarika. 
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KsrnpAgne  1897/98.     Magdeburg,    VeHsg  von  A.  K&thke,    1697,     gr.  8.     XVI— 356  8S,, 
geb.     M.  4.-. 

Weiss,  A  ,  D«a  Jlandwtrk  der  Goldi^clj miede  xa  Augsburg  bis  zum  Jabre  1681. 
Leipsig,  E.  A.  Seemino»  1897,  gr.  8.  VIII— 3ö9  SS.  M.  6—.  (A.  u.  d,  T.:  Bei- 
träge  lur  Kunstgescbkhtef  N.  Folg«  XXIV.) 


Note  «or  le  mioimum  de  silaire  dana  lea  trAvauz  pubtics  eo  Angteterre^  ea  Belgique« 
en  Hol  lande,  tn  Suisse,  aux  Elals-UDis  et  en  France.  Paris,  impr.  naiioniUe,  1897«  4, 
tS9  pag.  tr.  2, — .  (Publieatitiii  da  Mioist^re  du  comiB«rce,  de  riodaätrie,  des  postes  et 
des  t^legraphes,  Office  du  travaü.  Analyse  des  documents  olficieU  recueillia  sur  ia 
deDiaDde  du  CoDseil  superieur  du  IraTail.) 

Anuual  report,  IVth^  on  change«  in  wagea  and  hours  of  Jabour  tu  the  United 
Kingdüut»  1896.  Loudon,  printed  by  Eyre  &  Spotüswoode,  1897.  gr.  iii-8.  LXXXI — 
173  pp>  (Pari,  paper  by  command  of  U.  M^.  CoDlBota:  General  report.  —  Report  oa 
$f^cial  groups  of  trades.  —  Detailed  tablea  abowjng  cbaogea  in  rates  of  wages.  — 
DeUdlled  tablea  showiug  changes  in  hours  of  laboiir.  —  Pieco  price  Hats  aod  ftlldiog 
acAles  adopted  or  rovised  in   1S96.   —  etc.) 

Report  of  Iha  DeparLuien-tal  Comniittee  appointed  to  inquire  into  ibe  cooditioua  of 
work  iu  woül'sartiug  and  otber  kijidred  tradea.  London,  printed  by  Eyre  k  Spottiawoode, 
1097  Folio.  35  pp.  witfa  4  platea.  (Publication  of  tbe  Dangeroua  Trados  Anthrax 
Committee,  Home  Office), 

6.    H&zLdel  und  Terkdlir. 

GescbftftBberIcht  über  den  Betrieb  der  Main-Neckar-EisenbabD  im  Jabre  1890. 
DarsDStadt,  Uerbert'sche  Horbucbdruckerci,   1897.     Folio. 

Handelskammer  Heta.  JahresberiL-ht  über  ihre  Tb&tigkeit  vom  1.  IV.  1896  bia 
91.  ilL  1897.  (Detitscher  und  französiscber  Text.)  Meta,  impr.  Lorraine,  1897.  gr.  in-8. 
98  u.  89  SS.  mit  4  Tabellen  in  obL-Folio. 

Jabr  es  berichte  der  Handels-  und  Gew  erbekam  mern  In  Württeniberg  für  das 
Ja.br  1896.  Systematisch  ausammen gestellt,  veröüeutlicbt  and  mit  einem  Anhang  ver- 
sehen  von  der  k.  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel.  Stuttgart,  Hofbuchdruckerei  tu 
Gmenberg,  1897.     Lejc.S.     XVI— 455  SS. 

J  abresbericb  tf  XLVIL,  der  Direkttou  der  Lübeck-BUchener  Eisenbahni^esellsehaft 
nir    das  Jahr   1896.     Lübeck,  Druok  von  Gebr.  Horchers,   1897.     4. 

Jahresbericht  Über  die  BetriebäiVerwaHuing  der  Oldenburgiscben  Eisenbahnen  für 
das  Jahr  1896.  Oldenburg,  Druck  von  G.  Statling,  1897.  4.  149  SS.  und  3  graphische 
Anlagen, 

Nach  od,  O.,  Dia  Beiiebaogen  der  niederlindiscben  ostindischeo  Kompagnie  att 
Japan  im  siebsebnten  Jahrhundert.  Leipaig,  E.  Friese,  1897.  gr.  8,  XXXIV — 444 ; 
CC  88,     M.  12.—. 


Compte  rendu  des  travaux  de  1a  chambre,  de  commerce  de  Bolbee  pendant  lea 
man^  1895  et  1896.     Balbec,  Impr.  Tvoe,   1897      8.     ISt   pag. 

0  6  3  0  p  X  Bui;uiueri  roproB^ss  Focciu  no  espoDoucKOu  h  aaiaTCKOK  rpaii0uur&  sa 
1894  VOfi'h  (Nachweis  de*  auswärtigen  Uandela  Uufslands  über  die  europüscben  und 
■alatiaebeti  Grensen   1894.     St,  Petersburg  1896.     gr.  in'4, 

Jernvigsstyrelseus  i  Finland  berättelse.     Bibang  Uli,    för  Ar  1895.     HeUlog- 


^4»,  1896*     Lex.  in-8.     187  pp. 

7.    Finantwefen. 

Stadt  Zürich.  Rechanngsübereieht  über  das  Gemeiodegat  sowie  über  die  Separat- 
gllter  nod  Btiftuogen  vom  Jahre  1896.  Zürich,  Druck  iroo  L.  Amberger,  1897,  gr.  8, 
403  88. 

Tefamer,  Das  deutsche  Reich sgesota  vom  94.  VI.  1887  betreffend  die  Besteuerung 
des  Branntweins  mit  seiner  Abänderung  vom  16.  VL  1895  nebst  den  AusfUhrungs^ 
TOrachrifken  des  Bundesrats  und  den  fUr  das  abgeänderte  Gesets  von  Bedeutung  ge^ 
bliebenen  Verfügungen  des  k.  prenfsischen  Fitianjurniuisteriums.  2,  (bedeutend  vermehrt«) 
Abu.     Qreifswald,  J.  Abel,  1897.     gr.  8.     308  88.     M.  2,76. 
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iTebersicht  über  die  Denesteo  Pablikatiooen  Oeafscblands  und   d«t  Ä&iUs4f^ 


Boustany,  Selim,  Les  fintncet  de  TEgypte  «o  point  de  ro0  ioliTiatiOBiiL 

A.  Hoaa»eau,   1897.     8.     135  pa^. 

ßoayier,  G.  (i^roT.,    Caflti)    et  G.  J^ie,    La  v^ritable  notiOD    de    1a  lol  d  la  I» 
antitielle  de  fioimced,     K6le  dta    potivoir    l^gSalatif   on    toati^re  de  badgeC    (^tad«    4« 
conatitutionu«!  et  RdmiDiatratif),     Paris,  PicbOD,   1897.     8*     64  pa|;. 

F  Q  r  r  7  ,    C.  («ecr^taire-greffier   da  conseiJ    de    pr^fecture   des  Voeg«*), 
directea  et  tiucea  asaimil^e».     Eptaal,  KJeiu^   1897.     8,     IfS  pag      (Sommairei 
-*  OrgaDisatioa,    —    RecUmatioiu,  —  Comp^leDcc,    etc.    —  Coutribatioas    iodirecf,  — 
NotJou»  g^u^rnles.  —  Prindpales  formales  «t  demandej».  —  Adjuurtions,) 

Morgan*!  United  Stateitariff,  1807.     9tH  editioti.     Baltimore,   1897.     if,    47i  ] 
dotb.    $  1,50. 

Royal  1,  W.  L^    History  of  tbe  Vir^nia  debt  coatroversy :    the   oegro'e  vle 
flneQce  in  politics.     BichmoDd  (Virginia),  1897.     12.      U3  pp«,  cbtli.      $  0,50. 

8.  Geld-,  Banlc-f  Kredit-  und  Veriioherung'iweieji. 

Akttengesellivchaften,    die,    lu    Hamborg^    and    Umgebaog^     Lfib«ck, 
Scbleswig-HoisteiD,    Hannover,    Mecklenburg    and  Oldenbarg.     Jabrgao^    1897/$i8. 
barg,    Druck    der    AktiengeWUchaft    tiNeue    Böri^cnballe^S    1897.      gr.    B.     547  SS« 
Be^itter.     M.  6.^. 

Bdrner,   R.,   Die  »üchülsebeD  AktiengeseiUcbafteo   und    die   an  ^ich^bdiaa 
koarababenden    auswärtigen   ludnitriewerte.      Jahrbuch     der     DresdeiMr,     Lrfpajf 
Zirickauer    Börse.      7.    Au8.      Rie&a,    Selbstverlag,    1887.      gr.    8.      X^4ll    88.,   pik. 
M.  7,50. 

Kaemmerer,  G.  E«,  Eeicbsbank  und  Geldamtanf  Berlin,  Pattkaiiiiii«r  4  UMM- 
brecbt,  1897.     gr.  8.     88  SS,     M.  3.~. 

Rflcbenacbftrt&bericht  der  Direktioo  der  Spar*  und  Leihka«»«  für  die  Oähi»- 
lollern^scben  Lande  über  die  Verweltung  dea  Inttitnts  wibreod  d«a  Jalvti  JIM. 
SigmariiigeD,  M.  Liehoer,   1897.     4.     8  8S. 

Zur  Kenntnia  der  Arbeiterversicbernngsgeieiae.  ZiröK  Plai^lltter  breg.  fo«  im 
Verelnigiiog  aar  Fürsorge  Hir  kranke  Arbeiter.     Leipzig.     1897,     Boy .-4.     S8  8S. 


BroulJhet,  Cb.  (charg^  de  coun  k  la  facnlt^  de  droit  de  rUniveratie  d«  Maal^ 
peltier),  hm  fotictions  sociaJeA  des  caisses  d'^pargne  et  la  loi  da  10  joillet  1898*  ^tfK 
A.  Eonsseftu,   1897.     gr,  in-8      fr.  2.—. 

Leroux,    J.,    Etttde    sar    le    monvement    coop^ratif  ^tb^).      Saiot-Dialar, 
Tb^veDot,  1897.     8,     VIII— 388  pag. 

Ballard,  J^  H.,  QoM  and  silver,   an  elementary  treaüse  on  bim«taJII«a. 
RlvlDgton,    Percival   &   C°,    1897.     8.     X  — ISS    pp.,    clotb.     8/.e.     (CoQtMila:     W%il  W 
bimetallism  ?   —    The   story   of  Ihe  Standards.  —  Tbe    great  fall   of   priooa.    —    Eat0m% 
competitioD.  —    MiscoDceptlons    and    misrepresentatioDS,    ^  Appendix :    Mr,    fliniiikefk'i 
iudex  iiumbers.  —   etc.) 

Webb,  M,  de  P.,  The  great  power.  iLs  origio,  nse  and  inflnence.  A  brief  explisir 
HoQ  of  tbe  neceaaity  for  inooeury  reforin.  Loadon^  Paul,  Trübaer  &  C*,  iW. 
erowD-8.     S/,8. 
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8.    SoiUl«  7raf  #. 

Freeee,    Seinrioh,    Fabrikanten sorgea,     B ^ 
1896,  M.  WilcketiB. 

Nicht  mit  allen  Einzelausfülirungea  des  Verf.»  eines  Untemeha^n^ 
kann  icli  eioTeretandt^n  seio.  Aber  dessen  ungeachtet  habe  ich  die  Scknft 
mit  grofsem  Interesse  gelesen.  Ein  Mann  der  Praxis  mit  reichen  firiah- 
rangen  und  nicht  ganz  frei  von  der  Neigung,  seine  dgtnc^n  ErfafaniflB 
sn  Terall gemeinem,  bespricht  hier  die  Frage  der  ArbeiterschuUftadai^ 
des  Achtfitundentagei,  der  Arbeiteratisschüsse,  der  Oewinnhet^iLlgiuif,  dir 
Arbeiter  Wohnungen  u.  s.  w.  in  anziehender  Form.  Manche  mm&t  9^ 
merkungen  über  die  Ursachen,  denen  nicht  selten  Mlfserfolg«  dif  |iimk* 
tischen  Social politik  suzusohreiben  sind,    ersoheineii  ala   durohaus  rieU( 
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und  der  Ton  ebrlioher  üeberzeuguog,  der  durch  die  ghuzeu  AusführuDgen 
gehty  berührt  wohlthuend. 

Aacheo.  R.  yan  der  Borght. 

Bericht  dar  Armen v er waltuni;  «od  des  Wa-iseotAU  der  Sudt  Kiel  in  der  Zeit  vom 
1.  IV.  1891    bis  Sl.  ilL   1896.     Kiel,  November   1896.     4.     1^  SS. 

ßericht  der  Komoimioaett  der  Ge9«llschntC  freiwilliger  Armecifreaiide  in  Riel  für 
das  JAhr  1896/97.  Kiel,  Druck  ▼oti  Schmidt  &  KUunig,  1897.  gr.  0.  lOS  88.  mit 
7   Lii-htdrackUfelo. 

Egü^  IfermanD,  Die  soziale  Frage  uod  ihre  Löstiog.  AUta^sbetrAcblUDgen. 
Breoieii,  M.  Beinsiu»  Nftchfolger,  1898*  g^r  8,  XVI— 248  BS.  M.  i,50.  (luimlt: 
InliRli  and  Hedeutanff  der  suziftlen  Pra^e.  —  Oe&etzgebang  als  Rettungsmittel.  —  Die 
8elb«itflratebQiig  aar  Gerecbü^keit.  —  Die  Erziehung  Anderer  2ur  GerechtjgkeiL  —  Die 
KecbtaordnuDg  der  freien  Qesellicbaft  al»  Rettung^mlttel.  —  Anhaügr  Der  Kültiirverein.  — 
Ootae  Mammon,  '-  Vom  Beruf  der  Schtile  gegenüber  der  soiialea  FVage.  —  Recht  and 
Oe»ets,) 

M  allster  b  er  g,  £.,  ZentrabteUen  fUr  Armenpflege  and  Wcbtth&tigkeit.  Jene« 
G,  Fischer,  1897,     gr.  8,     07   SS      M.   1,&0* 

Schritten  dea  deutschen  Vereins  für  ÄrmenpJSege  und  WohLthitigkeit.  Hefte  29 — 33. 
L»etpsig)  Duncker  &  Uumblol^  1897.  8.  (Inhalt:  Heft  89.  Die  Armeupöege  ta  ihren 
Betiebaogeo  au  deu  Lei&tuugen  der  SosialgeseUgebuug«  Bericht  voo  ürinkmanu  (HUrgermstr., 
Kdoigsberg  i.  Pr.).  IV— 40  SS.  &L  K— .  Heft  30.  Die  Fürsorge  für  Wuchnerinnen 
ttod  deren  Angehörige.  2  Berichte  von  (McdR.)  Hau»er  und  (BErgermstr,  a,  D.j  Milaster- 
b«rg.  IV— 47  SS.  M.  1,20.  Heft  31.  Die  Gew&hruDg  van  Wohuung^miete  als  Art 
der  ArmoDUnterstütaQDg.  2  Berichte  erstatiet  von  Kay^er  (Beigeordoeter)  in  Worms  and 
(StadtB.)  Jakstein  (Potsdam).  IV— 68  SS.  M.  1,60.  Heft  32.  Die  Beteiligung  grars«rer 
Verbktide  an  der  Armeulitat^  2  Berichte  von  ^LandeaE )  Brandts  (Düsseldorf)  und 
(PinR.)  F.  W.  a  Zimmermann  (Brauuschw.),  IV— 91  SS.  M.  2,20.  Heft  53,  Die  Für- 
•orge  rür  die  tcbulentla&»ene  Jugend.  Bericht  von  (LandgerR.)  Feliscb  (Berlin).  IV — 37  SS. 
M,  0,80. 

Vereinigung  snr  Fftrsorge  ^r  kranke  Arbeiter  für  da«  Jahr  1896.  U.  Jähret* 
bericbt     Leipzig,  Druck  von  E.  Freter,  1097.     gr.  4.     36  SS. 


Steer,  B.,  The  Smedleys  of  Matlock  Bank  (Badeort  lu  Derbyshire):  belog  a  review 
of  the  reUgious  aod  phtianthropic  iabours  of  Mr.  and  Mrs.  Smedley.  London,  £.  Stock, 
1897.     8.     d/.6, 

10.     f^eaetagehtuig 

Bloch,  M.   (von  St  Gatieu),    Kaufmann  und   knufminnischer  Verkehr    im  »chweiae- 
riachen  Übligationenrecbt.    St.  OaÜen,  Drock    von  A.  Loehrer,  1896.    8.     66  SS.    (Berner 
risiische  Distertatioo.) 

Engelmaon,    A.,   Des  alte  und  das  neue  bürgerliche  Recht  Deutschlands  mit  Ein- 

eeblufs    de*  Uandelsrechts  hbtorisch    und    dogmatisch   dargeatellL     Heft  1,     Berlin,    J.  J. 
Hein«,   1897.     8.     160  SS.     H.  2,50.     (Das  volUtAndige  Werk    wird  ca.    10  M.    kusten.) 

Entwurf  eines  Gen^etzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Oericbtsharkeit. 
Berlin,  Outtentag,  1897.     kl.  8.     48  SS.     M.  0,60. 

F  I  c  k  ,  F.p  Die  Frage  der  Checkgesetzgebung  auf  dem  earopäischen  Kontinent.  Mit 
besonderer  Berlicksiehtiguug  der  schwetzeri^cben,  deutscheu,  österreichisclien  und  iraoscS- 
aiachen  Verhiltnisset  unter  vergleicbswoiser  Herbeiziebang  des  englischen  Geaetaea  und 
d«r  übrigen  ausllndischen  Gesetze  und  Usancen  dargeatellt.  ZUricb,  Orell  Fttsall,  1097. 
Lttx..8.     XV 1—448  SS.     M.  ß.— . 

Gesett  über  die  Haudehkammern  vom  24  Ik  1870^19.  VIU.  1897.  Magdeburg, 
Pftberach«  Buchdruckerei,   1897.     8.     16    SS. 

GuntH,  Ed.,  Das  eheliche  Gaterrecht  des  Kantons  St.  Gallen,  dargestellt  nach  den 
fttattitarrechten  und  dem  kantonalen  Rechte.  Attatätten  1897*  8.  86  SS.  (Berner  jur. 
Dr.-Dis»erLatJon.) 

Hirsch,  R.  (Eecht^anw.,  Ulm),  Die  Bechtaverhjlttnisse  der  nneheliehen  Kinder  nach 
dem  Bürgerlichen  Oeaetzbuch.  Ertttutert.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1897.  8>  VU_ 
08  88,     M.  1,50.     (A.  u.   d.  T. :  Monographien  über  das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  Heft  L) 
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Je»9«oberger,  FI.«    Die  ein^etru^^neu  Genossen  ich  Kft«n    nach  d«in  Bei« 
▼.  1.  V.  1889  und  der  Novelle  v.  IS,  VILl.  1896.     Systemfttbcb  bearbeileU     Wirstaii,) 
Gnftd  &  De,   ia97*     gr.   8.     VIII— IfiO  SS.     M.  1,80. 

Lewi5-BoyeD5,  Das  deuUcbe  Seerecht    Auf  Grit nd  des  Komiii«fitAr«  ron  WlQMJ 
LewiA  unter   BeriicksichtigHiDg    anslftadischer  Seereehte    neu    bearbeitet    too    Eiatl 
(RechtsAnw.    beim  Hpichsgericht).     Mit    einer   Kinteitung   aber   drUieh«    Oettuoff  •« 
lieber  Gesetze«     I.  Band.      Leipiig ,    üuacker  &  Humblotf    1897.     gr.   8      XiC'-4tO  &) 
m.   10.—. 

^^SH^t  (OEe^B.),  Die  neaen  preaffischco  Volle sscbalgesetxe     Zammingiig— telll  wai 
erUatert.     S.  Aufl.     Berlin,  C.  HeymAnns  VerlAg^  1807.     gr    B,     VI^-41(S  89.     HL  f. — 

V,  SchUj^en,    F.  (OI^nde&GerR.),    Das  Gesett    betreffetid    die   Pli»cb«rei    der  Cltf^J 
ei^entUtntir    nnd    dk   Koppeißscherei   in    der  PrOTioi  BAonover    ▼om    26.   VI.    1891 
den  übritEcn  Ür  die  Provinz    HAEinover   ergpangenen ,    die  BinnenGscberel    betreffiaidM  6*> 
»etzen  und  Verordnungen.    HAmm  i.  W  ,  E.   Griebstb,  1897.  kl.  8.  IV  — HO  SS.  M.  l^tl. 

Weifs,  H,  {k.  pr.  Ger«- Ass.),    Der  ÜAmpf  ums  fiecbt  und  der   deutscbe 
stand.     Berlin,  R.  MikUcb,   1897.     8.     VI— 164  SS.     M.  2.—, 


Cbasftlgiiet,  L«  (avocat),  Des  donations  de  Bommes  dWgent  falt^s  pmf 
poar  le  doetorat).     Toulotue,  tmpr.  Saint- C/prien^  1897.     8.     131   pmg. 

G  A  B  D  o  s ,  X.  (avoeAt  pre^  1a  Cour  dVppeJ),   Etude    historiqae    sur    U    eoiiditin 
julfs  dAos  l'Auden  droit  fran^ais,     AngerS|  impr,  Burdin,   1897,     S.     360  p#g* 

Revillout,  K.,  La  creance  et  1e  droit  commertiAl  dam  FAiitiqoii^  LfftMi 
feAs^fis  a  TEcole  du  Louvre.  Le  Pu^r-en-VelAj,  impr.  MArchess4)a,  1S97.  S.  V— SM 
fr.   10.—. 

T ha  Her,  E.  (prof.  de  droit  cotnmercial  k  rDniversit^  de  PArff),  TtiüU 
de  droit  comtnerciAl.  Fasele ale  1.  Paris,  A,  HouSAeaa^  1897,  8.  (Sofmnalrt : 
doctioD.  —  Le9  comiiier9Anta^  —  Les  soct^t^  commereiAlej.  -~  L«a  boarMa  dm  cm- 
tnerce.  • —  Af^ents  de  tliange  et  courtiers.)  [Da«  voltaländige  W«rk  wird  aas  1  Uth- 
runden  bestehen,  der  et}  letzte  fttn   1.  IV,  1898  erscheint,  und  Fr.  12, — -,  koestaai,] 

Arn  ottf  J.,  Tbe  land  tax  and  bow  to  gei  it  corrected.    With  Appendix,    iiinriiiin 
the  instruetions  tu  Assessors  issued  April,    1897,  Aud   axtfACt«    from    tbe  L&nd  T«t  < 
LondoD,  Eff.  Wilson,  1897«     8.     40  pp,     l/.— . 

11.     BtR&tB-  und  VerwaltirngfrAclit 

Dienstesvorscbrifton  für  HebAuiinen.    KrlAssen  mit  der  VoroTdomag  die 
Minifiteriuma  d.  Innern  v.   10.  IX,  1897.     Wien   1897.     kl.  8.     60  SS. 

Emden.  Etat  der  Einnahtnen  und  Aufgaben  bei  der  Kimmer«i  d«r  Stadt  fiate 
tiir    das  Jahr    1897/98    vom    1.  IV.  1897    bis    31.  Ui.   1898.     £mdea   1897.     i.     41  Kl 

Entscbei düngen  des  Bundesamtes  für  das  HoimAtweten.  Im  AmtUcb^ft  Amhnft 
bearbeitet  und  brsg  von  J.  Krecb  (kAis.  GehRegR.  u.  Mitglied  des  BoiidasUBUA  L  4 
Heimatweson),  Heft  3^  euthaltend  die  in  der  Zeit  vom  1.  IX.  1898  hh  iimb  I  IX.  litT 
ergAngetien    wtf.'btigereD    Eutucbeidungen.     Berlin,    F.  Vahlec,    1897.      8*     VIII — lii  fll 

Pleiachmann,  Max,  Der  Weg  der  Gesetzgebung  tu  Preafseii.  Br«AlAii«  II.  f  K. 
HArcu»,  1896.  gr.  8.  VIII— 128  88.  M.  3,80.  (A.  a.  d.  T.:  Abbuidttti^«a  am  im 
Staat«-   uiiil   Verwakünusrecht,  hrsg.  von  (Prof.)  S,   Brie,  BresUtt»  Heft  l.) 

Koebne,  C,  Die  Worm&er  StAdtrechtsreformAlJoo  vom  JAbre  149^  Bia  Mmg 
sor  Gescbiebte  der  deut»cben  StAdtrechte  und  der  Rezeption  de«  HkaAmkm^  Ulf  >■•  i 
DeutsehlAnd.     Teil  I.     Berlin,  Speyer  Sl  Peter«,  1897,     8.     VI -87  SSw     M.    !,«>, 

LAndtAgsseeaioD,  die  preußische,  1896/97^  XVI II,  LegislAturpcriodA,  l\\9miim. 
9  Teile.  Berlin,  PnttkAmmer  ä  MÜhlbrecbt,  1897.  gr  8.  219  SS.  M.  »  _.  (UMt 
Teil  1 1  Allgemeine  Verhältnisse.  —  Fioanzwesen.  —  6e»oldanpwei«i.  —  Tett  U :  titm* 
bAhnen.  WAssarstrafsen.  —  Innere  Verwaltung.  —  JustJawesen.  ^  llAndel  «ad  fi^ 
werbe.  —  Land^,  Forstwirts ehaft,  JAgd,  Fischerei.  —  Kirche  und  Schal«.  —  «fa) 

LÜDobnrg.  HausbaltsplAn  der  StAdt  Lüneburg  fär  dAs  Jahr  1897/98.  LliiAfca^ 
Stern'scbe  Bncbdruckerel,  1897.     4,     19  88. 

Magdeburg.  Bericht  über  die  Verwattung  nnd  den  Stand  der  Qvmmimd^matgthpm* 
heiten  der  Stadt  MAgdeburg  für  die  Zeit  vom  1.  IV.  1896  bis  31.  (U.  1B97.  lUf4cNrr. 
Druck  von  ZachAriA»  &  Beyer,   1897.     4.     262  SS. 

Mülheim  a.  d.  R.  HAUsbaltäplAn  der  Stadt  Mölheim  *.  d«  RaJir  Ar  4m  i»k 
1897/98  und  Bericht  über  VerwAltung  aiid  Stand  der  Gemeiodaaiig«{«fiaMtt«  fir  dtf 
jAhr  1896—97.     Mülheim  a,  d.  R.,  BDchdruekorai  roa  £.  Marka.  ti91.    kt* 
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Neifse.  Bericht  über  Verwaltaoff  uod  Stand  der  Gemeindeangde^enheiten  der 
Stadt  Neifse  fflr  die  Zeit  rom  1.  IV.  1892  bis  31.  lU.  1896.  NeiAe,  Druck  Yon  F. 
Bir,  1897.     gr.  4.     75  SS. 

Senger,  Tsurntaro,  Gestaltung  und  Kritik  der  heotfgen  Konsnlargeriebtsbar- 
kdt  in  Japan.  In  2  Abteiinngen  (a.  beutige  Gestaltong  der  Konsolargerichtsbarkeit  in 
Japan;  b.  kritische  Beurteilung  der  heutigen  Konsulargerichtsbarkeit  in  Japan).  Berlin, 
B.  L.  Prager,  1897.     gr.  8.     VIII— 160  SS.     M.  4.—. 

Vorbildungs-  und  Prftfiingsordnung  ffir  die  Gewerbeaufsichtsbeamten.  Berlin, 
Heymann,  1897.     gr.  8.     11  SS.     M.  0,80. 

Zitelmann,  E.,  Internationales  Privatrecht.  I.  Band.  Leipaig,  Duncker  &  Hum- 
blot,  1897.  gr.  8.  VIII— 408  SS.  M.  9.—.  (Der  TL.  (SchluA.)Band  soll  Ende  1897 
erscheinen.) 

Compte  rendu  des  s^ances  de  la  Chambre  des  d^put^  du  Grand-diuih£  de  Luzem- 
bourg.  Session  ordinaire  du  10  norembre  1896  au  28  juillet  1897.  Luxembourg,  impr. 
Bfick,  1897.     gr.  in-S.     2102;  545— XLIII  pag. 

Ducrocq,  Th.  (prof.  de  droit  administr.  k  l'Universit^  de  Paris),  Cours  de  droit 
administratif  et  de  l^slation  fran^aise  des  finances,  avec  introduction  de  droit  eonstitu- 
tionnel  et  les  principes  du  droit  public.  VIlMme  Edition.  Tome  le^:  Droit  constitutionnel. 
Organisation  administratiye.  Paris,  Thorin  &  fils,  1897.  gr.  in-8.  XXXIX— 540  pag. 
fr.  8.—. 

Message  du  President  de  la  Ripublique  (Argentine)  k  l'honorable  Congris  de  la 
nation  k  Toceasion  de  l'ouyerture  de  ses  sessions,  Mai  1897.  Buenos  Aires  1897.  gr.  in-8. 
48  pag. 

Risley,  J.  S.,  The  law  of  war.  A  study  of  the  legal  obligations  and  conditions 
applying  to  belligerents  or  neutrale  in  times  of  war.  London ,  A.  D.  Innes  &  C®,  1897. 
8.,  eloth.     12/.—. 

12.    Btatiftik. 

Deutsches  Beich. 

Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  N.  Folsre.  Erginaungsblatt 
N*  1 — 8:  Aus  den  Ergebnissen  der  Berufszihlung  yom  14.  VI«  1895.  Frankfurt  a.  M. 
1897.     4.     55  SS.  nebst  1  farbigen  graphischen  Darstellung. 

Beiträge  aur  Statistik  der  Stadt  Strafsburg  i.  E.  Herausgegeben  vom  statistischen 
Amt  der  Stadt.  Heft  2.  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  2.  XII.  1895.  I.  Teil : 
Tabellenwerk.  Strasburg,  F.  Bull,  1897.  Lez.-8.  VIII-.184  SS.  mit  kolor.  PUn  der 
Stadt  Strafsburg. 

Preufsisch  e  Statistik.  (Amtliches  Quellen  werk.)  Herausgegeben  in  zwanglosen 
Heften  vom  k.  statistischen  Bureau  in  Berlin.  Heft  147.  Die  Ergebnisse  der  Ermitte- 
laog  des  Ernteertrages  im  preufsischen  Staate  für  das  Jahr  1896.  Berlin,  Verlag  des 
BBreans,  1897.     Roy.-4.     LVIII~191  SS.  mit  2  Tafeln  graphischer  Darstellungen. 

Statistik  der  in  der  Stadt  Köln  während  des  Jahres  1896/97  in  offener  Armen- 
pflege ünterstfltzten.    Köln  1897.    gr.  4.   (Bearbeitet  im  städtischen  statistischen  Bflreau.) 

Verteilung,  die,  der  Karlsruher  Bevölkerung  nach  Strafsen  (auf  Gebäude  und 
Haushaltungen)  auf  Grund  der  Volkssählunsren  von  1871,  1875,  1880,  1885,  1890,  1895. 
Karlsruhe,  M&ller'sche  Hofbuchdruckerei,  1897.  Folio.  7  SS.  (Herausgegeben  vom  städti- 
schen statistischen  Amt) 

Frankreich. 

Albanel,  L.  (}uge  d'instruction  an  Tribunal  civil  de  la  Seine),  Etüde  statistiqne 
snr  les  enfants  traduits  en  justice.  (Tommunication  faite  k  l'Assemblie  g4n4rale  de  l'In- 
stitut  international  de  statistique  (Saint-P^tersbourg)  le  21  aoüt/2  septembre  1897.  Paris, 
Marchal  &  Billard,  1897.     gr.  in-8.    fr.  2,50. 

Album  de  statistique  graphique  de  1895—1896.  Paris,  impr.  nationale,  1897.  Imp. 
in-4.  22  pag.  texte  et  22  planches.  (Table  des  mati^res  de  planches:  Chemins  de  fer: 
a.  Resultats  g^n^rauz  d'ezploitation  en  1898 — 1894;  b.  Les  transports  par  natura  de 
narchandises  sur  les  voies  ferröes  de  1866  k  1894;  c.  Trains.  —  Navigation  Interieure: 
a,  Resultats  gön4rauz  d'ezploitation  en  1894 — 1895;  b.  D^omposition  du  tonnage  des 
voies  navigables  en  1894.  —  Reeensement  de  la  chrculatioa  aur  les  rontes  nationales  en 
1894.)    [Pnblication  du  Minist^e  des  travanz  pnblies,] 
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S  t  A  t  i  0 1  i  q  u  e  de  Ja  nnvigation  iot^rieure.    Relev^  (j^^o^ral  da  tonoae«  de«  l 
aooie  189€.     2«  volume      Pari»«  impr.   naiionalef  1B97.    iD-4.    S95  pa^.  et  evta  •■  HäL 
fr.  8* — .     (PublicatloQ  du  Mimstfere  des  traraui  publies.) 

E  n  gland. 

BtatUiical  report  of  tbe  bealtb  of  the  Davy  for  tbe  jear  189S,  Loodoo,  prtiül 
hy  Eyre  &  Spnttiswoode,  1896.  gr.  in-8.  XIV — 108  pp  irith  app«odis  97  pp.  (Ma 
to  appendii:  Total  force.  —  Hom«  Station,  —  Med i terra Defta  Station.  —  Nortb  Amm^taä 
and  West  tfidlan  sUliora«  —  Sourb  East  cotst  of  AmericaD  statioa.  —  Pacifie  »talkv.  «» 
West  eoa^t  of  Afriea  aod  Cape  of  Öood  Hope  statton.  ^  East  Indies  atAtion«  —  tUi» 
Station,  —  Austritliaa  Station.  —  Irrei^ular  forco,  ^~  Marine*  at  hcad  qaart^r«  (artüJv^ 
and  infantry),     Tab!e  sbowini;  caseft  of  disease  and  injory,  iDvalidioga,  deatlis,  «te«) 

Oesterreicb-Ungarn. 

JftbTbncbi  statistiscbe»,  der  Sudt  Wien    für  da»  Jahr   1895      Jahre,  XIH 
beitet  von  Stephan  Sedlaczek  |Mnßi!>trat«rar)  W.  Lönry  (Mnifistrat^sekrefir)   ood  W. 
(Mfti^srratakoniipiHt),     Wien,  W.   ßranmüller,  1897.    f. ei.  8.  XIII— 821    SS^  geb.  (mott^ 
Jungen  des  itati&ti^tbeti  DepArtements  det  Wiener  Mtffislratea.)  

l^Qdapest  fötriros  statisKtikai  tiavnifBsetei,  kiadja  Bodiipeat  ts^kee  f5v4ro«  st 
hivatiila^    szerkesxti    K5rdsy    Jos     Husaon5t5dtk    dvfotytni.     (HonaUhefte    de«    Bu 
KoDin]un«lstaHst]»chen  Bureaus,  redimiert  von  J*  v.  Rorösy.  Jabrif«  XXV.    Biidap««t 
Lex.  in-8.     Mit  der  mouHtlicben   Beilage:  GraphiHcbe  Tabellen    Über    die   SterliKrli 
infektiösen  Krankbeiteo  in  den  Jabren  1893—1897.) 

Wiadom6»c»  »t»tystyc«ne  o  atosunkach  Krajowycb  wydane  prsea  Krajowyeli  wydaae 
pn^e«  KrAföwe  Biurn  statystyrzne  pod  redak<*jj\  (Prof.)  TadcosiEa  Pilata.  Toin  XV,  laiijt 
(Heft)  3  und  Tom  XVI,  ueszyt  1,  Lw6w.  gr.  in-i.  (Sriitistt»chi»  Mitteiluneeo  über  die  *V- 
hKUjii<«se  Onliiiens  br^if,  Tom  stHtistii!.chen  ßUreau  de«  jEtnltstMchen  Lande»at]McTtaa»e«,  rc4ff«rt 
Tnn  (Prof.)  Tbadditu»  Piiat.  Lemberg  1896 — B7.  «rr.  in>4.  47  u.  67  pp.  (Inhalt;  Die  r«««^ 
licheo  Gcnoftsenficbafte»  in  Galizien  im  Jahre  1894.  Anf  Grand  der  amtlicben  ^rati^ft 
dari^e^telU  von  Mori«  v,  Madurowica,  —  Qericlit liebe  FeilbietnnifeD  blnerlicbvr  ood  kM*> 
slldtisfber  Kealitlten  in  Galiiien  im  Jahre  1894  mit  Rtickblicketi  auf  dJ«  Vf*fft*Trt,  we 
Thad,  Zif^r%kow»ki.  —  Die  tleheraiedeluni;  der  Bev^lkernn«:  aii»  Weat-  nmi  i  *jm 

auf  Grund   der  von  der  k.  k.  statistificbeEi  Central ki^mtnisftioD  initKetcilteti  hm  hm 

Materialien  bearbeitet  von  Fr,  t.  Morawskl.  — ) 

R  Q  fs  I  a  n  d  (mit  Finland). 

Pe  raon  a  I  statu  a  der  evanp^eliscb-lntberisehen  und  dtr  evanceliacb^refonntfflaa 
Kireb«  in  Rifulnnd.     St.   Peter»burir.  K««btb  &  C*»  1897.     kl.  8.      1S5   88,      üf,   S,— 

Cboai»  cB-LitHiu  oöt  yMepniinrB  Bn>  ropOAt  MocRifi  3«  1B9&  rojr&.  Mocxaa  lü?* 
Lex.  in-S.  IV— 52  pp.  (Die  TodeifüMe  benw.  die  TodetoTsachen  in  Mo^ka«  1895  PiiO- 
kation  de«  sf^dtiürhi^n  arftti*riscben   KGreau«  der  i^tadt  MoskAQ  )  , 

BpeueBHHKi.  neHTpaun^imro  craTHCTiniecKaro  KoMHTeTa*  No  41  C,*IIerepilf|rt> 
(Jnbrbocb  der  kais.  ro-^Kiscben  »lntii»ti?»cb«»n  Cenlralknmmission.  Heft  41.  Äf.  Pet#r«lb«rf 
1897,  hrjL.  in-8.  V-9Ö  pp  Inhalt:  yMepniie  Baca.-iLCT»eiiHO  if  BHeMinio  Wh  PiiectMCtil 
inmepis  b-^  1888 — 1893  rr.  [Oewutisatne  tind  plOt»liebe  Tode^arten  im  ni««i«eK#it  Xaia«> 
reich  in  den  Jahren    1888  —  1893.1) 

Bidraf?  tili  Finlnnds  nmdefa  Statistik.  VL  Befolknin^s-Maüttik,  K«  14«  Wt^ 
f-iknin^eD  (Volkfiiählang)  i  Helsintrfors,  Abo,  Tsmmerfors,  Wiborir,  tJleAbi>rg^  neh  Hjdri»^ 
boriif  den  1.  XII.  1890.  Ar>dra  bftftet  (IL  Teil).  HeUin|ffor>.  1897,  f>ca.  in^a.  Vl^-flS; 
143  pp.  (Teil  I  eri^cbien  189S.)  —  VII  Sparbanks-ststisiiik  K*>  4:  Ötymr^l^  afflmka* 
sparbiinkDr  en  1886-1890.  Helaingrfor*,  1897,  Lei.  ln-8.  IV— 40;  Iftl  pp,  _  X  Sit* 
tistik  afver  folkundervisniniren  i  Finland.  N<^  23«  (VolkMcbut^tatuttk  tta  Mhm^§^ 
1895/1896.)  Hebinf^fon,  1897.  Lex.  in  8.  XX— 145  pp.  —  X.  Statbtik  dfr<r  foftved«^ 
▼Unineen  M^  S4.  (Statistik  der  evanK«liMCb-lutherischen  (p.  1 — 49)  und  der  frledkl«!^ 
ru^siichen  fp.  50 — 53)  {Volksficbulen  in  Finlnnd  im  Jahre  18961  Hetaliifrfrirt,  tllfT.  hm^ 
iO'S,  -*  XIL  FJlniTv&rden.  N*'  14:  (Gefin|;nt9staliätik  fOr  das  Jahr  I81»§,)  HmhiUSm, 
1897.  Lex.  in-S.  VI— 69;  50  pp.  —  XXL  Fattijfv&rd Statistik  B.  Sraltttik  der  Oefc^ef» 
lieben;  (Blindefi|  Tattbs  tomment  Epileptiker,  Geistesach  wachen  ete>)  nae^  d$n  RericÜie 
der  Inspektoren  der  bevQizlichen  Aitstalten  fär  das  Jahr  1895.  HeUinirfnr*.  1197.  LvSn 
in-a.  IV --98  pp.  —  XXUF  Biltavisendet,  N°  3:  Fiuljindtsebe  JMsticateliatÜ  Ar  de«  Mr 
1893.     HeUingfor«,  1897,     Lex.  io-S.     X — 18;   181   pp. 
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Btifrjett  und  Holland, 

StAtlitiqtt«  de  Ia  Belgiqoe.  Ttbttati  i;dn^rml  da  commerce  iiTeo  les  pays  Atraogers 
p«tidant  raoti^e  1896,  publik  par  le  MLniBtre  des  finances*  6riue]les,  impr.  Ad.  Mertensi 
1897.     Imp.  In-fotia      XLII— 342  paf?. 

Jaaroijfers  Dit^ef^even  door  de  Cenirale  Commissie  voor  de  Statbtiek.  Binoen- 
l»ud  1896  en  vorif^e  jnreD.  Amiaaire  statistique  des  Pays-Baa  publik  par  U  Commtssioo 
e«titrale  de  »talistique  Metropole ,  1896  et  ann^e»  anti^rieares.  's  Gravenhaf?«  ,  van 
^Weeldet»  *  Minjrelen,  1897.  ^r,  in-8.  XXIV— «50  pp.  (Table  des  mati&res:  Extrait: 
Etat  phyuiqae  de  la  papulatlon«  —  Etat  intelluectiiel  de  la  popEtUtioD.  —  Claftaifioatiort 
de  la  populfitioD  d'apr^  tes  profeasiotiB  na  31.  XIl.  1889.  Signea  exterieurs  de  prosp^- 
rJt^.  —  Prix  de  vivres*  —  Assistaace  publique.  In5titutions  de  prdvoyance.  —  Ai»üi]* 
mnce.  —  R^partjtion  de  la  ricbetse.  —  Justice  crimioelle  et  civile,  —  PaillUes.  —  Pri- 
aoD9.  —  Pecberies  maritimes.  —  Agricnlture.  —  Commerce  et  navigation.  —  Moonaies.  — 
Institations  de  credit.  —  Voies  ferries.  —  Pü*te«  et  t^ldgraphe«.  —  FinaBees  du  royaame. 
^-^  Ftoancea  de»  provinces.  —   FiDtiiceB  comm^nales.) 

Dfinemark. 
Da  m mark  s  Statistik.     Statbtisk    Tabelvfirk  ,    IT.  Rick ke,    Litra  D,    N*  29 :    Koo- 
ir«Hgets  HüDdelüßaade  og  Skibsfart  i  Aaret  1896,     K»>benhavn,  Gyldendaif   1897.    4.     S6 
125  pp.     (D&nemarks  HandelsßottG  und  Schiffahrt  Im  Jabre  1896.) 

Schweiz. 
Mitteilungen    des  Berntscben    statistischen    Bureaus.     Jahrg.  1896t    Lieferung  2: 
I.andwirt^^chaftiicbe  St&tlatik  für  daa  Jahr  1895.     Bern,    Bucbdruckerel   700  K,  J,  Wyas, 
1896.     gr.  8/ 

Schweden. 

Bidrag  tili  Rverigfts  ofßdela  Statistik»  H.  Kgl.  Maj:ta  befallningshafvatidas  femfirs- 
berittelser.  Ny  fotjd  Vfl^  jemte  sammandreg  f5r  ^ren  1886—1890.  Stockholm,  bok- 
rryckeriet  Norstedt  k  Söner,  1895.  gr,  in*4.  ca.  1500  pp,  ( FüüOah res be Hebt  der  Prlfek- 
t^n  der  24  acbweditcben  lin  und  der  Stadt  Stockholm  fUr  dfe  Periode  1886 — 1890. 
Inhalt:  Bevölkertiufr.  —  Industrie.  —  Handel  und  Verkehr,  —  Grundeigentum  und  Fi- 
Dftnaen  —  Oeffentltche  gemeinuQtzigG  Institute:  Armen-  und  Krankenpßegef  Alters*  and 
InTalidititsYeraichernng,  etc.) 

Bidrae  tili  Sveriges  offic  Statistik.  D.  Fabriker  och  manufikturer  Kommernkollegti 
b«rlltelae  för  &r  1895,  XXIV— 39  pp.  —  E.  Sjöfart.  Komraerskollegii  bcrÄttelse  för 
hx  1895.  tX — 134  pp.  —  K.  neIei>o«  och  siakvnrden  (Oeffentliche  OesuDdheitüpfleg«).  T.  Ky 
lolH  35,  BerÄttelse  fSr  Ar  1895,  IV— LXXXllL  —  K,  HeUo- ocb  s|okvirden,  II,  üfvor- 
»tyr^laens  ofver  bospitalen  (Irren-  und  Idiotenstatisttk  etc.).  Beräftelse  fBr  lir  1895  S5  pp 
—  L.  Statens  jernvJtgvtrafik  34  ^  Allm&n  Sren^k  JernvItcsstatiMik  r?ir  kx  1895.  (HiHatj^- 
und  Pnvatbahn»tatiatik.)  30  och  34  pp.  Hit  Eisen  bahn  karte.  —  N.  Jordbmk  och  bo»> 
kitpsakötael  XXXI.  Berlttels«  f5r  hx  1895.  18  AhteilanK^D  (enthaltend  Vert(>ilunK  des 
Hodeni  im  V^erhftftnia  zur  Zahl  der  IMndlichen  Besitzer  und  PJKchter ;  Anb<iuverhlUlnls»e 
and  Anbaustatifttik ;  CeretiHen ernte;  Viehbestand  (einschl.  des  Geflügels  und  der  Benriere); 
Import  und  Export  von  Feldfrüchten  etc. ;  Löhne  der  ländlichen  Arbeiter  etc.).  -~ 
O.  Landtmiteriet  XXIX.  Berftttel.te  fdrllrl896*  18  pp.  —  Q.  State os  dnmAnen.  Beritti*be 
rÖrande  skoKsvftsendet  fÖr  4r  1895.  XXXI  — 167;  128  pp.  med  AI  planscher.  (Inhalt; 
Staate-  Dnd  Privatforsten.  Jagd.  Forstschulen.  Forstverwaltung.  Forsibudget.  Einfiafs  der 
Porsten  euf  das  schwedische  Klima.)  —  R«  Valstatistjk,  12  (Reiehstagswahlen  1891^94). 
38  pp.  ^  T.  Lots*  ocb  fyrinrittningen  »amt  fifriddnings-anstalterna  h.  rikets  kust«r  XXIV. 
Beritlelve  flk  ir  1896.  XV — 86  pp-  med  karti^  (Lotsen wesen.  Leuchttürme  Leuchtfeuer 
Beitangsw«»en  sur  See  etc.)  —  D.  Koromnnemaa  fatttgy&rd  och  finaoser  XXH.  Berkttels« 
för  hx  1896  XXIV — HD  pp.  (Gemelodeannenpfleg«  mod  Gemeiodeflnanven.)  —  V.  Brftn- 
vlos  tillverkning  och  fSrüJllJning  samt  hvitbetasockertillverkningen  Xlll.  Bur&ttetse  f5r 
iftto  1894—1895  oeh  1895—1896.  XXII— SS  pp.  (Branntweinbrennerei«  und  Handel. 
Eionahoian  de*  Fiskus  aus  der  schwedischen  Branntweinfsbrikatioo  ZuckerrOhenfabri* 
katloo.)  —  T,  Sparbanksstatistik  Sparbanker  och  rolkbanker*  Berittelse  fSr  Ar  1896, 
XI — 46  pp.     Zusammen  13  Hefte.     Stockholm  1897.     gr.  in-4. 

Euminien. 
Statistica    jndiciara    dlo     Romauia    pe    anuti  1890  si   1891.     Bucurescif  imprfm. 
»tatutui,  1896.    gr.  iQ-4.    k  105  pp.     (Pablicat  di  Uinisteml  ie  }ustit^ie»  Omeiul  sUtistJc) 


792     Uebertttcbt  Qber  die  neuesteii  Publikationeii  DeaUebUnds  und  de«  Aiiilaftdü 

Serbien. 
GTftTXCTHKa  naaai^ypii  j  Kpa^osuBS  Cp6itlit  sa  iie|>«os  OA  1^S9  $0  1891  hqim. 
Beorp&Jt  1807.  PoHo.  XXV1I~.135  pp.  (Sutistik  der  Miricl«  im  KBckh  Strfakii  iir 
den  Zeitmum  1889  bis  1893.  iDhult:  Zahl  der  Markte  and  der  Ort«,  wo  ti«  iliilumi 
werden,  —  Herber^eD,  Verkaufabuclen,  VerkfttifSÄtÄndo.  —  Bewegnnj?  dar  MArkl»;  I.  Vk^ 
mKrkte.  8.  GeCrefde-  und  lAndwirtflcbAftUcbfi  Prodnktenmfirkte,  tWrt  der  mm  Ifakti  ^ 
bracbteti  Waren,  —  Eitmaiimen  und  Ausf|[ftben  der  Mftrkte,)  [V«rltffcAtlleliai^  im 
MiniateduiDs  für  HftDdel,  Ackerbau  nnd  Industrie,  Abtelltmi;  für  StatiatTk.} 

Amerikü  (ArgentiuieD). 

Annnaire  »Utistiqne  de  la  vilte  de  Bneno9-Atrea.  VI«  ann^e  189S.  Rmnot-Alrai, 
Impr.  O«  Kraft,  1897  gr  in-8.  XU— 619  pp.  (PnblicäÜoD  de  la  iHreeik«  gtojiali 
de  8t«tb!ique  municipale«) 

Becenfiem  en  t,  sec^md,  de  la  R^pubHqae  Ari^enttnei  10  mal  18f$p  Uimmi  ^k 
recensement  des  prodiiits  de  l'^Ievai^e  (carrespond  au  chap.  X  da  reeeoMaiMit  t^airif. 
BueDOff  Aires  1896,     gr.  in-FoIio«     23  pa^. 

Asien  (CMna)* 

China.  Imperial  maritime  ca^toms.  L  Statittfral  series :  n^  B  and  4 
of  trade  tkud  trade  report«  for  tbe  yeir  1896.  Part  If  Reports  and  atatistics  far 
port,  witb  report  on  Foreign  trade  of  Cbina.  38'^,  resp  82°<^  tasne  Shanghai,  Kefif  t 
Wiilsh.  1897,  4.  XIV— €11  pp,  |  G.— .  (Publisbed  by  order  of  tbe  Inapector  fiainr 
of  Castoms  ) 

Customa  Gaiette  N<^  CXIV:  April-- Jone  1897.  Shaoirba],  KatljP  ft  WaUk,  ^ 
London,  Kin^  &  Son^  1897.  4.  226  pp,  $  l-—.  (i»u«d  t6t>>  Ati|rii»t  19f7.)  fCüi^ 
Imperial  Harttimfi  Cuatoma,  I.  Statistical  serieSi  14**  2.  Pablisbed  b/  order  «f  tka  1^ 
apeetor  General  of  Cuatoins.) 

Aoatrallen. 

New  South  Wales.     Statiatical  reipi&ter    for    1896    and    previoos    faarm*     Part  fIL  j 
LaH'd   aettlemetit.      Compited    from    Cofphlan»     Sydney,    1897-     gr.    in-8,      54    pp^     1/ >— w 

New  South  Wales.  Statistical  rei^iater  for  1896  and  previous  yeara  Pari  VIH 
Fopalation  and  vital  statistics.    Coanpiled    by    Coghlan,     Sydney  1897,     gr.  iii-8.     11  pf. 

Tear-book,   tbe,   of  Aaatralia  for  1897.     XVltk  year  of  pnbHcation.    8ida^  «ii 

LondoD»  Kfl^an  Paul,  Trench,  TrQbner  &  C^,    1897.     gr,  in-S.     728  pp.   witli  cfaafla  tfik  ^ 
I0/.6.     (Publisbed  under  tbe  auipicea  of  tbe  GoTernments  of  the  Aoatraliaii  coli 

18.    Veraehiedenai. 

Balaifter,  Ed,^  Hans  Rudolf  Bfiegfr.     Lebensbild  eines  aebweiaeriich—  1 
und  Patrioten  xagleich    ein  Beilrag   xor  Gescbtcbte  des   Volksscbulweaeiia.     ZifMht 
FömU,  1896.     gl,  8.     IX— 201   SS.  mit  Portr,  etc ,  geb.     M.  2,50, 

Dalton,  H.,  Beitrüge  tur  Geschichte  der  eTangeliscben  Kireb«  ]m  iTlfMa»! 
III  Lasdana  nebst  den  ältesten  evange  liehen  Synodal  Protokollen  Poleaa  hwaasfigi^^ 
und  erl&utert  von  B.  Dal  ton.  Berlin,  Reuther  &  Beiebard,  1897.  gr.  8.  XVI«4Ti  Ml 
M.  12—. 

Friberg,  Maikki  (aus  Helsingtora),  Entstehung  und  Entwickelang  dar  Tnlkilicirl 
schulen  in  den  nordischen  Lindern.  Bern,  Buchdruckerei  Steiger  &  C»  1$97>  gr*  %■ 
106  88.     (Bemer  Diaferiatioo.) 

Geiger,  L.,  Aus  Alt- Weimar*  tfitteilungen  von  Zettgenoaaeu  lialiit  flHaam  ■! 
AuaführunKen.  Berlin,  Gebr  Paetel»  1897.  gr.  8.  XVt— 969  SS.  M.  ««^«  (Am  4m 
Inhalt :  Pranaosenschwftrmerei  und  deutsche  Gesinnung  bis  1815.) 

Geschichte,  xur,  der  Schliefsnng  der  estländiscbeu  Ritter-  «od  Dofvadlalt  la 
Beval.     Berlin.  H,  Steiniti,   1897.     gr,  8.     84  SS.     M.  1.—. 

Gutvmanu,  H,  (prekt,  Arxt),    Das  Stottern.     Eine  Monographie  flr  Acrata, 
gogen    und   Behörden,     Frankfurt  a./M.,   J.  Roseoheim.    1898.     gr.  8.     IV — 4^7  SS. 
zahlreichen  Figuren,  PhotographieUi  Kurren  und  Tabellen  im  Text  und  ein 
Ufel,     M.   10.—. 

HygieDiacfaflD  Verbiltnissej    die,    der  gröfseren  Garnisonsorte    der  öatarraifbiielh 
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Qtigiirivelieo  Mooftrchie«  XIV«  SuriiJATo,  Wien,  k.  k.  Hof-  nod  gtaatsdrucker«!,  1697. 
18,     IV^82  SS*    mit    einer  ünifi^elmnpskJirt«  in  quer-Potio    und    7   «rrjiph1s«heo  Beil«ireQ. 

Kr«hm«r  (GenerftlmÄJor  *.  D  ),  beschichte  der  Entwickeluniif  de*  russischen  Heeres 
von  der  Thronbesteifrung  des  Kfthers  NicoIäi  I.  Pawlo witsch  bi»  Äuf  die  neueste  Zeit  (in 
2  AbteilnnjEen).  Leip»ip,  Zuckschwerdt  k  C*,  1897.  ffr.  in-R.  VI— 133  n.  V — 284  S?*. 
M.  4,50  u,  M,  15. — ,  (Abteilung?  I:  bis  «ur  EinfllhruDic  der  «tkemeinen  Wehrpflicht 
1874;  Abteilung  Ilr  von  EiDführung  der  »llifenieinen  Wehrpflicht   1874  bis  1897) 

Löwen  stini  m,  A,,  Aberfcl<tube  und  Btrftfreoht.  Ein  BeitrAfr  mr  ErforschunK  det 
KiofiiiMes  der  VolktansehAUUnfren  anf  die  Verühnug  Ton  Verbrechen.  Mir  «>iaem  Vor- 
wort von  Jo».  Köhler  (Protj  Univ.  Berlin)  Berlin,  Job.  KÄde,  1897»  8»  XV— 232  SS* 
)f,  8.A0.  (Aa$  dem  Inhalt:  Das  Menschenopfer.  —  Du  Utnpßü^en«  —  Die  Ertnorduni? 
von  Mifs^eburten.  —  Der  Falsch  ei  d.  —  Die  Besessenheit  —  Unruhen  aar  Zeit  von 
Epidemie».   —  etc.) 

Meyer,  P.  A.  (Olnjirentear),  Die  stftdtische  Verbrenn oniirsAnstalt  fUr  Abfallstofle  am 
Bcillerdeicb  in  Hamburi^,  Braunsehwei^j  Vieweg  Jk  8ohn,  1897.  jrr.  8*  30  SS.  mit 
10  Tafeln.  M  1,50.  (Sonderabdruck  aus  der  ^^Deutschen  Vierteljahrsachrirt  Ittr  dC 
OMandbeitspflege,  Bd.  XXIX.) 

Fache,  O,,  Handbuch  des  deutschen  PortbÜdunirsschiilwesens.  Teil  II  Witten* 
b^rg,  Herrof«^.  1897.  pr.  8.  X— »38  8S.  M.  4.—.  (Ein  dritter  [praktischer)  Teil  soll 
im  Laufe  des  nftchsten  Jahres  folgen.) 

Radek,  W,  Geschichte  der  öffentlichen  Sittlichkeit  in  Deutschland.  Moral  hl  stnnscfae 
Studien.  Jena,  Costenoble^  1897.  gr.  8.  447  6S»  mit  33  htttoriachen  llhistratioaen. 
M.  10.^. 

Utopie  und  Experiment.  Stadien  und  Berichte  von  Giovanni  Rossi  („Cardiai*^) 
n«b^t  Artikeln  von  Seat,  Rossi,  F.  Torati.  E.  Ouindani,  Laigi  Molinari,  C.  Ttmmermann, 
J,  Most,  P.  Krapotkin,  A.  Cappelaro,  Kr.  Copp^e,  G«  Montorgueil,  Rriuxet  Jean  Grave, 
E,  MalatestJi.  Oenammelt  und  über^otit  von  A.  Sanftleben  (..Slovak'^).  ZÜHch«  Sanft- 
leben,  1897.  VllI  — 324  SS.  M.  3,20.  (Der  gröfste  Teil  den  Buches  handelt  vr>n  der 
Ocschtt^hte  einei  fjjesc heiterten  anarchistischen  Experiunetites:  der  Kolonie  .^Cecilia**.) 

Witte,  H  ,  Zur  Ga«cbicbte  des  Deutschtum«  im  Elsafs  und  im  Vogesengi»biet> 
8ttitrg«rt,  EnirelhDm,  1897.  gr.  8.  1S8  SS.  mit  1  Karte.  M.  1,60*  {A.  u.  d.  T* : 
For«chuoiFen  zur  deutschen  Landes-  und  Volkskunde.  Hrsg,  von  (Prof.)  A.  KirchhofiT. 
Band  X,  Heft  4.) 

Annuaire  de  Tenseignement  primaire,  publik  aoas  U  directloi]  di  Joit  (iiispeot«ar 
04D4ra1  de  rinstractlan  puhl.)«  XÜI*  ano^e:  1897.  Paris,  Cello  h  O»  1B97.  1% 
800  pag.     fr,  8. — . 

Basch,  V.  (prof),  Le  mouvement  intellectuel  en  Atlemagne  depuis  1870«  Conference, 
Rotten,  Impr.  Gy,  1897.  tn-4.  31  pag.  (Extrait  du  Bulletin  de  U  Soct^td  normande  de 
g4ographie,  1897) 

Compte  rendu  de**  travaux  des  contells  d'hygi^ne  publique  et  de  salubrit^  du 
dipartement  de  la  Loire  pendant  les  ann^es  1895  et  180$,  par  J.  Depras.  Salnt-Btienne, 
J.  Thomas  &  C««,   1897      8.     228  pag. 

Couronbacalts,  D.,  Etüde  sur  1a  peste  bnbonique  (historiqne,  Ätiologie).  Cbar- 
tree,  impr.  Durand,  1897.     8.     110  pag. 

Grandin  (le  commandanr,  lanr^t  de  rinslitut  de  France),  Le  Giio^ai  Bonrbakf. 
Paris.  Berger- Levrault  &  C^%  1898.  gr.  in-S,  VI ^300  pftg,  Avto  on  portrait  et  une 
kttn«  en  fac«simil4      Fr.  6. — . 

Malato,  C.,  De  la  commune  k  ranarchte*     Paris,  Stock,   1897,     8.     301  pag. 

Burdett,  H,  C,  HospirsI  and  charities  1897,  heing  the  year  book  of  pbilan* 
lliropy.  London,  Scienttflc  Press,  1897.  8.  916  pp.,  cloth.  6/. — .  {Contents;  A 
review  of  the  position  and  rcqiiirements,  and  chaptcrs  on  the  management^  revenue  and 
cott  of  the  charities.  —  A  record  of  bD^pllal  wnrk  for  the  year  —  A  KOtde  to  british, 
american,  and  colonial  hospitaU  and  asylums,  medlcal  scbools  and  Colleges,  religioui  and 
benevolent  institutions.  —  etc.) 

Moriey,  Gh.,  Studios  in  board  schools.  London,  Smith,  Eider  &  C\  1897.  8. 
818  pp,     «A— . 

Gnerraro,  R.,  Crdnic»  de  1*  goerra  de  Cuba  (y  de  la  rebelion  do  Filipina») 
1895 — 9<S,  4  Vota.  Barcelona,  Mauoci,  18^5 — 96.  C  üustracioaes  de  LabarU,  PA^soa, 
€:»belli  y  Poos.     gr^  in-8. 


794 


!>!•  periodiftdi«  Prcatft  d«s 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A«     Pr*Bkreielk« 

Journal  du  droiHotemtitlotiml  privC  XXIV«  Mn*©,  i8«7,  fi~  VII— Vm— ü-l: 
De  1b  pltee  do  droit  internAtiooBl  dftat  Im  itndes  JQndiqaes,  pmr  IL  Wtbiter  (»Iftw; 
ff^n^rai  d' A  n^leterre)»  —  L»  cessioo  «C  1a  miM  en  (r»fre  des  ereanceft  ett  droit  istnatf«ir 
privi«  par  F.  Sarvllle  (prnf.,  Poitier»).  —  D«  ta  responsabUh«  «n  e^s  d*«kerdB9i  BBi^ 
time^  d'apr^  im  l^slatioo  anflai^e,  pjir  D.  Owen.  —  De  rexpoUion  d««  Mtmm^itm^  app» 
1^»  k  devenir  fran^^ia  par  le  bienfait  de  la  lot,  par  A.  Laio^  (prof)  (aMi*],  Da  fl^pMii^ 
billig  d^arriv^er  ä  la  soppreMton  d^oitive  des  coafliu  da  lois,  i^ar  EL  fittffi»  ffnQ 
janite].  —  Da  mariafce  et  da  divorce  des  ^trangers  en  Sniate  er  des  Salt*«»  4  ritfii^ii. 
par  A.  Martin  (prof ,  Oen^ve),  —  La  profeasion  d'avocat  «a  AnKletcrr«,  pmr  Lailit  f. 
BeoU  «t  Malcolm  Mac  Uwraiih  (üu),  —  etc. 

Journal  de»  Econonnistes.  L VI«  antike,  1897«  Octobre;  Dmx  ^t^odm  i«  mm^ 
inerce  de  la  France  1887^1891  et  1892—1696,  par  Yvei  Qnfot.  —  Brnntm  i«i  |flMl> 
pales  pablicatioDS  ^conotniquea  de  T^tranijeTf  par  Maar  Block.  —  Mo^itaigilai  liMh 
aticien.  La  popalation  et  las  fioanees  de  l'Itiiie  ao  XVITI«  M^cte,  pmr  K,  IFamrmim  it 
FlaU  —  Uoe  corteaae  orKAiiiaation  IndastrielJe  aox  EtaU-ünis,  par  D<  B«llat.  —  LcIlPt 
de  Pologoe,  par  LadtsUs  DomaoskK  —  Lettre  dltalie:  Le  droit  sur  I«  lil«  et  I«  iwill 
rUsemeot  du  paio  tu  Italie,  par  Ed,  Oiretti.  —  L'eotacta  eordial«.  par  Ft.  Paaj«  ^ 
Soei^t4  d*economie  politiqaf,  r^uoicn  da  5.  X.  1897:  N^crolnj^e:  Tgo  E*bb«Mw  IN^ 
eaadoii:   La  joHtice  en  tnati^re  dMrop6(s.  ~~  Chronique  ^crtDomiqae.   —  ece« 

Jon  mal  de  la  .Soci^t^  de  «tatUtiqae  de  Pari».  XXXVin<^»«  annd««  a*  10,  OiHkii 
1897;  Les  d^p6tA  de  titres  k  la  Batiqae  de  France,  par  Pierre  d«s  Baaftr».  ^^  Vt  pm 
de  fttatiftdqae  ^uyanaU^f  par  Ch.  Ceri»ier.  —  £<i»ai  sm  la  nmtaHtd  mu  liaaiatfcaititg  fm 
Ar»*  Dumotjt  (ler  iirticle\   —  Chroniqti«  d<»a  transnorU,  par  Hertel 

Montlear  d^s  Aftsurances.  N'^  349»  15  Octobre  ld97 :  Ai»«ratic«a  aar  la  «I» 
DispOBltion»  du  Code  civil  allem» od,  relatiTes  k  rastaraoce  aar  I»  vte  «a  ptoftt  dNv 
tiers,  par  Paal  Bailly.  —  Les  assarances  maritimes  k  Paria*  en  1896,  p#r  PasI  9Mnmj 
{L  Productian,  IL  Resultats.  111.  CoDelaÄion.)  —  T/^vo1ut7oQ  de  rassorane«  co«tr»  n^ 
pendle^  par  A.  CandlinL  —  elc« 

Reform«  aodfile  Bulletin  de  la  Soci^t^  d'^conomie  »odate.  K<^  6  t  k  iS,  l«  0^ 
tobre  k  l«r  Korembre  1897  r  L«  loKement  et  rdllmontaüon  popalaires,  par  HX  Brelaf.  -■- 
La  TÄle  social  de  rinnr^Diearf  par  Cheysson.  —  Les  ^tÄbUiieTnent*  d*en!i*ifi>«9itftt,  JTtm^ 
•taoce  «t  de  patronat  de   la  parotsse  Saiot*FerdtnarTd,  k  Rnrdeaox,   par   Foanitar  dhi  f^iL 

—  L'aasociatton  des  indu^tri^ls  de  France  contre  les  aecidetits  du  trair«il,  pmr  f    Pfiliit 

—  Quelques  statistiquea  bolfandai^es ,  par  (le  baroi})  J,  d^Aoetban«  «^  La  popakllaa 
a|(ricole  du  pays  d'Arles,  par  H.  Saint- Ren^  Tatllaadier.  —  La  socl^t^  pftiYvn^a  I  b 
fin  du  moyen  kge^  d'apr^a  des  docum^ntM  ini'<dlt»,  par  Cb.  de  Ribbe.  ^—  KuMla  d^t■•  lal 
9ur  lea  aecidenta  du  travaiL  par  Au^  Blanchet,  —  Bcience  toeiele  et  tHnnam  wtdttt» 
pur  B.  Joly.  —  La  Conf^r^s  internationHl  de  I^tnAlation  du  travail  k  Broxetle«,  pmr  Ck 
DeJ«ce.  —  Le  d^i^r^vement  des  boi»Bon»  hyi^^nique»,  par  A.  dea  CllleuU»  —  MÜMfü 
et  notieea.  —  Cbronique  du  mouvement  social«  par  J.  Caiajeux.  —  etc, 

Revue  f^^n^rale  d'adminisrration,  XXK^me  ann^e,  1897,  Ao6t  et  Septembra :  Dt  k 
nfeessit^  d'^teudre  la  r^babilitation  aux  peines  dlscipltnairea  prononc^e»  par  lea  Cawirfa 
da  rinstruction  publique«  par  L.  Oobron  (rädacteur  an  Minist^re  d«  riD»iraeti€Mi  fMibflfMi 

—  Les  chambrea  de  commerce.  Etat  actuet  de  la  lA^islation  et  projeta  d«  r^lbrnut,  par 
Guillaamot  (»uite  i  et  5).  —  Cbronique  de  radministratioo  fran^aiie.  —  De  fadaaiaSatnidtM 
de  la  prauve  lefttimoniale  devant  les  conaeils  de  prefecture  et  devant  le«  «otttalli  li 
coQientieux  admtniatratif  de«    colonies,    par  A.  Nectooz  (consüiller  da  pr^fectnr«)   >->  ifc 

Revue  d^lconoinie  politique.  11«'  annie,  Not  ^ — 9^  Acut — Septtfnbre  189T:  Dp»- 
nient  de6nlr  la  participatlon  aox  b^n^ficaa?  par  Haor.  VanUer.  —  La  r^reados  i«  t» 
vail  eti  cbambre,  par  E.  Sebwjedland  (suiio  ei  öo).  —  L*^talon  d*or  an  Jap«»,  par  iür» 
goiu  (»oite)  —  Les  tb^ories  psycboloi^iques  de  la  valetir  an  XVtlt*  ai^eJ«,  par  A.  Dikalk 
^  Le  Coogrk«  eoionial  mternationa]  de  Bruxellea,  par  A«  Olranit.  —  Cttroiilf|a4  MfM^ 
tive^  —  etc. 
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Reme  mihritimfl.  Livralson  43S  et  493.  Septembre  et  OetoHre  1897:  L^anden  pört 
de  Caphrctoi),  pur  J.  B,  G«b&rrji.  —  !>«*  oc^afioprr«phes  de  FrAnce,  par  J.  Toulet  (prof., 
Nancy)  [sD$te  1].  —  Geomi^trie  d«*  dieitratiimes,  per  J*  Baills  (suite  9)*  —  Le»  Aniclals 
dajis  U  Mediterran^  (t793),  pnr  P,  Cotün.  ^  Altdration  des  m^teaox  par  Teau  de  tnerj 
pmr  Lidy.  —  La  politique  de  1a  mer,  par  0.  W.  Steevena  (suite  1  et  S).  —  Les  ma* 
noewre«  oavales  aniKlaise»  de  1897^  par  TraeoQ.  —  Lei  dernier»  navires  de  combat  des 
Etatt-lTnis  —  Chrotiiqae.  —  Peches  maritimes :  La  mame  k  Terre  -  Neuve  et  k  f^aint- 
Pierre  et  MiqaeTon,  par  L  T^üjsnt.  Ppchpurs  et  pöcheries  de  I«  Mer  Blanche,  PAcbe  du 
maquereaii  en  Irlunde  en  IBB?^  par  ß.  Poy.  Peche  de  la.  mortie  en  Irland«  <>n  1897,  par 
Ativerf.  Notlee  sur  i'ostr^iciilture  dan«  le  quartier  de  Ja  Houf^ue.  par  Wolf.  Le  eant-oane- 
xnent  de  p^che  d'EndoDme,  par  P  Goarret«  P5che  marUiine  et  flavmle  aus  Pbilipplnea  et 
mnx  Carelines.  par  E.  Meoant  Situation  de  la  pftehe  et  de  l'oatr^icDltare  peodanl  les  mois 
de  joillet  et  d'aoüt  1897.   —  etc. 

Revae  internationale  de  s*j€i<>1o(rie ,  publice  sona  la  directlon  de  RenÄ  Worm«» 
V«  ann^e,  1897,  No*  8/9  et  10,  Aoöt/Septembre  et  Octobrc  1897:  Le«  ba*cs  psycho- 
lofHqoes  de  la  tociolof^ie  (principe^  du  pbfoonifene  saciHl).  par  Kd.  Abramowski.  —  Des 
orifrinej,  de  l'Ävolatinn  et  de  l'nvenlr  du  Jary  (8^^«  et  S«)  et  dernier  artiele),  par  Raoul 
d«  la  Qrasserle.  —  Le  lll'^ioo  Conirr^s  de  Tlnstlrat  Intern»tfon*l  de  socinlo^e^  par  RisnÄ 
Wc^iTD».  —  La  Kennte  de  U  piti^,  par  E.  LanreoC.  —  Mouvemeot  social  t  Beli^qae^  par 
O.   Pyfferoeti.  —  etc. 

6.     England. 

Contemporary  Review,  ihe,  November  1897;  The  new  pnÜtical  era,  by  E.  J. 
Dil  ton.  —  The  potition  of  the  education  queütinn,  hy  E.  Lynfpb  Stanley.  —  Does  America 
liate  Enf^Und?  by  A,  Carneiiie.  —  ßeauty  and  ii^ltne^s,  by  V.  Lee  aitd  C.  An*itrn*her- 
Tbomson,  —  The  trade  of  Rritish  colonieif,  by  M«  G  MnlhnlL  —  The  inhabitauts  of  milk, 
bx  (Sir^  Ed.  Vcrney.  —  Eur^pe  and  the  }ewt,  by  A.  White.  —  Rtmetallitm  and  the 
Batik,  hy  B,  R,  Grenfcll,  —  The  MHyoralty    elecfion  in  New  York,  by  J.  Bryce    —  e!c, 

Ec  on  f^m  ic  Review,  the,  PuMished  qitart^rly  ff>r  the  Oxford  ITniverstty  hmnch  of  th« 
Chrintlan  Social  Union.  Vnl.  VII,  N"  7,  Octobsr  1897:  The  Workm^n'*  Compf-nRittinn 
Act,  hy  Henry  W  Wolff  —  !s  c<i-operation  a  failare?  by  John  M.  Lndlow  and  W,  E. 
SnelL  —  The  a^rieult^ral  lahourer:  a  reiolnder,  by  Margaret  Phillitnore,  —  The  value 
of  an  ideal«  hy  Helen  Alex  Dallaa.  —  8ocia1i'<ini  and  indtviduaH^fn:  a  cbalfenife  and  an 
eirenicnn,  hy  81dney  Ball,  —  Lefrisiation,  parliamentary  inqairies  and  offidal  retumt,  hf 
Edw»  CiinDan    —  etc. 

Edinbnrgh  Review,  the.  N*  38«,  October  1897:  Fridtjof  Nansen  and  the  approaeh 
fo  the  Pole.  —  Preciotj«  etonfs,  —  The  Iriah  lind  qnestion.  —  The  p1«in  of  Theties.  — 
Oov  own  limes*  and  Oxford   Irberaljt    —   The  Internat  crisis  of  Germany.   —   etc. 

Humanltarian,  thp.  Vo]  XI,  K**  4  and  5,  October  and  November  1897  Hall 
CatTte  OD  sofia!  qaestioni  (a  »pecial  interview).  —  TKe  creed  of  re«trtct«d  facntties  freply 
to  Grant  Allen),  by  Anheron  Herbert.  —  Honia  Kovalensky«  by  (the  Coontes»)  Anna 
Kapriste,  —  Chimney  sweep» ,  by  W.  H,  Wilkins.  —  The  wrrmen  of  Scandfnavia,  by 
Anna  Rvoalelf  —  Wotnen's  de^rces,  by  E.  A  Kinsr,  —  Is  Mar»  inhabited  ?  —  The  harvesta 
of  thf*  »and»^  hy  Auheron  HeH^ert.  —  Tbc  practica!  ose  of  fofktore.  an  interview  wlth 
Mr  G  Lawrence  Gomme  —  Tennyson  aa  an  huoianitarian,  by  Evan  Stnart.  —  A  qaeätion 
in  herediry,  by  W.  6.  Thi»tle,  —  The  phlloaophy  of  drlnk,  hy  Altan  Laidlaw.  —  De- 
pvodent  sox,  by  H.  Eatttwood.  —  An  optlmist'a  rlmw  o(  the  Mren  a^ts  of  man,  by 
J.  M.  Winn.  —  etc. 

Journal  of  the  Royal  Statiatical  Society.  Vol.  LX,  part  S,  September,  1897:  Report 
of  th«  Council  for  the  finanical  yeir  ended  Sl^t  XII  1S96  and  for  the  ae»»ional  year  endinf? 
f9lh  June  1897,  —  Entrlisb  vaecinatJon  and  smatl^pox  atati^tica;  wtth  »peeial  reference 
to  tlie  report  of  the  Royal  Comtnistion  and  to  recent  small-pox  epidetnirs,  by  Noel  A, 
Rnmpbreya.  -^  Statisttcs  of  amallpox  and  vaccination,  wtth  npecial  reference  to  age-incf- 
d#D««,  eex'tneidence ,  and  aanitation,  by  A  Milnes.  —  Scbool  hyinenef  in  ita  mentaU 
fBorail  and  phyaical  a*pectM.  (Howard  Mf*dfll  Prt»e  estay),  by  James  Kerr  —  Miacellanea: 
Miffcellaneous  applications  of  the  calculus  of  probahilitiea,  by  (Prof)  Edircworth.  —  On 
the  caleulation  of  the  avera^e  aqaare,  cnbe,  etc.  of  a  larf^e  nnmber  of  maf^nitudea*  by 
W.   P.  Sbeppard.  —  The  report  of  the  Royal    Commi^ion  on  agricultare.  —  etc. 

Tbe  Ntneteenth  Century,  N*  S49|  November  1897:  The  dual  and  ih«  tripl« 
allknee,    by  P,  Crtspt  (late  PHme  Hiniater   of  Italy).   —   The  monetary   ohaoa,   by    (Sir 
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Roh,  Giffer».  —  Creoda  In  the  primary  ichools,  by  (Sir)  Jo*bii&  Fltdi.  —  Modmm  «!»> 
cation,  by  (Prof.)  Mahafff.  ^^  The  für- pullers  of  South  London,  by  fll"-)  BmoL  « 
T.iquor  trEffic  in  Africa^  by  (Mijor)  Lu«ftrd,  —  Sketche*  niAds  in  Germsity«  K*  4,  If 
(Mrft,)  Blyth.  —  Od  tbe  fioanciAl  reUtion»  of  Oreat  Britain  and  Ir«iaiid,  by  fitt)  J«li 
Lubbuek.    —   Roc«iit   seteDcef   hy  (Prioce)  Krapotkin.   —   Gatcciftrdtni«    by  John  Ma^ 

—  etc. 

Qaarterly  Review,  the.  N«»  37«,  ▼.  «0.  X.  1897:  The  Bit^IUe.  —  Hookcf«^  - 
ProviDcial  soctaty  in  the  daya  of  St.  Baail.  —  Eni^Iiftb  prote  wiiters.  —  Wf>ia«B  at  0^ 
ford  and  Cambridge,  —  Indian  disconteot  and  frontier  risinga.  —  etc. 

C.     Oesterreich-Ungam, 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  hrst;.  r.  E.  Penier»torfer.  Jkhr^.  JLVJX,  LMt, 
Heft  Id,  Oktober:  Dte  Rtndenfenschnn  und  die  soziale  Fra^.  Ans  d«fi  mM^äßmkm 
ßriefen  von  O.  Renard,  iirbera.  von  P.  HofTmaciD.  —  Die  Grundlüiteii  der  FnliAiHf  1» 
kapitalistischen  Staat,  von  T.  W,  Telfen.  —  Etwas  über  KollektiTi«iii0a,  von  Joe,  (USO^ 
V.  Keupanef  (Poysdorl).  —  Zur  Urirescbichte  der  Ehe,  von  H.  Cniiow  (H«Bbai^).  — 
Wie  ich  Sozialist  wurde.     Aus  dem  Englbcbeo  de«  WHIiatn  IforrU.  —  «te. 

Hand  elamUReain.  Mit  Beilai^e:  KommerBietle  Bericht«  der  k.  o.  k.  8at«rr.^«i^ 
Konaulämter.  —  Band  XIL  N"  41—44,  Wien  14.  X  — 4,  XI.  1897:  Die  a^trdd^ate 
in  FrankreiciT,  ron  A«  Ottike^r,  —  Eni^Iandft  Handel  mit  aeineD  Kolonien  nnd  die  a^ 
lindiMthe  Konkurrent  (II.  Artikel),  von  E.  l»o«w,  —  Die  Reform  der  Erwerb*-  sad  WJi^ 
!iebart»f;enossenftcbmften,  von  K.  S^idler  (Sekrelir  der  Bandela-  und  GewerbekeaHMT  h 
LeobenY,  L  u.  II.  Aftikel.  —  Die  Handeishochschulbeweguoir  in  DeQUchl&Dd^  W9m  Wltf^ 
mann  (Syndikus  der  HandeUkimmer  in  BrannAchweii;).  -^  ett. 

Leben,  daa.  Vierteljahr^cbrifH  fOr  Geflellachaftswiaaenscbafteo  und  aoaia}«  ITillv. 
BerauÄKeber:  P.  v.  Weich».  Jahr«.  I,  1807,  Heft  4,  Oktober:  Zur  baselliU»diaeli*i»  H/»*. 
thekarreformbewegunp,  von  (Prof.)  J.  Platter.  —  Ent-HtehuniE  ond  We»«ti  des  G^ldei,  «•■ 
(Prof.)  V.  Myrbaeh,  —  Da»  Recht  auf  Heirat,  von  R.  6.  —  Die  Stetlanit  der  RdOMia- 
▼  ereine  im  Geflossen scbaft»weaen,  von  Bani  CrQ^er.  —  Tenninhaodel  in  GeCreidie,  vai 
Franz  (Graf)  Ku(!fstein.  —  Sachverständig^,  von  Hani  Scbmidkunz.  —  Die  destell 
Hand  werk  Borf^aDjsiitiop,  von  (KrGerR )  B.  HÜse.  —  Chronik  über  tiida»trie  Mt4  H»mM^ 
voo   Pionnier.   —   Daa  Brot  und  die  SfrentHche  Gewalt,  von  F.  v.   W.   —    mtt^ 

M  o  n  a  t  ü  s  c  h  r  i  f  t  fUr  christliche  ^o^iai  refonti,  GesetlüchaftfwiaaeiiM'biift  «itr,  Jtl«^ 
XTX,  IS07,  Heft  10:  Freier  Boden,  von  Wiard  Klopp.  —  Wirtaeha^lich«  Ttmt^m,  ^ 
Kleine  Bilder  aus  der  grofaeti  Stadt;  Im  Kehricht  der  GrorsstadL  —   Bosieler  nMMiii. 

—  Die  Organisation  der  Arbeit,  von  Ludw.  Paenner  (Porta.).  —  ete. 

G.     Holland. 
deEconomiat   opparicht   door   J.   L.    de    Brayn   Kopa.     XLVL   Jeanrev^fr^    lltl, 

September  en  Oetohert  Uittrekael  uit  de  toespraak  van  den  Heer  W,  A»  %lroly  V«- 
brttgge  Kabonden  op  het  Pomotovisch  Congrea  te  St.  Peterabnrg.  —  Het  Beni^eaaaka 
st^lsel  geamendeerd,  door  J.  Ensched^.  —  De  Orangebond  van  Ofde  nti  akndcre  iwail 
irelijke  atichtineen,  door  Quarlea  van  Ufford.  —  De  atrijd  over  den  werkdaf'  via  adt 
nur  in  Ensrcland,  dor  M.  Meea.  —  Waardevaatheid  van  het  rnilmiddel,  dnttr  If«  M.  BaiMe^ 
vafp,  —    Kiikole  opmerkingen    naar  aanleiding  van   de  onlanifs  ver»cbi  -«de^  4m 

bedrijfBbelaatiög,   door    C.    0*   Segers.    —    Economiache  kroniek.   —    1  «olik.  -^ 

Economiache  nalezingen  en  berichten  ;  Kaof*  and  Pachtpretae  von  Lano^ufcrn.  Fkiai^ 
aische  EingaogaiSIle.  Ein  Gcaeta  gegen  die  Kartelle.  Alters«  and  InvaÜditAtsrenklMmf 
in  Deutschland.     Arbeitslöhne  and  Arbeitadaner  in  England. 

H.     Seh  weis. 
Schweiaerlsche   Bl&tter   für    Wirtachafta>    und   SotiaJpolidk, 
redig.  von  Hans  MQUer,     Jahrg.  V,   1897,  Nr,  17,   18  n    19,  t.  SepUmbtf^l. 
heft:    Zur  Situation    der  sehweiaeriacben  Genossen  ach  aftabewegung,   von  Baae  1 
Der  Internationale  Kongrefa  für  Arbeiterachiita  in  Zürich«     Bericht  voa  Oaata¥ 
Demokratische  Konsequenien,  von  Liber  —  Reaktionare  »,WirUchafUchronik**^  ^ 
Müller,    —    Chronik    der    aosialen   Bewegung,    —    SfaUatische  Notiten: 
Zwischenhandels.    —  Die    ethische  Bewegung,     Mitteilungen    G.  Maier    In  Zl^rith 
17,  18/19:  Freimaurerei  VI  u.  VII.  --  Jeans  aja  Ethiker.  ^  etc. 
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M«  AzDGrikB. 

BalletiD  of  the  Departmeot  of  Labor,  K^  IS,  September  1897:  The  iiupeotion  o( 
fSictQr)«5  And  Workshops  iu  Uio  Uiiited  ijutes,  by  W.  F.  Willougbby  (of  tbe  Department 
of  Labor).  —  Blutual  rights  fttid  dulie»  of  parents  aod  cbüdreu,  guHrdiAnabip»  etc.,  under 
the  law,  by  K*  J,  StioiftOii.  —  The  niuuicipal  or  co-operatiTo  reautiraut  of  Grenoble, 
Fr&Jiee*  by  C.  Üdboroe  Ward  (of  the  D^panmcDt  of  Labor).  -^  Digest  of  receot  report* 
of  btaie  bureaua  of  Labor  staüalica:  Califoruia:  Michigan;  Mootaua;  K«w  Hampshire; 
Rhode  ist&ud.  •—  Digest  of  recent  foreigo  statisticai  publicatious.  -^  Decisiooi  of  courts 
affectixig  labor.  —  Laws  of  varioas  Siatea  relating  to  iabor  enacted  siuce  Jannarj  1, 
ia96.  —  etc. 

Qaarterly  Journal  of  Ecouomics,  Joly  1897:  The  Tory  origio  of  free  trade 
poÜcy,  by  W.  J.  AshJey,  —  Certttia  teodeiicies  in  pollLical  economy,  by  B.  Ho«es*  — 
Th«  German  Kichaiigo  Act  ül  1836,  by  E.  Loeb.  -—  Tb©  valne  of  the  money  unil,  by 
T.   N.  Gar V er,   —   The  career  ot  Francis  Amasa  Walker,  by  C.  F.  Dunbar.   — 

Quarterly  Fublieation  of  the  American  8tatiütical  Asitociation.  VoL  V.  New  aeriea 
lA^,  &\t,  September  1897.  (Bofttot)):  Some  characteristica  of  fartn  and  hotne  proprietora, 
by  O.  K«  Uolmea.  —  A  trial  bibltography  of  the  writmgfe  ol  Johann  Peter  Süfamilcb 
1107—1767,  by  W,  F.  Wilkox  and  F.  Ö.  Criiin.  —  Reviews  and  notice«;  Medtcel  sta- 
tietic«  of  Lhe  negro,     New  York  Baraau  of  mumcJp&l  stati^tics.  —  etc. 
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A  Dualen  des  Deutlichen  Eekbs  fUr  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Jahrg. 
XXX,  1897,  Kr.  9,10  und  11/12:  Erfindung  uod  Entdei^kung.  Eine  pateutrecb (liebe 
Uttterflucliuogi  von  Stihanse  (Dfe4iden)  —  VerwAliuagsbericbi  der  Rekhsbank  für  das  JAhr 
1896.  —  Geaeu  über  das  AoswAnderungswosen  vom  9.  VJ,  lö97  (Scblufs)»  —  Berichte 
flber  die  TbätiglLeit  der  KeicbskominiaaAre  tUr  das  Aas  wand  erungswesen  während  des 
Jfthres  1896.  —  Nachweisung  der  Geseh&fts-  und  Becbnungsergehninse  der  auf  Grund  dei 
luYAliditAts-  ttud  Altera veraicberuQgftgeaetses  erriohteteu  VersicherangsanstAlteu  filr  das 
jAhr  1895.  —  etc. 

Arbeiterfreund,  der  Zeitschrift  lür  die  Arbeiterfrage.  H  rag,  von  (Prof.)  V.  Bohioert, 
jAhrg.  XXXV»  1897^  3.  Vitirteljahrbhefi ;  Deutachland  als  IndnatrtestaAt  and  die  Entwicke^ 
Ittog  des  MiUeUtAudes,  von  V.  Böhmert,  —  Arbeitslose,  Heimati^loser  HofiTnungsloaey  von 
(Püstor)  V.  Bodelschwiogh.  —  Die  Bedeutung  der  Kleingartenkultur  in  der  ArheiterirAge, 
von  (UiblioihekAr)  P,  Schmidt.  —  Was  kAun  in  grofsstftd tischen  Verbiltnissen  eine  Arbeiter- 
genosaeudchalt  leisten,  von  (LoJi  des  Vers  E.)  Cbr.  Hansen.  < —  Deutsche  Arbeitsst&tt<*&  lu 
Ihrer  Fürsorge  für  dA«  Wohl  der  Arbeiter.  —  etc. 

Archiv  (üt  Eisenbahnwesen.  Urag.  vom  k.  preufaischen  Ministerium  für  öffeuUleb« 
Arbeiten.  Jahrg.  1897,  Uefl  6,  November  und  Dezember i  Studien  sur  Geschichte  dee 
preufaischen  EisenbahnwesenS|  vou  G.  Fleck  (Artikel  IV:  Bchlur«).  —  Die  Güterbewegung 
auf  den  russischen  Eisenbahnen  im  Jahre  1894  gegenübergestellt  den  Jahren  1888  und 
lh91 — 93,  —  Die  Kiaenbabnen  DeuLschlauds,  Englands  und  Frankreicha  in  den  Jahrea 
I89a— 96.  —  Die  k.  württembergischen  StaatseisenhAhneu  im  EecfanuLg>»jahre  1895/96. — 
WuüifAhrtAeinrichtuugen  der  k.  wüillembergischen  Verkehreanatalten.  —  Die  Eiseubahoeo 
im  Cirofaheraogtum  Baden  im  Jahre  1895.  —  Die  Eisenbahnen  Im  KEeich  der  Nieder- 
lande im  Jahre  lb9&.  —  Die  belgischen  Eiaenbafaoeo  im  Jahre  1896.  —  Die  rumäuischen 
EUenbahnen.  — >  Die    Eiscubahuen    in  Australien.  —  etc. 

Archiv  für  Post  and  Tetegrapbie.  Jahrg.  1897,  Nr.  16—20,  August  bis  Okloberi 
Die  Krgebuisae  dea  Washingtoner  Weltposikongresaes.  —  Dftnomarka  Besitzungen  in  West» 
indien.  —  Das  Poatweaen  Bcliviena  im  Jahre  1895/96.  —  Das  Telegraphen-  und  Fem- 
Sprech wesen  in  der  Schweis  im  Jahre  1896.  —  Der  Kampf  um  den  ostaaia tischen  Handel,  — 
Erweiterungen  des  Londoner  Kiaenbahnnetzes.  —  Neue  Kabetformen  für  untereeeisohe 
FeruBprechiinieD.  —  Die  preuliiaclie  8 Uatad ruckerei  und  die  Eeichadruckerei.  —  Di« 
mlten  \^erkebr«atrarien  dea  Erzgebirges.  —  Die  Entwjckeluug  der  KJeinhahnen  in  Preuraen 
•eit  dem    Inkrafttreten    des  üeaetaea    über    Kleiubabneu    und    PrivatanschlufabAhnen    vom 
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28.  VIL  1892,  —  UragUÄy.  —  Bau  der  Slaitslelegnphen-  und  Fenispr«ehIiDi«b  ia 

voo  Feaersäoger,  —  Eutwickelang    den  Post>  und  Telegrftpb«siwe«eii*  iiD 

Bftdea    während    des  2Öjübrigeti  Zeitr&ums    too  187  8  bis  1896.  —   äntidttl  nmä  Vfliälr 

\ü    Dentfichiand    vrähreud    des    £11L  JahrhujiderU.    —    Verweadoog    voo  Üolip^lilir  k 

PiLris.  —  Wie  miui  arsprüii glich  reiste  und  wie  HeJiicbea  und  Waren  fartg«flcbftfl&  ■mift^-^ 

Die  Central regieraDg  in  Pekiag.  —  etc. 

Archiv  für  öfiTeDtlkhes  Heebt.  Heransgegebea  Ton  Paul  LabAod  Mi4  K.  §Mil 
(ProC  in  Stratsburg  L  E.  a.  Or«ifawald).  Band  XII,  1697,  Heft  4:  &«rbUln««ii  bei  im 
Verbeirataug  einer  regierendea,  insbesoudere  eiuer  dettucbea  Furstiu  mit  «iociii  aaswinifM 
besw.  au&iMudlachea  Prinseo,  toq  £d.  £,  Lehwe«s<  ^  Der  Dikiatarpara^rapb  ia  tSim^ 
LothriDgBD,  von  Werner  Hoseoberg.  —  etc. 

ChrUtHch^soziale  Blätter.  Jahrg.  XXX^  1897,  Heft  15^ le,  17/19:  BArgtoM« 
Oesetabucb  und  E rb sc bafUia teuer  (ikhluf»),  —  Die  GeoeralrersammluiiK  d«r  Prtedie  i« 
battooliAchen  Jugeuüvereiaigangen  DeuLKüiiand».  —  Ueber  den  deatacheo  Mii 
Die  Salsburger  gewerbliche  Gegend emoaittration  der  Dettt»chnatioDaleo.  —  Oi 
Arbeiterschatx  nacb  dem  Bürgerlichen  Ge^ietsbach,  —  Die  CentralsteU«  tHr  Arl 
Cahrueinricb taugen  in  Berlin.  —  Der  freiwillige  £ratehungsbeir»t  tür  mthmlmiömmmt 
Waiaen.  —  Zum  intern&üonalen  Arbeiterschntzkongrefa  to  JSCirich,  tob  C  Mbg^  — 
GeneraiTer^aramlaDg  de$  Vereins  för  Sosialpotitik  am  23.  IX.  1897  n.  ft  Ta^  In  Kito.  *> 
Christiieb-aozi&le  Briefe  aua  Oe&terrcjcb,  —  Prof.  Dr.  W.  Ph.  fingiertes  miiiilMieiiliefjwti 
fitadie  ^)Arbeitergeistliche^^  —  Soxialpolittsche  Rundschau. 

Deutsche  Revue,  liefausgegeben  von  R.  Fleischen  Jahrg.  XXIi,  1897»  Olüb« 
und  November:  Rudolf  Liodatt  Über  den  Fürsten  Biamarck.  Anfaeiclmiuiftttt  cot  ia 
Jahren  1678  und  1884. —  Kranke  Dichter  und  Kraukendichtiuigf  von  J.  ßAdgar  (Hmtm 
arat,  Wien).  —  Der  Einäufs  der  Luftverdüunuug  bei  Hochfahrten  mit  Hilfe  dm 
ballous  und  deiaen  Benutzung  aU  Kxpeditionamitte),  von  Orofs  (HpUn.  d«r 
abteil.).  —  Die  beatigen  Konservaliveu  in  EngUnd  und  DeatAchland,  ▼««  r.  BiiW^H 
Bedra  (Sebluf^J.  —  Aus  dem  Bunsenschen  Familienarcbiv.  IV.  Die  aktive  Teil  nah—  im 
Prinsen  voo  Preufseo  an  der  deutschen  Politik  des  Jahres  1850,  von  Fr,  Ni|ipel4*  ^ 
Einiges  Ober  äuggotton  nnd  Hypnose,  voo  O.  Vogt.  -^  Die  Beaiehung«a  awucb«n  4am 
englischen  und  deutschen  Volke,  von  (Sir)  Richard  Temple.  —  Audiatar  tC  alt«t»  pMi^ 
Erwiderung  atif  den  vurätebeodeti  Anfsata  Str  Richard  Temples^  von  M  ▼.  Bcmadt  (kalk 
Geijandter  a,  D.).  —  Welchen  Eiriflafs  wird  das  Bürgerliche  Ges^tabueb  auf  4»m  aatiMile 
Leben  ausüben,  voo  (Hecbtsanw.)  Friedrichs  (Kiel).  —  Kaiser  Wilhelm  I«  «Ad  Bbainkl 
Heraog  Friedrich  zu  Schleswig-H.  nnd  Samwer,  von  BeurieU  — >  Verfaaa«agBpliM  WlV 
Kaiser  Nikolaus  I,  von  Fr.  Bienemann  (Frei bürg  i.  B.j.  —  Von  der  AfbstaatlOi  te 
Pbj^siologen^  von  S.  Ü,  Epstein.  —  Ein  puUtisches  Porträt:  Emilio  Viaoottti  TwMfc,  na 
Leone  Fortis,  —  etc. 

Gewerblicher  Rech ttscbui»  und  Urheberrecht.  Heraosgegvben  roo  A.  OwimnMk 
Jahrg.  11^  1897,  Kr  9,  äeptember :  Das  gewerbliche  ßigeatom  in  ItAlieni 
Amar  (^Prof.  u.  Advokat)  Turin.  —  Ist  der  Besita  eines  gewerblichen  AuaecbA« 
rechtes  als  eine  AuHzeichnnog  im  Sinne  des  Gesetzes  aar  BekimpfuDg  d«e 
Wettbewerbe»  auauteheo?  von  Damme  (kaia.  RegR.)*  —  Geber  das  VarbAltida  %«•] 
fiodung  und  Entdeckung,  von  Schante.  —  A.  Kann  aaf  Gntnd  einer  i 
rtcblerlicben  EotHcbeidung,  welche  die  Uebereinstimmnog  aweier  Zeicben  veroelaCi  ib 
Dntlert  welcher  an  jener  Ent:$chelduDg  nicht  unmittelbar  beteiligt  war^  der  CtfiA  Ifei 
wegen  Benutzung  des  angeblich  nachgeniacbteo  Zeicheos  erbobeoeo  KU^  de«  l^fVisl 
der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  entgegensetaen.  B.  Kann,  wenn  da« 
Urteil  unter  der  Herrschaft  des  allen  Geriet zes  erging,  auf  Grnnd  desselben  die  E«i 
des  angeblich  nachgemacbteu  nach  dem  Urteil  aber  nicht  kollidiereodeii  JSetelM 
der  vom  Patentamt  leitge stellten  Aebnlicbkeit  mit  dem  älteren  Zelcbea  ^fordert 
(Recbt|(UUGbten)  von  Paul  Schmid  (Rechttanw.,  Berüo)  [S.  887— S9a].  ^  ürWbwn^ 
(Gesetzgebung).  —  etc. 

Journal  für  Landwirtschaft.  Im  Auftrage  ^9T  k.  Landw.-GeseUsehall  wm  Btnüf« 
hrsg.  Redigiert  von  (Prof  R.  Tulleus  (Göttiugen).  Jabrg  XLV,  1897,  Utlt  i/l:  lid^ 
tougsversnche  mit  No^-Sommerweiten  und  Göttinger  Hafer^  von  (ProC  Liebacbef^  SAv« 
V.  Seelhorait.  Referent:  v.  8eelhorst.  —  Em  chilisalpeierihnliehes  Prodokt  aiu  8Mi#t 
Afrika,  von  Ü.  Tboms.  —  Wirkt  Chlormagnesiam  in  Triukwasser  Bcbädlieli  mmi  «aMi 
Haustiere?  von  (Ued.Ass.)  Künoemann.  —  Einige  Beobachtungen  Aber  de«  8«MBaa^ 
bang  zwischen  Rdrperform  nnd  Leistaog  bei  den  Kühen ^  voo  E,  A.  Bofdaaow.  <**  (Mtf 
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§fe  8liek8to0Yr«ien  EztraktstoOe  der  Pfl«ns«DsabsUn»eo  und  besonders  der  Fottermittel,  voo 
(Prof.)  B  Tolleni  (Göitiiigen).  —  Uie  moderoe  La&dwtrtschartswii^aenschiift  und  ihre  Ver^ 
tretang  rd  den  Univeriitüteo      Reform  vorschlage  vou  (Prof.)  v.  Rümker  (Breslnu).  — 

Landwirtscbftftlicbe  Jabrbiichcr,  Bd.  XXVI,  1897  üeft4/6:  Beiträge  zar  rndo- 
nelleEi  Kroabrun^  der  B^ühe^  von  (Prof.)  O,  Hegemanu.  —  Ist  die  Elektrotccbnlk  nach 
dem  heutigen  Stande  ihrer  Entwickelung  achna  bef&hiKl,  mit  begr£indeter  Aussicht  in  den 
Di«&i»t  der  Landwirtschaft  zur  Erhöhung  des  wirtschafUichen  Ueioertrages  au  treten  ?  von 
C.  Kött^an  (Ingenieur).  —  Versuch«  znr  Erniittelang  der  Wirkung  TerschiedeDer  Kraft- 
faitermittet  auf  die  MilcJierglebigkeii  dur  Kühe,  von  (Prof«)  Eainm  (PoppeUdorf).  —  Ueber 
di«  Wirkung  Terdcbiedener  MelassepräpArato  auf  die  MiLchstekretion  ,  von  (Prof.f  Rflmm 
(Bonn).  —  Bericbt  über  die  UnterAUcbungen  xnr  Ermittelung  der  Wirkung  der  saueren 
Torr^treu  nuf  di«  Erreger  der  BauätierseucheDf  von  (Prof.)  C.  Habe  (Hannover).  —  Weiter« 
Üalersachuugeu    über    die  Milchergiebigkeil  der  Ziegeui  vou  Koblscbmidt  (Freiberg  i    8,). 

—  Anlage  »at  Die  wirtschaftliche  Eutwickelung  der  im  oatpreufüisirhen  Kreise  Labiaa 
belegenen  Moorkolonien  AUHeidlauken,  Jutleobmch,  Schenk^ndorf^  Grünheide,  Friedrichs- 
dorfy  Schöadorff  Alt-Heideudorf  und  AU-8asä4niilk«nf  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
finanaielJen  und  Verachuldungsverhäiiuiisse  der  Koloni&ten »  von  C.  Staehty  (Bonn), 
[vgl.  Jshrb.   1Ö97,  Heft  2/3  S,  431  fil]   —     etc. 

Masius'  Rundschau.  Blätter  für  V ersieh eru n gs w is^e nschaft  etc«  Neue  Folge,  Jahrg,  IX« 
I8d7,  Hefe  9  utid  lt>:  If^ternaiionaler  Kongref»  der  Aktuare  an  London.  —  Zustand  und 
Fortschritt«  der  deutscheti  Leb«nsver»icherang?^anslaiten  im  Jahre  1893,  —  ÜRtersucbungen 
ober  die  Sterblichkeit  unter  den  Veraicherten  der  „Germania",  Lebeasversicherungs-Aktieo- 
geacllsebafl  xu  ätettia.  —  Die  Versieberang  gegen  Arbeitslosigkeit,  —  Verunglückangen 
dtircb  KlektrizitAt.  ^-  Die  Schadenersataptücht  beim  Zusammensto fs  von  SchiSen.  —  Ua* 
deatacbe  Feuerversicherungsgeacbäft  im  Jahre  18d7.  —  Die  Lage  des  TransportversicKeruog«- 
geeeb&fts.  —  Ititernationaler  Arbetterveraicherungskongrefs,  —  Die  Lebens ver8ioh«riing 
ia  0«aler reich- Ungarn.  —  Reichs versicherungsgeseta.  —  Da»  uorw«gii»che  VorsicherungageseUi, 
^—  Das  5sterreichisch-ungarische  Vei^icherungswesen  im  Jahre  1896.  —  ArbeiternnfalLver" 
aichernng.  —  Internationaler  Transportversicherungsrerband.  —  Das  französiiiche  Lebenaver- 
»ichertangsgeüchäft  im  Jahre  1896.  —  Die  österreichische  Rentensteuer.  —  Hagebchlag  und 
Hagelversicherang  iu  Bayern,  —  Die  Generalpolice  ia  der  Transportversicherung*  —  etc. 

Neue  Zeit,  die,  Jahrg.  XVI,  1897/98,  1  Band,  Nr  1—3,  2.  X.— iß.  X,  1897: 
Der  Hamburger  Parteitag.  —  Ein  Brief  des  jungen  Marx.  —  Minister  Thielen  und  di« 
preafsischen  Eisenbabnarbeitrr,  von  Max  ScbippeL  —  Der  Kampf  der  Maschinenbauer  und 
der  GewerkTereinskongrefs  in  Birmingham,  von  Ed.  Berui^tein,  -^  Der  Sozialismus  und 
die  gewerbliche  Arbeit  der  Jugend,  von  Ed.  Bernstein.  —  Eine  nur  teilweise  aaf  dem 
iutcrnatiooalet]  Arbeiterschotakongrefa  gehaltene  Hede,  von  P.  Axelrod,  —  Die  tiewerk- 
acbaflsbewegung  in  Deutschland  im  Jahre  1896,  von  C,  Legien.  —  Der  fünft«  Kongrefs 
der  8oaialdemokratie  Italiens  su  Bologna,  von  Claudio  Treves.  «^  Die  Aufgaben  der 
OefWarkschaftakarteüe,  von  P.  UmbreiL  -^  Beobachtungen  eines  Arbeiters  in  Südsfrika, 
TOD  W,  Katisch.  —  Die  gegeowi&rtige  Lage    der  deutschen  Industrie,  von  Arno  Reich^rd. 

—  Das  Schicksal  eines  Fiscbervolkes  (in  Boulogno-aur-mer).  Ein  Beilrag  sar  Herrschaft 
dea  Kapiula,  von  Adel«  Schreiber,  —  etc. 

Proufsiseh«  Jahrbücher.  Herausgegehen  von  Hans  Delbrück.  Band  XC,  Heft  S, 
tiovember  1897:  Conatantin  Rofaler  (geh«  d.  14.  XI.  1820,  gest.  d.  14.  X.  1896),  von 
H.  Delbrück,  —  Der  wirtschAtUiche  Urzustand,  von  (Prof)  K.  Bücher.  —  Aus  Tiiran 
ood  Armenien,  von  P,  Rohrbach  (Berlin),  Artikel  V.  —  Da»  Begnadigungsrecht  de« 
prenfsiscben  Königs,  von  A.  Wagener  (Staatsanw,,  Bochum.)  —  Dr.  Martin  Luther  und 
der  beatige  Sarraainismus,  —  Politische  Korrespondena :  Kotiüiktabeaorgnisae.  Di«  Militir- 
tlrafproseftfordnung  und  die  Fl  ot  teuf  rage,  —  etc. 

Vereinsblaii  für  deutsches  Verstcberungswesen.  Jahrg.  XXV,  1897,  Nr.  6  u.  9: 
Internatioualer  Transportversl eh erangs verband.  XXVIII  <ord.)  Generalversammlung,  ab- 
gaballen 10  Baden-Baden  v«>m  16.  bis  18.  September  1897.  —  Transportversicberungs* 
ergebnisie  des  Jahres  1896.  —  Feuerveraicherungsergebnis^e  des  Jahres  1896.  —  Zur 
Beohfcsprecbung  des  Ueichagerichts  und  anderer  Gerichtshöfe  in  Versicherungsaogel^genheiten. 

Zeit»chrilt  des  k.  bayerischen  statistischen  Bureaus.  Redigiert  von  Maa  Proebst 
(ORegR,)  Jahrg.  XXIX,  1897,  Nr.  8:  Ergebnisse  der  im  Jahre  1896  In  Bayern  vor» 
genommenen  Tuberkulin  Impfungen  an  Bindern.  —  Di«  Bag«l9chllge  in  Bayern  wKhreud 
das  Jahres  1896.  Hit  einer  Uebersicht  Über  die  Ergebnias«  der  Hagelversieberutig  im 
Jahre  1895.  —  Die  Hauptergebnias«  dar  BerufsiäMung  v.   II.  VL  1805:  IV.     Dl«  laud« 
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wirt&cbttftlichea  Betriebe,  —  Zur  Statistik  der  landwirtschaftUcheo  Vereint  in  BcTorm.  ^ 
Geburls*  uod  SterblicbkeiUverhftltnisse  \a  de»  gröFfteren  StüdteD  im  II.  Viertoy«kr«  I99t*^ 
Mit  einem  BeilegeDheft,  enthalteod  :  MorbiditätsstatUtik  der  InfektioDskr&iikbeila«  te 
Regbei.  8cbwabeu  für  das  Jabr  1896t  von  Fr.   üöhm  (k.  BexArtt  I.   Kt.  Neu^ClsU 

Zeitschrift  des  k.  preursi»cboQ  italistiscbeu  Bureaus,  Ergmuftiuig^Heft  XVIll  s.  A, 
T.:  Die  preuMücheu  Ki»etibahneu  in  den  Jabren  1886 — 1B93,  ueb»t  HiairaUwi  tmHk 
f^Ieicben  VerhiUlnisae  in  den  Übrige»  deutschen  Staaten  sowie  in  D«titack*Ottilarm(k 
von  (PlHukammeri&sp.)  KDhu,  Berlin^  Verlag  des  Bureaus,  1S97*  Eoj.*4.  61  SS^  oü 
8  Talein  kmrtograpbbcber  Darstellungen.     M«  9^60. 

Zeitschrift  für  KulturgetcMchte.  Berausgegebeti  von  G.  Steifiluuts«ai,  BiaMd  f^ 
1897,  lieft  1  u,  2:  Aus  der  Jugendzeit  Berrn  Withelms  von  81awaU  ISit — l^^l,  ««ü 
F.  V.  Kronea  (GraE)  [Üniv,'Prof.].  —  Zur  Ge^cbichtc  des  Scbenketis,  von  H,  VI.  Uffm 
(Privdos.)  Berliu.  —  Heiserecbtiuug  und  Gesandtathaltsbericbt  Leouha/d^  von  Ifjfifctm 
1499,  von  A.  Köberlin  (Gymnaalall ehrer,  Bamberg)  —  Beschreibutig  des  äalab^fxwk« 
zu  Aussee  1595,  von  (ProC)  K.  Kbull  (Graz).  —  Aus  der  Kultur gescblcbta  6m  Bft«t- 
gaues,  von  F.  W.  K.  Roth  (Archivar,  Wiesbaden)  [L  Artikel],  —   etc. 

Zeitschrift  für  die  ge&atnte  Staats mssensebaft.  Heraui^i^egebea  von  ▲*  Sek 
Jahrg.  LIU,  1897,  Heft  4:  Ueber  den  wisaenfchaftlicben  Begriff  der  Politik,  iPoa  I 
—  Kap itajii tische  Anfänge  in  der  Landwirtschafc  und  im  Gewerbe,  von  G.  G«i^  <^ 
Das  Wesen  des  Bundesstaates,  von  E.  V.  Bobinson,  —  Die  »cbweiseri^cben  MotcftbiBkn 
und  der  gegenwärtige  Stand  der  Zentr&lisationtfrage,  von  E.  Feibelmann«  —  lll«t<ilMT 
Batzel  über  Morgan'»  Kutgegenstellung  von  Societas  und  Civitas.  Die  Abia«liaM  tim 
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X. 

Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie. 

Als  Eiuleitung  za  einer  Theorie  der  reinen  Wirtschaft 

Von 

Dr.  Frans  Blei,  Zürich. 


1.  Die  Klassiker  der  politischen  Oekonomie  sprachen  in  sicherem 
Vertrauen  auf  den  von  ihnen  aus  der  spekulativen  Moralphilosophie 
flbernommenen  abstrakten,  von  der  Vernunft  gebändigten  Tier-Menschen 
von  dem  Egoismus  als  der  „Triebfeder'^  der  wirtschaftlich-mensch- 
lichen Thätigkeit;  sie  sprachen  davon  nicht  im  Sinne  einer  metho- 
dologischen  Hypothese,  sondern  als  von  einer  durch  Denken  gewonnenen 
Tbatsache,  welche  für  sie  den  Charakter  einer  Erfahrung  besaß.  Dieser 
Egoismus  des  Einzelnen  erleidet  aber  femer  gewisse  Einschränkungen 
durch  das  „Prinzip  der  Sympathie*^  oder  durch  die  „Forderungen  der 
Stimme  Gottes  in  uns'^  durch  das  ,,6ewissen^'.  Der  Einzelne  wird 
wohl  von  seinem  „Vorteir'  geleitet,  zugleich  aber  auch  von  einer  „unsicht- 
baren Hand'\  derart,  daß  der  Einzelegoismus  das  Wohl  aller  fördert, 
ohne  es  zu  wollen.  In  der  Volkswirtschaft  gelange  so  die  „Vernunft 
Gottes'^  zum  Ausdruck,  und  diese  göttliche  Vernunft  würde  beleidigt, 
wenn  das  freie  Spiel  der  Egoismen  von  irgend  einer  Seite  behindert 
wQrde.  —  Aus  diesen  als  erste  und  letzte  Ergebnisse  hingestellten 
allgemeinen  Sätzen,  erkennt  man:  die  Nationalökonomie  wird  als  Teil 
einer  Morallehre  aufgefaßt  in  ihrer  Grundlehre  und  sie  ist  die  An- 
leitung zu  einer  moralisch- politischen  Praxis  in  ihren  Ergebnissen. 
Zwischen  diesen  Anfang  und  dieses  Ende  des  wissenschaftlichen  Unter- 
nehmens wird  das  Material  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  ein- 
geordnet. 

Mit  political  economy  bezeichnet  Smith  nicht  immer  das  Gleiche, 
aber  vorwiegend  versteht  er  darunter  eine  Anleitung  für  die  Praxis 
des  Kauf-  und  Staatsmannes :  „political  economy  considered  as  a  brauch 
of  the  science  of  a  statesman  or  legislator  proposes  two  distinct  ob- 
jects :  first,  to  provide  a  plentiful  revenue  or  subsistence  for  the  people 
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....  and  2)  to  supply  tbe  State  or  coramoiiwealth  with  a  revenuc  euf- 
ficient  for  the  public  Services.  It  proposes  to  enrich  boih  ihe  pc*}ple 
and  the  sovereigo'*  (W.  O.  N.  64),  und  Jaoies  Steuart:  „Econoojj  m 
geueral  is  the  art  of  providuig  for  all  the  wants  of  a  family  wilk 
prudence  and  frugality"  (luquiry  etc.  S.  1).  Des  NatioDaI»»koDomcQ 
Aufgabe  ist  es,  Kriuk  und  praktische  ADleitUDg  dem  StaatsaiaDiiä  ta 
geben,  ,,to  judge  of  the  expediency  of  ditferent  schemes**  (laquirj  etc. 
S.  3). 

2.  Die  philosophische  Vorbereitung  jener  NatioDalökoDOfuen  mid 
die  Verbättnisse  ihrer  Utcgehung  waren  derart,  daß  sie  uns  dm  Eal> 
stehen  einer  gerade  so  beschaffenen  Theorie  der  Volks  Wirtschaft  &idil 
unschwer  erklären.  Es  war  eine  Neu*,  d.  h.  Ömbildiiug  dca  g«8eQ- 
ficbattlichen  Zusammenlebens  ,,Staat^'  im  vollsten  Gange.  Und  zu  dksMD 
Vorgang  einer  Aenderuuii  tritt  nun  erklärend,  deutend,  verlaugntid  üüA 
prophezeiend  die  auf  die  Lehren  des  Naturrechtis  zur  bessierai  Sidn- 
rung  dfs  eigenen  Neuen  zurückgreifende  Kritik  der  Philoaopliei, 

Die  hervorragenden  Individuen  wurden  in  dieser  Unibildaog^  dieser 
Formänderung  meui^chlicht^n  Zusauimenlebens  thatig,  entweder  imSiiUK 
der  Erhaltung  des  Bestehenden  oder  im  Sinne  der  Ffirderung  mdA 
Forderung  des  werdenden  Neuen,  Der  Zustand  der  Unsicherheit  nefcr 
in  diesem  „Alten  Staat*'  gab  dem  Gelehrten  den  Anstoß  wini 
liehen  Versuch,  diesen  Zustand  für  sich  dadurch  zu  üherw&Uigen^ 
er  ihn  theoretisch  untersuchte.  Der  Denker  übiT  die  Natur  der  ^ 
Schaft  fand  sich  vor  der  Thatsache,  daß  ein  als  „ancien  r^me^ 
zeichnetes  Gemeinschafts1eb»*u  allen  Teilen  dieser  Gemeinschaft  ol 
nur  nicht  mehr  genügte,  sondern  vielen  sogar  srbädlich  war,  so  «ehr, 
daß  die  Weiterexistenz  dieses  Staates  überhaupt  frai^lich  wurde.  ElUct 
Ausweg,  bei  dem  die  volle  Existenz  jedes  einzelnen  Bedrohtea  geeictart 
schien,  fand  man  bei  Heihelialtung  des  bestehenden  Zustaudee  iiiclit 
Man  wandte  sich  gegen  diesen  Zustand,  gegen  diesen  Staat*  Dfi4 
der  Eifer  mit  dem  man  d^is  nncien  regime  angritf,  war  so  grnA,  di0 
man  die  Staatsform  überhaupt  angriff,  daß  man  den  ^mturzii 
der  Völker"  verlangte.  Dtnn  ,.8ii6t  que  le«  hommes  sont  ei 
....  r^lat  de  guerre  commence"  (Montesquieu).  [Zu  uotersodiefi 
durch  ein  solches  Verallgemeinern  und  Erweitern  zustande  korauit 
würde  zu  weit  abführen.  Doeb  möchte  ich  auf  die  ganz  gleiche  £r* 
scheinung  in  unseren  Tauen  hinweisen,  wie  jene  Geaieiosdiaftatal^ 
deren  Erhaltung  von  der  Gesamt  Gemeinschaft  nicht  geDQgeud  gesic 
ist,  nicht  nur  den  Staat,  d«  tn  sie  zugehören,  negieren,  soodeni 
Staat  überhaupt,  und  wie  energisch  die  Bezeichnung  tiZukuuftsstailP ' 
abgelehnt  wird.] 

3.  Zu  den  psychologischen  Abhängigen  des  im  vorigen  Pmragrapka 
erwähnten  Vorganges  der  Arnderung  gehören  auch  die  ersten  V« 
einer  theoretischen  Volkswirtsihafr sichre.  In  die  Erfahrung  des  Doli 
trat  die  Wahrnehmung  der  Unzufriedenheit,  Unsicherheit  tL  8» 
Teiles  im  Staate,  die  Ratlosigkeit,  Schlechtigkeit  u.  s,  w.  dei  «ad 
Teiles.  Der  Denker  begann  an  den  Überlieferten  theoretiscbeo  Wibf» 
Leiten  zu  zweifeln,  fand  sie  falsch»  weil  sie  einen  solchen  Zustand 
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herbeigeführt  hätteü,  faBd  sie  uufähig»  das  Neue  zu  erklären»  Und  so 
suchte  er  nach  Wahrheiten,  welcheo  diese  Fähigkeit  des  Erklärens 
iüuewohnl  zugleich  mit  einer  sicheren  Garantie  für  das  dauerhafte 
M'eiterbeslehen  der  „Gesellschaft'*,  Das  bessere  Erklären  wurde  sein 
theoretischer  Ausgangspunkt,  das  Aufstellen  von  Normen  für  die  größere 
Sicherheit  des  Bestandes   des  Ganzen   seio    moralisch-politisches   Ziel. 

Dies  war  die  Art,  wie  die  klassische  Theorie  der  Volkswirtschaft 
zustande  kam:  Ein  bestiramtes  Verhältnis  der  Individuen  rmd  Indi- 
viduengruppen zu  einander  in  der  Geraeinschaft  Staat  gab  der  neuen 
Wissenschaft  ein  politisch-ethisches  Ziel,  welches  zu  erreichen  man 
Mittel  und  Wege  angab  (laissez-faire)  und  welches  als  naturnotwendig 
zu  beweisen  man  sich  einer  melaphysischeo  Lehre  von  den  Eigen- 
schaften der  metischlichen  Seele  bediente. 

4.  Dieser    metaphysische    Ausgangspunkt    und    dieser    politisch- 
ethische  Zweck  der  Nationalökonomie  wirken  in  ihr  fast   bis  auf  den 
heutigen  Ta^j.     lui  Sinne  der  Zu^jeliörigkeit  zu  einem  Teile  des  Ganzen 
finden  die  Theoretiker  den   richti;^en  Standpunkt  immer:  ihre  Theorie 
ist  eine  solche  im  Sinne  der  Erhaltung  jenes  Teiles,  dem  sie  zugehören. 
Nicht  finden  sie  ihn  aber  als  —  ich  niöchte   sagen  —  teilnahmslose 
Betrachter*    Und  wenn    uns   der  Autor   im  Vorwort  noch   so  oft   ver- 
sichert, nur  ein  unbeteiligter  Zuschauer  sein  zu  wollen,  es  wird  einem 
nicht  unschwer  gemacht,   daran  nicht  zu    glauben,     Es  lassen  ihn  die 
Dinge,  die  auf  der  Welthühne  agiert  werden,  gar  bald  nicht  mehr  auf 
seinem  stillen  Platz  im  Raum  der  Zuschauer;  er  verlaßt  ihn,  um  ein- 
nial  hinter,   einmal   vor   den  Kulissen    sichtbar   zu  werden,    hier   eine 
Ut'koration  einschiebend,  dtrrt  ein  ben^^alisches  Eeuer  abzubrennen,  hier 
flem  pathetischen  Helden  die  Arme  hochhebend,  dort  dem  Intriguanlen 
die  Maske  vom  Gesicht  reißen  zu  helfen,  und  da  der  Unrecht  leiden- 
den Jungfrau  noch  mehr  Thräuen  zu  entlocken.     Ich  meine  das  nicht 
erst  von  jenen,  die  ihren  „Parteislandpunkt"  mehr  oder  weniger  deut- 
lich betonen,  es  ist  von  jenen  gesau't,  welche  mit  den  besten  Absichten 
die   ,»höch8ten   Ziele  der  Menschheit   im    Auge"   haben»   welche  ,idem 
Wohle  aller  dienen".     Wo  dies  aber  der  Fall  ist,    gilt  es  uns  als  das 
Gegenteil  einer  wissenschaftlichen  Betrachtungsweise;  das  „gute  Herz", 
das  „Mitleiii*^  —  sie  mögen  den  Philanthropen  zieren,  in  der  Wissen- 
schaft werden  sie  nur  Verwirrun^irn  anrichten  und  falsche  Erwartungen 
erwecken.     Wissenschaftlich  darstellen  heißt  in  den  Geschehnissen  die 
gesetzmäßigen    Zusammenhänge    beschreiben,    sie   „begriSlich    ordnen^* 
^(nach  der  trettenden  Bezeichnung  von  C.  Hauptmann).     Und  hiebei  darf 
lieh  der  Natioualökonom   so   wrnig  von   seinem  Herzen   leiten  lassen, 
so   wenig   wie  der  Physiker   bei    Beschreibung  der  Naturgesetzmaßig- 
keiten  ein  Bedenken  gegen  das  Gesetz  des  Falles  hat,  weil  ein  fallen* 
der  Dachziegel  dem    unlt'n  Vorbeigehenden    den  Schädel   zertrtimmern 
kann.    Und   nicht   anders  als  di»r   Physiologe,    der  Physiker   seinem 
Erkenntnisgebiet  gegenübersteht,  kann  der  Nationalökonom  dem  seinen 
LgegenübersteheD,  wenn  er  Gesetzmiißigkeiten  feststdlen  will.     Hier  ist 
fdie  „Sympathie  für  die  Not  der  ai  beiteiiden  Klassen'\  der  „Haß  gegen 
die  ausblutenden  Unlernehmer**,  die  Verteidigung  der  „Rechtmäßigkeit 
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des  Unternehmergewinns''   wie   dessen   Beziehung   als    ^^DiebsUhr^j 
wenig    voD    wissenschaftlicher  Qualität    wie   die   private    Freude 
Vivisektors  darüber,  daß  sein  Vivisectum  ein  scbönea  Fell  bai. 


IL 

5.  Die  nachklas&ische  Theorie  der  Volkswirtschaft  besät  niekt 
mehr  das  bedingungsUjse  Vertrauen  zum  .^Egoismus'",  der  nach  iler 
Meinung  der  Klassiker  wohl  stets  das  Böse  will,  doch  stets  das  Gate 
schafft.  Denn  wieder  hatte  sich  die  Zeit  geändert,  und  das  Alte  wir 
unfähige  das  Neue  zu  erklären.  Doch  da  die  MenscheuabstraklioQ  der 
Mosaikpsjxhologie  geduldig  still  hält,  was  immer  mau  auch  far  eil 
Mosaikstückcheu  (Trieb  etc.)  htTausnimmt  oder  neu  eius^itzt^  30  daif 
der  Ausspruch  Rctscher's  nicht  wundern:  ,»die  Menschen  siod  als  freie 
VernunfJwesen  vor  Gott  und  ihrem  Gewissen  verantwortlich,**  In  " 
Phrase  hatte  sich  der  j^anze  große  Geist  der  Klassiker  vedltlclll 
Die  Aenderung  der  Zeit  zeigte  sich  darin,  daß  wieder  ein  Teil 
Ganzen  aufstand  und  sagte:  die  Gesamtheil  sichert  nicht  uuser  Ix*bea.- 
Mit  dem  Satze:  „Die  Ethik  darf  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  dicht 
negiert  werden'*,  wandte  sich  Fr.  A.  Lauge  nicht  nur  gegen  die  Uebu]i( 
ßeiner  Zeit,  sondern  auch  ^^egen  die  Klassiker,  aus  welcheu  t-iu  Zacharia 
diese  harte  Formel  gezogeu  hatte:  „Die  Wirtschaftslehre  ist  die  Lebte 
von  der  Art,  wie  man  reich  werden  kann.  Sie  ist,  kann  man  aacli 
sagen»  die  Methodealehre  der  Habsucht  und  des  Geizes"  (V^ienii: 
Bücher  vom  Staate,  V,  S,  1). 

Die  Erfahrung  zeigte,  daß  der  frei  wirkende  Egoisnioj  des  Eia* 
zelnen  doch  nicht  das  Wohl  aller  in  dem  verheißenen  Gefolge  habe, 
und  man  begann  an  der  Richtigkeit  dieser  Grundlegung  zu  zweifeÜL 
Man  suchte  die  Wirtschaftstheorie  wieder  auf  eine  neue  Basis  zu  ^tellro. 
Diese  glaubte  man  in  der  bisher  wenig  beachteten  oder  schlecht  fc- 
Üblen  Wirlschaftsgeschich  te  zu  finden,  d.  h.  man  glaubte,  atia  dem 
durch  das  Hereinziehen  des  vergangenen  beträchtlich  erweitertea  Er- 
fahrungskreises müsse  sich  bei  exakt  angewandten  Methoden  die 
Theorie  der  Wirtschaft  vou  selbst  ergeben,  müsse  eine  solche  förmlich 
aus  der  Geschichte  herau.sspringen.  Auf  die  Frage,  „Wsis  hl  Gesehichief* 
giebt  Schmoiler,  der  gegenwartige  Führer  der  „his^torischeü  Sehn 
die  Antwort:  „Sie  will  die  gesamte  Ueberlieferung  von  der  potitti 
und  sonstigen  kulturellen  Entwickeluiig  der  Völker  sammeln^  pr 
und  zu  einem  verständnisvollen,  in  sich  zusammen bäDgendem  Q$ 
verbinden^)* 

Für  den  Volkswirtscbaftstheoretiker  soll  die  Geschichte  eine  Be- 
reicheruDg  des  Erfahrungsmaterials  sein;  ,»und  dieses  hiaorische  Ki^ 
fahrungsmaterial  dient  uns,  wie  jede  gute  Beobachtung  und  Keschreibo^ 
da'/u,  theoretische  Satze  zu  illustrieren  und  zu  vert&sierea,  dk 
Grenzen  nachzuweisen,  innerhalb  deren  bestimmte  Wahrheitea  gilt^ 
sind,  noch  mehr  aber  neue  Wahrheiten   induktiv   zu  gewiDaen^  (ebd. 


1)  fiandwfirterbach  der  Sta*tsw.     Bd.  16,  S.  «48, 
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S.  644),  Nach  dieser  Erklärung  besitzt  also  der  Historiker  bereits 
t^ine  Anzahl  theoretischer  Sätze,  bevor  er  an  die  Historie  geht,  denn 
an  dieser  will  er  ja  „theoretische  Satze"  »»illustrieren"  und  ,,veri- 
fizieren"  und  ,,GeUungsgrenzen  nachweisen"  Woher  der  Historiker 
diese  theoreti^cheü  Sätze  hat,  wird  nicht  gesagt;  sie  können  platonische 
Ideen  sein.  Aber  zugleich  wird  uns  versichert,  daß  die  Historie  zu 
den  alten  „verifizierten"  und  „illustrierten"  Sätzen  noch  neue,  eben 
durch  die  Historie  gefundene,  gesellt  Eine  so  merkwürdi<i:e  Methode, 
die  das  eine  mal  ideas  ante  rem  verifiziert,  das  andere  mal  ideas 
post  rera  findet,  muß  sich  auch  sofort  eine  Einschränkung  gefallen 
lassen,  die  Scbmoller  folgendermaßen  macht:  „Daß  das  historische 
Beobachtungsmaterial  nur  ein  Teil  des  volkswirtschaftlich  zü  verwerte- 
ten sei,  daß  daneben  ^'eograp  bisch  es,  ethnologisches,  statistisches, 
psycholo^Jisches  und  technisches  ebenso  in  Betracht  komme,  hat  kein 
Vernünftiger  geleugnet"  (S.  445)  Aus  alledem  in  Betracht  kommenden 
hat  sich  nuii  der  historische  Theoretiker  der  Volkswirtschaft  mit  Takt 
und  unfehlbarer  Sicherheit  das  auszuwählen,  was  ihm  am  geeignetsten 
scheint,  „die  alten  Sätze"  zu  illustrieren,  verifizieren  und  neue  zu 
gewinnen* 

Wenn  man  die  historische  Schule  nach  ihren  Leistungen,  nicht 
nach  ihrem  Standpunkte,  der  gar  kein  theoretischer  ist,  beurteilt,  so 
muß  man  einmal  alle  Hochachtung  haben  vor  der  in  Archiven  forschen- 
den Thäti^keit  ihrer  Vertreten  Sie  haben  mit  ihren  Publikationen 
sicherlich  unser  Erfahrungsniateriul  bereichert.  Suchen  wir  aber  in 
diesen  Werken  nach  theoretischen  Leistungen,  nach  den  Aufstellungen 
riner  Geset/^mftßigkeit,  so  können  wir  wohl  manches  theoretische  finden, 
das  schon  das  Kigentum  der  älteren  Klassiker  ist,  aber  nichts,  das  sie 
aus  diesen  historischen  üebungen  gefunden  hätten,  außer  man  zählt 
hierzu  einen  bequemen  eklektischen  Relativismus.  Auch  die  historische 
Schule  erfällt  somit  nicht  die  Furderun^cn,  die  man  au  eine  allgemeine 
Theorie  der  menschlichen  W  irtschaft  stellen  muß.  Denn  das  Ziel,  das 
ihr  vorschw^ebt,  ist  der  Erwerb  von  Einzeltheorien,  wie  sie  gerade  Er- 
scheinungen unserer  Zeit  verlangen,  und  ihre  historischen  Forsch- 
jgen  dienen  nur  diesem  Zweck,  Erscheinungen  der  hcufigen  Wirtschaft 
ihre  zeitlichen  Anfänge  hinein  zu  verfolgen  und  so  besser  zu  er- 
klären, Sie  erweitern  ihr  Erfahrungsmaterial  durch  die  Historie  nicht 
in  Hinsicht  auf  die  Wirtschaft  überhaupt,  sondern  in  Hinsicht  auf 
eine  historisch  bestimmte  Form  der  Wirtschaft,  der  gegenwärtigen. 
Wenn  sie  ein  eigenes  theoretisches  Ideal  ganz  fallen  läßt,  so  will  sie 
im  besten  Falle  aus  den  vorhandenen  Theorien  die  „richtigen'*  historisch 
bewiesenen  auswählen,  wie  solche  dann  imstande  wären,  spezielle 
wirtschaftliche  Erscheinungen  unserer  Tage  zu  „erklären***  Will  sie 
auch  dieses  nicht  einmal,  da  kann  man  ihr  keine  andere  Absicht  zu- 
schreiben als  diese:  zu  erklären,  daß  die  Volkswirtschaft  überhaupt 
keine  Gesetzmäßigkeiten  kenne,  die  sich  allgemein  feststellen  ließen^ 
daß  sie  theoretisch  so  wenig  zu  bewältigen  sei  wie  die  Geschichte, 
Sagt  und  will  sie  dieses,  so  begiebt  man  sich,  wenn  man  eine  gegen- 
teilige Ansicht  äußert,  eben  auf  das  Gebiet  der  indiskutablen  Ansichten; 
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der  eine  will  mit  seinem  Gebirn  Ökonomisch  verfahren,  will  zu  4inem 
Zwecke  aus  der  verwirrenden  Vielheit  eine  Einheit  auslösen,  der  amfert 
hat  rjjeses  BedürfniB  nichts  er  fängt  in  jedem  Falle  aa«  die  gutt 
Menge  der  Erscheinungen  mit  all  ihrem  Wechsel  iniiuer  wjedtf  m 
durchdenken  oder  er  begnügt  sich  mit  einem  unzusamnieDli&iigCQdks 
Chaos  von  relativen  Einzel^älzen. 

6»  Die  htstorische  Schule  der  Volkswirtschaftslehre  führte  dse 
litterarische  Fehde  mit  einer  anderen  Ricluung,  welche  die  tbeoretiicke 
Eignung  des  Histo^^mus  nicht  gelten  lassen  wollte  utid  dldl  wmiß 
auf  den  steinigen  Pfaden  der  „abstrakten"  oder  auch  „p^ychalogistlm'^ 
SIetliode  bemühte,  das  Heil  einer  Theorie  der  reinen  Volkswirtsclttft 
zu  finden.  Und  zu  Beginn  dieses  Weges  finden  wir  wieder,  was  irir 
mit  den  alten  Klassikern  verlassen  haben:  den  Egoismufi.  ,»F(ir  di^ 
Geschichtt^philot^ophie  der  Volkswirtschaft  und  für  die  Volk^iwirischafu* 
Politik  ist  der  Egoismus  als  Prämisse  unbedingt  zu  verwerfen«  Aber 
das  Lehrgebäude  der  älteren  Doktrin  mit  ihren  Wert-,  Preis*,  Lcibo«, 
Renten-  u.  s.  w.  Gesetzen  ist  von  den  beiden  letztgenannteii  Wissäii- 
Bchaften  völlig  unabhängig.  Die  Theorie  der  Wirtschaft  will  bot 
ein  Fragment  der  realen  Erscheinuüp:en  erfassen,  daruDi  ist  es  kein 
Vorwurf  gegen  diese  Hypothese  des  Egoismus,  daß  er  die  volle  Wirk* 
lichkeit  nicht  erkläre**  (Dietzel,  Beiträge  etc.  Jahrb.  f.  Nar.-OdL  i.. 
Stat.     N.  F,  Bd.  9,  S.  2H). 

Der  Egoismus  hat  also  nur  mehr  als  methodologischf^  Hilfimitlri 
Geltung.  In  der  Theorie  ist  „das  Resultat  des  Tastens  nach  fWfck^ 
logischer  Vertiefung  kein  anderes  als  den  Egoismus  da  zu  festigrft, 
wo  ihn  die  Theorie  allein  fordert:  als  methodologische  Pr&mtatt  der 
Kausalgesetze  wirtschaftlichen  Geschehens^'  (Dietzel,  ebd.) 

Mit  dieser  Aufstellung  des  Egoismus  als  methodologische  Pri- 
misse für  ein  Teilgebiet  der  Wirtschaftslehre  versuchte  die  Tbeom 
einen  von  aller  Ethik  freien  Boden  zu  gewinnen;  diese  käjne  bot  tu 
der  Volkswirtschaftsgeschichte  und  Politik  in  Betracht.  Der  EgoiSBii 
in  der  reinen  Theorie  sei  aber  nichts  anderes  als  der  Versuch»  mita 
wirtschaftlicheD  Geschehnisi^en  (in  Absehung  von  Historie  und  Politik) 
einen  Einheitsbezug  zu  geben,  „eine  bei  allen  handelnden  Wirtschifli- 
Subjekten  einzig  und  allein  wirkende,  in  der  Richtung  ihres  UaiHUai 
ursächlich  bedingende  Triebkraft  (wirtschaftliches  Motiv« 
Selbstinteresse)  nachzuweisen''  (Dietzel,  a.  a.  0.,  S.  29)» 

Gegen  die  Forderung  und  AufstelluDg  eines  Einbeitsbesogcs 
Gründen  der  Methode  läßt  sich  nichts  einwenden,  sofern  dendbe  liii 
hält,  was  man  von  ihm  erwarten  muß,  und  das  ist,  daß  dieser  Ei»betlaK 
bezug  auch  wirklich  ein  solcher  ist.  Dies  scheint  uns  aber  Diehl  itr 
Fall  zu  sein,  sowie  der  angegebene  Einheitsbezug  nicht  mehr  f<«t- 
gebalten  werden  kann,  wenn  die  Volkswirtschaft  geschicbtll 
dargestellt  oder  politisch  genützt  wird.  Denn  für  diese 
Gebiete  seiner  W  issenschaft  giebt  ja  der  Theoretiker  die  GeiUmg 
Einheit  ,,Egoi5mus"  auf.  Dieser  Kinheitsbezug  hi  eben  einer  der 
aus  der  gesamten  Erlahrung  gewonnen  wurde,  sondern  es  tat  ilif 
Produkt  einer  Psychologie,  die   R.  Avenarius  sehr    (reSeod   Mi 
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Psychologie  genanDt  hat,  einer  Psychologie,  die^  von  einer  „inüeren  Er- 
fahrung** ausgehend,  das  menschliche  Individuum  mit  ^,T rieben*'  aller 
Art  anfüllt,  das  ludividunm  und  die  Umgebung  nicht  als  ein  Imma- 
nentes begreift,  sondern  als  zwei  völlig  getrennte  Dinge,  einer  Psycho- 
logie, die  aus  den  jeweiligeo  Handlungen  einen  „Triel/^  der  ihnen  /u 
Grunde  liegen  soll,  konstruiert,  und  diese  „Triebe'*  dann  in  das  lüdi- 
viduuoa  hiöeinlegt.  Es  ist  dieser  Psychologie  vollkommen  entsprechend, 
wenn  sie  für  die  gleiche  Handlung  „Triebe**  entdeckt,  von  denen  der 
eine  das  Gegenteil  des  anderen  ist.  So  kimstatiert  Wagner:  ,,Bei 
aller  auf  Bedürfnisbefriedigung  gerichteten  Thiitigkeit  leitet  den  Mea- 
ßcbeo  —  und  darf  und  auch  oft  soll  ihn  leiten  (11)  —  das  ökono- 
mische  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit,  d.  h.   das   Streben 

^  8.  w.**  (Gruridlegung  I,  ö.  80.)  Dieser  von  Wagoer  aufgestellte  „natür- 
liche Grund  trieb  der  WjrtschaJtlichkeit**  tindet  sein  Geiietistück  in  dem 
von  anderen  Autoren  ebi^nfalls  als  „natürlich*'  aufnestelten  „Grund- 
trieb der  Uuwirtschafllichkeit*'  der  „bei  aller  auf  Bedürfnisbefriedigung 
gerichteten  Thätigkeit  u.  s.  w,**  (so  Schubert-äoldern,  Die  psychologische 
llnmöglicbkeit  des  sozialdemokratischen  Staates^  Grenzboteu  1891,  HL 
u,  a.)  Mit  eljen  dieser  Psychologie  konstruierten  die  Nationalökonomeu 
auch  die  „wirtschaftliche  Natur  des  Menschen'*,  die  Wagner  also  defi- 
niert* „Die  Natur  des  Menschen,  welche  sich  aus  dem  Wesen  mensch- 
licher Bedürfnisse,  aus  dem  Befriedigungstrieb  —  als  Trieb  der  8elbst- 
rhaltung  und  des  Selbstinteresses  —  aus  der  Stellung  der  Arbeit  und 
Wirtschaft  und  aus  der  Schätzung  aller  dieser  M4>mente  in  der  Seele 
des  Menschen  (vom  Autor  unterstrichen),  daher  mittels  der  Er- 
wägun^«^",  VergleichuDgeo  und  Urteile  unter  dem  Walten  des  öko- 
nomischen Prinzipes  ergiebt,  nennen  wir  seine  wirtschaftliche  Natur" 
(a,  a.  0„  S,  81).  Man  hat  also  den  Egoismus  psychologisch  filtriert 
und  gereinigt,  so  daß  er  als  „wirtschaftliches  Prinzip**  zum  Vorschein 
kam,  das  „geeignet  ist,  die  Schwierigkeiten  in  einfachster  Weise  zu 
lösen'*  (Dietzel,  a.  a.  O,,  S.  35)*  Dieses  Prinzip  ist  nach  dem  gleicheo 
Autor  „die  eine  psychologische  Tendenz,  die  sich  unmittelbar  ans  der 
vernünftigen  Natur  des  Menschen  deduzieren  läßt/'  und  da  man  nun 
chon  bei  der  „vernünfti^^en  Natur  des  Menschen*'  angelangt  ist,  so 
oiuß  man  sich  wohl  schon  damit  zufrieden  geben,  daß  der  Autor 
,,di€se  eine  psychologische  Tendenz  nicht  weiter  zu  definieren  brauche*' 
(Dietzel  a.  a.  ().,  S.  35).  Wir  erhallen  dafür  die  eidliche  Versicherung, 
daß  „das  bewußte,  über  den  Instinkt  sich  erhebende,  vernünüige  Zweck- 
strebeu  des  Menschen  ein  uni^enjessenes  ist,  dem  die  endlich  beschrankte 
Außenwelt  als  Bedingung  und  die  eigene  beschränkte  Kraft  als  Mittel 
Segeu übersteht**  (Dietzel-Sax,  a.  a.  O.,  S,  38). 

7.  Wir   haben   bisher   die    Lehrmeinungen   der   Volkswirtschafts- 

flheoretiker  über  Grundfra;4en  und  Voraussetzungen  einer  Theorie  aus- 

j^einandergesetzt,  sowiit  sie  von  Betracht  schienen.    Nun  möge  uns  noch 
lorz  Aufgabe  uud  Zweck  der  theoretischen  Volkswirtschaft  beschäftigen, 

"soweit  ein  solches  Programm  von  den  gegenwärtigen  Theoretikern  auf- 
gestellt wurde. 

Nao  wenige  Worte  darüber,  deon   die  Aeußerungeu    über  diesen 
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Puökt  sind  wenn  auch  zahl-,  so  doch  nicht  abwechslung&raclL  btt 
Oekonomik  ist  nach  K.  Menger,  ,,eiDe  Theorie,  welche  uns  die  Aeak- 
ruiigen  des  nienschiicheD  Eif^^entjutzens  iu  den  auf  die  Üeckisag  &si 
Güter bodaifüs  hiozidenden  Bestrebungen  der  wirtschafteoden  MüMcha 
in  exakter  Weise  verfolgen  und  verstehen  lernt*',  eine  Wts&eiiiekaft 
ist  sie,  ,,wekbe  nicht  die  Aufgabe  hat,  .  *  .  jene  8o£taJphtiio«MM 
welche  mau  gemeiniglich,  ,,die  volkswirtscbaftlichen"  »eont^  öberlUMpl 
und  in  ihrer  Totalität  verstehen  zu  lernen,  sondern  uns  oar  das  Ver- 
stäudnis  einer  besonderen,  allerdings  der  wichligiieo. 
der  wirtschaftlichen  Seite  des  Menschenlebens  {t^m 
Autor  unterstrichen)  zu  verschaffen,  während  das  VerslAudnU  de 
übrigen  Seiten  desselben  nur  durch  audere  Theorien  errdcbt  wenUo 
könnte,  welche  uns  die  Gestaltungen  des  Menschenlebens  UQtar  tei 
G^'sichtspunkte  der  tibrtgen  Tendenzen  desselben  ztmi  Bevmltiai 
bringen  würden,  z,  B,  unter  dem  Gesichtspunkt  des  GetDeiDstn&S|  4h 
strengen  Waltens  der  Recbtsidee  u.  k  V  (Menger,  Metbotlilt,  &  79). 
Menger  verlam^'t  also  eine  Teilun;^'  der  Erfahrung  in  weiter  niclit  »- 
sammeuhiingende  Gebiete  und  verlangt  für  jedes  derselben  cioe  specidli 
Erkenntnislehre,  also  eine  solche  für  das  „strenge  Walten  der  RediU* 
idee^',  für  den  „Gemeinsinn^\  d*  h.  für  diejenigen  Erfahniogen,  djeiiä 
in  diese  grundlose  Nomenklatur  unterbringen  lassen.  Nicht  znsanmi- 
hängend?  kann  man  fragen  und  dabei  auf  die  Relationeo  aller  diüer 
Dinge  zum  Menschen  weisen.  GewiB,  der  Menscb  ist  wohl  da,  aber 
er  ist  ein  konstruiertes  Abstraktum,  das  nicht  als  uv  r  Ungebmf 

zusammen^^ehörig  begriifen  wird,  sondern  als  ein  le«'c  ^^^fi,  das  Bit 

Gruppen  von  Erkenntnissen  angefüllt  wird,  die  jeweiin  eineo  Tri«b 
oder  ähnlichem  entsprechen.  Die  volkswirtsehafÜicbeQ  AeuSeni&ga 
sind,  soweit  sie  für  die  Theorie  im  Sinne  Menger's  und  seiuer  At* 
häu^er  in  Betracht  kommen,  Aeußerun^en  des  roenseblicboi  Etgei* 
nutzes  der  wirtschaftenden  Menschen,  womit  wir  wieder  da  sind,  m 
wir  waren,  bei  dem  Satz  des  Zachanä,  ohne  dafi  die  VariatuiDea 
Satzes  durch  Autoren  und  Schulen  uns  der  Erkenntnis  um  ein 
näher  gebracht  hätten.     Woran  liegt  dies?  — 

m. 

8*  Die  Wissenschaft   hat  — -  von    der   formalen    Aniialiiae 

Gesetzmäßigkeit  überhaupt  ausgehend  —  die  Aufgabe,  die 
mäfiigkeit  eines  Vorganges  aufzusuchen.  Gesetze  und  Geselniaiig» 
keiten  ergebeu  sich  aus  dem  Bekanntsein  der  BedingungSfpeMiDtlifJlift 
eines  Vorganges.  Aus  der  Kenntnis  der  Gesamtheit  der  Bedtugmif» 
kann  sich  nur  der  Inhalt  einer  Gesetzmäßigkeit  ergeben.  Ja  ~  dll 
Kenntnis  der  Bedingungen  und  ihre  Aufzeigung  ist  scboo  das  Gesetz.  ^ 
Die  nationalökoijom Ische  Theorie  hat  den  umgekehrten  Weg 
schlagen,  der  zur  Metaphysik  zurückführen  muß,  von  der  er 
Sie  stellte  zuerst  eine  Gesetzmäßigkeit  auf,  beiße  sie  nun  EigeaaBOi 
Egoismus,  wirtschaftliches  Prinzip  oder  sonstwie  —  und  suchte 
nachher,    indem   sie   ihre   Gesetzmäßigkeit  ein    loees  Verhalmia 
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feiner  aus^ewäbherj  Erfalirung  eiD^fehen  ließ,  die  also  reelle  J^tstenz 
ier  angenonrnjeut^D  Gesetznuißigkeit  nachzyweiseD,  dk*  nicht  nur  mehr 
formal  angeDomiDen  worden  war.  Alle  Berufuüg  auf  die  Psychologie 
iles  Menschen,  auf  seine  Triebe,  auf  seine  wirtschaftliche  oder  auch 
unwirtscbaftliche  Natur  konnte  für  die  theoretische  Grundlegung  zu 
keinem  anderen  Resultat  führen,  als  zu  einem  methaphysischen.  Denu 
man  stellte  nie  die  Gesamtheit  der  Bedingungen  menschlichen  Handelns 
fest,  sondern  man  verknüpfte  nur  immer  einen  Teil  der  Bedingungen 
(Außenwelt)  rait  einem  der  menschlichen  Natur  eigenen  „Trieb**  nach 
dem  metaphysis'chen  Gesetz  von  Ursache  und  Wirkung,  S*)  ist  es 
einmal  der  .,Trieb  der  Nächstenliebe'',  der  den  Menschen  treibt,  sein 
Geld  dem  Armen  zu  sch**nken,  das  andere  mal  ist  es  der  ,,Trieb  des 
Eigennutze.s*\  das  denselben  Philanthropen  zu  Lohnreduktion  treibt. 
Diese  menschliche  Natur,  auf  welche  die  Nationalökonomen  die  wirt- 
schaftlichen Phänomene  immer  in  letzter  Linie  verweisen,  ist  eine  nach 
Belieben  vermehrbare  oder  verrainderbare  Summe  von  ,, Trieben*', 
,, Wallungen^'  etc.  Diese  menschliche  Natur  ist  nicht  eine  von  be- 
kannten Bedingungen  bedingte  Kinheit,  sondern  eine  fortwährend  Form, 
Inhalt  und  Wesen  wechselnde  Vielheit,  ein  vielarmiges  und  vielgesichtiges 
Wesen,  wie  die  indischen  Götter,  dem  beizukommen  man  von  mancherlei 
Pfaden  sich  bemühen  müsse :  diesen  Arm,  der  die  Wa^^e  hält,  betrachten 
wir  unter  dem  Gesichtspunkt  der  ewig  waltenden  Rechtsidee,  jene 
Band,  aus  der  Gt>ki^tücke  fallen  unter  dem  des  Gemeinsinues  u.  s.  f. 
Die  Nationaiökonomen  weisen  eine  allgemeine  Erkeimtnistheorie 
von  sich,  sie  konstruieren  sich  eine  eigene  spezielle,  wenn  auch  mit 
anderen  Wissenschaften  entlehnten  Mitteln.  —  Um  das  Allgemeine 
jener  menschlichen  Handlungen  festzustellen.  Hie  man  gemeiniglich 
wirtschaftliche  nennt,  müssen  wir  im  Sinne  einer  all^^emeinen  Erkenntnis- 
theorie die  Bedingungen  menschlichen  Handelns  kennen  lernen.  Und  da 
wirtschaftliches  Handeln  uns  nur  dann  zur  Erfahrung  wird,  wenn  es  in 
einer  irgend  wie  immer  bestimmten  Gesellschaft  geschieht,  so  ist  unsere 
Aufgabe  die,  die  Gesetzmäßigkeit  des  Handelns  des  gesellschaftlich  leben- 
den Menschen  aufzuweisen,  Gesetzmäßigkeiten  der  Art:  Wenn  A  (Bedin- 
gungsgesanitheit)  ist,  ist  B  (Bedingtes)  anzunehmen.  Die  Methode  ist  die 
des  begritillchen  Bescbreibens  der  F>fahrung,  die  von  allen  melhaphysi- 
schen,  spekulativen,  dogmatischen  Voraussetzungen  freie  Beschreibung, 
also  ohne  die  Ursachenannahme  eines  Bewußtseins,  einer  Seele  oder 
eines  Triebes.  —  Fassen  wir  das  Gesagte  kurz  zusammen.  Auf  die  Frage 
oach  dem  Wesen  der  wirtschaftüchen  Phänomenis  Erfahrungen,  oder  wie 
man  es  sonst  nennen  will,  auf  diese  Frage  nach  dem  irromifuvoy  der  alten 
Philosophen  fanden  die  Theoretiker  der  Volkswirtschaft  schließlich  die 
Seele,  welche  die  einzelnen  Erscheinungen  in  Art  eines  unsichtbaren,  aber 
doch  vorhandenen  Bandes  zusammenhält.  Das  Wesen  der  Wirtschaft 
erschlösse  sich  demnach  in  letzter  Hinsicht  aus  verschiedenen,  den 
allgemein  psychologischen  Wahrnehmungen  entsprechenden  Kr&ften, 
die,  aus  der  Seele  aufsteigend,  zugleich  von  ihr  zusammengehalten  werden. 
Wir  haben  dieses  inoxei^ievov  abgelehnt,  weil  es  metaphysisch  ist, 
als  nicht  in  der   reinen  Erfahrung  aufzufinden,   und   weil   es  auch  als 
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Hypothese  uubraucbbar  ist,  denn  sie  führt  uns  auf  den  wisseoscbaft* 
lieh  sehr  uodönkbaren  und  zweifelhafte»  Boden  der  allmäbltchen  Eni- 
stehung  des  PhauomeDS.  Denn  auf  diesem  BodeD  ist  der  erfahnBigi- 
losen  oder  ErfabruDgen  willkürlich  kombiniereudeD  SpekuUlioQ  TMr 
uad  Thor  geöüiiet.  Aus  dem  Gegebenen  das  Wesen  zu  bestimoitia^  ni 
näherlicgend,  uäherliegender  noch,  die  Erscbeinungen  der  Wirtsdnft 
selbst  reden  zu  lassen*  Findet  man  dann  durch  das  Begriffliclie  ort* 
nen,  durch  das  Beschreiben  der  Phänomene  das  Gesetz,  so  soll  dioa 
nicht  wieder  seine  teleologische  Ausdeutung  zu  einer  ZweckmAÜgÜt 
erfahren, 

9.  Was  ist  Wirtschaft?  Was  ist  wirtschaftliches  HAndeln?  Ei| 
ausgewählte  nicht  ausgesuchte  Antworten  der  Nationalükficiooeii^ 
diese  Frage,  zuerst:  Wirtschaft  ist  „das  die  individuelle  ErfQUun^' 
allgemein  menschlichen  persönlichen  Bestimmung  eotli 
leben**  (v.  Stein);  Wirtschaft  ist  „die  auf  die  möglichst  voU.-v..-i.4.^, 
digung  der  menschlichen  Bedürfnisse  gerichtete  Thatigkeit**  iMengcr)-- 
ist ,, Befriedigung  des  Willens  des  Wirts  mit  einem  hiezu  güeigMtenOiK 
jekt"  (Lindwurm);  ,,A11  unser  Wirtschaften  findet  im  ReiP'Mepschiwfcp 
seine  endliche  Motivation*^  (Lindwuroi).  Alle  diese  Definin 
ren  die  Thatsache,  daß  der  Mensch  Bedürfnisse  hat,  die»-:  ir 

sucht.  Die  hierbei  entfaltete  Thätigkeit  ist  Wirtschaft.  Wirtschaft  wiit 
danach  die  Thätigkeit  eines  Jungen,  der  sich  einen  Bogen 
oder  eines  Moearchen  der  sich  einen  Stuhl  fabriziert,  (Man 
daß  von  den  Momirchen  ein  jeder  ein  Handwerk  lerut,)  Nack 
Definitionen  wären  diese  Handlungen  wirtschaftliche;  erfabrungs 
nennen  wir  sie  nicht  so.  Wohl  aber  thun  wir  dies,  weDO  deo 
sich  der  wilde  Indianer  des  Stammes  schnitzt  oder  wenn  der  Tbehkr 
unserer  Zeit  einen  Stuhl  macht«  Der  Einwand,  daß  das  eioe  Mal  dai 
Hergestellte  vom  Ersteller  selbst  verwendet,  der  andere  es  zur  V«- 
wendung  für  andere  herstellt  und  daß  dieser  Umstand  die  letzte  Thätiikiil 
eben  als  wirtschaftliche  charakterisiere,  trit!t  nicht  zu,  denn  dann  müSlfli 
sich  die  oben  angegebenen  allgemeinen  Definitionen  eine  Einschraoknag  ^ 
gefallen  lassen,  die  ihnen  alten  Wert  des  Allgemeinen  näbtua.  Ddil 
der  Einwaud  setzte  eine  nur  für  eine  bestimmte  Zeit,  einen  bestitiiaiiai 
Ort  geltende  Uebung  ~  Kauf,  Verkauf  —  als  für  immer  and  Qberill 
geltend  voraus.  Ferner^  der  Wilde  „verkauft'*  seinen  B^^gen  ja 
nicht,  er  „gebraucht''  ihn  ja  selbst,  und  trotzdem  ist  seine  Handij 
eine  wirtschaftliche.  Ebenso  wie  die  Teilnehmer  eines  nach  den 
sichten  der  Anarchisten  errichteten  Gemeinwesens  die  Dinge,  die  sie 
selbst  verfertigen,  auch  selbst  verbrauchen  und  damit  wirtscbaftlKdH  j 
Handlungen  ausführen.  —  Ich  weiß  wohl,  was  die  NationatökoDoi 
darauf  sagen  werden:  Das  nämlich,  was  sie  in  ihren  tbeoretis 
Gebäuden  thun;  und  dies  ist,  daß  sie  aus  dem  Gesamtgebiet  der 
schaftlicben  Erfahrungen  willkürlich  einen  Teil  zeitlich  abgre 
Dieser  Vorgang  hat  —  bei  allem  Streit  der  „Thei>retiker*'  und 
riker"  —  alle  bisherige  Nationalökonomie  zu  einer  historischen  ^if»mn 
Und  so  konnte  sie  auch  bei  einer  aolchen  zeitlichen  Abgr 
Erfahrung  niemals  zu  allgemeinen  Grundsätzen  kommen 
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Dorierte  sie  die  anders  geartete  Vergangenheit  oder  eine  anders  ge- 
riete  njögUche  Zukunft  oder  sie  schrieb  der  Vergangenheit  andere, 
eigene  GesetzDiäßigkeiten  zu,  die  ohne  Zusammenhang  seien  mit  den 
von  ihnen  für  eine  andere,  für  diese  Zeit  aulgestelUen  oder  indem  sie 
die  ^»efundenen  vermeintlichen  Gesetzmäßigkeiten  dieser  Zeit  als  in  der 
Zukunft  UN  veränderbar  hinstellte.  Wie  wenn  der  Zoologe,  indem  er 
den  Frosch  beschreiben  will,  die  Kaulquappe  bescliriebe  und  zum 
Schluß  erklärte:  dies  ist  der  Frosch,  Die  Nationalükonomik  hat  die 
allgemeinen  Bedingungen  der  Wirtschaft  nur  aus  einer  zeitlicli  begrenzten 
Erfahrung  entnommen,  die  dann  natürlich  nicht  in  der  Gesaniterfahrung 
aufgehen  können.  Ihre  „allRemeiuen"  Gesetze  enthalten  eine  ganze 
Reihe  von  Voraussetzungen,  wie  sie  nur  in  diesem  Staate,  unter  diesem 
Rechte  mogtich  sein  können.  Wenn  wir  die  grundlegenden  Sätze  der 
Theoretiker  der  Volkswirtschaft  wieder  in  die  Erfahrung,  aus  der  sie 
genommen  sein  sollen,  hineinlegen,  so  wird  diese  an  allen  Ecken  und 
Enden  von  der  Theorie  unbedeckt  und  unbewältigt  zum  Vorschein 
kommen. 

10.  An  den  angeführten  Beispielen  erhalten  wir  dieselbe  Thiitigkeit 
das  eine  Mal  als  „wirtschaftliche''  charakterisiert,  das  andere  Mal  als 
eine  „nichtwirtschaftliche^'.  Welche  Bedingungen  treten  noch  zu  der 
einen  Handlung,  um  sie  das  andere  Mal  zu  einer  „wirtschaftlichen"  zu 
machen?  Welche  Bedingungen  enthält  eine  Thätigkeit  nicht  oder  noch 
Dicht,  daß  sie  als  eine  „nicht-wirtschattUche"  bezeichnet  wird?  — 

Der  seinen  Bogen  schnitzende  Wilde  lebt  in  einer  Gemeinschaft 
(„Stanjm*'  „Horde''),  die  so  wie  sie  ist  unter  der  Bedingung  ist,  daß 
sich  jeder  Angehörige  dieser  Gemeinschaft  den  Bogen,  den  er  braucht^ 
schnitzt.  Nun  ist  gleich  hier  zu  bemerken,  daß  der  Bildung  dieser 
Gemeinschaft  nicht  die  Ueberlegung  voranging,  die  etwa  als  „Gesetz** 
formuliere  gelautet  habe:  jeder  von  uns  muß  sich  seinen  Bogen  selber 
schnitzen,  anders  gehört  er  nicht  zu  den  unseren.  In  dem  oben  Ge- 
sagten liegt  nichts,  was  eine  wirtschaftliche  Absicht,  einen  wirtschaft- 
lichen Zweck  der  Genieinschaftsbildung  enthielte.  Es  liegt  ihm  nur 
diese  eine  Annahme  zu  Grunde:  Das  menschliche  Individuum  lebt  mit 
anderen  menschlichen  Individuen  so  zusammen,  daß  es  mit  diesen  eine 
(irgendwie  bestimmte)  Gemeinschaft  bildet  Eine  solche  Gemeinschaft 
wollen  wir  kurz  ein  Individuensystem  nennen  oder  kürzer  ein 
System.  Nichts  berechtigt  uns  zu  der  Annahme  eines  isoliert  leben- 
den Individuums,  und  nichts  zur  Annahme  eines  Nebeneinanderlebens 
sprach-  und  geschichtsloser  Individuen.  Existiert  ein  isoliertes  Indi* 
tiduum,  so  wiösen  wir  nichts  van    ihm,   wie  es   nichts   von  uns  weiß. 

Aus  den  Beispielen  ergiebt  sich  dieser  allgemeine  Satz: 

Um  eine  menschliche  Handlung  als  wirtschafte 
liehe  bezeich  neu  zu  können,  ist  bedingend  nötig,  daß 
sieinAbhängigkeit  von  einer  bestimmten  Form  mensch- 
lichen Zu»a m  m e n  1  e b e n s  ausgeführt  wird  zum  Zwecke 
der  Erhaltung  des  Individuums; 
oder : 

Von  der  funktionellen  und  formellen  Verbindungder 
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IndividueD    zu   einem    In  dividue  n  System    wird  die  ir 
und  Form  der  Wirtschaft  abhängig  sein. 

Mit  der  formelleu  und  funktionelleD  Aeoderoigt' 
Systems  kann  sich  auch  die  Wirtschaft  äDdern* 

Das  System  „Horde'*  hat  als  zugehörige  Abb^ogige^  dtB  das:^' 
selbstverfertigen  des  Bogens  eine  wirtschaftliche  Handlung  tst:  Mü 
charakterisiert  sind  formell  uad  funktionell    jene  Systenjc,  ia  »«iäft 
Potentaten  leben.     Die  zu  einem  solchen  System   vereinigten  bifiTilJi 
haben  hier  in  Form  und  Funktion  andere   Beziehungen «  die  üuuä 
mehr  die  Thätigkeit  des  Königs ,   der  sich  eioeo   lisch  zimmtr;  « 
wirtschaftliche  nennen  lassen.     Dieses  System   hat  als    srugcböni;'?  ^ 
hängige  eine  für  dieses  System  ^^typische  Wirtschaft**  ausgebildei  lN-h 
jede  erhebliche  Aenderunjz  der  funktionellen  und  formellen  BetieiiQifi 
der  systemisierten  Individuen  kann  eine  Aenderun*?   der  Wirtficfait  r:r 
Folge  haben.     Aber  jede  Aenderung  der  Wirtschaft    ist  abhio^v   " 
Aenderun^en  des  Systems.     Der  Herrscher  mag  sich  deo  Twctiiiß^  ' 
er  wird  dadurch   keine  Aenderung   in   den    Be^iehuDgeo   der  spV'^ 
sierten  Individuen   hervorrufen ,   die   „Tischler**    werden    uDbeitll&D^-^< 
darum  einer  Thätigkeit  obliegen,  welche  wir  als  bervorgeheod  ans  <3t  ' 
bestimmten  Zusammenleben  eine  wirtschaftliche    Deonen  werden 
aber  kann  sich  die  Wirtschaft  ändern,  wenn  sich  eia  System  d--    "" 
menten**  bildet,   wohl  haben  sich  Wirtschaften  geändert,    > 
System    der  „Arbeiter^*    bestand   (Gewerkvereine,     Praii» 
Schäften),  oder  ein  System  der  „Produzenten'*  (Trusts,   1\ 

11)  Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,   so    ergiebt   si 
für  den  Gegenstand  der  theoretischen  Wirtschaftslehre  folge:-  * 

Vorausgesetzt,  daß  wir  Menschen  uns  in  Gei«| 
Schaft  mit  u  nsersgletcheu  lebend  kenneo,  ist  der 
geüstand  der  allgemeinen  theoretischen  Volksvirt* 
Schaft  die  analytische  Beschreibung  der  Art  der  Bf • 
d  ürfnisbefriedigun  g  der  in  einem  System  (lrgeJ3d*»d* 
e  her  A  rt)  zusam  ni  enlebenden,  funktionell  und  formen 
verbundenen  menschlichen  Individuen.  Da  wir  di 
Formen  der  Bedürfnisbefriedigungen,  soll  ibaen  d 
Charakteristik  als  „wirtschaftliche  Handlungeo*'  i 
kommen,  als  abhängig  annehmen  müssen  von  Form  mi 
Art  des  Systems,  so  ergiebt  sich  als  erste  Aufgabe«  in 
Analyse  desSystems,  seiner  Bildung,  ErhaltUDg,  AfB^t* 
rung,  Umbildung,  Vernichtung, 

Ein   folgender  Aufsatz   wird   sich   mit  der  Analyse  dm 
beschäftigen. 


i 
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Wirtschaft  und  Recht. 

Von 

Karl  Blehl. 

Aus  zwei  Ursachen  ist  es  vornehmlich  2U  erklaren,  daß  in  der 
deutschen  DatioDalökonomischen  Wissenschaft  in  neuerer  Zeit  die  Be- 
schäftiguDg  mit  hisCoriscben  und  statistischen  Einzelyntersnchungen, 
sowie  mit  sozialpolitischen  Problemen  stark  in  den  Vordergrund  ge- 
treten ist  gegenüber  der  Behandlung  grundlegender  theoretischer  Fragen : 
einmal,  weil  seit  der  Neuhegründong  des  Bleiches  der  deutschen  Wirt- 
schaftspolitik eine  Fülle  der  schwierigsten  und  wichtigsteu  Aufgaben 
gestellt  wurden,  deren  gründliche  Erwägung  den  NaUonalökoMomen  die 
günstigste  Gelegenheit  zur  Mitarbeit  gab  und  zweitens  weil  früher  unter 
dem  Einflüsse  der  klassischen  Naüonalökonoiuie  der  abstrakten  For- 
schung ein  zu  weiter  Spielraum  gegeben  war*  —  Daß  die  Reaktion 
gegen  dieses  Ueberwiegen  der  Theorie  neuerdings  iu  weitem  Umfange 
zu  Vernachlässigung,  ja  Geringschätzung  systematischer  Arbeit  ge* 
führt  hat,  ist  aber  gerade  auch  im  Hinblick  auf  die  gründ- 
liche Bearbeitung  der  praktischen  ^Sozialpolitik  zu  bedauern:  denn  bei 
jeder  tieferen  Erörterung  volkswirt^chaftspolitischer  Probleme,  mag  es  sich 
um  Rentengüter,  Handwerkerfrage,  Branntweinsteuer  oder  Handels- 
verträge handeln,  wird  man  immer  wieder  auf  die  Grundbegriffe 
und  Grundthatsachen  des  sozialen  Lebens  zurückgeführt.  W'er  vollends 
es  unternimmt,  eine  der  in  neuerer  Zeit  so  beliebten  „Widerlegungen 
des  ivoziaiisnius^'  zu  schriibeu,  wird  die&er  Aufgabe  gar  nicht  gewachsen 
sein,  ohne  scharfe  syt^tematische  Schulung,  ohne  grüudliche  Durch- 
arbeitung der  Fundamente  der  Sozia Iwis^senschaft;  wird  er  nicht  ein- 
mal imstande  sein»  die  Gedanken  des  betreffenden  Autors  richtig 
wiederzugeben  —  wovon  wir  mannigfach  Beispiele  erlebt  haben. 

Unter  diesen  Umstanden  ist  es  mit  der  grfißlen  Freude  zu  be- 
grüßen, daß  S  t  a  m  m  1  e  r  es  unternommen  hat,  die  grundlegenden  Probleme 
der  Sozialwissenschaft  einer  eingebenden  kritischen  Prüiung  zu  unter- 
ziehen ^)    Wenn  der  Autor  —  wie  im  vorliegenden  Falle  —  ein  gleich- 


1)  Rudolf  StAmmler,  Prof.  fta  der  ütiiv«rfitlt  HiiiLe.  Wirtschaft  und  Reebt  o«cb 
r  iDftltrimliiUtcheD  (letchichUftan'ftatiioi^.  Eine  ao«idphiloda|) h bebe  UtiterBuchunnr.  Leipxit^ 
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zeitigjuristisch,  uatioDalökonoonsch  ußd  philosophisch  geschu'  »rr 

ißt,  so   wini    maQ   niii   um   ao   größerer  Zuversicht  sich    *1  rer 

durch  dieses  schwierige  Gebiet  anvertrauen. 

Nichts  geriD^eres  ist  iu  dem  Werke  unternommen,  als  eine  gimrf-  ^ 
legende  Untersuchung  der  juristischen  und  Dationalökonomieebeo  Wi 
Schaft  auf  ihre  Erkenntni^bedingungen   hin.     Gerade   io    neuester  Zdl 
ist    wiederholt     auf    den     en^en    Zusammenhao^     beider    ÜiszipÜiM 
hingewiesen     worden;    ihre    ^Zusammengehörigkeit     wurde    durch    dk 
Verschmelzung    beider  Fächer    zu    einer   Fakultät   an    tnehrereo  Üai*     i 
versitäten  auch  äußerlich  anerkannt:  um  so  bedeutsamer,  daS  hier  it  m 
gründlicher  und  eit^enartiger  Weise  die  Stellung  beider  Wisseaselitfto  ■ 
im    Kreise  der  gesamten  Wissenschaften  zur  Erörterung  gelangt  tst^l 

Das  kritische  Keferat  des  Stammler 'sehen  Werkes,  das  iii  d«  fl 
folgenden  Blättern  gegeben  werden  soll,  wird  dem  Charakter  dieser! 
„Jahrbücher'*  entsprechend  vorwiegend  den  nationalökonoinischeo  ErOfta*  " 
rungen  des  Verfassers  gewidmet  sein  —  der  übrige  Inhalt  des  r ' 
Werkes  kann  nur  kurz  skizziert   werden.  — - 


1.  Der  Gegenstand  der  Sozialwissenschaf t.     Begrtf{_ 
von  t^sazial'^  und  ,,sozialetn  Leben^V 

Stammler  will  das  Fundament  liefern  zu  einer  Soziaipbilc 
d»  h.  zu  einer  wissenschaftlichen  Untersuchung?  darüber,  unter  \ 
grundlegenden  formalen  Gesetzmäßigkeit  das  soziale  Leben  des  Meosctaea 
stehe.  Er  sucht  nach  Sätzen,  die  sich  für  das  gesellschaftliclie  Daidi 
vom  Menschen  notwendig  und  allgemein  giltig  fe.^tstelleQ  lassen,  Dtt 
wahren  Ausgangspunkt  für  die  Sozialphilosophre  findet  S  tarn  ui  I  er  weder 
inj  ,,Itecht''  noch  in  der  „Wirtschaft*',  die  beide  kein  selbsiandigei 
Dasein   führen,    sondern   im    sozialen    Leben,   bei  gnind* 

legender   Analyse  erst   dem  Rechte   wie  der  sozialen   V.  ifi  tlut 

zutreffende  Stellung  im  ganzen  des  gesellschaftlichen  Uäseins  der 
Menschen  angewiesen  werden  könnte,  —  Welches  ist  das  Ui>\e  Merk* 
mal,  durch  das  der  BegriÖ  des  sozialen  Lebens  der  Meni^€hea  ib 
eigener  Gegenstand  wissenschaltlicher  Betrachtung'  konstituiert  wird? 
Mit  der  Vorstellung  eines  gest'Hschaltlichen  Zusammen  lein  os  aml 
zweifellos  etwas  anderes  und   mehr  gemeint  sein^  als  nur  die  Thil* 


VerlAg  V.  V«U  k  Co.,  1896.  Von  den  tntwitcfaen  erscbieufloeo  H«tefisioii«M,   Ücftnlaiillk 

aei  Buf  folgende  hin^eirieseD:  van  Cftlker^  B*  Stammler's  »osiM^f  ld«*li«>.it}«  Pr 
JAbrtiUdier«  Hd.  86,  HeCt  S  (1696).  Keller,  Kritj»clje  V^terteljfthrfschritt  'Ur  6« 
l^ebtiag  und  Kechuwisüeoichiifu  IIU  FoUe*  ßd«  3«  Heft  4  (1897),  IIUM«r  (H 
Stammler'»  Staulphnosophie^  ZttiUchrift  für  die  Ke^jtmte  Strarrecbt»wiM«ia»vli«n «  B4,  If, 
Heft  2  (1896).  I^atorp,  OruudlmieD  eiuer  Theorie  der  WiUensbiMuntf,  *m  AfiMf 
idr  Bjrstemiitische  PhHo»apbie  18^6.  Gert  tun nn^  Deatscb«  LiUerBturs^iUßg  ^mm 
]0«  Oktober  1896.  SimmeJ,  Zur  Methodik  der  Soitiilwi««ettftCbaa ,  in  ^hmtMt/f 
Jftbrbofh  für  Uesetsupebung  etc.,  1899^  Stuttditii^er,  in  dea  KfciiUCu4t«>tii  fbif»1i 
V.  V«ibitigcr)  1,  Ilefl  (1896).  Steiititn^  in  ßrauo'»  Archiv  Hir  so^Ule  Ü«^M>ti|pckl^ 
1696.  R*  Vorlftiider,  £i»e  SotiKlphilosophie  eof  Ktnt\ch6r  GrundUic«,  It  it  t<#w, 
]t.  Heft  (1896).  Zie|{ler,  Wirtacbaft  uud  Rtfcbt,  in  der  ,, Wahrheit**  [1}€rmtt»K  t.  !$cteMQ 
1896. 
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che  eioes  in  Zeit  und  Raum  zugleich  vorhandenen  Daseins  vom  Men- 
den. Stammler  findet  das  Kriterium,  wodurch  das  sozialt;  Lebea 
als  eigener  Gegenstand  unserer  Erkenntnis  so  konstituiert  wird ,  daß 
es  dem  bloß  physischen  Nebeneinanderbestehen  verschii-deuer  Menschen 
in  bleibender,  formaler  Eigenart  sicher  gegenübertritt,  in  der  von 
Menschen  herrührenden  Regelung  ihres  Verkehrs  und 
M  i  t  e  i  n  a  n  d  e  r  1  e  b  e  n  8  ,  und  kommt  so  zu  der  Erklärung ,  daß 
soziales  Leben  nichts  anderes  bedeute  als  äußerlich  geregeltes 
Leben.  —  „Die  äußere  Regelung  des  menschlichen  Verhaltens 
gegeoeiimiider  ermöglicht  erst  den  Begn4f  eines  sozialen  Lebens  als 
eines  besonderen  Objekts.  Sie  ist  das  letzte  Moment,  auf  das  formal 
alle  soziale  Betrachtung  in  ihrer  Eigenart  zurückzugehen  hat  Erst 
unter  der  Bedingung  bestimmter  äußerer  Regelung  des  menschlichen 
Zusammenlebens  ist  eine  eigenartige  Syntbesis  in  BegriÖen  mö;ziich,  die 
nun  in  sachlicher  Besonderheit  als  sozialwisse nscbaftiiche 
auftreten  können''  (S.  89).  —  Mit  dieser  BegritfÄbestimmung  ist  ein 
sicherer  sachlicher  Gegensatz  gegeben  zum  isolierten  Dasein  der 
einzelnen  Menschen ;  es  wird  hierdurch  ein  neuer  Gei^^enstand  der  Er- 
Jtenntnis  geschaöen,  wie  er  für  den  isoliert  gedachten  Menschen 
üicbl  existieren  könnte.  —  Mit  dem  Begriffe  der  äußerlichen  Regelung 
ibt  noch  nichl  der  rechtlicher  oder  staatlicher  Regelung  ver- 
bunden;  welche  Form  diese  Regelung  annimmt,  kann  jet/,t  noch  außer 
Betracht  bleiben.  Für  BegriÖ  und  Wesen  des  sozialen  Lebens  ist  die 
Tbatsache  genügend,  daß  vom  Menschen  ausgehende  Normen  vorhanden 
sind,  die  sich  auf  die  Regelung  ihres  Miteinanderlebens  beziehen. 

Wie  das  soziale  Leben  einen  Gegensatz  bildet  zu  einem  vorge- 
stellten isolierten  Dasein  des  Menschen,  so  haben  die  Regeln  des 
sozialen  Lebens  ihren  Gegensatz  in  den  Moralgeboten;  erstere 
sind  Normen  eines  äußerlich  korrekten  Verhaltens,  letztere  Anweisungen 
zü  otfjektiv  rechtem  Wollen  und  Thun. 

\^ir  können  uns  mit  diesem  systematischen  Ausgangspunkt  des 
Stamm  ler^schen  Werkes  durchaus  einverstanden  erklären:  in  der 
That  ist  damit  das  richtige  Kriterium  für  die  sozialwissenschaftliche 
Betrachtung  angegeben.  Gewiß  ist  vielen  Nationalökonomen  diese 
Thalsache  schon  bekannt  gewesen  —  aber  der  Gedanke  ist  noch  nie  in 
solcher  Klarheit  und  Präzision  ausgesprochen  und  noch  nie,  wie  hier, 
in  alle  seine  Konsequenzen  verfolgt  worden.  Mit  dieser  prinzipiellen 
FcBttotellung  ist  auch  energisch  jeder  Versuch  zurückgewiesen,  natur- 
wissenschaftliche Methoden  fruchibar  zu  machen  für  soziale  Erkennt- 
oiisse.  Was  beide  Wissenschaften  scharf  scheidet,  ist  das  Moment  der 
äußerlichen  menschlicben  Regelung,  welches  der  Naturwissenschaft 
fremd  ist  Allbekannt  sind  die  Versuche  einer  „organischen"  Volkn- 
wirtschaftslehre  von  Schäffle  und  v.  Lilien  feld;  in  neuester  Zeit 
bat  wiederum  ein  Schriftsteller  versucht,  mit  Hilfe  naturwissenschaft- 
licher Forschungsmethoden  das  soziale  Leben  zu  cr^Tünden :  Otto 
Ammon,  der  schon  durch  den  Titel,  den  er  seint^m  Werke  gab:  „Die 
<ieseltschaftsordDUDg    und    ihre    natürlichen    Grundlagen'^  ^]    das 


1)  S.  Aafl.,  Jeoa  1896. 


816 


Kttrl  Diabl, 


sei*'  *). 


Fehlerhafte  seines  Vorgehens  dokunjentierte.  Er  meiDt,  uie  0--  !' 
schaftsordoung  beruhe  auf  der  Arbeitsteilung  uod  au.  i: 
Differenzierung  der  ladividuen  und  sei  den  verschiedenea  Auf- 
gaben an«<epäßt^)  und  JäBt  die  .^kapitalistische  Produktiuiisveifle  aiif 
einem  Naturgesetze  beruhen,  nämlich  auf  der  VerteiluDg  der  indm* 
duellen  Begabungen  unter  den  Mensche»,  welche  ihrerseits  wieder  vot 
den  mathematischen  Gesetzen  der  Kombinationslehre  bestimmt 
Allen  Schiittstellern,  die  in  derartiger  Weise  Natur wissenscbaft 
Sozialwissenpcbaft  miteinander  verquicken,  womit  meist  eioe  Aowe&dmf 
der  darwinistischen  Lehre  auf  das  soziale  Leben  verknüpft  ist,  kaaa 
nicht  dringend  genug  das  iStodium  gerade  dieser  grundiegeodeo  ij> 
örterungen  des  8 1  amm  ler'scheu  Werkes  empfohlen  werden. 

Entsprechend  dem  Begride  des  sozialen  Lebens  wird  der  Begriff  t« 
„sozial'*  dahin  erläutert,  daü  sozial  bedeute :  äußeriich  geregelt  Damit 
wird  von  S  ta  m  ni  I  e  r  diesem  so  unendlich  olt  gebrauchten  tiod  sa  seltcs 
exakt  erklärien  Wurte  die  richtige  Deutung  gegeben.  Sobald  man  ,,sozial** 
im  weitesten  Sinne  auffaßt,  bedeutet  es  in  der  Tbat  nichts  andfifiii 
als  geseUschaftlicli;  und  weil  wir  gesellschafüiches  Leben  wiiMft* 
schaltlich  nur  erfassen  können,  wenn  es  ein  durch  menschliche  Nortnai  gt- 
re^el  tes  ist,  so  muß  der  Fundamentalbegritldes^o^ialen  im  tiufierliciMi 
Geregeltsein  belegen  sein.  Diese  Definition  dürfte  allerdings  heftigeii 
Widerspruche  begegnen;  deuu  es  ist  Mode  geworden^  das  Wort  ^Hi^iaT 
in  so  vielen  Bedeutungen  anzuwenden,  daß  es  wohl  utiinögücli  left 
dürfte,  dem  weiten  Sinne,  in  dem  es  Stammler  faßt,  atlgetiitte 
Geltung  zu  verschaffen.  Abgesehen  davon,  daß  dieses  Wort  ab  Hier* 
flüssiges  Flickwort  in  gedankenloser  Weise  angewandt  wird«  :siüd  eaoidtt 
weuiger  als  sechs  Bedeutungen,  die  Stammler  aulzahlt,  in  denen  m 
gebraucht  wird  und  zwar  im  Sinne  von  1)  äußerlich  geregelt;  2)  ge- 
setzmäßig äußerlich  geregelt;  3)  direkt  befehlend  durch  planmofi^ie 
Zwangsregt'luDg;  4)  im  Ge^iensatz  zum  politischen  Leben;  5)  jui  Gegen- 
satz zu  rechtlichen  Verhaltnissen  für  Verkehr  nur  konventtonaler  Art; 
6)  betrachtet  vom  Verteilung^standpunkL  — 

Von  den  genannten  Bedeutungen  ist  namentlich  die  letzte  von 
größter  Wichtigkeit;  in  diesem  Sinne  bat  das  Wort  ,,sa/ial**  eine  Art 
Bürgerrecht  in  der  Naiionalökonomie  erworben,  das  ihm  niclil  mtslir 
streitig  gemacht  wenlen  kann.  Wie  Stammler  richtig:  bervorbebt, toU 
in  dieser  Bedeutung,  die  namentlich  van  Adolf  Wagner  scharf  be- 
tont wird,  ein  Gegensatz  statuiert  werden  zu  der  eii^-  vidaa^ 
listischen  AuÜassung  mancher  Vertreter  der  klas-  aioM)- 
Ökonomie.  Während  diese  bei  ihren  volkswirtschaftlichen  LrOrteronfen 
vielfach  nur  die  produktive  Wirkung  ins  Auge  tauten  und  nikt 
unter  dem  Gesichtspunkte  betrachteten,  wie  die  größte  Vtrrnithnnig 
der  Produktion  zu  erzielen  sei,  ^oll  nach  der  „sozialen^^  Anfiaimiiif 
vor  alU-m  die  Frage  der  Verteilung  der  durch  die  g^smeinadiafe 
liehe  Arbeit  hergestellten  Produkte  in  den  Kreis  der  Betrachtung 


l)  «.  i,  0„  8.  17Ö. 
«)  i,  ■.  O.,  S.  281. 
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sogen  werden.  So  wird  nicht  nur  von  A.  Wagner,  sondern  von 
einer  großen  Anzahl  von  Nationalökoüomen  das  Wort  „sozial*^ 
im  Sinne  von  anti*  individualistisch  oder  auti-nianchesterlieh  ge- 
braucht; man  will  damit  eine  Auffassung  keniizinchnen,  die  nicht  die 
persönlichen  Interesst  n  i^nzelner  Individuen  oder  Klassen  iu  den  Vorder* 
grund  stellt,  somlt-rti  die  Interessen  der  Gemeinschaft,  des  zu  einem 
ganzen  Volke  verbundenen  Gemeinwesens.  Es  würde  so  wohl  möglich 
sein,  das  Wort  „sozial*  in  einem  zweifachen  Sinne  zu  gebrauchen 
1)  im  weitesten  Sinne  =  äußerlich  geregelt;  2)  im  engeren  Sinne  =^ 
anti-individualistisch  in  der  oben  erörterten  Bedeutung.  So  mißlieb 
es  im  allgemeinen  sein  mag,  ein  Wort  derart  in  tioppeltem  Sinne 
211  gebrauchen,  so  ist  es  in  diesem  Falle  um  so  eher  mögiich,  weil 
zwischen  beiden  Bedeutungen  ein  enger  Zusammenhang  besteht. 

Soziale  Betrachtung  in  der  zweiten  Bedeutung  des  VSortes  ist  eine 
solche,  dii-  sich  der  wahren  Grundbedingung  des  sozialen  Lebens,  die 
in  der  äußeren  Regelung  beruht,  bewußt  ist.  Es  soll  eine  Auffassung 
sein,  genräß  welcher  die  Voikswirtschaft  nicht  ein  Nebeneinanderleben 
vereinzelter  Individuen  ist,  sondern  ein  durch  rechtliehe  Ordnung  zu- 
sammengefügtes Ganzes.  Auch  bei  dieser  richtigen  Fassung  kann  die 
denkbar  größte  wirtschaftliche  Freiheit  postuliert  werden:  sozial  hat 
ja  nichts  mit  „sozialistisclr'  zu  thun,  also  mit  einer  zwangsj^emein- 
wirtschaftlichen  Organisation,  und  selbst  der  AnarchihUJUi*  verlangt 
eine  äußerlicbe  Regelung,  wenn  auch  nicht  durch  Recbtsregelung, 
sondern  nur  durch  Konventionalregel;  aber  wer  von  diesem  „sozialen*' 
Standpunkte  freiheitliche  Ordnung  auf  !?sirtschattlichem  Gebiete  ver- 
langt, kann  dies  Postulat  nicht  auf  die  Freiheitsrechte  der 
einzelnen  Individuen  begründen,  kann  unmöglich  in  jedem  Ge- 
setze auf  diesem  Gebiete  einen  ungehörigen  Eingriff  des  Staates  in 
das  „freie  Getriebe''  des  Wirthchaftslebcns  erblicken,  sondern  er  wird 
nur  ein  relativ  geringes  Maß  von  ZwatJgsmaßregeln  für  nötig  er- 
achten  in  einer  Ihäiigkeitssphäre  der  Menschen,  die  aber  nur  als 
eine  rechtlich  geordnete  und  nie  als  eine  „freie"  vorgestellt  werden 
kann.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  die  Epigonen  A,  Smith's,  die  lür 
die  volle  Durchführung  des  laisser  faire  laisser  passer  eintreten, 
methodologisch  regelmäßig  von  d^r  Wirtschaft  isolierter  Individuen  aus- 
gehen, so  namentlich  üik:  französische  I^reihandelsschule,  unter  ihnen 
wieder  besonders  Bastiat;  —  es  ist  das  Verdienst  von  Rodbertus, 
auf  diese  fehlerhafte  Methode  mit  Nachdruck  hingewiesen  zu  haben. 
Bastiat  erklärte  einmal:  „Die  ökonomischen  Gesetze  wirken  ihrem 
Prmzip  nach  überall  gleich,  es  niag  sich  nun  um  eine  Menge  von 
Menschen,  um  zwei  oder  einen  einzigen  handeln,  der  durch  die  Um- 
stÄnde  gezwungen  ist,  isoliert  zu  leben.  Der  einzelne,  wenn  er  über- 
haupt eine  Zeit  lang  so  leben  konnte,  würde  nnr  Kapiiaiist,  Unter- 
nehmer, Arbeiter,  Produzent  und  Konsument  in  einer  Person  sein  und 
die  ganze  ökon<tmische  Entwickelung  müßte  sich  an  ihm  allein  voll- 
ziehen; aber  wollte  er  nur  jedes  Element  dieser  Entwickelung  mit 
Sorglalt  beobachten  —  das  Bedürlnis,  die  Arbeit,  die  Betiieiiigung, 
die  Nutzbarkeit,  welche  die  Natur  umsonst  liefert,  und  die,  welche 
Dritte  rn4(«  Bd.  XIV  ci-^iX).  52 
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Arbeit  kostet  —  so  würde  er  dennoch  eioe  richtige  Varstdlimg  nm, 
deoj  ganzen  wirtscbaltlicheD  Mecbanismus  gewinnen  koDoeo,  obfkldl  < 
dieser  auf  seinen  eiiifacbsten  Ausdruck  zurückgebracht  wtre^,  — 
Bodbertus,  der  diesen  Ausspruch  zitiert*)  konnte  mit  Recht  tr* 
widern:  ,,Das  ist  grundfalsch.  Erstens  kann  es  zwar  in  der  isoli«rte&  i 
Wirtschaft  ökonomische  Begriffe  und  eine  ökonomische  Eotwidtctuig, 
aber  keine  uationalökonomischen  Begriffe  und  keine  natioDaldkoDomiscke 
Entwickelung  geben,  um  solche  handelt  es  sich  doch  nur  bei  Bastiit 
Die  Nationalökonomie  entsteht  erst  mit  der  Teilung  der  Arbeit, 
und  diese  macht  gerade  der  isolierten  Wirtschaft  ein  Ende**.  V«t 
beiden  Sozialphdosophen,  voq  Rodbertus  und  Stammler,  wird 
in  gleich  energischer  Weise  die  isolierte  Wirtschaft  als  faldckr 
methodologischer  Ausgangspunkt  abgelehnt;  aber  das  Kriterium,  dattk 
welches  erst  soziales  Leben  konstituiert  wird,  wird  in  beiden  fB^ 
schieden  bestimmt:  Rodbertus  erblickt  dieses  in  der  Arbeilf* 
teilung,  also  in  einem  materiellen  Batide»  welches  die  lodiviil 
miteinander  verkettet,  das  den  einen  in  wirtschaftliche  Abbäuf 
¥om  anderen  bringt  uml  bewirkt^  daß  einer  für  alle^  alle  för 
arbeiten  müssen^  Stammler  ersteht  das  ausschlaggebende  Moaefil^ 
richtiger  in  der  formalen  Regelung, 


2,  Die  Form  und  die  Materie  des  sozialen  LebeöJ 

Monismus  des  sozialen  Lebens.    Rechtswissenschaf 

und  Nationalökonomie. 

Die  äußere  Regelung,  worin  wir  das  formaleElement 
haben,  welches  das  soziale  Leben  konstituiert,  kann  in  zi*   *    '     Fap 
auftreten,  entweder  in  Form  von  rechtlichen  Satzungen  od  ;  am 

von  Koiiventionalregeln ;  das  Unterscheidende  dieser  beiden  kbisci 
sozialer  Regeln  äudet  Stammler  darin,  daß  das  Recht  formal  ik 
Zwangsgebot  über  dem  einzelnen  in  Geltung  steht,  wilhrend  d» 
Konventionairegel  lediglich  zufolge  der  Einwilligung  dea  OhIä* 
stellten  gilt.  Da  in  allen  uns  geschichtlich  bekannten  sozialen  VerbÜl^ 
nissen  nur  rechtlich  geordnete  Menschengemeinschaften  vorgdcoOBBtt 
und  uns  nie  reine  Kouventionalgemeini^chafteo  vorgekommen  sind,  ädC 
Stammler  bei  seiner  Analyse  des  sozialen  Lebens  als  Form  dessdta 
repräsentativ  zunächst  allein  das  Recht  in  Betracht* 

Was  ist  die  Materie  dieses  sozialen  Lebens  und  was  nalki 
demnach  den  Gegenstand  der  Sozial  Wissenschaft  aus?  Nicht  die  B^ 
trachtuag  der  Art  und  Weise,  wie  die  Menschen  den  Kampf  mit  iltt 
Naturgewalten  aufnehmen,  wie  sie  die  Gesetzmäßigkeit  der  Natur  W8 
Verfolgung  ihrer  Zwecke  benutzen  :  dies  würde  vielmehr  Aufgabe  dr 
Technik  sein.  Die  Eigentümlichkeit  des  sozialen  Lebeas  btfik& 
vielmehr  darauf,  daß  die  f.ußere  Regelung  sich  an  die  zasammeiiMitt* 
den  und  zusammenwirkenden  Menschen  wendet  und  deren  zosaviiMS- 
wirkendes  Verhalten  zum   Gegenstande   hat.    Da  Thun   und    Wl 


1)  Dm  Kapital.     Vierter  soiialer  Brief  ao  r.  Klrchmann.     Berlm  ]t$4,     fU 


les  Menschen  auf  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  (im  weitesten 
inoe)  geht,  wird  von  Stammler  kurz  als  Materie  des  sozialen  Lebens 
bezeichnet:  das  auf  Bedürfnisbefriedigung  gerichtete 
»uenßchliche  Zusammenwirken.  — 

Die  oft  erörterte  Frage  des  Zusammenhanges  von  Technik  und 
Wirtschaft  wird  hier  mit  Recht  von  Stammler  dahin  entschieden^ 
<laU  bdde  einen  Gegenstand  total  verschiedener  Erkenntnis  darstellen: 
j,Üie  Gegenstände  der  Betrachtung,  die  Naturkräfte  und  die  geregelten 
Beziehungen  sind  der  Art  nach  total  verschieden'*  (S,  139)*  Auch  wir 
kalten  für  das  Unterscheidende  zwischen  technischer  und  sazialwissen- 
schaftlicher  Betrachtung  die  wissenschaftliche  Methode,  die  in  beiden 
Fällen  anzuwenden  iRt :  daß  die  erstere  es  nur  mit  naturwissenschaftlichen 
Erkenntnissen  /ü  thun  hat^  unterscheidet  sie  klar  und  deutlich  von  sozial- 
wissenschaftlicher Erwägung.  Bei  der  Betrachtung  wirtschaftlicher  Be- 
dürfnisbefriedigung vom  technischen  Standpunkt  aus  würde  z.  B.  ge- 
fragt werden,  wie  nach  dem  Stande  der  naturwissenschaftlichen  Forschung 
am  besten  die  Widerstände  der  Natur  zu  Überwinden  seien,  um  dies  oder 
jenes  Produkt  mit  denj  geringsten  Aufwand  an  Kraft  und  Stoff  zu  gewinnen; 
ob  in  einer  bestimmten  Branche  Hand-  und  Maschinenarbeit  aus  dieser  Er- 
wägung vorzuziehen  sei  —  welche  Düngemittel  für  bestimmte  Kultur- 
arten zweckmäßig,  nach  welcher  Methode  am  meisten  Zucker  aus  den 
Buben  gewonnen  werden  kann  —  dies  alles  sind  Fragen  der  Technik. 
Sobald  dabei  die  Aufmerki^amkeit  auf  die  Frage  gelenkt  wird,  welche 
Folgen  damit  für  die  Beziehungen  der  beteiligten  Menschengemein- 
schaften verknüpft  sind,  beginnt  die  Sphäre  der  Sozialwissenschaft. 
Wie  die  Einführung  der  Maschinenarbeit  an  Stelle  der  Handarbeit  auf 
die  Verschiebung  der  Besitz-  oder  Erwerbsverhältnisse  der  beteiligten 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  wirkt,  wie  eventuell  die  Gesetzgebung  ge- 
wissen schädlichen  Folgen  der  Maschinenarbeit  entgegenwirken  k(^nne, 
dies  alles  geht  Über  die  reintechnische  Betrachtung  hinaus,  kann  nach 
naturwissenschaftlicher  Methode  nicht  mehr  erörtert  werden.  — 

Stammler  nennt  das  auf  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse 
gerichtete  Zusammenwirken:  Sozial  wi  rtschaft  Dabei  ist  jedoch 
7 u,  beachten,  daß  nur  von  sozialen,  nicht  von  individualen 
Bedürfnissen  die  Rede  ist;  Bedürfnisse  einzelner  Menschen  für  sich 
allein  kommen  hier  nicht  in  Frage:  der  Sinn  für  Naturschönheiten, 
das  Bedürfnis,  zu  Gott  zu  beten,  gehören  nicht  hierher;  dagegen  muß 
natürlich  die  gemeinsame  Auffassung  von  Kirche  und  Tempeln  in  den 
Kreis  der  Betrachtung  fallen:  „Indem  wir  also  die  individualen  Be- 
dürfnisse von  den  sozialen  trennen,  verstehen  wir  unter  den  letzteren 
diejenigen,  bei  deren  Befrii^digung  ein  thätiges  Verhalten  jemandes  in 
unmittelbarer  Rücksicht  auf  ein  solches  anderer  Menschen  stattfinden 
wiuÜ;  sei  es,  daß  von  vornherein  eine  irgendwie  zusammenstimmende 
Arbeit  mehrerer  aufgewendet  wird,  oder  daß  doch  der  einzelne  eine 
durch  individuale  Thätigkeit  zu  erlangende  Bedürfnisbefriedigung  nicht 
erhält,  8oforn  nicht  ein  anderer  mit  Rücksicht  hierauf  in  besonderer  Weise 
eingeschränkt  ist  und  sich  zurückzieht**  (S.  141),  —  Mit  Recht  lehnt 
tis  Stammler  ab,  für  das  Gebiet  der  Sozial  Wirtschaft  eine  Scheidung 
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von  höheren  oder  niederen,  oder  von  materiellen  aod 
Bedürfnisseo  vorzunehmen,  und  nur  den  Kreis  der  oiederen, 
Bedürfnisse  als  ,,w]rt&cbäftltcbe''  der  Sozialwirtschaft  zixtmSibkk; 
ganz  abgesehen  davon,  daß  es  im  einzelnen  sehr  schwer  falleii  dAfHe, 
die  Grenze  zwischen  höheren  imd  niederen  Bedürfiiisseo  zu  tUb/e^ 
liegt  es  auf  der  Hand,  daß  auch  die  religiöse,  die  künstlerincfae  B^ 
thätigung  des  Menschen  mit  einem  Aufwand  sogenaüoier  wirtackiä- 
lieber  Güter  verknüpft  ist. 

Die  beiden  Üibziplinen,  denen  die  Aufgabe  zukommi^  das  mtUk 
Leben  ^u  erforschen  und  gesetzmäßig  zu  erfassen,  sind  die  Rechts- 
wissenschaft und  die  N  a  t  i  0  n  a  1  ö  k  o  n  o  m  i  e.  —  Ucts  V\  eseo  tuiil  di»  1 
Eigeiiiünilichkeit   dieser  beiden  Wissenschaften   wird    von  SiamaUrJ 
in  folgender  Weise  geschildirt: 

Es  ist  Sache  der  technischen  Jurisprudenz,  die  in  der  G^scbichti 
aufgetretenen  rechtlicbeii  Hegeln  in  ihrem  formalen  Daseia  uad  # 
durch  jene  ermogtkhten  Recbtsverhaitnibse  zu  betrachten;  sie  SöcM 
diese  in  sicheren  Bi  griffen  zu  erlassen  und  zu  beherrscheii,  die  jede^ 
mal  ein  ein  hei  tue  b  es  Verfahren  bedeuten,  eiue  bestimiiil  ^^^ 
regelte  Beziehung  unter  Mensclien  bich  vorzustellen ;  die  Rechti^wisfiefi- 
schalt  hat  die  regelnde  Form  darzustellen,  unter  der  sich  das  dadordi 
konstituierfe  soziale  Leben  abspielt  Dabei  kann  sie  vuu  dt*r  «uk- 
liehen  Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens,  von  der  thatslu;blicli€ll  Vau* 
fübiung  des  betrtö'enden  ri^chtlich  ^eregelteu  ZusammenldmiS  gm 
absehen:  welcher  Gebrauch  von  dem  fiecbte  in  Wirklichkeit  gmackt 
wird,  ist  eine  Frage  für  sich.  —  Diese  Unabbängigkeil  der  Idnaaloi 
Recbt^betracbtung  von  der  jeweils  wirklichen  sozialen  Wtmckift 
darl  nicht  zu  dem  Fehler  vertühren,  in  den  gewisse  Natorreciili* 
lehrer  verfallen  sind,  Rechtssätze  postuliereü  zu  wollen,  die  VM 
wechselnder  gescbichthcher  Erfahrung  unabhängig  warto.  —  Zu  im 
Problem  des  Naturrecbts  stellt  sich  Stammler  ^o,  daS  &m 
Naturrecht  in  dem  8inne,  daß  es  idistle  Rechtsgruud^&tze  liekin  solK 
die  niit  einem  unwandelbaren  Inhalt  demjenigeD  empirisch  be- 
dingter und  darum  in  baltlich  veränderlicher  positiver  Reclui' 
Ordnungen  gegenüberlreten,  als  wisseusibaftlich  unmöglich  erachtet;  ibet 
er  leugnet  keineswegs  die  Brauchbark»Mt  eines  Naturrecbts  mit  wecb* 
sein  dem  Inhalt,  worunter  er  diejenigen  Recbts$at2e  verlieht,  dii 
unter  empirisch  bedingten  Verhältnissen  das  theort* 
tisch  richtige  Recht  enthalten:  die  selb^tverstündlich  bloß  uMfe 
dieser  Einsicht  noch  keine  positive  Geltungskraft  habeo,  aondem  nä 
an  die  Rechtsquellen,  als  Erzeugerinnen  des  positiven  Etechts,  mit  dar 
Forderung  v^enden,  eine  Aetiderung  oder  Umgestaltung  des  gdieiidti 
Rechts  vorzunehmen, 

Wärend   das  Recht,   als  Form  des  sozialen  Da  i   giif* 

lich»'r  Abstraktion  vom  geregelten  Stoffe  technisch- wis^-  lieh  he* 

handelt  werden  kann,  ist  dies  bei  der  Nat ioiialOkoanni^ 
nicht  der  Fall :  sie  hat  immer  eine  Bezugnahme  auf  die  brmdtf« 
Form  nötig,  in  welcher  sich  das  Zusammenwirken  als  ein  bestimmt  fe 
n^geltes    darstellt;    bei    allen    nationalökonomi^cben    Uiitisf&iiclMitai 
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liegt  ganz  unvermeidlich  eine  bestimmte  rechtliche  Regelung  in  dem 
Sinne  zu  Grundv,  daß  diese  konkrete  rechtliche  Normierung;  die  logi* 
8che  Bedingung  des  betreffenden  nationalökunüiuischen  Begriffs 
und  Satzes  ist.  Somit  gelangt  Stammler  zu  der  Erklärung:  die 
Nation atökonoQiie  ist  die  Untersuchung  bestimmter  einzelner  Rechts- 
ordnungen nach  der  Seite  ihrer  konkreten  DurchführuDg. 

Unsere  Kritik  der  vorhergehenden  Stamm  ler'schen  Ausführungen 
hat  zunächst  die  völlige  Uebereinstimmung  mit  den  grundlegenden 
B&tzen  über  die  Beziehung  zwischen  Recht  und  Wirtschaft  zu  kon* 
statieren.  —  Mit  Recht  bat  Stammler  in  den  Vordergrund  seiner 
Erörterungen  gestellt,  daß  es  sich  nicht  darum  handeln  könne,  daß 
die  Volkswirtschaft  nur  durch  das  Recht  beeirfflußt  wäre,  so  daß  also 
€twa  alle  ökonomischen  Erörterungen  auch  Rücksicht  auf  Rrchtsver- 
hältnisse  zu  nehmen  hätten,  sondern  das  SchwergHwieht  darauf  gelegt, 
daß  jeite  volkswirtschaftliche  Betrachtung  notwendigerweise  eine  recht- 
liche Basis  verlangt,  ohne  diese  gänzlich  haltlos  wäre.  Es  giebt  that- 
sächlich  nicht  eine  eigene  „Volkswirrschaft*  und  davon  getrennt  ein 
^Recht**,  die  in  gewisser  Wechselwirkung  ständen,  sondern  nur  recht- 
lich geordnete  wirtschaftliche  Verhaltnisse  können  überhaupt  den 
Gegenstand  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  bilden.  Privat- 
wirtschaftliche  Erörterungen  können  auch  angestellt  werden  in  natur- 
wissenschaftlich-technischer Aia ;  jede  volkswirtschaftliche  Erwägung 
setzt  eine  Rechtsordnung  voraus.  Der  enge  Zusauimenhang  beider 
Disziplinen  wird  erst  klar,  wenn  man  sie  mit  Stammler  als  Unter- 
abteitungen der  Sozialwissenschaften  auffaßt,  deren  Gegenstand  im 
Gegensatz  zu  der  Naturwissenschaft,  die  auch  vom  isolierten  Dasein 
des  Menschen  ausgehen  kann,  das  Zusammenwirken  von  Manschen 
iat.  —  Die  immer  noch  anzutreffende  Manier,  zwischen  Begriffen  im 
^juristischen''  und  im  „nationalökonomischen"  Sinne  zu  unterscheiden, 
wird  hotlenflich  bald  verschwinden,  wenn  man  sich  von  der  Un/weck- 
oiäßigkeit  einer  eigenen  Terminologie  für  zwei  so  eng  zusammengehörige 
Wissenschaften  überzeugt  hat  Allerdings  wird  der  Jurist  gewisse 
Begriffe  nötig  haben,  die  der  Nationalökonom  völlig  enthehren  kann, 
und  umgekeiirt;  die  Erörterungen,  die  der  Jurist  an  gewisi?e  Begriffe 
knüpft,  werden  anderer  Art  s^ein  als  die,  welche  dem  Volkswirte  wichtig 
erscheinen:  dies  ergiebt  sich  aus  der  verschiedenen  Aufgabe  beider 
Wissenschaften.  Aber  welchen  Zweck  soll  es  z,  B.  haben,  Geld  im 
juristischen**  uifd  Geld  im  ,, wirtschaftlichen*^  Sinne  zu  unterscheiden? 
Üie  Definition  „Geld  ist  das  rechtlich  anerkannte  Zahlungsmittel"*  dürfte 
für  Rechtswissenschaft  wie  Nationalökonomie  gleich  acceptabel  8ein,  — 
Schon  knie»  hatte  nachdrücklich  auf  die  fehlerhafte  Definition  des 
Vermögens  hingewiesen,  die  sich  auch  heute  noch  in  manchen  national* 
ökonomischen  Lehrbüchern  findet :  t,Ver mögen  ist  die  Summe  aller  wirt- 
schaftlichen Güter,  die  sich  im  Eigentum  einer  Person  befinden'*  — 
wenn  die  betreffenden  Nationnlökonomen  aber  den  Einwand  erheben,  daß 
sie  gar  nicht  den  juristiscbeu  Eigentumsbegriff  im  Sinne  hatten,  so 
muß  auch  hier  wieder  betont  werden,  daß  die  Nationalökonomie  sich 
nicht    einen   besonderen   Eigentumsbegriff   zu    bilden,    sondern    den- 
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selben  aus  der  Rechtswissenschaft  zu  entcehmen  hat*  —  VWr  ciü? 
natioDalökoDomische  ^^Uej^ründuDg''  des  Eigentums  zu  geben  sucht  uinl 
in  der  Legaliheorie  die  Lösung  des  Problems  so  forniQÜert:  ^Dai 
Privat  eigen  tum^  insbesoDdere  das  private  Grund-  und  Kapitald^eDtuiQ 
ist  (wenigstens  in  allem  Wesentlichen)  nur  auf  die  von  der  rechu- 
bildendeu  Kraft  im  Gemeiuscbaftslebeu  ausgehende  ReehtsbilduDg,  M»l 
Gewohnheitsreclit»  auf  die  staatliche  Anmerkung  zu  begründen'"'  *),  ^^ 
thatsächlich  nur  gesagt,  was  Privateigentum  überhaupt  ist^  aber  noch 
nichts  zur  „Begründung'*  des  Eigentums  gesagt.  Die  Fratze,  die  Ctrl 
H  e  n  g  e  r  einmal  auf  wirft  und  die  er  als  vielleicht  „merkw  ü  ^»Im 

der  Sozial  wissenisch  aft  bezeichnet":  „Wieso  vermögen  »;  mM 

dieuende  und  für  dessen  Eutwiekelung  höchst  wirksame  XoslittiliaiNB 
ohne  einen  auf  ihre  Begründung  gerichteten  Gemeio  willen  2U  est* 
stehen?'*^),  ist  dahin  zu  beantworten,  daß  es  derartige  sozialwisafD* 
schaftliche  Institutionen  gar  nicht  giebt. 


Schon  mehrfach  war  von  Vorgängern  Stammler^s  auf  den  ^ 
Zusammeuhaug  zwischen  Recht  und  Wirtschaft  hingewiesen  wunkt, 
so  namentlich  von  Arnold^)  in  folgenden  Sätzen:  »,VVie  jetkr  wiit* 
schaftlicbe  Akt  Hechtsformen  voraussetzt,  so  haben  auch  alle  Kechts- 
Sätze,  zumal  die  des  Privatrechts,  direkt, oder  indirekt  einen  wirtsdiallr 
liehen  Inhalt  oder  Bezug  ...  Es  liegt  klar  am  Tage,  daß  jedes  Volk, 
auf  welcher  Kulturstufe  es  stehen  mag,  für  seine  wirtschaftliche  Tbilif* 
keit  einer  rechtlichen  Ordnung  bedarf,  die  sie  erst  höher  stellt«  odir 
wie  der  Jurist  sagt,  rechtliih  möglich  macht.  Jedes  wirtscfaafcUdic 
Institut  kann  daher  von  einer  audeten  Seite  als  Rechtsiosütiit  he-i 
trachtet  werden**  *),  —  ,Jm  wirklichen  Leben  giebt  es  kein  K^ti*| 
Verhältnis  ohne  materiellen  Inhalt  und  alle  Sätze  des  Privatitchlj 
haben  direkt  oder  indirekt  eine  wirtschaftliche  Bedeutung**  *).  „ft 
die  Volkswirtschaft  ist  so  wenig  etwas  Isoliertes  und  Selbstiliidigcs  tk' 
als  das  Recht'' ^).  Karl  Knies  uod  Adolf  Wagner  sind  te* 
sonders  eifrig  bemüht  gewesen,  auf  die  »i^i^ig^  W ecbselbeiirililf 
zwischen  Wirtschaft  und  Recht''  immer  wieder  hinzaw*^'^-"  Ate 
keiner  der  genannten  Autoren  hat  in  der  systematischen  nod 

Konsequenz  diese  Zuiiammenhänge  verfolgt  wie  Stammler;  sciD&i  bö 
Arnold,  der  dem  wahreo  Sachverhalt  so  nahe  kam,  findeii  siel  ü 
unklare  l^aize,  wie  z.  B,  0«  i>Das  wirtschaftliche  Leben  ist  to  mehr 
als  einer  Hinsicht  die  Grundlage  des  rechtlichen  und  politisdM.'' 
Vor  allem  aber  ist  neu  die  Art  und  Weise,  wie  Stammler  XatM«il' 
Ökonomie   und  Rechtswissenschaft   als  Teildisziplinen   der   allgaaciiMi 


l)  Adolf  Wtgtier»  Grundlegung  der  poütiscb«!*  Ockooomie,  IL  T«it  K  tSO, 

8>  UnteraacboDg«!!  Übtr  die  Methode  der  SoiUtirb»eci6cbsiteit  L€t^<.if  iStSg  &I 

a)  Kultur  und  R«chUktMa.    Berlrn  1S65. 

4)  8.  94« 

6)  8.   10». 

6)  S.  114. 

7)  S.  4S. 


Wirtscbaft  aad  R«eht. 


823 


Sozial  Wissenschaft  betrachtet,  deren  Eigenart  ztieret  klar  von  ihm 
herausgestellt  wurde;  noch  nie  war  vorher  in  dieser  Schärfe  gezdgt 
worden,  daß  der  Ausgangspunkt  sozialwisseuschaftlicher  Untersuchungen 
nicht  die  einzelnen  Individuen  mit  ihren  Begehrungen  sein  dürfen. 

Meine  Uebereinstimmung  mit  den  leitenden  Gesichtspunkten,  von 
denen  aus  Stammler  die  Beziehung  zwischen  Wirtschaft  und  Recht 
behandelt,  soll  jedoch  nicht  Zustimmung  zu  allen  Einzelau^^fübrungen 
bedeuten;  besonders  in  terminologischer  Hinsicht  möchte  ich  vielfache 
Bedenken  äußern,  von  denen  einiges  hier  erwähnt  sein  möge.  Ich 
gehe  von  Stam  mler's  Definition  von  „Recht"  aus;  das  Recht  soll  nach 
Stammler  die  soziale  VVir tschaft  regeln;  die  soziale  Wirt- 
schaft aber  soll  das  zusammenwirkende  Verhalten  von  Mensclien  be- 
bedeuten, das  auf  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  gerichtet 
ist  —  Diese  Definition  scheint  mir  zu  eng;  das  Recht  ordnet  mehr 
als  die  ,,Wirtschaft*\  mag  man  diese  auch  im  denkbar  weitestem 
Sinne  nehmen.  Das  Recht  straft  auch  den^  der  meine  persönlichen 
Gefühle  verletzt;  wer  meine  Ehre  angreift,  wer  meine  religiösen  Ge- 
fühle beleidigt,  wer  mein  sittliches  Empfinden  durch  sein  Gebahren 
verletzt,  kann  der  Strafe  verfallen;  dies  alles  fällt  nicht  unter 
die  soziale  Wirtschaft;  man  müßte  denn  gerade  das  Geschützt  werden 
der  Ehre  etc,  als  Befriedigung  eines  menschlichen  Bedürfnisses  auf- 
fassen, was  dem  Sprachgebrauch  geradezu  Gewalt  anthun  hieße. 
—  Das  Recht  hat  das  Zusammenwirken  von  Menschen  in  allen  seinen 
Beziehungen»  nicht  nur  soweit  es  sich  auf  Bedürfnisbefriedigung  be- 
atieht,  zum  Gegenstande*  —  Meine  von  Stammler  etwas  abweichende 
Erklärung  würde  demnach  lauten;  Die  Sozialwissenschaft  hat 
das  äußerlich  geregelte  Zusammenwirken  der  Menschen  zum  Gegen- 
stande; das  Recht  handt^lt  von  der  formalen  Regelung  dieses  Zu- 
sammenwirkens —  die  Nationalökonomie  behandelt  das  that* 
sächliche  Zusammenwirken,  soweit  es  auf  Beschaffung  von  Sach^ütern 
zum  Zweck  der  Bedürfnisbefriedigung  gerichtet  ist.  -  Die  National- 
ökonomie hat  es  allerdings  nicht  mit  den  inneren  Gütern,  wie  Ehre, 
Religion  etc*  zu  thun  —  nicht  nur  in  dem  Sinne,  daß  diese  individualt-n 
Bedürfnisi^e  nicht  in  ihr  Bereich  gehören;  denn  soweit  es  sich  um  iudivi- 
duale  Vorgänge  handelt,  sind  sie  auch  aus  dem  Rechte  und  der  Sozial- 
wissenschaft ausgeschieden;  sondern  auch  in  ihrer  sozialen  Geltung, 
also  im  Verbände  mehrerer  Rtchtsgenossen,  in  gemeinsamer  Be- 
thätigung  gehören  sie  nur  insoweit  dorthin,  als  eine  Bedürfnisbefriedigung 
durch  Zusammenwirken  in  PYage  kommt,  als  es  gilt,  gemeinsame  Opfer 
an  Arbeit  und  Kosten  zu  bringen,  also  wo  es  sich  z.  B.  im  Gebiet 
des  Religiösen  um  Errichtung  von  Gotteshäusern  handelt  etc*  Des- 
halb bin  ich  auch  mit  Stammler  durchaus  einverstanden,  wenn  er 
nicht  das  Gebiet  der  Wirtschaft  auf  sogenannte  materielle  Bedürf- 
nisse einschranken  will;  auch  die  idealen  Bedürfnisse  haben  hier  [taum, 
da  sie  alle  auch  ihre  „wirtschaftliche"  Seite  haben,  insoweit  gemein- 
eame  Opfer  gebracht  werden  müssen  und  die  ßeschatfung  von  Sach- 
gütern in  Frage  kommt.  Auch  die  „persönlichen  Dienstleistungen^^ 
gehören  nor  insofern  zum  Gebiete   der  Nationalükouomie,  als  sie  im 
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Zusammenhang  mit  der  SachgüterbeschaffuD^  steheo.  Die 
der  Nationalökonomie  bedarf  auch  in  anderer  Uinstcbt  eiDer  AbMd 
wenn  nicht  ar*i:ß  Mißverstand iiisse  entstehen  sollen;  Stammler 
niert:  ,,Objekt  der  Nationalökonomie  ist  die  konkrete  AusfQbrmg 
einos  bestimmt  geregelten  zusammenwirkenden  Verhalteos,  iu 
auf  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  gerichtet  ist  (S.  157)  imd  as 
anderer  Stelle  ,^Natioi]atökonomie  oder  soziale  Erwägung  ist  iiidll&i 
als  die  Uniersuchuug  bestimmter  einzelner  Rech tsordDUDg^o 
nach  der  Seite  ihrer  konkreten  Durchführung,**  IMme 
Begriffsbestimmungen  leiden  an  dem  Fehler,  daß  ein  zu  gmfal 
Gewicht  auf  die  ,,e)nzelneu  bestimmten  Rechtsordnuugeo*^  gdcgt 
wird;  wer  die  genannte  Erklärung  liest,  könnte  fa:>t  auf  deo  G^ 
danken  kommen,  daß  die  Nationalökonomie  eine  Art  Kommeotar  flr 
bestimmte  Gesetzbürher  zu  liefern  hätte.  Man  könnte  die  Ai* 
ächauung  gewinnen,  jede  besondere  GesetzeskoUifikation  b**dürfe  eiMT 
besonderen  Nationalökonomie,  so  daß  eine  Volkswirtschaftslehre  dM 
corpus  juris  civilis,  eine  solche  des  deutschen  bürgerlichen  G^eCi» 
buchSf  eine  des  code  civil  etc*  zu  unterscheiden  wäre.  Es  ist  aber  kter, 
daß  in  allen  Ländern,  denen  einzelne  wichtige  Rechtsinstitu*-  -  ^^ 
meinsam    sind,    wie  z.  B.  Privateigentum    an   den    Produkt  iJt, 

freier   Lohnvertrag  etc*    gewisse    nationalökonomische   Eni  -^ 

tendenzen  sich    gleichmaßig   zeigen,    daß   wir   über  die  Bev. 
Kapital Izinses,    der  Grundrente,    des   Arbeitslohnes  etc.    dieseibea 
obachlungen  machen  können,  selbst  wenn  im  einzelnen  die  HechlSäja 
der  betreffenden  Länder  die  größten  Vers»chiedenheitea  autwei^^en.     Eite 
derartige  enge  Beziehung    zwischen  Wirtschaft   und  Recht    liegt 
Stammler  gänzlich  fern;   er  sagt   ausdrücklich  (S.  222):    ^,Ü« 
zur  Befassung  mit  diesen   ökonomischen  Phänomenen  die    aügei 
Institutionen  einer  rechtlichen  Ordnung  regelmäßig   au:^reicbrn,   m  ist 
auch   die   Betrachtung  jener  Einrichtuugen   über  das    i  »e  vai 

zeitliche  Geltungsgebiet  eines  einzelnen  Rechts  hinaus  in — ..,.,  84)liiM 
wir  auf  die  gleichen  jjjrundsatzlichen  Einrichtungen  iu  einem  aiid^fta 
Rechtskriise  stießen '^  Um  so  mehr  mußte  schon  iu  der  Dufiniü«a  das 
Mißverständnis  ausgeschlossen  werden,  das  offenbar  durch  Htaeta 
beziehung  der  „bestimmten  einzelnen  Rechtsordnungen*'  gegebea  ist 
Es  würde  genügen  zu  sagen:  Die  Nationalökonc»mie  als  Teil  der  Soxijd* 
Wissenschaft  hat  das  zwecks  Bedürfnisbefriedigung  auf  die  Sack- 
güterbeschuttung  gerichtete  Zusammenwirken  der  Menschen  zum 
Stande.  Der  Zusatz  ,,geregelt^'  ist  überffüssig,  da  ein  Zusammenwii 
von  Menschen  uns  nur  als  ein  äußerlich  geregeltes  überhaupt 
bar  ist,  zudem  auch  bereits  in  dem  Begriffe  der  Sozialwis 
enthalten  ist,  — 

Wenn  Stammler  nur  solche  nationalökonomische  Begriffe 
lassen  \^iii,  die  unter  der  Bedingung  einer  rechtlichen  Ordüung  6ta 
so  scheint  mir  dies  zu  weit  zu   gehen,   und   seine  AuHorderimg« 
„einen  einzigen  nationalökonomiscben  Begriff  oder  Lehrsatz  2q  aeai 
der    zur  wissenschaftlichen   Aufhellung    und    Erfassung    des   sotu 
Lebens  der  Menschen   als  solchen  beitrüge,  und   der   nicht  uaiisr 
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Bedingung  einer  bestimmten  äußeren  Regelung  menschlicheu  Zusammen- 
lebens stände  —  also  daß  er  bei  Wegdrnken  dieser  konkreten  Rege- 
lung nicht  auch  allen  Sinn  verlöre  und  ju  sein  Nichts  zusammen- 
sauke*'  —  (S.  2(>4)  möchte  ich  mit  dem  Hinweise  auf  den  Begriff  des 
„Kapitals*'  erwidern.  Gerade  den  Kapitalbegriff  hat  Stammler  er- 
wahüt,  um  die  Irrigkeit  des  Dationalökonomischen  Sprachgebrauches 
zu  zeigen  und  er  hat  dabei  deu  kritischen  Aeußeruiigeu  von  Marx 
in  der  Uauptsache  zugestimmt;  die  beireffende  Stelle  bei  Stammler 
lautet  (S.  210):  ,,Marx  war  der  grundsätzlich  richtigeu  Auffassung 
sehr  nahe.  Er  spt^tter  iu  treffender  Weise  über  die  Nationalökouomeu, 
welche  das  Kapital  dahin  dehuieren,  daß  es  aufgehäuUe  Arbeit  sei, 
da  es  aus  Roljstuffen,  Arbeitsinstrumenten  und  Lebeosmitttiln  aller 
Art  bestehe,  die  verwandt  werden,  um  neue  Rohstoüe,  neue  Arbeits- 
mittel und  neue  Lebensmittel  zu  erzeugen;  „  ,,was  ist  eiu  Negersklave? 
Ein  Mensch  von  der  schwarzen  Rasse.  Die  eine  Erklärung  ist  die 
andere  wert"  "*  „  „Ein  Neger  ist  ein  Neger,  In  be  sti  ni  m  t  en  Ver- 
hältnissen wird  er  erst  zum  Sklaven,  Eine  Baum  wollspinn* 
luascbine  ist  eine  Maschine  zum  Baumwoilspinnen.  Nur  in  be* 
stimmren  Verbältnissen  wird  sie  zu  Kapital  Aus  diesen 
Verhältnissen  herauagerisseu,  ist  sie  so  wenig  Kapital,  wie  Gold  an 
und  für  sich  Geld  oder  der  Zucker  der  Zuckerpreis  ist'*  ".  „  „Das 
Kapital  ist  ein  bürgerliches  Produktionsverhältnis  .  ♦  •  Es  ist  eme 
Summe  von  Waren,  von  Tauschwerten,  von  gesellschaftlichen 
Größen*'  ".  Das  ist  ganz  richtig*  Es  bedürfte  nun  auch  eines  SchritteSi 
um  zur  Klarheit  über  die  grundlegende  Bedingung  einer  sozialen 
Erkenntnis  überhaupt  zu  gelangen  und  als  solche  notwe[idige  Be- 
dingung eine  bestimmte  äußere  Regelun;?  des  menschlichen  Zu- 
ßaomieolebens  einzusetzen,  unter  welcher  auch  der  Begriff'  von  Kapital 
erst  einen  festen  Halt  j^ewinnen  kann  und  eine  kläreude  Lehre  darüber 
ttiöglich  wird.  Die  „  „bestimmten  Verhaknisse"  '\  die  bei  Marx  überall 
vfiederkehren ,  sind  eben  rechtlich  bestrmmte  Verbältiiisse,  be- 
sonders ausgestaltete  Rec  h  tsverhallnisse;  und  die  Vt*riührung  von 
„  „gesellscbattlichen**  *'  Größen  fußt  unvermeidlicherweise  aut  Be- 
ziehungen, die  durch  äußere  Kegeiung  besteben.  Statt  dessen  hat  sich 
Marx  davon  in  anderen  Erörterungen  direkt  abgewaudr*.  — 

Ich  finde  daß  der  Spott  von  Marx  in  diesem  Falle  sehr 
wenig  „treö'end"  ist  —  Das  „Kapital^'  in  der  Bedeutung  von  produ- 
zierten Produktionsmittehi  ist  etwas  ganz  anderes  als  ,,KapLTal*'  im 
Sinne  eines  bestinuuteu  Produktionsverhäitnisses;  kein  verständiger 
Nationalökonom  wird  leugnen,  daß  neben  dem  Kapital  im  ersten 
Sinne  noch  „Kapital''  im  zweiten  Sinne  zu  unterscheiden  ist;  die 
UntiTscheidung  von  „Kapital  im  ökonomisch-technischen  Sinn*'  von  dem 
„Kapital  als  einer  historisch- rechtlichen  Kategorie''  (Adolf  Waguer) 
und  ähnliche  Formulierungen  bei  anderen  Schriftstellern  babeu  längst 
gezeigt,  daß  der  Doppelbegrifl  des  Kapitals  der  Nationalökimomie 
durchaus  geläufig  ist ;  aber  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  der 
erste  und  allgemeinste  Kapitalbcgriff  ein  rein  technischer  sein  soll. 
Die  Nationalökomie  kann  sehr  wohlBegriffe  rein  tech* 
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Discher  Art  anwenden,  wenn  sie  sich  nur  der  eQ( 
Grenzen  bewußt  bleibt,  in  welchen  natürlich  derarttf!« 
Begriffe  zu  verwenden  sind.  Die  Grenze  ist  aber  in  diese» 
Falle  dadurch  gegeben,  daß  bei  der  ersten  KapitaldefiDitioii  ooeli  gm 
kein  bestimmtes  volkswirtf^cbaftlicbes  ProduktionsverbiUUiis  besddUMt 
werden  soll,  sondern  nur  ein  Name  gegeben  werden  Bull  für  f^ 
wisse  in  jedem  Wirtschaftssystem  notwendige  Mittel  zur  üersldloiig 
von  Gütern.  Jede  Sozialwirtschaft  —  wie  immer  sie  rechtlich 
geordnet  sein  mö^e  —  bedarf  gewisser  elementarer  Mittel  zu  aUett 
wirtschaftlichen  Thun*  Wenn  —  rein  technisch  betrachtet  —  Xiu  jeder 
Produktion  zwei  elementare  Faktoren  nötig  sind,  näuiltch  „Altcif^ 
und  „Naturkräfte^*,  so  verläuft  doch  jede  entwickelte  Prcidukuoo 
regelmiißig  so,  daß  diese  beiden  Faktoren  zunächst  auf  Herstellung  eiiMss 
Zwiscbenproduktes  f^erichtet  werden,  aus  dem  erst  das  fertige  Endprodukt 
hervorgeht  Für  diese  „produzierten  Pmduktionsmittel'*  hat  mm  dk 
Bezeichnung  „Kapital''  gewählt.  Kapital  in  diesem  Sinne  ptüt 
es  in  der  kollektivistischen  so  gut  wie  in  der  individualistischeii  Wtrt- 
schattsweise;  es  kann  sehr  lehrreich  sein,  von  diesem  techtilscbeti  fie* 
gritfe  ausgehend  zunächst  die  technischen  Wirkungen  des  KapiUÜ»  in 
Produktionsprozesse  etc.  zu  schildern,  bevor  man  »sich  za  gam 
anderen  Betrachtungen,  nämlich  ztir  Stellung  des  Kapitals  in 
einer  bestimmten  rechtlich  geregelten  Wirtschaftsordnung  wendet 
Das  Privateigentum  am  Kapital  er^iiebt  natürlich  ganz  andere  Wirt- 
schaft liehe  Püänuuieue,  als  das  Kolk-ktiveigentuni  darajs«  Kapital  Im 
Eigentum  eines  selbstthätigen  Produzenten  hat  ganz  andereo  Charakur 
als  das  des  Unternehmers,  der  Lohnarbeiter  beschäftigt  etc  Ab«? 
warum  soll  hierfür  ein  besonderer  Name  geprägt  werden,  anstatt  eia- 
fach  den  ursprünglich  rein  technischen  Begriff  zu  übemebaieD  und  die 
rechtlichen  und  sonstigen  Bedingungen  zu  scbildem«  unter  welcbea  flua 
gerade  die  ^.produzierten  Produktionsmittel'^  in  Hinsicht  auf  tbra  Be- 
deutung für  Produktion,  Distribution  und  Konsumtion  scMMera  wfB? 
Wer  freilich  vorgeht,  wie  Bastiat  und  die  Frage  der  Beredlti|[iiiig  du 
Zinsbezugs  in  der  kapitalistischen  Produktionsweise  dadurch  cirledigt,  dal 
er  uns  einen  armen  Tischler  Namens  Jacob  vorführt,  der  urspHkaji* 
lieh  ohne  Werkzeuge  300  Tage  im  Jahre  arbeitet  und  be^cfaUtilt 
10  Tage  davon  zur  Herstellung  eines  Hobels  zu  verwenden,  so  dal  er 
von  Wilhelm,  dem  er  deu  Hobel  leiht,  außer  der  Rückgabe  des 
Hobels  noch  eine  Entschädigung  verlangen  kann,  hat  die  beMoi 
Probleme  total  verwechselt.  Denn  wie  soll  es  möglich  sein,  die  Fmgt 
der  Berechtigung  des  Ziusbezuges  für  eine  Zeit,  wo  die  Kapitalbevtier 
in  der  Regel  Unternehmer  sind,  die  Lohnarbeiter  bescbäftjgeOf  daith 
die  Vorführung  eiues  gänzlich  anderen  sozialen  Verbaltnisaes,  BiB* 
lieb  eines  Handwerkers,  der  sein  Werkzeug  selbst  aaferligl,  lOaci  a 
wollen?  — 

Aber  abgesehen  von  solchen  Verirrungen  k  la  Bastiat  hat  dte 
wissenschaltlicbe  Natiotialökonomie  nicht  nötig,  sich  vod  Mari  da 
richtigen  methodologischen  Weg  zeigen  zu  lassen.  Stammler  erkeasi 
selbst  an,  daß  M  arx^  Erklärung  des  Kapitalbegriffs  nic^it  iV\e  rieht 
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j,  aber  er  meint  doch»  daß  Marx  ,,der  grundsätzlich  richtigen  Auf- 
lassung sehr  nahe  sei**  uüd  daß  es  ,,nur  D(jch  eints  Schrittes  bedurft  hätte» 
um  zur  Klarheit  durchzudriiigeü'*.  —  Ich  glaube,  daß  Marx  sehr 
weit  entfernt  vou  der  im  Stamm ler'scheu  Sinne  richtigen  Auffassung 
ist.  Wenn  Marx  als  „Kapital'  nur  die  Produktionsmittel  bezeichnet, 
die  sich  im  Privateigentum  eines  Unternehmers  befinden,  der  fn^ie 
Lohnarbeiter  beschäftigt  —  so  könnte  es  scheinen,  als  ob  Marx  hier 
eine  „rechtliche  Grundlage*'  im  Auge  gehabt  hätte  — daß  dies  aber  nicht 
der  Fall,  wird  klar,  wenn  mau  hinzusetzt,  daß  dies  nur  gelten  soll  für 
die  Zeit  vom  16.  Jahrhundert  ab.  Das  „Kapital'*  war  für  Marx  nur 
ein  einer  bestiuimten  historischenüesellschaftsformatiou 
angehörejides  Produktionsverhältnis:  erst  nachdem  eine  bestimmte  Stufe 
der  Technik  erreicht  war,  und  gewisse  sonstige  Kulturverhältnisae 
geschaüen  waren,  konnte  „Kapital"  entstehen.  Gerade  alle  die  recht  - 
ft  liehen  Voraussetzungen,  auf  die  Stammler  das  Hauptgewicht 
H  ^  legt,  sind  für  Marx  keineswegs  das  Ausschlaggebende:  sonst  wäre  es 
^■jiicht  einzusehen,  warum  es  nicht  schon  im  Altertum  „Kapital^'  hätte 
^^r  geben  können,  da  doch  die  rechtlichen  Voraussetzungen  vorhanden  waren: 
I  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  und  freie  Lohnarbeiter.  Daß 
I  es  letztere  In  großer  Anzahl  gab,  und  daß  die  Sklaverei  gar 
I  nicht  die  dominierende  Stellung  einnahm,  wie  öfters  angenommen 
I  wird,  wurde  neuerdings  von  Eduard  Meyer^)  gut  nachgewiesen.  — 
t  Marx  erscheiui  die  kapitalistische  Produktionsweise  als  eine  histo- 
^H  Tische  Entwickelungsstufe  und  darum  prägt  er  auch  seine  ßegritle  lür 
^H  diese  und  für  diese  ausschließlich.  Aus  systematischen  £rwagungen,  wie 
I  sie  Stammler  anstellt,  ist  jedenfalls  Marx^  Spott  gegen  die  üblichen 
^^Kapitaldetinitionen  nicht  hervorgegangen,  sondern  sie  entspringen  seiner 
^BgeschichtsphHosophiäclien  Auflassungsweise.  Gerade  bei  der  scharfen 
^^  Kritik,  die  Stammler  au  Marx'  geschichtsphilosophischen  Theorien  übt, 
muß  seiiie  gt-legentliche  Zustimmung  zu  gewissen  gegen  die  bürger- 
liche Nationalökonomie  gerichteten  Vorworten,  die  doch  im  wesentlichen 
auf  demselben  Boden  erwachsen  sind,  auffallen. 

Somit  ergeben  sich  zwei  Möglichkeiten,  wie  man  sich  zum  Kapital- 
begriff  btelleu  kann :  entweder  man  bleibt  bei  der  be^eiti^  öfters  ein- 
geschlagenen auch  von  uns  für  zweckmäßig  erachtete  Methode,  für 
die  „produzierten  Produktionsmittel^'  das  Wort  „Kapital*'  unzuwendeu 
und  dann  für  weitere  Untersuchungen  zu  unterscheiden  zwischen 
Privatkapital,  Genosserischafthkapital,  Kollektivkapital  etc,  je  nach 
den  Eigentumsverliatinissen,  unter  denen  die  produzierten  Produktions- 
mittel betrachtet  werden  —  oder  man  muß  —  dem  St  am  ml  er 'sehen 
Vorschlage  folgend  —  für  jede  wichtige  Rechtsform,  in  der  diese 
produzierieo  Produktionsmittel  vorkommen,  einen  besonderen  Namen 
wählen :  dann  wäre  Kapital  =  Produktionsmittel  im  Privateigentum 
des  Unternehmers,  und  eine  Reihe  anderer  Beziehungen  müßte  ge- 
prägt werden  für  die  anderen  Rechtsformen,  was  jedenfalls  sehr  um- 
itäudlich  uüd  lastig  wäre.  — 


l)  D{«  wlrUGbArilieb«  Eoiwleketaof  d«s  AlUrtums;^{D  dlcstn  J«htbUchero  lit5. 
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Als  weiteres  Beispiel  eines  nationalökonomiscbeD  Begriffs,  der  iiiclt 
unter  der  HediDgung  einer  bestimmten  Ortlnung  8teh^  ist  die  „Gnmd- 
rente'*  zu  erwähnen.  E^  ist  eine  rein  naturwissenschaftliche  Thfttsackt, 
daß  Böden  verschiedener  Fruchtbarkeit  gleichen  Aufwand  an  AriMIt 
un«i  Kapital  mit  ungleichem  Ertrag  lohnen:  wir  nennen  G rundreiiti 
denjenigen  Teil  des  Bodenertrags,  der  diesen  natürlichen  Frucht bartcdli^ 
differenzen  geschuldet  wird;  es  ist  klar,  daß  es  Grundrente  io  dieses 
Sinne  in  allen  Rechissystemen  giebt,  im  Gebiete  des  Mir  so  gut»  wte 
unter  dem  Privateigentum  an  Grund  und  Boden;  sie  würde  niclli 
verschwinden  nach  Durchführung  der  Boden  verst^mllichung^ 
von  Henry  George  und  ebenso  nicht  beim  vollen  Agrarkoniii 
njus:  was  sich  änderte,  wären  nur  die  Rechtsubjekte,  an  welche  äk 
Grundrente  fällt  — 

Soll  irgend  ein  wirtschaftliches  Entwickelungsgesetz  Yon  Kapitalzmi 
oder  Grundrente  statuiert  werden,  so  ist  es  gewiß  notig  —  wenn  aacfc 
„Kapital''  und  „Grundrente^'  zunächst  nur  natürlich-technische  Kategorii«_ 
sind,  eine  bestimmte  rechtliche  Regelung  hinzuzunehmen.  Es 
nicht  an,  derartige  sogenannte  „wirtschaftlicbe"  Gesetze  aus  der  „« 
ßchaftlicheri  Natur*'  des  Menschen  oder  den  „menschlichen  Egon 
ableiten  zu  wollen.  Insofern  hat  Stammler  sehr  Recht  mit 
KemerkuDg,  mit  der  er  die  Methodenfrage  berührt  (S.  202);  „Der  alle 
Streit  über  das  Selbstinteresse,  über  die  Bedeutung  von  Egoismus  aai 
Altruismus  in  der  Volkswirtschaft  würde  sich  wohl  weniger  uufmcht* 
bar  zugespitzt  haben,  wenn  man  sich  immer  bewuüt  vorgehalteo  hiUtc» 
daß  es  sich  nur  um  eine  Anwendung  empirischer  Motive  auf  dit 
konkrete  Durchführung  bestimmt  geregelten  Zusam«^ 
nien Wirkens  handeln  kann,  und  daß  diese  letztere  das  der  N'aüünal* 
Ökonomie  eigentümliche  Objekt  ihrer  wissenschaftlichen  Fordchangsauf* 
gäbe  bietet*'.  —  Die  Nationalökonomie  bedarf  in  der  Tliat  nicht  dar 
K*»nstruktion  eines  unempirischen  von  „Eigennutz"  oder  von  ^wtr^ 
schaftlichem  Interesse^'  geleiteten  Normalmeoschen,  um  auf  Grundli 
einer  (lerartigen  Abstraktion  zu  typischen  Erseheinungsfurmeu  und  Ei 
wickelungstendenzeu  zu  kommen:  richtiger  ist  der  Ausgangspunkt  voa 
gewissen  wichtigen  Recbtsinslitutionen,  durch  welche  das  wirtacbafr- 
liehe  Leben  einer  rechtlich  verbundenen  Menschengemeinschaft  arsl  b^ 
stimmt  wird;  auf  der  Grundlage  des  Privateigentums  an  den  Proditk* 
tionsmittdn,  der  freien  Konkurrenz  und  des  freien  Lohn  vertrags  erg^MS 
sich  gewisse  Gestaltuogstendenzen  von  Arbeitslohn,  Grundrefiiiv  Zins  etc. 
—  Bei  der  Forschung  nach  dieser  Regelmäßigkeit  ist  es  wiederum  uandiig, 
von  einem  nur  von  „Egoismus**  oder  nur  von  „wirtschaftlichem  Inlar- 
esse*^  beherrschten  Menschen  auszugehen,  sondern  es  kann  imner 
nur  Frage  des  einzelnen  Falles  sein,  ob  es  gestattet  ist,  das  rrias 
Selbstinteresse  für  so  ausschlaggebend  zu  halten,  daß  allea  asdare 
ignoriert  werden  konnte.  Es  liegt  im  Wesen  der  genanntea  Rechta- 
institutionen,  namentlich  de^  Privateigentums,  schon  b^rütidet,  dal 
das  individuelle  Interesse,  das  Streben  nach  persönliche©  VorUdl 
weckt  werden  soll:  es  sollen  die  Bedürfnisse  der  Gesamtheit 
befriedigt    werden,    daß   jeder    für    sich    selbst    sorgt:    die 
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Interessen  werden  dadurch  einem  GemeiDschaftszweck  dienstbaren 
gemacht;  die  nationalen,  relif?iüsen,  siitlichen  und  anderen  FHktoreü  des 
rnenschlicheD  Lebens  müssen  aber  bei  der  Aufstellung  soKenaunter  natio- 
nalökonomiscber  Gesetze  mitherüeksichligt  werdtin  und  zwar  nicht  im 
Sinne  einer  nachträglichen  Berechtigung  eines  wegen  der  Isolierung  des 
wirtschaftlichen  Moments  notwendig  unempirischen  Ergebnisses,  Maü  darf 
nicht  nur  das  „wirtschaftliche''  Handeln,  sondern  muß  auch  das  leider  so 
häutige  „unwirtschaftliche''  Gebahren  der  Weiischen  in  Betracht  ziehen^ 
wie  es  auch  nicht  gestaltet  sein  darf,  von  der  Voraussetzung  auszu- 
gehen, daß  jedes  einzelne  Wirtschaltssubjekt  hei  seinem  Handeln  alle 
wirtschaftlich  relevanten  Thatsacheu  kenne,  sondern  auch  der  Irrtum, 
die  Unkenntnis  der  Marktlage  etc.  in  die  Erwägung  einbezogen  werden 
muß.  Man  wird  es  trotz  diesfer  vorsichtigen  Beachtung  aller  mitbestim- 
menden Faktoren  dennoch  selbstverständlich  unterlassen  könuen» 
bei  Feststellung  eines  Preisgesetzes  die  Preise  eines  WohlthaligkeiLs- 
bfizais  in  Betracht  zu  ziehen,  oder  bei  der  Forschung  nach  den  Be- 
stimmungsgründeu  der  Höhe  des  Arbeitslohnes  eine  UDlernehmung 
heranzuziehen,  deren  Besitzer  sein  Unternehmen  nicht  vom  Ötandjmnkt 
der  Erziel ung  eines  Gewinnes  aus  betrachtet,  sondern  vielleicht  aus  einer 
ihm  ganz  eigentümlichen  humanen  Erwägung  seine  Fabrik  als  eine 
Einrichtung  ansieht,  die  er  seinen  Arbeitern  in  Form  einer  Genossen- 
schaft zu  Eigentum  übertragen  will.  —  Es  verträgt  sich  sehr  wobl 
mit  dem  vorhin  Getiagtcn,  derartige  Fälle  aus  der  Betrachtung  auszu- 
scheiden und  nur  die  Hauptmasse  der  regelmäßigen  Vorgänge  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  zu  heücbten,  —  Mit  der  Zurückweisung  der  Methode 
isolierender  Abstraktion  aus  einem  nur  von  eint  m  bestimmten  1  riebe  (dem 
^^wirtschaftlichen**)  beherrschten  Menschen  soll  natürlich  nicht  die  Em^ 
ptehlung  nur  empirischer  Fort^chung  in  unserem  Fache  gemeint  sein; 
die  deduktive  Forschung  soll  sich  nur  des  Zusammenhanges  des  soge- 
nannten wirtschatilichen  Faktors  mit  den  übrigen  haktoren  des  mensch* 
liehen  Lebens  bewußt  bleiben.  — 

Die  Mahnung,  bei  der  Erörterung  nationalökonomischer  Probleme 
stets  die  unterliegende  Hechtsordnung  im  Auge  zu  bühatten,  gilt  auch 
für  die  Wertlehre,  und  insofern  hat  Stammler  mit  Hecht  es  als 
einen  Vorzug  der  Marx'schen  Wertlehre  bezeichnet,  daß  hier  klar  und 
deutlich  das  Gebiet^  für  welches  die  Wertlehre  gelten  soll,  ab^^egrenzt 
ist:  namlich  daß  es  nur  Geltung  haben  soll  für  eine  Gesellächait  mit 
Warenproduktion.  —  Es  ist  klar,  daß  der  „W ert"  etwas  j^auz  anderes 
bedeutet  in  der  Epoche  sogenannten  hauswirtBchafthcher  Produktion, 
wo  die  Herstellung  der  Güter  für  den  Kigengebrauch  des  Produzenten 
die  Regel  bildet,  als  in  einer  verkebrswirtschattlichen  Epoche,  wo  vor- 
wiegHid  Güter  lür  andere,  d.  h.  Waren  hergestellt  werden. 

Es  muß  jedoch  hervorgehoben  werden,  daß  Marx  durciiaus  nicht 
der  erste  und  einzige  ist,  der  solche  Abj^srcnzung  des  Gebieten  der 
Wertlehre  vorgenommen  hat;  ilies  i!>t  auch  seitens  der  ,,bürgerhchen** 
Nationalökonomen  manniglach  geschehen,  —  Aber  Stammler  grht 
noch  weiter  und  vindiziert  auch  M  arx  das  Lob,  dali  „er  mit  1'  ug  die  Frage 
aufgeworfen   habe,  ob   sich   das  weite  Gebiet  sozialwissenschaftlicher 
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Vorgänge  nicht  in  einem  einheitlichen  Gesichtspunkte  erfassee  lisse, 
nicht  der  sich  im  eiozelneD  unendlich  stets  durchkreuzende  Verteiirt 
der  unaufhörliche  Umsatz  von  Waren  gegen  Geld  und  wieder  gegen 
W'aren  auf  eine  objektive  Einheit  zurückgeführt  und  aitterdie 
gleichmäßig  begriffen  werden  könne*'  (S,  267),  Die  von  Marx  mit  - 
gewählte  erkenntniskritische  Erwägung  ginge  dabin :  «,tt ■  1 11 
welchen  Bedingungen  eine  konkrete  Gleich^etzuog  von  Waneo 
objektiv  richtig  sei*'  (?^.  26S),  Ausdrücklich  wird  der  Weg,  d«i 
Marx  hier  eingeschlagen  hat,  „klar  und  sicher'*  genannt,  (S,  26f<)  Allet^ 
dings  ist  Stammler  weit  davon  entfernt,  das  Ergebnis,  m 
Herausschälen  der  gesellschaftlich  notwendigen  Arbeitsäseii  als  i.,.jca 
Wertmaßes  richtig  zu  finden;  dieses  läßt  er  ganx  bei  seite.  Er 
staticrt  nur  vom  sozialphilosophischen  Staudpunkte  wir  '  V  '*  seine 
Stimmung   zu   Marx'   er  kenn  tniskri  tischer  >i  die  er  in 

der  Wertlehre  eingescblagen  hab.  —  Ich  kann  Marx  auch  ia 
der  Wertlehre  keineswegs  als  methodologisches  Vorbild  anerbeiUKai; 
es  dürfte  schon  um  deswillen  Bedenken  unterliegen,  Marx  in  dieeem 
Falle  als  Muster  heranzuziehen,  als  bekanntlich  über  Sinn  und  B^ 
deutun^  dieses  Wertgesetzes  unter  den  besten  Manckennem  tettet 
Uneinigkeit  herrscht  —  nicht  nur,  wie  Stara  m  1er  selbst  in  einer  Aa- 
merkung  (S  658)  bemerkt,  über  die  praktische  Bedeutung  des  Wert- 
gesetzes^ sondern  auch  über  die  theoretische  Bedeutung  desselben.  — 
Mag  jedoch  nianches  hier  noch  nicht  aufgehellt  sein :  jedenfalls  scheint  die 
Auffassung,  die  Stammler  dem  Marx*schen  Wertgesetze  giebl^  odt 
dem  ganzen  Geiste  der  drei  Bände  des  „Kapitah^  nicht  im  Einklttige  n 
stehen;  die  Untersuchung  darüber,  welches  der  rieb  ttge  Gesichts* 
p  u  0 k t  für  die  Gleichset/ung  der  Waren  sei,  lag  Marx  fern,  wie  er  waA 
nicht  prüfen  wollte,  ob  sich  eine  o  b j  e k  t  i  v  b  e  g r  ti  n  d  e  t  e  Aufliis80ig ift 
(ieJi  Urteilen  der  Menschen  finden  lasse,  die  den  subjektiven  Mein 
der  Individuen  entgegengestellt  werden  könnte.  Marx  halte  aick 
seiner  Auffassung  seines  Wertgesetzes  ein  viel  realistjscberes  ZU 
gesteckt;  der  Marx 'sehe  „VVerf'  steht  im  engsten  Zusammeiib&iig  mit 
dem  „Preise*';  Marx  wollte  den  letzten  ßestimmungsgruDd  fttr  die 
Preisbildung  in  der  kapitalistischen  Produktionsweise  feststdlen:  dff 
,,Wert'*  sollte  ihm  nicht  angeben,  was  nach  „objektiv  nchrigem  Driril** 
für  die  Gleichsetzung  der  Ware  entscheidend  sei,  sondern  das,  Wi 
der  thatsächlichen  Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebeas  Wir 
Höhe  der  Preise  ausschlaggebend  ist.  So  sehr  im  einzelnen  Mari^ 
System  die  Preise  vom  Werte  abweichen,  wie  Stammler  auch  rkktig 
hervorhebt,  für  den  Durchschnittsmarktpreis  soll  der  ^,Wert**  das  ii 
letzter  Instanz  Bestimmende  sein*  Durch  die  Macht  der  Kookurreesi 
zwungen,  müßten  die  Produzenten  im  großen  Durchschniii  die 
gemäß  den  „Wert"  festsetzen  —  „weil  sich  in  den  zufjliligen  und  i 
tichwankenden  Austauschverhältnissen  ihrer  Produktion  die  za  deren  ! 
duktion  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit  als  regelndes  NaictrgeRif 
durchsetzt,  wie  etwa  das  Gesetz  der  Schwere,  wenn  einem  das  Hatts  Über 
dem  Kopf  zusammenpurzelr^^).     Aehnlich  drückt  sich  Marx  im  3.  Band 
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au  mehreren  Stellen  aus:  z,  B*  ,,Der  Markt  nmß  daher  beständig  aus- 
gedehnt werden,  so  daß  seine  Zusainmenhänge  und  die  sie  regelnden 
Bedingungen  immer  mehr  die  Gestalt  eines  von  den  Produzenten  unab- 
hängigen Naturgesetzes  annehmen***).  „Preis  ist  der  Werl  der  Ware 
iuj  Unterschied  vom  Gebrauchswerte.  Preis,  der  qualitativ  verschieden 
vom  Werte,  ist  ein  absurder  W  i  d  e  r  s  p  r  u  c h^'- ).  Ob  der  Weg,  den 
Marx  eingeschlagen  hat,  „klar  und  sicher'^  ist,  muß  sich  danach  ent- 
scheiden, ob  es  ihm  gelungen  ist,  an  der  faktischen  Preisbildung  die 
Richtigkeit  seines  Wertgesetzes  nachzuweisen.  Dies  ist  ihm  aber  u.  E. 
nicht  gelungen  —  woftlr  gerade  der  3.  Band,  wo  die  Vorgänge  der  Preis- 
bildung eingehend  geschildert  werden,  Beweis  ist  Man  kann  sagen, 
es  ist  dort  ein  fortwährender  Hinweis  auf  die  Thatsache,  daß  die 
Preise  sich  abweichend  vom  ,,W'ert"  bilden;  das  Wertgesetz  muß 
so  viele  Ausnahmen,  Modifikationen,  Einschränkungen  erleiden,  daß  es 
zur  Erklärung  der  faktischen  Preisbewe^'ung  gar  nicht  mehr  tauglich 
erscheint  Neu  und  eigenartig  ist  übrigens  an  Marx'  Wertlehre  nur  die 
spezielle  Art,  wie  er  die  Arbeit  als  Wertmaß  auffaßt,  wie  er  ab- 
weichend von  Ricardo  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit 
üüd  namentlich  die  Arbeitskraft  als  Ware  charakterisiert,  um  dadurch 
den  Mehrwert  abzuleiten;  sonst  ist  der  methodologische  Weg,  den  Marx 
beschritten,  ihm  gar  nicht  eigentümlich,  sondern  war  schon  lange  vorher 
von  der  klassischen  Nationalökonomie  beschritten  worden;  es  ist  eine 
Methode,  die  man  passend  die  o  bj  e k  t  i  v  is  tische  bezeichnet  hat,  weil 
hier  der  Versuch  gemacht  wird,  in  einer  objektiven  Größe  den  Maß- 
t*tab  des  Wertes  zu  finden.  Wenn  es  weder  Marx  noch  Ricardo  ge- 
lungen ist,  hier  zu  befriedigenden  Ergebnissen  zu  gelangen,  so  mag 
doch  ein  gelinder  Zweifel  berechtigt  sein,  oh  der  Weg  der  richtige  ist 
und  ob  nicht  die  subjekiivistische  Methode  vorzuziehen  sei,  die  in  dem 
Nutzen,  den  die  Waren  den  Käufern  stiften,  das  Entscheidende  für 
den  „Wert*'  erblickt.  Gerade  dem,  der  den  engen  Zusammenhang 
zwischen  Rechtsordnung  und  Wirtschaft  im  Auge  behält,  wird  es  ein- 
leuchtend sein,  daß  unter  einem  Rechtssystem,  das  dadurch  charakte- 
risiert ist,  daß  jeder  produziert,  was  er  will,  und  jeder  kauft,  was  er 
will,  in  einem  Kostenelemeut  der  Ware  schwerlich  der  entscheidende 
Faktor  für  die  Preisbildung  liegen  kann.  — 

Ich  deutete  bereits  einmal  an,  daß  der  enge  Zusammenhang  zwischen 
Wirtschaft  und  Recht  —  wenn  auch  noch  nie  so  scharf  wie  jetzt  von 
Stammler  erklärt  —  doch  stillschweigend  von  vielen  Nationalökonomen 
bereits  bei  ihren  Untersuchungen  vorausgesetzt  war.  Stammler  be- 
zweifelt dies  gelegentlich  auch  aus  dem  Grunde,  weil  sonst  die  kritische  Be- 
urteilung älterer  nationalökonomischer  Systeme  seitens  der  Volkswirt- 
schaftücheo  Litterarhistoriker  anders  hätte  ausfallen  müssen;  er  verweist 
besonders  auf  die  Merkantilisten,  die  eine  falsche  Beurteilung  er- 
fahren hätten,  und  bemerkt  darüber  folgendes:  „Am  meisten  könnte  die 
stillschweigende  Voraussetzung  einer  bestimmten  äußeren  Regelung  bei 
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der  Aufstellung  üationalnkonomischer  Lehren  für  die  ältereo  Schulen  be- 
hauptet werden;  vor  allem  für  die  Merkantilisten ,  die  angeblich 
luau^elhaften  Iheoretiker,  deren  Grundsätze  gemeinhin  unverdient  unter- 
schätzt und  nicht  riihtig  gewürdi;^t  werden.  Da  sie  den  Rat  gaben  und 
thatkrnfiig  in  der  Praxis  danach  zu  handeln  suchten,  daß  der  Staatsüiaon 
möglichst  das  Geld  in  da^  Land  hineinzuziehen  und  darin  festzuhaitea 
habe,  so  hat  sich  viiUach  die  Meinung  festgesetzt,  als  ob  sie  von  dem 
Gelde  und  dem  Edelmetall  überhaupt  eine  Art  magischer  Kraft  und 
mystische  Qualitäten  erwarteten.  Aber  es  bedurfte  dieser  Gering- 
schätzung gar  nicht,  Ihre  Ansicht  wird  ganz  verständlich,  sobald  man 
eben  voraussetzt,  daß  man  für  Geld  unter  der  bestehenden  so- 
zialen Kegel  un^'  alles  haben  kann/*  —  Ich  halte  den  in  diesen 
Ausführungen  liegenden  Vorwurf  für  unbegründet;  auch  wenn  man  in 
aller  Schärfe  voraussetzt,  daß  die  äußere  Regelung  zu  beachten  ist,  kann 
behauptet  werden,  daß  den  Merkaniilisten  —  soweit  überhaupt  bei 
ihnen  von  einer  Theorie  gesprochen  werden  kann  denn  in  der 
Hauptsache  handelt  es  sich  um  Vertreter  einer  bestimmten  praktischen 
Wirtschaftspolitik  —  das  wahre  We^en  des  Geldes  noch  nicht  klar 
geworden  war.  Nicht  dann  wird  ihre  Ansicht  verständlich,  wenn 
man  voraussetzt,  daß  für  Geld  unter  der  äußeren  Regelung  alles 
zu  haben  ist  —  sondern  dann  erst  recht  wird  ihre  Autlassur»g  un- 
verständlich:  denn  wenn  alles  für  Grld  zu  haben  ist,  warum  sperrten 
sie  i^ich  dagegen,  das  Geld  für  ausb^ndische  Waren  herzugeben  und 
»war  nicht  nur  für  solche,  die  auch  im  Inlande  produziert  werden 
konnten,  sondern  auch  für  Kolonialwaren  *-;  „das  kostbare  Geld  sollte 
im  Lande  behalten  werdtiu  — "  so  lautete  die  Maxime.  V\atum  die 
ßtiengen  Geldausfuhrverbote,  die  in  der  Theorie  verlangt  und  in 
praxi  ausgeführt  wurden,  wenn  man  das  elementare  Verständnis  gehabt 
halte,  dd&  es  gar  keine  nützlichere  Verwendung  des  Geldes  giebi, 
als  es  wieder  gegen  andere  Waren  auszutauschen?  Es  war  die  Ansicht 
vorheiTschend,  als  ob  ein  Land  gar  nicht  genug  Geld  haben  könnte 
Daß  ihnen  das  Geld  vielfach  als  etwas  „Mystisches**  erschien,  ergiebt 
sich  am  besten  daraus,  daß  vielfach  in  der  meikiintilistischen  Littera- 
tur  direkt  enipfolilen  wird,  Gold-  und  Sdberbergwerke  mit  Ver- 
lust zu  bauen,  Ha  die  Edelmetalle  etwas  bestuiders  Koslbarcü  seien; 
so  sagt  Justi»):  „Man  muß  die  Bergwerke  bauen,  wenn  sie 
gleich  wenig  oder  gar  keine  Ausbeute  geben.  Man  würde  diese 
Grundregi-l  wenig  vor  Augen  haben,  wenn  man  nichts  als  reich- 
haltige Erzte  bauen  und  dte  Hand  so  gleich  von  dem  Bergbau 
abziehen  wollte,  wenn  die  Bergwerke  keine  Ausheule  geben  Ein 
Staat,  der  seinen  wahren  Vorteil  versieht,  soll  Gold-  und  Silber  Berg- 
werke bauen,  die  keine  Ausbeute  geber»,  ja  die  sogar  mit  Verlast 
gebauet  werden  müssen.  —  Dieser  Verlust  ist  nichts  weniger  als 
ein  Verlust  in  Ansehung  des  gesamten  Staats.  Die  darauf  verwendeten 
Kosten  bleiben  im  Lamle  und  ernähren  eine  Menge  Menschen.  Das 
Land  hingegen  wird  allemal  um  so  viel  reicher,   ats  Gold  und  Silber 
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mit  diesem  vermeintlichen  Verluste  aus  der  Erde  gegraben  werden. 
In  Ansehung  der  unedlen  Metalle  und  anderer  Mineralien  muß  man 
«ufrieden  sein,  wenn  sich  das  Werk  selbst  bauet  oder  nur  einen  kleinen 
Gewinnst  abwirft/*  —  Diese  eine  Probe  mag  genügen;  aber  man 
braucht  nur  irgend  einen  merkantilistischen  Schriftsteller  aufzuschlagen, 
um  derartige  elemeDtare  Irrtümer  in  Bezug  auf  Geld  und  Reichtum 
in  Menge  zu  finden.  — 


3.   Die  ökonomischen  Phänomene. 

Der  wichtigste  und  originellste,  aber  anch  der  schwierigste 
Teil  des  St  am  ml  er' sehen  Werkes  ist  der,  welcher  von  den  Ökono- 
mischen Phänomenen  bandelt.  Die  Stammler*  sehe  Auffassung  beruht 
auf  folgenden  Grundgedanken:  Das  soziale  Leben  ist  der  Inbegrilf  ge- 
regelter Wechselbeziehungen  unter  den  Menschen;  das  soziale  Zu- 
sammenwirken  eines  Rechts  Verbandes  erwächst  aus  Einzel  verein  igungtü 
You  Privaten.  Solche  Vereinigungen  von  Privaten  heißen  Rechts- 
verhältnisse; nach  darüber  stehenden  Regeln  i übernehmen  die  in 
ihnen  Verbundenen  gegeneinander  Verpflichtungen  bestimmten  Ver- 
haltenSi  Verbindlichkeiten  zu  bestimmtem  Thun,  Dulden  oder  Unter* 
lassen.  Auf  Grund  der  Erkenntnis,  daß  die  konkrete  Ausführung 
eines  sozialen  Lebens  in  Begründung  und  Durchführung  von  Rechts- 
verhältnissen sich  %^ollKieht,  ist  der  Begriff  der  ökonomischen 
Phänomene  zu  bestimmen*  Nicht  jedes  Rechtsverhältnis  ist  ein 
ökonomisches  Phänomen:  für  letztere  ist  der  Gedanke  der  Not- 
wendigkeit erforderiich  so,  daß  unter  der  betreÖV'ndcn  sozialen 
Regelung  bei  obwaltenden  Umständen  es  sicher  so  kommen  mußte. 
Da  die  Kausalität  des  isolierten  Vorganges  nicht  exakt  darzulegen 
ist,  müssen  mehrere  gleiche  Vorgänge  aufgewiesen  werden;  aus  regel- 
mäßigen Wiederholungen  wird  auf  unterliegendes  gleichmäßig  Wirkendes 
geschlossen.  So  gelangt  S t a m m  1  e r  zu  der  Erklärung :  ,,E i n  Ökono- 
misches Phänomen  ist  eine  gleichheitliche  Massener- 
scheinung von  Rechtsverhältnissen*', 

Als  einfachste  Beispiele  Ökonomischer  Phänomene  erwähnt 
Stammler  solche,  bei  denen  die  rechtlichen  Beziehungen  als  ganze 
in  Quantitäten  zur  Erwägung  genommen  werden  und  das  unter- 
scheidende Kriterium  in  dem  juristischen  Momente  liegt^  wo- 
durch sich  die  Rechtsverhältnisse  voneinander  abgrenzen:  z,  B.  die 
Menge  der  Grundeigentümer,  oder  die  Personen,  die  auf  Miets- 
wohnungen angewiesen  sind,  die  Zahl  der  Auswanderer  etc,  ferner 
die  Vereinigungen  und  Verbände,  deren  Mitglieder  durch  gewisse  recht- 
liche Bestimmungen  zusammengehalten  werden, 

Stammler  nimmt  eine  doppelte  Klassifizierung  der  ökonomischen 
Phänomene  vor,  indem  er  zuerst  analytisch,  d.  h.  nach  gemeinsamen 
Merkmalen  innerhalb  gleichartiger  Rechtsverhältnisse,  dutm  syn- 
thetisch, d.  h,  nach  ihrer  übereinstimmenden  Verknüpfung  rück- 
sichtlich  der  in  ihnen  auftretenden  Personen  unterscheidet  Die  erste 
Klassifikation  ergiebt  folgende  vier  Möglichkeiten  einer  systematischen 
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Gruppierung:  1)  Nach  den  verschiedenen  Eigenschaften  der  Pernmin 
als  Träger  und  Inhuber  jetier  sozialen  Beziehungen;  hier  kotutDen  l  B* 
die  Unterschiede  nach  Alter  und  Geschlecht  (z,  B,  die  Vemenduag 
van  Frauen  und  Kindern  als  Lohnarbeiter)  sowie  nach  F^''»^*  find 
Intellekt  in  Betracht;  2)  nach  der  technischen  Art  and  Be.  ^ix 

der  von  den  Rechtsverbundenen  zu  machenden  Leistung^ 
gleiche   Rechtsverhältnisse    vor    als   Form    des  Zusann: 
technisch  verschiedenartiger  Arbeit  (z.  B.  Bäclser-  und  Maur^f^ 
Lobnarbeiter  in   Fabriken,   im  Bergbau  etc*);  3)  nach   den   qu. 
tiven   Momenten    in   Objekten    und    Leistungen    (z.   B.   gniße,    kietfiCii 
mittlere  Grundbesitzer);    4)  nach    der  Eigenart    der   Yerv^irklidiuag 
und  Durchführung  der  geregelten  Beziehungen  (z.  B.  Zahl  der  Keehu- 
Streitigkeiten,   Konkurse^    Zwangsvollstreckungen).     Nach    der  swatea 
Art   der  Klassifizierung   —   wobei    bestimmte  ßechtsverb&JtnisM  wä 
ein  und   dieselbe  Person   bezogen  werden,  sind  abermals   Tier  KÜiSMO 
zu  unterscheiden:    I)    Nach   d^^n   Qualitäten   der  Personeo«   io   deocB 
verschiedenartige  Rechtsverhältnisse    zur   Einheit    verbunden    weHd 
(Gesunde   und  Kranke,   physiische   und  juristische   Personen);  2)  nach 
der  Technik  der  Produktion  und  des  Umsatzes  und  nach  dem  tecbaiscfaü 
Betriebe   und   Gewerbe;   3}  nach   der  Quantität  der   in    e^'       ^  twa 
zusammenfließenden  Rechtsverhältnisse;    4)  nach  der  Art  th  ^a 

Durchführung*  —  Zu  den  bisher  erwähnten  Gruppen  von  Ök  hm 

Phänomenen  tritt  eine  neue  hinzu,  die  Stammler  als  di<,  der 

negativen  sozialen  Phänomene  bezeichnet;  diese  /.erfaita 
wieder  in  zwei  Klassen:  a)  die,  wobei  es  sich  um  die  Nicbtbegründiuig 
rechtlich  möglicher  Beziehungen  handelt  (die  Arbeitsloseo,  die  lotf* 
stehenden  Mietwohnungen,  die  Hagestolze),  b)  die,  wobei  eine  Vc^ 
letzung  der  sozialen  Regelung  durch  Ueberti*etung  und  Zuwiderhan«tdla 
stattfindet  (Verbrechen  etc*).  —  Was  die  Entstehung  und  ^uflg 

der  ökonomischen  Phänomene  anlangt,  so  sind  zweierlei  M^v.  rita 
einwirkender  Gründe  vorhanden:  1)  die  Tech  nologie;  dereo  Ein* 
Wirkung  ist  keine  direkte,  sondern  auf  weitem  Umwege  verQiitUit«L 
Die  Technologie  ermöglicht  nur  die  Bildung  van  dkonomisdA 
Phänomenen,  verwirklicht  t^ie  aber  an  sich  noch  gar  nicht;  soll  ik 
in  Wirklichkeit  Übergeben,  so  muß  sie  im  menschlichen  ZusammeoiiiilM 
angewendet  werden,  also  sich  in  ein  geregeltes  soziiUas  Dasein 
füj^en.  Da  erst  durch  menschliche  That  diese  Einwirkung 
werden  kann,  mulS  in  Betracht  kommen  2)  Zahl  und  Bescbafieobdt] 
der  rechtlich  verbundenen  Menschen*  Es  ist  nötig,  darauf  zu 
welche  Motive  diese  bestimmen,  in  übereinstimmender  Weise  gWdb 
artige  Rechtsverhältnisse  zu  begründen ;  diese  BestimmungsgrflDde  tt 
soziales  Handeln  sind  a)  bloß  natürliche,  z.  B.  der  oalürtide 
Selbsterhaltungstrieb,  b)  soziale,  vor  allem  die  erzieherischen  Einflft«. 
Wenn  Stammler  von  der  „Notwendigkeit*  spricht,  mit  der 
sich  die  ökonomischen  Phänomene  entwickeln,  so  soll  damit  ketoi 
exakte  Kausalität  im  Sinne  reiner  Naturwissenschaft  geioditt  seiL 
Die  Notwendigkeit  ihres  Auftretens  ist  nur  eine  solche,  die  sich  bd  Iwt* 
kreter  Ausführung  einer  besonderen  sozialen  Ordnung  ergiebt;  es 
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keine  allgemein  giltige  Gesetzmäßigkeit  für  das  soziale  Leben  — 
auch  bei  Feststellung  der  Notwendigkeit  in  dem  hier  giltigen  Sinne 
ist  MassenbeobachtuDg  das  einzige,  was  sich  als  gesetzojäßige  Unter- 
lage herausstellL  Die  kausale  Feststellung  der  empirischen  Trieb- 
federn, von  denen  die  Menschen  bei  ihren  Handlungen  geleitet  werden, 
bereitet  unüberwindliche  Schwierigkeiten,  daher  man  nicht  von  ökono- 
mischen ,,GesetzeD*^  sprechen  sollte,  sondern  nur  von  gehäuften  Einzel- 
beobachtungen, Vollends  wer  es  unternimmt,  den  Zusammenhang 
zwischen  einzelnen  ökonomischen  Phänomenen  klarzulegen,  muß  sich 
hüten,  hier  einfach  von  Ursache  und  Wirkung  zu  reden.  Diese  Zu- 
sammenhänge sind  oft  so  kompliziert  und  verschlungen,  daß  man 
höchstens  von  einer  gewissen  gegenseitigen  Bedingtheit  reden  darf, 
nie  von  einer  exakten  Kausalität.  Diese  Vorsicht  und  Resignation 
ist  in  noch  höherem  Grade  bei  der  Feststellung  sogenannter  ökono- 
mischer Entwickelungsteodenzen  zu  üben. 

Wenn  eine  bestimmte  Entwicklung  der  ökonomischen  Phänomene 
eine  entsprechende  Aenderung  der  sozialen  Ordnung  notwendig  be- 
dingt, so  ist  die  Frage:  ob  hierfür  die  dualistische  oder  die 
monistische  Auffassung  berechtigt  sei.  Stammler  vertritt  mit 
Eotschiedenheit  die  Ansicht,  daß  die  monistische  Auffassung  des 
sozialen  Lebens  atn  Platze  sei.  —  Die  dualistische  Theorie  wird  ver- 
worfen, sowohl  in  der  Form,  daß  Recht  und  Wirtschaft  eine  getrennte 
Kausalität  hatten,  als  in  der,  daß  eine  übersinnlicher  Natioualgeist  als 
lediglich  bestimmende  Ursache  angenommen  werden  solle,  der  von  außen 
her,  auf  sonst  nicht  erklärte  Weise  in  den  empirisch  sich  entwickfinden 
Gang  des  sozialen  Lebens  hineingriffe.  —  Die  monistische  Theorie 
S  tarn  mler's  stellt  den  Vorgang  der  Wandelungen  des  sozialen  Lebens 
8o  dar:  Bei  der  konkreten  Verwirklichungeines  sozialen  Lebens  bilden 
sich  soziale  Phänomene  oder  Massenerscheiuungen  rechtlicher  Be- 
ziehungen; indem  diese  anschwellen  und  in  sicherer  Tendenz  sich 
weiter  entwickeln,  drängen  sie  auf  Umänderung  der  bestehenden  Form 
deasozialen  Lebens,  So  bietet  —  nach  Stammler  —  die  Geschichte 
des  sozialen  Lebens  einen  stündigen  Kreislauf,  in  welchem  gesell- 
schaftliche Phänomene  eine  Neugestaltung  der  sozialen  Ordnung  her- 
vorrufen und  diese  nun  wiederum  andere  soziale  Phänomene  er- 
ßchaflt*  — 

Wenn  wir  jetzt  zuStammler's  Theorie  der  ökonomischen  Phäno- 
fiiene  kritisch  Stellung  nehmen,  so  bemerken  wir  zunächst,  daß  die 
Feststellung  der  Thatsacbe,  daß  jede  natiooalokonomische  Erscheinung 
our  Sinn  und  Bedeutung  hat,  wenn  eine  rechtliche  Regelung  voraus* 
gesetzt  wird»  uns  durchaus  richtig  erscheint:  wie  wir  diese  Zustimmung 
schon  wiederholt  erklärt  haben.  Es  soll  dadurch  die  scharfe  Grenze 
gegenüber  isoliertem  Dasein,  und  gegenüber  technischer,  naturwissen- 
schaftlicher Betrachtung  gezogen  sein.  Eine  Uebertreibung  aber 
dieses  formalen  Gesichtspunktes  ist  es,  wenn  Stammler  wegen  der 
aog^gebenen  äußerlichen  Bedingtheit  die  ökonomischen  Phänomene 
als  gleichheitltche  Massenerschein nngen  von  Rechtsverhältnissen 
definiert;    und   wenn   er  dann    weiter  auch   die  Klassifikation   dieser 
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PhäDoroene  nach  deo  Artmerkmaleo  dieser  Rech  tsver  hiiltoisse  und  nach 
der  Synthese  der  Rechtsverhältoisse  in  einem  Subjekte  vornimmt. 
Der  Form  wird  hierbei  gegenüber  dem  Stoffe  eine  2U  große  Wichtig- 
keit beigelegt.  Denn  was  ist  der  Gegenstand  der  nationalökonomischea 
Betrachtung?  Das  Zusammenwirken  der  Menschen  zum  Zwecke  der 
Bedürfnisbefriedigung;  der  Form  nach  handelt  es  sich  um  ein 
durch  gewisse  Normen  geregeltes  Wirken,  dem  Stoffe  nach  um  die 
gemeinsame  Bediirfnisbefnedigung  selbst.  Letzteres  ist  das  speziell 
natioDalökonomisch  Relevante  im  Gegensatz  zu  dem  juristischen 
Interesse,  das  auf  die  Form  des  »ozialen  Lebens  in  erster  Linie  ge- 
richtet ist.  Zugegeben  also,  daß  das  formale  Moment  eine  notwendige 
Erkenntnisbedingung  nationalökonomischer  Sätze  ist,  so  muß  doch 
den,  der  ökonomische  Phänomeue  erforscht,  nicht  die  Form,  sondern 
die  Sache  selbst  interessieren ,  d.  h.,  die  Frage,  wie  und  in  welchem 
Maße  der  betreffende  Rechtsverband  thatsitchlich  mit  Sachgütern  und 
Leistungen  versorgt  wird,  wie  diese  Güter,  Waren,  etc.  au  die  einzelnen 
Personen  verteilt  werden,  wo  Uebertinß,  wo  Mangel,  wo  günstige,  wo 
ungünstige  Verhältnisse  nach  dieser  Richtung  hin  vorliegen.  Diese, 
nach  Quantität  und  Qualität  zu  untersuchenden  Verhältnisse  der  Pro- 
duktion, Cirkulation,  Verteilung  und  Konsumtion  der  Güter  —  um 
bei  dem  althergebrachten  Schema  zu  bleiben  —  bildet  das  Haupt- 
interesse des  Nationalökonomen;  er  wird  daher  ihren  unterliegenden 
Rechtsverhältnissen,  abgesehen  von  ihrer  grundlegenden  systematischen 
Bedeutung,  doch  nur  in  dem  Maße  Betleutuug  beilegen  können^ 
als  das  Hecht  verantwortlich  gemacht  werden  kann  für  die 
in  Frage  stehenden  ökonomischen  Erscheinungen.  Allerdings  trägt  in 
einem  sehr  weiten  Sinne  genommen  das  Recht  allein  die  volle  Ver- 
antwortUDg  für  alles  wirtschaftliche  Thun  und  Lassen ;  denn  da 
das  wirtschaftliche  Leben  ein  rechtlich  geregeltes  ist,  so  ist  der 
Zusammenhang  sofort  klar:  man  setze  nur  den  Fall,  daß  es  kein 
Privateigentum  mehr  gebe  und  so  gut  wie  alles,  was  wir  heute  an 
ökonomischen  Phänomen  haben,  wäre  verschwunden  und  machte  ganz 
anderen  Erscheinungen  Platz;  aber:  jede  Rechtsordnung  und  sei  sie 
noch  so  despotisch  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete,  wird,  wie  auch 
Stammler  hervorhebt,  dem  freien  Ermessen  der  Individuen  einen 
gewissen  Spielraum  hissen;  ist  dies  aber  der  Fall,  so  hängt  auch  die 
thatsächliche  Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  wesentlich  von  dem 
Verhalten  der  Individuen  seihst  ab.  Die  Rechtsordnung  hat  hierauf  nur 
sehr  bedingten  und  indii^kten  Einfluß,  wie  Stammler  selbst  sagt  (S.  285): 
„Das  Recht  ist  alsdann  zwar  die  unerläßliche  Bedingung  für  alle 
sozial  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  giebt  aber  keineswegs  die  unver- 
mittelt bestimmende  Ursache  für  die  Entstehung  derselben  im 
einzelnen  ab.  Diese  gründen  sich  vielmehr  auf  die  Initiative  der 
Rechtsunterworfenen  und  deren  thatsächliches  Vorgehen  innerhalb  dea 
geregelten  gesellschaftlichen  Daseins/'  —  Auf  dieses  Verhalten 
kommt  es  gerade  wesentlich  an;  daß  dabei  stets  die  Wirkung  dieses 
Verhaltens  auf  die  Gemeinschaft  und  nicht  auf  den  Einzelnen  ins 
Auge  gefaßt  wird,  ergiebt  sich  schon  aus  dem  Wesen  aller  Volkswirt* 
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schaftlichcn  UntersuchuDgeD»  Wer  ökoDomische  Phänomene  erforscht 
und  darlegt,  wird  in  erster  Linie  auf  die  ihatsachliche  Bedürfßis- 
befriedigung  einer  wirklichen  Gemeinschaft  zu  sehen  haben,  nicht  aber 
auf  die  rechtlichen  Formen,  unter  denen  sich  diese  Erscheinungen  jeweils 
herausstellen.  —  Man  könnte  einwenden:  wenn  auf  diesen  wirtschaft- 
lichen Gebieten  das  Verbalten  der  einzelnen  Wirtschaftssubjekte 
maßgebend  ist,  so  ist  dies  doch  gerade  der  Rechtsordnung  geschuldet; 
denn  sie  hat  diese  Freiheit  zugelassen,  folglich  sind  auch  die  z\i 
Tage  tretenden  Wirkungen  in  letzter  Linie  Rechtsverhältnissen  geschuldet. 
Dies  würde  jedoch  eine  sehr  weite  Fassung  des  Begriffes  der  Rechts- 
verhältnisse bedeuten.  Auf  die  konkrete  Art  der  Verwirklichung,  auf  die 
faktische  Ausgestaltung  der  Arbeitsgemeinschaft,  nicht  auf  die  durch 
das  Recht  gebotene  Möglichkeit  der  Verwirklichung  kommt  es  an. 
Wer  das  wichtige  Phänomen  der  Lohuveränderunf^en,  speziell  etwa 
das  Steigen  der  Arbeitslöhne  in  der  Industrie  betrachtet,  würde  nach 
Stamm  1er 's  obiger  Einteilung  ad,  I,  3,  gleichartige  Rechtsverhält- 
nisse nach  qualitativen  Momenten  betrachten;  das  Rechtsverhältnis,  daß 
ein  Kapitalbesitzer  im  freien  Lohnvertrage  einen  Lohn  stipuliert,  tritt 
hier  aber  völlig  zurück:  denn  es  handelt  sich  hier  darum,  wieviel 
an  Lohn  ge-geben  wird.  Das  Gesetz  schreibt  kein  Luhuminimuai 
und  Lohnmaxinium  vor:  da  interessiert  den  Nationalökonomen,  wie  dns 
faktische  Machtverhältnis  der  Interessengruppen  sich  gestaltet  im  Hin- 
blick auf  die  Lohnhöhe;  es  ist  ein  Phänomen  der  Güterverteilung, 
das  selbstverständlich  auch,  wenn  man  bis  auf  die  Wurzel  zurück- 
geht, aus  einem  Rechtsboden  erwachsen  ist  Innerhalb  derselbeo 
Rechtsordnung  können  sich  die  Machtverhältnisse  sehr  verschieden 
gestalten,  innerhalb  derselben  Rechtsordnung^  kann  je  nach  der  Ge- 
sinnung der  Arbeitgeber  und  ihrer  AuÜassung  des  Lohnvertrages  die 
Lohnhöhe  im  einzelnen  Falle  eine  sehr  verschiedene  sein  und  dieselbe 
Lohnhöhe  kann  nach  den  Konsumtionsgewohnbeiten  der  einzelnen 
Arbeiter  wirtschaftlich  etwas  sehr  verschiedenes  bedeuten;  bei  der 
nationalökoDomischen  Betrachtung  wird  eine  Erhöhung  des  Reallohnes 
betrachtet  werden  müssen  in  Verbindung  mit  etwaiger  Erhöhung  der 
Lebensmittelpreise,  mit  zeitweiliger  Arbeitslosigkeit  etc.  Kurz,  alle 
diese  Momente,  die  hier  erwogen  werden,  betretien  die  quantitativen  Ver- 
hältnisse der  Bedürfnisbefriedigungen*  Ja  selbst  das  rein  persön- 
liche, durch  Gesetz  gar  nicht  vorzuschreibende  Verhalten  des  Arbeit- 
gebers zum  Arbeitnehmer,  die  Art  seines  persönlichen  Verkehrs  kann 
von  sehr  großer  sozialer  Bedeutung  sein.  Die  allmähliche  Verkürzung 
der  Arbeitszeit,  die  als  eiu  bemerkenswertes  Phänomen  namentlich  in  der 
englischen  Großindustrie  hervortritt,  hat  sich,  was  die  erwachsenen 
Arbeiter  anlangt,  ohne  Eingreifen  der  Gesetzgebung  vollzogen,  viel- 
fach im  eignen  Interesse  dev  Arbeitgeber;  infolge  der  machtvollen 
Stellung  englischer  Arbeiterverbände,  und  unter  dem  Einflüsse  anderer 
Faktoren  ist  sie  erfolgt.  Gewiß  liegen  auch  hier  Rechtsverhältnisse 
vor,  denn  das  ganze  Arbeitsverhältnis  ist  ein  Rechtsverhältnis;  aber 
an  diese  juristische  Form,  an  die  dabei  abgeschlossenen  Arbeitskon- 
trakte   denkt  der   Sozialökonom   nicht;    sondern   an   die    erleichterte 
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Arbeitßleistung,    an    den  erhöhten    Lebensgenuß»     an    den    größereii 
Anteil  am  Kuiturleben,  das  hierdurch  dem  Arbeiter  ermöglicht  ist 

Ein  wichtiges  sozialökononiischcs  Phänomene  ibt  die  immer  häufigere 
Eildung  von  Ringen,  Kartellen,  Syndikaten,  Trusts  etc.  —  eiue  Menge 
von   rechtlichen  Formen   haben  sich   heraui^gebildet  von  der  einfachen 
Preiskonveotion  bis  zu  den  anierikanischen  Irusts;  —  nicht  diese  Rechts- 
verhältnisse sind  es  jedoch,  die  dem  KutioDalökonomen  als  das  Essentielle  1 
erscheinen,  sondern  die  Frage,  ob  und  inwieweit  hierdurch  eine  Kud- 
zeniration   des   Vermögens,    eine   Stärkung   des   Kapitalismus    herbei- 
gelührt  wird  elc,  —  ja,  es  kann  unter  Umständen  ganz  dieselbe  volks- 
wirtschaftliche   Wirkung  erzielt  werden,  ohne  daß  irgend  eine   recht- 
liche Abmachung  dieser   Art    vorliegt   —   wenn   z.  ß.   ein   Einzelner 
eine  bestimmte    Produktion    faktisch   monopolisiert    haL   —   Wie  die 
Güttrpruduktion    durch    derartige   moßi»polistische   Tendenzen    umge- 
staltet  wird,   wie  die  Güterverteilung    dadurch   beeinflußt   wird,  dis 
macht  das  natiouatökonomische  Interesse  aus.     Und  wenu  zwei  juristisch 
völlig  gleichlautende   Abmachungen   vorliegen,    die    etwa   eine   Preis- 1 
kotiventioD  zwischen  einer  Reihe  von  Produzenten  herbeiführen  sollen,  I 
so   können    diese    doch    zwei    nationalökonomisch    völlig  verschiedene) 
Phänomene  sein,  wenn  etwa  die  eine  Konvemiün  abgeschlossen  ist,  am 
einem   ruinösen    Preissturze  vorzubeugen,    die    andere,    um    einzeliiea 
Produzenten  den  Vorzug  einer  hohen  Preisstellung  zu  garantieren.  —  i 

Je    nach    nationalen    und    lokalen    Sitten    und   Eigentümlichkeitea  i 
kann   dieselbe  Rechtsinstiiuiion   sehr    ver>chiedene   Bedeutung   bab«B;j 
dies  laugnet  Stammler  keineswegfe;   er  spricht  von  der   „Unsicher-" 
heit,    die    sich    aus   der  Schwäche   menschlicher   Voraussicht   auf  der 
Seite  dtT  Regelsetzen  den  notgedrungen  ergiebt."  ...   „Die  Folgen  einer 
vorzunehmentien  sozialen  Regelung  unter  gegebenen  Umständen  richtig 
im  voraus  zu  berechnen,  muß  unvermeidlicherweise  eine  schwierige  Auf- 
gabe sein,  deren  Lösung  sich  für  menschliche  Vorau^^sicht  bis  zur  Ud- 
üiöglichkeit  steigert.^*  —  Auf  diese  Folgen  aber  kommt  i's  gerade  vom 
ökonomischen  Standpunkt  au,   nicht  so  sehr  auf  die  rechtliche  Rege- 
lung, die  vielleicht  eine  ganz  andere  Wirkung   beabsichtigt  hat,     Die^ 
hörtesle  Strafe,  die  auf  das  Agionehmen   bei  Papiergeldwirtschaft  ge 
setzt   wurde,   hat   ein   Agio   nicht    verhindert,   das  sich  bildete   krafi  _ 
des  nationatökonomischen  sogenannten  Gesetzes,  daß  gutes  Geld  durch" 
schlechtes  verdrängt  wird,  — 

Unter  den  Verfechtern  einer  möglichst  freien  Gesetzgebung  in 
Bezug  auf  den  Grundstücksverkehr  finden  wir  sowohl  Anhanger  der 
petite  culture,  als  solche  des  Großgrundbesitzes;  Beide  hoffen  von 
der  Gesetzgebung,  daß  diese  in  ihrem  Sinne  wirken  wird.  Das  Resultat 
ist  völlig  unsicher.  Und  wir  sehen,  daß,  wo  eine  Gesetzgebung  vor- 
banden ist,  gegen  welche  der  Sinn  der  Bevölkerung  sich  sträubt, 
die  vom  Gesetze  beabsichtigle  Wirkung  ausbleibt  z.  B,  wie  Bernhard! 
berichtet^):  „Wir  sehen  mitunter  Sinn  und  Geist  der  Bevölkerung  im 


1)  Versuch   eloer  Kritik  der  Gründe,   die   fSr   gror»ea   uikd   kleine»  OnmdeigfiitQm 
«0  (geführt  werden.     St.  Petersburg  l649,S,fiU. 
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Kampf  mit  dem  Einfluß  des  Gesetzes  diesen  zum  Trotz  bestehende 
günstige  Verhältnisse  erhalten.  So  in  Belgien  und  im  Luxemburgischen, 
^o  es  fast  für  einen  Frevel  gilt,  einen  alten  Bauernhof  zu  zerstückeln, 
daß  Streben  der  besitzenden  Familie  dahiu  geht,  ihn  ganz  zu  erhallen, 
und  die  Erben  oft  Heber  sümtlich  auf  den  heimatliehen  Herd  ver- 
zichten, und  das  natürliche  Landgut  im  ganzen  verkaufen,  als  unter 
sich  teilen".  — 

Unter  derselben  freiheitlichen  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Ehe- 
echließuug,  Kindererzeugung  etc,  hat  Frankreich  über  Bevolkerungs- 
Stagnation,  Deutschland  über  eine  zu  starke  Devölkcrungsvermehrung 
zu  klappen;  das  französische  Zweikindersystem  müßte  nach  Stammler's 
Schema  unter  II  3  fallen,  da  wir  es  hier  mit  einer  Erwägung  nach 
der  Quantität  der  in  einer  und  derselben  Person  zusammen  fließenden 
Rechtsverhältnisse  zu  thiin  haben ;  aber  an  die  Rechtsverhältnisse  der 
französischen  Familienväter  resp.  ihre  rechtliche  Gewalt  über  zwei 
Kinder  denken  wir  hier  doch  nicht:  sondern  an  die  Einbuße  an  wirt» 
schaftlicher  Kraft  und  Macht,  die  hierdurch  Frankreich  droht,  an  die 
Wirkung  derartiger  Zustände  auf  die  Güterverteilung  etc. 

Wie  sehr  es  mit  Schwierigkeiten  verknüpft  ist,  die  Ökonomischen 
Phänomene  in  den  Bann  juristischer  Systematik  einzufügen,  zeigt  die 
besondere  Rubrik  der  sogenannlen  negativen  sozialen  Phänomene.  Da 
wichtige  wirtschaftliche  Erscheinungen  die  EigeniÜmlichkeit  aufweisen, 
daß  Rechtsverhältnisse  nicht  zustande  kommen»  sollen  hier  negative 
soziale  Phänomene  vorliegen;  z.  B.  die  Arbeitslosigkeit,  die  Massen 
unverkäuflicher  Waren  etc.  Die  Arbeitslosigkeit  ist  für  uns  ein  wichtiges 
Phänomen  wegen  des  Brachliegens  so  vieler  Arbeitskraft,  wegen  der 
Not  und  des  Mangels,  der  damit  für  die  Arbeitslosen  verknüpft  ist, 
wie  die  Massen  der  unverkäuflichen  Waren  oder  die  „Krisen**  uns  be- 
deutsam sind  wegen  der  Verschwendung  von  Arbeitskraft  und  Arbeits- 
material, nicht  aber  wegen  des  negativen  Moments,  daß  Kaufverträge 
und  Arbeitsverträge  nicht  abgeschlossen  werden.  Welche  Bedeutung 
die  genannten  Erscheinungen  für  den  volkswirtschaftlichen  Ernährungs- 
prozeß haben,  steht  in  Frage,  nicht  ein  Defizit  von  Rechtsabmachungen. 

Aehnliches  läßt  sich  von  der  2.  Gruppe  von  negativen  sozialen 
PhäTiomen  sagen,  den  Wirtschaftsakten,  die  contra  legem  vollzogen 
werden.  Daß  im  wirtschaftlichen  Leben  vieles  Unrechtmäßige  vorkommt, 
ist  eine  Thatsache,  die  der  Nationalökonom  hinnimmt,  deren  weitere 
Verfolgung  er  den  Juristen  und  speziell  den  Kriminalisten  überlaßt, 
die  er  aber  nicht  zur  Systematik  der  ökonomischen  Phänomene 
brauchen  kann:  Waren,  die  durch  Schmuggel  ins  Land  gebracht  werden, 
vermehren  ebenso  das  W  arenangebot  und  drücken  ebeuiio  auf  die  Preise, 
wie  die  Waren,  die  rechtujäßig  eingeführt  sind;  die  Prostitution  als 
soziales  Phänomen  wird  im  Zusammenhange  mit  den  niedrigen 
Löhnen  der  Arbeiterinnen,  dem  Zuge  nach  den  Großstädten,  der  schwie- 
rigen Erwerbsmögjichkeit  der  Frauen  und  der  erschwerten  Ileirats- 
möglichkeit  und  anderen  wirtschaftUchea  Faktoren  betrachtet:  das  juri- 
stische Moment,  daß  hier  Verträge  abgeschlossen  werden,  die  rechtlich 
null  und  nichtig  sind,  tritt  für  den  Nationalökonomen  völlig  in   den 
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Hintergrund ;  als  soziales  PhäDomen  wäre  es  genaa  dasselbe,  we&a  fie 

Verträge  rechtlich  giltig  wären.  — 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ergiebt  sich  schon ,  daß  ieh  nicbt 
deshalb  gegen  Stammler's  Auffassung  der  ökonomiscbeii  Phiiiih 
mene  iiolemisiere,  weil  ich  bei  der  Betrachtung  der  letzlerco  roa  te 
Rechtsordnung  abstrahieren  will  —  nur  sollen  die  juristischen  Gidete 
punkte  nicht  ungebührlich  in  den  Vordergrund  treten  zu  UnguaHteii  Jur 
hier  wt^i^entlichen  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte.  —  Auch  ia  at^ 
derer  Hinsicht  möchte  ich  Bedenken  gegen  die  Stammle  rasche  T 
nition  der  ökonomischen  Phänomene  äußern.  Für  Stammler 
wesentlich  zum  BegnÖ  eines  ökoiioraischen  Phänomens  die  Notwen- 
digkeit und  Un vermeidlichkeit  ihres  Eintretens;  .,die  Feil* 
Stellung  eines  Ökonomischen  Phänomens  fuhrt  den  Gedanken  einer 
Notwendigkeit  mit  sich;  den  Gedanken,  daß  unter  dieser  betre 
sozialen  licj^a'lung  bei  obwaltenden  Umständen  es  sicher  so  kc 
mußte,  wie  es  geschehen".  —  Allerdings  will  Stammler  dieae 
wendigkeit  in  keiner  Weise  im  Sinne  einer  exakten  Kau>alit4it 
wissen;  wohl  versteht  er  aber  unter  Notwendigkeit,  daß  auf  Gnud 
gehäufter  Beobachtungen  man  zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sei» 
auch  eine  gleichmäßig  wirkende  Ursache  vorhanden  sei  —  und  da 
Recht  in  letzter  Linie  für  die  Gestaltung  des  Wirtschaf tBtebeoa 
Verantwortung  trage,  so  folgert  Stammler  daraus,  daB  die 
mischen  Phänomene  als  die  u  o t  w  e  u  d  i g  e  Folge  einer  besiimmtii 
RechtsordnuDg  aufgefaßt  werden  müßten.  — 

Sollen  tbatsächlich  die  ökonomischen  Phänomene  in  dieser  WriH 
als  unabweisbare  und  unveränderliche  Konsequenzen  einer  bestii 
R(!chtsordtJung  beiracbtet  werden,  so  muß  daraus  folgen,  daS 
Kreis  der  ökonomischen  Phänomene  nur  ein  äußerst  geringer 
kann  und  daß  eine  Menge  gerade  der  interessantesten  und  wichttL 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  außer  Betracht  bJeibeti  mufite. 
Notwendigkeit  gewisser  wirtschaftlicher  Erscheinungen  ist  in 
Fallen  klar  gegeben  auf  Grund  bestimmter  rechtlicher  Normea,  z,  B.: 
Gi'ld  ist  eine  notwendige  Erscheinung  für  eine  auf  Privatesgeotin, 
Arbeitsteilung  und  Tauschverkehr  basierte  Wirtschaftsordtmag;  der 
Arbeitslohn  iist  ein  notwendiges  ökonomisches  Phäuomeo  unter  der  Ben- 
Schaft  des  freien  Lohnvertrags  —  aber  nicht  notwenrlii-  ist  eine  be^ 
stimmte  Höhe  des  Geldwerts,  der  häufig  ganz  n  Sdivan- 

kungen  unterliegt,  nicht  unvermeidlich  eine  geN\i^.^  ilAbe  dei 
Arbeitslohnes,  wo  ebenfalls  viele  unberechenbare  Momeotis  Bit 
spielen;  Ueberproduktion,  Krisen  und  Arbeitslosigkeit  sind  kaam  ftf- 
mt^idlich  bei  der  planlosen  Produktionsweise,  wie  sie  sich  unter  im 
Privateigentum  und  dem  Systeme  der  freien  Konkurr^z  her 
gestaltet:  aber  in  welchem  Maße  und  in  welchem  Umfmi 
diese  F^rscheinungen  auftreten,  ist  wieder  gar  nicht  notweod^ 
stimmt.  Je  nach  dem  Grade  der  Vorsicht  bezw,  der  SpekuJalioosfi 
im  gewerblichen  Leben  können  die  genannten  ErscbeinUDgeo  sehr 
schieden  sein:  auf  dieses  quantitative  Moment  kommt  es  ftber  _ 
für  die  nationalökouomische  Betrachtung   an«     Danaeli    bemiSl' 
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ob  die  Krise  z.  B.  aufgefaßt  werden  kann  als  eine  heilsame  Strafe 
für  einzelne  waghalsige  SpekulaDten,  oder  ob  sie  eine  das  ganze 
Erwerbsleben  tief  erschüttern rle  Katastrophe  bedeutet;  nur  nach 
Prüfung  des  einzelnen  Falles  läßt  sich  entscheiden,  ob  hier  eine  ,,not- 
wendige*'  Folge  eines  bestimmten  Rechlssjstemes,  oder  vereinzelte  Aus- 
wüchse und  Ausschreitungen  vorliegen.  Nur  in  vereinzelten  Fällen 
läßt  sich   von   ,^Notwendigkeit"  und  »,Unvermeidlichkeit**  sprechen,  — 

Diese  Betrachtungen  ergeben  auch  eine  von  der  S t a  m  m  1  e  raschen 
Ansicht  abweichende  Auffassung  der  Frage  der  Abänderung  der 
sozialen  Ordnung.  — 

Nach  Stamm  ler's  Meinung  giebt  es,  wenn  gewisse  ökonomische 
Phänomene  als  soziale  Uebelstände  sich  herausstellen»  nur  Einen  Weg 
2ur  Abänderung,  nämlicb  die  Schaffung  einer  neuen  rechtlichen  Rege- 
lung; denn  wenn  ökonomische  Phänomene  die  notwendigen  Folgen 
bestimmter  Rechtsre^^eln  sind,  so  folgt  daraus,  daß  sie  nur  mit  Be- 
seitigung der  dafür  in  letzter  Linie  verantwortlichen  Instanz  verschwinden 
können;  wer  den  Zins  beseitigen  will»  muß  das  private  Kapitaleigeu- 
tum  aufheben,  wer  das  Geld  als  sozialen  Uebelstand  betrachtet,  muß 
den  Tauschverkebr  verbieten  etc.  Stammler  kennt  aber  noch  eine 
jsweite  Kategorie  von  ökonomischen  Erscheinungen ;  das  sind  die  uner- 
wünschten und  schlechten  sozialen  Erscheinungen,  die  auch  ohne  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung,  ohne  rechtliche  Abänderung  beseitigt  werden 
können;  in  Bezug  auf  diese  sagt  er  (S.  314):  „Es  ergiebt  sieb  daraus, 
daß  bei  unerwünschten  und  schlechten  sozialen  Erscheinungen  selbst- 
verständlich das  Augenmerk  eines  jeden  praktisch  Eingreifendeo  in  erster 
Reihe  darauf  {^'erichtet  werden  muß,  ob  man  unter  dert>elbtjn  sozialen 
Ordnung  und  mit  Beibehaltung  ihrer  jener  Einzelausführung  nicht  ledig 
werden  könne.  Belehrung  und  thatkräftige  Hilfe  der  Rechtsgenosseu  haben 
hier  einzusetzen  und  den  üblen  Einzelerscheinungen  eines  sozialen  Lebens 
gegenüber  möglichst  abändernd  und  ausmerzend  ^^egenüber  zu  treten. 
Kleidet  man  diesen  Gedanken  in  den  häutig  gehörten  Wunsch,  daß 
bei  sozialen  Uebelständen  „  „nicht  gleich'' ''  nach  dem  Eingriff  der  Gesetz- 
gebung gerufen  werden  möge,  so  ist  gegen  solche  Formel  nichts  all* 
gemeines  einzuwenden".  — 

Wie  die  Erklärung  der  ökonomischen  Phänomene  als  „notwendiger*^ 
Erscheinungen,  so  kann  ich  auch  die  Unterscheidung  von  ,, notwendigen 
Phänomen"  und  „üblen  EinzelerscheinuDgen*^  nicht  für  glücklich  halten. 
t)eün  wo  soll  da  die  Grenze  laufen?  Woran  erkenne  ich,  ob  eine  be- 
stimmte Ersclieinung  unvermeidlich  ist  und  wo  nur  eine  fatale  und  un- 
erwünschte Einzelaasführung?  Für  einzelne  wirtschaftliche  Erschei- 
nungen laßt  sich  der  Kausalzusammenhang  leicht  ersehen:  bei  der 
großen  Menge  derselben  wird  es  sehr  schwer  sein,  hier  irgend  eine 
sichere  Entscheidung  zu  treffen.  Wenn  z.  B,  in  Handwerkerkreisen 
es  als  ein  schwerer  Mißstand  angesehen  wird,  daß  die  schlechte  Gewohn- 
heit langer  Borgfristen  immer  mehr  zunimmt,  so  ist  schwer  zu  sugen, 
ob  sie  durch  gesetzgeberische  Eingriffe  (etwa  durch  gesetzliche  Er- 
schwerung des  Bürgsystems)  oder  durch  die  Aufklärung  des  Publikums, 
damit  dieses  sich  allmählich  an  bessere  Zahlungsweise  gewöhne,  geholfen 
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werden  kann.  Bei  den  Enqu^teverhanfllungen  über  die  Bdrsearefoim 
wurde  mehrfach  —  ob  mit  Recht  od»*r  Unrecht,  sei  hier  dahio?€?tf!lt  - 
behauptet,  daß  gewisse  MißstäDde  an  der  Börse  weit  bess^  ird 

gesetzliche  üwangstDaßregelo  durch  das  eigene  und  frei  .  .^-  sor- 
gehen  der  Börseubesucher  allmählich  beseitigt  werden  könnten;  bei  den 
letzten  Streik  der  Konfektiunsarbeiteriunen  in  Berlin  morde  Tid- 
fach  die  Ansicht  vertreten,  daß  das  beste  Mittel  gegen  die  Hoaser- 
ohne,  die  hier  vielfach  gezahlt  würden,  der  Druck  der  öffenüicbenj 
Meinung  sei^  die  sich  mit  immer  größerer  Einhelligkeit  auf  die  Sdtai 
dieser  Arbeiterinoen  stellen  müsse  und  dadurch  ihre  Macht  im  Lokn* 
kämpfe  erheblich  verstärken  könne,  ^  Ein  sicheres  Kritc^rium.  wo  flsf 
durch  gesetzliches  Eingreifen  ein  Phänomen  zu  beseitigen  ist>  felill  i&  \ 
den  meisten  Fällen, 

Leicht  mißverständlich  ist  Stammler^s  Ausdruck  ,^ 
scheiuungen";  wäre  z.  B.  das  Petroleum weltmonopol  zustande  ^ekovaict,' 
60  hatten  wir  eine  in  ihrer  Art  einzig  dastehende  Erscheinung  gehabt imd 
doch  ein  wichtiges  soziales  Phänomen.  An  Stelle  der  S  tarn  mier'scba 
Dcfiniticin;  Ein  ökonomisches  Phänomen  ist  eine  gleicbheitlicbe  Mifise»* 
erscheinung  vun  Rechtsverhältnissen,  würde  ich  ökotiomisches  PhAno- 
roen  jede  Erscheinung  bezeichnen,  die  für  die  faktisclie  Au&gt-fitaitia^ 
des  wirtschaftlichen  Lebens  von  Bedeumog  ist;  ob  diese  ErscMoilAg 
„notwendig*'  ist  oder  nicht,  muß  immer  erst  im  einzeloeii  FaHe  ge- 
prüft werden,  und  wird  sich  häufig  überhaupt  nicht  mit  Sicberiietl 
entscheiden  lassen,  so  wenig  wie  die  Frage»  ob  sie  durch  geäetipiie' 
rischüs  Eingreifen  oder  ohne  ein  solches  unter  Beibehaltung  der"" 
berigen  rechtlichen  Regeln  zu  vermeiden  ist. 


4  Soziale  Teleologie.    Kritik  der  materialistis    .€o_ 
Geschichtsauffassung, 

Mit  seiner  Darlegung  der  ökonomischen  Phänoroeoe,  mit  der  FÄt-1 
Stellung  des  kausalen  Werdeganfres  von  sozialem  Wollen  und  St 
hält  Stammler  seine  Aufgabe,  die  oberste  Einheit  zu  findeu,  anter  der 
das  gesellschafUiche  Leben  der  Menschen  begriffen  werden  kAiiiite,^ 
noch  nicht  für  gelöst  Er  wendet  sich  jetzt  zu  der  Frage,  welche  Ar 
von  Gesetzmäßigkeit  für  das  soziale  Leben  angenommefi  werden  I 
und  beantwortet  dies  folgendermaßen:  Das  sociale  Leben  bat  et 
menschlichen  Handlungen  zu  thun;  das  Kausalitätsge^etz  ist  aber  aicll 
die  einzige  Art  einer  gesetzm^^ßigen  Erfassung  des  menschlichen  Haadctal^ 
Vielmehr  können  vorzunehmende  Handlungen,  die  voo  tnir  ansfjdMi« 
auf  zweierlei  Art  vorgestellt  werden:  entweder  als  katisal  bewtrida 
Geschehnis  in  der  äußeren  Natur  oder  als  von  mir  z  q  bewirkea- 
des.  Bei  der  zweiten  Möglichkeit  fehlt  die  Wissenschaft  tdo  itf 
Notwendigkeit  gerade  dieser  Handlung,  dieselbe  ist  in  der  ErMmif 
möglich,  aber  an  und  für  sich  nicht  notwendig;  wenn  sie  wirfcfiel 
werden  soll,  muß  ich  sie  bewirken.  Sobald  man  sich  eine  f«^ 
zunehmende  Handlung  als  eine  von  den  Handelnden  zu  bewirkeDile 
vorstellt,  liegt  eine   Zwecksetzung  vor.    Nach    diesem  fCriMiia 
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ist  KausalitätserkcDUtnis  und  teleologisches  Vorstellen  durchaus  ge- 
schieden: es  sind  zwei  ganz  getrennte  Arten,  kommendes  Thun  sich  vor- 
BusteUea.  Stammler  untersucht  weiter,  wie  es  mit  der  Gesetzmäßig- 
teit  dieser  zweiten  Klasse  von  Vorstellungen,  des  WoUens,  beschauen 
ist  und  wie  diese  sich  zu  Gesetz  und  Einheit  zusaumjenschließt.  Eine 
berechtigte  Zwecksetzung  und  eiue  gerechtfertigte  Wahl  ist 
eine  solche,  die  in  ihren  besonderen  Fällen  einem  allgemeingültigeu 
Gesetze  des  Telos  entspricht;  der  Begritt  eines  solchen,  von  allem  em- 
pirischen Beiwerke  abstrahierenden  unbedingten  Endziels  liegt  not- 
wendig in  dem  Gedanken  eines  berechtigten  Wollens,  das  nur  an  diesem 
Ziele  gemessen  werden  kann,  —  Die  grundlegende  Einheit  findet 
Stammler  in  dem  Gedanken  eines  Zieles,  bei  dessen  Erreichung  der 
Mensch  von  keinem  subjektiven  Sonderzwecke  und  keiner  zufälligen  Be- 
gierde und  keinem  persönlichem  Wunsche  geleitet  worden  wäre.  Die^^es 
Gesetz  ist  mithin  nur  eine  Idee,  der  keine  Erfahrung  jemals  zu  korre- 
spondieren vermaj^,  die  aber  einen  Ziel-  und  Leitpunkt  für  die  Verfolgung 
der  raenschbcheu  Eiuzelzwecke  abzugeben  hat:  Frei  wollen  von  aller 
empirischen  Bedingtheit,  seine  Zwecke  so  setzen  und  wählen,  daß  sie  in 
der  Richtlinie  des  absoluten  Endzieles  liegen;  das  ist  die  Gesetzmäßigkeit 
des  lelüs,  die  wir  in  unserer  Sprache  mit  Sollen  bezeichnen.  Es  ist  des 
weitereu  die  Frage  aufzuwerfen,  welche  praktische  Anwendung  dieses 
Zweckgesetz  finden  kann,  wie  dieses  mit  dem  thätsäch  liehen 
Handeln  in  bestimmte  Verbindung  zu  bringen  isL  Hier  ist  soviel 
klar  —  nach  Stammler  —  daß  die  ganze  Frage  der  Zwecksetzung 
praktisch  immer  nur  aus  einer  gegebenen  empiriscbeo  Lage  sich  er- 
hebt. Es  handelt  sich  um  empirisch  gelieferte  Möglichkeiten,  zwischen 
denen  wählend  eine  Entscheidung  zu  treffen  ii<t;  es  kommt  darauf 
an,  die  Wahl  unter  dem  richtigen  Gesichtspunkte  gemäß  dem  an- 
gegebenen Endzwecke  vorzunehmen;  die  objektive  Geltung  der  grund- 
legenden Gesetzmäßigkeit  ist  von  der  Frage  nach  ihrer  subjektiven 
Erwerbung  zu  trennen  und  das  Grundgesetz  der  wahren  Erkenntnis 
und  des  berechtigten  Wollens  steht  in  seiner  fundamentalen  systema- 
tischen Bedeutung  von  der  Erwägung  jenes  Werdeganges  völlig  un- 
berührt da. 

Somit  ist  S  t  a  m  m  1  e  r  jetzt  zu  dem  Punkte  seiner  Untersuchungen 
angelangt,  daß  er  das  Recht  eines  richtenden  Urteils  Über  menschliches 
Slreben  und  Handeln  für  beschlossen  erklären  kann;  der  Maßstab  des 
Urteils  ist  in  dem  allgemein  gültii^en  Gesetze  für  berechtigtes  Wollen 
gegeben.  Vom  Standpunkte  dieser  seiner  sozialphilosophisciien  Grund- 
legung aus  liefert  Stammler  eine  eingehende  Kritik  eines  anderen 
Versuchest,  grimdlegende  Einsicht  in  die  Gesetzmäßigkeit  des  sozialen 
Lebens  zu  gewinnen,  nämlich  der  m  ateriai  ist  ischenGeschichts- 
auf  fassu  og. 

Trotz  seiner  scharfen,  kritischen  Stellungnahme  gegenüber  dieser 
Theorie  erkennt  Stammler  rückhaltlos  ihre  hohe  wissenschaftliche  Be- 
deutung an:  ihre  wissenschaftliche  Tendenz  sei  löblich,  denn  ihr 
Streben  ginge  auf  Gesetz  und  Einheit  im  gesellschaftlichen  Dasein 
der  Menschen  und  dadurch  stehe  sie  höher  als  der  Historismus,  der 
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nichts  als  Einzelheiten  kenne  und  das  sie  einigende  ßand^  dcu 
für  geltenden  obersten  Gesichtspunkt  einer  priiizipielicD  Autla^j 
verschmähe.  Mit  vollem  Rechte  viadiziert  Stamm  1er  der  Diateria* 
lisiischen  Geschichtsauöassung  ihre  große  Bedeutung  filr  das  \ti* 
ständnis  des  moderuen  Sozialismus;  er  betont  treffend,  daii  ük 
Marx 'sehen  uationalökonomischen  Theorien  über  Wertj  Mehrwert,  2i]is 
etc.,  so  wichtig  sie  sein  mögen,  doch  nicht  die  grundlegende  Theorie  doi 
Sozialismus  abgeben,  sondern  vielmehr  die  genannte  Geschichtgaoffa 
mit  der  sich  ji'der  auseiDaudersetzeu  muß,  der  eine  fuudai 
Kritik  des  Marx* sehen  Sy:5tems  liefern  will:  er^t  auf  dem  Gr 
dieser  Geschichtsphilosophie  erhält  die  Wert-  und  Mehrwertiehre 
richtige  Fassung  —  losgelöst  von  ihr  kann  keine  einzige  Harx^idie 
ökonomische  Theorie  richtig  verstanden  werden.  Bei  der  Wichtig- 
keit dieser  geschichtsphilosophischen  Aufl'assung  zum  VerständJiii 
der  moleruen  so/Jal istischen  Theorie  ist  es  sehr  verdienstvoll, 
hier  eine  ausführliche,  klare  Darstellung  und  eine  ebenso  gründlii 
Kritik  derselben  geboten  wird:  die  bisher  erschienenen  knü£  ' 
Auseinandersetzungen  mit  Marx' Sozialphilosophie  waren  meist 
Einzeldaten  gerichtet:  es  wurde  versucht,  aus  der  Geschichte  oa 
weisen,  daß  andere  Faktoren,  aljs  wirtschaftliche,  auf  den  Vcsrlmol 
gesamten  sozialen  Lebens  von  ausschlaggebendem  Einflüsse  wareo«  Die 
St  am  ml  er 'sehe  Kritik  geht  auf  die  systematische  Grundlage 
der  Marx 'sehen  Geschichtstheorie  ein,  die  er  einer  Kritik  uatar- 
zieht  —  Auch  darin  hat  Stammler  durchaus  Recht,  daß  et 
Marx'  sehen  materialistischen  Geschichtsauffassung  unbedtiigt 
liecht  der  Originalität  zuschreibt  —  und  damit  die  Versuche  abi 
die  Priorität  in  dieser  Hinsicht  andern  Forschern  suzaerkeoneii. 
hat  auf  Louis  Blanc,  Lavergne,  Proudhon,  Le  Chevalier, 
St.  Simon  u.  a.  m.  hingewiesen,  die  alle  die  ei^entliebeo  U^güMkr 
der  materialistischen  Geschichtstheorie  seien.  Mit  Uorecht.  All 
alle  die  genannten  Autoren  betonen  die  große  Bedeutung  der 
schafilichen  Verhältnisse  für  das  gesamte  Kulturleben ;  sie  alle  ht 
hervor,  daß  die  politische  Entwickelung  sich  im  wesentlichen 
der  Entwickelung  der  wirtschaftlichen  Zustände  vollziehen 
aber  mit  solcher  Hervorhebung  der  Wichtigkeit  der  5koDOtDii 
Verhältnisse  ist  noch  lange  nicht  die  materialistische  Uescbi^ 
auttassung  gegeben.  Dies  ist  erst  dann  der  Fall,  wenn  die 
schaftlichen  Bedingungen  als  die  schlechthin  entscheidenden  fQr  dk 
samte  soziale  Eutwickeluui?  dargestellt  werden.  Der  ojatertaltat 
Gedankengang,  der  bei  Marx  hervortritt,  ist  um  deswillen  bei  den  er- 
wähnten Autoren  nicht  vorhanden,  da  sie  alle  irgend  eiu  „Id^*^ 
haben,  aus  dem  sie  ihre  wirtschaftiiche  Anschauung  begründen  —  Ar 
Marx  ist  gerade  charakteristisch,  daß  er  jede  derartige  liegrüodof 
auf  ein  Ideal  abweist,  vielmehr  die  menschlichen  Ideale  wieder  als 
von  wirtschaftlichen  Zuständen  bedingt  auffaßt.  Den  erwähotea 
Schriftstellern  ist  ferner  eigentümlich,  daß  sie  alle  eine  gese  Uacbaft* 
liehe  Reform  anstreben,  daß  sie  alle  ein  soziales  ,,Heilmittel^  berat 
haben,   womit  sie  die  sozialen  ,,Uebel*'  beseitigen   wollen«   wie  t. 
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Louis  Blanc  seine  Arbeiterassociation  mit  Staatscredit,  Proudhon 
seice  Tauschbank.  Auch  dies  ist  so  uDmarxistiscb  wie  Diöglich,  da 
Marx  vielmehr  einen  naturgesetzlicben  Entwickelungsgang  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  annimmt.  Was  hier  im  allgemeinen  zu  Gunsten 
der  Originalität  der  Maix^schen  Geschichlsphilosopbie  gesagt  wird, 
sei  noch  speciell  gegenüber  St  Simon  nachgewiesen,  der  neuerdings 
wieder  als  der  eigentliche  Entdecker  dieser  1  heorie  hingestellt  worden 
ist  *)* 

Nachdem  Barth  eine  für  die  materialistische  Grundfassung 
St.  Simonis  allerdings  sehr  entscheidende  Stelle  citiert  hat  (S.  17); 
^,Nous  attachons  trop  d'iniportance  ä  la  forme  des  gouvernements  .  .  • 
La  loi  qui  constitue  Its  pouvoirs  et  la  forme  du  gouvernement 
o'eBt  pas  aussi  importante ,  n^a  pas  autant  d'intlüence  sur  le  bonheur 
des  nations  que  celle  qui  consütue  Its  propri6t6s  et  qui  en  r^le 
l'exercice.  La  forme  du  gouvernement  parlementaire  *  ,  ,  n'est  qu'uae 
forme  et  la  propri6t6  est  le  fotid;  donc  c'est  cette  coostitution  qui 
aert  v6ritablement  de  basc  k  Tedifice  social*\  zeigt  er  selbst  kurz 
darauf  die  Kehrseite:  „die  Ideen  als  treibende  Mäcbte  der  Entwicke- 
luog'':  Neben  dieser  Geschichte  freilich  (sc.  der  Ivlassenbildung  und  der 
Klassengegensätze)  geht  bei  ihm  einher  eine  Geschiebte  der  Ideen^  die 
auch  für  die  politische  Wandlung  bestimmend  sind.*^  (S.  19}  —  und 
au  späterer  Stelle  (S,  104):  „Doch  ist  bei  St,  Simon  die  Geschichte 
der  durch  wirtschaftliches  Begehren  und  durch  Technik  sich  ändernden 
Klassen verhältDisse  nicht  die  ganze  Geschiebte.  Wir  sahen  oben,  wie 
er  auch  eine  Geschichte  der  Ideen  kennt,  die  nicht  minder  als  tue 
Wirtschaft  für  diu  politische  Wandlung  hestimmend  sind.*'  ^  Barth 
überschätzt  bedeutend  den  Einfluß,  den  St»  Simon  und  Louis  Blanc 
auf  Marx  gehabt  haben,  wenn  er  schreibt:  „Dieser  neuen  naturalistist  hen 
Kichtung  kam  fördernd  entgegen,  was  Marx  bei  St  Simon  und 
LouisBlanc  fand,  daß  die  ganze  Geschichte  nicht  nur  von  den  Ideen, 
sondern  bei  dem  einen  neben  ihnen  yon  wirtschaftlichen  Tendenzen, 
bei  den  arideren  fast  nur  von  solchen  beherrscht  werde."  —  Einmal 
behauptet  Barth  geradezu,  daß  der  theoretische  Teil  des  Marxismus 
?on  St.  Simon  htnühre;  in  dem  Kapitel,  wo  er  den  Ursprung  und  Inhalt 
der  sogenannten  materialistischen  Gescbicbtsaujfassung  (des  Marxismus) 
behandelt,  eagt  er  (S.  303):  ,,Der  theoretische,  rückwärts  blickende 
Teil  des  sozialdemokratischen  Programms  rührt  her  von  St.  Simon  ,  . 
Er  ist  bei  St.  Simon  in  den  GrundÄÜgeo,  zum  Teil  auch  in  Einzel 
beiten  fertig,  wenn  er  auch  nicht  die  ganze  geschichtliche  Ansicht 
Saint-Simon's  ausmacht"  —  Dies  ist  nicht  haltbar :  vielmehr  sind  die 
tiefgehendsten  Gegensätze  zu  konstatieren  zwischen  dem  idealistischen 
Staatssozialisten  St  Simon  und  dem  wahren  Schöpfer  der  materia- 
lieti&cheu  Geschichtsautiassung :   Karl  Marx.  — 

Stammler  nennt  den  modernen  deutschen  Sozialismus  die  be- 
deutsamste Einzelerscheinung  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
ood  erwähnt  bei  dieser  Gelegenheit,  daß  es  nicht  möglich  sei,  einea 


1)  Bftrtb,  Di«  Fbnotophi«  der  GMchichte  alt  Soiinlogi«,  Leiptig  1S97, 
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einheitlicheD  Begriff  des  Sozialismus  aufzustelleti :  ^Esmdie 
uolösliche  Aufgabe,  zu  dcDJeiiigen  soziaIeD  Richtungen,  welche  im  Laaii 
diesem  Jahrliuoderts  den  Beinamen  von  sozialistischen  skfa  iti 
allgemein  üblicher  Sprechweise  errungen  haben  ^  eioeo  eitiheitlichdk 
sachlichen  Begriö  zu  finden''.  —  Ich  glaube,  daß  dies  wabl  BiögÜd 
ist  Die  großen  Schwierigkeiten,  die  einer  derartigen  Deäniüm  eoi* 
ge^^eustehen«  sollen  nicht  geleugnet  werden;  Dietzel  hat  misfllkf- 
lieh  dargelegt  'J  in  wie  unendlich  verschie<ienartiger  Weise  der 
such  dieser  Begriffsbestimmung  gemacht  worden  ist.  Und  doch 
langt  die  wissenschaftliche  Terminologie  gebieterisch  eioe 
Erklärung  dieses  so  viel  gebrauchten  Wortes.  Die  i^hiliwMinhfscfcÄ 
Grundanschauungen  der  einzelnen  sozialistischen  Autoren  ^i 

viel  zu  weit  auseinandergehende,  als  daß  sie  in  die  W^iuitifu  tö»- 
bezogen  werden  könnten ;  auch  geht  es  nicht  an,  ein  zu  eng  beinienjclfli 
praktisches  Ziel  als  das  wesentliche  hinzustellen  z.  B,:  «,Verstaai- 
Jichong  dt  r  Produktionsmittel*'  oder  „Gütergemeinschaft"  etc.  —  «lior 
wohl  scheint  mir  eine  Einigung  dahin  möglich,  daß  man  unter  Soiillil* 
mus  alle  diejenigen  sozialen  Richtungen  zusammenfaßt,  die  eioe  dM 
Privateigen  mm  gegnerische  Tendenz  haben;  darunter  iBt  iiatdfiick 
nicht  jede  Richtung  zu  begreifen,  die  etwa  auf  einzelnen  GcbieieB 
des  wirtschaftlichen  Lebens  das  Privateigentum  beseitigt  wbs^fO  wQl, 
2.  B.  für  die  Eiscnbahuen,  Forsten,  Versicher ungs- und  Baokge^ch&fle  e€& 
—  sondern  es  handelt  sich  um  eine  prinzipiell  dem  Privateigeolia 
(eindlicbe  Tendenz,  so  daß  in  praxi  mindestens  eine  Aufbcbung 
Privatei^eutums  an  den  Produktionsmitteln  in  Frage  käme. 
Stammler  meint^zwar,  die  Negation  des  Privateigentums  können 
deswillen  nicht  das  Kriterium  sein,  weil  Proudhon,  der  doch 
zweifelhaft  den  Sozialisten  zuzurechnen  sei,  am  Privateii^eütum  (eö* 
gehalten  habe.  Es  ist  jedoch  zu  beachten,  in  welcher  Weise 
Proudhon  das  Privateigentum  konservieren  will;  nämlich  nur  unur 
der  Bedingung  der  Beseitigung  von  Geld  und  Zins.  Also  ein  Prifil* 
ei;ientum  von  zinstragendem  Kapital  soll  es  nicht  mehr  tieb**n.  —  \^» 
das  Geld  aber  eine  notwendige  Bedingung  für  jeden  entwi  Taiiiek- 

verkehr,  so  ist  auch  das  Privateigentum  an  Kapital  UnMLu^u^ir  obiie 
privaten  Zinsbezug  seitens  der  Inhaber  des  Kapitals;  es  lag  hier  alsoea 
nationalökonomischer  Irrtum  Proudhons  vor.  Seine  prinzipielle  V*» 
werlung  von  Geld  und  Zins  hatte  in  logischer  Folge  auch  zur  NegHfoQ 
des  Privateigentums  an  den  Produktionsmitteln  führen  masseo  —  troU 
dieses  Widerspruches  und  trotz  seines  formalen  Festbaltens  ftn  Eiga* 
tum  kann  Proudhon  unbedenklich  unter  unsere  oben  feslgesldltt 
Kategorie  gebraclit  werden. 

Nacbdieser  Abschweifung  kehren  wir  wieder  zu  Stammler^i  Kritik 
zurück.  S  tarn  m  1  e r  tritt  in  schroffen  Gegensatz  zu  dem  Graudgediuikai 
des  sozialen  Materialismus;  dieser  stellt  als  Endzweck  aller  Beekti» 
Ordnung  bekanntlich  das  Ziel  niö;^lichster  Förderang  der 
lieben  Produktion  auf.  Nach  dieser  Theorie  ist  ein  sozialer 
ein  Gegensatz  zwischen  neuer  Sozial  Wirtschaft  und  alter  Rechtsordooag; 


l)  K«rl  Rodbertos,  II,  Jens,  16S8,  S.  7  ff. 
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diese  wird  bestimmt  und  t^erichtet  nach  dem  obereteo  Zwecke  dea 
Rechts,  also  gemäß  der  marxistischen  Theorie  nach  dem  Umstände,  ob 
(las  Recht  die  gesellschaftliche  Produktion  hemmt,  anstatt  sie  zu 
fördero.  In  welchem  Sinne  und  mit  welcher  Notwendigkeit  kann  die 
Lösung  eines  solchen  inneren  Widerspruchs  gesetzmäßig  gefordert 
werden?  Darauf  antwortet  die  materialistische  Geschichtsautiassung, 
daß  die  Lösung  eines  sozialen  Konflikts  naturnotwendig  sei,  so 
daß  das  bei  geänderter  Sozialwirtschaft  seinem  Endzwecke  untreu  ge- 
wordene Recht  nach  unvermeidlich  zwingender  Kausalität  sich  ändern 
uud  mit  seinem  obersten  Ziele  wieder  in  Uebereinstimmuog  gebracht 
werde.  Stammler  giebt  eine  ganz  abweichende  teleologische  Lösung : 
d»8  Nachgeben  des  geltenden  Hechts,  das  bei  gewandelter  gesell- 
schaftlicher Wirtschaft  mit  seinem  obersten  Zwecke  nicht  mehr  im 
Einklang  steht,  dürfe  nur  als  ein  Sollen  aufgefaßt  werden  — ; 
-es  sei  nach  teleologischer  Gesetzmäßigkeit  umzuändern,  ohne  daß  je- 
doch der  Erfolg  als  ein  unvermeidlich  sicherer  vorbergesagt  werden 
könne.  —  Stammler  macht  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
zum  Vorwurf,  daß  sie  unfertig  und  unausgedacht  sei»  Das  Ver- 
hältnis der  gesettschaftlichen  Ordnung  zur  sozialen  Ordnung  sei  nicht 
klar  gekennzeichnet,  unter  Produktiansweise  werde  bald  die  natürliche 
Technik,  bald  ein  bestimmt  geregeltes  Zusammenwirken  verstanden. 
Ebenso  undeutlich  bleibt  ^ —  nach  Stammler  —  die  Art  der  Notwendig- 
keit, der  zufolge  eine  soziale  Wirtschaft  abgeändert  werden  müsse;  es  ge- 
nüge nicht,  auf  den  naturgesetzlichen  Gang  in  der  Entwickelung  der 
gesellschaftlichen  Erscheinung  hinzuweisen,  sondern  es  müßte  die 
soziale  Bewegung  richtig  bestimmt  werden.  Stam  mler  weist  auch  mit 
Recht  auf  die  I  nkonsequenz  ihrer  Anschauung  hin,  indem  die  Ver- 
treter dieser  Lehre  trotz  ihrer  materialistischen  Grundanschauung 
doch  gelegentlich  teleogische  Gesichtspunkte  in  die  Erörtt^ung  ein- 
beziehen« Sie  lehrten  zwar,  daß  die  Ideen  der  Menschen,  insbesondere 
ihre  Vorstellung  darüber,  was  sozial  sein  sollte,  nur  Spiegelbilder  von 
Ökonomischen  Phänomenen  sei,  gleichzeitig  aber  redeten  sie  von  Zielen, 
hatttn»  sie  Bestrebungen,  agitierten  sie  für  die  und  die 
Zwecke;  wenn  aber  der  naturgesetzliche  Gang  der  ökonomischen 
Entwickelung  durch  Menschen  nach  ihren  Ziele  gelenkt  und  geleitet 
werden  solle,  so  sei  damit  der  Gedanke  des  Telos  neben  dem  der 
Kausalität  wieder  aufgenommen.  Das  oberste  Ziel  des  sozialen  Lebens 
hei  falsch  angegeben,  wenn  es  in  der  möglichsten  Hebung  und  Förde- 
rung der  Produktion  aufgezeigt  werde  —  denn  auch  eine  recht- 
liche Ordnung,  durch  die  quantitativ  und  qualitativ  die  größte 
Steigerung  der  Produktion  erzielt  werde,  könnte  ein  elendes  Recht  sein; 
überhaupt  könne  kein  einzelnes  technisches  Ziel  als  oberstes  soziales 
Prinzi[>  betrachtet  werden;  eine  innere  Gesetzmäßigkeit  des  gesell- 
schaftlichen Daseins  der  Menschen  könne  nur  ein  einheitlicher  Gesichts- 
punkt für  allen  denkbaren  Inhalt  äoziater  Einzelziele  sein.  —  Die  Ein- 
wände, die  S  0  m  b  a  r  t  neuerdings  gegen  diese  Auffassung  geltend  macht^) 


1)  liieftja    der    SozUlpolitik :     In    Braun'»    Archiv     für    boxi&Ib    Qeactsgebanf^     Und 
Stmtistik,  1897,     S,  44  ff. 
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kaDD  ich   nicht  für  sticbbaltig  erklären;  er  meinte,   die   Sodal|] 
habe  ihr  eigenes  Ideal  uüd  zwar  sei  dies  notwendig  ein  »^Produl 
ideal";   zwar  will  er  nicht  sein  Ideal  der  ,,Produktivilal**   Ter 
wissen  mit  dem  Ideal  ^^größtmöglicher  Produktion"  der  alteo  Schol 
sondern  er  will  die  ,, Verteilungspolitik"  einbeschlosseD  wisseo.     Er 
für  das  „erstrebenswerte  Ziel  eine  solche  Organisation  des  Wir 
lebens,  bei  welcher  die  böchsie  Ergiebigkeit  der  gesellschaftUcheo  Artest] 
herauskommt,  also  die  Möglichkeit  für  die  Gesellschaft  ge 
schaffen  wird,  wenig  zu  arbeiten  oder  viel  zu  produziereo**  *)•    Dies  \am  j 
aber   niemals  das  Ideal   einer  Sozialpolitik  abgeben:   auch  ei&e  Wirt- 
schaftsordnung, die  den  groEten  Produktionserfolg  für  die  GesellacktltJ 
garantiert,  kann  sehr  schlecht  sein,  wenn  z.  B.  unter  ihr  die  pcrsCttlicieJ 
Stellung  gewisser  Klassen,  2.  B.  der  Arbeiter,  eine  sehr  gedrC 
(z.  B.  im  Hinblick  auf  das  Koalitionsrecht)  —  und  vor  allao:  Si 
hart  sagt  selbst,  die  V  erteilung  sei  einbescblossen :  eine  bestimibte 
Verteil ungspotitik    ist    aber    doch    nicht  notwendig    mit    bestijanur 
Produktionspolitik    verknüpft;    in    der  produzierendeo    ««Geseltediifi^ 
giebt  es  olle  möglichen  Klassen  und  Interessen;  nach  welchem  Mal* 
Stabe  soll  hier  die  Verteil  un  g  geschehen?    Um  diesen  Mafistab  nj 
bestimmen,    muß   doch   irgend   ein    Ideal   sozialer   Gerecbtigkeit  iitf* 
gestellt  werden,  das  unmöglich  aus  der  Produktionssphäre  entoc 
werden  kann,  — 


5.  Sozialer  Idealismus* 

Die  Gemeinschaft  frei  wollender  Menschen  —  das  ist 
nach  Stammler  das  unbedingte  Endziel  des  sozialen  Lebens*     Es 
die  Idee   einer  MenschengenieinschaÜ,  in   der   ein  jeder   die  obje 
berechtigten  Zwecke  des  anderen  zu  den  seinigen  macht;  eine  Rege 
des  vereinten  Daseins  und  Zusammenwirkens,  der  jeder  Recht 
worfene  zustimmen  muß,,  sobald  er  frei  von  bloß  subjektivem  Bc_ 
sich  entschiede.     Diese  Idee  ist  das  regulative  Prinzip,   das  eta 
festigtes  Urteil  über  die  objektive  Berechtigung  einer  sozialen  RegtiiiBg| 
oder  Bestrebung  möglich  macht;    und   das  zugleich   dem  GesetagriMT 
die  gesetzmäßigeRichtung  seines  Vorgehens  im  wilden  Getricte- , 
des  Einzelbegehrens  aufhellend  zu  zeigen  imstande  ist.  — 

^\ ie  zum  sozialen  Materialismus  tritt  diese  idealis tische  Rick*  1 
tung  im  Gegensatz  zum  sozialen  Eudämonismus,  den  StammUr] 
durchaus  verwirft,  weil  die  objektive  Berechtigimg  einer  Zw« 
von  der  Bestimmung  nach  rein  persönlicher  Lüstern pfindmif 
sein  müsse. 

Mit  dem  von  Stammler  aufgestellten  Ideale  einer  GetoeL 
frei   wollender  Menschen   soll   nicht  etwa  die  Zustimmung   ta 
einer  Doktrin   des  politischen   Liberalismus  gegeben   werdeo^^ 
daß  diese  Gemeinschaft  etwa  gleichbedeutend  wäre  mit  einem 
kratisch    regierten  Staatswesen.    Dies  steht  hier  gar  nicht  in 

1)  8.  47. 


Wirtschaft  und  Eechf. 


849 


Die  politische  ^^Gleichheit'*  ist  nicht  gemeint;  sie  ist  selbst  wieder  nur 
eine  eigene  Art  im  Inhalte  empirisch  bedingter  Rechtsordnung;  oh  sie 
gut  oder  schlecht  ist,  kann  ei'^t  wieder  an  dem  obersten  Ziele  ge- 
messeo  werden,  dem  sie  selbst  zu  dienen  hat.  —  Die  rechten  Mittel 
zur  Besserung  der  sozialen  Lage  sind  demnach  Vorschläge  einer  solchen 
Regelung  des  gesellschaftlichen  Lebens,  daß  dessen  unvermeidliche  kon- 
krete Ausführung  unter  den  gegebenen  empirischen  Bedingungen,  unter 
denen  diese  Menschen  leben,  mit  der  Idee  einer  Gemeinschaft  frei 
wollender  Menschen  im  Einklang  bleibt.  —  Darum  erklart  auch 
Stammler  das  Axiom  des  modernen  Sozialismus  von  der  Kollek- 
tivierung der  Produktionsmittel  für  wissenschaftlich  nicht 
begrüudet.  Denn  daß  die  Entwickelung  des  sozialen  Lebens  natur- 
notwendig  zu  diesem  Ziele  führen  müsse,  ist  schon  methodologisch 
falsch ;  also  müsse  erst  der  Beweis  erbracht  werden,  daß  wirklich  nur 
die  Kolh'ktivierung  der  Produktionsmittel  unter  unseren  empirischen 
Verhältnissen  das  rechte  Mittel  wäre,  um  der  Idee  einer  Gemeinschaft 
frei  wollender  Menschen  gerecht  zu  werden.  Stammler  läßt  es  toÜ- 
kommen  otfene  Frage  sein,  ob  es  einmal  im  Laufe  der  Menschengeschichte 
dahin  kommen  könnte,  daß  ein  derartiges  Mittel  zu  empfehlen  sei;  für 
die  Gegenwart  ist  der  Nachweis  nicht  einmal  versucht,  geschwei;je  er- 
bracht worden.  Da  Stamm  1er 's  soziales  Ideal  ein  reines  P'or mal • 
prin  zip  ist,  können  sich  die  verschiedenartigsten  konki'eten  Wirtschafts- 
programme damit  vertragen.  Man  kann  von  diesem  Standpunkte  aus 
für  freiheitliche,  wie  für  autoritative  Wirtschaftspolitik  eintreten,  für  Frei- 
handel wie  für  Schutzzoll,  für  Gewerbefreiheit  wie  für  Zwangsinnungen; 
nur  auf  die  Gesinnung  kommt  es  an,  in  der  solche  Vorschlag-  ge- 
macht werden;  die  betreffenden  Maßregeln  müssen  um  deswillen  ge- 
fordert werden,  weil  ihre  Durchführung  dem  Gedanken  des  sozialen 
Ideals  entsprechen.  —  Nur  durch  Mißbrauch  oder  Mißverständnis  könnte 
der  ^»soziale  Idealismus**  zur  Empfehlung  reaktionärer  Wirtschafts- 
politik verwandt  werden  ;  vielmehr  verträgt  sich  dieser  Standpunkt  sehr 
wohl  mit  einer  dem  technischen  Produktionsfortschritte  sich  anpassen- 
den Wirtschaftspolitik.  Ich  erwähne  dies  ausdrücklich,  weil  Sombart 
in  dem  zitierten  Aufsatze  der  „ethischen"  Nationalökonomie  vorwift, 
sie  sei  „ihrer  Natur  nach  wirtschaftlich  stets  reaktionär"^).  Da 
Stammler  von  diesem  Autor  zur  „ethischen**  Nationalökonomie  ge- 
rechnet wird,  so  dürfte  ihm  vielleicht  derselbe  Vorwurf  gemacht  werden ; 
—  ich  halte  ihn  sowohl  Stammler,  als  der  „ethischen**  National- 
ökonomie gegenüber  für  unbegründet;  in  beiden  Fällen  kann  es  sich 
nur  um  die  falsche  Anwendung  eines  Prinzipes,  nicht  um  die  logische 
Folge  dieses  Prinzipes  handeln.  — 

Man  könnte  vielleicht  behaupten  wollen,  daß  Stamm ler*s  sozialiss 
Ideal  nur  eine  neue  Formulierung  der  Grundgedanken  des  christlichen 
Sozialismus  wäre ;  jedoch  mit  Unrecht.  —  Deim  was  gerade  die  Eigen- 
art der  letzteren  Richtung  ausmacht,  ist  die  Ableitung  ihrer  sozialen 
PoBtolate  aus  gewissen   religiösen  Sätzen  —  während  Stammler  in 
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reiii  logischer  Deduktion  seine  sozialwisseDscbaftlicheD  Groodsltieci 
wickelt.  — 

Ebenso  ist  Stammler  bereits  wiederholt  dem  Katheder* 
Sozialismus  zugerechnet  worden  und  Sambart  sagt  gerades«^): 
f,Der  jüngste  ethische  Nationalökonom  von  Relevanz  ist  Slamiültr« 
der  merkwürdigerweise  seine  Deszendenz  vom  Katbedersozialismoi  fff 
nicht  zu  kennen  scheint,  da  er  die  von  ihm  verteidigte  (eihiseli*tclc*^ 
logische)  Betrachtungsweise  sozialen  Geschebens,  die  in  der  ofBlidkl 
Nationalökonomie  durchaus  vorherrscht,  für  neu  halL'*  —  Was  M 
aber  Kathedersozialismus?  Mit  diesem  Schlagworte  werden  alk 
nationalökonomischen  Richtungen  bezeichnet,  die  ia  Bezug  auf  Wirt- 
scbaftspolitik  ge^en  das  Manchestertum  Front  machen;  in  Hisiidt 
auf  VVirtschaftstheorie  und  Sozla]|>hilosophie  sind  die  aliergHkllci 
Unterschiede  und  Meiuiingsverschiedenheiten  innerhalb  dieser  Rkktiaf 
vertreten*  Man  könnte  höchstens  sagen,  daß  sie  alle  fQr  eiiie  ^gf 
rechte"  Ordnung  der  Volkswirtschaft  eintreten.  Wie  vag  und  »* 
bestimmt  ist  dies  aber  und  in  wie  unendlich  verschiedener  Weise  ist  sdbcä 
die  „soziale  Gerechtii^keif'  begründet  und  verstanden  wonleo.  —  W» 
aber  gerade  Stamm  ler's  Vorgehen  kennzeichnet  ist,  da£  er  oicbt 
wie  der  Kathedersozialismus  für  eine  bestimmte  Wirtschaftapditik 
plaidiert,  sondern  eine  neue  in  sicherer  Deduktion  erlangte  abstslt 
Gesetzmäßigkeit  für  alles  soziale  Leben  hat  fioden  wallen.  Uif 
sein ,  daß  dem  oder  jenem  Vertreter  des  sogenaniitea  Kalheia^ 
Sozialismus  etwas  tihnliches  vorgeschwebt  hat,  ausgeführt  hatte  da 
Gedanken  bisher  noch  keiner. 

An  manchem  Einzelpunkte  des  Stamm  1er* sehen  Werkes  hate 
ich  meinen  Dissens  anmelden  müssen;  nicht  der  Lust  zu  krituicni, 
sondern  der  lebhaften  Anregung,  welche  das  Studium  des  geistfila 
Werkes  uns  geboten  hat,  sind  die  mannigfachen  WidersprOdie  (^ 
schuldet,  ümsomehr  freuen  wir  uns,  unsere  volle  Uebereinsttmiimi 
zu  der  Grundstimmufig  und  Grundtendenz  des  Werkes,  wie  sie  aancsc* 
lieh  in  dem  Schlußabschnitt  klar  hervortritt,  bekennen  zu  dOrfea.  — 
Möchte  Stammlers  Werk  vor  allem  dem  Zwecke  dieneti,  eine  totoe 
innigere  Beziehung  zwischen  Rechtswissenschaft  und  Naiionaldkiiiiimr 
fördern  zu  hellen,  damit  ein  intensiveres  Studium  atif  beiden  SciM 
erfolgen  könne.  Intensiver  in  dem  Sinne,  wie  es  Dietzel  jlltfsl 
in  diesen  Jahrbüchern  formuliert  hat'):  n^Sif^  der  Stoff,  der  hoile 
meist  nur  aus  den  Gesichtspunkte,  wie  ist  das  Gesetz,  attidiert  wini, 
künftig  auch  aus  dem  Gesichtspunkte,  weshalb  ist  es  Geteilt 
studiert  werde  —  daß  die  juristische  durch  die  staatswisseoachaftlidic 
vor  allem  durch  die  politisch-ökonomische  Behandlungsweiae  ergftnil 
werde^\  —  Jedem  aber,  dem  die  Wahrheit  in  den  fundametitaleii  Fr^et 
der  Sozialwissenschaft  am  Herren  liegr,  wird  das  Studium  des  Sla lav- 
ier'sehen  Werkes  die  reichste  Anregung  und  ßelehruDg  bieCea*  ~ 


1)  n.  ft.  O.,  S.  16. 

8)  Sind,  jar.  «t  cam.,  ü,  Bd.,  5»  BeA,  S.  609. 
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Nationalökonomische  Gesetzgebung. 
III. 

Das  neue  österreichische  Effektenumsatzsteuergesetz. 

Von  Dr.  Julias  Bunzal. 

Bald  nach  der  Uebernahme  Beines  Portefeuilles  hatte  der  Finanzminister 
Bilinski  die  Einführung  eines  neuen  Effektenumsatzsteuergesetzes,  welches 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  September  1892  behufs  Ver- 
mehrung des  finanziellen  Ertrages  der  Abgabe  wesentlich  abändern  sollte, 
angekündigt.  Allein  es  hat  recht  lange  gedauert,  ehe  dieses  neue  Gesetz 
perfekt  wurde.  Zwar  wurde  schon  Mitte  Dezember  des  Jahres  1895  eine 
Enquete  betreffend  die  Erlassung  neuer  gesetzlicher  Bestimmungen  über 
die  Effektenumsatzsteuer  einberufen,  jedoch  erst  am  3.  und  4.  Dezember 
des  folgenden  Jahres  fand  im  Abgeordnetenhause  die  zweite  und  erst  am 
22.  Januar  1897  die  dritte  Lesung  über  die  Vorlage  statt.  Sanktioniert 
wurde  dann  das  Gesetz  am  9.  März  dieses  Jahres,  jedoch  erst  am  31.  August 
Im  Reiohsgesetzblatte  publiziert,  so  dals  es  erst  am  1.  November  —  also 
fast  zwei  Jahre   nach  der  vorbereitenden  Enquete  —  in  Kraft  getreten  ist. 

Der  Grund  hierfür  liegt  hauptsächlich  in  dem  desolaten  Zustande,  in 
welchem  sich  die  Wiener  Börse  seit  dem  9.  November  1895  —  dem  be- 
rüchtigten „schwarzen  Samstag"  —  befand.  Ein  Zustand  der  es  nicht  rat- 
sam erscheinen  liefs,  durch  Einführung  einer  höheren  Steuer  den  ohnedies 
arg  daniederliegenden  Börsenverkehr  noch  des  weiteren  zu  behindern. 
War  doch  schon  der  auf  Grund  des  alten  Gesetzes  sich  ergebende  Ertrag 
der  Umsatzsteuer  von  ca.  816  505  £.  im  Jahre  1895  auf  ca.  236  000  £. 
im  Jahre  1896  gefallen,  so  dafs  zu  befürchten  war,  dafs  bei  einer  weiteren 
Erhöhung  der  Steuer  der  Börsenverkehr  gänzlich  ins  Stocken  geraten  und 
das  Ergebnis  der  Steuer  statt  sich  um  2177256  fl.  zu  erhöhen,  noch  um 
ein  beträchtliches  sinken  könnte.  Denn  an  der  Wiener  Börse  —  der  ein- 
sigen, welche  trotz  Prag  und  Triest  in  Betracht  kommt  —  hat  die  gröfste 
Zahl  von  Umsätzen  der  Goulissier,  „der  kleine  Mann  der  Börse,  welcher 
das  momentane  Angebot  oder  die  momentane  Nachfrage  aufnimmt  und  so 
Hunderte  von  Schlüssen  mit  minimalem  Nutzen  oder  Schaden  an  der  Börse 
abschliefst  und  dessen  Stolz  es  ist,  ohne  Engagement  für  den  folgenden 
Tag  die  Börse  zu  verlassen''.  Der  kleine  Nutzen,  den  er  bei  dem  oftmaligen 
Umsätze   im  Laufe  eines  Tages   erzielt,    befähigt  ihn,   schon   in   normalen 
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Zeitsü  Dicht  eine  höhere  Steuer  zu  tragen  und  zu  einer  Zeit,  in  der  er 
noeh  an  den  Folgen  der  letzten  grofsc^n  Börsenderoute  dee  Jahres  1395 
lahorierte^  wäre  ihm  dies  natürlich  erst  recht  unmöglich  gewesen.  Deshalb 
that  man  denn  auch  sehr  wohl  daran  ^  das  lu  sieben  treten  de«  neuen 
Oeaetzes  zu  verschieben,  hh  eich  dieee  Leute  ein  wenig  erholt  hatten»  wo- 
bei ed  aUerdini?«  nicht©  geichadet  hätte,  weon  die  Zeit  zur  Vornahme 
einiger  YerbeB^erungeti  an  dem  Oesetze  benützt  worden  wUre* 

Die  Motive  hatten  nämlich  nur  allsu  recht,  wenn  sie  den  Entwiirf 
als  ,,an  die  äufsereu  Formen  dos  Verkehrs^'  anknüpfend  bezeichnelec. 
Denn  diescö  Anknüpten  an  die  äufsereu  Formen  de»  Verkehrs  hatte  zur 
Folge,  dafs  nach  §  1  des  neuen  Gesetzeg  beim  KommisBiousgeschafte 
die  Steuer  nicht  nur  für  das  Geschäft  zwischen  dem  Kommissionär  und 
dem  Dritten,  buh  dem  auch  für  das  Abwickelungsgeschäft  zwischen  dem 
KommieBionär  und  dem  Kommittenten  zu  entrichten  ist,  obzwar  hier  doch 
sicher  nur  ein  Umsatz  —  im  wirtschaftlichen  Sinne  —  yorliegt,  weswegeo 
denn  auch  nach  §  It  des  deutschen  Heichsstempelgesetzes  vom  27*  April 
1894  bi^i  einem  durch  einen  Vormittler  abgeschlosseneii  Geschäfte  jeder 
der  Kontrahenten  nur  die  Hälfte  des  tarifmäfsigen  Stempels  auf  der  Öehlufs- 
note  zu  verwenden  hat.  Ja  nach  der  Rcgieningsvorlage  war  sogar,  im 
Falle  das  Geschäft  durch  Vermittelung  eines  Handelsmaklers  geschlossen 
wird,  ohne  dafs  derselbe  den  Namen  seines  Auftraggebers  nennt,  die  Steuer 
so  zu  entrichten,  als  ob  der  Handelsmakler  mit  jedem  der  beiden  Kontra- 
henten ein  selbständiges  Umsatzgeschäft  geschlossen  hatte»  welche  Be* 
Stimmung  jedoch  vom  Ausschüsse  des  Abgeordnetenhauses  mit  der  ganr 
richtigen  Begründung,  dafs  es  den  Handelsmaklern  ja  ausdrücklich  unter-  _ 
sagt  sei,  für  eigene  Rechnung  Handeisgeschäfte  abzuschliefBen^  beseitigt  ■ 
wurde.  Dagegen  blieb  aber  —  wieder  im  Gegensätze  zur  deutschen  Geseti- 
gebung*)  —  auch  die  Bestimmung  aufrecht,  dafs  Tauschgeschäfte  womit 
Effekten  gegen  Effekten  anderer  Art  mit  oder  ohne  Aufzahlung  getauscht 
werden,  als  zwei  Umäatzge^chäfte  zu  behandeln  seien. 

Steht  also  das  neue  österreichische  Gesetz  schon  bezüglich  des  Gegen- 
standes der  Steuer  (im  §  1  d.  G*)  auf  einem  allzu  formalistischem  Stand- 
punkte, indem  es  fast  jeden  Umsatz  tri  ff t^  ohne  seine  wirtschaftliche  Katar 
zu  prüfen,  so  sind  einige  Bestimmungen  bezöglich  der  Grundlage  der 
Steuerbemessung  und  bezüglich  des  Steuersatzes  noch  weit  anfecht- 
barer. Die  neue  Steuer  wird  nämlich  (§  4  d.  G«)  in  festen  Sätzen  für  je 
einen  einfachen  Schlufs  (welcher  bei  den  nach  Stücken  gehandelten  Effekten 
25  Stück,  bei  den  nach  Prozenten  gehandelten  5000  ü.  beträgt)  bemessen. 
Nun  wurde  aber  allseitig  —  sogar  von  dem  Vicepräsidenten  der  Börsen- 
kammer in  Wien  —  anerkannt,  dafs  „theoretisch  gegen  eine  Steuerbemessung 
vom  ausmachenden  Betrage  (äoll  heifsen:  nach  dem  bei  den  Geschäften 
vorkommenden  Geldumsätze)  nichts  einzuwenden  wäre",  ja  dafs  eine  solche 
Bemessung  viel  gerechter  und  rationeller  sei.  Doch  glaubte  die  Regierung 
von  der  Einführung  der  perceutualen  Wertbestimmung  absehen  au  müssen, 
weil  namentlich  die  Vertreter  des  Arraogementbureaus,   welches  einen  be- 


1)  Vgl.  AltgemeiDe  Anwoisung  betreffend  eioige  bei  Anwendimg  des  Reiohasterapil- 
iSi  za  befoltreade  GniadBftUe  No.  2. 
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träohtliohen  Teil  der  Steuer  einhebt  und  dann  an  die  Staatekasfie  abführt, 
bei  der  Torbereitendeu  Enquete  eine  Menge  techoischer  Eedeuken  erhoben 
hatte,  welche  mangels  uavoreingeeommener  Sa ch verständiger  nicht  wider- 
legt werden  kounte.  Die  Regierung  hatte  sich  —  wie  immer  in  dieien 
Fiillen  —  wieder  einmal  damit  begüügt,  Vertreter  der  haute  finance  und 
eiDige  Theoretiker,  denen  natürlich  von  den  anderen  Sachverfitäodigen  so- 
fort erklärt  wurde^  dafs  aie  eigeutlich  von  der  Ot^Bchicbte  nichts  Yerßtänden, 
geladen^  ohne  dafs  auf  den  zunächst  betroffenen  ,,kl4;inen  Mauo**  den  Cou- 
lißsier  irgendwelche  Bücksicht  genomnien  worden  wäre.  So  wurde  denn 
der  Steuersat«  für  jeden  einfachen  Schlufs  bei  Geschäften  mit  Divi- 
denden papieren  (Aktien)  auf  50  Kr,  bei  Geschäften  mit  allen  übrigen 
££ekten  auf  20  Kr.  festgesetzt  (§  7  d.  G,)  und  hierbei  weder  auf  die 
Coülisse,  noch  auf  den  volkswirtschaftlich  gewifs  wichtigen  Arbitrageverkehr, 
dam  auch  in  Deutschland  Nachlässe  gewährt  werden,  Kucksicht  genommen» 
Id  der  Enquete  waren  zwar  Vorschläge  gemacht  worden,  nach  denen  eine 
Steuererleichterung  für  die  CouHssiers  durchzuführen  gewesen  wäre,  allein 
diese  hielt  plötslich  wieder  der  Aussohufs  des  Abgeordnetenhauses  für  „prak* 
tisch  schwer  durchführbar  und  angesichts  des  immerhin  möglichen  (!1) 
Mifsbrauches  durch  der  eigentlichen  Coulisse  fremde  Kiemente  auch  für 
nicht  unbedenklich  für  den   materiellen  Erfolg"* 

Was  die  En  tri  oh  tun  gsart  anlangt,  so  ist  die  Steuer  in  der  Regel 
mittels  besonderer  Stempelzeichen  zu  entrichten,  doch  wird  die  Regierung 
ermächtigt^  die  unmittelbare  Entrichtung  der  Steuer  zu  bewilligen  (§  B 
d.  G.).  Und  in  der  That  wurden  im  Jahre  1895  ungefähr  46  Proz,  des 
Gesämtfiteuerertrages  durt^h  das  Arrangementbureau  des  Wiener  Giro-  und 
Kassenvererns  und  weitere  17  Proz.  durch  andere  Banken  und  Parteien 
oder  auf  Grund  von  Zahlungsaufträgen  unmittelbar  entrichtet  was  siohy 
nach  den  Erklärungen  der  Regierung  selbst,  so  gut  bewährte,  daTs  nur  tu 
wünschen  ist,  es  möge  in  einer  immer  gröfseren  Zahl  von  Fällen  diese 
unmittelbare  Entrichtungsart  ongewtndet  werden»  Dies  wäre  aber  un- 
schwer zu  erreichen,  denn  jeder,  der  an  der  Börse  Prämiengeschäfte  schliefst, 
und  überhaupt  jeder,  der  gewerbsmäfsig  den  Effektenhandel  betreibt,  ist 
nach  §  17  d.  G.  verpflichtet,  ein  oder  mehrere  von  der  Finanzbehörde 
beglaubigte  Register  anzulegen,  in  welche  die  betreffenden  steuerpflichtigen 
Geschäfte  spätestens  am  dritten  Tage  nach  ihrem  AbschluXs  einzutragen 
und  in  welches  die  Steuer  spätestens  am  dritten  Tage  nach  dem  Yollzuge 
des  Geschäftes  (beziehungsweise  bei  Prämtengeschäften  eventuell  nach  dem 
eingetretenen  Verfall  der  Prämie  oder  der  Stornierung  des  Geschäftes) 
durch  Verwendung  von  Stempelzeichen  im  Register  zu  entrichten  ist»  — 
Dieser  Verpflichtung  zur  Registerführung,  welche  den  Finanzbehörden  die 
Kontrolle  überaus  erleichterte,  wäre  nun  vielleicht  die  weitere  Verpflichtung 
anzufügen,  am  Ende  jedes  Monats  die  für  im  laufenden  Monate  abge» 
schlossenen  Geschäfte  entfallende  Steuer  gegen  Bestätigung  im  Register  in 
Barem  an  die  Staatskassen  abzuliefern.  Dieser  Modus  würde  gewifs  auch 
von  der  kaufmännischen  Welt  gebilligt  werden,  da  die  Verwendung  von 
Stempelmarken  mit  Weitläufigkeiten  und  Unzuträglichkeiten,  insbesondere 
iD  Bezug  auf  ihre  Entwertung,  verknüpft  ist.  Die  noch  des  weiteren 
im    Gesetze    enthaltenen    Bestimmungen    über   die   Steuerfreiheit   einzelner 
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Kleinhandel,  Konsumvereine  und  Warenhäuser. 

Von  Dr.  JohanneB  Wernicke. 
(Portsetiang.) 


Die  von  den  HandelBkammern ,  dem  Zeotralyerbande  deutscher  Eauf- 
leutt'  und  sonst  vorgeschlagenen  Mittel  zur  Eräftigu ng  des  Detail- 
handels lassen  sich  etwa,  wie  folgt,  ordnen: 

I.  Mittel  der  Selbsthilfe: 

1)  Bildung  Ton  Einkaufsgenossenschaften  der  Detailhändler. 

2)  Freiwillige  Uebernahme  und  Ausübung  der  Nahrungsmittelkontrolle. 
8)  Kontrolle  der  Warenauktiooen  und  Warenausverkäufe. 

4)  BoykottieruDg  der  den  Eonsumvereineo  angehörenden  Aerste  und 
Advokaten. 

5)  Vereinigtes  Yorgehen    gegen    die    Lieferanten   der  Konsumvereine. 

6)  Politisches  Zusammengehen  der  KauHeute,  etwa  mit  dem  Bund  der 
Landwirte. 

II.  Mittel  der  Staatshilfe  durch  Beeinflussung  der  Reichstags-  und  Land- 
tags- und  Kommunalwahlen. 

1.  Allgemeine  Mittel. 

a)  Reorganisation  der  Handelskammern. 

b)  Kommunale  Besteuerung  des  Wander-  und  Uausiergewerbes. 

c)  Einführung  des  Befähigungsnachweises  der  3jährigen  Lehneit 
für  Kaufleute. 

2.  Mittel  gegen  die  Konsumvereine. 

a)  Eintragung  aller  Konsumvereine  ins  Genossenschaftsregister. 

b)  Verbot  der  Dividendenverteilung  der  Konsumvereine. 

c)  Abhängigmaohung  der  Konsumvereine  von    der  Bedürfnisfrage. 

d)  Besondere  Konsumanstalten  und  Kantinen  für  Arbeiter  dürfen  nur 
vorübergehend  errichtet  werden. 

e)  Nichthergabe  billiger  Räumlichkeiten  an  die  Konsumvereine 
seitens  der  Behörden. 

f)  Verbot  des  Beitritts  für  Kommunal-,  Staatsbeamte  und  OfK- 
siere,  insbesondere  Verbot  der  Beteiligung  derselben  an  der  Ver- 
waltung der  Konsumvereine. 

g)  Verbot  des  Warenverkaufs  an  Nichtmitglieder  unter  Strafan- 
drohung. 
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b)   Verbot  der  Ausgabe  von  Marken. 

i)  KoDZeaBioiiierutig  oder  Verbot  des  BranntweiDverkaiiff^ 

k)  VoIIitüQdige  Glelcbetellung  der  KonsumTereiDe  mit  den  asdriti 
Geschäft  en» 
a)  In  Bizug  auf  die  Beste ueruDg, 
ß)   „       ^t         PI      I«     N&hrungBmittelkonirolle, 
y)    „       „         I,       M     Mafs-  uud  GewicbUkoD trolle, 
Ö)    „        „  „       ,»     Soontagsruhe* 

3t   Mittel  gegen  die  grofaen  Warenhäuser  und  Aktiengt^aelkcluifteQ  Ür 

Verkauf  vou   Lebensmitteln  und  Verbraucbsgegenstäoden. 

a)  KonzeaaioB  für  Bok-he  AktiengesellgchafteD, 

b)  Verbot  sämtlicher  Beamten-  und  Oftizierswarenhäuier. 

c)  Beeteuaruug    der    grof^^on    Wärenbäuser,  Bazare    und     Koi 

vereiue  nach  dem   Umsatz. 

d)  SonderbeAteuerung  der  Filiakn« 
Wir   wollt n    nun    zunäohat   kurz   die  Wirtachaf t •-,    Qi* Wirbt* 

und  Steuerpolitik    der   lefzten    Jahre    bezÜgHoh  der  KaBtaü« 
T  e  r  e  i  n  e  beleuchten . 

Durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  der  6*^ 
werbe- Ordnung^)  vom  6.  August  1896,  welebes  am  U  Jaoiuur  IW 
in  Kraft  gelrtiten  ist,  wird  der  Geschäftsbetrieb  der  Konsum TemM  m 
iwei  Punkten  berührt;  eratena  wird  durch  dasselbe  die  Terpfliek- 
tUDg  zur  Einholuüg  der  Erlaubnis  zum  Betriebe  der  6a«I* 
Wirtschaft,  Schankwirtschaft  oder  des  Kleinhandels  mil 
Branntwein  oder  Spiritus  auf  alle  Konsum-  und  ähnliche  Vi 
ausgedehnt^  und  zweitens  Werden  durch  dasselbe  die  KonsumT^reine  4m 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  ober  die  Bonn  lagearbeit 
Sonntagsruhe  unterworfen. 

Es  sei  hier  rorweg  bemerkt,  dafs  zum  Kleinhandel  mit  Bier  oder  Wm 
in  geschloaaenen  Gefäfsenp  Flaschen,  Fafschen  eder  dergL,  mcht  die  Er^ 
laubnia  erforderlich  iat;  nur  auf  den  Betrieb  der  GastwirUohali,  Seliafik' 
Wirtschaft  —  Ausschaük  von  Bier,  Wein  oder  Branntwein  etc  —  ttii 
den  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  beziehen  eich  die 
mungen   der  Ui-werbeordrmng. 

Artikel  3  der  Gewerbeordnungsnovelle    vom    6.  Aagoel  tS9€ 

,,Der  §  33   der  Gewerbeordnaag    erhftU    all    fUiiften    und   «ecbtlMi    Abaata 
ZusiUe: 

Die  vorsteheDd«!!  ße&timniiiiigen  findeo    auf  Vereioe,   welche  d«a    Kemdti 
Einkauf  von  Lebeua*  uxid  Wirtseh aftsbedürfDiaien  im  f^rofüeo   and   deren  AUaata  Im  kU 
•um  au^ftchliürsIiclieD    oder    h au ptü&ch lieben  Zweck    habeo»   elutcJüUer^ltch    der  b«c«ili 
stehenden^    aucb   daoQ    Aawendiuig,  wenn    der  Beirieb    auf   dao   Kraia  der  m*ylfrtiaf 
scbriukt  ist« 

Üie  LaDdearegieraiJgeo  köoneii  anordoea,    diß   die   ▼oraiebeDden   BeaÜnuitti^iMi, 
Aoaüübme  derjeoigen  im  AbsHts  S  unter  b,   aacfa  auf  aadere  Vereine  ^    «InaaUlaftiltlk  te 
bereit»  bestehendett,  sdbHi  datio  Äowendang  finden,   wenn  der  Belr&eb  auf  4mm  ICxali 
Mirgticder  bescbr&ßkt  ist/* 

DoT  §  3S  der  GewerbeOrdoong  lautet: 

Wer  OaütwirtAchftft,  Sc hnnk Wirtschaft  oder  Kleiiihaadel  mit  Brtn&lvela 
betreiben  will,  bedarf  dasa  der  Krlaabuia. 


1)  &t  Bioteclikey  ia  No,  39/1896  und  33/1897  der  BUUer  rttr  ^ 
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Dies«  Erlaub  Dil  i»t  nur  dutin  zu  versagen : 
1)  Wenn  i^egeo  den  Kal.h^uchea«]en  Tbatsachen    ▼oriiegen,    welcho    die  Aunnhme  rccHl- 
Tertigen,    dAfs    er   das  Gewerbe    xur  Förderung    der    Völlere'i    des    verbotenen  Spiels, 
der  Heblerei  Qder  der  tln^ittliclikeit  mirsbrautbeu  werde; 
8)  wecjo  dAs  sum  Betriebe   de»  Gewerbes  bestimmte  Loknl   wegen    seiner  Bejcbnä^enbelt 
oder  L^Ae  den  polUeUiebeu  AnforderciDgea  oicbt  genO|;l, 
Die  LADde^rcgieruDgeti  sind  befugt,  Aulserdem  zu  bestimmen^  dAfs 
a)  die  ErUubnb  2um  Au^scbäriketi  ron  BrAnntwein    oder   zum  Kleinhandel  mit  Brftnnt* 

wein  oder  Spiritus  Allgemein, 
h)  die  EiUulnis    sum  Betriebe    der    Gastwirt  Schaft    oder   inm    AusscbAnken    voo   Wein, 
Bier  oder  anderen«    nicht  unter  a    lAllerLden^    gei»tigea  Getränken    in  OrtacbAften  mi[ 
weniger  als  15  0DQ  Einwohnern,    sowie    in    solchen    Ortschaften    mit    einer    grdfaeren 
Einwohnerzahl^   für  welche  diei»  durch   OrtestAtut  (§   14?)  festgesetzt  wird, 
"Ton  dem   Nachweis  eioedi  vorhandenen  Bedürfnisiies  abtiAhgtg  «lein  solle. 

Vor  KrteiluDg  der  Erlaubnis  ist  die  Ortspolizei-  uud  die  Gemeindebehörde  gDtachtlich 
SU  boren. 

YoH]  t.  laou&r  1897  ab  murdten  alio  alle  diejenigeti  Kooeumvereioe, 
welche  «Itn  nKlein  han  d  el  mit  Branntwein  oder  Spiritus** 
betreiben,  aych  die  ichon  bestehenden,  und  auch  wenn  «ie  ihre  Wart-n 
ausfichliefAlich  ao  ihre  Mitglieder  abgeben,  die  Erlaubnis  dazu  he- 
aitzen  und  sie  hatten,  falls  die  Landenrepierungen  die  in  Absatz  3  unter  a 
vorgeftehtne  Bestimmung  gt^irofifen  habin,  in  ihren  darauf  geriohttten  An- 
tragen  dan  vorhandene   Btdiirfni»  nachzuweisen. 

Unter  Kleinhandel  mit  Branntwein  etc.  wird  der  Vertrieb 
dieser  Erzeugnisse  in  Mengen  unter  einer  bestimmten  lirense, 
deren  FestBejtzung  nicht  durch  die  Gewerbeordnung,  sondern  durch  die 
Landesgeeetse,  bezw,  die  Ausführungsverordnungen  der  einseinen 
Bundesstaaten  erfolgt  ist,  verstanden,  und  zwar  der  Vertrieb  über  die 
Strafse  hinweg,  unter  Auasohlufs  des  Oenusses  auf  der  Stelle, 
am  Orte  des  Verkaufes.  Der  Oenufs  von  Branntwein  ete*  auf  der  Stelle 
bedingt  die  Schankkonzession,  eine  weitergehende  KonEession, 
welche  den  KleiDhande!   mit  Branntwein   oder  Spirituosen  in   aich  schliefst. 

Das  Quantum,  welches  unter  den  Begriff  des  KleinhandelB  fallt^ 
ist  durch  die  einzelnen  laiidefgeset^Uchen  Bestimmungen  vereohiedeo 
hoch  festgesetzt  worden. 

In  den  alten  preufsi sehe  n  P  ro  vi  n  «en  beginnt  der  kon^essio» 8- 
pfliohtigc  Kleinhandel  beim  Betrieb  von  Quantitäten  Branntwein  etc  unter 
17,175  Liter  (^/j  Anker),  in  der  Provinz  H  a  n  nov  er  btginnt  diese  Grenze 
bei  4  Liter. 

Den  Nachweis  des  Bedürfnisses  zu  führen,  kann  den  Konsumvereinen 
nicht  schwer  fallen.  In  den  Entscheidungen  des  preufs.  Oberverwaltuogs- 
garichts  vom  5,  Mai  1879  und  19.  November  188  1  i)  ist  au^gt-sprochin 
worden,  dafs  zur  Anerkennung  des  Bedürfnisbes ,  zur  Erteilung  der  Kon* 
Zession  der  Umstand  fuhren  mUsse,  dafs  bestimmte  Kreise  der  Bevölke* 
rung  mit  Vorliebe 'das  fragliche  Lokal  besuchen  und  ihren  Bedarf  in  dem- 
selben 2u  befriedigen  wünschen.  Die  Konsumvereine  haben  in  ihren  Mit- 
gliedern eine  feste  Kundschaft,  welche  ihren  Bedarf  an  Lebenshedürfnisstn 
in  den  Lagern  der  Konsumvereine  zu  deckt n  wünscht;  es  liegen  also  bei 
den  Konsumvereinen  die  Momente  vor,  welche  zur  Entscheidung  des  Ober- 
verwal tun  gsge  rieht«  vom  5.  Mai    IH79  geführt  hatten. 


1}  EntscJi.  dei  0,V,G.  Bd.  8,  S.  156. 
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Die  Anträge  auf  Erkilung  der  KonseesioD  zum  KleinhaDdel  mit  Br 
weio  etc*  durch  die  KonBumTereine  wurden  ^  wie  die  untenstehende  X^ 
glellung  ergiebt,  Eum  gröfsereD  Teile  (in  182  Fällen  von  349  Aittzli«) 
von  den  zuständigen  Behörden  sotort  genehmigt,  ein  immerhio  erhftUiellir 
Teil  (162)  wurde  jedoch  wegen  Verneinung  der  Bedürfnisfrage  tod  da 
Behörden,  an  welche  die  Anträge  zu  richten  waren,  abgewieaon;  trottd«« 
die  beantragenden  Vereine  Bämtlich  bereite  seit  iTahren  Branntwein  «Uu 
in  kleineren  QuaDtitäten  an  ihre  Mitglieder  abgegeben  hatlen,  nicht  flwi 
erst  diesen  Geschäftszweig  ne  u  eintübren  wollten,  lautete  der  Beai^ieid  auf 
di*n  Antrag  meiBt^  dals  das  Bedürfnis  zur  Errichtung  einer  neuen  Terknil^ 
stelle    für  Branntwein  etc.  nicht  fd»  Torliegeßd  unerkannt    werden  kiottc 

Die   Eiulegung  der  Bechtfimittel  erfolgte  in   IdÜ   Fällen;   das  lur  Zail 
Torliegeade    £rg«;bnia  der  Anwendung    dc^r  Bechtemittel    iit    das  folftad«: 
51   Konfturovereine  erhielten  die  Erlaubnitp 
60    KondutnvereiDeo   wurde  sie  ver^iagti 
39  Fälle  sind  noeh  nicht  entschiiden. 

Die  Eekursinatatjzen,  welche  auf  Erteilung  der  Kouzeisloo  ent#6liiadiMV 
schlössen  sich  im  weseDtüchen  der  Begründung  des  eingelegten  Bedfet»- 
mittels  nach  dem  Entwürfe  dea  Anwalts  an.  Ei  wurde  mehrfach  T0> 
den&elben  ausgesprochen ,  dafs  für  die  Beurteilung  des  Bediirfniaaea  le£f> 
lieh  die  Mitglieder  des  Vereins  in  Frage  kämen,  da  nur  diese  Wafea 
aus  dem  Verein  bezieben  dürftc^n»  dafä  danach  die  zutUilig  iu  der  Hihi 
der  Vurkaufsstelleti  der  Konsumvereine  befindlichen  B ran ntweinb&sdi aufm 
nicht  zu  beriiekaichiigen  seien,  zumal  die  Mitglieder  der  Konsum^ermi 
nioht  in  der  Nähe  jener  Vereinsv^erkaufttstellen  und  dieser  Laden  im 
Händlern,  sondern  über  den  ganzen  Gemeindebezirk  zerstreut,  teil  weise 
auf  serhalb  desselben,  wohnten. 

Von  BezirksauHschiiasen  in  preufaisohen  Gebiet^tetleo  wurde«  ii 
VerwultungsstreitTertabren  in  10  Fällen  die  Konzessionen  aua  oben  mtgt 
führten  Gründen  ertei  t  und  zwar  von  den  Bezirksausschüssen  in  liegniti, 
Potsdam,  Breslau,  Erfurt  und  Hildesheim. 

In  4  Fätlun  erfolgte  Ablehnung  der  eingelegten  Berufung  dureb  prtttb^ 
sehe  Bezirk&ausächüsäe ;  in  3  Fällen  (Bezirksausschüsse  zu  Fraokiuil  a.»0.j 
und  Liegoit/.)  wurde  die  Bedürtnislrage  verneiiit. 

(Siehe  Tabelle  aur  3*  859.) 

Aus  vorstehender  Aufstellung  iat  das  Gesamtergebnis  der  infolge  dar . 
Bestimmungen  der  Oewerbeordnunginovelle  vom  6.  August  1B96  non  S$l  ^ 
berichtenden  Konsumvereinen  zur  Erlangung  der  Konzession  tti 
menen  Schritte  ersichtlich;  26  von  insgesamt  418  berichtenden  \'emBie 
hatten  die  Konzession  bereits  vor  Erlafs  des  Gesetzes,  43  Vereine  fnelttKi 
die  Konzeation  nicht  naoh,  weil  sie  Branntwein  etc.  niobt  auf  ihren  Lnfcfi 
fuhren. 

Von  349  die  Konzession  nachsuchenden  Konsumvereinen  habnn  iwM^ 
233  oder  66,a   Proz.  dieselbe  erlangt. 

Von  den  107  in  preufsischen  Gebietateilen  gelegenen  Eoninm 
vereinen,  welche  die  mundliche  Verhandlung  im  VerwaltungaatreitTerUciin 
beim  KreisauBschurs ,  bezw«  Magistrat,  bezw  Stadtaussehufe  beaatrafleB^ 
erhielten  27  die  Konzession  in  dieser  Instanz,   10,  wie  bereite  beriekkl^ 
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erst' infolge  eingelegter.  Berufung  gegen  dM  abweisende  Erkenntnis  dieser 
Instanz,  yon  dem  BezirksausschufB. 

Von  den  60  preufsischen  Vereinen,  welchen  —  auf^er  den  letzteren  10  — 
die  Konzession  im  Recht smittelyerfahren  erster  Instanz  yerweigert  w#rden 
ist,  haben  46  die  Berufung  an  den  Bezirksausschufs  nicht  eingelegt,  sie 
haben  sich  bei  der  abweisenden  Entscheidung  des  Kreisaussohusses  bezw. 
l^lagistrats  bezw.  Stadtausschusses  beruhigt;  4  Vereine  wurden,  wie  be- 
reits berichtet,  auch  vom  Bezirksausschusse  mit  ihrem  Antrage  abgewiesen. 

Mit  diesem  Stande  der  Konzessionserteilung  für  den  Kleinhandel 
mit  Branntwein  dürften  die  Gegner  der  Eonsumyereine  doch  wohl  sehr 
zufrieden  sein. 


Aber  auch  des  Oeeets  yom  12.  Aagoet  1896  betreffend  die  Abftndernng 
des  Geaetses  ttber  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftegenossenschaften 
▼om  1.  Mai  1889,  sowie  den  Geschäftsbetrieb  von  Konsumanstalten  i»t  ein  grofser  Erfolg 
der  Gegner  der  Konsumvereine. 

Artikel  1.  Das  Gesets,  betreffend  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossensehaften, 
Toin  1.  Mai  1889  (Keichs-Gesetsbl.  8.  65)  wird  durch  nachstehende  Vorschriften  abge- 
ändert nud  ergänst: 

1.     Der  Absats  4  des  §  8  erhält  folgende  Fassung: 

Konsumvereine  (§  1  Nr.  5)  dürfen  im  regelmäfsigen  Geschäfuverkehr  Waren  nur 
an  ihre  Mitglieder  oder  deren  Vertreter  verkaufen.  Diese  Beschränkung  findet  auf  land- 
wirtschafiliche  Konsumvereine,  welche  ohne  Haltung  eines  offienen  Ladens  die  Vermitte- 
luiig  des  Besugs  von  ihrer  Natur  nach  ausscblief«lich  f&r  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
bestimmten  Waren  besorgen,  hinsichtlich  dieser  Waren  keine  Anwendung. 
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4.  Hmtcr  den  §  30  worden  foli^eiicie  Bestimmungen  eingeschaltet: 
§  SOn.     Für  K»a&utn vereine ,  welche  einen  offenen  Lsden  httben  «    bat  dv  TofilMiy 

am  die  BeobachtunK  der  Be^tlmmun^  des  §  8  Abs^U  4  zo  Stehern ,  AnwcfMuif  darttv 
%n  erla^Ben,  auf  welcbä  WeUe  bich  die  VereinsmttgHeder  oder  deren  Vertreter  dM  Wifi^ 
▼erkftufern  gefreoUber  zu  legitimieren  baben,  Abschrift  der  Anweisunic  bat  «r  der  bAm 
TerwaltuDg^behÖrtie,  in  deren  Bezirk  die  Oenoasenschaft  ihren  Sita  hat,  ao?«rai(^jeb  ato» 
xaretcben. 

Dia  höhere  Yerw&ltuufrsbebSrde    tut    befugt,    die  Miti^lieder    des  Vor^itandat   Ut  Hb> 
ralehani^    und    DStigenfana  Kur  Abänderung    oder  Er);änzung  der  AnwetKUOiir    diiFeb 
atrafen  bi»  «um  Betrage  von  je  300  M.  anzahaiten. 

Gegen  die  Auordnungeu  und  Straffej&täctznnii'en  der  höheren  VeririiJtiatjgfb«h0ri|a  1 
binnen  awei  Wochen  die  ßeachwerde  an  die  L^nde»zentralbeh5rde  atait. 

$  30  b»  Von  Konaumvereintn  oder  von  Gewerbetreibenden,  welche  mit  aotebasi  vifs 
Warenabgabe  an  die  Mitglieder  in  Verbindung  stehen,  dürfen  Marken  oder  aonallfe  aMl 
aaf  den  NcimeD  lautende  Anweisungen  oder  WerlEeicben^  welche  anAtatt  baren  Geldei  4li 
Mitglieder  zum  Warenbezug  berechtigen  sollen,  nicht  aasgegebea  werden. 

5.  Hinter  den  %   145  werden  folgende  Ueslimmungen  einge»chaltet: 
§  liÖM.     Peraionen,    welche    für    uinen    KonsamTerein    den    Waremrerkaiaif    bewii 

werden,    wenn  sie  der  Vorschrift  des    §  B  Absatz  4  zuwider   wi&senllieh   oder  ob&e 
achtung  der    nach    §  30  a  von    dem   Vorstande    erlassenen    Anweisung     Waren    an 
Personen  ala  an  Mitglieder  oder  deren  Vertreter  verkaafen,  mit  Qeldatrafe  bia  m«  IMI 
bestraft. 

Gleiche  Strafe  trifft  das  Mitglied,  welches  »eine  Legitimation  ,  dareh  die  es  soi 
Warenkauf  in  einem  Konsumverein  oder  bei  eiueoi  mit  diesem  wegeo  WerenabgaUi  le 
die  Mitglieder  in  Verbindnug  stehenden  Gewerbetreibeudeu  berechtigt  wird,  «it&eai  Dfitts 
sam  Zweck  unbefugter  W&reiientnahme  OberUfst. 

Dritte^  welche  von  «oleber  Legltitnation  in  demselben  Zweck  Oebraaeb  aiiobK, 
oder  auf  andere  Wetae  au  unberngter  Wareoabgabe  au  verleiten  n nter nehmen ,  wefdai  M 
gleicher  Weise  bes traft, 

§  145  b.  Mit  Geldstrafe  bis  «u  l&O  M.  wird  bestraft,  wer  Waren,  die  er  aai  4tm 
Ronüium verein  oder  von  einem  mit  diesi'm  wegen  Warenabgab«  in  Verbindang:  atebeate 
Gewerbetreibenden  auf  Grund  seiner  Mitgliedschaft  besogen  bat^  S6geo  Kutgelt  geviAi» 
heit^mNfsig  oder  gewerbsmüfsig  an  Nii-htmitglieder  veräofserr, 

IXese  Bestimmung  ündet  keine  Anwendung 
])  wenn  eiu  Mitglied    eines    Konsumvereins    die    von    ihm    bezogenen    Warco    !•   nttttf 

S  (j  eiste  an  stalt    oder    an    seine    Kost  ging  er    zum    alsbaldigen    per^&oUcbtn    Vcrbratil 

abgiebt, 
S)  w«nn  ein  Konsumverein,  welcher  Mitglied  eines  anderen  Konsamverein»  iit,    die  M9t 

letzterem  bezogenen  Waren  an  seine  Mitglieder  abgiebt, 

§  145  e,  Zuwiderhaudlungen  gegen  die  Vorschrift  des  |  30b  werden  mit  GatJilri^ 
bis  zu   150  M.  bestraft. 

Artikel  2  Die  In  Artikel  1  Nr,  1,  4  und  B  enthaltenen  Vora«bri(teii  flad«a  elf 
Konsumanstalten,  welche  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  und  Beamten  betriebeii  wardta» 
sowie  auf  Vereinigungen  ( Ge^ie  Ilse  hafte  d  ,  Korporationen)^  deren  wesenilicher  G«ieb4)^ 
zweck  es  ist,  ihren  Mitgliedern  oder  bestimmten  Berufskreisen  in  dem  Beaag  von  Wao^a 
Vorteile  xa  verscbaflTen,  inabesondere  auch  auf  Beamten-  und  Offiziarvercbie  mit  der  Halb» 
gäbe  sinntf^^mifae  Anwendung,  dafs  die  btn^icbtlich  der  Mitglieder  der  Konsmnvei««* 
getroffenen  Beatimmuugeu  bei  den  Torbezeichneten  Koneumanstalten  und  Ver^aigsagaa 
biosivhilich  derjenigen  Personen  gelten,  für  welche  die  Cinriehtang  bestimmt  l»f. 

Die  KonsuTDTereiDe  dilrfeo  nicht  mehr  Waren  an  Nichimitgliedar  iB 
re^ilmäfei^en  Verkehr  Terkiiulen;  da»  Zuwiderhandela  geg^n  das  YetM 
wird  mit  hoheo  Strafen  belegt. 

Obwohl  dadurch  aber  der  Begriff  des  offenen  LadtDt^  auf  ito 
die  Heranziehung  zur  Gewerbe-  und  Einkominen Steuer  gegröndtt  watdiv 
beseitigt  u%  winl  trotsdem  dieaer  Begriff  der  Beateuartiog  dt^r  KooMim* 
Tereine  weiter  »u  Grunde  gelegt. 


Dia  BesteueruDg  der  Ronsumre reine  im  BeuUohon  Heiche 
ist  gegeowärüg:  folgende.  Naoh  §  5  des  preufaiflohen  Gewerbestuuer- 
gesetzeB  Tom  24.  Juni  1891  unterliegen  der  Besteuerung  die  Kodsucd- 
Tereine  mit  offenem  Laden,  d.  h*  nach  dem  Urteile  des  Oberverwal- 
tufigsgerichts  vom  11.  April  1 693  und  vom  d.  Mm  1 B97  mit  «olchen  Läden^  die 
durch  k'-iu  pliysiscbea  HinderDii  geschloBsen  sind«  and  zu  denen  der  Zutritt 
jedermann  freieteht;  ferner  diejenigen  Konsumverein©,  die  ihren  Verkehr 
nicht  satzuogFgemäfa  und  tbateaohlich  uuf  ihre  Mitglieder  bti- 
fiohränken,  Gewinn  unter  ihre  Mitglieder  Terteilen,  auch  eine  Ter- 
teiluDg  des  aus  dem  Gewinn  angesammelten  Vermögens  unter  die  ^litglieder 
für  den   Fall   der  Auflösung  uicht  ausschliefaen. 

Hiernach  sind  in  Preufaen  wohl  alle  Konsum  vereine  als  gewerbe- 
»teuerpüichtig  erklärt. 

Entgegen  dieser  Praxis  hat  allerding«  das  OberYerwaHung>(gerioht  in 
Buiner  Entscheidung  vom  9.  Januar  1896  die  Forderung  aufgestellt,  dafs 
«rat  nach  §  1  des  Ue  wer  best  euer  gesetzes  zu  prüfen  sei,  ob  die  Kon* 
sumve reine  überhaupt  ein  Gewerbe  treiben,  und,  dafs  erst, 
wenn  dies  zu  bejahen  sei,  die  Steuerpflicht  nach  §  5  eintreten  könne. 
In  der  Praxis  aher,  wie  gesagt,  wird  es  umgekehrt  gemacht  und  es  werden 
alle  Konsumvereine  auf  Grund  von  §  d  des  Gew«St.G.  zur  Gewerbesteuer 
Voran  lagt. 

Da  nun  aber  that^achlich  und  rechtlich  der  Begriff  des  offenen  Ladens 
nicht  mehr  für  die  Konsumvereine  existiert,  er  ist  ja  unter  Btrataodro* 
hung  verboten,  so  legt  man  »eit  der  Novelle  vom  12.  August  1H96  zum 
GeDosienschaftagesetz  merkwürdigerweise  der  Besteuerung  nicht  die  Hegel, 
«ondern  die  rerhotene  Ausnahme  von  der  Kegel  zu  Grunde;  es 
ist  das  dasselbe,  als  wenn  man  regulär  den  Schmuggel  zur  Gewerbesteuer 
ve  ran  lagen   wollte  ! 

Von  den  übrigen  deutschen  Staaten  belegen  Württemberg,  Baden, 
Mecklenburg,  Elfiafs^Lotfaringen  die  Konsumvereine  p  ri  n  zip ioU  mit  der 
Gewerbesteuer;  Bayern,  Hessen,  Oldenburg,  firaunschweig,  8ohwarzburg-K.^ 
Lippe- Detmold  und  Schaumburg  Lippe  aber  nur,  wenn  dieselben  einen 
offenen  Laden  haben,  reep.  ihre  Thätigkeit  über  den  Kreis  der 
llitglieder  ausdehnen. 

Sachsen,  Weimar,  Meiningen,  Altenburg,  Gotha,  Schwarzhurg-Sonders* 
hausen,  Keufs  d.  L.  und  j,  L.,  aewie  die  Hunsastädte  haben  überhaupt 
keine  Gewerbebeiteuerung. 

Zur  Einkommensteuer  werden  die  Konsumvereine  in  Freufsen 
herangezogen,  wenn  sie  einen  offenen  Laden  und  juristische  Persön- 
lichkeit besitzen,  resp.  mit  dem  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder    hinausgehen    (§  1   des  £ink.St.ü.  vom  24.  Juni   1891). 

Hiernach  sind  die  meisten  eingetragenen  Konsumvereine  in  Freufsen 
^inkommensteuerpflichtig ,  obwohl  die  Grundlage  der  Besteuerung,  der 
offene  Laden,  auch  hier  durch  die  NoveUe  vom  13.  August  1B96  ent- 
zogen ist. 

Kine  der  Vorauaaeteaogen  zur  Heranziehung  zur  Einkommensteuer 
iat  in  Freufsen  die  Eintragung  ins  Genossenschaft^register ,  du  die 
Einkommensteuer  als  eine  persönlit^c  gedacht  ist  und  daher  nur  Vereine 
mit  der  juristischen   Person lichkeit  treffen  ktam. 
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Von  1469  Konaumrereintn,  welche  im  Deutlichen  Reich  «in  Sl.  Hü 
1897  be&tandexif  waren  aber  nur   109  liicht  eingettagen» 

AU  VoraussetzuDg  für  die  Einkorn  in  enbeiiieaeruDg  bost^ht  dl»  Ei»* 
tr agting  nuTserdeiz)  Doch  in*  Brauoschwi^ig»  MeiniDgen,  Alt#Dbarg,  Ooiki, 
Schwarz buTf^-Sondershausen,  Waldeck ,  Lippe- Detmold  und  deo  Haaii» 
Städten^  niehl  über  in  Sachsen,  Württemberg,  Bayern,  B&dea,  Hffo, 
Meoklenburg,  Weimar »  Hchwurzburg-Kudol Stadt,  ReuCi  ä.  L.  and  j,  I^ 
Schaum  bürg- Lippe* 

Prinzipiell  uriterlieg&n  der  Einkommenflieuer  die  K opstti wmnim 
in  Sachsen«  Württemberg,  Mecklenburg,  Meiningen,  Reuf«  ft«  L.  md  j.  L, 
Lübeck  und  Haniburg, 

Befreit  eind  sie  prinsipiell  nur  in  Baden,  Heaaen,  00lwitai!Mrf 
Lippe.  In  den  übrigen  Staaten  häugt  die  SteuerpÜicht  von  d#iii  Tor> 
handensein  eines  offenen  Ladens  oder  dem  Hinaus  geben  di'i 
Gesohäftsbe  triebe»  über  den  Kreis  der  Mitglieder  ab. 

Sonach  unterliegen  die  Konsumyert-ine  in  fust  allen  deatBchen  Statlft 
denselben  Steuern  wie  die  Qewerbetreibenden,  ohne  i%9* 
selben  Hechte,  den  Verkauf  an  das  Publikum,  jeu  besitJEen. 

Ja  sie  ßind  bezüglich  der  Gewerbesteuer  in  PreuTsen  noch  t oh  l  ec liiei ' 
gestellt  wie  die  Gewerbetreibenden. 

Die  Ver^'ünE^tiguDg  nämlich  des  §  S  des  Gewerbestrftfgi!«eljie%  dad^ 
wenn  der  Ertrag  der  Steuerpflichtigen  zwei  Jahre  lang  die  ßHngüitii 
der  betr.  G e werben teu er k lasse,  in  welche  sie  nach  Maf^gabe  ihres  BetfMi» 
kapital«  gehören ,  nicht  erreichen  ,  sie  auf  Antrag  in  dit  oiüdiai  iiie!dii|t 
Klassie  zu  Yersctzdn  sind,  hi  den  Eon^um vereinen  ausdiückliüb  Tctia|tt 
Dazu  kommt  nun  noch  die  Umsatzsteuer  der  Gemeindeo«  die  Ea|t» 
sinndenermafseu  in  der  HauptBache  nur  die  Konsumvertioe  tn^^fr«  ugü, 
und  die  im  Königreich  Sachsen  bereits  —  vom  Verkaufserlös  übtit  50QM1L 
und  biä  zu  2  Proz.  desselben  —  in  Waldheim,  Burgstädt,  Panig,  Markxw- 
stiidt,   Rotswein,  OtUnifz,   Krimraitschau,  durchgetührt  wird. 

In  Preufsen  haben  die  Detaiiisten  in  Teuchem ,  Wetlin,  SteodaL 
Suhl  und  Kiel  bereits  eine  Umsatzsteuer  gefordert,  und  der  FinaitimiBiaur 
von  Miquel  scheint  den  bes  onderen  Gewerbesteuern  der  Genttoiie 
nicht  abgeneigt  zu  sein. 

Um    ein    konkretes    Beispiel    für  die  Besteuerung  der  Koniui&FeretDt 
anzulühren :    Der  Stuttgarter  Spar-    und  Konsumverein    hntte     IB9Ä 
Umsatz    von    4  494  460  M.,    im    eigenen  Geschätt   von  a  407  719  M.     if  i 
hatte  folgende  Steuern  zu  zahlen: 

Gewerbesteuer  35  567  M, 
WdouniKelil  15817  *t 
Kftpi(alftlsu0r  135    ,, 


5151^  M.   mm  i^%  Froi.    «I«»    Ojsa^aia  sil^ 

and   lf6  Pros,  des  UmjaUes  im  eigenen  Geschält  ^13  Pros,  de»  fieinsrtragWk, 

Dazu  kommen  natürlich  noch  andere  Steuern,  die  jeder  Piival« 
Msten   mufs.  wie  Gebaudesteuer,  etc. 

Und  da  beklagen  sich  die  Gegner  der  Konsumvereine  aoch  über 
Steuervergünstigungen  der  KouBumvereine!    Das  kann  nur  ant   Unkenntaii 
der    thatsäohlicheii    Besttuernn gs verhiiltnisse    geschehen.     Heb 
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aber  doch  hüten,  in  der  öffentlichen  Diskussion  über  Dioge  zu  reden,  die 
man  nicht  beherrscht!  Wie  man  sieht,  sind  bereits  viele  Forderungen  der 
Gegner  der  Eonsumyereine  erfüllt,  die  immer  noch  das  agitatorische  Bepertoir 
derselben  füllen,  — 

Es  ist  ein  recht  reichhaltiges  Programm  von  Forderungen  des  Klein- 
handels, das  sich  yor  unseren  Augen  aufgerollt  hat.  Die  Quintessenz 
desselben  ist:  einmal  die  Reinigung  des  Detailistenstan- 
des  yon  den  nicht  kaufmännisch  gebildeten  Elementen 
durch  den  Befähigungsnachweis,  und  sodann  die  Zuriick- 
drängung  des  Grofskapitals  und  der  Kon  suroyereine. 

Der  Unterschied  in  dem  Vorgehen  der  genannten  Handelskammern 
unddesZentralyerbandes  deutscher  Kaufleute  und  einzelner  kaufmän- 
nischer Vereinigungen  ist  ein  grundlegender.  Die  Handelskammern  wollen 
die  Gewerbefreiheit  unangetastet  lassen.  Ebensosehr  wie  sie  im  Befähi- 
gungsnachweis für  das  Handwerk  nur  eine  Fessel  für  dasselbe  erblicken, 
ebenso  sehr  können  sie  den  Befähigungsnachweis  für  den  Kaufmannsstand 
nur  für  eine  Beschränkung  der  Entfaltung  der  persönlichen  Kräfte  und 
Tüchtigkeit  ansehen;  der  Befähigungsnachweis  würde  das  ganze  gewerb- 
liche Leben  yon  Grund  ans  umändern  und  dasselbe,  statt  ihm  die  nötige 
Bewegungsfreiheit  zu  geben,  in  eine  Zwangsjacke  stecken. 

Der  Zentralverband  deutscher  Kaufleute  verfahrt  nach  seiner  Art 
darin  konsequent.  Er  leitet  von  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  alles 
Unheil  unserer  Tage  ab,  darum  will  er  sie  wieder  aufheben  oder  wenig- 
stens stark  beschränken. 

Er  will  vom  Detailhandel  einmal  die  kapitallosen ,  ungelernten,  un- 
kaufmännischen Elemente,  und  auf  der  anderen  Seite  das  übermächtige 
kaufmännische  Grofskapital ,  inklusive  die  Konsumvereine,  fernhalten  und 
so  dem  kaufmännisch  gebildeten  Detailisten-Mittelstande  das  weite  Gebiet 
des  Detailhandels  reservieren.  £s  schwebt  ihm  also  das  Ideal  der  früheren 
kaufmännischen  Gilden ,  oder  die  heutige  Organisation  der  Gewerbe  in 
Oesterreich  vor. 

Bei  diesem  weitangelegten  Plane  läfst  er  sich  denn  auch  konsequenter- 
weise auf  die  kleinen  Mittel  der  Selbsthilfe  nicht  ein.  Da 
dieselben  aber  in  kaufmännischen  Kreisen,  wie  wir  gesehen  haben  (in 
Karlsruhe  im  Verein  „Merkur")  diskutiert  werden,  so  wollen  wir  sie  hier 
einer  kurzen  Prüfung  unterziehen. 

Bei  näherer  Betrachtung  erweisen  sich  dieselben  durchaus  nicht  als  so 
kleine  Mittel.  Die  Bildung  von  Einkaufsgenossenschaften  der 
Detailhändler  wäre  unseres  Erachtens  ein  sehr  wirksames  Mittel ;  es 
würde,  falls  es  allgemein  durchführbar  wäre,  den  kleinen  Detailisten  die  Vor- 
teile des  kapitalistischen  Warenhandels  verschaffen,  d.  h.  einen  weit 
billigeren  Einkauf,  und  sie  weit  konkurrenzfähiger,  den  meisten  Konsum- 
vereinen wohl  sogar  überlegen  machen.  Wer  aber  die  Sohwierigkeitep 
kennt,  welche  sich  in  der  Praxis  solchen  Einkaufsgenossenschaften  ent- 
gegenstellen, wird  seine  Hoffnung  in  dieser  Beziehung  nicht  allzuhoch 
schrauben,  jedenfalls  wird  dies  Mittel  nicht  sobald  aligemein  zur  Durch- 
führung kommen.     Die  Praxis  beweist  es  ja  leider  auch. 

Zunächst  hat  man  da  mit  einem  merkwürdigen  Mifstrauen  der  Detai- 
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liiten  zu  kämpfen,   Bie  wollen  sich  bezüglich   ihrer  Ein  kauf sqiiiSlifl 
gern    in    die  Karten    gucken    lassen.      Dies    Mir^trauen    iM    an  ~ 
marscn  erklärlich)  wenn  man  weifs,  dafs  die  meisten  kleiDereti  Betai 
nur  mit  Kredit  arbeiten  und  so  meist  tief  an  ihre  Lieferanteii  vi 
sind,     Sie  können  von  denselben  schwer  los»    Eine  solche  Kiokaufi 
ichaft   der    kleineren   Detailisten  müTste    die    meisten    derselben 
mafäeo    erst    loskaufen,    weon    Bie    einen    einheitlichen   Einkauf  bei 
tinzigeti  Quelle    zuwege     bringen    wollte.     Woher     ab^r    die  Gelder 
nehmen!     Die    fälligen    Beiträge   einzutreiben,  hiilt  bei   aolchen   G< 
Schäften   aufaerordenllich  schwer.     Viele  derselben    sind    nach  kurzer  läk 
wieder  über  diese  Scbwierigkiiten  in  die  Brüche  gegangen. 

Viel  leichter  allerdings  lief&en  sich  solche  OenoisentMslimlieD  bei  im 
mittleren  und  kapiUilkräftigeren  Detailisten  errichten,  und  Hir  dieae  alil^ 
dinge  mögen  diese  Vereinigungen  norh  eine  bedeutende  Zukunft  bab«a  — 
wenn  sich  die  richtigen  Kräfte  zur  Orgunisation  und  Leitung  ISi^<Mtr 

Bisher  bestehen  66  gewerbliche  Bezugsgenossenscbaficn  (54  daf^ 
trageae),  davon  geboren  51  dem  allgemeinen  Yerbande  der  S€lialjie*Dt- 
litzschen  Genossenschaften  in  Berlin;  Ton  diesen  aber  rekrutiert  aick  nur 
eine  einzige*)  aus  Kaufleuten  und  zwar  aus  Kurz  war  enhändlem* 

Es  besteht  also  hier  noch  ein  weites  Feld  für  die  Detailifti^D,  b^ 
sonders   der  Kolonial warenbranche,    warum  wird    dasselbe   nicht  ang«b«ut! 

Würdeo  solche  Genossenschatten  ins  Leben  gerufen,  $o  iF^rd#  • 
sich  emplehlen ,  möglichst  übereinstimmende  Verkautspreise  einzuhallü 
und  auf  Tufeln  auszuhängen,  sowie  bekannt  zu  machen,  dafs  in  den  belL 
Läden  des  Genossen BchaftsTerbandeB  die  Waren  von  dertelbeu  QualilB 
seien  und  zu  denselben  Preisen  verkauft  würden.  Dadurch  würden  liik 
die  Detailisten   den   Lokalkonsum  ihrer  Nähe  sichern. 

Von  ebenfalls  günstiger  Wirkung  würde  die  freiwillig  xii  überall 
mende  Nahruugsmittelkon  trolle  sein ,  die  ebenfalla  dem  PoW* 
kum  bekannt  gemacht  werdtn  miifste,  Dmb  Vertrauen  dee  PublikuaiJ  n 
den  Bot ailges chatten  würde  dadurch  sicher  gehoben. 

Eine    Kontrolle    der    Warenauktionen    und     Waren» 
Terkäufe»  die  bekanntlich  sehr  oft  gar  kein  Ende  nehmen,  teiienf 
Detailisten  oder  ihrer  Vereine  ist,  namentlich  nach   dem  ErlaTt  de«  G^ 
^efi,on  den   unlauteren   Wettbewerb,    eigentlich  etwas  ganz  SelbstT« 
Hohes  und  wird  auch  in  der  Praxis  schon  vielfach  au&$:eübt. 

Nicht  ohne  schwere  Bedenken  dagegen  sind  die  rorgeeohl 
Boykottierungsmittel  der  Lieferanten  der  Konsumvereiiie  tiod 
denselben  angehörenden  Aerzte  und  Advokaten.  Ist  man  ein  prinsipsi 
Gegner  des  Boykotts*  und  Boykottsunweseus,  so  mufs  man  dlifse  Mitlil 
verwerfen .  Bteht  man  dagegen  auf  dem  Standpunkt,  d&fs  beim  ZustaaJi 
der  Gewerbe-  und  politischen  Freiheit  der  Boykott  zu  den  Mitteln  4m 
Selbsthilfe  gehurt,  so  würde  sich  das  Vorgehen  gegen  die  Licfemnl^a 
Konsumvereine  allenfalls  verstehen  und  teilweise  entschuldigen 
ungerechifertigt  aber  ist   und    bleibt    der  Boykott  Ton  Konto  in  Terejniiii^ 


I)  Ob  noeli    andere    nicht    eiagetragene   EinkAUftgeDOiseaflehalbia     drr 
«zistieren,  ist  nicht  bekHoni 
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gliedern.  Bat  würde  einen  Eingriff  in  die  politisobe  Freiheit  und  Hechte 
dea  Bürgers  bedeuten,  während  der  Boykott  der  Lieteranten  von  Konsum- 
Tereineo  sich  er.  al»  Bestrafung  der  uokollegialischen  Oesinoutig  derselben 
aulFasseo  läfst.  Doch  ist  es  uuzweifelbaft  besser,  wenn  die  DetaiUstea 
iolche  Mittel,  die  stets  den  sozialen  Unfrieden  befördern  und  HaXs  und 
Streit  erregen,  Terineiden  und  sich  darauf  beechränken,  positiv  ihr  ei  gen  et 
Wohl  durch  festen  Zut^ammenschlufä  zu  fördern,  anstatt  anderen  zu  schaden. 

Was  nun  den  politischen  Zusammensohluls  der  Detailistan 
betrifft,  um,  ev.  mit  dem  Bund  der  Landwirte,  ßolche  Abgeordnete  in  den 
Beichs-  und  Landtag  zu  wählen^  welche  sich  auf  den  Befähigungsnaohweis 
fürs  Hundwerk  und  den  Detailhandel  und  als  Gegner  gegen  die  Konsum- 
vereine und  Warenhltuser  verpflichten ,  so  kann  man  ihnen  das  durchaus 
Dicht  verwehren.  Jeder  soll  seine  politischen^  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Ueberzeugungen  haben  und  nach  ihnen  handeln.  Wenn  die  Kaufleute 
glauben»  auf  diesem  Wege  ihre  Interessen  zu  fordern^  so  eolkn  sie  den* 
selben  versuchen;  ob  es  ihnen  gelingen  wird,  auf  demselben  ans  Ziel  su 
gelangen,  ist  allerdings  eine  andere  Frage,  — 

Hier  ist  der  Ort,  drei  prinzipielle  Fragen  zu  untersuchen: 

1)  Wohin  führt  der  Zug  der  Entwickelung  in  der  Volks  wirtschafte 
also  auch  im  Hundel* 

2)  Ist  es  möglich,  diesen  Zug  durch  Einführung  des  Befähigungsnach- 
weises aufiuhalten  f 

3)  Ueben  die  Konsumvereine  und  die  Warenhiluser  auf  den  Detail* 
handel  und  etwa  auch  auf  die  ganze  Yolks Wirtschaft  einen  echadigenden 
Kinflufs  aus,  und  wäre  mit  ihrer  £liminieruiig  dem  Detailhandel  etwa 
geholfen  ? 

Die  Ten  den  »der  Entwickelungin  der  Volkswirtschaft^ 
besonders  in  lodusirie  und  Handel,  geht  ohne  Frage  auf  Konzentration 
der  Kräfte  und  des  Kapitals*  In  der  Industrie  drlingt  die  l'echnik  auf 
immer  weitere  Vergröfsening  der  Betriebe^  da  sie  nur  imstande  sind,  alle 
Faktoren  der  Produktion,  Kaum,  Maschinen,  Arbeitskräfte,  billige  Frachten^ 
voll  auszunutzen.  Der  Welthandel  drängt  in  gleicher  Weise  zur  Konceo- 
traiioDy  da  nur  dem  gröf^eren  Geschäftemann  die  nötigen  Kenntnisse,  dat 
Kapital,  der  Kredit  ete.  ausreichend  zu  Gebote  stehen. 

Namentlich  ist  es  der  internationale  Wettbewerb,  der  auf  immer 
kapitalkräftigere  und  Ökonomischere  Gestaltung  der  Produktion  und  des 
Handels  hindrängt.  Am  fortgetchrittenst^'n  ist  in  dieser  Beziehung  in  der 
Produktion  und  teilweise  auch  im  Handel  Amerika,  dann  England,  dann 
erst  DLutschlaod.  Unser  internationaler  Wettbewerb  wird  durch  vielfache 
Kapitalvergeudungen  und  Kxpitalinvestierungen  in  den  einzelnen  BetriebeOi 
namentlich  im  Oebäudekapital,  über  die  Amerika  längst  hinaus  ist,  er* 
•eh wert.  Desgleichen  stockt  bei  uns  im  Vergleich  zu  Amerika  und  Eng- 
land bei  weitem  mehr  Kapital  im  Zwischenhandel.  Durch  dte  weit  gröisera 
Konieotrierung  desselben  in  jenen  beiden  Ländern  sind  sie  in  der  Lage^ 
relativ  mehr  Kapital  in  die  eigentliche  Produktion  und  den  internationalen 
Verkehr  zu  steoken.  Je  weniger  Kapital  im  Zwischenhandel 
gebunden  zu  werden  braucht,  um  so  mehr  steht  der  Pra- 
duktiODund  dem  Weltverkehr  sowie  allen  übrigen  Kultur- 
nrttw  Folg«  B4.  XIV  (lxh).  55 
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erforderoiaBeu  zu  Gebote.  Wenn  maa  badeokt^  welche  üosumfl 
TOD  Kapital  bei  uq0  iti  den  Scbankwirtgchaften,  Tabaklädeo  uod  kleiDen 
Detailludeu  festgelegt  »iod,  daDO  wird  mau  sich  allerdiogfi  nicht  wandern 
könoeo,  dar»  wir  erst  ho  langsam  in  den  eigentlicheo  Weltvirkehr  hiaeio- 
gekommen  ßind.  Wtoo  wir  uns  auf  diese  hohe  Warte  des  Weltverkehrt 
sielleo,  kÖDnen  wir  —  voq  dieBem  StaDdpUDkte  aus  —  nicht  sweilelhaft 
•ein»  wio  wir  alle  Bestrebungen  um  Zurüekschraubung  des  Binnenverkehrs 
auf  den  alten  Standpunkt  der  ZenpHtteruDg  der  Kräfte  und  det  Kapitals 
und  der  überm ufsi gen  Verwendung  derselben  im  KleiiiTerkehr  zu  beurteilen 
haben.  Von  dem  höheren  Stifmdpunkte  der  Volks  Wirtschaft  aus  mufs  man 
entschieden  fiir  die  ttöglichste  Freimachung  dtr  Kräfte  und  des  Kapitala 
für  den  GroU-  und  Weltyerkehr  und  die  Produktion  eintreten.  Diesem 
Zieltj  aber  enteprtcheQ  die  Konsum  vereine,  da  sie  das  gewerb* 
liehe  Kapital  durch  das  Priratkapital  der  Konaumenten 
ersetzen  und  dadurch  treimacheup  sowie  auch  die  grofsen 
Waren  ti  ä  US  e  r,  die  ebenfalls  viel  aonötige  Kapitulaut^gabtn  und  Kräfte* 
Vergeudungen  ersparen. 

Indes  ist  bei  uns  diese  Ent Wickelung  ziemlieh  langsam  vor  sich  (ge- 
gangen. Wir  haben  in  Deutschland  bei  einem  Detailumsutz  von  ca.  '20 
Milliarden  einen  Umsatz  der  Konsumvereine  und  grofsen  Warenhäuser  von 
höohstens  300 — 100  Millionen  M„  also  1»5  Proz.  des  gesamten  Detail* 
ums^atzes.  Von  einer  Aufsaugung  des  Kleingewtrbcgtaudes  kann  also  noch 
keine  Hede  sein.  Im  ganzen  hiiben  diese  Konsumvereine  und  Waren- 
häuser vielleicht  den  Platz  von  höchstens  10  000  Di:tailisten  ausgefüllt. 
Dafür  aber  werden  von  ihnen  auch  wieder  Tausende  von  Personen  be- 
schäftigt, welche  dem  neuen  f^ich  bildenden  Mittelstände  angehören  und 
iioh  vielfach  weit  besser  stehen  als  die  kleinen  Geachältsleute.  Dieses 
Schicksal  teilen  dieselben  mit  den  in  den  grof^en  Industriebetrieben  An- 
gestellion« 

Die  neue  Grofsbe tri ebs form  vermindert  zwar  den  Spielraum  der  kleines 
selbstilndigen  Exiatenzen,  sehairt  aber  den  Boden  für  einen  neuen,  wohl- 
aituierten  und  gebildeten  Mittelstand,  der  politisch  und  sozial 
durchächuittüch   unabhängiger  ist,  wie  der  kleine  Gewerbestand. 

Die»  ist  der  Zug  iter  Zeit.  Wird  et  nun  möglich  sein,  denselben 
durch  kÜDstliche  oder  staritliche  Mittel  aufzuhalten,  m.  a.  W.,  wird  es 
möglich  sein,  ohne  Bchüdigung  unserer  Volkswirtschaft 
einerseits  die  Grols  betriebe,  andererseits  das  kleine 
Krämer- Prol  etariat  vom  D  etailh  andel  f  ernzuhal  ten  ?  Wenn 
dem  Detailhandel  das  gelange,  dann  würde  er  allerdings  etwas  erreicht 
haben,  was  allen  anderen  Erwerbsständen  nicht  gelungen  ist;  denn  in 
denselben  sehen  wir  überall  Klein-«  Mittel-  und  ürorsbetrieb  nebeneinander 
bestehen.  Dlt  Detailhandel  würde  dann  eine  ganz  besondere  Ausnabme- 
steiluDg  einnehmen. 

Dafs  der  Detailhandel  dies  Ziel  mit  allen  Mitteln  erreichen  möohU'i 
wer  will  ihm  das  verdenken.  Das  wirtschaftliche  Leben  beruht  auf  dem 
Daseinskampf,  auf  dem  Kunipf  der  Einzelnen  und  der  verschiedenen  Stündi' 
gegen  ein  an  dir,  Dafs  der  Detailhand' 1  in  diesem  K^impfe  eine  tno<;Ucbst 
günstige  Position  für  sich  erstrebt,  ist  bei  der  heutigen  rücksichtslosen 
Interessen politik  nur  nutürlich.     Es  fragt  sich  ober,  ob  die  übrigen  Stände, 
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ler  übrige  Teil  des  Volkep^  ob  die  Volk« Vertretung  ^em  Detailhefidel  dies 
7orrecht  bewilligen  werden,  und  ob,  weno  die»  wirklich  durch aueetzen 
wäre,  die  Idacht  der  Verhältnisfie  durch  Akte  der  Getetzgebung  beewungen 
werden  kann,  und,  wenn  auch  des  der  Fall  nein  sollte,  welche  Wirkungen 
dann  auf  die  übrige   Volks  Wirtschaft  ausgeübt  werden  würden. 

Wir  Äweifeln  öllerdings  daran,  daf»  die  Volksvertretung  sich  je  bereit 
£nden  lassen  wird,  dem  Detailhandel  eine  bevorzugte  Ausnahmceieliung 
eiDZuräumeu ;  gleichwohl  wollen  wir  das  einmal  annehmen  und  die  Folgen 
einer  solchen  Gesetzgebung    betrachten. 

Dieselbe  würde  ohne  alle  Frage  eine  eklatante  Durchbrechung 
der  Oewerbefreiheit  bedeuten,  auf  Grund  deren  unsere  Volkswirt- 
schaft einen  solchen  immensen  Aufschwung  genommen  bat  Der  Be- 
fähigungsnachweis würde  die  kleinen  ungelernte  Krämerelemente 
allmählich  auö  dem   Detailhandel  ausschliefsen. 

Wie  aber  soll  dieser  Befähigungsnachweis  eingerichtet  werden, 
wo  soll  seine  Grenze  sein?  Er  kann  sich  offenbar  nur  auf  rein  kauf- 
männische Kenntnisse  und  Fertigkeiten  beziehen,  da  die  Verschieden- 
artigkeit der  Branchen  zu  verschiedenartige  technische  Kenntnisse  bedingt 
Würden  aber  letztere  aueh  der  Prüfung  unterstellt,  so  würde  dadurch 
später  der  Uebergang  in  andere  Branchen  unmöglich  gemacht  oder  wenig- 
stens sehr  erschwert. 

Da  dieser  Befähigungsnachweis  aber  nur  für  den  Detailhandel  ein- 
geführt werden  soll  —  der  Engroshandel  würde  sich  dafür  wohl  be- 
danken —  so  müfste  zuvor  eine  feste  Grenze  zwischen  Engros-  und 
Detailhandel  aufgestellt  werden,  die  nicht  überschritten  werden  darf. 
Zum  Detailhandel  mufate  man  dann  alle  Laden-,  Magafin-  und  Versand- 
geschäfte rechnen,  zum  Engroshandel  aber  nur  diejenigen,  welche  ihre 
Waren  nur  an  Detailist en   absetzen. 

Demnach  wäre  ein  Betrieb  des  Detailhandels  neben  dem  Engros- 
geschäft  nur  nach  Ableguog  des  Befähigungsnachweises  und  unter  der 
ExtrabesteueruTig  statthaft^  während  andererseite  der  Uebergang  von  Detail- 
geschäften zum  Engroshandel  auch  der  Extrabe Steuerung  unterliegen 
würde.  Dafs  das  eine  schlimme  Fesselung  des  Handels  bedeuten  würde, 
liegt  auf  der  Hand.  Wie  würde  es  aber  z.  B,  mit  den  Fabrikanten  ateheni 
die  jetzt  auch  vielfach  direkt  an  das  Publikum  ihre  Waren  absetzen,  so 
Tabukfabriken,  Mühlen^  Tuchfabriken,  sodann  ferner  mit  dem  Dttailhandel 
der  Hiindwerker,  ferner  mit  dem  ganzen  Gemüse-  und  Milchhandel^  der 
in  vielen  Städten  sich  direkt  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten 
vollzieht^  8oUen  alle  diese  Produzenten,  Fabrikanten,  Handwerker  und 
Bauern  auch  den  kaufmäunisohen  BefEhigungsnaohweis  ablegen  müssen : 
Wiß  man  sieht^  ergeben  sich  schon  bei  dieser  Frage  Konsequenzen»  die 
recht  bedenklicher  Natur  sind.  Entweder  müssen  etwa  75  Proz.  aller 
Produ/:enteu  den  kaufmännischen  Beßihigungsnachweis  ablegen»  oder  sber 
man  mufs  von  vornherein  das  Gesetz  duroblöchern  und  mindeütens  ebeo- 
so  viele   Ausnahmen  zulassen«  als  unter  die  Kegel  füllen  werden. 

Wir  glauben,  dafs  schon  an  diesen  Schwierigkeiten  die 
Ein*  und  tl  ur  chf  ü  hru  n  g  des  kau  fmän  nisch  eu  Befähigung«- 
nachweises  scheitern  müfite. 
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Aber  nehmen  wir  an,  derielbe  aei  im  Eeichstagii  durcbgeseUt  wöb 
zufraromen  mit  der  Extra be Steuerung  der  Grofn^'etricbe  und  d<T  Filii 
Dann  würde  uach  einiger  Zeit  das  KleiDkrämertum  ausgemerzt»  abfBit 
der  grorskapitaliatigcfae  fietrieb  im  Detailhaodel  zurückgedraogt  »fin«  Wit 
aber  ist  au5  dem  Beioilbandül  der  Handwf^rker,  z*  B.  der  ElempAtc, 
Schloaaer,  Korbmacher,  Böttcher  etc.,  die  moitiene  einen  Laden haad^l  b^ 
treiben,  oder  aus  den  Bauern,  welch©  ihre  Milch,  Gemüae,  Ei4?r,  0eii|cl 
etc.  auf  dem  Markte  Terk'iufen,  oder  ioa  Haus  bringen,  gewordeof  Ikk 
man  die  neue  Aera  der  inneren  Handelspolitik  gleich  mit  citieiii  DvlmJ 
Auen  ahm  tn  angefangen  bat,  ist  doch  nicht  wabrecheinlich.  Entweder  hat 
man  2u  gleicher  Zeit  auch  tür  Handwerker  einen  eigeneo  BefiUugvai^ 
naohweiti  eingeführt,  der  zugleich  auch  fiir  den  Detailhajidel  mit  Faicib» 
waren  derselben  Branche  —  aber  beileibe  keiner  anderen  —  benaclilifl, 
oder  aber  man  hat  das  nicht  gethan,  und  der  Handwerker  malt  da 
lohnenden  Detailhandel  zu  Gunsten  der  Detailkaufleute  autgebon.  Avck 
der  Bauer  dar!  von  nun  ab  nur  an  die  Detailisten  seine  Waren  abföbiB. 
60  hat  sich  der  Detailhundel  ein  weites  Gebiet  iür  seine  Thätigkeit  mh 
obert,  während  er  zu  gleicher  Zeit  eine  grofiie  Zihl  toq  PeTbaBro  wni 
das  Grofäkapital  verdrängt  hat.  Er  hat  eich  eine  Motiopolalellsag 
errungen  und  kann  nun  Monopolpreise  diktieren,  da  er  «joh  dl«  la- 
btqueme   Konkurrenz  vom   Halse  geschafft  hat. 

Wir  käpnen  nieht  verlangen,  dafs  die  Detailisten  £ngel  sind  itfid  £• 
Interessen  ihrer  Mitmenschen  mehr  wahrnehmen  aU  ihre  eigeotn.  Wir 
hulten  OB  im  Gegenteil  für  sehr  menschlich  und  natürlioh,  wenn  dt  ibfi 
gunstige   Position  nach  Kräften  aui»nutzen  —  und  lio  werden  et  Üma. 

So  wird  dafl  Publikum  teure  Detailpreise  zu  mahlen  habtOt  Ür 
den  Detailhandel  wird  das  goldene  Zeitalter  anbrechen,  die  sieben  feitMilakit 
sind  ihm  gewifi^. 

Aber  die  Entwickelung  bleibt  nicht  stehen.  Unter  der  YoraqMittnm, 
dafs  die  Erteilung  des  Befähigungsnachweises  unparteiisch  noa^ibl^  4tb 
jeder  zur  Ablegung  desselben  eugelassen  wird,  wird  der  Detailhandel  mmm 
grafsen  Zudrang  von  Lehrlingen  haben,  alle  werden  das  KacaiMi 
mncheu  wollen,  ein  grofser  Prozentsatz  wird  es  bestehen,  Smch  uoifea 
Jahren  wird  es  eine  sehr  grofse  Zahl  von  „Graduierten*'  geben«  d^am 
EtablieruDg  nun  nichts  mehr  im  Wege  steht.  Das  Ende  vom  Lifde  mi 
sein,  dafs  nach  den  sieben  fetten  die  magere  nJahre  komm  es -^ 
trotz  BeCähigungsnachweteeK  Die  durch  das  verdrängte  Grofskapilal  aad 
Kleinkrämertnm  entstandenen  Lücken  sind  bald  wieder  ausgefüllt»  nid 
nach  einiger  Zeit  ist  die  Konkurrenz  wieder  ebenso  grofs  wie  Torhet. 

Inzwischen  aber  hat  der  Belähigungsnachweis,  infolge  drr  «nrtsa 
guten  Erfolge,  für  d«n  Detailhandel  Schule  gemacht  und  alte  Welt  HjlijsJI 
nach  dem  BefahigungsnochweU,  Und  so  kommt  man  immer  mehr  wiila' 
in  die  gesetzliche  Zwang^j^icke  hinein,  der  man  in  unserem  Jahrhaadait 
erat  nach  so  vielen  Leiden  und  Mühen  entronnen  war.  Und  das  fiads 
vom  Liede  ist  immer  wieder  das  alte:  Jeder  Pr  ote  k  tio  niamu»,  der 
nicht  mehr  die  Leistungsfähigkeit  zu  heben,  sondern  Bar 
eine  unbequeme  Konkurrenz  fernzuhalten  bestimmt  iaif 
wirkt    nur  auf   kurze  Zeit«     Nach    einigen  Jahren    bat  üi 
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iiiDere  Koi}kurrefiz  wieder  die  alte  Höhi'  erreicht  Der 
Grund  dafür  liegt  in  uDBerer  ttarken  Bevölkerunga^unahme,  der- 
2ufoIge  }%f  wie  jeder  weits,  alle  ErwtrbtgelegeobeiteD  und  Beruf^art6Il 
achon  sehr  Überfüllt  sind«  Die  SelbBtäDdigmaohutig  wird  zudem  beute 
durch  den  stark  entwickelten  Kredit  uod  das  anlagt  suchende  Kapital  auch 
■ehr  erleichtert. 

So  folgt  denn  nur  2u  bald  die  £oltäQftch(ing.  Der  Befahl  gunga  nach  weit 
genügt  nicht  mehr.  Uan  muh  naoh  neuen  Mitteln  sich  urasebeo»  und 
was  liegt  da  näher  als  da^^  einfache  Milteli  das  die  Zünfte  beim  Ausgang 
des  MitttjJalterp  ergriffen,  die  Exklusivität,  die  Aufhebung  der  Etablierunga- 
Ireiheit,  die  Beschränkung  der  Detail iatenzahl  uufdas  „Be- 
dürfnia**, 

Ist  auch  daä  erreicht,  dann  Btßuen  sich  die  Massen  in  den  anderen 
Berufsarten,  auch  hier  j>reift  man  2um  kizten  Eettun^sanker,  und  —  ade 
du  moderne  Volkswirtschaft  und  Kultur  und  Freiheit,  wir  sind  wieder 
mitten  dnn  im  Mittelalter,  im  Bückgang,  der  dann  unfehlbar  eintreten 
wird^  wto  es  «eit  ca.  1550  geschah.  Unsere  Stellung  im  Konzert  der 
P-Weltmächte  ist  dann  nicht  mehr  aufrecht  «u  erhalten»  wir  gleiten  wieder 
llinab  in  den  traurigen  Zustand  des    17.  und   18.  Jahrhunderts. 

Kleine  Ursachen  haben  häufig  grofie  Wirkungen  gehiibt  Und  wenn  wir 
mit  dt:m  „Klein'*handel  auch  nur  ud fangen  und  mit  dtjra  Handwerke  hinter- 
drein folgen,  so  werden  wir  doch  bei  der  Industrie  und  dem  Grofehandel 
erst  aufhören  müssen.  Unsere  Zeit  ist  zu  sehr  yon  der  Idee  der  Staats- 
and Zwangsoranjpotenx  erfüllt»  hüten  wir  uns,  dafs  wir  den  ersten 
Schritt  rückwärts  Ihun.  Der  Stein,  der  einmal  anftingt  den  Berg  herab* 
laroUen,  rollt  weiter,  wie  die  Lawine.     Dann  giebt  et  kein  Aufhalten  mehr« 

Unsere  moderne  Kultur,  die  kein  weltfremdes  und  weltentferntet 
Dorurö8chendasidn  führen  kann,  wie  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten, 
iet  auf  dem  Prinzip  der  persönlichen  und  wirtschaftlichen 
Freiheit  uufgebaut  Nehmen  wir  diese  Büsit  lort,  dann  nnterminiereu 
wir  den  stolzen  Bau  und  mlisden  uns  dann  wieder  mit  der  Rolle  des  Kultur- 
dünnes  für  andere  Nationen   bet^nügen.  — 

Im  obigen  habeo  wir  die  prinzipielle  Seite  und  die  Gretisen  für  die 
Statitshille  umschrieben.  Dieselbe  darf,  kurzgesagt,  nicht  an  der  Grund- 
lage unserer  Kultur»  an  dem  Prinzip  der  Freiheit,  rüt- 
teln, Mittel  aber,  welche  ganz  bestimmte  Aussohliefsungitendenzen  hüben, 
wie  der  Befähigungsnachweis  und  K^trabesteuerungen, 
ad  deshalb  vom  Standpunkte  der  Volk^ Wirtschaft  aus  ungerechtfertigt 
'und  unzulässig.  D/igegen  läfst  sich  gegen  die  Forderung,  daf^  die  H  andela^ 
kämm  er  n  auch  diu  Interessen  des  Kb^inhundels  rertreten  sollen,  nichts 
einwenden^  wofern  der  Kleinhtmdel  nicht  verlangt,  dafs  an  den  Grund- 
lagen unseres  gesamten  Wirtschaftslebens  gerüttelt  werden  polle.  Eine 
eihe  von  Handelskammern,  to  die  auf  S,  725  genannten,  vertreten  üb- 
igeoB  schon  die  Interessen  des  KleinhaudeU  —  natürlich  innerhalb  der 
durch  das  Prinzip  der  wirtschaftlichen   Freiheit  gezogenen  Grenzen. 

Ebensowenig  ist  gegen  die  kommunale  Besteuerung  der 
Wander-  und  Hausiergewerbe  etwas  einzuwenden,  die  auch  von 
den    tiandehkammeru    vertreten  wird.      Nur    ist  es    nicht  leicht,    hi'T  die 
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richtige  Stcuerform  zu  finden.     Da»  Riehhgate  wäre  wohl,  die  SteQfff 
dem  Umsätze    einzurichten,    und  Bicht    al«    einen  Zuschlag    zur  Uevi 
Steuer,  die  ja  bekanntlich  eine  der  am  echlechteKten  veraola^eo  Steueni  itt 

VoLi  den  spej'iell  gegen  die  £  on  s  u  m  Ter  ein  e  gerichtetem  Mit]«ls 
erwähnen  wir  zuerst  die  Eintragung  aller  KonflumTereioe  is 
das  Genossenschaft sregister.  Nach  dem  Jahresbericht  fmr  tftdS 
über  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten  deutscheu  Erwerb«-  uod  Wirtaebilti» 
geiios^ensehafU^'n  (Ter f.  von  Dr.  Griiger)  haben  nach  den  Li«t#a  ü,  bii  H» 
des  Juhnsberichtefl  13005  deutsche  Erwerbs-  und  Wirt^chaltagtJaoiüa 
Schäften  bestanden.  Von  diesen  waren  nur  626  (1894:638)  nicht  in  h§ 
QenoBsenschaftsregister  eiogetrageD,  darunter  107  (11^)  KoaauiDWt 
hei    1400  verzeichneten  KonsumTereinen  (also  7,6   Pro«.) 

Diese  nicht  eingetragenen  Konsumvereine  sind  gewifis  in  der 
saohe  die  Bpar-  und  >!  arkenTereine,  welche  kein  besondere«  IntureMt 
den  den  eingetragenen  GenosseDBchaften  Terliehetien  Rechteo  (Erwerb  rom 
Kigentum,  von  dinglichen  Rechten,  Kta^harkeit  Tor  Gericht)  habt^o  dMlaab 
Gegen  die  Forderung  der  Eintragung  aller  GenossenscbafteD  dOrlta  liefe 
kein  gewichtiger  (irund  geltend  machen  lassen  —  -  Tom  al!geiBeta*wtfW 
schuf tlichen   Standpunkte  aus. 

Anders   ist   es    bezüglich   der  Frage    de»  Virbotes   der  Dirt- 
denrienverteilung  seifen  i^  der  Konsumvereine 

Es  ist  kein  rechtlicher  Grund  ersichtlich,  aus  dem  man  dit*  Kooms- 
Tereine  dieses  Rechtes  Terlustlg  erklären  wollte,  da«  alle  anderen  Tn* 
einigungen  und  Geeellechafteu  geniefsen.  Und  wollte  man  auch  da«  VerM 
durchführen,  dann  wurden  die  KonBumrereioe,  da  die  Geachäft«guthabcs 
doch  nicht  bis  ins  unendliche  fortwaohsen  köonen,  ihre  Waren  nur  iia 
£0  billiger  Tt^rkaufen  müssen,  wa»  doch  den  Delailisten  sicher  nieht  »akr 
erwünscht  wäre.  Her  ZentralTerband  deutscher  Kauf^eute  hat  ja  auch  ifl 
meiner  Henkschrift  von  1896  ausgeführt,  dafs  die  Dividende  zu  miaiail 
ist,  um  die  Leute  zum  Beitritt  heranzulocken,  sie  betrage  im  l>urehic3pwlt 
noch  nicht  26 — 50  Pf.  wöchentlich.  Warum  dann  alte  wegen 
geringfügigen  Gegenstandta  eine  Ausnahmegesets^gebung.  Gegenüber  m»1< 
Ton  allen  Seiten  auf  Ausnahmegesetse  drangenden  Bestrebungen  kann  i 
nicht  scharf  genug  auf  die  Gefährlichkeit  derselben  hio weisen.  Ebunil 
wird  der  Kechtszustand  immer  verwirrter  und  unentwirrbarer,  bis  aehlieb» 
lieh  die  TÖllige  Rechteanarchie  eintreteu  mufs,  und  andererseits  TW* 
liert  diis  Rechtsbewufstsein  der  BeTÖlkerung  immer  mehr  an  Fm^ 
heit  und  Feinfühligkeit,  liamit  gehen  wir  dem  Zustande  der  H«htawillkir 
und  der  Revolution  immer  mehr  entgegen.  £s  gilt  also,  beiseilen  im- 
gegen  Front  2u  machen.  Die  gleichen  Bedenken  erheben  sich  gegen  dtt 
Abhängigmao  hung  der  Konsumvereine  von  der  BedärfBit* 
frage.  Diese  Bedürfnisfrage  ist  eine  sehr  schwer  nu  entscheidende.  Bii 
wäre  davon  abhängig  zu  machen,  ob  einerseits  die  bestehenden  Qeeoliifli 
numerisch  nicht  für  die  Versorgung  der  Bevölkerung  ausreichen^  und  e^ 
andererseits  die  Preise  im  Detail  verkauf  im  Verhältnis  xu  den  Engrae* 
Prei^eo  zu  hoch  sind.  Ob  die  betr.  Behörden  in  diesen  Fragen  wehi 
stets  ein  richtiges  Urteil  fällen  können  würden  l  Der  dieser  Fordemof 
zu  Grunde  liegende  Gedanke  ist    natürlich    der,    dafs   ein  Bedurfota 
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KoDsuTHTerelDeii  überhaupt  nioht  Torliogt,  und  daf^i  deshalb  die  Enriehtutig 
Ton  Boiohen  Yereineo  überhaupt  Terhindert  werden  müfbte*  Offenbar  ist 
diese  Forderung  an  dte  KonzessioDierung  der  S<;huQkwirtBcbafteo  aogclehoty 
oder  YOD  ihr  eu dehnt.  Das  igt  aber  ein  ganz  anderes  Oebieti  auf  dem 
Motive  moralischer  Natur  die  Hauptrolle  fipieleu  —  sollen«  Weno  mau 
aber  in  praxi  die  Begcliränkung  der  Schank wirtschaften  auf  die  Bedürfnifl- 
frage  unter  die  Lupe  nimmt,  dann  wird  man  davon  weni^  t^püren,  denn 
60  giebt  wohl  keine  gröfBere  Ueborfdllung  irgend  eines  Erwerbeisweigesy 
alä  gerade  die  des  Schankgewerbes.  Wurde  die  Konzessionierung  der 
Kont^umvereine  mit  eben  der  Liberalität  und  Weitherzi^keit  ertol^en  wie 
din  der  8chaok wirtschatten,  dann  würde  dem  Detailhandel  damit  nicht 
gedient  »ein.  Die  Abhängigmachung  von  der  ßedürfniafrage  ist  aber,  wie 
wir  schon  oben  angeführt  haben»  eine  Durchbrechung  de^  gleiche n  fi echtes 
für  alle,  der  persönlichen  und  gewerblichen  P>eibeit,  Wenn  die  Detai* 
listen  klug  sind,  so  streichen  sie  diese  Forderung  lieber  aus  ihrem  l'ro- 
granim,  nachdem  sie  sich  von  der  Nutzlosigkeit  und  Oefuhrlichkeit  deraelben 
überzeugt  haben.  Auch  die  Handetskammern  haben  gegen  die^e  Forderung 
Stellung:  genommen.  Deagleiehen  geht  die  Forderung,  Konaumanstalten 
und  Kantinen  für  Arbeiter  nur  für  bLhondere,  vorübergehende  Zwecke 
zuKula&sen,  auch  über  das  berechtigte  Mafs  hioaut;.  Dieselben  sind  in  vielen 
Orofibe trieben  eine  stehende  Einrichtung  im  Interesse  der  Arbeiter,  welche  in 
denselben  einen  grofsen  Teil  ibrer  Lebenäbedürfnisso  billig  decken  können  ; 
sie  haben  aber  auoh,  wie  alle  Konsumvereine^  die  niU^liche  Wirkungp 
dafs  »ie  die  Arbeiter  an  punktliche  Zahlung  (entweder  bar  oder  in 
Lohnabzügen)  gewöhnen. 

Für  vorübergehende  Zwecke,  e  B.  bei  gröf^eren  Bauten,  Kanal- 
Eisen  bahn  bauten  etc.,  sind  solche  Kantinen  ein  natürliches  Bedürfnis,  und 
Worden  auch  als  solobes  von  d*m  Gegnern  der  Konsumvereine  anerkannt.  — 

(Jerechtfertigt  dagegen  ist  das  Verlaui^en  der  Detailisten,  dafs  die 
Behörden  die  Konsumvereine  niobt  durch  Hergäbe  billiger  Kaum* 
lichkeiten  fordern.  Die  früher  vielfach  in  Preufseu  seitens  der  Be- 
hörden geübte  Praxis  ui  aber  durch  Ministeriulerluri»  und  im  ganzen 
Deutschen  Reich  auf  Ersucht n  des  Reicbskunzlera  1892  offiziell  beseitigt; 
wie  weit  allerdiogi  diesem  Erlafs  und  Ersuchen  in  praxi  entsprochen 
worden  ist,  entziebt  sich  unserer  Beurteilung.  Unzweifelhaft  aber  ist  es, 
dafa  eine  Bevorzugung  der  Konsumvereine  vor  den  Gewerbetreibenden^ 
welche  dem  Staate  und  den  Kommunen  ihre  schweren  Steuern  zahlen 
mütisen,  offen  bor  nicht  dem  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  und  gi  eichen 
Behandlung  aller  Staatsbürger  entsprechen   würde. 

Schwieriger  int  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Verbot  der 
Beteiligung  an  Konsumyereinen,  namentlich  an  der  Ver- 
waltung derselben,  für  aktive  Staatn-  und  Kommunal- 
beamte  und  Offiziere  gerechtfertigt  wäre.  Die  Handelskümroera 
haben  sieb  auf  der  VorBaromluug  in  O&nabrück  nur  für  das  Verbot  der 
Beteiligung  von  Beamten  und  Otfizieren  an  der  Verwaltung  von  Konsum- 
vereinen und  Warenhäusern  ausget^prochen.  Der  Zentralverband  deutscher 
Kaufleute  fordert  aber  auch  das  Verbot  des  Beitritts  für  iStaatsbeamte  und 
Offiziere    und    für  Kommunalbcamte.     Senator  Schulze  Oithorn    motiviert 
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diese  ForderuDt;  mit  der  bevorrechteten  StelluDg  der  Offizier  uijd  BetTnffi, 
mit  dem  aufikömmlichen  und  gesicherten  Gehalt  derstrlbeo.  Bei  iioi  b 
Deutschland,  wo  jeder  höhere  Beumte  gewisserrnftCsen»  wie  man  m  Sil» 
deut^chland  aagt^  aU  ein  llerrgöttle,  als  ein  Repräsentant  der  StAatMBAite 
und  -würde  eracbeintt  würde  sich  eine  aktive  Beteiligung  an  einem  tolehrt 
Erwerbs^*' schäft  kaum  mit  jener  Wurde  yertragen.  In  Amenk»,  wa  im 
demokrütiache  Filhlen  und  Denken  dem  Menscht n  in  Fltriach  nnd  tbA 
Übergegangen  ist,  würde  man  vieUeicht  an  einer  solchen  Neb«nthili| 
der  höheren  Beamten  nichts  auszusetzen  haben^  deon  dort  ist  maktt 
die  Devise. 

Bein  Btaatsreohtlioh  betrachtet  aber  bat  jeder  Bürgi^r,  alaa  ancli  dir 
Staatsbeamte,  das  Hecht,  sich  an  Erwerbsgeschätten  zu  beteiligen.  Mal** 
gebenf)  ist  bei  uns  in  Deutschland  nur  die  sog.  8tandesehre,  die  ti^li  fitf 
die  höheren  Beamten  und  die  Olfixiere  herausgebildet  hat,  8obald 
aber  gegen  eine  derartige  Beteiligung  der  hölieren  Beamten  und  Qt 
niobtt  einzuwenden  hat,  dürfte  ein  rerwaltungst'eitiges  Verbot  auf 
Wege  der  Verordnung  wohl  kaum  gereohtffrti{;t  sein.  Nur  vin 
dürfte  den  höheren  Beamten  und  0(£E«eren  ihre  staatsbUrgerliobeii 
in  difser  Beziehung  beschränken* 

Die  theoreti&ch  ullerdings  nicht  unbegründete  Einwendung«  daXs  da 
ein  tolcheft  Verbot  die  schon  so  vielfach  beklagte  Exklusivität  der  Olf 
und  höheren  Beumteo  und  ihre  Entfremdung  bezüglich  des  KrwerbalalNi? 
noch  gröfeeru  FortsohrittLi  machen  würden  hat  in  praxi  deabalb  krue 
g^ofse  Bedeutung»  weil  diese  Entfremdung  in  Norddeat»chIaDd  saäai 
immer  bestanden  hat,  in  früheren  Zeiten  vielleicht  noch  mehr  wie  }tlil* 
In  den  70  er  Jahren  allerdings,  in  der  Gründtrara,  wurde  dieser  Baaa* 
kreis  vielfach  durchbrochen,  seitdem  aber  ist  die  exklusive  Mauer  m» 
OfEzier-  und  Beamtenatand  wieder  höher  und  höher  geworden. 

Für  deu  mittleren   —   subalternen    —  und  den  Untertan  BeanlcBi 
aber  müssen  wir  das  Beohi,  sich  an  Erwerbs  geschürten  zq   beteilig«a»t 
bedingt    in   Anspruch    nehmen.      Weder   fleine  „Wurde*'    noch    aetne 
kömmliche  Besoldung**  rechtfertigt  eine  solche  Beaehrankung  seiner 
bürgerlichen    Rechte.      Solange    einmal    Kon  tum  vereine    und   Warei 
bestehen,  darf  man  diese  Beamtenkategorien  nicht  in  eine  S^t  lie 
teilhafte   AusniihmeBiellung  drängen. 

Was  nun  schliefslicb  die  Kommunalbeamten  betrifft^  ao  lat  ^m 
uoertindlich,  warum  ihnen    eigentlich  immer    die  Rolle  von  Staatati 
zweiter  Klasse    zuerttiU  werden    lolL     8ie  sind  Beamte  wie  aÜe  and 
Beamten;  ob  sie  nun  lutällig  von  Kommunnlverbänden  angi «teilt  ati»d 
bezahlt  werden,  ist  doch  vollständig    irrelevant     Der  Untemebmer  i^  K^ ' 
der    ständig  für    den  Staat    od«  r  die  Kommunen   Lit^ferungen  auazufübrra 
bat,  lebt  doch  auch  in  letzter  Linie  von  den  Steuern  der  übrigen  8«aaii- 
bürger.     Und  lebt    nicht  sohliefslich   jedtr  Unternehmer  auch  wieder  veo 
hinnahmen  aus  der  Tasche  seiner  Mitbürger  I 

Niemand  kann  auf  seine  eigene  Fauat  leben,  sondern  j^er  lebt 
leinen  anderen  Mitbürgern;  mag  das  nun  mittels  der  ?^teoerti  ader 
Kauf^eldes  geschehen,  das  ist  ganz  gleichgültig. 

In  deo   Verhandlungen  der  württemb.  Abgeordnetenkammer  Uer 
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EiDkommeDsteaerreform  —  Juni  1897  —  hat  der  württemb.  Minister 
V.  Piacbeck  ausdrückliob  die  Freibeit  der  fieamten  in  dieser  Beziebung 
für  Württemberg  anerkannt  und  sie  aufserdem  aucb  noch  mit  den  geringen 
Einnahmen  begründet. 

Allerdings  ist  der  allgemeine  Verband  deutscher  Erwerbs-  und  Wirt- 
sohafisgemeinschaften  gar  nicht  für  die  Beteiligung  der  Beamten  an  der 
Leitung  der  Konsumvereine  begeistert,  da  dadurch  die  Selbständigmacbung 
der  kleinbürgerlichen  Kreise  und  die  Erziehung  derselben  lür  die  Selbst- 
Terwaltung  gehemmt  werde'). 

Das  Verkaufs  verbot  an  Nichtmitglieder,  das  durch  das 
Oenossenschaftsgesetz  und  die  Novelle  von  1896  durchgeführt  ist,  wird 
wohl  allseitig  als  berechtigt  anerkennt,  aber  nur  solange,  als  die  Konsum- 
vereine in  Bezug  auf  Steuern  und  Lasten  gegenüber  den  anderen  Oewerbe- 
treibenden  eine  bevorrechtigte  Stellung  einnehmen.  Das  ist  nun  aber,  wie 
wir  gesehen  haben,  nur  noch  ganz  selten  der  Fall. 

In  dem  Gesetz  vom  1.  Mai  1889  war  in  §  8  Ziffer  5  bestimmt, 
dafs  Konsumvereine  im  regelmäfaigen  Geschäftsverkehr  Waren  nur 
an  Mitglieder  verkaufen  dürfen;  die  Warenabgabe  in  vereinzelten  Fällen 
an  Niohtmitglieder,  so  bei  Gelegenheits verkaufen,  Weihnachts-  und  Jahr- 
marktsverkäufen dagegen  war  nicht  verboten;  auch  war  keine  Strafe  auf 
dieses  Warenverkäufen  an  Niohtmitglieder  im  regelmäfsigen  Verkehr  ge- 
setzt Die  Novelle  von  1896  hat  nun  die  Cebertretung  dieses  Verkauf- 
Verbotes  an  Nichtmitglieder  mit  Strafen  belegt.  Da  nun  aber  die  Konsum- 
vereine fast  durchgängig  wie  die  Gewerbetreibenden  besteuert  werden,  so 
ist  das  Verbot  nicht  mehr  gerechtfertigt,  und  die  Gleichstellung  aller 
Konsumvereine  mit  den  übrigen  Gewerbetreibenden  in  gewerblicher  Be- 
lieb ung  eine  Forderung  elementarster  Gerechtigkeit. 

Das  durch  die  Novelle  von  1896  eingeführte  Ausgabeverbot  von 
Wertmarken  wird  praktisch  nicht  von  grofser Bedeutung  sein.  Während 
bisher  die  Konsumvereine  an  die  Mitglieder  Wertmarken  verkauften,  mit 
denen  dieselben  bei  bestimmten  Händlern  Waren  bezahlen,  und  für  die 
die  betr.  Geschäftsleute  gegen  einen  bestimmten  Abzug  von  5 — 8  Proz» 
den  Betrag  von  dem  Verein  erhielten,  geben  nun  die  Konsumvereine  an 
die  Lieferanten  Quittungen,  Gegenmarken  —  gegen  einen  Abzug  von  ca. 
5  Proz.  etc.  —  ab,  welche  den  Vereinsmitgliedern  bei  einem  Einkauf  von 
Waren  als  Bescheinigung  ausgehändigt  werden.  Diese  6  Proz.  etc.  werden 
dann  dem  betr.  Mitgliede  gutgeschrieben.  Natürlich  wird  es  häufig  genug 
vorkommen  —  wie  der  von  uns  oben  erwähnte  Fall  des  Sparvereins  „Süd- 
Weef'  in  Berlin  beweist  —  dafs  die  Lieferanten  bei  Waren  mit  un- 
kontrollierbaren Preisen  oder  Qualitäten  sich  schadlos  halten,  dafs  also 
die  Ersparnis  nur  eine  fiktive  ist.  Lnmerhin  ist  aber  dieser  Marken- 
verkehr nicht  unbeträchtlich;  1895  betrug  er  bei  460  Konsumvereinen 
11,9  Mill.  M.,  1880  bei  195  Konsumvereinen  3,8  Mill.  M. ;  es  kamiD 
also  auf  1  Konsumverein   1880  16  600    M.,   1895  aber  25  800  M.  Umsatz. 

Der    Stuttgarter    Konsumverein    setzte    1896    im    eigenen    Geschäft 


1)  Cf.   H.  Crüger,   Die    Erwerbs-   a.  Wirtscbsftsgenossentcbsfteo    in   den  eintelnen 
Liodero.     Jena  1899,  S.  9. 
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3  407  71U  M,,  bei  LieferaDten  im  Markengeschaft  1003  551  M.  um.  Bai 
Markangesohäft  bei  fremdem  Lieferanten  machl«  alio  fast  >/s  ^^"  eigeoen 
UmiaUes  aut,  bei  dea  460  EoDsumr^^reioen  aber   ^/^  deatelben. 

Soll  man  wirklich  aonehmeo,  dafa  so  viele  deutsche  Hausfrauen  so 
tböricht  aind,  bei  d^D  botr.  Lieföraateo  der  KoasumT^emne  lohleehtere 
und  teurere  Waren  za  kaufVn,  ob  sie  §ie  bei  aüdcren  Kaufleuieo  erhfilUm, 
noeb  dazu,  wenn  sie  bar  bfzablen  müasea,  K^  wäre  wenigstens  ein 
schlechtes  ZeugDis  für  die  UrteilsIKhigkeit  einer  grofäen  Zahl  von   Frauen, 

Wir  mÜBsen  nun  noch  die  Frage  prufeDf  ob  das  Verbot  des 
W  eri»  M  ar  keuTerkaufö  ü  ber  haupt  ge  reohtfe  rtig  t  is  t  Die 
Wertmarken  werden  an  die  KoasumYereinsmitgliedor  rerkauft,  welche  nun 
bei  gewissen  Detai listen^  den  Lieferanten  des  Vereins,  eu  kaufen  gezwungen 
sind  Die  Vereiusmitglieder  werden  daher  durch  den  MarkenTerkaut  in 
ihrer  Freiheit  be«^ehränkt,  und  andererseits  erhalten  die  betr.  Lieferanten 
dadurch  ein  faktiüches  Monopol.  Aus  diesem  Grunde  ist  allerdings  das 
Marken  verbot  t^ertohtferti^t.  Etwas  ganz  anderes  ist  es  mit  den  Gegen- 
marken  oder  den  Quittungen.  Diese  bezieht  der  Lieferant  und  häudigi 
sie  dem  YereinBmitgliede  aus.  Letzteres  ist  also  keineswegs  thateachÜeh 
auf  den  Kuuf  bei  fiieaeu  Lieferanten  angewiesen,  seine  Kauf^ Freiheit  ist 
gewahrt,  und  der  Lieferant  besitzt  kein    Monopol. 

Bei  eifrigen  Vereinsmitgliedern  allerdings  wird  die  Quittung  denselben 
Effekt  haben  wie  die  Wertmark«^;  sie  werden,  um  die  Dividende  zu  er» 
zielen,  bei  den  Lieferanten  nach  wie  vor  kaufen.  Das  steht  ihnen  natür- 
lich   frei.   — 

Der  Branntwei  Dsoharik  oder  -v  erk  auf  nimmt  im  Konsum* 
Tereinswesen  eine  exzeptionelle  Htelluog  ein.  Eine  ganze  Keihe  toq 
Oenossenschafteu  soll  sich,  «o  wird  von  den  Gegnern  behauptet»  ge- 
bildet haben,  um  den  Branntweinschank  selbst  zu  übemehmen  und  da- 
durch das  Gebot  der  Polizeistunde  zu  umgehen;  namentlieh  auf  den  Dörfern 
hätten  weh  solche  SchnjpsgeuoasenBchaften  gebildet,  die  weiter  keinen 
Zweck  hätten,  als  der  Unmäfsißkeit  ihrer  Mitglieder  Yorsohub  zu  leisten. 
Bolche  GenoBBenschatten  sind  nattirtich  Auswüchse  am  Baume  des  Genossen* 
Schafts  Wesens,  die  keine  Förderitog  verdieneUi  sondern  bekämpft  werden 
müssen,  wie  dies  auch  seitens  des  uUgenieiuen  Verbandes  deutscher  Erwerbs- 
und  WirtschaftsgenojisensohaftGu   geschieht. 

Bei  den  Konsumvereinen  dagegen  liegt  ein  Grund  für  die  Ein* 
Bohräiikung  des  Verkaufes  von  Branntwein  nicht  vor.  Die  wie  Filze  aus 
der  Erde  aufgeschoasenen  Bestillen  können  doeh  unmöglich  auch  noch  auf 
einen  staatlichen  Schutz  Anspruch  machen.  Thatsächlich  ist  die  Brannt- 
weinkonzession der  Konsumyereioe,  wie  wir  oben  gesehen,  durch  die 
Oew.-O. -Novelle    von    1896    bedeutend    eingeschränkt. 

Wir  kommen  nun  zum  Haupt-  und  Kernpunkte  der  KonsumTereins- 
^g6j  der  vollständigen  Gleichstellung  derKonsumTereine 
mit  den  Gewerbetreibenden. 

Es  handelt  Hoh  um  die  Bi antwortung  der  Frage;  Sind  die  Konsum- 
vereine in  der  That  Gewerbetreibende,  resp,  tragen  sie  den 
Charakter  von  solchen? 

Ein  Gewerbetreibender  ist  eine  solche  vom  Gewerbe  lebende  Pierson, 
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welche  durch  HerstellaDg  oder  durch  Absatz  von  Waren  oder  Leistungen 
etc.  an  andere  Gewinn  erzielen  will.  Er  kann  sich  einen  festen  Kunden- 
kreis  erwerben  und  denselben  auch  auf  die  mannigfaltigste  Weise  an  seinem 
Gewinn  teilnehmen  lassen,  durch  Geschenke^  durch  Kabattge Währung  cto. 

Wenn  sich  nun  ein  Verein  bildet  und  einen  Beamten  anstellt,  der 
den  Einkauf  von  Waren  und  den  Verkauf  derselben  an  die  Vereins- 
mitglieder  besorgen  soll,  so  will  der  Verein,  resp.  die  Mitglieder  nicht 
einen  Gewinn  daraus  erzielen,  er  macht  aus  dem  billigeren  Bezüge  der 
Waren  nicht  einen  Erwerb,  sondern  er  thut  es  nur,  um  Ersparnisse  zu 
machen,  um  die  betr.  Waren  etc.  seinen  Mitgliedern  billiger  zu  beschaffen. 
Der  Geschäftsmann  will  in  der  Begel  von  seinem  Erwerbe  leben,  den 
Unterhalt  davon  gewinnen,  die  Konsumvereinsmitglieder  wollen  nur  ihren 
Lebensunterhalt  billiger  gestallten. 

Die  Tübinger  Juristenfakaltät  sprach  sich  1888  für  die  Steuerpflichtig- 
keit der  Genossenschaften  nur  in  dem  Falle  aus,  wenn  dieselben  auf  Er- 
zielung eines  Gewinnes  durch  Zuschlag  zu  den  Einkaufspreisen,  auf  Ver- 
teilung von  Dividende,  Dotierung  eines  Reservefonds,  Erwerbung  von 
Immobilien  etc.  ausgingen.  Da  juristisch  das  Geschäft  der  Genossenschaften, 
insbesondere  der  Konsumvereine,  auf  Bechnung  aller  Mitglieder,  also  der 
Käufer  selbst  gehe,  so  sei  eigentlich  kein  Erwerbsgesohäft  gegeben,  es  er- 
halte ev.  nur  durch  die  obengenannten  Zwecke  den  Charakter  eines  solchen. 

Demgegenüber  machte  aber  Prof.  Schanz  im  Finanzarchiv^)  1886 
geltend,  dafs  der  Gewinn  nicht  genau  an  diejenigen  Mitglieder  fliefse,  die 
ihn  durch  ihre  Käufe  etc.  gebildet  haben,  da  der  Preisaufschlag  auf  die 
einzelnen  Waren  verschieden  sei.  Der  einzelne  Genosse  erhalte  also  viel- 
fach eine  Dividende  auf  Kosten  der  anderen.  (Vergl.  auch  oben  die  Aus- 
lassung der  Leipziger  Handelskammer.) 

Nach  Crüger  (a.  a.  0.  S.  209)  ist  die  Dividende  der  Genossenschaften 
rechtlich  nicht  als  ein  aus  dem  Handel  sich  ergebender  Erwerb,  sondern 
nur  als  eine  Zurückzahlung  des  von  den  Mitgliedern  in  Gestalt  von  Preis- 
aufschlägen zuviel  gezahlten  Beitrages  zu  den  Geschäftsunkosten  anzusehen, 
daher  also  nicht  besteuerbar. 

Auf  dem  gleichen  Boden  stehen  auch  die  Entscheidungen  der  obersten 
Gerichte'),  dafs  der  Geschäftsbetrieb  einer  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaft, welcher  auf  den  Kreis  der  Mitglieder  beschränkt  idt,  als 
Gewerbebetrieb  im  Sinne  der  Beichsgewerbeordnung  nicht  aufgefafst 
werden  kann. 

Das  Reichsgericht  hat  in  dem  Urteile  vom  4.  Oktober  1881  (Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  V,  S.  112,  Blätter  für 
Genossenschaftswesen,  Jahrgang  1881,  No.  53)  sich  über  den  Geschäfts- 
betrieb von  Konsumvereinen,  deren  Verkehr  auf  die  Mitglieder  beschränkt 
ist  und  die  rechtliche  Natur  des  Geschäftsgewinnes  dahin  ausgesprochen: 

y.Begriffsmftfsig  ist  jeder  Handel  auf  Erwerb  gerichtet,  dieser  ist  der  Zweck  des 
Handels.  Den  Konsumvereinen  als  solchen  liegt  dieser  Zweck  fern.  Ihre  Tlifttigkeit 
bezweckt  lediglich  eine  Verminderung  der  wirtschaftlichen  Ausgaben  ihrer  Mitglieder,  in- 


1)  Die  Besteuerung  der   Genossenschaften  in  den   deutschen  Staaten  und  in  Oester- 
reich,  8.  246  ff, 

S)  cf.  Bl.  f.  Gen.-Wesen  No.  4,  1898. 
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dem  die  Wareo  fm  ^rofsen  angekauft  und  tm  eiDielnea  wieder  mit  •inem  f*r 

ftn  die  VeroiDsmitgUeder    verkauft    werden,  welcher    lur  Deekoo^    der    Verwalti 

und    sufftJIigen  Verlufrte    bestimmt   Ut^    und  soweit  tr  hierf&r    nicht  Yerw£{|d«t  tm  wmi/m 

braucht^    wieder  als    Dividende  ad  die  Mitglieder   sarQckfillt     Auch    dltm  VWlidtmdit  'm 

rechtlich    nicht  ab    ein  na»    dem  Handel    fikfiieDder  Erwerb  xa  b^traebteo,  ^ftlailtf  Mi 

olfl  eioe  ZorückaahluD^  des  von  den  einzelneu  Mitt;liedern  In  Oeatalt  dei  PreliiAlMklpffW 

SU  viel  bezahUeu   Beitrogni  zu  den  GeschäfUunkoBten." 

In  dem  Urteile  des  OberTerwaltun^egerlohts  vom  24.  Juoi  IMS  (Eai- 
echei düngen  de»  Oberverwaltungflgerichts  von  Jeben»  ond  -ron  llefwci 
Bd.  IX,  S.  282  ff.)  ißt  folgendes  aufgeführt: 

,,D]e  Thfitigkeit  von  Vereinen,  welche  auf  {remeinfecbaftliehe  S««boiui^  d«r  ItiliPiiiir 
Lebensbedürfnisse  einkaufen  und  an  ihre  Mitglieder  ablaoaen,  um  4«ft  tctsiaraft  ^Smt 
BedürfniAee  gut  und  billig  2u  beschaffen  und  so  deren  Auag:ab«ii  sq  veraalikditi9,  iit  «Idl 
auf  Krwerb  gericlitet^  diese  Vereine  treiben   keinen  Handel/^ 

Daa  preufBiAche  Kammergericht  in  Berlin  bat  id  dem  ErkemotmiMt 
Tom  7.  Januar   1889  folgt^ndea  auftgefuhrt: 

,,Die  von  «iiietn  Konsuinverein  bewirkte  Anschaffung  von  Brojiotwvi«  m 
Quantitlit  und  die  Ahlassiing  desaelbeu  im  kleinen  aa  Vereins mitgüeder  für  Ihn 
liehen  Bedarf  und  Uauihaltunga bedarf  gegen  Zahlung  eine«  mlfsig^a  Pfais«« 
als  üteuerpfiichugeT  ßtitrieb  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  nicht  dar  <irie  in  ii«H  tkfe, 
d.  Oberrribun.  v&m  10,  Mai  1876,  Oppenhoff,  Rechtsp.,  Bd.  17,  S.  850  und  Krk  im 
Beich&ger,  vom  ü,  Oktober  18^1.  Eutsch.  des  &.-6.  in  Strafe. ^  Bd.  5,  8,  IIS  aaapdibt 
Ut)f  »elbst  dann  cjicht,  wenn  der  Reingowiiin  unter  die  Mitglieder  «clelchiutteilic  wi4  aiiH 
noch  Verhältnis  d«s  von  jedem  Vereiiismitgliede  angekauften  ßr&uotweiuqaaüttima  toi^ait 
wird.  Denn  dieser  Vertftiltiogsmaf^itab  beruht  uuf  freier  VtreinbarunK  der  Mlfgiied^r  tmk 
kftt}«  di»«hatb  das  RechUverbftltnls  des  Vereins  and  »einer  Mitglieder  la  keiser  Wm» 
beeinäussen.'* 

und  daa  preuf^ische  Kammergericht  in  Berlin  bat  in  den  üiiaü^ 
grüntietJ  des  in  Bachen  den  SteiÜDer  Konsam-  und  ^parTereiae,  eiogeinftti 
Gen odsen Schaft  mit  unbeBchränktt^r  Haftpflicht»  am  9»  Oktober  I0M  m* 
] aasen en  Urteils  folgendes  auagelübrt : 

,,Keeh  den  thats&ch liehen  Fe^UtellLiugen  dee  Berufmigsrichters  gebdrt  4«r  SmüIbv 
Konsum-  und  Sparverein  zu  denjenigen  Vereinen,  deren  Oeschiftsbetriob  ohne  die  jtletrit 
«US  decn  An-  und  Wiederverkaufe  von  Waren  einen  Erwerb  au  eraieleo,  sicli  »oaschlk&lki 
auf  die  Verein»mitglieder  beschränkt  und  lediglich  den  Zweck  v^erfolgt,  ileä  teMüti 
billige  und  gute  Lebens*  nnd  Wirtschaftäbedärfnisse  au  verschaffeii  uad  il  nislkia  fw 
Verlusten  zu  bewahren,  denen  sie  durch  Ueberteuerang  bei  auderen  Kaultettteo  aflUeMMi 
wären.  Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  kauft  der  gedachte  Verein  Wiar«a  sa  fl^rw 
preisen  au  und  verabfolgt  dieselben  an  seine  Mitg)li<*der  xn  Detail^^treieeii,  bei  ifena  F«lk 
Setzung  die  Kinkaufs-,  Verwaltutigs«  und  sonstigen  Ko^teni  sowie  mdglieti«  Varltsete  mA 
eiuem  voriftufigeo  üebericblftge  mit  berücksichtigt  werden. 

Wenn  DU»  auch  nach  %  7  de»  8ta.tuts  des  in  Rede  stehenden  Vereins  der  «ici  fcelA 
KessetiAbschlur«  ergebende  ITeberschur«»  teils  zu  einem  mdgliche  Verluste  deckendea  iCteen«-^ 
fonde  nbgetübrt,  teils  in  Form  einer  Dividende  unter  die  Vereinsmitglieder  rerieiU  wr< 
so  Ist  in  dieser  Verwendungsart  doch  nicht  die  Ansammlung  oder  Verteilit0|p  eiDOs  gewcrW^ 
müfsigen  Geschäftsgewinne?,  sondern  nur  ein  Ersats  fSr  da»  iron  den  Vereb 
durch  Zahlung  der  im  Verhältnis  su  den  auf  gemeinschaftliche  fCostea 
Engrospreisen  von  vornherein  zu  hoch  normierten  Detailpreise  ZüTlelgeealilie  mm 
BowefaJ  das  vormalige  Obertribunal  —  cfr  Crk,  vom  16.  Mai  187f  Oppmmh^tTm  lierN 
sprechung,  Bd.  17|  S.  350  —  als  auch  das  Keichsgericlit  —  cfr  Erk«  r^m  14*  Okiaig 
1881  Bd.  6  8  110  der  Entscheldutigen  —  habeo  deshalb  mit  Becbt  den  larflgiMl  s^ 
die  Vereitismitglieder  beschrätikten  Oesch&ftsbetrieh  der  sogenannten  Ko«« 
als  einen  steuerpflichtigen  Clewerbebetrfeb  logeseben.  Von  derselbe«  AliUaai« 
auch  der  §  8  Abschnitt  I  der  Anweisung  des  Herrn  Finanamioister«  voa  M,  Mail 
aus.  Durch  das  Reiibs-Genos»enacbaft.<(geBetz  vom  1.  Mai  1889«  ««lidke«  4le 
Seite  der  Kotisumreroine  überhaupt  nicht  beiiihrt,  i>t  hierin  alchte  f«iAd*n.** 


Ml8>«lUn.  877 

Das  Oberrerwaltangsgericht  zu  Berlin  hat  in  den  Oründen  des  in 
der  Verwaltungsstreitsache  des  Stettiner  Konsum-  und  Sparyereins,  ein- 
getragene Genossenschaft,  gegen  den  Königlichen  Oberpräsidenten  der 
Provinz  Pommern  am   15.  Oktober  1890  erlassenen  Urteils  ausgesprochen: 

„Aof  dem  Gebiete  des  öffeotlicben  Recbu  ist  der  auf  den  Mitgliederkreis  beschränkte 
OeschftiFUbetrieb  von  Genossenschaften  weder  in  stenerlicher  Hinsicht  (vgl.  §  1  des 
KommunaUbg^bengesetzes  vom  27.  Jnli  1885  Oesetzsammlnng  8.  327,  und  besQglicb  der 
Staatssteuer  die  Ministerialreskripte  vom  26.  August  1861,  17.  8eptember  1864  und 
tS,  Jnli  1868  —  Wieniker  Gewerbesteuer  No.  451/8  8.  78  ~)  noch  auch  —  was  hier 
«utscheidend  ist  —  in  gewerbepolisei) icher  Besiebung  (Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
in  Strarsachen  Bd.  6  8.  112;  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgericbts  Bd.  9  8.  282) 
als  ein  Gewerbebetrieb  erachtet  worden.'^ 

Der  auf  den  Kreis  der  Mitglieder  beschränkte  Oeschäftsbetrieb  der 
Oenossen Schäften  ist  also  nicht  auf  Erwerb  gerichtet,  ist  als  Oewerbe- 
betrieb  nicht  zu  b^'trachten. 

In  einem  Urteil  des  Breslauer  Oberlandesgerichts ^)  aus  dem  Jahre  1895 
heiTst  es: 

„Nach  dem  von  dem  Berufungsgerichte  festgestellten  Tbatbestande  besteht  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  unter  dem  Namen  „Breslauer  Konsumverein*'  ein  in  das  Genossenschafts- 
ragister  nicht  eingetragener  Verein,  dessen  Sita  Breslau  ist  und  welcher  nach  seinen  8ta- 
tvten  ausschliefslieh  besweckt,  seinen  Mitgliedern  unverfälschte  Lebensmittel  und  Gebrancht- 
gegenstftnde  von  guter  Qnalit&t  su  möglichst  billigen  Preisen  gegen  sofortige  Barsahlung 
SU  beschaffen  und  ihnen  Gelegenheit  su  geben,  aus  dem  dabei  ersielten  Ueberschufs  Kapital 
SQ  sammeln. 

In  den  Lftden  der  Warenlager  werden  nur  an  Vereinsmitglieder  Waren  abgegeben 
and  dies  ist  fiberall  an  den  Eingängen  der  Läden  mit  grofser  deutlicher  8chrift  bekannt 
gemacht.  Im  Februar  1892  hat  nun  die  Direktion  des  Breslauer  Konsumvereins  su  Pöpel- 
wits  bei  Breslau  ein  neues  Warenlager  errichtet  und  am  26.  Februar  1892  an  den  Qe- 
OMindevorstand  su  Pöpelwits  folgendes  8chreiben  gerichtet: 

,,Wir  seigen  hiermit  ergebenst  an,  dafs  wir  Anfang  Mars  1892  im  Hause  No.  70 
in  Pöpelwits  ein  Lager  sum  Verkauf  von  Waren  an  unsere  Veremsmitglieder  er- 
öffnen werden. 

Hochachtungsvoll 
Die  Direktion  des  Breslauer  Konsumvereins. 
(Unterschriften.)^« 

Dementsprechend  wurde  d«s  Warenlager  am  1.  Mars  1892  eröffnet.  Als  Vereins- 
lagerhalter fungiert  der  Angeklagte  Buchmann.  Im  Laden  dieses  Lagers  werden  die  vom 
Konsumverein  geführten  Waren  ,  insbesondere  auch  Branntwein  und  8piritus  nur  an  Mit- 
gliedsr  des  Vereins  abgesetzt.  Auch  hier  wurde  am  Eingange  des  sonst  frei  sogäniiehen 
Ladens  mit  grofser  deutlicher  Schrift  bekannt  gemacht,  dafs  der  Absats  der  Waren  nur 
an  Vereinsmitglieder  erfolgt  und  tbatsächlich  ist  in  diesem  Laden  Branntwein  und  8piritus 
Dur  an  Vereinsmitglieder  verabfolgt  worden.  —  Ffir  die  8teuerjahre  1898/94  und  1894/96 
ist  von  der  Direktion  des  Kreslsuer  Konsumvereins  die  Betriebssteuer  ffir  die  von  dem 
Verein  unterhaltenen  Waren  mit  100  M.  ffir  jedes  Lager  entrichtet  worden.  Der  Berufungs- 
richter ist  nun  der  Ansicht,  dafs  bei  dieser  Sachlage  der  Konsumverein  keine  Erwerbssweeke 
▼erfolge.  Die  Abgabe  von  Waren  an  ein  Vereiusmilglied  stelle  sieh  swar  rechtlich  als 
Kaufvertrag  dar,  diese  Kaufverträge  würden  jedoch  von  dem  Verein  nicht  su  dem  Zwecke 
l^eschlossen,  um  ffir  den  Verein  einen  Erwerb  su  ersielen,  um  das  Vereiosvermögen  sn 
▼ermehreo.  sondern  im  Interesse  der  Vereinsmitglieder  su  dem  oben  angegebenen  Vereins- 
sweeke  bilÜRer  Nahrungsmittelbeschaffung.  —  Es  liege  In  der  Natur  der  Sache,  dafs  beim 
Verkauf  jeder  einscinen  Warenpost  der  Selbstkostenpreis,  nämlich  der  Einkaufspreis  su- 
sfiglich  des  auf  sie  entfallenden  Anteils  an  den  Betriebs-  und  sonstigen  Kosten,  nieht 
•ogleieh  mit  völliger  Genauigkeit  bestimmt  werden  könne.  Aus  diesem  Grunde  werde  fflr 
die  Waren  ein,  den    Einkaufspreis  Übersteigender  Preis  gefordert  und  et  finde  dann  all- 


1)  cf.  Bl.  f.  G.-W.  8/1896. 
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jftbriich  acif  Grand  der,  den  \>reii»mitgüedero  b«i  ihren  Etak&ufeo  fEe^ebeneo  Gf«eD* 
ouirkcD  «itie  VerteiJaog  des  Ueberschusse«  ooter  die  Mitglieder  in  Gestalt  einer  Dividende 
itatt.  Hieraus  ergebe  sich,  dsfs  der  den  Selbstkoites preis  übersteigende  Preis  toh  dm 
YereiniiuitfEliedera  tiar  ^ü  dem  Zwecke  gerordert  werde,  um  in  bequemer  Welse  die  Un- 
kosten nnf  die  Vereiosmitglieder  nach  der  Höhe  ihrer  Einkünfte  verteiteo  %n  kfinnen.  ^ 
Hieran  werde  noch  durch  den  Uniatand  nicht*  jipeändert,  dafs  ein  Teil  des  UeberachosMi 
sur  Bildung  eioea  Reservefoüd^  benötst  werde,  da  letzterer  nur  den  Zweck  habe,  auf  be« 
queme  Weise  die  Verteilung  solchar  Aasü;aben  unter  die  Vereinämitgtieder  herbeiiuflbrec. 
Verfolge  aber  der  Verein  bei  dem  Verkauf  der  Waren  «o  die  Vereinsmitgliedfr 
keine  Erwerbsswecke,  so  köone  in  diesem  Verkaufe  kein  Hiuidel ,  in  dem  hier  in  Red« 
steheuden  Verkaufe  von  Braontwetn  und  Spiritus  gefunden  werden.  Der  Retrieb 
eines  »tebenden  Gewerbes  Hege  dann  nicht  vor.  — Freilich  habe  der  Konsum* 
verein,  weil  er  einen  offenen  Laden  in  PSpelwlts  errichtet,  wegen  seiner  Besteneraog  dies 
der  Gemeindebehörde  anmelden  müssen,  dieser  Anmeldepdicfat  sei  aber  durch  die  Anielge 
vom  26.  Februar  1693  genügt. 

Diesen  Ausrühruiigen  des  Berafnngagerichts  mufs  darefaaua  beigetreten  werden, 
Un  die  Wnrenabgabe  seitens  des  Vereine  nur    an  seioe    Mitglieder  erfolgt»    so    stellt 
»ich  die   Üivideudenverteilung    nur    als    eine    Repartilion   der    von    den  VerMnsmttiftiedern 
durch  ihren    gemeiutchaftllebeu    Einkauf  von  Waren   im    grofjt^fj  und  deren  EinielabgiJ^ 
im    kleinen    eriielten    Aufwaudser»pitrhis    dar.      Ein     Vermögenserwerh    wird     durch    äjm 
Thfttigkeil  des  Vereins  weder    für  diaaen  noch    für  »eine  Mitglieder  beaweckt  oder  herbei- 
geführt;  ohne    »otcheu  Zweck   aber  kein   Handel  und  bewerbe.      Ist  aber  Oberhaupt  kein 
Gewerbobetrleb  in  der  Thätigkeit  des  BresUoer  Konsumvereins  «u  finden,  so  i.^t  such  ein 
solcher  nicht  tn  der  Abgabe    von    Branntwein    und  Spiritus  an  die  VereiDsmitglleder  ent- 
hatten  und  die  Unterlassung  einer  besonderen  Hervorhebung  dieser  Artikel  in  der  Anaetge  { 
Tom  86.  Februar   1892  kein  Verstof»  g^gen  ^  70  des  Gewerbe>teuergesetaes  vom  24.  Juni  { 
1891.     Flir  die  au»  dem  offenen    Laden  des    Konsumvereins  herzuleitende  Bestenemiig  ge*  ' 
nügte  die  Anseige  so,  wie  aie  geschehen  \ht,'* 

Das  Oberverwaltungsgerißbi^)    hat    am    16.    Dez.   1895    enttchieden: 

„Der  sogenannte  Kundengewtnn,  d.  h.  der  au»  dem  Gewinne  an  die  in  das  Kunden- 
▼•riiichnis  Aufgenommenen  WAretiabnehmer  nach  VerhJÜtnts  ihrer  War«ne&tfiahiri«  fe- 
■ahlte  Betrag  (§  13  des  Statut»  des  Kon«umvere>n«)  bildet  lediglich  «in«  d#D 
Wareuabne  hme  ru  x  or  üc  k  auers  tat  teude  Vergütung  furZahlaug  so  hoher 
Kaufpreise  und  ie>t  5Titutenmftf»ig  der  freien  Verfügung  des  Vereins  entEOgen  (vgl. 
Entscheidungen  des  Oberverwaltungagerichts  in  Staatssteuersiachen  Bd.  3  8.  412). 
Ebensowenig  wie  dieser  kogcnünnte  Gewinn  steuerpflichtige»  Einkommen  dar^teiU 
(Entscheidnnt^eu  in  Staatssteuersncheu  Bd.  2  S.  326K  erscheint  er  als  {bewerbe* 
ftteaerpflich  tiger  Brtrag^.  Die  Benifsentscbeiditnijr  verstoaft  daher  mit  der  2q>  j 
reohnung  dv%  Kundeogewin  n»  sum  steuerpflichtigen  Ertrage  gegen  §St 
des  GewQ  r  bes  teuergea  etses  vom   84.  Juni  1891  nnd  i!»t  aufaubebeu.** 

Sohliefsliob  wolle a  wir  noch  die  merkwürdige  und  tin haltbare  ßot- 
Boheidmig  de»  Oberverwaltungsgeriehls  *)  vom  11,  April  189S  betüglick 
des  »»ofFtnen  Ladens''  der  KaDsumyereiDei  wie  die  treffende  Kritik  derselbeii 
seitens   Dr.  Crüger^s  mitteilen, 

jfia»  Merkmal  des  offenen  Ladens  aulauj^eud,  so  ist  im  £inkomttien6teuergesetae 
weder  definiert,  was  unter  Laden  lu  verstehen  idC,  noch  wodurch  ein  Laden  den  Charakter 
eines  offenen  Ladens  erhält;  auch  das  6ewerbe»teuergeseu  vom  24.  Juni  1891,  welches 
im  §  5  die  Konsumvereine  mit  offenem  Laden  der  Me^teuerunjyr  unterwirft,  giebt  keine 
Erklärung  über  den  Sinn,  den  der  Gesetzgeber  mit  dem  Begriff  de»  offenen  Ladens  vcf* 
bindet.  Die  AusführunK^anweiaung  sum  Kinkommenntcuergeaetz  vom  5.  Augast  1891  eol» 
hält  ebenfalLi  keine  KrlAuterung:  such  in  Art.  26  No.  3,  wo  der  Kousumvereme  mit  offeoen 
Laden  im  Zunauimeuharige  mit  der  Ko  4  §  1  des  Kinkommeoateuergesetaes  £rwihntiu|f  ge-^ 
schiebt,  ist  der  Hegriff  nicht  verdeutlicht,  in  der  Auenahrnngtafi Weisung  aam  Gewerb«- 
ateuergesetae  vom  10*  April  1898  dagegen  ist,  Art,  11  No.  S,  bestimmt:  t,J^&  offener 
Laden  ist  nicht  nur  ein   mit    Warenauslagen  und   sonatigen  £inricbtungen    sor  Anaiaka 


1)  cf.  Bl  f.  0..W,  «2/1896, 

2)  cf  Bl  i    G.-W    No.  29,  1893. 
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dea  Publikums  (Si'hftufeiifttAr  ti«  k.  w.)  ver»eheDQü  Ge&ehifr,  sondern  überhmipt  jedes  Lokal 
ADKUsflhan ,  welches  lutn  Verkjiafe  vod  vorhandeuen  Waren vorräteit  im  Kleinverkühre  An 
das  Publikum  dienl*';  allein  nucli  diese  Fnsaang  \iL(>t  zweitelhsft^  nb  die  Ansicht  nuf  eine 
KtltLatetuTig  des  Begriffes  ,,Lädeii^^f  uder  auf  eine  Deätiition  des  Moments ,  wodurch  der 
Laden  ein  ^.offener*"  wird,  ^erkhtet  ist.  Unbemerkt  mai?  dabei  nicht  bleiben,  d«f»  die  (fe* 
wählte»  Worte  |,an  dai»  Publikum  dient*S  £U  der  Aufliusuoif  f&hren  können  und  achou 
dasii  geführt  haben,  es  sei  hier  ausdrücklich  der  that^ttchliehe  Vi-rkAtifan  das  Publikum 
dir  unerUrsltcb  uod  der  Qei^enbeweia  Ttlr  erheblich  erklärt^  daf«  der  objektiv  offene  Laden 
nicht  den)  Verkaufe  an  das  Publik  um,  stmdern  nur  an  gewisse  Kreide  aus  dem  Publi< 
knm  —  die  Vereinsmitijrlieder  —  diene.  Es  lult^l  nun  nus  dem  Bau  dea  Gesetzes 
insofern  darin  als  «ine  besondere  Numtner  der  Sata,  dafs  die  mit  den  kechten  judftischer 
Personen  versehenen  Konsumvereine  mit  offenem  Laden  steuerpflichtig  sind^  biogo^teilt 
nnd  damit  doch  als  elwa«^  Neues  Kekenuxeichnel  ist  neben  und  nach  der  in  No.  4  ent- 
haltenen Vor>chrift,  dii£s  diejenigen  eingetragenen  6c nos5en»c haften ,  deren  Qeschifts betrieb 
über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinau^^geht,  der  Steuer  nnterUegen ,  in  Verblndong  mit 
der  Eütatehung>gestbichi!e  der  No.  5,  dufs  die^e  Nummer  nicht  blofs  ein  besonderer  An- 
weodungslall  der  No.  4  sein  so11|  ^onderu  eine  »«ilbst&ndige,  von  der  Ni\  4  grundaätaUch 
verscbiedeLc  Bedeutung  hat.  Durch  die  Komoiission  des  Abgeordnelei^haasea  wurde  der 
Begierun^svorlage,  weicht»  die  Nr.  4  in  der  jetaigen  Passung  des  Gesetaes,  aber  nicht  die 
Ko.  5,  enthielt,  htriiugeftigt:  »yKonsumvereine  mit  offenem  Laden  uoterliegea  der  Ein« 
kommensteuer^'  and  zwar  erklarte  die  Kommi^frion  unter  Zustimmung  des  Finanzmintaters 
diesen  Zasata  Insorern  für  zweekmäfsig,  nit  bei  Kon itum vereinen  m:t  offenen  Läden  nach 
den  gemachten  Errahrungeu  die  thatsäcliliche  Beschränkung  des  Oeschäfirsverkehrs  auf  die 
Mitglieder  selbst  dunn  nitht  gesichert  erscheine ,  wenn  eine  solche  BeMchränkang  In  den 
Statuten  vorgeschrieben  sei  (v^I.  Kommissoin»bericht,  Session  1890/0 1,  Drucksache  No.  75, 
8.  J4)«  Die  Meinung  ging  also  dahin,  dafa  der  etwa  von  dem  Steuergläubiger  zu  erfordernde 
Beweis,  dafs  der  Geschäftsbetrieb  der  eingetragenen  Genos»«naihAfteu  über  den  Kreis  der 
MitK Heder  hinansgeh«|  bei  denjenigen  Oeuossenschaflen,  welch«  nach  der  Zweckbestimmung 
ihres  Gewerbebetriebes  au  den  Konaumv  »reinen  gehören,  gegeben  sein  solle  mit 
dem  Vorhandensein  eine»  offeüen  Ladens.  In  diesem  Sione  i»t  auch  jene  Beatimmuii>^ 
noch  bei  der  tweiten  Beratung  des  Gesetzentwurfes  im  üau$e  der  Abgeordneten  nicht  nur 
Ton  allen  Abgeordneten,  welche  sieb  darüber  geäolÄert  haben,  einerlei  von  wekhem  Stand» 
punkte  an»»  anfgefaßt  worden,  sondtm  aneh  von  den  Vertretern  der  Sfaat&regierung.  Der 
Finan^mintster  erklärte  in  der  Sitaung  vom  11,  Februar  1891  (StenogrvphiM'be  Becicht**. 
S.  744)i|  es  sei  die  Bestimmting  der  Kommissionsvorlage,  duf»,  wenn  Genos-Henschartcn, 
oamentltch  die  Ktui.'^  am  vereine»  einen  offenen  Laden  halten,  sie  dann  unter  allen  Unn^tfindcn 
itinkurniuvnsteuerptttchtig  sein  aollen«  gewisser mafveu  eine  wablberechti^ite  Fiktion,  dufs  in 
Alien  diesen  Füllen  die  Genossenschaften  denjenigen  Charakter  erhielten,  der  das  Steuer* 
liehe  Mosient  au^srnNthen  solle;  und  der  iiegierungskommii)>ar  »p rar b  tu g!>>  darauf  (>^tenog^« 
Beriehie  8.  7 fi2)  ausdrücklich  nu»;  nach  der  im  Abgeordoetenh^use  herrsihvtideu  Auffassurig 
sei  die  |ie»limrnuiig  in  No,  4  dahin  tu  verstehen  ^  dafs  sunftchst  das  Prinzip  nurgesteJlt 
werdet  i*t*d  der  nun  folgende  Sali:  ,,Kon»utnvpri:ine  mit  offi^nem  Laden  untertirgeu  der 
Kinkommet)*»teut*r^*  sich  aa»sehlief»lich  als  eine  Anwendung  des  Grundsatzes  auf  Konsum« 
vereine  djir^tcllte,  so  daf«  diese  nur  Ateuerpflichtig  seien,  insofern  sie  eingetragei^e  G«nüi>9en- 
ichatten  bildeten,  Bei  der  dritten  Bi*ratung  aber  hat  msn  diesen  Standpunkt  v45Hig  ver- 
lassen. Es  wurde  der  Antrug  gestelU,  den  mehruenannten,  von  der  Kommission  der 
No.  4  hiDzU|{efQgten  8atx  dort  au  streichen  und  als  neue  No.  ft  dem  §  1  einzufügen ;  und 
mwar  wurde  auadrücklich  von  dem  Autrag&teller  erklärt,  es  handle  »ich  darnm«  einen  voll» 
atffndig  neuen  Gedanken  in  du«  Ucaetz  zubringen,  nämlich  den,  dafs  die  Konsum- 
vereine, olnerk't,  ob  sie  ah  Genossenschaft  eingetragen  oder  nicht»  der  Steuer  unierlifgen 
entltttn  aus  dem  Grunde  nämlich,  weil  »ie  auf  das  fCrwerb«>leben  gerade  der  kleinen  i^c- 
werbrtrcibf'ndei»  und  Kaufieute  oft  einen  schädigenden  Einliufs  ausüblen  und  die»olbeu,  ob 
eingetragene  Geuuft^anschaftm  oder  niehr,  keine  Garantie  dafür  h^ten ,  dafs  der  V^itrkauf 
nur  an  Mitglieder  der  Konsumvereine  selbst  itattfinde.  Der  fiegieruitgskommissar  erhob 
gegen  die  vorgeschlagene  Abänderung,  unter  der  ^  dtmoäch^t  eingetretenen  —  Bedingung, 
daf»  die  Worte  ,.*ofern  dieselben  die  Rechte  juristischer  Personen  haben**  hluaugeaetsl 
würden^  keinen  Widerspruch^  besonders  betonend,  dafs  das  Bau«  auf  diesem  Wege  den 
Kreis  derjenigen  Erwerbsgeaellscbaften,  welehe  selbständig  lur  Einkommen«teoer  Btl  ver- 
nolagen  seien,  erweitere  (vgl    Stenographische  Berichte,  ä,   1246  und    li(44V*' 

Ut  aus  diesem  Gange  der  Verhandlungen,    welche  zu  der  vorliegenden   FASilitig  d«a 
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Gestitses  geführt  h&ben,  bo  eotaehniei),  dufü  die  No«  5  nkbt  hlat» 
No,  4  bildet^  f&r  die  Anwendung  der  enteren  also  nicht  der  Ttmibestand  der  bixlani 
erforderlich  iit,  soodera  dafs  ihr  (Ko.  5)  dte  Bedeutung  einer  Erweiteruii»;  d«r  «ii;(j«kae« 
Steueq)(]ieht  zukommt,  so  ergiebt  tich,  daft  jede  Kummer  für  »ich  zu  vntalw  itfi  flrf 
die  Voriiu^setzungeo  ihrer  Atiwendaog  völlig  jselbstkodige  and  ▼oneiiiaiid«f  andb  Ife  itm 
Fjille,  dAf«  die  Konsomvcreine  eingetfAiJfene  GenoisenschAFieu  »ind*  un^bliiiifif»  db4 
Dnher  ist  e«  unsul&ssiif,  die  Bedeattmg  des  Merkmal«  de«  „oflfenen  LAderts^*  la  tfo.  b  otA 
jetzt  noch  d^rin  «tt  setaeuj  dAfs  der  offene  Led^n  |^ewiiMriiiAr»eo  nur  ein  Hilfsoiitl«}  Mla^ 
um  Bu  dem  ThttbestAude  der  N  i.  4  «a  ueUni^en,  daH»  er  nur  ein  ere^irtxll^b»«  Ktvili 
«tUekf  eine^  einerlei  ob  mit  oder  ohne  Au>ächlur:i  des  Gege obcweiie«,  aut  ''fiawlMi 

dA^ir    liefere ,    dikd    eine    cinKetrAgene    Genoiseoschaft  sieb    nicbt  aui  t  d«r  Sil* 

glieder  beschriinke ;  ebenso^  wie  auf  der  anderen  S«ite  der  ThAtbeataniS  d«»  offrsAB  t^ini 
dadurch,  dafs  thataiichlich  ein  Verkauf  Auch  an  Nichtmitgtied«r  slaltflod«!^  «Mt  Mta|i 
«rsi^heiol. 

FQr  die  Auslegung  dei  §  1  No.  5  i«t  et  von  Wichtigkeit ,  »Ich  4«»  TOfte*  i^ 
wickelten  VerhäUuisAes  den  beiden  Nnmmern  4  and  5  la  einandar  voll  liu«ifti  M 
werden. 

Beide  handeln  von  den  Personen  Vereinigungen ,  welche  die  Rechte  Juf^&ÜmAm  Ihm^ 
sonen  in  dem  oben  dargelegten  Sinne  haben ;  allein  der  Kreis  der  in  Ko  4  gtAttiitm 
ist  ein  engbegrenster,  während  für  die  in  No,  5  genannteOf  die  aae  Ko«  4  »n  i  nluihiuiili 
Bchranken  nicht  bestehen  (%'gl.  Art*  111  des  HAndehgesetibuche«,  An.  1S4  •ft*»4«tt 
%  13  des  Gesetses  vom  SO.  April  189S  —  Reichsgesetzblatt,  8,  477  — )*  f^r  4i*  tili» 
p6iiht  der  Aktiengeaell«chaflcn  und  KommAnditgeseilsehAnen  auf  Aktien  kommt  «•  aMf 
darauf  an,  welch«  Zwecke  sie  i^erfolgen ;  auch  bei  eiogeuagenen  GenasMfnftehafteja  kliMi 
die  Zwecke  verschiedenartige  sein.  Die  No.  5  a.  a.  O.  befafat  »ich  dagr«g«ii  amathirfi 
lieh  mit  Konsumvereinen.  Andererseits  liegt  es  durchaos  nicht  im  li^grifT  ^Amm  K/tma^ 
Vereins,  dAft  er  die  heachAfTteo  Artikel  nur  an  Mitglieder  absetaU  —  BM  «r  ^9  lüM^tei 
Form  einer  eingetrAt^enen  Genos^^enachaft  Angenommen  ,  so  besteht  itl«M  Scltfviilfc«  iinA* 
^  %  des  Gesetze»  vom  1.  Mai  1889  allerdingi;  im  Übrigen  aber  ist  unter  ä^tm  Ke«*^ 
verein  wirUcbaftläch  lediglich  ©In  V^erein  au  verstehen:  lum  gemein sohaAlicJiae  Elska^ 
von  Leben»*  und  WirtschaftsbedUrftiissen  im  grofseo  und  Ablaf»  im  kleiaen  (vfl  «Ml 
§  1  dem  Heichsge^etses  vom  1,  Mai  1889,  No  ö);  ob  der  Ab»atz  nur  an  Mitglieder  «4« 
auch  an  Dritte  au  erfolgen  hat^  ist  lediglich  eine  I^Vage  der  Zweckmäftigkelt.  la  Sekl»- 
berg,  Volkswirtschaftslehre,  IIL  AuÜ.,  8.  Bd  ,  B.  11%  wird  der  Verkauf  mach  ae  aad«« 
als  die  vorteilhaftere  GeschäftstÜhrung  beseichnet,  weil  sie  den  Gewinii  der  MllflieA« 
und  deren  ZAhl  vermehre  Die  No.  5  des  §  1  des  KinkommeateaerfeaetJiea  IrwiiH'  wm 
aunächst  und  unmittelbAr  von  Kon  9  um  vereinen  Überhaupt,  aUo,  das  crtdielat  gtaa  W^ 
weiabar,  sowohl  von  solchen  ,  die  an  Dritte^  aU  auch  von  tolcbeo^  die  migr  ■•  Müffk^tf 
verkaufen»  und  bestimmt  für  ^^Konsumvereine'^  Qberhaapt«  mithin  für  beide,  deJji  sie  — 
ihre  Ausstattung  mit  den  Rechten  einer  juristischen  Person  vorauageaetlat  —  einkeBaM^ 
steuerpflichtig  »iod,  wenn  sie  einen  offenen  Laden  haben.  Ist  biemaeh  dEe  VdcOel^A 
des  Betriebes  mittels  ,fOffenea^'  LAdens  für  beide  Arten  von  Konsoinvereiiiett  wmtk  4m 
Fassung  des  Gesetze»  vorausgesetzt,  so  kann  sich  der  Begriff  des  offeaeii  fiidsei  iMt 
nach  dem  intendierten  oder  sich  von  selbst  entwickelnden  Kundenkreise,  eoodeffA  nur  aeift 
rein  ttufsereo  Merktnaleo  des  LAdeos  be»timmeQ|  dergestalt,  daf*  eiD  i.offeoer  Ledte* 
▼  orhanden  sein  und  fehlen  kann,  sowohl  dann,  wenn  nar  eo  Mitgliedern  als  eacfti  deee, 
wenn  zugleich  an  Dritte  verkauft  wird. 

Der  natürliche  Sinn  des  Wortes  i,offeo",  dessen  Gegensatz  ^gesebloeacft*'  fsl,  sersÜ 
als  auch  das  Motiv  der  fiestlmmang  in  §  1  No*  5  des  Fiiili  iiiiimii  iti  iiiniieiiea  vsiHl 
darauf  hin ,  dafs  im  Sinne  des  Gesetzes  ein  ,toffcner  Laden*^  dann  ali  TniTienJM  ewe- 
nehmen  Ist,  wenn  das  Publikum  —  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  —  «rn  ir;..cf||t  tki^ 
sich  lieh    nicht   gehindert   wird.      £ip    offener  Laden  ist   ein    Verk^i^  ;;  welrft^ 

die  zur  Abgabe  an  etwa  erscheinende  Küufer  vorhandenen  Wareovorr  <  -.  Ceietci^eir 

an  die  Eintretenden    ohne  vorherige    Bestellung    und    ohne    daXa  ein  fthjeieeikea  Oteknis 
für  den   Eintritt  besteht,  durch  in    dem    Laden  anire«lellt«,  ohne  welteree  tta  de«  fpwlli 
liehen  Verkäufen   und  Empfangnahme  legitimierte  Personen  (Artikel  60  dee 
btiches)  abgegeben  werden     Es  lassen  nümlich  die  Verhandlungea  dea  Abg^ordneteaki 
darüber     keinen    Zweifel,     dafs    für    die     Heranziehung    Avr    Konnkttinveraljse    eer 
kommenstener  mafsgebend  gewesen  ist^  daf»  dieselben  erfahmii^gemAfs  croia  des  Tm^ 
wegen  der  Schwierigkeit  der  KonlroUo,    mit    ihrem    Betriebe   tber    den  KrtU   iktm 
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glieder  Tielfacb  hinansgegaDgen  seien,  den  Charakter  wirklicher  Erwerbsgesellschaften  an- 
genommen  hätten ,  sich  von  allen  anderen  gewerblichen  Betrieben  nicht  unterschieden, 
nnd  deshalb,  da  sie  den  übrigen  Gewerbetreibenden  Konkurrenz  machten,  denselben  auch 
b«ifiglich  der  Bestenerang  gleichgestellt  sein  sollten.  Dieser  Gesichtspunkt  fährt  dahin, 
dafs  ein  „Laden"  und  ein  offener*'  Laden  im  Sinne  des  Oesetaes  bei  Konsam vereinen  unter 
denselben  Voraussetsnngen  als  Torhanden  aususehen  ist,  wie  bei  sonstigen  Gewerbetreiben- 
den, nnd  dafs,  weil  die  thatsftchliche  ungehinderte  Zugänglichkeit  für  jeden  Kaufliebhaber 
daijenige  Moment  ist ,  wodurch  sich  die  Läden  der  Konsumvereine  den  Läden  anderer 
€(€werbetreibenden  gleichartig  an  die  Seite  stellen ,  das  charakteristische  Merkmal  des 
offenen  Ladens  in  der  freien,  das  heilst  körperlich  unbehinderten  ZugSnglichkeit  für  die 
Kauflustigen  beruht^). 

Hieraus  folgt,  dafs  einem  Laden  der  Charakter  als  eines  offenen  nur  etwa  dadurch 
genommen  werden  könnte,  dafs  der  ungehinderte  Zutritt  durch  Herstellung  von  Ein- 
richtungen aufgehoben  wird,  welche  sunächst  dem  freien  Eintritt  eines  jeden  entgegen- 
stehen und  den  Eintritt  von  Nichtmitgliedern  unbedingt  ausachliefsen.  Für  diesen  Zweck 
Bind  Erklärungen  des  Konsumvereins  in  den  Statuten,  dafs  der  Verkauf  nur  an  Mitglieder 
stattfinde,  Bekanntmachungen  in  öffentlichen  Blättern,  Tafeln  und  Plakate  vor  oder  im 
Laden,  durch  welche  Nichtmitgliedern  der  Eintritt  untersagt  wird,  gänslich  ungeeignet. 
Denn  durch  solche  Mafsnahmen  wird,  gans  abgesehen  davon,  ob  die  Verbotsbekannt- 
machungen auch  nur  gelesen  werden,  kein  körperliches  Hindernis  für  den  Eintritt  von 
Personen,  die  nicht  Mitglieder  sind,  geschaffen,  und  die  allgemeine  thataächliche  Zugäng- 
lichkeit des  Verkaufslokals,  worauf  es  allein  ankommt,  nicht  aufgehoben.  Eine  sogenannte 
„aymbolische**  Schliefsung  eines  Ladens  ist  als  „Schliefsung**  desselben  überhaupt  nicht 
ansnerkennen;  der  Begriff  eines  physisch  offenen,  symbolisch  geschlossenen  Ladens  ist 
gänzlich  unverwertbar. 

„Seiner  Natur  nach  —  so  heilst  es  bei  Simon,  Die  Staatseinkommensteuer,  S.  44  — 
ist  eigentlich  jeder  Laden  „offen'*,  d.  h.  dem  Publikum  allgemein  zugänglich.  Will  ein 
Konsumverein  die  aus  dem  Halten  eines  Ladens  zu  folgernde  Steuerpflicbt  ablehnen,  so 
mnfs  er  besondere  Vorkehrungen  treffen,  um  dem  Laden  die  Qualifikalion  als  eines 
„offenen"  zu  nehmen,  d.  h.  denselben  regelmäfsig  verscblo^aen  halten ,  so  dafs  jeder,  der 
Eintritt  haben  will ,  sich  zuerst  melden  mufs  und  jedem ,  der  für  ein  Nicbtmitglied  zu 
kaufen  begehrt,  der  Eintritt  in  den  Laden  verwehrt  wird. 

Zur  Anwendung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  die  Steuerpflicht  auf  den  vorliegen- 
den Fall  bedarf  es  hiernach  einer  weiteren  Aufklärung  des  Sachverhaltes,  was  §  1  No.  5  des 
Einkommensteuergesetzes  betrifft,  in  der  Richtung,  dafs  die  thatsächliche  Beschaffenheit  des 
Warenabgabelokals  klargestellt  und  event.  festgestellt  wird,  ob  dasselbe  in  dem  entwickel- 
ten Sinne  unzugänglich,  der  vorhandene  Laden  also  in  diesem  Sinne  unzugänglich,  der 
vorhandene  Laden  also  in  diesem  Sinne  kein  offener  ist  Nachdem  die  tbatsäcbliche 
Lage  der  Sache  entsprechend  aufgeklärt  ist,  hat  daran  die  Beurteilung  in  rechtlicher  Be- 
siehnng  anzuknüpfen ,  für  welche  von  der  Berufungskommission  die  oben  entwickelten 
Oesichttpunkte  zu  berücksichtigen  sind.'* 

Diese  Entsobeidung  unterzog  Dr.  Crüger')  einer  zutreffenden  Eriük; 
er  fiihrte  darin  aus: 

„Das  Oberverwaltungsgericht  kommt  für  die  Festsetzung  des  Begriffs  „offener 
Laden**  zu  der  oben  wiedergegebenen  Ansicht  aus  folgenden  Gründen; 

1)  weil  die  Pos.  6  in  §  1  nach  Entstehung  derselben  und  den  Verhandlungen  im 
Abgeordnetenhau9e  eine  Erweiterung  der  subjektiven  Steuerpflicht  enthalte,  einen  „voll- 
atändig  neuen  Gedanken**  bringe,  daher  es  unzulässig  sei,  die  Bedeutung  des  Merkmals 
des  „offenen  Ladens"  darin  zu  setzen,  dafs  der  offene  Laden  in  No.  5  nur  ein  Hilfsmittel 
bilde,  um  zu  dem  ThHtbestand  der  No.  4  zu  gelangen; 

S)  weil  Pos.  5  ganz  allgemein  sich  auf  Konsumvereine  beziehe,  auf  solche,  die  nur 
an  Mitglieder  Waren  abgeben,  wie  auf  solche  ,  die  auch  an  Nichtmitglieder  verkaufen, 
weil    daher    auch   die    Möglichkeit    des  Betriebes    mit  „offenem  Laden**  bei  beiden  Arten 


1)  Das  trifft  aber  nicht  mehr  zu,  seit  die  Novelle  von  1896  die  Warenabgabe  an 
Nichtmitglieder  mit  Strafen  belegt  und  damit  ein  stärkeres  Hindernis,  als  es  ein 
physisches  i&t,  geschaffen  hat. 

2)  cf.  40/1898  der  Bl.  f.  Q.-W. 
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vomusgfistCst  sei  UDd  folglich  der  Begriff  yfOffeuer  Laden'^*  ^'^bi'  ^t^ch  rein  lufi^eren  Merk- 
miil«D  des  Ladens'*  lu  be»timmeii  sei,  ohne  Rücksicht  darftuf,  ob  der  G«$eb&(tib«tneb 
sich  nur  Auf  Mitn^tieder  bflschr&akfl  oder  darUber  hinausgehe; 

3)  weil  der  Qegensftts  von  ,, offen'*  ,,seschJosseu''  »et^  jed^  L*deo  y^eigieDtlicb  .  *  . 
offen'*  aet,   dem  Laden  der  Charakter  als  ,poffeti**    daher  uttr  durch  phytiacb«  Hiflderniaae  j 
l^eQommeD  werdeu  könne. 

Wenn  das  OberverwaUutigtgericht^  uro  au  »einer  Auslegung  des  ^^ofTeneo*'^  Ladens 
alii  eines  sokbeo  su  kommen,  der  nicht  durch  phy<»isphe  Uinderaissie  gesperrt  i»t,  auf  di« 
£utst«buug«g«!tcbichte  dea  OuetBea  larQckgreift,  so  ist  dieser  Art  der  Aa&legaiig  lunicb»! 
eütgegensuhalteu,  daf»  nicht  die  Absichten  dieses  oder  jenes  Abgeorda«tea,  nicht  leiut 
Gedanke»  Gesetz  werden,  sondern  die  beschlossene  und  ordnuDgsm&fäige  Fassung  de« 
Gesetzes  altein  Här  die  Anwendung  malsgegend  ist.  Ist  es  den  Oesctsgebern  nicht  gC" 
lungen,  eine  Passung  au  finden,  die  ihren  Absichten  entspricht,  so  kann  nun  das  Geseti 
nicht  eine  Auslegung  «rhalten,  die  wohl  mit  den  Absichten  |ener  übereloatimoien  mag, 
nicht  aber  mit  dem  Wortlaut  de»  Gesotaes. 

Aber  auch  selbst  wenn  man  mit  dem  Oberverwattungsgericht  auf  die  Entstebong 
des  §  1  Ko,  2  eingeht^  so  braucht  man  deswegen  noch  ni<;ht  su  der  von  ihm  gewibltaa 
Auile^nng  de*  Begriffes  ,,offeuer  Laden**  zu  kommen,  denu  der  von  dem  OberirerwaJtiiags- 
gericht  fflr  Nr.  5  hervorgehobene  ,,neue  Gedanke*'  liegt  noch  nicht  in  dem  ,, offenen 
Ladeu'S  sondern  in  der  Ausdehnung  der  Stenerpfllcbt  auf  solche  Konsumvereine,  die 
keine  eingetrageueu  Genossenschaften  sind,  aber  gleichwohl  die  Rechte  juristischer  Personen 
besitaen,  z.  B.  durch  Verleihung.  Bei  dieser  Atislegung  der  So,  Ö  wird  man  dem  ,,neuea 
Gedanken"  gerecht,  ohne  su  einem  Schlufs  zu  kommen,  der  notigt,  unter  Laden  im  Gegieo- 
satz  zu  „offenem  Laden*'  ein  Verkaitfslokal  zu  vorstehen,  an  das  nach  dem  Sprachgebtaaebe 
b«l  dieser  Beiteichutiing  oiematid  denkt 

8ehr  fraglich  erscbeiot  es  auch  ferner,  ob   In    dem    Umstände,  daf«  die  Bestiotmang 
in  Pos.  9  ursprünglich  in  Pos.  4  «ntbalteu  war  und  rn    der  3.  Lesung  von  derselben  ge-  M 
trennt  wurde,  ein  neuer  Gedanke  su  sehen  i»t.    Kach  der  Entatehuug$ge*»chichte  der   Püs,  5  fl 
«rscbeint  die  Auslegung  sehr  wohl  barechtigt  in  dem  Vorhandensein  des  ,. offenen  Ladens^ 
ttfn  hervnrrngendes    Merkmal    für   die  Beurteilung    der  Frage  zu  sehen,  ob  der  GetchifU- 
betrieb  Über  deo  Kreis  der  Mitglieder  hinausgeht. 

Was    das    ObcrverWÄltung^gericht  weiter   in  der    augefdhrteu  KQtscheiduug  über  du 
Wesen  ein«»  Konsumvereins  ausgeführt,    ist    für    die    vorliegende    Steuerfrage  nicht  weiCef 
von  Bedeutung,  denu  es  kommt    hier  nicht  darauf  an ,  ob  es  für  den  Verein  vort«ilhalter  ] 
Ist,  dafs  er  nur  an  Mitglieder  oder  auch  an  Nichtmitgüeder  verkauft^  sondern  allein  darstfl^J 
welche  der  beiden  RlcbluiigeD  er  tbatsitchlich  eingeschlagen  hat. 

Dafs  Pos.  Ö  sich  sowohl  auf  Konsumvereine  besieht,  die  nur  au  MitgUeJer  verkattfea^i 
wie  auf  solche,  die    auch  an    Nichlmitglieder    Waren   abgeben ,    BLfst  »ich,   wie  eben  nach- 
gewiesen  ist,  nicht  durch  die  Entstehung    des  Gesetaes  rechtfertigen,     die    Annahme  steht  | 
mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  sogar  im  Widersprach  und  kann  jedcnfAlls  nicht  in  dem- 
selben    ihre    Begründung    Ümden    —    vor     allem    steht   der  Aun&huie,    wie  sofort  gexeij^t 
werden    soll,    die    Einachrünkang    in    Pos.    5    mit  offenem    Laden  entgegen.     Wire  di« 
Voraussetaang  des  Oberverwaltungsgerichts  zutreffend,  so  bitte  sich  da»  preuf»ische  Gesetz 
Im  Gegensatz  au  dem  §  8  Abs.  4  des  Geoosbcusehartsgesetses  vom   1.  Mai   1889  geästst; 
denn  letztere  Vorschnft  verbietet    die  Wareoabgabe  an  Nicht mitgHeder,  und  nun  kann 
doch  unmöglich  ein   Landesgesetz  die  Uebertretnng  des  Verbotes  als  etwas  regelmlTstg  Ge- 
gebenes zur    Grundlage    einer    Besteuerung  machen !     Die  Annahme,    dafs    in    st^nerÜcher  i 
Beziehung  Genosscnschzften,  die  tiui   mit  Alitgliedern  Geschäfte  macheUt  solchen  gleichj^e-  j 
stellt    werden  sollen ,    deren    Geächäfts betrieb    Qber    den    Kreis    der    Mitglieder  hinausgeht, i 
widerspricht    der   wirtschaftlichen    und   rechtlichen    Natur  ^    wie    diese    von    deo    höchitea  J 
Gerich tshofefi  anerkannt  ist.     Setzt  sich  ein  Gesetz  darüber  hinweg,   so  mafs  dasselbe  i 
klar  zum   Aufdruck  bringen,  und  das  ist  in  §  1  Pos.  6  des  EiukoniJDeasteiiergeseCies  gai 
gewifs   nicht  der   Fall. 

Da»  überverwaltungsgericht  stellt  weiter  den  Bogrifi  „offen*^  dem  Begriff  „gescblosiea*'  | 
gegenüber,  läf!>t  aber  dabei  unbeachtet,  daf»  im  Gesetz  das  Wort  ,,offdn^*  mit  dem  Worll 
,, Laden''*  einen  Begriff  bildet  und  kommt  von  unrichtiger  Voraussetzung  uatnrgemifs  m-l 
dem  fslschen  Schltifs,  dafs  Jeder  ,,Laden*'  seiner  Natur  nach  „offian*  ist»  dafs  es,  um  ihraT 
diese  EigeniichAft  zu  nehmen,  nötig  ist,  denselben  3tu  ,,»chliefsen**. 

Diese  Auslegung  »teht  aufser  Zweifel  im  Widerspruch  mit  dem  Sprachgebrauch,  der 
unter  einem  „geschlusseneQ^*^  Laden  einen  solchen  versteht,    iu  dea  Hberbaupt  iiiehlJ 
verkauft  wird,  der  für  niemand  zugkugllch  ist. 
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Man  mufs  yielmehr  fj^egen (überstellen  ,,Laden*'  und  „offener  Laden'',  es  ist  nicht  der 
Oegensats  su  „offen**  zu  suchen,  sondern  sn  ,,offeDer  Laden'*,  sonst  könnte  man  f&r 
„geschlossen**  noch  manche  Beseichnnng  finden,  die  gans  gewifs  nicht  pafst.  Es  ist  auch 
im  Gesetse  dorchans  nicht  begrfindet,  daTs  sich  der  Gesetsgeber  anter  dem  Zusatz  „offen" 
SU  „Laden"  nichts  gedacht  haben  soll,  das  wftre  aber  der  Fall,  wenn  jeder  Laden  schon 
seiner  Natur  nach  offen  sein  soll.  Da  nun  jedes  Wort  des  Gesetzes  einen  Sinn  haben 
ffiurs,  so  ist  SU  prilfeu,  was  ,,Laden*'  im  Gegensats  su  „offenem  Laden*'  bedeutet. 

Dafs  ein  that sächlich  yerschlossener  Laden,  so  lange  dieser  Zustand  anhält,  als 
benntstes  Verkaufslokal  äberhaupt  nicht  betrachtet  werden  kann,  bedarf  nach  diesem  Hin- 
weis wohl  keiner  weiteren  Ausfahrung.  Es  bleibt  daher  nur  übrig,  wenn  die  Zusammen- 
stellung „offener  Laden"  einen  Sinn  haben  soll,  als  einen  „nicht  offenen  Laden*'  einen 
solchen  au  bezeichnen,  der  nicht  für  das  Publikum,  nicht  für  jedermann  zugäng- 
lich ist,  sondern  nur  für  einen  bestimmten  Mitgliederkreis. 

Die  Verhältnisse  liegen  für  den  „Laden"  ebenso  wie  bei  Parks  und  Gärten :  ein 
„offener'*  Garten  ist  dem  „Publikum"  geöffnet,  ein  Garten,  der  einem  Kasino,  einer  Ge- 
teilschaft gehört,  braucht  durchaus  nicht  physisch  geschlossen  su  sein,  so  dafs  ein 
jeder  Eintretende  etwa  läuten  mufd,  um  ihm  den  Charakter  als  ,, offenen'*  su  nehmen,  es 
genfigt  Tollkommen,  wenn  durch  andere  geeignete  Hafsnahmen  ersichtlich  gemacht  wird, 
dafs  nicht  ein  Jeder  Zutritt  hat  —  mit  anderen  Worten,  wenn  er  symbolisch  ge- 
geschlossen  isr. 

In  dem  Staatseinkommensteuergesetse  und  der  Anweisung  su  demselben  fehlt  es  an 
•einer  Begrifftbestimmung ,  aber  in  der  Anweisung  zu  dem  Gewerbe steuergesetz  (Art.  11 
Mo.  ,2  wird  als  „offener  Laden"  jedes  Lokal  bezeichnet,  „welches  zum  Verkauf  von 
Warenvorräten  im  Kieinverkehr  an  das  Publikum  dient." 

Das  Oberverwaltungsgericht  scheint  freilich  ansunehmen,  dafs  auch  der  Laden 
«Ines  Konsumvereins,  su  dem  nur  Mitglieder  Zutritt  haben,  dem  Publikum  dient. 

Ein  Konsumverein  aber,  der  nur  an  Mitglieder  Waren  abgiebt,  verkauft  nicht  an 
das  Publikum,  d.  h.  an  jedermann,  der  kaufen  will,  sondern  an  einen  bestimmten  Mit- 
^liederkreis.  Ein  Lokal,  in  dem  es  ersichtlich  gemacht  ist,  daf;*  nur  an  die  Mitglieder  einer 
bestimmten  Gesellschaft  Waren  abgegeben  werden,  „dient*'  daher  nicht  dem  Verkauf  an 
das  Publikum. 

Darauf,  o  b  der  Laden  auch  dem  letzteren  Zwecke  dienen  könnte,  wenn  er  in 
anderer  Weise  benutzt  wird,  kann  es  hier  natürlich  nicht  ankommen,  sondern  nur  auf 
die  wirkliche  Verwertung. 

Wiederum  mag  auf  die  Aehnlicbkeit  mit  einem  Garten  hingewiesen  werden.  Der 
Garten  kann  unverschlossen  sein,  wenn  er  auscbliefslich  für  gewisse  Personen  bestimmt 
ist,  so  dient  er  nicht  dem  Publikum,  das  kann  nur  von  dem  Garten  gesagt  werden, 
zu  dem  jedermann  thatsächlich  und  rechtlich  Zutritt  hat. 

Die  rechtliche  Seite  hat  das  Oberverwaltungsgericht  ganz  unberücksichtigt  gelassen, 
und  doch  ist  dieselbe  von  entscheidender  Bedeutung,  denn  wider  Willen  der  Organe  der 
Genossenschaft  kann  der  Laden  nicht  seiner  Bestimmung  —  Verkaufslokal  für  die  Mit- 
glieder —  entzogen  werden. 

Zum  Beweise  dafür,  dafs  die  Begriffe  „offener  Laden"  und  „Publikum"  so  auszu- 
legen sind,  wie  es  hier  geschieht,  mag  noch  auf  eine  Entscheidung  des  Grofsherzoglich 
badischen  Ministeriums  der  Finanzen  vom  3.  Januar  1891  verwiesen  werden,  in  der 
es  heifst: 

„in  einem  offenen,  d.  h.  in  einem  solchen  Laden  ....  der  nicht  nur  den 
Mitgliedern  des  Vereins,  sondern  dem  Gesamtpublikum  zum  Zweck 
von  Wareneinkäufen  offensteht". 

Aas  allen  diesen  Gründen  erscheint  die  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts 
nicht  gerechtfertigt.  Freilich  wird  es  nicht  leicht  sein,  der  hier  vertretenen  Ansicht 
Geltung  zu  verschaffen".  — 

An  dieser  Entscheidung  hat  das  O.Y.O.^)  festgehalten,  obwohl  der 
%  30a  des  Gesetzes  vom  12.  August  1896  bestimmt,  dafs  „für  Konsum- 
vereine, welche  einen  offenen  Laden  haben'^  der  Yorstaud  eine  Anweisung 
zu  erlassen  hat,  nach  welcher  die    Mitgliederlegitimation  beim  Warenein- 


1)  cf.  Bl.  f.  G.-W.  tl/1897. 
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Jaiif  m^  «HMcea  bat»  md  das  GeMta  di#  ToUnte  vit  Simr«  bdboht^ 
mnm  m  mi  Niehtiiiit|^Q«der  Tnkiuifmi  ••  Mlkni  Mhii^ladffirbitinifliiwAeB» 
fi#  ilm  Lagittnuitiott  llidiiaitgJBadMm  sv  «iiMlq;tott  W«f«^ 
|«bciii  mid  Ni^&taitgliedmr,  tie  düi  Yerktofer  su  «ntMlngteii  WiMMOiAfgib» 
Tiodeiliii,  werden  iMMtnft. 

Ans  dietMa  Ots^sts  ersieht  »icli  ohne  weitereH,  daTa  EoDttiMTeTeime 
Ivots  dM  effoiaa  Ladeoi  gcswuugoD  aind,  nur  an  Mitglieder  Wareo  absn- 
felMlly  dili  alffO  die  ADnalifae  io  der  begrüuduiig  des  EiDkommeDJ^tauer- 
^yisetxes  das  Halten  offeuer  Lädea  echüt^fte  die  Beschränkung  dei  6e- 
päliltsbetriebea  auf  den  Kreii  de?  Mitglieder  aui,  unriühtig  iit. 

Der  KoDtnmTereiQ  »^Aiodse^*  eu  Ebariwalde  e.  G.  in,  b.  R,  ent- 
fehlofs  deh  daher,  di^  Steuer  frage  nochmals  zur  EijUeheidurtg  dei  Ober- 
TerwaliuDgsgeriehU  zu  bringen.  Die  Yeranlagsung  d&Eti  bot  die  Heiaii- 
idehimg  wax  KoiiiinilDaleiiikotnmeDiteuer,  da  dai  Kototuiitialab|rabeiigeietf 
TOm  14.  Juli  1898  mit  BtEug  auf  den  „offenen  Laden''  bei  Koneumrereiuen 
Ton  der  gleaehen  Yer&usst^tzung  auigebt,  wie  dm  ^taiit^einkominenstauef» 
getets  Tom  24.  Juni  1891. 

Der  Magssteat  lehnte  deu  Einspruch  ab,  der  Beiirk£ausichnrs  wiei^ 
die  l[Iage  ab  und  düB  Obt^rTerwaltutig^geriebt  bat  am  5.  d,  M,  die  Be- 
Tidon  Terworfen ,  das  Gericht  hat  aii  dem  Grundsatz  festgehalten  *  dafs 
du  KoneuBiYerdii  9  detten  Laden  nioht  durch  ein  phjsidches  Hindemla 
^eecUosseo  iet,  stcuerpfiichiig  ist«  deun  die  Besteuerung  der  Geuosfen- 
lehafteD  eei  Landesiache  Mvä  die  EinselBtaaten  iden  berechtigt,  auch  Ge- 
ttoaeentehaften  la  bi  iteuem ,  deren  Oeicbaft&betrieb  si^h  auf  den  Kreii 
der  Mitglieder  bescbränke.  Die  Vorauafletzungen,  von  denen  aus  man  snr 
Beaieaenmg  der  Kon Bumyt reine  mit  o^tnem  Laden  gekoiumen  mi^  mögan 
vnrichtig  setDy  et  bleibe  aber  die  Eeobtilage,  dafs  ein  KonsumTereln  mit 
offenem  Laden  einkommensteuerpflichtig  sei  und  auf  diese  Thatsacheu 
habe  das  Gesstz    vom  12.   August  1896    keinen  Einflufs  ausüben   können. 

Sonach  sind  den  Konsumvereinen  dieselben  Lasten  ja  teilweise  noch 
schwerere,  durch  §  8  Abs.  2  des  preufs.  Gewerbesteuergesetzes  vom 
24.  Juni  1891  und  durch  die  teils  bereits  eingeführte  (in  Sachsen),  teils 
geplante  Gemeinde-Umsatzsteuer  —  wie  den  Gewerbetreibenden  auferlegt,, 
ihre  Rechte  dagegen  sind  durch,  das  Verkaufsverbot  an  Nichtmitglieder 
weitgehend  beschränkt. 

Das  entspricht  nicht  den  Forderungen  der  Billigkeit  und  Gerechtig- 
keit. 

Wenn  die  Konsumvereine  mit  denselben  Lasten  und  Pflichten  belegt 
werden  wie  die  Gewerbetreibenden  so  mufs  ihnen  dann  auch,  das  Beoht  zu- 
stehen,  ihre  Ware  an  einen  Jeden  verkaufen  zu  dürfen. 

Dieses  Recht  folgt  ohne  Frage  aus  der  gleichen  Belastung.  Solange 
noch  der  Grundsatz :  ,,gleiche8  Recht  für  alle''  besteht,  solange  wird  un- 
bedingt den  Konsumvereinen  das  freie  Yerkaufsrecht  zugebilligt  werden 
müssen. 

Somit  kommen  wir  auf  Grund  von  objektiven  Untersuchungen  lu 
dem  Resultat,  dals  nach  Gleichstellung  der  Konsumverei  ne 
mit  den  G  ewe  rbe  trei  b  en  den  das  Verkauf  sverbot  an  Nioht* 
mitglieder  aufgehoben  werden  mufs.  — 


MUaellen. 
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l^ir  kommoQ  nun  zu  den  Mitteln,  welche  gegen  die  g  r  o  f  s  e  n 
Warenhäuaer  uod  neuerdingB  auoh  gegen  die  Eonsumvereine  vor- 
geschlagen werden. 

ZuDächBt  die  KoDzeAflionierungvoD  Aktiengesellaohaften, 
welche  den  Detail  verkauf  betreiben.  Wir  können  uns  in  dieser  Hiusioht 
auf  dai  oben  Gesagte  über  die  KeazeBflianierung  der  Konitim vereine  be* 
ziehen,  DIeee  KonzefitionsforderuDg  richtet  aich  in  der  Hauptsache  gegen 
den  Offiziers  verein  und  daa  Warenhaus  fUr  deutsche  Beamte.  Hier  ist  die 
8aohlagL>  etwufl  anders«  Wahrend  im  allgemeinen  auf  gewerblichem  Ge- 
biete an  der  Gewerbefreiheit  festg«  halten  werden  mufs ,  und  prinBipiell 
cur  Ausnahmen  gestattet  werden  dürfen,  wo  es  sich  um  die  Gefährdung 
der  Gesundheit  oder  des  Lebens  der  Bevölkerung  handelt  also  beim  Apc- 
theker,  Schnapsßohaok  —  und  Baugewerbe  —  nehmen  die  Beamten  und 
Offiziere,  wie  bereits  oben  ausgeführt,  eine  besondere  Stellung  ein.  Sie 
aind  eben  prinzipiell  keine  Gewerbetreibenden,  In  Bayern  hat  sich  die 
Regierung  gegen  solche  Offiziers-  und  Beamten  Warenhäuser  ablehnend  ver- 
halten;  wir  meinen  auch,  dafs  die  Regierungen  das  Recht  haben  müssen, 
in  dieser  Süche  eine  entsoheidende  Stellung  einzunehmen,  ja  wir  glauben 
sogar,  dafs  tia  Verbot  dieser  Art  von  KonsumvereineQ  keinen  grofsen  Be- 
denken unterliegt;  zum  mindesten  uiufs  die  Forderung  gestellt  werden  — 
wie  sie  ja  in  Freufaen  auch  bereits  erfüllt  ist  —  dafs  eine  Forderung 
dieser  Vereine  von  oben  herab  auBg^'schlosaen  wird. 

Bern  einzelnen  Beamten  und  Offizier  wird  man  ohne  Frage  das  Recht 
zugestehen  müssen,  einem  Konsumvereine  beizutreten ,  er.  sogar  sich  an 
fleiner  Leitung  zu  beteiligen ,  was  aber  im  Interesse  der  Erziehung  uod 
8elb»tiindigmachung  der  Bevölkerung  von  den  Genossenschaften  selbst  gar 
nicht  gewünscht  wird  —  etwas  ganz  andtres  ist  dagegen  der  Zusammen- 
Bchlufi  der  höheren  Beamten  und  Offiziere  zn  solchen  Konsumvereinen 
oder  Warenhäusern.  Nur^  wenn  wirklich  ein  praktisches  Bedilrlnis  vorliegt, 
wie  ev.  füs  gewisse  Militiirartikel ,  in  England  für  die  kolonialen  Truppen, 
wird  man  gegen  solche  Warenhäuser  nichts  einwenden  können.  Sollta 
also  die  Konzessionspfiicht  für  diese  Beamteokonsumvereine  wirklich  einmal 
gesetzlich  eingeführt  werden ,  so  mi^fste  man  für  solche  Falle  von  vorn- 
herein prinzipielle  Ausnahmen  vorsehen. 

Bis  zu  einem  gesetzlichen  Verbot  dieser  Offi^ziers-  und  Beamtenwaren* 
häuser  dagegen  wird  sich  der  Gesetzgeber  wohl  nicht  fortdrängen  lassen. 
Die  Zeiten  können  sich  audern^  und  ebenso  die  Bedürfnisse  naoh  solchen 
Vereinen» 

Für  die  KonzessionieruDg  der  anderen  grofsen  Aktien- Ware nh&uier 
aber,  oder  sogar  für  ein  Verbot  der^^elben  liegt  kein  zureichender  Grund 
vor.  Mit  demselben  Hechte  hätte  man  auch  die  Entstehung  der  Fabriken 
und  gewerblichen  Grofäbetriebe  verhindern  und  hemmen  müssen  —  woran 
doch  heute  kein  vernünftiger  Mensch  mehr  denkt.  Das  Prinzip  der  Kon- 
zeotration,  daa  unsere  moderne  Volkswirtichaft  beherrscht  und  zum  Teil 
umgestaltet,  kann  nicht  vor  dem  Detailhandel  Halt  machen.  Man  kann 
das  für  die  einzelnen  davon  Betrofienen  bedauern ,  man  kann  auch  ver- 
tuchen,  ihnen  den  Uebergangzu  einer  anderen  Erwerbsart  zu  erleichtern,  aber 
diesem  gewaltigen  Naturproiesse  ,  der  der  Gesellschaft  als  Ganzem  unge* 
heuere  Vorteile  bringt»  kann  man  nicht  in  die  Speichen  greifen. 


auf  Vö   ^^^  die  Steuer 
Die    Steuer    betrug    im 
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Aehnlich  liegt  auch  die  Trage,  ob  mati  oicht  diaee  gror^en  Waren- 
bäu«er  und  die  Konsum  vereine  einer  Extrabeateueruug  uuterwerfea 
solle,  UTD  weDigsteDü  eiDigermafdeii  dio  ßrofsen  YorU^ile  des  Grofftbetriebea 
gegenüber  den  Kleinbetrieben  auszugleichen.  Diese  Forderung,  welcbe^^in 
Deutachland  Ton  Beiten  des  Detailhandels  erhoben  wird,  ist  in  Frankreich 
^  allerdings  nur  in  einem  gewisut^n  Gerade  und  auf  ganz  anderem  Wege 
—  durchgeführt.  Frankreich  ist  bekanntlich  das  Land  der  indirekten 
Steuern.  Die  Gewerbeeteuer  wird  z,  B.  in  der  Form  einer  Mietsabgab^ 
einer  Steuer  auf  bewegliche  Werte  und  einer  Abgabe  pro  Kopf  der  An* 
gestellten  erhoben«  Big  1889  betrug  diese  letztere  Abgabe  25  Frcs.  pro 
Kopt'),  die  Mietsübgabe  ^/jo»  <li®  Mobilien Steuer  3  Proz. 

Im  Jahre  1890  wurde    diese    Taze  bei  Gesohälten  mit  über  100  Ad* 
gestellten    auf   50  Frcs.,  die  Mietsteuer   von   ^lo   *"^  ' 
aut    die    Mobilicn    von    3    auf  4  Proz.    erhöht, 
ganzen  von 

L«  Bou  Martbä         393  000  Frcs. 

Le  Louvre  4TOO00       «, 

Le  Printemps  I38000        |, 

h%  bell«  JkrdinUre  1 10  000       „ 

Lft  SftinantiilDe  70000       „ 

Diese  Bteuerlast  i»i  aber  nicht  bedeutend.  Der  Bon  Marchd  hatte" 
1887  einen  Umsatz  von  116  Millionen  Froa.^  tou  diesem  hätte  die  Steuer 
nur  0,33  Proz.  ausgemacht;  da  der  Umeatz  über  bis  1889  schon  auf 
134  Millionen  Frcs.  angewachseD  war,  ao  Terringerte  sich  jedenfalls  der 
Prozentsatz  der  Steuer  noch  etwas.  Gegenüber  der  Steuerlast  des  Stutt- 
garter KoDBumTereiofi  tod  1^3  Proz.  des  Bruttoumialzes  ist  demnach  die 
franzö&ißchr  Bleuer  eine  nur  niedrige  zu  nennen,  obwohl  sie  wenigstens 
einen  Ansatz  Yon  einer  Progro8sivität  in  sich  tragt.  In  Deutschland 
unterliegen  die  grofsen  Warenhäuser  derselben  Besteuerung  wie  die  anderen 
Gewerbetreibenden,  d.  h.  also  der  Einkommensteuer  und  der  Gewerbesteuer» 
die   ja  aueh  bereits    progressiv    gehalten    sind. 

Die  Yortreter  des  Kleinhandels  verlangen  nun  eine  Kxtrabesteuerung 
der  grofsen  Warenhäuser^  und  es  sind  dem  preufs.  Landtage  bereita 
mehrere  derartige  Entwürfe  eingereicht  worden:  Von  einem  Geschäfts- 
Umsätze  von  ca.  200  000  M.  au  soll  eine  progresstT  prozentuale  Steuer 
erhoben  werden.  In  Sachsen  wird,  wie  oben  erwähnt^  eine  solche  ümsats- 
Steuer  von  den  gröfaeren  Geschäften  bereits  erhoben, 

Ohne  uns  hier  weiter  auf  die  Einzelheiten  einzulassen^  wollen  wir 
Bur  die  beiden  wichtigsten  Fragen  prüfen  1)  ist  eine  solche  Steuer  ge- 
rechtfertigt und  2)  wie  würde  sie  wirken? 

Diese  Umsatzsteuer  der  grofstn  Warenhäuser  würde  unzweifelhaft 
eine  A  us  nahm  egese  tzgebun  g  sein.  Wir  haben  bisher  nur  zwei 
scheinbare  Ausnahmen  von  dem  Grundi^atze  der  allgemeinen  Gleichmafsig- 
keit  der  Besteuerung»  dies  sind  die  Branntwein-  und  die  Zuck  er- 
at euer.  Bei  ersterer  ist  1895  die  progressive  Brennsteuer  von  ^/^  — 
6  M.  pro  hl,  bei  letzterer  1896    die  Betriebssteuer  von   10 — 25  Ffg.  pr<^ 


1)  cf.  MatiJ«  A.  «.  0. 
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100  kg  neu  eingeführt.  Indes  kann  man  diese  beiden  Beispiele  nicht 
als  Vorbild  für  weitere  Extrasteuem  anführen,  denn  diese  beiden  Steuern 
dienen  nur  dazu  1)  um  einen  Fonds  für  die  Exportprämien  zu  schaffen, 
und  2)  um  die  durch  die  Besteuerung  gegebene  Begünstigung  der  grofsen 
Betriebe  etwas  auszugleichen.  Es  unterliegt  ja  gar  keinem  Zweifel,  dafs 
sowohl  die  Spiritus-  und  Zuckerindustrie  eine  ganz  andere  Stellung  ein- 
nehmen als  wie  die  übrigen  Industrien,  insofern  sie  von  ihrer  Geburt  an 
die  ständigen  Objekte  für  die  Steuerexperimentierkunst  abgegeben  haben, 
«Is  auch  diese  beiden  Steuern  einen  ganz  anderen  Charakter  tragen  als 
wie  die  übrigen  Steuern.  Dieselben  haben  keineswegs  den  Zweck,  die 
Orofsbetriebe  zu  gunsten  der  kleineren  einzuschränken  und  in  ihrer  Ent- 
wickelung  zu  hemmen,  im  Gegenteil,  sie  wollen  Ton  den  Grofsbetrieben 
nur  Beiträge  erheben,  damit  daraus  für  ihre  Produkte  Exportprämien 
gezahlt  werden  können ;  sie  haben  also  den  Zweck,  die  gröfseren  Betriebe 
exportfähig  zu  erhalten,  sie  zu  kräftigen. 

Gerade  das  Gegenteil  verfolgt  die  Forderung  einer  Extrabesteuerung 
der  Grofsmagazine,  Warenhäuser  und  Eonsumvereine.  Diesen  soll  ihre 
Existenz  erschwert  werden,  sie  sollen  dadurch  womöglich  allmählich  yer- 
chwinden. 

Diese  Eztrabesteuerung  yerstöfst  sonach  ohne  Frage  gegen  den  Grund- 
satz der  Gerechtigkeit  und  Gleichmäfsigkeit  der  Besteuerung;  mit  dem- 
selben Rechte  müTste  man  dann  auch  eine  Extrasteuer  für  die  indu- 
striellen und  landwirtschaftlichen  Grofsbetriebe  fordern. 

Wenn  wir  uns  durchaus  konkurrenzunfähig  machen  wollen  gegen- 
über den  anderen  Nationen,  dann  wäre  das  allerdings  der  einfachste  Weg. 
Wir  würden  dann  das  Grofskapital  vernichtet  haben  und  —  auf  den- 
selben ärmlichen  Standpunkt  herabsinken  wie  in  früheren  Jahrhunderten. 

Wie  würde  nun  aber  eine  solche  Extrabesteuerung 
wirken? 

Zunächst  müfsten  diejenigen  Warenhäuser,  welche  auch  zugleich 
Exporthandel  betreiben,  von  der  Steuer  befreit,  resp.  ihnen  Steuerrück- 
yergütungen  gezahlt  werden.  Geschieht  das  nicht,  so  wird  der  Export 
ruiniert,  oder,  die  grofsen  —  es  sind  ja  meistens  Konfektionsgeschäfte  — 
Warenhäuser  müssen,  um  exportfähig  bleiben  zu  können,  die  Löhne  drücken ; 
dasselbe  würden  aber  auch  die  anderen  Warenhäuser  und  die  Konsum- 
Tereine  versuchen;  die  Lage  der  Angestellten  würde  sich  yerschlechtern, 
Wohlfahrtseinrichtungen  würden  weniger  getrofifen.  Somit  würde  die 
Steuer  auf  die  schwächeren  Schultern  der  Angestellten  und  Arbeiter 
abgewälzt  werden,  diese  Extrabesteuerung  würde  ein  sozialer  Rück- 
schritt sein. 

Zugleich  würden  aber  auch  diese  grofsen  Warenhäuser  auf  ihre  Liefe- 
ranten drücken.  Schon  1891  schrieb  Mataja  in  seinem  mehrfach  ge- 
nannten Buche,  dafs  dieselben  sich  bereits  zu  einem  die  Konjunktur 
beherrschenden  Faktor  aufgeschwungen  hätten;  sie  mit  ihren  grofsen 
Bestellungen  sind  den  einzelnen  Fabrikanten  weit  überlegen;  sie  würden 
ohne  Frage  ihre  steuerliche  Mehrbelastung  mit  Leichtigkeit  aufser  auf 
ihre  Angestellten  und  Konfektionsarbeiter  auch  auf  ihre  Lieferanten  ab- 
wälzen.     Aufserdem    würden    die   Warenhäuser   und    Konsumyereine   yer- 
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süoheo  mliieeii,  tbreo  Fms&ts  su  eFweiterOf  um  dadurdi  die  YerTüfti^mlSE 
die  Beateueruug  wieder  ein  zubringen.  y^Biaber  bttten  wir,  &o  schrieb 
Dr  Crtiger^)  in  den  BK  f.  G..W,,  Steuern  zur  Deckung,  der  Aufwen- 
dungen TOQ  Reiob,  St&mt  u.  «.  w.  und  ferner  Steuern  zum  Schutx 
eines  Gewerbes.  Der  heutigen  Zmt  ist  et  Torbebalteup  die  Steuer  £ur 
¥e  mich  lang  eines  Gewerbes  erfunden  eu  hiben ,  dies  ist  eudi 
der  Obur^ter  der  Um  satis  teuer. 

Nichts  ist  nun  natürlioberj  als  dafä  sieh  die  Gegner  der  Kaoaum- 
Tertitie  dbser  hefTorragenden  Idee  bemächtigt&n.  Die  Konkurreus  wird 
Yerniohtet,  ohne  dafs  man  lelbat  auch  Bur  den  kleinen  Finger  £U  riibren 
braucht." 

,(Dje  Umsatzsteuer  (die  Erdrosselung^steuer,  wie  sie  der  preufiisoba 
Geoeraldirektor  der  direkten  Steuern,  Herr  Burkhardt^  irtiffi^ud  nannte) 
bedeutet  in  Wahrheit  eine  Bcbwicbung  der  wlritchaftlichen  Leistung«* 
fähigkeit  einzelner  Betriebej  sie  ist  ein  Schlag  gep^n  dw  Gewerbe  Freiheit 
Errei^-^ht  sie  diesen  Erfalg  nicht ^  so  ist  ihr  Zweck  Terfehlt.  Eins  steht 
dabei  aber  wohl  fei^t,  die  Umsatzi teuer  wird  am  schwersten  die  mittleren 
Btitriebe  treffen  ^  die  grorsen  Betriebe  werden  sie  überwinden  und  durch 
Erweiterung  ihres  Geschäfts  die  Last  auszuglelcben  süCEhen.  Ba  wird  der 
Pfeil  der  Umsatzsteuer  die  Kleinsten  treffen." 

Biese  kleinen  GeßchittUleut«  hätten  somit  tou  der  Extrahesteuerung 
der  grofien  Waren  häufer  den  n  um  liehen  Vorteil^  als  etwa  Deuischlaiid 
ran  den  periodiuchen  UescbtliUistoükuiigen  in  Amerika,  Jeder  einiiehtige 
Kenner  der  wirtschaftliehen  Di^ge  wcifs,  doii  ein  guter  Geschäftsgang  in 
anderen  Ländern  die  Ausfuhr  dortbin  hebt,  ein  schleohter  dagegen  die^ 
selbe  lähmt  und  somit  ungünstig  auf  die  Ausfuhrländer  zurüokwirkt ; 
ebenso  würde  einerteits  eine  starke  Eindämmung  der  grofaen  Waren- 
häuser höchst  UD günstige  Wirkungen  bezüglich  dee  Konsums  auf  weite 
Kreise  ausüben  können,  ohne  dafs  die  kleinen  Geschäftsleute  davon  Vorteil 
hätten  —  im  Gegenteil,  sie  würden  dayon  auch  ungünstig  mit  berührt 
werden;  man  darf  dabei  nicht  vergessen,  dafs  die  grofsen  Warenhäuser  auch 
konsumsteigernd  wirken  und  dadurch  die  Produktion  heben;  sie  üben 
somit  einen  befruchtenden  Einflufs  auf  die  Produktion  aus  — ;  und  anderer- 
seits ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die  grofsen  Geschäfte  mit  allen 
Mitteln  versuchen,  ihren  Umsatz  zu  erweitern,  und  dadurch  den  kleineren 
Geschäften  ihren  Baum  noch  mehr  einengen. 

Diese  Extrabesteuerung  ist  sonach  ungerecht  und  auch  ohne  Vorteil 
für  die  kleineren  Geschäfte;  natürlich  soll  das  nicht  geleugnet  werden, 
dafs  in  einzelnen  Städten  und  Strafsen  einzelne  Detailisten  durch  das 
Entstehen  von  den  grofsen  Warenhäusern  ruiniert  sind.  Aber  im  gansea 
genommen  leiden  sie  unter  der  eigenen  grofsen  Konkurrenz  weit  mehr 
als  unter  der  jener  Bazare.  — 

Nicht  anders  steht  es  mit  einer  besonderen  Besteuerung  der 
Filialen.  Solche  finden  sich  iu  den  gröfseren  Städten  namentlioh  in 
der  Cigarren-  und  Weifswaren-,  teilweise  auch  in  der  Kolonial warenbrandhe. 


1)  32/1896  und  7/1897. 
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BeBonders  die  Cigarrenläden  einzelDer  grofser  Firmen  haben  es  Terstanden, 
überall  die  betten  Plätze  sich  auszusuchen. 

Dafs  gerade  in  dieser  Branche  eine  ganz  auf ser ordentliche  Ueber- 
fdllung  vorhanden  ist,  springt  jedem  sofort  in  die  Augen.  Ob  da  aber 
durch  eine  Filialsteuer  etwas  geändert  würde,  ist  sehr  fraglich.  Die 
meisten  Filialen  werden  von  grofsen  Cigarrenfabriken  gegründet  und  unter- 
halten, genau  sowie  jetzt  zahlreiche  Bestaurationen  yon  den  grofsen 
Brauereien. 

Gegen  diesen  grofskapitalistisohen  Zug  in  der  Umgestaltung  der  ganzen 
Volks-  und  Weltwirtschaft  wird  man  mit  solchen  Flickmittelchen  nicht 
«nkämpfen  können.  Eine  Filialsteuer  würde  übrigens  denselben  Effekt 
erzielen  wie  die  Umsatzsteuer  der  Warenhäuser,  d.  h.  einen  ganz  anderen 
als  den  gewollten. 

Ueberblicken  wir  nun  noch  einmal  die  von  uns  geprüften  Mittel  und 
Torschläge y    so  haben  wir  folgende  ganz    oder  teilweise    abgelehnt,   resp. 
ihnen  zugestimmt: 
^^     I.  abgelehnt: 

1)  Boykottierung  der  Konsumverein smitglieder. 

2)  Einführung  des  Befähigungsnachweises. 

3)  Verbot  der  Diyidendenyerteilung  der  Konsumyereine. 

4)  Abhängigmachung  von  der  Bedürfnisfrage. 

5)  Verbot  des  Beitritts  für  Kommunal-  und  Staatsbeamte  und  O^iere. 

6)  Verbot  der  Beamten-  und  Offizierswarenhäuser. 

7)  Extrabesteuerung  der  Warenhäuser  und  Filialen. 
IL  Ganz  oder  teilweise  zugestimmt: 

1)  den  Mitteln  der  Selbsthilfe  mit  Ausnahme  der  sub  I  1),  nament- 
lich der  Bildung  yon  Einkaufsgenossenschaften  und  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs. 

2)  Der  Eintragung  aller  Konsumyereine  ins  Oenossenschaftsregister, 

3)  Der  Nichtunlerstützung  derselben  seitens  der  Behörden. 

4)  Der  Konzessionierung  des  Branntweinyerkaufs,  die  übrigens  be- 
reits gesetzlich  durchgeführt  ist. 

6)  Der  yoUständigen  Oleichstellung  der  Konsumyereine  mit  den 
Gewerbetreibenden  in  gewerbepolitischer  Beziehung,  d.  h.  bezüg- 
lich der  Freigabe  des  Verkaufs  auch  an  Nichtmitglieder. 

VI. 

Wir  haben  bisher  die  Entwickelung  der  thatsäohlichen  Verhältnisse 
im  Kleinhandel  kennen  gelernt,  wir  haben  die  gegen  die  Konsumyereine 
und  Grofsmagazine  yorgeschlagenen  Mittel  yom  juristischen  und  yom  Stand- 
punkte der  Volkswirtschaft  aus  geprüft  und  sind  zu  dem  Resultat  ge- 
kommen, dafs  die  radikaleren  Mittel  zum  Teil  gegen  das  Prinzip  der 
Freiheit  und  Gerechtigkeit  verstofsen,  zum  Teil  aber  ganz  andere  yolks- 
wirtschaftliche  Wirkungen    nach   sich  ziehen  würden,    als   man    erwartet 

Wir  haben  nun  noch  die  Frage  zu  prüfen,  ist  die  Lage  des 
Kleinhandels  wirklich  so  ganz  aussichtslos,  wird  er  yon  den 
grofsen  Warenhäusern  yersohlungen  werden,  oder  giebt  es  Momente,  welche 
dieser  Aufsaugung  entgegenwirken  i 
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Fragen  wir  Äünächit  die  Htatiatik,  Im  Jahre  1882  wurden  telb- 
etätidig^  Gewerbt^tfeibeiide  im  Handelag^werbe  (Hauptberuf)  447  226  p- 
ilblt,  1895  578  497,  aW  131  271  mehr,  Bm  iit  demnaf^b  ©iDe  niclit 
uu  bedeuten  de  ZunahiDe. 

Im  Jahre  1895  letzten  sich  die  Gröfienklaiseti  im  HaDdebgewerbe 
folgeudeTmareeu  zusammea:     la  waren  Belbitäodig  EtwerbBthätige : 


1605 


18BS 


Thlrij^e  Personen  { 

W. 

M. 

ttber  SO     /H»tlptberar 
aber  SO     JNebBßberaf 

4  483 

rs*    1 

9 

— 

IL 

6  829 

n-10    1«; 

8591 
30 

JSO 

^N, 

4  4^1 

fi_tO     P- 

31717 

^m 

^     *        \N. 

I&3 

5      ^ 

t  P«ra4in      H. 

158  90S 

26  776 

H. 

414153 

22  436 
230  366 

10^4 
113^1^0 

'   N. 

104056 

»a.  U. 

434  06s 

5b6  4 

142363 

^8 

H. 

430  $8a 

N 

33628 

I  ogo 

K. 

108477 

33  7iS 


Die  kleineren  Geichfctfteleutep  10  deren  Geschäfteu  1—5  Feraonei» 
thÜtsg  ilnd,  machten  1895  (im  Hauptberuf)  529  900  toq  566  428»  alio 
93,5  Pros.  auB^  g<^gBii  98,3  Vtoz.  in  18B2>  Man  ersieht  aus  diesen  Ziffern 
eo  recht  deutliob,  daf«  gerade  die  alkrkleioiten  Geschäfte,  wo  nur  eine 
PeriOQ  thätig  ist,  mit  344  216  Perftoneni  60  Proz.  der  sämtlichen  aeib- 
etändigen,  im  Hauptberuf  Erwerbathätigen  dies  kleine  Kramerelement  die 
mittk'ren  Goicbäflo  weit  mehr  schädigt,  aia  die  grofeen  es  tbnni  Aller* 
dinga  ist  der  ProKenlsatE  der  Geaehäftaleitte  mit  l — 5  Thatigen  von  9S^S 
auf  93,5  Prez.  aller  im  Handel  seJbitändig  Erwerbathitigen  gei unken,  aber 
dieses  relative  Sinken,  resp.  die  Zunahme  der  grofsen  Geschäfte  ist  grolsen- 
teils  auch  auf  die  Eechnung  der  Banken  zu  setzen,  wo  die  Konzentration 
stetige  Fortschritte  gemacht  hat. 

Wenn  wir  annehmen,  dafs  in  den  grofsen  Geschäften  mit  über  20 
Personen  durchschnittlich  40  Personen,  in  denjenigen  mit  11 — 20  Personen 
15,  dann  mit  6 — 11  Personen  8,5,  dann  mit  2 — 5  Personen  durchschnitt- 
lich 3,5  Personen  thätig  sind,  so  erhalten  wir,  wenn  wir  die  Zahl  der 
Geschäftsleute  mit  diesen  Durchschnittszi£Pem  multiplizieren,  folgende,  die 
Maohtyerhältnisse  ausdrückende  Zahlen  (Nebenberuf  mit  einbegriffen) : 

über  80  181  480 

11—20  134  "5 

6 — 10  196  503 

2—  6  732214 

1  344216 

Sa.  I  588  528 

Unter  obigen  Yoranssetzungen  würde  der  Kleinhandel  (2 — 5  Personen) 
45,7  Proz.,  die  Kategorien  1 — 5  aber  68  Proz.,  dagegen  die  beiden  obersten 
11 — X  nur  20  Proz.  des  Gesamthandels  ausmachen. 

Der  mittlere  Detailhandel  hat  sonach  immer  noch  ein  ganz  bedeutendes 


•^ 
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TJebergewicht  jm  Gesamihande].  £r  würde  sich  aber,  das  ist  Datürlich. 
zuzugeben,  noch  weit  mehr  ausgedehnt  haben,  wenn  ihm  nicht  die  Waren- 
häuser und  die  Konsumvereine  auf  der  einen,  die  Kleinkrämer  auf  der 
anderen  Seite  Konkurrenz  machten.  Im  Waren-  und  Produktenhandel 
allein  waren  nun  1895  476  624  Personen  Selbständige,  99  773  Angestellte 
und  420  873  gegen  Lohn  thätig.  Von  den  letzteren  waren  49  521  Familien- 
angehörige, 260477  Dienstboten  und  110  875  Arbeiter.  Die  Waren-  und 
Produktenhändler  machten  1895  8,6  Proz.  aller  selbständigen  Erwerbs- 
thätigen  aus.  Im  Jahre  1882  wurden  380  228  selbständig  Erwerbsthätige 
im  Warenhandel  gezählt,  sie  machten  Ton  den  4,85  Millionen  Erwerbs- 
tbätigen  7,8  Proz.  aus.  Demnach  hat  sich  die  Zahl  der  Warenhändler 
um  0,8  Proz.  stärker  vermehrt  als  die  selbständigen  Erwerbsthätigen  im 
ganzen  genommen.  Der  üebersichtlichkeit  wegen  wollen  wir  die  betr. 
Daten  von   1895  und  1882  gegenüberstellen: 

Zahl  der  im  Waren-  und  Produktenhandel  Thätige[n: 


Selbstfindige 

Angestellte 

Gehilfen  und  Arbeiter 

1882 

1895 

1882             1895 
Im  Hauptbernf 

1882 

1896 

1) 

380  228 

476  624 

56  256         99  773 
Im  Nebenberuf 

238370 

420873 

«) 

150920 

165  376 

958            I  380 

25202 

92  181 

Unter  1)  weibliche  ErwerbstbÄtige  im 

Hauptberuf 

8) 

93301 

126787 

1514           6776 

52637 

13675» 

Die  Zahl  der  Warenhändler  hat  um  25  Proz.,  die  Zahl  der  An- 
gestellten um  77  Proz.  zugenommen.  Im  Jahre  1882  kam  auf  6,7  selb- 
ständige Warenhändler  l  Angestellter,  1895  aber  schon  auf  4,8.  Demnach 
ist  ohne  Frage  eine  Vergröfserung  der  Geschäfte  eingetreten,  wir  werden 
aber  wohl  nicht  fehlgehen,  wenn  wir  die  Vergröfserung  der  Betriebe 
ebenso  sehr  bei  den  mittleren  Detailisten  mit  3 — 6  thätigen  Personen 
als  bei  den  gröfseren  Geschäfte  suchen. 

Jedenfalls  beweist  die  schnellere  Vermehrung  der  Zahl  der  Waren- 
händler als  die  der  gesamten  selbständigen  Erwerbsthätigen,  dafs,  wenn 
die  Lage  der  einzelnen  sich  yerschlechtert  hat,  daran  die  eigene  Ueber- 
füllung  des  Standes  die  Hauptschuld  trägt. 

Trotz  des  Emporkommens  der  gröfseren  Warenhäuser  und  der  Konsum- 
Tereine  also  doch  eine  solche  starkeZunahme  des  Detailhandels! 

Wir  vermögen  also  nicht  die  Befürchtungen  des  Kleinhandels  wegen 
seiner  Zukunft  zu  teilen.  Der  Ausbreitung  der  Grofsmagazine  und  der 
Genossenschaften  sind  natürliche  Grenzen  gezogen,  wie  wir  weiter  unten 
noch  sehen  werden.  Die  Genossenschaft  ist  zwar  nach  Dr.  Crüger  (a.  a.  O, 
8.  9)  für  den  Minderbegüterten  das,  was  die  Aktiengesellschaft  für  den 
Kapitalisten,  und  sie  hilft  ihm  dazu,  Kapitalist  zu  werden,  doch  kann  dies 
immer  nur  im  beschränkten  Umfange  der  Fall  sein,  da  die  Gewinne  wohl 
meistens  wieder  für  die  Konsumtion  verwendet  werden.  Aber  weiter  be- 
merkt Dr.  Crüger,  Gierke  („Deutsches  Genossenschaftsrecht'*)  zitierend: 

„Doch  höher  noch  als  der  von  der  Gesamtheit  auf  die  Glieder  surUckströmende 
materielle  Vorteil  .  .  .  steht  der  Zuwachs,  der  durch  die  Genossenschaft  dem  Menschen 
als  Menschen  wird  .  .  .     Die  Genossenschaft    ist  eine  Schale  für  das   gesamte  öfifentlich» 
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Qiid  )>ii«to  L^bM/*  la  diM«r  B«^Aaag  U  hrnmäm»  iriebtit  d«r  Vorteil,  dsft  dit 
CkttSMaft  ItfatB,  ww  latwuitimimilmohaft  itt  0te  HMp^tdiatsaf  4m  MSäaMObk- 
gtflIkU  »^(t  4aiia,  dafii  ••  dl«  ffliinnii^iiiilhn  mildtvli  j#  jB^pdbfiHMr  wmä  hxm§m 
m  wird,  dMto  wtoifw  wird  dM  L^m  iia  lUmpi  «Uvr  ««gw  •!!•  mIii''.  »Mi  Orifv 
kl  dM  IfiBdsM  dw  GmMMBMluiftMi  ^  Bdktepta«  dM  Bgd^  Im  Htadil  nad  fai 
4ir  ProdttktioB  dvrdi  AjuMamam  d«r  widtnlwlKadii  ~ 


Und  OoQxad  sagt  in  leineBi  Bafoz«!  («.  «.  0.  8.  IM); 

n.  • .  8o  wird  In  tMhiFIUmi  muw^Miiift  In  d«r  wirkumrtiii  W«iM  Utrdndi(dmk 
^  KonramTtftfM)    «In«  aoctiBttMa«  Koakutmi  liMiii%»lttlirt|   abtr  nur  wo  iMMifß 


Md  UifäUlfrat«  Ldtor  n  die  SpItM  «i  stellia  mA^Uk  bt,  die  Ia  d«  JUft 
▲rMt  dtn  ko&knnrlMvadMi  KMifkniMi  gtfaattb«r  wlAmm  danlunifUiriB,  daaa' 
mr  nr  mm  tuMptOflUl^ttoii  KouiunttbUiM  der  Mmm  bd  ucwoMmcr  VwleOBi«  d« 
V«riuuiftst«llea  (ttr  den  kldoea  Umw  imd  nsr,  weiio  •!•  dl«  P^nloBMi  la  gaaifiB^  ^Wm 
Tille  eeriecea,  am  der  Arbelfeerte«  die  adtlge  Hüls  sa  teO  werden  aa  laeiea.  l^aa  lu»fi> 
'  eiflUiehitea  Sefea  wird  amo  aaswelfelbafl  la  eaeliea  hafaea  la  der  pidagogketai  Wldfciai^ 
la  der  Sniehttag  aar  Hanehiaag  aad  daoilt  In  dem  Xatgegentratea  der  waeheriiabea  JüMk 
beatang  bei  dem  Kredttlerea  der  Waren,  die  )a  leider  weit  ve^caiMI  let  Gaaa  beeoadem 
wirksam  sind  dieee  V«rela««teU  gewesen,  wo  sie  Toa  dea  elaaelaea  Uateraelmeera,  dea 
grSfimren  Pabrikaatea»  dea  gHlüMree  Oraadbeeltaem  eelbet  elagirleblet  siad,  wo  sie  sieb 
anmittelber  an  den  Arbeiter  ^readea  aad  Uua  direkt  aar  Band  sted. 

Aber  ee  Ist  elae  lUasioa,  aa  meineai  dad  diese  KoasamT«relae  tbarall  den 
eegeasrelcbstea  Haflolii  aastbea.  Wo  aUt  eia  wirlOleher  Blag;  eleb  beOifdal,  wo  griMbsre 
Baadlaagea  vorbaadea  slad,  die  mit  lateUgeaa  aad  la  solider  WoIm  Ibre  AaUfebe  er> 
Itllea,  da  wird  aaeh  la  der  Gegenwart  eia  KoaeamTerela'  nkhts  Weseatlieb^  Mrtea,  da- 
bar  alcbt  ndtig  sda  aad  besser  aiebt  las  Leben  geralsa  werdaa.  Aasaaq^tian,  wo  £e 
▼erbiltabee  daaa  aageibaa  oder  al^t,  malk  la  dem  elnaeJaea  FsUe  basondera  vor- 
bebaltea  blelbea.«« 

Und  Wolter  (8.  152): 

,yla  Beaag  aaf  die  KoasamToreine  Ist  aaswelfiilbalt  aa  sagea,  dafii  tean  ^^tt^ 
allgemelBerang  la  bobem  Orade  wftaselMnsweit  lsl|  dafr  sie  Im  gaaaen  legsasreleb  goiHiAdl 
bi£ea,  dafii  ee  aber  Ulasloa  ist  aa  aieiaea,  dapilt  dea  Swleebenbandel  Imaaelvw  liOf 
sebrinken  an  kSnaea«  sondern  dafs  derselbe  aebea  den  Konsamverdnen  sdao  TOÜa  Be> 
reehtigung  bebftlt  und  ein  allgemeinerer  Ersats   dadarch  nicht  aa  erwarten  stebt.'* 

I^och  eine  Stimme  aus  noch  früherer  Zeit  möohten  wir  anführen, 
£.  Dühring  (Kursus  der  National-  und  Sozialökonomie.  Berlin  1873, 
8.  337  ff.).  Derselbe  äufserte  sich  dahin,  dafs  von  den  Asaoziationen 
die  VorBchuffivereine  für  die  kleingewerblichen  Unternehmer,  die  Konsum- 
vereine dagegen  für  die  Konsumenten,  insbesondere  für  die  Arbeiter,  passend 
seien.  Eine  Nützlichkeit  der  Konsumvereine  sei  nur  da  gegeben,  wo  die 
Yerhältnisse  des  Kleinhandels  entweder  noch  sehr  unentwickelt  oder  aber 
ausnahmsweise  einer  bes.  Verwahrlosung  anheimgefallen  sind,  also  auf 
dem  Lande,    und  wo    das  Borgunwesen    eingerissen  ist.  — 

Diese  Voraussage  ist  nicht  völlig  eingetroffen.  Seit  Anfang  der  70  er 
Jahre  haben  die  Koosumvereine  bedeutende  Fortschritte  gemacht;  und 
sie  werden  auch  höchstwahrscheinlich  noch  weiter  zunehmen,  ebenso  wie 
auch  der  professionelle  Detailhandel  noch  weiterer  Ausdehnung  in  Zu- 
kunft  fähig  sein  wird.  — 

Es  müssen  somit  Einflüsse  wirksam  sein,  welche  dem  Detailhandel 
als  Schutzwehr  gegen  die  Grofsen,  gegen  eine  solch  schnelle  Konzentration 
dienen,  wie  wir  sie  in  manchen  Gewerbezweigen   gesehen  haben. 

Wenn  auch  die  Grofsmagazine  mannigfache  Yorteile^)  vor  den  kleine- 


1)  cf.  MaUja,  a.  a.  O. 
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ren  Geschäften  voraus  haben,  wie  billigere  Einkaufspreise,  niedrigere 
General  kosten,  Barzahlung,  raschen  Umsatz,  reichere  Auswahl,  Beherrschung 
der  Konjunktur,  so  sind  doch  auch  dem  Anwachsen  dieser  grofsen 
Warenhäuser  und  der  Ko  nsumyereine  Schranken  gesetzt, 
die  nicht  zu  gering  angeschlagen  werden  dürfen. 

Wir  sehen,  dafs  die  reellen  grofsen  Warenhäuser  auf  dem  Kontinent 
sich  mehr  oder  weniger  auf  die  Konfektions-,  Bekleidungs-  und  Galanterie- 
warenbranche — ,  die  billigeren  Bazare  allerdings  führen  bereits  auch  alle 
nur  denkbaren  Artikel  —  die  Konsumyereine  hauptsächlich  auf  Nahrungs- 
und Genufsmittel  beschränken. 

Das  hat  seine  natürlichen  Gründe.  Einen  nennenswerten  Gewinn 
können  die  Konsumvereinsmitglieder  nur  durch  den  Bezug  der  täglichen 
Bedarfsartikel  des  Lebensunterhaltes  erzielen,  da  der  Verbrauch  anderer 
Waren  dagegen  kaum  ins  Gewicht  fallt.  Und  die  reellen  grofsen  Waren- 
häuser müssen  sich  auf  ein  bestimmtes  Feld  beschränken,  weil  sie  nur 
so  das  Feld  übersehen  und  stets  das  Neueste  und  Modernste  liefern  können. 
Da  sie  aufeerdem  im  Mittelpunkte  der  grofsen  Städte  liegen,  so  werden 
die  femer  Wohnenden  ihren  Bedarf  nur  in  wertvolleren  Waren,  die  man 
nur  zu  gewissen  Zeiten  kauft,  dort  decken.  Der  gröfste  Teil,  der  Artikel 
dieser  Geschäfte  wird  also  in  Saisonwaren  bestehen. 

Auch  für  den  Warenversand  sind  natürliche  Schranken  gesetzt; 
viele  entschliefsen  sich  schwer  zu  schriftlichen  Bestellungen ;  für  den 
Einkauf  vieler  Sachen  mufs  man  persönlich  anwesend  sein,  so  bei  allen 
Sachen,  die  individuell  angepafst  werden  müssen;  mancher  will  zuvor 
sehen,  was  er  kauft.  Wir  müssen  somit  folgecde  Unterscheidungen  machen 
und  Grenzen  ziehen : 

1)  Saisonwaren,  namentlich  Artikel  der  Damen-,  teil- 
weise auch  der  Herrenkonfektion,  werden  immer  mehr  den 
grofsen  Warenhäusern  anheimfallen.  Nur  die  billigeren  Sachen  dieser 
Branchen,  welche  für  das  einfachere  Publikum  bestimmt  sind,  bleiben  den 
Detailgeschäften  vorbehalten ;  allerdings  werden  sie  uoter  der  Konkurrenz 
der  Schleudergeschäfte  zu  leiden  haben.  Gegen  diese  aber  bietet  ihnen 
das  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  eine  kräftige  Handhabe. 

Auch  der  Spielwarenvertrieb  scheint  jetzt  mehr  und  mehr  diesen 
60  Pfennig-Bazaren  zuzufallen. 

2)  Die  Gegenstände  des  täglichen  Lebensbedarfs  bilden 
ein  beinahe  thatsächliches  Monopol  des  Detailhandels.  Den  Konsum- 
vereinen, welche  sich  in  der  Hauptsache  auf  diese  Waren  beschränken 
müssen,  sind  durch  die  Entfernungen  weitere  Schranken  gesetzt.  Bei 
allen  diesen  Dingen  des  Lebensunterhaltes,  welche  voluminös  und  schwer 
sind,  spielt  die  Entfernung  nach  wie  vor  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bolle. 

3)  Der  Versand  von  Waren  ist  in  der  Hauptsache  auf  solche 
Waren  beschränkt,  die  keine  individuelle  Anpassung  erfordern;  aufserdem 
steht  ihm  die  natürliche  Bequemlichkeit  im   Wege. 

Diese  natürliche  Bequemlichkeit,  die  Entfernungen, 
die  individuelle  Anpassung  sowie  der  tägliche  Bedarf  an 
schweren  und  voluminösen  Waren  sind  die  natürlichen 
Bundesgenossen  des  Kleinhandels;  darum  wird  derKlein- 
handel  immer  ein  ausgedehntes  Feld  behalten.  — 
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Wai  aber  ktnn  der  Detailhandel  ^ur  V^rbessemug  «einer  Lage  tbufl? 
Penn  ei  wäre  jft  geradezu  UQTeraDtwartlieli,  weDD  er  Dieht  alle  ihm  eu 
Gebote  at  ehe  öden  Mittel  dazu  benutzte,  um  seine  Konkurrenzfäbigkett  zu. 
stärketi.  <2^anäcliBt  miisBeo  wir  uns  darüber  klar  sein,  welohe  EategodeQ 
des  DetailhaDiieli  hier  iu  Betracht  kommen,  Nach  der  eigeoen  Meinung 
desaelben  doch  wohl  ohne  Fra^e  nut  die  mittlartsn  Gesübiift6|  welche  sich 
auf  63.  150  000  belaufen  därften.  Diese  habeu  iiob  naeh  zwm  Seiten 
hin  XU  wehreoj    gegeo  die  grofsea  Geiahäfte  und  gegen  die  Kleinkrämer. 

Da  die  KrreinhuDg  der  geäetilioliee  Beaohränkung  der  Gewerbefreiheit 
Inr  den  Dt^tail bände!  für  absehbare  Zeit  ausgiohtaloi  ist,  ao  wäre  es  wobl 
praktischer,  wenn  der  Detailhaodel  iich  zanachat  einmal  naher  mit  deo 
Mitteln  der  Selbst hilfe  befurste i  uoi  dieie  auf  Ihre  Wi rksamkeit 
hin  zu  erproben. 

Wir  würden  es  allerdings  für  einen  ioxialen  Fortschritt  halten^  wenn 
man  in  dem  Haiidwerkag^setz  Tom  Juli  1B97  dit^  Organisation 
des  Kleinhaudels  mit  der  des  Handwerks  zusammengelegt  hätte,  wie  z.  B. 
in  Sachsen  bisher  alle  Gewerbetreibenden  mit  einem  lieingewinn  bis  £Q 
1900  M.   den  GawerbekammerD  angehören* 

Geratie  dve  Zusamnienftissung  von  Handwerk  und  ICEeinbaudel  würde 
die  extrem cn  bticbtungen  in  den  beiden  Uewerbe7.weii?en  mildern,  und 
den  Hnndwerktikamnit-m  eine  Menge  von  brauchbaren  Elementen  zuführen. 
Allerdin^^^  ul  hierbei  vorausgeBetzi,  dafs  die  Thätigkeit  diefer  Kammern 
nicht  blofs  in  der  Bureau-Schreibarbeit  aufgeht,  sondern  dafs  ein  frischer 
Zug  der  thatkrüftigen  Initiatii^^e  sur  teehni sehen  und  kaufmännischen  Be- 
ratung, Ausrüstung  und  Konkurrenzfähif^maehung  der  Handwerker  in  diese 
Bewegung  hineinkommt  Eine  blof^fie  begutachtende  und  das  Lehrlings'^ 
W4.'ien  kontrollierende  Thatigkeit  würde  den  Kleingewerbe  treibenden  wenig 
nützen   können. 

Die  Lage  des  Handwerks  und  des  Kleinhandels  ist  in  yielen  Be- 
ziehungen fast  dieselbe.  Beiden  kann  mit  den  gleiohen  Mitteln  der  Selbst- 
hilfe noch  in  weitem  Mafse  geholfen  werden. 

Wir  denken  da  zunächst  an  eine  energische  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs ,  der  Sohwindelauktionen ,  der  falschen  Eonkurs- 
ausverkäufe,  der  Warenversteigerungen  etc.  etc. 

Wir  denken  ferner  an  den  genossenschaftlichen  Zusammensohlufs  zu 
Warenbezugsvereinen,  zu  Absatzgenossenschaften  etc.  Dieses  Gebiet  ist 
bisher  nur  in  ganz  geringem  Grade  angebaut. 

Ferner  kommt  in  Betracht  die  technische  und  kaufmännische  Fort- 
bildung, die  Bekämpfung  der  entarteten  Zahlungsweise,   des  Borgsystems. 

Der  Kleinhandel  müfste  ja  wenig  Zutrauen  zu  seiner  Leistungsfähig- 
keit besitzen,  wenn  er  nicht  hofifen  dürfte,  auf  diesem  Wege  seine  Position 
wesentlich  stärken  und  befestigen  zu  können. 

Wir  möchten  bei  dieser  Gelegenheit  ernstlich  davor  warnen,  dem 
Staate  eine  Omnipotenz  beizulegen,  die  er  nie  besessen  hat  und 
nicht  haben  kann.  Der  Staat  kann  wohl  im  Innern  berechtigte  Be- 
strebungen fördern  und  eventuell  ihre  Verfolgung  gesetzlich  regeln,  aber 
^r  kann  und  darf  nicht  einen  Stand  auf  Kosten  der  anderen  beyorsugen 
Aind  materiell  subventionieren.     Er  kann  wohl    das  technische    und  kauf- 
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xnänDisohe  Bildungswesen  heben,  er  kann  Zuschüsse  zu  der  technischen 
Ausrüston^i^  der  Gewerbe  leisten,  aber  er  darf  den  Grundsatz  der  Gerechtig- 
keit und  Billigkeit  gegen  alle  Staatsangehörige  nicht  verletzen. 

Das  Hauptgewicht  wird  immer  auf  der  eigenen  Rührigkeit  und 
Tüchtigkeit  und  auf  der  Selbsthilfe  ruhen.  Wer  sich  gewöhnt,  bei  jeder 
Gelegenheit  sofort  nach  Staatshilfe  zu  rufen,  der  verwechselt  seine  eigenen 
Pflichten  mit  denen  des  Staates.  Der  Staat  soll  nur  einem  jeden  die 
Ausrüstung  zum  Kampfe  ums  Dasein  ermöglichen,  den  Kampf  selbst  mufs 
jeder  allein  oder  im  Verein  mit  seinen  Berufsgenossen  kämpfen.  Wer 
das  nicht  will  oder  thut,  dem  würde  auf  die  Dauer  auch  kein  omnipotenter 
Staat  helfen  können,  wenn  es  einen  solchen  gäbe.  — 

Ueberblicken  wir  zum  Schlufs  noch  einmal  unsere  Erörterungen,  so 
können  wir  die  Ergebnisse  folgendermafsen  zusammenfassen: 

1)  In  Industrie  und  Handel  findet  infolge  der  Anwendung  der  Dampf- 
kraft, der  Notwendigkeit,  die  Maschinen  und  Anlagen  auszunutzen,  und 
bei  der  starken  Produktionszunnahme  und  den  herabgehenden  Preisen 
einen  möglichst  grofsen  Umsatz  zu  erzielen,  eine  fortwährende  Konzen- 
tration, eine  Yergröftterung  der  Betriebe  statt. 

2)  Auf  dem  Gebiete  des  Handels  suchen  einerseits  die  Produzenten 
direkt  an  die  Konsumenten  abzusetzen  (Yersandgesohäfte) ,  andererseits 
sind  die  grofsen  Warenhäuser,  Bazare  und  Konsumvereine  entstanden. 

3)  Der  Umsatz  der  (städtischen)  Konsumvereine  beträgt  in  Deutsch- 
land ca  150  Mill.  M.,  der  Warenhäuser  und  Bazare  ca.  150—250  Mill.  M. 
zusammen  300 — 400  Mill.  M.  oder  1,5 — 2  Proz.  des  Qesamtdetailumsatzes 
von  oa  20  000  Mill.  M. 

4)  Eine  Verteuerung  durch  den  Warenhandel  ist  nicht  nachgewiesen. 
Prof.  Conrad  nimmt  einen  Aufschlag  von  ca.  20  Proz.  im  Durchschnitt 
an;  doch  ist  derselbe  je  nach  den  einzelnen  Waren  sehr  verschieden, 
von  8—300  Proz. 

5)  Die  Grofsgeschäfte  sind  durch  niedrigere  Generalkosten,  billigeren 
Einkauf,  gröfsere  Auswahl,  Barzahlung  etc.  den  kleineren  Geschäften  über- 
legen. 

6)  Doch  leidet  der  Detailhandel  weit  mehr  durch  seine  eigene  Ueber- 
füllung  (1882  gab  es  380  228,  1896  476  624  Waren-  und  Produkten- 
händler; 1882  machten  sie  7,8,  1896  aber  8,6  ,Proz.  aller  Gewerbe- 
treibenden aus). 

7)  Auf  der  Osnabrücker  Konferenz  vom  9.  Dezember  1895  haben 
neben  dem  Allgemeinen  Verband  der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften und  dem  Zentral  verband  deutscher  Kaufleute  19  Handels- 
kammern sich  mit  einem  Schutze  und  einer  positiven  Förderung  des  Klein- 
handels innerhalb  des  Kahmens  der  Gewerbefreiheit  einverstanden,  ins- 
besondere gegen  jegliche  Bevorzugung  der  Konsumvereine,  aber  gegen 
eine  Extrubesteuerung  derselben  und  der  grofsen  Warenhäuser  erklärt. 

8)  Der  Kleinhandel,  namentlich  der  Zentralverband  deutscher  Kauf« 
leute  (Gifhorn),  verlangt  dagegen  ein  Verbot  der  Offiziers-  und  Beamten- 
warenhäuser und  einer  Beteiligung  der  Beamten  und  Offiziere  an  der 
Leitung  der  Konsumvereine,  Abhängigmachung  des  letzteren  von  der  Be- 
dürfnisfrage, Extrabesteuerung  der  Warenhäuser  und  Filialen  und  Ein- 
führung des  Befähigungsnachweises  für  den  Detailhandel. 
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9)  Wir  stallen  ab  Eiobtschiiur  für  alle  Hilf«  für  die  efuzelnei» 
Stände  und  Erwerbssweige  dt»  Prinzip  der  Freiheit  und  Qerechtigkeii 
und  der  SelbatMlf©  in  erster  LiBie  hin.  Wir  Terw eisen  daher  den  Klein- 
Iiandel  emsäcbat  auf  die  letztere,  und  fardeen  die  TÖilige  Glftchttellung 
der  KonsnniTereine,  die  die  gleichen  Lasten  zu  tragen  haben,  mit  den 
GewerbetreibendeD  in  gewerbepoli  tisch  er  Beziehung,  d.  h,  beziiglieh  der 
Freigabe  des  ailgemeinen  Äbgatse«  und  Verkehrs,  währeod  wir  dagegen 
VilU  Äuanflhmemafiregeln  für  zwecklos  und  geräbrlich  halten,  abgesehen 
daTorif  dafs  sie  prinsipiell  in  verdammen   sind* 

10)  Abgesehen  davon,  daPi  es  im  Interesse  der  Portbildting  der 
Kode  und  des  Oeschraacka  durchaus  wlinseheuswert  ist,  dah  grofte  Waren- 
hSuser  besteben,  und  abgesehen  davon,  dafa  an  manchen  Orten  namirnt* 
Heb  auch  auf  dem  Lande,  KonsumTbreine  fast  nneuth ehrlich  sind,  siod 
beiden  gewisse  oatUrliche  Grenzen  gezogen,  die  niobt  übera  oh  ritten  werden 
können : 

a)  durch  die  natürliche  Beqaemliehkeitf  welche  gern  unnötige  Gänge 
und  schrifüicbe  Bestellungen  vermeidet;  dadurch  haben  die  in  der  Nahe 
gelegenen  Gei^ßhäfte  ein  gewisses  nattirliehes  Monopol,  namenüich  für  die 
Gegenstände  dea  täglichen  Leben3bedarft<>r  welche  voluminös  uod  tehwer  tind. 

b)  Burch  die  zentrale  Lage  di  r  grofsen  WarenhUtiier  und  die  groften 
Entfernungen  bia  dabin.  Daher  können  aie  nur  —  d.  h*  die  reellen  und 
ioliden  Geschäfte  —  bessere  Qualitäten  und  hauptsnchlieb  WareD,  die 
man  nur  selten  lu  kauten  braucht,  also  SaisionartikeU  Mode-  und  Eon- 
{«ktaonawajtmiy  tuar«ii;  .  ,   .       ' 

c)  die  KoDtuniTereine  wollen  DWidenden  yertdRen,  ddi^r  rnttatan  m 
mOg^chst  fid  umaeisen;  daa  itt  nur  in  den  hohen  d«t  ti^liehon  lälNme- 
bedarf  mOglieh;  danim  sind  sie  in  der  Henptaeehe  auf  diete  Wmnoi  W 
Bchränkt.  Und  da  ihnen  die  Erriohtung  Ton  zahlreichen  Filialen  in  der 
Regel  zu  teuer  kommt,  sie  also  hauptsächlich  auf  den  Umsatz  der  Zentrale 
angewiesen  sind,  sind  der  Mitgliederzahl  ziemlich   enge  Grenzen  gezogen. 

11)  Aus  alledem  geht  hervor,  dafs  für  den  Detailhandel  noch  für 
lange  Zeit,  vielleicht  für  immer  ein  weites  Feld  übrig  bleiben  murs,  und 
dafs  derselbe  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe,  durch  Bildung  von  Einkaufs- 
genossenschaften, Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs,  der  entarteten 
ZahluDgsweise,  des  ungesunden  Borgsystems,  etc.  etc.  noch  sehr  viel  selbst 
für  seine  Hebung  und  Förderung  thun  kann.  Gerade  in  unserer  Zeit 
mufs  man  dem  ewigen  Rufen  nach  Staatshilfe  energisch  entgegentreten, 
weil  sonst  der  Weg  unweigerlich  und  unaufhaltsam  wieder  zurück  in  den 
alten  Polizeistaat  hineinführt. 

Der  Staat  kann  dem  einzelnen  oder  einem  einzelnen  Stande  nur  ge- 
wisse allgemeine  Grundlagen  für  sein  Fortkommen  und  seine  Konkurrenz- 
fähigkeit garantieren,  d.  i.  eine  gute  Ausbildungsmögliohkeit  und  eventuell 
eine  zweckmäfsige  Organisationgesetzgebung.  Darüber  hinaus  aber  geht 
die  Macht  des  Staates  im  Innern  nicht,  falls  er  nicht  gegen  das  Prinzip 
der  Freiheit  und  Gerechtigkeit  verstofsen  und  damit  seine  eigenen 
Grundlagen  erschüttern  will. 
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XVL 

Bie  Entwickelung  des  Eartellwesens  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

Von  Dr.  H.  L.  Wagner. 

L    £iDleita|ag. 

Die  innere  Politik  der  YereiDigten  Staaten  wird  in  der  Gegenwart 
fastjausschliefslich  Ton  wirtschaftlichen  Fragen  heherrscht  Als  die  wichtigste 
unter  denselben  darf  —  neben  der  Zollfrage  nnd  dem  Währungsproblem 
das  Xartellwesen  bezeichnet  werden.  Die  erstere  ist  hier  zu  Lande  eine 
chronische  Frage;  das  zweite  lebt  auch  nach  der  Entscheidung  der  letzten 
Präsidentschaftskampagne  latent  fort,  und  dürfte  über  dasselbe  wohl  kaum 
schon  das  letzte  Wort  gesprochen  sein.  Während  diese  beiden  in  das 
Gebiet  der  Bundesgesetzgebung  fallen  und  daher  alle  yier  Jahre  einmal 
akut  werden,  wird  die  Frage,  wie  man  sich  zur  Tendenz  der  Industrie 
nach  Eartellierung  zu  stellen  habe,  auf  der  ganzen  breiten  Linie  der 
Einzelstaatspolitik  mehr  oder  weniger  ununterbrochen  diskutiert  Die 
grofsen  politischen  Parteien  haben  zu  dieser  Frage  gleich  nach  deren  Auf- 
tauchen vor  etwa  zehn  Jahren  Stellung  genommen,  und  zwar  nach  den- 
selben Prinzipien,  von  welchen  sie  sich  angesichts  der  beiden  anderen 
grofsen  Wirtschaftsprobleme  haben  leiten  lassen.  Die  Demokraten,  die 
das  Interesse  der  Konsumenten  gegenüber  dem  Hochschutzzoll  yerteidigen 
und  —  zum  Teil  wenigstens  —  die  freie  Silberprägung  als  Bettung  des 
kleinen  Mannes  Tor  der  Ausbeutung  durch  den  Kapitalismus  proklamierten, 
haben  auch  den  Kampf  gegen  „Trusts  und  Monopole*'  auf  ihre  Fahne  ge- 
schrieben, während  die  Bepublikaner,  ihrem  zentralistischen  Prinzip  getreu, 
sich  zu  Verteidigern  der  kartellisti sehen  Produktion  aufwarfen. 

In  den  letzten  Jahren  schien  es  fast,  als  ob  dieser  Kampf  sich  aus- 
getobt hätte.  Da  brach  im  verflossenen  Winter  der  Sturm  mit  erneuerter 
Heftigkeit  los.  Hatten  bisher  neben  der  Bundesgewalt  etwa  die  Hälfte 
der  Unionsstaaten  Antitrustgesetze  geschaffen,  so  folgten  jetzt  eine  ganze 
Reihe  der  übrigen  Legislaturen  ihrem  Beispiele,  während  in  jenen  Staaten, 
welche  schon  früher  solche  Gesetze  besafsen,  neue  und  weitergehende  Vor- 
lagen in  demselben  Sinne  eingebracht  wurden.  Die  Entwickelungsgeschichte 
des  Kartellwesens  giebt  kaum  eine  genügende  Erklärung  dafür,  dafs  diese 
Bewegung  gerade  jetzt  wieder  auflebt,  da  die  Trusts  weder  ihrem  Charakter 
noch  ihrer  Zahl  oder  Intensität  nach  in  der  jüngsten  Zeit  in   ein  weaent- 
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lieh  »Dderes  Stadium  getreten  aiod.  Die  Erkläruog  dürfte  Tielmelir  dm 
zu  indeci  fiein,  dafd  nach  der  Niederlage  der  kapitalefeiodUobeo  SUbi^* 
bewegung  in  der  PräsideDtechaftekampagoe  die  Demokraten  in  mn6ttm 
Form  eineD  Streich  gegen  das  Grofskapital  zu  fübreo  sich  beniiliift 
fanden.  Die  HepublikaDer  hingegen  mochten  es  um  6o  mahr  für  Tmt«> 
B&m  gehalten  haben,  eich  in  diesem  Fuakte  nachgiebig  zu  zeigen»  di  äie 
Erfahrung  gelehrt  hat,  daffi  Antitrustgesetze  zwar  ihren  UriielMnii  iM 
Popularität  eingetragen,  den  TniBta  aber  ernatlioh  nichts  anzubabeo  m^ 
mögen. 

Die  meißten  Einzeletaaten  haben  aicb  auch  diesmal  ohne  eine  emn 
Prüfung  der  8achlage  an  die  Arbeit  gemacht.  Nur  die  Legialmtnr  d» 
Staates  New  York  hat  sich  yeraolafst  gesehen,  eine  parlanaaotariaeht  Ea- 
quete  einzuleiten,  um  Licht  in  die  viel  umetrittene  Frage  ru  bringt^ 
Leider  war  die  dem  TJuterBuchuagsaueschnfs  gesetzte  Fri^t  tu  knapp  bt* 
messen,  um  auch  nur  deu  Versuch  einer  gründlichen  Lösung  der  gestellltt 
Aufgabe  zu  ermöglichen.  Aber  auch  sonst  wurde  wieder  einmal  die  Ek*- 
fahrung  gemacht,  dafs  es  bei  der  Natur  der  Bache  nicht  möglich  lat^  uhm 
die  wesentlichsten  Punkte  Yolle  Klarheit  zu  gewinnen.  —  Die  Baqntie- 
kommissioD  brachte  dem  Gegenstande  ihrer  Untersuchung  von  Hjuu  iOi 
oin  starkes  Vorurteil  entgegen.  Von  den  Veroommenen,  welche  snmgrtlSllM 
Teil  in  der  einen  oder  anderen  Weise  persöolich  an  den  Kartellen  mtefie- 
siert  waren,  und  deren  Stellung  dem  Ausschufs  gegenüber  sieh  ntehl  fiel 
anders  gestaltete,  als  die  des  Beschuldigten  vor  dem  llnter6uehuugefieblir, 
konnte  man  natürlich  erst  reobt  keine  strenge  Objeküritiit  titid  ireit^htais 
Mitteilsamkeit  erwarten. 

Das  Material  unzweifelhafter  und  neuer  Thatsacben,  welche«  md  £ea 
Weise  zu  Tage  gefördert  wurde,  ist  daher  allerdings  nicht  aebr  bedeotiod 
Audererseits  aber  hatte  das  Wiedererwachen  der  AntitrustiNrwefwif  iir 
Folge,  dafs  das  alte  Thema  in  der  Tagespresse  uod  der  Publizistik  aoi^- 
lioh  aufgerollt  wurde,  und  die  Diskussion  der  Frage  konnte  nieht  jw^ 
ieblen,  manchen  Seiten  derselben  neue  Gesichtspunkte  abatugewitinen.  Is 
dürfte  sich  daher  verlohnen  —  obwohl  die  amerikanisoheD  UatenusluM»» 
verbände  erst  im  Jahre  1B94  durch  E,  Levy  von  Halle  in  den  Sehrillao  6m 
Vereins  fiir  Sozialpolitik  eine  eingehende  Darstellung  gefunden  habe«  -— 
die  neuerliche  Aktualität  des  Problems  zum  Anlaese  zu  nehn^i^  aa 
wieder  einmal  einer  Erscheinung  näher  zu  treten,  welcher  von  allen  Settai 
die  gröfste  Bedeutung  beigemesseo,  von  manchen  sogar  vindiiiert  wi^ 
dals  dieselbe  berufen  sei,  das  ProduktioDswesen  der  ZaJnmll  auf  fva 
neue  Grundlagen  zu  stellen. 


IL    Allgemeiner  Charakter  des  amerikan itehe  n  Kartell* 

Wesens, 

Y erglichen  mit  den  Kartellen  der  alten  Welt  stellen  die  amerikaattobM 
Trusts  einen  höheren  Eotwickelungsgrad  in  der  Tendenz  der  GroOnndosint 
nach  Assoziation  und  Konzenirierung  dar.  Neben  den  niederen  Fecsei 
der  Allianz  einer  Mehrzahl  von  Einzelbetrieben»  welohe  hieir  an  Laade  m 
gröfserer   Zahl     und    häudgerer    Wiederkehr     sich   zeigen    ala   ia    Buvp^ 
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stehen  die  grofsen  konsolidierten  AktieogeselUchafteDy  in  denen  eine  be- 
trächtliche Anzahl  von  wichtigen  und  ausgedehnten  Industriezweigen,  nach- 
dem sie  vorher  faktisch  (in  der  Form  yon  Trusts  im  eigentlichen  Sinne) 
das  Stadium  der  Fusion  erreicht  hatten,  nunmehr  auch  rechtlich  sich  zu 
Einzelwirtschaften  konsolidiert  haben,  wie  dies  bei  yon  Halle  des  näheren 
ausgeführt  ist  —  Finden  sich  nun  solche  Vereinigungen  einer  ganzen 
Industrie  in  der  Hand  einer  juristischen  Person  auch  stellenweise  schon 
in  Europa,  so  ist  trotz  qualitativer  Gleichheit  die  quantitative  Bedeutung 
der  amerikanischeu  Kartellieruugen  dieser  Art  doch  eine  ungleich  gröfsere, 
indem  hier  zu  Lande  gerade  die  umfangreichsten  Produktionszweige  und 
speziell  eine  namhafte  Anzahl  von  Industrien,  welche  Artikel  des  Massen- 
koniums,  wie  Petroleum,  Zucker,  Spirituosen,  Zündhölzchen  u.  a.,  dieses 
derzeit  höchste  Entwickelungsstadium  der  Eartellierung  erreicht  haben. 

Die  namhaftesten  Konsequenzen,  welche  aus  einer  solchen  straffen 
Konzentrierung  resultieren,  sind  die  Stabilität  der  Assoziation  und  die 
gröfsere  Mannigfaltigkeit  der  angestrebten  Ziele. 

Die  Stabilität  kann  man  fast  eine  absolute  nennen.  Während  die 
niederen  Formen  der  Kartellierung  —  wir  wollen  sie  der  Kürze  halber 
fortan  Allianzkartelle  nennen  —  mit  wenigen  Ausnahmen  kaum  eine 
Kampagne  zu  überdauern  vermögen,  ist  ein  Auseinanderfallen  der  Trusts 
oder  gar  ihrer  Nachfolger,  der  konsolidierten  Aktiengesellschaften  —  beide 
Arten  sollen  im  folgenden,  weil  praktisch  identisch,  unter  dem  Namen 
Gesellschaftskartelle  zusammengefafst  werden  —  nicht  vorgekommen  und 
selbst  wenn  ein  solches  Unternehmen  finanziell  zusammenbricht,  wie  dies 
sogar  ziemlich  häufig  vorgekommen  ist,  ist  die  Folge  einfach  die,  dafs  die 
Gesellschaft  reorganisiert,  d.  h,  juristisch  gesprochen,  dafs  eine  neue  Gesell* 
Schaft  gebildet  wird,  um  Rechtsnachfolger  der  alten  zu  werden,  indem  sie 
deren  Masse  mit  ihren  eigenen  Aktien  kauft,  oder  kaufmännisch  gesprochen, 
dafs  die  Aktionäre  einen  Naohschufs  leisten  müssen  und  eventuelle  Vorzugs- 
dividenden  herabgesetzt  werden. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Zwecke,  welche  solche  konsolidierte  Unter- 
nehmungen im  Auge  haben,  ist  eine  sehr  grofse.  Während  die  Allianz- 
kartelle kaum  mehr  anstreben  können,  als  nach  Thunlichkeit  ein  faktisches 
Monopol  zu  erwerben  und  dasselbe  dazu  zu  benützen,  um  Konsumten,  Roh- 
produzenten  und  Arbeitern  die  Preise  zu  diktieren  und  die  Produktion 
zu  limitieren  und  zu  kontingentieren,  können  die  Gesellschaftskartelle  dank 
ihrer  Stabilität  und  zentralisierten  Leitung  sich  noch  eine  Reihe  von  anderen 
Aufgaben  stellen,  welche,  wie  gleich  bemerkt  sei,  im  Interesse  möglichst 
billiger  und  gediegener  Erzeugung  der  Güter,  also  im  Interesse  der  Volks- 
wirtschaft, nur  gebilligt  werden  können.  Wenn  vielleicht  auch  nicht  alle 
diese  Zwecke  das  Bestehen  eines  Gesellschaftskartelles  zur  notwendigen 
Voraussetzung  haben,  so  sind  sie  doch  bisher  nur  bei  solchen  zu  beob- 
achten gewesen. 

Die  wichtigsten  dieser  Zwecke  sind  folgende: 

1)  Ersparnis  an  Kapital  und  Löhnen  durch  Schliefsen  der  mindest 
rentablen  Etablissements  und  volle  Ausnutzung  der  ertragfähigsten; 

2)  Ersparnis  an  den  Kosten  der  Oberleitung  durch  aussah liefsli che 
Verwendung  der  tüchtigsten  unter  den  bisherigen  Leitern; 
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3)  Verwertung  von  gesGhaftliohen  InformationeQi  Patenteo^  geheimen 
FabrikatioDsmethodeo  eto.^  welche  bisher  uur  eiDzelneo  Firmen  £U  gute 
kamen,  seitens  aller  Tereioigteo  Betriebe; 

4)  ErBparnifi  an  TraoBportkoBten  durch  AoBchaBuDg  eigener  Transport^ 
mittel ; 

6)  AusDÜtzuDg  des  Abfalles  zur  HersttHuug  tod  Nebenprodukten; 
6)  Erzeugung    Ton  YerpackuogFgegeubttiiiden    und    anderen  UtenailieQ 
im  eigenen   Betriebe. 


IlL    Daten  über  die  wichtigBten  TtubIb. 

Eioe  eigentliche  Statistik  der  Trusts  exittiert  nicht  und  wird,  solange 
die  gesetzlichen  VerhältnifiBe  derselben  to  liegen  wie  heute,  auch  kaum 
jemals  geecheffen  werden.  Einzelne  Zahlen  fi^nden  sich  in  den  Jahrea- 
beriohten  an  die  Aktionäre  und  den  Berichten  der  Terßchiedenen  Enquete- 
kommifisioneu,  Sie  Bind  immerhin  geeignet,  die  enorme  Aufidehnung  der 
wichtigsten  Betriebe  zu  illustrieren,  und  mögen  daher  einige  derselben  hier 
Platz  finden. 

Der  Standard  Oil  Trust,  Debenbei  bemerkt,  der  einzige  eigentliche 
TniBt,  der  nicht  in  eine  Aktiengegelkehaft  umgewandelt  wurde,  hat  ein 
nominelles  Kapital  von  etwas  über  l€U  Mill.  Doli.  Der  durchßchnittliche 
Kurs  der  einzelnen  Anteilscheine  (von  je  100  Dollart^)  ist  in  stetigem 
Steigen  begri^'en  und  hob  6ich  von  ca*  225  $  im  Tergangenen  SommiT 
auf  275  $  im  April  und  auf  300  1$  im  Mai  dieses  Jahres.  An  Dividen- 
den wurden  gezahlt:  lti96  März:  13  Froz.,  Juli;  10  Pro2.«  September: 
3  Proz,,  Dezember:  5  Proz.,  1897,  März:  10  Pro».  Also  ein  Kapital, 
das  auf  Eünfviertel  ililHardin  Mark  btwtrttt  wird  und  ßeibst  den  hoch- 
sten  Kurs  mit  10  Proz.  verzinst!  Der  Trubt  verarbeitet  ca,  65  Proz.  der 
Gesamtproduktion  des  Landes,  was  im  Jahre  1B87  schon  840  Mill.  Golionen 
oder  CB.  3200  Müh  Liter  ausmachte.  Bei  dem  damaligen  Preise  von  ca. 
7  Cents  pro  Gallone  repräfcintierte  dies  jährliche  Yerkaufe  im  Werte  von 
fast  60  Mill.  DolL,  wovon  ca.  ^/^  die  Kosten  des  Rohproduktes  und  c^ 
^l^f  also  über  42  MilL  Doli.  Bruttoeinnahmen  des  Trust  für  Produktions- 
kosten und  Heingewinn  darstellt.  Die  Zahl  der  Angestellten  wird  auf  25 — 
30  000   augegeben. 

Aehnlichen  Ziffern  begegnen  wir  beim  Zuckertrust.  Das  Aktienkapital 
desselben  betrilgt  75  MiU.  Doli.,  wovon  die  Hälfte  Vorzugsaktien  sind^  die 
ihre  ü^e  Dividende  von  7  Proz.  stets  regelmüfsig  erhalten  haben,  und  die 
Hälfte  y,Common  Stock**  ^),  für  den  als  Dividenden  erklärt  wurden,  im 
Jahre  1891:  4  Proz.,  1892:  10  Proz.,  1893;  21 7,  Proz.,  und  seit  1894 
regelmäj*fiig  12  Proz.  Der  Gesamlkonfium  der  Vereinigten  Staaten  an  Zucker 
beläuft  sich  gegenwärtig  auf  ca.  460  Mill.  Pfd.  englisch.  Hiervon  raffiniert 
der  TniBt  ca.  85  Froa.,  aleo  etwa  380O  MilL  Pfd.  Bei  einem  Preise  von 
ca.  4*/3  Cents  per  Pfd.  stellt  dies  Verkäufe  im  Werte  von  über  170  Mill. 
Doli  dar. 


1)  Man  mmmt  gewöhnlicli  »n»  4uU  der  Betrag  der  Voriag*Jiklien  ungefähr  den  Wert 
de»  ihat&äcljllch  investierten  Knpiuli,  der  de^  Common  Stock  biogegen  lediglich  emt 
KapilAliflieruDg  erhofften  £xtr«geirinnei  darstellt, 
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Der  Whiskey  Trast  (American  Spirits  Manufaotaring  Company)  hat 
^5  Mill.  Aktien  und  2  Mill.  6prozentige  PrioritSten  ausgegeben.  Die  Divi- 
denden betrugen  1890:  3  Proz.,  1891:  6  Proz.,  1892:  3^2  ^^o^.  und 
1893:  1^/2  Proz.  Seither  ist  er  in  finanzielle  Schwierigkeiten  geraten 
and  mufste  reorganisiert  werden.  Seine  Reingewinne  waren  früher  aber 
sehr  ansehnliche  und  zwar  laut  Bilanz: 

1891:  1624026  I         1893:  2433688  | 
1892:  3659746  ,,         1894:     726944  „ 

Seine  Produktion  umfafdt  80 — 85  Proz.  der  Landesproduktion.  Die 
Verkäufe  beliefen  sich  in  den  Jahren: 

1888/89  aaf:  35  867  2ii  Oallooeo,         1890/91:  aaf  44738  171  Gallonen, 
1889/90    „     40832220         „  1891/92:     .,    45  661  717         „ 

Die  American  Tobacco  Company  (Cigarretten-Trust)  zahlt  seit  ihrer 
Errichtung  im  Jahre  1890  8  Proz.  auf  die  21000  000  $  Vorzugsaktien. 
Die  8  000  000  Common  Stock  erhielten  1890:  10  Proz.,  1891—1895: 
12  Proz.  und  1896:  5^/,  Proz.  in  neuen  Aktien.  Sie  fabriziert  über 
S  Milliarden  Cigarretten,  d.  i.  90  Proz.  der  Landesproduktion,  und  hat  an 
Beingewinnen  erklärt: 

1892:  4739301  $         1894:  5069416  $ 
189S:  4334467  1,    1895:  3971  531  „ 

Die  Diamond  Match  Company  (Ziindhölzchen-Trust)  gegründet  mit 
einem  Kapital  von  T'/g  Mill.  Doli,  erhöhte  dasselbe  1893  auf  9  und  1895 
auf  11  Mill.,  zahlt  regeimäfsig  10  Proz.  Dividende  (1895  aufserdem  eine 
Extradividende  von  11^/9  Proz.  in  Aktien  oder  bar)  und  erklärte  als 
Eeingewinne: 

1891;  0802816  I         1894:  1373084  | 

1898:  1050979  ,.         1896:  I  457  040  ,, 

1898:  1359577  .. 

Die  American  Cotton  Oil  Company  (Baumwoll-Oel-Trust)  reduzierte 
das  Kapital  des  Cotton  Oil  Trust  von  42  185  298  9  auf  84  799  400  $, 
wovon  20  287  000  $  Vorzugsaktien  sind,  welche  seit  1892  6  Proz.  Divi- 
dende erhalten,  und  gab  4  000  000  $  6proz.  Prioritäten  aus,  verarbeitet 
530  000  Tons  von  den  700  000  Tons,  die  das  Land  produziert,  und  giebt 
als  Wert  der  umgesetzten  Waren  an: 

1889/90:  23750000  I  1892/93:  33  347  60O  | 
1890/91:  20126500  „  1893/94:  33879400  „ 
1891/92:  20263500  „         1894/95:  21069821   „ 

and  als  Reingewinne   nach  Abzug   von  Prioritätenzinsen   und    Administra- 
tionskosten : 

1890/91:  1332994  I  1893/94:  O  696  397  | 
1891/92:  1855953  „  1894/95:  0831  671  „ 
1892/93:  l  147  108  „         1895/96:  0  334  799  „ 

Die  U.  S.  Leather  Company  hat  ein  Aktienkapital  von  128  MilL  Doli«, 
wovon  die  Hälfte  Vorzugsaktien,  und  5  520  000  6proz.  Prioritäten  aus- 
stehend. An  Dividenden  wurden  nur  1895  6  Proz.  und  1896  1  Proi. 
auf  die  Vorzugsaktien  bezahlt,  doch  wurden  'die  Reingewinne  1895  auf 
9  364  854  $  angegeben. 
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Die  Standard  Rope  aad  Twine  Cftttpony  (Bindfaden  -  Ttu et)  wurde 
echon  drei  mal  reorganifiert,  hat  für  34  000  tOO  $  Aktien  und  für  7  500  000  $ 
Prioritäten  ausgegeben.  Sie  hem^B  iB92  7986  ron  den  10  SSO  Bpindeb 
in  Nordamerika  (darunter  alle  in  CöOadaexi^tierendenX  doch  bat  sich  Beitber 
eine  der  groCstea  grundlegenden  Firmen  toh  der  Gesellfichaft  wieder  loa- 
gelöit,  der  einzige  Fall  dieier  Artl 

Die  Produktion  betrug: 

lSflO/9lt     ;4  704Ö3S       tp 

1891/»«:  iJ03'5  «97      ,i 

in  e  MoDfttSDi    l@9^/!»a^     8<>7S7I97       n 

Der  Wert  der  rerkauften  Ware  belief  &ich 

löt*  Äof   3  239703  I 

189&     ^     2  496600  ,, 

Ab  Beingewi  an  erklärt  die  BiJanx  von^ 

1890/91 ;    t  406313  I 

1831/95"     1710749  ,, 

Die  U.  8.  Eubber  Company  (Fabrikation  von  Uebertchuhen  und  einigem 

anderen  Quid uti waren),  deren  Im mobiliar vermögen  mit  ö  O&ä  000  $  und 
deren  eonstige  Aktiven  mit  6  491  900  $  bei  der  Gründung  eingeechätst 
wurden,  hat  ein  nominellea  Äkti*jnkfipitfll  von  50  MilL  DolL,  wovon  aber 
onr  40  MilU  (zur  Hälfte  Yorzuggaktien  und  zur  Hälfte  Common  8toek) 
thatBäcblich  auftgegeben  wurden.  Die  ToreugBaktien  erhielten  1894  :  9^/^  Pros,, 
1805:  8  Proz,,  1896:  8  Pr02.  —  Auf  den  Common  Stock  wurde  1B96 
2^/1   Pros«  Dividende    erklärt     Ale    Eeiogewinne   wurden    angegeben    für 

1B94^  300SS40  I 
iS&ß:  37163701» 
1896;     1339791  it 

Die  General  Electric  Company,  bat  ein  Aktienkapital  von  50  MilL 
PolL|  wovon  10  MilL  VorzugBakticn  sind;  diese  erbielten  ihre  Exe  Divi- 
deade von  7  Proz,  reüf'liTiHfstT^  hin  I89*^t  a^f  ^^^  übrigen  Aktien  entfielen 
1892  :  4  Proz.y  und  1893:  6  Proz.:  seither  wurden  keine  DiTidenden  mehr 
erklärt,  doch  giebt  die  Bilanz  als  Beingewinne  an  für: 

1898/94:  I  811  747  $,  wovon  $  464583  tu  AbtcbreibnngeD  vtrwtndtt  wind«», 
1894/90:1826467,,        „       M  437  500     »  >»  „  •„ 

Verkauft  wurden  1895/96  fast  12  000  Maschinen  mit  ca.  500  000  Pferde- 
kräften, darunter  8800  elektrische  Straisenbahnwagen  und  fast  6  MilL 
Glühlampen. 

Fügen  wir  zu  den  genannten  Gesellschaften  noch  die  National  Linteed 
Oil  Company  (Leinöl-Trust),  die  National  Starch  Company  (Stftrke-Truat)^ 
die  National  Lead  Company  (Blei weifs -Trust)  und  die  Wall  Paper  Company 
(Tapeten-Trust)  hinzu,  so  dürfte,  abgesehen  yon  den  yersohiedenen  Tele* 
graphen-,  Telephon-  und  Gasgesellschaften,  die  Liste  der  groüsen  Gesell- 
sohaftskartelle  ziemlich  vollständig  sein. 

IV.    Wirkungen  der  Kartelle. 

Bei  der  Betrachtung  der  Wirkungen,  welche  die  Kartelle  auf  doD 
yerschiedenen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  hervorbringen,  seien  zunächst 
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jene  ine  Auge  gefafBt)  welche  aich  auB  den  angeBtrtbten  Zielen  ergeben» 
und  dann  jene,  welche  §ich  als  nicht  von  Tornherein  beabsichtigte  ßegleit- 
erscheiöUDgen  darstellen.  Bei  den  Zielen  haben  wir  5chon  oben  zwei 
Gruppen  unterschieden^  einmal  ^olche^  die  sich  bisher  nur  bei  Geeelle^cbalt«* 
kariellen  beobachten  liefsen,  und  eodann  solche,  welche  allen  Kartei Ifn 
gemeinsam  sind.  Die  ersteren,  welche  mit  dem  monopolistischen  Charakter 
der  Kartelle  nichts  zu  thun  haben  und  lediglieh  hetnebsteohnischer  Natur 
sind,  sind  a  priori  wünschenswerter  als  die  letzteren.  8ie  haben  die  Aus- 
nützuDg  der  Kräfte  im  inneren  sum  Gegenatand  und  lassen  sieh  daher  mit 
jenen  Zw^ecken  vergleichen,  welche  bei  der  Bildung  eines  Bundesstaates  in 
erster  Linie  beabsichtigt  werden.  Bei  der  Kritik  der  allgemeinen  oder 
monopolistischen  Ziele  werden  wir  einen  Unterschied  machen  müssen,  je 
nachdem  es  sich  um  ein  Oeseltschaftskartell  oder  um  ein  Allianzkartell 
handelt.  Die&e  Ziele  richten  sich  in  ihrer  Wirkung  nach  aufsen  ,  analog 
jenen,  welche  eine  Allianz  von  Staaten  ausschlierslich  anstrebt,  die  aber 
auch  ein  Bundesstaat  nie  aua  dem  Auge  verliert  Irren  wir  nicht,  so  hat 
die  Erfahrung  hier  zu  Lande  gelehrt,  daf»  ein  Gesellßchaftskartell  —  wie  dies 
wohl  auch    wiederum    bei  Bundesstaaten    im    Vergleiche    mit    AHianzen  zu- 

ttreffen  dürfte  —  in  seinen  Machtäufseruogen  nach  auXsen  weniger  oft 
^gressiv  ist,  ala  ein  AllianskartelL  Induktiv  beweisen  läfst  sich  dies  aller- 
iinga  nicht,  da  kein  zuverlässiges  statistisches  Material  vorliegt.   Eine  Heihe 

^«ingelner  Thataachen  aber  und  mancherlei  üeberlegungen  sprechen  dafür. 
Wir  haben  feststellen  können,  dafa,  während  die  Oesellschaftskartelle 
Bich  bisher  einer  unerschütttrlrehen  Stabilität  erfreuten,  die  AUianzkartelle 
erfahrungsgemäfs  und  zwar  uribeabsichtigterTveise  zumeist  sehr  kurzlebig 
sind.  Es  liegt  nun  nahe  zu  vermuten^  dafs  wenn  ein  solches  zustande 
gekommen  ist,  man  in  der  Ausnützung  desselben  rücksichtsloser  vorgehen 
wird,  als  wo  ein  Geeellechaftskartell  besteht,  da  man  die  kurze  zu  Gebote 
itehende  Frist  möglichst  auszunützen  trachten  wird  und  im  übrigen  denken 
wird;  AprJs  moi  le  dringe I  Ein  Geseilschaftskartell  hingegen  hat  eine 
lange  Lebensdauer  vor  sich,  ist  nicht  allein  auf  die  monopolistischen  Ziele 
angewiesen,  sondern  vermag,  wie  wir  gesehen,  noch  mit  muntherlei  anderen 
Rütteln  grofsere  Ertragnisse  zu  erzielen  und  hat  als  eine  ständige  Organi- 
sation, wenn  schon  kein  Gesellscbaftsgewissen,  so  doch  in  viel  höherem 
Grade,  als  ein  blosser  Pool,  ein  eigenes  geschäftliches  Kenommte  und  wird 
wenigstens  vermeiden,  dasselbe  durch  unlautere  Oeschäftspolitik  zu  kom- 
promittieren. Aber  auch  eine  rationelle  Geschäl\spolitik  wird  man  von 
einem  Folchen,  auf  lange  Dauer  berechneten,  Unternehmen  eher  erwarten 
können,  als  von  einem  Allianzkartell,  schon  deshalb^  weil  die  Leitung  eine 
einheitlichnre  und  weiter  ausblickende  ist.  Rationell  ist  aber  nur  jene 
Geschäitspolitik,  welche  das  Interesse  der  Konsumenten  und  anderer  Be- 
teiligten nicht  aufser  Acht  läfst,  denn  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dafs  nur 
jene  Kartelle  auf  die  Dauer  prosperiert  haben,  welche  die  Preise  in  ver- 
nünftigen  Grenzen  halten,  und  das  KousumeDtenpublikum  an  den  Erspar- 
DiBsen  der  kartellistischeu  Produktionsweise  partizipieren   laaaen. 

a)  Allgemeine  K  a  r  t  e  1 1  z  w  e  c  k  e. 

Ueber    die    Frage,    ob  ein  absolutes    oder   sogar  aohon  ein  faktisohes 
Monopol  den  Erfolg  der  allen  Kartellen  gemeinsamen  Ziele  der  Regulierung 
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der  Preis©  und  der  Produktioo  garantiere,  ist  auch  hier  za  Lande  viel  ge- 
BtritteD  wordea.  Beoj.  Andrewd  meiot,  dafs  die  Koakurreoz  deo  TmeU 
nur  dann  getabrliob  werden  uod  somit  deo  Erfolg  ihrer  Üeätrebaogeo  ver- 
eitela  köaaei  weua  sie  deuselben  an  Kapitalkraft  ebeobürtige  sei,  uod 
W.  W.  Cook  fülirt  diebeii  Gedaakea  weiter  dahin  aus,  dafs  eine  schwache 
Konkurrenz  einfach  die  von  den  Trusts  diktierten  Preise  mitgeniefse. 
Andererseits  ist  aber  auch  nicht  zu  üöarsehen,  dafjs  ein  Kartell,  welohes 
KoDkurreuz  vom  Auslände  2u  befurchten  hat,  sein  faktisches  Monopol  im 
Inlande  nur  innerhalb  der  vom  Hohutzzoll  gezogenen  Grenzen  auabeuten 
kann»  und  dafs  ferner  eine  latente  aber  konstante  Konkurrenz  seitens  jener 
Artikel  besteht»  welche  das  Kartell-Fabrikat  leioht  ersetzen  können.  Ja 
«16  ist  sogar  noch  eine  andere  Gefahr  vorhanden»  nümlich  die,  dtkfs  etn 
Krofsee  Kartell  seine  Kapitalskraft  einsetzt»  um  das  andere  auf  seinem 
eigenen  Gebitite  aozugreifen.  Die  jüngste  Enquete  in  New  York  hat  ein 
Beispiel  dieser  Art  ans  Licht  gefördert,  indem  sie  konstatierte,  dafs  der 
Zucker-Trust  die  Konkunenz,  welche  die  grofse,  angeblich  selbst  ein  Mono- 
pol in  ihrem  Artikel  besitzende  Kaffee-Firma  Arbuckle  &  Co.  ihnen  zu 
machen  sich  unterUng,  damit  beantwortete,  dafs  er  selbst  in  grofsem  Hafs» 
tttabe  ,»in  das  Ka^egeschätt  ging**. 

,^  Ein  absolutes  Monopol  ist  jedeafuUs  von  keinem  der  grofsen  und 
wohl  kaum  von  einem  der  kleineren  Trusts  erreicht  worden,  einige  der 
ersteren  behaupten  allerdings,  ein  solches  gar  nicht  einmal  auzustreben.  Es 
mag  aber  höhere  Diplomatie  sein»  eine  unebenbürtige  Konkurrenz  nicht  tu 
zerstören  und  so  dem  Odium  des  absoluten  Monopols  zu  entgehen ;  wird 
doch  sogar  behauptet,  daf«*  diese  Konkurrenz  von  den  Trust«  selbst  ge- 
züchtet wird.  Jedenfalls  Mst  sich  niemals  feststelleo,  ob  und  inwieweit 
die  AufseuHtehendeu   mit  den   Kartellen   FiihluDg  haben. 

lieber  den  Kardiualpuukt  des  Kartellproblems»  die  Preisfrage^  aind  dte 
Meinungen  noch  immer  geteüu  Die  Tagespresae  ergebt  sieh  nach  wie 
vor  in  den  heftigsten  kritiklosen  Anklagen  gegen  die  Trusts»  während  die 
Wissenschaft  eher  geneigt  ist»  dieselben  in  diesem  Punkte  freizusprechen 
odtr  wenigstens  gegen  die  Verurteilung  in  Eausch  und  Bogen  protestiert. 
Kiuer  eingehenderen  Prüfung  hat  Prof^  Jenks  diese  Frage  in  einem  im 
September  1894  im  ».Political  Science  Quarterly^*  veröifeutlichten  AufsaTze 
unterzogen.  Er  kommt  dabei  anf  Grund  der  nebenstehend»  bis  auf  die 
Gegenwart  ergänzt  wiedergegebenen  Preistabeilen  zu  nachstehenden  Er- 
geh nisseu  : 

Bezüglich  der  Zuckerpreise  unterliegt  es  keinem  Zweifel»  dafs  die 
Bilduug  des  Trust  sofort  ein  namhaftes  Steigen  der  Preise  zur  Folge  hatte. 
Die  BedroliuDg  der  Ejdsteuz  des  Trust  durch  einige  gerichtliche  Ent- 
öcheidnugeii  zu  dessen  Ungunsten  und  die  Eröffnung  einer  grofsen  Kon- 
kurrenz-liafßuerie  in  Philadelphia  veranlafsten  daon  in  den  Jahren 
1890/91  eine  Depression  in  den  Notierungen,  während  eine  spätere  Kom- 
bination (die  Uebernahme  der  erwähnten  und  mehrerer  anderer  grofsen 
Baftinerieu  in  Philadelphia),  wodurch  der  Trust  an  die  90  Proz.  der  Ge* 
samtproduklion  des  Laodes  in  die  Hand  bekam,  ein  neuerliches  Steigen 
der  Preise  zur  Folge  hatte.  Im  ganzen  ist  an  Stelle  des  früheren  langsamen 
^iukens    der    Differenz   zwischen    Bokzucker    und    Fabrikat    eine    dauernde 
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Wid^rherstelluug  des  Burohschnittabetragas  jener  DiffereQZ  für  die  8  Jahr6 
Tor  BiliiuDg  de»  Trust  gotretea. 

Die  Taftiln  der  Alkoholpreise  zeigeo,  daf^  die  Erhöhungea  upd  Herab- 
«eUuogeo  zu  Zeiteu  fast  Qur  tod  der  Wilkür  der  Leiter  abhiogea. 

Die  grofde  Proisäteigeruag  im  Jahre  IH9S  war  die  Aatw'ort  auf  eiue 
YOm  KongreL}  gepkute  SteuererhÖhung«  Die  Zahle a  der  letzten  drei  Jakre 
(yor  dem  1.  Juli  1B94)  zeigeE  riesi;j;e  Gewiaue.  Ftir  die  letzten  Juhre 
sowie  für  eine  lange  Periode  vor  der  BilduQg  des  Trust  sind  die  Tafeln 
allerdings  nicht  ganz  zuverlä^aigp  da  die  den  W  i  ede  r  verkauf  er  q  gewahrten 
Kabatte  nicht  festgesetzt  werden  kouoteü» 

Die  Ausführungen  betreffe  der  Preise  des  Standard  Ojl  Trust  decken 
aioh ,  da  seither  keine  Veräuderuagen  eingetreten  sind,  mit  jeueu,  welche 
sich  schon  in  dem  von  Prof.  Jen ks  im  Jahre  1891  in  diesen  Blättern  ver- 
öffeotlichteu  Artikel  übi>r  Trusts  finden. 

Das  Endergebnis,  zu  welchem  Jenks  gelangt,  ist,  daf:»  die  Trusts  nicht 
nur  die  geeamteu  Ersparnisse  karteilistisoher  Produktion,  sondern  auch 
noch  mehr  für  sich  behalteu,  und  daTd  sie  auch  mit  Unrecht  das  Verdienst 
in   Anspruch  nehmen,  die  Preise  stabilisiert  zu  haben. 

Klarer  liegeti  dtt*  Verhältoiöse,  wenn  man  das  Vorgehen  der  Trusts 
gegen  die  Kohproduzeoten  ins  Auge  fafst,  weil  hier  eiae  andere  Politik 
als  die,  auf  die  Preise  2U  drücken,  kaum  in  Frage  kommen  kann,  und  es 
ist  ganz  zweifellos,  da£ä  dies  in  zahlreichen  Fällen  auch  geschehen  ist. 
Namentlich  dem  Tabakssyndikat  und  dem  Whiskytrust  hat  man  nachgewiesen, 
dafs  eine  solche  Bewegung  unmittelbar  uaoh  ihrer  Gründueg  zu  konstatieren 
war,  und  die  zahlreichen  Vereinigungen  der  Eohproduzenten,  die  nach  dem 
Entstehen  dt^r  Trusts  zustande  kamen,  weisen  ebenfalle  darauf  hin.  — 
Ais  ein  Mittel  zur  Verbilligung  der  Produktion  kanu  man  die  Herab* 
drückung  der  Preise  des  Rohmaterials  nicht  an  sich  beklagen  und  geradezu 
segensreich  wäre  der  Eioflurs  des  Zucker- Trust  zu  nennen^  der  angeblich 
die  Preistreibereien  der  Spekulation  auf  dem  Londoner  Kohzuckermarkt 
siegreich  zu   bekämpfen  in  dur  Lcige  gewesen  ist. 

Ein  Vorwurf,  der  den  Trusts  häufig  gemacht  wird,  ist  der»  dafs  aie 
die  Produktion  limitieren ,  um  der  Ware  einen  Seltenheitswert  zu  geben. 
Selbst  im  Falle  eines  absoluten  Alouopols  dürfte  sich  diese  Watfo  zum 
mindesten  als  zweischneidig  erweisen  und  kaum  auf  die  Dauer  don  er- 
wähnten Erfolg  haben  p  da  es  geradezu  das  Entstehen  einer  Konkurrenz 
herausfordern  wurde«.  Wo  aber  ein  absolutes  Monopol  nicht  besteht,  wie 
in  allen  uus  bekannten  Fällen  von  Gesellschaftskartellen,  hätte  eiue  solche 
Politik  einfach  die  Folge  den  Absatz  der  KonkurrenE  auf  die  äuTserste 
Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  steigern  und  weiterhin  diese  letztere 
auszudehnen. 

Im  ganzen  günstig  scheioen  sich  die  Arbeiter  bei  karteil  istischer  Pro- 
duktion zu  stehen.  Ein  entechiüdener  Vorteil  für  sie  ist  der,  dafs  aie 
unter  der  Herrschaft  derselben  auf  gleiohmäTsigere,  seltener  unterbrochene 
Beeohäfüguug  rechnen  können.  Die  Bildung  eines  Kartells  hat  swar  oft 
genug  eine  gröfsere  Zahl  von  Arbeitern  besohäftiguuglos  gemacht,  solches 
kam  aber  unter  der  freien  Konkurrenz  infolge  der  häufigen  Absatzkrisen 
nooh    viel   öfter   und    iu   gröfserem  MaTsstabe  vor.     Vor  einer  Ausnütz ung 
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ihrer  MacbtstelluDg  zur  HerabeetiuDg  der  Löhne  oder  Verläogeruiig  der 
Arbeitszeit  scheinen  sich  die  Kartelle  bisher  geliütet  zu  haben  ^  da  sie 
wnrsteui  dafa  ein  lolches  Vorgehen  ihnen  in  dieeeni  demokratischen  Lande 
in  der  öffentlichen  Meinung  zu  sehr  geschadet  hätte,  und  aie  auch  nicht 
ohne  Not  Konftikte  mit  der  Arbeiterechatt  heraüfzubeechwören  wünschen 
mochten ,  solange  ihnen  so  viele  Mittel  zu  Gebote  etauden ,  um  aich  für 
die  Kosten  einer  arbeiterfre  und  liehen  Haltung  schadloB  zu  halten.  Der 
Präaident  der  American  Federation  of  Labor,  der  mächtigete  der  grofsen 
ArbeiteraBfioziationen  behauptet  allerdings,  dafs  sie  die  Organisation  der 
Arbeiterschaft  zu  hintertreiben  uod  dadurch  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
besserung ihrer  Lage  zu  verhindern  trachten.  Gröfsere  Sünden  kann  er 
ihnen  aber  auch  nicht  nachweisen. 

Eine  der  interessantesten  Erscheinungen  in  der  Entwickelung  des 
KartellweBens  hier  zu  Lande  ist  das  Bjstem  des  sogenannten  „factor's  agree- 
ment",  durch  welches  die  Trusts  die  Distribution  in  ihren  Dienst  gestellt 
haben,  um  zur  Vernichtung  der  Konkurrenz  mitzuwirken.  Dieses  BjsteiB 
wesentlich  aufgeklärt  eu  haben»  ist  das  Haoptverdienst  der  NcwYorker 
Enquete  im  vergangenen  Wioter.  Das  factor'a  agreement  ist  ein  Abkommen 
zwischen  dem  Kartell  und  einzelnen  WiederverkSufern,  in  welchem  die- 
selben sich  u.  a.  namentlich  dazu  verpflichten»  das  Fabrikat  der  Konkurrenz 
nicht  billiger  zu  verkaufen  als  das  Kartellprodukt.  Als  Gegenleistung 
gewährt  ihnen  das  Kartell  einen  Habatt.  Der  Bericht  der  Enquete-Kom*' 
missTon  sagt,  dafs  dieser  Babatt  den  einzigen  Profit  der  Zwischenhändler 
darstelle,  erklärt  es  aber  für  eine  Fiktion,  wenn  das  Rechtsgeschäft  als 
Konsignation  bezeichnet  wird  und  sieht  vielmehr  ,,in  allen  wesentlichen 
Elementen  einen  absoluten  Verkaul"  darin.  Beim  Zucker  scheint  aller^ 
dings  die  scharfe  Konkurrenz  zwischen  den  Faktoren  der  Grund  zu  sein» 
warum  ein  Extragewinn  ausgeschlossen  ist,  wurde  doch  von  beiden  Far- 
teien  übereinstimmend  behauptet,  dafs  der  verzweifelte  Wettbewerb  unter 
den  ,,WhoIesale  Grocera*'  die  Veranlassung  zur  Einführung  des  8yatems 
gewesen  sei. 

Die  Bedingungen^  welche  aufserdem  noch  für  Bezahlung  des  Rabattes 
gestellt  werden,  sind  bei  den  verschiedenen  Trusts  verschiedene.  Das  8oda^ 
kartell  liifst  Hch  versprechen,  dafs,  wenn  schon  Konkurrenz-Artikel  geführt 
werden  miifsten,  von  denselben  doch  so  wenig  als  irgend  möglich  verkauft 
werden  solle.  Der  Cigarettenlruet  verspricht  dreifachen  Rabatt,  wenn  aua- 
Bchliefslich  Truste) gar etteu  geführt  werden.  Der  Zuckertrust,  der  als  Minimal- 
verkaufspreis seine  eigenen  Notierungen  festsetzt,  zu  welchen  er  den  Faktor 
Terkauft,  hat  ein  sogenanntes  ,,Equality  Bäte  Book"  zueamroengestellt,  in 
welchem  der  Zuschlag  der  für  Fracht  vom  Fabrikationsort  zum  Verkaufs- 
ort hinzuzurechnen  if^t,  für  die  einzelnen  Verkaufsorte  spezifiziert  ist.  Wie 
ferner  bestimmt  wird»  hat  in  der  sogenannten  Östlichen  Zeitzone  eine  Preis- 
änderung im  selben  Augenblicke  in  Kraft  zu  treten,  in  welchem  die  Americaa 
8ugar  Refining  Company  dieselbe  vornimmt,  Faktoren  in  der  Zentralzone 
haben  den  Preis  80  Minuten  später  und  Faktoren  in  der  weetliohen  Zone 
eine  Stunde   nach  jenem  Zeitpunkte  zu  ändern. 

Wenn  es  richtig  ist,  dofs  der  Rabatt  den  einzigen  Gewinn  der  Zwisohen- 
händler  darstellt,  wenn  also  die  Ware  überall  zum  gleichen   Preise  weiter- 
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Teräufsert  wird,  so  hätte  diefes  Syetem  den  grofsen  Vorzug,  die  Kosten 
der  Distribution  zu  regulieren,  gewifs  ein  grofser  Yorteil,  wenn  schon  nicht 
für  den  Faktor,  so  doch  für  dessen  Abnehmer,  d.  i.  —  je  nachdem  der 
Faktor  Engrossist  oder  Detaillist  ist für  den  Detaillisten  bezw.  Kon- 
sumenten. Zu  beklagen  hingegen  wSre  es,  wenn,  wie  die  Enquete  fest- 
gestellt haben  will,  die  Kartelle  die  Wiederyerkäufer  oft  sur  Eingehung 
und  Einhaltung  des  factor's  agreement  dadurch  zwingen,  dafs  sie  denselben^ 
wenn  sie  sich  nicht  willfährig  zeigen,  überhaupt  nicht  mehr  verkaufen. 
Dies  bedeutet  aber  meist  deren  Buin,  da  sie  die  Nachfrage  ihrer  Kund- 
schaft nach  speziellen  Marken  zu  befriedigen  nicht  mehr  imstande  sind 
und  auch  nicht  immer  mit  Sicherheit  darauf  rechnen  können,  sich  bei  der 
Konkurrenz  zu  versehen.  Dies  trifft  nicht  nur  in  jenem  Falle  zu,  wo  der 
Wiederverkäufer  ausschliefslich  mit  dem  Kartell  Artikel  handelt,  sondern 
•uoh  z.  B.  im  Falle  der  Krämer,  für  deren  Oeschäft  Zucker  eine  so  hervor- 
ragende Bolle  spielt,  dafs  sie  nicht  bestehen  können,  wenn  sie  ihre  Kund- 
schaft in  diesem  Artikel  nicht  befriedigen  können. 

Nicht  unerwähnt  bleiben  soll,  dafs  eine  Art  betriebstechnischer  Er- 
sparnisse schon  bei  Allianz-Kartellen  in  grölserem  MaTsstabe  vorkommt. 
Dämlich  die  Beschränkung  der  Spesen  für  Agenten,  Geschäftsreisende,  Beklame 
u.  8.  w.  Als  Illustration  für  die  Namhaftigkeit  der  so  ersparten  Summen 
sei  die  Thatsache  angeführt,  dafs  für  die  Firmen,  welche  heute  in  der 
Diamond  Match  Company  vereinigt  sind,  die  Aussicht,  wenigtens  zwei 
Drittel  von  den  für  die  genannten  Zwecke  bisher  aufgewendeten  3  Millionen 
ersparen  zu  können,  eines  der  Hauptmotive  für  die  Kartellierung  gebildet 
haben  soll. 

b)   Besondere  Ziele  der  Oesellsohaf ts-Kartelle. 

Schon  Prof.  Jenks  hat  seiner  Zeit  in  diesen  Blättern  darauf  hingewiesen, 
dafs  ein  Allianz-Kartell  die  zur  Vermeidung  von  Ueberproduktion  not- 
wendige Limitirung  der  Produktion  nur  so  durchführen  könne,  dafs  alle 
vereinigten  Fabriken  ihre  Fabrikation  verhältnismäfsig  beschränken,  ein 
Trust  aber  denselben  Erfolg  ökonomischer  dadurch  erzielt,  dafs  nur  die 
leistungsfähigsten  Etablissements,  diese  aber  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung, 
betrieben  werden,  wogegen  die  schwächeren  ganz  geschlossen  und  eventuell 
verkauft  werden  können. 

Ein  Allianz-Kartell  ist  ferner  nicht  in  der  Lage,  an  den  Kosten  der 
Oberleitung  Ersparnisse  zu  machen.  Eine  grofse  Aktiengesellschaft  hin- 
gegen beschäftigt  nur  mehr  die   tüchtigsten  unter  den  bisherigen  Leitern. 

Die  Verwertung  von  geschäftlichen  Informationen,  Patenten,  geheimen 
Fabrikationsmethoden,  u.  s.  w.,  die  bisher  nur  einzelnen  Firmen  zu  gute 
kamen,  seitens  aller  vereinigten  Betriebe  könnte  zwar  auch  bei  blofs  alli- 
ierten Firmen  eintreten,  doch  würden  sich  dieselben  wohl  nur  dann  dazu 
verstehen,  ihre  Geschäftsgeheimnisse  preiszugeben,  wenn  sie  sicher  sein 
könnten,  dafs  die  Bundesgenossen  von  heute  nicht  die  Eivalen  von  morgen 
sind.  In  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  tri£ft  diese  Voraussetzung 
aber  nicht  zu. 

An  Transportkosten  vermag  auch  ein  Allianz*Eartell  dadurch  zu  sparen, 
dafs  es  die  einzelnen  Orders  von  den  dem  Ablieferungsort  znnächstliegenden 
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EtablissetneaU  au^führan  läf^t,  eiuo  G^seüdohaft  dajpogeu  ist  in  der  L^^e^ 
aueh  etgeoe  Traadportmittol  aozudchaffea  ia  Q^^stalt  vou  Eideobahowa^^oiij, 
OzeaDdampfer  u,  &,  w.  —  Dur  Blaadart  Dil  Truiit  hat  alkiia  über  30  Hill 
Dollard  iu  aeiaeo  grof^eu  RöLirc^aleituagea  Toa  dtja  Quellea  zu  düQ  RifE- 
nerieo  angelegt. 

Analog  macht  ea  steh  für  eia  GedelUohafU*KarteU  bezahlt^  die  oötigea 
NebeneUblisäemeaU  «u  erriohtea,  um  die  Abfälle  der  Eauptartikel  sur 
HerstelluDg  tou  Nebeaprodaktea  zu  errichten.  Der  CottoQ  Dil  Trust  z.  B. 
besitzt  UQter  seiueD  ca.  150  Etabliä^emeats  8  Dünger-i  7  Seifen-,  4  Speck* 
und  eine  Riciuuiölt'abrik. 

Endlich  idt  eia  solches  Riedeaunteroehmen  imstandep  nambafce  SummeQ 
daiurch  zu  erdpArea»  düti  es  Verpickuagögegeastäade  und  andere  Perti- 
neozen  iu  eigeoem  Qrofi*be triebe  erzeugt.  Der  Staadard  Oil  Trust  giebt 
als  lUu^tratioa  hierfür  nachstehende  Zahlen.  Passer  kosteten  1872  $2,34 
im  Handel,  1890  im  eigenen  Betrieb  $  1,25.  Bei  eiuem  jahrlichen  Bedarf 
von  3*/,  Mill.  Btiiök  eine  Ers^parois  von  Über  4  Mill  Dolkr:i.  Des* 
gleichen  bei  36  Slill  Bleehkannen  a  15  Cents  statt  30  Cents  5  400  000 
Dollars  und  bei  Kolzkistea  (13  Cents  statt  SO  Cents)  1  250  000  ErdparniA* 
Wean  nun  auch  diese  Artikel  heute  im  Handel  ebenfalls  bedeutend  billiger 
gewordun  sein  durften«  so  steht  doah  auf^ter  Frage«  dafr»  bei  einem  solcheo 
Riesenbedarf  noch  immer  recht  ansehnliche  Summen  durch  die  Erzeagting 
im   Grofäbetriebe  uad  in  eigener  Rjgie  erspart  werden  miissea. 

o)    Begleiterscheinungen. 

Fast  alle  hier  aufgezählten  Pnokte  haben  allerdings  zunächst  einen 
Nachteil  —  sie  bedeuten  den  Entgang  vou  Yerdieustgelegenheiten  für 
Aufsenstohende.  Wenn  jedoch  den  Trusts  daraus  ein  Vorvirurf  gemacht 
wird,  so  wird  übersehen,  dafs  es  sich  auch  hier  nur  um  einen  Fall  des 
8urvival  of  the  tittest  handelt,  dafj  einfach  der  wirtsohaftlich  Fähigere  den 
Unfähigeu  vordrängt  hat.  Die  weitere,  aber  ebenfaüs  natürliche  Folge 
einer  wirtsohaftlicheu  Eatwlokelung  dieser  Art  ist  natürlich  die,  dafj»  immer 
meiir  sttlb^stämiige  Unternehmer  in  die  Position  von  Angeatellteti  hinab* 
gedrückt  werden.  Darauf  beziehen  sich  offenbar  auch  die  Worte  Präsident 
Clevelands,  der  in  seiner  Botschaft  zur  Eröffaung  des  Kougresses  im  letzten 
Dezember  von  den  Trusts  Sagte:  ,,[hre  Tendenz  geht  dahin,  die  individuelle 
Unabhängigkeit  zu  zerstören  und  die  freie  Ausnutzung  der  menschliohea 
Fähigkeiten  sowie  die  volle  Eatwiokelung  des  menschlichen  Charakters  sa 
hemmen  oder  zu  verhindern.  Durch  sie  wird  der  Farmer,  der  Handwerker 
und  der  kleine  Kaufmann  in  Gefahr  gebracht,  aus  der  stolzen  Stellung, 
sein  eigener  Herr  zu  sein,  verdrängt  und  degradiert  zu  werden  zum 
blol'sen  Zubehör  einer  grolsen  Maschine  mit  wenig  freiem  Willen,  keiner 
anderen  Pdtcht,  als  jener  passiven  Gehorsams  und  mit  wenig  Hoffnung 
und  Gelegenheit,  sich  zu  einem  verantwortlichen  und  niitzlichen  Staats- 
bürger zu  entwickeln."  Wenn  solche  Worte  aus  so  angesehenem  Munde 
kommen«  so  kann  man  sich  eine  Vorstellung  davon  machen,  wieviel  Kapital 
der  Durchschnittspolitiker  aus  der  Denuuziation  der  Trusts  ziehte  Wenn 
in  der  alten  Weit  die  „Ausbeutung  durch  den  Kapitalismus"  der  Schlacht* 
ruf  der  Demagogie  ist,  so  werden  in  den  Vereinigten  Staaten  „Trusts  und 
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Uoüopole"  auegeppitlt,  um  die  WählennaBeen  zu  ködern.  Nor  ist  dieses 
letztere  ^chlagwart  deBhalb  zugkräftiger,  'weW  ee  eine  gerißgertj  2^abl  Ton 
Ausbeutern  einer  gröfeeren  Zahl  von  Ausgebeuteten  gegenüber  stellt. 

Unter  diegen  Um&tänden  und  angesichts  der  drakonischen  Antitrusl- 
geset^e  TBufa  man  es  denn  auch  als  blofse  Notwehr  gelten  tasBen,  wenn 
die  Kartelle  ihre  grofse  Geldroacht  auch  im  politischeo  Kampfe  verwerten, 
und  wenn  amerikanißche  Profeesionspolitiker  ihnen  daraus  einen  Vorwurf 
machen,  so  wird  man  sie  an  das  Wort  vom  Balken  im  eigeneu  Auge  und 
vom  Splitter  in  jenem  den  Nächsten  erinnern  dürfen. 

Aber  nicht  nur  der  Mifsbrauch  der  grofsen  Kapitalskonzentratioo  wird 
den  Trusts  zum  Vorwurf  gemacht,  sondern  diese  Konzentration  eelbet  wird 
als  volkswirtscbaftHcber  Nachteil  bezeichnet.  Dagegen  löf^t  sich  wieder 
einwenden,  dafs  es  sich  —  zum  mindeeten  bei  den  Gesellschaftskartelleo  — 
vielmehr  um  eine  Betriebs-  als  um  eine  KapitalBkonsentration  handelt. 
Die  Zahl  der  Aktionäre  bei  den  meisten  GeBellscbaftskartellen  ist  in  stetem 
Stdgen  begriffen  und  soll  sich  hei  manchen  derselben  bereits  auf  mthrere 
Tausend  belaufen.  Mögen  dieselben  nun  auch,  sofern  sie  nicht  Gründer 
waren,  zu  hohen  Preisen  gekauft  haben,  und  grofse  Gewinne  ihnen  daher 
nur  im  Falle  noch  weiter  gesteigerter  Kentiibilitüt  der  Trusts  in  Aussicht 
stehen,  so  ist  dovh  immerhin  das  io  den  Hüuden  der  Gründer  vereinigte 
Kapital  im  Begriffe,  seine  Identität  mit  dem  kartellierten  Kapitale  mehr 
und  mehr  zu  verlieren  und  anderweitig  Anlage  zu  suchen,  welohe  not* 
wendigerweise  keine  so  grofsen  Gewinne  verspricht  oder  aber  ein  neue« 
Risiko  mit  sich  bringt.  —  Jenks  findet  übrigens,  dafs  die  Kapitalsanhiiufung 
an  flieh  nicht  ohne  weiteres  als  ein  Niichteil  für  die  Gesamtheit  zu  be- 
zeichnen sei,  da  ein  namhafter  Teil  im  Interesse  der  Gesamtheit  aufge- 
wendet werde,  feien  doch  in  den  letzten  Jahren  zwei  bedeutende  Univer- 
sitäten aus  3k!itteln  errichtet  worden,  die  zum  grofsen  Teil  Monopolgewinn© 
darstellen.  Anderereeits  sei  allerdings  nicht  zu  leugnen,  dafs  auch  die 
Konsumenten ,  wenn  ihnen  jene  Gewinne  zugekommen  waren,  dieselben 
nicht  ganilich  unproduktiv  verwendet,  sondern  zu  Verbesserungen  ihrer 
Lage  benützt  haben  würden,  die  einen  zivilisatorischen  Erfolg  gehabt 
bättcD, 

Ein  anderer  Nachteil,  den  die  kartellistieche  Produktionsform  mit  sich 
bringen  eoll,  ist  der,  dafs  dio  Verbesserung  der  Qualität  des  Fabrikates 
durch  dieselbe  aufgehalten  werde,  indem  die  Kartelle  bei  der  Sicherheit 
ihres  Marktes  keine  Veranlassung  hiitten,  in  dieser  Bichtung  besondere 
Anstrengungen  zu  machen.  Zu  diesem  Ergebnis  gelaugte  u.  a.  auch  die 
New  Yorker  Enquete.  Auf  die  Dauer  ifet  ein  solches  Versäumnis  aber 
wohl  kaum  zu  besorgen  ,  da  es  schliefslich  die  Konkurrenz  herausfordern 
würde.  Auch  ist  nicht  zu  Übersehen,  dafs  der  freie  Wettbewerb  durchaus 
nicht  immer  den  Erfolg  hat,  die  Qualität  der  Ware  zu  verbessern,  sondern 
es  im  Gegenteil  sogar  recht  oft  vorkommt,  daf»  eine  Verschlechterung  des 
Produktes  durch  den  Wunsch  hervorgerufen  wird,  eine  billig  verkäufliche 
Ware  in  grofsen  Quantitäten  abzusetzen. 

Die  Thatsache,  dafs  die  Trusts  ihre  Konkurrenten  entweder  zu  ruinieren 
oder  zu  ungtioatigen  Bedingungen  auszukaufen  trachten,  hat  von  jeher  zu 
den    heftigsten    Anklagen    gegen    dieselben    Anlafs    gegeben.      Jenks    weist 


fKJ  ^^^^^"^  Mi. »eil  na, 

demgegetiüber  darauf  hin ,  dafa  such  uoter  der  freieo  fCofikurreoE  ein* 
grofäe  ZM  toei  Gti^chäfUleuteci  gu  Grunde  gehea  und  rielleioht  ebenso 
Tiele^  um  ea  nicht  zum  Baokeratt  kommen  zu  laaeeo,  sieh  mit  TeHu^t 
ihres  gaozeD  Sapitales  oder  eioes  Teiles  deaselbeu  Eurackziehen ,  nicht  zu 
gedenkeo  der^r,  die  aur  mit  Mühe  Bieh  über  Wa&ser  balteD.  Alle  dies« 
Fiiile  iafölirierei]  eioen  Verlust  ao  Eapitftl  oder  doch  doe  mangelhafte 
AusDutzung  deaselbeti  uad  daher  eiaeo   Verlust  für  die  OeselläohafL 

V.]  Die  ÄntitTUitgesetzgebung, 

Wenn  auch  viele  Uebelstande  im  üelalge  der  Trusts  zu  Tage  treteili 
wenn  auch  manche  dereelben  das  Intereaee  der  Gesamtheit  entschiedeD 
rt^rletzeu,  ho  läugnet  doch  auch  hier  zu  Lande  oiemaud,  der  nich  mit  der 
iVage  era&tlieh  beschlftigt  hat,  daf»  dieselben  eiae  uatürtiohe  EntWicke- 
luög  des  WirtsobaftelebenB  darstellen ,  dafa  dahor  nicht  ohne  weiteres  der 
Stab  über  sie  gebrochen  werden  dtirfe,  und  daf^  sie  weder  sich  befiaitigea 
lassen,  noch  das  Entstehen  neuer  Tcrhindert  werden  könne.  Die  zahl- 
reichen LögialEturen  aber,  dw  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  der 
Frage  befafst  haben,  sind  noch  nicht  zn  dieser  Erkenntnis  Torgedrungen, 
sondern  haben  durohgehends  die  Bildung  von  Trusts  ftir  eine  kriminell 
Btrafbart)  Handlung  erkliirt  Um  gan2  sicher  %u  gehen,  dafg  sie  nicht 
durch  oiue  Lücke  des  Oesetzes  eich  einschlaichenf  sind  manche  Staaten  so 
weit  gegangen^  aüe  erdenklichen  Formen  Ton  wirta« haftliehen  Assoziationen 
unter  die  gleiche  Strafandrohung  zn  bringen* 

Ein  ansohauliches  Bild  vou  dem  Charakter  dieser  Legislation  giebt 
uachiitehoiide  tou  B*  C.  T.  Bodd,  dem  Anwalt  des  Btandard  Oil  Trost, 
zusammengestellte  Uebersicht  ihrer  wesentlichatea  Bestimmungen  '-),  (Per- 
sonen bodcutc't  hier  zugleich  auch  Kürporationen  und  aodttre  Hynonj'tDa, 
und  Uebereinkommen  auch  Kontrakt,  Verschwörung  u.  dergL) 

In  sechzehn  Staaten  ist  es  eine  kriminell  strafbare  ,,con8piracy*'  für 
zwei  oder  mehr  Personen,  den  Preis  eines  Artikels  festzusetzen  oder  die 
Produktion  desselben  zu  fixieren  oder  zu  limitieren. 

In  sechs  Staaten  ist  für  zwei  oder  mehr  Personen  ein  VerbreohoDi 
ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  wodurch  die  volle  und  freie  Konkurrens 
in  Produktion  und  Verkauf  verhindert  wird. 

In  zwei  Staaten  und  einem  Territorium  desgleichen  das  Ueberein- 
kommen, die  Monopolisierung  eines  Artikels  anzustreben. 

In  Nebraska  machen  sich  zwei  oder  mehr  Personen  einer  Conspiracy 
schuldig,  wenn  sie  übereinkommen,  den  Verkauf  eines  Industrieproduktes 
zu  suspendieren  oder  einzustellen  oder  die  Gewinne  aus  der  Erzeugung 
oder  dem  Verkauf  behufs  Aufteilung  in  einen  gemeinsamen  Fonds  la 
geben. 

In  Texas  und  Mississippi  ist  es  für  eine  Mehrheit  von  Personen  nicht 
nur  ein  Verbrechen,  die  Preise  zu  fixieren,  zu  regulieren,  zu  erhöhen 
oder  herabzusetzen,  sondern  auch  den  Preis  irgend  eines  Artikels  für  den 
Verkehr  untereinander  oder  mit  Dritten  festzusetzen. 


1)  Vgl.   Harward  Law   Review,  November  1898,  sowie  die  ODglisebe   Baehaosgabe 
vun  Y.  Halle's  Abhandlung,  New  York,  1896. 
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In  New  York  ist  es  ein  Verbrechen,  einen  Vertrag  eu  schliersen, 
wodurch  die  Eonkurreas  im  Angebot  oder  der  Preisbildung  eines  zur  Er- 
haltung des  Lebens  oder  der  Gesundheit  allgemein  gebrauchten  Artikels 
zum  Zweck    der  Erhöhung    der   Preise    beschränkt   oder   yerhindert    wird. 

Wenn  nun  diese  ganze  ausgedehnte  Gesetzgebung  den  Trusts  ernst- 
lich nichts  anhaben  konnte,  so  liegt  der  Qrund  hierfür  —  sofern  man 
nicht  glauben  will,  dafs  die  Geldmacht  derselben  bis  auf  die  Riohterbank 
hinauf  ihre  Allgewalt  ausdehnt  —  in  den  speziellen  staatsrechtlichen  und 
Justizverhältnissen  dieses  Landes.  —  Jeder  Staat  hat  zwar  das  Recht,  einer 
Gesellschaft,  die  von  einem  anderen  Staat  ihren  „charter*'  erhalten  hat, 
innerhalb  seines  Gebietes  den  Geschäftsbetrieb  zu  verbieten.  Von  diesem 
Rechte  haben  aber  die  wenigsten  Staaten  bisher  Gebrauch  gemacht.  Ein- 
zelne Akte  der  Beschränkung  der  freien  Eonkurreos  sind  aber  natürlich 
nur  insofern  der  Strafgewalt  eines  Einzelstaates  unterworfen,  als  sie  auf 
dcdsen  Gebiet  begangen  sind. 

Wenn  so  die  Wirksamkeit  der  partikularen  Gesetzgebung  schon  sehr 
empfindlich  eingeschränkt  ist^  so  droht  derselben  noch  Ton  einer  anderen 
Seite  eine  grofse  Gefahr.  Ein  vor  wenigen  Wochen  seitens  eines  Bundes« 
gerichtes  zweiter  Instanz  ergangenes  Urteil  erklärt  das  Anti-Trust-Law  des 
Staates  Texas  für  null  und  nichtig,  weil  gegen  die  Eonstitution  der  Ver« 
einigten  Staaten  verstofsend,  welche  besagt,  dafs  niemand  durch  das  Ge- 
setz eines  Einzelstaates  seines  Lebens,  seiner  Freiheit  oder  seines  Eigen- 
tums ohne  ordentliches  gerichtliches  Verfahren  beraubt  werden  darf. 
Unter  Ereiheit  wird  aber  nach  der  konstanten  Judikatur  amerikanischer 
Gerichte  auch  die  Freiheit,  Verträge  zu  sohliefsen,  yerstandeo.  Dieses 
Recht  nun  wird,  so  heifst  es,  durch  das  erwähnte  Gesetz  in  ausgedehnte- 
ster Weise  beschnitten.  Dasselbe  yerbietet  so  rielerlei ,  dafs  es  ganz  un- 
möglich sei,  eine  offene  Handelsgesellschaft  zu  schliefsen  oder  fortzuführen. 
—  Sollte  der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  sich  dieser 
Auffassung  anschliefsen ,  so  würde  wohl  noch  manch  eines  der  yielen 
Einzelstaatsgesetze  im  Laufe  der  Zeit  das  gleiche  Schicksal  ereilen. 

Den  Industrie-Kartellen  gegenüber  gänzlich  machtlos  ist  die  Bundes- 
gesetzgebung, da  derselben  nur  die  Handels-  und  Verkehrsyerhältnisse 
zwischen  den  einzelnen  Staaten  (Interstate  Commerce)  reserviert  ist.  Das 
Anti-Trust  Gesetz  der  Vereinigten  Staaten  wurde  denn  auch  in  dem  einzigen 
Falle,  in  welchem  der  oberste  Gerichtshof  der  Union  über  die  Gesetz- 
mäfsigkeit  eines  Indostriekartelles  zu  entscheiden  hatte,  für  unanwendbar 
erklärt  mit  der  Motiyierung,  dafs  wenn  auch  mit  der  Produktion  eines 
Artikels  in  so  grofsem  Mafsstabe  notwendigerweise  der  Verkauf  über  die 
Grenzen  des  Ursprungsstaates  yerbunden  sei,  d.  h.  Interstate  Commerce 
eintrete,  dies  doch  nur  das  Sekundäre  sei  und  für  den  Charakter  des 
Unternehmens,  der  hier  angefochten  werde,  nicht  bestimmt  sei. 

Unter  diesen  Umständen  wird  es  denn  auch  verständlich,  dafs  die 
einzige  gerichtliche  Entscheidung,  die  einen  Trust  für  ungesetzlich  erklärte 
und  daher  die  Umwandlung  desselben  sowie  aller  übrigen  in  Aktiengesell- 
schaften zur  Folge  hatte,  nicht  auf  Grund  eines  der  neuen  Gesetze, 
sondern  auf  Grund  des  altenglischen ,  hier  zu  Lande  noch  in  subsidiärer 
Geltung  stehenden  Common  Law  erfolgte.     Mit  jener  Entscheidung  wurde 


die  Norlh  Bilder  Svg&r  BefiDing  Company  itirei  Charters  fBr  veTimitig  er- 
klärt, weil  sie  äuieh  ihren  Beitritt  zum  Zcckertnift  emersdU  die»  ihr  tn 
ihrem  Chart  er  ei  Hierin  isteD  BefD^iftete  fihereehrrttezi ,  aDdererifita  ihre 
korporative D  Ziele  Temachlaestgt  habe ,  indem  lia  ihre  Cnabbäii^gk«!!  aa 
ei&e  Bödero  Geeellschaft  aoilieferte. 

Die  Frage,  in  welcher  Weiie  denn  eine  Abhilfe  fegen  die  wirkliehan 
üebelitände,  die  bei  manchen  Kartellen  zu  Tage  treten,  geicbäffen  wenden 
könnte,  ist  in  jtingster  Zeit  m^hrftich  diskutiert  worden.  Die  dnen  ver- 
i&ngen  die  Verpfiiehtnng  der  Trust i  inr  Veröffentlichnng  wabrheitfigetrener 
Berichte  über  die  Ge^eh&ftffgebahmng  nnd  Kontrolle  dereelben  dureli  den 
8taat«  wie  »olche  schon  heute  bei  Eisen  baboen,  Bank  tu  nnd  Tersieheninp- 
anitalten  besieht.  Andere  Terlangen  Begnliemng  der  Preise  von  Staats 
wegen  nach  Analogie  der  staatlichen  Ingereni  in  die  Tarifpolitik  der 
Eisen  bahnen»  Gasgetell  Schäften  n^  s.  w.  oder  gar  Yerttaatlichung  der  kar- 
tellierten IndQitnen  nach  Art  der  europaiiebeo  Bahnen.  —  Eanm  ea  em- 
pfehlen ist  der  Vorschlag,  die  Kartelle  durch  Abflchaffong  des  Scbutisollet 
auf  ihre  Artikel  zn  treffeoi  da  eine  solche  Maf^tregel  nnr  eine  beachrankte 
Zahl  von  ihnen  erreiichen  würde,  \^on  demokratiicber  Seite  sind  Ter- 
gohiedene  Amendement«  zu  dem  gegenwärtig  in  Yerhandlnng  stehenden 
Zolltarif  eingebracht  worden,  die  in  diesem  Sinoe  gehalten  sind.  Die  Ent- 
icheidnng  darüber,  welche  Artikel,  als  von  monopoli harten  Industrien  her- 
gestellt,  Zollfreiheit  rn  geniefnen  hätten,  soll  entweder  dem  FrtUideaten 
der  Vereinigten  Staaten  Dd«r  Eib«r  Anlangen  eines  latereaaenten  den  Qe- 
riohten  zustehen«  Abgesehen  davon,  dofs  diese  Amendements  angeBichta  der 
republikaniBchen  Majorit^lt  im  Kongresie  keine  Anisinht  haben^  nn genommen 
zu  werden,  dürften  auch  viel©  Gegner  der  Trusts  sich  scheuen,  fiir  eine 
Uafsregel  zu  stimmen,  welche  ganze  Industrieen  des  Landes  ^er&tören  und 
insbeso ödere  einer  Konknrrena  im  Inlando  die  ExJatenzmÖglicbkeit  abichnei- 
den  würde. 
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Zur  deutschen  Handelsstatistik. 

Von  M.  DieimaDD- Chemnitz. 

Als  GruD  dsatz  der  deatschen  HandelsBiatistik  ist  festgestellt,  „dafs  als 
Preis  der  eingeführten  Waren  derjenige  Betrag  ermittelt  werden  mufs, 
welcher  dafür  vom  Inland  an  das  Aasland,  als  Preis  der  ausgeführten 
Waren  dagegen  derjenige  Betrag,  weloher  dafür  vom  Aasland  an  das  In- 
land gezahlt  wurde''  ^).  Der  Unterschied  dieser  beiden  Beträge  ergiebt 
die  Handelsbilanz.  Die  merkantilistische  Ansicht,  nach  welcher  im 
Fall  einer  „angünstigen"  Bilanz  der  Mehrbetrag  der  Einfahr  durch  Edel- 
metall gedeckt  werden  müsse,  ist  zwar  wissenschaftlich  längst  veraltet,  sie 
haftet  aber  noch  fest  auch  unter  Gebildeten  unseres  Volkes.  Es  erregte 
daher  yielfach  gewaltigen  Schrecken ,  als  unsere  Statistik  in  den  Jahren 
1872 — 1879  regelmäfsig  starke  Unterbilanzen,  nur  einmal  blofs  gegen 
600  Millionen  M.,  sonst  aber  zwischen  über  900  bis  gegen  1500  Mill.  M. 
jährlich  ergab.  Das  Kaiserliche  statistische  Amt  bemühte  sich  damals 
vielfach  aufklärend  zu  wirken,  namentlich  die  Unsicherheit  seiner  Wert- 
ermittelungen hervorzuheben. 

Von  manchen  Seiten  worde  die  ungünstige  Bilanz  als  eine  Folge  der 
sogenannten  freihändlerischen  Zollpolitik  bezeichnet  und  Abhilfe  von  dem 
Schutzzollsystem  erwartet. 

Der  Zolltarif  von  1879  schien  denn  auch  Abhilfe  zu  bringen.  Der 
Ausweis  für  1880  ergab  für  den  freien  Verkehr  einen  Ausfuhrüberschufs 
Ton  223  Mill.  M.  Bei  näherer  Betrachtung  liefsen  sich  freilich  in  ihm- 
sehr  auffällige  Wertschätzungen  erkennen.  Da  erschienen  z.  B.  bei  der  Aus- 
fuhr nicht  anderweit  genannte  Säuren  und  Salze  mit  198  Mill.  M.,  die, 
wie  der  Verf.  nachwies  ^),  ihrer  Hauptmenge  nach  in  Stafsfurter  Abraum- 
salzen bestauden  ,  so  dafs  dieser  eine  Posten  vom  statistischen  Amt  nach- 
träglich um   176  Mill.  M.  herabgesetzt  werden  mufste. 

In  den  folgenden  Jahren  wichen  die  berechneten  Werte  der  Einfuhr 
und  Ausfuhr  nur  um  verhältnismäfsig  geringe  Beträge  voneinander  ab, 
immer  aber  gaben  zahlreiche  Einzelposten  Anlafs  zu  ernstlichen  Bedenken. 
Mit  Bezug  darauf  sprach  der  Verf.  unter  Hinweis  auf  zahlreiche  anscheinende 
Unrichtigkeiten  in  einer  1888  veröffentlichten  Schrift^)  den  Satz  aus, 
dafs  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  unsere  Handelsbilanz  ein  Wahn- 
gebilde  sei,  dessen  ernsthafte  Behandlung  nur  geeignet  sei ,  den  Spott  zu 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  N.  F.  Bd.  54,  S.  9  etc. 

2)  Deutschlands  aafserearopftiscber  Handel,  Cbemnits  1882,  S.  57. 

3)  Deutschlands    Warenhandel    mit    dem    Aaslande   Ton    1872—87.     Berlin  1888. 
SImion. 
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erwecken«  uod  in  dieien  J&HfbÜchefn  1894,  B,  293  bemerkte  er,  d&fs  die 
dduUehe  Stall atlk  dut  eint»  rohe  Anoäberung  mn  die  HaDdeUbiliaz  sn 
g#beD  vermöge« 

Diese  beideo  Äa«iprüoh0  haben  Harrn  KatchsbeTolliBfichtij^eii  Ober* 
£oUrath  Wieainger  xa  eiaer  längeren  AbhaodluQg  über  dia  deutsche 
HaQdf^läiUtifitik  ia  d&n  f^ABtialeD  dea  DaatachoEi  ReiohB",  1396,  B^  417  C 
verauUfat,  auf  welche  im  fDlgenden  zurück gakommeD   werdeo  aolU 

Im  näehsteo  Jahre  nach  dem  Erficheiueu  der  unten  genauatcn  Schrift, 
welche  in  der  Edohtlagsitsung  v»m  18*  November  18B9  toh  dem  Herrn 
Abgeordneten  Broemel  eingehend  beiproehen  w^rde,  beantragte  die  Beioh«- 
regierang  hei  dem  Reichstagti  die  Termehrte  Heranziehung  Ton  3aoh- 
verständigen  lur  WertücbMtzung  für  die  HandcleBtatislikp  Dieaer  Antrag 
wurde  durch  folgendem  begründet: 

ijBie  Schätzung  der  EiobaiUpreiae  für  die  Wartung  der  Ein*,  Aas-  nnd 
Dnrchfuhr  dea  Warenr  erkehr  es  durch  Buch  retä  tändige  aua  dem  Haudels- 
und  Gewerbe»  tan  de  hat  mehrfacli  nüHohtige  Ergebnisse  geUofett.  Ein 
weaentlioher  Ornnd  hierfür  liegt  darin  ,  daXii  eine  za  geringe  Zahl  8ftoh- 
verständiger  zugezogen  wurde  und  deshalb  nicht  nur  flir  eine  Bai  he  Ton 
WarengattQugen  eingehende  Sachkunde  fehlte,  sondern  auch  für  die 
Hcbätznug  selbit  nicht  die  nötij^e  Mnfse  gegcinnt  wat'^ 

,,Um  dieien  Mangeln  abzuhelfen,  iH  eine  Erhöhung  der  für  die 
Hohätfung  der  Werte  vorgesehenen  StIiUel  notig.  Wahrend  in  jedem 
der  Letzten  3  Jahre  an  32  oder  S^  voa  Orten  aufeerhalb  Berlina  berufene 
Emperte  bei  zwei-  bis  dreitägiger  Hitsungsdauer  im  ICittel  je  170  M» 
an  Reiaekoflten  und  Tagegeldern  Tergütet  wurden,  sollen  künftig  mindestens 
§0  BachYerständige  herangezogen  werden ,  denen  bei  Tier^  bis  fünflägigi^r 
^itzungädauer  Vergütungen  TOn  durchschnittlich  je  200  M,  ^u  gewahrea 
sein   würden". 

Zur  Vermeidung  der  unrichtigen  Ergebnisse  warden  sonach,  abgesehen 
Ton  den  aas  Berlin  zugezogenen  Sachverständigen,  anstatt  64  bis  99  Sach- 
verständigen-Arbeitstage deren  200  bis  250,  also  etwa  dreimal  soviel 
für  nötig  gehalten.  Es  wäre  gewifs  zu  weit  gegangen,  wollte  man  danach 
„schätzen'',  dafs  vorher  zwei  Drittel  der  Wertschätzungen  falsch  gewesen 
seien.  Aber  man  denke  sich,  dafs  einem  Oeschäftsmanne  eine  kaufmänni- 
sche Bilanz  vorgelegt  werde  mit  dem  Bemerken,  dafs  für  deren  Aufstellung 
die  nötige  Mufse  gefehlt  habe  und  eine  Beihe  von  Posten  ohne  eingehende 
Sachkunde  aufgestellt  sei;  wird  eine  derartige  Bilanz  wohl  als  ernsthaft 
betrachtet  werden?  Mit  der  obigen  Begründung  hat  die  Reiohsregierung 
und  nach  Lage  der  Sache  zweifellos  auch  das  Kaiserl.  atatisUsohe  Amt 
zugegeben,  dafs  sämtliche  frühere  Bilanzen  nur  sehr  approximativer 
Natur  sind. 

Von  1889  an  zeigt  die  deutsche  Handelsstatistik  wieder  gewaltige 
Unterbilanzen ;  die  Einfuhrwerte  überwiegen  die  Ausfuhrwerte  in  den 
einzelnen  Jahren  bis  1896  im  SpezialWarenverkehr  um  782  bis  1088 
Mill.  M.  Der  Umschwung ,  der  amtlich  in  der  Hauptsache  durch  den 
1888  erfolgten  ZoUanschlufs  von  Hamburg  und  Bremen  erklärt  wurde,  er- 
regte in  Deutschland  nicht  gerade  bedeutendes  Aufsehen.  Der  Verf.  be- 
sprach ihn  in  der  schon  erwähnten  Abhandlung  in  diesen  Jahrbüchern 
1894,  in  welcher   er  die  wirklich  richtige  Ermittelung  der  Handelsbilanz 
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deren  Aufeticbeo  auch  keineswegs  die  Hauptaufgabe  der  HaDdelsstaiisttk 
•ei,  als  praktisch  QDerreicbbar  bezeicbDete*  Er  betonte  dabei  nameutliob, 
dafs,  kurz  gesagt^  die  deutsche  HaDdelsstatiitik  den  im  Ausland  erzielten 
Handelsgewinn  nnd  im  besonderea  den  der  beiden  Hanaettadte 
Hiebt  ermittele  und  nach  ihrem  System  ciobt  ermitteln  können.  Dies  bat 
Herr  Wiesinger  allem  Anschein  naob  nicht  richtig  autgefafst  und  daher 
erklären  »ich  mehrere  iseiner  gegen  den   Yerf*  geriebteten   Bemerkungen. 

Was  die  deutsche  Handelastatistik  nach  der  Erklärung  des  KaiserL 
Btatistigcheii  Amtes  ermitteln  will,  ist  im  Eiogaog  dieser  Darlegung  anf* 
geführt.  Aber  die  Keichsstatistik  glaubt  ihrer  Aufgabe,  die  für  die  ein- 
getührten  Waren  irom  Inland  an  das  Ausland  und  für  die  ausgeführten 
Tom  Ausland  au  das  luland  gezahlten  Beträge  xn  ermitteln,  ^^im  wesent- 
lichen zu  entsprochen,  wenn  derjenige  Wert  ermittelt  wird ,  welcher  der 
Wure  beim  Uebergang  über  die  Landesgrenze  zukommt'*. 

Dit^se  Annahme,  daf*  der  Wert  einer  Ware  an  der  Landesgrenze  im 
we^entliehcu  identisch  sei  mit  dem  für  sie  bezahlten  Betrag,  dafs  also  die 
Warenbilanz  identisch  sei  mit  der  Handelsbilanz,  wird  ja  auch  in  anderen 
Ländern  gemacht,  sie  entspricht  aber  den  tbatsäohiiebcn  Verhältnissen 
Deutschlands  seit  dem  Ansoblafs  der  Hansestädte  noch  weniger  als  früher* 
Hie  lälst  die  gewaltige  Handels-  und  6chiffahrtstbätigkeit  der  Hansestädte 
Als  eine  unproduktive  erscheinen. 

lu  diesem  Sinne  sind  die  folgenden ,  von  dem  Verf.  scbou  früher 
ausgesprochenen  Bemerkungen  richtig,  welche  Herr  Wiemnger  wiederholt 
als  unrichtig  bezeichnet,  weil  sie  allerdings  mit  den  beziiglicb  der  Wert- 
schätzungen gegebenen  Vorschriften  in  W^iderspruch  stehen  ,  dafs  näriklich 
zwnr  früher  beispielsweiie  der  Betrag,  welchen  das  Inland  für  den  in 
Hamburg  gekauften  Kaifee  an  das  Ausland^  also  Hamburg,  zu  zahlen  hatte, 
wesentlich  identisch  mit  dem  beim  Uebergang  über  die  Zollgrenze  gütigen 
Preise  gewesen  sei,  dafs  er  jetzt  aber  gleich  sei  dem  Botrage,  welchen  der 
Hamburger  Grof^kaufmann  für  die  Ware  einschliefslich  aller  Spesen  an 
das  Ausland  zahlt,  und  dafs  dies  ein  wesentlich  anderer  sei*  Die  Waren, 
welche  der  Hambnrger  Exporteur  aus  dem  Inland  bezieht,  konnten  früher 
annäbernd  nach  ihrem  Wert  beim  Grenzübergang  geschätzt  werden.  Jetzt 
ist  der  Betrag,  den  das  Auslond  dafür  an  das  Inland  zu  zahlen  hat,  der- 
.jenige,  den  der  Hamburger  in  Mexiko  oder  China  oder  sonstwo  erlöst, 
ibzüglich    aller  au   das  Ausland  zu  zahlenden  Spesen* 

Würde  daher  die  deutsche  Statistik  die  Aufgabe,  die  Werte  der  Waren 
sn   der  Grenze  zu  bestimmen,  selbst  in  mathematisch  vollkommener  Weise 
»sen ,    so   würde  sie  doch  keine   richtige  HandeUbilanz   in    dem    eingangs 
erwähnten   Sinne  gebeo. 

Darous  ist  dem  Kais.  Amt  kein  Vorwurf  zu  machen,  denn  es  hat  den 
ihm  gegebenen  Vorschriften  zu  folgen  uud  nicht  die  Erreichung  eines 
praktisch  unerreichbaren  Zieles  anzustreben.  Die  Gewissenhaftigkeit ,  mit 
der  es  seiner  schwierigen  Aufgabe  inuerhalb  der  ihm  genetzten  Grenzen 
gerecht  zu  werden  sucht,  verdient  unzweifelhaft  die  vollständigste  Aner- 
kennung. Mit  vollster  Entschiedenheit  ist  dagegen  der,  vom  Statistischen 
Amt  selbstverständlich  niemals  unterstützten ,  Verwertung  der  Bilanz* 
zahlen  su  politiichen   Parteizwecken  entgegenzutreten, 
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Der  Yerf.  yermag  jedoch  die  Ansicbt  nicht  su  teilen  »  d^B  m  üam 
Statiatiachea  Amt  nach  aeioem  biaherigeQ  A r bei ta verfahren  ^ltiO|^  Mi, 
auch  Qur  dea  Uateraohied  der  Werte,  welohe  den  eiogerährteo  uad  das 
ausgeführten  Warea  beim  GroDZubergang  zukomme o»  alao  die  WartobilMS, 
welche  allerdiugs  thatsächlioh  in  den  meiaten  Landern  der  Handdilalaas 
gleichgeatelU  wird,  richtig  zn  ermitteln. 

GewiTs  lassen  sich  fdr  einzelne  Waren  Uarktpr^iae  fe*latell€ii ,  üt 
aber  nar  für  bestimmte  Typen  einer  Warenart  Geltung  hoben  und  nkkl 
aelten  im  Laufe  eioea  Jahres  anaehnlichtin  Sehwankong^n  unUtikfift* 
Aber  in  nnr  wenigen  Fällen  ist  die  für  Einfuhr  oder  Auffuhr  IpHlft 
Tjpe  genau  bekannt ;  die  Berückaichligung  der  HerkunfU-  und  Baattaiamifft- 
länder  iat  zwar  ein  aehr  schätzeoawertea  Eilf^mittel  zur  gcumegMi  B«- 
atimmung,  aber  mehr  als  eine  Annäherung  vermag  auch  aie  niehi  la 
bieten,  Ea  kann  daher  auch  bei  anscheinend  leicht  jm  9cbminH>^M 
Waren  du  recht  anaehnlicher  Fehler  vorkommen«  und  thataiichiich  h^bca 
die  Wertachätzungen  einer  nicht  geringen  Anzahl  derartiger  Waren  ü<^ 
träglioh  berichtigt  werden  mtiaaen.  Ein  idealer  Fall  wörde  aein^  daüi  £i 
Type  und  die  Schwankungen  ihrer  Preise  von  Monat  £u  Monat  genau  b$* 
kaunt  wären.  Berechnet  man  dann  aber  den  Wert  der  in  jedem  MmMl 
eines  Jahrea  eingegangenen  Warenmenge  nach  dem  DureliäehiLilljpr0i# 
des  Monüta,  bo  folgt  doch  durchaus  noch  nichts  dafa  der  ao  erattliAta 
Jahresbetrag  wirklich  den  vom  Inlande  an  daa  Aueland  für  die  betxeffeeda 
Ware  zu  zahlenden  Preis  darstellt,  und  xwar  schon  deswegen,  weil  te 
Kauf  einer  Ware  hauüg  zu  einer  wesentlich  anderen  Zeit  alt  gmas  kwm 
vor  dem  Eiogang  in  das  Inland    erfolgt. 

In  den  meisten  Fällen  vermag  auch  der  beste  Sachveraläiidige  di«  to 
Verkehr  getretenen  Waren  ihrer  Art  noch  nioht  genau  su  keaoea«  •OBdem 
iat  mehr  oder  weoiger  auf  Vermutungen  angewiesen«  Wie  achwar  die 
Wertschätzung  häufig  aelbat  in  dem  Falle  ist,  in  welchem  dem  Siiliw* 
atändigen  die  Waren  in  Natur  vorliegen,  daa  aeigi  die  Yers^hicdcahait 
der  GulachteOf  welche  in  Ländern  mit  Wertzöllen  in  SlreitfalJen  VMI  dee 
Sachveraläüdigen  abgegeben  werden. 

Herr  Wieaiuger  teilt  in  seiner  oben  erwähnten  Abhandlung  Ae»* 
xÜge  aus  den  Protokollen  der  Sacbverstündigen-Sitzungen  dber  die  WtJt* 
feataetsung  für  den  deutschen  Aufsenhandel  mit  und    bemerkt    dabei  a,  a. 

,füie  Preisbewertung  der  Halb-  und  Ganzfabnkate  in  dar  Textilwar«»- 
Industrie  macht  einige  Schwierigkeiten,  doeh  gelang  e«  auch  hier  aef 
Grund  der  grofaeu  Sachkeuntnis  und  der  eingehenden  EnDiltelnogeo  vi^ 
Probeverwiegungen  seitens  der  Sachverständigen  die  Prate  auf  100  kf 
richtig  abzuschätzen."  Zum  Nachweis  des  Eifers,  mit  welohea  die  Bi^ 
vergtändigen  arbeiten ,  iat  eine  Abhandln og  eine«  der  Sa4>h¥enti»digte 
der  Textilindustrie  mitgeteilt.  In  dieser  ist  nun  fretticsh  nehi  Wisif 
Ton  dem  Gefühle  der  Sicherheit  zu  Enden,  welche  Herr  Wieatugcr  beleet; 
mehr  und  gewichtigere  Zweifel  an  der  ToUen  Hichtigkeit  der  Sehiliajifte 
lassen  aich  auf  den  wenigen  Seiten  nicht  wohl  unterbringeo  and  lec^i 
auffällig  für  einen  Anhänger  de&  Schätzungasj^atemes  i^t  daa  „ftUo**  ia  daa 
Worten  dieses  Sachveralandigeu : 

,iDie  auf  Zwangawertdeklaratiou  beruhende»  ftlto  wahrtchtiiiltQh  näb» 
tigere  (sohweiser)  Ausfuhrssiffer''. 
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Mit  welchem  Grade  der  Richtigkeit  Herr  Wiesinger,  ein  früheres 
Mitglied  des  Kais,  statistischen  Amtes,  sich  begnügt,  geht  daraas  herror, 
dafser  gegenüber  dem  vom  Verf.  ausgesprochenen  Zweifel^)  an  der  Richtig- 
keit der  Wertschätzung  baumwollener  Spitzen  und  Stickereien,  bemerkt: 
,3iohtig  ist,  dafs  der  Wert  der  baumwollenen  Stickereien  und  Spitzen 
früher  y,etwas"  zu  hoch  geschätzt  wurde." 

Der  Wert,  der  1886  6000  M.  betrug,  war  nämlich  1891  auf 
2500  M.  herabgesetzt  worden,  die  ,,etwa8''  zu  hohe  Schätzung  ergab 
40  640  000  M.,  während  die  „etwas''  niedrigere  über  20  Mill.  M.  weniger 
geben  würde. 

Unsere  Ausfuhr  baumwollener  Spitzen  und  Stickereien  hat  sich  nach 
der  Reichsstatistik  wie  folgt  entwickelt: 

Wert  in  Tausenden  M.  Mengen  in  Tonnen  Wert  von  1  di. 

1885  25  190  504  5000 

1886  40640  813  5000 

1887  50384  1072  4700 

1892  12805  512  2500 

1893  9264  488  1900 

1895  20616  687  3000 

1896  13968  743  1879*} 

Nach  den  Vereinigten  Staaten  sind  nach  der  Reichsatatistik  1896 
baumwollene  Spitzen  und  Stickereien  im  geschätzten  Wert  von  3  259  000  M. 
gesendet  worden ,  bei  dem  amerikanischen  Konsulat  in  Flauen  i.  Y.  allein 
sind  jedoch  4  713  020  M.  deklariert  worden,  und  dafs  eine  Deklaration 
nach  der  Union  zu  hoch  ausfällt,  ist  wohl  noch  nie  vorgekommen. 

Kann  jemand,  der  die  Plauener  Industrie  kennt,  die  obige  Zahlenreihe 
ernst  nehmen  ? 

Der  Verf.  hatte  es  weiter  als  unrichtig  bezeichnet,  dafs  die  Ausfuhr 
baumwollener  Strumpfwaren  nach  anderen  Ländern  als  der  Union  ron 
46  209  000  M.  im  Jahre  1887  auf  22  230  000  M.  im  Jahr  1891  zurück- 
gegangen sei.  Herr  Wiesinger  ist  von  der  Richtigkeit  der  Schätzungen 
so  fest  überzeugt,  dafs  es  ihm  „nicht  erfindlich''  ist,  woher  der  Verf. 
wisse,  dafs  der  Rückgang  nicht  den  Thatsachen  entspreche.  Weifs  man 
im  Statistischen  Amt  wirklich  nicht,  was  ein  Rückgang  der  Ausfuhr  Ton 
Wirkwaren  um  24  Mill.  M.  für  den  Chemnitzer  Bezirk  zu  bedeuten  haben 
würde? 

In  einzelnen  Fällen  erhält  man  allerdings  fast  den  Eindruck,  als 
mache  das  Statistische  Amt  von  seiner  Kenntnis  der  deutschen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  die  es  doch  zweifellos  besitzt,  nicht  genügenden  Ge- 
branch. Beispielsweise  soll  die  Ausfuhr  künstlicher  Blumen  1895  nnr 
4  276  000  M.,  1896  aber  18  834  000  M.  betragen  haben;  der  Schätzungs- 
wert ist  von  1700  M  für  100  kg.  auf  6000  M.  erhöht  worden.  Da  liegt 
doch  die  Frage  nahe,  ob  es  möglich  ist,  dafs  eine  Industrie,  welche  nach 
der  Berufszählnng  1895  im  Haupt-  und  Nebenberufe  nur  13  863  Arbeiter 
beschäftigte,  1896  aufser  der  Versorgung  des  Inlandes  so  bedeutende  Lie- 
ferungen für  das  Ausland  übernehmen  konnte    wie  dies  „geschätzt'*  wurde. 


1)  Jahrb.  8.  Folge  Bd.  7,  S.  S89. 

S)  Spitten  ISOO  M.,  Stiekereien   8000  M«  fttr  1  di. 
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Wie  für  die  künstlichen  Blumen  mufs  auch  für  zahlreiche  iadet» 
Waren  die  WerteobätzuDg  uach  100  kg  als  eine  Terfeblte  beteleluitt 
werdtiD.  Zwar  TasoheDobren  werden  jetzt  nicht  mehr  nach  100  kf^,  ge- 
schätzt, aber  nicht  viel  sinniger  als  die  GewichtÄSchätzuDg  der  Uhrrn  iit 
die  noch  beatehende  der  Oelgemälde^  der  Edelsteine,  der  Spitzuo  und 
Stickereien  etc.  etc.  Die  Mifaachtung  der  haDdeUübiicheD  y engen*  oad 
Gewichtsbezeichoungen  erBihwert  die  Wertschätzung  ganz  bedeutend;  ds 
Fachmiinn^  der  recht  wohl  beurteilbn  kann,  ob  der  geaehätxte  Preit  Ar 
ein  Dutzend  Paar  Lederhandschuhe  oder  baumwollener  Strümpfe  euffitllig 
Diedrig  oder  hoch  ist,  steht  ratlos  vor  einer  Wertangabe  nach  100  kf. 
ProbewäguDgen  Bollen  dann  aushelfen ,  als  ob  auch  die  beAleu  Sachrci^ 
stäudigen  einen  vollen  Ueberblick  über  den  geKamten  Geschait&Terkelir 
Deutschlands  haben  könnten.  Der  Zweck  der  ganzen  Einrichtung  i4it  aa«> 
schbiDend  nur  die  Ermittelung  einer  formell  richtigen  Summe  der  jahrück 
iu  den  Verkehr  getretenen  Warenmengen.  Uhd  aUerdings  finden  liab 
alljährlich  in  unseren  Tageszeituogen  und  selbst  in  den  YeröffentiicbuDgaa 
des  Statistischen  Amtes  Erörterungen  über  die  Entwickelung  der  geaemlaii 
Verkehrsmengen,  ohne  Hücksicbt  darauf,  dafs  es  doch  sehr  bedenklich  U^ 
Stein kohlea,  aeidene  Kleider,  Petroleum ,  Zucker  etc.  etc.  zu  eioer  Suaae 
zu  addieren. 

Der  Verf,  hatte  früher  die  Ermittelung  der  DarGb«choJtte|>raiie 
wollener  Zeugwaren  durch  Schätzung  mit  Eückticht  auf  deren  ftoficf^ 
ordentliche  Yerschiedenartigkeit  als  unmöglich  bezeichnet.  Herr  Wit- 
sioger  bemerkt  dagegen ,  dafa  ,pbehufs  Feststellung  dieser  Onrebaditlta- 
W4rte  die  eingehendsten  Recherchen,  Probeverwiegungen  etc.  alAitgefqndtft 
haben  ,  so  dsfs  der  einmal  ermittelte  Durchschnittspreis  als  richtig  aam- 
nehmen  war  und  die  Ermärsigung  oder  Erhöhung  nur  nach  Ha£»gab«  der 
Schwankungen  der  Eohmaterialien  eintrat".  Dabei  ist  also  unter  andtirwi 
Torausgesetzt,  data  die  verschiedenen  Warenarten,  die  unter  der  eInffM 
Bezeichnang  zusammen gefaf st  sind,  von  Jahr  zu  Jahr  in  gleichen  Mrngeai* 
yerhältnissen  ausgehen.  Der  Durchsohnittspreia  gilt  gleicUmäTiig  Itir  ^le 
Bestimmungsländer. 

Inwieweit  er  für  eines  der  allerwichtigsten  Absatzgebiete ,  die  Vrr- 
einigten  Staaten,  zutrifft,  lafst  sich  jetzt  ziemlich  scharf  prüfen,  de  seit 
1695  in  der  amerikaniachen  Statistik  die  Einfuhr  wollener  Frmaeoklaidif* 
itoffe  (dress  goods)  nach  Gewicht  statt  wie  früher  nach  Tarda  aogefeWa 
wird,  wie  dies  für  die  Männerkleiderstoffe  (cloth)  schon  längst  der  Feil  wai^ 
Biese  beiden  Waren gattungen  entsprechen  im  wesentlichen  den  „aabedrttdOeil 
und  bedruckten  Tnch-  und  Zeugwaren'\  Nach  den  amerikanieelieii  Ab* 
gaben  sind  nun    an  deutschen   Waren    eingegangen  im  KnJendeijeJir  IdM* 

MäDCerkleiderstoffe  .      ,     «     3  455  400  Pfd.  eng),  für  igjSgoS  Doli. 

Frsnenkleiderttofre  .     ,     .     7531402     „         ,,  „    6:^82747        ^ 

109B6S02  Pld.  engl,  mr  9359655  OolL 

oder         4983^  ds  ,,  39311000  M. 

Nach    deutscher  Angabe    sind  an  wollenen  Zeugwarea  im  freieo  Ym 
kehr  nach  der  Union  gesendet  worden 

uobedruckt  .     ,    47  32^    da    fUr  29817000  II. 
bedrückt      .     .  711     „       m         597000    ,, 

48039  dl  tüT  30414000  M. 
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Die  Mengen  stimmen  danach  bis  aaf  8,6  Pros.,  sum  Teil,  wenn  aooh 
nicht  gerade  zu  einem  wesentlichen  Teil,  wohl  deshalb,  weil  Möbelstoffe, 
Decken  etc..  die  nach  ihrer  wahren  Bestimmung  nicht  ermittelten  Waren 
nahezu  ausgeglichen  haben.  Der  Durchschnittspreis  Ton  100  kg  aber  be- 
rechnet sich  nach  der  amerikanischen  Angabe,  und  zwar  aus  bekannten  Gründen 
keinesfalls  zu  hoch,  auf  789  M.,  nach  deutscher  nur  zu  633  M.,  also  rund 
20  Proz.  niedriger. 

Im  Jahre  1896  gingen  in  der  Union  aus  Deutschland  ein 

Mlnnerkleiderstoffe .     .     .     2423252  Pf.     engl,  für  2017374  Doli. 
Praoenkleidentoffe  .     .     .     5629936     ,,         „       „    4924146      „ 


8053  188  Pfd.  engl,  f&r  6941  520  Doli, 
oder  36529    dz    f&r  29154000  M. 

Aus  Deutschland  gingen  nach  der  Union  an  Wollenzeogen 

anbed rockte      .     33  979    dz    fQr  21  407  ooo  H. 
bedruckte     .     .  310     „       „         260000    .. 

34289    dl    ffir  21667000  M. 

Auch  hier  beträgt  die  Mengendifferenz  nur  6,1  Proz.,  der  Durchschnitta- 
preis aber  stellt  sich  nach  amerikanischer  Angabe  auf  798  M.  für  100  kg, 
nach  deutscher  nur  auf  632  M.,  somit  über  20  Proz.  niedriger  ^). 

Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dafs  nach  EiDfdhrung  des  Wilsontarifes 
die  billigeren  Arten  von  Wollwaren,  besoodors  von  Männerkleiderstoffen,  eine 
weit  bedeutendere  KoUe  spielten  als  vorher.  Der  Durchschnittspreis  der 
aus  Deutschland  eingeführten  Männerkleiderstoffe  betrug  1894  921  M.  für 
100  kg,  1895  dagegen  nur  798  M.  und  1896  771  M.,  der  der  englischen 
ging  sogar  yon  753  M.  für  100  kg  1895  auf  550  M.  und  1896  auf 
512  M.  zurück. 

Derartige  Einwirkungen  Ton  Zolländerungen  zu  beobachten,  gehört 
doch  wohl  mit  zu  den  Aufgaben  der  Handelsstatistik.  Durch  „Schätzung*^ 
und  ausschlieOiliche  Berücksichtigung  der  Preise  der  Rohmaterialien  kann 
diese  Aufgabe  freilich  nicht  gelöst  werden.  In  der  englischen  Statistik  tritt 
die  Aenderung  ebenso  scharf  herTor  wie  in  der  amerikanischen  und  auch 
in  der  Angabe  der  Oesamtausfuhrwerte  stimmt  diese  mit  der  amerikanischen 
weit  besser  als  die  deutsche.  Die  Union  hat  an  wollenen  Kleiderstoffen 
aus  England  erhalten 

1896  1896 

für     29  177041  DoU.  15  810338  Doli, 

oder  122544000  M.  66403000  M. 

Nach    der    englischen    Statistik   sind   dagegen    an   „WooUen    and    worsted 
tissnes'*  nach  der  Union  gesendet  worden 

für      6275814  £  3384102  £ 

oder  128027000  M.  69  036  000  M. 

Die  Differenz  beträgt  1895  nur  4,5  Proz.  und   1896  4  Proz. 

Herr   Wiesinger    wirft    dem    Verf.    yor,   in    dem   Bericht  über  Eng- 


1)  In  der  ereteD  HUfte  des  Jahres  1897  sind  2S929  di  bedruckte  and  anbedrockte 
WoUeDzeoge  aas  Deotscbland  nach  der  Union  ausgegaogen  and  Sl  750  ds  (also  nur 
4,9  Pros,  weniger)  Ilerreo-  and  FraaenkJeiderstoffe  im  Wert  yon  4  8S2  297  Doli.,  somit 
darobscboittlich  la  761  M.  fftr  100  kg  drftben  angekommen. 
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laDds  Aofseohandel  in  den  Jahrbüebero  1^94  S.  294  nicht  mit 
eirizigeD  Worte  auf  die  mangelhafte  Grundlage  der  Zahlen  der  eaglinshta 
Statistik  hingewieBen  oder  eine  solche  vorausgesetzt  ieu  haben,  ood  btbl 
hervor,  dafs  in  England  bei  der  Einfahr  nur  die  deklArierteo  Werte  der 
wenigen  zollpflichtigen  Waren  kontrolliert  werden,  wührend  bei  der  Am»- 
fuhr  gar  keine  Konirolle  bestehe.  Der  Vorwurf  wird  dadurch  hinfaHig,  dmCi 
der  Verf.  in  seinem  ersten  Beriebt  in  den  Jahrb.  3.  ¥\  BA,  Ui  S.  -i$9 
die  Olatibwürdigkeil  der  englischen  Statistik  besprooheo  h«t  atid  telbil- 
Terständlich  diese  Angelegenheit  nicht  tu  jedem  der  kurzen  Jabreaberidit« 
von  neuem  behandeln  kann.  £s  ist  aber  wohl  nicht  ttiiangeme«aeii»  mam 
dieselbe  hier  etwas  eingehender    erörtert  wird. 

Gewifs  wird  niemand  verlangen,  dofti  die  Ausweise  zweier  Lixlir 
über  ihre  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  mathematisch  g-enau  üb«rm* 
stimmen,  Wohl  aber  wird  man  nahe  üebereinstimmong  verlangen  dürfe« 
in  denjenigen  Angaben ,  welche  in  beiden  Ländern  nach  gleichen  Grund- 
sätjseo  erhoben  werden ,  und  weiter  wird  man  verlangen  dürfen ,  dwh 
weeeotliche  Verschiedenheiten  der  Ausweise  sich  durch  die  Verschied aahcffi 
der  beiderseitigen  Erhebuugsmethoden  erklären  lassen« 

Zum  Vergleich  mit  der  englischen  Statistik  eignet  sich  oaier  audervo 
die  der  Vereinigten  Staaten«  auf  welche ,  soweit  ea  sich  um  die  Eiafohr 
handelt,  aus  bekannten  Gründen  ganz  besondere  Sorgfalt  Terwendet  wird« 
DaTä  in  der  Union  der  Zölle  wegen  hin  und  wieder  UnterdeklaraliooeD  der 
Werte  vorkommen,  ist  eine  bekannte  Thatsaobe,  der  Verl  isl  jedoch  naeä 
seiner  Keontnis  der  Verhältnisse  überzeugt»  dafs  es  eich  dabei  doch  immer 
nur  um  Aufnahmen  handelt.  Jedenfalls  darf  man  sicher  sein «  dali 
die  am erikani sehen  Einfuhrangaben  nicht  zu  hoch  sind. 

Der  Vergleich  der  englischen  und  amerikanischen  Statiatik  wird  da- 
durch erschwert,  dafs  England  nach  Ealeuderjahren,  die  Union  nach  Fiikai« 
Jahren  reclmet,  welche  am  30.  Juni  schlief sen.  TJm  dies  möglichst  auu«« 
gleichen,  sind  im  folgenden  die  englischen  Angaben  für  die  fünf  Kaien deijahr« 
1891 — 95  gegenübergestellt  den  amerikanischen  einerseits  für  die  fBnl 
Rechnungsjahre  )  ß91 — 95  und  andererseits  1892 — 96.  Bie  KesuJtate  tiad 
folgende:     (1   £  gleich  20,4ü  M«,  1  Doli,  gleich  4,20  M.) 

EuglfLDd  aas         Vereinigte  8t«*leo  tin 
1891—95         1891—95         1892—9$ 


Darcfa 


Taiueode  U. 

1 

Teztilfabrlkfito  einichl.  ÜATDe 

I  o8o  850 

1  067  026 

t  108  494 

1  0S7  760 

Euen  und  *wiiren^) 

S39619 

554  570 

440476 

497  5^3 

dHrtiDtor    Weifsblech 

360093 

376  254 

263  988 

3»>  121 

Anderes 

1795^6 

1783*6 

176468 

«77  40t 

SodftKrtikel 

103  9Ä7 

106^97 

93933 

10046a 

Thon-  und  PorielUnwareo 

90937*) 

91764 

92668 

9t  it6 

CblorUlk 

34306 

34  443 

34  43« 
16647 

S4  440  J 

Zement 

31605 

31035 

l«84li 

KüchaiLls 

10808 

10669 

ioit6 

»o397jP 

Ändere  eigene  Wireo 
Fremde  Wuren 

(>53  763  l 
I  392  093  f 

I  464  925 

1  450  666 

»  4S7  79M 

3  937  946 

3  361  429 

3*57  437 

3309413 

1)  Einschl.   Mascfaitien. 
S)  FQr   die  ersten    beiden  J«hre  feblen  die  Wtrtangabeii  der  Zi«g«t  In  wslir 
lieber  Oeiuimtliäbo  Ton  gegeo  400  000  M« 
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Während  sonach  die  speziell  aufgeführten  Artikel  im  ganzen  auf 
englischer  Seite  1  892  090  000  M.  gegen  l  851  637  500  M.  im  Darohschnitt 
der  amerikanischen  Angaben  ergeben,  zeigt  der  Best  eine  ansehnliche  Differenz. 
Das  liegt  nicht  sowohl  an  unrichtiger  Angabe  des  Bestimmungslandes  ^), 
als  yielmehr  an  der  amerikanischen  Auffassung  des  Bezngslandes.  Die 
,y£remden  Waren"  der  englischen  Statistik  werden  in  der  Union,  ähnlich 
wie  dies  in  Deutschend  geschieht,  dem  Lande  zugerechnet,  in  welchem  sie 
gekauft  sind,  auch  wenn  Umpackung  etc.  in  England  stattgefunden  hat; 
die  Unterscheidung  ist  infolge  der  Deklaratiousvor Schriften  sehr  scharf 

Für  die  Waren,  für  welche  der  bezeichnete  Umstand  besonders  in 
Frage  kommt,  stellt  sich  der  Vergleich  wie  folgt 


England  aas 

Vereinigte 

Staaten  ein 

D  iirchsehn 

1891—96 

1891—96 

1892—96 

1^  urvuaisuu* 

Schafwolle 

Taasende  M« 

eigene 
fremde 

29315 
272  087 

168  871 

191  810 

I80  340.6'] 

Hiote,  Felle  n.  Pelzwerk 

eigene 
fremde 

864891 
151  898 

145  793 

136  316 

141  054,5 

Zinn 

eigenes 
fremdes 

1548 
104  410 

65365 

65060 

65215,6 

Leder  und  -Waren 

eigene 
fremde 

19343 
67  131 

48813 

48622 

48717,6 

Robkaotscbuk  u.  Guttapercha 

63904 

53298 

57425 

55361,5 

Rohe  BaamwoUe 

58428 

25248 

24904 

25076 

Kaffee 

17373 

14956 

17877 

16416,5 

Thee 

15  112 

13469 

»3528 

13498,6 

Dafs  es  sich  hierbei  nicht  etwa  am  phantastische  Deklarationen  ron 
der  einen  oder  anderen  Seite  handelt,  ergiebt  sich  aas  den  Mengen- 
gaben und  den  Darchschnittspreisen,  die  hier  aaf  100  kg  berechnet  sind« 
Es  betrog  nämlich 

Vereinigte  Staaten 

dnrchschnittl.  Eingang 

ds 

I  207  440 

394  3 >0 

139380 

243  030 

99260 

72980 

Kaffee  und  Thee  werden  danach  von  der  Union  in  England  selbst  ge- 
kauft, die  anderen  Waren  nur  sum  Teil ;  die  immerhin  ansehnliche  DifPereni 
im  Durchschnittspreis  des  in  England  unter  Zollkontrolle  stehenden  Thee 
zeigt  sich  aus  nicht  ersichtlichem  Grund  in  jedem  einzelnen  Jahr. 

Nach    Abzug   dieser  Waren    bleiben   für   die   oben  nicht  detaillierten 


England 

Ausgang 

ds 

Schafwolle 

Zinn 

Rohkantitchak 

2039  150 
665590 
166060 

Baumwolle 
Kaffee 

538480 
100  HO 

Thee 

71004 

Darchschnittsprei 

•  f&r  100  kg 

England 

Union 

M. 

M. 

148 

149 

159 

165 

385 

397 

109 

103 

174 

165 

2>3 

185 

1)  Bis  189S  gab  die  amerikanische  Statistik  aosfBhrliohe  Nachweise  Ober  die  un- 
mittelbare Dnrchfabr.  Vergleiche  mit  der  englischen  Statistik  ergeben  ,  dafs  im  Verkehr 
mit  der  Union  unrichtige  Angaben  des  Bestimmungslandes  von  englischer  Seite  nicht  in 
irgend  wesentlicbem  Umfange  yorgekommen  sind.  Dies  wird  fBr  die  neuere  Zeit  doreh 
das  Folgende  besttttigt. 

S)  Die  amerikanischen  Monatsausweise  geben  auch  das  wirkliche  Herkunftsland  dar 
in  England  gekauften  nichtenglischen  Schafwolle  detailliert  an. 
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Waren  auf  etiglifrehef  Seite  1  158  81SO0O  M.  gegeo  912115  000  M.  im 
DuTObachnitt  den  umenk^nudhBn  ADgaben^  jedeofaUi  weil  lelzteTe  noch 
andere  als  die  obe&  augeführten  Warao  dem  wirkliohen  HerkuutlsIaQd 
sugetohriebeti   haben, 

Voö  deo  obeo  detaillierteo  Artikeln  zeigt  Weifflbleeh  lo  den  Wert- 
aujweisei]  die  girof^te  Differeuz ,  immerbiQ  io  Amerika  nur  11^1  Proz. 
weQiger  aU  m  Ei}gl&üä,  Den  Mengen  nach  sind  1309  180  engl  Tenaea 
£u  275  M.  auigegaDgen,  &ber  nur  1  214  108  engL  Tonnt^Q,  also  7,8  Proz. 
weniger,  eu  264  M,  eiDgegangen.  Bei  der  aufierord entliehen  Hohe  der 
AenderniigeD  ^  welchen  der  Verkehr  dieBea  Artikel«  aaegesetzt  geweien 
lat,  kenn  ein  ansehnlicher  Teil  der  DiÜerenz  dnreh  di&  Veraehiedenheil 
d«r  Reohnnogizeiten  Teranlafat  leiti. 

Für  die  li^tzten  vier  amerikanischen  Haehnungftjabre  kann  der  Yerf  die 
beiderieitigen  Angaben  nach  den  engliicheu  Monatsan» weiten  aaf  genau 
gleiche  Zmi  bringen.    Daraus  ergiebt  gich  folgender  Yergleiob  (engl.  Tonnen) 

Durcb^cbtiitt  für   1   t 


taäi  Eoglftod  AUS 
UuioEi  ein 

1^95  EugUnd  Anj 
UtifUD  ein 

liQS  EßgUnd  «na 

18»7  Etiglaod  «o» 
Uülon  «in 


'95  S47 

loa  625  „  ,, 

2349*0  ^t  i' 

226273  ,,  ,, 

'74  ^29  .,  „ 

«71375  n  n 

'04  509  .,  T, 

101  325  ,,  „ 


i  für  50  57a  OCX) 
„  ,»  50238000 
,,  „  57  401  000 
,^  «p  50900000 
.,  „  40637000 
37  443  000 

n  717  000 
21345000 


"'S? 

H4 

135 

233 

227 

itS 


Die  englischen  Qewinhiiabgaban  weichen  somit  TOn  den  amerikanlaohea 
in  keinem  Jahr  um  mehr  ala  3^^^  ProE*  ab,  der  englUahe  DurobaehitU- 
wert  ist  aber  regelmäfsigp  utn  4  hie  fast  8  Froz»,  hoher  ali  der  amerikanische. 
Da  Weifsbleoh  in  der  Union  keinem  Wertzoll  unterliegt,  so  snheint  £ng> 
land  hier  wie  bei  einigen  anderen  Artikeln  einen  Kostenbeatandteil  eiü' 
soreobnen,    der   auf  amerikanischer  Seite  fehlt. 

Die  beiderseitigen  Angaben  über  den  Verkehr  Ton  Teztilfabri- 
katen  einsohl.  Garnen  stellen  sich  wie  folgt 


England  aus 
1891—96 

Vereinigte 
1891— 9ö 

Staaten  ein 
1892—96 

Durchschnitt 

Tausende  M. 

Wollwaren 
darunter : 

373  730 

339  118 

381907 

360512,5 

Qarne*) 
Wirkwaren 
Baumwollwaren 
darunter : 

7  197 

"939 

257  950 

7  455 

9  447 

245318 

7273 

12000 

245  869 

7364 

10723,5 

245  593,6 

Garne**) 
Wirkwaren 
Leinen-  and  Jute- 

II  041 
4045 

12051 
5700 

"323 
4609 

13  187 

5  i54»5 

waren 
Seidenwaren 
Kleider- und  Puti- 

378504 
49556 

386  160 
68445 

393  590 
55502 

389875 
61  975,0 

waren 

21090 

27985 

31626 

29  805,5 

1 080  830 

I  067  026 

I  108  494 

1087760 

*)  Nach    Mengen  in 
Tausenden  Pfd.  engl. 

*'*')  Nach  Mengen  in 
Tausenden  Pfd.  engl. 

3  106 
7060 

3  "43 
6675 

3  151 
7  494 

3147 
7084,5 

1 
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Die  AnordDUDg  der  beiderseitigen  Statistiken  gestattet  in  den  Eiozel- 
posten  keine  weitgehenden  Vergleiche ;  die  Verschiedenheit  der  beiderseitigen 
Babrizierung  wird  sich  besonders  bei  Seiden  waren,  Kleidern  und  Patz* 
waren  geltend  machen.  Bei  Wirk  waren  scheint  die  Unterscheidung 
awisohen  baumwollenen  und  wollenen  in  England  nicht  ganz  scharf  zu 
•ein;  von  beiden  zusammen  konstatiert  England  einen  Ausgang  Ton 
16  984  000  M.,  Amerika  im  Durchschnitt  einen  Eingang  ron  15  878  000  M. 
Jedenfalls  ist  das  Besultat  des  Vergleiches  gtinstiger  als  das  eines 
Vergleiches  zwischen  den  deutschen  Angaben  über  die  Ausfuhr  deutsche  r 
Textilwaren,  ebenfalls  einschliefslich  Garne,  nach  der  Union  (Jahresaufsen- 
handel)  und  den  amerikanischen  über  den  Eingang.  Dieser  Vergleich  stellt 
eh   nämlich  folgen dermafsen 


Deatschland  aus 

Vereinigte 

SUaten  ein 

Durchschnitt 

1891—95 

1891—95 

1892—96 

Tausende  M. 

Seidene  und  halbseidene  Waren 

21864s 

140  001 

126  105 

"33053 

Wollenwaren 

125  123 

158588 

166293 

162  440,6 

darunter : 

Garne*) 

7763 

m^ 

7  122 

7450 

Bedruckte  u.  unbedr.  Zaugwaren^) 

99152 

124  194 

131904 

128  549 

Wirkwaren 

12  434 

12365 

14929 

13647 

BaumwoUwaren 

17492a 

166176 

167  959 

167067,5 

darunter 

Garne  •♦) 

876 

1071 

906 

988,5 

Wirkwaren 

138596 

109  788 

109  463 

109  625,5 

Spitzen  and  Stickereien 

22932 

28260 

29428 

28844 

Leinen-   etc.  waren   einschl.  Seiler- 

waren 

52544 

44507 

43480 

43  993,«^ 

Kleider-  und  Putswareu*) 

34192 

41397 

39629 

40  5 '3 

darunter : 

seidene  Kleider  etc. 

7231 

156-9 

14291 

14985 

kün&tl.  Blumen 

8945 

4361 

4633 

4  497 

605426 
13759 

550669 
14340 

543466 
13  314 

547  067.5 

*)  Nach  Mengen  in  da 

13827 

••)  Nach  Mengen  in  di 

2154 

1970 

1  710 

1840 

Hierzu  kommen  in  der  deutschen  Statistik  noch  Waren  aas  Gespinst- 
fasern in  Yerhindnng  mit  anderen  Materialien,  welche  in  der  amerikanischen 
Statistik  je  nach  ihrem  wertvollsten  Bestandteil  verrechnet  sind.  Ihr  Ge- 
samtaüsfuhrwert  betrag  in  den  fünf  Kalenderjahren  1891 — 95  41  449  000  M. 
Hit  ihrem  Einschlnfs  stellt  sich  der  Vergleich  für  sämtliche  Textilwaren 
wie  folgt 


Deutschland  aus 
1891—96 

646  875 


Vereinigte  Staaten  ein 
1891—96         1892—96 

Tautande  M. 
550669  543466 


Durchschnitt 


547  067,5 


1)  In  der  Union  sind  diesen  doths  und  dress  goods  gegenftber  gestellt,  was  nach 
S.  918  sehr  annähernd  richtig  sein  wird. 

2)  Zugerichtete  Schmuckfedem  werden  in  der  amerikanischen  Statistik  erst  seit  1894 
von  den  nicht  xugerichteten  unterschieden,  sind  daher  oben  nicht  mit  berücksichtigt.  Leib- 
wische, H&te  und  Korsetts  werden  von  der  amerikanischen  Statistik  Je  nach  dem  Material 
rubriiiert. 
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S^hr  bedeuLeDde  Diff^reiaiam  zeigen  iich  Kier  bei  Seiden-  oiicl  Woll- 
wftreD,  bei  leUteron,  wie  früher  dargelegt,  durich  WortttnterBöbStÄarig  der 
Zeui;; Wären  yeranlaf^t.  Däf«  die  dentschen  Exporteure  Wollen-  oder  B&am« 
wollwaaren  dem  amtlteheü  WäreoTer^eichnis  la  liebe  in  DentBohland 
als  halbieideoe  dekkrteren ,  iii  wohl  weniger  wabrflcheialich  alt  «me 
Wert  über  ftchätsnng  der  seiden  en  nnd  halbseidenen  Waren.  Im  übrigen  haben 
eich  die  SohäUun^ifehler  wenigatens  iowsit  «mftgegliehen ,  daXs  das  End- 
resultat nicht  allzn  ungünstig  iet. 

¥on  deu  io  der  tabellarifchen  Zasammfinitellnng  angeführten  englischen 
A  n»  fuhrwa  re  n  en  ta  precb  ©n  den  8  o  d  a  a  r  t  i  k  e  1  n  auf  ä  na  eri  k  au  i  s  eh  er  Seit« 
rohe  und  kry  st  all  liierte  Soda  nnd  Aeisnatron  (soda  a»h,  aal  soda  and  oia- 
itio  soda).     Von  diesen  hat  die  Union  aus  England  omp&ngen 


Rah^  und  krjit  Soda; 
Aflti&natrol] 


t8fft^95 
lOOD  TM.  engt 


Doli 


1686  669 
296  177 


iS  ^k>o  400 
ü  675  037 


1S92— 9S 
1000  Pfd,  «DKl.  Doli, 


598751 
27855« 


16502579 
5  860  104 


I  976  8  46 
{»der  In  engl  Tonnen   nod  M. 


25  475  437 


106  997  000 


1  877  302         21 362  683 


838  080 


93  923  000 


883  520 
England    b&l  naeh  seinen  Anguben    1981 — 95  gesendet 

887  860  t  engt  fttr  103  987  000  M, 
währand    nich    dam    Dnrnhsehnitt   der   obigen  Zahlenreihen  in  der  Unian 
ein  gegangen  sind 

860  300  I  eagL  (tir   100  460  000  M. 
Der   DnfchachDttt    steOi   sich    nach    der     einen    wie    nach    dar    «nderan 
'  Qnelle    auf    117    M.    für    die  Tonne.      Eine  bessere  üebereinatimmnng  ist 
wohl  nioht  zu  Tarlangeo. 

Für  Chlorkalk,  Gement  und  Kochsalz  stellt  sioh  der  Vergleich  der 
Mengen  wie  folgt 


England  aas 
1891—96 

Vereinigte  Staaten  ein 
1891—96        1892—96 
engl.  Tonnen 

Durchschnitt 

Chlorkalk          218365 
Zement              873851 
Kochsall           492  860 

221  135            215566 
957890           851700 
452197           486210 

218  350,5 
904795 
469  203,6 

Der  Durohschnittspreis  für 

100  kg  beträgt  danach 

M. 

M. 

Chlorkalk                    15,5 
Zement                          3,6 
Kochsall                       2,2 

3,« 

2,2 

Im  ganzen  ist  aus  dem  yorstehend  durchgeführten  Vergleich  wobl- 
zu  Bchliefsen,  dafs  der  englische  Exporteur  trotz  der  mangelnden  Eontrolle 
seine  Deklarationen  entsprechend  den  Fakturen  richtig  abgiebt  und  zwar 
gilt  dies  nach  den  vom  Verf.  angestellten  Untersuchungen  im  allgemeinen 
ebenso  für  andere  Länder  wie  für  die  Vereinigten  Staaten. 


Hisi.alleiL 


925 


Man  wird  einwenden  können,  dafs  der  Engländer]  doch  nicht  die  wirk- 
lichen Fakturenwerte  deklariere,  sondern  niedrigere,  welche  zum  Zwecke 
der  Verzollung  ausgestellt  werden.  Dies  würde  nur  bei  Warenarten  Sinn 
haben,  welche  einem  Wertzoll  unterliegen.  Allerdings  mag  das  Ver- 
langen doppelter  Fakturen  zuweilen  gestellt  werden,  die  Antwort,  welche 
der  anständige  deutsche  Geschäftsmann  auf  ein  derartiges  Ansinnen  giebt, 
pflegt  jedoch  eine  nicht  allzu  höfliche  zu  sein  und  ebenso  wird  auch  in 
England  die  Fälschung  wohl  nur  seltene  Ausnahme  sein. 

Stellt  man  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  hier  für  England  geschehen 
ist,  einen  Vergleich  zwischen  den  deutschen  Angaben  über  die  Ausfuhr 
unserer  wichtigsten  Artikel  im  Gesamteigenhandel  nach  den  Vereinigten 
Staaten  mit  den  amerikanischen  Angaben  über  den  Eingang  an,  soweit  es 
sich  um  Artikel  handelt,  die  voraussichtlich  auf  beiden  Seiten  annähernd 
gleichartig  rubriziert  sind,  so  ergiebt  sich  folgendes: 


Deutschland  aus 

Vereinigte 

SUaten 

im  Durcbscbnitt 

1891-96 

1891—96 

1892—96 

Tauseode  M. 

Textilfabrikate 

646875 

550669 

543  466 

547067,6 

Zocker 

124846 

188969 

187  087 

188028 

Tbeerfarben 

52488 

31  812 

36230 

34021 

Alisarin 

10267 

16295 

18  148 

17221,5 

Lederhandschahe 

69358 

48281 

51546 

49  913,6 

Andere  Lederwaren  einschl. 

Leder 

48702 

34.706 

35531 

35118,6 

Glaawaren 

37416 

62981 

61446 

62  213,5 

Papier  (aoBschl.   Bohstoffe 

1 

u.  Spielwaren) 

49638 

40471 

41304 

40  887,5 

Thonwaren 

33158 

35446 

40558 

38002 

Masikalische  Instrumente 

22994 

14588 

14  114 

14351 

Wein 

28158 

30506 

30040 

30  273 

Cement 

24291 

31087 

33  131 

32109 

Hopfen 

12  179 

18738 

»3  994 

16366 

Borsten 

II  438 

14877 

14589 

14733 

Bobkautscbak  etc. 

IG  114 

11  776 

11  491 

11633,6 

Anderes 

588  162 

661  509 

647  119 

654314 

[1772470 

1792711 

I  779  794 

I  786  252,5 

Das  Endresultat  erscheint  aufserordentlich  günstig.  Es  ist  aber  zu- 
nächst zu  berücksichtigen,  dafs  auf  amerikanischer  Seite  Sendungen  der 
Hansastädte  stehen,  welche  die  Reichsstatistik  gar  nicht  zu  berücksichtigen 
hat  Dies  gilt  zunächst  von  einem  Teile  des  Zuckers.  Von  diesem  sind 
nach  deutschen  Angaben  1891  bis  1895  4  925  098  dz  ausgegangen.  In 
der  Union  sind  dagegen  aus  Deutschland  eingegangen  in  den  Rechnungs- 
jahren 

1891—96         1892—96         durchscbnitüicb 
Tausenda  Pfd.         i  638  513         l  700  272  l  669  392,5 

oder  da  7  43*300        7712400  7  57^350 

Die  Differenz  ist  Zucker,  welchen  die  Reichsstatistik  als  nach  Ham- 
burg ausgegangen  verzeichnet  hat;  der  Durchschnittspreis  für  1  dz  stellt 
sich  nach  deutscher  Angabe  auf  26,3  M.,  nach  amerikanischer  auf  24,8  M., 
stimmt  sonach  recht  gut 


IfllSfttlffi. 


Unter    den    obon    aU  ,, Anderes"    sunaminengefarstfD   Artikeln   be-Bndeo 
etcb  weiter  folgeüde 


Deutsch  land  ao^ 

Vereiolgt«  Bt»«t«Q    «in 

Darchselmitt 

IS9l^9ß 

T«tt»erjde  M. 

Kftfee^  roh 

76 

14659            15  M 

ISMM 

Ual^ 

10366 

jS  350            34  869 

36  SS9,« 

1'Abftk 

I  179 

10624              6786 

8705 

H7ti  SiSn         47SI3         %osn 

Üoter  MttberUfikiiohtigiiDg  dea  ZackoTÜberiobaasei  siod  dah^r  JeB 
1  772  470  000  AL  der  EeiobsstatiMik  auf  am erikaiti scher  Seite  boebatea« 
med    1  684  000  üOO   M.  ^egetiüber  xn  itellen 

Auch  dieies  Reftultmt  würde  noch  als  eio  sebf  güattigei  £ii  bea^eiehnea 
sein,  wenn  es  tieb  nicht  bei  Betrachtung  der  Eia^elposlen  a1a  ein  xd- 
fiilüger  glücklicher  Auagkicb  tu  hoher  und  ru  niedriger  Angaben  berani- 
itellta,  der^u  AbweichuQgt»ü  sich  nur  zum  Teil  durch  Verschiedenheit  der 
HBbrieierUDg  erklären  lasaen. 

Für  die  Texlilfabrikate  Ist  die«  schon  oben  Daher  erörtert  worden. 
Theerfarh^Q  und  Alixariu  (let;iteres  io  der  Union  zollfrei)  mögen  uieht 
imcner  beiderseitig  gleiohmäTsig  uoterichieden  worden  sein.  Von  den  <Jl^^ 
waren  scheint  nach  den  bei  den  amenkaniscben  Konsulaten  In  Deotaohland 
abgegrabenen  Deklarationen  Spiegelglas  tou  der  Reich sstatisUk  2u  niedrig 
bewertet  zu  iein.  Zu  den  Papierwaren  rechnet  die  amerikaniiclie  Stati- 
stik auch  ChromolUhograpUlen  p  von  denen  Deutachland  sehr  bedeutende 
Mengen  liefert;  die  Diiferenz  der  Angaben  ist  in  der  Hauptsache  daröb 
Gold-,  Bilber^  etc.  Papiere  Teranlafäl.  Bei  deu  Musikinstrumenten  sind  atif 
deutscher  Seite  die  ali  Kinderspielzeug  dienenden  ausgesehloäsen ;  in  an- 
nähernd gleichem  Üafse  scheint  dies  auch  auf  amerikantacber  ^eite  der 
Fall  zu  sein.  Die  deutsche  Wertangabe  ist  höher  als  die  amerikanische 
Angabe  des  Oesamtwertes  der  aus  dem  Ausland  überhaupt  eingeführten 
Musikinstrumente  einschl.  Saiten  etc.  Aber  in  dem  Bezirk  Markneukirohen 
sind  in  den  Rechnungsjahren  1891  —  95  Musikinstrumente  einschliefslich 
Saiten  und  einschl.  solcher,  die  als  Kinderspielzeug  dienen,  für  16  932  000  M. 
und  1892—96  für  15  057  000  M.,  durchschnittlich  also  15  994  500  M. 
zur  Ausfuhr  nach  der  Union  deklariert  worden  und  auch  andere  Teile 
Deutschlands  (Stuttgart,  Berlin,  Magdeburg,  Freiburg,  Gera  etc.)  sind  mit 
nicht  ganz  unbedeutenden  Beträgen  beteiligt.  Die  Differenz,  die  sich  hier- 
nach gegen  die  Angaben  der  amerikanischen  Statistik  ergiebt,  kann  wohl 
dem  Kinderspielzeug  entsprechen,  dessen  Wert  deutscherseits  1891 — 96  zu 
1  605  000  M.  beziffert  wird. 

Die  Mengen  lassen  sich  nur  bei  einigen  der  oben  aufgeführten  Posten 
vergleichen.     Es  sind  dies  folgende 

Deatschland  aas  Vereinigte  Staaten  ein 

1891—95  1891—96 

dz 
93653 
9721300 
14050 

33183 
54874 


AÜBarin 

70742 

Zement 

9  043  339 

Borsten 

15887 

Rohkautschuk  etc. 

24036 

Hopfen 

43967 

UUiieD    CID 

Durchschnitt 

1892—96 

dz 

dz 

106900 

100276,5 

10  528  500 

10  124900 

13630 

13840 

33606 

33  394'5 

49785 

52329,6 
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Daraas  ergeben  sich  folgende  Darchschnittspreise  für  100  kg. 

deutsche  Angabe        amerik.  Angabe 
H.  M. 

Alizarin  145  172 

Zement  2,7  3,8 

Borsten  720  1065 

Rohkautscbuk        421  348 

Hopfen  277  313 

Im  ganzen  ergiebt  dieser  Vergleich  ein  wesentlich  günstigeres  Re* 
floltat  als  ein  ähnlicher  yon  dem  Verf.  früher  durchgeführter;  aach  hier 
machen  sich  die  Fortschritte  bemerkbar,  welche  die  Beichstatistik  in  ihren 
Schätzungen  unverkennbar  erreicht  hat  Mit  Recht  aber  begnügt  sich  das 
Statistische  Amt  nicht  mit  dem  bereits  Erreichten ;  es  hat  in  neuester  Zeit 
eine  Erweiterung  seiner  Befugnisse  beantragt,  so  namentlich  die  Einholung 
Bweokdienlioher  Informationen  von  den  Absendern  und  Empfängern.  Da- 
mit kommt  es  dem  System  der  Wertdeklaration  wesentlich  näher,  welches 
seit   1896  für  Spielwaren  i)  direkt  eingeführt  worden  ist'). 


1)  Diese  Deklaration  der  Spielwaren  scheint  im  ersten  Jabr  ibrer  Einffibrnng  gans 
gnte  Resultate  gegeben  au  baben.  Zar  Ausfabr  nach  den  Vereinigten  Staaten  sind  Spiel- 
waren für  11092  000  H.  deklariert  worden;  eingegangen  sind  daselbst  aoTser  denen  von 
Kantschnk,  Porsellan  etc.  für  9  946  000  M.;  nach  England  sind  deklariert  16  08400  M. 
and  eingegangen  daselbst  ans  Deatscbland-Holland  fOr  17  085  000  H. 

S)  Herr  Wiesinger  glaabt  dem  Verf.  einige  tbatsich liebe  Unrichtigkeiten  nachgewiesen 
sa  haben.  Der  Verf.  vermag  diese  angeblichen  Berichtigangen  fast  darchgängig  als  be- 
gründet nicht  anzaerkeunen,  hXlt  es  aber  uicht  für  angemessen,  aaf  eine  Er6rterang  der 
streitigen,  nicht  gerade  wesentlichen  Punkte  hier  nfther  einsagehen. 


XVIIL' 
Englands  Aufsenliaiidel  im  Jahre  1896*). 

Die  aufsteigende  Bewegung,  welche  der  engÜBChe  AaTMnbandttl  m 
Be^ug  auf  die  EiDfuhr  im  Jahre  1893,  in  Be^ig  mui  die  Aoifiiiif 
im  Jßbxe   1894  begonnen  battej  hat  sich  1&96  weiter  fortgeftelet 

Der  Verkehr  diese«  Jahres  Teiteilte  iioh  in  folgender  Weise  auf  dii 
T6r eebied enen  Han d«l igebi e te. 

Wert  in  TÄBWoden  £ 


> 


Elnfabr: 

„                      Eogl. 
^'^P*    Besltsangeot) 

Vereinigte 
Staate  u 

Au  der  e 
Linder 

IC«i*« 

W«rea 
Edelmetalle 
1             Durch  luhr 

19S  390 

5^35 
6031 

9120& 

J4  040 
I  398 

106347 

i31*i 
1  159 

43864 
6211 

167a 

10  »64 

A  nnfnhit 

209656 

108646 

läoSiS 

5*751 

490  tjj 

Waren,  engl.*) 
Waren,  fremde  und 

84175 

84  137 

20424 

51  410 

340146 

koloDiale 
Edelmetalle 
Darchfuhr 

35507 

16869 

I  782 

6513 
8  150 
2623 

II  612 

10535 
4170 

2602 
9618 
I  691 

56234 

45  "7* 
10266 

Einfahrfiberschars 
Aasfahrfiberschu£i 

«38  333 
71323 

loi  423 
7  "3 

46741 
73077 

65321 
13568 

35181« 
139055 

Warenausfuhr    in 

Pro«,  d.  Einfahr 
Desgl.  einschl. 
Edelmetalle  and 

6o,ss 

97,«6 

30,1t 

»23,11 

67,0t 

d.  Kapdiamanten 

67,C6 

88,84 

35»68 

127,07 

7ass 

Im  Verkehr  der  Edelme 

talle  hatte  in  den  beiden  letiten  Jakm 

die  Einfuhr  im  Verhältnis  zur  Ausfuhr  eine  ungewöhnliohe  Höhe  erx«kkt 
Im  Jahre  1896  blieb  die  Einfuhr  zwar  hoch,  die  Ausfahr  aber  erraeht% 
namentlich  durch  grofse  Sendungen  nach  den  Vereinigten  Stmaten«  «inei 
höheren  Betrag  als  wohl  jemals  früher. 


1)  Ueber  die  Vorjahre  sind  Mitteilangen  gegeben  in  den  Jahrb.  S.  F.  Bd.  S,  8.  iSt, 
Bd.  5,  S.  444,  Bd.  7,  S.  294,  Bd.  8,  8.  600,  Bd.  10,  S.  660  and  Bd.   It,  8.  6f9. 

S)  Aufserdem  Diamanten  vom  Kap ,  welche  die  englische  HaodeUstatutik  akls 
berflcksichtigt,  nach  Angaben  der  Regierang  der  Kapkolonie  f&r  i  699  fgg  £. 

8)  Die  englische  Statistik  rechnet  seit  1896  Artikel,  deren  Wert  ia  den  4  VoijahnB 
swischen  139  000  und  265  000  £  Jfthrlich  geschwankt  hatte,  an  den  «Bglisolmi  statt  «ii 
frflher  SU  den  fremden. 
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Ad  Gold  kamen  aus 


1896  1895  1894 

£  £  £ 

Engl.  Sadafrika                           8  0O2  555  8  353  913  7  364  305 

Australien                                     4  605  867  5  865  317  4  852  970 

Vereinigte  Staaten                       3170977  li  131 956  3246614 
Mexiko,  Westindien  und 

Sfidamertka                              2  702  409  1 667  445  i  591  743 

Britisch   Ostindien                       i  234  898  I  998  966  3  387  195 

China,  einschliefsl.  Hongkong      i  012  908  i  1 13  689  2  058  200 

anderen  Ländern                         3  738  966  5  878  043  5  071  320 


24468580 

36  009  329 

27  572  347 

andererseitB  gingen  nach 

den  Vereinigten  Staaten 

10528382 

3317799 

299  926 

Deutschland 

5660928 

I  803  036 

4  1^1  798 

Frankreich 

2425295 

I  291  565 

6470755 

Mexiko,  Westindien,  Zentral- 

und  Südamerika 

2  104  948 

5  108  678 

I  202  934 

Aegypten 

2090639 

I  209000 

330000 

Britisch   Ostindien 

1939  915 

1418011 

434  420 

Engl.  Südafrika 

820000 

5620010 

235000 

anderen  Ländern 

4553818 

I  601  224 

I  906718 

30  123  925     21  369  323     15  647  551 

Von  dem  nach  Deatsohland  yerschifften  Gold  im  Werte  Yon  115  423  000  M. 
sind  nach  der  deutschen  Statistik  88  227  000  M.  in  den  freien  Verkehr 
eingegangen  (im  Oesamteigenhandel  98  523  000  M.),  während  im  Vor- 
jahr einem  Ausgang  yon  36  782  000  M.  ein  Eingang  von  36  596  000  M. 
gegenüberstand. 

Die  Waren  ein  fuhr  ist  die  höchste  je  erreichte.  Die  Zunahme 
Ton  25  119  000  £  gegen  das  Vorjahr  ergab  sich  aus  folgenden  Gewinnen 
und  Verlusten: 

Vereinigte  SUaten        19  798  ooo  £  mehr 
Europa  7  666  000  ,,      „ 

Englische  Besitsungen  2  322  000  „  weniger 
Andere  L£nder  23  ooo  ,,      „ 

Die  Vereinigten  Staaten  lieferten  namentlich  mehr  an 

Getreide  und  Mehl  fUr  6680000  £ 

Baam wolle  „     5  199  000  ,, 

Rindvieh  ,,     i  817  OOO  „ 

Rohkupfer  ,,     i  003  000  „ 

Eisenwaren  ,,        997  000  „ 

In  Europa  zeichneten  sich  durch  Mehrlieferung  aus  Frankreich 
(2  634  000  £  mehr ,  besonders  an  Beidenwaren  und  Wein) ,  Belgien 
(1676  000  £  mehr,  besonders  an  Baumwollfabrikaten  und  Flachs)  und 
Schweden -Norwegen  (1  220  000  £  mehr,  in  der  Hauptsache  Holz). 

Von  den  in  England  eingeführten  Waren  haben  besondere  Aufmerk- 
samkeit zu  beanspruchen  einerseits  die  Nahrungs-  und  Genufsmittel,  denen 
sich  auch  Vieh  anschliefsen  läfst,  und  andererseits  die  Rohstoffe  der  Textil- 
industrie. Von  diesen  Warenarten  gingen  ein  (nach  der  Bubrizierung  der 
B^ichsstatistik  wie  durchgängig  auch  im  folgenden) 
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930 


MiivvHi 


1981 


189S 


Vidi 

S^hrun^itaHUl  tieti sehen  tTr»pruogft 


T*B8eodc 


1095 


I8ff 


9it9         6770         9693         9980        II770 


50873 

63  9S5 
ao5>6 
41  69a 


53301 
55  797 
2^931 

39  463 


53  8^4 
52697 
'994* 

39841 


53  7^9 

54  H^ 

18  503 

40524 


56091 
5^848 

19  ibi 
4L?S8 


ßohätoffe  der  TeililiDdostri«  r 
Bi4£tinwo!ta 

Atideres 

177036     »70495 

37888       30685 
26  839       14  439 
1175»       10905 

165363  166  998 
32  994       30  419 

34  7^1  a6  016 
11454      <a8S7 

>73  3«ö 

3617* 
14958 
11781 

AlJei  Ander« 

76  478      bb  029 
160461      161394 

69139  6934^ 
164050    170370 

7*011 

183  667 

Q«Mmtbetr««        4^3  794    404^88    408345     41t}  690 
Ben  liengeii  naeh  gingen  ui  rober  Baumwolle 

1898                    iBn                    1S$4 
eniEf.  Ctr, 
elo                       1 5  668  663         1 5  68;  88 1         1 5  965  326 
wltd«r  «Dt            1  64t  3S4            t  815  04t            2  141  917 

441809 

i 

Der 


VtfblAlb  14  017  379         13  871 840         13  823  409 

auf  100  kg    bereohtiet«    DurohBchnitUpreii    ataltt«   lioh  bei 

EfüftÜLT   fttli    M. 

93»i  78,0  83,0 

Für  Schatwolle  waren  die  «oUpreoheodeii  Zahlen : 


•k 


1896                    18^5 

1894 

TMUflenit«   Prd. 

*Rgl. 

713575        7ro9ss 
334404        404188 

700550 

344  949 

37917« 


366767 


355**°* 


V«rbl«lb 
DarcliscbDittspreis 

für  100  kg  157,6  152,0  159.* 

Von  der  Oesamtzunahme  in  Höhe  von  25  119  000  £,  welche  die  Einfuhr 
1896  im  Vergleich  mit  dem  Vorjahre  erreicht  hat,  fallen  nach  dem  obigen 
12  297  000  £  auf  die  „anderen  Waren",  und  zwar  nahmen  an  der  Einfuhr- 
Steigerung  namentlich  folgende  Warenarten  teil: 


Einfuhr 

Zunahme 

1896 

1895 
Tausende  £ 

Hols,  rob  und  einfach  bearbeitet 

20304 

16372 

3931 

Uoedle  MeUlle,  roh  a.  bearbeitet 

18328 

15361 

2966 

TexUlfabrikate 

36318 

34193 

1035 

Rohkautschuk 

4991 

3760 

1231 

Eisenerze 

3  779 

2978 

801 

Von  der  Ein fahnunahme  der  Metallartikel,  £u  welchen  auch  Maschinen 
auTser  Nähmaschinen  gerechnet  werden,  fielen  1  087  000  £  auf  Rohkupfer, 
Ton  welchem  60  480  Tont  gegen  42  031  Tont  im  Vorjahre  eingingen,  und 
1  233  000  £  auf  nicht  besonders  genannte  Eisenartikel.  Von  letzteren 
lieferten  die  Vereinigten  Staaten  27  393  Tons  für  1590  721  £  gegen 
14  632  Tods  für  592  784  £  im  Vorjahr,  also  durchschnittlich  zu  117  M. 
für  100  kg  gegen  81  M.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dafs  die  Vereinigten 
Staaten,  wohl  grofsenteils  infolge  des  schlechten  Geschäftsganges   im   In- 
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laode,  uDgewöhnlich  grofse  Mengen  von  Matchinen  and  nach  dem  Za- 
eammenbrach  des  amerikanischen  Sohienenyerbandes  grofse  Mengen  Stahl- 
schienen, besonders  durch  ein  in  London  errichtetes  Zweiggeschäft  der 
Carnegie  Works,  nach  England  gesendet  haben.  Nach  den  amerikanischen 
Ausweisen  hat  England  an  Maschinen  aufser  Nähmaschinen  im  Jahre 
1896  aas  der  Union  für  4  985  381  Doli,  gegen  2  611724  DolL  im  Vor- 
jahre erhalten  and  an  Btahlsohienen  haben  die  Vereinigten  Staaten  1896 
im  ganzen  72  503  Tons  für  1712  716  Doli,  gegen  nur  8  807  Tons  fOr 
222  661  Doli,  im  Vorjahre  exportiert,  wohl  eu  einem  grofsen  Teil  nach 
England. 

Die  Einftthrzunabme  der  Textilartikel  fällt  besonders  auf  französische 
and  deutsche  (angeblich  holländische)  Seidenwaren  sowie  auf  belgische 
BaumwoU waren  (wahrscheinlich  thatsächlich  schweizer  Stickereien). 

Die  Ausfuhr  von  englischen  Waren  hat  sich  gegen  das  Vorjahr 
um  14  018  000  £  gehoben,  die  Wiederausfuhr  kolonialer  und  fremder  ist 
dagegen  um  3  470  000  £  zuHickgegangen.  Die  Ausfuhr  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  ging  allerdings  bedeutend  zurück,  dagegen  hob  sich  die 
nach  Engl.  Ostindien,  Australien  und  Südafrika. 

Es  betrug  nämlich  die  Ausfuhr  nach 


1896 

1895 

1894     Zunahme  1896 

Tausende  £ 

gegen  1896 

Britisch  lDdi«n 

30098 

24753 

29340 

5  345 

Australien 

21  916 

17345 

16044 

4571 

Kap  und  Natal 

13821 

IG  621 

8400 

3200 

Dentscbland 

22244 

20586 

17  801 

1658 

Japan 

603s 

4645 

3724 

1388 

China  einschl.  Hongkong 

8539 

7167 

6263 

1372 

Argentinien 

6621 

5351 

4515 

I  270 

Holland 

8334 

7  375 

8788 

959 

und  andererseits  nach 

Abnahme  1896 

gegen  1895 

den  Verein.  Staaten 

20424 

27949 

18800 

7525 

Chile 

2553 

3249 

2209 

696 

Brasilien 

6664 

7324 

7527 

660 

Dabei  ist  namentlich  in  BeEug  auf  Deutschland  und  Holland  eu  berück- 
sichtigen, dafs  die  englische  Statistik  nur  die  nächsten  Bestimmungsländer, 
nicht  die  wirklichen  Abnehmer  kennt,  daher  beispielsweise  von  einem 
Verkehr  mit  der  Schweis  gar  nichts  weifs^). 


An  der  Ausfuhr  englischer  Waren 

beteiligten   sich 

die   wichtigsten 

Warengruppen  in  folgender  Weise 

Tanseode  £ 

1896 

1895            1894 

1898 

Garne  und  Zwirne                      22418 

21593         20095 

20063 

Texülfabrikate                              91 683 

87  624         83  184 

84347 

Gegenstände  dar  Metall* 

Industrie                                  3^  4>8 

27  033         26  242 

29043 

Maschinen  und  Instrumente       21  908 

19  218         17736 

17283 

Brennsto£fe                                   '5  156 

15434         17  371 

14375 

Chemische  Fabrikate                   12  844 

12439         llbil 

II  579 

Anderes                                        44  7^9 

42  787         39  767 

41  570 

240  146 

226128      216006 

218260 

1)  Die  Abweichungen   der  obigen  and    der   folgenden  Zahlen   von  den   in  Bd.  IS, 
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l»<«11in. 


Ton  dfo  OoTDen  und  Zwirnen  entfielen  ttof: 


Emumwollene  6«r^« 
Bau Dd wollene  NäbzwimB 
WolJea«   Game 
And  Are 


1$&6 

ta  04s 

3  »20 

1930 


18»5  1@04 

9  291  9  2S6 

7359  S97^ 

t  Bdi  1 909 


2241S        21  S93        20095 


1B»3 

90^6 
Soos 
6027 
'975 
2006:} 


Die  wollenen  Gariie  haben  dahe?  den  ungewöhnlich  hohen  SUad  d«« 
Torjabres  fast  Tallstendig  bewoJirt,  allerdings  indem  ein  Mioderabtats  y^d 
Ifohairgarn  oaeh  Frankreteh  und  Deutechland  durch  MebmbsaU  TOn  Kaso^ 
garn  nach  Deutechl&Dd  auigegliehen  wurde.  Dagegen  haben  die  WoUe»» 
fabrikatt  den  in  den  Tereiuigten  Staaten  erliitenen  Verlust  —  die  Unioft 
nahm  nur  tm  3  717  000  £  gegen  6  664  000  £  Im  Vorjahr«;  —  in  andeiw 
Ländern  nicht  gauz  wieder  einbriDgen  können. 

Die  ausgeführten  Textilfabrihate  waren  nfich  den  EAuptarten  folf^udt 


tS9& 

1895 

ia£»i 

1S9S 

TAiueßd«  £ 

BaiimwoHene  Web-  and  WSrkwwea 

56090 

5<  395 

54  544 

Si^ 

WöUeae 

18269 

1973B 

14011 

16404 

Leiaeoe  aod  Jäte,  «ia&cbl.  Backe 

7614 

7760 

6812 

7  3»9 

KleidangBatUekef  ^uhet  Buten 

5229 

4S^S 

4  i»3 

4260 

Aodere» 

4481 

4306 

3S84 

4600 

91  68  j       8r634       8|  184       «4147 

üntor  den  Mi^  t  allf  abrikaten  hat  jswai  Weirahlecb  die  seit  Itfl 
infolge  der  Verminderung  dee  Absatzes  in  den  Vereinigten  Staaten  da* 
geschlagene  rückgängige  Bewegung  weiter  fortgesetst  —  sein  AnsMir- 
wert  betrug  nur  noch  3  036  000  £  gegen  4  239  000  £  im  Yorjahr  und 
gegen  den  hohen  Betrag  yon  7167  000  £  im  Jahre  1891  — ,  aber  die 
Ausfuhr  Ton  Eisenbahnmaterial  steigerte  sich  durch  Mehrabsatz  bcsooders 
nach  Britisch  Ostindien,  Argentinien,  Engl.  Südafrika,  Australien  und  Japan 
yon  1  897  000  £  auf  3  560  000  £  und  auch  die  von  Hoheiten,  Bdhrea 
und  anderen  Artikeln  von  Bchweifseisen,  sowie  Stäben  yon  Flofaeiaen  ete. 
ergab  ansehnliche  Zunahme. 

Unter  die  Maschinen  und  Instrumente  sind  oben  in  Abweiehnng  gegea 
frühere  Angaben  auch  die  Fahrräder  eingerechnet,  deren  Aoaftthrwert 
1896  1856  000  £  gegen  1386  000  £  im  Vorjahre  betrug. 

Die  Abnahme  der  Wiederausfuhr  fremder  und  kolonialer  Waren 
ist  im  wesentlichen  dadurch  yeranlafst,  dals  die  Vereinigten  Staaten  aar 
11  612  000  £  gegen  den  allerdings  ungewöhnlich  hohen  yorjährigen  Betrag 
von  16119  000  £  aufnahmen,  wobei  die  Abnahme  namentlich  auf  Schaf- 
wolle, Häute  und  Felle,  Leder,  Wollwaren  und  Zinn  traf. 

Aus  alle  dem  Vorstehenden  geht  henror,  welchen  eingreifenden  Kin- 
flufs  die  Verhältnisse  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1896  auf  d^ 
englischen  Handel  ausgeübt  haben.     Dieser  EinfluTs  hat  sich  in  entgegen- 


8.  599  etc.   angegebenen  erklftren  sieb  durch  die  oben  erwfthnte  Verreehaanc    9*^ 
Waren  als  englische  statt  wie  frfther  als  fremde. 
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gesetzter  Richtung  wie  im  Vorjahre  geltend  gemacht.     Prozentual  gingen 
nämlich  im  Durchschnitt  von  5  Jahren  an  Waren  ein: 

aus  Europa     Engl.  Be-      VereiDigteo        Anderen 


1880—84 
1885-89 
1890—94 


Pros. 
40,11 
43.79 
43,55 


Dagegen  in  den  Jahren 


1895 
1896 


45»77 

44,90 


sitBungen 
Pros. 

23,45 
22,88 
22,89 


22,98 
21,10 


Staaten 
Pro«. 
23,76 
22,45 
23,45 


20,77 
24,28 


Andererseits  wurden  an  englischen  Waren  gesendet 


nach  Europa    Engl.  Be- 
sitsangen 


Dage^^en 


1880—84 
1885—89 
1890—94 


1895 
1896 


Pros. 
35,«« 
33,«l 
35.10 

35'«« 
35»06 


Proz. 
34.47 
35,05 
33i6i 


30,99 
35'04 


Vereinigten 
Staaten 
Pro«. 
12,25 
12,16 
11,00 


12,87 
8,50 


Lindem 
Pro«. 
12,68 
10,88 
10,11 


10,58 
9,77 


Anderen 
Ländern 
Pro«. 
l8,06 
19.58 
20,89 

21,01 
21,41 


Der  ungewöhnlich  niedrigen  amerikanischen  Einfuhr  des  Jahres  1896 
stehen  also  Mehreinfuhren  namentlich  aus  Europa,  der  ungewöhnlich 
hohen  des  Jahres  1S96  Mindereinfuhren  besonders  aus  den  englischen 
Besitzungen  gegenüber.  Andererseits  ist  die  hohe  Ausfuhr  nach  der  Union 
im  Jahr  1895  durch  eine  niedrige  nach  den  englischen  Besitsungen,  spesiell 
Ostindien,  die  niedrige  im  Jahr  1896  durch  eine  hohe  nach  demselben 
Handelsgebiete  verhältnismäfsig  nahezu  ausgeglichen  worden. 

Juli  1897. 
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mann (in  Wien).  Erg&nsungsheft  I:  Die  Geschichte  der  Fuggerschen  Handlung  in  Spanien, 
von  Konrad  Häbler.  X~2S7  SS.  M.  4,20.—.  ErgXnzungsheft  II :  Beitrfige  zur  Ge- 
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et  compl^tement  refondu.  Paris,  Oiard  &  E.  Bri^re,  1898.  gr.  in-8.  LXI — 476  pag., 
toile.  fr.  10. — .  (Biblioth^ue  sociologique  internationale,  vol.  XI.  Table  des  matiäres : 
De  l'adaptation  comme  loi  de  la  vie.  —  Fonction  biologique  du   plaisir  et  de    la   douleur. 

—  De  l'adBptation  bumaine  et  de  ses  caractires  particuliers.  —  Lutte  et  adaption  entre 
l'homme  et  les  forces  cosmiques.  —  Lutte  externe  entre  les  groupes  humains.  L'eiimi- 
natioo.  —  Causes  qui  attenuent  directement  la  lutte  externe.  Commencements  de  l'adap- 
tation. —  Causes  qui  attenuent  indirectement  la  lutte  externe.  Ulterieure  adaptation  entre 
les  groupes  humains.  —  Le  passe  et  Tavenir  de  la  lutte  et  de  Tadaptation  entre  les 
groupes  humains.  —  Lutte  interne  et  adaptation  dans  les  groupes  humains  simples.  — 
Lutte    interne    dans  les   groupes  composes.     Adaptation   entre   vainqueurs   et   vaincus.  — 


636     Uflbei-ilebt  ttber  di«  neuflsten  Fiiblik«.tioDOD  Datitaehkiidi  nad  dct  AoBkndei» 

Lütte  iDtemc  dan»  1«»  grotipes  tampi^H.  AdmptmWt^n  entrs  le»  TainqaeuTi.  —  Lt  ptaU 
«t  ra?eitit  de  1a  luHfl  At  d«  l'jtdftpt&tian  d*o»  los  gronpea  bummiiu^«) 

PidLey  Ä.  T,,  Eeonomjc»:  nn  «ccouDt  of  tbe  reUtioti»  belween  prJ?At«  property 
ittd  pabllc  weif  »rat     New  York  und  Londoo^  18&7»     8,      10/.  6* 

Soli,  Henrjj  Dictmonry  of  th«  wörld'»  pTt^s,  ßriüifa  Emplr«  «dfÜGU,  1B97» 
London,  IGT,  Klcut  Street,  gr.  Lex*  in-8.  ltÄ6  pp-,  clolb.  7/.e,  (Coöteot»;  BriCiib 
eoraiöerc©  lo  tho  Vtctoriaa  •r»,  —  Tbe  world'i  pr^tiu:  wbat  I  hAve  knoira  of  it  (1840 — 
1890)»  by  (ihe  Ute)  G,  A«  SuJfc.  --  Is  free  trmde  In  dmof^er  ?  The  opMom  of  Mr  OUd- 
»tode,  BAlfotif,^  €b&mberliiin»  etc.  ^  Tbe  CaundUu  JLn<]  Amertcftti  tarifif  charges.  - —  ßri- 
tiah  pos!i««äioiift.  A  hi^torical,  ^oinme reifet,  «nd  ati^ÜaUctl  «ccotiiit  of  the  Bririah  Enjpir« 
b«yond  lli«  Se&A  (with  8  dii^ain»).  —  The  KtiMian  politic*!  pf«**.  —  K «wapaper  aud  taaga- 
»ine  Ibtv  —  C]«3i  of  trade  newspaperi,  publbhed  Id  tbe  BHtbb  iiles^  —  Eeligioui 
Pipers,  pmbJiiibed  in  Üie  Brili»b  blca.  —  Newipaperi  pttblisbed  iii  the  Cobuies^  etc.) 

S,     GeioMobt«  und  Dmritelliiiig  der  vlrtiolLaftlioben  Etdtar« 

V.  Brandt^  M.^  Oala^liinsche  Fragen^  Chlnii.^  Japan,  Korea,  ßerlin^  Gebr.  Pajetel, 
114197.  ffr,  8.  Vi II— 359  HS,  M.  7.—.  (Zum  gr5fser«D  Teile  bereit»  frtber  in  dts 
iflliUeilptigen  der  DeaUcbeu  Oe^elbcbaft  fQr  Katar-  und  VoEkerkamle  O^tasiiens^*^.  der 
,,<^eKeowan*^,  der  „Deutuchftu  Kevue"  anä  der  «fPeuUeben  Riiudschao'*  Tftrdffeotlicbt*) 

Ditmerf  W«  (Pfof.,  Jen^)^  BoUtti^che  Wandurangea  in  lirttsUien.  Eebeflltiieeo 
üud  Vegi^mtioiubilder.     Lejp%,  Veit  &  C^  1897.     8.     188  BS      M«  S.— ^ 

Fink,  Erich,  Gesebkbie  der  landoibenJkben  ßeiuebe  Iti  Breslau.  Breslau«  E, 
Hörige ustero.  1807.  Kr.  8  IV— SS$  SB.  M.  3.^.  (A.  u,  d  T,;  MUteiltio^«D  aua  dem 
Stadtarchiv  und  der  8tadtblblioth«k  «ri  Breslau,  Heft  3.) 

Golrl»teiii,  ■Lj,  ßerufagliedffruag  and  Rflicbtam,  UntersiicbangeQ  fiber  den  Ein* 
flafn  der  Vcrindcirungen  in  der  Horufagtfederting  auf  Rei(!btUfin  tind  ätaatütnacfat  Statte 
g»rt,  CaUa,  1897.  K^-  8,  IV — ITI  82$,  mit  3  1^ arten,  M.  4.^.  (Inhalt:  Veneilanf 
der  B«!vlilkeruP|(  EnicUnd«  mm  Ende  des  17.  Jabrbundorti  aaf  iiltadt  ond  Land  aud  die 
Bekdein  In  dieser  Vert«iluii{c  eiagelfetetieti  Veriuderntjgeu,  —  BerufsKli&dernni^  der  eag- 
Ibdicn  B^ivcrlkerang  ifOgati  Ende  des  17.  Jahrhunderts  —  EugUnda  Eeichtam  vom  End« 
de»  17,  J«hr)i  bl«  sur  Qe^enirarC  nach  den  Schfttiaiageci  Eiuf^'i ,  Ocitqbouti«,  Olffeei^a 
etc.  -^  ete,) 

0  T  a  n  £  e  1  j  J,  O,  (Sekret,  de»  Zeiiljalvefbandes  der^ttidEUtrUlleti  Oe»terfeicbi)t  Die 
wirtaebaflUcben  Verhlitniaa«  KlBinasieat.  Wien,  Alex«  Dar&,  1897.  8.  63  SS,  ifiit 
Karte      U    S,— . 

11  o  h  6  ti  z  f)  1  I  er  n  I n  h  r  bu  c  h,  Förachnnf en  und  Abbildungea  snr  Oeichiehle  der 
Hohen  tot  lern  in  Brandenburg-Preufaen,  fierau  ■gegeben  vnn  P,  Seidel,  tfabrg',  1,  1837. 
Leipsig,  Giesecke  &  Devrient,  Imp.-4.  203  Teztseiten  a.  Abbildangeo:  27  Vollblitter 
und  zahlreiche  Porträts,  Figuren,  Vignetten.  Prachtband.  M.  24. — .  (Aus  dem  Inhalt: 
Der  erste  HohenEollernkalser,  Yon  G.  Schmoller.  —  Die  Musik  am  preufs.  Hofe  im 
18.  Jahrhand.,  von  (Oberlehrer)  Thouret.  —  Der  Uegierungsantritt  Friedrich  Wilhelms  I., 
von  (Prof.)  Krauske  (Göttingen).  —  Die  äufsere  Erscheinung  Friedrichs  des  Qrofsen,  von 
(Prof.)  Koser  und  (Direktor  des  HoheDzollernmuseums)  Seidel.  —  Vor  hundert  Jahren, 
von  (Geh.  Staatsarchivar)  Bailleu.  —  Zur  Baugeschichte  des  k.  Schlosses  in  Berlin,  von 
Geyer  (k.  HofbauR.). 

Polotai,  R.,  Ein  Blick  auf  unsere  (uDgarischen)  wirtschaftlichen  Besiehungen  su 
Oesterreich.     Budapest,  Grill,  1897.     8.     33  SS.     M.  0,80. 

Sarrazin-Mahrenholta,  Frankreich.  Seine  Geschichte,  Verfassung  und  staat- 
lichen Einrichtungen.  Aus  Prof.  J.  Sarrazins  Nachlafs  hrsg.,  bearbeitet  und  vervollständigt 
von  Richard  Mahrenholtz.  Leipzig,  Reisland,  1897.  gr.  8.  VIII —848  SS.  M.  5,60. 
(Aus  dem  Inhalt:  Das  franzdsische  Stftdtewesen.  Entwickelung  des  BOrgertums.  —  Das 
Zeitalter  Ludwigs  XIV.  —  Die  Lokalverwaltungsbehörden.  —  Die  Finanzverwaltunf. 
Staatshaushalt  und  Staatsschuld.  —  Die  Erwerbs-  und  Yerkehrsverhältnisse.) 

Schmidt,  Emil  (Leipzig),  Ceylon.  Berlin,  Schall  &  Grund,  1897.  8.  VIII— 828  SS. 
mit  39  Bildern  und  1  Karte.  M.  6.—.  (Wirtschaftliche,  populationistische  und  kulturelle 
Zustände  Ceylons  vorzugsweise  berflcksichtigende  Reisebeschreibung) 

Statham,  F.  R.,  Südafrika  wie  es  ist.  Aus  dem  Englischen  fibersetst  von  P. 
Baltzer.  Berlin,  J.  Springer,  1897.  gr.  8.  299  SS.  M.  5.—.  (Aus  dem  Inhaltt  Gold 
in  Transvaal.  —  Das  Auftreten  der  Millionäre.  —  Der  Freibrief  und  der  Randbezirk. — 
Die  Wirkungen  des  Freibriefs.  —  Die  Eisenbahnen.) 
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Troeltscb,  W.  (PrivDoz.,  Univers.,  Tübingen),  Die  Calwer  Zeughandlungslcompagnie 
und  ihre  Arbeiter.  Studien  sur  Gewerbe-  und  Sozialgeschichte  AltwÜrttembergs.  Jena, 
G.  Fischer,  1897.     gr.  8.     XX— 484  SS.     M.  12.—. 

Vosberg-Rekow,  Das  britische  Weltreich  und  der  deutsche  Wettbewerb.  Berlin, 
Siemenroth  &  Troschel,  1898.  gr.  8.  VI— 76  SS.  (A.  u.  d.  T.:  Schriften  der  Central- 
stelle  ffir  Vorbereitung  von  HandelsvertrMgen,  Heft  1.) 

Waltemath,  W.  K.,  Die  Ursachen  der  niedrigen  Preise  unserer  Zeit  und  der 
Bimetallismu».     Berlin,    Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1897.     8.     V— 96  SS.     M.  1,20. 

Willgeroth,  G.,  Geschichte  der  Stadt  Wismar.  I.  Teil.  Wismar,  Willgerotb  & 
Menzel,  1898.  8.  128  SS.  M.  8.— .  (Aus  dem  Inhalt:  Wismars  Einwohnerschaft.  —  Be- 
schaffenheit Yon  Wohnungen  und  Straften.  —  Handel,  Gewerbe  und  Verkehrsverhiltnisse. 

—  Leben  und  Treiben  im  alten  Wismar.  —  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt,  etc.) 

Album  historique  publik  (sous  la  direction  de  M.  E.  Lavisse  de  l'Acadömie  fran9aise) 
per  A.  Parmentier.  Tome  II.  Paris,  A.  Colin  &  C^e,  1897.  in  4.  260  pag.  av. 
2000  gravures.  fr.  16. — .  (Sommaire:  Habitation.  —  Vdtement  —  Alimentation.  — 
Mobilier.  —  Armes,  etc.  —  Industries.  —  Commerce.  —  Agriculture.  —  Beanx-arts.  — 
L'enseignement.  —  etc.) 

Ariste,  L.  etL.  Braud,  Histoire  populaire  de  Toulouse  depuis  les  origines  jusqu'k 
ce  jour.  Toulouse,  impr.  Cassan  fils,  1898.  8.  XX — 896  pag.  avec  dessins  et 
7  planches.     fr.  8,50. 

Chabeuf,  H.,  Dijon  k  travers  les  Ages  (histoire  et  description).  Dgon,  Damidot 
fr^res,  1897.     8      216  pag.  av.  gravures. 

De  la  Martin  i&re,  H.  M.  P.,  Notice  sur  le  Maroc.  Paris,  J.  Andr4  &  Oe,  1897. 
8.   avec  carte,     fr.  2. — . 

H erbet.  F.,  Recherches  sur  la  c^ramique  au  XVII«  si^de.  Les  ^mailleurs  sur 
terre  de  Fontainebleau.     Fontainebleau,  impr.  Bourges,   1897.     8.     47  pag. 

Routier,  G.,  L'Espagne  en  1897.  IXi^m«  Edition.  Paris,  L.  Le  Sondier,  1897. 
8.  XII— 344  pag.  avec  7  portraits  hors  texte  et  6  tableaux  sutistiques.  Fr.  2,60. 
(Table  des  matiires,  extrait:  L'Etat  d'&me  du  peuple  espagnol.  —  Le  divisions  des  partis 
politiqnes.  —  L'enseignement  sup^rieur  en  Espagoe.  —  Quelques  mots  sur  la  presse 
espagnole.  —  Cuba  sous  le  regime  espagnol.  —  La  politique  de  l'Espagne  k  Cuba.  — 
Publication  des  röformes  k  Cuba.  —  A  propos  de  l'autonomie  de  Cuba.  —  Les  sacrifices 
de  l'Espsgne,  en  hommes  et  en  argent,  pour  conserver  ses  colonies  —  Situation  öcono* 
mique  et  financi^re.  —  Le  Programme  financier  de  M.  Navarro  Reverter.  —  L'emprunt 
Interieur  de  Novembre  1896.  —  Le  projet  de  budget  de  1897/98.  —  Les  r^nltats  de 
Texercice  budg^taire  de  1896/97.—) 

Gleig,  Ch.,  When  all  men  starve,  showing  how  England  hasarded  her  naval 
supremacy,  and  the  horrors  which  followed  the  interrnption  of  her  food  supply.  London 
and  New  Tork,  John  Lane,  1898.  8.  192  pp.,  doth.  8/.6.  (Contents:  The  year  of 
loyalty.  —  Splendid  Isolation.  —  Trouble  in  the  Transvaal.  —  A  cabinet  blander.  — 
The  blockade  of  Kiel.  —  The  command  of  the  sea.  —  The  telegram  from  Reggio.  — 
The  rights  of  capital.  —  In  Plymonth  Sound.  —  Dancing  and  treachery.  —  Schipbuilding 
and  horseflesh.  —  Waiting  for  a  sign.  —  The  man  and  the  honr.  —  The  advance  from 
braiding.  —  A  brnsh  with  the  regaUrs.  —  Riot  or  revolution.  —  To  Westminster.  — 
Anarchy.) 

Jefferson,  R.  L.,  Rooghing  it  in  Siberia  with  some  account  of  the  Trans- Siberian 
railway,  and  the  gold-mining  industry  of  Asiatic  Russia.  London,  8.  Low,  Marston  &  C®, 
1897.  8.  262  pp.  with  map  and  16  illustrations,  cloth.  6/. — .  (Contents:  Rnssia's 
colonization  scheme.  -—  Arrival  at  Omsk,  —  Across  the  steppe.  —  Impressions  of  Tomsk« 

—  The  and  of  the  railway.  —  In   the  Syansk  mountains.  —  Nearing  the  Chinese  fron- 
tier.  —  Siberian  gold-mining.  —  Life  at  the  mine.  —  etc.) 

Patroni,  G.  (conservateur-adjoint  du  musöe  national  de  Naples),  La  civilisation 
primitive  dans  la  Sicile  Orientale.     Paris,  Masson  &  O«,  1897.     8.     47  pag. 

8.  BeTSlkenuigslehre  und  BeTftlkenmgtpolltlk.    Aaiwandenmg  und  Koloniiation. 

Esser,  Max,  An  der  Westküste  Afrikas.   Wirtschaftliche  und  Jagdstreifzttge.    Berlin 

und   Köln,    A.    Ahn,    1898.     gr.    8.     VIII— 226    SS.      Mit   Textill ustraf Ionen ,    11    VoU- 

blldern  und  2  Karten.     M.  7. — .     (Aus  dem  Inhalt :  Die  ersten  deutschen  Niederlassungen 

Im  Kamerungebiete.  —  Der  Kakao.    —    Die  Plantagen    Bimbler,   Bibundi  und  Dibunt^a. 


938     l-^«berii?bt  (Ib^r  die  p«ii«iteii  PubUkfttlonea  DeuUchluitt»  und  da»  AoafAodis,. 

^  OiLiidelaverhDtnt»sc  In  Kamerun.  —  Dl«  Nats|ifiAni«n  fi Amvrcrp».  —  Dl«  Arbaiter- 
frug««    —   Fktri^  uyd  TiervcU  AdkoI»«,   —  «tc. ) 

O  («  1 V  Ujrecl^i  1 1  F.j  Di«  BubaDdlunK  diir  KIngeborefiea  m  deo  deaUebeo  Kolatiiec. 
B«rlfn,  ».  Fincher,   1897,     gr,  8.      194  SS,     M.  4.  —  . 

V.  Pwiltfurg,  A.  (ki  pr^uf^.  OÜtgH  ),  Weib  uud  Mma,  Versuebe  Ober  EoUtebüng^, 
Wesst)  und   Wnrt.     BerJjn,  C   Dmieker,  1897.     «r.  8.     VllI— 287  SS,     »L  B.  —  . 

W  i  r  C  1i^  A  t  b  r  ec  h  I ,  Oevebtcbie  l^ildafriki«.  Bonn ,  C,  Gf  ori^t ,  ld'^1^  gr»  8 
VJll— 148  ^S,  M,  2—.  (Aud  dem  InbftU:  Aüsb»u  der  EiotelftUuiteii.  Neaer  Auf- 
»ehwQDjf  ki>|oi*iiler  Webpolitik,  —   Inoere  (wjfbicbaftJkb«)  Entwlckploiij:.) 

Wohltmfl»n,  K.  (Prof.  Ü,  L»ndwi(tschitft|,  Dl«  Zkl«  und  Ertotg«  d«f  deuticrbeo 
KoloomlpoHtik.     HoötJ,  Coh«u,   18?7,     gr.  8.     2*  S9,     U,  0,@0, 


Eli«nae,  E.  (d^put^f  prdsident  du  i^roupe  coIcidjjiI  de  In  Chiimbrc),  Lt»  ec^mpignie» 
de  eolotib«iioii,     PaHs,  ä.  CbiillAiD«Jf    1897^     gr.  iu-8.     fr,   i  — , 

OKlJsia,  H,,  La  f^obnbatioij  dans  t«»  ripporll  «Vi«  t«  prndnetfoii  «C  1«  coqmiid^ 
lüAtinfi.     Pjtrb,  J.  Andr^  &  CK  1697.     @.     fr.  1.-^. 

Cbild,  P.  S.,  A  coJüi^UI  wiiuh:  a  »tory  of  tb«  bJAck  an  m  Um  cCiluilf  of  Oonnto^ 
licut,     Nßw   Vürk  aud  LoodüQ   181*7.      If.     6/ — 

Ejs^rionj  Hugh  Edward  i  barrUtflr'at-Jaw),  A  ^hört  bislory  of  Udlitb  colo&l&l 
poWey,  London,  Motbaco  db  C",  18Ö7  gr.  ifi-8.  X VI— 503  pp-,  clotb  12/6,  (Coa- 
ituist  A  liüC  üf  da{«9  bearloK  upon  coiuriial  po)k^.  —  Tb«  pefiod  of  beginitiPgs.  —  Tbe 
p«riod  Qf  trade  ft$c«nd«iicj.  —  Tb«  p^riod  ot  «yKtematb  colotilxaÜotj  «nd  tkf  tb«  gruitinf 
of  rf-apixjäibl«  governoneriit.  —  The  pedod  cti  tbe  leniüi  and  dccLiß«  of  ]i^ti4e%-8.]I«r  priis* 
elf  l«ä.  —  The  p«riod  ot  Oreater  ßritaia.   --^  IlibHojrrapbj.  —   Qn  coIodIkI  adiDJDiätratioD.) 

PI  aber,  B.  Ü.,  M«»,  woinenj  Aod  iiiaQD«rd  in  cotouial  tiuieSf  S  toIs.  PbiladejphLa 
1897.     8.      14/.—. 

log«  ri  oll,  E,j  GaldfiD  Alaska«  An  Dp*to*dal0  g'ntd«:  Klondika  diatrlctf  Ynkoo 
Tallpy  Cbicago,  Hand,  JHe  NiiJIy  A  C*^,  18&7.  8,  V— 149  pp.  wilb  illusiratiODs.  J/J, 
[Hietory  of  the  gold  dblrbts;  Oii^t.igrapby;  Miiieral  aud  otber  re^ourcea;  Opptirlutiities 
and  mcjirui  of  «oc«if.) 

Outftrio,  Premier  provinee  of  Cauada,  De«cHp£ioci,  pollücal  In^lituliob»,  naiitiml 
reiiOQrc«i,  attractions  for  touHal^  sportsmHii  And  ««tller,  Toronto  |  Werwtck  &  Rätter^ 
189T.     8.     (Ptiblifihftd  by  tbe  Ontano  Department  of  Agricolture.} 

4      BergbiLD.     Luid-  und  FQritwirttcbaft,     Fii4sb«reiweieia.  \ 

Bericht  der  XXV.  Generalversammlaog  des  Verbandes  deutscher  Mfiller  in  Dresden, 
vom  13. — 17.  VI.  1897.  Abgehalten  anter  dem  Prfisidium  von  J  J.  van  den  Wyngaert. 
Leipzig,  Mor.  Schäfer,  1897.  8.  104  SS.  M.  2.—.  (Aas  dem  Inhalt:  Verhandlungen 
Aber  Förderung  der  Ausfuhr  von  Mehl ;  Tarifierung  von  Getreide  und  Hehl.  —  Wie 
können  Wasser-  und  Dampfkraft  der  Mühlen  mit  hohem  Gewinn  nebenbei  verwertet 
werden?  von  Oantke.  —  Bericht  über  die  deutsche  Müllerschule  in  Dippoldiswalde,  von 
Auerbach.) 

Festschrift  zur  Feier  des  fUnfzi(?jäbrigen  Bestehens  der  k.  preufsischen  landwirt- 
schaftlichen Akademie  Poppeisdorf.  Im  Auftrage  des  Lehrerkollegiums  verfafst  von 
fPrh.)  Th.  von  der  Goltz  (Direktor  der  Akademie),  O.  Koll  (Prof.  d.  Geodisie),  Fr.  Kfinzel 
(Dozent  der  Kulturtechnik).  Bonn  1897,  Druck  der  Reichsdruckerei  in  Berlin.  VI — 
208  SS.  Mit  9  Abbildungen,  6  Anlagen  zum  Tezt  (darunter  eine  (ipraphische  Darstellung 
der  Frequenz)  und  1  Karte.  (Inhalt:  Geschichtliche  ELtwickeluDg,  von  (Frh.)  v.  der  Goltz. 
—  Die  £ntwickelung  des  Vermessungs-  und  Meliorationswesens  sowie  des  geodätischen 
und  kulturtechnischen  Unterrichtes  in  Preufsen,  von  (Prof.)  O.  Koll  u.  (Meliorationsbaulnsp.) 
Kfinzel.  —  Die  Kntwickelung  des  höheren  landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens  in 
Deutsehland  und  die  Stellung  der  Akademie  Poppeisdorf  innerhalb  desselben,  von  (Frh.) 
V.  der  Goltz.) 

Güntz,  Max  (Rittergutsbesitzer  in  Vippachedelhausen) ,  Handbuch  der  landwirt- 
schaftlichen Litteratur.  2  Teile.  Mit  biographischen  Notizen.  Leipzig,  H.  Voigt,  1897. 
gr.  8.  170  SS.  u.  XII— 310  SS.  M.  9. —  (Inhalt:  Aeltere  landwirtschaftliche  Litteratur 
bis  ca.  1760.  —  Die  landwirtschaftliche  Litteratur  des  Auslandes  im  15.— 17.  Jahrb.  — 
Die  Hausväterlitterator.  —  Die  landwirtschaftliche  Litteratur  des  Auslandes  im  18.  Jahrb. 
Die  kameralistisch-landwlrtscbaftlichen  Schriftstellerin  Deutschland  bis  ca.  1800.  —  Schriften 
praktischer  Landwirte  oder  von  Experimentatoren  in  Deutschland  von   1760  bis  ca.  1800. 
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—  Leben  und  Schriften  der  bedeutendsten  landwirtschaftlichen  Schriftsteller  im  19.  Jahrh. 
in  Deutschland.  —  etc.) 

Handbuch  des  Grundbesitses  im  Deutschen  Reiche.  Bearbeitet  von  P.  EUerholz, 
E.  Kirstein,  Trang.  Müller,  W.  Gerland,  G.  Volger  und  Schieb.  I.  Das  Königreich 
Preuftten.  Lieferung  12:  Provina  Westfalen.  Bearbeitet  von  Kirstein  und  Schieb.  Berlin 
Nicolai.  1898.  gr.  8.  LXII- 568  SS.  M.  12.—.  (Mit  Angabe  bftmtlicher  Güter,  ihrer 
Qoalität,  ihrer  Gröfse  und  Kulturarf,  ihres  Grundsteuerreinertrages;  ihrer  Besitser,  Piichter 
Administratoren  etc. ;  der  Indnstriesweige ;  Züchtungen  spesieller  Viebrassen  und  einer 
Karte  der  Proyins  Westfalen.) 

Müller,  Max  (Landwirtschaftslehrer),  Die  Getreidepolitik,  der  Getreideverkehr  und 
die  Getreidepreise  in  Schlesien  wfthrend  des  18.  Jahrhunderts.  Weimar,  £.  Felber,  1897. 
8.     VIII— 179  SS.     M.  ö.— . 

Richter,  Stefan,  Böhmens  Kreditorganisationen  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskai>senvereine  nach  F.  W.  Itaiffeiseu's  System  und  einer 
Anleitung  zur  Gründung  und  Gescbäftsthätigkeit  der  letateren.  Ein  Hand-  und  Lehrbuch 
auf  dem  Gebiete  genossenschaftlicher  Selbsthilfe  in  der  Landwirtschaft.  Für  den  „Central- 
yerband  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  Böhmens''  bearbeitet.  Prag, 
J.  G.  Calve,  1897.     Lez.-8.     XIII— 646  SS.  mit  Karte,  geb.     M.  8.—. 

Derselbe,  Die  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaft  und  das  Rentengut.  Prag, 
J.  G.  ChIvc,  1898.     gr.  8.     IV— 123  SS.     M.  2,40. 

Derselbe,  Das  landwirtschaftiiche  Genossenschaftswesen  in  einigen  deutschen 
Staaten  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Organisationen  für  den  gemeinsamen  Ein- 
nnd  Verkauf  und  die  daraus  sich  ergebenden  Grundgesetze  für  die  Ausgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftswesens  in  Deutschböhmen.  Prag,  Calve,  1897.  gr.  8. 
90  SS.     M.  1.—. 

Schilling,  L.  (OFörster),  Die  Betriebs-  und  Ertragsregelung  im  Hoch-  und  Nieder- 
walde.  2.  verbess.  Aufl.  Neudamm,  J.  Neumann,  1898.  gr.  8.  94  SS.  mit  82  Text- 
illustr.  u.  1  Karte,  kart.     M.  2,50. 

Staudacher,  Franz,  Antike  und  moderne  Landwirtschaft.  Wien,  W.  Frick, 
1898.     gr.  8.     148  SS.     M.  8,20. 

Verzeichnis  der  im  OBergABez.  Breslau  im  Jahre  1896  betriebenen  Bergwerke 
und  ihrer  Schächte.  Beuthen  D.S.  1897.  4.  49  SS.  (Sonderabdruck  aus  der  Zeit- 
schrift des  Oberscbles.  Berg-  und  Hüttenmännischen  Vereins,  Märshelt  1897.) 

Weinbau-  und  Weinkellereikalender,  deutscher,  für  das  Jahr  1897.  Jahrbuch  für 
Weingutsbesitser,  Winzer  und  Weinhändler.  Verfaist  von  H.  Würtemberger.  Jahrg.  VII. 
Kreuznach,  F.  Harrach,  1897.     12.     geb.     194  SS. 


Bazin,  A.  et  E.  Mauprivez,  L'alimentation  k  Compi^gne.  Les  pätissiers.  Les 
bouchers.  Compi^ne,  impr.  Mennecier,  1897.  8.  126  pag.  et  planches.  (Publication 
de  la  Soci^t4  historique  de  Compi^gne.) 

M  a  r  r  e ,  E.  (prof.  d^parr.  d'agriculture  de  l'Aveyron),  La  crise  du  Roquefort.  Rapport 
prisent^  au  Conseil  gön^ral  de  TAveTron  (session  d'aoüt  1897).  Paris,  C.  Coulet,  1897. 
8.     fr.  0,60. 

U.  States  Department  of  Agriculture,  Section  of  foreign  markets.  Bulletin.  N®  7  and 
8.  Washington,  Government  printing  Office,  1896.  8.  (ContenU :  N^  7 :  The  world's  markeU 
for  American  producta:  Norway.  68  pp.  —  N^  8:  The  world's  markets  for  American 
products:  Sweden.     92  pp.) 

Soldani,  G.  (prof.),  Agronomia  e  agricoltura  moderna.  Milani,  U.  Hoepli  edit, 
1897.     12.     Vni— 408  pp.  con  2  Uvole. 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Buschmann,  Nikol.,  Die  Arbeitslosigkeit  und  die  Berufsorganisation.  Ein  Beitrag 
zur  Lösung  der  Arbeit»losenfrage.  Berlin,  Puttkammer  &  Mtthlbrecht,  1897.  gr.  8. 
129  SS.  nebst  einer  Tabelle  in  qu.-Folio.     M.  2.—. 

Hirschberg,  E.  (Direktorialasnidtent  am  Statist.  Amt  der  Stadt  Berlin),  Die  soziale 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Berlin.  Berlin,  O.  Liebermann,  1897.  gr.  8.  VI — Sil  8S. 
nebst  mehreren  graphischen  Darstellungen.     M.  6,60. 

H  u  b  e  r ,  L.  (Arbeitervereinspräses) ,  Verzeichnis  der  katholischen  Arbeitervereine 
Deutschlands,  Oesterreichs  und  der  Schweiz.  München,  Verlag  des  „Arbeiters**,  1897. 
kl.  8.     60  SS.     M.  0,60. 
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Kowalewski,  W.  J.  (Direktor  des  Departements  f&r  Handel  and  ManoCaktur),  Die 
Prodoktivkritfte  Bof^tlands.  ZnsammeDgestellt  im  kais.  russischen  Finanzministeriam  unter 
der  Redaktion  von  W.  J.  K.  Deutsche  autorisierte  Ausgabe  von  B.  Davidson.  Leipsig, 
O.  WiRsnd,  1898.     gr.  8.     X— 580  SS.     M.  12.—. 

Wolf,  Rieh.,  Jahrbuch  für  die  deutschen  Aktienbrauereien  und  Aktienmalsfabriken. 
Statistisches  Nachscblagebuch  fiber  die  Verm5gensverhältnisse  und  OeschXftsergebmsse  der- 
selben im  Betriebsjahre  1896/96.  Freiburg  i.  B.,  Rieh.  Wolf,  1897.  gr.  8.  VIII— 258  SS. 
und  XIX  Tabellen.     M.  5.—.  

Bosio,  E.  (avvoc.)  etBaraanö,  C.  (ing.),  Remarques  sur  les  conditions  de  la 
protection  de  la  propri^t^  industrielle  en  Italie;  Situation  faite  auz  ^trangers :  rapport. 
Milan,  impr.  H.  Reggianif  1897.  8.  18  pp.  (Association  internst,  poar  la  protection 
de  la  propri^t^  indostrielle,  I«r  congr^s,  Vienne,  octobre  1897.) 

de  Chanteau,  F.,  Essai  sur  l'industrie  et  le  commeroe  k  Mets  du  XIV«  an  XVI« 
siicle.     Bourg,  impr.  Dureuil,  1897.     8.     XIII— 178  pag. 

Chanvet,  E.  (prof.  honor.  k  la  facnlt^  des  lettres),  Le  travall.  Etudes  morales, 
Les  professions.  Csen,  Desquels,  1897.  8.  81  pag.  (Sommaire:  Agrieulture.  Industrie. 
Commerce.) 

Description  des  machines  et  proc^d^s  ponr  iesquels  des  brevets  d'invention  ont 
m  pris  sous  le  regime  de  la  loi  da  5  juillet  1844.  Tome  LXXXIX.  (Nouvelle  Urit.) 
2  vols.  Paris,  impr.  nationale,  1897.  in-4.  899  pag.  et  97  plancbes;  513  pag.  et 
86  planches 

K^ravic,  Tan*,  Mineur  des  mines  de  honille  du  Pas-de-Calais,  Joumalier  dans  le 
Systeme  des  engagements  momentan^  d'apr^s  les  renseignements  recueillis  sur  les  lieux 
en  novembre  1898;  et  agricuiteur  du  Pas-de-Calsis,  propri^uire-ouvrier  dans  le  systtoie 
du  travail  sans  engagements  d'apr^s  les  renseignements  recueillis  sur  les  lieuz  en  no- 
vembre 1898.  Paris,  Firmin-Didot,  1897.  gr.  in-8.  fr.  2.  (Les  ouvriers  des  deux 
mondes,  publica  par  la  Soci^t^  d'^conomie  sociale,  Ili^me  s^rie,  41«  fascicule.) 

Nonvion- Jacquet,  A.  et  Ch.  Cordier  (prösident  et  secr6taire  du  Conseil  de 
prud'hommes  de  Reims),  Le  patron  et  l'ouvrier  devant  le  Conseil  de  pnid'hommes. 
Paris,  L.  Larose,  1897.     8.     XXIV— 72  pag.     fr.  1,50. 

Pouillet,  £.  (avocat  k  la  Cour  d'appel  de  Paris),  Trait^  des  marques  de  fabrique 
et  de  la  concurrence  d41oyale  en  tons  genres.  i^^  Edition.  Paris,  Marchai  &  Billard, 
1898.     8.     fr.  12.—. 

vandeWeyer,  E.,  Hy^i^ne  industrielle.  Les  filatures  de  lin.  Bruielles ,  H. 
Lamertin,  1897.     8.     21   pag.     fr.   1.—. 

Ottaviani,  Mich.,  Contro  la  legge  sulle  faisificazione  delle  essenze ;  memoran- 
dum.     Mcssina   1897.     4.      19  pp. 

6     Handel  und  Verkehr. 

Anschütz,  Rud.,  Rückblick  auf  die  30jährige  Thätigkeit  der  Handels-  uud  Ge- 
werbekammer zu  Sonneberg  nebst  Uebersicht  über  die  wirtschaftliche  Entwickelung  ihres 
Bezirke.^.     Sonneberg,  Druck  von  Grabe  &  Hetzer,   1897.     gr.   Lex.-8.     IV— 66   u.  II  SS. 

Aussig-Teplitzer  Kisenbahngesellschaft,  k.  k.  priv.  Protokoll  der  am  10.  IV.  1897 
in  Tepütz  abgehaltenen  XXXIX.  ord.  Geiieralverüammluog  samt  Geschäftsbericht,  Rech- 
nungsbeilagen und  Statistik  für  das  Jahr  1896.  Teplitz,  SelbstverlBg  der  Gesellschaft, 
1897.     Koy..4.     70  SS. 

Heantwortung  der  im  Allerh.  Erlasse  v.  28  II.  1892  gestellten  Frage.  A:  Welches 
sind  die  Ursachen  der  in  neuerer  Zeit  vorgekommenen  Ueberschwemmungen,  hat  nament- 
lich das  System,  welches  bei  der  Regulierung  und  Kanalisierung  der  preufsischen  Flüsse 
befolgt  worden  ist,  zur  Steigerung  der  Hochwassergefahr  und  der  in  neuerer  Zeit  beträcht- 
lich gesteigerten  Ueberschwemmungsschäden  beigetragen,  und  welche  Aenderungen  dieses 
Systems  sind  bejahendenfalls  zu  empfehlen?  Durch  Beschlufs  des  Ausschusses  (zur  Unter- 
suchung der  VVasserverhältnisse  in  den  der  Ueberschwemmungsgefahr  besonders  ausge- 
setzten Flufsgebieten)  vom  5.  VI.  1896  festgestellt.  Herlin,  D.  Reimer,  1896.  Folio.  43  SS.  — 
Darlegung  des  Systems,  welches  bei  der  Regulierung  und  Kanalisierung  der  preur>ischen 
Flüsse  bisher  befolgt  ist  etc.     Ebd.   1896.     Folio.     40  SS. 

V.  Halle.  Krnst,  Zur  Geschichte  des  Maklerwesens  in  Hamburg.  Hamburg, 
Verlag  der  ,. Neuen  Börsenhalle"  1897.  gr.  8.  44  SS.  mit  2  Vignetten  und  1  Eioscbalte- 
blatt.     M.   1  — . 
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Handelskammer  au  Halberstadt  (ffir  die  Kreise  Halberstadt,  Aschersleben,  Wer- 
nigerode, Oächersleben,  Kalbe,  Wansleben,  Neubaldensleben,  Wolmirstedt,  Stendal,  Jericbow 
I  n.  II  und  den  Bezirk  der  ehemaligen  Gerichtskommission  Ermsleben).  Jahresbericht  f&r 
1896  (umfalst  die  Zeit  yom  April  1896  bis  April  1897.  Jahrg.  XXllI,  der  erweiterten 
Handelskammer.  Jahrg.  X).  Oschersleben,  Druck  von  E.  Lorens,  1897.  Lez.-8.  XIII — 
116  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  M.  Gladbach  pro  1896.  M.  Gladbach, 
Druck  Yon  W.  HQtter,  1897.     Folio.     47  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Ostfriesland  und  Papenburg  für  das  Jahr 
1896.     Teil  U.     Norden,  Druck  von  Job.  Fr.  Schmidt,  1897.     Folio.     IV~68  SS. 

Schmidt,  G.  H.  (DozeiH  d.  Staatswissensch.},  Die  yolkswirtschafilichen  Folgen  der 
Begnlierung  des  Oberrheins  und  anschlielsender  Kanalbauten.  Ein  Gutachten.  Karlsruhe, 
Braun,  1897.     gr.  Lex.- 8.     16  SS. 

Werner,  R.  (Kontre-Admiral  a.  D.),  Die  deutsche  Flotte.  Vortrag,  gehslten  am 
S7.  X.  1897  im  Alldeutschen  Verbände  zu  München.  München,  Lehmann,  1898.  gr.  8. 
18  SS.     M.  0,40. 

Wrubel,  Fr.,  Die  schweizerische  Nordbahn.  Ein  Beitrag  zur  Vorgeschichte  der 
Nordostbahn  anläfslich  des  50.  Jahrestages  der  Eröffnung  der  ersten  schweizerischen 
Eisenbahn.     Zürich,  Zürcher  &  Furrer,  1897.     gr.  8.     126  SS.     M.  1,60. 


Compte  rendn  des  travaux  de  la  chambre  de  commerce  d'Amiens  pendant  l'ann4e 
)896.     Amiens,  impr.  T.  Jeunet,  1897.     8.     124  pag 

Edwards,  C,  Bailway  nationalisation.  Pref.  by  (Sir)  C.  W.  Dilke.  London, 
Methuen,  1897.     12.     246  pp.     2/.6. 

Foreign  commerce  and  nayigation  of  the  United  States  for  the  year  ending 
June  80,  1896.  2  yols.  in  4  psrts.  Prepared  by  the  Chief  of  the  Bureau  of  sutistics. 
Washington,  Goveromeut  printing  Office,  1897.  gr.  in-4.  CXL VII— 1432  pp.  with  2  maps. 
(Publication  of  the  Treasury  Department.) 

Pratt's  Law  of  highways,  main  roads,  and  bridges.  14th  edition  by  W.  Mackenzie. 
London,  Shaw  &  Son,  1897.     Roy.- 8.     42/.—. 

Camera  di  commercio  di  Milano.  Atti,  discussioni  e  relazioni,  1896.  Milano,  tip. 
Bellini,  1897.     8.     XII— 806  pp. 

Fortunato,  Giust,  Delle  strade  ferrate  ofantine:  scritti  e  discorsi  (1880—97). 
Firenze,  tip.  di  G.  Barbara,  1898.  8.  IX — 480  pp.  (Contiene:  Alla  Camera  dei  deputati. 
—  Articoli  di  giomali.  —  Lettere  apeite  ai  Ministri  dei  lavori  pubblici.  —  Discorsi 
inaugurali.  —  etc.) 

7.    Vinaniweien. 

Maats,  R.  (RegR.),  Die  kaufmännische  Bilanz  und  das  steuerbare  Einkommen. 
2.  Aufl.     Altona,  Schlüter,  1898.     8.     VI— 192  SS.  mit  8  Beilagen.     M.  8  — . 

Seid  1er,  G.  (a.  o.  Prof.,  Wien),  Lehrbuch  der  österreichischen  StaaUTerrechoung. 
8.  nach  dem  neuesten  Stande  der  Gesetzgebung  bearbeitete  Aufl.  Wien,  A.  Holder,  1897. 
gr.  8.     XII— 237  SS.     M.  6.—.  

deBurnay  (le  comte).  Quelques  consid4rations  sur  la  Situation  floanciire  du 
Portugal.     Tradttit  du  portugsis.     Paris,  Chaiz,  1897.     in-4.     88  pag. 

Colacicchi,  Muzio,  OsserTszioni  sul  progetto  per  medificazioni  alle  leggi  suir 
imposta  di  ricchezza  mobile.     Roma,  tip.  G.  OÜTieri,  1897.     8.     89  pp. 

Relazione  della  direzione  generale  delle  imposte  dirette  e  dei  catasto  per  l'eser» 
dzio  finanzisrio  1895—96.  Roma,  tip.  di  G.  Bertero,  1897.  4.  47  pp.  (Pubblicazione 
dei  Minister 0  delle  finanze.) 

Jftrvinen,  Kyösti,  Verotusreformi  Preusissä  Tuosina  1891  ja  1898.  Porvoossa, 
W.  SÖderström,  1896.  gr.  in-8.  54  pp.  (Besteueraogsreform  in  Preufsen  in  den  Jahren 
1891  bis  1898.) 

8.  Geld-,  Bank-,  Kredit-  nnd  Yenieherangtweten. 

Assekuranzjahrbuch.     Herausgegeben   von   A.   Ebrenzweig  (Chefredakteur   der 

österr.  VersicherongnzeituDg),  Jahrg.  XIX.    Wien,  Manz,  1898.    gr.  8.    IV — 497;  LIV  SS., 

geb.     (Aus  dem  Inhslt:  Die  Lehre  von  den  beitragenden  Werten  im  Havarie  grosse- Rechte, 

von  A.  H.  J.  Schütz.  —  Berechtigt  der  Konkurs  einer  gegenseitigen  Versicherungsgesell- 
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urhüfi  die  Versiifliertcn  ▼om  Vcrtr*«&  *urÖcitmlreteii,  von  (Prof.)  CesAre  ViTante,  —  Uebw 
ü\ü  Niiur  fewU*«r  G«g«iLs«iti|^keiUi«»elUchftf(eEif  vaa  H,  Ad«».  —  Die  ösierrftichiwslift 
!iteuerr«form  und  dm  VerMebertta^Kwei^eii,  Vöa  Sigtn.  Faübcjgca.  —  D»«  Jari£ti»clie  N»tai 
d*T  U*ft|jfIielit¥or>iehe rangt  ^on  C.  Leibe  —  Die  Verpflichtmiif  der  LBliensTer^iebemng»' 
^e^eUtit^hatten  iur  Öffiantlkbeu  B«chiiiing&kgung,  von  J,  v,  Sclievij^i^etu.  —  Oi«  St«rb- 
hcLkeiUSiQD  terrae  bang  d«r  »k^ndiuäiykchen  Leben  sverfiebariiDgji^eatelltchftfltJu  |  ron  Hat, 
W(i«.tflrf?NiMrd.  —  DU  i^j-beiUlosenver^li^lieruuK  Bnct  ÜelbithUfe  d«s  Arbeiters Uodei,  von 
Friti  Schneider.  —  MaxiEaAlkontrül!«  bei  der  Feu«r7«r*kbernJDi|?i  von  M^  Bobert«) 

Heyer^  Fftiil  (Ä»s*  u.  Priv*tdo«.,  M*rliurK)^  Ui«  Anwlgifpflicbt  des  Ver»chertiiig«- 
fiehmer»  beim  Abfeblufj»  des  VervkherutiifvertTftf«»  ti»ch  «See-  wiid  BinoeiiTersichenuif»' 
rKubl,     IUbi]itatii?nj»svbHft.     CftiobtiTK,   H.   !^eip|»fiL   IBd7      gr.  8.     85  Sii.     H,  t. — , 

8  teil  er,  F.  {Leiter  d«i  IlAndehteiU  der  KSlui&s^hen  Seicutig),  FÜbrer  durch  die 
H6rie  Eia  Leitfikden  fiir  die  KapitmlantAge  in  Wertpapieren  and  »am  ünierrichl  für  du 
Udrsen-  und  Aktmnweseii,  Köiö,  Ph.  GebleyWhe  BucbTUcktrei,  1808.  8.  ISI— XXrVI  SS», 
geb.      M.  4—, 

Zusti^nd  und  FärUehritte  der  dent^ben  Lebens verjiebertingäA.ii&tiiUeii  im  Jabre  ]S9@. 
yi^uiLp  U.  Fieber,  1&07.     gr,  8«     e5  S8.     AI    ^,40. 


£  dc  7  ctop^  d  te  d«B  MearaEiees.  Bipertoire  riiiK>iiti4  des  i|Destion3  dfj  dticintie^  de 
Jiirisprudisrtcep  de  !%!slMi(ini  de  adeoce  ea  maiiäre  d'jusurikDces  en  g^ti^rA]^  publik  »om 
U  dnrecUoii  de  E^  Bait[Dgi.nner«  1^^"  livrmiion,  pHriB,  ThnriQ  &  fils*  189?«  gr,  ia*4« 
ir,  ä.^-^<  (Am  t»  VII  ]8iä  erliftcbC  di>r  Sab^krtpÜünAprfi»  voii  fr.  1£&  ftir  du  «oa 
60  Liet'eru  tilgen  bfetcheiide  VölbtAtidiisp  Werk,  du  nacbher  fr«  160  kojtet  In  halt  der 
■rstvn  Liefe  miig;  Abandon.  - —  Ab  senile«  —  Acceptation«  —  AccepUtion  lAcite  ^—  Atid- 
ilents^  -^*  Acq^^reiiri*  —  Acqititiemec^t.  —   Acte  civil.  —  Acte  de  comnierce,) 

Ueinnn  ,  G.  (prof.  d 'mau ran c es  k  L'lniitliut  ccitniuercifti  de  Fixij),  CnarH  d^iuuarimiiei 
rill  abrdg^  hiatiüdque  ei  pffttique  de»  «»»uraKie«»  marttirn«!!,  ipcendie,  vie,  accident»  et  Aipri* 
ruies,  Firi*,  (Ji*rd  &.  Btihre,  1897,  gr,  in^S,  XVHJ— S31  pag.,  toile.  Fr,  lö,— * 
T*bJe  de*  mMÜ^r«*:  i.  De  rjiK»tir*»i;<ij  de  iV^iuraUT  et  de  Ta^ftardr  1,  Qbtoire  g^n^e«]e 
d«  ra«i9Qf«isce;  S.  Fonttions  et  forme«  de  FASAtirance;  3.  L^as^nreur  et  Taiaur^  II*  Lei 
«Inq  icnjid»  t-bque»  {A&auranee  luaritime,  incendie|  vie,  aecidenU  et  n^rieok«):  1.  La 
priWeiitiotii  £.  La  rL^parftti(»n }  3.  ThiVjrie  et  pratique  dtr  laAsaratic«  coutr«  l^iucetidie^  4.  L^ 
Kbimion  de  TaüauranGe  conire  J'iDoendie  en  Franc«)  et  k  l^etra»ger|  b.  Tb^rie  et  pratiqnt 
de  J^aflniiraiice  sor  la  vi«;  8,  Tacbniqae  de  l'assurance  BUr  la  rle;  7,  L4ii«iAtiaii  4e  l*«sta- 
rKiice  sur  Ih  viü;  B^  L'accideut|  B.  De  la  pri^veution ;  10.  La  rüparation  oa  ras^nraoce; 
11,  L^giaifttlün  dß  VjuaürAOce  eootre  les  Accidewl«;  IS.  L'a^AuraDce  contj-e  ]»  gr^le; 
13.  L'assurance  coutre  la  mortalit^  et  la  maladie  des  bestiaux;  14.  Legislation  des  asso- 
rances  agricoles. 

Quentin,  Maar,  (avocat  k  la  Coar  d'appel  de  Paris),  L*ezception  de  Jen  k  la  bonrse 
du  commerce.  Evolution  de  la  jurisprudence,  de  la  doctrine,  de  U  ligislation.  Paris, 
A.  Pedone,  1897.     8.     fr.  2.—. 

Ran  da,  N.,  La  loi  mon^taire  de  conciliation.  Bourges,  impr.  Sire,  1897.  8. 
24  pag. 

Viva  nie,  C.  (prof.  ord.  de  droit  commercial  k  la  facult^  de  Bologne),  Traitä  tb^o- 
rique  et  pratique  des  assurances  maritimes.  Ouvrage  couronD^  par  rAcad^mie  „Dei 
Lincei**  de  Bome  (priz  royal  de  1893),  tradait,  annot^,  compl^t^  et  mis  en  rapport  avec 
la  l^gislation  et  la  jurisprudence  fran9aise  et  beige  par  V.  Yseoz.  Paris,  A.  Pedone, 
1897.     8.     fr.   10.— 

Qobbi,  U.  (prof.)y  L'assicurasione  in  generale.  Milano,  U.  Hoepli  edit.,  1897.  12. 
Xll — 807  pp.  (Conttene:  L'assicurasione  nell*  economia  rasionale.  —  II  procedimeuto  speri- 
mentale  dell'  assicuraaione.  —  Organizsaaione  dell'  assicaraiione.  —  L'assicnraaione 
nella  yita  soaiale.) 

9.    Bofiale  Frage. 

Aufgaben  von  Gemeinde  und  Staat  in  der  Wohnungsfrage.  Herausgegeben  von 
einer  Kommission  des  Verbandes  „Arbeiterwohl".  Köln,  J.  P.  Bachem,  1897,  gr.  8. 
83  SS.  (Inhalt:  Die  Arbeiterwohnungsfrage,  eine  Frage  des  Stadtbauplanes  und  der 
Stadtbauordnung.  —  Staatliche  „Oeneralkommissionen  fQr  städtischen  Omndbesits'*  und 
staatliche  „Baubanken'*.     Sonderabdruck  aus  „Arbeiterwohl'S  1897,  Heft  1/3  u.  Heft  4/5.) 

Hauptversammlung,   I.,   des  Ausschusses   für  Wohlfahrtspflege  auf  dem  LaiMie 


^ 


Uebersicbt  Über  die  nenesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.  943L 

mm  17.  II.  1897.  Berlin,  Trowitzsch  &  Sohn,  1896.  8.  49  SS.  (Sonderabdruck  aus 
^,Da8  Land".) 

Jahrbuch  des  ostdeutschen  JQngliogsbundes  auf  das  Jahr  1897.  Herausgegeben 
vom  BundesvorsUnde.     Berlin,  Sophienstr.  19,  1897.     8.     31  SS. 

Knaus,  K.(StadtarBt),  Ueber  Volksernfthrung.  Stuttgart,  K.  Witt  wer,  1897.  {nr.  8. 
20  SS.  M.  0,40  (Herausgegeben  yon  dem  Verein  ffir  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
in  Stuttgart» 

Lejeune,  Else,  Zur  Dienstbotenfrage.  Eine  Hausfrau  an  ihre  Schwestern. 
Berlin,  H.  Walther,  1897.     gr.  8.     40  SS.     M.  0,80. 

Offizierspensionierungen  im  deutschen  Heere  von  Oberst  von  ....  Stutt- 
gart, Rob.  Lutz,  1897.     gr.  8.     64  SS.     M.  l.~ 

Wagner,  C.  (Pastor  in  Pritaerbe,  Mark),  Auf  zum  Kampf  wider  die  ländliche  Un- 
zucht I  oder  was  kann  von  Seiten  der  Schule,  der  Kirche  und  der  inneren  Mission  zur  Hebung 
^er  Sittlichkeit  auf  dem  Lande  geschehen.  Ein  Konferenzvortrag.  Münden  (Hannover), 
B.  Werther,  1897.     gr.  8.     61  SS.     M.  l.~ 


de  Broglie,  Eman.  (le  prince,  laur4at  de  l'Acad^mie  fran9.),  Saint  Vincent  de 
Paul.     Paris,  V.  Lecoffre,  1897.     8.     fr.  2.—. 

Costa  de  Beauregard,  La  charit4  sociale  en  Angleterre.  Les  „College  settle- 
inents<<  et  l'Union  sociale  catholique.     Paris,  E.  Plön,  1896.     gr.  in-8.     27  pag. 

Low 's  Handbook  tu  the  charities  of  London,  XVltk  year,  1896 — 97.  London, 
S.  Low,  1897.     12.    XXX— 804  pp.     1/.—. 

10.    Oetetigebnng. 

Böhm,  H.  (Bechtsanw.,  Ratibor),  Das  neue  Recht  der  Handlungsgehilfen  vom  1.  I. 
1898  an.  Eine  gemeinverständliche  Darstellung.  Frankfurt  a/0.  Trowitzsch  &  Sohn, 
1897.     gr.  8.     30  SS.     M.  0,60. 

Farbstein,  David,  Das  Recht  der  unfreien  und  der  freien  Arbeiter  nach  jüdisch- 
talmndischem  Recht,  verglichen  mit  dem  antiken,  speziell  mit  dem  römischen  Recht. 
Frankfurt  a/M.,  J,  Kauffmann,  1896.     8.     96   SS.     M.  2.— 

H  o  f  m  a  n  n  ,  Fr.  und  H.  BeifswftDger  (RegRR.  k.  württemb.).  Die  Viehseuchengesetze 
mit  drei  zu  ihrer  AusfQhrung  im  Reich  und  in  Württemberg  ergangenen  Vorschriften. 
Stuttgart,  Kohlhammer,  1897.     gr.  8.     XXX— 626  SS.     M.  6>öO. 

Kent,  P.  (Rechtsanw.,  Frankfurt  a/M.).  Das  Reichsgesetz  zum  Schutz  der  Waren- 
beseicbnuDgen  vom  12.  V.  1894.  Unter  Berücksichtigung  in-  und  ausländischer  Litteratur 
und  Rechtsprechung  sowie  der  Praxis  des  Patentamts.  Berlin,  Heymann,  1897.  gr.  8. 
XXXV— 600  SS.     M.   14.—. 

v.  L  a  n  d  m  a  n  n  (k.  bajer.  Staatsminister),  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche 
Reich  unter  Berücksichtigung  der  Oesetzgebungsmaterialien,  der  Praxis  und  der  Litteratur 
erläutert  und  mit  Vollzugsvorschriften  herausgegeben.  3.  Aufl.  unter  Mitwirkung  des  Ver- 
fassers bearbeitet  von  O.  Rohmer  (k.  b.  Bezirk«amtsass.).  Band  II:  Gewerbeordnung 
§§  105 — 155  nebst  Vollzugsvorschriften,  Nachtrag  und  Sachregister.  München,  C.  H. 
Beck'sche  Verlbhdl..    1897.     8.     VIU— 859  SS.     M.  9.—. 

Patentgesetz.  Gesetz,  betreffend  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern.  Gesetz, 
betreffend  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen.  Nebst  AusfUhrungsbestimmnngen. 
Textausgabe  mit  Aumerkk.  und  Sachregister  von  T.  Ph.  Berger  (RegR.),  fortgeführt  von 
R.  Stephan  (kais.  RegR).    4.  Aufl.    Berlin,  Guttentag,  1897.    12.    266  SS.     kart.    M.  1,60. 

Pistor,  M.  (GehOMedR.),  Das  Gesundheitswesen  in  Prenfsen  nach  Deutschem  Reichs- 
und preufsischem  Landesrecht  Bd.  U,  1.  Abteilung.  Berlin,  Rieh.  Schoetz,  1897.  gr.  8. 
320  SS.     M.  10.—. 

Ratgeber  für  Lehrer.  Ein  Zusammenstellung  der  Schul-  und  Lehrergesetagebung 
mit  Erläuterungen  etc.  Hrsg.  von  H.  Lorenz.  2.  Aufl.  Berlin,  O.  Nahmmacher,  1897. 
12.     412  SS.     geb. 

Schlipper,  C.  E.  Th.  (k.  GewerbeR.),  Gewerbepolizeiliche  Gesetze  über  Errichtung 
Betrieb  und  Beaufsichtigung  von  Fabriken  und  anderen  gewerblichen  Anlagen  im  KReich 
Sachsen.  Mit  Anmerkungen  und  Sachregister.  Leipzig,  A.  Berger,  1897.  8.  XIII — 
416  88.     M    7  — • 

Schwartz,  Job.  Chr.,  Vierhundert  Jahre  deutscher  CivilprozefsgesetzgebuDg« 
Darstellungen  und  Studien  zur  deutschen  Rechtsgescbichte.  Berlin,  Pnttkammer  k  Mflhl- 
brecht,  1898.     gr.  8.     XII— 809  SS.     M.  20.—. 


}44    UfllMTikht  ttVer  d!«  fi«t(est«s  Fab1l]iRtft»iteß  DflotteltlAftdi  vmd  4m 

L  o  ] ,  DoiiY«Jie,  »nr  l«s  »oeyt^a  de  aecooTä  niatiieJaf  vot^e  piu-  I&  CbaxDbr«  da«  d^ 
putds  le  4  Ja!»  IB$1.     Tnrbti^  impr.  Crohir^,   1807.     6.     16  pi^, 

FoDraiet-,  J.,  TrftU4  pratiqua  dvs  «ccideots.  Paris,  V.  Giard  &  E.  BHirtt  lS9t«i 
gr,  lij-ft.  283  piig,  fr.  S — .  (SomrowTe;  Principe^  gÄBcnin.  —  Police;  S^cooji;  AMß 
bsJADcesif  fltc«  ^-  Äc^identfl  iDdiiKtrleli.  —  Miue«  ^  Carri^res,  —  AccideDt«  p^r  Im  ati/rldan^ 
k  TPpdur»  **  Gai  et  äc^tjj^ne,     Electnciti.  ->  M^ti^re«  d«ogereQ^fl»,  «xplatiff,  poboo»,  Moh 

—  Intetidies  |  Sapeurs»  pomplert.  —  Th^Ätfei ;  CÄf^a,  —  Bitimisot*  e»  p4f iL  —  N^vifilkni 
fltivliile,  ^  iQondAttat^s,  Di&snre«  prfvAQtirea;  set^oura.  —  Tfftit^porU;  Vo»mr«9;  JUit»« 
mobtlea. —  Messti^eries;  Qintiibiii;  Trmmwiya  ;  Cbetnttifl  de  fer.  —  AliJä^^.  —  Reapc^Di«« 
biltt«  \    ÄssitriiiiG€9^    —    Aceidenti  da  travail  \    Prcjets  d«  laia.  —  L^giiJidoas  Klrmu^^rvt« 

—  ete. 

DIgbj,  K^aelia  E. ,  And  W.  MontA^u  Harrtsoo^  Ad  iatrodactioii  to  ti« 
hblory  or  th«  Jaw  of  rtnl  pröperty  with  orifiDai  Kiitbaritiüs,  &t)i  ed,  Neir  Yori»  0;tfaf4 
Oniveraity  press,   1897.     8.     44Ö  pp.,  cloth,     |  3.-^, 

SCawttrd,  E.  A.,  The  Ligbt  lUllirv^i  Aet,  183^6^  AnnoUM  iHÜi  An  iDtr^daefi^i 
aad  DotQ  upqn  tfae  Ugbt  rHilwa;  aj^teros  of  tba  Coalliieiit  mud  of  Ireland,  (Dg9lhcr  witfc^ 
tb©  BpAfd  of  trade  rule»,  etc.     Loodoo^   Eyre  &  Spottisfroode,    1897,     8*     dotb.     JA — ^ 

11.    Steati-  imd  ^«rwftltiiiigirvelitp 

Snrmsn.  Haupte  und  Spental^rftts  der  Srndt  Hpriaeii  für  1896/97,  Eanii«D»  Drs^' 
YOn  D.  B.  WSfimaün,  1897.     4.     136  89. 

Bartiidk  (Heg  -  u.  MedR.)^  Generalböricht  über  dua  dffbtiüich«  Ge»tt£idbeltswe»oci  d<* 
RfigbfS.  Mari  au  Werder  ftir  die  Jahr  e  1889^1894.  Marie  awerderf  i£aoter*»ebA  Oofba«^ 
drackerdn  18^7.      8>     342  SS, 

Becker,  H.|  Der  Eegierao^bexirk  HauTidver.  VerwAltuEtKab^rlcbt  &b«f  dc«wa 
SanItiC«-  und  Medfimaiwesei)  m  den  Jafarcii  1892^1894.  Berlin,  J,  Sptin^r,  1897* 
gr.  8,     laa  SS, 

B«fti>tduDf^stftfelninr  di«  b^bereji,  mktiftr«n  und  iiater«n  BeAfDtcfi  d«*  D«ot*cfaKft 
Kelche«  nnd  preu/siscbtn  Smates  ß«bst  An^flbrungibestiiziiiiungGD.  Oiltig  «rom  |«  tlT« 
1897.     BerJm,  Sitrceuroib  &  Troschd,  1897,     gr.  8.     316  .sS.     M,  l.SO, 

Bezirk^iAj^  de*  lVirr'f-Ef>arft,  SstKursp:  töii  I8fl7.  IlaiiRhslT?«  Tä:  if-^t  Bealrki  trBl»T> 
fiiMfs  für  1898/99.  dtraUüarg,  clsBisisehe  l>nick«r«,  14i9}.  4.  «*  ob.  —  V«rwmitng»> 
befiehl  and  Vorlagen  des  Besirksprilsidenten.     Ebd.  1897.     4.     943  88. 

Delegiertentag,  allgemeiner,  der  nationalliberalen  Partei,  1896.  L,  II.  and 
III.  Tag.  Berlin,  Pattkammer  &  MQblbrecbt,  1897.  8.  84;  69;  63  88.  (A.  u.  d.  T.: 
Flogschriften  der  nationalliberalen  Partei.     Heft  XVII,  Teil  1 — 8.) 

y.  Descamps  (Belgischer  Senator),  Die  Organisation  eines  intemationaleo  Schieds- 
gerichtes. Aotoris.  deutsche  Uebersetznng  von  Friedel.  Httnchen,  A.  Schnpp,  1897.  8. 
XI— 108  SS.     M.  0,60. 

Dirschaa.  Bericht  Aber  den  Stand  and  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegen- 
heiten der  Stadt  Dirschaa  fOr  1.  IV.  1892/98,  1893/94,  1894/95  and  1896/96.  Dincbaa, 
Druck  von  C.  Hopp,  1897.     4.     111  SS. 

Dfisseldorf.  Haashaltsetat  der  SUdt  Dflsseidorf  f&r  das  Etatsjahr  vom  1.  IV. 
1897  bis  81.  III.  1898.  5  Hefte.  Dfisseldorf,  Kronenberg'sche  Bachdnickerei,  1897. 
4.     Zusammen  368  88 

Flathmann,  J.  (Redakteur  des  Hannov.  Courier),  Die  Reichstagswahleo  in  der 
Provins  Hannover,  1867 — 1896.  Hannover,  Druck  von  Oebr.  JIneeke,  1897.  gr.  8. 
170  SS.     M.  1.-. 

K51n.  Finalabschlfisse  der  Stadtkasse  lu  K61n,  der  selbstindigeo  Kassea  und  der 
Nebenfonds  fQr  1896—97.  Köln,  K-ner  VerlagsansUlt  und  Druckerei,  A.-O.,  1897. 
gr.  4.     786  SS. 

Königsberg  i.  Pr.,  Bericht  Aber  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeinde- 
angelegenheiten  der  k.  Haupt-  und  Residenzstadt  Königsberg  i.  Pr.  wfthrend  des  Rechnungs- 
jahres 1.  IV.  1895  bis  dahin  1896.  Königsberg,  Allgem.  Zeitoogsdmckerei,  1897.  gr.  4. 
918  SS. 

LQneburg.  Auszug  aas  der  Kftmmereirechnung  der  Stadt  L&nebnrg  ffir  das 
Rechnungsjahr  vom  1.  IV.  1895/96.  Lüneburg,  Druck  der  v.  Stem'schen  Bachdnickerei, 
1897.     gr.  4.     24  SS. 

M.Qladbach.  Haushaltspiftne  fflr  das  Rechnungigahr  1897/98  der  Sudft  ILGUd- 
bacb.     M  Gladbach,  Druck  von  A.  Körten,  1897      gr.  4.     67  88. 
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Nordhaasen.  Verwaltangsbericht  des  Magistrats  der  Stadt  Nordbanseo  fUr  die 
Recbnangsjabre  1898/94  bis  1896/96.  Mordhaosen,  Druck  der  Eberhardt'schen  Buch- 
druekerei,  1897.     gr.  4.     884  SS. 

Osnabrück.  Beriebt  ttber  Verwaltung  uod  Stand  der  Gemeindeangelegenbeiten 
der  Stadt  Osnabrftck  ffir  das  Becbnnng^ahr  yom  1.  IV.  1896  bis  81.  III.  1897.  Osna- 
brück, Bucbdruckerei  von  A.  Liesecke,  1897.     gr.  4.     127  SS. 

Reicbstagssession  1896/97.  9.  Legislaturperiode,  IV.  Session,  8.  Abschnitt: 
10.  XI.  1896  bis  25.  VL  1897.  8  Hefte.  Berlin,  Puttkammer  &  Mfihlbrecht,  1897. 
gr.  8.     841  SS.     M.  2.—      (Inhalt:   Einleitung.  —    Reichshaushalt.   —   Finans Wirtschaft. 

—  Besoldungs-,  Anatellungs-,  Pensions weseo,  etc.  —  Heerwesen,  Befestigungen.  —  Marine. 

—  Verkehrswesen.  —  Auswanderung.  —  Auswftrtige  Besiehungen.  Handelsvertrftge, 
Schutagebiete.  —  Zcllwesen,  Verbrauchsabgaben.  —  Landwirtschaft,  Fischerei,  Nahrungs- 
yerkebr.  —  Handel  und  Gewerbe.  —  ArbeitsYcrhältnisse,  Arbeiteryersicherung.  —  Rechts- 
pflege. — ) 

Schmidt  (Kreisphjsikus  u.  stelWertretender  Reg.-  und  MedizR.),  Oeneralbericht 
fiber  das  öffentliche  Gesundheitswesen  im  Regbea.  Posen  ffir  die  Jahre  1898,  1898  und 
1894.     Posen,  J.  Jolowics,  1897.     gr.  8.     847  SS. 

Schwarte  (GehMedR.),  Die  GesundheitsyerhKltnisse  und  das  Medisinaiwesen  des 
Regbesirks  Trier  unter  besonderer  Berficksichtigung  der  Jahre  1892,  1893  und  1894. 
Trier,  Bucbdruckerei  von  A.  Sonnenburg,  1897.  gr.  8.  VI— 98  SS.  mit  sahireichen 
tabellarischen  Anlagen. 

Verfassungsurkunden  ffir  die  freien  und  Hansestftdte  Lfibeck,  Bremen  und 
Hamburg.  Mit  allen  Abänderungen  bis  au  den  Gesetsen  von  Mitte  1897.  Leipaig, 
W.  Engelmann,  1897.  8.  49;  80;  48  SS.  kart.  M.  2.—.  (A.  u.  d.  T.:  Deutsche 
Staatsgrundgesetze  in  diplomatisch  genauem  Abdrucke.  Hrsg.  von  (Prof.)  K.  Binding, 
Heft  10.) 

V.  W  i  n  n  i  n  g ,  A.,  Offisierpensionen  und  Civilversorgung.  Ein  Wort  sur  Aufklärung. 
Beriin,  R.  Felix,  1897.     gr.  8.     35  SS.     M.  0,60. 

Woker,  F.  W.  (Domkapitular  u.  geistl.  Rat),  Die  Vinckesche  Provinzial- Blinden- 
anstalt für  Westfalen  zu  Paderborn  und  Soest.  Festschrift  zum  50-jährigen  Bestände  des- 
selben. Im  Auftrage  der  Provinzialverwaltong  herausgegeben.  Mfintter,  Selbstverlag  der 
ProvinzislverwaltUDg,  1897.     gr.  8.     866  SS.    mit  dem  Bilde  des  Gründers    der  Anstalt. 


Annuaire  de  l'Institut  de  droit  international.  XVIe  volume:  1897.  (Session  de 
Copenbague  —  Aoüt  1897.     Paris,  A.  Pedone,  1897.     8.     XVI— 340  pag.     fr.  5.—. 

B  a  g  g  i  o ,  C.  (ancien  maire),  Etudes  politiques.  Elections.  Les  prindpanx  syst^mes 
et  proc^d^s  41ectoranx,  on  le  scrutin  d'arrondissement,  le  scrutin  de  liste,  les  votes 
^helonn^,  limit^,  cumulatif  et  la  repr^sentation  proportionnelle  en  France  et  en  Suisse, 
avec  les  proc^dös  qui  assnrent  la  libert^  et  la  moralitö  electoraies.  Carvin  (Pas-de-Calais) 
impr.  Plottvier-Csrton,  1897.     8.     119  psg. 

Delarüe  de  Beaumarchais,  Maur.  (ancien  61^ve  de  l'Ecole  libre  des  sciences  poli- 
tiques), La  doclrine  de  MonroS.    Paris,  L.  Larose,  1897.    gr.  in-8.    VIII — 226  pag.    fr.  5. — . 

Fourcy-Chatelain  (ex-secr4taire  de  l^ation),  Le  pan-am^ricanisme  et  T^quilibre 
am^rican.     Paris,  A.  Charles,  1897.     8.     fr.  6.—. 

Recneil  de  lois  et  arrdtös  sur  les  pensions  et  Statuts  de  la  caisse  des  veuves  et 
orphelins  des  fonctionnaires  et  employ^s  du  Minlst^re  de  llnt^rieur.  Bruxelles,  impr. 
Stevens,  1897.  8.  380  pag.  (Publication  du  Ministers  de  l'int^rieur  et  de  Tinstruction 
publique  de  Belgique.) 

Sombsthay,  E.,  Annam  et  Tonkin.  Cours  de  Ugislation  et  d'administration 
annamites.     Paris,  J.  Andr^  &  C^e,  1897.     8.     fr.  6. — . 

Report  on  sanitary  measures  in  India.  Vol.  XXIX:  Sanitary  measnres  in  1895 — 96. 
London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1897.     8.     8/.—  . 

Järviuen,  K. ,  Preussin  maalaiskunnista.  Helsingissä  1895.  gr.  in-8.  80  pp. 
Die  preufsischen  Landgemeinden.) 

18.     BtetUtik. 
Deutsches  Reich. 
Bericht,  XXIX.  statistischer,  fiber  die  Pfründen  und  Krankenanstalt  des k.  Juliusspitals 
SU  Wfirzburg  für  1896.     Wfirsburg,  Druck  der  UniversiUtsdruckerei  1897.     gr.  8.     60  SS. 
Berufs-  und  Gewerbesählung  vom  14.  VL  1895.     Berufsstatistik  der  Bundesstaaten 

Dritte  Folge  Bd.  ZIV  (LZIX).  60 
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1.  Teil.     Bearbeitet  im  kais.  sUdätischeo  Amt.     Berlin,  Puttkimnjcr  &  liühlbnebt,  11 


lmp,.4.     VIII -622  88.     M. 


(A.  u,  d.  T.:  SutUtik  de»  DeuUches  Reie^,  N  r« 


Bd.  104.) 

ß  iiin  eo«  cbf  ff  Ab  rt,  die»  im  Jfthre  1896.  Be«rbeilet  im  kuls.  sUri«dMlicii  JUtf» 
B«rliQ,  PattkAmmer  &  Müblbrecht,  1897,  Imp^^i.  £11—199  SS.  Bf*  5. — .  (A,  8,  4.  T.. 
gUtbtik  dea  DeuUcbeD  Reichs,  N.  F.  Bd.  XCIV.) 

Brünckow,  O,,  Die  Wobtiplätie  de»  Dtiutschen  Reiches.  8.  s^n  b«srb«itit«  am- 
gäbe,  AbteilujQii^  II:  (Die  Stauten  dea  Ueutacheu  Reiches  mit  Ausschi itf»  Preufvens»)  t  Ml 
BerliD,  Selbstverlag  des  BerAugicebers,  1897*  gr,  4.  994  (achUpaJt.)  SS.  u.  111  (o««fti^)St. 
M.  86.—. 

Jahrbacb,  »tati  s  tisch  es  i  der  häheren  Schulen  und  bellpAdai^ffiäebeit  ÄwHiÜw 
Deui«chk»dSt  Luxemburgs  und  der  Schwels.  Jahrg.  XVItl,  f.  Abteiliitif :  dl«  dtm»»ikm 
Staaten  (ftafser  Preursetj)^  Luxemburgs,  die  Scbwels  aiid  statistiseh«  Uelicrsic^  Ibv  ^ 
höhere»  Schulen  DeulschUnds.     Leipzig,  Teabner,   1897,     IS      S7i  SS.   geb. 

Kucsyuski,  R.,  Der  Zag  nach  der  Stadt.  Statistische  Stadien  Qb«r  Varciofi  im 
BevdlkerungsbewegauK  im  Dentscheo  Reiche.  Stattgart,  Cotta,  1897.  g^r,  8  XU— 114  tt. 
M.  6.'.  (A,  u.  d*  T. :  Müuchener  volkswirtschaftliche  Stadien,  Stfick  XXIV,  laWl; 
I.  Teil.  Die  Lehre  Georg  Uaustena  aud  Otto  AmmODs.  —  II    Teil.   BeUagea.) 

Mitteil  iiogen  des  statij^ti«^heQ  Amtes  der  Stadt  MQDchen.  Bd  XIV«  S«A  I 
in  2  Tetleu,  MüocbeQ,  J.  Lindaaer,  I8d7.  4.  109  SS.  (lohait:  Müncbeocr  luhtm' 
fibersichten  lür  die  Jahre  1894  und  1896  betr,  Bewegung  der  BevdlkeraQg.  —  Onad* 
stßcke,  Gebftude,  Wohnungen.  —  Lebensmittel:  Zufuhr  und  Verbrauch.  Prcisaw  —  <i»- 
meindlicbe  £inrichtangeii  flr  allgemaine  Sicherheit  und  Oefluodbeit.  —  V^erkehr,  Ocvukt 
uod  Handel.  —  Bildung  und  Erziehung.  —  Soaiale  Fürsorge.  —  Finaazweseii  dm  Q^ 
mein  de,  etc«) 

Preursieehe  StatisÜk.  (Amtliches  Quelleuwerk.)  Herausfei^beii  im  «waai^Na 
Heaen  vom  k.  sUtistlschen  Bureau  in  Berlin.  Heft  129.  Die  endgtlli|rttii  ErgftbttiaM  #« 
Viehsählung  vom  1.  XII.  189S  im  preufsischen  Staate,  Teil  II:  Der  Vl^fabesitsstatti  4m 
Gehöfte.     Berlin,  Vorlag  des  k.  Statist.   Bureaus,   1897.     Roy -4.      LXII— -S35  SS^ 

Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  V^erkebfilMalrkM 
geordnet.  Band  LXI  (Jahrg,  XV,  1897,  L  VterteUabr).  Berlin,  Beymamif  IttT*  Fofta* 
363  SS.,  geb,     M,  11.—. 

Statistik  über  den  Verkehr  *anf  den  Kanälen  auf  der  Mosel  ttnd  den  Bkeii  te 
Elsafs-Lothnngen  während  der  Jahre  1891  bis  1896.  Band  III.  Stralabiir^^  KitfMJifW 
Druckerei,  1896.  186  SS.  mit  S  graphischeu  Beilagen.  Imp.-Folio.  (AnljgMilll  \m  W- 
nisterium  für  E  Isafs  »Lothringen ,    Abteilung    fHr  Landwirtschaft    und    offexjtlicba  ArMMt) 

Zusammenstellung,  Übersichtliche,  der  wichtigsten  Angaben  der  A^mtMhmi  BJf 
bahnstatistik  nebst  erläuternden  Bemerkungen  und  einer  Uebersicbtakan«  (l&  gv$f«l«  ttafc* 
Folio),  bearbeitet  im  Heichseisenbshnamt}  Bd.  XV:  Betriebsjahr  1896/96.  BtrUa,  K.  t» 
Mittler  &  Sohti,  1897.     Folio.     IX— 80  SS. 

England. 
Agricaltural  returns.     Statistical  tables  showing    acrea^re    «oder    cro|»a  asd  fn 
and  number  of  horsea,  cattle,  sheep  and  pigs  in  the  Untted  Kingdom  witia  pariicmlan 
each  coanty    of   Great  Britain,    1897.     London ,   printed    bj    Eyre  &  Spott»  mmdi,  tif^ 
gr.  in-8,     41  pp. 

OesterTtieh. 
Mitteilungen    des    statfstisehen  BCireaus   des   Landeskultarralee    fEr    das 
BShmen  für  das  Jahr  1895— 1896.     Prag,  Calve,  1897.     gr.  8.     XLVIU— 3S»XII1I 
M.  3  — . 

Italien. 

Annali  di  statistica.     Sutistica  Industriale,  Fascioolo  LXU.  Koli^a  mdl 
tndustriati    della    provincia    di    Messina.      Roma  1897.     8.     111   pp.    t-    e*rti 
induetriale  della  Sicilia  (Serie  IV,    N<>  89)v     [Pubblicasione   de!    Mtai«t«ro    dl 
Tndtistria  e  commercio,  Direiione  generale  della  statisttca.] 

B 0  1 1  e  t  ti  n 0  di  legislasione  e  sCatlstica  doganale  e  commerciale.   Ana«  XlV*s  0««wdi^ 
Febbraio    e    Mamo    1897.     Roma,    tipogr.    di    Bertero,    1897.     4-miii<kr.      Itt  •  fljjp,     ii 
(Pubblicaiione  del  Ministero  delle  finaos«,  Direiione  generale  deile  gttMt*.) 
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Relazione  medico-statistica  sulle  coudisiooi  saniUrie  del  r.  esereito  italiano  nell* 
aono  1895  compilata  dair  Ispettorato  di  sanitk  militare  (Ufificio  statistica)  sotto  la  direzione 
del  (Mag^or  Qenerale  Medice  Ispettore)  Ooria.  Roma,  tip.  E.  Vogbera,  1896.  gr.  in-8. 
179  pp.  c.  tav.  graf.     (Pabblicasione  del  Ministero  della  guerra.) 

Statistica  dell'  organisaazione  generale  dei  cattolici  in  Italia ,  presentata  al 
XV  congresso  cattolico  italiano  in  Milano,  80—81  agosto,  1 — 8  settembre  1897.  Padova, 
tip.  del  Seminario,  1897.     8.     81  pp. 

Holland. 

Koninkrijk  der  Nederlanden.  Statistiek  van  den  in-,  uit-  en  doorvoer  over  bet 
|aar  1896.  II.  gedeelte.  's  Grayenbage  1897.  Imp.  in-Folio.  (Uitgegeven  door  bet  De- 
partement van  financien.    luhoad :  Handelsverkeer,  gesplitst  n«ar  de  verscbillende  landen.) 

Statistiek  van  den  loop  der  bevolking  van  Nederland  over  1895.  's  Oravenhage, 
▼an  Weelden  &  Mingelen ,  1897.  8.  247  pp.  (Uitgegeven  door  bet  Departement  van 
binnenlandscbe  zaken.) 

Scbweiz. 
Scbweizeriscbe  Sutistik ,  Lieferang  114:  Die  Zählung  der  scbwacbsinnigen 
Kinder  im  scbalpflicbtigen  Alter  mit  Einschluf«  der  k5rperlicb  gebrechlicben  and  sittlich 
verwahrlosten,  durchgeführt  im  Monat  Mars  1897.  I.  Teil.  Bern,  Drack  von  Staempfli  ft 
€*«,  1897.  4.  XXX— 91  SS.  (Text  deuUcb  und  fransdsiscb.)  [Herausgegeben  vom 
sutistiscben  Bureau  des  eidg.  Departements  des  Innern.] 

Serbien. 
CTaTHCTHRa  sa  ymuHiiviTa  bx  KHAacecTBO  Ex^rapHA  npiax  yqe6HaTa  1894—96 
roxHHa.  ^acTL  IIL  Go^ha  1897.  gr.  in-4.  (Statistik  der  Schulen  des  Fürstentums 
Bulgarien  während  des  Schuljahres  1894/95.  Abteilung  Hl.  Elementarschulen:  Lehrer- 
und  Lebrerinnenpersonal.  Sophia,  Staatsdrnckerei  1897.  gr.  4,  VII — 865  pp.  Heraas- 
gegeben  vom  statistischen  Bureau  des  Fürstentums  Bulgarien.) 

Bulgarien. 

CTaTHCTHRa  RpajieBHHe  Gp6Hie  Kunra  IX:  Hoiihc  oi^paTOHe  seiue  y  RpajieBHHH 
CpÖHiH  1893  roAHHe.  EeorpaA  1897.  gr.  in-4.  XLII— 476  pp.  mit  11  Karte-  und 
2  Diagrammen.  (Statistik  des  Königreichs  Serbien,  Band  IX:  Landwirtschaftsstatistische 
Ergebnisse  der  Zählung  von  1898.  Inhalt:  Grundeigentümer.  Viehstand.  PflQge  und 
Lastwagen.  Produktives  und  unproduktives  Erdreich.  Kulturland.  Ernteertrag.  Ernte- 
bewertung.  Herausgegeben  von  der  statistischen  Abteilung  des  Ministeriums  für  Handel, 
Landwirtschaft  und  Industrie.) 

18.    Yertehiedenef. 

Bamberg  er,  L.,  Studien  und  Meditationen.  Aus  35  Jahren.  Berlin,  Rosenbaum  4b 
Hart,  1898.     gr.  8.     463  SS.     M.  6.—.     (A.  u.  d.  T. :  Gesammelte  Schriften,  Bd.  I.) 

B  i  e  r  m  a  n  n ,  G.,  Geschichte  des  Protestantismus  in  Oesterreich-Scblesien.  Prag, 
Calve,  1897.  gr.  8.  VI~883  SS.  M.  5.—.  (Mit  UnterstüUung  der  Gesellschaft  zur 
Förderung  deutscher  Wissenschaft,  Kunst  und  Litteratur  und  des  Vereines  für  Geschichte 
Mährens  und  Schlesiens.) 

Denkschrift  über  die  versuchsweise  Einführung  des  Handfertigkeitsunterrichts 
in  einige  Schalen  und  Lehrerseminare.  Leipzig,  Selbstverlag  des  Deutschen  Vereins  für 
Knabenhandarbeit,  1897.     gr.  Lez.-8.     20  SS. 

Evangelischer  Verein  der  Gustav-Adolf-Stiftong.  Auszüge  aus  den  eingegangenen 
Unterstützungsgesuchen  1896.  (Heft  54  der  ganzen  Folge.)  Leipzig,  Druck  von  G. 
Kreysing,  1897.     8.     137  SS. 

Granier,  H.,   Der  Feldzug   von    1864.     Berlin,    R.  Felix,  1897.     gr.  8.     M.  8,40. 

V.  Hoensbroech,  Religion  oder  Aberglaube.  Ein  Beitrag  zur  Charakteristik  des 
UltramonUnismus.     Berlin,  H.  Walther,  1897.     8.     VII— 186  SS.     M.  8.^. 

V,  Hol  leben,  A.  (General  der  Infanterie  und  Gouverneur  von  Mainz),  Die  Pariser 
Kommune  1871  unter  den  Augen  der  deutschen  Truppen.  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1897. 
gr.  8.  VI— 309  SS.  mit  einem  farbigen  Plane  von  Paris  in  Steindr.,  1:  40  000.  M.  6,60. 

Jahresbericht  über  die  Verbreitung  von  Tierseuchen  im  Deutschen  Reiche.  Jahr- 
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gAOg  XI :  1896.     Berlin ,   J.  Springer,    1897.     Lex.-8.    IV^S4S  o.  TS  88.  mit  6  üeber^ 
sicbUkArteo. 

Kraepelin,  E.,  Ueber  geistige  Arbeit.  2.  Aafl.  Jena,  O.  Fiscb«r,  1897.  gr.  %. 
S9  SS.    M.  0,60. 

Krameyer,  C.  (Fenerlöschinsp.  der  Proy.  Sacbsen),  Die  Orgmnisation  der  Pever- 
webren.  Eine  Anleitong  lar  ErHchtong  derselben.  Berlin,  J.  Springer,  1897.  gr.  8. 
VIII— 263  SS.  mit    8S   TexUbbildnngen.    M.  4.—. 

Lippert,  Fr.  {k,  Pfarrer  in  Amberg),  Die  Reformation  in  Kirche,  Sitte  nnd  Schale 
der  Oberpfals  (Kurpfalz  1620— 16S0).  Ein  Anti-Janisen  aus  den  kgl.  ArehiTen  erfaolL 
Botbenburg  o/Tbr.,   Petersche    Bnchdmckerei ,    1897.     gr.  8.     VIU — 234  8S.     M.  2—. 

Magnus,  H.  (a.  ö.  Prof.  d.  Angenheilkde,  Breslau),  Leitfaden  für  Begstacktaag 
nnd  Berechnung  von  Unfallsbescbftdigangen  der  Augen.  2.  Aufl.  Brealaa,  J.  A.  Kern'» 
Verlag,  1897.     gr.  8.     VU— 180  SS.  mit  3  Tafeln.    M.  6.—. 

Mittelstftdt,  O.,  Vor  der  Flut  Sechs  Briefe  rar  Politik  der  deatsehen  Oegca- 
wart.     Leipaig,  Hirzel,  1897.     gr.  8.     IV— 146  SS.     M.  2.—. 

Moldenhauer,  Fr.  (Prof.),  Das  deutsche  Korpsstndententum  nnd  seine  B«dea- 
tong.     Berlin  und  Köln,  A.  Ahn  1897.     kl.  8.     VI— 100  SS.     M.  1.—. 

Petersilie,  A.  (Prof.  u.  Mitglied  d.  k.  stftist.  Bureaus,  Berlin),  Das  oifentlicb« 
Unterrichtswesen  im  Deutschen  Beiche  und  in  den  flbrigen  europftischen  Knltarlin'tera. 
2  Bände.  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1897.  gr.  8.  IX— 448  n.  X— 608  S8.  M.  28.-. 
(A.  n.  d.  T. :  Hand-  nnd  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften  in  selbständigen  Blodeo. 
Abteilung  III.  Staats-  und  Verwaltungslebre,  Bd.  3.  Inhalt  des  Werkes :  Tbeoretiicb« 
Orundlage  und  geschichtliche  Eotwickelung  des  6ff,  Unterrichts.  —  Verwal tangsrechtlich« 
Gliederung  des  dff.  Unterrichts.  —  Verfassungsmfifsige  Organisation  des  Ott,  Unterrichts. 
Bd.  II,  S.  479 — 608:  Bibliographie,  bearbeitet  von  P.  Lippert.) 

Pfister,  A.  (Generalmajor  s.  D.),  Aus  dem  Lager  der  Verbfindeten  1814  und  1813 
Stuttgart,  Deutsche  Verlagsanstalt,  1897.  gr.  8.  XU— 480  SS«  M.  7.—.  (Inhalt:  I.  Ab- 
schnitt.  Nach  Paris;  Kriegs-  und  Friedensmflhen.  —  II.  Abschnitt.  Paria  1814;  Grund- 
lagen ffir  politischen  Neubau.  —  III.  Abschnitt.  Wien  nnd  Paris  1814  and  1815;  poli- 
tische Versuche,  Thaten  und  Enttftuschuogen.) 

Roth,  W.,  Jahresbericht  über  die  Leistungen  und  Fortschritte  anf  dem  Gebiete  des 
Militärsanit&tswesens.  Herausgegeben  von  der  Redaktion  der  deutschen  milit&rirxtlichen 
Zeitschrift.  Jahrg.  XXII:  Bericht  für  das  Jahr  1896.  Berlin,  Mittler  &  Sohn.  Ib97. 
gr.  8.     XIII— 211   SS.     M.  4,80. 

Spicker,  G.  (Prof.  d.  Philos.,  Münster) ,  Der  Kampf  zweier  WeltaoscbaoDne^n. 
Stuttgart,  Frommanns  Verlag,  1898.  gr.  8.  VI— 302  SS.  M.  5. — .  (Inhalt:  1.  Teil. 
Historische  Begründung  des  Standpunktes:  Allgemeine  Voraussetzungen.  Mittel  und  Er.r- 
zweck  der  Philosophie.  Selbstgeschafifene  Hindernisse  und  immanente  Fortjichritte.  — 
II.  Teil.  Kritische  Entwickelung  des  Prinzips:  Kritik  des  Pantheismus.  Kritik  de» 
Monotheismus.     Kritik  des  Orthodoxismus) 

Voges,  O.  (Dr.  med.,  Berlin),  Der  Kampf  gegen  die  Tuberkulose  des  Rindvieh». 
Jena,  G.  Fi>cher,  1897.  gr.  8.  82  SS.  M.  2.—.  (Aus  dem  Institut  für  Infektion»krai.k- 
heiten  in  Berlin.) 

Levasseur,  £.  (Prof.  au  College  de  Frunce,  etc.),  L'enseignement  primaire  dai;s 
les  pay  civilisös.    Paris,  Berger-Levrault  &  Oe,  1897.    Lex.  in-8.    IX — 628  p«^.  fr.  15 — 

Lyonnet,  H.,  Le  thäätre  hors  de  France.  Ire  s,erie:  Le  theÄtre  en  Kspacn*. 
Paris,  P.  Ollendorff,   1897.     8.     Ouvrage  illuströ  de  50  photogravures.      fr.   3,50. 

Pob^donostzeff,  C.  P.,  Questions  religieuses  sociales  et  politiques.  Tradait  ca 
Russe.  Paris,  Baudry  &  Cie,  1897.  gr.  in.8.  11—283  pag.  fr.  4.—.  (Table  des  malier**: 
L'^glise  et  l'Etat.  —  D^mocratie  nouvelle.  —  Men>onge  politique.  —  Le  Jury.  —  L* 
presse.  —  Instruction  populaire.  —  La  loi.  —  Les  maladies  de  notre  temps.  —  Le* 
counaissances  et  Toeuvre.  —  La  foi.  —  Nouvelle  religion  et  mariages  nouveaux.  —  l  * 
vie  spirituelle.  —  Caractferes.  —  Pouvoir  et  autoritö.  —  L*egli>e.) 

Guyau,  J.  M.,  The  non-religion  of  the  fulure:  a  sociological  study.  From  ite 
French.     New  York   1897.     8.      14/.—. 

Mahan,  A.  T.,  The  interest  of  the  United  States  in  sea  power,  present  and  fatarr. 
London,  S.  Low,  1897.  crown-8.,  cloth.  10/6.  (Contents:  The  United  State»  lo*>kiL< 
outward.  —  Hawaii  and  our  sea  power.  —  The  Isthmus  and  our  sea  power.  —  An^U- 
American  alliance.  —  The  future  in   relation  to  American  navai   power.  —  Preparedse».« 
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for  DAval  war.  —  A  twentieth  Century  outlook.  —  Strategie  featores  of  the  Golf  of 
Mexico  aod  Caribbean  sea.) 

Report  of  the  Commbsioner  of  Edacation  for  the  year  1895 — 96.  Volume  I. 
WasbiofftOD,  Governmeot  Printing  Office,  1897.  gr.  in-8.  LXXV — 966  pp.,  cloth.  (Con- 
tents: The  Commissioner's  introdaction.  —  Sute  common  school  Systems.  —  Laws  rela- 
ting  to  city  »chool  boards.  —  The  English  Edacation  Bill  of  1896.  —  Edacation  in  Great 
Britain  and  Ireland.  —  Edacation  in  Central  Earope.  —  Masic  in  German  schools.  — 
The  American  common  school  in  New  York,  New  Jersey,  and  PennsylTania,  by  A.  D. 
Mayo.  —  The  American  common  school  in  the  Soathern  SUtes,  1790 — 1840,  by  A.  D. 
Mayo.  —  Public,  society,  and  school  libraries.  —  Library  legislation  in  the  U.  States.  — 
Education  in  France.  —  Edacation  in  Mexico  and  Central  America,  by  F.  F.  Bilder.  — 
The  first  international  Prison  Congress,  by  C.  D.  Randall.  —  Commercial  edacation  in 
Earope ,  particularly  in  Austria ,  France ,  and  Germany.  —  Early  educational  life  in 
Middle  Georgia.  —  Correlation  of  studies,  by  Em.  E.  White  and  G.  H.  Howison.  —  etc.) 

Marro,  Ant. ,  La  pubertli  studiata  nell'  uomo  e  nella  donna  in  rapporto  all'  antro- 
pologia,  alla  psichiatria,  alla  pedagogia  ed  alla  sociologia.  Torino,  fratelli  Bocca  edit., 
1897.   8.    Xl->607  pp.   1.  10.—.    (Biblioteca  antropologico-giuridica,  Serie  1,  vol.  XXVL) 
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A.     Frankreich. 

Ballet  in  da  Miniit^re  de  Tagriculture.  XVIs  ann^e,  1897,  N®  6.  A.  France: 
Rapport  sur  la  gestion  de  radminiitration  des  baras  en  1896.  —  Rapport  sur  les  travauz 
ex^cut^s  en  1897  k  la  Station  aquicole  de  Bonlogne-sur-Mer,  par  E.  Canu.  —  Documenta 
statistiques  sur  les  sacres  et  les  boissons:  Les  fabriques  de  sucre  et  leurs  procöd^s  de 
fabrication  pendant  la  campagne  1896 — 1896.  Le  sucrage  des  vins  et  des  cidres  avant 
la  fermentatiun  (r^colte  de  1896).  Prodnction  des  alcools  en  1896  et  1895.  Consom- 
mation  r^ellement  impos^e,  consomnution  en  franchise  et  consommation  totale  des  yins, 
cidres  et  alcools  en  1896.  Quantit^  des  vins,  cidres,  alcools  et  bi^res  consomm^s  en 
1896  dans  les  principales  villes  de  France,  et  qaotit^  moyenne  de  la  consommation  par 
babitant.  —  B.  Etranger.  Rapport  sur  la  viticultare  au  Chili.  —  L'indostrie  des  alcools 
aux  Etats-Unis.  —  Rapport   sur  T^levage  du   b^tail    dans  la  r^gion  de  Tompico.  —  etc. 

Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  compar^e.  XXlt^me  ann^e,  1897,  Septembre 
et  Octobre:  A.  France,  colonies  et  pays  sous  le  protectorat:  D^ret  relatif  k  Texöcution 
du  Service  de  la  caisse  d'^pargne  entre  la  France  et  la  Belgiqne.  Les  revenus  de  L'Etat 
—  Le  commerce  ext^rieur,  mois  d'aoüt  et  de  septembre  1897.  —  Les  produits  de 
l'enregistrement,  des  domaines  et  du  timbre  constat^s  et  recouvr^s,  en  France,  pendant 
Texercice  1896.  —  Produits  des  contribations  indirectes  per9us  et  constat^s  pendant  le 
ler  semestre  des  ann^es  1897  et  1896.  —  Les  recettes  des  chemins  de  fer,  les  8  premiers 
trimestres  de  1897  et  de  1896.  —  Le  regime  de  la  propri^t^  fonciire  k  Madagascar 
(Uferet  du  16  juillet  1897).  —  etc.  B.  Pays  ^trangers:  Productiou  des  m^taux  pr^cieux. 
Production  du  Sucre  de  betterave  et  de  canne  de  1887/88  k  1896/97  L'^valaation  des 
▼aleurs  mobill^tes.  Le  prix  des  m^taux  pr^cieux  k  Paris  et  k  Londres.  La  Situation 
des  principales  banqnes  d'^mission  k  la  fin  du  8«  trimestre  de  1897.  —  Belgique:  La 
sappression  des  droits  sur  le  tbä  et  la  legislation  sur  les  Sucres  (loi  du  9  aoüt  1897).  — 
Rnssie:  LVmission  des  billets  de  credit  (oukase  du  29  aoüt — 10  sept.  1897.  La  Situation 
ecooomiquo  en  Sibärie.  La  garantie  des  billets  de  credit.  —  Norv^ge:  La  statistique 
des  reveoas.  —  Japon:  Le  commerce  ext^rieur  de  1891  4  1895.  —  etc. 

Devenir  social.  Revoe  internationale  d'^conomie,  etc.  8^  Ann^e,  N^  10,  Octobre 
ld97&  La  dömocratie  et  le  droit  fiscal  dans  Tantiquitä  et  particuli^rement  k  Äthanes,  par 
G.  Piaton  (suite)  —  La  science  et  la  vie  au  XIXe  M^cle,  par  Enrico  Ferri.  —  Le 
projet  de  loi  sar  les  unions  professionnelles  devant  le  Parlement  beige,  par  E.  Vander- 
velde.  —  Pro  e  contro  il  sodalismo  (per  Saverio  Merlino).  Discussion  doctrinale,  par 
G.  Sorel.  ^  ete. 
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Jourtml  d«s  Economtstes.      Revue   maaBQeJlis,     LVI«  tno^e,  1897,    Noveahrt:' 
centr«lbationi    par   O.    du  Puynode.    —    Le  cours   (otci   et  U   reprtse    des    p«J«iB«iita  i%| 
Chili,  pAr  A.  Raffmiorich.  —  Le  mouvement  Hf^cricolctt  pf^f  L.  de  Taurrili«.  *—  E«¥1M 
prtncipales    publicRtions    ^conoiniqaes    eo    lanKtie    frajj^jüae,    p&r  Uoojtel.    —    La    i|««ifit» 
monetiiire  eu  1897,     La  mUatoa  Wokott.  —  L'»*8isl»Lcc  pur  le   travAil  »ox  KUU*üab«  — 
Antonio  Rosmini    et    r^coaomie  poHtique,    par  L.  MicheU&g«  Bitüa.  —  ün    boo  dmtmn 
(relAt  k  r&saodatioo)^  par  Fr«  Passy,  —  Sociötö  d'^conomie  politique  (retmioo  du  5  oovi 
1897):    Discussioo:    De    Peisplol   de   Ja    iii6thode    hi^tortqae    en    ^ooaomi« 
Chrotiique  ^cooomJqae.  —  etc. 

Jourtift]  de  U  Soci^td  de  statistiqae  de  Pani,  XXXVllI"  anufe«  1897,  K«vc 
Proc^s-verbal  de  la  i^ance  du  20  ociobre  1897.  AoDOxet  CoDf^r^«  de»  aoci«^t^»  ain 
de  1898:  Proftramme  de  la  sectioti  des  scieoces  «^couomiqneft  et  sociale«-  "  La  lAf^ 
\tklmu  fiiternntioDalc  du  travail,  par  Yve^^  Guyor«  —  Quelques  exempte»  d^ap^licatkn}  4m 
mt^thodea  d'ioterpolation  k  la  slatiMtqtie,  par  Vitfredo  Pareto.  —  Le  dWorc«  «t  la  fttpai» 
tiOD  de  corpü  en  Europe,  par  E,  Yrerabs^  —  Es»iil  aar  la  nataliti^  au  ltas&«4.'lilueftB^  pif 
Ars^ue  Dumotit  (article  1),  —  Cbroolqae  de»  baoques,  cbaoges  et  metaux  prict««x«  pr 
Pierre  des  E»ftars.  —  etc, 

Monileur  des  AasaraDces.  Revue  metisüelle.  Tome  XXIX,  1897|  N*  350,  KowBibi 
lS97t  AssiLTances  sur  la  viei  De  la  ii^lectioD  naturelle,  par  L*  Ma^»«.  —  La  problU 
litt^rairei  par  P.  Sidrac*  —  La  presse  et  la  r^clame  am^rieaine:  L  La  preas«  fiuaad|pt| 
S.  La  presse  des  assuraoces;  3.  La  presse  poHtique;  4.  Le«  jouraaaz  das  eomfmfitäm 
americaines;  5.  La  presse  ^conomique.  —  As^urances  contre  tes  accidenta.  La  1<A  4m 
accidents,  par  E.  Pagot  —  As^uracces  contre  la  gr^le.  U^um^  de«  opdratiooa  d«  Pamiii 
18961  1.  Opi^rAtioiiii  de  1896^  2.  Situatlcn  au  31  di&cembro  1896 {  $,  I>iri4cii4M  A» 
tribu^s,  par  L.  Waroier.  —  L'as(»uraDce-%'ie  en  Dollatide»  De  I«  ria  «I  da  la  Mort,  pv 
J.  van  Scbevichaveo ,  chapitre  II ;  Les  baaea  dei  sodi&t^»  actaelle«  d'assarao««  tut  la 
yie»  Tables  de  mortalit«^  ^  primes,  rdservea,  racfa&t.  —  Sociale  gto^rala  p^flaadaht 
d'assaraiices  sur  la  vle  et  de  reutes  Tiagires.  —  etc; 

R  ^  f  0  r  m  6  sociale.  Butletin  de  la  Soci^t^  d'öeooomfe  iocial«  ate.  tV*^«  tanit 
Ko"  44  et  46^  16  Norembre  et  ler  D^cembre  1807:  Atteotloo  et  eoof a|fa !  {MT  L4m 
011<ä-Laprune.  —  L^iDipectioD  du  travail  en  Frauce,  pAr  Maar  Vaalaar.  —  Btaitü 
fiscales:  Les  condiliioDs  d'uD»  r^forme  fiticale«  Llmpdt  fuDctei.  La  e^trtbaüofi  p«rM»> 
Delle  et  mobililire^,  L'impot  de»  portes  et  feu^tres«  Les  inpdts  wur  las  eoaaooiaiaiiaa 
Lea  droits  dos  doaaDes^  par  M.  de  SableuoDt.  »  Le  IV*  Coit^r^a  acieiitIIS4|oa  laMi* 
Dational  des  catholiques  h.  l'Vibourß,  par  H.  Joly.  •^  lt<^lanf;ps  et  noücaa:  La  t^la  aedil 
de  rarmde  frau^aise.  Vü  ordre  religieux  am^ricaiD,  par  (l'abb^)  F.  Fav^  ^  Qrift— 
et  d^Tiations  de  la  tutelle  adminiUrattve  eo  Franc©»  par  Alfr.  de»  Cilteula,  —  La  mviA 
manuel  daus  l'^ducation  de»  enfaots,  par  J.  M.  Laageron.  —  La  crtmiaa]it4,  l4aiiil|Baci 
coDfirmatenr  et  conclusioa  compt^meotaire,  par  E.  Rostand.  —  La  caUsa  caoirala  d» 
associations  de  credit  k  Berlin,  par  6.  BlondeL  —  Cbroolqaa  da  moavemenl  eodal,  per 
Oauijeox«  «^  etc, 

Revue  g6u6rale  d'admiaistration.  Publieation  du  MtnUl^re  de  Hatdriaiir.  IXi^* 
annÖe,  1897«  Octobre :  Eoqudtes  sar  les  c^r^alea  ao  XVUI«  si^cle,  par  ▲.  daa  CHIeBli»  *- 
Les  chapabres  de  commerce.  Etat  actuel  de  Im  14giftlatioa  etc«,  par  Oolüattnio«  (salto 
N^  6),  —  Cbronique  de  radministration  £rao9aise.  ^  etc, 

Revae  des  Deux  Mondes,  LXVII«  Ann^e,  1697,  1«^  Jaovier  k  1^  Aviit:  Us 
oolonieB  anglaise»  et  les  projet»  d'orKani>ation  de  TEmpire  britaanique,  par  Ptarr«  Ltf9f* 
Beaalieu,  —  L'Alletnagoe  retigieuse.  Le  protestantisme  et  le  mouvemeAt  aoelAl^  pv 
Q.  Goyau.  —  Le  voyage  de  F^lix  Dubois  k  Tombouctou,  par  O,  Valbarl.  —  La  priäw 
LoqIs- Napoleon.  III :  Le  Ministfere  du  President,  IV ;  Le  prologue  d«  1870  —  tafii»> 
tiona  de  Rossie;  Notes  sur  Moscou,  par  A.  Ro^.  —  Los  jeuoes  crlmtoela,  r^>eok  ü  k 
presae,  par  A.  FouilK'e.  —  L'Espagne  et  la  crise  coloniale :  L  Les  insurrection«  da  Cfela, 
par  Ch.  Beooisu  —  Mes  monopoles  industrielt  aux  Etat»-Unis  ,  par  L,  Paul  OobeAa.  ^ 
La  R^publique  et  la  crise  du  lib^ralisme,  par  Fr.  de  Preasens^.  —  Le  r4g&e  da  r«7f»«t. 
Vlli  La  boorse,  la  sp^culation  et  la  puissanee  fran^aise,  par  Anatole  Lerojr-Baamliaa.  ^ 
L^on  XIII  et  le  prince  de  Bismarck.  I.  Premiere«  n^gociatioDs,  par  (leisovit«)  C.  L«Mnv 
de  B4&haine.  —  Les  industries  insalubres :  La  Tabncation  des  allmiiettaa,  par  IL  Kag^ 
(de  J'Acad^inte  de  medecine).  —  Le  mdcanisme  de  la  vie  moderne^  XL  La  BfliiaB 
parisieune.  1  L'exterienr«  par  (le  vicomte)  G,  d'AveoeL  —  La  acieoc«  at  Tacritaltiri« 
IV,  La    betterave   k  sucre,    par    P,  P.  Deh^raln.  —    Impressioos    de  Saaaiat  OfJ 
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soldats,  par  Art.  Roe.  —  La  fortane  mobilere  de  la  France  ä  T^tranger,  par  Kaph. 
Georges  L^vy.  —  Lamennais,  par  £.  Fagaet.  —  Le  minist^re  de  Hardenberg:  La 
r^forme  agraire  et  la  r^fonne  administrative  1811 — 1812,  par  G.  Cavaignac.  —  Ce  que 
pensent  les  professeurs  allemands  de  Tadmission  des  femmes  dans  les  Universit^,  par 
G.  Valbert.  —  etc. 

Kevue  d'^conomie  politique.  11^  ann6e,  no«  10 — 11,  Octobre-Novembre  1897:  Le 
coUige  libre  des  sciences  sociales,  par  (MUe)  Dick  May.  —  L'^talon  d'or  au  Japon ,  par 
Bourguin  (fin).  —  Les  th^ories  psychologiques  de  la  valenr  au  XVIIIe  sibcle,  par  A. 
Dubois  (fin).  —  Toynbee-Hall,  par  R^nä  Claparfede.  —  La  manicipalisation  de  la  boa- 
langerie,  par  (le  baren)  Fröd.  de  Weichs-Glon;  Note  additionnelle,  par  Ch.  Gide.  — 
Cbronique  legislative.  —  etc. 

Revue  internationale  de  sodologie.  5«  ann^e,  1897,  N^  11,  Novembre:  L'bistoire 
politiqae  de  l^urope  contemporaine,  par  A.  Mater.  —  Etudes  d'anthropo-sociologie : 
^coliers  et  paysans  de  St.  Brieuc,  par  H.  Muffang.  —  Monvement  social:  Danemarck, 
par  C.  N.  Starcke.  —  etc. 

B.     England. 

Board  of  Trade  Journal.  Edited  by  the  Commercial  Department  of  the  Board  of 
Trade.  Vol.  XXIII,  1897,  October  and  November :  SUte  of  tbe  skilled  labour  market,  etc. 

—  Foreign  trade  of  tbe  U.  Kingdom.  —  The  International  Statistical  Institute.  —  Pe- 
troleum f^el  for  steamships.  —  German  credit  associations.  —  Technical  education  in 
Germany.  —  Timbre  trade  at  Barcelona.  —  Roumanian  petroleum  contracts.  —  The 
new  charter  of  the  Mosambiqne  Company.  —  Machinery  in  Madagascar.  —  The  export 
of  American  tin-plate.  —  The  proposed  Florida  ship  canal.  —  The  new  Canadian  tariff 
(continued).  —  The  new  Cuban  tariff  and  British  trade.  —  Tariff  changes  and  customs 
regnlations.  —  Extracts  from  diplomatic  and  consular  reports.  —  General  trade  notes.  — 
Proceedings  and  deliberations  of  the  Chambers  of  commerce  of  the  U.  States.  —  Agri- 
cultural  machinery  in  Russia.  —  German  competition  with  British  trade  in  Russia.  — 
Influence  of  the  U.  St.  Dingley  tariff  on  German  Industries.  —  The  German  mercantile 
marine.  —  German  colonies  in  Africa  and  the  Southern  Pacific.  —  Margarine  and  the 
French  butter  industry.  —  The  Roumanian  petroleum  industry.  —  Commercial  agreement 
between  Great  Britain  and  Bulgaria.  —  United  States  iron  and  steel  exports.  —  The 
opening-up  of  South- Western  China.  —  A  new  Chinese  steamship  Company.  —  New  trade 
route  to  Eastern  Persia.  —  Regulations  for  the  Commercial  Museum  in  Japan.  —  The 
foreign  trade  of  British  India.  —  The  shipping  of  Cape  Colony.  —  Import  dnties  on 
cycles  in  Britbh  possessions.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  November  1 897 :  The  spirit  of  toryism,  by  W.  Sichel.  — 
Tbe  Behring  Sea  dispute,  with  map,  by  H.  W.  Wilson.  —  The  case  for  the  Bechnana 
rebels,  by  H.  R.  Fox  Bonrne.  —  The  future  of  British  trade,  by  J.  B.  C.  Kershaw.  — 
Lord  Roberts  and  Indian  frontier  policy,  by  (Lieut  General)  J.  M'Leod  Innes.  —  The 
choise  for  the  sogar  consumer ,  by  Hugh  ,  Chisholm.  —  Lord  Salisbury's  dealings  with 
France.  —  etc. 

Forum,  the.  November  1897:  Dangerous  defects  of  oar  electoral  system,  by  J.  G. 
Carlisle  (I).  —  Some  lessons  of  the  yeilow  fever  epidemic,  by  W.  Wyman.  —  The 
relation  of  production  to  prodnctive  capacity,  by  Carrol  D.  Wright.  —  The  Monetary 
Commission,  by  (Prof.)  J.  Laurence  Laughlin.  —  Onr  proposed  new  sugar  industry,  by 
Edw.  F.  Atkins.  —  The  Mississippi  river  problem,  by  R.  St.  Taylor  and  G.  Dyes.  — 
England  and  the  famine  in  India,  by  (Prof.)  E.  Washburn  Hopkins.  —  etc. 

Ninetaen  th  Century,  the,  N®  850,  December  1897:  The  problem  beyond  the 
Indian  frontier,  by  (Sir)  Anckland  Colvin.  —  The  dual  and  the  triple  alliance  and  Great 
Britain,  by  Francis  de  Fressens^.  —  The  Danish  view  of  the  Slesvig-Holstein  question, 
by  A.  D.  Jörgensen.  —  The  new  learning,  by  H.  Paul.  —  Cur  public  art  museums, 
by  (Sir)  Ch.  Robinson.  —  Billiards,  by  Dudley  D.  Pontifex.  —  The  ways  of  „Sett- 
lements" and  of  mission,  by  (tbe  Rev.  Canon)  Barnett.  —  Some  reminiscences  of  Th. 
H.  Huxley,  by  (Prof.)  St.  George  Mivart.  —  In  the  sub-editor's  room,  by  Mich.  Mao 
Donagh.  —  The  present  Situation  of  England :  a  Canadian  Impression,  by  G.  T.  Deniso  n 

—  etc. 

C.     Oesterreicb-Ungarn. 
Deutsche  Worte.     Monatshefte   herausgegeben  von    Engelbert   Pernerstorfer.     Jahr- 
gang XVII,   1897,   Heft  11:  November:   Erdöl   und  Erdwachs.     Ein  Bild  galizischer  In- 
dustrie, von  J.  Leichner  (Hörer  der  Rechte  an  der  Wiener  Universitit),  —  etc. 
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Hsudel^maseuro.  Herausgegeben  vom  k,  k.  dsterr.  HsndeUinas««»^  Btai  Xfl, 
Nr.  46—49  V.  11  XI  bis  9.  XII  1097:  Die  neueo  Hftodebkftmmern  in  Hf  fifHlnd 
Zollf^esetsgebuiif^,  däterreich-u&giLrische:  ZollUrifenUcheidaDKen  —  Uebeir  die  ftnlwh^e 
lang  der  unipariacheo  Industrie,  von  Alex,  voa  Metlekovii«  (t.  tt  It  Artikel).  —  [Ms 
Exportenquete  (veranstaltet  vom  Ontraiverbando  der  Indu!itrietJeo  OesLerrelelns  tt&d  4tm 
ExportkluUK  —  Die  Neuordnung  des  Ha&deUk&mmerwejtexu  in  Freo/teD ,  wom  ttiMi 
fUKSekr.  Lübeck).  ^   etc. 

Monatsschrift,  statistische.  Hrsg»  von  der  k.  k.  statlstlfdieti  ZentreikoflualMiM, 
K.  F.  Jahrg  11,  1897,  Aufcust  Seplemberheft:  Anbaufljlcbeo  der  ZuckerrflbeD  wmA  ^tm 
Stnnde  vom  1,  VI.  1897*  ZiisammeagestelU  im  k.  k.  A  ckerbau  min  Uteri  «m.  —  Die  &» 
schliefstiiigen  in  O^sterreicb  im  Jahre  1895,  von  Fratis  v,  Metnzii]||en.  —  Wie  viri  b 
Wien  der  Aiitei^epfltcht  liifektion»krauker  DJichiBfekommen  ?  von  8  Re#ei»feld.  —  0|t 
Uberseeittche  ö.^terreiehische  Wanderung  in  den  Jabreo  lS9t  bis  1895,  too  H.  r«  Hafr* 
^^  StudeDtenntiftungeu  im  Jahre  1896,  von  Bratassevic.  —  Die  Viebvorsi<iMfiiJigSf««toe 
in  Steiermarkr  von  Alex.  v.  RtxzettL  —  Beiträge  zur  Statistik  der  regutii«rtatt  O^mmtm* 
Schäften  in  Cisleithanien  im  Jahre  1894«  Ton  Perd.  Schmidt  Hit  siaMB  An^eeg 
Tmhelleu  au  dem  SchroidT^seben  Artikel 

Oesterreichisch-  Ungarische  Revue.  JAhrg.  XII,  1897  od*  Bd,  XXH»  B«lt  4 1 
iJie    Kntütebtiug    der    Monarchie    in    Ungarn  ,   von    St.  v.   Moldoviuji    (Schlors).  ^ 
Hu3(uieii,  von  (Fror.)  Baim.  Fr    KaindL  —  Geistiges  Leban  in  Oesterreich     und   Vm 
—  etc. 

Zeitschrift  f&r  Volkswirtschaft,  SosialpoUtik  und  VerwaUung.  Orgmn  der  GtieH* 
scbsft  Österreichischer  Volkswirte.  Band  Vl^  1897,  Heft  4:  Zur  Betorm  der  d^eÜM 
Personalsteuern  in  Oesterreich,  von  B«  Rel^ch  (Schlufs).  —  Zur  Oetachidste  dm  9>tmif^ 
und  Geh  Uhren  Wesens  in  Oeiiterreicb.  Eine  Quelleui»tudie,  von  E.  Widmeir,  —  ütmm^ 
StenernacbJäise  in  Frankreich,  von  E.  v.  Piener  —  Zur  Frage  der  fakttlteÜvea  Albtt» 
Tersichernng,  von  K.  Letb.  —  etc. 

E,    Italien. 

BuUetio  de  Tlnstitut  international  de  statistique.  Tome  X.  (Rain«  19§f)i  i 
mento  delbi  pMpolaitone  in  nlcuni  Stati  d*Europa  e  d'America.  Parte  II :  StAtiaik«  i 
mortt  negli  anni  1874—94  ed  aggiuote  alla  parte  I:  KAtHomoQi  e  aiu^ite  ti«fll 
189» — 94.  —  Vergleichende  Betrachtung  der  Finanzlage  voa  Berlin  und  Faris^  —  Nli 
sUtistica  deÜ'  omicidio  uegJi  Siati  Unitt  d'Amertcl^  per  A.  Bosco.  —  L«s  ehmmthrm  it 
compenaation  et  les  cAtssie«  de  Üquidation,  per  O,  Fran^ois.  —  Les  naias«iio«s  mi  m^fmt 
avec  TAge  des  p&rents,  par  E.  Kaveri«  —  N<&crologies:  £m»t  Engel.  WtmaÖM  ||— ^t 
Walker.     Fr.  J.  Monat,     J.  ßiddulph  Martin.  —  etc. 

Giornale  degli  Economi^ti,  Anno  1897«  Novembre:  La  situmsio«»«  4el  Bensile 
Dionetario«  —  T.a  teona  pttra  del  monopoito,  hy  F.  Y.  Edgewortli«  «—  A  propoeüe  dl 
an  recente  trattato  suIIa  munetiL,  per  A.  Lorim,  —  Per  un'  aÄsicuranoae  df  vodeve  •  ü 
orfani,  per  L.  Rameri«  —  Sulla  distribusione  delle  Hccbexse,  per  V,  Raicca^  —  || 
det  üherali  in  materia  di  poLitica  ecdesiastica,  per  G.  Mosca.  —  PrevfdeiisAf  p«r  C.1 
Cronaca.  —  Nuove  pubblieazioni.  -^  L'AsAOciazione  italiaim  per  Pineretaeolo  della  leisaM 
degU  AttQAri. 

Rivista  itelian«  dl  sociotogia.  Anno  I,  fasc.  S,  Novembre  1897:  Le  l^Qge  illtt 
deir  evoEuaione  sociale,  per  M.  A.  Vaccero.  —  Le  leggi  fond*meiiC«lt  diu'  sirtiwyt 
soL'iologia,  per  Q.  de  Lapouge.  —  Llmmigrasione  segli  &tAti  Uniti,  per  E,  I  ■Tsewir,  ^^ 
Aitorno  alln  sociologia  criminsle,  per  O.  dergi.  -^  £easegDA   delle  pabbtioAsioAL  —'  Ül 

O.  Holland. 
de  Economist,  opgericbl  door  J.  L.  de  Bruja  Kopa.  XLTI  j— rfi>t.  l8tT, 
November;  Proeve  eener  berekenlng  van  de  koopwaarde  der  grondea  In  HmA^timmd  li} 
d«u  landbouw  en  de  veebouderij  in  gebruikf  door  A.  Venema.  —  The  «JUatKMr  ffjiitft^ 
en  endere  publicatieu  van  bet  Labour  Department  of  the  Board  of  Tr«d«  im  **  j|iie>l^ 
door  J«  K.  W.  Qoaries  van  CfFord«  —  Econoaiische  kroniek:  ll&o«fr*ge.  OaaliiniküMI* 
Finanien.  Französische  Finauaeo.  Unfall ver^icbening  in  Frsnkreicih. 
in  England«     Arbeitseinstellung  und   unabhSngige  Arbeit    tu  Englsjid.  ^^ > 

H.    Schwelt. 
Schweizerische    Blltter    fQr  Wlrtschaftä-   nnd   ßosfalpolitfk.      Jwki^^    T,    lüff 
Kr.  10    a.  21,     2.  Oktoberheft  u.   1.  Novemberbeft :   BandeUhochsebntoQ.     2w«ll«r  Aaf> 
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SAts  Yon  (Prof.)  A.  Oncken  (Bern).  —  Eine  schweiierische  Besmtenscbole,  von  (Prof.) 
<J.  Sebollenberger  (Zfirich).  —  Die  österreichische  Export-  und  Kolonialskademie.  Projekt 
einer  Österreichischen  Handelshochschule,  von  E.  Schlesinger  (Wien).  —  Chronik  der 
sosialen  Bewegung.  —  Ethische  Bewegung,  yon  Oust.  Maier  (Zfirich)  Nr.  80,  November 
1897:  Religion  und  Moral  in  der  Jngendersiehung.  —  Obligatorische  Berufsgenossen- 
•ohaften,  von  Dav.  Farbstein  (Zfirich).  —  Die  schweiierische  Branindustrie  und  ihre 
Arbeiter,  von  O.  Mftrtens  (Zfirich).  —  Chronik  der  sozialen  Bewegung.  —  Wirtschafts- 
Chronik.  —  Die  ethische  Bewegung.     Mitteilungen  von  O.  Maier,  Nr.  21:  Erziehung. 

L' Union  postale.  XXIIe  volume  No*  11  et  IS:  Beme  l»  noybre.  et  l«r  d^cembre 
1897;  La  caisse  d'^pargne  postale  autrichienne  en  1896.  —  Un  priviUge  imperial  de 
Jonmal  de  1762.  —  Le  service  des  postes  dans  le  Boyaume-Uni  de  Grande-Bretagne  et 
dlrlande,  ayril  1896  k  flu  mars  1897.  —  La  caisse  d'^pargne  postale  bongroise  en 
1896.  —  etc. 

M.    Amerika. 

Ann  als  of  the  American  Academj  of  political  and  social  science.  Editor:  Roland 
B.  Falkner.  Vol.  X,  N®  8,  November,  1897:  The  political  philosophj  of  Aristotle,  by 
Jsaao  Loos.  —  Utility  and  cost  as  determinants  of  value,  by  C.  Stroever.  —  Place  of 
the  political  and  social  sciences  in  modern  education,  by  E.  J.  James.  —  Administration 
o(  prussian  railroads,  by  B.  H.  Meyer.  —  Miscellany.  —  Personal  notes.  —  Book 
department,  conducted  by  H.  R.  Seager.  —  Notes  on  munlcipal  govemment,  by  L.  8« 
Bowe.  —  Sociological  notes,  contncted  by  8.  M.  Lindsay.  — 

Yale  Review,  the.  Vol.  VI,  N^  2,  August  1897:  The  prevention  and  relief  of 
fiunine  in  India,  by  P.  C.  Lyon.  —  The  economic  theories  advanced  to  ezplain  the 
•teady  increase  of  public  ezpenditure  in  Europa,  by  O.  Fiamingo.  —  The  new  administra- 
tion  in  Canada.  by  Edw.  Porritt.  —  The  „soci^t^s  de  secours  mntnels"  of  France,  by 
W.  F.  Willougbby.  —  Recent  economic  and  social  legislation  in  the  United  8tates,  by 
E.  J.  Stimson.  —  Demand  and  the  ratio.  —  Comment:  Causes  of  bad  legislation.  The 
ontlook  for  currency  reform.  The  resignation  of  President  Andrews.  —  N®  S.  November 
1897:  Comment:  Henry  George.  Etbics  of  arctic  ezploration.  The  strike  of  theEoglish 
engineers.  —  The  function  of  the  undertaker,  by  Sidney  Sherwood.  —  Clearing  house 
loan  certiflcates:  how  issued  and  why,  by  C.  £.  Curtis.  —  Englisb  legislation  in  1897, 
by  Edw.  Porritt.  —  Some  of  the  contributions  of  militancy  to  tbe  industrial  arts,  by 
W.  B.  Bailey.  —  Notes.  —  etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

A  n  n  a  1  e  n  des  Deutschen  Reichs  ffir  Gesetzgebung ,  Verwaltung  und  Statistik« 
Jahrg.  XXXI,  1898,  Nr.  1  u.  2:  Die  Arbeitsverhftltnisse  in  der  Kleider-  und  Wüsche- 
konfektion und  die  gesetzliche  Regelung  der  Konfektionsarbeit,  von  Kuno  Frankenstein: 
1.  Arten  und  örtliche  Verteilang  der  Konfektionsindustrie;  2.  Betriebsformen  der  Kon- 
fektionsindustrie; 8.  Arbeit  und  Arbeiter;  4.  Konfektion  in  Verbindung  mit  anderweiter 
Beschäftigung;  6.  8aison;  6.  Arbeitsvertrag  und  Art  der  Entlohnung;  7.  Arbeitszeit; 
8.  Arbeitsverdienst;  9.  Gesundheitsverhältnisse;  10.  Sittliche  Zustände;  11.  Ueberblick 
Über  die  Ergebnisse  der  Ermittelungen  Über  die  Arbeitsverhältnisse  der  Kleider-  und 
Wäschekonfektioo;  12.  Abstellung  und  Verminderung  der  mit  der  Konfektionsarbeit  ver- 
bundenen Mifsstände;  13.  Weitere  Mafsnabmen  zur  Bekämpfung  von  Mifsständen  in  der 
Konfektionsindustrie.  —  GrundzUge  einer  allgemeinen  Staatslehre  nach  den  politischen 
Reden  und  Schriftstücken  des  Fürsten  Bismarck,  von  (Prof.)  Rosin.  —  Nochmals  „Die 
Eivenbahnpolitik  Frankreichs*'.  Eine  Scblnfsabrechnung  von  Rieh.  v.  Kaufmann.  —  Die 
Schaffung  eines  Reichsmilitärgerichtshofes  und  die  bayerischen  Reservatrechte,  von  Max 
▼.  ßeydel.  —  etc. 

Archiv  fQr  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.  Herausgegeben  von  Heinrich  Braun. 
Bd.  X,  1897,  Heft  6  und  Bd.  XI,  1897,  Hefi  1  bis  4:  Das  deutsche  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrecht,  von  W.  Kulemann.   <»   Die   Ausdehnung    der  Krankenversicherung   auf 
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die  Hau&iQctustrie,  von  F.  BlaDkenstein.  —  Die  heatige  6ftwerkachftfUbew«^o|f 
Schwet'ü,  vou  A.  Steck.  —  Die  theoretische  Baals  der  britischen  Oewerkverei»«^  von  ü 
und  B;  Webb,  —  Die  oeae  deatscbe  Uaodwerkergeäetigebang,  von  P,  Voigt,  —^  pg^ 
schweixerlsdie  Fabrikgesets  uod  sein  Einflufs  auf  die  iodostnelleo  Verh&Utiijt»e  d«r  MkViii, 
von    0.    Lang,    —    Die    weibliche    Fabrikitispektion     in     deo    VereJoigUn    Stm^tett,    ^m 

F.  Ketloy.  —  Die  drsacben  der  Betriebsunfälle  in  der  deutaebea  Indiidtii«  im4  Ltta4> 
wirtschafte  von  £.  Lange.  —  Die  SoziAlpoLitik  des  Handels*(iind«s  and  djki  d«8Uc^ 
Bandetagesetsbuch,  von  Wolfg.  Heine  (Recbtsonw.,  Berlin),  —  Die  engrlL&chcii  Gtwtrk^ 
vereine  nach  ihrem  wirtscharulchen  Wert,    von  Sidney    ttod  Bentrice  Webb  (London)    -- 

Die  amerikanische  Arbeitsstatiatik,  von  (Prof.)  Edw.  W.  Beinis  (CbicaKo).  —  Dim  itum* 
reichiscbe  Handwerkergesetzgebungf  von  Rieh.  SchQUer  (Wien).  —  Der  Entwttrf  ti^ 
Gesetse»  ilber  Beruf^vereioe  in  Belgien,  von  (Prof.)  £*  Vandervetd«  (BrÜM«l)*  —  flwiti 
gebuog,  grofsbritannbtche}  tur  Verhütung  von  Oraasamk eilen  gegen  Kiodefi  von  S,  Pcllbefa 
(PHvDoSm  Wien)*  —  Das  waadtländtsche  Gesetz  betr.  du  LehrliDg^wesen«  Cinfp«I«aitt  vo» 
O.  Lang  [BesRichi.  Zürich)«  —  MJsxelleo:  Grundsätze  für  die  Anabildttng  der  pnmitiathm 
Gewerbe!  ttspeklion,  von  Schuler  (Fabrinsp.,  MolJia),  —  Strafthaten  im  Hambocrgier  fliÜM 
streik,  von  (Prof.)  F.  Tonme^i  Hamburg.   —  etc. 

D  eu  tBc  be  Revue,  Heraasgegeben  von  R.  Fleiacher  Jahrg.  XXII,  1897,  E>CMBk«1 
Kaiser  Wilhelm  L  üud  Bismarek,,  Herzog  Fr.  au  Schle&wig' Holstein  und  8*ai«^  w 
Heurici  (Sehluä)>  —  Woau  brauchen  wir  eine  Flotte?  Ein  offenes  Wort  aa  d«D  diiHifhw 
Reichstag^  von  M.  v,  Brandt  (kaia.  Gesandter  a.  D,).  —  Entnervang  dnrcb  da«  mo^tim 
LebBu,  von  J.  Sadger  (Nerve&arst).  —  Etwas  Qber  den  formell eo  GesebAftagaag  im 
Bundesrats  und  sein  Heim^  von  H.  v.  Poücbinger.  —  Die  lebendig«  Sabstans  ^  f« 
O.   Bütscbli.  —  Freiwillige  und  onbewufste  Handlungen^  von  P,  Lombroso.    — 

Finansarchiv.     Zeitschrift    für    da»    gesamte   Finantwesen.     Berao^gvgeb 

G.  Scbnix.     Jahrgang  XIV,    1897,    Band  II:    Die   Amortisation   der    preurait^ibeo 
schulden    und    das  Scbiildentilgungsgespta    vom    8.  III.  1897^    von  Richard  v.   Kaa 

—  Die  preufsische  Steuerreform  und  die  fiele haeiu kom m ens tener ,  von  J.  Justus.  —  Vfm 
dentsehe  Branntweine teuergesetzgebung  seit  1887,  von  (OSteuerR.)  G.  Schubert  (Ststtgan. 

—  Die  oberste  sfieh^ische  Finansbehörde ,  von  H.  Haug.  —  DaA  FiDanzwe»«o  Itali«««  h 
den  Jahren  1895/96,  von  C.  MübUiig  (Rom).  —  Da«  englische  Fioanigesets  vooi  J^m 
1897.  —  Eicjnabmen  und  Ausgaben  von  Grofsbritannien  und  Irland  im  Floantjabr  1 6f  (/fl. 

—  Die  neueste  Steuerreform  im  Beraogtum  Anhalt,  von  G,  Sc^hans.  —  DenksehxiXI  V9 
Steuerreform  im  Grofs^herangt.  Hesse»,  von  v.  Krug.  —  Das  preuTstsche  I  nhrrrh>iniiloi|p 
gesetz  vom  3.  III.  1897,  besprochen  von  P.  Berger.  —  etc. 

G  e  wer  bliche  r  Recht.sscbut2  und  Urheberrecht.  Herausgegeben  von  A>  Oslifiifd^ 
Jahrg.  U,  1897,  Nr.  10,  Oktober:  Positive  und  negative  Eründungen  and  ihr«  A«qat> 
valente  (Dnrio's  Patent),  von  (Prof.)  J.  Kobter  —  Die  Umfrage  de«  Vereins  d«<itsei«i 
Ingenieur«  wegen  Aenderung  des  Gesetaes  betreffend  den  Scbuta  von  Gebraucbssntflicrfif 
von  G.  Lemke.  —  Die  Wirkungen  der  internationalen  Uebereinkunft  vom  Jahre  tl9S  la 
Frankreich  und  VeTbesserungsvorAchläge  für  den  internationalen  Patenbcbata ,  wvm  Af* 
mengaud  jeutie  (Patentanwalt)  und  Ed.  Mack  (Advokat).  -^  etc. 


Berichtigung, 

Für   den  Artikel    des  Herrn  W.  G.  Simcbowttscb^    «fDie  soaial-Skonomisehco  ' 
der  rassischen  Narodniki*',  sind  ans  von  dem  Verf.  folgende  Korrakturen 
S.  651  Zeile  13  von  unten  war  statt  wahr« 
S.  658      ^       5     „        ,,       auch  statt  und. 
S.  666      „     16     .«        o       industriellen  aUtt  indivIdoeUtn. 
S.  667       ,,     S4    ,,     oben   ISOß  Statt  1886. 


FrommsQnle^e  Bnchdmclierei  (Hci 


Peble)  la  Jeea. 
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